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Einzelne Schuldverhaͤltniſſe 


Erſter Titel 
Kauf. Tauſch 


Vorbemerkung 


1. Das BOB ſtellt zunächſt allgemeine Vorſchriften über Rechtsgeſchäfte auf, ohne deren 
Begriff zu beſtimmen, und unterſcheidet dieſe in einſeitige und Verträge, ferner empfangs⸗ 
bedürftige und nicht empfangsbedürftige. Der Vertrag iſt alſo eine Unterart des Rechtsgeſchäfts. 
Daraus folgt, daß die allgemeinen Vorſchriften über Rechtsgeſchäfte auch für Verträge anzu⸗ 
wenden ſind. Sodann werden auch über Verträge allgemeine, für alle Arten von Verträgen 
maßgebende Vorſchriften gegeben, wie über Vertragsſchließung, Auslegung der Verträge, und 
endlich werden wieder über die auf Rechtsgeſchäften, insbeſondere auf den beſonderen der Ver⸗ 
träge beruhenden Schuldverhältniſſe allgemeine Vorſchriften erlaſſen, insbeſondere bei 
gegenſeitigen Verträgen. An dieſe allgemeinen Vorſchriften ſchließt ſich die Regelung der 
einzelnen Schuldverhältniſſe an, an erſter Stelle des Kaufs und Tauſchs. Hier werden 
wieder zunächſt allgemeine Vorſchriften erlaſſen, 98 433.—458, und beſondere Arten des Kaufs 
behandelt, $$ 494—514, auch Vorſchriften für den Kauf bei kaufähnlichen Geſchäften gegeben. 
$$ 445, 493. Eingeſchoben werden die dem Kauf eigentümlichen Vorſchriften über die Gewähr⸗ 
leiſtung von Mängeln der gekauften Sache, $$ 459—49g. 

2. Das Recht des Kaufvertrags beruht zwar auf dem Grundſatz der Vertragsfreiheit, iſt aber 
nicht unbeſchränkt. Auch das BGB kennt nicht, wie gemeinhin behauptet wird, eine abſolute 
Vertragsfreiheit, von der es nur einzelne Ausnahmen zuläßt, gibt die Befugnis zum Vertrags- 
ſchluß von vornherein vielmehr nur in begrenzter Ermächtigung. Ebenſo ſagt die Weimarer Ver⸗ 
faſſung in Art 152: Im Wirtſchaftsverkehr gilt Vertragsfreiheit nach Maßgabe der Geſetze. 
Wucher iſt verboten. Rechtsgeſchäfte, die gegen die guten Sitten verſtoßen, ſind nichtig.“ Manigk, 
Neubau des Privatrechts (1938) S. 108. Eine derartige Einſchränkung der Vertragsfreiheit bringen 
ſowohl Vorſchriften des BGB ſelbſt, wie $$ 134, 138, 242, als zahlreiche Nebengeſetze, z. B. Gef 
über die Abzahlungsgeſchäfte v. 16. 5. 1894. Allerdings befteht zwiſchen dem Verkäufer und dem 
Käufer ein nicht zu verkennender wirtſchaftlicher Intereſſengegenſatz, jeder will einen 
möglichſt hohen Gegenwert vom Vertragsgegner erhalten und keiner kann vom andern erwarten, 
daß er auch ſeine Belange wahrnimmt. Daher wird in der Regel eine Aufklärungspflicht über 
die Marktlage, die Kreditfähigkeit und andere den Kauf beeinfluſſende Verhältniſſe geleugnet 
R6 111, 234; 120, 251; 143, 223. Jedoch wird bei Abſchluß eines Kaufs, der erſt in Zukunft er⸗ 
füllt werden ſoll, ein rechtliches Intereffe an der Leiſtungsfähigkeit des Vertragsgegners aner⸗ 
kannt, ebenſo beim Beſtehen einer langeren Geſchäftsverbindung, nicht aber bei Abſchluß des 
dinglichen Vertrags, RG 100, 192; Müller-Erzbach in der Feſtſchrift für Heinrich Lehmann 
(1937) Über die Intereſſen und Marktlage beim Kauf uſw. S. 141 ff. Bei wichtigen Mängeln be- 
ſteht die Offenbarungspflicht nach § 242, RG JW 1936, 31793, Um trotz dieſes Gegenſatzes eine 
Einigung herbeizuführen, gilt es die eigenen Belange und Zwecke mit denen des Gegners zu ver 
knüpfen, Jhering, Zweck im Recht I, 37. Im Zweck der Bedarfsdeckung, hier durch Güter, dort 
durch Geld, vereinigen ſich beider Intereſſen. Dieſe Vereinigung der beiderſeitigen Belange 
erzeugt eine Vertragsgemeinſchaft, die ihre Wirkung ſchon auf die zum Abſchluß des Vertrags 
führenden Verhandlungen ausdehnt und dieſes Verhandlungsverhältnis ſelbſt ſchon zu einer 
Verhandlungsgemeinſchaft macht. Je nach der Art des Kaufvertrags kann ſo eine Vertrags- 
gemeinſchaft mit beſonderem Inhalt entſtehen, wie bei Dauerbelieferungsverträgen. Alle dieſe 
Gemeinſchaften unterſtehen aber dem Grundſatz jeder Gemeinſchaft, der Treuepflicht der Ge⸗ 
meinſchaften untereinander. Stoll, Vertrag u. Unrecht Bd. II S. 24; Manigk nad, S. 66ff 
Wenn aich feine allgemeine Dffenbarungspflicht jchlechtbin befteht, MG Ad, 15, jo laßt doc 
Treu u. Glauben, die auch die Verhandlungsgemeinſchaft beherrſchen, nach $ 242 eine ſolche nach 
den Umſtänden des Falls entſtehen, RG 151, 361. Immer aber handelt es ſich auch bei dem Inhalt 
dieſer Treupflicht aus dieſer Gemeinſchaft beim Kauf in erſter Linie um die Deckun g des B edarfs 
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lediglich des einzelnen Vertragsgegners ohne Berückſichtigung, wie ſie für die Geſamt⸗ 
wirtſchaft und die Wohlfahrt des ganzen Volkes ſich auswirkt. Mit der Herrſchaft der national- 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung wurde auch dem Kaufvertrag, wie jedem privaten Vertrag, eine 
andere Stellung gegeben. Er wurde eingeordnet in die Rechtsgemeinſchaft und in Beziehung 
geſetzt zu den Bedürfniſſen des ganzen Volkes. Auch er ſteht nun unter dem Grundſatz: 
Gemeinnutz geht vor Eigennutz. Der den Gemeinnutz regelnde Ordnungswille beſtimmt die 
Möglichkeit der Einzelwillen, innerhalb dieſer Ordnung rechtsgeſtaltend tätig zu werden. Larenz, 
Vertrag und Unrecht 1 S. 78. Mit dem Auftreten einer planmäßigen Bewirtſchaftung und einer 
völkiſchen Gemeinwirtſchaft wird auch die Geſtaltungsmöglichkeit des Kaufs nach Inhalt und Um⸗ 
fang erfaßt und begrenzt und gerichtet auf die Bedarfsdeckung des geſamten Volkes. Dieſe Rege⸗ 
lung iſt abhängig von deſſen wirtſchaftlicher Lage. Sie durchzuführen iſt gegenwärtig namentlich 
die Aufgabe von neugegründeten Reichsſtellen und öffentlich-rechtlichen Selbſtverwaltungskörpern 
auf der Grundlage des Führertums mit berufsmäßiger ſtändiger Organiſation. Sie ſind bei $ 89 
aufgeführt. Auch die Vorſchriften der $$ 157, 242, ſowie 88 134 und 138 haben einen weiteren 
Inhalt bekommen. Treu und Glauben, Verbote, Verſtoß gegen die guten Sitten beſtimmen ſich 
nach nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung. Standes⸗ und Berufspflichten find Staatspflichten, 
jeder Berufstätige hat ſich eines des Berufs würdigen Verhaltens zu befleißigen und dieſes 
Verhalten wird überall beſtimmt durch den nationalſozialiſtiſchen Grundſatz: Gemeinnutz geht 
vor Eigennutz. — Vgl. auch RG 142, 70; Kallfelz, JW 1937, 1524. Dieſer Grundſatz darf 
jedoch nicht zu der fehlerhaften Überſpannung des Begriffs der Geſamtintereſſen führen. So haben 
wirtſchaftliche und ſoziale Verbände nicht ſchon um deswillen den Vorrang vor den Belangen 
des Einzelnen, weil es ſich um Belange von Gemeinſchaften handelt, ſie ſtehen vielmehr mit den 
Belangen des Einzelnen auf gleicher Linie. Nur wo es ſich um Belange des geſamten Volks 
handelt, ſollen dieſe den Vorrang vor denen des Einzelnen haben, nicht aber dieſes überhaupt 
beſeitigen. Stoll, Das bürg. Recht in den Zeiten der Wende (1933) S. 30; Poſſe, Die deutſche 
Wirtſchaft in Lammers⸗Pfundners Grundlagen III, 44 S. 25; Manigk, Neubau des Privatrechts 
(1938) S. 29, 72,103 und die S. 104 wiedergegebene Rede des preuß. Miniſterpräſtdenten in 
Stuttgart v. 2. 9. 37. 


I. Allgemeine Vorſchriften 


8 433 


Durch den Kaufvertrag wird der Verkäufer einer Sache verpflichtet, dem 
Käufer die Sache zu übergeben und das Eigentum an der Sache zu verſchaffen. 
Der Verkäufer eines Nechtes iſt verpflichtet, dem Käufer das Necht zu ver⸗ 
ſchaffen und, wenn das Necht zum Beſitz einer Sache berechtigt, die Sache zu 
übergeben. 

Der Käufer iſt verpflichtet, dem Verkäufer den vereinbarten Kaufpreis 
zu zahlen und die gekaufte Sache abzunehmen. 

E I 370, 450 II 375; M 2 316; P 2 50. 


J. Weſen des Kaufes. Der Kauf ift wirtſchaftlich Umtauſch von Gütern (Waren und Rechten) 
gegen Geld (Preis). Daß der Kaufpreis in Geld beſtehen muß, iſt für den Begriff weſentlich. Das 
ſchließt die entſprechende Anwendung der Vorſchriften über den Kauf bei andersartigem Entgelt 
nicht aus, vgl. 8515. Eine entſprechende Anwendung iſt ferner in $ 915 vorgeſchrieben Die Ent⸗ 
eignung iſt kein Zwangskauf, ſondern ein öffentlich-rechtlicher Akt, RG 61, 102; 141, 50. § 493 
dagegen erfordert einen Vertrag, in dem der eine Teil die Verpflichtung übernimmt, dem andern 
Teil das Eigentum an einer Sache zu beſchaffen. R HRR 1930 Nr 608. Dieſer Fall liegt nicht 
vor, wenn der eine Teil dem andern nur die tatsächliche und rechtliche Möglichkeit verſchaffen ſoll, 
das Grundſtück eines Dritten in der Zwangsverſteigerung zu erſtehen, Warneher Rip 1915 Nr 14. 
Abtretung des Rechts aus dem Meiſtgebot nicht unter $$ 493, 450, JW 1911, 533°, RG 150, 397; 
157, 176. Der Begriff des Umtauſches fordert, daß es ſich um Gegenſtände eines Dritten, nicht des 
Käufers ſelbſt, handeln muß. Ein Kaufvertrag über eigene Sachen und Rechte enthält in der Regel 
einen Vertrag über unmögliche Leiſtung, $$ 306 ff., N JW 1924, 1360. Denn wenn nach 9433 das 
Eigentum zu verſchaffen eine Verpflichtung des Verkäufers iſt, kann er dieſe Verpflichtung nicht 
erfüllen, wenn der Käufer das Eigentum bereits hat. Wirkſam aber iſt der Kauf des Beſitzes der 
eigenen Sache, wie der geſtohlenen, der zur Sicherung übereigneten Sache, ebenſo der Kauf der 
Sache aus einer Zwangsvollſtreckung und einem Zwangsverkauf. Es liegt hier die Loslöſung aus 
der Beſchlagnahme vor, oder aus ſonſtigen Verpflichtungen, HGB $ 371 Abſ 3, 8 373 Abſ 2. Ferner 
HGB $$ 290 Abs 3, 376, 379, 388 Abſ 2, 391, 437 Abſ 2. Nach der Strandungsordn. v. 17. 5. 74 
(RGB 73) 813 können leicht verderbliche Gegenſtände vom Strandamt öffentlich verkauft werden, 
Käufer kann hier auch der Eigentümer des Strandgutes ſein. Das Recht des Gläubigers, ſeine 
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eigene Sache zu verwerten, die er unter Eigentumsvorbehalt einem Dritten übertragen hat, iſt 
vielfach als Kauf der eigenen Sache betrachtet worden, tatſächlich aber eine Löſung von der An⸗ 
wartſchaft des Vorbehaltkäufers, Letzgus, Die Anwartſchaft des Käufers unter Eigentumsvor⸗ 
behalt (1938) S. 4, 51, 63, 86. — HGB $ 226 und $ 227 über Verbot des Einkaufs eigener Aktien 
durch Gef v. 14. 5. 36 (RG Bl 1, 439) aufgehoben. Ein Recht zur Sache, wie frühere deutſche 
Partikularrechte kannten, z. B. preuß. ALR, wird durch den Kaufvertrag nach BGB nicht be⸗ 
gründet (Mot 2, 2; NG 57, 356, 357; 103, 420; Warn 1913 Nr 322). 5 

Der Kaufvertrag iſt nach dem BGB ein rein ſchuldrechtlicher Vertrag, der beide Teile zu 
einer Leiſtung verpflichtet. Bis die Verpflichtung des Verkäufers, die Übergabe, erfüllt iſt, bleibt 
daher das Eigentum an der verkauften Sache noch unbeſchränkt beim Verkäufer. Und da das 
Schuldverhältnis grundſätzlich nur unter den Vertragsparteien wirkt und gegen Dritte 
keine rechtlich geſchützte Stellung erzeugt, erlangt der Käufer aus dem Kaufvertrag keinen An⸗ 
ſpruch gegen den Dritten, wenn der Verkäufer vertragswidrig dieſem ſtatt dem Erſtkäufer die 
Sache uͤbereignet. Dieſer kann ſich gegen die Nichteinhaltung der Verpflichtung des Verkäufers 
nur durch eine einſtweilige Verfügung nach ZRO $ 935 oder durch Eintragung einer Vormerkung 
im Grundbuch ſchuͤtzen. Mit Recht fordert Larenz, Vertrag und Unrecht I. Teil S. 27, 43, dem 
Käufer gegen den Dritten unmittelbar einen Herausgabeanſpruch im neuen BGB zu geben, 
wenn der Dritte vorfäglich oder fahrläſſig den Anſpruch des Erſtkäufers vereitelt hat. Einen 
Schadenserſatzanſpruch aus $ 826 hat der Käufer ſchon jetzt nicht nur gegen den Erſtverkäufer, 
ſondern auch gegen den Dritten. Aber das Schuldverhältnis darf nicht nur als ein Verhältnis zwi⸗ 
ſchen Gläubiger und Schuldner betrachtet werden, ſondern iſt die Begründung eines rechtlichen 
Ordnungsverhältniſſes innerhalb der völkiſchen Gemeinſchaftsordnung und berührt 
daher wie dieſe Ordnung jedes Gemeinſchaftsglied, es muß von jedem Dritten als be- 
ſtehend anerkannt und beachtet werben. Jeder Rechtsgenoſſe iſt deshalb verpflichtet, das 
mit Recht begründete Rechtsverhältnis zwiſchen Voltsgenoſſen als ein Beſtandteil der recht- 
lichen Ordnung zu achten und auch gegen ja gelten zu laſſen. Damit erlangte aber das zwiſchen 
den Vertragsgenoſſen beſtehende Re tsverhältnis die ähnliche Kraft, wie ein abſolutes, für die 
Geſamtheit der Volksgenoſſen wirksames Recht und ſeine Beeinträchtigung durch Dritte könnte in 
eutſprechender Anwendung von $ 823 und $ 1004 zurückgewieſen werden, nicht nur nach § 826. 
Vgl. hierzu Larenz aaO. S. 25, 31. 

Wichtig für das Weſen des Kaufs ift bie Trennung zwiſchen dem rein ſchuldrechtlichen 
Kaufvertrag als dem bloßen Verpflichtungsgeſchäft und der Erfüllung des Kaufvertrags als 
eines von ihm abſtrahierten ſachenrechtlichen Vorgangs der Leiſtung. Larenz aad. S. 26. 
Früher verlangte man zur Gültigkeit der Leiſtung auch im deutſchen Rechte, wie heute noch nach 
öſterreichiſchem und ſchweizer Recht einen gültigen Kaufvertrag, das BGB ſieht auch davon ab, 
es loſt den dinglichen Eigentumsübergang vom ſchuldrechtlichen Grundgeſchäft ab ohne Rückſicht 
auf deſſen rechtlichen Beſtand. Es unterſcheidet zwei Verträge: den rein ſchuldrechtlichen des 8433 
und einen zweiten dinglichen Vertrag, der das Eigentum der Sache auf den Käufer überträgt, 
$ 929, und durch den die ſchuldrechtliche Verpflichtung erfüllt wird. Ein gemeinſchaftlicher Abſchluß 
eines Kaufvertrags erzeugt daher nicht notwendig auch gemeinſchaftliches Eigentum, RG JW 1926, 
206. Der Kaufvertrag bringt kein Ab- und Ausſonderungsrecht im Konkurſe. Dieſe Trennung 
wird heute vielfach als gekünſtelt und der natürlichen Rechtsanſchauung widerſprechend empfunden, 
läßt ſich auch bei dem ſog. Bar- oder Handkauf wie er meiſt beim Ladengeſchäft vorgenommen 
wird, nicht durchführen. Nach der Volksanſchauung ſoll der Kauf, beſtehend aus Vertrag und 
Leiſtung, als Einheit empfunden werden und deshalb entſpreche es dem Willen von Verkäufer 
und Käufer für beide zuſammengehörigen Teile des einheitlichen Kaufvorganges 
auch eine einheitliche Grundlage anzunehmen. Im Zweifel ſei jedenfalls in dieſem Sinne ein 
Kaufpertrag auszulegen, auch fei eine ſolche ſtillſchweigende Vereinbarung möglich. Nur wo das 
Geſetz für die Leiſtung eine beſondere Vertragsform vorſchreibt, wie bei dem Grundſtücks⸗ 
verkehr, ſei dies ausgeſchloſſen. Die Einigung bei der Übertragung von Grundſtücken führt von 
alters her den Namen „Auflaſſung“, $ 925. Hierzu die Ausführungen von Larenz aaO. S. 26 
und Schubert, Otſches Kaufrecht (1937) A. 9; Lange, Abſtraktes od. kauſales dingl. Rechts⸗ 
geſchäft, DRecht 1936, 485; Heck, Das abſtrakte dingl. Rechtsgeſchäft (1937) Rechtsvergleichung 
S. 48; Enneccerus-Nipperdeh $ 178, Breghan, Abſtrakte Übereignung u. Parteiwille in 
der Rechtſprechung (4929); Rc 145, 152. Dagegen für die Beibehaltung der Trennung eines 
abſtrakten Rechtsaktes Manigk, Neubau des Privatrechts (1938) S. 76 ff. Auch bei Forderungs- 
käufen iſt zwiſchen dem Abtretungsverſprechen und der Abtretungserklarung zu unter⸗ 
ſcheiden, Im übrigen läßt ſich dieſe vom Geſetz vorgeſchriebene Trennung von Rechtsgrundgeſchäft 
und Erfüllungsgeſchäft nicht für alle Regelungen des Rechtslebens durchführen, will man nicht 
in einen lebensfremden Formalismus verfallen. Das Verkehrsbedürfnis erfordert zuweilen 
die Unabhängigkeit des dinglichen Erfolgs eines Geſtaltungsaktes vom Schuldgrund, ſchon zum 
Schutze des guten Glaubens beim Erwerb, zuweilen widerſpricht ihm dieſe Trennung jedoch. So 
muß für die Auffaſſung über den Umfang eines Benachteiligungsvorganges als Anfechtungstat⸗ 
beſtand nach dem Geſ betr. die Anfechtung von Rechtshandlungen eines Schuldners außerhalb 
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des Konkursverfahrens v. 21. 7. 79 (RG Bl S. 139) in der Regel das Grund- und Erfüllungs⸗ 
geſchäft als Einheit angeſehen werden, Jaeger, Die Gläubigeranfechtung außerhalb des 
Konkurſes (2. Aufl. 1938) Anm. 35 u. 37 zu § 1; Derſelbe, Komm. zur Konkursordnung 
(7. Aufl. 1931) Anm. 29, 31 zu § 29. Auch R 88, 217 ſagt: „inſoweit es bei Anfechtung 
von Rechtshandlungen wegen Benachteiligung von Gläubigern auf die Kenntnis des Anfechtungs⸗ 
gegners von gewiſſen Tatumſtänden ankommt, genüge ſolche Kenntnis für den Zeitpunkt, in 
welchem ſich der Erwerb des Anfechtungsgegners vollzogen hat“. Ferner bei Anfechtung wegen 
Irrtums bei Grundgeſchäft mit Wirkung auf das Erfüllungsgeſchäft, OLG Karlsruhe HAN 
1938 Nr 650. Näheres hierüber bei 2a der Vorbemerkung zu § 812. 

II. 1. Als Rechtsgeſchäft unterfällt der Kauf zunächſt den allgemeinen Vorſchriften des 
BGB über dieſe. Sie haben jedoch wie alle allgemeinen Normen nur ſubſidiäre Geltung. 


A. Ein Rechtsgeſchäft erfordert eine Willenserklärung dahin, Rechtswirkungen mit ihr 
zu erzielen. Es iſt ein Akt der Selbſtgeſtaltung des Rechtsgenoſſen, durch den er die Rechtsordnung 
im Rechtsleben verwirklicht, Manigk, Neubau des Privatrechts (1938) S. 12. Dieſer Wille fehlt 
bei dem Bewußtſein, daß ein nicht formgerecht erklärter Wille keine Rechtswirkung erzeugt, RG 68, 
322. Es liegt ſomit auch keine Erklärung eines ſolchen Willens vor. Bedeutungsvoll für die Möglich⸗ 
keit, eine Rechtswirkung herbeizuführen, iſt erſt der erklärte Wille. Dieſer iſt es, der gilt, denn 
erſt in der Erklärung verwirklicht er ſich und im Rechtsverkehr tritt allein dieſe ſeine Erklärung in die 
Erſcheinung. Deshalb iſt der Erklärende der Rechtsgemeinſchaft gegenüber, für die die Erklärung 
he iſt, an die Erklärung gebunden, Larenz, Vertrag und Unrecht J, 40. Rechtswirkſamkeit 
gibt dieſem erklärten Willen aber nur die Rechtsgemeinſchaft. Alle Vorſchriften, die dieſe Rechts⸗ 
wirkſamkeit geben oder verſagen, gelten daher auch für das Rechtsgeſchäft des Kaufs. Iſt der 
Erklärung die Rechtswirkſamkeit ſchlechthin verſagt, ift ſie nichtig und vermag das Zuſtandekommen 
eines Kaufs nicht zu erzielen; ſie kann aber auch nur vorläufig unwirkſam und heilbar ſein durch 
hinzutretende Umſtände, die dann die Erklärung von Anfang an rechtswirkſam ſein laſſen. Um⸗ 
gekehrt kann auch der vorläufig wirkſamen Erklärung durch Anfechtung die Rechtswirkſamkeit rück⸗ 
wirkend entzogen werden. Erfordernis für die Rechtswirkſamkeit der Willenserklärung iſt vor 
allem die Geſchäftsfähigkeit, § 104, die zum Zeitpunkt der Abgabe der Erklärung vorliegen 
muß, die Willenserklärung eines Geſchäftsunfähigen iſt nichtig, $ 105, fo ein von einem Ge⸗ 
ſchäftsunfähigen abgeſchloſſener Kaufvertrag, ſelbſt wenn dieſer vorteilhaft für den Geſchäfts⸗ 
unfähigen iſt, RG JW 1915, 570. Dieſe Nichtigkeit wird auch nicht beſeitigt durch etwaige ſpätere 
Genehmigung des geſetzlichen Vertreters, vielmehr muß dieſer dann den Kaufvertrag erneut vor⸗ 
nehmen. Die Nichtigkeit bleibt auch dann beſtehen, wenn feſtzuſtellen ift, daß der Vertragſchließende 
bei geiftiger Geſundheit denſelben Vertrag abgeſchloſſen hätte (beſtritten). Auch empfangsbedürf⸗ 
tige Willenserklärungen ſind rechtsunwirkſam, wenn ſie einem Geſchäftsunfähigen zugehen. Denn 
die Empfangsbedürftigkeit erfordert die rechtsgeſchäftlich wirkſame Möglichkeit der Beurteilung 
der empfangenen Erklärung. Iſt die Geſchäftsunfähigkeit nur beim Abſchluß des Kaufvertrags, 
nicht aber bei ſeiner Erfüllung vorhanden, ſo iſt nur der Abſchluß, nicht das Erfüllungsgeſchäft 
nichtig, und umgekehrt. Nur wenn zu beiden Zeitpunkten die Geſchäftsunfähigkeit vorliegt, iſt 
Abſchluß und Erfüllung nichtig. Bei beſchränkter Geſchäftsfähigkeit bleibt die rechtliche 
Wirkung der Willenserklärung, ſofern dieſe Wirkung dem Erklärenden nicht nur einen rechtlichen 
Vorteil bringt, $ 107, in der Schwebe, bis die Genehmigung des geſetzlichen Vertreters erfolgt oder 
als verweigert anzuſehen ift, $ 108. Bei der Frage, ob die Willenserklärung einen rechtlichen Vor⸗ 
teil bringt, iſt nicht der wirtſchaftliche Erfolg des Vertrags entſcheidend, ſondern ob Rechts⸗ 
pflichten entſtehen oder nicht. Da der Kaufvertrag ein gegenſeitiger Vertrag iſt, der für jede Partei 
Rechte und Pflichten begründet, erlangt keine von ihnen lediglich einen rechtlichen Vorteil. Auch 
wenn ein Minderjähriger einen Kauf abſchließt, erwirbt er das Eigentum an der gekauften Sache 
nicht, KO OLGR 22, 126. Iſt die Ehefrau in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, jo handelt ſie bei 
Käufen innerhalb ihrer Schlüſſelgewalt nach § 1357 als Vertreterin ihres Ehemannes, der un⸗ 
mittelbar durch fie verpflichtet wird, $ 165, es bedarf daher der Genehmigung des Stellvertreters 
der Ehefrau nicht. Bis zur Genehmigung des Kaufvertrags, der von einem in der Geſchäftsfähig⸗ 
keit beſchränkten Käufer oder Verkäufer abgeſchloſſen wurde, kann der andere Teil den Kaufab⸗ 
ſchluß widerrufen, $ 178. Dieſes Widerrufsrecht beſteht nicht bei wider die Vorſchrift von 98 456 
und 457 abgeſchloſſenen Käufen. Geheimer Vorbehalt und Scheinerklärung machen den 
Kauf nichtig. Iſt das Scheingeſchäft beſtimmt, RG 77, 403, ein anderes, wirklich gewolltes Geſchäft 
zu verdecken, ſo gilt das verdeckte, wenn im übrigen deſſen Vorausſetzungen vorliegen, ſo wenn 
eine Schenkung durch einen Kaufvertrag gedeckt werden ſoll, RH 87, 301. Sind aber weſentliche 
Beſtandteile in Widerſpruch, ſo iſt der Kaufvertrag nichtig, ſo wenn beim Grundſtückskauf bei der 
gerichtlichen oder notariellen Beurteilung der Kaufpreis zum Schein höher oder niedriger als ver⸗ 
einbart angegeben iſt, R& 78, 115. Ein Treuhandgeſchäft iſt nicht notwendig ein Scheingeſchäft, 
Siebert, Das rechtsgeſchäftliche Treuhandverhältnis (1933), R 133, 84. Sicherungsüber⸗ 
eignung iſt gültig, wenn fie nicht eine Verpfändung verdecken ſoll, RG 62, 126. 

Bei dem Irrtum iſt zweierlei zu unterſcheiden. 
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a) Der Irrtum beruht auf einer falſchen Vorſtellung, die ein Element für die Willens⸗ 
bildung iſt. So die Annahme, ein gekauftes Gemälde ſei ein Originalgemälde von Rubens, 
während es eine Kopie iſt, das Gemälde jet von Jakob J. van Ruisdael, während es von Jakob 
S. pan Ruißbacl ſtammt. Mit Unrecht ſieht Rh 115, 286; 135, 340 hier einen „Fehler“ der Bilder 
i. S. von 8 408. Man ſpricht hier von einem Irrtum im Beweggrund, der vor dem Stadium 
der Erklärung liegt. Dieſer grundſätzlich unbeachtliche Irrtum wird aber vom Geſetz dann als 
beachtlich anerkannt, wenn er weſentliche Eigenschaften der Sache betrifft, 5 119 Abſ 2. Dies muß 
bei den oben angeführten Beiſpielen angenommen werden, wenn die Urheberſchaft der Gemälde 
zum Gegenitand der Verhandlung gemacht worden iſt. Anfechtbar iſt auch der durch eine Täu⸗ 
ſchulng hervorgerufene Irrtum im Beweggrund, $ 123 Abſ 1. Vor der Übergabe der Kauf⸗ 
lache iſt die Anfechtung wegen Irrtums immer möglich, nach der Übergabe nur inſoweit, als 


feine Gewährleiſtungsanſprüche geltend gemacht werden können, die als beſondere den Anſprüchen 
wegen Irrtums vorgehen. 


erklärung der wirkliche Wille zu erforſchen, alſo maßgebend, nicht der . Sinn des Aus⸗ 


Haftung am Wort ausdrücken. Doch geſtattet $ 119 auch dann demjenigen, dem hierbei ein Er⸗ 
echtung ſich der Bindung zu entziehen, er muß aber dem⸗ 


Erfüllungsintereſſe erg Die Erklärung ift ferner anfechtbar, wenn ſie durch Drohung 


1 e Drohung die Herbeiführung der Erklärung bezweckte. Das iſt z. B. 
nicht der Fall, wenn jemand einen Revolver kauft, weil er 
fürchtet, Larenz aaO. I, 55. 


lichen Erklärung iſt. Vom Irrtum nach $ 119 iſt der Einigun mangel nach § 155 zu unterſcheiden 
RG HR 1938 Nr 365. ü gungsmangel nach 9 155 3 ſcheiden, 


B. Ju 85 184-138 behandelt das BGB die Verſtöße gegen dieſe Vorſchriften als unerlau 
Rechtsgeſchäfte. ſtöße gegen bieje Vorſchrif bie 


a) Der Verſtoß gegen ein geſetzliches Verbot kann das tsgeſchäft nichtig m 
tut es aber nicht ſtets. Es kommt jeweils auf die Bedeutung und anne ne 


Haebene Formen gekleidet und b 
teils ein abſolutes Veräußerungsverbot, $ 134, teils ein relatives, 1435 ie . e er 1 5 
der Allgemeinheit oder nur zum Schutze beſtimmter Perſonen erlaſſen 
geſetzliche Beſchränkung der Verkehrsfähigkeit einer Sache im öffentl 
werden und deshalb ein abſolutes Verbotsgeſetz nach § 134 bedeut 
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Rechten trifft dies aber nicht immer zu, es kann durch das Verbot der Übertragbarkeit auch nur eine 
beſtimmte Privatperſon gegen die Abtretung geſchützt werden wollen, Rö 92, 400. So enthält 
$ 544 Sat 1 über das unübertragbare perſönliche Vorkaufsrecht an einem Grundſtück nur ein 
relatives Veräußerungsverbot, RG 148, 105, 110, 112. Vgl. hierzu Schröder, Über die verbo⸗ 
tenen Rechtsgeſchäfte nach heutigem Recht (1905) S. 5; De Hod Y, Wann iſt ein verbotswidriges 
Geſchäft nach § 134 nichtig? (1909); Kormann, Die kirchenrechtl. Veräußerungsbeſchränkungen 
beim kathol. Kirchengut u. d. bürgerl. Recht S. 97; Raape, Das geſetzl. Veräußerungsverbot des 
BGB. Nichtig iſt in der Regel ein Rechtsgeſchäft, bei dem ſich das Verbot gegen beide Teile 
gleichmäßig richtet, ſowohl den Verkauf als den Kauf unterſagt, RG 60, 276; 78, 353; 100, 239; 
102, 321. Nach $ 30 der DurchfVO zum Gef über das Verſteigerungsgewerbe v. 30. 10. 34 (RG Bl 
J, 1091) find aber die in Abſ 1 unter 1—5 aufgeführten Handlungen nur den Verſteigerern ver⸗ 
boten, die unter Nr 5 genannten Geſchäfte in Abs 2 ausdrücklich für nichtig erklärt worden, freilich 
nur relativ und nicht zum Nachteil deſſen, der die Nichtigkeitsgründe nicht kannte noch kennen 
mußte. Es zeigt ſich alſo, daß auch dieſe Regel nicht ausnahmslos gilt. Auch $ 7 des AbzahlungsGeſ 
macht nur das Verhalten des Verkäufers ſtrafbar, richtet ſich aber gegen das Geſchäft ſelbſt und macht 
dieſes nach $ 134 nichtig, Criſolli, Abzahlgeſch Anm. 45 zu $ 7. Dagegen GewYd § 56a Nr 4, 
deſſen Verbot ſich nur auf das Feilbieten richtet und das Geſchäft nicht nichtig macht. So z. B. 
Forſtliches Artgeſetz 13. 11. 34 $3 (RGBl I, 1236), durch VO v. 29. 8. 38 (RG Bl 1,1065) von 
der Einführung in Oſterreich ausgenommen. Über Betriebsſchließung und Unterſagung des Ge⸗ 
werbebetriebs Röhl, DWR 1938, 105. Nichtig find Rechtsgeſchäfte, die verſtoßen gegen Vo 
gegen Mißbrauch wirtſchaftlicher Machtſtellungen v. 2. 11. 23 (RGBl J, 1067/14. 6. 
32/15. 7. 33/5. 9. 34 (RG Bl I, 823). Die Kartellgeſetzgebung iſt durch VO v. 14. 7. 38 
(RGBl , 899) in Oſterreich eingeführt worden, in ihrem § 2 iſt ausdrücklich die Nichtigkeit der gegen 
die Kartellvorſchriften verſtoßenden Verträge hervorgehoben. § 25 der DurchfV O zum Reichs⸗ 
kulturkammergeſ v. 1. 11. 33 (RG Bl 1, 797) ermächtigt die Reichskulturkammer (nicht die Landes⸗ 
ſtellen) zur Schaffung unmittelbaren Reichsrechts. Subjekte der Rechtsſatzungsgewalt ſind die 
Präſidenten der Kammer. Tiber Einſchränkungen dieſer Befugnis Faulhaber, Die Rechts- 
ſetzungsgewalt der Reichskulturkammer in D WR 1938, 168. Durchf Vo über den Zuſammen⸗ 
ſchluß der Deutſchen Milch- u. Futterwirtſchaft v. 29. 7. 38 (RG Bl I, 957) iſt eine Haupt⸗ 
vereinigung gebildet, die „volkswirtſchaftlich gerechtfertigte Preiſe“ vorſchreiben kann. Nichtig iſt 
ferner in der Regel ein Rechtsgeſchäft, wenn durch das Verbot die Ausübung durch Perſonen be⸗ 
troffen wird, die für das deutſche Wirtſchaftsleben für ſchädlich angeſehen werden, oder wenn die 
Einſchiebung eines gemein wirtſchaftlich ſchädlichen Kaufgeſchäfts in den vom Geſetz ge⸗ 
regelten Verteilungsprozeß verhindert werden ſoll. Erſteres findet ſtatt durch die Unterſagung 
jüdiſcher Gewerbetreibender nach Geſ zur Anderung der Gewd f. d. dtſch. Reich v. 6. 7. 
1938 (RG Bl I, 823) in Verb. mit 3. WO zum Reichsbürgergeſ v. 14. 6. 38 (RG Bl 1, 627) — das 
Geſetz gilt nicht für Oſterreich — letzteres kann auch durch Erlaß eines bloßen Verkaufsverbotes 
geſchehen; jo z. B. bei der Beſchränkung des Verkehrs mit Wildpret nach § 20 der Wildverkehrs⸗ 
ordnung v. 21. 3. 36 (RGBl I, 259). Die Kaufverträge gegen die Preisſtopverordnung 
v. 26. 11. 36 (RG Bl J, 955) find nach § 134 nichtig, wenn fie nicht die Genehmigung des Preis- 
kommiſſars erhalten haben. Über die verſchiedenen Anſichten hierüber Werner Moſchel in JW 
1938, 1227; Lent in DJ 1938, 411; Leinen DJ 1938, 595; Müller ZW 1938, 1860. Nach KG, 
JW 1938, 13915 iſt aber Gültigkeit bis zum erlaubten Preis anzunehmen. Die Grund- 
ſätze der Höchſtpreisgeſeßgebung, RG 88, 250; 89, 198, find entſprechend anzuwenden. So mit 
Recht Müller aaO., Über Herabſetzung vereinbarter Zinsſätze Herſchel gegen OLG Breslau 
in JW 1938, 316. Würde trotzdem der ganze Kauf als rechtsgültig beſtehen bleiben, ſo würde die 
gemeinwirtſchaftliche Ordnung der Warenregulierung verſagen. Dies muß namentlich für die 
Verbote gelten, die zur Regelung des öffentlichen Wirtſchaftsrechts in den Markt⸗ 
ordnungen erlaſſen ſind. Die von den zuſammengeſchloſſenen Berufskörperſchaften erlaſſenen 
Satzungen enthalten vielfach ſolche Gebote, die nach dem Zweck der Marktregelung, da ſie auf 
geſetzlicher Ermächtigung beruhen, auch als geſetzliche Verbote i. S. von $ 134 zu würdigen ſind. 
Die Verbände ſind öffentlich⸗rechtliche Gemeinſchaften, die die Volksgemeinſchaft ver⸗ 
bieten. Die Mitglieder ſtehen nicht in einem gleichgeordneten Verhältnis zueinander und zur 
Gemeinſchaft, ſondern ſind dieſer untergeordnet, die in ihren Satzungen gegebenen Normen 
find daher Gebote und Verbote öffentlich⸗rechtlicher Natur i. S. von § 134. Manigk aaO. ©. 54. 
Auch Kettenhandel iſt ein unwirtſchaftlicher Zwiſchenhandel, R 78, 353, auch ohne Verſchulden 
auf der einen oder anderen Seite, a. M. RG 98, 1, ebenſo Schleichhandel, RG 105, 65. Auch 
die Rechtshandlungen ſind nichtig, die einer beſonderen Genehmigung beſtimmter Behörden 
und Stellen bedürfen, dieſe aber nicht erhalten haben, ſo bei der Genehmigung des Anerbenrechts 
für das Gebot 1 einen Erbhof, einen entſchuldeten Betrieb, ein Grundſtück an der Oſtgrenze, 
Genehmigung zur Übernahme einer Verkaufsſtelle oder Verkauf von Speiſen und Getränken in 
Warenhäuſern nach Geſ z. Schutz des Einzelhandels v. 12. 5. 33 (RG Bl I, 262; 1935, 589). Die 
Feſtſetzung von Wiederverkaufspreiſen für die nächſte oder nächſtfolgende Wirtſchaftsſtufe iſt nach 
BD über Preisbindung und Preisempfehlungen bei Markenwaren b. 27. 10. 37 8$ 1, 4 verboten. 
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Der Handel mit ausländiſchen Zahlungsmitteln und Forderungen (Deviſen) darf 
allein durch die Reichsbank oder beſondere Deviſenbanken vorgenommen werden. Kaufverträge, 
die dagegen verſtoßen, find nichtig, DevGeſ 88 9 Abs 2, 29, 38. Der Kaufvertrag eines Inländers 
mit einem Ausländer über den Ankauf und die Einführung ausländiſcher Waren bedarf keiner 
Deviſengenehmigung zu ſeiner rechtlichen Wirkſamkeit, wohl aber die Bezahlung der Kaufpreis⸗ 
forderung (N® 102, 292). Das gilt auch vom Kauf und Verkauf von Grundſtücken durch einen 
Ausländer an den Inländer oder durch einen Inländer an den Ausländer. Genehmigungspflichtig 
iſt immer nur die Verfügung über den Kaufpreis. Vgl. Berghold, JWö 1938, 257. 

Nichtig machen das Kaufgeſchäft ferner Verbote, die mit Rückſicht auf die Reinhaltung 
des Berufs, der dem öffentlichen Intereſſe und Gemeinwohl dient, erlaſſen ſind. 
So iſt der Verkauf einer ärztlichen und zahnärztlichen Praxis nach der Berufs- 
ordnung für die deutſchen Arzte v. 5. 11. 37, DArztebl 13. 11. 37 S. 1031 und JW 1938, 97, 
die auf Grund der Reichsärzteordnung v. 13. 12. 35 (RG Bl I, 1433) erlaſſen worden ift, grund⸗ 
ſätzlich verboten und kann nur in Ausnahmefällen gegen Entſchädigung von der ärztlichen Bezirks⸗ 
vereinigung oder dem Leiter der Bezirksſtelle der KV genehmigt werden. Ebenſo beſtimmt $ 13 
der Berufsordnung der dtſch. Tierärzte v. 17. 3. 37 (Sonderbeilage z. DTBl Nr 7 v. 1. 4. 37), 
daß der Kauf oder Verkauf einer tierärztlichen Praxis verboten iſt. Dieſe Verbote ſind geſetzliche 
Verbote i. S. des $ 134 und beruhen auf der den öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften gegebenen 
Befugnis, ihre Berufstätigkeit zu regeln. Der Umſtand, daß von dieſen Verboten gegebenenfalls 
Ausnahmen zugelaſſen ſind und hierfür die Ertetlung einer Genehmigung vorgeſehen iſt, macht 
dieſe Verbote nicht zu unbedingten dort, wo die Ausnahme nicht gegeben iſt. Bisher wurde der 
Verkauf dieſer Praxis lediglich vom n des Verſtoßes gegen die guten Sitten betrachtet. 
Eingehend über die Entwicklung der echtſprechung aus dieſem Geſichtspunkt Kallfelz in ZW 
1937, 1513 und zur neuen Berufsordnung JW 1938, 97. Für die Verbote des Verkaufs einer 
rechtsanwaltlichen Praxis nach der Reichsrechtsanwaltsordnung v. 21. 2. 36 (RG Bl I, 107) 
gilt dasſelbe. Ferner Lägel, Der Tierarzt im Recht (1938) S. 72. 

b) Nichtig iſt ſtets ein Rechtsgeſchaft, das gegen die guten Sitten verſtößt (RGBl 138). 
Dies iſt der Fall, wenn es nach ſeinem Zweck, Inhalt und Beweggrund und dem hieraus zu ent⸗ 
nehmenden Geſamtcharakter gegen die guten Sikten verſtößt, R 86, 148; 98, 78; 114, 340; 130, 1. 


ſittenpwidrig fein. Peter, Kritik der Geſchäftsbedingungen, DRecht 1938, 53; Haupt, Die ali- 
gemeinen Geſchäftsbedingungen deutſcher Banken (1937) und Großmann-Doerth in AUDR 


Leiſtung und Gegenleiſtung ſtehen, RG 150, 1. Das lann auch bei unbilligen Freiklauſeln, wie 
„Lieferzeit freibleibend“, geſchehen. Bei Ausſchließung von Mängelhaftung, Werneburg, 


en, ſittenwidrig, 


b 4 5 5 e. orteile des Ver⸗ 
tragsbruchs für ſich zu erreichen, iſt gleichfalls ſittenwidrig, RG 81, 91. Über getarnte Rechts. 


geicäfte jüdiſcher Händler Hans Mezger, TRechtspfl. 1937, 322, BO gegen Unterſtützung der 
rnung jüdiſcher Gewerbebetriebe v. 22. 4. 38 (RG Bl I, 404). Zu weit geht es, Käufe ariſcher 


eignen läßt, handelt, wenn nicht beſondere berechtigte Intereſſen bei ihm 1 
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Beamten oder deren Chefrauen in Ausübung ihrer Schlüſſelgewalt in fo hohem Grade für ſitten⸗ 
widrig zu beurteilen, daß ihre Nichtigkeit angenommen werden müßte, a. M. Köhler, DR 1938, 35. 
Aber freilich beſteht für Angehörige der Partei und ihrer Gliederungen und für die Reichsbeamten 
die Pflicht, geſchäftlichen Verkehr mit Juden zu vermeiden. Friedrich in DGWR 1938, 129. Die 
Geſchäftsübertragung vom Mann auf die Ehefrau zu dem Zweck, deſſen Erträgniſſe dem Zugriff 
der Gläubiger zu entziehen, ift nicht ohne weiteres ſittenwidrig, OLG Dresden Di 1937, 513: 
Ac 69, 59; 81, 85; 150, 1. Unfittlich find möglicherweiſe auch Geſchäfte, die die deutſche Volks⸗ 
gemeinſchaft unmittelbar ſchädigen, wie Verkauf von Gütern, die beſonderen ideellen und ge⸗ 
ſchichtlichen Wert für die Volksgemeinſchaft haben, Larenz aaO. I, 87. Vgl. hierzu auch das 
Verbot in § 3b des Geſ über die Rechtsverhältniſſe der jüdiſchen Kulturvereinigungen 
v. 28. 3. 38 (RGBl I, 338). Erzeugniſſe entarteter Kunſt können nach dem Gef v. 31. 5. 38 
(RED J, 612) ohne Entſchädigung zu Gunſten des Reichs auf Anordnung des Führers eingezogen 
werden. Darin liegt die Erklärung, daß fie nicht verkehrsfähig ſind. Behält ſich der Vorbehalts⸗ 
verkäufer des § 455 die Genehmigung vor für den Weiterverkauf durch den Vorbehaltskäufer, fo 
ſtellt dies keineswegs eine unſittliche Beſchränkung des Vorbehaltskäufers dar, wie Letzgus, Die 
Anwartſchaft des Käufers unter Eigentumsvorbehalt (1938) S. 8 will. Denn die Sicherung 
des erſten Vorbehaltsverkäufers kann eine ganz andere ſein, wenn ſich die Ware anſtatt beim erſten 
Käufer bei einem zweiten Käufer befindet, die Möglichkeit der Verwirklichung des vorbehaltenen 
Eigentumsrechts des erſten Verkäufers kann hier und dort verſchieden ſein. 

Beſtritten iſt die Wirkung eines Rechtsgrundes, der gegen die guten Sitten verſtößt, auf das 
abſtrakte dingliche Rechtsgeſchäft. Hierüber Heck, Das abſtrakte dingliche Rechtsgeſchäft (1937) 
S. 37. Wenn das obligatorische Kauſalgeſchäft und das dingliche Vollzugsgeſchäft einen einheit⸗ 
lichen Lebensvorgang bilden, wie in der Regel beim Kauf, ſo ergreift die Nichtigkeit des 
Kauſalgeſchäfts auch die dingliche Rechtswirkung, $ 139, infolge der Entſchlußeinheit. Dies iſt für 
bewegliche Sachen jetzt die überwiegende Meinung, a. M. Breyſan, Abſtrakte Übereignung u. 
Parteiwille in der Rechtſprechung. Verſtößt das Kaufgeſchäft gegen die guten Sitten nach § 138, 
ſo ergreift deſſen Nichtigkeit auch das dingliche Rechtsgeſchäft, denn das nationalſozialiſtiſche Recht 
kann den ſittenwidrigen Erwerber nicht ſchützen. Das wird auch nicht dadurch anders, daß das 
dingliche Rechtsgeſchäft an Formen gebunden iſt. Das gilt auch entgegen der Praxis des Reichs⸗ 
gerichts für den Kauf von Bordellen, Rumpf, ZivArch 117, 319ff.; Heck, Grundriß des Schild⸗ 
rechts § 144 IV; Grundriß des Sachenrechts $ 82 IV. Vgl. ferner Vorbemerkung zu $ 812 A 2a. 

Für die Beurteilung, ob ein Vertrag rechtsgültig und ohne Verſtoß gegen die guten Sitten 
abgeſchloſſen worden ift, können nur die Verhältniſſe maßgebend fein, die bei ſeinem Abſchluß 
beſtanden, Ach 150, 1. Gleichwohl kann ſpäter die Ausnutzung der aus dem gültigen Verkrag 
genommenen Rechte zufolge veränderter Verhältniſſe unſittlich werden, z. B. bei längeren Liefe⸗ 
rungsverträgen, Zinszuſicherungen für längere Dauer. Hierzu Herſchel, Nachträgliche Sitten⸗ 
widrigkeit JW 1938, 1774. 

2. Der Kauf iſt weiter ein Vertrag und unterſteht als ſolcher den allgemeinen Vorſchriften 
über deſſen Zuſtandekommen, $$ 145—155 und über den Inhalt des beſtehenden Vertrags. 
Durch den Vertragsſchluß wird ein Vertragsverhältnis als Vertragsgemeinſchaft begründet, 
aus der Rechte und Pflichten zur Verwirklichung der Gemeinſchaftsordnung entspringen, wie fie 
das Geſetz in §8 433 ff. vorſchreibt und unabhängig vom Vertragswillen in großem Umfange ein⸗ 
treten. Manigk aaO. S. 43, 90. 

A. Jeder Vertragsabſchluß erfordert zunächſt eine Einigung zwiſchen dem Verkäufer 
und Käufer über die weſentlichen Beſtandteile eines Kaufs. Dieſe kommt in der Regel zuſtande 
dadurch, daß die eine Partei ein Vertragsangebot macht und die andere es annimmt. Aber auch 
ohne daß ein beſtimmtes Angebot vorliegt, kann nach gegenſeitigen Verhandlungen durch Unter⸗ 
ſchrift einer dieſe wiedergebenden Urkunde, die eine Einheit bildet, ein Vertrag entſtehen. Manigk 
aaO. S. 43; Siber, Buchrechtsgeſchäft S. 108. 

a) Das Angebot muß fo geſtellt ſein, daß es den Willen erkennen läßt, daran gebunden zu ſein, 
RG Warn 29, 170, und inhaltlich fo eindeutig, daß eine glatte Annahme zur Herbeiführung der 
Einigung möglich iſt, $ 154, R HAN 1930 Nr 91. Daß der Kauf ſofort wieder rückgängig gemacht 
werden kann, hindert nicht notwendig die Ernſtlichkeit des Bindungswillens; a. M. RG 87, 256. 
Zum Begriff des Antrags gehört, an feine Erklärung gebunden fein zu wollen. KG OLGR 32, 348. 
Die Eindeutigkeit und Beſtimmtheit kann ſich auch aus den Umſtänden, etwa vorausgegangenen 
Verhandlungen, ergeben, RG Recht 1909 Nr 2222. Es kann auch der Antragende dem anderen 
eine Wahlfreiheit innerhalb der verkehrsüblichen Grenzen überlaſſen, ohne dadurch die Gebunden⸗ 
heit aufzugeben, z. B. bei Beſtellung einer Theaterkarte ohne Angabe eines beſtimmten Platzes. 
Die Eindeutigkeit liegt auch in folgenden Fällen vor: Beim Spezieskauf iſt Beſtimmtheit oder 
Beſtimmbarkeit des Gegenſtandes, beim Gattungskauf nur Beſtimmbarkeit der Gattung er- 
forderlich ($$ 315, 241, 243; Gruch 51, 956). Liegt reiner Gattungskauf vor und iſt die Möglichkeit 
gegeben, die Ware aus einer beliebigen Anzahl von Quellen zu beziehen, ſo kann ſich der Ver⸗ 
käufer nicht ſchon um deswillen vom Vertrage losſagen, weil er von demjenigen Lieferanten, bei 
dem er ſich eingedeckt hatte, die Ware nicht erhalten hat, auch nicht bei Vorbehalten wie „Lieferungs⸗ 
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möglichkeit vorbehalten“ (Reh I 26. 3. 24 im Recht 1924 Nr 794). Beſtimmbarkeit nach dem 
Bedarf des Käufers genügt (88 315, 316; NG 60, 174; 64, 114; 66, 121). Fehler in der Preis- 
berechnung ſind regelmäßig unbeachtlich (RG 64, 269; 82, 195). Der Kauf einer künftigen Sache 
iſt keineswegs ohne weiteres Gattungskauf. Genügend für die Beſtimmbarkeit iſt auch die „Zirka⸗ 
Klauſel,“ die eine nach Ermeſſen des Gerichts unbedeutende Abweichung von der angeſetzten 
Ziffer geſtattet (NOH® 1, 57; 9, 129). Ebenſo Verkauf „eines Pöſtchens“ (SeuffA 30, 205), bei 
Vereinbarung von 3—4 Waggons genügen 3 Waggons (ZW 1918, 262°). Dagegen nicht genügend: 
„Mehrere hundert Dutzend“ (ROHS 11, 3). Beim Kauf mit Spezifikation muß jedenfalls 
der Grundſtoff beſtimmt fein, ſonſt liegt Wahlkauf vor (RG 37, 26). Die Perſon des Vertrags- 
gegners braucht beim Angebot oder Vertragsſchluß weder dem Verkäufer noch dem Käufer 
bekannt zu ſein, es genügt die objektive Beſtimmbarkeit (RG 22. 1. 16 V 223/15). Dieſer Fall liegt 
bor, wenn für die Gegenpartei jemand offen als Vertreter handelt, dieſe aber noch offen läßt, ſei 
es, weil er ſie kennt, aber nicht nennen will, ſei es, weil er ſie ſelbſt noch nicht kennt. Zuſtande 
gekommen iſt der Kauf auch dann im Augenblick des Abſchluſſes durch den Vertreter für den erſt 
noch zu benennenden Dritten (RG 38, 187; Gruch 48, 337). Über Unbeſtimmtheit des Käufers 
(Aufgabe des Käufers vorbehalten“) vgl. RG 20, 237; 24, 64; JW 1914, 350°; 23 1919 Sn 13586. 
Über Unbeſtimmtheit des Verkäufers („Aufgabe vorbehalten“) vgl. RG 33, 132; 38, 188. Bei 
Warenbeſtellung bei einem Verteilungskartell tritt dieſes im Zweifel als Vertreter des noch zu 
beſtimmenden Lieferers auf (OL dt 8, 58). Bei Vereinbarung „Prima Ablader“ iſt die 
entſprechende Eigenſchaft Bedingung des wirkſamen Abſchluſſes (RG 35, 132; 38, 188). Die Ein- 
deutigkeit kann auch durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende Bezugnahme auf allgemeine, dem 
Gegner bekannte Geſchäftsbedingungen geſchaffen werden, die zwiſchen den Vertragsparteien 
im einzelnen beſtehen oder in dem Geſchäftszweig allgemein handelsüblich en Angebote mit 
hiervon abweichenden Nebenbeſtimmungen müſſen deutlich erkennen laſſen, daß die allgemeinen 
Bedingungen ausnahmsweiſe nicht gelten ſollen, RG 92, 417; 95, 173; 99, 154; 116, 156. 

III. Allgemeine Ge Ant fir den Bene großer Unternehmungen, Banken, Hotels, 
Transportunternehmen uſw. ſind für den Vertragsinhalt und das Angebot maßgebend, auch wenn 
ſie der andere nicht kennt. Über ihre Unverbindlichkeit wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten 
ſ. oben. Von Bedeutung ſind für dieſe allgemeinen Geſchäftsbedingungen die Grundſätze, von 
denen die Reichsgruppe Induſtrie bei der Regelung des Eigentumsvorbehalts ausgegangen iſt 
und die Peter im D. Recht 1938 S. 199 mitteilt. Der Tib erſeekauf wird ausſchließlich durch die 
Welthandelsbräuche geregelt, die aus dem ſog. „Pariſer Codex“ erſichtlich find, Eingehend 
hierüber Hans Großmann-⸗Doerth, Das Recht des Überſeekaufs. An einen derartigen Antrag 
iſt der Antragende nach dem Geſetz gebunden, NG 132, 6. Das Angebot kommt für den Vertrag 
nur inſoweit in Betracht, als es vor ſeiner Annahme, alfo vor Abſchluß des Kaufvertrages abge⸗ 
geben worden iſt. Einſeitige nach deſſen Abſchluß vorgenommene Anderungen des Angebots ſind 
unwirkſam, wenn ſie nicht nachträglich noch angenommen werden. Dies gilt namentlich von Fak⸗ 
turvermerken, die ſich auf der Rechnung über einen bereits abgeſchloſſenen Kaufvertrag be⸗ 
finden, RG 52, 133; 65, 329. Wenn der Verkäufer die Erklärung des Eigentumvorbehalts auf der 
Rechnung dem Käufer gleichzeitig mit der Ware zugehen läßt, erfolgt keine Eigentumsübertragung. 

b ein rechtlich wirkſames Angebot mit einem indungswillen vorliegt, iſt ledi lich aus den 
beſonderen Verhältniſſen und Umſtänden zu entnehmen. Das Angebot kann ſowohl * aus- 
drückliche Erklärung als durch Handlungen, aus denen es berfehrsüblich zu entnehmen iſt, er olgen. 
Letzteres geſchieht z. B. durch Überſendung unbeſtellter Waren, darin liegt ein Angebot unter 
Verzicht auf Zugang der Annahmeerklärung. Das Angebot kann auch auf beſtimmte Zeit be⸗ 
friſtet werden, auch ſtillſchweigend, 8 142, RG 48, 175; 59, 296; L3 1914, 71. So erliſcht der Kauf⸗ 
antrag eines Lotterieloſes z. B. von ſelbſt im Augenblick, wo dieſes gezogen wird, RG 50, 193; 
59, 296. Im allgemeinen ift aus der Tatſache, daß jemand ein gej chäftliches Unternehmen 
betreibt, noch nicht zu folgern, daß alle in ihm feilgebotenen Waren und Leiſtungen Gegenſtand 
eines rechtswirkſamen Antrags ſein ſollen, ſondern nur, daß er nach Befinden bereit ſein wird, 
einen an ihn herangetretenen Antrag an unehmen, der ſich auf eine beſtimmte Ware und Leiſtung 
von ihnen bezieht. Aus der Art des Feilbietens kann aber zuweilen gleichwohl auch ein es 
Degleitenber rechtsverbindlicher Antrag zum Verkauf entnommen werden, jo bei Bereit⸗ 
ſtellung von Waren in Gaſtwirtſchaften und 4 — Ladengeſchäften zum ſofortigen Kauf, durch 
Automaten, wie z. B. für Zigaretten und Schokolade und Süßwaren, Krückmann, Bay 1915, 
97. Durch Einwurf eines Geldſtücks in den Automaten iſt der Antrag dann an enommen, RGSt 
44,114. Vgl. Einzelhandel Stützcheſ. v. 12. 5. 33 (RG Bl 1, 262), 15. 7. 33 (RG 1, 493), 27. 6. 34 
(ABl 1.523) 13.12. 34 (RH Bl 1, 1241), 9. 5. 33 (RHB. 1.589), Durchſ Vo 23. 7 34 (Rl J, 76). 
Über das Recht der Warenautomaten Näheres bei Geyer, JW. 1938, 1141. Schienle, Die 
Leiſtungserſchleichung (1938) S. 30. Kein Antrag liegt vor, wenn die Erklärung nur eine An⸗ 
regung und Aufforderung an den anderen enthält, ſeinerſeits ein Angebot zu machen, ſo bei 
Überſendung von Preisliſten, Katalogen, Empfehlungsſchreiben, Zeitungsankündigungen, An⸗ 
kündigung einer Theatervorſtellung, R& 133, 39, Ausſchreibungen von Materiallieferungen, 
Auslagen von Waren in Schaufenſtern, R J 1905, 76. Der mangelnde Wille, gebunden zu 
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ſein, fehlt nicht nur bei Erklärungen an die Allgemeinheit und unbeſtimmte Perſonen, ſondern 
auch bei Überſendung derartiger Preisliſten uſw. an eine beſtimmte Perſon, was ſich aus der 
Gleichartigkeit von typiſchen, für alle Perſonen geltenden Erklärungen ergeben kann, Larenz 
aaO. I, 74. Nur bei individueller Geſtaltung des Angebots kann ein rechtswirkſam bindender 
Wille angenommen werden. Die Erklärung, daß keine nach $ 145 rechtsverbindliche Bindung ein- 
gegangen werden ſoll, wird häufig durch Hinzufügung von „freibleibend“, „ohne obligo“ 
ausgedrückt, ſie kann ſich aber auch aus dem Geſchäftsgebrauch und den Umſtänden ergeben. Die 
Erklärung muß ſpäteſtens mit dem Zugang des Angebots erfolgen. Erklärt auf ein freibleibendes 
Angebot des Verkäufers der Käufer gleichwohl, die Ware kaufen zu wollen, ſo liegt darin ſeiner⸗ 
ſeits ein Angebot, das der Verkäufer annehmen oder ablehnen muß, RG 102, 229; 105, 12. Lehnt 
er in der nach § 147 Abſ 2 zu bemeſſenden Zeit nicht ab, jo gilt das Angebot des Käufers nach In⸗ 
halt des freibleibenden Angebots des Verkäufers von dieſem als angenommen. Der Verkäufer 
kann die Freiklauſel auch auf einzelne Teile des Angebots beſchränken, wobei er an das nicht 
eingeſchränkte Angebot gebunden bleibt. So „Lieferung freibleibend“, „Preiſe freibleibend“, 
„Lieferzeit freibleibend“. Hier beſonders ſind dieſe Beſchränkungen der Verpflichtungen aus dem 
Kaufvertrage nach Treu und Glauben auszulegen, RG 104, 306. Im einzelnen für die Lieferung 
freibleibend RG 103, 182; 132, 311; JW 1921, 3331; 1925, 49%; flir Preiſe freibleibend Rh 103, 
416; 104, 116, 308; für Lieferzeit R 90, 29. Wenn gar der Vertragsabſchluß ſelbſt freibleibend 
fein ſoll, fo kann zwar ein wirkſamer Kaufvertrag vorliegen, der Verkäufer behält ſich aber bei 
Eintritt beſonderer Umſtände das Rücktrittsrecht vor, RG 104, 100, 116, 307; 105, 368, 370 JW 
1922, 23°. Es kann aber auch ein bloßer Vorvertrag oder ein auflöſend bedingter Vertrag 
gewollt fein, NRG 67, 45; 69, 283; 72, 385; 77, 47; 94, 297; 104, 106. Iſt eine Probe vorbehalten 
worden, fo muß der Verkäufer das Ergebnis abwarten und iſt ſolange gebunden, RG JW 1923, 605. 
Auch der Käufer kann dies mit der Klauſel „Auftrag freibleibend“ tun. Die Ausübung dieſes Rück⸗ 
trittsrechtes darf aber nach Treu und Glauben nicht längere Zeit hinausgeſchoben werden, der 
Käufer kann der Ungewißheit auch nach § 355 ein Ende machen. Auch ohne dieſen Vorbehalt der 
Ungebundenheit kann das Angebot in den Fällen ohne weiteres widerrufen werden, wenn für 
den abgeſchloſſenen Kaufvertrag ſelbſt ein Widerruf zuläſſig iſt, wie nach $$ 109, 178. Iſt der 
Abruf der gekauften Ware ins Belieben des Käufers geftellt, jo muß der Abruf in angemeſſener 
Zeit erfolgen, R 94, 47; 3RpflBay 1919, 252. 2 - 

Es gibt geſchäftliche Unternehmen, bei denen die Feilhaltung der in ihnen vertriebenen 
Waren und Leiſtungen nicht die Bedeutung hat, Angebote entgegennehmen zu wollen und über 
ihre Annahme oder Nichtannahme ſich frei zu entſcheiden nach dem Grundſatz der Gewerbe- und 
Vertragsfreiheit, ſondern die verpflichtet find, ihrerſeits ein rechtsverbindliches Angebot 
zu ſtellen, deſſen Annahme dem Käufer dann freiſteht, ein Angebot, bei dem ein Freibleiben aus. 

eſchloſſen iſt. Man ſpricht hier ungenau von einem, Kontrahierungszwang“, der Zwang beſteht 
fur den Verkäufer aber nur darin, ein bindendes Angebot zu machen, die Annahme ſteht dem 
Käufer frei. Die Verpflichtung, ein ſolches verbindliches Angebot zu ſtellen, das bei ſeiner An⸗ 
nahme zum Vertragsſchluß führt, beruht auf der Erkenntnis, daß die angebotene Ware und Lei⸗ 
ſtung nicht nur den Sonderbelangen des einzelnen dient, der Kaufvertrag vielmehr einen Güter. 
austauſch herbeiführt, der volkswirtſchaftlich bedeutenden Gemeinintereſſen dienen 
ſoll, auf einer dem Verkäufer obliegenden Verſorgungspflicht beruht. Dieſe Verſorgungs⸗ 
pflicht entſteht überall dann, wenn infolge rechtlicher oder tatſächlicher Verhältniſſe der Bezug 
der lebensnotwendigen Güter auf den beitimmten Verkäufer angewieſen iſt, er dieſe Güter ent- 
behren müßte, wenn der Verkäufer die Abgabe verſagte. Jeder Volksgenoſſe muß ſich darauf 
verlaſſen können, daß er bei Bedarf dieſe Güter erhalten kann von dem, der über fie zu verfügen in 
der Lage iſt. So beſteht für den Lebensmittelhändler, Händler von Verbandszeug uſw., der in 
abgelegener Berggegend ein Verkaufsgeſchäft mit derartigen Gegenſtänden beſitzt, die Pflicht, 
dem bedürftigen Wanderer dieſe zu verkaufen. Für Betriebe, die eine Monopolſtellung für 
größere Bezirke einnehmen, gilt dasſelbe, wenn ſich die Monopolſtellung auf Waren und Leiſtungen 
bezieht, die allgemeine Bedarfsgegenſtände für alle Volksgenoſſen oder einzelne Betriebe der 
Volkswirtſchaft find. Zum Teil hat der Staat ſolche Monopolbetriebe für ſich geſchaffen, um die 
Leiſtungen der Allgemeinheit zugänglich zu machen, wie Poſt und Eiſenbahn, Telegrafen- und 
Fernſprechweſen, HEB 89 453, 471, ſtädtiſche Verkehrsanſtalten, Verſorgungsbetriebe u. a. Viel⸗ 
fach ordnet das Geſetz noch ausdrücklich die Pflicht an, derartige Leiſtungen, anzubieten, ſo z. B. 
für Apotheken. Das Geſ z. Förderung der Energiewirtſchaft v. 13. 12. 35 (fc Bl 1, 1451) beſtimmt 
in § 6 Abſ 1 eine allgemeine Abſchluß⸗ und Verſorgungspflicht. A. M. über das „Angebot“ Liſt, 
Energierecht S. 95. Dagegen zutreffend Müller, Die Verſorgungspflicht im Energiewirtſchafts⸗ 
recht, JW 1938, 1495. Überall wo durch die Marktordnungen der Vertrieb von Waren in gemein⸗ 
wirtſchaftlichem Intereſſe geregelt ift, iſt zugleich eine Ordnung für die Pflichterfüllung des 
Verkäufers gegenüber ſeinem Volk geſchaffen. So muß der Verkäufer beſtimmter Monopol⸗ 
güter dieſe zunächſt beſtimmten Reichsſtellen anbieten, von denen es abhängt, ob ſie überhaupt 
den Vertrieb verſagen, ihn ſelbſt vornehmen oder dem Verkäufer eine Abſatzerlaubnis erteilen 
wollen, Münch, Wirtſchaftl. Selbſtverwaltung S. 109; nach $ 1 des Getreidegej, 823 der Getro O 
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anzubieten, enthält. Siegert, Die Rechtsnatur von Kontingenten, Ak DR 1938 S. 307. Für 
alle dieſe Anbietungspflichten der Verſorgungsunternehmungen gibt es aber eine Grenze, die 
Zumutbarkeit. Dieſe iſt in § 6 Abſ 2 des Energiewirtſchaftsgeſetzes beiſpielsweiſe ausdrücklich 
hervorgehoben, gilt aber in entſprechender Weiſe auch für andere. Die Lieferung der Waren und 
Leiſtungen darf nicht den Veſtand des Betriebes und deſſen Leiſtungsfähigkeit für die Allgemein⸗ 
heit und die Belange der geſamten Volkswirtſchaft gefährden. Iſt dies der Fall, ſo muß das 
Bedürfnis des Einzelnen, ſoweit es notwendig iſt, zurücktreten, denn Gemeinnuß geht vor Eigen⸗ 


Iſt eine größere Zahl ab- 
Verkäufer erklären, daß er weitere nicht kaufen will, es kann 

daß noch weitere zur Ablieferung 
ertrag regelmäßig nicht zuſtande ge⸗ 
Ausnahme gilt jedoch nach $ 155, wonach er dann als geſchloſſen 
anzuſehen iſt, wenn die fehlende Einigung einen üb erſehenen Punkt betrifft, der für beide Parteien 
von jo geringer Bedeutung ift, daß fie annehmbar bei bewußtem Mangel der Einigung den Vertrag 


r Vertragsinhalt vom Gericht 
zu ergänzen, RG 60,174: 88, 377. Ob eine Übereinſtimmung vorliegt, entſcheidet allein die 


ung feitzuftellen. 


Verhandlungen, daß eine Zuſtimmung des Vertragsgegners nicht zu erwarten iſt, kann ein Schwei⸗ 
cht nad) ne ar und Glauben als Zuſtimmung verſtanden werden, denn es handelt ſich 


g um Anbieten eines neuen 
Vertrags, NG 95, 51. Ob auf ein ſolches Angebot das Schweigen als Zuſtimmung zu bewerten 


das Schweigen auf ein Vertragsangebot deſſen Ablehnung oder Annahme bedeutet, 
kommt immer auf die beſonderen Umſtände an. Ein Schweigen an ſich iſt niemals eine Willens⸗ 
erklärung, das ſchweigende Verhalten bei einer Lebenslage kann aber eine Annahme bedeuten, 
wenn nach Treu und Glauben eine ausdrückliche Ablehnung zu erwarten iſt. Sonſt enthält es 
zwar keine Ablehnung, aber jedenfalls keine Annahme Larenz aaO. S. 68. Nur in einzelnen 


erhalten die Deutung der Ablehnung, 
Unrecht verneint hier das RG 129, 347 
die en einer Anfechtung. Vgl zu der Frage Hermann Krauſe, Schweigen im Rechts- 
verkehr (1933). 

= Verhalten, das eine Annahme des Angebots bedeutet, iſt insbeſondere dann vorhanden, 
wenn es den Annahmewillen nach der Auffaſſung des Verkehrs zur Vorausſetzung haben muß 
und nur bei einem ſolchen verſtändlich iſt, $ 151. Ein ſolches Verhalten iſt die Erfüllung eines 
Antrags auf Leiſtung, z. B. auf die Beſtellung von Waren nach einem zugeſandten Preisver⸗ 
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zeichnis. Mit der Abſendung der Waren iſt die Annahme und der Vertragsſchluß erfolgt. Ferner 
enthält die Aneignung von Waren, die als Leiſtung eines angetragenen Kaufvertrags zugeſandt 
worden ſind, eine Annahme des Angebots, denn die Aneignung iſt nach der Verkehrsauffaſſung 
Annahme als Erfüllung des Kaufvertrags, geht alſo notwendig dem Abſchluß des Vertrags voraus. 
Hier überall kommt es nicht darauf an, ob wirklich ein Annahmewillen zugrunde liegt. Wer ſich 
ſo verhält, daß der redliche Verkehr dieſen annehmen muß, muß ſich nach Treu und Glauben ſo 
behandeln laſſen, als wäre er vorhanden. Bei etwaiger Sachverwechſelung bleibt die Anfechtungs⸗ 
möglichkeit, Larenz aaO. I, 76; Wedemeyer, Der Abſchluß eines obligatoriſchen Vertrags 
durch Erfüllungs⸗ und Aneignungshandlungen (1901). 

e) Der Abſchluß eines Vertrags kann auch durch dritte Perſonen als Stellvertreter erfolgen, die 
entweder zum Abſchluß bevollmächtigt ſind oder nur zur Vermittlung und Vorbereitung 
des Abſchluſſes. Bevollmächtigt find nach dem Geſetz die Prokuriſten, HGB 8 49, die Handlungs⸗ 
bevollmächtigten, HGB $ 54, die Handlungsreiſenden HGB $ 56; zum Abſchluß beſonders er⸗ 
mächtigte Handlungsagenten, HGB $ 84 Abſ 1; die in einem Laden oder offenen Warenlager 
Angeſtellten. Die Angaben dieſer Vertreter muß der Geſchäftsherr gegen ſich gelten laſſen, auch 
wenn die Bevollmächtigung nicht ausdrücklich bekanntgegeben worden iſt, HGB 8 164; RG 103, 295. 
Für die von ihnen begangene Schadenzufügung haftet der Vertretene dann, wenn die ſchädigende 
Handlung inhaltlich mit der Ausführung der Vollmacht in Verbindung ſteht, § 831, RG 73, 437, 
3. B. für argliſtige Täuſchung über die verkauften Waren. Über rechtsgeſchäftlichen Eigentums- 
erwerb desjenigen, der ſich durch einen mittelbaren Stellvertreter Waren einkaufen läßt RG 71, 
117; 106, 192. Dem Verkäufer ift es meiſt gleichgültig, für wen der Käufer und Empfänger die 
Sache erwirbt. Der Wille des Verkäufers kommt nur dann in Betracht, wenn für ihn ein beſonderes 
Intereſſe beſtand, daß gerade nur der Vertragsgegner Eigentümer werde. Sonſt iſt für den Eigen⸗ 
tumserwerb das Innenverhältnis des Vertreters und Vertretenen maßgebend. Die nur zur Ver⸗ 
mittlung Bevollmächtigten, geſchäftsgebräuchlich ebenfalls „Vertreter“ genannt, laſſen ſich meiſt 
von geworbenen Kunden einen Beſtellſchein an die Anſchrift des Geſchäftsherrn ausſtellen, der 
ein Angebot an dieſen enthält und der Annahme oder Ablehnung bedarf. Er enthält die allgemeinen 
und die beſonderen Geſchäftsbedingungen, R 60, 188. Abweichende mündliche Zuſicherungen, 
die nicht in dem Beſtellſchein aufgenommen ſind, braucht der Geſchäftsherr nicht gelten zu laſſen. 
Erfährt er jedoch von ihnen, ſo erfordert es Treu und Glauben, daß er widerſpricht, es ſei denn daß 
die Unverbindlichkeit ſich aus dem Beſtellſchein deutlich ergibt, RG 36, 42. Auch wenn der bloße 
Vermittler in Überſchreitung der Vollmacht den Vertragsabſchluß getätigt hat, muß der Geſchäfts⸗ 
herr, ſobald er davon Kenntnis erlangt, nach Treu und Glauben widerſprechen, ſonſt gilt der Vertrag 
als genehmigt, HGB $ 85. Handelt es ſich bei der Beſtellung um zugrunde gelegte allgemeine 
Geſchäftsbedingungen, ſo iſt deren Schriftform mindeſtens zweckmäßig. 

d) Der Abſchluß eines Kaufvertrags bedarf regelmäßig nach $ 125 nicht der Form. Vorge- 
ſchrieben iſt dieſe nur 
; da I N einer Erbſchaft, der der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung 

edarf, , 

bb) bei dem Verkauf des gegenwärtigen Vermögens des Verkäufers in feiner Geſamtheit 
($ 311; vgl. hierzu RG 69, 420; 76, 1; Warn 1917 Nr 49). Daß das verkaufte Geſchäft das ganze 
Vermögen bildet, macht § 311 noch nicht anwendbar, j 
K 5 923 Verkauf des geſetzlichen Erbteils oder Pflichtteils unter den künftigen geſetzlichen 

rben (§ 312), 

dd) beim Verkauf von Grundſtlicken, $ 313. Wegen der Koſten der Beurkundung (8 449), 

ee) beim Pfandverkauf ($$ 1233, 1273; ZRBO 88 816ff., 3G 88 66 ff.), 

if) beim Verkauf des Anteils bei Geſellſchaften m. b. H. (Ref v. 20. 4. 92 § 15). 0 

Zu dd): Bei Kaufverträgen, in denen ſich ein Vertragsteil verpflichtet, das Eigentum an einem 
Grundſtückauf einen anderen zu übertragen, erſtreckt ſich der Formzwang nicht nur auf die Verein⸗ 
barung über die Grundſtücksuübertragung, ſondern auf alle Vereinbarungen, aus denen ſich der 
ſchuldrechtliche Veräußerungsvertrag zuſammenſetzt, NG 52, 4; 81, 134; 98, 226; 145, 246, 248. 
VO v. 11. 5. 34 (RG Bl J, 378) $2 ſchreibt vor, daß die Erklärung der Auflaſſung nur entgegen⸗ 
genommen werden ſoll, wenn die nach § 133 erforderliche Urkunde vorgelegt wird. Die gleichwohl 
vorgenommene Auflaſſung iſt aber rechtswirkſam. Er gilt auch für bedingte Kaufverträge, RG 77, 
417; 109, 25; für den Vorvertrag auf den Abſchluß eines Kaufvertrags, RG 53, 236; 81,134; für 
die Einräumung eines perſönlichen und dinglichen Verkaufs- und Wiederkaufsrechts, RGS 72, 385; 
106, 176; 107,40; 110, 327; für Vergleiche über Grundſtückskaufverträge, in denen die Ver⸗ 
pflichtung zur Übertragung von neuem eingegangen wird, R& 109, 27; für Kaufverträge über ein 
Handelsgeſchaft, zu dem Grundſtücke gehören; für Parzellierungsverträge, RG 50,165: 68, 261; 
81,50; für unwiderrufliche Vollmacht zum Verkauf eines Grundſtücks, RG 66, 432; 104, 237; 
108, 126; 135, 71; für Garantieverträge zur Einhaltung der Erfüllung eines Grundſtückskauf⸗ 
vertrags, RG JW 1925, 11102. Nicht formbedürftig find Grundſtücksveräußerungen zur Erfüllung 
einer geſetzlichen Verpflichtung, wie die des Erben an einen Vermächtnisnehmer, wenn das Ver⸗ 
außerungsgeſchäft ausländiſchem Recht unterſteht, EGBGB Art 11. Hierzu Schubert, Deutſches 
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126, 10. Auch das Beſtehen von Vorkaufsrechten hindert die Eintragung. Die Geltend. 
machung der von Amts nn zu beachtenden Formvorſchriften kann nicht durch Berufung auf 


die Formanwendung. Beachtlich die Kritik von Matthieſſen in DGWR 1928, 213. 
) Der Kaufvertrag über ein Erbbaurecht iſt nach § 1007 gleichfalls der Form nach $ 313 
bebileftig, NG 61,4; über Bergwerkseigentum RG JW 1927, 262; Heimſtättenverträge 


nach Reichsheimſtättengeſ v. 25. 11. 37 (RG Bl 1,1291) $$ 9,11; Kleinſiedlungen nach VO 
v. 15. 1. 37 (RG Bl 1, 17) f 6. 


chts wirkung von einem zufünf- 
tigen ungewiſſen Ereignis abhängig macht. Iſt nur die Zeit ungewiß, das Eintreten 
eines Ereigniſſes aber ſicher (wie der Tod), ſo liegt Befriſtung vor, die jedoch wie eine Bedingung 


9 nes oder gegenwärtiges Ereignis, das den Ver⸗ 
tragsparteien nur unbekannt iſt, ſo handelt es ſich um eine Putatipbedingung, die keinen 
Schwebezuſtand erzeugt, vielmehr einen von vornherein gewiſſen. Wird das un 


tswirkung 
‚ 10 liegt eine 


(elausula rebus sie stantibus) RG HRR 28 Nr 1188. Sie kann aber ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
auch zur Vertragsbedingung erhoben werden, wie es z. B. bei einer Kalkulationsgrundlage ge» 


chtswirkung auf- 
ieben oder eine eingetretene Rechtswirkung beendigen. Bei der auſſchiebenden Bedin ung 


tums erfolgt beim 
Kauf, der es vorbehielt, alſo erſt dann, $ 158 Abſ 1, aber von ſelbſt, RG 54, 341. Bei der auf» 
löſenden Bedingung tritt die Beendi ung der eingetretenen Rechtswirkung ein. Bei beweg- 
lichen Sachen trifft die Auflöſung — das dingliche Übereignungsgejchäft der Kaufſache. Dieje 
Beendigung ſoll nach $ 158 Abſ 2 weiter die geſetzliche Wirkung haben, daß der frühere Zuſtand 
wieder eintritt, eine Wirkung, die nicht notwendige Folge zu ſein brauchte. Ob dieſe aufſchlebende 


das Rechtsgeſchäft von vornherein oder nachträglich nichtig. 
di i ſchon den Abſchluß des Kaufvertrags betreffen, ſo die auſſchiebende 
edingung eines Möbelkcufs von Brautleuten, deſſen 0 
abhängen ſoll; eines Kaufvertrages, der von der Ausfuhrbewilligung abhängt, ſo die auflöſende 
Bedingung der Klauſel „Sieferung vorbehalten“, „glückliche Ankunft vorbehalten 


f 5 h eim Kauf mit Eigentums⸗ 
vorbehalt $ 455. Die Bedingung kann beide ſowohl das Grundgeſ chäft des Kaufs als das ding⸗ 
liche Erfüllungsgeſchäft betreffen. Ob dies der Fall iſt, iſt Tatfrage. Gemeinhin betrachtet 
man Grundgeſchäft und Erfüllungsgeſchäft beim Kauf als einen einheitlichen, zujantmen- 
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gehörigen Rechtsvorgang, ſo daß es dem Parteiwillen wohl mehr entſprechen wird, eine zugefügte 
Bedingung ohne weiteres auf beides zu beziehen. 

Die Zufügung einer Beſtimmung für die Übereignung eines Grundſtücks, bei der Auf- 
N00 5 15 ausgeſchloſſen, $ 925 Abſ 2, ebenſo bei der Übertragung des Erbbaurechts, Erbb⸗ 

ie 

Die Stellung des Berechtigten ſowohl bei einem auſſchiebend als auflöſend bedingten 
Kaufvertrag, gleichviel ob die Bedingung nur das Grundgeſchäft oder nur das dingliche Erfüllungs⸗ 
geſchäft ergreift, wird beherrſcht von dem Grundgedanken eines jeden Vertragsverhältniſſes, Treu 
und Glauben unter den Vertragſchließenden gegenſeitig zu bewahren. Dieſe Pflicht beſteht auch 
ſchon während des Schwebezuſtandes, den die Bedingung erzeugt. Deshalb muß jeder ſein 
Verhalten ſo einrichten, daß er bei Eintritt der bedingten Wirkung des Vertrags ſeine nunmehr 
endgültig gewordenen Vertragspflichten erfüllen kann. Denn auch wenn dieſe nur bedingt ſind, 
vertraut der Berechtigte ſchon jetzt auf die künftige Erfüllung, wie dieſe nach dem regel⸗ 
mäßigen Verlauf der Lebensvorgänge zu erwarten ſind, obgleich ſie noch in der Schwebe iſt. 
Larenz, Vertrag und Unrecht Bd. 11 S. 129. Daher verftöht er gegen dieſe aus dem bedingten 
Vertrag ſich ergebende Verpflichtung, wenn er in den Verlauf ſtörend eingreift und den Eintritt 
der Bedingung verhindert, $$ 158, 160—163. Nach $ 158 Abſ 2 tritt die dingliche Wirkung von 
Geſetzes wegen ein. Es kann aber auch in Abweichung von der Regel des § 158 Abf 1 durch Ver⸗ 
einbarung eine Rückwirkung geſchaffen werden, nur daß dieſe dann keine dingliche, ſondern nur 
eine ſchuldrechtliche Wirkung hat. Aus den Vorſchriften der §8 160 ff. ergibt ſich, daß das Recht 
auch den nur bedingten Erwerb einer Sache oder eines Rechts aus dem Kaufvertrag rechtlich 
ſchützt und den durch die Bedingung geſchaffenen Schwebezuſtand als einen für den Rechts- 
verkehr bedeutſamen vor Beeinträchtigungen, ſelbſt durch eine Vertragspartei gegen deren 
vertragswidrige Zwiſchenverfügungen, § 161, bewahrt. Man ſpricht bei dieſem Schwebe⸗ 
zuſtand von einer Anwartſchaft und wendet auf ſie entſprechend die Rechtsvorſchriften an, die 
für den Schutz des erwarteten noch ſchwebenden Rechts dienen, Larenz aaO. S. 130. Sogar 
eine Abtretung der im Schwebezuſtand befindlichen Rechte, der Anwartſchaft im Rahmen ihrer 
Beſchränkung, iſt zuläſſig, wobei freilich noch vieles ungeklärt iſt, RG 140, 227. Einzelnes bei $ 455. 

1) Für eine große Anzahl von Kaufverträgen bedarf es zur rechtlichen Verbindlichkeit der 
Genehmigung, ſei es von Privatperſonen, ſei es von Behörden oder Wirtſchaftsſtellen, die auch 
unter einer Bedingung erteilt werden kann, Rh HRR 1928 Nr 1559. Die Bindung der Parteien 
entfällt erſt mit dem Verſagen der Genehmigung, die Erteilung hat rückwirkende Kraft, § 184, 
RG 69, 263. Die Genehmigung bedeutet Wirkſamkeitserfordernis für das Entſtehen des Rechts⸗ 
geſchäftes, NG 108, 94. Das Rechtsgeſchäft gilt als bereits mit der Abnahme wirkſam ge- 
worden, ſpäter vorgenommene Rechtsakte des Verkaufs berühren es daher nicht, WG Dig 1924, 
825; RG 134, 73, ebenſo kommt es für den guten Glauben auf die Zeit der Vornahme des Geſchäfts 
an, RG 125, 53; 142, 59. Der hier beſtehende Schwebezuſtand iſt ſonach von dem eines bedingten 
Rechtsgeſchäfts verſchieden. 

aa) Soweit eine Genehmigung im BGB erfordert wird, iſt ſie in individualiſtiſchem 
Intereſſe der Vertragsparteien beſtimmt. So bei Käufen eines beſchränkt Gejchäfts- 
fähigen die Genehmigung des geſetzlichen Vertreters, BGB $$ 107, 114; bei Kaufverträgen der 
Ehefrau die Genehmigung des Ehemannes, wenn dieſe nicht innerhalb ihrer Schlüſſelgewalt 
abgeſchloſſen find. Dasſelbe gilt für das Erfordernis der Einwilligung nach § 183, z. H. der 
Ehefrau zur Verfügung über ein zum Geſamtgut gehöriges Grundſtück. Die vormundſchaft⸗ 
ase iſt für Kaufverträge des Vormunds in den Fällen der $$ 1821, 1822 
erforderlich. 7 

bb) Im allgemeinen Volks- und wirtſchaftlichen Intereſſe dagegen hat die national⸗ 
ſozialiſtiſche Geſetzgebung in großem Umfange die Wirksamkeit eines Vertrags von Genehmigung 
staatlicher Stellen und Behörden abhängig gemacht. Sie ift hier das Mittel, die Führung der 
Wirtſchaft in der Hand zu haben und gemeinwirtſchaftlich wichtige Betriebe zuerhalten 
und zu fördern. Häufig wird bei dem Erfordernis der Genehmigung durch den Miniſter gejagt, 
dieſe ſolle „nach Anhören“, „im Einvernehmen“ mit einem anderen Miniſter erfolgen. Denn 
es wird nicht ein gemeinſamer Beſchluß beider verlangt. Der mitwirkende Miniſter hat nur ein 
Mitberatungsrecht als inneren Vorgang, die Entſcheidung liegt allein bei dem handelnden Miniſter, 
Lobe in Arch. des öffentl. Rechts (1937) S. 220 und Einleitung unter IVC.; Leſſenig, Energie⸗ 
wirtſchaft und Reichsaufſicht in Sammlung „Technik und Recht“) (1938). Von den wichtigſten 
der hier erforderlichen Genehmigungen iſt hervorzuheben: 5 

1. Die — formfreie — Genehmigung des Anerbengerichts zur Veräußerung eines Erbhofs 
nach $ 37 des Erbhofgeſ. v. 29. 9. 33 (RGHBl 1, 685). Hierzu Ausf VO v. 22. 4. 37 5 10 (RG Bl l, 
534) und AusfVO v. 4. 4. 37 in DY S. 217. NG 142, 312; 144, 231; JW 1934, 2697; 1936, 11255. 
Der Kaufvertrag ſelbſt iſt nicht genehmigungsbedürftig. Die Genehmigung bezieht ſich auch auf 
Verfügungen über Zubehör und Inventar, es ſei denn, daß dieſe im Rahmen ordnungsmäßiger 
Wirtſchaftsführung vorgenommen werden. Dies gilt auch für ſolche gewerblichen Betriebe 
(3. B. Brauerei, Sägewerk, Ziegelei, die mit dem Betriebe der Laudwirtſchaft eines Erbhofs eng 
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Rahmen eines wirtſchaftlichen Betriebs vorgenommen wird. Hoegele, Sicherungsübereignung 
eines Erbhofeigentums, N BB (Der d. Juſtizbeamte) 1938, 450). Über Beifügung von Ent⸗ 
wertungsklauſeln Rede; 4, 338. Durch Gef v. 6. 7. 38 (RGS Bl I, 825) find die bislang noch vor⸗ 
handenen Jamilienfideikommiſſe und ſonſtigen gebundenen Vermögen beſeitigt (auch 
Anerhenrechte nach Landesrecht), der Erbhof iſt die einzige Ber die der Erhaltung des Bodens 


iſt die Grundſtücksverlehrsbekanntmachung im Land 
(Rohl J, 906). Bei Erwerb von Grundſtücken für die evangeliſche und katholiſche Kirche iſt 
die Genehmigung des Min. f. kirchl. Angelegenheiten nötig, Da 1937, 799. (Hierzu Mellwitz 
in JW 1937; Hoegele, DRechtspfl. 1936, 10; v. Rozicki, v. Hoewel JW 1 „385.] Ferner 
Riecke u. Frh. v. Manteuffel, Der ländl. Grundſtücksverkehr (1937) $ 3; Laib, Die landivirt- 
ſchaftl. Grundſtücksverkehrsgeſetze (1937); Hopp u. Freisler, Verkehr mit land- und ſorſtwirtſch. 


Die Genehmigung von Auflaſſungen von Grundſtücken an der Oſtgrenze nach 98 2 u. 11 
der 1. DurchfVO zum Gef fiber Sicherung der Reichsgrenze und über Ver 


nahmen v. 17.8. 37 (RG Bl J, 905) t. V. mit RcGeſ v. 9 3 37 (RGBl I, 281). 


N hmigung der Auſſichtsbehörde erforderlich iſt. 
Vorbemerkung bei dem Auflaſſungsanſpruch ift zuläſſig, Roß 108, 94. Durch Einführung z. Vo v. 
6. 10. 37 (DRalnz. Nr 238) iM für Grundſtücksverkäufe der Genehmigungszwang abgelehnt. 
Die Gemeinſchaſt der Teilnehmer am Umlageverfahren, einer Forberſchaf des öffent- 
lichen Rechts, bedarf der Genehmigung der Umlegungsbehörde zum Verkauf von Grundſtücken. 
Umlegungsordnung v. 16. 8. 37 (RG Bl 1, 629) § 25. Der Waſſer- und Bodenverband 
bedarf gleichfalls zur Veräußerung von Grundſtücken nach der VO v. 3. 9. 37 (RGBl J, 933) 


2. Die Genehmigung zum Verkauf beſtimmter Waren nach Geſ zum Schutz des Einzel- 
handels v. 12. 5. 33 (RE Bl J, 202, 493) und Geſ zur Anderung diesc Gehe 2 13. 12 34 
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(RGBl I, 523, 1241; 1935 I, 589), auch von Arzneimitteln nach Art. I § 3 Ziff 6 des Gef 
Hierzu Belz, Bachmann, Rößler, Die reichsrechtl. Beſtimmungen über Herſtellung und Ver⸗ 
trieb von Arzneimitteln (1938). Ferner VO betr. Verkehr mit Arzneimitteln v. 22. 10. 1901; 
Opiumgeſ v. 10. 12. 29; VO über den Verkehr mit Süßſtoff v. 4. 8.26; Brantweinmonopolgeſ 
v. 8. 4. 22; Gef zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten v. 18. 2. 27. Eingehend über die 
Entwicklung des Einzelhandelsſchutzrechts Röhl, DOWN 1938, 36. Ferner Geyer, JW 1938, 
285 und Britſch, JW 1938, 289. 

Die Genehmigung bei Veräußerungen von Gegenſtänden, die einen geſchichtlichen, 
wiſſenſchaftlichen oder Kunſtwert haben, von Archiven und Teilen von ſolchen, die jüdiſchen 
Kultusvereinigungen gehören, Geſ über die Rechtsverhältniſſe der jüdiſchen Kultusvereinigungen 
v. 28. 3. 38 (RG Bl I, 338). 

Die Genehmigung der Aufſichtsbehörde zum Erwerb von Grundſtücken für Verſicherungs⸗ 
aktiengeſ. und Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit nach § 54 des Geſ über Be⸗ 
aufſichtigung der priv. Verſ.⸗Unternehmungen v. 6. 6. 31 (RGBl I, 315). 

2 zum Wildhandel nach der Wildverkehrsordnung v. 21. 3. 36 (RGBl J, 

) 2 

Die Genehmigung zur Einführung von Funkanlagen nad) Geſ gegen Schwarzſenden v. 24. 11. 
37 (RGBl I, 1298) und Durchf Vo v. 26. 11. 37 (RG Bl I, 1303). 

Die Genehmigung des Reichswirtſchaftsminiſters zur Einfuhr von Elektrizität oder Gas 
auf feſten Leitungswegen und der Abſchluß von Verträgen hierüber, Energiewirtſchaftsgeſ v. 
13. 12. 35 $ 10 (RGBl I, 1451). Lift, Energierecht (1938); Leſſenich, Energiewirtſchaft und 
Reichsaufſicht (1938). 

Geſ zur Regelung des Walfangs v. 6. 10. 37 (RGBl I, 1897) $ 11. 

Waffengeſetz v. 18. 3. 38 (RGBl 1, 265). Abſchnitt III Handel mit Waffen und Munition. 

Geſetz über das Verſteigerungsgewerbe v. 12. 2. 38 (RGBl I, 202). 

3. Von beſonderer Bedeutung iſt gegenwärtig die Genehmigung der Deviſenſtelle für Kauf⸗ 
verträge zwiſchen einem Inländer und Ausländer, VO über die Deviſenbewirtſchaftung v. 
23. 5. 32, Geſ über die Deviſenbewirtſchaftung v. 4. 2. 35 (RGBl I, 106). Zweites Gef hierzu 
v. 9. 4. 38 (RG Bl J, 376). Hartenſtein, Deviſennotrecht (1936). Die deviſenrechtl. Vorſchriften 
gehören dem öffentlichen Recht an. Über die Nichtigkeit im Deviſengeſ Peltzer, ZAk DR 1938, 
57; derſelbe über die Aufrechnung im Deviſengeſ ebenda S. 272: Schuldänderungen nach $ 305 
haben die Rechtsnatur einer Verfügung und bedürfen der Genehmigung, RG 156, 161. 

4. Ferner wird in allen Satzungen der öffentlich -rechtlichen Körperſchaften, die zur 
Durchführung der Marktordnung und Marktregelung für die Volkswirtſchaft nach den 
nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen gebildet worden ſind, und in der Regelung des Eingtei- 
fens der Reichsſtellen zu dieſem Behufe die Genehmigung der Leiter dieſer Körper⸗ 
ſchaften und der Reichsſtellen für Kaufverträge angeordnet und damit die Führung der Wirt- 
ſchaft nach jenen Grundſätzen gewährleiſtet. Das Eingreifen in die freie Vertragsſchließung geht 
ſogar ſoweit, daß beſtimmte Vertragsinhalte vorgeſchrieben werden. Dieſe Vorſchriften 
ähneln dadurch den allgemeinen Geſchäftsbedingungen, die von Großunternehmern auf 
Grund ihrer monopolartigen Stellung ihren Kunden vorgeſchrieben werden, unterſcheiden ſich 
jedoch inhaltlich weſentlich dadurch von ihnen, daß jene die typiſchen allgemeinen Vertragsbedin⸗ 
gungen ausſchließlich in ihrem eigenen privatwirtſchaftlichen Intereſſe abfaſſen, häufig unter Miß⸗ 
brauch ihrer wirtſchaftlichen Machtſtellung, während die von den Satzungen der Körperſchaften 
verlangten und diktierten Bedingungen der Kaufverträge den Verkehr von Bedarfs⸗ 
gütern für die Volkswirtſchaft zum Wohle der Geſamtheit ordnen wollen. Röhl, Die Ent⸗ 
wicklung des reichsnährſtandrechtl. Marktzuſammenſchlußrechts, Kartelle. Rundſch. 1937, 516. 
Solche diktierten Verträge können ſowohl die Vorſitzenden anordnen, z. B. nach dem Milchgeſ 
v. 31. 7. 30 (RGBl I, 421) $ 38, als die Satzungen ſelbſt enthalten, z. B. Satzungen für die 
Viehwirtſchaftsverbände v. 9. 5. 36 (RNVBl S. 233) $ 8 Nr 4; Anordnung der Hauptvereinigung 
der deutſchen Viehwirtſchaft v. 26. 11. 36 (RNVBl 594) II $ Aff. über Liefer⸗ und Abnahme⸗ 
beſtimmungen. Beſtimmungen über den Verkauf von Getreide in Anordnung v. 11. 7. 36 
(RNRVBl 327) Nr 3ff. Im 5. Teil wird beſtimmt: „Sämtlichen Verkäufen von Mühlenerzeug⸗ 
niſſen ſind die im „Reichsmehlſchlußſchein“ zuſammengefaßten Bedingungen zugrunde zu legen.“ 
Darin werden Beſtimmungen getroffen über Preiſe, Erfüllungsort, Transportgefahr, Lieferung 
und Abnahme, Erfüllungshinderniſſe, Lieferungs- und Abnahmeverzug, Zahlung, Eigentums⸗ 
vorbehalt, Zahlungsverzug, Mängelrüge. — Ahnliche Vorſchriften für die Geſtaltung eines Kauf⸗ 
vertrags finden ſich auch für andere durch die Marktordnung geregelten Verkäufe. So nach WO 
über den Zuſammenſchluß der deutſchen Milch- und Fettwirtſchaft v. 29. 7. 38 (RG Bl I, 957) 
$$ 3ff. Sie weichen zum Teil von den Vorſchriften des BOB ab und gehen als Sondervorſchriften 
dieſen vor. So beſtimmt $ 25 der DurchfVO zum Reichskulturkammergeſ dv. 1. 11. 33 (RG Bl 1, 
797): „Die Reichskulturkammer und die Einzelkammern können über Art und Geſtaltung der Ver⸗ 
träge zwiſchen den von ihnen umfaßten Tätigkeitsgruppen Anordnungen treffen. Durch dieſe 
Anordnungen dürfen völkerrechtliche Vereinbarungen nicht verletzt werden. Entſcheidungen auf 
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dem Gebiet des Buch-, Mufifalien-, Kunſt⸗ und Rundfunkhandels bedürfen der Genehmigung 
des Reichsminiſters für Volksaufklärung und Propaganda und des Reichswirtſchaftsminiſters. 
Zu beachten ift, daß alle Streitigkeiten über die Regelung durch die Marktordnung 
der ausſchließlichen Gerichtsbarkeit der Schiedsgerichte unterſtehen. Vgl. die 
Ausf hierzu. Lieferungsbedingungen werden weiter vorgeſchrieben im Reichsnährſtandsgeſ. v. 
13. 9. 33 (RG Bl I, 626), hierzu Bette JW 1937, 2559; durch den Reichsausſchuß für Kiefer. 
bedingungen nach WO über Preisbindung von Markenwaren in zweiter Hand v. 27. 10. 37 (RGBl J, 
1139). Wirtſchaftswerbung 1937, 79. 3 

5. Der Inhalt eines abgeſchloſſenen Kaufvertrags wird häufig nicht durch den über⸗ 
einſtimmenden Willen der Parteien, ſondern durch das Geſetz beſtimmt. In dieſem Falle braucht 
der Inhalt überhaupt nicht vom Willen und der Übereinſtimmung umfaßt zu ſein. Nur wenn es 
ſich um abänderungsfähige Vorſchriften handelt, muß ein entgegenſtehender Wille den Vertrags⸗ 
inhalt ſchaffen, z. B. § 434. Aber auch wo der Inhalt des Kaufvertrags der Selbſtgeſtaltung der 
Parteien freigegeben ift, iſt ſtets zu prüfen, in welchem Umfang den Beteiligten dieſe Selbſt⸗ 
geſtaltung überlaſſen iſt (Privatautonomie). Manigk and. S. 61. So durch das Kohlenwirt⸗ 
ſchaftsgeſetz v. 23. 3. 19 (RGBl 342) und Ausf Beſt v. 21. 8. 19 (RGBl 1449) und ſpäteren. 
Das BOB bringt ſelbſt eine Begrenzung dieſes Umfangs und der allgemeinen Vorſchrift des 8 242, 
$ 257. Und der nationalſozialiſtiſche Staat hat in weitem Maße eine ſtaatliche Überwachung und 
Organiſation der Wirtschaft gerade für den Inhalt von Kaufverträgen gebracht durch Schaffung 
öffentlich⸗rechtlicher Körperſchaften der Marktordnung, von Reichsſtellen, Ein⸗ und Ausfuhr 
verboten, Erforderung von Genehmigung uſw. Dieſe Maßregeln find jedoch vielfach aus der 
gegenwärtigen Kriſe der Wirtſchaft zu erklären und werden ſchließlich wieder einer größeren Ver⸗ 
tragsfreiheit weichen. Das aber wird bleiben muſſen, das nicht lediglich das freie Angebot und 
die Nachfrage die Wirtſchaft und den Inhalt der Kaufverträge regelt, ſondern der Bedarf und ſeine 
Deckung zum Nutzen des Geſamtwohls des Volkes. Manigk and. S. 31. 

IV. Aus dem Weſen des Kaufvertrags als eines Umtauſchs von Ware gegen Geld ergibt ſich 
ſeine Abgrenzung von andern Vertragsarten. Bei einer Klage auf Schade nserſatz kann das 
Gericht die Frage nach der Vertragsart offen laſſen, wenn für jedes Verſchulden nach § 276 Abi 1 
gehaftet wird (RG 28. 1. 21 VII 438/20). 5 

a) Tauſchvertrag ($ 515), der ein Umſatz von Ware gegen Ware iſt. Hier ſchuldet jede 
Partei Ware, die Parteirollen und ihre Verpflichtungen ſind alſo nicht verſchieden. Ob Kauf oder 
Tauſch vorliegt, entſcheidet ſich nicht nach der Abſicht und Anſicht der Vertragſchließenden, ſondern 
danach, wie das Vereinbarte rechtlich zu beurteilen iſt (RG 8s, 364; JW 1897, 696%), Faufch. 
vertrag liegt vor, wenn eine unmittelbare Ausgleichung individualiſierter Sach- 
leiſtungen gegeneinander gewollt iſt (RG 50, 285; 57, 266; JW 05, 32615). Iſt vereinbart, 
daß ein Grundſtück gegen Geld hingegeben werde, und ſind in Berichtigung des ſo vereinbarten 
Kaufpreiſes Interimsſcheine und eine auf dem Grundſtück ruhende Hypothek übernommen 
worden, fo liegt Kauf vor (RG 22. 11. 07 11 224/07). Der als wirtſchaftliches Endziel bezweckende 
Umtauſch von Ware gegen Ware kann aber auch durch die Rechtsform des Doppelkaufs als 
Mittel herbeigeführt werden, mit gänzlicher oder teilweiſer Aufrechnung der vereinbarten beider⸗ 
ſeitigen Preiſe (ROcch 5, 418; 18, 384; RG Gruch 49, 1154; Seuffel 68, 397). Daß beim Um⸗ 
ſatzgeſchäft der eine oder beide Gegenſtände mit beſtimmtem Wertbetrage angeſetzt werden, kann 
bloße Schätzung bedeuten und braucht nicht Beſtimmung des Preiſes als Leiſtungsgegenſtand 
zu fen, Dies allein macht daher den Tauſch noch nicht zum Doppelkauf (RG 73, 153), ebenſowenig 
die bloße Einkleidung in zwei Kaufverträge (RG 50, 288; J OR, 32015), wenn auch die ge- 
brauchten Ausdrücke für die Feſtſtellung des Willeninhalts don Bedeutung ſind (RG 73, 90). 
Durch Zugabe von Geld oder Ware wird die Natur des Geſchäfts nicht geändert. Weſentliche 
Merkmale ſind dagegen zeitliches Auseinanderfallen, beſonderer Umſatzzweck für jede Waren⸗ 
veräußerung, Preisbeſtimmung als Inhalt der Gegenleiſtung. Im Unterſchied vom Tauſch wirkt 
Verzug, Nichtlieferung, Mangel der Kaufſache nur für den einen Kauf, die Wandlung und Min⸗ 

rung läßt den andern unberührt. Bei der Minderun iſt der Wert des Gegenſtücks beim Tauſch, 
der angeſetzte Wert beim Doppelkauf maßgebend N 73, 153). Die Vorſchriſten des HGB 
finden auch auf den Handelstauſch Anwendung. 

b) Vom Geldwechſelgeſchäft. Dies ſtellt bei inländifchem Gelb ein eigenartiges Geſchäft 
dar, iſt ebenſowenig Tauſch wie Kauf, da Geld gegen Geld, nicht Ware gegen Geld oder Ware 
gegen Ware eingetauſcht wird. Nach allgemeiner Meinung jedoch liegt Tauſch vor (Planck A 3). 
Bei Auswechſlung inlandiſchen Geldes in ausländiſches oder umgekehrt dagegen liegt Kauf 
vor. Die Diskontierung von Wechſeln iſt je nach Lage des einzelnen Falls Kauf oder Dar- 
lehn, im Regelfalle Kauf, RG 142, 26; 93, 26; jo ſtets beim Diskontgeſchäft der Reichs bant 
Vayg 1919, 13. Unter „diskontieren“ verſteht man den Erwerb noch nicht fälliger 
Wechſel gegen Entgelt, das regelmäßig in Geld un. und durch die Wechſelſumme beſtimmt 
wird, die um den Zwiſchenzins und eine Proviſion gekürzt wird. 

e) Vom Werkvertrag ($ 631). Bei dieſem iſt Inhalt der Hauptverpflichtung die Herſtellung 
eines Werkes, nicht die Herſtellung einer Sache (RG 97, 90), nach Abſ 2 auch die Herſteung einer 
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Sache aus einem dem Unternehmer nicht gehörigen Stoff. Iſt der Anſpruch auf eine Werkleiſtung 
in einem Inhaberpapier verkörpert (Theaterbillett, Eiſenbahnfahrkarte), liegt Kauf dieſes Papiers 
vor. — Bei einem Maſchinenlieferungsvertrag iſt die Montage regelmäßig nur Neben⸗ 
leiſtung, bloßes Anhängſel des Lieferungsvertrags. Nur ausnahmsweiſe kann die Vereinbarung 
der Montage eine ſelbſtändige Bedeutung haben, insbeſondere eines dem Hauptvertrag beige⸗ 
fügten Werkvertrags (RG 66, 279). Soll darüber hinaus der Vertrag im ganzen mit Rückſicht 
auf die Montagevereinbarung kein Kauf und auch kein Werklieferungsvertrag nach $ 651, ſondern 
ein Werkvertrag nach § 631 ſein, fo müſſen ganz beſtimmte Umſtände hierfür vorliegen (RG 
23. 10. 17 VII 178/17), etwa die Maſchinen einem beſtimmten Raum oder Betriebe oder ſonſtigen 
Verhältniſſen beſonders angepaßt werden müſſen (RG 16. 2. 04 IT 318/03). Iſt Gegenſtand die 
Geſamtheit aufeinander abgeſtimmter Maſchinen für eine Fabrikanlage, nicht die unvertretbare 
Einzelſache, fo liegt Kauf vor, der erſt mit Lieferung der letzten Maſchine erfüllt iſt, NG HRR 1935. 
Nr 1301. Der Vertrag über Lieferung von Herden für einen Neubau iſt Kaufvertrag, auch wenn 
die Aufſtellung und Einfügung übernommen wird (Warn 09 Nr 70). Dagegen Verſehen einer 
Wohnung mit Zentralheizungsanlage iſt Werkvertrag (RG 45, 63; RG 14. 1. 19 VII 288/18). 


d) Vom Werklieferungsvertrag ($ 651). Auch dieſem iſt weſentlich die Herſtellungs⸗ 
pflicht, aber aus einem dem Unternehmer gehörigen Stoff, mit dem Kauf hat er aber noch die hin⸗ 
zutretende Pflicht zur Eigentumsverſchaffung gemein. Handelt es ſich um Herſtellung vertret⸗ 
barer Sachen, ſo finden zwar die Vorſchriften über den Kauf Anwendung, der Werklieferungs⸗ 
vertrag iſt aber darum noch kein Kauf, denn der Vertrag enthält die dem Weſen des Kaufes ſonſt 
fremde Verpflichtung zur Herſtellung, auf die auch — entgegen der gem. M. — geklagt 
wer den kann. Die Vorſchriften des Kaufes finden daher nur inſoweit Anwendung, als ſich nicht 
aus der Herſtellungsverpflichtung noch ein Beſonderes und hiervon Abweichendes ergibt und darum 
ergänzende Vorſchriften eintreten. Bei Herſtellung unvertretbarer Sachen tritt dieſe Pflicht 
noch deutlicher hervor. Reiner Kauf iſt dagegen der einer erſt herzuſtellenden, nicht ſchon herge⸗ 
ſtellten Sache, ohne daß die Herſtellung mit übernommen iſt, ſo beim Verkauf einer 
erſt vom Produzenten zu beziehenden Sache, dem reinen Lie ferungskauf (vgl. unter 5b; 
NG Lg 1912, 311). Beim Kauf einer halbfertigen Sache kann als Nebenverpflichtung die Fertig 
ſtellung übernommen werden. Es liegt dann ein mit Werkvertrag gemiſchter Kaufvertrag vor 
(RG 21, 313; 19, 333). So bei dem Verkauf eines gebrauchten Autos mit der Verpflichtung zum 
Umbau RG Gruch 67, 311. Der Kauf eines fertigen Kleidungsſtücks mit der Verpflichtung Heine 
Anderungen vorzunehmen iſt reiner Kauf, auch wenn für die Anderung ein beſonderes Entgelt 
gewährt wird. Der Verkauf eines Grundſtücks, bei dem die Erbauung eines Wohnhauſes bereits 
begonnen war, ſtellt auch dann lediglich einen Kaufvertrag dar, wenn der Verkäufer ſich zur Fertig⸗ 
ſtellung des Hauſes verpflichtet, eine beſondere Vergütung jedoch hierfür nicht ausbedungen wird 
(RG Warn 1910 Nr 236; 1912 Nr 204). Auch der Kauf eines Hauſes auf Abbruch iſt reiner Kauf 
(NG 62, 135). Ebenſo iſt der Kauf einer erſt zu begründenden abſtrakten Forderung, wie er ſich 
beim ſog. Auszahlungsgeſchäft (transfer telegraphique, cable transfer) findet, ein reiner Kauf, 
Ruzek, Die Rechtsnatur des Kaufs einer Auszahlung (1933), 11. Heft der Abhandlungen zum 
bürgerl. Handels- und Arbeitsrecht. Nach RG 107, 136 ſoll hier Geſchäftsbeſorgung nach $ 675 
vorliegen. 

e) Vom Auftrag und der Kommiſſion. Nicht entſcheidend iſt auch hier der Wortlaut. 
Eigenhandel und Kommiſſion gehen überhaupt in einander über, in der Ausdrucksweiſe des 
Kaufmanns wird nicht ſcharf geſchieden (ROHG 20, 314; Warn 1918 Nr 230). Auch Vereinbarung 
von „Proviſion“ ſtatt „Preis“ deutet nicht mit Sicherheit auf Kommiſſion (RG 101, 380). Es 
iſt zuläffig, daß jemand, der wirtſchaftlich bloß Vermittler ift, daher von den Parteien auch als 
ſolcher bezeichnet wird, doch dem Erwerber ſelbſt gegenüber als Verkäufer und Eigenhändler 
auftritt (R& 11. 5. 07 1 520/06). Es iſt auch mit der Natur des Kommiſſionsgeſchäfts anderſeits 
vereinbar, daß derjenige, der die Ware im eigenen Namen für den andern, aber für deſſen Rechnung 
zu vorgeſchriebenem Preiſe einkauft, ſein Entgelt für die Geſchäftsbeſorgung in einem etwa von 
ihm erzielten billigeren Einkaufspreiſe zu finden hat (RG 94, 289). Entſcheidend iſt auch nicht 
unbedingt, wem der wirtſchaftliche Erfolg des Weiterverkaufs zufällt (RG 110, 123). Maßgebend 
iſt dagegen in der Regel, ob feſter Preis vereinbart iſt, der aber nicht in feſten und beſtimmten 
Zahlen ausgedrückt zu ſein braucht, aber immer objektiv feſtſtellbar ſein muß (RG 3, 110; 94 
S. 66, 289; 101, 380); ſodann, ob die Abſicht der Parteien auf bloße Vermittlung oder auf feſten 
Abſchluß gerichtet war. Wird verlangt „möglichſt günſtig“, liegt Auftrag vor (ROßpG 18, 119; 
Rc 3, 110; Warn 1918 Nr 230; OLG 10, 340). Für eine Verkaufskommiſſion ſpricht auch, wenn 
trotz Überſendung die Gefahr beim Geber bleiben ſoll (Seuff a 57, 55). Entſprechendes gilt für 
den gewöhnlichen Auftrag (Seuff A 35, 288). 

f) Vom Vinkulationsgeſchäft. Durch dieſes entſteht ein eigenes vom Kauf 
verſchiedenes Schuldverhältnis, kraft deſſen der Empfänger der Ware dem Hingeber, 
der nicht Verkäufer iſt, zur Zahlung des Preiſes verpflichtet iſt (MG 54, 213; 88, 70; 94, 
94; 99, 20; 101, 320; JW 1921, 679%; C3 1912 Sp 573; 08 Sp 167; OLG 23, 23). 
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Der Vinkulant ift regelmäßig nur Kreditgeber, im übrigen geht das Geſchäft auf Rechnung und 
Gefahr des Verkäufers. Nimmt der Käufer das Angebot an, ſo entſteht ein neuer Vertrag 
zwiſchen ihm und dem Vinkulanten. Derartiges kann übrigens auch außerhalb der typiſchen Ge» 
ſchaftsform des Vinkulationsvertrags vorkommen (R 101, 321). Es liegt eine vom Verkäufer 
ausgehende Doppelanweiſung vor, kraft deren der eine Angetviefene ermächtigt wird, gegen 
Bahtung der Vintulationsſumme, in der Regel ein auf die Ware gegebener Vorſchuß, dem Käufer 
ie Ware auszuhändigen, der andere Angewieſene aber ermächtigt wird, den Preis an den Dispo⸗ 
ſitionsbefugten ſtatt an den Verkäufer Zug um Zug gegen Empfang der Ware zu zahlen. Ent⸗ 
wickelt hat ſich dieſes Geſchäft dadurch, daß zwiſchen den Verkäufer in Galizien, Rußland uſw. 
ſich eine Bank einſchnb, die dem Verkäufer zum Aufkauf der Ware Kredit gab und ſich dafür dieſe 
zu Eigentum übertragen ließ (vgl. auch RG 99, 21). 

8) Vom Darlehen. Erwerb eines Wechſels zwecks Diskontierung iſt Kauf, wenn aber jemand 
einem andern Geld gibt gegen Ausſte llung oder Alze pt eines Wechſels, wird dieſer nicht als Gegen⸗ 
leiſtung übertragen, ſondern zur Sicherung einer ſchon beſtehenden oder zu begründenden Dar- 
lehnsforderung gegeben. Nach RG 21. 9.07 1 68/07 ſoll ein Darlehen und daneben ein Wechſel⸗ 
kauf vorliegen, was abzulehnen iſt. Die Zeichnung von Staatsanleihen iſt Kauf von Wertpapieren. 

h) Von der Zahlung einer Schuld eines Dritten als Intervenient, wie bei der 
Einlöſung von Zinsſcheinen durch den Bankier, ſofern die Einlöſungspflicht übernommen iſt. 
Es kann aber auch Kauf der Zinsſcheine vorliegen (ZHN 23, 509). 

i) Von der Verpfändung, mit der ſich namentlich der 
ING 43, 394; SeuffA 58, 237; 62, 6), der regelmäßig kein Scheingeſchäft ift (Seuffel 62, 6). 

k) Vom Miete- und Pachtvertrag. Dieſer l 


andern die Einräumung von ſchuldrechtlichen Befugniſſen zum Abbau und zur Gewinnung von 
Torf, Kohlen, Kies oder anderen Mineralien auf einem 


‚ot ierin noch nicht die Ein⸗ 

räumung des Pachtbeſitzes am Grundſtück (dic JW 1919, 3790). Bei Pacht erwirbt der Berechtigte 

die Früchte unmittelbar nach § 953, bei Kauf ift noch ihre Übereignung e Pach 

iſt dem Berechtigten Beſitz an der nutzbaren Sache ſelbſt einzuräumen ($$ 581, 536), beim Kauf 
) 


I) Vom Geſellſchaftsvertrag, bei dem die Verfolgung eines gemeinſchaftlichen Zweckes 
weſentlich iſt (MG Gruch 51, 956). Daß der Vorteil bei beiden Teilen Hand in Hand 
noch nicht aus (RG ZW 07, 1035). So it das Conto-a-metä-Ge ſchäft ein A 
Namen, wenn ſchon auf gemeinſame Rechnung. Die Beteiligung des andern tritt aber nicht 
hervor (NG Warn 1916 Nr 209; JW 05, 71910). 


n) Vom Difſerenzgeſchäft nach $ 764. Auch hier find gültige Sicherungs- und Deckungs⸗ 
geſchäfte möglich (R 


0) Keine Verkäufe, ſondern öffentliche Ausſpielun 


gen nach StGB 8 286 find der 
ch be reeb in Form des Gella⸗, Hydra- oder Sch 


neeballenſyſtems oder ähnlichen 


0 
Von der Leihe. Vgl. jedoch bezüglich des Möbelleihgeſchäfts unten unter 5. 
q) Vom Börſentermingeſchäft in Waren im Gegenſatz zum handelsrechtlichen Liefe- 
rungsgeſchäft (NG 101, 361; 107, 22). Börſentermingeſchäfte und Kaſſageſchäfte ſind allerdings 
an ſich wirkliche Kauf eſchäfte, deren Rechtsnatur dur den Beweggrund der Vertragſchließenden 
nicht geändert wird. Es kann aber möglicherweiſe nur die Form des Kaufs gewählt ſein, während 
U Vertrags tatjächlich der Preisunterſchied iſt, alſo ein Spielgeſchäft vorliegt, 
7) Vom Auszahlungsgeſchäft im Bankverkehr, wenn die Auszahlung an einem auslän⸗ 
diſchen Ort erfolgen ſoll (RG 107, 136). Die Rückerſtattung der Spareinlage zufolge Auf- 
hebung des Sparvertrags wirb zuweilen fälſchlich Rückkauf genannt, Vo des Reichs täf. über 
Maßnahmen auf dem Gebiete der Rechtspfl. u. Verw. v. 14. 6. 32 (Rc J, 285). N 147, 32. 
s) Die Einholung einer Abſatzerlaubnis bei einer Reichsſtelle iſt kein Hau oder Verkauf. 
Münch, Wirtſch. Selbſtverwall. S. 100. Fate Becktuf 


t) Die Enteignung iſt kein Kauf, RG Recht 1917 Nr. 30. 
2* 
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u) Ein Vertrag eigner Art iſt auch ein Lizenzvertrag, RG 57, 39; 78, 365; 111, 52; 115, 19; 
118, 290. 

v) Die Benutzung einer Grabſtelle auf einem Friedhof beruht auf der Eigenſchaft des Fried⸗ 
hofs 55 einer öffentlichen Anſtalt und wird von öffentlichem Recht der Friedhofsordnung geregelt, 
RG 157, 246. 

V. Arten des Kaufes. Nicht unterſchieden wird zwiſchen den Kaufgeſchäften des Alltags im 
Kleinhandel und den Geſchäften des Großhandels. Eine verſchiedene Regelung wird für die Zur 
kunft mit Recht gewünſcht. Auf den Handelskauf findet 8 433 Anwendung, ſoweit nicht HG 
8 373 beſondere Vorſchriften trifft. Der Handelskauf iſt ein Handelsgeſchäft des Kaufmanns über 
Waren und Wertpapiere, HG 88 1, 343 Abſ 1, 4, 5; 8$ 345, 381; RG 130, 88, nicht Grund⸗ 
ſtücke und Briefhypothek oder ſonſtige verbriefte Forderungen, RG 26, 45. Die Vorſchriften finden 
auch auf Handelswerklieferungsverträge Anwendung. Auch der Viehkauf kann Handels⸗ 
kauf fein. Dann findet HGB 8 373 Anwendung, nicht aber HB 88 377, 378, 382. Für den Über- 
ſeekauf kommen beſonders die Welthandelsbräuche in Betracht. Hierüber Großmann⸗Doerth, 
Das Recht des Überſeekaufs Bd. 1 (1938). Vom BGB beſonders geregelt ſind der Kauf nach 
Probe (9494), Kauf auf Probe (§ 495), Wiederkauf (8 497), Vorkauf ($$ 504 ff. und $$ 1094 
ff.), der Gattungskauf (8480), Viehkauf(§481), der Kauf mit Eigentums vorbehalt (9455), 
der Erbſchaftskauf ( 23712385). Vom HGB $ 375 geregelt iſt der ſog. Spezifikations⸗ 
kauf, beſonders in der Eiſen⸗ und Textilinduſtrie, ſowie im Holz⸗, Papier⸗ und Briketthandel. 
Bei dem Spezifikationskauf fehlt es noch an genauer Beſtimmung des Leiſtungsinhalts, nicht 
zu verwechſeln mit dem „Kauf auf Abruf“, wo nur die Leiſtungszeit noch beſtimmt wird, immer 
aber iſt jedenfalls die Vereinbarung eines beſtimmten Grundſtoffs erforderlich. NG 88, 177; 94, 47. 
Er iſt ein feſtabgeſchloſſener Kaufvertrag. Das Abzahlungsgeſchäft wird vom RGeſ. v. 16. 5. 94 
geregelt (RG Bl 450). Näheres bei Schubert, Deutſches Kaufrecht (1937) S. 139ff.; Criſolli, 
Abzahlungsgeſchäfte. Die Regelung des Geſetzes ift nicht vollſtändig, es will nur die Vertrags⸗ 
freiheit zugunſten des ſchwächeren Käufers einſchränken. Es bezieht ſich nur auf den Kauf beweg⸗ 
licher Sachen, § 1, worunter auch Sachgeſamtheiten gehören, NG 53, 320; 144, 64. Die Sachen 
müſſen übergeben fein, BGB 89 930, 931 genügen nicht. Der Kaufpreis muß in Teilzahlungen 
vereinbart fein, kann auch durch Wechſel erfolgen, Reh Recht 1932 Nr 508. Dem Schutzzweck 
des Käufers dienen: das Verbot, beſtimmte Gegenſtäude auf Abzahlung zu verkaufen, wie 
Lotterieloſe, Inhaberpapiere mit Prämien, Gef v. 8. 6. 1871 (RG Bl 210), Bezugs oder Anteil- 
ſcheine hierzu, und der Verwirkungsklauſel nach 69 1—3 u. 5; die Milderung der Verfallklauſel 
und von Strafabreden, § 4. Das Rücktrittsrecht des Verkäufers muß beſonders vereinbart ſein 
und ihm wegen Nichterfüllung der Pflichten des Käufers geſeßzlich zuftehen, $ 326. Der Rücktritt 
löſt den Vertrag rückwirkend auf, ſo daß ſich beide Perſonen die erhaltenen Leiſtungen zurück⸗ 
zugeben haben, § 1; entgegenſtehende Abreden find nichtig. Auch verſteckte Abzahlungs⸗ 
geſchäfte fallen nach $ 6 unter die Vorſchriften des Geſetzes, beſonders erwähnt iſt der Miet⸗ 
vertrag. Keine Anwendung findet das Abzahlungsgeſchäft, wenn der Empfänger der Ware ein 
Kaufmann ift, worüber allein die Eintragung im Handeisregiſter entſcheidet. Über Werterſatz 
bei Gebrauchsüberlaſſung R& 138, 28; 152, 283; Münzel JW 1936, 158. — Vgl. ferner Gew 
§ 56a Nr. 4. Den Abzahlungsgeſchäften find die Möbelleihverträge gleichgeſtellt. Entſprechend 
find deſſen Vorſchriften zuweilen auf andere ähnliche Teilzahlungsgeſchäfte anzuwenden, nament⸗ 
lich auf Abſatzfinanzierungsgeſchäfte und Kundenfinanzierungsgeſchäfte. Hierüber 
Näheres RG HRR 1933 Nr 1309; ferner RG 128, 254; 131, 213; 143, 16. Für die Anordnung 
freihändigen Verkaufs oder Verſteigerung einer gepfändeten Forderung gelten die Vorſchriften 
des Kaufs (RG 29. 5. 07 1 456/06). Der Kauf von „Holz auf dem Stamme“ kann nicht durch Ein⸗ 
tragung eines Abholzungsrechts dinglich geſchützt werden (RG 60, 317). Der Kaufvertrag kann 
auch mit einem Vertrage anderer Art verbunden werden. So z. B. bei Veräußerungen über 
den Vertrieb von Filmen, bei denen die Veräußerung der Filmkopie als körperliche Sache mit 
einem Lizenzvertrag verbunden fein kann, RG 118, 290; fo mit Mietvertrag, Rc 121, 144. Sit 
mit dem Kaufvertrag ein Vertrag über den Alleinvertrieb verbunden, ſo kann bei Vorliegen 
eines wichtigen Grundes der ganze Vertrag aufgehoben werden, RG III 595/08 16. 11. 09. Wird 
nach BO freihändiger Verkauf oder Verſteigerung angeordnet, ſo gelten im allgemeinen die 
Grundſätze über den Kauf. RG I 456/06 29. 5. 07. g 
5 ae find noch hervorzuheben der einer beſonderen geſetzlichen Regelung ent- 

ehrende 

a) Kauf zur Probe. Das alte HGB Art 341 beftimmte: „Ein Kauf zur Probe iſt ein un⸗ 
bedingter Kauf unter Hervorhebung des Beweggrunds.“ Er enthält jedoch häufig mehr: der 
Verkäufer verpflichtet ſich zugleich zu einer beſonderen Nebenleiſtung, nämlich dem Käufer die 
Gelegenheit zur Erprobung auf beſtimmte und als ungewiß behandelte Eigenſchaften 
zu gewähren. Er hat daher den Probegegenſtand nicht nur frei von Rechten Dritter zu verſchaffen, 
ſondern alle Maßnahmen zu treffen, die die Erprobung für den Käufer ermöglichen. Im Sprach⸗ 
ee werden häufig Kauf „zur Probe“ und „auf Probe“ miteinander verwechſelt (ROHG 
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händleriſches Bedingungsgeſchäft (1935). p 
6) 25 ee vom Werklieferungsvertrag zu unterſcheiden. Er hat 


für jede Rate eine abgeſonderte 
Teilleiſtung, die in Hinblick auf das 


notwendig ein Sukzeſſiolieſerungsvertrag (RG Recht 09 Nr 29 
Beſtimmtheit die Beſtimmbarkeit, „Lauf nach Bedarf“. 
dann bei völliger Unbeſtimmbarkeit nur noch ein Vorvertrag anzunehmen ist, iſt ſtuſſig. So 
kann die Biermenge durch den objektiv feftitelfharen Be darf des Wirtes genügend beſtimmbar 
ſein. Iſt ſie dagegen der bloßen Willkür des Wirtes überlaffen, li i 


ı Mi ] i e der Lieferung in den einzelnen Zeitabſchnitten, 
aber häufig nicht deren Zeitpunkt beſtimmbar. Übernimmt nur 


e) Bezugsvertrag iſt ein dem Sulzeſſiwlieferungsvertrag ähnlicher Vertrag, der ſich von 
dieſem aber dadurch unterſcheidet, daß der Käufer ſeinen ganzen, im einzelnen letzt noch nicht 
feſtſtellbaren Bedarf oder die geſamte Produktion des Lieferers kauft. Immerhin iſt die Waren⸗ 
menge dann künftig feſtſtellbar. Der Bierlieferungsvertrag iſt ein Beiſpiel für die Be⸗ 
ſtimmung nach dem ee Bedarf. Verbunden damit iſt dann die Verpflichtung des Beziehers, 
keine andere Ware gleicher Art von dritter Seite zu beziehen. Für Bayern vol. hierzu AG. BG 
Art 13, 14. Hierzu die Anordnungen der Hauptvereinigung der Deutſchen Brauwirtſchaft über 
Regelung des Wettbewerbs der Brauereien und Biergroßverteiler v. 25. 10. 35 (RNVBl S. 669) 
u. 28. 1. 36 (RRVBl S. 45). Zum Weſen des Bierbezugsvertrags gehört es nicht, daß ein damit 
verbundenes Darlehen im Gaſtwirtſchaftsbetrieb ſelbſt Verwendung findet, RG VII 139/29 8, 11. 
29. Bei den Produktionsabnahmeverträgen darf der Verkäufer an niemand anderen als den Be⸗ 
zieher liefern (NOHG 19, 331: N 78, 14. 385; 23 07 Sp 428; OL 13, 410; Waſſerverſorgungs⸗ 
vertrag (SeuffA 75, 7). Über ſog. Wiederkehrſchuldverhältniſſe bei Kraſtverſorgung Herſ chel 
in JW 1986, 633; 17, 386; Gaslieferungsvertrag (Witthof, Dig 1903, 149); Elektrizitäts- 
lieferungsvertrag, Ges 1 Förderung der Energiewirtſchaft v. 13. 12. 35 (RG Bl I, 1451). 

) Hand- oder Realkauf. Hierzu Verſendungskauf. 

50 Vinkulationskauf. 

) Sicherungskauf. Er ift ein wirklicher Kauf mit Rückkaufsrecht oder Rückkaufspflicht. 

i) Hoffnungskauf. 

4) Kauf in Bauſch und Bogen. 

I) Kreditkauf und Vorzahlungskauf. 

m) Kauf auf Abruf. 
n) Deckungskauf. Über Grundſätze, namentlich RG HAAR 1933 Nr 476. 
00 Sizfandelstäufe als Abart des Fixgeſchäfts nach $ 309 i. S. von HG $ 376, Durch die 
Nichterfüllung am Stichtage iſt das Recht des Gläubigers zur 
des Schuldners, $ 61, Kc 108, 159, gegen das Recht auf Schabenserſatz, wenn die Mare erheb⸗ 
lichen Preisſchwankungen unterliegt, RG 96, 256. Nach Schweiz. OR ift 


auf mit facultas alternativa des Käufers als Gläubiger. h 
hierzu die eingehende Studie von Nlebow, Rechtswiſſ. Studien, Sees (1994). iger. Vgl 
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q) Akkreditiv iſt Auftrag des Käufers an eine vom Verkäufer beſtimmte Bank, dem Verkäufer 
gegen Aushändigung beſtimmter Dokumente eine Zahlung zu leiſten. Reichardt, Ztſchr. f. geſ. 
Handelsr. 88 (1924) S. 1ff. 

1) Kauf unter Vorbehalt eines beſſeren Käufers (in diem addietio). Urſprünglich im Entwurf I 
berückſichtigt. a 

8) Kauf unter Vorbehalt des Rücktritts für den Fall nicht rechtzeitiger Entrichtung des Kauf⸗ 
preiſes (lex commissoria; RG 54, 340). Bei Prämienkauf RG 136, 107. 

t) Wahlkauf, $ 264, RG 129, 143. 

u) Das Abladegeſchäft. Über das vielſeitige Anwendungsgebiet dieſes Kaufvertrages ein⸗ 
gehend Haage, Das Abladegeſchäft (1933). 

v) Diskontierung von Wechſeln iſt in der Regel ein Kauf, RG IV 37/29 5. 12. 29. 

w) Das Ankaufsrecht. NG 158, 355. . 

x) Automatenverkauf. Gef über den Verkauf von Waren aus Automaten v. 6. 7. 34 
(RGBl I, 585) u. Ausf VO v. 14. 8. 34 (RGBl I, 814). 

Y) Kauf nach Gewicht, HGB $ 380 Abs 1: Gewicht der Verpackung (Taragewicht) kommt in 
(00 Hal nicht vereinbart „brutto für netto”. § 380 Abſ 2 Vergütung für ſchadhafte Teile 
(Restaktik). 

2) Spezifikationskauf, HGB 8 375. Der Käufer muß die Spezifikation ſofort vornehmen, 
BGB 8 271. Nimmt der Käufer die Spezifikation nicht vor, kann fie der Verkäufer vornehmen, 
5G § 375 Abſ 2, oder den Käufer wegen Schuldnerverzugs in Anſpruch nehmen, BGB $ 326. 
RG 43, 104. Treu und Glauben erfordern, daß der Käufer die Spezifikation unter Beachtung 
von $$ 157, 242 und 226 vornimmt. 

VI. Gegenſtand des Kaufvertrags iſt alles, was in Umtauſch gegen Geld gegeben werden 
kann. Dies iſt nicht der Fall, wenn ſie vom Reichsverkehr ausgeſchloſſen ſind, ſo der menſchliche 
Körper und ſeine Teile. Ausgeſchloſſen iſt auch oft Familiengut, Eingebrachtes, Sammlungen, 
Büchereien, geſchichtlich wertvolle Kunſtgegenſtände. Wenn das BGB nur Sachen und Rechte 
erwähnt, ſo hat es dadurch den Umſatz von Dingen, die wie wirtſchaftliche als ſelbſtändige Sub⸗ 
ſtrate und Gegenſtände des Umtauſchs behandelt werden, von der gleichartigen Regelung nicht aus- 
ſchließen wollen. Hierfür ſpricht ſchon, daß es den Erbſchaftskauf nach $ 2371 als Kauf anerkennt. 
Das erhellt ferner aus Prot 2, 51, wo anerkannt wird, „daß auch all die Werte als Sachen und 
Rechte Gegenſtand des Kaufes ſein können (insbeſondere der Verkauf eines Geheimniſſes, einer 
Kundſchaft, die Gewinnchance bei der emtio spei)“. In derartigen Fällen ſind daher die Beſtim⸗ 
in Kauf gleichfalls anzuwenden, nach RG 63, 59; 67, 86, 386 entſprechend, nach Gierke 
unmittelbar. 

a) Sachen find körperliche Gegenſtände beweglicher und unbeweglicher Art nach $ 90, ein- 
ſchließlich ihrer Beſtandteile ($ 93) und im Zweifel ihres Zubehörs (§ 314). Eine Filmkopie iſt eine 
körperliche Sache, mit deren Veräußerung die des Vorführungsrechts verbunden iſt, RG JW 1928, 
356. Auch Waſſer (RG St 14, 121), Dampf (RGSt 44, 335) und Gas (ROSE 11, 117) find Sachen, 
nicht „Kräfte“ wie Elektrizität. Dieſe elektriſchen Kräfte ſind aber als Rechtsgegenſtand gleich⸗ 
wertig neben die körperliche Sache getreten und werden als Gegenſtand eines Kaufvertrags auch 
vom Geſetz behandelt, $ 7 des Gef zur Förderung der Energiewirtſchaft v. 13. 12. 35 (RGBl J, 
1451). Lift, Energierecht (1938) S. 8. Leiſtung von Strom mit zu geringer Ampermenge iſt nach 
den Regeln über Sachmängel zu beurteilen, R VII 534/29 28. 4. 30. Wie Verträge über Elek⸗ 
trizität ſind auch Verträge über Lieferung von Wärme zu beurteilen. Bei dieſen Lieferungsver⸗ 
trägen ſteht der Beurteilung als Kaufverträge der Umſtand nicht entgegen, daß häufig der Ab⸗ 
nehmer nicht zur Abnahme verpflichtet iſt. Vgl. auch VO des Reichskommiſſars für Elektrizität 
und Gas v. 26. 7. 17 nebſt Ausführungsbeſtimmungen. Auch RG JW 1930, 19241 beurteilt fie als 
Kauf beweglicher Sachen, ſie ſei zwar keine Sache, aber wie eine Sache zu behandeln. Ebenſo 
N 56, 404; 67, 232; 86, 13. Daher wendet es auch $ 477 an. Werkpapiere, Kuxe (R 54, 351) 
find Gegenſtände eines Sach- und Rechtskaufs gleichzeitig. Ebenſo Wechſel beim Diskontierungs⸗ 
geſchäft. RG 109, 297. Dieſes iſt in der Regel Kauf eines noch nicht fälligen Wechſels gegen ein 
Entgelt, das durch die um den Zwiſchenzins nebſt einer Proviſion gekürzte Wechſelſumme beſtimmt 
wird (RG 93, 23). Vgl. auch zu 3 h. Geld iſt als ſolches Mittel, nicht Gegenſtand des Güterum⸗ 
ſatzes, es können aber Geldſtücke und Geldſorten auch Gegenſtände des Kaufes ſein (Jubiläums⸗ 
münzen, Sterbetaler, ausländiſches Geld, RG 38, 2; 15, 44). Über Geldwechſeln vgl. zu 3 b. Auch 
Sachgeſamtheiten können Gegenſtand eines einheitlichen Kaufes ſein, wie Inventar eines Ge⸗ 
ſchäfts, eines Gaſthofs (ROß 21, 204), insbeſondere bei, Kauf in Bauſch und Bogen“ („en bloc“). 
Ein Zeitungsbezugsverkrag iſt ein Kaufvertrag, RG 148, 158; JW 1935, 2891. A. M. Weis⸗ 
becker LZ 1920 S. 325. Die Beſtimmung der Sache als Kaufgegenſtand erfolgt derart, daß nur 
mit dem Einzelgegenſtand und nicht mit einem andern erfüllt werden kann (RG 70, 423), Spezies ⸗ 
kauf, oder ſo, daß alle Sachen gleicher Gattung zur Erfüllung der Verpflichtung geeignet ſind, 
Gattungskauf (8 243, 480). Dazwiſchen ſteht der beſchränkte Gattungskauf Milch aus 
beſtimmtem Gut, Zinn von Inſel Banga), ZW OL, 209, und der Ausſcheidungskauf: aus einem 
ſpeziell beſtimmten größeren Ganzen wird ein durch Meſſen, Wägen oder Zählen beſtimmbarer 
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Sobald die Tonnen gefördert ſind, treten ſie als der von vornherein vorgeſtellte Kaufgegenſtand 
in die Erſcheinung, ohne daß es noch einer Ausſcheidung bedürfte (RG 92, 371). Der Verkauf einer 


anſpruch, iſt in der Regel kein Hoffnungskauf anzunehmen. — 8) Die Sache b 
käufer nicht zu gehören, die ihm obliegende Be spflicht kann e 


remde Eigentum beſeitigt, dazu bedarf es 


die Geſamtheit aufeinander abgeſtimmter Maſchinen für eine Fabrikanlage ſein. Der Kaufvertrag 
iſt dann mit Lieferung der letzten Maſchine erfüllt, RG HRR 1935 Nr 1301. 

b) Rechte im weiteſten Sinn, hierunter fallen namentlich auch Forderungen. Ferner Grh- 
baurechte, alle Rechte auf Nutzungen, auch wenn ſie nur ihrer Ausübung nach übertragbar ſind, 
ſo der Erwerb von Grabſtellenbenutzung, gewerbliche Gerechtigkeiten (Apotheker, Schank 


Gegenſtand der Übertragung iſt, nicht bloß die gewerbliche Ausnutzung gewährt wiro (JW 07, 
13607 Die Patenturkunde iſt nur Beweisurkunde. Die Übertragung eines gewerblichen Sch tz 
rechts ergreift nicht die perſönlichkeitsrechtlichen Befugnil 9, 
tt» 

die Anw artſchaft iſt eine 
Rechtsſtellung, die Gegenſtand eines Kaufs ſein kann, ſo bei Vorbehaltskäufen. Letzgus, Die 
Anwartſchaft des Käufers unter Eigentumsvorbehalt (1938). Der Rechtskauf hat zum Teil eine 


f behandelt den Sachkauf und den Rechts 
kauf als zwei geſonderte Arten des Kaufes, für die es zum Teil beſondere Vorſchriften gibt (RG 


c) Wirtſchaftliche und rechtliche Lagen und Zuſtände ſowie imm 
ſofern fie einer Überleitung vom Verkäufer auf den Käufer, alſo eines Umſatzes, fähig find. Mit 
Unrecht deren Eigenſchaft als Kaufſache beſtritten. Das Geſetz ſelbſt hebt den E 
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ſtrate einer gewerblichen Tätigkeit, als „Betriebe“ (RG 63, 57; 68, 54), ſo z. B. ein Penſionat 
(RG 67,86), Zeitungsunternehmen (RG 70, 220; 133, 115), eine ärztliche Praxis (RG 66, 39; 
115,173; HRR 1932 Nr 1553). Vgl. hierzu unter 1. Bei dieſen iſt zu unterſcheiden, ob Gegenſtand 
des Kaufes iſt das im Geſchäft ſteckende Betriebsvermögen allein (Grundſtücke, Kapitalien, 
Warenvorräte, Inventar) oder das Unternehmen als immaterielles, durch Arbeit ge⸗ 
ſchaffenes Gut, als organiſierter Betrieb, zu dem als Beſtandteile gehören Firma, Waren⸗ 
zeichen und andere gewerbliche Schutzrechte, wie z. B. auch eine beſtehende Wettbewerbsklauſel 
(RG 102, 129; 133, 115), geſchäftlicher Ruf, Kundſchaft, Geſchäfts und Betriebsgeheimniſſe uſw. 
(RG 70, 22; 68, 53). Das Unternehmen und das Geſchäftsvermögen können je ſelbſtändig ver⸗ 
äußert werden (RG 70, 224; 68, 49; 82, 155; RGSt 28, 277), ebenſogut aber als ein zu⸗ 
ſammengehöriges Ganzes (RG 78, 270). Veräußert ein Einzelkaufmann ſein Unternehmen an 
einen andern und iſt dieſes ſein geſamtes Vermögen, ſo kann zwiſchen dem Veräußerer und Er⸗ 
werber nicht die Haftung nach HGB § 25 gegenüber den Gläubigern ausgeſchloſſen werden. RG 
138, 354. Auch bei einer G. m. b. H. iſt zwiſchen den einzelnen Geſchäftsanteilen und dem Ge⸗ 
ſchäftsvermögen als Objekt der in jenen enthaltenen rechtlichen Verfügungsmacht zu unterſcheiden, 
es können daher als Kaufgegenſtand nicht nur die einzelnen Geſchäftsteile, ſondern auch das 
Geſchäftsunternehmen in Betracht kommen, worauf dann die Grundſätze von § 459 Anwendung 
finden (RG 98, 289). Nach der Auffaſſung des Verkehrs wird aber regelmäßig ein Verkauf 
ſämtlicher Geſchäftsanteile einer G. m. b. H. als eine Veräußerung des Unternehmens ſelbſt 
angeſehen. Dem Erwerber ſoll tatſächlich die gleiche Stellung eingeräumt werden, wie wenn 
er das Unternehmen gekauft hätte, RG 120, 287. Vgl. A 2 zu § 437. Etwas anderes iſt auch 
nicht in RG 86, 147 ausgeſprochen. Auch beſondere kaufmänniſche und gewerbliche Kennt- 
niſſe und Gedanken können als immaterielle Güter übertragen werden, a. M. RG Gruch 
58, 655, wie (unpatentierte) Erfindungen, Fabrikations- und Geſchäftsgeheimniſſe, Rezepte 
(Od 28, 106); ihre Veräußerung iſt ein Kauf, RG JW 1907, 136; a. M. RG 82, 155. Der Ge⸗ 
danke muß ſich freilich mit feſtem Inhalt gefüllt haben, nicht bloß unbeſtimmte vage Pläne enthalten 
(Gruch 58, 655; Recht 1913 Nr 3227). Eine andere Frage iſt dagegen, inwieweit die Gewähr⸗ 
leiſtungsanſprüche entſprechende Anwendung finden (vgl. hierzu bei $ 459 und RG ZW 1914, 
6742). Die „Kundſchaft“ als ſolche ijt allerdings kein Gegenſtand, der übertragen werden könnte, 
wohl aber die gewerbliche Stellung, die jemand einnimmt und an die ſich natürliche Bezie⸗ 
hungen zu dem Kundenkreis knüpfen. Dieſe Stellung kann aufgegeben und einem andern ein⸗ 
geräumt werden, was einer Übertragung wirtſchaftlich gleichkommt (RG 95, 57; JW 05, 3897). 
Die gewerbliche Stellung iſt im gewerblichen Unternehmen verkörpert und lokaliſiert und wird 
daher gleichzeitig in der Regel mit dieſem übertragen (NG 63, 57; 67, 86; 69, 429; Gruch 51, 901). 
Arbeit und Dienſte ſind natürlich nicht Gegenſtand des Kaufvertrags. Im übrigen aber vgl. 
8445. Über Verkauf einer Rechtsanwaltpraxis, Arztepraxis und Tierärztepraxis jetzt Reichsärzte⸗ 
ordnung v. 13. 12. 35, Reichstierarzteordnung 3. 4. 36, Reichsrechtsanwaltsordnung 21. 2. 36. 
Neubert, Rechtsanwaltsordn. S. 150 Nr 62. N 153, 280, 294. 

Was von künftig erſt entſtehenden und dem Verkäufer nicht gehörigen Sachen unter a geſagt 
iſt, gilt gleichermaßen auch für die unter b und o genannten Kaufgegenſtände. Auch ein exit 
zu begründendes abſolutes Recht, wie die Gutſchrift in einem Girokonto einer Bank, kann 
Gegenſtand eines Kaufes fein, z. B. beim Kauf einer Auszahlung. Beim Auszahlungsgeſchäft 
iſt Kaufgegeſtand eine erſt zu begründende abſtrakte Forderung ausländiſcher Währung gegen 
eine Bank (die Auszahlung). Vgl. Bek über den Handel mit ausländiſchen Zahlungsmitteln 
20. 1. 16 (RG Bl 49), Bek über den Zahlungsverkehr mit dem Auslande 8. 2. 17 (RG Bl 105), 
Zweite VO über Maßnahmen gegen die Kapitalflucht 14. 1. 20 (RG Bl 50), Deviſenhan⸗ 
delsgeſ 3. 2. 22 (RG Bl 195), Börſengeſ 23. 12. 20 (RGBl 2317). 

d) Waren im engeren Sinne des Handelsrechts als Gegenſtände des Handelskaufs 
find nur bewegliche körperliche Sachen (HGB 8 1 Abſ 2 Nr 1), denen die Wertpapiere 
ausdrücklich an die Seite geſtellt werden, alſo namentlich nicht Grundſtücke. HGB $$ 373ff. haben 
nur dieſe im Auge (RG 26, 43). Das BGB kennt den Begriff der Ware nicht. 

e) Die Verpackung („Tara“) iſt im Zweifel nicht Gegenſtand des Kaufes (NDHG 13, 167; 
OLG 14, 381). Dies gilt auch für Säcke. 5 A“ 

VII. Der Preis muß in Geld beftehen. Über Vereinbarung in ausländiſcher Währung 
nach $ 244 Abſ 1 RG 107, 110. Entw ! enthielt noch folgende Vorſchrift: „Der Kaufpreis muß 
in Geld beftehen; neben dem in Geld feſtgeſetzten Kaufpreiſe können Leiſtungen anderer Art 
bedungen, z. B. daß der Käufer ſeinen Bedarf nur beim Verkäufer deckt (RG JW 1907, 103), 
auch kann vereinbart werden, daß ſolche Leiſtungen zu einem beſtimmten Geldanſchlage an 
die Stelle des Kaufpreiſes treten ſollen.“ Sie iſt in der 2. Leſung weggefallen. Der Satz gilt 
jedoch als ſelbſtverſtändlicher Rechtsſatz, die Abrede macht das Geſchäft nicht zum Tauſch. Daß 
aber Geld unter Kaufpreis verſtanden wird, folgt ſchon aus dem Ausdruck „zahlen“. Vgl. aber 
89 473, 507. Hieraus erhellt, daß die Vereinbarung von Nebenleiftungen anderer Art 
noch nicht notwendig die Natur des Geſchafts als Kauf ändert. Geld können ſein die Währungs⸗ 
münzen und die mit Annahmezwang verſehenen Banknoten, ebenſo andere Münzen und Scheine, 
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kontierenden Verkäufers ausgeſchloſſen iſt, gilt der Kaufpreis für an: (RG 12. 3. 26 VI 
525/25; M& 109, 35). Auch Geſtattung der Abarbeitung des Preiſes beläßt es bei Kaufvertrag 
(Seuffa 59, 56). Der Preis muß beſtimmt oder wenigſtens beſtimmbar fein ($ 315). Be⸗ 
ſtimmbar ift er auch, wenn er 3. B. nach einer beſtimmten Quote der Einnahmen des 
verkauften Geſchäfts während einer beſtimmten Zeitdauer be i ü 


7 richtet ſich nach Treu und Glauben im 
Einzelfall (RG 95, 37). Die Preis beſtimmung erfolgt 
a) als feſter Preis bei Vereinbarung. Dieſer kann bere 


0 der hen vorliegt, iſt Auslegungsfrage. Fehler in der Preisberechnung (Kalkulation) find 
D 


15 V r gen verlangen (Och 20, 167). „Netto ab hier“ bedeutet den Abzug aller Speſen 
MOHG 8, 


und Berechnung 
des Preiſes ſo, als wäre Verpackung Ware. — Vgl. HGB 8 380. 


{ ! . ung eines angemeſſenen 
Preiſes (RGSt 51, 259; 52, 30). Soll der Preis nach künftiger ſchwankender Marktlage beſtimmt 
werden und iſt ein Höchſt⸗ oder Mindeſtpreis feſtgeſetzt worden, dann hat die Abrede den Zweck, 
das Geſchäftsriſiko der Parteien zu begrenzen (RG 94, 339). Der B örſenpreis iſt eine Unterart 
vom Marktpreiſe, der in der Regel, aber nicht notwendig durch amtliche Ermittlung (Kursmäller) 
feſtgeſtellt wird. Bei Wertpapieren wird der Börſenpreis im „Kurs“ ausgedrückt, ſofern ſich dieſer 
nicht nur auf Angebot (B = Brief) oder Nachfrage (G = Geld), ſondern den wirklich ſtattgehabten 
Umſatz bezieht („bez.“). 
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c) Der laufende oder ortsübliche Preis des HGB ds 385, 373 Abſ 2 iſt im Gegenſatz 
zum Marktpreis der jeweilige Durchſchnittspreis an einem beſtimmten Ort zu einer beſtimmten 
Zeit. Der „bei Lieferung gültige Preis“ iſt der zur Zeit der Verſandbereitſchaft gültige 
Preis, nicht notwendig der zur wirklichen Abſendungszeit geltende, wenn dieſe durch Transport⸗ 
ſchwierigkeiten uſw. verzögert wurde. 

d) Der Ladenpreis oder kundenübliche Preis iſt im Zweifel der beſondere Preis 
des beſtimmten Einzelladens, in dem die Ware feilgeboten wird, der Preis, den auch andere 
Kunden des Verkäufers zahlen (JW 05, 4361), nicht der allgemeine in den Läden des Ortes 
ſonſt übliche. Das ſchließt nicht aus, daß abnorme Abweichungen von den ſonſt in den Läden 
55 Ortes üblichen Preiſen die Anfechtung wegen Irrtums, argliſtiger Täuſchung uſw. begründen 
önnen. 

e) Der angemeſſene Preis bei Waren ohne Markt⸗ oder Ladenpreis wird nach BGB 
88 315ff. beſtimmt. Über einſeitige Preisfeſtſetzungen durch Intereſſengruppen R JW 
1927, 11435, Vgl. auch RG 99, 105 und SeuffA 60, 89; 88 315—399. Nach $ 316 gilt die Ver⸗ 
einbarung als zugunſten des Verkäufers getroffen. Die Beweislaſt der Angemeſſenheit trifft den 
Verkäufer (RG 57, 49). Bei Markenartikeln wird durch ein Reversſyſtem eine Preisbindung 
des Händlers in zweiter Hand herbeigeführt. Dies verſtößt an ſich nicht gegen die guten Sitten; 
NG in JW 1937, 265315; NG 133, 336; 151, 245; aber 136, 73. . 

f) Geſetzliche Normierung des angemeſſenen Preiſes findet ſtatt in den behördlichen 
Preistaxen (RGewd $ 80 Abſ 1, z. B. für Apothekerwaren) und den damit weſensverwandten 
Höchſtpreiſen und Richtpreiſen (BVO v. 11. 11. 15 und v. 8. 5. 18). Davon zu unter- 
ſcheiden find die Selbſttaxen, zu deren Aufſtellung einzelne Gewerbetreibende verpflichtet 
find (RGewO 88 73— 75, z. B. Bäcker, Gaſtwirte). Die Vereinbarung eines niedrigeren Preiſes 
ift bei beiden Arten zuläſſig, die Vereinbarung eines höheren nichtig (RGhewO $ 79). 

g) Wenn der Preis mit „zirka“, „etwa“, „gegen“ und ähnlichen Ausdrücken een 
wird, iſt in der Regel anzunehmen, daß die Grenze der Angemeſſenheit den Anſatz nicht nach 
oben und unten weſentlich überſteigen darf, aber doch auch preismindernde Umſtände zu berück 
ſichtigen find. Im Einzelfall kann die Beſtimmung auch beſagen, daß der Anſatz als Mindeſtpreis 
immer gefordert werden, nötigenfalls aber ein mäßiger Zuſchlag gemacht werden kann. 

h) „Preis freibleibend“. Die Unbeſtimmtheit der Preisabrede tut der bindenden Kraft 
des Vertrags und dem unveränderten Feſthalten der Parteien an ſeinem Inhalt im übrigen 
keinen Abbruch. 89 315 u. 317 kommen nötigenfalls zur Anwendung (RG 103, 414). Jedenfalls 
iſt die Vereinbarung, daß der Verkäufer eine Verbindlichkeit in bezug auf Preiſe nicht übernehme, 
dann nicht beanſtanden, wenn ſie dahin auszulegen iſt, daß die Preiſe nur nach billigem Ermeſſen 
und unter Berückſichtigung der Verhältniſſe erhöht werden ſollen (M& 104, 306; R 9. 3. 22 
VI 608/21). Über „gleitende Preiſe“ RG in JW 1924, 11405. Vereinbarung, daß man ſich 
über den Preis nachträglich einigen werde, enthält eine aufſchiebende Bedingung (RG Recht 
19 Nr 1366; 2. 4. 24 I 285/23). 

i) Die Hauſſe-Klauſel bedeutet die Zuläſſigkeit angemeſſener Erhöhung des Preiſes bei 
langdauernden Bezugsverträgen infolge Erhöhung der Rohſtoffpreiſe uſw. Das Umgekehrte 
beſagt die Baiſſe-⸗Klauſel. Zuweilen wird eine zeitliche Grenze geſetzt (RG 73, 436). 

k) Preis „in Gold berechnet nach dem Stand der Goldmark“ bedeutet die Berechnung nach 
dem Stande der Goldmark gemäß dem Goldankaufspreiſe der Reichsbank, nicht nach der davon 
verſchiedenen inneren Kaufkraft der Goldmark (NG JW 1927, 10822). Über Gold. und Valuta ⸗ 
klauſel in der deutſchen und niederländiſchen Gerichtspraxis Sack u. Meyer⸗Collings (1937). 

1) Der Preis kann auch in einem beſtimmten Prozentſatz vom Umſatz eines Geſchäfts oder 
nur bei bloßem Verkauf einer Kundſchaft vom Umſatz an dieſe beſtehen. Wenn der Käufer das 
Geſchäft aufgibt, iſt er nicht zu weiteren Zahlungen verpflichtet. Die Aufgabe des Geſchafts muß 
aber gerechtfertigt ſein und darf nicht gegen Treu und Glauben verſtoßen, RG 95, 36. Die Be⸗ 
ſtimmung, der Preis ſoll durch „Verrechnung“ bezahlt werden, genügt nicht. Die Verein- 
barung, „der Preis ſolle durch Arbeit abverdient werden“, iſt eine Nebenverabredung über die 
eier ſetzt aber einen vorausgegangenen beſtimmten Preis voraus. RG Recht 1909 

r 1666. 

m) Ein angemeſſenes Wertverhältnis zwiſchen Preis und Ware wird bei der Vertrags⸗ 
freiheit im allgemeinen nicht gefordert, einen Rechtsbehelf der Caesio enormis kennt das Geſetz 
nicht mehr. Dagegen hat der Verkäufer bei verändertem ſinkendem Geldwerte ein Auf⸗ 
wertungsrecht nach BGB $ 242, wie umgekehrt der Käufer ein Abwertungsrecht bei ſtei⸗ 
gendem Geldwert (Rh 103 S. 177, 333; 107 S. 20, 124, 142). Ach 111, 259 hält die Kauf⸗ 
kraft des Geldes nicht für eine Eigenſchaft des Geldes und verſagt deshalb die Anfechtung nach 
8119 Abſ 2. Sehr bedenklich! Die Kaufkraft des Geldes iſt etwas anderes als die Wertbemeſſung 
oder der Preis einer Sache (RG 59, 242; 61, 86; 64, 269; 103 S. 22, 149 [Geltendmachung in 
Reviſionsinſtanz]; 156, 180 [bei Nichtigkeit des Kaufvertrags]; 183, 240; MG 106, 11). Der 
Verkäufer iſt für die Vereinbarung des Kaufpreiſes nach a—i und feine Beſtimmtheit oder Beſtimm⸗ 
barkeit beweispflichtig (RG 68, 305; JW 07, 175). Iſt ein Grundſtück vom Eigentümer unter 
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311); 5. VD aber Preisbindung für Markenwaren v. 16. 1. 31 (RGHBl J, 12); Noto v. 
8. 12. 1931 (Roch 1, 699). 

0) Die nationalſozialiſtiſche Wirtſchaftsführung hat die freie Vereinbarung über 
den Preis noch weiter eingeſchränkt und für die Geſtaltung der ganzen Volkswirtſchaft 
und der Preiſe ſelbſt die Führung übernommen. Sie ſucht nach dem Grundſatz: Gemeinnutz 
geht vor Eigennutz die Forderung nach einem gerechten Preis zu verwirklichen. Dieſer beſtimmt 
ſich nicht mehr nach Angebot und Nachfrage und den Wünſchen einer einzelnen Wirtſchaftsgruppe, 
ſondern nach den Bedürfniſſen der Geſamtheit der Volkswirtſchaft. Dieſe Preispolitik 
iſt auf verſchiedenen Wegen durchgeführt worden. 

1. Nach dem Geſ über Errichtung von Zwangskartellen v. 15. 7. 33 (RGBl J, 488) 
kann der Reichswirtſchaftsminiſter zum Zwecke der Marktregelung Unternehmungen zu Sundi⸗ 
katen, Kartellen, Konventionen oder ähnlichen Abmachungen zuſammenſchließen, § 1. Er hat 
nach $ 3 die Aufſicht und Eingriffsbefugnis. Dieſes Geſetz und die früheren kartellgeſetzlichen 
Vorſchriften find durch WO v. 14. 7. 1938 (RG Bl 1, 899) in Oſterreich eingeführt worden. 

2. Das Geſ über den vorläufigen Aufbau des Reichsnährſtandes und Maßnahmen 
zur Markt- und Preisregelung für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe v. 13. 9. 33 (RG Bl 1, 626) 
und 1. VO v. 8. 12. 33 (RGS Bl J, 1060) § 2. Der eichsminiſter farın dieſe Regelung Selbſtver⸗ 
waltungskörpern übertragen, was in großem Umfange geſchehen iſt. Eine entſprechende Befugnis 
iſt dem Reichsforſtmeiſter durch Geſ v. 16. 10. 35 (RGBl J, 1239) zur Durchführung der 
Marktordnung auf dem Gebiete der Forſt⸗ und Holzwirtſchaft übertragen worden. Hierdurch ſind 
den Nane en auf dem Gebiete landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe in großem Umfange durch 
den — und die Leiter der Körperſchaften erlaſſen worden. Reiſchle u. Saure, Der 


e (2. Aufl.); Münch, Wirtſchl. Selbſtverwaltung; Gebhard-Merkel, Das Recht 
der landwirtſch. Marktordnung (1967) 


ſtofſgeſ v. 6. 12. 35 (RGBl I, 1411); Energiewirtſchaftsheſ v. 13. 
4. Eine Beſchränkung der Vertragsfreiheit bringen auch die Vorſchriften über 


5. Allgemeine Preisgeſtaltungsvorſchriften für alle Warengattungen enthalten 
a) Rabattgeſ v. 25. 11. 33 (RSBL I, 1011). Betrifft nicht Osterreich. Hierzu 3. Durchf Vo 

b) Geſüber das Zugabe weſen v. 12. 5. 33 (RGBl 1, 264) RG 149, 242; JW 1937 7133 
NS: JW 1937 27024, 
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e) Preisſtopp VO v. 26. 11. 36 (RG Bl I, 955) ergangen auf Grund des Gef über Durchf 
des Vierjahresplans v. 29. 10. 36 (RGBl I, 927), die alle Preiſe auf den 17. 10. 36 feſtlegt und 
als Sondergeſetz allen entgegenſtehenden Geſetzen vorgeht, Rentrop, Preisbildung und Preis⸗ 
überwachung in der gewerbl. Wirtſchaft (1937) und ZAk DR 1937, 489; Moſchel, JW 1938, 1227; 
Lent, DY 1938, 411; Arndt Müller, WW 1938, 1860; Studert, Zur Frage der Anwendbarkeit 
der PrSt VO nach Veräußerung von Aktien u. Geſellſchaftsrechten, JW 1938, 1692; Danieleik, 
DRechtspfl. 1937, 291. Das Verhältnis zum Rabattgeſetz ift beſtritten, Steffen u. Schütz, Über 
Rabattgeſetz, Feſtpreiſe u. PreisſtoppV O in ZW 1937, 2681; Lampe, Die rechtl. Bedeutung des 
Preiserhöhungsverbots für den Grundſtücksverkehr, JW 1937, 2343; Boſch, PreisſtoppVO u. 
Veräußerung von Geſellſchaftsrechten, Forderungsrechten und Handelsfirmen, ZW 1938, 1149. 

d) VO über Preiſe für Auslandswaren v. 22. 9. 34 (ROG Bl J, 843), v. 15. 7. 37 (RG Bl I, 
881) mit verſchiedenen AusfV O; hierzu VO über die Einführung der VO über Preisbildung für 
ausländ. Waren im Lande Hſterreich v. 5. 5. 38 (RG Bl J, 510). 

e) VO über den Warenverkehr v. 4. 9. 34 (RG Bl I, 816). 

f) VO über Preisbildung und gegen Verteuerung der Bedarfsdeckung v. 11. 12. 34 
(RG Bl I, 1248) u. VO v. 29. 3. 35 (RG Bl I, 488). Hierzu VO für Land Oſterreich v. 5. 5. 38 
(RGBl I, 510). 

g) VO über Preisſchilder u. Preisverzeichniſſe v. 17. 12. 31 (RGBl J, 789). 

6. Die wichtigſte Preisregulierung auf dem geſamten Wirtſchaftsgebiete iſt einem 
Reichskommiſſar zur Preisüberwachung übertragen. Dieſe Stelle war durch die Geſetze 
v. 15. 7. 33 (RG Bl 1, 480) und 5. 9. 34 (RG Bl 1,1085) geſchaffen, nachmals aber wieder auf⸗ 
gehoben worden. Durch das Geſ zur Durchführung des Vierjahresplans v. 29. 10. 36 
(RGBl 1, 927) wurde jedoch „für das Gebiet der Preisbildung für Güter und Leiſt ungen 
jeder Art, insbeſondere für alle Bedürfniſſe des täglichen Lebens, für die geſamte landwirtſchaft⸗ 
liche, gewerbliche und induſtrielle Erzeugung und für den Verkehr mit Gütern und Waren jeder 
Art, ſowie für ſonſtige Entgelte ein Reichskommiſſar beſtellt“, § 1. Von ihm find zahlreiche Preis⸗ 
feſtſetzungen angeordnet worden. Eine der umfangreichſten z. B. die VO zur Durchf d. VO zur 
Regelung der Getreidepreiſe im Wirtſchaftsjahr 1937/38 v. 28. 6. 37 (RG Bl 1, 702). Auch Rund⸗ 
erlaß des Preiskommiſſars v. 6. 10. 37, JW 1937, 5757 u. 3W 1938 S. 1084. Dieſer ordnet an, 
daß die für die Genehmigung von Grundſtücksverkäufen nach dem WohnſiedlGgeſ u. der 
GrundſtücksVerkBek. zuſtändigen Behörden ſogar befugt find, den Kaufpreis auf das volkswirt⸗ 
ſchaftlich gerechtfertigte Maß herabzuſetzen. Eingehend über Preisbildung bei Grundſtücken 
Römer, Der deutſche Juſtizbeamte (NSZ), 1938 S. 272. Über die Preisbildung der unteren 
Preisbildungsbehörden gibt eine Überſicht Scholl in JW 1938, 149; hierzu VO zur Sicherung 
der Preisüberwachung bei Grundſtücken v. 8. 7. 1938 (RG Bl I, 850). Dieſe betrifft nicht das Land 
Oſterreich. Näheres bei Wohlhaupt⸗-Rentrop-Bertelsmann, Die geſamten Preisbildungs⸗ 
vorſchriften nach dem Vierjahresplan unter Einſchluß des bisher. Rechts (1937); Rentrop, 
Mittel und Ziele der Preisbildung und Preisüberwachung, ZAk DR 1937, 488; Engelfing- 
Glißmann, Preisbildung und Preisüberwachung. Vo des Führers u. RK zur Durchführung 
des Vierjahresplans v. 18. 10. 36 (RGBl I, 887), Erſter Erlaß über Einführung dtſch. Reichs⸗ 
geſetze in Oſterreich v. 15. 4. 38 (RG Bl I, 247) und Zweite VO zur Einf. d. Vierjahresplans im 
Lande Oſterr. v. 27. 3. 38 (RG Bl J, 315). Ferner Anordnung über die Wahrnehmung der Auf⸗ 
gaben und Befugniſſe des Reichskommiſſars für die Preisbildung im Lande Oſterr. v. 
29. 3. 38 (RGBl J, 341) und Zweite Anordnung v. 1. 4. 38 (RG Bl I, 354). VO über das Verbot 
von Preiserhöhung im Lande Oſterr. v. 29. 3. 38 (RG Bl I, 340). 

VIII. Die Verpflichtungen des Verkäufers gehen ſchon nach dem Kaufvertrag und abgeſehen 
von beſonderen Zuſicherungen (RG 69, 355) 

A. beim Kauf von Sachen auf die beiden ſelbſtändig nebeneinanderſtehenden 
Leiſtungen der Übergabe, d. h. Beſitz und Genußverſchaffung und der Eigentumsverſchaf⸗ 
fung. Erſt wenn beide Leiſtungen erfüllt ſind, liegt vollſtändige Erfüllung des Kaufvertrags 
vor; ſolange nur die eine Leiſtung gewährt worden iſt, iſt lediglich Teilerfüllung vorhanden, 
und mit jeder von ihnen kann der Verkäufer in Verzug kommen (RG 85, 322; 95 S. 106, 322), 
Unmöglichkeit der Erfüllung eintreten uſw. Es liegt nicht nur eine einheitliche Verpflichtung 
vor, die ſich nach zwei Richtungen hin äußert, vielmehr werden dem Verkäufer nebeneinander 
aber getrennt voneinander die Pflichten auferlegt (RG 95, 105). So ſoll bei Übergabe der 
Sache unter Eigentumsvorbehalt die vollſtändige Erfüllung des Kaufvertrags erſt in der Zukunft 
eintreten (RG 64 S. 209, 334; 66, 344; 95, 107). Vorausſetzung iſt vollwirkſamer Vertrag (RG 
98, 246). Der Verkäufer einer fremden individuell beſtimmten Sache haftet für ihre Beſchaffung 
nicht ohne weiteres wie ein Garant. Hierzu gehört beſondere, ausdrückliche oder ſtillſchweigende 
Vereinbarung (RG 12. 5. 22 J1 695/21). 

a) Die Verpflichtung zur Übergabe enthält die klagbare Verpflichtung, dem Käufer den un⸗ 
mittelbaren, körperlichen Beſitz an der Sache mit Zubehör zu verſchaffen (§ 854). Dieſe 
Verpflichtung beſteht auch bei einem Kauf unter Eigentumsvorbehalt, RG HRR 1932 Nr 103. 
Die Übergabe iſt ein Akt des tatſächlichen Angebots der Leiſtung nach § 294, muß alſo zum 
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Bived der Vertragserfüllung erfolgen. Wird dieſe körperliche Übergabe durch einen Beſitz⸗ 
vertrag erſetzt, der nur mittelbaren Beſitz ſchafft (§ 930), constitutum possessorium (23 1917, 
1279), jo liegt darin ein Erlaß auf unmittelbare Beſitzverſchaffung ſeitens des Käufers, der von 

eſſen freiem Willen abhängt. Das gleiche gilt für die Abtretung des Herausgabeanſpruchs 
J 870, 981) NG 103,152. Für Duplikatfrachtbrief RG 102, 97. Dieſe find kein Erſatz der 
Übergabe, ſondern dienen nur dem Eigentumserwerb. Iſt der Herausgabeanſpruch mit 
Rechtsbeſchränkungen für den Erwerber verbunden, ſo genügt die Abtretung nicht (RG 
SW 1927, 1087). Iſt dem Käufer die Verpflichtung auferlegt worden, die Sache bis zur Voll⸗ 
bezahlung des Kaufpreiſes nicht von einer beſtimmten Stelle fortzuſchaffen, ſo iſt bis zum Wegfall 
dieſer Unterlaſſungspflicht die Verpflichtung des Verkäufers aus $ 433 noch nicht erfüllt. Eben⸗ 
ſowenig wenn ſich der Verkäuſer bis zur Zahlung des Kaufpreiſes das Eigentum vorbehalten hat 
n 22 1927 En 1213. Zu unterſcheiden iſt jedoch, ob etwa der Abtretungsanſpruch ſelbſt 
Gegenſtand des Kaufes ist“ Die Übergaben durch Dispoſitionspapiere (Konnoſſemente 


(RG 52, 354; 57, 62; 98, 166; JW ö 04, 21540). Immerhin 
bezieht ſich die Pflicht des Verkäufers aus $ 433 auf die Verſchaffung des körperlichen Be ſitzes 
der Sache ſelbſt, es iſt daher zu unterſcheiden, ob ein Kauf gegen Dispoſitionspapiere abgeſchloſſen 
ift oder nicht. Letzterenfalls braucht ſich der Käufer mit dem Anbieten eines ſolchen Dispoſitions⸗ 
papiers nicht zu begnügen und kann körperliche Übergabe der Sache ſelbſt verlangen (NG JW 
01, 65414), erſterenfalls aber enthält vertraglich die Übergabe des Dispoſitionspapiers die 
Übergabe der Kaufſache und es knüpfen ſich an die Übergabe dieſes Papiers dann auch alle geſetz⸗ 
lichen Folgen der Übergabe der Sache ſelbſt, z. B. Gefahrübergang (RG 52, 354). Vgl. § 446. 
Beim Verſendungskauf auf Verlangen des Hi iſt di 8 


. rart, daß der eine Akt 
ohne den andern nicht möglich iſt. Bei dieſem Zuſammenwirken alſo, d 
gang des Beſitzes iſt, 3 der Verkäufer feiner übernommenen Verpflichtu 


id einfeit | aufer in die Lage ſetzt, nunmehr 
einerſeits wiederum durch einen gen und einſeitigen Akt ü 
gen und ihre Bejchaffenheit zu unter 
N 8, 


431°). Die Ablieferung iſt alſo ein rein tatſächlicher Vorgang, der ſich durch 


x 0 eftlllungsort der Vertrags- 
leiſtung verſchieden ſein kann. RG Holdheim Mſchr 11, 170. Der Verkäufer darf aber die Ware 


zu verſtehen iſt („Zahlung 
Ankunft vorbehalten“, RG 98, 141. Veſtritten iſt, ob der Ver 


7 2 7 
) gli da 8 2 he Fehler hat. Letztere Anſicht 
wird namentlich von Süß, Weſen u. Rechtsgrund der Gewährleiſtung für Sachmängel (1931) 
energiſch ver ochten, der aber auch zugibt, daß Sachmängel ſich ſowohl Gegenſtand der 
Erhaltungspflicht wie der Getwährleiſtungspflicht fein kann, S. 48, wi i 
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eingetreten. Gleichwohl braucht der Käufer dies nicht anzuerkennen und kann Lieferung einer 
mangelfreien Sache verlangen. Aus $ 480 ift aber nicht im Gegenſchluß zu entnehmen, daß beim 
Spezieskauf die den Kaufgegenſtand bildende Sache nicht mangelfrei zu ſein brauche und die 
Verpflichtung des Verkäufers ſich nicht auf Übergabe einer ſolchen erſtrecke. Sicher iſt Gegenſtand 
des Kaufes die Sache in dem Zuſtand, wie ſie ſich zur Zeit des Kaufabſchluſſes in ihrer konkreten 
Körperlichkeit befindet ($ 450), Schollmeyer, Süß aaO., aber es entſpricht der zu unter⸗ 
ſtellenden Parteiabſicht und dem Geſchäftszweck, daß dieſe mangelfrei und zu dem ihrer Art nach 
dienlichen Genuß zufolge ihrer Beſchaffenheit geeignet ſei. Die Freiheit von Mängeln iſt 
daher Inhalt der Verkäuferpflichten, andernfalls wäre eine Anfechtung nach § 119 Abſ 2 
nicht denkbar und der Ausſchluß der Haftung im Falle des $ 460 nicht begründet. Die Übergabe 
einer mangelhaften Sache enthält daher immer zugleich eine mangelhafte Vertragserfüllung 
(RG 53, 70; 66, 76; SeuffA 59 Nr 197), die zur Zurückweiſung und Verweigerung der Annahme 
berechtigt und daher den Verkäufer nach § 323 haftbar macht, namentlich in Verzug ſetzen kann, 
fo daß § 326 anwendbar wird, Dernburg, Das bürgerliche Recht II 2 S. 55 (RG 52 S. 2, 355; 
53, 92; 86, 92). Vor allem aber folgt aus $ 294, daß die Sache, wie ſie — nach dem Kaufvertrag — 
zu bewirken iſt — alſo mangelfrei — angeboten werden muß. Bei Ablehnung der Annahme wegen 
Geringfügigkeit der Mängel kann jedoch gegen Treu und Glauben verſtoßen werden (RG 53, 73; 
IW 05, 426°). Iſt der Mangel nicht heilbar, liegt für den Teil, der in der Übergabe einer mangel⸗ 
freien Ware befteht, Unmöglichkeit der Erfüllung vor (RG 53, 90; JW 00, 85612). Mangelhaftig⸗ 
keit der Sache enthält teilweiſe die Unmöglichkeit der Erfüllung der Leiſtung, wenn ſie nicht zu 
beheben iſt. Über das Verhältnis zwiſchen Unmöglichkeit der Erfüllung der Mangelhaftigkeit der 
Sache Kiſch, Unmöglichkeit der Erfüllung (1900) S. 103; Kleindam, Unmöglichkeit u. Unver⸗ 
mögen nach BGB (1908) S. 155; Titze, Die Unmöglichkeit der Leiſtung nach d. bürgerl. Recht 
(1900) S. 277. Hat der Verkäufer die Übergabe einer mangelhaften Sache verſchuldet, hat 
der Käufer Anſpruch auf Schadenserſatz ($ 276). Die Verpflichtung zur Übergabe einer man⸗ 
gelfreien Sache bedeutet aber nicht die Verpflichtung, eine ſolche herzuftellen und einen etwa 
der Sache anhaftenden Mangel zu beſeitigen. Dieſes Tun iſt nicht in der Verpflich⸗ 
tung zum Übergeben inbegriffen. Aber Treu und Glauben kann erfordern, die anhaf⸗ 
Eu ae beſeitigen zu laſſen, RG 61, 92; 87, 335; SeuffA 84, 176; 23 1912 
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Beim Verkauf von Holz auf dem Stamme oder von Bäumen eines Grundſtücks kann eine 
Übergabe erſt nach Trennung der Bäume vom Grundſtück ſtattfinden, die, wenn nichts anderes 
vereinbart, dem Verkäufer obliegt (vgl. $ 956 Abſ 1). Siehe aber zu c aa. 

b) Die Verpflichtung zur Verſchaffung des Eigentums geht weiter als das bloße Haften für 
habere licere. Anders das römiſche Recht und das öſterr. ABGB 88 1061 u. 1047. Nicht zutreffend 
Schloßmann, Iherings Jahrb. 45, 101; Siber, Rechtszwang S. 165. Sie geht auch nicht auf 
bloße Gewährleiſtung, ſondern iſt eine Leiſtungspflicht, umfaßt die Verpflichtung, mit äußerſter 
Sorgfalt das feine zu tun zur Herbeiführung des rechtlichen Erfolges dahin, daß der Käufer Eigen- 
tümer wird und weiter, den Käufer im Genuß des Beſitzes und Eigentums nicht zu ſtören, RG VI 
289/32 5. 1. 33. Der Verkäufer hat demgemäß die zur Verſchaffung des Eigentums erforder⸗ 
lichen formgültigen Erklärungen und Handlungen vorzunehmen ($$ 929, 931, 873, 925), alſo 
Eigentumsverſchaffungshandlungen, namentlich bei Auflaſſungen von Grundſtücken (vgl. auch 
GBO 89 40, 41), Verſchaffung des Patents. Der Verkäufer ift verpflichtet, dem Käufer die Um⸗ 
ſchreibungsbewilligung zwecks Eintragung in die Patentrolle auszuhändigen, aber der Eintragung 
des Erwerbs in die Patentrolle bedarf es nicht, RG 126, 280, ſowie alles das zu beſeitigen, was dem 
Eigentumserwerb des Käufers infolge mangelnder Berechtigung des Verkäufers hindernd im Wege 
ſteht. Das folgt aus $$ 434, 435, wonach das Eigentum zugleich frei von es belaſtenden Rechten 
verschafft werden muß, und zwar zur Zeit des Eigentumsübergangs (RG 83, 214; 111,89). Bei 
Grundſtücken hat der Verkäufer auch nicht nur Bucheigentum, ſondern vollwirkſames Eigen⸗ 
tum zu verſchaffen, Rr 132, 148. Das geſchieht nicht, wenn der Eigentumserwerb wegen eines 
Veräußerungsverbots unwirksam iſt, RG 113, 405; ZW 1931, 24673. Allerdings hat der Verkäufer 
auf die Bewirkung der Eintragung, die erſt dem Käufer das Eigentum verſchafft, als eine behörd⸗ 
liche Tätigkeit keinen unmittelbaren Einfluß. Immerhin hat er die Pflicht, alles zu tun, um die 
Umſchreibung herbeizuführen und entgegenſtehende Hinderniſſe zu beſeitigen, z. B. Zahlung der 
Grundſteuer, RG 118, 101; JW 1931, 26281. Dem Käufer gegenüber iſt er gebunden ſchon mit 
der Auflaſſung und er kann feine Erklärung nicht widerrufen, Nö 111, 101; JW 1923, 7613; 1926, 
9876. Nur nach $ 812 kann ein Rückforderungsrecht beſtehen, RG 117, 200; 120, 118; ZW 1923, 
3063, 7634. Auf das Erbbaurecht findet $ 925 keine Anwendung, ErbbVD § 11. Das Recht des 
Käufers aus $ 433 wird dadurch nicht beeinträchtigt, daß beim Kauf von Holz auf den Stämmen 
der Verkäufer die Geſtattung aus § 956 widerruft (RG 22. 5. 22 VI 817/21). Daß die Sache zur 
Zeit des Vertragsſchluſſes in fremdem Eigentum ſtand, macht die Erfüllung noch nicht unmög⸗ 
lich. Dies geſchieht erft, wenn es für den Verkäufer objektiv ausgeſchloſſen ift, fich den Kaufgegen⸗ 
ſtand zwecks Übereignung zu verſchaffen oder den Eigentümer unmittelbar zur Übereignung an 
den Käufer zu veranlaſſen (RG 68, 293; 73, 210; 86, 213; Warn 1918 Nr 158). Ebenſo iſt die 
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ſam fein (8 134; NG 9. 1. 20 II 223/19). Die Verſagung der Einfuhrgenehmigung iſt kein 


Erſatzmittel die kaufmänniſchen Auslieferungspapiere in Betracht. „Zahlung gegen Lieferſchein“ 

Verkäufer, die Ware gegen Rückgabe des Lieferſcheins auszuhändigen, 
Krönig, JW 1923, 229. Der Verkäufer hat erfüllt, wenn er die Ware zur Abladung gebracht hat 
und der Käufer ſich verpflichtet, gegen Konnoſſement und Verſicherungspapiere zu zechlen, 
RG 98, 164; 31, 107.— Wiſſen die Vertragſchließenden, daß die Kaufſache eine fremde iſt, ſo kommt 


| auf Herausgabe der Sache nach 
$ 249 (RG 108, 58 gegen 103, 419). Eine verkaufte und übergebene Sach 

übereignet iſt, muß im Falle der Erfüllungsablehnung aus KS $ 17 dem anderen Teil heraus⸗ 
gegeben werden; ſeinem Anſpruch auf $ 985 kann nicht aus 9 433 ein Rech 


beamten noch nicht vorgenommen worden iſt, ſo hat gleichwohl 
955 nach $ 483 zunä 10 genügt und der Käufer hat die in $ 440 Abſ 2 genannten Rechtsbehelfe. 


ute, wenn der Käufer es nur vermöge ſeines guten Glaubens erworben hat ($ 932). Aber die 
& ) me) iſt feine Über⸗ 


bergang betagt oder 
edingt, wie bei Eigentumsvorbehalt, iſt der —— noch nicht vollſtändig erfüllt, Roß 83, 214; 
64, 206. Der vom Verkäufer beauftragte Spediteur oder Frachtführer iſt an ſich nicht Vertreter 
des Käufers. Die Ware geht alſo nicht bereits durch Ablieferung an jene auf den Käufer 
über, es ſei denn, daß dieſer oder in ſeinem Wir oder Einverſtändnis der Verkäufer 


IW 1924, 67610), Die Verpflichtung des zus: kann dieſer auch durch 


U 


a ei des Verkäufers mitwirkt. Anders in der Regel nur, wenn der Li 
Verkäufer die Ware liefert (Rc 101, 152; RG 12. 5.08 J1 548/07), We 
dem Käufer die Ware unmittelbar liefert, ſind die Vorausſetzungen für $ 278 gegeben (RG 108 
223). Iſt ein Kauf ohne Vorbehalt des Eigentums abgeſchloſſen, ſo bedeute 
der Ware, daß das Eigentum daran übertragen werden ſoll. Eine nach der Uberſendung erfolgende 
Zuſendung der Faktura mit einem Eigentumsvorbehalt iſt wirkungsſos. Wenn dagegen die Fak⸗ 
tura mit dem Vermerk des Eigentumsvorbehalts vor oder mit der W 
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verſichern (R 50, 169). ; 
ce) Die Löſchungspflicht hinſichtlich nicht beſtehender, aber noch im Grundbuch einge⸗ 
tragener Rechte ($ 435). 

ii) Die Pflicht, dafür zu ſorgen, daß Rechte anderer an der Kauſſache gegen den 
Käufer nicht nur tatſächlich, ſondern auch rechtlich nicht geltend gemacht werden können ($ 434). 
gg) Die Ausſcheidungs⸗ und Konzentrierungspflicht bei Gattungskauf ($ 243). 

hh) Das Abmeſſen und Abwägen und Bereitſtellen der gehörig geordneten Ware als 
Vorbereitung der Übergabe ($ 448; Warn 1912 Nr 200). Der Käufer kann auch Vorwlegen 
der Ware verlangen (DRS 20, 167), ebenſo Herbeiholen zur Spezifikation, Geſtattung 
der Unterſuchung zwecks Entſcheidung über die Annahme der Ware als Erfüllung (Recht 07 
Nr 1628; 1910 Nr 1234). 
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ii) Vor allem auch die Ermö lichung einer gefahrloſen Wegnahme ſeitens des 
Käufers (RG 78, 239; NG 6.7. 21 VI 805/21). Wegen Verletzung dieſer Pflicht haftet der 
Verkäufer aus $ 276. Der bloße Betrieb in einem Haufe läßt aber aus Vertrag noch nicht für die 
Beſchafſenheit der Zugänge haften, es kommt hier nur die Haftung für unerlaubte Handlung in 
Betracht (RG 74, 124). Der Verläufer muß auch alle Hinderniſſe beſeitigen, die der Über- 
gabe entgegenftehen (ORG 16, 384). Auch für gefahrloſe Kaufsverhandlungen haftet der 
Verkäufer, wenn fie in feinem Geſchäft ſtattfinden (RG 73, 148; 78, 239). 5 

) Nach der beſonderen Geſtaltung des Falles und der im Verkehr üblich gewordenen Gewohn⸗ 
x gelten weiter im Zweifel noch folgende Nebenpflichten als ſtillſchweigend in beſonderer 
ebenverabredung mit übernommen. Dieſe ſind nicht Nebenverpflichtung aus dem Kauf⸗ 
vertrag an ſich, ſondern aus einem verkehrsüblich mit ihm zuſammen ſtillſchweigend abgeſchloſſenen 
Nebenvertrag. Selbſtverſtändlich gilt das erſt recht für ausdrücklich vereinbarte Nebenverab⸗ 
redungen. „ £ 
aa) Die Verſendungspflicht beim Diſtanzkauf (B08 8 447) und die Überbrin⸗ 
gungspflicht auch beim Orts kauf (RG 34, 66; Recht 1911 Nr 3086), in der Regel aber auf 


nicht in der Lage ift, die Ware zu unterſuchen ur 


ec) Bei Lieferungsverträgen, bei denen der Verkäufer erkennbar macht, daß deren Aus⸗ 
haltung von der Durchführbarkeit eines vorausgehenden De ckungskaufs abhängt, übernimmt 
der Verkäufer ſtillſchweigend ſeinem Vertragsgegner gegenüber die Garantie, daß die Liefe⸗ 
rungsverpflichtungen ſeines Vormanns ihm gegenüber mindeſtens die gleiche Sicherheit für 
die Lieferung bieten, wie er ſelbſt fie feinem Abkäuſer im Lieferungsvertrage gewährleiſtet (RG 


dd) Grundſäßlich hat der lieferungspflichtige ner, die der Warenlieferung entgegen⸗ 


oweit nötig, auf Verlangen mitwirken 
muß (N 98, 260). Es gibt aber Ausnahmen in beſonderen Fällen (RG 97,257; Warn 1916 


ee) Rechnungen dienen nur zur Angabe der zum Verſand gebrachten Warenmengen, nicht 


zur Aufnahme anderer rechtserheblicher Mitteilungen und neuer Anträge (RG 17. 3. 22 111 
449/21). Vgl. oben unter b. 

11) Iſt bei einem Kaufvertrag über ein Unternehmen eine Wettbewerbsklauſel vereinbart, die 
ihrer Natur nach nicht ſofort erfüllbar iſt, ſo iſt der ganze Kaufvertrag erſt vollſtändig erfüllt, 
wenn ein Wettbewerb nicht mehr in Frage kommt, Roh 113, 115. 

g) Es können au beſtimnite Zurichtungen der Ware noch vom Verkäuſer übernommen 
werden, z. B. ktenloßes Delatieren des verkauften Stoffes, 

hh) Der Verkäufer einer Ware oder eines Grundſtücks hat die Nebenverpflichtung, den Käufer 
nach erfolgter Übergabe auch im ungejtörten Beſitz des gekauften Gegenſtandes zu laſſen, 

einen Genuß aus dem Beſiß und Eigentum nicht zu eg RG in HNN 1933 Nr 1177. 

B. Beim Kauf von Rechten geht die Verpflichtung dahin, unächſt dem Käufer ein beitehen- 
des Recht zu verſchafſen. Der Verkäufer haftet für den rechtlichen Beſtand des Rechts oder 
der Forderung. § 437 2. B. für Erteilung eines Patents RG 78, 365; nicht für den 
mäßigen Rang eines Rechts, RG 121, 129. Auch $ 438 begründet eine Nebenverpflichtung. Meiſt 
erfolgt ſtillſchweigend mit der Veräußerung auch unmittelbar die Abtret 
Aus der Eigenart des auf den Verkauf einer Forderung oder ſonſtigen R 
Vertrags iſt die Bindung des Verkäufers noch darüber hinaus zu 
für die Verfolgung des abgetretenen Anspruchs (RG 111, 302). Auch hier 
ſchaffungspflicht von der andern Pflicht, Garantie zu leiſten für den Fall, daß das Recht nicht 
verſchafft worden ift, zu unterſcheiden. Die Folgen der Nichtverſchaff 
der Nichtverſchaffung des Eigentums an Sachen, wie ſich aus $ 440 erg 
iſt daher in § 437 ungenau, inſofern damit nicht die Haftung aus der Gewährleiſtungspflicht 
gemeint iſt. Als Erfüllungshandlungen kommen namentlich in Bet 
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Forderungen ($$ 398, 413), die Indoſſierung von Orderpapieren, die Erklarungen vor dem Grund⸗ 
buchamt ($ 873); bei Rechten, bei denen die Verfügungsmöglichkeit an eine Urkunde gebunden iſt, 
gehört zur Etfüllung auch die Übergabe der Urkunde (RG 63, 424; 126, 284; 88 1154, 1192). 
Bei Rechten, die an eine Urkunde gebunden find (Wertpapiere, Inhaberpapiere), ſtellt die Ver⸗ 
pflichtung zur Übergabe der Papiere die Hauptverpflichtung dar. Der Verkäufer haftet dafür, daß 
dem Käufer die Befugnis zur Geltendmachung des verbrieften Rechts verſchafft wird (RE 
1, 292; 10, 170; 30, 158; 108, 318; 109, 297). Bei einem Kaufvertrag über Aktien handelt es ſich 
um einen Kauf von Rechten, RG 122, 380. Auch beim Rechtskauf können die Grundſatze vom 
gutgläubigen Erwerb durchgreifen (§ 437). Iſt das verkaufte Recht nicht vorhanden, ſo iſt darum 
der Kaufvertrag nicht nichtig. Der Verkäufer kann es noch begründen, wie er auch eine noch nicht 
vorhandene Sache, die er verkauft hat, noch herſtellen kann. Nur wenn dies von vornherein 
unmöglich iſt, iſt der Vertrag nichtig. $ 306, RG 68, 293; 86, 213; 90, 244. Im übrigen ſ. zu $ 437. 
Ein ſolcher Fall liegt vor bei der Begründung einer abſtrakten Forderung ausländiſcher Währung 
gegen eine Bank beim Kauf einer Auszahlung; Ruzek aaO. S. 40. 


Bei Rechten, die zum Beſitz einer Sache berechtigen, hat der Verkäufer außer der Beſchaffung 
des Rechtes auch die Sache zu übergeben. RG 126, 283. Hierfür gelten die für ſie beſte henden 
Grundſätze. In Betracht kommen das Erbbaurecht (88 1012, 1017 Abſ 2 ErbbaurB O 88 1, 11), 
das Nießbrauchsrecht (58 1036 Abſ 1, 1059), das Wohnungsrecht (88 1093 Abſ 1, 1092), pfandrecht⸗ 
lich geficherte Forderungen (88 1250, 1251 Abſ 1). Bei Verkauf eines Patentes muß das Patent⸗ 
recht an den Käufer abgetreten werden. In der Regel erfolgt dieſe Abtretung in dem Veräußerungs- 
vertrag ſelbſt und ohne eine beſondere Übertragungshandfung. Die Übertragung erfolgt durch 
formfreien Vertrag, der Eintragung in die Patentrolle bedarf es zum Vollzuge nicht; RG 126, 284. 


IX. Die Verpflichtungen des Käufers werden als gleichwertig nebeneinander hinge⸗ 
ſtellt und beſtimmt als Zahlungspflicht und Abnahmepflicht. 


a) Die Zahlungspflicht. Auch ſie ſteht unter der allgemeinen Regel der $$ 242 (Aufwertung ), 
5 33 3 268, 270, 362, 387, 1142, 1249; H $ 361. Über die Rechtsnatur der Zahlung 
zu $ 362. h 

aa) Bei Barzahlung iſt mit Geld oder gleichwertigen Zahlungsmitteln (vgl. VO über 
Verpflichtung zur Annahme von Reichsmark bei Iniandsgeſchaften v. 7. 11. 23, RG Bl I, 1081). 
Vgl. hierzu Frank in JW 1924, 160. Bedingung der Zahlung in ausländiſcher Währung, 8 244 
Abſ 1; RG JW 1924, 1725; marktgängige Umlaufmittel und Schuldverſchreibungen bekannter 
Körperſchaften (23 1912, 45824), bei Empfang der Ware Zug um Zug zu leiſten (88 271, 320). 
Dies gilt nicht nur für den Tageskauf, ſondern auch für den Zeitkauf und den Ratenkauf. Bar⸗ 
oder Handkauf iſt keine beſondere Art des Kaufs, der Antrag zum Abſchluß eines Kaufvertrags 
wird hier nur mit deſſen Erfüllung in einem Akt angenommen. Bei Vereinbarung per comptans, 
ſofortiger Bezahlung iſt namentlich die Aufrechnung ausgeſchloſſen (Ach 60, 356), ſofern die 
Gegenforderung nicht aus dem Kauf ſelbſt entſtanden it (RG 60, 294). Anders „ſofortige rein 
netto Kaffe bei Empfang der Faktura“ (R LZ 1917, 853). Nach ſofortiger Zahlung bleibt die 
ſpätere Geldentwertung unberückſichtigt (RG JW 1923, 285; 1924, 17512, 675˙, RG 107, 124). 
Bei Verſendungskäufen gilt die Regel, daß der Käufer den Preis erſt nach Empfang der erſt 
von ihm zu prüfenden Ware zu zahlen braucht. Daher iſt der Verkäufer nicht berechtigt, ohne 
weiteres die Ware mit Nachnahme zu belegen. Denn dadurch wird der Kauf zum Pränumera- 
tionskauf. Die Vereinbarung einer Nachnahme berührt im übrigen die geſetzlichen Regeln über 
Tragung der Gefahr und Koſten nicht, fie ſoll nur den Verkäufer ſichern (R 16. 9. 21 11 54/21), 
Die Regel greift aber nicht Platz, wenn etwas anderes vereinbart, z. B. die Ware abredegemäß 
auf dem Lagerplatz des Verkäufers zu prüfen war (R 10. 5. 07 11 12/07). 


bb) Bezahlt iſt der Kaufpreis im Falle vereinbarter oder dem Käufer freigeftellter Uberwei⸗ 
ſung des Betrags auf eine vom Verkäufer bezeichnete Bank, Poſtſcheck⸗ oder Girokonto des Ver⸗ 
käufers, wenn er bei dieſer ſo zeitig eingeht, daß die Buchung auf das Konto des Verkäufers 
bei normaler Erledigung noch an demſelben Tage erfolgen kann. Das Einverſtändnis iſt anzunehmen, 
wenn der Verkäufer auf den Rechnungen oder Briefbogen dieſe Zahlungsſtellen angibt. RG 105, 
266; 414, 139. Einer Benachrichtigung des Verkäufers von der erfolgten Einzahlung bedarf es 
nicht. Dagegen iſt für den Fall der Akkreditivſtellung noch eine Erklärung der Bank an den 
Verkäufer über den Eingang des Geldes zu erfordern, weil ein Verhältnis zwiſchen dem Verkäufer 
und der Aktreditivbank geſchaffen werden muß (RG 105, 269; 103, 376; 102, 155; JW 1922, 770. 
1923, 5005). Die Einzahlung von RM. auf das Sperrkonto eines ausländiſchen Verkäufers iſt 
keine Bezahlung, der Verkäufer iſt zur Annahme der Sperrmark nicht verpflichtet, RG 151, 116. 
Wenn der Käufer wegen Deviſenvorſchriften nicht erfüllen kann, beſteht zunächſt ein Schwebe⸗ 
zuſtand, der beendet wird, bis ſich die dauernde Unmöglichkeit der Zahlung entſcheidet, MW 151, 41 
erklärt jedoch, die durch die Deviſengeſetzgebung herbeigeführte Unmöglichkeit ſei keine dauernde 
unter Berufung auf Holbeck im Banka 35, 215. v. Hartenſtein, Deviſennotrecht (1935) 
S. 300. Nach § 242 muß aber in beſonderen Fällen die Unmöglichkeit der Leiſtung dann ange- 
nommen werden, wenn dem Gläubiger ein längeres Zuwarten bei einem Schwebezuſtand nicht 
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zuzumuten ift. Bei Zahlungen von Rechnungen an den Reiſenden des Verkäufers muß der 
Verkäufer die Formulare ſorgfältig aufbewahren, OLG Königsberg HRR 1937 Nr 1578. 
cc) Die Vorauszahlung enthält einen auflöſend bedingten Verzicht auf Nachforderung 
des Vorausgezahlten für den Fall, daß die Kaufpreisforderung entſteht. Sie kann im übrigen 
verſchiedenen Zwecken dienen und namentlich bei Kontokorrent verſchiedene Wirkung hahen 
(Ach 38, 236; 56, 23). Der Verkäufer darf im Zweifel die Vorauszahlung nicht zurückweiſen 
($ 271 Abſ 2, aber $ 299). Vorleiſtung findet namentlich ſtatt bei der Vereinbarung „Kaſſe 
gegen Faktura“, „Kaffe bei Faktura“ (RG 30. 5. 22 11 593/21; Gruch 1924, 208). Der 
Verkäufer hat die Ware fertig zum Verſand zu machen, bevor er die Faktura dem Käufer 
ſchickt, darf aber mit der Abſendung der Ware warten, bis der Kaufpreis bei ihm eingeht (M& 
69, 125). Dieſes Rechtes begibt er ſich auch nicht durch die Formel der Faktura „Sandte Ihnen“. 
Hat er dennoch vor Eingang des Kaufpreiſes die Ware abgehen laſſen, kann der Verkäufer ihre 
Aushändigung an den Käufer bis zum Eingang des Kaufpreiſes verbieten, und der Käufer gelangt 
in Zahlungsverzug, wenn er nicht nach Empfang der Faktura zahlt, es ſei denn, daß die Ware 
zu der Zeit tatſächlich noch nicht verſandbereit war, was er beweiſen muß (RG 30. 5. 21 111 593/21). 
Sind beſtimmte Lieferfriſten vereinbart und werden dieſe nicht eingehalten, bleibt an ſich 
in der Regel die Vorleiſtungspflicht dadurch unberührt (Gruch 1919, 220). Kommt der Verkäufer 
mit der Fakturaſendung in Verzug, erhält der Käufer die Rechtsſtellung, als habe er den Kaufpreis 
vergeblich angeboten. Die Vereinbarung: „Kaſſe gegen Dokumente“ enthält ebenfalls 
eine Vereinbarung der Vorauszahlung. Der Käufer muß zahlen, ehe er die Ware prüfen kann. 
ft 3 Prüfung aber ausnahmsweise möglich, darf er fie auch vor der Zahlung vornehmen (RG 
30, 100; 47, 142). Über Vereinbarung „Kaffe gegen Dokumente bei Ankunft des Schiffes“ (RG 
90, 1; JW 1916, 1194). Dokumente find die Dispoſitions⸗ und Traditionspapiere nach HGB 
88,424, 450, 647, auch Duplikatfrachtbriefe, HGB $ 455, in diefen iſt eine Abtretung des Heraus⸗ 
gabeanſpruchs nach BGB $ 931 zu erblicken. Auch Verſicherungspapiere, Urſprungszeugniſſe, 
Ein- und Ausfuhrgenehmigungen, Affidavits find Dokumente. Ohne ſolche Vereinbarung: 
„Kaſſe gegen Faktura“ iſt jedoch nach feſtſtehendem Handelsbrauch der Kaufpreis nicht eher zu 
bezahlen, als bis nach Ankunft der Ware am Beſtimmungsort ihre Unterſuchung auf die vertrags⸗ 
mäßige Beſchaffenheit möglich iſt. Inſoweit beſteht für den Verkäufer eine Vorleiſtungspflicht 
(NG 30, 412; RG 4. 4. 22 VII 337/21). Beſtellung eines Akkreditivs bedeutet Vorleiſtung (R 
30. 1. 22 VI 522/21). Über die Bedeutung der Akkreditivſtellung und über die Vertretungs- 
pflicht des Akkreditierenden für Verſehen der Bank auch dann, wenn es die des Käufers iſt (Ran 
102, 155; 103, 266, 376; 105, 34; 106, 387; 107, 9; ferner Kanoldt in JWö 1924, 163; dagegen 
Wieluner daſ. S. 1136). Akkreditiv iſt der Auftrag des Käufers an eine vom Verkäufer beſtimmte 
Bank, dem Verkäufer gegen Aushändigung der Dokumente eine Zahlung zu leiſten: Reichardt, 
Zlſchr. f. gef. Handels- u. Konkursrecht 1924 (88) S. 1. — Macht der Käufer geltend, daß er be⸗ 
rechtigt ſei, die Einlöſung der Papiere und die Vorleiſtung zu verweigern, etwa weil die Ware 
nicht berſandbereit fei, fo trifft ihn die Beweislaſt (RG 47 S. 132, 145; 59, 25; 61, 349; N J 
1923, 6852). . . 
dq) Bei Zahlung mit Wechſeln kann die Vereinbarung bedeuten, daß der Käufer ein Akzept 
geben ſoll oder daß Kundenwechſel zu geben find. Letztenfalls müſſen dieſe ſo gut ſein, daß 
ſie der Verkäufer bei ſeiner Bank ohne weiteres diskontieren kann. Die Annahme der Wechſel 
erfolgt im Zweifel nicht an Zahlungs Statt, ſo daß mit der Hingabe die Kaufpreisforderung 
erloſchen wäre ($ 364), ſondern zahlungshalber, fo daß erſt mit der Einlöſung des Wechſels 
und nur in dem Betrag, den der Verkäufer bei der Diskontierung dafür erhält, die Kaufpreis⸗ 
forderung beglichen iſt (R 31, 109; 35, 196; ROHG 5, 256). Eine Prolongation des Wechſels 
andert daran nichts (RG Warn 09 Nr 397). Die Annahme des Wechſels oder Schecks verpflichtet 
aber den Verkäufer, das ſeine dazu zu tun, um Wechſel und Scheck einzulöſen. Vor deren Fällig⸗ 
keit darf er auf die Kauſpreisforderung nicht zurückgreifen, da die Annahme des Wechſels eine 
Stundung bis zu deſſen Fälligkeit enthält (Seuff A 54 Nr 142). — Der Verkäufer iſt im übrigen 
nicht befugt, nach Lieferung der Ware Wechſel auf den Käufer zu ziehen, falls er dieſe 
Befugnis nicht durch beſondere Vereinbarung oder ſtillſchweigend durch Verkehrsübung erhalten 
hat. Bei Hingabe von gefälſchten Wechſeln vgl. RG 82, 337; JW 1910, 4707; 1914, 1927.— 
Eine beſondere Form tft das Wechſelremboursgeſchäft, namentlich bei überſeeiſchen Ge⸗ 
ſchäften (RG 92, 225). — Es vollzieht ſich jo, daß der Importeur den Exporteur anweiſt, in Hohe 
des Kaufpreiſes auf des Importeurs Bank, die Remboursſtelle, zu ziehen (Wechſelrembours zu 
nehmen), und dieſer Tratte dann die Verſchiffungspapiere (Konnoſſement, Seeverſicherung 
uſw.) beizufügen („dokumentierte Tratte“). Die Auslandsbank des Exporteurs ſchickt die Tratte 
mit den Dokumenten meiſt in zwei Ausfertigungen an die Remboursſtelle zur Akzeptation, belaſtet 
den Importeur und übergibt ihm die Dokumente. In den Kaufvertrag aber tritt weder die Bank 
des Exporteurs noch des Importeurs ein. — Zahlung mittels ungedeckten Schecks iſt pnfitine 
Vertragsverletzung (RG Bankel 1924, 62). Über Stundung bei Kreditkauf f. $ 452. 
ee) Die Vereinbarung, den Kaufpreis zu verrechnen, muß beſtimmt erkennen laſſen, 
worauf der Kaufpreis verrechnet werden ſoll. Es bleibt bei der Barzahlung, wenn keine zur 
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Gegenrechnung geeignete Forderung entſteht. Möglicherweiſe können zwei Kaufverträge mit 
der Abrede gegenſeitiger Aufrechnung vorliegen (RG 50, 285). Zuweilen wird die Aufrechnung 
ausgeſchloſſen. Das Verbot gilt aber nach Treu und Glauben nicht für Gegenanſprüche, die aus 
dem betrügeriſchen Verhalten des Verkäufers beim Vertragsſchluß erwachſen ſind. Die Verrech⸗ 
nung erfolgt bei Käufen von Grundſtücken häufig durch Übernahme von Hypotheken oder 
Grundſchulden auf den Kaufpreis. Dieſe Übernahme geſchieht im Zweifel als Erfüllung, nicht 
an Erfüllungs Statt, tilgt die Kaufpreisforderung in Höhe des angerechneten Betrags, RG 121,41; 
JW 1928, 283121. Etwas Gegenteiliges muß beſonders vereinbart werden, R 120, 168. Die 
Übernahme der Hypothek iſt zwiſchen Verkäufer und Käufer zu vereinbaren und vom Hypotheken⸗ 
gläubiger zu genehmigen, $$ 415, 416, oder zwiſchen Käufer und Hypothekengläubiger direkt zu 
vereinbaren, $ 414. 

if) Die Kaufpreisforderung verjährt bei Kaufleuten in zwei Jahren, BGB SS 196, 198. 

b) Die Abnahmepflicht iſt in § 433 Abſ 2 neben die Verpflichtung zur Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes geſetzt. 

aa) Die Geſetzesfaſſung ſowohl als die Beratungen in der Kommiſſion (Prot 2, 1170) laſſen 
erkennen, daß damit gerade für den Kauf die Abnahmepflicht als klagbare (RG 53, 162; 56, 
191; 57, 109) Hauptverpflichtung begründet werden ſollte. Ihre Vollſtreckung erfolgt 
nach ZPO 85 887, 888. Der Verzug der Abnahme begründet die Verpflichtung zu 
Schadenserſatz nach 98 283, 286 (NG 53, 162; 57, 105; 60, 162). Ebenſo find die Vor⸗ 
ſchriften der 88 325 Abſ 1 u. 326 Abſ 1 Satz 3 anwendbar. Dagegen wird die Anwendung 
des § 287 bei Annahmeverzug verneint (RG 57, 406). Bei Gattungskauf hat der Ver⸗ 
käufer auch im Falle des Abnahmeverzugs ſein durch Zufall verurſachtes Unvermögen zur 
Leiſtung zu vertreten, wenn nicht die Vorausſetzungen für den Gefahrübergang auf den Käufer 
nach § 300 Abſ 2 gegeben find (RG 57, 402). Die Anwendung des $ 326 wird im übrigen für 
unzuläſſig gehalten von R 51, 110; 53, 164; 56, 171; 57, 108; 69, 107; 92, 270; RG 13. 10. 21 
VI 358/21 in LZ 1922 Sp 117. Dem iſt beizuſtimmen, weil dieſe weite Ausdehnung des Rück⸗ 
trittsrechts auf dieſe Art von Verzug in der Regel nicht im Sinne des Geſetzes liegt. Damit 
wird aber die Abnahmepflicht ſelbſt noch nicht zu einer bloßen Nebenverpflichtung. In beſonderen 
Fällen kann die Anwendung auch dieſer Vorſchriften gerechtfertigt ſein, nämlich dann, 
wenn auf die Abnahme dasſelbe Gewicht gelegt wird wie auf Bezahlung des Kaufpreises und fie zu 
einer weſentlichen Vorausſetzung des Vertrags gemacht worden ift (RG 69, 107; 92, 270; 3W 1918, 
5065). Wird durch das Verhalten des Käufers die Abnahme unmöglich gemacht, jo kann der Ver- 
käufer vom Vertrage zurücktreten (RG Gruch 1924, 297). Da Abnahmepflicht und Zahlungspflicht 
ſelbſtändige Pflichten aus dem Kaufvertrag find, jo muß der Klagantrag gegebenenfalls auch 
auf Zahlung und auf Abnahme lauten, nicht auf Abnahme gegen Zahlung (RG 5. 2. 04 J 
274/03). Eine Verpflichtung zur Abnahme beſteht übrigens nur dann, wenn die Sache 
zur körperlichen Wegnahme bereitſteht (NG 53, 161; 56, 173; RO JW 1905, 78), vertragsmäßig 
angeboten wird (NG 53, 74) und der Verkäufer imſtande iſt, die Sache fo zu übergeben (NG 56, 
173; 57, 108), daß fie die vertragsmäßigen Eigenſchaften hat (RG 54, 80; 63, 298), alſo tat⸗ 
ſächlich nach $ 294 angeboten wird. Dieſes tatſächliche Angebot ift ſowohl beim Bringkauf als beim 
Diſtanzkauf geboten. Über die Beweislaſt des Verkäufers, wenn der Käufer die Empfangbarkeit 
beſtreitet, R 66, 281. Vgl. auch bei $ 320. Die Abnahmepflicht kann auch durch Vertrag beſon⸗ 
ders geregelt und bei gewiſſen Umſtänden aufgehoben werden, RG 125, 236. N 

bb) Den Inhalt der Abnahmepflicht bildet die tatſächliche körperliche Weg⸗ 
nahme, die für den Käufer die Verfügungsgewalt begründet, dem Verkäufer aber Beſitz und 
Verfügung abnimmt und ihn dadurch, und das iſt gerade der Zweck der Verpflichtung, von den 
Pflichten dieſes Beſitzes entlastet (RG 53, 162; 56, 175; 57 S. 105, 401); auch die Entgegennahme 
der Auflaſſung bei Grundſtücken (RG 69, 103, 107). Zutreffender wäre der Ausdruck 
„an ſich nehmen“, weil der Kaufmann unter „Abnahme“ die ſämtlichen Erfüllungshand⸗ 
lungen des Käufers verſteht (RG 56, 177; 57, 109). Die Pflicht zur bloßen tatſächlichen 
Abnahme iſt daher zu unterſcheiden von der Annahme der Leiſtung als Erfüllung im Sinne 
von 8 363, RG 71, 23. Erſtere ſchafſt lediglich Inhabung, dieſe Eigenbeſitz an der Sache. In der 
Abnahme liegt vollends auch keine Billigung der Ware. Die Abnahme erfolgt häufig, ohne über⸗ 
haupt prüfen zu können, wie bei Poſtpaketen (RG 30, 117; 32, 112). Beim Verſendungskauf 
von Gattungsſachen erfolgt die Abnahme der Ware im Zweifel nur mit dem Willen, der Ab⸗ 
nahmepflicht zu genügen und um die Unterſuchung der Ware zu ermöglichen (JW 04, 6221). 
Zum Begriff der Übernahme gehört nicht, daß der Übernehmende die vorhandenen Mängel 
erkannt hat (RG JW 1927, 436). Wenn teils beſtellte, teils unbeſtellte Waren geliefert werden 
und die Ausſcheidung zeitraubend iſt, kann die ganze Sendung zurückgewieſen werden (RG 
20. 10. 03 II 92/3). 

cc) Die Zwangsvollſtreckung aus dem auf Abnahme lautenden Urteile erfolgt nach ZPO 
88 887, 888. Die Klage auf Abnahme kann mit der Klage auf Zahlung verbunden werden. 
e) Verſchieden von der Abnahme iſt der Abruf. Er iſt kein Teil der Abnahmepflicht, ſondern 
eine neben ihr ſtehende ſelbſtändige Verpflichtung. Der Abruf beruht auf einer vertrag⸗ 
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lichen Nebenverpflichtum ‚tt regelmäßig keine Hauptleiſtung, kann aber als ſolche vereinbart 
werden, RG Net ae er zum Abruf hat der Käufer. Mangels beſonderer 
Vereinbarung muß ſofort unter Berückſichtigung des gewöhnlichen Geſchäftsgangs abgenom⸗ 
men werden, wobei jedoch perſönliche Behinderungen oder Raummangel nicht entſchuldigen. 
Zuweilen wird aber die Abnahmeverpflichtung befriſtet bis zum Abruf, d. h. bis zu dem Zeit⸗ 
punkt, wo die Ablieferung vom Verkäufer auf ſeiten des Käufers verlangt wird. Damit 
wird notwendig mittelbar auch die Pflicht zur Übergabe befriſtet. Dieſe Zeit kann feſtbeſtimmt 
oder nach Treu und Glauben gemäß § 242 zu bemeſſen fein. Nach fo beſtimmter Fälligkeit des 
Abrufs kann auf ihn geklagt werden, es treten auch die Verzugsfolgen nach $ 326 ein, wenn die 
Pflicht zum Abruf weſentlicher Beſtandteil des Kaufvertrags geworden iſt (Seuffel 63 Nr 6). 
Das Abrufen bedeutet ſonach die Beſeitigung der Hemmung, die bis dahin der Abnahme und der 
Übergabe entgegenſtand. Durch Unterlaſſung dieſer Beſeitigung wird an ſich die Pflicht des 
Verkäufers zur Übergabe und die des Käufers zur Abnahme nicht berührt, ſie bleibt in Kraft, 
auch wenn der Käufer durch Nichtausübung des Abrufs mit der Abnahme in Verzug kommt. 
Ebenſowenig wird beim unbenutzten Ablauf der Abrufftift die Lieferung ſofort fällig (RG Recht 
1918 Nr 477). A. M. Zander, Der Kauf auf Abruf (Gruch 52, 30), wonach der Verkäufer liefern 
darf, nachdem er dem Käufer die Lieferung angekündigt hat. Es kann aber dann auf Ausübung 
des Abrufs vom Verkäufer geklagt werden (RG 57, 109; Warn 1916 Nr 190). Einen Abruf zu 
unangemeſſener Zeit und vor allem nach Ablauf einer langen Zeit braucht der Ver⸗ 
fäufer als wider Treu und Glauben verſtoßend nicht gelten zu laſſen (Warn 1916 Nr 221, SeuffA 
72, 184 Recht 1991 Nr 33). Gab der Käufer zu erkennen, daß er an den Lieferungen lein Intereſſe 
habe, kann der Vorkäufer erwarten, daß der Käufer bis zum Schluß der Abruffriſt noch kundtut, 
daß er beim Vertrag trotzdem ſtehen bleiben wolle (R 88, 203). Wenn ſich bei einem Vertrag 
auf wiederkehrende Teillieferungen die Abwicklung des Geſchäfts durch die Schuld des 
Verkäufers hinzieht, kann er nicht verlangen, daß der Käufer die Ware jet auf einmal abruft und 
abnimmt (RG Recht 1909 Nr 1066; Warn 09 Nr 70), Im allgemeinen beſteht bei Sutzeſſivliefe— 
rungsverträgen nur für den Verkäufer die Pflicht, ſukzeſſiv zu liefern, nicht aber die entſprechende 
Pflicht des Käufers, abzurufen. Dies bedarf beſonderer — ausdrücklicher oder ſtillſchweigender — 
Vereinbarung. RG JW 1916, 1188. Eine beſondere Art des Abrufs findet ſich beim Spezifikations⸗ 
kauf (HGB 9 375), bei einer Wahlſchuld (BOB 8 264; MG 56, 178). Auch wenn ſich der Käufer 
bei der Auftragerteilung vorbehält, nähere Beſtimmung über Größe, Stärke. Farbe uſw. der Ware 
zu treffen, liegt ein feſtabgeſchloſſener Kauf vor, RG 43, 102; 14, 244; 30, 100. Der Käufer muß 
die Beſtimmung nach HG 8 375 Abſ 1 vornehmen nach freiem Ermeſſen und ſofort, BED 8 276, 
nach Mahnung gerät er in Verzug, § 284. Dann hat der Verkäufer das Recht der Selbſtſpezifikation 
oder die Rechte aus Schuldnerverzug. Eine Klage auf Vornahme der Spezifikation durch den 
Käufer hat er nicht. Durch einſtweilige Verfügung kann der Erwerb verboten werden. Dieſes 
Verbot ſteht den Veräußerungsverboten des BGB $$ 135, 136 gleich und hat die Wirkung eines 
relativ wirkenden Erwerbshinderniſſes und die Fähigkeit, im Grundbuche eingetragen 
zu werden, § 892 (NG JW 1927, 24541). 

d) Als weitere, teils beſonders hervorgehobene, teils nicht ausdrücklich hervorgehobene, aber 
aus dem Kaufvertrag folgende Nebenpflichten des Käufers kommen auch ohne beſondere Abrede 
in Betracht: 

aa) 3% Verzinſung des Kaufpreiſes vom Zeitpunkt des Übergangs der Nutzungen ($ 452). 
Die Zinſen ſind geſetzliche, keine Verzugszinſen, Mahnung nicht erforderlich. 

bb) Die Pflichten des Käufers zum Erſatz von Verwendungen, die der Verkäufer auf 
die Sache macht ($$ 450, 683, 670). | 

ee) Tragung der Laſten der Sache von ihrer Übergabe an ($ 446) zufolge des Gefahrüber⸗ 
gangs. Als Ausgleich hat er die Nutzungen. Die Laſten ſind öffentliche oder privatrechtliche, 
die auf der Sache ſelbſt ruhen, nicht auch 3. B. Verſicherungsprämien. Vgl. Hierzu § 103 und wegen 
der Nutzungen $ 101. 

dd) Tragung der Koſten der Abnahme und der Verſendung an einen andern Ort als 
dem Erfüllungsort ($ 448). Wegen der Sonderabreden gerade hier vgl. unter 10. Die nicht zu 
bezahlende Verpackung (Tara) muß, wenn ſie nicht ganz wertlos iſt oder nicht von vornherein in 
den Kaufpreis der Ware kalkuliert iſt, der Käufer auf ſeine Koſten an den Verkäufer zurückſenden, 
die Gefahr der Rückſendung trägt aber der Verkäufer (ROSS in SeuffA 25, 224), ſofern nicht 
ein entgegenſtehender Handelsbrauch beſteht. Iſt die Ware wegen Mangelhaftigkeit zur Verfügung 
geſtellt, kann der Käufer die Verpackung mit der zur Verfügung geſtellten Ware an ſeinem Wohn⸗ 
ort zurückgeben (RO cc 9, 208). Wegen „Sackmiete“ unter 10 g. Die Beſchaffung der Ein⸗ 
fuhrerlaubnis bei Käufen aus dem Auslande zu liefernder Waren liegt im Zweifel dem Käufer 
als Ausfluß feiner Abnahmepflicht ob (R& Gruch 1918, 83; JW 1921, 14531). 

ee) Die Aufbewahrungspflicht der überſandten, aber bemängelten Ware. Dieſe Pflicht 
iſt für den Handelskauf in HGB 8 379 noch beſonders hervorgehoben, muß aber hei jedem 
Kauf angenommen werden. Die Aufbewahrungspflicht iſt aber nur eine e inſt w 


5 5 7 1 r eilige (Rc 
43, 32). Eine Pflicht, die Ware zurückzuſenden, hat der Käufer nicht, RG 50, 173. Nach Handels⸗ 
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brauch kann Abweichendes gelten. Der Käufer braucht aber die Ware nicht ſelbſt in Aufbewahrung 
zu nehmen, ſondern kann ſie bei verläßlicher Stelle einlagern. Auch bei Selbſtaufbewahrung kann 
er nach HGB $ 354 ein Lagergeld verlangen, R& 45, 302. Dann muß er für jede Sorgfalt haften. 
Bei Lagerung bei einem Dritten, der aber nicht Erfüllungsgehilfe iſt, RG 98, 70, Haftung für die 
Auswahl. Die Geltendmachung des Zurückbehaltungsrechts verſchärft dieſe Aufbewahrungs⸗ 
pflicht nicht, insbeſondere entſteht nicht durch fie ein Pfandbeſitz (RG 98, 69). Dagegen beſteht 
für den Käufer nach HGB $ 379 Abſ 2 zwar das Recht, aber nicht die Pflicht zum Notverkauf 
bei Handelsware, die dem Verderben ausgeſetzt iſt, NG 43, 27. Er darf nur unter Beobachtung 
der Formen des HGB § 373 ſtattfinden. Er findet nach den Vorſchriften des Selbſthilfeverkaufs 
ſtatt. RG 96, 73; 101, 19; 66, 192. Bei Zuſendung unbeſtellter Ware iſt der Käufer nicht 
zur Abnahme und einſtweiligen Aufbewahrung verpflichtet. In Ausnahmefällen, z. B. wenn 
der Verkäufer ſich der Ware nicht annehmen kann, wenn erkennbar eine irrige Annahme einer 
Beſtellung vorliegt, bei beſtehender Geſchäftsverbindung, kann jedoch Treu und Glauben ein ähn⸗ 
liches Verhalten fordern, wie bei Zuſendung beſtellter Ware, deren Annahme abgelehnt wird 
(RG 23, 127; ROHG 17, 172). Nimmt er fie aber an, kann er fie zurückſenden, braucht aber nicht 
für einſtweilige Aufbewahrung zu ſorgen, es ſei denn, daß die Parteien verkehrsüblich unbeſtellte 
Ware als Kaufangebot zuzuſenden und zu empfangen pflegen. 

ff) Bei Handelskauf beſteht als Beſonderheit die Pflicht, den Mangel rechtzeitig zu 
rügen (HB 8 377), ſonſt tritt von Rechts wegen die Annahme der Billigung ein. Eine gleiche 
Rechtsvermutung der Billigung der Ware aus unterlaſſener Rüge beſteht für den gewöhn⸗ 
lichen Kauf nicht, das BGB kennt keine Rügepflicht. Dagegen hat der Käufer immer das 
Recht, vor der Abnahme die Ware zu unterſuchen, da die Unterſuchung die notwendige Voraus⸗ 
ſetzung für eine berechtigte Rüge des Mangels iſt. Das gilt auch für Käufe Zug um Zug, NG 
118, 290 und muß nach Treu und Glauben auch für Käufe gelten, die nicht Handelskäufe ſind. 
Wegen der Verjährung der Anſprüche aus der Gewährleiſtungspflicht des Verkäufers § 477. 
Wie die Abnahme, ſo kann auch die Unterſuchung zur beſonderen Verpflichtung gemacht werden 
(RS Ich 1918, 5065). Die Unterſuchungspflicht iſt ausdrücklich nicht angeordnet RG 73, 169, 
ergibt ſich aber mittelbar aus der Rügepflicht nach HGB $ 377 und kann durch einen etwa ent⸗ 
gegenſtehenden Handelsbrauch nicht beſeitigt werden. Das würde ein nicht zu beachtender 
Mißbrauch fein. Auch der Umſtand, daß der Mangel ſelten vorzukommen pflegt, befreit grund⸗ 
fäglich nicht von der Unterſuchungspflicht, RG 68, 369; 125, 79. Nur wenn ſie nach ordnungs⸗ 
mäßigem Geſchäftsgang nicht tunlich iſt, entfällt ſie. g 8 . 

gg) Schon vor der Annahme der Ware hat der Käufer die Pflicht, äußerlich erkennbare 
Mängel der überſendeten Ware durch amtlich beſtellte Sachverſtändige feſtſtellen zu laſſen, 
um dem Verkäufer die Anſprüche an den Frachtführer nötigenfalls zu wahren (HGB $ 438 Abſ 1; 
ROHG 6, 107). Der Käufer darf die Ware nicht einfach ihrem Schickſal überlaſſen (FW 03 Beil 614). 

hh) Beibringung eines Freigabeſcheins für die Ware. Dieſe Verpflichtung kann jedoch 
gegebenenfalls auch einen Teil der Abnahmepflicht als Hauptverpflichtung bilden 
(JW 1924, 537°). 

ii) Bei Abtretung von Rechten hat der Verkäufer alles zu unterlaſſen, was den Erfolg der 
Abtretung wirkungslos machen kann, z. B. die dem andern Gläubiger gegenüber noch wirkſame 
Einziehung, § 407 (RG 111, 302; Oertmann JW 1926, 982). Der Käufer eines Rechts an 
einem Grundſtück trägt die Koſten der Beurkundung und Eintragung im Grundbuch. Durch 
den Kauf von gewerblichen Schutzrechten kann für den Käufer die Verpflichtung zur Aus⸗ 
ſtellung, Propaganda, Ausnutzung begründet ſein. 0 . 

X. Pflichten aus beſonderen Nebenabreden beim Kauf können ſowohl die Pflichten des 
Verkäufers als des Käufers oder beide gemeinſam erweitern oder beſchränken. Werden ihm 
Beſtimmungen beigefügt, die für ſich allein ſchon die weſentlichen Erforderniſſe eines anders⸗ 
artigen Rechtsgeſchäfts enthalten, ſo entſteht das Rechtsgebilde des gemiſchten Vertrags. 
Entſcheidend für die rechtliche Bedeutung eines ſolchen gemiſchten Vertrags bleibt aber immer 
ſein Hauptzweck, und es kommt darauf an, ob die Beſtimmungen des einen oder des andern 
Vertragselements im Dienſte dieſes Hauptzwecks ſtehen. Dann müſſen ſie ſich auch im Zweifel 
den hierfür beſtimmten Regeln anbequemen, wobei nicht ausgeſchloſſen iſt, daß fie dieſe auch ent⸗ 
ſprechend abändern können. So wird auch beim Verſendungskauf der Verkäufer nicht zum Spe⸗ 
diteur (Recht 1911 Nr 3086). e 

Von häufigen Nebenabreden (typiſche Vertragsbeſtimmungen bei Hellauer, Kaufverträge 
Konſignations⸗ und Leihverträge in Warenhandel und Induſtrie, 1927, ferner Stern, Die 
kaufm. Lieferungspflicht und die gebräuchlichſten Klauſeln beim Handelskauf, 1924) ſind fol⸗ 
gende hervorzuheben: 

a Der Verkäufer übernimmt die Herſtellungs⸗- und Ausbeſſerungspflicht. Durch 
die Übernahme der erſteren wird der Kauf zum Werkvertrag und unterliegt deſſen beſonderer 
Regelung. Damit verbunden iſt zuweilen die Übernahme der Garantie für die Güte des feſt⸗ 
geſtellten Wertes (RG 107, 140). Die Übernahme der Ausbeſſerungspflicht aber nimmt dem 
Vertrag nicht die Natur eines Kaufes. 
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b) Die Montage kann nicht nur Nebenleiſtung, ſondern Hauptverpflichtung fein (vgl. oben 
30). Hierzu tritt oft die Verpflichtung zur Unterweiſung und zum Anlernen, die auch ſtill⸗ 
ſchweigend vereinbart fein kann (Seuffa 29 Nr 19; OLG 13, 403). 8 

e) Zahlung einer Prämie an den Käufer als Entgelt für ein dem Verkäufer bewilligtes 
Rücktrittsrecht ((R Och 19, 6). 0 5 5 25 

d) Zahlung einer Vertragsſtrafe bei Lieferung mangelhafter Ware, die beſtimmt iſt, den 
Nachweis der Höhe des eingetretenen Schadens zu erſetzen. h 

e) Verpflichtung des Verkäufers, nicht an Dritte oder an beſtimmte Dritte, z. B. Privat⸗ 
leute, überhaupt oder innerhalb eines beſtimmten Bezirks zu verkaufen, ebenſo Verpflichtung 
des Käufers, eine beſtimmte Ware nur vom beſtimmten Verkäufer zu beziehen und fie nur 
innerhalb eines beſtimmten Bezirks weiter zu verkaufen: die Klauſel des Alleinverkaufs. 
MG 63, 390; 67, 101, JW 1935, 32171; 1936, 5691 (ſittenwidriger Überlieferungsvertrag). Über 
Verbot des Darlehns bei Abſchluß von Bierlieferungsverträgen und Regelung des Wettbewerbs 
der Brauereien. Anordnung der Hauptvereinigung der deutſchen Brauwirtſchaft v. 25. 10. 35 
(RRVBl S. 669). 2 Se 5 

i) Bei Verkäufen von ganzen Geſchäftsunternehmungen findet ſich häufig auch die ſog. Kon⸗ 
kurrenzklauſel. Dieſe kann auch ſtillſchweigend aus der Natur der Sache für vereinbart gelten. 

g) Wenn Säcke und ähnliche Behältniſſe der Ware, wie Bierflaſchen, Kohlenſäure⸗ 
flaſchen, die vom Käufer nicht mit gekauft ſind, von dieſem nicht oder verzögerlich zurückgeſandt 
werden, iſt der Verkäufer an ſich nur berechtigt, Schadenserſatz, nicht Leihgebühren zu fordern, 
da es ſich nicht um eine neben dem Kauf einhergehende Miete handelt, ſondern um Ausführung 
der Verſendungspflichten. Häufig werden jedoch hierüber beſondere Vereinbarungen getroffen 
oder ſind als verkehrsüblich getroffen anzuſehen. Die gewöhnliche Vereinbarung iſt die eines 
„Mietzinſes“ für die nicht rechtzeitig zurückgegebenen Säcke. Die rechtliche Natur dieſer Abrede 
iſt beftritten, am einfachſten wird fie als eine Nebenabrede eigener Art zum Kaufvertrag aufgefaßt 
ein Entgelt für die länger als notwendig dem Verkäufer entzogene Nutzung der Säcke, die den 
Regeln des Kaufvertrags unterfällt. Für zufälligen Untergang haftet der Käufer nicht, aber 
auch bei Rückgabeverzug entfällt für ihn eine ſolche Haftung, da der Verkäufer durch den Mietzins 
entſchädigt wird. Der Mietzins kann in ſeiner Geſamtheit auch über den Wert der ganzen Sache 
hinausgehen (NOHG 19, 304). Es kann ſodann auch vereinbart werden, daß der Käufer die Säcke 
bei Nichtzurückgabe zu bezahlen habe. Es liegt ſolchenfalls ein aufſchiebend bedingter Kauf 
der Säcke vor. Endlich kann die Vereinbarung dahin gehen, daß für die nicht zurückgegebenen 
Säcke zunächſt ein Mietzins, nach Ablauf einer weiteren Friſt aber ein Kaufpreis zu be zahlen iſt. 

h) Abreden über die Erfüllungszeit finden ſich g 5 

aa) bei der ſog. Erwartungsklauſel, etwa: Januar bis Ende März 1920 Erwartung. 
Der Käufer kann dann eine Lieferung verlangen, deren Ankunft am Beſtimmungsort nach Lage 
der Umſtände ſpäteſtens Ende März 1920 zu erwarten iſt. Dieſe „Erwartung“ wird wie eine 
objektive Eigenſchaft der Ware angeſehen, für die der Verkaufer haftet, wenn ſich eine be- 
ſtimmte Herkunft der Ware (Ernte) daraus erkennen läßt (OLG 13, 418). Netto Kaſſe gegen 
Faktura verpflichtet den Käufer zur Zahlung des Kaufpreiſes nach Eingang der Rechnung. Der 
Verkäufer darf mit der Abſendung der Ware bis nach Eingang des Kaufpreiſes warten. 

bb) Ahnliches gilt für das überſeeiſche Abladegeſchäft (RG 30, 59; 71, 307; Abladung = Ein- 
ladung ins Schiff). Großmann-Doerth, Überſeekauf RG 30, 59; 71, 307. Bei ihm iſt es Be- 
ſtandteil des Vertrags, daß die verkaufte Ware als überſeeiſche Abladung zu einer beſtimmten 
Abladezeit zu liefern iſt. Zeit der Verſchiffung iſt weſentlich (NG 88, 72; Warn 1917 Nr 197). 
Daher find die Vorſchriften Über das Fixgeſchäft anzuwenden. Liegt Unmöglichkeit der Lieferung 
am Ende der Abladezeit vor, wird dies als Unmöglichkeit der Abladung ſchlechthin angeſehen (RG 
JW 1917, 927). Beim Abladegeſchäft gilt im Zweifel der Abladeort als Erfüllungsort für den 
Verkäufer. Bis dorthin tragt dieſer von der Abladung an den Käufer die Gefahr (RG LR 1916, 
1139). Daher iſt der Preis zu zahlen, auch wenn der Dampfer nicht ankommt. Es kann aber auch 
der Beſtimmungshafen erſt als Erfüllungsort vereinbart werden (RG 96, 230). Eine Abladung 
außerhalb der beſtimmten Zeit gilt nicht als Vertragserfüllung (Warn 1916 Nr 216). Eine Ga- 
rantie für rechtzeitiges Eintreffen der rechtzeitig abgeladenen Ware übernimmt aber der Ver⸗ 
käufer nicht. Bei Verträgen, bei denen der Zeitpunkt der Verladung nicht nur für die Rechtzeitia- 
keit der Lieferung, ſondern auch für die Vertragsmäßigkeit der Ware (Getreide) weſentlich iſt, 
muß regelmaßig zwiſchen Verladung und Ausſtellung des Konnoſſements oder Ladeſcheins unter. 
ſchieden werden. Verladung kann auch Übernahme zur Beförderung bedeuten (RG 104, 4). 
Für die Abwickelung im Überſeehandel hilft das Dokumententrattengeſchäft. Die Tradition 
der Dokumente macht den Käufer bereits zum Eigentümer der Ware und befähigt ihn, die Markt. 
lage auszunutzen. Der Kaufer braucht ſich nicht die Andienung der Ware ſtatt der Konnoſſemente 
gefallen zu laſſen, 88 424, 450, 647; RG 52, 354. } 

ce) Der Abladeklauſel wird häufig die „Ci Klauſel beigefügt, Cit⸗Geſchäft und Ablade- 
geſchäft find aber an ſich keineswegs identisch. Holländer, Die Sorgfalt des Cif-Verkäufers 
HanſſfiechtZ 1927, 261. Es iſt Handelsbrauch, daß der Verkäufer auch ohne ausdrückliche Verein⸗ 
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barung zur Verſendung der Ware, der Käufer aber zur Tragung der Koſten der Verſendung 
verpflichtet iſt (§ 448). Da der Käufer jedoch die Höhe der Koſten nicht kennt, gleichwohl durch 
Konnoſſement über die Ware verfügen will, zahlt er dem Verkäufer einen höheren Preis für die 
Ware und gilt ihm damit zugleich die nun vom Verkäufer zu übernehmenden Koſten 
der Abladung, Fracht und Seeverſicherung ab. Die Koſten der Ausladung im Beſtim⸗ 
mungshafen fallen hierunter nicht. Die Klauſel, mit der der Verkäufer dieſe bezeichneten Koſten 
übernimmt, iſt die Cif⸗Klauſel: e = cost, Koſten; i — insurance, Seeverſicherung; f= freight, 
Fracht (ROH G 13, 438). Will der Käufer die Seeverſicherung ſelbſt tragen, bedient er ſich der 
Klauſel „e. u. f.“, „Koſtfracht“ (Koſten und Fracht). Die Franzoſen gebrauchen auch die Klauſel 
„caf“ — cout assurance, fröt. Die Beifügung der Cif-Klauſel zum Abladegeſchäft läßt im all⸗ 
gemeinen erkennen, daß es bei der Regel ſein Bewenden haben ſoll, wonach der Ablade hafen 
für den Verkäufer der Erfüllungsort ift, er dort feiner Übergabepflicht genügt und der Käufer 
die Gefahr der Reiſe trägt (MG 87, 134; 90, 1; 96, 230; Warn 1916 Nr 159; 1918 Nr 27). — 
Auch die Klauſel „Cit Beſtimmungshafen“ ändert daran nichts, daß der Abladeort Er⸗ 
füllungsort bleibt, beſagt nur, daß Koſten, Verſicherung und Fracht bis zum Beſtimmungshafen 
(3. B. bei Kaffee Hamburg) inbegriffen find in den Preis der Ware (NG 87, 134; 90, 1). Abwei⸗ 
chende Beſtimmungen find jedoch nicht ausgeſchloſſen. Über den ſog. La⸗Plata⸗Grain⸗Vertrag RG 
93, 166; 96, 230. Die Verzollung gehört nicht zu den Verſendungskoſten, ſie iſt Sache des Käu⸗ 
fers. Die Cik⸗Klauſel verpflichtet den Verkäufer nicht, die Sendung zu frankieren (OLG 9, 271). Der 
Käufer iſt verpflichtet, die Ware gegen Verauslagung der Fracht abzunehmen, er kann aber die 
Frachtſumme vom Verkäufer einziehen. Praktiſch wird es ſo gehandhabt, daß der Verkäufer die 
Frachtſumme gleich vom Preiſe in Abzug bringt. Daher kann der Verkäufer zur Erfüllung des vollen 
Kaufpreiſes die abgeſetzte Frachtſumme dann vom Käufer noch verlangen, wenn das Schiff unter⸗ 
geht, da die Ware auf Gefahr des Käufers reift (OLG 13, 410). Zur Seeverſicherung gehört nicht die 
Kriegsverſicherung, auch nicht die Aufenthaltsortsverſicherung. Wenn der Verkäufer die Verſicherung 
auf ſeine laufende Verſicherung übernimmt, muß er dem Käufer ein Zertifikat überſenden, als 
Selbſtverſicherer darf er nicht eintreten (MG in HanſchZ 1917 Nr 37). Die vom Verkäufer ge- 
nommene Seeverſicherung „für Rechnung, wen es angeht“ iſt im Preiſe als zur Deckung ſeines 
Eigentümerintereſſes beſtimmt anzuſehen (NG 89, 68). Lieferungsgegenſtand iſt nur die 
abgeladene Ware, nur ſie erfüllt den Vertrag, der Verkäufer iſt nicht berechtigt, Abnahme noch 
nicht abgeladener Ware am Abladeplatz zu verlangen. Dagegen hat der Käufer das Recht, die 
Auslieferung der Ware ſchon am Abladeplatz zu verlangen. Der Verkäufer hat veränderten 
Anweisungen des Käufers nachzukommen und kann nur verlangen, ſchadlos gehalten zu werden 
(JW 1917, 927; 23 1917 Sp 596; HoldheimsMSchr 18, 31 ſteht nicht entgegen). Die Abnahme 
und Unterſuchung der Ware erfolgt nicht im Abladehafen, ſondern an dem Ort, nach denn eik 
verkauft worden iſt. Wußte der Verkäufer, daß die Ware vom Beſtimmungshafen nach dem 
Binnenland gleich weitergeſchafft werden ſollte und war er hiermit einverſtanden, erfolgt Ab⸗ 
nahme und Unterſuchung erſt am Ort des Binnenlandes. — Die Cif-Nlaufel mit der Beifügung 
„Glückliche Ankunft des Dampfers vorbehalten“ iſt ſinnlos. Ebenſo iſt von einem Cik⸗Geſchäft 
beim Kauf ſchwimmender Ware keine Rede, da kein Abladegeſchäft vorliegt. 

dd) Die Klauſel „ob“ = free on bord befagt, daß der Verkäufer die Einladungskoſten 
an Bord des Schiffes trägt, was ſich bei einem Abladegeſchäft von ſelbſt verſteht. Sie iſt aber 
mehr als eine ſolche Speſenklauſel. Der Verkäufer iſt verpflichtet, die Ware an das Schiff zu 
bringen, auch unter Beförderung der Ware aus dem Binnenlande. Seine Verpflichtung iſt alſo 
nicht ſchon damit erfüllt, daß er die Ware einem Spediteur oder Frachtführer im Binnenland 
ausliefert, denn es iſt kein Fall von § 447 (RG 106, 212; 92, 130; 88, 74). Im Verhältnis des 
Abladers zum Schiffer bedeutet die Klauſel, daß der Ablader die zu Waſſer herangeſchaffte Ware 
längs Schiffſeite zu liefern, der Schiffer fie aber auf ſeine Koſten in fein Schiff zu laden hat (OSG 
19, 354). Der Erfüllungsort iſt an den Fobort verlegt. Heuer L3 1925, 26. Ritter Arch BürgR 
37, 171; 38, 387; 40, 433. A. M. Hamburg, OLG 1901, 92. R 

ee) „Kaſſe gegen Dokumente“ verpflichtet den Käufer, wenn die Ware noch nicht 
angekommen iſt, nicht erſt bei Ankunft der Ware, ſondern ſchon bei Andienung der Dokumente 
vorſchußweiſe zu zahlen, alſo ohne die Ware befichtigen zu können (RG 59, 23). Zahlt er nicht, 
kommt er in Zahlungsverzug, ſofern er die Nichtempfangbarkeit der Ware nicht nachweiſen kann. 
Eine vom Käufer mit Einlöſung der Dokumente beauftragte Bank braucht die Ware überhaupt 
nicht zu unterſuchen, ſondern hat die Dokumente einzulöſen, wenn ſie äußerlich in Ordnung ſind 
und ſonſt keine Bedenken beſtehen. Iſt jedoch die Ware ſchon angekommen, muß dem 
Käufer die Unterſuchung der Ware vor der Zahlung nach Andienung der Dokumente geſtattet 
werden (RG 30, 100; 47, 142). Immer braucht der Käufer jedenfalls nur gegen Dokumente zu 
zahlen. Gehen die Konnoſſemente, ohne daß dies der Verkäufer zu vertreten hat, verloren, wird 
dieſer zwar von der Lieferung frei, kaun aber auch den Kaufpreis nicht verlangen. Daß die Doku⸗ 
mente wertlos und die Ware nicht mehr vorhanden ſei, kann der Käufer dann nicht geltend machen, 
wenn, wie beim Abladegeſchäft, die Gefahr der Reiſe bereits auf ihn übergegangen war (RG 
88, 37). Auf den Erfüllungsort hat die Klauſel keinen Einfluß (RG 46, 195). Das Frachtbrief⸗ 
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duplikat hat allerdings nicht die geſetzliche Bedeutung eines Lagerſcheins oder Konnoſſements 
(vgl. Intern. Übereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr Art 8 Abſ 6 und Eiſenbahnver⸗ 
kehrsordnung v. 1909 $ 61 Abſ 6). Es kann aber in der Übergabe an den Käufer der Ausdruck 
beiderſeitigen Willens liegen, daß damit der Anſpruch des Verkäufers gegen die Eiſenbahn auf 
Herausgabe des Frachtguts und das Eigentum am Frachtgut auf den Käufer übergehen 
joll ($$ 931, 929). Dahin geht die neuere Verkehrsentwicklung (Warn 08 Nr 584; JW. 1919, 182; 
RS 102, 97; 103, 152). 
ff) „Kalle gegen Dokumente bei Ankunft des Schiffes“ bezieht ſich lediglich 
auf den Zeitpunkt der Zahlung, nicht auf die Frage, ob zu zahlen iſt. Die Zahlung ſoll ſolange 
hmausgeſchoben werden, bis das Schiff angekommen oder feſtſteht daß es überhaupt nicht mehr 
ankommen wird (NG 87, 136; 90, 1; 23 1919, 254; HoldheimsMSchr 18, 30). Iſt die Ware 
verladen, kann aber die Reife wegen Kündigung des urſprünglichen Kaufvertrags nicht zu Ende 
geführt werden, hat Käufer trotzdem den Kaufpreis zu zahlen. Die etwaige Weiterbeförderung 
it feine Sache (R Warn 1918 Nr 27; JW 1916, 1194). 


157. Vgl. auch 
um. — Sie berechtigen im Zweifel nur zum 


„ſofern er eine ſolche Haftung im beſonderen Falle nicht aus⸗ 
geſchloſſen hat. Dieſe Haftung iſt ausgeſchloſſen durch die Formel: 
wir nicht verſchuldet haben, eine Lieferung durch den von uns v 
nicht erfolgen kann, ſind wir nicht verpflichtet, M 
ſind nur ſo weit verpflichtet, als wir die Ware ſelbſt vom Vorverkäufer erhalten (NG JW 1925, 
23926). Über Freizeichnung bei Gewalt, Streik, Aussperrung R& 125, 233. Tiher die Wirkung 
der ſofortigen Annahme eines „freibleibenden“ Angebots RG 103, 312; JW 1921 S. 515, 
123411; 1989, 23°. Über Preisfreizeichnungsklaufeln RG JW 1922, 1319 und RG 104 
S. 101, 114, 306, Bei ihr muß der Verkäufer gleichwohl pünktlich zur vereinbarten Zeit liefern. 
Über Vorbehalt: „Die Lieferung hinausſchieben zu dürfen“, „Lieferungszeit vor. 
behalten“ RG 94, 80. Dies darf aber nicht willkürlich geſchehen ($ 315), ſondern immer nach 
Treu und Glauben (RG 9. 3. 21 VI 608/21). 

ii) „Exship in“, „ab Kai“ beſagen, daß durch ſie der Beſtimmungshafen zum Erfüllungs⸗ 
ort wird, ſonach der Verkäufer die Gefahr der Reiſe trägt. Wird damit die Cif-Klauſel ver⸗ 
bunden, jo hat dieſe nur noch die Bedeutung einer bloßen Preisbemeſſung. 

kk) „Ausgeliefertes Gewicht“, „sound delivered“ = „gefund ausgeliefert” wird 
vereinbart, weil ſich oft bei Abladung ſchwer feſtſtellen läßt, wieviel das Ge micht iſt, auch der 
Schwund auf der Reiſe nicht ſicher ift. Daher ſoll die im Abladehafen vorläufig und allgemein 
getroffene Beſtimmung des Gewichts für die Preisberechnung im Beſtimmungshafen berichtigt 
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werden. Daß damit, wie RG in HanſchZ 1917 Nr 145 meint, dieſer zum Erfüllungsort werde, 
kann nicht zugegeben werden. Vgl. auch RG 90, 1. 

1) „Beſchlagnahmefrei und verwendungsfrei“ bezieht ſich im Zweifel auf den 
Zeitpunkt, wo die Ware in die Hand des Käufers gelangt (RG 93, 333), und dieſer Ort kann 
verſchieden von dem Erfüllungsort ſein. Der Verkäufer übernimmt damit eine Garantie auch 
für die Zeit nach der Erfüllung und Übergabe der Kaufſache. Die „Verwendung“ ſetzt notwendig 
voraus, daß der Käufer in einen ſolchen Beſitz der Ware gelangt, daß ihm die Verwendung zu 
den vorausgeſetzten Zwecken möglich iſt (NG JW 1918, 767°). Die Verſicherung, daß die Zoll⸗ 
papiere einer ausländiſchen Ware in Ordnung ſeien, enthält eine Garantieübernahme gegen 
Beſchlagnahme (OL G Düſſeldorf JW 1926, 2002). N 

mm) „Frei Beſtimmungsort“ beſagt, daß die Frankatur nur als eine für den Kaufer 
gemachte Auslage zu gelten habe. Iſt die Lieferung an den Beſtimmungsort unmöglich, iſt der 
Preis um die Frachterſparnis zu mindern (RG 92, 225). Ebenſo „bahnfrei Berlin netto 
Kaſſe Zug um Zug“. Alles dies hat namentlich keine Bedeutung für den Erfüllungsort des 
Verkäufers. Über Vereinbarung „franko Fracht“ RG in JW 1933, 14521. 

nn) Vereinbarung, „Kaufpreis durch Akkreditiv bei Bank ſicherzuſtellen“, iſt 
Vereinbarung eines Bankrembourſes. Bei Vereinbarung, daß Bank dem Verkäufer die 
Akkreditierung in beſtimmter Friſt zu beſtätigen hat, iſt auch eine geringfügige Friſtüberſchreitung 
weſentlich (RG 92, 208; 96, 255; JW 1921, 1312). Vgl. auch Rittler, Vom Akkreditiv, Hanſchg 
1921, 609. Nach ſtändiger Rechtſprechung des Reichsgerichts hat der Käufer, der ein Akkreditiv 
bei der Bank des Verkäufers zu deſſen Gunſten gegen Duplikatfrachtbrief ſtellt, dafür zu ſorgen, 
daß das Akkreditiv rechtzeitig geſtellt wird, was erſt geſchehen iſt, wenn die Bank den Verkäufer 
benachrichtigt, daß das Geld zu feiner Verfügung ſtehe. Verſehen der Bank hat der Akkre⸗ 
ditierende zu vertreten, auch wenn er das Akkreditiv auf Verlangen des Käufers bei deſſen Bank 
geſtellt hat (RG 102, 155; 103, 376; 105, 33; JW 1921, 312). Die gleichen Grundſätze gelten bei 
der Formel gleichen Sinnes: „Banküberweiſung gegen Duplikatfrachtbrief“ bei Zu⸗ 
ſammenwirken mehrerer Banken (RG 105, 48). „Kaſſe gegen Akkreditiv“ bedeutet Gleich⸗ 
ſtellung des Akkreditivs mit Kaffe (= Barzahlung) und demnach Unwiderruflichkeit des geſtellten 
Akkreditivs (RG 103, 376). e 

oo) Die „Promptklauſel“ verpflichtet zu möglichſt ſchneller Lieferung, hat aber keinen 
feſten Stichtag wie das Fixgeſchäft, der Verkäufer verpflichtet ſich damit auch nur zur prompten 
Abſendung, übernimmt nicht, wie beim Fixgeſchäft, Gewähr für rechtzeitiges Eintreffen (Seuffa 
38 Nr 247; Recht 1911 Nr 471). Aber der Verkäufer kann hier nach der Natur des Geſchäfts, wie 
beim Fixgeſchäft, auch ohne Mahnung in Verzug kommen. 

pp) Vereinbarung eines Skontos. Man unterſcheidet Zahlungsſkonto und Waren- 
ſtonto. Das Zahlungsſtonto kann eine Prämie für vorzeitige oder für pünktliche Leiſtung 
bedeuten. Vorzeitige: „Ziel 3 Monate, 2%, Kaffe”; pünktliche: „Ziel 3 Monate, 2%,” oder „Ziel 
3 Monate Kaffe mit 2%". Beim Warenſkonto kommt der Abzug ohne Rückſicht auf die Zahlungs⸗ 
zeit zur Ausführung: „Ziel 3 Monate 20%“ kann daher auch nur heißen, dem Käufer iſt ein 3-Mo- 
natsziel und unabhängig davon ein Abzug von 2%, bewilligt. „Kaſſe 2%,” bedeutet, daß der 
Käufer nur bei ſofortiger Zahlung das Skonto abziehen darf (RZ 07, 741). Wird nicht pünktlich 
gezahlt, fällt das Zahlungsſkonto weg. Das Zahlungsſkonto muß der Käufer beweiſen, das Wa⸗ 
bete en bedeutet nur eine Preisbeſtimmung und die Höhe des Preiſes muß der Verkäufer 

eweiſen. 

qq) „Netto Kaſſe“, „rein netto“ ſchließt einen ſonſt etwa verkehrsüblichen Abzug aus⸗ 
drücklich aus (ROG 8, 120). 

rr) „Force majeur“-Klauſel muß in angemeſſener Zeit geltend gemacht werden, der 
Verkäufer darf fie nicht beliebig hinausſchieben (RG 91, 108; 3W 1930, 1297). Wenn die Be- 
freiungsklauſel auf Betriebsſtörung abſtellt, muß namentlich erforſcht werden, was darunter 
im einzelnen Fall zu verſtehen ſei (RG 94, 81; 100, 262; 125, 236). 

ss) Auf die Kriegsklauſel, die den Verkäufer zur Einſchränkung oder Aufhebung der Lie⸗ 
ferung berechtigt, ſind dieſelben Grundzüge wie zu rr anzuwenden. Der Verkäufer kann ſich 
auf ſie auch dann noch berufen, wenn die Ware infolge Kriegsausbruchs auf der Reiſe angehalten 
wird (RG 92, 271). 

tt) In der Inflationszeit ſpielte auch die Repartierungsklaufel (hinſichtlich der Zu⸗ 
teilung von Deviſen) eine Rolle (RG JW 1927, 1779). 

i) Arbitrageabrede geht dahin, daß der Käufer die Ware abnehmen muß und nach dem 
Spruch der gewählten Arbitratoren den Minderwert verlangen kann. 

) Bei einem Garn-on-call-Kauf des Käufers hat dieſer nach Lieferung der Ware Ter⸗ 
minpreis feſtzuſtellen, R III 17/36 1. 12. 36. 

Eine Sammlung von Verträgen und Geſchäftsbedingungen im Warenhandel und in der Indu⸗ 
ſtrie der verſchiedenſten Branchen, aus denen zugleich die in ihnen geltenden Handelsbräuche zu 
erſehen ſind, gibt Hellauer, Kaufverträge uſw. in Warenhandel u. Induſtrie (1927). 
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XI. Ort der Erfüllung. Es gelten die allgemeinen Vorſchriften des $ 269 und HGB 8 361, 
ſofe rn nicht aus bes 


etwas anderes zu 


ſind für den Käufer nicht bindend, auch wenn er ſchon früher vom Verkäufer Rechnungen mit 
denſelben Vermerken erhalten hatte (RG 52, 133). Danach iſt Erfüllungsort für den Verkäufer 
fein Wohnſitz oder feine gewerbliche Nie derlaſſung, für den Käufer deſſen Wohnſitz oder gewerb⸗ 
liche Nie derlaſſung zur Zeit des Abſ chluſſes des Kaufvertrags. Das gilt für den Platzkauf 


1922, 484). Über Bedeutung der Klauſel: „Netto Kaffe bei Empfang der Ware loco Fabrik. 
Die Ware geht mit Ausſtellung der Faktura in Ihren Beſitz über“ vgl. RG 102, 40. — Der Ort 
ü zur Anwendung kommende Recht (RG 73, 387; 
anderfällt, kann es kommen, daß für das einheitliche 
nzuwenden find. Deshalb wird oft zu fragen fein, 
orgelegt hätten, nicht ein einziges Recht und welches 
en m „ und danach iſt dann die Lücke im Vertrag zu ergänzen (RG, 
68, 205; 74, 174). I ein einheitlicher Erfüllungsort für das ganze Vertragsverhältnis anzu⸗ 
minder bedeutſame Abnahmepflicht an dem für die Zahlung beſtehenden 
Erfüllungsort zu erfüllen (RG 56, 38). 
XII. Die Zeit der Erfüllung beftimmt ſich mangels anderer Verabredung ebenfalls nach 
$ 271. Tageskauf, Kaſſageſchäft — Zeitkauf, 


ug muß nach Treu und Glauben, $ 157, dem Käufer immerhin er- 


; N ie Kaufſache jo zu befichtigen, daß er ſich über 
ihre Beſchaffenheit genügend vergewiſſern kann, RG 118, 290. Iſt die Leiſtungszeit feſt beſtimmt, 
liegt ein Fixgeſchaft vor, für das beim Handelskauf die Regeln des HGB 8376 gelten. Bör⸗ 
ſentermingeſchäfte gehören zu den Fixkäufen (Börſench $$ 50 ff.). Zu beachten ferner 9 186, 
er Forderung ein und von da ab beginnt 
köglichleit der Aufrechnung ($ 387), der 


3 ($ 273). Verzug aber tritt in der Regel erſt mit der nach der Fälligkeit zuläſſigen 


Mahnung ein. 


ber die Rechtsfolgen der Nichterfüllung der Pflichten des Verkäufers und des Käufers 
ſiehe Erläuterungen bei $ 440, 


8 434 


dem Käufer den verkauften Gegenſtand 
die von Dritten gegen den Käufer geltend 


Der Verkäufer iſt verpflichtet, 
frei von Nechten zu verſchaffen, 
gemacht werden können. 

E 1 371 II 376; M 2 214; P 1 653. 


1. Die in $$ 434—436 niedergelegten Haftungsgrundſätze ſind dispoſitiver Natur. Auf die 
en. RG V 442 16. 3. 12. Durch § 365 
2/10 26. 10. 11. § 434 enthält eine nähere Er⸗ 
N Verſchaffung des Eigentums oder Rechtes 
beſtimmt: der Kaufgegenſtand iſt ſo zu gewähren, daß das Recht an ihm unangefochten vnn 
i ft eine Hauptleiſtung. Wie der Verkäufer 
verpflichtet iſt, die Sache frei von Sachmängeln zu gewähren, ſo muß er den Kaufgegenſtand 
auch frei von Rechtsmängeln gewähren. Dieſe Freiheit iſt Inhalt ſeiner Leiſtungspflicht, 
abgeſehen von der Gewährhaftung bei nicht rechtsfrei ffung. ährlei 


5 ) ( ſtung für einen 
beſtimmten Hypothekenſtand des veräußerten Grundſtücks ift grundſätzlich ein Verſpr 
lichen Inhalts, RG V 


„ſondern es genügt, wenn ſie nur 


8 i r geit des Eigentumsüberganges oder 
des Angebots der Leiſtung beſtanden haben. So ſchließt auch eine Einwilligung, deren Wirkung auch 
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nicht in Zukunft in Frage geſtellt wird, die Verfallerklärung aus, andernfalls iſt die Ware mit Rechts⸗ 
mangel behaftet (RG 111 S. 89, 303). Als Inhalt der bereits nach $ 433 begründeten Verpflichtung 
beſteht ſie von vornherein mit dem Kaufabſchluß, ſie entſteht nicht erſt dann, wenn das Recht eines 
Dritten geltend gemacht wird (OLG 8, 60). Aber zu erfüllen ift die Pflicht erſt bei der Übergabe, jo 
bei Grundſtücken erſt im Auflaſſungstermin. Weitere Belaſtungen des Grundſtücks zwiſchen 
Verkauf und Auflaſſung ſind daher nicht ſchlechthin verboten und enthalten eine poſitive Vertrags⸗ 
verletzung, die Rechtsbehelfe nach 98 323, 325, 326 geben. RG II 322/07 10. 11. 07. Auf einem 
Fall, in dem die Rechte Dritter durch einen Vertrag entſtehen, den der Käufer ſelbſt nach der 
Übergabe zur Unterbringung der Kaufſache abgeſchloſſen hat, paßt § 434 nicht, R JW 1937, 
1631? (RG 10. 6. 02 V 119/02; RG 83, 214). Im Gegenſatz zu den Sachmängeln, die zu be⸗ 
ſeitigen keine Leiſtungspflicht beſteht, wird hiernach eine beſondere Leiſtungspflicht dahin 
begründet, zur Ermöglichung der Eigentumsverſchaffung alle die es hindernden und 
beſchränkenden Rechte Dritter zu beſeitigen. Das ergeben die Prot 1314. Bei Grundſtücken 
alſo bis zur Auflaſſung, RG 83, 215. Bei der Beſtellung einer Hypothe! bezieht ſich die Pflicht zur 
Beſeitigung von Rechten nicht auf die vorhergehenden. Dieſe Verpflichtung beſteht auch für be⸗ 
ſchränkende Rechte Dritter, die erſt nach Abſchluß des Kaufvertrags, etwa im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung, auf das Grundſtück gelegt worden find, RG V 210/28 3. 11. 28. Uber Ausgleichspflicht 
einer erſt nachher durch Aufwertung neu entſtandenen Hypothek auf einem bis dahin laſtenfreien 
Grundſtücke RG 112, 329; 120 S. 283, 292. Die Nichtverſchaffung eines Gegenſtandes frei von Rech⸗ 
ten Dritter enthält, wie die Nichtverſchaffung des Eigentums oder Rechtes ſelbſt, eine teilweiſe 
Nichterfüllung der dem Verkäufer nach § 433 obliegenden Verpflichtungen, beruht ſie auf Ver⸗ 
zug, iſt $ 326 Abſ 1 Satz 3 anwendbar, im übrigen 88 320 ff. u. 440 und die beſondere Vorſchrift des 
$ 437 beim Verkauf einer Forderung (RG 28. 9. 21 V 103/21). Bei einem Verkauf unter 
Eigentumsvorbehalt braucht die Verpflichtung erſt im Zeitpunkt des Eintritts der Bedingung 
für den Eigentumsübergang erfüllt zu werden (RG 83, 215). War der Verkäufer von vornherein 
dauernd unvermögend, ſeiner Verpflichtung aus § 434 nachzukommen, haftet er ohne weiteres 
auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, weil er mit der Pflicht zur Leiſtung zugleich die Haftung 
für ſeine Leiſtungsfähigkeit übernommen hat (RG 69, 356). Der Käufer kann verlangen, ſo 
geſtellt zu werden, wie er ſtünde, wenn er den Kaufgegenſtand frei von Rechten Dritter erworben 
hätte (RG 59, 336; JW 1914, 922). — Die Vorſchriſt iſt dispoſitiver Natur, ebenſo wie 
9 439. Auf das Recht aus $ 434 kann ſchon im Kaufvertrag verzichtet werden (MG 16. 3. 12 
V 442/11), ebenſo bei der Annahme (RG 8. 11. 05 V 138/05). So kann ein „ſpekulativer 
Einſchlag“ die Anwendung von 9 434 ausſchließen (RG 112, 329), jo, wenn er mit der Möglichkeit 
der Aufwertung einer Hypothek rechnet. Vgl. aber auch RG 21. 4. 20 V 416/25. Eine Aus- 
dehnung der Verpflichtung aus § 434 findet durch $ 365 nicht ſtatt (MG 26. 10. 11 VI 532/10). 
Von ihr wird gemeinhin dort abge wichen, wo der Käufer bei Vertragsſchluß die Rechte Dritter 
nicht nur kennt (vgl. aber 5439), ſondern wo auch der Kaufpreis durch Übernahme einer Hypothek 
als eigene Schuld getilgt werden ſoll. Dieſe abändernde Vereinbarung unterliegt der Form⸗ 
vorſchrift des 8313. Der Inhalt der Verkäuferpflicht hat dadurch keine Anderung erfahren, daß die 
Genehmigung des Gläubigers zur Schuldübernahme nicht erteilt wird. § 416 enthält keine Ver- 
pflichtung des Verkäufers aus dem Kaufvertrag, die Genehmigung herbeizuführen. Es bewendet 
dann bei 9 415. Es iſt nicht der Wille der Vertragſchließenden, daß in ſolchem Falle der Verkäufer 
dem Käufer ein hypothekenfreies Grundſtück zu verſchaffen habe (Warn 1914 Nr 246), daher iſt 
auch die Unkündbarkeit einer vom Käufer in Anrechnung auf den Kaufpreis übernommenen 
Hypothek kein Rechtsmangel (RG Warn 09 Nr 134; RG V 27/08 25. 10. 08). — Grundſätzlich 
leidet $ 434 überhaupt keine Anwendung überall dort, wo der Käufer die Sache nach $ 936 auf 
Grund ſeines guten Glaubens ohnehin frei von den Rechten Dritter erwirbt oder wo anderſeits 
der Erwerber eines auf Grund einer Pfändung veräußerten Gegenſtandes Gewährleiſtung wegen 
Mangel im Recht nicht zu beanſpruchen hat (ZPO § 806 und WG $ 56). Anders als bei Sach⸗ 
mängeln ift Anfechtung wegen Irrtums möglich. RG II 283/08 15. 1. 09. Auch RG V 458/05 
2. 5. 06 über mögliche Annahme der Belaſtungsverhältniſſe als Eigenſchaften eines Grundſtücks. 

2. Die Vorſchrift iſt nicht nur auf den Sachkauf abgeſtellt, wie § 433, ſondern beim Kauf 
jedes Gegenſtandes ſchon nach dem Wortlaut anwendbar (RG 88, 106); vgl. zu § 433 A 60, 
insbeſondere alſo auch den Rechtskauf, für den außerdem die Vorſchriften des § 437 gelten. 

3. Als Rechte, die von einem Dritten geltend gemacht werden können, kommen in Betracht 
mur ſolche, die ſchon ihrer Beſchaffenheit nach die Geltendmachung auch dem Käufer gegenüber 
geſtatten (RG 52, 275). Deshalb RG 88, 103 bedenklich, da hier das Recht des Käufers lediglich 
in HGB 825 feinen Grund hat. 8 434 bezieht ſich nur auf ſolche Belaſtungen, deren Grund außer ⸗ 
halb des verkauften Grundſtücks liegt und die den Rechten Dritter entſprechen. Da der Geſchäfts⸗ 
anteil an einer Geſellſchaft m. b. H. die aus der Mitgliedſchaft fließenden Einzelrechte und Ver⸗ 
pflichtungen in ſich umfaßt, die Geſellſchaft dem Inhaber des Anteils auch nicht als Dritter gegen⸗ 
überſteht, fo trifft dies auf Einlagerlckſtände nicht zu (MG 16. 2. 15 JI 553/14). § 434 hat in erſter 
Linie Privatrechte im Sinne. Zu den Dritten gehört auch der Käufer ſelbſt, wenn für ihn 
ein Recht im Sinne des $ 434 auf das Grundſtück haftet (RG 59, 400). — Dem Wortlaut nach fallen 
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auch die nach Vertragsſchluß begründeten Rechte unter 8 434, die wirklich beſtehen. Aber nach 
§ 435 Abſ 1 find auch die nicht beſtehenden, doch im Grundbuch eingetragenen Rechte zu beſeitigen 
binnen angemeſſener Friſt, RG 149, 195. Entſcheidend ift der Zeitpunkt des Eigentumsüber⸗ 
gangs (R 83, 214; 120, 295). Auch ohne beſondere Abmachung haftet der Verkaufer eines bei 
Vertragsabſchluß laſtenfreien Grundſtücks dafür, daß das Grundſtück zur Zeit der Übereignung frei 
von Rechten iſt. Abweichend mit Unrecht R 99, 60. Außerdem kommt $ 440 zur Anwendung 
und die Grundſätze über die Haftung wegen poſitiver Vertragsverletzung (RG 9. 3. 07 JI 322/06). 

a) In erſter Linie dingliche: Eigentumsanſprüche, wenn ein Nichteigentümer eine fremde 
Sache verkauft hat; Pfandrechte, Hypotheken, Grundſchulden, Auszugsrechte, RG V 308/17 
27. 4. 18, Grunddienſtbarkeiten; Kellerrecht, RG 56, 258, Dienſtbarkeiten (RG 66, 328), rheiniſches 
Kellerrecht (RG 56, 258), dingliches Vorkaufsrecht, wirkſame und unwirkſame ($ 435) Vormerkun⸗ 
gen zur Sicherung des Anſpruchs auf Beſtellung eines Rechtes an einem Grundſtück oder einem 
eingetragenen Recht (RG 23. 11. 18 V 188/18; OLG Breslau JW 1926, 2706, RG 149 S. 97) 
Reallaſten, das Recht des Nacherben nach 88 2113—2115 (Warn 1912 Nr 59), auch eigene Rechte 
des Käufers gehören hierunter, NG 59, 404, Veräußerungsverbote nach $$ 135, 136; Duldung eines 
Notwegs (NG 3. 5. 11 V 64/16), Recht des Ehemanns auf Verwaltung und Nutznießung (RG Recht 
1921 Nr 521). Die Verpflichtung des Verkäufers, eine Hypothek zur Löſchung zu bringen, wird nicht 
dadurch unmöglich, daß das verkaufte Grundſtück dem Käufer aufgelaſſen iſt (RG 3. 11. 06 V 
109/06). Die Verpflichtung beſteht, auch wenn der Verkaufer die Belaſtung nicht gekannt hat. 
NO 69, 355. Sie beſteht auch, wenn das Recht erſt nach der Auflaſſung von den Gläubigern im 
Wege der Zwangsvollſtreckung auf das Grundſtück gelegt worden iſt, R HRR 1929 Nr 293. 
Über den Anſpruch gegen den Erwerber auf Leiſtung eines angemeſſenen Beitrags zu 
der vom Veraußerer für die Beſeitigung der Hypotheken aufzuwendenden Summe hal, grund⸗ 
fäblich RG 112, 329 ſowie Ach 118, 135; 119, 133; 120, 288; 121 S. 58, 133 (Rücktrittsrecht , 330; 
122 S. 149, 383; 123, 166; 124, 164; 126, 13. Bei Grundſtücksveräußerungen wird der Veräußerer 
ſeiner Verpflichtung zur laſtenfreten Übertragung des Grundſtücks nicht dadurch enthoben, daß 
er durch eine während der Inſlationszeit bewirkte, auf Grund der ſpäteren Aufwertungsgeſetz⸗ 
gebung in ihren Wirkungen wieder aufgehobene Löſchung dieſe Verpflichtung zu erfüllen ver⸗ 
ſuchte. Vielmehr muß er auch die Aufwertungsſchuld beſeitigen, R 112, 329; 120, 288; NG 
in JW 1927, 98216. Der Verkäufer beweglicher Sachen, die als Zube hör eines Grundſtücks 
dem Hypothekengläubiger haften, hat die Hypothek inſoweit zu beſeitigen, als ſie die Zubehör⸗ 
ſtücke belaſtet (RG 57, 1; ftrittig). Immer muß es ſich um ſubjektive Rechtsbefugniſſe 
handeln, die in einem beſonderen zivilrechtlichen Titel ihre Grundlage haben, nicht um 
Beſchränkungen auf Grund geſetzlicher Vorſchrift ſelbſt, insbeſondere des öffent⸗ 
lichen Rechtes. Denn ſolche geſetzliche Beſchränkungen vermag der Verkaufer nicht zu beſeitigen, 
da er die Geſetze nicht ändern kann. Daher fällt auch nicht unter $ 434 das Beſtehen eines Not“ 
wegs (Warn 1916 Nr 161). Beruhen Baubeſchränkungen auf öffentlich -rechtlicher Grund— 
lage von Bauordnungen, ſo handelt es ſich um eine nicht eintragungsfähige öffentliche Laſt, und es 
greift nicht $ 434, ſondern 9 436 Platz (RG 52, 459; ZW 1907, 4789). Es kann ſolchenfalls auch ein 
Sachmangel angenommen werden. Die Rechtſprechung des R iſt nicht einheitlich, RG 131, 348. 
Die neuere Rechtſprechung des RG nimmt überwiegend Sachmangel an, wenn die Baubeſchrän⸗ 
kung auf einem privaten Verbindungsrecht beruht, RG 131, 348; 137, 295; JW 06, 57%; 
07, 478% 08, 7125), jo z. B. bei baupolizeiwidrigem Zuſtand des Gebäudes ( ZW 07, 4785; 
Seuffel 63 Nr 39). Rechtsmängel find: eine die Vebaubarkeit einſchränkende Grunddienſtbarkeit, 
Ac 60, 956; Das Recht, die Bebauung des Nachbargrundſtücks zu verbieten, R 93, 73. Bau- 
beſchränkungen, die durch einen Fluchtlinienplan geſchaffen werden, find wirkſam ſchon im 
Zeitpunkt der Einigung über den Fluchtlinienplan ($ 1 Fluchtliniench; RG 11. 2. 14 v 
411/13); vgl. hierzu RG 131, 351. RG J 1930, 81817 billigt im übrigen einen Ausgleichs⸗ 
anſpruch nur dann zu, wenn eine nachträgliche Anderung der Geſetzgebung die 
Geſchäftsgrundlage des Vertrags durch Aufhebung des Gleichgewichts der Leiſtungen weſent⸗ 
lich erſchüttert hat. Hier iſt er durch 9 242 gerechtfertigt. Wenn das RG dieſen Ausgleichsanſpruch 
aber bei einer nachträglichen Anderung der Rechtſprechung ablehnt, ſo iſt dieſe Unter⸗ 
ſcheidung innerlich unberechtigt. Dagegen ſind Baubeſchränkungen infolge einer Grundgerechtig⸗ 
keit (RG 69, 356), eines Altenteils Mängel im Recht. Ein auf dem Grundſtück eingetragener 
Auszugiſtein Mangel im Recht (Warn 1918 Nr 114). Für nicht eingetragene Ablöjungs- 
renten hat der Verfäufer Gewähr zu leiten (Gruch 47, 396; RG 25. 11. 16 V 226/16; 11. 12. 01 
V 283/01); desgl. für Grundſteuerentſchädigungsrenten, die nach preußiſchem Recht zwar 
als öffentliche, aber als eintragungsfähige Laſten gelten (RG 59, 404). Ein mit rückſtändiger 
Zubuße belaſteter Kux iſt mit einem Mangel im Recht belaſtet (RG 6. 5. 03 1 25/03) 
ebenſo eine Maſchine, die wegen eines entgegenſtehenden Patents unbenutzbar iſt (Marn 1911 
Nr 366) oder durch ein Gebrauchsmuſterrecht beſchränkt wird (OLG 23, 24). Der Anſpruch 
der Gemeinde auf Leiſtung der Anlie gerbeiträge iſt öffentlich⸗rechtlicher Natur (RE 26. 4. 11 
V 472/19; OLG Köln JW 1927, 14369), ebenſo die Seuchenſperre über verkauftes Vieh (RG 
Warn 08 Nr 29; Seuffll 63 Nr 153), Veräußerungsverbote und Beſchlagnahmen auf Grund 
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von Kriegsverordnungen. Abweichend RG 96, 80. Der polizeiwidrige Zuſtand eines Grund⸗ 
ſtücks iſt kein Rechtsmangel (RG 24. 1. 23 V 235/22). 

b) Aber auch perſönliche Rechte ſind ſinngemäß dem § 434 zu unterſtellen, falls ſie auch 
dem Käufer gegenüber wirkſam find (RG 52, 275; 59, 404; 88, 107); jo namentlich das Recht 
zum Beſitz aus Miete, Pacht (RG II 1937/09 7.1.19; RG Warn 1910 Nr 106; 3. 6. 05 V 
604/04; JW 1914, 922); das einſeitige Recht des Mieters auf Verlängerung des Mietverhältniſſes 
(I 1914, 9225) oder auf Ausbeſſerung der Mietraume (SeuffA 73, 188), ein durch Vormerkung 
geſicherter Anſpruch eines Dritten auf Auflaſſung, RG V 188/18 23. 11. 18. Weiter das perſönliche 
Zurückbehaltungsrecht inſofern, als der im Beſitz der Sache befindliche Berechtigte die Einwen⸗ 
dungen, die er gegenüber dem Verkäufer hat, auch gegen den Käufer geltend machen kann ($ 986 
Abſ 2); dies iſt nicht der Fall, wenn der Spediteur ohne Wiſſen des Verkäufers die Ware verſichert 
hat und der Käufer die Erſtattung weigert (RG 62, 331; 99, 56); ferner Verlagsrechte, Lizenz⸗ 
rechte, die Zahlungsſperre zugunſten des Antragſtellers; die beſchränkten Veräußerungsverbote 
nach $ 135. Auch der ſchuldrechtliche Anſpruch gegen den Verkäufer eines Fabrikgeſchäfts, daß Be⸗ 
trieb und Herſtellung gewiſſer Waren in einem beſtimmten Bezirk unterbleibe, wie andere Konkur⸗ 
renzklauſeln (RG 88, 103). Dagegen nicht die das Geſchäft nichtig machenden Verbote im 
Sinne von § 134. — Das perſönliche Vorkaufsrecht fällt nicht unter § 434 (RG 12. 3. 09 
II 470/08). — Bei Veräußerung nicht voll eingezahlter Geſchäftsanteile einer 
G. m. b. H., die Verkäufer und Käufer wegen des rückſtändigen Teiles nach § 16 Abſ 3 d. Geſ. 
haften läßt, findet $ 437 Anwendung, da die Geſellſchaft nicht Dritter nach $ 434 iſt (RG 10. 4. 08 
11 621/07 und Lg 08 Sp 950°). Unter die Rechte fallen nicht Belaſtungen des Vermögens 
der Aktiengeſellſchaft bei dem Verkauf von Aktien, da die Aktie dem Berechtigten nur eine 
rechtlich beſonders geordnete Beteiligung verſchafft, R 122, 380. Der Verkauf ſämtlicher Ge⸗ 
ſchäftsanteile einer G. m. b. H., namentlich einer Grundſtücksgeſ., it regelmäßig die Veräußerung 
des Unternehmens ſelbſt. Vorſchriften über Rechts- und Sachmängel finden Anwendung, RG, 
120, 283; 122, 378; RG V 114/28 24. 10. 28. 

c) Ebenſo fallen öffentlich-rechtliche Veräußerungsverbote und Beſchlagnahme⸗ 
rechte hierunter, die geeignet ſind, dem Käufer die Sache zu entziehen oder ſeinen Beſitz zu 
ſchmälern; Einziehung, Verfallerklärung (RG 111, 88; 105 S. 273, 590; 106, 350; 105, 273; 
NG 24. 1. 25 J 234/24). Immer muß es ſich aber um ſubjektive Rechte handeln, nicht um 
Beſchränkungen kraft geſetzlicher Vorſchrift, die der Verkäufer nicht beſeitigen kann. Nicht die Be⸗ 
ſchlagnahme als ſolche, ſondern nur die zu Recht ergangene Beſchlagnahme iſt ein Mangel im Recht. 
Die zu Unrecht erfolgte Beſchlagnahme iſt ein Zufall, den der Käufer zu tragen hat (RG 96, 77). 
Die berechtigte Kriegsbeſchlagnahme einer Beſatzungsbehörde beſeitigt das frühere Eigen⸗ 
tum und alle daran haftenden Rechte (RG JW 1926, 28425), jo wenn die Reichsſtelle die 
unerlaubt vom Ausland eingeführte Ware in Anſpruch nimmt (RO 59, 406; 96, 77; 102, 292), 
ebenſo wegen eines auf der Ware laſtenden Zugriffsrechts des Fiskus wegen unterbliebener Ver⸗ 
ſteuerung (RG 105, 390). Die Sondervorſchrift von $ 436 ift auf bewegliche Sachen nicht 
auszudehnen. Nach dem Reichserbhofgeſ 29. 9. 33 (RG Bl J, 685) 837 iſt der Erbhof grundſätzlich 
unveräußerlich und nicht belaſtbar. Dies gilt nicht für Verfügungen über Zubehörſtücke, die im 
Rahmen ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung getroffen werden. Das Anerbengericht kann die 
Veräußerung oder Belaſtung genehmigen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Die Genehmigung 
kann auch unter einer Auflage erteilt werden. Das Geſetz verlangt aber die Genehmigung nur für 
den dinglichen Geſchäftsvorgang, nicht auch für das zugrundeliegende Verpflichtungsgeſchäft. 
Vogels, Reichserbhofgeſ $ 37 Anm J; R 142, 312. 

4. Iſt in einem Kaufvertrage beſtimmt, daß das Grundſtück „mit allen Rechten und 
Laſten“ verkauft werde, ſo kann nicht ohne weiteres angenommen werden, daß unter dem 
Ausdruck Laſten“ nach dem Sprachgebrauch des BGB auch eine Grunddienſtbarkeit verſtanden 
ſei (MG 66, 316; 69, 355; Warn 1911 Nr 367; JW 1927, 260). Unter „Laſten“ wird in der Regel 
nur „Belaſtung“ verſtanden, die vermöge der Leiſtungen aus dem Grundſtück zu entrichten 
find, nicht jura aliena zugunſten Dritter (3 Bl§ 19, 96). Bei fo allgemeiner Beſtimmung werden 
ferner darunter bekannte und unbekannte Grunddienſtbarkeiten mitbegriffen. Doch 
kann, abgeſehen von Argliſt des Verkäufers, es dann anders liegen, wenn die Verkehrsſitte unter 
jener Formel nur bekannte Grunddienſtbarkeiten verſteht (3 BlöG 16, 96). Beim Verkauf 
ſchlechthin laſtenfrei“ kann auch eine Verpflichtung nach $ 434 gemeint ſein (Warn 1916 Nr 131). 
Die Verpflichtung des Verkäufers, Rechte Dritter zu beſeitigen, braucht beim Grundſtückskauf 
erſt im Zeitpunkt der Auflaſſung erfüllt zu werden (RG 9. 2. 21 V 359/20). Auch im Falle des 
9 455 erſt im Zeitpunkt des Eigentumsübergangs (RG 83, 214). Über Abgrenzung öffentlich⸗ 
rechtlicher Eigentumsbeſchränkungen von den Fällen der Enteignung vgl. Martin Wolff, Feſtgabe 
f. Kahl IV S. 24. Bei Einbringung einer Sachgemeinſchaft in eine noch zu bildende Geſellſchaſt 
bedeutet die Klauſel „wie alles ſteht und liegt“ nicht notwendig den Ausſchluß von der Ver⸗ 
pflichtung nach § 434, RG 30. 1. 25 I1 75/24. 

5. Wenn eine veräußerte Sache dem Erwerber durch einen Dritten entwehrt iſt, ſo iſt der 
vom Erwerber gegen den Veräußerer neben dem Gewährleiſtungsanſpruch geltend gemachte 
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Anſpruch auf Erſtattung der ihm durch die Prozeßführung mit dem Dritten erwachſenen Koſten 
eine Nebenforderung nach ZPO $ 4 (RG 55, 80). 4 

6. Die Annahme der Sache in Kenntnis der Rechts mängel ſchließt deren Geltend⸗ 
machung nicht aus. Der Käufer braucht ſie ſich nicht vorzubehalten. Sie iſt nur dann ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn aus der Annahme ein Verzicht zu folgern iſt (RG 8. 11. 05 V 138/05). 

7. Wenn der Verkäufer den Mangel im Recht beſtreitet, gilt $ 442. Ein argliſtiges Ver⸗ 
ſchweigen des Rechts eines Dritten kann auch darin liegen, daß der Verkäufer ſich den Anſchein 
gibt, er halte es nur für zweifelhaft. RG 75, 436. ; 

8. Hat der Verkäufer 1923 die Beſeitigung einer Vorkriegshypothek übernommen, 
ſo ſieht bei Aufwertung der Hypothek auch dieſe Verpflichtung unter der Regel des § 242, RG 
112, 333; 134, 79. Nach OLG München ZW 1926, 202 joll die Auslegung des Vertrags nur die Haf- 
tung nach Papiermarkbetrag ergeben. Nach OLG München ZW 1926, 266 darf ein Grundſtücksver⸗ 
äußerer die 1923 übernommene Tilgung der eingetragenen Hypothek verweigern. Vgl. hierzu 
Matthieſſen in JW 1926, 1803, ferner Reh in ZW 1930, 58 und A. von Mügel. RG 120, 
283; 122, 378 (Spekulation, Einſchlag). 


8 435 


Der Verkäufer eines Grundſtücks oder eines Rechtes an einem Grundſtück 
iſt verpflichtet, im Grundbuch eingetragene Nechte, die nicht beſtehen, auf 
ſeine Koſten zur Löſchung zu bringen, wenn ſie im Falle ihres Beſtehens 
das dem Käufer zu verſchaffende Necht beeinträchtigen würden. 

Das gleiche gilt bei dem Verkauf eines Schiffes oder eines Nechtes an einem 
Schiffe für die im Schiffsregiſter eingetragenen Nechte. 

E I 378 II 377; M 2 222; P 1 664. 

1. Die Vorſchrift erweitert die Verſchaffungspflicht des Verkäufers aus 88 433 u. 434 dahin, 


och im Grundbuch 
t fl.), und dadurch jedenfalls 
noch das Eigentumsrecht gefährden, vom Verkäufer aus dem Grundbuch oder Schiffsregiſter in an⸗ 
dem Verſchaffungsprinzip ver⸗ 
3 daher eine Hauptleistung, 
NG 149, 197, bis zur Loſchung hat der Verkäufer noch nicht voll erfüllt, und der Käufer braucht die 


} Hat er es getan, findet § 320 
Abs 2 Anwendung. Der Verzug des Verkäufers rechtfertigt auch die Anwendung des § 326 (RG 


nutze machen, wenn die einge⸗ 
tragenen Rechte nur zweifelhaft ſind, da ſie ihn von der Verpflichtung nach 8 442 befreit; ferner 

eriell hinfällig werden, wie z.B. 
eine für einen Dritten eingetragene Vormerkung (RG Warn 08 Nr 200; 31.1. 08 II 464/07); auch 


dann, wenn es ſich um eine unzuläſſige und daher nichtige Eintragung handelt, die der Erwerber 
ohne weiteres ſelbſt beſeitigen könnte oder wenn die für einen Dri 


itten eingetragene Vormerkung 
gegenſtandslos iſt, R 149, 195. R II 464/07 31. 5. 08. Denn dem Verkäufer fällt die Koſten⸗ 


die rechtliche Möglichkeit hat, das 


Zur zöjmung bringen kann der Verkäufer das eingetragene nicht beſtehende Recht mittels 
des Berichtigungsan pruchs nach § 894, und zwar auch noch nach erfolgter Auflaſſung 
des Grundſtücks an den Käufer und deſſen Eintra i i i i 


vertragsmäßig übernommener Verpflichtung zur Löſchung (RG 59, 289; 64, 165), 
liegt zugleich die Ermä 


Ju den Neriſpench 8 53, 411), ſondern auch, wenn die Ver 
In dem 


8 436 
Der Verkäufer eines Grundſtücks haftet nicht für die Frei 
von öffentlichen Abgaben und von anderen öffentlichen 
tragung in das Grundbuch nicht geeignet ſind. 
E 1 372 II 378; M 2 216; P 1 656. 


heit des Grundſtücks 
Laſten, die zur Ein⸗ 
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1. Der Zweck der Vorſchrift ift, die Tragweite der $$ 434 u. 435 klarzuſtellen und die daraus 
etwa zu ziehenden Folgerungen zu beſchränken. Sie iſt auch auf den Verkauf eines Rechtes an 
einem Grundſtück entſprechend anzuwenden, bezieht ſich dagegen nicht auf Verkäufe von 
beweglichen Sachen und andern Gegenſtänden, bei denen gleichfalls öffentliche Abgaben 
vorkommen können, ebenſowenig auf Käufe von Schiffen (RG 105, 391). Gegen dieſe enge 
Beſchränkung Heck in JW' 1923, 176 allerdings mit beachtlichen Gründen. § 436 wiederholt die 
Beſtimmung des $ 435 Abſ 2 nicht. Die Vorſchrift enthält kein zwingendes Recht (RG Bang 
1906, 361; HR 1932 Nr 441). 

2. Welche Laſten als öffentliche zu gelten haben, beſtimmt ſich nach Landesrecht. Nach 
BGB ſind ſolche nur Leiſtungen, die aus dem Grundſtückzu entrichten find und daher deſſen 
Nutzungen mindern (RG 66, 316; 72, 397), wie Abgaben und ſonſtige fortdauernd gleichmäßig zu 
entrichtende Leiſtungen öffentlich-rechtlicher Art, nicht aber Ausgaben zu rein privatwirtſchaftlichen 
Zwecken (JW 1914, 8688). Dagegen iſt nicht immer für den öffentlichen Charakter der Abgaben 
entſcheidend, daß fie auch öffentlich-rechtlichen Urſprungs find (RG in Bayg 68, 277). Der Aus⸗ 
druck „Belaſtungen“ umfaßt dagegen alle Rechte Dritter am Grundſtück (§ 434; RG JW 1915, 
241%). Im übrigen iſt es Sache der Auslegung, feſtzuſtellen, was die Parteien unter dem Ausdruck 
„Laſten“ oder „Laſtenfreiheit“ verſtanden haben (Warn 1916 Nr 131). Der Wille des Käufers, 
alle Koſten mit alleiniger Ausnahme des Stempels zu übernehmen, umfaßt begrifflich auch die 
dem Käufer unbekannten Beträge zu übernehmen, ſofern dieſe zu den in ſeinem Sinne gedachten 
Koſten gehören. RG V 232/10 12. 12. 10. 

3. Im einzelnen gehören hierher: Grundſteuern, Hauszinsſteuern, kommunale Abga⸗ 
ben, dagegen über Grundſteuerentſchädigungsrente RG 59, 100. Die an ſich nicht eintra⸗ 
gungsfähigen Baubeſchränkungen auf Grund örtlicher Bauordnungen (Warn 08 Nr 201; RG 
5.3.21 V 411/20; nach RG 131, 343 ſollen dieſe aber als Sachmängel zu beurteilen ſein), Straßen- 
anliegerbeiträge (RG 42, 276; 70, 263; RG 26.4. 11 V 472/10; RG 25.3. 16 V 226/16), Stra- 
ßenbaukoſten (RG 67, 244; V 365/10 25. 3. 11; OLG Köln JW 1927 14364; Straßengrund⸗ 
erwerbskoſten (RG 67, 244), Kirchen- und Schulbaulaſt (RG 43, 206), Patronatslaſt 
(R 65, 1). Nicht gehören hierher: die preußiſchen Rentenbankrenten (RG ZW 02, 69), die 
ſächſiſche Landeskulturrente (SeuffA 73, 9), die Umſatzſteuer aus dem preuß. Kommunal- 
abgabenGeſ v. 14. 7. 93 (RG 40, 264; 75, 208; JW 1898, 89; abweichend RG 72, 306). Umſatz⸗ 
ſteuer iſt die Steuer, die bei dem Eigentumsrechte nach dem Verkaufspreiſe oder dem Maßſtab des 
gemeinen Werts erhoben wird, die Wertzuwachsſteuer (NG 72, 395; 75, 208; NG 26. 6. 11 V 
13/11). Die Wertzuwachsſteuer iſt die Steuer, die lediglich von dem Konjunkturgewinn, von der 
ſeit der Erwerbung ſtattgehabten Wertſteigerung zu entrichten iſt, die Ablöſungsrenten der 
Rentenbanken (c 59, 100; Gruch 47, 396), der Domänenzins (Neumanns Jahrb 7, 196), 
Abgaben des Induſtriebelceſ v. 30. 8. 24 (NOBL II 257) RG 127, 130. 

997 [ler Verteilung der Laſten zwiſchen Verkäufer und Käufer 58 449, 103. RG V 204/09 
2. Z. 10. 

5. Auf rückſtändige öffentliche Abgaben bezieht ſich die Vorſchrift nicht Mot zu Entw I 8 372). 


8 457 

Der Verkäufer einer Forderung oder eines ſonſtigen Nechtes haftet für 
den rechtlichen Beſtand der Forderung oder des Nechtes. 

Der Verkäufer eines Wertpapiers haftet auch dafür, daß es nicht zum Zwecke 
der Kraftloserklärung aufgeboten iſt. 

E 1298 II 379; M 2 125; P 1 386, 660. 

1. Die Vorſchrift bringt eine Sonderregelung für den Verkauf einer ſchon beſtehenden 
Forderung oder eines ſonſtigen Rechtes ſowie Wertpapiers und ſchließt damit die Anwendung des 
$ 459 aus, R& 63, 57. Die Vorſchriften über Wandelung greifen nur beim Verkauf von Sachen, 
nicht auch von Forderungen Platz. RG V 205/06 12. 12. 06. Nach $ 433 Satz 2 iſt der Verkäufer ver⸗ 
pflichtet, dem Käufer das Recht zu verſchaffen, und zwar nach $ 434 frei von Laſten Dritter. Dabei 
wird in § 433 Satz 2 nicht vorausgeſetzt, daß das Recht überhaupt ſchon beſteht, denn es 
kann auch ein künftig erſt zur Entſtehung kommender Gegenſtand verkauft werden ($ 433 A 6a), der 
Verkäufer muß ſich dann nur, um ſeiner Verpflichtung zu genügen, die Forderung oder das Recht 
noch verſchaffen (Warn 1914 Nr 150; R 3.4.09 V 375/08). Dieſe Verſchaffungspflicht gründet be⸗ 
reits in 9 433, nicht erſt in 5 437. Planck A 1; R 3.4.09 V 387/08. Die Verſchaffungspflicht fällt 
fort, wenn der andere Teil nicht imſtande oder bereit iſt, auch ſeinerſeits zu erfüllen (Warn 1914 Nr 
150). Aber der Kauf iſt doch bedingt durch das Entſtehen des Gegenſtandes, das jedenfalls an ſich 
möglich ſein muß. Und ſteht von vornherein feſt, daß dies ausgeſchloſſen iſt, jo liegt ein Vertrag 
über eine unmögliche Leiſtung vor, der nichtig iſt (§ 306). Beim Verkauf eines nicht be⸗ 
ſtehenden und nicht zu begründenden Rechtes würde an ſich das gleiche gelten. Abweichend 
hiervon läßt $ 437 einen ſolchen Kauf über ein nicht ſchon beſtehendes, aber zur Entſtehung 
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zu bringendes Recht aber nicht nur bedingt, ſondern bereits unbedingt als abgeſchloſſen 
gelten und laßt weiter den Kauf über ein im beſonderen Falle nicht begründbares Recht, z. B. 
über nichtige Kuxe, auch als gültig erſcheinen, indem es den Verläufer in beiden Fällen ſchlechthin 
auf das Erfüllungsintereſſe für den Beſtand des Rechtes oder der Forderung haften läßt (RG 68, 
293, 73, 210; 92, 73). Der Nachweis des Kauſalzuſammenhanges für den Schaden wird ſelbſt⸗ 
verſtändlich auch hier erfordert (RG Recht 1917 Nr 1975). Nur wenn das nicht beſtehende Recht 
nicht bloß im beſonderen Falle, ſondern ſeiner Art nach überhaupt rechtlich nicht zur Ent- 
ſtehung gelangen kann, greift die Vorſchrift des 9437 nicht, ſondern nur $ 306 Platz (RG 
68,292; 73,210; 78,10; 86,213; 90,244; 92,76; 112 S. 46,298; RG RR 1932 Nr 311; 1933 Nr Ie 
Verkauf eines bereits bei Vertragsſchluß nicht geſchützten und rechtlich überhaupt nicht ſchutz⸗ 
fähigen Gebrauchsmuſters RG 90, 244), oder wenn ein Lizenzrecht rechtlich unmöglich zur 
Entſtehung gelangen kann, RG 10. 10. 31 1 66/31. 

2. Der Verkäufer haftet für den Beſtand des Rechtes oder der Forderung. Das bedeutet ein 
Einſtehen dahin, daß eine Forderung oder ein Recht fo wie ſie verkauft ſind, rechtlich 
beſtehen oder zur Entſtehung kommen. Das bedeutet zugleich eine Ausnahme von der Ver⸗ 
ſchaffungspflicht nach § 433 Abſ 1, ſoll aber keine Gewahrleiſtungspflicht beſtimmen, wie Süß 
Weſen u. Rechtsgrund der Gewährleiſtung für Sachmängel (1931) ©. 35 meint. Hierzu namentlich 
auch Düringer⸗Hachenburg zu HGB S. 9, 114. $ 437 bezieht ſich unmittelbar nur auf den 
Zeitpunkt des Kaufvertrags, 8439 Abſ 1. Fällt das Recht erſt fpäter, jedoch vor ſeiner Über⸗ 
tragung auf den Käufer, fort, z. B. durch Konkurs bei Geſellſchaftsrechten, hat der Käufer die An⸗ 
ſprüche aus 9 433, nicht aus 8 437. RG 143, 22; Recht 1932 Nr 638. Für die ſpätere Zeit kommt 
$ 440 in Betracht. Der Einwand, daß fie erloſchen, durch Einrede entkräftet, durch Aufrechnung 
nichtig und unwirkſam geworden ſeien, kann alſo nicht erhoben werden (RG 23 1910, 464). Dem 
Mangel am rechtlichen Beſtand kommt gleich der Mangel an der Möglichkeit der Geltend⸗ 
machung des Rechts, fo z. B. eine über ein Wertpapier verhängte Zahlungsſperre (RG 109, 
207). Iſt eine Forderung als zweifelhaft abgetreten, ſo kommt es darauf an, ob ſich der Zweifel 
auf das Recht bezieht, dann iſt die Haftung ausgeſchloſſen (Warn 1911 Nr 171; RG III 704/00 
14. 1. 11); oder auf die bloße Güte und Eintreibbarkeit der Forderung, dann bleibt die Haftung für 
den Rechtsbeſtand beſtehen. Wer daher z. B. ſtatt der verkauften 5% Hypo thek nur eine zu 41/, 0% 
abtritt, haftet nach § 437, denn die Hypothek beſteht nicht in der Art, wie ſie verkauft wurde 1 
12. 12. 06 V 205/06). Die Haftung bezieht ſich nicht auf den grundbuchmäßigen Rang des 
Rechts, RG 121, 129. Der Verkäufer eines Wechſels haftet aus dem der Diskontierung zu⸗ 
grunde liegenden Kauſalgeſchäft für den rechtlichen Beſtand des Wechſels oder der in ihm verkörper. 
ten, durch Indoſſament übertragenen Rechte (NG 93, 26); dies gilt auch dann, wenn einer der 
Wechſelverpflichteten den Wechſel veräußert hat (RG 9.11.18 V 205/18). Eine beſondere zivil 
rechtliche Haftung für Eingang der Scheckſumme übernimmt der Verkäufer, der zugleich Ausſteller 
iſt, nicht (RG 112, 46); der Geſellſchafter, der ein Recht als Sacheinlage einbringen ſoll, haftet, 
wenn das Recht nicht beſteht (R 94, 210); der Verkaufer eines Patents haftet für die ri tige 
Erteilung des Patents durch das Patentamt, RG 78, 365, er hat die zur Eintragung nötigen Papiere 
dem aufer auszuhändigen, RG 120, 284; entſprechende Haftung tritt ein für ein immaterielles 
Hut, das wirtſchaftlich einem patentrechtlich geſchützten gleichſteht (JW 1913, 866). Verleiht 
der Patentinhaber einem andern eine ausſchließliche Lizenz, dann wird der Beſtand des Patents 
ſelbſt dadurch nicht beeinträchtigt, ſondern nur die Ertragsfähigkeit (RG 78, 365), Über Verkauf 
eines Geheimverfahrens R 82, 155. Wenn mit einem Grundſtück ein damit verbundenes Recht 
verkauft iſt, haftet der Verkäufer für das Vorhandenſein des Rechtes (RG 83, 198: Mitverkauf 
einer Abdeckereigerechtigkeit; NG 4. 7. 14 V 91/14: Mitverkauf einer Flößereigerechtigkeit: Riß 
Warn 1914 Nr 283: Fortführung des Rechtes der Bezeichnung „Hofapotheke“: RG 96 S. 89, 
227; 23 08 Sp. 950. Wird beim Verkauf eines Gutes das Recht, auf einem Nachbargut eine 
Feldbahn zu halten, als fortdauernd beſtehend mitverkauft, jo haftet der Verkäufer auf das Er⸗ 
füllungsintereſſe (RG 73,210; 83,200; 93,73; RG 7.5.21 V 46/21). Erwerbung eines Geſchäfts⸗ 
anteils einer Genoſſenſchaft und einer Geſellſchaft m. b. H., der durch die Möglichkeit der Ausſchlie⸗ 
ßung bei Nichteinzahlung in ſeinem rechtlichen Beſtand gefährdet iſt; RG 93,71; RG II 621/07 
10. 4. 08. Beim Verkauf amtlicher Geſchäftsanteile einer G.m. b. H. foll nach RG 86,14 
geſetzliche Haftung wegen Mängel des Unternehmens nur nach $ 437, nicht nach 8 459 in Frage kom- 
men. Sit jedoch neben den Geſchäftsanteilen auch noch das Geſchäftsvermögen und das dazu gehö- 
rige geſchäftliche Unternehmen als ganzes zum Gegenſtand des Kaufs gemacht worden, ſo greift eine 
weitergehende Haftung für Mängel des Unternehmens Platz, RG 98, 289; 100, 200, der 
Auffaſſung des Verkehrs wird nun regelmäßig in dem Verkauf ſämtlicher Geſchäftsanteile einer 
G. m. b. H. ein Verkauf des Unternehmens ſelbſt erblickt. Dann kann der Verkäufer in der Haftung 
für Rechts⸗ und Sachmängel auch nicht anders geſtellt werden als beim ausdrücklichen Verkauf 
des Unternehmens ſelbſt, RG 120, 287; 122, 381. Für das Auszahlungsgeſchäft leugnet 
ohne berechtigten Grund Ruzek aaO. S. 42 die Anwendung des § 437, der Verkäufer haftet 
auch hier für den Beſtand des Guthabens ſo wie es begründet werden ſoll. Verkauf eines Grund- 
ſtücks mit als vorhanden angegebenen Grunddienſtbarkeiten. Die Haftung erſtreckt ſich auch 
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auf Nebenrechte (Bürgſchaften, Pfandrechte, Hypotheken; § 401: R 56, 253; 68, 293; 90, 244). 
Die käufliche Übernahme der Rechte und Pflichten aus einem Pachtvertrag iſt Rechtskauf, nicht 
Sachkauf, RG HR R 1932 Nr 440. Bei der Veräußerung von Aktien begründet die Zuſicherung 
von Nebenrechten, z. B. eines Pfandrechts für die Gewinnanteile, daher eine Haftung aus 8 437, 
es handelt ſich hier nicht um Zuſicherung einer Eigenſchaft (RG 56, 255). Der Ge währleiſtungs⸗ 
anſpruch iſt nicht in dem Sinne mit einer Forderung verbunden, daß er ohne weiteres mit 
übergeht. Aber eine beſondere Abtretung ift möglich, und dam tritt dafür die Haftung nach 
$ 437 ein (MG 25. 3. 05 V 74/05). Auch die Abtretung nach bereits eingetretener Haftungspflicht 
iſt möglich (RG 72, 138; Gruch 49, 906). 

3. Dagegen erſtreckt ſich die Haftung nicht auf die Güte der Forderung oder auf die Ver⸗ 
wertbarkeit des Rechtes. Eine Haftung für Eigenſchaften eines Rechtes oder einer Forderung 
iſt im Geſetz nicht anerkannt, anders als beim Sachkauf (§ 459; R 56, 255; 73, 116; 112, 46; 
Warn 09 Nr 134; JW 1912, 7424). Auch eine entſprechende Anwendung des $ 459 findet 
nicht ſtatt, da das Geſetz den Sachkauf und den Rechtskauf beſonders geregelt hat (RG 63, 60). 
Wohl aber kann die Haftung durch beſonderen Vertrag über die Garantieleiſtung 
übernommen werden. Dazu gehört, daß beide Teile ſich bewußt waren, daß das Einſtehen für 
die zugeſicherte Eigenſchaft einen Teil der vertragsmäßigen Leiſtung bildet. Dieſe iſt eine Neben⸗ 
verpflichtung des Kaufvertrags, keine Bürgſchaft und bedarf nicht der Schriftform, $ 438. RG V 
300/16 29. 11. 16. Die Abtretung einer Forderung ergreift nicht ohne weiteres auch den Gewähr⸗ 
leiſtungsanſpruch. RG V 34/06 25. 3. 05. Der Zedent haftet nicht für die Zahlungsfähigkeit des 
Schuldners, es ſei denn, daß er die Haftung ausdrücklich übernommen hätte (§ 438), der Verkäufer 
eines Patents zwar dafür, daß es nicht ganz oder teilweiſe nichtig iſt, aber nicht für die Brauchbar⸗ 
keit der Erfindung; der Verkäufer eines Mitgliedſchaftsrechts haftet für den Beſtand, nicht für den 
Ertrag aus dem Recht. Die Zusicherung: „die Hypothek iſt gut“ legt der Hypothek die Eigen⸗ 
ſchaft bei, daß ſie innerhalb des Wertes des belaſteten Grundſtücks ausgeht (RG 25. 11. 03 V 228/03; 
Gruch 48, 343); für die perſönliche Zahlungsfähigkeit des Schuldners wird dadurch keine Haftung 
übernommen (OLG 36, 35). Wenn der Käufer einer Hypothek das Nichtbeſtehen der geſicherten 
Forderung kennt, entfällt die Haftung für den rechtlichen Beſtand ſowohl für die Forderung als für 
die Hypothek, RG 81, 260. Nach RG JW 1912, 7421 ſoll nicht nur § 495, ſondern auch die An⸗ 
fechtung nach $ 119 wegen Irrtums über die vorgenannten Eigenſchaften ausgeſchloſſen ſein, weil 
in $ 119 nur von Eigenſchaften der „Perſon“ oder der „Sache“ die Rede ſei. Dagegen aber mit 
Recht Kiehl ZW 1914 Nr 14. Bei den fog. gewagten Geſchäften, wie der Kauf von gewerb⸗ 
lichen Schutzrechten (Patenten uſw.) muß der Käufer gegebenenfalls mit dem Vorliegen entgegen⸗ 
ſtehender Anſprüche (z. B. Abhängigkeit von Patenten) rechnen. 

4. Die Haftung bezieht ſich auf den Zeitpunkt des Abſchluſſes des Kaufvertrags. NG 143, 22. 
Denn nach 9 439 hat der Verkäufer den Mangel im Recht nur dann nicht zu vertreten, wenn der Kau⸗ 
fer ihn beim Abſchluß des Vertrags kennt. Vgl. auch $ 438. Dieſer Zeitpunkt iſt auch dann ent- 
ſcheidend, wenn etwa durch Anfechtung oder Nichtigkeitserklärung eine Forderung oder ein Recht 
rückwirkend zur Aufhebung gelangt ($$ 141, 202, 222, 853). Damit ſoll jedoch nur gefagt fein, 
daß der Inhalt und der Umfang der Vertretungspflicht, die der Verkäufer durch Ab- 
ſchluß des Kaufvertrags übernimmt, nach dem Zeitpunkt dieſes Abſchluſſes beſtimmt wird. Nach 
ihm bemißt ſich die in § 433 geregelte und in § 437 weiter ausgebaute Verſchaffungspflicht. 
Die Eigenart des auf den Verkauf eines Rechts gerichteten Vertrags läßt jedoch den Verkäufer 
auch noch über die unmittelbare Erfüllung hinaus haften. Die Vertragspflicht des Zedenten 
erreicht mit dem Vollzug der Abtretung nicht notwendig ihr Ende (RG 111, 298). Die Folgen 
der Nichtverſchaffung, der Nichterfüllung der in § 437 übernommenen Vertretungspflicht 
für den Beſtand regeln ſich nach $ 440. Nicht ſoll in $ 437 eine dem $ 459 entſprechende Gewähr⸗ 
leiſtungspflicht für den Zuſtand des Rechtes oder der Forderung begründet werden. Die Haftung 
tritt nicht ein, wenn die Forderung als zweifelhaft verkauft worden iſt, RG 24. 1. 11111 704/09. 
Beim Verkauf einer künftigen Forde rung erſtreckt ſich die Haftung im Zweifel nach dem 
Parteiwillen auf den Beſtand zur Zeit der Fälligkeit (OLG 20, 173). Der Erfüllungs⸗ 
ort beſtimmt ſich für die etwaigen Schadenserſatzanſprüche nicht nach dem Erfüllungsort der 
abgetretenen Forderung, ſondern nach allgemeinen Grundſätzen (JW 01, 640). 


5. Wenn einzelne Rechte und Forderungen als Beſtandteile einer ganzen Vermögensmaſſe 
oder eines einheitlichen gefchäftlichen Unternehmens mit dieſem zuſammen abgetreten find, fo 
ſchließt das die Anwendung von § 437 für die Rechte und Forderungen nicht aus. Denn nur die 
rechtlich beſtehenden bilden einen Beſtandteil des Unternehmens und der Vermögensmaſſe. Auf 
das ganze Unternehmen und die Vermögensmaſſe ſelbſt iſt $ 437 nicht entſprechend auszudehnen. 
Der Rechtsmangel eines Beſtandteils kann aber einen Eigenſchaftsmangel des Unternehmens 
nach $ 459 darſtellen. Regelmäßig wird der Wille der Parteien dahin gehen, daß bei Veräußerung 
ſämtlicher Altien eine Veräußerung des Unternehmens ſelbſt gemeint iſt (RG 86, 146; 100, 201). 
Der Verkäufer haftet für das Erfüllungsintereſſe, RG 58, 264; 73, 210, 87, 200, 98, 735 
RG V 46/21 7. 5. 21; V 146/19 17. 9. 19. 
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6. Auf andere entgeltliche Veräußerungsverträge über Forderungen und Rechte 
iſt K 437 entſpre chend anwendbar, insbeſondere auch auf Nebenkechte, die mit anderen 
Gegenſtäͤnden verkauft find (MG 56, 253; 93, 71). | 

7. Für Wertpapiere gelten nach der bisherigen Auffaſſung des Reichsgerichts die⸗ 
ſelben Rechtsgrundſätze, wie ſie in Abſ 1 für andere Rechte und Forderungen 


weder einen Mangel im Recht 

noch einen Sachmangel (RG 59,243; Warn 09 Nr 502) Unterbliebene Volleinzahlung bei der 
G. m. b. H ift Mangel im Recht bei Veräußerung eines Geſchäftsanteils, RS 96, 227. Vgl. auch 
eſta eingebrachten Forderung, RG 86, 212; 

90, 244. Sie kann aber durch hefondere Zuſicherung garantiert werden. Ebenſo Börfenfähig- 
keit, mangelnde Umlaufsfahigkeit (RG 4, 195). — ber den Begriff des Wertpapiers vgl. 
8798. Die moderne Rechtsentwicklung geht allerdings mehr und mehr dahin, Wertpapiere 
durchweg wie bewegliche Sachen zu behandeln. So übrigens ſchon ROHS 18, 180; Bolze 
17 Nr 316; R 30, 154. Im übrigen kann ſich gerade beim Verkauf von Wertpapieren aus den 
Umſtänden ergeben, daß der Käufer den Verkäufer nicht wegen Mängel verantwortlich 
Dos iſt z. B. der Fall, wenn eine Gewerkſchaſt einem Bohrunternehmer Bohrungen 

unter der Bedingung übertragen hat, daß er eine Anzahl ihrer Kuxe auffauft, und der Unternehmer 
dann Kue, die an einem J angel leiden, von einem Bankier erworben hat (RG 99, 218). Der 
Verkäufer von Kuxen, die wegen nicht rechtswirkſamer Begründung der Gewerkſchaft nichtig ſind, 
haftet aus $ 437. RG V 34 17 28. 2. 18; RG 68, 293; 73, 210; 92, 73. Der Verkäufer eines 
Schecks haftet auch nach $ 437 dafür, daß der Scheck nicht zum Zwecke der Kraftloserklärung auf- 
geboten iſt, er haftet im übrigen aber nur, wenn in Dr Form ſcheckrechtliche Anſprüche 
112, 48). Nicht iſt aber jede checküberlaſſung gegen Zahlung Kauf, 

ſondern nur, wenn aus dem Scheck neben dem Ausſteller noch ein Dritter haftet. 


Jedenfalls 
haftet Verkäufer nur für den Beſtand, nicht für die Güte des Schecks. Bei dem als Kauf 
anzuſehenden Wechſeldiskontgeſchäft haftet der Verkäufer nicht für eine ſpätere Ver⸗ 


ſchlechterung der Valuta, RG 142, 28. Es haftet aber der Verkäufer für den rechtlichen 
na ber . ar gleichgültig, ob in der Wechſeldiskontierung ſelbſt oder 
in iegenden Geſchäft ein Kauf zu finden iſt. R 93, 26. Dies gilt auch dann, 
wenn einer der Wechſelverpflichteten den Wechſel veräußert hat, RG V 205/8 9. 9. 18. Die 


käufliche Übernahme von Pachtrechten iſt nach den Grundſatzen über Rechtskauf zu beurteilen 
#6 8. 10.31 VIII 232/31, K 126, 284. r 


Abſ 2 will die früher beſtrittene Frage zur Entſcheidung bringen, daß der Verkäufer für 
ein dem Inhaber abhanden gekommenes und zum Zweck der Kraftloserklarung aufgebotenes 
Wertpapier nach den Grundſätzen des Rechtsmangels, nicht des S 


N n Nichtbeſtehen eines Rechtes erfolgt 
108, 318 bei zugeſicherter Grunddienſtbarkeit), bei Sach⸗ 
mängeln in 6 Wochen bis 1 Jahr (8 490, 5 477, 9 480). Es gibt Rechts mängel, die auch dem Käufer 
leicht erkennbar ſind. Sie werden dann wie Sa 


9. Die Verpflichtung aus 5 437 kann auch durch Handelsbrauch befe 
werden (RG Gruch 1924, 199). 
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Übernimmt der Verkäufer einer Forderung die Haftung für die Zahlungs- 
fähigkeit des Schuldners, fo iſt die Haftung im Zweifel nur auf die Zahlungs- 
fähigkeit zur Zeit der Abtretung zu beziehen. 

E I 299 II 380; M 2 120; P 1 387. 


1. Die Vorſchrift fällt aus der Ordnung über die Regelung der Haftung für Mängel im Rechte 
heraus und hat ausſchließlich den Fall im Auge, daß die Gewähr für die Zahlungsfähigkeit des 
Schuldners vertraglich übernommen wird. Süß aaO. S. 36. Eine geſetzliche Haftung des Ver⸗ 
käufers einer Forderung beſteht zwar für den Beſtand der Forderung (§ 437), nicht aber auch für ihre 
Güte oder für die Leiſtungsfähigkeit des Schuldners. Die Vorſchrift ſtellt zugunſten des Verpflich⸗ 
teten die widerlegbare Vermutung auf, daß ſich ſein Gewährſchaftsverſprechen nach der Partei⸗ 
abſicht nur auf den Zuſtand zur Zeit der Abtretung beſchränken ſoll. Es handelt ſich um eine 
Nebenverpflichtung des Kaufvertrags. Im übrigen gelten hier folgende Grundſätze: Der Er⸗ 
werber der Forderung kann den Verkäufer gegebenenfalls erſt dann in Anſpruch nehmen, 
wenn er zunächſt in gehöriger Weiſe verſucht hat, die Forderung vom Schuldner beizu⸗ 
treiben. Er hat dabei nach Treu und Glauben zu handeln und iſt ſonach auch gehalten, die 
Forderung rechtzeitig zu kündigen ſowie die Zwangsvollſtreckung zu betreiben (RG Warn 1910 
Nr 107). Nach der allgemeinen Faſſung der Beſtimmung, die auf dem Gedanken beruht, daß der 
Verkäufer einer Forderung für nachträgliche Veränderungen in der Lage des Schuldners nicht 
einzuſtehen braucht, muß die Vermutung auch für den Fall Platz greifen, daß die Kündbarkeit 
der Forderung zur Zeit der Abtretung noch ausgeſchloſſen, vielmehr auf eine ſpätere Zeit hinaus⸗ 
geſchoben war. Es wird unter ſolchen Umſtänden jedoch der Parteiwille oftmals dahin gehen, 
daß für die Haftung des Verkäufers nicht der Zeitpunkt der Abtretung, ſondern erſt der der Künd⸗ 
barkeit entſcheidend ſein ſoll. Gegebenenfalls werden hier daher auch an die Beweispflicht des 
Käufers, der dieſen Ausnahmefall behauptet, nicht zu hohe Anforderungen zu ſtellen ſein. Welcher 
Zeitpunkt für die Begrenzung der Haftung des Käufers als maßgebend gedacht worden, iſt 
ſchließlich von Fall zu Fall nach den obwaltenden Umſtänden unter Anwendung des $ 157 zu 
ermitteln (RG 7. 5. 13 V 502/12). Iſt die Haftung nur für eine beſtimmte Zeit über⸗ 
nommen, ſo fällt ſie fort, wenn die Schuld nicht innerhalb der Gewährsfriſt fällig gemacht worden 
und eingefordert iſt, wobei es auf die Fälligkeit dem Schuldner gegenüber ankommt (RG 27. 5. 08 
V 382/07). Auf die zeitliche Beſchränkung der Haftung gemäß $ 438 hat anderſeits der Verkäufer 
dann überhaupt kein Anrecht, wenn er die Haftung für den Eingang der Forderung übernahnt 
(RS 23. 10. 12 V 179/12; ZW 1910, 2318). Aber auch hier muß der Käufer zunächſt gegen den 
Schuldner vorgehen, um nicht den Gewährsanſpruch zu verwirken. Hat indeſſen der Verkäufer 
nicht nur für den vollſtändigen, ſondern auch für den pünktlichen Eingang der Forderung 
Gewähr geleiſtet, dann iſt die Abrede dahin zu verſtehen, daß der Käufer bei Säumigkeit des 
Schuldners zur Inanſpruchnahme des Verkäufers ohne weiteres berechtigt ſein ſoll (RG 72, 140; 
Warn 1910 Nr 107). Vgl. auch RG 37, 290 (für preuß. Recht); RG 8. 5. 18 V 17/18. Auf die 
zeitliche Beſchränkung der Haftung gemäß $ 438 wird ſich übrigens der Verkäufer auch dann 
nicht berufen können, wenn er gewußt hat, daß die Zahlungsunfähigkeit des Schuldners bevor⸗ 
ſtehe, die ihm bekannten Umſtände aber argliſtig verſchwieg (Mot 2, 127). Über die mangelnde 
Güte einer Hypothek entſcheidet nicht immer ihr Ausfall bei der Zwangsverſteigerung, zumal 
dann nicht, wenn der Gläubiger ſelbſt das Grundſtück billig erſtanden hat (NG FW 1912, 2375). — 
Die Beſtimmung des § 438 findet entſprechende Anwendung bei Abtretung einer Forderung 
an Erfüllungs Statt (RG Gruch 47, 642). Anderſeits auch dann, wenn Gegenſtand des Kaufes 
und der Abtretung nicht eine Forderung, ſondern eine Hypothek oder eine Grundſchuld iſt und 
für deren Güte die Gewähr übernommen wird (RG 7. 5. 13 V 562/12). 

2. Rechtsnatur des Verſprechens. Die Übernahme der Gewähr ſtellt kein bürgſchaftliches 
Verſprechen dar, weil der Verkäufer für ſeine eigene, nicht aber für eine fremde Verbindlichkeit 
zu haften verſpricht, und die Haftung iſt demgemäß auch nicht vom Beſtehen der verkauften 
Forderung abhängig (RG 60, 371 u. 72, 140; JW 1912, 2396; Gruch 54, 926). Das Verſprechen 
unterliegt daher auch nicht der Schriftform nach § 766; der Käufer darf aber ebenſowenig wie 
bei der Bürgſchaft argliſtig Sicherheiten aufgeben, wie für ihn anderſeits auch nicht die Pflicht 
zur Sorgfalt beſteht (RG JW 07, 1652). 


§ 439 
3 
Der Verkäufer hat einen Mangel im Rechte nicht zu vertreten, wenn der 
Käufer den Mangel bei dem Abſchluſſe des Kaufes kennt. 


Eine Hypothek, eine Grundſchuld, eine Nentenſchuld oder ein Pfandrecht 
hat der Verkäufer zu beſeitigen, auch wenn der Käufer die Belaſtung kennt. 


Kauf Tauſch 88 438, 439 53 


Das gleiche gilt von einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Be- 
ſtellung eines dieſer Rechte. 
E 1 373 JI 381; M 2 215; P 2 658. 


1. Die Vorſchrift bezieht ſich nur auf die Kenntnis von Rechtsmängeln und verfügt eine 
Ausnahme von der Regel, daß der Verkäufer ſolche zu vertreten hat. Bei andern Mängeln 
als denen im Recht findet daher § 439 keine Anwendung, fo nicht auf das perſönliche 
Vorkaufsrecht (MS 12. 3. 09 11 470/08; SeuffA 56 Nr 99; OLG 1, 83) oder ſonſtige obliga⸗ 
toriſche Verbindlichkeiten des Verkäufers, wo Haftung für Schadenserſatz nach § 275 ſtattfindet: 
nicht bei Sachmängeln (vgl. § 460). Die Vorſchrift bezieht ſich jedoch nicht nur auf die Fälle 
des 5434, ſonvern auch auf die des 8433 (RG 52, 276; RG 10. 11. 20 V 102/20). Ferner bezieht fich 
die Vorſchrift nur auf die Befreiung von geſetzlicher Haftung, nicht auch auf die durch beſondere 
Zuſicherung begründete (RG 88, 160; RG 23. 11. 18 V 158/18). Hat der Käufer in Kenntnis 
des Rechtsmangels gekauft, ſo ift nicht Verkauf eines unſicheren Rechts vereinbart, vielmehr eine 
beſtimmte Sache verkauft. Die Kenntnis hat nur die in $ 439 angeordnete Folge, daß 
die geſetzliche Haftung ausgeſchloſſen iſt, eine beſondere vertragsmäßige Zuſage kann beſtehen 
bleiben und z. B. zur Beſeitigung des Mangels verpflichten. Iſt wegen des Mangels gleichzeitig 
die Sache beiden Teilen entzogen, ſo liegt ein Fall des § 323 vor (RG 88, 165). Zu der geſetz⸗ 
lichen Haftung gehört auch die Pflicht eye 435. Dagegen bezieht ſich die Vorſchrift nicht nur 


auf $ 434, ſondern auch auf $ 433, findet alſo auch Anwendung, wenn der Verkäufer nicht Eigen⸗ 
tümer der verlauften Sache war (RG 52, 


0 276; 10.11.20 V 102/20). Beim Hypothetendar- 
215 iſt der Darlehusnehmer im Zweifel nicht verpflichtet, dem Darlehnsgeber die Hypothek an 
erſter Stelle zu gewähren, wenn dieſer das Vorhandenſein von Vorbelaſtungen nicht kennt. 
$ 439 iſt auf die Beſtellung einer Darlehnshypothef nicht entſprechend anwendbar (RG 55, 128). 
Ausgeſchloſſen iſt auch die Haftung wegen Rechtsmängel bei der Veräußerung einer Sache in 
der Zwangsvollſtreckung, 38PO 8 806. b 
2. Die Kenntnis des Käufers muß ſich auf das Nichtvorhandenſein des Rechtes oder deſſen 
Beſchränkungen beziehen. Auf einen etwaigen Irrtum über die rechtliche Tragweite des 
Mangels kann ſich der Käufer nicht ſtützen (RG 52, 167; Warn 09 Nr 501; 1914 Nr 42). Doch iſt 
immer die Kenntnis von einem Recht erforderlich. Wenn daher jemand nur das Vorhandenſein 
von Fenſtern kennt, ſo braucht er damit noch nicht notwendig zu willen, daß dieſe auf dem Vor⸗ 
handenſein der Rechtsbefugnis eines Dritten beruhen (unrichtig OLG 8, 62). Die Kenntnis vom 
Mangel des Eigentums beim Verkäufer macht den Kauf noch nicht zu einer emtio spei (RG 
88, 165). Auf welche Weiſe der Kaufer zur Kenntnis gekommen iſt, iſt dance, er braucht ſie 
auch nicht durch den Verkäufer und bei Gelegenheit der Vertragsverhand ungen erworben zu 
haben (RG 52, 276), noch braucht ſie aus der Vertragsurkunde ſich zu ergeben. Die Kenntnis 
von einem Teil des Rechtes läßt bei Teilbarkeit der Befugniſſe die Haftung für den unbekannten 
Teil beſtehen (Seuff 61 Nr 198). — Das Kennenmilſſen ($ 122) ſteht dern wirklichen Kennen 
nicht gleich, auch wenn es auf Verſchulden beruht (RG 59, 408; JW 06, 10%; 1911 S. 6451, 
64612: Rh 8 7. 19 11 30/19, fo 3. B. das Grundbuch nicht eingeſehen iſt. Auch wenn jemand weiß, 
daß ein Dritter ein Patentrecht für ſich in Anſpruch nimmt, ſo bedeutet das noch nicht Kenntnis 
vom Beſtehen des Patents (Warn 1911 Mr 366). Auch wenn ein Widerſpruch gegen das Recht des 
Verkäufers ($ 899) oder eine Vormerkung ($ 883) ein etragen iſt, fommt es doch auf die Kenntnis 
vom wirklichen Mangel an. Die Kenntnis avon, daß Eigentumsanſprüche behauptet werden, iſt 


daher nicht ſtets der Kenntnis vom Beſtehen eines Rechtes gleichzuſtellen (RG 27. 4. 11 II 472/10; 
NG 149, 198; dagegen Recht 07 


Nr 762). Immer kommt nur ein ſolches ſicheres Kennen in Be- 
tracht, aus dem ein Verzicht auf die Gewährleiſtung anzunehmen iſt. Dagegen muß ſich derjenige, 
der erklärt, die Mängel im Rechte zu kennen, fo behandeln laſſen, als wenn dies der Fall wäre, 
auch wenn er die Kenntnis in Wahrheit nicht beſitzt. So bei der Abrede im Vertrag über ein Grund“ 
ſtück. Dem Stäufer ſind die Mietverträge bekannt“ (RG 8. 4. 16 V 36/16) Bei Kenntnis des 
Grundſtückkäufers vom Beſtehen eines Vorkaufsrechts, das aber im notariellen Kaufvertrag nicht 
erwähnt iſt, gilt der Kaufvertrag als unter der Bedingung der Nichtausübung des Vorkaufsrechts 
als abgeſchloſſen, ohne daß die Nichterwähnung dieſer Bedingung im Kaufvertrag ſeine Wirkſam⸗ 
keit berührt, RG HRR 1937 Nr 1495, 


3. Die Kenntms muß beim Abſchluſſe des Vertrags vorliegen 
icht des Käufers 

slegungsfrage. Auch die Vorſchrift des § 329 1 f 
giebigen Rechtes und kann durch beſondere Abreden abgeändert werde 


igentümer handelte (Recht 
enntnis davon, daß das ge⸗ 
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kaufte Grundſtück mit einem dinglichen Vorkaufsrecht belaſtet iſt, ſo hat der Verkäufer dieſen 
Mangel im Recht nicht zu vertreten. Im übrigen iſt als Inhalt des Kaufgeſchäfts anzunehmen, 
daß der Verkauf nur unter der Bedingung erfolge, daß der Vorkaufsberechtigte ſein Vorkaufs⸗ 
recht nicht ausüben werde (RG IW 1922, 5762). l 

4. In Abſ 2 wird von der Regel des Abſ 1 ein Ausnahme in Übereinſtimmung mit der Ver⸗ 
kehrsſitte dann begründet, wenn der Mangel im Recht im Beſtehen einer Hypothek, Grund- 
ſchuld, Rentenſchuld oder eines Pfandrechts beruht. Die Vorſchrift iſt im allgemeinen nur 
auf den Verkauf von Grundſtücken anwendbar, RG 122, 380. Hier kann der Käufer die Befreiung 
von ſolchen Belaſtungen ſtets verlangen, wenn nichts anderes vereinbart iſt. Nach § 1107 gilt 
die Vorſchrift auch wegen Rückſtänden von Reallaſten. Die Reallaſt nach § 1105 (ſächſ. Landes⸗ 
kulturrente) fällt nicht unter $ 439 Abſ 2, fie iſt nicht der Hypothek gleichgeſtellt (OLG 36 Nr 314). 
Es wird verordnet, daß es wieder bei der Regel der $$ 434 u. 435 verbleibt, auch wenn der Käufer 
dieſe Rechte kennt. Auch dieſe Verpflichtung aber ſteht unter der Regel des 9 242, wenn der Käufer 
durch die Aufwertungsgeſetze zu anderen Leiſtungen für die Bewirkung der Beſeitigung der 
Hypothek verpflichtet wird, als bei Kaufabſchluß vorausgeſehen war (RG 112, 333). Schon die 
Erwähnung des Pfandrechts weiſt darauf hin, daß hier nicht bloß Rechte an Grundſtücken, ſondern 
auch an beweglichen Sachen in Frage kommen, auch bewegliches Zubehör zu Grundſtücken 
(RG 57, 1). Auch dieſe Vorſchrift aber iſt wieder nachgiebigen Rechtes. Wenn namentlich 
der Käufer eines Grundſtücks die Hypothek oder die Grundſchuld in Anrechnung auf den 
Kaufpreis übernommen hat oder der Verkäufer ſonſt die Gewähr dafür übernimmt, daß das 
aufhaftende Recht dem Käufer kein Hindernis bereitet (Warn 1919 Nr 95), kann die Beſeitigungs⸗ 
pflicht entfallen. Hat ſich der Grundſtücksverkäufer dem Käufer gegenüber verpflichtet, die auf 
dem Grundſtück ruhende Rente ſelbſt zu tragen und zur Löſchung zu bringen, ſo muß er im Fall 
der Zwangsverſteigerung von ſeinem Liquidate aus der Reſtkaufgeldhypothek ſo viel in Abzug 
bringen, als das zur Hebung kommende Rentenkapital beträgt (RG 11. 6. 10 V 475/09). Der 
Erwerber einer Hypothek, der das Nichtbeſtehen der Forderung kennt, kann den Verkäufer auch 
nicht wegen Rechtsunbeſtändigkeit der Hypothek haftbar machen, da Forderung und Hypothek 
untrennbar zuſammenhängen (R 81, 266). Kennt der Käufer ein für einen Dritten beſtehen⸗ 
des dingliches Vorkaufsrecht, kann der Verkäufer, wenn es der Dritte ausübt, dem Käufer 
gegenüber Schadenserſatzanſprüche ablehnen. Anders dagegen bei nur perſönlichem Vorkaufs⸗ 
recht, das die Kaufſache nicht belaſtet und nur Pflichten zwiſchen den Beteiligten begründet. Erfüllt 
der Verkäufer dem Vorkaufsberechtigten und macht er dadurch dem Käufer gegenüber die Lei⸗ 
ſtung unmöglich, haftet er nach den gewöhnlichen Grundſätzen (SeuffA 56 Nr 99). 
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Erfüllt der Verkäufer die ihm nach den SS 433 bis 437, 439 obliegenden 
Verpflichtungen nicht, fo beſtimmen ſich die Nechte des Käufers nach den Vor- 
ſchriften der 88 320 bis 327. 

Iſt eine bewegliche Sache verkauft und dem Käufer zum Zwecke der Eigen 
tumsübertragung übergeben worden, fo kann der Käufer wegen des Nechtes 
eines Dritten, das zum Beſitze der Sache berechtigt, Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung nur verlangen, wenn er die Sache dem Dritten mit Nüdficht 
auf deſſen Necht herausgegeben hat oder ſie dem Verkäufer zurückgewährt oder 
wenn die Sache untergegangen iſt. 

Der Herausgabe der Sache an den Dritten ſteht es gleich, wenn der Dritte 
den Käufer oder dieſer den Dritten beerbt oder wenn der Käufer das Necht 
des Dritten anderweit erwirbt oder den Dritten abfindet. f 

Steht dem Käufer ein Anſpruch auf Herausgabe gegen einen anderen zu, 
fo genügt an Stelle der Nückgewähr die Abtretung des Anſpruchs. 

E 1 374 II 382; M 2 216; P 1 060; 6 170. 

1. Die Rechtsfolgen der Nichterfüllung der in $$ 433ff. begründeten Vertragspflichten 
ſind im allgemeinen ſowohl für den Verkäufer als für den Käufer die Folgen der Nichterfüllung 
bei gegenſeitigen Verträgen überhaupt. 

A. Die Nichterfüllung der Pflichten des Käufer. Beſondere Beſtimmungen werden 
nicht getroffen, es gelten daher die allgemeinen für die Nichterfüllung der Pflichten aus $$ 433 ff. 

a) Da die Zahlung des Kaufpreiſes in Geld beſteht und dieſes bei normaler Währung immer 
vorhanden iſt, jo iſt der Mangel an Geld bei dem Käufer uur Unvermögen nach $ 279, nicht 
Unmöglichkeit. Das iſt auch der Fall bei Inflation, nur daß dann die Summe der Geldzeichen, 
die an Stelle des Geldes normaler Währung tritt, ſich ändert. Irgendwelche Geldzeichen fehlen 
dann, wenn das ſog. Notgeld (der Gemeinden u. a.) nicht als Zahlungsmittel anerkannt wird. 
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Ferner tritt Unmöglichkeit der Zahlung ein, wenn der Verkäufer ein Ausländer, der Käufer ein 
Inländer ift und keine Genehmigung zur Zahlung des Kaufpreiſes erhält. Hier tritt Aufhebung 
der Verpflichtungen beider Teile nach § 323 oder Rücktritt oder Schadenserſatzanſpruch des Ver⸗ 
käufers ein. Schiedsger. Hamburg JW. 1935, 158930. 1 

b) Bei Verzug des Käufers mit der Zahlung des Kaufpreiſes nach 8 284 hat der Ver⸗ 
käufer das Recht des Schad enserſatzes und des Rücktritts, 5 286, 326; letztere Vorſchrift geht 
als Sonderbeſtimmung inſofern vor, als nicht beide Anſprüche nebeneinander anwendbar ſind. Bei 
Geltendmachung des Zahlungsanſpruches oder Schadenserſatzes muß eine Stift nach 8 326 ge 
währt werden. Vgl. auch $ 325 Abſ 2. Bei Verzug mit nur einem Teil der Leiſtung, wie bei 
Sukzeſſivlieferungsverträgen, iſt Rücktritt vom ganzen Vertrag möglich, wenn die Erfül⸗ 
lung des Reſtes für den Käufer keinen Wert mehr hat, R 88, 262; 91, 347; 104, 41. 

60) Bei Kauf auf Kredit iſt der Rücktritt ausgeſchloſſen, wenn der Verkäufer erfüllt hat und 
der Käufer mit der Haftung in Verzug ift, RG 50, 139; Recht 1934 Nr 7442, Der Verkäufer kann 
dann nur Schadenserſaß verlangen, 9 454. An Stelle des Rücktritts kann der Verkäufer ſtets 
auch Schadenserſatz verlangen, § 286. 

d) Bei Verzug mit anderen Verbindlichkeiten iſt der Regel nach $ 326 nicht anzu⸗ 
wenden, nur 5 286. Bei Annahmeverzug des Käufers im Fall richtig angebotenen Kaufgegen⸗ 
ſtandes nach § 294 kann der Verkäufer Mehraufwendungen für das erfolgloſe Angebot und für die 
Aufbewahrung verlangen, $ 304; Urkunden und Koſtbarkeiten hinterlegen, $ 372; zur Hinterlegung 
nicht geeignete Gegenſtände öffentlich verſteigern laſſen und den Erlös hinterlegen, $ 383. Außer 
dieſen Rechten hat bei einem Handelskauf der Verkäufer bei Annahmeverzug die Rechte des 
968 $ 373; Hinterlegung oder wahlweiſe Selbſthilfeverkzuf nach vorausgegangener Androhung, 
R 104, 421; 110, 269: AR 1910, 298388, 1921, 3944; Aufbewahrung unter Beanſpruchung von 
Lagergeld, 5354. R 45, 302. Keinesfalls darf er die Ware preisgeben und untätig zulaſſen, daß 
über ſie von Dritten verfügt wird, RG JW 1902, 22027. Der Selbſthilfe verkauf ſetzt eine An⸗ 
drohung voraus, RG 109, 135 und muß ordnungsgemäß nach HGB $ 373 erfolgen. Er kann aber 
auch als der an keine Form gebundene Deckungskauf aufrechterhalten werden. Bei Annahme⸗ 
verzug des Käufers eines Grundſtückes kann jedoch der Verkäufer nach Androhung den Beſitz 
des Grundſtücks aufgeben, § 303. 


B. Die Nichterfüllung der Pflichten des Verkäufers. Die Rechtsfolgen werden in 8 440 
für den Verkäufer noch ausdrücklich hervorgehoben und damit klargeſtellt, daß jede einzelne 
der in $$ 433437 u. 439 dem Verkäufer obliegende Verpflichtung einen Teil der geſamten Ver⸗ 
pflichtungen ausmacht, er alſo teilweiſe nicht erfüllt und wegen jedes dieſes Teiles die Rechts 
behelfe deshalb zuläſſig ſind, wenn er eine der genannten Verpflichtungen unterläßt. Nur bei Ent- 
wehrung beweglicher Sachen wird die a in Abſ 2—4 beſchränkt. Eingehend über die 
Bedeutung der Vorſchrift Re 117, 335. Ferner Süß aaO. S. 42 und abweichend Schloßmann, 
Iherings Jahrb. 45, 97ff. 

a) Der Käuſer hat daher nach $$ 320, 322 die Einrede des nicht 
wenn ihm nur die Sache übergeben, aber nicht das Eigentum an ihr ve 
ein nicht beſtehendes Recht verkauft und vom Verkäufer noch nicht begründet worden iſt (5 437; 
AG 73, 210; 108, 318; Warn 1916 Nr 161), auch wenn die Unmöglichkeit der Vertragserfüllung 
nach Abſchluß des Kaufvertrags eintritt, ſo bei Kauf von Aktien durch Konk 


1 : K ! 0 urs der AG. RG 
in HRR 1933 Nr 1416 nicht minder, wenn ihm eine mangelhafte Sache angeboten wird (RG 
86, 93; JW 1912, 4612). 


b) Der Käufer hat die Klage auf Erf üllung, und zwar auch dann, wenn dem Verkäufer 
durch ſein Verſchulden nach Abſchluß des Vertrags die Leiſtung unmöglich geworden iſt ($ 324). 

e) Der Käufer hat die Klage auf S adenserſatz bei ſubjektivem Unvermögen nach 
$$ 320, 276 nach Art eines Garantie verſprechens auf das Erfüllungsintereſſe $ 275 Abſ 2 
(RG 60, 57; 68, 292; 69, 355; 73, 211; Seuffel 65, 96; RG HRR 1932 Nr 440); bei poſitiver 
Vertragsverletzung des Verkäufers nach $ 276, wegen Verſchulden bei Vertragsſchluß, RG 95, 
58; 107, 362; 114, 159; 116, 18, 132, 28, 310; 38 1912, 7435; 1927, 1993°, wenn durch jein Ver⸗ 
ſchulden die Leiſtung unmöglich geworden iſt; nach § 325, wenn die Erfüllung durch einen Umſtand 
den er zu vertreten hat, nach Abſchluß des Vertrags unmöglich wurde, Rch 54, 102; 57, 115. 
106, 24; 111, 303; 149, 187, bei Gattungsſochen wegen des Fehlens zugeſicherter Eigenſchaften 
zur Zeit des Geſahrübergangs nach $ 480 Abſ 2, ch 52, 355; bei Speziesſachen wegen des Feh⸗ 
lens zugeſicherter Eigenſchaften zur Zeit des Kaufs nach § 463. Die vom Verkäufer unverſchuldete 
zufällige Unmöglichkeit befreit beide Vertragsteile von der Leiftungspflicht. — Bei Verzug des 
Verkäufers mit einer der ihm obliegenden Verpflichtungen hat der Kaufer das Recht, Schadens. 
erſatz wegen verſpäteter Erfüllung nach $ 286 zu verlangen oder, nachdem er bei vergeb⸗ 
licher Friſtſetzung zur Ablehnung der Leiſtung berechtigt worden iſt, Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung nach § 326. Dies gilt auch, wenn der Verzug darin beſteht, daß bisher nur mangelhafte 
Ware geliefert worden iſt, zu deren Annahme (im Unterſchied zur Abnahme) der Käufer nicht ver⸗ 
pflicht et iſt, jo daß dann der Verkaufer auch mit der Übergabe in Verzug kommt (JW 03 Beil. 1,8). 
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Bei Sukzeſſivlieferungen kann der Kaufer auch ohne an vom Vertrage zurücktreten 
oder Schadenserſatz fordern, wenn die Lieferungsrate erheblich fehlerhaft und zu befürchten iſt, 
daß auch die weiteren nicht anders ausfallen werden, #6 57, 115: 65, 55: 67, 7: 96, 129; e 
Der Schaden iſt nach der Differenz zu berechnen, RG 149, 136; 108, 186. . 


d) Der Käufer hat weiter das Recht zum Rücktritt vom Vertrag nach Maßgabe der 
§ 325, 326, 327 (XW 08, 35%), z. B. weil der Verkäufer eine nicht beſtehende Hypothek nicht 
loſchen läßt. Die ſes Rücktrittsrecht iſt eine einſeitige, von der Zuſtimmung des Verkäufers 
unabhängige Befugnis, ſo daß nicht auf deſſen Einwilligung geklagt werden kann. Feſtſtellungs⸗ 
klage iſt zuläffig, wenn deren Vorausſetzungen ſonſt vorliegen (NG JW 03 Beil 68187) Ner- 
ſchieden davon iſt die Wandlung, auf die die Vorſchriften des vertragsmäßigen Rücktrittsrechts 
Anwendung finden ($ 467). Die beſonderen Gewährleiſtungsanſprüche der 88 459 ff. ſchließen den 
Rücktritt wegen Verzugs nach $ 326 aus. Im übrigen leiden aber nach $ 327 die Vorſchriften 
der 88 346—356 über das vertragsmäßige Rücktrittsrecht auch hier Anwendung. So hat der zur 
Rücknahme des Grundſtücks verpflichtete Verkäufer, der es nach dem Rücktritt des Käufers nicht 
zurückgenommen und nicht für die Abwendung der Zwangsverſteigerung geſorgt hat, an dieſer 
ſchuld (RG 4. 2. 05 V 350/04). Das Rücktrittsrecht des Käufers iſt nach § 351 ausgeſchloſſen, 
wenn ſich der Käufer zur Rückgewähr außerſtand geſetzt hat, insbeſondere wenn er das Grundſtück 
unter ſolchen Umſtänden weiterveräußerte, daß der Nachfolger nicht verpflichtet wurde, ſeinen 
Erwerb zurückzugewähren ($ 353; RG 56, 260). Der Käufer, der gutgläubig aus der Hand des 
Nichtberechtigten das Eigentum am Kaufgegenſtand erworben hat, aber in Erfüllung einer An⸗ 
ſtandspflicht oder fittlicher Pflicht dem früher Berechtigten ihn zurückgibt, kann den Verkäufer 
auf Schadenserſatz belangen. Weimar, Dig 1934 Sp. 113. 

e) War die Erfüllung des Kaufvertrags von Anfang an unmöglich, greifen die Vor⸗ 
ſchriften der 99 306—308 Platz, der Kaufvertrag iſt nichtig, anders bei nur perſönlichem Unver⸗ 
mogen, RG 69, 356; 81, 61. Objektive Unmöglichkeit liegt auch dann vor, wenn nach Treu und 
Glauben dem Verkäufer nicht zuzumuten ift, fie zu beheben, § 275 Abſ 2, RG 57, 118; 88, 74. Bei 
Gattungsſachen iſt Unmöglichkeit nicht vorhanden, ſolange die Gattung des gekauften Gegenſtands 
vorhanden iſt, $ 279. Hat der Verkäufer die Unmöglichkeit ſchuldhaft herbeigeführt, wird er von 
ſeiner Leiſtungspflicht nicht befreit, $ 275. Wegen Unmöglichkeit bei Mangel im Recht findet 
aber $ 306 keine Anwendung, vgl. zu $ 437 A 1. 

2. Der Grundſatz des Abs 1 findet im allgemeinen bei allen Käufen gleiche Anwendung, 
mag der Kaufgegenſtand ein Grundſtück, eine bewegliche Sache oder ſonſt ein immaterielles 
Rechtsgut oder ein Recht ſein. Für den Kauf einer beweglichen Sache jedoch und den eines 
Rechtes an einer beweglichen Sache, das zum Beſitz der Sache berechtigt (5 441), hat das Geſetz 
eine Anderung in Abſ 2 infofern getroffen, als hier der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung zufolge des Entgegenſtehens Rechte Dritter, die zur Entwehrung der Kaufſache 
befähigen, vom Käufer nicht fofort, ſondern erſt dann geltend gemacht werden darf, wenn er den 
Beſitz der Sache verloren oder aufgegeben hat. Vorausſetzung iſt alſo immer, daß ihm 
die Sache bereits vom Verkäufer übergeben war. Der Anſpruch geht auf vollen Erſatz des durch 
die Nichterfüllung entſtandenen Nachteils (RG 50, 262). Die ſonſtigen Rechte wegen Nichterfüllung 
kann der Käufer ſofort auf Grund des Nachweiſes, daß der Rechtsmangel beſteht, geltend machen, 
den Anſpruch wegen Entwehrung aber nicht, ſolange er noch tatſächlich im Genuß des Kaufgegen- 
ſtandes iſt. Dann iſt fein Schaden noch nicht verwirklicht, dieſer muß erſt infolge der Entwehrung ein 
endgültiger geworden ſein. Durch die Vorſchrift des Abſ 2 ſoll vermieden werden, daß der Käufer 
eine Entſchadigung wegen des Rechtsmangels erhält und gleichzeitig im Genuß der Sache ver⸗ 
bleibt (Prot J, 663). Dieſe Billigkeitserwägung verſagt aber, wenn der Käufer das Recht des 
Dritten erwirbt oder den Dritten abfindet; daher die Vorſchrift des Abſ 3. Dieſe trifft nicht den 
Fall, daß das Eigentumsrecht des Dritten vom Käufer nicht erworben wird, ſondern beſtehen 
bleibt, der Käufer den Dritten auch nicht abfindet, ſondern mit ihm nur einen Leihvertrag ſchließt 
(RG 105, 350; vgl. auch 115, 34). Der Käufer iſt aber nicht verpflichtet, ſondern nur befugt, es 
mit dem Dritten, der den Entwehrungsanſpruch erhebt, auf einen Prozeß ankommen zu laſſen und 
dem Verkäufer den Streit zu verkünden. Kann der Rechtsmangel außergerichtlich nachgewieſen 
werden, genügt es, daß der Käufer infolgedeſſen die Sache freiwillig herausgegeben hat oder dem 
Dritten einen ihm zuſtehenden Herausgabeanſpruch gegen einen andern abtritt (Abſ 4; 88 867, 
FM). Dieſem Fall iſt nach Abſ s der gleichzuſetzen, daß der Käufer den Beſitz nur um deswillen 
behält, weil er den Dritten auf ſeine Koſten abgefunden oder dieſen beerbt hat. Dies und die 
Rückgabe braucht nicht zugleich einen Rücktritt vom Vertrag zu bedeuten. $ 440 Abſ 2 bildet keine 
Ausnahme von der Gefahrtragung, wie fie $ 446 regelt. Die Gefahr des zufälligen Untergangs 
und der zufalligen Verſchlechterung iſt mit der Übergabe auf den Käufer übergegangen, Planck⸗ 
Knoke, Staudinger⸗Kober zu 9 440: Schubert, Deutſches Kaufrecht (1937) S. 61. A. M. die 
frühere Auflage. Die Vorſchriften über die Entwehrung nach $ 440 Abſ 2 gelten nicht für Grund⸗ 
ſtücke, Anſprüche wegen Rechtsmängeln hat der Käufer erſt nach der Aufl aſſung, RG 83, 215. — 
Ausſchluß der Rechtsmängelhaftung des Verkäufers nach $ 439 Abſ 1. Aber $ 439 Abſ 2. 
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3. Die Vorſchrift des $ 440 findet auch noch Anwendung, wenn die Entwehrung gegenüber 
einem Nachm 122 des Käufers erſt ſtattfindet (RG 2. 1. 22 VI 572/21). Durch die Grundſätze 
über den Erwerb bei gutem Glauben nach $$ 932 ff. wird der Geltungsbereich der Vorſchrift 
eingeſchränkt. Die Irrtumsanfechtung iſt nicht ausgeſchloſſen, R ZB 1909, 1325. 


Ss 441 
Die Vorſchriften des § 440 Abſ 2 bis 4 gelten auch dann, wenn ein 
Necht an einer beweglichen Sache verkauft iſt, das zum Beſitze der Sache 
berechtigt. 
© 374 II 382; M 2 216; P 1 660; 6 170. 
Solche Rechte find 88 1012, 1017, 1036, auch $$ 1059 u. 1251. Nicht das Mietrecht. 


8 442 


Beſtreitet der Verkäufer den vom Käufer geltend gemachten Mangel im 
Nechte, ſo hat der Käufer den Mangel zu beweiſen. 


1. Die Vorſchrift hat nur den Jall im Auge, daß der vom Käufer behauptete Rechtsmangel 
als ſolcher vom Verkäufer beſtritten wird und die Sache a Erfüllung ſchon angenommen 
worden iſt (RG 27. 10. 06 V 100/06). Wenn der Kaufer beſtreitet, daß die Handlungen der 
Rechtsverſchaffung vom Verkäufer vorg 3. B. die Abtretung der 

1 ch den allgemeinen Grundſätzen der Verkäufer 
beweiſen, daß er ſeiner Verſchaſſungspflicht genügt habe. 


‚ von welchem Rechtsbehel aus § 440 

der Käufer Gebrauch macht (Warn 1916 Nr 162). Es greift 5 442 auch Platz, wenn der Käufer 
Mangels im Recht 

Zurückhaltungsrecht Gebrauch macht; z. B. die Auf- 
eiſtung des Käufers, die er 

. gebliches Recht bereits geltend 
macht. Der Beweispflicht genügt letztenfalls der Käufer nicht ſchon dadurch, daß er nachweiſt, 


V 64/16). Es kann natürlich vereinbart werden, daß der erläufer den Käufer ſchon gegen die 
bloße Geltendma ung eines Rechtes ſchützen ſolle. Eine Abmachung, daß der Verkäufer „in 
jeder Beziehung“ für das Nichtbeſtehen einer Laſt aufzukommen habe, braucht indes noch nicht 
in jenem Sinne verſtanden zu werden (RG 27. 10. 06 V 100/06). 


8 143 


Eine Vereinbarung, durch welche die nach den 88 433 bis 457, 439 bis 442 
wegen eines Mangels im Nechte dem Verkäufer obliegende Verpflichtung zur 
Gewährleiſtung erlaſſen oder beſchränkt wird, iſt nichtig, wenn der Verkäufer 
den Mangel argliſtig verſchweigt. 

E 1 380 II 384; M 2 223; P 1 667. 


1. Grundſätzlich herrſcht auch hinſichtlich der Gewährleiſtung we 
Vertragsfrei 1 jo daß Abreden über Ausſchluß, Beſchränkun 
Dies kann auch durch ſtillſchweigende Vereinbarung ee 
der Beſonderheit des Vertrags ergeben. Eine Abrede, die ſich nur auf einen beſtimmten Fehler 
bezieht, iſt im allgemeinen nicht dahin zu deuten, daß die Gewährleiſtung wegen aller Fehler 
erlaffen ſei. Denn der Erlaß iſt nicht ausdehnend auszulegen (RG 62, 122). 

2. Der Grundſatz der Vertragsfreiheit Über die ie i 


gen Mangels im Recht 
oder Erweiterung zuläſſig ſind. 
5 oder ſich ohne weiteres aus 


rleiſtu 


8 ich ß der Gewährleiſtung kommt 
es nicht an (RG 55, 214). Für Argliſt iſt erforderlich, daß der Verkäufer erſtens das Vorhanden⸗ 
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ſein des Fehlers kannte oder wenigſtens mit der Möglichkeit des Vorhandenſeins rechnete 
(NG JW 1913, 1153, Dig 1916 Nr 990), bloßes Zweifeln allein iſt aber nicht ausreichend (miß⸗ 
verſtändlich Seuff a 58, 314), daß er zweitens wußte, dem Käufer ſei der Mangel nicht bekannt, 
könne ihm wenigſtens unbekannt ſein, und daß er drittens ſich bewußt war, der Käufer würde 
bei Kenntnis der wahren Sachlage den Vertrag nicht abſchließen oder gegebenenfalls die an⸗ 
gebotene Ware als Erfüllung nicht annehmen (NG 62 ©. 150, 300; 3% 1913, 6842). Hiernach 
liegt namentlich argliſtiges Verſchweigen vor, wenn der Verkäufer ſchweigt, um den Käufer zu 
täuſchen (RG 55, 213), z. B. falls dieſer einen Preis bietet, der zum Wert der Sache außer Ber- 
hältnis ſteht und dieſer erkennbar aus Irrtum abgegeben iſt (Warn 08 Nr 186); wenn er durch 
ſein Verhalten zu verhüten ſucht, daß der Käufer den Fehler erfährt (Gruch 48, 336), ſich etwa 
wahrheitswidrig den Anſchein gibt, als halte er das Beſtehen des Rechtes für zweifelhaft, 
während er deſſen Nichtbeſtehen ſicher weiß (RG 75, 436) oder ſonſt in böſer Abſicht die bei ihm 
vorhandenen Zweifel dem Käufer nicht mitteilt (R 62, 149; 75, 436; ZW 04, 35913; 09, 4811; 
Warn 1912 Nr 300; 1915 Nr 110). Dagegen find beſondere Veranſtaltungen zur Unterdrückung 
des Fehlers nicht erforderlich. Nur die Kenntnis des Käufers — nicht auch ſchuldhaftes 
Nichtkennen — vom Vorhandenſein des Mangels zur Zeit des Vertragsſchluſſes entzieht 
ihm das Recht, ſich auf die Argliſt des Gegners zu berufen (RG 8. 5. 07 V 468/06). Hat aber der 
Käufer die Kenntnis erſt nach dem Vertragsſchluß erlangt, fo ſchließt die Annahme der Sache die 
ſpätere Geltendmachung eines Mangels im Recht nicht aus, es ſei denn, daß ein Verzicht vorliege 
(W 06, 10%). — Bei $ 464 handelt es ſich um Argliſt nicht bei Vertragsſchluß, ſondern bei Er⸗ 
füllung (RG 55, 213). 

3. Nur die argliſtige Herbeiführung des Erlaſſes der Gewährleiſtungspflicht macht dieſe Ver⸗ 
einbarung nichtig. Hat der Verkäufer gutgläubig durch unrichtige Angaben den Käufer in 
Irrtum verſetzt, ſo kann dieſer die Erklärung anfechten, ſie iſt aber nicht nichtig (JW 03 Beil 3367). 

4. Beweislaſt. Der Käufer, dem ſein etwaiger Erlaß entgegenſteht, hat die Argliſt des Ver⸗ 
käufers zu beweiſen, und der letztere hat alsdann dieſen Einwand durch den Nachweis der Kenntnis 
des Käufers im Zeitpunkte des Vertragsſchluſſes zu widerlegen, § 439. 

5. Haftung für Gehilfen. Vgl. § 166 A 2 und N 61, 207, betreffend die Argliſt des Stell- 
vertreters. Die Argliſt eines bloßen Erfüllungsgehilfen, der kein Stellvertreter iſt, kann dem 
Verkäufer um deswillen nicht zugerechnet werden, weil es ſich beim Vertragsſchluſſe nicht um 
die Erfüllung einer Verbindlichkeit handelt und der $ 278 ſonach außer Anwendung bleiben muß 
6278 A 3). Möglich wäre es nur, den § 831 heranzuziehen, falls der Verkäufer den Dritten zu 
einer beſtimmten Verrichtung, beiſpielsweiſe zur Auskunftserkeilung, beſtellt und der andere dabei 
argliſtig gehandelt hätte. 


8 444 

Der Verkäufer iſt verpflichtet, dem Käufer über die den verkauften Gegen- 
ſtand betreffenden rechtlichen Verhältniſſe, insbeſondere im Falle des Ver- 
kaufs eines Grundſtücks über die Grenzen, Gerechtſame und Laſten, die nötige 
Auskunft zu erteilen und ihm die zum Beweife des Rechtes dienenden Ur- 
kunden, ſoweit ſie ſich in ſeinem Beſitze befinden, auszuliefern. Erſtreckt ſich 
der Inhalt einer ſolchen Urkunde auch auf andere Angelegenheiten, ſo iſt der 
Verkäufer nur zur Erteilung eines öffentlich beglaubigten Auszugs verpflichtet. 

E 1 462 II 385; M 2 322; P 2 58. 


1. Dieſe Auskunftspflicht ift nicht zu verwechſeln mit der etwaigen Anzeigepflicht des Ver⸗ 
käufers beim Vertragsſchluſſe (8 443). Sie betrifft den „verkauften“ Gegenſtand, ſetzt daher einen 
Kaufvertrag als bereits gegeben voraus und begründet ſomit eine weitere ſelbſtändige Ver⸗ 
käuferpflicht, deren Verletzung den Käufer zu den im $ 440 vorgeſehenen Rechtsbehelfen berech⸗ 
tigt (R6 52, 168; JW 1912, 7452 betrifft den Fall eines beſondern Vertrauensverhältniſſes, RG 
23 1916 Sp 2225). Sie trifft auch den Vorkaufs verpflichteten, 99 505, 510 Abſ 1 (RG 
108, 68). Die bezeichnete Verpflichtung bezieht ſich nur auf die das rechtliche Verhältnis begrün⸗ 
denden Unterlagen, umfaßt dagegen nicht auch die Pflicht zu Rechtsbelehrungen (MG and.). 
Die Möglichkeit für den Käufer, ſich aus dem Grundbuch zu unterrichten, entbindet den Verkäufer 
von ſeiner Auskunftspflicht nicht. Der Käufer kann Vorlegung eines Grundbuchauszugs verlangen. 
Bei Verkauf von Forderungen kommt auch $ 402 in Frage. Die Verpflichtung zur Auslieferung 
von Urkunden erſtreckt ſich nur auf ſolche im mittelbaren oder unmittelbaren Beſitze des Ver⸗ 
käufers befindliche Urkunden, aber nicht nur auf ſolche, die den Rechtsbeſtand ſelbſt betreffen, 
ſondern auch auf diejenigen, die zum Beweiſe von rechtlichen Verhältniſſen betreffs des Kauf- 
gegenſtandes dienen (z. B. Mietverträge und Beſcheinigungen über das Eigentumsrecht des 
Mieters an den eingebrachten Sachen). Daher handelt es ſich beim Forderungskaufe auch dann 
um eine Beweisurkunde im Sinne des § 444, wenn fie nur den Nachweis einer beſonderen Be⸗ 
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ſchaffenheit der Forderung (3. B. ihrer Sicherung durch Hypothek) erbringt (RG 3. 4. 09 V 375/08. 
— Unter die Beſtimmung fallen dagegen nicht Urkunden, deren Übergabe zur Rechtsverſchaffung 
ſelbſt erforderlich iſt, ſo daß nicht bloße Beweiszwecke in Frage ſtehen ($ 433). 

Um ſich über die Vollſtändigkeit des Auszugs vergewiſſern zu Lönnen, kann der 
Käufer vom Rechte auf Einſicht in die Urkunde gemäß $ 810 Gebrauch machen. 


3. Auf Auskunfterteilung kann geklagt werden. Vollſtreckung nach 3 PO 8 888. 


8 445 


Die Vorſchriften der SS 433 bis 444 finden auf andere Verträge, die auf 


Veräußerung oder Belaſtung eines Gegenſtandes gegen Entgelt gerichtet 
ſind, entſprechende Anwendung. 
E II 386; P 1 653. 


1. Für die entſprechende Anwendung kommen als ſonſtige entgeltliche Veräu 
in Betracht: der Ve rgleich (MG 54, 167; JW 03 Beil 56) und 


8 er cht gewähren und die dieſem 
Erfolg entgegenſtehenden Rechte Dritter beſeitigen mußt, dagegen b 


Darleiher von dem Vorhanden⸗ 
' By entſprechende Anwendung von 
$ 439 ift kein Raum (RG 55, 131). Eine Haftung des Veräußerers einer Hypothel für deren Ran 
beſteht nur bei ausdrücklicher Übernahme. Den Anſpruch auf Einordnung eines Vorrangs muß 
der Verkäufer dem Käufer übertragen (RG 85, 225). 


9, weil die Anwendung der Vor- 
ſchriften über den Kauf in beſonderer Weiſe jchon durch Einzelborſchriften angeordnet worden 


iſt, jo bei Hingabe an Zahlungs Statt ($ 365), Tauſch ($ 515), Werklieferungsvertrag 
(1651), Ge meinſchaft ($ 757), Miete und Pacht ($$ 541, 581 Abſ 2), Vermächtniſſen 
($ 2182), Erbſchaftskauf ($ 2374) uſw. 
3. Ausgeſchloſſen iſt die entſprechende Anwendung 5 
gen, für die meiſt beſondere Beſtimmungen gelten, Schenkung 
6 523), Ausſtattung ($ 1624), Schenkung einer Erbſchaft (8 2385 Abſ 2), Gemeinſchaftsteilung 
(8 757); 


b) bei Veräußerungen kraft Geſetzes oder ſtaatlicher Verfügungsmacht, wie bei Zwangs- 
derfteigerung nach 380 8156 Ubf 3, bei der Enteignung; 


e) bei Überlaſſung von Gegenſtänden und Rechten zum Gebrauch. 


§ 446 
Mit der Übergabe der verkauften Sache geht die Gefahr des zufälligen 
nter ganges und einer zufälligen Verſchlechterung auf den Käufer über. Von 


der Übergabe an gebühren dem Käufer die Nutzungen und trägt er die Laſten 
der Sache. 


Wird der Käufer eines Grundſtücks vor der Übergabe als Eigentümer in 


das Grundbuch eingetragen, ſo treten dieſe Wirkungen mit der Eintragung ein. 
E 1408 II 387; M 2 322; P 2 58. 


1. Eſſer, Die Gefahrtragung beim Kaufvertrag in rechtsvergleichender Darſtellu 

vergl. Abh. 4 (1927). Großmann-Doerth, Das Recht des Überſeekaufs (1930) S. 104. Die 
Vorſchrift ſchränkt die allgemeine des § 323 für den Kauf erheblich zugunſten des Verkäufers ein. 
Beim Kauf geht die Gefahr des zufälligen Untergangs ſchon vor der nallſtändigen Erfüllung auf 
den Käufer über: mit der Übergabe und mit der Eintragung beim Grundſtück. Gleich⸗ 
wohl bleibt der Gefahrübergang eine Folge der Erfüllung, wennſchon nur einer Teilerfüllung. 
Unter Gefahr iſt die Lage zu verſtehen, die in einen Nachteil für jemand umſchlagen kann, für 
den dem Geſchaͤdigten kein anderer haftet, den er alſo im Rechtsfinne durch bloßen Zufall erlitten 
und ſomit ſelbſt zu tragen hat ($$ 323, 276). Um zufälligen Unter 


Im z 5 gang und zufällige Verſchlech⸗ 
terung handelt es ſich nur dann, wenn weder die eine noch die andere Vertragspartei für ſie ver⸗ 


ng. Rechts⸗ 
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antwortlich iſt ($ 323). Fälle entgegengeſetzter Art regeln $$ 324 u. 325. Verſchlechterung iſt nicht 
ſchon jede Verminderung einer vorteilhaften Eigenſchaft, ſondern die wirtſchaftlich für das Kauf⸗ 
geſchäft bedeutſame Beeinträchtigung. § 446 umfaßt alſo die Unmöglichkeit der Leiſtung wie die 
Mangelhaftigkeit des Kaufgegenſtandes. 

2. Nur der Untergang und die Verſchlechterung einer Sache als Kaufgegenſtand kommt in 
Frage. Der Begriff der Sache iſt im techniſchen Sinne des $ 90 zu verſtehen, es kommen beweg⸗ 
liche und unbewegliche in Betracht, Genus- und Speziesſachen. Bei Gattungskauf iſt Beſtim⸗ 
mung der ausgewählten Einzelſache erforderlich ($ 243; R 92, 128). Der Verkäufer muß jeden 
Einfluß auf die Auswahl der Sache verloren haben. Dementſprechend iſt auch nur an körperliche 
Veränderungen dabei zu denken. Für Entwertungen infolge Mängel im Rechte greifen 
89 434 ff. Platz. Soweit jedoch bei andern Gegenſtänden immaterieller Art, Sachgeſamt⸗ 
heiten uſw., eine dem Herrſchaftsverhältnis an körperlichen Sachen gleichkommende Verfügungs⸗ 
gewalt durch einen der Übergabe entſprechenden Vorgang begründet werden kann wie bei den 
zu 9433 unter 60 erwähnten Gegenſtänden, muß auch eine entſprechende Anwendung des 8446 für 
zuläſſig gehalten werden. Dies folgt auch aus § 2380. Nach 9 451 find außerdem den Sachen die 
dort bezeichneten Rechte gleichgeſtellt. Bei Verkauf von Wertpapieren iſt zwiſchen der Urkunde 
als körperlicher Sache und dem in ihr verkörperten Recht zu unterſcheiden. Nur in bezug auf 
erſtere findet $ 446 Anwendung, in bezug auf letztere $$ 433, 437439, evtl. 451. Auch der 
abſtellbare Mangel iſt ein Mangel, der zu vertreten iſt, wenn er zur Zeit der Übergabe vor⸗ 
handen iſt. Es kann allerdings ſein, daß ein Fehler, der ſeiner Natur nach nur ganz vorüber⸗ 
gehend iſt, unter Umſtänden als Mangel nicht anzuſehen iſt (RG 9. 3. 22 V 395/21). 

3. Die Wirkung des Gefahrübergangs. Wie der Gefahrübergang vom Eigentum unabhängig 
ift, ſo bewirkt er insbeſondere nicht ſelbſt auch einen Übergang des Eigentums (RG 108, 27). Nach 
$ 446 kommt nur diejenige Leiſtungsunmöglichkeit in Betracht, die eine Wirkung des 
Untergangs oder der Verſchlechterung der Sache iſt. Iſt die Leiſtungsunmöglichkeit die 
Folge anderer Urſachen, z. B. heimlicher Entziehung der Sache durch einen Dritten, RG 3. 11. 20 
V 157/20, beruht fie auf objektiver oder ſubjektiver Unmöglichkeit zufolge von Umſtänden, die 
ſchon vor dem Untergang oder der Verſchlechterung wenigſtens im Keime vorhanden waren, ſo 
bleibt die Haftung hierfür aus $ 323 unberührt und hängt nicht von dem Gefahrübergang im Sinne 
von $ 446 ab (RG 6. 12. 05 V 210/05). N 

4. Bei gegenſeitigen Verträgen hat nach § 323 der Schuldner die Gefahr zu tragen bis zur 
Erfüllung, $ 275. In Abänderung von dieſer Regel iſt beim Kauf der Zeitpunkt des Gefahr⸗ 
übergangs auf die Übergabe der verkauften Sache feſtgeſetzt. Alſo nur die nach Übergabe der ge- 
kauften Sache eintretende zufällige Verſchlechterung kommt in Betracht, auch wenn der Keim 
für ſie ſchon vor der Übergabe vorhanden war. Der Begriff der Übergabe iſt der des § 433. Die 
Vorſchrift trifft daher unmittelbar nur den der körperlichen Übergabe, auch wenn ſie keine 
vollſtändige Erfüllung enthält. Daher iſt der Gefahrübergang insbeſondere unabhängig vom 
Übergang des Eigentums (RG 93, 333; 85, 320; JW 1937, 16312). Auch Sachmängel 
hindern den Gefahrübergang nicht. Daher geht die Gefahr auch über, wenn ſich der Verkäufer 
das Eigentum vorbehalten hat bis zur Bezahlung des Kaufpreiſes (RG 85, 321), obwohl hier 
im Zweifel das Eigentum auf den Käufer unter der aufſchiebenden Bedingung der voll⸗ 
ſtändigen Bezahlung des Kaufpreiſes übertragen worden ift (RG 95, 105); bei Cii-Verkäufen ſchon 
mit der Abladung der Ware im Abſendungshafen (RG 87, 1134). Wenn aber nach dem Ver⸗ 
trage die Leiſtung des Verkäufers als erfüllt anzuſehen iſt, ſofern er dem Käufer nur den mittel⸗ 
baren Beſitz verſchafft (88 930, 931), oder mit Übergabe von Dispoſitionspapieren, wie es 
3. B. beim Verkauf „gegen Konnoſſement“ der Fall iſt, fo iſt anzunehmen, daß auch die in 9 446 
geordneten Folgen ſich an die Verſchaffung des mittelbaren Beſitzes und an die Übergabe der 
Dispoſitionspapiere knüpfen (RG 52, 354). Der Käufer erhält hierdurch die Möglichkeit, die Sache 
zu überwachen. Der Gedanke der Vorſchrift des $ 446 trifft alſo auch hier zu. Anders aber bei 
bloßer Abtretung des Herausgabeanſpruchs, für die wieder die Regel des § 323 zutrifft. Iſt nicht 
gegen Dispoſitionspapiere gekauft, jo braucht der Käufer fie nicht anzunehmen. Tut er es doch, fo iſt 
es Auslegungsfrage, ob er damit auch die Gefahr nach § 446 hat übernehmen wollen, was im 
Zweifel anzunehmen ift. — Bei der Verſteigerung von geſchlagenem Holz geht die Gefahr 
nicht ſchon mit dem Zuſchlag auf den Erſteher über, ſondern erſt mit der Beſitzeinräumung, die 
auch durch Aushändigung des Verabfolgzettels geſchehen kann. Beim Verkauf von Holz auf dem 
Stamme tritt der Gefahrübergang ſchon mit Übergabe zum Holzen, nicht erſt mit dem Eigentums⸗ 
übergang ein. An ſich liegt es in der Natur der Dinge, daß der Eigentümer einer Sache den 
Nachteil, der durch den zufälligen Untergang oder durch die zufällige Verſchlechterung der Sache 
entſteht, das perieulum rei, ſelbſt zu tragen hat, casum sentit dominus. Im Gebiet der Vertrage 
hat jedoch der Untergang und die Verſchlechterung einer Sache, wenn ſie Leiſtungsgegenſtand iſt, 
zugleich Bedeutung für die Leiſtungsmöglichkeit, und ſo kommt hinzu die Frage, wer die 
Gefahr der Leiſtungsunmöglichkeit zu tragen hat. Nach deutſchem Recht blieb dieſe Ge⸗ 
jahr auch nach Abſchluß eines Kaufvertrags ſo lange beim Verkäufer, als er noch die „Gewere“ 
an der Sache hatte, während nach römiſchem Recht mit dem vollſtändigen Abſchluß des obliga⸗ 
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toriſchen Vertrags auch die Gefahr der Erfüllungsmöglichkeit auf den Käufer überging. Das 
BER ift 


ber takſächlichen Verfü ungsgewalt über die Sache die Gefahr auf den Käufer übergeht 
Wang it aber 1 daß auch ein Kaufvertrag in Kraft ſteht; ohne einen ſolchen iſt die 
Übergabe einer Sache noch keine Erfüllung. Dieſe liegt zwar zweifellos vor bei einer zugefügten 


h eſt 5 (1932) mit Darſtellung der verſchiedenen Auffaſſungen. Nach RG 8. 1. 21 1 253/20 
gilt $ 446 au e 0 

ausdrücklich oder ſtillſchweigend Abweichendes über die Gefahrtragung vereinbaren können. Es 
handelt ſich hier nicht um die Wirkung der Verſchlechterung der Sache auf die aus dem Eigentum 
fließenden Befugniſſe, ſondern um die Wirkung auf die Leiſtungsmöglichkeit. Die Regel des 8 300 
Abſ 1, daß bei Annahmeverzug des Käufers der Verkäufer nunmehr nur noch für Vorſatz 


durch Kaufgegenſtand geworden iſt, wird bei nachträ 
der Verkäufer frei, 8 275. Häufig wird dem Verkäu er, der nach Abj 


e ichkeit lediglich aus dem 
Kaufe vorgeleiſtet werden. Das iſt auch dann der Fall, wenn in der Erwartung geleiſtet 
wird, die Bedingung werde eintreten. A. M. RG 71, 317. Der Verkäufer hat bei Nichteintritt 
der Bedingung nach $ 812 das Rückforderungsrecht an der i i 


bedingten 
Kauf hat der Käufer gegen den Verkäufer ſchon ein Un wartſchaftsrecht. Daher 
kaun als Ausfluß dieſes Rechts auch ſchon vor Eintritt der Bedingung die Keuffache 
al3 Erfüllung übergeben werden. Hamit können auch die an den Bebingungs- 
eintritt getnüpften Folgen zurückbezogen werden, und dies muß als Wille der Par. 
teien bei der Vorleiſtung angenommen werden, $ 159. Hinzu kommt, daß mit 
der Übergabe die Bewachungsmöglichteit vom Verkäufer auf den Käufer übergeht. 
Was vom bedingt aufſchiebenden Vertrag gilt, gilt auch vom genehmigungsbedürfti en, 
zumal nach § 184 Abſ 2 die Genehmigung rückwirkende Kraft hat und damit der Gefahr⸗ 
ubergang mit der Übergabe begründet iſt. 


und läßt den Gefahrübergang 
vor der Übergabe ftattfinden, nämlich beim Grundſtückstauf ($ 446 Abſ 2), beim Überjen- 


troffen werden. So trifft bei einem unter 
der (if-Klauſel geſchloſſenen überſeeiſchen Abladegeſchäft di h h 
weiſe dann den Verkäufer, wenn dieſer die Gewähr für die Beſchaffenheit der Ware über⸗ 
nommen und ſich zugleich verpflichtet hat, dem Käufer für Be 
zu leiſten. Dann iſt der Beſtimmungsort Erfüllungsort für die Verpflichtungen des Verkäufers 
{RG 96, 230). Dieſe wird häufig als ſtillſchweigend vereinbart angenommen werden können, 
wenn ein Sachinbegriff (Inventar) oder eine andere Sachgeſamtheit, ein Vermögen als 
Ganzes, ein Handelsunternehmen uſw. verkauft wi 


r ! rd. Dieſe Fälle find dem Erbſchaftskauf ähnlich. 
— Sonderbeſtimmungen noch beim Werkvertrag (F 644, 651) und bei der Zmangäner. 
ſteigerung (38G $ 56). Beim Grundſtückskauf erfolgt der Gefahrübe 1 


1 tgang ſchon vom 
ins“ bergabe erſt ſpäter erfolgt, das Grundſtück 
alſo noch nicht in den tatſächlichen Herrſchaftsbereich des Käufers gelangt iſt, und zwar auch dann 
wenn er durch die Eintragung nicht Eigentümer geworden ſein ſollte. Iſt dagegen die Übergabe 
vor der Auflaſſung und Eintragung tatſächlich geſche hen, fo iſt der Gefahrübergang ſchon 

i J rundjtüc bewegliche Sachen verkauft 
worden ſind (Warenvorräte — Zubehör — Beſtandteil), gelten für beide die Grundſätze über 
den Gefahrenübergang geſondert, ſofern nich 's anderes gewollt iſt. Der Gefahrübergang tritt 
alſo nach der Regel des $ 446 Abſ 1 mit der Übergabe ein. Wird bei einem Do pp elverkauf 
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das Grundſtück dem einen Käufer übergeben, dem andern Käufer aber aufgelaſſen und ein⸗ 
getragen, ſo liegt für den erſten Käufer Nichterfüllung wegen unterlaſſener Eigentumsverſchaffung 
vor, er hat daher den Anſpruch auf § 440; der zweite kann den Kaufpreis bis zur körperlichen 
Übergabe zurückhalten. Die Frage, von welchem der Doppelkäufer der Verkäufer den Kaufpreis 
verlangen kann, wenn das verkaufte Grundſtück nach der Übergabe an den einen und nach 
der Eintragung des andern zufällig untergegangen iſt, iſt beſtritten. Die einen meinen, von 
beiden, andere von dem, in deſſen Perſon zuerſt der Gefahruntergang eintrat, noch andere, von 
keinem, wieder andere nur von dem Eingetragenen. Letzteres iſt zutreffend und auch die Meinung 
der Motive. Vgl. über die Streitfrage Herrmann, Zwei Rechtsfälle aus dem Gebiete des mehr⸗ 
fachen Verkaufs derſelben Sache durch denſelben Verkäufer (1912). 

6. Übergang der Nutzungen auf den Käufer iſt die Gegenleiſtung für die Tragung der Gefahr; 
dies geſchieht daher in demſelben Zeitpunkt wie dieſe. Cuius est periculum eius est commodum. 
Er greift auch dann durch, wenn der Gefahrübergang abredegemäß an ein anderes Ereignis 
geknüpft iſt. Die Folge des Genuſſes der Nutzungen iſt dann auch die Tragung der Laſten. Über 
Nutzungen $ 100, über Laſten $ 346. Dieſe find öffentliche und privatrechtliche. Zu den Laſten 
gehören nicht Leiſtungen, zu denen ſich der Verkäufer auf Grund eines Vertrags perſönlich ver⸗ 
pflichtet hat, insbeſondere nicht die zu zahlenden Verſicherungsbeiträge. Wegen der Verteilung 
von Nutzungen und Laſten 8 101, 103 (RG 26. 4. 11 V 472/10). Auf das Verhältnis zu Dritten, 
die die Nutzungen zu gewähren haben oder an die als Laſten Beträge abzuführen ſind, hat die 
Regelung des $ 446 keinen Einfluß. Vgl. aber § 573. Nur die von $ 446 ſelbſt geregelten Fälle 
kommen in Betracht, ſonach auch die in Abſ 2 geordnete Ausnahme, nicht aber die des 8 447. 
Beim Überfendungsfauf bleibt für den Übergang der Nutzungen und Laſten der Zeitpunkt der 
tatſächlichen Übergabe trotz des früheren Gefahrübergangs maßgebend. In $ 2380 wird die 
Frage beſonders geregelt, ebenſo in 3B $ 56. Von der Eigentums verſchaffung hängt 
der Gewinn der Nutzungen für den Käufer nicht ab. Die Vorſchriften ſind dispoſitiv. 


8 447 

Verſendet der Verkäufer auf Verlangen des Käufers die verkaufte Sache 
nach einem anderen Orte als dem Erfüllungsorte, ſo geht die Gefahr auf den 
Käufer über, ſobald der Verkäufer die Sache dem Spediteur, dem Fracht- 
führer oder der ſonſt zur Ausführung der Verſendung beſtimmten Perſon oder 
Anſtalt ausgeliefert hat. 

Hat der Käufer eine beſondere Anweiſung über die Art der Verſendung 
erteilt und weicht der Verkäufer ohne dringenden Grund von der Anweiſung 
ab, ſo iſt der Verkäufer dem Käufer für den daraus entſtehenden Schaden 
verantwortlich. 

E 1 465 II 388; M 2 326; P 2 67. 

1. Der Verſendungskauf (Diſtanzkauf, Fernkauf) — Gegenſatz: Platzgeſchäft — iſt ein ge⸗ 
wöhnlicher Kauf, bei dem lediglich die Beſonderheit beſteht, daß der Verkäufer als Nebenleiſtung 
die Verſendung vom Erfüllungsort nach dem Beſtimmungsort übernimmt (RO HG 
19, 245), aber als ein Geſchäft des Käufers ſo auch bei Vereinbarung „Kaſſe gegen Duplikat⸗ 
frachtbrief“, R 1 633/21 7. 4. 23. Hierher gehören beſonders die Käufe mit eit- und fob⸗Klauſel. 
Die Vorſchrift des § 447 Abſ 1 ſetzt voraus, daß eine Verſendung vom Erfüllungsort aus 
vorliegt, nicht von einem andern vom Verkäufer einfeitig beſtimmten Orte (RG 106, 213; 
111, 25). Wenn die Parteien vereinbaren, daß die Ware von einem andern Ort als dem Er⸗ 
füllungsort des Verkäufers unmittelbar verſendet werden ſoll (Herſtellungsort, Lagerort), 
trifft die Transportgefahr den Käufer, wenn er an dem andern Ort die Ware an die zur Ausfüh⸗ 
rung der Verſendung beſtimmte Perſon ausgeliefert hat, Rs 111, 23; 46, 193. Hierzu Groß⸗ 
mann⸗Doerth aaO. S. 104 ff. Dann ſoll die Auslieferung an die Beförderungsperſon der Über⸗ 
gabe an den Käufer in Anſehung auf die Gefahrtragung gleichſtehen. Die Vorſchrift bezieht ſich 
nicht auf den Fall, daß nach § 930 der Verkäufer den mittelbaren Beſitz auf den Käufer übertragen 
hat. Dann iſt damit die Übergabe erfolgt, und es richtet ſich die Gefahrtragung nach den Regeln 
des Verwahrungsvertrags. Die Vorſchrift bezieht ſich nur auf die Kaufſache. Die nicht mit⸗ 
verkaufte Emballage reiſt auf Gefahr des Verkäufers. Aber der Verkäufer hat die Pflicht 
zur Verpackung. Der hiervon zu unterſcheidende Fall, daß der Verkäufer die Sache an den Er⸗ 
füllungsort ſelbſt erſt zu verbringen hat, kommt bei § 447 überhaupt nicht in Frage, denn die 
Verſendung an dieſen bildet einen Teil der dem Verkäufer obliegenden Hauptverpflichtung zur 
Übergabe. Die Vorſchrift ift ſelbſtverſtändlich dispoſitiver Natur, es kann vereinbart werden, daß 
abweichend von der Regel des $ 447 der Verkäufer die Gefahr der Verſendung tragen ſolle. Darin 
liegt noch keine Abänderung des Erfüllungsorts. An den ſonſtigen Rechten und Verbindlichkeiten 
der Parteien ändert § 447 nichts. Bei einer Friſtſetzung durch den Käufer muß die gewöhnliche 
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Reiſedauer berückſichtigt werden, RG 68, 329: JW 1910, 283; RG TI 598/24 16. 6. 25. Der Käufer 
er ſie annimmt und zu 


nach 58 $ 377 zur Verfügung ſtellt, N 108, 26. Erfüllungsort ift der 
Sinne von $ 269, alſo für den Verkäufer der Ert, wo er ſeinen Wohnſitz, 
fäufen, wo er ſeine gewerbliche Niederlaſſung hat zur Zeit des Abſchluſſes des Ka 
Die gtlauſel, der Preis verſteht ſich Franco Hamburg Freihafen“ ändert am Erfüllungs i 


tragen ſoll, ohne Einfluß auf den Erfüllungsort (NG 68, 78; 106, 


3 f reiſes, z . Sein Erfüllungsort iſt ſonach 
ein anderer als der des Verkäufers. Da nun an ſich jeder nur Zug um Zug zu erfüllen braucht 
wäre, wenn jeder bei ſeinem Rechtsſtandpunkt verharrte, überhaupt die Abwicklung des Geſchäfts 
ausgeſchloſſen. Der Käufer muß die Ware beim Verkäufer, der Verkäufer beim Käufer den Kauf⸗ 
preis holen, keiner aber braucht ohne Gegenleiſtung im Zu i i U 

. Sit beim Verſendungskauf Leiſtung 
vereinbart, ſo kann der Käufer verlangen, daß ihm vorher die Beſichtigung der Ware ermöglicht 
wird (NG 16. 10. 26 1 19/26). Die Vereinbarung „nach Eintreffen der Ware zahlbar“ begründet 
eine Vorbereitungspflicht des Verkäufers. Der Verkäufer darf die Ware nicht einſeitig mit Nach⸗ 
nahme belaſten. R 11 706/23 30. 10. 24. 


ö o de I Nachgiebige iſt und die Kauf⸗ 
ſache dem Käufer zuführt, um die tatſächliche Übergabe an ihn zu bewirken, aber von dieſen 


e iſt 
daß der Verkäufer, der die Verſendung betreibt, im Intereſſe des Käufers tätig mird und de 1 


ſſen 
A 00 für den Fall, daß 
der Verkäufer mit ſeinem eigenen Laſtkraftwagen fährt. RG 115, 162 abweichend. Deshalb ift 

rufs; übergebenen Kaufgegenſtandes 
nicht verantwortlich (RG 99, 58). $ 447 ift eine Ausnahme von der in $ 446 aufgeſtellten Regel. 
Erfolgt die Verſendung vom Erfüllungsort an einen andern vom K 


| äufer beſtimmten oder ihn zur 
le veranlaſſenden Erfüllungsort für ſeine Leiſtung aus eigenem völlig 
1 


fers, ſo kann dieſer einſeitige, nicht im 
rf gung der Gefahr 
vorzeitig und abweichend von der Regel des 9446 aufzubürden. Selbſtverſtändlich br 

Umſtänden und der Übung er⸗ 


ö ß er des Käufers Geichä £ 
ſorgt, ift aber, daß nun dieſen die Gefahr der Verſendung trifft, und — es 
en und die Verf — aus itgenbeinem 
i en 4 
bedeutet dieſes noch nicht Nichterfüllung der Ubergabepflicht aus § 433, die am Crfalbungson, 5 
erfolgen hat; der Käufer kann daher auch um deswillen nicht die Zahlung des Kaufpreiſes über- 
m Zug tun zu müſſen, verbleibt. 
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Iſt in Ausſicht genommen, daß die gekaufte Ware ins Ausland geſendet werde, dies aber wegen 
mangelnder Ausfuhrerlaubnis nicht möglich, iſt der Kaufvertrag deshalb nicht unwirkſam, 
NG ZW 1917, 215, 283, der Käufer kann dann Lieferung im Inland verlangen, wenn nicht be- 
rechtigte Intereſſen des Verkäufers entgegenſtehen, RG I 627/23 8. 11. 24. Anders liegt es nur, 
wenn die Verſendungspflicht zum weſentlichen Beſtandteil des Geſchäfts gemacht 
worden iſt (NG 88, 37). Dann iſt die Verſendung nicht ein Geſchäft des Käufers, ſondern des Ver⸗ 
käufers. Klauſel „fob“ RG 106, 212. Ungewöhnliche Transportſchwierigkeiten ſtehen der Unmög⸗ 
lichkeit der Verſendung gleich, ungewöhnliche Anſtrengungen braucht der Verkäufer nicht zu machen 
(OLG 36, 40). Eine Verpflichtung des Verkäufers, die Verſendung zu verſichern, beſteht an 
ſich nicht, ſie kann ſich aber aus Vereinbarung oder Handelsbrauch ergeben. 

b) Durch das Mittel der Verſendung. Verſendung ſetzt nicht begrifflich eine Verſchieden⸗ 
heit von Ortſchaften im geographiſchen Sinne voraus. Auch innerhalb einer Ortſchaft kann 
von dem Erfüllungsort (Wohnung, geſchäftlicher Betriebsſtelle des Verkäufers) aus nach einem 
andern Beſtimmungsort (der Wohnung des Käufers oder eines Dritten, dem Bahnhof) eine 
„Verſendung“ ſtattfinden. Das iſt namentlich bei ausgedehnten großen Städten der Fall (OLG 
2, 218; DIZ 1902, 156; Kiſch KrVSchr 44, 555. Verſenden iſt aber vom Überbringen zu 
unterſcheiden. Beſtritten iſt, ob das Verſenden vorausſetzt, daß es durchweg durch eine vom 
Verkäufer verſchiedene und von ihm unabhängige Perſon ausgeführt wird, oder ob 
es nicht zum Teil auch durch Angeſtellte des Verkäufers ausgeführt werden kann. Für erſte Auf⸗ 
faſſung wird (mit der früheren Auflage) geltend gemacht: Dafür ſpreche ſchon die Hervorhebung der 
beſonderen Beförderungsperſonen in 9 447. Darin liegt gerade der Grund für den Gefahrübergang 
vom Verkäufer auf den Käufer. Der Verkäufer entläßt mit der Auslieferung der Kaufſache an den 
zur Ausführung der Verſendung beſtimmten Dritten dieſe aus ſeiner Gewere, aus ſeiner Obhut; 
der die Verſendung Ausführende hat nunmehr die Verfügungsgewalt über ſie, und da er dies 
im Intereſſe des Käufers tut, trägt nun auch nicht mehr der Verkäufer, ſondern der Käufer die 
Gefahr. Daher findet die Vorſchrift des § 447 nicht auf Platzgeſchäfte Anwendung, wo der 
Verkäufer die verkaufte Sache ſelbſt oder durch ſeine Leute (ſein Fuhrwerk, ſeine Ausläufer) 
ins Haus bringt oder bringen läßt. Dieſe erhalten in der Regel nicht einmal ſelbſtändigen Ge⸗ 
wahrſam an den Sachen, ſondern find bloße Beſitzdiener (8855), die Sachen ſind dem Herrſchafts⸗ 
bereich und der Verfügungsgewalt des Verkäufers damit noch nicht entzogen, und es liegt daher 
kein Grund vor, ihm die Tragung der Gefahr vorzeitig abzunehmen. Der Verkäufer haftet für 
dieſe Perſonen nach 5278. Letztere Anſicht wird dagegen von Rch in JW 1919, 9921 und NG 96, 258 
vertreten und dieſe Gründe erſcheinen durchſchlagend. Beiſtimmend auch Schubert, Deutſches 
Kaufrecht S. 46; Jäger 23 1907, 418. Dann findet jedoch $ 278 keine Anwendung. 
Der Spediteur ift nicht der Erfüllungsgehilfe des Verkäufers (RG 99, 56), vielmehr 
muß er nur bei der Auswahl der Beförderungsperſon die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
nach § 242 beobachten und haftet dafür nach $ 276. Er haftet alſo nicht ohne weiteres für Miß⸗ 
griffe und Verſehen der mit der Verſendung beauftragten Perſon, wie z. B. die Aushändigung 
an einen Unberechtigten (RG 62, 333; R& 4. 5. 20 11 511/19). Eingehend hierzu Großmann 
Doerth and. S. 123. Demgemäß hat der Verkäufer zu beweiſen, daß er eine geeignete 
Perſon mit der Beförderung betraut hat, und falls er die Verladung übernommen hat, daß 
er ſie auch ſorgfältig ausgeführt hat (ZW 01, 72512). Der Vertrag mit der Beförderungs⸗ 
perſon iſt, da der Verkäufer der Verſender iſt, wenn ſchon dabei die Geſchäfte des Käufers 
führend und in deſſen Intereſſe handelnd, auch vom Verkäufer in ſeinem Namen abzu⸗ 
ſchließen. Doch ändert es nichts an der von § 447 getroffenen Regelung über den Zeitpunkt 
des Gefahrübergangs, wenn der Verkäufer den Vertrag im Namen des Käufers abſchließt. Es 
kann ſogar der Käufer in eigenem Namen den Beförderungsvertrag abſchließen, ſofern er damit 
nur die vom Verkäufer nach § 447 übernommene Verſendung ausführen, nicht ſelbſt dieſe für 
fi) bewirken will (RG 6, 60; 62, 334). Vgl. § 251 A 4. Der vom Verkäufer beauftragte 
Spediteur oder Frachtführer iſt an ſich nicht der Vertreter des Käufers (RG 84, 320; 
102, 39). Wenn aber der Spediteur das für den Schaden urſächliche Verſehen in Ausführung 
einer Weiſung des Verkäufers begangen hat, die dieſer in eigenem Intereſſe, nicht im Intereſſe 
des Käufers erteilte, fo iſt die Anwendung von 8 278 gerechtfertigt (RG 115, 164). 

3. Der Zeitpunkt des Gefahrübergangs iſt die Auslieferung an die Beförderungsperſon. 

a) Die Auslieferung iſt ein tatſächlicher Vorgang, der im Sinne des kaufmänniſchen 
Verkehrs die geſamten Vorgänge umfaßt, die notwendig ſind, um die Ablieferung zu bewirken 
(RG 92, 273). Auch wenn die Abholung der Ware durch Leute des Käufers erfolgt, liegt dem Ver⸗ 
käufer noch die Anweiſung bei der Entnahme vom Lager ob (Recht 1918 Nr 1139). Sie 
begründet an und für ſich dingliche Rechtsveränderungen noch nicht, ſie enthält nicht ſchon die 
Übergabe nach $ 433, die erſt mit der Ablieferung an den Käufer erfolgt, und ebenſo geht das 
Eigentum erſt dann über, wenn der Käufer die Ware tatſächlich erhält und annimmt (R 99, 57). 
Nur wenn der Spediteur vom Käufer oder in deſſen Auftrag vom Verkäufer zum Vertreter 
des Käufers behufs Empfang und Weiterſendung der Ware beſtellt worden iſt, kann Eigen⸗ 
tumsübergang nach $ 929 angenommen werden (RG 84, 320; 102, 41; 103, 31). Die Übergabe 
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des Frachtbriefdu likats vom Verkäufer an den Käufer hat nach der neueren Verkehrs- 
entwicklung Ani 4 der Regel die Bedeutung, daß damit das Eigentum auf den Käufer 


an die Beförderungsperſon genügt (Warn 1911 Nr 230). Ob die Auslieferung ſtattgefunden 
hat, richtet ſich danach, wer die Beförderungsperſon iſt, und nach den konkreten Umſtänden. Bei 


eht, wenn er dieſe Beförderung 
ſonſtige ſelbſtändige Dritte vor⸗ 
dagegen der Verkauf „ab 
its im Zeitpunkt der Fortſchaffung aus dem 

Lager, ſofern ſie von einer ſelbſtändigen Beförderungsperſ - 


ägt der Verkäufer die Gefahr 
fob“ RG 106, 212. Über „Fob“ 


b) Die Beſtimmungen des § 447 gelten ſawohl für den Spe zieskau 


ſierung eintreten laſſen, 
24. Hierzu genügt 


miſt, daß der Verkäufer von 
teil einer gro. 
eine Gemein chaft mit den übrigen 
9 äufer feiner erbindlichkeit nicht erit 
urch Verſchaffung des Eigentums an der im Vertrag beſtimmten Menge, ſondern ſchon durch 
Verſchaffun des Miteigentums zu entſprechendem ruchteil an der größeren Menge. Dieſe 
größere Menge ift aber dann auch die beſtimmte Sache, auf die ſich das Schuldverhältnis 
nach 7055 beſchränkt (NG 88, 391). Das gleiche gilt bei Zuvielſend 

Teil wenn dies nicht der Fall 


ung. Iſt der unbeſtellte 
eſonders ausgeſchieden, ſo bleibt der beſtellte konkretiſiert. Rur 

iſt, En es daran, und es kann dann ein Gefahrübergang mangels Beſtimmtheit der Sache nicht 
ſtattfinden. 


Dispoſitionspapiers 

aber trägt der Käufer nur, wenn dieſes ſelbſt Gegenſtand des Kaufes iſt. D 

es in beiden Fällen bei der Regel des § 446. Es ift zwar regelmäßig zwiſchen Verladung und 

Ausſtellung des Konnoſſements oder Ladeſcheins zu unterſcheiden, die Verladung hat 

aber zugleich die Bedeutung der Übernahme der Ware zur Beförderung (NG 104, 4). 
BOB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Lobe. 5 
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d) Die Übernahme der Verſendungskoſten durch den Verkäufer — abweichend 
von § 448 — hat auf den Übergang der Transportgefahr nach 8 447 ebenſowenig Einfluß wie 
auf den Erfüllungsort (RG in Gruch 48, 1014). Vgl. insbeſ. das „Cil⸗Geſchäft“ bei § 433 
A 10hce. Über „Cik⸗Klauſel“ Großmann⸗Doerth aad. S. 202ff., 214, 249, Kein Fall 
des § 447 iſt die Vereinbarung einer Fob⸗Klauſel, insbeſondere auch für den Übergang der 
Gefahr des Transportes (RG 106, 212). Auch die Klauſel „ausgeliefertes Gewicht“ 
enthält keineswegs die Abwälzung der Gefahr auf den Verkäufer (Warn 1918 Nr 27). Die 
Klauſel „frei Waggon“ hat auf die Überſendungspflicht und wer die Eiſenbahnwagen be⸗ 
ſchaffen ſoll, keinen Bezug. Sie regelt nur die Verteilung der durch den Transport veranlaßten 
Koſten. Dagegen beſteht ein Handelsbrauch dahin, daß der Verkäufer auch hier die Ver⸗ 
ſendung der Ware zu bewirken habe (RG 103, 129). Der Verkäufer wird aber dabei regelmäßig 
nur als Beauftragter des Käufers tätig (RG 11. 4. 22 11 461/21). 


4. Die Gefahr, deren Übergang in $ 447 geregelt wird, beſchränkt ſich ausſchließlich auf die 
Beförderungsgefahr, d. h. die Schäden, für die die Tatſache der Verſendung urſächlich 
wird, wenn auch nur als Miturſache (NG Warn 1918 Nr 27; RG 11. 4. 05 III 475/04). Sie 
betrifft aber nicht nur eine körperliche Veränderung der Sache, wie NG 93, 333 an- 
nimmt, ſondern auch eine rechtliche, inſofern ſie nur eben in der Verſendung ihre Miturfache 
hat. RG 96, 58. Dies ift allerdings regelmäßig nicht der Fall bei einer im Inland erfolgten obrig- 
keitlichen Beſchlagnahme, die verhindert, daß der Verkäufer ſeiner Eigentumsübertragungs⸗ 
pflicht nicht mehr nachkommen kann (RG 106,17; JW 1918, 218°; 1922, 641). Hier greifen 
die Grundſätze von der Unmöglichkeit der Leiſtung Platz. Zu unterſcheiden von kriegswirt⸗ 
ſchaftlicher Beſchlagnahme iſt jedoch die Beſchlagnahme durch FJeindeshand (im Ruhrge⸗ 
biet), die durch die Übergabe zur Bahn und Zuführung in das Gebiet erſt ermöglicht wurde 
(RG 114, 407). Dieſe iſt eine echte Beförderungsgefahr. Es fallen daher darunter Be⸗ 
Schädigungen durch Einwirkungen und Einflüſſe der Reife und der ihr dabei gewordenen Behand- 
lung, ferner auch der Verluſt und das Fehlgehen der Sache, ihr Verfehlen des Empfangs. 
berechtigten und des Beſtimmungsorts. Hierzu gehören auch Mißgriffe und Verſehen der Be- 
förderungsperſonen, die die Aushändigung der Sache an einen Unberechtigten vornehmen (Ros 
62, 332), ihre Verpfändung durch ſolche uſw. Der Gefahrübergang umfaßt alſo nicht bloß die 
in 8 446 Abf 1 ausdrücklich erwähnten Veränderungen im Beſtand der Sache. Es iſt kein ver⸗ 
nünftiger Grund denkbar, warum der Käufer nicht auch dann die Gefahr der Verſendung tragen 
ſoll, wenn der ordnungsmäßig ausgeſuchte Spediteur aus eigner Entſchließung die Ware mit 
einer Verſicherung belaftet, von deren Bezahlung die Auslieferung der Ware an den Käufer 
abhängig iſt RG 99, 56). Wenn jedoch die Sache während der Beförderung aus andern Gründen, 
etwa wegen der ihr ſchon vorher anhaftenden Mängel, ſich verſchlechtert oder zugrunde geht, 
fo haftet hierfür der Verkäufer nach den Grundſätzen über Gewährmangel weiter, der Schaden 
trifft nicht den Käufer (NG 62, 334). Verzögerung kann auf Umſtänden der Veförderungsweiſe 
beruhen, es kommt hier auf den einzelnen Fall an, RG 87, 134 verneint dies. Bei Unter- 
brechung der Verſendung bewendet es bei dem einmal erfolgten Gefahrübergang. Beruht 
die Unterbrechung aber auf einem vom Verkäufer zu vertretenden Umſtand, ſo kann der Käufer 
dafür Schadenserſatz verlangen. Verlangt der Verkäufer die Rückſendung der an den Käufer 
abgelieferten, von dieſem aber bemängelten Sache zum Zwecke fachmänniſcher Unterſuchung und 
geht die einem Spediteur zur Rückſendung vom Käufer übergebene Ware bei dieſem ohne Ver⸗ 
ſchulden des Käufers verloren, ſo kommt es darauf an, ob die Beanſtandung der Ware durch den 
Käufer berechtigt war oder nicht. Letzterenfalls haftet der Käufer nach $ 324 Abſ 2 auf Zahlung 
des Kaufpreiſes. In dem Verlangen des Verkäufers auf Rückſendung liegt nicht ein von dem 
Kaufgeſchäft unabhängiger ſelbſtändiger Auftrag, für deſſen Koſten und Verluſt der Verkäufer 
hat einſtehen wollen, RG 106, 294. 


5, Ein Zuwiderhandeln gegen die Anweiſungen des Käufers ändert grundſätzlich nichts 
am Übergang der Gefahr nach Abſ 1. Es begründet nur eine Haftung des Verkäufers für den 
gerade aus der Abweichung entſtandenen Schaden. Dem Käufer liegt ſomit der Beweis 
ob, daß die Abweichung für den Schaden urſächlich geworden iſt. Daß die Abweichung die aus⸗ 
ſchließliche Urſache war, iſt nicht erforderlich, es genügt der Nachweis, daß der Schaden nicht ein ⸗ 
getreten wäre, wenn der Verkäufer die getroffenen Anordnungen des Käufers nicht verletzt hätte 
(Ros 11 4. 05 JJ 475/04). Der Nachweis einer dringenden Veranlaſſung für die Abweichung 
(Tatſrage) diant aber dem Verkäufer als Beſreiungsgrund, und im allgemeinen iſt anzunehmen, 
daß der Verkauſer von der ihm angewieſenen Verſendungsart dann abzugehen befugt iſt, wenn 
ihm wegen der damit verbundenen Schwierigkeiten die Beſolgung nach Treu und Glauben nicht 
mehr zugemutet werden kann (MG 1917, 2480 Grundſätzlich ſteht die Beſtimmung darüber, 
wie und wohin die verkaufte Ware zu verſenden iſt, dem Käufer zu. Der Verkäufer muß ſich 
regelmäßig auch einer nachträglichen Anderung der ihm gegebenen Verſendungsanweiſung fügen, 
indes ex braucht 3 dann nicht, wenn er an der Einhaltung der früheren Anweiſung ein beſonderes 
Intereſſe haf (dc JW 1917, 2832; Nd 15. 12, 21 VI 492/21). — Wenn eine große Export be⸗ 
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treibende Handelsmühle nuit der Vob⸗Klauſel verkauft hat, kann nicht von ihr verlangt werden, daß 
Ne nach einem andern als dem urſprünglich beſtimmten Ort des Inlands liefere. 
6. Für den Übergang von Nutzungen und Laſten bewendet' es bei der Vorſchrift des § 446, 


uur Rog; 1145 A a 1 1 1511931 — 
1377 Tut! ) 1 8 8 Did I N 0 ubs sul 
Die Koſten der Übergabe der verkauften Sache, insbeſondere die Koſten 
des Meſſens und Wägens, fallen dem Verkäufer, die Koſten der Abnahme 
und der Verſendung der Sache nach einem anderen Orte als dem Erfüllungs- 
orte fallen dem Käufer zur Laſt. u nini gen: 12 un 1402 
Bf ein Necht verkauft, jo alten die Koſten der Begründung oder Uber⸗ 
tragung des Nechtes dem? erkäufer zur Safe urusait 22d auudnüzg a LU, 
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beim Verſendungskauf die Koſten, die durch dier Mhergase n die (Transportperfon 
erwachſen. Die Koſten des Transports ſelbſt ſind feine Übergabe ko en mehr, ſie ttägt 
der Käufer. — Pie Soften des Meſſens und Wagens ſernd tür dann Abergahe deten weit 
es zur Ausſcheldung der Ware ans eiter größeren Pieuge vorg nommen wird oder zur Preis⸗ 
berechnung nötig wird. Wenn das Meſſen und Wägen zur achptufunng vom Kefer bor⸗ 


g der Petacen MS Hape 5 
nahme fon den Rertäufer dagegen ſichern, daß die Ware vor Zahlung des Preiſes aus ſeitter 


e) Die Koſten der Vorſendung nach einem andern Det als dem walt Hierher 


- 00 
a) „ab Lager“, fret ab Fabrik“ und ahnliche“ Der Ka er hat ſämtliche Transport ⸗ 
5 ei 9 8 die des Heft egen we Age l e 
12 10 ble Bahn“, „reel er. Der Verkau er, trägt die Koſten bis zur Bahn, von da ab 
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(ale Waggon ( ko) und Feen Kahn (.- Jop] ſind der Sefaufel kobo nachgebildet. 
Vgl. zu 5, 433 A 10 dd und zu 8 447. eee een uön ng Tun dmuſa 18 mn 
G „ftanfo® vgl. zu 5489 N. „ en 
6) „Fruchtbafis“, „Frachtparität“ eines beſtimmten tes zur Berechnung der Koſten. 
rei Haus“, Her it eie, ob auch die Koſten des Aue Cole Bertuterfälien 
(„frei bitter Käufets Speichet“) „Feb Hamburg“ At nicht Leine ee fie ver⸗ 
pflichtet den Verkäufer, die Ware in Hamburg an das Schiff zu bringen. «Dt Beförderung zum 
Schiff 10 = ein Teil der vertraglichen Leiſtung und während ihr triſſt die Gefahr den Verkäufer, 

RS 10 3, = Vans 

Der geſetzliche Erfüllungsort wird durch derartige Vereinbarungen über die Koſtenlaſt nicht 
geändert, ebenſowenig der Zeitnimkt des Wefahrübergaugs. Ommerhin. Earn wach; Partei ille 

A ed geen ge dieſe Yu ug Damit, ‚perbanben Eye, e Klausel ei ab“ 

34,69), Die Koflen des Gas und Alter 536 „Jelln i de der f v 
und Waſſer zut Last. Durch beſondere bree kann wararfch alt weſchende vereinbart werden 
und geſchieht gerade hier vielfach ortsüblich durch Unfenleguung eines vom aufer zu zahlenden 
„Mietzinſes“ für dieſe Meſſer. ün mosunzd chu 220 Burlo 228 
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2. Beim Verſendungskaufe treffen die Abnahme⸗ und Verſendungskoſten den Käufer des⸗ 
halb, weil dieſe Aufwendungen im beſonderen Intereſſe des Käufers liegen und auf feine beſon⸗ 
dere Veranlaſſung erforderlich werden ($ 447 A 2). — Auch der Frachturkundenſtempel gehört 
zu den Beförderungskoſten (RG 68, 43). Die Zuläſſigkeit der Nachnahme ſoll den Verkäufer 
dagegen ſchützen, daß die Ware vor der Zahlung des Preiſes aus feiner Verfügungsgewalt kommt, 
10 0 aber die geſetzlichen Regeln über die Tragung von Gefahr und Koſten unberührt (RG 16. 10. 21 

1154/21). 

3. Iſt zur Begründung und Übertragung eines Rechtes gerichtliche oder notarielle 
Beurkun dung notwendig, ſo treffen dieſe den Verläufer, ebenſo die Stempelgebühren. Will 
der Verkä ufer ſich dabei durch einen Bevollmächtigten vertreten laſſen, fo hat dieſe Koſten der 
Vollmacht serteilung der Verkäufer im Zweifel auch dann zu tragen, wenn abweichend von $ 448 
der Käufer die Koſten der Begründung oder Übertragung übernommen hat, da die Bevoll⸗ 
mäch tigung nicht zum eigentlichen Akt der Begründung des Rechtes ſelbſt gehört. 

Ad 2 gilt nicht für den Verkauf eines Rechtes an einem Grundſtück; vgl. $ 449. 


8 449 


Der Käufer eines Grundſtücks hat die Koſten der Auflaſſung und der Ein- 
tragung, der Käufer eines Nechtes an einem Grundſtücke hat die Koſten der 
zur Begründung oder Übertragung des Nechtes nötigen Eintragung in das 
Grundbuch, mit Einſchluß der Koſten der zu der Eintragung erforderlichen 
Erklärungen, zu tragen. Dem Käufer fallen in beiden Fällen auch die Koſten 
der Beurkundung des Kaufes zur Laſt. 

E 1 466 II 390; M 1 328; P 2 68. 

Koſten beim Kaufe eines Grundſtücks. Geregelt wird hier die Koſtenpflicht allein im Ver⸗ 
hältniſſe der Parteien untereinander, dagegen nicht auch Dritten, wie dem Notar, dem Fiskus 
gegenüber (RG 96,48). — Unter den „Kosten“ find nur die durch den Veräußerungsakt ſelbſt veran- 
laßten Gebühren und Auslagen zu verftehen (RG JW 1911, 36313), etwa notwendige vorgängige 
Bereinigungen des Grundbuchs, nach GVO 89 40,41 erforderliche vorgängige Eintragungenſdes 
Verkäufers ſelbſt gehören nicht darunter (9435). Zu den Koſten der Beurkundung gehören hier 
auch die nicht nach 5313 notwendigen. Die an die Gemeinde zu entrichtende Umſatzſteuer fällt daher 
(RG aaO.) an ſich nicht unter diejenigen Koſten, die der Paragraph im Auge hat (streitig); denn ſie 
wird nicht durch ein der Übertragung des Eigentums dienendes Rechtsgeſchäft begründet. Ihr 
rechtlicher Grund iſt vielmehr die Tatſache der Eigentumsveränderung (RG 75, 208). Falls über 
Haftung für die Umſatzſteuer Streit beſteht, werden in erſter Linie die einſchlägigen Vertrags- 
beſtimmungen auszulegen ſein, und zwar unter Berückſichtigung einer hier etwa ſchon entſtande⸗ 
nen Verkehrsſitte. Eine Vertragsbeſtimmung, wonach der Käufer „den Stempel und die ſämt⸗ 
lichen übrigen Koſten zu tragen hat“, läßt die Auslegung zu, daß dem Käufer auch die Umſatzſteuer 
zur Laſt fällt, ſelbſt wenn beide Teile von ihrem Beſtehen beim Vertragsabſchluſſe keine Kenntnis 
gehabt haben (RG 12. 12. 10 V 232/10). Hat der Käufer die Umſatzſteuer übernommen und hat 
er die Entgegennahme der Auflaſſung verzögert, dann muß er, wenn inzwiſchen die Steuer erhöht 
worden, auch die Erhöhung tragen (RG 2. 3. 10 V 204/09), und zwar infolge des zu vertretenden 
Verzugs. Falls beide Teile der Gemeinde gegenüber verpflichtet ſind, müſſen die Grund⸗ 
ſätze der 88 420 ff., insbeſondere $ 426 herangezogen werden. Übernimmt der Erwerber vertrags⸗ 
mäßig die Entrichtung der Umſatzſteuer, dann hat der Verkäufer das Intereſſe des Erwerbers 
dahin wahrzunehmen, daß nicht eine zu hohe Steuer berechnet wird (RG 2. 12. 14 V 308/14). — 
Die den Verkäufer nur perſönlich belaſtende Wertzuwachsſteuer (vgl. $ 436) ſoll im weſentlichen 
den unverdienten Gewinn und daher aus volkswirtſchaftlichen Gründen den Verkäufer treffen; 
um die Haftung auf den Käufer abzuwälzen, bedarf es ſomit auch einer zweifelsfreien Vertrags⸗ 
beſtimmung (NG JW 1911, 7491; Warn 1912 Nr 297), und es iſt ein zweifelsfreier Beweis er- 
forderlich (NG 72, 395; Gruch 1912, 108; RG V 13/11 26. 6. 11). Die Veräußerung ſpielt betreffs 
der Wertzuwachsſteuer nur inſofern eine Rolle, als bei ihr zutage tritt, daß der Veräußerer den 
Gewinn gemacht hat. Über die Begriffe „Umſatzſteuer“ und „Wertzuwachsſteuer“ ogl. noch 9 436 
A 1 und RG JW 1910, 2283. — Die Koften des Zuſchlags bei der Zwangs verſteigerung hat 
der Erſteher zu tragen (ZB $ 58). 


§ 450 
Iſt vor der Übergabe der verkauften Sache die Gefahr auf den Käufer 
übergegangen und macht der Verkäufer vor der Übergabe Verwendungen 
auf die Sache, die nach dem Übergange der Gefahr notwendig geworden find, 


ſo kann er von dem Käufer Erſatz verlangen, wie wenn der Käufer ihn mit 
der Verwaltung der Sache beauftragt hätte. 


Kauf Tauſch 88 448452 69 


Die Verpflichtung des Käufers zum Erſatze ſonſtiger Verwendungen be⸗ 


ſtimmt ſich nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag. 
E 1 404 II 389: M 2 325; B 2 64; 6 170, 


1. Die Vorſchrift will nicht eine Verpflichtung des Verkäufers zu Verwendungen auf die 
Sache au seln 55 Verkäufer zu jolhen Verwendungen noch nach Abſchluß des 
Kaufvertrags verpflichtet tft, ift ausdrücklich im BGB nicht beftimmt, es ergibt ſich aber eine ſolche 
aus der Verpflichtung zur Übergabe der gekauften Sache nach $ 433 (vgl. A 8 dch, die auch nicht 
notwendig mit dem Übergang der Gefahr auf den Käufer vollſtändig erliſcht, z. B. bei Unter⸗ 
brechung der Verſendung im Falle des $ 447 wieder wirkſam werden kann. 

2. Die Vorſchrift behandelt vielmehr nur die Fälle, in denen tatſächlich nach Abſchluß des 
Kaufvertrags und vor der übergabe der Sache vom Verkäufer Verwendungen gemacht worden 
ſind, und unterſcheidet hierbei, daß das geſchehen iſt. v 

(Abſ 2) a) auch vor dem Übergang der Gefahr (der ja mit der Übergabe nicht zu⸗ 
ſammenzutreffen braucht). Für dieſen Fall hat der Verkäu 
Geſchäftsführung ohne Auftrag nach § 677 entſprechen, na 
daß er geradezu ein Geſchäftsführer wird) Erſatz der Auf 


f 
we urch den Kaufpreis mit abgegolten angeſehen und daher 
nicht beſonders vergütet, wie in der Regel die Verpackung. Wenn jedoch die Verpackung beſon⸗ 
dere Aufmerkſamkeit und Aufwendungen erfordert (bei Glaswaren), kann auch eine beſondere 
Vergütung beanſprucht werden (RO cc 3, 115). Mit forſſchreitender Verteuerung der Ver⸗ 
utung, daß ſie durch den Kaufpreis mit gedeckt 


g (im Gegenſatz zu $ 670), ſodann daß dieſe 
Notwendigkeit für die Aufwendungen nach dem Gefahrübergang eingetreten ift. Auch hier 
fer wird behandelt, „wie 


Auch bei dem Verkaufe von Rechten, die zum Beſitze berechtigen ($ 433), iſt für den Gefahr. 
übergang die Übergabe der Sache und im Falle einzutragender Rechte die Übergabe oder die 
zuvor erfolgte Eintragung ($ 446 Abſ 2) entſcheidend 


Der Käufer iſt verpfli 
zinſen, von welchem an die Nutzungen des gekauften 
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debe Vgl. S 446. ee eee len a pa ben Wie dab a 
€ zund zugleich, 1155 R 15 ug 4; eng iſt für den Beginn der Verzin⸗ 

f 5155 een de be n e Na 0 151 Käufer, nicht die Übergehe. 
Die Nutzungen können namentlich auch vor Eintrag des Käufers in das Grundbuch von dieſem ge⸗ 
zogen werden. Es genügt, daß die Nußungen dem Käufer ferner rechtlich gebühren. RG 80, 371. 
Daß er tatſächlich ſolche gezogen hat oder ziehen konnte, iſt nicht Vorausſetzung. Bei Kaufleuten 
untereinander abweichend HG 5 353. Nach § 240 betragen die Zinſen 4 v. H., für beiderſeitige 
Handelsgeſchäfte 5 v. H. nach HGB 5.359. Die Zinſan ſind nicht Berzugszinſen oder Vertrags⸗ 
zinſen, ſondern geſetzliche Zinſen (MS: 80,378). Anwendung des § 452 ſetzt voraus, daß 
keine Ver 5 e . getroffene n rm iſt für $ En 1 Raum. NG 
10, 11, / 241/15. Wenn Vefzinſung des geſtundeten Reſtes ausgemacht, findet § 452 keine 
In 91 0 1015 Nr 18). Hanf kann der Verkäufer die, Verzinsung auch inſoweit ver⸗ 
Rutzungen der Sache nach dem Tage des Beginns der Verzinſung noch bezogen 
Gileigucheſ iſt etwas anderes (RG 


75 


iche. Te 8 
toeber ebe aachen Zug um Zug erfüllt werben ſolten oder die Zahlung vor der Leiſtung des 
in ſoll (RG 50,1 


7 1 
17) 


affırmı 
uk die Stundung dem Käufer et 9 t All 
ER die Has Inelcr nadın) kein Recht und keine Verpflichtung erwachſen kann. 
£, 


07 „ uskebtd]O bun Inn Acht and 8 453 

Iſt als Kaufpreis der Marktpreis beftimmt, jo gilt im Zweifel der für den 
Erfüllungsort zur Erfüllungszeit maßgebende Marktpreis als vereinbart. 

% ee e e ee e een, eee 

1, Über den Hegriff „Marktpreis“ ogl, Au 99 433 u. 385 und RG 34, 119. Er iſt der Durch⸗ 
ſchnittspreis, wie er ſich auf Grund der Marktlage für die in größerem Umfang abgeſetzten Waren 
bildete, unabhängig von börſenmäßiger oder amtlicher Feſtſetzung, die jedoch ein wichtiges Beweis⸗ 
moment abgeben. Der Marktpreis iſt nicht uytwendig dasſelbe wie der „angemeſſene Preis“. 
Die Beſtimmung des Marktpreiſes kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend getroffen werden (Prot 1, 
466), was insbeſondere bei marktgängiger Wgre zutrifft, dagegen auf den Kleinhandel überhaupt 
nicht paßt (Prot 2,57). Hier wird der übliche Ladenpreis als vereinbart gelten. Unter Um⸗ 
ſtänden Freift vie Heſtimmung des 5 306 Platz (Prot and.). 

2. Bloße Verntutung für eine Vereinbarung, die durch den Nachweis einer andern Partei⸗ 
abſicht entkräftet werden kann. Die Beweislaſt in dieſer Hinſicht liegt dem Behauptenden ob. 
Laßt ſich ein Marktpreis am Erfüllungsorte nicht ermitteln (RG 34, 119), ſo iſt als Parteiwille 
weiter anzunehman, daß gelten ſoll der „zur Zeit der Erfüllung für den Erfüllungsort maß⸗ 
gebende Marktpreis“ (Prot 2, 58), mithin der Preis desjenigen Ortes, der auch den Markt des 
Erfüllungsorts beherrſcht. Läßt ſich der Marktpreis des bezeichneten Ortes nicht mehr beſtimmen, 
weil die Notierungen dort aufgehört haben, jo iſt gemäß $ 242 zu erwägen, ob nicht andere Preis- 
feſtſetzungen an eben jenem Orte als Erſatz für die Preisnotierungen zu gelten haben (RG JW 
07,55). —, Als Erfüllungsort (5 269) kommt hier der für den Verkäufer maßgebliche in Be⸗ 
tracht (Prot 2, e am Erfüllungsort kein Marktpreis, kann der des nächſten größeren 
Ortes maßgebend ſein. Die Erfüllungszeit beſtimmt fich nach § 271. Bei Sukzeſſivlieferungs⸗ 
verträgen wirkt nicht ohne weiteres die ſpätere Preiserhöhung für die ſpäteren Lieferungen 
(23 2, 455; 3, 682). 
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3. Die Beweislaſt regelt ſich wie folgt: Fordert der Verkäufer den Marktpreis, ſo muß er 
beweiſen, daß dieser ee oder ſtillſchweigend) verabredet worden ijt, während der Käufer 
gegebenenfalls zu beweiſen hätte, daß der Preis in anderer Art beſtimmt worden ſei. Fordert 
der Kläger den üblichen Ladenpreis oder einen allgemein ange meſſenen Preis, und 
macht der Käufer demgegenüber geltend, daß der Preis in dieſer oder jener Art beſtimmt worden 
ſei, ſo muß der Kläger den Beweis dafür erbringen, daß der Preis abredegemäß auf die von ihm 
geltend gemachte Art habe berechnet werden ſollen (MG SeuffA 58, 266; Recht 07, 376) 
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Hat der Verkäufer den Vertrag erfüllt und den Kaufpreis geſtundet, ſo 
ſteht ihm das im § 325 Abſ 2 und im § 326 beſtimmte Rücktrittsrecht nicht zu. 

E II 393; P 2 69. 

1. Beſchränkung des Rücktrittsrechts beim Kaufe gegenüber den 99 325, 326. Vorausſetzung 
hierfür iſt erſtens, daß der Verkäufer bereits erfüllt hat, und zweitens, daß ein Kreditkauf 
vorliegt. In § 454 handelt es ſich um eine Aus nahmevorſchrift, die ſtreng auszulegen iſt (Warn 
1915 Nr 259). Schon nach dem Wortlaut iſt ſie nicht anzuwenden bei unentgeltlichen Geſchäften, bei 
der Ausſtattung, bei Veräußerungen kraft Geſetzes. Der Ausſchluß des Rücktrittsrechts wird ledig⸗ 
lich an die Tatſache der Erfüllung durch den Verkäufer geknüpft. Auch die Nichterfüllung, die auf 
Verſchulden des Verkäufers beruht, kann unter dem Geſichtspunkt von Treu und Glauben niemals 
der Erfüllung i. S von $ 454 gleichgeftellt werden. RG 118, 104. Auf den Vorbehaltsverkauf 
nach $ 455 iſt die Vorſchrift um deswillen nicht anwendbar, weil ſolange die Bedingung nicht ein⸗ 
getreten ift, der Verkäufer noch nicht voll erfüllt hat, RG SW 1927, 667; HRR 1928 Nr 1967. 
NG II 148/26 7. 12. 26. Was zur Erfüllung gehört, beſagt $ 433. Ein fortwirkendes Wett⸗ 
bewerbsverbot gegen den Verkäufer hindert die Anwendung von $ 454, da der Verkäufer den 
Vertrag nicht erfüllt hat, N 133, 113. Da der $ 454 im übrigen vorausſetzt, daß der Verkäufer 
verfüllt“ hat, fo iſt ſeine Beſtimmung im Falle nur teilweiſer Erfüllung regelmäßig nicht an- 
wendbar (RG 10. 12. 07 II 310/07; RG 50, 139; Gruch 60, 310). Auch ein Rücktritt wegen Nicht⸗ 
bezahlung des Teils iſt ausgeſchloſſen, wenn die Stundung nur für dieſen Teil gewährt iſt, 
RG V 430/24 15. 6. 25. Eine nur teilweiſe Erfüllung liegt in dieſem Sinne jedoch nicht mehr 
vor, falls in der Hauptſache ſchon erfüllt iſt und nur noch verhältnismäßig unerhebliche Er⸗ 
füllungsteile ausſtehen (RG 50, 140), wie etwa die Lieferung von Zubehörſtücken. Sonſt 
handelt es ſich um Teilerfüllung (als ſolche) ebenſowohl, wenn es nach dem Umfange wie dann, 
wenn es nach der Beſchaffenheit der Leiſtung an der Vollerfüllung mangelt (z. B. es iſt das 
verkaufte Grundſtück zwar übergeben, aber noch nicht aufgelaſſen, RG 50, 139; RG 15. 1. 21 
V 205/20). Dagegen gehört die erfolgte Eintragung des aufgelaſſenen Grundſtücks nicht zu 
der vom Verkäufer zu gewährenden Erfüllung i. S. von § 433. RG 118, 100. Wenn aber die 
Auflaſſung nicht zur unmittelbaren Eintragung des Grundſtücks führen kann, ſo enthält auch die 
Auflaſſung noch keine vollſtändige Erfüllung, ebenſo wenn gleichzeitig Verfügungsbeſchrän⸗ 
kungen für den Käufer eingetragen werden, RG V 299/25 24. 2. 26. In der erſteren Hinſicht 
iſt jedoch anzunehmen, daß, wenn Lieferung in Teilleiſtungen abgemacht und der für jede 
Teilleiſtung beſonders zu berechnende Betrag geſtundet worden iſt, die Beſtimmung des 
$ 454 in Anſehung der bereits erfüllten Teilerfüllung Platz greift, ungeachtet deſſen, daß 
der Vertrag im ganzen als ein einheitliches Geſchäft anzuſehen it (RG Warn 08 Nr 137; 
streitig). Hinſichtlich des noch nicht erfüllten Teiles kann das Rücktrittsrecht ausgeübt werden 
MS Gruch 52, 976; 60, 310). Die den Käufer begünſtigende Sonderbeſtimmung beruht eben 
auf dem Gedanken, daß der Käufer, der die Sache zur Verwendung oder zum Verbrauche erwirbt, 
durch die Rückgängigmachung des Kaufes unbillig belaſtet werden kann, und überdies iſt erwogen, 
daß es nahe liege, in der Stundung des Kaufpreiſes einen Verzicht des Verkäufers auf das 
Rücktrittsrecht zu erblicken, weil ſie den bei Zug- um⸗Zug⸗Leiſtungen ſonſt beſtehenden Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen Leiſtung der Ware und Zahlung des Preiſes auflöſe (Prot 2, 71). Die Beſchrän⸗ 
kung des Verkäufers tritt ferner inſoweit nicht ein, als ſich der Käufer außer zur Zahlung 
des Preiſes noch zu andern Nebenleiftungen (Bebauung des gekauften Grundſtücks, Erfüllung 
der Nebenverabredung, keine Konkurrenz dem gekauften Unternehmen zu machen, RG 133, 113) 
verpflichtet hat und in dieſer Hinſicht in Verzug geraten iſt. Solchenfalls hat Verkäufer Rechts⸗ 
behelfe aus 58 325, 326 (RG JW 1915, 11902). RG 113, 115. Nur das geſetzliche Rücltrittsrecht 
aus dem $ 325 Abſ 2 wegen fruchtloſen Ablaufs der dem Käufer gemäß $ 283 geſtellten Friſt 
ſowie dasjenige aus $ 326 wegen Verzuges büßt der Verkäufer ein, falls die beiden Voraus⸗ 
ſetzungen des Geſetzes gegeben ſind; mithin aber nicht auch das vertragsmäßige Rück⸗ 
trittsrecht im Sine des $ 346 oder des 9 360 und ebenſowenig das Recht auf Schadense rſatz 
wegen Nichterfüllung aus den §8 325, 326 (Warn 1915 Nr 259). 


2. In der Stundung liegt ein Verzicht auf das Rücktrittsrecht 46 83, 179), aber nur fo weit, 
als die Stundung reicht. Wegen des nicht geſtundeten Teils bleibt das Rücktrittsrecht beſtehen 
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(RG 15. 6. 25 V 430/24). Die Stundung kann durch Gewährung eines Zahlungsziels auch 
handelsüblich fein. Eine Stundung liegt nur vor, wenn der Kaufpreis vereinbarungsgemäß erſt 
nach vollendeter Erfüllung des Verkäufers fällig werden ſoll, nicht Zug um Zug zu zahlen iſt 
(RG 50, 140). RG 185/24 26. 11. 24. Die Vereinbarung, die Ware erſt nach Empfang zu bezahlen, 
ſchließt die Zug⸗um⸗Zug⸗Leiſtung nicht notwendig aus. RG VI 24/6/27 6. 1. 25. In dem bloßen 
Beitlaffen zur Beſchaffung des Geldes zur Beſeitigung behördlicher Schwierigkeiten liegt 
noch kein Hinausſchieben der Fälligkeit der dem Beklagten obliegenden Leiſtung (Prot 2, 71; 
RG 83, 179). So liegt Barkauf vor, wenn nicht bezahlt wird, lediglich weil der Käufer nicht genügen⸗ 
des Geld bei ſich hat und ſofortige Zahlung verſpricht. Dann können Rechte aus 9326 geltend ge⸗ 
macht werden (RG 97, 2). Wer auf Vorſtellung des Käufers auf beſondere Umſtände Rückſicht 
nimmt, ſtundet nicht, ſondern macht die Fälligkeit der Gegenleiſtung von gewiſſen Umſtänden ab- 
hängig (RG 8. 3. 26 V 307/25). 


Vorbemerkung zu § 455. 


Nach gem. R. beſtand der geſetzliche Eigentumsvorbehalt, daß das Eigentum nur dann übergeht, 
wenn der Kaufpreis bezahlt oder geſtundet iſt. Er gilt nicht mehr, aber kann vereinbart werden. 
Der Eigentumsvorbehalt kann auch bei anderen Verträgen vorkommen, wie bei Tauſch, Werk⸗ 
vertrag. Er findet ſich aber am häufigſten beim Kauf. Daher behandelt das BGB ihn hier als einen 
beſonderen Falleines bedingten Rechtsgeſchäfts im Sinne von gd 158ff. Die entſprechende 
Anwendung auf andere Rechtsgeſchäfte iſt zuläſſig. Sie beruht aber auf einer Ausnutzung der 
Vertragsfreiheit, die über den Rechtsſchutzgedanken des § 455 weit hinausgeht, Lehmann, Reform 
der Kreditſicherung an Fahrnis u. Forderungen, Arbeitsberichte der AkdR 1937,56. Der Vor⸗ 
behalt iſt eine Form des Kreditierens des Kaufpreiſes, die zwei einander widerſtreitende 
Zwecke verfolgt, was für die Beurteilung des Inhalts der Rechte und Pflichten aus einem ſolchen 
Kaufvertrag zu beachten iſt. Der Käufer hat aus dem Kaufvertrag Anſpruch auf Übergabe der 
Sache und Erlangung des Eigentums, aber erſt wenn er ſeine Gegenleiſtung, die Bezahlung des 
Kaufpreiſes, bewirkt hat. Um nun dem Käufer ſchon in dieſem früheren Stadium vor der Zahlung 
den wirtſchaftlichen Genuß an der gekauften Sache zu verſchaffen, ohne den Verkäufer zu ge⸗ 
fährden, wird ihm dieſe noch nicht zu Eigentum, ſondern vom Verkäufer nur in Beſitz übergeben, 
fo daß er mit ihr noch nicht „nach Belieben“ verfahren kann, $ 903, vielmehr nur unter Berück⸗ 
ſichtigung der Rechte des Eigentümers, aber doch das Recht der Nutzung und des Gebrauchs 
hat, R JW 1933, 2771. Und um dem Verkäufer die Sicherheit für ſeinen Anſpruch auf 
Zahlung des Kaufpreiſes zu erhalten, wird ihm der mittelbare Beſitz und das Eigentumsrecht 
an der verkauften Sache vorbehalten und dadurch gegen Sicherungsübereignung der Ware an 
Dritte geſchützt, R 147, 321, auch im Konkurs des Käufers ſein Eigentumsrecht gewahrt. Der 
Verkäufer erfüllt alfo vorläufig nur zum Teil feine Verpflichtung aus $ 433 Abſ 1, ebenſo wie der 
Käufer nur zum Teil feine Verpflichtung aus § 433 Abſ 2 erfüllt, nämlich nur die Abnahme, nicht 
die Bezahlung des Kaufpreiſes. Der Anſpruch des Käufers auf Erlangung des Eigentums bleibt 
als bedingter in der Schwebe, der des Verkäufers auf den Kaufpreis gleichfalls. Dieſe be⸗ 
dingten Anſprüche bezeichnet man als An wartſchaft desjenigen, der den Anſpruch auf feine 
Erfüllung bei Eintritt der Bedingung hat. Der Käufer hat hiernach eine Anwartſchaft auf 
Erwerb des Eigentums und Eigenbeſitzes, der Verkäufer eine Anwartſchaft auf Er⸗ 
langung des Kaufpreiſes. Wie die Anwartſchaft mit dem bedingten Anſpruch auf die Leiſtung 
demjenigen, der ſie bei Eintritt der Bedingung erhält, einen Zuwachs am bedingten Rechte 
gibt, ſo belaſtet ſie auf der anderen Seite denjenigen, der vor Eintritt der Bedingung durch die 
Leiſtung einen Rechtsverluſt erleidet. Und wenn mit Nichteintritt der Bedingung dem einen 
kein Zuwachs am Recht verſchafft wird, ſo wird demjenigen, der andernfalls die Leiſtung bringen 
müßte, kein Rechtsverluſt zugefügt. Jede Anwartſchaft hat alſo immer eine doppelte Wirkung: 
für den Berechtigten und für den Verpflichteten. Der abgeſchloſſene Vertrag ſchafft aber auch hier 
ſchon ein Gemeinſchaftsverhältnis der Vertragſchließenden. Dieſes unterfteht der all⸗ 
gemeinen Grundpflicht zur Wahrung von Treu und Glauben, ein jedes ſolches Gemein⸗ 
ſchaftsverhältnis, und zwar auch dann ſchon, wenn beſtimmte Pflichten nur bedingt ſind, Larenz, 
Vertrag und Unrecht Bd. J, 129. Die Pflicht erfordert, dieſe Anwartſchaft ſolange zu wahren, und 
aufrecht zu erhalten, bis ſie durch Eintritt oder Wegfall der Bedingung ihr natürliches Ende findet. 
Dieſe Verpflichtung iſt namentlich für die Begrenzung des Umfanges der wirtſchaftlichen Befugniſſe 
des Käufers oft ſchwierig zu finden und es beſteht hier beſonders die Neigung, deſſen Befugniſſe 
ſoweit als möglich auszudehnen und die Sicherung, die der Verkäufer durch das vorbehaltene 
Eigentum und den mittelbaren Beſitz hat, durch andere Sicherungsmittel zu erſetzen. Dies ge⸗ 
ſchieht durch Anerkennung eines „Konkurrentvorbehalts“ „weitergeleiteten Vorbehalts“, 
„verlängerten Vorbehalts“, durch eine Verarbeitungsklauſel, Vorausabtretungsklauſel und die 
Möglichkeit der Abtretung einer Anwartſchaft. Schwartz, ZAk DR 1938, 415. Alles dies führt 
zu verwickelten und unſicheren rechtlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſen, die nicht mehr den 
von $ 455 ins Auge gefaßten eutſprechen und über die gerechtfertigten wirtſchaftlichen Bedürfniſſe 
des Käufers unter Gefährdung des Sicherungsbedürfniſſes des Verkäufers oft hinausgehen. In 
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RG 147, 331 wird ſogar gejagt, ein Kaufmann, der ſich von einem anderen Waren zur Sicherheit 
ubereignen läßt, müſſe ohne weiteres damit rechnen, daß auf ihnen ein Eigentums vorbehalt ruhe; 
ohne dies erörtert zu haben, ſei er daher nicht gutgläubig nach § 932, RG 143, 18; 147, 320. Das 
zeigt die ganze Unſicherheit. Es iſt daher eine klare und feſte Regelung des in § 455 gewollten 
Gedankens geboten. Sie iſt durch die Denkſchrift von Lehmann für die Ak dg über die Reform 
der Kreditſicherung an Fahrnis und Forderungen (1937) beſprochen von Schwiter in ZAk Dol 1988, 
370 u. Schwartz, ZAk DR 1938, 415, bereits angeregt und von anderen unterſtützt worden, ſo 
von Larenz in der Beſprechung in JWö 1937, 2441; Schantz, Verlängerter Eigentumsvorbehalt 
— wie lange noch? (1937) und hierzu Bley, Der erſtreckte Eigentumsvorbehalt ZAk Da 1937, 41; 
Scheld, Der verlängerte Eigentumsvorbehalt JW; 1938, 5; Rühl, Eigentumsvorbehalt und Ab⸗ 
zahlungsgeſchaft (1930); Letzgus, Die Anwartſchaft des Käufers unter Eigentumsvorbehalt 
(1938); Thomas, RdW 1938, 223; Wieacker, Der Eigentumsvorbehalt als dingliche Vorzugs⸗ 
haftung, ZAk DR 1938 S. 590. Die Reichsgruppe Induſtrie hat in den Grundſätzen über die 
Anwendung des Eigentumsvorbehalts unter dem 18. März 1938, die vom Reichs⸗ und Preuß. 
Wirtſchaftsminiſter im Erlaß vom 11. März 1938 gebilligt worden ſind, beſonders ſcharf Stellung 
genommen und nach den Mitteilungen von Peter in Decht 1938 S. 199 folgende Erweiterungen 
des einfachen Eigentumsvorbehalts gefordert: Kontokorrentvorbehalt, Konzernvorbehalt, Ver⸗ 
arbeitungsklauſel, Vorausabtretungsklauſel, die Verpflichtung zu getrennter Aufbewahrung des 
Verkauferlöſes, die Verpflichtung zur Weitergabe des Eigentumsvorbehalts bei Weiterveräußerung; 
die Abtretung der Forderung auf die Verſicherungsſumme aus dem Verſicherungsvertrag, die 
Verbindung mehrerer der vorſtehenden Klauſeln. Die Grundſätze der Reichsgruppe Induſtrie ſind 
beſprochen von Schwiſter in SW 1938, 233, 1689, ferner Horſt Müller, ZUDR 1938, 502. 
Der Eigentumsvorbehalt iſt verwandt mit der Sich erungsübereignung. Dagegen betrifft die 
Verfallklauſel nur das Kauſalgeſchäft. 


8 455 
Hat ſich der Verkäufer einer beweglichen Sache das Eigentum bis zur 
Zahlung des Kaufpreiſes vorbehalten, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daßz 
die Übertragung des Eigentums unter der aufſchiebenden Bedingung voll- 
ſtändiger Zahlung des Kaufpreiſes erfolgt und daß der Verkäufer zum Nück⸗ 
tritte von dem Vertrage berechtigt iſt, wenn der Käufer mit der Zahlung in 
Verzug kommt. 


E II 304; P 2 70. 

I. Die Vorausſetzungen der Vorſchrift find 

Abſchluß eines Kaufvertrags über eine bewegliche körperliche Sache. Der 
Kaufvertrag iſt ein unbedingtes Kauſalgeſchaft und unterſteht den allgemeinen Vorſchriften 
nach $ 433, ſoweit ſich nicht aus der Bedingtheit einzelner aus ihm fließender Verpflichtungen etwas 
Beſonderes ergibt. Die Bedingung des Vorbehalts trifft nur die dingliche Übereignung, RG 66, 
344, ändert aber dadurch die ſchuldrechtliche Verpflichtung. 

II. Die Wirkungen ſind ſchuldrechtlich 

A. für den Verkäufer: 

a) Er hat zunächſt dem Käufer die Sache zu übergeben, alſo Beſitz nach $ 854 zu verſchafſen, 
NG Ich 1933, 2771. Aber der Vorbehaltskäufer erhält nicht Eigenbeſitz im Sinne von $ 872 
übertragen, Re IWW 1906, 76022, fein Beſitz läßt vielmehr bei dem Vorb ehaltsverkäufer einen 
durch ihn vermittelten mittelbaren Beſitz nach $ 868 entſtehen, Letzgus ca), S. 23; RG 54, 
397; 63, 197; 69, 197; 95, 106; Gruch 57, 434; A. M. Thieſing, Arch Bürggt 20, 240. Dieſe 
Beſitzvermittlung bedeutet aber nicht, daß der Käufer ohne weiteres auch Bevollmächtigter des 
Vorbehaltsverkaufers geworden iſt, Roß St 63, 334; 68, 304. Die Übergabe muß zugleich mit dem 
Wien gelehen, daß der Vorbehaltskäufer das nach $ 455 bedingte Eigentum erlangt, $ 929, 

b) Dem Verkäufer verbleibt zunächſt volles Eigentum, er iſt nur zur bedingten Übereignung 
verpflichtet. Aber es beſteht die Verpflichtung aus 8 434, auch das bedingte Eigentum frei von 
Rechten Dritter zu übertragen. Hier iſt beſtritten, ob dieſe Verpflichtung ſchon bei Abſchluß 
des den . oder erſt mit Eintritt der Bedingung für den Eigentumsübergang zu 
erfüllen iſt. 8 

49 5 RO ſieht den Kaufvertrag noch nicht für vollſtändig erfüllt an, ſolange der Lei⸗ 
ſtungserfolg, alſo der Übergang des Eigentums mit Eintritt der Bedingung, noch ausſteht; 
daß der Eigentumsvorbehalt daher die Erfüllung unvollſtändig macht, RG 64, 204, 224: 66, 
83; 85, 402; 95, 105; 118, 100; 133, 40; 140, 226. 160; ZW 1933, 22136 Ebenſo Schantz, 
JW 1931, 508. Dieſe Auffaſſung wird bekämpft namentlich von Oertmann, 23 1927 Sp. 16: 
3 R. 93, 356, 396; Rühl, Eigentumsvorbehalt und Abzahlungsgeihätt S ana a Zu 
Ztſchr. f. HR. 93,3 ler gsgeſchäft S. 204; Leh 
mann, Feſtgabe für R. Schmidt S. 346; Merkel, JW 1931, 2058 und 1932, 158; Jacuſiel 
aaO. S. 40; Holtz, Das Anwartſchaftsrecht aus bedingter Übereignung als Kreditſicherungs⸗ 
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mittel (1933) S. 31; Letzgus aaO. S. 17, 18. Daß die Leiſtungstätigkeit, zu der der 
Verkäufer nach § 433 verpflichtet iſt, auch ſchon vor Eintritt des Eigentumserwerbes durch den 
Käufer beendet ſein kann und dann die ihm obliegenden Handlungspflichten vom Verkäufer 
ausreichend damit erfüllt ſind, hat das NG ſelbſt mehrfach angenommen, z. B. dort, wo zum 
Eigentumserwerb eines Grundſtückes nur deſſen Eintragung in das Grundbuch noch ausſteht, 
weil auf dieſe Tätigkeit einer Behörde der Verkäufer keinen Einfluß hat. Ebenſo hat er ſeiner 
Leiſtungspflicht genügt, wenn er die Sache, an der er ſich das Eigentum vorbehalten hat, 
dem Käufer übergeben und überdies ihm vielleicht ſogar die Veräußerungsbefugnis im normalen 
Geſchäftsverkehr gewährt hat, ſo daß der Eintritt der Bedingung, die Zahlung des Kaufpreiſes, 
nun nicht mehr von ihm abhängt, OLG Hamburg Recht 1933 Nr 75. Daraus folgt aber noch 
nichts dagegen, daß der Eigentumsübergang auf den Käufer als bezweckter Erfolg 
des Rechtsgeſchäftes der Inhalt des Vertrages iſt und nach dem Willen der Vertragſchlie⸗ 
ßenden erſt der Eintritt dieſes Erfolges die Erfüllung bringt. Kieſow JW 1933, 1143. 
Dies muß als volkstümliche Anſicht angenommen werden. Bis zum Eintritt der Bedingung, der 
dem Käufer erſt das Eigentum bringt, beſtehen daher auch noch Pflichten aus dem noch nicht er⸗ 
ledigten Kaufvertrag, und der Verkäufer iſt noch nicht aller Pflichten los und ledig. Das ſchuld⸗ 
rechkliche Band iſt noch nicht völlig gelöſt. So bleibt jedenfalls auch nach der Übergabe der Verkäufer 
verpflichtet, alles zu unterlaſſen, was das Anwartſchaftsrecht des Käufers verletzt, den Eintritt der 
Bedingung hindert. Das ift eine weitere Verpflichtung aus $ 433, die aus der Verpflichtung folgt, 
dem Käufer das Eigentum zu verſchaffen und keineswegs nur „eine ſekundäre Unterlaſſungspflicht“, 
wie Rühl aaO. S. 195 und mit ihm Jacuſiel aao. S. 41 meinen. So kann der Verkäufer auch 
erſt bis zum Eintritt der Bedingung etwa beſtehende Rechte Dritter an der Sache, auch wenn 
fie ſchon übergeben ift, beſeitigen und fo die bisher unerfüllte Pflicht aus 9434 nachholen. RG 83,214. 
Tritt die Wirkung des Eigentumsüberganges erſt mit dem Eintritt der Bedingung ein, ſo braucht 
nach Treu und Glauben auch erſt zu dieſem Zeitpunkt ein dieſe Wirkung hinderndes Recht be⸗ 
ſeitigt zu ſein. Anders nur, wenn das Recht auch die Benutzung der Sache hindern würde. Dann 
muß ſchon zur Zeit der Übergabe das Recht beſeitigt werden. Der Auffaſſung des RE ift alſo 
grundſätzlich beizutreten. Das iſt von Bedeutung auch für den Konkurs und das Vergleichsver⸗ 
fahren des Vorbehaltskäufers. Solange das Eigentum auf den Vorbehaltskäufer noch nicht über⸗ 
gegangen iſt, iſt deshalb der Verkäufer noch im Rückſtand, |. KO 8 17. i 

e) Die Gefahr geht nach 9446 ſchon mit der Übergabe, nicht erſt mit Erlangung des Eigen- 
beſitzes und Eigentums auf den Vorbehaltskäufer über, RG 93, 330; 85, 320; JW 1908, 329. 
Denn es liegt kein bedingter Kaufvertrag, ſondern ein bedingter Eigentumsübergang vor (be⸗ 
ſtritten). Daher tritt auch mit der Übergabe die Haftung aus $ 459 wegen Mängel und Fehler 
ein. Der Käufer hat ſchon in der Schwebezeit ein Intereſſe an der Verſicherung der Sache wie 
0 als deren Verwalter und Verwahrer, hat die Verſicherung daher vorzunehmen, 
NG 74, 126. 

d) In Anwendung bleiben ferner §8 321—326. Der Vorbehaltsverkäufer kann unter der Vor⸗ 
ausſetzung des $326 Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen, RG 144, 62. Da er noch 
Eigentümer iſt, kann er auch nach § 985 Herausgabe der verkauften Sache verlangen, die dann 
ſeinen Schadenserſatzanſpruch mindert. Der Klage auf Herausgabe kann ſich der Käufer nicht mehr 
auf ein Recht zum Beſitz berufen, § 986. RG 1245/13 28. 2. 34. Insbeſondere wird auch bei Verzug 
das Rücktrittsrecht aus $ 326 nicht durch § 454 ausgeſchloſſen, wenn man, wie hier, annimmt, daß 
die Verpflichtung des Verkäufers aus $ 433 noch nicht erfüllt iſt, RG 144, 65; zu $ 324 u. § 325 
vgl. RG 66, 344; J 1927, 667, 1037. Aus dieſer Auffaſſung folgt aber noch nicht, daß unter 
allen Umſtänden ſchlechthin für den Verkäufer Rechte nach § 455 daraus herzuleiten ſind, daß 
der Leiſtungserfolg noch nicht eingetreten iſt. Zuweilen erfordert Treu und Glauben im 
Verkehr, daß beide Parteien ſchon die Beendigung der Leiſtungstätigkeit gelten 
laſſen müſſen. So zutreffend RG 64, 334; 133, 42; 140, 156; 160, 226 für die Frage, ob der KV 
nach KO $ 17 noch eine Erfüllung ablehnen und vom Vertrag zurücktreten darf, wenn die Lei⸗ 
ſtungstätigkeit beendet iſt und weitere Verpflichtungen zur Verſchaffung des Eigentums gar 
nicht in Frage kommen. Dann iſt auch ein Zurückbehaltungsrecht nach § 273 oder $$ 369, 370 
ausgeſchloſſen, KH in OLGR 26, 56. Solche kommen aber in Frage, wenn der Verkäufer die 
Sache zurückgenommen hat. Dann hat der Käufer den Anſpruch auf Rückgabe. 

e) Neben dieſem Recht aus $ 326 gibt $ 455 dem Verkäufer bei Nichtzahlung des Kauf, 
preiſes ein eigenes nicht von den Vorausſetzungen des § 326 abhängiges Rücktrittsrecht vom 
Vertrag, NG 144, 65. Eine Friſtſetzung iſt daher nicht erforderlich, Rc I 245/33 28. 2. 34. Die 
Geltendmachung des Eigentumsvorbehaltes iſt gleichbedeutend mit der des Rücktrittsrechtes, ſo 
$5 AbzGeſ, RG 119, 64; a. A. frühere Auflage. Iſt bei einem Vertrag über ein Geſchäft mit 
Inventar, an dem ſich der Verkäufer das Eigentum vorbehalten hat, das Inventar von bloß neben⸗ 
ſächlicher Bedeutung, ſo kann nach Treu und Glauben das verſchärfte Rücktrittsrecht des 9 455 
nicht auf den ganzen Kaufvertrag angewendet werden, Rh 67, 388. Mit der Geltendmachung des 
Eigentumvorbehalts wird der Kaufvertrag nicht aufgelöſt, die Anſprüche des Verkäufers werden 
nicht hinfällig, RG 7, 148. Nur die Erhebung der Kaufpreisforderung ſchließt die Geltendmachung 
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des Eigentumvorbehalts nicht aus. RG VII 284/06 26. 3. 07. Der Verkäufer, der beim Vertrage 
ſtehen bleibt, aber unter Geltendmachung des Eigentumsvorbehalts de Rückgabe der Sache fordert, 
hat die geleiſteten Abſchlagszahlungen nicht zurückzuerſtatten, der Käufer hat Anſpruch auf Be⸗ 
reicherung und kann gegen Angebot des vollen Kaufpreiſes die Kaufſache wieder beanſpruchen, 
NG 8, 150; RG VII 246/06 22. 3. 07; VII 127/04 11. 10. 04. 

B. für den Käufer: 9 N a i 

a) die gekaufte Sache abzunehmen. Dadurch erhält er jedoch nur einen Beſitz, der nach $ 868 
für den Verkäufer einen mittelbaren Beſitz ſchafft (oben unter A a). Der Käufer iſt ſonach ver⸗ 
pflichtet, den Beſitz ſo auszuüben, daß er dem Verkäufer den mittelbaren Beſitz verſchafft und er⸗ 
hält, denn er ſoll dieſem nach dem Zweck des Eigentumsvorbehalts zur Sicherung dienen. Er 
wird Verwahrer und Verwalter der Sache, RG 64, 334; 74, 129; 95, 107 und hat als ſolcher 
mit ihr zu verfahren. 13 1 

b) den Kaufpreis zu zahlen gemäß der gewährten Stundung. 

III. Der Vorbehalt i. S. von $ 455 iſt nur beim Verkauf körperlicher, beweglicher, beſtimmt 
zu bezeichnender Sachen zuläſſig. Einwandfrei beſtimmt ſind die Sachen auch, wenn ſämtliche in 
einem Raum gelagerte oder dorthin zu bringende Waren bezeichnet werden, RG 132, 183. Der 
Vorbehalt kann auch erſt künftig hinzutretende Sachen ergreifen, RG Bay 2, 381, und dies 
kann im voraus vereinbart werden, RG 9. 7. 09 VII 478/08. Danach iſt unzuläſ ſig der Eigen⸗ 
tumsvorbehalt bei Auflaſſung von Grundſtücke n und deren weſentlichen Beſtandteilen $ 158, 
9 925 Abſ 2. Es kann nur ein perſönlicher bedingter Anſpruch auf Übereignung oder Rücküber⸗ 
eignung begründet werden, der allerdings durch eine Vormerkung dinglich geſichert werden 
kann. Ferner iſt unzuläſſig der Eigentumsvorbehalt von unkörperlichen Güte rn, wie Forde⸗ 
rungsrechten, Patenten, Lizenzen, z. B. an Filmen uſw. RG 106, 363. Hierunter fällt auch 
ein Unternehmen, ein Geſchäft, R JW 1935, 30375. Hier iſt aber der Vorbehalt im Zweifel 
auf die zum Geſchaftsbetrieb gehörigen einzelnen körperlichen Sachen als Betriebsmittel zu be⸗ 
ziehen und für dieſe zuläffig. Ebenſo ift der Eigentumsvorbehalt an einer Sachgeſamtheit, wie 
einem Warenlager, Inventar, nicht möglich, auch wenn es zu einem Geſamtpreis verkauft iſt. 
Regelmäßig iſt aber der Vorbehalt auf die einzelnen zur Geſamtheit gehörigen Sachen zu beziehen 
und inſoweit zulaſſig, RG 67, 383; Gruch 53, 954; Warn 1909 Nr 198; RG I 245/33 28. 2. 34. 
Damit wird der Vertrag noch nicht zu einem ſolchen von anderer Art, wie Aſch, IRdſch 1933, 225 
meint. Im übrigen iſt die Zuläſſigkeit des Eigentums vorbehaltes unbeſchränkt. Er 
erſtreckt ſich auf unpfändbare Sachen, ZPO 9811, weſentliche und unweſentliche Beſtandteile, 
auch wenn ſie ſpäter neu eingebaut ſind (etwa bei Kraftfahrzeugen) NG 60, 422; 62, 248; 67, 30; 
69, 158. Ob auch das Zubehör (Maſchinen) ergriffen werden, iſt Auslegungsfrage. Ebenſo auf 
Früchte. Beſtritten iſt, ob das Vorbehaltsrecht ſich auf die Nachzucht (Tierjunge) erſtreckt. Näheres 
Eigentumsvorbehalt beim Viehkauf von Ludwig Mayer (1932) und 23 1933 Sp. 96, OLGR 1931, 
325 und Mayer bejahen es, Stölzle (6. Aufl.) S. 189, Jacuſiel S. 9 u. 15 verneinen es. Nach 
$ 953 teilen die Früchte das Schickſal der Hauptſache. Hartwig, LZ 1933 Sp. 575 weiſt zutref⸗ 
fend darauf hin, daß 9 953 nachgiebiges Recht enthalte und es auf den Parteiwillen ankomme. Es 
kann alſo dem Käufer das Fruchtziehungsrecht eingeräumt werden. Auch ohne dieſes iſt das Eigen⸗ 
tumsrecht des Verkäufers durch das Anwartſchaftsrecht beſchränkt. Die Milch bei Kühen fällt nach 
dem Parteiwillen nicht unter das Vorbehaltsrecht, dagegen andere Früchte im Zweifel. Möglich 
iſt ein Vorbehalt auch an künſtlichen Gliedern, Protheſen, Gebiſſen und dergl. 

Hat der Käufer die Kaufſache mit ſeinem eigenen untrennbar vermiſcht, ſo erhält der Ver⸗ 
käufer an dem vermiſchten Beſtand Miteigentum nach $8 947, 948, ebenſo entſteht Miteigentum 
bei einer Mehrzahl von Lieferanten, KG in JW 1930, 2798, bei einer Verarbeitung der Sache 
durch den Käufer wird das vorbehaltene Eigentum nach $ 950 regelmäßig vernichtet, nur dann 
nicht vernichtet, wenn dieſe Verarbeitung für den Verkäufer und mit dem Willen, ihm das Eigen⸗ 
tum zu erhalten oder zu verſchaffen, vorgenommen wurde. OSG 26, 60; 34, 183. Otte, Der 
Eigentumsvorbehalt i. d. geſamten Bauwirtſchaft (2. Aufl.) S. 14. Auch an verbrauchbaren 
Sachen kann das Eigentumsrecht vorbehalten werden. 

Erfolgt ein ſolcher Verbrauch üblicherweiſe und im Geſchäftsverkehr durch einen Verkauf regel⸗ 
mäßig, ſo muß im Zweifel angenommen werden, daß dem Käufer dieſe Befugnis zum Ver⸗ 
brauche oder zur Veräußerung der ihm bedingungsweiſe übereigneten Sachen auch zuſtehen ſoll, 
OL Hamburg JW 1933, 114216. Dann beſchränkt ſich der Vorbehalt auf die nicht veräußerten 
Sachen, RG Warn 1909 Nr 198, für die veräußerten Sachen aber erliſcht der Eigentumsvor⸗ 
behalt des erſten Verkäufers, und zwar auch dann, wenn der Käufer bei dem Weiterverkauf 
für ſich das Eigentumsrecht vorbehält, Ach HR 1930 Nr 1916. Bei Eigentumsvorbehalt au 
Bauſtoffen und Maſchinen, die weſentliche Beſtandteile des Grundſtücks werden, verliert der 
Verkäufer ſein Eigentum auch bei gegenteiliger Vereinbarung, $ 946. Über die Möglichkeit einer 
Sicherung auch hier Schubert aad. S. 136. 

IV. Begründet wird der Eigentumsvorbehalt mit der Vornahme des dinglichen Rechts⸗ 
geſchäfts der Übergabe und Einigung über den bedingten Eigentumserwerb er iſt 
alſo Inhalt dieſes dinglichen Rechtsgeſchäfts. Von dieſem dinglichen Rechtsgeſchäft des 


76 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


Eigentumsvorbehalts bei der Eigentumsübertragung iſt das ſchuldrechtliche Vertrags- 
verhältnis zu unterſcheiden, das den Verkäufer zu dieſer Übertragung verpflichtet. Es kommt 
dieſem gegenüber eine durchaus ſelbſtändige Bedeutung zu, RG 147, 325. Daher erliſcht zwar 
der Eigentumsvorbehalt mit Untergang der Kaufpreisforderung durch Zahlung, § 455, nicht 
aber durch deren Verjährung, da dieſe nach § 222 nur den Verpflichteten berechtigt, die Leiſtung 
zu verweigern, die Kaufpreisforderung ſelbſt aber beſtehen läßt und für den Fall der Verweigerung 
erſt recht die Sicherung durch das vorbehaltene Eigentum bedeutſam ift, wie auch § 223 ergibt. So 
auch die herrſchende Meinung, Oertmann JW 1926, 725; Criſolli in der Bemerkung zum ab- 
weichenden Urteil des LG Breslau und OLG Dresden (JW 1926, 725) in ZW 1935, 2218, deren 
abweichender Meinung ſich auch Soergel Anm 1 zu § 223 anſchließt. Wie hier auch Schubert 
aaO. S. 138. Ein Eigentumsvorbehalt erliſcht auch nicht durch Zahlung der Vergleichsquote 
nach KO § 193, die im Zwangsvergleich die Kaufpreisforderung nicht deckt, da inſoweit eine 
natürliche Verbindlichkeit zurückbleibt, R V 302/12 7. 12. 12. 

1. Regelmäßig beruht der Vorbehalt bei der Eigentumsübertragung auf einer ſchon bei Ab⸗ 
ſchluß des Kaufvertrags in dieſem eingegangenen Verpflichtung, die eine Abänderung der in $ 433 
vorgeſchriebenen Verſchaffung des Eigentums darſtellt. Die Zuſtimmung des Verkäufers zum 
Eigentumsübergang iſt nicht widerrechtlich. Ob der Kaufvertrag dieſe Leiſtungsverpflichtung als 
Beſtandteil enthält, iſt Tatfrage. Sie kann ausdrücklich und ſtillſchweigend vereinbart ſein, 
Vertragsinhalt durch Bezugnahme auf allgemeine Geſchäftsbedingungen geworden fein, $ 133, 
R Banka Jahrg. 28 S. 185. RG VII 454/5 26. 5. 06. Auch beim Marktverkehr, Geldwechſel, 
Zug⸗um⸗Zug⸗Leiſtung, Konſignationsware kann der Vorbehalt ſtillſchweigend vereinbart fein, 
ebenſo bei Hingabe „in Kommiſſion“, RG 110, 120. Ein allgemeiner Handelsbrauch beſteht 
jedoch nicht, auch nicht für Kraftwagen, RG 143, 14; wohl aber iſt er die Regel bei einem Finan⸗ 
zierungsgeſchäft. Der Vertrag kann formlos wie jeder andere Kaufvertrag abgeſchloſſen werden. 
Wird auf Grund eines Kaufvertrages, bei dem der Verkäufer ſich das Eigentum vorbehalten hat, 
das dingliche Übereignungsgeſchäft vorgenommen, fo tft im Zweifel anzunehmen, daß es als Er⸗ 
füllungshandlung eben dieſes Kaufvertrages gelten ſoll, alſo unter Eigentumsvorbehalt 
erfolgt. Andernfalls muß der Verkäufer auf dieſen Vorbehalt ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
verzichten. Hat der Verkäufer ſichim Kaufvertrag keinen Eigentumsvorbehalt gemacht, jo wird 
ein ſolcher nur wirkſam, wenn er nun nachträglich beim Übereignungsakt erklärt wird und der 
Käufer mit der bedingten Übereignung einverſtanden ift, alſo die erforderliche Einigung vor⸗ 
liegt. Darin liegt dann im Zweifel zugleich eine Abänderung des Kaufvertrages. Iſt der Käufer 
mit dieſer Abänderung nicht einverſtanden, fo erfüllt der Verkäufer feine Verpflichtung aus § 433 
nicht, wenn er das Eigentum nur unter Vorbehalt übertragen will. Mangels Einigung kommt 
dann auch keine bedingte Eigentumsübertragung zuſtande, und der Verkäufer kann auf unbedingte 
Übertragung verklagt werden, a. M. Jacuſiel aaO. S. 13. Dies wäre nur dann der Fall, wenn 
der Käufer auch mit der bedingten Eigentumsübertragung einverſtanden iſt, dieſe aber nicht als 
Erfüllung des abgeſchloſſenen Kaufvertrages gelten läßt. Die Nichterfüllung des auf unbedingte 
Eigentumsübertragung gerichteten Kaufvertrags kann aber aus $ 321 gerechtfertigt fein. Der 
nachträgliche Eigentumsvorbehalt muß in geſchäftsüblicher Weiſe erklärt worden ſein, ſo daß er 
dem Käufer bei dem Akt der Übereignung erkennbar iſt. Nur dann kann aus ſeiner ſtill⸗ 
ſchweigenden Annahme der Sache eine Einigung über einen bedingten Eigentumserwerb ge⸗ 
ſchloſſen werden. Beſtritten iſt, ob ein Vorbehalt auf der Rechnung (Faktura) geſchäftsüblich iſt. 
Nicht geſchäftsüblich nach der überwiegenden Meinung im guten Sinne, ſondern als ein geſchäft⸗ 
licher Mißbrauch iſt es anzuſehen, wenn der nachträgliche, nicht ſchon bei Abſchluß des Kauf⸗ 
vertrages vereinbarte Eigentumsvorbehalt lediglich auf der mit der Ware überſendeten 
Rechnung erklärt wird. Denn zu ſolchen Erklärungen iſt die Rechnung nicht da, R IW 
1929, 7164; Recht 1923, 367; 1924, 1322; OLG Stuttgart JW 1931, 5507; der Käufer braucht fie 
daher nicht daraufhin durchzuſehen; Bertram 231933 Sp. 101; Schroeder 23 1933 Sp. 827. 
Bei einer längeren Geſchäftsverbindung unverſtändlichen Fakturbermerk wird die Kenntnis vom 
Vorbehalt zu vermuten ſein. Nach anderen iſt auch die Rechnung zur Aufnahme ſolcher Vorbehalte 
geeignet, ſo auch Staudinger Anm. 10, anders Bd. 3 Anm. 28 zu $ 929, OLG München JW 
1932, 1668. Dieſer letzteren Meinung kann nicht beigeſtimmt werden, zuntal die Einſicht in die 
Rechnung nicht notwendig vor der Annahme der Ware geſchieht, eine nach dieſer Annahme 
im Sinne des abgeſchloſſenen vorbehaltloſen Kaufs erfolgte Aunahme aber den Übergang des 
unbedingten Eigentums nicht mehr ändern kann, Rh 54, 396; Seuffl 67 Nr 108. Wird freilich 
trotzdem mißbräuchlich der Vorbehalt auf der Rechnung angegeben und geſchieht dies in derart auf- 
fälliger Weiſe, daß der Empfänger den Vorbehalt auch ohne beſondere Aufmerkſamkeit tatſächlich 
erkennt — nicht erkennen muß — was Tatfrage iſt, und erfolgt dieſe Kenntnisnahme noch vor 
oder bei der Annahme der Ware, ſo iſt er nach Treu und Glauben verpflichtet, ſich dem Verkäufer 
gegenüber auf dieſen Vorbehalt zu äußern, wenn nicht in der hierauf erfolgten Annahme der 
Ware ein Einverſtändnis mit der nur bedingten Eigentumsübertragung erblickt werden ſoll, 
RG IW 1929, 2164; 1930, 1421, 2230, 3493; OLG München JW 1932, 1668; Oertmann 
JW 1930, 1421; Rühl JW 1930, 3493 und 1932, 1668. Für den Buchhandel gelten die Vor⸗ 
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chriſten der buchhändleriſchen Verkehrsordnung v. 8. 6. 35 u. die Lieferungsbedingungen (Ver⸗ 
N 905 Börsenvereins der Deutſchen Buchhändler. Nach ihnen iſt ein einſeitiger 
Vorbehalt auf der Rechnung anal, wenn ihm nicht unverzüglich nach Empfang wider⸗ 
tochen wird. Leibl ZW 1932, 1906. j 

ſp 5 Wie 5 5 ſo kann auch die bedingte Eigentumsübertragung nur vom Eigen⸗ 
tümer vorgenommen werden, denn nur wer Eigentum hat, kaun es ſich vorbehalten. Ein von 
einem Nichteigentümer vorgenommener Vorbehalt wird daher erſt wirkſam, wenn er das Eigen⸗ 
tum erlangt hat. Nc Recht 10 Nr 4066; Warn 1932 Nr 306. 5 . 

3. Da der Vorbehalt die Wirkung des Übertragungsaktes beſchränkt und vom Eintritt einer 
Bedingung abhängig macht, muß der Vorbehalt bei dem Üb ertragungsakt ſelbſt, der Über⸗ 
gabe und Einigung, als Beſtandteil dieſes Rechtsgeſchäftes erkennbar fein, $ 929 Satz 1 und 
Satz 2, $ 930, 8 931. Das ſchließt nicht aus, daß der Vorbehalt rechtsgültig ſchon im voraus, im 
Kaufvertrag, in Erwartung und in Hinblick auf den demnächſt erfolgenden Ubergangsakt erklärt 
wird, wohl aber, daß nach erfolgter unbedingter und unbeſchränkter Eigentumsübertragung mit 
dinglicher Wirkung ein Vorbehalt nicht mehr erklärt werden kann. Ein bereits übergegangenes 
und verlorenes Eigentum kann nicht mehr vorbehalten werden, NG 54, 396. Schon die einſe itige 
Erklärung des Vorbehaltes bei der Übereignung hindert deshalb den Eigentumsüber⸗ 
gang, da der für ſie erforderliche Ubereignungswille zur ſofortigen Begründung eines Eigen⸗ 
tums für den Erwerber bei dem Eigentümer fehlt, eine Einigung zwiſchen Übertragendem und 
Erwerber aljo nicht zuſtande kommen kann. War kein Eigentumsvorbehalt vereinbart. hat dann 
der Verkäufer nicht erfüllt. Eine nachträgliche Vereinbarung zwiſchen dem früheren und 
dem neuen Eigentümer über einen Eigentumsvorbehalt kann möglicherweiſe die Bedeutung haben, 
daß der frühere Eigentümer den mittelbaren Beſitz erlangen Joll, § 868, und daß das beſtimmte 
hierzu berechtigende Rechtsverhältnis die Vereinbarung einer Sicherung iſt. Dann kann in einem 
ſolchen nachträglichen Eigentumsvorbehalt eine Sicherungsübereignung gefunden werden; 
Jacuſtel, Der Eigentumsvorbehalt (1912) ©. 5; RG in Warn 1928, 245; XI® 1915, 4454, d. M. 
früher RG 49, 170; 54, 396; JW 1913, 492. Der Wille, das Eigentum nur bedingt zu übertragen, 
braucht nicht ausdrücklich erklärt zu werden, aber ein nur geheimer Vorbehalt genügt nicht. Er 
muß aus den Umſtanden dem Erwerber erkennbar fein. 


4. Mit dem Eintritt der Bedingung tritt die Wirkung der Eigentumsſibertragung von 
ſelbſt ein, 8158 Abſſ 1. Da die Eigentumsübertragung bereits ſtattgefunden hat, bedarf es 
keines neuen Übertragungsaktes durch den Verkäufer, etwa einer unbedingten Übertragung. 
Der Eigentumserwerb des Vorbehaltsverkäufers vollzieht ſich nicht ohne Mitwirkung des Ver. 
käufers, RG 66, 349; 140, 226; JW 1925, 3536. Der dingliche Vertrag iſt bereits geſchloſſen 
und wird nicht erſt geſchloſſen, wenn die Bedingung eintritt, ebenſo EG JW 1931, 2160. Es 
iſt daher auch nicht nötig, daß der Wille des Eigentümers, Eigentum zu übertragen, noch im 
Zeitpunkt des Eintritts der Bedingung vorhanden ſein muß. So auch Planck A 2a und 
Jacuſiel aaO. S. 19; Siebert in ZW 1933, 2440; Holtz, Das Anwartſchaftsrecht aus be⸗ 
dingter Übereignung als Kreditſicherungsmittel (1933) S. 22, RG SeuffA 91, 261: Schubert 
and. S. 135; Letzgus and. S. 17. Durch KO 8 26 büßt der Eigentumsvorbehalt ſeine 
Wirkung nicht ein; Jaeger, KO (1931) S. 466. Das Wiſſen der Parteien von dieſem Kin. 
tritt der Bedingung iſt für den Zeitpunkt des Eintritts der Bedingung ohne Bedeutung. Bis 
zum Eintritt der Bedingung behält der Verkäufer ſein Eigentumsrecht an der verkauften Sache, 
§ 158. Daher hat er auch das Ausſonderungsrecht im Konkurſe des Käufers, G 88 17, 
6, 43; $ 193. RG 64, 204; 66, 80; 85, 402; 95, 405; 118, 100; 133, 40 „RG V 302/12 7. 12. 12. 
11 85 iſt das Eigentumsrecht bei Leiſtung des Offenbarungseides im Inventarverzeichnis auf⸗ 
zunehmen. 


5. Es handelt ſich um eine aufſchiebende Bedingung. Bei einer auflöſenden Bedi 
handelt es ſich nur um einen bedingten Rückfall des Eigentums. Wenn in $ 455 daher geſagt 
wird, „im Zweifel“ ſei eine auſſchiebende Bedingung anzunehmen, ſo iſt dies nicht genau, läßt 
aber erkennen, daß auch eine auflöſende Bedingung an ſich für zuläſſig angeſehen wird, nur 
fü ER Vorbehalt nicht den Eigentumserwerb hinausſchiebt, ſondern deſſen Rückfall herbei⸗ 
ühren will. 


6. Nach der Vorſchrift wird als Bedingung für den Eigentumsübergang die Zahlun 

des Kaufpreiſes genannt. Daraus erhellt, daß der Zweck des Eigentumsporbehaltes die 
Sicherung der Forderung auf den Kaufpreis iſt. Der Käufer ſoll zwar wirtſchaftlich 
eine ähnliche Stellung erhalten, wie der Eigentümer, rechtlich aber bleibt der Verkäufer Eigen⸗ 
tümer. Wenn ein Vorbehalt bei einem anderen Veräußerungsvertrag als Kauf gemacht worden 
iſt, jo dient er der Sicherung der aus dieſem Vertrag zu gewährenden Gegenleiſtung. Die Vor⸗ 
ſchrift des $ 455 iſt entſprechend anzuwenden. Die Bedingung tritt erſt mit vollſtändiger 
Zahlung des Kaufpreiſes ein; Teilzahlungen für den Geſamtpreis eines Warenlagers be⸗ 
wirken keinen entſprechenden Teilübergang des Eigentums, auch nicht, wenn eine Mehrheit von 
Sachen verkauft iſt, ſofern dies unter einheitlichem Eigentumsvorbehalt für alle geſchah. RG II 
478/08 9. 7. 09. Unter Zahlung des Kaufpreiſes iſt im Sinne dieſer Vorſchrift die Begleichung 
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aller Gegenleiſtungen aus dem Kaufvertrag zu verſtehen, alſo auch die Nebenleiſtungen 
wegen Verpackung, Verſendung, Diskontſpeſen, Verzugszinſen, auch wenn dies nicht beſonders 
vereinbart iſt. Für die Zahlung gilt § 270. Sit eine beſondere Zahlſtelle (Bank, Poſtſcheckkonto) 
vereinbart oder geſchäftsüblich zuläſſig, jo iſt die Zahlung auch hier mit Eingang an dieſer Stelle 
erfolgt. Der Käufer hat zu beſtimmen, für welche Kaufpreisſchuld die Zahlung erfolgt, insbeſon⸗ 
dere bei Geſchäftsverbindungen, aus denen mehrere Kaufpreisſchulden beſtehen, $ 366. Abwei⸗ 
chende Beſtimmungen über die Verrechnung der Zahlung auf Forderungen bei Abſchluß eines 
Vorbehaltskaufes ſind zuläſſig; eine dieſen Vereinbarungen enkgegenſtehende Beſtimmung bei 
der Zahlung iſt als vertragswidrig unwirkſam und verhindert eine Einigung der Parteien. RG 
66, 54; Jacuſiel aaO. S. 16. 
V. Ein Verkauf mit Vorbehalt des Eigentums gilt nicht als eine Veräußerung im Sinne der 
88 697. des RGeſüber den Verſicherungsvertrag vom 30. 5. 1908, RG 84, 409; 114, 316. — 
Nicht jeder Vorbehaltskauf iſt ohne weiteres ein Abzahlungsgeſchäft nach RGeſ vom 16. 5. 1894. 
Denn beim Vorbehaltskauf brauchen nicht notwendig Teilzahlungen vereinbart zu werden. Ferner 
findet § 8 des AbzGGeſ keine Anwendung, wenn der Käufer ins Handelsregiſter eingetragen ift. 
Der Umfang des § 455 iſt alſo weiter, als der des AbzGeſ. Das Abzceſ behandelt den Eigentums⸗ 
vorbehalt nur in $ 5; die übrigen Vorſchriften gelten ohne Rückſicht, ob ein Eigentumsvorbehalt 
vereinbart iſt oder nicht. Auf ſogen. „Möbelleihverträge“ findet nach $ 6 Abzöheſ dieſes Geſetz 
Anwendung. Aber auch nach $ 5 iſt ein Eigentumsvorbehalt nur bei körperlichen beweglichen 
Sachen zuläſſig, RG 67, 386. rad) 
Abzahlungsgeſchäfte in Lotterieloſen und Inhaberpapieren mit Prämien find nach g 7 des 
Geſetzes ſtrafbar. Beſonders bei Abzahlungsgeſchäften wird vereinbart, daß ein Eigentums⸗ 
übergang erſt ſtattfinden ſoll, wenn auch andere Forderungen als aus dem vorliegenden Kauf⸗ 
vertrag getilgt find. Auch dies iſt zuläſſig, RG Gruch 53, 954; Recht 1909 Nr. 237. Jedoch kommt 
§ 320 Abſ 2 zur Anwendung. ien acki 
VI. 1. Die durch die Bedingung geſchaffene Rechtslage des Käufers und Verkäufers Iſt keine 
ſtatiſche, ſondern eine dynamiſche, ſie will nicht beſtehen bleiben, ſondern ſich entwickeln zu einer 
anderen, unabhängigen und feſten Rechtslage. Sie drängt auf dieſe hin durch Herbeiführung des 
Eintritts der Bedingung oder des Nichteintritts der Bedingung, alſo auf Veſeiti⸗ 
gung des Schwebezuſtandes. Der inzwiſchen beſtehende Schwebezuſtand' wird von 
der Rechtslehre und Rechtſprechung als Anwartſchaft bezeichnet, Rich 140, 228, 225. Varenz, 
Vertrag u. Unrecht I, 130. Letzgus, Die Anwartſchaft des Käufers muter Eigentumsvorbehalt 
(1938) S. 14. Soweit damit die Rechtsſtellung des Käufers und ſein bedingter Eigentums⸗ 
erwerb und Eigenbeſitz in Betracht kommt, beſteht eine Anwartſchaft des Käufors, die all- 
gemein als Anwartſchaft bezeichnet wird. Es beſteht aber auch eine Anwartſchaft des Verkünfers, 
die in deſſen bedingtem Recht auf Rückerlangung bes vollen unbeschränkten Gigentums 
und des Eigenbeſitzes an Stelle des mittelbaren Beſitzes beſteht. Das Anwartſchafts recht des 
Käufers iſt ein ſelbſtändiges ſubjektives dingliches Recht, weil es ein in der Entwicklung auf 
ein dingliches Recht hin begriffenes Recht, Eigentum, iſt und als ſolches ſchon in dieſem 
Stadium eine geſicherte und geſchützte Rechtsſtellung nach $$ 160,161 genießt, N 140, 225 (gleich⸗ 
wohl wird dort geſagt, die Anwartſchaft begründe kein Bingliches Recht); JW 1933, 27217 Holtz 
aaO. S. 28, Letzgus aaO. S. 11, 13, 85, Aber auch das Anwartſchaftsrecht des Verkäufers 
iſt ein gleiches ſubjektives dingliches Recht, denn deſſen Rechtsſtellung entwickelt ſich bet Wegfall 
der Bedingung zu der dinglichen Rechtsſtellung eines unbeſchränkten Eigentümers und durch 
Umwandlung des mittelbaren Beſitzes in einen Eigenbeſitz nuch 872 mit dem Ye 858ff. ge⸗ 
ordneten Beſitzſchutz, der ein abſolutes dingliches Recht iſt“ Kommt der Vorbehaltskäufen in Kon⸗ 
kurs, fo wird deſſen Anwartſchaft ein Beſtandteil der Maſſe und dieſe Anwartſchaft erliſcht 
nach KO § 17, wenn der Konkursverwalter die Erfüllung ablehnt. Dann kan der Verkäufer die 
Ware ausſondern, ohne daß KO 926 entgegenſteht. Jaeger 0 Aum 15 zu 9860 Bd. 1 S. 460). 
Ebenſo hat er den Erſatzausfonderungsanſpruch nach KO 466. sl, „ie 
Durch die nach ig 455 entſtandenen Anwartſchaften beim Kauf wird eine Vertragsgemeln⸗ 
ſchaft begründet, die wie jeder Vertrag von dem Grundſatz von Treu und Glauben beherrſcht 
wird. Larenz, Vertrag und Unrecht J, 129; Manigk, Neubau des Privatrechts (1938) S. 60ff. 
Die Kreditierung des Kaufpreiſes und die Sicherung des Verkäufers erſordern hier beſondere 
Treuebewahrung unter den Parteien: Sie heiſcht die Anwartſchuften in ihrem Beſtand 
und in ihrer Entwicklung zu wahren. 2 g 01 + Mn 
VII. Aus der Natur der Anwartſchaft und der durch ſie gebildeten Vertragsgemeinſchaft er⸗ 
gibt ſich folgendes: ) rail g 1¹¹ 1305 mn ‚Tune 
1. Die Anwartſchaft iſt als Rechtsſtellung von vermögensrechtlicher Bedeutung, R ed 1033, 
2271, vererblich wie aus der Vorſchrift von 8 2313 über bedingte Rechte erhellt, Holtz, Das An⸗ 
wartſchaftsrecht aus bedingter Übereignung 11932) S. 24; Derſelbe, Dag 1934, 460; Lezgus 
aaO. S. ff. Damit gehen alle Rechte und Pflichten auf den Erben ſowohl des Verkäufers als 
des Käufers lber. Der Erbe des Vorkäuſers erwirbt alſo das dieſem vorbehaltene cigentum mit 
der Bedingung aus 6455. Der Erbe des Käuufors erlangt nicht Eigenbeſitz, Fondetn den Veſiß, 
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der ihn nach $ 868 verpflichtet, dieſen als Mittler für den mittelbaren Beſitz des Verkäufers, als 
Werwaher und 8 8 auszuüben, RG 95, 107. Dieſe in $ 455 nicht ausdrücklich hervorge⸗ 
hobene Verpflichtung des Käufers aus dem gegenſeitigen Vertrage iſt für den Verkäufer weſent⸗ 
lich und von derſelben Bedeutung wie die Verpflichtung des Käufers, den Kaufpreis zu bezahlen. 
Daher iſt auch die Perſönlichkeit des Beſitzers für die Sicherheit des Verkäufers von Bedeutung. 
Der Erbe des Käufers muß deshalb die im Vorbehaltskauf vorausgeſetzte Sicherheit für die Be⸗ 
zahlung des Kaufpreiſes und die Verſchafſung des mittelbaren Beſitzes des Verkäufers bieten und 
nicht die Gefahr aufkommen laſſen, den Kaufpreis nicht zu bezahlen oder als Eigenbeſitzer über die 
Sache zu verfügen oder ſonſt der Verpflichtung zuwider zu handeln. Das dem Verkäufer in $ 455 
eingeräumte Recht des Rücktritts bei Verzug der Zahlung des Kaufpreiſes iſt nach Treu und 
Glauben dem Verkäufer in entſprechender Anwendung auch in dieſen Fällen gegen den Erben 
des Kä einzuräumen. 

2, dle n iſt durch Vertrag übertragbar, RG 67, 21; 69, 416; 95, 107; 140, 225. 
Es kann aber nicht mehr und nicht anderes übertragen werden, als in der Rechtsſtellung der 
Anwartſchaft enthalten iſt. Der Erwerber tritt in die durch die Anwartſchaft begründete 
Rechtsſtellung ein. Die Übertragung der Anwartſchaft des Käufers verſchafft dieſem nicht das 
noch beim Vorbehaltskäufer verbliebene Eigentum und berührt deſſen Eigentum zunächſt nicht, 
es geht aber mit Eintritt der Bedingung unmittelbar und automatiſch vom Vor- 
behaltsverkäufer nun auf den über, dem die Anwartſchaft des Käufers übertragen iſt, 
ebenſo wie der ihm noch fehlende Eigenbeſitz des 9 872, ohne daß hierzu die Gen ehmigung des 
Vorbehaltsverkäufers oder ſein Willen noch zur Zeit des Eintritts der Bedingung, 
der Erwerber ſolle an Stelle des Vorbehaltskauſers das Eigentum erhalten, vorhanden ſein müſſe, 
wie RG 64, 204; 334; 95, 108; 133, 42; 140, 226 verlangen. Ferner RG VII 264/36 23. 4. 37. 
Richtig RG 66, 344. Und da dieſer Beſitz vorher mit der Verpflichtung verknüpft war, als Rer- 
wahrer und Verwalter für den Vorb ehaltsverkäufer ausgeübt zu werden, kann der Veräußerer 
der Anwartſchaft des Käufers auch nur einen Beſitz mit dieſer Verpflichtung zugunſten 
des Vorbehaltskäufers übertragen. Die Übertragung mit der Verpflichtung, den Vorbehalts⸗ 
käufer und Weiterverkäufer der Anwartſchaft zum mittelbaren Beſitzer zu machen, nähme dieſem 
die Möglichkeit, den unmittelbaren Beſitz als Vermittler für den mittelbaren Beſitz des Vorbehalts⸗ 
verkäufers auszuüben, wozu ihn der Kauf nach § 455 verpflichtet, it alſo unzuläſſig. Eine Ver⸗ 
pflichtung des Erwerbes der Anwartſchaft des Vorbehaltskäufers, ſeinerſeits den erhaltenen Beſitz 
nach § 868 zur Vermittlung des mittelbaren Beſitzes für den Vorbehaltsverkäufer auszuüben, 
ift dagegen zuläſſig. Übt der Erwerber der Anwartſchaft tatſächlich den erlangten Beſitz als Ver⸗ 
wahrer und Verwalter für den Vorbehaltsverkäufer, nicht für den Vorbehaltskäufer aus, ſo iſt dem 
Rechte des Vorbehaltsverkäufers genügt, und es bedarf hierzu nicht der Genehmigung des Vorbe⸗ 
haltsverkäufers. Wenn der mittelbare Beſitz vom unmittelbaren Beſitzer ohne Mitwirkung des 
erſteren auf einen anderen übertragen werden kann, RG 119, 152, fo muß auch die Erhaltung des 
mittelbaren Beſitzes durch Übertragung des unmittelbaren Beſitzes auf einen anderen möglich ſein. 
Jedoch iſt dieſem dasſelbe Rücktrittsrecht zuzugeſtehen, wie in dem unter 1 genannten Falle des 
Erwerbs der Anwartſchaft durch Vererbung. Die Übertragung der Anwartſchaft des Vorbehalts⸗ 
käufers auf einen Dritten befreit jenen nicht von der Pflicht zur vollſtändigen Zahlung des ge- 
ſtundeten Kaufpreiſes gegenüber dem Vorbehaltsverkäufer und er muß dafür einſtehen, daß der 
Erwerber der Anwartſchaft dieſe mit ihrem Erwerb übernommene Verpflichtung erfüllt. Andernfalls 
kann der Vorbehaltsverkäufer gegen den Vorbehaltskäufer das Rücktrittsrecht aus 9 455 geltend 
machen mit unmittelbarer Wirkung gegen den Erwerber der Anwartſchaft. Anders verhält es ſich 
dagegen, wenn dem Vorbehaltskäufer vom Vorbehaltsverkäufer geſtattet wird, ſeine Anwart⸗ 
ſchaft an einen Dritten weiter zu übertragen. Dieſe Geſtattung kann Verſchiedenes bedeuten, 
J, B. dem Vorbehaltskäufer bei der Weiterübertragung die Befugnis geben, dem dritten Erwerber 
die gekaufte Sache mit der Bedingung zu übertragen, für ihn, nicht für den Vorbehaltsverkäufer, 
mittelbaren Beſitz zu begründen. Die eng der Anwartſchaft des Vorbehaltskäufers (d. i. 
des bedingten Eigentums) kann nicht anders erfolgen, als die Übertragung des unbedingten Eigen- 
tums, Letzgus aaO. S. 21; RG 140, 229; RG Seuffü 91, 261. Es handelt ſich nicht um Ab⸗ 
tretung eines Forderungsrechtes, $ 413, ſondern um Übertragung eines ſubjektiven 
dinglichen Rechts, des (bedingten) Eigentums. Daher erfolgt auch die Übertragung des be⸗ 
dingten Eigentums an einer beweglichen Sache durch Übergabe nach $ 929, nur daß bier die Par- 
teien darüber einig ſind, daß nur bedingtes Eigentum übergeht. Die Wirkung der Übertragung 
iſt, daß der Erwerber alle Rechte des Vorbehaltskäufers erlangt, die Anwartſchaft ſeinem Vermögen 
zugehört und mit Eintritt der Bedingung unmittelbar Eigentum erwirbt. Deshalb kann auch die 
Übertragung der Anwartſchaft nach dem Anfcheſ und der KO angefochten werden. 

3. Die Anwartſchaft kann als ein dingliches übertragbares Recht verpfändet werden, ZPO 
89 844, 857; %6 140, 225. Die Wirkung der Verpfändung tritt aber erſt dann ein, wenn der ver⸗ 
pfändende Vorbehaltskaufer durch Eintritt der Bedingung Eigentümer geworden iſt, da nur 
dieſer die Sache nach § 1205 verpfänden kann und der Vorbehaltskäufer dem P 


I 5 > er fandnehmer zwar 
den unmittelbaren Beſitz mit der Übergabe verſchaffen, nicht aber dabei fich mit ihm dahin einigen 
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kann, daß er dadurch ſofort ein Pfandrecht erhält, ſondern nur dahin, daß ihm dieſes zuſteht, nach⸗ 
dem er mit Eintritt der Bedingung Eigentümer geworden iſt. Es liegt ſomit zwar ein unbedingter 
Pfandvertrag vor, aber ein ſolcher, deſſen Wirkung bedingt iſt. Wohl aber iſt die eine Vorausſetzung 
des § 1205, die Übergabe der Sache an den Pfandnehmer möglich, aber auch nur eine ſolche, die 
mit der Einigung verbunden iſt, daß der Pfandnehmer nach Entſtehung des Eigentums bei dem 
Verpfänder Pfandrecht erhalten ſoll, und weiter, daß bis dahin er den Beſitz an der übergebenen 
Sache nur als Vermittler für den mittelbaren Beſitz des Vorbehaltsverkäufers aus- 
übe. Auch hier beſteht für dieſen wie zu 1 und 2 ein Rücktrittsrecht. 

4. An der Anwartſchaft kaun ferner ein Nießbrauch beſtellt werden. Deſſen Beſtellung er⸗ 
fordert nach § 1032 ebenfalls durch Übergabe der Sache eine Einigung, daß ein Nießbrauch be⸗ 
gründet werde. Da aber nur der Eigentümer einen Nießbrauch beſtellen kann, iſt zwar auch hier 
der unbedingte Abſchluß eines Vertrags auf Beſtellung eines Nießbrauchs und Übergabe der 
Sache möglich, aber nur die Einigung auf einen bedingten Nießbrauch und eine Übergabe des 
Beſitzes zunächſt nur zur Vermittlung des mittelbaren Beſitzes für den Vorbehaltsverkäufer. Dieſe 
Wirkung des Nießbrauches und deſſen Entſtehung erfolgt erſt mit der Umwandlung des bedingten 
Eigentums in das Volleigentum durch den Eintritt der Bedingung nach $ 455. 

5. Ein geſetzliches Pfandrecht an der Anwartſchaft des Vorbehaltskäufers, z. B. 
nach § 559, kann entſtehen, RG 140, 225. Sie iſt auch beſchlagsfähig im Konkurſe (KO S 1). 
Letzgus and, S. 28; RG 140, 225. Mit Eintritt der Bedingung verwandelt ſich das Pfandrecht 
an der Anwartſchaft in das geſetzliche Pfandrecht an der Sache. 

6. Eine Sicherungsübereignung der Anwartſchaft des Käufers hat die Wirkung, daß 
deſſen bedingtes Eigentum ebenfalls nur als bedingtes auf alle Erwerber übergeht, damit aber 
der Sicherungszweck für ihn nicht erreicht wird. Und ebenſo kann der Beſitz nicht als Eigenbeſitz 
auf ihn übertragen werden, da dem Sicherungsübereigner nur unmittelbar Beſitz als Vermittler 
des mittelbaren Beſitzes für den Vorbehaltsveräußerer zuſteht, ein ſolcher aber ebenfalls dem 
Zweck der Sicherungsübereignung widerſpricht. Hiernach kann eine Sicherungsübereignung nur 
dann erfolgen, wenn der Vorbehaltsverkaufer durch Vereinbarung mit dem Vorbehaltskäufer den 
mittelbaren Beſitz aufgibt und die Übertragung des unmittelbaren Beſitzes auf den Erwerber der 
Anwartſchaft durch den Vorbehaltskäufer geſtattet. Dann kommt die Sicherungsübereignung mit 
Eintritt der Bedingung zuſtande, mit der der Vorbehaltskäufer das Eigentum erwirbt. So iſt die 
Entſcheidung des RG 140, 224 mitgeteilten Falles zu treffen. 

7. Wenn der Vorbehaltskäufer die gekaufte Sache vermiſcht, verarbeitet oder verbraucht, 
entſteht bei Vermiſchung Miteigentum an dem vorbehaltenen Eigentum des Verkäufers, 59 946, 
947, bei Verbrauch und Verarbeitung Untergang ſeines vorbehaltenen Eigentums. Ebenſo 
wenn Bauſtoffe und Maſchinen mit einem Grundſtück feſt verbunden werden, § 446, RG 
50, 241; 63, 416; V 325/03 3. 2. 04. Um dem Verluſt zu begegnen, kann zwiſchen dem Vorbehalts⸗ 
verkäufer und Vorbehaltskäufer vereinbart werden, daß bei Verarbeitung durch den Vorbe⸗ 
haltskäufer dieſer für den Vorbehaltsverkäufer tätig wird und ihn ſo zum mittelbaren Beſitzer und 
zum Eigentümer an der verarbeiteten neuen Sache macht, OLGR 26, 60; 34, 183; Schubert 
aaO. S. 136. Es tritt dadurch eine Erſtreckung des Eigentumsvorbehalts auf dieſe Erſatz⸗ 
ſtücke ein. Über die Ausdehnung auch ſpäter in ZAk DR 1938 S. 372. Dann tritt dieſe an Stelle 
der verarbeiteten Sache, die mit Eigentumsvorbehalt übertragen wurde und der Verkäufer erlangt 
an ihr zwar das vorbehaltene Eigentum, aber der Käufer die Anwartſchaft auf dieſe nach § 455. 
In den anderen genannten Fällen geht das vorbehaltene Eigentum unter und der Vorbehalts- 
kaufer verſtößt mit der Herbeiführung dieſes Untergangs gegen ſeine Pflichten aus dem Vertrag, 
ſofern ihm nicht vom Vorbehaltsverkäufer die Vermiſchung oder der Verbrauch geſtattet iſt. 

8. Durch Verzicht auf den Vorbehalt gehen Rechte und Pflichten aus dem Vorbehalt unter. 
Einer Annahme durch den Vorbehaltskäufer bedarf es nicht, aber es muß ihm der Verzicht zu 
feiner Wirkſamkeit gehörig kundgegeben werden. RG 66, 344. Mit dem Verzicht auf den Vor⸗ 
behalt hat dann der Verkäufer ſeine Verpflichtung aus § 433 auf Eigentumsverſchaffung erfüllt. 
Ob in der Stundung der unter Eigentumsvorbehalt verkauften Sache und der Anwartſchaft ein 
Verzicht zu finden ſei, iſt Frage des einzelnen Falls. Kein Wegfall des Eigentumsvorbehalts tritt 
ein durch Einbringen in das eiſerne Inventar eines Pachtguts, § 587, RG ZW 2931, 3461. Über 
Wirkung der Verjährung oben unter B. 

9. Ebeuſo wird das vorbehaltene Eigentum des Verkäufers vernichtet, wenn der Vorbehalts⸗ 
käufer die Sache weiterveräußert und der neue Erwerber ſich dabei in gutem Glauben über das 
unbedingte Eigentum des Vorbehaltskäufers oder deſſen Befugnis hierzu befindet, $$ 932, 933, 
RG 113, 61. Eine fahrläſſige Eigentumsverletzung nach $ 823 kommt hier nicht in Frage. RG VI 
190/34 18. 10. 34. Für das Vorhandenſein des guten Glaubens ſtellt jedoch RG 143, 16; 147, 
331 verſtärkte Anforderungen. Allerdings erfordern die Eigenſchaften der unter Vorbehalt ge⸗ 
kauften Sachen und die Belange des Käufers vielfach die Weiterveräußerung, jo namentlich bei 
einem Kauf zwiſchen Fabrikanten und Großhändlern, an Wiederverkäufer. Soll hier ein Vorbe⸗ 
haltskauf nach $ 455 fiberhaupt ermöglicht werden, jo muß der Vorbehaltskäufer die Erlaubnis 
zum Weiterverkauf erhalten, da er anders den mit dem Kauf beabſichtigten wirtſchaftlichen 
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auferlegt wird, bei der Weiterveräußerung auch dem zweiten Erwerber den Vorbehalt aufzu⸗ 
burden. Der Vorbehaltsverkäufer verliert die Sicherung für ſeinen kreditierten Kaufpreis nur dann 


Es wird deshalb dach 
als Surrogat für den ver 


Man ſpricht hier von einem verlängerten Eigen 

h : Denn der Eigentumsvorbehalt jelbft ift mit der Sache oder 
deren Weiterveräußerung untergegangen und es tritt als Erſaß für ihn ein anderer Anſpruch 
unter denſelben Bedingungen, wie das vorheholtene Eigentum. Als Erfag wird er auch von RG 
149, 102 bezeichnet. Daher beſſer Vorbehaltherſa zauſpruch. 


gentum, weil Bauſtoffe oder 
eſentliche Beſtandteile eingebaut 
abhängig machen, daß der Eigentümer des 
Sicherungshypothek beſtellt. Schubert, 
aaO. S. 136. Dasſelbe gilt für alle Anſprüche nach $ 951 


ſpruchs aus $$ 346, 455 auf Rückgabe des vorbehaltenen Eigentums als Sicherheit für den kre⸗ 
ditierten Kaufpreis treten ſoll. Bedingt iſt nicht der Vertrag, der den Vorbehaltskäufer obliga- 


e Abtretung als dinglich wirkende 
$ 398, N& 138, 92. Dieſer abſtrakte 
„B. die Eigentumsübertragung nach $ 455. 
Und er kann zum Gegenſtand der Übertragung da 


t ben ein noch nicht entſtandenes, aber 
künftig in der Perſon des Übertragenden entſtehendes Recht, RG 133, 234; 136, 100; 
138, 91; 149, 19. 


Als Bedingung für die Abtretung nach $ 398 ift nad) bi 
Entſtehung des Rechts des Vorbehaltsverkäufers bei 
die unter Eigentumsvorbehalt verkaufte Sache nach $ 455. So 
haltskäufers beſteht, bleibt der Vorbehaltsverkäufer au 
Sachen und im Konkurs des Vorbehaltskäufers ausſo uderungsberechtigt, auch wenn er die 
Genehmigung zur Weiterveräußerung erteilt hat, KO $43. Iſt die Weiterveräußerung aber erfolgt, 
hat er kein Recht zur Erſatzausſonderung nach $ 46 KO. RG JW 1927, 701%, Si i 
dieſe Anwartſchaften erſt mit der Weiterveräußerung und erſt dann entſteht das Bedürfnis nach 
anderweiter Sicherung, die die Abtretung der Rechte des Vorbehaltskäufers aus de 
kauf bieten ſoll. 

Gegenſtand der Abtretung eines noch nicht entſtandenen, alſo erſt in der ukunft 
— . — Rechts kann dieſes r ehe Bol. 
ftellungsmöglichkeit liegt, daß es tatſächlich entjtehen kann; es muß die Rechtsgrundlage hierfür 
nicht bloß eine Hoffnung, gegeben ſein. Das künftig entftehende Recht muß ferner bei der Ab. 
tretung nach Inhalt und Umfang jo beſtimmt ſein, daß ein Übergang vom alten Gläubiger 
auf den neuen Gläubiger möglich iſt. Verfehlt iſt es, für dieſ i i | 
„Beſtimmbarkeit“ zu ſprechen, wie allgemein, auch vom RG geſchieht. Hierüber zutreffend Scheld, 

BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Lobe. ) 5 


eſer Vereinbarung beſtimmt die 
Nichtzahlung des Kaufpreiſes für 
lange die Anwartſchaft des Vorbe⸗ 
ch Eigentümer der verkauften 
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JW 1938 S. 5. Liegt in dieſem Zeitpunkt „Beſtimmbarkeit“ vor, jo iſt das Recht eben beſtimmt. 
Soll damit geſagt ſein, daß erſt künftige Umſtände zur Beſtimmung führen, ſo genügen dieſe nicht 
zur gegenwärtigen Abtretung. Nicht gleichbedeutend iſt dieſe Beſtimmbarkeit des Rechts als 
Gegenſtand der Abtretung nach $ 398 mit der Notwendigkeit der Bezeichnung des Rechts im 
obligatoriſchen Vertrag, in dem die Verpflichtung zur Abtretung übernommen und auferlegt wird. 
Die Auslegung dieſes Vertrags regelt ſich nach § 133, und es kann daher Beſtimmbarkeit bei 
Abſchluß des Vertrags genügen, ſofern nur bei der Abtretung des Rechts dieſes genügend 
beſtimmt iſt. Die Einigung über die Abtretung im Sinne von $ 398 iſt für die Beſtimmung des 
abgetretenen Rechts allein maßgebend, RG 113, 57; 129, 61; 132, 183; 155, 16. it dieſe Ab⸗ 
tretung bedingt, ſo tritt ſie erſt ein, wenn die Bedingung hierfür vorliegt, erſt dann iſt der in 
der bedingten Abtretung vorgeſehene Übergang des Rechts nach d 398 erfolgt. Die hierfür erforder⸗ 
liche Beſtimmtheit muß darum in dieſem Zeitpunkt gegeben ſein, RG 67, 166; 81, 119; 83, 319; 
86, 283; 98, 200; 142, 139; 144, 82; 149, 96; 155, 26; JW 1937, 19612. 

11. Die Zulaſſung des Eigentumsvorbehalts nach § 455 bezieht ſich an ſich nur auf die Siche⸗ 
rung des Kaufpreiſes der Ware, die in dem Vertrag verkauft worden iſt und an der das Eigen⸗ 
tum für den Verkäufer bis zur Bezahlung dieſes Kaufpreiſes vorbehalten worden iſt. Zur Kauf⸗ 
preisforderung gehören auch die Koſten der Verpackung, Zinſen uſw. Die Bezahlung des Kauf⸗ 
preiſes für dieſe Ware wird alſo zur aufſchiebenden Bedingung für den Vorbehalt des Eigentums 
an ihr gemacht. Es liegt aber für den Geſchäftsmann, der in ſtändiger Geſchäftsverbindung mit 
einem Kunden ſteht und auch aus anderen Rechtsgeſchäften Anſprüche an dieſen hat, nahe, 
dieſe in der Weiſe durch den Eigentumsvorbehalt aus dem nach $ 455 abgeſchloſſenen Kaufvertrag 
zu ſichern, daß er die Berichtigung auch dieſer Anſprüche, die ihren Entſtehungsgrund in 
anderen Rechtsgeſchäften der Vertragſchließenden haben und nicht Kaufgeſchäfte über Waren 
zu ſein brauchen, an denen gleichfalls ein Eigentumsvorbehalt vereinbart wird, zur aufſchiebenden 
Bedingung für den Vorbehalt des Eigentums an der verkauften Ware macht. Es werden damit 
die aufſchiebenden Bedingungen für den Vorbehalt des Eigentums der erſtverkauften 
Ware vermehrt, nicht handelt es ſich um einen neuen weiteren Vorbehalt über jpäter gekaufte 
Waren, es wird der Übergang des Eigentums nicht nur von der Bezahlung des Kaufpreiſes gerade 
der zu übereignenden Sachen abhängig gemacht, ſondern die Parteien ſind in der Beſtimmung der 
Bedingung vollſtändig frei und es kann auch der Vorbehalt wegen Bezahlung anderer Anſprüche 
beſtehen, ſelbſt wenn der Kaufpreis für die Ware, an der das Eigentum vorbehalten wurde, getilgt 
iſt, RG 147, 327. f 

12. Es kann aber auch von vornherein für mehrere ſelbſtändige Kaufverträge vereinbart 
werden, daß das Eigentum an keiner der Kaufſachen vor Bezahlung der Kaufpreisforde⸗ 
rungen aus den Kaufverträgen übergehen ſoll, RG ZW 192, 2186; OLGR 1933, 271. Es kann 
der Eigentumsübergang auch an die Bezahlung erſt künftiger Forderungen des Gläubigers gegen 
denſelben Schuldner, etwa wegen erſt künftig zu liefernder Sachen geknüpft werden und der 
Eigentumsvorbehalt für dieſe beſtimmt werden. So bei Sukzeſſivlieferung. Er kann ſich auch 
nur auf die Sicherung einer Saldoforderung beziehen, Neuſchäffer in JW 1935, 3517; 
Leyer, ZAK DR 1937, 41. Der Konkurs des Vorbehaltskäufers bricht die Saldorechnung ab, 
Jaeger Anm. 8 zu 965; RG 93, 13; 125, 416. Man ſpricht hier vom verlängerten oder erſtreckten 
oder erweiterten Eigentums vorbehalt. Sie erfolgt durch entſprechende Anwendung des $ 455, 
RG 147, 325. Der Vorbehaltskäufer iſt dem Vorbehaltsverkäufer gegenüber verpflichtet, dieſem 
Auskunft darüber zu geben, an wen er die Sache weiterverkauft hat und welche Forderungen 
ihm aus dieſem Weiterverkauf erwachſen find, Rc 177/34 27. 11. 34. Eine weitere Ausdehnung 
dahin, daß ein Eigentumsvorbehalt auch zugunſten anderer Gläubiger des aus dem 
Kaufvertrag dem Vorbehaltsverkäufer verpflichteten Schuldners zuzulaſſen ſei und die Bezahlung 
deren Forderung zur aufſchiebenden Bedingung geſetzt werden kann, iſt jedoch abzulehnen. Sie 
ſteht mit dem Zweck der Vorſchrift von § 455, dem Verkäufer für feine Anſprüche gegen den 
Käufer Sicherheit zu verſchaffen in Widerſpruch. Auch iſt die Zulaſſung dieſer erweiterten Be⸗ 
dingung durch Vorſchriften des Konkursrechts begrenzt. Sie hat für den Fall des Konkurſes 
nicht die Fähigkeit, die einzelnen Kaufgeſchäfte zu einem einheitlichen Gegenſeitigkeits- 
ſchuld verhältnis zuſammenzufaſſen, von dem ſie nur Teile ſind. Vielmehr behält jedes dieſer 
Geſchäfte ſeine Selbſtändigkeit. Dies wird namentlich von Bedeutung für den Konkurs und 
das Vergleichsverfahren. Denn die Möglichkeit der Erfüllungsablehnung und des Rücktritts 
bleibt für jedes ſelbſtändige Geſchäft beſtehen, KO § 17, Verglo § 50; Bley aaO. S. 43; 
Liebſtättert, JW 1932, 3741, und es bedarf eines ſelbſtändigen Vorbehalts bei jeder 
einzelnen dinglichen Eigentumsübertragung, um die Rechte der Konkursgläubiger auszuſchließen. 

VIII. Nicht zu verwechſeln mit der Verfügung über das Anwartſchaftsrecht iſt die Verfügung 
des Käufers über die Sache ohne Berückſichtigung des Umſtandes, daß er an ihr nur 
bedingtes Eigentum hat. Zu einer ſolchen wirkſamen Verfügung während der Anwark⸗ 
ſchaft iſt der Käufer in der Regel nicht berechtigt. Der Rechtserwerb durch Dritte iſt aller⸗ 
dings trotzdem möglich nach den Grundſätzen vom gutgläubigen Erwerb, $$ 161, 932, RG 113, 61 
oder von der Heilung unwirkſamer Verfügungen eines Nichtberechtigten, $ 185; RG Warn 1909 
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Nr 198, ſo namentlich mit Eintritt der Bedingung. Iſt die Übergabe einer Sache nad) § 930 
erfolgt, ſo umfaßt die Einigung und die die Übergabe erſetzende Vereinbarung nicht ſolche Sachen, 
an denen ein Eigentumsvorbehalt beſteht, es wird auch kein mittelbarer Beſitz an ihnen erworben, 
RG 81, 141. Der Eigentumsvorbehalt hindert auch den Erwerb eines Siche rungseigentums 
bei demjenigen, dem gegenüber das Eigentum vorbehalten wurde, Hoeniger, J 1927, 627; 
einſchränkend RG 132, 183. An dem Beſtand des Anwartſchaftsrechtes und ſeiner Entwicklung 
zu einem vollen Eigentum hat auch der Verkäufer ein Intereſſe. Daher darf der Käufer dieſe 
Entwicklung in vertretbarer Weiſe nicht unmöglich machen bei Haftung nach $ 324. So tritt die 
Haſtung des Käufers z. B. ein, wenn er ſich verpflichtet hatte, eine Schuld des Verkäufers zu 
bezahlen, dies aber unterläßt und deshalb der Gläubiger die Zwangsvollſtreckung in die dem Ver⸗ 
käufer gehörige Sache betreibt. Auch der Verkäufer darf während des Schwebezuſtandes, der 
durch die Bedingung entſtanden iſt, das Anwartſchaftsrecht des Käufers nicht verletzen. Die 
Wegnahme der bedingt übereigneten Sache iſt daher verbotene Eigenmacht, 8 858, wenn nicht 
der Käufer ſie geſtattet hat, RG SeuffA 66, 16. Die Einräumung eines ſolchen Wegnahme⸗ 
rechtes von vornherein kann nicht als ſittenwidrig bewertet werden, wie RG JW 1929, 1380 will. 

Auch der Verkäufer darf die Entwicklung des Anwartſchaftsrechtes des Käufers zum Vollrecht 
nicht hindern. Macht er dies unmöglich, ſtehen dem Käufer die Rechtsbehelfe des § 325 zu, RG 
66,347. Die Pfändung und Verſteigerung der Sache gegen den Käufer iſt nicht möglich, 
wenn der Vorbehaltskäufer die Sache nicht in Gewahrſam hat, ZPO 95 808 Abſſ 1, 809. Dann ift 
die Anwartſchaft zu pfänden. Hierüber Holtz aaO. S. 62. 

Aus Verletzungen der Sache oder aus ihrer Enteignung entſtehen ſowohl dem Vorbehalts⸗ 


eigentümer als dem Anwartſchaftsberechtigten Schadenserſatzanſprüche aus §§ 823, 989, 
auch nach § 249. 


IX. fir der Wirken Veran erliſcht 

A. mit der Wirkung, daß der Käufer volles entum erlangt. Di b 
unbedingten 1 ſtatt zunächſt N e ears 7 

a) mit Eintritt der Bedingung, die in $ 455 allein vorgeſehen iſt, mit der Zahl des 
Kaufpreiſes oder mit ihm gleichkommenden 20 . Saplung a 


. gungen der Kaufpreisforderung. er auch 
wenn aus anderen Gründen der Käufer volles Eigentum erlangt, erliſcht das An⸗ 
wartſchaftsrecht, ſo bei Vermiſchung, Verarbeitung, Verbindung. Eben 


e o wenn ein Dritter, 
etwa der gutgläubige Erwerber, $ 932, Eigentum erlangt, RG 113,61. Zweckmäßig iſt es deshalb 
zu vereinbaren, daß an Stelle der Ware bei deren Verkauf der Erlös tritt und dieſer ſofort in das 
Eigentum des erſten Vorbehaltsverkäufers fallen ſoll. Über „weitergeleitetes“ Eigentum . unter 3. 

b) wenn der Verkäufer auf den Vorbehalt verzichtet. Es bedarf keiner Annahme 
dieſes dinglich wirkenden Verzichtes durch den Käufer, R 66, 344. Das zugrunde liegende 
Schuldverhältnis ſelbſt wird durch dieſen Verzicht nicht beeinflußt. Um den Verkäufer auch des 
Rücktrittsrechtes aus $ 455 verluſtig zu machen, bedarf es eines Verzichtvertrages. Ob ein Verzicht 
anzunehmen iſt, wenn der Verkaufer während der Auwartſchaft die Kaufſache beim Käufer gegen 
dieſen pfänden läßt, iſt Frage des einzelnen Falles, RG 66, 348; 79, 241; Warn 1911 Nr 71. 

c) mit Wegfall des Sicherungszweckes. So wenn die zu ſichernde Forderung wegfällt, 
ſei es durch Verzicht auf ſie, ſei es durch Verjährung (beſtritten). 

B. a) mit der Wirkung, daß der Verkäufer ſein volles Eigentum zurüdkerhält. Mit 
Nichteintritt der Bedingung, unter der das Vorbehaltsrecht fteht, alſo bei Nichtzahlung 
des Kaufpreiſes zu der bedungenen Zeit. Dieſe dingliche Wirkung des Wegfalles der An⸗ 
wartſchaft als Belaſtung des Eigentums des Verkäufers tritt ein, gleichviel aus welchem Grunde 
die Nichtzahlung erfolgt, ob Verzug vorliegt oder nicht; der Verkäufer kann daher die Sache als 
ſein Eigentum zurückfordern. 

b) Der obligatoriſche Kaufvertrag dagegen wird in ſeinem Be 
fall der Anwartſchaft nicht berührt, und die Geltendmachung des Eigent 
Wegfalles des Vorbe haltes braucht noch nicht zugleich die Geltendma 
vom Vertrag zu bedeuten. NG ZW 1907, 315%, Eingehend hierüber 
behalt im in- und ausl. Recht (3. Aufl.). A. M. RG 119, 68. Das Ru 
beſonders geltend gemacht werden. Auch ohne Verzug und ohne eine Nachfriſt zu ſetzen 
gewährt außerdem $ 455 dem Verkäufer bei Nichtzahlung des Kaufpreiſes ein Rücktritts“ 
recht vom Vertrag. NG 144, 65. 


8 456 
Bei einem Verkauf im Wege der Zwangsvollſtreckung dürfen der mit der 
Vornahme oder Leitung des Verkaufs Beauftragte und die von ihm zuge⸗ 
zogenen Gehilfen, mit Einſchluß des Protokollführers, den zum Verkaufe ge⸗ 
ſtellten Gegenſtand weder für ſich perſönlich oder durch einen anderen noch als 
Vertreter eines anderen kaufen. 
E 1 468 II 305; M 2 330; P 2 72. 


ſtand durch den Weg⸗ 
umsrechtes wegen des 
chung des Rücktrittsrechtes 
Stutz, Der Eigentumsvor⸗ 
dtrittsrecht vom Vertrag muß 
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1. Die Vorſchrift will die Unparteilichkeit des Verfahrens ſchützen. In Betracht kommen 
Verkäufe im Wege der Zwangsvollſtreckung nach ZPO 88 814—817, 821, 857, alſo ſowohl bet 
öffentlicher Verſteigerung als bei Verkäufen aus freier Hand. Die Vorſchrift bezieht ſich auch auf 
Zwangsvollſtreckung in Forderungen. Ob hierzu auch die zwangsweiſe Verſteigerung von 
Grundſtücken gehört und mithin der § 456 auch hier unmittelbar Anwendung finden kann, 
hängt davon ab, ob man dieſe Verſteigerungen überhaupt unter den Begriff Kauf bringen kann 
(8 156 A 1 u. 3, wo die Frage verneint wird). Auch find ſolche Beamte ſchon nach § 41 Nr 1 u. 4 
ZBO von der Leitung ausgeſchloſſen, die Gegenſtände in der Zwangsverſteigerung kaufen wollen. 
Es bedarf hier alſo gar nicht erſt der Vorſchrift des $ 456. Jedenfalls wäre aber eine eutſprechende 
Anwendung ſtatthaft, wie ſie nach den M 2, 332 überall da zuläſſig iſt, wo ohne die Vorausſetzung 
der Zwangsvollſtreckung der Auftrag zum Verkaufe auf Grund einer geſetzlichen Beſtimmung 
erteilt wird ($ 457). 

2. Wird dem Verkaufsverbot zuwidergehandelt, ſo iſt der Kauf nicht nichtig, vielmehr 
genehmigungsfähig ($ 458). Denn es ſoll die Vorſchrift nur zum Schutze der beim Kaufe Be⸗ 
teiligten dienen (M 2, 331), und es liegt die Sache hier ſonach ähnlich wie beim $ 135. — Das 
Verbot des Verhandelns mit ſich ſelbſt nach § 181 greift neben § 456 Platz; beide Verbote find 
miteinander verwandt (RG 56, 108). — Das Kaufen „durch einen andern“ umfaßt auch den 

all des Erwerbs durch einen mittelbaren (indirekten) Stellvertreter (Vorbem 1 vor § 164). — 
über die Verpflichtung des Käufers zum Schadenserſatze vgl. $ 458. Als Hilfsperſonen kommen 
namentlich die nach $ 825 ZPO Beauftragten in Betracht. Offentlichrechtliche Verbots⸗ 
beſtimmungen, namentlich die landesrechtlichen Disziplinarbeſtimmungen, bleiben daneben in 
Kraft (vgl. preuß. Geſchäftsordnung für Gerichtsvollzieher v. 24. 7. 79 875). 


8 457 


Die Vorſchrift des 8 456 gilt auch bei einem Verkauf außerhalb der Zwangs- 
vollſtreckung, wenn der Auftrag zu dem Verkauf auf Grund einer geſetzlichen 
Vorſchrift erteilt worden iſt, die den Auftraggeber ermächtigt, den Gegenſtand 
für Nechnung eines anderen verkaufen zu laſſen, insbeſondere in den Fällen 
des Pfandverkaufs und des in den 88 383, 385 zugelaſſenen Verkaufs, ſowie 
bei einem Verkaufe durch den Konkursverwalter. 

E 1 409 II 395; M 2 332; P 2 72. 

Das Verbot des § 456 wird auf rechtsähnliche Fälle ausgedehnt, aber abſchließend 
nur auf die beſtimmten aufgezählten $$ 753 (Gemeinſchaft), 966, 979, 983 (Verſteigerung von 
Fundſachen), 1003 (Befriedigung des Beſitzers wegen Verwendungen aus dem Erlöſe für die 
Sache), 2042 (Auseinanderſetzung der Miterben); ferner HGB $$ 290, 371, 373, 376, 379, 388, 
391, 437, 440; 88 1233 ff. (Verkaufsrecht des Schuldners im Falle des Gläubigerverzugs); KO 
$$ 117, 127 (Recht des Konkursverwalters zur Verwertung von Beſtandteilen der Maſſe durch 
Veräußerung). 


8 458 


Die Wirkſamkeit eines den Vorſchriften der SS 456, 457 zuwider erfolgten 
Kaufes und der Übertragung des gekauften Gegenſtandes hängt von der Zu- 
ſtimmung der bei dem Verkauf als Schuldner, Eigentümer oder Gläubiger 
Beteiligten ab. Fordert der Käufer einen Beteiligten zur Erklärung über 
die Genehmigung auf, fo finden die Vorſchriften des 8 177 Abſ 2 entſprechende 
Anwendung. 

Wird infolge der Verweigerung der Genehmigung ein neuer Verkauf vor- 
genommen, ſo hat der frühere Käufer für die Koſten des neuen Verkaufs ſowie 
für einen Mindererlös aufzukommen. 

E I 408 II 306; M 2 332; P 2 72. 

1. An ſich iſt ein verbotswidrig erfolgter Kauf nach $ 134 nichtig. § 458 macht aber hiervon 
eine Ausnahme. Von der Zuſtimmung der Beteiligten hängt ſowohl die Wirkſamkeit des 
Schuldverhaltniſſes als auch die des dinglichen Vollzugsgeſchäfts ab. Iſt die Zuſtimmung im 
voraus erteilt (Einwilligung, $$ 182, 183, 185 Abſ 1), dann find das Schuldverhältnis ſowie 
das dingliche Rechtsgeſchäft von Anfang an wirkſam; fehlte es bei ihrer Vornahme an der Ein⸗ 
willigung, dann ſind beide Geſchäfte bedingt wirkſam, und bis zur Entſcheidung, d. h. bis zur 
Erteilung oder Verſagung der Genehmigung, beſteht der Schwebezuſtand. Der Käufer iſt jedoch 
(anders als in den Fällen der 99 108, 109 u. 177, 178) bis zur Entſcheidung unbedingt gebunden, 
und es liegt hier daher ein hinkendes Geſchäft vor ($ 108 A 1). Da die Zuſtimmung der „Be⸗ 
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teiligten“ gefordert wird, fo ift die Einwilligung oder Genehmigung aller Beteiligten erforber- 
lich, und beim Widerſpruche auch nur eines von ihnen fällt die Bedingung aus. 

2. Eine erſchöpfende Regel über die Beendigung des Schwebezuſtandes gibt das Geſetz nicht. 
Insbeſondere gibt es dem einzelnen Beteiligten kein Mittel, die übrigen Beteiligten zur Erklärung 
zu nötigen. Nur den Käufer befähigt es, den endgültigen Zuſtand dadurch herbeizuführen, daß 
er denjenigen Beteiligten, um deſſen Genehmigung es ſich handelt, zur Erklärung mit den Folgen 
des § 177 Abs 2 auffordert. Ein Widerruf der Genehmigung, 9 178, iſt nicht zuläſſig. 

3. Dieſe Haftung des Käufers beſteht zunächſt nach Maßgabe des Abſ2 kraft Geſetzes. 
Vgl. §817 Abſ 3 ZPO. Die Frage nach der Geſchäftsfähigkeit des Käufers (Oertmann A5) 
kann in Anſehung ſeiner Haftung nach Abſ 2 überhaupt keine weſentliche Rolle ivielen. Der 
Kauf eines Geſchäftsunfähigen iſt an ſich nichtig ($ 105), und der Kauf eines beſchränkt Geſchäfts⸗ 
fahigen bleibt unwirkſam, wenn ihn der geſetzliche Vertreter nicht genehmigt (88 107, 108). 
Gegebenenfalls würde mithin ein wiederholter Verkauf lediglich infolge der Nichtigkeit oder 
Unwirkſamkeit des erſten Verkaufs vorgenommen werden müſſen, während die Zuſtimmung der 
Beteiligten gar nicht in Frage kommen könnte. Demnach fehlte es aber im vorausgeſetzten Falle 
überhaupt an der entfprechenden Vorausſetzung für die Anwendbarkeit des Abſ 2 8 458. Hat 
anderſeits der geſetzliche Vertreter den Kauf des beſchränkt Geſchäftsfähigen genehmigt, ſo muß 
dieſer auch aus § 458 haften. — Eine weitere Haftung des verbotswidrig handelnden Käufers 
über die vorliegend vorgeſehene hinaus würde ſich im allgemeinen nach § 823 Abſ 2 regeln, da 
dem in § 457 enthaltenen Verbote die Bedeutung eines Schutzgeſetzes zukommt. 


II. Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache 


8 459 

Der Verkäufer einer Sache haftet dem Käufer dafür, daß ſie zu der Zeit, 
zu welcher die Gefahr auf den Käufer übergeht, nicht mit Fehlern behaftet 
iſt, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen oder dem nach 
dem Vertrage vorausgeſetzten Gebrauch aufheben oder mindern. Eine uner- 
hebliche Minderung des Wertes oder der Tauglichkeit kommt nicht in Betracht. 

Der Verkäufer haftet auch dafür, daß die Sache zur Zeit des Überganges 
der Gefahr die zugeſicherten Eigenſchaften hat. 

E I 483 II 397; M 2 224 —227; P 1 670 ff. 


1. Allgemeines. Die Gewährleiſtungspflicht iſt nichts dem Kaufvertrag Eigentümliches, wie 
denn auch BGB in $ 493 ſelbſt die entſprechende Anwendung auf andere Veräußerungsverträge 
beſtimmt, z. B. 58 515, 365, 757. Man hat aus Gründen der Anſchaulichkeit und praktiſchen An⸗ 
wendung entgegen den urſprünglichen Entwürfen (Mugdan, Materialien, II S. 116, Art. II 
S. 646) davon Abſtand genommen, die Gewährleiſtung unter die allgemeinen Vorſchriften über 
Vertrage aufzunehmen, wie z. B. Preuß. VOR Teil I Tit 5 $ 318, Oſterr. ABGB $ 922, Sächſ. 
BGB, Dresdner Entwurf; Lautner, Grundſätze des Gewährleiſtungsrechts S. 9ff. Auch der 
Code civil und das Schweiz. OM haben keine allgemeine Vorſchrift über die Gewährleiſtung auf- 
genommen. Vgl. auch Stoll, Die Lehre von den Leiſtungsſtörungen. Denkſchr d. Deutſchen 
AFDN (1936). Sie hat ſich aber hiftorijch beim Kauf herausgebildet und wird auch vom BGB bei 
dieſem behandelt. Die kuruliſchen Adilen gingen von dem Haheungsſeg aus, daß der Käufer einer 
Sache, die ihm gegen Geld hingegeben wurde, die Erwartung hegte, dieſe werde die regelmäßigen 
Eigenſchaften haben, die für den gewöhnlichen Gebrauch wichtig ſind, und ſie hielten dieſe Er⸗ 
wartung für berechtigt. BG unterſcheidet ſtreng, im Gegenſatz zum preußiſchen Recht, zwiſchen 
Rechtsgewährleiſtung und Sachge währleiſtung 5. wegen Mängel der ver⸗ 
kauften Sache). Erſtere behandeln $$ 434ff., letztere 88 459 ff. Die beſondere Regelung der Sach⸗ 
gew ährung in 89 459ff. bezieht ſich grundfäßlich nur auf phyſiſche Mängel einer Sache (JW 04, 
403; unbe weglicher: JW 1912 S. 4617, 7471 oder beweglicher körperli 
papiere (Res 50, 240), insbeſondere beim Verkauf beſtimmter ausländiſcher Noten (RG 108, 
280); nicht auf Mängel von Rechten (NG 16. 5. 17 U 30/17), z. B. Verla 
werken, NG Hag 1933 Nr 912, Forderungen (FW 09, 655%), Hypotheken ( 
13719), Grundſchulden (JW 04, 403%). Wenn ein Recht an einer Sache verkauft iſt, das zum 
Befig und Genuß der Sache berechtigt ($ 451), jo wird, falls die Sache M 
die Sachgewährleiſtungspflicht nach $ 459 anerkannt. Hierher gehört jedoc 
des Rechtes aus dem Meiſtgebot (Warn 08 Nr 455). Auch auf den Verk 
8 459 nicht anzuwenden. Ferner werden in der Rechtſprechung unkörpe rliche (immaterielle) 
Güter, wenn ſie im Verkehr wie Sachen behandelt werden, auch in Hi 
leiſtungspflicht dieſen gleichgeſtellt, ſo namentlich auch ein ganzes Handels 
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Geſchäftsbetriebe (RG 63, 57; 67, 86; 69, 429; 98, 289; 100, 203; JW 08, 8°; 09 S. 15°, 684°; 
1912, 288°, 421; Kundſchaft, Patente und Lizenzen (Warn 1911 Nr 396). Auf Fabrikati⸗ 
onsgeheimniſſe und Geſchäftsgeheimniſſe läßt ſich jedoch 9 459 nicht anwenden (Warn 1914 Nr 
214). Wenn in einem Grundſtück ein Handelsgeſchäft betrieben und beide zuſammen verkauft wer⸗ 
den, bilden nach der Verkehrsauffaſſung beide zuſammen den untrennbaren Kaufgegenſtand. Der 
Wandlungsanſpruch wegen der Grundſtlücksmängel trifft daher auch das Geſchäft mit (RG 16.10.14 
V 179/14). Die Gewährleiſtungsgrundſätze wegen Sachmängel des Geſchaftsunternehmens ſind 
auch daun anzuwenden, wenn mit dem Verkauf der Anteilrechte einer mit ſelbſtändiger Rechts⸗ 
perſonlichkeit ausgeſtatteten Geſellſchaft ein Verkauf des von ihr betriebenen Geſchäftsunternehmens 
verbunden iſt, RG 122, 381. Wegen der Gewährleiſtung beim Erbſchaftskauf: § 2376. 

2. Über das Weſen der Gewährleiſtungspflicht iſt Streit. Gegen die hier vertretene Anſicht 
namentlich Süß, Weſen und Rechtsgrund der Gewährleiſtung für Sachmängel (1931). Reichliche 
Angaben des Schrifttums über dieſe Fragen S. 77 in Anm. 1 u. S. 78ff. und über den Rechtsgrund 
der Gewährleiſtung S. 122ff. Die Regelung will den widerſtreitenden Intereſſen des Käufers 
und Verkäufers einen billigen, dem treugläubigen Verkehr entſprechenden Ausgleich ſchaffen, RG. 
67, 89. Namentlich ſoll über den Rahmen der exceptio doli hinaus bei verborgenen Mängeln dem 
Käufer Schutz gewährt werden. An ſich ſind Leiſtungspflicht und Gewährleiſtungspflicht 
voneinander zu unterſcheiden. Beide ſchließen ſich aber nicht aus, Gewährleiſtung verſtärkt nur 
die Erfüllungspflicht und regelt ſie beſonders durch Schaffung eines Wandlungsanſpruchs, 
Minderungsanſpruchs, Schadenserſatzanſpruchs, Verjährung, Stundung, Aufrechnung. Hierzu 
beſonders Schollmeyer in Iherings Jahrb. 48, 93 (1905). Ferner Rab el, Die Haftung des Ver⸗ 
käufers wegen Mangels im Recht (1902); Herbert Meyer in Feſtſchr. f. Otto Gierke: Zum 
Urſprung der Vermögenshaftung i. dtſch. Recht (1911); Korintenberg, Erfüllung u. Gewähr⸗ 
leiſtung beim Werkvertrag (1935). Aber die Leiſtungspflicht iſt die Vorausſetzung für die Ge⸗ 
währleiſtungspflicht. Wofür der Verkäufer nach $ 459 haftet, das iſt der Inhalt ſeiner 
Leiſtungspflicht. Aus $ 433 iſt Gegenteiliges auch für den Spezieskauf nicht zu entnehmen. 
Wenn dort beſonders die Verpflichtung zur Übergabe der gekauften Sache, zur Beſitzverſchaffung 
als Leiſtungsinhalt neben dem der Rechtsverſchaffung hervorgehoben worden iſt, ſo folgt daraus 
noch nicht, daß hinſichtlich der Beſchaffenheit der zu übergebenden Sache Leiſtungspflichten 
aus dem Kaufvertrag nicht vorhanden ſeien. Vielmehr geht die Verpflichtung des Verkaufers 
nicht bloß auf die körperliche Übergabe der beſtimmten Sache „jo wie ſie iſt“, ſondern auf Lieferung 
dieſer Sache als einer mangelfreien oder ſolchen Sache, die die zugeſicherten Eigenſchaf— 
ten hat (RG 52, 355; 53, 70; 66, 76). Eine entſprechende Sache kann gar nicht verkauft werden, 
„wie fie iſt“, ſondern nur „wie fie ſein ſoll“, d. h. nach dem Vertrag. Damit wird nicht die Lieferung 
einer „Idealſache“ gefordert. Deshalb wird auch in $ 463 ganz zutreffend der Schadenserſatz 
„wegen Nichterfüllung“ zugeſprochen. Der Verkäufer hat auch beim Spezieskauf die Sache 
dem Käufer in derjenigen Beſchaffenheit zu übergeben, wie dieſer jie nach dem Kaufvertrag 
und der damit nach dem Verkehr begründeten Pflicht zu beauſpruchen hat. Sofern es ſich um einen 
Gattungskauf handelt, alſo die Lieferungs- und Erfüllungspflicht nicht von vornherein auf eine 
beſtimmte Spezies konzentriert ift, folgt daraus, daß eine mangelhafte Sache vom Kaufer über⸗ 
haupt zu keinem Teil als Erfüllung angeſehen zu werden braucht und er deshalb eine andere, der 
Leiſtungspflicht entſprechende Sache verlangen kann ($ 480). Soweit es ſich jedoch um einen 
Spezieskauf handelt, konzentriert von vornherein ſich die Leiſtungspflicht zwar auf dieſe eine be⸗ 
ſtimmte Sache, und die Lieferung einer andern Sache wäre nicht mehr Erfüllung des Kaufvertrags. 
Nach RG 86, 99 unterfällt der Regel des $ 459 auch eine Sache, die eine andere iſt als die beſtellte. 
Dagegen für Handelsware HGB $ 378. Eine andere Sache kann daher der Käufer naturgemäß 
nicht verlangen. Daraus folgt aber noch nicht, daß auch mit der Lieferung der mangelhaften Sache 
die Leiſtungspflicht des Verkäufers ſchon erſchöpft ift. Vielmehr hat er feiner Verpflichtung aus 
dem Kaufvertrage nur dann voll Genüge getan, weun er die Sache eben in dem Zuſtand über⸗ 
gibt, wie er nach dem Vertrage gewollt und vom Verkaufer zugeſagt, alſo Inhalt feiner Leiſtungs⸗ 
pflicht geworden iſt. Sie muß demnach nicht nur die konkrete gekaufte Spezies überhaupt ſein, 
ſondern auch die zugeſicherten Eigenſchaften haben oder falls ſolche nicht beſonders zugeſichert, 
diejenigen Eigenſchaften, die im Verkehr als gewöhnlich vorhanden vorausgeſetzt werden und die 
deshalb vom Geſetz ohne weiteres gleichfalls als Inhalt der Lieferungspflicht, als geſetzlich prä- 
ſumierter Vertragsinhalt angeſehen werden. Daß die Verpflichtung zur Leiſtung die 
zugeſicherten Eigenſchaften ergreift, iſt ohne weiteres klar. Die zugeſicherten Eigenſchaften 
werden aber mit den gewöhnlich vorausgeſetzten, verkehrsliblich erwarteten in $ 459 
durchaus gleich behandelt. Auch dieſe find zum Leiſtungsinhalt geworden. Verfehlt iſt gegen 
die Annahme, daß auch die in § 459 hervorgehobenen Eigenſchaften in obligatione und Inhalt 
der Leiſtungspflicht ſeien, der namentlich von Süß vorgebrachte Einwand, der Verkäufer ſei nicht 
zur Herſtellung einer Sache mit ſolchen Eigenſchaften verpflichtet. Allerdings ift er dies nur nach 
dem Werkvertrag, niemals nach dem Kaufvertrag. Daß er aber nicht verpflichtet iſt, eine mangel- 
freie Sache oder eine ſolche mit den zugeſicherten Eigenſchaften herzuſtellen, ſchließt in alle Wege 
noch nicht aus, daß er verpflichtet iſt, ſolche Sache zu liefern und dem Käufer zu übergeben. 
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Die Treupflicht der Vertragsgemeinſchaft iſt die Grundlage ſowohl für die Pflicht zu leiſten, wie 
für die Pflicht dafür einzuſtehen, daß das Geleiſtete der Vertragspflicht gemäß iſt. Eine Leiſtung, 
die dem Vertrauen, das der Gläubiger in den Vertrag hat, nicht völlig entſpricht, iſt noch keine 
vollſtandige Leiſtung im Sinne des Vertrags. Nur wenn der Schuldner nicht zur Leiſtung einer 
mangelfreien Sache verpflichtet ift, verſtößt die Leiſtung einer mangelhaften nicht gegen die Treu⸗ 
pflicht und liegt vollſtändige Leiſtung vor. Dieſe Beſchränkung der Leiſtungspflicht iſt aber nicht 
die Regel und meiſt erkennbar ſein, ſich nach dem Grundſatz der Zumutbarkeit ergeben. Neben der 
ſchon im Vertrag über die Leiſtung mitenthaltenen Gewährleiſtung des Regelfalls kann auch eine 
ſelbſtändige Gewährleiſtung übernommen werden, die als beſondere Verpflichtung im BB nicht 
geregelt iſt, N 146, 20. Unterläßt er die Lieferung, jo kann dann der Käufer natürlich nicht 
Herſtellung dieſer Sachen, aber Haftung wegen Nichtlieferung verlangen. Grund⸗ 
ſätzlich hat deshalb auch der den Kaufpreis einklagende Verkäufer beim Gattungs⸗ wie 
beim Spezieskauf zu beweiſen, daß die Sache die vertrags⸗ oder geſetzmäßigen Eigen⸗ 
ſchaften beſitze, wenn der Käufer beſtreitet, daß der Verkäufer durch Lieferung der ge⸗ 
kauften Sachen erfüllt habe. Dieſer Pflicht genügt der Verkäufer regelmäßig durch den 
Nachweis der Abſendung der Ware in vertragsmäßigem Zuſtande (§ 447). Eine Um⸗ 
kehrung der Beweislaſt findet nur ſtatt, wenn der Käufer zur Vorleiſtung verpflichtet 
iſt („Kaſſe gegen Faktura“ uſw.); denn danach ſoll der Vertrag mit der Ablieferung der 
Ware nach dem Willen der Vertragſchließenden vorläufig als erfüllt gelten (RG 106, 299). 
Der Grund für die Haftung aus der Lieferungspflicht entſteht daher mit dem Abſchluß 
des Kaufvertrags. Der Haftungsfall aber, die Haftung, tritt regelmäßig erſt bei dem Über⸗ 
gang der Gefahr für die Sache auf den Käufer ein, denn dies iſt der Zeitpunkt, an dem die Er⸗ 
füllung aus dem Kauf ſtattzufinden hat und an dem ſich ergibt, ob der Pflicht genügt wird oder 
wegen Nichterfüllung in der vom Geſetz vorgeſehenen Weiſe zu haften iſt. Die aus der Gewähr⸗ 
pflicht erwachſenden Auſprüche entſtehen ſonach allerdings erſt mit der Übergabe der mangel- 
haften Sache (RG Gruch 53 Nr 50). Das Eigenartige der Vorſchriften des BGB über die Gewähr ⸗ 
leiſtung beſteht nur darin, daß es die Haftung wegen Nichterfüllung der Verkäufer⸗ 
pflichten aus dem Kaufvertrag in beſonderer Weiſe und abweichend von den all- 
gemeinen Vorſchriften über Nichterfüllung von Verträgen regelt. Inſoweit dies 
geſchieht, geht die Sonderregelung der $$ 459ff. dieſen allgemeinen Vorſchriften vor und 
beſeitigt deren Anwendbarkeit, ſo daß dieſe auch nicht neben den Vorſchriften oder ſubſidiär zur 
Anwendung kommen. Das von $ 459 geregelte Gebiet iſt ausſchließlich dieſen Vor⸗ 
ſchriften vorbehalten; ſchließen dieſe aus ihm einen Rechtsbehelf aus, darf auch nicht aus⸗ 
hilfsweiſe der nach allgemeinen Grundſätzen zuläſſige Rechtsbehelf eintreten (j. unten unter 6). 
Soweit dieſe dagegen außerhalb des von $ 459 geregelten Umkreiſes liegen, bleiben ſie auch für 
den Kauf ſelbſtverſtändlich anwendbar. Daraus ergeben ſich die unten gezogenen Folgerungen. 
Immerhin aber find die Vorſchriften über die Gewährleiſtung in $$ 459ff. nachgiebiges Recht. 
Sie können — unbeſchadet des § 476 allerdings — erweitert, beſchränkt, ausgeſchloſſen oder ſonſt 
anders geordnet werden, als es das Geſetz vorſieht. Das geſchieht oft durch verkehrsübliche kurze 
Formeln und Klauseln, z. B. „in Bauſch und Bogen“, „nach Beſicht“, „wie beſehen“, „wie es 
ſteht und liegt“. Mit letzterer Formel wird oft von vornherein die Lieferungspflicht aus dem Kauf 
auf die vorliegende Sache abgeſtellt, gleichviel welche Eigenſchaften ſie hat. Daraus folgt dann 
notwendig auch die Beſchränkung der Haftpflicht und die Unanwendbarkeit der Haftung aus $ 459 
(RG 31,162; 62,49; JW 06, 549%; Warn 1913 Nr 281; RG 24. 4. 09 V 300/08; 12. 10. 18 U 
163/18; 8. 1. 18 11 377/17; OL® Stettin JW. 1926, 2003). Die Formel „wie beſehen“ kann 
ferner nur die Bedeutung haben, daß die Haftung für alle erkennbaren Mängel ausgeſchloſſen 
tein ſoll, einerlei, ob fie der Käufer tatſächlich erkennt oder nicht, nicht dagegen für ſpäter noch 
hervortretende (für die dann Rüge notwendig wird — R 14. 3. 19 111 435/18; 22. 6. 14 V 47/14), 
Bei Grundſtückskäufen „ohne jede Garantie“ vgl. OLG Stuttgart im Recht 1912 Nr 1592. Die 
Formel wie bisher beſeſſen“ iſt nicht in ihrer Bedeutung klar und vom Tatrichter auszulegen, 
Nö ZAl DR 1937, 694. Ferner RG 144, 162; Recht 1914 Nr 2641; Gruch 68, 222. Über Haftung 
bei Lieferung von Maſſeartikeln RG JW 1900, 856, über Ausſcheidungs möglichkeit von 
mangelhaften und mangelfreien Sachen OLG Stettin 2, 476. — Die Vereinbarung einer Arbi⸗ 
trageklauſel iſt keine Einſchrankung der Haftung an ſich, ſondern nur eine Beſchränkung der aus 
ihr ſich ergebenden Folgen. Sie beſagt, daß aus der Gewährleiſtungspflicht nur Minderung des 
Preiſes nach der Feſtſtellung von Gutachtern, keine Wandelung verlangt werden kann (RG 73,257), 
Es kann ferner auch vereinbart werden, daß die Sache ſchon zur Zeit des Vertragsſchluſſes, nicht 
erſt zur zeit des Geſahrübergangs, die verkehrsüblichen oder zugeſicherteu Eigenſchaften haben 
muß (RG 8. 1. 18 IL 377/17). 5 

3. Vorausſetzung für die Haftung nach $ 459 iſt 

A. Vorliegen einer Leiſtungspflicht, ſonach vor allem das Vorhandenſein eines 
gültigen Verkaufs (MG 71, 433; 74, 3; 87, 259) d. h. eines in gehöriger Form abgeſchloſſenen 
(8313), nicht verbots⸗ oder ſittenwidrigen Kaufs (Bordellkaufs, RG 71, 433). Wenn ein Kauf 
angefochten wird, iſt zunächſt die Berechtigung der Anfechtung zu erörtern, auch wenn gleich⸗ 
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zeitig die Wandelung geltend gemacht wird. Es darf nicht die Nichtigkeit oder die Berechtigung 
der Anfechtung dahingeſtellt bleiben (RG 49, 422; 87, 256; Warn 1913 Nr 83, 190; 1916 Nr 81). 
Nur ſoweit ein Anfechtungsgrund aus dem Vorliegen von Mängeln und Fehlern hergeholt wird, 
iſt jede Anfechtung wegen Irrtums ausgeſchloſſen, da wegen dieſer Umſtände ausſchließlich 
die beſondere Regelung nach § 459 gilt und nur das Gewährleiſtungsrecht maßgebend iſt, 
RG 61, 171; 70, 423; 97, 351. Iſt der Kauf angefochten, kann die Wirkung der Anfechtung auch 
nicht durch Einverſtändnis der Parteien mehr bejeitigt werden (LZ 1916 Sp. 30412). Die Lei⸗ 
ſtungspflicht fehlt auch, wenn der Käufer beim Abſchluß des Vertrags den Mangel kannte. Denn 
dann geht die Abſicht von vornherein auf Erwerb der mangelhaften Sache (§ 460). Bei einem 
erſt durch Eintragung formgültig rechtsgültig gewordenen Kauf, dem die Form mangelte, 9 313, 2, 
entſteht die Gewährleiſtungspflicht erſt im Zeitpunkt der Heilung, RG 134, 87. 

B. Nichterfüllung der Leiſtungspflicht. Die Pflicht des Verkäufers entſteht zwar mit 
dem Vertragsſchluß, geht aber auf eine in Zukunft zu be wirkende Leiſtung, nämlich auf Über- 
gabe einer beſtimmten Sache von beſtimmten Eigenſchaften. 

1. Nur zu dieſem Zeitpunkt braucht daher die Sache auch die vertraglichen Eigen⸗ 
ſchaften zu haben; ob ſie dieſe ſchon zur Zeit des Vertragſchluſſes hatte oder nicht, iſt in Hin⸗ 
blick auf die Leiſtungspflicht an ſich belanglos und nur von Bedeutung inſofern, als ſie künftig die 
rechte Erfüllung möglich oder unmöglich macht. Nur für die Geltendmachung des Schadenserſatz⸗ 
anſpruchs nach $ 463 iſt dies von Bedeutung, nicht aber für die Gewährleiſtungsanſprüche. Nach 
$ 459 wird dieſer Zeitpunkt, an dem die vertragsmäßigen Eigenſchaften bei der verkauften Sache 
vorhanden fein muͤſſen, als der des Gefahrübergangs auf den Käufer ($ 446) gekennzeichnet. 
NS in JW 1933, 13882. Die Mangelhaftigkeit der Sache bedeutet zwar, daß der Kaufvertrag 
nicht richtig erfüllt iſt, hindert aber den Gefahrübergang der übergebenen Sache nicht, weder 
beim Spezies⸗ noch beim Gattungskauf. Und ſoweit eine nicht richtige Erfüllung darin allein 
liegt, daß die Sache nicht die vertraglichen Eigenſchaften hat, iſt dies nicht mehr aus $ 433, ſondern 
aus den beſonderen Regeln der Wandlung oder Minderung geltend zu machen. Wie dieſe die 
Anfechtung wegen Irrtums ausſchließt, ſo auch die Einrede der nicht richtigen Erfüllung nach 
Übergabe der Sache. Auch aus dem Geſichtspunkt der mangelnden Geſchäftsgrundlage 
und der culpa in contrahendo können Mängel nach erfolgter Übergabe der Sache nicht mehr 
anders als mit der Sonderregelung der Mängelrüge geltend gemacht werden, Haymann, An⸗ 
fechtung, Sachmängelgewähr und Vertragserfüllung beim Kauf (1913) S. off. R& 61, 171; 62, 
282; 70, 423. Wenn aber das Verſchulden mit der Gewährleiſtung in keinem Zuſammenhang 
ſteht, kann auch aus dem Verſchulden bei Vertragsſchluß und poſitiver Vertragsverletzung neben 
§ 459 die Haftung geltend gemacht werden. OL Stuttgart DJ 1938, 213. Bei Grundſtücken 
genügt bereits die Eintragung des Käufers als Eigentümers im Grundbuch (JW 1911, 53912). 
Auch bei Eigentums vorbehalt geht die Gefahr ſchon mit der Übergabe über, nicht erſt mit 
der Zahlung des Kaufpreiſes; a. M. RG 64, 337; 66, 347, das aber gleichwohl die Gewähr⸗ 
leiſtungsanſprüche ſchon mit der Übergabe zuläßt (Warn 1912 Nr 204). Hieraus ergibt ſich folgendes: 

a) Bis zur Übergabe hat der Verkäufer das Recht, nachzubeſſern, um ſeiner 
Leiſtungspflicht bei Übergabe der Sache genügen zu können. Da er aber nur zur Lieferung, nicht 
zur Herſtellung der Sache verpflichtet iſt, beſteht für ihn nicht die Pflicht, nachzubeſſern. Dem 
Verkäufer dieſes Recht ausdrücklich erſt zu verleihen, dafür lag bei der zeitlichen Feſtſetzung des 
Haftungsfalls kein Anlaß vor. Der Käufer hat doch kein Recht darauf, daß eine Sache, die fehler ⸗ 
haft beim Kaufſchluß war, auch fehlerhaft bleibt, um ihm die Wandlung zu ermöglichen! Die 
Ausführungen in RG 3. 10. 11 11 372/10 und R& 1. 11. 11 11 213/11 können daher nicht gebilligt 
werden. Nach der Übergabe hat der Verkäufer keinen Anſpruch darauf, daß ihm der Käufer 
Nachbeſſerung geſtatte, es ſei denn, daß nach Lage der Sache die Ablehnung des Erbietens, nach⸗ 
zubeſſern, gegen Treu und Glauben im Verkehr oder gegen $ 226 verſtößt (RG 52, 357; 61, 92; 
87, 337; JW 04, 1987; 05, 4888; 07, 3002; Warn 1912 Nr 18, 299; Seuffl 67 Nr 109). Der 
Vertrag kann namentlich Abreden über Nachbeſſerungen enthalten. Der Verkäufer verliert aber 
das etwa begründete Nachbeſſerungsrecht und kann Wandlung nicht mehr abwenden, wenn ihm 
Gelegenheit zur Beſeitigung geboten war und dem Käufer die Fortſetzung der Beſeitigungsver⸗ 
ſuche nicht zuzumuten iſt (RG 87, 335). 

b) Vor der Übergabe kann im allgemeinen vom Käufer ein Gewährleiſtungsanſpruch 
nicht geltend gemacht werden (RG 53, 70; Warn 1917 Nr 83; JW 1905, 230; RG 23. 2. 12 
II 470/11) (beftritten). Die Sache muß übergeben ſein. Wird nicht geliefert, jo liegt Nichter⸗ 
füllung vor, und § 326 findet Anwendung. Nur wenn erweislich der Mangel offenbar ſich bis zur 
Ubergabe nicht beſeitigen läßt, wird dem Käufer nicht zuzumuten ſein, ſich die Sache erſt übergeben 
zu laſſen, er vielmehr berechtigt ſein, vorher ſchon die Gewährleiſtungsanſprüche geltend zu 
machen (RG 87, 260; Warn 1911, 358; JW 1912, 461; RG 23. 4. 20 II 525/19). Dem ſteht es 
gleich, wenn der Verkäufer vorher beſtimmt und endgültig erklärt, die Beſeitigung des Mangels 
nicht vornehmen zu wollen (RGS 23. 4. 20 11 525/19; RG JW 1912, 461; 1918, 221). Ob der 
Fehler ſchon zur Zeit des Vertragsſchluſſes oder nachher, aber vor dem Gefahrübergang ent⸗ 
ſtanden ſind, iſt für die Geltendmachung der Gewährleiſtungsanſprüche ohne Belang. Die Geltend⸗ 
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machung der Gewährleiſtungsanſprüche in dieſen Fällen ift aber eine Begünſtigung des Käufers, 
nicht iſt er zu ihr verpflichtet oder auf ſie beſchrankt. Vielmehr kann bis zur Übergabe der Käufer 
wahlweiſe auch die Rechte aus § 320 geltend machen und die Einrede des nicht erfüllten 
Vertrags erheben. Denn die Lieferung mangelhafter Sachen wäre keine Vertragserfüllung 
(MG 53, 70). Der Käufer kann die Abnahme einer mangelhaften Sache ablehnen. Die Übergabe 
des Ausfallmuſters kann nicht als Übergabe der Ware angeſehen werden, feine Mangelhaftig⸗ 
keit berechtigt daher nicht ohne weiteres zur Wandelung (Warn 1917 Nr 83). x 

II. Nur wegen des Fehlens der in $ 459 Abſ 1 u. 2 und noch enger der in 8 482 beſonders 
hervorgehobenen vertraglichen Eigenſchaften (Mängel) tritt die Haftung nach dieſer Vorſchrift 
als einer eigenartigen Rechtsfolge der Nichterfüllung des Kaufvertrags, wie ſie 
in 98 462, 483 ff. geregelt iſt ein. Das Geſetz knüpft dieſe ſeine Rechtsfolge ſchlechthin an die ob 
ieftine Tatſache des Ausbleibens der richtigen Vertragserfüllung, alſo an die Fehlerhaftigkeit 
der übergebenen Sache an ſich, gleichgültig, ob den Verkäufer hierbei ein Verſchulden trifft oder 
nicht. Ohne Belang iſt daher auch, ob der Verkäufer die Fehler gekannt hat. Beſonderes gilt nur 
bei Argliſt. 

4. Ws ſolche „geſetzlichen Mängel“, für die nach § 459 Abſ 1 gehaftet wird, kommen nun 
in Betracht: 


1 in Abſ 2 von Eigenſchaften“ der Kaufſache. 
ale zunächſt um eine körperliche Sache handelt, iſt damit deren natürliche Zu⸗ 


aften Ware. Immer kommen nur phyſiſche Eigenſchaft 
in bezug auf ſie, wie z. B. die Be — Ge { 


ache behaftet iſt. Auch hier handelt es ſich allein 
um eine natürliche Zuſtändlichkeit der Sache, um i en eh 20 


Was bei Naturdingen der Art gemäß iſt, ergibt 

ßigen ſtützt. Was bei Gegen⸗ 
rhaft iſt, ergibt der Zweck, dem 
das Arbeitsprodukt dient und die Abweichung von den hierzu auf 


geſtellten Normen der Arbeits⸗ 
weiſe (nicht zu verwechſeln iſt dieſer Gebrauchszweck des Gegenſtands mit dem Vertragszweck). 


ren zurückſteht, iſt noch kein Fehler, wenn er noch 
die 6 Art gemäßen Eigenſchaften hat. 


iſt il tgenanntem objektivem Sinne zu ver⸗ 
ſtehen. So iſt er ausſchlie ßlich im ace römiſchen Recht verſtanden worden, aus dem die 
0 ; ü ufſache in das deutſche Recht übernommen 
ſind, jo war die Auffaſſung im gemeinen Recht. Und daß das BGB auf dem gleichen Standpunkt 
der objektiven Beurteilung ſteht, ergibt ſich daraus, daß es die Haftung nur von ſolchen Fehlern 
em gewöhnlichen oder dem nach dem 
Vertrag vorausgeſetzten Gebrauch aufheben oder mindern“. Es kennt alſo auch Fehler, die den 
im Vertrag vorausgeſetzten Gebrauch nicht beeinträchtigen. Dann verſteht das BG aber unter 
Fehler nicht das Fehlen von Eigenſchaften, die im Vertrag gefordert werden, nicht das Fehlen 
' gsgegenſtand. Diefe Auffaſſung wurde auch 
urſprünglich vom Reichsgericht geteilt, RG 67, 


ch vi 86, beſonders 97, 352 („Unter Fehler im Sinne 
des $ 459 iſt ein Abweichen von der normalen Beſchaſſenheit zu verſtehen “. 


es $ b 1 t N „Es iſt kein Fehler 
eines Inſtrumentes, daß es ſeiner allgemeinen Beſchaffenheit nach hinter beſſeren zurückſte ht. 
Verfehlt wäre es, eine Orcheſtergeige als fehlerhafte Sologeige zu kennzeichnen“). Von dieſer 
objektiven Auffaſſung ift allerdings jpäter das R abgegangen und hat die erſtgenannte fub- 


Untauglichkeit 


‚20; 99, % 101,64; 114,239; 115, 286; 138, 342; RG in 
23 1911 Sp 927; 1916 Sp. 222, 1181; Gruch 66, 452. Gegen dieſe ſubjektive Auffaſſung Hay⸗ 
manus in RG Praxis (1929) Bd. III S. 317ff. und Leonha rd, Schuldrecht (1931) Bd. 2 S. 50, 
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während ſich ihr angeſchloſſen haben Enneccerus-Lehmann, Recht der Schuldver⸗ 
hältniſſe (1939) § 108 la, Hedemann, Schuldrecht (1931) S. 235; Siber, Schuldrecht 
(1931) S. 235; Werner in ZW 1927, 66812. In RG in JW 1932 S. 1862 hat das RG 
die widerſprechenden Anſichten nochmals gewürdigt und iſt ausdrücklich bei ſeiner ſubjektiven 
Auffaſſung ſtehen geblieben. Die gleiche Anſicht in der vorausgehenden Auflage dieſes Kom⸗ 
mentars kann nicht aufrecht erhalten werden, vielmehr muß man ſich den Gründen Haymanns, 
die dieſer in AM 1932 S. 1862 A wiederholt, anſchließen. Die Frage iſt von großer praltiſcher 
Bedeutung, weil der Ausſchluß anderer Rechtsbehelfe wegen fehlerhafter Leiſtung der Kauf 
ſache nicht weitergeht, als ſolche Rechtsbehelfe reichen, die ſich auf Fehler ſtützen. Unrichtig 
iſt es namentlich, wenn der Begriff des Fehlers von der Minderung des Wertes einer 
Sache abhängig gemacht wird oder von der Tauglichkeit für den gewöhnlichen oder 
vorausgeſetzten Gebrauch. Das ſind Umſtände, die zu dem vorhandenen Fehler hinzu⸗ 
treten müſſen, um die Haftung zu begründen, aber nicht Umſtände, die erſt einen Fehler erzeugen. 
Vgl. unten. Ob eine Sache Fehler hat, ift ſelbſtändig und ohne Rückſicht darauf feſtzuſtellen, 
daher unrichtig RG Recht 1913 Nr 2986, auch NG 129, 283. Die Abweichung kann in der phyſi⸗ 
ſchen, techniſchen, chemiſchen und phyſikaliſchen Natur der Sache liegen, ebenſo auch in national» 
ökonomiſcher und äfthetiſcher Art. Mängel der Verpackung können unter Umſtänden Mängel der 
Ware ſein (Originalverpackung, Tropenverpackung; RG JW 1911, 158°; R 59, 120). Nach 
RG JW 1930, 19241 ſoll ein elektriſcher Strom mit zu geringer Kraft ein Mangel des Stromes 
ſein. Richtigerweiſe kann in einem Strom, der zu ſchwach iſt, die im Vertrag vorausgeſetzte Kraft 
zu entwickeln, aber nur ein Fehlen zugeſicherter Eigenſchaften liegen. Eine allgemeine normale 
ee iſt keine Eigenſchaft des Stromes, der in feiner Stärke ſehr verſchieden 
ein kann. 

p) Da von der Rechtſprechung in Ausdehnung der Vorſchrift des $ 433 nicht nur körperliche, 
ſondern auch unkörperliche Sachen, wie Geſch äftsunternehmungen, Kundſchaft uſw. als mög- 
liche Gegenſtände eines Kaufes angeſehen werden, ſoweit ſie im Verkehr dieſen gleich behandelt wer⸗ 
den, jo iſt auch der Begriff der Eigenſchaft auf dieſe unkorperlichen Sachen entſprechend auszudeh⸗ 
nen, was dann zur Anwendung ber Vorſchriften der 88 459ff. führt (RG 24. 4.13 11 631/12; 63,57; 
67,86; 98,289; 100,203; 138,356; 148,295; RG IW 1912, 747). Bei Veräußerung einzelner Ge⸗ 
Ihäftsanteile einer G.m. b. H. iſt zu beachten, daß der Geſchäftsanteil ein ſonſtiges Recht im 
Sinne von $437 ift, die Veräußerung alſo nur die Veräußerung der Mitgliedſchaft an der Gem. b. H., 
nicht die eines Anteils an dem von ihr betriebenen Erwerbsgeſchäft ift. Deshalb kann $ 459 nicht 
Platz greifen, wenn das Unternehmen Mängel hat. Dieſelbe Auſſaſſung vertrat urſprünglich 
das Reichsgericht auch bei dem Verkauf ſämtlicher Geſchaftsanteile, RG 86, 146. Neuer 
lich erblickt aber das NG in dem Verkauf ſämtlicher Geſchäftsanteile zugleich ohne weiteres den 
Verkauf des von der G. m. b. H. betriebenen Unternehmens, denn dies jet der wirtſchaftliche 
Zweck. Daher läßt es wegen Mängel des Unternehmens nunmehr 8459 anwenden. RS 120, 
283; 124, 164; 122, 378; JW 1930, 3740“. Alles das, was begrifflich das Weſen eines ſolchen 
unkörperlichen Gegenſtandes nach der allgemeinen Auffaſſung und Erfahrung über ſeine normale 
Beſchaffenheit ausmacht und als zu ihm gehörig angeſehen wird, um ſich als ſelbſtändige Einheit 
in der Art der Erſcheinungen zu erweiſen, iſt ſeine Eigenſchaft. Daher können reine Duantitäts- 
mängel bei Betriebsmitteln, wie z. B. ein geringes Warenlager, Inventar, geringer Vermo⸗ 
gensbeſtand, recht wohl zugleich Qualitätsmängel eines Geſchaftsbetriebs als unkorperlichen 
Gegenſtandes fein (MG 98, 289). Das Vorhandenſein eines beſtimmten Betriebskapitals, die Er⸗ 
tragsfähigkeit eines Geſchäfts, der Mietertrag eines Grundſtücks, deſſen Unkoſten (Feuerver⸗ 
ficherung) kann eine Eigenſchaft ſein (NG 100, 204; 146, 121). Als Eigenſchaft eines Laden 
geſchäfts kann auch die Unkündbarkeit des den Betrieb ermöglichenden Mietverhält- 
niſſes gelten (RG 17. 3. 22 III 446/21). Die dauernde Möglichkeit der Benutzung eines 
Grundſtückes auch unbehindert insbeſondere durch polizeiliche Eingriffe bildet eine Eigenſchaft 
des Unternehmens, R 138,356. Ebenſo kann der geringe Umfang einzelner Hefte einer Zeitſchrif⸗ 
tenreihe (zunächſt reiner Quantitätsmangel) hinſichtlich der ganzen Reihe als Qualitätsmangel wirken 
(Seuff A 71, 57). Auch das Beſtehen von Arbeitsverträgen mit den Arbeitern kann als eigenartige 
Organiſation des Betriebs recht wohl Eigenſchaft und gegebenenfalls Mangel eines Fabrit⸗ 
geſchäfts fein, was von RGS 13. 5. 14 V 39/14 dahingeſtellt gelaſſen wird. Dagegen ſieht R 
13. 1. 14 V richtig die Art der Kundſchaft, der Fabrikate als Eigenſchaft des Geſchäfts an, ebeuſo 
RG 69, 429 das den Betrieb hindernde Entgegenſte hen fremder Patente. Das Warenzeichen 
iſt dagegen keine Eigenſchaft eines Geſchäftsbe triebs (Mie 24. 11. 10 1169/10). 

e) Schließlich find auch ſchon tatlächliche, insbeſondere wirtſchaftliche und ſoziale und 
ſogar rechtliche Beziehungen einer Sache zu ihrer Umwelt als ihre Eigenſchaften angeſehen 
worden. Dies iſt jedoch nur dann zuläſſig, wenn dieſe Beziehungen in der Bei chaffeuheit 
der Sache ſelbſt ihren Grund haben, von ihr ausgehen, ihr auch für eine gewiſſe Dauer 
anhaften und nach der Verkehrsanſchauung normaler Weiſe bei derartigen Sachen vorhanden 
find. Das ift nicht der Fall, wenn es ſich um Eigenſchaften der Perſonlichkeiten der Bewohner 
handelt, die mit dem Wohnhauſe ſelbſt nichts zu tun haben und in jedem anderen Wohnhauſe 
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dieſelben bleiben. Verfehlt die Ausführungen von Friedrich, DOWN 1938, 129. Die Wert⸗ 
ſchätzung der Sache im Verkehr iſt aber nicht maßgebend, wie Rc 52, 2; 61, 84; Seuffl 
61, 433 annehmen. Letzterer Umſtand aber bildet ein Indiz dafür, daß die Beziehungen 
von der Sache ſelbſt ausgehen. Bloß von außen her an ſie herantretende, außer der Sache liegende 
Umſtände und Beziehungen, namentlich nur vorübergehender und zufälliger Natur, die ebenſogut 
ohne weiteres jede andere Sache ergreifen könnten, ſind noch keine der Sache anhaftende 
Eigenſchaften. So ſind z. B. Beſchränkungen oder Freiheiten in bezug auf die rechtliche Verfü⸗ 
gungsmacht der Sache, die im Recht ihren Grund haben, ſolche von außen her an ſie herantretende 
Umſtände, keine Eigenſchaften der Sache. Vgl. hierzu RG 52,2; 59,243; 61,86; 148,294; IW 06, 
37%; 5.11.11 V 168/11; 27.4. 18 V 368/17; 21.2. 12 II 414/11; 19.4. 12 IV 520/11. Zu betonen 
iſt insbeſondere, daß nur ſolche Beziehungen der Sache zur Umwelt als ihre Eigenſchaften an⸗ 
geſehen werden können, die in der Gegenwart, zur Zeit des Gefahrüberganges, vorhanden 
ſind oder in der Vergangenheit beſtanden haben (RG 3. 2. 09 V 171/08). Zuſicherungen, 
daß eine zur Zeit des Gefahrüberganges vorhandene Eigenſchaft auch in Zukunft fortdauern 
werde, oder nicht vorhandene in Zukunft vorhanden fein werden, find nicht Zusicherungen von 
Eigenſchaften einer Sache, ſondern es handelt ſich hier nur um Erwartungen, daß künftig 
gewiſſe Verhältniſſe eintreten werden. So z. B. Zuſicherung, daß ſich für die verkaufte Sache 
alsbald ein Mieter finden werde (NG 148, 295; ZW 1912, 74710). Auch der Umſtand, daß in — 
wenn auch naher — Zukunft ein Dritter eine gewiſſe Handlung in bezug auf die Sache vornehmen, 
etwa ſie mieten werde, kann nicht als Eigenſchaft der Sache angeſehen werden. 

In einzelnen iſt es gerade hier ſchwer zu entſcheiden, ob die hervorgehobenen Beziehungen 
als Eigenſchaften der Sache ſelbſt nach der Anſchauung des Verkehrs anzusehen find oder nicht. 
Namentlich bei den rechtlichen Beztehungen iſt nicht immer Folgerichtigkeit in der Rechtſprechung 
vorhanden. Hervorzuheben aus der reichen Judikatur iſt folgendes: 

Die mangelhafte Beſchaffenheit der einer Aktiengeſellſchaft gehörigen Grubenfelder und 
Erze find keine Eigenſchaft der Aktien dieſer Geſellſchaft (RG 59, 243). Auch der Kurs eines 
Wertpapiers gehört nicht zu den Eigenſchaften einer Sache (JW 06, 3786; 09, 49214), eben⸗ 
ſowenig die Zuſicherung von Nebenrechten (MG 56, 255), was allerdings beſtritten iſt. Nicht 
einen Sachmangel, ſondern einen Mangel im Recht enthält die Belaſtung des verkauften Grund⸗ 
ſtücks mit einer Grunddienſtbarkeit (RG 69, 356; 93, 73). Daher Haftung nach 8 437, nicht nach 
§ 468. Ebenſo das Fehlen mitverkaufter Sigelſchlagrechte (DL® 27, 321), Verpachtetſein des 
verkauften Grundſtücks (OLG 22, 220), Unkündbarkeit aufhaftender Hypothek (Warn 09 Nr 134), 
das Recht, die Bebauung des Nachbargrundſtücks zu verbieten (RG 93, 74). Mietfreiheit von Räu⸗ 
men (Warn 1917 Nr 100; Recht 1916 Nr 1869); Nichtfreiſein von Rechten, die ein Dritter gegen 
den Käufer geltend machen kann (RG 59, 404; Warn 1917 Nr 100). Ein Warenzeichen iſt ebenfalls 
keine Eigenſchaft eines Geſchäftsbetriebs (RG 24. 11. 10 II 169/10). Nicht zu billigen iſt daher 
Warn 1918 Nr 70, wonach Umſtand, daß Sache in feindlichem Eigentum ſteht, Sacheigenſchaft 
ſein foll, ebenſowenig RG 16. 11. 17 11 227/17; 10. 5. 18 II 21/18, daß Beſchlagnahmefreiheit 
und Beſchlagnahmegefahr der Ware als eine Eigenſchaft von ihr behandelt (Warn 1918 Nr 185), 
was natürlich nicht Haftung für Zuſage von Beſchlagnahmefreiheit aus Vertrag ausſchließt 
(283 1918 Nr 226), ferner AG 85, 106 über vergällungspflichtigen Spiritus. Die bloße Einzie- 
hungsmöglichkeit nach V3 § 134 ift jedoch auch vom Reichsgericht nicht als ſolche anerkannt 
worden (RG 101, 416; RG 11. 3. 21 11 482/20 in 23 1922 Sp 568). 

Nicht eine Eigenſchaft der Sache, ſondern ein außer der Sache liegender Umſtand iſt 
der Geldwert einer Ware (MG 64, 266; 98, 292; 111, 260), beim Verkauf eines vermieteten 
Hauſes die Zahlungsunfähigkeit eines Mieters (JW 1912, 9105). Die Ertragsfähigkeit 
emes Geſchäfts (Bierumſatz einer Gaſtwirtſchaft: RG 52, 1; 63, 61; 67, 86; 93, 74; Warn 1913 
Nr 87, 310), der Mietertrag eines Grundſtücks, RG 132, 78; 134, 86, JW 1908, 549°, deſſen Un⸗ 
koſten, R& 83, 242, die Feuerverſicherung eines Wohnhauſes (NG 54,222; JWö 8,5499, R 2.11.07 
V 108/97), Geeignetſein eines Grundſtücks zum Gaſtwirtſchaftsbetrieb (RG Recht 1914 Nr 1819), Be⸗ 
bauung mit beſtimmter Getreideart (RG Recht 1913 Nr 2987) können dagegen als deren Eigenſchaft 
angeſehen werden, wenn dabei eine längere Dauer in Betracht kommt (RG 83, 242; RG 
13. 10. 10 II 46/10). Eine Eigenſchaft des Grundſtücks kommt auch nicht in Frage, wenn aus 
einem früher erzielten Mietertrag für die Zukunft der Mietertrag gleich hoch geſchätzt wird, obſchon 
die Verhältniſſe umgeſtaltet find (RG 1. 12. 15 V 298/15). Guthaben am angeſammelten Til⸗ 
gungsfonds bei Amortiſationshypothek bildet keine Eigenſchaft des Grundſtücks (RG 74, 402; 
21. 2. 20 V 367/19). Die Zuſicherung, daß keine Straßenbaukoſten zu zahlen ſeien, enthält 
keine Zusicherung einer Eigenſchaft des Grundſtücks (RG 4. 6. 21 V 499/20). Die Erklarung, daß 
keine weiteren Verbindlichkeiten beſtehen, iſt von R 100, 200 als Zuſicherung einer Eigenſchaft eines 
Geſchäfts angeſehen worden. Die Höhe der Hauszinsſteuer iſt eine Eigenſchaft des Grundſtücks.— 
Beim Umſatz eines Geſchäfts darf der eigene Verbrauch auch nicht ſtillſchwiegend eingerechnet wer⸗ 
den (RG 4.10.16 V 159/16), ein bloß einjähriger Umſatz braucht noch keine Eigenſchaft eines Ge⸗ 
ſchäfts zu bilden, es fehlt die dauernde Zuſtändlichkeit (JW 1915, 11172; 23 1916 Sp 80412). 
Wenn die widerrufliche Erlaubnis zur Benutzung einer beſtimmten Menge Betriebswaſſer für eine 
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verkaufte Mühle ſpäter eingeſchränkt wird, die Unkündbarkeit einer das Grundſtück belaſtenden Hypo⸗ 
thek, R JW 1936, 7931, ein aufhaftender Auszug, fo iſt das ein außer der Sache liegender Um⸗ 
ſtand (Warn 1912 Nr 240; NG 27. 4. 18 V 368/17), ebenſo wenn keine Erlaubnis zum Gaſtwirt⸗ 
ſchaftsbetrieb in einem Grundſtückerteilt worden iſt (RGS 13. 5.08 V 337/07). Dagegen wurde ausge⸗ 
ſprochen, daß die Nichtverwendbarkeit eines Grundſtücks für einen Gewerbebetrieb infolge gewerbe 
polizeilicher Beanſtandung, die Beſchränkung der Bebauung auf Grund des preuß. Anſiedlungs⸗ 
geſetzes v. 10. 8. 04 einen Mangel darſtellen kann (RG 7. 10. 11 V 113/11; Warn 1914 Nr 215). 
Der Grund für die verſchiedene Behandlung in beiden Fällen liegt darin, daß in dem einen Fall 
die Eigenart des Grundſtücks, in dem anderen aber andere Umſtände die Urſache der ablehnenden 
Haltung der Gewerbepolizeibehörde bildeten. Aus dem gleichen Grunde ift mangelnde Bau⸗ 
reife, bei Verbot der Bebaubarkeit, die Unverwendbarkeit eines als Bauland verkauften Grund- 
ſtücks infolge öffentlich-rechtlicher Baubeſchränkungen oder privaten Verbietungsrechts in einer 
Reihe von Entſcheidungen als Sachmangel des Grundſtücks angeſehen worden (RG 61, 84; 
69,356; 131,348; 137,295; JW 07, 478“; 1911,32210; Warn 1913 Nr 224; 1914,18; RG 14.5. 18 V 
31/18; 10. 1. 21 IV 527/20 in L8 1922 Sp 221). Auch die Lage eines Grundſtücks, RG 61, 
85, die deſſen Ungeſtörtheit und Benutzbarkeit beeinträchtigt (Warn 1911 Nr 368; 1912 Nr 205), 
dauernd hoher Grundwaſſerſtand (RG 19. 4. 13 V 531/12), Nähe der Eiſenbahn mit Anſchlußgleis 
(NS 17. 9. 19 V 146/19; RG 61, 85; HRR 1930 Nr 1313) find Eigenſchaften eines Grundſtücks. 
Ferner Beſtellung einer beſtimmten Fläche mit beſtimmter Getreideart Eigenſchaft eines Grund⸗ 
ſtücks (RG 17. 9. 13 V 134/13), ſonſtiges Geeignetſein zu einem Gewerbebetrieb (RG 25. 3. 14 
V 482/13). Aber die Nichtgewährung einer Schankerlaubnis, weil kein Bedürfnis vorhanden 
iſt, iſt kein Mangel des Grundſtücks, Rh JW 30, 1924. Kein Mangel des Grundſtücks ferner: 
Entwicklung des Badeorts, in dem das Grundſtück liegt, RG 148, 294, oder eines Stadtteils und 
ſeiner Verkehrswege. Ein Fehler des Grundſtücks ſelbſt nach $ 459 kann auch in Man 

geln des Zubehörs gefunden werden (RG Gruch 36, 940 und 16. 2. 21 V 398/20). So⸗ 
fern bei Vieh nicht Gewährleiſtung wegen Mangelhaftigkeit des einzelnen Viehſtückes, ſondern 
der weiteren dadurch verurſachten Mangelhaftigkeit des Grundſtücks begehrt wird, kommt 
$ 481 nicht zur Anwendung (RG 102, 309). Die Lage kann auch bei beweglichen Sa 
chen ein Verhältnis ſchaffen, das als deren Eigenſchaft anzuſehen iſt, z. B. die Herkunft 
einer Ware (Mb 8. 1. 19 1 254/18). Mit Unrecht iſt aber ſchon die erfolgte Ankunft einer ſchwim⸗ 
menden Ware in einem beſtimmten Ort als ſolche Eigenſchaft angeſehen vom RG 20. 10. 16 
II 287/16, ferner Warn 1917 Nr 28 und OLG Hamburg in Recht 1917, 402870, weil die dauernde 
Beziehung zur Sache fehlt. Laßt man ſchon eine vorübergehende Beziehung genügen, 
wie es unter Umſtänden RG in Recht 1913 Nr 2986 geſtattet, tritt eine vollſtändige Verflüchtigung 
des Begriffs der Eigenſchaft als etwas der Sache Anhaftendes ein. Das Reichsgericht kommt 
hierzu auch nur durch die verfehlte Identifizierung mit dem Wertbegriff. Richtig dagegen erachtet 
die bloße Vereinbarung einer Abladezeit nicht als Vereinbarung über eine Eigenſchaft RG 
71, 307). Dagegen mit Recht z. B. ungenügende Sortierung einer Mengeneinheit, Ausfuhr. 
fähigkeit einer Ware, wenn dieſe auf beſtimmten, ihr beiwohnenden Eigenſchaften beruht (Seuff A 
71, 59). Unter die tatſächlichen Beziehungen einer Sache zu Perſonen, die als jener anhaftende 
Eigenſchaften angeſehen werden können, gehört nicht ſchon die ihr von dieſen Perſonen zuteil 
werdende bloß ſubjektive Beurteilung uber das Vorliegen oder Fehlen von Vorzügen oder 
Mängeln, vielmehr müſſen objektive Tatſachen und Umſtände vorliegen, die als Hinweiſe auf das 
Vorhandenſein beſtimmter Eigenſchaften zu deuten ſind, wenn dieſe auch noch verborgen und 
nicht nachweisbar ſind. 

Unter den Sachmängeln der Gebäude nimmt der Hausſchwamm eine hervorragende 
Stellung ein (RG JW 1904, 359; 1905, 339). Ihm gegenüber iſt die Rechtſprechung beſonders 
ſtreng. Zwar iſt noch verneint worden, daß ein Gewährfehler vorliegt, wenn nur die künftige 
Möglichkeit von Schwammbildung beſteht (RG 11. 1. 11 V 71/10), aber nicht nur wirklich vor⸗ 
handener Hausſchwamm wird als Sachfehler betrachtet (RG 4. 5. 11 V 454/11; JW 05, 3 
08, 74210, 11; Warn 1913 Nr 313), ſondern auch ſchon die nach Beſeitigung des Schwamms noch 
bleibende Schwammverdächtigkeit (RG 85, 252; JW 1912, 11034). Außer dem eigentlichen 
Hausſchwamm (merulius lacrimans) iſt auch die ſog. Trockenfäule (polyporus vaporarius) 
als Mangel anerkannt (RG JW 1908, 742). — Beim Verkäufer oder Käufer vorhandener 
Schwammverdacht im ſubjektiven Sinne iſt nicht mit Schw ammverdächtigkeit im ob⸗ 
jektiven Sinne als ein dem Gebäude anhaftender Verdacht der Wiederkehr zu verwechſeln. 
Letzterer muß auf tatſächlichen Umſtänden beruhen, die den objektiven Schluß der Wiederkehr 
geſtatten, ſonach eine gegenwärtige Gefahr bringen. Der bloße Verdacht einer Partei iſt noch 
kein Mangel der Kaufſache (Warn 1914 Nr 297; 1918 Nr 180). Wie lange die Schwammverdach⸗ 
tigkeit im einzelnen Falle fortdauert, iſt eine Tatſache, die von den Fortſchritten der Erkenntnis 
des Übels und der Mittel dagegen abhängt. Wenn auch wiſſenſchaftlich die Gefahr der Wiederkehr 
eines gründlich beſeitigten Hausſchwamms zu verneinen iſt, ſo kann gleichwohl fortdauernde 
Verdächtigkeit angenommen werden, wenn in den für das fragliche Geſchäft in Betracht kommen⸗ 
den Verkehrskreiſen noch die gegenteilige ältere Anſicht beſteht (Rs Recht 1914 Nr 2639). Über 
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die Frage der Lüftung beim Hausſchwamm Mahlke in IW 1923, 1019. Mängel bei Holz⸗ 
täufen: Wehen Mängel und Mängelanſprüche nach Recht und Brauch des Holzes. 6 

d) Von der Lieferung einer mangelhaften Sache iſt die Lieſerung einer andern Sache, eines 
aliud zu unterſcheiden. Auf fie finden die Gewährleiſtungsanſprüche des $ 459 keine Anwen⸗ 
dung (Warn 1914 Nr 271; 1918 Nr 8). Ob eine andere Sache vorliegt, läßt ſich nur nach dem 
beurteilen, was Inhalt des Kaufvertrags iſt. Neben der natürlichen Beſchaffenheit der Ware 
iſt auch die Verkehrsauffaſſung von Bedeutung, die die Grenzen der Gattung auch einengen kann 
NOHG 24, 405; Warn 1918 Nr 8). Iſt die Gattung Holz in der Beſchaffenheit hart zu liefern, 
ſo kann die Lieferung weichen Holzes Lieferung eines mangelhaften Holzes ſein. Iſt dagegen 
die Gattung Eichenholz Vertragsinhalt, fo iſt die Lieferung Birkenholz die Lieferung eines aliud, 
denn Virkenholz iſt niemals mangelhaftes Eichenholz. Iſt eine „Stradivariusgeige“ in dem 
Sinne Gegenſtand des Kaufes, daß damit eine alte Geige gemeint iſt, bei der die Herkunft von 
Stradivarius in Frage kommt, dann iſt die Lieferung einer aus neuerer Zeit ſtammenden Geige 
nicht, wie R will, die Lieferung einer fehlerhaften, Warn 1916 Nr 244; 23 1916 Sp 1181, 
ſondern eines aliud, ebenſo wenn eine Sologeige Vertragsinhalt, dann iſt die Lieferung 
einer Orcheſtergeige die Lieferung eines aliud, denn eine Orcheſtergeige iſt an ſich noch keine 
fehlerhafte Sologeige. Dagegen RG 97, 371, aber RG 115, 287. Eine Überſicht bei Pörtner, 
Rechte des Käufers bei Lieferung einer andern Sache (1919) S. 20. > 

IJ. Nicht jeder Fehler im vorbezeichneten Sinne begründet die bejondere Gewähr⸗ 
letſtungspflicht des $ 459, ſondern nur ſolche, die den Wert einer Sache oder die Tauglichkeit 
zu dem ge wöhnlichen oder dem nach dem Vertrag vorausgeſetzten Gebrauch auf⸗ 
heben oder mindern. Dies iſt durchaus ſelbſtändig und getrennt von der Feſtſtellung zu behandeln, 
ob überhaupt ein Fehler vorliegt. RG 68,214. Die Untauglichkeit zu dieſem Gebrauch iſt nicht ſelbſt 
ſchon ein Fehler. Die Vorausſetzung bildet neben dem Fehler den zweiten Grund für die 
Gewährleiſtung nach 8459 Abſ 1. Wendt in Jberings Jahrb. 22, 334; Haymann aao. S. 318ff. 
Liegt kein Fehler vor, ſo tritt wegen einer Beeinträchtigung des gewöhnlichen oder nach dem 
Vertragszweck vorausgeſetzten Gebrauchs trotzdem keine Haftung nach $ 459 Abſ 1 ein. Eine 
Orcheſtergeige iſt keine fehlerhafte Sologeige. Genügt ſie nicht dem nach dem Vertrag voraus⸗ 
geſetzten Gebrauch, kann nach Abſ ! nicht gewandelt werden. Ferner muß umgekehrt die Fehler⸗ 
haftigteit urſächlich für die Minderung des Werts oder der Tauglichkeit ſein. Ein baufälliges 
Haus mit beſchädigten Türen und Fenſtern iſt fehlerhaft; wenn der im Vertrag vorausgeſetzte 
Gebrauch aber der Abbruch iſt, ſo beeinträchtigt der Fehler dieſen Gebrauch nicht, daher keine 
Wandlung. 

1 Der Wert iſt der objektive Tauſchwert, nicht die ſubjektive Bewertung. Der Käufer muß 
im Zweifel mit der Möglichkeit der Weiterveräußerung rechnen können. Daher kommen unter 
Umſtänden auch Abweichungen von den Normen der Mode und des Geſchmacks in Betracht, 
ſofe rn fie als Fehler anzuſehen find und die Verläuflichkeit beeinträchtigen (Warn 1910 Nr 429; 
OLG 23, 24). Sie haben dann einen geringeren Verkehrswert. RG JW 1911, 3919, 

2. Die Tauglichkeit iſt vom Tauſchwert unabhängig, ihr Mangel braucht dieſen nicht zu be⸗ 
einfluſſen (Warn 1912 Nr 422; RG 18. 10. 10 11 649/09; 12. 10. 12 V 133/125 3. 10. 11 11372/10). 
Es iſt zu unterſcheiden einmal zwiſchen a) der Tauglichkeit zum gewöhnlichen Gebrauch, d. h. 
zu einem Gebrauch, wie er allgemein mit Sachen gleicher Art geübt wird, z. B. ein Reit- 
pferd wird zum Reiten, nicht zum Ziehen verwendet, ein Haus zum Bewohnen, muß alſo heizbar 
jein in ſeinen Wohnräumen (IW 03 Beil 140). Entſcheidend ift die Verkehrsanſchauung mit 
Nüdficht auf die örtliche und fonftige Lebensauffaſſung (RG 70, 85), nicht die ſubjektive An⸗ 
ſchauung des Käufers. — Sodann zwiſchen b) dem nach dem Vertrag vorausgeſetzten Gebrauch. 
Darunter ift nicht die einſeitige Vorausſetzung nur einer Vertragspartei, insbeſondere 
des Käufers zu verſtehen, auch wenn der Verkäufer die Zweckbeſtimmung der Kaufſache, die ihr 
der aufer zu geben beabſichtigt, erkennt RG 70, 86). Vielmehr muß der vorausgeſetzte Gebrauch 
die Vorausſetzung (nach Bertmann:„Geſchäftsgrundlage“) beider Teile geworden ſein (RG 62, 
264; 66,138; 67,87; 131,352; Recht 09 Nr 3542). Nur fo kann man den Bedürfniſſen des Verkehrs 
gerecht werden. Dieſe Auffaſſung wird von der neueren Rechtſprechung des Rch geteilt, N 


114,239; 115, 286; 135, 342, JW 1927, 66812; Gruch 66, 452; Warn 1927, 668 Nr 140. Maß 


gebend iſt insbeſondere beim Kauf nach Probe das Muſter und deſſen Brauchbarkeit (RG 95, 45). 


Der vorausgeſetzte Gebrauchszweck braucht nicht ausdrücklich genannt zu werden, er kann ſich 
auch aus den Umſtanden ergeben, z. B. ein Pferd wird als Zugtier oder als Schlachttier gekauft, 
als Deckhengſt. Auch aus dem Preis kann erkennbar ſein, daß die Kaufſache zu einem Gebrauch 
verwendet werden ſoll, der bei dem Vorliegen eines Fehlers unmöglich iſt. Der Wert einer Sache 
bemißt ſich nach dem Gebrauchswert, den ſie im beſonderen Fall für den Beſitzer hat, Dieſer per» 
ſönliche Einſchlag iſt zu berückſichtigen, wenn er nicht der reine Liebhaberwert iſt, RG 68, 214. 

III. Endlich genügt auch nicht jede Aufhebung oder Minderung des Werts oder Gebrauchs 
der Sache ſchlechthin, ſondern die Fehler dürfen den Wert oder die Tauglichkeit im vorbezeichneten 
Sinne nicht bloß unerheblich mindern. Maßgebend iſt auch hier die Auffaſſung des Verkehrs, 
Ach 70, 85; 129, 283. Bei der Beurteilung kommt es nicht auf die Wirkung eines jeden einzelnen 
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von mehreren vorhandenen Mängeln an, ſondern auf die Geſamtwirkung aller Mängel, RG 
in JW 1933, 13882. Dies ift in erſter Linie Tatfrage. Die Unerheblichkeit kann z. B. auch auf 
der kurzen Dauer eines Mangels beruhen. So muß ſich der Käufer eines neu erbauten Hauſes 
die vorübergehende Baufeuchtigkeit bis zur Beſeitigung gefallen laſſen, R ZW 1933, 13882. 
Die Frage iſt aber in zweiter Linie auch Rechtsfrage und daher der Reviſion nicht entzogen (FW 
07, 17311; Warn 1912 Nr 206; 1913 Nr 378; 1914 Nr 284), weil die Geringfügigkeit auch nach 
beſtimmten Rechtsgrundſätzen zu beurteilen iſt. So kommt es z. B. auf die Geringfügigkeit des 
Fehlers als ſolchen, nicht auf die Geringfügigkeit der durch den Fehler etwa verurſachten Wert- 
minderung der Sache an (RG 131, 351; RG in ZW 1914, 8275; Warn 1914 Nr 284) oder der 
Preisminderung, die der Käufer wegen des Mangels verlangen kann (RG 2. 5. 19 VII 8/19; 
IW 1905, 389; 1914, 827). Ein Sachmangel, der an ſich nicht unerheblich ift, kann ferner unter Um⸗ 
ſtänden dadurch zu einem unerheblichen werden, daß er entweder bald von ſelbſt verſchwindet oder 
daß zu ſeiner Beſeitigung ein verhältnismäßig geringerer Zeit⸗ und Koſtenaufwand erforderlich iſt 
(Warn 09 Nr 135) RG in Gruch 50,96; XW 1905, 426; 1907, 173. Doch iſt auch der Koſtenaufwand 
nicht unbedingt maßgebend (JW 05,4263; Warn 1914 Nr 284); immer kommt es auf die geſamten 
Umſtände nach Treu und Glauben an. Dieſer Ausſchluß von der Gewährshaftung für unerheb- 
liche Wertminderung greift aber beim Fehlen vertraglich zugeſicherter Eigenſchaften 
nach Abſ2 nicht Platz, RG 134,88. Daß dies auch bei argliſtigem Verſchweigen gelten ſoll, wie 
RG SeuffA 83 Nr 66, 23 29, 774 will, kann nicht zugegeben werden. 

5. Das Fehlen zugeſicherter Eigenſchaften. Die Haftung hierfür beruht auf demſelben 
Grund wie nach Abſ 1 die Haftung für Abweſenheit von Fehlern. Nur daß hier der Verkäufer 
in jedem Falle haftet und ein Unterſchied zwiſchen erheblichen und unerheblichen 
Mängeln nicht gemacht wird. Das Weſen der Eigenſchaften, die der Kaufſache fehlen, iſt 
hier wie dort dasſelbe. Danach find 

a) Eigenſchaften nicht nur phyſiſche Zuſtände von körperlichen Sachen, ſondern auch Merk 
male unkörperlicher Sachen und Beziehungen und Verhältniſſe von Sachen zur Umwelt (vgl. 
lac). Alles, was nach Abſ 1 als Eigenſchaft in Frage kommen kann, kann auch Inhalt der Zu⸗ 
ſicherung nach Abſ 2 ſein. Ohne Grund wird die Zuſicherung insbeſondere nur auf diejenigen 
Eigenſchaften beſchränkt, für deren Fehlen nicht ſchon nach Abſ 1 gehaftet wird. Nur das tft richtig, 
daß es nach Abſ 2 nicht darauf ankommt, ob der Mangel der zugeſicherten Eigenſchaft zugleich 
auch einen Mangel nach Abſ 1 bildet. Dies iſt vielmehr nicht erforderlich, aber doch auch möglich 
(a. M. SeuffA 62, 53). Die Höhe der Hauszinsſteuer ift eine Eigenſchaft des verkauften Grund⸗ 
ſtücks, aber kein Fehler. In eine beſtimmte Farbe des Hengſtes ausgemacht, ſo haftet der Verkäufer 
dafür, trotz aller Tauglichkeit des Hengſtes im übrigen. Auch das Nichtvorhandenſein eines 
Fehlers kaun eine Eigenſchaft ſein, die zugeſichert werden kann. Echtheit eines Bildes kann 
eine Eigenſchaft des Bildes fein (RG 114, 240; 115, 286; R 19. 11. 26 124/26). RG 97, 351 
(Sologeige), R Warn R 1916 Nr 244 (Stradivariusgeige). Zuſicherung der Mietzinshöhe be- 
trifft Eigenſchaft des Grundſtücks, RG HRR 1932 Nr 1439. Über Zuſicherung einer „neutralen 
Ausſtattung der Ware“ vgl. RG 130, 379 u. HRR 1931 Nr 583. 

b) Was unter Zuſicherung im Sinne der Vorſchrift zu verſtehen ſei, iſt beſtritten. Zweifellos 
gehören darunter nicht bloß allgemeine Anpreiſungen oder Schätzungen (RG 54, 233; 
Warn 1911 Nr 231; RG 9. 11. 11 V 168/11). Entſcheidend iſt die Auffaſſung des Verkehrs. Bei 
der Prüfung, ob eine allgemeine Anpreiſung vorliegt oder nicht, kann auch auf die Sachkunde 
des Käufers Gewicht gelegt werden (MG Recht 1914 Nr 2053). Darf danach der Käufer in ihnen 
mehr erblicken und eine ernſtlich gemeinte Angabe über die Eigenſchaften annehmen, ſo 
z. B. beim Pferdehandel die Zuſicherung „völliger Geſundheit“ (SeuffA 58 Nr 4), fo gehen fie 
über bloße Anpreiſungen hinaus. Auch die Abweſenheit eines Fehlers (OLG 10, 174; 
22, 236; SeuffA 62, 140) kann den Inhalt einer ſolchen Angabe bilden. Beſtritten iſt aber, ob 
für die „Zuſicherung“ nach § 459 Abſ 2 die ernſthafte einſeitige Angabe über das Daſein von 
Eigenſchaften der Kaufſache genügt, auf die der Käufer nach Treu und Glauben im Verkehr ſich 
verläßt, oder ob, wie bei § 463 die Zuſicherung die Bedeutung einer ausdrücklichen Garantie⸗ 
übernahme hat in dem Sinne, daß für die Folgen des Nichtvorliegens der zugeſicherten Eigen⸗ 
ſchaften eingeſtanden wird. Nach letzterer Auffaſſung gibt es alſo zwei Arten von „Zuſicherungen“, 
die nach § 459 Ab} 2 und die qualifizierte nach § 463. Aber auch für die zweite Auffaſſung, 
die in der Zuſicherung die Erklärung einer Garantie für das Vorliegen der behaupteten 
Eigenſchaften ſieht, iſt wieder Streit darüber, ob eine einſeitige Garantieübernahme 
genügt oder ob eine zweiſeitige Nebenverabredung vorliegen muß. Für erſtere Auf⸗ 
faſſung treten ein Haymann aaO. und A in JW 1932, 1885; für die zweite Oertmann, Das 
Recht der Schuldverhältniſſe A5 zu § 459; für die dritte das RG 54, 223 und die gem. 
Meinung, z. B. Planck⸗Knoke Aa zu 8459. Vgl. aber RS in LZ 1928 Sp 1385. 
Folgendes dürfte der Auffaſſung des Geſetzes und dem praktiſchen Bedürfnis entſprechen. „Zu⸗ 
ſichern“ iſt im Gegenſatz zu allgemeinen Anpreifungen zu verſtehen als ernſt gemeinte Angabe 
über das Vorhandenſein von Eigenſchaften, bedeutet nicht die Erklärung, für alle Folgen des 
Nichtvorhandenſeins der Eigenſchaften einſtehen zu wollen (Garanticübernahme). Mot II 228; 
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Denkſchr. S. 63; RG II in Gruch 1924, 313). Aber die Haftung für eine ſolche Zuſicherung 
ſetzt voraus, daß ſie als Verpflichtungswille dem Käufer gegenüber nicht nur erklärt, ſondern 
durch Annahme zur Bindung geworden iſt. Immer muß die Zuſicherung Vertragsbeitand- 
teil geworden fein, ſonach von beiden Teilen als Recht und Pflicht aus dem Kaufvertrag 
gewollt ſein (Warn 1914 Nr 487; 1916 Nr 100; NG 8. 1. 19 1 254/18). Die Angabe des Zweckes 
einer vom Käufer geforderten Zuſicherung iſt natürlich nicht nötig (RG Recht 1918, 505). Daher be⸗ 
darf es namentlich auch für die Zuſicherung bei Grundſtückskäufen der durch 9313 gebotenen Form 
( 52, 3; 54, 223; 56,50; JW 1931, 22328 und muß Gegenſtand der erforderlichen vormundſchaft⸗ 
lichen Genehmigung fein, R6 61, 209; 99, 72; 114, 38; Warn 08 Nr 30; JW 1913, 3702 RG 
9. 2. 11 II 309/10). Die Heilung des Formmangels iſt auch hier durch Auflaſſung und Ein⸗ 
tragung natürlich möglich. Nicht jede bei Gelegenheit von Kaufsverhandlungen über 
die Kauſſache abgegebene Erklärung wird aber ohne weiteres zum verpflichtenden Vertragsinhalt 
erhoben, noch weniger Angaben in vorausgehenden Zeitungsanzeigen (SeuffA 68 S. 16, 440), 
beide Teile müſſen ſich bewußt ſein, daß der Erklärende ſich daraufhin im Vertrag auch verpflichten 
will (RG 54, 223; 70, 82; JW 09, 71) und daß der Käufer ſich nach Treu und Glauben im Verkehr 
darauf verläßt. Die Zuſicherung iſt eine Modalität des Kaufangebots ſelbſt und wird 
mit dieſem im ganzen angenommen, ein beſonderer Nebenvertrag liegt jedoch nicht vor 
(a. M. Gruch 48, 593; 53, 957). Nicht einzuſehen iſt, warum die Zuſicherung nicht auch ſtill⸗ 
ſchweigend und durch konkludende Handlungen ſoll erfolgen können (a. M. RG DI 03, 31; da- 
gegen 138, 354, JW 1910, 748°; 1932, 1552). Immerhin ſind ſtillſchweigende Zuſicherungen doch 
nur in ſeltenen Fällen anzunehmen. Vertragsmäßig vorausgeſetzte“ Eigenſchaften gelten nicht 
ſchon als zugeſicherte, da das Geſetz zwiſchen beiden unterſcheidet (R 114, 241; Dertmann J 
1926, 25332). Ebenſo kann die Annahme der Zuſicherung wie die des ganzen Verkaufsangebots 
auch ſtillſchweigend erfolgen. Für die Annahme einer ſtillſchweigenden Zusicherung genügt 
nicht ſchon die Kenntnis des Verkäufers davon, daß der Käufer die Sache in beſtimmter Weiſe ver- 
wenden wolle, RG 123, 148. Es bedarf auch nicht einer ganz genauen Bezeichnung der Eigen⸗ 
ſchaften und der Verwendung der Worte „Zuſicherung“ oder „Garantie“, Unter Umſtänden 
kann die Verwendung eines bloßen Warennamens enügen, um die dieſer Ware beiwohnenden 
Eigenſchaften zu garantieren (L3 1919, 921; RG 4 ‚124; 103,77 und die dort angezogenen 
Urteile). Erklärt ber Verkäufer eine vom Käufer als für feine Zwecke unentbehrlich hezeichnete 
Eigenſchaft als vorhanden, ſo liegt darin gleichfalls eine Zuſicherung (RG 11. 5. 18 11 31/18). 
Bei einer Mehrheit von Verkäufern iſt die Zuſicherung von allen zu erteilen. Die nur 
von einem erteilte Zuſicherung iſt auch für ihn unverbindlich, ſolange nicht die Mitverkäufer ſie 
genehmigt haben (RG 7.5. 04 V 490/03) oder vorher mit der Erklärung einverſtanden waren. 
Zuzugeben iſt freilich, daß die Grenze zwiſchen den zuge ſicherten Eigenſchaften und ſolchen, 
die nach dem im Vertrag vorausgeſetzten Gebrauch der Sache vorliegen müſſen, flüſſig iſt. 
Es kann nur darauf abgeſtellt werden, daß in Abſ2 die Zuſicherung unmittelbar duch Be⸗ 
zeichnung der Eigenſchaften, in Abſ 1 dagegen mittelbar durch Be zie hung auf einen die ſe 
Eigenſchafken vorausſetzenden, aber nicht näher beſtimmenden Gebrauch erfolgt. Val. auch zu 
9.492 A 2. Der Umſtand, daß mit dem Fehlen der Eigenſchaft vom Käufer gerechnet wird, ſchließt 
die Zusicherung nicht aus (RG 101, 64). Iſt beim Kauf eines Unternehmens eine beſchränkte 
Schuldenlaſt zugeſichert, ſo iſt anzunehmen, daß damit eine Gewähr 


übernommen wird dafür, 
daß ſich nicht nachträglich noch andere Schulden herausſtellen. Unter einem Garantievertraa 


iſt ein ſelbſtändiger Vertrag zu verſtehen, worin jemand ſich verpflichtet für das Eintreten eines 
beſtimmten Erfolgs einzuftehen oder als Gewähr für einen noch nicht entſtandenen Schaden zu 
übernehmen. Der gewährleiſtete Erfolg muß ein anderer und weiterer ſein, als die bloße Vertrags⸗ 
nee der Erfüllung nach $ 459. NM 61,157; 72, 138; 82, 337; 90, 415; 92, 1213 128, 231; 

„ 218; 146, 123. 

e) Ein Berf chulden oder gar eine Kenntnis des Verkäufers vom Fehlen der zugeſicherten 
Eigenſchaft wird für die Haftung ebenſowenig erfordert wie nach Abſ 1. Die Haftung iſt um 
ſaſſender als nach Abſ 1 inſoſern, als ſie nicht durch Unerheblichkeit des Mangels (RG 66, 167; 
47,135; JW 07, 300) ausgeſchloſſen wird, und außerdem im Falle des § 463 auch auf Schadens. 
erſatz geht. Ganz geringfügige, im Verlehr nicht beachtete Fehler kommen aber nach dem Grund 
ſatz von Treu und Glauben in $ 242 auch hier nicht in Betracht (OLG 22, 224). Durch den Um⸗ 
ſtand, daß dem Käufer der Fehler zufolge grober Fahrläſſigkeit unbekannt blieb, wird die Haftung 
ebenfalls nicht beſeitigt (§ 460). Eine allgemeine Offenbarungspflicht beſteht nicht, außer wenn 
Treu und Glauben im Verkehr ſie erfordern, RG 151, 161. 

d) Die Zuſicherung erfolgt bei Abſchluß des Kaufvertrags, denn ſie bezieht ſich auf die 
künftige, alſo noch nicht erfolgte Übergabe der Kaufſache. Sofern ſie nachträglich, aber vor 
der Übergabe noch gegeben wird, kann eine Abänderung des bisherigen Kaufvertrags vorliegen 
oder eine ſelbſtändige neue Verpflichtungsübernahme (RG 67, 146; 95, 120) 

e) Die Zuſicherung kann ſich beziehen auf Eigenſchaften, die in der Gegenwart (zur Zeit 
des Kaufabſchluſſes, Warn 1917 Nr 28, oder des Gefahrübergangs) vorhanden fein oder in 
der Vergangenheit beſtanden haben ſollen (RG 3. 2. 09 V 171/08). Im Zweifel iſt die 
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Zuſicherung auf die Zeit des Kaufabſchluſſes zu beziehen, wie ſich aus $ 460 Satz 1 ergibt. 
Aus dieſer Zuſicherung folgt dann aber die Haftung für den zugeſicherten Zuſtand auch zur Zeit 
des Gefahrübergangs. Eine abweichende Regelung iſt bei der dispoſitiven Natur der Vor⸗ 
ſchrift möglich (R Recht 1918, 504). Zuſicherungen, daß eine zur Zeit des Gefahrübergangs 
vorhandene Eigenſchaft auch in Zukunft fortdauere oder daß eine nicht vorhandene Eigen⸗ 
ſchaft in Zukunft vorhanden ſein werde, ſind nicht Eigenſchaftszuſicherungen nach $ 459 
Abſ 2. Sie ſind Gegenſtand eines beſonderen Garantievertrags, der andern Regeln folgt 
und in der Übernahme der Verpflichtung beſteht, dafür einzuſtehen, daß ein gewiſſer Zuſtand oder 
Erfolg ſpäter vorhanden fein, fortdauern oder eintreten werde (MG JW 06, 7122; 1918, 3611; 
1932, 15521; Warn 09 Nr 201; 1911 Nr 172; 1914 Nr 154; SeuffA 62 Nr 5; Gruch 51 S. 935, 
942; RG 22. 12. 08 11 274/08; 21. 4. 11 11 479/10; 3. 2. 09 V 171/08). Abweichendes ſpricht 
auch RG 91, 306 nicht aus, wenn es annimmt, daß zur Zeit des Gefahrübergangs die Eigen⸗ 
ſchaft längerer Haltbarkeit garantiert worden ſei. Wenn aber R HRR 1930 Nr 1439 auch 
in ſolchem Falle die Gewährleiſtungsanſprüche wegen Mängel der Sache gibt, ſo befindet es 
ſich trotz dem Beſtreiten allerdings in Widerſpruch mit den vorſtehenden Entſcheidungen. Es 
muß aber anerkannt werden, daß die Vereinbarung eines ſolchen Garantievertrags die zuläſſige 
ſtillſchweigende Abmachung enthalten kann, daß die gewöhnlichen Gewährleiſtungsanſprüche des 
8 459 Anwendung finden ſollen. Insbeſondere kann dem Ausdruck, „daß für eine beſtimmte Zeit 
Garantie geleiſtet werde“, eine verſchiedene Bedeutung beigelegt werden; entweder dahin, daß 
der Verkäufer Mangel des verkauften Gegenſtandes innerhalb der Garantiefriſt unentgeltlich 
beſeitigen werde, oder dahin, daß der Verkäufer auch nach Ablauf der geſetzlichen Verjährungsfriſt 
für die bis zum Ablauf der Garantiefriſt entdeckten Fehler haften wolle (RG 37, 79; 65, 121). 

6. Ausgeſchloſſen iſt die Haftung in folgenden Fallen: 

a) wenn der Käufer den Mangel beim Abſchluß des Vertrags gekannt hat ($ 460); 

b) wenn eine verpfändete Sache in öffentlicher Verſteigerung als Pfand verkauft 
wird ($ 401; ZPO § 806; BVG § 56); 

e) im Falle des § 2376 Abſſ 2; vgl. auch § 2385 Abſ 2; x 

d) wenn die Haftung des Verkäufers durch Vereinbarung mit dem Käufer erlaſſen 
oder beſchränkt iſt. Ein Kauf „wie beſehen“ ſchließt im Zweifel nur die Haftung für ſichtbare 
Mängel aus (RG 94, 287; Recht 1914 Nr 2637; JW 06, 54917; Warn 1913 Nr 281; 1919 Nr 114; 
RG 24. 4. 09 V 300/08; 14. 3. 19 111 435/18). Ebenſo Kauf eines Grundſtücks „wie ſeither 
beſeſſen“ (Gruch 63, 222). Iſt der Kaufpreis durch das ſachverſtändige Ermeſſen eines 
Dritten zu beſtimmen, gilt gleichfalls Gewährleiſtung für ausgeſchloſſen (RG Recht 08 Nr 46). 
Auch bei Arbitrageklauſel. Die Vereinbarung iſt jedoch nichtig, wenn der Verkäufer den Mangel 
argliſtig verſchweigt (RG 5. 10. 18 V 156/18). Der Erlaß der Haftung kann auch ſtillſchweigend 
erfolgen oder ſich aus der Natur des ganzen Vertrags ergeben (RG 87, 336 zu eng). So kaun die 
Verabredung über Nachbeſſerungsarbeiten den Ausſchluß der Gewährleiſtung bedeuten (RG 
23 1916 Sp. 14712). Ebenſo kann bei gewagten Geſchäften, bei Käufen in Bauſch und Bogen 
ſtillſchweigend die Gewährleiſtung als ausgeſchloſſen gewollt ſein. Über Vereinbarung, „nur 
nachzubeſſern, ohne für weiteren Schaden zu haften“, vgl. RG 96, 266. 

e) Der Käufer kann der Gewährleiſtungsanſprüche ſpäter verluſtig gehen, wenn er durch 
ſein Verhalten kundgibt, daß er auf ſie verzichtet. Dabei iſt aber ſein Geſamtverhalten zu 
berückſichtigen (RG 54, 80; 98, 231; RG 16. 3. 20 JI 351/19; 19. 11. 07 11 257/07), 

7. Verhältnis der Gewährleiſtungsanſprüche zu anderen Rechtsbehelfen, ſowohl bei 
Fehlern als beim Mangel zugeſicherter Eigenſchaften (RG 5. 4. 07 Ill 322/06). Hier iſt 
zunächſt zu unterſcheiden der Zeitpunkt vor und nach dem Gefahrübergang. 

A. Vor der Übergabe und dem Übergang der Gefahr auf den Käufer können die allgemeinen 
Rechtsbehelfe wegen Nichterfüllung eines Vertrags ſchlechthin geltend gemacht werden. Denn 
hier kann von einer Behinderung dieſer Rechtshilfe durch den Gewährleiſtungsanſpruch um des⸗ 
willen nicht die Rede ſein, weil dieſer ſelbſt, von beſonderen Umſtänden abgeſehen, noch gar nicht 
entitanden, der Gewährleiſtungsfall noch nicht eingetreten iſt (NG 53, 73; 70, 429; 96, 156). Daher 
kann der Käufer den Vertrag bis dahin wegen Irrtums oder argliſtiger Täuſchung anfechten, die 
Einrede des nichterfüllten Vertrags der culpa in contrahendo geltend machen, ſich auf veränderte 
Geſchäftsgrundlage berufen, ſich auf urſprüngliche und nachträgliche Unmöglichkeit berufen, Scha⸗ 
denserſatzanſprüche geltend machen uſw. (RG 20. 1. 09 V 144/08), und zwar auch dann, wenn dafür 
die Fehler einer Sache i. S. von $$ 459ff. die Grundlage des Anſpruchs bilden. Culpa in contra⸗ 
hendo bezieht ſich gar nicht auf Fehler und Mängel der Sache, iſt neben der Gewährshaftung gel- 
tend zu machen, RS 148, 296. 

B. Nach der Übergabe der Kaufſache iſt jedoch die Geltendmachung irgendwelcher Anſprüche 
wegen der in $ 459 und $ 463 genannten Mängel aus anderen Rechtsvorſchriften inſoweit aus⸗ 
geſchloſſen, als dem Käufer für fie beſondere Gewährleiſtungsanſprüche gegeben find, die allein 
die Beziehungen der Parteien nun regeln ſollen. Rch 157, 74. Vorausſetzung iſt aber immer, 
ae un Fehler i. S. dieſer Vorſchriften handelt. Darüber freilich herrſcht keineswegs 
Einverſtändnis. 


Kauf Tauſch § 459 97 


a) Der Käufer bleibt berechtigt, die angebotene mangelhafte Sache nach ſeinem Belieben 
abzulehnen (JW 1912, 46; 1915, 10035). Auch durch die Annahme als Erfüllung wird gemäß 
8 363 die Geltendmachung der Einrede des nichterfüllten Vertrags, deſſen Nichterfüllung auch 
in der Lieferung einer mangelhaften Sache beruhen kann (M& 57, 399; 64, 240 ; 66, 282), dem 
Käufer vorbehalten. Dadurch kann er den Verkäufer in Verzug ſetzen und ſchließlich ge mäß 
$ 326 vom Vertrage zurücktreten. Der weitere wirtſchaftliche Grund des Rücktritts liegt 
daun allerdings in der Mangelhaftigkeit der Sache; der rechtliche Grund iſt aber allein der 
eingetretene Verzug, der nicht notwendig eintreten muß und ausbleiben kann, wenn etwa 
der Verkäufer den Mangel beſeitigt, wozu er das Recht hat. In dieſem Fall hat daher der Käufer 
die Wahl, ob er wegen der mangelhaften Sache nur die Einrede des nichterfüllten Vertrags 
geltend machen will oder die Gewährleiſtungsanſprüche. Erſtere wird durch die Möglichkeit, 
letztere geltend zu machen, nicht ausgeſchloſſen. a 

b) Feylt der Kauſſache von vornherein die Eigenſchaft, die nach $ 459 Abſ 1 vorausgeſetzt 
wird oder nach Abs 2 ausdrücklich zugeſichert iſt, und iſt der Fehler derart, daß er nicht behoben 
werden kann, ſomit die Lieferung einer vertra 
ſich ein auf eine unmögliche Leiſtung gerichtet 
aber dieſe Unmöglichkeit, eine mangelfreie S 
Garantiefall begründet, fo kann, wenn Diele erfolg 
vorhandene Unmöglichkeit als Nichtigkeitsgrund 
gabe zuläſſig war —, ſondern der Käufer iſt jetzt ausſchließli 
angewieſen (N 11. 1. 18 II 389/17; Warn 1918 Nr 185). 


11 5 Fehlens zugeſicherter Eigenſchaften der Kaufſache iſt die An 
e 


mangelhafte Lieferung iſt als mangelfreie ganz unmöglich. Zu welchem Teile follte ſie möglich fein? 
Bei Verſendungskäufen haftet der Verkäufer nicht Für Sr 42 21 den 
Spediteur vorlagen, aber bei Ablieferung an den Käufer weggefallen ſind, RG 55, 207; ZW 96,7. 

d) Die Anfechtung des Kaufes wegen Irrtums über Eigenſchaften der Kaufjache, die im 
Verkehr als weſentlich ler der werden ($ 119 Abſ 2), iſt für den Käufer ausgeſchloſſen, 
ſoweit wegen dieſer N 


0 ängel die Geltendmachung von Gewährleiſtungsan- 
ſprüchen möglich iſt. Denn nur dann wird die vom 


5 Geſetzgeber gewollte zeitlich begrenzte Ge⸗ 
währſchaftshaftung erreicht. Soweit es ſich um andersartigen 3 handelt, ſteht der An- 
ſechtung natürlich nichts entgegen. Dies iſt die ſtändige raxis des Reichsgerichts 
0 61, 171; 62, 282; 64, 269; 70,429; 135, 340; PR 09 ©. 655%, 6844; 1932, 186232 Gruch 
53, 90; Wan 1016 e 116; NG 5.12. 11 11 “on; 18. 3.19 113 3), 
e zuläſſig und mit Recht erfolgte Anſechtung ſchließt dann die Gewährleiſtungsanſprüch 
Vgl. hierüber auch Wolzendorff in IheringsJ 64 (1914), 311ff. Der 8 ufer ichn aus, 
Kauf nach § 119 Abj2 e immer anfechten. auch das dingliche Erfüllungs- 


auf (RG 70, 428). Keine Anfechtung wegen Irrtums üb i 
Kaufkraft des Geldes nach RG 111, 259. Kommt nicht ein reiner Kaufvertrag im Frage, 19 


ch den Käufer 
ihr Vertrieb durch ihn Vertragsinhalt geworden iſt, RG 65, 37, fo iſt ein Irrtum uber en 
Eigenſchaften der Sache dann nach $ 119 anfechtbar, wenn dieſer Irrtum für die Verpflichtungs⸗ 
Übernahme zum Vertrieb urſächlich war, RG. Gruch 1932, 450. 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Lobe. ) 7 
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e) Die Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung nach § 123 kann ſich beziehen auf eine beim 
Abſchluß des Kaufes begangene Argliſt und eine bei der Übergabe der Kaufſache 
begangene Täuſchung. In beiden Beziehungen wird hier dem betrogenen Käufer der An⸗ 
fechtungsanſpruch aus $ 123 neben dem ihm etwa wahlweiſe zuſtehenden Wandlungsanſpruch 
oder dem in 8463 gegebenen Schadenserſatzanſpruch erhalten, denn es würde eine ungerechtfertigte 
Begünſtigung des Betrügers bedeuten, wenn der Käufer nur auf die Wandlung beſchränkt würde. 
Das iſt im Intereſſe der Sicherheit des Verkehrs zu fordern, wenn ſich der Käufer ohne Ver⸗ 
ſchulden des Verkäufers im Irrtum befand, nicht aber, wenn der Verkäufer dieſen Irrtum ſelbſt 
argliſtig hervorgerufen hat (RG 62, 126; 96, 156; 104, 1 ZW 1913, 1975; 1914, 189; Seuffl 
70, 43). Der Umſtand, daß in $ 480 Abſ 2 bei Gattungskäufen dem Käufer anſtatt der 
Wandlung uſw. auch ein Schadenserſatzauſpruch zugebilligt wird, läßt noch nicht den Schluß 
als notwendig erſcheinen, daß hier die Anfechtung ausgeſchloſſen ſein ſoll, wie RG 70, 423 an⸗ 
nimmt. Auch bei Gattungskäufen liegt kein Anlaß vor, den betrügeriſchen Verkäufer günſtiger 

u ſtellen. 
} 5 Der Anſpruch auf Schadenserſatz aus unerlaubter Handlung nach $ 826, insbeſondere 
wegen Betrugs, ſteht dem Käufer aus demſelben Grunde wie die Anfechtung zu e neben dem 
in § 463 gewährten Schadenserſatzanſpruch zu. Dieſer unterliegt auch nicht der kurzen Ver⸗ 
jährung des § 477. RG 56, 169; 93, 160; 117, 316. Er iſt ferner auch zuläſſig, trozdem der Kauf 
wegen argliſtiger Täuſchung angefochten worden iſt, denn die unerlaubte Handlung des Betrugs 
iſt ſelbſtändiger Klaggrund, das Beſtehen eines Vertrags wird nicht vorausgeſetzt. Daher kaun 
an ſich auch nach erfolgter Anfechtung noch der Schadenserſatzanſpruch aus $ 816 geltend gemacht 
werden (a. M. RG 74, 1). Es liegt freilich Klagänderung vor. 

g) Im übrigen haftet der Verkäufer wie bei jedem gegenſeitigen Vertrage uach beim Kauf 
für eine ſchuldhafte Verletzung ſeiner Vertragspflichten nach 8 275, 276 auf Schadenserſatz, 
insbeſondere auch bei poſitiven Vertragsverletzungen und bei Fahrläſſigkeit beim 
Vertragsſchluß (eulpa in contrahendo). Dieſer Anſpruch fteht dem Käufer neben allen ſonſtigen 
Rechten zu, insbeſondere auch neben der Wandlung oder Minderung (NG 52, 18; 53, 200; 56, 
166; 66, 289; 68, 192; 148, 296; 149, 187; JW 09, 1610, oder neben dem Verlangen auf Lieferung 
einer anderen Gattungsſache ($ 480), ſoweit die Verletzung anderer Pflichten des Verkäufers in 
Frage kommen, die mit der Mangelhaftigkeit der Sache nicht unmittelbar zuſammenhängen, 
NG 64, 43; 71, 175; 95, 4; JW 1930, 34722; JW 1935, 32172. Dieſe Anſprüche unterliegen nicht 
der kurzen Verjährung. Nur ſoweit ſchon der Gewährleiſtungsanſpruch auf Erſatz 
desſelben Schadens geht wie der nach $$ 275, 276 geltend zu machende, geht jene Sonder- 
regelung der allgemeinen vor (RG 53, 202; Rc Dig 1931 Sp. 1515; Seuffa 79, 15; 
KG JW 1937, 125319. Eingehend Kiß, Arch Bürggt Bd. 31, 175). Dagegen R 132, 76, Weiden- 
baum 23 1933 Sp. 370. Dieſe Schadenserſatzanſprüche unterliegen dann der kurzen Verjährung 
des $ 477 (RG 53, 200; 129, 282). Vielfach wird jedoch behauptet, auch die Einrede der culpa in 
contrahendo und der mangelnden Geſchäftsgrundlage ſei nicht zuläſſig, wenn ein Verſchulden 
des Verkäufers bei der Angabe oder Nichtangabe von den für den Käufer wichtigen Eigenſchaften 
i. S. von $ 459 oder eine von beiden Parteien beim Kaufabſchluß vorausgeſetzte, tatſächlich nicht 
vorhandene Eigenſchaft der Kaufſache in Frage kommt. Ebenſowenig die Berufung auf $ 242 
und auf ungerechtfertigte Bereicherung nach Verjährung der Gewährleiſtungsanſprüche. So 
RG 135, 339 und z. B. Haymann in JW'ö 1932, 1862. Den Beweis des Verſchuldens hat der 
Käufer zu führen, RG 66,289. Soweit ein Schadenserſatzanſpruch beſteht, kann auch ein Anſpruch 
auf Nachbeſſerung geltend gemacht werden, § 276, 249. 

h) In Betracht kommen nur Mängel und Eigenſchaften der Sache ſelbſt, nicht auch z. B. 
der Verpackung (RG 6. 10. 21 VI 345/21). 

i) Die Vorſchrift des § 459 Abſ 1 ſcheidet beim Kauf der in $ 481 aufgezählten Tierarten 
völlig aus, RG 123, 148. 

k) Die Vorſchriften über Mängelrüge find nachgiebigen Rechts und können von den Parteien 
dahin abgeändert werden, daß die Haftung wegen Sachmängel ausgeſchloſſen ſein ſoll. Ein 
ſolcher Ausſchluß iſt im Zweifel nicht auf den Zeitpunkt des Vertragsangebotes oder Vertrags- 
ſchluſſes zu beziehen, ſondern auch auf die Zeit nach der Übergabe. 


8 460 
Der Verkäufer hat einen Mangel der verkauften Sache nicht zu vertreten, 
wenn der Käufer den Mangel bei dem Abſchluſſe des Kaufes kennt. Iſt 
dem Käufer ein Mangel der im § 459 Abf 1 bezeichneten Art infolge grober 
Fahrläſſigkeit unbekannt geblieben, ſo haftet der Verkäufer, ſofern er nicht 
die Abweſenheit des Fehlers zugeſichert hat, nur, wenn er den Fehler arg“ 
liſtig verſchwiegen hat. 


E 1 382 II 398; M 2 220; P 1 671 ff. 
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ch geltend 
Ausge⸗ 

ſchloſſen iſt die Haftpflicht des Verkäufers zunächſt bei Kenntnis des Käufers von den 

kauf 


Unterſuchungspflicht beſteht nach bürgerlichem Recht nicht, nur bei Handelsgeſchäften 
ya, ee Übertragung von Handelsanſchauungen auf das bürgerliche Recht iſt nicht 


ung über 
die Verlegung des Unterſuchungsorts zu rechtfertigen, RG Bap 1919, 15. Nach dem 
ichtigung grobe Fahrläſſigkeit liegen. 
r argliftig verſchwiegene Mängel aus 
Geſamtheit kennen. Wußte der Käu⸗ 


Handelt es ſich um den Kauf einer Menge, die erſt nachträglich 5 
Kauf auf dieſe beſchränkt, ſoweit ſie nach der Verkehrsauffaſſung 


7 ſtehenden Frucht führt 
daher überhaupt nicht zur Anwendung von § 460 (RG 22 1919 Sp. 86716), 
ſich auf alle Vorausſetzungen des § 459 beziehen (R Gruch 50, 368). 


enſchaften auch 
käufer eine Eigen⸗ 
ſchaft in dem Sinne zuſagt, daß er ſie herzuſtellen verſpricht oder für deren Beſchaffung beſondere 
Garantie übernimmt (M 2, 226). j \ 

2. Grob fahrläſſige Untenntnis des Käufers vom Mangel ſteht der Haftpflicht im Falle 
des 8 459 Abſ 1 (nicht Abſ 2) entgegen. Die grobe Fahrläſſigkeit braucht dem Käufer nicht gerade 
im Augenblick des Vertragsſchluſſes zur Laſt zu fallen; es enügt, wenn er vorher aus grober 
Fahrläſſigteit von den Mängeln leine Kenntnis erlangt hat. Nur eine erſt nach dem Kaufabſchluß 
eintretende Fahrläſſigteit bleibt außer Betracht, RG 131, 353. Grobe Fahrläſſigkeit iſt eine be. 
ſonders ſchwere Vernachläſſigung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt. Vgl. 5 932 91 5. Damit 
iſt der Grundſatz des alten deutſchen Rechts, daß ſtets der Käufer ſelber aufpaſſen muß (Augen 
auf oder den Beutel) 45 eingeſchränkt. Nicht jedes Unbe 


0 a achtetlaſſen eines Bedenkens ge⸗ 
nügt. Sich verlaſſen auf das utachten eines glaubwürdigen Sachverſtändi 


(Ach 1. 12. 11 VII 221/11). Handelt es ſich um verborgene Mängel, 
er Mißtrauen gegen den Verkäufer hegt, nicht veranlaßt, vor dem Kaufabſchluß Unterſuchungen 
anzuſtellen (Rd 7. 10. 10 V 539/09; Ri 22. 5. 12 U 31/12; 17. 10. 17 V 
ſuchung iſt nur jo weit erforderlich, als nach den Umſtänden des Falles Treu und Glauben es ge- 
bieten (M2, 226; R 131, 353 u. RG im Recht 1908 Nr 1162). Auch ei 

des Käufers iſt zu berückſichtigen (DXZ 1903, 405). Wird der Käufer du 
treten, kommt $ 166 in Betracht, Rey 181, 355. Erhebliche Eingriffe i 
nicht erfordert werden (RG Bayz 1917, 387). 

3. Der Vertäufer haftet aber hier, auch bei grob ſahrläf 


liſtig handelt, wer ſich bewußt iſt, daß 
lichkeit iſt, nach Treu und Glauben 


Iohen Zweifeln 


62 ‚314; Warn 

ft es argliſtig, wenn der Verkäufer des Beſtehen des 

Schwammverdächtigkeit vgl. 
7 


100 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


noch Warn 1912 Nr 300; 1914 Nr 297; 1915 Nr 110; 1919 Nr 31; ZW 1912, 11034. Zur Annahme 
eines argliſtigen Verſchweigens von Mängeln (NG 67, 146; RG ZW 1936, 6477) genügt nicht 
die erweisliche Kenntnis des Verkäufers von denſelben; vielmehr iſt das Verſchweigen nur dann 
argliſtig, wenn der Verkäufer darauf rechnet, daß der Kaufer die verſchwiegenen Mängel nicht 
bemerken und deshalb die Ware beſtellen werde. Vgl. auch § 123. Der Tatbeſtand des argliſtigen 
Verſchweigens deckt ſich nach der allgemeinen Meinung weder mit dem des Betrugs nach $ 263 
SGB, der freilich im Strafrecht nicht enger gefaßt werden ſollte, als im bürgerlichen Recht, 
noch deckt er Sich ſchlechthin mit den Erforderniſſen des $ 826 (RG 67, 146; RGSt 17. 1. 13 V 
1167/12). Beſonderer Veranſtaltungen des Verkäufers, um den Käufer in Unkenntnis der Mängel 
zu erhalten, bedarf es nicht (RG JW 06, 86°; RG 30. 5. 08 V 414/07). — Bewußte Täuſchung 
wird vorausgeſetzt, fahrläſſige genügt nicht (RG 16. 5.03 V 12/03; 14. 3. 08 V 342/07). Vgl. 
auch 8 463 A 6. Daß die Täuſchung bezweckt war, iſt nicht verlangt, es genügt bewußtes Schwei⸗ 
gen auf die Gefahr der Täuſchung hin (RG 62, 300). Eine ſolche Argliſt iſt ſelbſt damit nicht 
unvereinbar, daß der Verkäufer bereitwillig die Unterſuchung der Sache geſtattet. Sie kann unter 
Umſtänden ohne weiteres daraus entnommen werden, daß der Verkäufer die Erheblichkeit des 
Mangels für den Käufer kannte (MG 19. 12. 11 II 412/11; 19. 4. 13 V 531/12) und wußte, daß 
dieſer feine Abweſenheit annahm (MG 55, 213; 62, 300; 69, 15). Von Bedeutung kann hierbei 
auch die Art und der Grad des Mangels werden (RG 9. 12. 11 IT 412/11). Stehen dem Käufer 
mehrere Verkäufer gegenüber, ſo iſt der Wandlungsanſpruch gegen alle Verkäufer begründet, 
wenn auch nur einer derſelben einen Fehler argliſtig verſchwiegen hat (RG 20. 5. 08 V 385/07). 
Dagegen iſt es argliſtig, wenn der Verkäufer das Beſtehen des Mangels vermutet. — Gegen⸗ 
über der Argliſt des Verkäufers kommt eine Mitſchuld des Käufers nicht in Betracht, der 
Verkäufer kann ſich nicht auf deſſen Fahrläſſigkeit berufen (RG 67, 281; 69, 277; 76, 313; 
IW 05, 7176; 08, 910; 1911, 91; Warn 1914 Nr 49; RG 15. 3. 12 11 510/11). 

4. Die Beweislaſt trifft in den Fällen des 460 den Verkäufer dafür, daß der Käufer den 
Mangel gekannt habe oder habe kennen müſſen, den Käufer dafür, daß der Verkäufer die Ab- 
weſenheik des Fehlers (oder deſſen Beſeitigung) zugeſichert oder argliſtig verſchwiegen habe. 
Macht der Käufer einen Erſatzanſpruch geltend, weil ihm der Verkäufer einen Fehler der Ware 
argliſtig verſchwiegen habe, und beruft ſich der Verkäufer demgegenüber darauf, daß der Gegner 
die Ware und deren Eigenſchaften gekannt habe, ſo erſcheint das erſtere als ſelbſtändiges Angriffs⸗ 
mittel und das letztere als ſelbſtändiger Einwand. Daher kann über jedes durch Zwiſchenurteil 
entſchieden werden (RG 55, 210; 102, 394). 


9 461 


Der Verkäufer hat einen Mangel der verkauften Sache nicht zu vertreten, 
wenn die Sache auf Grund eines Pfandrechts in öffentlicher Verſteigerung 
unter der Bezeichnung als Pfand verkauft wird. 

E II 398; P 3 480 ff. 

1. Die nach dieſer Vorſchrift ausgeſchloſſene Haftpflicht des Verkäufers kann durch Ver⸗ 
einbarung der Parteien auch hier begründet werden. Liegt eine ſolche Vereinbarung nicht 
vor, fo kann der Verkäufer ſelbſt bei argliſtigem Verſchweigen nicht auf Grund der $$ 459, 463, 
ſondern höchſtens aus $$ 823, 826 in Anſpruch genommen werden. Auf den Mangel zugeficher- 
ter Eigenſchaften dürfte § 461 jedoch nicht zu beziehen ſein; denn der Verkäufer hat es bei dieſer 
Zwangslage nicht in der Hand, darauf hinzuwirken, daß eine mangelfreie Sache zum Verkauf 
kommt. Ebenſo ZwangsverſtGgeſ 20. 5. 1898 (RG Bl 713) 8 56; ZPO $ 806; auch Erbhofgeſ. 
837. Wohl aber auf argliſtiges Verſchweigen. Die Haftung wegen Betrugs aus $ 826 wird 
dadurch nicht ausgeſchloſſen. 

2. Daneben iſt nach der ZPO 8 806 auch bei der auf Grund einer Pfändung bewirkten Ver⸗ 
äußerung die Gewährleiſtungspflicht des Verkäufers ausgeſchloſſen. Bei dem freihändigen 
Pfandverkauf nach 88 1221, 1235 Abſ 2, 1245, 1246, wie auch bei dem Selbſthilfe verkauf 
durch einen Gerichtsvollzieher nach § 383 Abſ 3 bleibt dagegen dieſe Gewährleiſtungspflicht 
beſtehen (RG 326 02, 54511; 04, 561). 


8 462 


Wegen eines Mangels, den der Verkäufer nach den Vorſchriften der 
§8 459, 460 zu vertreten hat, kann der Käufer Nückgängigmachung des Kaufes 
(Wandelung) oder Herabſetzung des Kaufpreiſes (Minderung) verlangen. 

E 1 383 II 399; M 2 227; P 1 673, 697. 


1. Mit dem Eintritt des Gewährleiſtungsfalls, nämlich dem objektiven Vorliegen eines 
vom Verkäufer zu vertretenden Fehlers der verkauften Sache zum Zeitpunkte des Gefahr⸗ 
übergangs — nicht ſchon mit dem Kaufabſchluß (a. M. SeuffA 64, 117) — entſtehen die An⸗ 
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2 : & i d 
ſprüche des Käufers auf die Folgen der dem Verkäufer obliegenden Haftung. Wandlung un 
Senden eue nicht antomatiſch von jelbit, es wird vielmehr nur dem Käufer ein 


ief gen nach KO, Mansfeld LZ 
1927 Sp 873; R 23 1927 Sp 390 = XW 1927, 699. — R& 32, 1. A. M. Jaeger, KSO zu 817 
Nimmt man richtig an, daß bei bedingtem Kauf 
die Gefahr ebenfalls ſchon mit einer vor Eintritt der Bedingung erfolgten Übergabe der Sache 
auf den Käufer übergeht, ſo hat dieſer den Wandlungsanſpruch, wenn die Sache zur Zeit der 
1 je Mängelrüge feibit 
hoben ift, Adenauer, 
rechtswiſſ. Abhdl. Heft 5 (1932) 
Verfahren verſtieße wider Treu 
ge aber Überhaupt nicht geltend 

gemacht werden, RG 65, 245, 


2. Die Wandlung iſt Rückgängigmachung des Kaufes. Auf dieſe Folge entſteht aus 


er Anſpruch (Her⸗ 
eines den Kauf- 


‚nach 23 467, 346, 345, 320, 322 find geſetzliche, die je nach dem Stand der Leiſtungen 
auch ausbleiben können. Möglich 


a JW ö 1918, 6101; vgl. auch RG 66, 69). Die Rückgängigm 
kein Rückkauf. Wenn eine geſetzliche Verpflichtung 

der Erfüllung dieſer Pflicht ſiges Veräußerungsgeſchäft nicht enthalten. 
Daher begründet die Anerkennung der aus der Wandlung ſich ergebenden Verbindlichkeiten auch 
z. B. keine Stempelpflicht (RG 47, 303; 60 S. 143, 398; Gruch 60, 310). — In $ 465 wird be⸗ 
ſtimmt, wann der Anſpruch auf Wandlung vollzogen ift, der Kauf alſo rückgängig gemacht ift, 
in 85 4675f. wird die Wirkung dieſer Rückgaängigmachung, ihre Durchführ 

Wandelung und Minderung faßt die 


3. Die Minderung läßt im Gegenſatz zur Wandlung den Kaufvertrag beſtehen und 
gibt nur einen Anſpruch gegen den Käufer auf 


Herabſetzung des Kaufpreiſes. Für 
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dieſen Anſpruch gilt dasſelbe wie für den Wandlungsanſpruch. Wie die Minderung durchzuführen 
iſt, wird in § 472 beſtimmt. 

4. Dem Bürgen des Käufers ſteht, wenn er auf Bezahlung des Kaufpreiſes belangt wird, 
der Wandlungsanſpruch nicht zu, wohl aber der Minderungsanſpruch nach § 768 (RG 
66, 332). Er hat aber die Befugnis, dem Verkäufer ſolange die Befriedigung zu verſagen, als 
der Käufer wandeln kann. 

5. Beim Sukzeſſivlieferungsvertrag und bei teilbaren und in Teilen erfolgenden Liefe⸗ 
rungen beſchränkt ſich grundsätzlich die Wandlung auf die einzelne mangelhafte Rate 
(ROßHG 4, 224; RG 57, 115; 65, 54; 104, 382; 22. 3. 18 II 517/17). Wenn die mangelhafte 
Rate auch für die Zukunft mangelhafte Leiſtungen befürchten läßt, ſo findet keine Erſtreckung 
der Wandlung auf dieſe zukünftigen Leiſtungen ſtatt, wohl aber treten die Grundſätze über po⸗ 
ſitive Vertragsverletzung in die Erſcheinung. Vgl. im übrigen aber § 469. 

6. Von einer vorausgegangenen Mängelrüge iſt im bürgerlichen Verkehr die Geltendmachung 
des Wandlungs⸗ und Minderungsanſpruchs nicht abhängig. Vgl. jedoch die Präſumtion 
des Verzichts nach $ 464 und bei Handelsgeſchäften nach HGB § 477. HGB § 477 kann 
zwar nicht entſprechend Anwendung auf andere als zweiſeitige Handelskäufe finden. Immerhin 
erfordert der Grundſatz von Treu und Glauben im Verkehr, daß der Käufer, der die 
ihm abgelieferte Ware als mangelhaft beanſtanden will, die Mängelrüge nicht ungebührlich 
verzögert, ſonſt muß er ſich ſo behandeln laſſen, als ob er die Ware gebilligt habe und behalten 
wolle (RG 104, 96). Insbeſondere gilt die Mängelrüge als noch rechtzeitig erhoben, wenn ſich 
der Verkäufer ſachlich auf ſie einläßt (RG 106, 297). Im übrigen wohnt der friſtgerechten Rüge 
keine rechtsbegründende, ſondern nur eine rechtserhaltende Kraft inne (RG 106, 361). 

7. Über Abtretung der Gewährleiſtungsanſprüche vgl. RG 59, 238. 

8. Bei Wandlung und Minderung trifft ſtets den Käufer die Beweislaſt für die Mängel 
der Sache, ſowohl nach $ 459 Abſ 1 wie nach Abſ 2 (RG 66, 280). Denn dieſe bilden den Rechts⸗ 
grund für die Anſprüche. Dabei macht es keinen Unterſchied, ob es ſich um einen Spezies⸗ 
oder Gattungskauf handelt (RG 95, 119); gleichgültig iſt auch, ob er die Annahme ab- 
gelehnt oder die Ware angenommen hat. Nur wenn der Käufer bei Ablehnung der Annahme 
ſich darauf beſchränkt, die Einrede des nichterfüllten Vertrags vorzuſchützen, trifft den 
Verkäufer die Beweislaſt für die Erfüllung, wobei wiederum § 363 zu berückſichtigen iſt (RG 
57, 399; 3% 07, 5095, 5). 

9. Vertraglich kann die Wandlung ausgeſchloſſen und nur Nachbeſſerung oder Erſatz zu⸗ 
gelaſſen werden (RG 87, 336; RG 21. 4. 21 VI 527/20 in LZ 1922 Sp 449). So kann Ausſchluß 
bedeuten „die Vereinbarung wie es fteht und liegt“, „wie ſeither beſeſſen“, RG ZAk DR 1937, 1094. 
Wird im Kaufvertrag bedungen, daß der Verkäufer die gelieferte Sache, wenn ſie mangelhaft ſein 
ſollte, nur nachzubeſſern habe, „ohne für weiteren Schaden zu haften“, ſo iſt damit im Zweifel der 
Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung dann nicht ausgeſchloſſen, wenn Nachbeſſe⸗ 
rung vergeblich verſucht worden iſt (RG 96,266). An ſich iſt der Anſpruch auf Wandlung oder 
Minderung nicht davon abhängig, daß die Beſeitigung des Mangels ausgeſchloſſen iſt. Der Käufer 
wird aber unter Umſtänden nach § 242 dem Verkäufer die Ausbeſſerung geſtatten müſſen (RG 
61, 92; ZW 1905, 4888; 1914, 145; Recht 1917 Nr 367; Planck A 4). 

10. Zweckmäßig iſt es, die hervorgetretenen Mängel gemäß ZPO 8 488 feſtſtellen zu laſſen. 
Das Recht hierzu ſteht ſowohl dem Käufer wie dem Verkäufer zu. Der Antrag auf Sicherung 
des Beweiſes unterbricht auch die Verjährung. 


8 463 


Fehlt der verkauften Sache zur Zeit des Kaufes eine zugeſicherte Eigen 
ſchaft, ſo kann der Käufer ſtatt der Wandelung oder der Minderung 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen. Das gleiche gilt, wenn der 
Verkäufer einen Fehler argliſtig verſchwiegen hat. 

E I 385 II 400; M 2 228, 229; P 1 686. 


1. Die Klagen aus $ 463 haben als Vertragsklagen aus dem Rechte der Gewährleiſtung 
zu gelten (RG 66, 86; 67, 146; 78, 58; 83, 244). Beſtritten von Süß aaO. S. 89, der ihn nur als ge 
wohnlichen Schadenserſatzanſpruch anſieht. Auch die aus Satz? ſoll wenigſtens als ſolche behandelt 
werden (RG 16. 9. 14 V 144/14; 7. 1. 22 V 410/21). Auf einen urſächlichen Zuſammenhang 
zwiſchen der Zuſicherung oder argliſtigen Vorſpiegelung und dem Entſchluſſe des Käufers 
kommt es nicht an; der Verkäufer muß für ſeine Erklärung ſchlechthin einſtehen (RG 102, 
295). Die Vorſchrift trifft nur den Kauf einer beſtimmten einzelnen Sache (species; RG 
Recht 1918 Nr 38). Die Faſſung des $ 463 iſt verfehlt. Ob der verkauften Sache zur Zeit des 
Kaufes die zugeſicherte Eigenſchaft fehlt, ift für die Wandlung oder Minderung gleichgültig. 
Für dieſe kommt es lediglich auf die Zeit des Gefahrübergangs an, die den kritiſchen Zeitpunkt 
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für den Gewahrleiſtungsfall bildet. Wenn daher § 463 anordnet, daß ſtatt dieſer Anſprüche 
auch Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangt werden kann, ſo wird dabei ſtillſchweigend vor⸗ 
ausgeſetzt, daß der Gewährleiſtungsfall überhaupt vorliegt, alſo auch zur Zeit des Gefahr⸗ 
übergangs noch die zugeſicherten Eigenſchaften fehlen. Das ergibt auch die Natur des Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs als eines ſolchen wegen Nichterfüllung. Hiermit iſt dieſer Schadenserſatz⸗ 
anſpruch des 9 463 gleich dem Wandlungs⸗ und Minderungsanſpruch als reiner Gewährleiſtungs⸗ 
anſpruch ausgeſtattet (RG 67, 146; 78, 58; Gruch 59, 359), fo daß es eines Verſchuld ens des 
Verkäufers nicht bedarf (RG Gruch 67, 313), nur daß als weiteres Erfordernis hinzutritt, daß 
ber Mangel der verkauften Sache bereits zur Zeit des Kaufes vorhanden geweſen ſein muß 
(RG 8. 11. 10 11 23/10). Es iſt ein Fall der Haftung für Verſchulden bei Vertragsſchluß (RG 
95, 60). Der Käufer kann unter den nämlichen Vorausſetzungen im übrigen Schaden fordern, 
wie er wandeln kann. War alſo zur Zeit des Kaufabſchluſſes der Mangel noch nicht vorhanden, 
ſondern trat er erſt nachher ein, ſo kann der Verkäufer nicht nach $ 463, wohl aber nach anderen 
Grundſaͤtzen, z. B. 8 325, in Anſpruch genommen werden. Auch hier wird vom Gefahrübergang 
abgeſehen, wenn ſich der Mangel offenbar nicht beſeitigen läßt (RG 3. 4. 20 11 525/19). Wenn 
ferner der Verkäufer nicht zur Zeit des Kaufabſchluſſes, ſondern erſt nachträglich ſich eines 
argliſtigen Verhaltens ſchuldig macht, kommt $ 463 nicht zur Anwendung (Recht 1915 Nr 2474). 
Für die beiden in § 463 geregelten Schadenserſatzanſprüche gelten daher, abgeſehen von den 
hier aufgeſtellten beſonderen Erforderniſſen, auch die nach 88 459,460 in Betracht kommenden Vor⸗ 
ausſetzungen. Nur findet hier kein Ausſchluß der Haftung bei unerheblichen Mängeln ſtatt, 
NG 134, 88. Insbeſondere iſt § 463 nur anwendbar beim Verkauf oder kaufähnlichen 
Geſchäften und von Sachen und den ihnen gleichgeſtellten unkörperlichen Gütern, z. B. 
Handelsgeſchäften (RG 63, 59; 98, 292; Warn 1915 Nr 14, 272; 1917 Nr 100; LZ 1919, 691). 
Auf Verkäufe von Rechten ift $ 463 nicht anwendbar, z. B. nicht auf Hypotheken (JW 1910, 934 
1912 S. 13710, 7424; NG 65, 90; 83, 245; Warn 1915 Nr 275; 23 1916 Sp 3051). Ferner 
gilt bezüglich des Einfluſſes der Kenntnis des Käufers vom Mangel $ 460 Satz 1, ſodann der 
Grundſatz über ein mitwirkendes Verſchulden des Käufers, mangelhafte Unterſuchung u. dgl. 
(AG 18. 2. 08 I1 485/07). Auf die Erheblichkeit der Wertminderung kommt es hier nicht an. 
Die Vorſchrift gilt nur für das Verhältnis zwiſchen Verkäufer und Käufer, nicht bei einem 
Vertrag, durch den ſich jemand gegenüber einem Hypothekengläubiger verpflichtet hat, ein 
Grundſtück in der Zwangsverſteigerung zu erwerben (RG 16. 10. 15 V 191/15; vgl. auch Recht 
1915 Nr 1763). — Der Auktionator kann unter Umſtänden für den Anſpruch aus $ 463 dem 
Käufer gegenüber als Selbſtverkäufer behandelt werden, wenn er ohne Nennung feines Auftrag⸗ 
gebers verkauft und der Käufer vor oder bei dem Kaufabſchluß auch nicht auf andere Weiſe erfahren 
hat, wer als Auftraggeber hinter jenem ſteht (RG 4. 7. 051 629/04). Denkbar iſt auch, daß die 
in der Zuſicherung liegende Garantieübernahme nicht auf den Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes, 
ſondern auf den Zeitpunkt der Vertragserfüllung bezogen wird (ſo z. B. die „Maſchine ſoll 
am Lieferungstage vollſtändig betriebsfähig fein"). Dann hat der Verkäufer nur dafür ſchlechthin 
einzuſte hen, daß die zugeſicherte Eigenſchaft zur Zeit der Vertragserfüllung vorhanden iſt. Es 
ſteht nichts entgegen, für dieſen Fall § 463 entſprechend anzuwenden (Planck A2; Oertmann 
A 2a; RG Gruch 67, 313). 

2. Wie zwiſchen dem Wandlungs⸗ und Minderungsanſpruch einerſeits, ſo bat der Käufer 
auch anderſeits zwiſchen dieſen und dem Schadenserſatzanſpruch die Wahl (RG 11.10.10 


ung die Minderung und nicht neben 


Käufer von der getroffenen Wahl noch abgehen (RG 1. 11. 11 11 157/10; 16. 11. 11 IL 624/10). 
Andere Sch gene 


Wahl erhoben werden (Recht 1915 Nr 2254). Die gleichzeitige Erhebun 


iſt nur in der Form der Eventualität möglich (RG 93, 163; LZ 1916 Sp 3825). Gibt der 


fpreiſes unter Vor⸗ 


nicht als Wan 
Ebenſo wenn der Käufer auf Rückzahlung des Preifeg Km 


Vorbehalt der Schadenserjaganfprüche klagt. — Der Vollzug der Minderung ſchließt die 
ſpatere Wandlung oder weitere Minderung wegen eines anderen Mangels nicht aus. Die 


8 i > } r Käufer in Wahrheit 
eine Minde rung meint. Es ift auch hier der wahre Wille zu erforschen. Wird der 5 2 
anſpruch als Schadenserſatzanſpruch erhoben, jo iſt die Zubilligung des N 


N ebenanſpruchs auf 
Erſtattung von Auslagen als Schadenserſatzanſpruch gegeben, nicht aber, wenn der Haupt⸗ 
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3. Schadenserſatzanſpruch bei zugeſicherter Eigenſchaft. Hinſichtlich der Zuſicherung vgl. § 459. 
Werden dem Käufer beſondere Vorzüge der Kaufſache vorgeſpiegelt, oder wird der Irrtum des 
Käufers argliſtig ausgenutzt durch betrügeriſche Manipulationen an der Sache oder durch poſitive 
Veranſtaltungen, die nicht als zugeſicherte Eigenſchaften der Sache aufgefaßt werden können, 
fo kommen nur $ 823 Abſ 2 und § 826 in Frage. Aber fie dürfen nicht zudem Zweck angewendet 
werden, um zwingend gedachte Einſchränkungen des Gewährleiſtungsrechts (§ 464) illuſoriſch 
zu machen (JW 1913,88). Den Beweis dafür, daß die Kaufſache die zugeſicherte Eigenſchaft 
nicht hat, alſo für die Grundlage ſeines IDEE d hat der Käufer zu führen (RG 
66, 285). Bei Saatgetreide liegt dem Verkäufer die unbedingte Garantie für die Saatgut⸗ 
eigenſchaft ob. Wird z. B. Weizen als Sommerſaatgut verkauft, jo kann ſich der Käufer, wenn 
ſich nach der Ausſaat herausſtellt, daß die Ware zum Teil aus Winterweizen beſteht, an den 
Verkäufer auch dann halten, wenn dieſer nicht Züchter, ſondern nur Zwiſchenhändler war. Der 
Verkäufer handelt ſchon dann ſchuldhaft, wenn er eine Ware, von der er ſelbſt nicht weiß, 
von welcher Beſchaffenheit fie ift, liefert (RG 20, 92; 103, 77). Die Zuſicherung des Verkäufers, 
bis zur Vertragserfüllung eine beſondere Eigenſchaft der Sache herzuſtellen, verpflichtet beim 
Fehlen der Eigenſchaft ebenfalls zum Schadenserſatz wegen Nichterfüllung nach § 463 (RG. 
29. 2. 24 11 290/23). 


4. Bei der Einforderung des Schadenserſatzes wegen Nichterfüllung kann der Käufer 
zunächſt, wie die allgemeine Faſſung dieſes Ausdrucks ergibt, ohne Nachweis eines fehlenden 
Intereſſes den Vertrag als gänzlich unerfüllt behandeln, alſo die Annahme der Kaufſache ab⸗ 
lehnen und den ihm durch die Nichterfüllung des Vertrags ſchlechthin erwachſenen (pofi- 
tiven) Schaden berechnen (RG 52, 355; 62, 149; JW 1914, 189°; RG 103, 160). Ein Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung kann ſowohl nach § 635 als nach $ 276 nicht bloß vom Mangel einer 
zugeſicherten Eigenſchaft, ſondern auch bei jeder ſchuldhaft mangelhaften Wandlung beanſprucht 
werden. Iſt das Gelieferte gänzlich unbrauchbar, fo ſteht ein zugleich geltend gemachter Anſpruch 
auf Wandlung zu dem Schadenserſatzanſpruch im Wahlverhältnis (RG 56, 81; 58, 178; RG 
18. 11. 21 VII 248/21). Der Nachweis urſächlichen Zuſammenhangs iſt nicht nötig. Der An⸗ 
ſpruch aus § 463 iſt gegeben ohne Rückſicht darauf, daß der Käufer in feinen 
Willenserklärungen durch das Verhalten des Verkäufers beſtimmt worden iſt 
(JW 1915, 119; RG 102, 394). Dem Verkäufer ſteht dagegen die von ihm zu beweiſende Ein⸗ 
rede aus § 460 zu. Der Nachweis des Beſtimmtſeinkönnens genügt (23 1916 Sp 30617; Warn 
1915 Nr 230). Der Käufer eines Grundſtücks, der betrogen wurde, kann das Erfüllungsintereſſe 
als Schadenserſatz auch dann verlangen, wenn er vor der Auflaſſung den wahren Sachverhalt 
erfahren hat. So entgegen RG 56, 51 nunmehr RG 63, 113 und RG 30. 6. 1111 19/11, auch 
die Rückzahlung des gezahlten Kaufpreiſes fordern (RG 50, 190; 134, 90). Der Käufer, der 
ſeinen Schaden abſtrakt berechnet, muß dies innerhalb der zuläſſigen Grenzen (ohne übermäßigen 
Gewinn) tun (RG 90, 305). Es iſt ihm aber auch nicht verwehrt, die Kaufſache zu behalten und 
den ihm aus der nicht gehörigen Erfüllung erwachſenen Schaden erſetzt zu verlangen (Mb 52, 
356; 53, 92; 59, 157; 63, 338; RG 29. 3. 12. II 510/11). Will der Käufer nur den Preis herab⸗ 
ſetzen und die Sache behalten, muß er dartun, daß der Verkäufer den Gegenſtand auch zu dem 
geringeren Preiſe hergegeben haben würde (RG 83, 246; JW 1910, 934; 1911, 213; 1912, 863; 
1931, 327010, RG 27. 2. 20 II 378/19). Dieſer Schaden kann ſich auf die objektive Wertdifferenz 
zwiſchen der mangelfreien und mangelhaften Sache beſchränken und neben dem Leiſtungs⸗ 
anſpruch beſtehen. Er deckt ſich nicht mit dem Verzugsſchaden (RG 20. 1. 11 II 157/10). Aus- 
zugleichen iſt der Minderwert der Sache bei der Erfüllung. RG 52, 356; 53, 92; 59, 157; 103, 
160; JW 1931, 327010. Ausgeſchloſſen iſt eine Berechnung des Schadenserſatzanſpruchs gemäß 
$ 472, der nur zu einer Vermengung des Minderungsrechts mit dem davon weſensverſchiedenen 
Schadenserſatz führt. Der Käufer braucht ſich nicht auf die ſpätere Werterhöhung durch Be⸗ 
feitigung des Mangels verweilen zu laſſen (RG JW 1911, 64714). Zu erſetzen find auch die Koſten 
eines Rechtsſtreits, den der Käufer infolge des Mangels im Intereſſe des Verkäufers gegen ſeinen 
Abnehmer hat führen müſſen (OLG 22, 230). Auch die Aufwendungen, die der Käufer in Er⸗ 
wartung der Erfüllung gemacht hat und die infolge der Nichterfüllung vergeblich geworden ſind, 
find zu erſetzen (RG 12. 4. 12 11 481/11). Die ihm zukommende Geldentſchädigung kann der 
Käufer, wenn der Verkäufer die Sache ſofort zu leiſten hatte, ebenfalls ungekürzt ſofort verlangen 
(RG 66,340). Die nicht rechtzeitig gerügten, aber gleichfalls mangelhaften Sendungen können, wenn 
ſie für den Schadenserſatzanſpruch auch keine mittelbare Stütze abgeben, doch zur Rechtfertigung 
des Geſamturteils, namentlich zur Begründung der Annahme, es werde künftig nicht vertrags⸗ 
mäßig geliefert werden, mit herangezogen werden (NG 65, 54; RG 27. 2. 13 11 501/12). — 
Was der Käufer durch den Weiterverkauf der eingedeckten Ware erhält, braucht er bei der Schadens⸗ 
aufmachung dem Verkäufer nicht gutzuſchreiben (RG 52, 154; JW 1917, 7095). Das gilt auch 
beim Weiterverkauf der behaltenen mangelhaften Sache. Gegenüber argliſtig vorgeſpiegelten 
Eigenſchaften kann ſich der Verkäufer nicht auf die Ange meſſenheit des Preiſes zufolge ander⸗ 
weiter Vorzüge der Kauſſache berufen (Recht 1914 Nr 2421). 


Kauf Tauſch 8 463 105 


5. Haftpflicht fi liſtiges Verſchweigen von Fehlern. Vgl. hierzu auch Geppert in 
e he S 497. D Werſchweigen braucht kein Unterdrücken zu ſein. Es 
genugt, daß der Verſchweigende etwas nicht ſagt, deſſen Mitteilung der andere Teil unter 115 
gegebenen Umſtäuden nach der Verkehrsauffaſſung erwarten darf. Nach dieſer darf aber der 
Käufer vom Verkäufer keine Offenbarung aller Umſtände erwarten, die für die Entſcheidung 
des Käufers erheblich ſein können. Es it nach den Verhältniſſen des einzelnen Falles zu beur⸗ 


154; 132, 73; N JW 1910, 


geriſche Vorſpiegelungen nicht zu rechnen ſeien (culpa in contra- 
hendo). Für den Fall, daß der Vertreter aber innerhal 
gegen den Vertretenen zu. 


i Vertreter am Zuſtande kommen d 
Bedenklich. Der Vertreter ſeinerſ 


handeln muß (Roß 26. 10. 11 V 532/10; R 103, 160; vgl. auch $ 459 U 5). Handelt es ſich nicht 
um einen derartigen Sachmangel oder handelt es fü 

anſpruch wie in dem Falle, in dem die falſchen Vo 
einem Dritten ausgehen, ſo findet $ 463 Ubf 2 keine Anwendung (RG IW 1911, 4865: RG 
7. 10. 11 V 113/11; 4.11.11 U 168/11; 24. 
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7. Wenn der getäuſchte Käufer nur $$ 823, 826 zur Begründung heranzieht, hat das Gericht 
von Amts wegen auch $ 463 zu beachten (Recht 1914 Nr 605). 

8. Eine Gewährleiſtungspflicht nach § 463 iſt auch nicht ausgeſchloſſen, ſoweit 88 481ff. 
zur Anwendung kommen, wie RG 102, 308 annimmt. Vielmehr wird ein Verkäufer bon Vieh 
nach § 463 auch dann ſchadenserſatzpflichtig, wenn er einen Mangel argliſtig verſchweigt, der 
nicht Hauptmangel iſt. Auch durch Zuſicherung der Freiheit des Tieres von einem Nebenmangel 
wird die Haftung aus § 463 Satz 1 und bei argliſtigem Verſchweigen aus Satz 2 begründet 
(R 60, 236). 

9. Wenn an der argliſtigen Täuſchung des Verkäufers Dritte als Mittäter oder Gehilfen 
teilgenommen haben, müſſen dieſe ſich die Handlungen des Verkäufers zurechnen laſſen, und 
ſie haften, wie dieſer, auf das volle poſitive Erfüllungsintereſſe (RG 103, 161; RG 22. 3. 07 
II 466/06). 

10. Wegen Verjährung 88 476, 477, 479, wegen internationalen Privatrechts RG LZ 08 
Sp 308. 


$ 464 


Nimmt der Käufer eine mangelhafte Sache an, obſchon er den Mangel 
kennt, fo ſtehen ihm die in den 88 462, 463 beſtimmten Anſprüche nur zu, 
wenn er ſich ſeine Nechte wegen des Mangels bei der Annahme vorbehält. 

E 1 386 II 401; M 2 229, 230; P 1 690 ff. 

1. Ausdrücklich können die Gewährleiſtungsanſprüche durch Vertrag ausgeſchloſſen werden. 
„Das Grundſtück wird verkauft wie es ſteht und liegt“ bedeutet die Vereinbarung des Aus⸗ 
ſchluſſes der Haftung für erkennbare und verborgene Mängel, nicht aber für Schwamm und 
Schwammverdacht, R Recht 1936 Nr 70, für Fehlen des üblichen Zubehörs, für unrichtige Be⸗ 
zeichnungen im Grundbuch uſw. Der Ausſchluß der Haftung nur für erkennbare oder ſchwer er- 
kennbare Mängel geſchieht häufig durch die Formeln „wie beſichtigt“, „Käufer kennt den Zuſtand 
des Grundſtücks“, Rh JW 1933, 13382. Die Vorſchrift regelt die Wirkung vorbehaltloſer Annahme 
einer mangelhaften Sache. Sie gilt nur für Sachmängel. Eine entsprechende Vorſchrift für 
Rechts mängel gibt es nicht (R& 25. 11. 16 V 226/16). Während 9 460 beſtimmt, daß die Kennt⸗ 
nis des Käufers beim Abſchluß des Kaufvertrags von Rechts wegen als Verzicht der Geltend⸗ 
machung der Gewährleiſtungsanſprüche, weil als Kauf einer mangelhaften Sache, anzuſehen iſt, 
verordnet 9 464 die geſetzliche Präſumtion des Verzichts bei Annahme der mangelhaften Sache 
trotz Kenntnis der Mängel, ſofern die Gewähranſprüche nicht vorbehalten worden find (RG 
101, 73; Mot I. Entw $ 386 Bd. 2 S. 220). Bei Sukzeſſivlieferung Auffaſſung von RS in HR 
1936 Nr 255 nicht zu billigen. Dieſe geſetzliche Praſumtion bezieht ſich jedoch nur auf die in 
89 462 u. 463 beſtimmten Anſprüche. Inſoweit namentlich neben 5463 noch Schadenserſatzanſprüche 
aus 69 823, 826 in Betracht kommen, gilt fie nicht (beſtr.); RG 63, 113, JW 1911, 756 unter 
Aufgabe des gegenteiligen Standpunkts von RG 59, 104. Die Kenntnis des Vertreters 
eines Käufers von dem Mangel der Sache iſt nach § 166 auch bei Annahme der Sache durch ihn 
dem Vertretenen zuzurechnen. Liegt jedoch ein Mißbrauch der übertragenen Vertretungsmacht 
beim Vertreter vor und kennt der Vertragsgegner dieſen Mißbrauch zum Nachteil des Ver⸗ 
tretenen, ſo kann er bei einem durch den Vertreter abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte aus jenem 
erkannten Mißbrauch keine Rechte gegen den Vertretenen herleiten (RG 52, 99; 71, 219; 75, 301; 
101, 73). Schließt ſich an den Kaufabſchluß die Annahme der gekauften Sache unmittelbar an, 
jo deckt ſich die Vorſchrift des $ 464 mit der des $ 460 (RG 12. 10. 01 V 225/01). Sind mehrere 
Sachen als zuſammengehörend verkauft ($ 469 Satz 2), fo läßt ſich das Vorliegen der Voraus⸗ 
ſetzung des $ 464 nur mit Bezug auf die einzelnen Sachen feſtſtellen; doch ſchließt dies nicht 
aus, daß in der vorbehaltloſen Annahme einer einzelnen von dem Mangel betroffenen Sache nach 
erlangter Kenntnis von dieſem Mangel ein ſtillſchweigender Verzicht auf das Wandlungsrecht 
überhaupt gefunden wird (RG 27. 10. 09 V 356/09). — In der nach 9377 HGB dem Käufer 
obliegenden Mängelanzeige iſt nicht ohne weiteres ein Vorbehalt, welcher einen Verzicht aus- 
zuſchließen vermöchte, zu erblicken (MG 64, 237; RG JW 1911, 486°; Recht 1918 Nr 1689). Die 
lediglich aus der übermittelten Faktura erkennbaren Mängel unterliegen nicht der Rügepflicht 
nach HGB $ 377 (RG in JWö 1923, 48°). Dagegen bedarf es einer Mängelanzeige bei Nicht⸗ 
handelsgeſchäften nicht. 0 

2. Annahme iſt gleichbedeutend mit Abnahme nach $ 640 Abſ 2. Für die Annahme ift nicht 
erforderlich, daß der Empfänger die Erfüllung als eine tadelloſe angenommen hat; vielmehr 
genügt es, wenn er die als Leiſtung aus dem Vertrage angebotene Leiſtung körperlich hin⸗ 
nimmt und dabei zu erkennen gibt, daß er die Leiſtung als eine in der Hauptſache dem Vertrag 
entſprechende Erfüllung anerkenne (RG 64, 240; RG IW 1911, 4866; ORG 24, 329). Ein Auf⸗ 
laden und Mitnehmen (z. B. von Weihnachtsbaumen) braucht aber noch nicht notwendig eine 
ſolche Abnahme zu ſein, wohl aber wenn die Sache nach dem Ausladen behalten wird. Bei 
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Grundſtücken ſteht der Übergabe auch die Auflaſſung gleich (RG 58, 263; JW 04, 40610 08, 
137°; Warn 09 Nr 136; 83 1919, 691). Der Vorbehalt iſt zu erklären, ſobald entweder die Über⸗ 
gabe oder die Auflaſſung erfolgt iſt; entſcheidend iſt der zeitlich frühere Akt (RG 18. 12. 18 U 
231/18; a. M. R6 63, 110; JW 1911, 75612). Dagegen iſt die Notwendigkeit des Vorbehalts 
nicht auf die nachfolgende Eintragung abzustellen. Dieſe rein behördliche Maßnahme bedeutet 
keine Annahme durch den Käufer, die bereits durch die Auflaſſungserklärung vollzogen iſt, RG 
134, 89. — Der Kaufer geht, wenn er den Mangel kennt, des Anſpruchs auf Wandlung auch 
durch einen ſolchen Gebrauch der Sache verluſtig, welcher auf den Willen, ſich dieſelbe ohne 
Rückſicht auf etwaige Fehler zuzueignen, ſchließen läßt (RG 19. 11.0711 257/07). Ein ſolcher 
Wille liegt oft in der Veräußerung der Ware (RG 54, 80), doch kommt es auf die konkreten Um⸗ 
ſtände an (RG 98, 232), noch nicht ohne weiteres in der Hingabe der fehlerhaften Sache zur Re⸗ 
paratur, insbeſondere nicht in einem ſolchen Gebrauche, der weſentlich im Intereſſe des Ver⸗ 
käufers geſchieht (RG JW 04, 2901) oder durch beſondere Umſtände entſchuldigt wird (NG AM 
09, 6855). Mit Rechtsnotwendigkeit liegt ein ſolcher Wille auch weder in der Billigung beim 
Kauf auf Beſicht (RG Warn 1912 Nr 381), noch in der Beſtätigung des anfechtbaren Kaufes 
nach § 144 (RG JW 1911, 3984); ſelbſt in einem Vertrag, durch den der Käufer gegen die Über⸗ 
nahme der Pflicht zur Beſeitigung des Mangels auf das Wandlungsrecht verzichtet, muß ſie nicht 
liegen (RG 22. 1. 13 V 304/12). Dagegen erklärt RG 68, 399: Weiß der Käufer beim Weiter⸗ 
verkauf um den Anfechtungsgrund, ſo verzichtet er damit auf die Anfechtung. — Die Annahme 
erfolgt in dem Falle, wenn der Verkäufer die verkaufte Sache behufs Übertragung des Eigen⸗ 
tums dem Käufer überſendet, ſchon durch eine dementſprechende Verfügung des Käufers und 
bedarf in ſolchem Falle nicht der ausdrücklichen Erklärung des Annahme willens dem Verkäufer 
gegenüber (NG 64, 145). 

3. Es wird wirkliche Kenntnis vom Mangel erfordert. Die Kenntnis eines Teils des Mangels 
ſteht der Kenntnis des ganzen Mangels nicht gleich (RG 3. 7. 15 V 103/15). Grob fahr- 
läſſige Unkenntnis genügt hier nicht (Warn 1918 Nr 185), ebenſowenig bloße Vermutung 
des Mangels (RG 18. 1. 08 V 210/07). Im übrigen liegt dem Käufer, abgeſehen von dem Fall 
eines beiderſeitigen Handelsgeſchäfts nach $ 377 HGB (RG JW 06 S. 9113, 11928) eine Pflicht 
er alsbaldigen Unterſuchung und Mängelanzeige nur inſoweit ob, als Treu und Glauben dies 
erfordert. 

4. Auch die auf Argliſt des Verkäufers beruhenden Anſprüche des Käufers gehen durch vor⸗ 
behaltsloſe Annahme der Kaufſache mit Kenntnis vom Mangel verloren (NG 59, 104; 20. 4. 07 
Y 92/07; RG 10. 2. 12 V 354/11; Warn 09 Nr 136; 1915 Nr 108; RG 101, 73). Auch hier wird 
in der Annahme ein Verzicht erblickt. 

5. Der Vorbehalt muß unter Bezeichnung des bekannten Mangels geſchehen. Ein 
allgemeiner Vorbehalt genügt nicht (RG 13. 5. 10 111 303/09). Auch genügt nicht die Erklärung 
einem gewöhnlichen Boten gegenüber, ſofern dieſer nicht wirklich zum Übermittler des Vor⸗ 
behalts wird (OLG 24, 329). 

Auch vor der Annahme kann der Vorbehalt erklärt werden, 
halten des Käufers damit im Einklang ſteht (RG 58, 263). 

6. Der Fall, wenn ein Mangel erſt nach der Anna 
unter $ 464. Setzt aber der Käufer nach ſolcher Entdeckung den Gebrauch der Sache fort oder 
trifft er eine Verfügung darüber, ohne den Vorbehalt zu wiederholen, ſo kann hierin ein Verzicht 
auf die Wandlung, dagegen nicht ohne weiteres auf die Minde rung gefunden werden (RG 
39, 172). So insbeſondere darin, daß der Käufer ſich erfolgreiche Ausbeſſerung gefallen läßt 
(RG 12. 2. 13 V 456/12). 


7. Der Beweis für die Annahme der Sache und die Kenntnis des Käufers vom Mangel trifft 
den Verkäufer, der für die Stellung des Vorbehalts den Käufer (RG 29, 116). 


wenn nur das ſpätere Ver⸗ 


hme entdeckt wird, fällt nicht 
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Die Wandelung oder die Minderung ift vollzogen, wenn ſich der Ver- 
käufer auf Verlangen des Käufers mit ihr einverſtanden erklärt. 
E 1 384 II 402; M 2 228; P 1 685. 


1. Die Bedeutung des $ 465 iſt in Rechtslehre und Rechtſprechung überaus beſtritten. Die 
eine, in der II. Kommiſſion vertretene (Prot S. 680, 709, 710) Anſicht (Vertragstheorie) 
ſindet, daß darin der Inhalt und die Verwirklichung des Wandlungs⸗ und Minderungsanſpruchs 
ausgedrückt, dieſer Anſpruch des Käufers zunächſt nur auf Herbeiführung der vertragsmäßige n 
Einwilligung des Verkäufers zu den angeführten Maßnahmen gerichtet ſei und erſt auf Grund 
die ſes Vertrags die Rückgängigmachung des Kaufes mit ſeinen Folgen, insbeſondere die Ric 
gabe oder Minderung des vom Käufer gezahlten Kaufpreiſes oder die entſprechende Befreiung 
gefordert werden konne. So insbeſondere Oertmann zu 88 462 u. 465; im weſentlichen auch 
Dernburg II 5 186 A 11 und in Einzelausführungen Seidlmeyer bei Gruch 57, 343. Die andere 
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Anſicht (Herſtellungstheorie) findet die Bedeutung der auf Verlangen des Käufers erfolgten 
„Vollziehung“ der Wandlung oder Minderung weſentlich darin, daß damit der Käufer die Wahl 
auf Wandlung vollzogen habe und nun in ſeiner Wahl zwiſchen beiden gebunden werde, 
während im übrigen der Wandlungs⸗ oder Minderungsanſpruch ſich, wie im gemeinen Recht, 
unmittelbar auf die Rückgängigmachung des Kaufes oder die Herabſetzung des Kaufpreiſes 
mit ihren Folgen richte. So Eccius bei Gruch 43, 306; Staudinger § 462 A 1 V; 
Neumann zu $ 462 A 2; jetzt auch Planck zu § 462 A 3 und zu § 465 A 1, ſowie in 
Einzelausführungen Lobe im SächſArch 9, 104; Hay mann bei Gruch 46, 509; Müller in SeuffBl 
69, 46; Thiele im Archiv Prax 93, 397ff.; Langheineken, Anſpruch und Einrede S. 215; En- 
neccerus 9313 I; Biermann im Archiv Prax 14, 315ff.; Crome 8322 11; Gierke, Deutſches 
Privatrecht 3, 473. Über den Stand der Streitfrage beſonders Raape bei Dernburg IV $ 185. 
Das Reichsgericht hat nach kurzem Schwanken eine neutrale und vermittelnde Stellung ein- 
genommen. Es geht von folgendem Gedankengange aus: Nicht wie die Anfechtung, der Vor⸗ 
kauf, der Wiederkauf vollzieht ſich die Wandlung oder Minderung durch die einſeitige Erklärung 
des Käufers. Auf rechtsgeſchäftlichem Wege gelangt vielmehr die Wandlung und Minde⸗ 
rung nur dadurch zur Verwirklichung und Vollziehung, daß ſich auf das Verlangen des Käufers 
der Verkäufer damit einverſtanden erklärt (RG 59, 97; 108, 26; FW 1913, 736). Darin liegt aber 
noch nicht mit Notwendigkeit auch der Satz, daß der Käufer ſeine Gewährleiſtungsanſprüche nur 
in der Weiſe gerichtlich geltend machen könnte, daß er den Verkäufer auf Einwilligung in die 
Wandlung oder Minderung verklagt. Er kann feinen Klagantrag auch unmittelbar auf Rück— 
gängigmachung des Kaufvertrags oder auf Minderung durch das Urteil und auf die 
Leiſtungen richten, die ſich aus dieſer Rückgängigmachung oder Minderung ergeben (RG 58, 423; 
66, 75; 69 S. 385, 389; 70 S. 198, 199; 94, 331; JW 1913, 736°). Will aber der Käufer auf 
halbem Wege ſtehenbleiben und nicht Ausführung der Rückgängigmachung oder Minderung, 
ſondern nur Verurteilung des Verkäufers zur Einwilligung in die Wandlung oder Minderung 
begehren, fo bleibt ihm auch dies unverwehrt (RG Warn 1913 Nr 314). Klagt er auf Minderung, 
jo kann er den Betrag angeben oder in das richterliche Ermeſſen ſtellen (RG 13. 4. 13 V 520/12). 
Man mag dieſes Vorgehen des Reichsgerichts vielleicht vom Standpunkt der Theorie aus un⸗ 
befriedigend nennen, vom Standpunkt der Praxis aus wird man ſich ihm anſchließen dürfen. 
Im Ergebnis kommt es auf die Anerkennung der Herſtellungstheorie hinaus. So auch 
Planck 9 462 A 3. — Die Wandlung ift auch dann dem urſprünglichen Verkäufer gegenüber zu 
17 7 5 wenn dieſer ſeine Rechte aus dem Verkauf einem andern abgetreten hat (Recht 1914 
r 474). 

2. Der Käufer muß Wandlung oder Minderung verlangen, was gerichtlich und außer⸗ 
gerichtlich geſchehen kann. Es handelt ſich um einen ſog. „verhaltenen Anſpruch“, Langheineken 
in Feſtgabe f. M. Brünne (1912) S. 27. Eine alternative Geltendmachung widerſpricht der Natur 
des Anſpruchs, dagegen kann ſie ſubſidiär erfolgen. Das Verlangen braucht nicht auf Einverſtändnis⸗ 
erklärung des Verkäufers zu gehen, ſondern kann unmittelbar Wandlung oder Minderung enthalten. 
Das außergerichtliche Verlangen bedarf auch keiner Form, wenn es ſich um Wandlung 
eines Grundſtückskaufs handelt (Planck A 2a; Oertmann zu 9313 A 2; Thiele in Arch ZivPr 
93,421 u. a.; RG 137,296 in 3W 1933,42, a. M. Eccius in Gruch 42,328; Staudinger Erl III 
1c). Gerichtlich kann das Verlangen namentlich durch Einrede geltend gemacht werden. Bis zur 
Einverſtändniserklärung des Verkäufers, die auch bei Grundſtücken formlos erfolgen 
kann (RG 6. 5. 08 II 426/07; in Warn 1908 Nr 449, RS 137, 296) oder bis zu deſſen rechts⸗ 
kräftiger Verurteilung iſt der Käufer an die von ihm etwa vorher erklärte Wandlung 
oder Minderung nicht gebunden, kann vielmehr von einer zur andern übergehen (Prot S. 711; 
ebenſo RG JW 05, 49216). Er kann ſogar noch nach rechtskräftiger Abweiſung der Wandlungs⸗ 
klage auf Kaufpreisminderung klagen (RG Warn 1911 Nr 322). Solange er die Wahl noch ändern 
kann, braucht er auch bei Geltendmachung der Wandlung die Sache noch nicht zurückzugeben. 
Erſt mit dem Vollzug der Wandlung entſteht für den Verkäufer der Anſpruch auf Rückgewähr 
(RG 94, 331). Wird die Wahl nach der Klagerhebung geändert, fo ift dies an ſich Klagänderung, 
die aber in der Regel — wenigſtens für die 1. Inſtanz, vgl. 360 $ 527 — nach 3PO $ 264 
zuzulaſſen ſein wird, da die Verteidigung des beklagten Verkäufers dadurch nicht weſentlich 
erſchwert wird. Wird die Wandlung oder Minderung einredeweiſe vorgeſchützt, jo wird das 
Wahlrecht des Käufers mit der darauf erfolgten rechtskräftigen Abweiſung der Klage oder mit der 
Befriedigung des Käufers, worin eine Vollziehung zu finden iſt, ausgeſchloſſen (Staudinger⸗ 
Kober (9. Aufl.] § 478 A 2c). Die Frage iſt beſtritten, auch vom NG noch nicht entſchieden, 
RG 147, 92; a. M. z. B. Planck A 2a zu § 478. Immerhin aber muß der Käufer, wenn er 
nach ſolcher Abweiſung des Verkäufers eine vorher geleiſtete Anzahlung zurückfordert, 
auf die Mangelhaftigkeit der Sache zurückkommen und die im Vorprozeſſe nur als Ent⸗ 
ſcheidungsgrund berückſichtigte Berechtigung ſeines Wandlungsverlangens dartun; er iſt daher 
dabei auch der Verjährungseinrede des Verkäufers aus § 477 ausgeſetzt (NG 69, 388). Die 
Einverſtändniserklärung kann auch ſtillſchweigend erfolgen. Solange fie an einen Vor⸗ 
behalt oder eine Bedingung geknüpft iſt, iſt durch ſie eine Wandlung nicht vollzogen. 
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RE in Rech 858. Auch die Erklärung der Rücknahme bei weiterbeſtehendem Streit 
über die ubrigen Nochtsanfprüche ute nicht notwendig ein Einverſtändnis mit der Wandlung, 
NG in Gruch 51, 170; eine Vereinbarung über den Umtauſch gegen mangelfreie Sache 
enthält einmal die Wandlung, ſodann weiter den Abſchluß eines neuen Kaufvertrags. Über die 
Verpflichtungen des Verkäufers aus dem alten Kaufvertrag entſcheidet das Geſetz oder abweichende 
Vereinbarung, NG 91,110; 94, 329. Die Einigung über Schadenserſatz wird im Gef nicht erwähnt. 

Die Erklärungen des Käufers und Verkäufers über die Wandlung ſind rechtsgeſchäftliche 

illenserklärungen, daher von beiden Seiten aus wegen Irrtums anfechtbar (OLG 22, 47). 
Nicht zu verwechſeln iſt das Einverftändnis über die Wandlung mit dem Einberſtändnis über 
die Nichtigkeit des Kaufes, die ganz andere Folgen hat (RG Warn 1912 Nr 68). Mit der 
Wandlungserklärung des Käufers gerät der Verkäufer, wenn das Wandlungsbegehren begründet 
iſt, in Annahmeverzug, falls er die Ware nicht rechtzeitig zurücknimmt. Der Käufer hat von da 
an gemäß § 300 nur mehr Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten (RG Warn 1912 Nr 376). 
Wenn Beanſtandung der Ware nicht anerkannt, ſondern Ware bloß aus Entgegenkommen zurück⸗ 
genommen wird, ift dies kein Vollzug der Wandlung, d. h. der Rückgängigmachung des Kaufes, 
londern nur ein Rückgängigmachen des Erfüllungsgeſchäfts (RG 91, 110). Das Einver⸗ 
ſtändnis mit der Wandlung bedeutet noch nicht die ſelbſtändige vertragsmäßige Ver⸗ 
pflichtung zur Rückgabe der Sache. Durch die vollzogene Wandlung wird auch kein gegenſeitiges 
Vertragsverhältnis begründet, daher § 326 nicht anwendbar (RG 93, 49). 


3. Auf den Schadenserſatzanſpruch aus $ 463, der nur von dem Verlangen des Käufers, 
nicht von der Einwilligungserklarung des V 


l Verkaufers abhängt, bezieht ſich $ 465 nicht. Dieſer 
Anſpruch wird vielmehr unwiderruflich mit der Erfüllung oder mit der Verurteilung zu ſolcher. 
Iſt der Anſpruch auf Wandlung oder Minderung unwiderruflich geworden, ſo kann natürlich 
(vgl. $ 463: „ſtatt der Wandlung oder Minderung“) von Schadenserſatz nicht weiter die Rede ſein. 

4. Erfüllungsort. Wird bei der Wandlung Zug- um⸗Zug⸗Leiſtung angeboten, fo ift beider⸗ 
ſeitiger geſetzlicher Erfüllungsort der Ort, an dem ſich die Ware dem Vertrage gemäß befindet. 
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Behauptet der Käufer dem Verkäufer gegenüber einen Mangel der Sache, 
jo kann der Verkäufer ihn unter dem Erbieten zur Wandelung und unter Be- 


ſtimmung einer angemeſſenen Friſt zur Erklärung darüber auffordern, ob 


er Wandelung verlange. Die Wandelung kann in dieſem Falle nur bis zum 
Ablaufe der Friſt verlangt werden. 

E II 402 Abſ 2 IIT 400; B 1 800 ff. 

1. Die Vorſchrift bietet ein Mittel, um den Schwebezuſtand zu beſeitigen, ähnlich wie bei 
$ 634. Auch die Verjährungsfriſt des § 477 kann ſchon einen ſolchen läſtigen langen Schwebe⸗ 
zuſtand bringen. Wenn die geſetzte Friſt eine unangemeſſen kurze iſt, ſo bleibt zwar dem Schuldner 
gegeniiber die allgemeine Wirkung der Friſtſetzung beſtehen; aber die Dauer der Friſt verwandelt 
1 ange meſſenen, vom Richter zu bemeſſenden Zeitraum (RGS 56, 234). S. auch 
2. Verlangt der Käufer die Wandlung, geht er alſo auf das Erbieten zur Wandlung ein, 
ſo iſt dieſe mit ſeiner Erklarung vollzogen; andernfalls iſt ſie mit Ablauf der Friſt ausgeſchloſſen, 
dagegen die Geltendmachung der ſonſtigen Rechte (Minderung, Schadenserſatz) geſtattet. 
Wegen des Gattungskaufs $ 480. 


& 467 

Auf die Wandelung finden die für das vertragsmäßige Rücktrittsrecht 
geltenden Vorſchriften der 88 346 bis 348, 350 bis 354, 356 entſprechende An- 
wendung; im Falle des § 352 iſt jedoch die Wandelung nicht ausgeſchloſſen, 
wenn der Mangel ſich erſt bei der Umgeftaltung der Sache gezeigt hat. Der 
Verkäufer hat dem Käufer auch die Vertragskoſten zu erſetzen. 

E 1 387 I 403; M 2 230 ff.; P 1 692 ff., 801 ff.; 6 158, 172. 

1. In den $$ 467471 iſt die Durchführung der in $ 462 wegen ei nes Mangels d i 
in erſter Linie zugelaſſenen Wandlung geregelt. e 

2. § 467 ſchreibt nur die „entſprechende Anwendung“ der hauptſächlichſten Vorſchriften 
über das vertragsmäßige Rüctrittsrecht vor, alſo auch § 387 u. $ 984: RG 147, 393 
Der Abſchluß eines beſonderen, ſelbſtändige Rechte und Pflichten begründenden Um 
tauſchvertrags iſt jedoch an ſich möglich, aber nicht zu vermuten. Gegenſtand einer Feſt⸗ 
ſtellungsklage kann nicht nur das Vertragsverhältnis des Kaufs, ſondern auch einzelne Berechti⸗ 
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gungen, die ein Ausfluß des weitergehenden Rechtsverhältniſſes jind, wie das Recht auf Wand- 
jung oder Minderung. RG 74, 294; 92, 7; 123, 233. Die Vorſchrift ergibt im einzelnen folgendes: 

Zunächſt in betreff der Zuläſſigteit der Wandlung. Dieſe iſt nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
die Kaufſache beim Käufer durch Zufall untergegangen ift ($ 350). Sie iſt aber ausgeſchloſſen: 
a) wenn der Berechtigte eine weſentliche Verſchlechterung, den Untergang der Kaufſache 
oder eines erheblichen Teiles derſelben oder die anderweitige Unmöglichkeit der Herausgabe 
entweder ſelbſt oder durch einen nach § 278 von ihm zu vertretenden (mit der wirtſchaftlichen 
Behandlung der Sache betrauten) Dritten (R 28. 6. 07 1137) verſchuldet hat ($ 351). RG 
RR 1931 Nr 208. Die ſchuldhaft herbeigeführte weſentliche Verſchlechterung uſw. muß jedoch 
vor Vollziehung der Wandlung gemäß $ 465 ſtattgefunden haben (RG 59, 97; SeuffA 62 
Nr 206; RG SeuffA 67 Nr 312; 71, 60). Iſt fie erſt nachher erfolgt, jo tritt nicht Ausſchluß der 
Wandlung, ſondern Schadenserſatzpflicht des Käufers ein. Der Ausſchluß der Wandlung 
erfordert nicht, wie der Ausſchluß des Rücktrittsrechts (NG 71, 277) eine ſolche ſchuldhafte Ver⸗ 
ſchlechterung der Sache, die vor der Wandlung erfolgt iſt. Denn die Wandlung vollzieht ſich 
nicht durch einſeitige Willenserklärung wie der Rücktritt; erſt vom Vollzug ab kann daher von 
Ausſchluß der Wandlung keine Rede mehr ſein, während kein Grund vorliegt, Umſtänden, die 
vorher, wenn auch nach der einſeitigen Erklärung, wandeln zu wollen, eingetreten ſind, die 
Bedeutung abzusprechen (RG 59, 87; Warn 1915 Nr 204; vgl. auch Recht 1914 Nr 1256; 1915 
Nr 2257; 28 1915 Sp 13774). Die Verſchlechterung muß die Sache ſelbſt treffen und ihre Brauch⸗ 
barkeit für den andern beeinträchtigen, es genügt nicht eine durch ein äußeres Ereignis herbei: 
geführte ungünſtige Auffaſſung beteiligter Kreiſe über den Wert und die Brauchbarkeit (NG 
64, 375). Im übrigen iſt die Frage, ob Verſchlechterung und weſentliche Verſchlechterung 
vorliegt, zumeiſt Tatfrage (OLG 24, 329). Steht die Verſchlechterung oder der Unter⸗ 
gang feit, ſo hat der Käufer, der wandeln will, um dem Ausſchluß der Wandlung zu be⸗ 
gegnen, darzulegen, daß er daran nicht ſchuld jet (MG JW 08, 4785: Rh 10. 1. 11 11 129/10). 
Verneint iſt, daß der Käufer den durch Brand eingetretenen Untergang verſchuldet, wenn er es 
unterläßt, die Sache zu verſichern (MG JW ö 1911, 32112). — It die Unmöglichkeit der Heraus- 
gabe zu einer Zeit erfolgt, zu welcher der Verkäufer ſich dem Rücknahmeverlangen des Käufers 
egenüber im Rücknahmeverzug befand, jo hat damit die Vertretungspflicht des 241175 für 
ſchuldhaftes Verhalten nicht aufgehört, ſondern ſich nur auf Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit 
beſchränkt (RG 56, 267; RG Warn 1912 Nr 376). Hat der Käufer die Verſchlechterung oder 
den Untergang verſchuldet, fo hat er fein Wandlungsrecht verwirkt, ſelbſt wenn es auf Argliſt 
des Verkäufers gegründet war (RG 8. 10. 10 V 198/10). — Die Wandlung iſt ferner ausge⸗ 
ſchloſſen: b) wenn der Berechtigte die Kaufſache durch Bearbeitung oder Umbildung in eine 
Sache anderer Art umgeſtaltet hat, es ſei denn, daß ſich der die Wandlung begründende Mangel 
erſt bei dieſer Umgeſtaltung gezeigt hat ($$ 352, 467 Satz 2); Ausſaat von Samen iſt Umgeſtaltung 
der Sache; e) wenn der Berechtigte den empfangenen Gegenſtand oder einen erheblichen Teil 
desselben veräußert oder mit dem Recht eines Dritten belaſtet und in der Folge fein Abnehmer 
darauf eine weſentliche Verſchlechterung oder den Untergang des Gegenſtandes oder eines erheb⸗ 
lichen Teiles desſelben oder die anderweitige Unmöglichkeit der Herausgabe des Gegenſtandes 
verſchuldet hat. Einer freiwilligen Veräußerung oder Belaſtung von ſeiten des Berechtigten 
ſteht eine Verfügung gleich, die im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung 
oder durch den Konkursverwalter erfolgt ($ 353). Dem ſteht jede unzuläſſige Verfügung über die 
Ware, z. B. ein unzuläſſiger Notverkauf, gleich (RG 101, 19). Die bloße Ab montierung einer 
Maſchine läßt das Wandlungsrecht noch nicht verloren gehen (RG 21. 4. 21 VI 527/20). — 
Auch das verſchuldete Unvermögen des Käufers zur Herausgabe ſchließt die Wandlung aus, 
z. B. wenn der Käufer die von ihm weiterveräußerte Sache nicht wiederzuerlangen und daher 
nicht zurückzuerſtatten vermag (RG 102, 315). Die Wandlung iſt dagegen nicht ausgeſchloſſen, 
wenn der Berechtigte den veräußerten Gegenſtand von dem dritten Erwerber zurückerworben 
hat oder zurückerwerben kann und dem Verkäufer zurückgeben kann und will. Ebenſo ſchließt der 
Umſtand, daß ein zu wandelndes Grundſtück zur Zwangsverſteigerung gekommen iſt, die 
Wandlung an ſich nicht aus, ſondern nur dann, wenn der Wandlungsberechtigte die Zwangs 
verſteigerung verſchuldet hat und infolge davon nicht mehr in der Lage ift, das Grundſtück 
dem Verkäufer zurückzugeben (RG 50, 190; ſ. auch 54, 219; 56 S. 261, 267; 59, 92; SeuffA 62 
Nr 206; RG Warn 1913 Nr 190). Kündigung einer Hypothek und infolgedeſſen Verſteigerung 
des Grundſtücks begründet Unmöglichkeit der Rückgabe (Recht 1914 Nr 1821). Hat der Käufer 
auf Wandlung geklagt, ſo kann darin, daß er demnächſt in einer zweiten Klage die Beſeitigung 
der Mängel fordert, nicht ohne weiteres ein Verzicht auf die Wandlung gefunden werden (Recht 
1913 Nr 2401). 

Den im Geſetz ausdrücklich angeführten Fällen einer Verwirkung des Wandlungsrechts iſt 
d) noch der weitere, auf allgemeinen Gründen beruhende beizufügen, wenn der Berechtigte 
in Kenntnis des Mangels nach Erklärung der Wandlung mit der Sache in einer 
Weiſe verfährt, die nach Treu und Glauben auf ſeinen Willen, fie zu behalten, ſchließen läßt, 
N RR 1931 Nr 208 (nicht bei Probefahrten mit einem Auto), insbeſondere, wenn er durch 
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gung oder rechtskräftge 
dem gegenüber § 354 
wenn er mit Rückgabe der 
geſetzte Friſt ergebnislos verſtreichen 
läßt. NG 123, 393. 


Gegenleiſtung, ſondern die Wandlung 

0 1 Kauft Es iſt nur eine Folge 

der Rückgaugigmachung, daß nach 8 346 die beiderſeitigen Leiſtungen zurückzugewähren 
ſind. Das Empfangene iſt nach ſeinem wirtſchaftlichen Wert 


| e zurückzugeben ($ 242), 
auch die Nutzungen, die er inzwiſchen gezogen hat oder ziehen konnte (RG 108 S. 281, 120). Die 


endbar (RG 93, 47), 
| n Zeitpunkt, in dem der 
Käufer vom Wandlungsrecht Kenntnis erlangthat, kommt es nicht an. Für An 


ſprüche auf Heraus⸗ 
wenden. Nach § 987 


Demgemäß gelangen, wenn der Ver⸗ 
trag noch von keiner Seite erfüllt iſt, die beiderſeitigen Verpflichtungen zum Erloſchen. Iſt 
er dagegen erfüllt, ſo hat a) der Verkäufer den Kaufpreis mit Zinſen zu 4 v. H., bei zweiſeitigen 
Handelsgeſchäften 5 v. H., vom Empfang ab zurückzuzahlen (88 346 Satz 1, 347 Satz 3, 246) und 
den Wert der etwa neben dem Kaufpreis vom Käufer erh 
Satz 2). Hat der Verkäufer Wertpapiere als Kaufpreis er 


Käufer 
chlechterung oder nach der Voll- 


3, \ die gezogenen Nutzungen 
vom Empfang der Leiltung an herauszugeben und für ſchuldhaft nicht gezogene Nutzungen 
Erſatz zu leiſten ($ 347 Satz 2, $ 987; vgl. hierzu Warn 1914 Nr 70; RG 145, 79. DI 1934, 218). 
Solange aber der Käufer ſich noch nicht vom Empfang der Leiſtung an zur Wandlung ent⸗ 
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ſchloſſen hat, iſt ihm nicht zu verwehren, die Sache zu benutzen, auch wenn dadurch eine 
Verſchlechterung eintritt. Das iſt kein Verſchulden, § 351. Nur darf es nicht unbillig geſchehen. 
— e) Die beiderſeitigen, vorſtehend angegebenen Verpflichtungen ſind Zug um Zug zu 
erfüllen ($ 348). Eine Verurteilung auf Zug- um⸗Zug-Leiſtung kann jedoch nur erfolgen, 
wenn der Zurückbehaltungseinwand wirklich erhoben wird (MG 4. 5. 12 V 454/11). Die 
Verpflichtung zur Rückgabe Zug um Zug ſetzt aber eine vollzogene Wandlung voraus. 
Der Käufer braucht jedoch eine mangelhafte Ware fo lange nicht zurückzugewähren, als er 
eine Wahl noch ändern kann. Er kann daher nach $ 480 mangelfreie Ware ohne Rückgabe 
der mangelhaften Zug um Zug verlangen (RG 94, 331). Der Wandlungsanſpruch verwandelt 
ſich im Falle der Konkurseröffnung fiber das Vermögen des Beklagten (Verkäufers) gemäß 
8 69 K in eine Geldforderung und iſt als ſolche im Konkurſe geltend zu machen. Die vor der 
Konkurseröffnung rechtskräftig gewordene Entſcheldung über den Grund des Anſpruchs, d. h. 
über die Berechtigung der Wandlung, bildet auch für die an Stelle dieſes Anſpruchs tretende 
Geldforderung die unverrückbare Grundlage (RG 65, 132). — d) Sind auf der Verkäufer⸗ ober 
Käuferſeite mehrere beteiligt, jo kann die Wandlung nur von allen oder gegen alle ausgeübt 
werden. Erliſcht der Wandlungsanſpruch für einen der Berechtigten, fo erüſcht er auch für die 
übrigen ($ 356). Anders bei der Minderung (8 474).— e) Kommt der Käufer nach Vollziehung 
der Wandlung mit der Rückgewähr der Sache oder eines erheblichen Teiles derſelben in Ver⸗ 
zug, ſo kann ihm der andere Teil eine angemeſſene Friſt beſtimmen mit der Erklärung, daß er 
die Annahme nach dem Ablauf der Friſt ablehne. Mit dem erfolgloſen Ablaufe der Friſt wird 
die erklärte Wandlung unwirkſam und der Käufer kann nicht von neuem Wandlung verlangen 
($ 354); auch der Anſpruch auf Minderung iſt in dieſem Falle ausgeſchloſſen, da der Käufer 
durch den Vollzug der Wandlung ſein Wahlrecht eingebüßt hat. 

5. Erfüllungsort. Der Erfüllungsort für die Wandlung, der nach $ 29 3 auch für 
die Wandlungsklage maßgebend iſt, fällt nicht mit dem Erfüllungsort für die urſ prünglichen 
Verpflichtungen des Verkäufers aus dem Kaufvertrage und ebenſowenig mit dem Erfüllungsort 
bei bereinbartem Rücktritt zuſammen, unterliegt vielmehr nachſtehenden Grundſätzen (RG 55, 
110; 57, 14). Iſt der Kauf vom Verkaufer, nicht aber vom Käufer erfüllt, fo ijt der Erfüllungsort 
für deſſen Anſpruch auf Befreiung von den daraus entſpringenden Verpflichtungen am Erfül⸗ 
lungsorte des Käufers gegeben. Iſt der Kauf ſchon von beiden Teilen vollzogen, jo iſt ge mein⸗ 
ſamer Erfüllungsort für die Rückgewähr der Sache und für die Rückzahlung des Kaufpreiſes 
der Ort, an dem der Käufer Zug um Zug gegen Rlickempfang des Kaufgeldes die Kaufſache 
zurückzugeben hat, d. h. an dem Orte, an dem fie ſich dem Vertrage gemäß befindet (Recht 1918 
Nr 980; Lg 1908, 471; RG 26. 5. 00 1 105/00; vgl. auch RG JW 07, 359 und $ 269 A 7). Der 
Käufer iſt nicht verpflichtet, die Sache an den Ort der Übergabe auf ſeine Koſten zurückzubringen 
(RG 55 S. 112, 113; 57, 15). 

6. Das Recht des Erfüllungsortes iſt auch für die Geltendmachung des von einem inläu⸗ 
diſchen Käufer gegen einen ausländiſchen Verkäufer nach dem BGB erhobenen Wand- 
lungsanſpruchs nebſt den damit zuſammenhängenden Nebenanſprüchen auf Zurücknahme der 
Ware und auf Erſatz der Fracht, der Verſicherungs⸗ und Lagerkoſten maßgebend, einerlei, ob 
der Kaufpreis bezahlt iſt oder nicht (RG 55, 107). 

7. Beweislaſt in dem Streit über die Durchführung der Wandlung. Der Verkäufer hat 
die — die Wandlung ausſchließende — Verſchlechterung oder die Unmoͤglichkeit der Herausgabe 
der Kaufſache, der Käufer das Nichtvorhandenſein eigenen Verſchuldens oder das Vorhandenſein 
überwiegenden Verſchuldens beim Verkäufer zu erweiſen (RG 56 S. 258, 270; JW 04, 140%; 
R Warn 08 Nr 621; 1910 Nr 148; R 3. 6. 08 V 597/07; 10. 1. 11 11 129/10). 

8. Anwendbarkeit des $ 467 auf Werkvertrag nach $ 651 (RG 87, 305; 93, 159). 


8 468 


Sichert der Verkäufer eines Grundſtücks dem Käufer eine beſtimmte Größe 
des Grundſtücks zu, jo haftet er für die Größe wie für eine zugeſicherte Eigen 
ſchaft. Der Käufer kann jedoch wegen Mangels der zugeſicherten Größe 
Wandelung nur verlangen, wenn der Mangel ſo erheblich iſt, daß die Er⸗ 
füllung des Vertrags für den Käufer kein Intereſſe hat. 

E 1 388 11 804; M 2 232 ff.; BI 603. 

1. Beim Verkauf von Grundſtücken gilt die Zusicherung einer beſtimmten Größe — zu 
unterſcheiden von der an ſich unverbindlichen bloßen Flache nabgabe zum Zwecke der Beſchrei 
bung (OLG 22, 238; 24, 332) — als Zuſſcherung einer Eigenſchaft im Sinne von $ 459 Abſ 2. 
Die Vorſchrift ſtellt aber nicht etwa eine Vermutung dahin auf, daß die Größenangabe eine ſolche 
Zuſicherung enthalte (RG JW 1905, 530; O3 1910, 1173 OLG 40, 300; ZEIG 5, 182. 
Deshalb iſt auch die Anfechtung wegen Irrtums über die Größe nicht zuläſſig MG 
3.3.08 IL 556/7). Die Sondervorſchrift läßt ſich nicht auf zugeſicherte Re chte übertragen, 
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bier iſt nur $ 437 anwendbar (NG 93, 73). Dies ift auch für die Verjährungsfriſt von Bedeutung. 
Benoite auf Auantitätsverhältniſſe beweglicher Sachen, worüber BGB keine Be⸗ 
ſtimmung getroffen hat (JW 08, 4775). Hier kommen dann die Vorſchriſten über teilweiſe Nicht⸗ 
erfüllung zur Anwendung ($ 326). Wegen der Rügepflicht nach HG 8 378. Bei Kauf von Holz 
einer beſtimmten Waldfläche vgl. OLG 38, 82. Zu einer verbindlichen Zuſicherung iſt eine Er⸗ 
Härung erforderlich, welche ergibt, daß der Verkäufer für die von ihm angegebene Große einſtehen 
will und welche auch vom Käufer in dieſem Sinne aufgefaßt wird (RG IB 05, 5305). Es bleibt 
dabei der Auslegung des Vertragswillens überlaſſen, feſtzuſtellen, welche Bedeutung im einzelnen 
Falle die Angabe einer beſtimmten Große hat (RG 29. 11. 03 V 233/03). Im Zweifel gilt die 
Größenangabe als Zusicherung (RG 3. 3. 08 II 556/07). Die argliſtige Verſicherung der Größe 
eines Grundſtücks ſteht der Zuſicherung gleich (RG 16. 9. 14 V 144/14). — Für den Gewähr⸗ 
leiſtungsanſpruch nach §§ 459, 462 kommt es lediglich auf die Größe an, welche die Sache 
zur Zeit des Gefahrübergangs auf den Käufer hat (Recht 07 Nr 3477). Beim Schadens⸗ 
erſaßanſpruch wegen argliſtiger Täuſchung nach $ 463, der ſinnge mäß anzuwenden ift, Warn 
1914 der 115, dagegen können unrichtige Angaben über die Größenverhältniſſe beim früheren 
käuflichen Erwerb des jetzigen Verkäufers dann von Bedeutung ſein, wenn ſie auf den Kauf 
oder die Preisbewilligung des jetzigen Käufers von Einfluß geweſen find (RG 18. 9. 07 V 531/06). 

2. Die hier für die Wandlung (nicht Minderung oder Schadenserſatz) re Erheb⸗ 
lichteit des Mangels (RG 53, 74) enthält eine Einſchränkung der in §§ 459, 462 gegebenen 
Vorſchriften. Die Erheblichteit (ſowie die Zuſiche rung einer beſtimmten Größe) hat der Käufer 
zu erweiſen. Vermag er das fehlende Inkereſſe nicht darzutun, jo kann er nur Minderung 
oder Schadenserſatz wegen Nichter ya geltend machen, NG 63, 113. Es kommt aber nur 
auf die Erheblichteit des Mangels, nicht auf die erhebliche Minderung des Wertes oder der Taug ; 
lichkeit au. — Dieſe Vorſchrift in $ 468 Saß 2 findet auch Anwendung bei dem Verkauf eines In⸗ 
begriffs von einzelnen Grund cken, wobei jedoch die als Ganzes zuſammengefaßten Grund- 
ſtücke für die Anwendung des Geſetzes in der Regel als ein Srundftüd anzuſehen find, fo daß bei 
Beurteilung der Frage nach dem Vorhandenſein der zugeſicherte 


5 N n Größe ihr geſamter Flächen ⸗ 
gehalt in Betracht kommt (M 2, 234), $$ 460, 464, 477 finden Anwendung. 


8 469 


Sind von mehreren verkauften Sachen nur einzelne mangelhaft, ſo kann 
nur in Anſehung dieſer Wandelung verlangt werden, auch wenn ein Gefamt- 
preis für alle Sachen feſtgeſetzt iſt. Sind jedoch die Sachen als zufammen- 
gehörend verkauft, ſo kann jeder Teil verlangen, daß die Wandelung auf 
alle Sachen erſtreckt wird, wenn die mangelhaften Sachen nicht ohne Nachteil 


für ihn von den übrigen getrennt werden können. 
E 1 389 II 405; M 2 285; P 1 693. 


und Nebenſachen 
egen der einzelnen mangelhaften Sachen 
zuläſſig. Die Vorſchrift findet leine Anwendung auf den Fall, daß nur eine einzelne Sache 
verkauft iſt, aber deren Beſtandteile mangelhaft find (JW 07, 300). Sie darf ſich aber auf 
a Sachen erſtrecken, wenn a) die Sachen nach der Abſicht und dem b dg 

er 


en Intereſſe beider 
1 t uſammengehörend verkauft worden ſind, wobei auf die Art der 
Preisbeſtimmung lein weſenlliche 


nicht ohne Nachteil für die Ver 


138, 337 Recht 1914 Nr 469; 1918 Nr 507; 1919 Nr 736; Seuffa 


lweiſe Lieferungen ſind im Zweifel nicht 
zuſammengehörig (Recht 1917 Nr 32). Beim Vorhandenſein dieſer beiden Vorausſetzungen 
kann der Käufer, wenn er durch die Trennung anderſeits, wenn der 
Käufer nur bezüglich der mangelhaften Stucke die Wandlung begehrt, auch der Verkäufer, 
dem durch die Trennung ein ſolcher Nachteil droht, Erſtreckung der Wandlung auf alle Sachen 
verlangen. Im Falle von Tauſch und Doppel! gen Abhängigkeit 
die Wandlung ohnehin in der Regel beide Sachen ergreifen müſſen (RG 22. 10. 10 V 177/10). 
Berechnung nach 8 471. — Konſerben in becköteten Doſen find als zuſammengehörend verkauft 
wenn für ſie Geſamtpreis vereinbart (8c 7. 2. 19 111 348/18). Dee Vorſchriſt des $ 469 wirt 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß ein Teil der Waren nach 998 $ 377 wegen Unterbleibens der 
gehörigen Mängelrüge als genehmigt gilt, RG 138, 338. In $ 469 bleibt das Erſtreckungsrecht 
im Rahmen des geſchuldeten Leiſtungsgegenſtands und macht aus der Teilwandlung nur eine 
Vollwandlung, ue in 8 1 das Recht auf uu ed Gegenſtände erſtreckt wird. Daher 
auch bei Gattungskäufen nach 8 480 Abi 1 u. 2 eine chadenserſatzforderung we en Ni üllun 
der geſamten Lieferung, RG 73, 379. s SEAL Nichterfüllung 
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2. In betreff der bei ſog. Sukzeſſivlieferungsgeſchäften wegen andauernd mangelhafter 
Lieferung dem Käufer zuſtehenden Rechtsbehelfe (außer Wandlung und Minderung wegen der 
gemachten Lieferungen auch Rücktritt vom Vertrage nach § 326 für die Zukunft) ſ. RG 57, 115; 
JW 07, 14958; ZW 1918, 555. Anders (wenigſtens in der Begründung) die Rechtſprechung der 
Oberlandesgerichte 4, 224: 8, 71; 9, 32; . unten $ 476. 

3. 8 469 findet auch dann Anwendung, wenn der Käufer nach 9 480 Abſ 2 Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung verlangt (RG 73, 379). Der allgemeine Rechtsgedanke des § 469 findet 
auch auf Teilkündigungen nach $ 543 Abſ 1 Anwendung (RG 114, 246). 


8 470 
Die Wandelung wegen eines Mangels der Hauptſache erſtreckt ſich auch auf 
die Nebenſache. Iſt die Nebenſache mangelhaft, ſo kann nur in Anſehung 
dieſer Wandelung verlangt werden. 
E 1 390 II 406; M 2 236; P 1 694. 
1. Für den Begriff der Nebenſache iſt regelmäßig der Parteiwille und der Vertragszweck 
maßgebend, und von dieſem Geſichtspunkte aus fällt auch in der Regel das Zubehör 88 97, 98 


mit darunter. In der Regel iſt entſcheidend, ob die (Neben-) Sache ohne eine andere nicht gekauft 
worden wäre. Beiſpiel z. B. Recht 1914 Nr 334. 


8 171 


Findet im Falle des Verkaufs mehrerer Sachen für einen Geſamtpreis die 
Wandelung nur in Anſehung einzelner Sachen ſtatt, ſo iſt der Geſamtpreis in 
dem Verhältniſſe herabzuſetzen, in welchem zur Zeit des Verkaufs der Gejamt- 
wert der Sachen in mangelfreiem Zuſtande zu dem Werte der von der Wande 
lung nicht betroffenen Sachen geſtanden haben würde. 

E 1 301 II 407; M 2 236; P 1 004. 

Die hier vorgeſchriebene Verhältnisrechnung findet ſowohl im Falle des $ 469 Satz 1 als 
im Falle des $ 470 Satz 2 Anwendung, wenn für einen Geſamtpreis verkauft iſt. Die Herab⸗ 
ſetzung muß möglich ſein. Zur Ergänzung dient $ 473. Sie ſtellt ſich, wenn man z. B. a) den 
Geſamtwert der Sachen in mangelfreiem Zuſtande zur Zeit des Verkaufs mit 800 M., b) den 
Wert der von der Wandlung nicht betroffenen Sachen mit 400 M., e) den Geſamtpreis mit 600 M. 
annimmt, dahin: 800: 400 = 600: x oder x = — 900 — 300 M., jo daß der Verkäufer, wenn 
er den Kaufpreis mit 600 M. bereits erhalten hat, den Betrag von 600 — 300 M. = 300 M. 
an den Verkäufer herauszuzahlen hat. Bei Geſchäftsverkaufen unter Zugrundelegung des Ger 
ſchäftsinventars RG 24. 3. 08 II 593/07. 


8 472 


Bei der Minderung iſt der Kaufpreis in dem Verhältniſſe herabzuſetzen, 
in welchem zur Zeit des Verkaufs der Wert der Sache in mangelfreiem Zu- 
ftande zu dem wirklichen Werte geftanden haben würde. 

Findet im Falle des Verkaufs mehrerer Sachen für einen Geſamtpreis 
die Minderung nur wegen einzelner Sachen ſtatt, ſo iſt bei der Herabſetzung 
des Preiſes der Geſamtwert aller Sachen zugrunde zu legen. 

E 1 302 1I 408; M 2 236; P I 603. 

1. 88 472—475 enthalten die Vorſchriften über die Durchführung der Minderung. Gemindert 
wird der Kaufpreis, d. h. derjenige Geldbetrag, den der Käufer als Gegenleiſtung für die Ver⸗ 
ſchaffung des Eigentums der Kaufſache nach $ 433 entrichtet. Wenn darüber hinaus noch andere 
Leiſtungen mit der Zahlung abgegolten werden ſollen, ſo unterliegt der Teil des Entgeltes für 
fie nicht der Minderung, RG in JW 1931, 327010. Auf den Minderungsanſpruch hat es 
keinen Einfluß, wenn der Käufer inzwiſchen die Sache mit Gewinn weiterveräußert oder 
fie durch Gebrauch entwertet hat (RG 66, 115; 17, 68; 25, 30; 43, 67; SeuffA 73, 11; L8 1917 
Sp 11134; 1918, 869). Er kann ihn auch geltend machen, obwohl er die Ware vorher dem 
Verkäufer zur Verfügung geſtellt hat (RG 43 S. 37, 67). — $ 472 findet gemäß $ 323 auch auf 
teilweiſe Unmöglichkeit der Leiſtung entſprechende Anwendung (Rch 92, 17). Das gilt 
auch für die abzuziehende Fracht, die erſpart wird, wenn beim cik⸗Geſchaft die vereinbarte Uber“ 
ſendung unterbleibt. Vgl. auch $ 537. Für Schadensberechnungen außerhalb eines Vertrags 
verhältniſſes gilt $ 472 nicht, wenn auch das Ergebnis der Berechnung dasſelbe fein kann, N 
62, 384). — Während das Recht zu wandeln unteilbar ift (8 467), kann jeder Verkaufer für ſich 
allein Minderung verlangen. Bei Tauſch vgl. RG 73, 152; Warn 1910 Nr 201. 


Kauf Tauſch §§ 469472 115 


2. Allgemeiner e Herabſetzung des Kaufpreiſes nach dem Verhältnis, in welchem 
zur Zeit des Verkaufs der lobjektive) Wert der Sache in mangelfreiem Zustande zu dem wirk⸗ 
lichen (objektiven) Wert der mangelhaften Sache geſtanden haben würde. (Relative Methode, 
alſo keine Schadenserſatzberechnung, RG Warn 09 Nr 81; 1915 Nr 111, und keine Schätzung 
nach dem Ertrag der Kaufſache, RG 22. 1. 09 II 322/08, und keine freie Schätzung ſeitens des 
Gerichts.) ZPO 8 287 ift nicht anwendbar (Recht 1915 Nr 1057). Der Minde rungsanſpruch 
kann aber auf Zurückerſtattung des ganzen Kaufpreiſes gehen, wenn die Mängel die Kaufſache 
völlig wertlos machen. Unter Wert der Sache iſt der allgemeine Verkaufswert zu verſtehen, 
wie er ohne die vorhandenen Mängel wäre und zu unterſuchen, wie er ſich mit den Mängeln 
Hellt (Warn 1912 Nr 69; I 03 Veil 1137 09, 19171; MG) 20. 1. 06 V 289/08; 18.12. 11 1 276/11; 
JW 1931, 327010). War zu angemejjenem Preiſe verkauft, iſt zunächſt dieſer zu beſtimmen. 
Bei Ratenzahlungen iſt die Minderung auf die einzelnen Raten gleichmäßig zu verteilen. Der 
Berechnnug des Minderwerts iſt der Fehler ſo, wie er ſich nach voller Aufklärung als zur Zeit 
des Kaufes wirklich vorhanden herausgeſtellt, zugrunde zu legen (RG 25. 9. 12 V 87/12). Wenn 
hiernach der Wert bei mangelfreiem Zuſtande 1000 M., der wirkliche Wert 500 M. und der Kauf 
preis 800 M. beträgt, der zu ſuchende abgeminderte Kaufpreis aber durch x bezeichnet wird, fo 
1 5 . ir 500 800 

ergibt ſich nach der Verhältnisrechnung 1000: 500 = 800: x für x = 1000 der Betrag von 
400 M.; es hat mithin der Verkäufer von den ihm bereits bezahlten 800 M. den Betrag von 400 M. 
zurückzuerſtatten. Die Anwendung dieſer „relativen Berechnungsart“ wird auch bei Überein⸗ 
ſtimmung des vereinbarten Preiſes mit dem objektiven Werte der Sache zur Zeit des Vertrags- 
abſchluſſes nicht ausgeſchloſſen (RG JW 97, 19755 RG 12. 2. 09 III 213/08). — Sind beim 
Verkauf eines Miethauſes beſtimmte Mieterträge zugeſichert, jo iſt die Preisänderung wegen 
Nichteinhaltung dieſer Ertrage zu berechnen nach dem Verhältnis der vereinbarten Kaufſumme, 
die für die zugeficherte Mieteinnahme bewilligt worden iſt, zu demjenigen Kaufpreiſe, der bei 
gleicher Berechnungsweiſe für die wirkliche, geringere Mieteinnahme bewilligt worden wäre 
(RG 22. 10. 04 V 89/04). In gleichartiger Weiſe iſt in den anderen Fällen zu verfahren, in denen 
der Mangel einer zugeſicherten Eigenſchaft den Preisminderungsanſpruch begründet (RG IW 03 
Beil 113 249, RG ZW 09, 19171; RG Warn 1912 Nr 69). Iſt die Sache infolge des Mangels 
völlig wertlos, fo ſtellt ſich der herabgeſetzte Preis auf Null und es tritt dasſelbe Ergebnis wie 
bei der Wandlung ein, ſo daß der Käufer nichts zu bezahlen, aber auch die Sache zurückzugeben 
hat. Die Wertloſigkeit iſt vom Käufer zu beweiſen (RG 30. 1. 03 II 326/02). Nach dem Entwurf 
für ein neues BGB ſoll der Verkäufer zurücktreten konnen, wenn ihm die Minderung nach den 
geſamten Umſtänden nicht zuzumuten iſt, Stoll in Schriften der Akademie für Deutſches Recht, 
Die Lehre von den Leiſtungsſtörungen (1936), S. 47, 84ff. aM ee 

3. Bei dem Verkaufe mehrerer Sachen zu einem Geſamtpreiſe iſt die Verhältnisrechnung 
die gleiche wie im Falle des Abf 1 und in dieſelbe nur der Geſamtwert ſowie der Geſamtpreis 
der einzelnen Sachen einzuſtellen, ein Grundſatz, der auch auf den Fall auszudehnen iſt, wenn 
die mehreren Sachen als zuſammengehörend verkauft worden ſind. N 

Iſt der Kaufpreis teils bezahlt, teils geſtundet, ſo tritt die Kaufpreisminderung an jedem 

dieſer Teilbeträge verhältnismäßig ein. Entfällt dabei eine Minderung auf eine Hypothek, ſo 
geht der Anſpruch nicht auf Herauszahlung, ſondern nur auf Befreiung von der Belaſtung nach 
dem ermittelten Verhältnis (Seuffl 67 Nr 247; RG 21. 6. 12 11 152/12). Bei verſchieden 
artig geſtundeten Kaufpreisbeträgen tritt auf Verlangen des Minderungspflichtigen eine 
gleichartige Minderung ein; ohne ein ſolches Verlangen iſt der Minderwert ausſchließlich an dem 
baren Forderungsbetrage abzurechnen (RGS 22. 6.05 V 595/04). 
4. Hat ein Dritter (nicht der Verkäufer) den Käufer über Eigenſchaften der Kaufſache arg⸗ 
liſtig getäuſcht, ſo iſt bei dem Schadensanſpruch des Käufers, der die gekaufte Sache behält, 
dem Dritten gegenüber nicht $ 472 Abſ 1, ſondern § 249 zugrunde zu legen (RG 61, 250). Vgl. 
jedoch RG 63, 384. 

5. Als Erfüllungsort für die Minderung, der nach $ 29 ARD auch für die Minderungsklage 
maßgebend iſt, kommt — da es ſich bei der Minderung weſentlich um teilweiſe Befreiung des 
Käufers von der Verpflichtung zur Zahlung des Kaufpreiſes handelt und die hieran ſich etwa 
anknüpfende Verpflichtung des Verkäufers zur Rückerſtattung des zuviel Gezahlten nur als Folge 
jener Hauptverpflichtung erſcheint — nach § 269 regelmäßig der Wohn- oder Niederlaſſungsort 
des Käufers in Betracht (R 46, 195; 66, 73; a. M. Erl. 5 zu $ 269 und RG bei Gruch 47, 1150). 
— Dieſer Grundſatz hat in der Rechtſprechung des Reichsgerichts namentlich für den Minde 
rungsanſpruch eines inländiſchen Käufers gegen einen aus w ärtigen Verkäufer Anmendung 
gefunden (RG 66, 73; RG JW 08, 1925). St aub, Komm. zu HGB $ 377 Anm 84 und andere 
wollen unterſcheiden, ob der Kaufpreis noch nicht bezahlt oder ganz oder teilweiſe be zahlt iſt 
und zurückgefordert wird. Bei erfolgter voller Bezahlung ſoll für die Rückforderung der 
Wohnort des Verkaufers maßgebend ſein. Dieſe Unterſcheidung iſt nicht begründet. Hierüber 
noch RG 40, 410 u. OLG Celle DLG 29, 16; Hamburg JW 1908, 1925: Warneyer $ 269 Not 60. 

6. Den Beweis für die Höhe der Minderung hat der Käufer zu führen. 
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9 173 


Sind neben dem in Geld feſtgeſetzten Kaufpreiſe Leiſtungen bedungen, die 
nicht vertretbare Sachen zum Gegenſtande haben, ſo ſind dieſe Leiſtungen in 
den Fällen der 88 471, 472 nach dem Werte zur Zeit des Verkaufs in Geld zu 
veranſchlagen. Die Herabſetzung der Gegenleiſtung des Käufers erfolgt an 
dem in Geld feſtgeſetzten Preiſe; iſt dieſer geringer als der abzuſetzende Betrag, 
ſo hat der Verkäufer den überſchießenden Betrag dem Käufer zu vergüten. 

E II 409 III 467; P 1 696. 


1. Die Preisminderung nach $$ 471, 472 erfolgt in den Fällen, in welchen der Kaufpreis 
nicht bloß in Geld, ſondern daneben auch nicht in vertretbaren Sachen, ſondern ganz allgemein 
in Leiſtungen anderer Art (Dienſten und ſonſtigen Leiſtungen) beſteht, in der Weiſe, daß a) der 
Wert dieſer Nebenleiſtungen und damit die Geſamtleiſtung des Käufers zur Zeit des Kaufab⸗ 
ſchluſſes in Geld feſtgeſetzt, b) hiernächſt nach der in 88 471, 472 angegebenen Verhältnisrechnung 
der an der Gegenleiſtung des Käufers abzuſetzende Betrag ermittelt, e) letzterer zunächſt von dem 
in Geld feſtgeſetzten Preiſe abgezogen und, inſoweit er dieſen überſteigt, dem Käufer vom Ver⸗ 
käufer vergütet wird. Beſteht die Nebenleiſtung des Käufers in vertretbaren Sachen, ſo hat der 
Käufer die Wahl, ob er die Preisherabſetzung durch Kürzung am Geldpreis oder an der Neben⸗ 
leiſtung durchführen will (a. M. Planck 9473 A3, der dem Käufer gleichmäßige Kürzung an 
beiden auferlegt). Wird dem Grundſtückskäufer ein nicht in Geld beſtehender Teil der ihm ob⸗ 
liegenden Leiſtung (z. B. Verſchaffung eines Wohnungsrechts) unmöglich, jo kann er die Auf⸗ 
laſſung nicht ſchlechthin, ſondern nur gegen eine dem verhältnismäßigen Werte des unmöglich 
gewordenen Teils der Leiſtung entſprechenden Zuſatzvergütung in Geld verlangen (RG 88, 37; 
RG 21. 6. 22 V 64/22). 

2. Dieſe Vorſchrift des 9 473 gilt auch für den Tauſch und vollzieht ſich hier in der Weiſe, 
daß der, welcher eine fehlerhafte Sache gegen eine fehlerfreie vertauſcht hat, dem Minderungs⸗ 
berechtigten — inſoweit ſich dieſer nicht durch Minderung einer ihm obliegenden Leiſtung an 
Geld oder vertretbaren Sachen ſchadlos halten kann — den Betrag zahlen muß, der ſich ergibt, 
wenn man den Wert, den die fehlerfreie Sache zur Zeit des Tauſches hat, im Verhättnis des 
Wertes der fehlerhaft gelieferten Sache ohne den Fehler zum Werte derſelben mit dem Fehler 
herabſetzt. Alſo z. B. 800 M. Wert der fehlerfreien Sache; 900 M. Wert ber fehlerhaft gelieferten 
Sache ohne den Fehler: 450 M. Wert derſelben Sache mit dem Fehler; hiernach 400 M. ver⸗ 
hältnismäßig herabgeſetzter Wert der fehlerfreien Sache, jo daß deren ſeitheriger Inhaber mit 
ihrem wirklichen Werte von 800 M. den Betrag von 400 M. zuviel leiſtet und denſelben von dem 
andern Teil noch bar herauszubekommen hat. Die Tauſchanſchlagſummen werden nicht heran⸗ 
gezogen (RG 72, 301; RG 16. 3. 10 V 241/09; RG 73, 152). 


8 474 


Sind auf der einen oder der anderen Seite mehrere beteiligt, ſo kann von 
jedem und gegen jeden Minderung verlangt werden. 

Mit der Vollziehung der von einem der Käufer verlangten Minderung iſt 
die Wandelung ausgeſchloſſen. 

E I 394 II 400; M 2 237; P 1 700. 

1. Bei Beteiligung mehrerer, ſei es als urſprünglich Berechtigte, jei es als deren Rechts⸗ 
nachfolger, kann, abweichend von der Wandlung ($$ 467, 356), von jedem und gegen jeden 
die Minderung verlangt werden. Der Käufer kann aber deshalb, weil ihn einer der mehreren 
Verkäufer beim Abſchluß des Kaufvertrags betrogen habe, eine Herabminderung des Kauf⸗ 
preiſes nicht verlangen, da dieſe zugleich die anderen, am Betruge nicht beteiligten Vertragsteile 
treffen würde. Will er beim Vertrage ſtehenbleiben, ſo kann er von demjenigen der mehreren 
Verkäufer, dem die Täuſchung zur Laſt fällt, nur Schadenserſatz nach §§ 823 Abſ 1, 826 
fordern; der § 472 iſt auf dieſen Anſpruch nicht auwendbar (RG 14. 12. 04 V 255/04). e 
2. Ausſchluß der Wandlung als Folge der Unteilbarkeit derſelben. Es kann hiernach ein 
jeder von mehreren Käufern das Wandlungsrecht der übrigen ausſchließen. 


8 475 
8 
Durch die wegen eines Mangels erfolgte Minderung wird das Necht des 
Käufers, wegen eines anderen Mangels Wandelung oder von neuem Minde 


rung zu verlangen, nicht ausgeſchloſſen. 
E I 303 II 411; M 2 236; P 1 00s ff. 


Kauf Tauſch 88 473—476 7 


Das Recht des Käufers, wegen eines andern Mangels an derſelben Sache Wand- 
lung oder Minderung zu verlangen, iſt auch dann nicht ausgeſchloſſen, wenn die Minde- 
zung wegen des erſten Mangels bereits vollzogen ($ 465) und der andere Mangel zu dieſer Zeit 
bereits entdeckt war. Nur wird in dieſem Falle in Frage kommen, ob nicht der Käufer durch die 
Nichtgeltendmachung des andern Mangels auf deſſen Verfolgung verzichtet hat (OSG 12, 268). 
Wird nach einer vorausgegangenen Minderung die Wandlung oder Minderung wegen eines 
zweiten Mangels begehrt, jo ift der Preis zugrunde zu legen, der ſich infolge der erſten Minderung 
herausgeſtellt hat; a. M. Planck, wonach der Wert ohne die Minderung zur Zeit des Kaufs 


zugrunde zu legen iſt. Ob die Geltendmachung im ſelben Prozeſſe als Klagänderung anzuſehen 
iſt, iſt eine Prozeßfrage. 


8 476 


Eine Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung des Verkäufers zur 
Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache erlaſſen oder beſchränkt wird, iſt 
nichtig, wenn der Verkäufer den Mangel argliſtig verſchweigt. 

E I 306 II 412; M 2 396; P 1 701. 


1. Eine e welche die Ver 


) $ 313 der gerichtlichen oder notariellen Form 
(RG JW 05, 426), ſofern er beim Vertragsſchluß ſelbſt vereinbart iſt. Die ee ee e 

55). 
IH Enthält ein ſchriftlicher 
t trag, lusſchluß jeglicher Garantie noch die Aufzählung 
beſtimmter Mängel, für die nicht gehaftet wird, 


) Verkauf eines Hauſes 
cht mitteilt (AW 05, 7916; RG Warn 1912 Nr 300; 


intereſſe nach $ 463. Zur Herbeiführung dieſer Nichtigkeit bedarf es keiner Anfechtu 2 
die Wirkung tritt ohne weiteres ein (Warn 1914 Nr 115). — Über Begriff fechtung nach $ 123, 
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die anderen Verkäufer nicht dadurch frei, daß ſie jede Gewährleiſtung im Kaufvertrag ablehnen 
(Recht 1915 Nr 1058). 

Die Vorſchrift des § 476 findet auch in den Fällen Anwendung, in denen nicht Fehler 
verſchwiegen, ſondern Eigenſchaften argliſtig vorgeſpiegelt find (RG 66, 338; 83, 242; JW 
1911, 80812). Vgl. 8463 A 6. — Der Käufer, der ſich auf $ 476 beruft, hat nicht nur die Kenntnis 
des Verkäufers vom Mangel, ſondern auch das Verſchweigen nachzuweiſen (RG 4. 5. 10 V 382/09). 
1 ee Verjährung iſt die 30jährige nach § 195 (MG 83, 242; Warn 1914, 180; RG 15. 10. 19 

165/19). 


8 477 


Der Anſpruch auf Wandelung oder auf Minderung ſowie der Anſpruch 
auf Schadenserſatz wegen Mangels einer zugeſicherten Eigenſchaft verjährt, 
ſofern nicht der Verkäufer den Mangel argliſtig verſchwiegen hat, bei beweg; 
lichen Sachen in ſechs Monaten von der Ablieferung, bei Grundſtücken in einem 
Jahre von der Übergabe an. Die Verjährungsfriſt kann durch Vertrag ver⸗ 
längert werden. 

Beantragt der Käufer gerichtliche Beweisaufnahme zur Sicherung des Be⸗ 
weiſes, ſo wird die Verjährung unterbrochen. Die Unterbrechung dauert bis 
zur Beendigung des Verfahrens fort. Die Vorſchriften des § 211 Abſ 2 und 
des § 212 finden entſprechende Anwendung. 

Die Hemmung oder Unterbrechung der Verjährung eines der im Abſ 1 
bezeichneten Anſprüche bewirkt auch die Hemmung oder Unterbrechung der 
Verjährung der anderen Anſprüche. 

E 1 307 II 413; M 2 238; P 1 674; 2 312, 314. 


1. Die Anſprüche aus $ 477 konkurrieren miteinander alternativ, es liegt keine Wahlſchuld nach 
$ 262 vor. Wenn der Käufer mittels Wandlungseinrede die rechtskräftige Abweiſung des Ver⸗ 
käufers auf Zahlung erreicht hat, kann er noch Minderung geltend machen. § 477 enthalt für das 
Kaufrecht eine beſondere Regelung und unterwirft die Gewährleiſtungsanſpruche des Kaufers 
der kurzen Verjährung im Intereſſe der Rechtsſicherheit, um unter den Vertragſchließenden bald 
klare Verhältniſſe zu ſchaffen, RG 74, 292; 128, 211; 144, 95. Das Kaufgeſchäft ſolle alſo nach 
unbenutztem Ablauf der Verjährungsfriſt ſo angeſehen werden, als ob ihm ein Mangel nicht an⸗ 
hafte. § 478 und $ 479 bringen hiervon eine Ausnahme, RG 128, 216. Dem Käufer, der noch nicht 
erfüllt bat, ſoll lediglich eine Einrede gegen den Kaufpreisanſpruch des Verkäufers gewährt werden, 
wenn er noch innerhalb der Verjährungsfriſt dem Verkäufer den Mangel anzeigt oder wenigſtens 
die Anzeige an ihn abgeſchickt hat. Er darf ſich der verjährten Gewährbeitragsanſprüche alſo nur 
zur Abwehr der Kaufpreisforderung bedienen, ein andrer Anſpruch ſteht dem Käufer nicht zu. Auch 
den Schadenserſatzanſpruch nach $ 463 darf er nur einredeweiſe zur Aufrechnung bringen, den ge⸗ 
zahlten Kaufpreis nebſt Zinſen kann er nicht als ungerechtfertigte Bereicherung zurückfordern, 
R 144, 95. Aus dem Geſichtspunkt des § 242 kann auf ſpätere Geltendmachung der Mängel 
wegen dieſer abſichtlichen Beſchränkung aus allgemeinen wirtſchaftlichen Gründen nicht zurück 
gegriffen werden. RG 135, 346. Ebenſowenig, wie die Geltendmachung des Irrtums, fahr⸗ 
läſſigen Verſchuldens, Bereicherung, RG 135, 347. Die kurze Verjährung der Gewährleiſtungs⸗ 
anſprüche wegen Sachmängel und zugeſicherten Eigenſchaften gilt auch für den Kauf von Er⸗ 
werbsgeſchäften, RG 63, 57; 67, 86; 69, 429; 98, 289; 100, 206; 138, 356. Der hier ange⸗ 
gebenen kurzen Verjährung unterliegen: a) die Anſprüche auf Wandlung oder Minderung 
(55 462, 467, 472), und zwar ohne Rückſicht darauf, ob ſich der Verkäufer auf Verlangen des 
Käufers mit der Wandlung oder Minderung einverſtanden erklärt hat oder nicht ($ 465) und auch 
dann, wenn ſie durch Vertrag abweichend geregelt ſind (N Recht 1920 Nr 2354). 
Wenn jedoch ein Vergleich über die Preisminderung vorliegt, ijt der Anſpruch aus dem Ver; 
gleich, zu mindern, nicht der nach $ 462 (RG 90, 169; R Recht 1917 Nr 1023; JW 1917, 765°): 
b) der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Mangels einer zugeſicherten Eigen, 
ſchaft (§ 463 Satz 2), dagegen nicht der Anſpruch wegen argliſtigen Verſchweigens eines 
Mangels oder wegen argliſtiger Zusicherung einer nicht vorhandenen Eigenſchaft (5 295 
Satz 2; ſ. auch RG 55, 215; 56, 169; 62, 300; 63, 112; 83, 242; 93, 160; 101, 72; 117, 316; 129, 
282; RG Warn 1913 Nr 282; 1914 Nr 180), auch nicht der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen 
Lieferung einer andern als der vereinbarten Kaufſache, alſo wegen nichterfüllten Vertrage 
(ROHG 24, 405; Gruch 1919, 226; SeuffA 58 Nr 72; 66 Nr 45; RG 14. 3. 13 JI 569/12; RG 
Warn 1912 Nr 372; 1919 Nr's; RG 25. 10. 18 111 93/18); dagegen gibt die kurze Verjährung 
auch Anſprüche auf Schadenserſatz für den Fall, daß der Schaden nicht bloß den Gegenſtand bes 
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Kaufvertrags trifft, Sondern mittels desſelben auch andere Gegeuftände, z. B. Schaden, der durch 
Austen a 951 e: entſteht, RG Recht 1913, 27; c) nach $ 480 der Anſpruch auf Nach⸗ 
lieſerung einer mangelfreien an Stelle einer nur der Gattung nach beſtimmten mangelhaften 
Sache (NG 53, 204; vgl. aber 96, 169); d) nach R& 53, 203; 56, 169; 93, 161; JW 1927 S. 26243 
auch der auf § 276 geſtützte Schadenserſatzanſpruch wegen ſchuldhaft mangelhafter Er⸗ 
füllung des Kaufvertrags ſeitens des Verkäufers (ſ. o. $ 459; RG 16. 6. 0811 12/08), insbeſon⸗ 
dere auch wegen ſchuldhafter Lieferung einer andern als der bedungenen Sorte derſelben 
Ware (RG 24. 6. 04 11 534/03; 27. 10. 05 II 86/05). Dieſer Satz bezieht ſich aber nicht auf Fälle, 
in denen Überhaupt nur ein Teil der Ware geliefert wird (RG 12. 3. 27 1 307/26); e) der Anſpruch 
auf Rückerſtattung des gezahlten Kaufpreiſes. — Trifft ein vertraglicher Anſpruch wegen arg⸗ 
liſtigen Verſchweigens unter h mit einem Anſpruch aus unerlaubter Handlung (88 823, 826) 
zuſammen, ſo unterliegt bezüglich der Verjährung jeder dieſer Anſprüche ſeinen beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen. Der in § 463 geregelte vertragliche Anſpruch wegen argliſtigen Verſchweigens 
unterliegt daher der dreißigjährigen Verjährung, nicht der kurzen Verjährung nach § 852, 
ſelbſt wenn neben dieſem vertraglichen Anſpruch aus dem in dem argliſtigen Verſchweigen ent⸗ 
haltenen Verſtoß nach § 826 zugleich ein ſelbſtändiger außervertraglicher Schadenserſatzanſpruch 
aus unerlaubter Handlung beſteht, der an ſich der kurzen Verjährung nach § 852 unterliegt 
(RG 66, 86). Ebenſo unterliegen die Rechtsbehelfe des Unmöglichkeitsrechts nach §8 323, 325, 
ſoweit fie neben den Gewährſchaftsanſprüchen in Betracht kommen, der 30 jährigen Verjährung. 
werner unterliegen nicht der kurzen Verjährung der Anſpruch aus der vollzogenen Wandlung, 
MO 69, 358; der rechtskräftig feſtgeſtellte Anſpruch, § 218, RG L 1914 Sp 15284. Ob die 
Verletzung von Beröfiihtungen, die aus Nebenpflichten aus dem Kaufvertrag begründet ſind, 
der kurzen Verjährung nach $ 477 (u. § 490) unterliegen, wird von RG Warn 1913 S. 63 dahin⸗ 
gestellt gelaſſen. Zutreffend wird man annehmen müſſen, daß das ganze Kaufgeſchäft als einheit⸗ 
licher Rechtsvorgang zu bewerten iſt und die Verjährung auch für die Nebenverpflichtung 
der einheitlichen Vorſchrift von 9 477 unterliegt. A. M. R 129, 282; 144, 163; Staub- Heinichen 
Anm 134 zu HGB § 377. — Bei argliſtigem Verſchweigen läuft die Verjährungsfriſt vom 
Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes, nicht von der Übergabe ab (Warn 1919 Nr 30). Wenn es ſich nur 
um den Verzug in der Erfüllung des durch die Rückgängigmachung des wiederhergeſtellten urſprüng⸗ 
lichen Lieferungsanſpruchs handelt, greift $ 477 nicht Platz (RG 96, 171). Auch bei Haftung aus 
Verſchulden beim Vertragsſchluß findet $ 477 keine Anwendung; a. M. NG 129, 282. 
Sonſt unterliegen alle Anſprüche wegen Mängel der abgelieferten Kaufſache, mögen ſie auf Ge⸗ 
ſetz oder beſonderer en 5 der kurzen Verjährung. — Nur ein argliſtiges Ner- 
weigen des Verkäufers ſchließt ſie aus. 8 

I 2. Die Veriährungefriſ. beträgt: a) bei beweglichen Sachen ſechs Monate von der Ab- 
lieferung ab, bei mehreren fortlaufenden Lieferungen für jede Lieferung geſondert. Die Ver⸗ 
jährung läuft von der Ablieferung an ſelbſt dann, wenn die Unterſuchung weder bei der Ab⸗ 
lieferung noch längere Zeit nachher möglich iſt (RG Warn 1911 Nr 369). Die Ablieferung iſt auch 
vollzogen, wenn es zu der — für den Käufer zur Beſitzübertragung genügenden Einigung mit 
dem Verkäufer (brevi manu traditio $ 854 Abf 2) kommt, nicht aber im Falle der Vereinbarung 
eines den mittelbaren Beſitz herbeiführenden Rechtsverhältniſſes (constitutum possessorium 8.930) 
ſowie im Fall einer Abtretung des Eigentumsanſpruchs oder der Übergabe geſchäftlicher Papiere 
(Lager-, Ladeſcheine, Konnoſſemente, Frachtbriefe, RG ZW 05, 7917). Über den Unterſchied 
dieſer „Ablieferung“ von der „Übergabe“ und von der „vertragsmäßigen Lieferung“ der Kauf. 
ſache |. RG JW 05, 7917, RG 5. 5. 08 JI 505/7. Um einen ſpäteren Zeitpunkt als den der 
Ablieferung zum Anfangspunkte der Verjährung zu n 


nachen, bedarf es beſonderer Umſtände 
(23 07 Sp 2897; Rei 29. 5. 11 11 585/10; b) bei Grundſtücken ein Jahr 


ab (RG 10. 1. 00 V 270/05), welche hier nicht nur in der $ 854 Abf. 
angegebenen Weiſe bewirkt werden kann. Wurde der Kaufvertrag über ein Grundſtück formlos 
abgefchloffen, jo beginnt die Verjährung erſt mit der Auflaſſung zu laufen (RG 75, 114). Jeden⸗ 
falls beginnt die Verjährung nicht vor der Entſte hung des Anſpruchs aus dem Kaufvertrage, 
NG 129, 280; 134, 87. Bedarf alſo der betreffende Kaufvertrag der vormundſchaftsgerichtlichen 
Genehmigung, ſo beginnt erſt mit dieſer Verjährungsfriſt (NG JW. 07, 248°; SeuffA 63 Nr 112). 
We Lauf aufſchiebend bedingt, beginnt die Verjährungsfriſt immer erſt mit Eintritt der 
edingung. 

In den beiden Fallen unter a und b iſt es für den Fortgang der Verjährungsfriſt ohne Einfluß 
ob der Käufer den Mangel gekannt oder erſt ſpäter entdeckt hat und ob der Mangel innerhalb 
der Friſt überhaupt erkennbar geweſen iſt (R Warn 08 Nr 139; 1911 Nr 369). Aus dem Grund. 
gedanken und Zweck der kurzen Verjährung folgt aber, daß die Geltendmachung eines dem Ver⸗ 
käufer innerhalb der Friſt nicht bekanntgegebenen Mangels im Wege der Klage nach Ablauf 
der Friſt ausgeſchloſſen ſein ſoll. Der Käufer, der die Wandlungsklage wegen einzelner innerhalb 
der Friſt geltend gemachter Anſprüche erhoben hat, kann nach Ablauf der Friſt die in der Klage 
nicht gerügten Mängel nicht mehr zum Zweck der Wandlung geltend machen (RG 6. 2. 12 
11413/11). 


von der Übergabe 
2, ſondern auch in der $ 930 
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3. Die hier, abweichend von § 225, zugelaſſene vertragsmäßige Verlängerung der kurzen 
Verjährungsfriſt kann ſich aber, wenn auch die allgemeine Faſſung ſowie die in der Beratung 
Prot 1, 706 kundgegebene Auffaſſung der Kommiſſion Zweifel ergibt, nicht über die Dauer 
der ordentlichen Verjährungsfriſt von 30 Jahren ($ 195) hinaus erſtrecken, da dieſe nach § 225 
durch Vertrag nicht verlängert werden kann (Warn 1914 Nr 11). Im übrigen kann die Ver⸗ 
längerung auch durch die Vereinbarung bewirkt werden, daß die Friſt erſt vom Ablauf eines 
künftigen Ereigniſſes — z. B. von der Ankunft der Ware an ihrem überſeeiſchen Beſtimmungs⸗ 
ort — ab laufen ſoll (RG 62, 431). — Ebenſo kann eine ſolche Verlängerung durch Verein⸗ 
barung von Probevorführungen (SeuffA 67 Nr 110) und von Garantiefriſten herbeigeführt 
werden, ohne weiteres aber wird durch Vereinbarung einer Garantiefriſt am Beginn und Ablauf 
der Verjährungsfriſt nichts geändert, beide Friſten können nebeneinander herlaufen (RG. 
37, 81; 65, 121; 91, 306; 128, 213). Das RG unterfcheidet ſelbſtändige und unſelbſtändige 
Garantieverſprechen. Bei dem ſelbſtändigen muß der garantierte Erfolg ein weiterer ſein als die 
bloße Vertragsmäßigkeit der Leiſtung, die unſelbſtändige iſt nur das Verſprechen, vertragsmäßige 
Ware zu liefern, RG JW 1926, 2526. Es iſt Sache der Auslegung, ob ein unſelbſtändiges oder 
ſelbſtändiges Garantie verſprechen gewollt ift, RG 65, 121. Das ſelbſtändige Garantieverſprechen 
unterliegt der 30jährigen Verjährung. Wird die Verjährungsfriſt des § 477 ohne Beſtimmung 
einer andern ausgeſchloſſen, fo tritt die regelmäßige Friſt des § 195 ein (RG 7. 2. 05 11 
225/04). Bei Garantiefriſten iſt dies aber nur anzunehmen, wenn dieſe länger als von ſechs⸗ 
monatiger Dauer ſind, dagegen nicht, wenn die handelsgebräuchliche Garantiezeit nicht über die 
Verjährungsfriſt hinausreicht. BGB bezweckt, eine klare Rechtslage zu ſchaffen. Der Handels⸗ 
verkehr neigt wenig dazu, entgegenſtehende Abmachungen zu treffen (RG 91, 306). Wenn die 
Vereinbarung einer Garantiezeit von mehr als ſechsmonatiger Dauer regelmäßig zugleich die 
Hinausſchiebung des Beginns der Verjährungsfriſt bedeutet, ſo hat das ſeinen Grund darin, daß 
bei gleichzeitigem Beginn der ſechsmonatigen Verjährung und einer oft mehrjährigen Garantie⸗ 
zeit der Käufer trotz der Garantie überhaupt nicht in der Lage ſein würde, ſeine Anſprüche wegen 
eines erſt nach ſechs Monaten entdeckten Mangels geltend zu machen (R 65, 121; vgl. ferner 
28 1913 Sp 935°, 8). Eine Verlängerung der Verjährungsfriſt kann auch in der Weiſe erfolgen, 
daß eine Unterbrechung vereinbart wird (Warn 1914 Nr 11). Aus der Zurücknahme der Ware 
allein kann nicht ohne weiteres gefolgert werden, daß die geſetzliche Verjährung des § 477 nicht 
Platz greifen ſoll (RG 12. 12. 19 II 308/19; vgl. auch RG 96, 169). 

4. Zu den in Abſ 3 erwähnten Anſprüchen auf Schadenserſatz gehört auch der Anſpruch aus 
argliſtigem Verſchweigen (Rö 134, 272; R 93, 158 ſteht nicht entgegen). Eine Unter⸗ 
brechung der Verjährung durch Wandlungsklage wegen eines beſtimmten Mangels iſt nicht 
auch für den auf einen andern Mangel geſtützten Wandlungsanſpruch wirkſam (ſ. Recht 06, 
243447 RG 78, 295; 57, 372; 65, 398; 66, 365; 93, 160). Aber durch Erhebung eines Schadens- 
erſatzanſpruchs wegen argliſtigen Verſchweigens eines Fehlers wird die Verjährung des auf 
denſelben Fehler geſtützten Minderungsanſpruchs gehemmt, RG 134, 272. Eine Hemmung 
der Verjährung entſprechend der Vorſchrift von § 639 Abſ 2 findet ſtatt, wenn dem Verkäufer 
ein Nachbeſſerungsrecht eingeräumt wird (RG 96, 266; 128, 213). Hierbei iſt nicht erheblich, 
an wieviel Tagen die Inſtandſetzung tatſächlich vorgenommen wurde, ſondern innerhalb welcher 
Zeit die Frage in Schwebe war, ob der Mangel durch Inſtandſetzungsarbeiten beſeitigt werden 
konnte (RG 128, 315). — Abſ 3 iſt nur für den Fall zutreffend, wo die drei bezeichneten An⸗ 
ſprüche zueinander in einem ſich gegenſeitig ausſchlie ßenden Verhältnis ſtehen. Nur dieſen 
Fall hat der Geſetzgeber im Auge gehabt (Prot II 2, 311). Die Ausnahmebeſtimmung paßt aber 
nach Grund und Zweck nicht auf den Fall, wo der Berechtigte in der Lage war, mit einer tat⸗ 
ſächlich erhobenen Wandlungsklage einen infolge Sachmangels erwachſenen Schadenserſatzan⸗ 
ſpruch zu verbinden (RG 93, 160). — Über Unterbrechung durch Aufrechnung vgl. Recht 1915 
Nr 35. Ein Beweisſicherungsverfahren auf ſachverſtändige Begutachtung endet mit der 
Einreichung des ſchriftlichen Gutachtens; von da läuft neue Verjährungsfriſt (Recht 1916 Nr 2083). 
Durch den Einwand der Argliſt wird die Verjährung nicht gehemmt (RG 128, 315). 

5. Über den Begriff des Sachmangels vgl. $ 459. Die kurze Verjährung gilt namentlich auch 
für den Kunſthandel, RG 135, 343, bei dem ein abänderndes Gewohnheitsrecht nicht anzu · 
nehmen iſt. RG 103, 147; 112, 321. Auch auf die einer Sache gleichgeſtellten unkörperlichen 
Sachen iſt $ 477 anwendbar, z. B. auch bei einem Geſchäftskauf MG 98, 289). Dagegen nicht 
3. B. auf Verkauf von Geſchäftsgeheimniſſen (MG 82, 36), auch nicht auf den Verkauf eines 
Rechts ($ 437). Die kurze Verjährung des § 477 bezieht ſich nur auf Gewährleiſtungsanſprüche 
wegen Mängel an körperlichen Sachen (RG 108, 318). 

6. Wirkung der Verjährung. Kauf- und Erfüllungsgeſchäfte werden nach unbenutztem Ab⸗ 
laufe der Verjährungsfriſt ſo angeſehen, als haftete ihnen kein Mangel an. Daher auch keine 
Zurückforderung des gezahlten Kaufpreiſes unter dem Geſichtspunkt der ungerechtfertigten Be⸗ 
reicherung, RG 128, 211. 


Kauf Tauſch $$ 477-479 121 


8 478 
Hat der Käu 


an ihn abgeſendet, bevor der Anſpruch auf Wandelung oder auf Minderung 
verjährt war, 


gerichtliche Beweisaufnahme 
inem zwiſchen ihm und einem 
gels anhängigen Nechtsſtreite 


I argliftig verſchwiegen, fo bedarf es der 
1 gleichſtehenden Handlung nicht. 
E IT 414 Ubſ 1 Satz 1, Ubi 2 III 472; P 1 674 ff., 67s ff. 


$ 477. Ein anderer Anſpruch als die einrede⸗ 
weiſe Geltendmachung ſteht dem Käufer nicht zu. RG 128, 215. Die einredeweiſe Geltend⸗ 
machung des Anſpruchs auf Wandlung oder Minderung ! 


. kann durch Feſtſtellungs⸗ 
Hage 22 gemacht werden (RG 74, 202; 92, 7). Als weitere F 


ſich begründetes Recht 
beſteht, auf Grund des 8 1169 Fr j 
te der Minderungseinrede die Löſchung der Kauf⸗ 
preishypothek be willige (RG 71, 12). Die Einrede aus $ 478 iſt dem wandlungsb 

äufer auch gegenüber dem Anſpruch auf Abnahme oder 
laſſung entsprechend zuzulaſſen. Die 
die Klage auf Zahlung des Kaufpreiſes abweiſt. Damit iſt dem Ka 


Streitverkündung ZPO ss 7275. Über 
die Frage, ob auch der Bürge des Käufers eine dem letzteren zuſte hende, aber noch nicht 
1 eg Wandlungs⸗ oder Minderungseinrede für ich verwerten kann, ſ. oben $ 462 

— Begriff des argliſtigen Verſchweigens ſ. auch R& 55, 2 


215 u. 5 460. 
RG 87 305 lptechenbe Anwendung beim Werklieferungsvertrag über unvertretbare Sachen 


5. Eine Feſtſtellungsklage auf das Beſtehen der perpetuierten Einrede iſt zuläff 


§ 479 


Der Anſpruch auf Schadenserſatz kann nach der Vollendung der Verjährung 
nur aufgerechnet werden, wenn der Käufer vorher eine der im 8 478 bezeichne⸗ 
ten Handlungen vorgenommen hat. Dieſe Beſchränkung tritt nicht ein, wenn 
der Verkäufer den Mangel argliſtig verſchwiegen hat. 4 

E II 414 Abſ 1 Satz 2 III 473; P 1 704 ff. 

Auch die einredeweiſe Aufrechnung des Schadenserfa anſpruch f der Veri 
wird durch die ſe Juſahbeſt imm ung zu 8 360 Saß 7 = 4 —1 2 Mur 


ig (RG 71, 12). 
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bezeichneten Handlungen abhängig gemacht, der Fall des argliſtigen Verſchweigens ausgenom⸗ 
men (Warn 1914 Nr 46). Dieſe Aufrechnung kann jedoch nur gegenüber dem Anſpruch des 
Käufers aus demſelben Rechtsgeſchäft, alſo gegenüber der Klage auf Zahlung des Kauf- 
preiſes, geltend gemacht werden (RG 56, 171; Recht 1914 Nr 336, beſtr.). — Eine entſprechende 
Anwendung auf den verjährten Anſpruch des Käufers auf Rückzahlung des Kaufpreiſes 
iſt nicht angängig (beſtr. a. M. Planck A 2). $ 479 findet aber auch auf den Schadenserſatz⸗ 
0 50 des Käufers wegen ſchuldhafter Lieferung einer mangelhaften Gattungsſache Anwendung 
(RG 56, 106). 


8 480 

Der Käufer einer nur der Gattung nach beſtimmten Sache kann ſtatt der 
Wandelung oder der Minderung verlangen, daß ihm an Stelle der mangel 
haften Sache eine mangelfreie geliefert wird. Auf dieſen Anſpruch finden 
die für die Wandelung geltenden Vorſchriften der 88 464 bis 466, des 8 467 
Satz 1 und der $$ 469, 470, 474 bis 479 entſprechende Anwendung. 

Fehlt der Sache zu der Zeit, zu welcher die Gefahr auf den Käufer übergeht, 
eine zugeſicherte Eigenſchaft oder hat der Verkäufer einen Fehler argliſtig 
verſchwiegen, fo kann der Käufer ſtatt der Wandelung, der Minderung oder 
der Lieferung einer mangelfreien Sache Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
verlangen. 

E 1 398 11 415; M 2 241 ff.; P 1 711 ff. 


1. Auch der Käufer einer nur der Gattung nach beſtimmten Sache ($ 243) kann nach feiner 
Wahl Wandlung oder Minderung (allerdings erſt nach der Ablieferung — R 23. 2. 12 
II 470/11 —) verlangen und der Verkäufer hat an ſich kein Recht, dieſe Anſprüche durch Lieferung 
einer mangelfreien Sache abzuwenden (M 2, 242; Prot 1, 717), ſofern nicht etwa der Käufer 
nach Treu und Glauben ſowie mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte zur Annahme einer derartigen 
Nachlieferung verpflichtet erſcheint (89 226, 157, 242; RG 61, 92; 91, 112). Über die beſtrittenen 
Rechtsfolgen ſchon bei vertragswidriger Andienung der Ware eingehend Großmann -Doerth 
(1934). Die Vorſchrift findet auch bei beſchränkten Gattungskäufen Anwendung (Recht 1917 
Nr 372). Die Seltenheit oder Geringfügigkeit des Angebots ſteht der Annahme eines Gattungs⸗ 
kaufs nicht entgegen (M6 14. 12. 17 I1 189/17) Zur Annahme eines Spezieskaufs reicht es 
nicht bin, daß der Verkaufer ſchon bei Vertragsſchluß die Lieferung einer beſtimmten Sache ins 
Auge gefaßt und hiervon gelegentlich der Verhandlungen geſprochen hat, ſondern es ift erforder⸗ 
lich, daß die Lieferung einer beſtimmten Sache zum Vertragsinhalt gemacht wird, derart, 
daß nur ſie und keine andere als Vertragserfüllung verlangt werden kann und geliefert werden 
muß (RG 9. 1. 12 II 250/11). Beſchrankte Gattungsware ift z. B. „Stroh aus der Ernte I 
(JW 1924, 80716). War eine Sache anderer Art als die geſchuldete geliefert, ſo kommen die 
Gewährſchaftsanſprüche des $ 480 nicht in Frage, MG 86, 90 gibt fie auch hier gleichwohl bei beider⸗ 
ſeitigen Handelsgeſchaften. 

2. Wohl aber kann der Käufer ſtatt der Wandlung oder Minderung Nachlieferung verlangen, 
d. h. daß ihm an Stelle der mangelhaften Sache, durch deren Lieferung der Vertrag nicht erfüllt iſt, 
eine mangelfreie geliefert werde. Hiervon zu unterſcheiden ift ein Umtauſchvertrag (R 94, 
327). Der Verkäufer kann ihm eine jolche jedoch nicht aufdrängen. Es wird dadurch nicht der Kauf⸗ 
vertrag rückgängig gemacht, alſo auch für den Verkaufer nicht die Verpflichtung zur Rückzahlung 
des Kaufvpreiſes, ſondern nur diejenige zu einer anderweiten Vertragserfüllung begründet. 
Es liegt Nichterfüllung der noch als unkonkretiſiert behandelten Gattungsſchuld vor (MG 53, 
204). Kein Gewährleiſtungsanſpruch. Aber der Käufer kann auch bei einer bereits gemäß 3 24 
Abſ'2 konkretiſierten Lieferung eine Ersatzlieferung der zurückgewieſenen Ware dann nicht ab⸗ 
lehnen; wenn ſich der Verkäufer unverzüglich hierzu erbietet und der Käufer kein Intereſſe daran 
hat, gerade die Ware zu bekommen, auf die ſich das Schuldverhältnis durch Lieferung der erſten 
Ware beſchränkte (RG 91, 110). Beim Gattungskauf bleibt eben eine gehörige Erfüllung begrifflich 
ſo lange möglich, als die Gattungsſache von der zugeſagten Eigenſchaft überhaupt noch vorhanden 
iſt. Daher iſt hier, im Gegenſatz zur Lieferungsverpflichtung beſtimmter Sachen, der Vertrag 
erſt dann erfüllt, wenn ſolche Gattungsſachen geliefert find, Vorher liegt nur ein Verſuch der 
Erfüllung vor. Das Schuldverhältnis erliſcht auch beim Gattungskauf erſt, wenn die geſchuldete 
Leiſtung geliefert iſt (RG 93, 98; OLG 33, 218). Der Verkäufer gerät daher, wenn der Käufer 
die mangelhafte Sache zurückweiſt und Nachlieferung einer mangelfreien verlangt, in Leiſtungs⸗ 
verzug, der ihn neben der Nachlieferung auch zum Schadenserſatz verpflichten kann (NG 123, 
215 und RG in JW 04, 1987; 05, 1710). Hat der Käufer einer nur der Gattung nach beſtimmten 
Ware verlangt, daß ihm an Stelle der mangelhaften eine mangelfreie Sache geliefert werde, 
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ſo iſt er zur Rückgewähr der mangelhaften Sache erſt dann verpflichtet, wenn ſich der 
Verkäufer auf ſein Verlangen mit der Lieferung mangelfreier Sachen einverſtanden erklärt hat 
und damit die vom Käufer getroffene Wahl unwiderruflich geworden iſt. Nicht verhält es ſich fo, 
daß die mangelfreie Ware nur Zug um Zug gegen Rückgabe der mangelhaften verlangt werden 
kann (RG 94, 327). Ebenfo begründet bei Sukzeſſivlieferungen der Verzug mit der Leiſtung 
mangelfreier Ware an Stelle der gelieferten mangelhaften nach $ 480 Abſ 1 auch bezüglich der 
noch ausstehenden Lieferungen die Rechte aus § 326 Abſ 1 (MG 8. 11. 04 11 249/04). Verkauft 
der Kaufer die ihm zuerſt gelieferte Sache anderweit, ſo wird hierin in der Regel nach Treu und 
Glauben ein Verzicht auf die Nachlieferung einer mangelfreien Sache zu finden ſein (vgl. RG. 
54, 82). Ebenſo kann in der Regel nicht Lieferung einer anderen Sache verlangt werden, wenn 
der Käufer die gelieferte Sache bereits verarbeitet hat und ſie daher nicht zurückgeben kann. Doch 
kann unter Umſtänden auch dadurch das Recht der Nachlieferung nicht verloren werden, RG 
HRR 1931 Nr 731. Vorbehaltloſe Annahme der mangelhaften Sache in Kenntnis des Mangels 
chließt den Anſpruch auf Nachlieferung aus. | 

u a Für den Nag lleke maar rn kommen aus dem Wandlungsrecht die Vorſchriften der 
$$ 464, 465, 466, 467 Satz 1, 469, 470, 474 Abſ 2, 475, 476, 477, 478 zur entsprechenden An- 
wendung, während § 467 Satz 2 — Erſatz der Vertragskoſten — mit Rückſicht darauf, daß der 
Vertrag an ſich beſtehen bleibt, $ 474 Abſ 1, weil auf die Minderung ſich beziehend und § 479, 
der ſich nicht auf die Wandlung (oder Nachlieferung) bezieht, vielmehr nur irrtümlich in $ 480 
angezogen iſt, nicht anwendbar erſcheinen. — Iſt wegen der Mangelhaftigkeit der Ware das 
beanftandete Erfüllungsgeſchäft vollſtändig wieder rückgängig gemacht worden, einerlei, 
ob die Ware wirklich mangelhaft war oder nicht, behält aber nach der Vereinbarung der Parteien 
der Käufer noch das Recht, Lieferung anderer Waren zu verlangen und iſt nicht wie bei der 
Wandlung auch der obligatoriſche Kaufvertrag beſeitigt worden, ſo iſt dieſes verbleibende 
Recht nicht der geſetzliche Nachlie ferungs anſpruch nach § 480, ſondern der durch die Rück- 
gangigmachung des Erfüllungsgeſchäfts wieder hergeſtellte urſprüngliche Lie ferungs⸗ 
anſpruch (NG 52, 357; 58, 89, 204; 90, 332; 93, 100; vgl. auch 96, 169; dagegen aber auch Rz 
12. 12. 19 11 308/19). Auch der Nachlieferungsanſpruch wird erſt mit der Erklärung des Ein 
verſtändniſſes des Verkäufers oder durch rechtskräftiges Urteil unwiderruflich, bis dahin 
kann der Käufer ſeine Wahl ändern (RG ZW 1905, 492). Er iſt daher auch nicht verpflichtet, die als 
mangelhaft zurückgewieſene Ware zurückzugewähren, ſolange es ihm freiſteht, ſie in Abänderung 
ſeiner Wahl zu behalten. Der Anſpruch des Verkäufers auf Rückgewähr entſteht erſt 
mit dem Vollzuge der Wahl nach § 465 (RG 94, 331). Ein Wahlſchuldverhältnis im Sinne 
von $ 263 liegt aber bei den im Falle der Mangelhaftigkeit der Kaufſache gewährten mehrfachen 
Rechtsbehelfen nicht vor. Es werden nicht aus demſelben Schuldverhältniſſe mehrere Leiſtungs⸗ 
gegenſtände alternativ geſchuldet, ſondern der Käufer hat die Wahl zwiſchen mehreren An⸗ 
ſprüchen, die zudem von verſchiedenen Vorausſetzungen abhängig ſind. Deshalb ſchließt das 
bloße Verlangen von Schadenserſatz die ſpätere Geltendmachung der Wandlung nicht aus 
(RG 16. 6. 11 11 624/10). 

4. Schadenserſatz wegen Nichterfüllung und Erſatz des entgangenen Gewinns. Es gelten 
für dieſen Anſpruch des Käufers die oben bei 9 463 erörterten Grundſätze (val. Rs 52, 352; 53 
S. 91, 92), insbeſondere unterliegt die Verjährung der Vorſchrift in $ 477 (RG 53, 203); ebenfo 
$ 254 mit der Abweichung, daß für den Mangel der Eigenſchaft oder für das Vorhandenſein des 
Fehlers nicht, wie nach § 463, die Zeit des Kaufabſchluſſes, ſondern die Zeit des Gefahr⸗ 
Übergangs in Betracht kommt, da hier erſt mit deren Eintritt eine beſtimmte Sache geſchuldet 
wird (M2, 243). Auch $ 469 iſt anwendbar (RG 73, 382). Der Käufer, der behauptet, die ge⸗ 
lieferte Gattungsware ſei wegen Fehlens zugeſagter Eigenſchaften vertragswidrig beſchaffen, 
kann die Ware auch als Nichterfüllung zurückweiſen (vgl. RG. 53, 73; Recht 1918 Nr 41). Zwiſchen 
dem Wandlungs- und Minderungsanſpruch und dem Schadenserſatzanſpruch hat der Käufer 
die Wahl, und er kann nur im Falle des $ 463 A 4 mit dem Verlangen wechſeln (RG 16. 6. 11 
il 624/10). Nimmt der Käufer die Sache an, jo wird auch hier fein Anſpruch ausgeſchloſſen, 
wenn er den Mangel kennt und ſich ſeine Rechte nicht bei der Annahme vorbehält (NG 55, 214ff.). 
Maßgebender Zeitpunkt für das argliſtige Verſchweigen iſt beim Gattungskauf der Zeitpunkt 
der Lieferung (Red Warn 1912 Nr 159). Der Auſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
nach Abſ 2 iſt vom Verſchulden des Verkäufers unabhängig. Der Käufer kann den Vertrag 
als gänzlich unerfüllt behandeln und die Zurücknahme der mangelhaften Sache verlangen. Läßt 
er ſich den nutzlos aufge wandten Kaufpreis zurückzahlen, 0 iſt das nur eine teilweiſe Ver- 
wirklichung ſeines Schadenserſatzanſpruchs (RG 52, 392; 90, 334; JW 1917, 9025). — Der 
Ausverkauf der beſchränkten Gattung, aus der verkauft wurde, ſteht dem Erſatzanſpruch 
entgegen (Recht 1917 Nr 373). Wenn der Kaufer ablehnt, die mangelhafte Ware als Erfüllung 
anzunehmen und Nachfriſt zur Lieferung von Erſatzware ſtellt, leitet er das Verhältnis vom 
Gebiet der Gewährleiſtungsanſprüche auf das Gebiet des Schuldnerverzugs über. Dann 
kann er nur noch vom Vertrag zurücktreten oder Schadenserſatz wegen Ni 


a | chterfüllung fordern, 
der ein ande rer ift, als der Schadenserſatz wegen Nichterfüllung nach § 480 Abſ 2, RG 123 
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215. Dann iſt für eine nachträgliche Annahme der Ware und ein Einverſtändnis nach §8 480, 465 
kein Raum mehr (RG II 15. 4. 24; Recht 1924 Nr 812). 

5. Beim Fehlen einer zugeſicherten Eigenſchaft der gelieferten Gattungsſache kann neben 
dem Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung oder auf Wandlung oder auf Minderung 
aus einer ſchuldhaften Verletzung des abgeſchloſſenen Vertrags aus $ 276 auf Schadenserſatz 
geklagt werden (a. M. RG 53, 202; RG 23. 4. 08 Il 525/06). — Ebenſo iſt die gemäß § 123 beab⸗ 
ſichtigte Anfechtung der in Erfüllung eines Gattungskaufs erfolgten Lieferung wegen arg⸗ 
liſtigen Verſchweigens eines unter § 459 fallenden Sachmangels ſtatthaft, auch wenn zugleich 
die Vorausſetzungen eines Gewährleiſtungsanſpruchs aus § 480 Abſ 2 gegeben find (a. M. RG 
70, 423, wonach wie die Anfechtung wegen Irrtums nach $ 119 Abſ 2 jo die Anfechtung wegen 
argliſtiger Täuſchung durch den Wandlungsanſpruch ausgeſchaltet fein ſoll). Eine Anfechtung 
aus § 123 gegen argliſtige Täuſchung bei Abſchluß des Kaufvertrags läßt für Gattungsſachen 
auch RG 104, 1 zu. Bei $ 480 Abſ 2 handelt es ſich nicht um eine Anfechtung des Vertrags, ſondern 
um Schadenserſatzanſprüche wegen Nichterfüllung eines Gattungskaufs. Bei dieſem kommt das 
argliſtige Verſchweigen regelmäßig erſt bei der Lieferung vor (RG 19. 1. 12 II 407/11). 

Die Vorſchrift des § 469 iſt auch auf die Fälle des § 480 Abſ 2 anwendbar (RG 73, 379). 

Der Anſpruch aus § 480 Abſ 2 findet übrigens nur bei Sachmängeln, nicht auch bei Lieferung 
einer ganz andern als der gekauften Ware Anwendung (RG JW 1923, 442). 


Der Viehkauf 


Vormerkung 

Grundſätzlich finden die allgemeinen Vorſchriften über Kauf Anwendung. Nur iſt die Sach 
mängelhaftung abweichend von 99 459 ff. nach deutſchrechtlicher Auffaſſung geregelt. § 459 
bj 1 ſcheidet aus, RG 123, 148. Die Regelung gilt für beſtimmte Tierarten, beſtimmte Mängel 
(Hauptmängel), ſetzt kurze Gewährfriſten und kurze Verjährungsfriſten feſt, die auch bei vertrag 
lichen beſonderen Vereinbarungen eingeſchränkt ſind, und läßt keine Minderung des Kaufpreiſes zu. 
Nicht ausgeſchloſſen iſt Schadenserſatzanſpruch nach 98 463, 480 Abſ 2, RG 60, 234, auch bei andern 
als Hauptmängeln. Unter „Vieh“ und „Tier“ iſt hier nur das in 9 481 genannte zu verſtehen. Beim 
Verkauf eines Grundſtücks mit Inventar find nicht $$ 481 ff., ſondern die allgemeinen Grund⸗ 
ſätze über Gewährleiſtung anzuwenden, wenn wegen der Mängel des Viehbeſtands die Tauglic)- 
keit des Grundſtücks ſelbſt gemindert iſt, RG 102,309. Thiele, ZNotVer 1911 S. 632. Schrift⸗ 
tum über den Viehkauf namentlich: Stölzle, Ger. Entſch. über Viehkauf 1910 u. 1928; Stölzle⸗ 
Gamminger, Viehkauf; Hanke, Sonderrecht des Viehkaufs; Sauer, Viehkauf u. Viehgewähr⸗ 
ſchaft; Meisner, Viehgewährſchaftsrecht. — Zu beachten iſt ſtets das Geſ über den Verkehr 
mit Tieren und tieriſchen Erzeugniſſen v. 23. 3. 34 (RGBl I, 224) und deſſen DurchfV O 
v. 24. 3.34 (RG Bl I, 228), 18. 5. 34 (RG Bl J, 397), 4. 10. 35 (RG Bl I, 224); VO zur Regelung 
des Verkehrs mit Schlachtvieh v. 27. 2. 35 (RG Bl I, 301) und 8. 4. 36 (RGBl I, 366). 
Ferner die Satzungen für Viehwirtſchaftsverbände für die Hauptvereinigungen der deut⸗ 
ſchen Viehwirtſchaft v. 9. 5. 36 (RN Vbl S. 233); Anordnung v. 14. 10. 35 (RNVbl 256) über 
Handel mit Schlachtſchweinen u. Beſtimmungen über Verkauf u. Kauf von Schlachtvieh (Liefe- 
rungs- u. Abnahmebeſtimmungen, Verſand uſw.). 

8 481 

Für den Verkauf von Pferden, Eſeln, Mauleſeln und Maultieren, von 
Nindvieh, Schafen und Schweinen gelten die Vorſchriften der 88 459 bis 
467, 469 bis 480 nur inſoweit, als ſich nicht aus den 88 482 bis 492 ein anderes 
ergibt. 

E 1 399 II 416; M 2 243 ff.; P 1 718 ff. 

1. § 459 Abſ 1 ſcheidet beim Kauf der in $ 481 aufgezählten Tierarten völlig 
aus, R 123, 148. Die Vorſchrift findet nur Anwendung, wenn es ſich um Mängel einzelner 
Viehſtücke handelt. Val. übrigens A 8 zu § 463. Die Vorſchriſt ſpricht nur vom Verkauf, wird 
in 8493 jedoch ausgedehnt. Sie kommt erſt vom Zeitpunkt des Gefahrübergangs in Be⸗ 
tracht, da dann erſt Gewährleiſtungsanſprüche entſtehen. Abtretung der Gewährleiſtungs⸗ 
anſprüche iſt zuläſſig, R Gruch 49, 906. 

2. Nur für die hier angegebenen Tiergattungen, die für Landwirtſchaft und Viehhandel 
beſonders wichtig find, gelten die Sondervorſchriften der 88 482—492; für andere Tiere 
(insbeſondere Hunde, Katzen, Ziegen, Kaninchen, Sing- und andere Vögel, auch wilde Tiere) 
ſind nur die allgemeinen Gewährleiſtungsvorſchriften maßgebend. Innerhalb der 
hier hervorgehobenen Tiergattungen kann die Zugehörigkeit zu einer beſtimmten Artklaſſe oder 
Raſſe als eine beſondere Eigenſchaft des betreffenden Tieres in Betracht kommen. Die Sonder⸗ 
vorſchriften beziehen ſich nur auf Wandlung. 
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3. Die Sondervorſchriften der 58 482 — 492, in welchen im weſentlichen das deutſchrechtliche 
Syſtem mit . 50 Hauptmängeln, Gewährfriſten, Beſchränkung auf Wand⸗ 
lung und mit kurzer Verjährungsfriſt zum Ausdruck kommt, gehen den allgemeinen Gewähr⸗ 
le iſtungsvorſchri ften vor. Letztere kommen daher zum Teil (fo 89 460, 461, 464, 466, 469—471, 
470) nur aushilfsweiſe zur Anwendung, zum Teil (nämlich die von der Minderung han⸗ 
delnden $$ 472475) find fie überhaupt unanwendbar. — Die Vorſchriften des HGB über 
ſofortige Unterſuchung und Mängelrüge, 88 377, 378, gelten für die Viehgewährſchaft 
nicht, auch nicht bei Mängeln, die nicht Hauptmängel find, Stölzle, Viehkauf S. 114. Wohl 
aber gelten ſie für andere Tiere als die in $ 481 genannten. In Anwendung bleiben ferner 
HON 85 373, 376, 379, 352. Ein $ 481 abänderndes Reichsge wohnheitsrecht hat ſich nicht 
gebildet. Über beſte hende Handelsbräuche Stölzle aaO. S. 124. Eine vertragsmäßige 
Regelung, insbeſondere eine Verſcharfung der Haftung beim Verkauf der in $ 481 erwähnten 
Tiergattungen ift Dagegen nicht ausgefchloffen (. § 482 A 2 a. E.). Über „Umtauſchklauſel im 
Pferde handel“ R 18. 10. 07 II 189/07; Zuſicherung der Vollbluteigenſchaft RG 18. 12. 06 11 
227/06. Auch wenn Vieh als ube hör eines Grundſtücks verkauft wird, finden die Sondervor⸗ 
ſchrfften Anwendung. Ebenſo Staudinger Erl 1e. A. M. Planck A 1; DLG 28, 128. Nach 
RG 101, 307 ift die Vorſchrift nicht anwendbar, wenn wegen Mangelhaftigkeit des Inventars 
die Mangelhaftigkeit des Grundſtücks ſelbſt geltend gemacht wird (RG 102, 307). Ebenſo 
tann dei einem Grundſtückstuuf „in Bauſch gen die Haftung für Mängel bei einzelnen 
Tieren ausgeſchloſſen ſein, Stölzle, Entſch ſeit 1910 (1928) S. 60. Auf den Verkauf geſchlach⸗ 
teter Tiere, Fleiſch, findet nur $ 459, nicht 85 481 ff. Anwendung. 

4. Zu den 89 482-492 find, da nach $ 23 GVG Streitigkei 
ſtändigteit der Amtsgerichte gehören, Entſcheidungen d N 
gangen. D Entſcheidungen der Amts-, Land- und Oberlandesgerichte 
enthalten in den „Gerichtlichen Entſcheidungen des erſten Jahrzehnts des BGB über den Vieh⸗ 
kauf, geſammelt und herausgegeben von Dr. Hans Stöl 


chtig 
ner, Das r ei chaftsrecht 
iſt durch die Ein- 


8 482 
Der Verkäufer hat nur beſtimmte Fehler (Hauptmängel) und dieſe nur 
dann zu vertreten, wenn ſie ſich innerhalb beſtimmter Friſten (Gewährfriſten) 
zeigen. 


Die Hauptmängel und die Gewährfriſten werden durch eine mit Zuſtimmung 
des Bundesrats zu erlaſſende Kaiſerliche Verordnung beſtimmt. Die Be⸗ 
ſtimmung kann auf demſelben Wege ergänzt und abgeändert werden. 

E 1 400 II 417 M 2 252 ff. P 1 727 ff. 

1. Die Vorſchrift ſchrankt die Haftung aus 8 459 ein. Gewährfriſten im Sinne von 9 482 
(und $ 492) a Friſt 1 0 Ka ich ei 5 


5 ſtehen ( 706). — Wegen aller Mängel aber 
bleibt der Verkäufer Icabenserjappflictig aus $ 463, wenn er 

ſchweigt. In $ 487 wird die 

Der ne in RG 102 
ür andere als Hauptmängel dur 481 ausgeſchloſſen werde (a. M. Planck 
dad. S. 150, erublmängel dc Nadel 3 
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über die Wandlung verſagt iſt. Ob dieſe Hauptmängel in Wahrheit für die Wertminderung erheb⸗ 
lich ſind, darauf kommt es nicht an. Wenn andere Mängel alſo weſentlich ſind, können ſie trotz⸗ 
dem nicht aus $ 119 Abſ 2 wegen Irrtums geltend gemacht werden (vgl. Gierke, Diſch. Privat⸗ 
recht III S. 483 und das bei Staudinger und Planck aaO. zu $ 482 A de angegebene Schrift⸗ 
tum). Dieſe Auffaſſung iſt freilich beftritten. Aber wenn in $481 die Gewährleiſtungsanſprüche 
des $ 459 auf beſtimmte Mängel, die ſog. Hauptmängel, beſchränkt werden, jo muß dieſe Be⸗ 
ſchränkung im Intereſſe der Verkehrsſicherheit auch dort die Anfechtung wegen Irrtums aus⸗ 
ſchließen, wo ſolche auf andere Mängel geſeßt wird, nicht aber bei argliſtiger Täuſchung. 


2. Der Mangel muß ſich innerhalb der Gewährfriſt gezeigt haben. Das iſt der Fall, wenn er 
von irgendeiner Perſon, die nicht der Käufer zu ſein braucht, wahrgenommen worden iſt. Der 
Nachweis, daß er innerhalb dieſer Friſt vorhanden geweſen iſt, genügt nicht. Der Charakter der 
Krankheit als Hauptmangel braucht aber nicht erkannt worden zu jein. Der Hauptmangel braucht 
ſich nicht ſchon am lebenden Tier gezeigt zu haben. Ausgeſchloſſen iſt die Haftung des Ver⸗ 
käufers, wenn der Käufer beim Abſchluß des Kaufs den Fehler kennt, 9460 Satz 1. Hat er erklärt, 
ſich von der Befchaffenheit des Tieres überzeugt zu haben, kann er ſich auf einen erkennbaren 
Mangel nicht berufen, R JW 1902, 343, wenn dem Käufer durch grobe Fahrläſſigkeit der 
Fehler unbekannt geblieben iſt, $ 460 Satz 2. Hat der Verkaufer beruhigende Angaben gemacht, 
kann grobe Fahrläſſigkeit ausgeſchloſſen ſein, RG JW 1909, 1085. Ferner iſt die Haftung aus⸗ 
geſchloſſen: Wenn das Tier als Pfand öffentlich verfteigert wird, $ 461. Wenn das im Wege 
der Zwangsvollſtreckung gepfändete Tier auf Grund der Pfändung veräußert wird, 3 PO 8$ 806, 
814, 825. Wenn das Tier auf Anordnung des Richters verſteigert wird, $ 489. Wenn der Käufer 
in Kenntnis des Mangels das Tier annimmt, § 464. Wenn die Gewährleiſtungspflicht erlaſſen 
oder beſchränkt ift, $ 476. Wenn das Tier in einer Erbmaſſe ſteckt und der Erbe die angefallene 
Erbmaſſe verkauft, 8 2376. Wenn der Kaufer auf fein Recht nachträglich verzichtet hat. 


3. Die Hauptmängel und die Gewährfriſten ſind, um den einſchlagenden Vorſchriften die 
durch die wechſelnden Verkehrsverhältniſſe und durch den jeweiligen Stand der tierärztlichen 
Wiſſenſchaft erforderliche Beweglichkeit zu geben, durch eine mit Zuſtimmung des Bundesrats 
erlaſſene Kaiſerliche Verordnung vom 27. 3. 99 (RGBl 219) feſtgeſtellt worden. Sie kann 
heute durch den Führer und Reichskanzler ergänzt und abgeändert werden. $ 4 Übergangsgeſ 
u. Art 179 Weim Verf, $ 1 Gef über das Staatsoberhaupt des D. Reichs 1. 8. 34. An Stelle des 
Bundesrats iſt der zuſtändige Reichsminiſter getreten. Die noch jetzt gültige Verordnung unter 
ſcheidet zwiſchen dem Verkauf von Nuß und Zuchttieren und dem Verkauf von Schlacht 
tieren, die dazu beſtimmt find, als Nahrungsmittel für Menſchen zu dienen. Der Verwen⸗ 
dungszweck iſt im Streitfalle vom Käufer zu erweiſen. Maßgebend iſt weſentlich der Kaufzweck. 
Schlachttiere find ſolche, die alsbald geſchlachtet werden ſollen, ohne daß dazwiſchen ein Zeit. 
raum für anderweite Benutzung liegt. Daß ſie inzwiſchen noch aufgefüttert und gemäſtet 
werden ſollen, hindert nicht den Begriff als Schlachttier (a. M. Planck A 3). 


Die Verordnung hat folgenden Wortlaut: 


91. 
Für den Verkauf von Nutz⸗ und Zuchttieren gelten als Hauptmängel: 


I. bei Pferden, Eſeln, Mauleſeln und Maultieren: 


1. Rotz (Wurm) mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen; 

2. Dummkoller (Koller, Dummſein) mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen; als Dumm⸗ 
toller iſt anzuſehen die allmählich oder infolge der akuten Gehirnwaſſerſucht entſtandene, 
unheilbare Krankheit des Gehirns, bei der das Bewußtſein des Pferdes herabgeſetzt iſt; 

3. Dämpfigkeit (Dampf, Hartſchlägigkeit, Bauchſchlägigkeit) mit einer Gewährftiſt von 
14 Tagen; als Dämpfigkeit iſt anzuſehen die Atembeſchwerde, die durch einen chroniſchen, 
unheilbaren Krankheitszuſtand der Lungen oder des Herzens bewirkt wird; 

4. Kehlkopfpfeifen (Pfeiferdampf, Hartſchnaufigkeit, Rohren) mit einer Gewährfriſt von 
14 Tagen; als Kehlkopfpfeifen iſt anzuſehen die durch einen chroniſchen und unheilbaren 
Krankheitszuſtand des Kehlkopfs oder der Luftröhre verurſachte und durch ein hörbares Ge⸗ 
räuſch gekennzeichnete Atemſtörung; 

5. periodiſche Augenentzündung linnere Augenentzündung, Mondblindheit) mit einer 
Gewährfriſt von 14 Tagen; als periodiſche Augenentzündung ift anzuſehen die auf inneren 
Einwirkungen beruhende, entzündliche Veränderung an den inneren Organen des Auges; 

6. Koppen (Strippenfehen, Auſſetzen, Fteikoppen, Luftſchnappen, Windſchnappen) mit 
einer Gewährfriſt von 14 Tagen; 
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II. bei Rindvieh: 


J. tuberkulöſe Erkrankung, ſofern infolge dieſer Erkrankung eine allgemeine Beein- 
trächtigung des Nährzuſtandes des Tieres herbeigeführt iſt, mit einer Gewährfriſt von 14 
Tagen; 

2. Lungenſeuche mit einer Gewährfriſt von 28 Tagen; 


III. bei Schafen: 
Räude mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen; 


IV. bei Schweinen: 
1. Rotlauf mit einer Gewährfriſt von 3 Tagen; N 
2. Schweineſeuche leinſchließlich Schweinepeſt) mit einer Gewährfriſt von 10 Tagen. 


82. 
Für den Verkauf ſolcher Tiere, die alsbald geſchlachtet werden f 


1 { ollen und beſtimmt find, 
als Nahrungsmittel für Menſchen zu dienen (Schlachttiere), 


gelten als Hauptmängel: 


I. bei Pferden, Eſeln, Mauleſeln und Maultieren: 
Rotz (Wurm) mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen; 


II. bei Rindvieh: 
tube rkulbſe Erkrankung, ſofern infolge dieſer Erkrankung mehr als die Hälfte des Schlacht⸗ 
gewichts nicht oder nur unter Beſchränkungen als Nahrun mittel für 9 i 
ift, mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen; an eee 


III. bei Schafen: 
allgemeine Waſſerſucht mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen; als allgemeine W cht 
iſt anzuſehen der durch eine innere Erkrankung oder durch ige aden eu Heide. 
geführte waſſerſüchtige Zuſtand des Fleiſches; i 


IV. bei Schweinen: 


1. tuberlulöſe Erkrankung unter der in der Nr II bezeichneten Vorausſetzung mit 
einer Gewährſriſt von 14 Tagen; 


2. Trichinen mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen; 
3. Finnen mit einer Gewährfriſt von 14 Tagen. 


a) Eine vertragsmäßige Verlä 
oder Abkurzung der Gewährfriſt iſt nach § 486 3 1 5 9 7 — 


Schlachtreiſes Vieh, das zum Schlachten verkauft wird iſt auch dann noch „Schlachtvieh“, wenn 
der Käufer es zur Verbeſſerung ſeines Schlachtwertes vor Schlachtung rn Er Zeit zu 
füttern gedenkt. Anders freilich, wenn das Vieh erſt durch ein lan 
reif gemacht werden ſoll, R& Bay 1917, 158. b) Der Verlä 


- 5 sſeuche ört ni > 
an 103, 30 50 gsſeuche gehört nicht zu den 
Gewicht zu verſtehen, welches das T de 
Teilen gehabt hat. — Im Falle des $ 2 11 ift bei tuberkulöſem Rindvieh in der ll auſtandeten 
Fleiſches an eine Freibank eine „B ſchen“ zu erblicken 
alſo ein Hauptmangel (Stölzle, Entſch. S. 61ff.). S. auch die für den Beſchluß d. Bundesr. bei 
Erl. der Verordn. vom 27. 3. 99 maßgebende Erwägung im RAnz. Nr 130 vom 5. 6. 99. Die ge⸗ 
jegliche Begriffsbeſtimmung der i 
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8 483 

Die Gewährfriſt beginnt mit dem Ablaufe des Tages, an welchem die 
Gefahr auf den Käufer übergeht. 

E 1 401 II 418; M 2 254; P 1 735 ff. 

Über die Übergabe ſ. § 433 und $ 459. Von der Wägung an erfolgt an der Waage regel⸗ 
mäßig die Übergabe. Für den Beginn der Gewährfriſt iſt $ 187 Abſ 1 in Verbindung mit $ 459 
Abſ 1, für das Ende $ 188 maßgebend. Der Ablauf iſt von Amts wegen zu berückſichtigen, 
auch wenn es ſich um vereinbarte Gewährfriſt für Mängel handelt, die nicht Hauptmängel ſind, 
Stölzle in JW 1901, 739; Dertmann zu 9 482 A 1b. Über den Übergang der Gefahr 
bei einem mit Eigentumsvorbehalt des Verkäufers erfolgten Verkauf einer beweglichen 
Sache j. $ 459. 

§ 484 

Zeigt ſich ein Hauptmangel innerhalb der Gewährfriſt, ſo wird vermutet, 
daß der Mangel ſchon zu der Zeit vorhanden geweſen ſei, zu welcher die Ge⸗ 
fahr auf den Käufer übergegangen iſt. 

E 1 402 Satz 1 II 419; M 2 252 ff.; P 1 735 ff. 

Hat ſich der Mangel innerhalb der Gewährfriſt — oder ſchon vor ihrem Beginn — gezeigt, 
ſo ſteht gegen die alsdann begründete Vermutung dem Verkäufer der Gegenbeweis offen, 
daß der Mangel erſt nach dem maßgebenden Zeitpunkt entſtanden ſei. Dieſer kann auch in einer 
Gegenvermutung liegen; Eckſtein, Gruch 57, 642. Entſcheidend iſt der Zeitpunkt des Gefahr⸗ 
übergangs, N SeuffA 66, 183. Zeigt ſich ein Fehler vorher, zur entſcheidenden Zeit aber nicht 
mehr, iſt keine Haftung des Verkäufers gegeben. Wegen Vermutung bei nicht zu den Haupt- 
mängeln gehörigen Fehlern $ 492. Wenn ein Tier „mit der Verſicherung“ verkauft wird, wird 
an den Grundſätzen des Gefahrübergangs nichts geändert. 


8 485 

Her Käufer verliert die ihm wegen des Mangels zuſtehenden Nechte, 
wenn er nicht ſpäteſtens zwei Tage nach dem Ablaufe der Gewährfriſt oder, 
falls das Tier vor dem Ablaufe der Friſt getötet worden oder ſonſt verendet 
iſt, nach dem Tode des Tieres den Mangel dem Verkäufer anzeigt oder die 
Anzeige an ihn abſendet oder wegen des Mangels Klage gegen den Der- 
käufer erhebt oder dieſem den Streit verkündet oder gerichtliche Beweisauf- 
nahme zur Sicherung des Beweiſes beantragt. Der Nechtsverluſt tritt nicht 
ein, wenn der Verkäufer den Mangel argliftig verſchwiegen hat. 

E 1 402 Satz 2 II 420; M 2 254 ff.; P 1 757 ff. 


1. Die Verpflichtung des Käufers zur Anzeige des Mangels an den Verkäufer oder zu 
einer dem gleichſtehenden Rechtshandlung innerhalb zweitägiger Ausſchlußfriſt iſt beim 
Viehhandel abweichend von dem für die allgemeine Ge währleiſtung beſtehenden 
Grundſatz (ſ. § 464 A 3) vorgeſchrieben, und zwar bei Verluſt der dem Käufer wegen 
des Mangels zuſtehenden Rechte. Der Anſpruch geht unter, kann alſo auch nicht mehr einrede⸗ 
weiſe vorgebracht werden. Die Anzeige von Ablauf der Gewährfriſt iſt zuläſſig, R 50, 426; 
53, 148; 58, 227. Bei Zuſicherung einer Eigenſchaft des verkauften Tieres findet § 485 
nur dann entſprechende Anwendung, wenn eine Ge währfriſt vereinbart iſt, RG 123, 214. 
Der Begriff des Mangels iſt hier allgemein und umfaßt Hauptmängel und nicht Hauptmängel 
und das Fehlen zugeſicherter Eigenſchaften. Die Gewährfriſt wird durch den Tod des Tieres 
nicht berührt. Der Verkäufer, dem auf ſolche Weiſe die Führung des ihm nach $ 484 obliegenden 
Gegenbeweiſes erleichtert werden ſoll, hat hiernach den Ablauf der Ausſchlußfriſt, der Käufer 
die friſtgemäße Erſtattung oder Abſendung der Anzeige oder die rechtzeitige Vornahme der ſon⸗ 
ſtigen Handlung zur Wahrung der Friſt oder auch das argliſtige Verſchweigen des Mangels durch 
den Verkäufer nachzuweiſen. Aus der Erwähnung der Klagerhebung iſt nicht der Schluß zu 
ziehen, daß dieſe zu den in $ 478 Abſ 1 vom Käufer vorzunehmenden Handlungen als ſelbſtändige 
Handlung hinzutreten müſſe (RG 59, 150). Wenn der Kaufer, um ſich feine Rechte wegen des 
Vie hmangels zu erhalten, zur Anzeige nach $ 485 verpflichtet ift, fo ſoll neben dieſer Anzeigepflicht 
nicht noch eine weitere nach HGB $ 377 beftehen. Aber wenn $ 485 nicht zur Anwendung kommt, 
es bei der Vorſchrift des HGB 8 377 verbleibt, ſagt K OLG Rſpr 22, 235. Gegen dieſe Anſicht 
Stölzle, Viehkauf S. 114. 

2. In dieſer Anzeige iſt die beſtimmte Angabe des Mangels oder wenigſtens der zur 
Zeit erkennbaren, auf einen Gewährſchaftsmangel hindeutenden Merkzeichen der dem Tiere 
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i { d i i 8 ier ſei krank oder 
anhaftenden Krankheit er orderlich, während die allge meine Angabe: das Tier | 5 
4 an einem Gewähſchaſtent angel nicht ausreicht, RG 1, 99. 10 00 u au Det 
verkehrsüblich die Anzeige der Tuberkuloſe, Stölzle, Entſch. ſeit 19 N 8 375 deen 
ſtimmte Form iſt nicht erforderlich. — In der Zurücknahme der 19 105 e 3 erho ur 
Klage Liegt nicht ohne weiteres die Zurücknahme der Anzeige (RG Ri 1 85 N auch $ 492, 
der angezeigte Mangel muß derſelbe fein, auf den der Klaganſpruch ef ütz ex Br. 16 

3. Argliſtiges Verſchweigen des Mangels. Als ſolcher Mangel an au 9 hier Ne 

Hauptmangel oder ein ihm nach 8 492 gleichgeſtellter Mangel in Betracht, deſſen Nachweis dem 
Käufer obliegt. Bei ſichtbarem Fehler kein argliſtiges Verſchweigen. 


Auf Grund ſolcher Argliſt kann übrigens der Käufer auch nach $$ 823, 826 innerhalb der in 
$ 852 beſtimmten Stift vorgehen. 


8 486 


Die Gewährfriſt kann durch Vertrag verlängert oder abgekürzt werden. 
Die vereinbarte Friſt tritt an die Stelle der geſetzlichen Friſt. 

E I 410 II 421; M 2 263 ff.; P 1 748. N . 

1. Der auf Verl erung oder Abkürzung der Geſwährfriſt gerichtete Verti 
bedarf keiner en N Form, kann ſich aber wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten, ins⸗ 
beſondere bei unangemeſſener Abkürzung der Friſt, als nichti 0 Nur 
tragsmäßige Verlängerung oder Abkürzung der Gewährfriſ ist zulaſſig, nicht aber die gänz 
liche Ausſchließung, da das Beſtehen einer ſolchen Friſt bei der gesetzlichen Haftpflicht für 
Hauptmängel nach 98 482 Abs 1, 486, 490 Ahf 1 Satz 1 vorauszuſetzen iſt. A. M. Oertmann Al; 
Ennecce rus 1,864 A 4. Der Abkürzung oder Verlängerung muß immer ein beſtimmter geit⸗ 
raum vorangehen. Die Verlängerung darf nich ) 


ch Handelsgebräuche und Martt- 
regeln oder durch Ge wohnheitsrecht können die eſetzlichen Vorſchriften über die Gewähr⸗ 
friſt nicht geändert werden. 8 476 iſt anwendbar. der Gewährleiſtung für Trächtig 
keit liegt noch keine ſtillſchweigende Vereinbarung über ein entſprechendes Hinausſchie ben des 
Beginns der Verjährung um die Höchſtträchtigkeitsdauer. r. Das Vie hgewähr⸗ 
ſchaftsrecht. Dagegen mit Recht Stölzle KW 1927, 2489. Vgl. zu 8 492 


A 4. 
2. Die Vertretung der geſetzlichen Friſt durch die vertragsmäßige gilt insbeſondere im Falle 
des § 485, 


351 bis 353, insbeſondere 
an Stelle der Nückgewãhr 


zu vergüten. Das gleiche gilt in anderen 
Fällen, in denen der Käufer infolge eines Umftandes, den er zu vertreten hat, 


as Tier, außerſtande iſt, das Tier zurück; 
zugewähren. 


erung iſt beim Viehverkau ausgeſchloſſen, nicht 
aber der geſetzliche Anſpruch auf Cchabenzersag we i 92 


e gen eines Hauptmangels gemäß $ 483 (welcher 
1 Seen in dem durch das Fehlen der zuge ſicherten Ei i i 
des : - 


g x - J 9. gen Lieferung 
ieres § 491. Ob der Käufer die nachträgliche Beſeitigung 


des Mangels 
richtet ſich nach Treu und Glauben, 5 242. A. M. Sto [le 


Fällen der 

cher Verſchlechterung oder beim Untergang 

ger verſchuldeter Unmöglichkeit 

erungen, b) in anderen Fällen, 
II. Bd. (Lobe.) 4 
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in denen der Käufer infolge eines von ihm zu vertretenden Umſtandes, insbeſondere einer Ver⸗ 
fügung über das Tier, außerſtande iſt, dasſelbe zurückzugeben, geſchloſſen werden kann. RG 
123, 215. — In dem Falle, wenn von mehreren gleichzeitig verkauften Viehſtücken einzelne 
mangelhaft ſind (Kauf einer Herde) oder wenn eine Kuh und ihr Kalb zuſammen verkauft ſind, 
gelten die Vorſchriften in $ 469. Verzicht auf den Wandlungsanſpruch iſt anzunehmen, wenn nach 
deſſen Geltendmachung der Käufer mit Kenntnis des Mangels das Tier zum Schlachten 
veräußert und dadurch die Unmöglichkeit der Rückgabe an den Verkäufer herbeiführt (Stölzle, 
Viehkauf 6. Aufl. S. 257). Sonſt bringt der Weiterverkauf noch nicht ohne weiteres den Verluſt 
des Wandlungsanſpruchs, RG 123, 215. Ebenſowenig die zufällige Unmöglichkeit der Rückgabe 
und die verſchuldete Verſchlechterung und Untergang des Tieres, R Recht 1911 Nr 3434; auch 
nicht die Weiterbenutzung des Tieres in Kenntnis des Mangels. 

3. Bei Durchführung der Wandlung iſt in den Fällen der A 2a und b dem Käufer die Rück⸗ 
gewähr des Tieres nicht angeſonnen, dafür vielmehr die Vergütung des objektiven Wertes des 
Tieres (anſtatt des Schade nserſatzes nach $ 347) auferlegt. Es iſt hierbei der (objektive) Wert 
zugrunde zu legen, den das Tier im Zeitpunkt des Vollzugs der Wandlung gehabt hat. 
So jetzt auch Stölzle, Viehkauf S. 269. — Rückgewähr Zug um Zug. 

4. Abgeſehen von den in A3 aufgeführten Fällen kann der Käufer, wenn vor der Wandlung 
eine unweſentliche Verſchlechterung des Tieres infolge eines von ihm zu vertretenden Umſtandes 
eingetreten iſt, zwar auf der Wandlung beſtehen, hat aber die Wertminderung zu vergüten. 
Schadenserſatz hat der Käufer dagegen zu leiſten, wenn eine derartige Verſchlechterung nach 
Vollziehung der Wandlung infolge eines von ihm zu vertretenden Umſtandes erfolgte (OLG 
16, 404). 

5. Auch bezüglich des Erſatzes der Nutzungen iſt gegenüber der in § 467 angeführten Vor⸗ 
ſchrift des & 347 eine Erleichterung der Wandlung dadurch gegeben, daß Nutzungen vom Käufer 
nur inſoweit zu erſetzen ſind, als er ſie wirklich gezogen hat. Er iſt nicht verpflichtet, Nutzun⸗ 
gen aus dem fehlerhaften Tiere zu ziehen. Nur wenn das Nutzen zur ordnungsmäßigen 
Behandlung des Tieres gehört (Melken einer Kuh), müſſen die Nutzungen auch gezogen 
Br Über Begriff der Nutzung und Früchte $$ 106, 99. Die Verſicherungsſumme iſt nicht an⸗ 
zurechnen. 

Pla 1 bei dem mangelfreien Tauſchobjekt kommt $ 487 zur Anwendung (beftr.; a. M. 

an 5). 


9 488 


Her Verkäufer hat im Falle der Wandelung dem Käufer auch die Koſten 
der Fütterung und Pflege, die Koſten der tierärztlichen Unterſuchung und 
Behandlung ſowie die Koſten der notwendig gewordenen Tötung und Weg 
ſchaffung des Tieres zu erſetzen. 

E I 405 II 428; M 2 250 ff.; P 1 743 ff. 

1. Als Nebenforderungen zum Wandlungsanſpruch find hier dem Käufer außer den 
ihm nach 99 467, 347, 683, 994 zu erſetzenden Aufwendungen noch eine Reihe von Erſatzpoſten 
ausdrücklich zugeſprochen. Zu erſetzen ſind die wirklich aufgewendeten Fütterungskoſten, 
die der Art nach für die betr. Tiergattung üblich ift; Pfle gekoſten find die Koſten ber gewöhn⸗ 
lichen Wartung und der beſonderen Krankenpflege. Koſten des Tierarztes kommen für den 
nächſtgelegenen in Betracht, für mehrere Tierärzte nur in beſonders notwendigen Fällen. Not⸗ 
wendig iſt die Tötung bei den ſog. Notſchlachtungen, um den Mangel feſtzuſtellen, z. B. bei 
Schlachtvieh überhaupt ift beſtritten, bejaht von Stölzle and. S. 352, es dürfte aber richtiger 
zu verneinen ſein. Unter notwendiger Tötung iſt hier die ausnahmsweiſe durch beſondere 
Mängel erforderliche Tötung zu verſtehen. Der Verkäufer kann hiergegen die von dem Käufer 
bis zur Wandlung aus dem Tier etwa gezogenen Nutzungen aufrechnen. Nur die bei ordnungs- 
mäßiger Wirtſchaft angemeſſenen Koſten kommen in Betracht. Die Futterkoſten ſind nicht meyr 
als Nebenanſprüche nach ZPO $ 4 Abſ 1 anzuſehen, da in der Novelle vom 18. 8. 1923 das Wort 
Schäden geſtrichen worden iſt, RG 52, 164. 

2. Weitere Koſten, insbeſondere diejenigen für notwendige Schutzmaßregeln gegen 
Seuchenge fahr, kann der Käufer nicht als geſetzliches Zubehör des Wandlungsanſpruchs, 
ſondern nur dann verlangen, wenn der Verkäufer, insbeſondere auch wegen Verſchuldens, 
zum Schadenserſatz verurteilt worden iſt oder fi) vertragsmäßig zu deren Erſatz ver 
pflichtet hat, oder wenn die Vorausſetzungen auftragsloſer Geſchaftsführung vorliegen. Die 
gleichen Grundſätze gelten auch bezüglich des Anſpruchs des Käufers auf Erſatz von Aufwendun⸗ 
gen für ein Junges (OL 8, 74). 9 488 iſt Ausnahmevorſchrift und darf nicht ausdehnend 
ausgelegt werden, aber ſie gibt kein zwingendes Recht. Über Transportkoſten vgl. RTromm- 
Ber S. 40; Stölzle aaO. S. 344; RG 52, 164; 55, 105; JW 1902, 239. Auch Futte rungs 
koſten ſind Nebenforderungen. Die Koſten der Mängelanzeige kann der Käufer ohne hin 
erſetzt verlangen. 
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8 489 

Iſt über den Anſpruch auf Wandelung ein Nechtsſtreit anhängig, ſo iſt auf 
Antrag der einen oder der anderen Partei die öffentliche Verſteigerung des 
Tieres und die Hinterlegung des Erlöfes durch einſtweilige Verfügung an- 
zuordnen, ſobald die Beſichtigung des Tieres nicht mehr erforderlich iſt. 


EI 406 II 4243 M 2 261; P 1 744. 


ſſualen Rechts⸗ 

mittel bei Ablehnung des Antrags gegeben. Sie iſt eine Ausnahmevorſchrift und bezieht ſich nur 
auf die Wandlung. OLG Celle in OLG Rſpr 20, 183. Vorausſetzung für die vom Prozeß⸗ 
i fi ende Anordnung der öffentlichen Verſteigerung und der Sinserlegung des 
Erlöſes iſt hiernach nur, daß a) ein Rechtsſtreit über die Wandlung des Tieres (auch infolge ein⸗ 


b) in dieſem die 
Beſichtigung des Tieres nicht mehr notwendig und c) von der einen oder andern Partei ein 


ſetzungen für den 
ür andere Fälle iſt 


§ 490 
Der Anſpruch auf Wandelung ſowie der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen 
eines Hauptmangels, deſſen Nichtvorhandenſein der Verkäufer zugeſichert hat, 
verjährt in ſechs Wochen von dem Ende der Gewährfriſt an. Im übrigen 
bleiben die Vorſchriften des $ 477 unberührt. 


An die Stelle der in den 88 210, 212, 215 beſtimmten Friſten tritt eine Friſt 
von ſechs Wochen. 


Der Käufer kann auch nach der Verjährung des Anſpruchs auf Wandelung 


Die Aufrechnung des Anſpruchs 
$ 479 beſtimmten Beſchränkung. 


ſechs 
er Friſt vom Ende der Ge währfriſt (anſtatt von der 
Ablieferung) ab feſtgeſetzt, während es für den Anſpruch auf Schadenserſatz we 
Verſchweigung eines 3 bei der gewöhnlichen dreißigjährigen Verjährung ver⸗ 
„aber keine Aufrechnung, wenn nicht nach § 478 
In $ 492 handelt es ſich um Nichthauptmängel. Die 
feift gilt auch für die Anſprüche von Futterkoſten uſw. nach | 488, da fi 
W̃ i iſt bezieht ſich auf alle Anſprüche 
derer Vereinbarung oder auf Ver⸗ 


2. Die einredeweiſe Geltendmachun des Wandlungsanſpruchs ge 
des Verkäufers au preiſes, ſowie die Aufrechnung des Schadenser 


{ } wegen Verjährung rechts. 
kräftig abgewieſene Käufer eines Pferdes die Zahlung des Kaufpreiſes verweigern, wenn er 
rechtzeitig ($ 485) den Mangel der zugeſicherten Eigenſchaft angezeigt hat (RG 18. 12. 06 II 
227/06). — Anders bei Nichtverein $ 492. 

3. Die Unterbrechung der Berjä Recht 1998, 191 
Beil 2 Nr 1139. 
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8 401 


Der Käufer eines nur der Gattung nach beſtimmten Tieres kann ſtatt der 
Wandelung verlangen, daß ihm an Stelle des mangelhaften Tieres ein mangel- 
freies geliefert wird. Auf dieſen Anſpruch finden die Vorſchriften der 88 488 
bis 490 entſprechende Anwendung. 

E 1 408 II 426; M 2 263; P 1 748. 


Beim Verkaufe eines nur der Gattung nach beſtimmten Tieres ift im Falle der Maugel⸗ 
haftigkeit des gelieferten Tieres nicht nur der in 8 480 Abſ 1 zugelaſſene Anſpruch auf Nach⸗ 
lieferung einer mangelfreien Kaufſache, ſondern auch der daſelbſt Abſ 2 geregelte Anſpruch wegen 
Nichterfüllung gegeben. Freiheit von Hauptmängeln genügt nicht. Außerdem kommen in dieſen 
Fällen die Vorſchriften der 88 488490 (Erſatz der Koſten der Fütterung und Pflege des fehler- 
haften Tieres, Verſteigerung desſelben und Verjährung des Anſpruchs auf Wandlung und auf 
Schadenserſatz) zur entſprechenden Anwendung. 


8 492 


Übernimmt der Verkäufer die Gewährleiſtung wegen eines nicht zu den 
Hauptmängeln gehörenden Fehlers oder ſichert er eine Eigenſchaft des Tieres 
zu, ſo finden die Vorſchriften der 88 487 bis 491 und, wenn eine Gewährfriſt 
vereinbart wird, auch die Vorſchriften der 88 483 bis 485 entſprechende 
Anwendung. Die im $ 490 beſtimmte Verjährung beginnt, wenn eine Gewähr 
friſt nicht vereinbart wird, mit der Ablieferung des Tieres. 

E 1 411 II 427; M 2 204 ff.; P 1 748. 


1. Für andere als in $ 481 genannte Tiergattungen findet $ 492 keine Anwendung, für ſie 
bleibt es bei den Vorſchriften von $$ 459480. Beim Verkauf der in $ 481 aufgeführten 
Tiergattungen kann zunächſt die Gewährleiſtung wegen eines nicht zu den Haupt⸗ 
mängeln ($ 482) gehörenden Fehlers im Sinne von $ 459 Abj 1 übernommen werden (RG 
Seuffel 58 Nr 4). In dieſem Falle gelangen die für die Hauptmängel geltenden 8 487—491 
zur entſprechenden Anwendung. Wann eine Übernahme anzunehmen ſei, iſt beſtritten. 
Schneider, Rechtsregeln des Viehhandels S. 160 und Dertmann Kom. zu 8 492 A 4 wollen 
bei Vereinbarung über einen beſtimmten Gebrauchszweck ſchon dieſe Übernahme erblicken; mit der 
Mehrheit iſt aber anzunehmen, daß § 492 eine unmittelbare Übernahme und Bezeichnung der 
Eigenſchaften verlangt, da es andernfalls der F überhaupt nicht bedurft hatte und mit 
derſelben Begründung eine Übernahme der Eigenſchaften gefunden werden könnte, die zu dem 
gewöhnlichen Gebrauch notwendig und vorausgeſetzt find, womit $ 482 hinfällig gemacht wäre. 
Wird Ge währleiſtung für alle Mängel übernommen, fo iſt, wie die Entſtehungsgeſchichte 
des $ 492 ergibt, im Wege der Auslegung zu beſtimmen, ob dieſe Gewahrleiſtung nur die Haupt- 
mängel im Sinne des $ 482 oder auch die Mängel im Sinne des § 459 Abf 1 oder auch minder 
erhebliche Mängel umfaſſen ſoll (Seuffa 58 Nr 4; RG Warn 1922, 12). Es gelten die Regeln 
über die geſetzliche Haftung oder die über die vertragsmäßige Haftung des § 492 (RG 60, 55). 
Es ergibt ſich ſonach für Viehkäufe folgendes Bild der Haftung: J. von Geſetzes wegen a) für 
Hauptmängel, b) für Fehlen zugeſicherter Eigenſchaften; 2. auf Grund vertrag 
licher Übernahme: für andere als Hauptmängel. 


2. Bei Zuſicherung einer (mit den Hauptmängeln nicht zuſammenhängenden) Eigenſchaft 
des Tieres im Sinne von $ 459 Abſ 2 gelten ebenfalls die in A1 erwähnten Vorſchriften. Doch 
muß dieſe Zuſicherung, um wirkſam zu ſein, die beſtimmte Bezeichnung der Eigenſchaft (wozu 
auch Trächtigkeit einer Kuh gehört), oder die beſtimmte Abgabe der als abweſend zugeſicherten 
Mängel enthalten (RG Recht 07 Nr 33). Eine allgemeine Anpreiſung, wie}. B.: die verkaufte 
Kuh ſei fehlerfrei und reell oder: fie ſei geſund, iſt regelmäßig ohne Wirkung (Stölzle, En ch 
S. 143ff.). Die Erklarung, das Pferd ſei „völlig geſund“ kann dagegen die Zusicherung der Ab 
weſenheit von Krankheiten, die auf den Wert und die Brauchbarkeit des Tieres von Einfluß ſind, 
alſo einer Eigenſchaft enthalten (RG 123, 148; RG 16. 5. 02 II 62/02); Seuff A 58, 8). Abnormi⸗ 
täten und Untugenden brauchen keine Erkrankungen zu ſein, z. B. Stätigkeit eines Pferdes. Dar 
gegen enthält das Verſprechen, daß, wenn die verkaufte Kuh nicht innerhalb beſtimmter Friſt kalbe, 
eine ziffermäßige Minderung am Kaufpreiſe oder eine näher angegebene Entjchädigung des an 
fers eintreten ſolle, nicht die Zuſicherung einer Eigenſchaft, ſondern eine Nebenabrede, für welche 
auch die gewöhnliche Verjährung gilt (Stölzle aa. S. 151 ff, 158ff.). Es gilt eine Grenze zu 
ziehen zwiſchen den zugeſicherten Eigenſchaften nach 98 459 Abſ 2 und 492 einerſeits und den 


Kauf Taufh §§ 491, 492 133 


igenſcha i dem im Vertrag vorausgeſetzten Gebrauch vorliegen müſſen und 
5 a nach § 459 Abſ 1 — möglicherweiſe nicht zu den Hauptmängeln ge⸗ 
börigen — darſtellt. Die Grenze iſt um fo flüſſiger, als die Zuſicherung von Eigenſchaften 
auch ſillſchweigend gegeben und aus den Umſtänden gefolgert werden kann (RG 8. 1.19 
1254/18; 8. 1. 18 II 377/17); die Zweckbeſtimmung muß zum Vertragsinhalt geworden ſein, 
wenn der beſondere Gebrauch vom Vertrag umfaßt werden ſoll (RG 70, 85). Sind die Par⸗ 
teien einig, daß die Sache zu einem beſtimmten Gebrauch geeignet ſein muß, ſo liegt mittelbar 
darin die Vereinbarung, daß ſie die hierzu nötigen Eigenſchaften haben muß. Der Geſetzgeber 
ſcheidet aber, ob die Eigenſchaften unmittelbar durch Benennung oder nur mittelbar 
durch Beziehung auf einen beſtimmten Gebrauchszweck zum Vertragsinhalt erhoben worden 
ſind. Erſteres liegt bei $ 459 Abſ 1, letzteres bei $ 459 Abſ 2 und damit auch 8 492 vor. 8 492 
erfordert die Übernahme der Gewährleiſtung wegen eines nicht zu den Hauptmängeln ge- 
örigen Fehlers durch den Verkäufer. Dazu genügt die Kenntnis des Verwendungszweckes 
für ſich allein nicht, ſondern es iſt eine unmittelbare Übernahme der Gewährleiſtung erforder- 
lich, andernfalls hätte es der Vorſchrift des § 492 nicht bedurft, MG 123, 148. Das Ver- 
ſprechen, eine Eigenſchaft des Tieres erſt herſtellen zu wollen, 3. B. ein Pferd zuzureiten, iſt 
feine Zuſicherung nach § 459 Abſ 2. Abweichend etwas RG JW 1912, 79710. 
Bei Vereinbarung einer Gewährfriſt in Verbindung mit der Gewährleiſtung kommen 
57 0 4 485 zur entſprechenden Anwendung. Auch die 
Anzeige nach $ 485 wird erfordert (RG 60, 237: DRG 22, 26). Auch für die Geltendmachung 
der Aufrechnung eines Schadenserſatzanſpruchs nach der Verjährung der Wandlung gilt die 
Beſchränkung nach § 479. Über den Redaktinnsfehler in 8 492 OLG Kiel u. SeuffA 65, 70; 
100. In der Zuſicherung, daß eine verkaufte Kuh von einem be⸗ 
ſtimmten Tage nach der Übergabe an ei i i 


n nach dem Geſetz zu 
daß die Parteien eine Friſt 
er ſich zeigen müſſen, andernfalls eine Gewährleiſtung 

vereinbart iſt, findet bei gu 
chende Anwendung, RG 123, 


„ſowie zur Erhaltung der Aufrechnung des An⸗ 
ſpruchs auf Schadenserſaß für die —. nach l uf de jährung die in 88 478, 479 borge» 
leichgeſtellten Maßnahmen “ie 
285°; DLG 16,409 und oben 9406082. — 
eigenſchaft zugefichert und vereinbart, daß, 
obliegende Lieferung des Pedigrees — der die Vollbluteigenſchaft beweiſenden Urkunde — 

in die Lage verſetzt ſei, das Vorhandenſein der 


ugeſicherten Eigenſchaft 
Mangel dieſer Eigenf zugefic) genſchaf 
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8 493 


Die Vorſchriften über die Verpflichtung des Verkäufers zur Gewährleiſtung 
wegen Mängel der Sache finden auf andere Verträge, die auf Veräußerung 
oder Belaſtung einer Sache gegen Entgelt gerichtet find, entſprechende An⸗ 
wendung. 

E II 429 III 488; P 1 748. 

Im Einklang mit $ 445 finden auch die von $$ 459—492 gegebenen Vorſchriften auf andere 
Verträge, welche auf Veräußerung oder Belaſtung einer Sache gegen Entgelt gerichtet ſind, 
Trödelvertrag, falls der Empfänger den Gegenſtand behält. Buchhändl. Kommiſſionsgeſch. (zwi⸗ 
ſchen Verleger u. Sortimenter). Einbringen von Sachen in das Geſellſchaftsvermögen oder Ver⸗ 
mögen einer jur. Perſon, Rö 86, 210. Dienſtvertr., Werkverträge, wenn Sachleiſtung des Arbeit⸗ 
gebers vereinbart wird. Auslobung; entgeltl. ſchuldrechtl. Verpfändungsvertrag; Vergleich RG 
54, 165; Hingabe des Sachdarlehns, $ 607; uneigentl. Verwahrung, $ 700; Tauſch, 9 515; Miete, 
89 537—540; Pacht, §581 Abſ 2; Werkvertrag, 99 633639; Werkliefervertrag, F651; Leihe, $ 600; 
Schenkung, 88 523, 524; Annahme an Erfüllungsſtatt, $ 365; Zuteilung bei Aufhebung der Ge⸗ 
meinſch., $ 757; Ausſtattung, § 1624; Auseinanderſetzung bei Gütergemeinſch. $ 1477; Erbteilung, 
§ 2042 Abſ 2; Gattungsvermächtnis, $ 2183; Erbſchaftskf., $ 2376; Weiterveräußerung einer Erb⸗ 
ſchaft, 82385 Abſ 1 (nach Süß aad.). — Hat ſich insbeſondere in einem Vergleiche der eine Teil 
verpflichtet, eine vom andern Teile käuflich gelieferte Maſchine gegen einen Preisnachlaß feſt zu 
übernehmen, der andere Teil dagegen die Lieferung gewiſſer Maſchinenteile verſprochen, ſo kann 
nur wegen der vergleichsweiſe gelieferten Erſatzteile gewandelt oder gemindert werden, nicht 
aber begründen Mängel dieſer Teile das Recht auf Rücknahme der Maſchine (Rch 54, 165). Eine 
Sonderregelung iſt bei Miete und Pacht (88 537ff.), beim Werkvertrag (89 633ff.) und beim 
Werklieferungsvertrag ($ 651) getroffen. Nicht anwendbar für Leihe, Schenkung, Erbſchafts⸗ 
veräußerung. — Auf den Fall der Veräußerung eines künftigen aus dem Meiſtgebot in einer 
Zwangsverſteigerung entſtehenden Rechtes gegen Entgelt iſt $ 459 nicht entſprechend anwendbar. 
Durch den Vertrag muß der eine Teil die Verpflichtung übernehmen, dem andern Teil Eigentum 
zu verſchaffen. Ein ſolcher Vertrag liegt nicht vor, wenn dem andern Teil nur die tatſächliche oder 
rechtliche Möglichkeit verſchafft werden ſoll, ein Grundſtück eines Dritten in der Zwangsverſteige⸗ 
rung zu erſtehen. RG 150, 397; 157, 176; HRR 1930 Nr 608; JW 1911, 5335; Warn 1915 Nr 14 
(Abtretung des Rechts aus dem Meiſtgebot). Die Anfechtung eines ſolchen Vertrags wegen Irr⸗ 
tums daher zuläſſig (RG 11. 11. 10 II 526/10; RG Warn 1915, 16). 

Wie ſich die Vorſchriften von § 459 nur auf Sachen, nicht aber auch auf Rechte beziehen 
50 50 letztere nicht entſprechend anzuwenden find, jo gilt gleiches auch für $ 493; R HRR 
1930 Nr 608. 


III. Beſondere Arten des Kaufes 
1. Kauf nach Probe. Kauf auf Probe 


8 494 


Bei einem Kaufe nach Probe oder nach Muſter ſind die Eigenſchaften der 
Probe oder des Muſters als zugeſichert anzuſehen. 

EI 470 II 430; M 2 332, 333; P 2 77. 

1. Allgemeines. Es handelt ſich um eine beſondere Art der Zuſicherung von Eigen⸗ 
ſchaften des Kaufgegenſtandes ($ 459 Abſ 2), die Vereinbarung, daß die Eigenſchaften der Probe 
oder des Muſters zugeſichert fein ſollen; Rh 94, 336. Der Kauf ſelbſt iſt ein unbedingter. Die 
Vorſchrift war HGB Art 340 nachgebildet, die Rechtſprechung hierzu alſo noch maßgebend. Der 
Kauf „unter Bedingung der Probemäßigkeit“ iſt kein Kauf im Sinne von $ 494 (RO c 2, 418). 
Die Vereinbarung kann bewegliche Sachen aller Art betreffen: vertretbare und nicht vertretbare, 
beſtimmte Einzelſachen oder nur der Gattung nach beſtimmte Sachen. Ob wirklich Kauf nach 
Probe geſchloſſen wurde, iſt nach den Umſtänden des Falles zu beurteilen. Die Hingabe einer Probe 
oder eines Muſters nötigt nicht unter allen Umſtänden zur Annahme eines Kaufes nach Probe. 
RG JW 1917, 7106. Die Hingabe eines Abſchnitts von dem Kleiderſtoff, aus dem ein Kleidungs⸗ 
ſtück geliefert werden ſoll, kann auch in dem Sinn erfolgen, daß dem Käufer die Anfertigung 
aus ebendemſelben Tuch zugeſichert werden ſoll, von dem das Muſter abgeſchnitten wurde, nicht 
aber zugeſichert werden ſoll, daß der zu liefernde Stoff alle einzelnen Eigenſchaften des Muſters 
haben ſolle. Dann liegt kein Kauf nach Probe vor. Ebenſo können Koſtproben, Ausfallproben, 
Orientierungsmuſter ohne die Abſicht der Zuſicherung ihrer Eigenſchaften für die zu liefernde 
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ſichert werden (RG 1 19; RO HG 14, 290; RG II 15/31 2. 10. 31). Ebenſo können die Ver⸗ 


ucht und ſodann nach dieſer Probe 
(„wie gehabt”) die größere Beſtellung — wird (NG 23. 2. 04 11 298/03). Die Nichtaushändi⸗ 


on nicht immer, gegen die Annahme eines Kaufes nach 


3. Die Eigenſchaften, alſo alle Eigenſchaften. Das iſt indeſſen nicht buchſtäblich zu nehmen. 
Faſt jede Sache hat eine außerordentlich große Me 


n gewährleiſtet werden 
muß (RG 5. 2. 04 11 300/03). Welche Eigenſchaften im einzelnen als die Eigenſchaften der 
Probe zu gelten haben, kann nur unter Würdigung der geſamten Sachla 


5 ge m 1 55 
daß nach Probe verkauft iſt, behauptet aber eine nur beſchränkte Be⸗ 
ER 5 2 Ebel (RG JW. 1910, 9381). Einer gleichen Prüfung 


nſchaften im Augenblicke 
des Kauſabſchluſſes oder in einem früheren oder ſpäteren Zeitpunkt als zugefichert gelten ſollen. 
8 Ka feſſteht, welche Eigenſchaften als zugeſichert zu gelten haben, kann ea no 


are mit denen der Probe 


ngen in dieſen Eigen⸗ 
chaften nach dem wirklichen Willen der Beteiligten, nach Treu und Glauben und nach Verkehrs. 
Lie ($$ 133, 157, 242) geftattet find (RG 20, 32; 19. 12.02 11 270/02; 31.5.18 1134/18; K 
Wa Nr } beim Kauf nach „Typ“, 
wenn er Kauf nach Probe iſt, zumeiſt ziemlich weitgehende Abweichung i 
Muſter als „Typ“ bezeichnet wird, ſo heißt das, daß 


jte 
Kalbjelle gekauft wurden Nei 1917, 710%). In der Regel gelten jedoch die Eigenſchaften des 
Muſters als zugeſichert. Weicht die gell = 

Wandlungsanſpruch daher auf die Erheblichteit des Mangels nicht an (RG 23.6. 08 III 616/07). 
Der Käufer kann beim i i ü 


es le wußten. Dieſen Muſtern kommt dann nur die Bedeutun 


Grundſatzes der Haftung für Vertragsmäßigkeit ſteht. Der Verkäu 
Mängel der Probe. & 


ch maßgebend fein soll 
(„nur nach Muſter“). „Genau wie beifolgende Muſter“ (23 1914 S ; c 
Nr 1091). Die lane ch durch derartige Vereinbarung nicht 
notwendig ausgeſchloſſen; N 95, 45. — Die Hingabe des Muſters kann auch die Gattung 
der gekauften Ware bezeichnen ſollen. „Kauf nach Typ“ geitattet Abweichungen, die den Typ 
an ſich bewahren. — Bei einem offenſichtlich gewagten Geſchäft iſt eine vorgelegte Probe 
nicht ſchlechthin maßgebend, ſoll oft nur ungefähren Anhalt geben (MG 94 ; 
rechtlich zuläſſig, daß der Verkäufer neben den Eigenſchaften der Pr 
Eigenſchaften zuſichert RG 13. 2. 06 II 14 Für unzuläſſige A 
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4. Als zugeſichert anzufehen. Hiernach gelten weiterhin die § 459 Abſ 2, 460 ff. Die Vor⸗ 
ſchrift iſt nicht zwingend, ſondern nachgiebig gegen den Willen der Beteiligten. Dieſe können 
einzelne Eigenſchaften der Probe von der Zuſicherung ausnehmen, anderſeits kann ſich der Käufer 
neben den Eigenſchaften der Probe noch andere Eigenſchaften beſonders zuſichern 
laſſen (RG 27, 165; RG 13. 2. 06 II 281/05; OLG 22, 238). Nachträglich entdeckte Mängel 
trotz ſorgfältiger Unterſuchung der Probe kann der Käufer auch nach Empfang der Ware rügen. 

5. Den Beweis, daß nach Probe verkauft iſt, hat der Käufer zu führen; RG 66, 280; 
95, 119. Es gilt im allgemeinen das zu § 459 über den Beweis des Vorhandenſeins oder 
des Nichtvorhandenſeins der zugeſicherten Eigenſchaften Geſagte. Iſt die Probe ausge⸗ 
händigt, muß der Käufer beweiſen, daß nicht nach Probe gekauft ſei (ROH 15, 171). 
Behauptet der Käufer, der die Ware wegen Probewidrigkeit zurückgewieſen hat, das vom 
Verkäufer vorgelegte Muſter ſei nicht das vereinbarte, ſo trifft den Verkäufer die Beweislaſt 
(NG 4. 1. 10 II 161/09). Ob ein Beteiligter die Pflicht zur Aufbewahrung der Probe für 
den Streitfall im Sinne der Übernahme der Beweislaſt bei Verluſt durch ſeine Schuld 
übernommen hat, iſt nach den Umſtänden des Falles feſtzuſtellen. Die Probe kann dem 
Verkäufer, Käufer oder einem Dritten zur Aufbewahrung anvertraut werden. Eine Ver⸗ 
pflichtung zur Aufbewahrung beſteht nur bei vertragsmäßiger Übernahme (RG 11, 37; 
SeuffA 39 Nr 206; 51 Nr 123). Für den Handelsmäkler nach HGB 8 96. Es liegt aber im 
eigenen Intereſſe des Käufers, die Probe aufzubewahren, ſonſt muß er anderweit den Beweis 
ihrer Beſchaffenheit bringen. Hat der Verkäufer den Untergang der Probe verſchuldet, trifft 
ihn der Beweis für die Beſchaffenheit der Probe. An der Beweislaſt des Verkäufers für die 
Probemäßigkeit der Ware wird nichts geändert (ROHG 12, 17; vgl. aber $ 363). Über Be weis der 
Identität der Probe und die Folgen ihres Verluſtes vgl. RG 11, 36; 29, 88; XW 1921, 
13602; ROHG 6, 339; 12, 9; RG bei Bolze 10 Nr 461; 23 1910, 21518. Das Reichsgericht hält 
daran feſt, daß der Verkäufer, der die Identität der Probe beſtreitet, den Nachweis erbrin⸗ 
gen muß, daß die vom Käufer vorgelegte Probe nicht die richtige iſt. Die Frage 
iſt beſtritten. Wie Reichsgericht auch Staub, Kom. z. HGB 14. Aufl. Anhang zu § 382 A 10 
(Bd. 2 S. 1166). A. M. Staudinger $ 494 A 5b; beſonders Oertmann $ 494 A 44. Dieſe 
Meinung erſcheint zutreffender. Iſt der Käufer zur Rückſendung der Probe verpflichtet, ſo iſt 
ſein Wohnort hierfür der Erfüllungsort. 


9 495 


Bei einem Kaufe auf Probe oder auf Beſicht ſteht die Billigung des ge- 
kauften Gegenſtandes im Belieben des Käufers Der Kauf iſt im Zweifel 
unter der aufſchiebenden Bedingung der Billigung geſchloſſen. 

Ser Verkäufer iſt verpflichtet, dem Käufer die Unterfuchung des Gegenſtandes 
zu geſtatten. 

E I 471, 472 II 431; M 2 333, 335; P 2 77, 78. 

1. Kauf auf Probe oder auf Beſicht iſt ein feſt abgeſchloſſener Kauf unter der aufſchie⸗ 
benden Bedingung, daß der Käufer ſpäterhin das Beharren beim Kauf nochmals er- 
klärt und zu unterſcheiden von einem Kauf nach Probe oder Beſicht. Es iſt aber auch eine Verein⸗ 
barung unter der auflöfenden Bedingung der Mißbilligung denkbar. Probieren oder Beſich⸗ 
tigen ift — in der Regel — Zweck der Bedingung, aber nicht Vorausſetzung für die Wirkſamkeit der 
Erklärung des Käufers. Dieſer Kauf iſt zu unterſcheiden von dem bindenden Angebot (RG 104, 
276). Ein neben dem Kaufvertrag hergehender Gebrauchsüberlaſſungsvertrag iſt nicht anzunehmen. 
Weſentlich iſt jedoch dem Kauf auf Probe, daß ein Kaufvertrag zwiſchen den Beteiligten über⸗ 
haupt ſchon zuſtande gekommen iſt (RG 94, 287). Der Verkäufer iſt während des Schwebens 
der Bedingung bereits einſeitig gebunden; R JW 1923, 60510. Der Käufer hat die Rechte 
und Pflichten aufſchiebend bedingt übernommen. Daß die Billigung aufſchiebende Bedingung 
ſei, iſt zwar im Zweifel anzunehmen, ſie kann aber auch als auflöſende Bedingung gewollt ſein, 
etwa wenn der Käufer ſchon den Kaufpreis bezahlt hat. Vgl. unter 6. Auch der Kauf auf Be⸗ 
ſicht erfordert die Einigung der Parteien über alle weſentlichen Punkte eines Kaufes. Er iſt 
zu unterſcheiden von einem „feſten Angebot“ RG 104, 275; 4. 11. 19 II 141/19). Würde ein 
Bevollmächtigter einen Kaufvertrag für feinen Vollmachtgeber unter der Bedingung abſchließen, 
daß dieſer die entnommene Probe und damit den Kauf ſelbſt ausdrücklich billigt, ſo würde 
darin allein ein „Kauf auf Probe“ noch nicht liegen. Die Auffaſſung, daß der Kauf auf Probe 
lediglich die Natur eines Vorvertrags zu einem ſpäteren Kaufvertrag habe, widerſpricht dem 
Wortlaute des Geſetzes. Ob ein Kauf auf Probe von den Parteien gewollt und geſchloſſen iſt, 
muß nach den Umſtänden des Falles entſchieden werden, zumal der Gebrauch der Worte: zur 
Probe, auf Probe, als Probe uſw. im Verkehr ſchwankend iſt (RG JW 1912, 28%. Ange⸗ 
nommen z. B. auch bei Kauf „unter Vorbehalt der Muſterkonvenienz“; Rc 137, 297. Über 
„Kauf zur Probe“ vgl. bei $ 433. Wegen der Beweislaſt vgl. $ 433. Ein Kauf auf Probe 


Kauf Tauſch SS 494, 495 187 


Maſchinen den bedun⸗ 


htigt 7 nehme abzulehnen 
(MS 9. 4. 01 VII 48/01). Auch beim Kauf auf Beſicht ift der Verkäufer nicht ohne weiteres 

1 ährlei Spflicht für etwaige Sachmängel befreit (JW 06, 5499), Maßgebend 
von jeder Gewährleiſtungspflicht f ge Sach ung durch den Käufer 
ertreten, die der Käufer 
cht kannte (MG 94, 2871. 


zu machen durch die Billigung, 
muß dem Verkäufer gegenüber erkennbar gemacht werden, RG 72, 385; 94, 297; 104, 100; 
137, 299. 


3. Geſtatten der 2 — Inwieweit hierzu Übergabe zur Probe und Beſichtigung 
nötig iſt, richtet ſich mangels ereinbarung nach den Umſtänden des Falles. Der Anſpruch auf 
Geſtattung iſt im Klage wege ſelbſtändig verfolgbar, 


ſeine Erfüllung im Zwangsvollſtreckungsweg 
erzwingbar. Der Annahme, daß Zwang zur Geſtattung nur auf dem Wege des § 888 ZRO 
möglich ſei, kann nicht beigetreten werden. Soweit möbejondere der Verkäufer verpflichtet iſt, 
Sachen zur Probe zu übergeben, beſteht die Moglichkeit, ihm die Sache zur Ubergabe an den 
Käufer behufs Unterſuchung durch den Gerichtsvollzieher wegnehmen zu laſſen. Frei ſteht dem 
Käufer daneben auch noch der Weg der 88 283 u. 326 (OLG 20, 183). Der Verkäufer einer 
Gattungsware, der die Muſterſendung verweigert, kann nicht mit dem Einwand gehört werden, 
daß die Ware ſo ſchlecht geweſen ſei, daß ſie die Billigung des Käufers nicht gefunden haben 
würde. Der Verkäufer muß ſich dann ſo behandeln laſſen, als ob er Ware mittle ter Art und 
Güte geliefert und der Käufer die Ware gebilligt hätte (MG 93, 254; 23 1919 Sp 86817), Die 
Koſten der Probe und Befichtigung hat der Käufer zu tragen. 


4. Kauf auf Umtauſch. Der dem Verkäufer vom Käufer eingeräumte Vorbehalt, den ge⸗ 
kauften Gegenſtand, wenn er nicht paſſen oder gefallen ſollte, umzutauſchen, kann einen Kauf 
auf Probe in ſich bergen. Die Vereinbarung kann den Sinn haben, daß die Ausübung der Be⸗ 
ſugnis, die Billigun nach 88 495, 496 zu verſagen, an die Be dingun 

Käufer vom We 


5. Beſtritten iſt auch hier, wie bei dem aufſchie bend bedingten Kauf, ob die Gefahr ſchon 
mit der Übergabe auf den Käufer übergehe. Dies iſt abzulehnen, weil hier die Übergabe noch 
ch ungshandlung der Verkäuferpflicht hat, die den Gefahrübergang 
u künftigen Kauf vorbereitenden Handlung, der Käufer iſt reiner 
bleibt bei dem Verkäufer als Eigentümer. 
6. Folgen der Billigung. Hat der Käufer gebilligt, fo iſt die Bedingung des Kaufvertrags 
eingetreten, der Kauf zu einem unbedingten geworden, auch wenn die Billigung vor Ablauf 
der vereinbarten Erklärungsfriſt erfolgte (Seuff A 48 Nr 16). Dies und nicht mehr ift aus 8 495 
abzuleiten. Billigung und Mißbilligung ſind darum doch immerhin rechtsgeſ chäftliche (ge⸗ 
ſtaltende) Willenserklärungen, f 


die dem Verkäufer gegenüber abzugeben ſind, R 104, 100; 
137, 299, nicht bloße tatſächliche Willenskundgebungen. Die Billigung enthält das ins freie 
Belieben Meet Wollen, daß nunmehr der bisher bedingte Kauf zu einem unbedingten werde, 
alſo das Wollen eines Rechtsakts. So auch Planck A 2. Die Wirkung tritt ei 


i 8 da ) fu in, auch wenn keine 
Beſichtigung erfolgte (RG 94, 287). Ob in der Billigung eine „Billigung des Kaufgegenſtandes“ 
in dem Sinne liegt, daß der Käufer ihn ſo, wi „ als ig anerkennt und auf das 
Recht verzichtet, Mängel zu rügen und Gewährleiſtung wegen ſolcher zu verlangen, iſt eine 
andere Frage, zu deren Loſung § 495 nichts beiträgt. Nach den Umſtänden des einzelnen Falles 
iſt zu beurteilen, ob die Beteiligten über $ 495 hinaus beſtimmt haben, daß die Billigung auch 
die Nebenwirkung des Verluſtes des Gewährleiſtungsanſpruchs haben ſoll, und ob die Billigungs⸗ 
erklärung auch eine Verzichtserklärung ſolchen Inhalts umfaßt. Dabei kann die Dauer der 
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Probefriſt, die Erkennbarkeit der Mängel von entſcheidendem Einfluſſe fein. Ein Rechtsſatz 
aber des Inhalts, daß durch die Billigung in jedem Falle auf ſpätere Geltendmachung der Mängel 
verzichtet werde, die im Augenblicke der Abgabe der Erklärung erkennbar waren, iſt nirgends 
erſichtlich (NG JW 1912, 85878, RG 22. 6. 12 I 39/12; a. M. Crome 1, 485). Er kann auch 
nicht aus $ 460 abgeleitet werden; denn $ 460 findet beim Kauf auf Probe unmittelbare 
Anwendung, beſchränkt aber den Verluſt der Mängelrüge auf den Fall, daß der Mangel dem 
Käufer beim Kaufabſchluſſe bekannt oder infolge grober Fahrläſſigkeit unbekannt war. 
Zuzugeben iſt als notwendige Folge des im $ 460 liegenden Geſetzesgedankens nur fo viel, daß 
der Probekäufer nicht nur dann der Rüge verluſtig iſt, wenn die Kenntnis oder grob fahrläf- 
ſige Unkenntnis des Mangels im Augenblicke des Kaufabſchluſſes beſtand, ſondern auch dann, 
wenn ſie im Augenblicke der Billigungserklärung beſtand. Kein Bedenken iſt anderſeits zu 
erheben gegen die Annahme, daß in Gewährſchaftsfällen die Gewährfriſt nach der Übergabe 
des auf Probe verkauften Tieres neben der Probefriſt laufen kann, und daß die durch § 377 
HGB bei beiderſeitigen Handelsgeſchäften dem Käufer auferlegte Pflicht zur unverzüglichen 
Unterſuchung nicht erſt nach dem Ablaufe der Probefriſt eintritt. Der Käufer wird alſo im 
letzteren Falle, wenn er die Probefriſt nicht zur Unterſuchung benutzt hat, nach der Billigungs⸗ 
erklärung eine wirkſame Mängelanzeige nicht mehr machen und im erſteren Falle nach der Bil- 
ligungserklärung den Hauptmangel nur dann rügen kann, wenn die Gewährfriſt ſich über die 
Probefriſt hinaus erſtreckt. Bei Verſagung der Billigung hat der Käufer den ihm zur Probe 
übergebenen Gegenſtand zurückzugeben. Die Koſten der Rückgabe und Rückſendung wird der 
Käufer zu tragen haben, wenn nicht der Verkäufer es im Vertrag übernommen hat, den Gegen⸗ 
ſtand im Falle der Mißbilligung auf ſeine Koſten zurückzuholen. 


8 496 


Die Billigung eines auf Probe oder auf Beſicht gekauften Gegenſtandes 
kann nur innerhalb der vereinbarten Friſt und in Ermangelung einer ſolchen 
nur bis zum Ablauf einer dem Käufer von dem Verkäufer beſtimmten an- 
gemeſſenen Friſt erklärt werden. War die Sache dem Käufer zum Zwecke der 
Probe oder der Beſichtigung übergeben, ſo gilt ſein Schweigen als Billigung. 


E 1473 II 432; M 2 335, 336, P 2 77, 78; 6 172. 


1. Billigungsfriſt. Vgl. 88 187—193. Zu beachten iſt, daß bei Gebrauchsgegenſtänden 
die vereinbarte Friſt auch als Gebrauchsfriſt gemeint ſein kann derart, daß dem Käufer zur Er⸗ 
probung der Sache die geſetzte Friſt voll bleiben und die Pflicht zur Erklärung erſt nach Ablauf 
dieſer Friſt obliegen ſoll. Anderſeits kann nach dem Willen der Beteiligten auch eine Verkürzung 
der Gebrauchsfriſt ſich z. B. daraus ergeben, daß der Käufer die Pflicht übernimmt, im Falle 
der Verſagung der Billigung den gekauften Gegenſtand noch innerhalb der Friſt an den Verkäufer 
zurückgelangen zu laſſen (RG 22. 11. 07 II 297/07). Solange der Verkäufer die Unterſuchung 
nicht geſtattet, läuft die Friſt zur Erklärung nicht. Es hängt nicht vom Willen des Verkäufers 
ab, ob er die ihm verſpätet zugegangene Billigungserklärung gelten laſſen will. § 149 iſt nicht 
entſprechend anzuwenden, wohl aber § 150. 

2. Billigungserklürung. Einſeitig mitteilbare, mangels beſonderer Vereinbarung einer 
Form nicht bedürftige Erklärung (vgl. 88 130—132). Bei einem Kauf auf Probe greift die Rechts⸗ 
folge des Satz 2 nur hinſichtlich der übergebenen Sache ſelbſt Platz, fie gilt nicht für Sachen gleicher 
Art, die nicht über geben find (RG 18. 5. 22 VI 701/21). Die Bitte des Käufers um Verlängerung 
der Probefriſt enthält noch keine Ablehnung des Kaufes (OLG Düſſeldorf JW 1926, 2935). 
In der Regel wird das Schweigen des Verkäufers auf dieſe Bitte nicht ſeine Zuſtimmung bedeuten. 

3. Schweigen als Billigung. Die Vorſchrift iſt eine Sonderregelung, die von dem Grund⸗ 
ſatz der Notwendigkeit einer Erklärung der Billigung abweicht, RG 137, 299, und gilt für auf⸗ 
ſchiebend und auflöſend bedingte Käufe. Muskat, Gruch 48, 211. Sie gilt nur für den Fall, 
daß die Übergabe der Ware erfolgt iſt. Hier verlangen Treu und Glauben und das Inter⸗ 
eſſe des Verkäufers, daß der fich nicht oder nicht rechtzeitig erklärende Käufer an den Vertrag 
gebunden wird. Ein auf Probe überſandtes Muſter iſt aber der Übergabe der Ware nicht 
geiöaußelen. Sit die Übergabe der Ware nicht erfolgt, jo gilt nach Abſ 1 das Schweigen als 

blehnung. Auch im Zurückſenden des zur Probe übergebenen Gegenſtandes kann unter 
Umſtänden die Erklärung der Mißbilligung erblickt werden. 

4. Wer die Koſten der Zurückgabe zu tragen hat, iſt aus dem Vertrag oder der Ver⸗ 
kehrsſitte zu entnehmen (ROHG 24, 48). 

5. Kauf zur Probe und nach Beſicht. Er iſt vom Kauf auf Probe zu unterſcheiden. Nach 
9 242 hat ber Verkäufer alle Maßnahmen zu treffen, die dem Kaufer das Ausprobieren 
aug ee Beim Kauf nach Beſicht iſt die Haftung für erkennbare Mängel der Regel nach 

geſchloſſen. 
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2. Wiederfanf 


8 497 


Hat fih der Verkäufer in dem Kaufvertrage das Recht des Wiederkaufs 
vorbehalten, ſo kommt der Wiederkauf mit der Erklärung des Verkäufers 
gegenüber dem Käufer, daß er das Wiederkaufsrecht ausübe, zuſtande. Die 
Erklärung bedarf nicht der für den Kaufvertrag beſtimmten Form. 


Der Preis, zu welchem verkauft worden iſt, gilt im Zweifel auch für den 
Wiederkauf. 


EI 470, 477 II 433; M 2 339341; P 2 81, 82. 


1. Allgemeines. Klemp, Der Kauf auf Wiederkauf, Rechtsw. Studien 1925, 25; Gerft- 
lauer, BayRpflg 1927, 249. Jahn, Wiederkauf. Die Form des Wiederkaufs wird oft gewählt, 
um denſelben wirtſchaftlichen Zweck zu erreichen, wie mit einem Fauſtpfand und der Sicher⸗ 
heitsübereignung. Deshalb ift er aber noch keine unzuläſſige Verſchleierung einer Pfandbeſtellung. 
Gleichwohl hat Gewd 9 3 


mit Rückkaufsrecht dem Pfandleihgewerbe gleichgeſtellt, $ 38 Abſ. 2 GewO. Damit iſt ein 


a a 40, ein Einlöſungsrecht“; 
5 auch Gierke, Deutſches Privatrecht 3, 499). — Der Verkäufer hat das Re infeiti 

2 illenserklärung die „Einlöſungserklärung“, einem bereits im Verkauf abgeſchloſſenen Wieder⸗ 
kaufsvertrag rechtliche Wirkſamkeit zu verleihen. Der Wiederkauf iſt be 


5 actu: den urſprünglichen 
Kauf und den angeſchloſſenen Wiederkauf, der unter der aufſchiebenden Bedingung ſteht, daß der 


hme, durch 

ſie kommt unmittelbar und automatiſch der Wiederkauf zuſtande (RG 107, 406; 126, 308. Sie kann 
ch nicht Annahme eines früheren Kauf⸗ 

angebots des Käufers. Der urſprüngliche Kaufvertrag muß gült 

lich (Rs 74, 1). Der innere Zufa 

ein anderer, als bei der Bedingung und Befristung. Das rechtfe 

als eine wirkliche Nebenabrede zu betrachten, die von demj 

iht Rechte herleiten will (RG 107, 406). Nach den Motiven 


gung des Wie derkaufsrechts 
€ i ü ung. Auseinanderzuhalten 
find zwei Rechtsvorgaͤnge: die Vereinbarung, daß der Verkäufer berechtigt ſein poll den 
; ch Verkäufer auf Verlangen 

ie, gekaufte Sache wieder zu verkaufen (Wiederkaufsvorbehalt), und die 2 es 
Wie derkaufsrechts (Wiederkauf). Die in dem Wie derkauf äufer 
i i i 2 Berechtigten. 
ſtrenggenommen, lediglich eine Verpflichtung 
f erſt noch abzuſchließen. Das 


ewähren (RG 69, 281; 72, 385; 121, 369; 126, 312; R& JW 1911, 3207). Cs 
Macht des Wiedertaufsberechtigten, die Rücktaufsbedingungen im voraus feſtzulegen (MG 108 
218). Was ſich nicht aus den Abreden des Wie derkaufsbere tigten und Wiederkaufsverpflichteten 
ergibt, gehört im Einzelfall nicht zum Inhalt des Wie derkaufsrechts. Dieſer 
im Siedlcheſ § 20 Abſ 2 Saß 1 anerkannt worden. 
Das Wiederkaufsrecht iſt ermögensrecht, kann ſich auf Kaufgegenſtände jeder Art beziehen, 
und ſeinem Inhalte nach in der Regel im Gegenſaß zum Vorkaufsrecht ve rerblich und ver- 


140 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


äußerlich, pfändbar und geeignet, zur Konkursmaſſe zu gehören. Der Konkursverwalter 
kann das Recht ausüben, Dies ergibt ſich daraus, daß das Geſetz, das bei dem gleichartigen Falle 
des Vorkaufsrechts die Übertragbarkeit und Vererblichkeit im Zweifel für ausgeſchloſſen erklärt, 
beim Wiederkaufsrechte ſchweigt. Anderſeits iſt es nach der Natur des Wie derkaufsrechts möglich, 
durch Vereinbarung die Übertragbarkeit und Vererblichkeit auszuſchließen; die Unpfändbarkeit 
eines ſolchen Wiederkaufsrechts ergibt ſich aus $ 857 ZPO. 

2. Das BGB kennt nur ein durch Vorbehalt im Kaufvertrag begründetes Wiederkaufsrecht. 
Die Vereinbarung eines Wiederkaufsrechts bezüglich eines Grundſtücks bedarf der Form des 
$ 313, RG 126, 312. Mündliche Vereinbarung wird durch die Auflaſſung gültig (RG 56, 386; 
NG 13. 7. 21 V 58/21). Der Wortlaut zwingt nicht dazu, die Einräumung des Wiederkaufsrechts 
auf den Fall des Vorbehalts im Kaufvertrage ſelbſt zu beſchränken. Ein ſachlicher Grund dazu 
würde fehlen. Auch M 2, 339 iſt angenommen, daß der Vorbehalt in Ergänzung des Kauf- 
vertrags nachher vereinbart werden kann; RG 126, 311. Man wird noch weitergehen und 
auch die Rechtsnachfolger der Kaufvertragſchließenden zur Vereinbarung des Wiederkaufs⸗ 
vorbehalts zulaſſen dürfen. Immer aber muß dann das Wiederkaufsrecht nachträglich zum 
Inhalt des urſprünglichen Kaufvertrags erhoben werden. Was ſich aus den Abreden 
des Wiederkaufsberechtigten und des Wiederkaufsverpflichteten in dem Urvertrage oder aus 
85 497—503 nicht ergibt, gehört im Einzelfalle auch nicht zum Inhalt des Wiederkaufsrechts. 
Eine Beſtimmung des $ 506 gibt es beim Wiederkauf nicht, da es Sache des Wiederkaufsberech⸗ 
tigten iſt, ſich entſprechend vertraglich zu ſichern (RG in JW 1923, 10242). Sofern ein völlig 
ſelbſtändiger Vertrag vorliegt, finden die Regeln des § 497 unmittelbar jedenfalls keine 
Anwendung. Dagegen iſt auf alle Fälle ein Vertrag als Entſtehungsgrund für das Wieder⸗ 
kaufsrecht nötig. Geſetzliche Wiederkaufsrechte kennt das BGB nicht. Aber das Reichs⸗ 
ſiedelungsgeſ v. 11. 8. 19 (RG Bl 1429) beſtimmt in $ 20, daß ein gemeinnütziges Siedlungs⸗ 
unternehmen ein Wiederkaufsrecht hat für die von ihm begründeten Anſiedelungsſtellen, ebenſo 
nach $ 21 der frühere Eigentümer gegen das Siedelungsunternehmen. Ebenſo hat der Ausgeber 
nach dem Reichsheimſtättengeſ v. 10. 5. 20 (RG Bl 962) § 12 einen Heimfallanſpruch und 
die Reichs⸗Erbbaurechts oO v. 15. 1. 19 (RG Bl 72) beſtimmt in $ 2 als dingliche Verpflichtung 
die Vereinbarung eines Heimfallrechts. Abgeſehen von dieſen gibt es alſo nur ein perſön⸗ 
liches obligatoriſches Wiederkaufsrecht, kein dingliches; RG HRR 1931 Nr. 402. 
Der Wiederkaufsanſpruch kann aber durch eine Vormerkung dinglich geſichert werden, wenn 
er auf ein Grundſtück oder Recht an einem Grundſtück geht (RG 69, 281; RG 15. 1. 27 V 286/26). 
Sonſt wirkt es gegen einen Dritten ſelbſt dann nicht, wenn er beim Erwerb der Sache das Wieder⸗ 
kaufsrecht gekannt hat. Unter Umſtänden kann jedoch ein Schadenserſatz nach § 826 begründet 
fein. Ein Sonderrecht gibt GewO $ 34. 2 f 

3. Ein Wiederkaufsvorbehalt im eigentlichen Sinne iſt dann nicht gegeben, wenn die Ver⸗ 
einbarung dahin geht, daß der Käufer die Kaufſache auf Verlangen nicht an den Verkäufer oder 
ſeine Rechtsnachfolger, ſondern an einen Dritten im Wiederverkaufswege zurückzugewähren 
verpflichtet ſein ſoll. Nach dem allge meinen Grundſatze der Vertragsfreiheit auf dem Gebiete 
des Rechtes der Schuldverhältniſſe und nach der Beſtimmung des $ 328 iſt es jedoch möglich, dem 
Dritten die gleichen Rechte einzuräumen, die ſich der Verkäufer durch den Wiederkaufsvorbehalt 
ſichern kann. Ergibt ſich dies als der Wille der Vertragſchließenden, ſo werden auf das Rechts⸗ 
verhältnis außer den 88 328ff. auch die F 497ff. anzuwenden fein (RIA 9, 263). Überhaupt 
kein Wiederkauf kommt dann in Frage, wenn der Gegenſtand, der dem Berechtigten zu ge währen 
iſt, nicht der verkaufte Gegenſtand iſt. Iſt ein Inbegriff von Gegenſtänden verkauft und dabei 
ein Wiederkaufsrecht derart bedungen, daß Einzelſtücke, die inzwiſchen vom Käufer als Erſatz 
für abgegangene oder ſonſt zur Ergänzung nachgeſchafft find, im Falle der Geltendmachung des 
Wiederkaufsrechts dem Wiederkäufer zum Ankaufs⸗ oder Schätzungspreis mit übergeben werden 
ſollen, ſo kann von einem Wiederkauf jedenfalls dann nicht geſprochen werden, wenn der ganze 
Beſtand ſich derart geändert hat, daß von den urſprünglich verkauften Stücken keines mehr vor⸗ 
handen iſt. Einer entſprechenden Anwendung der Grundſätze über den Wiederkauf ſteht jedoch, 
wenn fie ſich als im Willen der Beteiligten gelegen erweiſt, kein Hindernis im Wege (RG 20. 4. 06 
IV 380/05). 

4. Auch dem Käufer kann ein Wiederverkaufsrecht vorbehalten werden. Es iſt im BGB nicht 
geregelt, die Vorſchriften des $ 497 find aber entſprechend anzuwenden, R 126, 308; JW 1930, 
823. Klemp, Heft 25 von Ebering, Rechtswiſſenſch. Studien. 

5. Durch die Erklärung, die als einſeitig mitteilbare Erklärung einer Annahme nicht bedarf, 
erhält der bisherige Wie derkaufsberechtigte die Stellung des Wiederkäufers, ſein Gegner die des 
Wiederverkäufers, der früher verkaufte Gegenſtand iſt zurückverkauft. Das Zuſtande kommen 
des Wiederkaufs hängt lediglich vom Willen des Käufers ab, während beim Vorkauf Voraus⸗ 
ſebung für die Ausübung des Vorkaufsrechts der Abſchluß eines Kaufvertrags mit einem Dritten 
ft (& 6 110, 335). Die Erklärung braucht nicht tempore opportuno zu geſchehen (RG 37, 281). 


Sie kann auch eventuell mit der Anfechtung des urſprünglichen Kau es abgegeben werden 
de 9, 2790 fechtung ſprünglich fes abgeg 
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6. Die Vorſchrift tritt der Annahme entgegen, daß die Erklärung, das Wiederkaufsrecht 
ausüben zu wollen, den Formbeſtimmungen für den Kaufvertrag unterliege, weil ſie den Wieder⸗ 
kauf verwirklicht. Der Hauptfall, den das Geſetz im Auge hat, ift der des $ 313. Handelt es ſich 
um ein Grundſtück, ſo ſoll die Erklärung über die Ausübung des Wiederkaufsrechts dem Zwange 
des $ 313 nicht unterliegen; RG 126, 312. Mitgetroffen find aber auch die Fälle, in denen für den 
Kaufvertrag durch Parteivereinbarung eine beſondere Form beſtimmt iſt. Haben die Beteiligten 
für die Erklärung der Ausübung des Wiederkaufsrechts ſelbſt eine beſondere Form beſtimmt, 
ſo iſt deren Beobachtung erforderlich. Die Ausübung des Wiederkaufsrechts ſetzt weder einen 
zwischen dem Verpflichteten und einem Dritten geſchloſſenen Vertrag voraus, noch die Abſicht 
des Verpflichteten, ſich auf Grund eines Verkaufs der Sache wieder zu entäußern. 


Welcher Form die Vereinbarung über den Wiederkaufsvorbehalt bedarf, ſagt das 
Geſetz nicht ausdrücklich. Soweit der Vorbehalt in dem urſprünglichen Kaufvertrag 
als deſſen Beſtandteil enthalten iſt, erſtrecken ſich die Formbeſtimmungen für den Hauptvertrag 
ohne weiteres auch auf den Vorbehalt. Iſt der Vorbehalt aber nachträglich ſelbſtändig ver⸗ 
einbart, was zuläſſig ift, RG 126, 314, jo muß auch die Frage der Form für ihn ſelbſtändig gelöſt 
werden. Bezieht er ſich auf ein Grundſtück, jo iſt $ 313 anzuwenden; denn durch die Vorbehalts⸗ 
vereinbarung übernimmt der Käufer die nur durch das Verlangen des Verkäufers bedingte Ver⸗ 
pflichtung, das Eigentum an dem Kaufgegenſtande zurückzuübertragen (RG 21. 1. 11 V 252/10; 
RG ZW 1911, 320). Fraglich kann fein, inwieweit ein ohne die Beobachtung der Form des $ 313 
Satz 1 geſchloſſener Vertrag über die Einräumung des Wiederkaufsrechts nach § 313 Satz 2 durch 
die Auflaſſung und Eintragung in das Grundbuch gültig wird. Daß die Heilung jedenfalls eintritt, 
wenn nach Ausübung des Wiederkaufsrechts der Wiederkäufer zur Eintragung gelangt, kann 
keinem Zweifel unterliegen (RGS 10. 5. 22 V 455/22). Zweifelhafter iſt, ob auch ſchon die Ein⸗ 
dragung des Kaufers und Wiederverkaufsverpflichteten die gleiche heilende Wirkung hat. Die 
Frage wird zu verneinen ſein für den Fall, daß die Wie derverkaufsvereinbarung erſt nach der 
Eintragung des Käufers in das Grundbuch getroffen wird, weil in dieſem Falle die Heilung dem 
Wortlaute des $ 313 Satz 2 widerſtreitet (RG JW 1911, 3207), dagegen zu bejahen, wenn die 
Vereinbarung vor Eintragung und Auflaſſung des Kaufers erfolgte. Im übrigen wird die Heilung 
auch dann anzunehmen ſein, wenn die Wiederkaufsvereinbarung lediglich als Nebenabrede des 
Kaufvertrags erſcheint. Für das dingliche Wiederkaufsrecht werden in Art 29 § 5 Abſ 1 
des preuß. AG BchB die Vorſchriften des $ 497 Abſ 1, 58 498-502 für anwendbar erklärt (RG 
110, 334). Der bedingte Anſpruch auf Wie dereinräumung des Grundſtücks kann ſchon vor Aus⸗ 


übung des Wiederkaufsrechts durch eine Vormerkung im Grundbuch geſichert werden, RG 
125, 247. 


7. Nicht der vereinbarte, ſondern der wirklich empfangene Preis iſt maßgebend (RG 
5, 199: für preußiſches Landrecht). Auch der Schätzungswert zur Zeit des Wiederkaufs kann 
als Preis des Gegenſtandes vereinbart werden (5 501); ebenſo ein Höchſtpreis, R 104, 123. Der 
Wuchereinwand gegen den Wiederkaufspreis iſt nicht möglich, wenn die geſetzliche Präſumtion zu⸗ 
trifft, wohl aber, wenn er abweichend von der Vermutung des Abſ 2 vereinbart worden iſt. Eine 
e be oder Verbeſſerung des Geldwertes iſt dabei in vollem Umfange derart zu be⸗ 


tüdjichtigen, daß die verſchiedenen Marktbeträge dieſelbe Kaufkraft haben (Rc 1. 10. 24 V 209/23; 
RE 109, 159; RG JW 1927, 97915). 


8. Der Kauf auf Umtauſch iſt kein Kauf mit Wiederkaufsrecht, ſondern ein Kauf mit Vor⸗ 
behalt des Rücktritts unter der Bedingung einmal der unbeſchädigten Rückgabe der Kaufſache 
und ſodann des neuen Kaufs einer annähernd gleichwertigen Sache. Lenel, JW 1926, 1791. 
OL Dresden SächfArch 10, 516. „Umtauſch jeder Zeit“ — „binnen billiger Friſt“. OLEGR 8, 56. 
9. Ein Ankaufsrecht (Vorhand, Option) iſt rechtlich weder ein perſönliches Wiederkaufsrecht 
noch ein Vorkaufsrecht, wirtſchaftlich aber mit beiden verwandt, eine entſprechende Anwendun 


der Vorſchriften über ſie daher nicht ausgeſchloſſen, R& 110, 184; 121, 369, 126, 312, 155 3595 
RG Seuffürch 74 Nr. 159 u. 81 Nr. 217. rr 


§ 498 
Der Wiederverkäufer iſt verpflichtet, de 
Gegenſtand nebſt Zubehör herauszugeben. 


Hat der Wiederverkäufer vor der Ausübung des Wiederkaufsrechts eine 
Verſchlechterung, den Untergang oder eine aus einem anderen Grunde ein- 
getretene Unmöglichkeit der Herausgabe des gekauften Gegenſtandes verſchuldet 
oder den Gegenſtand weſentlich verändert, fo ift er für den daraus entſtehenden 


m Wiederkäufer den gekauften 
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Schaden verantwortlich. Iſt der Gegenſtand ohne Verſchulden des Wieder- 
verkäufers verſchlechtert oder iſt er nur unweſentlich verändert, ſo kann der 
Wiederkäufer Minderung des Kaufpreiſes nicht verlangen. 

E 1 478 II 434; M 2 342, 343; P 2 82—86. 

1. Die Verpflichtung des Wiederverkäufers iſt nur perſönliche Verpflichtung, ſie hindert 
an ſich die Veräußerung des von ihm betroffenen Gegenſtandes nicht. Aber der Wiederverkaufs⸗ 
verpflichtete handelt auf ſeine Gefahr (RG 10. 5. 22 V 455/22). Dingliche Wiederkaufs⸗ 
rechte können im Anwendungsbereiche des BGB ſeit deſſen Inkrafttreten nicht mehr beſtellt 
werden (EG Art 189). Vor dem Inkrafttreten des BGB entſtandene dingliche Wiederkaufs⸗ 
rechte bleiben mit dem früheren Rang und Inhalt beſtehen (Ech Art 184). Iſt hinſichtlich eines 
verkauften Grundſtücks das Wiederkaufsrecht vorbehalten, ſo kann zur Sicherung des Anſpruchs 
des Wiederkäufers auf Herausgabe nach $ 883 eine Vormerkung in das Grund buch ein⸗ 
getragen werden, und zwar nicht erſt nach Ausübung des Wiederkaufsrechts, ſondern ſchon nach 
der Vereinbarung über den Wiederkaufsvorbehalt (RG 69, 281; RIA 9, 263). 

Die Aufzählung der Verpflichtungen des Wiederverkäufers im $ 498 iſt nicht erſchöpfend. 
Hilfsweiſe ſind die allgemeinen Vorſchriften über die Verbindlichkeiten des Verkäufers beim 
Kauf heranzuziehen, ſoweit nicht die beſonderen Verhältniſſe des Wiederkaufs entgegenſtehen. 

2. Zubehör. Alles, was im Augenblick der Geltendmachung des Wiederkaufs⸗ 
rechts Zubehör it (88 97, 98). Damit iſt der Wiederverkäufer indeſſen der Verantwortlichkeit 
für die im Augenblick ſeines Erwerbs der Sache vorhandenen Zubehörſtücke nicht entbunden. 
Hat er ſolche ohne genügenden Erſatz beſeitigt und dadurch den Gegenſtand verſchlechtert, ſo iſt 
er nach Abſ 2 ſchadenserſatzpflichtig. Nicht mit herauszugeben iſt ſolches Zubehör, das zu einer 
Einrichtung gehört, die der Wiederverkäufer nach $ 500 Satz 2 vor der Herausgabe des verkauften 
Gegenſtandes wieder wegnimmt. Die Nutzungen ſind nicht herauszugeben, aus dem ver⸗ 
güteten Kaufpreis ſind auch keine Zinſen zu entrichten. Für Verwendungen, die den Wert 
des Kaufgegenſtandes erhöhen, kann vom Wiederkäufer Erſatz verlangt werden, $ 500. 

3. herauszugeben: in der Faſſung abweichend vom § 433, der den Verkäufer für verpflichtet 
erklärt, dem Käufer die Sache zu übergeben, und das Eigentum zu verſchaffen; gemeint 
iſt aber auch hier dasſelbe, wie ſich aus $ 499 ergibt. Herauszugeben iſt die Sache in dem Zu⸗ 
ſtand, in dem fie ſich zur Zeit der Herausgabe befindet, R 126, 314, vgl. aber $ 500. Ebenſo 
verſteht es ſich von ſelbſt, daß der Wiederkäufer den Preis zu zahlen hat. Die beiderſeitigen 
Leiſtungen ſind Zug um Zug zu erfüllen. 

4. Haftung für Sachmängel und Herausgabeunmöglichkeit. Von dem Zeitpunkt ab, in dem 
auf Grund der Erklärung des Berechtigten der neue Kaufvertrag mit dieſem endgültig abge⸗ 
ſchloſſen iſt, ſtehen dieſem als Käufer zunächſt dieſelben Rechte zu, wie ſie jedem Käufer auf 
Grund eines rechtswirkſam geſchloſſenen Kaufvertrags zukommen, RG in JW 1925, 19936. 
Beſtritten iſt, was für Anſprüche dem Käufer aus einer weſentlichen oder unweſentlichen Ver⸗ 
ſchlechterung oder Veränderung der Kaufſache in der Zwiſchenzeit zwiſchen der Verein⸗ 
barung des Wiederkaufs und dem endgültigen Zuſtandekommen des Vertrags erwachſen. Die 
Vorſchrift des Abſ 2 regelt die Gewährleiſtungsanſprüche des Käufers abſchließend 
und unter Ausſchluß anderer Rechte aus dem Geſichtspunkt der Gewährleiſtung, R 
126, 313; ZW 1930, 823. Sie zieht der Haftungsverbindlichkeit des Wiederverkäufers weſentlich 
engere Schranken als ſie in den allgemeinen Vorſchriften über die Haftungsverbindlichkeiten des 
Verkäufers geſetzt ſind. Zutreffend über den rechtspolitiſchen Grund Haymann in YW 1930, 826. 
Frei iſt der Wiederverkäufer vor allem von der Haftung für alle Mängel, die der Gegenſtand ſchon 
hatte, als er ihn vom Verkäufer bekam. Aber auch die von da ab bis zur Ausübung des Wiederkaufs⸗ 
rechts eingetretenen Verſchlechterungen hat er nur dann zu vertreten, wenn ſie nicht unweſentlich 
ſind und er ſie verſchuldet hat. Daraus, daß das Geſetz dem Wiederverkäufer im Falle unverſchul⸗ 
deter Verſchlechterung des Kaufgegenſtandes das Recht auf Schadenserſatz und auf Kaufpreis⸗ 
minderung verſagt, wird nicht geſchloſſen werden dürfen, daß es ihm in dieſem Falle doch die Wand⸗ 
lung geſtatten will. Man wird vielmehr anzunehmen haben, daß für dieſen Fall die Vorſchriften der 
58 459—493 über die Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache überhaupt nicht anzuwenden 
ſind und daß der Wie derkäufer gegebenenfalls auf die Anfechtung feiner Wiederkaufserklärung 
gemäß $$ 119ff. angewieſen iſt; R 126, 314. 

Iſt die Unmöglichkeit der Herausgabe des gekauften Gegenſtandes in der Zeit von der Über⸗ 
gabe an den Käufer bis zur Ausübung des Wie derkaufsrechts ohne Verſchulden des Wieder⸗ 
berläufers eingetreten, jo ſind die $$ 323, 281 anzuwenden. Für den Fall des Eintritts der Ver⸗ 
ſchlechterung oder der Unmöglichkeit der Herausgabe in der Zeit nach der Ausübung des 
Wiederkaufsrechts gelten die allgemeinen Grundſätze uneingeſchränkt, R JW 1925, 1993. 
Beim Wiederkauf zum Schätzungswert keine Haftung für Unmöglichkeit der Herausgabe. 

5. § 498 Abſ 1 und Abi 2 Satz 1 find auch auf den Fall des Wiederverkaufs entſprechend 
anzuwenden; RG 126, 315. Nicht anwendbar iſt § 499. 


Kauf Tauſch 88 498-500 143 


8 499 


Hat der Wiederverkäufer vor der Ausübung des Wiederkaufsrechts über 
den gekauften Gegenſtand verfügt, ſo iſt er verpflichtet, die dadurch begrün⸗ 
deten Nechte Dritter zu beſeitigen. Einer Verfügung des Wiederverkäufers 
ſteht eine Derfügung gleich, die im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der 
Arreſtvollziehung oder durch den Konkursverwalter erfolgt. 

E 1 478 II 434; M 2 343; P 2 85, 86. 


1. Rechte Dritter. Der Wiederkaufsvorbehalt hindert den Käufer weder rechtlich, über den 
gekauft 2 * durch Veräußerung oder Belaſtung zu e noch verpflichtet er ihn, 
ſolche Verfügung zu unterlaſſen. Anderſeits wird aber auch der äufer durch — an 
über den gekauften Gegenſtand von ſeiner Verpflichtung, den Gegenſtand im Falle der Ge 10 f 
machung des Wie derkaufsrechts dem Wiederkäufer herauszugeben, nicht befreit. Er san 
auf feine eigene Gefahr. Seine Sache iſt es, bei der Verfügung dafür zu ſorgen, daß ihm die 
Erfüllung der Verbindlichkeit, im Falle der Geltendmachung des Wiederkaufsrechts die von In 
begründeten Rechte Dritter zu beſeitigen, nicht unmöglich wird. Er hat darum die etwa durch 
die Verfügung entſtandene Unmöglichkeit der Leiſtung zu vertreten und den daraus entſtehenden 
Schaden zu erſetzen (8 498 Ne V. 456/22 10. 5. 22. Zur Sicherung der Rückgabe kann eine 
Vormerkung auf dem Grundſtück eingetragen werden 

2. Jwangsvollſtreckung. Durch die Zwangsvollſtreckung wird nicht wie beim Vorkaufsrecht 
nach $ 512 der Wiederkauf ausgeſchloſſen, RG 154, 359. Nicht jede Verfügung im Wege der 
Zwangsvollſtreckung fällt unter Satz 2. Wird Käufer i ite di 


E 1 470 TI 486; M 2 344 P 2 84, 87, 88; 6 173, 174. 
1. Verwendungen. Im Gegenſatze zu E I 479 unterſcheidet das Geſetz nicht zwiſchen not⸗ 
wendigen und nicht notwendigen Verwendung D 


ich „den gekauften Gegenſtand vor Untergang und Verſchlechterung zu 
ſchützen be zie ht ſich nur auf Verwendungen vor der Ausübung des Wiederkaufs. Für 
a N 450 (beſtr.); a. M. Planck A 1 
Wertma 


5 iſt der Wert, den der Gegenſtand im Augenblicke der 
Käufer hatte, mit dem Werte i i i 


5 : der Herausgabe 
Ein in der Zwiſchenzeit vorhanden geweſener, bei 
aber nicht mehr vorhandener Me 


en der Herausgabe 
\ hrwert kommt nicht in Betracht. Nach Prot 2, 3 5 
„Stage der Bereicherung des Wie derkäufers“ 


: eitpunkt der K gabe 
der Sache, ſondern der Zeitpunkt des Abſchluſſes des Wiederkaufs. = ee ae, 
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dieſe Abſicht der Kommiſſion II. Leſung keinen Ausdruck gefunden. Die Natur des in Frage kom⸗ 
menden Erſatzanſpruchs aber deutet auf den Zeitpunkt der Herausgabe. Der Erſatzanſpruch 
des 8 500 iſt feiner Natur nach Vereicherungsanſpruch im Gegenſatze zu dem des 9 450, dem der 
Bereicherungsgedanke fern liegt. Die Bereicherung aber ift erſt im Augenblicke der Leiſtung vor⸗ 
handen, wenn der Wiederkäufer mehr erhält, als er hingegeben und als er zu beanſpruchen hat. 
Den Zeitpunkt der Abgabe der Wiederkaufserklärung als maßgebend anzunehmen, iſt aber auch 
kaum vereinbar mit Satz 2 des § 500; a. M. Planck nad. 

3. Wegnahme von Einrichtungen. Vgl. $ 258. Zur Wegnahme von Einrichtungen iſt der 
Wiederverkäufer nur berechtigt, nicht verpflichtet. Iſt infolge der Einrichtung der Gegenſtand 
verſchlechtert oder weſentlich verändert, jo kommt § 498 Abſ 2 zur Anwendung. Hat die Ein⸗ 
richtung eine Verbeſſerung und Werterhöhung zur Folge, ſo kann der Wiederverkäufer für ſeine 
Verwendungen darauf nach Abſ 1 Erſatz verlangen; der Wiederläufer kann die Erſatzleiſtung 
nicht mit dem Hinweiſe auf das Recht zur Wegnahme verweigern. 


8 501 

Iſt als Wiederkaufpreis der Schätzungswert vereinbart, den der gekaufte 
Gegenſtand zur Zeit des Wiederkaufs hat, ſo iſt der Wiederverkäufer für eine 
Verſchlechterung, den Untergang oder die aus einem anderen Grunde ein- 
getretene Unmöglichkeit der Herausgabe des Gegenſtandes nicht verant⸗ 
wortlich, der Wiederkäufer zum Erſatze von Verwendungen nicht verpflichtet. 

EI 480 II 436; M 2 344; P 2 12. 

1. Wiederkauf zum Schätzungswert. Während die 88 498 Abſ 2, 500 von der Unterſtellung 
ausgehen, daß die Vertragſchließenden durch Beſtimmen des Verkaufspreiſes zum Wiederkaufs⸗ 
preiſe ausdrücken wollen, der verkaufte Gegenſtand ſolle im Falle des Wiederkaufs jo heraus⸗ 
gegeben werden, wie ihn der Käufer erhalten hat, unterſtellt § 501 für den Fall des Wie derkaufs 
zum Schätzungswert, daß die Sache in dem Zuſtande wiedergekauft ſein ſoll, in dem 
ſie ſich bei der Ausübung des Wiederkaufsrechts befindet. Den Beteiligten ſteht 
ſelbſtverſtändlich im einen wie im andern Falle frei, anders zu beſtimmen. i 

2. Keine Haftung für Verſchlechterung und Zerſtörung. Der Gegenſatz, in den ſich $ 501 
zu § 498 Abſ 2 hinſichtlich der Verſchlechterung und des Untergangs ſteut, laßt keinen Zweifel, 
daß der Wiederverkäufer dem Wiederkäufer gegenüber auch dann nicht für den Schaden haften 
ſoll, wenn die Verſchlechterung oder Zerſtörung durch unvorſichtiges oder abſichtliches Handeln 
des Wiederverkäufers herbeigeführt iſt. Von einem Verſchulden kann hier überall nicht die Rede 
fein, weil der Wiederverkäufer, anders als im Negelfalle des $ 498, von vornherein nicht ver⸗ 
pflichtet iſt, den Kaufgegenſtand unverſehrt herauszugeben. Abweichendes können natürlich die 
Parteien vereinbaren. Nur für den Fall wird man eine Ausnahme machen müſſen, daß der durch 
den Wiederkaufsvorbehalt Verpflichtete die Verſchlechterung oder Zerſtörung argliſtig gerade 
zu dem Zwecke herbeiführt, um den Wiederkauf unmöglich zu machen. Denn, daß auch dies im 
Sinne beider Beteiligter gelegen ſein ſollte, kann unmöglich unterſtellt werden. 

3. Unmöglichkeit der Herausgabe. Die Veräußerung des Kaufgegenſtandes an einen Dritten 
macht an ſich die Erfüllung der Wiederverkaufsverpflichtung nicht unmöglich. Das Geſetz hat in 
$ 499 beſtimmt, daß der Käufer, wenn er vor der Ausübung des Wiederkaufsrechts über den 
gekauften Gegenſtand verfügt, im Falle des Wiederkaufs die dadurch begründeten Rechte Dritter 
zu beſeitigen hat. Dieſe Beſtimmung iſt auch auf den Vorbehalt des Wiederkaufs zum Schätzungs 
preiſe anzuwenden. Denn weder der Wortlaut des $ 499 und ſeine Stellung im Geſetz, noch ſein 
Grundgedanke zwingen zur Beſchränkung auf den Fall des Wiederkaufs zum Verkaufspreiſe. 

4. Verwendungen. Werterhöhende Verwendungen find im Schätzungspreiſe ſchon mitver ⸗ 
gütet, der Erſatz anderer aber iſt beim Wiederkauf ohnehin grundſätzlich ausgeſchloſſen. Auch 
hier handelt es ſich aber wieder nur um ſolche Verwendungen, die vor der Ausübung des Wieder ⸗ 
kaufsrechts gemacht ſind. Der Erſatz der nachher vom Wiederverkäufer gemachten Verwendung 
richtet ſich nach § 450. — Einrichtungen, mit denen er die Sache verſehen hat, kann der 
Wiederverkäufer auch im Fall des Wie derkaufs zum Schätzungspreiſe wegnehmen ($ 500 Satz 2). 


§ 502 
Steht das Wiederkaufsrecht mehreren gemeinſchaftlich zu, ſo kann es nur 
im ganzen ausgeübt werden. Iſt es für einen der Berechtigten erloſchen oder 
übt einer von ihnen ſein Necht nicht aus, ſo ſind die übrigen berechtigt, das 
Wiederkaufsrecht im ganzen auszuüben. 
E II 437; M 2 341; P 2 91; 6 174. 
1. Gemeinſchaftliches Wiedertaufsrecht. Ausnahme von § 420, die nicht der Ausdehnung 
fähig iſt, RGS 4. 12. 08 111 96/08. Gleichviel, ob die Gemeinſchaft von vornherein durch Ein⸗ 
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räumung des Wiederkaufsrechts an eine Mehrheit von Perſonen oder ſpäterhin durch Abtretung 
oder Vererbung entſtanden iſt, gleichviel ferner, ob es ſich um eine Gemeinſchaft zur geſamten 
Hand oder eine Bruchtellgemeinſchaft handelt, gleichviel endlich, ob der herauszugebende Kauf⸗ 
gegenſtand teilbar iſt oder nicht — der Verkäufer ſoll nicht gezwungen fein, in die Gemeinſchaft 
einzutreten. Von Gemeinſchaftlichkeit des Wiederkaufsrechts iſt dann keine Rede, wenn das Recht 
einer Mehrzahl von Perſonen, aber jedem für ſich vorbehalten ift, z. B. wenn ein Vater beim 
Verkaufe des Anweſens beſtimmt, daß jedem einzelnen ſeiner Kinder nach einer beſtimmten 
Reihenfolge das Recht des Wiederkaufs zuſtehen ſoll. Auch dann liegt Gemeinſchaftlichkeit des 

iederkaufsrechts nicht vor, wenn von mehreren in Bruchteilgemeinſchaft befindlichen Verkäufern 
eines Gegenſtandes beim Verkauf jeder ſich für ſeinen Teil das Wiederkaufsrecht vorbehalten hat. 

2. Erlöſchen oder Nichtausübung. Der Verkäufer kann nicht ohne weiteres das Wiederkaufs⸗ 
recht als ausgeübt betrachten, wenn nur ein Teil der gemeinſchaftlich Berechtigten die Aus- 
übungserklärung abgibt. Denen, die die Erklärung abgeben, liegt vielmehr ob darzutun, daß die 
übrigen ihr Recht durch Erlöfchen verloren haben oder nicht ausüben. Die „Nichtausübung“ muß im 
Sinne der endgültigen Verweigerung der Ausübung erfolgen. Nicht jedes Zögern kann in dieſem 
Sinne gedeutet werden. Schwierigkeiten können insbeſondere dann entſtehen, wenn die Zeil- 
haber zwar übereinſtimmend gewillt ſind, das Wiederkaufsrecht auszuüben, aber über den Zeit ⸗ 
punkt der Ausübung verſchiedener Meinung find. Es muß verneint werden, daß alle diejenigen, 
die nicht dem früheſten Zeitpunkte zuftimmen, als nichtausübend zu betrachten find (vgl. übrigens 
die 741ff.). 

hen uns durch die übrigen Berechtigten. Es handelt fich hier nicht um die formelle 
Berechtigung zur Abgabe der Erklärung, daß das Wiederkaufsrecht ausgeübt werde, ſondern 
um die materielle Wie derkaufsberechtigung. Nur die Übriggebliebenen kommen als nunmehr 
allein auf das Ganze berechtigte Wiederkäuer in Betracht, nur zwiſchen ihnen und dem 
Wiederverkäufer entſtehen die Rechte und Verbindlichkeiten aus dem Wiederkauf. 

Die F rage, ob dann, wenn ein Wiederkaufsrecht von mehreren im ganzen ausgeübt iſt, einer 
der Wiederkäufer die Wiederkaufserklärung, ſoweit fie ihn betrifft, nach 98 119ff. anfechten 
kann, wird zu bejahen ſein. Denn die Ausübung am ganzen vereinigt die mehreren zu dieſem 
Behuf abgegebenen Willenserklärungen nicht zu einer ſo untrennbaren Einheit, daß der Wille 
des einzelnen nicht mehr in Betracht käme (RE 65, 405). Dies ſelbſt dann nicht, wenn etwa die 

illenserklärungen der mehreren Wiederkäufer durch einen Bevollmächtigten äußerlich einheitlich 
abgegeben waren. Freilich wird man die Übrigbleibenden nach dem Ausſcheiden des Anfechtenden 
an ihre Wiederkaufserklärung ebenfalls nicht für gebunden erachten können, da ſie nur mit dem 
Ausgeſchlede nen, nicht für ſich allein, Wiederkäufer ſein zu wollen erklärt haben. Man wird ihnen 
aber mit Rückſicht auf $ 502 Satz 2 das Recht zugeſtehen müſſen, ihre Wie derkaufserklärung auch 
für ſich allein aufrechtzuerhalten. Gleiches wird dann anzunehmen ſein, wenn ſich die Erklärung 
eines der Wiederkäufer hinterher als nichtig erweiſen ſollte. 5 

4. Mehrheit von Wiederverkaufs verpflichteten. Der Fall hat im Rahmen der Vorſchriften über 
den Wiederkauf leine Regelung erfahren. Von a $ 502 kann bei 
der Gr undverſchiedenheit der Bu keine Rede jein. Für die einzelnen in etracht kommenden 
Fragen wird neben dem Inhalte des Wie derkaufsvorbehalts ſtets die beſondere Art der Gemein⸗ 
ſchaft unter den Verpflichteten zu berückſichtigen ſein. Im Zweifel iſt gemäß § 356 anzunehmen, daß 
das Wiederkaufsrecht egenüber mehreren Verpflichteten nur gemeinſam ausgeübt werden kann. 

5. Rechtsverhältnls nach der Ausübung des Wiederkaufsrechts. Mit der Ausübung des 
Wie derkaufsrechts ſind die Rechte und Verbindlichkeiten aus dem Wie derkauf endgültig ent⸗ 
ſtanden. Wie nunmehr zu erfüllen iſt, wenn auf der einen oder andern Seite oder auf beiden 
Seiten eine Mehrheit von Berechtigten oder Verpflichteten vorhanden iſt oder noch eintritt, ergibt 
ſich aus den allgemeinen Geſetzesvorſchriften, insbeſondere aus den §§ 420 ff. 


§ 503 
das Wiederkaufsrecht kann bei Grundſtücken nur bis 
dreißig, bei anderen Gegenständen nur bis zum Ablaufe von drei Jahren nach 
der Vereinbarung des Vorbehalts ausgeübt werden. Iſt für die Ausübung 
eine Friſt beſtimmt, ſo tritt dieſe an die Stelle der geſetzlichen Friſt. 
E II 438, M 2 341, 342; P 2 82, 8890. 


1. Be friſtungszwang. Das Geſetz läßt den Wie derkaufsvorbehalt im Gegenſatz zum Vor⸗ 
kaufsrecht nur auf Zeit zu. Beſtimmen die Vertragſchließenden eine Friſt, jo gilt die ſe. Be- 
ſtimmen fie feine Frist, fo gilt die geſetzliche Friſt. Nach Wortlaut, Sinn und Zweck des $ 503 
iſt zweifellos, daß die geſetzlichen Friſten für den Fall Awangsſfriſten find, daß die Parteien dem 
Verkäufer und fit i wel das buen für immer einräumen. Der Wille 
der Beteiligten iſt inſoweit eingeſchränkt, daß ihnen unmögli e macht iſt, unbefri ieder⸗ 
ech eulen. Sie können anderſeits nicht n e doe Fa 


ur kürzere, ſondern auch längere Friſten 
BOB, Kommentar von Reichsgerſchtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Lobe. ) 10 


zum Ablaufe von 


146 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


beſtimmen als die geſetzlichen. Wird die Friſt jedoch ſo weit erſtreckt, daß nach den Umſtänden 
die Einräumung des Wie derkaufsrechts auf unbeſchränkte Zeit vorliegt, jo treten die geſetzlichen 
Friſten in Kraft. Auch bei Grundſtücken iſt das Wiederkaufsrecht kein dingliches. 

2. Berechnung der Friſten, 98 187ff. Die Friſt ift eine Ausſchlußfriſt und beginnt mit 
dem Tage, der auf die Einräumung des Vorbehalts folgt, gleichviel ob das Wiederkaufsrecht 
im Kaufvertrage ſelbſt oder ſpäterhin durch eine neue Vereinbarung eingeräumt wird. Fraglich 
kann ſein, wann ſie beginnt, wenn der Kaufvertrag, dem der Vorbehalt beigefügt iſt, ſelbſt auf⸗ 
ſchiebend bedingt oder befriſtet ift. Der Wortlaut ſcheint auch für dieſen Fall auf den Verein⸗ 
barungstag zu deuten. Der Zweck der Friſtſetzung führt jedoch zu der Annahme, daß die Friſt erſt 
von dem Ablaufe des Tages an zu laufen beginnt, an dem der Kauf infolge des Eintritts der 
Bedingung oder des Ablaufs der geſetzten Friſt in Wirkſamkeit tritt. Denn die geſteckte Friſt ift 
die Zeit, innerhalb deren der Wiederkauf zuftehen ſoll. Solange aber der Kauf noch nicht in 
Wirkſamkeit tritt, iſt der Wiederkauf begrifflich ausgeſchloſſen. Dies gilt ſowohl für die verein⸗ 
barte wie für die geſetzliche Friſt. Ohne Belang für den Lauf der Friſt iſt dagegen die Übergabe 
der Kauſſache an den Käufer. Die Friſt läuft ſelbſt dann, wenn vereinbarungsgemäß die ver⸗ 
kaufte Sache dem Käufer überhaupt nicht übergeben wird, wie in den Fällen, in denen an Stelle 
der Verpfändung der Verkauf mit Wiederkaufsvorbehalt gewählt wird. 

3. Verjährung. Die Friſten des $ 503 find keine Verjährungsfriſten. Die Grundſätze über 
die Hemmung der Verjährung finden auf fie auch nicht entſprechende Anwendung. Das Wieder⸗ 
kaufsrecht ſelbſt unterliegt, weil kein Anſpruch, nicht der Verjährung, R Bayz 23, 65. Die durch 
die Geltendmachung des Wiederkaufsrechts entſtandenen gegenſeitigen Anſprüche des Wieder⸗ 
verkäufers und Wiederkäufers aber verjähren nach den gewöhnlichen Vorſchriften der 99 19aff. 


3. Vorkauf 
8 504 

Wer in Anſehung eines Gegenſtandes zum Vorkaufe berechtigt iſt, kann 
das Vorkaufsrecht ausüben, ſobald der Verpflichtete mit einem Oritten einen 
Kaufvertrag über den Gegenſtand geſchloſſen hat. 

E I 481 II 439; M 2 345, 346; P 2 9397. 

1. Weſen des Vorkaufsrechts. Die Vorſchriften von 95 504-514 find nicht zwingend, RG 
104, 122. Das Vorkaufsrecht iſt nur ein beſtimmter Fall des allgemeinen Einlöſungs⸗ 
rechts. Das Beſondere bei ihm iſt, daß es in ſeiner Ausübung durch den Abſchluß eines 
Vertrags des Verpflichteten mit einem Dritten auf Übereignung der nämlichen Sache 
bedingt iſt und daß dieſer Vertrag zugleich den Inhalt für das Vertragsverhältnis zwiſchen dem 
Vorkaufsberechtigten und dem Vorkaufsverpflichteten abgibt, auf Grund deſſen dann die Ein⸗ 
löſung der Sache erfolgen kann. In der Vereinbarung eines Vorkaufs liegt ausgedrückt, daß die 
Bedingung ſeines Eintritts eben der Kauf des Verpflichteten mit einem Dritten ſein muß. Daher 
erklären auch M 2, 345 ganz folgerichtig: „Sit auf Grund eines andern Vertrags veräußert 
worden (nämlich vom Verpflichteten an einen Dritten), ſo iſt das obligatoriſche Vorkaufsrecht 
vereitelt worden.“ Richtiger geſagt: es iſt dann die Bedingung für das Einlöſungsrecht nicht ein⸗ 
getreten. Aus dem gleichen Grunde iſt es richtig, wenn Rc 101, 101 und im Schrifttum geſagt 
wird, ein Vorkaufsrecht entſteht nur bei Abſchluß eines Kaufes zwiſchen dem Verpflichteten und 
einem Dritten. Verfehlt aber wäre es, das Einlöſungsrecht nur in der Form des Vorkaufs als 
rechtlich möglich anzuerkennen. Wie der Kaufvertrag, jo kann jeder andere Veräußerungsvertrag 
Bedingung für die Ausübung eines Einlöſungsrechts werden, Vorausſetzung bleibt nur, daß 
dieſer Veräußerungsvertrag auch für das zwiſchen dem Einlöſungsberechtigten und Verpflichteten 
entſtehende Vertragsverhältnis zum Inhalt erhoben werden kann, was namentlich bei Gegen⸗ 
leiſtungen der Fall iſt, die in vertretbaren Sachen beſtehen. Auch ein Vortauſchsrecht iſt ſonach 
möglich (RG V 13.10.20). Vgl. hierzu Lobe in RechtuWirtſch 1922, 418. — Wenn das BGB 
nur den Vorkauf behandelt, ſo liegt das in der geſchichtlichen Entwicklung und wirtſchaftlichen 
Bedeutung. Die Einzelbeſtimmungen der $$ 504ff. find daher der Ausdruck allgemeiner Rechts⸗ 
gedanken für Fälle, in denen einem anderen regelmäßig auf Grund eines Vertrags das Recht 
zusteht, in einen mit einem Dritten geſchloſſenen Vertrag einzutreten, Rh 123, 268; JW 1930, 
376627. Das Vorkaufsrecht bedeutet mit dem Ankaufsrecht verglichen ein Mehr. Daher erliſcht 
erſt recht das Ankaufsrecht mit der Zwangsvollſtreckung; RG 154, 359. — Um nicht beim Kauf- 
bewerb durch andere verdrängt zu werden, kann der Kaufliebhaber mit dem künftigen Verkäufer 
eines Gegenſtandes vereinbaren, daß er ihm die Gebote der anderen mitteilt und ihn 
im Falle gleich hohen Gebots vor den andern als Käufer annimmt. Wenn nur die 
Vorhand vor anderen Kaufluſtigen zugeſichert wird derart, daß der Verkäufer die Ware 
dem Kaufluſtigen zu einem beſtimmten Preiſe anbieten ſoll, oder „das letzte Wort geben“, 
dann iſt noch kein Vorkaufsrecht begründet (RG 31. 5. 07 IIL 505/06; Warn 1919 Nr 157; 
RR 1933 Nr 913). Die Annahmefriſt für dieſes Angebot beſtimmt ſich nach den allgemeinen 
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lichkeit, von ſich aus den Re tszuſtand herbeizuführen, der dem Verkauf an ihn entſpricht, die 
Möglichtett, 9 7 5 weitere rechtsgeſchäftliche Tätigkeit des Verkäufers ihm 
gegerüber in die Rechtsſtellung als Käufer einzutreten, 8505 Abſ 2. Das Vorkaufsrecht ift inſofern 
ebenfalls ein bedingtes Einlöſungsrecht wie das Wiederkaufsrecht. Das Vorkaufsrecht iſt 
nicht das N 5 rn u: 
gertrag unter den zwiſchen ihnen vereinbarten Bedingungen einzutreten, ſondern durch die 
Ausübung des PER kommt ein neuer, felbftändiger Vertrag zum Abſchluß, nur 


Wiederfaufsberechtiaten, keinen Einfluß au 
daher auch keine entſprechende Anwendung. 


einem beſtimmten Preiſe iſt nicht unzuläſſig, weil auf dem Gebiete des Rechtes der Schuld⸗ 


barung beim Verkauf dem Verkäufer vorbehalten werden und kommt alsdann dem Wieder⸗ 
kaufsrechte ſehr nahe (SeuffA 39 Nr 100). Es zugunſten eines jeden anderen 
ſelbſtändig beſtellt werden. Die Beſtellung kann durch Ver 

abrede eines anderen Vertrags (Miete, Pacht, € 


G 72, 385). Das BGB 
unterſcheidet ſcharf zwiſchen dem perſönlichen ſchuldrechtlichen Vorkaufsre t, das es in 


Erſteres iſt bei allen möglichen Kaufgegenſtänden zuläſſig, letzteres nur bei Grundſtücken. Kür 
letzteces Reh 148, 107; 154, 


Vorſchriften der 89 504ff. ag 1 nung t 
Vorkaufsrechts, der auf die Entſtehung des dinglichen Rechtsverhältniſſes gerichtet iſt, 
bedarf der Form des 5 313 (RG 110, 333). Das gilt auch für das Grun 

iſt zwar unmittelbar nur auf die Verpflichtung zur Beſtellung des dinglichen Vorkaufsrechts 
eee ke are aber zugleich die Verpflichtung, unter Umſtänden das Grundſtück zu 
übereignen, e i 


Simigung und Eintragung des Vorkaufsrechts nach 5 313 Satz 2 8 


ſchuſd wie bei dem ganz ähnlichen Falle des Wiederkaufsvorbehalts (vgl. $ 497). Das 
Khuldrechttiche Vorkaufsrecht wieder kann ein vertragliche i 


Reihe von Rändern öffentlichen oder gemeinnützigen Verbänden ein geſetzliches Vorkaufsrecht 
an Grund 1 auf 
. 19 Nr 1 (Sächſelrch 1923, 28). Vgl. hierzu R 107, 261. Ver⸗ 
neint dagegen von Smoſchewer Gruch 67, 57 und Recht 1924 S. 234, 286. 
Zwangsvorkaufsrecht ſei ein Enteignungsfall. Dort werden auch die verſchiedenen Landes⸗ 
geſetze aufgeführt. Ferner Stil 


ufsrecht 
wird cen in $ 4 Reichsſiedlungsgeſetz v. 11. 8. 19 (Nl 962, 1291, 1429) berech 


Das Vor⸗ 
kaufsrecht iſt r bes len bei 8 an den Ehegatten oder an Verwandte, $$ 1116. 
Nach VO über das eichsſiedelungsgeſ v. 15. 4. 37 (RGS Bl J, 546) Art. 2 


j auf beträgt die Friſt 

zur Ausübung ſtets 6 Wochen. — Wegen der vor Einführung des Geſ. abgeſchloſſenen Kauf⸗ 

ä andern Erwerbs- 

8 ein Vorkaufsrecht 

durch 2. VO vom 13. 2. 37 (Roch Gl 1, 253) zur Durchf des Gef geſchoffen worden. — Nach 9 94 

des Schuldenregcheſ. hat die Entſch uldungsſtelle zugunſten der gemeinnützigen Siedlungs- 
10* 
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geſellſchaft ein Vorkaufsrecht. Nach dem Geſ über die Neugeſtaltung deutſcher Städte 
v. 4. 10. 37 (RGBl I, 1054) u. Erlaß des Führers v. 30. 1. 37, VO 5. 11. 37 für die Reichs⸗ 
hauptſtadt hat der Generalbauinſpektor zwei Anordnungen erlaſſen v. 4. u. 30. 11. 37 (RMin Bl 
S. 645 u. 720), nach denen ein Vorkaufsrecht für Grundſtücke zugunſten Berlins beſteht, das den 
Vorrang vor allen anderen Vorkaufsrechten hat und frei von der Eintragung im Grundbuch iſt. 
Hierzu VO 20. 1. 38, Speer, ZAk DR 1938, 73. Auf dieſes Vorkaufsrecht ſind §8 504 —509, 512 
und 1098 Abſ. 2 anwendbar (RG 106, 320; Ponfick in JW 1923, 278). Vgl. hierzu auch 108, 329; 
Flitner, Das Vorkaufsrecht an der Heimſtätte in der Zwangsverſteigerung, Gruch 67 (1924), 131ff. 
VO über das Vorkaufsrecht nach dem Reichsſiedelungsgeſ 15. 4. 37 (RGGBl J, 546) Art. 2: „die 
landesrechtl. Vorſchriften nach dem RSiedlgeſ werden aufgehoben. Art. 4: „Die Friſt zur Aus⸗ 
übung beträgt ſtets 6 Wochen.“ Das Vorkaufsrecht des gemeinnützigen Siedelungsunternehmers 
ergreift die vor ſeiner Einführung abgeſchloſſenen Kaufverträge auch dann nicht, wenn eine 
zu dem Vertrag erforderliche behördliche Genehmigung erſt ſpäter erteilt wird. Erl. d. RMin. f. 
Ern. u. Landw. 2. 11. 38; KGBeſchl in DRechtspfl. 1938 Nr. 181. Ferner im Reichsheim⸗ 
ſtättengeſetz v. 10. 5. 20 i. F. v. 25. 11. 37 (RG Bl I, 1291) für den Ausgeber der Heimſtätte, 
88 11, 20. VO über das Erbbaurecht 15. 1. 19 (RG Bl S. 72) $ 2 Nr. 6. — Ein geſetzliches 
Vorkaufsrecht tritt nur in Wirkſamkeit, wenn zwiſchen dem Verkäufer als Vorkaufsverpflichteten 
und dem Dritten ein rechtsgültiger Kaufvertrag geſchloſſen worden iſt (RG 98, 47; RG 12. 10. 21 
V 158/21). Auch beim dinglichen Vorkaufsrecht wird durch die Ausübung des Vorkaufs der 
Eigentumserwerb des Verpflichteten nicht hinfällig und der Berechtigte wird nicht ohne 
weiteres Eigentümer, vielmehr erhält er nur einen Anſpruch auf Eigentumsübertragung 
(RG 21. 5. 22 V 204/21 in LZ 1912 Sp 286). Er kann vom Vorkaufspflichtigen Auflaſſung ver⸗ 
langen, der Dritte iſt gehalten, ſeine Zuſtimmung zur Eintragung als Eigentümer zu geben. 
Wenn der Vorkaufsberechtigte infolge Friſtſetzung nach Ausübung ſeines Vorkaufsrechts ſeinen 
Erfüllungsanſpruch verloren hat, eine Übertragung des Grundſtücks an ihn alſo nicht mehr in 
Frage kommt, bleibt das Eigentum beim Dritten, der es vom Vorkaufsverpflichteten erhalten hat. 

Vormerkung im Grundbuche zur Sicherung des perſönlichen Vorkaufsrechts iſt ebenſo wie 
beim Wiederkaufsrechte möglich (RG 67, 48; 69, 282; 72, 392). Das vorgemerkte Vorkaufs⸗ 
recht iſt aber von dem dinglichen Vorkaufsrecht weſentlich verſchieden. Planck⸗Strecker (1933) 
S. 893. Es kann namentlich einen bei dinglichem Vorkaufsrecht unzuläffigen Inhalt, z. B. feſten 
Preis, haben (RG 104, 123). Es ift auch die Vormerkung eines perſönlichen Vorkaufsrechts an 
einem Recht an einem Grundſtück zuläſſig, das nicht ſelbſt einem Grundſtücke gleichſteht. Weiter 
kann das perſönliche Vorkaufsrecht als Realrecht mit dem Eigentum an einem Grundſtück ver⸗ 
bunden werden. Ein dingliches Vorkaufsrecht mit feſtbeſtimmtem Preiſe kann weder 
begründet noch vorgemerkt werden (RG 104, 123; Warn 1914 Nr 50; 83 1914, 4756). Gegen 
über dem Erwerber eines Grundſtücks wirkt ein vom Vorbeſitzer einem Dritten eingeräumtes 
Vorkaufsrecht nur dann, wenn es zur Zeit des Kaufvertrags bereits entſtanden war; 
das dingliche Vorkaufsrecht alſo nur, wenn es im Grundbuch eingetragen war. 
88 873, 1094; RG 125, 262. Auf den guten Glauben des Erwerbers über die Einräumung des 
Vorkaufsrechts kommt es nicht an (RG JW 1927, 141519). 

Es iſt zu unterſcheiden zwiſchen dem Eintritt des Vorkaufsfalls und dem Wirkſamwerden 
des Vorkaufsrechts durch die rechtzeitige Erklärung des Berechtigten, er mache von ſeinem Recht 
Gebrauch. Durch den Kaufvertrag wird dem Berechtigten zunächſt nur die rechtliche Möglichkeit 
eröffnet, den Anſpruch auf Erwerb zur Geltung zu bringen. Solange das Vorkaufsrecht nicht aus⸗ 
geübt iſt, ſteht es den urſprünglich Vertragſchließenden frei, Zuſätze und Anderungen zum Kauf⸗ 
vertrag zu vereinbaren, BGB $ 505 Abſ 2. § 506 ſteht nicht entgegen, RG 118, 5. 

2. Kaufvertrag. Unerläßliche Vorausſetzung für den Vorkauf iſt der formrichtige und 
rechtsgültige auch bedingte Kaufvertrag zwiſchen dem Verpflichteten und dem Dritten (RG 98, 44). 
Der Verpflichtete kann den Vertrag mit dem Dritten nach Maßgabe ſeiner eigenen Intereſſen 
geſtalten, er braucht keine Rückſicht darauf zu nehmen, ob die bedungenen Leiſtungen vom Stand⸗ 
punkt des Vorberechtigten vertretbar ſind, RG 125, 126. Anders als beim dinglichen Vorkaufs⸗ 
recht kann das ſchuldrechtliche nicht für mehrere beſtellt werden, RG 104, 214. Die Ausübung 
des Vorkaufsrechts hängt alſo nicht, wie beim Wiederkauf, vom bloßen Belieben des Berechtigten 
ab. Tauſchverträgen gegenüber kann das Vorkaufsrecht auch dann nicht ausgeübt werden, 
wenn eine größere Barzulage ausbedungen iſt (RG 88, 361). Tauſchverträge zur Umgehung 
des Vorkaufsrechts find ſittenwidrig. Es iſt aber häufig zu fragen, ob das Einlöſungsrecht ſich 
nicht auch auf Tauſchverträge beziehen ſoll. Die Einräumung eines Ankaufsrechts ohne die 
Vorausſetzung eines Kaufvertrags zwiſchen dem Verpflichteten und einem Dritten erzeugt kein 
Vorkaufsrecht im Sinne des $ 504 (RG 31. 5. 07 111 505/06), die Ausübung des Vorkaufsrechts 
hat ohne ſolchen anderweitigen Kauf nicht ſtatt. Auch ein Kauf, der mit Schenkung gemiſcht iſt, 
erzeugt kein Vorkaufsrecht, Res 125, 125. Die Übernahme der Verpflichtung, dem Berechtigten 
beim künftigen Abſchluß von anderen Rechtsgeſchäften als Vorkäufer die Vorhand zu laſſen, kann 
nicht als Einräumung eines Vorkaufsrechts bezeichnet und behandelt werden. So nicht die 
Verpflichtung eines Komponiſten, ſeinem jetzigen Verleger auch das Vorrecht auf ſeine künftigen 
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Kompoſitionen zu laſſen (RG 79,156). Auch eine zentſprechende Anwendung“ der Grundſätze 
uber das Vorkaufsrecht auf ſolche Fälle iſt nicht möglich. Wird der Gegenſtand durch Tauſch oder 
Schenkung, Einbringen in eine Geſellſchaft, veräußert, ſo tritt das Vorkaufsrecht nicht in Wirkſam⸗ 
keit; ein etwa vertragsmäßig eingeräumtes Recht, in ſolchen Fällen als Käufer einzutreten, kann 
nicht als Vorkaufsrecht angeſehen und den 88 504ff. unterſtellt werden (RG 101, 101). fiber ein 
Vorkaufsrecht des Verfaſſers gegenüber dem Verleger für den Fall der Übertragung des Verlags⸗ 
rechts an einen Dritten, Kuhnke in GRUR 1935, 280. a 

3. Geſchloſſen. Es genügt nicht, daß das Angebot des Dritten vorliegt, und daß der 
Verkäufer ſeine Abſicht, das Angebot anzunehmen, dem Vorkaufsberechtigten zur Erklärung 
mitteilt, ob er eintrete. Geſchieht dies, und der Vorkaufsberechtigte erklärt, daß er das Vorkaufs⸗ 
recht ausübe, ſo iſt damit der Vorkauf im Sinne der 89,504 ff. nicht zuſtande gekommen. (Vgl. 
auch hierzu RG 79, 156.) Wohl aber kann auf ſolche Weiſe Kauf zwiſchen dem Vorkaufsberech⸗ 
tigten und dem Vorkaufsverpflichteten an Stelle des Vorkaufs zuſtande kommen. Der Unter- 
ſchied iſt wichtig für die Frage der Form, wenn Grundſtücke Kaufgegenſtand ſind. Denn dieſer 
Kauf zwiſchen Vorkaufsberechtigten und Vorkaufsverpflichteten bedarf dann der Beurkund 
durch Gericht oder Notar, während die Ausübung des Vorkaufsrechts durch Erklärung di | 
Form nicht bedarf. Die Mitteilung des Angebots kann aber auch nach anderer Seite von Wichtig⸗ 
feit fein. Erklärt darauf der Vorkaufsberechtigte, daß er von der Ausübung des Vorkaufsrechts 
keinen Gebrauch machen wolle, ſo wird dieſer Erklärung die rechtliche Wirkung eines Verzichts 
auf die Vorkaufsausübung nicht verſagt werden können. 


nen Kaufvertrags die Ausübung des Vorkaufs⸗ 
j ung dem Dritten zuſteht. Inwieweit ein An⸗ 
ſechtungsgrund, der dem Vorkaufsverpflichteten in der Rich 


das Rechtsverhältnis zum Vorkaufsberechtigten beeinflußt, 


gung 

geknüpft iſt. Es beſteht kein anderer Grund, den Vorkaufsfall bei bedingtem Kaufabſchluß nicht 
zuzulaſſen. Das iſt bei der auflöſenden Bedingung ohne weiteres einleuchtend, muß aber auch 
für die auſſchiebende gelten. Allerdings kann die Bedingung derart ſein, daß nur der Käufer, 
nicht auch der Vorkaufsberechtigte fie erfüllen kann und flir dieſen Fall, aber auch nur für dieſen, 
des Rechtes geſetzt iſt, mag man 

die Ausübung des Vorkaufsrechts wie im Fall des $ 507 Saß 2 für ausgeſchloſſen erachten. Iſt 
zur Wirkſamkeit des Kaufvertrags noch die Ge nehmigung einer Behörde erforderlich, liegt 
noch kein rechtswirkſamer Vertrag vor (RG 98, 44). Bis dahin kann der Vertrag alſo 
rückgängig gemacht werden, ohne daß der Vorkaufsberechtigte daraus Rechte herleiten könnte 


n Schwebezuſtand. Die Bindung 
ung aufgehoben, das Geſetz erzeugt 
102, 3; 103, 106; 106, 324; 108, 94; 
114, 158; 154, 377; JW 1926, 262812: 1927, 15162. 


den Berechtigten dadurch nicht 


er 1 durch eine Vereinbarung rück⸗ 
deren machen. Dies ſelbſt dann nicht, wenn die neue Vereinbarung erfolgte, bevor der Vorkaufs⸗ 


erechtigte non dem Abſchluſſe des Verkaufs Kenntnis erhalten hatte. Das gleiche gilt für den 
Fall der Auflöſung des Kaufvertrags durch Rücktritt. Vgl. hierzu § 506. Damit ſteht nicht ganz 
in Einklang Rh JW 1927, 241330, wonach der Vorkaufsberechtigte an Anderungen des 
Kaufvertrags gebunden ſein ſoll, die vor Ausübung des Vorkaufsrechts vorgenommen 
worden find. Hierzu auch Oertmann ebenda. 


4. Das Vorkaufsrecht erliſcht nicht durch einſeitige Verzichterklärung des Vorkaufsberechtig⸗ 
ten, vielmehr iſt d 


agu erforderlich eine vertragliche Ve reinbarung, alſo ein Erlaßvertrag nach 
$ 397 (RG 14. 6. 18 11 145/12). Eine Zuſage des Berechtigten gegenüber dem dritten Käufer 
berührt das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Berechtigten und Verpflichteten nicht, RG 1925, 546. 

5. Das Vorkaufsrecht ift ausgeſchloſſen a) im Falle von $ 507 Satz 2, b) von g 511, c) von 
8512. Fur das dingliche Vorkaufsrecht vgl. § 1058 Abſ 1. In dieſen Fällen erliſcht das Rorlaufs- 
recht, ohne daß dem Berechtigten ein Entſchädigungsanſpruch gegen den Verpflichteten zuſtünde. 
Es wird nicht ausgeſchloſſen durch Vereinbarung eines Höchſtpreiſes, RG 104, 123. 

6. Die Ausübung des Vorkaufsrechts läßt den Anfpruc des Maklers gegen den Verkäufer 
auf Zahlung des Maklerlohns beſtehen, R V 512/20 21. 5. 21, nicht aber den Anſpruch des 
Maklers gegen den Käufer, da deſſen Vermittlung durch Ausübung des Vorkaufsrechts ein 
wirtſchaftlicher Mißerfolg geworden it, R& 157, 243. 
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8 505 


Die Ausübung des Vorkaufsrechts erfolgt durch Erklärung gegenüber dem 
Verpflichteten. Die Erklärung bedarf nicht der für den Kaufvertrag beſtimmten 
Form. 

Mit der Ausübung des Vorkaufsrechts kommt der Kauf zwiſchen dem Be⸗ 
rechtigten und dem Verpflichteten unter den Beſtimmungen zuſtande, welche 
der Verpflichtete mit dem Dritten vereinbart hat. 

E I 482 II 439; M 2 346, 347; P 2 97100. 


1. Ausübung es Vorkaufsrechts. Vgl. hierzu § 497 A 4, 5. 


2. Inhalt des Vorkaufs. Durch die Ausübung des Vorkaufsrechts tritt der Berechtigte an 
Stelle des dritten Käufers in den Vertrag des Vorkäufers mit dieſem ein (RG 
67, 62; 72, 385). Es entſtehen zwiſchen dem Vorkaufsberechtigten und dem Vorkaufsverpflichteten 
ganz die gleichen Rechte und Verbindlichkeiten, wie ſie aus dem Kaufvertrage zwiſchen dem Ver⸗ 
pflichteten und dem Dritten entſpringen. Dem Vorkaufsberechtigten, dem der Käufer das vom 
Verpflichteten gekaufte Grundſtück herauszugeben hat, ſteht der Käufer nicht als Verkäufer gegen⸗ 
über (RG JW 1927, 141511). Dies erſtreckt ſich auf alle Bedingungen, Zeitbeſtimmungen und 
ſonſtigen Haupt- und Nebenverabredungen vorbehaltlich allein der Ausnahmen in den 89 506, 
507 (RG in JW 1923, 10242). Iſt dem Dritten nur auf Probe verkauft, fo iſt auch der Vorkauf 
nur Kauf auf Probe, iſt mit dem Dritten ein Rücktrittsrecht bedungen, ſo haftet es auch dem Vor⸗ 
kauf an. Die Vorſchrift iſt, ſoweit ſie das perſönliche Vorkaufsrecht regelt, nicht 
zwingend (RIA 5, 120; RG 10. 5. 07 II 19/07). Bei der Einräumung des Vorkaufsrechts können 
alſo die Beteiligten anders beſtimmen. Sie können insbeſondere auch einen feſten Vorkaufs⸗ 
preis ſowie den Ausſchluß von Bedingungen vereinbaren (RG 10. 5. 07 II 19/07; RG JW 08, 
682; RG 104, 123). Der Vorkaufspreis iſt bei Veränderung des Geldwertes dieſer Ver⸗ 
änderung entſprechend zu erhöhen oder zu ermäßigen, wenn die Parteien bei ſeiner Feſtſetzung 
von dem gleichbleibenden Wert des Geldes als Wertmeſſer ausgingen, wie anzunehmen iſt. Auf 
das Vertragsverhältnis zwiſchen dem Vorkaufsverpflichteten und ſeinem Käufer hat die Aus⸗ 
übung des perſönlichen Vorkaufsrechts keinen Einfluß (RG 121, 137; JW 1911, 44814; 1928, 1814). 
Es iſt Sache des Vorkaufsverpflichteten, den Verkauf ſo einzurichten, daß ihm im Falle der Aus⸗ 
übung des Vorkaufsrechts keine Schwierigkeiten entſtehen. Zwiſchen dem Vorkaufsberech⸗ 
tigten und dem Käufer, der durch die Ausübung des perſönlichen Vorkaufsrechts aus⸗ 
geſchloſſen werden ſoll, beſtehen auf Grund dieſes Vorkaufsrechts überhaupt keine un- 
mittelbaren Rechtsbeziehungen (N& 4. 3. 11 V 209/10). Vgl. hierzu $ 506. Der Vorkaufs⸗ 
berechtigte hat ſonach auf die Faſſung der Erwerbsbedingungen keinen Einfluß, im Gegen⸗ 
ſatz zum Wiederkaufsberechtigten, der die Rückkaufsbedingungen im voraus feſtlegen kann 
(RS in JW 1923, 10242; 108, 208). Dem Dritten gegenüber gewährt das perſönliche Vorkaufs⸗ 
recht namentlich keinen Herausgabeanſpruch, auch nicht, wenn er beim Erwerb des Gegen⸗ 
ſtandes das Beſtehen eines Vorkaufsrechts kannte. Nur wenn das Vorkaufsrecht im Grund⸗ 
buch eingetragen iſt, gelten dem Dritten gegenüber die 55 883 Abſ 2 und 888 Abſ 1. Auch 
beim dinglichen Vorkaufsrecht kann der Berechtigte gegen den Verpflichteten nach § 326 
vorgehen, gleichviel ob er auch gegen den Dritten auf Grund des dinglichen Vorkaufsrechts An⸗ 
ſprüche hätte geltend machen können (RG 17. 5. 22 V 599/21 in JW 1922, 15762). Der 
Grundſatz der Vertragsfreiheit wird durch Abſ 2 nicht eingeengt, RG 104, 123. Es ſteht deshalb 
dem Berechtigten und dem Verpflichteten frei, untereinander Abweichendes von den mit 
dem Dritten vereinbarten Beſtimmungen feſtzuſetzen. Es kommt eben ein neuer ſelbſtändiger 
Vertrag zuſtande, R HRR 1931 Nr 402. 


Iſt in einem Geſellſchaftsvertrag einer G. m. b. H. die freie Veräußerlichkeit des Ge⸗ 
ſchäftsanteils nur inſoweit beſchränkt, als bei deſſen Veräußerung den übrigen Geſellſchaftern 
ein Vorkaufsrecht nach § 505 gegeben iſt, jo kann nicht darüber hinausgehend ein Gejellichaft3- 
beſchluß die G. m. b. H. berechtigen, gerade den veräußerten Geſchäftsanteil, dem gegenüber 
ſie das Vorkaufsrecht nicht ausgeübt hat, zum Nennwert einzuziehen. Die freie Veräußerlichkeit 
des Geſchäſtsanteils iſt ein Sonderrecht des neu eingetretenen Geſellſchafters, das ihm nicht 
gegen ſeinen Willen genommen werden kann (3 Bl 14, 480). 

3. Die Grundſätze über die Notwendigkeit der Aufwertung gelten auch für den Fall, daß 
der Kaufvertrag durch Ausübung des Vorkaufsrechts zuſtande kommt (RG 106, 7; 107 S. 127, 
186; 109, 159). 

Er Wenn der Berechtigte das Vorkaufsrecht ausübt, aber außerſtande iſt, den mit dem 
Dritten vereinbarten bar zu zahlenden Kaufpreis zu entrichten, iſt die Ausübungserklärung uns 
wirkſam. Das dinglich beſtellte Vorkaufsrecht bleibt beſtehen; RG 28. 1. 32 VI 434/31. 


Kauf Tauſch §§ 505-508 1 


§ 506 

Eine Vereinbarung des Verpflichteten mit dem Dritten, durch welche der 
Kauf von der Nichtausübung des Vorkaufsrechts abhängig gemacht oder dem 
Verpflichteten für den Fall der Ausübung des Vorkaufsrechts der Nücktritt 
vorbehalten wird, iſt dem Vorkaufsberechtigten gegenüber unwirkſam. 

E 481 II 440; M 2 340; P 2 97. 

Wirkung von Rüdtrittsvorvehalten. Die Gefahr, infolge der ner e 
von zwei Käufern auf dieſelbe Sache in Anſpruch genommen zu werden, leg 925 0 un 
verpflichteten nahe, im Kaufvertrage mit dem Dritten für den Fall der Den 5 1 or ae 

22 Rückgängigwerden des Kaufs oder den Rücktritt vorzubehalten. Denn die Au 100 
Vorkauestechts beeinflußt den Rechtsbeſtand des Kaufvertrags mit dem Erſtkäufer nicht, ier 
162; 121, 138; RG in 958 1911, 44813. Das iſt zum Schutze des Verkäufers zuläſſig, gegenü 5 
dem Vorkaufsberechtigten aber ſelbſt dann wirkungslos, wenn der Vorbehalt zu dem Due e 
gemacht ſein ſollte, die Ausübung des Verkaufs auszuſchließen. Die Vorſchrift will verhin 11 000 
daß der hinſichtlich der Faſſung der Kaufbedingungen machtloſe Vorkaufsberechtigte durch iu 
Abreden um ſein Vorkaufsrecht gebracht werde. Eine gleiche Beſtimmung iſt für den Wieder⸗ 
kauf nicht nötig (RG in 1 — 1923, 1024; RG 108, 228). $ 506 ſtellt eine Ausnahme von 


$ 505 dar, hängt mit dem Weſen des Vorkaufsrechts zuſammen und findet keine entſprechende 
Anwendung auf das andersartige Wiederkaufsrecht. Andere Rücktrittsvorbehalte gehen nach 
$ 505 in den Vorkauf über. Einer Vereinbarung, die die Beſeitigung des Vorkaufsrechts zum 
Gegenſtand hat, iſt der Fall gleichzuſtellen, daß die Vertragſchließenden den Kaufvertrag nach⸗ 
träglich wieder aufheben, R& 106, 323; 118, 8. Bloße Anderungen des Inhalts des Kaufvertrags 
aber, die deſſen Rechtsbeſtändigkeit unberührt laſſen, ſind zuläſſig; dem Vorkaufsberechtigten 
müſſen ſie aber mitgeteilt werden, d 510 Abs 1. Erſt von dieſer Mitteilung ab läuft dann die Friſt 
für die Ausübung, $ 510 Abſ 2. Solange 


der Vorkaufsberechtigte das Vorkaufsrecht nicht aus⸗ 
geübt hat, kann der Kaufvertrag abgeändert werden; R& 118, 5. 


8 507 


Hat ſich der Oritte in dem Vertrage zu einer Nebenleiſtung verpflichtet, die 
der Vorkaufsberechtigte zu bewirken außerſtande iſt, ſo hat der Dorkaufs- 
berechtigte ſtatt der Nebenleiſtung ihren Wert zu entrichten. Läßt ſich die 
Nebenleiſtung nicht in Geld ſchätzen, fo iſt die Ausübung des Vorkaufsrechts 
ausgeſchloſſen; die Vereinbarung der Nebenleiſtung kommt jedoch nicht in Be⸗ 
tracht, wenn der Vertrag mit dem Oritten auch ohne ſie geſchloſſen ſein würde. 

E 1 484 II 441; M 2 348, 349; P 2 100-104, 

1. Ausgleich von Nebenlei gen des Drittkäufers in Geld nach dem Schätzungswerte 
zur Zeit der Erfüllung (M). U weichende Vereinbarung iſt bei der Einräumung des Vorkaufs⸗ 
rechts zuläſſig. Die Vorſchriften des $ 507 find nicht ee Es kann insbeſondere beftimmt 
werden, daß für den Vorkaufsberechtigten ſolche Ne nleiſtungen überhaupt nicht in Betracht 

i mt ſein. Das ift der Fall bei Vereinbarung 
. iſt auch nicht in Geld abſchatzbar, wenn Pflege 
durch Fremde nicht zumutbar iſt, RG 121, 140. 


„ Ausſchluß der Übernahme von Nebenleiſtungen, 
perſönlichen Nebenleiftungen. 


insbeſondere bei geringfügigen, rein 
§ 508 

Hat der Oritte den Gegenſtand, auf den ſich das Vorkaufsrecht bezieht, mit 
anderen Gegenſtänden zu einem Geſamtpreiſe gekauft, fo hat der Vorkaufs⸗ 
berechtigte einen verhältnismäßigen Teil des Geſamtpreiſes zu entrichten. 
Der Verpflichtete kann verlangen, daß der Vorkauf auf alle Sachen erſtreckt 
wird, die nicht ohne Nachteil für ihn getrennt werden können. 
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tragsfremde Gegenſtände ausgedehnt, und es wird ohne Beachtung des Vorkaufsberechtigten 
allein der Nachteil des Pflichtigen berückſichtigt. Es müſſen an die nachteilige Trennbarkeit 
ſchärfere Anforderungen geſtellt werden; RG 23. 1. 35 V 409/34. 

2. Zu a) Verhältnismäßiger Teil. Es handelt ſich lediglich um die rechneriſche Ermittlung 
des nicht ausgeworfenen Einzelpreiſes aus dem Geſamtpreis durch Vergleichung des (zu 
ſchätzenden) Einzelwerts mit dem ebenfalls zu ſchätzenden Geſamtwert. Die Formel iſt danach: 
Unbekannter Einzelpreis: bekannten Geſamtpreis = Geſchätzter Einzelwert: geſchätztem Geſamt⸗ 
wert. Kommt der Geſamtpreis dem wirklichen Geſamtwerte gleich, ſo vereinfacht ſich die Arbeit 
zur unmittelbaren Schätzung des Einzelwerts und dieſer hat als Einzelpreis zu gelten. 

Zu b) Zwangsaus dehnung des Vorkaufs. Hier ergibt ſich zunächſt die Frage, ob der Zwang 
gegen den Vorkäu fer nur dann zuläſſig iſt, wenn die Angabe von Einzelpreisanſätzen beim Verkauf 
der Gegenſtän de unterblieben iſt, oder ob es lediglich darauf ankommt, daß die zuſammenver⸗ 
kauften Gegenftände ohne Nachteil für den Verpflichteten nicht getrennt werden 
können. Beſtand die wirtſchaftliche Einheit ſchon bei Abſchluß des Vorkaufsvertrags, 
ſo hat dieſe Einheit der dazu Verpflichtete ſelbſt gelöſt, wenn er nur an einer Einzelſache ein Vor⸗ 
kaufsrecht beſtellt; eine Berufung auf $ 508 Satz 2 würde dann gegen Treu und Glauben ver⸗ 
ſtoßen. Wird die wirtſchaftliche Einheit erſt nachträglich hergeſtellt, ſo darf dies jedenfalls 
nicht dolos, um das Vorkaufsrecht zu erſtrecken oder zu vereiteln, geſchehen ſein. Streit iſt ferner 
darüber, ob der Vorkaufsberechtigte, wenn er in einem Falle dieſer Art das Vorkaufsrecht aus⸗ 
zuüben erklärt hat und nachträglich vom Verpflichteten auf Ausdehnung des Vorkaufs in 
Anſpruch genommen wird, ſich davon durch Verzicht auf die Ausübung des Vorkaufs⸗ 
rechts befreien kann. Die Mehrzahl der Schriftſteller verneint die Frage, weil die Erklärung, 
das Vorkaufsrecht auszuüben, unwiderruflich, einſeitiger Rücktritt nicht ſtatthaft ſei. Das letztere 
iſt zuzugeben, nicht aber die daraus gezogene Folgerung. Der Wortlaut, daß der Verpflichtete 
„verlangen kann, daß der Vorkauf auf alle Sachen erſtreckt wird, die nicht ohne Nachteil für ihn 
getrennt werden können“, erweckt allerdings den Anſchein, als ob dem Verpflichteten der Er⸗ 
ſtreckungsanſpruch einfach und unbedingt gewährt ſei. So wörtlich wird aber die Beſtimmung 
nicht aufgefaßt werden dürfen. § 508 Satz 2 ſoll lediglich den Verpflichteten davor ſchützen, daß 
er gezwungen wird, zu ſeinem Schaden Untrennbares auseinanderzureißen. Dazu genügt es, 
wenn er in der Lage iſt, den Vorkaufsberechtigten vor die Wahl zu ſtellen, daß er entweder 
von der Ausübung des Vorkaufsrechts oder — wenn dieſes ſchon ausgeübt iſt — von der Geltend⸗ 
machung der daraus entſtandenen Rechte Abſtand nimmt, oder den Vorkauf auf alle untrennbaren 
Sachen erſtreckt. Dieſen Sinn hat — näher beſehen — der Ausdehnungsanſpruch. Wird er ſo, 
wie er hiernach gegeben iſt, geltend gemacht und nimmt daraufhin dann der Berechtigte vom 
Vorkauf Abſtand, ſo kann von einem einſeitigen Rücktritt oder einem einſeitigen Verzichte nicht 
die Rede ſein. Die Abſtandnahme erfolgt vielmehr im beiderſeitigen Einverſtändniſſe und iſt 
deshalb gültig ohne Rückſicht darauf, ob ſie vor der Ausübung des Vorkaufsrechts erklärt wurde 
oder nachher. Die Erſtreckung ſoll keinen Kontrahierungszwang begründen, $ 508 Satz 2 will 
nur Nachteile vom Vorkaufspflichtigen abwenden, aber nicht den Berechtigten aufbürden; RG, 
133, 79. 

Die Vorſchrift bedeutet nicht eine Erſtreckung des Vorkaufs ſeiner dinglichen Wirkung 
nach auf ein mitverkauftes, nicht mit dem Vorkauf belaſtetes Grundſtück (SeuffA 66 Nr 205). 
Iſt ein mit einem Vorkaufsrecht belaſtetes Grundſtück zuſammen mit einem nichtbelaſteten für 
einen Geſamtpreis verkauft worden und iſt die Auflaſſung erfolgt, ſo bleibt der Erwerb des Käufers, 
wenn der Verkauf auf Verlangen des Vorkaufsverpflichteten vom Berechtigten auf das nicht⸗ 
belaſtete Grundſtück erſtreckt wird, hiervon in Anſehung des nichtbelaſteten Grundſtücks unberührt 
(RG 4. 3. 11 V 109/20). § 508 Satz 2 enthält zwar nachgiebiges Recht, ſein Ausſchluß durch 
Parteivereinbarung kann aber nicht ſchon daraus hergeleitet werden, daß die ſämtlichen Grund⸗ 
ſtücke früher eine wirtſchaftliche Einheit bildeten und daß dann an einzelnen zeitlich begrenzte 
Miet⸗ und Vorkaufsrechte eingeräumt worden ſind, ohne daß die Abſicht des Geſamtvorkaufs 
aufgegeben worden iſt (RG 97, 282). 

$ 508 iſt auch auf das Vormietungsrecht entſprechend anzuwenden (RG 123, 265; OLG 
17, 26), ebenſo auf das Vorkaufsrecht des Pächters nach dem Reichsſiedlungsgeſ v. 11. 8. 19, 
RG 136, 52. — Satz 2 des $ 508 enthält nachgiebiges Recht, das durch Parteivereinbarung aus⸗ 
geſchloſſen werden kann (RG 97, 283). 


S 509 
Iſt dem Dritten in dem Vertrage der Kaufpreis geſtundet worden, fo kann 
der Vorkaufsberechtigte die Stundung nur in Anſpruch nehmen, wenn er für 
den geſtundeten Betrag Sicherheit leiſtet. 
Iſt ein Grundſtück Gegenſtand des Vorkaufs, jo bedarf es der Sicherheits 
leiſtung inſoweit nicht, als für den geſtundeten Kaufpreis die Beſtellung einer 


Kauf Tauſch 88 508-510 153 


Hypothek an dem Grundftüde vereinbart oder in Anre 


chnung auf den Kaufpreis 
eine Schuld, für die eine Hypothek an dem Grundſtücke beſteht, übernommen 
worden iſt. 


E II 443; M 2; P 2 105—107. 


Stundung. 1. Die Vorſchrift des Abf 1 bildet eine weitere Ausnahme vo 
der Vorkäufer in den Kaufvertrag jo eintritt, wie er mit dem Dritten geſchloſſ 


dung ohne Sicherheit Sache des perſönlichen Vertrauens iſt, kann der Vor 
ſpruchen. 


heit leiſten. i 
2. Bei Grundſtücken erleidet die 1 . des Abj 1 eine Einſchränkung in 


. ſofern, als der 
Berechtigte Stundung ohne Sicherheit in uſpruch nehmen kann, wenn es ſich um die daſelbſt 
genannten Fälle handelt. 


n dem Satze, daß 
en iſt. Da die Stun⸗ 


käufer ſie nicht bean⸗ 
Er muß vielmehr entweder Zug um Zug erfüllen oder nach $$ 232 bis 240 Sicher⸗ 


8 510 


Der Verpflichtete hat dem Vorkaufsberechtigten den Inhalt des mit dem 
Dritten geſchloſſenen Vertrags unverzüglich mitzuteilen. Die Mitteilung des 
Verpflichteten wird durch die Mitteilung des Oritten erſetzt. 

Das Vorkaufsrecht kann bei Grundſtücken nur bis zum Ablaufe von zwei 
Monaten, bei anderen Gegenſtänden nur bis zum Ablauf einer Woche nach 
dem Empfange der Mitteilung ausgeübt werd 


j en. Iſt für die Ausübung eine 
Friſt beſtimmt, ſo tritt dieſe an die Stelle der geſetzlichen Friſt. 
E 1 483 II 444; M 2 348, 351, 352; P 2 100, 111, 112. 


1. Mitteilungspflicht. Die Vorſchrift beruht auf dem für alle Verträge geltenden 
Rechtsge danken: Wenn jemand einem andern ein Recht einräumt, fo räumt er ihm auch 
nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte die Mittel ein, um das Recht zu ver⸗ 
wirklichen. Wenn alſo einem Dritten das Recht eingeräumt wird, in einen Vertrag einzutreten 
oder einen neuen Vertrag mit demſelben Inhalt zu ſchließen, ſo wird damit auch die Verpflichtung 
übernommen, dieſen Vertrag ihm mitzuteilen; RG 123, 268; 126, 126. Die Vorſchrift des 8510 
für den Vorkauf ſtellt nur eine Anwendung dieſes allgemeinen Gedankens auf den beſonderen 
Fall dar. Die Pflicht entſteht erſt mit dem Abſchluſſe des Vertrags. Bei einem form- 
ungültigen Vertrag befteht keine Mitteilungspflicht. Sie entſteht erſt, wenn er rechtsgültig ge⸗ 
worden iſt (Rs JW 1927, 15162). Ihm zugegangene Kaufangebote mitzuteilen, ft der Vor⸗ 
kaufsverpflichtete nach dem Geſetze nicht verbunden. Teilt er ſie freiwillig mit, ſo hat dieſe Mit⸗ 
teilung nicht die im Abſ 2 beftimmte Wirkung und befreit den Vorkau 
der Mitteilung nach Abſchluß des rg es ſei denn, daß der Bere 
teilung des Angebots hin in bindender 
hat (vgl. § 504 A 3). Der Vertragsinhalt muß fo „daß der Vorkaufsberech⸗ 
tigte genau erkennt, in welche Rechte und Verbindlichkeiten er durch die 
rechts eintritt. Anderſeits iſt aber auch nur der Ver 


itteilung (RG 15. 11. 26 V 145/26). Erhält 


hn zum Kauf beſtimmen ſollen, ſo braucht darüber nichts mitgeteilt 
ſc werden (RG 12. 1. 1911 VI 599/09. Auch der Name des Drittläuſers iſt mitzuteilen. War 
chon vorher das Kaufangebot mitgeteilt, ſo kann zur Mitteilung des Inhalts des Vertrags der 
Satz genügen, daß das Angebot angenom 
teilung nicht erforderlich. Schuldhafte V 
käufer und Käufer nachträglich den Vertrag in einem weſentlichen Punkte, ſo iſt die Mit- 
teilung zu berichtigen. Dies ſelbſt dann, 


e An! Friſt des Abſ 2 
g vorgenommen wird, natürlich ſofern vom Vorkaufsrecht nuch kein Ge⸗ 
n in Betracht 
ei, daß es ſich 
um eine Neu⸗ 
2 Kaufvertrags 
2 Recht 1911 
im Sinne von 
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2. Mitteilung durch den Dritten. Der Dritte hat dem Vorkaufsberechtigten gegenüber 
keine Mitteilungspflicht. Seine Mitteilung wirkt jedoch ebenſo wie die des Verpflichteten. 

3. Ausübungsfriſt. Das Vorkaufsrecht kann ſchon vor der Mitteilung ausgeübt werden, 
ſobald der Kauf zwiſchen dem Verpflichteten und dem Dritten geſchloſſen iſt. Im übrigen gilt 
auch für dieſe Friſt das zu $ 503 Geſagte. Der Verjährung iſt das Vorkaufsrecht ſelbſt nicht 
unterworfen aus den gleichen Gründen wie das Wiederkaufsrecht (vgl. $ 503 A 3). 


8 511 
Das Vorkaufsrecht erſtreckt ſich im Zweifel nicht auf einen Verkauf, der 
mit Nückſicht auf ein künftiges Erbrecht an einen geſetzlichen Erben erfolgt. 
P 2 104; 6 245, 246. 


1. Kindskauf. Hierunter fallen insbeſondere die im Verkaufsweg erfolgenden Gutsüber⸗ 
gaben von Eltern an Kinder. Die Vorſchrift iſt auch dann anwendbar, wenn als Käufer nicht 
nur der geſetzliche Erbe, ſondern neben ihm auch ſein nichterbberechtigter Ehegatte auftritt; 
RG 18. 2. 25 V 162/24. 

2. erſtreilt ſich nicht. Zumeiſt wird angenommen, daß im Fall des Kindskaufs das Vor⸗ 
kaufsrecht erliſcht. Für den Fall des nicht dinglichen Vorkaufsrechts läßt ſich dies nach deſſen 
Weſen auch nicht in Abrede ſtellen. Es kann ſich deshalb hier nur darum handeln, ob nicht bei der 
Vorkaufsbeſtellung vereinbart iſt, daß der Käufer verpflichtet ſein ſoll, beim Kindskauf zu be⸗ 
wirken, daß der kaufende nächſte Erbe das Vorkaufsrecht auch für ſeine Perſon erneuert, und ob 
eine ſolche Erneuerung ſtattgefunden hat. 

3. Geſetzlicher Erbe im obigen Sinne iſt derjenige, der geſetzlicher Erbe des Verkäufers wäre, 
wenn dieſer zur Zeit des Verkaufs ſtürbe. Fraglich kann fein, ob $ 511 auch dann Anwendung 
findet, wenn Großeltern mit Rückſicht auf künftiges Erbrecht unter Umgehung ihres Kindes 
an ihren Enkel verkaufen. Bedenkenfrei ift dies jedenfalls dann, wenn die Eltern als Zwiſchen⸗ 
glieder durch Erbverzichtsvertrag aus der Reihe der geſetzlichen Erben ſchon ausgeſchieden ſind. 
Die Erſtreckung liegt wohl auch ſonſt im Sinne des Geſetzes. 


9 512 


Das Vorkaufsrecht iſt ausgeſchloſſen, wenn der Verkauf im Wege der 
Zwangsvollſtreckung oder durch den Konkursverwalter erfolgt. 
E 1 485 II 445; M 2 350; P 2 107, 108. 


1. Das Vorkaufsrecht iſt ausgeſchloſſen, d. h. nicht nur: zes gilt als für dieſen Fall nicht 
vereinbart“, ſondern auch: „es kann für dieſen Fall nicht vereinbart werden“. Das gleiche gilt 
nicht auch für das Wiederkaufsrecht. Folge der Ausſchließung des Zwangsvollſtreckungsfalls 
vom Vorkaufsrecht iſt weiterhin, daß mangels beſonderer Vereinbarung der Vorkaufsberechtigte 
auch keinen Erſatzanſpruch wegen Beeinträchtigung feines Vorkaufsrechts durch die Zwangs ⸗ 
vollſtreckung erheben kann. Anders natürlich dann, wenn etwa der Vorkaufsverpflichtete, um ſich 
ſeiner Pflicht zu entſchlagen, im Zuſammenſpielen mit dem Dritten den Weg gewählt hätte, 
die Sache ſtatt durch Kauf durch Zwangsvollſtreckung an ihn gelangen zu laſſen. 


2. Zwangs vollſtreckung. Zwangsvollſtreckung jeder Art, gleichviel ob durch Gericht und 
Gerichtsvollzieher im Wege der ZPO oder des 3G, gleichviel ob durch Zwangsverſteigerung 
oder durch Zwangsverkauf aus freier Hand (88 820, 821 ZPO). Nicht dagegen bezieht ſich $ 512 
auf den Fall, daß der Vorkaufsverpflichtete von dem Dritten auf dem Wege des $ 894 Abſ 1 
ZBO zum Verkaufe gezwungen wird. In dieſem Falle tritt das Vorkaufsrecht in Kraft. 


Wie im Falle der Zwangsvollſtreckung wird das Vorkaufsrecht aber auch in anderen gleich⸗ 
artigen Fällen als ausgeſchloſſen erachtet werden müſſen. So insbeſondere dann, wenn der 
Gegenſtand, für den das Vorkaufsrecht eingeräumt ift, von dem Vorkaufs verpflichteten verpfändet 
war und vom Pfandgläubiger im Wege des Pfandverkaufs veräußert wird ($$ 1228ff.). Ent⸗ 
ſcheidend dafür iſt, daß der Gegenſtand nicht vom Vorkaufsverpflichteten, ſondern gegen ihn 
von einem Dritten verkauft wird. Iſt das Vorkaufsrecht hinſichtlich eines Gegenſtandes ein ⸗ 
geräumt, der mehreren gemeinſchaftlich zuſteht, und wird dieſer Gegenſtand zum Zwecke der 
Aufhebung der Gemeinſchaft — ſei es ſelbſt im Wege der Zwangsverſteigerung nach $ 753 — 
verkauft, jo tritt das Vorkaufsrecht in Wirkſamkeit. Denn hier ſind es die Vorkaufsverpflichteten, 
die, gleichviel aus welchem Grunde, verkaufen. Erſtreckt ſich jedoch das Vorkaufsrecht nur auf 
einen Anteil an einem gemeinſchaftlichen Gegenſtande, ſo iſt der Vorkaufsfall für den Anteil 
durch die Teilungsverſteigerung des ganzen Gegenſtandes nach $ 753 nicht ohne weiteres gegeben. 


3. Ausnahme für das dingliche Vorkaufsrecht $ 1098 Abf 1 Satz 2. 


Kauf Tauſch §§ 510—515 155 


§ 513 
i i m 

Steht das Vorkaufsrecht mehreren gemeinſchaftlich zu, ſo kann es nur i 
ganzen ausgeübt werden. Iſt es für einen der Berechtigten erloſchen oder übt 
einer von ihnen ſein Necht nicht aus, ſo ſind die übrigen berechtigt, das Vor⸗ 

kaufsrecht im ganzen auszuüben. 
E II 446; P 2 111. 
are die Anmerkungen zu dem gleichlautenden $ 502. Vgl. auch R 24. 11. 17 V 224/17; 
W 


1932, 1399; RR 1932 Nr 451. Das Vorkaufsrecht kann nur gemeinſchaftlich ausgeübt 
werden. Einſchränkung nach $ 2034; RG 158, 61. 


8 514 
Das Vorkaufsrecht iſt nicht übertragbar und geht nicht auf die Erben des 
Berechtigten über, 
eine beſtimmte Zeit 


1. Übertragbarkeit: im Zweifel ausgeſchloſſen; mit ihr die Pfändbarkeit und Verpfänd⸗ 
barkeit (8 1274; PO $ 851). 


arfeit der in ihm eingerä 
tragbarkeit des dem gemeinnützigen Siedlun 2 

2. Vererblichteit: von Geſetzes wegen gewährt dem geſetzlichen Vorkaufsrechte des Erben 
($ 2034), im Zweifel anzunehmen beim zeitlich beſchränkten V te, i i 
zu verneinen im übrigen. Das galt ſchon für das gemeine Recht (RG 110, 186). 


cht ein anderes beſtimmt iſt, 


umten Vorkaufsrechte nichts beſtimmt. Die Über⸗ 


IV. Tauſch 
8 515 
Auf den Tauſch finden die Vorſchriften über den Kauf entſprechende 
Anwendung. 


E 1 502 IT 462; M 2 366, 368; P 2 130, 


1. Tauſch. Das Geſetz gibt leine 9 
halte des § 515 und ſeiner Stellung im Geſetzbu 


g haft ſein, daß unter Tauſch im Sinne des $ 515 der Vertrag zu verſtehen ift, durch den 
ich jeder Teil verpflichtet, dem andern Sachen oder Rechte gegen Sachen oder Rechte 
ſchliebhaſfen (NG 72, 88). Ein Tauf 


” werden. — Es genügt nicht, daß die Vertrag⸗ 
1 — darüber einverſtanden find, daß der Veräu i ihm für fei 


ieſem erwerben follte (NG 1. 12. 11 II 233/11). 


über die ein Kauf abgeſchloſſen werden kann. Zweifel, ob 

Tauſch oder Doppelkauf vorliegt, kann dann entſtehen, wenn im Vertrag für die Sachen, 
die feinen Gegenſtand bilden, beiderſei trechnet find. 
N „Denn das 
aucht, wenn zwei gegenſeitige Kauf. 
r uch die Veranſchlagung in Geld iſt für ſich 

allein nicht maßgebend. Denn „ohne Reduktion auf den gemeinſchaftlichen Nenner des Geldes 
kann ein Tauſch von einigermaßen bedeutenden Obiekten nicht leicht vorkommen“ (Bechmann, 
Syſtem des Kaufes $ 161). Entſcheidend iſt vielmehr, o m Inhalte der Vereinbarung 
die unmittelbare Leiſtung je des Teiles in der Verſchaffung einer Sache beſteht und die 
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Preisangabe nur anſchlagshalber beigefügt iſt oder ob ein unmittelbarer Sachaustauſch überhaupt 
nicht vereinbart iſt, ſondern von jeder Seite Geldleiſtung gegen Sachhingabe gewollt war und 
die Preiſe nur im Endergebniſſe durch Aufrechnung ausgeglichen ſind (RG 57, 264; ZW 02, 
4654). Auch der Umſtand, daß im Vertrage demjenigen, der die wertvollere Sache zu leiſten hat, 
die Zahlung des Wertunterſchiedes in Geld auferlegt wird (Tauſchaufgabe), zwingt nicht zur 
Annahme zweier Kaufverträge. Über Frage, ob ein doppelter Kaufvertrag vorliegt: 
RE 50, 285; 57, 264; 73, 88; JW 1898, 30786; 1905, 326. Auf die gebrauchten Ausdrücke kommt 
es nicht an (JW 05, 32615). Immer aber muß die gegenſeitige Bedingtheit zum Aus⸗ 
druck gekommen fein (RG 51, 179; 52, 1; 56, 47; JW 06, 108%; Warn 08 Nr 24). Immerhin 
kann der Umſtand, daß bei einem als Tauſchvertrag bezeichneten Geſchäfte einer 
hochwertigen Kaufſache auf der einen Seite eine ganz minderwertige auf der andern gegenüber⸗ 
ſteht und der bedeutende Unterſchied in Geld ausgeglichen wird, darauf hindeuten, daß in Wirk⸗ 
lichkeit Kauf vorliegt (Bayob ech 12, 451). Wiederholt hat ferner das Reichsgericht ausgeſprochen, 
daß ein Tauſchverkrag dann nicht vorliegt, wenn von der einen Seite ein Grundſtück lediglich 
gegen Übernahme der ſeinen Wert ganz erſchöpfenden Hypothekenlaſt, von der andern Seite 
ein Grundſtück gegen einen Geldpreis gegeben wird (RG 28. 6. 04 VII 52/04; RG JW 05, 32615). 
Ebenſo verliert ein Vertrag nicht ſchon dadurch die Eigenſchaft eines Kaufvertrags und wird 
zum Tauſchvertrage, daß neben dem Kaufpreis auch Sachleiſtungen bedungen werden oder daß 
der in Geld beſtimmte Kaufpreis nicht in Bargeld, ſondern in anderen Umlaufwerten (Aktien, 
Interimsſcheinen uſw.) zu entrichten iſt (RG 22. 11. 07 11 224/07). Ein Tauſch liegt endlich nicht 
vor, wenn nur von der einen Seite eine Sache übertragen und beſtimmt wird, daß der Veräußerer 
für die dafür von dem Erwerber zu leiſtende Summe von einem Dritten eine andere Sache er- 
werben ſoll. Nötig iſt, daß die Vertragſchließenden ſelbſt gegenſeitig Sachen austauſchen (RG 
1. 12. 12 II 233/11). Der Wohnungstauſch kann ſich in der Weiſe vollziehen, daß a) die Tau⸗ 
ſchenden mit Zuſtimm ung ihrer Vermieter und des Wohnungsamts ihre Anſprüche aus dem Miet- 
vertrag und auf den Mietzins ſich gegenſeitig abtreten; b) daß jeder Mieter die Aufhebung des 
laufenden Mietvertrags mit feinem Vermieter vereinbart und dieſer mit dem Tauſchvertrags⸗ 
gegner ſeines bisherigen Mieters mit Genehmigung des Wohnungsamts einen neuen Mietvertrag 
eingeht, e) daß die Tauſchenden Untermietverträge miteinander ſchließen (RG 1. 12. 25111 10225). 
Wenn ein größeres Geldſtück in kleine Geldſtücke derſelben Währung umgewechſelt wird, liegt ein 
Tauſch vor. Wenn dagegen Geld der einen Währung mit Geld anderer Währung angeſchafft 
wird, liegt Kauf vor. ü 

2. Entſprechende Anwendung. Hiernach ſind alle Vorſchriften über den Kauf anzuwenden, 
deren Anwendung nicht der Weſensunterſchied zwiſchen Kauf und Tauſch entgegenſteht. Un⸗ 
anwendbar werden alle Vorſchriften fein, die den Kaufpreis betrefien, insbeſondere die Vor⸗ 
ſchriften in 88 452458. Aus anderen Gründen eignen ſich dazu nicht die Vorſchriften der $$ 461, 
497-514. — Die Vorſchriften über den Vorkauf finden wenigſtens dann keine Anwendung, wenn 
der Vorkaufsberechtigte die Taufchleiftung nicht gewähren kann (RG 88, 361). Da jemand ein 
fremdes Grundſtück rechtsgültig verkaufen kann, kann er es auch vertauſchen; RG 27.2. 33 VI 373/32. 

Über die Art der „entſprechenden Anwendung“ ift zu jagen, daß im allgemeinen jeder der 
Vertragſchließenden hinſichtlich der eingetauſchten Sachen als Käufer, hinſichtlich der weg ⸗ 
vertauſchten als Verkäufer zu behandeln iſt. Daher iſt der Tauſchgegenſtand je nach den 
Verhältniſſen bald wie ein Kaufgegenſtand, bald wie ein Kaufpreis zu behandeln. Auf die Preis- 
minderung kommt z. B. 5 473 zur entſprechenden Anwendung. Oder bei teilbaren Sachen kann 
auch direkt die Anzahl herabgeſetzt werden. Für den Vollzug des ganzen Tauſchgeſchäfts aber 
muß, ſoweit nicht anders vereinbart, der Satz gelten, daß Zug um Zug zu erfüllen iſt (RG 51, 367). 
Auch die Vorſchriften über die Wandlung und Minderung beim Kauf finden im allgemeinen 
auf den Tauſch entſprechende Anwendung (RG 72, 299). Bei der Berechnung der Preisminderung 
ergibt ſich eine Beſonderheit für den Tauſchfall. Es ſteht nämlich bei Tauſchgeſchäften der von 
den Vertragſchließenden für die einzelnen Tauſchobjekte vereinbarte Annahmepreis nicht dem 
Kaufpreis im Sinne des $ 472 gleich. Es find darum zum Zwecke der Berechnung der Preis⸗ 
minderung zunächſt unter Außerachtlaſſung des Mangels die wahren Werte der Tauſchobjekte 
zu ermitteln und an Stelle der Anſchlagspreiſe in die Berechnung einzuſetzen. Alsdann erſt ift 
die Minderung nach dem Verhältnis des Wertes, den die beanſtandete Sache ohne den Mangel 
gehabt haben würde, zu dem Werte, den fie mit dem Mangel hat, vorzunehmen (Rc 73, 152). 

Falſche Wertangaben: NG 64, 58; Warn 1911 Nr 13. Wieweit eine Aufklärung zu 
erwarten iſt nach Treu und Glauben, richtet ſich nach dem einzelnen Fall. Gerade beim Kauf 
und Tauſch darf dieſe Aufklärungspflicht aber nicht zu weit ausgedehnt werden. Wegen ber wider⸗ 
ſtreitenden Intereſſen können die Vertragſchließenden nach den Anſchauungen des Verkehrs 
voneinander regelmäßig keine Aufklärung über die für die Preisbildung in Betracht kommenden 
Verhältniſſe des Marktes erwarten (RG 111, 234). Sittenwidrig iſt Tauſchvertrag, der lediglich 
zur Schädigung des Vorkaufberechtigten geſchloſſen wird; RG 88, 361. 

3. Für den Tauſch von Grundſtücken zwiſchen Inländern und Ausländern kann § 18 Abſ 2 
des DevGeſ in Frage kommen. Formbedürftig nach § 313. 


Schenkung § 515 157 


Zweiter Titel 
Schenkung 


1. Der zweite Titel enthält die Hauptregeln des Schenkungsrechts. Die SS 516, 517 grenzen 
ven Legrif der Schenkung 5 $ 518 beſtimmt die Form des Schenkungsverſprechens, $8 519524 
beziehen ſich auf die Haftung des Schenkers, 88 525—527 handeln von 95 en hier 
Auflage, $$ 528, 529, 534 von der Rückforderung wegen Notbedarfs, $$ 530— 1 95 au Wi Be 
ruf wegen Undanks. Dazu kommen zahlreiche ſonſtige Vorſchriften; vgl. En ie vi a 
forderung von Geſchenken unter Verlobten $ 1301, über die Wirkung der Schen 19 8 A he · 
lichen Güterrecht 88 1406, 1440, 1453, 1477, 1521, 1551, 1556, über ihren Widerruf nach 8 an 895 
der Ehe $ 1584, über Schenkungen aus dem Vermögen eines Kindes oder Mündels $$ 1 Aden 
über Schenkungen auf dem Gebiet des Erbrechts §8 2207, 2287, 2288, 2325ff. Beſon ere 590 
von Schenkungen, außer den in 95 525ff. (Auflageſchenkung) und in $ 534 erwähnten 

flicht und Anftandöfchenhung: dgl. dort A 1 die hierauf bezüglichen weiteren 1 01 
iind die gemiſchte Schenkung ($ 516 A 7), die Schenkung von Todes wegen ($ 2301) und die 
Schenkung einer Erbſchaft ($ 2385). — Nach Art 86 Ech haben verſchiedene Landesgeſetze Schen- 
kungen an juriſtiſche Perſonen, wenn ſie Gegenſtände im Werte von mehr als 5000 Mark betreffen, 
von ſtaatlicher Genehmigung abhängig gemacht; über den Schwebezuſtand, der dann bis — 
Sa ng beſteht, vgl. (zum preuß. Ach Art 6) 75, 406; 76, 385; 88, 340; JW 1916, 84316. 
Art 8 It die bon Sen Beſchrankungen von Schenkungen an Religioſe aufrecht. 
Für die Verſteuerung von Sche n iſt jetzt das Erbſchaftsſte uergeſetz v. 20. 7. 1922 maßgebend. 
Schenkungen deutſcher Staalsange Öriger an ausgebürgerte Perſonen find verboten, $ 1 Ab] 3 
RGeſ 5. 11. 37 (RGBI J, 1161). 


2. Die Schenkung iſt eine Unterart ber unentgeltli Zuwendung oder, wie es an andern 
Stellen heißt, der unentgeltlichen Verfügung unter Le nden. Unentgeltlich iſt eine Zuwen⸗ 
dung, wenn ihr nach dem Inhalt des Rechtsgeſchäftes keine Gegenleiſtung gegenüberfteht 
Dies iſt objektiv erforderlich, die bloße Abſicht entſcheidet nicht. Auch bei einem Verſprechen 
eines Ruhegehalts für den Dienſtleiſtenden, 99 einer Witwenpenſion können die doraus⸗ 
gegangenen Dienſte eine 8 bilden; Rh DRZ 1934 S. 31. Nicht jede unentgelt⸗ 
liche Zuwendung eines Vorteils iſt Schenkung, es muß eine rmögensverſchiebung aus dem Ver⸗ 
mögen des Schenkers in das des Beſchenkten jtattfinden. Unentgeltliche 8 der weitere 
Begriff, z. B. $$ 330, 1638, 1651. dem Begriff ber une lebe einer Auflage 
daß auch nach der Voll iehung der Auflage eine Bereicherung des Beſchenkten übrig bleibt. Läßt 
die Erfüllung der Auflage dem Beſchenkten nichts r feine Schenkung vor, RG 62, 386 
105, 305. Über den Gattungsbegriff vgl. $ 516 A 4. Sie iſt nicht etwa nur die unentgeltliche 
Geſtaltung eines Kaufvertrags. Es braucht eine Veräußerung in der Zuwendung zu liegen, 3. B. 
Verzicht auf ein gegen den Beſchenkten gerichtetes Recht. Jede Schenkung beſteht aus zwei 
Merkmalen: einmal der Zuwendung, ſedann der Einigung über deren Uneutgeltlich⸗ 
keit. Dieſe Einigung fehlt, wenn auch nur eine Partei der Meinung iſt, daß ſie auf die Zuwen⸗ 
dung einen rechtlichen Anſpruch habe, NG 125, 383. Eini ung über Unentgeltlichkeit als causa 
donandi iſt ſtets Vertrag. Unentgeltlichkeiten kommen ſelbſtändig vor, wenn eines der übrigen 

rkmale der Schenkung, namentlich die Einigung über di 


9 e Unentgeltlichteit oder die Bereiche · 
rung 184 z. B. I unentgeltlich die Vermögenswidmung an die ch 
(ogl. bführung der Stiftungsbe züge an die Stiftungsintereſſenten, die wiſſentliche 
Zubeng einer Nichtſchuld an den, der di Schu 


] hat, vorzugehen haben. Darauf beruhen 
. — Bereicherungshaftung nach $ 816 Abſ 1 


iſt, daß der Zuwendende bel Vorna 


Gemeinſam 
über das künftige Sch 


hme der unentgeltlichen uwendung gewiſſe Anordnun e 
ickſal der Gabe treffen kann. 1 2 


ann er beſtimmen, daß fie Vor⸗ 
1526, 1549) oder bei der e B 1 


f De kann er 
ziehen ($$ 1638, 1909) oder eine be. 
fimmte Art der Verwaltung anordnen ($$ 1639, 1803, 1917). hilbe Haftung de 
Stöenters ($$ 521-524, dazu 89 519, 528) muß auch bei 
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Platz greifen; vgl. wegen der Haftung des Stifters § 81 A 2. e) Für die Schenkungsſteuer 
ſtehen unentgeltliche Zuwendungen im engeren Sinne („jede andere freigebige Zuwendung 
unter Lebenden, ſoweit der Bedachte durch ſie auf Koſten des Zuwendenden bereiche rt wird“) 
den Schenkungen gleich (§ 3 Abſ 1 Nr 2 Erbſch StG). 


§ 516 


Eine Zuwendung, durch die jemand aus ſeinem Vermögen einen anderen 
bereichert, iſt Schenkung, wenn beide Teile darüber einig find, daß die Zu- 
wendung unentgeltlich erfolgt. 

Iſt die Zuwendung ohne den Willen des anderen erfolgt, ſo kann ihn der 
Zuwendende unter Beſtimmung einer angemeſſenen Friſt zur Erklärung über 
die Annahme auffordern. Nach dem Ablaufe der Friſt gilt die Schenkung als 
angenommen, wenn nicht der andere ſie vorher abgelehnt hat. Im Falle der 
Ablehnung kann die Herausgabe des Zugewendeten nach den Vorſchriften über 
die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung gefordert werden. 

E 1 437, 438 II 463; M 2 286-290; P 2 1—8, 25, 

1. Unter Zuwendung ſind alle erlaubten Handlungen zu verſtehen, durch die jemand einem 
andern beabſichtigterweiſe einen Vermögensvorteil verſchafft, ſei es, daß das Vermögen ver⸗ 
größert oder daß eine ihm drohende Verminderung abgewendet wird. Meiſt liegen Verfügungen 
vor, wie die Übertragung oder Belaſtung von Rechten, der Erlaß einer Forderung, Verzicht auf 
ein ſonſtiges Recht; jo auch die Einwilligung, die eine mit ihrem Mann in Güte rge meinſchaft 
lebende Ehefrau zu einer Schenkung des Mannes aus dem Geſamtgut erteilt ($ 1446, RG 91, 40). 
Ferner gehören Überlaffung des Gebrauchs einer Sache und Eingehung einer Verpflichtung 
hierhin. Wird für den Schenknehmer eine Forderung gegen den Schenker begründet, ſo handelt 
es ſich um ein Schenkungsverſprechen (das ſchenkweiſe Verſprechen einer Leiſtung, $ 518) im 
Gegenſatz zu der die Verfügung enthaltenden Handſchenkung. Das Rechtsgeſchäft, das die Zu- 
wendung bewirkt, braucht nicht unmittelbar zwiſchen Schenker und Beſchenktem vorgenommen 
zu fein (z. B. Zahlung oder Übernahme einer fremden Schuld). Es ift auch nicht erforderlich, 
daß die Zuwendung überhaupt durch Rechtsgeſchäft erfolgt. Sie kann ſich durch Unterlaſſungen 
vollziehen, z. B. durch Nichtanfechtung eines Urteils, Nichtproteſtierung eines Wechſels; des⸗ 
gleichen durch tatſächliche Handlungen wie die Reparatur eines Hauſes uſw. Auch immaterielle 
Güter, mit denen ein wirtſchaftlicher Vorteil verknüpft iſt und dieſer ohne weiteres erlangt 
werden kann, können Gegenſtand einer Zuwendung fein, trotz Prot 11 S. 3 des Kon Berichts. 

2. Aus dem Vermögen des Zuwendenden muß die Zuwendung herrühren. Der Schenker 
muß ärmer, fein Vermögen vermindert werden. Das kann auch durch unentgeltliche Gebrauchs. 
überlaſſung geſchehen (Leihe, unverzinsliches Darlehn), ſofern dadurch ein Ertrag aufgeopfert 
wird, den man ſonſt gewonnen haben würde. Unter der gleichen Vorausſetzung kann auch die 
unentgeltliche Leiſtung von Dienſten oder Arbeiten eine Schenkung darſtellen. Daß die Arbeits 
kraft als ſolche nicht zum Vermögen gehört, fällt gegenüber der Schmälerung einer Einnahme⸗ 
quelle nicht ins Gewicht. Die Übertragung eines Gegenſtandes an einen andern iſt keine Ver⸗ 
mögensverminderung, wenn fie unmittelbar in ſich ſelbſt einen entſprechenden Wertzuwachs für 
den Übertragenden enthält, RG 59, 423 (nachträgliche Übernahme der Gründungskoſten durch 
die Aktionäre, wodurch der Wert ihrer Aktien geſteigert wird). Nur die Zuwendung aus dem 
Vermögen des Zuwendenden iſt Schenkung. Keine Schenkung wird daher bewirkt durch das, 
was ein Elternteil dem Kinde aus dem Vermögen des andern Elternteils zuwendet (RG 9, 
241); ebenſo bedeutet die uwendung von Todes wegen keine Schenkung, da fie den Zuwendenden, 
ſolange er überhaupt Rechtsſubjekt ift, nicht ärmer macht. Die Worte „aus dem Vermögen“ ſollen 
nicht beſagen, daß nicht auch das ganze Vermögen verſchenkt werden könnte; doch iſt Schenkung 
des künftigen Vermögens oder eines Bruchteils davon nach 9 310 nichtig. Gewiſſe Vermögensver⸗ 
minderungen werden durch die poſitive Vorſchrift des 8 517 vom Schenkungsbegriff ausgeſchloſſen. 

8. Die Zuwendung muß eine objektive Bereicherung des Empfängers mit ſich bringen. Die 
Abſicht zu bereichern it nicht erforderlich, RG 72, 188; 94, 322. Der wirkliche Wert entſcheidet, 
Rs Warn 11, 211; RG 62,386. Bei einem Vertrag zugunſten eines Dritten kommt 
es auf das Verhältnis zwiſchen dem Verſprechenden und dem Verſprechensempfänger 
an; RG 25. 10. 37 IV 123/37. Unentgeltliche Gebrauchsgewährungen und Dienſtleiſtungen 
bereichern ihn nur dann, wenn fie ihm Ausgaben erſparen (Zuſage eines zinsloſen Darlehns, 
OLG Jena dig 1921, 568). Unentgeltliche Mitnahme im Kraftfahrzeug iſt in der Regel 
keine Schenkung, Rc 28. 4. 32 VI 1/32. Keine Bereicherung und daher keine Schenkung 
iſt die Erfüllung einer rechtsverbindlichen Forderung, auch nicht die Erfüllung 
eines Schenkungsverſprechens, obgleich die hierin liegende Zuwendung unentgeltlich erfolgt 
(A 4). Keine Bereicherung ift die Sicherſtellung des Gläubigers durch den Schuldner 
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oder einen Dritten (vgl. hierüber und über ähnliche Fragen A 4). Das ſchließt nicht aus, 
daß ſie als unentgeltliche Zuwendung im Konkurs der Anfechtung unterliegt, KO 8 32. 
Die Aufgabe einer Sicherheit kann dann Schenkung ſein, wenn das geſicherte Recht ganz 
unſicher iſt und die Aufgabe der Sicherheit ſeinen Verluſt zur Folge hat. Keine Schenkung 
findet ſtatt, wenn jemand etwas nur als Treuhänder erhält, um es in vollem Umfang 
an einen Dritten herauszugeben. Ein Verſprechen dieſes Inhalts ift formlos gültig, es ſei denn, 
daß der Geber eine eigene Schenkung an den Dritten beabſichtigt und die Schenkungsform nur 
umgehen will (RG 62, 390). Sit dagegen der Erſtempfänger eine juriſtiſche Perſon, deren Satzung 
die Verwendung des Erlangten in der vom Geber gewünſchten Richtung vorſchreibt, ſo liegt 
Schenkung ſchon an den Erſtempfänger vor. Hier werden die eigenen, beſtimmungsge mäß 
gemeinnützigen Zwecke der juriſtiſchen Perſon durch die Zuwendung gefördert; die juriſtiſche 
Perſon aber iſt von ihren Zwecken nicht zu trennen (vgl. RG 70, 15: 71, 140; JW 09, 39770, 
1913, 6403; Warn 1921 Nr 120). In einem ſolchen Falle ift es auch gleichgültig, ob die Pflicht, 
das Empfangene der Satzung gemäß zu verwenden, vom Geber bei der Zuwendung noch be⸗ 
ſonders hervorgehoben wird. Ein derartiger Hinweis macht die Zuwendung zur Schenkung 
unter Auflage (vgl. dazu § 525 A 1), ändert aber nichts an ihrem Schenkungscharakter (a. M. 
R 62, 386). Die ſog. unſelbſtändige Stiftung (§ 80 N 1) kann hiernach, wenn unter Lebenden 
vorgenommen, donatio sub modo oder datum ob causam ſein, je nachdem ſie dem atzungsmäßigen 
Zwecke der juriſtiſchen Perſon oder andern Zwecken dienen ſoll (wichtig, wenn die vorgeſchriebene 
Verwendung ohne Verſchulden des Empfängers unmöglich wird, vgl. 8 527 und RG 105, 305). 
4. Unentgeltlich iſt die Zuwendung, bei der der Verminderung des Vermögens keine Gegen⸗ 
leiſtung gegenüberſteht, R 125, 380. Unentgeltlich ift nicht identiſch mit freiwillig. Bei der 
Abgrenzung gegen die entgeltlichen Zuwendungen können namentlich gewiſſe Fälle des Aus⸗ 
tauſches von Leiſtung gegen Leiſtung Schwierigkeiten bereiten. Vertrage auf Rückleiſtung, 
bei denen keine Entlohnung zu zahlen iſt, wie Leihe, unverzinsliches Darlehn, ſind unentgeltliche 
Geſchäfte, darum aber noch nicht notwendig Schenkungen und deren Form bedürftig. Auch der 
Widerruf ift in 9 610 beſonders geregelt. Es ift zu beachten, daß Entgeltlichteit nicht nur dann 
vorliegt, wenn beide Leiſtungen durch gegenſeitigen Vertrag verſprochen werden (ſynallag- 
matiſche Verknüpfung von Leiſtung und Gegenleiſtung), ſondern auch dann, wenn die 
Gegenleiſtung Bedingung der Leiſtung iſt (konditionale Verknüpfung; vgl. den Mäkler⸗ 
vertrag, die Auslobung, ferner RG ZW 1911, 278%; Warn 1920 Nr 38; RG LZ 1921, 173; N 
Recht 1918 Nr 1522; 1919 Nr 1940) oder als Zweck derſelben vereinbart wird (kaufale Ver- 
knüpfung; Dertmann, Entgeltliche Geſchäfte (1902) S. 15ff.; vgl. z. B. RG Recht 07 Nr 2538; 
1917 Nr 1810: Abtretung von Grundflächen für Straßenbauten oder zur Ermöglichung der Grün⸗ 
dung eines Gemeindeverbandes; RG in HRR 1938 Nr 369 Mitgiftverſprechen). Stets iſt aber 
ein rechtlicher, nicht bloß ein tatſächlicher, wirtſchaftlicher Zuſammenhang 
der beiden Leiſtungen erforderlich. Gegenleiſtung und Beweggrund zur Zuwendung 
ſind begrifflich auseinanderzuhalten (RG Recht 1919 Nr 2102). Es ſteht auch nicht in der 
Macht der Parteien, einer unentgeltlichen Leiſtung, die abgeſchloſſen der Vergangenheit 
angehört, rückwirkend die Eigenſchaft der Entgeltlichkeit zu verleihen, und ebenſowenig iſt 
es richtig, daß für die Frage der Entgeltlichkeit oder Unentgeltlichkeit ſchlechthin der ſub⸗ 
jektive Standpunkt der Parteien maßgebend wäre (a. M. RG 62, 275; 94, 322). Iſt ein Entgelt 
nicht vorhanden, ſo kann es durch den Glauben der Parteien nicht erſetzt werden (RG 105, 249). 
gen ber nachträglichen Entlohnung geleiſteter Dienſte vgl. A 5. — Objektive Gleid)- 
wertigkeit ber beiden Leiſtungen ift keine Vorausſetzung der Entgeltlichkeit. Die überwiegende 
einung läßt genügen, daß die Parteien fie für die von ihnen verfolgten Zwecke einander 
gleichſtellen (ſubjektive Theorie). Doch auch dies iſt für den Begriff der Entgeltlichkeit nicht 
erforderlich, Haymann, S nkung S. 57ff.; Dertmann aao. S. 50 (vgl. A7). Verträglich mit 
der Entgeltlichkeit der Zuwendung iſt es auch, wenn eine der Leiſtungen nicht geldwerter 
Art iſt (Abfindung des e ſchuldloſen Ehegatten für Belaſſung der Kinder beim ſchuldi⸗ 
gen, RG Warn 1915 $ 102; Zuſicherung eines Dritten an den Ehemann, für den Fall der 
cheidung ihm die Abfindung für die Frau zu gewähren, RG Recht 1918 Nr 1522; Entſchädigung 
der Braut für Aufgabe einer geſicherten Lebenzftellung, R Recht 1919 Nr 1949; vgl. auch 
R6 98,177). Die Gegenleiftung kann ferner einem Dritten gewährt werden (RG 112, 368), 
weshalb es z. B. keine Schenkung iſt, wenn ein Fremder oder auch der künftige Schwiegervater 
dem Bräutigam ſo, daß dieſer einen eigenen Anſpruch darauf erwirbt, eine Mitgift verſpricht; 
das Entgelt beſteht in der Übernahme der Ehelaſten, Dertmann and). S. 17; RG 69, 278, 67, 
206; ZW 08, 71; RG SeuffA 62 Nr 67, 74 Nr 69; Gruch 51, 376; 55, 920; R Recht 1911 
Nr 1276, 1277, 1285; 1917 Nr 593. Entgeltlich iſt auch der Vertrag, wodurch ſich Ge⸗ 
ſchwiſter gegenſeitig zur Unterſtützung ihrer bedürftigen Mutter verpflichten (RG Warn 1914 
Nr 243). Die Auslobung iſt ebenfalls ein entgeltliches Geſchaft, auf das 88 445. 493 Anwen⸗ 
dung finden. Ferner das verzinsliche Darlehn. — Zuwendungen, die durch Erfüllung 
einer Schuld oder durch Hingabe an Erfüllungs Statt geſchehen, find nach ; 
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Schuldner bedeutet (vgl. RG 27, 131; 50, 137; 51, 76; 62, 45; 125, 245). A. M. mit gewichtigen 
Gründen Oertmann, Entgeltliche Geſchäfte S. 89ff. Krawielicki, Unentgeltlichkeit im Berei⸗ 
cherungsrecht, Iherings Jahrb Bd 81 (1931) S. 271. Setzt der Leiſtende eine Schuld irrig voraus, 
während in Wirklichkeit keine beſteht, fo iſt die Leiſtung natürlich unentgeltlich (RG 105, 248). 
Eine Ausnahme von der Entgeltlichkeit der Schulderfüllung findet nur inſofern ſtatt, als die Er⸗ 
füllung eines Schenkungsverſprechens oder eines Vermächtniſſes trotz der Faſſung des § 2113 Abſ 2 
praktiſch als unentgeltlich behandelt werden muß, wenn augemeſſene Ergebniſſe erzielt werden 
ſollen; fo mit Bezug auf § 107 (beſchränkte Geſchäftsfähigkeit des Schenknehmers genügt), 88 816 
Abſ 1, 822 (die Vorſchriften finden Anwendung, auch wenn der Gegenſtand in Erfüllung eines 
voraufgegangenen Schenkungsverſprechens geleiſtet wird) ſowie namentlich mit Bezug auf $ 32 
KO, 8 3 Nr 3, 4 Anfch (beſondere Anfechtung, und zwar mit Friſtbeginn von der Erfüllung an). 
Das gilt auch von der vorweggenommenen Vermächtniserfüllung, wie ſie vorliegt, wenn der 
Erblaſſer den vermachten Gegenſtand dem Vermächtnisnehmer bei Lebzeiten zuwendet, vgl. (mit 
abweichender Begründung) RG 95, 12; RG 2. 12. 18 IV 264/18. Dagegen iſt die Erfüllung einer 
unvollkommenen (natürlichen) Verbindlichkeit (z. B. $$ 656, 762, 764, Befriedigung der Gläubiger 
nach konkursmäßigem Zwangserlaß) ebenſo entgeltlich, wie wenn die Schuld klagbar wäre; auch 
hier wird der Leiſtende von einer rechtlichen Verpflichtung befreit. Anders wieder die Erfüllung 
einer bloß ſittlichen Pflicht, die ja in § 534 ($$ 1446, 1641 uſw.) auch ausdrücklich als Schen⸗ 
kung bezeichnet wird (RG 120, 253; 125, 380; 22. 2. 23 IV 200/22). Auf den inneren Beweggrund 
kommt es nicht an (RG FW 1928, 1388). Eine rein geſellſchaftliche Leiſtung unentgeltlicher Mitnahme 
im Kraftfahrzeug iſt keine Schenkung; RG 28. 4. 32 V1 1/32. Die Gewährung einer Ausſtattung 
und Mitgift mag, ſoweit fie das den Umſtänden und den Vermögensverhältniſſen des Verſprechen 
den zur Zeit der Erteilung des Verſprechens entſprechende Maß nicht überfteigt, als Sittenpflicht er- 
ſcheinen und wird daher ſchon durch § 1624 Abſ 1 dem Schenkungsrecht entzogen (Formfreiheit des 
Verſprechens, RG 62, 275; 63, 323; RG 141, 358 kein Widerruf wegen Undanks uſw.). Sie 
iſt aber auch dann eine entgeltliche Zuwendung, für die die Anfechtungsvorſchriften des § 32 
Nr 1 KO, § 3 Nr 3 Anfch ſowie die Zurückſtellung im Konkurſe nach 563 Nr 4, $ 226 Abs 
Nr 3 KO nicht gelten. NG ZW 1916, 58813: Auch die Beſtimmung als Vorbehaltsgut iſt nicht 
möglich nach § 1369, ſofern es ſich bei der Zuwendung um Beſtellung einer Ausſtattung 
handelt, a. M. RG 80, 271. Erfüllt ein Dritter die Schuld, jo geſchieht das entgeltlich 
oder unentgeltlich je nach ſeinen Kauſalbeziehungen zum Schuldner. Eine unentgeltliche a 
wendung des Leiſtenden an den Gläubiger liegt darin niemals, auch wenn der Schuldner mittellos 
iſt, denn der Gläubiger erhält nur, was er zu beanſpruchen hat und verliert durch die Erfüllung 
ſeine Forderung (a. M. RG 38, 8; 51, 416). Anders, wenn der Dritte nicht erfüllt, ſondern de m 
Gläubiger den Betrag, den er durch Mittelloſigkeit des Schuldners verlieren könnte, ſchenkt. Zu 
dieſer Frage noch RG 10, 86; 50, 137; 51, 416. — Leiſtet der Schuldner Sicherheit, ohne 
eine Gegenleiſtung, z. B. durch Stundung, Herabſetzung des Zinsfußes, dafür zu erlangen, ſo 
wendet er dem Gläubiger, der nur auf Erfüllung, nicht auf Sicherung Anſpruch hat, unent ; 
geltlich etwas zu; a. M. RG 2, 260; 6, 85; 29, 300. Eine Schenkung nimmt er aber nicht 
vor, denn der Gläubiger iſt nicht bereichert, und zwar auch dann nicht, wenn der Schuldner in⸗ 
ſolvent iſt; a. M. RG 48, 136; JW 1901, 382. Auch dann muß durchſchlagen, daß der Gläubiger 
mit Hilfe der Sicherheit nur erhält, was ihm gebührt, und ſeiner Forderung verluſtig geht; er 
würde auch nicht bereichert fein, wenn ſich der Wert ſeiner Forderung durch ſpäteren Vermögens⸗ 
zuwachs des Schuldners geſteigert hätte. Ebenſo verhält es ſich, wenn ein Dritter, ohne dem 
Schuldner durch Vertrag verpflichtet zu ſein oder deſſen Geſchäfte zu führen, dem Gläubiger 
unentgeltlich (vgl. dazu RG ZW 05, 44225; 1913, 60822) durch Verbürgung oder Pfand⸗ 
beſtellung Sicherheit leiſtet. Für eine Schenkung des Interzedenten fehlt es an dem Er⸗ 
fordernis der Bereicherung des Gläubigers (a. M. RG 54, 284; 90, 181; etwas anderes iſt es, 
wenn für einen überſchuldeten Nachlaß die Bürgſchaft übernommen wird, vgl. Prot 2,8). Ein 
Schuldanerkenntnis nach $ 781 kann eine Schenkung bedeuten. Entſprechend find der Erlaß 
der Bürgſchaftsforderung und der Verzicht auf das Pfandrecht zwar unentgeltliche 
Zuwendungen an denjenigen, gegen den ſich das Recht richtet, aber keine Schenkungen an den 
Schuldner, da der Gläubiger feine Forderung behält. Auch die unentgeltliche Vorrangsein⸗ 
räumung eines Hypothekengläubigers an einen andern iſt mangels Bereicherung keine Schen⸗ 
kung (OLG 8, 75; a. M. RG 48, 136). Lebensverſicherung zugunſten eines Dritten iſt Schen- 
kung. Ein Ruhegeldvertrag, iſt keine unentgeltliche Zuwendung, R& 75, 325; RArb& 1934 
Nr 1364. Die Leiſtung eines Armenrechtsverbands iſt keine Schenkung. 

5. Die Einigung der Parteien muß ſich nicht nur auf die Zuwendung ſelbſt, ſondern auch auf deren 
Unentgeltlichkeit beziehen. Die Abſicht, dadurch zu ſchenken, (animus donandi) wird aber vom Geſetze 
nicht gefordert (RG 70, 17; 72, 191; 73, 48; 94, 322; 95, 14; 125, 385. Rc DRZ 1934,32 JW 03 Beil 
131206 1913,8552; Warn 1916 Nr 132; R& Recht 1917 Nr 716). Damit ift nicht nur gejagt, daß die 
Einigung nicht auch die Bereicherung zu umfaſſen braucht und daß die letzten Beweggründe des Zu⸗ 
wendenden (Menſchenliebe, Prahlerei, Haſchen nach Gunſt) gleichgültig ſind. Vor allem bedeutet 
der Saß, daß die objektive Beurteilung entſcheidet, daß es mit anderen Worten genügt, wenn die 


Schenkung $ 516 161 


hträglichen 
‚141; 75, 327; 
984; Marn 1914 


Undanks des Empfängers widerrufen werden kann uſw. Nicht dara : 
leifteten Dienfte in dem 1 „nur ein Dankgefühl“ oder „das Gefühl einer wirklichen 


6. Die Schenkung iſt ſtets ein Vertrag; die Ausdrucksweiſe in $ 1406 Nr 2, $ 1453 Abſ 1 ift 
ungenau. Entgeltlich und unentgeltlich können auch einſeitige Geſchäfte ſein. Maßgebend 
für das Zuſtandekommen durch Angebot und Annahme ſind daher die 89 145ff. (RG Warn 1921 
Nr 120). Auf den Vertrag finden die allgemeinen Rechtsgrundſätze Anwendung. Ein Geſchäfts⸗ 
unfähiger kann daher leine Schenkung annehmen. Um Vertrag handelt es ſich auch dann, wenn 
die Zuwendung als ſolche ohne Mitwirkung des Beſchenkten vonſtatten geht; erſt die Einigung 
fiber den Zweck, den Rechtsgrund der Zuwendung, macht das Geſchäft zur Schenkung. Für ſolche 
Fälle gibt Abſ 2 eine erleichternde Beſtimmung über die Annahme des Angebots. Nach $ 107 

enügt auf ſeiten des Schenknehmers beſchränkte Geſchäftsfähigkeit, jedoch nur bei reinen Schen⸗ 

ungen, nicht bei gemiſchten oder bei Schenkungen unter Auflage. Das Ge chäft kann auch bedingt 
vorgenommen werden, auch ſo, daß von der Bedingung abhängt, ob es chenkung oder entgelt- 
licher Vertrag ſein ſoll (vgl. RG Recht 1917 Nr 1025). Doch darf die Bedingung nicht in einem 
Handeln des Empfängers beſtehen, an dem der 3 ein Intereſſe hat, ſonſt liegt allemal 
ein entgeltlicher Vertrag vor (MG Recht 1918 1522; vgl. A 4). Bei der ohne vorgängiges 
Verſprechen vollzogenen Schenkung (Handſchenkung) übernimmt der Schenker keinerlei Ver⸗ 
pflichtung. Aber auch bei ihr liegt in der zum Begriff des Schenkens erforderlichen Einigung der 
Beteiligten darüber, daß die Zuwendung unentgeltlich erfolgt, ein | chuldrechtlicher Vertrag 
in dem Sinne vor, daß die Einigung den Rechtsgrund ſchafft, der die durch die Zuwendung be⸗ 
wirkte Bereicherun ſchuldrechtlich rechtfertigt. Die Einigung kann beiderſeits auch ſtillſchweigend 
erklärt werden (N 111. 153). Beide Teile müſſen bei der Einigung die Leiſtung als unent- 
geltlich angeſehen haben, RG 60, 298; 68, 328; 70, 15; 72, 188; 74, 139; 125, 380; R JW 1917, 
7117 Recht 1920 Nr. 2358; NG 19. 4. 26 VI 303/27. Hochzeitsgeſchenke gelten im Zweifel 
an beide Eheleute gemacht, Kch in Seuffl 62, Nr 181. 

7. Ein Geſchäft mit Leiſtung und Gegenleiſtung iſt nicht einfach deshalb, weil objektiv ein 
auffallendes Mißverhältnis zwiſchen beiden obwaltet, in einen entgeltlichen und einen unent- 
geltlichen Teil zu zerlegen. Es iſt Sache der Parteien, wie hoch ſie die Leiſtungen einſchätzen 
(RG 81, 365; JW 1898, 61955 RG Recht 1918 Nr 850). Da der Minderwert der einen Leiſtun 
durch die beſondere Art ihrer Verwendung oder durch andere Umſtände ausgeglichen werden 
kann, iſt es möglich, daß das ganze Geſchäft als entgeltliches gewollt iſt (RG Recht 07 Nr 3789; 
1916 Nr 925; RG 11. 12. 16 IV 273/16; Bay Obs Recht 1922 Nr 1550). Möglich iſt auch der 
entgegengeſetzte Fall. Vereinbaren Ehegatten, von denen der eine reich, der andere faſt mittellos 
iſt, die Eingehung der allgemeinen Gütergemeinſchaft, ſo wird dadurch zwar an ſich nur eine 
beſondere Art des familienrechtlichen Verhältniſſes begründet; unter Umſtänden aber kann die 
darin liegende Verfügung über das gegenwärtige und zukünftige Vermögen des reichen Gatten 
auch ſehr wohl eine reine Schenkung enthalten (ſo NG 87, 301; RG Recht 08 Nr 2549; OLG 
32, 78; vgl. dazu JW 1921 S. 599, 602). Mitunter wird abſichtlich der Schein der Entgeltlichkeit 
hervorgerufen, um die Schenkung zu verhüllen (verſchleierte Schenkung; vgl. RG 15, 293: 2 
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191; 29, 266; 98, 124; Rh Recht 07 Nr 3790). So kann, wenn als Zweck der Zuwendung die 
Vergütung angeblich geleiſteter Dienſte genannt wird, eine auffallende Höhe die Annahme recht⸗ 
fertigen, daß in Wahrheit nichts als Schenkung vorliegt (RG JW 1888, 43120, RG 21. 11. 04 
IV 208/04). Neben dieſen beiden Möglichkeiten gibt es noch die dritte, daß dasſelbe einheitliche 
und untrennbare Geſchäft — der Fall der Treunbarkeit, z. B. Verkauf eines Grundſtücks unter 
ſchenkungsweiſer Überlaſſung des Inventars, gehört nicht hierhin — nach dem erklärten Willen 
der Parteien beides, ſowohl eine entgeltliche Zuwendung wie eine unentgeltliche, umfaßt. Das 
ift die gemiſchte Schenkung (negotium mixtum cum donatione). Das BOB enthält über fie keine 
Beſtimmungen. Der gemeinrechtliche Standpunkt, daß der überſchießende Betrag als 
Schenkung gilt, wird Rc 148, 238 auch für das BGB anerkannt. Aber da die gemiſchte Schenkung 
eine Einheit darſtellt, ſo gibt es keinen überſchießenden Teil, Krawielicki aaO. S. 274. Eine 
Schenkung mit Auflage, $ 525, macht jene aber noch nicht zu einem entgeltlichen Vertrage 
(RG 60, 238; 68, 326; 112, 211: Unterſchied von Schenkung unter Auflage). Ebenſowenig verliert 
die Schenkung ihren Charakter, daß ſie auf Grund einer ſittlichen Pflicht oder aus Anſtand 
erfolgt, aber § 534. Wird eine Sache ſchenkungsweiſe unter dem Wert verkauft (ſog. Freundes⸗ 
kauf), ſo iſt das Geſchäft teils Kauf, teils Schenkung, jenes inſoweit, als die Sache die 
Gegenleiſtung gegen die Preiszahlung bilden ſoll, dieſes in Höhe der gewollten Unent⸗ 
geltlichkeit. Regelmäßig werden die Parteien, wenn fie in ſolcher Weiſe unterſcheiden, 
zugleich über die Höhe der entgeltlichen und der unentgeltlichen Zuwendung einig ſein. 
Iſt das Einverſtändnis hierüber nicht zum Ausdruck gelangt, während die Abſicht, ſowohi 
ſchenken wie entgeltlich zuwenden zu wollen, feſtſteht, ſo muß der Wert der beiderſeitigen 
Leiſtungen, aber nur als Beweismittel für den Parteiwillen, den Ausſchlag geben (RG. 68, 
328; vgl. Warn 08 Nr 205). Aber nicht jeder Kaufvertrag, bei dem der Wert größer iſt als 
der Preis der Ware, iſt darum ſchon ein gemiſchtes Geſchäft. Es kommt auf den Parteiwillen 
an. — Einzelfragen der gemiſchten Schenkung: a) $ 516 Abſ 2 findet keine Anwendung 
(vgl. A 8). b) Die Form des 9 518 iſt zu beobachten (Nez Bolze 21 Nr 398), d. h. das Leiſtungs⸗ 
verſprechen als ſolches, nicht auch feine teilweis unentgeltliche Natur, muß gerichtlich oder notariell 
beurkundet werden (vgl. F 518 A 2). Fehlt die Form, fo wird durch die Bewirkung der Leiſtung 
das ganze Geſchäft geheilt. e) Widerruf wegen Undanks und Rückforderung wegen Notbedarfs. 
Grundſätzlich empfiehlt es ſich, dem Beſchenkten die Wahl zu laſſen, ob er feine Leiſtung bis zur 
Höhe der Gegenleiſtung ergänzen oder den ganzen Vertrag rückgängig machen will (RG 29, 267; 
54, 110). In einem Falle, wo der Vertrag zu einem ſtark überwiegenden Teile entgeltlich war, 
hat R 68, 326 den Widerruf auf den geſchenkten Mehrwert beſchränkt; fo auch RG 10. 6. 22 
V 525/21. d) Ob das Geſchäft als entgeltliche oder als unentgeltliche Verfügung angefochten 
werden muß (vgl. einerſeits 89 31, 38 KO, § 3 Nr 1, 2, 98 Auf®, anderſeits $ 32, 937 Abſ 2 KO, 
3 Nr 3, 4, 97 Abſ 2 Anfch), iſt nach dem Hauptzweck zu beurteilen, um den es den Parteien zu 
tun war. e) Die gegenüber dem Schenkungsrecht ſtrengere Verkäuferhaftung iſt inſoweit anzu⸗ 
wenden, als infolge eines Verſchuldens des Verkaufers oder infolge eines Sach- oder Rechts⸗ 
mangels der Wert des Kaufgegenſtandes hinter dem Entgelt zurückbleibt (vgl. auch die Analogie 
der Auflageſchenkung in $ 526). f) Das Vorkaufsrecht kann einer gemiſchten Schenkung gegenüber 
nicht ausgeübt werden (RG 101, 99; vgl. § 504 U 2). 

8. Der Abſ 2 bezieht ſich auf die Fälle, in denen die Zuwendung ohne den Willen des zu 
Beſchenkenden, d. h. durch ſchenkungshalber vorgenommene Geſchäftsführung (§ 685) 
erfolgt (Bezahlung ſeiner Schulden; Ausbedingung eines Rechtes für ihn durch Vertrag mit 
einem Dritten nach $ 328). Der Empfänger hat ſich hier zu erklären, ob er die Zuwendung als 
Schenkung annehmen will. Lehnt er ab — wozu eine Ehefrau der Zuſtimmung des Mannes 
nicht bedarf (91406 Nr 2, 9 1453 Ab 1) —, fo iſt der Tatbeſtand der cond. ob causam datorum 
gegeben (vgl. $ 812 A 9). Er haftet alsdann von dem Augenblick des Empfangs an auf Heraus- 
gabe des Zugewendeten nach $ 819 Abſ 1; war Befreiung von einer Schuld zugewendet, jo hat 
er die dazu verbrauchten Mittel zu erſtatten ($ 818 A 5). Um aber den Schwebezuſtand nicht 
allzuſehr zu verlängern, ſoll der Zuwendende berechtigt fein, ihm eine angemeſſene Friſt zur 
Erklärung zu beſtimmen; unbenutzter Ablauf der Friſt gilt als Annahme. Iſt die beſtimmte Friſt 
zu kurz, jo ſetzt ſie die längere angemeſſene Friſt in Lauf (vgl. $ 250 A 2), jo daß dann auch noch 
ſpäter abgelehnt und Widerruf wegen Undanks vermieden werden kann. — Vor der Ableh- 
nung iſt eine Rückforderung nicht möglich. Der E I ($ 438) erklärte die Zuwendung 
deutlich für ein Vertragsangebot, an das der Zuwendende abweichend von der Regel ($ 147) 
bis zur Ablehnung der Schenkung gebunden war. Daß es hierbei verblieben ift, ergeben nicht nur 
Prot 2, 1ff., ſondern auch Satz 3, der bei ungezwungener Auslegung die Kondiktion erſt nach der 
Ablehnung zuläßt. Es ſteht daher dem Zuwendenden nicht frei, durch Unterlaſſung der Auf⸗ 
ſorderung des Satzes 1 das Zuſtandekommen der Schenkung zu verhindern. — Wie der Fall 
der ohne Willen des andern erfolgten Zuwendung muß auch der andere Fall behandelt werden, 
wenn ſich die Parteien zwar über die Zuwendung, aber noch nicht über deren 
Kauſa geeinigt haben (Überfendung einer Geldſumme mit dem Zuſatze: Brief folgt). Da⸗ 
gegen iſt die Vorſchrift auf gemiſchte Schenkungen nicht anwendbar; hier greifen die 88 145 ff. 
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9. Vielfach erſcheint der Bertra ugunſten Dritter im Zuſammenhang mit einer 
unentgellicen Ju dad ung, die je 1 5 dem Ableben ihres Urhebers wirkſam 
werden ſoll. In ihm kann auch bereits ein Vollzug der Schenkung liegen, RG 1 158/27 
28. 1. 28. Ein Verwahrungsvertrag, ein Auftrag, ein Darlehn wird mit der Abrede vereinbart, 
daß mit dem Tode des Hinterlegers (Auftraggebers, Darleihers) ein Dritter den Anſpruch gegen 
den Verwahrer (Beauftragten, Darlebnsempfänger) erwirbt ($$ 328, 331). Ebenſo Lebens⸗ 
verſicherung zugunſten eines Dritten, 96 128, 189. Derartige Geſchäfte haben die Eigentüm⸗ 
lichkeit, daß ſich der wirtſchaftliche Zweck, der verfolgt wird, mit der gebrauchten Rechtsform 
nicht deckt. Sachlich kommt es dem Verſügenden darauf an, einer ihm naheſtehenden Perſon 
nach ſeinem Tode einen Vermögensvorteil durch Begründung einer Forderung zu perſchaffen; 
der wirtſchaftliche Zweck iſt alſo der des Vermächtniſſes (vgl. $8 1939, 2174). Ein Vermächtnis 
im Sinne des Geſetzes wird aber nicht angeordnet; auch eine ſonſtige Verfügung von Todes 
wegen liegt nicht vor, da ſich das Gefchäft nicht auf den Nachlaß bezieht. Vielmehr handelt es 
ſich auch im Verhältnis i 
und zwar hier — eine andere Kauſa iſt nicht denkbar — um eine Schenkung (a. M. RG 106, 2). 
95 5 Tür dieſe erforderliche Vertrag wird ſo geſchloſſen, daß der Verwah 


5 , Da die Leiſtung ſofort 
0 8 i ‚ 518). Nun läßt ſich freilich nicht verkennen, daß 
dieſem Geſchäftstypus erhebliche Bedenken entgegenſtehen Di an die der Geſetzgeber 

ir Wirkung ü od hinaus beſtimmten Verfügungen 
geknüpft hat, werden auf ſolche Weiſe beiſeite geſchoben; die Rechte der Nachlaßgläubiger ſind 
6 nswert geweſen, wenn 


allgemeinen Wortlauts auf die Fälle 
des § 330, insbeſondere die un e und den Leibrentenvertra 


rän⸗ 


Reichsgerichts in Bd. 98, 281 auf die bezeichneten Gefahren hinwies, war es für eine ein 
iſtung 


lende Auslegung zu ſpät. Unterſtützt und befürwortet durch Hellwig (Verträge auf Lei 


den ae unbekümmert um den 
einer ihm zuge dachten Sache zu machen. Die Unterſcheidung, daß die 
kaſſenbuchs an ihn ohne Einwilligung der Erben dur 

eines Wertpapiers, wird niemandem einieuchten; 


168 Satz 2 Halbſ 2 verb. mit 8672 1). — Hinzugefügt ma 
werden, daß die Schenkung, et binnen einem oder zwei en 1. dem Tode d 5 


r 
ingeſtellt gelaſſen in RG 106, 2 von der irrige 
Annahme aus. daß Schenfun nicht vorliege). Für die Ecbſchaftsſteuer gilt „der Erwerb — 
Vermögensvorteilen, der auf Grund eines vom Erblaſſer geſchloſſenen Vertrags unter Lebenden 
von einem Dritten mit dem Tode des Erblaſſers unmittelbar gemacht wird“, als Erwerb von 
Todes wegen (ErbſchStch 9 2 Abſ 1 Nr 4). Über Schenk 
187. 


ung und Pflchtteilsergänzung NG 128, 
10. Beweißfragen. Die in der Vertragsurkunde enthaltene Wextangabe darf bei 

ob eine Schenkung vorliegt, nicht [chlechtin als are be werden; ar der Prifung, 
auf die wirkliche Sachlage an (RG Warn 1916 Nr 132). 


1 
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charakter von Leiſtungen unter nahen Verwandten kennt das Geſetz nur in den engen Grenzen 
der 89 685 und 1618 (vgl. dazu RG Warn 1912 Nr 382); auch wenn bei der Leiſtung die Rückſicht 
auf das Verwandtſchaftsverhältnis mitſpielt, wird dadurch die gewollte Entgeltlichteit nicht aus⸗ 
geſchloſſen (RG 74, 140; JW 09, 6702). Doch entſpricht es der Lebenserfahrung, wenn RG 
JW 1919, 242 und RG Warn 1920 Nr 105 bei Geld⸗ oder Sachhingaben zwiſchen Eheleuten, 
ſelbſt wenn ſie in Gütertrennung leben, eine tatſächliche Vermutung für die Schenkung annehmen. 
— Sind Schenkungen im allgemeinen nicht zu vermuten, ſo folgt doch daraus nicht, daß der Kläger, 
der Rückzahlung eines angeblichen Darlehns verlangt, während der Beklagte Schenkung be⸗ 
hauptet, von dem Beweiſe des Darlehns befreit wäre; erheblich iſt hier an der Einlaſſung des 
Beklagten nur die Beſtreitung der Darlehnsvereinbarung (RG JW 06, 46218). Tritt ferner die 
Schenkungsbehauptung eines verklagten Beſitzers dem Eigentumsanſpruch des Klägers auf Her⸗ 
ausgabe gegenüber, jo hat nach $ 1006 Abſ 1 der Kläger zu beweiſen, daß Schenkung nicht vor⸗ 
gelegen habe (vgl. $ 985 A6 unter b). Zu beachten iſt auch die legitimierende Kraft des Grundbuch⸗ 
eintrags. Auch wenn die Nichtvalutierung der Darlehnshypothek feſtſteht, dringt nach 88 891, 
1138 der Eigentümer mit ſeiner Löſchungsklage nur durch, wenn er die Behauptung des Gläu⸗ 
bigers, die Schuld ſei ſchenkweiſe begründet worden, widerlegt (RG 98, 124). Handelt es ſich 
dagegen um ein Sparkaſſenbuch, deſſen Herausgabe der Beklagte weigert, weil ihm der Erblaſſer 
des Klägers das Guthaben geſchenkt habe, ſo trifft ihn die Beweislaſt, der er jedoch ſchon durch 
den Hinweis darauf genügt, daß das Buch auf ſeinen Namen umgeſchrieben it (a. M. RG 
24. 2. 19 IV 396/18, vgl. dazu $ 518 A 1). — Die Perſon des Beſchenkten kann zweifelhaft ſein 
bei Hochzeitsgeſchenken. An wen die Übergabe erfolgt, iſt gleichgültig. Sofern ein Stück nicht 
erkennbar für den perſönlichen Gebrauch eines der Ehegatten beſtimmt iſt, muß angenommen 
7 910 beide beſchenkt ſein ſollen, mag auch der Schenker nur dem einen naheſtehen (Seuff A 
62 Nr 181). 


8 517 


Eine Schenkung liegt nicht vor, wenn jemand zum Vorteil eines anderen 
einen Vermögenserwerb unterläßt oder auf ein angefallenes, noch nicht 
endgültig erworbenes Necht verzichtet oder eine Erbſchaft oder ein Ver⸗ 
mächtnis ausfchlägt. 

E 1 439 II 464; M 2 290, 201; P 2 8, 9. 

1. Unterlajjen eines Vermögenserwerbes zum Vorteil eines an dern. Dieſes ſetzt voraus, 
daß ein Vermögenserwerb noch nicht ſtattgefunden hat; er liegt nicht vor, wenn die bereits 
gemachte Erwerbung einem andern zugewendet war (RG J 1906, 161°). Daß es keine Schen- 
kung iſt, wenn jemand eine rein tatſächliche Erwerbsgelegenheit nicht wahrnimmt und ein anderer 
fie infolge davon benutzen kann, folgt ſchon aus $ 516, weil damit nichts aus dem Vermögen 
zugewendet iſt. Durch $ 517 wird aber auch die Nichtausbeutung beſonderer Rechtslagen, wie ſie 
z. B. die Nichtannahme eines Vertragsantrags, die Nichtgenehmigung eines Rechtsgeſchäfts 
die Unterlaſſung der Anfechtung wegen Willensmängel oder die Verſäumung einer Friſt dar⸗ 
ſtellen, von dem Recht der Schenkung ausgeſchloſſen. Nicht hierhin gehören die Fälle 
indirekter Vermögenszuwendung. Leiſtet der Schuldner auf Weiſung des Gläubigers 
einem Dritten, dem der Gläubiger ſchenken will, fo hat dieſer nicht bloß auf den Erwerb des Ge⸗ 
genſtandes verzichtet, ſondern zugleich ſein Forderungsrecht aufgeopfert, weshalb es ſo angeſehen 
wird, als ob er den Gegenſtand erworben Und auf den Dritten übertragen hätte. Das traf auch 
auf den früher häufig vorgekommenen ſog. Fünfzehnhundertmarkvertrag zu. Die auf Vermeidung 
einer Pfändung berechnete Vereinbarung des Angeſtellten mit ſeinem Dienſtherrn, daß ihm ſelbſt 
nur 1500 Mark, ſeiner Ehefrau aber 4500 Mark gezahlt werden ſollen, war rechtlich nichts weiter 
als Ausbedingung eines Dienſtlohns von 6000 Mark, verbunden mit ſchenkweiſer Zuwendung 
des Teilbetrags von 4500 Mark an die Frau. Daher konnten die Gläubiger des Mannes die Schen- 
kung nach § 3 Nr 2, 4 AnfG anfechten und die Frau zur Abtretung ihrer Forderung gegen den 
Dienſtherrn oder zur Herausgabe des darauf empfangenen Betrags zwingen (anders die Recht⸗ 
ſprechung RG 69, 59; 81, 46; RG 23 1912 ©. 560, 686; 1915, 542, die die Anfechtbarkeit ver⸗ 
neinte). Nicht unter $ 517 gehört es ferner, wenn jemand einen Anſpruch auf Übereignung einer 
beweglichen Sache hat und mit einem Dritten, dem er ſchenken will, vereinbart, daß ſofort mit der 
aa: an ihn das Eigentum durch Beſitzkonſtitut auf den Dritten übergeht (vgl. RG JW 

‚ 1619). 4 

2. Verzicht auf angefallene, noch nicht endgültig erworbene Rechte. Soll die Vorſchrift 
neben den Fällen der A 1 und 3 zur Geltung kommen, jo muß darunter der Verzicht auf An 
wartſchaften verſtanden werden, namentlich auf aufſchiebend bedingte Rechte. Befriſtete Rechte 
find nicht gemeint. Der Erlaß künftiger Miets⸗ oder Darlehnszinſen kann ſehr wohl Schenkung ſein. 

3. Obgleich Erbschaft und Vermächtnis kraft Geſetzes erworben werden (8 1942, 2176), 
läßt fich der Erwerb doch durch einfeitige Erklärung (Ausſchlagung) mit rückwirkender Kraft 


Schenkung $$ 516-518 165 


wieberaufheben ($$ 1953, 2180). Daher wird die Ausſchlagung nicht als Schenkung behandelt 
(ogl. RG 54, 293). Dasſelbe muß aber auch für den Pflichtteil angenommen werden. 82317 
ift dahin auszulegen, daß der Pflichtteilsanſpruch zwar mit dem Erbfall entſteht, aber auflöſend 
bedingt durch den Verzicht des Berechtigten. Daß das Geſetz dieſen Standpunkt teilt, beweiſen 
außer $ 852 Abſ 1 ZPO namentlich die §§ 1643 Abs 2, 1822 Nr 2, wonach Vater und Vormund 
die doch nach $$ 1641, 1804 nicht in Vertretung des Kindes ſchenken können, mit Genehmigung 
des Vormurdſchaftsgerichts imſtande ſind, für das Kind auf den Pflichtteil zu verzichten (a. M. 
RG 77, 238). Die aus der Gegenmeinung gezogene anſtößige Folgerung, daß ein Pflichtteils⸗ 
berechtigter die Erbſchaftsſteuer auch dann zu zahlen habe, wenn er den Pflichtteil nicht geltend 
machen will, und daß er für den unentgeltlichen Verzicht auf den Pflichtteil überdies auch noch 
Schenkungsſteuer ſchulde, iſt ſchon durch das ErbſchStch v. 10. 9. 19 beſeitigt worden; vgl. jetzt 
Geſ v. 20. 7. 22 § 2 Abſ 1 Nr 1, f 22 Abs 1 Nr 12. 


8 518 


Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den eine Leiſtung ſchenkweiſe ver- 
ſprochen wird, iſt die gerichtliche oder notarielle Beurkundung des Verſprechens 
erforderlich. Das gleiche gilt, wenn ein Schuldverſprechen oder ein Schuld- 
anerkenntnis der in den 88 780, 781 bezeichneten Art ſchenkweiſe erteilt wird, 
von dem Verſprechen oder der Anerkennungserklärung. 


Der Mangel der Form wird durch die Bewirkung der verſprochenen Leiſtung 
geheilt. 


ö i zogene Schenkung ift auch 
ohne Form gültig. Handelt es fih um ein gemiſchtes Schenk 


Konſtitut damit verbunden ift, NG Gruch 62, 614). 
von ift erft mit erkennbarer Ausſonderung beſtimmter 


5 zuſteht, wird die Vollzie hung der Schenkung 
nicht gehindert (RG Warn 1915 Nr 142, vgl. aber 1920 Nr 105). Bei Grundſtücken iſt Auflaſſung 
notwendig, aber nach $ 873 Abſ 2 auch ſchon vor der Eintragung i 


1 loſer Abſchluß des Erlaßvertrags 
(RG 53, 296; 76, 61; NG Seuffa 69 Nr 121), wogegen eine mit Aufhebung des Erlaſſes ver- 
bundene ſchenkweiſe 2 ie derherſtellung der Forderung der Fo 


alf baz des Mitbeſtzes hinzukommen (dich Warn 1921 Nr 123), 
a 
timationspapieren das Papier der Forderung ($ 952), nicht umgekehrt die 


Nl. 8 ches ſtattſinden, iſt aber 
regelmäßig darin enthalten (Reh 89, 402; JW 1910, 329°; 1916, 37%; Gru 

Schenker Geld auf ein al] ein, das auf den Namen des 
iſt oder ausgeſtellt wird, ille für die Sparkaſſe 
nicht erkennbar iſt, entſteht die Forderung gegen ſie in der Perſon des Schen mers (anders 
das Reichsgericht, das auf die innere Abficht des Einzahlenden abſtellt und dieſe daraus erſchließen 
will, aus weſſen Mitteln das (held herrührt, vgl. RG 73, 220; Nes St 43,17; Warn 1912 Nr 197: 
1915 Nr 142; 1916 Nr 75 RG 23 1914, 999). nd bei einer Bank 
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wonach es ſchlechthin auf die Leiſtung des Angewieſenen ankommen ſoll, wird die Schenkung 
auch ſchon durch Annahme der Anweiſung bewirkt, da hiermit dem Schenknehmer eine Forderung 
gegen den Angewieſenen zugewendet wird (vgl. $ 784). Übrigens ift mitunter zu prüfe n, ob der 
Schenker, der nur von Anweiſung ſprach, nicht doch in Wahrheit eine Abtretung vorgenommen 
hat (RG JW 07, 733). p) Handlungen, die die Vollziehung nur ſichern oder fie vor⸗ 
bereiten ſollen, machen die Form des Schenkungsverſprechens nicht überflüſſig. 
Ungenügend ift daher die bloße Gutſchrift in den Geſchäftsbüchern des Schenkers (RG Warn 1912 
Nr 101) oder die Beſtellung einer Hypothek zur Sicherung des ſchenkweiſe Verſprochenen (RG 
88, 366). Auf der andern Seite iſt der Begriff der Vollziehung vereinbar mit dem Vorbehalt 
jederzeitigen Widerrufs (RG 18. 6. 07 III 6/07). Auch kann eine Schenkung ihrer Voll- 
ziehung ungeachtet bedingt oder befriſtet fein (R Warn 1921 Nr 95). Bedingte 
Abtretungen zu Schenkungszwecken ſ. z. B. in RH Warn 08 Nr 141; 09 Nr 33; OLG 16, 50. Die 
am häufigſten vorkommende Bedingung iſt die der Schenkung von Todes wegen, daß 
der Beſchenkte den Schenker überlebt. Auf dieſes Geſchäft (nicht auf ein Verſprechen, deſſen 
Erfüllung, ohne an die Bedingung des Überlebens geknüpft zu ſein, auf den Todestag des Schen⸗ 
kers hinausgeſchoben iſt, RG 53, 296; RG 9. 11. 21 V 23/21) finden nach $ 2301 die Vorſchriften 
über Verfügungen von Todes wegen Anwendung; doch gilt Schenkungsrecht, wenn der Schenker 
die Schenkung durch Leiſtung des zugewendeten Gegenſtandes vollzieht. Stets muß im Einzelfall 
geprüft werden, ob trotz der Bedingung oder Befriſtung die Leiſtung ſelber (die Abtretung, der 
Erlaß) ſofort vorgenommen iſt oder ob einſtweilen nur verſprochen wurde, unter der beſtimmten 
Bedingung oder an dem künftigen Tage leiſten zu wollen. Die Erklärung des Darlehnsgebers 
in RG JW 1910, 93813, nach ſeinem Tode ſolle ſeine Enkelin die Darlehnsſumme bekommen, 
war ein formbedürftiges Schenkungsverſprechen. Ebenſo wurde in RG Warn 08 Nr 302, wo der 
Gläubiger dem Schuldſchein nachträglich die Worte hinzugefügt hatte, „dieſer Schein wird mit 
meinem Tode ungültig“, nur ein Schenkungsverſprechen angenommen, und zweifellos handelte 
es ſich um nichts weiter in RG 5. 3. 15 11 250/14, wo das Schreiben des Gläubigers an den 
Schuldner dahin lautete, er verpflichte ſich, falls eine vom Schuldner geplante Heirat bis zum 
1. Oktober des nächſten Jahres nicht zuſtande kommen würde, nach dieſem Termine auf die For⸗ 
derung zu verzichten (vgl. ferner RG Recht 1916 Nr 926). Eine vollzogene Schenkung liegt auch 
dann nicht vor, wenn ein dem Tode naher Erblaſſer eine Perſon, der er Wertpapiere zuwenden 
will, formlos ermächtigt, fie nach feinem Tode abzuheben (RG JW 04, 337°; vgl. RG 23 1919, 
692; OLG Dresden LZ 1919, 444), oder wenn er die Papiere einem Voten behändigt, der fie 
erſt nach feinem Tode jener Perſon übergibt (MG 83, 223). Auch der Auftrag an einen Treu⸗ 
händer, die Sache nach dem Tode des Auftraggebers einem Dritten herauszugeben, enthält noch 
keine vollzogene Schenkung (RG 106,1; RG JW 1917,94). Geht die Abmachung nicht dahin, daß 
mit dem Tode ein unmittelbares Recht auf Herausgabe für den Dritten begründet werden ſoll (vgl. 
8 516 A 9), fo hat dieſer nichts erlangt. Das Ausſtattungsverſprechen unterliegt der Form 
des § 518 nicht (RG 111, 286). 

2. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung (vgl. $$ 167ff. FG, Art 141 EG). Die Vor. 
ſchrift gilt auch für Schenkungsverſprechen von Kaufleuten, obwohl fie nach 88 343, 344 HOB 
Handelsgeſchäfte fein können (vgl. $ 350 HGB, NG Holdheim 04, 128). Nur das Verſprechen 
des Schenkers iſt an die Form gebunden; die Annahmeerklärung des Beſchenkten kann formlos, 
auch ſtillſchweigend erfolgen und wird unter den Umſtänden des § 516 Abſ 2 fingiert. Wie ſich 
ferner aus Satz 2 des Abſ 1 ergibt, unterliegt dem Formzwang auch nur das Leiſtungsverſprechen 
ſchlechthin. Die Tatſache, daß es ſchenkweiſe erfolgt, braucht nicht urkundlich gemacht, kann viel ⸗ 
mehr verſchleiert werden (RG 98, 124; 101, 101; . auch $ 516 A7 und aus früherem Recht RG 
15, 293; 22, 191). Die Beurkundung muß aber auch wirklich das Verſprechen, nicht eine bloße 
Vollmacht zum Inhalt haben (NG JW 1920, 490%: Auflaſſungsvollmacht mit Ermächtigung, 
an ſich ſelbſt aufzulaffen). Neben der Schenkungsform finden die ſonſtigen Formvor⸗ 
ſchriften Anwendung. So nach $$ 311, 313, 2371, 2385 bei Schenkung eines ganzen Ver⸗ 
1 eines Grundſtücks (NG 82, 152), einer Erbſchaft; vgl. ferner $ 312 Abſ 2, GmbHG 9 15 
Abſ 3, 4. 

3. Da das Geſetz durch den Formzwang übereilte Schenkungsverſprechen verhüten will, 
faßt es auch ein abſtraktes Verſprechen, das ſchenkweiſe erteilt iſt, nicht als Vollziehung 
der Schenkung auf. Auch ein ſolches Verſprechen muß vielmehr gerichtlich oder notariell 
beurkundet werden, wobei dem Weſen der Sache entſprechend die causa donandi in der Urkunde 
nicht erwähnt wird (RG 98, 128). Unterbleibt die Beurkundung, jo iſt es ebenſo nichtig 
wie ein Verſprechen, das den Schuldgrund der Schenkung in ſich aufgenommen hat; es tritt 
nicht bloß Entkräftbarkeit durch eine Bereicherungseinrede ($ 821) ein. Die Regelung iſt mithin 
dieſelbe wie in den Fällen der 58 656 Abſ 2, 762 Abſ 2 (Ehemäklerlohn, Spiel und Wette): Berück⸗ 
ſichtigung durch den Richter, auch wenn der Mangel nur durch den Vortrag des Beſchenkten 
kundbar wird; kein einſeitiger und formloſer Verzicht des Schenkers auf die Einwendung. Statt 
von abſtraltem Verſprechen ſpricht das Geſetz nur von dem Schuldverſprechen des $ 780 und dem 
Schuldanerkenntnis des § 781 (mit letzterem iſt der Fall gemeint, wenn das Anerkenntnis ohne 


Schenkung $$ 518, 519 167 


Gegenleiſtung und im Einverſtändnis darüber erteilt ift, daß die anerkannte Schuld nicht beſteht, 
ogl. § 812 A 11 unter 1c). 


Anweiſungsakze pt des Schenfers (8 784) ſowie namentlich auf ſeine wechſel⸗ und ſcheckmäßigen 
Verſ 8 


nach Abi 2 
r zu fordern 


ſen Schenkung entgegenhalten. Mit dem Indoſſament hört dieſe Möglichkeit auf 
(vgl, § 364 HGB), 


Formmangels durch Bewirtung der Leiſtung. Es genügt auch ein 
bedingter Vollzug, 
Handgeſchenk gültig 


Nichtigkeit des Schenkun sverſprechens erfolgt, 
urch die Leiſtung ſelbſt eine gültige Verpflichtun 


0 Erfüllungs Statt ($ 364) die heilende Wirkung 
zu verſagen. Die Schenkung iſt auch dann vollzogen, wenn der Verſprechende, der ſich irrtümlich 

ſlichei hält, mit Zustimmung des angeblichen Gläubi i 
wogegen ein Dritter, der 


e) 1 Heilung 
r vom Schenker geleiſteten Sache leine Haftung 


weigen des Mangels Haftung nach 523 Abſ 1. 
Nur der Formmangel des cba dan rechen wird durch Vollz 
Leidet das Geſchäft noch an andern 


dem Käufer formlos ſrlhert eine in Anrechnun 
falls ſie dem Verkäuſer a 


chenkung unter Lebenden kann zwar auch vom Erben des Schenkers vollzogen werden. 
Wird aber der Auftrag des Sale, geſchenkte Sa 


geführt, ſo liegt darin keine Vo lzie hung der Schenkung, da dieſe, 
über den Tod des Erblaſſers hinaus wirkte, durch d 
10. 11. 23 UI /23). 


8 519 


i füllung der ihm kraft Geſetzes obliegenden 
Anterhaltspflichten gefährdet wird. 


Treffen die Anſprüche mehrerer Beſchenkten zuſammen, 


ſo geht der früher 
entſtandene Anſpruch vor. 


2. Vefindet ſich der age, jo kommt ihm das Geſetz mit der Rechts⸗ 
wohltat des Notbedarfs (bemeticium compe 
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den noch unerfüllten Anſpruch (§ 519) und, unter ſchwereren Vorausſetzungen, ein Anſpruch auf 
Herausgabe nach Vollziehung der Schenkung (88 528, 529). Beiden Rechtsbehelfen iſt gemeinſam, 
daß es nicht darauf ankommt, ob der Schenker ſchon zur Zeit der Schenkung bedürftig war oder 
ob er es erſt ſpäter geworden iſt. Auch der Fall, wenn mehrere Schenkungen desſelben Schenkers 
zuſammentreffen, iſt in $ 519 Abſ 2 und in § 528 Abſ 2 übereinſtimmend geregelt. Ebenſo gilt 
für beide Rechtsbehelfe, daß ſie den Schenker gegen feinen eigenen Leichtſinn ſchützen ſollen 
und daß er deshalb nicht im voraus auf ſie verzichten kann. 

3. Die Einrede des Notbedarfs richtet ſich gegen den Anſpruch auf Erfüllung eines Schen⸗ 
kungsverſprechens oder eines ſchenkweiſe erteilten abſtrakten Verſprechens. Sie iſt im Haupt- 
prozeß, nicht erſt bei der Vollſtreckung, vorzubringen und zu verhandeln, wirkt aber nur ſoweit 
als, gegenſtändlich und zeitlich genommen, die Bedürftigkeit des Schenkers 
reicht. Die Klage kann teilweiſe abgewieſen werden; wird fie ganz abgewieſen, jo kann fie der 
Beſchenkte doch von neuem erheben, falls es ihm gelingt, eine Beſſerung der Umftände des Schen⸗ 
kers darzutun. Gegen den durch Urteil feſtgeſtellten Anſpruch findet eine Einrede auf Grund 
ſpäterer Vermögensverſchlechterung nur nach Maßgabe des $ 767 3 ſtatt. Zweifelhaft iſt, 
inwiefern die Einrede auch Bürgen, Schuldübernehmern oder Schuldmitübernehmern zugute 
kommt. Da der Gläubiger gegen die Vermögensunzulänglichkeit des Schenkers durch den Beitritt 
jener Perſonen gerade geſchützt werden ſoll, werden ſie ſich hierauf nicht berufen konnen (vgl. 
auch 9 768 Abſ 1 Satz 2, § 193 KO). Dagegen ſteht es, wenn auch nicht dem Bürgen, ſo doch den 
Nach- und Mitſchuldnern frei, die eigene Bedürftigkeit geltend zu machen, denn auch ſie haften 
aus dem Rechtsgrund der Schenkung. — Vorausgeſetzt iſt entweder Gefährdung (wicht: Be⸗ 
einträchtigung; naheliegende Beſorgnis einer ſolchen genügt) des eigenen ſtandesmäßigen 
(nicht: notdürftigen) Unterhalts ($ 1610) oder Gefährdung der dem Schenker kraft 
Geſetzes, alſo nicht lediglich kraft Vertrags, obliegenden Unterhaltspflichten. Als geſetz⸗ 
liche Unterhaltspflichten kommen in Betracht: die der Ehegatten, 98 1360 ff. (88 1345, 1351), auch 
der geſchiedenen (88 1578ff.), der Verwandten (59 1601 ff.), des Vaters gegen das Kind aus nichtiger 
Ehe (88 1700, 1703), des Vaters des unehelichen Kindes ($$ 1708 ff.; vgl. auch §8 1739, 1766). 
Bei der Frage, ob Gefährdung vorliegt, ſind die ſonſtigen Verpflichtungen des Schenkers zwar 
nicht ſchlechthin vom Vermögen abzuziehen, aber doch ſämtlich zu „beruckſichtigen“, mithin, wenn 
ſie erſt ſpäter fällig werden, zu einem angemeſſenen Betrage in Anſatz zu bringen. 

4. Bei mehrfachen Schenkungen desſelben Schenkers geht die ältere der jüngeren vor 
(ähnlich $ 2329 Abſ 3). Entscheidend iſt die Entſtehung des Anſpruchs, alſo der Zeitpunkt der 
Annahme der Schenkung, auch wenn der Anſpruch bedingt oder betagt iſt und vor Eintritt der 
Bedingung oder des Termins eine neue Schenkung erfolgt; die früher vorgenommene 
Schenkung ſoll durch eine ſpätere nicht beeinträchtigt werden. Gegenüber dem Anſpruch des 
ſpäter Beſchenkten darf ſich der Schenker auf die frühere berufen, nicht ſteht ihm umgekehrt 
gegen den früher Beſchenkten eine Einrede wegen der ſpäteren Schenkung zu. Hat er dem zweiten 
Beſchenkten gegenüber die Geltendmachung der Einrede abſichtlich unterlaſſen, um den erſten 
zu ſchmälern, ſo kann dieſer verlangen, daß dasjenige, was mit Rückſicht auf ihn dem zweiten 
hätte abgezogen werden müſſen, als noch vorhanden gerechnet wird. Mehrere gleichzeitige 
Schenkungen ſind gleichmäßig zu kürzen. 

5. Über 8 519 hinaus wird ein Weigerungs recht auch aus dem Grunde der Geldentwertung 
anzuerkennen jein. Verſpricht jemand ſchenkweiſe die Leiſtung eines Gegenſtandes, den er noch 
nicht in feinem Vermögen hat, und ſchnellt, ehe er ihn verſchaffen konnte, der Wert des Gegen⸗ 
ſtandes infolge eines zur Zeit des Verſprechens nicht voraussehbaren Markſturzes übermäßig 
in 11 Höhe, ſo entſpricht es der Billigkeit und § 242, die Leiſtungspflicht zu ſtreichen oder herr 
abzuſetzen. 


§ 520 

Verſpricht der Schenker eine in wiederkehrenden Leiſtungen beſtehende 
Anterſtützung, ſo erliſcht die Verbindlichkeit mit ſeinem Tode, ſofern nicht aus 
dem Verſprechen ſich ein anderes ergibt. 

E 1 447 II 467; M 2 208, 299; P 2 30. 

Das ſchenkweiſe Verſprechen einer in wiederkehrenden Leiſtungen zu entrichtenden 
Unterſtützung (Renten, Lebensunterhalt, nicht aber Teilzahlungen eines geſchenkten Kapitals) 
erliſcht mangels gegenteiliger Abrede mit dem Tode des Schenkers, geht alſo auf deſſen Erben 
nicht über. Tritt jemand als Mitſchuldner neben den Schenker, ſo wird im Zweifel der Tod des 
Erſtverſterbenden maßgebend ſein. Auch der Anſpruch des Beſchenkten iſt nach dem Sinne des 
Vertrags regelmäßig unvererblich; vgl. wegen der Leibrente 8 759, wegen des Unterhaltsanſpruch? 
89 1615, 1713. Bereits fällig gewordene Auſprüche (Rückſtände) werden durch den Tod des einen 


oder des andern Teiles nicht berührt. Selbſtverſtändlich erlischt die Verpflichtung des Schenkers 
mit dem Tode des Beſchenkten. 


Schenkung 88 519523 169 


8 521 


Der Schenker hat nur Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten. 
E 1 442 II 468; M 2 296; P 2 21. 


1. Der Schenkungsvertrag verpflichtet den Schenker zur Bewirkung der verſprochenen Schen- 
hung. Die 80 21825 7 5 u: Gedanken zum Ausdruck, daß der Schenker wegen Ber: 
ſchuldens, Verzugs und wegen Rechts⸗ und Sachmängel möglichſt milde zu haften hat. Weitere 
Milderungen können ſich aus dem Weſen der Sache ergeben. Namentlich wird meiſtens an⸗ 
zunehmen ſein, daß der Beſchenkte das Geſchenk — entgegen $ 270 auch ein Geldgeſchenk — beim 
Schenker abzuholen hat, ſo daß deſſen gewöhnlicher Aufenthaltsort der Leiſtungsort iſt. Doch 
liegt die allgemeine Pflicht eines Schuldners, die Koſten der Erfüllung zu tragen (z. B. Auflaſſungs⸗ 
loſten), auch dem Erteiler eines Schenkungsverſprechens ob (Mot 5, 193; vgl. RFinHof 1, 59). 
Die Abmilderungen der Haftung folgen aus der Natur des Schenkungsverſprechens und kommen 


daher auch den Erben des Schenkers ſowie ſeinem Schuldübernehmer oder Schuldmitübernehmer 
zuſtatten. 


genſtandes, wie auch für den 
g verſprochen wird ($$ 307, 
rläſſiger Verſäumung recht ⸗ 
er ſich im Verzuge befindet, fteigert ſich ſeine Haf⸗ 

ch $ 281 verpflichtet. Bedient 


$ 522 


Zur Entrichtung von Verzugszinſen iſt der Schenker nicht verpflichtet. 
E 1 445 II 400; M 2 297, 208; P 2 20, 30. en 

Nach § 521 kommt der Schenker nur bei grober Fahrläſſigkeit in Verzug. mach 
von den gewöhnlichen Folgen des Verzuges nur die eine Ausnahme, daß der Beſchenkte nicht 
ohne weiteres die 4% des § 288 verlangen kann. Dagegen bleiben die $$ 286, 287 beſtehen; 
der Beſchenkte kann Erſatz des 


Verzugsſchadens fordern, wenn er ihn im Einzelfall beweiſt. An⸗ 
wendbar bleiben auch die $8 291 (Prozeßzinſen) und 292 (geſteigerte Haftung bei Verpflichtung 
zur Herausgabe eines Gegenſtandes). 


geltenden Vorſchriften des $ 433 Abf 1, der 88 434 bis 437 des 


bis 4 und der 88 441 bis 444 finden entſprechende Anwendung. 
EI 442 IT 470; M 2 200, 207; B 2 25283 6 183. 


1. Bei der Frage der Gewährleiſtung für Mängel im Recht unterſcheidet das Geſetz, ob 


der verſchenkte Gegenſtand ſchon zum Vermögen des Schenkers gehört oder ob er erſt erworben 
werden ſoll. Im erſten 


Falle haftet der Schenker nur bei argliſtigem Verſchweigen, im zweiten 
bei Kenntnis oder A ra Nichtkenntnis des Mangels. Für beide Fälle llißt ſich die Haf⸗ 
tung durch Vertrag ſteigern. Ein Gewährleiſtungsverſprechen verpflichtet nach den allgemeinen 
Vorſchriften, ſo daß $ 276 Abſ 1, nicht 8 521 Anwendung findet. Das Verſprechen bedarf aber 
der in $ 518 beſtimmten Form. 


2. Schenkungsverſprechen und Handgeſchenke, deren Gegenſtand ſich bereits im Vermögen 
des Schenkers befindet, verpflichten ihm nach dem Geſetze, den Gegenſtand ſo zu leiſten, wie 
er ihn hat. Ein Recht, das ihm ſelbſt nicht zuſteht, braucht er dem Beſchenkten nicht zu verſchaffen. 
Das ändert ſich auch dadurch nicht mit Notwendigkeit, daß er den Mangel im Rechte kennt; er 
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darf vielleicht annehmen, daß auch der Beſchenkte Kenntnis haben wird. Nur wenn er den Mangel 
argliſtig verſchweigt, ſoll er haften, aber auch nur auf Erſatz des gerade dadurch — durch 
das Verſchweigen — entſtehenden Schadens, d. h. auf das negative Vertragsintereſſe. 
Es liegt ein Fall des Verſchuldens beim Vertragsſchluß vor (dolus in contrahendo), wie er auch 
in $ 463 Satz 2, § 600 und bei bloßer Fahrläſſigkett in $ 694 als Grund einer Erſatzpflicht anerkannt 
iſt. Daraus, daß ſich das Verſchulden nicht auf die Erfüllung des Vertrags bezieht, folgt aber nicht, 
daß das Recht der unerlaubten Handlungen anwendbar wäre. In Frage ſteht die Nichterfüllung 
einer vom Geſetz an das Stadium der Vertragsverhandlung geknüpften Aufklärungspflicht (vgl. 
NG 95, 60); daher Haftung für den Erfüllungsgehilfen nach $ 278 und keine Verjährung nach $ 852. 

3. Schenkungsverſprechen, deſſen Gegenſtand der Schenker erſt erwerben ſoll. Darauf, 
ob es ſich um eine Sache im Sinne des $ 90 oder um einen andern Gegenſtand handelt (das Wort 
„Sache“ in Abſ 2 Satz 1 iſt ungenau), ferner darauf, ob der Gegenſtand der Gattung nach oder 
individuell beſtimmt iſt, endlich darauf, ob ſeine Nichtzugehörigkeit zum bisherigen Vermögen 
des Schenkers aus der Schenkungsurkunde hervorgeht oder nicht, kommt es nicht an. Da hier 
überall ſchon der Erwerb zur Erfüllung gehört, haftet der Schenker gemäß $ 521, wenn er ſich 
behufs Verſchaffung des Rechts bewußt oder grobfahrläſſig an die nichtberechtigte Perſon wendet. 
Dabei kommen alle Rechtsmängel in Betracht, für deren Beſeitigung nach 9 433 Abſ 1, 98 434—437 
ein Verkäufer einſtehen muß. Der Beſchenkte kann, wenn der Schenker beim Erwerb in dem 
bezeichneten Maße ſchuldhaft verfahren iſt, Nachholung des Verſäumten ($ 433 Abſ 1) ſowie 
unter den ferneren Vorausſetzungen der 98 280 Abſ 2, 283, 286 und §8 440 Abſ 2—4, 441 Scha⸗ 
denserſatz wegen Nichterfüllung (poſitives Erfüllungsintereſſe) verlangen. Auch die 89 442.—444 
(Beweislaſt des Käufers, vertragsmäßige Haftungsbeſchränkung, Auskunftspflicht des Verkäufers) 
ſollen entſprechend angewendet werden. 


9 524 


Verſchweigt der Schenker argliſtig einen Fehler der verſchenkten Sache, ſo 
iſt er verpflichtet, dem Beſchenkten den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen. 

Hatte der Schenker die Leiſtung einer nur der Gattung nach beſtimmten Sache 
verſprochen, die er erſt erwerben ſollte, ſo kann der Beſchenkte, wenn die ge⸗ 
leiſtete Sache fehlerhaft und der Mangel dem Schenker bei dem Erwerbe der 
Sache bekannt geweſen oder infolge grober Fahrläſſigkeit unbekannt geblieben 
iſt, verlangen, daß ihm an Stelle der fehlerhaften Sache eine fehlerfreie ge- 
liefert wird. Hat der Schenker den Fehler argliſtig verſchwiegen, ſo kann der 
Beſchenkte ſtatt der Lieferung einer fehlerfreien Sache Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung verlangen. Auf dieſe Anſprüche finden die für die Gewähr⸗ 
leiſtung wegen Fehler einer verkauften Sache geltenden Vorſchriften ent- 
ſprechende Anwendung. 


E 1 444 TI 471; M 2 297; P 2 28, 20; 6 183. 

1. Auch bei der Gewährleiſtung für Mängel der Sache iſt zu unterſcheiden zwiſchen einer 
gewöhnlichen Haftung nur wegen argliſtigem Verſchweigens und einem Einſtehen für Vermeidung 
wenigſtens grober Fahrläſſigkeit. Doch gilt hier die regelmäßige Beſchränkung auf Argliſt nicht 
nur in dem Fall, wenn die Sache einen Beſtandteil des Vermögens des Schenkers bildet, ſondern 
auch in dem andern, wenn er ſie erſt erwerben ſoll und ſie individuell beſtimmt iſt. Die Abweichung 
von 8 523 iſt darin begründet, daß dem Schenker zwar zugemutet werden darf, ſich zur Beſeitigung 
von Rechtsmängeln einer individuellen Sache an die richtige Adreſſe zu wenden, daß er die Sache 
aber in tatſächlicher Beziehung doch nur fo verſchenken ſoll, wie fie iſt. Die Haftung nach Abſ 2 
des $ 524 gilt daher lediglich für den Erwerb von Gattungsſachen. Stets haftet der Schenker 
kraft Geſetzes nur wegen Fehler im Sinne des $ 459 Abſ 1. Die Zuſicherung von Eigenſchaften 
ift hier gleichbedeutend mit dem Abſchluß eines Garantie vertrags. Erforderlich dafür iſt die Form 
des § 518; die Haftung aus dem Vertrage richtet ſich nach den allgemeinen Vorſchriften, jo daß 
9 521 nicht eingreift. 

2. Argliſtiges Verſchweigen, dolus in contrahendo, gerade bei tatſächlichen Mängeln nicht 
ohne weiteres mit Kenntnis gleichzufegen. Die Verpflichtung geht auf Erſatz des Schadens, 
den der Beſchenkte durch ſein Vertrauen auf die Fehlerloſigkeit der Sache erlitten hat, mithin 
auf das negative Vertragsintereſſe (z. B. das geſchenkte Tier war krank und hat die Tiere 
des Beſchenkten angeftedt). 

3. Schenkungsverſprechen in Anſehung von Gattungsſachen, die erſt erworben werden 
ſollen. Nach g 243 Abf 1 muß der Schenker eine Sache mittlerer Art und Güte leiſten; doch wird 
er durch Leiſtung einer fehlerhaften Sache befreit, ſofern er den Fehler ohne grobe Fahrläſſigkeit 
beim Erwerb überſehen hat. Beruhte dagegen ſeine Unkenntnis auf grober Fahrläſſigkeit oder 


Schenkung ds 523-525 I 


i lle 
wußte er geradezu um den Fehler, ſo hat der Beſchenkte Anſpruch darauf, daß ihm an Ste 
5 eine 1 Sache geliefert wird. Auf dieſen ee a 
finden die in $ 480 Abſ 1 und $ 491 angezogenen Vorſchriften entſprechende Anwendung. N u 
bloßes Unvermögen zur Leiſtung kann ſich der Schenker, ſolange die Leiſtung aus der 1929 ung 
möglich bleibt, nach $ 279 nicht berufen. Statt ſolcher Nachlieferung darf der Beſchenkte 5 
wenn der Schenker einen ihm beim Erwerb der Sache ſchon bekannten oder 12905 zur u ni 
gelangten Fehler ſogar argliſtig verſchwiegen hat, Schadenserſatz wegen ne 

füllungsintereſſe) verlangen. Hierfür gelten entſprechend die 99 464, i 
(Annahme der Sache durch den Käufer in Kenntnis des Mangels, vertragsmäßige Haftungs⸗ 
beſchrantung, Verjährung). 


8 825 


Wer eine Schenkung unter einer Auflage macht, kann die Vollziehung der 
Auflage verlangen, wenn er ſeinerſeits geleiſtet hat. 

Liegt die Vollziehung der Auflage im öffentlichen Intereſſe, ſo kann nach dem 
Tode des Schenkers auch die zuſtändige Behörde die Vollziehung verlangen. 

E 1 448 Abſ 1 IL 472 M 2 299—301; P 2 30, 31; 6 183. 


1. Unter Auflage (modus) ift die einer Seeigebigteit hinzugefügte Verpflichtung zu einer 


ebenbeſtimmung des Geſchäfts, die eine wirt 


mmt die Auflage auch als Verfügung von Todes wegen 
vor (35 1940, 1941, 2192—2196). Doch weicht deren Recht darin ab, daß der durch die Auflage Be⸗ 
glinſtigte kein Jorderungsrecht auf die Leiſtung hat (89 1940, 21 
unter Auflage ein Anſpruch des Beglinitiaten 


daß er aus feinem ſonſtigen 
Vermögen etwas leiſtet oder eine Leiſtung nicht geldwerter Art bewirkt. Bei den Anordnu 


en 
über die Verwaltung des Zuge wendeten, die in den s 1369, 1440, 1638, 1639, 1651, 1803, 1917 
ich nicht um eine Leiſtung des Beſchenkten 


u eigenen Gunſten des Beſchenkten (3. B. Schenkung einer Summe mit der Auflage, ein be» 
Finne Studium zu ergreifen). Doch wird bei einer nur den Intereſſen des Beſchenkten dienen⸗ 
den Leiſtung meiſt nichts als ein unverbindlicher Rat oder Wunſch vor 
der Auflageſ enkung im Einzelfall kann Schwierigkeit 


iſt ſtets an dem Erfordernis einer Schenkung feſtzuhalten. Soll 
zuge wendeten i i ä 


e Perſon handelt, die die Gabe zu einem ſatzungsmäßigen 

9.516 A3). Wird letzterenfalls die Verwendung bei Vornahme 

Ae lo tritt zu dem ſatzungsmäßigen Zwang eine Verpflichtung kraft Rechtsgeſchäfts 
inzu, die die 


undſtücks „mit dem im Grundbuch verzeichneten Hypothekenſtande“ iſt reine 
Schenkung da der Empfiin b ) 


ven Eigen- 
tümer ſchon aus dem Geſetze ergibt (NG Warn 1916 Nr 132). Auch die Abgrenzung — 

t trag kann im einzelnen Fall zu Zweifeln Anlaß geben. Die Begriffs⸗ 
beſtimmung in #6 60, 241; 112, 211 (vgl. auch echſelſeitige 
Abhängigkeit der beiden Leiſtungen voneinander beſtehe, dort nur die eine Leiſtung von der 
andern, nicht auch dieſe won jener abhängig ſei, verwechſelt den entgeltlichen Vertrag mit ſeiner 
Unterart, dem gegenſeitigen (vgl. 8 516 A 4, 8 527 A 1). Vielmehr kommt es darauf an, ob die 
Parteien Leiſtung und Gegenleiſtung einander gleichſtellen oder ob ſie die eine als 
Hauptſache, die andere als Nebenſache behandeln derart, daß die Auflage nur eine Einſchrän⸗ 
kung der Leiſtung iſt.Haymann „Die Schenkung S. 57. Der Wert der Leiſtungen wird hierfür 
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das wichtigſte und in der Regel zutreffende Kennzeichen bilden. Übernimmt der Erwerber eines 
hypothekariſch belafteten Grundſtücks die perſönliche Schuld, jo wird Schenkung vorliegen (RG 
60, 238), es ſei denn, daß die Schulden dem Wert des Grundſtücks gleichkommen oder ihn über⸗ 
ſteigen (RG JW 1915, 51311). Daß anderſeits die Gleichwertigkeit der beiden Leiſtungen das 
Vorhandenſein einer Schenkung unter Auflage nicht notwendig ausſchließt, wird beſtätigt durch 
$ 526 (vgl. RG 60, 240; ZW 1910, 4911 NG Recht 08 Nr 1778; a. M. RG 62, 389 f.) und 
ergibt ſich ſchon aus der Erwägung, daß die Parteien über den Wert irren können. Denkbar wäre 
ſogar eine Auflageſchenkung, bei der ſich jede Partei insgeheim der völligen Erſchöpfung der Zu⸗ 
wendung bewußt wäre. Nur als Inhalt des Vertrags muß erkennbar ſein, daß die beiden Leiſtun⸗ 
gen einander nicht gleichgeſetzt werden, vielmehr die Leiſtung der einen Partei einen Nebenzweck 
darſtellen ſoll. Von der gemiſchten Schenkung unterſcheidet ſich die Auflageſchenkung dadurch, 
daß ſich der Vertrag nicht aus einem unentgeltlichen und einem entgeltlichen Teil zuſammen⸗ 
ſetzt. Der Gegenſtand der Zuwendung wird in vollem Umfange geſchenkt, auch ſoweit ſein Wert 
durch den der Auflage aufgewogen wird (RG 60, 242). — Daß die Auflage nur einen Neben⸗ 
zweck des Geſchäfts bildet, gewinnt Bedeutung, wenn fie wegen Verletzung eines Verbots⸗ 
geſetzes (88 134, 309) oder wegen tatſächlicher Unmöglichkeit ($ 306) nichtig iſt. Es greift dann 
nicht die Regel, ſondern die Ausnahme des $ 139 Platz: entſprechend der Vorſchrift für erbrecht⸗ 
liche Auflagen ($ 2195) bleibt, wenn nicht ein gegenteiliger Wille erhellt, die Schenkung bei 
Beſtand. Das gleiche gilt bei Unfittlichteit der Auflage ($ 138), doch iſt hier ſtets zu prüfen, ob 
nicht der ganze Vertrag unſittlich iſt. Wird die Leiſtung des Beſchenkten ohne ſein Verſchulden 
nachträglich unmöglich, fo behält er das Geſchenk und wird nach $ 275 von der Laſt frei, wahrend 
er bei Verſchulden auf Rückgabe nach $ 527 haftet. Umgekehrt macht Unmöglichkeit der Erfüllung 
des Schenkungsverſprechens auch die Auflage unwirkſam. Iſt die Erfüllung des Verſprechens 
teilweiſe unmöglich geworden, ſo muß die Auflage noch inſoweit vollzogen werden, als ſich der 
Beſchenkte auch ohne den weggefallenen Teil zur Vollziehung verpflichtet haben würde. Eine 
Befreiung von der Auflage tritt auch dann ein, wenn das Geſchenk wegen Notbedarfs zurück⸗ 
gefordert (88 528, 529) oder wegen Undanks des Beſchenkten widerrufen iſt ($ 530); ebenſo nach 
Anfechtung des Geſchäfts wegen Gläubigerbenachteiligung (8 32 KO, § 3 Nr 3, 4 Anſch). 

2. Außer dem Schenker ſelber können auch ſeine Erben die Vollziehung der Auflage ver⸗ 
langen. Wurde dem Beſchenkten die Leiſtung an einen Dritten auferlegt, ſo hat nach $ 330 Satz 2 
im Zweifel der Dritte einen eigenen Anſpruch auf Erfüllung. Doch wird hierdurch nach § 335, 
ſofern nicht ein gegenteiliger Wille anzunehmen iſt, das Recht des Schenkers, auf Leiſtung an den 
Dritten zu klagen, nicht berührt. Die beiden Berechtigten verhalten ſich zueinander wie Mitgläu- 
biger bei unteilbater Leiſtung ($ 432); die Leiſtung an den Dritten iſt notwendig zugleich Leiſtung 
an den Schenker (vgl. RG 66, 161). Natürlich kann auch der Dritte Erfüllung der Auflage erſt nach 
Vollziehung der Schenkung fordern ($ 334); auch ihm ſteht die Einrede aus § 526 Satz 1 ent⸗ 
gegen, während der Erſatzanſpruch nach Satz 2 nur gegen den Schenker gerichtet werden kann. 
Die Kondiktion des Schenkers nach $ 527 wird durch den Erfüllungsanſpruch des Dritten aus⸗ 
geſchloſſen. Ob die Vertragsparteien das dem Dritten zuſtehende Recht ohne feine Zuſtimmung 
aufheben oder abändern konnen, iſt nach den Umſtänden des Falles zu beurteilen ($ 328 Abſ 2). — 
Über Auflagen von öffentlichem Intereſſe ſ. A 4. 

3. Die Vollziehung der Auflage kann erſt verlangt werden, wenn der Schenker ſeinerſeits 
geleiſtet hat; der Modus zwingt, aber ſuspendiert nicht. Der Satz iſt nachgiebigen Rechtens, 
ſo daß Leiſtung Zug um Zug oder Vorleiſtung des Beſchenkten vereinbart werden kann. 
Kraft Geſetzes aber iſt der Schenker vorleiſtungspflichtig, und zwar nicht nur in der Art, daß ſeine 
Forde rung erſt durch Bewirkung der eigenen Leiſtung fällig würde, ſondern fo, daß fie hierburch 
bedingt iſt. Daher gehört der Nachweis des Schenkungsvollzugs für den Auflageanſpruch zur 
Klagbegründung; die vorher erfüllte Auflage iſt als Nichtſchuld kondizierbar. Anderſeits kann 
die auferlegte Leiſtung ſchon in der Zwiſchenzeit zwiſchen Annahme und Erfüllung des Schen⸗ 
kungsverſprechens durch einftweilige Verfügung geſichert werden. Hat der Schenker die ver⸗ 
ſprochene Sache unter Verzicht auf das Rücknahmerecht berechtigterweiſe hinterlegt, ſo ſteht das 
der Erfüllung gleich ($ 378). Ein abſtraktes Verſprechen gilt auch in dieſer Hinſicht nicht als 
Leiſtung (vgl. $ 518 A 3). — Auch in dem beſondern Falle, wenn der Beſchenkte nach Abſchluß 
des Schenkungsvertrags in Vermögensverſall gerät (vgl. $ 321), ſteht dem Schenker ein Zurück⸗ 
behaltungsrecht nicht zu; auch hier iſt er auf den Weg der einſtweiligen Verfügung ange wieſen. 
Die Vollziehung einer der Schenkung gemachten Auflage kann aber der Beſchenkte verweigern, 
wenn die ihn infolge unverſchuldeter Entwertung des Geſchenkten ärmer machen würde, als er 
ohne die Schenkung geweſen wäre; Rö 112, 210. 

4. Berührt die Schenkungsauflage das Gemeinwohl — liegt ihre Vollziehung im öffent⸗ 
lichen Intereſſe —, ſo kann, wie dies bei der erbrechtlichen Auflage vorgeſehen iſt ($ 2194), auch 
die zuſtändige Behörde die Vollziehung verlangen. Von öffentlichem Intereſſe tit die Auf⸗ 
lage, wenn ſie den Aufgaben der Gemeinſchaft dient, mag es ſich um Aufgaben der Reichs-, 
Skaats⸗, Kirchen-, Schulverwaltung oder etwa einer Berufsgenoſſenſchaft handeln. Die zur 
ſtändige Behörde wird durch das Landesrecht beftimmt; vgl. für Preußen die Ausf VO v. 16. 10. 99 


Schenkung 88 525, 526 178) 


t7 (Reſſortminiſt von ihm beauftragte Unterinſtanz). Das Recht der Behörde ijt von 
Adee al en Erben oder des begünſtigten Dritten; es iſt ein 1 1 
ohne eigenes Intereſſe, nur darauf berechnet, die Durchſetzung der Auflage zum 1 e 
Gemeinwohls zu ſichern. Vorausgeſetzt wird immer, daß der Schenker Ben ift. = ange 
er lebt, kann die Behörde nicht eingreifen, vielmehr ſteht es ihm frei, die 51 age zu er . 
Dieſer Befugnis entbehrt ſein Erbe, mit deſſen Forderungsrecht das behör u 11 7 05 Ei 
kurrierk. Der Zweck der Beſtimmung ift gerade der, daß die Behörde die dem Gemeinwohl förder⸗ 
liche Auflage auch gegen den Willen des Erben zur Geltung bringen fol. 


8 526 


Soweit infolge eines Mangels im Nechte oder eines Mangels der ver- 
ſchenkten Sache der Wert der Zuwendung die Höhe der zur Vollziehung der 
Auflage erforderlichen Aufwendungen nicht erreicht, iſt der Beſchenkte be⸗ 
rechtigt, die Vollziehung der Auflage zu verweigern, bis der durch den Mangel 
entſtandene Fehlbetrag ausgeglichen wird. Vollzieht der Beſchenkte die 
Auflage ohne Kenntnis des Mangels, ſo kann er von dem Schenker Erſatz der 


durch die Vollziehung verurſachten Aufwendungen infoweit verlangen, als 
fie infolge des Mangels den Wert der Zuwendung überſteigen. 

E I 448 Abf 2 II 473; M 2 301; P 2 30-32, 

1. Der Vorſchrift liegt der Gedanke zugrunde, der über die in ihr ausdrücklich geregelten Fälle 
hinausgreift und keine Ausnahmeregelung gibt: der Grundgedanke iſt, daß die Vollziehung der 
einer Schenkung beigefügten Auflage die Schenkung nicht gegen den Willen des Beſchenkten 
in ihr Gegenteil verkehren und ihn nicht ärmer machen dürfe, als er ohne die Schenkung geweſen 
war. Iſt die verſchenkte Sache mit einem tatſüchlichen od 


0 er rechtlichen Mangel behaftet, für 
den der Schenker nach $$ 523, 524 haften muß, ſo wird dem mit der Auflage beſchwerten Schenk⸗ 
nehmer, der hiervon keine Kenntnis hatte, ein doppelter Rechtsbehelf gewährt: eine Einrede 


gegen die Forderung auf Vollziehung der Auflage und ein Erſatzanſpruch, wenn er dieſe bereits voll⸗ 
zogen hat. Beide Rechtsbehelfe richten ſich auf den Fehlbetrag, der durch den Mangel an dem 
Wert der Zuwendung verurſacht wird, auf den Fehlbetrag aber nicht etwa gegenüber dem 
mangelfreien Zuſtande, ſo daß der ganze Minderwert der Schenkung ausgeglichen würde, ſondern 
nur gegenüber den Koſten der Auflage. — Den Fall, daß infolge eines andern, dem Beſchenkten 
unbekannt gebliebenen Umſtandes die Vollziehung der Auflage ihn ärmer machen würde, als 
er ohne die Schenkung war (Überſchätzung des zugewendeten Gegenſtandes, Unterſchätzung der 
Auflage), behandelt das Geſetz nicht. Daraus darf aber nicht geſchloſſen werden, daß hier der 
Schenker unbekümmert um die Mehrbelaſtung Erfüllung verlangen könnte. Es entſpricht dem 
Grundgedanken des Geſchäfts, wonach die Auflage nur Nebenſache iſt, wenn man den Beſchenkten 
nicht über den Wert des Empfangenen hinaus haften läßt. Bei der Beratung des Geſetzes iſt 
der Foll überſehen worden. Die II. Kommiſſion bemerkte aber doch zur Begründung der Ab⸗ 
weichungen vom Entwurf, es ſei innerlich gerechtfertigt, daß der Beſchenkte, wenn ihm die 
Schenkung nicht den Gegenwert verſchaffe, gegen deſſen Empfang er ſich zur Vollziehung der Auf⸗ 
lage verpflichtet habe, die übernommene Leiſtungspflicht ablehnen könne (vgl. Prot 2, 31). 
Danach kann er, auch wenn er ſich über das Wertverhältnis von Schenkung und Auflage geirrt 
hat, geltend machen, daß er nach Treu und Glauben nur nach Kräften der Schenkung zu erfüllen 
brauche (8 242; R6 112, 213). Die Höhe der Zuwendung muß 


die Auflage verpflichtung be⸗ 
grenzen (Endemann, Lehrp ! S. 164 A 29). Die Geldentwertung iſt kein Mangel der Sache 
im Sinne von § 526 (RG 108, 156). 

2. Die Einrede des $ 526 iſt aufſchiebender Natur; fie kann durch Nachzahlung des Fehl⸗ 
betrags abgewendet werben und hemmt den Erfüllungsanſpruch nur jo lange, bis die Nach- 
zahlung erfolgt. $ 274 (Verurteilung Zug um Zug) findet Anwendung. Auch der Dritte, der 
ein Recht auf Vollziehung der Auflage hat, wird hiervon betroffen (§ 334). Hat aber der Beſchenkte 
die Schenkung in Kenntnis des Mangels angenommen, fo fteht ihm arg. 88 439, 460 die Einrede 
nicht zu. Der Umſtand, daß Satz 2 die Unkenntnis des Mangels als Vorausſetzung des Erſatz⸗ 
anſpruchs nennt, bietet für einen Umkehrſchluß keine Stütze, da dort eine noch zur Zeit der Voll⸗ 
ziehung der Auflage fortdauernde Unkenntnis verlangt wird. Um die Einrede zu beſeitigen, muß 
der Schenker beweiſen, daß der Mangel dem Beſchenkten bei Abſchluß des Vertrags bekannt war. 

3. Iſt die Auflage bei Entdeckung des Mangels ſchon vollzogen, ſo wird dem Beſchenkten 
gegen den Schenker — nicht auch gegen den dritten Empfänger — ein Anſpruch auf Nach⸗ 
zahlung des Fehlbetrags gewährt. Der Grund des Anſpruchs liegt in der bei Voflziehung der 
Auflage beſtehenden Unkenntnis des Mangels, die daher vom Beſchenkten bewieſen werden muß. 
Fahrläſſigkeit, auf der die Unkenntuis beruht, ſchadet nichts. Der Anſpruch iſt lein Bereiche · 
rungsanſpruch, da er eine Bereicherung des Schenkers nicht vorausſetzt, die Einrede des Saß 1 
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auch nur aufſchiebend wirkt (vgl. § 813). Er ift vielmehr ein geſetzlicher Anſpruch auf Erſatz 
von Aufwendungen, für welchen § 256 (Zinspflicht) und § 257 (Anſpruch auf Befreiung oder 
Sicherheitsleiſtung, wenn der Beſchenkte behufs Vollziehung der Auflage eine Verbindlichkeit 
einging) maßgebend ſind. Iſt der Mangel ſchon bei Vollziehung der Schenkung vorhanden, 
findet $ 526 unmittelbare Anwendung. Die entſprechende Anwendung iſt aber auch dann 
nicht zu verſagen, wenn die nachträgliche Verſchlechterung von dem Beſchenkten nicht 
abgewendet werden konnte, ſondern gleichſam zwangsläufig eintrat (RG 112, 214). 


8 527 


Unterbleibt die Vollziehung der Auflage, fo kann der Schenker die Heraus- 
gabe des Geſchenkes unter den für das Nücktrittsrecht bei gegenſeitigen Ver⸗ 
trägen beſtimmten Vorausſetzungen nach den Vorſchriften über die Heraus- 
gabe einer ungerechtfertigten Bereicherung inſoweit fordern, als das Geſchenk 


zur Vollziehung der Auflage hätte verwendet werden müſſen. 

Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn ein Dritter berechtigt iſt, die Voll⸗ 
ziehung der Auflage zu verlangen. 

E II 474; P 2 82, 33, 

1. Unterbleibt die Vollziehung der Auflage, ſo kann der Schenker auf Erfüllung klagen und 
das Zögerungsintereſſe geltend machen (8 286); in den Fällen der 88 280, 283 ſteht ihm auch 
Schadenserſaß wegen Nichterfüllung zu. Ein Widerruf der Schenkung nach $ 530 wird dann 
geſtattet, wenn ſich das Verhalten des Beſchenkten als ſchwere Verfehlung und grober Undank 
darſtellt. Hierzu tritt $ 527, der dem Schenker, um ihm die eigene Verwirklichung der Auflage zu 
ermöglichen, unter gewiſſen eng begrenzten Vorausſetzungen ein Rückforderungsrecht verleiht. 
Die Rückforderung ergreift nur den zur Erfüllung der Auflage zu verwendenden Teil. Erfordert 
wird hierfür, daß die Auflage einen Vermögensaufwand bedingt, daß ferner nach den Vorſchriften 
über gegenſeitige Verträge der Rücktritt begründet ſein würde (A 2) und daß nicht ein Dritter 
die Erfüllung verlangen kann (A 4). Liegt alles dies vor, ſo iſt das Geſchenk zurückzugeben, aber 
nur nach den Regeln der ungerechtfertigten Bereicherung und auch nur in dem Maße, wie es für 
die Ausführung der Auflage notwendig iſt (A 3). — Von der Erwägung aus, daß ein fo be⸗ 
ſchränktes Rückforderungsrecht, namentlich bei nicht geldwerten Leiſtungen, dem Bedürfnis 
nicht genüge, wird mitunter die Möglichkeit einer fog. Zweckſchenkung behauptet. Danach 
ſoll die Leiſtung des Beſchenkten, anders als bei der Auflageſchenkung, nicht Gegenſtand einer 
Verpflichtung ſein, ſondern den nach dem Inhalt des Rechtsgeſchäfts bezweckten Erfolg dar⸗ 
ftellen, fo daß bei ihrem Ausbleiben ohne weiteres die Kondiktion nach $ 812 Abſ 1 Satz 2 gegeben 
wäre. Allein Schenkung und datum ob causam ſind Gegenſätze, jene ein unentgeltliches, dieſes 
ein entgeltliches Geſchäft, ſ. § 516 A 4 (kauſale Verknüpfung von Leiſtung und Gegenleiſtung). 
Es iſt daher ausgeſchloſſen, daß beides in demſelben Rechtsgeſchäft zuſammentreffen könnte 
(a. M. RG JW 1917, 8488). Iſt es wirklich die nicht pekuniäre, von dem 1 Lunge 
nur in Ausſicht geſtellte Leiſtung, die nach der Vereinbarung den Zweck der Zuwendung bildet, 
ſo faſſen die Parteien die Leiſtung als Entgelt für die Zuwendung auf, und Schenkungsregeln 
finden dann überhaupt keine Anwendung. Sind dagegen die Parteien über die Unentgeltlichkeit 
der Zuwendung, d. h. über die Nebenſächlichkeit der Leiſtung einig, nehmen ſie mithin eine Schen⸗ 
kung vor, ſo iſt der nach dem Inhalt des Rechtsgeſchäfts bezweckte Erfolg eingetreten und kann 
nicht mehr ausfallen. Ein gegenüber $ 527 verſtärktes Recht der Schenkungsrückforderung kann 
nur dadurch begründet werden, daß ſich der Schenker für den Fall der Nichtvollziehung der Auf⸗ 
lage den Rücktritt vorbehält (§ 346) oder daß er die Leiſtung des Beſchenkten zur Bedingung 
der Schenkung macht. In dem Falle RG 105, 305, in dem es ſich um eine unſelbſtändige Stiftung 
durch Zuwendung eines Kapitals an den Reichsmilitärfiskus handelte, der dauernd verpflichtet 
ſein ſollte, die Zinſen zum Beſten der Angehörigen eines beſtimmten Offizierkorps zu verwenden, 
iſt mit Recht ein datum ob causam angenommen. 

2. Dieſe Vorſchrift läßt erkennen, daß eine Schenkung unter Auflage eben etwas anderes 
iſt als ein gegenſeitiger Vertrag, da ſie andernfalls überflüſſig wäre. In Betracht kommen nach 
§§ 325, 826 folgende Fälle: a) Unmöglichkeit der Vollziehung der Auflage infolge eines vom 
Beſchenkten zu vertretenden Umſtandes. Unmöglichkeit ſchlechthin genügt nicht, da fie ein Rück- 
trittsrecht nicht begründet; hat ſie der Beſchenkte nicht zu vertreten, ſo behält er das Geſchenk 
laſtenfrei (RG JW 1915, 11173). Bei teilweiſer Unmöglichkeit findet teilweiſe Rückforderung 
ſtatt; den zur Vollziehung der ganzen Auflage nötigen Betrag kann der Schenker dann zurück⸗ 
fordern, wenn er an der teilweiſen Vollziehung nicht intereſſiert iſt. b) Rechtskräftige Verur⸗ 
teilung des Beſchenkten und Mißachtung einer ihm nach $ 283 geſetzten Nachfriſt. o) Verzug des 
Beſchenkten, wenn eine Nachfrist abgelaufen ift oder wegen endgültiger Erfüllungsweigerung 
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nicht geſetzt zu werden braucht oder wenn der Schenker infolge des Verzugs an der Vollziehung 
der Auflage kein Intereſſe hat. 89 320—322 find nicht anwendbar. 

3. Anders als nach $ 327 ſollen nicht die Regeln über den vertragsmäßigen Rücktritt (88 346 
bis 356), ſondern die milderen Vorſchriften des Bereicherungsanſpruchs zur Anwendung kommen. 
Herauszugeben ift das „Geſchenk“, d. h. je nach Lage des Falles der geſchenkte Gegenſtand oder 
deſſen Wert. Zu den Sätzen des $ 818 treten aber diejenigen des § 819 hinzu, denn von dem 
Augenblick an, wo der Beſchenkte die Auflage zu vollziehen hatte, war er ſich der Rechtloſigkeit 
ſeines Habens bewußt. Anderſeits iſt nicht die ganze Bereicherung des Beſchenkten heraus⸗ 
zugeben, ſondern nur ſo viel, als zur Vollziehung der Auflage hätte verwendet 
werden müſſen. Was darüber hinausgeht, foll der Beſchenkte behalten. Erfordert die Auflage 
überhaupt keinen Vermögensaufwand, ſo greift die Rückforderung nicht Platz. Neben dem An⸗ 
pruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung (ſ. A 1) kann ſie nicht geltend gemacht werden. 
Für gemiſchte Schenkung RG HRR 1930 Nr 1604. 

4. Nur der Schenker und ſein Erbe ſind zur Rückforderung befugt. Ihr Recht entfällt aber, 
wenn nach $ 330 ein Dritter die Vollziehung der Auflage verlangen darf. Vorausgeſetzt wird 
hierbei, daß die Vertragsparteien das Recht des Dritten nicht wirkſam aufgehoben haben (vgl 
8525 A 2) und daß es nicht anderweit, insbeſondere durch Unmöglichwerden der Auflage, unter⸗ 
gegangen iſt. Ob alsdann der Dritte von ſeinem Recht Gebrauch macht oder nicht, iſt gleichgültig. 
Bei dem 5 des Geſetzes, die Durchführung der Auflage möglichſt ſicherzuſtellen, muß 
unter dem „Dritten“ auch die zuſtändige Behörde verſtanden werden, die nach dem Tode des 
Schenkers im öffentlichen Intereſſe einſchreiten kann. 

5. Für den bäuerlichen Gutsübernahmevertrag, der nicht ſelten Schenkung unter Auflage 
iſt, erſcheint eine Rücknahme des Grundſtücks durch den Aus ügler wegen Säumnis des Hof- 
annehmers mit dem Leibgeding unangebracht. Das Pra (Art 15 8 7) bestimmt daher, daß der 
Anſpruch nach $ 527 ausgeſchloſſen ſein ſoll. 


8 528 


Soweit der Schenker nach der Vollziehung der Schenkung außerſtande iſt, 
ſeinen ſtandesmäßigen Unterhalt zu beſtreiten und die ihm ſeinen Verwandten, 
ſeinem Ehegatten oder ſeinem früheren Ehegatten gegenüber geſetzlich ob⸗ 
liegende Unterhaltspflicht zu erfüllen, kann er von dem Beſchenkten die Her- 
ausgabe des Geſchenkes nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer 
ungerechtfertigten Bereicherung fordern. Der Beſchenkte kann die Herausgabe 
durch Zahlung des für den Unterhalt erforderlichen Betrags abwenden. Auf 
die Verpflichtung des Beſchenkten finden die Vorſchriften des § 760 ſowie die 
für die Unterhaltspflicht der Verwandten geltende Vorſchrift des 8 1613 und 


im Falle des Todes des Schenkers auch die Vorſchriften des 8 1615 entſprechende 
Anwendung. 


Unter mehreren Beſchenkten haftet der früher Beſchenkte nur inſoweit, als 
der ſpäter Beſchenkte nicht verpflichtet iſt. 


P 2 22—25; K 66, 67. 


1. Über die Rechtswohltat des Notbedarfs im allgemeinen vgl. 8519 A1. Der Rückforde⸗ 
rungsanſpruch, den 8528 gewährt, findet nach Vollziehung der Schenkung ſtatt, mag ein 
Schenkungsverſprechen dorausgegangen fein oder nicht; OLG München HRR 1938 Nr 1327. Voraus- 
geſetzt wird, daß der Schenker außerſtande ift, feinen ſtandesmäßigen Unterhalt (§1610 Abſ 1) zu be⸗ 
ſtreiten und zugleich feine gefeplichen Unterhaltspflichten gegen Verwandte, Ehegatten und frühere 
Ehegatten zu erfüllen. Die bloße Gefährdung des ſtandesmäßigen Unterhalts reicht nicht aus (RG 
SeuffA 61 Nr 102). Nur die geſetzlichen, nicht die ausſchließlich auf Vertrag beruhenden Unterhalts- 
pflichten finden Beachtung; nur die Unterhaltspflichten gegenüber Verwandten und Gatten 
alſo (vgl. § 1589 Abſ 2) nicht die des außerehelichen Vaters nach 8 1708; der Tatbeſtand iſt ſchon 
dann verwirklicht, wenn die Mittel des Schenkers nur zu einem von beiden, entweder zur eigenen 
ſtandesmäßigen Unterhaltung oder zur Ernährung der Verwandten und Gatten hinreichen. 
Daß das Unvermögen gerade durch die Schenkung herbeigeführt wäre, wird nicht erfordert: 
es genügt ſogar, wenn es ſchon vor Vollziehung der Schenkung eingetreten iſt. Enthält es gegen⸗ 
über der Einrede des Notbedarfs (§ 519) ſchon eine Erſchwerung, daß eine Unterhaltspflicht nach 
§ 1708 außer Betracht bleibt, fo liegt eine allgemeine Verſchärfung der Vorausſetzungen fur 
die Rückforderung darin, daß das Unvermögen ſchlechthin, nicht bloß unter Berückſichtigung der 
ſonſtigen Verpflichtungen gegeben ſein muß und daß es auf ein wirkliches Unvermögen, nicht nur 
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auf bloße Gefährdung ankommt (vgl. RE SeuffA 61 Nr 102). Bei Prüfung der Frage des Un⸗ 
vermögens iſt nach Lage des Falles auch darauf zu ſehen, ob dem Schenker zugemutet werden 
kann, ſich die fehlenden Mittel durch Arbeit zu erwerben. Zeitlich entſcheidend iſt ſtets die letzte 
mündliche Verhandlung vor der Urteilsfällung. 

2. Der Rückforderungsanſpruch iſt ein Anſpruch wegen ungerechtfertigter Bereicherung. 
Das Geſetz geht nicht davon aus, daß der Beſchenkte nach Verarmung des Schenkers das 
Empfangene ohne rechtfertigenden Grund beſitzt ($ 812), aber es hält das Behalten des Ge⸗ 
ſchenkten für unbillig (vgl. die Ausführungen zu $ 817 Satz 2). Den Gegenſtand der Rück⸗ 
forderung bildet das Geſchenk mit Nutzungen und Surrogaten ($ 818 Abſ 1), jedoch nur 
ſo weit, als es zur Deckung des eigenen Unterhalts des Schenkers und der maßgebenden 
Unterhaltspflichten erforderlich iſt. Bedarf der Schenker nicht des ganzen Geſchenks und handelt es 
ſich um einen unteilbaren Schenkungsgegenſtand, ſo iſt die Klage gemäß $818 Abſ 2 auf Erſatz des 
Wertes des betreffenden Geſchenkteils zu richten (ähnlich $ 527 A 3). Iſt der geſchenkte 
Gegenſtand noch vorhanden, iſt er ſelbſt herauszugeben; OLG Münden HRR 1938 Nr 1327. 
Die Verpflichtung des Beſchenkten iſt ausgeſchloſſen, ſoweit er zur Zeit der Rechtshängigkeit 
nicht mehr bereichert iſt, während von da an die gewöhnlichen Vorſchriften der $$ 291, 292 An⸗ 
wendung finden ($ 818 Abſ 3, 4). Hat der Beſchenkte das Geſchenk unentgeltlich einem Dritten 
zuge wendet und iſt dadurch ſeine Herausgabepflicht erloſchen, jo trifft nach $ 822 die Verpflichtung 
den Dritten (a. M. wegen der Worte „von dem Beſchenkten“ Sächſ Arch. 08, 480). Pflicht ⸗ und 
Anſtandsſchenkungen unterliegen der Rückforderung nicht (8 534); weitere Verteidigungsbehelfe 
werden dem Gegner durch $ 529 eingeräumt. Da es der freien Entſchließung des Schenkers 
vorbehalten bleiben foll, ob er die Rückforderung geltend machen will, laßt $ 852 Abſ 2 3 PO die 
Pfändung nur in den Fällen zu, wenn der Anſpruch durch Vertrag anerkannt oder rechtshangig 
geworden iſt. Wird aber der Schenker von unterhaltsberechtigten Verwandten belangt und 
beſtreitet er, zur Leiſtung des Unterhalts imſtande zu ſein (vgl. § 1603), jo muß der Anſpruch 
aus 9 528 feinem Vermögen hinzugerechnet werden (RG SeuffA 70 Nr 222). Eine Vereinbarung, 
wonach von vornherein auf die Rückforderung verzichtet wird, iſt unwirkſam (vgl. 8 519 A 1). — 
Satz 3 des § 528 Abſſ 1 bezieht ſich nicht auf den Rückforderungsanſpruch des Schenkers, ſondern 
auf die in Satz 2 angeordnete Erſetzungsbefugnis des Beſchenkten. Gegenüber der ſachlichen 
Erwägung, daß andernfalls Satz 2 überflüffig ſein würde, tritt der Hinweis auf den Wortlaut 
des Geſetzes (Satz 2 „Zahlung des ... Betrags“, Satz 3 „auf die Verpflichtung des Be- 
ſchenkten“ .. ) um fo mehr zurück, als die Faſſung der erſt von der Reichstagskommiſſion auf⸗ 
genommenen 89 528, 529 auch ſonſt ungenau iſt (vgl. 9 529 A J). 

3. Satz 2 u. 3, die zuſammengehören (vgl. A 2), enthalten eine alternative Ermächtigung. 
Der Beſchenkte kann den Rückforderungsanſpruch abwenden, wenn er ſich verpflichtet, den 
für den Unterhalt (vgl. A 1) erforderlichen Betrag in Form einer fortlaufenden 
Rente an den Schenker zu zahlen. Wie bei der Leibrente ($ 760) ſind die einzelnen Be⸗ 
träge vierteljährlich im voraus zu entrichten; hat der Schenker den Beginn eines Vierteljahrs 
erlebt, ſo iſt der ganze Quartalsbetrag verfallen. Für die Vergangenheit kann die Rente nur ſeit 
Eintritt des Verzugs oder der Rechtshängigkeit gefordert werden (in praeteritum non 
vivitur, $ 1613). Über den Tod des Schenkers reicht fie grundſätzlich nicht hinaus, nur daß die 
dann etwa vorhandenen Rückstände gezahlt und nötigenfalls die Beerdigungskoſten getragen 
werden müſſen ($ 1615). Dagegen gebt die Rentenpflicht mit dem Tode des Beſchenkten nicht 
unter; auch erliſcht fie nicht dadurch, daß der Geſamtbetrag der geleisteten Renten den Wert 
der Geſchenkes erreicht oder überſteigt. Wegen der Klage auf die künftigen Renten vgl. § 258 
ABO, wegen der Abänderung des Urteils bei veränderten Umſtänden 8 323 3PO. Der An⸗ 
ſpruch auf die einzelne Rente iſt abtretbar und pfändbar; weder 9 399 Fall 1 BOB noch $ 850 
Abſ 1 Nr 2 oder $ 852 Abſ 2 ZPO greift Platz. — Macht der Beſchenkte von der Abwendungs⸗ 
befugnis Gebrauch, ſo wird ihm, geradeſo wie wenn er das Geſchenk wegen eines Rückforderungs⸗ 
rechts hätte herausgeben müſſen, die Schenkungsſteuer erſtattet ($ 45 ErbſchStG). 

4. Sind mehrere Schenkungen hintereinander vollzogen, ſo hat der verarmte Schenker 
ſich zunächſt an den zuletzt Beſchenkten zu wenden. Jeder früher Beſchenkte haftet nur inſoweit, 
als die ſpäter Beſchenkten durch Herausgabe des Empfangenen oder durch Wegfall der Bereiche⸗ 
rung befreit ſind. Bei bedingten Schenkungen kommt es auf die Vornahme des Rechtsgeſchäfts 
nicht auf den Eintritt der Bedingung an. Das bloße Beſtehen der Verpflichtung des Zweit⸗ 
beſchenkten ſchließt die Verpflichtung des Erſtbeſchenkten auch dann aus, wenn jener infolge 
Andrangs ſonſtiger Gläubiger die Bereicherung nicht herauszugeben vermag. 

5. Der Schenker muß dartun, daß er das zurückverlangte Geſchenk zur Erfüllung ſeiner 
Unterhaltspflichten verwenden wird. Unterläßt er es ſpäter gleichwohl, ſteht dem Be⸗ 
ſchenkten das Rückforderungsrecht nach $ 812 zu. 

6. § 528 findet auf jur. Perſonen keine Anwendung; RG 2. 2. 31 VI 260/30. 


Schenkung §§ 528—530 177 


8 529 


Der Anſpruch auf Herausgabe des Geſchenkes iſt ausgeſchloſſen, wenn 
der Schenker ſeine Bedürftigkeit vorſätzlich oder durch grobe Fahrläſſigkeit 
berbeigeführt hat oder wenn zur Zeit des Eintritts ſeiner Bedürftigkeit ſeit 
der Leiſtung des geſchenkten Gegenſtandes zehn Jahre verſtrichen ſind. 5 

Das gleiche gilt, ſoweit der Beſchenkte bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen 
Verpflichtungen außerſtande iſt, das Geſchenk herauszugeben, ohne daß ſein 
ſtandesmäßiger Unterhalt oder die Erfüllung der ihm kraft Geſetzes obliegenden 
Anter haltspflichten gefährdet wird. 

P 2 22—25; KB 66, 67. 


der Auſpruch .. . iſt ausgeſchloſſen“ Einwendungen im engeren Sinne zu ſein ſcheinen, 
ſo daß fie der Richter auch dann berückſichtigen müßte, wenn der Beklagte ſich nicht darauf beruft. 


0 wände des Abſ 1 die Behandlung als 
jener iſt, muß angenommen werden, daß es ſich durchweg um Einreden 


Bedürftigkeit des Beſchenkten, wenn bei ihm die Vorausſetzungen des $ 519 vorliegen. Dieſe 
dritte Einrede ſteht dem Beſchenkten auch gegenüber einer von ihm übernommenen Renten⸗ 
verpflichtung zu (5 528 A 3). Rh 12. 12. 35 IV 194/35. 


8 530 
Eine Schenkung kann widerrufen werden, wenn ſich der Beſchenkte durch 


ine ſchwere Verfehlung gegen den Schenker oder einen nahen Angehörigen 
des Schenkers groben Undankes ſchuldig macht. 

Dem Erben des Schenkers ſteht das Necht des Widerrufs nur zu, mann 
der Beſchenkte vorſätzlich und widerrechtlich den Schenker getötet oder am 
Widerrufe gehindert hat. 


E 1 449, 450 II 475; M 2 302, 303; P 2 35—38. 


1. Die 10 530—534 handeln von dem Widerruf der Schenkung wegen groben Undanks 
enkten. Der Widerruf iſt ein einſeitiges empfangsbedürftiges, an eine Form nicht 
gelt die Vorausſetzungen, $ 531 die Vollziehung und die 


dans iſt zwingendes Recht (vgl. auch $ 533) und wird daher durch die Landesgeſetze über 
den nee de a die auf Grund des Art 96 CG ergangen ſind, ur 
Durch Geſetz über er rechtliche Beſchränkungen wegen gemeinſchaftwidrigen Verhaltens v. 5. 11.37 
(ROBLI, 1161) 51 i 


RG Abſ 3 wird ferner beſtimmt: „Schenkungen deutſcher Staatsangehöriger an 
die in Abſ 1 u. 2 genannten Perſonen ſind verboten. Wer dem Verbot zuwider eine Schenkung 


t einer 


erruf der 
erung durch den Vertrags- 
j ie nicht widerrufen werden. 
2. Jede Schenkung unterliegt dem Widerruf, mag ſie vollzogene Schenkung oder Schenkungs⸗ 
verſprechen fein, auch das Schenkungsverſprechen bedarf des Widerrufs, auch die belohnende 
Schenkung, ſoweit fie nicht unter $ 534 fällt. Wegen der 


gemiſchten Schenkung vgl. d 516 A 7, 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Lobe, Oegg.) 12 
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wegen der Schenkung unter Auflage $ 525 A 1. — Erfordert wird eine ſchwere Verfehlung gegen 
den Schenker oder einen nahen Angehörigen desselben. Um dem richterlichen Ermeſſen freien 
Spielraum zu laſſen, hat das Geſetz von einer näheren Beſtimmung, was ſchwere Verfehlung 
iſt, abgeſehen. Die vom El $ 449 aufgezählten Handlungen (Bedrohung des Lebens oder der 
Freiheit, vorſätzliche körperliche Mißhandlung, ſchwere Beleidigung, vorſätzliche erhebliche Ver⸗ 
mögensbeſchädigung) wurden weder für erſchöpfend noch für jedesmal unbedingt durch ſchlagend 
erachtet (vgl. Prot 2, 36). Hinzukommen können z. B. grundloſe Entmündigungsanträg e, unlau⸗ 
terer Wettbewerb, Strafanzeigen. Stets muß die Würdigung aller Umſtände des Einzelfalls 
maßgebend ſein. Allge mein läßt ſich nur ſagen, daß objektiv eine gewiſſe Schwere der Verfehlung 
ſowie ſubjektiv eine tadelnswerte Geſinnung vorliegen müſſen (vgl. R ZW 07, 74412 1916, 8336; 
R Bayz 05, 203); aus dem letzteren Grunde werden Handlungen, die in Notwehr, erlaubter 
Selbſthilfe oder zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen vorgenommen werden (vgl. 88 227, 
230, 904, 824 Abſ 2), nicht hinreichen (ogl. R& 11. 11. 20 IV 209/20). Auch eine körperliche Miß ⸗ 
handlung braucht keine ſchwere Verfehlung zu ſein, wenn ſtarke Reizungen voraufgingen (RG 
and.); anderſeits genügen hierzu, wenn dies nicht der Fall war, auch leichtere Handgreiflich⸗ 
keiten (RG Recht 1913 Nr 2862). Schwere Verfehlung iſt es z. B., wenn die beſchenkte Ehe ⸗ 
frau ein Liebesverhältnis mit einem andern Manne unterhält (R JW ö 1910, 148°, RG 6. 3. 22 
IV 690/21). Das Rückforderungsrecht wird deshalb nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der 
Schenker ſelbſt ſich der Verletzung ehelicher Treue ſchuldig ge macht hat, RG 10. 11. 32 1 211/32; 
nicht dagegen, wenn die Ehefrau unter Umſtänden, die fie zu zeitweiligem Getrenntleben be- 
rechtigen, ihrem Ehemann gehörige Haushaltungsgegenſtände mitnimmt (RG JW 1914, 301°). 
Eine ſchwere Verfehlung muß nicht gerade in einer einzelnen Handlung des Beſchenkten beftehen, 
ſondern kann auch in einem fortgeſetzten Verhalten oder in einer Mehrheit von Handlungen 
enthalten ſein, insbeſondere ſo, daß eine beſtimmte Handlung im Zuſammenhange mit andern 
Vorfällen den Tatbeſtand erfüllt (R Warn 1915 Nr 281). — Daß ſich die ſchwere Verfehlung 
als grober Undank darſtellen muß, bedeutet zwar nicht die Notwendigkeit einer beſondern Bezie⸗ 
hung zwiſchen Verfehlung und Schenkung (RG Gruch 52, 984; Warn 1920 Nr 169, RG 14. 2. 24 
IV 38/23). Doch würde der Widerruf unbegründet fein, wenn der Beſchenkte bei Begehung 
der Verfehlung das Vorhandenſein der Schenkung oder die Eigenfchaft des Verletzten als Schenker 
oder naher Angehöriger des Schenkers nicht gekannt haben würde. Vorausſetzung für die An⸗ 
nahme eines groben Undanks iſt in objektiver Hinſicht, daß eine ſchwere Verfehlung des Beſchenkten 
vorliegt, die ein gewiſſes Maß erreicht hat, und in ſubjektiver Beziehung iſt die Geſinnung in Ber 
tracht zu ziehen (RG 6. 3. 22 IV 690/21). Auch durch Unterlaſſung kann ſich jemand einer ſchweren 
Verfehlung ſchuldig machen; RG 158, 141. — Auch der Kreis der in Betracht kommenden An- 
gehörigen ift nicht fejt begrenzt. Nicht die Gradesnähe als ſolche, ſondern das tatſächliche perſön⸗ 
liche Verhältnis ſoll entſcheiden. Immerhin kann § 52 Abſ 2 StGB einen Anhalt bieten. Der 
Undank anderer Perſonen, insbeſondere der Erben des Beſchenkten, läßt kein Wider⸗ 
rufsrecht entſtehen. Auf juriſtiſche Perſonen ift 5 530 nicht anwendbar; RG in Seuff A 85, 233. 

3. Das Widerrufsrecht iſt ein höchſtperſönliches Recht des Schenkers, nicht abtretbar, nicht 
pfändbar und der Regel nach auch nicht vererblich. Nur in den beiden im Text genannten Fallen 
(vgl. ähnlich § 2339 Nr 1, 2), in denen der Beſchenkte gerade durch die den Undank verkörpernde 
Handlung den Widerruf des Schenkers unmöglich macht, ſteht das Widerrufsrecht auch deſſen 
Erben zu, und zwar mehreren Erben gemeinſchaftlich (vgl. $ 2040). Dieſes Erbenwiderrufsrecht 
aber wird als vererblich anzuſehen ſein, ſo daß alſo der Erbeserbe widerrufen kann, wenn erſt 
ihm der Widerrufsgrund bekannt wurde. Iſt der Widerruf einmal rechtswirkſam erklärt worden, 
fo iſt dadurch eine Forderung ins Leben gerufen ($ 531 Abſ 2), die nach den gewöhnlichen Regeln 
übertragen und vererbt wird. 

4. Haben mehrere zuſammen geſchenkt, ſo kann jeder Schenker die Schenkung ſelbſtäudig 
zu feinem Anteil widerrufen. Iſt der geſchenkte Gegenſtand unteilbar, jo widerruft jeder die 
ganze Schenkung mit der Wirkung, daß jeder Rückgabe an alle verlangen kann ($ 432). Sind 
mehrere zuſammen beſchenkt, ſo richtet ſich der Widerruf gegen den Undankbaren auf Rück⸗ 
leiſtung ſeines Anteils. Bei Unteilbarkeit des Gegenſtandes iſt der Widerruf nur möglich, wenn 
alle Beſchenkten undankbar ſind. 


8 531 


Der Widerruf erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Beſchenkten. 
Iſt die Schenkung widerrufen, ſo kann die Herausgabe des Geſchenkes nach 
den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 


gefordert werden. 

E 1 449 452 II 477; M 2 303 —305; P 2 37, 40, 41. 

1. Der Widerruf erfolgt durch einſeitige empfangsbedürftige Willenserklärung nach 88 130 ff.; 
auch die Form der Klageerhebung iſt dazu geeignet. Die Erklärung kann vom geſetzlichen Vertreter 
des Schenkers abgegeben werden. Adreſſat iſt der Beſchenkte; ift eine im geſetzlichen Güterſtande 
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lebende Ehefrau beſchenkt und gehört der Schenkungsgegenſtand zum eingebrachten Gut, ſo 
geſchieht der Widerruf gegenüber ihrem Mann ($ 1403). a 

2. Durch den Widerruf erliſcht das Schenkungsverſprechen. War die Schenkung bereits vollzn⸗ 
gen, jo entſteht eine condietio ob eausam finitam (8812 A8); OLG München HRR 1939 Nr 137. 
Uber die Herausgabepflicht des Beſchenkten beſtimmen 89818, 819 Abſ 1. Doch tritt die Haftung 
nach den allgemeinen Vorſchriften arg. 8142 Abſ 2 ſchon mit der Begehung des Undanks, nicht 
erſt mit der Erlangung der Kenntnis vom Widerruf ein (ugl. § 819 A 2), RG 10. 1. 27 IV 1/26. 
Auch § 822 iſt anwendbar. Gegenüber einem ſchenkweiſe erteilten abſtrakten Verſprechen be⸗ 
gründet der Widerruf außer der cond. liberationis ($ 812 A 10) eine Einrede nach 8 821. — 
Jede Verfehlung, die für ſich genommen den Tatbeſtand des 8 530 erfüllt, ſtellt einen felh- 
Händigen Klaggrund dar. Zwar geftattet $ 268 Nr 1 ZPO, zur näheren Beleuchtung oder 
Unterſtützung eines in der Klage dargelegten Verhaltens des Beſchenkten nachträglich auf ander⸗ 
weite Vorfälle zurückzugreifen (vgl. 8530 A 2). Wird aber an Stelle einer fallengelaſſenen, bisher 
allein geltend gemachten Verfehlung eine damit in keinem Zuſammenhange ſtehende anderweite 


Verfehlung als Wide rrufsgrund in den Prozeß eingeführt, ſo liegt Klagänderung vor (RG Warn 
1915 Nr 281). 


8 532 
Der Widerruf iſt ausgeſchloſſen, wenn der Schenker dem Beſchenkten ver⸗ 
ziehen hat oder wenn ſeit dem Zeitpunkt, in welchem der Widerrufsberechtigte 
von dem Eintritte der Vorausſetzungen ſeines Nechtes Kenntnis erlangt hat, 
ein Jahr verſtrichen iſt. Nach dem Tode des Beſchenkten iſt der Widerruf nicht 
mehr zuläffig. 
E 1 451 Abſ 1 II 478; M 2 303, 304; P 2 39, 40. 


1. Der $ 532 ordnet drei „Ausſchließungsgründe“ für den Widerruf an, über deren rechtliche 
Bedeutung ſich ähnliche Zweifel erheben können wie in § 529 A 1. Sachlich liegt es nahe, die 
Geltendmachung der Verzeihung als Einrede im materiellen Sinne, die Berufung auf die 
andern beiden Tatbeſtände als rechtsvernichtende Einwendung aufzufaſſen. § 533 fügt die 
Einrede des Verzichts hinzu. | 

2. Die drei Verteidigungsbehelfe des $ 532 ſind: a) Verzeihung. Darunter iſt, wie in den 
Fällen der 88 1570 (Eheſcheidung), 2337 (Entziehung des Pflichtteils), 2343 (Erbunwürdigkeit), 
ein Verhalten zu verſtehen, woraus hervorgeht, daß die durch das Benehmen des Gegners hervor⸗ 
gerufene Kränkung nicht mehr empfunden wird. Ein Rechtsgeſchäft wie in $ 533 (Verzicht) ſteht 
nicht in Frage. Der Schenker braucht nur die Verfehlung des Beſchenkten gekannt, aber weder 
um fein Widerrufsrecht gewußt noch den Verluſt dieſes Rechtes als Folge der Verzeihung gewollt 
zu haben. Auch einer beſonderen Erklärung der Verzeihung insbeſondere dem Beſchenkten gegen- 
über bedarf es nicht. Über die 7599 inwiefern gewiſſe Regeln über Rechtsgeſchäfte entſprechende 
Anwendung finden, vgl. $ 1570 A 3. Das durch den Widerruf begründete Rückforderungsrecht 
($ 831 Abſ 2) erliſcht nicht durch Verzeihung, ſondern durch Erlaß (8 397). Es iſt aber Auslegungs⸗ 
frage, ob in der Erklärung der Verzeihung auch ein ſolcher Erlaß liegt, RG 8. 10. 23 IV 50/23. 
b) Einjährige Ausſchlußfrift. Für das Widerrufsrecht des Schenkers ſelber beginnt die Friſt 
mit ſeiner Kenntnis von der Verfehlung, für das Widerrufsrecht des Erben des Schenkers mit dem 
Zeitpunkt, wo der Erbe über jeine e und die betreffende unter $ 530 Abſ 2 fallende 
Handlung des Beſchenkten unterrichtet iſt. Ablauf der Friſt nach $ 187 Abſ 1, § 188 Abſ 2. Die 
Kondiktion, bie durch den Widerruf entſteht, unterliegt der gewöhnlichen Verjährung. o) Tod 


des Beſchenkten. Der Widerruf iſt nur wirlſam, wenn er dem Beſchenkten noch bei Lebzeiten 
zugegangen iſt. Die dann erwachſene Kondiktion geht auch gegen die Erben des Beſchenkten. 


8 533 


Auf das Widerrufsrecht kann erſt verzichtet werden, wenn der Undank dem 
Widerrufsberechtigten bekannt geworden iſt. 

E 451 Abſ 2 II 479; M 2 304; P 2 39. 

1. Die Vorſchrift enthält zwingendes Recht und iſt daher auch auf S enkun 
1.1.00 anzuwenden (RG 62, 328). Im Gegenſatz zur Verzeihung ($ 532 A 2 5 — hy der 
Verzicht auf das Widerrufß recht Rechtsgeſchäft, daher auch den Erben und Vertretern des 
Schenkers möglich. Wie beim Verzicht auf Einreden (HG 78, 131) genügt einſeitige Erklärung 
für welche die 5$ 130 ff. gelten. Emes Vertrags (Erlaßvertrags, $ 397) bedarf es nur zur Auſ⸗ 
hebung der durch einen Widerruf begründeten Kondiktion. Natürlich werden Verzeihung und 
Verzicht tatſächlich meiſtens zuſammenfallen. Die Zuläſſigkeit des Verzichts wird durch § 533 
dahin eingeſchränkt, daß ein Vorausverzicht für Fälle künfligen Undanks 


\ unwirk i 
und auch ein bereits zutage getretener Undank dem Verzichtenden bekannt ſe in 19 u 
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8 534 


Schenkungen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand 
zu nehmenden Nückſicht entſprochen wird, unterliegen nicht der Nückforderung 
und dem Widerrufe. 

E II 476; P 2 35—37; KB 67. 


1. Zuwendungen, die einer ſittlichen oder Anſtandspflicht entſprechen, ſind im Rechtsſinn 
Schenkungen und unterliegen daher auch den Formvorſchriften des § 518. Sondervorſchriften 
auch 88 1446 Abf 2, 1641, 1804, 2113 Abſ 2, 2205, 2207, 2330; RG 125, 380. Sie werden durch 
$ 534 gegen den Widerruf wegen Undanks ($ 530) ſowie gegen die Rückforderung wegen Not⸗ 
bedarfs (8 528) — nicht, wenn es ſich um ein Schenkungsverſprechen handelt, auch gegen die 
Einrede des Notbedarfs ($ 519) — geſchützt. Außerdem werden ſie noch in andern Beziehungen 
vom Geſetze ausgezeichnet. So namentlich dadurch, daß fie den geſetzlichen Vertretern geſchäfts⸗ 
unfähiger oder beſchränkt geſchäftsfähiger Perſonen erlaubt find (88 1641, 1804); daß auch der 
Vorerbe und der Teſtamentsvollſtrecker fie vornehmen dürfen ($ 2113 Abſ 2, $$ 2205, 2207); 
daß im Falle der Gütergemeinſchaft der Ehemann nicht an die Einwilligung der Frau gebunden 
iſt (88 1446, 1519, 1549) und daß der Pflichtteilsberechtigte nicht um ihretwillen eine Ergänzung 
des Pflichtteils verlangen kann ($ 2330). Dazu kommt die Unanfechtbarkeit gebräuchlicher Gelegen⸗ 
heitsgeſchenke (A 2). Nach Scheidung der Ehe können aber auch Pflicht⸗ und Anſtandsſchenkungen 
von dem nicht ſchuldigen Gatten widerrufen werden (vgl. § 1584 A 3). — Eine beſondere Be⸗ 
günftigung der belohnenden (remuneratoriſchen) Schenkung iſt dem Geſetze fremd. Die 
Abſicht des Schenkers, dem Beſchenkten für eine Dienſterweiſung erkenntlich zu ſein, hat nur 
inſoweit Bedeutung, als Sitte und Anſtand dies gebieten; im übrigen finden die allgemeinen 
Schenkungsregeln Anwendung. Trinkgelder ſind Schenkungen im Sinne von § 534. Die 
Verſchaffung von Gelegenheit, ſolche einzunehmen, iſt dagegen Entgelt von ſeiten des Wirts 
an den Kellner; Oertmann aad. S. 44. Verlangt die Sitte eine mäßige Belohnung, geht aber 
die Gabe über das Maß hinaus, ſo iſt ein und dieſelbe Schenkung, je nachdem fie Pflicht- oder 
gewöhnliche Schenkung iſt, verſchieden zu behandeln; R& 26. 1.31 IV 115/30 K 94, 157,322. Über 
die Abgrenzung der belohnenden Schenkung vom nachträglichen Entgelt vgl. $516 A5. — Sind 
die Vorausſetzungen des $ 534 gegeben, jo müſſen fie vom Gericht von Amts wegen berüd- 
fichtigt werden, auch wenn ſich die Partei, der ſie zum Vorteil gereichen, nicht darauf beruft 
(RG JW 1916, 119). 

2. Unter sittlicher Pflicht iſt nicht die Betätigung der allgemeinen Nächſtenliebe zu verftehen, 
vielmehr wird eine beſondere, aus den konkreten Umſtänden des Einzelfalls erwachſene, in den 
Geboten der Sittlichkeit wurzelnde Verpflichtung verlangt (RG 70 S. 19, 386; RG 29. 1. 23 
IV 170/22). 8.8. die Unterſtützung notleidender Geſchwiſter oder ſonſtiger nach dem Geſetz 
nicht unterhaltsberechtigter Verwandten (vgl. 8 814 A 3); die Schenkung an eine dem Schenker 
durch jahrelangen vertrauten Verkehr naheſtehende Frauensperſon zum Zweck der Wiederher⸗ 
ſtellung ihrer Geſundheit oder zur Sicherung ihres Unterhalts (R§inũof 1, 35; RG 29. 1. 23 
IV 170/22). Die Betätigung iſt eine rechtshindernde Tatſache und läßt ein Widerrufs⸗ 
recht gar nicht zur Entſtehung kommen; Reh 4. 11. 15 IV 150/15. Während hierüber 
die Überzeugung des ganzen Volkes entſcheidet, kommt es bei der Anſtandspflicht auf 
die Anſchauungen eines beſtimmten Geſellſchaftskreiſes an. Und zwar find es 
nicht die Bekannten und Verwandten des Schenkers, die den Maßſtab liefern (RG 
SeuffA 71 Nr 205), ſondern feine Standesgenoſſen im allgemeinen. Die Schenkung ent- 
ſpricht einer Anſtandspflicht, wenn ihr Unterbleiben gegen die Empfindung der ſozial Gleich⸗ 
geſtellten verſtoßen würde, ſo daß der Handelnde bei dieſen eine Einbuße in der Achtung und 
Anerkennung erführe (RG 73, 49; 98, 326; Warn 1910 Nr 379). Zu den Anſtandspflichten ge⸗ 
hören die Gaben, die in $ 32 Nr 1 KO, 5 3 Nr 3 Anfch „gebräuchliche Gelegenheitsgeſchenke“ 
genannt werden, z. B. Gaben zu Weihnachten, Neujahr, Oſtern, zum Geburtstag, zur Hochzeit, 
bei Gelegenheit von Reiſen, Beſuchen uſw. Doch kommt es niemals allein auf die Gelegenheit 
an, die die Schenkung veranlaßt, vielmehr ſpielen daneben die perſönlichen Beziehungen zwiſchen 
Schenker und Beſchenktem ſowie die geſellſchaftlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Ber 
teiligten eine Rolle (NG JW 1916, 1195). Weihnachts oder Neujahrsgelder für Angeſtellte ſind 
häufig im Dienſtvertrag ausdrücklich oder ſtillſchweigend vereinbart und ſtellen dann Lohnzuſchläge 
dar. Anſtandsgeſchenk iſt die Spende zu einer öffentlichen Sammlung, desgleichen das Trinkgeld, 
das der Gaſt dem Kellner gibt (während der Wirt dadurch, daß er dem Kellner die allgemeine 
Gelegenheit bietet, Trinkgelder einzunehmen, ihm ein Entgelt gewährt). — Handelt es ſich 
um große Summen, jo erachtet die Rechtſprechung den Tatbeſtand des $ 534 nicht leicht für ge- 
geben. So pflegt das Reichsgericht namentlich zu verneinen, daß Schenkungen des Arbeitgebers 
zugunſten ſeiner Arbeiter, die mit ihm durch keine Beziehungen perſönlicher Art verbunden find, 
durch Sitte oder Anſtand geboten ſeien; vgl. NG 70, 15; 75, 132; 78, 412 (Kruppſche Arbeiter ⸗ 
ſtiftung); Warn 1913 Nr 409 (ebenfo). Nur in dem Falle RG 73, 46, wo die ſeit langem beſtehende 
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enſionskaſſe auf die Zuſchüſſe des Arbeitgebers angewieſen war und die Angeſtellten hiermit 
a ee F zur Leiſtung der Zuſchuſſe anerkannt. Überdies 
kommt hier der Geſichtspunkt des Reichsarbeitsgerichts in DRZ 1934, 33 in Betracht, 
dgl. Vorbemerkung. In RG 70, 383 hatten jüdiſche Erben eines bedeutenden Nachlaſſes 
Schenkungen an Wohltätigkeitsanſtalten gemacht; das Reichsgericht nahm Pflichtſchenkungen 
auch bann nicht an, wenn ihre Religion dies verlangt haben ſollte. Auch aus ſittlicher oder An⸗ 
ſtandspflicht gegebene Schenkungen unterliegen den allgem. Vorſchriften über Schenkung, z. B. 
der Formvorſchrift nach $ 518. RG 125, 380. 


Dritter Titel 
Miete. Pacht 


ran Beteiligten ſchon immer ein beſonderes Maß 
egenſeitigen Vertrauens und gegenſeitiger Rückſicht verlangt. Aus dem der nationalſozialiſtiſchen 
Weltanſchauung gemäßen Gemeinſchaftsdenten ergibt ſich 


gelangt 
An gen und Bedürfniſſe gebotenen Anderungen, 
ſowie auch den zur Durchführung des Vierjahresplans notwendig gewordenen Maßnahmen noch 
Beſchränkung der Kündbarkeit, der Gedanke der 
Hausgemeinſchaft fordert weitgehende Berüdjichti i 


deimſtätte legt übrigens auch für Geſchäfts 
En Pelätigung gerade der Gemeinſchaftsgedanke eine 
ende 


nationalſozialiſtiſchen Gemeinſchaftsdenkens ent 


Raſſenfrage auf das Mietverhältnis. Wie es dem deut 


beſondere dem Angehörigen der NS Delp und ihrer Gl 
iſt, in Rechtsverkehr mit Juden ö 


auch nicht zugemutet werden, au etvertrag mit einem andere 

deutſchen Volksgenoſſen in eine Hausgemeinſchaft mit Juden zu kommen. Die Beteiligung 
von Juden beeinträchtigt die Bei Mieter treten ſoll, 
5 a ausgemei t 
nicht zu trennen ift. Der deutſche Volksgenoſſe, der in Unkenntnis der Beten gemeinſchaf 


\ gung von Juden 
ietvertrag n emen oder en 
ö . in Irrtum entſchuldbar war 
iſt hierfür belanglos (8 119 A 2). Er kann auch von den Rechtsbehelfen aus 537 ff. i N 
friſtloſen Kündigung nach $ 542 Gebrauch m bh gebe 


n, daß ihm grobfahrläſſige 
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Unkenntnis in bezug auf die jüdiſche Beteiligung zur Laſt fällt, in welchem Falle die Rechtslage 
nach 85 539, 543 zu beurteilen wäre. Dabei iſt davon auszugehen, daß es im Hinblick auf die 
heute herrſchende Volksanſchauung an ſich Sache des Vermieters iſt, auf das Vorhandenſein 
jüdiſcher Hausgenoſſen hinzuweiſen, und daß, wenn es demgegenüber der Mieter ſeinerſeits 
an der nötigen Erkundigung fehlen läßt, die darin liegende Fahrläſſigkeit meiſt nicht als eine grobe 
zu bezeichnen ſein wird. Die Rechtsbehelfe aus dem Mietrecht ſtehen dem deutſchen Volksge⸗ 
noſſen als Mieter auch dann zu, wenn der Vermieter erſt nachträglich Juden als Hausgenoſſen 
aufnimmt. Vgl. dazu LG Köln Di 1938, 907 mit Anm Friedrich gegen OLG Köln ZAk DR 
1938, 171 mit Anm Kiefersauer; ferner Friedrich DWR 1938, 129. Zur Wahrung einer 
echten Hausgemeinſchaft im nationalſozialiſtiſchen Sinn, die naturgemäß mit Angehörigen der 
jüdischen Raſſe nicht beſtehen kann, wird auch dem deutſchen Vermieter einem jüdiſchen Mieter 
gegenüber ein Kündigungsrecht aus Raſſegründen zuzuſprechen ſein, wie dies teils in Anwendung 
des Mieterſchutzgeſetzes (58 2, 4) teils in grundſätzlicher Ablehnung jeden Mieterſchutzes für Juden 
bereits mehrfach ausgeſprochen worden iſt (vgl. JW 1938, 29755, 3045, 31722, 324222, 324325). 
Vom Standpunkt des allgemeinen Mieterrechts wird hier, ſoweit nach den Umſtänden die ordent⸗ 
liche (befriſtete) Kündigung zur Erreichung des Zweckes nicht als ausreichend erſcheint, auf den 
Gedanken der friſtloſen Kündigung aus wichtigem Grunde ($ 553 A 1) zurückzugreifen ſein. Vgl. 
auch Adami, Das Kündigungsrecht wegen eines jüdiſchen Mieters JW 1938, 3217. *) 

Dem nationalſozialiſtiſchen Gemeinſchaftsgedanken entſpricht der zwiſchen den Spitzen⸗ 
verbänden der Hausbeſitzer und der Mieter (Zentralverband Deutſcher Haus⸗ und 
Grundbeſitzervereine, Bund Deutſcher Mietervereine) unter Führung des Reichsjuſtiz⸗ 
miniſteriums vereinbarte „Deutſche Einheitsmietvertrag“ (DEM) vom Jahre 1934 (Bel. 
des RM d. Juſtiz v. 7. 3. 34 Dai 304), der zwar nicht unmittelbar anwendbare Rechts⸗ 
normen gibt, ſondern nur einen Vorſchlag für den Inhalt abzuſchließender Raummiet⸗ 
verträge (einſchließlich der Miete von Geſchäftsräumen), der aber, von den Verbänden 
empfohlen, große Verbreitung gefunden hat, mit der zunehmenden Verbreitung des Gemein ⸗ 
ſinnes, insbeſondere des Gedankens der Hausgemeinſchaft, immer weitere Verbreitung finden 
wird, und auch abgeſehen hiervon für die Feſtſtellung geſetzlicher und vertraglicher Rechte und 
Pflichten auf dieſem Gebiete ein wertvolles Mittel der Auslegung im Sinne der Gemein⸗ 
ſchaft bildet. ST Abſ 1 Satz 1 DEM ſagt ausdrücklich: Vermieter und Mieter verſprechen, 
im Haus ſowohl untereinander wie mit den übrigen Mietern im Sinne einer 
vertrauensvollen Hausgemeinſchaft zuſammen zu leben und zu dieſem Zweck 
jede gegenſeitige Rückſichtnahme zu üben. Dieſe Generalklauſel kann auch außerhalb 
der Anwendbarkeit des DEM als Grundlage für die Beurteilung der Rechte und Pflichten aus 
dem Mietverhältnis dienen. Die Verbände waren u. a. auch darüber einig, daß Anderungen und 
Ergänzungen des DEM durch die Mietparteien ſich in den durch die Grundſätze wahrer Volks ⸗ 
gemeinſchaft gezogenen Grenzen halten müſſen, und bezeichneten im Zuſammenhang damit 
gewiſſe Vertragsbeſtimmungen älterer, im einſeitigen Intereſſe der Vermieter verfaßter For⸗ 
mulare als unerwünſcht und von ihnen gemißbilligt. Dieſe „gemißbilligten Klauſeln“ ſind, 
da ihre Mißbilligung ein Ausdruck des gefunden Volksempfindens iſt, namentlich von Bedeutung 
für die Beantwortung der Frage, ob Vertragsbeſtimmungen im Sinne des $ 138 gegen die guten 
Sitten verſtoßen. Hinweiſe auf den DEM kund die erwähnten Klauſeln ſ. in den Anmerkungen 
zu einzelnen Vorſchriften dieſes Titels. 

Aus dem Schrifttum zum Einheits mietvertrag: Dölle, Der deutſche Einheitsmiet⸗ 
vertrag 1936; Dahm ebenſo 1937; Gehrke ebenſo 1935; Brandis DX 1935, 404; Ebel RArbBl 
1934 11 143; Roquette JW 1935, 1670; Vollmer JW 1934, 1386; Günther Grundeigentum 
1934, 387. Aus dem neueren Schrifttum zum Mietrecht überhaupt: Lange, Vom alten 
zum neuen Schuldrecht 1934 S. 61f.; Roquette, Rechtsgrundlagen der Wohnungsmiete 1936; 
derſelbe, Streifzüge durch das Mietrecht in JW 1937, 3206; 1938 S. 152, 2593, 2876; |. auch JW 
1935, 1670; 1936, 2289; Danieleik, Das neue Mietrecht 1936; auch DRpfl 1936, 317; Münzel, 
Die Hausgemeinſchaft im nationalſozialiſtiſchen Mietrecht DWR 1938, 289; Kiefersauer 
bei Staudinger Bd. II 2 10. Aufl. 1937 in den Vorbemerkungen vor 9 535 S. 411ff., wo auch 
weiteres Schrifttum angegeben ift; ebenda vor $ 581 S. 767f. auch Schrifttum zum Pachtrecht; 
Buchwald, Neugeſtaltung des Mietrechts 1938, auch JahrbALDN 1937, 9. Zum Recht der 
Schuldverhältniſſe im allgemeinen ſ. Vorbem 1 Abſ 4 vor $ 241. 

2. Die Miete ($ 535) ſetzt eine Sache, d. h. einen körperlichen Gegenſtand im Sinne von $ 90 
voraus und gewährt den Gebrauch der Sache (oder eines Teiles, $ 580); die Pacht 
($ 581) betrifft Gegenſtände überhaupt, alſo nicht nur Sachen, ſondern auch Rechte, 
und verleiht nicht nur den Gebrauch, ſondern auch den Genuß der Früchte ($ 99), 
ſoweit fie nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft als Ertrag anzuſehen ind. 
Gegenſtand der Pacht ſind in erſter Linie landwirtſchaftliche Grundſtücke. Sie brauchen 
noch nicht mit dem zur Bewirtſchaftung erforderlichen Inventar verſehen zu ſein; 
denn fie find von Natur geeignet, Bodenerzeugniſſe (Gras, Holz uſw.) auch ohne 


*) S. jetzt Gef über Mietverhältniſſe mit Juden v. 30. 4. 39 (RG Bl I, 864). 
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menſchliches Zutun hervorzubringen (RG 81, 25; Gruch 57, 681). 
vor, wenn das Grundſtück ausnahmsweiſe nur zum Gebrauch, als 
zur Errichtung eines Ausſtellungsbäudes, überlaſſen wird. — Verpachtungsfähige echte: 
Recht zum Betrieb eines Handelsgeſchäfts (HGB $ 22 Abſ 2) oder eines Gewerbes (Gewo 8 48; 
sg 1822 Nr 4) — Apothekengeſchäft (RG 123, 151; OLG 25, 37, auch RG ZM 03, 51), 
N kids und Wurſtfabrik (NG 133, 318); Malzfabrik (RG 138, 199) —, auch eines Teiles von 
einem Gewerbe, insbeſondere des Betriebs des Anzeigenteils einer Zeitung (RG 70, 20: NG 
JW 1933, 27625), das öffentliche Anſchlagsweſen einer Großſtadt (RG 82, 340) oder auch anderer 
Gemeinden (RG Di 1934, 837), Garderobenpacht (RS 97, 166), das Recht aus einem Patent 
oder ſonſtigen Urheberrecht; auch die entgeltliche, nicht ausſchließliche Lizenzgewährung iſt 
grundſätzlich Rechtspacht, wenn auch bei Anwendung der Vorſchriften des Pachtrechts der Eigen⸗ 
act des Lizenzvertrages und dem Parteiwillen Rechnung getragen werden muß eg 
dazu RG 75, 405; 76, 235; 90, 162; 115, 20; 116, 78; 122, 73; 134, 91; 137, 359, N Ji 
1916, 271 Mb Warn 1929 Nr 110; der geſetzliche Anteil eines Kaliwerks am Kali⸗ 
abſatz (RG 130, 275); Bergwerkseigentum (RG 135, 94); Jagdrecht (RG 51, 279; 52, 128; 
Warn 1910 Nr 381; vgl. 8 581 A3), Fiſchereirecht (SeuffA 60 Nr 229; 83 Nr 200, auch Nr 212), 
nicht aber die Rohrnutzung aus einem See, da der Vertrag hier das Grundſtück ſelbſt betrifft 
(RG 56, 83), anders auch für Fiſchereipacht bei geſchloſſenen Privatgewäſſern OLG 38, 93 
(Grundſtü ckspacht). e voikung iſt die en Überlafjung eines Grundſtücks 
behufs Benutzung der Waſſerkraft, Gewinnung von Mineralien und ſonſtigen Bodenbeſtand⸗ 
teilen, z. B. von Quarzitſteinen, Schwerſpat, Erdöl, Erde (RG JW 09, 4515; RG Warn 1937 
Rt 97 R6 16. 2. 17 11 513/16, 26. 10. 20 111 189/20; Bay Obs 10, 280; Verpachtung eines 
Sandlagers ſ. RG Seuff A 83 Nr 185; Verpachtung eines Waſſernußungsrechts ſ. R Seuffü 83 
Nr 68), Überlaſſung einer Ziegelei nut Ausnutzung eines Sand- oder Tonlagers (RG Warn 09 
Nr 137), Uberlaſſung der Ausnutzung eines Kiesberges (NG 94, 279; R FW 1938, 9430). Uber⸗ 
laſſung der entgeltlichen Ausbeutung eines Grundſtücks auf gewiſſe Bodenbeſtandteile als Kauf 
der zu gewinnenden Bodenſchätze oder eines Rechtes auf Benutzung des Grundſtücks zu ihrer 
Gewinnung ſ. RG Ich 1936, 18242 


Verpachtung eines öffentlichen Fährrechts ſ. Re JW 1937, 
2106, Unwiderrufliche Geſtattung der Quellwaſſerentnahme mittels einer Leitung gegen 


einmalige Vergütung als pachtähnliches Verhältnis |. RG HRAR 1934 Nr 1197. Berpa tung 
einer zahnärztlichen Praxis ING Seuffl 79 Nr 97. Pacht kann auch die entgeltliche Überlaſſung 
der Ausnutzung von Befugniſſen fein, die das Urheberrecht verleiht, ſo 3. B. zur Aufführung von 
Theaterſtücken; die Auferlegung einer Aufführungspflicht ſteht der Annahme eines Pachtvertrages 
nur entgegen, wenn ſie vertraglich als Hauptleiſtung aufgeſtellt iſt (RG 115, 17). Zeitlich be⸗ 
ſchränkte Überlaſſung einer (nicht patentierten) Erfindung zur Benutzung und Ausbeutung als 
Pachtvertrag ſ. RG 122, 70. Für die Pacht . noch $ 581 A 1 Abſ 1. 8 
Bei Überlaſſung einer zu einem Gewerbebetrieb beſtimmten Räumli 


Miete liegt nur 
3. B. als Lagerplatz, 


von iR, daß er bürgerliche Früchte abwerfen kann (vgl M 2, 130 
wir \ 
iche Eigenart, ihre innere Einrichtung und Ausſtattun 


igen z ‚310; 102, 186 (Erholungsheim); 122, 274 
(Schlachterei und Wurſtfabrit) 136, 407 und 138, 192 (Theater; f. auch HRR 1933 Nr 1422 
4. 803˙ (Hotel); Warn 


1915 Nr 48 (Privat- 

krankenanſtalt); 1922 Nr 38 (Penſionat); 1923/24 Nr 103 (Hotel), 160 (Kaffeehaus); 1926 
ffeehaus mit Wohnung); Seuff 78 Nr 182 (Fa- 

1 (Schankwirtſchaft); RG HNN 1929 Nr 1208 (wwäſcherei und 
Färberei); NG Gruch 57, 681. Iſt der zur Ausnutzung überlaſſene Raum für einen be⸗ 
ingerichtet und ausgeſtattet, ſo iſt Pacht anzunehmen, ma 
mitpachten oder vom Verpächter oder einem Dritten zu Eigentum 
erwerben (RO 91,310; 114, 243; 122,274; 5 K 


R6 5. 3. 18 VII 428/17, vg. Rh Warn 1915 Kenn. 
1923/24 Nr 103; 1926 Nr 45 und dort erwähnte Urteile; ferner RG Warn 1926 Nr 117, 
183; 1929 Nr 108, 173; 1931 Nr 38, Nc Seuffa 79 Nr 24 10h ; 


J 1927 S. 5897, 14697 
1928 S. 4692 u. 25173; RG Gruch 69, 483; RG HRR 1929 Nr 1209; 2°, 14697; 
Nr 51). Der Annahme eines Pachtvertrages ſteht daher auch der U 
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dem Inhaber einer Schankwirtſchaft der zum Gewerbebetrieb eingerichtete Raum vom jetzigen, 
das Wirtſchaftsinventar aber vom früheren Grundſtückseigentümer gegen Entgelt überlaſſen 
wird (RG 114, 243). Dagegen iſt an Räumen, die mit einer zur Ausnutzung erforderlichen Ein⸗ 
richtung nicht verſehen ſind, zunächſt nicht die Erzielung von Früchten, ſondern nur Gebrauch, 
alſo Miete, möglich (vgl. Warn 1915 Nr 47: noch nicht betriebsfähiges Theatergebäude). Um Miete, 
nicht um Pacht handelt es ſich, wenn jemand, der Hotelräume ſchon bisher als Untermieter innege⸗ 
habt hat und ſeit Jahren Eigentümer der Hoteleinrichtung iſt, nunmehr als Hauptmieter in unmittel⸗ 
bare Vertragsbeziehungen zu dem urſprünglichen Vermieter der Räume tritt (RG Warn 1929 
Nr 109). Ein Mietverhältnis wird auch nicht dadurch zu einem Pachtverhältnis, daß ein neuer In⸗ 
haber der zum Geſchäftsbetrieb gemieteten Räume unter Übernahme der Einrichtung von ſeine m 
Vorgänger in den beftehen bleibenden Mietvertrag eintritt (RG 125, 128; RG ZW 1929, 32274; 
RG HRR 1930 Nr 1441; 1931 Nr 929; } auch HRR 1929 Nr 1308). Überlafjung von Räumen eines 
Bahnhofs zum Lager- und Speichereibetrieb Miete, nicht Pacht, |. R Warn 1925 Nr 22. Bei 
Gaſtwirtſchaftsräumen kommt es namentlich auf die Einrichtung der Haupträume, d. h. 
der für das Verweilen der Gäſte beſtimmten, an (RG 81 S. 26, 29). Sind die in Betracht 
kommenden Räumlichkeiten noch nicht zum Betrieb eingerichtet, vielmehr erſt auf Koſten des 
Übernehmers einzurichten, dann liegt Miete, nicht Pacht vor (RG 109, 206; JW 1918, 888; 
Warn 1929 Nr 173; 1931 Nr 38). Sind fie nur zum Teile mit der erforderlichen Einrichtung 
verſehen, ſo daß der Übernehmer noch das Fehlende ſelbſt anſchaffen muß, ehe er den der beider⸗ 
ſeitigen Vertragsabſicht entſprechenden Gewerbebetrieb beginnen kann, ſo liegt ein Grenzfall vor. 
Für die Frage, ob Miete oder Pacht anzunehmen iſt, wird hier entſcheidend ſein müſſen, ob die Ein⸗ 
richtung fo weit vorgeſchritten iſt, daß durch fie die Räume in der Hauptſache für den Gewerbe- 
betrieb geeignet ſind, und daß es ſich bei der Beſchaffung des Fehlenden weſentlich nur um eine 
Ergänzung und Vervollſtändigung handelt. Iſt dies der Fall, ſo liegt Pacht vor, ſonſt Miete 
(RG Gruch 57, 681). Die Annahme eines Pachtverhältniſſes iſt alſo nicht ausgeſchloſſen, wenn 
die Einrichtung der Haupträume noch der Ergänzung durch den Übernehmer bedarf und die 
Nebenräume (Küche, Keller) ganz uneingerichtet ſind (RG IW 1913, 98210, vgl. OLG 36, 72; 
SeuffA 73 Nr 223). Dagegen genügt die bauliche Eignung zum Betriebe des Gewerbes ohne 
Einrichtung nicht, um die Annahme eines Pachtvertrages zu rechtfertigen (RG 109, 206; vgl. 1:6 
Warn 1923/24 Nr 105). Beim Fehlen jeder weiteren Ausſtattung iſt daher auch die entgeltliche 
Überlaſſung von Räumen mit Backofen zum Betriebe einer Bäckerei Miete, nicht Pacht (NG 
HR R 1929 Nr 593; RG 15. 2. 27 III 421/26; ſ. auch 30. 6. 24 III 29/24; 12. 6. 25 III 606/24). 

Die unentgeltliche Überlaſſung des Betriebs der geſamten Anlagen eines Elektrizitäts⸗ 
werks und einer Straßenbahn iſt auch dann Grundſtückspacht, nicht Stromlieferungsvertrag, 
wenn die Lieferung von Elektrizität den Zweck des Vertrags bildet (RG 19. 10. 17 VII 200/17).— 
Die entgeltliche Überlaſſung eines Wohnrechts ($ 1093) iſt Verpachtung. — Wird in einem 
Vertrage — z. B. über ein Wohngebäude und ein Ackergrundſtück — die eine Sache nur zum 
Gebrauch, die andere auch zum Fruchtgenuß überlaſſen, ſo iſt entſcheidend, welche Sache 
nach Sinn und Zweck des Vertrags die Hauptſache iſt. OLG 38, 93 (Pacht eines Fiſche⸗ 
reigewäſſers mit Geräten und Schlafräumen). Iſt ein Haus, in dem eingerichtete und ausgeſtattete 
Schankräume ſowie eine Reihe von Wohnungen ſich befinden, durch einen Vertrag zur Ausübung 
des Schankgewerbes und zur Vermietung der Wohnungen überlaſſen worden, ſo kann Verbindung 
eines Pachtvertrages mit einem ſelbſtändigen Mietvertrage vorliegen; die Überlaſſung der 
Mietwohnungen zur Untervermietung kann aber auch Pacht fein (RG 17. 9. 26 III 279/26). 
Wird mit einer Schankwirtſchaft eine Wohnung für den Wirt, feine Angehörigen und An⸗ 
geſtellten überlaſſen, ſo iſt in der Regel die Wirtſchaft die Hauptſache, die Wohnung Neben⸗ 
ſache, und das ganze Vertragsverhältnis als Pacht anzuſehen und demgemäß auch nicht 
dem Mieterſchutz unterſtellt (RG 23. 2. 23 III 673/22; vgl. § 553 A 1). Die Überlaſſung 
der Geſchäftsräume eines Rechtsanwalts nebſt Einrichtung an einen andern Rechtsanwalt 
iſt nicht Pacht, ſondern Miete (RG JW 1925, 47214), Die Übertragung des Kleiderablage⸗ 
betriebs in Theatern und Vergnügungsſtätten iſt nur dann Pachtvertrag, wenn der Übernehmer 
die Erträge für eigene Rechnung ziehen darf und als Gegenleiſtung dafür beſtimmte Beträge oder 
einen beſtimmten Teil der Einnahme abzuliefern hat (RG 140, 206). 

2a. Unterſchiede in der geſetzlichen Behandlung von Miete und Pacht. Der Unterſchied von 
Miete und Pacht (Vorbem 2), auf welch letztere im allgemeinen die Vorſchriften über 
Miete entſprechende Anwendung finden ($ 581 Abſ 2), tritt im einzelnen hervor bei der Erhaltungs- 
pflicht (58 536, 582, 586), bei der Kündigung infolge von Nichtgeſtattung der Weitervermietung 
oder Verpachtung (88 549, 596 Abſ 1), den geſetzlichen Zahlungsterminen ($$ 551, 584), der Rück⸗ 
gewähr des Miet- oder Pachtgegenſtandes ($ 556 Abſ 1, 58 591 bis 594), der Entſchädigung des 
Vermieters oder Verpächters bei nicht rechtzeitiger Rückgewähr (88 557, 597), dem geſetzlichen 
Pfandrecht des Vermieters und Verpachters (58 559, 563, 585) ſowie des Pächters ($ 590), bei der 
gejeglihen Kündigungsfriſt (58 565, 595), dem Kündigungsrecht infolge Todes des Mieters oder 
Pächters ſowie bei der Verſezung eines im Mietverhältnis ſtehenden Beamten ($$ 569, 570, 596) 
und bei der Gerichtszuſtändigkeit (GV 8 23 Nr 2). 
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Verhältnis te (Pacht) zu anderen Vertragsarten. Von der Leihe ($ 598) 
unter Heidet fa dee bei erſterer ſtattfindende Unentgeltlichkeit der 
betleſſung (nicht Gewährung), vom Kauf ($ 433) dadurch, daß bei ihm die Sache nicht 
zum zeitweiſen Gebrauch, ſondern zum dauernden Eigentum überlaſſen wird. Verpachtung von 
Feldern ſtatt Kauf des abzuerntenden Getreides OLG 36, 68. Nicht um Pacht, ſondern um käuf⸗ 
liche Lieferung handelt es ſich in der Regel bei den ſog. Milchpachtverträgen (Kündigung ſ. RG 
Gruch 63, 609). Anwendung der Vorſchriften über den Kauf bei der entgeltlichen Überlaſſung 
von berbrauchbaren Sachen (Gas und Waſſer M 2, 371), ſofern ſie nicht ausnahmsweiſe nur 
zum Gebrauch (Schauſtellung uſw.) überlaſſen ſind. Weder Kauf noch Miete liegt vor bei der 
Uberlaſſung von Naturkräften, wie . B. bei der Lieferung von Elekttizität, da dieſe keine Sache 
im Sinne des 8 90 iſt. Vgl. das RGeſ, betr. die Beſtr. der Entz. elektr. Arb. v. 9. 4. 00 und Mot 
dazu in den Drucks. des Rr 10. Leglslaturper. I. Seſſ 1898/1900 Nr 612, ſowie RG 17, 269; 
R6St 29, 111, auch Bay Sbsch 4, 348. Das ſchließt allerdings nicht aus, die Vorſchriften 
über den Kauf entſprechend 8 da die Elektrizität nach der Verkehrsauffaſſung als 
Ware betrachtet wird (dgl. Vorbem 1 vor $ 631). — Unterſchied zwiſchen Geſellſchaft (gemein⸗ 
ſame Zweckverfolgung der Geſellſchafter) und Teilpacht (verſchiedene Zwecke bei Verpächter 
und Pächter); dazu RG 149, 88, Nicht Miete, ſondern eigenartige organiſatoriſche Verträge mit 
geſellſchaftsähnlichem Zuſammenwirken ſind die Verträge zwiſchen einem Ausſtellungsunternehmen 
und den Ausſtellungswirten (NG 88, 108). — bergang eines Pachtverhältniſſes in Dienſt⸗ 
vertrag |. Seuffu 60 Nr 73, Miete eines Schiffes mit Beſatzung (RG 48, 89; 69, 129; R6 
11. 11. 16 185/16 [Abgrenzung 1 Werkvertrag], auch IW 06, 463; 09, 467). Vgl. ferner 
Vorbem vor 1 $ 611 (Miete in erbindung mit Dien 
Dienftleiftung iſt in der Regel di i rlaſſung einer Dampfdreſchmaſchine 
mit edienungsmannſchaft R& Gruch 61, 633; SeuffU 58 N 


ernommen, hinter denen der Gebrauch 
ns und Erziehung, dann liegt nicht mehr 
Miete vor (OLG 26, 392). S. auch § 535 A 2 a. E. U er den Gaſtaufnahmevertrag ſ. § 538 A b. 
Zum Unterſchied zwiſchen Miete und Werkv ertrag ſ. $ 681 A J. Überlaſſung eines Schrank⸗ 
faches in der Stahlkammer einer Bank iſt Miete, nicht Verwahrungsv ertrag (RG 


Teilnehmer eines Fernſprech⸗ 
oder Werkvertrag, auch nicht ein hieraus 

ch dem Gebiete des 
öffentlichen Rechtes an ehört (RG 98, 341). Die ö fentlich rechtliche Natur die 
niſſes ſchließt aber nicht die Anwendung bürgerlichrechtlicher Vorſchriften auf Schadensfälle 
aus, die Angeſtellte der Rei i Einri 7 uſſes verurſachen; auch 
115 in der Fernſprechordnung vorgeſehene del Anspach ue greift hier nicht 

p 


ber die Zuläſſigkeit des Rechtsweges für den Anſpruch eines Teilnehmers auf Verlegung eines 
Fernſprechanſchluſſes ſ. RG 109, 100, 


ordnung v. 15. 2. 27 
in der Faſſung der Verordnung v. 28. 4. 34 (Amtsblatt des Rpoſtchein 1927 

S. 213) können im Rechtsweg auf ihre Sittenwi 

auch nicht zum Gegenſtand der gerichtlichen Nachprüfung werden durch ihre Aufnahme in die 
reisvereinbarungen der Reichspoſt mit den Telefongeſell 


ſchuzes (RG 7. 12. 26 HIT 408% % dahingestellt blieb, ob Pacht oder ein gemiſchter Vertrag anzu, 
nehmen ſei). Vgl. auch RG Gruch 68, 310 (Buch- und Zeitungsverkauf in einem Hotel) und 
OLG 45, 168 (beſonderer Sta 

28. 7. 92 über Kleinbahnen uſw. zwiſ dem zur Unterhaltung des öffent⸗ 
lichen Weges mice e geschlossen werden, ſind nicht Mietver ü 
Art (Ro 86, 370 


ichen 5 ohnung einge⸗ 
ir an den Grundſtückseigentümer zahlt, ſind Polizeikoſten (R& 
eihern fallen 
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nicht unter den Begriff der Miete, haben vielmehr, ähnlich wie Lizenzverträge über patentrechtlich 
105 365 Erfindungen, die Übertragung urheberrechtlicher Befugniſſe zum Gegenſtande (NG 
106, 362). 

3. Die Miete (wie die Pacht) iſt ein Schuldverhältnis, ſo daß zwar dem Mieter Beſitz und 
Beſitzesſchutz (auch gegen den Vermieter RG LZ 1924, 1691; Schutz gegen unerlaubte Hand. 
lungen $ 823 A 9; Schadenserſatzanſpruch aus § 904 RG 156, 187), aber weder hierdurch noch 
durch Eintragung oder Vormerkung im Grundbuche Dinglichkeit ſeines Rechts erwirkt wird 
(vgl. R Gruch 67, 77). Nur Eintragung einer Vertragsſtrafe für den Fall der Verletzung iſt 
zuläſſig. Da der Mieter eines Grundſtücks kein Recht am Grundſtücke erwirbt, kann er ſich für 
die Berechtigung des Vermieters nicht gemäß $ 892 auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
berufen; auch $ 893 iſt nicht anwendbar (RG 106, 109). Über den Unterſchied von dem dinglichen 
Wohnungsrecht, durch das der gleiche wirtſchaftliche Erfolg erzielt werden kann, |. RG 54, 233; 
RG Warn 1927 Nr 54; JW 1927 S. 14061, 19221; SeuffÜ 83 Nr 88; RG 24. 1. 29 VIII 329/28 
OLG 43, 8. Vgl. auch RG 59, 326. Erbpacht |. EG Art 63. Ausnahmsweiſe dauert die nach den 
früheren Geſetzen durch die Eintragung begründete Wirkſamkeit eines Mietanſpruchs gegen 
Dritte (Dinglichkeit) fort gemäß EG Art 179 (vgl. SeuffA 80 Nr 43). Vgl. auch Ech Art 188 Abſ 2. 
Enteignungsentſchädigung des Mieters |. RG 74, 367; 101, 148. — Unter Vormieterecht 
(Vorpachtrecht) iſt im allgemeinen die Befugnis zu verſtehen, in einen anderweit geſchloſſenen 
Mietvertrag (Pachtvertrag) einzutreten; vertraglich kann aber auch eine andere Geſtaltung 
des Rechts vereinbart werden (RG 31. 3. 25 III 174/24). Im BGB find Vormiete und Vorpacht 
nicht geregelt. Maßgebend find hier zunächſt die Grundſätze der $$ 157, 242; es find aber auch die 
Beſtimmungen über Vorkauf (88 504 ff.) entſprechend anwendbar (RG 110, 415; 123, 265; 125, 
123; 136, 52; ſ. auch HRR 1938 Nr 505). Verpflichtung des Vermieters, die Freimachung der 
den Gegenſtand des Vermietevertrages bildenden Räume herbeizuführen, ſ. RG Warn 1934 
Nr 94. Die Herübernahme der Grundſätze des Vorkaufsrechts legt dem Vermieter die Verpflichtung 
auf, dem Vormietberechtigten bekanntzugeben, daß ein Mietvertrag zwiſchen dem Verpflichteten 
und einem Dritten feſt und rechtsgültig abgeſchloſſen iſt; bloße Vertragsangebote oder Vorver⸗ 
handlungen mit einem Dritten genügen nicht (RG Warn 1928 Nr 123). Von dem Vormiete⸗ 
und Vorpachtrecht zu unterſcheiden iſt das Optionsrecht, das dem Mieter oder Pächter eine 
Verlängerung des alten Vertrags für beſtimmte Zeit unter den bisherigen Bedingungen er» 
möglicht, deſſen Ausübung aber innerhalb der vorgeſchriebenen Kündigungsfrist vor Ablauf des 
Vertragsverhältniſſes erklärt werden muß (vgl. $ 564 A 1). — Da Miet- und Pachtvertrag gegen 
ſeitige Verträge ſind, ſo gelten, ſoweit ſich nicht aus den beſonderen Vorſchriften dieſes Titels 
(oder aus dem Vertrag ſelbſt bei Auslegung nach Treu und Glauben OL 36, 65) etwas anderes 
ergibt, für fie auch die allgemeinen Beſtimmungen über gegenſeitige Verträge ($$ 320 ff.), jo 
$ 323 neben 88 536—538 RG 89, 203; RG SeuffA 76 Nr 157, ferner Seuff A 74 Nr 168, und neben 
$ 542 R 62, 225, nicht neben $ 552 R& 79, 95; auch iſt die Anwendung der 85 325, 326 neben 
89 542, 553, 554 nicht ausgeſchloſſen (R G 105, 167 und $ 542 A 1 und 9 553 A 1). Schadens. 
erſatzpflicht des Vermieters, der eine unzuläſſige Kündigung aufrechthält, aus poſitiver Vertrags⸗ 
verletzung gegenüber dem Mieter, der gezwungen iſt, ſich eine teurere Wohnung zu mieten, |. HRR 
1932 Nr 1561. S. auch Vorbem 5 Abſ 3. — Über Mietvorverträge und ihre Fernwirkung auf 
abgeſchloſſene Mietverträge ſ. Roquette JW 1937, 3206. Auslegung eines Vorvertrags zur 
Wohnungsmiete ſ. HRR 1934 Nr 79l. 

Die Vorſchriften dieſes Titels ſetzen einen Vertrag der Beteiligten voraus und ſind daher 
auf Miet⸗ oder Pachtverhältniſſe, die durch behördliche Anordnung begründet werden, wie z. B. 
eine nach den früheren Vorſchriften gegen den Wohnungsmangel (unten Vorbem 9) vom Miet⸗ 
einigungsamt feſtgeſetzte zwangsmiete (polizeiliche Verfügung 23 1922, 298), nicht ſchlecht⸗ 
weg, ſondern nur inſoweit anzuwenden, als dies mit der Unfreiwilligkeit auf Seite des Vermieters 
zu vereinbaren iſt. Vorſchriften, die den Mieter für Handlungen eines Untermieters verant- 
wortlich machen (58 549 Abſ 2, 553), ſetzen die freiwillige Überlaffung des Mietgegenſtandes an 
den Untermieter voraus und ſind daher nicht anzuwenden, wenn die Untermiete zwangsweiſe 
begründet worden ift (vgl. Genzmer Dig 1922, 346, auch Siber Iheringsg 70, 224). In 
gleicher Weiſe kann nur eine beſchränkte Anwendung der Vorſchriften des BGB in Betracht kommen 
für die nach 98 5, 6 der Kleingarten⸗ und Kleinpachtlandordnung v. 31. 7. 19 (RG Bl 1371) von 
der unteren Verwaltungsbehörde oder dem Einigungsamt feſtgeſetzten Pachtverhältniſſe und für 
eine Zwangspacht nach $ 6 der VO zur Behebung der dringendſten Wohnungsnot v. 9. 12. 19 
(AG Bl 1968) oder nach den Vorſchriften zur Sicherung der Landbewirtſchaftung, vgl. VO v. 
23. 3. 37 (RG Bl I, 322) mit DurchfVO v. 22. 4. 37 (RG Bl I, 535) $$ 22ff. N 

4. Eine Form iſt, abgeſehen bon der Schriftform im Falle des $ 566, für den Miet 
und den Pachtvertrag nicht vorgeſchrieben; der Abſchluß kann auch durch ſchlüſſige Handlungen 
geſchehen (Rö Gruch 68, 62: Ummardlung der früheren Dienſtwohnung in eine Mietwohnung). 
Ein vom Vermieter unterſchriebener Mietvertrag, an welchem der Mieter vor Hinzufügung 
ſeiner Unterſchrift mit Bewilligung des Vermieters Anderungen vorgenommen hat, bedarf zu 
ſeiner Formgültigkeit nicht nochmaliger Unterſchrift des Vermieters (NG SeuffA 64 Nr 123). 
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8 139 
einem Peund⸗ 


3 540, 544, 559 Satz 3, 560 Satz 2, 566, 567; KO 55 19, 


— 


bi iſt ein Mißbrauch der Vertrags- 
freiheit, der nach Treu und Glauben ($ 242) das Verlangen der Erfüllun 


; 17, 654; 

NG Gruch 50, 919; ſ. auch RG Warn 1920 Nr 32, 5134 A! Abſ 4). Die Nichtigkeit eines Schank 

fsvereinbarung, 

Pächters auf er- 

„bei dem die Kündigung 

tenwidrig (RG Gruch 59, 

eines Kellers zu Wohnzwecken iſt noch nicht deshalb nichtig 

erichtet werden durfte (OLG 

Verbandes Deutſcher Lokomobilvermieter 
I. R6 12. 6. 17 III 18/17 (nicht ſittenwidrig). 


Gegen den Mietwucher richten ſich die Strafvorſchriften der 8 49a, 49h des Mieter- 
w ee die inſoweit an die Stelle der $$ 4, 5 der Preistreibereis O getreten 
ind (RG 120, 130; 122, 183; 134, 99; 136, 165; 138, 24; RG St 61 S. 130, 325, 346; 
62 S. 1, 150, 223, 228, 333, 341, 63 S. 41, 166, 415; 65, 391; RGSt JW 1927, 115523; 
NIS Warn 1930 Nr 154; RG JW 1929, 28688; 1931, 36614: 1932. 298613; 1938 
0; 1936, 1005, 101%, 10485; 1937, 26014; Warn 1931 Nr 


26, 90; 1934 Nr 49; 1936 
Nr 4; Seuffel 84 Nr 48; 88 Nr 137; HR 1933 Nr 114, 316, 735, 736, 1092; 1934 Nr 706; 
auch LZ 1927, 553%, 114310, 114411; HAMM 1929 Nr 311; 1932 Nr 242, 243, 830; 1933 Nr 315, 317, 
318, 1934 Nr 176, 632, 1126; 1927 Nr 1230, 1231; $ 49a aao. ſchließt als Sondervorſchrift 
die Anwendung des $ 242 aus, und ift deshalb allein maßgebend für die Frage, ob die vereinbarte 
Vergütung unangemeſſen hoch und deshalb herabzuſetzen iſt (Rh 6. 6. 35 IV 23/25). Eine erheb- 
liche Überjchreitung der nach objektiven Maßſtäben berechneten Vergütung kann nicht damit 
gerechtfertigt werden, daß die Miete für den Mieter wirtſchaftlich noch tragbar ſei (RG 17. 12. 34 
IV 246/34). Über den Einwand des Verzichts, der allgemeinen Argliſt und der Verwirkung 
bei Mietwucher |. Ach FW 1934, 2036; RG Warn 1935 Nr 126; dich Hg 1936 Nr 28. Über 
das zeitliche Verhältnis des $ 40a des Mieterſchutzgeſetzes zu $ 4 der Preistreiberei“ d und über 
die Anwendung der erſteren Vorſchriſt auf die Pacht eines Hotelunternehmens ſ. A 122, 183. 
Über nachfolgenden Mietwucher 1. insbeſondere N 134, 99, auch RG 1934, 13372; I 1936, 
1005, 101°, 10485. Eine Zuwiderhandlung gegen 98 49a, 49b aaO. macht nicht den ganzen 
Vertrag, ſondern nur die Feſtſetzung der übermäßigen Vergütung nichtig; die Ver⸗ 
gütung iſt wie früher in den Fällen der Preistreiberei, auf das ange meſſene Maß herabzu⸗ 
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ſetzen (vgl. RG Warn 1931 Nr 90 und § 134 A 2). Bei nachträglicher Berufung auf Raumwucher 
bleibt dem Mieter oder Pächter nur die Möglichkeit, die zuvielgezahlten Beträge als Zahlung einer 
Nichtſchuld oder auch als Schadenserſatz wegen unerlaubter Handlung zurückzufordern und mit dieſem 
Anſpruch gegen ſpäter fällig werdende Miet- oder Pachtzinsanſprüche aufzunehmen; ein vertragliches 
Aufrechnungsverbot ſteht nicht entgegen, wenn der Vermieter oder Verpächter vorſätzlich gegen 
§ 49a verſtoßen hat (NG JW 1936, 291918, RG Warn 1935 Nr 149). Raumwucher bei Unter⸗ 
verpachtung ſ. RG Warn 1934 Nr 35; bei Untervermietung ſ. RG IW 1935, 23608. Ausgeſchloſſen 
iſt die Berufung auf Raumwucher bei Verträgen mit ſpekulativem Einſchlag (RG KW 1936, 
1005, 1006; 1937, 260141; 1938, 20078). Doch kann bei einem nach dem Umſatz einer gepachteten 
Wirtſchaft ſteigenden Pachtzins Wucher vorliegen, wenn nach den Pachtbedingungen und ſonſtigen 
Umſtänden auch im günſtigſten Falle ſich kein Pachtertrag ergeben kann, dem gegenüber der 
Pachtzins bei Berückſichtigung aller Verhältniſſe nicht als übermäßig erſcheint (RGS 16. 3. 33 
VIII 6/33). Gegenüber einer vom Mieteinigungsamt feſtgeſetzten Friedensmiete iſt der Ein⸗ 
wand des Raumwuchers nicht zuläſſig (NG 15. 10. 34 IV 140/34). Über die Anwendung des Gef 
betr. die Abzahlungsgeſchäfte ſ. $ 6 des Gef, RG Warn 1918 Nr 4 und OLG 40, 297. Zur Frage 
der Sittenwidrigkeit von Mietabſtandszahlungen |. ZW 1937, 2451; HRR 1936 Nr 28. Über 
den Einfluß der ſog. Preisſtopverordnung auf die Bildung des Miet- und Pachtzinſes |. § 535 
A 5 a. E.; § 581 A 1 a. E. 

Im übrigen gilt Vertragsfreiheit, nicht als Willkür, ſondern wie ſie ſich als pflichtgebunden aus 
dem dem Nationalſozialismus eigenen Gemeinſchaftsdenken ergibt. Vgl. oben und Vorbem 3 
vor § 104. Auslegung im Zweifel nicht (wie nach früherem Recht) gegen den Vermieter, ſondern 
lediglich nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte und im Sinne des Gemein⸗ 
ſchaftsgedankens. Daher ſind Verwirkungsbeſtimmungen nicht immer zugunſten des Mieters 
auszulegen (RG 82, 50 [54]). Dagegen verlangen Treu und Glauben, daß ſtrenge Haftungs⸗ 
beſtimmungen, die ohne jede Rückſicht auf den Mieter formularmäßig von den Vermietern als dem 
wirtſchaftlich ſtärkeren Teil den Verträgen eingefügt werden, in einer die Intereſſen des Mieters 
möglichſt ſchonenden Weiſe ausgelegt werden (NG FW 1911, 4007; RG 23 1916, 1187). Aus⸗ 
legung bei widerſpruchsvoller Ausfüllung eines Mietvertragsformulars bezüglich der Mietdauer 
(SeuffA 71 Nr 137). Gültigkeit des Mietvertrages bei Abweichung beider Vertragsexemplare 
(RG Warn 1918 Nr 43). Mündliche Abreden als Auslegungsmittel (NG Warn 1919 Nr 49). 
Dazu jetzt der Deutſche Einheitsmietvertrag von 1934 als Vorſchlag für den Abſchluß von 
Raummietverträgen und zugleich als Mittel zur Auslegung von Mietverträgen im Sinne der Ge⸗ 
meinſchaft (vgl. Vorbem 1 Abſ 3). Auch die Ausübung des vertraglichen Kündigungs- 
rechts, zumal bei langfriſtigen Verträgen, die ein beſonderes Treueverhältnis begründen, ſteht 
unter dem Gebote von Treu und Glauben und unter dem Gemeinſchaftsgedanken. Wenn 
z. B. der Verpächter ein Pachtverhältnis vertragsgemäß kündigt, weil der nach dem Umſat des Päch⸗ 
ters bemeſſene Pachtzins unter der beſtimmten Summe geblieben iſt, dieſe Kündigung aber erſt am 
letzten Tage der Friſt vornimmt, innerhalb deren der Pächter durch Nachzahlung des Unterſchiedes 
die Kündigung ausſchließen oder unwirkſam machen könnte, ſo kann der Pächter noch durch als⸗ 
baldige Nachzahlung nach Ablauf der Friſt die Kündigung hinfällig machen (RG 150, 232). 

6. Die privatrechtlichen Vorſchriften der Landesgeſetze ſind beſeitigt bis auf den Vorbehalt 
bezüglich der Räumungsfriſten im EG Art 93. Von Bedeutung iſt dagegen in mehrfachen unten 
anzugedenden Beziehungen der Ortsgebrauch. 

7. Übergangsvorſchriften. Regel des EG Art 170: Fortgeltung der bisherigen Geſetze 
für ein vor dem 1. 1. 00 entſtandenes Schuldverhältnis, ſo insbeſondere in bezug auf Form⸗ 
vorſchriften (RG 55, 37), Schadenserſatz wegen vertragswidriger Beſchaffenheit der Mietſache 
(RG 52, 123), früher begründete Pfandrechte des Vermieters und Verpächters (16 49, 56), 
auch in bezug auf den nach dem 1. 1. 00 eingetretenen Leiſtungsverzug (RG 52, 262), 
jedoch Beſtimmung der Höhe der Verzugszinſen für die Zeit vom 1. 1. 00 ab nach neuem 
Recht (RG 46, 82; 52, 265). Auch zwingende Vorſchriften des BGB greifen nicht durch⸗ 
weg (jo nicht § 567, RG 66, 221), ſondern nur dann Platz, wenn fie nach Inhalt und 
Zweck in bereits beſtehende Schuldverhältniſſe eingreifen ſollen, wie namentlich § 138 Abſ 2 
(RG 47, 103). — Dagegen unterliegt ein unter der Herrſchaft des BGB geſchloſſener Vertrag, 
durch den ein unter altem Recht eingegangener Pachtvertrag abgeändert wird, in jedem 
Falle den Vorſchriften des BGB (RG 16. 3. 09 III 577/08). — Ausnahmen von der Regel 
des Art 170 durch a) Art 171 EG: Anwendung der Vorſchriften des BGB auf ein Mietverhältnis, 
das nicht für den erſten nach dem Vertrag oder nach den bisherigen Geſetzen zuläſſigen Termin 
ſeit dem 1. 1. 00 gekündigt iſt, für die Zeit von dieſem Termine ab. Dazu RG 52, 123; 53, 170; 
95, 108; beſtehen bleiben in jedem Falle auch für die Geltungszeit des neuen Rechtes die in dem 
ursprünglichen Mietvertrage vereinbarten Beſtimmungen, insbeſondere bezüglich der Zahlungs⸗ 
friſten und der Kündigungstermine; b) Art 172 Ech: bei einer nach dem 1. 1. 00 erfolgten Veräuße 
rung oder Belaſtung einer vor dieſem Zeitpunkt vermieteten oder verpachteten Sache beſtimmen 
ſich die Rechte des Mieters oder Pächters dem Erwerber gegenüber nach dem BGB (vgl. RG 53, 
250; Zwangsverſteigerung ſ. NG 48, 38; 55, 255. 
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8. Aus dem Prozeß rechte kommen für Miete und Pacht in Betracht: a) GVG 923 Nr 2: 
Zuſtändigkeit e für die dort bezeichneten Raummieteſtreitigkeiten, während für 
andere Anſprüche aus dem Mietverhältnis, für Anſprüche er dem Pachtverhältnis, ſowie 
Tür die Klage des Eigentümers als ſolchen, weil der Beklagte kein Recht zum Wohnen habe ( 
J 91, 245) die Zuſtändigkeitsregel des g 23 Nr 1 gilt (RG JW 86, 37; RG Gruch 35, 1175: 
38, 1066); b) 388 5 257: Zuläſſigkeit der Klage auf künftige Räumung (RG IM 03, 2385. 
Ach Gruch 48, 817). 8 258 3 iſt auf die Geltendmachung künftig fällig werdender Miet⸗ 
zinſen nicht anwendbar; denn der Anspruch des Vermieters bleibt von vertragsmäßiger Über- 
laſſung des Gebrauchs der Mietſache abhängig, während $ 258 (anders 9 259) einen Anfpruch 
sorausfekt, der nicht von einer Gegenleiſtung abhängig ift (RG 61, 333); c) BBO 5 709 Nr 1: 
Vorläufige Vollſtreckbarkeit des Urteils bei den dort erwähnten Streitſachen; d) ZPO 8 721, 
betr. die Befugnis des Gerichts zur Gewährung einer Räumungsfriſt. — Dazu die prozeßrecht⸗ 
lichen Vorſchriften des Mieter- und Pächterſchußrechts |. g 553 A1 Abi 3ff.; 9 581 A 1 Abſ 2ff. — 
Val. ferner ZUG J 9 Nr 2, 58 21, 57, 180, 183 (f. $ 571 A 6); KO 88 19, 20, 21 (Einfluß des Kon⸗ 


kurſes des Vermieters oder des Mieters auf Mietverhältniſſe, dazu RG 115, 271 und Mieter- 
ſchutzceſ 8 26); ARNO über die Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkurſes vom 14. 12. 16, 
RED 1363 88 9, 10 (Einfluß der Anordnung 


er Geſchaftsaufſicht auf Mietverhältniſſe), an deren 
Stelle ſeit dem 1. 10. 27 bas Geſetz über den Vergleich zur Abwendung des Konkurſes (Vergleichs⸗ 
ordnung) vom 5. 7. 27, RGI 1,139 (vgl. deſſen $$ 29,30, dazu RG 140, 10) und ſeit dem 1.4.35 
die Vergleichsordnung v. 26. 2. 35, RG Bl I, 321 (vgl. deren 88 50 —53) getreten ift. Kündigung 
eines Pachtverhältniſſes durch den Verwalter im Konfurſe über das Vermögen eines Mitpächters 
ſ. RG HAN 1933 Nr 1775. Eine Beſchräntung der Zwangsvollſtreckung in Miet- und Pacht⸗ 
zinfen [ in der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangstollſtretung vom 
19 1933 (RG Bl I, 302) $19; dazu Geſ v. 22,3.34 (RG Bl 1,231) und v. 24. 10. 34 (RS Bl I, 


9. Kriegs- und Nachtriegsrecht. Für Mietverhältniſſe wurde die Anwendung der Grund- 
ſätze des Boh weitgehend eingeſchränkt durch Sondervorſch 


v. 22. 6. 19, RG Bl 591, das Geſetz über Maßnahmen gegen Wohnungsmangel v. 11. 5. 20, 
NEIBL 949, 


des inberungägefepes vom 26. 7. 23 neu zuſammenfaſſende nu 


n vor den Einigungsämtern v. 23. 9. 
18 getretene Anordnung für das Verfahren vor dem er und der Beſchwerdeſtelle 
v. 19.9. 23 (Ro Bl J, 889). Auf Grund des Gef dv. 29. 6. 26 (R 


n ungsmangelgeſetzes für den 1. 4. 34 
vorgeſehen (Art T) und zugleich beſtimmt, daß das 1 


1. 4. 36 außer Kraft treten follten, wenn bis zu dieſem Zeitpunkt ein Geſetz in Kraft treten würde, 
wodurch die Vorſchriften des B 
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Geſetz über Räumungsfriſten v. 29. 3. 33 (RG Bl 1. 147) ergangen, das die Vorſchriften des Mieter⸗ 
ſchutzgeſetzes weſentlich erweitert hat. Aus der Zeit nach der Machtübernahme durch den National- 
ſozialismus ſind hier weiter hervorzuheben: Das Geſetz zur Anderung des Reichsmietengeſetzes 
und des Mieterſchutzgeſetzes v. 18. 4. 36 (RG Bl I, 371) mit der BO v. 20. 4. 36 (RGBl I, 378), 
der die neue Faſſung des Reichsmietengeſetzes als Anlage beigefügt war und der Ausf WO v. 20. 4. 
36 (RGBl J, 383), dazu für Preußen Ausf VO v. 24. 4. 36 (G S 99), geändert durch VO v. 30. 3. 38 
(GS 46); ferner die zur Durchführung des Vierjahresplans ergangene VO über das Verbot 
von Preiserhöhungen v. 26. 11. 36 (RG Bl I, 955), die zum nämlichen Zweck ergangene VO v. 
28. 8. 37 (RG Bl 1, 917) und die auf ihr beruhende den Kündigungsſchutz ausdehnende BO v. 
4. 12. 37 (RG Bl 1, 1325). Im näheren f. zum Reichsmietengeſetz und zur Mietzinsbildung § 535 A 5, 
zum Mieterſchutzrecht $ 553 A 1 Abſ 2 ff. Über Mietwucher |. oben Vorbem 5. — Was Pachtver⸗ 
hältniſſe betrifft, fo wurde die BRV über die Feſtſetzung von Pachtpreiſen für Kleingärten v. 
4. 4. 16/12. 10. 17 erſetzt durch die (nicht nur für die Übergangszeit geltende) Kleingarten⸗ und 
Kleinpachtlandordnung v. 31. 7. 19, RGBl 1371. Für die Pacht von Grundſtücken, die landwirt⸗ 
ſchaftlicher, obſtbaulicher oder gewerbsmaßiger gärtneriſcher Nutzung dienen, enthält beſondere 
Vorſchriften, die nur als Übergangsnorm erlaſſene Pachtſchutzordnung v. 9. 6. 20, RGBl 1193, 
neueſte Faſſung v. 23. 7. 25, RG Bl I, 152. Die Kleingarten⸗ und Kleinpachtlandordnung wurde 
ergänzt durch das namentlich Kleingärten mit Wohnlauben betreffende Geſetz v. 26.6. 35 (RG Bl I, 
809). Dem Kündigungsſchutz dient das Geſetz über Pächterſchutz v. 22. 4. 33 (RGBl J, 221). 
Weiter iſt auch hier auf die ſchon erwähnte VO über das Verbot von Preiserhöhungen v. 26. 11. 36 
zu verweiſen. Wichtig iſt ferner das zur Sicherung der Volksernährung ergangene Geſetz v. 30. 9. 37 
(ABl 1, 1051). Die Vereinheitlichung der Zuständigkeit in Pachtſchutzſachen bildet den Gegenſtand 
der VO v. 22. 10. 36 (RGGBl J, 906). Im näheren ſ. § 581 A 1 Abſ 2ff. Über Schadenserſatzan⸗ 
ſprüche wegen der in einer Zwangsverpachtung liegenden Enteignung |. RG Warn 1935 Nr 39. — 
Von Bedeutung für Mieter und Pächter waren auch die BR VO über die gerichtliche 
Bewilligung von Zahlungsfriſten v. 7. 8. 14, RGGBl 359, in der Faſſung v. 20. 5. 15, 
RG5Bl 290, dazu RGHBl 1916, 451, über die Bewilligung von Zahlungsfriſten an Kriegs⸗ 
teilnehmer v. 8. 6. 16, RGBl 452, über die Folgen der nicht rechtzeitigen Zahlung einer 
Geldforderung v. 18. 8. 14, RGGBl 377, in der Faſſung v. 20. 5. 15, RGBl 290, dazu RG Bl 
1916, 451, und das Geſetz zum Schutze gegen die Folgen der Verkehrserſchwerung v. 3. 3. 19, 
RGBl 281 (dazu 283). — Für die ſog. Kriegsverträge vgl. BO des Reichsamts für die wirt⸗ 
ſchaftliche Demobilmachung v. 21. 11. 18, RG Bl 1323 (dazu Geſ v. 30. 3. 22, RGBl 285, 
Art! vorl. Abſ), VO über die Abgeltung von Anſprüchen gegen das Reich v. 4. 12. 19, RG Bl 
2146, und BO über die Erweiterung des Abgeltungsverfahrens v. 24. 10. 23, RG Bl |, 1010; 
dazu RG 101 S. 370, 423; 102, 201; 105, 395; 107 S. 315,320 (Verein. 3 S.); R JW 1921, 
10782; 1927, 4394; RG Warn 1921 Nr 110; über das Verhältnis zur Ablöſungsverordnung v. 
8. 8. 19 ſ. RG 102, 36. 


10. Recht der Notverordnungen und neuere Vorſchriften. Beſondere Eingriffe in das Miet- 
und Pachtrecht enthalten auch die den wirtſchaftlichen Bedrängniſſen entſprungenen Notverord⸗ 
nungen. Hierher gehört die Mietſenkung nach der NotVO v. 8.12.31 Teil 2 Kap II (RGBl J, 
699, 707); dazu VO v. 15. 12. 31 (RG Bl I, 752) und 5. 1. 32 (RG Bl I, 17) und HR 1933 Nr 
1310, 1934 Nr 1442; ſowie die außerordentliche Kündigung von Miet- und Pachtverträgen nach 
der gleichen Not“ v. 8. 12. 31 Teil 2 Kap III (R Bl 1, 699, 708); dazu Durchf VO v. 23. 12. 31 
(ROOT, 796) und RG 136 S. 223, 433; 137 ©. 117, 218; 138 S. 183, 187, 192, 199, 202; 140 S. 
65, 94; 141 ©. 322, 361, 370; 142 S. 239, 426; 144, 10; 146, 218; RG J 1933, 12442, ; 1935, 
690°; RG Warn 1932 Nr 183; 1933 Nr 2; RG Seuffl 87 Nr 72; RG HRR 1933 Nr 103, 1484, 
1487; 1934 Nr 4, 319, 320, 321, 479, 1195; auch HRR 1932 Nr 1564, 1565; 1933 Nr 284, 285, 
287.—290, 14171422; 1935 Nr 1450; Vorſchriften zum Schutze der durch ſolche Kündigung be- 
troffenen Vermieter und Verpächter |. Not BO v. 8. 12. 31 aaO. 8 4 mit Anderungen durch 
Noto v. 14. 6. 32 Teil 2 Art! Nr (RG Bl J, 285, 291) und v. 13. 1.33 (RG Bl 1, 11), ſowie Gef 
v. 20. 7. 33 (RG Bl J, 521). — Über Kündigungen bei Auflöſung von Zweckſparunternehmungen |. 
Geſ v. 13. 12. 35 (RGBl J, 1457) $5. — Über die durch die Wiederherftellung des Be⸗ 
rufsbeamtentums und die Zurücknahme der Zulaſſung von Rechtsanwälten veranlaßten Miet- 
kündigungen |. Gef v. 7. 4. 33 (RGBl I, 187) und das Gef über die Zulaſſung zur Rechts⸗ 
anwaltſchaft vom gleichen Tage (RG Bl I, 188) § 6, für Patentanwälte ſ. Gef v. 22. 4. 33 
(RGBl J, 217); für Oſterreich ſ. VO zur Neuordnung des öſterreichiſchen Beamtentums v. 31. 5. 38 
(R Bl I, 607) § 13. Vgl. ferner für Arzte, Zahnärzte und Zahntechniker das Geſetz v. 14. 8. 33 
(KG Bl I, 581) 88 2, 3, dazu HRR 1935 Nr 335. Über Mietkündigungen anläßlich des Aus - 
ſcheidens der Juden aus der Rechtsanwaltſchaft ſ. die 5. VO zum Reichsbürgergeſetz v. 27. 9. 38 
(Bl I, 1403) § 3, für Oſterreich auch VO v. 27. 9. 38 (RGS Bl 1406); anläßlich des Aus⸗ 
ſcheidens der Juden als Arzte 4. VO zum genannten Geſetz v. 25. 7. 38 (RGBl 1, 969) 8 7; 
anläßlich des Ausſcheidens der Juden als Zahnärzte, Tierärzte und Apotheker 8. VO zun ge- 
nannten Geſetz v. 17. 1. 39 (RG Bl I, 47) 8 7. 
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I. Miete 


8 535 


Durch den Mietvertrag wird der Vermieter verpflichtet ), dem Mieter den 
Gebrauch der vermieteten Sache ?) während der Mietzeit zu gewähren. Der 


Mieter ſſt verpflichtet, dem Vermieter den vereinbarten Mietzins zu ent- 
richten ) 4) 5), 


res im Vertrage be⸗ 
ch dann keinen Miet⸗ 
260/04; vgl. auch 
füllung Zug um Zug verlangen (RG 
JW 06, 2338; vgl. jedoch 9321) Greifen zwei an ſich ſelbſtändige Mietverträge gegenſtändlich inein⸗ 
ander, indem ſie ſich z. B. nur durch den Umfang der Mietſache und die Höhe des Mietzinſes ſowie 
die Mietzeit unterſcheiden, ſo werden die Verträge zwar regelmäßig keine rechtliche Einheit bilden, 
10 daß $ 320 nicht angewendet werden kann; wohl aber wird meiſtens der für die Anwendung 
des § 273 Abj 1 erforderliche natürliche und wirtſchaftliche Zufammenhang (8 273 X 1) gegeben 
in (vg . „ermieter in einen vorzeitigen Einzug des Mieters, ſo 
tritt ſeine Verpflichtung, die Wohnung in A höfähinen, insbeſondere Leben und 
Geſundheit des Mieters nicht gefährdenden Zuſtande zu gewähren, mit dem Einzug auch dann 
ſich eine beſondere Gegenleiſtung nicht bedungen hat (NG 20. 2. 23 fil 785/22). 

at der Vermieter, der dem 


i Ausſperrung des Mieters ſ. LZ 
1924, 169), eine vermietete Wohnung nicht ohne re tfertigenden Grun 


d und nicht zu unan- 
emeſſener Zeit (89 157, 242) zu betreten, den Mieter auch gegen unberechtigte 
Störungen und Angriffe von feiten anderer Mieter (Ach 5. 10. 06 III 61/06; über € 
Lichtrellame eines Meelers durch die Lichtreklame eines 


e Angriffe nicht ver⸗ 
pflichtet iſt. Über die Verpflichtung des Mieters einer Wohnung, nach ündigung des Miets⸗ 
verhältniſſes eine Be ſichtigung durch Mietluſtige zu geſtatten, . $ 564 A 3. In gleicher Weiſe 

eit und Umfang 
in angemeſſenen Grenzen hält (e 106, 270. Über das Betreten der Mieträume durch den 
Vermieter, der | einem 
ere vermietet hat, iſt den Mietern gegenüber verp lichtet, 
velſch bf ſorgen, daß das den gemeinſamen Zugang bildende Hoftor verſchließbar iſt und abends 
verſchloſſe i i i i 


„ iſt unter 
Über Vor⸗ 
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vermietet hat, darf nicht andere Räume des nämlichen Hauſes an ein Wettbewerbsunter⸗ 
nehmen vermieten, inſofern dies gegen den vorausgeſetzten Zweck des erſten Mietvertrages 
verſtößt (RG 19. 1. 06 III 372/05; OL 28, 142; vgl. auch HRR 1932 Nr 1199). Unter Um⸗ 
ſtänden verletzt der Vermieter ſeine Pflicht zur Gewährung des vertragsmäßigen Ge⸗ 
brauchs auch durch Eröffnung eines Wettbewerbs außerhalb des Hauſes, in dem der Mieter 
ſein Geſchäft betreibt, ſo gegenüber dem Mieter eines Ladens, wenn er einen anderen, in 
nächſter Nähe gelegenen Laden einem Konkurrenten des Mieters überläßt (RG 119, 353; HRgt 
1930 Nr 1984). Die Verpflichtung zum Wettbewerbsſchutz ſetzt voraus, daß es ſich um 
gleichartige, d. h. im Verkehr als gleichwertig bewertete Betriebe handelt, die ſich in ihren 
Hauptartikeln fühlbaren Wettbewerb machen; es genügt nicht, daß ſie gleichartige Waren als 
Nebenartikel vertreiben (JW 1938, 940%). Doch bedarf es immer einer Prüfung nach Lage des 
Falles, um feſtſtellen zu können, daß in der Förderung des Wettbewerbs gegenüber dem Mieter 
eine Verletzung der Vermieterpflichten liegt (NG 131, 274; 135, 242). Erſtreckung der 
von einer offenen Handelsgeſellſchaft als Vermieterin übernommenen Verpflichtung, dem Mieter 
auf dem Mietgrundſtück Wettbewerb fernzuhalten, auf die Geſellſchafter perſönlich |. RG 136, 266. 
Ein grundſätzliches Recht, daß ihm jeder Wettbewerb ferngehalten werde, hat der Mieter nicht 
(RG 23 1914, 10282). Hat der Vermieter im Intereſſe eines Mieters vertraglich einem anderen 
Mieter ein Wettbewerbsverbot auferlegt, ſo kann er gegen dieſen Mieter den Schaden, den der 
erſtere durch eine Verletzung des Verbots erleidet, geltend machen (RG %3 1922, 5252). Inwie⸗ 
weit der Verpächter verpflichtet iſt, dem Pächter den Wettbewerb Dritter fernzuhalten, hängt 
vom Inhalt des Pachtvertrags und den Erforderniſſen der Rückſicht auf Treu und Glauben ab 
(RG AW 1937, 210611: Fährrecht). — Einwirkung des Luftſchutzes |. Dahmann DRZ 1934, 339. 

Eine beſtimmte Gebrauchs möglichkeit kann zur ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden 
Bedingung des Mietvertrags gemacht werden. Auch kann ausgemacht werden, der Vermieter 
habe zu gewährleiſten, daß der Mieter die Mietſache, insbeſondere die Mieträume für einen 
beſtimmten Zweck gebrauchen könne, z. B. ohne daran durch geſetzliche oder behördliche Vor⸗ 
ſchriften gehindert zu werden. Eine ſolche Gewährleiſtungspflicht oder eine ſtillſchweigende 
Bedingung kann aber noch nicht allein daraus entnommen werden, daß der Mieter es auf einen 
beſtimmten Gebrauch abgeſehen hatte und dieſe Abſicht dem Vermieter bekannt war (RG 79, 
94). Eine Verpflichtung des Vermieters zur Fürſorge für die vom Mieter eingebrachten Sachen 
iſt aus dem bloßen Vermieten von Räumen nicht abzuleiten (vgl. RG 103, 9); für Gaſtwirte 
. $ 701. Ob der Vermieter dem Mieter gegenüber zu einer Überwachung des Verkehrs 
im Hauſe und zum Einſchreiten gegen Unbefugte verpflichtet ift, und welchen Inhalt eine 
ſolche Verpflichtung hat, iſt im einzelnen Falle nach der örtlichen Verkehrsauffaſſung zu 
entſcheiden. Hierher gehört die Frage, ob der Vermieter von Wohnungen eines herrſchaftlichen 
Hauſes nicht nur einen Hauswart zu beſtellen, ſondern gemäß § 278 auch dafür einzu⸗ 
ſtehen hat, daß der Hauswart den Verkehr überwacht und gegen verdächtige Perſonen ein⸗ 
ſchreitet (RG 103, 140: Groß-Berlin). — Der Mieter wird von der Übergabe ab (unmittelbarer) 
Beſitzer der gemieteten Sache und erlangt Beſitzesſchutz gegen den Vermieter (den mittelbaren 
Beſitzer, 8 868, 869) und gegen Dritte ($$ 865, 868), darf ſich verbotener Eigenmacht ($ 858) 
mit Gewalt erwehren, iſt zur Beſitzklage berechtigt ($ 862, RG 80, 281) und kann in feiner 
Eigenſchaft als Beſitzer eines ihm vermieteten Grundſtücks auch die dieſem zuſtehenden Grund⸗ 
dienſtbarkeiten geltend machen ($ 1029). Die Klage des Eigentümers auf Unterlaſſung von ſchäd⸗ 
lichen Eingriffen (58 906 ff., 1004) ſteht ihm nicht zu, wohl aber der Schadenserſatzanſpruch aus 
§ 904 (RG 156, 187), ferner ein ſolcher aus $$ 823, 826 wegen Beeinträchtigung ſeines Beſitzes 
(RG 57, 239; 59, 326), jedoch nicht wegen einer vor Eingehung des Mietvertrags erfolgten 
Beſchädigung der vermieteten Sache (RG 59, 328). — Die Ehefrau iſt befugt zum Vermieten 
der zu ihrem Vorbehaltsgute und auch der zu ihrem eingebrachten Gute gehörigen Grundſtücke, 
für welche letztere Vermietung es jedoch, um dem Ehemanne gegenüber wirkſam zu werden, 
ſeiner Zuſtimmung bedarf (98 1365, 1399 Abſ. 2; dazu RG 133, 351). Über die Befugnis des im 
geſetzlichen Güterſtand der Verwaltungsgemeinſchaft lebenden Ehemannes, einen von ihm 
gemeinſchaftlich mit feiner Frau über ihr eingebrachtes Gut abgeſchloſſenen Mietvertrag ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Frau abzuändern, |. RG 124, 325. Über die Befugnis des Ehemannes, nach Be⸗ 
endigung der allgemeinen Gütergemeinſchaft ein zum ungeteilten Geſamtgut gehöriges Grund⸗ 
ſtück zu verpachten, |. R& 136, 19. Sind Ehegatten auf Mieterſeite beteiligt, jo kann der 
Mietvertrag von beiden als Mieter abgeſchloſſen werden, aber auch vom Ehemann oder von der 
Ehefrau allein. Im erſten Falle, den auch der Deutſche Einheitsmietvertrag als Regel voraus 
ſetzt, find fie, wie auch ſonſt mehrere Mieter, die gemeinſchaftlich gemietet haben (ſ. A 3 Abſ 2), für 
den Anſpruch auf Gewährung des Mietgegenſtandes Geſamtgläubiger im Sinne des $ 432. Iſt 
nur ein Eheteil Mieter, dann können dem anderen vertragliche Anſprüche aus dem Geſichtspunkt 
des Vertrages zugunſten Dritter (§ 328) zuſtehen (vgl. $ 538 A 4). Inhaltsänderungen 
von Mietverträgen infolge Eheſchließung eines Vertragsteils ſ. Roquette JW 1938, 2593. 

2. Die vermietete Sache kann ſowohl eine bewegliche als eine unbewegliche ſein. So auch ein 
Schrankfach in der Stahlkammer eines Bankhauſes als unbewegliche Sache (RG 141, 99, 
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% 95, 39968). Gegen die Annahme eines Verwahrungsvertrags kommt hier in Betracht, daß 
e der Wear dieſe nicht gemäß § 688 dem Bankhauſe übergibt, dieſes ſie auch nicht 
zur Aufbewahrung übernimmt, ſondern nur die Bewachung der Stahlkammer zuſagt, und das 
Verhältnis auch beſteht, wenn während ſeiner ganzen Dauer ſich keine Wertſachen im Fach be⸗ 
finden. In jedem Falle iſt die Bank verpflichtet, dem Kunden die Benutzung des Schrankfaches 
zur Aufbewahrung von Gegenständen zu geſtatten und darüber zu wachen, daß Unbefugte keinen 
Zugang erlangen, und ſie iſt bei Verletzung dieſer Pflichten für den Schaden haftbar (RS 94, 24). 
Rechte des Ehemannes bei Miete eines Schrankfaches durch die Frau ſ. OLG 38, 89. Miete eines 
Schrankfaches auf den Namen eines Dritten (RG Warn 1919 Nr 7). Überlaſſung eines Poſt⸗ 
ſchlie ßfachs |. NG 63, 337, eines Schließfachs für Frachtbriefe bei Güterabfertigungsſtellen der 
Eisenbahn ſ. RG 103, 146. Auch verbrauchb are Sachen können (3. B. zur vorübergehenden 
Ausſtellung) mietweiſe überlaſſen werden; geſchieht die Überlaſſung zum Verbrauch (Waſſer, 
Gas), jo liegt Kauf vor. Daß die Sache im Eigentum des Vermieters ſteht, iſt zur Gültig⸗ 
keit des Vertrags nicht erforderlich; auch fremde Sachen können vermietet, ſremde Rechte 
verpachtet werden (NG HRR 1931 Nr 1641), fo insbeſondere von einem dinglich Gebrauchs- 
berechtigten (Nießbraucher § 1056) oder — unter beſtimmten Vorausſetzungen ſ. 8 549 — vom 
Mieter ſelbſt. In dieſen Fällen ſte ht auch der Umſtand, daß der Mieter ſeine eigene Sache 
von dem Gebrauchsberechtigten ge währt erhält, der Wirkſamkeit des Vertrags nicht entgegen 
(RG JW 1906, 43625, Res Warn 1913 Nr 315), ausgenommen den Fall des Irrtums nach 
$$ 119, 121, 142, 143 Abſ 1 u. 2. Erwirbt der Mieter nachträglich das Eigentum, ſo erliſcht das 
Mietverhaltnis (RG 49, 285). Käufliche Übernahme der gemieteten Sache und Fortſetzung des 
Mietverhallniſſes ſchließen ſich daher aus (RG 4. 11. 19 111 140/19). Wirkſamkeit eines Miet- 
ver trages über fremde Sachen bei mittelbarer Stellvertretung ſ. RG 80, 399. Bei Schutenmiete 
im Hamburger Hafen iſt Vermieter der Schuteneigentümer, auch wenn der abschließende Makler 
ihn dem Mieter nicht nennt (RG Seufjü 83 Nr 201). — Neben der Sache ſelbſt gelten auch 
deren weſentliche Beſtandteile (8 93, 94; NG 50, 241) und im Zweifel auch die Zube⸗ 
hörungen $$ 97, 98,44 47, 197) als mitbermietet (Ac 39,293; NG 5. 3. 02 V 413/01). Beſon⸗ 


dere Vorſchriften über die Pacht eines Grundſtücks mit Inventar $$586 ff. Nicht minder umfaßt der 
vertragsmäßige Gebrauch die Mitb 


benutzung anderweiter, nicht ausdrücklich mitvermieteter Teile 
der Sache, namentlich bei vermieteten Gebäuden der Hofräume (RG 6. 6. 05 III 149/05) und 
Durchfahrten (LE 1922, 2306), der Zugänge, Flure, Treppen, Fahrſtühle (OLG 33, 306) und 
anderer Hausteile, die dem Mieter zur Ausübung ſeines Mietrechtes zur Verfügung ſtehen und 
von ihm betreten werden müſſen (Reg Gruch 48, 901; 15. 11. 04 III 177/01) — auch auf ſie 
erſtreckt ſich daher die vertragliche Pflicht des Vermieters zur Erhaltung in einem eine Gefährdung 
des Mieters ausſchließenden Zuſtande (RG 6. 2. 17 322/17) —; ferner der Hauswände, der letzteren 
insbeſondere zur Anbringung von Firmenſchildern, nicht aber von Geſchäftsanpreiſungen 
beliebigen Inhalts, insbeſondere nicht für hausfremde Geſchäftsbetriebe (JW 05, 367), unter 
Umftänden auch zur Anbringung von Fernſprechleitungen (N 37, 212; 49, 306, aber auch 
23 1920, 8681). Die Regelung der den ſämtlichen Hausbewohnern zustehenden Benutzungsrechte 
findet zweckmäßigerweiſe ihren Platz in der einen Beſtandteil des Mietvertrages bildenden Haus⸗ 
ordnung. Vgl. auch 1 Abſ2 des Deutſchen Einheitsmietvertrags. — Der Rundfunk iſt heute 
dem Fernſprecher weſentlich gleichzuſtellen. Die Anbringung einer Zimmerantenne iſt dem Mieter 
jedenfalls zu geſtatten. Aber auch die Frage, ob dem Mieter ein Anſpruch auf eine Hochantenne 
auf dem Dache des Miethauſes zuſteht, eine Frage, die RG 116, 93 (dazu R JW 1928, 25174, 
aber auch HAN 1928 Nr 1194) mangels einer vertragl 


ichen Regelung noch allgemein der Ent- 
ſcheidung von Fall zu Fall nach Treu und Glauben unter Berückſichtigung der Umſtände und unter 


Abwägung der beiderſeitigen Intereſſen vorbehielt, iſt bei der Entwicklung, die der Rundfunk 
inzwiſchen genommen hat, ſeiner allgemeinen Verbreitung und kulturellen Bedeutung, ſowie 
namentlich auch ſeiner Verwendung für ſtaatliche und völkiſche Zwecke grundſätzlich zugunſten 
des Mieters zu beantworten. Für die Durchführung des Anſpruchs müſſen gemäß den Grundſätzen 
von Treu und Glauben ($ 242) ebenſo wie auch in der Frage des Lautſprecherlärms, die gegen⸗ 
ſeitige Treupflicht der Parteien des Mietvertrags und die Rückſicht auf die Hausgemeinſchaft 
maßgebend ſein (dazu die Richtlinien der Reichsrundfunkkammer für Außenluftleiter ArchfFunkg 
1935, 158 und Pridal-Guzatis JW 1935, 2703; derſelbe ZA DR 1936, 544 [547]; ferner nene 
Richtlinien für Gemeinſchaftsantennen ArchfFunkgt 1938, 399 und Pridal⸗Guzatis Grund. 
eigentum 1938, 730). Über eine Unterlaſſungsklage der Mitmieter wegen übermäßigen Lärmes 
durch Lautſprecher |. IW 1937, 291828. Dazu die Richtlinien der Reichsrundfunkkammer gegen 
Lautſprecherlarm (ArchfFunkg 1935, 219) und Pridal⸗Guzatis ZAk da 1938, 542, — Der Ver⸗ 
mieter muß dulden, daß der Mieter ſich auf eigene Koſten elektriſchen Strom zur Erleuchtung der 
Mieträume zuführen läßt, auch in dem Anſchluß an eine Leitung wechſelt, wenn dies ohne Schaden 
und Beläſtigung für den Vermieter geſchehen kann (OLG 33, 296 — Lg 1916, 255%. Bei groß 
ſtädtiſchen Geſchäftshauſern darf man annehmen, daß die Miete von Geſchäftsräumen, mögen ſie 
nun im Erdgeſchoß oder in den oberen Stockwerken liegen, beim Mangel beſonderer Vertragsbeſtim⸗ 
mungen regelmäßig die Außenwand des Hauſes mitumfaßt, und zwar ſoweit die Wand den 
BER, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Oegg.) 13 
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gemieteten Räumen entſpricht und ſich zu dem Geſchäfte entſprechenden Anpreiſungszwecken eignet, 
in den oberen Stockwerken in einer Erſtreckung von der Unterkante der Fenſter bis zur Unterkante 
der darüber befindlichen Fenſter. So weit erſtreckt ſich dann auch regelmäßig der Mietbeſitz (NG 80, 
281). Über die Verpflichtung des Vermieters zum Schutze der Lichtreklame eines Mieters gegen 
Beeinträchtigung durch die Lichtreklame eines andern Mieters ſ. OL Hamburg JWö 1938, 317525 
mit Anm. Bandmann. Über Lichtreklame von Gewerberaummietern |. LG Berlin ZW 1938, 
317576. Über Anbringung von Werbungsmitteln an einem Miethaus f. auch OLG 45, 183. 

Enthält der Vertrag Beſtimmungen über die Gewährung einer beſtimmten Eigenſchaft 
neben der Gewährung des Raumgebrauchs, ſo iſt der Vertrag trotzdem als einheitlicher Mietvertrag 
(Pfandrecht $ 559 A 3) zu beurteilen. So iſt bei der Vermietung einer Wohnung mit Sammelhei⸗ 
zung, Warmwaſſerverſorgung oder elektriſchem Licht oder Waſſerleitung (Seuff A 62 Nr 36), eines 
möblierten Zimmers (Seuffll 64 Nr 1), eines Fabrikraumes mit Dampfkraft, eines Raumes mit 
künſtlicher Kühlung die Gewährung der bezeichneten Eigenſchaft als eine nach dem Vertragswillen 
mit der Gewährung des Raumes untrennbar verbundene Nebenleiſtung aufzufaſſen und deren 
Vereinbarung als ein Beſtandteil des einheitlichen Mietvertrags anzuſehen (vgl. RG 33, 47; 
75, 354; JW 97, 58874; 1913, 640°; 1922, 8154; RGSt 20, 417; OL 30, 125; 39, 151; Voll⸗ 
ſtreckung gegen den Vermieter bei Sammelheizung, OLG 31, 130; 39, 86, 87). Dagegen enthält 
eine Vereinbarung, durch die ein Wohnzimmer vermietet und gleichzeitig die Beköſtigung ver⸗ 
ſprochen wird, zwei geſonderte Verträge. Eine ſolche Vereinbarung unterſcheidet ſich von den 
vorerwähnten Verträgen dadurch, daß die Lieferung der Beköſtigung nicht von der Raumge⸗ 
währung abhängig iſt, vielmehr auch geſondert von ihr und auch ohne ſie vereinbart werden kann 
(RG JW 1913, 640°). Vgl. Vorbem 2 vor $ 535. — Dem Mieter eines Wohnhauses kommt auch 
das ſervitutiſche Recht des Eigentümers an der das Haus berührenden ſtädtiſchen Straße zuſtatten 
(RG 36, 273; vgl. oben A 1). — Die Rechtsverhältniſſe in bezug auf Sammelheizungs⸗ und 
Warmwaſſerverſorgungsanlagen in Mieträumen erfuhren eine beſondere Regelung durch 
die VO v. 22. 6. 19 (RGBl. 595) Dann wurden Beſtimmungen über die Koſten der Heizſtoffe 
für Sammelheizung und Warmwaſſerverſorgung in $$ 12, 13 des Reichsmietengeſetzes getroffen; 
die VO v. 22. 6. 19 iſt durch $ 24 aaO. und zwar auch für Mietverhältniſſe, in denen nicht die 
„geſetzliche Miete“ gilt, aufgehoben. Das Reichsmietengeſetz in der Faſſung v. 20. 4. 36 (RGBl 
I, 380) enthält auch dieſe Beſtimmungen nicht mehr. Wer Räume eines nur für Sammelheizung 
eingerichteten Hauſes vermietet, hat mangels entgegenſtehender Abrede die Sammelheizung in 
Gang zu ſetzen und zu erhalten (RG 5. 1. 26 III 325/25). Über die Verpflichtungen des Mieters 
und des Vermieters in bezug auf Sammelheizung ſ. auch ZW 1921, 7695; 1922 S. 2317, 8222; 
OLG 43, 247; 44, 277. Vergütung für Sammelheizung und Waſſerverſorgung als Mietzins 
ENG KW 1924, 801°. 

3. Verpflichtung des Mieters zur Entrichtung des vereinbarten Mietzinſes. Darüber, daß 
Rechte und Pflichten aus dem Mietsverhältnis nach Treu und Glauben und aus dem Ge⸗ 
danken der Gemeinſchaft zu beurteilen find, ſ. oben A 1 a. A., ſowie Vorbem 1 Abſ1 vor 
$ 535. Das gilt auch für die Verpflichtung zur Entrichtung des Mietzinſes. Über die ge- 
ſetzliche Miete ſ. Reichsmietengeſetz unten A 5. — Die Vereinbarung über den Miet- 
zins gehört zu den weſentlichen Beſtandteilen des Mietvertrags. Iſt er für die erſte Zeit 
des Vertrags beſtimmt, im übrigen aber einer beſonderen Vereinbarung vorbehalten, ſo iſt 
zwar nicht der ganze Vertrag ungültig, ein Mietverhältnis für die ſpätere Zeit aber nicht 
begründet, und die Entſchädigung des Vermieters nach $ 557 zu bemeſſen (RG Seuffa 69 
Nr 30). Über den wirkſamen Abſchluß eines Mietvertrages bei Vorbehalt ſpäterer Verein⸗ 
barung über die Höhe des Mietzinſes |. RG 23 1914, 10272. Für die Beſtimmbarkeit des Miet- 
oder Pachtzinſes genügt es, wenn die Durchſchnittshöhe der bei anderen Raummieten des An- 
weſens eintretenden Zinsſteigerung den Vertragsmaßſtab bildet (RG 3. 6. 31 VIII 125/31). Ob 
der Mietzins ein „wertentſprechendes“ Entgelt für die Raumüberlaſſung bildet, iſt für das Vor⸗ 
liegen eines Mietvertrages nicht entſcheidend, wenn nur der (billigere) Mietzins ernſtlich als Ent⸗ 
gelt vereinbart iſt (RG 20. 11. 28 III 116/28). Der Mietzins kann nicht nur in Geld (Mietzins 
in Hundertteilen der Geſchäftseinnahmen des Mieters, R JW 1914, 4034) und anderen ver⸗ 
tretbaren Sachen, ſondern in Leiſtungen jeder Art, insbeſondere auch in Dienſten oder in der 
Hervorbringung eines beſtimmten Erfolgs beſtehen (M 2, 372), in welchen Fällen die Grundſätze 
des Dienſtvertrags (oder Werkvertrags) neben denjenigen des Mietvertrags zur teilweiſen, oder, 
wie z. B. bei der Anſtellung eines Hausmeiſters gegen freie Wohnung oder eines ſog. Zapf⸗ 
wirts mit Wohnung durch eine Brauerei, zur überwiegenden oder alleinigen Anwendung ge- 
langen (Bay Obs 4, 316). Der Annahme eines Mietvertrags ſteht es nicht entgegen, wenn der 
Mietzins für die ganze Mietzeit vorausbezahlt wird, oder falls er in Dienſten befteht, dieſe fort⸗ 
laufend geleiſtet werden (RG SeuffA 80 Nr 29; RG JW 1929, 28612). Der Mietzins kann ſtatt 
in regelmäßig wiederkehrenden Leitungen auch in einer einmaligen Leiſtung beſtehen; jo auch 
in der Uberlaſſung eines Hauſes oder in der niedrigeren Bemeſſung des Kaufpreiſes für ein Haus⸗ 
grundſtück, in dem der Verkäufer wohnen bleiben ſoll (RG Warn 1927 Nr 52; R 30. 10. 25 
III 231/25). Um Mietzins handelt es ſich auch, wenn der Vermieter, der in den Mieträumen ein 


Miete Pacht § 535 195 


Geſchäft betrieben hat, ſich für die Aufgabe des Geſchäfts von dem Mieter neben dem vereinbarten 
Michi noch ar Bae der Dauer des Mietsverhältniſſes zu zahlende Jahresvergütung 
verſprechen läßt (Rh 19. 6. 33 VIII 63/33). Einen beſonderen Fall des Mietenkgelts bei gegen 
ſeitiger Vermietung behandelt RH SeuffA 80, 181. — Einrede der Rechtskraft ſeitens des Mieters, 
wenn in einem Vorprozeß der Parteien die Beendigung der Miete für einen beſtimmten Zeit 
punkt rechtskräftig feſtgeſtellt worden iſt, und dann der Mietzins für eine ſpätere Zeit in einem 
neuen Prozeſſe verlangt wird (RG SeuffA 60 Nr 130). — Über die Erfüllungszeit für die 
Zahlung des Mietzinſes |. $ 551. Der Räumungsanſpruch aus einer Verfallklauſel jet Verzug, 
alſo Verſchulden des Mieters (Pächters) voraus, was unter Umſtänden zu verneinen ſein kann, 
wenn er glaubt, zur Verweigerung der Zahlung, z. B. wegen Raumwuchers, berechtigt zu ſein 
(NG 10. 11. 32 VIII 254/32). Der Erfüllungsort beſtimmt ſich gemäß $ 269 zunächſt nach 
dem erklärten oder unter Berückſichtigung der Umſtände anzunehmenden Willen der Parteien, 
insbeſondere bei Grundstücken regelmäßig, wenn auch nicht notwendig, nach dem Orte, wo dem 
Mieter ber Gebrauch gewährt wird (MG 140, 67; RG 23. 12. 04 III 196/04; RG JW 1919, 9395), 
mangels ſolcher Feſtſetzung aber nach dem Orte, an dem der Mieter zur Zeit der Entſtehung 
des Mietverhältniffes feinen Wohnſitz oder ſeine gewerbliche Niederlaſſung hatte. Daneben 
beſteht die Uberbringungs⸗ oder Überſendungspflicht des Mieters für Geldzahlungen nach $ 270. — 
Die Mietzinsſchuld kann, wie andere Verbindlichkeiten, auch im Wege der Aufrechnung getilgt 
werden (vgl. $ 554 Abſ 2). Das Verbot der Aufrechnung mit Schadenserſatzanſprüchen, unter 
Umſtänden ſogar mit einem ſolchen nach $ 538 Abſ. 1 oder mit einer Erſatzforderung aus $ 538 
Abſ 2, gehört zu den bei Aufiteltung des Deutſchen Einheitsm ietvertrags (Vorbem 1 Abſz vor 
$ 535) ausdrücklich,gemißbilligten Klauſeln“. Über die Hinterlegung geſchuldeten Mietzinſes |. 
$ 372, Verjährung ſ. 5 196 Nr 6, 197. Verwirkung des Anſpruchs auf Zahlung von Mietzins |. 
On 1938 Nr 504. Ein mit Rüdficht auf die Hausgemeinſchaft ausgeſprochener Verzicht des Ver⸗ 
mieters auf Mietzins iſt auch ſeinem Gläubiger gegenüber wirkſam (HRR 1938 Nr 507). — Das 
Vermieten von Wohnungen durch den Hauseigentümer iſt in der Regel kein Gewerbebetrieb im 
1 1 gg Nr 1 (86 ZW 1919, 105). — Wegen der Beſchlagnahme von Mietzinſen vgl. 

Beſondere Fälle: Über die ausnahmsweiſe Wirkſamkeit des von einem Minderjährigen 
one Auftimmung des geſetzlichen Vertreters abgeſchloſſenen Mietvertrags |. § 110. Über die 
Haftpflicht Dritter für den rückſtändigen Mietzins aus dem von einem Minderjährigen (Hand. 
zungsgehilfen, Studenten uſw.) ſelbſtändig abgeſchloſſenen Mietvertrag nach den Grundſätzen 
der Geſchäftsführung ohne Auftrag ſ. $ 683 und der Unterhaltspflicht ſ. 88 1601, 1602, 1610. — 
Mehreren Vermietern, insbeſondere den vermietenden Miteigentümern eines Grundſtücks, 
ſtehen die Mietzinſen gemeinfam zu. Die Mietzinfen können daher von ihnen nur gemeinſam 
eingezogen und nicht (auch nicht anteilig) von einem Miteigentümer abgetreten, auch nicht vom 
Gläubiger nur eines Miteigentiimers gepfändet werden (RG 89, 176; OLG 17, 1; 20, 107; 
34, 28, Seuſſel 68 Nr 8; a. M. DXG 5, 26; 12, 66 [9 420). — Mehrere Mieter, die gemein⸗ 
ſchaftlich ein Grundſtück gemietet haben, auch Ehegatten, ſind in ihren Rechten Mitgläubiger im 
Sinne des $ 432, in ihren Pflichten Geſanitſchuldner nach § 427. Aus der Unteilbarkeit des Miet⸗ 
verhältniſſes folgt, daß, wenn die Mieter gemeinſchaftlich klagen, über die Dauer des Mietverhält⸗ 
niſſes nur einheitlich entſchieden werden kann, nicht aber, daß ſie nur gemeinſchaftlich klagen können 
(MG Gruch 59, 469). Geſamtſchuldneriſche Haftung mietender Eheleute ſieht auch der Deutſche 
Einheitsmietvertrag ($ 14) vor. Auch die Rückgabepflicht mehrerer Mieter iſt eine Geſamt⸗ 
ſchuld ($ 431), die gegen jeden Schuldner beſonders geltend gemacht werden kann (RG 89, 207; 
DE 30, 4: Räumungspflicht der Ehefrau); vgl. auch SeuffA Nr 175 (Räumung einer von beiden 
Eheleuten gemieteten Wohnung auf Grund eines nur gegen den Mann lautenden Titels). An⸗ 
wendung des $ 139 bei Geſchäftsunfähigkeit eines Mitpächters RG 99, 52. Über das Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen dem Vermieter und dem Mieter, an deſſen Stelle unter Fortdauer ſeiner 
Haftung ein neuer Mieter in den Mietvertrag eingetreten iſt, ſ. RG 102, 398; RG SeuffA 89 
Nr 108. Über Aufhebung eines Mietvertrags nach Abtretung der Vermieteranſprüche auf den 
Mietzins an Dritte |. HR 1932 Nr 106. — Die Ehefrau des Mieters, die den Mietvertrag mit 
unterſchrieben hat, haftet als Geſamtſchuldnerin, kann aber, je nach den Umſtänden (OL h 33, 
316), auch Mieterin mit allen Rechten und Pflichten einer ſolchen fein (ſ. A 1 a. E.), was wegen 
des Pfandrechte an ihren eingebrachten Sachen von beſonderer Bedeutung iſt. Vgl. auch 
OLG 33 S. 316, 317 und über die Rechtslage bezüglich des Mietverhältniſſes, wenn beide Ehe⸗ 
gatten Mieter waren, im Falle der Eheſcheidung HRR 1936 Nr 868. 

Für die Bemeſſung des Mie tzinſes iſt nach $ 535 ebenſo wie für den Pachtzins nach 
$ 581 Abſ 2 grundſätzlich die Vereinbarung der Vertragsteile maßgebend; von 
ihr hängt auch eine Anderung, insbeſondere Erhöhung ab. Die Veränderung der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe in der Kriegs. und Nachktiegszeit machte weittragende Ausnahmen von dieſem 
Grundſatze erforderlich. Eine anderweite Beſtimmung konnte namentlich durch die Miet- und 
Pachteinigungsämter vorgenommen werden, jo durch das Mie teinigungsamt eine Erhöhung 
des Mietzinſes bei der Entſcheidung über die Fortſetzung eines gekündigten und über die Ver⸗ 
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längerung eines ohne Kündigung ablaufenden Mietverhältniſſes nach $ 2, eine Herab⸗ 
ſetzung des den üblichen und angemeſſenen Betrag überſteigenden Mietzinſes bei neuen Vertrags⸗ 
ſchlüſſen nach $ 5 der Mieterſchutzverordnung, die Feſtſetzung des Mietzinſes nach § 3 ebenda 
und nach §§ 4, 5 der Wohnungsmangelverordnung, durch das Pachteinigungsamt eine 
anderweite Feſtſetzung des Pachtzinſes nach $ 1 der Pachtſchutzordnung (Vorbem 9). Daneben 
und hiervon unabhängig aber machte die ungeahnte Umwälzung aller wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe, die durch den Krieg und ſeinen unglücklichen Ausgang hervorgerufen worden iſt, ein 
Eingreifen der Gerichte überall da erforderlich, wo eine unveränderte Durchführung be- 
ſtehender, insbeſondere langfriſtiger Verträge zu einem gegen Treu und Glauben ver- 
ſtoßenden Mißverhältniſſe zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung, alſo zu dem Gegenteil 
deſſen geführt haben würde, was von den Vertragsteilen urſprünglich beabſichtigt war. 
Auf dieſem Gedanken beruhte auch die Entſcheidung des III. 88 des Reichsgerichts v. 21. 9. 20 
in RG 100, 129, worin der Standpunkt eines Vermieters für berechtigt erklärt wurde, der ſich 
in einem mehrjährigen Mietvertrage zur Abgabe von Waſſerdampf für gewerbliche Zwecke ver⸗ 
pflichtet hatte, wegen der weſentlich veränderten Verhältniſſe auf dem Kohlen- und Arbeitsmarkt 
aber eine angemeſſene Erhöhung des Dampfpreiſes verlangte. Die Entſcheidung ſtellte, inſofern 
von der bisherigen Rechtſprechung abweichend und ſie erweiternd, unter dem Geſichtspunkt einer 
beſchränkten olausula rebus sie stantibus der Möglichkeit einer Vertragsaufhebung eine Ande⸗ 
rung einzelner Vertragsbeſtimmungen bei Fortbeſtand des Vertrags an die 
Seite, hielt aber im übrigen an dem Grundſatze, daß Verträge zu wahren find (vgl. RG 99, 258), 
feſt und erklärte deshalb eine Ausnahme nur unter der dreifachen Beſchränkung für zuläſſig, daß 
beide Vertragsteile das Vertragsverhältnis mit ihrem Willen fortſetzen, daß es ſich um eine ganz 
beſonders ausnahmsweiſe Neugeſtaltung und Anderung der Verhältniſſe handle, und daß ein 
Ausgleich der beiderſeitigen Intereſſen ftattfinden müfje. Dieſe Beſchränkung eines richterlichen 
Eingreifens wurde in RG 100, 134 nochmals beſonders hervorgehoben und bildete auch die Richt⸗ 
linie für ſpätere Entſcheidungen; f. für Miete RG Gruch 65, 469, für Pacht RG 104, 218. Darüber 
hinaus iſt dann aber für Pachtverhältniſſe als Grundſatz anerkannt worden, daß der Verpächter 
eine Löſung des Vertrags wegen Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe nicht verlangen 
kann, ſolange noch ein billiger Ausgleich der beiderſeitigen Intereſſen im Wege der Erhöhung 
des Pachtzinſes durch Pachteinigungsamt oder Gericht möglich iſt (RG 107, 151). Gegenuber 
der durch die Mieterſchutzvorſchriften gegebenen Möglichkeit einer Ausgleichung der beiberjeitigen 
Intereſſen war dem Vermieter ſchon für die Zeit vor dem Reichsmietengeſetz eine Löſung des 
Mietverhältniſſes aus dem Geſichtspunkt der clausula rebus sie stantibus verſagt worden 
(N 26. 6. 23 III 816/22). Erſt recht mußte dies gelten für den Bereich des Reichsmietengeſetzes 
mit ſeiner allgemeinen Anpaſſung des Mietzinſes an die veränderten wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
durch die Einführung einer geſetzlichen Miete; darüber A 5. Mit der Erkenntnis, daß die 
Veränderung der Verhältniſſe nicht in einer Werterhöhung der Sachleiſtung, ſondern in einer 
Wertminderung der Geldleiſtung begründet ſei, trat an die Stelle des nur ausnahmsweiſe ver⸗ 


4. Der Mieter iſt ohne (ausdrückliche oder ſtillſchweigende) Vereinbarung regelmäßig nicht 
zur Abnahme und zum Gebrauch der Mietſache verpflichtet (RG 108, 369; 115, 17; 138 S. 192 
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u einer onenden und pfleglichen Behandlung der Mietſache verpflichtet (RG 84, 
2223 87, 2285 93, 40). Iſt g gemietet, ſo erſtreckt ſich die Obhut des Mieters nicht 
nur auf die Wohnung ſelbſt, ſondern auch auf ihre Zugänge, überhaupt auf alle Räume, an 
denen ihm vertraglich die Benutzung oder auch nur Mitbenutzung zuſteht, einſchließlich der Treppe 
und des Treppenflurs. Schonende und pflegliche Behandlung der Wohnung und der gemein⸗ 
ſchaftlichen Einrichtungen verlangt von dem Mieter auch der Deutſche Einheits mietvertrag 
(57 Abſ 2). Der Mieter ift daher z. B. für eine Beſchädigung dieſer letzteren Räume beim Fort⸗ 
ſchaffen von durch ihn verkauften Sachen im Verhältnis zum Vermieter verantwortlich, mag 
auch das Fortſchaffen nicht durch den Mieter, ſondern durch den Käufer und deſſen Beauftragte 
geſchehen ſein (RG 106, 133). Verletzt der Mieter die aus der Obhut ſich ergebenden Pflichten, 
ſo iſt der Vermieter zum Anſpruch auf Unterlaſſung ($ 550), zur Kündigung ($ 553) und bei Ver⸗ 
ſchulden (88 276, 278) zum Anſpruch auf Schadenserſatz (8 548 A J) berechtigt. Der Mieter haftet 
dabei nach $ 278 für das Verſchulden ſeiner Angehörigen, Hausgehilfen, Angeſtellten, Arbeiter, 
wenn ſie in Ausübung des ihnen anvertrauten (unſelbſtändigen) Mitgebrauches, nicht nur bei 
Gelegenheit dieſer Ausübung, Schaden verurſachen, für ein pflichtwidriges Verhalten der von 
ihm Beſchäftigten daher nur, wenn es in einem urſächlichen Zuſammenhang mit den ihnen über⸗ 
tragenen Arbeitsleiſtungen ſteht (RG 84, 222; 87, 276 lauch 63, 341], OLG 16, 423; 20, 110; 
27, 146; 33, 309). Dasſelbe muß für ein Verſchulden der Gäſte des Mieters und aller Perſonen 
gelten, durch die er eine Verrichtung in den Mieträumen vornehmen läßt. Seine Haftung für 
Perſonen, denen er den ſelbſtändigen Gebrauch der Mietſache oder eines Teiles überläßt, 
ergibt ſich aus $ 549 Abſ 2. Eine Folge der Obhutspflicht ſ. $ 545. — Über die Verpflichtung des 
en zur 4520 en Eingriff i iR 88 556, 557. 

Einen erheblichen Eingriff in die vertragliche Regelung des Mietzinſes bedeutet für die 
Miete von Gebäuden und Hebändeteflen bas en mee Eule: | 


11 85 zins auszuge⸗ 
en, det N b U riedensmiete), bei Be⸗ 
rückſichtigung von Nebenleiſtungen unter Umſtänden auch von einem davon abweichenden Beira 8 
ab der Friedensmiete feſtzuſetzen, 
ſetzungskoſten ausreicht und eine 
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angemeſſene Verzinſung des Fremd⸗ und Eigenkapitals ermöglicht (58 2, 3, 4, dazu K JW 
1938, 512/ꝗ zu $ 2 ebenda 2403f., HRR 1938 Nr. 77). Beſondere Zuſchläge für gewerbliche Be- 
triebe ſ. $ 10. Iſt der Mietzins in längeren Zeitabſchnitten als einen Monat zu zahlen, fo kann 
bei geſetzlicher Miete der Vermieter wie der Mieter verlangen, daß der Mietzins monatlich gezahlt 
wird (§ 5). Über Maßnahmen, falls der Vermieter die Ausführung notwendiger Inſtandſetzungs⸗ 
arbeiten unterläßt, auch bei Räumen, für die nicht die geſetzliche Miete gezahlt wird, |. 86, Ausf VO 
$ 3, auch Erlaß des RArbMin. v. 20. 10. 36 (RArbBl J, 285). Die Feſtſetzung der geſetzlichen 
Miete regelt der Reichsarbeitsminiſter ($ 11, Ausf 85 1, 2, 4, 6). Im einzelnen Streitfalle 
ſtellt auf Antrag das Mieteinigungsamt die Höhe der geſetzlichen Miete ebenſo wie die der Friedens⸗ 
miete feſt ($ 1 Abſ 2, $ 2 Abi 3; dazu KG JW 1937, 283217); feine Entſcheidungen gelten als 
vereinbarte Beſtimmungen des Mietvertrags ($ 15). Sie können daher regelmäßig auch durch 
Vereinbarung geändert werden. Ohne ſolche Anderung bleiben ſie für die Beteiligten maß⸗ 
gebend und ebenſo für das Gericht, das im Streitfalle über eine von der Entſcheidung des 
Mieteinigungsamts berührte Frage zu entſcheiden hat (RG 140, 144; ſ. auch HRR 1934 Nr 395). 
Vorausſetzung iſt dabei allerdings, daß das Mieteinigungsamt die Grenzen ſeiner 
Zuſtändigkeit eingehalten hat. Ob dies zutrifft, hat das Gericht zu prüfen; eine weitere 
Nachprüfung, insbeſondere in bezug auf die Ordnungsmäßigkeit des Verfahrens und die Be⸗ 
ſetzung des Mieteinigungsamts ſteht ihm nicht zu (vgl. RG 101, 115, auch S. 53, RG JW 1933, 
131815 und $ 553 A 1). Die Feſtſetzung der geſetzlichen Miete iſt ausſchließlich Sache der Miet- 
einigungsämter; das Gericht iſt dazu auch dann nicht berufen, wenn das Mieteinigungsamt ſie 
zu Unrecht abgelehnt hat (NG JW 1926, 19494; 1929, 28633). Die Entſcheidung darüber, ob das 
Reichsmietengeſetz auf den Mietgegenſtand überhaupt anzuwenden iſt, gehört zur Zuſtändigkeit 
nicht des Mieteinigungsamts, ſondern des Gerichts, das durch einen abweichenden Ausſpruch 
des Mieteinigungsamts nicht gebunden wird (NG JW 1927, 19232; . auch HRR 1931 Nr 1524). 
Über Aufhebung und Anderung von Entſcheidungen des Mieteinigungsamks durch dieſes ſelbſt 
. RG 103, 314; auch HRR 1934 Nr 397. Umlegung von Baukoſten auf die Mieter (Zuſatzmiete) 
ſ. 9 130 (dazu Gef zur Durchführung des Vierjahresplans v. 29. 10. 36, RGBl 1, 927, 5 2 Abi 2 
und Runderlaß des Reichskommiſſars für die Preisbildung v. 9. 10. 37 JW 1937, 2757.) Die 
Friedensmiete iſt ein geſetzlich feſtſtehender Begriff ($ 2); die Vertragsteile find nicht in der Lage, 
eine „Friedensmiete“ mit der Wirkung zu vereinbaren, daß ſie als ſolche im Sinne des Geſetzes 
für beide Teile bindend iſt und deren Recht aus § 1 ausſchließt (RG 120, 21; 124, 225; RG Warn 
1926 Nr 108; 1927 Nr 141; 1928 Nr 110; 1930 Nr 62; ich HR R 1929 Nr 1835). Dasſelbe gilt 
für den Begriff „geſetzliche Miete“; vertragliche Abweichungen von der geſetzlichen Berechnungs⸗ 
weiſe begründen Vertragsmiete, die nur ſolange gilt, als ſie nicht auf dem Wege des Geſetzes durch 
die geſetzliche Miete erjeßt wird (NG JW 1930, 32125). Rückwirkende Kraft eines Beſchluſſes, 
durch den das Mieteinigungsamt die von ihm früher getroffene Feſtſetzung der Friedensmiete 
ändert, ſ. R& 119 S. 372 u. 377. Die Befreiung eines vermieteten Grundſtücks von der Grund- 
vermögen- und Hauszinsſteuer kommt bei geſetzlicher Miete dem vermietenden Hauseigentümer, 
nicht dem Mieter zugute (RG JW 1929, 29321). Über Friedensmiete als (zugeſicherte) Eigenſchaft 
eines verkauften Grundſtücks |. NG 3. 12. 28 VI 227/28. Eine Aufwertung nach allgemeinen 
Aufwertungsgrundſätzen iſt, ſoweit die geſetzliche Miete Platz greift, ausgeſchloſſen (RG JW 
1827, 5805). Zur Frage, in welchem Umfang die geſetzliche Miete gepfändet werden kann, |. 
Stein⸗Jonas ZRO $ 851 II. 

Was das Verhältnis des Reichsmietengeſetzes zu den Vorſchriften des BGB über die 
Miete betrifft, ſo regelt das Geſetz in der Hauptſache die Bildung des Mietzinſes und läßt des⸗ 
halb auch innerhalb ſeines Anwendungsgebiets die ſonſtigen Rechte und Pflichten aus dem Mietver⸗ 
trag an ſich unberührt. Da jedoch der Vermieter in der geſetzlichen Miete Zuſchläge für Betriebskoſten 
und für Inſtandſetzungsarbeiten erhält, beſteht kein Grund, inſoweit Belaſtungen des Mieters auf⸗ 
rechtzuerhalten. Tritt alſo die geſetzliche Miete an die Stelle des vereinbarten Mietzinſes, ſo richtet 
ſich, wie $ 20 beſtimmt, die Verpflichtung zur Tragung der Betriebskoſten und zur 
Inſtandhaltung des Mietraums nach den Vorſchriften des BGB, das (vgl. $$ 536, 
546, 548) die Sorge hierfür grundſätzlich dem Vermieter zuweiſt. Die nach dem BOB begründete 
Inſtandſetzungspflicht trifft den Vermieter auch dann, wenn ſie Aufwendungen erfordert, die 
durch die Mietvergütung nicht gedeckt werden (RG 115, 277; RGS Bay 1923, 209). Außerdem 
erliſcht jede vom Vermieter oder Mieter übernommene, ihm nach den Vorſchriften des BGB 
über den Mietvertrag nicht obliegende Verpflichtung, ſofern ſie auf die Feſtſetzung der 
Höhe des Mietzinſes offenbar von Einfluß war. Im übrigen bleiben die beiderſeitigen 
Rechte und Pflichten, mögen fie auf Geſetz oder Vertrag beruhen, auch nach Einführung der geſetz⸗ 
lichen Miete beſtehen. Zu beachten ift auch, daß $ 20 nur ſolche Verpflichtungen erfaßt, die ſich 
aus dem Verhältnis der Beteiligten als Vermieter und Mieter ergeben und in unmittelbarer Be⸗ 
ziehung zur Überlaffung und zum Gebrauch der Mietſache ſtehen, nicht z. B. eine, wenn auch unter 
den nämlichen Beteiligten vereinbarte Beſchlagnahmeentſchädigung (RG 115, 47). 

Das Reichsmietengeſetz gilt aber überhaupt nur für die Miete von Gebäuden und 
Gebäudeteilen ($ 1), nicht für die Miete anderer Gegenſtände, noch weniger (ſ. übrigens 
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19 Abſ 2) für Vertragsverhältniſſe, die nicht unter den Begriff der Miete fallen, jo nicht für 
die Pacht Rach nicht fie 1 nur mit Rückſicht auf ein zwiſchen den Vertragsteilen be⸗ 
ſtehendes Dienft- oder Arbeitsverhältnis vermietet find (fo jetzt auch ausdrücklich J 16 Nr 8). 
Ebenſo nicht für dingliche Wohnungsrechte ($ 1093); die Möglichkeit, ein ſolches Wohnungsrecht 
zu begründen, iſt weder durch dieſes Geſetz noch durch die ſonſtige Mieterſchutzgeſetzgebung beſeitigt 
(6 JW 1927, 19221; 1931, 2363; RG SeuffA 83 Nr 69). Die Benutzung von Dienftwohnungen 
durch öffentliche Beamte beſtimmt ſich nach dem öffentlichen Dienſtrecht (vgl. RG 105, 46). Darüber 
hinaus geht die Ausſchließung der Anwendung des Geſetzes für Räume in Gebäuden des Reiches, 
eines Landes oder einer ſonſtigen Körperſchaft des öffentlichen Rechtes (§ 16, Nr 3, |. auch RG 
111, 8, RG Bay 1927, 322; Geuffü 78 Nr 123 und für die Reichsbahngeſellſchaft RG ZW 
1927,1923%), Für Wohnungsunternehmen, die als gemeinnützig im Sinne der Gemeinnützigkeits⸗ 
verordnung, Not VO v. 1. 12. 30, 7. Teil Kap. III (RGBl 1, 517, 593), anerkannt find, |. § 16 
Nr 4. Nach $ 16 Nr 1 findet das Geſetz keine Anwendung auf Neubauten oder durch Um⸗ und 
Einbauten neugeſchaffene Räume, die nach dem 1. Juli 1918 bezugsfertig geworden ſind 
oder künftig bezugsfertig werden; unter der gleichen Vorausſetzung auch nicht auf Wohnungen, 
die durch Teilung einer Wohnung oder durch Umbau von gewerblichen oder ſonſtigen Räumen 
gewonnen find ($ 16 Nr 2). Über den Begriff, durch Um- oder Einbauten neu geſchaffene Räume 
I. RG 115, 220; 121, 212, n JW 1928 ©. 25240, 252511; NG HAN 1932 Nr 240; RG Warn 
1926 Nr 8; OLG 44, 5. Aufwerkung des Mietzinſes bei ſolchen Räumen |. RG ZW 1929, 287010. 
Nach ausdrücklicher Vorſchrift des Geſetzes iſt dieſes endlich nicht anwendbar auf Geſchäftsräume, 
ſofern ſie nicht Teile einer Wohnung bilden oder wegen ihres wirtſchaftlichen Zuſammenhanges 
mit Wohnräumen ltr mit ſolchen vermietet ſind ($ 16 Nr e 5), auf Untermietverhältniſſe 
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($ 16 Nr 6) und auf Räume, die für beſondere Zwecke zu vorübergehendem Gebrauch vermietet 
find ($ 16 Nr 7). Nach $ 22 können der Reichsarbeitsminiſter und der Reichsminiſter der Juſtiz 
anordnen, daß beſtimmte Gemeinden oder be 


ſtimmte Arten von Mieträumen von den Vorſchriften 
des Geſetzes ausgenommen werden oder daß in einem Land, in beſtimmten Gemeinden oder für 
beſtimmte Arten von Mieträumen eine höhere als die geſetzliche Miete nicht mehr vereinbart 
werden darf; dazu $ 22a und Gef v. 24. 3. 38 (RGBl I, 306) § 4. — Soweit hiernach eine An⸗ 
wendung des Reichsmietengeſetzes nicht von vornherein ausgeſchloſſen iſt, kann die geſetzliche 
Miete auch ein Grundſtückskäufer fordern, der im Kaufvertrag die Verpflichtung übernommen hat, 
den Verkäufer während einer Reihe von Jahren gegen eine beſtimmte Jahresvergütung in dem 
Grundſtück wohnen zu laſſen (RG 108, 312; RG Warn 1925 Nr 53; |. aber auch Seuff A 81 Nr 66); 
dies auch dann, wenn der Kaufpreis mit Rückſicht auf das Mietrecht beſonders niedrig bemeſſen 
iſt (R JW 1926, 19494; 1927 S. 579, 580; RG Warn 1927 Nr 36, 54; |. jedoch auch NG Seuff A 
80 Nr 150; OLG 46 S. 118, 119). Zur Frage, ob in ſolchem Falle der Mieter in ſeiner Eigenſchaft 
als Verkäufer eine ausgleichende Erhöhung des Kaufpreiſes verlangen kann, |. RG 121, 141. 


Von Bedeutung für die Bemeſſung der geſetzlichen Miete waren auch die Beſtimmungen 
über den Geldentwertungsausgleich bei bebauten Grundſtücken in der 3. StNot VO n. 
14. 2. 24, RG Bl J, 74 Art III B $$ 26ff. mit Anderungen (vgl. RG Bl 1925 I, 256 ff.), dann das 
Geſetz über den Geldentwertungsausgleich bei bebauten Grundſtücken in der Faſſung vom 
1. 6. 26 (RGS Bl J, 251); dazu RG 120, 21. Nach Art II des Gef v. 18. 4. 36 (RGBl I, 370) find 
aber die Beſtimmungen des erwähnten Geſetzes und die darauf beruhenden landesrechtlichen 
Anordnungen am 1. 5. 36 inſoweit außer Kraft getreten, als ſie die Bildung des Mietzinſes be⸗ 
treffen; ebenſo die auf Grund der Beſtimmungen über die Preisüberwachung erlaſſenen Anord⸗ 
nungen über die Regelung der Mietzinsbildung. 


Das Anwendungsgebiet des Reichsmietengeſetzes erfuhr eine weitgehende Einſchränkung 
durch die auf Grund des $ 22 in feiner früheren Faſſung ergangenen landesrechtlichen Locke⸗ 
rungsvorſchriften (dazu RG HMM 1929 Nr 391, 395, 397, 615; 1932 Nr 1200). Reichs⸗ 
rechtliche Einſchränkungen enthalten die Notverordnungen vom 1. 12. 30 und 8. 12. 31. Nach 
der Not Vo v. 1. 12. 30 Teil 7 Kap IV Art II (RG BI I, 517, 598) galt das Reichsmietengeſetz 
lebenſo wie das Mieterſchutzgeſetz) ſeit 1.4. 31 nicht mehr für Mietverträge, die über freigewordene 
oder freiwerdende Räume neu abgeſchloſſen wurden, ſoweit dieſe beim Vertragsſchluß einer 
Inanſpruchnahme auf Grund des Wohnungsmangelch nicht unterlagen. Die Länder konnten 
eine andere Art des Abbaus wählen. Nach der Not “O v. 8. 12. 31 Teil 2 Kap IV Art I (RGS Bl I, 
699, 708) galt das Reichsmietengeſetz (ebenſo wie das Mieterſchutzgeſetz) nicht für Mietverhältniſſe 
über Wohnungen, deren Jahresfriedensmiete gewiſſe örtlich verſchiedene Beträge überſteigt, 
auch nicht für Geſchaftsräume, es müßte denn ſein, daß ſie Teile einer Wohnung bilden oder wegen 
ihres wirtſchaftlichen Zuſammenhanges mit Wohnräumen zugleich mit ſolchen vermietet ſind, 
und die Friedensmiete für die Wohn⸗ und Geſchäftsräume zuſammen hinter den bezeichneten 
Beträgen zurüdbleibt (oal dazu $ 16 Nr 5 des Reichsmietengeſetzes). Wie ſich aus der Notg d 
v. 1. 12. 30 Teil 7 Kap IV Art II in Verbindung mit der Not v. 8. 12. 31 Teil 2 Kap IV 
Art VIII (RG Bl J, 699, 709) und dem Umſtand, daß eine ſoziale 


? I Deren 5 Ausgeſtaltung des Mietrechts 
des BGB bis jetzt nicht ſtattgefunden hat, ergibt, iſt das Reichsmietengeſetz (ebenfo wie das Mieter⸗ 
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ſchutzgeſetz) auch über den 31. 3. 33 hinaus in Geltung geblieben, während das Wohnungsmangel⸗ 
geſetz am 1. 4. 33 außer Kraft getreten iſt. 

Die mit dem Siege des Nationalſozialismus einſetzende neuere Geſetzgebung brachte dem⸗ 
gegenüber eine weitgehende Wiederherſtellung und weſentliche Stärkung des ſozialen Schutzes 
des Mieters, wie im Bereich des Mieterſchutzgeſetzes, ſo auch für die Anwendung des Reichsmieten⸗ 
geſetzes. Dahin gehört das der Verhinderung ungerechtfertigter Mietzinsſteigerungen, ſowie der Er⸗ 
haltung oder Wiedererlangung des Mieterſchutzes und zugleich der Vereinheitlichung dienende Ge⸗ 
ſetz zur Anderung des Reichsmietengeſetzes und des Mieterſchußgeſetzes v. 18. 4. 36 
(RGBl 1, 371). Art 181 des Geſetzes gibt dem Reichsarbeitsminiſter und dem Reichsminiſter der 
Juſtiz die Befugnis, zur Verhinderung ungerechtfertigter Mietzinsſteigerungen das Reichsmieten⸗ 
geſetz und das Mieterſchutzgeſetz ſowie die dazu erlaſſenen reichs⸗ und landesrechtlichen Vorſchriften 
zu ändern, dabei die bisherige Regelung zu vereinfachen und klarzuſtellen; die zur Zeit maßgebenden 
landesrechtlichen Mindeſtſätze der Friedensmiete ſollen in Kraft bleiben, ſoweit nicht die beſonderen 
Verhältniſſe in einer Gemeinde eine Anderung erfordern. Nach $ 2 ſollen frei gewordene oder 
freiwerdende Räume, die nach den bisher geltenden Vorſchriften den Schutz des Reichsmieten⸗ 
geſetzes und des Mieterſchutzgeſetzes verlieren würden, dieſen Schutz behalten und, ſoweit ſie ihn 
durch Neuvermietung verloren haben, bei der nächſten Neuvermietung wieder erhalten. Eine 
Berufung auf die geſetzliche Miete, deren Feſtſetzung der Reichsarbeitsminiſter regelt ($ 4), iſt 
künftig nur ausgeſchloſſen, wenn ſeit dem Beginn der Mietzeit ein Jahr verſtrichen iſt (§ 3). Von 
Räumungsfriſten im Falle eines gerichtlichen Vergleichs handelt Art 18 6. Weitere Beſtimmungen 
über die Zuſtändigkeit des Reichsarbeitsminiſters und des Reichsminiſters der Juſtiz enthalten 
Art 1 8 5 und Art III; dazu für Oſterreich VO uv. 28. 2. 39 (RGBl I, 382) § 1 Nr 14. 
Auf dieſem Geſetz beruht auch die 2. VO über die Ausführung des Reichsmietengeſetzes und des 
Mieterſchutzgeſetzes v. 20. 4. 36 (R Bl I, 378) und die ihr als Anlage beigegebene neue Faſſung 
des Reichsmietengeſetzes, die den Erläuterungen in Abſ 1—3 dieſer Anmerkung zugrunde liegt. 
Zur Neuregelung |. auch Rexroth JW 1936, 1409 ff. — Beſonders einſchneidend für die 
Bildung des Mietzinſes iſt die zur Durchführung des Vierjahresplans (Geſ v. 
29. 10. 36, RGBl I, 927, Überleitungs O v. 26. 11. 36, RG Bl 1, 955) ergangene, am 1. 12. 36 
in Kraft getretene Verordnung über das Verbot von Preiserhöhungen v. 26. 11. 36 (RG Bl I, 
955). Dieſe Verordnung, ſog. Preisſtopverordnung, ſoll, rückwirkend vom 18. 10. 36 an, 
jede Erhöhung von Preiſen und Entgelten, insbeſondere auch für Leiſtungen, die die Bedürfniſſe 
des täglichen Lebens berühren, verhindern und erfaßt demgemäß auch Miet- und Pachtzinserhö⸗ 
bungen (vgl. KG D 1937, 825). Zur Einwirkung der Preisſtopperordnung auf die Rechtſprechung 
ſ. auch Römer D 1937, 544. Die in Nr III der Ausf VO v. 30. 11. 36 (RG Bl I, 956) enthaltene 
Sonderregelung iſt durch die AusfVO v. 27. 9. 37 (RG Bl J, 1127) wieder aufgehoben worden. 
Danach bedarf nunmehr, mag eine Wohnung dem RMietch unterliegen oder nicht, jede Mietzinser⸗ 
höhung der vorherigen Zuſtimmung des Reichskommiſſars für die Preisbildung oder der von ihm 
beauftragten Preisbildungsſtelle (53 VO v. 26. 11. 36). Das gilt auch für die Mieteinigungs⸗ 
ämter bei den ihnen im Reichsmietengeſetz zugewieſenen Entſcheidungen. Dazu Runderlaſſe 
des Reichskommiſſars für die Preisbildung, insbeſondere v. 9. 10. 37 Nr 153/37 JW 1937, 2757 
und v. 12. 12. 37 Nr. 184/37 DAY 1938, 537; dazu JW 1938, 2879; A des RIM v. 5. 4. 38 
Dai 1938, 536; KO JW 1938, 2404; ferner Römer SW 1937 S. 372, 2893, 3072; ferner in JW 
1938: Obermair 151, Peiſer 157, zu beiden Römer 649; Schütz 81; Roquette 155; Holt- 
höfer 438; Raſpe 572. Wirkſam geblieben find nur die auf Grund der Nr III aaO. nach dem 
17. 10. 36 (bis zum 30. 11. 36 einſchließlich) vorgenommenen Mietzinsfeſtſetzungen (dazu RG 
Da 1938, 678). Verbotswidrige Erhöhungen find nichtig (5 134), ebenſo Maßnahmen, die der 
Umgehung des Verbotes dienen ($ 2 der PreisſtopV O), wie Kündigungen, die nur eine unzuläſſige 
Mietzinsſteigerung herbeiführen ſollen ($ 134 A 1 Abſ 4 a. E., auch Danielcit DR 1937 S. 73, 
202). Zahlung einer Entſchädigung für übergroßen Heizkoſtenaufwand bei Feſtmiete als Verſtoß 
gegen die Preisſtopverordnung |. Kc JW 1938, 21441. Zur Preisüberwachung bei Mieten 
ſ. auch Krupp JW 1938 S. 2170, 2725. Mietzinsänderungen anläßlich der Einführung des 
Grundſteuergeſetzes |. VO v. 1. 4. 38 (RG Bl 1, 370). In Oſterreich find die VO zur Durch⸗ 
führung des Vierjahresplans v. 18. 10. 36, RGGBl 1, 887, und das Gef v. 26. 10. 36, RGBl 1,977, 
ſinngemäß anzuwenden (Vo des Führers v. 15. 3. 38, RGHBl I, 247, 8 2 Nr 5; VO v. 27. 3. 38, 
RG Bl 1, 315); dazu die Preisſtopverordnung v. 29. 3. 38 (RG Bl I, 340), rückwirkend vom 18. 3. 38 
an, und die Anordnungen v. 29. 3. 38 und 1. 4. 38 (RGGBl I, 341, 354) ſowie die VO v. 3. 2. 39 
(RGBl I, 161); Einführung der 2. VO zur Durchführung des Vierjahresplans v. 5. 11. 36 
(RER 1, 936) 1. VO v. 8. 2. 39 (RGBl I, 168). Für die ſudetendeutſchen Gebiete |. VO 
v. 10. 10. 38 (RGB I, 1392, v. 18. 10. 38 (RGBl 1, 1444) und v. 22. 10. 38 (RGBl I, 1456); 
Einführung der 2. VS zur Durchführung des Vierjahresplans v. 5. 11. 36 (RB. 1, 936) f. VO 
v. 8. 2. 39 (RG Bl I, 168). 
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Der Vermieter hat die vermietete Sache dem Mieter in einem zu dem ver- 
tragsmäßigen Gebrauche ) geeigneten Zuſtande zu überlaſſen 2) und ſie während 
der Mietzeit in dieſem Zuſtande zu erhalten 5). 

EI 504 I 481; M 2 372, 373; P 2 130. 


ä i öhnli . Auf Überlaſſung und fort- 
I. Zu dem vertragsmäßigen (uicht dem gewöhnlichen) Gebrauche. Auf Ü f 
Wu Gewährung der Mech in einem zu dieſem Gebrauche geeigneten Zuſtande hat der 
Mieter ein Klagerecht (M&G JW 06, 333°), neben dem beim Vorhandenſein der en ur 
Raunen auch die in 95 537, 538, 547 feſtgeſtellten Anſprüche in Betracht kommen können. Der 
ieter ken a 


Er iſt befugt, bei mangelhafter Unterhaltung einen entſprechenden Teil des Mietzinſes zurück 
zube halten 


mietet (nerpachtet), muß fie in einem Zuſtand überlaſſen und erhalten, daß fie für dieſen Betrieb 
geeignet ſind, insbeſondere auch den poliz : . ; ; 

mſtänden auch em Anderungen vornehmen, von denen die Polizeibehörde die Erteilung 
der Schankerlaubni 


3 an den Mieter abhängig macht (RG 94, 138). Durch die Vereinbarung, 
er vermiete die Räume ſo, wie er ſie bishe 


Mängel erlaſſen, die beim Vertragsſchlu 1 i 
für den vertragsmäßigen Gebrau geeignete Zuſtand iſt im einzelnen Falle nach der Ortsſitte, 
dem Zweck und dem Preiſe der Miefräume zu beurteilen (vgl. HAN 1937 Nr 1579: Hineinragen 
eines Balkens in den Kamin eines alt 


ung zu übergeben, während 
Regel nicht beſteht (5535 A 4). Die 
Uberlaf ung kann auch ſtillſchweigend geſchehen (RG Gruch 61,928). Vielfach kommen abweichende 
Vertragsberedungen ſowie Ortsgebräuche in Betracht. Über den Fall, wenn der Vermieter ſchon 
vor Beginn der Mietzeit die Inſtandſetzung der Mie träume verweigert, ſ. unten 9542 A 1. Der 
Vermieter iſt ge mäß m auch verpflichtet, ſich vor der Überlaff 


er l Ce bu 
rungen, auch bei den durch zufällige Ereigniſſe (3. B. Hagelſchla oder Einwirkung Dritter 
für die der Mieter nicht verantwortlich iſt) verurſachten Schäden; beögleichen bei der Wohnungs. 
miete in der Regel die Reini i 


24), eines den Zugang zur Mietwohnung bildenden 


emeinſchaftlich obliegt. Bei 
Treppen und 
ngen entftehen; er muß 
L3 1914, 1029), Beleuch- 
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tung behufs Sicherung des Zuganges zu einem Hinterhauſe ſ. RG 23 1914, 1900“. Haftung des 
Vermieters für den gefahrloſen Zugang zu einem von mehreren Mietern des Hauſes zu benutzenden 
Abort ſ. RG L 1915, 83215. Ob der Vermieter verpflichtet ift, ſich in beſtimmten Zeitabſtänden 
wiederkehrend vom ordnungsmäßigen Zuſtande der Mietſache zu überzeugen, hängt von den 
Umſtänden des Falles ab (HRR 1935 Nr 1379). Für Räume, die den Mietern zugänglich, aber 
nicht vermietet, auch nicht zur gemeinſchaftlichen Benutzung aller Mieter beſtimmt ſind, haftet 
der Vermieter nur wegen unerlaubter Handlung (RG Warn 1914 Nr 13). Auf Grund des Ver⸗ 
trages haftet der Vermieter für ein Verſchulden ſeines Erfüllungsvertreters, z. B. des Haus- 
verwalters (OLG 36, 50), dem Mieter, unter dem Geſichtspunkt des 3 328 aber in der Regel 
auch den Familienangehörigen und ſonſtigen Wohngenoſſen, bei gewerblichen Räumen auch den 
Gewerbegehilfen des Mieters (ſ. oben A und $ 538 A 4). Dem Mieter haftet der Vermieter 
auch für den Schaden, den die zur Ausführung von Ausbeſſerungsarbeiten in den Mieträumen 
von ihm angenommenen Arbeiter jenem verurſachen (RG 30. 4. 09 III 438/08, . auch unten Abſ. 2); 
Haftung des Vermieters einer Dampfdreſchmaſchine für Verſchulden des Maſchiniſten RG. 
Gruch 61, 633; RG 23 1916, 235, anders bei Miete mit Dienſtverſchaffung (Vorbem 1a vor $ 611). 
Dritten gegenüber, die infolge mangelhafter Beſchaffenheit des Hauſes einen Unfall erleiden, 
iſt hierfür regelmäßig nur der Vermieter, als Eigenbeſitzer, verantwortlich (vgl. $ 908, RG 59, 9), 
ausgenommen, wenn er das Haus im ganzen oder einen abgeſchloſſenen Teil davon ver⸗ 
mietet und von ſeinem Mieter keine Nachricht vom Vorhandenſein des Mangels erhalten 
hat (RG 68, 161). — Zur Wiederherſtellung der durch Zufall, d. h. durch eine nicht von 
ihm zu vertretenden Urſache, völlig zerſtörten Mieträume, insbeſondere beim Abbrennen 
des vermieteten Hauſes, iſt der Vermieter nicht verpflichtet; vielmehr erreicht dadurch die Miete 
wegen Unmöglichkeit der Erfüllung ihr Ende (RG JW 05, 718°; OLG 45, 147). Ebenſo 
wird der Vermieter von ſeiner Verpflichtung zur weiteren Gebrauchsgewährung befreit, 
wenn ihm die Räumung und Niederlegung des vermieteten Hauſes wegen Einſturzge fahr poltzei⸗ 
lich aufgegeben iſt ($ 323; RG 19. 4. 04 111 38/04). Bei nur teilweiſer Zerſtörung der Miet⸗ 
ſache iſt der Vermieter zur Wiederherſtellung verpflichtet, wenn ſie während der Mietzeit möglich 
und der zerſtörte Teil den unverletzten Teilen gegenüber wirtſchaftlich von untergeordneter Be⸗ 
deutung iſt (Prot 2, 1860), auch die Wiederherſtellung keinen unverhältnismäßigen Aufwand 
erfordert (RG Warn 1910 Nr 146). Der Verpächter muß ein auf dem Pachtgrundſtuck ſtehendes 
abgebranntes Gebäude wiederherſtellen und das dabei untergegangene Inventar durch neues 
erſetzen, wenn das Pachtgrundſtück mit den wiederhergeſtellten Gebäuden und dem neuen In⸗ 
ventar wirtſchaftlich als die nämliche Sache erſcheint wie vor dem Brande und die Wiederher⸗ 
ſtellung nicht Koſten verurſacht, deren Aufwendung dem Verpächter nach Treu und Glauben 
nicht zuzumuten ift. Dabei kann auch auf eine dem Pächter zufiehende Brandentſchädigung 
und auf die von ihm in das Grundſtück gemachten Verwendungen Rückſicht genommen werden 
(& SeuffA 74 Nr 29). Andert ſich in Pachtverhältniſſen die Geſchaäftsgrundlage infolge 
außergewöhnlicher, nicht vorherſehbarer und nicht vorhergeſehener Weiſe, dann kann ein die 
Vertragspflichten regelndes Eingreifen des Richters geboten ſein. Im allgemeinen ſind aber 
Verträge grumbjäßlich aufrecht zu erhalten. Mangels beſonderer Vereinbarungen kann ins. 
beſondere dem Verpächter nicht zugemutet werden, an ſich noch brauchbare, aber mit der Zeit 
veraltende Einrichtungen mit allen Neuerungen zu verſehen; noch weniger hat er dafür einzu⸗ 
ſtehen, daß ſich der Betrieb lohnend geftaltet (MG HRR 1932 Nr 1433). — Würdigung nach 
88 275, 323 muß eintreten, wenn behördliches Verbot die vertragsmäßige Nutzung einer 
verpachteten Wirtſchaft verhindert. Will der Pächter das Pachtverhälknis fortſetzen, der Ver⸗ 
pächter es auflöſen, dann muß nach Treu und Glauben unter billiger Erwägung der beider⸗ 
ſeitigen Intereſſen feſtgeſtellt werden, weſſen Intereſſen den Vorzug verdienen (RG 89, 203). — 
Haftung des Vermieters für den Zuſtand einer den alleinigen Zugang eines Hauſes bildenden 
Brücke bei Eigentum des Vermieters (RG 18. 12. 12 III 216/12), auch trotz Eigentums der Ge⸗ 
meinde (RG Warn 1910, 549; RG 18. 5. 20 III 83/20). Haftung des Vermieters für einen den Zu⸗ 
gang vermittelnden, in den Bürgerſteig eingelaſſenen Eiſenroſt nebſt Einfaſſung bei Unterhaltungs- 
pflicht der Gemeinde bezüglich des ganzen Bürgerſteigs (RG 19. 4. 18 III 478/17). Haftung des 
Vermieters für den verkehrsſicheren Zuſtand des Hausflurs, woraus ſich bie Verpflichtung ergeben 
kann, bei Winterglätte abſtumpfenden Stoff zu ſtreuen, mag auch die Gefahr des Ausgleitens 
im Haufe im Einzelfalle geringer fein als außerhalb des Hauſes (RW 27. 1. 20 III 259/19). Die 
Aufſichtspflicht des Hausbeſitzers gegenüber feinen Hausangeſtellten, deren er ſich zur Erfüllung 
der Streupflicht bedient, beſteht allgemein, nicht erſt, wenn Zweifel an der Zuverläſſigkeit eines 
Angeſtellten entſtehen (RG 21.9. 31 VIII 230/31: Streuen im Hofe). Haftung des vermietenden 
Hauseigentümers (neben dem Mieter) gegenüber den Kunden des Mieters für die Verkehrs- 
ſicherheit der Zugänge zu den Geſchäftsräumen des letzteren (RG 92, 359; 95, 61). Haftung 
des Mieters gegenüber Dritten für bauliche Mängel, nicht nur für Fehler der Inſtandhaltung, 
ſ. NG 83, 137. Haftung des Mieters eines Hauſes, der dem Vermieter gegenüber die Sorge für 
den Fahrſtuhlbetrieb einſchließlich der Bedienung übernommen hat, für die Folgen von Unfälen, 
die Dritten in dieſem Betriebe zuſtoßen, ſ. R Gruch 63, 750. Über die vertragliche Übernahme 
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der Verpflichtung zu „Schönheitsinſtandſetzungen“ durch den Mieter und dementsprechende 
Auſprteh dez e 90 HRR 1925 Nr 356 und JW̃ 1934, 14281; 1937, 21045: LG Berlin 
JW 1938, 3173; auch DES Breslau HRR 1933 Nr 1488 und Bandmann JW 1938, 3145. 


Zur Erhaltung der vermieteten Sache in einem zum vertragsmäßigen Gebrauche 
geeigneten Zuſtande gehört es auch, daß der Vermieter nicht den Mieter durch 
lrbeiten am vermieteten Grundſtück ſchädigt, vielmehr ſchädigende Arbeiten unter- 
läßt und bei allen Arbeiten, mögen ſie auch in andern als den dem Mieter zum Alleingebrauch 
oder zur Mitbenutzung überlaſſenen Räumen vorgenommen werden, darauf bedacht iſt, unzu⸗ 
läſſige Beeinträchtigungen des Mieters zu vermeiden. Haftung des Vermieters für länger dauernde 
Störungen und für Beſchädigungen der Sachen des Mieters bei Umbauten und bei Ausbeſſerungen 
der Faſſade ſ. HRR 1935 Nr 1380. Dabei haftet der Vermieter nach $ 278 für Verſehen bei der 
Vornahme baulicher Arbeiten nicht nur dann, wenn der von ihm beauftragte Vauhandwerker per⸗ 
ſönlich tätig wirb, ſondern auch dann, wenn dieſer, wie nach den heutigen Wirtſchaftsverhältniſſen 
regelmäßig der Fall iſt, im Einverſtändnis mit dem Vermieter die Arbeiten durch ſeine Angeſtellten 
ausführen läßt und von dieſen einer ſchuldhaft handelt (RG 102, 231). Entsprechend iſt die 
Haftung des Mieters für ſeine Angeſtellten bezüglich der Verpflichtung zur ſchonenden und 
pfleglichen Behandlung der Mietſache ($ 535 A 4). 

Zur Beleuchtung der zu einem vermieteten Hausteil gehörigen Flure und Treppenauf⸗ 
gurge 85 825 Vermieter nach dem Vertrage, ſofern nicht ausdrücklich oder ſtillſchweigend oder 
urch Orts 5 


0 : h Dritten gegen- 
über im Falle mangelhafter Beleuchtung zum Schadenserſatz verpflichtet. Eine Verpflich⸗ 


zu gewähren, 
altung der An⸗ 


zu ſorgen, genügt der Vermieter nicht ſchon dadurch, j 0 q 
den Mietern auferlegt; er muß auch die Befolgung der Hausordnung in geeigneter Weiſe über⸗ 


Die vertragsmäßige Verpflichtung des Vermieters zur Erhaltung der Miet 
der Mieträume, in einem zum Gebrauche geeigneten Zuſtande befteht in lange, als die Ver⸗ 
pflichtung des Vermieters dauert, dem Mieter den Gebrauch zu gewähren. Diefe Zeit deckt ſich 
nicht immer genau mit der ausge machten Mietzeit. So iſt der Vermieter verpflichtet, dem Mieter 
nach Ablauf der Mietzeit zum Zwecke des Auszugs die Benutzung der zu den Mieträumen 
führenden Treppen zu geſtatten. Er iſt daher auch verpflichtet, dieſe Treppen für die Zeit des 
Auszugs in geſahrloſem Zustande zu erhalten (RG Warn 1913 Nr 316). Überläßt anderſeits der 
Vermieter gemietete Räume dem Mieter ohne beſonderes Entgelt (ſ. 8 535 A 1) ſchon vor dem 
vereinbarten Beginn der Mietzeit, dann muß er kraft des Vertrages auch in dieſer früheren 
Zeit für einen ordnungsmäßigen gefahrloſen Zuſtand der Räume ſorgen. 

Für die Pacht $ 581 A 2, $ 582, für die Leihe $ 601. 


ſache, insbeſondere 


8 537 


) Iſt die vermietete Sache zur Zeit der Überlaffung an den Mieter mit 
einem Fehler behaftet, der ihre Tauglichkeit zu dem vertragsmäßigen Gebrauche 
aufhebt oder mindert, oder entſteht im Laufe der Miete ein ſolcher Fehler, ſo 
iſt der Mieter für die geit, während deren die Tauglichkeit aufgehoben ift, 
von der Entrichtung des Mietzinſes befreit, für die Zeit, während deren die 
Tauglichkeit gemindert iſt, nur zur Entrichtung eines nach den 88 472, 473 3) 
zu bemeſſenden Teiles des Mietzinſes verpflichtet 9 


204 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


Das gleiche gilt, wenn eine zugeſicherte Eigenſchaft fehlt oder ſpäter weg⸗ 
fällt). Bei der Vermietung eines Grundftüds ſteht die Zuſicherung einer 
beſtimmten Größe der Zuſicherung einer Eigenſchaft gleich. 

E 1 505, 507 II 482; M 2 373-376; P 2 131ff. 

1. Die rechtlichen Folgen von Mängeln der Mietſache ſind in dieſer und in den folgenden 
Beſtimmungen teilweiſe abweichend von den allgemeinen Vorſchriften der 8 323 ff. geregelt, an 
deren Stelle inſoweit die 8 537ff. treten (Vorbem 3 vor $ 535). Die Anwendung der 88 323ff. 
in Verbindung mit $ 536 iſt damit nicht ausgeſchloſſen (RG 146, 60). Sie greifen Platz, wenn 
dem Vermieter infolge von äußeren Umſtänden die Gewährung des Gebrauchs ganz oder 
teilweiſe unmöglich wird, er z. B. infolge einer ſchweren Krankheit in der Familie des ſeitherigen 
Mieters dem neuen Mieter die Mieträume nicht rechtzeitig gewähren kann. Die dauernde oder 
doch einer dauernden gleichzuſtellende Unmöglichkeit der Gewährung des vertragsmäßigen Ge⸗ 
brauchs bringt das Vertragsverhältnis nach 58 275, 323 Abſ 1 zum Erlöſchen (RG 146, 60). Nicht 
ausgeſchloſſen wird ferner durch die Sondervorſchriften der 88 537ff. eine Anfechtung des Miet- 
vertrags wegen argliſtiger Täuſchung über Mängel der Mietſache nach $ 123 (RG JW 1914, 591, 
vgl. für den Kauf RG 96, 156). Das gleiche muß (trotz $ 539) für die Anfechtung wegen Irrtums 
nach $ 119 gelten (RG 157, 173; vgl. jedoch für den Kauf die abweichende Rechtſprechung in 9119 
A 7, 9 459 A 6). Der über den Ertrag eines Wirtſchaftsanweſens getäuſchte Pächter kann Anderung 
der Vertragsbedingungen, insbeſondere Ermäßigung des Pachtzinſes verlangen (Differenzklage, 
NG 86, 334). — Über die Anwendung der $$ 537ff. auf den Fall, daß der eine Wohnung mietende 
deutſche Vollsgenoſſe Juden als Hausgenoſſen vorfindet, oder daß ſolche nachträglich als Mieter 
in die Hausgemeinſchaft eintreten, |. Vorbem 1 Abſ 2 vor $ 535. 

2. Nur auf die Aufhebung oder Minderung des vertragsmäßtigen Gebrauchs kommt es an, 
nicht auf die Erheblichkeit des Mangels (M 2, 374, anders $ 542 Abſ 2) oder auf ein Verſchulden 
des Vermieters oder auf deſſen Kenntnis vom Fehler. Doch wird die Tauglichkeit eines Patent⸗ 
rechts nur durch völlige Unbrauchbarkeit, techniſche Unausführbarkeit, nicht aber durch geringe 
praktiſche Verwertbarkeit aufgehoben (RG 9. 11. 08 VI 199/07; RG 78, 367). Minderung des 
Pachtzinſes kann nicht ſchon deshalb verlangt werden, weil die bei der Pachtung eines Betriebes 
vorhandenen und als zweckentſprechend anerkannten Maſchinen nicht mehr der fortſchreitenden 
Technik entſprechen und gegenüber den mit modernen Maſchinen ausgeſtatteten gleichartigen 
Betrieben ein gewinnbringendes Arbeiten nicht mehr ermöglichen (RG HAN 1932 Nr 1433). 
Regelmäßig kein Anſpruch des Mieters einer Großwohnung auf Herabſetzung des Mietpreiſes 
aus dem Grunde, weil aus den übrigen Großwohnungen Kleinwohnungen gemacht find (HRR 
1935 Nr 1446). Wegen eines ganz geringfügigen Fehlers an einem Teile der Mietſache iſt die 
Zurückbehaltung des ganzen Mietzinſes nicht berechtigt (RG 12. 10. 06, III 64/06). — Als ein 
weſentlicher Fehler gilt z. B. das Fehlen von Ofen in einem mit Ofen vermieteten Hauſe 
(RG 21. 8. 06 ILL 324/05), ſowie auch der einer Schankwirtſchaft anhaftende Ruf, ein Schlupf⸗ 
winkel gewerbsmäßiger Unzucht zu fein (MG 20. 1. 06 III 474/05), die polizeiliche Beanſtand⸗ 
barkeit der gemieteten Geſchäftsräume (RG Warn 1928 Nr. 58: |. aber auch HRR 1936 Nr 1490), 
ebenſo die nachträgliche Errichtung eines Wettbewerbsgeſchäfts neben einem vorher gerade zum 
ausſchließlichen Gewerbebetrieb im gleichen Hauſe vermieteten Geſchäftsraum (M& 19. 1. 06 III 
372/06), unter Umſtänden auch die Eröffnung einer Konkurrenz in der Nähe des Hauſes, in dem ſich 
die Geſchäftsräume des Mieters befinden (RG 119, 353; vgl. auch 131, 274; 136, 266). Minderung 
des Mietzinſes, wenn die Sammelheizung nur mit Hilfe der Mieter betrieben wird, ſ. OLG 
40, 310. Als Fehler einer Sache, insbeſondere eines Hauſes, welche die Tauglichkeit zu dem 
vertragsmäßigen Gebrauche aufheben oder mindern, ſind aber auch diejenigen zu betrachten, 
welche nicht geradezu den Gebrauch an ſich verhindern, wohl aber ihn zu einem die Geſundheit 
benachteiligenden oder gefährdenden machen, z. B. Feuchtigkeit, ungenügende Ver⸗ 
wahrung gegen atmoſphäriſche Einflüſſe, Behaftetſein mit Krankheitskeimen oder Anſteckungs⸗ 
ftoffen, oder bewirken, daß die Mietſache nur in der Befürchtung einer vermöge ihres Zu⸗ 
ſtandes drohenden Gefahr benutzt werden kann, vgl. RG 81, 202 (ſachwidrige Befeſtigung 
der Klappe eines Rolladenkaſtens), RG Warn 1916 Nr 223 (Fäulnis einer Diele), RG 11. 5. 20 
III 27/20 (ungenügende Sicherung einer zur Beſteigung einer Speicherbühne dienenden Leiter). 
Vgl. auch RG L 1916, 14257. Unrichtige Angabe des Flächeninhalts eines Jagdbezirks als Mangel 
der Pachtſache, der zur Pachtminderung berechtigt; Feſtſtellung des Minderwertes nicht nur nach 
der planmäßigen Größe, ſondern auch nach dem jagdwirtſchaftlichen Wert der fehlenden Fläche. 
ſ. OLG Hamm Da 1938, 1504, ferner OLG Köln D 1936, 1663; aber auch KG HRK 1935 
Nr 1447. Störung des Jagdpächters durch Anlegung eines Schießplatzes |. 23 1918, 4605. 
So auch § 538 A 4 u. 5. Feſtzuhalten iſt, daß $ 537 einen Fehler der Mietſache oder das Fehlen 
zugeſicherter Eigenſchaften der Sache vorausſetzt, alſo im unmittelbaren Gegenſatze zu den in 
der Perſon des Mieters liegenden Gründen ($ 552, ſ. A 1 dort) fteht. — In ftändiger Recht⸗ 
ſprechung hat das Reichsgericht nach dem geltenden wie nach früherem Rechte angenommen, 
daß unter den Begriff der für die Gewährleiſtungsanſprüche wegen Sachmängel in Betracht 
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owie die ernſtliche dringende Gefahr einer ſolchen oder einer Beſchießung als Fehler der 
W 9370 11 zugleich 1 Grund der Unmöglichkeit für den Vermieter, den vertrags⸗ 
mäßigen Gebrauch zu gewähren ($ 323), |. OLG 31, 368. Über Leiſtungen für Wehrzwecke, ins⸗ 
beſondere Einquartierung |. $ 546 A 1 Abſ 2. 


gemieteten (gepachteten) 
chen Miete und Pacht zu 


OLG 39, 178), insbefondere 
einer Auflöſung des Pachtverhältniſſes nach 89 275, 323 RG 89, 203: N Seuffdl 
; dgl. auch RG JW 1927, 
136314 (Unmöglichkeit der Gewährung des Pachtgegenſtandes 


infolge Beſchlagnahme der 
zum Betriebe eines Friſeurgeſchäfts eingerichteten Räume während des Ruhreinbruchs) — 


ote bei Tanzwirtſchaften (RG 
OLG 36, 51), für Beſchrän⸗ 


ſetzes über den Zuſammenſchluß von Mühlen 
ſchränkung der Vermahlung darſtellen (RG 147, 
157; anders Kch HNR 1935 Nr 659). Kein Fehler der Pachtſache liegt vor, wenn behördliche 
Anordnung nur den augenblicklichen Pächter am Gebrauch der Nutzung hindert, während ein 
anderer Pächter durch die Anordnung nicht gehindert wäre; hi ä 


210440: Milchhandelsregelung). Aber den Einfluß des Weltkriegs |. 
$ 535 Abſ 3. Bei der Mie 


g wegen Unmöglichkeit des Bierausſchanks 

und wegen Verbots be züglich des Branntweinausſchanks bel Miete von nicht eingerichteten Wirt⸗ 
Nr 8; vgl. 

ung von Lichtſpielunternehmungen). Sit aber 91 
onderen Einrichtung, 

in ö € e Benutzung durch behörd⸗ 
liche Verbote unmoglich gemacht, dann iſt der Mieter — unbeſchadet einer Anwendung des 8 323 
. iſſes nach 89 275, 323 
(RG 89, 203; RG SeuffA 76 Nr 157) — nach 8 537 von der Entrichtung des Mietzinſes befreit, 
3 Ladens zum Betriebe 
men zum Kuraufenthalt 
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an einem Badeorte (L3 1915, 104113; anders für bloße Regelung der Benutzung einer Miet- 
wohnung an einem Badeorte, militäriſches Beleuchtungsverbot, DXLG 31, 366), für Beſchlag⸗ 
nahme und Veräußerungsverbot für Benzin bei Miete einer Benzintankanlage (RG 94, 367); 
für ein behördliches Verbot bei Vermietung einer Dachfläche zur Lichtreklame (RR 1931 Nr 1129); 
für die Verſagung der Schankerlaubnis mangels Bedürfniſſes bei zum Betriebe einer Wirtſchaft 
vermieteten Räumen (RR 1934 Nr 475). Zu den die Anwendung des § 537 begründenden 
Mängeln der Mietſache gehört auch die Beſchränkung der Errichtung von Verkaufsſtellen und was 
dem gleichgeſtellt iſt, durch das Geſetz zum Schutze des Einzelhandels vom 12. 5. 33 (RGGBl I 262, 
Anderungen |. RGBl 1933 1 493, RG Bl 1934 1 523, 1241, R Bl 1935 1 589), vorausgeſetzt, 
daß die dadurch ausgeſchloſſene Verwendung der Mietſache im Einzelfalle den vertragsmäßigen 
Gebrauch bildet (RG 146, 60). War der Betrieb eines Warenhauſes vom Mieter beabſichtigt, 
aber nicht als vertraglicher Gebrauch beſtimmt, fo kann ein Anſpruch aus $ 537 nicht darauf geſtützt 
werden, daß dieſe Art der Benutzung durch das Geſetz zum Schutze des Einzelhandels unmöglich 
geworden ift; die Anwendung des $ 537 (ebenſo des $ 323) entfällt, hiervon abgeſehen nach dem 
in $ 552 niedergelegten Rechtsgedanken, auch dann, wenn der Mieter ſelbſt durch Nichtbetrieb 
eines Warenhauſes das Eingreifen des erwähnten Geſetzes ermöglicht hat (RG 147, 304). Über das 
Verbot der Errichtung von Einheitspreisgeſchäften |. HRR 1934 Nr 853. Allgemeines Verbot der 
Jagdausübung als Grund für die Befreiung von der Entrichtung der Jagdpacht (OLG 33, 320). 
Die zum Betrieb einer Schankwirtſchaft vermieteten oder verpachteten Räume ſind mit einem 
Fehler im Sinne des $ 537 Abſ 1 (8 581 Abſ 2) behaftet, wenn die Schankerlaubnis verſagt wird, 
weil nach Zahl, Art, Lage und Entfernung der ſchon vorhandenen Betriebe kein Bedürfnis für 
die Erteilung vorliege (RG 144, 176; anders für die Zeit vor dem Gaſtſtättengeſetz vom 28. 4. 30, 
RGBl 1, 146, R JW 1930, 22145); $ 537 Abſ 1 ift in ſolchem Falle auch dann anzuwenden, wenn 
die Verſagung der Schankerlaubnis erſt im Laufe des Miet- oder Pachtverhältniſſes erfolgt (RG 
Warn 1937 Nr 19). Vgl. aber auch HRR 1934 Nr 1194. Keinen Minderungsanſpruch nach $ 537 
begründete bei einem zum Verkauf koſcheren Fleiſches gemieteten Laden das Schächtverbot (HAN 
1934 Nr 1443). Bei entgeltlicher Überlaſſung eines Gaſthauſes, deſſen Einrichtung der Mieter 
vom Vermieter käuflich übernommen hat, ſind, wenn nicht überhaupt Pacht anzunehmen iſt 
(Vorbem 2 Abf 2 vor $ 535), jedenfalls die für die Pacht entwickelten Grundſätze entſprechend 
anzuwenden (R 91, 310). — Ergänzung eines Pachtvertrags durch Einfügung einer Kriegs⸗ 
Haufel im Wege der Auslegung |. RG JW 1918, 2162. — Vertrag zwiſchen einem Ausſtellungs⸗ 
unternehmen und den Ausſtellungswirten ſ. RG 88, 108 ($$ 323ff., nicht $$ 537ff. ). 

3. Im Falle der Minderung der Tauglichkeit insbeſondere verhältnismäßige Herabſetzung des 
Mietzinſes, und zwar wenn neben dem Geldbetrag noch andere Leiſtungen bedungen ſind, zu⸗ 
nächſt Herabſetzung an dem in Geld feſtgeſetzten Teile der Leiſtung des Mieters (vgl. $ 473). 
Nach der in § 472 vorgeſchriebenen „relativen Berechnung“ iſt alſo der vereinbarte Mietpreis 
nach dem Verhältnis herabzuſetzen, in welchem zur Zeit des Abſchluſſes des Mietvertrags 
die Mietnutzung der Sache in mangelfreiem Zuſtand zur Mie tnutzung der mangelhaften Sache 
geſtanden haben würde (RG Warn 09 Nr 292), mithin bei 800 Reichsmark vereinbartem Mietpreis, 
900 Reichsmark angemeſſenem Mietzins von der Sache in mangelfreiem Zuſtand, 450 Reichsmark 
angemeſſenem Mietzins von der Sache in mangelhaftem Zuſtand, Herabſetzung des vereinbarten 
Mietzinſes um 50%, bis auf 400 Reichsmark. — Der Anſpruch auf Minderung des Miet- (Pacht-) 
Zinſes für die Zeit, in der die Tauglichkeit der Sache zum vertragsmäßigen Gebrauch (z. B. 
einer Tanzwirtſchaft durch behördliches Tanzverbot) gemindert war, wird nicht dadurch beein⸗ 
trächtigt, daß der Mieter (Pächter) zu anderer (auch ſpäterer) Zeit einen beſonders großen Nutzen 
aus der Sache gezogen hat (RG 15. 2. 21 IIT 326/20). Werden aber die Nachteile aus einer geſetz⸗ 
lichen oder behördlichen Einſchränkung durch mit ihr verbundene gleichzeitige Vorteile ausgeglichen, 
ſo liegt eine Minderung der Tauglichkeit nicht vor, und es entfällt jeder Anſpruch des Mieters oder 
Pächters (RG 147, 157; RG JW 1937, 460°). 

4. Die Befreiung vom Mietzins oder die Minderung tritt ohne weiteres (von Rechts wegen) 
ein, wobei der Beweis des behaupteten Mangels dem Mieter obliegt. Eine Vertragsbeſtimmung, 
wonach der Mieter Anſprüche auf Minderung nur im Wege beſonderer Klage geltend machen 
kann, tft ungültig (JW 1918, 520%). Da der Minderungsanſpruch keine Gegenforderung gegen 
den Mietzinsanſpruch iſt, ſchließt ihn ein vertragsmäßiges Aufrechnungsverbot nicht aus (RG 
23 1918, 62115). Nicht ausgeſchloſſen werden die Anſprüche aus § 537 ferner durch eine Ver⸗ 
tragsbeſtimmung, wonach Beanſtandungen irgendwelcher Art den Mieter nicht zur Zurückhaltung 
fälliger Forderungen berechtigen oder Einwände und Gegenanſprüche gegenüber dem fälligen 
Mietzinsanſpruch nicht erhoben, ſondern beſonders verfolgt werden ſollen (Rh HRR 1932 
Nr 938; RG 23. 9. 21 JI 71/21). Zum vertraglichen Ausſchluß eines Minderungs- oder Zurüd- 
behaltungsrechts ſ. noch die Sonderbeſtimmung des Mieterſchutzgeſetzes § 28 (vgl. 8 538 A 3). 
Die ſonſtigen Rechte des Mieters auf Gewährung einer ordnungsmäßigen Mietſache ($ 536) 
forte auf Kündigung des Vertrags ($ 542) bleiben daneben beſtehen, während der Schadens⸗ 
erſatzanſpruch des $ 538 nur ftatt der im $ 537 beſtimmten Rechte geltend gemacht werden kann. 
Über die Anfechtung des Vertrags wegen Irrtums und argliſtiger Täuſchung |. A 1. — Durch 
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Stellung von Erſatzräumen kann ſich der Vermieter in der Regel ohne Zustimmung des Mieters 
von 18 Verpfichtung nicht befreien; anders jedoch, wenn nach den Umſtänden des Falles 
in ber Ablehnung der Erſatzräume ſeitens des Mieters eine Schikane zu erblicken iſt. — Kein 
Minderungsanſpruch des Mieters bei vorbehaltloſer Zahlung des Mietzinſes mit Kenntnis des 
vorhandenen Fehlers (RG 24. 3. 08 III 250/07; 15. 6. 36 IV 132/36: ſtillſchweigender Verzicht). 
Der Mieter oder Pächter kann ſich jedoch nach Treu und Glauben und, ſoweit der Gebrauch der 
Miet- oder Pachtſache durch den Mangel unmöglich geworden iſt, nach $ 324 Abf 1 wegen dieſes 
Mangels nicht von ſeinen Vertragspflichten losſagen, wenn er ſelbſt oder ſein Erfüllungsgehilfe 
ihn verschuldet Hat (MG 98, 287; 157, 363; RG IW 1911, 359; N) 28 1917, 1890. 
5. Fehlen einer zugeſicherten Eigenſchaft vgl. 8 459 A 8. Bei mehreren Vermietern iſt die 
Zuſicherung nur dann verbindlich, wenn ſie von allen erteilt iſt (Planck 5 537 A 4). Beiſpiele: 
Haftung für die Zuſicherung, daß kein Wettbewerbsunternehmen für den vermieteten 
Fleiſcherladen beſtehe (OLG 8, 139); ferner für die Zuſicherung der Ertragsfähigkeit der Miet- 
lache (aich 19. 9. 02 II 138/02). Friedensmiete als Eigenſchaft eines Grundſtücks |. RG JW 1937, 
460 zu 88 459, 463. Eine Zuſicherung, für die Benutzbarkeit einer Wohnung ſchlechthin — auch 
in Rückſicht auf alle Polizeiverbote — einzuſtehen, kann zwar unter Umſtänden in dem 
beiden Vertragsteilen bekannten Verwendungszwecke der Sache dann gefunden werden, 


wenn dieſer Zweck in den Vertragsinhalt aufgenommen iſt (vgl. für den Kauf RG JW 
1910, 7489). Gerade bei der Miete aber wird die Bezeichnung des Verwendungszweckes 
der Mieträume in dem Vertrage, da fü 


e regelmäßig ftattfindet, im allgemeinen nicht 
genügen, um eine beſondere, über das Maß des $ 537 Abſ 1 hinausgehende Zuſicherung 
n i in eine Zuſicherung zu finden iſt, 
beſtimmt ſich nach den — 45 (RG Warn 1918 Nr 138), In der Vereinbarung, der Saal 
5 t j t ſtehe den Mietern für Vereine und Feſtlichteiten zur Verfügung, 
liegt im Zweifel nur eine Erlaubnis, nicht eine Zuſicherung des Vermieters (RG FW 1918, 885). 
Angaben über den Umſatz einer Wirtſchaft enthalten ein er — des Verpächters, wenn fie 
als ſolche d. h. als Beſtandteil des Vertrages gewollt ſind oder do vom Pächter nach Treu und 
Glauben in dieſem Sinne verſtanden werden müſſen (RG JW 1937, 675%; RG 13. 11. 17 III 
276/17). Haftung des Verpächters für unrichtige Angaben eines Mäklers . RG Warn 1927 
Nr 139. Zuſicherung der Brauereifreiheit einer Schankwirtſchaft ſ. RG 95, 175. Bei der Ver⸗ 
pachtung eines Hotels kann die Möglichkeit der Benutzung d 


ing des angrenzenden ſtädtiſchen Bürger⸗ 
ſteigs zu einem Terraſſenaufbau für die Zwecke des Wirtſchaftsbetriebes als verkehrsweſentliche 
Eigenſchaft vertragsmäßig zugeſichert werden (RG HRR 1931 Nr 1641), Vgl. § 535 A 1. 


8 538 


Iſt ein Mangel der im 8 537 bezeichneten Art bei dem Abſchluſſe des Vertrags 
vorhanden !) oder entſteht ein ſolcher Mangel ſpäter infolge eines Umftandes, 
den der Vermieter zu vertreten hat), oder kommt der Vermieter mit der 
Beſeitigung eines Mangels in Verzug ), fo kann der Mieter, ſtatt die im 


3 537 beſtimmten Nechte geltend zu machen, Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung verlangen ) 5). 


Im Falle des Verzugs des Vermieters kann der 


beſeitigen und Erſatz der erforderlichen Aufwendu 
E 1 506, 514 Abi 3 II 483; M 2 376, 377; P 2 131. 


1. Anſtatt der in g 537 beſtimmten Rechte kann der Mieter in drei Fällen Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung verlangen. Die Vorſchrift des $ 538 gibt aber dem Mieter kein Wahlrecht 
im Sinne des $ 262. Nicht ſchon durch die Wahl, ſondern erſt durch die Erfüllung des einen An⸗ 
ſpruchs geht der andere verloren. Die Wahl bedeutet auch nicht einen Verzicht auf den nicht 
ee Anſpruch (RG JW 1908, 550; RG 23 1918, 621, OLG 39, 151). Hat aber der 

ieter den Schadenserſatzanſpruch gewählt und iſt er wegen dieſes Anſpruchs voll befriedigt, 
ſo kann er auf das Minderungsrecht aus $ 537 nicht mehr zurückgreifen (NG Warn 1911 Nr 427). 
Der Schadenserſatzanſpruch ift ausgeſchloſſen nach $ 545 Abſ 2, wenn der Mieter der Anzeige⸗ 
pflicht nicht genügt hat. Einfluß der Kenntnis des Mangels beim Abſchluſſe des Mietvertrags . 
8 539. Erfüllt der Mieter ſeinerſeits, obwohl er nachträglich Kenntnis erhielt, ſo lange, daß darin 
ſein Wille auf die Re 


chte aus dem Mangel zu verzichten, entnommen werden muß, dann hat er 
damit die Rechte aus 88 537, 538 


für Vergangenheit und Zukunft verloren (RG 24. 3. 08 111 
250/07; 15. 6. 36 IV 132/36). Über vertraglichen Ausſchluß von Anſprüchen des Mieters auf 
Schadenserſatz oder Minderung wegen baulicher Arbeiten |. HRR 1936 Nr 1272. Zum vertrag⸗ 
lichen Ausſchluß der Aufrechnung mit einem Schadenserſatzanſpruch nach § 538 Abf. 1 
ſ. noch die Sonderbeſtimmung des Mieterſchutzgeſetzes 9 28 (vgl. A 3). — Erſter Fall: Der Schadens⸗ 
erſatzanſpruch ſteht dem Mieker zunächſt dann zu, wenn ein Mangel der in $ 537 bezeichneten Art 


Mieter den Mangel ſelbſt 
ngen verlangen). 
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(Sachmangel oder Fehlen einer zugeſicherten Eigenſchaft) bereits beim Abſchluſſe des Vertrags 
vorhanden iſt. Verſchulden des Vermieters iſt in dieſem Falle nicht erforderlich, da 
auf Grund des Vertragsabſchluſſes eine ſtillſchweigende Garantie des Vermieters für die ordnungs⸗ 
mäßige Beſchaffenheit der Mietſache anzunehmen iſt (M 2, 376; RG 52, 172; RG JW. 1935, 34592; 
RG HR 1931 Nr 496; auch HRR 1930 Nr 1724). Die Erſaßpflicht tritt auch ein, wenn der Mangel 
nicht erkennbar war und nicht beſeitigt werden konnte. Was den Zeitpunkt angeht, in dem der 
bezeichnete Mangel als vorhanden angeſehen werden muß, ſo iſt die Tauglichkeit zum vertragsmäßi⸗ 
gen Gebrauche der Mietſache ſchon dann aufgehoben oder gemindert, wenn die Sache nur in der Be⸗ 
fürchtung einer vermöge ihres Zuſtandes drohenden Gefahr benutzt werden kann ($ 537 A 2). 
Darauf, ob der Mieter im einzelnen Falle den ordnungswidrigen Zustand kennt oder nicht kennt, 
kommt es nicht an, ſofern nur objektiv die Gebrauchsuntauglichkeit beſteht. Entſcheidend für die Feſt⸗ 
ftellung jenes Zeitpunkts iſt das Daſein des Mangels, nicht ſein Hervortreten, und die dadurch be⸗ 
wirkte Schädigung (RG 81, 200). Dabei genügt es unter Umſtänden ſchon, wenn auch nur die Ge⸗ 
fahrenquelle beim Abſchluſſe des Vertrags vorhanden war. So haftet der Verpächter für Ertrags⸗ 
minderung infolge ſtarker Verſumpfung des Pachtgrundſtücks ſchon dann, wenn ihre Urſache, die 
Einſtellung des Betriebs und damit der Waſſerhebung in dem unter und neben dem 
Grundſtück befindlichen Bergwerk, zur Zeit des Vertragsſchluſſes vorhanden war (RG IW 1921, 
3345). Über den Schadenserſatzanſpruch des Mieters oder Pächters gegen den Bergwerks⸗ 
beſitzer RG JW 1921, 10838. Der Vermieter von Schankwirtſchaftsräumen iſt ſchadens⸗ 
erjaßpflichtig, wenn er ſich weigert, bauliche Anderungen vorzunehmen, von denen die 
Polizeibehörde die Erteilung der Schankerlaubnis an den Mieter abhängig macht (RG ga, 
138). Bei der Miete einer nur der Gattung nach beſtimmten Sache tritt an die Stelle 
der Zeit des Vertragsabſchluſſes die Zeit der Überlaſſung zum Gebrauche (vgl. 8 480 
Abs 2). — Der dem Mieter gewährte Schadenserſatzanſpruch (59 249ff.) beſchränkt ſich 
nicht auf den Schaden, der daraus entſteht, daß der Mieter die Mietſache nicht nach ihrem vollen 
Vermögenswerte genießen kann. Der Anſpruch umfaßt vielmehr auch den Schaden, der dem 
Mieter durch eine auf den Mangel der Mietſache zurückzuführende körperliche Beſchädigung 
entſteht (beſtr.). Ob eine Körperverletzung die Folge der Mangelhaftigkeit der Mietſache iſt, muß 
nach den Grundſätzen über den urſächlichen Zuſammenhang entſchieden werden (RG 81, 200). 
Der Mieter kann aber nur Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, d. h. den Erſatz des beſondern 
Erfüllungsintereſſes wegen des Mangels, nicht das ſog. negative Vertragsintereſſſe verlangen, 
nicht z. B. den Erſatz von Aufwendungen, die ihm auch bei Fehlerfreiheit der Mietſache entſtanden 
wären (RG Warn 1918 Nr 138). Neben die vertragliche Schadenserſatzpflicht tritt bei körper⸗ 
lichen Beſchädigungen die Haftung aus unerlaubter Handlung wegen Verletzung der allgemeinen 
durch den Mietvertrag nur verſtärkten Rechtspflicht, niemand körperlich zu verletzen (MG 88, 433; 
89, 384; 90, 68). Dieſe Haftung aus Vertrag und unerlaubter Handlung trifft den Vermieter auch 
dann, wenn es ſich um Mängel von an die Mieträume angrenzenden Teilen des Hauſes handelt, 
die zwar nicht ausdrücklich mitvermietet ſind, deren Benutzung durch den Mieter aber der Vermieter 
geduldet hat (HRR 1936 Nr 1271). I 

2. Zweiter Fall: Spätere Entſtehung eines Mangels infolge von Nichteinhaltung einer Zu⸗ 
ſicherung oder von Verſchulden des Vermieters. Es kommen alſo hier 89 276, 278, 254 zur 
Anwendung. Die Inſtandſetzungspflicht des Vermieters iſt nicht auf die geſetzliche Miete oder 
die Inſtandſetzungszuſchläge beſchränkt; $ 28 MSHG und $ 6 Abſ 2 RMq enthalten eine ſolche 
Beſchränkung nicht (RG 115, 277). Zu Wohn- und Gewerbezwecken vermietete Räume hat der 
Vermieter im Zuſtande normaler Benutzbarkeit zu erhalten. Wenn er ſie in einen Zuſtand 
geraten läßt, der ein polizeiliches Einſchreiten veranlaßt, ſo kann fein Verhalten als ſchuldhaft 
von ihm (auch ohne Inverzugſetzung) zu vertreten fein (Ach HN 1931 Nr 930). Keine Ver ⸗ 
tretungspflicht des Vermieters, wenn ohne feine Kenntnis ein Mitbewohner feines Hauſes bor- 
übergehend einen Gegenſtand auf die Kellertreppe ſtellt und ein Mieter darüber hinſtürzt (RG 
16. 1. 08 VI 273/07). — Bei mangelndem Verſchulden des Vermieters kann wegen eines ſolchen 
Mangels nach § 537 wenigſtens die Verpflichtung zum Mie tzinsnachlaß begründet fein. 

3. Dritter Fall: Verzug des Vermieters (88 284, 285) mit der Beſeitigung des Mangels, 
wenn der Mieter nicht gemäß Abf2 Selbſthilfe angewendet hat. Hat der Vermieter ſich zur 
Abwendung einer unmittelbar drohenden erheblichen Gefahr verpflichtet, ſo kann ſeine Haftung 
fir den durch ſchuldhafte Verzögerung entſtandenen Schaden auch ohne beſondere Mahnung 
begründet fein (R 100, 42). Jedoch keine Schadenserſatpflicht des Vermieters, wenn die Be⸗ 
ſeitigung des ohne ſein Verſchulden eingetretenen Mangels nur unter ſo unverhältnismäßigen 
Schwierigkeiten und Aufwendungen möglich wäre, daß ihm die Leiſtung nach Treu und 
Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrsſitte nicht zugemutet werden kann (Seuffü 71 Nr 138). 
Für den Erſatz der Aufwendungen im Falle des Abſ 2 |. 88 256, 257; Verjährung $ 558. 
Nach dem Mieterſchuzgeſetz $ 28 (Faſſung der Bek v. 27. 4. 38, RG Bl 1, 235) kann ſich ber 
Vermieter auf eine Verpflichtung des Mieters, eine Erſatzforderung nach $ 538 Abſ2 nicht 
gegen eine Mietzinsforderung aufzurechnen, nicht berufen; der Mieker muß aber die Abſicht 
der Aufrechnung mindeſtens einen Monat vor der Fälligkeit des Mietzinſes dem Vermieter 


Miete Pacht $ 538 209 


riftlich anzeigen. Entſprechendes gilt für den vertraglichen Ausſchluß eines Minderungs⸗ oder 
ge ee ber e Rechts auf Aufrechnung mit einem Schadenserſatzanſpruch 
nach $ 538 Abſ 1. Vgl. dazu auch § 6 Abſ 1 des Deutſchen Einheitsmietvertrags (Vorbem 1 
Abſ 2 vor 3 535 und § 554 A 3). Zu den bei Aufſtellung des Deutſchen Eimnheitsmietvertrags aus⸗ 
drücklich „gemißbilligten Klauſeln? gehört auch das Verbot der Aufrechnung mit Schadenserſatz⸗ 


einſchränkendes Mitberſchulden des Mieters nach $ 254 gefunden wird. Ein ſolches Mitver⸗ 
die alsbaldige Beſeitigung 
eſeitigung zur Abwendung 
9 war, jo bei Nichtanbringung eines 
genügenden Verſchluſſes der Kelleröffnung (Reh 100, 42). 

rs fi die Fahrläſſigkeit ſeiner Ver⸗ 
treterin zurückzuführende mangelhafte Beſchaffenheit einer Treppe (RG 6. 3. 06 III 495/05) 


5 . ( 4. 09 III 478/08); Haftpflicht 
einer Stadtgemeinde für den Schaden, der einem Beſucher ihrer Badeanſtalt durch von ihr ver⸗ 


Vermieters für Vorkehrungen 

fen der Waſſeruhr 
f 5 eigentümers ſ. RG 
Warn 1931 Nr 196. Streupflicht bei Winterglätte und Regen ſ. RG SW 1984, 


15 \ . „ Denn ihm ſelbſt iſt dur 
Verletzung der ihm gegenüber beſtehenden Vermieterpflichten ein Schaden erwachſen, nämli 
der Verluſt der ihm von ſeiner Ehefrau geleifteten Dienfte (RG 77, N 


f 200; 90, 65; RG 
Warn 1914 Nr 13). Dasſelbe gilt für andere dem mietenden Ehe mann entſtandene Schäden 


N irkendes Verſchulden ſeiner Ehefrau 
vom Vermieter Sr werden (MG 81, 214). Aber auch der Ehefrau und andern 

N owie den in die Hausgemeinſchaft aufgenommenen Ange- 
ſtellten (nicht z. B. einer Reinemachefrau EG J 1937, 259225) ſteht, 


An 


ö 17275 N nes de n feinem t 8 
Gewerbegehilfe beſchäftigt, infolge vertragswidriger Beſchaffenheit | 1 
BGB, Kommentar von Keichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. 14 
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werblichen Räume zu Schaden kommt (RG ZW 1935, 17682 mit Anm. Roquette). 
Der Vermieter haftet daher auch dieſen Perſonen für ein Verſchulden ſeiner Leute 
(8 278) und für einen beim Abſchluſſe des Vertrags vorhandenen Mangel auch ohne 
Verſchulden (RG 91 S. 21, 24; 102, 231; NG JW 1910, 100313; 1934, 31265; NG Warn 
1921 Nr. 96; R HR 1926 Nr 1494). Die Rechte, die den Angehörigen zufolge 
des Vertragsſchluſſes des Familienhauptes entſtehen, gehen aber nicht weiter als die Siche⸗ 
rung des eigenen Körpers, der eigenen Geſundheit erfordert; ſie weiter auszudehnen, 
etwa den Kindern vertragliche Erſatzanſprüche aus einer Verletzung oder Tötung der Eltern 
zu geben, beſteht kein praktiſches Bedürfnis; die Rechtsſtellung der Angehörigen iſt not⸗ 
wendig rechtlich ſchwächer als die des Mieters ſelbſt (NG Seuff A 80 Nr 164). — Die 
Beweislaſt für die Vorausſetzungen des Schadenserſatzanſpruchs trifft den Mieter. Uber 
mit wirkendes Verſchulden des Mieters ($ 254) durch Nichtausübung des Rechtes 
zur friſtloſen Kündigung und durch Unterlaſſung eigener Mängelbeſeitigung (Abſ 2) ſ. 
A 3 und 3544 A5. Ein Verſchulden des Mieters ift nicht darin zu finden, daß er, nachdem 
der Vermieter Abhilfe zugeſagt, aber einen Auffchub der erforderlichen Anderungen für not⸗ 
wendig erklärt hat, ſich vertröſten läßt und nicht mit allem Nachdruck gegen den Vermieter vorgeht 
(RG 89, 384). Kein Schadenserſatzanſpruch des Mieters, der eine ihm vom Vermieter geleistete Teil 
rückzahlung des Mietzinſes vorbehaltlos angenommen hat (RH ZW 08, 54910). — Erſatz im⸗ 
mate riellen Schadens (Schmerzensgeld uſw.) kann nicht ſchon wegen Nichterfüllung des Miet- 
vertrags, ſondern nur wegen einer unerlaubten Handlung des Vermieters im Sinne der $$ 823ff. 
verlangt werden (RG 14. 4. 07 III 246/07; 20. 4. 09 III 300/09). Zur Begründung der Haftung 
wegen unerlaubter Handlung bedarf es aber nicht, wie früher gewöhnlich angenommen wurde, der 
Eröffnung eines mehr oder weniger allgemeinen Verkehrs an der Unfallſtelle. Der Vermieter, der 
die Einwirkung ſeiner Sache auf den Körper eines andern geſtattet, hat die Pflicht, die von ihr 
drohenden Gefahren, ſoweit er fie kennt oder bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorg⸗ 
falt kennen muß, mit den ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln abzuwenden, und haftet für die Ver⸗ 
letzung dieſer allgemeinen Rechtspflicht nach $ 823 (MG 88, 433, auch 319; 89, 384; 90, 68). — 
Erſatzpflicht des Vermieters bei Kündigung des Mieters |. § 542 A 1. 

5. Gaſtaufnahmevertrag: Das Verhältnis zwiſchen dem Gaſtwirt, der gewerbsmäßig 
Fremde zur Beherbergung aufnimmt, und dem von ihm im Betriebe dieſes Gewerbes aufgenom⸗ 
menen Gaſte iſt eigenartig und nicht nur nach den Vorſchriften über die Miete zu beurteilen 
(RG 65, 11; RG 14. 3. 05 III 465/04; über den Begriff |. auch RG Warn 1920 Nr 198). Auch 
in dieſem Vertragsverhältnis findet aber nach 89 276, 278 ein Schadenserſatzanſpruch des 
Gaſtes gegen den Gaſtwirt ſtatt, wenn der Gaſt durch die mangelhafte Beſchaffenheit eines ihm 
vom Wirte überlaſſenen Raumes oder Einrichtungsgegeuſtandes zu Schaden gekommen und 
dieſer Mangel auf ein Verſchulden des Wirtes oder ſeiner Leute zurückzuführen iſt. Unter 
dieſer Vorausſetzung hat der Gaſtwirt insbeſondere für einen aus der nicht ordnungsmäßigen 
Beſchaffenheit der Aborte und deren Zugänge erwachſenen Schaden einzuſtehen (RG 16. 10. 06 
III 74/06; 21. 1. 10 111 86/09). Haftung bei Glätte eines nicht mit einem Läufer belegten Flur⸗ 
teils ſ. RG Lg 1917, 10657, bei Glätte des Marmorfußbodens einer Wandelhalle |. RG 23 1914, 
9439. Verpflichtung der Gäſte zu eigener Sorgfalt beim Betreten von Marmorſtufen |. RG 
23 1915, 82911. Ausgleiten auf dem Linoleumboden des Speiſeſaals ſ. HRR 1931 Nr 733. 
Beweispflicht des Gaſtwirts (Schankwirts) für die ſorgfältige Erfüllung feiner Vertragspflichten, 
wenn die Sachlage, insbeſondere die Verletzung des Gaſtes durch die vom Gaſtwirt zur Verfügung 
zu ſtellenden Räume und Gegenſtände zunächſt den Schluß rechtfertigt, der Gaſtwirt habe ſeine 
vertragliche Sorgfaltspflicht verletzt |. RG JW 1935, 12214. Über die weitergehende Haftpflicht 
des Gaſtwirts für Verluſt oder Beſchädigung der vom Gaſte eingebrachten Sachen ſ. $ 701 
und Anmerkungen dazu. — Ahnlich iſt die Haftpflicht des Schank⸗ und Speiſewirts 
(Reſtaurateurs) geregelt, der dem Gaſte keine Beherbergung, ſondern nur Speiſe 
und Trank gewährt. Auch hier liegt ein Vertragsverhältnis beſonderen Inhalts vor. 
Es beruht auf einer Vereinbarung über die Benutzung der für die Gäſte beſtimmten Räume, 
die nicht erſt mit der Beſtellung von Speiſe und Trank, ſondern (ſtillſchweigend) ſchon mit dem 
Eintritt des Gaſtes zum Zwecke des Aufenthalts zuſtande kommt (MG JW 1911, 3605). Auf 
Grund dieſer Vereinbarung haftet der Schanf- und Speiſewirt, z. B., wenn der Zugang 
nach dem Abort oder wenn deſſen Umgebung nicht ordnungsmäßig eingerichtet oder beleuchtet 
(RG JW 1931, 1961»; RG Warn 1928 Nr 174; 1931 Nr 80; 1935 Nr 80; |. auch LZ 1917, 288%), 
auch nach Eintritt der Polizeiſtunde, ſolange der Wirt den Betrieb aufrechthält und Gäſte bei ſich 
duldet (RG 103, 263); oder wenn ein zu den Gaſträumen gehöriger Hof oder Garten bei Glatteis 
nicht gehörig beſtreut ift (RG 21. 2. 07 III 358/06; vgl. auch RG JW 1910, 281), wenn der 
Fußboden übermäßig glatt (RG LZ 1917, 10657; OLG 38, 129) oder mangelhaft gereinigt (RG 
Warn 1934 Nr 151) oder eine glatte Marmortreppe bei regem Verkehr nicht mit Läufern oder 
Linoleum belegt iſt (R Gruch 60, 856; NG LH 1914, 143), oder wenn in den Gaſt⸗ 
räumen ein ſchußfertiges Gewehr unbeaufſichtigt daſteht (RG 11. 6. 09 II 12/09). Schadens⸗ 
erſatzpflicht des Schankwirtes gegenüber einem Gaſte, der eine in Speiſen befindliche 
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Sicherheitsnadel verſchluckt (MG Warn 1929 Nr 159). Haftung für Mängel einer Kegel⸗ 
bahn ſ. RG 88, 433 und R 23 1914, 679%. Doch kann dem Wirt mangels beſonderer 
Umſtände nicht zuge mutet werden, daß er mit dem Auslöſchen von Gasflammen durch unbefugte 
Dritte rechne und Maßnahmen zur Verhinderung ſolcher Störungen treffe (NG JW 1919, 2417). 
Ferner beſteht eine Haftpflicht des Wirtes für mangelhafte Beſchaffenheit der zum Aufhängen der 
Hüte und Mäntel beſtimmten Leiſten oder der zur Verabreichung der Getränke dienenden 


aft ſ. Rc Seuſfel 82 Nr 156. Anderſeits beſchränkt ſich die Haftung gegebenenfalls auf die 
Räume, die zur Benutzung gerade des Gaſtes, der Vertragsgegner iſt, beſtimmt ſind (RG 87, 128). 


tigteriveife die Wirtſchaftsräume aufſuchen, z. B. um den Gäſten etwas mitzuteilen, ſie zu holen 
bringen (RG 85, 185; RG Warn 1916 Nr 106; RG Lg 1911, 21826). Auch 


die Haftung des Wirtes wegen unerlaubter Handlung ſetzt die Eröffnung eines mehr oder weniger 


$ i i ulden für die Folgen 


\ durch einen ſich von der 
Saaldecke löſenden Stuckreifen) auf Schadenserſatz haften zu laſſen (R& Warn 1910 Nr 202). 


8 539 


Kennt der Mieter bei dem Abſchluſſe des Vertrags den Mangel der ge⸗ 
mieteten Sache, ſo ſtehen ihm die in den 88 557, 538 beſtimmten Rechte nicht 
zu “. Iſt dem Mieter ein Mangel der im $ 537 Abſ 1 bezeichneten Art infolge 
grober Fahrläſſigkeit unbekannt geblieben oder nimmt er eine mangelhafte 
Sache an, obſchon er den Mangel kennt, ſo kann er dieſe Nechte nur unter den 
Vorausſetzungen geltend machen, unter welchen dem Käufer einer mangel- 
haften Sache nach den SS 460, 464 Gewähr zu leiſten iſt 2) 3) 

€ 807 II 484; M 2 3775 P' 182, 138. N 


1. Die Kenntnis des Mangels ſchadet dem Mieter, wenn ſie beim Abſchl 
vorhanden war (RG 19. 6. 06 III 542/05), aber auch in dieſem Falle nicht, ä — Bestand 


14* 
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die Beſeitigung des Mangels ausdrücklich zugeſichert war (RG JW 09, 6577; RG 8. 4. 21 III 
450/20). Weitere Ausnahme nach $ 544. Daraus, daß die vertragliche Haftung nach § 539 aus⸗ 
geſchloſſen iſt, folgt nicht der Ausſchluß eines Anſpruchs aus unerlaubter Handlung ($$ 823 ff.), 
mögen auch dieſer Anſpruch und der Vertragsanſpruch auf dasſelbe gerichtet ſein. Dies gilt 
namentlich von der Verletzung einer ſog. Verkehrspflicht, 9 823 A 64a (RG IW 1911, 54013). 
Anwendung der im § 539 enthaltenen Grundſätze auf den Fall der Zwangsmiete ſ. RG HAN 1928 
Nr 1705. 

2. Die Rechte bleiben alſo dem Mieter gewahrt: a) bei grobfahrläſſiger Unkenntnis 
(dazu RG Warn 1918 Nr 138), wenn der Vermieter die Abweſenheit des Fehlers zugeſichert 
oder ihn argliſtig verſchwiegen hat (ſ. RG 29. 9. 08 111 568/07), b) bei wiſſentlicher Annahme 
der mangelhaften Sache, wenn der Mieter ſich ſeine Rechte bei der Annahme vorbehalten 
hat, alſo nicht bei vorbehaltloſer Annahme einer mangelhaften Mietſache (RG 1. 2. 07 111 257/06). 
Demgemäß liegt dem Vermieter der Beweis der erwähnten Ausſchlußgründe (Kenntnis 
oder grobfahrläſſige Unkenntnis des Mieters von den Mängeln beim Abſchluß des Vertrags oder 
Kenntnis bei Annahme der Sache), dem Mieter der Beweis der ſie ausnahmsweiſe beſeitigenden 
Umſtände (unter a und b) ob. Vgl. oben $ 460 A 4. Einſtellung wertvoller Möbel in einem 
Raum mit hindurchführender Waſſerleitung kommt als grobe Fahrläſſigkeit des Mieters nach 
$ 539 nicht in Betracht, wenn Rohrbruch durch einen für den Mieter nicht erkennbaren Fehler 
an der Leitung eingetreten iſt (NG 4. 12. 30 VIII 466/30). 

3. Hat der Mieter nach Abſchluß des Vertrags Mängel der Mietſache erfahren, gleich⸗ 
wohl aber das Mietverhältnis ohne Widerſpruch fortgeſetzt und den Mietzins voll bezahlt, ſo iſt 
in entſprechender Anwendung des $ 539 anzunehmen, daß er wegen des Mangels keine Anſprüche 
an den Vermieter erheben, vielmehr ſich mit deſſen Leiſtung begnügen wolle (RG JW 1936, 27065). 
Dagegen kann der Vermieter den Ausſchluß oder eine Einſchränkung ſeiner Haftung für Mängel, 
3. B. für den abgenutzten Zuſtand einer Treppe, nicht daraus ableiten, daß der Mieter einer vom 
Vermieter für erforderlich erklärten Aufſchiebung der notwendigen Anderungen nicht wider⸗ 
ſprochen hat. In einem ſolchen Verhalten liegt weder ein Verzicht des Mieters auf die Geltend⸗ 
machung des Mangels überhaupt, noch auch nur eine vertragliche Zuſtimmung des Inhalts, 
daß der vertragswidrige Zuſtand einſtweilen als vertragsmäßig gelten ſolle. Der Vermieter haftet 
daher für den Schaden, der dem Mieter inzwiſchen aus der Benutzung der mangelhaften Sache 
entſteht (RG 89, 384). 


8 540 


Eine Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung des Vermieters zur 
Vertretung von Mängeln der vermieteten Sache erlaſſen oder beſchränkt wird, 
iſt nichtig, wenn der Vermieter den Mangel argliſtig verſchweigt !“). 

E 1 407 II 485; P 2 132. 

1. Vereinbarungen über den Ausſchluß oder eine Einſchränkung der Haftung des Vermieters. 
Vgl. 9 476 A 2 (Rh 62, 125). Argliſtiges Verſchweigen (RG JW 1914, 591) liegt vor, wenn 
der Vermieter den Mangel kennt und dem Mieter in der Abſicht, ihn zu täufchen, nicht 
mitteilt, dagegen in der Regel nicht, wenn er annehmen durfte, daß der Mangel (3. B. ein polizei⸗ 
liches Benutzungsverbot) auch dem Mieter bekannt jet (OLG 33, 301). Einfluß der Nichtigkeit 
auf den Beſtand des ganzen Mietvertrags $ 139. Beſtätigung der nichtigen Vereinbarung 9 141. 
— Abgeſehen von $ 540 unterliegt die Haftung des Vermieters für Mängel der Mietſache grund⸗ 
ſätzlich freier Vereinbarung. Der völlige Ausſchluß von Gewährleiſtungsanſprüchen des Mieters 
von Räumen, ſowie des Rechts zur außerordentlichen Kündigung bei weſentlichen Mängeln der 
Räume gehört aber zu den bei Feſtſtellung des Deutſchen Einheitsmietvertrags „gemiß- 
billigten Klauſeln“ und wird als dem geſunden Volksempfinden widerſprechend regelmäßig im 
Sinne des $ 138 für ſittenwidrig und nichtig zu erachten fein. Vgl. Vorbem 1 Abſ 3 vor $ 535. 
Ausſchluß der Haftung für Unfälle aus baulichen Schäden eines Pachtgutes SeuffA 70 Nr 174. 
Unwirkſamkeit eines Verzichts des Mieters im Falle des $ 544 |. dort. 


8 841 


Wird durch das Necht eines Dritten dem Mieter der vertragsmäßige Ge⸗ 
brauch der gemieteten Sache ganz oder zum Teil entzogen ), fo finden die 
Vorſchriften der 88 537, 538, des $ 539 Satz 1 und des § 540 2) entſprechende 
Anwendung 5). 

E 1 508 II 486; P 2 133. 


1. Entwährung des Gebrauchs durch Rechte Dritter. Der vertragsmäßige Gebrauch der Miet- 
ſache muß dem Mieter ganz oder teilweiſe entzogen ſein. Das Beſtehen eines Rechtes, das von 
Dritten gegen den Mieter geltend gemacht werden könnte (vgl. $ 434), z. B. des Eigentums eines 
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Dritten (vgl. RG JW 1925, 47275), genügt nicht. Fälle der Gebrauchsentzie hung find nicht 
nur dann een ber Vermieter von vornherein fein Recht an der Sache hat, alſo ſchlechthin 
eine fremde Sache vermietet, ſondern auch dann, wenn er nur ein zeitlich beſchränktes Recht 
an der von ihm ohne Rückſicht darauf vermieteten Sache hat, dieſes während der Mietzeit erliſcht, 
und der nunmehr Berechtigte auf Grund des ihm alsdann zuſtehenden Kündigungsrechts dem 
Mieter den Gebrauch entzieht, ſo im Falle des Nießbrauchs des Vermieters (8 1056), der ehe⸗ 
männlichen Verwaltung und Nutznie ßung ($ 1423), der elterlichen Vermögensverwaltung (8 1663) 
und der Vorerbſchaft ($ 2135). Entziehung des Gebrauchs durch ein Patentrecht OLG 34, 32. 
Das Recht des Dritten kann, wie aus der allgemeinen Faſſung des $ 541 und aus der Verweiſung 
auf § 537 hervorgeht, auch erſt nach Uberlaſſung der Mietſache an den Mieter entſtanden fein 
(a. M. RG 65, 33). — Soweit der Vermieter nach $ 541 dafür zu haften hat, daß dem Mieter 
der Gebrauch der Mietſache nicht durch ein ſchon beim Vertragsſchluſſe beſtehendes Recht eines 
Dritten entzogen wird, beruht ſeine Haftung, ebenſo wie in dem entſprechenden Falle des $ 538, 
auf dem Gedanken einer ſtillſchweigenden Zusicherung, auf Grund deren er auch für die Unmöglich⸗ 
keit, dem Mieter den Beſitz der Mieträume zu erhalten, einzuſtehen hat (RG 20. 4. 36 IV 267/35). 
— Was im $ 541 für die Entziehung des Gebrauchs beſtimmt iſt, muß nach Sinn und Zweck der 
Vorſchrift auch dann gelten, wenn der vertragsmäßige Gebrauch dem Mieter wegen des entgegen. 


ſtehenden Rechtes eines Dritten überhaupt nicht gewährt wird (RG 8. 4. 21 III 450/20: 
Anwendung des $ 539 Satz 1). 


2. Entſprechende Anwendung der bezeichneten Vorſchriften. a) Nach § 537 gänzliche 
oder teilweiſe Befreiung des Mieters vom Mietzins wegen Gebrauchsentziehung oder 
Störung auf Grund eines bei Abſchluß des Mietvertrags oder ſpäter im Laufe der Miete 
hervortretenden Rechtes eines Dritten. b) Nach § 538 Recht auf Schadenserſatz wegen 
Gebrauchsentziehung auf Grund des beim Vertragsabſchluſſe vorhandenen oder erſt im Laufe 
der Miete unter Vertretungspflicht des Vermieters zur Geltung kommenden Rechtes eines 
Dritten oder wegen Gebrauchsentziehung durch das Recht des Dritten, wenn der Vermieter 
mit deſſen Beſeitigung in Verzug kommt. Im Verzugsfalle kann der Mieter das Hindernis felhit 
beſeitigen, insbeſondere den Dritten wegen ſeiner Anſprüche abfinden und den Erſatz der dazu 
erforderlichen, nicht unverhältnismäßig hohen Aufwendungen verlangen. c) Nach $ 539 Satz 1 
Ausſchluß der in $$ 537, 538 aufgeführten Rechte des Mieters, wenn er bei Abſchluß des Miet⸗ 
vertrags das ihm nachteilige Recht des Dritten kennt. Dagegen kein Ausſchluß bei grobfahr⸗ 
läffiger Unkenntnis (RG 20. 6. 16 JII 84/16) ſowie in dem Falle, wenn der Vermieter oder Ber⸗ 
pächter ſich zur Beſeitigung des Mangels verpflichtet hatte (R JW 09, 657; RG 8. 4. 21 
III 450/20). Ob in der vorbehaltlofen Annahme der Mietſache in Kenntnis des Rechtsmangels 
ein Verzicht des Mieters auf ſeine Verttagsrechte liegt, iſt nach den Umſtänden des Falles zu 
beurteilen. d) Nach $ 540 Nichtigkeit der dort erwähnten Vereinbarung bei argliſtigem Ver⸗ 
ſchweigen des Rechtes des Dritten durch den Vermieter. a 

3. Anſtatt der in A 2 unter a und b angeführten Anſprüche kann der Mieter nach $$ 535, 536 
vom Vermieter Vertragserfüllung, d. h. Beſeitigung der dem Mieter nachteiligen Rechte Dritter, 
begehren. Auch ſteht ihm das außerordentliche Kündigungsrecht nach $ 542 zu (N 
20. 6. 16 III 84/16). Wegen des Einfluſſes des Konkurſes des Vermieters auf das Ge⸗ 
brauchsrecht des Mieters und wegen des Vergleichsverfahrens ſ. Vorbem 8 vor $ 535. — 
Wegen der Rechtsverhältniſſe bei Veräußerung oder Belaſtung eines vermieteten Grundſtücks 
ſ. 88 571ff. Unverbindlichkeit eines Pachtvertrages fü 


rden Lehensfolger (RG 95, 108: gem. R.). 
8 542 
) Wird dem Mieter der vertra 


gsmäßige Gebrauch der gemieteten Sache 
ganz oder zum Teil nicht rechtzeitig gewährt oder wiederentzogen, ſo kann der 
Mieter ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt das Mietverhältnis kündigen. 
Die Kündigung iſt erſt zuläſſig, wenn der Vermieter eine ihm von dem Mieter 
beſtimmte angemeſſene Friſt hat verſtreichen laſſen, ohne Abhilfe zu ſchaffen 3), 
Der Beſtimmung einer Friſt bedarf es nicht, wenn die Erfüllung des Vertrags 
infolge des die Kündigung rechtfertigenden Umftandes für den Mieter kein 
Intereſſe hat ). 

Wegen einer unerheblichen Hinderung oder Vorenthaltun 
iſt die Kündigung nur zuläſſi 
Mieters gerechtfertigt wird 5), 

Veſtreitet der Vermieter die Zuläſſigkeit der erfolgten Kündigung, weil er 
den Gebrauch der Sache rechtzeitig gewährt oder vor dem Ablaufe der Friſt 
die Abhilfe bewirkt habe, ſo trifft ihn die Beweislaſt 6). “Er 

E 1 529 II 487 Abſ 1, 2; M 2 418—420; P 2 129, 513ff. 


8 g des Gebrauchs 
„wenn ſie durch ein beſonderes Intereſſe des 
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1. In Erweiterung der allgemeinen Vorſchriften der 85 323ff. läßt 8542 (Anwendung auf 
Pachtverhältniſſe nach $ 581 Abſ 2) die vorzeitige Kündigung des Mieters ſchon bei Nichtge⸗ 
währung oder Aufhebung des vertragsmäßigen Gebrauchs überhaupt zu, mag ſolche auf einem 
Verſchulden des Vermieters — das jedoch nicht in dem Verſchluß der Mieträume bei einer vom 
Mieter in Angriff genommenen Wegſchaffung ſeiner eingebrachten Sachen zu erblicken iſt (RG 
6. 4. 09 III 285/08) —, auf dem Mangel geſetzlich zu gewährender oder beſonders zugeſicherter 
Eigenſchaften, auf Rechten oder Störungen Dritter oder auf andern zufälligen Umſtänden, 
z. B. Abbrennen eines vermieteten Hauſes (RG 62, 226, für den Fall einer teilweiſen Zerſtörung 
jedoch Rh Warn 1914 Nr 216), Unbrauchbarkeit der Mieträume infolge notwendiger Ausbeſſerungen 
(OL 9, 2), baupolizeilicher Verfügung (NRG 30. 6. 05 III 48/05) beruhen. Kündigung bei trotz 
Abmahnung ungenügender Heizung, wenn die Wohnung mit Sammelheizung gemietet iſt, ſ. 
HRR 1936 Nr 393. Der Mieter kann nach $ 542 unter Umſtänden auch dann kundigen, wenn die 
Fortſetzung des Gebrauchs für ihn mit erheblichen Gefahren verbunden iſt (RG 2. 1. 12 III 89/11), 
ferner, wenn der Vermieter oder ſeine Angehörigen oder Angeſtellten ihm den Gebrauch durch 
Beleidigungen, Tätlichkeiten verleiden (OLG 16, 421; 33, 303). Auf die Übernahme von Erſatz⸗ 
räumen braucht ſich der Mieter nur einzulaſſen, wenn es ſich um eine l Benutzung 
während einer Ausbeſſerung oder Wiederherſtellung handelt (RG 30. 6. 0 III 48/05; RG 
JW 05, 718%; RG Warn 1914 Nr 216). — Zur Kündigungsbefugnis aus $ 542 tritt das Recht 
friftlofer Kündigung in dem beſonderen Falle des $ 544. Die Möglichkeit einer darüber hinaus⸗ 
reichenden allgemeinen friſtloſen Kündigung aus wichtigem Grunde (ogl. 58 626, 723) 
iſt für Miet⸗ und Pachtverhältniſſe im Geſetze nicht vorgeſehen, fie iſt aber bei dem gegenſeitigen 
Vertrauen und der gegenſeitigen Treue, die hier, zumal bei der Wohnungs miete, in beſonderem 
Maße vorauszuſetzen find (vgl. Vorbem 1 Abſ 1 vor $ 535), für eine gedeihliche, auch der Volts⸗ 
gemeinſchaft nützliche Entwicklung ſolcher Rechtsverhältniſſe unabweisbares Bedürfnis. Hierher 
gehört heute auch der Fall, daß der eine Wohnung mietende deutſche Volksgenoſſe Juden als 
Hausgenoſſen vorfindet, oder daß Juden vom Vermieter nachträglich in die Hausgemeinſchaft 
aufgenommen werden (vgl. Vorbem 1 Abſ 2 vor 8 536) *). Eine Löſung von Miet und Pacht- 
verhältniffen durch Rücktritt des Mieters oder Pächters nach 99 325, 326 iſt damit nicht 
ſchlechtweg ausgeſchloſſen (vgl. Vorbem 3 vor 9535), wird aber, ebenſo wie bei Dienſtvertrag und 
Geſellſchaft (5 626 A 3, $ 723 A 1 in Verbindung mit $ 705 A 4) überall da abzulehnen ſein, 
wo die nur für die Zukunft wirkende, den Wert des bisher Gewordenen erhaltende Kündigung 
möglich ift (vgl. hierzu auch Stoll, Die Lehre von den Leiſtungsſtörungen 1936 S. 52, 77 und 
Roquette, Rechtsgrundlagen der Wohnungsmiete 1936 S. 50 ff.). Über das entſprechende 
Kündigungsrecht des Vermieters oder Verpächters |. $ 553 A 1. — Der Ausbruch eines Krieges 
berechtigt den Mieter nicht ohne weiteres zum Rücktritt vom Mietvertrage (MG 86, 397: 
Zirkusgebäude). Nei Nichtgewährung oder Aufhebung des vertragsmäßigen Gebrauchs 
und bei Pachtverhältniſſen auch des vertragsmäßigen Fruchtgenuſſes infolge von behörd⸗ 
lichen Maßnahmen, insbeſondere kriegsrechtlichen Verboten, ſind die in $ 537 A2 ent- 
wickelten Grundſätze entſprechend anzuwenden (vgl. namentlich RG 88, 96). Kündigung 
eines Pachtvertrages über eine Gaſtwirtſchaft, wenn es an dem den Gegenſtand des 
Vertrags bildenden Realrecht fehlt (NG HRR 1937 Nr 629). Sind Räume zum Betriebe einer 
Molkerei vermietet und fordert die Behörde, daß Umbauten vorgenommen werden, ſo kann der 
Mieter friſtlos kündigen, wenn der Vermieter die Ausführung des Umbaues ablehnt (KG. HRR 
1937 Nr 502). Einfluß der Verſagung einer Wirtſchaftskonzeſſion, falls die Wirtſchaft vom Pächter 
von vornherein zu dem Zweck übernommen worden ift, fie nicht ſelbſt, ſondern durch Unterpächter 
zu betreiben ſ. HRR 1937 Nr 1433. Allgemeines Verbot der Jagdausübung im Bezirk des Jagd ⸗ 
pächters als Kündigungsgrund |. RG 98, 101; 23 1916, 89710. Vgl. $ 552 A 1. — Der Mieter 
braucht die Kündigung nicht mit ſofortiger Wirkung auszusprechen; er kann auch für einen 
angemeſſenen ſpäteren Termin kündigen (RG 75, 354; 82, 373). Die Kündigung kann 
auch auf einen Teil der Mieträume beſchränkt oder es kann für einen Teil ein anderer Kündigungs⸗ 
termin beſtimmt werden, immer unter der Vorausſetzung, daß Treu und Glauben dies nicht aus⸗ 
ſchließen (RG HRR 1934 Nr 317 und $ 543 A 2). Die Vorſchrift des $ 542 bezieht ſich unmittel⸗ 
bar nur auf den Fall, daß das Mietverhältnis begonnen hat, iſt aber entſprechend anzu- 
wenden, wenn ſchon vorher feſtſteht, daß ſeine Voraus ſetzungen zu Beginn des 
Mietverhältniſſes vorhanden ſein werden, ſo wenn die Beſeitigung eines Mangels 
unmöglich iſt (OLG 22, 289) oder der Vermieter die Inſtandſetzung der Mietſache ernſtlich und 
endgültig verweigert. Es bedarf dann nicht eines Rücktritts nach $ 325 oder (OLG 13, 360) 
nach $ 326. Zu den bei Feſtſtellung des Deutſchen Einheitsmietvertrags „gemißbilligten 
Klauſeln“ gehört der Ausſchluß des Rechts des Mieters zur außerordentlichen Kündigung fur 
den Fall, daß die gemietete Wohnung nicht zum vereinbarten Zeitpunkt bezogen werden kann 
(ogl. Vorbem 1 Abſſ3 vor $ 535). Ebenſo eine ſchon vor dem Einzug in die Mieträume vom 
Mieter abgegebene Erklärung, die Räume bei Beginn der Mietzeit als dem vereinbarten Zu⸗ 
ftand entſprechend befunden zu haben. 


7) S. jetzt Gef über Mietverhältniſſe mit Juden v. 30. 4. 39 (RGBl J, 864). 
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Neben der Kündigung hat der Mieter bei Hinderung oder Vorenthaltung des Gebrauchs 
auch das Recht auf Vefreiung vom Mietzinſe von der Zeit der Nichtgewährung bis zur Be⸗ 
endigung des Vertragsverhältniſſes (R ZW 05, 718%; HRR 1934 Nr 1013), oder auf Rüd- 
zahlung des im voraus bezahlten Mietzinſes (NG JW 03, 6577; 1912, 85916). Ferner kann der 
Mieter (Pächter), der nach $ 542 gekündigt hat, bet Verzug des Vermieters (Verpächters) in der 
Beſeitigung des Mangels Schadenserſatz nach § 538 verlangen (RG 21.5. 09 III 289/08, 
Verhältnis zur Zinsminderung Rc 82 S. 363, 375; HRR 1934 Nr 1013). Der Mieter kann beim 
Vorliegen der dafür beſtehenden Vorausſetzungen (insbeſondere Verſchulden des Vermieters oder 
ſeiner Leute oder Verzug) auf Erſatz desjenigen Schadens Anſpruch erheben, der durch den 
die Kün digung veranlaſſenden Umſtand bewirkt wurde, mag auch der Betrag und 
Umfang dieſes Schadens erſt nach Beendigung des Mietverhältniſſes hervorgetreten fein (RG 64, 
381; 76, 369; RG 9. 1. 06 III 195/05; RG 21. 5. 08 III 289/08; RG Warn 1918 Nr 138). Vgl. 
9.504 A 1. Der Mieter, dem der vertragsmäßige Gebrauch ganz oder zum Teil entzogen worden 
iſt, braucht, wenn er nach fruchtloſem Friſtablauf kündigt, nicht ſeinerſeits Vorkehrungen zur 
Minderung des Schadens zu treffen, deſſen Erſatz er nach $ 538 verlangen kann. Verzögert er 
aber die Kündigung über eine angemeſſene kurze Zeit nach Friſtablauf, ſo kann er Schadens⸗ 
erſatz nur inſoweit verlangen, als ihm ein Schaden auch bei rechtzeitiger Kündigung entſtanden 
wäre (RG 82 S. 363, 372, 373). Eine Schadenserſatzpflicht nach allgemeinen Grundſätzen ($ 276) 
kann begründet werden durch ein Verbot des Verpächters an den Pächter, den Pachtgegenſtand 
in einer beſtimmten Weiſe zu benutzen (RG 18. 1. 18 III 417/17). Hat der Vermieter dem 
Mieter die Bezugsfähigkeit einer Wohnung zu einem beſtimmten Zeitpunkte in Form eines 
Gar antieverſprechens zugeſagt, jo iſt er bei Nichterfüllung der Zuſage ſchadenserſatzpflichtig, 
ohne daß es auf ſein Verſchulden ankommt (Rö 15. 5. 07 III 438/06). 

Über das Mietkündigungsrecht der durch das Geſetz zur Wiederherſtellung des Be— 
rufsbeamtentums v. 7. 4. 33 (RG Bl I, 175) betroffenen Perſonen j. Sei dv. 7. 4. 33 (RGI 
J, 187), für das Saarland VO v. 25. 9. 35 (RG Bl I, 1195); entſprechend anzuwenden auf 
Rechtsanwälte, deren Zulaſſung auf Grund des Geſetzes über die Zulaſſung zur Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft vom gleichen Tage (RG Bl I, 188) zurückgenommen iſt, und auf im Zuſammenhang damit 
ſtellenlos gewordene Angeſtellte von Rechtsanwälten nach § 6 dieſes Geſetzes; ebenſo auf Arzte, 
Zahnärzte und Zahntechniker, deren Tätigkeit nach den VO v. 22. 4. 38 (RG Bl I, 222), v. 
2. 6. 33 (RGBl I, 350) und v. 23. 6. 33 (RG Bl 1, 397) beendet worden iſt, ſowie auf dadurch 
ſtellenlos gewordene Dienſtverpflichtete dieſer Perſonen (Gef v. 14. 8. 33, RG Bl I, 581 88 2, 3). 
Für das ehemalige oberſchleſiſche Abſtimmungsgebiet |. Geſ v. 30. 6. 37 (RGI 1, 717) 8 15. 
Für Oſterreich |. VO v. 31. 5. 38 (RGBl 1, 507) 5 13. * 

2. Rechtliche Natur der Kündigung. Die Kündigung iſt eine einſeitige, empfangsbedürftige 
Willenserklärung nach g 130. Einer Form bedarf ſie nur, wenn dies vereinbart iſt. Die Kündigung 
wirkt nur für die Zukunft (ex nunc, von dem Zeitpunkt ihrer Erklärung ab (M 2, 201) und unter⸗ 
ſcheidet ſich dadurch begrifflich vom Rücktritte (89 346 ff.), der den Vertrag rückwirkend (ex tunc) 
aufhebt (RG 64, 381; RG Warn 1914 Nr 10). Kündigung durch einen Vertreter ohne Ver⸗ 
tretungsmacht § 180, bei einer Mehrheit von Gläubigern oder Schuldnern $$ 425, 429, ſowie 
bei Miterben $$ 2038, 2039, durch den Vormund $ 1812, durch den Ehemann bei einer von ihm 
und ſeiner Ehefrau gemeinſam gemieteten Wohnung OL 9, 302. Vgl. noch § 553 A 4. 

3. Vorausſetzung der Kündigung ift die fruchtloſe Setzung einer angemeſſenen Friſt zur 
Abhilfe, nicht die Androhung der Kündigung. Kann nach Lage der Sache unverzügliche Abhilfe 
verlangt werden, ſo genügt die Erklärung des Mieters, er werde die geſetzlichen Mittel gegen den 
Vermieter ergreifen, wenn der Mangel nicht unverzüglich abgeſtellt werde. Damit iſt die 
Friſt geſtellt, ohne ſchuldhaftes Zögern ($ 121 BG) für Abhilfe Sorge zu tragen. Eine genauere 
Beſtimmung der Friſt nach Tagen oder Stunden iſt in einem ſolchen Falle nicht notwendig (RG 
75, 354). In einer Klage auf Beſeitigung eines den Gebrauch beeinträchtigenden Mangels kann 
das Verlangen der Abhilfe, nicht aber die zur Kündigung erforderliche Veſtimmung einer ange⸗ 
meſſenen Iriſt gefunden werden (Rch Warn 1918 Nr 74). Friſtbeſtimmung im Urteil ARD 
5 255. Vgl. auch RG Warn 1915 Nr 15. Liegen Erklärungen des Vermieters vor, die eine 
eruſtliche und endgültige Verweigerung der Abhilfe darſtellen (RG 51,348; 64, 296; 
67, 317), fo bedarf es einer Friſtſetzung nicht; dafür genügt aber nicht, daß der Vermieter in 
einem Schriftwechſel mit dem Mieter die Setzung einer Nachfriſt nicht verlangt hat (RG Warn 
1910 Nr 275). Vielmehr muß das Verhalten des Vermieters unzweideutig zum Ausdruck bringen 
daß eine andere Entſchließung von ihm auch bei förmlicher Friſtſetzung nicht zu erwarten ſei 
fo daß die Zweckloſigkeit einer Abhilfefriſt außer Zweifel ſteht (RG 8. 3. 18 111 433/17: auch 
SeuffA 71 Nr 160). Hat der Vermieter nach Friſtbeſtimmung die verlangte Abhilfe abgelehnt 
fo kann der Mieter ſchon vor Ablauf der Friſt kündigen (RG 11. 12. 17 II 180/17). Der Be⸗ 
ſtimmung einer Friſt bedarf es auch dann nicht, wenn eine Abhilfe von vornherein unmöglich 
oder mit Schwierigkeiten und Beläſtigungen für den Mieter verbunden iſt, deren 
Duldung ihm nicht zugemutet werden kann. — Bei Setzung einer zu kurzen Friſt bleibt die allge⸗ 
meine Wirkung der Friſtſetzung beſtehen; die Dauer der Friſt aber verwandelt ſich in einen ange⸗ 
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meſſenen vom Richter zu bemeſſenden Zeitraum (RG HRR 1934 Nr 1444; vgl. $ 250 A 2, $ 466 
A 1). — Das Kündigungsrecht des Mieters beſteht ohne Rückſicht auf Verzug oder Ver⸗ 
ſchulden des Vermieters (Al und RG 98 S. 101, 286; RG Warn 1915 Nr 15; RG 11. 12. 17 
III 180/17) und wird auch nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Vermieter wegen Mietzins⸗ 
rückſtandes vom Mieter Räumung verlangen kann (RG 11. 12. 17 III 180/17), wohl aber dadurch, 
daß die Unmöglichkeit auf einem vom Mieter zu vertretenden Umſtande, insbeſondere 
einem Verſchulden oder auch nur Mitverſchulden des Mieters beruht (NG 98, 286; RG LZ 1917, 
1894; vgl. auch $ 552), jo wenn er ſchuldhaft verhindert, daß die Abhilfemaßnahmen des Ver- 
mieters Erfolg haben (NG JW 1911, 359). Einem Verſchulden des Mieters ſteht es nicht gleich, 
wenn er ein polizeiliches Gebrauchsverbot durch feinen eigenen Antrag veranlaßt hat (RG 23. 9. 13 
III 184/13; a. M. OLG 28, 140). Der Mieter kann nicht mehr kündigen, wenn der Vermieter 
nach Friſtablauf, aber vor erklärter Kündigung (vgl. $ 554 Abſ 1 Satz 2) abhilft (a. M. JW 1918, 
1075). Ein Verzicht auf die durch die Kündigung begründeten Rechte iſt nicht darin zu finden, 
daß der Mieter trotz der Kündigung vorläufig wohnen bleibt, weil er über ihre vom Vermieter 
beſtrittene Wirkſamkeit erſt eine gerichtliche Entſcheidung haben will (RG 17. 3. 16 III 386/15). 
4. Kein Intereſſe, namentlich bei einem Fixgeſchäft (vgl. § 361), wie z. B. bei nicht recht⸗ 
zeitiger Gewährung eines zum Weihnachtsverkauf gemieteten Geſchäftslokals (vgl. § 564 A 3). 
5. Unerhebliche Hinderung oder Vorenthaltung des Gebrauchs. Die Anwendung des 
$ 542 Abſ 2 iſt namentlich da gegeben, wo ſich der Mieter beim Vertragsabſchluß eine beſondere 
Eigenſchaft der gemieteten Sache, z. B. größte Ruhe für ein als Sanatorium gemietetes Ge⸗ 
bäude, ausbedungen hat, und durch unruhige Nachbarn dieſe Ruhe, wenn auch nicht in über⸗ 
mäßiger Weiſe, geſtört wird (RG 4. 5. 09 III 368/02). Kündigungsrecht und Schadenserſatz⸗ 
anſpruch ſind anerkannt worden, wo der Vermieter dem Mieter eines Teiles eines Platzes 
zum Betriebe eines Kinematographen den Platz als ruhig bezeichnet hatte, dann aber den gegen- 
überliegenden Teil einem andern zum Betriebe eines Hunde- und Affentheaters einräumte 
(RG 21. 1. 10 III 85/09). Das Kündigungsrecht iſt von der Rechtſprechung weiter in einem Falle 
anerkannt worden, wo die (Sammel-) Heizung einer gemieteten Wohnung bei einer Außen⸗ 
temperatur unter 10° R bis Mitte Mai vereinbart war und die vertragswidrige Unterlaſſung 
75 0 9 1. bis 7. Mai unter Gefährdung der Geſundheit des Mieters andauerte (NG 
„354; vgl. A 3). N 8 
6. Beweispflichtig iſt im Streitfalle a) der Mie ter für die Kündigung und die Friſtſetzung, 
im Falle des Abſ 2 auch für die fein beſonderes Intereſſe ergebenden Tatſachen, b) der Ver⸗ 
mieter für die rechtzeitige Gebrauchsgewährung oder Wiederge währung, ſowie im Falle des 
Abſſ2 für die Unerheblichkeit der Hinderung oder Vorenthaltung. 


8 543 


Auf das dem Mieter nach § 542 zuſtehende Kündigungsrecht finden die 
Vorſchriften der 88 539 bis 5411) ſowie die für die Wandelung bei dem Kaufe 
geltenden Vorſchriften der 88 469 bis 471 2) entſprechende Anwendung. 

Iſt der Mietzins für eine ſpätere Zeit im voraus entrichtet, ſo hat ihn der 
Vermieter nach Maßgabe des $ 347?) oder, wenn die Kündigung wegen eines 
Umſtandes erfolgt, den er nicht zu vertreten hat, nach den Vorſchriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung zurückzuerſtatten “). 

E 1 530 II 487 Abſ 3; M 2 421; P 2 229, 230, 413. 

1. Alſo Ausſchluß des Kündigungsrechts a) wenn der Mieter beim Abſchluſſe des Vertrags 
die den Gebrauch der Mietſache ausſchließenden oder ſtörenden Mängel kennt oder, abgeſehen 
von Zuſicherung und Argliſt des Vermieters, infolge von grober Fahrläſſigkeit nicht kennt (RG 
30. 3. 20 III 402/19); b) wenn er die mangelhafte Mietſache mit Kenntnis ihres Mangels vor⸗ 
behaltlos annimmt oder vorbehaltlos den Mietpreis dafür zahlt (RG 19. 6. 06 III 542/05). Beruht 
die Kündigungsbefugnis auf einem Mangel im Recht, fo wird fie nicht durch grobfahrläſſige Un⸗ 
kenntnis des Mieters ausgeſchloſſen (§ 541 A 2c). Außerdem geht der Mieter wenigſtens des 
ihm nach § 542 Abi 1 Satz 3 bei vorliegendem beſondern Intereſſe zuſtehenden Rechtes, ohne 
Beſtimmung einer Friſt zu kündigen, bei Nichterfüllung der ihm in § 545 auferlegten Anzeige⸗ 
pflicht verluſtig (5 545 Abſ 2). Über den vertraglichen Ausſchluß des Kündigungsrechts |. A 1 
zu dem entſprechend anwendbaren $ 540. . 8 5 

2. Danach iſt bei der Miete mehrerer Sachen, von denen nur einzelne mangelhaft ſind, die 
Kündigung, abgeſehen von der aus § 469 Satz 2 ſich ergebenden Ausnahme, nur auf die 
mangelhaften zu erſtrecken und dann ein für alle Sachen feſtgeſetzter Geſamtmietzins in dem 
in $ 471 angegebenen Verhältniſſe herabzuſetzen. Nach dem aus $ 543 Abſ 1 in Verbindung mit 
$ 469 zu enknehmenden allgemeinen Rechtsgedanken iſt bei einem einheitlichen, verſchiedenartige 
Räume (3. B. Geſchäfts⸗ und Wohnräume) umfaſſenden Miet- oder Pachtverhältnis die Zu 
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läſſigkeit einer Teilkündigung, auch abgeſehen von dem Falle eines Man 
Partei kann aber verlangen, daß die Kündigung auf alle Räume erſtreckt 
betroffenen Räume nicht ohne Nachteil für ſie von den übrigen getren 
114, 243). Vgl. auch § 4 Abſ 2 des MieterſchutzG. \ 

. Für die Rücerſtattung des im voraus entrichteten Mietzinſes gelten die Grundſätze, 
die nach § 347 im Falle des Rücktritts von einem Vertrage für die Haftpflicht des 
Empfängers einer bereits erfolgten Vertragsleiſtung gelten und ſich nach den Verpflichtungen 
beſtimmen, die nach $ 987 dem mit der Eigentumsklage in Anſpruch genommenen Beſitzer einer 
Sache obliegen; insbeſondere alſo Herausgabe der nach dem Eintritt der Rechtshängigkeit gezoge⸗ 
nen und zu ziehen geweſenen Nutzungen. n 3 

4. Der Vermieter hat in dieſem Falle nur denjenigen Betrag des Mietzinſes herauszugeben, 


um welchen er zur Zeit der Rechtshängigkeit (oder der Kündigung) noch bereichert iſt 
($$ 818, 819). 


gels, zu beurteilen; jede 
wird, wenn die von ihr 
nt werden können (Nes 


8 544 

*) Iſt eine Wohnung oder ein anderer zum Aufenthalte von Menſchen 
beſtimmter Naum ?) fo beſchaffen, daß die Benutzung mit einer erheblichen 
Gefährdung ) der Geſundheit verbunden ift, fo kann der Mieter das Miet- 
verhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt kündigen ), auch wenn er 
die gefahrbringende Beſchaffenheit bei dem Abſchluſſe des Vertrags gekannt 
oder auf die Geltendmachung der ihm wegen dieſer Beſchaffenheit zuſtehenden 
Rechte verzichtet hat), 

E II 488 III 537; P 2 230ff. 


1. Allgemeines. Auf Grund obiger Vorſchrift, die im öffentlichen Intereſſe gegeben 
und daher im Wege der Privatvereinbarung nicht abänderbar iſt, ſteht dem Mieter 
bei geſundheitsgefährlicher Beſchaffenheit einer Wohnung oder eines andern, zum Aufenthalt 
von Menſchen beſtimmten Raumes ein erweitertes Kündigungsrecht zu. Die Vorſchrift, die kein 
Schutzgeſetz im Sinne des § 823 Abſ 2 iſt (RG 5. 1. 33 VIII 368/32), gilt auch für die Pacht 

581 Abſ 2). 

2. Als er anderer Raum kann ein Kontor, Bureau, ein Laden, eine Werkſtätte oder ein 
ſonſtiger Raum in Betracht kommen, auch wenn er, wie z. B. ein Bier- und Weinkeller oder ein 
Kellerraum für Sammelheizung, zu einem zwar wiederkehrenden, aber nur auf Stunden 
beſchränkten Aufenthalte beſtimmt iſt (RG 21. 2. 05 111 503/04). 

3. Die Gefährdung der Geſundheit muß eine naheliegende, nachhaltige und nicht 
bloß vorübergehende fein (RG 51, 211; Warn 1911 Nr 323; JW 1912, 288%), „Erheblich“ 
bezieht ſich einmal auf den Grad der Gefährdung und iſt im Sinne von „nicht unbedeutend“, 
nicht gering“ zu verſtehen. Eine erhebliche Gefahr in dieſem Sinne iſt nut dann anzunehmen, 
wenn fie nahe liegt, d. h. wenn die Wahrſcheinlichkeit des Eintritts einer Geſundheitsbeſchädigung 
eine große, nicht eine nur geringe iſt; denn der Grad der Gefahr wird danach bemeſſen, wie hoch 
die Wahrſcheinlichkeit des Eintritts des befürchteten Ereigniſſes iſt. Mit der herrſchenden Meinung 
iſt aber weiter anzunehmen, daß nicht nur die naheliegende Gefahr einer Geſundbeitsbeſchädi⸗ 
gung vorliegen, ſondern auch die drohende Schädigung der Geſundheit ſelbſt eine erhebliche fein 
muß (RG 1. 6. 33 VIII 54/33). Die Gefahr einer nur unbedeutenden Geſundheitsſchädigung ge⸗ 
nügt ebenſowenig wie ein geringer Gefährdungsgrad. Das Urteil darüber, ob eine Einrichtung ge⸗ 
ſundheitsſchädlich iſt, muß ſich nach den gegenwärtig auf dem Gebiete der Geſundheitslehre herr⸗ 
ſchenden Anſchauungen richten. Eine geſundheitsſchädliche Einrichtung verliert dieſe Eigenſchaft 
nicht dadurch, daß ſie nicht ſchon in früherer Zeit (man denke an langfriſtige Mietverträge) erkannt 
worden iſt (RG Warn 1911 Nr 323). Mangels Wahrſcheinlichkeit einer nachhaltigen Beeinträch⸗ 
nigung üt eine erhebliche Gefährdung der Geſundheit nicht anzunehmen, wenn ihre Beſchädigung 
nur bei längerem Beſtehen des Übelftandes zu befürchten, der Mangel aber leicht und in verhältnis⸗ 
mäßig kurzer Zeit zu beſeitigen tft. Ob aber letzteres zutrifft, iſt nicht vom Standpunkt des ſpä⸗ 
teren Beurteilers, der die wirkliche Sachlage kennt, ſondern danach zu beurteilen, was zur Zeit der 
Ausübung des Stündigungsrechts bekannt war. Kennt der Mieter die Urſache eines Mangels (z. B. 
des Modergeruchs) nicht, ſo iſt ſeine Lage ebenſo zu beurteilen, wie wenn Urſache und Abhilfe⸗ 
mittel feſtſtehen, die Beſeitigung ſelbſt aber ſehr ſchwierig oder mit beträchtlichem Zeitaufwand 
verbunden oder unmöglich iſt (RG 88, 168). Unter Umſtänden wird man aber von dem Mieter 
der nach $ 544 kündigen will, ein Forſchen nach der Urſache des Mangels verlangen müſſen. — 
Das dauernde Eindringen unerträglicher übler Gerüche in die Mieträume kann den Tatbeſtand 
des $ 544 verwirklichen (RG JW 1912, 288°), ebenſo eine das Leben und die Geſundheit der Be⸗ 
wohner gefährdende Beſchaffenheit des Fußbodens und der Kellertreppe (RG Gruch 60 664). Die 
Gefährdung der Geſundheit kann auch darauf beruhen, daß der Mieter durch den von dem Mieter 
eines andern Hausteils (z. B. von einem Fleiſcher mit dem lärmenden Betriebe ſeiner Maſchine) 
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gemachten Gebrauch in ſeiner Geſundheit benachteiligt wird (RG JW 06, 713%); maßgebend find 
dabei nicht die beſonderen Geſundheitsverhältniſſe des einzelnen Mieters (ſubjektiwer Standpunkt), 
ſondern die allgemeinen, für die gefunbheitägemäße Beſchaffenheit von Wohnungen überhaupt 
geltenden Grundſätze (objektiver Standpunkt, OLG 7, 17). — Über den ſog. Berliner Hänge⸗ 
boden vgl. NG Warn 1911 Nr 323. 

4. Das Kündigungsrecht des Mieters hat grundſätzlich das ganze Mietverhältnis zum 
Gegenſtande (RG Warn 1911 Nr 323) und ſetzt demgemäß regelmäßig voraus, daß der Mietgegen⸗ 
ſtand (3. B. eine Wohnung) im ganzen von dem Mangel berührt wird. Die Geſundheitsgefahrlich⸗ 
keit eines einzelnen Raumes rechtfertigt die Kündigung nach $ 544 nicht, wenn der Mangel die Taug⸗ 
lichkeit der gemieteten Wohnung nicht erheblich mindert, ihre Benutzbarkeit im Rahmen des Miet⸗ 
zwecks vielmehr durch die übrigen Räume ohne weſentliche Beeinträchtigung der perſönlichen Be⸗ 
dürfniſſe des Mieters gewährleiſtet wird (RG 21. 2. 05 111 503/04). Dem Mieter bleiben aber 
die Rechte aus $$ 537ff., 542. Kann das Mietverhältnis ausnahmsweiſe im einzelnen Falle als 
teilbar erachtet werden, ſo wird das Kündigungsrecht auf einzelne Räume zu beſchränken ſein, 
wenn nur dieſe von geſundheitsgefährlicher Beſchaffenheit find und der getrennte Gebrauch der 
übrigen Räume ohne Beeinträchtigung des Mieters möglich ift (vgl. auch $ 543 A 2). — Das 
Kündigungsrecht des Mieters ſetzt kein Verſchulden des Vermieters voraus, fällt aber 
weg, wenn der geſundheitsgefährliche Zuſtand durch ein Verſchulden des Mieters ſelbſt 
(unpflegliche Behandlung uſw.) hervorgerufen iſt (RG 51, 210; RG SeuffA 58 Nr 73; ZW 
1916, 12936). Dagegen kann dem Mieter nicht entgegengehalten werden, er habe durch Anzeige 
bei der Polizei veranlaßt, daß die bis dahin unbeanſtandete Benutzung eines Raumes unterſagt 
worden ſei (Rc Warn 1911 Nr 323). Der Vermieter kann auch keine Schadenserſatzanſprüche 
daraus herleiten, daß der Mieter die polizeiliche Schließung der (baufälligen) Wohnung veranlaßt 
hat (RG LZ 1916, 59410). — Für die Beendigung des Mietverhältniſſes im Falle des 9 544 
bedarf es weder der Beſtimmung einer Friſt zur Abhilfe wie nach $ 542 noch einer Anzeige nach 
$ 545 (RG Gruch 60, 664; a. M. OLG 33, 305), wohl aber einer Kündigung des Mieters, d. h. 
einer Erklärung des Inhalts, daß er das Mietverhältnis auflöſen wolle. Die Erklärung kann 
ohne Rückſicht auf eine etwa vereinbarte Kündigungsform, auch ſtillſchweigend, z. B. durch den 
Auszug des Mieters (RG Warn 1916 Nr 46) geſchehen, muß aber unzweideutig erkennen laſſen, 
daß der Mieter ein Kündigungsrecht ausüben wolle (RG Gruch 60, 664). 

5. Neben der friſtloſen Kündigung bleibt die Geltendmachung der Rechte aus 58 537, 
538 inſoweit beſtehen, als der Mieter dieſer Rechte nicht nach $ 539 verluſtig geworden iſt oder 
auf ihre Geltendmachung verzichtet hat. Gegenüber einem Schadenserſatzanſpruche des Mieters 
wird der Vermieter nicht ſelten verſuchen, eigenes Verſchulden des Mie ters nach 254 
geltend zu machen. Die friſtloſe Kündigung nach $ 544 iſt (ebenfo wie die u 542) zwar nur 
ein Recht, keine Pflicht des Mieters. Aber auch die Nichtausübung eines Rechtes kann unter 
Umſtänden ein Verſchulden darſtellen, nämlich dann, wenn ſie gegen die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt verſtößt. Es kommt dabei namentlich in Frage, ob die Vorausſetzungen des § 544 fo 
zweifelsfrei vorliegen, daß dem Mieter die Übernahme der Gefahr von Umzugs- und Prozeß⸗ 
koſten zugemutet werden kann (vgl. RG Warn 1916 Nr 133). Ebenſo iſt die eigene Mängel⸗ 
beſeitigung nach $ 538 Abſ 2 nur ein Recht des Mieters. Aber die Unterlaſſung der Rechtsaus⸗ 
übung iſt auch hier ſchuldhaft, wenn fie der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt zuwiderläuft (RG 
100, 42, auch 103, 372). Der Vermieter, der ſich auf mitwirkendes Verſchulden des Mieters 
beruft, hat namentlich auch darzutun, daß dieſem die Aufwendung der Koſten angeſonnen werden 
konnte (RG Warn 1912 Nr 423). 


§ 545 

Zeigt ſich im Laufe der Miete ein Mangel der gemieteten Sache oder wird 
eine Vorkehrung zum Schutze der Sache gegen eine nicht vorhergeſehene Gefahr 
erforderlich, ſo hat der Mieter dem Vermieter unverzüglich Anzeige zu machen. 
Das gleiche gilt, wenn ſich ein Oritter ein Necht an der Sache anmaßt !). 

AUnterläßt der Mieter die Anzeige, fo iſt er zum Erſatze des daraus ent- 
ſtehenden Schadens verpflichtet ?); er iſt, ſoweit der Vermieter infolge der 
Anterlaſſung der Anzeige Abhilfe zu ſchaffen außerſtande war, nicht berechtigt, 
die im 8 537 beſtimmten Rechte geltend zu machen oder nach 8 542 Abſ 1 Satz 3 
ohne Beſtimmung einer Friſt zu kündigen oder Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung zu verlangen!) ). 

E I 519 II 689; M 2 400, 401; P 2 187; 6 184, 186. 

1. Obhutpflicht des Mieters im Intereſſe des Vermieters. Dieſe Pflicht (vgl. 


$ 535 A 4) beſteht namentlich in dem Falle, wenn der Mieter ein ganzes Haus oder einen abge- 
ſchloſſenen Teil davon gemietet hat (RG 68, 161), erſtreckt ſich aber auch auf die von dem Mieter 
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mit anderen Mietern gemeinſam zu benugenden Räume, wie Treppen, Flure (RG 59, 161; 
75, 118), und kann insbeſondere durch deren Nichtbeaufſichtigung, durch Nichtabgabe des Schlüſſels 
zu einer Wohnung während einer Reiſe des Mieters verletzt werden. Kraft dieſer Obhutpflicht 
iſt der Mieter zur (unverzüglichen, $ 121) Anzeige eines Mangels (nicht nur eines ſolchen im Sinne 
von $ 537) auch dann verbunden, wenn der Mangel ſein Gebrauchsrecht nicht unmittelbar benach⸗ 
teiligt, ſondern nur den Vermieter gefährdet. Eine Verpflichtung zur Vornahme notwendiger 
Ausbeſſerungen oder zur Abwehr ſtörender Eingriffe Dritter liegt ihm nicht ob. Es bedarf keiner 
Anzeige, wenn eine Abhilfe durch den Vermieter von vornherein unmöglich iſt. Da die Anzeige⸗ 
pflicht auf der Obhutpflicht beruht, fällt ſie inſoweit weg, als, wie z. B. bei Uberlaſſung einer 
Dampfdreſchmaſchine mit Bedienung an einen techniſch unerfahrenen Mieter, die (techniſche) 
Obhut nicht dieſem, ſondern dem als Erfüllungsgehilfen des Vermieters zu betrachtenden Ma⸗ 
ſchiniſten anvertraut iſt (RG Gruch 61, 633). Die Anzeigepflicht erſtreckt ſich auch nicht auf Sachen, 
die zwar tatſächlich unter einer gewiſſen Obhut des Mieters (Pächters) ſtehen, aber nicht Gegen⸗ 
ſtand der Miete (Pacht) ſind (MG 22. 2. 17 IV 436/16). Vgl. auch $ 9 Abſ 1 des Deutſchen 
Einheitsmietvertrags. a e 1 
2. Schadenserſatzpflicht des Mieters. Sie wird nicht ſchon dadurch ausgeſchloſſen, daß die 

äume, wie z. B. Treppen, Flure und andere Zugänge zu den eigentlichen Mieträumen, auch 
der Prüfung des Vermieters offen liegen (RG 59, 162; R Warn 1916 Nr 223), wohl aber 
dadurch, daß dieſer auf irgendeine Weiſe von dem Mangel wirklich Kenntnis erhält (m 2, 401 
und RG 103 S. 372, 374). Haftung des Mieters wegen eines Schadens, den ein Dritter infolge 
baulicher Mängel der Mieträume erleidet, |. RG 83, 137. 1 j 

3. Beweislaſt a) für den Vermieter dahin, daß und zu welcher Zeit der Mieter den Mangel 

gekannt habe oder habe kennen muſſen, b) für den Mieter dahin, daß er unverzüglich nach 
erlangter Kenntnis die Anzeige erſtattet habe. ö c 

4. Nicht ausgeſchloſſen iſt das im $ 544 vorgeſehene Kündigungsrecht. — Kommt die Frau 
eines Mieters infolge ſchadhaften Zuſtandes der Treppe im Miethauſe zu Se kann ihr daraus, 
daß ſie dem Vermieter gegenüber den ſchon lange beſtehenden Mangel nicht anzeigte, zwar, 
wenn fie nicht Mitmieterin ift, nicht eine Verletzung des $ 545, wohl aber ein dem Entſchädi⸗ 
gungsanſpruch aus § 823 entgegenſtehendes Verſchulden ($ 254) entgegengehalten werden (RG 
11. 1. 07 111 231/07). 
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Die auf der vermieteten Sache ruhenden Laſten) hat der Vermieter zu 
tragen 2), 
E 516 IT I 400; M 2 395; P 2 178. 


1. Verpflichtung des Vermieters zur Tragung der öffentlichen wie der privat⸗ 
rechtlichen Laſten, die auf der Mietſache ruhen (wie z. B. Grund- und Gebäudeſteuern [RG 
Warn 1927 Nr 53], Waſſerzins, Reallaſten, auch Hypothekenzinſen) oder dem Inhaber eines 
Grundſtücks als ſolchem obliegen (wie z. B. Kanaliſationsabgaben, RG JW 1910, 1052; nicht 
Feuerverſicherungsprämien, 23 1919, 8217), auch nicht die Vermögensſteuer (RG 122, 335; RG 
JW 1927, 17537); wohl aber die Landesabgabe im Sinne des Betriebsſteuergeſ v. 11. 8. 23 
(RGBl J, 769) und die Rentenbankzinſen im Sinne der VO v. 15. 10. 23 (RG Bl 1, 963; RG 
115, 209). Kehrgebühr als öffentliche Laſt des Grundſtücks |. VO über das Schornſteinfegeweſen 
v. 15. 4. 35 (RG Bl I, 515) § 9. Vgl. noch RG 116, 111 und RG HRR 1929 Nr 2009 (Hauszins⸗ 
fteuer); ferner RG 123, 117 und 127, 130 (Induſtriebelaſtung). Anwendung des $ 546 auf Pacht⸗ 
verhältniſſe nach $ 581 Abſ 2. 

Was insbeſondere Leiſtungen für Wehrzwetke betrifft, jo war für die Einquartierungslaſt 
(Quartierleiſtung und Naturalverpflegung) früher zu unterſcheiden. Die Natur der Einquar⸗ 
tierung im Frieden hing davon ab, ob ſie nach den gemäß reichsgeſetzlicher Vorſchrift (Bundes⸗ 
geſetz v. 25. 6. 68, betr. die Quartierleiſtung für die bewaffnete Macht während des Friedens⸗ 
zuſtandes, 98 5,7; RGaeſ v. 24. 5. 98 über die Naturalleiſtung für die bewaffnete Macht im Frieden, 
Faſſung v. 6. 4. 25 ſ. RG Bl I, 1925, 44, § 4, 7) hierfür maßgebenden Ortsſtatuten oder Ge⸗ 
meindebeſchlüſſen allen Inhabern bequartierungsfähiger Räume, alſo auch den Mietern, oder 
nur den Grundbeſitzern als ſolchen auferlegt war, in welchem letzteren Falle ſie als auf der ver⸗ 
mieteten Sache ruhend anzuſehen und vom Mieter nicht mit zu tragen war. Für die Einquar⸗ 
tierung im Kriege, inſoweit es ſich um eine Leiſtung an die Truppen des Deutſchen Reiches 
und ſeiner Verbündeten handelte, war durch das RGeſ über die Kriegsleiſtungen v. 13. 6. 73 
den zu dieſen Leiſtungen zunächſt verpflichteten Gemeinden die Berechtigung erteilt, 
behufs Erfüllung der bei ihnen angeforderten Quartierleiſtung die zur Teilnahme an den Ge⸗ 
meindelaſten Verpflichteten ſowie die ſonſt in der Gemeinde ſich aufhaltenden oder Eigentum 
in der Gemeinde beſitzenden Angehörigen des Reiches zu Naturalleiſtungen > 


. 5 5 und Di 
Art heranzuziehen. Die Laſt ruhte alſo, wenn hiervon Gebrauch gemacht wurde, mn n 
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Grundbeſitz, war vielmehr (vgl. $3 Nr 1 Geſ v. 13. 6. 73) als eine dem Gemeinde- oder Reichs⸗ 
angehörigen auferlegte perſönliche Laſt grundſätzlich vom Mieter zu tragen, dem dafür auch die 
Quartiergelder gebührten (NG 23 1919, 4314; OLG 33, 307; 38, 146). Militäriſche Inanſpruch⸗ 
nahme eines verpachteten Grundſtücks derart, daß das ganze Anweſen in Anſpruch genommen 
($8 Nr 4 des Gef) und feine vertragsmäßige Benutzung zeitweiſe und ohne Ausſicht auf Anderung 
in abſehbarer Zeit unmöglich wurde, berechtigte den Pächter infolge dieſer, einer dauernden gleich⸗ 
zuſtellenden Unmöglichkeit nach 88 275, 323 zur Verweigerung des Pachtzinſes für die ganze 
Vertragsdauer (RG JW 1919, 57915; vgl. auch OLG 40,314). Das Kriegsleiſtungsgeſ v. 13. 6. 73 
wurde durch Gef v. 19. 3. 24 (RG Bl J, 285) aufgehoben. Die übrigen Veſtimmungen find mit 
dem Inkrafttreten des jetzt maßgebenden Geſetzes über Leiſtungen für Wehrzwecke 
(Wehrleiſtungsgeſetz) v. 13. 7. 38 (RES J, 887), dazu DurchfVO v. 14. 7. 38 (RG Bl 1, 896), 
für Oſterreich BO v. 13. 7. 38 (RGB 1, 895), Einführung in den ſudetendeutſchen Gebieten 
VO v. 13. 12. 38 (RG Bl I, 1774), außer Kraft getreten. Übergangsbeſtimmung $ 35 Abſ 2 des 
Geſetzes (dazu vorläufige Durchf Bek v. 16. 7. 38, RMBl 493). Nach $ 1 des Wehrleiſtungsgeſetzes 
das zwiſchen Krieg und Frieden nicht unterſcheidet, trifft die Leiſtungspflicht die Bewohner des 
Reichsgebiets, andere Perſonen, die im Reichsgebiete Vermögen haben, hinſichtlich dieſes Ver⸗ 
mögens, ſowie die deutſchen Staatsangehörigen an Bord deutſcher Schiffe, ferner die Gebiets⸗ 
körperſchaften, ſowie alle innerhalb des Reichsgebiets beſtehenden Körperſchaften und andere 
Perſonenvereinigungen, Anſtalten, Stiftungen und ſonſtige Einrichtungen. Der Inhalt der 
Leiſtungen, welche die Bedarfsſtelle ($ 2) von den Pflichtigen verlangen darf, iſt in 98 3—19 
näher angegeben (dazu Wagner JW 1938, 2257). An Stelle der einzelnen Leiſtungspflichtigen 
kann auch die Gemeinde in Anſpruch genommen werden, die dann ihrerſeits wieder die Leiſtungs⸗ 
pflichtigen in Anſpruch nehmen kann (88 20, 21). Mit dieſer einheitlichen Regelung erledigen ſich 
die für das bisherige Recht immerhin möglichen Zweifel. Die Pflicht zu Wehrleiſtungen trifft 
hiernach alle im Geſetz für leiſtungspflichtig erklärten Perſonen, iſt aber überall auch nur mit der 
Perſon des Leiſtungspflichtigen verknüpft und kann deshalb in keinem Falle als eine auf der 
vermieteten Sache ruhende Laſt im Sinne des $ 546 angeſehen werden. Für den Einfluß einer 
Gebrauchsbehinderung des Mieters auf das Mietverhältnis gelten die allgemeinen Vorſchriften. 
Quartiert ſich im Kriege feindliches Militär in willkürlicher Weiſe in den Mieträumen ein, ſo 
kann der Mieter, inſoweit ihm dadurch der Gebrauch durch einen vom Vermieter nicht verſchul⸗ 
deten Umſtand entzogen iſt, gemäß § 323 Abſ 1 nach der Dauer und dem Maß der Entziehung Be⸗ 
freiung vom Mietzins oder Minderung beanſpruchen. 

2. Abänderung durch Vereinbarung zwiſchen Vermieter und Mieter iſt zuläſſig, 
jedoch auf das Verhältnis des Vermieters, als Hauseigentümers, der Staats- oder 
Gemeindebehörde gegenüber ohne Einfluß. Beſtimmungen in Pachtverträgen, die dem 
Pächter die auf dem Pachtgrundſtücke ruhenden und ihm künftig aufzulegenden öffentlichen 
Laſten aufbürden, ſind auf alle Laſten zu beziehen, die nach den Regeln einer ordnungsmäßigen 
Wirtſchaft aus dem Ertrag des Grundſtücks und nicht aus der Vermögensſubſtanz beſtritten werden 
(ogl. RG 115, 209; Rentenbankzinſen und RG ZW 1929, 1396 8b. Induſtriebelaſtung). Zur Frage, 
wer den auf ein landwirtſchaftliches Gut entfallenden Teil der Reichsvermögenſteuer zu tragen 
hat, wenn nach dem Pachtvertrag dem Pächter alle das Gut betreffenden öffentlichen Laſten 
und Abgaben, dem Verpächter nur die auf ſein Einkommen aus dem Pachtgut zur Erhebung 
gelangenden „direkten Staatseinkommenſteuern“ zur Laſt fallen, ſ. RG 122, 335. Tragung 
der Reichsvermögenſteuer durch den Verpächter, der nach dem Vertrag nur die auf ſein Ein⸗ 
kommen aus dem Pachtgut zu erhebenden direkten Staatseinkommenſteuern zu bezahlen 
übernommen hat, ſ. RG JW 1930, 3203. Vereinbarung über Laſtentragung zwiſchen der preußi⸗ 
ſchen Domänenverwaltung und dem Domänenpächter |. R HRR 1931 Nr 1303. S. auch 
SeuffA 77 Nr 127. Auf Grund einer Vertragsbeſtimmung, wonach Laſten, Steuern und ſonſtige 
Abgaben von einem gemieteten Grundſtück der Mieter trägt, kann die vermietende Gemeinde 
Steuern von ihrem eigenen Grundbeſitz zu Laſten des Mieters verlangen (NG 119, 304). Über⸗ 
nahme der Unterhaltung eines Flußufers durch den Pächter von Ackerland |. RG JWö 1931, 264012. 
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Der Vermieter iſt verpflichtet, dem Mieter die auf die Sache gemachten 
notwendigen Verwendungen zu erſetzen 1). Der Mieter eines Tieres hat jedoch 
die Fütterungskoſten zu tragen. 

Die Verpflichtung des Vermieters zum Erſatze ſonſtiger Verwendungen 
beſtimmt ſich nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag ?). 
Der Mieter iſt berechtigt, eine Einrichtung, mit der er die Sache verſehen hat, 
wegzunehmen !). 

E 1 513, 514 Abſ 1 u. 2 11 491; M 2 303-395; P 2 174ff., 273. 
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1. Die notwendigen Verwendungen, d. h. die vom Mieter zur Erhaltung der Sache gemachten 
Ausgaben treffen den Vermieter. Unter dieſe notwendigen Verwendungen fallen nicht ſchon 
ſolche, die der Mieter nur macht, um die Mietſache in einen zum vertragsmaßigen Gebrauch ($ 536) 
geeigneten Zuſtand zu verſetzen; hier greift 538 Abſ 2 ein (RG HR R 1929 Nr 1309). Der Mieter 
dagegen hat, außer den bei der Miete eines Tieres entſtehenden Fütterungskoſten (Abſ 1 Satz 2), 
allgemein den durch den Gebrauch der Mietſache verurſachten Aufwand zu tragen. Über den Erſatz 
der Aufwendungen j. 88 256, 257. Zurückbehaltungsrecht $$ 273, 556 Abſ 2. Verjährung des 
Erſatzanſpruches $ 658. 

2. Für den Erſatz ſonſtiger Verwendungen kommt es nach 98 683 —685 namentlich darauf an, 
ob die Verwendung dem Intereſſe und dem Willen des Vermieters entſprach oder von ihm 
genehmigt worden iſt (ngl. Os 41, 113: bauliche Anderungen). Im ubrigen haftet der Ver⸗ 
mieter für ungerechtfertigte Bereicherung (RG JW 1932, 29777). Die Verpflichtung zur Erfah. 
leiſtung fällt weg, wenn der Mieter zu der Verwendung vertragsmäßig verpflichtet iſt (Prot 
5, 236). Beſondere Beſtimmungen bei der Pacht nach 8 582, 586.—589. 

3. Das Wegnahmerecht des Mieters iſt nach $ 258 unter Herſtellung des früheren 
Zuſtandes der Mietſache auszuüben (ſ. auch $ 95 und OLG 41, 113: Kochmaſchine). Unter 
dieſer Vorausſetzung iſt der Mieter zur Wegnahme auch dann befugt, wenn der Vermieter die Ein- 
richtung unter Erſaßz ihres Wertes behalten will. Denn der Vermieter hat nach dem maßgebenden 
Schuldverhältnis nur Anſpruch darauf, daß er die Mietſache in dem Zuſtande zurückerhält, in 
welchem fie ſich bei der Überlaſſung an den Mieter befunden hat (M 2, 385, Prot 2, 177). Auch 
$ 997 Abſ 2 fieht nicht entgegen, da dort dem mit der Eigentumsklage in Anſpruch genommenen 
Beſitzer ein weiteres obligatoriſches Recht nicht zur Seite ſteht, ein Wegnahmerecht vielmehr 
im Falle des Werterſatzes ausdrücklich ausgeſchloſſen iſt. Doch kann die Ausübung des Wegnahme⸗ 
rechts aus 8 547 gegen Treu und Glauben ($ 242) verſtoßen, wenn die Einrichtung nach der 
Wegnahme für den Mieter von geringem Werte iſt, das Wegnehmen ſelbſt aber einen erheblich 
größeren Nachteil für den Vermieter bedeutet. Der Deutſche Einheitsmietvertrag ($ 12 Abſ 2) 
ſpricht die Einrichtung dem Vermieter zu, falls er ſoviel zahlt, als zur Herſtellung einer neuen 
Einrichtung erforderlich wäre, abzüglich eines angemeſſenen Betrages für inzwiſchen erfolgte 
Abnutzung; das Recht ſteht aber dem Vermieter nicht zu, wenn der Mieter ein berechtigtes Intereſſe 
daran hat, die Einrichtung mitzunehmen. Das Recht des Vermieters zur völlig entſchadigungs⸗ 
loſen Übernahme von Einrichtungen, mit denen der Mieter die Mietſache verſehen hat, gehört 
zu den bei Aufſtellung des Deutſchen Einheitsmietvertrags ausdrücklich „gemißbilligten Klauſeln“ 
(dal. Vorbem 1 Abſa vor 8535). Eine ſchikanöſe 1 des Wegnahmerechts aus $547 würde 
ſchon nach 5 226 unzulaſſig fein, — Hervorzuheben iſt, daß 8547 Abſ 2 Sat 2 dem Mieter nur das Recht 
der Wegnahme verleiht; er kann daher auch nur Duldung der Wegnahme, nicht Herausgabe 
verlangen, wenn der Vermieter den Beſitz der Mieträume mit der Einrichtung erlangt hat (RG 
109, 128; RG Warn 1934 Nr 51). — Vertraglicher Ausſchluß des Wegnahmerechts; Bereicherungs. 
anſprüche des Mieters in ſolchem Falle bei vorzeitiger Löſung des Mietverhältniſſes |. RG Seuff A 
87 Nr 88; 88 Nr 49. 
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Veränderungen oder Verſchlechterungen der gemieteten Sache, die durch 
den vertragsmäßigen Gebrauch 1) herbeigeführt werden, hat der Mieter nicht 


zu vertreten 2) °). 

© I 520 II 492; M 2 401; ® 2 183. 57 dem die Opp ud dum bi 

1. Bei vertragswidrigem Gebrauch haftet der Mieter dem die ut und damit die 
ſchonende und pftegliche Behandlung der Mietſache obliegt ($ 535 A 4), nach $$ 276, 278, jo auch 
für Familienangehörige und Hausangeſtellte (Beſitzdiener), inſoweit er dieſen Perſonen die Obhut 
und Behandlung der Mieträume anvertraut oder überlaſſen hat (ſ. $ 553), und zwar haftet er 
nicht nur für den Schaden an der Mietſache, z. B. an den gemieteten Räumen, ſondern nach 
allgemeinen Grundſätzen für allen Schaden, den er durch Verletzung ſeiner Vertragspflichten 
dem Vermieter ſchuldhaft verurſacht, jo für die Beſchädigung von nicht mitvermieteten Raumen 
und von Sachen des Vermieters, die ſich nicht in den Mieträumen befinden (RG 84, 222; OLG 
33, 309), auch für den entgangenen Gewinn (RG 14. 6. 15 IV 633/14), Die Haftpflicht des 
Mieters beſteht insbeſondere auch in dem Falle, wenn die Leute des Juhrunternehmers beim 
Einzuge des Mieters (oder beim Zufahren von Waren. IW 1922, 230°) am Grundſtücke des 
Vermieters Schaden anrichten, oder wenn Treppe und Treppenflur beim Abholen von Sachen 
beſchädigt werden, die der Mieter verkauft hat, mag auch das Fortſchaſſen durch vom Käufer 
beauftragte Perſonen geſchehen (RG 106, 133). Die nicht zweifelloſe Frage, ob der Mieter auch 
für den schuldhaft vertragswidrigen Gebrauch der Mietſache ſettens eines Gaſtes haftet, dem er 
den Gebrauch überlaſſen hat, wird nach $ 278 zu bejahen fein (vgl. $ 535 A 4). Ein vertrags⸗ 
widriger Gebrauch darf nicht angenommen werden, wenn ein Gaſt im Wirtshaus plötzlich erkrankt 
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oder ſtirbt, jo daß dem Gaſtwirt durch die notwendige Wie derherſtellung des Gaſtzimmers Koſten 
erwachſen (j. jedoch LZ 1916, 1504”). Umgekehrt iſt der Fall zu beurteilen, wenn der Gaſt feinen 
Krankheitszuſtand gekannt und ſtatt des gebotenen Aufenthalts in einem Krankenhauſe den 
Gaſthof aufgeſucht hat. Überanſtrengung eines gemieteten Pferdes (OLG 39, 149). Der Mieter 
eines Fuhrwerks wird dadurch, daß der Vermieter den Kutſcher ſtellt, nicht von der Verpflichtung 
frei, das Fuhrwerk nur ſo zu gebrauchen, daß eine Gefährdung des Geſpanns, z. B. eine Über⸗ 
anſtrengung der Pferde, vermieden wird (NG 31. 5. 21 111 506/20). Wegen des vertragswidrigen 
Gebrauchs ſ. ferner unten 5550 A1 und 9553 A 1. Auch der Nichtgebrauch der Mietſache 
(vgl. § 535 A 4) kann unter Umſtänden, nämlich dann, wenn dadurch die Mietſache (3. B. ein Reit⸗ 
pferd) beſchädigt oder gefährdet wird, vertragswidrig ſein und den Mieter haftbar machen. — 
Der Schadenserſatzanſpruch wegen vertragswidrigen Gebrauchs durch den Mieter kann vom 
Vermieter auch ſchon vor Beendigung des Mietverhältniſſes geltend gemacht werden (RG 105, 
397). Der Vermieter kann insbeſondere die alsbaldige Beſeitigung von Schäden dann verlangen, 
wenn ein Aufſchub die Beſeitigung unmöglich machen oder größeren Schaden zur Folge haben 
würde. So auch für dieſen Fall (anders für die Regel) Seuffa 74 Nr 103 und OLG 39, 239. 
Verjährung $ 558. — Vertraglich kann die Haftung des Mieters abweichend vom Geſetze 
geregelt werden. Eine völlige Abwälzung der Erhaltung der Mietſache vom Vermieter auf den 
Mieter wird aber, namentlich bei formularmäßigen Verträgen, nur dann als vereinbart anzu⸗ 
ſehen ſein, wenn feſtgeſtellt werden kann, daß der Mieter eine ſo weitgehende Laſt zugunſten 
des Vermieters bewußt übernehmen wollte (vgl. JW 1922, 8225). Die vereinbarte Verpflichtung 
des Mieters zur Beſeitigung baulicher Veränderungen iſt in der Regel nicht auf ſolche Verände⸗ 
rungen zu beziehen, die notwendig waren, um die Mieträume erſt in den vertragsgemäßen 
Zuſtand zu verſetzen (HAR 1936 Nr 1273). Iſt nach Ein- oder Umbauten, die der Mieter vorge⸗ 
nommen hat, ein neuer Mietvertrag geſchloſſen worden, ſo iſt mangels eines Vorbehalts der Ver⸗ 
mieter nicht mehr berechtigt, die Beſeitigung der Bauten zu verlangen (HRR 1934 Nr 474). 
Auslegung eines Vertrags, der die Haftung des Mieters aus Veränderungen und Verſchlechte⸗ 
rungen der Mietſache ausſchließt, ſ. LZ 1919, 9217; Bedeutung vertraglicher Übernahme der 
Ausbeſſerungspflicht durch den Mieter ſ. JW 1920, 10451; Vertragshaftung für Glasſchäden an 
Schaufenſtern uſw. |. JW 1922 S. 814,2, 8228; OLG 41, 115. Vgl. auch 99 Abſ 2 des Deutſchen 
Einheitsmietvertrags, wonach der Mieter für das Verſchulden der Familienmitglieder, Haus⸗ 
gehilfen, Untermieter, ſowie der von ihm beauftragten Handwerker, Lieferanten und dergleichen 
haftet. Die Vereinbarung einer Haftung des Mieters für jeden durch höhere Gewalt entſtehenden 
Schaden gehört zu den bei Feſtſtellung des Deutſchen Einheitsmietvertrags „gemißbilligten Klau⸗ 
ſeln“ (vgl. Vorbem 1 Abſ 3 vor $ 535). Die Haftung des Mieters gegenüber andern Mietern (z. B. 
für Waſſerſchäden, OLG 41, 115) bemißt ſich nach 88 823 ff. 

2. Der Grundſatz, daß der Mieter die durch den vertragsmäßigen Gebrauch 
herbeigeführten Veränderungen oder Verſchlechte rungen nicht zu vertreten habe, 
iſt nach Treu und Glauben (88 157, 242) namentlich bei Auslegung der vielfach vorkommenden 
Vertragsbeſtimmung, daß die Mieträume in dem nämlichen Zuſtande zurückzugeben ſeien, 
in dem der Mieter ſie übernommen habe, im Sinne des § 548 anzuwenden, ſofern nicht der 
Vertrag ausdrücklich eine dem Vermieter günſtigere Vorſchrift enthält. 

3. Die Beweislaſt dafür, daß Veränderungen oder Verſchlechterungen auf einen von ihm 
nicht zu vertretenden Umſtand zurückzuführen ſeien, trifft den Mieter. Dies gilt auch gegenüber 
Schadenserſatzanſprüchen, die der Vermieter gegen den Mieter während der Dauer des 
Mietverhältniſſes (z. B. wegen eines Brandes) erhebt (RG Bayg 1922, 173). Iſt vereinbart, 
daß der Mieter, der die Zahlung der vom Vermieter zu entrichtenden Feuerverſicherungsprämien 
übernommen hat, im Falle eines Brandſchadens nur für Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu 
haften brauche, jo muß der Mieter nachweisen, daß ihm bei der Entſtehung des Brandes weder 
Vorſatz noch grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt (RG 122, 292). Vgl. im übrigen § 556 Abſ 1 
und A dazu. 
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Der Mieter iſt ohne die Erlaubnis des Vermieters nicht berechtigt, den 
Gebrauch der gemieteten Sache einem Dritten zu überlaſſen ), insbeſondere 
die Sache weiter zu vermieten?). Verweigert der Vermieter die Erlaubnis, 
ſo kann der Mieter das Mietverhältnis unter Einhaltung der geſetzlichen 
Friſt kündigen ), ſofern nicht in der Perſon des Dritten ein wichtiger Grund 
vorliegt ) 5). 

Aberläßt der Mieter den Gebrauch einem Dritten), fo hat er ein dem 
Dritten bei dem Gebrauche zur Laſt fallendes Verſchulden zu vertreten, auch 


wenn der Vermieter die Erlaubnis zur Überlaſſung erteilt hat. 
E I 516 II 403; M 2 395 —397; P 2 178ff. 


Miete Pacht Ss 548, 549 223 


1. Verbot der eigenmächtigen Gebrauchsüberlaſſung an einen Dritten. Anwendung auf 
Pacht f. 8 581 Abſ 2, 8 596 Abſe 1. Die Übertragung der Mieterrechte ohne Zuſtimmung des Ver⸗ 
mieters ift ausgefchloffen (NG IW 1931, 29465 RG 3. 7. 23 III 127/23; 8.2.24 III 214/23). 
Hat der Mieter unter Fortdauer feiner eigenen Verpflichtung aus dem Mietverhältnis die Miet- 
rechte einem anderen überlaſſen, jo wird er von ſeiner Haftung nicht dadurch befreit, daß der 
Vermieter mit dem neuen Mieter eine Erhöhung des Mietzinſes vereinbart (RG 4. 4. 35 IV 
303/34). Die Überlaſſung des Gebrauchs im Sinne des $ 549 erfordert nicht die Übertragung 
eines Rechtes, ſondern nur die tatſächliche Einräumung des vollen Gebrauchs der ganzen 
Mietſache oder eines beſtimmten Teiles, umfaßt aber nicht den unſelbſtandigen Mitgebrauch der 
Mietſache durch Familienmitglieder, Hausangeſtellte, Gäſte uſw., der vielmehr zum vertrags⸗ 
mäßigen Gebrauch des Mieters ſelbſt gehört. Eine Gebrauchsuͤberlaſſung im Sinne des $ 549 
liegt auch nicht vor, wenn der Pächter bei vorüͤbergehendem Eintritt in das Heer das Pachtgrund⸗ 
ſtück durch feine zur Hausgemeinſchaft gehörenden Eltern bewirtſchaften läßt (KG HAN 1936 
Nr 10). Die Erlaubnis des Vermieters kann formlos, alſo mündlich, oder auch durch ſchluſſige 
Handlungen, erteilt werden, mag ſie auch im voraus beim Abſchluſſe des Mietvertrags gegeben 
werden, und dieſer ſelbſt nach $ 566 der ſchriftlichen Form bedürfen (RG SeuffA 77 Nr 125). 
Sie iſt keine Zuſtimmung im Sinne der $$ 182 ff., die Erlaubnis bewirkt nur, daß die Gebrauchs- 
überlaſſung an den Dritten nicht als eine Verletzung der dem Mieter gegenüber dem Vermieter 
obliegenden Verpflichtungen ($ 553) erſcheint. Das BGB geht von der Erlaubnis für den einzelnen 
Fall aus; eine allgemeine Erteilung iſt damit aber nicht ausgeſchloſſen. Nach dem Deutſchen Ein⸗ 
heitsmietvertrag ($ 7 Abſ 4 Satz 2) erfolgt die Zustimmung ein für allemal. Durch den Mangel 
der Erlaubnis des Vermieters wird die Rechtswirkſamkeit des Untermietvertrags nicht 
berührt, da man eine fremde Sache vermieten kann; 8 549 will nur das Verhältnis zwiſchen Ver⸗ 
mieter und Mieter regeln. Iſtt die Erlaubnis des Vermieters zur Zeit des Vertragsabſchluſſes 
zwiſchen Mieter und Untermieter nicht erteilt, ſo kann ſich der vermietende Mieter auf 
ſein Unvermögen zur Leiſtung gegenüber dem Untermieter nicht berufen (RG 69, 
357), er hat vielmehr für ſeine Leiſtungsfähigkeit einzuſtehen (Oe 28, 149) und 
haftet dem Untermieter auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung. Will er dies nicht, ſo 
mag er die Wirkſamkeit des Vertrags von der Erteilung der Erlaubnis als einer Bedingung 
abhängig machen. Dieſe Bedingung kann ſelbſtverſtändlich auch ſtillſchweigend geſetzt werden. 
Eine ſtillſchweigende Bedingung kann aber nicht allein aus dem Umſtande entnommen werden, 
daß der Untermieter weiß, ſein Vermieter ſei nur Mieter und die zur Untervermietung erforder⸗ 
liche Erlaubnis des Hauptvermieters ſei noch nicht erteilt; auch die Vorausſetzung, die Erlaubnis 
werde erteilt werden, iſt noch leine Bedingung (beſtr.). Wer ſich unbedingt verpflichtet, muß 
ſich darüber vergewiſſern, ob ihm die Leiſtung möglich iſt. Die Erlaubnis beizubringen, iſt allein 
Sache des vermietenden Mieters (Rh 81, 59; OL 28, 149; vgl. RG Gruch 33, 904 35, 1027; 
AG 41, 147 beruht auf abweichenden Beſtimmungen des gemeinen Rechtes). — Auch der Mieter 
kann, als Untervermieter, den $ 549 dem Untermieter gegenüber für ſich geltend machen, wenn 
letzterer ohne des erſteren Erlaubnis den Gebrauch der Sache einem Dritten überläßt (RG 19. 2. 09 
III 217/08). — Soweit die Untermiete nicht ſtatthaft iſt, it auch die Abtretung und Pfändung 
des mit der Perſönlichkeit des Mieters enge zuſammenhängenden Mietrechts ausgeſchloſſen 
M 2, 396; Seuff A 69 Nr 80). Dagegen iſt die Pfändung ausnahmsweise zuläſſig, wenn die 
Gebrauchsüberlaſſung dem Mieter vom Vermieter geftattet iſt (vgl. ZPO 88 851, 857 A 37, 
421). In der Vereinbarung freier Übertragbarkeit des Mietvertrags liegt nur die Vorauserteilung 
der nach § 549 erforderlichen Erlaubnis, eine Entlaſſung des urſprünglichen Mieters aus dem 
Mietverhältnis läßt ſich daraus nicht ableiten (Seuff A 71 Nr 8). — Ob der Vermieter (V erpäd)- 
ter) die Erlaubnis erteilen will, ſteht in feinem Ermeſſen. In der planmäßigen, ſtandigen 
Verſagung mit dem Ziel, den Mieter (Pächter) zur Aufgabe der Miete (Pacht) zu zwingen, kann 
aber eine zum Schadenserſatz verpflichtende Vertragswidrigkeit liegen (RG 138, 359). War der Ver- 
mieter, was nach dem das Mietverhältnis beherrſchenden Grundſatz von Treu und Glauben unter 
Umſtänden auch ohne ausdrückliche Vereinbarung angenommen werden kann, zu Erteilung der 
Erlaubnis verpflichtet, dann berechtigt die Verweigerung den Mieter nicht nur gemäß Abſ 1 Satz 2 
zur Kündigung, ſondern auch zum Anſpruch auf Schadenserſatz (R I 1934, 3193). Über die 
Zuläſſigkeit der Unterverpachtung an eine zum Erbenkreis des Pachters erh Perſon, 
wenn im Vertrage die Unterverpachtung verboten, aber vereinbart iſt, daß im Todesfalle Rechte 
und Pflichten aus dem Vertrag auf die Erben des Pächters übergehen ſollen, |. OLG Breslau 
Di 1937, 1087. Über die rechtliche Natur eines ſog. Wohnungstauſches . Re Warn 1926 Nr 49, 50. 
— Nach dem Mieterſchutzgeſetz (Vorbem 9 vor $ 535 und 5 553 A 1 Abſ 3) 8 29 Abſ 1 wurde die 
Erlaubnis des Vermieters, den Gebrauch des Wohnraums einem Dritten zu überlaſſen, 
insbeſondere ihn unterzuvermieten, durch die Erlaubnis des Mieteinigungsamtes 
erſetzt. Die Erlaubnis ſollte aber verſagt werden, wenn der Vermieter ſie aus einem 
wichtigen Grunde verweigert hatte. Auf Pachtverhältniſſe bezog ſich dieſe Vorſchrift nicht, 
ebenſo nicht auf die Untervermietung von Räumen, in denen eine eigene Wirtſchaft oder 
Haushaltung nicht geführt werden ſoll (829 Abſ 2). Nach der NotVOO v. 8. 12. 31 Teil 2 
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Kap IV Art II 3 (RGBl 1 699, 708) kann die Erlaubnis des Vermieters zur Weiterüber⸗ 
laſſung der Mieträume nicht mehr durch das Mieteinigungsamt erſetzt werden. *) 

2. Auch die unentgeltliche Überlajjung des Gebrauchs an einen Dritten ift ohne Erlaubnis 
des Vermieters nicht geſtattet. Dazu gehört indeſſen nicht die Überlaffung an Familienangehörige, 
Hausangeſtellte und Gäſte des Mieters, der hierbei im Beſitze der Mieträume verbleibt (A 1). 
Haftung des Mieters für dieſe Perſonen nach § 278, vgl. § 535 A 4, § 548 A 1. 


3. Die Kündigung des Mieters (nach 5565, dazu Auflockerungsgeſetz $ 565 Anm 2) gilt im 
Zweifel auch dann nicht als ausgeſchloſſen, wenn die Weitervermietung im Mietvertrag aus⸗ 
drücklich von der Erlaubnis des Vermieters abhängig gemacht, über ein bei ihrer Verweigerung 
eintretendes Kündigungsrecht aber nichts beſtimmt iſt (RG 64, 296; 74, 177). Eine Abtretung 
ſeiner Rechte durch den Mieter (vgl, § 399) kommt der Gebrauchsüberlaſſung gleich; verweigert 
der Vermieter die Erlaubnis, fo ſteht dem Mieter ein Kündigungsrecht nach Maßgabe des § 549 
zu (RG JW 1911, 487°). Das Kündigungsrecht des Mieters kann durch Vertrag ausgeſchloſſen 
werden. Die Ausſchließung des Kündigungsrechts gehört aber zu den bei Feſtſtellung des Deut⸗ 
ſchen Einheitsmietvertrages „gemißbilligten Klauſeln“ (vgl. Vorbem 1 Abſ 3 vor $ 535). 
Über die Möglichkeit von Schadenserſatzanſprüchen ſ. A 1. — Der Pächter hat das im Abſ 1 
beſtimmte Kündigungsrecht nicht (§ 596 Abſ 1). 

4. Das durch die Verweigerung der Erlaubnis begründete Kündigungsrecht iſt nur dann 
ausgeſchloſſen, wenn in der Perſon des Dritten ein wichtiger Grund vorliegt. Es kommen 
namentlich in Betracht perſönliche Eigenſchaften (Beruf, Lebensweiſe), welche die Beſorgnis 
begründen, daß die Mitbewohner erheblich beläftigt oder in ihren berechtigten Intereſſen beein- 
trächtigt werden oder daß ſonſt (z. B. durch geſchäftlichen Wettbewerb des Dritten mit dem Ver⸗ 
mieter, RG 23. 11. 17 III 239/17) von der Mietwohnung ein den Vermieter ſchädigender Gebrauch 
gemacht werde. Unter Umſtänden iſt ein wichtiger Grund ſchon dann gegeben, wenn an die Stelle 
eines Mieters eine große Zahl von Untermietern treten ſoll. Dagegen iſt die Annahme, daß der 
Vermieter einen Untermieter nur für die ganze vermietete Sache, nicht für einen Teil, zuzulaſſen 
brauche, nicht gerechtfertigt. Der Vermieter hat regelmäßig kein berechtigtes Intereſſe daran, 
ob alle Räume oder nur einige davon weitervermietet werden. RG 74, 179. — Daß ein wichtiger 
Grund vorliegt, muß der Vermieter beweiſen. 

5. Daß der Vermieter die Gründe der Erlaubnisverweigerung angeben müſſe, jagt das 
Geſetz nicht, eine ſolche Angabe iſt deshalb kein notwendiges formelles Erfordernis der wirkſamen 
Verweigerung. Anderſeits iſt aber unverkennbar, daß der Inhalt des § 549 Abſ 1 Satz 2 auf 
billiger Intereſſenabwägung beruht. Treu und Glauben wie auch die Pflicht zur gegen⸗ 
ſeitigen Treue erfordern, daß der Vermieter die Gründe ſeiner Erlaubnisverweigerung 
dem Mieter nicht vorenthält, ſie jedenfalls auf Vefragen angibt. Verweigert der 
Vermieter ohne Angabe eines Grundes allgemein die Erlaubnis zur Gebrauchsüber⸗ 
laſſung, jo kann der Mieter kündigen (vgl. RG 35, 317; 41, 247). Gibt der Ver⸗ 
mieter bei der Verweigerung Gründe dafür an, ſo darf der Mieter ſie für ſeine Entſchließung 
als maßgebend anſehen und Tatſachen, die nicht als Grund angegeben ſind, außer Betracht laſſen. 
Einen bei der Erlaubnisverweigerung nicht angegebenen Grund nach der Kündigung des Mieters 
geltend zu machen, iſt der Vermieter nur dann befugt, wenn er bei der Verweigerung den Grund 
nicht gekannt hat, und die Unkenntnis entſchuldbar iſt. Sind die vom Vermieter angegebenen 
Gründe, z. B. die Ablehnung verſchärfter Mietbedingungen durch den Mieter, nicht geeignet, 
die Erlaubnisverweigerung zu rechtfertigen, ſo iſt die Kündigung des Mieters berechtigt, und ihre 
Wirkung kann nicht dadurch wieder rückgängig gemacht werden, daß der Vermieter nachträglich 
andere Gründe geltend macht (R 74, 176). Dieſe Grundſätze gelten auch in dem Falle, 
wenn der Vermieter Gründe für die Verweigerung unaufgefordert angibt (RG 92, 118). 

6. In dieſem Falle iſt zu unterſcheiden: a) Im Verhältnis zwiſchen Vermieter und Mieter 
haftet der Mieter, wenn der Vermieter die Erlaubnis erteilt hat, für jedes dem Dritten beim 
Gebrauche zur Laſt fallende Verſchulden ($ 549 Abſ 2), bei Gebrauchsüberlaſſung ohne Erlaubnis 
auch für den Zufall, inſofern der Schaden nicht auch ohne die Gebrauchsüberlaſſung eingetreten 
jein würde. Der Vermieter kann dieſen Schadenserſatzanſpruch ſchon während der Dauer des Miet⸗ 
verhältniſſes geltend machen. Hierher gehört auch der Fall, daß der Verkäufer dem Käufer Ver⸗ 
packungsmittel (z. B. Säcke) mietweiſe überläßt und auf Verlangen des Käufers Ware mit Ver⸗ 
packung unmittelbar an deſſen Abnehmer ſchickt; bei Verluſt des Mietgegenſtandes haftet der 
Käufer hier für Verſchulden feines Abnehmers (MG 8. 4. 21 III 449/20). Der Mieter hat 
nicht für Schäden aufzukommen, die der von ihm eingeſetzte Untermieter außerhalb der ihm 
zugewieſenen Räume auf dem Anweſen des Vermieters anrichtet, es müßte denn ſein, daß 
es ſich dabei um Gegenſtände handelt, deren Benutzung durch den Untermieter nach verſtän⸗ 
diger Würdigung der Umſtände zum Gebrauch der Mieträume mitzurechnen iſt (RG JW. 
1934, 21291). Für den Fall der Zwangsuntermiete ſ. Vorbem 3 Abſ 2 vor $ 535. Im Falle 
der unbefugten Gebrauchsüberlaſſung Klagerecht des Vermieters auf Unterlaſſung nach § 550, ſo⸗ 


*) Fur Juden ſ. Geſetz v. 30. 4. 39 (RG Bl J. 864). 
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wie Kündigungsrecht nach $ 553. Zum Kündigungsrecht ſ. auch 57 Abf5 des Deutſchen Ein- 
heitsmietvertrags. b) Verhältnis zwiſchen dem Vermieter und dem Dritten (Untermieter). 
Der Vermieter hat gegen den Dritten keinen Anſpruch auf Mietzins, auch kein Pfandrecht an den 
von ihm eingebrachten Sachen, wohl aber — außer der etwaigen Eigentumsklage — nach § 556 Abſ 3 
den Anſpruch auf Herausgabe der Mietſache nach Beendigung des Mietverhältniſſes; er kann auch 
ein gegen den Mieter ergangenes Räumungsurteil gegen den Dritten vollſtrecken laſſen, wenn 
dieſer nach Rechtshängigkeit der Klage gegen den Mieter den Beſitz der Mietſache erlangt 
hat und damit „Rechtsnachfolger“ des Mieters geworden iſt (88 265,325, 727 ZPO; a. M. Planck 
§ 556 A 34d). Widerruft der Vermieter grundlos die Erlaubnis zur Untervermietung, fo kann 
der Untermieter der Eigentumsklage des Vermieters die Einrede der Argliſt entgegenſetzen 
(RG Seuff A 77 Nr 125). Über Anſprüche eines Unterpächters wegen Verwendungen auf das 
Pachtgrundſtück gegen den Hauptverpächter |. RG 158, 394. c) Das Verhältnis zwiſchen dem 
Mieter und dem Dritten wird an ſich durch die Erlaubnisverweigerung oder durch das klageweiſe 
Vorgehen des Vermieters gegen den Dritten nicht berührt, dies berechtigt vielmehr den Dritten 
nur im Falle ſeiner Austreibung zu Schadenserſatzanſprüchen gegen den Mieter als ſeinen Ver⸗ 
mieter. Dieſe ſind jedoch wegen mangelnden Verſchuldens des Mieters dann ausgeſchloſſen, 
wenn das vermietete Grundſtück infolge nachträglichen Vermögensverfalls des Eigentümers 
und Hauptvermieters zur Zwangsverſteigerung gelangt, und der Erſteher (ZUG $ 57) den 
Dritten austreibt (RG 65, 29). 
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Macht der Mieter von der gemieteten Sache einen vertragswidrigen Ge⸗ 
brauch 1) und fett er den Gebrauch ungeachtet einer Abmahnung des Ver⸗ 
mieters 2) fort, fo kann der Vermieter auf Unterlaſſung klagen ). 

E II 494 III 543; P 2 187ff. 


1. Unter dem vertragswidrigen Gebrauch ift ein ſolcher zu verſtehen, der objektiv ver ⸗ 
tragswidrig iſt, Baer nicht notwendig zugleich ſubjektiv vertragswidrig, alſo ſchuldhaft 
zu fein braucht (RG Warn 1920 Nr 75; a. M. Prot 2, 306; JW 1915, 1272). Entſchuldbarer 
Irrtum des Mieters über ſeine geſetzlichen oder vertraglichen Befugniſſe wendet alſo den Unter⸗ 
laſſungsanſpruch des Vermieters (ebenjo die Kündigung nach $ 553) nicht ab. Ein vertragswidriger 
Gebrauch kann (muß aber nicht) in der Benutzung gemieteter Wohnräume zu gewerblichen Zwecken 
(3. B. als Geſchäftszimmer) liegen (Seuff A 69 Nr 140). Zur Erteilung von Geſangsunterricht 
iſt der Mieter in einem herrſchaftlichen Haufe ohne vorherige Vereinbarung nicht befugt (OLG 
33, 295). Auch das Zuwiderhandeln gegen eine beſtehende Hausordnung gehört hierher, wenn 
dieſe vom Mieter anerkannt und vom Vermieter nicht etwa ſchikanös, wider die guten Sitten oder 
gegen Treu und Glauben gefaßt iſt. Dagegen liegt ein vertragswidriger Gebrauch in der Regel 
nicht vor, wenn der Mieter, nachdem eine anſteckende Krankheit in ‚feiner Familie aus⸗ 
gebrochen iſt, wohnen bleibt und das erkrankte Familienglied nicht in das Krankenhaus 
überführt. Verweigerung des Einzugs wegen anſteckender Krankheit des Mieters |. OLG 33, 

Der vertragswidrige Gebrauch kann auch durch eine Handlung des Mieters gegeben 
ſein, die gegen das Nachbarrecht verſtößt, inſofern für deſſen Verletzung der Vermieter, 
als „der Störer“ dem Nachbar verantwortlich ist (MG 47, 164; ferner Rh JW 04, 1421; 

6 Gruch 48, 952). Dasſelbe gilt für ein Verhalten des Mieters bei der Benutzung 
der Mietſache, wodurch ihren Eigenſchaften und ihrer Eigenart entſprechend Leib und Leben 
Dritter, z. B. der Beſucher gemieteter Wirtſchaftsräume, gefährdet und eine Haftung des ver⸗ 
mietenden Eigentümers gegenüber dem Dritten begründet wird (RG 92, 359). Ein vertrags⸗ 
widriger Gebrauch liegt auch in der unbefugten Überlaffung des Gebrauchs an einen Dritten 
90 549 A 6 und $ 553). Halten eines zu geringen Viehbeſtandes durch den Pächter ſ. RG Warn 

13 Nr 139. 

2. Die vorgängige Abmahnung, die hier wie in anderen Fällen (88 542, 553) nach Treu und 
Glauben d nähen in der Regel zugleich ein Verſchulden des Mieters. Die Ab⸗ 
mahnung muß den vertragswidrigen Gebrauch beſtimmt angeben (vgl. $ 553 A 3). 

3. Dieſe Klage kann auch während der Dauer des Vertragsverhältniſſes erhoben werden 
(Prot 2, 1 Sieben 155 9 Vermieter das Kündigungsrecht nach § 553 und bei Ver⸗ 
ſchulden des Mieters aus Vertrag und unerlaubter Handlung ein Anſpruch nach $$ 276, 823 auf 
Erſatz des etwa entſtandenen Schadens zu (5 548 A 1, . auch $ 1004). — Haftung des Mieters für 
das Verſchulden Dritter ſ. oben 548 A 1 und 8549 Abſ 2. Die Abmahnung muß aber in jedem 

alle an den Mieter gerichtet werden. 


BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Oegg.) 15 
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Der Mietzins ift am Ende der Mietzeit zu entrichten. Iſt der Mietzins nach 
Zeitabſchnitten bemeſſen, fo ift er nach dem Ablaufe der einzelnen Zeitabſchnitte 
zu entrichten 1). 

Her Mietzins für ein Grundſtück :) ift, ſofern er nicht nach kürzeren Zeit 
abſchnitten bemeſſen iſt ), nach dem Ablaufe je eines Kalendervierteljahrs 
am erſten Werktage des folgenden Monats zu entrichten ?). 

E 1 517 IT 405; M 2 308; P 2 185ff. 

1. Grundſatz: Vorleiſtung des Vermieters, nachträgliche Zahlung von ſeiten des Mieters, 
fofern nicht, was hier gerade ſehr häufig, Vertrag oder Ortsgebrauch ein anderes beſtimmt. Bei 
vorzeitiger Endigung der Mietzeit ($$ 542, 544, 553, 554) wird der nach Verhältnis der Gebrauchs ⸗ 
zeit zu berechnende Mietzins ſofort fällig. Der Entwicklung der tatſächlichen Verhältniſſe ent⸗ 
ſpricht heute, insbeſondere in den Großſtädten, aber auch darüber hinaus in immer weiterem 
Umfange das Recht, die Vorauszahlung des Mietzinſes, die demgemäß für die Raummiete 
auch der Deutſche Einheitsmietvertrag (J 4) zugrunde legt. Über die Bedeutung der Ver⸗ 
einbarung der Vorauszahlung des Mietzinſes für die Verpflichtung des Vermieters zur Gewäh⸗ 
rung des Gebrauchs der vermieteten Sache |. 5535 A1 a. A.— Zurückbehaltungsrecht jeden Teiles 
nach 9 320, 321. — Über den Zahlungsort |. 535 A 3 Abſ 1. — Über die geſamtſchuldneriſche Ver⸗ 
pflichtung mehrerer Mieter ſ. $ 427 und $ 535 A 3 Abſ 2. Mehreren Vermietern, insbeſondere den 
vermietenden Miteigentümern eines Grundſtücks, ſteht der Anſpruch auf den Mietzins gemeinſam 
zu (8535 A 3 Abſ 2). 

2. Grundſtück: oder Wohnräume und andere Räume in Gebäuden ($ 580). S. aber auch Al, 
Beſonderheit bei der Pacht eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks in $ 584. Bei Mietzinszahlung 
für bewegliche Sachen gilt Abſ 1. 

3. Bei kürzeren als vierteljährlichen Zinsterminen gilt Abſ 1 Satz 2. 

4. Die Schlußvorſchrift iſt namenklich auch dann anwendbar, wenn der Mietzins für 
ein Grundſtück auf einen a ein Vierteljahr überfteigenden Zeitraum bemeſſen ift, Zah⸗ 
lungstermine aber ſonſt nicht beſtimmt find. Vgl. auch $ 30 des Mieterſchutzgeſetzes über die Zeit⸗ 
abſchnitte der Zahlung, wenn die geſetzliche Miete zu zahlen iſt. 
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Der Mieter wird von der Entrichtung des Mietzinſes nicht dadurch befreit, 
daß er durch einen in ſeiner Perſon liegenden Grund an der Ausübung des 
ihm zuſtehenden Gebrauchsrechts verhindert wird!). Der Vermieter muß 
ſich jedoch den Wert der erſparten Aufwendungen ſowie derjenigen Vorteile 
anrechnen laſſen, welche er aus einer anderweitigen Verwertung des Gebrauchs 
erlangt 2). Solange der Vermieter infolge der Überlaſſung des Gebrauchs an 
einen Dritten außerſtande ift?), dem Mieter den Gebrauch zu gewähren, iſt 
der Mieter zur Entrichtung des Mietzinſes nicht verpflichtet ?). 

E 1 518 II 496; M 2 300, 400; P 2 186 ff. 

1. Perſönliche Verhinderungen des Mieters, wie Krankheit, Verſetzung (vgl. § 570), Reiſen, 
veränderte Lebensweiſe, befreien ihn nicht von der Zahlung des Mietzinſes. Dieſe — mit dem 
alten Rechte im Einklang ſtehende — Vorſchrift will im Hinblicke darauf, daß an ſich der Zufall 
den Vermieter trifft, Zweifel darüber ausſchließen, daß der Vermieter den Mietzins dann be- 
anſpruchen kann, wenn der Mieter nur aus einem in ſeiner Perſon liegenden Grunde an der 
Ausübung des Gebrauchs verhindert iſt. Der Vermieter hat dem Mieter den vertragsmäßigen 
Gebrauch zu gewähren ($ 535) und nur für dieſe Leiſtung des Vermieters, nicht dafür, daß er 

für feine Perſon in der Lage ift, dieſen Gebrauch zu machen, ſchuldet der Mieter den Mietzins. 
Zu den Fällen der persönlichen Verhinderung des Mieters im Sinne von $ 552 gehoren: das 
Verbot eines Zweigbetriebes bei Miete von Geſchäftsräumen zur Stellenvermittlung (RG 
79, 92), das kriegsrechtliche Verbot der Jagdausübung durch Ausländer für den ausländiſchen 
Jagdpächter (RG Warn 1917 Nr 196) — nicht das allgemeine Verbot der Jagdausübung im Bezirk 
mit Rückſicht auf den Kriegszuſtand (RG 98, 101; OLG 33, 320, auch LZ 1916, 8974) —, die 
behördliche Beſchränkung der Zeit eines Erholungsaufenthaltes (OLG 39, 150) und der Fall, 
daß infolge einer durch die Kriegsverhältniſſe veranlaßten behördlichen Anordnung Ortsfremden 
der Wegzug aus einem Ort auferlegt oder der Zuzug an den Ort, in dem ſich die ge mietete Wohnung 
befindet, verboten wird (JW 1915, 368; OLG 33, 302). Den Gegenſatz zu den in der Perſon 
des Mieters liegenden Gründen bilden diejenigen, welche in der Perſon des V ermieters, und die, 
welche in objektiven, d. h. weder die Perſon des Vermieters noch die des Mieters betreffenden 
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Umſtänden (vgl. 88 537539) liegen (RG 79, 92). — Der Ausbruch eines Krieges gibt dem Mi 
eines zu l Zwecken vermieteten Gebäudes nicht ohne weiteres das Recht zum ns 
vom Mietvertrage (RG 86, 397: Zirkusgebäude). Anwendung des im $ 552 niedergelegten Rechts⸗ 
gedankens auf den Fall, daß der Mieter durch längeren Nichtbetrieb eines Warenhauſes das Ein⸗ 
greifen des Geſetzes zum Schutze des Einzelhandels vom 12. 5. 33 (RGBl J, 262) ermöglicht hat 
ſ. RG 147, 304; RG Seuffl 89 Nr 125. Für die Anwendung des Rechtsgedankens des § 552 
auf Pachtverhältniſſe ſ. R JW 1937, 210410. — Kündigungsrecht der durch das Geſetz zur 
Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums betroffenen Perſonen ſ. Geſ v. 7.4.33 (RG Bl J, 
187), entſprechend anzuwenden bei Zurücknahme der Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft auf 
den Rechtsanwalt und ſeine ſtellungslos gewordenen Angeſtellten nach Gef v. 7. 4. 33 (RG Bl 1, 
188) 8 6 und bei Löſchung in der Lifte der Patentanwälte für den Patentanwalt und feine ſtel⸗ 
lungslos gewordenen Angeſtellten nach Gef v. 22. 4. 33 (RG Bl I, 217) $ 6; für Oſterreich ſ. BO 
v. 31. 5. 38 (RG Bl 1 607) $ 13; weitere Vorſchriften dieſer Art |. Vorbem 10 vor $ 535 a. E. 

2. Keine Verpflichtung des Vermieters zu ſolcher anderweiten Verwertung im 
Intereſſe des Mieters; auch nicht zur unbedingten Annahme eines vom Mieter geſtellten Er⸗ 
ſatzmieters, vorausgeſetzt, daß dem Vermieter hierbei nicht ſchikanöſes, wider die guten Sitten 
oder gegen Treu und Glauben verſtoßendes Verhalten zur Laſt fällt. Schikane liegt vor, wenn der 
Vermieter den Erſatzmieter ohne einen anderen Grund als den, dem Mieter zu ſchaden, zurück⸗ 
weiſt (5 226, RG 3. 10. 22 III 685/21). 3 

3. Gleichzuſtellen iſt der Fall, daß der Vermieter infolge von eigener Benutzung außer⸗ 
ſtande iſt, dem Mieter den Gebrauch zu gewähren. „it er aber bei einer zeitweiſen eigenen Be⸗ 
nutzung oder Überlaſſung des Gebrauchs an einen Dritten zur Gewährung des Gebrauchs an 
den Mieter nicht außerſtande, ſo iſt letzterer von feiner Verpflichtung zur Zahlung des Miet- 
ale nicht befreit, fondern nur zum Verlangen der Anrechnung berechtigt (RG 52, 286; ZW 

12, 85916), : 1 22 

4. Die Beweislast bezüglich der ihn von der Entrichtung des Mietzinſes befreienden Umſtände 
trifft den Mieter (RG 3. 10. 22 III 685/21). — Kündigungsrecht und Schadenserſatzanſprüche 
des Mieters $ 542 und A 1 dort, dazu $ 286. 


8 553 


) Her Vermieter kann ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt das Miet- 
verhältnis kündigen 2), wenn der Mieter oder derjenige, welchem der Mieter 
den Gebrauch der gemieteten Sache überlaſſen hat, ungeachtet einer Abmahnung 
des Vermieters einen vertragswidrigen Gebrauch der Sache fortſetzt, der 
die Nechte des Vermieters in erheblichem Maße verletzt, insbeſondere einem 
Dritten den ihm unbefugt überlaſſenen Gebrauch beläßt, oder die Sache durch 
Vernachläſſigung der dem Mieter obliegenden Sorgfalt erheblich gefährdet?) ⸗). 

E 1 628 Nr 1 II 497 Abſ 1 Nr 1; M 2 4175 P 2 306, 518. 

1. Außerordentliches Kündigungsrecht des Vermieters ohne Einhaltung einer Kündigungs⸗ 
friſt in 25 e 99 553, 554. Anwendung auf Pachtverhältniſſe nach $ 581 Ab] 2. 
Abtretung des Kündigungsrechts des Verpächters bei Weiterverpachtung der Pachtſache ſ. Seuff A 
80 Nr 116. Die Beſtimmung des $ 553 ſchützt das Intereſſe des Vermieters an der Erhaltung der 
vermieteten Sache gegen ihren vertragswidrigen Gebrauch durch den Mieter, die des $ 554 wahrt 
die Rechte des Vermieters auf die Gegenleiſtung für die Überlaffung des Gebrauchs. Den per- 
ſönlichen Beziehungen zwiſchen dem Vermieter (Verpächter) und dem Mieter (Pächter) und 
den daraus entſtehenden Störungen iſt darin nicht Rechnung getragen. Die Möglichkeit einer 
über die §8 553, 554 hinausreichenden allgemeinen friſtloſen Kündigung aus wichtigem 
Grunde (vgl. 8s 626, 723) ift für Miet- und Pachtverhältniſſe auch ſonſt im Geſetze nicht vorge⸗ 
ſehen. Sie iſt aber bei dem gegenſeitigen Vertrauen und der gegenſeitigen Treue, die hier zumal 
bei der Wohnungsmiete, in beſonderem Maße vorauszuſetzen find (vgl. Vorbem 1 Abſ 1 vor 
$ 535), für eine gedeihliche, auch der Volksgemeinſchaft nützliche Entwicklung ſolcher Rechtsverhält⸗ 
niffe nicht zu zu entbehren und demgemäß, wenn auch nur vereinzelt, in der Riechtſprechung ſchon 
früher anerkannt worden. Bedingen im einzelnen Falle beſondere vertragliche Beziehungen ein 
engeres verſtändiges, friedliches Zuſammenwirken, und entwickelt ſich unter den Vertragsteilen 
eine Feindſchaft von derartiger Schärfe, daß ein ſolches Zuſammenwirken unmöglich wird, 
dann iſt ein Recht zur Kündigung ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt auch für Miete und 
Pacht nach dem allgemeinen Grundsatze (vgl. Vorbem 2a vor $ 705) anzuerkennen, daß Rechts⸗ 
verhältniſſe von längerer Dauer, die ein perſönliches Zuſammenarbeiten der Beteiligten und daher 
ein gutes Einvernehmen erfordern, beim Vorliegen eines wichtigen Grundes jederzeit gekün⸗ 
digt werden können (RG 94, 234: Kündigung eines Pachtverhältniſſes durch die verpachtende 
Kirchengemeinde wegen des feindſeligen Verhällniſſes zwiſchen dem Pächter von Pfarrländereien 
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und dem an dieſen nutzungsberechtigten Pfarrer; R HRR 1933 Nr 344; für den Fall einer 
Teilkündigung ſ. aber RG 150, 321). Kündigung eines Apothekenpachtvertrags durch den Ver⸗ 
pächter wegen Auflöſung der unter den Pächtern beſtehenden offenen Handelsgeſellſchaft ſ. RG 
123,151. Das bei Miet- und Pachtverhältniſſen erforderliche gegenſeitige Vertrauen kann aber auch 
auf andere Weiſe erſchüttert werden, und es kann eine friſtloſe Löſung des Vertragsverhältniſſes 
insbeſondere auch durch Pflichten geboten ſein, die von den einzelnen am Schuldverhältnis 
Beteiligten gegenüber der Geſamtheit des Volkes zu erfüllen ſind. Man wird daher dem 
Vermieter (Verpächter) das Recht zur friſtloſen Kündigung aus wichtigem Grunde ganz allgemein 
für den Fall zuſprechen müſſen, daß die Durchführung des Vertrages durch irgendeinen Umſtand, 
vor allem auch durch die Perſon des Mieters (Pächters) gefährdet wird und deshalb dem Kün⸗ 
digenden nicht mehr zuzumuten iſt, wie z. B. einer öffentlichen Körperſchaft gegenüber einem 
Volksſchädling als Mieter (RG 150, 193; RG FW 1937, 11464; vgl. auch Mohr Danpfl 1936, 262; 
Schlempp DXZ 1936, 421 [423]; Hübſchmann ebenda 1078) *). Eine Löſung von Miet- und 
Pachtverhältniſſen durch Rücktritt des Vermieters oder Verpächters nach $$ 325, 326 
ift damit nicht ſchlechtweg ausgeſchloſſen (vgl. Vorbem 3 vor $ 535 und RG JW 1938, 943°), 
wird aber ebenſo, wie bei Dienſtvertrag und Geſellſchaft (8 626 A 3, § 723 A in Verbindung 
mit $ 705 A 4) überall da abzulehnen fein, wo die für die Zukunft wirkende, den Wert des bisher 
Gewordenen der Gemeinſchaft erhaltende Kündigung möglich iſt (vgl. RG 149, 88; auch Stoll, 
Die Lehre von den Leiſtungsſtörungen 1936 S. 52, 77; Roquette, Rechtsgrundlagen der Woh⸗ 
nungsmiete 1936 S. 50ff.). Über ein entſprechendes Kündigungsrecht des Mieters oder Pächters 
J. 5 542 A 1. Das Rücktrittsrecht ift an ſich auch durch das Mieterſchutzrecht (ſ. unten) nicht aus⸗ 
geſchloſſen, wird aber als Umgehung des wirtſchaftlichen Zwangsrechtes da zu verſagen ſein, wo 
die im Wege der Kündigung verſagte Löſung des Vertragsverhältniſſes nur auf dem andern 
Wege des Rücktritts wegen poſitiver Vertragsverletzung herbeizuführen verſucht werden ſoll 
(NS 15. 4. 29 VIII 333/28). — Die Anwendung der Grundſätze des BGB, auch der 88 553, 554 
in Verbindung mit $ 581 Abſ 2, über das Kündigungsrecht der Vermieter und Verpächter iſt weit⸗ 
gehend eingeſchränkt worden durch die zum Schutze der Mieter und Pächter ergangenen 
Sondervorſchriften (Vorbem 9 vor $ 535). Über den Schutz der Pächter. 5581 X 1 Abſ 2ff. 
Über den Schutz der Mieter ſ. die hier folgenden Erläuterungen. 

Der Mieterſchutz fand feine Regelung zunächſt in der BRBd zum Schutze der Mieter v. 
23. 9. 18 (Vorbem 9 vor $ 535). Nach $ 2 konnte im Falle einer Kündigung des Ver⸗ 
mieters der Mieter das gemeindliche Mieteinigungsamt (die nach § 11 beſtimmte 
andere Stelle oder das Amtsgericht) anrufen, das über die Wirkſamkeit der Kündigung und 
über die Fortſetzung des gekündigten Mietverhältniſſes jeweils bis zur Dauer eines Jahres be- 
ſtimmen, aber, wenn es die Fortſetzung beſtimmte, auch dem Mieter neue Verpflichtungen auf- 
erlegen, insbeſondere den Mietzins erhöhen konnte; unter Umſtänden war auch eine Regelung 

uläſſig, die dem Mieter nicht nur Pflichten auferlegte (R& 101, 115). Die Regelung beſchränkte 
ſich auf das Mietverhältnis ſelbſt und ließ andere Verpflichtungen unberührt. Ordnete daher das 
Mieteinigungsamt eine Verlängerung des Mietverhältniſſes an, ſo wurde nicht der im 
Mietvertrag für die Ausübung eines Ankaufsrechts feſtgeſetzte Zeitraum verlängert (RG 107, 
300). Die Entſcheidungen des Mieteinigungsamts waren unanfechtbar, ſeine Beſtimmungen galten 
als vereinbarte Beſtimmungen des Mietvertrags. Sie konnten deler regelmäßig auch durch 
Vereinbarung geändert werden. Mangels ſolcher Anderung blieben fie für die Beteiligten maß⸗ 
gebend und ebenfo für das Gericht, das im Streitfalle über eine von der Entſcheidung des Miet- 
einigungsamts berührte Frage zu entſcheiden hatte. Vorausgeſetzt war dabei, daß das Miet⸗ 
einigungsamt (ſelbſt nicht Gericht, ſondern Verwaltungsbehörde, RG 107, 284; 126, 99; RG 
SeuffA 84 Nr 31), ſich in den Grenzen feiner Zuſtändigkeit gehalten hatte, und ob dies zutraf, 
war vom Gericht zu prüfen; eine weitere Prüfung, insbeſondere der Ordnungsmäßigkeit des 
Verfahrens und der Beſetzung des Mieteinigungsamts ſtand ihm nicht zu (RG 101, 115, auch 
S. 53; 103 S. 271, 314; 104 S. 153, 364; 105, 59; 126, 99; RG JW 1924, 19645; 1925, 95626 
RG Warn 1922 Nr 117; 23 1922, 5611, . auch JW 1921, 13725 und Seuffa 78 Nr 122). Das 
Mieteinigungsamt war aber auch befugt, auf erneuten Anruf eines Beteiligten einen früheren 
Beſchluß aufzuheben oder zu ändern; dann war die neue Entſcheidung maßgebend, und es ſtand 
dem Gericht nicht zu, nachzuprüfen, ob das Mieteinigungsamt von ſeiner Befugnis mit Recht 
Gebrauch gemacht hatte (RG 103, 314). Nicht zuſtändig war das Mieteinigungsamt, bei Herab- 
ſetzung eines übermäßigen Mietzinſes bindend über die Höhe des vereinbarten Mietzinſes, ins⸗ 
beſondere darüber zu entſcheiden, ob ein Teil eines angeblich für die Einrichtung des gemieteten 
Ladens vereinbarten Kaufpreiſes in Wahrheit Mietzins ſei (RG 104, 153). Über die Aufhebung 
eines vom Vermieter mit einem neuen Mieter abgeſchloſſenen Vertrags, wenn die Fortſetzung 
des alten Mietverhältniſſes beſtimmt wurde, ſ. $ 2 and. Die Mieterſchutzverordnung bezog 
ſich nur auf die Miete (auch Untermiete) von Grundſtücken (auch Lager- und Arbeitsplätze, RG 
17. 6. 22 111 645/21) und ihnen gleichzuſtellenden Wohnräumen und andern Räumen in Ge⸗ 
bäuden (vgl. 8580), nicht auf die Miete beweglicher Sachen, galt aber in dieſer Beſchränkung für 


*) S. jetzt Gef über Mietverhältniſſe mit Juden v. 30. 4. 39 (RG Bl I, 864). 
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Kündigungen aller Art, nicht nur für ſolche zum Zwecke einer Steigerung des Mietzinſes, auch für 
die außerordentliche Kündigung nach § 553, 554 und für die Kündigung des Vermieters im 
Falle des 3 569. Nicht anzuwenden war die Mieterſchutzverordnung auf Rechtsverhältniſſe 
anderer Art, ſo z. B. nicht auf Pachtverhältniſſe, mochten auch zum Pachtgegenſtand Wohnräume 
für den Pächter und ſeine Angeſtellten gehören (RG 102, 186; RG Warn 1922 Nr. 38; RG 
22. 11. 21 III 515/21; f. auch IW 1920, 15722); ferner nicht auf Dienſtverhältniſſe des bürgerlichen 
und des öffentlichen Rechtes, ſo nicht bei Überlaſſung von Dienſtwohnungen an öffentliche Beamte 
und Offiziere (RG 105, 46), an Hausmeiſter, Torwarte und ſonſtige Angeſtellte (JW 1921 S. 2832 
4182, 7705, 77120, 13712; OG 42 S. 1, 156; f. jedoch auch JW 1921, 771u) auch nicht auf Pen⸗ 
ſionsverhältniſſe, wenn die Beköſtigung die Hauptſache bildete (JW 1922, 82612). Anwendung 
der Vorſchriften über den Mieterſchutz auf die Wohnungsleihe ſ. R JW 1921, 13625. — Über 
das Erfordernis einer vorherigen Zuſtimmung des Einigungsamts zur Kündigung 
des Vermieters bei Miete von Wohnräumen, Läden und Werkſtätten ſ. § 6 der VO. Hotel- 
räume ſ. RG 103, 271; Bureauräume OLG 43, 56. Befugnis der Gemeindebehörden nach $ 5a 
MSchVoO, über den Rahmen des $ 6 hinaus die Wirkſamkeit der Kündigung anderer Mieträume 
als Wohnräume, Läden oder Werkſtätten von der vorherigen Zuſtimmung des Einigungs⸗ 
amts abhängig zu machen |. R& 103, 309; 107, 221; Nh FW 1924 S. 799°, 15215; MG 
Warn 1925 Nr 22 Die Kündigung, zu der das Mieteinigungsamt ſeine Zuſtimmung 
geben ſollte, mußte ſich auf einen beſtimmten Grund ſtützen, und die ſo beſtimmte Kün⸗ 
digung ſetzte, um wirtſam zu ſein, ein Doppeltes voraus: ſie mußte nach bürgerlichem Recht 
begründet und nach den aus dem Mieterſchutzrecht ſich ergebenden öffentlich rechtlichen Geſichts⸗ 
punkten zu billigen ſein. Über die zweite Vorausſetzung entſchied das Mieteinigungsamt, über 
die erſte im Streitfalle das Gericht und nur dieſes; die Zuſtimmung des Mieteinigungsamts 
konnte eine nach bürgerlichem Recht unwirkſame Kündigung nicht wirkſam machen (RG 103, 381; 
104, 244: RG JW 1925, 95628). Von mehreren Kündigungsgründen durften diejenigen, denen 
das Mieteinigungsamt nicht zugeftimmt hatte oder die ihm gar nicht zur Kenntnis gebracht worden 
waren, vor Gericht im Räumungsſtreit nicht verwertet werden (RG 104, 244; RG 8. 2. 24 111 
214/23; |. auch JW 1921, 13715). Die Genehmigung des Mieteinigungsamts zur Kündigung 
auf einen beſtimmten Zeitpunkt enthielt nicht ohne weiteres auch die Genehmigung zur Kündi⸗ 
gung auf einen ſpäteren Zeitpunkt (vgl. RG JW 1925, 95678). Das Mieteinigungsamt hatte über 
die ſoziale und wirtschaftliche Berechtigung der Kündigung nach Billigkeitsgründen zu entſcheiden; 
alle Rechtsfragen, z. B. ob ein Mietverhältnis überhaupt zuſtande gekommen, wie lange es ver⸗ 
traglich dauerte, ob einer der geſetzlichen oder vertraglichen Endigungsgründe eingetreten war, waren 
feiner Entſcheidung entzogen und den Gerichten vorbehalten (RG 104, 154; 107, 284; RG Warn 
1922 Nr 118; RG JW 1929, 28632). Über Teilkündigung, wenn das Mieteinigungsamt die 
erforderliche Zuſtimmung nur für einen Teil der Wohnung gab, |. JW 1922 S. 2351, 825°. 
Keine Kündigung im Sinne des $ 6 Moch, daher auch nicht der Zuſtimmung des Miet- 
einigungsamts bedürftig, war eine Vereinbarung zwiſchen Mieter und Vermieter, wodurch ſich 
der erſtere verpflichtete, die Wohnung zu einem beſtimmten Zeitpunkt zu räumen (RG 104, 308). 
Bei der häufigen Vertragsbeſtimmung, daß der auf beſtimmte Zeit geſchloſſene Mietvertrag ſich 
von ſelbſt auf gewiſſe Zeit fortſetze, wenn er nicht beſtimmte Zeit vor ſeinem Ablauf gekündigt 
werde, handelt es ſich ebenfalls nicht um eine Kündigung im Sinne des BOB; dieſe ſog Kündt- 
gung bedurfte daher auch nicht der Zuſtimmung des Mieteinigungsamts (RG 107, 300; vgl. 
$ 564 A 1). Verzichtete der Mieter im Mietvertrag auf Einholung der Zuſtimmung des Miet⸗ 
einigungsamts zu einer Kündigung des Vermieters, ſo war zwar dieſe Vertragsbeſtimmung als 
gegen das zwingende Recht des Mieterſchutzes verſtoßend, nicht aber der Mietvertrag im ganzen 
nichtig (RG Gruch 68, 518). Verſagte bei einem auf beſtimmte Zeit unkündbaren Mietverhaltnis 
das Mieteinigungsamt die nach 9 6 MSch Vo erforderliche Zuſtimmung zu einer nach bürger⸗ 
lichem Recht, z. B. wegen Nichtzahlung des Mietzinſes nach $ 554, gerechtfertigten außerordent⸗ 
lichen Kündigung, ſo mußte der Vermieter den Mieter wohnen laſſen; die Kündigung war aber 
gleichwohl nicht ohne rechtliche Wirkung, bewirkte vielmehr, daß die vertragliche Unkündbarkeit 
wegſiel und das Mietverhältnis von der Kündigung an nur auf unbeſtimmte Zeit beſtand (RG 
Warn 1922 Nr 119; RG 2. 11. 23 111 825/22; f. auch JW 1921, 4764). Durch Anordnungen 
des Mieteinigungsamts, die das Mietverhältnis über das nach bürgerlichem Recht anzunehmende 
Ende hinaus verlängerten, wurde nicht zugleich die vertragliche Friſt fur die Ausübung eines An⸗ 
kaufsrechts bezüglich des vermieteten Grundſtücks verlängert (RO 107, 300). — Auf Grund einer 
Ermächtigung im Sinne des $ ba MSch VO konnte vorgeſchrieben werden, daß Klagen auf 
Räumung von Wohn- und Geſchäftsräumen uſw. nur mit Zuſtimmung des Miet- 
einigungsamts erhoben werden durften. Solche Vorſchriften konnten aber, ebenſo wie andere 
Mieterſchutzvorſchriften, nur auf Anſprüche aus gültigen Mietverträgen bezogen werden, nicht 
auf ſolche Räumungsanſprüche, die aus der Nichtigkeit oder Hinfälligfett des Mietvertrags ab⸗ 
geleitet werden; auch waren ſie, ebenſo wie andere Vorſchriften des Mieterſchutzes (j. oben), auf 
Pachtverhältniſſe nicht anwendbar (RG 104,365). Ein rechtskräftiges Räumungsurteil ber- 
pflichtete den Mieter auch dann zur Räumung, wenn es mangels Genehmigung des Mieteinigungs⸗ 
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amts nicht vollſtreckt werden konnte, und der Mieter unterlag den nach Geſetz oder Vertrag be⸗ 
gründeten Rechtsfolgen der Nichterfüllung (R JW 1927, 5819). 

Neu geregelt wurde der Mieterſchutz durch das am 1.10.23 in Kraft getretene Geſetz über 
Mieterſchutz und Mieteinigungsämter v. 1. 6. 23, RGBl l, 353 (Fortdauer des re 
im befepten Gebiete wäh end der Übergangszeit |. Rd JW 1924, 1521; N 30. 9. 24 111 955/23; 
7.10.24 III 1063/23), dazu BO v. 24. 12.28, Rc l J, 1247 und v. 14.2.24, RO Bl J, 111, ſowie 
das am 1. 7. 26 in Kruft geiretene Gef zur Abänderung des Mieterſchutzes v. 29. 6. 26, NOBII, 
317, neue Faſſung des Mieterſchußgeſetzes v. 30. 6. 26, RGGBl J, 347, dazu die Anderung 
durch Gef v. 17. 3. 27, RGBl 1, 71 (eingefügt 9 52 Abſ 3, 5 52 a), und die Anderung durch Geſ v. 
13. 2. 28, RG Bl J, 17, neueſte Faſſung des Mieterſchutzgeſetzes v. 17. 2. 28, RGBl 1, 
25, dazu die in der Bek v. 27. 4. 33 (RG Bl I, 235) zuſammengeſtellten weiteren Anderungen; 
ferner die Anderungen in Art 5 des Gef v. 27. 10. 33 (RG Bl l, 780, 787) und in der VO v. 20. 4. 
36 (RG Bl I, 378) Art II; dazu Preuß Ausf v. 24. 4. 36 (G8 102); über die Neuregelung des 
Mietrechts Rexroth JW 1936, 1409 ff.; endlich die VO v. 31. 8. 38 (RGBl J, 1070); Regelung 
des Mietsweſens im Saarland |. VO v. 17. 6.35 (RG Bl J, 761), 18.3. 36 (RG Bl I, 195), v. 23.6. 
36 (RG Bl I, 529); Einführung des Mieterſchutzgeſetzes im Saarland |. VO v. 22. 3. 37 (RG Bl. I, 
372); AusfVoO zum Mieterſchußgeſetz für das Saarland v. 22. 3. 37 (RG Bl 1, 373). — Das Mieter- 
ſchutzgeſetz, deſſen Geltungsdauer wiederholt verlängert worden iſt, bedeutete eine weſentliche 
Verſtärkung des Mieterſchutzes, wodurch namentlich das aus dem BGB ſich ergebende Kün⸗ 
digungsrecht des Vermieters in weitgehendem Maße ausgeſchaltet und in dem ſog. Mietſchöffen⸗ 
gericht (Amtsgericht mit Beiſitzern aus dem Kreiſe der Vermieter und Mieter) — ſeit dem 1. 1. 32 
(ſ. unten) erſetzt durch das Amtsgericht ohne Beiſitzer — für die Entſcheidung der auf die Auf⸗ 
bebung eines Mietsverhältniſſes gerichteten Klagen eine beſondere gerichtliche Organiſation mit 
beſonderem Verfahren geſchaffen wurde. Nach $ 1 in feiner bis zu den Anderungen von 1928 
geltenden Faſſung konnten Mietverhältniſſe über Gebäude und Gebäudeteile, vorbehaltlich der 
8 19—26, auf Verlangen des Vermieters gegen den Willen des Mieters nur aus den in den 
8524 (52 Abſ 1 Satz 2 iſt geſtrichen, VO v. 20. 4. 36, RG Bl I, 378, Art II) bezeichneten Gründen 
aufgehoben werden, und die Aufhebung erforderte in jedem Falle Klage des Vermieters und ge⸗ 
richtliches Urteil. Während alſo bisher die gegebenenfalls mit Zuſtimmung des Mietseinigungs⸗ 
amts ausgeſprochene Kündigung des Vermieters die Beendigung des Mietverhaltniſſes zur Folge 
hatte, und der Vermieter unmittelbar auf Räumung klagen konnte, bedurfte es nun einer Klage 
auf Aufhebung des Mietverhältniſſes und eines rechtsgeſtaltenden Urteils des Miet- 
ſchöffengerichts, jezt Amtsgerichts — eine gleichwohl unmittelbar auf Räumung gerichtete 
Klage war vom ordentlichen Gericht als unbegründet, nicht wegen ſachlicher Unzuſtändigkeit 
abzuweiſen (RG 113, 51; RG 27. 4. 26 I1I 599/25; |. aber auch RG Warn 1932 Nr 182) — und 
an die Stelle der nach Geſetz oder Vertrag dem Vermieter zuſtehenden Kündigungsgründe traten 
die im Mieterſchutzgeſetz bezeichneten Vorausſetzungen. Das Geſ v. 17. 2. 28, das den bisherigen 
9 1 durch die Vorſchriften der $$ 1—1 p erſetzte, hat die Aufhebungsklage beibehalten, aber dem 
Vermieter beim Vorhandenſein der Aufhebungsgründe, zu denen ſpäter weitere in $ 4a (ein⸗ 
gefügt durch NotVoO v. 1. 12. 30 Teil 7 Kap IV Art IV, RG Bl J, 598), dazu JW 1938, 45919, 
und in $ 4 der VO v. 4. 12. 37, RGBl I, 1325 (ſ. unten) kamen, auch die Möglichkeit einer 
Kündigung eröffnet, indem es ihm im jetzigen $ 1 Abſ1 unter den gleichen Vorausſetzungen, 
unter denen er auf Aufhebung des Mietverhältniſſes klagen könnte, die Befugnis zu einer Kün⸗ 
digung gibt, für die beſtimmte Formen vorgeſchrieben ſind. Das Kündigungsſchreiben (Vordruck ſ. 
RGBl 1928 I, 55) iſt beim Amtsgericht einzureichen und dem Mieter von Amts wegen zuzuſtellen. 
Widerſpruch des Mieters kann zu einer Güteverhandlung über die Aufhebung des Mietverhältniſſes, 
Unterlaſſung des Widerſpruchs zu einem gerichtlichen Räumungsbefehl führen, der einem Verſäum⸗ 
nisurteil gleichfteht und mit Einſpruch angefochten werden kann. In gewiſſen Fällen verliert die 
Kündigung ihre Kraft. Kündigung an jüdiſche Mieter durch eine gemeinnützige Wohnbaugeſellſchaft 
ſ. DY 1938, 1162. Nach $ In Abſ 1 wird ein für eine beſtimmte Zeit eingegangenes Mietver⸗ 
hältnis nach Ablauf der Mietzeit fortgeſetzt, wenn nicht der Vermieter oder der Mieter ſpäteſtens 
in dem Beitpunft, in dem nach $ 565 eine für den Ablauf der Mietzeit zuläſſige Kündigung zu er⸗ 
folgen haben würde (dazu Gef v. 24. 3. 38, RGBl J, 306, § 0, ſich auf die Beendigung des 
Mietverhältniſſes beruft. Die Berufung des Vermieters iſt aber nur unter den Vorausſetzungen 
zuläſſig, unter denen nach $ 1 Abſ 1 ein Vermieter kündigen kann, und auf die Form der Der 
rufung ſowie auf das weitere Verfahren finden in dieſem Falle die für eine ſolche Kündigung 
geltenden Vorſchriften Anwendung. Nach $ In Abſ 2 kann ein vertraglich vorbehaltenes Ruck⸗ 
krittsrecht vom Vermieter nicht gegen den Willen des Mieters ausgeübt werden. Nach $ 1p 
kann außer durch Kündigung oder Zeitablauf ein Mietverhältnis über Gebäude oder Gebäudeteile, 
vorbehaltlich der 38 19 bis 26, 32 bis 34, auf Verlangen des Vermieters nur im Wege der Klage 
durch gerichtliches Urteil und nur aus den in den 88 2 bis 4a, ſowie in $ 4 der VO v. 4. 12. 37 
(RG Bl I, 1326) bezeichneten Grunden aufgehoben werden ($ 2 Abs 1 Satz 2 ift geſtrichen, VO 
v. 20. 4. 36, R Bi 1, 378, Art II). Dem Vermieter fteht gleich, wer nach dem Abſchluß des Miet⸗ 
vertrages das Eigentum an dem Grundſtück erwirbt (5 1 Abſ 1 Satz 2, 5 1) Satz 3). Im Falle der 
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Aufhebungsklage beſtimmt den Zeitpunkt, für den das Mietverhältnis aufgehoben wird nach 
Maßgabe des 9 5 (dazu Geſ v. 24. 3. 38, RG Bl , 306, $ 4) das Gericht im Urteil, ebenſo, daß 
der Mieter zu dieſem Zeitpunkt den Mietraum an den Vermieter herauszugeben hat. Für die 
Gewährung von Räumungsfriften ift jetzt die Ausgeſtaltung maßgebend, die die Vorſchriften 
des Mieterſchutzgeſetzes unter Wegfall des 55 Abſ4 Gab 1 durch das Geſ v. 29. 3. 33 (RG Bi 1, 147) 
und fpäter erfahren haben (vgl. Die 8 da, 6 des Mieterſchußgeſoßes in der Faſſung der Bek v. 
27. 4. 33, RGBl 1 235, u. der VO v. 20. 4. 36, RG Bl I 378, Art II. dazu JW 1938, 46020). 
Räumungsfrist im Falle, daß der Mieter ſich in einem gerichtlichen Vergleich zur Serausgabe 
eines dem Mieterſchutz unterliegenden Raumes verpflichtet hat, ſ. Gef v. 18. 4. 36 (R Bl I 371) 
Art 1 5 6. Zu $ da des Mieterſchutzgeſetzes j. auch Böhle⸗Stamſchrader J 1938, 2884; 
Dahmann ebenda 2385. Der Mieter iſt materiellrechtlich zur Räumung mit der Folge der 
Schadenserſatzpflicht verpflichtet, wenn das Mietſchoffengericht, jetzt Amtsgericht, das Miet. 
verhältnis gemäß 9 5 Abſ 1 Satz 2 mit fofortiger Wirkung aufgehoben hat, mag auch der Mieter 
Berufung einlegen; die Wirkung des ſeine Berufung zurückweiſenden Urteils iſt auf den Zeitpunkt 
zurückzubeziehen, auf den der erſte Richter die Aufhebung ausgeſprochen hat (RG 116, 382). 
Im Falle des $ 6 Abſ 4, wonach bei Aufhebung des Mietverhaltniſſes bis zur Sicherung des 
Erſatraumes die Beteiligten in Anſehung des Mietraums die aus dem Mietverhältnis 
ſich ergebenden Rechte und Pflichten haben, beſteht kraft Geſetzes ein vertragsgleicher 
Rechtszuſtand; der Vermieter iſt trotz Aufhebung des Mietverhältniſſes bis zur Sicherung 
des Erſatzraumes zur Weitergewährung des Gebrauchs der Mietſache verpflichtet und von 
einem Verzug des Mieters kann keine Rede ſein (RG 122, 57). Das Kündigungsrecht des 
Mieters (vgl. BGB 99 542 ff., 564ff.) iſt unberührt geblieben. Aber auch das Kündigungs ⸗ 
recht des Vermieters hat, auch wenn man von der im Mieterſchutzgeſetz ſelbſt eröffneten Möglichkeit 
abfieht, nicht jede Wirkung verloren, feine Kündigung kann nur nicht die Beendigung des Miet- 
verhältniſſes bewirken, weil dies dem Mieterſchußgeſetz widerſprechen würde. Kündigt z. B der 
Vermieter unter den nach Geſetz oder Vertrag gegebenen Vorausſetzungen einer außerordent⸗ 
lichen Kündigung ein für beſtimmte Zeit eingegangenes Mietverhältnis, ſo beſteht dieſes von nun 
an nur noch auf unbeſtimmte Zeit weiter, und es entfällt insbeſondere auch ein Optionsrecht des 
Mieters (Nis 114, 135; dazu Ro quette JW 1938, 2876). Das Verfahren behandeln die 88 7—18 
(hu 88 12, 13 5. Gef b. 27. 10.33, R Bl I, 780, 787, Art 5 und BD p. 20 4. 56, ROBIL, 378, 
Art IN, beſondere Mietverhältniffe und ſonſtige Vorſchriften die 65 19-35. Yu 19 . Vo o. 
26. 4. 36, Ric Bl I, 378, Art IL In den 83 20ff. (dazu § 23a, eingefügt durch Gef. v. 13. 2. 28, 
ROBLL, 17, geändert durch VO v. 20.4.6, RG Bl 1, 378 Art II, durch die auch $ 20 Abſ2, 88 30, 
34 geſtrichen 1 15 gl. auch $4 der B v. 31 8. 38, R Bl 1, 1070, und J 25 d. eingefligt dure) 
Not Vo v. 1. 12. 30 Teil 7 Kap. IV Art IV RO Bl 1, 590, AusfVOO v. 20. 3. 31, RGBl I, 73) 


wird, behandelt $ 27. Über die gerichtliche 


gegen die Entſcheidungen der Mieteinigungsämter vorſehen (88 41ff.). Rechtsanwaltsgebühren 
und Auslagen, die im Verfahren vor dem Mieteinigungsamt entſtanden ſind, konnen nicht im 
ordentlichen Rechtswege eingeklagt werden, wenn das Mieteinigungsamt über die Pflicht zu 
ihrer Erſtattung nicht entſchieden hat; dagegen kann ein Erſatzanpruch gegen den Kommunal- 
verband aus schuldhafter Amtspflichtverletzung feiner Beamten begründet jein (ch 126, 99; 
vgl. auch RG Sg 1932 Nr 332). Schluß- und Übergangsvorſchriften enthalten die 85 48ff.; zu 
99 48, 52, 520 f. RD v. 20.4. 36 (RG Bl I, 378) Art II Nr 9 u. 14; ebenda Nr 15 ein neuer 353 
über die Zuſtändigkeit des Reichsarbeitsminiſters und des Reichsminiſters der Juſtiz. Das 
MEH®B erſtreckt ſich ebenſo wie die bisherigen Vorſchriften des Mieterſchuzes nur auf Miet⸗ 
verhältniſſe, nicht . B. auf Pacht. Die Unterſcheidung zwiſchen Miete und Pacht (Vorbem 1 
Abſ 5) hat damit verſtärkte Bedeutung gewonnen. Sind mit verpachteten Wirtſchaftsräumen auch 
Wohnräume überlaſſen worden, ſo bedarf es der Feſtſtellung, ob die Wohnung als unſelbſtändige 
nur den gewerblichen Zwecken der Wirtschaft dienende Nebenſache anzufehen iſt, bejahendenfalls 
handelt es ſich nicht um Miete, auch nicht um eine Miſchung aus Miete und Pacht, ſondern um 
reine Pacht, und die Mieterſchutzvorſchriften finden keine Anwendung (RG JW 1927, 5827; 
RG 26. 1.26 111 385/25). Das Mieterſchutzgeſetz bezieht ſich ferner nur auf Mietverhältniſſe 
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über Gebäude und Gebäudeteile, auch ſolche, die nicht dem Wohnen von Menſchen, 
ſondern gewerblichen Zwecken dienen, dagegen iſt es nicht anzuwenden auf die Vermietung un⸗ 
bebauter Plätze, z. B. Lagerplätze, mögen ſelbſt Baulichkeiten von nebenſächlicher Bedeutung 
vorhanden fein, oder vom Mieter auf dem Platze Bauten errichtet worden fein, die gemäß $ 95 
nicht Beſtandteile des Grundſtücks geworden find (RG JW 1926, 574°; 1929, 32871; OLG 44, 1). 
In jedem Falle, auch bei Anſprüchen im Sinne des § 27, wird ferner für die Anwendung des 
Mieterſchutzes ein gültiges Vertragsverhältnis vorausgeſetzt; andernfalls iſt auf Räumung nach 
allgemeinen Grundſätzen vor den ordentlichen Gerichten zu klagen (RG 113, 159). Mangels eines 
zwiſchen ihnen beſtehenden Mietverhältniſſes kann auch der Untermieter gegenüber dem Haupt⸗ 
vermieter ſich nicht auf das Mieterſchutzgeſetz berufen, die Klage des letzteren auf Herausgabe von 
Räumen fällt insbeſondere nicht unter $ 27 (RG 110, 124). Inwieweit auf Gebäude im Eigen- 
tum oder in der Verwaltung des Reiches oder eines Landes oder von Gemeinden, Körperſchaften 
des öffentlichen Rechtes, gemeinnützigen Anſtalten und Stiftungen ſowie gemeinnützigen, nicht 
auf Erwerb gerichteten Organiſationen die Vorſchriften der $$ 9—31 nicht anzuwenden ſind, 
beſtimmt $ 32 (RG 128,59; RG JW 1927, 19235; RG Bay 1927, 322). Dazu die entſprechende 
Anwendung des § 32 Abj 1 bis 3 gemäß § 5 der VO v. 31. 8. 38 (RGBl I, 1070) für Zwecke der 
Wehrmacht oder öffentlicher Verwaltungen und die Neufaſſung des $ 32 Abſ 2 gemäß $ 10 ebenda. 
Nach $ 32a in der Faſſung der VO v. 20. 4. 36 (RG Bl I, 378) Art II gelten die Vorſchriften des 
erſten Abſchnitts des Mieterſchutzgeſetzes nicht für Geſchäftsräume mit Ausnahme von ſolchen, 
die Teile einer Wohnung bilden oder wegen ihres wirtſchaftlichen Zuſammenhangs mit Wohn⸗ 
räumen zugleich mit ſolchen vermietet find; § 52e gilt auch für Mietverhältniſſe über reine Ge⸗ 
ſchäftsräume; $ 32b iſt geſtrichen. Nach näherer Beſtimmung des $ 33, vgl. Not BO v. 1. 12. 30 
Teil 7 Kap. III $ 24 (RG Bl J, 597) und v. 8.12.31 Teil 2 Kap IV Art II 2 (RGBl I, 708), ſollten 
die fraglichen Vorſchriften auch keine Anwendung finden auf Neubauten oder durch Um⸗ oder 
Einbauten neugeſchaffene Räume, wenn ſie nach dem 1. Juli 1918 bezugsfertig geworden, 
ſowie auf Räume ſolcher Wohnungsunternehmen, die als gemeinnützig im Sinne der bezeichneten 
Notverordnung anerkannt ſind. Dieſe Beſchränkung iſt aber für Umbauten und neugeſchaffene 
Räume, die in der Zeit nach dem 1. 7. 18, aber vor dem 1. 12. 37 bezugsfertig geworden ſind, 
weggefallen nach VO v. 4. 12. 37 (RGBl I, 1325), die auch eine Ausdehnung des Mieterſchutzes 
für Altbauten vorſieht und insbeſondere die Bauten gemeinnütziger Wohnungsunternehmen 
anderen Bauten gleichſtellt (ſ. unten). Zum Begriff „Zuſchüſſe aus öffentlichen Mitteln“ in $ 33 
Abſſ3 ſ. Rch SeuffA 83 Nr 44. Über die Nichtanwendung des erſten Abſchnitts des Geſetzes im 
Falle der Wohnungsteilung und des Ausbaues gewerblicher Räume zu Wohnungen ſ. $ 33a in 
der Faſſung der VO v. 20. 4. 36 (RGBl I, 378) Art II Nr 11. Durch die Not VO v. 8. 12. 31 
Teil 2 Kap IV Art II 1 und IV find die Mietſchöffen beſeitigt worden. Seit dem 1. 1. 32 ent- 
ſcheiden die Amtsgerichte und Mieteinigungsämter ohne Beiſitzer. 

Das Anwendungsgebiet des Mieterſchutzgeſetzes erfuhr durch die auf Grund des $ 52 ergangenen 
landesrechtlichen Lockerungsvorſchriften weitgehende Einſchränkungen (vgl. dazu R 121, 
321; 122, 274; 124, 4; RG JW 1928, 253117; 1929, 32211; RG HRR 1930 Nr 2068). Reichs⸗ 
rechtliche Einſchränkungen enthielten die Notverordnungen vom 1. 12. 30 und 8. 12. 31. Nach 
der Not O v. 1. 12. 30 Teil 7 Kap IV Art II, VII galt das Mieterſchutzgeſetz (ebenſo wie das 
Reichsmietengeſetz), unbeſchadet der $$ 49a, 52e, ſeit 1. 4. 31 nicht mehr für Mietverträge, die 
über freigewordene oder freiwerdende Räume neu abgeſchloſſen wurden, ſoweit dieſe beim Ver⸗ 
tragsſchluß einer Inanſpruchnahme auf Grund des Wohnungsmangel&e| nicht unterlagen; die 
Länder konnten eine andere Art des Abbaus wählen. Nach der NotVO v. 8. 12. 31 Teil 2 Kap IV 
Art 1 (RGBl I, 699, 708) — weitere Beſtimmungen ebenda Art II — galt das Mieterſchutzgeſetz 
(ebenſo wie das Reichsmietengeſetz) nicht für Mietverhältniſſe über Wohnungen, deren Jahres⸗ 
friedensmiete gewiſſe, örtlich verſchiedene Beträge überſtieg; auch nicht für Geſchäftsräume, 
ſofern ſie nicht Teile einer Wohnung oder wegen ihres wirtſchaftlichen Zuſammenhanges mit 
Wohnräumen zugleich mit ſolchen vermietet waren, und die Friedensmiete für Wohn⸗ und 
Geſchäftsräume zuſammen hinter den bezeichneten Beträgen zurückblieb. Wie ſich aus der NotVO 
v. 1. 12. 30 Teil 7 Kap IV Art II in Verbindung mit der NotVO v. 8. 12. 31 Teil 2 Kap IV 

Art VIII (RGBl I, 699, 709) und dem Umſtande, daß eine ſoziale Ausgeſtaltung des Mietrechts 
des BGB bis jetzt nicht ſtattgefunden hat, ergibt, it das Mieterſchutzgeſetz (ebenſo wie das Reichs⸗ 
mietengeſetz) auch über den 31. 3. 33 hinaus in Geltung geblieben, während das Wohnungs⸗ 
mangelgeſetz am 1. 4. 33 außer Kraft getreten ift. Um den Übergang in den neuen Rechtszuſtand 
zu erleichtern und den Mietern einen Ausgleich für den Wegfall des Erſatzraumſchutzes zu ge⸗ 
währen, find durch das Geſetz über Räumungsfriſten v. 29. 3. 33 (RG Bl I, 147) die Vorſchriften 
des Mieterſchutzgeſetzes über die Gewährung von Räumungsfriſten neu geſtaltet worden. 

Demgegenüber führte die der Machtübernahme durch den Nationalſozialismus folgende 
Beſſerung der Wirtſchafts⸗ und Lebensverhältniſſe und die damit verbundene Steigerung des 
Raumbedarfs zu einer weitgehenden Wiederherſtellung des ſozialen Schutzes des Mie⸗ 
ters, wie im Bereich des Reichsmietengeſetzes, ſo auch für die Anwendung des Mieterſchutz⸗ 
geſetzes. Hierher gehört das der Verhinderung ungerechtfertigter Mietzinsſteigerungen, ſowie 
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der Erhaltung und Wiedererlangung des Mieterſchutzes dienende Geſetz v. 18. 4. 36 (RG Bl J, 371) 
dazu BO v. 20. 4. 36 (RG Bl I, 378). Nach Art 1 92 des Geſetzes ſollen frei gewordene oder frei⸗ 
werdende Räume, die nach den bisher geltenden Vorſchriften (ſ. den vorigen Abſatz) den Schutz 
des Reichsmietengeſetzes und des Mieterſchutzgeſetzes verlieren würden, dieſen Schutz behalten 
und, ſoweit ſie ihn durch Neuvermietung verloren haben, bei der nachſten Neuvermietung wieder 
erhalten. Vgl. dazu auch 5 535 A 5 letzter Abſatz. Durch VO v. 28 8. 37 (RG Bl 1, 917) find ferner 
zur Durchführung des Vierjahresplans der Reichsminiſter der Juſtiz und der Reichs⸗ 
arbeitsminiſter ganz allgemein ermächtigt worden, Beſtimmungen über den Kündigungsſchutz 
für Miet- und Pachträume zu erlaſſen, die Beſtimmungen des Mieterſchutzgeſetzes, ſowie der dazu 
ergangenen Vorſchriften zu ändern und zu ergänzen, ſowie die Verwendung beſtimmter Vertrags⸗ 
mufter beim Abſchluß ſchriftlicher Miet- und Pachtverträge zu regeln. Darauf beruht die Ausf VO 
v. 4. 12. 37 (RGBl 1, 1325), die eine Ausdehnung des Mieterſchutzes auf Neubauten und 
neugeſchaffene Räume, die in der Zeit nach dem 1. Juli 1918, aber vor dem 1. Dezember 
1937 bezugsfertig geworden ſind, ſowie auf bisher mit Rückſicht auf die Höhe der Jahresfriedens⸗ 
miete den Mieterſchutz nicht genießende Altbauten vorſieht (88 13) und weiter beſtimmt, daß 
es als Mietaufhebungsgrund im Sinne des $ 1 p auch anzuſehen iſt, wenn der Mieter ſich weigert, 
eine vom Reichskommiſſar für die Preisbildung oder von der von ihm beauftragten Stelle ge⸗ 
nehmigte Mieterhöhung anzuerkennen ($ 4). Zur Ausdehnung des Mieterſchutzes ſ. Rexroth 
Def 1937, 1918; DX 1938 S. 1274, derſelbe, Mietrecht der Gegenwart 1938; Dahmann DRpfl 
1938, 111; Bandmann JW 1938, 2; Starke ebenda 730; auch LG Eſſen ZW 1938, 227811 
mit Anm Dahmann. Eine zweite Ausf v. 31. 8. 38 (RG Bl I, 1070), dazu Rexroth DI 
1938, 1415, trifft insbeſondere Beſtimmungen über eine Nichtanwendung des erſten Abſchnittes 
des Mieterſchutzgeſetzes bei Kleinſiedlerſtellen und gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
(88 1 bis 3, 7, 9), über eine entſprechende Anwendung der $$ 20 bis 23a und des 527 Abſ2 des 
Mieterſch ußgeſetzes bei Räumen, die für Angehörige eines beſtimmten Betriebes oder einer be⸗ 
ſtimmten Art von Betrieben zur Verfügung zu halten ſind, aber dem Betriebsinhaber weder 
gehören noch vermietet find ($ 4), ſowie über eine Anwendung oder Nichtanwendung von Vor⸗ 
ſchriften des Mieterſchutzgeſetzes im Intereſſe der Wehrmacht oder öffentlicher Verwaltungen 
gi 1 6, 9). Vgl. auch Dierks, Mieterſchutzgeſetz und baugenoſſenſchaftliche Nutzungsverträge 
R 1938, 99. 

Weſentlich für den Mieterſchutz iſt auch das Geſetz zur Verhütung mißbräuchlicher Aus- 
nutzung 551 a dungs hbelich zeiten v. 13. 12. 34 (RG BI I, 1234), anzuwenden in 
den ſudetendeutſchen Gebieten nach Vo v. 14. 11. 38 (R Bl 1, 1609), v. 30. 12. 38 ( lt, 
2015) und v. 28. 1. 39 (RGGBl I, 103). Das Geſet bezieht ſich zwar nicht nur auf Die Vollitredung 
gegen Mieter, iſt aber für ſie, insbeſondere auch bei Vollſtreckungstiteln auf Räumung einer Woh⸗ 
nung, von beſonderer Bedeutung. N ö 

2. Neben dem Kündigungsrecht des $ 553 und aus dem gleichen Grunde kann der Vermieter, 
wie nach $ 554 (und wie im Falle des $ 542 der Mieter, 5 542 A 1), einen Schadenserſatzanſpruch 
eltend machen, und zwar auch für einen nach der Kündigung eintretenden, durch ſie veranlaßten 

chaden (beſtr.). Vgl. § 554 A1 Abſ 2. f f 

3. Vorausſetzungen der Kündigung nach § 553 find alſo: a) Fortſetzung eines vertrags⸗ 
widrigen Gebrauchs (Verſchulden nicht erforderlich, R JW 1920, 377%; RG HRR 1928 Nr 417 
und 9 550 A 1) ſeitens des Mieters oder desjenigen, dem der Mieter den Gebrauch der gemieteten 
Sache überlaſſen hat (für den Fall der Zwangsmiete ſ. jedoch Vorbem 3 Abſ 2 vor g 535), b) Ab⸗ 
mahnung ſeitens des Vermieters von dem vertragswidrigen Gebrauch, o) erhebliche Verletzung 
RG Seuffa 79 Nr 68: Fiſchereipacht) der Rechte des Vermieters durch den vertragswidrigen 
Gebrauch. Liegt dem Mieter (Pächter), was ſich nicht von ſelbſt verſteht, aber vereinbart ſein 
oder ſonſt im Sinne des Vertrags liegen kann (5 535 A 4), eine Pflicht zum Ge⸗ 
brauch ob, dann iſt der vertragswidrige Nichtgebrauch dem vertragswidrigen Gebrauch 
nach $ 554 gleichzuſtellen (RG 16. 10. 25 III 548/24). — Die Abmahnung ift in allen 
Fällen des $ 553, auch in den am Schluſſe der Borſchrift hervorgehobenen beiden Fällen 
und ſelbſt bei erheblicher Gefährdung der Mietſache, notwendige Vorausſetzung des Kün- 
digungsrechts (NG 104, 26). Sie foll dem Mieter kundgeben, worin der Vermieter den 
Mißbrauch der Mietſache erblickt, damit der Mieter von dem Mißbrauch ablaſſen und jo die friſt⸗ 
loſe Kündigung (und die Klage auf Unterlaſſung $ 550) abwenden kann. Dieſen Zweck erfüllt 
nur eine Abmahnung, welche die Beſchwerden des Vermieters beſtimmt bezeichnet, und nur die 
Fortſetzung eines dieſen beſtimmten Beſchwerden zuwiderlaufenden Verhaltens kann das Recht 
zur friſtloſen Kündigung begründen. Eine allgemeine Erinnerung an den ordnungsmäßigen 
Gebrauch der Mietſache (z. B. der nicht näher dargelegte Vorwurf unſauberer Wirtſchaftsführung 
in dem vermieteten Gafthaufe, verbunden mit der unbeſtimmten Aufforderung, ordnungsmäßig 
zu wirtſchaften) ift noch keine Abmahnung im Sinne des Geſetzes (ach 77, 117). Soll die Kündi⸗ 
gung auf vertragswidrige Überlafjung des Miet- oder Pachtgegenſtandes an einen Dritten geſtützt 
werden, ſo muß die Abmahnung an den Mieter (Pächter), nicht an den Dritten gerichtet ſein 
(RG HAN 1933 Nr 282). Dem Mieter (Pächter), der einem Dritten unbefugt den Gebrauch 
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Überlaſſen hat, muß eine den Umſtänden nach angemeſſene Friſt zur Beſeitigung des vertrags⸗ 
widrigen Zuſtandes eingeräumt werden; die Kündigungsfriſt, die der Mieter (Pächter) mit dem 
Dritten vereinbart hat, iſt dabei aber nicht maßgebend (RG 16. 11. 23 III 847/22). — Die Er⸗ 
heblichkeit der Verletzung oder Gefährdung iſt namentlich von Bedeutung, wenn es ſich um 
Zuwiderhandlungen gegen die Hausordnung handelt, deren Nichtbeachtung vielfach (nach 
Treu und Glauben) als eine erhebliche Verletzung der Rechte des Vermieters oder als eine 
erhebliche Gefährdung der Mietſache nicht angeſehen werden kann. Die Vereinbarung eines 
außerordentlichen Kündigungsrechtes des Vermieters bei geringfügiger Vertragsverletzung des 
Mieters (Verſtoß gegen die Hausordnung) befindet ſich unter den bei Aufſtellung des Deutſchen 
Einheitsmietvertrags (Vorbem 1 Abſs vor 9535) ausdrücklich, gemißbilligten Klauſeln“. Unter 
dem Geſichtspunkt einer erheblichen Verletzung oder Gefährdung iſt z. B. auch zu beurteilen, 
ob ein Verſtoß gegen ſtaatliche Fiſchereiordnungen eine die Anwendung der 85 553, 581 recht⸗ 
fertigende Verletzung der Rechte des Fiſchereiverpächters enthält (RG JW 1925, 11211). Kün⸗ 
digung eines Jagdpachtvertrages wegen nicht weidmänniſcher und nicht pfleglicher Jagd⸗ 
ausübung (RG HRgt 1928 Nr 417). Jetzt iſt hier das RJagdch v. 3. 7. 34 (RG Bl I, 549) maß⸗ 
gebend (vgl. 8581 A 3 Abſ 2). Hat der Mieter gemietete Räume unbefugt weitervermietet (3 549), 
und verlangt der Vermieter die Entfernung des Untermieters, ſo muß nach Treu und Glauben 
geprüft werden, welche Maßregeln zur Entfernung des Untermieters im einzelnen Falle dem 
Mieter billigerweiſe zugemutet werden können, und nur bei Nichterfüllung der danach bemeſſenen 
Anforderungen kann man ſagen, daß der Mieter dem Untermieter den Gebrauch „belaſſen“ habe, 
eine friſtloſe Kündigung alſo gerechtfertigt ſei ((R JW 1920, 1405). — Die Kündigung iſt nicht 
mehr zuläſſig, wenn die Vertragswidrigkeit des Mieters (Pächters), ſei es auch erſt nach Ablauf 
einer dafür beſtimmten Friſt, noch vor dem Zeitpunkt beſeitigt wird, in dem die Kündigung ftatt- 
findet (RG HAN 1933 Nr 282; RG 19. 9. 24 III 165/24). Verwirkung des Kündigungsrechts 
durch Nichtausübung innerhalb eines längeren Zeitraums |. OLG Breslau DJ 1937, 1087. 

4. Wirkungen der Kündigung nach $ 558. Die Kündigung ruft eine Rechtswirkung nur 
hervor, wenn ſie ſich auf eine im Geſetze begründete Befugnis ſtützt; die unberechtigte Kün⸗ 
digung iſt für ſich völlig wirkungslos und erzeugt nicht nur für, ſondern auch gegen den Kündigenden 
keinerlei Rechte. Es kann alſo der Mieter nicht, wenn der Vermieter friſtlos gekündigt hat, dieſen 
ſpäter an der unberechtigten Kündigung feſthalten (RG JW 1913, 4875). Wird aber die unberech 
tigte Kündigung vom Gekündigten angenommen (vgl. 88 146ff.), jo liegt Willensüberein⸗ 
ſtimmung vor und die Kündigung gilt. Die Kündigung iſt freilich zunächſt eine einſeitige Willens⸗ 
erklärung ($ 542 A 2). Sie hat aber einen ſolchen Inhalt, daß der Gekündigte den Kündigenden 
am Wort nehmen und durch ſeine Zuſtimmung feſthalten kann. Daß dies zuläſſig iſt erfordert auch die 
Verkehrsſicherheit. Die ä ordnungsmäßig erfolgte Kündigung hat endgültige Rechtswirkung und 
führt auch wider den Kündigenden ſelbſt die Beendigung des Mietverhältniſſes herbei; dieſe Rechts⸗ 
lage kann gegenüber dem Gekündigten nicht etwa durch einfeitigen Widerruf des Kündigenden verän⸗ 
dert werden (angef. RG). Als Kündigung iſt auch die Klage oder Widerklage des Vermieters (Ver⸗ 
pächters) auf Rückgabe der Mietſache (des Pachtgegenſtandes), insbeſondere auf Räumung, zu 
erachten (RG 10. 10. 19 III 73/19; 4. 10. 21 III 102/21). Zur Rechtfertigung der Kündigung ge⸗ 
nügt es in ſolchem Falle, wenn die Vorausſetzungen der Kündigungsbefugnis zur Zeit des Urteils 
vorliegen (RG 20. 11. 17 III 162/17). — Nimmt der Kündigende die Kündigung mit 
Zuſtimmung des anderen Teils zuritd, fo liegt darin der Abſchluß eines neuen Vertrags in der 
Regel nicht und namentlich dann nicht, wenn die Zuläſſigkeit und Wirkſamkeit der Kündigung 
beſtritten war (RG 28. 11. 19 III 181/19). 


8 554 

Der Vermieter kann ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt das Miet⸗ 
verhältnis kündigen, wenn der Mieter für zwei aufeinander folgende Termine 
mit der Entrichtung des Mietzinſes oder eines Teiles des Mietzinſes im Verzug!) 
iſt. Die Kündigung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Mieter den Vermieter be⸗ 
friedigt, bevor fie erfolgt ?). 

Die Kündigung ift unwirkſam, wenn fih der Mieter von feiner Schuld 
durch Aufrechnung befreien konnte und unverzüglich nach der Kündigung die 
Aufrechnung erklärt “). 

E I 528 Nr 2 II 497 Abſ 1 Nr 2; M 2 417, 418; P 2 228ff., 514ff.; 6 185. 


1. Außerordentliches Kündigungsrecht des Vermieters ohne Einhaltung einer Kündigungs⸗ 
friſt bei Verzug des Mieters. Verhältnis zu § 326 ſ. Vorbem 3 vor $ 535, auch g 553 A 1 Abſ 1. 
Über eine Befugnis des Gerichts, die geſetzlichen oder vertraglichen Folgen der Nichtzahlung oder 
der nicht rechtzeitigen Zahlung des Mietzinſes als nicht eingetreten zu erklären, |. BRS v. 18.8. 14, 
RGBl 377, in der Faſſung v. 20. 5. 15, RGBl 290, dazu RG Bl 1916, 451 (Vorbem 9 vor $ 535). 


Miete Pacht 8 553, 554 = 


den Mieterſchutz ſ. oben $553 Al Abs 2ff. — Kein Verzug (88 284ff.) des Mieters 
die Zahlung infolge eines Umſtandes unterbleibt oder nicht rechtzeitig ſtattfindet, 52 Mieter 


Kontoauszugs des Vermieters berichtigt worden, ohne daß der Vermieter dies gerügt hat, 
ſo kann er auf Verſäumung 


1916, 1584; O80 2, 217; Seuffü 74 Nr 206). Daraus, daß im Vertrage von dem „Rückſtande 


Unpünktlichkeit den Mieter oder Pächter nach Treu und Glauben vorher darauf aufmerkſam 
machen, daß diesmal unpünktliche Zahlung die Kündigung zur Folge haben werde (RG JW 
1932, 10413). — Das Geſetz verlangt nur, daß der Mieter mit der Entrichtung des Mietzinſes 


ringfügi i letzinſes handelt. Dabei iſt die Geringfügigkeit eines Teilrückſtandes 

1225 e 1220 einzelnen Termin rückſtändigen Teilbetrags zu dem an dieſen 
Termin fällig gewordenen Mietzins, nicht nach dem Geſamtbetrag der für beide Termine rück ⸗ 
ſtändigen Beträge zum Geſamtbetrag der auf beide Termine treffenden Mietzinſen zu beurteilen 
(RG 86, 334, auch 82, 54). Die Vereinbarung eines außerordentlichen Kündigungsrechts des 
Vermieters bei geringfügigem Mietzinsrückſtand oder geringfügigem Zahlungsverzug befindet 
ſich unter den bei Aufſtellung des Deutſchen Einheiksmietvertrags (Vorbem 1 Abſ 3 vor 


Da die Kündigung die ſofortige Beendigung des Mietverhältniſſes bewirkt ($ 553 
A 40, konnen Serlepungen des Mietvertrags für die Zukunft nicht mehr vorkommen. 
Schadenserſa anſprüche aus früheren Vertragsverletzungen dagegen werden durch die 
Beendigung es Vertrags nicht berührt. Dies gilt nicht nur für den bis zur Vertrags- 


beſondere für den durch die Kündigung ſelbſt, alſo mittel bar, veranlaßten 


Ausfall am Mietzins für die vereinbarte Dauer des Vertrags. Nur eine Pen dr Feſtlegung 

\ 0 N ieter als für 
die Miete oder für den Ausfall bis zum Ende der Vertragszeit haftbar erklärt wird. Den Beweis 
des Ausfalls muß auch in dieſem Falle der Vermieter führen. Er muß ferner bei Meidung der 
Folgen des § 254 darauf bedacht fein, die Mieträume anderweit zu vermieten, und kann, wenn 
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ihm eingebrachte Sachen eines ſpäteren Mieters als Pfand haften, den früheren nur dann in 
Anſpruch nehmen, wenn er die Pfandgegenſtände verwertet hat oder beweiſt, daß eine Ver⸗ 
wertung nicht möglich oder (nach den Umſtänden) ihm nicht zuzumuten ſei (RG SeuffA 71 
Nr 230). Der Vermieter kann ſich auch für den Fall, daß der Mieter in Konkurs gerät und er, 
der Vermieter, deshalb kündigt, ausbedingen, daß ihm der Mietzins für die reſtliche Mietzeit als 
Schadenserſatz zu zahlen ſei (RG 115, 271). Die Pflicht des Mieters bei vorzeitiger Löſung des 
Mietverhältniſſes für die Dauer der vereinbarten Mietzeit den Mietausfall auch dann zu tragen, 
wenn der Vermieter die Räume anderweit vermietet oder ſie ſogar bis zum Ablauf der Vertrags⸗ 
zeit einem Dritten unentgeltlich überläßt, gehört zu den bei Aufſtellung des Deutſchen Einheits⸗ 
mietvertrags (Vorbem 1 Abſ vor $ 535) ausdrücklich „gemißbilligten Klauſeln“. 

2. Es iſt hier vollſtändige Befriedigung des Vermieters für beide Zinstermine (RG Warn 
1916 Nr 224) vorausgeſetzt. Der Barzahlung ſteht dabei die Einzahlung des Mietzinsrückſtands 
gleich, die der Mieter bei einem Poſtamt des Erfüllungsorts auf das Poſtſcheckkonto des Ver⸗ 
mieters in deſſen Einverſtändnis vornimmt; eine ſpätere Kündigung iſt in ſolchem Falle ausge⸗ 
ſchloſſen, mag auch im Zeitpunkte der Kündigungserklärung der eingezahlte Betrag auf dem 
Konto des Vermieters noch nicht gutgeſchrieben ſein (RG 99, 257). Außerdem kann auch ſtill⸗ 
ſchweigender Verzicht auf die Kündigung vorliegen, wenn der Vermieter nicht bald 
nach Eintritt des Verzugs die Kündigung erklärt oder wenn er eine verſpätete Mietzinszahlung 
oder eine Teilzahlung vorbehaltlos annimmt (RG 82, 50; RG Gruch 48, 103; RG 30. 10. 01 
VI 237/01; ferner 6. 12. 01 111 302/01; 22. 3. 07 1II 462/06; RG Gruch 47, 399; 48, 103). Es 
kommt dabei weſentlich darauf an, ob (gemäß dem Grundſatze von Treu und Glauben) nach den 
geſamten Umſtänden des Falles der Wille des Vermieters, auf ſein Kündigungrsecht zu verzichten 
und ſich mit der Fortſetzung des Mietverhältniſſes einverſtanden zu erklären, angenommen werden 
kann (RG 82, 50). — Der Befriedigung iſt für die Anwendung des $ 554 ein Angebot gleich⸗ 
zuſtellen, das den Vermieter als Gläubiger in Annahmeverzug ($ 293) ſetzt (RG 85, 415). Der 
Vermieter, der wegen Nichtentrichtung des Mietzinſes ein Räumungsurteil gegen den Mieter 
erwirkt hat, braucht das Angebot eines Dritten, gegen Sicherheitsleiſtung oder Hinterlegung, 
des Mietzinſes für die Vertragszeit den Mieter in den gemieteten Räumen zu belaſſen, nicht 
anzunehmen, und verliert ſeinen Schadenserſatzanſpruch gegen den Mieter nicht wegen der Ab⸗ 
lehnung, es müßte denn fein, daß er nur ablehnt, um dem Mieter Schaden zuzufügen (Rc 5. 1. 17 
III 303/16). — Die Abbedingung des $ 554 Abſ 1 Satz 2 gehört zu den bei Aufſtellung des 
Klausen Einheitsmietvertrags (Vorbem 1 Abſ 3 vor § 535) ausdrücklich „gemißbilligten 
Klauſeln“. 

3. Zur Unwirkſamkeit der Kündigung infolge Aufrechnung iſt — abweichend von dem all- 
gemeinen Grundſatz der 99 388, 389 — erforderlich, daß die an ſich ftatthafte Aufrechnung unver⸗ 
züglich nach der Kündigung erklärt wird (Rö 14. 5. 07 III 438/06). Dies gilt, iu der 
Abſicht des Geſetzgebers, alsbald über die Wirkſamkeit der Kündigung Klarheit zu ſchaffen, ohne 
Rückſicht auf den Rechtsgrund der aufzurechnenden Forderung und auch dann, wenn ſie auf eine 
vom Vermieter (Verpächter) gegen den Mieter (Pächter) begangene argliſtige Täuſchung geſtützt 
wird (RG 119, 360). In der Erklärung müſſen die Gegenforderungen des Mieters fo angegeben 
werden, daß der Vermieter ſie auf ihren Beſtand prüfen kann. Die allge meine Erklärung, daß 
der Mieter ſich auf $ 554 Abſ 2 berufe, genügt nicht (RG Warn 1916 Nr 224). Von Aufrechnung 
kann dann keine Rede ſein, wenn ſolche, was an ſich zuläſſig und in den früheren einſeitig das 
Intereſſe der Vermieter wahrenden Mietvertragsformularen auch die Regel gebildet hat, im 
Vertrage ausdrücklich ausgeſchloſſen iſt. — Der Deutſche Ein heitsmiet vertrag ($ 6) ſchließt 
die Aufrechnung des Mieters nicht aus, trägt aber dem Intereſſe des Vermieters dadurch Rechnung, 
daß ſie ebenſo, wie die Ausübung eines Minderungs⸗ oder Zurückbehaltungsrechts, nur zuläſſig 
ſein ſoll, wenn der Mieter ſie mindeſtens einen Monat vor der Fälligkeit des Mietzinſes dem 
Vermieter angekündigt hat. Die friſtloſe Kündigung wegen Zahlungsverzugs des Mieters iſt 
ebenda auf den Fall beſchränkt, daß der Mieter trotz Zahlungsaufforderung mit mehr als der 
Hälfte des fälligen Betrages länger als zehn Tage im Rückſtande iſt. Für eine dem $ 554 Abſ 2 
entſprechende Erklärung wird ebenda ſchriftliche Form verlangt. 
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Macht der Vermieter von dem ihm nach den 88 553, 554 zuſtehenden Kündi⸗ 
gungsrechte Gebrauch, ſo hat er den für eine ſpätere Zeit im voraus entrichteten 
Mietzins nach Maßgabe des $ 347 zurückzuerſtatten ). 

E 1 530 II 497 Abi 3; M 2 421; P 2 220ff. 

1. Tal. $ 54343. Zurückerſtattungspflicht wie im Falle des Rücktritts. — Anderung 
durch Parteivereinbarung (zuungunſten des Mieters) ift zuläſſig. Anderſeits iſt zum Schutze 
des Mieters nicht nur § 138, ſondern auch, ſofern es ſich bei der Zurückbehaltung des im voraus 
bezahlten ganzen Mietzinſes durch den Vermieter um eine den Mieter treffende Vertrags- 
ſtrafe handelt, $ 343 anwendbar (ſ. Dertmann $ 555 Bem 3). 


Miete Pacht $$ 554556 237 


$ 556 


Der Mieter ift verpflichtet, die gemietete Sache nach der Beendigung des 
Mietverhältniſſes zurückzugeben !). 

Dem Mieter eines Grundſtücks ſteht wegen ſeiner Anſprüche gegen den 
Vermieter ein Zurückbehaltungsrecht nicht zu 2). 

Hat der Mieter den Gebrauch der Sache einem Dritten überlaſſen, ſo kann 
der Vermieter die Sache nach der Beendigung des Mietverhältniſſes auch von 
dem Dritten zurückfordern “). 

E I 520 II 498; M 2 401, 402; P 2 188ff. 


1. Die Rückgabe, die bei einer Wohnung auch durch Aushändigung der Schlüſſel an den 
Hausmeiſter geſchehen kann (vgl. OLG 5, 371), bei beweglichen Sachen aber in der Regel 
durch Aushändigung an den Vermieter vom Mieter zu bewirken iſt (Bringſchuld), findet regel⸗ 
mäßig in dem Zuſtande ſtatt, in dem ſich die Mietſache nach ordnungsmäßigem Gebrauch bei 
Beendigung des Mietverhältniſſes befindet. Die Abnutzung und Wertminderung, die durch den 
zweckentſprechenden, ordnungsmäßigen Gebrauch während der Mietzeit eintritt, muß der Ver⸗ 
mieter tragen (RG JW 1912, 85818). Wegen der Haftung des Mieters für die während der 
Mietzeit eingetretenen Veränderungen und Verſchlechterungen ſ. § 548 A 1 und 2. Gibt der 
Mieter die Mietſache im beſchädigten Zuſtande zurück, ſo muß er darlegen und beweiſen, daß 
der Schaden auf einen von ihm nicht zu vertretenden Umſtand zurückzuführen ſei (Seuffl 71 
Nr 256; ORG 28, 151; 33, 09). Bezüglich des Ortes der Rückgabe iſt zu unterſcheiden. Bewegliche 
Sachen find in der Regel dort zurückzugeben, wo ſie vom Vermieter übergeben worden find (vgl. 
OLG 16, 428). Die Rückgabe von Mieträumen muß dort geſchehen, wo fie fich befinden. Dort iſt 
daher auch der Gerichtsſtand des 529 ZPO für Schadenserſatzanſprüche wegen nicht gehöriger Er⸗ 
füllung der Rückgabepflicht begründet (OLG 36, 5). Rückgabe und Wiederherſtellung einer ge- 
mieteten Wohnung als Maſſeſchuld (KO 9659 Nr 2) im Konkurſe des Mieters (OLG 35, 253). Rück⸗ 
gabepflicht mehrerer Mieter |. $ 535 A 3. Über die Zuläſſigkeit der Vertragsklage des Vermieters 
auf Rückgabe einer vermieteten, vom Mieter nach Abſchluß des Mietvertrags in ein Grundſtück ein⸗ 
gebauten Lokomobile ſ. RG SeuffA 64 Nr 28. — Über die Verpflichtung des Mieters, den Ver⸗ 
mieter von der Rückgabe zu benachrichtigen, |. SeuffA 78 Nr 18 Miete einer Schute). Iſt der 
Mieter in der erſten Inſtanz zur Räumung verurteilt, fo iſt er ſowohl im Intereſſe des Vermieters 
als in dem der Geſamtheit an der Vermietung von Räumen verpflichtet, dem Vermieter, falls 
dieſer ein begründetes Intereſſe (z. B. wegen Weitervermietung) daran hat, auch ſchon vor Ablauf 
der Berufungsfriſt, auf Anfrage zu erklären, ob er dem Urteil Folge leiten werde; ſchuldhafte 
Verweigerung oder Verzögerung der Auskunft macht den Mieter ſchadenserſatzpflichtig (JW 1938, 
189585), Über die Verpflichtung des Vermieters bei einer Räumung für die Unterbringung der 
Sachen des Mieters zu ſorgen, |. R HRR 1931 Nr 1215. — Über den auf ſein Eigentum ge⸗ 
ftügten Rückgabeanſpruch des Vermieters ſ. 85 985 ff.; AG 15. 12. 06 V 352/06; und über die ihm 
dabei obliegende Beweislaſt ſ. OLG 7, 17. Über die Klage auf künftige Räumung eines Grund⸗ 
ſtücks, einer Wohnung oder eines anderen Raumes ſ. Vorbem 8 vor $ 535. — Landesgeſetzliche 

äumungsfriſten ſ. EG Art 93. Befugnis des Gerichts, das auf Räumung einer Wohnung 
erkennt, dem Schuldner auf ſeinen Antrag eine den Umſtänden nach angemeſſene Friſt 
zur Räumung zu gewähren, ſ. ZPO 8 721. Über Räumungsfriſten im Bereich des Mieter⸗ 
ſchutzes, ſowie über den Schutz gegen mißbräuchliche Ausnutzung von Vollſtreckungsmöglichkeiten 
1. 553 A 1 Abſ 3ff. Bei unverſchuldeter Verzögerung des Auszugs von ſeiten des Mieters einer 
Wohnung (z. B. infolge von Krankheit oder Todesfall in der Familie) ift der Vermieter nach Treu 
und Glauben und mit Rückſicht auf die gegenſeitige Treupflicht zur Gewährung von Nachſicht ver⸗ 
pflichtet. — Für die Pacht ſ. $ 581 Abſ 2 und 88 591—594. 


2. Ausſchließung des Zurütkbehaltungsrechtes. Die Vorſchrift des Abſ 2 iſt ohne jede Ein⸗ 
ſchränkung gegeben und gilt deshalb wie für Verwendungsanſprüche ſo auch für Schadenserſatz⸗ 
anſprüche, die im Zuſammenhang mit dem Miet- oder Pachtverhältnis entſtanden ſind; es geht 
auch nicht an, das vom Geſetz ausgeſchloſſene Zurückbehaltungsrecht unter dem Geſichtspunkt 
der Argliſt oder der Schikane doch wieder zu gewähren (Re Warn 1936 Nr 35). Andererſeits 
bildet aber die Vorſchrift des Abſ 2 eine aus Zweckmäßigkeitsgründen für die Miete eines Grund⸗ 
ſtücks beſtimmte (allerdings abweichender Vereinbarung zugängliche) Ausnahme von der all⸗ 
gemeinen Regel des $ 273 und muß daher auf den im Geſetz geregelten Fall beſchränkt werden 
daß der Vermieter die Rückgabe des Grundſtücks auf Grund des Mietvertrags verlangt, 
und fein Verlangen unter dieſem Geſichtspunkt auch begründet iſt. Es genügt alſo nicht, daß der 
Mieter zufolge des Mietvertrags in den Beſitz des Grundſtücks gelangt ift, deſſen Rückgabe begehrt 
wird (R JW 07, 1002), und der Mieter kann ein Zurückbehaltungsrecht haben, wenn er den 
Mietvertrag wirkſam angefochten hat und nur aus anderen Gründen, z. B. wegen des Eigentums 

es Vermieters, zur Rückgabe verpflichtet iſt (RG 85, 133). Auch dem Mieter einer Wohnung 
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(8 580) ſteht (zur Vermeidung ſchikanöſer Weiterungen) das Zurückbehaltungsrecht nicht zu, wohl 
aber hat er die ſes Recht wegen feiner Verwendungen gegenüber der auf das Eigentumsrecht 
des Vermieters geſtützten Räumungsklage (RG IW 07, 1002). Ausgeſchloſſen iſt das Zurück⸗ 
behaltungsrecht des Mieters (Pächters) auch in dem Falle, daß ihm wegen vorzeitiger Kündigung 
vertraglich ein Anſpruch auf eine Entſchädigung zuſteht, die ſpäteſtens beim Auszuge zu zahlen iſt 
(RG 108, 137). Ihrer Ausnahmenatur entſprechend iſt die Vorſchrift des Abſ 2 auf Miet- oder 
Pachtverhältniſſe zu beſchränken; bei der Überlaſſung einer Wohnung gegen Dienſte (Werkwohnung) 
bleibt es bei der Regel des $ 273 (RG 18. 1. 24 III 708/23). Die vertragliche Einräumung eines 
Zurückbehaltungsrechts wird durch $ 556 Abſ 2 nicht ausgeſchloſſen (NG 139, 17). Dem Mieter 
einer beweglichen Sache ſteht das Zurückbehaltungsrecht nach $$ 273, 274 in jedem Falle, 
insbeſondere wegen Verwendungen zu. — Auf Grund ſeines Eigentumsrechts kann der 
Mieter die Rückgabe, bei beweglichen und unbeweglichen Sachen, verweigern, ſoweit nicht ſeiner 
Geltendmachung ein perſönliches oder dingliches Recht des Vermieters entgegenſteht (vgl. RG, 
49, 286; 3% 01, 73129; |. auch 8535 A2). — Die Vereinbarung, daß der Mieter Einrichtungen 
und Verbeſſerungen beim Auszuge dem Vermieter koſtenlos zu überlaſſen habe, iſt nicht ohne 
weiteres und jedenfalls dann nicht ſittenwidrig und nichtig (§ 138), wenn der Vermieter die Lage 
des Mieters beim Vertragsſchluß nicht ausgenutzt und der Mieter die Verpflichtung ohne jeden 
Zwang aus völlig freiem Entſchluß übernommen hat (YW 1938, 6637). Bei der Feſtſtellung des 
Deutſchen Einheitsmietvertrages (Vorbem 1 Abſ 3 vor $ 535) wurde das Recht des Ver⸗ 
mieters zur entſchädigungsloſen Übernahme von Einrichtungen des Mieters zu den „gemißbilligten 
Klauſeln“ gerechnet. Bereicherungsanſpruch des Mieters, der bei Beendigung des Mietverhält⸗ 
niſſes die von ihm ausgeführten Einbauten ohne Entgelt zurückzulaſſen verpflichtet iſt, gegen den 
vorzeitig (nach $ 553) kündigenden Vermieter ſ. R SeuffA 87 Nr 88. 

3. Geſetzliche Erweiterung des an ſich nur gegen den Mieter gegebenen vertrags mäßigen 
Anſpruchs auf Rückgabe der beweglichen oder unbeweglichen Sache gegenüber einem Dritten 
(Untermieter), als mitverpflichtetem Geſamtſchuldner. Soll, von der Folge des § 556 Abi 3 ab- 
geſehen, eine vertragliche Beziehung zwiſchen Hauptvermieter und Untermieter hergeſtellt werden, 
fo bedarf es hierzu einer beſonderen Abmachung zwiſchen ihnen (RZ 11. 11. 27 III 442/27). Die 
Rückgabepflicht des Untermieters (Unterpächters) entſteht erſt mit der Aufforderung, die Sache 
zurückzugeben, durch den Vermieter (Verpächter), vorher kann erſterer auch nicht in Verzug ge⸗ 
raten; die Aufforderung kann aber ebenſo wie die nach § 284 erforderliche Mahnung 
unter beſonderen Umſtänden ſchon in der gegen den Hauptmieter oder ⸗pachter gerichteten, 
dem Untermieter oder Unterpächter bekannten Räumungsklage liegen (RG 156, 150), 
Da der Rückforderungsanſpruch des Abſ 3 auf dem zwiſchen Hauptvermieter und Haupt- 
mieter geſchloſſenen Mietvertrag beruht, ſo entfällt er, wenn dieſer mit Erfolg angefochten 
iſt (vgl. RG 85, 133), oder die eine Partei, z. B. der Hauptvermieter, vom Mietvertrage zurücktritt, 
dieſer alſo nicht nur für die Zukunft beendigt wird, ſondern auch für die Vergangenheit fortfällt 
(NS 136, 33). Das Ergebnis, zu dem für den Fall des Rücktritts RG 136, 33 führt, Beſchränkung 
des Hauptvermieters auf den Eigentumsanſpruch, iſt allerdings wenig befriedigend und auch 
inſofern nicht zwingend, als die Bedeutung des $ 556 Abſ 3 gerade darin beſteht, daß eine Wirkung 
des zwiſchen den Parteien des Hauptmietvertrags entſtandenen Schuldverhältniſſes, wozu im 
Falle des Rücktritts auch die nach $ 346 eintretende Rückgabepflicht gehört, über den Kreis der 
unmittelbar Beteiligten hinaus auf den Dritten ausgedehnt wird, dem die Sache übergeben 
worden if. Muß der Untermieter die Mieträume vorzeitig herausgeben, weil der Hauptmiet⸗ 
vertrag beendet iſt, jo haftet ihm der Untervermieter für den Schaden (FW 1938, 14512). — Wenn 
der Mieter oder Pächter, der das gemietete oder gepachtete Grundſtück in Untermiete 
oder Unterpacht gegeben hat, in Konkurs verfällt, und der Konkursverwalter durch Vertrag mit 
dem Hauptvermieter oder Hauptverpächter den Hauptvertrag aufhebt, ſo kann der Untermieter 
oder Unterpächter, der 1 das Grundſtück räumen muß, ſeinen Entſchädigungsanſpruch 
nicht als Maſſeſchuld nach NO $ 59 Nr 1 oder 2, ſondern nur als Konkursforderung nach KO 8 26 
geltend machen (RG 67, 372). Über die Vollſtreckbarkeit eines gegen den Mieter ergangenen 
Räumungsurteils gegenüber dem Untermieter ſ. § 549 A 6b. 


§ 557 
Gibt der Mieter die gemietete Sache nach der Beendigung des Mietver- 
hältniſſes nicht zurück!), ſo kann der Vermieter für die Dauer der Vorenthaltung 
als Entſchädigung den vereinbarten Mietzins verlangen. Die Geltendmachung 
eines weiteren Schadens iſt nicht ausgeſchloſſen 2). 
E 1 625 II 499; M 2 416; P 2 218. 


1. Vorenthaltung der Mietſache gegen den Willen des Vermieters; zu unterſcheiden von 
der ſtillſchweigenden Verlängerung des Mietverhältniſſes nach $ 568. Der Anſpruch nach 
$ 557 tritt ohne Rückſicht darauf ein, aus welchem Grunde die Rückgabe unterbleibt, alſo auch, 
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wenn den Mieter kein Verſchulden trifft (RG JW 1929, 32871; RG 7. 2. 22 III 323/21: 29. 6. 28 
III 509/27; OLG 36, 56), iſt aber nur dann begründet, wenn der Mieter dem Vermieter den 
Beſitz der Mietſache nach Ablauf der Mietzeit vorenthält. Endigt das Mietverhältnis z. B. infolge 
der als Kündigung zu erachtenden Klage auf Rückgabe der Mietſache, ſo muß dieſe noch nach Zu⸗ 
ſtellung der Klage vorenthalten worden fein (RG SeuffA 77 Nr 64). Vorenthaltung (dazu 
Scheuermann JW 1934, 3259) erfordert nicht Fortſetzung des Gebrauches durch den Mieter, 
ſetzt aber voraus, daß er im Beſitze der Sache (R JW 1913, 1103) oder doch in der 
Lage iſt, ihre Rückgabe an den Vermieter herbeizuführen. Vorenthaltung liegt nicht 
mehr vor, wenn die gemietete Sache verlorengegangen iſt. Vom Eintritte des Verluſtes 
(nicht erſt von der Anzeige an den Vermieter) an kann Entſchädigung nicht mehr nach 
Satz 1, ſondern nur nach allgemeinen Grundſätzen (A 2) verlangt werden (RG 99, 230; 
RG Bay 1922, 70; RG 8. 4. 21 111 449/20; RG 9. 2. 23 III 314/22). Für die Berechnung des 
zu erſetzenden Wertes ift dabei der Zeitpunkt des Urteils, nicht der des Verluſteintritts oder der 
Klagerhebung maßgebend (RG SeuffA 77 Nr 64; RG 9. 2. 23 III 314/22). Verurſacht der 
Mieter in anderer Weiſe als durch Vorenthaltung, ſo insbeſondere auch durch Veränderung oder 
Beſchädigung der Mieträume, daß der Vermieter dieſe nach Ablauf der Mietzeit nicht anderweit 
benutzen kann, fo ſteht dem Vermieter nur der Anſpruch auf Erſatz des ihm tatſächlich erwachſenen 
Schadens zu; dieſer Anſpruch verjährt (anders als der Anſpruch aus $ 557, . $ 558 A 2) gemäß 
$ 558 in ſechs Monaten (RG JW 1910, 9391). Verweigert der Vermieter die Rücknahme oder 
gibt er dem Mieter zu erkennen, daß er die Rückgabe nicht wünſche, wie z. B. wenn er die Kündi⸗ 
gung des Mieters als unzuläſſig zurückweiſt, ſo hat der Mieter die gemietete Sache nicht im Sinne 
des § 557 vorenthalten und haftet dem Vermieter höchſtens wegen ungerechtfertigter Be⸗ 
reicherung (RG 103, 289; OLG 36, 56; ebenſo für die Pacht RG SeuffA 88 Nr 136; RG JW 
1937, 8091); es müßte denn fein, daß der kündigende Mieter (Pächter) ſelbſt zur Rückgabe der ge- 
mieteten (gepachteten) Sache nicht gewillt oder nicht in der Lage iſt (RG Warn 1934 Nr 176). 
Anwendung des g 557 auf die mietweiſe Überlaſſung eines mit Mannſchaft ausgerüsteten Schiffes 
(RG 11. 11. 16 1 85/16). ’ 

2. Der vereinbarte Mietzins ſtellt aljo den Mindeſtbetrag der dem Vermieter zu- 
kommenden Entſchädigung dar. Darauf, daß der Schaden des Vermieters (Verpächters) 
aus irgend welchen Gründen geringer ſei, kann ſich der Mieter (Pächter) nicht berufen (RG Warn 
1934 Nr 176). Der Anſpruch aus $ 557 ſetzt überhaupt weder einen Schaden des Vermieters 
noch eine Bereicherung des Mieters voraus (HRR 1934 Nr 855). Der Anſpruch auf Erſatz eines 
weiteren Schadens bedarf der Begründung nach allgemeinen Grundſätzen und ſetzt namentlich, 
anders als die Entſchädigung nach Satz 1, ein Verſchulden des Mieters oder einen ſonſtigen von 
ihm zu vertretenden Umſtand und den Nachweis des Schadens voraus (RG 99, 230; ON 45, 149). 
Aufwertung des als Entſchädigung zu entrichtenden Mietzinſes |. R JW 1929, 3287. Ein für 
den Mietzins vereinbartes Minderungs- und Aufrechnungsverbot wirkt auch für den Entſchädi⸗ 
gungsanſpruch des $ 557 (RR 1932 Nr 107). 


8 558 


) Die Erſatzanſprüche des Vermieters wegen Veränderungen oder Der- 
ſchlechterungen der vermieteten Sache ſowie die Anſprüche des Mieters auf 
Erſatz von Verwendungen oder auf Geſtattung der Wegnahme einer Einrichtung 
verjähren in ſechs Monaten ?). 1 N 

Die Verjährung der Erſatzanſprüche des Vermieters beginnt mit dem geit- 
punkt, in welchem er die Sache zurüderhäft ), die Verjährung der Anſprüche 
des Mieters beginnt mit der Beendigung des Mietverhältniſſes. 

Mit der Verjährung des Anſpruchs des Vermieters auf Nückgabe der Sache 
verjähren auch die Erſatzanſprüche des Vermieters “). 

E II 500 III 651; P 2 177, 193, 271ff.; 6 186. . 

1. Verjährung. S. hierzu die Übergangsbeſtimmung im Art 169 EGG. 

2. Sechsmonatsfriſt behufs möglichſt baldiger Auseinanderſetzung zwiſchen Vermieter und 
Mieter (Prot S. 177, 194, 273). Die kurze Verjährungsfriſt gilt für die hier bezeichneten An⸗ 
ſprüche ohne Unterſchie d, ob fie ſich unmittelbar aus dem Geſetz oder aus 
beſonderen Vertragsbeftimmungen ergeben (RG 62, 329 87, 281; Od 43, 55), 
für Erſatzanſprüche aus Verſchlechterung der Mietſache ohne Unterſchied, ob der Vermieter 
Zahlung oder Wiederherſtellung verlangt (HRR 1933 Nr 916), auch für Ansprüche anläßlich der 
Rückgabe von dem Verpächter gehörigem Pachtinventar (ſ. aber auch HRR 1936 Nr 869), wie 
3. B. auch des Pächters auf Erſatz des von ihm angeſchafften Uberinventars und auf Erſatz des 
durch eigene Verwendungen oder auch nur durch Preisſteigerung hervorgerufenen Mehrwerts 
des übernommenen Inventars (RG 95, 302); für Schadenserſatzanſprüche, gleichviel welche Art 
des Erſatzes gewählt wird (RG 26. 10. 20 III 189/20: Naturalerſatz durch Zurückverſetzung über⸗ 
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mäßig entnommener Erde); für Entſchädigungsanſprüche des Mieters (Pächters), wenn dieſer 
nach dem Vertrag zur Herſtellung von Anlagen und Gebäuden verpflichtet iſt, der Vermieter 
(Verpächter) ihn aber hierfür bei vorzeitiger Kündigung entſchädigen muß (3% 1937, 297113); 
für Entſchädigungsanſprüche wegen Eingriffs des Vermieters in das Wegnahmerecht des Mieters 
(HRR 1938 Nr 582); nicht jedoch für den Anſpruch des Verpächters auf Zurückzahlung einer unter 
Vorbehalt zurückgegebenen Pachtſicherheit (RG 142, 258); auch nicht für den Anſpruch des Pächters 
auf Werterſatz für Sachen, die, wie das ihm vom Verpächter übereignete oder ſonſt von ihm er⸗ 
worbene Inventar, in ſeinem Eigentum ſtehen, alſo nicht Pachtgegenſtand ſind, von ihm aber 
vertragsgemäß nach Beendigung der Pacht dem Verpächter überlaſſen werden müſſen (RG 152 
100). Die Verjährungsfriſt des $ 558 gilt ferner nicht nur für Anſprüche, die ſich auf das 
Mietverhältnis gründen, ſondern auch für ſolche, die allein oder zugleich auf einen andern 
Rechtsgrund, wie Auftrag, Geſchäftsführung und ſelbſt Eigentum und unerlaubte Handlung 
($ 823), geſtützt werden (RG 66, 363; 75, 116; RG JW 06, 135”). Immer aber iſt auch in dieſen 
Fällen für die Anwendung des $ 558 vorausgeſetzt, daß die Anſprüche für den Vermieter (Ver⸗ 
pächter) oder für den Mieter (Pächter), alſo in der Vertragszeit entſtanden ſind. So unter⸗ 
liegen Anſprüche des Mieters (Pächters) auf Erfah ſpäterer Verwendungen nicht der Verjährung 
des § 558 (RG ZW 1936, 23052). Im übrigen gilt für die beiderſeitigen Anſprüche, alſo insbe⸗ 
ſondere des Mieters wegen Mängel der Mietſache und wegen nicht rechtzeitiger Überlaſſung, 
ingleichen wegen Entziehung des Gebrauchs, ſowie des Vermieters wegen Rückgabe der Miet⸗ 
ſache, insbeſondere der gemieteten Räume — jo auch wegen Fehlens mitvermieteter beweglicher 
Sachen, es müßte denn ſein, daß ſie Zubehörſtücke des vermieteten Hauſes waren, daher eine 
Veränderung oder Verſchlechterung der Mietſache vorliegt (RG 10. 2. 20 III 274/19; ebenſo für 
Anſprüche des Verpächters auf Vornahme von baulichen Inſtandhaltungsarbeiten, die der Pächter 
vertraglich als Entgelt für die pachtweiſe Überlaſſung eines Grundſtücks übernommen hat 
(ORR 1937 Nr 6) — die regelmäßige Verjährungsfriſt von 30 Jahren, 88 195, 198; für 
den Anſpruch des Vermieters auf rückſtändigen Mietzins, dem inſoweit der Entſchädigungs⸗ 
anſpruch aus $ 557 gleichzuſtellen iſt (HNN 1936 Nr 869, vgl. auch 1934 Nr 792), die vier⸗ 
jährige Friſt nach $$ 197, 198, bei gewerbsmäßigem Vermieten von beweglichen Sachen die 
zweijährige Friſt nach $ 196 Nr 6. Anderſeits darf $ 558 nicht in einem zu engen Sinne 
aufgefaßt werden. Schon der Wortlaut („vermietete Sache“) ſchließt nicht die Anwendung 
der Vorſchrift auf die Beſchädigung ſolcher Räume und Anlagen aus, die zwar nicht dem 
Mieter übergeben, ſondern im unmittelbaren Beſitze des Vermieters verblieben ſind, 
an denen den Mietern aber ein Mitbenutzungsrecht zuſteht, wie z. B. der Treppen und 
Flure ($ 535 A 2). Auch ſolche gemeinſamen Räume und Anlagen find vermietete Sachen 
im Sinne des $ 558. Zweifel können entſtehen, wenn es ſich nicht ausſchließlich um 
Schäden an derartigen gemeinſamen Anlagen, ſondern zugleich an ſolchen Sachen handelt, an 
denen dem Mieter keinerlei Benutzungsrecht zuſteht. Man denke an den Fall, daß der Mieter 
den Ausbruch oder das Umſichgreifen eines in den Mieträumen ausgebrochenen Brandes ver⸗ 
ſchuldet hat, durch den dann nicht nur die Mieträume, ſondern auch andere Teile des Miethauſes 
beſchädigt worden find. Mit Recht hat jedoch RG 75, 116 ſich dahin ausgeſprochen, daß für den 
Fall eines ſolchen durch die Verletzung der Mieterpflichten erwachſenen einheitlichen Schadens 
die Verjährung des Erſatzanſpruchs des Vermieters nur eine einheitliche ſein und nicht in betreff 
der Beſchädigung der vermieteten Räume in ſechs Monaten, im übrigen in 30 Jahren eintreten 
könne. Sinn und Zweck der Vorſchriften des § 558 erfordern ihre Anwendung auf die Erſatz⸗ 
anſprüche des Vermieters wegen des ganzen Schadens. Daß die Rechtſprechung beſtrebt iſt, 
dem Verkehrsbedürfnis zu folgen, das raſche Auseinanderſetzung unter den Vertragsparteien 
verlangt, zeigt auch RG 80, 439. Die Verjährung des Anſpruchs des Mieters auf Wegnahme 
einer Einrichtung wird nicht dadurch gehemmt, daß der Vermieter ſein Pfandrecht geltend macht 
(HRR 1932 Nr 108). Läßt der Mieter den Anſpruch auf Wegnahme von Einrichtungen ver⸗ 
jahren, dann kann er weder ungerechtfertigte Bereicherung des Vermieters noch Mietwucher 
geltend machen (HRR 1931 Nr 209). 

3. Die Verjährung beginnt hiernach alſo mit dem Zeitpunkte, zu welchem der Ver⸗ 
mieter ſichere Kenntnis von etwaigen Veränderungen oder Verſchlechterungen erhält oder 
erhalten kann, von dem ab er alſo in der Lage iſt, ſeine Rechte nach dieſer Richtung wahrzunehmen 
(vgl. RG 128; 194; 142; 258; RG SeuffA 89 Nr 80). Solange der Vermieter oder ſein Bevoll⸗ 
mächtigter aus nicht in ihrer Perſon liegenden Gründen dazu außerſtande ſind, iſt die Voraus⸗ 
ſetzung für den Beginn der Verjährung nicht gegeben (R HR 1928 Nr 1586). Die Rückgabe 
eines Pachtgrundſtücks, mit der die Verjährung der Erſatzanſprüche des Verpächters beginnt, 
kann auch ſtillſchweigend durch ein Verhalten des Pächters geſchehen, wodurch er dem Ver⸗ 
pächter gegenüber zum Ausdruck bringt, daß er den Gebrauch des Grundſtücks aufgebe und dem 
Verpächter überlaſſe, iſt aber z. B. in der Einſtellung des Betriebs in einer gepachteten Sand⸗ 
grube unter Eröffnung des Betriebs in einer andern Grube auch dann noch nicht zu finden, 
wenn der Verpächter davon weiß (R 5. 7. 18 111 137/17). Iſt ein vermietetes Schiff 
untergegangen, vom Mieter aufgegeben und von einem Dritten gehoben, ſo genügt nicht, 
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daß der Eigentümer hiervon Kenntnis hat; daß er es im Sinne des Abſ 2 zurückerhalten 
habe, kann erſt dann angenommen werden, wenn der Dritte ſich dem Eigentümer gegenüber zur 
Herausgabe gegen Erftattung der Bergungskoſten bereit erklärt und der Eigentümer dem zuſtimmt 
(Rc Gruch 69, 373). Wird die Sache vorzeitig zurückgegeben, fo beginnt die Verjährung ebenfalls 
mit der Rückgabe, nicht erſt mit der Beendigung des Mietverhältniſſes (OLG 41, 117). Erhält 
der Vermieter die Sache in Teilen zurück, ſo kann die Verjährung der einzelnen Erſatzanſprüche 
zu verſchiedenen Zeiten beginnen (OL 39, 154). Entkräftung des Verjährungseinwandes durch 
die Gegeneinrede der Argliſt |. RG 87, 281. Fordert der Vermieter wegen Verwahrloſung der 
Räume von dem ausgezogenen Mieter Erſatz der Ausbeſſerungskoſten und des Mietausfalls, fo 
liegt ein einheitlicher Schadenserſatzanſpruch vor, der auch nur einheitlich verjährt; ſolange be- 
züglich des Erſatzes der Ausbeſſerungskoſten dem Einwand der Verjährung die Einrede der all⸗ 
gemeinen Argliſt entgegenſteht, kann auch der Anſpruch wegen des Mietausfalles nicht verjähren 
(RG 26. 4. 34 IV 19/34). — Aus dem nur den Beginn der Verjährung beſtimmenden Abſ 2 
it eine Einſchränkung des Abſ 1 nicht herzuleiten (RG 75, 116). Nur wenn die Miet- 
ſache völlig untergegangen iſt, der Vermieter alſo nichts zurückerhält, ſteht der Anwendung 
des $ 558 das Bedenken entgegen, daß es an einem Anfangspunkt der Verjährung fehlt. Dagegen 
iſt ſeine Anwendung unbedenklich, wenn ein vermietetes Zirkusgebäude abbrennt, das mitver⸗ 
mietete Grundſtück aber an den Vermieter zurückgegeben werden kann (RG 96, 300; vgl. auch 
OLG 5,373). — Für die Unterbrechung der Verjährung wegen des ganzen Schadens genügt 
es, wenn durch Klage oder was ihr gleich ſteht, wegen beſtimmter Mängel Erſatz und zwar voller 
Schadenserſatz verlangt wird, mag auch der zunächſt verlangte Geſamtſchadensbetrag ſich nach⸗ 
träglich als unzureichend erweiſen und eine Erhöhung nötig machen (RG 16. 1. 23 ILL 239/22). — 
Der Vermieter ift bei Verjährung feiner Ansprüche nicht gehindert, feine Befriedigung aus dem 
ihm geſetzlich zuſtehenden Pfandrechte ($ 559) zu ſuchen ($ 223). 

4. Vgl. $ 224. — Durch Vertrag können kurze Ausſchlußfriſten für die Geltendmachung von 
Erſatzanſprüchen beſtimmt werden. Sehr kurze Ausſchlußfriſten ſind aber nach Treu und Glauben 
dahin zu verſtehen, daß in den Fällen, in denen ihre Einhaltung nicht angängig iſt, eine vom 
Richter zu beſtimmende angemeſſene Friſt an ihre Stelle tritt. So für einen Pachtvertrag RG 
JW 1917, 2848. 


$ 559 


Der Vermieter eines Grundſtücks hat für feine Forderungen aus dem Miet- 
verhältnis ein Pfandrecht!) an den eingebrachten Sachen des Mieters ?). Für 
künftige Entſchädigungsforderungen und für den Mietzins für eine ſpätere 
Zeit als das laufende und das folgende Mietjahr kann das Pfandrecht nicht 
geltend gemacht werden ?). Es erſtreckt ſich nicht auf die der Pfändung nicht 
unterworfenen Sachen ). 

E 1 521 Abſ 1 II 501; M 2 402-407; P 2 194ff., 212ff. 


1. Rechtliche Natur. Dleſes Pfandrecht ſteht dem Vermieter (oder Untervermieter) eines 
Grundſtücks oder eines Wohnraumes oder andern Raumes in einem Gebäude (§ 580) — nicht 
aber einer beweglichen Sache, insbeſondere nicht eines Schiffsraumes (SeuffA 61 Nr 136) — 
zu und iſt ein geſetzliches Pfandrecht (alſo ohne unmittelbaren Beſitz des Vermieters, den dieſer 
erſt mit Ergreifung der tatſächlichen Herrſchaft nach $ 561 erwirbt, RG Warn 1934 Nr 51), auf das 
Eboch, feine wirkſame Entſtehung nach $ 559 (kein Pfanderwerb kraft guten Glaubens nach $ 1207, 
Ded 2, 80; 4, 329) vorausgeſetzt, nach § 1257 die Vorſchriften über das durch Rechtsgeſchäft 
beſtellte Pfandrecht entſprechende Anwendung finden, d. h. inſoweit fie nicht Beſitz auf ſeiten 
des Pfandgläubigers vorausſetzen; es find mithin hier insbeſondere $$ 1222, 1227—1231, 1232 
Gap 2, 89 12331249, 1250, 1252, 1255, 1256 anzuwenden. Über das Verkaufsrecht des 
Vermieters bezüglich der eingebrachten Sachen und feine Ausübung ſ. 88 1228ff. Es iſt Beſitz⸗ 
erlangung, geeignetenfalls gemäß $ 561, erforderlich. Über die Verpflichtung des Vermieters, 
der auf Grund ſeines Pfandrechts Möbel des Mieters in Beſitz nimmt und fie ohne Ermächtigung 
an Dritte vermietet, dem Mieter den Reinertrag der Nutzungen herauszugeben, ſ. RG 105, 
4 Die ihm zur Sicherung übereigneten Sachen des Mieters darf der Vermieter nur 
unter Wahrung der Intereſſen des Mieters veräußern (OR 1936 Nr 1485). — Das Pfand⸗ 
recht entſteht mit der Einbringung der Sachen in die gemieteten Räume, nicht 
ſchon auf das Grundſtück des Vermieters überhaupt (RG Gruch 26, 997), in dem Falle 
ledoch, wenn der Mieter mit dem Rechtsnachfolger ſeines urſprünglichen Vermieters unter 
Aufhebung des mit dieſem abgeſchloſſenen Mietvertrags einen neuen ſchließt, erſt mit dieſem 
neuen Vertragsabſchluſſe (MG 6.6. 05 III 541/04). Daher geht auch, wenn der Mieter im näm- 
“hen Grundſtlick neue Räume mietweiſe bezieht, ein vorher begründetes Pfändungspfandrecht 
eines Dritten dem Vermieterpfandrecht vor (HRR 1932 Nr 109). Geſtattet der Vermieter dem 
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Mieter ohne beſonderes Entgelt die Mieträume ſchon vor der im Vertrag vereinbarten Zeit zu 
beziehen, ſo beginnt das Mietverhältnis mit der tatſächlichen Benutzung, und die eingebrachten 
Sachen des Mieters unterliegen ſofort dem geſetzlichen Pfandrecht (OLG 33, 321). Neben dieſem 
geſetzlichen Pfandrechte kann übrigens ein rechtsgeſchäftliches Pfandrecht mit den ihm zu⸗ 
kommenden Vorausſetzungen und Wirkungen beſtellt werden (RG 14. 3. 05 VII 376/04). Der 
Vermieter kann wegen fälliger Forderungen die eingebrachten Sachen des Mieters auch im Wege 
der Zwangsvollſtreckung pfänden; einheitliche Entſcheidung des Prozeßgerichts über das Be⸗ 
ſtehen des Vermieterpfandrechts und über die Wirkſamkeit der Pfändung (ſtatt ZPO § 766) in 
ſolchem Falle |. R Warn 1921 Nr 28. — Tritt der Vermieter einzelne Forderungen aus dem 
Mietverhältnis an einen Dritten ab, ſo erwirbt dieſer auch das Pfandrecht an den Sachen, die ihm 
zur Zeit der Abtretung unterliegen ($$ 401, 1250). Für den Fall der Veräußerung des Grund⸗ 
ſtücks ſ. § 571 A 3. — Wird die zur Vermietung etwa erforderliche Zuſtimmung des Mieteini- 
gungsamts erſt nachträglich erteilt, ſo wirkt das Vermieterpfandrecht gegenüber pfändenden 
Gläubigern des Mieters erſt von dem Zeitpunkt der Genehmigung; früher erworbene Pfändungs⸗ 
pfandrechte gehen ihm alſo in jedem Falle vor (vgl. JW 1922, 627°). — Für die Pacht |. 8 581 
Abſ 2 und $ 585. 

2. Gegenſtand: die eingebrachten Sachen, d. h. die auf Grund des Mietverhältniſſes in das 
Grundſtück gebrachten (OLG 39, 174), nicht nur vorübergehend eingeſtellten Sachen, wozu auch 
Geld (SeuffA 68 Nr 244), Inhaberpapiere und mit Blankoindoſſament verſehene Orderpapiere 
(88 1292, 1295) gehören, nicht aber die auf den Namen lautenden Hypothekenbriefe, Lebens⸗ 
verſicherungspolicen und Sparkaſſenbücher (Legitimationspapiere), die nicht Träger der Forde⸗ 
rung find (RG 10, 40; 20, 135); vgl. auch RG Warn 1920 Nr 184 (Pfandrecht des Verpächters 
an einem während der Pachtzeit auf dem Pachtgrundſtück errichteten Gewächshauſe, das für den 
Fall feiner Fertigſtellung an einen Dritten veräußert worden ift). Auch zur Veräußerung be⸗ 
ſtimmte Sachen (Waren) unterliegen dem Pfandrechte des Vermieters oder Verpächters (vgl. 
8 560 Satz 2). Es kann ſich auch auf Sachen erſtrecken, die auf dem vermieteten oder verpachteten 
Grundſtück erzeugt ſind, z. B. die Ziegel einer gepachteten Ziegelei; der für das „Einbringen“ 
entſcheidende Vorgang iſt, daß die zum Vermögen des Mieters (Pächters) gehörende Sache in den 
durch das Mietverhältnis vermittelten Machtbereich des Vermieters (Verpächters) tritt (RG 132, 
116). — Unter das geſetzliche Pfandrecht fallen aber nur die eingebrachten Sachen des 
Mieters — dieſe auch dann, wenn ihm das Eigentum nur zu einem Bruchteil (RG 146, 
334) oder unter einer auflöfenden Bedingung ($ 158 Abſ 2) übertragen iſt, nach deren 
Eintritt das Pfandrecht beſtehen bleibt, da es nicht auf einer Verfügung des Mieters 
beruht; auch die von einem Vorerben eingebrachten Erbſchaftsſachen, da der Vorerbe 
wirklicher Eigentümer iſt (Seuffa 71 Nr 206) —, nicht Sachen ſeiner Ehefrau und ſeiner 
Kinder, ausgenommen, wenn ſie mit ihm zuſammen den Mietvertrag abgeſchloſſen haben, ſo 
auch, wenn die Frau den Mietvertrag als Mieterin neben dem Ehemann unterzeichnet hat, oder 
wenn die eingebrachten Sachen der Ehefrau bei allgemeiner Gütergemeinſchaft, Errungenſchafts⸗ 
gemeinschaft oder Fahrnisgemeinſchaft in das Geſamtgut fallen (88 1438, 1459, 1519, 1530, 
1549), wozu weiter auch die Vermutung aus $ 1362 (RG 80, 62) in Betracht kommt. Ebenſo⸗ 
wenig werden von dem Vermieterpfandrecht Sachen des Untermie ters betroffen, welche viel⸗ 
mehr nur dem Pfandrechte des Untervermieters unterliegen. Über eine Verpflichtung des mit 
dem Mieter einziehenden Untermieters, dem Vermieter bei Meidung einer Haftung aus $ 826 
anzuzeigen, daß wertvolle Einrichtungsgegenſtände nicht dem in ſchlechter Vermögenslage be- 
findlichen Mieter, ſondern dem Untermieter gehören, |. HRR 1934 Nr 483. Desgleichen fallen nicht 
unter das Pfandrecht des Vermieters Sachen, die der Mieter dem Vermieter übereignet hat (RG, 
Warn 1927 Nr 102); auch nicht Sachen eines Dritten, insbeſondere nicht die dem Mieter unter 
einer aufſchiebenden Bedingung zum Eigentum übertragenen Sachen während noch ſchweben⸗ 
der Bedingung (OLG 3, 28; 16, 429), ferner nicht die in den Mieträumen zurückgebliebenen 
Sachen eines früheren Mieters, der aus dem Vertragsverhältnis ausgeſchieden iſt (OLG 7, 
462), und nicht die Sachen desjenigen, der ſich das Eigentum an den im Beſitze des Mieters 
befindlichen Sachen vorbehalten hat. Wird der Mietvertrag durch einen neuen erſetzt, der nicht 
nur eine Fortſetzung des alten bedeutet, und iſt bis zum Beginn des neuen Mietverhält⸗ 
niſſes das Eigentum an eingebrachten Sachen auf einen Dritten übergegangen, ſo hat der 
Vermieter kein Pfandrecht an ihnen für Forderungen aus dem neuen Mietverhältnis 
(OLG 39, 174). An fremden Sachen hat der Vermieter das geſetzliche Pfandrecht auch dann nicht, 
wenn er zur Zeit ihrer Einbringung das Eigentumsrecht des Dritten nicht kannte, die einge- 
brachten Sachen vielmehr für Sachen des Mieters hielt; denn der Grundſatz: „Hand wahre Hand“ 
findet hier keine Anwendung (M 2, 405; Prot 2, 2000). Dies gilt ſelbſt dann, wenn der Dritte 
in ſeine Mithaftung eingewilligt oder im Einverſtändnis mit dem Mieter dem Vermieter vor⸗ 
geſpiegelt hat, daß der Mieter Eigentümer fei, und auch ein Vertragspfandrecht entſteht in dieſen 
Fällen mangels der dazu erforderlichen Übergabe nicht (RG Gruch 49, 480; a. M. OLG 36, 58). 
Wohl aber kann der Mieter, der ſich dem Vermieter gegenüber als Eigentümer der fremden Sachen 
ausgibt, wegen unerlaubter Handlung, insbeſondere nach 9826, haftbar werden, und der Dritte, der 
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einen vermögensloſen Mieter vorſchiebt, aus dem gleichen Grund unter Umſtänden die Herausgabe 
feiner Sachen nicht vor Tilgung des Mietzinſes verlangen. Nach § 10 des Deutſchen Einheits 
mietvertrags hat ſich der Mieter ausdrücklich darüber zu erklären, ob die beim Einzug in die Miet⸗ 
räume eingebrachten Sachen ſein freies Eigentum und nicht gepfändet oder verpfändet ſind. 
Die Verpflichtung des Mieters zur Anzeige, wenn er ſpäter Gegenſtände einbringt, die ihm nicht 
gehören, befindet ſich dagegen unter den bei Aufſtellung des Einheitsmietvertrags ausdrücklich 
gemißbilligten Klauſeln (vgl. Vorbem 1 Abſ 3 vor $ 535). Erwirbt der Mieter das Eigentum an 
eingebrachten Sachen nach der Einbringung, z. B. durch Wegfall eines Eigentumsvorbehalts, ſo 
entſteht das Pfandrecht des Vermieters mit dem Zeitpunkt des Eigentumserwerbs (RG 60, 73). 
Vermieterpfandrecht an Kraftwagen bei Wechſel der Inhaberſchaft im Garagenbetrieb ſ. HRN 
1932 Nr 1567. Das Eigentum oder Miteigentum des Mieters muß nötigenfalls der Vermieter 
nach weiſen; auf die Vermutung des $ 1006 kann er ſich nicht berufen (RG 146, 334). Doch wird 
meiſtens der erſte Anſchein für das Eigentum des Mieters ſprechen und dann der Anſpruchsgegner 
des Vermieters dieſen Anſchein zu entkräften haben (vgl. HRR 1935 Nr 1449). War der Mieter 
(Pächter) zur Zeit der Einbringung Eigentümer der eingebrachten Sachen (des eingebrachten 
Inventars), dann läßt eine ſpätere Anderung der Eigentumsverhältniſſe das Pfandrecht 
unberührt, es müßte denn ein Fall des $ 936 vorliegen oder eine Entfernung der Sache (des Inven⸗ 
tars) vom Grundſtück (§ 560) hinzukommen (R JW' 1937, 6135). Das gilt im Falle der Be⸗ 
erbung des Mieters oder Pächters auch dann, wenn das Miet- oder Pachtverhältnis nur von einem 
Teil der Erben fortgeſetzt wird (RG ebenda). 

3. Als Forderungen, wegen deren das Pfandrecht geltend gemacht werden kann, kommen in 
Betracht alle Forderungen, die aus dem Mie tverhältniſſe herrühren oder damit zuſammen⸗ 
hangen, auch anders geartete Forderungen eines Vermieters eingerichteter Zimmer für per⸗ 
ſönliche Dienſte und für andere Leiſtungen, wenn fie nur nebenſächlicher Natur find (vgl. 
8585 A 2 a. E.), alſo für Frühſtück, Aufwartung, Feuerung (OLG 26, 392), dagegen nicht ſelb⸗ 
ſtändige, neben der Mietforderung hergehende Anſprüche, wie z. B. aus dem Bierlieferungs⸗ 
vertrag einer Brauerei mit ihrem Mieter oder Pächter, einem Gaſtwirte (RG 37, 89; RG Gruch 
26, 996). Auch für die erſterwähnten Mietforderungen beſteht das Pfandrecht nur mit der Be⸗ 
ſchränkung, a) daß es wegen des künftigen Mietzinſes nicht für eine ſpätere Zeit als für das 
zur Zeit der Geltendmachung (RG 54, 301) laufende und das folgende Miet- (nicht Kalender-) 
Jahr, bei einem auf unbeſtimmte Zeit abgeſchloſſenen Mietvertrage alſo nur wegen des Miet⸗ 
zinſes für ein Jahr über das laufende Mietjahr hinaus (OL 3, 236; 20, 110), b) daß es nur für 
bereits fällige, d. h. zur Zeit der erſten Geltendmachung des Pfandrechts in allen ihren Vor⸗ 
ausſetzungen feſtſtehende und ſofort beizutreibende, nicht für betagte und für erſt künftig ent⸗ 
ſtehende Entſchädigungsforderungen ausgeübt werden kann (Prot 2, 194ff.; RG 54, 301). 
Das Pfandrecht des Vermieters (Verpächters) wird damit nicht auf Forderungen beſtimmter 
Art beſchränkt; Satz 2 ſchränkt vielmehr nur die Ausübung des Pfandrechts im ein⸗ 
zelnen Falle ein (RG JW 1937, 613%. Als künftige Entſchädigungsforderung, nicht 
als Pachtzinsforderung, erſcheint insbeſondere ein bei friſtloſer Aufkündigung eines Pacht⸗ 
verhältniſſes vom Verpächter gegen den Pächter erhobener Anſpruch dahin, daß er 
den bei einer anderweiten Verpachtung entſtehenden Pachtausfall bis zum Ablauf 
feiner vertragsmäßigen Pachtzeit an den jedesmaligen Zinsterminen berichtige (RG 21. 
5. 09 III 470/08); für Miete ſ. auch Seuffl 71 Nr 401; a. M. OLG 21, 202; 36, 63). 
Auch auf den Entſchädigungsanſpruch des 8557 erſtreckt ſich das Pfandrecht des Vermieters nur 
ſoweit, als er zur Zeit der Geltendmachung des Pfandrechts bereits erwachſen iſt (HRR 1937 
Nr 795). — Das Pfandrecht beſchränkt ſich auf Forderungen aus demjenigen Mietverhältniſſe, auf 
Grund deſſen die Sachen eingebracht worden ſind. Hat ein Mieter von dem nämlichen Vermieter 
verſchiedene Räume eines Grundſtücks, z. B. als Wirtſchaft und als Wohnung, auf Grund jelb- 
tändiger Verträge gemietet, ſo ergreift das Vermieterpfandrecht wegen des Mietzinſes für den 
einen Raum nicht die in den anderen eingebrachten Sachen (Os 38, 92). ö 

Wegen der nach vorſtehendem berechtigten Anſprüche kann das Pfandrecht nicht bloß vom 
Vermieter, ſondern auch von ſeinem Sondernachfolger, ſelbſt wenn dieſer im übrigen nicht 
in das Mietverhältnis eingetreten iſt, geltend gemacht werden, ſofern nur die eingebrachten 
Sachen ſich noch in den Mieträumen befinden, alſo das Pfandrecht des Vermieters daran noch 
peſteht (vgl. $ 1250; M 3, 836). Ebenſo bleibt das Pfandrecht des Vermieters oder Verpächters 
in dem Falle, wenn die eingebrachten Sachen (Inventarſtücke) vom Mieter oder Pächter ver⸗ 
äußert, aber auf dem Miet- oder Pachtgrundſtücke belaſſen worden ſind, beſte hen und verwandelt 
ſich in dem Falle, wenn ſie ſpäter im Konkurſe des Mieters oder Pächters verſteigert und die 
Verſteigerungsgelder dem derzeitigen Eigentümer ausgehändigt werden, in einen Bereicherungs⸗ 
anſpruch gegen dieſen in Höhe der bis dahin aufgelaufenen Forderungen des Vermieters oder 
Verpachters (RG FW 09, 4240). Über die Beſchränkungen des Pfandrechts gegenüber dem 
Pfändungspfandgläubiger und gegenüber der Konkursmaſſe des Mieters ſ. bei $ 563. 

„ 4. Auch von den Sachen des Mieters find diejenigen dem Pfandrecht entzogen, welche 
im Intereſſe des Schuldners und feiner Angehörigen nach $ 811 P (8 812, der nur eine Ord⸗ 
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nungsvorſchrift enthält, findet hier keine Anwendung, a. M. Oertmann $ 559 Ude, 
unentſchieden RG 80, 35) der Pfändung im Wege der Zwangsvollſtreckung nicht unter- 
worfen find (vgl. z. B. Rh Warn 1921 Nr 28). Dagegen find Gegenſtände, die der Mieter ein ⸗ 
gebracht hat, nicht deshalb dem Pfandrechte des Vermieters entzogen, weil fie als Zubehör eines 
anderen dem Mieter gehörigen Grundſtückes nach der im Intereſſe der Hypothekgläubiger 
getroffenen Beſtimmung des § 865 ZP nicht gepfändet werden können (OLG 27, 153). Die 
Vorſchrift in Satz 3 enthält zwingendes Recht (RG 72, 181).— Abweichende Vorſchrift für die 
Pacht in § 585 Satz 2. 

Ebenſo iſt ein vertragsmäßiges Zurückbehaltungsrecht des Vermieters für die von 
der Pfändung ausgenommenen Sachen nicht anzuerkennen, da ein ſolches Recht inhaltlich mit 
dem auf $ 559 beruhenden Sperr⸗Rechte des § 561 übereinſtimmen, alſo gegen & 559 Satz 3 
ſowie auch gegen die guten Sitten verſtoßen, auch keinesfalls ein eigenmächtiges Vorgehen des 
Vermieters nach $ 561 Abf 1 rechtfertigen würde (a. M. RGSt 35, 150; 37, 118). — S. dagegen 
über das Selbſthilferecht des Vermieters § 561 Abſ 1. 


8 560 


1) Das Pfandrecht des Vermieters erliſcht mit der Entfernung der Sachen 
von dem Grundſtück 2), es ſei denn, daß die Entfernung ohne Wiſſen oder unter 
Widerſpruch des Vermieters erfolgt. Der Vermieter kann der Entfernung 
nicht widerſprechen, wenn ſie im regelmäßigen Betriebe des Geſchäfts des 
Mieters oder den gewöhnlichen Lebensverhältniſſen entſprechend erfolgt oder 
wenn die zurückbleibenden Sachen zur Sicherung des Vermieters offenbar 
ausreichen?) )). 

E 1 521 Abſ 1 Satz 3, Abſ 2 Satz 1 II 602; M 2 407409; P 2 407. 

1. Beſonderer Erlöſchungsgrund für das Pfandrecht des Vermieters. Anwendung auf den 
Verpächter ſ. $ 581 Abſ 2. Andere Erlöſchungsgründe ſ. A 4. Auf die Pfan drechte aus den 
nach altem Rechte zu beurteilenden Miet- und Pachtverhältniſſen iſt § 560 (wie 
auch $ 561) nicht anzuwenden (RG 49, 56). 

2. Zum Erloͤſchen des Pfandrechts iſt nach dem klaren Wortlaute des § 560 die Entfernung 
der Sachen vom Grundſtücke (ſoweit es dem Vermieter unterſtellt iſt) erforderlich, dagegen 
genügt nicht ſchon die Entfernung aus dem gemieteten Teile des Grundſtücks (Prot 2, 
207; RGSt 10, 321; auch SeuffA 73 Nr 157). Ebenſowenig erliſcht das Pfandrecht durch die 
ohne Einwilligung des Vermieters erfolgte Fortſchaffung in eine andere Mietwohnung des 
nämlichen Hauſes. — Die Vorſchrift unterſcheidet nicht, ob die Entfernung durch den Mieter 
oder durch einen Dritten geſchieht (RG 71, 418). — Über das Erlöſchen des Pfandrechts im Falle 
der Pfändung auf Betreiben eines Dritten ſ. A 3. 

3. Nach dieſer Zwangsvorſchrift findet kein Widerſpruchsrecht des Vermieters gegen die 
Entfernung ſtatt, auch wenn ihm bereits fällige Forderungen zuſtehen. Maßgebend ſind dabei 
der regelmäßige Geſchäftsbetrieb und die gewöhnlichen Lebensverhältniſſe des Mieters. Was 
hiervon abweicht, wird auf eine Benachteiligung des Vermieters hinauslaufen, die dieſer nicht 
zu dulden braucht, auch wenn fie vom Mieter nicht beabfichtigt war. Beiſpiele zuläſſiger Ent- 
fernung: Mitnahme auf eine Reiſe, Weggabe zur Ausbeſſerung, Verkauf der Getreideernte 
durch den Pächter zur regelmäßigen Zeit, nicht aber vollſtändiger Ausverkauf eines Warenlagers. 
Widerſpricht der Vermieter, wo er nach Satz 2 kein Recht zum Widerſpruche hat, ſo iſt der Wider⸗ 
ſpruch wirkungslos; durch die Entfernung der Sachen erliſcht dann das Pfandrecht geradeſo, 
wie wenn fie ohne Widerſpruch geſchehen wäre (RG 74, 247). — Nach entſprechender Anwendung 
dieſer Vorſchrift erliſcht das Pfandrecht des Vermieters und damit auch der Anſpruch auf vor⸗ 
zugsweiſe Befriedigung gegenüber dem Pfändungspfandgläubiger auch bezüglich der für einen 
Dritten gepfändeten Sachen des Mieters dann, wenn die gepfändeten Sachen im Wege der 
Zwangsvollſtreckung vom Grundſtück entfernt werden, und der Vermieter durch die zurückbleiben⸗ 
den, dem Mieter gehörigen Sachen ausreichend geſichert iſt (RG 71, 418; RG JW 09, 6575; 
OLG 19, 2, 20, 111; 27, 175). Die zurückbleibenden Sachen müſſen aber hier, wie überhaupt 
im dritten Falle des zweiten Satzes, zur Sicherung des Vermieters offenbar ausreichen, d. h. 
einen ſolchen Wert darſtellen, daß fie ohne weitere Prüfung und ohne eine zeitraubende Unter- 
ſuchung den Eindruck hervorrufen, der Vermieter werde durch ſie für ſeine Forderungen hin⸗ 
länglich gedeckt fein (NG SeuffA 69 Nr 5; Rh HRR 1928 Nr 827; |. auch HRR 1930 Nr 284). 

4. Andere Erlöſchungsgründe. Wie das rechtsgeſchäſtliche Pfandrecht an beweglichen Sachen, 
erliſcht gemäß § 1257 auch das Vermieter⸗ oder Verpächterpfandrecht in den Fällen der $$ 1242 
Abſ 2, 1252, 1255, 1256, ſowie auch in dem Falle des $ 936 (Veräußerung und Übergabe an einen 
gutgläubigen Dritten). Verzicht auf das Pfandrecht des Vermieters ſ. $ 1255 und MG Seuff A 
89 Nr 80. — Durch die bloße Veräußerung (Übereignung eines Eigentumsanteils, RG 146, 334), 
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mit Belaſſung der Sachen in den Mieträumen und im Beſitze des Mieters, geht das Vermieter⸗ 
pfandrecht nicht unter (RG JW 09, 42430, HLG 16, 431). Auch wird in derartigen Fällen der 
erforderliche gute Glaube des Erwerbers meiſtenteils fehlen, da er bei Übernahme der einem 
Mieter zugehörigen Sachen regelmäßig mit dem Pfandrecht des Vermieters rechnen muß (RG 
JW 1907, 6725). Das Pfandrecht erliſcht auch nicht durch den Übergang auf die Erben des Pächters, 
mag das Pachtverhältnis auch nur von einem Teil der Erben fortgeſetzt werden (RG JW 1937, 
613%). Dagegen unterliegt in ſolchem Falle das von der Erbengemeinſchaft angeſchaffte Inventar 
nicht dem urſprünglichen Verpächterpfandrecht; die für die Bruchteilsgemeinſchaft in RG 146,334 
entwickelten Grundſätze find hier nicht anwendbar (RG JW 1937, 613°). Das Pfandrecht des 
$ 559 findet, da es nicht auf einer Verfügung des Mieters beruht, auch nicht dadurch fein Ende, 
daß das Eigentum des Mieters an den eingebrachten Sachen infolge des Eintritts einer von ihm 
mit einem Dritten bei der Übertragung vereinbarten auflöſenden Bedingung in Wegfall 
kommt und an den Übertragenden zurückfällt (vgl. $ 161 Abſ 2; M 1, 213; |. o. 8 559 A 2). 


8 561 


Der Vermieter darf die Entfernung der ſeinem Pfandrecht unterliegenden 
Sachen, ſoweit er ihr zu widerſprechen berechtigt iſt, auch ohne Anrufen des 
Gerichts verhindern und, wenn der Mieter auszieht, die Sachen in ſeinen 
Beſitz nehmen ). 

Sind die Sachen ohne Wiſſen oder unter Widerſpruch des Vermieters ent- 
fernt worden, ſo kann er die Herausgabe zum Zwecke der Zurückſchaffung in das 
Grundſtück und, wenn der Mieter ausgezogen iſt, die Überlafjung des Beſitzes 
verlangen 2). Das Pfandrecht erliſcht mit dem Ablauf eines Monats, nachdem 
der Vermieter von der Entfernung der Sachen Kenntnis erlangt hat, wenn 
nicht der Vermieter dieſen Anſpruch vorher gerichtlich geltend gemacht hat ?). 

E 1521 Abſ 2 Satz 2, Ab 8 II 603; M 2 409, 410; P 2 208 ff. 


1. Selbſthilferecht. Auf Grund ſeines Pfandrechts hat der Vermieter zur Hinderung der 
Wegſchaffung der dem Pfandrecht unterliegenden Sachen dem Mieter oder auch einem Dritten 
(außer dem Pfändungsgläubiger) gegenüber zunächſt ein über die Befugniſſe aus 88 229ff. er- 
heblich hinausgehendes Selbſthilferecht (Sperr⸗Recht), auf Grund deſſen er der Fortſchaffung 
ſelbſttätig entgegentreten oder, wenn der Mieter auszieht, die Sachen in feinen Beſitz nehmen 
kann. An Stelle der Gelbfthilfe kann der Vermieter beim Vorhandenſein der geſetzlichen Vor⸗ 
ausſetzungen auch eine einſtweilige Verfügung, nicht aber eine polizeiliche Regelung, beantragen. 
Übrigens kann auch dieſes Sperr⸗Recht nur an den der Pfändung unterworfenen Sachen 
des Mieters ($ 559 A 2) ausgeübt und nicht durch Vereinbarung zwiſchen dem Vermieter und 
Mieter auf die von der Pfändung ausgeſchloſſenen Sachen ausgedehnt werden (a. M. RGSt 
35, 150; 37 S. 118, 125). Schuldhafte ÜUberſchreitung der Grenzen feiner Befugniſſe macht den 
Vermieter nach $$ 823 ff. erſatzpflichtig. Sorgfaltspflicht des Vermieters in Bezug auf die Lage⸗ 
rung rechtmäßig ausgeräumter Sachen des Mieters |. RO JW 1932, 42°. 

2. Klagerecht. Nach geſchehener Fortſchaffung hat der Vermieter ein Selbſthilferecht nur 
nach 88 229ff., wohl aber hat er ein Klagerecht auf Herausgabe gegen den Mieter oder gegen 
den dritten Beſitzer, ſofern dieſer ſich nicht als gutgläubiger Erwerber auf § 936 (vgl. $$ 1032 
Saß 2, 1208) berufen kann; im Notfalle kann der Vermieter auch Arreſt oder einſtweilige Ver⸗ 
ſügung erwirken. Hat der Vermieter im Wege der Selbſthilfe oder fonft den Beſitz der eingebrachten 
Sachen des Mieters erlangt, ſo ſteht er dem auf Rechtsgeſchäft ſich ſtützenden Fauſtpfandgläubiger 
N 1215ff.) gleich. Wer eingebrachte Sachen eines Mieters erwirbt, kann unter Umſtänden zur 

achforſchung nach Anſprüchen des Vermieters verpflichtet fein, vgl. $ 936 Abſ 2 in Verbindung 
mit § 932 Ab 2 (SeuffN 69 Nr 5). Der Spediteur (Möbelfuhrmann), der im Auftrage des Mieters 
eingebrachte Sachen aus der Mietwohnung abholt und bei ſich lagert, braucht ſich aber in der 
Regel nicht nach dem Pfandrecht des Vermieters zu erkundigen; Unterlaſſung der Erkundigung 
ſchließt daher den Erwerb eines Pfandrechtes im Vorrang vor dem des Vermieters nicht aus 
(OLG 33, 311). — Strafbeſtimmung gegen den Mieter, der zur Vereitelung des Pfandrechts die 
eingebrachten Sachen heimlich fortſchafft, ſ. StchB $ 289. 
3. Die Monatsfriſt, eine Ausſchlußfriſt — Berechnung 8 187 Abſ 1, 188 Abſ 2 — wird durch 
jede Art der gerichtlichen Geltendmachung gewahrt, auch durch ein Geſuch um Erlaſſung einer 
einſtweiligen Verfügung (OLG 20, 189) und durch Widerſpruch gegen eine die Entfernung der 
Pfandgegenſtände bezweckende einſtweilige Verfügung (OLG 27, 156). Sie gilt nicht im Falle 
der Pfändung durch einen andern Glaubiger des Mieters (ſ. $ 563), — Unterläßt der Ver⸗ 
Pächter die gerichtliche Geltendmachung feines Pfandrechts, jo verliert er damit nicht den Erſatz⸗ 
anſpruch aus unerlaubter Handlung ($ 823 Abſ 1) gegen den Mieter und andere Perſonen, die 
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für die Entfernung der Sachen verantwortlich ſind, und es könnte ſich nur fragen, ob in ſeiner 
Säumnis nicht ein nach $ 254 zu berückſichtigendes Mitverſchulden liege (RG 98, 345; 119, 265). 
Auch ein Anſpruch aus ungerechtfertigter Bereicherung, z. B. gegen einen Gläubiger des Mieters, 
der die Pfandſtücke weggeſchafft und veräußert hat, kann gegeben ſein (RG 119, 265). 


8 562 


Her Mieter kann die Geltendmachung des Pfandrechts des Vermieters 
durch Sicherheitsleiſtung abwenden; er kann jede einzelne Sache dadurch von 
dem Pfandrechte befreien, daß er in Höhe ihres Wertes Sicherheit leiſtet “). 

E 1 521 Abſ 4 II 504; M 2 407; P 2 209ff. 

1. Zwingende Vorſchrift. Für die Sicherheitsleiſtung find 88 232ff. maßgebend; bei Wert⸗ 
papieren nur Hinterlegung bei der zuſtändigen öffentlichen Hinterlegungsſtelle (OLG 36, 61). 
Die Sicherheitsleiſtung entzieht dem Vermieter im Falle des erſten Halbſatzes nur die Geltend⸗ 
machung des Pfandrechtes, im Falle des zweiten Halbſatzes auch das Pfandrecht an den einzelnen 
Sachen. Iſt die Sicherheit in ausreichender Weiſe geleiſtet, jo ſtellt ſich eine trotzdem ſtattfindende 
Geltendmachung des dem Vermieter an ſich nach $ 561 Abſ 1 zuſtehenden Sperr⸗Rechts als un⸗ 
erlaubte Selbsthilfe dar. — Die Höhe der Sicherheit beſtimmt ſich in der Regel nach dem Betrage 
der Forderung des Vermieters, in dem Falle aber, wenn der Wert der dem Pfandrecht unter⸗ 
liegenden Sachen geringer iſt, nach dieſem Werte. 


8 563 

Wird eine dem Pfandrechte des Vermieters unterliegende Sache für einen 
anderen Gläubiger gepfändet, ſo kann dieſem gegenüber das Pfandrecht 
nicht wegen des Mietzinſes für eine frühere Zeit als das letzte Jahr vor der 
Pfändung geltend gemacht werden !). 

E 1 521 Abſ s II 505; M 2 407; P 2 200ff. 

1. Verhältnis des Vermieterpfandrechts zum Pfändungspfandrechte. Der Vermieter kann, 
auch wenn ſein Pfandrecht dem ſpäter entſtandenen eines Pfändungspfandgläubigers vo geht, 
der Pfändung nicht widerſprechen, da er nicht Beſitzer der in den Mieträumen befindlichen Sachen 
des Mieters iſt (ZPO $ 805); es kann auch weder vom Vermieter noch von dem Pfändungs- 
pfandgläubiger der Anſpruch erhoben werden, daß der Gerichtsvollzieher die Zwangsvollſtreckung 
ohne Einwilligung des Schuldners im Hinblick auf die Forderung des Vermieters weiter aus⸗ 
dehne, als zur Befriedigung des betreibenden Gläubigers erforderlich iſt (vgl. RG 51, 186). Der 
Vermieter kann vielmehr auf Grund ſeines fortbeſtehenden Pfandrechts nur den Anſpruch auf 
vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Erlöſe der Pfandſtücke geltend machen, jedoch wegen des 
Mietzinſes nicht für eine frühe re Zeit als das letzte Jahr vor der Pfändung, während es im 
übrigen rückſichtlich des Mietzinſes für das laufende und folgende Jahr (von der Geltendmachung 
des Vorzugsrechts ab) und rückſichtlich der Entſchädigungsanſprüche bei der Vorſchrift des $ 559 
Satz 2 verbleibt. Wie $ 559 Saß 2, fo enthält auch $ 563 keine Beſchränkung des Pfandrechts 
auf Forderungen beſtimmter Art, ſondern ſchränkt nur ſeine Ausübung im einzelnen Falle ein 
(RG JW 1937, 6135). 

Der Vermieter hat eintretendenfalls mit dem Antrage auf Hinterlegung des Erlöſes und mit 
der Klage gegen den Pfändungsgläubiger zwar nicht innerhalb der — hier nicht anwendbaren 
(OG 9, 298; 11, 311) — einmonatigen Friſt des $ 561, aber jedenfalls vor Beendigung der 
Zwangsvollſtreckung, d. h. vor Auszahlung des Erlöſes an den Pfändungsgläubiger, vorzu⸗ 
gehen, da ihm ſonſt die Klage bei dem Vollſtreckungsgericht oder dem vorgeſetzten Landgerichte 
verloren geht (RG 12, 370). Doch verbleibt in ſolchem Falle dem Vermieter immer noch die 
Bereicherungsklage (RG JW 09, 4240), bei vorſätzlicher oder fahrläſſiger Verletzung ſeines Pfand⸗ 
rechtes auch ein Anſpruch auf Schadenserſatz (vgl. § 823). Befindet ſich dagegen der Vermieter 
im Beſitze der eingebrachten Sachen des Mieters, ſo iſt er zum Widerſpruch gegen die Pfändung 
befugt (3 PO $$ 805, 809), auch nicht verpflichtet, die Sachen dem ihm nachſtehenden Pfändungs⸗ 
gläubiger herauszugeben ($ 1232). N 

Erlöſchen des Pfandrechts des Vermieters und damit auch ſeines Anſpruchs auf vorzugsweiſe 
Befriedigung gegenüber dem Pfandgläubiger, wenn die gepfändeten Sachen vom Grundſtück 
entfernt werden, ſ. § 560 A 3. 

Über das Verhältnis zwiſchen Vermieterpfandrecht und Pfändungspfandrecht in dem Falle, 
wenn der beiderſeitige Schuldner die dem Vermieter haftenden und für den Gläubiger gepfände⸗ 
ten Sachen zunächſt unter einer aufſchiebenden Bedingung erworben hatte, und dieſe Bedingung 
erſt nach der Pfändung eingetreten iſt: nachträgliches gleichzeitiges Inkraſttreten beider Pfand⸗ 
rechte und verhältnismäßige Verteilung des Pfanderlöſes unter beide Gläubiger, ſ. RG 60, 70ff. 
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Im Falle der Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des Mie ters werden die Pfand⸗ 
gegenſtände durch Beſitzergreifung des Konkursverwalters der Einwirkung des Vermieters ent⸗ 
zogen (KO § 127). Sein Pfandrecht verwandelt ſich in ein Recht auf abgeſonderte Befriedigung 
aus jenen Gegenſtänden (KO 89 48, 49 Abſ 1 Nr 2). Dieſes Abſonderungsrecht bedarf keiner 
beſonderen Wahrung nach § 561 Abſ 2 (RG 23 1914, 104522). Das Pfandrecht kann aber in 
Anſehung des Miet- oder Pachtzinſes nicht geltend gemacht werden für eine frühere Zeit als 
das letzte Jahr vor der Eröffnung des Verfahrens (vgl. NG 34, 100) und nicht in Anſehung des 
dem Vermieter oder Verpächter infolge der Kündigung des Verwalters entſtehenden Entſchädi⸗ 
gungsanſpruchs (KO $ 19; anders nach früherem Rechte RG 7, 19), welcher Beſchränkung jedoch 
das Pfandrecht des Verpächters eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks in Anſehung des 
Pachtzinſes nicht unterliegt (8 585). Kündigt der im Vergleichsverfahren ſtehende Schuldner 
als Mieter oder Pächter nach $ 51 Abſ 2 Verglo), jo kann der Vermieter oder Verpächter wegen 
ſeines Schadenserſatzanſpruchs das ihm nach 88 559, 581, 585 zuſtehende Pfandrecht nicht geltend 
machen ($ 52 Abj 2 Vergld). 

Ss 564 


Das Mietverhältnis endigt!) mit dem Ablaufe der Zeit, für die es ein- 
gegangen iſt ). 

Iſt die Mietzeit nicht beſtimmt, ſo kann jeder Teil das Mietverhältnis nach 
den Vorſchriften des $ 565 kündigen“). 

E 1522 Abſ 1, 2 II 506 Abſ 1, 2; M 2 410, 413; P 2 214ff. 

1. Endigung des Mietverhältniſſes durch Zeitablauf. Das Mietverhältnis endigt 
auch dann, wenn der Mieter ſpäter Eigentum oder Nießbrauch an der Mietſache er⸗ 
langt (RG 49, 285). Ebenſo fällt der Anſpruch des Verpächters auf Zahlung des Pacht⸗ 
zinſes mit dem Zeitpunkte weg, in dem der Pächter das Eigentum am Grundſtück (durch 
Zuſchlag im Zwangsverſteigerungsverfahren) erwirbt (RG 10. 3. 05 III 367/04). — In 
Mietverträgen, die auf eine beſtimmte Zeitdauer lauten, findet ſich vielfach die Vereinbarung, daß, 
wenn nicht ein Teil eine beſtimmte Zeit vor dem zunächſt vereinbarten Ende der Mietzeit 
kündige, das Mietverhältnis ſich um eine beſtimmte Zeitdauer verlängere (vgl. § 2 Abſ 1 des 
Deutſchen Einheitsmietvertrags). Dabei handelt es ſich aber nicht um eine Kündigung im 
gewöhnlichen Sinne, die ein Vertragsverhältnis löſen ſoll, vielmehr bedeutet die Vereinbarung 
nur, daß beim Unterbleiben der ſog. Kündigung dem alten Mietverhältniſſe ein neues unter den 
Bedingungen des alten folgen ſolle; die Kündigung ift hier nichts anderes als die Erklärung, daß 
die im Vertrag in Ausſicht genommene Verlängerung des Mietverhältniſſes abgelehnt werde (RG 
86, 60; 97, 79; 107, 300; R JW 1927, 577°; K 12. 12. 23 V 905/22; 23 1922, 5611; HRR 1937 
Nr 999; OLG 42, 155; a. M. OLG 38, 92). Da aber die Vertragsteile ſich ſchon im urſprünglichen 
Mietvertrage dahin gebunden haben, daß ihr Schweigen über einen beſtimmten Zeitpunkt 
vor Ablauf des Mietverhältniſſes hinaus als Einverſtändnis mit der Erneuerung des Mietver⸗ 
hältniſſes gelten ſolle, ſo tritt dieſe Erneuerung beim Vorhandenſein mehrerer Vermieter oder 
mehrerer Mieter nur dann nicht ein, wenn alle Vermieter oder alle Mieter die ſog. Kündigung 
erklären (RG 97, 79; vgl. SeuffA 74 Nr 132 und JW 1920, 10425). — Über das Verhältnis zwiſchen 
einer befriſteten Kündigung und der Berechtigung des Mieters zu mehrjähriger Vertragsverlänge⸗ 
rung, ſog. Option, ſ. RG 92, 417. Iſt nach dem Mietvertrage der Mieter berechtigt, nach Ab⸗ 
lauf des Vertrags“ ihn um beſtimmte Zeit zu verlängern, jo muß, wenn nicht ein anderer Vertrags⸗ 
wille klar erkennbar iſt, die Optionserklärung vor dem Ablaufe der urſprünglich feſtgeſetzten 

ertragsdauer abgegeben werden; eine ſpätere Erklärung bleibt auch dann unzuläflig, wenn das 
Mietverhältnis inzwiſchen durch Unterbleiben einer ſog. Kündigung (j. oben) ſtillſchweigend verlän- 
gert worden ift (RG 99, 154).— Über die Fortſetzung eines für eine beſtimmte Zeit eingegangenen 
Mietverhältniſſes nach Ablauf der Mietzeit, wenn nicht der Mieter ſpäteſtens zu dem Zeitpunkte, 
zu dem nach 8565 eine für den Ablauf der Mietzeit zuläſſige Kündigung zu erfolgen haben würde, 
ſich auf die Beendigung des Mietverhältniſſes beruft, ſ. Mieterſchutzgeſetz $ 1 bj 2 (vgl. $ 553 U 1 
Abs 3). Ausgeſchloſſen iſt nach dieſer Vorſchrift auch, daß der Vermieter ein ihm vertraglich vor⸗ 
behaltenes Rücktrittsrecht gegen den Willen des Mieters ausübt. e 1,8 

2. Beſtimmte Zeit. Miete für eine genau begrenzte Kalenderzeit, aber nicht nur für eine 
ſolche, ſondern z. B. auch für eine Meſſe, einen Jahrmarkt, eine Feſtlichkeit, oder: bis Oſtern, 
Johannis, Michaelis, Weihnachten, Miete für ein Semeſter. Auslegung bei widerſpruchsvoller 
Ausfüllung eines Mietvertragsformulars bezüglich der Vertragsdauer Seuff A 71 Nr 137. Das 
Miet- oder Pachtverhältnis kann auch durch Angabe des Zweckes für eine beſtimmte Zeit ein- 
gegangen werden, z. B. bei Überlaſſung eines Grundſtücks zur Gewinnung von Quarzitſteinen, 
„ſolange brauchbare Steine darin vorhanden find“ (RG ZW 09, 4519), bei Überlaſſung eines 
Grundſtücks zur Errichtung eines Anſchlußgleiſes, ſolange als der Uberlaſſende fein eigenes An⸗ 
ſchlußgleis für den eigenen Betrieb benutzt RG 23. 5. 19 111 510/18). Dauer der Miete von 
Waggondecken ſ. OL 38, 91. Fur die Beurteilung der Frage, ob der Mietvertrag auf beſtimmte 
Zeit geſchloſſen iſt, kommt es auf den wirklichen Willen, nicht auf den Buchſtaben an ($ 133). 
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Ein Mietvertrag folgenden Inhalts z. B. über eine Familienwohnung: „1. Wohnung vermietet 
vom 1. Oktober 1907 bis 1. Oktober 1908; 2. Wohnung beiderſeits für ein Jahr unkündbar, 
alsdann kann nur auf Zugtermine 1. April, 1. Juli, 1. Oktober gekündigt werden“ — mußte als 
auf unbeſtimmte Zeit geſchloſſen angeſehen werden; Nr 1 enthält nichts als das Mindeſtmaß 
der Vertragsdauer, keineswegs die Vereinbarung eines Mietvertrags auf beſtimmte Zeit, und 
von einer Beſchränkung der Mietdauer durch den Vertragszweck kann hier überhaupt keine Rede 
fein (SeuffA 64 Nr 164). Über vorzeitige Kündigung eines Vertrags auf Benutzung eines An⸗ 
ſchlußgleiſes ſ. HRR 1935 Nr 660. Vgl. auch § 723 A 3. 

83. Endigung des Mietverhältniſſes durch Kündigung. Dazu im allgemeinen Molitor, Die 
Kündigung 1935; auch Nehm, Die kündbaren Rechtsverhältniſſe im Schuldrecht 1934. 
Über die rechtliche Natur der Kündigung ſ. § 542 A 2, über ihre Wirkung $ 535 A 4, über 
bedingte und verſpätete Kündigung § 565 A 4. Auch eine an ſich rechtzeitige Kündigung kann 
übrigens unter Umſtänden nach Treu und Glauben noch nachträglich hinfällig werden (RG 
150, 232; f. unten). Unterſchied zwiſchen der vorzeitigen Kündigung mit geſetzlicher Kündigungs⸗ 
friſt ($ 565 Abſ 4 und A 20) und der außerordentlichen Kündigung mit ſofortiger Wirkſamkeit 
(58 542, 544, 553, 554). Über die Zuläſſigkeit der Beſchränkung der Kündigung eines Miet- oder 
Pachtverhältniſſes auf einen Teil des Miet- oder Pachtgegenſtandes ſ. 8543 A 2. Die Kündigung 
bedarf zu ihrer Wirkſamkeit regelmäßig nicht der Angabe eines Grundes (vgl. Molitor aaO. S. 80), 
und es iſt deshalb in der Regel auch die Angabe eines unrichtigen (oder nicht beweisbaren) Grundes 
unſchädlich (RG HAN 1934 Nr 318). Die Angabe des Kündigungsgrundes kann aber nach 
Treu und Glauben ($ 242) unter Umſtänden, zumal bei der Wohnungsmiete aus dem Ge⸗ 
danken der Hausgemeinſchaft (Vorbem 1 Abſ 1 vor $ 535), geboten fein und wird ins⸗ 
beſondere auf ausdrückliches Verlangen des gekündigten Mieters von dem kündigenden Ver⸗ 
mieter nicht verweigert werden dürfen (vgl. auch $ 626 A 1 Abſ 1 und RG 142, 268 
1274). Das Recht der Kündigung iſt, wie jedes Recht und jede Freiheit, pflichtgebunden 
(vgl. Vorbem 1 vor $ 241; auch Vorbem 3 vor $ 104). Die Kündigung einer Wohnung 
insbeſondere durch den Vermieter darf, wenn ſie dem Gedanken der Hausgemeinſchaft, 
wie dem Heimſtättegedanken gerecht werden ſoll, auch nicht ohne triftigen Grund 
(nicht zu verwechſeln mit dem wichtigen Grund der $$ 626, 723) geſchehen, und Ent⸗ 
ſprechendes wird auch für die Miete von Geſchäftsräumen als der Stätte und Grundlage 
wirtſchaftlicher Betätigung zu verlangen fein (vgl. Vorbem 1 Abſ 1 vor $ 535). Anders für ein 
Pachtverhältnis, bei dem allerdings, wie bei der Miete gewerblicher Räume, der Gedanke der 
Hausgemeinſchaft nicht einſchlägt, KG JW 1937, 210818 mit Anm Roquette. Sofern nicht be⸗ 
ſondere Umſtände die Anwendung des $ 138 rechtfertigen, bleibt dem gekündigten Mieter der 
Einwand unzuläſſiger Rechtsausübung (vgl. $ 242 A 4 und KG aad. für ein Pachtverhältnis). “) 
Weitergehend für die Wohnungsmiete Roquette, Rechtsgrundlagen der Wohnungsmiete 1936 
S. 74; ferner in JW 1935, 1670; 1936, 2289 (dazu Münzel DRpfl 1937, 69); Danielcik 
DR 1937, 69. Zur Frage der Geſetzgebung ſ. Lange, Vom alten zum neuen Schuldrecht 1934 
S. 61f. Sittenwidrigkeit der nur eine unbillige Mietzinserhöhung bezweckenden Kündigung 
eines Vermieters ſ. D 1937, 1993; auch ZW 1937, 124. Jetzt ſchlägt hier das allgemeine Verbot 
von Preiserhöhungen ein (vgl. 5134 A 1 Abſ 4 a. E.). Iſt in einem langjährigen Pacht- 
vertrag der Pachtzins nach dem Umſatz des Pächters bemeſſen, und dem Verpächter 
ein Kündigungsrecht für den Fall eingeräumt, daß ein Jahreszins unter 3000 RM bleibt, 
zugleich aber beſtimmt, daß der Pächter die Kündigung, auch eine ſchon erklärte, 
durch Zahlung des an 3000 RM fehlenden Betrages bis zu einem beſtimmten Termin 
abwenden kann, ſo verſtoßt der Verpächter gegen Treu und Glauben, wenn er die Kündigung 
erſt am letzten Tage erklärt; er muß dann eine ſpätere unverzügliche Nachzahlung als rechtzeitig 
gelten laſſen (RG 150, 232). Die Kündigung kann auch alsbald bei Beginn des Mietverhältniſſes 
erklärt werden. Wird ein Zeitpunkt, bis zu dem das Mietverhältnis endigen ſoll, bei der Kün⸗ 
digung nicht angegeben, ſo wirkt ſie zum nächſten nach Geſetz oder Vertrag zuläſſigen Termin. 
Die Verpflichtung des Mieters einer Wohnung, nach der Kündigung die Be- 
ſichtigung zu geſtatten, iſt nach Treu und Glauben zu beurteilen (58 157, 242); der Ver⸗ 
mieter darf ſein Recht insbeſondere nicht in ſchikanöſer Weiſe, namentlich nicht zu unpaſſender 
Zeit, geltend machen. Verpflichtung des Mieters gegenüber dem Vermieter, der das Miet- 
grundſtück zu veräußern beabſichtigt, die Mieträume durch Kaufluſtige beſichtigen zu laſſen, ſ. 
Rc 106, 270. Dazu für den Fall der Zwangsverwaltung und Zwangsverſteigerung 
SW 1938, 159621; ferner $ 11 des Deutſchen Einheitsmietvertrags. — Sind mehrere 
Vermieter oder Mieter vorhanden, jo muß die Kündigung, ſofern nicht der Mietvertrag ſelbſt 
etwas anderes ergibt, von allen und an alle erklärt werden (RG 97, 81; 138, 183). Zur Kündi⸗ 
gung einer von beiden Ehegatten gemieteten Wohnung gilt aber im Zweifel der Ehemann als 
für die Ehefrau mitbefugt (K BNP 15, 95ff.). Für Ehegatten ſ. auch $ 14 Abſ 2 des 
Deutſchen Einigungsmietvertrags. Kündigung eines Pachtverhältniſſes durch den 
Konkursverwalter im Konkurſe über das Vermögen eines Mitpächters ſ. Rh HNK 1933 Nr 1775. 


*) Über Mieterſchutz bei unverſchuldeten Kündigungen ſ. jetzt BO v. 19. 4. 30 (RG Bl J. 799). 


Miete Pacht $$ 564, 565 249 


Weitgehende Einſchränkungen des Kündigungsrechts des Vermieters enthalten die beſonderen 
Vorſchriften des Mieterſchutzes, insbeſondere das Mieterſchutzgeſetz mit Anderungen und 
Ergänzungen, auch zur Durchführung des Vierjahresplans; ſ. $ 553 A 1 Abſ 3ff. Für die 
Kündigung von Pachtverhältniſſen, auf die mit den durch die Eigenart der Pacht gebotenen 
Anderungen die Beſtimmungen über Miete entſprechend anzuwenden find ($ 581 Abſ 2), ent- 
halten die Kleingarten⸗ und Kleinpachtlandordnung, die Pachtſchutzordnung, das Pächterſchutz⸗ 
geſetz und weitere Geſetze und Verordnungen beſondere Vorſchriften; ſ. $581 A 1 Abs 2ff. 


$ 565 


1) Bei Grundſtücken ift die Kündigung nur für den Schluß eines Kalender- 
vierteljahrs zuläſſig; ſie hat ſpäteſtens am dritten Werktage des Vierteljahrs 
zu erfolgen. Iſt der Mietzins nach Monaten bemeſſen, ſo iſt die Kündigung 
nur für den Schluß eines Kalendermonats zuläſſig; ſie hat ſpäteſtens am 
fünfzehnten des Monats zu erfolgen. Iſt der Mietzins nach Wochen bemeſſen, 
ſo iſt die Kündigung nur für den Schluß einer Kalenderwoche zuläſſig; ſie 
hat ſpäteſtens am erſten Werktage der Woche zu erfolgen ?). 

Bei beweglichen Sachen hat die Kündigung ſpäteſtens am dritten Tage vor 
dem Tage zu erfolgen, an welchem das Mietverhältnis endigen ſoll s). 

Iſt der Mietzins für ein Grundſtück oder für eine bewegliche Sache nach 
Tagen bemeſſen, ſo iſt die Kündigung an jedem Tage für den folgenden Tag 
zuläſſig. 

Die Vorſchriften des Abſ 1 Satz 1, Abſ 2 gelten auch für die Fälle, in denen 
das Mietverhältnis unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt vorzeitig gekündigt 
werden kann 0) 5). 

E I 522 Abſ 3 —7 II 506 Abſ 3—6; M 2 411-413; P 2 214ff. 

1. Geſetzliche Kündigungsfriſten. Sie find nur anwendbar, wenn die Kündigungsfriſten, 
d. h. die Friſten, die zwiſchen der Erklärung der Kündigung und dem damit beabſichtigten Schluſſe 
des Vertragsverhältniſſes eingehalten werden müſſen, nicht vertragsmäßig beſtimmt find. 
— Weitgehende Einſchränkungen ergeben ſich für das Kündigungsrecht des Vermieters aus den 
beſonderen Vorſchriften des Mieterſchutzes, namentlich des Mieterſchutzgeſetzes mit Anderungen 
und Ergänzungen, auch zur Durchführung des Vierjahresplans; |. darüber $ 553 Abf 3ff.; dort 
19 50 und in 9 556 A 1 über Raumungsfriſten. Die Übergangsvorſchriften des Mieterſchutzgeſetzes 
(ogl. $$ 52 b, 520) enthalten für die dort behandelten Fälle auch von der Regelung des $ 565 
abweichende Beſtimmungen. Über den Pächterſchutz ſ. 8581 A 1 Abi 2ff. — Über die Auf⸗ 
lockerung der Kündigungstermine bei der Wohnungsmiete ſ. das Geſetz v. 24. 3. 38 
(R Bl J, 306); |. dartiber unten A 2 a. E. 

2. Bei Grundſtücken, Wohnräumen und anderen Räumen in Gebäuden ($ 580) iſt die Kündi⸗ 
gung zuläffig: a) im Falle der Bemeſſung des Mietzinſes nach Tagen an jedem Tage, alſo 
auch (abweichend von § 193) an einem Sonntag oder allgemeinen Feiertag, und zwar für den 
folgenden Tag, d. h. für den Schluß des folgenden Tages ($ 188 Abj 1; vgl. auch oben: „für 
den Schluß eines Kalendermonats, einer Kalenderwoche“. A. M. Planck § 565 A 1a a); bj im 
Falle der Bemeſſung des a nach Wochen ſpäteſtens am 1. Werktage (Montag, unter 
Umſtänden Dienstag), und zwar für den Schluß einer Kalenderwoche, alſo Sonnabend, ferner 
im Falle der Bemeſſung des Mietzinſes nach Monaten ſpäteſtens am fünfzehnten des Monats 
(mit Beachtung von $ 193), und zwar für den Schluß eines Kalendermonats. Beide Beſtimmun⸗ 
gen gelten jedoch nicht, wenn der Mietzins nicht nach Wochen oder Monaten, ſondern in anderer 
Weiſe (z. B. 1000 Reichsmark jährlich) bemeſſen und nur in Wochen- oder Monatszahlungen 
zu entrichten iſt; vielmehr kommt alsdann § 565 Abſ 1 Satz 1 zur Anwendung (RG 64, 270); 
o) in allen anderen Fällen ſpäteſtens am dritten Werktage eines Kalendervierteljahrs, und 
zwar für den Schluß des letzteren. Dieſe Kündigungsfriſt gilt zugleich, ohne Unterſchied der zeit⸗ 
lichen Bemeſſung des Mietzinſes, für alle diejenigen Fälle, in denen das Mietverhältnis unter 
Einhaltung der „geſetzlichen Friſt“ vorzeitig gekündigt werden kann (ſ. $ 549 Abſ 1 Satz 2, 88 567, 
560, 570, 1056, 1423, 1546 Abſ 3, 1550 Abſ 2, 1663, 1686, 2135; f 19 MSH®; 5 57a ARE: 
819 Ko; 851 Abſ 2 VerglO). Für Mietverhältniſſe über Wohnräume brachte das Auf⸗ 
locerungsgeſetz v. 24. 3.38 (RG Bl 1 306, Begründung D 1938, 534, auch JW 1938, 1084) 
eine Auflockerung der Kündigungstermine, die im weſentlichen dahin geht, daß für den 
Schluß jedes Kalendermonats auch dann gekündigt werden kann, wenn nach Vertrag oder 
Geſetz die Kündigung nur für den Schluß eines längeren kalendermäßigen Zeitabſchnitts zuläſſig 
ſein würde, während die Kündigungsfriſten unberührt bleiben. Über die Einzelheiten ſ. 
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ss 14, Übergangsvorſchriften $5 des Geſetzes. Inſoweit ändert ſich die Anwendung der Be⸗ 
ſtimmungen in Abſ 1 Satz 1 und Abſ 4 des § 565. Im näheren |. dazu Rexroth DJ 1938, 495 
und DRpfl 1938, 113. 

3. Bei beweglichen Sachen iſt die Kündigung zuläſſig: a) im Falle der Bemeſſung des Miet- 
zinſes nach Tagen wie bei Grundſtücken (f. o. A 2a); b) in allen anderen Fällen (auch bei 
Bemeſſung des Mietzinſes nach Monaten) ſpäteſtens am dritten Tag vor dem Tage, an welchem 
das Mietverhältnis endigen ſoll, z. B. am Montage für Donnerstag. Dieſe Friſt gilt für beweg⸗ 
liche Sachen zugleich als geſetzliche bei vorzeitiger Kündigung (ogl. oben A 20). — St die Kündi⸗ 
gungsfriſt vertragsmäßig feſtgeſetzt, ſo kann Anfang und Ende der Friſt beliebig beſtimmt, 
auch für den Vermieter und den Mieter verſchieden feſtgeſetzt fein (ogl. R JW 07, 705%), In 
jedem Falle liegt dem, der die Vereinbarung einer anderen als der geſetzlichen Kündigungsfriſt 
behauptet, die Beweislaſt hierfür ob (RG 57, 50). 

4. Beſondere Arten der Kündigung. a) Eine verfpätete Kündigung iſt an ſich unwirkſam, 
kann aber für den nächſten zuläſſigen Termin — z. B. bei vierteljährlicher Kündigungsſfriſt, die 
am 15. April für den 1. Juli erklärte wenigſtens für den 1. Oktober, nach dem Auf⸗ 
lockerungsgeſetz (A 2) für den 1. Auguſt — wirkſam werden, wenn eine hierauf gerichtete 
Abſicht des Erklärenden aus dem Inhalte ſeiner Erklärung oder aus den Umſtänden ent⸗ 
nommen werden kann (M 2, 413; R 9. 5. 08 I 329/07), insbeſondere dahin, daß der 
Kündigende das Vertragsverhältnis auf alle Fälle löſen wolle (OLG 36, 64). Vgl. auch RG 
JW 08, 2704; § 723 A 2. b) Eine bedingte Kündigung ift regelmäßig im vollen Umfang un- 
wirkſam, da gerade nach der Natur dieſer Willenserklärung der Eintritt ihrer Wirkſamkeik von 
vornherein feſtſtehen muß und nicht von einem „zukünftigen ungewiſſen Ereignis“ abhängig 
gemacht werden kann (RG Warn 1915 Nr 103). Die ſündigungserklärung muß klar und beſtimmt 
erkennen laſſen, daß und zu welchem Zeitpunkt das Mietverhältnis aufgelöſt fein ſoll (RG 22. 3. 21 
III 500/20); 15. 4. 29 VIII 333/28. Dagegen kann das Recht zur Kündigung und damit ihre recht⸗ 
liche Wirkſamkeit von dem Eintritt eines zukünftigen Ereigniſſes abhängig gemacht werden, deſſen 
Tatbeſtand noch nicht bei der (beſtimmten, unbedingten) Erklärung der Kündigung, ſondern erſt zum 
Kündigungstermin vorzuliegen braucht. So R& 91, 307 bei vierteljährlicher Kündigung für 
den Fall der Geſchäftsaufgabe durch den Mieter. Vgl. ferner über die Zuläſſigkeit einer bedingten 
Kündigung, wenn die Entſcheidung über den Eintritt der Bedingung vom bloßen Willen des 
Kündigungsempfängers abhängig ift, |. Relch 4, 14 (17); 14, 33 (41); Seuff g 57 Ar 60; 62 
Nr 248; vgl. auch 74 Nr 4 (Kündigung für den Fall, daß Vermieter nicht einen von der Poltzeibe hörde 
verlangten Nachweis erbringe). Wirkſam iſt eine Kündigung auch dann, wenn der Kündigende das 
Beſtehen eines Mietverhältniſſes beſtreitet und nur für den Fall, daß ein ſolches angenommen 
werden ſollte, kündigt (RG 23. 1. 23 111 274/22). e) Die An nahme einer bedingten Kündi⸗ 
gung führt zu einem bedingten Vertrage über die Beendigung des Mietverhältniſſes. Die An⸗ 
nahme einer verſpäteten Kündigung macht dieſe wirkſam. Vgl. § 553 A 4. 

5. Über die geſetzliche Kündigungsfriſt bei der Pacht von Grundſtücken und von Rechten ſ. 9595. 


8 566 


Ein Mietvertrag über ein Grundſtück, der für längere Zeit als ein Jahr 
geſchloſſen wird, bedarf der ſchriftlichen Form!). Wird die Form nicht be- 
obachtet, fo gilt der Vertrag als für unbeſtimmte Zeit geſchloſſen ?); die Kündi⸗ 
gung iſt jedoch nicht für eine frühere Zeit als für den Schluß des erſten Jahres!) 
zuläſſig ). 

E II 507 III 559; P 2 147, 159, 178. 

1. Schriftliche Form des Mietvertrags. Die Vorſchrift betrifft Mietverträge, gemäß 9581 
Abſſ2 auch Pachtverträge, nur über Grundſtücke, Wohnräume und andere Räume in Gebäuden 
($ 580), nicht z. B. Jagdpachtverträge (RG 51, 280; 98, 101) oder andere Pachtverträge über 
Rechte, die Gebrauch und Fruchtgenuß geſtatten (vgl. oben Vorbem. 2 vor 5 535 ſowie unten 
5 581 A 1). Sie iſt, weil mit Rückſicht auf einen etwaigen ſpäteren Erwerber des Grundſtücks 
aufgenommen, zwingenden Rechtes (Prot 2, 150) und enthält eine Ausnahme von der Regel, 
wonach mündliche Form beim Mietvertrage genügt, läßt jedoch als Wirkung des Formmangels 
nicht Nichtigkeit, ſondern nur beſchränkte Dauer des Mietvertrags eintreten (1. jedoch A 4). 
Ein Mietvertrag auf ein Jahr mit automatiſcher Verlängerung im Falle der Nichtkündigung 
unterliegt auch der Form des $ 566 (RG Hag 1933 Nr 873). Die Vorſchrift bezieht ſich nicht 
nur auf den urſprünglichen Abſchluß, ſondern auch auf die ſpätere Abänderung und Verlängerung 
von Mietverträgen (RG 51, 181; 105, 60; R JW 1920, 3226). Dagegen braucht die Auf ⸗ 
hebung eines ſolchen Vertrags, auch wenn er ſchriftlich abgeſchloſſen worden ift, nicht in ſchrift⸗ 
licher Form ſtattzufinden, da dieſe Form nur für den Abſchluß des Vertrags vorgeſchrieben 
iſt. — Jeder weſentliche Punkt des Mietvertrags muß ſchriftlich vereinbart werden (RG 
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HRR 1931 Nr 403). Angaben über die Höhe des Umſatzes, insbeſondere bei Verpachtung einer 
Gaſtwirtſchaft, als Zuſicherung einer Eigenſchaft ſ. R JW 1937, 6752. Mündliche Nebenabreden 
find damit nicht ausgeſchloſſen (RG 1911, 945; RG 23 1916, 1293, OLG 20 S. 113, 
115), unter Umſtänden ſogar dann nicht, wenn nach dem ſchriftlichen Vertrag Anderungen 
und Zuſätze nur bei ſchriftlicher Abfaſſung gelten ſollen (RGS 95, 175; ſ. auch RG SeuffA 77 
Nr 113). Werden aber (im Sinne der Vertragsteile) weſentliche Punkte (z. B. die Miet- 
zeit) nur mündlich vereinbart oder wird mündlich etwas anderes vereinbart, als ſchrift⸗ 
lich niedergelegt, dann muß der ganze Mietvertrag als der geſetzlichen Form entbehrend 
angeſehen werden (RG JW 06, 3485, 1911, 9415; RG 25. 9. 23 III 822/22). Dasſelbe gilt 
für nachträgliche Anderungen durch mündliche Vereinbarung (RG 118, 105; 123, 171; RG 
HRN 1931 Nr 403; SeuffA 65 Nr 183); jo z. B. auch für die nachträgliche Feſtſetzung der Vertrags⸗ 
dauer nach einem Ereignis, von dem unſicher iſt, ob es bis zum Ablauf eines Jahres eintreten 
wird (vgl. OLG 40, 313). Keine Anderung des Vertrags, ſondern nur die Beſtimmung feines 
richtigen Inhalts bedeutet die infolge der Geldentwertung notwendig gewordene Umrechnung des 
Entgelts; daher bedurfte auch eine in den Jahren 1921 und 1923 erfolgte Erſetzung des Geld⸗ 
pachtzinſes durch einen Roggen oder Roggenwertzins nicht der Schriftform (RG Warn 1936 
Nr 155). Rechtsgültig iſt eine mündliche Abrede neben dem ſchriftlichen Vertrage, wenn es ſich 
dabei nur um die Erläuterung und Auslegung einer Beſtimmung des ſchriftlichen Vertrags handelt 
R 11. 12. 08 III 89/08). Mangels Beobachtung der Schriftform für die Anderung wird 
nunmehr der urſprüngliche, langfriſtige Vertrag zu einem für unbeſtimmte Zeit geſchloſſe⸗ 
nen (MG 118, 105). Nur der ganze (geänderte) Mietvertrag, nicht etwa die formloſe Anderung für 
ſich allein, unterliegt dann auch der Kündigung für den Schluß des erſten Jahres (RG JW 1929, 
32242; RG HRR 1937 Nr 796). Immer aber muß es ſich um Abreden handeln, die einen Beſtand⸗ 
teil des Mietvertrags bilden ſollen; die Vereinbarung einer einmaligen Leiſtung, die ausſchließlich 
die Bereitwilligkeit zum Abſchluß oder zur Verlängerung eines Mietvertrags abgelten ſoll, unter⸗ 
liegt nicht dem Formzwang des $ 566 (RG 123, 171). Die Formgültigkeit des ſchriftlichen Miet- 
vertrags wird auch nicht berührt durch formloſe Vereinbarungen über Rücknahme einer Kündi⸗ 
gung oder über vergleichsweiſe Regelung von Mietzinsrückſtänden (HRR 1934 Nr 1014). Über 
vertragliche Anderungen des Mietvertrags ſ. auch Roquette FW 1938, 152. — Weſentlich iſt auch 
die Bezeichnung derer, die materiell das Geſchäft ſchließen. Im Fall einer Voll⸗ 
macht muß alſo der Vertretene bezeichnet werden. Entſcheidend iſt dabei aber, ob für die 
Vertragsparteien, nicht ob auch für Dritte das Geſchriebene den gewollten Sinn aus⸗ 
reichend deutlich ergibt. Denn es handelt ſich um eine Willenserklärung der Vertrag ⸗ 
ſchließenden, bei deren Auslegung gemäß $ 133 ihr wirklicher Wille zu erforſchen iſt. Die 
Schriftform hat hier nicht den Zweck, alle Beweisſchwierigkeiten zu beſeitigen und die Ur- 
kunde als ein für ſich ſtehendes Gebilde von dem Willen der Parteien, aus dem heraus ſie ent⸗ 
ſtanden iſt, loszulöſen, ſondern die Schriftform hilft nur der Führung des Beweiſes für den wirk⸗ 
lichen Willen der Parteien zur Zeit des Vertragsabſchluſſes (RG 80, 400). Sind mehrere geſamt⸗ 
berechtigte Vertreter vorhanden, ſo genügt die Unterzeichnung der Vertragsurkunde durch einen 
dieſer Vertreter, während alles übrige Sache der formfreien Zuſtimmung iſt (RG 81, 327). Der 
Schriftform iſt ferner genügt, wenn in einem ſchriftlich abgeſchloſſenen Mietvertrage der Ver⸗ 
mieter geſtattet, daß für den Mieter ein Dritter in den Vertrag eintrete und daraufhin 
ein ſchriftlicher Vertrag des letzteren Inhalts nur zwiſchen dem Mieter und dem Dritten 
abgeſchloſſen wird (R Gruch 57, 424; RG JW 1924, 7985; |. auch HRR 1930 Nr 1315). 

Ein Vorvertrag über die Verpflichtung zum Abſchluſſe eines Mietvertrags für längere Zeit als 
ein Jahr bedarf nicht der Schriftform (RG 86, 30; RG JW 1922, 2852; 1959, 32263) und kann 
deshalb auch jederzeit durch mündliche Vereinbarungen geändert und ergänzt werden (RG 13.2. 17 
II 386/16). Im übrigen beſtimmt ſich ſeine Wirkſamkeit nach den allgemeinen Vorſchriften. 
Der Vorvertrag auf Abſchluß eines der Preisſtopverordnung widerſprechenden Mietvertrages iſt 
ober nicht nichtig, ſondern zu dem erlaubten Mietzins wirkſam (K JW 1938, 13915; vgl. § 134 
A Abſ 4 a. E.). Nicht formbedürftig iſt eine Vereinbarung, wonach ſich der Mieter zur Erneue⸗ 
rung eines Mietvertrags verpflichtet (NG Warn 1919 Nr 163) oder der Erwerber des Miet- 
grundſtücks auf das nach § 571 vom Vermieter auf ihn übergehende Recht der Kündigung für 
langer als ein Jahr verzichtet (RG 103, 381). Der mündlich abgeſchloſſene Miet⸗ oder Pachtvertrag 
für längere Zeit als ein Jahr gibt für ſich allein keinen Anſpruch auf Erfüllung der nach $$ 566, 
581 Abſ 2 notwendigen Schriftform (MG 97, 219). 8566 ſteht aber auch nicht der Wirkſamkeit 
er neben einem mündlichen Mietvertrage, ſei es gleichzeitig mit ihm oder ſpäter, getroffenen 
Abrede ſchriftlicher Beurkundung entgegen (RG 104, 131; 141, 373; RG JW 1938, 124714), 

kichtanwendung des § 566 auf Erteilung der Erlaubnis zur Untervermietung |. § 549 A 1. Iſt 
die Vereinbarung einer Miete auf mehr als ein Jahr weſentlicher Beſtandteil eines Grund⸗ 
ſtüicksveräußerungsvertrags, ſo teilt fie das rechtliche Schickſal dieſes Hauptvertrags; ſie bedarf 
Daher nicht der Form des $ 566, wohl aber der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung nach 
8 313, deren Mangel durch nachfolgende Auflaſſung und Eintragung des Eigentumswechſels in 
das Grundbuch geheilt wird (RG 103, 381; vgl. 97, 219 und OLG 45, 183). ; 
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Über das Weſen der Schriftform |. § 126 und RG 59, 245; 80, 400; JW 1924, 7961; Gruch 
69, 76; auch HRR 1935 Nr 1451. Niederſchrift des vor einem Schiedsgericht geſchloſſenen Ver⸗ 
gleichs erſetzt die Form des § 566 (RG IW 1937, 1701). Briefwechſel (5 127) genügt nicht 
(RG 95, 83; Warn 1919 Nr 163; 1931 Nr 193; |. auch Seuff A 60 Nr 109); auch nicht die ſchrift⸗ 
liche Einverſtändniserklärung des einen Vertragsteils auf dem ſchriftlichen Vertragsantrag des 
andern Teiles (RG 105, 60). Formloſe Beſtätigung kann den Formmangel nicht heilen, auch 
wenn es ſich um Erklärungen der Beteiligten im Prozeß handelt (NG Warn 1931 Nr 193). Mit⸗ 
teilung des Inhalts eines als Ergebnis eines Briefwechſels zuſtandegekommenen Vergleichs an 
das Prozeßgericht als Erfüllung der Form des $ 566 |. M& 137, 218. Vgl. auch A 2. Die Ver⸗ 
ſäumung einer vor der Wirkſamkeit des BGB geſetzlich vorgeſchriebenen Form iſt nach dem 
früheren Rechte zu beurteilen (j. oben Vorbem 7 vor $ 535). 

2. Über die Gültigkeit des Vertrags für unbeſtimmte Zeit ſ. 564 Abſ 2. Für die alsdann 
eintretende Kündigung kommt die Kündigungsfriſt des für länger als ein Jahr abgeſchloſſenen 
mündlichen Vertrags jedenfalls dann nicht zur Anwendung, wenn ſie länger als die geſetzliche 
it (RG 59, 245). § 566 enthält eine Ausnahme gegenüber $$ 125, 139. Satz 2 des $ 566 — nicht 
8 139 mit der Folge der Nichtigkeit des ganzen Vertrags, auch nicht $ 155 — iſt daher auch dann 
anzuwenden, wenn die Umſtände erkennen laſſen, daß die Parteien einen Mietvertrag auf ein 
Jahr oder auf unbeſtimmte Zeit nicht geſchloſſen haben würden (RG 86, 30; RG JW 1929, 3181, 
32265; RG Warn 09 Nr 82, ferner OLG 33, 314; SeuffA 61 Nr 199 II; 65 Nr 183; a. M. Seuff A 
61 Nr 199 I und OLG 9, 302 für Fälle ſteigenden Mietzinſes; vgl. auch RG JW 07, 1665 und 
OLG 40, 313). Die geſetzliche Folge der Nichtbeobachtung der Form — Geltung des Vertrags 
für unbeſtimmte Zeit — kann ferner nicht durch Vereinbarung ausgeſchloſſen oder 
inhaltlich abgeändert werden (ſ. auch oben Wi a. A.) und es iſt auch in der Berufung auf die 
Formvorſchrift in der Regel ein Verſtoß gegen Treu und Glauben nicht zu finden (RG Warn 1917 
Nr 174), es müßte denn ſein, daß derjenige, der ſich auf den Mangel der Schriftform beruft, dieſen 
Mangel ſelbſt veranlaßt, z. B. in der Abſicht, ſich ſpäter auf den Formmangel zu berufen, die Ab⸗ 
faſſung eines formgerechten Vertrags verhindert oder auch nur ohne ſolche Abſicht beim Vertrags⸗ 
Ei die Form für unnötig erklärt hat (RG 96, 313; |. auch RG Gruch 52, 1045 und RG SeuffA 77 

r 114). 

3. Zuläſſigkeit der Kündigung nicht für eine frühere Zeit als den Schluß des 
erſten Jahres, d. h. des erſten nach dem Vertrage laufenden Mietjahrs. Der Vertrag iſt alſo 
nicht, wie in $ 269 ALR I 21 vorgeſchrieben war, von Anfang an nur auf ein Jahr gültig, ſondern 
erlangt dieſe beſchränkte Dauer nur, wenn rechtzeitig für den Schluß des erſten Mietjahrs ge⸗ 
kündigt wird. Erfolgt ſolche Kündigung nicht, ſo bleibt der Vertrag weiter als ein auf unbeſtimmte 
Zeit geſchloſſener, nach $ 565 zu kündigender beſtehen. Im übrigen kann die Kündigung auch 
ſchon unter Beobachtung der Vorſchrift in $ 565 Abſ 1 Satz 1 vor Ablauf des erſten Jahres für 
deſſen Schluß geſchehen (RG 28. 5. 07 III 452/06). — Das Geſetz über die Auflockerung der 
Kündigungstermine bei Mietverhältniſſen über Wohnräume v. 24. 3. 38, RG Bl J, 306 
(vgl. $ 565 A 2) läßt die Vorſchrift in $ 566 Satz 2 Halbſatz 2 unberührt (5 1 Abſ 1 Satz 2). 

4. War die Schriftform verabredet, jo iſt $ 566 nicht anzuwenden, vielmehr kommt bei 
deren Unterlaſſung $ 125 Satz 2, § 154 Abſ 2 zur Anwendung; es iſt alſo im Zweifel Nichtigkeit 
oder Nichtvollendung des Vertragsabſchluſſes anzunehmen (RG JW 08 S. 105°, 4466; 1912, 
3895; RG Warn 09 Nr 82; R Lg 1916, 12935; OLG 33, 312, 313; 39, 176). Dies gilt ins⸗ 
beſondere auch dann, wenn nach der Vereinbarung eine Partei den ſchriftlichen Mietvertrag 
binnen beſtimmter Friſt unterſchreiben ſollte, aber erſt nach Ablauf dieſer Friſt unterſchrieben 
hat (RG Gruch 52, 927). 


8 567 


Wird ein Mietvertrag für eine längere Zeit als dreißig Jahre geſchloſſen 1), 
ſo kann nach dreißig Jahren jeder Teil das Mietverhältnis unter Einhaltung 
der geſetzlichen Friſt kündigen?). Die Kündigung iſt unzuläſſig, wenn der 
Vertrag für die Lebenszeit des Vermieters oder des Mieters geſchloſſen ift “). 

E 1 523 II 608; M 2 413; P 2 217. 

1. Für längere Zeit als dreißig Jahre. Dieſe Vorausſetzung trifft auch dann zu, wenn bei 
einem auf unbeſtimmte Zeit abgeſchloſſenen Mietvertrage für beide Teile oder für einen Teil 
die Kündigung ausgeſchloſſen iſt. Auch ein „auf immer“ geſchloſſener Mietvertrag gehört hierher 
(RG HR 1931 Nr 584). § 567 greift aber nicht Platz, wenn nach dem Vertrage beiden Parteien 
unbenommen bleibt, mit geſetzlicher Friſt zu tündigen und nur die kündigende Partei der andern 
zu einer Entſchädigung verpflichtet iſt, die an ſich nicht unmöglich iſt, auch keine übermäßige 
wirtſchaftliche Erſchwerung für den Kündigenden enthält, alſo nicht auf eine Umgehung des 
$ 567 hinausläuft (RG 73, 341). Gleichgültig iſt, ob die Bindung über dreißig Jahre hinaus von 
vornherein abſchließend beſtimmt oder in die Hand der einen Partei gegeben ift. Die Vorſchrift 
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des § 567 trifft daher auch einen Mietvertrag, der zwar nur auf dreißig Jahre geſchloſſen ift, aber 
kraft eines dem Mieter zugeſtandenen Optionsrechts von dieſem um weitere dreißig Jahre ver⸗ 
längert werden kann (RG 130, 143). — Mietverträge, die für mehr als dreißig Jahre oder für 
unbeſtimmte Zeit abgeſchloſſen ſind, ſind an ſich gültig und erhalten nur kraft Geſetzes einen 
geänderten Inhalt (M& 130, 143; NG Warn 1915 Nr 167); dies gilt auch für Vorverträge (RG 
27. 6. 27 V 16/27). Mietverträge dieſer Art konnen aber auch (was nach dem Vertragsinhalt 
und den Umſtänden des Falles zu prüfen iſt) den guten Sitten zuwiderlaufen und deshalb nichtig 
ſein (§ 138). Der Umſtand allein, daß die Kündigung des Vermieters dauernd ausgeſchloſſen 
fein ſoll, macht aber den Mietvertrag noch nicht ſittenwidrig (RG Gruch 59, 469). Entſprechende 
Anwendung des $ 567 bei einer der Zeitdauer nach nicht beſtimmten unentgeltlichen Überlaſſung 
des Beſitzes und Genuſſes eines Grundſtücks, z. B. zum Zwecke der Ausſtattung eines Kindes 
(NG 13. 12. 16 V 262/16). i g ; 

2. Die Zuläſſigkeit der Kündigung nach dreißig Jahren ſoll im weſentlichen die Erbmiete 
und ähnliche Verhältniſſe ausſchließen, enthält mithin zwingendes Recht (RG 66, 216). Die 
Vorſchrift iſt nach $ 581 Abſ 2 auf Pachtverträge (dazu RG Warn 1915 Nr 167) und nach ihrem 
Sinn und Zweck auch auf miet- oder pachtähnliche Vertragsverhältniſſe anzuwenden (RG 121, 
11). Auf die vor dem 1. 1. 00 begründeten Miet- und Pachtverhältniſſe ift fie nicht (auch nicht 
entſprechend) anwendbar (RG 66, 216; 95, 108; RG JW 1932, 298310). — Kündigungsfriſt 
und Kündigungstermin ſ. 9565 Abſ 4 in Verb. mit Abſſ1 Satz 1, Abſ 2; dazu das Auf- 
lockerungsgeſetz ſ. $ 565 A 2. 

3. Die Vorſchrift des Satz 2 gilt nicht für juriſtiſche Perſonen. 


Ss 568 

Wird nach dem Ablaufe der Mietzeit der Gebrauch der Sache von dem Mieter 
fortgeſetzt, fo gilt das Mietverhältnis als auf unbeſtimmte Zeit verlängert !), 
ſofern nicht der Vermieter oder der Mieter ſeinen entgegenſtehenden Willen 
binnen einer Friſt von zwei Wochen dem anderen Teile gegenüber erklärt ?). 
Die Friſt beginnt für den Mieter mit der Fortſetzung des Gebrauchs, für den 
Vermieter mit dem Zeitpunkt, in welchem er von der Fortſetzung Kenntnis 
erlangt s). 

© II 500; M 2 413ff.; P 2 217ff. * 

1. Die ſtillſchweigende Verlängerung des Mietverhältniſſes, genauer die Fiktion einer ſolchen 

erlänge rung (RG Warn 1925 Nr 23), kaun ſowohl bei Ablauf der im voraus beſtimmten Vertrags- 
dauer als bei der durch Kündigung herbeigeführten Beendigung des Mietverhältniſſes eintreten 
M 2, 413; OL 7, 18). Sie geſchieht bei unterbleibendem Widerſpruch auf unbeſtimmte Zeit, 
ſetzt aber Geſchäftsfähigkeit der Mietparteien voraus. Für die Kündigung des verlängerten Miet⸗ 
verhältniſſes gelten die geſetzlichen Kündigungsfriſten nach $ 564 Abſ 2, $ 565, dazu das Auflocke⸗ 
rungsgeſetz (9 565 A 2), nicht eine vertragliche Kündigungsfriſt, es müßte denn ſein, daß gerade 
ür eine ſolche Verlängerung beſondere Vereinbarungen getroffen find oder werden (RAG 15, 281 
1284). Das urſprüngliche Vertragsverhältnis, insbeſondere das geſetzliche Pfandrecht des Ver ⸗ 
Mieter (ORG 4, 42), bleibt alſo — abgeſehen von der Zeitdauer — fortbeſtehen. Die Vorſchrift 

es $ 568 findet keine Anwendung, wenn von vornherein feitfteht, daß beide Parteien eine Ande⸗ 
rung des alten Vertrages wollen (Ruch HRR 1931 Nr 311; j. auch RG Warn 1936 Nr 140). 

2. Als eine der Verlängerung des bisherigen Mietverhältniſſes entgegenſtehende Willens⸗ 
erklärung ift auch die Forderung eines höheren Mietzinſes durch den Vermieter anzuſehen (RG 
15 5 1936 Nr 140; OLG 36, 65 — Seuffü 73 Nr 9). Für die Entſchädigung des Vermieters 
gilt 6% gabe der gemieteten Sache ohne ſtillſchweigende Verlängerung des Mietverhältniſſes 

3. Hiernach trifft die ſich auf die Verlängerung berufende Partei die Beweislaſt dafür, daß 
19 50 dem Ablaufe der Mietzeit 15 Gebrauch vom Mieter fortgeſetzt worden ſei. Gegenbeweis 

0 widerſprechenden Mieters dahin, daß er vor Ablauf von zwei Wochen, von der Fortſetzung 
ab, widerſprochen habe, Gegenbeweis des widerſprechenden Vermieters dahin, daß er binnen 
8 nach erlangter Kenntnis, deren Zeitpunkt er ebenfalls darzutun hat, wider- 

en habe. 


8 569 
Stirbt der Mieter, fo iſt ſowohl der Erbe als der Vermieter berechtigt, das 
Mietverhältnis unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt zu kündigen ). Die 


Kündigung kann nur für den erſten Termin erfolgen, für den fie zuläſſig iſts) a). 
© 820 II 510; M 2 410; P 2 218ff., 251. 
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1. Die §8 569, 570 behandeln neben den 8$ 549, 567 zwei weitere Fälle der vorzeitigen Kün⸗ 
digung mit geſetzlicher Friſt. Die Vorſchriften des § 569 ſind nicht zwingend, können vielmehr 
durch Vereinbarung der den Mietvertrag abſchließenden Parteien ausgeſchloſſen oder inhaltlich 
geändert werden (RG 74, 37). Die Einſchränkung oder Ausſchließung des Kündigungsrechts 
aus $ 569 gehört aber zu den bei Aufſtellung des Deutſchen Einheitsmietvertrags 
&orbem 1 Abſ3 vor 8 535) ausdrücklich „gemißbilligten Klauſeln“. § 569 gilt auch für Pacht⸗ 
verhältniſſe; jedoch kann der Verpächter nicht kündigen ($ 596 Abſ 2). Über das im 
voraus nicht verzichtbare Kündigungsrecht der Hinterbliebenen von Kriegsteilnehmern 
auch bei einer vom § 569 abweichenden Vereinbarung ſ. BRV O v. 7. 10. 15, RGBl 642 
(nicht anwendbar auf Pachtverhältniſſe, RG 89, 116). — Nach 9 19 Abſ 1 Satz 1 des Micter- 
ſchutzgeſetzes (d 553 A 1) bleibt das in 8569 vorgeſehene Kündigungsrecht unberührt; es 
wird ſogar entgegenſtehenden Veſtimmungen des Mietvertrags die Wirkſamkeit entzogen, 
die fie nach den Grundſätzen des BGB (ſ. oben) haben würden. Jedoch kann der Vermieter 
nicht kündigen, wenn der Erbe der Ehegatte des Mieters oder ein volljähriger Verwandter 
bis zum zweiten Grade iſt und beim Tode des Mieters zu deſſen Hausſtand gehört hat 
(§ 19 Abſ 1 Satz 2). 8 19 Abſ 2 und 3, die Beſtimmungen über den Eintritt von Familien⸗ 
angehörigen in die Rechte und Pflichten des Mieters, ſowie über die Anſprüche des Erben, der nicht 
Familie nangehöriger des Mieters iſt, gegenüber den Familienangehörigen, die beim Tode des 
Mieters zu ſeinem Hausſtand gehört haben, enthielten, find durch die Not BO v. 1. 12. 30 Teil 7 
Kap IV Art IV 5 (RGB I, 517, 598) geftrichen worden. Nach § 19 Abſ 4 ift auf Mietverhältniſſe, 
die ſich auf Geſchäftsräume (das Wort „lediglich“ iſt durch VO v. 26. 4. 36, RG Bl 1 378, Art II 
Nr 5 geſtrichen) beziehen, Abſ 1 Satz 2 nicht, Abſ 1 Satz 1 nur mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß der Vermieter nicht kündigen kann, wenn der Erbe das Geſchäft fortführt. — Die in 527 
HGB enthaltene Regelung der Erbenhaftung läßt das Kündigungsrecht des Mietererben nach 
8 569 unberührt (RG 130, 52). 

2. Das Kündigungsrecht beim Tode des Mieters (auch durch Selbſtmord) kommt ſowohl 
bei beweglichen als bei unbeweglichen Sachen zur Anwendung (OLG 7, 464) und iſt namentlich 
dann von Bedeutung, wenn die auf einen beſtimmten Zeitraum vereinbarte Dauer des Miet⸗ 
verhältniſſes oder die vereinbarte Kündigungsfriſt länger als die geſetzliche Kündigungsfriſt 
iſt, die im Falle des $ 569 an deren Stelle tritt. Sind mehrere Miterben vorhanden, ſo muß 
die Kündigung von allen oder an alle erfolgen. Gegebenenfalls iſt der Teſtamentsvollſtrecker 
(Nachlaßverwalter, Nachlaßkonkursverwalter), nicht der Erbe zur Kündigung berechtigt ($ 2211; 
RG 74, 37). Haben mehrere zuſammen gemietet, z. B. die Ehefrau mit dem Ehemann 
oder mehrere an einem Erwerbsgeſchäft beteiligte Perſonen, jo ift aus der Einheit und Unteilbarkeit 
des Mietverhältniſſes nicht zu folgern, daß beim Tode des einen Mieters eine Kündigung nach 
9 569 ausgeſchloſſen ſei. Vielmehr iſt nach den Umſtänden des Falles unter Beachtung des dem 
$ 569 zugrunde liegenden Rechtsgedankens und der beſonderen Natur des unter den Vertrags⸗ 
teilen und vor allem auch des unter den Mietern beſtehenden Rechtsverhältniſſes zu entſcheiden, 
ob das nur einheitlich zu löſende Mietverhältnis vom Erben des verſtorbenen Mieters, vom über 
lebenden Mieter und vom Vermieter mit Wirkung für alle Beteiligten gekündigt werden kann 
(RG 90, 328, anders herrſchende Meinung). Für Ehegatten als Mieter im Bereich des Deutſchen 
Einheitsmietvertrags ſ. dort $14 Abſs, dazu Dölle Bem. 4d. Vgl. auch OLG Hamburg JW. 
1938, 303818 mit Anm Dahmann; HRR 1933 Nr 998, OLG 33, 317 und 92 BRV O v. 7.10.15 
(A 1). Eines urkundlichen Nachweiſes der Erbeneigenſchaft bedarf es zur wirkſamen Ausübung 
des Kündigungsrechtes nicht (JW 1918, 517; a. M. OLG 28, 154). Über die Rechtmäßigkeit der 
Kündigung entſcheidet im Streitfalle das Gericht. 

3. Kündigungstermin. $ 565 Abſ 4 mit Abſ 1 Satz 1, Abſ 2, bei Grundſtücken alſo, unbe⸗ 
ſchadet kürzerer Bindung aus Vereinbarung oder 8 565 Abf 1 Satz 2, 3, Abſ 3, nur für den Schluß 
des Kalendervierteljahrs (für die Miete von Wohnräumen ſ. jedoch am Schluſſe). Der erſte zuläſſige 
Termin iſt aber nicht auf Grund einer abſtrakten Berechnung, vielmehr nach der tatſächlichen Mög⸗ 
lichkeit der Kündigung zu beſtimmen. Stirbt z. B. der Mieter am 1. Oktober und wird ſein Teſta⸗ 
ment, in dem ein Teſtamentsvollſtrecker ernannt ift, erſt einige Zeit ſpäter eröffnet, fo iſt als der 
erſte Kündigungstermin nicht der 31. Dezember des laufenden Jahres anzuſehen, ſondern es 
kann noch auf den 31. März des nächſten Jahres ($ 565 Abſ 1 Satz 1) gekündigt werden (MG 74, 35, 
auch OLG 20, 117). Unter Umſtänden dürfen die (minderjährigen oder abweſenden und nicht 
vertretenen) Erben des Mieters bei tatſächlicher Unmöglichkeit einer rechtzeitigen Kündi⸗ 
gung das Kündigungsrecht noch zum folgenden Termin ausüben; Seuff A 64 Nr 188 (ſtr.). Fur 
die Miete von Wohnräumen ſ. jetzt das Auflockerungsgeſetz v. 24. 3. 38 (vgl. 5 565 A 2), 
wonach zum Ende jedes Monats gekündigt werden kann. 

4. Der Tod des Vermieters iſt auf den Fortbeſtand des Mietverhältniſſes ohne Einfluß. 


8 570 
Militärperſonen, Beamte, Geiſtliche und Lehrer an öffentlichen Unterrichts 
anſtalten können im Falle der Verſetzung i) nach einem anderen Orte das Miet 
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verhältnis in Anſehung der Räume, welche fie für ſich oder ihre Familie an dem 
bisherigen Garniſon- oder Wohnorte gemietet haben, unter Einhaltung der 
geſetzlichen Friſt kündigen ). Die Kündigung kann nur für den erſten Termin 
erfolgen, für den ſie zuläſſig iſt. 

E 1 527 II 611; M 2 416, 417; P 2 227. 


1. Kündigungsrecht der Militärperſonen, Beamten, Geiſtlichen und Lehrer an öffentlichen 
Unterrichtsanſtalten (vgl. F 411; auch der akademiſchen Lehrer). Die Vorſchrift des 9570 
beruht nicht auf der Berücksichtigung der mutmaßlichen Willensmeinung der Parteien beim Ver⸗ 
tragsabſchluſſe, auch nicht auf dem alleinigen Intereſſe der begünſtigten Mieter, ſondern auf dem 
öffentlichen Intereſſe, welches darauf abzielt, für den Beamten ſowohl als für die beteiligte 
öffentliche Behörde den mit der Verſetzung verbundenen Aufwand möglichſt zu mindern und die 
Verſetzung überhaupt zu erleichtern. Von dieſem Geſichtspunkte aus erſcheint die Vorſchrift 
auch dann anwendbar, wenn die — für das Kündigungsrecht maßgebende — Stellung nicht ſchon 
zur Zeit des Vertragsabſchluſſes, ſondern erſt zur Zeit der Kündigung beſtanden hat; eine 
Auffaſſung, mit welcher der Wortlaut und die Entſtehungsgeſchichte des $ 570 im Einklange 
ſtehen (jo auch KG JW 06, 615; Planck 5570 A 3e; Staudinger⸗Kiefersauer A Id; 
a. M. Rö JW 03 Beil 148521.) Die Kündigungsbefugnis wird auch dann zuzugeſtehen ſein, wenn 
die Verſetzung aus dem Dienſte eines deutſchen Landes in denjenigen eines andern deutſchen 
Landes oder in den Reichsdienſt erfolgt, nicht aber dann, wenn ein deutſcher Beamter in den Dienſt 
eines auswärtigen Staates übertritt, alſo z. B. ein deutſcher Profeſſor an eine Schweizer 
Univerfität berufen wird; denn nur den öffentlichen Dienſtverhältniſſen des Inlandes ſoll durch 
obige Vorſchrift eine Erleichterung zuteil werden. — Das Geſetz ſpricht nur von beſtimmten Gruppen 
im öffentlichen Dienſt ftehender Perſonen und nur vom Falle der Verſetzung. Eine entſprechende 
Anwendung auf andere Gruppen, wie z. B. auf hauptamtlich angeſtellte Amts⸗ 
träger der NS DA P. und ihrer Gliederungen, ſowie auf den Fall der Neuanſtellung iſt da⸗ 
mit nicht ausgeſchloſſen (jo auch OL Karlsruhe ZW 1935, 3400; Orth DRZ 1935, 233; Stau- 
dinger-Kiefersauer All Ib, 2a). Im Falle der Neuanftellung beſteht nach dem Umzugs⸗ 
koſtengeſetz v. 3.5.35 (RG Bl J, 566) zwar kein Anſpruch auf Umzugskoſtenvergütung (5 0, 
wohl aber kann (und wird infolgedeſſen in den hierzu geeigneten Fällen) eine Umzugs⸗ 
koſtenbeihilfe gewährt werden ($ 2d); es fehlt alſo auch nicht an einem finanziellen 
Intereſſe des Staates an der alsbaldigen Abwicklung des bisherigen Mietverhältniſſes. 
Entſprechende Anwendung auf den Reichsarbeitsdienſt und die Angehörigen des Reichs- 
arbeitsdienſtes ſ. 5. Durchf VO z. RArbeitsdienſtch v. 23. 3. 36 (RGBl I, 198) Art I Abſ 10. Für 
die Zubilligung des Kündigungsrechts an Behördenangeſtellte |. Weſenburg DI} 1938, 1154. 
Dagegen greift $ 570 nicht Platz bei einer lediglich auf dem freien Willen der Begünſtigten 

eruhenden Stellungs- und Wohnortsänderung, auch nicht beim Verluſte der Stellung, wie bei 

erſetzung in den Ruheſtand, wohl aber bei Verſetzung auf Antrag oder mit Zuſtimmung des Be⸗ 
rechtigten (vgl. RG 21, 283; OLG 11, 316; 36, 114 Note I). — Die Kündigungsbefugnis tritt 
nur ein bei Berufung nach einem anderen Orte, für Militärperſonen nur bei Veränderung des 
Garniſonortes (JW 1916, 9778), befteht aber auch bei Rückverſetzungen ſolcher Art, daß der Beamte 
ſchließlich am bisherigen Orte wohnen bleibt, ohne ſeine Wohnung verlegt zu haben (Reh JW 1916, 
2617). Die Kündigungsbefugnis ſetzt ferner voraus, daß die Berufung nicht nur in Ausſicht ge- 
nommen (OLG 36, 114 Note 1), ſondern ſchon als amtliche Maßregel beſchloſſen und dem Beamten 
mitgeteilt worden iſt. Jedoch kann die förmliche Ausfertigung der amtlichen Verfügung und 
105 Behändigung an den Beamten nachfolgen (OLG 28, 155; Seuff A 69 Nr 97). — Sind Ehe⸗ 
eute Mieter, dann wirkt die auf Grund des $ 570 ausgeſprochene Kündigung des beamteten Ehe 
gatten auch für den anderen. — Da das Kündigungsrecht des $ 570 im öffentlichen Intereſſe 
gegeben iſt (J. oben), erſcheint es nicht als angängig, daß die begünſtigten Perſonen durch Verein⸗ 
arung mit dem Vermieter auf das Kündigungsrecht verzichten, und es muß deshalb, gerade von 
Auf das Gemeinwohl in die erſte Linie ſtellenden Betrachtungsweiſe aus, entgegen früheren 

uffaſſungen der Vorſchrift des 8570 die Bedeutung zwingenden Rechtes beigelegt werden 
(ſo auch LG Berlin JW 1935, 2659 mit Anm. Roquette und DR 1937, 464 mit Anm. Krebs; 
agegen LG Aurich JW 1937, 3227; |. auch Rößler DOWR 1938, 300; wie hier Staudinger. 
Kiefersauer A III). Bei Aufſtellung des Deutſchen Einheitsmietvertrags (Vorbem 1 Abſz 
vor $ 535) wurde die Einſchränkung oder Ausſchließung des Kündigungsrechts aus $ 570 ausdrücklich 
ne den fog. „gemißbilligten Klauſeln“ aufgeführt. — Das Kündigungsrecht gilt nicht nur für 
ie Wohnung, ſondern für alle Räume, die der Verſetzte für ſeinen oder ſeiner Familie Bedarf 
gemietet hat, z. B. auch für eine gemietete Stallung. — Vertragsmäßige Kündigung bei „Ver⸗ 
ezung“ eines kaufmänniſchen Angeſtellten ſ. R& Warn 1915 Nr 282. — Für Pachtverhältniſſe 
gat 5570 nicht (5 596 Abs 3). 


„2. Geſetzliche Kündigungs friſt nach § 565. Dazu $ 565 mit Anm, insbeſondere auch das Auf- 
lockerungsgeſetz v. 24. 3. 38 (vgl. 5 560 A 2). 
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8 571 


1) Wird das vermietete Grundſtück nach der Überlaffung an den Mieter von 
dem Vermieter an einen Oritten veräußert ?), fo tritt der Erwerber an Stelle 
des Vermieters in die ſich während der Dauer ſeines Eigentums aus dem 
Mietverhältnis ergebenden Nechte und Verpflichtungen ein “). 


Erfüllt der Erwerber die Verpflichtungen nicht, ſo haftet der Vermieter für 
den von dem Erwerber zu erſetzenden Schaden wie ein Bürge, der auf die 
Einrede der Vorausklage verzichtet hat). Erlangt der Mieter von dem Über- 
gange des Eigentums durch Mitteilung des Vermieters Kenntnis, fo wird der 
Vermieter von der Haftung befreit, wenn nicht der Mieter das Mietverhältnis 
für den erſten Termin kündigt, für den die Kündigung zuläſſig iſt ö) ©). 

E I 509 II 512; M 2 380 —300; P 2 134, 137, 169. 


1. Allgemeines. Die nachſtehenden (nicht zwingenden, RO 9. 2. 26 111 84/25; OLG 45, 149) 
Vorſchriften der 98 571—579, welche die Regel „Kauf bricht nicht Miete“ ausgeſtalten, gelten 
auch für die Pacht, nicht aber für andere ſchuldrechtliche Verhältniſſe, wie z. B. die Leihe (RG 
23 1921, 4134). Dagegen finden fie entſprechende Anwendung: a) unbeſchränkte, wenn 
ein Erbbauberechtigter vermietet und darauf fein Recht veräußert hat ($ 1017, jetzt VO über 
das Erbbaurecht vom 15. 1. 19, RG Bl 72, 89 11, 38); b) mit Ausnahme von $ 573 Satz 2 und 
$ 578, wenn der Nie ßbraucher ($ 1056) ein feinem Nießbrauch unterworfenes Grundſtück, 
der Ehe mann als Verwalter und Nutznießer ein von der Ehefrau eingebrachtes Grundſtück 
(88 1423, 1546 Abſ 3, $ 1550), der Vater das feiner Nutznießung untertoorjene Grundſtück der 
Kinder ($ 1663), der Vorerbe ein zur Erbſchaft gehöriges und darauf an einen Nacherben fallen⸗ 
des Grundſtück ($ 2135) über die Dauer ſeines Rechtes hinaus vermietet oder verpachtet, mit 
der Abweichung, daß in allen dieſen unter b aufgeführten Fällen der an die Stelle des Ver⸗ 
mieters oder Verpächters tretende anderweit Berechtigte das Miet⸗ oder Pachtverhältnis unter 
Einhaltung der geſetzlichen, nicht der im Mietvertrag beſtimmten, Kündigungsſfriſt kündigen kann 
($ 1026 Abſ 2 und A 1-3; . 8541 A 1: 9 1059 A 1; für den Fall des Nießbrauchs auch NG 22. 12. 
22 III 520/22 und HRR 1936 Nr 726). Über die entſprechende Anwendung der 58 571ff. auf 
Jagdpachtverträge ſ. unten A 2. 


2. Vorausſetzung für die Anwendung des hier ausgeſprochenen Grundſatzes „Kauf bricht 
nicht Miete“ iſt: a) Veräußerung (Kauf, Tauſch, Schenkung, Vermächtnis) eines Grundſtücks, 
auf Grund deren das Eigentum vom Vermieter an einen Dritten übergegangen iſt (RG 59, 188; 
68, 12; 78, 36; 84, 411). Eintritt des Grundſtückskäufers, der noch nicht Eigentümer iſt, in die 
Verpflichtungen des Vermieters durch Schuldübernahme gegenüber dem Mieter ſ. RO HRR 1931 
Nr 495. Erforderlich iſt, daß der Mietvertrag vom bisherigen Eigentümer abgeſchloſſen worden 
oder doch für ihn verbindlich iſt. Hat alſo z. B. der Käufer eines Grundſtücks, dem dieſes über⸗ 
geben, aber nicht aufgelaſſen worden iſt, das Grundſtück verpachtet, jo kann nach Rückgängig⸗ 
machung des Kaufes der Pächter nicht vom Eigentümer Erfüllung des Pachtvertrags verlangen 
(SeuffA 77 Nr 126). Die 88 571ff. find entſprechend anzuwenden bei Aufgabe und Aneignung 
des Eigentums an einem Grundſtücke nach $ 928 (RG 103, 166; SeuffA 76 Nr 79; OLG 27, 160). 
Auf Wohnräume und andere Räume in Gebäuden finden ſie Anwendung, wenn der Vermieter das 
Grundſtück veräußert ($ 580). Der Mieter einer beweglichen Sache, deren Erwerber nicht in das 
Mietverhältnis eintritt, ift ſchon dadurch geſchützt, daß er als deren Beſitzer die zum Eigentums⸗ 
übergang erforderliche Übergabe hindern und auch einem auf $ 931 geſtützten Herausgabeanſpruche 
des neuen Erwerbers die ihm gegen den urſprünglichen Vermieter zuſtehende Einrede entgegen⸗ 
ſetzen kann (8 986 Abſ 2). b) Weitere Vorausſetzung iſt, daß dem Mieter das vermietete Grund⸗ 
ſtück zur Zeit der Veräußerung bereits überlaſſen, d. h. zum Beſitz und Gebrauch (RG Gruch 
67, 303) übergeben war (ſonſt nur $ 578; vgl. auch Bay Obe 10 S. 280, 288), welche Über⸗ 
laſſung auch bei einer zwiſchen Vermieter und Mieter vor der Veräußerung vereinbarten Ver⸗ 
längerung ihres Vertragsverhältniſſes fortwirkt (MG 19. 5. 03 111 28/03; auch OL 7,21; 
11, 144). Handlungen des Pächters, die nicht als Ausfluß ſeines Beſitzes (oder Mitbeſitzes) an 
dem gepachteten Grundſtück erſcheinen, wie z. B. bei Verpachtung zur Ausbeutung eines Braun⸗ 
kohlenlagers nur vorläufige Bohrungen, durch die erſt beſtimmt werden fol, welche Teile 
des Grundſtücks zum Zwecke der Ausbeutung in Beſitz genommen werden ſollen, rechtfertigen 
nicht die Annahme einer Überlaſſung des Grundſtücks im Sinne des $ 571 (RG ZW 1919, 37m. 
Der Umſtand, daß der Mieter zur Zeit der Veräußerung nicht mehr im Beſitze des Grundſtücks 
iſt, ſteht ihm regelmäßig nur dann entgegen, wenn er den Beſitz dem Vermieter überlaſſen hat. 
Dagegen wäre, wenn man von den Vorſchriften des BOB ausgeht, der Erwerber eines Grund 
ſtücks, auf dem vom Vorbeſitzer Jagd oder Fiſcherei verpachtet war, an dieſen Vertrag, der ſich nicht 
auf das Grundſtück, ſondern auf das Jagd- oder Fiſchereirecht bezieht, nicht gebunden und könnte 
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dem Pächter, der fich nicht im Beſitze des Grundſtücks befindet, die Ausübung des Rechtes ver- 
bieten (vgl. RF 70, 70; 98, 101; anders für die Fiſcherei in geſchloſſenen Privatgewäſſern OLG 38, 
93 [Grundſtückspacht]). Fur Jagdpachtverträge iſt jetzt aber die Regelung in $ 16 des Reichs⸗ 
jagdgeſetzes v. 3. 7. 34 (RG Bl J, 549) maßgebend (dazu KG JW 1938, 9415). Danach finden, 
wenn ein Eigenjagdbezirk ganz oder teilweiſe veräußert wird, die Vorſchriften der 88 571—579 
Bo entſprechende Anwendung. Dasſelbe gilt im Falle der Zwangsverſteigerung von der Vor⸗ 
ſchrift des 557 ZUG (f. unten A 6); das Kündigungsrecht des Erſtehers iſt jedoch ausgeſchloſſen, 
wenn nur ein Teil des Jagdbezirks veräußert iſt und dieſer Teil nicht allein ſchon die Erforderniſſe 
eines Eigenjagdbezirks erfüllt. Wird ein zu einem gemeinſchaftlichen Jagdbezirk gehöriges Grund⸗ 
ſtück veräußert, fo hat dies auf den Pachtvertrag keinen Einfluß, und dasſelbe gilt für den Fall der 
Zwangsverſteigerung. Nach $ 16 Abſ 2 AusfVoO z. RJagdch v. 27. 3. 35 (RGGBl I, 431) kann im 
Falle des 5571 Abſ 2 Satz 2 BGB und des 5 57 ZUG der Pächter das Pachtverhältnis mit halb⸗ 
jähriger Kündigungsfriſt auf das Ende des Pachtjahres kündigen. Nach $ 29 des preuß. Fiſcherei⸗ 
geſetzes v. 11. 5. 16 (GS 55) gelten bei Veräußerung des Fiſchereirechts die 58 571—579 
BGB ſinngemäß; der Überlaſſung an den Mieter (8 571 Abi 1) ſteht der Beginn der Pachtzeit 
gleich. — Nur der im Beſitze des Grundſtücks befindliche Mieter oder Pächter hat bei der Ent⸗ 
eignung einen Entſchädigungsanſpruch gegen den Unternehmer nach § 11 des preuß. Enteig⸗ 
8105101748 v. 11. 6. 74 (RG 74, 367). Über die Enteignungsentſchädigung des Mieters ſ. auch 
101, 148. 

3. Eintritt des Erwerbers in das Mietverhältnis, insbeſondere a) in die von der Zeit ſeines 
Erwerbs ab ſich ergebenden, mit dem Grundſtückseigentum verbundenen Rechte, und zwar kraft 
ſelbſtändigen Rechtes, als Zubehör ſeines Eigentums (Zuſtandsobligation), nicht als Rechts⸗ 
nachfolger des Vermieters (RG 59, 188; 68, 12; anders im Sinne des § 265 ZPO, NG 102, 177), 
ſo daß ihm die gegen den Vermieter in der Zeit nach dem Eigentumsübergang begründeten 
Eiureden nicht entgegengeſetzt werden können. Er erlangt alfo, abgeſehen von den in 88 573, 574 
aufgeführten Ausnahmen, den Anſpruch auf den von der Zeit ſeines Eigentumserwerbs ab 
fällig werdenden Mietzins, auf den von der Zeit feines Vorbeſitzers her rückſtändigen aber 
nur, wenn er ihm abgetreten iſt (vgl. RG 55, 293). Immerhin kann er den auf die Beſitzdauer 
des Rechts vorgängers entfallenden, aber erſt nach der Veräußerung fällig gewordenen Mietzins 
vom Mieter mit einfordern und zum entſprechenden Teile an den früheren Vermieter aushändigen. 
Der Anſpruch auf den Miet- oder Pachtzins ſteht dem Erwerber aber nur nach Maßgabe des 

iet« oder Pachtvertrags zu. Iſt nach dieſem der Zins in einem Betrage voraus zu bezahlen 
und auch voraus bezahlt worden, ſo hat der Erwerber keinen Anſpruch an den Mieter oder Pächter, 
iſt vielmehr auf den Rückgriff gegen ſeinen Rechtsvorgänger nach Maßgabe des Veräußerungs⸗ 
vertrags beſchränkt (RG 94, 279; 127, 116; RG Seuffa 79 Nr 23; vgl. § 573 A J). Die Rechte 
gehen auf den Erwerber auch dann über, wenn der Mieter von der Veräußerung nichts weiß. 

er Vermieter kann daher den Mieter nicht mehr durch Mahnung in Verzug ſetzen. Der Mieter 
kann aber wirkſam den Mietzins an ihn bezahlen (8574). Er muß es ſogar tun, wenn die Zahlungs⸗ 
zeit nach dem Kalender beſtimmt iſt, der Verzug alſo ohne Mahnung eintritt (8 284 Abſ 2 Satz 1); 
ſonſt kann der Erwerber die Verzugsfolgen gegen ihn geltend machen (RG 98, 88). Die Aus⸗ 
übung eines Kündigungsrechts ſteht dem Käufer des Mietgrundſtücks erſt zu, wenn er als 

gentümer im Grundbuch eingetragen iſt; eine frühere Kündigung wird durch nachträgliche 
Eintragung nicht wirkſam (OLG 40, 311). Der Erwerber erlangt von dem gedachten Zeitpunkt 
ab auch das geſetzliche Pfandrecht ($$ 559ff.) an den eingebrachten Sachen des Mieters. 
Doch bleibt daneben das Pfandrecht des Vorbeſitzers (Vermieters) wegen des aus deſſen Zeit 
rüäckſtändige n Mietzinſes, und zwar, da jedes Pfandrecht von der Zeit der Einbringung der Sachen 
2 datiert, zu gleichem Rechte beſtehen (Prot 2,211). Recht an einer Sicherheit ſ. $ 572. 
Der Erwerber erlangt auch das Recht auf Anfechtung eines über die Art der Rückgewähr des 
Bachtgrundftüidg mit dem Pächter abgeſchloſſenen Vertrages (MG 29. 4. 18 IV 79/18). Dagegen 
Hei das Recht aus einem von dem ursprünglichen Vermieter dem Mieter auferlegten, aus dem 
Mietvertrage ſelbſt aber ſich nicht unmittelbar ergebenden Wettbewerbsverbot (4. B. bei Vertrags 
. nach Beendigung des Mietverhältniſſes kein anderes Weingeſchäft zu betreiben) auf den 

Äufer nicht über (RG ZW 06, 581%). Wird das Grundſtück an mehrere Perſonen veräußert, 
ſo ſtehen dieſe in ihrer Geſamtheit an Stelle des Vermieters dem Mieter gegenüber, namentlich 
sn betreff der Kündigung und der Empfangnahme des Mietzinſes (gl. $ 535 A 3), Eine gleiche 

erſonengeſamtheit auf der Vermieterſeite entſteht, wenn von einem einheitlich vermieteten 
(oder verpachteten) Grundſtück ein realer Teil veräußert oder in der Zwangsverſteigerung zu⸗ 
Klagen wird (RG 124,195). Anders, wenn zwei Mietgrundftüde, die in einem krennbaren 
des unge vermietet find, an verſchiedene Erwerber übergehen (HRR 1932 Nr 110). b) Eintritt 
des Erwerbers in die von der Zeit feines Eigentumserwerbs ab aus dem Mietverhältniſſe ent⸗ 
ne henden Verpflichtungen, die gleich einer Reallaſt als auf dem Grundſtücke haftend angeſehen 
werden und ebenſo wie die Mietrechte mit dem Grundſtücke auf ihn übergehen. Der Erwerber 
kam unbeſchadet feines Nüdgriffs gegen feinen Rechtsvorgänger nach Maßgabe des Veräuße⸗ 
ungsvertrages (RG 28 1915, 114813; Seuff A 73 Nr 117), in dieſe Verpflichtungen, auch in die 
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auf nachträglicher Anderung des Mietvertrags aus der Zeit des Vorbeſitzers beruhenden 
(OLG 7, 20), ohne Rückſicht darauf ein, ob er beim Vertragsabſchluſſe Kenntnis davon hatte, 
ſo insbeſondere in die Verpflichtung zur Gewährung des Gebrauchs (RG 119, 353) und zur 
Haftung für Fehler und Mängel (RG ebenda), auch für beſondere Zuſagen des früheren Ver⸗ 
mieters. Er haftet dafür nicht nur mit dem Grundſtücke, ſondern mit ſeinem ganzen Vermögen. 
Dagegen hat er nicht für die zur Zeit ſeines Vorbeſitzers bereits begründeten beſonderen 
Verpflichtungen des Vermieters einzuſtehen, insbeſondere nicht für diejenigen zur Leiſtung von 
Schadenserſatz, mag auch der zu erſetzende Schaden erſt ſpäter eingetreten ſein (RG JW 05, 4875). 
Iſt daher dem Mieter im Mietvertrage oder in einer andern vor dem Übergang des Grundſtücks 
auf den Erwerber getroffenen Vereinbarung das Recht eingeräumt worden, durch einſeitige Er⸗ 
klärung das Mietverhältnis über ſeine urſprüngliche Dauer hinaus zu verlängern (Optionsrecht), 
fo tritt der Erwerber nach $ 571 in die hieraus für den Vermieter ſich ergebenden Verpflichtungen 
ein (RG 103, 349). Der Erwerber muß daher eine Verlängerungserklärung des Mieters auch 
dann gegen ſich gelten laſſen, wenn ſie erſt nach dem Erwerb des Grundſtücks ſtattgefunden hat 
(RG Gruch 58, 945). Erklärt der Vermieter beim Abſchluſſe eines notariellen Mietvertrags, daß 
er von einem darin vereinbarten Kündigungsrechte keinen Gebrauch machen werde, jo kann 
dieſe Erklärung, wenn nicht bloß als unverbindliches Inausſichtſtellen, ſo doch nur als den Ver⸗ 
mieter für ſeine Perſon bindend erachtet werden; die Verpflichtung geht daher nicht auf den 
Erwerber über (RG 3. 6. 21 11123/21). Übergang der aus dem Mieterſchutz fi ergebenden 
Rechtslage ſ. RG Warn 1932 Nr 182. 

Im Sinne des $ 265 ZPO iſt der rechtsgeſchäftliche Erwerber des vermieteten Grundſtücks 
als Rechtsnachfolger des Veräußerers auch in ſeiner Eigenſchaft als Vermieter und das während 
der Rechtshängigkeit einer Klage des Mieters aus $ 536 BGB veräußerte Mietgrundſtück als im 
Streit befangen anzuſehen (RG 102, 177). 

4. Haftung des früheren Vermieters. Er ſteht nach dem Eigentumsübergange dem Mieter 
nicht mehr als Vertragspartei gegenüber. Erfüllt aber der Erwerber die ihm obliegenden Ver ⸗ 
pflichtungen nicht, ſo haftet für den deshalb dem Mieter zu erſetzenden Schaden neben dem 
Erwerber auch der Vermieter wie ein Bürge, der auf die Einrede der Vorausklage verzichtet 
hat (58 767ff., 773 Nr 1). Da aber nach Abf 1 der Erwerber nur in die während der Dauer 
ſeines Eigentums aus dem Mietverhältniſſe ſich ergebenden Rechte und Pflichten eintritt, 
ſo ſcheidet auch der Vermieter nur für dieſe Dauer aus der unmittelbaren Haftung gegenüber 
dem Mieter aus. Die Verpflichtung, den Mietvertrag darüber hinaus während der ganzen ver⸗ 
einbarten Vertragsdauer auszuhalten, geht nicht auf den Erwerber über. Unmittelbare 
Haftung des Vermieters gegenüber dem Mieter tritt daher ein, wenn der infolge einer ſpäteren 
Zwangsverſteigerung des Grundſtücks an ſeine Stelle tretende Erſteher, der an die Einhaltung 
der vertragsmäßigen Kündigungsfriſt nicht gebunden iſt, in Ausübung ſeines geſetzlichen Kündi⸗ 
gungsrechts (3 VS 88 57, 57a), den Mieter vor Ablauf der bedungenen Vertragsdauer zum Aus⸗ 
zuge zwingt (R® 63, 66; R& Gruch 60, 853; KG HRR 1936 Nr . Dasſelbe gilt für eine von 
dem Konkursverwalter vorgenommene freiwillige Veräußerung des von dem Gemeinſchuldner 
69549 N06 oder verpachteten Grundſtücks (KO 8 21 Abſ 3). Anders im Falle der Untermiete 
. 8549 c. 

5. Befreiung von ſolcher Mithaftung als Bürge dadurch, daß der Vermieter (nicht der Er⸗ 
werber) dem Mieter von dem Eigentumsübergange Mitteilung macht. Kündigt dann der Mieter 
das Mietverhältnis nicht für den erſten Termin, für den die Kündigung zuläſſig iſt, ſo hört von 
dieſem Termine ab die Haftung des Vermieters auf, jo daß er nur für die bis dahin be⸗ 
gründeten Schadenserſatzanſprüche des Mieters einzuſtehen hat. Der Vermieter wird aber ſchon 
vor dieſem Termine frei, wenn der Erwerber vorher mit dem Mieter ein neues Vertragsver⸗ 
hältnis eingegangen iſt. N 

6. Für die rechtliche Stellung des Mieters im Falle der Zwangs vollſtreckung 
(Zwangsverſteigerung) in das Mietgrundſtück kommen die nachſtehenden Vorſchriften des 
AUG v. 24. 3. 97: 8 9 Ubi 2, § 21 Abſ 2, S 24, 57, 57a, 57 b, 152 (dazu RG 136, 407; RG Warn 
1920 Nr 58: NG 26. 2. 24 111 299/23), 183, ſowie auch $ 21 KO in Betracht. Aus dieſen ſind 
namentlich die Vorſchriften der $$ 57, 57a ZUG hervorzuheben, wonach auf den Erſte her in einer 
Zwangsverſteigerung dann, wenn das Grundſtück vorher einem Mieter oder Pächter 
überlaſſen worden iſt, die Vorſchriften in $$ 571, 572, 573 Satz 1, ſowie in 88 574, 575 BG 
entſprechende Anwendung finden, der Erſte her aber berechtigt ift, das Miet- oder Pachtverhältnis 
unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt für den erſten Termin, für den dies zuläſſig iſt, zu nie 
in welchem Falle der Vermieter dem Mieter ſchadenserſatzpflichtig wird (A 4; ogl. auch OLe 
33, 297: Anfechtung eines Mietvertrags wegen Verſchweigens des bevorſtehenden Zwangs⸗ 
verkaufs). Als der erſte Termin, für den die Kündigung zuläffig ift, kann im Sinne des BERG 
9.57 nur derjenige erſte zuläffige Termin angeſehen werden, für den der Erſteher die Kündigung 
nicht ohne Verſchulden unterlaſſen darf. Ob dies zutrifft, iſt nicht nach allgemeinen Grundſätzen, 
ſondern nach den Umſtänden des einzelnen Falles zu beurteilen (RG 26. 3. 20 111 388/19). 
Gegen die guten Sitten ($ 138) verſtößt ein auf Veräußerung von Grundſtücken gerichteter Ver⸗ 
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trag, wonach die Beteiligten, um ſich langfriſtiger Mietverträge gemäß 88 57ff. ZVG zu ent⸗ 
ledigen, vereinbaren, daß die Veräußerung nicht durch Verkauf, ſondern ſo geſchehen ſolle, daß 
ſich der Eigentümer einer vom anderen mit Hilfe erworbener Vollſtreckungstitel betriebenen 
Zwangsverſteigerung nicht widerſetze (RG 19. 1. 27 V 132/26). Gemäß $ 571 erlangt der an 
die Stelle des urſprünglichen Vermieters tretende Erſteher dem Mieter gegenüber nicht nur den 
Anſpruch des Vermieters auf den eigentlichen Mietzins, ſondern auch auf die ſonſtigen Gegen⸗ 
leiſtungen, die vom Mieter für den Gebrauch der Mietſache dem Vermieter gegenüber über ⸗ 
nommen worden ſind, wie z. B. darauf, daß der Mieter eine ihm an dem Mietgrundſtück zu⸗ 
ſtehende Hypothek nicht kündige, ſolange er die Mieträume unter den im Vertrage feſtgeſetzten 
Bedingungen in Benutzung habe (RG 71, 404). Kündigt der Erſteher nicht unter Einhaltung 
der geſetzlichen Friſt zum erſten zuläſſigen Termin, ſo muß er auch bei langfriſtigem Miet- oder 
Pachtvertrag die dem Vertrage gemäß geleiſtete Vorauszahlung des Miet- oder Pachtzinſes für 
die ganze Vertragsdauer gegen ſich gelten laſſen (RG HRR 1933 Nr 1312). Über den Einfluß 
des Zuſchlags eines realen Teiles des einheitlich verpachteten Grundſtückes in der Zwangsver⸗ 
ſteigerung auf das Pachtverhältnis über das ganze Grundſtück |. RG 124, 195. — War dagegen 
das Grundſtück dem Mieter beim Zuſchlage noch nicht überlaſſen, jo iſt er nicht als Be⸗ 
teiligter nach 3G 8 9 Nr 2 anzuſehen. Auch findet in dieſem Falle keine entſprechende An⸗ 
wendung der angeführten Vorſchriften ſtatt. Für Jagdpachtverträge ſ. oben A 2. Für bereits vor 
dem 1. 1. 00 vermietete oder verpachtete Grundſtücke ſ. Vorbem 7b vor 8 535. Über die Pfän⸗ 
dung von Mietzinsforderungen |. BRD $ 829, ſowie über deren Beſchlagnahme im Wege der 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen ZUG 21 Abſ 2, § 148 Abſ 1, § 152 und 
BGB 8g 1123, 1124, dazu RG 136, 407; 144, 194. Bei Veräußerung eines zur Konkursmaſſe 
gehörigen vermieteten oder verpachteten Grundſtücks durch den Konkursverwalter findet $ 21 Ab] 3 
KO, nicht auch Abſ 2 daſelbſt Anwendung; der Erwerber muß Miet- oder Pachtzinsvorauszah⸗ 
lungen, die ſchon im Miet⸗ oder Pachtvertrag vorgeſehen, nicht etwa erſt nachträglich herbeigeführt 
worden find, nach $ 57 8G, 8 571 BGB gegen ſich gelten laſſen (RG 127, 116). Über den Ein- 
fluß einer Freigabe des Mietgrundſtücks aus der Konkursmaſſe auf die ſeit dem Konkursbeſchlag 
rückſtändigen, noch nicht eingezogenen Mieten ſ. RG 138, 69. 

Im Falle der Enteignung bleiben für das zwiſchen dem Enteigneten und ſeinem Mieter 
zur Zeit der Enteignung beſtehende Verhältnis nach Art 109 EG die einſchlagenden Landesgeſetze 
maßgebend. Wenn die als ein Fall höherer Gewalt zu betrachtende Enteignung ſich auf das ganze 
vermietete Grundſtück erſtreckt, fo geht von deren Durchführung ab mit dem Eigentum des Ver⸗ 
mieters auch das Gebrauchsrecht des Mieters oder Pächters zu Ende; dafür erwächſt ihnen ein 
Entſchädigungsanſpruch, der, je nach dem Inhalte der Landesgeſetze, entweder unmittelbar 
gegen den Unternehmer im Enteignungsverfahren oder gegen den Vermieter, dem für den Wegfall 
dieſer Rechte zunächſt vom Unternehmer Erſat zu leiſten ift, verfolgt werden kann (vgl. RG 
29, 273; Gruch 50, 1217). 


9 572 


Hat der Mieter des veräußerten Grundſtücks dem Vermieter für die Er⸗ 
füllung ſeiner Verpflichtungen Sicherheit geleiſtet, ſo tritt der Erwerber in 
die dadurch begründeten Nechte ein!). Zur Nückgewähr der Sicherheit iſt er 
nur verpflichtet, wenn ſie ihm ausgehändigt wird oder wenn er dem Vermieter 
gegenüber die Verpflichtung zur Nückgewähr übernimmt 2). 

E 11 513 III 566; P 2 260ff. 

1. Das Recht an der Sicherheit (88 232 ff., 562), das namentlich bei der Pacht Bedeutung 
gewinnt, gehört mit zu den Rechten aus dem Vertragsverhältnis, in die der Erwerber eintritt. 
Der letztere kann daher von dem Vermieter die Aushändigung der Sicherheit verlangen, ſoweit 
fie dieſem nicht für ihm etwa verbliebene Mietzinsforderungen noch haftet. Der Erwerber iſt 
zu dieſem Verlangen, von beſonderen Ausnahmefällen abgeſehen, insbeſondere auch dann be⸗ 
rechtigt, wenn die Sicherſtellung durch Hingabe einer Geldſumme gegen Verzinſung zur freien Ver⸗ 
fügung des Verpächters geſchehen war (NG Gruch 49, 908). Über die zu bejahende Frage, ob 
und inwieweit der Mieter (Pächter) vom Vermieter (Verpächter) die Aushändigung der Sicherheit 
* den derzeitigen Eigentümer des Miet- oder Pachtgrundſtücks verlangen kann, |. RG 53, 251. 
Als Sicherheitsleiſtung kommt namentlich auch die Bürgſchaftsſtellung in Betracht. Dagegen 
pricht nicht Satz 2 Halbſatz 1; denn hier wird nichts weiter geſagt, als daß, wenn die Sicherheit 
in zur Aushändigung ſich eignenden Werten geleiſtet wurde, der Erwerber zur Rückge währ nur 
verpflichtet iſt, falls ihm die Sicherheit ausgehändigt worden iſt (RG Warn 1913 Nr 286). Im 
ubrigen vgl. zu § 571, insbeſondere für den Fall der Zwangsverſteigerung A 6 dort. 

2. Zur Beſtellung einer neuen Sicherheit iſt der Mieter dem Erwerber auch dann nicht ver⸗ 
. wenn dieſem die urſprünglich beſtellte Sicherheit vom Vermieter nicht ausgehändigt 
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1) Eine Verfügung, die der Vermieter vor dem Übergange des Eigentums 
über den auf die Zeit der Berechtigung des Erwerbers entfallenden Mietzins 
getroffen hat, iſt inſoweit wirkſam, als ſie ſich auf den Mietzins für das zur 
Zeit des Überganges des Eigentums laufende Kalendervierteljahr bezieht: 
erfolgt der Übergang des Eigentums innerhalb des letzten halben Monats 
eines Kalendervierteljahrs, so ist die Verfügung auch insoweit wirksam, 
als sie sich auf den Mietzins für das folgende Kalendervierteljahr bezieht. 
Eine Verfügung über den Mietzins für eine ſpätere Zeit muß der Erwerber 
gegen ſich gelten laſſen, wenn er fie zur Zeit des Überganges des Eigentums 
kennt 2) 5). 

E II 514 III 666; P 2 144 ff. — Gef v. 8. 6. 15 (RGBl 327). Entw. m. Begründung (RT Bd 315 
Anlage Nr 71). 

1. Die auch auf Pachtverhältniſſe (5581 Abf2) anwendbaren Vorſchriften der 38 573-575 
enthalten teils im Intereſſe des Vermieters, teils zum Schutze des Mieters Ausnahmen von 
dem in § 571 aufgeſtellten Grundſatze, daß der Erwerber vom Eigentumsübergange 
ab ein ſelbſtändiges Recht auf den Mietzins erhält, und von der damit gegebenen Be⸗ 
ſchränkung der rechtsgeſchäftlichen Verfügungsfreiheit der Vertragsteile. Ihr Anwen⸗ 
dungsgebiet muß daher in der nämlichen Weiſe begrenzt werden wie das der Regelvorſchrift 
und erſtreckt ſich nicht auf ſolche Vorauserhebungen und Vorauszahlungen von Mietzins, die 
in Übereinſtimmung mit dem Mietvertrage geſchehen. Unter dieſer letzteren Voraus- 
ſetzung muß der Erwerber auch die einmalige Vorauszahlung des Miet- oder Pachtzinſes für das 
ganze Miet- oder Pachtverhältnis gegen fich gelten laſſen (RG 94, 279; 144, 194 [196f.]; vgl. 
RS Warn 1933 Nr 100; ferner HRR 1935 Nr 1132; 1936 Nr 529, aber auch Nr 799). Verein⸗ 
barungen zur Umgehung der $$ 573, 1124 find unwirkſam (KG JW 1936, 3264). Verfügungen 
über den Erbhofpachtzins |. Herſchel DEWNR 1935/1936, 289. — Die Faſſung der 
85 573, 574 beruht auf dem Geſetz vom 8. 6. 15 (RG Bl 327), das im Intereſſe des Grund⸗ 
kredits die Verfügungen über Miet- und Pachtzinsforderungen gegenüber dem bisherigen Recht 
durch Anderung von ZVG $ 57 (jept 58 57, 57a, 57 b), BGB 58573, 574, 1123, 1124, KO $ 21 
einſchränkt (Art. 13). $ 573 Satz 1 lautete früher: „Eine Verfügung, die der Vermieter 
vor dem Übergange des Eigentums über den auf die Zeit der Berechtigung des Erwerbes ent- 
fallenden Mietzins getroffen hat, iſt inſoweit wirkſam, als ſie ſich auf den Mietzins für das zur 
Zeit des Überganges des Eigentums laufende und das folgende Kalendervierteljahr be⸗ 
zieht.“ 5 574 Satz 1 lautete: „Ein Rechtsgeſchäft, das zwiſchen denn Mieter und dem Ver⸗ 
mieter in Anſehung der Mietzinsforderung vorgenommen wird, insbeſondere die Entrichtung 
des Mietzinfes, iſt dem Erwerber gegenüber wirkſam, ſoweit es ſich nicht auf den Mietzins für eine 
ſpätere Zeit als das Kalendervierteljahr, in welchem der Mieter von dem Übergange des Eigentums 
Kenntnis erlangt, und das folgende Vierteljahr bezieht.“ $ 573 Satz 2 und $ 574 Satz 2 
wurden nicht geändert. Nach dem fpäteren Geſetze beſchränkt ſich die Wirkſamkeit der fraglichen 
Verfügungen und Rechtsgeſchäfte in der Regel auf den Mietzins für das im maßgebenden Zeit⸗ 
punkt laufende Kalendervierteljahr und erſtreckt ſich nur ausnahmsweiſe auf die Mietzinſen des 
folgenden Vierteljahrs. Das Geſetz trat am 20. Juni 1915 in Kraft (Art 6). Ausführungsbe⸗ 
ſtimmungen |. PrIJMBl 1915, 58; Bay JMBl 1915, 116. Für die Übergangszeit waren in Art 4 
u. 5 beſondere Beſtimmungen getroffen; dazu OLG 34, 209; SeuffA 71 Nr 247; JW 1916, 
8674, 10374, 12923, 15474. — Nach der Notverordnung vom 8. 12. 31 Teil 3 § 12 (RG Bl J, 
711) find aber die Vorſchriften der $$ 573, 574, 1123, 1124 und KO 8 21, ſoweit ſie die Wirkſamkeit 
von Verfügungen und Rechtsgeſchäften in Anſehung von Miet⸗ und Pachtzinsforderungen gegen⸗ 
über dem Erwerber des Grundſtücks, den Hypothekengläubigern und der Konkursmaſſe betreffen, 
mit der Anderung anzuwenden, daß die in ihnen erwähnten Verfügungen und Rechtsgeſchäfte nur 
für den laufenden Kalendermonat und, wenn, die Verfügung oder das Rechtsgeſchäft nach 
dem fünfzehnten Tage des Monats vorgenommen wird“, für den folgenden Kalender ⸗ 
monat wirkſam find. Übergangsvorſchrift ebenda $ 24. Durch die Not VO v. 14. 6. 32 Teil 2 
Art! Nr II 7 (RG Bl 1 285, 293) iſt die Faſſung des $ 12 von Teil 3 der NotVO v. 8. 12. 31 
nur inſofern geändert, als es an Stelle der oben in Anführungszeichen geſetzten Worte nun heißt: 
„das nach den genannten Vorſchriften maßgebende Ereignis (der Übergang des Eigentums, die 
Kenntnis von dem Eigentumsübergang, die Veſchlagnahmee oder die Konkurseröffnung) nach dem 
fünfzehnten Tage des Monats eingetreten iſt“. Bei dieſer Faſſung iſt es auch nach dem Ge] 
über weitere Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung v. 26. 5. 33 (RGBl 1, 298) 
und der auf Grund des Art 8 dieſes Geſetzes erfolgten Veröffentlichung der einschlägigen Vor⸗ 
ſchriften unter der Überſchrift „Verordnung über Maßnabmen auf dem Gebiete der Zwangs⸗ 
vollſtreckung vom 26. 5. 33“ (R Bl 1, 302) geblieben (ſ. dort $ 12). Eine förmliche Anderung 
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der Faſſung der $$ 573, 574 iſt nicht erfolgt. Für die praktiſche Anwendung find die $$ 573, 574 
ſo zu behandeln, wie wenn fie in ihrem Satz 1 wie folgt lauteten. 5 573 Satz 1: 
Eine Verfügung, die der Vermieter vor dem Übergange des Eigentums über den auf die Zeit der 
Berechtigung des Erwerbers entfallenden Mietzins getroffen hat, iſt inſoweit wirkſam, als ſie ſich 
auf den Mietzins für den zur Zeit des Übergangs des Eigentums laufenden Kalendermonat 
bezieht; erfolgt der Übergang des Eigentums nach dem fünfzehnten Tage des Monats, 
fo ift die Verfügung auch inſoweit wirkſam, als fie ſich auf den Mietzins für den folgenden Ka⸗ 
lendermonat bezieht. § 574 Satz 1: Ein Rechtsgeſchäft, das zwiſchen dem Mieter und dem 
Vermieter in Anſehung der Mietzinsforderung vorgenommen wird, insbeſondere die Entrichtung 
des Mietzinſes, iſt dem Erwerber gegenüber wirkſam, ſoweit es ſich nicht auf den Mietzins für eine 
ſpätere Zeit als den Kalendermonat bezieht, in welchem der Mieter von dem Übergange des 
Eigentums Kenntnis erlangt hat; erlangt der Mieter die Kenntnis nach dem fünfzehnten 
Tage des Monats, ſo iſt das Rechtsgeſchäft auch inſoweit wirkſam, als es ſich auf den Mietzins 
für den folgenden Kalendermonat bezieht. § 573 Satz 2 und $ 574 Satz 2 gelten unver⸗ 
ändert. — Über eine den $$ 573, 574 entſprechende Beſchränkung rechtsgeſchäftlicher Verfügungen 
zugunſten der Pfändung von Miet- und Pachtzinsforderungen wegen Anſprüchen aus öffentlichen 
Grundſtückslaſten ſ. Geſetz v. 9. 3. 34 (RGGBl J, 181), dazu amtliche Erläuterungen Di 1934, 338. 
2. Verfügungen des Vermieters über den Mietzins, wie Abtretung, Verpfändung, aber 
auch ein Geſchäft mit dem Mieter, das eine Verfügung über den Mietzins enthält, wie eine 
Zahlung, Stundung, ein Erlaßvertrag, ſind, wenn vor dem Übergange des Eigentums, ſei es 
auch nach dem Abſchluß des Veräußerungsvertrags, getroffen, wirkſam: a) ſoweit ſie ſich auf den 
Mietzins für den zur Zeit des Eigentumsübergangs laufenden Kalendermonat beziehen, und 
falls der Übergang des Eigentums nach dem fünfzehnten Tage des Monats ſtattfindet, auch be⸗ 
züglich des Mietzinſes für den folgenden Kalendermonat, b) bezüglich des Mietzinſes für eine 
ſpätere Zeit dann, wenn der Erwerber die Verfügung zur Zeit des Eigentumsübergangs kennt. 
Der Mieter kann ſich alſo vor doppelter Zahlung der über den laufenden und gegebenenfalls über 
den folgenden Kalendermonat hinausgehenden Mietzinsraten dadurch ſchützen, daß er den Er⸗ 
werber vor dem Erwerbe von der darüber erfolgten Vorausverfügung des Vermieters in Kenntnis 
ſetzt. Die Vorſchrift unter a gilt nicht nur für die vom Vermieter getroffene rechtsgeſchäftliche, 
ſondern auch für die von ſeinem Gläubiger im Wege der Zwangsvollſtreckung erwirkte 
Verfügung, alſo für die Pfändung der Mietzinsbeträge (vgl. $ 1124 Abſ 2; RG 58, 181; 59, 177; 
64, 418). Das Pfandrecht an einer laufenden Mietzinsforderung wird aber gegenſtandslos, wenn 
das vermietete Grundſtück nicht an einen Dritten ($ 571), ſondern an den Mieter aufgelaſſen wird 
und damit ($ 564 A 1) das Mietverhältnis endigt (OLG 13, 378; 17, 20; 33, 318). Für den Fall 
der Zwangsverſteigerung gilt die Vorſchrift unter a mit dem Unterſchiede, daß an Stelle 
des Eigentumsüberganges die Beſchlagnahme des Grundſtücks maßgebend iſt, und der Be⸗ 
ſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsverſteigerung die Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangs⸗ 
verwaltung gleichſteht, wenn ſie bis zum Zuſchlag fortgedauert hat (ZUG $$ 57, 57b Abſ 1, 2). 
Für die Wirkſamkeit von Verfügungen des Zwangsverwalters iſt aber nicht der Zeitpunkt der 
Beſchlagnahme, ſondern der des Eigentumsübergangs, d. h. des Zuſchlags, maßgebend (ZIG 
$575 Abſ 3). Vgl. auch Belehrung für den Mieter oder Pächter PrIMBI 1915, 116; Bay Bl 
1915, 55. Hat der Erwerber von den Vorausverfügungen des Vermieters zur Zeit des Eigen ⸗ 
tumsübergangs keine Kenntnis, ſo kann er in der Regel wegen dieſer Verfügungen Schadenser⸗ 
ſatzanſprüche gegen den Vermieter erheben. Ob derjenige, dem der Vermieter Mietzinsforderungen 
wirkſam abgetreten hat, Zahlungen an den Erwerber (Erſteher in der Zwangsverſteigerung) 
gegen ſich gelten laſſen muß, bemißt ſich nach $ 407 (OLG 34, 99). — Die Vorſchriften der 8 573 ff. 
treffen nur den Miet- oder Pachtzins, nicht Nebenrechte, die neben der Zinspflicht beſtehen; 
11 Aufgeben einer Bürgſchaft durch den Vermieter (Verpächter) unterliegt nicht den Beſchrän⸗ 
1 des Geſetzes (NG 157, 379). Mit dem Mietzins zugleich zahlbare Zins⸗ und Tilgungs⸗ 
eträge für Baukoſten des Vermieters können einen Teil des Mietzinſes bilden und wie dieſer 
dem Verbot der Vorausverfügung nach $ 573 unterliegen (JW 1938, 4624). 
3. Auf Verfügungen, die der Vermieter nach dem Übergange des Eigentums getroffen hat, 
1 der § 573 nicht; fie haben regelmäßig keine rechtliche Wirkſamkeit dem Erwerber 
ei 


§ 574 
) Ein Nechtsgeſchäft, das zwiſchen dem Mieter und dem Vermieter in An- 
ſehung der Mietzinsforderung vorgenommen wird, insbeſondere die Ent- 
richtung des Mietzinſes, iſt dem Erwerber gegenüber wirkſam, soweit es sich 
nicht auf den Mietzins für eine spätere Zeit als das Kalendervierteljahr 
bezieht, in welchem der Mieter von dem Übergange des Eigentums Kennt- 
mis erlangt; erlangt der Mieter die Kenntnis innerhalb des letzten halben 
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Monats eines Kalendervierteljahrs, so ist das Rechtsgeschäft auch insoweit 
wirksam, als es sich auf den Mietzins für das folgende Kalendervierteljahr 
bezieht. Ein Nechtsgeſchäft, das nach dem Übergange des Eigentums vor⸗ 
genommen wird, iſt jedoch unwirkſam, wenn der Mieter bei der Vornahme 
des Nechtsgeſchäfts von dem Übergange des Eigentums Kenntnis hat)). 

E II 515 III 567; P 2 144, 253. — Gef v. 8. 6. 15 (N Bl 327). Entw. m. Begründung (RT Bd 315 
Anlage Nr 71). 

1. § 574 enthält eine weitere Ausnahme von dem in $ 571 aufgeſtellten Grundſatze. Seine 
Faſſung beruht auf dem Geſ vom 8. 6. 15 (NGBI 327). Das Nähere j. in $ 573 A 1. Über 
die weitere Einſchränkung von Rechtsgeſchäften in Anſehung der Miet- und Pachtzins⸗ 
forderungen durch die Notverordnungen vom 8. 12. 31 und vom 14. 6. 32, nebſt der „Ver⸗ 
ordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung vom 26. 5. 38 (RGGBl J, 302) 
und die danach für die praktiſche Anwendung des $ 574 zugrunde zu legende Faſſung |. 
ebenfalls § 573 A 1. 

2. Rechtsgeſchäfte zwiſchen Mieter und Vermieter bezüglich des Mietzinſes. a) Bei Rechts⸗ 
geſchäften dieſer Art, wie Vorauszahlung des Mietzinſes, Annahme an Zahlungs Statt, Erlaß, 
Schuldumwandlung, Aufrechnung, mögen ſie vor oder nach dem Eigentumsübergange vor⸗ 
genommen ſein, werden die in Frage kommenden Monate nicht von dem Eigentumsübergange, 
ſondern erſt von der Zeit ab berechnet, wo der Mieter von dem Eigentumsübergange 
Kenntnis erhält, wobei die Wirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts ſich in der Regel auf den im maß⸗ 
gebenden Zeitpunkt laufenden Kalendermonat beſchränkt und nur ausnahmsweiſe, wenn der 
Mieter die entſcheidende Kenntnis nach dem fünfzehnten Tage des Monats erlangt, auch auf den 
Mietzins des folgenden Kalendermonats ſich erſtreckt. b) Rechtsgeſchäfte, die nach dem Eigen⸗ 
tumsübergange vorgenommen werden, ſind unwirkſam, wenn der Mieter bei ihrer Vornahme 
von dem Eigentumsübergange Kenntnis hat, während im übrigen (bei Unkenntnis des Mieters 
zu dieſer Zeit) auch für ſolche Rechtsgeſchäfte die Vorſchrift unter a gilt. Dagegen iſt für die Be⸗ 
ſtimmung unter a in dem Falle kein Raum mehr, wenn ſchon nach dem Mietvertrage der Miet- 
zins für eine längere Zeit, z. B. für ein Jahr, vorauszubezahlen und die erſte Rate ſchon vor dem 
Eigentumsübergange fällig war (vgl. 58 1123, 1124). — Für den Fall der Zwangsverſteigerung 
(ogl. $ 573 A 2) gilt die Vorſchrift unter a mit dem Unterſchiede, daß an Stelle der Kenntnis 
vom Eigentumsübergange die Kenntnis von der Beſchlagnahme des Grundſtücks maßgebend 
iſt. Mit der Zuſtellung des die Zwangsverſteigerung anordnenden Beſchluſſes an den Mieter 
(Pächter) gilt die Beſchlagnahme als dieſem bekannt. Der Beſchlagnahme zum Zwecke der 
Zwangsverſteigerung ſteht die Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsverwaltung gleich, 
wenn ſie bis zum Zuſchlag fortgedauert hat. In dieſem Falle gilt mit der Zuſtellung des 
Beſchluſſes, durch den dem Mieter (Pächter) verboten wird, an den Schuldner zu bezahlen, 
die Beſchlagnahme als dem Mieter (Pächter) bekannt (ZUG $$ 57, 57b Abſ 1, 2). Auf 
Rechtsgeſchäfte des Zwangsverwalters finden aber dieſe beſonderen Vorſchriften keine Anwen⸗ 
dung (BVG $ 57b Abs 3). Für den Fall der Zwangsverwaltung ſ. R JW 1933, 165812. 
Vgl. auch Belehrung für den Mieter oder Pächter PrMBl 1915, 116; BayJMBl 1915, 55. 
Kündigt der Erſteher eines einem Mieter oder Pächter überlaſſenen Grundſtücks nicht unter Ein⸗ 
haltung der geſetzlichen Friſt zum erſten zuläſſigen Termin, fo muß er auch bei langfriſtigem Miet- 
oder Pachtvertrage die vertragliche Vorauszahlung des Miet- oder Pachtzinſes für die ganze 
Vertragsdauer gegen ſich gelten laſſen (RGS 23. 2. 33 VIII 453/32). 

3. Beweislaſt. Die Kenntnis des Mieters von dem Eigentumsübergange ift im Streitfalle 
von dem Erwerber als Grundlage ſeines noch fortbeſtehenden Mietzinsanſpruchs gegen den 
Mieter zu erweiſen. 

§ 575 

Soweit die Entrichtung des Mietzinſes an den Vermieter nach § 574 dem 
Erwerber gegenüber wirkſam iſt!), kann der Mieter gegen die Mietzins 
forderung des Erwerbers eine ihm gegen den Vermieter zuſtehende Forde“ 
rung aufrechnen. Die Aufrechnung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Mieter die 
Gegenforderung erworben hat, nachdem er von dem Übergange des Eigen 
tums Kenntnis erlangt hat, oder wenn die Gegenforderung erſt nach der Er⸗ 


langung der Kenntnis und ſpäter als der Mietzins fällig geworden ift?). 

& II 516 III 568; P 2 147. 

1. Alſo in dem Falle, wenn der Erwerber gegen den Mieter Mietzinsforderungen geltend 
macht, die auf die Zeit von feinem Erwerb ab bis zu erlangter Kenntnis des Mieters vom Eigen- 
tumsübergange ſowie auf den alsdann laufenden Monat und, wenn der Mieter die entjhei- 
dende Kenntnis nach dem fünfzehnten Tage des Monats erlangt, auch auf den folgenden zu 
entrichten find. Vgl. 8574 A 1. 
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2. Vgl. die entſprechende Vorſchrift in $ 406. Die aufzurechnende Forderung braucht 
nicht aus dem Mietverhältnis herzurühren, wie ſich aus dem allgemeinen Worklaute des Geſetzes 
und aus dem Mangel entgegenſtehender innerer Gründe ergibt. — Im Falle der Zwangs ⸗ 
verſteigerung iſt auch hier an Stelle der Kenntnis vom Eigentumsübergange die Kenntnis 
von der Beſchlagnahme maßgebend. Vgl. ZIG 88 57, 57b und oben $ 574 A 2. 


8 576 


Zeigt der Vermieter dem Mieter an, daß er das Eigentum an dem ver- 
mieteten Grundſtück auf einen Dritten übertragen habe, ſo muß er in An⸗ 
ſehung der Mietzinsforderung die angezeigte Übertragung dem Mieter gegen- 
über gegen ſich gelten laffen, auch wenn fie nicht erfolgt oder nicht wirk⸗ 
ſam iſt!). 

Die Anzeige kann nur mit Zuſtimmung desjenigen zurückgenommen wer⸗ 
den, welcher als der neue Eigentümer bezeichnet worden iſt. 

E II 517 III 869; P 2 134. 

1. Vgl. die entſprechende Vorſchrift in $ 409. Nach dieſer Anzeige, für welche eine beſondere 
Form nicht erforderlich iſt, kann alſo der Mieter den Mietzins mit Sicherheit (gegenüber dem 
Vermieter) an den ihm angegebenen Erwerber zahlen, und dies ſelbſt dann, wenn in Wirklich⸗ 
keit die Abtretung nicht oder nicht in wirkſamer Weiſe erfolgt und dies dem Mieter bekannt 
geworden ſein ſollte (M 2, 135). — Der öffentliche Glaube des Grundbuchs ($ 893) ſchützt den 
Mieter nicht. Er kann ſich daher dem Vermieter gegenüber nicht darauf berufen, daß derjenige, 
an den er den Mietzins zahlte, als Erwerber des Grundſtücks im Grundbuch eingetragen ſei (beſtr.). 


8 577 


Wird das vermietete Grundſtück nach der Überlaffung an den Mieter von 
dem Vermieter mit dem Nechte eines Dritten belaſtet, fo finden die Vor⸗ 
ſchriften der 88 571 bis 576 entſprechende Anwendung, wenn durch die Aus- 
übung des Rechtes dem Mieter der vertragsmäßige Gebrauch entzogen wird!). 
Hat die Ausübung des Nechtes nur eine Beſchränkung des Mieters in dem 
vertragsmäßigen Gebrauche zur Folge, fo iſt der Dritte dem Mieter gegen; 
über verpflichtet, die Ausübung zu unterlaſſen, ſoweit ſie den vertragsmäßigen 
Gebrauch beeinträchtigen würde ?)s). 

E 1 510 11 518 III 570; M 2 386390; P 2 159. 

1. Belaftung des Grundſtücts mit dem Rechte eines Dritten, das dem Mieter den Gebrauch 
völlig entzieht. So bei Einräumung eines Erbbau-, Nie ßbrauchs⸗ oder Wohnungs- 
rechts an dem vermieteten Grundſtücke ($ 1012, jetzt VO über das Erbbaurecht v. 15. 1. 19, 
RG Bl 72 $ 1; ferner $$ 1030, 1093). Hier tritt der Erwerber in das Mietverhältnis ein, hat 
dem Mieter den vertragsmäßigen Gebrauch zu gewähren, erlangt aber dagegen (und zwar auch 
als Inhaber eines Wohnungsrechts) von der Zeit ſeines Rechtserwerbs ab den Anſpruch auf 
den Mietzins, und es gelten in betreff der Gültigkeit von Vorausverfügungen des Vermieters, 
ſowie von Rechtsgeſchäften zwiſchen Vermieter und Mieter die nämlichen Vorſchriften wie bei 
einer Veräußerung des vermieteten Grundſtücks. S. insbeſondere über die Beſtellung eines 
au ebbrauds am Mietgrundſtück NG 68, 12ff.; 81,149; 94, 279, Warn 1911 Nr 19; 1922 
Ar 67; JW 1912, 87026, auch DLG 8, 399; 20, 99; 33 S. 304, 320. Eine Ermäßigung des Miet- 
zenſes durch den Nießbraucher wirkt nicht über die Dauer des Nießbrauchs (OLG 33, 320). — 
Entſprechende Anwendung der $$ 577, 573, wonach der Nießbraucher Vorausverfügungen des 
vermietenden Eigentümers gegen ſich gelten laſſen muß, auf Vorausverfügungen des Nieß⸗ 

rauchers im Falle der Beendigung des Nießbrauches |. OL 39, 240. i 

2. Beſchränkung des Mieters im vertragsmäßigen Gebrauche. So bei Einräumung einer 
Grunddienſtbarkeit oder einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit ($$ 1018, 
1090, für das Wohnungstecht jedoch A 1). Hier ift der Dritte dem Mieter gegenüber nur ver- 
pflichtet, die Ausübung ſeines Rechtes zu unterlaſſen, inſoweit ſie den vertrags⸗ 
mäßigen Gebrauch beeinträchtigen würde; er tritt aber im übrigen in das Vertragsverhältnis 
Anſchen Vermieter und Mieter nicht ein und erlangt insbeſondere gegenüber dem Mieter keinen 
5 nſpruch auf den Mietzins. Für feine Anſprüche gegenüber dem Vermieter iſt das zwiſchen ihnen 
eſtehende Rechtsverhältnis maßgebend. 4 
m 3. War dem Mieter das Grundſtück zur Zeit der rechtsgeſchäftlichen Belaſtung durch den 
tieter noch nicht überlaſſen, fo kommt § 578 zur Anwendung. 


264 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


8 578 


Hat vor der Überlaſſung des vermieteten Grundſtücks an den Mieter der 
Vermieter das Grundſtück an einen Dritten veräußert oder mit einem Nechte 
belaftet, durch deſſen Ausübung der vertragsmäßige Gebrauch dem Mieter 
entzogen oder beſchränkt wird, fo gilt das gleiche wie in den Fällen des $ 571 
Abf 1 und des 8 577, wenn der Erwerber dem Vermieter gegenüber die Er- 
füllung der ſich aus dem Mietverhältnis ergebenden Verpflichtungen über- 
nommen hat!). 

E I 512 II 519; M 2 391393; P 2 102. 

1. Im Falle der Veräußerung oder Belaſtung eines Mietgrundſtücks nach Abſchluß des Miet- 
vertrags, aber vor Überlaſſung des Grundſtücks an den Mieter fehlt es an einer weſentlichen 
Vorausſetzung der $$ 571, 577. Hier ift der Erwerber an den Mietvertrag, in den er nicht eintritt, 
nicht gebunden, ſondern kann ohne Rückſicht auf dieſen Vertrag ſein Eigentum oder ſonſtiges 
Recht dem Mieter gegenüber ausüben, dem alsdann ein Entſchädigungsanſpruch nach 88 325, 538 
an ſeinen Vermieter zuſteht. Der Erwerber hat aber in dieſem Falle auch keinen Anſpruch gegen 
den Mieter auf Vertragserfüllung, muß alſo mit dieſem zu ſolchem Zwecke noch einen Vertrag 
eingehen. Alles dies gilt auch im Falle einer Zwangsverſteigerung. Eine Ausnahme greift 
jedoch dann Platz, wenn der Erwerber dem Vermieter gegenüber die Erfüllung der ſich aus 
dem Mietvertrag ergebenden Verpflichtungen übernommen hat, und zwar vor dem Übergange 
des Eigentums oder vor der Belaſtung (beſtr.). Alsdann treten, auch ohne daß die außerdem 
anwendbaren Beſtimmungen über Erfüllungs⸗ und Schuldübernahme beobachtet ſind, oder der 
Mieter feine Zuſtimmung erteilt (OLG 8, 144), die gleichen Rechtsfolgen ein wie in den in $ 571 
Abſ 1 und in $ 577 behandelten Fällen. Es gelten alſo die 98 571—576, auch $ 571 Abſ 2, der 
die bürgſchaftliche Mithaftung des Vermieters beſtimmt. 


§ 579 

Wird das vermietete Grundſtück von dem Erwerber weiter veräußert oder 
belaſtet, fo finden die Vorſchriften des 8 571 Abſ 1 und der 88 572 bis 578 
entſprechende Anwendung!). Erfüllt der neue Erwerber die ſich aus dem 
Mietverhältnis ergebenden Verpflichtungen nicht, ſo haftet der Vermieter dem 
Mieter nach 8 571 Abf 22). 

E II 520 III 572; P 2 174. 

1. Bei Weiterveräußerung oder Weiterbelaſtung des Mietgrundſtücks tritt der neue Er⸗ 
werber an Stelle des erſten Erwerbers in das Mietverhältnis ein, und die von dem erſten Erwerber 
vorgenommenen Vorausverfügungen über den Mietzins ſowie die zwiſchen ihm und dem Mieter 
anne e Rechtsgeſchäfte find dem neuen Erwerber gegenüber nach Maßgabe der $$ 573ff. 
wirkſam. 

2. Bei Nichterfüllung der dem neuen Erwerber obliegenden Verpflichtungen haftet dem 
Mieter nicht der erſte Erwerber (ſofern er nicht etwa einen neuen Vertrag mit dem Mieter ab- 
geſchloſſen hat und damit ihm gegenüber ſelbſt Vermieter im Sinne des $ 571 geworden if), 
ſondern der urſprüngliche Vermieter gemäß $ 571 Abſ 2. Auch deſſen Haftung hört auf 
durch Mitteilung des Eigentumsübergangs an den Mieter und Nichtkündigung ſeitens des Mieters, 
es fällt alſo dann für dieſen jeder Rückanſpruch weg. 


8 580 


Die Vorſchriften über die Miete von Grundſtücken gelten auch für die Miete 
von Wohnräumen und anderen Näumen!). 

E II 480 III 578; P 2 134. 

1. Wohn- und andere Räume. Daß die Miete von Wohnräumen unter dem national⸗ 
ſozialiſtiſcher Weltanſchauung gemäßen Gemeinſchaftsdenken von beſonderer Bedeutung iſt, 
ſofern ſie den Volksgenoſſen, die nicht auf eigenem Grund und Boden wohnen können, eine 
Heimſtätte verſchafft, und in der Regel der Fälle auch zu einer engeren Gemeinſchaft, der Haus⸗ 
gemeinſchaft, führt, ift ſchon in Vorbem 1 Abf 1 vor J 535 hervorgehoben. Das BGB ſtellt für 
die Anwendung ſeiner Vorſchriften über Miete die Wohnräume mit anderen Räumen, auf die 
jene Geſichtspunkte nicht zutreffen, den Grundſtücken gleich. Als ſolche anderen Räume (vgl. 
auch $ 865) kommen beiſpielsweiſe in Betracht: Mühlen, Fabriken, Werkſtätten, Magazine, 
Verkaufsläden, Viehſtälle, Keller, Lager- und Trockenplätze. Gemeint find, wie ſich aus der Zur 
ſammenſtellung mit den Wohnräumen ergibt, nur Innenräume, nicht z. B. die Außenwände 
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oder die Dachfläche eines Gebäudes, die vielfach zur Anbringung von Geſchäftsanzeigen ver⸗ 
mietet werden. — In Betracht kommen namentlich die Vorſchriften: $ 537 Abſ 2 Satz 2 (Zu⸗ 
ſicherung einer beſtimmten Größe bei Vermietung eines Grundſtücks), $ 544 (geſundheitsgefähr⸗ 
liche Beſchaffenheit der Wohnräume), § 551 Abj 2 (vierteljährliche Entrichtung des nicht nach 
kürzeren Zeitabſchnitten bemeſſenen Mietzinſes), $ 556 Abſ 2 (Befugnis des Vermieters zur Rück⸗ 
forderung der Sache von einem Dritten — Untermieter), 88 559—563 (Vermieterpfandrecht und 
deſſen Geltendmachung), $ 565 Abſ 1, 3, 4 (geſetzliche Kündigungsfriſten), $ 566 (schriftliche Form 
des Mietvertrags bei längerer als einjähriger Dauer), 88571 ff. Rechtsverhältniſſe bei Veräußerung 
eines vermieteten Grundſtücks). Vgl. auch § 570 (Kündigungsrecht der Militärperſonen, Be⸗ 
amten uſw.). 
Auf Räume in beweglichen Sachen, insbeſondere auf Kajüten und Schankwirtſchaftsräume 
in einem Schiffe, ift § 580 nicht zu beziehen (Seuff A 61 Nr 78). 

Über die Miete eines Schrankfaches in der Stahlkammer eines Bankhauſes |. 8 535 A 2. 


II. Pacht 


8 581 


1) Hurch den Pachtvertrag wird der Verpächter verpflichtet), dem Pächter 
den Gebrauch des verpachteten Gegenſtandes und den Genuß der Früchte, 
ſoweit fie nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft als Ertrag 
anzuſehen find, während der Pachtzeit zu gewähren. Der Pächter iſt ver- 
pflichtet, dem Verpächter den vereinbarten Pachtzins zu entrichten“). 

Auf die Pacht finden, ſoweit ſich nicht aus den 88 582 bis 597 ein anderes 
ergibt, die Vorſchriften über die Miete entſprechende Anwendung “)). 

E I 581, 532 II 621; M 2 421-423; P 2 232. 

1. Allgemeines. Über Miete und Pacht als ein auf den Gedanken der Gemeinſchaft 
gegründetes Schuldverhältnis ſ. Vorbem 1 Abſ 1 vor $ 535. Das perſönliche Vertrauens- 
verhältnis zwiſchen Verpächter und Pächter bezieht ſich dabei nicht nur auf die Erfüllung der 
beſonderen geſetzlichen und vertraglichen Pflichten, wie es etwa für den Pachter die Pflicht zur 
Zahlung des Pachtzinſes, zur ſorgfältigen Behandlung der Pachtſache, zur Benachrichtigung des 
Verpächters von der Ausbeſſerungs⸗ und Schutzbedürftigkeit des Pachtgegenſtandes iſt. Aus der 
gegenſeitigen Treupflicht kann ſich als Inhalt des Vertragsverhältniſſes für den Pächter z. B. 
auch die Pflicht ergeben, bei Handlungen Dritter, durch die dem Verpächter das Verfügungsrecht 
über den Pachtgegenſtand entzogen wird, nicht mitzuwirken, fie keinesfalls zu fördern (RG U 
1938, 66511), S. auch A3 a. E. Der Verpachter aber hat ſeinerſeits Rückſicht auf die wirtſchaftlichen 
Intereſſen des Pächters zu nehmen. Verſucht ein Jagdpächter, der wegen ſeiner Ausländereigen⸗ 
ſchaft die Nichtwiedererteilung des Jagdſcheins befürchtet, die Weiterverpachtung an einen Inlän⸗ 
der, ſo darf der Verpächter die dazu erforderliche Zuſtimmung nicht grundlos verweigern (OLG 
Köln Di 1938, 1398). — Über den Unterſchied zwiſchen Miete und Pacht und deſſen praktiſche Be⸗ 
deutung |. Vorbem 2 und 2a vor $ 535; ferner über Vorpacht ebenda Vorbem 3. Die Ver⸗ 
pachtung landwirtſchaftlich genutzter Grundflächen ſetzt Einräumung des unmittelbaren Beſitzes vor⸗ 
aus; ein Vertrag, der dem vermeintlichen Pächter keine Einwirkung auf das fruchttragende Grund⸗ 
ſtück ſelbſt ermöglicht, ift kein Pachtvertrag (RG 26. 2. 24 111 299/23). Dagegen wird die Annahme 
eines Pachtverhältniſſes nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Verpächter, der als Vergütung 
einen Bruchteil der Früchte zu beanſpruchen hat, dem ſonſt ſelbſtändig wirtſchaftenden Pächter 

etriebseinſchränkungen oder ſonſtige Verpflichtungen zur Erhaltung der Leiſtungs⸗ und Ent⸗ 
wicklungsfähigkeit des Betriebes auferlegt (RG HRR 1934 Nr 1196). Pacht eines wirtſchaftlichen 

nternehmens liegt auch dann vor, wenn der Pächter aus Wettbewerbsgrunden das Unter⸗ 
nehmen zeitweilig ſtillzulegen beabſichtigt (RG 8. 5. 33 VIII 4/33). Kein Pachtvertrag, ſondern 
ein Vertrag beſonderer Art liegt vor, wenn bei der Übertragung des Rechtes zur Aufführung eines 
Dramas, eine Aufführungspflicht als Hauptleiſtung vertraglich aufgeſtellt iſt (ah 115, 17). Die 

bernahme eines Anzeigengeſchäfts für Fachzeitungen wird in ihrer Eigenſchaft als Pacht nicht 
dadurch beeinträchtigt, daß der Verpachter zur Drucklegung und Veroffentlichung der Anzeigen 
verpflichtet iſt; darin liegt nur eine beſondere Ausgeſtaltung ſeiner Hauptverpflichtung zur Ge⸗ 
währung von Gebrauch und Fruchtgenuß (NG 26. 9. 33 VII 117/33). Die Schriftform des 
5 566 iſt auch bei der Pacht nur erforderlich, wenn ſich der Vertrag auf ein Grundſtück bezieht, 
während der Pachtvertrag über ein Recht, welches Gebrauch und Fruchtgenuß geſtattet, wie 
3. B. über ein Fiſchereirecht (. jedoch Vorbem 2 vor $ 535), einen gewerblichen Betrieb ($ 1822 
9 4), ein Handelsgeſchäft (HGB § 22 Abſ 2) ulm. formfrei iſt, da $ 566 ausdrücklich nur für den 
Mietvertrag über ein Grundſtück gilt, wie die Vorſchriften über Miete überhaupt nur Sachen, 
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nicht auch Rechte als Gegenſtand des Vertragsverhältniſſes kennen (RG 51, 279 ff.). Anders 
bei der das Grundſtück ſelbſt betreffenden Verpachtung einer Rohrnutzung (RG 56, 83). Über 
die Schriftform bei Jagdpachtverträgen und Jagdpachtvorverträgen nach dem früheren 
preußiſchen Recht ($ 22 preuß. Jagd O v. 15. 7. 07 GS 207, auch preuß. Jagdgeſetz v. 
18. 1. 34 GS 13 58 16, 21) ſ. RG 112,199; RG JW 1915, 9932; R SeuffA 82 Nr 
40 mit Nr 16; über die Nichtigkeit von Jagdpachtverträgen ſ. noch RG 121, 80 und zur 
hannoverſchen Jagdordnung Seuff A 83 Nr 50; über die Unzuläſſigkeit des Rechtsweges 
45 die Klage des Jagdgenoſſen gegen die Jagdgenoſſenſchaft |. Rc 108, 183; ebenſo 
ür eine Klage des Jagdgenoſſen gegen die Mitglieder des Jagdvorſtandes auf Erfüllung 
ihrer genoſſenſchaftlichen Amtspflichten (Seuffü 81 Nr 51). Kündigung eines Jagd⸗ 
pachtvertrages durch den Verwalter im Konkurſe über das Vermögen eines Mitpächters 
ſ. RG 141, 391. Hinzutritt von Mitpächtern, die ihre Rechte unmittelbar von der Jagdgenoſſen⸗ 
ſchaft ableiten, als neuer Pachtvertrag, der nach § 23 der preuß. Jagdordnung öffentlich auszu⸗ 
legen war, ſ. RG 144, 182. Jetzt iſt die Jagdpacht, wie überhaupt die Beteiligung Dritter an der 
Ausübung des Jagdrechts im Reichsjagdgeſetz vom 3. 7. 34 (RG Bl I, 549, dazu Ausf VO v. 
27. 3. 35, RGBl I, 431, v. 5. 2. 37, RGBl I, 179, 268, v. 25. 4. 38, RGBl I, 419; Einführung 
im Lande Oſterreich VO v. 13. 4. 38, RGBl I, 388, ſowie Verordnungen v. 30. 4. 38, 
RGBl J, 429, 430 und v. 23. 11. 38, RGBl I, 1665), für die ſudetendeutſchen Gebiete 
Einführungs VO v. 16. 1. 39 (RG Bl I, 45), Überleitungs OO v. 16. 1. 39 (RGBl 1, 45) 88 12 ff. 
geregelt; dazu Troitzſch ArchRpfl 1934, 289; Schriftlichkeit des Pachtvertrags und Ge⸗ 
nehmigung des Kreisjägermeiſters, gegebenenfalls des Reichsjägermeiſters |. $ 12 Abſ 3, 5; 
über die Formbedürftigkeit von Vorverträgen auf Abſchluß einer Jagd⸗Weiterverpachtung ſ. DX 
1938, 1800; über Erteilung einer entgeltlichen Jagderlaubnis ſ. LGS Berlin DY 1937, 672 mit 
Anm. Bei verpachteten ſtaatseigenen Jagden bedeutet obrigkeitlicher Eingriff nicht privatrecht⸗ 
liche Erfüllungsverweigerung; eine im Rechtsweg verfolgbare Haftung des Staates wegen 
eines ſolchen Eingriffs käme nur unter dem Geſichtspunkt der Amtspflichtverletzung (Weim Verf 
Art 131) in Betracht (vgl. OLG Braunſchweig D 1934, 1478). Nichtigkeit der Jagdverträge $ 15; 
dazu Mitzſchke ZW 1936, 65. Kündigung von Jagdpachtverträgen ſ. unten. Wegen der vor⸗ 
mundſchaftsgerichtlichen Genehmigung und wegen behördlicher Genehmigung bei der 
Verpachtung von Grundſtücken, die der Landwirtſchaft, einſchließlich der Forſtwirtſchaft, dienen, 
ſ. Vorbem 4 a. E. vor $ 535. Notwendigkeit der Genehmigung des Anerbengerichts zur Ver⸗ 
pachtung des Erbhofs oder eines Teiles des Erbhofs für mehr als ein Jahr oder unbeſtimmte 
Zeit |. Erbhofrechts O v. 21. 12. 36 (RG Bl 1, 1069) $ 30. Die nach der Grundſtücksverkehrs⸗ 
bekanntmachung v. 20. 1.37 (RGBl J, 35) erforderliche Genehmigung für die Verpachtung von 
land- oder forſtwirtſchaftlichen Grundſtücken von zwei Hektar aufwärts iſt nicht nötig, 
wenn das Grundſtück zu einem Erbhof gehört (dazu Haegermann Da 1937, 857). Über 
die Verpachtung und Verwaltung öffentlicher Apotheken |. Geſ v. 13. 12. 35 (RGBl l, 
1445), dazu VO v. 26. 3. 36 (RG Bl I, 315), für die ſudetendeutſchen Gebiete VO v. 
6. 2. 39 (RG Bl l, 155); für Oſterreich VO v. 27. 2. 39 (RGBl I, 338); ferner HRR 1938 Nr 
536. Über Zwangsverpachtung, Pachtänderung und Pachtauflöſung zur Sicherung 
der Landbewirtſchaftung ſ. VO v. 23. 3. 37 (RG Bl I, 422) mit DurchfVO v. 22. 4. 37 
(RGBl I, 535) §§ 22ff.; VO v. 28. 2. 39 (RGBl I, 413); JW 1937, 317428; Pritſch DJ 1937, 
691; Mitzſchke D 1937, 804; für Oſterreich VO v. 28. 2. 39 (RG Bl I, 414); für die 
ſudetendeutſchen Gebiete ſ. VO v. 12. 11. 38 (RGBl I, 1581). — Über die Nichtigkeit 
des Pachtvertrags über eine Gaſtwirtſchaft, der dahin geht, daß der Pächter die Wirt⸗ 
ſchaft für eigene Rechnung, aber ohne im Beſitze der nach 833 Gewd (jetzt GaſtſtättenGeſ 
v. 28. 4. 30, RGBl I, 146) erforderlichen Schankerlaubnis zu fein, betreiben ſolle, 
ſog. Kaſtellanvertrag, ſ. Vorbem 5 vor § 535. Nichtigkeit eines Pachtvertrags wegen über⸗ 
mäßiger Belaſtung des Pächters ſ. RG 103, 35. Nichtigkeit einer im Vertrage enthaltenen 
eidesſtattlichen Verſicherung der Pächter, daß die eingebrachten Sachen ihr Eigentum 
und nicht mit Rechten Dritter belaſtet ſeien, wegen Mißbrauchs des Eides zur Regelung ver⸗ 
mögensrechtlicher Beziehungen ſ. R Gruch 66, 95 (96). Anfechtung eines Pachtvertrags 
wegen Irrtums über die Vertrauenswürdigkeit des Pächters ſ. RG 102, 225; wegen Unkenntnis 
einer Vorbeſtrafung des Pächters wegen Untreue (RG 3. 6. 21 I1I 299/20) oder ſeiner Ent⸗ 
mündigung wegen Verſchwendung (Seuffa 77 Nr 18). Über die friſtloſe Kündigung 
eines Pachtverhältniſſes wegen Störung der perſönlichen Beziehungen zwiſchen Pächter und 
Verpächter und überhaupt aus wichtigem Grunde ſ. $553 A 1. Kündigung von Jagdpacht⸗ 
verträgen |. RYagd® $$ 20, 21; dazu Di 1938, 797; auch D 1938, 1397 (Juden als Mitpächter). 
Fur die Pacht von Kleingärten, wie Arbeiter- und Schrebergärten, Laubenkolonien, und 
für die Pacht von kleineren landwirtſchaftlichen Grundſtücken find die beſonderen Vor; 
ſchriften der Kleingarten⸗ und Kleinpachtlandordnung, Gef v. 31. 7. 19, RGBl 1371 (Entw. m. 
Begr. Nat.⸗Verſ. 1919 Druckſ Nr 321) zu beachten. Das ernährungs⸗ und ſozialpolitiſchen Zwecken 
dienende Geſetz, mit deſſen Inkrafttreten die BRV über die Feſtſetzung von Pachtpreiſen für 
Kleingärten vom 4. 4. 16/12. 10. 17 außer Kraft getreten ift, gibt für Kleingärten, und zwar 
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ohne Beſchränkung auf größere Gemeinden, Beſtimmungen über die Feſtſetzung der Pachtpreiſe 
ſowie über die Kündigung beſtehender und über die Erneuerung ohne Kündigung ablaufender 
Pachtverhältniſſe. Für Oſterreich ſ. VO v. 28. 2. 39 (RG Bl J, 345). Über Wohnlauben ſ. 
unten. Nach $ 1 dürfen zum Zwecke nicht gewerbsmäßiger gärtneriſcher Nutzung Grund⸗ 
ſtücke nicht zu höheren als den von der unteren Verwaltungsbehörde feſtgeſetzten Preiſen 
verpachtet werden. Zuwiderhandlungen (ſ. auch $ 4 Abſ 2) machen den Vertrag nicht nichtig 
(8B $ 134), ſondern führen nur zur Ermäßigung des Preiſes auf den Höchſtpreis (vgl. RG 88, 
250: 89, 196). Die gleiche Ermäßigung tritt ein für die künftig zu zahlenden Preiſe bei vor dem 
Inkrafttreten des Geſetzes abgeſchloſſenen Verträgen ($ 2). Pachtverhältniſſe der fraglichen Art find 
ferner, abgeſehen von dem Vorliegen eines wichtigen Grundes, wie z. B. der beabſichtigten Ver⸗ 
wendung des Grundſtücks zu Bauzwecken, für den Verpächter nicht kündbar und, wenn ſie ohne 
Kündigung ablaufen, auf Verlangen des Pächters zu erneuern (83; dazu RR 1933 Nr 999). Leih⸗ 
verhältniſſe unterliegen der gleichen Vorſchrift, ſind aber auf Verlangen des Verleihers in Pacht⸗ 
verhältniſſe umzuwandeln. Entſcheidung von Streitigkeiten durch die untere Verwaltungs⸗ 
behörde unter Ausſchluß des Rechtswegs ſ. $ 4. Hat die Verwaltungsbehörde, die nur unter 
ſozialen Geſichtspunkten prüft, eine Kündigung für zuläſſig erklärt, jo bleibt dem Gericht noch die 
Entſcheidung, ob fie nach bürgerlichem Recht zuläflig und wirkſam iſt (HRR 1938 Nr 1024). Ge⸗ 
ſtattet die untere Verwaltungsbehörde dem Verpächter die Kündigung, jo kann fie ihm dabei 
auch eine Entſchädigungspflicht auferlegen (RG 132, 97). Die Befugniſſe der unteren Ver⸗ 
waltungsbehörde können den gemeindlichen Einigungsämtern Übertragen werden, die 
hier als Pachteinigungsämter (nicht zu verwechſeln mit denen der Pachtſchutzordnung, 
ſ. unten) tätig ſind. Das Einigungsamt (bei ſeinem Fehlen auch die untere Verwal⸗ 
tungsbehörde, $7 Satz 2) kann nach 8 6 Abſ 1 ermächtigt werden, auf Anrufen des Päch⸗ 
ters (Entleihers) über die Wirkſamkeit einer Kündigung des Verpächters (Verleihers) 
und über die Fortſetzung des gekündigten Vertragsverhältniſſes jeweils bis zur Dauer 
von ſechs Jahren zu beſtimmen und ein ohne Kündigung ablaufendes jeweils bis zur gleichen 
Dauer zu verlängern, ferner auf Anrufen des Verpächters (Verleihers) ein Pacht- oder Leih⸗ 
erhältnis vor Ablauf der feſtgeſetzten Friſt aus wichtigen Gründen aufzuheben, ebenſo einen mit 
einem neuen Pächter (Entleiher) abgeſchloſſenen Vertrag, deſſen Erfüllung von einer auf An⸗ 
rufen des alten Pächters (Entleihers) erlaſſenen Entſcheidung des Einigungsamts oder von einem 
vor dieſem abgeſchloſſenen Vergleich betroffen wird, mit rückwirlender Kraft aufzuheben, endlich 
auf Anrufen des Verleihers das Leihverhältnis in ein Pachtverhältnis umzuwandeln ($ 6 Abſ 2). 
Nach g 5 (Übergangsvorſchrift $ 9) dürfen Grundſtücke zum Zwecke der Weiterverpach⸗ 
tung als Kleingärtner nur durch Körperſchaften oder Anſtalten des öffentlichen Rechts 
oder ein als gemeinnützig anerkanntes Unternehmen zur Förderung des Kleingarten⸗ 
weſens gepachtet und nur an ſolche verpachtet werden. Entgegenftehende Vereinbarungen find 
nichtig. Dabei iſt nicht zu prüfen, ob der Pächter eine gewerbsmäßige oder eine gemeinnützige 
Tätigkeit entfaltet, ſondern nur, ob er ein als gemeinnützig anerkanntes Unternehmen zur Förde⸗ 
rung des Kleingartenweſens iſt, ſofern er nicht zu den Körperſchaften oder Anftalten des öffent⸗ 
lichen Rechts gehört (RG 135, 287). Der einzelne Unterpächter erwirbt keine Rechte gegenüber 
dem Verpächter (NGZ JW 1929, 198254). Vgl. auch HRR 1933 Nr 109. Bei Zuwiderhandlun⸗ 
gen kann die untere Verwaltungsbe hörde (nicht das Einigungsamt) ein Pachtverhältnis zwangs⸗ 
weiſe feſtſetzen (dazu NG Seuffa 80 Nr 44; RG Warn 1935 Nr 39). Für Kleinp achtland, 
d. h. Grundſtücke bis zu einem halben Hektar Größe, die zu landwirtſchaftlicher Nugung überlaſſen 
ſind oder werden ſollen, iſt im Geſetze zwar eine gleiche Regelung nicht getroffen, aber der Landes⸗ 
gelebgebung die Ermächtigung dazu erteilt worden ($ 8). — Nach dem Ergänzungsgeſetz vom 
6.6. 35 (Rc Bl I, 809, amtliche Begründung RAnz Nr 155), deſſen Geltung auf die Zeit bis 
zum 1. 11. 40 beſchränkt iſt, finden die Vorſchriften der Kleingarten und der Kleinpachtlandordnung 
re auf Kleingärten mit Wohnlauben (ſ. HRR 1933 Nr 999, 1093) Anwendung. Zur Zahlung 
ty dort vorgeſehenen Wohnlaubenentgelts an den Eigentümer des Pachtlandes iſt, falls zwiſchen 
tefem und dem Pächter als Zwiſchenpächter eine Körperſchaft oder Anſtalt des öffentlichen Rechts 
oder ein als gemeinnützig anerkanntes Unternehmen zur Förderung des Kleingartenweſens 
ſteht, der Zwiſchenpächter verpflichtet (RG 153, 361; NG ZW 1938, 12418). Kündigungs⸗ 
21ſhräntungen ſ. 5 3: zu 882, 3 |. auch KO HR 1936 Nr 601, 1283.—1285 und JW 1937, 
un, Durch das Geſetz find die Pachtverhältniffe auch auf Teilflächen ausgedehnt worden, 
le, mit von den Pächtern errichteten Wohnlauben beſetzt von der Zwangspacht ausgenommen 
aren, aber wirtſchaftlich zu den ihnen zu kleingärtneriſcher Nutzung überlaſſenen Ländereien 
gehörten (NG 156, 184). Ausdehnung der geſamten Schutzvorſchriſten auf Örunbftüde oder Grund⸗ 
ſtücksteile, die nicht oder nicht überwiegend zur kleingärtneriſchen Nutzung beſtimmt find, |. $ 4 des 
Ergänzungsgeſetzes. — Über die Beſchaffung von Pachtland für land wirtſchaftliche Arbeiter 
auch Reichsſiedelungsgeſetz v. 11. 8. 19 (RG Bl 1429) 88 22ff., geändert und ergänzt durch 
Gch v. 7. ö. 26 (NC Bl 1, 304), v. 18. 8. 28 (ich Bl 1,805), v. 8. 7. 26 (K Bl 1, 398), v. 4. 1. 35 
1 Gl 1, , Vo v. 15. 4. 37 (RGBl 1, 546); dazu RG 104, 42; 105, 359; 106, 320; 108 S. 66, 
„113, 226; 110, 409; 112, 50; 120, 144; 136, 52; c JW 1924, 198517; 1925, 224516; 
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1926, 262811; 1927, 15162; RG Warn 1927 Nr 12; RG SeuffA 80 Nr 136; RG 23 1927, 2476; 
für Oſterreich ſ. VO v. 7. 2. 39 (RG5Bl I, 203). Über die Anwendung der Kleingarten- 
und Kleinpachtlandordnung auf vorſtädtiſche Kleinſiedlung und Bereitſtellung von Kleingärten 
für Erwerbsloſe ſ. NotVO v. 6. 10. 31 Teil 4 Kap II $ 13 (RG Bl I, 553); dazu VO v. 
23. 12. 31 (RGBl I, 790). Über die Neugeſtaltung und Fortentwicklung des Kleinſiedlungsrechts 
ſeit 1933 ſ. Koenig ZW 1938, 1506. Über die Förderung des Baues von Heuerlings⸗ und 
Werkwohnungen ſowie von Eigenheimen für ländliche Arbeiter und Handwerker ſ. VO v. 10. 3. 37 
(RGBl 1, 292) nebſt DurchfVO v. 7. 4.37 (RGHBl 1, 444), v. 27. 1. 38 (RG Bl J, 107); für Oſterreich 
BO v. 17. 8. 38 (RGBl J, 1047), v. 30. 11. 38 (RG Bl I, 1715). 

Für die Pacht von Grundſtücken, die landwirtſchaftlicher, obſtbaulicher oder gewerbs⸗ 
mäßiger gärtneriſcher Nutzung dienen, kommt ferner die als Übergangsvorſchrift erlaſſene 
Pachtſchutzordnung v. 9. 6. 20, RG Bl 1193 (Entw. mit Begr. Nat.⸗Verſ. Bd. 343 Anl. Nr 3036), 
in Betracht, die wiederholte Anderungen (neue Faſſung v. 23. 7. 25, RG Bl 1, 152, dazu die Ande⸗ 
rungen zu 5 2 Abſ 1, 8 7 Abſ 3 Satz 1 und $8 durch Geſ v. 12. 7. 27, ROBLI, 179) erfahren hat, 
und deren Geltungsdauer mehrfach, zuletzt durch das Geſ v. 30. 9. 37 RGBl I, 1051 „bis auf 
weiteres“ verlängert worden iſt. Einführung im Saarland j. Gef v. 30. 9. 36 (RGBl L, 851) 
§ 2. Nach der Pachtſchutzordnung können Pachteinigungsämter errichtet werden mit der 
Befugnis, für Grundſtücke, die zu ſolcher Nutzung verpachtet oder verliehen ſind, oder 
bei denen ſonſt die Übertragung des Genuſſes der Erzeugniſſe — gegen Entgelt — erfolgt 
iſt, zu beſtimmen a) für Pachtland unter 10 ha: daß gekündigte Verträge bis zur Dauer 
von zwei Jahren fortzufegen find, daß ohne Kündigung ablaufende Verträge bis zur Dauer 
von zwei Jahren verlängert, endlich daß Verträge vor Ablauf der vereinbarten Zeit aufgehoben 
werden, b) für Pachtland jeder Größe: daß Leiſtungen, die unter den veränderten wirt⸗ 
schaftlichen Verhältniſſen nicht mehr gerechtfertigt find, anderweit feſtgeſetzt werden, ſoweit dies 
der Billigkeit entſpricht. Dabei iſt zun Umwandlung eines Pachtvertrags in einen Heuerlings- 
vertrag und umgekehrt die Zuſtimmung beider Teile erforderlich; dasſelbe gilt für die Beſeiti⸗ 
gung von Beſtimmungen über ein Arbeitsverhältnis aus dem Pachtvertrage. Über die Grund⸗ 
ſätze, nach denen die Pachteinigungsämter ihre Befugniſſe ausüben ſollen, ſ. im näheren $ 1. 
Die durch die Pachtſchutzordnung den Pachteinigungsämtern eingeräumte Befugnis, den Pacht⸗ 
zins wegen Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe anderweit feſtzuſetzen, ſchließt eine 
Erhöhung des Pachtzinſes aus dem gleichen Grunde im ordentlichen Rechtswege an 
ſich nicht aus. Die Pachteinigungsämter haben ebenſo wie die Mieteinigungsämter nur nach 
Erwägungen ſozialer und wirtſchaftlicher Art zu entſcheiden; den Gerichten bleibt die Entſcheidung 
der Rechtsfragen, die zu einer anderen Bemeſſung des Pachtzinſes führen können. Demgemäß 
iſt denn auch in der Rechtſprechung des Reichsgerichts unter der Herrſchaft der Pachtſchutzordnung 
in der Faſſung v. 9. 6. 20/29. 6. 22 den Gerichten ſtets die Entſcheidung darüber vorbehalten 
worden, ob nicht eine Abhilfe nach den allgemeinen Grundſätzen des bürgerlichen Rechtes möglich 
ſei (RG 100, 129; 104, 218; RG Warn 1923/24 Nr 167; 1925 Nr 174 und § 535 A 3). Soweit 
freilich das Pachteinigungsamt bereits entſchieden hatte, war ſeine Entſcheidung wie eine Ver⸗ 
einbarung der Vertragsteile (8 3 Abſ 5) auch vom Gericht zu berückſichtigen (vgl. RG 104, 218; 
107, 151; 113, 310; RG 8. 3. 27 111180/26; OLG 43, 57). Dieſe Stellungnahme der Recht⸗ 
ſprechung ſteht im Einklang mit den weſentlich ſtrengeren Vorausſetzungen, unter denen nach der 
Pachtſchutzordnung in ihren früheren Faſſungen ein Eingriff der Pachteinigungsämter in die 
Regelung der Pachtverhältniſſe möglich war. Die mit der VO p. 13. 2. 24 eingetretene Erweite⸗ 
rung der Zuſtändigkeit auf jede der Billigkeit entſprechende Anderung rechtfertigt die ſeitdem 
als Abſ 4 dem $ 1 eingefügte Beſtimmung, wonach zur Entſcheidung der zur Zur 
ſtändigkeit der Pachteinigungsämter gehörenden Pachtſtreitigkeiten die ordentlichen Ge⸗ 
richte nicht angerufen werden können. Daß das gleiche nicht ſchon im Sinne der früheren 
Beſtimmungen lag, iſt in RG 113, 310 nochmals dargelegt. Soweit die Zuſtändigkeit der Pacht⸗ 
einigungsämter nicht gegeben iſt, beſteht die der ordentlichen Gerichte (RG 113, 310; RG Warn 
1931 Nr 39). Sind in einem Lande Pachteinigungsämter nicht errichtet oder wieder aufgehoben, 
dann können die Gerichte auch jetzt noch zwecks Anderung der von den Beteiligten vereinbarten 
oder von einem inzwiſchen aufgehobenen Pachteinigungsamt feſtgeſetzten Leiſtungen angerufen 
werden und Hilfe gewähren, wenn Anderungen eingetreten ſind, die das Verhältnis zwiſchen 
Leiſtung und Gegenleiſtung als unbillig und deshalb gegen Treu und Glauben verſtoßend ($ 242) 
erſcheinen laſſen (RG JW 1927, 19245; 1929, 197825, R HNN 1929 Nr 1725; 1932 Nr 1933). 
Ausſchließliche Zuſtändigkeit der Pachteinigungsämter für Ansprüche des Verpächters auf Ergän⸗ 
zung der ihm vom Pächter in Geld geleiſteten, infolge des Währungsverfalles entwerteten Pacht⸗ 
ſicherheit ſ. RG 117, 42. Über die Rechtsverhältniſſe am Inventar und über die bezüglich ſeiner 
Rückgewähr entſtehenden Verpflichtungen haben die Pachteinigungsämter nicht zu entſcheiden. 
Nach § 1 Abſ 5 wird die Zuſtändigkeit der Pachteinigungsämter nicht dadurch ausge⸗ 
ſchloſſen, daß der Vertrag ſich auch auf Wohn und Wirtſchaftsräume erſtreckt; in dieſem Falle 
kommt die Zuſtändigkeit einer andern Stelle, wie z. B. des Mieteinigungsamts, nicht in Betracht. 
Ausdehnung auf andere Verträge, insbeſondere ſolche, die gleichzeitig ein Arbeitsverhältnis ent ⸗ 
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halten, ſ. $2. Über Einrichtung und Verfahren der Pachteinigungsämter, insbeſondere über die 
Notwendigkeit der Zulaſſung eines Rechtsmittels gegen ſeine Entſcheidungen ſ. $3. Der Inhalt 
eines vor dem Pachteinigungsamt oder vor der Rechtsmittelſtelle oder vor deren Vorſitzenden 
geſchloſſenen Vergleichs, ſowie der rechtskräftigen Entſcheidungen über den Pachtſtreit gilt unter 
den Beteiligten als Vertragsinhalt ($ 3 Abſ 5). Über Unverzichtbarkeit der Rechte der Beteilig⸗ 
ten ſ. § 4, ferner RG 142, 162 (dort auch über die Zuſtändigkeit des Gerichts, nicht des Pacht⸗ 
einigungsamtes, zur Entſcheidung über die Frage eines Verzichts auf Rechte aus der Pacht⸗ 
ſchutzordnung). Nach 95 können die Pachteinigungsämter zur anderweiten Feſtſetzung von Leiſtun⸗ 
gen, die unter den veränderten wirtſchaftlichen Leiſtungen nicht mehr gerechtfertigt find (f. oben b), 
auch ermächtigt werden für Verträge, welche die entgeltliche Überlafjung von Jagden 
oder Fiſchereien oder von Grundſtücken zur Ausübung der Jagd oder Fiſcherei 
ſowie die Gewinnung von Bodenbeſtandteilen zum Gegenſtande haben. Auf eine 
Verpachtung anderer Betriebe, wie z. B. Gaſtwirtſchaften, Heilanſtalten, Erholungsheime, iſt 
die Pachtſchutzordnung nicht anwendbar (RG 10, 186). Eine Vereinheitlichung der Zu⸗ 
ſtändigkeit in Pachtſchutzſachen brachte die VO v. 22. 10. 36 (RG Bl I, 906), wonach in den 
Ländern, in denen die Aufgaben der Pachteinigungsämter anderen Behörden als Juſtizbehörden 
zugewieſen waren, ſeit dem 1. 11. 36 Pachteinigungsämter bei den Amtsgerichten, im zweiten 
Rechtszuge die Landgerichte durch eine Zivilkammer entſcheiden; dazu AV d. RM v. 27. 10. 36 
5 1936, 1631: gemeinſchaftliche Pachteinigungsämter ſ. VO v. 22. 10. 36 (RGS Bl J, 907, dazu 
De 1936, 1637), v. 22. 3.37 (RG Bl I, 374); für das Saarland ſ. VO v. 26. 2. 37 (RG Bl J, 263), 
dazu AV d. RM v. 3. 3. 37 (Di 336). 

Weitere Beſtimmungen zum Schutze der Pächter von Grundſtücken, die landwirtſchaftlicher, 
obſtbaulicher oder gewerbsmäßiger gärtneriſcher Nutzung dienen, brachte die Not VO über land⸗ 
wirtſchaftliches Vermittlungsverfahren, Vollſtreckungsſchutz und Pächterſchuz vom 27. 9. 32 
(RG Bl 1, 472), dazu DurchführV O v. 17. 11. 32 (RG Bl l, 529), ferner Noto über den land⸗ 
wirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz v. 14. 2. 33 (RGS Bl J, 63) mit AusfVOO v. 14. 2. 33 (RGBl I, 
64), v. 14. 3. 33 (RG Bl J, 104), v. 27. 4. 33 (RG Bl 1, 231), v. 26. 5. 33 (RG Bl J, 309); dazu Gef 
v. 25. 10. 33 (RG Bl 1, 779) und v. 27. 12. 33 (RG Bl J, 1115), ſowie VO v. 27. 12. 33 (RG Bl l, 
1119), dazu Pohle Dig 1934, 91. Nach der in Kap 3 der Noto vom 27. 9. 32 (RG Bl 1, 473) 
vorgeſehenen Regelung konnte bei einer Kündigung wegen Zahlungsverzugs des Pächters mit 
der Zahlung des Pachtzinſes (zu dieſem Begriff RG 140, 259) auf deſſen Antrag das Pacht- 
einigungsamt beſtimmen, daß die Kündigung als nicht erfolgt gelte. An die Stelle dieſer Regelung 
traten die Vorſchriften des Geſetzes über Pächterſchutz v. 23. 4.33 (RSH Bl J. 221) mit Anderungen 
durch Ges v. 23. 6.33 (RG Bl I, 392), 27.10.33 (RG Bl 1, 780), 27. 6.34 (RG Bl J, 523), 28.6. 35 
Gl J, 810), 30.9. 36 (RG Bl J, 851) u. 30. 9.37 (RG Bl J, 1049), auch VO v. 26. 1.34 (RG Bl], 
77). dazu HRR 1933 Nr 1429; 1934 Nr 99, 100, 101, 180, 1127. Nach 81 kann bei einer Kündi⸗ 
gung des Verpächters ganz allgemein auf Antrag des Pächters, dem der Verpächter hierzu eine 
Friſt ſetzen kann (§ 6), das Pachteinigungsamt, beim Fehlen eines ſolchen das Amtsgericht (87 
Abſ 3), beſtimmen, daß die Kündigung als nicht erfolgt gelte. Der Antrag iſt abzulehnen, wenn 
die ordnungsmäßige Fortführung des Betriebes durch den Pächter nicht geſichert erſcheint. Wird 
dem Antrag ſtattgegeben, dann iſt eine ſpätere Kündigung nur beſchränkt möglich (dazu NG 
149, 240). $2 behandelt die Verlängerung von Pachtverhältniſſen, die ohne Kündigung ablaufen, 
und läßt eine Verlängerung auch zu bei Kündigung durch den Erſteher des Grundſtücks nach $ 57a 
Zwo. Verlängerung nur für einen Teil des Pachtlandes ſ. KG JW 1934, 1795. Zuſtändigkeit 
und Verfahren vor den Pachteinigungsämtern beſtimmen ſich nach den Vorſchriften für Pacht⸗ 
ſchuzſachen ($ 7). Die Geltungsdauer des Geſetzes Über Pächterſchutz und der hierzu erlaſſenen 

orſchriften iſt wiederholt, nach dem Gef v. 30. 9.37 (RGBLI, 1051) „bis auf weiteres“ verlängert 
benden. Einführung im Saarland ſ. Geſ v. 30.9. 36 (RGBl I, 851). Über die Vereinheitlichung 
er Zuständigkeit in Pachtſchutzſachen ſ. den vorhergehenden Abſatz. 

Dem Schutze der Pächter von land- oder forſtwirtſchaftlichen Betrieben diente auch das Geſetz 
zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe b. 1.6.33 (RGBl J, 331) in Verbindung 
mit der auf Grund dieſes Geſetzes ergangenen Pächterentſchuldungsverordnung v. 12. 3. 35 

Bl J, 360). Val. insbeſondere die Beſtimmungen über die Verlängerung von Pachtverhält⸗ 
niſſen in Art 8 Nr und Art 23 Abſ 1 Nr 1 der VO, dazu RG 155, 300; KG DJ 1935, 1276; 
auch Di 1938, 1078; hierüber und über die Herabſetzung des Pachtzinſes in der Pächterentſchul⸗ 
vung |. auch v. Rozyeki⸗v. Hoewel DOWN 1937 S 6, 22. 

N. Von einſchneidender Bedeutung für die Bildung des Pachtzinſes iſt die zur Durchführung des 

ierjahresplans (Geſ v. 29. 10. 36, RGBl 1, 1927, Überleitungs VO v. 26. 11. 36, RGHBl 1, 955) 
ergangene Verordnung über das Verbot von Preiserhöhungen v. 26. 11. 36 (RG Bl J, 955). 
Ert eg Gerordnung, ſog. Preisſtopverordnung, ſoll, rückwirkend vom 18. 10. 36 an, jede 
ouböhung von Preiſen und Entgelten, insbeſondere auch für Leiſtungen, die die Be⸗ 
unf des täglichen Lebens 8 verhindern und erfaßt demgemäß auch Miet⸗ 
wu Pachtzinserhöhungen (vgl. KG DAY 1937, 825). Zur Einwirkung der Preisſtopver⸗ 

ronung auf die Rechtſprechung f. auch Römer Di 1937, 544. Die in Nr III der Ausf 
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v. 30. 11. 36 (RGBl I, 956) enthaltene Sonderregelung iſt durch die Ausf VO v. 27. 9. 37 
(RGBl I, 1127) wieder aufgehoben worden. Danach bedarf nunmehr jede Pachtzins⸗ 
erhöhung der vorherigen Zuſtimmung des Reichskommiſſars für die Preisbildung oder 
der von ihm beauftragten Preisbildungsſtelle (53 PreisſtopV O). Das gilt auch für die den 
Pachteinigungsämtern nach den Pachtſchutzvorſchriften zugewieſenen Entſcheidungen (vgl. 
AV des RIM v. 5. 4. 38 Da 1938, 536). Für landwirtſchaftliche Pachten und Fiſchereien ſ. auch 
Runderlaß des Reichskommiſſars v. 22. 5. 37 (Di 800). Wirkſam geblieben find nur die auf Grund 
der Nr III aaO. nach dem 17. 10. 36 (bis zum 30. 11. 36 einſchließlich) vorgenom⸗ 
menen Pachtzinsfeſtſetzungen. Verbotswidrige Erhöhungen ſind nichtig (§ 134), ebenſo 
Maßnahmen, die der Umgehung des Verbotes dienen ($ 2 der PreisſtopV O), wie 
Kündigungen, die nur eine unzuläſſige Pachtzinsſteigerung herbeiführen ſollen (vgl. $ 134 
A 1 Abſ 4 a. E.). Vorſchriften für Oſterreich und die ſudetendeutſchen Gebiete ſ. 
855 A 5 a. E. Durch VO v. 28. 8. 37 (RG Bl I, 917) find ferner zur Durchführung 
des Vierjahresplans der Reichsminiſter der Juſtiz und der Reichsarbeitsminiſter ganz allein 
ermächtigt worden, Beſtimmungen über den Kündigungsſchutz für Miet⸗ und Pachträume zu 
erlaſſen, die Beſtimmungen des Mieterſchutzgeſetzes, ſowie der dazu ergangenen Vorſchriften zu 
ändern und zu ergänzen, ſowie die Verwendung beſtimmter Vertragsmuſter beim Abſchluß 
ſchriftlicher Miet- und Pachtverträge zu regeln. Nach dem Gef v. 30. 9. 37 (RGBl I, 1051) 
kann das Pachteinigungsamt zur Sicherung der Volksernährung mit Zuſtimmung des 
Kreisbauernführers anordnen, daß gekündigte oder ohne Kündigung ablaufende Pachtverhältniſſe 
über Grundſtücke, die zu landwirtſchaftlicher, obſtbaulicher oder gewerbsmäßiger gärtneriſcher 
Nutzung, zum Korbweidenbau oder zur Fiſcherei überlaſſen ſind, ohne Rückſicht auf die Größe der 
Pachtfläche über die in den Vorſchriften des bisherigen Pachtnotrechts vorgeſehenen Zeiträume hin⸗ 
aus auf angemeſſene Zeit verlängert, und Beſtimmungen in Pachtverträgen der genannten Art, 
die einer Steigerung der Erzeugung entgegenſtehen, aufgehoben oder abgeändert werden. Den 
Pachtverträgen ſtehen dabei Vereinbarungen gleich, die die Übertragung des Genuſſes der Erzeug⸗ 
niſſe eines Grundſtücks gegen Entgelt zum Gegenſtande haben. Der Inhalt der Anordnungen 
des Pachteinigungsamts gilt unter den Parteien als vereinbart. 

2. Verpflichtungen des Verpächters: a) zur Gewährung des Gebrauchs, wie bei der 
Miete, an dem verpachteten Gegenſtande (Sache oder Recht), b) zur Gewährung des Ge⸗ 
nuſſes der Früchte ($ 99), ſoweit fie nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft als 
Ertrag anzuſehen find, mithin nicht der Vorteile, die zugleich die Subſtanz vermindern, wie bei 
einem Walde das infolge Windbruchs im Übermaß geſchlagene Holz. Fruchterwerb ſ. A 4. — 
Der Verpächter muß Mängel, die er kennt, und von denen er weiß, daß der Pächter ihre Beſei⸗ 
tigung verlangt, heben, auch ohne daß der Pächter ihm Anzeige macht und die Beſeitigung aus⸗ 
drücklich verlangt ($ 536). Anderenfalls kann der Pächter ſich auf $ 320 berufen (MG Warn 1913 
Nr 193). Anſpruch des Pächters eines Steinbruchs gegen den Verpächter auf Gewährung eines 
Abfuhrweges ſ. RG Warn 1920 Nr 106. Verpflichtung des Verpächters einer Sandgrube, die 
über fein Grundeigentum führenden Zugänge jo zu unterhalten, daß dem Pächter die Aus⸗ 
beutung der Grube möglich iſt, ſ. RG SeuffA 83 Nr 185. Nach Beendigung der Pacht kann der 
Pächter die durch Zahlung geleiſtete Sicherheit zurückfordern, ſobald feſtſteht, daß dem Verpächter 
nur Anſprüche zuſtehen können, die durch Aufrechnung gegen ſonſtige Anſprüche des Pächters zu 
tilgen find (RG 22. 8. 35 IV 68/35). — Neben dieſen poſitiven Verpflichtungen liegt aber 
dem Verpächter auch die negative Pflicht ob, alles zu unterlaſſen, was geeignet iſt, den Pächter 
in der vertragsmäßigen Nutzung des Pachtgegenſtandes zu ſtören, insbeſondere keine Anderungen 
an dieſem vorzunehmen, wodurch die Nutzung des Pächters ausgeſchloſſen oder geſchmälert 
werden könnte (RG 10. 4. 08 Ill 382/07). 

3. Verpflichtungen des Pächters: vor allem zur Zahlung des Pachtzinſes. Der Zins kann 
auch in einem Bruchteil der Früchte beſtehen (RG 140, 208; R HRN 1934 Nr 1196). Über die 
Berechnung einer in Geld zu entrichtenden Naturalpacht während des Beſtehens des Umlage 
verfahrens |. Seuffa 77 Nr 67. Eine beſondere Vorſchrift über die Zahlung des Pachtzinſes 
für landwirtſchaftliche Grundſtücke enthält 5584. Gänzliche oder teilweiſe Befreiung vom 
Pachtzinſe kann der Pächter verlangen, wenn ihm durch Fehler, z. B. mangelhafte 
Beſchaffenheit der Entwäſſerungsgräben oder der Zugangswege, des Pachtgrundſtücks 
(8 537), oder durch einen es treffenden und die Nutzungsgewährung des Verpächters 
unmöglich machenden zufälligen Umſtand (wie z. B. eine Überſchwemmung des Grund⸗ 
ftüd3 vor Trennung der Früchte), nicht aber durch einen nur die Früchte treffenden 
Umſtand (wie z. B. Hagelſchlag) der Fruchtbezug ganz oder teilweiſe unmöglich gemacht wird 
($ 323 Abſ 1, $ 325 Abſ 3; Prot 2, 241). Über die Bedeutung behördlicher Maßnahmen 
insbeſondere kriegsrechtlicher Verbote, die die Möglichkeit des vertragsmäßigen Frucht, 
genuſſes, nicht nur den tatſächlichen Umfang des Fruchtbezugs beeinträchtigen, für den Beſtand 
des Pachtverhältniſſes, für die Verpflichtung des Pächters zur Entrichtung des Pachtzinſes und 
für feine Befugnis zur Kündigung ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt . $ 537 A 2, $ 542 
A 1. Über die Möglichkeit einer Erhöhung des Pachtzinſes wegen Veränderung der wirt- 


x 
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ſchaftlichen Verhältniſſe, ſei es durch die Pachteinigungsämter oder durch die Gerichte, 
ſ. A1 Abſ 3. Über die Bedeutung einer Vereinbarung, wonach der Pachtzins nach den allgemeinen 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen zu bemeſſen iſt, |. RG Warn 1929 Nr 131. Über die Auslegung 
von Pachtzinsvere inbarungen der Inflationszeit ſ. RG SeuffA 80 Nr 57; R6 Warn 1926 Nr 156; 
NG 22. 3. 27 III 225/26. Über die Aufwertung des Pachtzinſes |. RG SW 1924, 80412; Gruch 
68, 509; Warn 1926 Nr 149; Seuff A 80 Nr 147, 193; ferner oben A 1 Abs 3 und allgemein zur 
Aufwerktungsfrage 8 242 A 5. Pachtzins in Roggen ſ. RG Warn 1929 Nr 136. Ermäßigung 
eines vom Pachteinigungsamt in Roggen feſtgeſetzten Pachtzinſes wegen Veränderung der wirt- 
ſchaftlichen Verhältniſſe durch das ordentliche Gericht ſ. RG Seuffl 81 Nr 46 (Mecklenburg); 
RO 22. 3. 27 III 225/26. Herabſetzung eines Pachtzinſes durch Beſeitigung der Steuerlaſt |. 
RG JW 1929, 197986. Über die Aufwertung von Pachtſicherheiten |. Rh 117, 42; RG JW 
1926, 26204; 1927, 14663; 1930, 81514; NG Warn 1927 Nr 44, 131; 1928 Nr 68. Bei der Auf- 
wertung des Anſpruchs auf Rückzahlung einer Pachtſicherheit bleibt ein Minderwert, der ſich 
für den Verpächter aus den Feſtſetzungen des Pachtzinſes durch das Pachteinigungsamt ergibt, 
außer Betracht, da dieſe Feſtſetzungen als Parteivereinbarung gelten, eine ungenügende Pacht⸗ 
zinszahlung alſo nicht vorliegt (RG 17. 12. 31 VIII 319/31). Kann der Verpächter nach dem Ver⸗ 
trage über die vom Pächter gewährte Sicherheit frei verfügen, fo darf er fie nicht durch Wäh- 
rungsverfall wertlos werden laſſen, und muß fie bei Rückgabe aufwerten (RG J 1927, 14665). 
ber die Frage, ob der Verpächter vom Vertrage zurücktreten kann, wenn der Pächter die Auf- 
wertung des Pachtzinſes verweigert, ſ. RG 107, 151; RG Gruch 68, 509. Grundſätzlich iſt davon 
auszugehen, daß der Verpächter gegenüber einem Pächter, der das Pachtverhältnis fortſetzen 
will, ſolange nicht deſſen Löſung verlangen kann, als noch durch Angehen der Pachteinigungs⸗ 
ämter oder der Gerichte ein gütlicher Ausgleich im Wege der Pachtzinserhöhung möglich iſt (RG 
107, 151; RG Warn 1926 Nr 80, 106). Über den Einfluß der VO über das Verbot von Preis- 
erhöhungen v. 26. 11. 36 (RGBl I, 955) auf die Bemeſſung des Pachtzinſes ſ. X Abſ 6. 

Der Pächter iſt zur ordnungsmäßigen Behandlung des Pachtgegenſtandes und zur 
Obhut darüber verpflichtet (Seuff a 56 Nr 174, vgl. auch $ 535 A 4). Anerkannt iſt auch 
in der Rechtſprechung die Verpflichtung des Pächters zur Ausbeſſerung einer mangelhaften 
Einrichtung (Dampfkeſſel), die er mit Kenntnis des Mangels übernommen hatte (NG 9. 3. 06 
III 265/05). In anderen Fällen hat er den Verpächter auf die Ausbeſſerungs- und Schutzbedürftig⸗ 
keit des Pachtgegenſtandes aufmerkſam zu machen. Beſteht der Pachtzins in einem An- 
teil an dem Umſatz des vom Pächter auf dem Pachtgrundſtück einzurichtenden Betriebes 
(Teilpacht), ſo kann, wenn der Pächter es an der vertragsmäßigen Einrichtung oder ord⸗ 
nungsmäßigen Führung des Betriebes fehlen läßt, der Verpächter nach Maßgabe der 
$$ 553, 581 friſtlos kündigen; $ 326 iſt hier nicht anwendbar (R& 149, 88). In dem Falle, wenn 
der Nichbraucher eines Grundſtücks dieſes verpachtet, iſt der Pächter bei der Ausübung ſeines 
Nutzungsrechts denſelben Beſchränkungen wie der Nießbraucher unterworfen ($ 1036 A 2). Für 
die Jagdpacht gelten jetzt die Vorſchriften des Reichsjagdgeſetzes v. 3.7.34 (RGBl I, 549). 
Nach $4 des Gef darf die Jagd nur nach den allgemein anerkannten Grundſätzen deutſcher Waid⸗ 
gerechtigkeit ausgeübt werden; der Jäger hat das Recht und die Pflicht, das Wild zu hegen, und 
es iſt verboten, den Wildſtand durch unmäßigen Abſchuß zu gefährden oder eine Wildart auszu⸗ 
totten. Nach $ 20 Abſ 1 kann der Verpächter friſtlos kündigen, wenn der Pächter wiederholt oder 
gröblich gefeglichen oder vertraglichen Beſtimmungen über die Ausübung der Jagd zuwiderhandelt. 
Vgl. für das frühere Recht NG HNN 1928 Nr 417. — Eine Verpflichtung des Pächters zum 
Gebrauch der verpachteten Sache oder des verpachteten Rechtes liegt nicht im 
Weſen des Pachtvertrags, kann aber, ohne die rechtliche Natur des Vertrages zu verändern, im 

ege der Nebenabrede vereinbart werden, auch aus den beſonderen Umſtänden des Falles ſich 
ergeben (RG 115, 20; 138 S 197, 202; RG 8. 12. 11 III 69/11; 16. 10. 25 III 548/24; 29. 10. 
26 111 524/25). Für landwirtfhaftlihe Grundſtücke ſ. 5582 A 2. Der Gebrauch der ver ⸗ 
pachteten Sache kann auch im öffentlichen Intereſſe (Sicherung der Volksernährung) geboten fein, 
der Nichtgebrauch oder nicht ordnungsmäßige Gebrauch kann ein behördliches Einſchreiten zur 
Folge haben (vgl. BO zur Sicherung der Landwirtſchaft v. 23. 3. 37, RG Bl 1,422, mit DurchfVO 
8 27. 4. 37, RG Bl 1, 535). — Neben den beſonderen geſetzlichen und vertraglichen Pflichten kann 
ich aus der gegenſeitigen Treupflicht für den Pächter auch die Pflicht ergeben, bei Handlungen 
Dritter, durch die dem Verpächter das Verfügungsrecht über den Pachtgegenſtand entzogen wird, 
nicht mitzuwirken, fie keinesfalls zu fördern (& JW 1938, 66511). Eine den Pächter zum Scha⸗ 
denserſatz kraft Vertrages verpflichtende Verletzung der Treupflicht gegenüber dem Verpächter 
kann, je nach den Umſtänden des Falles, auch gegeben ſein, wenn der Pächter die erforderliche 
behördliche Genehmigung dazu nachſucht, nach Ablauf der Pachtzeit das bisher in den Pachträumen 
betriebene Geſchäft im eigenen Hauſe fortzuführen, obwohl die Erteilung der Genehmigung dazu 
führen muß, daß ein folder Geſchäftsbetrieb in den Räumen des Verpächters nicht fortgeführt 
werden darf (R 158, 180). 

4. Fruchterwerb des Pächters. Er erwirbt nach § 956 (vgl. $ 957) das Eigentum an den 
Fruchten regelmäßig mit deren Trennung (dazu RG 138, 237: Verzicht des Pächters auf fein 
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Fruchtziehungsrecht für einen beſtimmten Teil des Pachtlandes). Hiernach und nach feiner ſonſtigen 
rechtlichen Stellung beſtimmen ſich auch ſeine Rechte gegenüber den Zwangsvollſtreckungs⸗ 
maßregeln ſeitens der Gläubiger des Verpächters dahin, daß a) bei der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das verpachtete Grundſtück die bereits durch die Trennung in das Eigen⸗ 
tum des Pächters übergegangenen Früchte der Beſchlagnahme ſo wenig, als dem Rechte des 
Hypothekengläubigers unterliegen ($ 1120, 3h $ 20), daß das Fruchtbezugsrecht des Pächters, 
dem das verpachtete Grundſtück bereits überlaffen ift, auch bezüglich der ungetrennten Früchte 
durch die Beſchlagnahme nicht berührt wird (VG 9 21 Abſ 3), daß es ebenſo im Falle der Zwangs⸗ 
verwaltung dem Verwalter gegenüber wirkſam iſt (ZUG § 152 Abſ 2), und daß der im Beſitze 
des Pachtgrundſtücks befindliche Pächter ſich dem Erſteher gegenüber auf $$ 571, 572, 573 Satz 1, 
89 574, 575 berufen kann (3B $$ 57, 57a, 57b; vgl. auch A 3 zu $ 571); b) daß ferner im Falle 
der gegen den Verpächter ergehenden Mobiliar⸗Zwangsv ollſtreckung (ZPO 88 810, 
813, 824) der im Beſitze des Grundſtücks befindliche Pächter nicht bloß nach der Trennung der 
von ihm gezogenen und damit in ſein Eigentum übergegangenen Früchte, ſondern auch ſchon 
vor der Trennung die Pfändung der Früchte, die ſich zu dieſer Zeit in feinem Gewahrſam be» 
finden, verbieten und, wenn ſie gleichwohl erfolgt, hiergegen einen Einwand aus 8 766 3PO, 
ſowie unter Umſtänden gegen den pfändenden Gläubiger auf Grund des ihm an den Früchten 
zuſtehenden Beſitz⸗ und Bezugsrechts die Widerſpruchsklage nach $ 771 3 PO erheben kann (RG 
34, 422; JW 93, 35052; Gruch 38, 179; OLG 4, 340; vgl. auch R 18, 368 und Sydow⸗Buſch, 
380 8 771 A 3). Anderſeits kann der Verpächter eine ſeitens der Gläubiger des Pächters 
in Angriff genommene Pfändung der Früchte weder vor der Trennung ($ 581; RG 18, 368), 
noch nach ihr hindern; er hat aber Anſpruch auf vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Erlöſe ($ 805 
3PO; vgl. § 563 A 1, § 585 A J). 

Für die Verteilung der Früchte und auch der Laſten des Pachtgrundſtücks zwiſchen dem Ver⸗ 
pächter und dem an- oder abtretenden Pächter gelten $$ 101, 103. 

5. Abgeändert oder ergänzt find: $ 536 durch $$ 582, 586; $ 549 Abſ 1 durch $ 596 Abſ 1; 
$ 551 Abſ 2 durch $ 584; $ 556 Ubf 1 durch 88 591—594; 8 557 durch $ 597; $$ 559, 563 durch 
8 585; $ 565 durch $ 595; 88 569, 570 durch $ 596 Abſ 2, 3. Die übrigen Vorſchriften (auch $ 580) 
find 10 den durch das Weſen des Pachtvertrags gebotenen Anderungen (vgl. z. B. § 537 A 2) 
anwendbar. 


8 582 


Ser Pächter eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks!) hat die gewöhnlichen 
Ausbefjerungen?), insbeſondere die der Wohn- und Wirtſchaftsgebäude, der 
Wege, Gräben und Einfriedigungen, auf ſeine Koſten zu bewirken. 

E I 540 II 622; M 2 420, 430; P 2 252ff. 

1. Die 39 582—585 beziehen ſich nur auf landwirtſchaftliche Grundſtücke, d. i. Wieſen, 
Felder, Nußgärten uſw., die in der Hauptſache einem landwirtſchaftlichen Betriebe — Ackerbau, 
Viehzucht, Baumzucht, Waldwirtſchaft — dienen. Beim Vorliegen dieſer Vorausſetzung iſt es 
für die Begriffsbeſtimmung ohne weiteren Einfluß, daß auf dem Grundſtück auch Gebäude 
ſtehen oder fog. landwirtſchaftliche Nebengewerbe — Brauerei, Branntweinbrennerei, Ziegel“ 
brennerei — betrieben werden. 

2. Dieſe Ausbeſſerungspflicht iſt infolge des Zuſammenhangs mit dem Fruchtbezugsrecht, 
abweichend von $ 536, der im übrigen (ebenſo wie $ 547 für den Erſatz von Verwendungen) in 
betreff der außerge wöhnlichen Ausbeſſerungen auch für die landwirtſchaftlichen Grundſtücke 
gilt, dem Pächter auferlegt; das dazu erforderliche Material darf er in der Regel nicht dem Grund- 
ſtücke entnehmen. Neben der Ausbeſſerungspflicht wird ſich aus der Natur des Pachtverhältniſſes 
regelmäßig auch die Verpflichtung zur ununterbrochenen Bewirtſchaftung, insbeſondere 
zur Beſtellung der Acker, ergeben, inſofern ohne dieſe Bewirtſchaftung das Grundſtück nicht gemäß 
8 591 zurückgegeben werden kann. 


8 583 


Der Pächter eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks darf nicht ohne die 
Erlaubnis des Verpächters Anderungen in der wirtſchaftlichen Beſtimmung 
des Grundſtücks vornehmen, die auf die Art der Bewirtſchaftung über die 
Pachtzeit hinaus von Einfluß ſind !). 

E 1 541 II 523; M 2 430; P 2 253. 


1. Keine Befugnis des Pächters zur eigenmächtigen Vornahme von nachhaltigen Ande⸗ 
rungen in der wirtſchaftlichen Beſtimmung des Pachtgrundſtücks, z. B. zur Abholzung eines 
Waldes, um die Fläche in Ackerland zu verwandeln; in der Regel auch keine Befugnis zur dauern⸗ 
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den Unterlaſſung der Bewirtſchaftung des Grundſtücks ($ 582 A 2). Vgl. 9 1036 A 2. Die Um⸗ 
wandlung von Ackerland in Wieſe wird regelmäßig geſtattet ſein, ſofern ſich der frühere Zuſtand 
bis zum Ende der Pachtzeit wieder herſtellen läßt. Im Falle der Zuwiderhandlung ift Klage 
auf Unterlaſſung nach $ 550 und Kündigungsbefugnis des Verpächters nach § 553, nach den 
Umſtänden auch ein Schadenserſatzanſpruch gegeben ($ 550 A 3, 8 553 A 2). — Begriff des land⸗ 
wirtſchaftlichen Grundſtücks ſ. § 582 A 1. 


8 584 


Iſt bei der Pacht eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks der Pachtzins nach 
Jahren bemeſſen, ſo iſt er nach dem Ablaufe je eines Pachtjahrs am erſten 
Werktage des folgenden Jahres!) zu entrichten. 

E 1 539 II 524; M 2 429; P 2 251ff. 


1. Auch hier bildet, wie nach $ 551 Nachzahlung des Pächters, und zwar am Ende des 
Pachtjahrs, d. h. des mit dem Beginn der Pacht anfangenden beweglichen Jahres (RG LZ 1914, 
16154), nicht des Kalenderjahrs, auch nicht des Wirtſchaftsjahrs, nach dem Geſetze die Regel. 
Begriff des landwirtſchaftlichen Grundſtücks ſ. 9 582 A 1. Für die Pacht von nicht landwirt⸗ 
ſchaftlichen Grundſtücken verbleibt es durchweg bei $ 551. 


8 585 


Das Pfandrecht des Verpächters eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks kann 
für den geſamten Pachtzins geltend gemacht werden und unterliegt nicht der 
im 8 563 beſtimmten Beſchränkung. Es erſtreckt ſich auf die Früchte des Grund- 
ſtücks ſowie auf die nach § 715 Nr 5 der Zivilprozeßordnung der Pfändung 
nicht unterworfenen Sachen!). 

E 1 648 II 525; M 2 432, 433; P 2 250 ff. 

1. Abweichungen in bezug auf die Geltendmachung des geſetzlichen Pfandrechts des Verpäch⸗ 
ters eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks von den — im übrigen (§581 Abſ 2) auch für die Pacht 
anwendbaren — Vorſchriften der 98559 —563. Die Geltendmachung kann erfolgen: a) unbeſchränkt 
nicht nur für den rückſtändigen, ſondern auch für den künftigen Pachtzins (jedoch nicht auch 
für künftige Entſchädigungsforderungen, $ 559 A 3, R& 142, 201), ſowie einem dritten Pfän⸗ 
dungsgläubiger gegenüber wegen des geſamten rückſtändigen Pachtzinſes; b) auch an den Früch⸗ 
ten des Grundſtücks (8 99) — auch am Pachtzinsanſpruch des Pächters gegen einen Unterpächter 
999 Abſ 3, nicht an ben dem Unterpächter zufallenden natürlichen Früchten (vgl. 8559 A 2) — ſo⸗ 
wie an den nach dem früheren § 715 Nr b, jetztnach 9811 Nr 48 PO der Pfändung entzogenen Sa⸗ 
chen: dem zum Wirtſchaftsbetrieb erforderlichen Gerät und Vieh nebſt dem nötigen Dünger, ſowie an 
den vorausſichtlich zur Fortführung der Wirtſchaft bis zur nächſten Ernte erforderlichen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Erzeugniſſen. Gutserzeugniſſe, welche nicht unmittelbar in dem Wirtſchaftsbetriebe 
Verwendung finden ſollen, gehören überhaupt nicht zu den unpfändbaren Gegenſtänden, auch 
wenn ihr Erlös zur Fortführung der Wirtſchaft nötig ift (RG Gruch 44, 188). — Das Pfandrecht 
an den Früchten befteht, wie der allgemeine Wortlaut (bes erſtreckt ſich auf die Früchte des 
Grundſtücks“) ergibt, ſeinem Grunde nach ſchon vor ihrer Trennung vom Grundſtück, ſobald im 
fnlürlichen Wortſinne von Früchten geſprochen werden kann (RG Warn 1933 Nr 88), jedenfalls 
‚riher als einen Monat vor der Reife, und geht deshalb dem ſpäter von einem anderen Gläubiger 
des Pächters durch Pfändung nach $ 810 ZRO an den ungetrennten Früchten erlangten Pfand⸗ 
rechte vor. Denn wenn auch das Pfandrecht an den Früchten nach dem Grundſatze des $ 93 erſt 
it ihrer Trennung vom Grundſtück vollwirkſam entfteht, jo muß doch nach dem Zwecke der 
udervorſchrift, die den Verpächter vor anderen Gläubigern des Pächters ſicherſtellen ſoll, 
augenommen werden, daß ſchon vorher eine rechtliche Gebundenheit zugunſten des Verpächters 
gegen sah die als zur Zeit der Pfändung bereits vorhanden der Pfändungsgläubiger ebenſo 
gegen ſich gelten laſſen muß, wie er ſelbſt anderen Gläubigern gegenüber trotz des $ 93 das nach 
4 510 PO vor der Trennung begründete Pfandrecht für ſich in Anſpruch nehmen kann. Dies 
„tipei gt auch dem Sinne der Pfändung, die die Früchte als Pfandgegenſtand nur ſo ergreifen 

un, wie ſie in das Vermögen des Pfändungsſchuldners, des Pächters, übergehen, alſo mit der 
zugunſten des Verpächters beſtehenden Belaſtung. Für den Vorrang des Verpächters (mit ver⸗ 
ſchiedener Begründung) OLG 19, 6, Planck $ 585 Erl 2ac, Staudinger-Kiefersauer XII lc, 
Sketmann 9585 A 14, Seuffert 380 5810 Erl 3, Peterſen-Anger ZPO 5810 Bem 3, 
ztein⸗Jonas 5 810 II a. E. und Jaeger KO 9 49 A 51; a. M. Odch 13, 202. — Über die Be⸗ 
deuung eines Pfandrechts ohne Beſitzübertragung bezüglich des dem Pächter gehören 
mr Inbentars eines verpachteten landwirtſchaftlichen Grundſtücks ſ. Gef betr. die Ermöglichung der 

apitalkreditbeſchaffung für landwirtſchaftliche Pächter v. 9. 7. 26, RGBl J, 399 (Geltungsdauer |. 

B, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Degg, Seyffarth.) 18 


in 
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RG Bl 1933 J, 120). Über das Verhältnis dieſes nur zugunſten eines nach dieſem Geſetze zugelaſſe⸗ 
nen Kreditinſtituts möglichen Pfandrechts zum geſetzlichen Pfandrecht des Verpächters |. 8 4 Abſ 2 
und § 11 des Geſetzes; ferner RG 142, 201. Über die Unzuläſſigkeit mehrfacher Verpfändung 
desſelben Inventars bei verſchiedenen Kreditinſtituten ſ. RG IE 

Hat ein Pächter Grundſtücke von verſchiedenen Perſonen gepachtet und ſchafft er die Früchte 
von einem Pachtgrundſtück auf das Grundſtück eines anderen Verpächters, ſo erliſcht das ge⸗ 
ſetzliche Pfandrecht gemäß den Vorſchriften des $ 560; z. B. in dem Falle, wo der Pächter den 
Rübfamen vom Grundſtücke des Verpächters A mit deſſen Wiſſen in den Speicher des Verpächters B 
bringt, weil dort die Reinigung des Samens ſtattzufinden hat. Der Verpächter, der nur Acker 
ohne Wirtſchaftsgebäude verpachtet, wird danach tatſächlich weniger günſtig geſtellt ſein als der 
Verpächter eines Landguts. Vgl. RG 74, 247, § 560 A 3. 

über die Wirkſamkeit dieſes Pfandrechts gegenüber der Konkurs maſſe des Pächter und 
gegenüber einem im Vergleichsverfahren ſtehenden Pächter |. 5 563 A a. E. Das dem Ver⸗ 
pächter eines Landguts im Konkurſe des Pächters zuſtehende Abſonderungsrecht an den Früchten 
und eingebrachten Sachen kann auch wegen des vom Pächter ſür die Überlaſſung des Inventars 
zum Eigentume zu zahlenden Übernahmepreiſes geltend gemacht werden, da auch die Verein⸗ 
barung hierüber einen Beſtandteil des Pachtvertrags bildet (RG 38, 66), nicht aber wegen eines 
dem Pächter vom Verpächter gewährten Darlehns (MG 37, 88). 

Begriff des landwirtſchaftlichen Grundstücks § 582 A 1. Auf die Pacht anderer Grundſtücke, 
z. B. eines Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaftsanweſens, find die $$ 559ff. unverändert anzuwenden. 

Über ein allen andern dinglichen Rechten vorgehendes Pfandrecht an den pfändbaren 
Grundſtücksfrüchten wegen der Anſprüche für Lieferung von Düngemitteln und 
Saatgut für das Erntejahr 1932 ſ. Not VO v. 23. 1. 32 mit Anderung v. 19. 2. 32 (RG Bl 1, 32, 71); 
ebenſo für das Erntejahr 1933 Not Vo v. 19.1. 33 (RG Bl J. 23); für die Ernte 1934 Geſ dv. 20. 12. 
33 (RG Bl I, 1095); für die Ernte 1935 Gef v. 15.11.34 (RG Bl I, 1161); für die Ernte 1936 Gef 
v. 21. 11. 35 (RG Bl I, 1349); für die Ernten 1937, 1938, 1939 Gef v. 19. 11. 36 (RGBl l, 939); 
dazu Wallinger DRpfl 1938, 170. Über ein geſetzliches Pfandrecht an dem aus Mitteln 
des „Gräſerkredits“ beſchafften Weidevieh |. Gef v. 28.3. 34 (RGBl I, 254), v. 19. 4. 35 
(RGGBl 1, 553), v. 11. 4. 36 (RG Bl 1, 365), v. 7. 4. 37 (RG Bl J, 443), v. 9. 4. 38 (RG Bl J, 376). 


& 586 

1) Wird ein Grundſtück ſamt Inventar!) verpachtet, ſo liegt dem Pächter 
die Erhaltung der einzelnen Inventarſtücke obs). 

Oer Verpächter ift verpflichtet, Inventarftüde, die infolge eines von dem 
Pächter nicht zu vertretenden Umjtandes in Abgang kommen, zu ergänzen. 
der Pächter hat jedoch den gewöhnlichen Abgang der zu dem Inventar gehören- 
den Tiere aus den Jungen‘) inſoweit zu erſetzen, als dies einer ordnungs- 
mäßigen Wirtſchaft entſpricht. 

E 1 535 II 526; M 2 425, 426; P 2 243. 

1. Die 88 586— 590 beziehen ſich auf die Pacht von landwirtſchaftlichen und von nicht land⸗ 
wirtſchaſtlichen Grundftüden (Theater, Mühle, Gaſthof, Fabrik) mit Inventar. Vgl. Vorbem 2 
Abſ 2 vor 9 535. Über die Möglichkeit eines behördlichen Verbotes der Veräußerungoder 
der Entfernung des Inventars oder einzelner Stücke bei landwirtſchaftlichen Grundſtücken, 
wenn ſonſt die ordnungsmäßige Bewirtſchaftung zum Schaden der Volksernährung gefährdet 
werden würde, |. Grundſtücksverkehrsbekanntmachung v. 26. 1. 37 (RGBl 1, 35) 8 8. 

2. Begriff des Inventars: Inbegriff aller beweglichen Sachen, welche dem wirtſchaftlichen 
Zwecke des Grundſtücks zu dienen beſtimmt find (vgl. § 98). Dazu gehören bei einem Landgut 
neben Gerät und Vieh auch die landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe, ſoweit ſie zur Fortführung der 
Wirtſchaft bis zu der Zeit erforderlich ſind, zu welcher gleiche oder ähnliche Erzeugniſſe gewonnen 
werden (RG 142, 201; RG HRR 1931 Nr 597). Das Inventar eines Grundſtücks kann dem 
Pächter überlaſſen werden durch Eigentumsübertragung vom Verpächter oder vom dritten 
Eigentümer oder durch Mitverpachtung nach $ 586 oder durch pachtweiſe Übernahme 
zum Schätzungswerte nach $ 587. Werden die Sachen dem Pächter bei Eingehung des Pacht- 
vertrags vollſtändig zu Eigentum übertragen, ſo gelten die Vorſchriften über den Kauf, unter 
Umſtänden auch diejenigen über den Wiederkauf, nicht aber die des § 586 (vgl. R JW 1927, 
15165). Hat der Verpächter wegen Unwirkſamkeit des Pachtvertrages den für das Inventar emp” 
fangenen Kaufpreis zurückzuzahlen, ſo vermindert ſich ſeine Bereicherung um die Vermögens 
verringerung, die ihm dadurch erwachſen iſt, daß der Pächter die Nutzungen des Pachtlandes 
gezogen und nach $ 993 nicht herauszugeben hat (RG 141, 310). Aufwertung eines vom Ver- 
pächter dem Pächter als „eiſerne Inventargelder“ zur Übernahme des Pachtinventars gewährte n 
Darlehns |. RG Seuffl 81 Nr 200. Übernimmt der Pächter das Inventar zum Schätzungs“ 
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werte, fo gelten die beſonderen Vorſchriften der 38 587ff. Bedeutung des Inventarverzeichniſſes: 
nicht Anerkennungsvertrag, ſondern nur Beweisurkunde (NG Warn 1910 Nr 147). Anſpruch des 
Verpächters auf Beſichtigung des Inventars ſ. AG Warn 1927 Nr 142. 

3. Die abweichend vom § 536 dem Pächter auferlegte Erhaltungspflicht geht über die Aus⸗ 
beſſerungspflicht des § 582 hinaus, da fie auch Neuanſchaffungen nötig macht, wenn der Abgang 
vom Pächter zu vertreten iſt. 

4. Die Zungen werden als Nutzungen nach § 956 zunächſt Eigentum des Pächters, der 
daraus den gewöhnlichen Abgang zu erſetzen hat. Der Verpächter wird Eigentümer, ſobald der 
Pächter ein Junges zum Erſatz für ein aus dem Viehbeſtand abgegangenes Tier beſtimmt. Bgl. 
auch § 1048. — Im übrigen hat der Pächter auch ſonſtige Inventarſtücke zu erſetzen, wenn ihr 
Abgang auf ein von ihm zu vertretendes Verſchulden (88 276, 278) zurückzuführen iſt. 


8 587 


Übernimmt der Pächter eines Grundſtücks das Inventar zum Schätzungswerte 
mit der Verpflichtung, es bei der Beendigung der Pacht zum Schätzungswerte 
zurückzugewähren, fo gelten die Vorſchriften der SS 588, 5891). 

E 1 544 Abſ 1 II 527; M 2 438 —439; P 2 259, 516. 

1. Die 88 587—589 ſetzen voraus, daß das Inventar eines Grundſtücks (nicht nur eines land⸗ 
wirtſchaftlichen, vgl. $ 586 A 1) pachtweiſe ($ 586 A 2) zum Schätzungswerte nicht nur über⸗ 
nommen, ſondern auch zurückgegeben werden ſoll. Soll das Inventar in das Eigentum des 
Pächters übergehen, ſo liegt Kauf vor (§ 586 A 2). Die Beſtimmung eines Pachtvertrages, daß 
der Pächter den Schätzungswert des Inventars zu verzinſen habe, rechtfertigt aber noch nicht 
die Annahme käuflicher Überlaffung (RG 2. 1. 23 III 819/22). Der gemeinrechtliche Eiſern ⸗ 
vie h⸗Vertrag iſt im BGB nicht beſonders geregelt. Die $$ 588, 589 können jedoch bei der 
ſelbſtändigen Verpachtung einer Viehherde entſprechende Anwendung finden (M 2, 439, 443). — 
Entſprechende Anwendung der 88 588, 589 beim Nießbrauch ſ. $ 1048. 


8 588 
Der Pächter trägt die Gefahr des zufälligen Unterganges und einer zu⸗ 
fälligen Verſchlechterung des Inventars !). Er kann über die einzelnen Stücke 
innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft verfügen?). 


Der Pächter hat das Inventar nach den Negeln einer ordnungsmäßigen 
Wirtſchaft in dem Zuſtande zu erhalten, in welchem es ihm übergeben wird!). 
Die von ihm angeſchafften Stücke werden mit der Einverleibung in das In⸗ 
ventar Eigentum des Verpächters“). 

E 644 Abſ 25 II 628; M 2 434—436; P 2 259. 

1. Gefahrübergang auf den Pächter. Durch zufälligen Untergang der Inventar- 
Rüde wird hiernach (entgegen $ 323) der Pächter von der Verpflichtung zur Entrichtung des 
Pachtzinſes nicht befreit. 

2. Verfügungsrecht des Pächters, obwohl er nicht Eigentümer der Inventarſtücke iſt. Vgl. 
9 1048 Abſ 1 Satz 1. 

3. Ordnungsmäßige Wirtschaft. Hieraus ergibt ſich feine Verpflichtung, an Stelle unbrauchbar 

ewordener Stücke andere anzuſchaffen; bei Nichterfüllung dieſer Verpflichtung ſetzt er ſich dem 
N chadenserſatzanſpruche ſowie dem Vorgehen des Verpächters nach 88 550, 553 aus. Ebenſo 
iegt dem Pächter die Sorge für die Ausbeſſerung ſchadhaft gewordener Stücke ob. 


4. Mit der Einverleibung. Nach dieſer zur Sicherung des Verpächters und der Hypotheken⸗ 
gläubiger dienenden Beſtimmung iſt eine beſondere Übergabe an den Verpächter 
G29) nicht erforderlich, deſſen Eigentumserwerb ſich vielmehr ſchon kraft Geſetzes vollzieht 
(ogl. 8 589 Abſ 2; M 2, 436; RGSt 7, 44). 8 


§ 589 
Her Pächter hat das bei der Beendigung der Pacht vorhandene Inventar 
dem Verpächter zurückzugewähren 1). 
Der Verpächter kann die Übernahme derjenigen von dem Pächter angeſchafften 
Inventarſtücke ablehnen, welche nach den Negeln einer ordnungsmäßigen Wirt⸗ 
18* 
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ſchaft für das Grundſtück überflüſſig oder zu wertvoll ſind; mit der Ablehnung 
geht das Eigentum an den abgelehnten Stücken auf den Pächter über!). 

Iſt der Gefamtfchägungswert der übernommenen Stücke höher oder niedriger 
als der Geſamtſchätzungswert der zurückzugewährenden Stücke, ſo hat im 
erſteren Falle der Pächter dem Verpächter, im letzteren Falle der Verpächter 
dem Pächter den Mehrbetrag zu erſetzen !“). 

E 1 544 Abj 6-8 II 629; M 2 436438; P 2 209. 


1. Rückgewähr des Inventars. Nach Abſ 1 hat der Pächter das bei Beendigung des Pacht⸗ 
verhältniſſes vorhandene Inventar zurückzugeben, und nach Abj findet die Ausgleichung be⸗ 
züglich des Inventars dadurch ſtatt, daß der Geſamtſchätzungswert der übernommenen und 
der der zurückzuge währenden, d. h. vorhandenen Stücke verglichen wird. Der Verpächter bleibt 
bei dieſer Art der Inventarbehandlung Eigentümer. Das Ergebnis aber iſt das gleiche, wie 
wenn der Verpächter bei Beginn der Pachtzeit das damals vorhandene Inventar dem Pächter 
zum Schätzungswerte verkauft hätte und bei Beendigung der Pacht das jetzt vorhandene In⸗ 
ventar dem Pächter zum jetzigen Schätzungswerte wieder abkaufen würde. Veränderungen 
in der Zwiſchenzeit gehen daher, unbeſchadet beſonderer Schadenserſatzanſprüche wegen ſchuldhaft 
vertragswidrigen Verhaltens, ebenſo zugunſten wie zum Nachteil des Pächters. Die Rückgewähr 
erſtreckt ſich auch auf die vom Pächter während der Pachtzeit angeſchafften Stücke — ſelbſt wenn 
ihre Anſchaffung nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft (§ 588 Abſ 2 Satz 1) nicht 
erforderlich war — und erfordert zunächſt eine Abſchätzung der ſämtlichen zurückzugebenden 
Stücke, |. Abſ 3. — Erfüllungsort für die Verpflichtung aus Abs 1 iſt der Ort, wo das Pachtgut 
liegt, und wo infolgedeſſen im Zweifel auch die beiderſeitigen Hauptverpflichtungen zu erfüllen 
find (RG Recht 05, 107419), 

2. Auch hier Eigentumsübergang kraft Geſetzes (vgl. $ 588 A 4). — Die Vorausfegungen 
ſeines Ablehnungsrechts hat der Verpächter nachzuweiſen. 

3. Ausgleich des Wertunterſchieds zwiſchen dem bei der Übernahme feſtgeſtellten und dem 
bei der Rücknahme feſtzuſtellenden Schätzungswerte. Es iſt dabei ſowohl die Zahl als der Wert 
der zurückzuge währenden Stücke in Betracht zu ziehen, wobei ein inzwiſchen eingetretener Preis⸗ 
rückgang dem Verpächter, eine Werterhöhung dem Pächter zuſtatten kommt (M 2, 437). Für 
die Schätzung des Wertes der zurückzugewährenden Stücke ſind die Preiſe zur Zeit der Beendigung 
des Pachtverhältniſſes maßgebend, und zwar regelmäßig auch dann, wenn ſie durch den Krieg 
beeinflußt worden find, es müßte denn fein, daß es ſich um eine durch beſondere Preistreiberei 
hervorgerufene, nur vorübergehende Steigerung der Preiſe handelt; jo RG Gruch 62, 108; R6 
Warn 1920 Nr 191. Nach dieſem Grundſaße, der auf der Entſtehungsgeſchichte und dem Wortlaut 
des Geſetzes beruht, iſt auch ſonſt in Fällen eutſchieden worden, in denen Pachtverhältniſſe in 
den erſten Zeiten des Weltkrieges endigten. Seine Anwendung verſagte aber gegenüber einer 
wirtſchaftlichen Umwälzung, wie ſie durch den unglücklichen Ausgang dieſes Krieges und das 
ungeheure Sinken der damaligen deutſchen Währung herbeigeführt wurde. Sie würde nicht nur zu 
einer ſachlich unberechtigten Bereicherung der Pächter, ſondern vor allem vielfach dazu geführt haben 
daß der Verpächter, um den Pächter zu befriedigen, Inventarſtücke hätte verkaufen müſſen, im 
Widerſpruche zu dem in $ 588 Abſ 2 und $ 589 Abſ 1, 2 ausgeſprochenen Grundgedanken der Grund⸗ 
ſtückspacht mit Übernahme des Inventars zum Schätzungswerte, wonach das Inventar zum Gute 
gehört und, von überflüſſigen oder zu wertvollen Stücken abgeſehen, auch beim Gute bleiben ſoll. 
Gegenüber der wirtſchaftlichen Umwälzung verſagten in der Regel auch die Beſtimmungen der 
vor dem Kriege abgeſchloſſenen Pachtverträge. Es bedurfte daher für ſolche Fälle einer Löſung, 
die unter Wahrung des erwähnten Grundgedankens dieſer Art von Grundſtückspacht und unter 
Berückſichtigung der Geldentwertung die wirtſchaftlichen Intereſſen beider Teile gerecht und billig 
ausglich. Dieſen Ausgleich fand RG 104, 394 (vgl. R Warn 1923 Nr 71) in folgenden Grund⸗ 
ſätzen: Übernimmt der Verpächter Inventarſtücke, zu deren Ablehnung er nach Geſetz (5 589 
Abſ 2) oder Vertrag befugt iſt, jo muß er deren Wert, wie er bei der Rückgewährſchätzung feſt⸗ 
geſtellt wird, nicht etwa nur den Preis, den der Pächter dafür bezahlt hat, dieſem erſtatten. Im 
übrigen iſt das Ergebnis der Rückgewährſchätzung mit dem der Anfangsſchätzung in der 
Weiſe zu vergleichen, daß der Sachwert des Inventars zugrunde gelegt, d. h. der in 
Goldmark feſtgeſtellte Schätzungswert in Papiermark — und zwar nach 
der Kaufkraft des Geldes im Inlande, nicht nach dem Kurs der Gold- 
münzen und Goldbarren — umgerechnet wird. Den danach ſich ergebenden Mehr⸗ 
betrag der Rückgewährſchätzung hat der Verpächter dem Pächter, einen Minderbetrag der Pächter 
dem Verpächter voll auszuzahlen. Dabei war angenommen, daß die reichen landwirtſchaftlichen 
Erträge der letzten Jahre etwaige Verluſte der Pächter in den Kriegsjahren ausge glichen und 
dem Pächter die Erhaltung des Inventars in der vertraglichen Höhe ermöglicht hätten, ohne daß 
er dazu beſondere Mittel aus eigenem Vermögen oder geliehenem Kapital aufwenden mußte. 
Für den gegenteiligen, vom Pächter zu beweiſenden Fall blieb dieſem das Recht vorbehalten, 
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eine eutſprechende Summe abzuziehen. Auf den Fall, daß der Pächter das Inventar beim Beginn 
der Pacht gekauft und ſich zum Rückverkauf beim Pachtende verpflichtet hat, bezieht ſich die Ent⸗ 
ſcheidung nicht; hier kam es weſentlich auf die im einzelnen Falle getroffenen Vereinbarungen an. 
Zur Bemeſſung der Ausgleichspflicht nach dem Wertverhältnis des Inventarbeſtandes zur Zeit 
der Pachtrückgabe (1927) gegenüber demjenigen bei Beginn des Pachtverhältniſſes (1914) f. auch 
RG 17. 12. 31 VIII 391/31. — Die Pachteinigungsämter (§ 581 A 1) haben über die aus der 
Rückgewähr des Inventars ſich ergebenden Verpflichtungen nicht zu entſcheiden. 

Verjährung des Erſatzanſpruchs |. $ 558 A 2. Anfechtung einer Schätzung als unbillig |. RG 
Warn 1922 Nr 37. Aufwertung eines Pachtinventarwertes, der anläßlich der Rückgabe der Pach⸗ 
tung in Papiermark geſchätzt wurde, ſ. RG 120, 6. Über eine vertragsmäßige Verpflichtung des 
Pächters zum Erſatz fehlender Inventarſtücke (Vieh) neben der Rückgewähr des Inventars zum 
Schätzungswerte |. RG Recht 1920 Nr 3093. Anwendung der Abj 2, 3 auf die Pacht eines Land⸗ 
guts und auf Vorräte eines ſolchen ſ. § 594. 


8 590 


Dem Pächter eines Grundſtücks ſteht für die Forderungen gegen den Ver⸗ 
pächter, die ſich auf das mitgepachtete Inventar beziehen!), ein Pfandrecht 
an den in feinen Beſitz gelangten Inventarſtücken zu?). Auf das Pfandrecht 
findet die Vorſchrift des 8 562 Anwendung. 

E 1 536 II 630; M 2 426; P 2 244, 248; 4 487, 490. 

1. Solche Forderungen können ſowohl nach § 586 (Aufwendungen für Ergänzung von 
Inventarſtücken) als nach $ 589 Abſ e 3 (Erſatzanſprüche für den vom Pächter zurückgegebenen 
Mehrwert von Inventar) erhoben werden. Die Vorſchrift gilt nicht nur für landwirtſchaftliche 
Grundſtücke (vgl. § 586 A J). 

2. Auf Grund dieſes geſetzlichen Pfandrechts, auf das nach § 1257 die Vorſchriften über das 
durch Rechtsgeſchäft beſtellte Pfandrecht Anwendung finden (vgl. $ 559 A 1), ſteht dem Pächter 
bei Beendigung der Pacht auch ein Zurückbe haltungsrecht zu, je doch ebenfalls nur an den 
Inventarſtücken (§ 586 A 2), nicht am Grundſtück ($ 556 Abj2, $ 581 Ab 2) (vgl. auch KO 
§ 49 Abſ 1 Nr 2). — Eigentum des Verpächters an den Inventarſtücken wird hier (anders für 
den umgekehrten Fall des Verpächterpfandrechts nach $ 559, |. dort A 2) nicht vorausgeſetzt. Der 
Pächter ift vielmehr auf dieſe Weile ſowohl gegen die Eigentumsanſprüche Dritter als gegen die 
von einem Gläubiger des Verpächters beabſichtigte Pfändung geſchützt. 


8 591 


Her Pächter eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks iſt verpflichtet, das 
Grundſtück nach der Beendigung der Pacht in dem Zuſtande zurüdzu- 
gewähren, der ſich bei einer während der Pachtzeit bis zur Nückgewähr fort- 
geſetzten ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung ergibt!). Dies gilt insbeſondere 
auch für die Beſtellung. 

E 1 545 II 631; M 2 439, 440; P 2 253. 

1. Dieſe Verpflichtung geht weiter als die dem Mieter nach $ 548 obliegende, iſt aber in der 
Natur der Pachtſache begründet. Ordnungsmäßige Bewirtſchaftung bildet den objektiven Maß 
ſtab für den Zuſtand, in dem das Grundſtück zurückzugeben iſt, daher kein Anſpruch des Pächters 
wegen Verbeſſerungen, welche lediglich durch dieſe ordnungsmäßige Bewwirtſchaftung erzielt find, 
während er bezüglich anderer Verbeſſerungen, wie z. B. für Auslagen, die er zur Beſeitigung des 
durch eine Überſchwemmung am Grundſtücke verurſachten Schadens gehabt hat, nach $$ 547, 581 
Abſ 2 Erſatz verlangen kann (vgl. auch § 592). Aus dieſer Verpflichtung zur ordnungsmäßigen 
Rückgewähr wird ſich auch in der Regel die zur ununterbrochenen Bewirtſchaftung ergeben 
(. § 582 A2 a. E.), nicht minder diejenige zur unveränderten Zurücklaſſung von Anpflanzungen, 

le zur ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung gehören; der Pächter hat dafür geſetzlich keinen beſon⸗ 
deren Erſatzanſpruch.— Bei Nichterfüllung der Pflicht zur ordnungsmäßigen Bewirt⸗ 
ſchaftung entſteht Schadenserſatzpflicht des Pächters oder ſeiner Konkursmaſſe. Abſonderungs⸗ 
recht des Verpächters nach KO 9 49 Nr 2 (Seuff A 64 Nr 189). Dem Verpächter ſtehen bei ordnungs⸗ 
widriger Bewirtſchaftung auch die Rechte aus $$ 550, 553 zu. Er hat aber anderſeits bei ordnungs⸗ 
mäßiger Bewirtſchaftung keinen Erſatzanſpruch wegen gleichwohl eingetretener Verſchlechterun⸗ 
gen. — Haftung des Treuhänders im Sicherungsverfahren über ein verpachtetes Landgut für 
deſſen ordnungsmäßige Rückgabe ſ. HRR 1936 Nr 1274. — Entſprechende Anwendung der 
88 591—593 beim Nießbrauch |. 8 1055 Abſ 2. 
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8 592 


Endigt die Pacht eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks im Laufe eines 
Pachtjahrs, ſo hat der Verpächter die Koſten, die der Pächter auf die noch nicht 
getrennten, jedoch nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft vor 
dem Ende des Pachtjahrs zu trennenden Früchte verwendet hat, inſoweit zu 
erſetzen, als fie einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft entſprechen und den Wert 
dieſer Früchte nicht überſteigen !). 

E II 532 III 586; P 2 264. 

1. Erſatz von Koſten der Fruchtgewinnung an den Pächter. Die Vorſchrift des $ 592 wird 
namentlich in den Fällen Anwendung finden, wo die Pacht entweder nach beſonderer Beſtimmung 
des Pachtvertrags vor Ablauf eines Pachtjahrs (§ 584 A 1) endigt, oder wo fie nach 88 542, 581 
Abſ 2 vom Pächter ohne Beobachtung der geſetzlichen Friſt im Laufe des Pachtjahrs gekündigt 
wird. Auf die Früchte, die in dieſen Fällen bei der Beendigung der Pacht bereits hervorgebracht, 
aber noch nicht getrennt find, hat der Pächter nach § 101 keinen Anſpruch; er muß fie 
vielmehr, inſoweit fie den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft entſprechen, nach $ 591 
mit dem Pachtgrundſtück herausgeben. Zu ſeiner Schadloshaltung für die auf die Hervorbringung 
der Früchte verwendeten Koſten iſt ihm daher, inſoweit dieſe Früchte noch vor dem Ende des 
Pachtjahrs zu trennen find — aber nur unter dieſer Vorausſetzung (RG 23 1914, 1615) —, 
ein nach Einerntungder Früchte geltend zu machender Erſatzanſpruch gegeben. Ent⸗ 
ſprechende Anwendung des § 592 in den Fällen der $$ 1055 Abſ 2, 1421, 1663 Abſ 2, 2130 Abſ 1 
Satz 2; ferner, wenn ein landwirtſchaftliches Grundſtück nicht im Wege der Verpachtung, ſondern 
nur vergünſtigungsweiſe auf willkürlichen Widerruf überlaſſen iſt (OLG 40, 316). Vgl. 9 998. 


8 593 


Der Pächter eines Landguts hat von den bei der Beendigung der Pacht 
vorhandenen landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen ohne Nückſicht darauf, ob er 
bei dem Antritte der Pacht ſolche Erzeugniſſe übernommen hat, fo viel zurüd- 
zulaſſen, als zur Fortführung der Wirtſchaft bis zu der Zeit erforderlich iſt, 
zu welcher gleiche oder ähnliche Erzeugniſſe vorausſichtlich gewonnen werden!). 

Soweit der Pächter landwirtſchaftliche Erzeugniſſe in größerer Menge oder 
beſſerer Beſchaffenheit zurückzulaſſen verpflichtet iſt, als er bei dem Antritte 
der Pacht übernommen hat, kann er von dem Verpächter Erſatz des Wertes 
verlangen?). 


Den vorhandenen auf dem Gute gewonnenen Dünger hat der Pächter 
zurückzulaſſen, ohne daß er Erſatz des Wertes verlangen kann!). 
E I 547 II 533; M 2 441; P 2 265. 


1. Rückgewähr eines Landguts, d. i. eines zum ſelbſtändigen Betriebe der Landwirtſchaft 
beſtimmten Grundſtücks oder einer Grundſtücksgeſamtheit (M 2, 441; vgl. auch SeuffA 60 Nr 50). 
Für dieſe Rückgewähr gilt in betreff der bei Beendigung der Pacht vorhandenen landwirtſchaftlichen 
Erzeugniſſe (§ 98 Nr 2) die Beſonderheit, daß der Pächter von dieſen ohne Rückſicht darauf, ob 
und wieviel er bei Antritt der Pacht übernommen hatte, ſo viel zurückzulaſſen hat, als voraus⸗ 
ſichtlich zur Fortführung der Wirtſchaft bis zur nächſten Ernte erforderlich iſt. Inwieweit der 
Pächter für das Vorhandenſein ſolcher Erzeugniſſe zu ſorgen hat, iſt nach § 591 zu beurteilen. 
Im übrigen iſt für die Frage, was der Pächter eines Landguts, der bei Beginn der Pacht Vor⸗ 
räte übernommen hat, an ſolchen bei Beendigung der Pacht zurückzulaſſen hat, der Vertrag ent⸗ 
ſcheidend. — Entſprechende Anwendung des § 593 in den Fällen der $$ 1055 Abſ 2, 1421, 1663 
Abſ 2, 2130 Abs 1 Satz 2. 

2. Den Beweis dafür, daß die nach Abſ 1 zurückzulaſſenden Erzeugniſſe zur vorläufigen Fort⸗ 
führung der Wirtſchaft erforderlich feien, hat der Verpächter; den Beweis dafür, daß der Pächter 
W augeifie zurückgelaſſen habe, als er bei Antritt der Pacht übernommen, hat der Pächter 

ten. 

3. Durch beſondere Beſtimmungen des Pachtvertrags wird dem Pächter vielfach auch die 
Entfernung von Dünger, Stroh und Futter während der Pachtdauer ſchlechthin unterſagt. 


Miete Pacht $$ 592-596 279 


8 594 


Übernimmt der Pächter eines Landguts das Gut auf Grund einer Schätzung 
des wirtſchaftlichen Zuſtandes mit der Beſtimmung, daß nach der Beendigung 
der Pacht die Rückgewähr gleichfalls auf Grund einer ſolchen Schätzung zu 
erfolgen hat, ſo finden auf die Nückgewähr des Gutes die Vorſchriften des 
§ 589 Abſ 2, 3 entſprechende Anwendung!). 

Das gleiche gilt, wenn der Pächter Vorräte auf Grund einer Schätzung mit 
einer ſolchen Beſtimmung übernimmt, für die Nückgewähr der Vorräte, die er 
zurückzulaſſen verpflichtet iſt?). 

E 1 548 II 534; M 2 441; P 2 269. 

1. Rüdgewähr eines Landguts auf Grund einer Schätzung. Hiernach it im Falle des Abſ 1 
nicht nur der Wert des Inventars, ſondern auch derjenige des Landguts abzuſchätzen und mit 
dem Übernahmewert zu vergleichen. Der Verpächter kann dann die Übernahme derjenigen In⸗ 
ventarſtücke, die nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft für das Landgut überflüſſig 
oder zu wertvoll find, ablehnen. Begriff des Landguts § 593 A 1. a 

2. Die Beſtimmung des $ 589, welche nur für das Inventar gegeben ift, wird hier auf den 
geſamten wirtſchaftlichen Zuſtand ſowie auf die ſonſtigen Vorräte eines Landguts ausgedehnt. 
Demgemäß geht das Eigentum an denjenigen Vorräten, deren Übernahme der Verpächter gemäß 
$ 589 Abs 2 ablehnt, ſchon kraft Geſetzes auf den Pächter über. 


8 595 

Iſt bei der Pacht eines Grundſtücks oder eines Nechtes!) die Pachtzeit nicht 
beſtimmt. fo iſt die Kündigung nur für den Schluß eines Pachtjahrs!) zuläſſig; 
ſie hat ſpäteſtens am erſten Werktage des halben Jahres zu erfolgen, mit 
deſſen Ablaufe die Pacht endigen ſoll. 

Dieſe Vorſchriften gelten bei der Pacht eines Grundſtücks oder eines Nechtes 
auch für die Fälle, in denen das Pachtverhältnis unter Einhaltung der geſetz 
lichen Friſt vorzeitig gekündigt werden kann!). 

E 1 637 II 635; M 2 426 —428; P 2 240, 515. 

1. Abweichung von 9 565 bei der Pacht eines Grundſtücks oder eines Rechtes, während es 
für die Pacht beweglicher Sachen und ebenſo für die Pacht eines Rechtes an beweglichen 
Sachen (M 2, 428) bei jener Vorſchrift verbleibt. — Von der geſetzlichen Vorſchrift abweichende 
Vereinbarungen muß der beweiſen, der ſich darauf beruft (Seuffa 61 Nr 242 und J 565 A 3).— 

ür die Kündigung durch den Verpächter von Kleingärten und von kleineren landwirtſchaftlichen 
Grundſtücken (bis zu einem halben Hektar) gelten die beſonderen Vorſchriften der Kleingarten⸗ 
und Kleinpachtlandordnung, Gef v. 31. 7. 19 mit Anderungen. Für das Eingreifen der Pacht 
einigungsämter bei Grundſtücken, die zu landwirtſchaftlicher, obſtbaulichet oder gewerbsmäßiger 
gärtneriſcher Nutzung verpachtet ſind, ſ. die Pachtſchutzordnung vom 9. 6. 20 mit Anderungen. 

u beiden Regelungen vgl. 581 A1 Abſ Aff. 
ss 18 e nicht Wirtſchaftsjahrs (M 2, 428). Vgl. § 584 A 1. Berechnung der Friſt 
. al. N 565 Abſ 4. Fälle der vorzeitigen Kündigung mit geſetzlicher Friſt: 98 567, 569; 
1 $$ 19, 21 Abſ 3; BO d 57. Die Fälle der friſtloſen Kündigung ($$ 542, 552, 554) werden 

urch obige Vorſchrift nicht getroffen. 


§ 596 
) Dem Pächter ſteht das im § 549 Abſ 1 beſtimmte Kündigungsrecht nicht zu ). 
% ze Verpächter ift nicht berechtigt, das Pachtverhältnis nach 5 569 zu 
ündigen !). 
Eine Kündigung des Pachtverhältniſſes nach 8 570 findet nicht ftatt‘), 
E 1 533, 638 II 530; M 2 422, 428, 420; P 2 233, 249. 1 
1. Durch vertragsmäßige Übereinkunft können ſämtliche Beſtimmungen dieſes Paragraphen 
abgeändert werden. 8 
g 2. Hiermit ift geſetzlich die Unzuläſſigteit der Afterverpachtung beſtimmt (ogl. S581 A 3). Sie 
ann aber im Pachtvertrage geſtattet ſein, und es iſt dann auch eine Pfändung des Pacht- 
rechts durch einen Gläubiger des Pächters möglich. Vgl. $ 549 A 1. 
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3. Alſo keine Kündigungsbefugnis des Verpächters beim Tode des Pächters, während den 
Erben des Pächters die Kündigungsbefugnis zufteht (58 569, 581 Abſ 2). Kündigungstermin, 
Kündigungsfriſt |. 99 565, 595. Die in d 569 A 1 erwähnte Bü O v. 7. 10. 15 (RG Bl 642) über 
das Kündigungsrecht der Hinterbliebenen von Kriegsteilnehmern war auf Pachtverhältniſſe nicht 
anwendbar (RG 89, 116). 

4. Alſo kein Kündigungsrecht von Militärperſonen, Beamten uſw. im Falle der Verſetzung. 


8 597 


Gibt der Pächter den gepachteten Gegenſtand nach der Beendigung der 
Pacht nicht zurück!), ſo kann der Verpächter für die Hauer der Vorenthaltung 
als Entſchädigung den vereinbarten Pachtzins nach dem Verhältniſſe ver⸗ 
langen, in welchem die Nutzungen, die der Pächter während dieſer Zeit ge⸗ 
zogen hat oder hätte ziehen können, zu den Nutzungen des ganzen Pachtjahrs 
ſtehen ?). Die Geltendmachung eines weiteren Schadens iſt nicht ausgeſchloſſen. 

E 1 542 II 537; M 2 431, 432; P 2 256ff. 


1. Schadenserſatz bei verzoͤgerter Rückgabe des Pachtgegenſtandes, ſei es Grundſtück oder 
bewegliche Sache oder Recht. $ 597 ſoll bei der Pacht den $ 557 (.. dort) erſetzen, bezieht ſich aber 
nicht auf F 568 (RG HAN 1932 Nr 1648). Die Rechtsfolge des $ 597 tritt ein, auch wenn ein Ver⸗ 
ſchulden des Pächters nicht vorliegt; im Falle der Weiterverpachtung iſt $ 549 Abſ 2 entſprechend 
anwendbar (RG HRR 1932 Nr 111). Gegenüber einer Kündigung des Verpächters kann 
der Pächter, der den Pachtgegenſtand nicht zurückgibt, die Zahlung des Pachtzinſes nicht aus 
dem Grunde verweigern, weil die Kündigung unberechtigt fei; er ſchuldet den vereinbarten Pacht⸗ 
zins in jedem Falle, ſei es als ſolchen oder als Entſchädigung nach $ 597 (RG JW 1931, 34251). 
Dagegen findet $ 597 keine Anwendung, wenn der Verpächter eine Kündigung des Pächters nicht 
gelten laſſen, alſo das Vertragsverhältnis fortſetzen will (R JW 1937, 809 ); es müßte denn fein, 
daß der kündigende Pächter ſelbſt zur Rückgabe des Pachtgegenſtandes nicht gewillt oder nicht in 
der Lage it (RG Warn 1934 Nr 176). 

2. Abweichung von $ 557 dahin, daß die Entſchädigung nicht nur nach der Dauer der Vor⸗ 
enthaltung, ſondern auch nach dem Betrage der in die Vorenthaltungszeit fallenden, vom 
Pächter bezogenen oder bei ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung zu ziehen geweſenen Nutzun⸗ 
gen zu beſtimmen iſt, da dieſe Nutzungen vom Pächter (anders wie beim Mieter) nicht während 
der ganzen Pachtzeit gleichmäßig bezogen werden. Dagegen iſt die Frage, ob Miete oder Pacht 
vorliegt, für die Höhe des Entgelts bei verſpäteter Rückgabe unerheblich, wenn, wie z. B. bei 
Lagerplätzen, der Nutzen der überlaſſenen Sache im ganzen Jahre annähernd gleichbleibend iſt 
(KG JW 1938, 214012). — Bei ſtillſchweigender Verlängerung des Pachtvertrags gilt $ 568. 


Vierter Titel 
Leihe 


1. Rechtliche Natur. Die Leihe beſteht in der Überlaffung des Gebrauchs einer (körperlichen) 
Sache, und zwar unentgeltlich — hierin liegt der hauptſächliche Unterſchied von der Miete, 
wenn auch bei dieſer tatſächlich vielfach der Ausdruck „Leihe“ gebraucht wird — und nicht zum 
Verbrauch — hierin der weſentliche Unterſchied vom Darlehn. Die jederzeit widerrufliche Ger 
brauchsgeſtattung (das precaxium des römiſchen Rechtes) iſt daneben nicht beſonders ausgebildet 
worden; ſie wird ſich meiſt als (frei widerrufliche) Leihe darſtellen (Prot 2, 276), kann aber auch, 
ſofern nur aus Gefälligkeit der vorübergehende Gebrauch geſtattet iſt, außerhalb eines den Ger 
ſtattenden verpflichtenden Vertragsverhältniſſes liegen und wird hier in der Regel nur dann zu 
rechtlichen Folgen führen, wenn der Gebrauch ein widerrechtliche iſt. Einräumung des Rechts 
auf Benutzung der öffentlichen Straßen zum Zwecke der Fernleitung von Elektrizität als Leih⸗ 
vertrag ſ. R Warn 1934 Nr 152. Vereinbarung einer „Leihe“ kann unter Umſtänden Abſchluß 
eines Verwahrungsvertrags oder eines ähnlichen Rechtsverhältniſſes ſein (R ZW 1910, 7067). Un⸗ 
entgeltliche Überlaſſung des Gebrauchs iſt auch als Schenkung möglich (RG 19. 2. 00 VI 934/90). 
Nicht hierher gehört aber z. B. die Überlaſſung eines Schließfachs für Frachtbriefe bei Güterab: 
fertigungsſtellen der Eiſenbahn; ſ. R 103, 146 und 8 535 A 2. Nachttreſor ſ. Prausnitz 92 
1933, 1002. Flaſchenpfand ſ. OLG 45, 150. Überlaſſung von Wertpapieren an einen Unter 
haltsberechtigten als leiheähnliches Verhältnis mit entſprechender Anwendung der Beſtimmungen 
über die Leihe ſ. RG Warn 1936 Nr 190. 

Die Leihe gehört nicht wie die Miete ($ 535 Satz 2) zu den gegenſeitigen, ſondern zu den 
unvolltommen zweiſeitigen Verträgen. Die allgemeinen Beſtimmungen der $$ 320 ff. über gegen 
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feitige Verträge finden daher keine Anwendung. Zunächſt liegt nach $ 598 nur eine einſeitige Ver⸗ 
pflichtung des Verleihers und eine entſprechende Berechtigung des Entleihers vor. Auf Grund 
der Überlaſſung der Sache entſtehen dann auch für den Entleiher die in $$ 601, 603, 604 auf⸗ 
geführten Verpflichtungen, die aber nicht (wie der Mietzins für die Gebrauchsge währung) als 
Gegenleiſtung für die Gebrauchsgeſtattung erſcheinen. 

Auch das Leiheverhältnis ſteht als Schuldverhältnis unter dem Gebot von Treu und 
Glauben ($242) und muß in ſeinen Wirkungen aus dem auf die nationalſozialiſtiſche Weltan⸗ 
ſchauung gegründeten Gemeinſchaftsgedanken betrachtet und beurteilt werden. Innere Ver⸗ 
bundenheit in gegenſeitigem Vertrauen und gegenſeitiger Treue, den Blick auf die Volksge⸗ 
meinſchaft gerichtet (vgl. Vorbem 1 vor 8 241), muß auch hier der oberſte Richtpunkt fein. 


2. Für das Zuſtandekommen des Vertragsverhältniſſes gelten, wie eine Vergleichung von 
$ 535 und 8 598 ergibt, bis auf das bereits hervorgehobene Unterſcheidungsmerkmal der Unent⸗ 
geltlichkeit, dieſelben Grundſätze wie bei der Miete; der Vertragsabſchluß vollzieht ſich mit der 
Abrede der Parteien über die unentgeltliche Gebrauchsgeſtattung. Zu dieſer gehört außer der 
Geſtattung des Sachgebrauchs während der Leihezeit ſchon die Überlaſſung der Sache zum 
Gebrauche (wie bei der Miete). Daß dies der Standpunkt des 8598 in feiner jetzigen Faſſung iſt, geht 
auch aus den Beratungen der zweiten Kommiſſion Prot 2, 269 hervor, wonach zwiſchen demjenigen, 
der die Verleihung einer Sache zugeſagt hat, und dem Verleiher nicht unterſchieden, vielmehr der 
Leihvertrag einheitlich behandelt werden fol. Die dem Verleiher obliegende Überlaſſung des 
Beſitzes der verliehenen Sache an den Entleiher ſtellt ſich daher, entſprechend der Rechtslage bei 
der Miete, nicht als eine für die Entſtehung des Vertrags erforderliche Vorausſetzung, ſondern 
als Erfüllung der auf die Gebrauchsgeſtattung gerichteten Abrede dar, ohne die ſelbſtverſtändlich 
von einer Verpflichtung des Entleihers zur Rückgabe der entliehenen Sache ($ 604 Abſ 1) nicht 
die Rede fein kann. Vgl. auch die vom $ 598 weſentlich verſchiedene Faſſung der $$ 607, 610, 
ſowie des $ 688, wo ausdrücklich eine als Darlehn hingegebene Geldſumme oder ein von dem 
Hinterleger übergebene bewegliche Sache vorausgeſetzt wird. — Zur Annahme eines beſon⸗ 
deren Realvertrages, wie ſie von der herrſchenden Meinung, insbeſondere von Enneccerus⸗ 
Lehmann Bd 2 8 137, Oertmann Vorbem 2 vor $ 598, im Anſchluß an die frühere Rechts⸗ 
lage aufrechterhalten wird, und eines davon getrennten Vorvertrags beſteht kein Anlaß (wie hier 
jezt auch Staudinger⸗Kober Vorbem 2a vor $ 598). Anderſeits darf nicht überſehen werden, 
daß die Leihe in ſehr vielen Fällen die Heinen Gefälligkeiten des täglichen Lebens zum Gegenſtande 
hat und hierbei ber ſchlüſſige Wille, ſich rechtlich zu binden, oft nicht eher feſtſtellbar iſt, als die 
Sache zum Gebrauche wirklich hingegeben wird. Es kommt aber auch ſelbſtverſtändlich eine 
frühere Bindung vor. Für den Charakter des Leihvertrags kann aus dem einen oder anderen 
überhaupt nichts hergeleitet werden. 

3. Für die Leihe von Kleingärten und von kleineren landwirtſchaftlichen Grundſtücken ſind 
die beſonderen Vorſchriften der Kleingarten⸗ und Kleinpachtlandordnung, Gef v. 31. 7. 19, 
RG Bl 1371 (Entw. m. Begr. Nat.⸗Verſ. 1919 Druckſ Nr 321) zu beachten. Danach können Leih⸗ 

verhältniſſe in bezug auf Grundſtücke, die zum Zwecke nichtge werbs mäßiger gärtneriſcher 
Nutzung überlaſſen worden find, abgeſehen vom Vorliegen eines wichtigen Grundes, wie z. B. 
der beabſichtigten Verwendung des Grundſtücks zu Bauzwecken, vom Verleiher nicht gekündigt wer⸗ 
den und find, wenn fie ohne Kündigung ablaufen, auf Verlangen des Entleihers zu erneuern (9 3). 

m näheren, insbeſondere bezüglich der Befugniſſe der unteren Verwaltungsbehörden und der 
gemeindlichen Einigungsämter |. § 581 A 1 Abſ 2. Vorbehalt landesgeſetzlicher Regelung für 
landwirtſchaftliche Grundſtücke bis zu einem halben Hektar |. $8 des Geſ. 

Für Grundſtücke, die zu landwirtſchaftlicher, obſtbaulicher oder gewerbsmäßiger gärtneriſcher 

ugung verliehen find, kommt ferner die Pachtſchutzordnung vom 9. 6. 20, RG Bl 119, in der 
Faſſung v. 23. 7. 25, RGBl 1, 152, in Betracht. Darüber § 581 A1 Abſ 3. 


8 598 


Durch den Leihvertrag wird der Verleiher einer Sache!) verpflichtet, dem 
Entleiher den Gebrauch der Sache ?) unentgeltlich zu geſtatten !). 


E I 549 II 538; M 2 443—446; P 2 269. 


. 1. Gegenſtand des Leihvertrags: eine bewegliche oder eine unbewegliche Sache. Leihvertrag 
iſt z. B. das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Unternehmer einer elektriſchen Anlage und den Grund⸗ 
beſitzern, welche die Anbringung der Leitung auf ihren Dächern geftatten (OLG 9, 304). Um 
einen Leihvertrag, der nach $$ 930, 868 den Eigentumsübergang vermittelt, handelt es ſich ferner, 
wenn der Eigenkümer eines mit einem Elektrizitätswerk verſehenen Grundſtücks Zubehörſtücke 
dieſes Werkes veräußert und mit dem Erwerber vereinbart, die Stücke bis zur vereinbarungs⸗ 
gemäßen Übernahme des Werks durch den Erwerber unentgeltlich benutzen zu dürfen (RG 
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13. 3. 18 V 147/17). Leihe eines Hypothekenbriefs RG 91, 155. Auch eine verbrauchbare Sache 
(RG HR R 1932 Nr 1551) kann, z. B. zum Zweck der Schauſtellung, Gegenſtand des Leihvertrags 
ſein; nicht minder eine dem Entleiher gehörige, in welchem Falle die gleichen Grundſätze wie 
bei der Miete einer im Eigentume des Mieters ſtehenden Sache gelten (ſ. § 535 A 2). Ein leihe⸗ 
ähnliches Verhältnis liegt vor, wenn demjenigen, der eine Lieferung zu vergeben hat, mit einem 
Angebot wirtſchaftlich wertvolle Muſter vorgelegt werden; unbefugte Veröffentlichung der Muſter 
macht den Vergeber der Lieferung haftbar (NG 83, 37; vgl. $ 603 A 1). — Geſtattet ein Grund- 
ſtückseigentümer einem Dritten, auf feinem Grundſtuck ohne Entgelt und ohne Begrenzung auf 
beſtimmte Zeit die Errichtung und Unterhaltung einer elektriſchen Hochſpannungsleikung, fo kann 
das Rechtsverhältnis als Leihe betrachtet werden. Dem Zwecke der Leihe entſprechend kann die 
Rückgabe der Leihſache an ſich nicht gefordert werden, ſolange die Leitung beſteht. Der Ver⸗ 
leiher hat aber das Kündigungsrecht nach § 605 Nr 1 und der Entleiher muß dann die Koſten 
der Beſeitigung der Leitung als Koſten der Rückgabe der Leihſache tragen (RG HRR 1933 
Nr 1000). — Bei Veräußerung eines verliehenen Grundſtücks tritt der Erwerber nicht 
ohne weiteres an Stelle des Verleihers in die aus der Leihe ſich ergebenden Rechte und Ver⸗ 
pflichtungen ein; $ 571 iſt weder unmittelbar noch entſprechend anzuwenden (RG 23 1921, 
4134). — Auf den unentgeltlichen Gebrauch eines Rechtes finden die Beſtimmungen über den 
Leihvertrag nicht unmittelbare, ſondern nur entſprechende Anwendung (RG JW 04, 228). 


2. Zweck der Leihe: Gebrauch der Sache, nicht Verbrauch, ebenſowenig, von beſonderer 
Vereinbarung abgeſehen, Fruchtziehung. Die Geſtattung des Verbrauchs oder der Veräußerung 
im Geſchäftsbetriebe ſchließt die Annahme eines Leihverhältniſſes regelmäßig aus (SeuffA 70 
Nr 58). Iſt dem Entleiher die Verpfändung geſtattet, ſo wird dadurch die Annahme eines Leih⸗ 
vertrags noch nicht ohne weiteres ausgeſchloſſen (RG 13, 128; 36, 164; SeuffA 37, 100). Ge⸗ 
ſtattet der Verkäufer dem Käufer, die von ihm gekaufte und ihm ſchon übereignete Ware 
einſtweilen, d. h. bis zur Abholung in vereinbarter oder angemeſſener Friſt, in einem Raume 
des Verkäufers liegen zu laſſen, ſo handelt es ſich um eine (in der Regel) unentgeltliche 
Nebenleiſtung des Verkäufers, und feine Haftung für Mängel des Aufbewahrungsortes 
bemißt ſich nach den Grundſätzen der Leihe ($$ 599, 600), nicht der Verwahrung ($ 690; 
NG Gruch 58, 1067). 


3. Das Geſtatten umfaßt die Verpflichtung des Verleihers: einerſeits bei Beginn des 
Vertragsverhältniſſes dem Entleiher die Sache zum Beſitze zu überlaſſen und anderſeits während 
der Dauer des Vertragsverhältniſſes dem Gebrauche des Entleihers kein Hindernis in den Weg 
zu legen. Bedarf es zur Gebrauchsüberlaſſung einer Überſendung von Ort zu Ort, fo hat in der 
Regel der Entleiher, in deſſen Intereſſe die Überſendung geſchieht, die Koſten zu tragen und dem 
Verleiher zu erſetzen (vgl. $$ 670, 683). Das gleiche gilt für die Koſten der Rückſendung ($ 604 
A 1). Eine Pflicht zur fortdauernden „Gewährung“ in dem Sinne, daß fie auch die Inſtand⸗ 
haltung der Sache während der Vertragszeit einſchlöſſe, wie bei dem Vermieter (88 535, 536), 
liegt dagegen dem Verleiher nicht ob. Er trägt freilich die Gefahr. — Der Entleiher wird (un⸗ 
mittelbarer) Beſitzer der Sache wie ein Mieter. Vgl. § 535 A 1. Daß der Entleiher es unterläßt, 
ſeine Befugnis zum unentgeltlichen Gebrauch der geliehenen Sache auszuüben, berührt den 
Beſtand des Leihvertrags nicht (RG HAN 1932 Nr 1551). 


9 509 
Der Verleiher hat nur Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten !). 
E I 550 II 539; M 2 446; P 2 269. 


1. Haftpflicht des Verleihers. Ausnahme von der Regel des $ 276. Vorſatz § 276 A 2, grobe 
Fahrläſſigkeit $ 277 A 1. Vgl. die für den Schenker gegebenen Vorſchriften § 521 ff. Mit der⸗ 
ſelben Beſchränkung haftet der Verleiher nach § 278 für Verſchulden ſeiner geſetzlichen Ver⸗ 
treter und Erfüllungsgehilfen. Der Entleiher haftet dagegen nach $ 276 ($ 278) für jedes Ver⸗ 
ſchulden (RG 23 1918, 4965), nicht für Zufall; die Gefahr der nicht vom Entleiher verſchuldeten 
Entwendung, Vernichtung oder Beſchädigung der geliehenen Sache trägt der Verleiher (a. M. 
Reichel LZ 1922, 543ff.). — Über eine entſprechende Anwendung des $ 599 auf andere unent⸗ 
geltliche Gefälligkeitsverträge ſ. RG 65, 17; R 23 1918, 496°. Zur Frage einer entſprechen⸗ 
den Anwendung der $$ 599, 521 auf den Fall einer Geſtattung des unentgeltlichen Mitfahrens 
. RG JW 1934, 20331; RG Warn 1932, Nr 73; HRR 1933 Nr 724; 1936 Nr 1233. Aus dem 
Umſtande allein, daß die Beförderung unentgeltlich erfolgt iſt, kann die Anwendung nicht her⸗ 
geleitet werden. Es beſteht insbeſondere kein allgemeiner Rechtsſatz des Inhalts, daß im Falle 
einer Gefälligkeitsfahrt nur für grobes Verſchulden des Wagenführers gehaftet werde (RG 145, 
390). Vgl. auch Vorbem Ab vor $ 823. 


Leihe 88 598603 283 


8 600 

Verſchweigt der Verleiher argliftig einen Mangel im Nechte oder einen 
Fehler der verliehenen Sache, ſo iſt er verpflichtet, dem Entleiher den daraus 
entſtehenden Schaden zu erſetzen !). 

E 1 551 II 540; M 2 447; P 2 270. 

1. Schadengserſatzpflicht des Verleihers im Falle argliſtigen Verſchweigens eines Mangels 
der Sache, namentlich bei Überlaſſung der Sache. Vgl. 88 523, 524. — Wegen dieſes 
Anſpruchs ſowie wegen der in den folgenden Paragraphen aufgeführten ſteht außer der Klage 
dem Entleiher nach § 273 ein Zurückbehaltungsrecht zu (RG 65, 277). Neben der vertrags⸗ 
mäßigen kann auch eine Haftung aus unerlaubter Handlung nach 88 823ff. begründet fein. 


8 601 

Der Entleiher hat die gewöhnlichen Koſten der Erhaltung der geliehenen 
Sache, bei der Leihe eines Tieres insbeſondere die Fütterungskoſten, zu tragen!). 

Die Verpflichtung des Verleihers zum Erſatz anderer Verwendungen be- 
ſtimmt ſich nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrage). 
Der Entleiher iſt berechtigt, eine Einrichtung, mit der er die Sache verſehen 
hat, wegzunehmen?). 

E 1 568 II 541; M 2 447; P 2 278. 

1. Aus der Verpflichtung des Entleihers zur Tragung der gewöhnlichen Koſten der Er⸗ 
haltung ergibt ſich auch die Erhaltungspflicht ſelbſt und bei deren Vernachläſſigung die Pflicht 
zum Schadenserſatz. 

2. Zur Vornahme ſolcher anderen Verwendungen, auch der notwendigen, iſt der Entleiher 
an ſich nicht verpflichtet (RG 65, 277); doch wird ihm nach Treu und Glauben wenigſtens die 
Verbindlichkeit obliegen, den Verleiher auf die Notwendigkeit von Verwendungen behufs Er⸗ 
haltung der Sache aufmerkſam zu machen. — Anderſeits auch keine Verpflichtung des Ver⸗ 
leihers zur Inſtandhaltung (ſ. oben $ 598 A 3). — Verjährung der Anſprüche des Entleihers 
auf Erfah von Verwendungen und auf Geſtattung der Wegnahme einer Einrichtung (A 3) f. $ 606. 

3. Wegnahmerecht. Vgl. oben § 547 A 3. 


8 602 
Veränderungen oder Verſchlechterungen der geliehenen Sache, die durch 
den vertragsmäßigen Gebrauch herbeigeführt werden!), hat der Entleiher 
nicht zu vertreten?). 
E 1 564 II 542; M 2 448ff.; P 2 275. 
1. Keine Haftpflicht des Entleihers für die durch den vertragsmäßigen Gebrauch herbei⸗ 
geführten Veranderungen oder Verſchlechterungen. Vgl. § 548 A 2. Bei vertragswidrigem 
Gebrauch, z. B. Überanſtrengung eines geliehenen Pferdes (OLG 39, 149), kommt § 276 zur 
Anwendung. Eine verſchärfte Haftung iſt dem Entleiher im Geſetze nicht auferlegt (RZ 1919, 
496). Er hat aber wie der Mieter ($ 535 A 4) auch die Pflicht der Obhut und muß die geliehene 
Hache vor Nachteilen ſchützen (RG JW 1910, 7067). Eine Verletzung der Pflichten des Entleihers 
begründet die in & 603 A ! angegebenen Folgen. Als eine Vertragswidrigkeit kann unter Um⸗ 
Händen, infolge ſtillſchweigender Abrede der Parteien, auch die Unterlafjung jeden Gebrauchs, 
155 3. B. die Nichtbenutzung eines geliehenen Reitpferdes, angeſehen werden. — Verjährung 
er Anſprüche des Verleihers ſ. $ 606. a 
. 2. Beweislaſt a) des Verleihers: dafür, daß während der Gebrauchszeit die geliehene Sache 
in beſtimmter Weiſe beſchädigt worden ſei; b) des Entleihers dafür, daß dieſer Schaden nicht 
urch einen von ihm zu vertretenden Umſtand herbeigeführt worden ſei. 


§ 605 
8 
Der Entleiher darf von der geliehenen Sache keinen anderen als den 
vertragsmäßigen Gebrauch machen!). Er iſt ohne die Erlaubnis des Ver⸗ 
leihers nicht berechtigt, den Gebrauch der Sache einem Dritten zu überlaffen?). 
© 549 II 343; M 2 444, 447; P 2 270. d 
1. Folgen des vertragswidrigen Gebrauchs: a) Klage des Verleihers auf Unterlaſſung 
nach vorgängiger, erfolgloſer Abmahnung, wie dies für die Miete in $ 550 ausdrücklich beſtimmt 
u. Dieſes Klagerecht iſt aus dem Weſen der Sache zu entnehmen, obſchon es wegen der Kündi⸗ 
gungsbefugnis des Verleihers ohne erhebliche praktiſche Bedeutung iſt; b) Kündigungsrecht 
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nach $ 605; c) Schadenserſatzanſpruch des Verleihers bei Verſchulden des Entleihers (RG 
1.11. 04 III 153/04). Vgl. auch §s 548, 598 A 1 und 602 A 1. 

2. Gebrauchsüberlaſſung an Dritte. Geſchieht ſie ohne Erlaubnis des Verleihers, ſo haftet 
der Entleiher für jedes dem Dritten beim Gebrauche zur Laſt fallende Verſchulden ſowie auch 
für den Zufall, inſofern der Schaden ohne die Gebrauchsüberlaſſung nicht eingetreten ſein würde 
{ogl. $ 549 A 6). Hat der Verleiher die Erlaubnis erteilt, fo haftet der Entleiher immerhin für 
das Verſchulden des Dritten. Wenn auch eine ſolche Haftpflicht (abweichend von § 549 Abſ 2) 
im § 603 nicht ausdrücklich erwähnt iſt, jo wird fie doch regelmäßig nach $ 278 aus der Stellung 
des Dritten, als Erfüllungsgehilfen des Entleihers, herzuleiten ſein. Leiheähnliches Verhältnis 
mit Schadenserſatzpflicht, wenn jemand ſich von einer Fabrik Muſterſtühle ſenden läßt, ſie andern 
Bewerbern zugänglich macht und dann dieſe mit der Anfertigung beauftragt (RG HRR 1933 
Nr 1572). 


8 604 


Der Entleiher iſt verpflichtet, die geliehene Sache nach dem Ablaufe der für 
die Leihe beſtimmten Zeit zurückzugeben !). 

Iſt eine Zeit nicht beſtimmt, ſo iſt die Sache zurückzugeben, nachdem der 
Entleiher den ſich aus dem Zwecke der Leihe ergebenden Gebrauch gemacht 
hate). Der Verleiher kann die Sache ſchon vorher zurückfordern, wenn fo viel 
Zeit verſtrichen iſt, daß der Entleiher den Gebrauch hätte machen können. 

Bit die Dauer der Leihe weder beſtimmt noch aus dem Zwecke zu entnehmen, 
fo kann der Verleiher die Sache jederzeit zurückfordern“). 

Aberläßt der Entleiher den Gebrauch der Sache einem Dritten, ſo kann der 
Verleiher fie nach der Beendigung der Leihe auch von dem Dritten zurüd- 
fordern“). 

E 1 549 II 544; M 2 464; P 2 275. 

1. Verpflichtung des Entleihers zur Rückgabe der geliehenen Sache (dazu RG Warn 1934 
Nr 152), und zwar in demjenigen Zuſtande, welcher ſich bei vertragsmäßigem Gebrauche ($ 602) 
ergibt, in der Regel mit Zuwachs, Zubehör und den während der Zeit des Gebrauchs 
gezogenen Früchten, ſofern der Vertrag nicht ein anderes ergibt (vgl. $ 598 A 2). Die 
Rückgabepflicht mehrerer Entleiher iſt Geſamtſchuld (5 431; vgl. § 535 A 3). Daraus, 
daß ein Dritter das Eigentum an der geliehenen Sache erlangt hat, kann der Entleiher 
einen Einwand gegen die Rückgabe nicht herleiten (RG JW 1925, 47215), — Der Ent⸗ 
leiher, der in der Regel allein einen Vorteil aus dem Vertragsverhältniſſe zieht, kann 
die Sache, wenn ihn deren Erhaltung beſchwert, auch vor Ablauf der Zeit zurückgeben, ſofern nicht 
der Verleiher dadurch erheblich beeinträchtigt wird (vgl. § 271 Abſ 2). — Die Rückgabe ſtellt ſich 
als eine Bringſchuld dar und iſt am Wohnſitze des Gläubigers oder an dem früheren Standorte 
der verliehenen Sache zu erfüllen (Seuff A 63 Nr 222). Die Koſten der Rückgabe, insbeſondere 
einer Verſendung von Ort zu Ort, hat daher der Entleiher zu tragen. — Dem Entleiher ſteht, 
auch wenn der Gegenſtand der Leihe ein Grundſtück iſt, ein Zurückbehaltungsrecht wegen 
Verwendungen nach § 273 zu (RG 65, 276). Anders für die Miete § 556 Abs 2. 

Über eine Anwendung von Mieterſchutzvorſchriften auf die Wohnungsleihe |. R JW 1921, 
13625. Das Mieterſchutzgeſetz vom 1. 6. 23 mit Anderungen (vgl. $ 553 A 1 Abf 3ff.) iſt nur auf 
Mietverhältniſſe anwendbar. Bei Kleingärten und kleineren landwirtſchaftlichen Grundſtücken 
(bis zu einem halben Hektar) gelten für die Kündigung durch den Verleiher und für die Er⸗ 
neuerung ohne Kündigung ablaufender Leihverhältniſſe die beſonderen Vorſchriften der Klein⸗ 
garten⸗ und Kleinpachtlandordnung, Gef v. 31. 7. 19 (RG Bl 1371). Für die Kündigung bei 
Grundſtücken, die zu landwirtſchaftlicher oder gewerbsmäßiger gärtneriſcher Nutzung verliehen 
find, kommt ferner die Pachtſchutzordnung vom 9. 6. 20, RG Bl 1193 mit Anderungen in Betracht. 
Zu beiden VO vgl. § 581 A 1 Abi 2ff. 

2. Rückgabe nach gemachtem Gebrauche. Wird ein Hypothekenbrief behufs Sicherheitsleiſtung 
durch den Entleiher gegenüber einem Dritten verliehen, jo kann der Verleiher den Hypotheken- 
brief nicht ſchon deshalb zurückfordern, weil fein Intereſſe (z. B. Ausſicht auf Anſtellung im 
Geſchäft des Entleihers) weggefallen ift, ſondern, abgeſehen von den Fällen des $ 605, erſt dann, 
wenn der Entleiher den vertragsmäßigen Gebrauch gemacht hat (M& 91, 155). Bei einer leih⸗ 
weiſen Überlaſſung von Wohnräumen an ein Ehe paar durch den Vater der Frau entfällt der Zwed 
nicht erſt mit der Auflöſung der Ehe, ſondern auch ſchon mit der Auflöſung der häuslichen Gemein⸗ 
ſchaft (Seuffü 85 Nr 27). S. auch den in RH HRN 1933 Nr 1000 behandelten Fall (5 598 A 1). 

U. Zuläſſigkeit jederzeitiger Rückforderung, auch zu einer dem Entleiher ungelegenen Zeit. 
Doch gebietet im lezteren Falle gegenſeitige Rückſicht (vgl. Vorbem. 1 vor $ 241), daß der Verleiher 
die Sache nicht ohne beachtliches eigenes Intereſſe zurückverlangt. Iſt ein fernerer Gebrauch 
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der geliehenen Sache, aber auch deren Rückgabe infolge eines vom Entleiher zu vertretenden 
Umſtandes ausgeſchloſſen (z. B. Verkauf der entliehenen Wertpapiere), ſo geht der Anſpruch 
des Verleihers auf Erſtattung des Wertes der geliehenen Sache (RG 1. 11. 04 III 153/04). 
Der Entleiher haftet aber auf Erſtattung des Wertes nur, wenn er die Unmöglichkeit der 
Rückgabe (z. B. auch bei Untergang oder Abhandenkommen der geliehenen Sache) zu ver⸗ 
treten hat. Daher kann mit der Klage auf Rückgabe nicht ohne weiteres der Antrag verbunden 
werden, den Beklagten zum Werterſatz zu verurteilen, falls er zur Rückgabe nicht imſtande 
ſei (ON 36, 74). Daraus, daß es ſich bei der Leihe in der Regel um ein reines Gefälligkeitsgeſchäft 
handelt, kann aber unter Umftänden gemäß 38 157, 242 geſchloſſen werden, daß der Entleiher auf 
Schadenserſatz auch zu haften hat, wenn die entliehene Sache ohne ſein Verſchulden untergegangen 
oder verſchlechtert iſt (vgl. DJ 1937, 514). 

4. Vgl. 8 556 Abſ 3. — Zur Geltendmachung dieſer Rückgabepflicht hat der Verleiher auch 
dem Dritten gegenüber ſowohl die auf beſonderer geſetzlicher Anordnung beruhende Vertrags- 
klage als auch unter den geſetzlichen Vorausſetzungen die Eigentumsklage. 


8 605 

Der Verleiher kann die Leihe kündigen!): 

1. wenn er infolge eines nicht vorhergeſehenen Umſtandes der verliehenen 
Sache bedarf); 

2. wenn der Entleiher einen vertragswidrigen Gebrauch von der Sache 
macht, insbeſondere unbefugt den Gebrauch einem Dritten überläßt“), 
oder die Sache durch Vernachläſſigung der ihm obliegenden Sorgfalt 
erheblich gefährdet; 

3. wenn der Entleiher ftirbt?). 

E 1 557 II 546; M 2 452; P 2 275. 

1. Die vorzeitige Kündigung des Verleihers iſt an irgendwelche Friſten nicht gebunden. 
Für den Entleiher iſt eine Kündigung überhaupt nicht erforderlich (vgl. § 604 A 1). — 
Bei Kleingärten und kleineren landwirtſchaftlichen Grundſtücken (bis zu einem halben Hektar) 
gelten für die Kündigung durch den Verleiher die beſonderen Vorſchriften der Kleingarten⸗ und 
Kleinpachtlandordnung, Geſ v. 31. 7. 19 (RGBl 1371). Für die Kündigung bei Grundſtücken, 
die zu landwirtſchaftlicher oder gewerbsmäßiger gärtneriſcher Nutzung verliehen ſind, kommt 
915 r vom 9. 6. 20 (RGB 1193) in Betracht. Zu beiden VO vgl. $ 581 
A1 Abſ 2ff. 

2. Dieſer Kündigungsgrund iſt auch dann gegeben, wenn das Nichtvorherſehen auf einem 
Verſchulden des Verleihers beruht. Ein Schadenserſatzanſpruch ſteht dem Entleiher im 
Falle der Nr1 nicht zu. Damit die Kündigung gerechtfertigt iſt, muß aber allerdings ein wirk⸗ 
liches Bedürfnis im Sinne der Nr 1 (nicht eine bloße Laune des Verleihers) vorliegen, und es 
muß dem Entleiher auch erkennbar ſein, daß es ſich um eine Kündigung auf Grund eines ſolchen 
Bedürfniſſes handelt. Auch müſſen die Kündigung und das Vorliegen ihrer Vorausſetzungen 
im allgemeinen zeitlich zuſammenfallen. Es genügt nicht, daß ein Bedürfnisfall zu irgendeiner 
früheren Zeit einmal vorhanden geweſen oder zu irgendeiner ſpäteren Zeit eingetreten iſt (RG 

arn 1920 Nr 40). S. dazu den in RG HRR 1933 Nr 1000 behandelten Fall (§ 598 A 1). 

3. S. § 603. Einer vorgängigen Abmahnung, wie bei der Miete nach $ 553, bedarf es hier 
nicht (M 2, 452). 

4. Wird vom Verleiher beim Tode des Entleihers nicht gekündigt, ſo können 
deſſen Erben das Vertragsverhaltnis fortſetzen. Der Tod des Verleihers iſt kein Kündigungs- 
grund, ſoweit nicht etwa für ſeine Erben Nr 1 Platz greift. 


8 606 
Die Erſatzanſprüche des Verleihers wegen Veränderungen oder Verſchlechte · 
rungen der verliehenen Sache ſowie die Anſprüche des Entleihers auf Erſatz 
von Verwendungen oder auf Geſtattung der Wegnahme einer Einrichtung 
verjähren in ſechs Monaten!). Die Vorſchriften des 8 558 Abſ 2, 3 finden ent- 
ſprechende Anwendung. 
E II 546 III 599; M 2 448; P 2 272. 

1. Verjährungsvorſchriften, übereinftimmend mit denen der Miete in $ 558. Sie gelten 
für alle Erſatzanſprüche des Verleihers wegen der durch vertragswidriges Verhalten des Ent⸗ 
leihers entſtandenen Veränderungen und Verſchlechterungen, alſo auch für die auf das Eigentum 
oder auf eine unerlaubte Handlung gegründeten Anſprüche dieſer Art (RG 66, 363; OLG 22, 

I). Die im $ 606 nicht erwähnten Anſprüche (3. B. des Verleihers auf Rückgabe 9 604, des 
Entleihers nach 59 599, 600) aus dem Leihvertrag unterliegen der gewöhnlichen Verjährung. 
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Fünfter Titel 
Darlehen 


1. Das Darlehn, die Hingabe von Sachen zum wirtſchaftlichen Ve rbrauche gegen das Ver⸗ 
ſprechen der Rückerſtattung anderer Sachen derſelben Gattung in gleicher Zahl oder Menge, 
iſt innerlich verwandt mit den Geſchäften der Leihe, der Miete und der Pacht, die die Hingabe 
zum wirtſchaftlichen Gebrauche und die Rückgabe der beſonderen Sache zum Gegenſtande haben 
(88 535, 581, 598 BGB). Und zwar entſpricht der Leihe das zinsloſe, der Miete und Pacht das 
verzinsliche Darlehn, mit dem Unterſchiede jedoch, daß dort der Miet- und Pachtzins das Entgelt 
des Empfängers für den geſtatteten Gebrauch, der Darlehnszins dagegen eine Entſchädigung 
an den Darlehnsgeber für die ihm entgehende Nutzung darſtellt. Außere Berührungspunkte 
zeigt das Darlehn mit der uneigentlichen Verwahrung (offenes Depot, $ 700 BGB), von 
der es ſich bei äußerlich gleichem Tatbeſtande durch den weſentlich verſchiedenen Zweck unter⸗ 
ſcheidet. Die Darlehnshingabe erfolgt im Intereſſe des Empfängers zu deſſen Verfügung über 
die Sachen, die Hingabe bei der uneigentlichen Verwahrung erfolgt dagegen zur Obſorge des 
Empfängers weſentlich im Intereſſe des Gebers (RG 1, 204; 11, 319), woran die Gewährung 
eines geringen Bankzinſes nichts ändert. Für die Geſellſchaftseinlage, die ſich von beiden 
unterſcheidet, iſt eine Gemeinſamkeit des verfolgten Zweckes maßgebend ($ 705); Merkmale find 
die Beteiligung des Geldgebers an Gewinn und Verluſt aus dem Unternehmen, zu dem die 
Hingabe des Geldes erfolgte, und insbeſondere die Einräumung eines Einfluſſes des Geldgebers 
auf den Geſchäftsbetrieb und eines Rechtes auf Einſicht der Bücher; bloße Gewinnbeteiligung 
nötigt noch nicht zur Annahme eines Geſellſchaftsvertrags, ſondern macht das Geſchäft möglicher⸗ 
weiſe nur zu einem fog. partiariſchen Darlehn, $ 608 A 1 (RG 20, 165; 31, 33; 57, 175; 
74, 13; 77, 223; 122, 390; JW 1912, 4625; 1918, 3047; Warn 1913 Nr 211; 1916 Nr 98; 1935 
Nr 65; Li 1917, 17412 u. 8025; der Gebrauch des Wortes „Darlehen“ ift nicht entſcheidend (RG 
92, 292; Warn 1925 Nr 167). 

2. Das eigentliche Darlehn ($ 607 Abſ 1) ift Realvertrag (herrſchende Meinung gegen Stau⸗ 
dinger⸗Kober!“ Vorbem 2 vor $ 607 und dort Angeführte); durch die Hingabe der Sachen erſt 
wird die einſeitige Verpflichtung zur Rückgewähr begründet („wer. als Darlehn empfangen hat“; 
Ach 86 S. 309 u. 323; 108, 150; Warn 09 Nr 481; 1910 Nr 191; 1912 Nr 49; anders nach ſchweiz. 
ZB Art 312, RG JW 1932, 243°); Hingabe und Empfang des Darlehns find nicht rechtsgeſchäft⸗ 
liche Willenserklärung, ſondern tatſächliche Grundlage der Rückerſtattungspflicht (RG 74, 15); 
eine Geſamtſchuld auf Rückerſtattung des Darlehns kann nur entſtehen, wenn es mehreren Per⸗ 
ſonen gemeinſchaftlich gegeben worden iſt (RS 71, 117). Dieſe Hingabe wird ſich in der Regel 
jo abſpielen, daß fie an einen der Enıpfänger auf Grund der Einigung aller Beteiligten erfolgt 
(RG 4. 7. 21 VI 166/21; Warn 1935 Nr 159). Darlehnsſchuldner nach Abſ 1 iſt alfo immer nur, 
wer das Darlehn empfangen hat; dieſe Rechtstatſache kann durch einen auf einen andern Namen 
ausgeſtellten Schuldſchein nicht geändert werden (RG Warn 09 Nr 481); ſ. aber auch $ 607 A 3. 
Die Gültigkeit des abgeſchloſſenen Darlehnsvertrags wird nicht durch die Nichtigkeit einer zur 
Sicherheit des Darlehnsgebers daneben abgeſchloſſenen Pfand- oder Hypothekenbeſtellung in 
Frage geſtellt (MG 86, 323; 108, 146). Ebenſo iſt der Vertragsanſpruch aus dem Darlehn und 
etwa beſtellten Sicherungen unabhängig von der Wirkung einer Anfechtung ($$ 119ff., 142), 
wenn ſich die Anfechtung auf den Vertrag über die Hingabe des Darlehns beſchränkt (RG HAN 
1930 Nr 211). Dem eigentlichen Darlehn tritt ein Vereinbarungs darlehn in $ 607 Abf 2 an die 
Seite, bei dem die Verpflichtung zur Rückgewähr auf dieſer Vereinbarung beruht (ſ. da⸗ 
rüber § 607 A 7). Das Darlehnsverſprechen nach $ 610 ift dagegen ein Vorvertrag; es 
begründet die Verpflichtung zur Hingabe des Darlehns, während die Rückerſtattungspflicht exit 
durch die Hingabe ſelbſt entſteht (. $ 610 A 1). Vorſchüſſe auf künftige oder künftig fällig 
werdende Forderungen des Empfängers können Darlehnscharakter haben, wenn ſie in der Abſicht 
der Kreditgewährung (eredendi causa) gegen die Verpflichtung der Rückerſtattung gegeben find, 
die auch durch Aufrechnung mit jenen Forderungen geſchehen kann. Sind ſie aber als Voraus⸗ 
leiſtung in Erwartung einer vertraglichen Gegenleiſtung, in Erfüllungs., nicht in Verpflichtungs⸗ 
abſicht gegeben, fo find fie keine Darlehen und können, wenn die Gegenleiſtung nicht erfolgt it, 
nur auf Grund ungerechtfertigter Bereicherung zurückverlangt werden (RG 3, 87; JW 07, 36310 
1912, 6845; LZ 1922, 69°; 16. 9. 13 III 154/13). Über die rechtliche Natur der „Vorauszahlung 
auf die Verſicherungsſumme bei Lebensverſicherungen ſ. RG 89, 305 (dazu Dörſtling LZ 1917, 897). 

3. Beſondere Erſcheinungsformen des Darlehns find: a) das Baugelddarlehn, das in 
Teilbeträgen entſprechend dem Fortſchreiten eines Baues zu dem beſtimmten Zwecke der Förde⸗ 
rung des Baues und mit der Verpflichtung zur Verwendung des Geldes in dieſem gegeben wird. 
Ein Baugeldvertrag liegt nur vor, wenn die Hingabe von Geld als Darlehn für einen Bau ver⸗ 
prochen wird. Der Baugeldvertrag ift ſomit eine Unterart des Darlehnsvorvertrags nach $ 610 
(. Dort A 1, 2); ein Darlehn nach $ 607 Abſ 2 kann deshalb kein Baugelddarlehn ſein. Der Bau 
darf zur Zeit des Abſchluſſes des Darlehnsvertrags noch nicht vollendet ſein; ein erſt nachher zur 
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Befriedigung der Baugläubiger aufgenommenes Darlehn ift kein Baugelddarlehn (BaußG v. 
1. 6. 09, RG Bl 449; RG 37, 336; 38, 308; 84, 188; 91, 72; Warn 08 Nr 580; 1911 Nr 15 u. 320).— 
Ein rückzahlbarer Baukoſtenzuſchuß an ein gemeinnütziges Wohnungsunternehmen zum Zwecke 
der Herſtellung von Wohnungen für Angeſtellte des Geldgebers oder dgl. ſtellt ſich als ein im 
Rahmen eines Beteiligungsverhältniſſes (Aufweß § 63 Abſ 2 Nr 1) gegebenes Darlehn dar 
(RG 141, 143); über den Bausparvertrag ſ. A 5; b) das mit dem Bierlieferungsvertrage 
verbundene Darlehn der Brauereien an Wirte, bei dem die Rückzahlung durch Aufſchlag auf 
den Bierpreis erfolgt oder ſonſt einerſeits der Gaſtwirtſchaftsbetrieb dazu ausgenützt wird, um 
ſeinem Inhaber durch die Verpflichtung zur Bierentnahme von einer beſtimmten Brauerei 
einen nötigen Kredit zu verſchaffen, andererſeits die Brauerei ihre Geldmittel dazu verwendet, 
ſich den Abſatz ihr es Bieres in einer Gaſtwirtſchaft zu ſichern (RG 63, 390; 67, 101; JW 06, 419°; 
1935, 32171; Recht 1930 Nr 557; Warn 1936 Nr 89: Bedeutung der Zuſicherung des Wirts, die 
Wirtſchaft ſei brauereifrei; § 138 A 1 A f; § 609 A A); c) das Darlehn der öffentlichen Pfandleiher 
(88 34, 38 RGewdoy), vgl. RG 58, 71; 79, 361; 87, 156. d) Das Grundgeſchäft einer Wechſel⸗ 
diskontierung iſt regelmäßig Kauf (RG 93, 26; Warn 1927 Nr 137), kann aber auch ein Dar⸗ 
lehn ſein; die Wechſelübertragung durch den Darlehnsſchuldner dient dann dem Darlehnsgeber 
als Sicherheit, kann auch den Sinn haben, daß der Darlehnsſchuldner die Rückzahlung durch 
einen Dritten bewirken will, der durch den Wechſel mitverpflichtet iſt (RG Gruch 71, 390). 
4. Der wirtſchaftliche Zweck des Darlehns iſt im allgemeinen ohne rechtliche Bedeutung; 
ſ. aber für das Gebiet der Aufwertung § 607 A 5 unter a. Der nach dem Inhalte des Rechts⸗ 
geſchafts bezweckte Erfolg (§ 812 Abſ 1 Satz 2) ift die Entſtehung eines Forderungsrechts des Geld⸗ 
gebers auf Rückzahlung; iſt dieſer Erfolg eingetreten, ſo hat die Nichterreichung des weiteren 
Zweckes, dem das Geld dienen ſoll, nicht die Folge, den Geldgeber auf einen bloßen Bereicherungs⸗ 
anſpruch zu beſchränken (NG 6. 12. 24 IV 361/24). Ein zu unſittlichem Zweck gegebenes Dar⸗ 
lehn iſt nach $ 138 nichtig (und erzeugt nach $ 817 Satz 2 auch keine Verpflichtung aus ungerecht⸗ 
fertigter Bereicherung), ſofern der Darlehnsgeber an der Unſittlichkeit Teil hat. Ein Darlehn, 
mit deſſen Gelde der Empfänger ein Bordell ankaufen (RG JW 06, 331°) oder ein verbotenes 
und gemeinſchädliches Einfuhrgeſchäft bewirken will (RG JW 1921, 1229), iſt demgemäß zwar 
nicht ſchon deshalb nichtig, weil der Darleiher dieſe Abſicht gekannt hat, wohl aber, wenn er ſelbſt 
Vorteil aus dem Verwendungszweck geſucht hat. Sittenwidriges Zuſammenwirken des Be- 
vollmächtigten (paſſive Beſtechung) mit dem Vertragsgegner des Vollmachtgebers kann wohl das von 
dem Bevollmächtigten gegebene Darlehnsverſprechen für den Vollmachtgeber unverbindlich, aber 
nicht die Darlehnshingabe ſelbſt nichtig machen (RG HRR 1935 Nr 838 mit Folgerung der Rechts. 
wirkſamkeit einer für das Darlehn übernommenen Bürgſchaft). Das Darlehn eines Gaſt⸗ oder 
Schankwirts an einen Gaſt zur Ermöglichung des Branntweingenuſſes erſcheint unter denſelben 
Umſtänden unklagbar, wie eine geſtundete Forderung des Wirts aus dem Ausſchank von Brannt- 
wein (Gaftftätten® v. 28. 4. 30, RG Bl 1 146, § 31). Über Darlehen zu Spielzwecken ſ. $ 762 
5; über gemeinen Wucher § 138 A 2ff. — Leiſtungswucher im Sinne des $ 4 Preistry O 
b. 13. 7. 23 war auch beim Darlehn möglich, und zwar nicht nur, wenn der Kredit zu geſchäft⸗ 
lichen Zwecken gewährt wurde (Ne St 58, 321; JW 1925 ©. 26512, 22501; 1926 S. 1159/2624, 268312; 
L 1926, 11355), ſondern unter Umſtänden auch, wenn dies zur Befriedigung hauswirtſchaftlicher 
oder ſonſtiger perſönlicher Bedürfniſſe geſchah (Bayg 1925, 95; Re St 60, 216). Solcher Sozial ⸗ 
wucher bewirkte aber im Gegenſatz zum Individualwucher des § 138 Abſ 2 BOB nicht die Nichtig⸗ 
keit des Darlehns, ſondern führte nur zur Herabſetzung der übermäßigen Vergütung auf das 
erlaubte Maß (R DRZ 1925 Nr 424; JW 1926, 26245; 25. 11. 26 IV 551/26). Die Aufhebung 
der Preistr VO durch Gel. v. 19. 7. 26, RG Bl 1 413, hat auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechts 
keine rückwirkende Kraft (RG 115, 151; 23 1927, 3174 u. 5248), 2 
5. Der Darlehnsvertrag nad) $ 607 wie das Darlehnsverſprechen nach $ 610 begründen nur 
einſeitige Verpflichtungen (herrſchende Meinung gegen Staudinger⸗Koberte Vorbem 3 vor § 607 
und dort Angeführte). Das Darlehnsverſprechen kann indeſſen Beſtandteil eines gegenſeitigen 
Vertrags ſein, jo beidem mit einem Bier⸗(A3 unter b) oder ſonſtigen Lieferungsvertrage verbundenen 
Darlehnsverſprechen RG 67, 101; JW 06, 7352; Gruch 53, 945) und bei dem Bauſparvertrag 
(VerſAuſſch v. 6. 6. 31, Roh Bi 1 315, $ 112 l. d. F. des Art 1 Nr 4b Gef v. 5. 3. 37, RH Bl1 260), 
ber eine für längere Dauer berechnete beiderſeitige Bindung zur Folge hat, ein gegenſeitiges 
Vertrauensverhältnis erfordert und in beſonderem Maße unter dem Schutze von Treu und Glauben 
ſteht (RG HAN 1933 Nr 1913). Das Darlehnsverſprechen wird aber nicht ſchon dadurch zu einem 
gegenſeitigen Vertrage, daß der Darlehnsnehmer dem Darlehnsgeber eine Hypothek beſtellt 
oder zu beſtellen ſich verpflichtet oder eine ſonſtige Sicherheit gewährt; dieſe Leistungen find 
er Regel nach nicht Gegenleiſtungen der Darlehnshingabe, ſondern fie erfüllen die Bedingungen, 
unter denen das Darlehn gewährt oder verſprochen wird (RG JW1912, 462“; Warn 1914 Nr 7). 
Lin gegenfeitiger Vertrag nach $$ 320 ff. liegt dagegen dann vor, wenn die vereinbarte Darlehns⸗ 
Imgabe als Kapitalanlage erſcheint, wie regelmäßig die Beleihung von Grundſtücken durch Bank⸗ 
hauſer (RG JW 09, 309“; 1912, 462°; 1937, 27655). Die Frage, an welcher Stelle beim Darlehns⸗ 
verſprechen gegen Beſtellung einer Hypothek die letztere zu gewähren ift, iſt auf Grund tatſäch⸗ 
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licher Würdigung im Einzelfalle nach Treu und Glauben und der Verkehrsſitte zu entſcheiden 
(vgl. RG 55, 128; dazu Kuhlenbeck ZW 04, 377ff.). Kann die verſprochene hypothekariſche Sicher⸗ 
heit nicht mit dem ausbedungenen Range beſchafft, z. B. die Löſchung der Zwiſchenpoſten erſt 
im Wege des Aufgebotsverfahrens herbeigeführt werden, jo kann der Gläubiger nach 88 445, 433, 
440 Abſ 1 und dem unmittelbar oder entſprechend anwendbaren $ 325 vom Vertrage zurücktreten 
oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen (RG SeuffA 78 Nr 68, 9. 12. 22 V 236/22). — 
Will der eine Teil ſein Geldbedürfnis durch Ausgabe von Inhaberſchuldverſchreibungen befriedi- 
gen und erklärt der andere Teil ſich bereit, dieſe gegen Barzahlung zu übernehmen, ſo handelt es 
ſich nicht um ein Darlehn und deſſen Sicherung, ſondern um einen Kauf oder ein kaufähnliches 
Geſchäft (RG JW 1927, 137520). 


§ 607 

Wer Geld oder andere vertretbare Sachen!) als Darlehen?) empfangen 
hats), iſt verpflichtet, dem Darleiher das Empfangene in Sachen von gleicher 
Art, Güte) und Menge“) zurückzuerſtatten !“). 

Wer Geld oder andere vertretbare Sachen aus einem anderen Grunde 
ſchuldet, kann mit dem Gläubiger vereinbaren, daß das Geld oder die Sachen 
als Darlehen geſchuldet werden ſollen“) s). 

E 1 453, 454 II 547; M 2 305 —312; P 2 42—43. 


1. Gegenſtand des Darlehns, ſowohl desjenigen nach Abſ 1 wie des uneigentlichen Darlehns 
nach Abſ 2 des $ 607, find vertretbare Sachen ($ 91), die verbrauchbare ($ 92) oder nicht ver⸗ 
brauchbare fein können. Der bei weitem vorwiegende Darlehnsgegenſtand iſt das Geld (j. zu 
88 244, 245). Ein verſprochenes Darlehn iſt im Zweifel in barem Gelde zu gewähren (RG 56, 
236). Andere als vertretbare Sachen können nur darlehns halber gegeben werden, ſie ſtellen 
auch nicht das Darlehn ſelbſt dar, erſt ihr Erlös iſt Gegenſtand des Darlehns. Während hier alſo 
die Hingabe des Darlehns erſt durch Empfang des Erlöſes erfolgt, iſt die Hingabe einer nicht 
vertretbaren Sache zum Darlehnszwecke nach Schätzung ein Kaufgeſchäft, bei dem die Kauf⸗ 
ſchuld durch eine Darlehnsſchuld erſetzt wird; es liegt mithin ein Fall des § 607 Abſ 2 vor; mit 
der Kaufſchuld entſteht die Darlehnsſchuld (vgl. auch RH 152, 159: Überlaffung einer Grund⸗ 
ſchuld an einen anderen, damit dieſer ſie als Kreditunterlage für ſich verwende, unter der Ver⸗ 
einbarung, daß bis zur Rückgewähr der Grundſchuld ein feſtgeſetzter Überlaſſungspreis als Dar⸗ 
lehn geſchuldet werden ſolle). 

2. Als Darlehen: zu Eigentum, und zwar, um dem Empfänger den Gebrauch und Verbrauch 
zu verſchaffen und zugleich ihn zur Rückerſtattung zu verpflichten (RG JW 1919, 242°), Erwirbt 
der Empfänger kein Eigentum ($$ 929ff.), jo entſteht auch kein Darlehn (RG 103, 286). Der 
Übertragung zu Eigentum an den Entleihenden ſtehen aber die Fälle gleich, in denen abredegemäß 
durch die Hingabe der Valuta an einen Dritten der gleiche wirtſchaftliche Erfolg erreicht werden 
ſoll (A 3). Wenn der Empfänger beſtreitet, eine Summe als Darlehn erhalten zu haben, und 
etwa Schenkung oder Ausſtattung ($ 1624) ſeinerſeits behauptet, fo iſt der Geber für die Hingabe 
als Darlehn beweispflichtig; durch den Rechtsſatz, daß Schenkungen nicht vermutet werden, wird 
der Beweis des Darlehns nicht erbracht (MG JW 06, 46218; Warn 1917 Nr 58). Es iſt Tatfrage, 
ob mit Rückſicht auf ein verwandtſchaftliches Verhältnis der Beweis nach der einen oder nach der 
andern Seite für geführt zu erachten iſt (NG Warn 1912 Nr 336; JW 1919, 2429). 

3. Die Hingabe kann nicht nur durch Zuzählen oder Zuſenden, ſondern durch jede Art der 
Übermachung erfolgen; die Darlehnsverpflichtung entſteht aber erſt mit der vollendeten Zuführung, 
nicht ſchon mit der Abſendung; ebenſo verhält es ſich mit dem Übergange der Gefahr ($ 279). 
Die Hingabe kann abredegemäß durch einen Dritten oder an einen Dritten geſchehen: durch 
Zahlungsanweiſung an das Bankhaus des Gebers, durch Gutſchrift bei dem Bankhauſe des 
Empfängers, durch Hingabe an einen Gläubiger des Entleihenden (RG JW 1913, 264°; 1914, 
76°). Die unmittelbare Auszahlung an den Dritten auf Weiſung des Darlehnsnehmers macht 
den Dritten nicht zum Darlehnsempfänger (RG Warn 1911 Nr 429). Daß der vereinbarte Ver⸗ 
wendungszweck einem Dritten zugute kommen fol, tut der Darlehnsnatur des Geſchäfts ebenfalls 
keinen Abbruch (NG Recht 1930 Nr 2217); vgl. auch VerglO $ 100 (früher § 86) und dazu RG 
Gruch 72, 73; Warn 1932 Nr 22. Soweit der Darlehnsgeber ſelbſt bereits Gläubiger des Darlehns⸗ 
empfängers iſt und als ſolcher abredegemäß die Darlehnsſumme einbehält, kommt Abſ 2 in Frage 
(nch 8. 1. 06 VI 139/05; 10. 6.07 VI 388/06). Ein Proviſionsabzug ſtellt fi als Aufrechnung 
des vereinbarten Proviſionsanſpruchs gegen den Anſpruch auf Hingabe des Darlehns dar (RG 
Recht 04 Nr 2709). Die Frage, wer bei der Einzahlung von Geldbeträgen auf ein Sparkaſſenbuch 
als der Darlehnsgeber der Kaſſe gegenüber zu betrachten iſt, entſcheidet ſich nicht ohne weiteres 
danach, auf weſſen Namen der Einzahler das Buch hat ausſtellen laſſen, ſondern danach, wer 
nach dem erkennbaren Willen des Einzahlenden Darlehnsgeber ſein und Gläubiger werden ſoll 
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(NG 73, 220; Warn 1910 Nr 99; 1912 Nr 197; 1916 Nr 75; 17. 5. 20 IV 205/20). Das letztere 
gilt auch bei der Hingabe von Darlehn mit fremdem Gelde (RG Gruch 51, 959; 62, 242). Bei 
einem Streit zwiſchen dem Einzahler (Beſitzer) und dem Namensträger eines Sparkaſſenbuchs 
über die Gläubigerſchaft kann der Sparkaſſe die Einlaſſung auf eine Leiſtungs⸗ oder Feſtſtellungs 
klage des einen von beiden billigerweiſe nicht zugemutet werden; ſie kann vielmehr verlangen, 
daß der Streit zwiſchen jenen beiden ausgetragen werde (JW 1934, 27189). Über die Hingabe 
an mehrere Darlehnsempfänger ſ. Vorbem 2. Über die Möglichkeit eines Zwiſchenurteils über den 
Grund des Anſpruchs nach § 304 ZPO für das Darlehn nach $ 607 Abſ 1 vgl. RG 86, 308. 

4. Die Rückerſtattung in gleicher Art, Güte oder Menge iſt nur Rege; zuläſſig iſt auch die 
Vereinbarung, daß in geringerer oder größerer Summe oder Menge zurückzuleiſten ſei. Amor⸗ 
tiſationsdarlehn RG 85, 244. Ein in deutſchem Gelde gegebenes Darlehn iſt auch in ſolchem 
zurückzugeben, wenn nichts anderes vereinbart iſt (RG Recht 1924 Nr 1117, wonach eine ab- 
weichende Vereinbarung darin nicht gefunden zu werden brauchte, daß im Jahre 1917 in Brüſſel 
einem dort lebenden Deutſchen von einem andern Deutſchen über ein in Mark gegebenes Dar⸗ 
lehn ein Schuldſchein in Franken ausgeſtellt wurde). Alternative Währungsklauſel, wenn die 
Rückzahlung nach Wahl des Gläubigers in deutſcher oder in einer ausländiſchen Währung er⸗ 
folgen ſoll (RG 126, 196; 136, 127; JW 1920, 3732; 1926, 26754 geg. 13201; Warn 1928 
Nr 67). Darüber, wie eine Darlehnsſchuld ausländiſcher Währung im Inlande zurückzuzahlen 
iſt, ſ. $ 244 A 2, 2a und 3; über Goldklauſeln $ 245 A 1. — Die Vereinbarung, daß die Rückerſtat⸗ 
tung in vertretbaren Sachen anderer Art erfolgen ſoll, läßt die letzteren als Darlehnsgegenſtand 
erſcheinen. Bei Hingabe von Inhaberpapieren kann je nach den Umſtänden des einzelnen Falls 
ein Darlehn auf den Geldbetrag in Höhe des Verkaufspreiſes oder Kurswerts anzunehmen ſein 
(ch HRK 1931 Nr 1304). Sind Inhaberpapiere ſelbſt als vertretbare Sachen der Gegenſtand 
des Darlehns, dann wird, wenn durch Einziehung oder durch Verſchwinden der Papiere aus 
dem Verkehr die gleichartige Rückleiſtung ſowie eine entſprechende Erſatzleiſtung unmöglich 
wird, der Empfänger von der Darlehnsſchuld befreit ($ 275) und iſt dem Darleiher ferner nur 
aus der Bereicherung ($ 812) haftbar, ſofern deren Vorausſetzungen vorliegen. Hatte aber z. B. 
die Bankanſtalt einer preuß. Provinz (2. DurchfVO zum Anl Abl v. 2. 7. 26, RGBl I, 343, 
$ 16 Nr 4) ein Darlehn in ihren eigenen Vorkriegsobligationen gewährt, die ſeit dem Inkraft⸗ 
treten des AnlAblch nicht mehr in umlaufsfähigen Wertpapieren zurückgewährt werden konnten, 
ſo war bei Beſtimmung der vertragsmäßigen Leiſtungspflicht nach Treu und Glauben ($ 242) 
ein Erſatz zu leiſten, wofür die vom Deutſchen Sparkaſſen- und Giroverband ausgegebene Sammel- 
ablöfungsanleihe in Betracht kommen konnte (NG LZ 1931, 6882). 

5. Aufwertung. a) Die auch für den Empfänger eines Gelddarlehns geltende Regel, daß 
er das Empfangene in gleicher Güte zurückzuerhalten habe, darf durch einen Verfall der Währung 
und durch Währungsvorſchriften nicht in einer gegen $ 242 verſtoßenden Weiſe durchbrochen wer⸗ 
den. Eine von einem ſolchen Währungsverfall, wie er ſeit dem Jahre 1918 bei der deutſchen 
Mark eintrat, betroffene Darlehnsforderung iſt vielmehr grundſätzlich in dem ſich aus § 242 er- 
gebenden Maße aufzuwerten (RG 107 S. 91, 372, 402; Warn 1923/24 Nr 138; Gruch 68, 65; 
9242 Ab unter b und day). Dabei find alle Umſtände des Falles, insbeſondere der Verwendungs⸗ 
zweck, zu dem das Darlehn gegeben wurde, und die Art, in deres wirklich verwendet wurde, nament⸗ 
lach das Maß der Erhaltung der mit feiner Hilfe erworbenen Sachwerte zu berückſichtigen (RG JW. 
1926, 13222; Warn 1927 Nr 105). Für die im allgemeinen gebotene Berückſichtigung der geſamten 
beiderſeitigen Verhältniſſe iſt auf der Gläubigerſeite nach $ 157 kein Raum, wenn eine Induſtrie⸗ 
geſellſchaft, eine öffentlich-rechtliche Körperſchaft oder ein anderer ſich auf offenem Markte an die 
Allgemeinheit oder doch einen weiteren Perſonenkreis wendender Kreditnehmer ein größeres 
„Geſamtdarlehn“ in Teilbeträgen gegen gleichlautende Schuldſcheine aufgenommen hat, 
aus denen ſich ergibt, daß die Teilbeträge nach dem Verhältnis ihrer Nennwerte gleichberechtigt 
lein ſollten: in ſolchem Falle kann über die Höhe der Aufwertung nicht je nach der Vermögenslage 
oder den ſonſtigen beſonderen Verhältniſſen der einzelnen Teilgläubiger verſchieden, ſondern 
nur gegenüber allen Gläubigern gleichmäßig entſchieden werden; anderſeits iſt insbeſondere dann, 
„nenn auf der Schuldnerſeite ein volkswirtſchaftlich wichtiges Induſtrieunternehmen ſteht, ſorg · 
mn zu prüfen, in welcher Höhe eine Aufwertung für den Schuldner wirtſchaftlich tragbar iſt 
(c 117, 143). Beruft ſich ein öffentlicher Verband als Darlehnsſchuldner gegenüber dem Auf⸗ 
wertungsgläubiger auf den Rückgang der Steuerkraft ſeiner Steuerpflichtigen, ſo muß er ſich auch 
fatgegenhalten laſſen, daß ihm die mit der Markentwertung zuſammenhängende Anleihe⸗Ab⸗ 
zſungsgeſetzgebung die Abſtoßung alter Schulden gegen geringes Entgelt ermöglicht hat (RG 
1 AuſwFälle Nr 1109). Die Anmeldung eines Darlehns zur Anleiheablöſung und der 
napfang von (nicht geſchuldeter) Ablbſungsanleihe ftehen dem Verlangen nach Aufwertung 
nicht entgegen, wenn auf den Aufwertungsanſpruch nicht verzichtet wurde; das im Ablöſungs⸗ 
350 hren Erlangte iſt auf den Aufwertungsanſpruch anzurechnen oder zurückzugeben (RG 135, 

0). b) In die Möglichkeit der freien Aufwertung nach den „allgemeinen Vorſchriften“ haben 
gerade beim Darlehn das Aufwertungsgeſetz und das Geſeß über die Ablöſung öffent⸗ 
cher Anleihen v. 16.7. 25 in weiteſtgehendem Maße eingegriffen (9 242 A b unter e). Die Ver⸗ 
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faſſungsmäßigkeit dieſer Eingriffe iſt anerkannt (RG 111, 320; 118, 327; 129, 198; 138, 8; 139, 6; 
JW 1927 184321). Aus dem AnlAbl ſei hervorgehoben, daß es ſich auf Markanleihen des 
Reiches, der Länder, der Gemeinden und Gemeindeverbände (auch derjenigen des Saarlandes 
gemäß VO v. 25. 9. 35, RGBl J, 1196; NG 157, 179) und anderer den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden auf der Grundlage des § 46 durch die Durchführungsvorſchriften gleich⸗ 
geſtellter öffentlich ⸗rechtlicher Körperſchaften (auch Anſtalten: RG 127, 46; 129, 194; 135, 331) 
nicht nur in der Erſcheinungsform von Schuldverſchreibungen u. dgl., ſondern in den § 30 Abſ 3 
und 40 Abſ 3 auch auf ſolche Darlehen der Länder, Gemeinden uſw. bezieht, über die Schuldſcheine 
ausgeſtellt find. Der Begriff des Schuldſcheins ift hierbei nicht vom Standpunkte der Verwaltungs⸗ 
übung aus, ſondern aus dem bürgerlichen Recht (88371, 952 Abſ 1; f. darüber A8 zu §607) und dem 
AnlAblcd ſelbſt (Gleichſtellung der Schuldſcheindarlehen mit den Schuldverſchreibungen, Buch⸗ 
ſchulden und Schatzanweiſungen) zu beſtimmen; es iſt hiernach eine die Schuldverpflichtung be⸗ 
gründende oder beſtätigende, unterſchriftlich vollzogene Urkunde zu erfordern, die den Inhalt der 
Schuldverpflichtung wenigſtens im weſentlichen wiedergibt und geeignet iſt, für ſich allein die 
Schuldverpflichtung (insbeſondere die Hingabe der zugeſagten Darlehnsſumme) mit ihrem weſent⸗ 
lichen Inhalt (Verzinſungs⸗ und Fälligkeitsbedingungen) zu beweiſen (RG 117, 59; 123, 399; 131, 
1; RR 1928 Nr 1030; JW 1928, 263277). Dieſen Schuldſcheinsbegriff können auch zwei Urkunden 
zuſammengenommen erfüllen, dann nämlich, wenn ſie, wie Vertrag und Nachtragsvertrag, ſich als 
zwei gleichwertige, jedesmal von den Parteien unterſchriebene Teile eines beurkundeten Rechts⸗ 
geſchäfts darſtellen und fo eine rechtliche Einheit bilden, oder wenn in der einen Urkunde auf 
eine unmittelbar und dauernd mit ihr verbundene Anlage zur Ergänzung ihres Inhalts Bezug 
genommen wird (RG 123, 400; 131 S. 9, 12; 3W 1929, 381%). Ein Tilgungsplan, der ſich ie 
Namen gemäß darauf beſchränkt, die zu zahlenden Zins- und Abzahlungsbeträge und die je- 
weilige Reſtſumme rechneriſch aufzuſtellen, iſt kein Schuldſchein; enthält er aber darüber hinaus 
die weſentlichen Bedingungen der Schuldverpflichtung, das Empfangsbekenntnis des Schuldners 
und feine Unterſchrift, fo liegt ein Schuldſchein vor; dasſelbe gilt, wenn er als eine dem Dar⸗ 
lehnsvertrage unmittelbar und dauernd beigefügte Anlage zuſammen mit dieſem den angegebenen 
Erforderniſſen entſpricht (RG 123, 400; 127, 170; JW 1932, 165712; Zeiler, AufwFälle Nr 2220, 
2265, 2266). Da der Schuldſchein nur eine Beweisurkunde zu ſein braucht, unterliegt er nicht 
den Vorſchriften, die von Gemeinden uſw. nach Geſetz oder Satzung bei Ausſtellung einer Ver⸗ 
pflichtungsurkunde zu beachten ſind; es genügt ſeine Vollziehung durch ſolche Perſonen, die zur 
Ausſtellung von Beweisurkunden namens der Gemeinde uſw. befugt ſind (MG 125, 213; 135, 
336). — Das durch das Gef v. 9. 7. 27, RGBl 1 171, zwei Gef v. 18. 7. 30, ROBL I 300 und 305, 
die Not VO v. 10. 11. 1931, RG Bl 1 667, das Gef v. 12. 6. 33, RH Bl 1 359, das Gef v. 20. 12. 34, 
RG Bl 1 1255, 88 1—8 und die VO v. 21. 12. 36, RG Bl 11121, ergänzte und abgeänderte Auf wo 
regelt in den Abſchnitten 2 bis 7 Anſprüche, die häufig in einem Darlehn ihre Grundlage finden, 
fo die hypothekariſch (58 ff.) oder durch Schiffs⸗ oder Bahnpfandrecht ($ 32) gelicherten Forde ⸗ 
rungen, die Schuldverſchreibungen der in den $$ 33, 47 u. 51 gekennzeichneten Art und Spar⸗ 
guthaben bei öffentlichen oder unter Staatsauſſicht ſtehenden Sparkaſſen (8 55: Einlagen der 
Sparer, zu unterſcheiden von ſolchen Darlehen an die Sparkaſſe ſelbſt oder den hinter ihr als einer 
ſelbſtändigen Rechtsperſon oder einer unſelbſtändigen Anſtalt ftehenden Verband, über die miß⸗ 
bräuchlich ein Sparbuch ausgeſtellt wurde, RG 120, 85; 135, 329; JW 1931, 2713); alle jene 
Anſprüche werden nur nach Maßgabe der Sondervorſchriften des AufwG aufgewertet. Dagegen 
unterliegen Darlehnsforderungen, zu deren Sicherung eine Grundſchuld (Rentenſchuld oder 
Reallaſt) beftellt iſt, nicht dem § 31 oder den $8 9ff. AufwG. (RG 113, 103; 117, 147; Zeiler, 
Auftogälle Nr 323, 324, 325). Ebenſowenig iſt eine perſönliche Forderung, zu deren Sicherung 
dem Gläubiger eine Hypothek fiduziariſch abgetreten ift, hypothekariſch geſichert im Sinne der 
SS IF. (NO AufwRſpr 6, 317). Bei dieſen wie bei allen andern nicht von den Vorſchriften in den 
Abſchnitten 2—7 des Aufw oder vom AnlAblch getroffenen Darlehnsforderungen kommt es 
darauf an, ob fie ſich wirtſchaftlich als eine Vermögenslage darſtellen (vgl. über dieſen Begriff 
8 242 A 5 unter e Abſ 2 und dy). Handelt es ſich um eine Vermögensanlage, jo erfolgt die Auf⸗ 
wertung zwar nach allgemeinen Vorſchriften; fie darf aber nach $ 63 Abſ 1 25%, des nach den 
89 2, 3 Aufwch zu berechnenden Goldmarkbetrags nicht überſteigen. Gewiſſe Darlehnsarten ſind 
durch das Aufwö für die Regel von der Aufwertung überhaupt ausgeſchloſſen, nämlich Konto⸗ 
korrentforderungen (§ 65; nicht anwendbar auf die Vereinbarung zwiſchen einer Bank und ihren 
Kunden, daß ſämtliche Konten des Kunden, welchen Namen fie auch führen, als Teile eines ein 
heitlichen Kontokorrents anzuſehen ſeien, R JW 1934, 2769) und Bankguthaben ($ 66; es jet 
denn u. a., daß die Bank „das Geld“, d. h. den im einzelnen Fall vom Darlehnsgeber einge 
zahlten Betrag vereinbarungsgemäß in wertbeſtändigen oder aufwertbaren Vermögensgegen 
ſtänden anzulegen hatte, RG HRR 1928 Nr 1931; 1930 Nr 159, 1938 Nr 277). Im übrigen jet 
wegen der Aufwertung von Darlehen nach dem Aufiv& (neben den Kommentaren zu dieſem Gel) 
auf Lang, JW 1925, 2214 hingewieſen. 8 5 

Wie der völligen Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe in der Zeit zwiſchen Abſchluß 
und Abwicklung des Geſchäfts beim Übergange von normalen zu abnormen Verhältniſſen durch 
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die Aufwertung Rechnung zu tragen ift, fo kann Entſprechendes nach § 242 auch dann geboten 
ſein, wenn umgekehrt ein „in der Zeit allgemeiner Begriffsverwirrung“ abgeſchloſſenes Dar⸗ 
lehnsgeſchäft in der Zeit nach Eintritt der Markſtabiliſierung abzuwickeln iſt (RG 110, 251, betr. 
ein am 23. 11. 23 zu einem Zinsſatz von 575% auf einen Monat gewährtes Papiermarkdarlehn; 
NG 118, 165, betr. Kreditgewährung durch eine Bank in der Zeit vom November 1923 bis 
Januar 1924). h g 

6. Anrechnung der zur Rütlerſtattung geleiſteten Zahlung auf Kapital, Zinſen und Koften 
$ 367, Anſprüche des Darlehnsſchuldners auf Quittung und Rückgabe des Schuldſcheins 68 368 
bis 371. Dem Darlehnsgläubiger, der in der Zwangsverſteigerung des dafür verpfändeten 
Grundſtücks mit ſeiner Hypothek ausgefallen war und nun den ausgefallenen Betrag gegen den 
Darlehnsſchuldner einklagte, konnte früher nicht entgegengehalten werden, daß er das Grundſtück 
ſelbſt erſtanden habe und durch deſſen Mehrwert wegen ſeiner Forderung gedeckt ſei; die Darlehns⸗ 
ſchuld war nicht getilgt (RG 80 S. 153 u. 155; JW 1919, 571%). Die Härte, die darin lag, iſt 
durch die 4. Not VO v. 8. 12. 31, RG Bl J, 699, Teil 3 83 (RG HRR 1934 Nr. 1105) und durch 
den mit dieſem § 3 wörtlich übereinſtimmenden $3 Vollſtreckungsſchutz VO v. 26. 5. 33, RGBl I, 
302, erheblich gemildert. 

7. Das Vereinbarungsdarlehn des Abſ 2 kann einen dreifachen Inhalt haben: a) Eine frühere 
anders geartete Schuld ſoll fortbeſtehen und nur hinſichtlich der Verzinſung, Kündigung uſw. 
wie ein Darlehn behandelt werden (RG 120, 342; JW 1928, 555; Geuffü 85 Nr 43; 88 Nr 80; 
vgl. auch RG SeuffA 81 Nr 200, betr. „eiſerne Inventargelder“). Hier bleiben die Einwendungen 
aus dem früheren Schuldverhältnis; nach ihm beſtimmt ſich die Aufwertbarkeit der Forderung; 
ebenſo bleiben Pfänder und Bürgſchaften. b) Häufig iſt eine echte Umwandlung der alten Schuld 
in eine Darlehnsſchuld beabſichtigt derart, daß zwiſchen der ſo vereinbarten Schuld und der Schuld 
aus einem bar hingegebenen Darlehn kein rechtlicher Unterſchied beſteht (RG Warn 1937 Nr. 7 
mit der Folgerung, daß die ſchriftliche Verbürgung für ein „bares Darlehn“ nicht deshalb wegen 
Formverſtoßes gegen § 766 ungültig tft, weil es ſich bei der Hauptſchuld in Wahrheit um ein 
Vereinbarungsdarlehn handelt). Der beiderſeitige Wille auf Erſetzung des alten Schuldverhält⸗ 
niſſes durch ein neues bedarf jedoch der Feſtſtellung, bei der mit großer Vorſicht verfahren werden 
muß (RG 113, 205; 119, 24; Warn 1914 Nr 79; JW 1927, 25027; 1928, 18156 u. 181756; 1929, 
29393, 1938, 13917; HRR 1928 Nr 1970, 1930 Nr 1101, 1934 Nr 1105). Der frühere Schuld 
grund erliſcht, mit ihm erlöſchen die ſich aus ihm ergebenden Aufwertungsanſprüche (RG 134, 
155; JW 1927, 136070) ſowie Pfänder und Bürgſchaften; die Einwendungen aus dem früheren 
Schuldverhältniſſe ſind ausgeſchloſſen, nicht aber die, daß eine Schuld ganz oder teilweiſe über⸗ 
haupt nicht beſtand; denn ohne ſolche ift auch keine Umwandlung in ein Darlehn zuſtande ge- 
kommen (MG 62, 52; 95, 9; Warn 1911 Nr 232; 1919 Nr 115; HRR 1934 Nr 1105). 8 364 Abſ 2 gilt 
für das Umwandlungsdarlehn mit Rückſicht auf den Umſchaffungscharakter nicht (R 62, 51; 67, 
262; 119, 24). War das Schuldverhältnis durch Erlaßvertrag oder ſonſt erloſchen, ſo kann es nur 
durch Neubegründung wieder ins Leben treten, nicht aber nach Abſ 2 in ein Darlehn umge wandelt 
werden (RG 76, 59). Das vertragsmäßige Anerkenntnis der verjährten Forderung ($ 222) bedarf 
der Schriftform nach $ 781; alſo iſt auch die Umwandlung der verjährten Forderung in ein Dar- 
lehn nichtig, wenn ſie der Schriftform ermangelt (RG 78 S. 130 u. 163). Inwiefern eine 
Bürgſchaftsſchuld in ein Darlehn nach $ 607 Abſ 2 umgewandelt werden kann, |. RG Warn 08 
Nr 506; 1917 Nr 241; 1918 Nr 7; Baulohnforderungen RS Warn 1919 Nr 59; Maklervergütung 
ebenda Nr 115. Über die Umwandlung einer bei einer Bank beſtellten Kaution oder einer 
bei ihr ſtehen gelaſſenen Dienſtvergütung in eine reine Bankeinlage (Aufw 8 66 Ab 1) f. RG 
28 1927, 13965; HRR 1928 Nr 1233. Ein wegen mangelnder Form ungültiges Schenkungs⸗ 
verſprechen kann nicht nach $ 607 Abſ 2 in ein Darlehn umgewandelt werden (R Recht 1914 
Aer 338, 339; RG St 60, 74; Warn 1931 Nr 24); ebenſowenig eine nach dem Geſetz unwirkſame 
Spielſchuld (RG Warn 1915 Nr 177). e) Es kann verbunden mit der Umwandlung die Schaffung 
einer ſelbſtändigen Schuldverbindlichkeit nach § 781, oder ohne beſtehende Schuld nach § 780 
beabſichtigt fein RG JW 1910, 7045; Gruch 49, 916). Hier wird die Abgabe eines ſchriftlichen 
Schuldbe kenntniſſes erfordert, ſ. A8. — Auch für erſt künftig zu begründende Forderungen 
zann ein Darlehnsverhältnis nach $ 607 Abſ 2 geſchaffen werden (RG 152, 165; JW 06, 550 0; 
1911, 151°; Warn 09 Nr 358; 1918 Nr 7; HRR 1931 Nr 585). Da nach $ 700 die Vorſchriften 
Über das Darlehn auch für den fog. uneigentlichen Verwahrungsvertrag (ſ. Vorbem 1) 
Anwendung finden, ſo kann eine beſtehende Schuld auch in ein ſolches Verhältnis umgewandelt 
werden (RG 67, 262; 119, 23). eh 8 8 
er 8. Der im Verkehr übliche Darlehnsſchuldſchein iſt im Titel Darlehen nicht erwähnt. In den 
de 371, 952 Abſ 1 wird der Begriff des Schuldſcheins vorausgeſetzt als eine die Schuldverpflichtung 

egründende oder beſtätigende, vom Schuldner zum Zwecke der Beweisſicherung für das Be⸗ 
ehen der Schuld ausgeſtellte Urkunde (NG 116, 173; 120, 89). Das für die Anwendung des 
AnlAblch 55 30 Abſ 3 und 40 Abſ in der Rechtſprechung (A 5 unter d) entwickelte weitere 
Erfordernis der ſog. Einheit des Schuldſcheins, daß nämlich der Schuldſchein geeignet ſein müſſe, 
für ſich allein den weſentlichen Inhalt der Schuldverpflichtung zu beweiſen, läßt ſich aus dem 


L 


292 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältuiſſe 


BOB nicht herleiten, ſondern nur aus dem An{AbI® begründen (RG 131, 1; HRR 1928 Nr 1030 
gegen RG 127, 171 u. a.). Daß der Schuldſchein vielfach ſchon in Erwartung des Darlehns⸗ 
empfanges ausgeſtellt und hingegeben wird, ſteht feiner (den Gegenbeweis zulaſſenden) Eigen⸗ 
ſchaft als Beweisurkunde nicht entgegen (RG 123, 400; 127, 172; 135, 335; HRN 1929 Nr 490). 
Im Hinblick auf das Vereinbarungsdarlehn des Abſ 2 iſt er mehr als eine bloße Beweisurkunde 
für die Darlehnshingabe. Er überhebt den Gläubiger jedes weiteren Beweiſes, auch wenn feſt⸗ 
ſteht, daß ein bares Darlehn nicht gegeben war, während der Schuldſchein auf ein ſolches lautet. 
Der Schuldner, der ein Schuldbekenntnis ausgeſtellt hat, iſt in vollem Umfange beweispflichtig, 
daß weder ein Darlehn nach $ 607 Abſ 1 noch ein ſolches nach Abſ 2 vorliegt; er muß alſo das 
Nichtbeſtehen einer Schuld überhaupt beweiſen, auf die der Schuldſchein ſich beziehen könnte. 
Dies auch dann, wenn eine ſelbſtändige (abstrakte) Verbindlichkeit nach § 780, 781 nicht anzu⸗ 
nehmen iſt (RG 56, 235; 57, 320; JWö 05, 13816, 1910, 576°; 1922, 48913; Warn 09 Nr 858; 
1910 Nr 428; 1912 Nr 161; 1913 Nr 90; 1914 Nr 155; Gruch 51, 939). Der Ausſteller des Schuld- 
bekenntniſſes muß demnach die Umſtände darlegen, die zur Ausſtellung der Schuldurkunde geführt 
haben, und dartun, daß daraus eine Verpflichtung für ihn ſich nicht ergibt (HAN 1931 Nr 585). 
Behauptet der Gegner ſelbſt einen beſtimmten Schuldgrund, ſo bedarf es ſelbſtverſtändlich auch 
für den Schuldner nur des Eingehens auf dieſen (RG Warn 08 Nr 506; 1912 Nr 49). Das gilt auch, 
wenn der Gläubiger ſelbſt ausdrücklich bares Darlehn behauptet. Über die Klage auf Heraus⸗ 
gabe eines Schuldſcheins, wenn das Darlehn nicht gegeben wurde, vgl. RG JW 09, 41510. 


8 608 


Sind für ein Darlehen Zinſen bedungen ), fo find fie, ſofern nicht ein anderes 
beſtimmt iſt, nach dem Ablaufe je eines Jahres und, wenn das Darlehen vor 
dem Ablauf eines Jahres zurüdzuerftatten iſt, bei der Nückerſtattung zu ent- 
richten ). 

E 1 456 II 648; M 2 312—313; P 2 43; 6 187. 

1. Zinſen. Das zinsloſe Darlehn ift die juriſtiſche Grundform des Geſchäfts. Zinſen ſind nur 
zu zahlen, wenn fie bedungen find (anders nach HGB $$ 353, 354 Abſ 2). Doch kann in der Ge⸗ 
währung eines zinsloſen Darlehns eine Schenkung liegen (88 516, 518), ſofern einerſeits der 
Darlehnsgeber durch die unentgeltliche Gebrauchsüberlaſſung einen Ertrag aufopfert, den er 
ſonſt gewonnen haben würde, und ſofern anderſeits dem Empfänger dadurch Ausgaben erſpart 
werden, die er andernfalls für die Gewährung eines entſprechenden Kapitals aufzuwenden gehabt 
haben würde (R Gruch 71, 531). Die Zinspflicht (58 246—248; HGB $ 352) iſt eine Neben⸗ 
verpflichtung des Darlehnsnehmers und iſt vom Beſtand und der Höhe der Hauptſchuld abhängig 
(RG 53, 294; Warn 1910 Nr 417). Die Zinſen laufen von der Hingabe oder vertragsmäßigen 
Bereitſtellung an, womit auch das Zinsjahr des $ 608 beginnt, bis zur Rückzahlung. Verjährung 
8 197. Eine Vergütung für das Darlehn kann auch in einer feſten Summe (RG JW 1936, 9210) 
oder in der Form einer Gewinnbeteiligung (Vorbem 1 vor $ 607; RG Warn 1910 Nr 417) be⸗ 
dungen werden. Über die Herabſetzung einer unter der Herrſchaft des $ 4 PreistrB'O v. 13. 7. 23 
bedungenen übermäßigen Vergütung |. Vorbem 4 vor 9 607. 

Die 4. Not BDO zur Sicherung von Wirtſchaft u. Finanzen v. 8. 12. 31 (RG Bl I, 699) Teil 
1 Kap III ſetzte nicht nur den durch Gef v. 3. 3. 23 (RG Bl I, 163) einſtweilen außer Kraft 
geſetzten $ 247 BGB vom 1. 1. 32 ab wieder in Kraft, ſondern brachte auch mit Vorſchriften 
über Zinssenkungen und Kündigungsbeſchränkungen von langfriſtigen Forderungen Ein 
griffe in beſtehende Verträge, die bei Darlehen beſonders häufig praktiſch werden. Weitere Zins⸗ 
erleichterung trat für den landwirtſchaftlichen Kredit ein nach der NotVO v. 27. 9. 32 (RGBl l, 
480). Auch das für das Gebiet der Oſthilfe in der Not BO v. 17. 11. 31 (RGBl 1, 675) 818 mit 
der DurchfVO v. 5. 12. 31 (RGBl 1, 691) 89 25ff. vorgeſehene, durch ſpätere Verordnungen 
weiter ausgebaute und auf die öſtlichen Gebiete Bayerns erſtreckte Entſchuldungsverfahren 
umfaßt u. a. den Erlaß von Zinsrückſtänden und die Verminderung des Zinsſatzes. Durch die 
Geſetzgebung des Dritten Reichs zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe, die 
mit dem Geſ v. 1. 6. 33 (RG Bl J, 331) einſetzte, wurde das Entſchuldungsverfahren für das ganze 
Reichsgebiet eingeführt, durch die VO v. 5.5.38 (RG Bl I, 502) auch für das Land Oſterreich. 
Von den ſonſtigen neueren Geſetzen zur Förderung der Zinsſenkung ſind die über die Durch⸗ 
führung einer Zinsermäßigung bei Kreditanſtalten v. 23. 1. 35 (NOBI I, 45), über Zins- 
ermäßigung bei den öffentlichen Anleihen v. 27. 2. 35 (RG Bl J, 286), über die Zinſen für den 
landwirtſchaftlichen Realkredit v. 31. 7. 35 (RG Bl 1, 1057), über Hypothekenzinſen v. 2. 7. 30 
(RGBl I, 533), zur Regelung von Kapitalfälligkeiten gegenüber dem Ausland v. 27. 5. 37 
(RG Bl I, 600) § 1 Abſ 1 u. 3, § 2 Abſ 2, 5 und über eine Bereinigung alter Schulden 9. 
17. 8.38 (RG Bi 1, 1033) $ 5 Abf 3 beſonders bedeutsam. Es fei zu alledem verwieſen auf $ 246 
A 2a und Vorbem 8 vor $ 1113. 

2. Anwendung des $ 608 auf das Rechtsverhältnis der uneigentlichen Verw ahrung nach 
§ 700 R 67, 264. — Verzugszinſen § 288. Prozeßzinſen § 291. 
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§ 609 

Iſt für die Nückerſtattung eines Darlehens eine Zeit nicht beſtimmt !), fo 
hängt die Fälligkeit davon ab, daß der Gläubiger oder der Schuldner kündigte) s). 

Die Kündigungsfriſt beträgt bei Darlehen von mehr als dreihundert Mark 
drei Monate, bei Darlehen von geringerem Betrag einen Monat. 

Sind Zinſen nicht bedungen, ſo iſt der Schuldner auch ohne Kündigung zur 
Nückerſtattung berechtigt). 

E 1 457 II 540; M 2 313, 314; P 2 43—46. 

1. Iſt eine Zeit zur Rückerſtattung beſtimmt, ſo kann nach deren Ablauf das Darlehn un⸗ 
mittelbar zurückgefordert werden. Die Abmachung, der Empfänger ſolle zurückzahlen, wenn er 
dazu ohne Gefährdung ſeines wirtſchaftlichen Beſtehens imſtande ſei, macht das Darlehn fällig, 
ſobald der Schuldner in die beſſere Vermögenslage gelangt iſt; eine Wiederverſchlechterung iſt 
bedeutungslos (RG 17. 11. 02 VI 232/02). Über die Behauptungs⸗ und Beweislaſt in dieſem 
Falle ſ. RG 28, 176; SeuffA 33 Nr 90. Nach Ablauf der Zeit oder der Kündigungsfrist entſteht 
keine ſtillſchweigende Verlängerung des Schuldverhältniſſes; dieſe muß beſonders vereinbart 
werden. Iſt eine Rückzahlungszeit beſtimmt und ohne weitere Zeitbeſtimmung vereinbart, daß 
das Darlehn gegen höhere Zinſen über die Rückzahlungszeit hinaus behalten werden kann, ſo 
tritt nunmehr Kündigung nach § 609 ein (NG 28. 5. 07 VII 331/06). § 609 enthält nicht zwingen⸗ 
des Recht und gilt nur als Ergänzung des Parteiwillens (RG 104, 186; HRR 1930 Nr 699; 
Warn 1932 Nr 22). 

2. Die Kündigung iſt die formloſe einſeitige empfangsbedürftige Willenserklärung, daß das 
zwiſchen dem Kündigenden und dem Empfänger der Kündigungserklärung beſtehende Rechts⸗ 
verhältnis beendet werden ſolle (RG JW 1919, 2425). Die Bezeichnung des Zeitpunkts der 
Beendigung gehört nicht zum notwendigen Inhalt der Erklärung, da dieſer Zeitpunkt ſich aus 
dem Geſetz oder Vertrag ergibt (NG Warn 08 Nr 366; anders früher RG 26, 191). Die für 
einen beſtimmten Endtermin erfolgte, für dieſen aber verſpätete Kündigung gilt deshalb für 
den nächſten zuläſſigen Endtermin (RG ebenda). Wer ſich auf die geſeßliche Kündigungsfriſt 
ſtützt, braucht nicht zu beweiſen, daß keine andere vereinbart worden ſei; Sache des Gegners ift es, 
eine ſolche darzutun (RG 57, 46; 68, 305; Warn 1910 Nr 54 u. 191; a. M. Stölzel in Buſchsg 
35, 4 ff.). Denn, wo das Geſetz ſelbſt einen regelmäßigen Vertragsinhalt angenommen wiſſen 
will, iſt eine abweichende Vereinbarung etwas, wogegen die geſetzliche Vermutung ſpricht (MG 
68, 308). Die in der Rechtſprechung zu § 626 entwickelten Grundſätze über die Zuläſſigkeit der 
Nachſchiebung eines wichtigen Grundes für die Kündigung eines Dienſtvertrags können nicht in 
einem Falle angewendet werden, in dem die vorzeitige Fälligkeit eines Darlehns wegen eines 
im Vertrage vorgeſehenen Umſtandes geltend gemacht wird; denn die Verwertung eines nach⸗ 
träglich eingetretenen Grundes für die Kündigung eines Dienſtvertrags hängt nicht ſowohl mit 
der Eigenart des Rechtsgeſchäfts der Kündigung zuſammen als vielmehr mit der Bedeutung 
des wichtigen Grundes und der ſich daraus ergebenden Zumutbarkeit der Fortſetzung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes für den Vertragsgegner (RG 142, 268). Die Kündigung, die auch — |. jedoch Abſ 3 — 
gegen den Kündigenden wirkſam und deshalb unwiderruflich iſt (RG JW 1911, 3921), kann auch 
durch Klageerhebung erfolgen; die Prozeßvollmacht des Rechtsanwalts ermächtigt hierzu (RG 
83, 212; 18. 5. 03 V 474/02). Die vertragsmäßige Ausſchließung der Kündigung für einen oder 
für beide Teile auf die Lebenszeit des Darlehnsgebers (RG Recht 1913 Nr 666) oder des Dar- 
lehnsnehmers iſt mit dem Weſen des Darlehns vereinbar; ebenſo die vertragsmäßige Beſchränkung 
des Schuldners, daß er erſt auf Verlangen des Gläubigers zahlen dürfe (RG HRR 1930 Nr 699). 
Doch wird in letzterem Falle entſprechend den $$ 567, 1202 die Unkündbarkeit von ſeiten des Schuld⸗ 
ners nur bis zur Dauer von 30 Jahren zuzulaſſen fein; vgl. auch Ec Art 117 Abſ 2, PrUO BGB 
Art 32. War ein Darlehn zur geſchäftlichen Selbſtändigmachung des Darlehnsnehmers gegeben, 
10 iſt als Vertragsabſicht anzuſehen, daß nicht ſofort gekündigt werden kann; die Erreichung des 
Zweckes muß durch Gewährung angemeſſener Zeit ermöglicht werden (RG Gruch 52, 429). An 
die Stelle der einſeitigen Kündigung kann ſelbſtverſtändlich auch eine gegenſeitige Fälligkeits⸗ 
abrede treten (RG JW 1911, 3644). Die Vereinbarung „jederzeitiger“ Rückforderung ſchließt nicht 
die Beibehaltung der geſetzlichen Kündigungsfriſt aus (RG Warn 1917 Nr 70); ein Darlehn ift 
immer als ein Schuldverhältnis von gewiſſer Dauer gedacht; eine ſofortige Rückerſtattung nach 

ingabe ſteht mit dem Weſen des Darlehnsgeſchäfts in Widerſpruch (RG Gruch 72, 74; Warn 1932 
Aer 22), Doch kann die Vereinbarung einer Rückzahlung „in kürzeſter Friſt oder „in den nächſten 
Tagen“ (oder Wochen) je nach den Umſtänden als Befreiung von der Kündigungsfriſt erſcheinen 
(MG 104, 186; IRDIH 1927 Nr 1516). 

Die in A 1 Abſ 2 zu $ 608 angeführte Not Vo v. 8.12.31 Teil 1 Kap III enthält in $ 4 im Zu- 
ſammenhang mit der Zinsſenkung Kündigungsbeſchräntungen für langfriſtige Forderungen, 
(Zeſſionar) nicht dieſen, ſondern den Vorgläubiger (Zedenten) und Verſprechensempfänger 
zum Schuldner des Darlehns machen ſoll (RG 68, 355; 77, 407; JW 08, 6766; 09, 3094; Warn 
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die mehrmals, zuletzt durch das Gef v. 13. 12. 35 (RG Bl 1,1467) verlängert ſind; auf Forderungen, 
deren Fälligkeit ohne Kündigung eintritt, bezieht ſich $ 4 jener VO nicht (RG HAN 1934 Nr 5). 
Die in derſelben Anm angeführte NotVO über Zinserleichterung für den landwirtſchaftlichen 
Realkredit v. 27. 9. 32 § 11 und die ihr auf dieſem Gebiete folgenden Geſetze, zuletzt das v. 31. 7. 35 
$ 2 ſchließen dagegen für die von ihnen betroffenen Forderungen nicht lediglich das Kündigungs⸗ 
recht des Gläubigers aus, ſondern gewähren für dieſe Forderungen, gleichgültig, ob ſie auf Kün⸗ 
digung oder ohne Kündigung zu einem beſtimmten Termin fällig werden oder beim Inkrafttreten 
der Vorſchriften ſchon fällig waren, eine geſetzliche Stundung, die zur Zeit bis zum 1. 4. 40 läuft. 
Für andere, von jenen beiden NotVOen nicht betroffene Forderungen bringt die NotVO über 
Fälligkeit von Hypotheken und Grundſchulden v. 11. 11. 32 (RGBl J, 525) mit den Durchf⸗ u. 
Ergen v. 16. 12. 32 (RG Bl I, 551) und 27. 3. 33 (RGBl 1, 149) ebenfalls eine (zuletzt durch 
das Geſ v. 13. 12. 35 verlängerte) geſetzliche Stundung. Noch weiter geht das aaO. erwähnte 
SchuldenregelungsG v. 1. 6. 33, indem es (88 14, 18, 84 i. d. F. v. 17. 1. 34, RG Bl I, 998) für 
gewiſſe Forderungen ihre Umwandlung in unkündbare Tilgungsforderungen oder die Abfindung 
des Gläubigers mit Ablöſungsſchuldverſchreibungen vorſieht; ebenſo Oſterr Entſchuldungs V 
v. 5. 5. 38 (RG Bl I, 502) 8$ 9, 10. Das Ge über eine Bereinigung alter Schulden v. 17. 8. 38 
(RG Bl I, 1033) ſieht für fein Anwendungsgebiet ($ 1) neben der Stundung und der Feſtſetzung 
von Teilzahlungen als letztes Mittel, um die Belaſtung des Schuldners ſeiner Leiſtungsfähigkeit 
anzupaſſen, die Kürzung und ſelbſt Streichung von Forderungen vor ($ 5 Abſ 3). — Eine 
abſchließende Regelung der Fälligkeit alter Hypotheken — auch für das Land Oſterreich und 
die ſudetendeutſchen Gebiete — enthält nunmehr die VO vom 22. 12. 38 (RGBl J, 1905). 


3. Die im Verkehr häufige Klauſel, daß bei unpünktlicher Zinszahlung die ſofortige Fällig⸗ 
keit des Kapitals oder ein friſtloſes Kündigungsrecht des Gläubigers eintrete, ſteht unter den 
Auslegungsgrundſätzen der $$ 133, 157 und iſt dahin zu verſtehen, daß der Gläubiger von feinem 
Rechte auf Zahlung oder Kündigung innerhalb eines angemeſſenen Zeitraums nach Eintritt des 
Zinsverzugs Gebrauch machen muß, widrigenfalls das Recht für dieſen Verzugsfall erliſcht und 
der Vertrag in der alten Weiſe ſich fortſetzt (NG 142, 275; JW 08, 55011, 1912 3854; 28. 9. 36 
IV 158/36). Bei einem auf beſtimmte Zeit gewährten verzinslichen Darlehn kann unter Um⸗ 
ſtänden auch ohne ausdrückliche Vereinbarung als Wille der Vertragsteile erhellen, daß der Gläu⸗ 
biger im Falle des Verzugs des Schuldners mit der Zinszahlung zum Verlangen nach ſofortiger 
Rückzahlung des Darlehns berechtigt fein fol (NG JW 1937, 2765 gegen OLG Düſſeldorf, DRZ 
1935 Nr. 131). Die Annahme der nachträglichen Zinszahlung allein ändert an der Fälligkeit 
oder Kündigungsbefugnis nichts (NG JW 03 Beil Nr 47; Warn 1911 Nr 11; SeuffA 63 Nr 245). 
Der Gläubiger muß den Verzugs und Kündigungsfall abwarten; es kann nicht etwa vorher bedingt 
gekündigt werden (RG 142, 275; SeuffA 59 Nr 55). Die ſofortige Fälligkeit auf Grund der Ver⸗ 
wirkungsklauſel tritt nach Rh JW 1919, 570% im Zweifel nicht ein, wenn den Schuldner an der 
Nichterfüllung kein Verſchulden trifft. Jedenfalls gilt dies, wenn der Gläubiger die Nichtein⸗ 
haltung der Bedingung ſelbſt verſchuldet hat. Auch unter ſonſtigen Umſtänden kann ein Gläubiger, 
der ſich wegen nicht pünktlicher Haftung eines geringfügigen Zinsbetrags auf die Verfallklauſel 
beruft, dem Einwand eines gegen das geſunde Volksempfinden verſtoßenden und deshalb un⸗ 
zuläſſigen Rechtsmißbrauchs unterliegen (vgl. den Fall OLG Königsberg, DWohnwirtſch 1938, 
48). Eine geſetzliche Verfallklauſel gilt nach den A 2 Abſ 2 angeführten NotVOen v. 27. 9. 32 
§ 11 Abſ 2 Satz 2 und 11. 11. 32 81 Abſ 2 Satz 2 in Verb. mit den Gef v. 31. 7. 35 § 2 Abſ 1 Satz 2 
und 13. 12. 35 § 2 Abſ 2 für die von der geſetzlichen Stundung betroffenen Forderungen auf den 
Fall, daß der Schuldner länger als einen Monat mit der Zinszahlung im Verzug iſt. 

4. Nüclerſtattung ohne Kündigung. Das verzinsliche Darlehen kann der Schuldner nicht 
ohne Kündigung zurückzahlen, im Falle feſtbeſtimmter Fä 19 5 15 vor Ablauf dieſer Zeit auch 
nicht nach Kündigung. Ob das unverzinsliche Darlehen auch vor der feſtbeſtimmten Zeit zurüd- 
gezahlt werden kann ($ 271 Abſ 2), iſt ſtreitig, aber anzunehmen. Für den Gläubiger gilt Ab 3 
nicht. Im Kleinverkehr — Entleihung von Wirtſchaftsbedürfniſſen — wird die Anwen⸗ 
dung des $ 609 als durch ſtillſchweigende Vereinbarung ausgeſchloſſen und jederzeitige Rück. 
forderung regelmäßig als Vertragswille zu gelten haben. Iſt der Darlehnsvertrag mit einem 
Lieferungsvertrage (Bierlieferung) verbunden, jo iſt das Darlehn zurückzuerſtatten, wenn der 
Warenbezug eingeſtellt wird (RG 67, 101; Gruch 53, 945). Anderſeits kann ein Bierlieferungs⸗ 
vertrag als ſittenwidrig nichtig fein, wenn die Brauerei ſich darin die Befugnis ausbedungen hat, 
ſelbſt bei geringen Vertragsverletzungen das von ihr gewährte Darlehn einzuziehen und trotzdem 
den Wirt an der Bierbezugspflicht feſtzuhalten. So RG 6. 88 (JW 1935, 3217); anders der 
7. 88, der die Nichtigkeit des Vertrags in ſolchen Fällen ablehnt, den Schuldner aber gegen 
Verſuche des Gläubigers, von der Verfallklauſel auch bei anderen als groben Verſtößen gegen 
die Vertragspflichten Gebrauch zu machen, durch die Anwendung des § 242 jchligen will 
(RG 152, 251; Warn 1938 Nr 56). 
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Wer die Hingabe eines Darlehens verſpricht!) ), kann im Zweifel das 
Verſprechen widerrufen ), wenn in den Vermögensverhältniſſen des anderen 
Teiles eine weſentliche Verſchlechterung eintritt, durch die der Anſpruch auf 
die Nückerſtattung gefährdet wird ). 

E I 458 II 650: M 2 314310; P 2 4750. 

1. Das Darlehnsverſprechen, das 9 610 behandelt, ſchafft die Verpflichtung des Verſprechen⸗ 
den zur Zahlung einer Geldſumme, die nicht der Höhe nach beſtimmt zu ſein braucht, wenn ſie 
nur beſtimmbar iſt (RG Warn 09 Nr 446), zum Zwecke der Begründung eines Darlehnsſchuld⸗ 
verhältniſſes (RG 52, 306; 66, 359; früheres Recht 32, 364); erſt die Zahlung der Summe macht 
den Empfänger zum Darlehnsſchuldner. Das Darlehnsverſprechen begründet mithin noch keine 
Darlehnsſchuld, ſondern nur eine Verpflichtung * Abſchluſſe eines dieſe begründenden Ver⸗ 
trages durch Hingabe der Darlehnsſumme. A. M. insbeſ. Kohler, Lehrb. d. BR 2,3377. und 
Arch BürgR 33, 1ff., der in dem Vertrage eine gegenseitige Vereinbarung auf Gewährung und 
Rückgewähr als Vor- und Nachleiſtung erblickt (auch Staudinger⸗Koberie Vorbem 2 vor $ 607). 
Auf die Hingabe des verſprochenen Darlehns findet § 270 keine Anwendung; der Darlehns⸗ 
nehmer hat ſich das Geld zu holen ($ 157) und die Zuſendung geſchieht auf ſeine Gefahr und Koſten. 
Der innere Zuſammenhang, in dem der Vorvertrag und die Darlehnshingabe miteinander ſtehen, 
muß aber dahin führen, daß die bei beiden getroffenen Beredungen im Zweifel einheitlich und als 
einander ergänzend auszulegen find (RG Warn 1910 Nr 191). Das gegebene Darlehn iſt nicht 
nichtig, weil der Vorvertrag nichtig iſt (Reh 86, 323). Über ein aufſchiebend bedingtes Darlehns⸗ 
verſprechen ſ. RO Warn 1910 Nr 307. Aus dem Zwecke des Geſchäfts ergibt ſich, daß gegen die 
Forderung auf Hingabe der Darlehnsſumme nicht mit Gegenforderungen aufgerechnet werden kann 
(RG 56, 235). Dagegen kann der Darlehnsnehmer gegen eine Forderung des Darlehnsgebers 
aufrechnen, womit er erklärt, durch Gegenrechnung das Darlehn empfangen zu haben. In dem 
Vertrag über die künftige Gewährung eines Darlehns liegt auch nicht ohne weiteres die ſtill⸗ 
ſchweigende Zuſage des Empfängers, das erhaltene Geld unter allen Umſtänden bar zurüd- 
zuzahlen und von einer ſich etwa ergebenden Möglichkeit zur Aufrechnung keinen Gebrauch zu 
machen (R Lg 1929, 1402). Von der Verpflichtung zur Gewährung eines Darlehns, 
die einen klagbaren Anſpruch auf Erfüllung und auf Schadenserſatz im Falle des Ver⸗ 
zugs erzeugt, iſt wohl zu unterſcheiden die bloße Inausſichtſtellung, die vielfach nur als 
gewollt anzunehmen iſt, ſelbſt wenn der Darlehnsgeber den Darlehnsſchuldſchein bereits 
entgegengenommen oder Teilzahlungen auf das Darlehn geleiſtet hal. Bei Verzug 
in der Erfüllung des Darlehnsverſprechens hat der Verſprechende die geſchuldete 
Summe nach 89 288 Satz 1, 291 zu verzinſen, ohne dem Darlehnsempfänger den Betrag der 
durch die Vorenthaltung der Darlehnsſumme erſparten vertragsmäßigen Darlehnszinſen in 
Abzug bringen zu dürfen (RG 92, 283). Der Darlehnsvorvertrag iſt im übrigen auch in der Weiſe 
möglich, daß er auf die Verpflichtung zur Annahme eines Darlehns gerichtet iſt; ebenſo 
konnen die Verpflichtungen zur Hingabe und zur Annahme verbunden fein. Die letztere Ver⸗ 
pflichtung begründet im Zweifel nach der Abſicht der Vertragsparteien jedoch nur einen Schadens- 
erſatzanſpruch wegen Nichterfüllung nach $ 286 Abſ 2 (. PrALR 1 11 8 659). Häufige Anwen⸗ 
dungsformen des Vorvertrages auf Darlehnshingabe find der nicht auf ein einzelnes Darlehn, 
ſondern auf einen laufenden Kredit in beſtimmter Zeit und beſtimmter Höhe gerichtete Kredit- 
vertrag (ſ. NG 52 S. 303, 306 u. IND 1927 Nr 1387, wonach gegenüber der Berufung auf 
den Ablauf der vertragsmäßigen Friſt für eine Kreditgewährung der Einwand der Argliſt gegeben 
ſein kann, wenn der Friſtablauf durch das Verhalten des Verpflichteten herbeigeführt worden 
iſt und vom Gegner nicht verhindert werden konnte) und der Vorbem 3 vor 9607 erwähnte Bau⸗ 
geldvertrag, ein auf wechſelſeitigem Vertrauen beruhender und regelmäßig gegenſettige Ver- 
pflichtungen erzeugender Vertrag, auf den daher die ſonſt für die Darlehnsverträge, regelmäßig auch 
den Darlehnsvorvertrag, nicht anwendbaren $$ 320—327 Anwendung finden. Über die mögliche 
Ausgeſtaltung des Darlehnsvorvertrages zu einem Beſtandteil oder zum Inhalt eines gegenſeitigen 
Vertrags |. Vorbem 5 vor $ 607. Iſt ein Darlehn gegen Hypothekbeſtellung des Schuldners 


2 


und Bürgſchaftsübernahme derſprochen, jo konnen die Bürgen mit dem Gläubiger ver⸗ 
einbaren, daß das Darlehn erſt nach der Hypothekbeſtellung ausbezahlt werden darf; aus $ 776 
iſt aber kein allgemeiner Rechtsgrundſatz zu entnehmen, der eine ſolche Vereinbarung erſetzt 
RG IND 1926 Nr 459). 

2. Übertragbarteit. Der Anſpruch auf die Darlehnshingabe iſt regelmäßig nicht 
abtretbar (8399) und daher auch nicht pfändbar (30 $ 851), weil es nicht in der Macht des Dar- 
ehnsempfängers liegt, dem Glaubiger ohne deſſen Willen einen andern Schuldner unterzuſchieben; 
doch kann auch das Gegenteil ausgemacht ſein oder aus dem Vertrage als gewollt ſich ergeben 
(RG 66, 359). Die Unübertragbarkeit des Anſpruchs aus dem Darlehnsvorvertrage entfällt (beim 
Fehlen einer ſie feſtſetzenden Vereinbarung) dann, wenn die Zahlung an den Nachgläubiger 
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1910 Nr 307; HanſRchZ 1931 B 750). Hier liegt im Grunde nur eine Anweiſung an den Dar- 
lehnsgeber vor, für Rechnung des Darlehnsnehmers dem Dritten eine gleiche Summe auszuzahlen 
6.787 Abſ 1); deshalb iſt beim Baugelderdarlehen die Übertragbarkeit der einzelnen Bau⸗ 
gelderraten in dieſem Sinne an ſich anzunehmen (RG 66, 359; 38, 308). Maßgebend iſt hier 
jedoch, daß durch die Abtretung die Baugelder dem Zwecke des Baugelddarlehns entſprechend 
der Förderung des Baues zugewendet werden; außerhalb dieſes Zweckes iſt jede Abtretung und 
Anweiſung auch hinſichtlich der einzelnen Darlehnsraten unzuläſſig (NG JW 09, 309%: Warn 
09 Nr 402; 1911 Nr 15 u. 320; ſ. auch § 1 Abſ 1 des Bauß G). Da der Abtretende derjenige bleibt, 
dem das Recht auf Gewährung des Darlehns zuſteht, iſt er auch zu dem Anſpruche berechtigt, 
daß ihm durch Zahlung an den Abtretungsempfänger das Darlehn gewährt werde (RG 77, 407). 
Die Ausſtellung eines „Gefälligkeitsſparbuchs“ (Gutſchrift ohne Einlage) zugunſten eines Kredit⸗ 
ſuchers B kann jo aufgefaßt werden, daß die Sparkaſſe dem B ein Darlehnsverſprechen und zwar 
dahin gibt, fie werde dem berechtigten dritten Vorleger des Sparbuchs Ü nad) Inhalt des Buches 
Zahlung leiſten und damit dem B ein Darlehn gewähren, das dieſer zurückzuzahlen habe (RG 
124, 220). Der Fall kann aber auch ſo liegen, daß das, was der dritte Erwerber des Gefälligkeits⸗ 
ſparbuchs Can den Kreditſucher B zahle, die dem Sparbuch entſprechende Valuta fein ſoll; dann 
begründet dieſe Zahlung eine Rückzahlungspflicht der Sparkaſſe gegenüber C nach Maßgabe des 
Sparbuchs, ohne daß der Sparkaſſe Einreden aus dem Schuldverhältnis zwiſchen ihr und B 
zuſtehen (RG 131, 239; 60, 21). 

3. Da $321 auf den Darlehnsvorvertrag bei deſſen einſeitig verpflichtender Natur nicht anwend⸗ 
bar ift, gibt $610 eine entſprechende Vorſchrift, die indeſſen („im Zweifel“) nur als Auslegungsregel 
zu gelten hat. Der Widerruf iſt kein Rücktritt im Sinne des § 346 (RG 52, 5). Wenn mehrere 
Perſonen gemeinſchaftlich ſich zur Darlehnshingabe verpflichtet haben, fteht auch der Widerruf 
nur allen, nicht den einzelnen zu (RG Recht 1917 Nr 1984). Er iſt im übrigen wie die Kündigung 
eine einſeitige empfangsbedürftige Willenserklärung nach $$ 130 ff. und kann auch im Prozeſſe 
erfolgen. Eine verallgemeinernde Anwendung auf andere Rechtsberhältniſſe duldet $ 610 nicht 
(RS 50, 255). Entſteht durch eine Kreditzuſage, z. B. eine ſolche, die ein Aktionär gegenüber 
der Aktiengeſellſchaft zur Durchführung eines beſtimmten auf Erhöhung der Produktion gerichte⸗ 
ten Programms abgibt, zwiſchen den beiden Beteiligten ein eee Verhältnis, 
jo ift die Kündigung nach $ 723 aus einem wichtigen Grunde möglich (RG Lg 1927, 13365). 

4. Das Widerrufsrecht ſetzt eine weſentliche Verſchlechterung der Vermögensverhältniſſe des 
Entleihers ſeit der Abgabe des Darlehnsverſprechens voraus; es iſt eine Einzelanwendung der 
clausula rebus sie stantibus, wie $ 321 (R 60, 59). Bei der Vergleichung find nicht nur die 
Vermögensſtücke und Schulden, ſondern auch die Kreditverhältniſſe in Rechnung zu ziehen (RG 
12. 7. 06 VI 589/05, A 3 zu $ 775). Der Ausfall einer dem Darlehnsſucher gehörenden Hypo⸗ 
thek bedeutet nicht ohne weiteres eine weſentliche Verſchlechterung der Vermögensverhältniſſe 
(RG Recht 1915 Nr 853). Auf eine allgemeine Verſchlechterung der wirtſchaftlichen Lage, wie 
ſeinerzeit durch den Kriegsausbruch, kann der Verſprechende einen Widerruf nicht gründen, wenn 
nicht gerade die Verhältniſſe des Darlehnsſuchers davon beſonders betroffen ſind und gefährdet 
erſcheinen RG Warn 1916 Nr 5 u. 217). Das Widerrufsrecht wird durch den Verzug des Dar⸗ 
lehnsverſprechers nicht aufgehoben; iſt die Verſchlechterung aber gerade erſt durch Vorenthaltung 
des verſprochenen Darlehns eingetreten, fo kann ſich der Darleiher auf §610 nicht berufen (Gegen⸗ 
einrede der Arglift; RG Recht 07 Nr 3296; Warn 09 Nr 402). Die Nüderftattung iſt nicht gefährdet, 
wenn der Darlehusgläubiger durch Pfänder oder Bürgſchaft hinlänglich gefichert ift, und die Gefähr⸗ 
dung wird durch Anbietung ſolcher Sicherung beſeitigt, die nach Treu und Glauben nicht abgelehnt 
werden darf (vgl. § 321). Iſt das Recht auf die Darlehnshingabe einem Dritten abgetreten, der 
die Rolle des Empfängers übernommen hat und durch den die Rückzahlung des Darlehns erfolgen 
ſoll (A 2), ſo iſt der Widerruf nur wegen Verſchlechterung in deſſen Vermögensverhältniſſen 
jeit feinem Eintritt in den Vertrag zuläſſig (MG Warn 09 Nr 402). Auf das Verſprechen, ein 
bereits gewährtes Darlehn zu verlängern, iſt die Beſtimmung über den Widerruf des 
Darlehnsverſprechens nicht auszudehnen (str.); ob hier ein Rücktritt wegen veränderter Umſtände 
etwa gegeben ſein ſoll, iſt durch Auslegung aus dem Vertrage zu entnehmen (RG JW 05 168°). 


Sechſter Titel 
Dienſtvertrag. 


1. Begriff und rechtliche Natur des Dienſtvertrags. Nach dem BGB iſt der Dienſtvertrag 
ein gegenſeitiger Vertrag im Sinne der $$ 320 ff., der auf die Leiſtung von Dienſten gegen Entgelt 
gerichtet it (F611). Demgemäß gelten, ſoweit ſich nicht aus den beſonderen Vorſchriften dieſes 
Titels (oder aus dem Vertrag ſelbſt) etwas anderes ergibt, für ihn als gegenſeitigen Vertrag 
auch die allgemeinen Beſtimmungen der $$ 320 ff., jo $ 323 (RG 92, 176, auch JW 1918, 274; 
1921, 3495), dazu $ 616, dagegen nicht $$ 325, 326 neben $$ 626—628 (NG 92, 158 und 88 626 
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A 3, 628 A 1). Das durch ihn begründete Schuldverhältnis ſteht unter dem Gebot der Beob- 
achtung von Treu und Glauben ($ 242). Der mehr perſönliche Charakter des Dienſtverhältniſſes 
iſt im BGB ſelbſt nur in einzelnen Vorſchriften, insbeſondere ſolchen von ſozialer Art (§8 613, 
616 ff.) zum Ausdruck gelangt, aber in der Rechtſprechung durch Betonung der Notwendigkeit gegen ⸗ 
feitigen Vertrauens und gegenfeitiger Rückſicht immer wieder hervorgehoben worden. Aus 
nationalſozialiſtiſchem Gemeinſchafts denken ergibt ſich darüber hinaus die Betrachtung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes als einer Art von Gemeinſchaft, in der die Beteiligten als in Vertrauen und Treue 
auch innerlich verbundene Vertragsgenoſſen ſtehen mit der Aufgabe, das gemeinſchaftliche Ziel im 
Sinne und zum Nutzen der Volksgemeinſchaft zu erreichen, deren Intereſſen in jedem 
Falle dem der einzelnen vorgehen (vgl. Vorbem 1 vor $ 241). Beſonders deutlich tritt das in die 
Erſcheinung bei dem unter den Vorſchriften des Arbeitsrechts ſtehenden Arbeitsverhältnis. 
Das Arbeitsrecht als das Recht der abhängigen, d. h. unſelbſtändigen Arbeit hat ſich aus den 
Bedürfniſſen des Arbeitslebens in zahlreichen Sondervorſchriften (dazu tarifliche und betriebliche 
Regelungen) neben dem Dienſtvertragsrecht des BGB entwickelt und im Laufe dieſer Entwicklung 
mehr und mehr vom Recht des BGB und den ihm zugrundeliegenden Gedanken losgelöſt. Das 
Arbeitsverhältnis im Sinne dieſes Arbeitsrechts iſt nicht ein reines Schuldverhältnis auf 
Leiſtung und Gegenleistung, wie es der individualiſtiſchen und materialiſtiſchen Einſtellung des 
BGB entſprechen würde, es iſt auch nicht mehr das durch den Kollektivismus beſtimmte Arbeits⸗ 
verhältnis der Zeit des Klaſſenkampfes, ſondern ein auf dem Gedanken innerer Verbunden⸗ 
heit beruhendes, überwiegend perſonenrechtliches Gemeinſchaftsverhältnis (vgl. 
RA 15 ©. 46, 80 [86]; 16, 202 [204]; 18, 289; 19, 281 [286]). Seine regelmäßige Grundlage bil- 
det auch heute noch der Arbeitsvertrag (MAG 16, 179; 19, 285), was freilich nicht ausfchließt, daß 
auch beim Fehlen einer rechtswirkſamen vertraglichen Bindung, wie etwa bei Minderjährigen, die 
ohne Zuſtimmung ihres geſetzlichen Vertreters tätig werden, oder bei verbotener Mehrarbeit, den 
Beichäftigten Anſprüche auf eine angemeſſene, in der Regel alſo die tarifmäßige Entlohnung 
zuſtehen können, wie bei einem rechtswirkſamen Arbeitsvertrag, und zwar nicht nur aus unge ⸗ 
rechtfertigter Bereicherung (88 812ff.), ſondern ſchon aus dem Grundgedanken des $ 611 und im 
Einklang mit der in $2 AG ausgeſprochenen Fürſorgepflicht des Betriebsführers (RAG 13, 256; 
17, 229; 18, 299; NAG 1932 Nr 1945; . auch ArbRSamml 33, 187 [L AG]). Bei der Auslegung 
des Arbeitsvertrags muß, wie überhaupt bei der Beurteilung arbeitsrechtlicher Beziehungen, von 
den auf die Weltanſchauung des Nationalſozialismus gegründeten, im Geſetz zur Ord⸗ 
nung der nationalen Arbeit v. 20. 1. 34 (RGGBl I, 45), insbeſondere $$ 1, 2, niedergelegten 
Gedanken der Betriebsgemeinſchaft als eines organiſchen Teiles der Volksgemeinſchaft, der ebenda 
$$ 35ff. betonten ſozialen Ehre und der jeder echten Gemeinſchaft innewohnenden Pflicht zur 
gegenſeitigen Treue, beim Betriebsführer als Fürſorgepflicht bezeichnet und auf beiden Seiten 
eine gewiſſe Opferbereitſchaft (NG 148, 81) vorausſetzend, ausgegangen werden, und zwar 
kraft der allgemeinen Bedeutung dieſer Grundgedanken arbeitsrechtlicher Betrachtung 
bei Arbeitsverhältniſſen jeder Art, nicht nur bei ſolchen, die von den Vorſchriften des 

Oh unmittelbar erfaßt werden, und bei den unter dieſes Geſetz fallenden Betrieben 
für das Verhältnis des Unternehmers zu den Beſchäftigten auch dann, wenn der Unter⸗ 
nehmer ausnahmsweiſe nicht Betriebsführer iſt ($ 3 AOG). Vgl. über Fürſorge⸗ und Treu⸗ 
pflicht im Arbeitsrecht Kreller ZAk DR 1938, 302; über die Fürſorgepflicht des Unternehmers 
Hueck in der Feſtſchrift für Hedemann 1938 S. 312ff.; Kinkel, Unternehmer und Betriebsführer 
in der gewerblichen Wirtſchaft 1938; ſ. auch Nikiſch DArbR 1938, 182. Die gegenſeitige Treu ⸗ 
pflicht insbeſondere bildet den einheitlichen Richtpunkt, unter dem alle Rechte und Pflichten der Be⸗ 
teiligten betrachtet werden müſſen. Der die Fürſorge- und Treupflicht feſtſtellende $ 2 
Abſ2 ADS enthält ebenſo wie das in $$ 157, 242 ausgedrückte Gebot der Beobachtung von Treu 
und Glauben unmittelbar anzuwendendes Recht und muß ſich deshalb auch auf die ſchuldrecht⸗ 
liche Geſtaltung des Arbeitsverhältniſſes und damit auf den Inhalt des Arbeitsvertrags auswirken, 
wenn er auch ebenſo wie dieſes Gebot nicht überall und ohne weiteres, etwa bei Gehalt, Ruhegelo, 
3 rlaub und Urlaubsvergütung, ziffermäßig beſtimmbare Anſprüche zu begründen geeignet iſt (ogl. 
Ruch 15, 46; 16, 151; 19 S. 212, 285; Rach IWW 1938, 3193603 19 S. 212, 285; weitergehend Sie 
bert DaiWiſſenſch 1936, 224; für Urlaubsanſprüche |. $ 611 A 2b Abf 4; f auch ArbG Gelſenkirchen 
ArbRSamıml 23, 230 und 27, 93, dazu Malz DR 1937, 118; ferner Loſchke DArbR 1938 S. 249, 
309); ferner LAG Dortmund ArbhiSamml 28, 96 mit Anm Hueck: Pflicht des Unternehmers, 
einen nicht mehr voll leiſtungsfähigen langjährigen Arbeiter anderweit zu beſchaftgigen). Die 
aus der Gemeinſchaftsbindung ſich ergebende Rückwirkung auf die ſchuldrechtliche Geſtal⸗ 
tung des Arbeitsverhältniſſes hat, wie Rach 19, 281 (286), die bisherige Rechtſprechung be- 
hatigenb, hervorhebt, nicht den Sinn, „daß ſchlechthin jede aus der Treu- und Fürſorgepflicht des 
Ein riebsführers denkbar abzuleitende, der Verwirklichung der Betriebsgemeinſchaft förderliche 
Emzelpflicht ohne weiteres für das jeweilige Gefolgſchaftsmitglied einen entſprechenden vertrag 
ichen Anſpruch erzeugen könnte“. Das ſchließt aber, wie ebenda weiter anerkannt und in Bezug 
auf Ruhegeldanſprüche angewendet worden iſt, beiſpielsweiſe nicht aus, daß, wenn aus dem 
Gemeinſchaftsleben im einzelnen Betrieb bereits konkrete Ordnungen, ſei es auch nur in tatſäch⸗ 
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licher Handhabung ohne beſtimmite Einrichtungen oder geſchriebene Satzungen, erwachſen find, 
aus der regelmäßigen Gewährung beſtimmter Leiſtungen für die einzelnen Gefolgſchaftsmitglieder 
das zum Inhalt des Arbeitsverhältniſſes gewordene Recht ſich ergibt, unter denſelben Voraus⸗ 
ſetzungen in derſelben Weiſe behandelt zu werden wie die übrigen, ohne daß es dazu einer be⸗ 
ſonderen, ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Vereinbarung bedürfte. Soweit aus dem Grundſatz 
gegenſeiliger Treue beſtimmte Einzelpflichten nicht unmittelbar abzuleiten ſind, iſt dieſe grund⸗ 
legende, jedes Arbeitsverhältnis erfaſſende und erfüllende Pflicht doch jedenfalls für beſtehende 
Einzelpflichten immer von inhaltlich beſtimmendem Einfluß (vgl. Rach 16, 202). Verpflichtung 
der vorgeſetzten Dienſtſtellen, den Behördenangeſtellten die amtlichen Beſoldungsblätter, die ihr 
Gehalt betreffen, vorzulegen oder inhaltlich bekanntzugeben, |. Ruch 20, 150. Aus dem Ge⸗ 
meinſchaftsgedanken iſt aber nicht ohne weiteres zu folgern, daß der Gefolgsmann bei der Geltend⸗ 
machung von Anſprüchen das Intereſſe des Unternehmers dem eigenen Intereſſe voranſtellen 
müßte; ebenſo nicht, daß übereinſtimmend vereinbarte Arbeitsbedingungen für alle Gefolgſchafts⸗ 
mitglieder gleich ſein müßten (RAG 20, 129). 

Mangels entgegenſtehender arbeitsrechtlicher Vorſchriften ſind bis zu einer ander⸗ 
weiten geſetzlichen Regelung auch für die Verhältniſſe des Arbeitsrechts die Beſtimmungen 
des BGB über den Dienſtvertrag anzuwenden, wobei freilich ihre Auslegung und Anwendung 
im Sinne jener großen das geſamte Arbeitsleben beherrſchenden Grundgedanken erfolgen muß 
(vgl. RAG 15, 46; 16 S. 179, 202; auch Hueck, Deutſches Arbeitsrecht 1938 S. 67f.). Unter 
dem Geſichtspunkt der gegenſeitigen Treupflicht iſt insbeſondere auch die Frage einer 
Vor- und Nachwirkung des Arbeitsverhältniſſes zu beurteilen. Als Vorwirkung des 
Arbeitsverhältniſſes kommt die beiderſeitige Pflicht der Offenbarung aller für die Entſchlie⸗ 
ßung des anderen Teils weſentlichen Umſtände mit der Folge einer Haftung für Verſchulden beim 
Vertragsſchluſſe ($ 276 A 3) in Betracht, jo auch die Pflicht des Unternehmers zur Aufklärung dar⸗ 
über, ob es ſich um eine Lebensſtellung handelt (NA 16, 276). Die Offenbarungspflicht des Un⸗ 
ternehmers ergibt ſich, abgeſehen von den allgemeinen Gedankengängen des bürgerlichen Rechtes, 
aus der das ganze Arbeitsverhältnis beherrſchenden Fürſorgepflicht (5 2 Abſ 2 AO, § 2 Abſ 2 
Offüdch), die im Hinblick auf das einzugehende Arbeitsverhältnis ſich bereits auf die Vorver⸗ 
handlungen auswirkt. Er muß den künftigen Gefolgsmann auf die für ihn weſentlichen Voraus⸗ 
ſetzungen der Zuſammenarbeit hinweiſen (RA JW 1938, 224055). Verpflichtung zur Aufklärung 
darüber, daß ein feſter Vertrag noch nicht zuſtandegekommen iſt, ſ. RA 20, 65. Haftung eines 
Unternehmers, der den Bewerber durch Inausſichtſtellen der Übertragung einer von ihm einſt⸗ 
weilen zu verſehenden Stelle beſtimmt, ſein bisheriges Arbeitsverhältnis aufzugeben, obgleich 
die Möglichkeit einer baldigen Übertragung der Stelle in den gegebenen Verhältniſſen nicht be⸗ 
gründet iſt (RA ArbRSamml 33, 243). Eine Nachwirkung iſt die Pflicht des Dienſtberech⸗ 
tigten zu wahrheitsgemäßer Auskunft über den früheren Angeſtellten oder Arbeiter ($ 630 
A 4%, die Pflicht des Dienſtverpflichteten zu Bewahrung von Geſchäftsgeheimniſſen ($ 611 A 1b), 
des Ruhegeldberechtigten zur Beobachtung gewiſſer Treupflichten ($ 611 A 2b Abſ 3). 

Zum Weſen des Arbeits verhältniſſes und zur Bedeutung des Arbeitsvertrages für 
dieſes Arbeitsverhältnis nach dem Rechte des ADS ſ. Derſch DArbR 1936, 67; Mansfeld 
ZAk DR 1935, 906; DaArbR 1936, 118; JW 1936, 481; Nipperdey ZAk DR 1935, 911; 
Dig 1936, 530; DArbR 1937, 142; auch Denecke DAR 1934, 219ff; Schoan ZAk d 
1936, 708; Hentſchel DArbg 1936, 299; Joerges DArbg 1938 S 91, 157; Müllereiſert 
ebenda 280; Hueck, Deutſches Arbeitsrecht 1938 S. 65ff. Die Entwicklungslinie läuft vom 
Schuldverhältnis mit perſonenrechtlichem Einſchlag zum perſonenrechtlichen Verhältnis mit 
ſchuldrechtlichem Einſchlag. Für ein perſonenrechtliches Gliedſchaftsverhältnis inner- 
halb der Betriebsgemeinſchaft als die eigentliche, unmittelbare Grundlage aller 
Rechte und Pflichten, wobei der Arbeitsvertrag nur als Mittel inhaltlicher Geſtaltung des Ar⸗ 
beitsverhältniſſes neben Geſetz, Tarif- und Betriebsordnung in Betracht kommt, namentlich Sie⸗ 
bert, Das Arbeitsverhältnis in der Ordnung der nationalen Arbeit 1935; Arbeitsverhältnis und Be⸗ 
triebszugehörigkeit in Feſtgabe Zehn Jahre Arbeitsgericht 1937, 54ff.; ferner in ZAk DR 1936, 93 ff.; 
DR Wiſſenſch 1936, 217ff., 245 ff.; DArbR 1935, 95 ff.; 1936, 6ff.; 1937, 14ff.; 44ff., 305 ff., 338 ff.; 
JW 1937, 1103 ff. und ſonſt öfter; Huber JW1937, 1111; Nikiſch, Arbeitsrecht 1936/1938 S. 67ff.; 
derſelbe, Vom Arbeitsverhältnis, in Feſtſchrift für Lehmann 1937, 285ff.; Rhode ZAk DR 1986, 
371; 1937, 203. Der auf den Grundgedanken des AO ſich aufbauende, als Ausdruck nationalſozia⸗ 
liſtiſcher Rechtsauffaſſung auch für die Anwendung des noch geltenden Rechtes wertvolle Entwurf 
eines Geſetzes über das Arbeitsverhältnis (Arbeitsberichte der Akademie für Deutſches Recht Nr 8, 
dazu Hueck ZAk DR 1938, 298, Rhode DR 1938, 443) bezeichnet das Arbeitsverhältnis als das 
auf Ehre, Treue und Fürſorge gegründete Gemeinſchaftsverhältnis, in dem ein Gefolgsmann ſeine 
Arbeitskraft für einen Unternehmer in deſſen Betrieb oder ſonſt in deſſen Dienſt einſetzt (51 Abſ!, 
dazu die Ausnahme des 5 2), und den Arbeitsvertrag als die das Arbeitsverhältnis begründende und 
geſtaltende Einigung (5 1 Abſ 2). Dazu auch Hueck DATEN 1938, 189. Nach $ 4 Abſ 2 des Entwurfs 
ollen die Vorſchriften des BGB über den Dienſtvertrag nicht anzuwenden fein, die ſonſtigen Vor⸗ 
ſchriften des BGB aber inſoweit gelten, als ſich nicht aus dem Geſetz über das Arbeitsverhältnis 
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oder aus dem Weſen der Arbeits- und Betriebsgemeinſchaft etwas anderes ergibt. Dem auf 
Vertrag beruhenden Arbeitsverhältnis iſt das durch ſtaatlichen Verwaltungsakt, z. B. im Falle der 
Zuweiſung eines Schwerbeſchädigten durch die Hauptfürſorgeſtelle (ſ. Vorbem 1a a. E.), begründete 
in ſeinen Wirkungen gleichzuſtellen. Über mittelbare Arbeitsverhältniſſe, d. h. ſolche, bei denen 
zwiſchen dem Unternehmer und den in ſeinem Betrieb Beſchäftigten ein ebenfalls den Be⸗ 
ſchäftigten zuzurechnender Mittelsmann ſteht, wie etwa der Kapellmeister, der einer Kurverwaltung 
oder einem Kaffeehausbeſitzer eine Muſikkapelle bringt, der Deputant, der einen Hofgänger einſtellt, 
der Ziegel meiſter oder der Schachtmeiſter, der ſich mit einer Arbeitergruppe verdingt, . RAG 15 
S. 57, 178; 18, 188; LAG Duisburg ArbRSamml 28, 41 mit Anm Hueck 48; Kölble Dig 1936, 
1345; Roeder ZAk DR 1937 S. 115, 340: DGWR 1937, 145; NSSozpol 1937, 339; Rhode 
ZAk R 1937, 206; Herſchl JW 1937, 1115ff.; vgl. auch Derſch, Angeſtelltenverſicherungsgeſetz 
J. A. 1926 S. 200 ff. und 88 120 ff. des oben erwähnten Entwurfes eines Geſetzes über das 
Arbeitsverhältnis (88 117—119 ebenda auch über Gruppenarbeit). 

Aus dem Gemeinſchaftsgedanken heraus ergibt ſich auch die Bedeutung der Raſſenfrage für 
den Beſtand von Dienſt⸗ und Arbeitsverhältniſſen. Wie ſchon an anderer Stelle (vgl. Vorbem 1 
Abſ 3 vor $ 241) hervorgehoben, liegt ein Rechtsverkehr namentlich mit Juden nicht im Sinne 
der deutſchen Volksgemeinſchaft, und es kann auch den einzelnen deutſchen Volksgenoſſen, ins⸗ 
beſondere den Mitgliedern der NS DAP und ihrer Gliederungen, nicht zugemutet werden, ent⸗ 
gegen ihren Anſchauungen in rechtliche Beziehungen zu Juden zu treten. Unkenntnis der Zu⸗ 
gehörigkeit des anderen Vertragsteiles zur jüdiſchen Raſſe kann, gleichviel ob der Irrtum ent⸗ 
ſchuldbar war oder nicht, die Anfechtung des Dienft- und Arbeitsvertrages wegen Irrtums oder 
argliſtiger Täuſchung nach 88 119, 123 rechtfertigen (vgl. $ 119 A 5 Abſ 3, 123 A 2 Abſ 2 a. E.), 
wie auch einen wichtigen Grund zur friſtloſen Kündigung nach 9 626 oder entſprechenden Vor⸗ 
ſchriften geben ($ 626 A 1 Abſ 4). Das iſt ſchon bei Dienſtverträgen zu beachten, welche die Leiſtung 
ſelbſtändiger Dienſte zum Gegenſtande haben. Es muß erſt recht gelten, wenn es ſich um Arbeits⸗ 
verhältniſſe im Sinne des Arbeitsrechts (ſ. oben) handelt, bei denen die Beteiligten in der Betriebs⸗ 
gemeinſchaft (oder was in außerbetrieblichen Verhältniſſen dem gleichzuſtellen iſt) zu einer engeren 
Gemeinſchaft zuſammengeſchloſſen ſind. Dabei kann auch das Vorhandenſein eines jüdiſchen 
Mitarbeiters dem im Betrieb beſchäftigten deutſchen Volksgenoſſen das Anfechtungs⸗ oder Kündi⸗ 
gungsrecht geben. Über das Verbot der Beſchäftigung weiblicher Staatsangehorigen deutſchen 
oder artverwandten Blutes unter 45 Jahren in Haushalten, denen ein jüdiſcher Mann Fa 5 15 
J. $ 3 des Geſetzes zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre v. 15. 9. 35 (RBL 1, 
1146), dazu 5 12 der 1. Ausf O v. 14. 11. 35 (RG Bl l, 1333), für Oſterreich VO v. 20. 5. 38 
(G Bl J, 594), dazu VO v. 27. 7. 38 (RGBl 1, 923) 95 49, 87, für die ſudetendeutſchen Ge⸗ 
biete VO v. 27. 12. 38 (RG Bl I, 1997); auch RGSt 72, 359; verbotswidrige Arbeitsverträge 
find nichtig ($ 134). Vgl. auch Maßfeller JW 195, 3428; Siebert DAR 1936, 10; Leppin 
JW 1938, 1863. Unverbindlichkeit einer an ſich gültigen, einem ariſchen Agenten zugunſten 
eines jüdiſchen Vertragsgegners auferlegten Konkurrenzklauſel gemäß $ 242, wenn das Eintreten 
des Konkurrenzfalles allein auf Maßnahmen zur Entjudung der deutſchen Wirtſchaft zurückzuführen 
iſt, . Lc Berlin DI 1938, 1195. er 

Aus dem neueren Schrifttum ſ. Hueck, Deutſches Arbeitsrecht 1938; Nikiſch, Das Geſetz 
zur Ordnung der nationalen Arbeit 1934; derſelbe, Arbeitsrecht, 1. Halbband 1936, 2. Halbband 
1938; Molitor, Deutſches Arbeitsrecht 1938; Siebert, Das Arbeitsverhältnis in der Ordnung 
der nationalen Arbeit 1935 ſowie Einleitung und Vorbemerkungen in ſeiner Sammlung Das 
deutſche Arbeitsrecht 1938; Crone, Das Geſe zur Ordnung der nationalen Arbeit 1934; Kinkel. 
Unternehmer und Betriebsführer in der gewerblichen Wirtſchaft 1938. Dazu das 17 oben und 
ſonſt in den Erläuterungen zu dieſem Titel angegebene Schrifttum. Zum Recht der Schuld⸗ 
verhältniſſe im allgemeinen ſ. Vorbem 1 Abſ4 vor 9 241. Vgl. auch aus Frank, National. 
ſozialiſtiſches Handbuch für Recht und Geſetzgebung 2. Aufl. 1935: Mansfeld, Die Ordnung 

er nationalen Arbeit S. 692. . 

In. Unterſchied des Dienſtvertrags von Verträgen anderer Art. Der Dienſtvertrag unter 
ſcheidet ſich vom Werkvertrage dadurch, daß dieſer nicht auf die Dienſte an ſich, ſondern 
auf ihren Erfolg gerichtet, der Erfolg alſo Vertragsinhalt, nicht aun Vertragszweck iſt 
(A 72, 179; 81, 8; 86, 75; R JW 1937, 12345; auch 23 1918, 949), von dem Auj- 
trage vor allem durch deſſen Unentgeltlichteit. Ob Dienſt⸗ oder Werkvertrag anzunehmen 
iſt, hängt von dem Sinn und Zweck des Vertrags ſowie von den Umſtänden ab, unter 

enen er geſchloſſen worden iſt. Eine Vermutung für das Vorliegen eines Dienſtvertrags beſteht 
auch dann nicht, wenn es ſich, wie bei der Herſtellung eines Brunnens, um Arbeiten handelt, 
deren Erfolg unſicher iſt (OLG 41, 117). Dienſtvertrag, nicht Werkvertrag iſt es z. B., wenn der 
Unternehmer eines Gleisbaus einen Ingenieur mit der Leitung und Beaufſichtigung des herzu⸗ 
ſtellenden Werkes beauftragt (RG 81, 8), wenn eine Mufitfapelle zu abendlichen Vorträgen in 
a Wirtſchaft angenommen wird (Seuffl 71 Nr 38), wenn jemand die Ausbildung eines 
Sängers übermmmt (OLG 28, 179), wenn jemand zu dem Zwecke angeſtellt wird, Verſuche zur 
Erfindung eines Mittels zur Beſeitigung oder Verhütung übler Geruchswirkungen vorzunehmen 
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(OLG 36, 114), wenn eine Wach- und Schließgeſellſchaft die Bewachung von Gebäuden und 
Grundſtücken übernimmt (RG Warn 1921 Nr 143). Auch das Rechtsverhältnis von Kurkapellen 
an Badeorten fällt regelmäßig unter den Begriff des Dienſtvertrages, nicht unter den des Werkver⸗ 
trages (vgl. dazu RAG 3, 255; 11,69; RA HAN 1932 Nr 2278; für Muſikkapellen in Gaſt⸗ 
ſtätten |. RA 9, 355; RAG 18. 6. 32, 143/32). Vertrag über Mitbewirtſchaftung und Inſtand⸗ 
haltung eines Anweſens als Dienſt⸗, nicht Werkvertrag ſ. BayObLG 19, 29. Dienſtvertrag iſt, 
abgeſehen von beſonderen Verhältniſſen (RG 72, 281; vgl. Vorbem 1 vor § 631), regelmäßig 
auch die Anſtellung als Ziegelmeiſter (OLG 29, 4). Einen typiſchen Zie gelmeiſtervertrag (vgl. 
NG 72, 281) gibt es aber nicht; der Vertrag kann je nach den Umſtänden Dienſt⸗ oder Werkvertrag 
fein, wobei weitgehende Direktionsbefugnis des Ziegeleibeſitzers und Abhängigkeit des Ziegel⸗ 
meiſters für Dienſtvertrag ſpricht (Rach 4, 269). Über das Vertragsverhältnis zwiſchen Bauherrn 
und Architekten . Vorbem 1 vor § 631. Aufſtellung eines Bauplans durch den bauleitenden 
Architekten als Gegenſtand eines Dienft-, nicht Werkvertrags |. RG 86, 75; Übernahme der Bau⸗ 
leitung ſ. RG 137,83. Der Kommiſſionsvertrag ift Dienſtvertrag (RG SeuffA 87 Nr 147). Dienft-, 
nicht Werkvertrag iſt auch der Auftrag an einen Patentanwalt, die Eintragung eines Waren⸗ 
zeichens herbeizuführen (NG JW 1925, 2462). Aufnahme in ein Krankenhaus als Dienſt⸗, nicht 
Werkvertrag ſ. RG IW 1938, 124612. Übertragung der Abwendung eines drohenden wirtſchaft⸗ 
lichen Zuſammenbruchs an eine Treuhandgeſellſchaft als Dienſtvertrag ſ. RG 130, 333. Recht⸗ 
liche Stellung einer Meiſterin, die in den Räumen eines Konfektionshauſes für dieſes arbeitet, 
ihre Werkſtatt aber unter ihrem eigenen Namen betreibt, ſ. RAG 14, 46. Vertrag über ſtädtiſche 
Müllabfuhr und Straßenreinigung als Dienſtvertrag |. RG HRR 1937 Nr 1219. Vgl. noch 9 611 
AA und Vorbem 1 vor 5 631. Die Tätigkeit des Dienſtpflichtigen gleicht vielfach äußerlich der 
des Unternehmers eines Werkvertrags. Das darf aber nicht dazu führen, ſie auch rechtlich gleich 
zu behandeln. Denn rechtlich (und auch wirtſchaftlich) iſt die Stellung des Dienſtpflichtigen eine 
völlig andere. Die für den Werkvertrag gegebenen Vorſchriften laſſen ſich daher nicht auf Dienſt⸗ 
verhältniſſe übertragen, jo insbeſondere nicht 8638, der in engem Zuſammenhange mit den 
88 633ff. ſteht (NG JW 1911, 537; auch LZ 1916, 118812; 1918, 9499), auch nicht die Vorschrift 
des $ 647 über das geſetzliche Pfandrecht des Unternehmers (RG 72, 281) und die Vorſchrift des 
J 648 über den Anſpruch auf Einräumung einer Sicherungshypothek ($ 648 A 1). Der Zeitungs⸗ 
bezugsvertrag iſt Kaufvertrag, nicht Dienſtvertrag (RG 148, 154). Zur Rechtsſtellung von 
Tankwarten (Arbeitsvertrag oder pachtähnliches Verhältnis?) ſ. RAG 17, 1; 18, 139; auch HRR 
1934 Nr 781. Zur Abgrenzung von Dienſtvertrag und Geſellſchaftsvertrag |. RG Warn 
1928 Nr 7. Eigentümlich iſt dem Dienſtvertrage, daß bei ihm beſondere ſozialpolitiſche Rück⸗ 
ſichten auf den Dienſtpflichtigen als den wirtſchaftlich Schwächeren hervortreten, worauf nament⸗ 
lich die zwingenden Vorſchriften in 88 617, 618, 619, 624, 629, 630 zurückzuführen find. — 
Beſonderer Art iſt der Lehrvertrag, der in erſter Linie der Ausbildung und Erziehung dient, 
aber auch Elemente des Dienſtvertrags enthält und deshalb, unbeſchadet beſonderer geſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften (ſ. Vorbem 2a), auch tariflicher Regelung zugänglich iſt (vgl. $ 611 A 4 a. A. und A 5 Abſ g). 
Das gilt auch für die heute maßgebende Ordnung der nationalen Arbeit, in der der Lehrling als dem 
Betriebe zugehörig (dazu Keetmann, DUACHN 1938, 144) auch dem Rechte des AD wie anderer 
arbeitsrechtlicher Vorſchriften unterſteht (vgl. auch Hueck, Deutſches Arbeitsrecht 1938 S. 47). 
Bedeutung des Rechts auf Ausbildung für die Auslegung von Lehrberträgen |. ArbRSamml 33, 
187 (LAG). Höchſtdauer der Lehrzeit für Handwerkslehrlinge ſ. GewO $ 130 a; auch in Groß⸗ 
betrieben ſ. GewO $ 129 Ab] 5 und RA 9, 61; dazu auch RA 5, 64. Über vorzeitige Löſung 
des Lehrverhältniſſes durch den Lehrherrn ſ. MAG 7, 31; 11, 144. Über Schadenserſatzpflicht des 
Unternehmers, der Lehrlinge einſtellt, obwohl ihm die Berechtigung zur Ausbildung folcher fehlt, 
J. LAch Dortmund ArbRSamml 29, 21. Vereinbarung einer ordentlichen (befriſteten) Kündigung 
ſ. RAG 12, 44; aber auch LAG Magdeburg JW 1933, 2409 mit Anm Hueck; ferner Krauß JW 
1934, 1701 und Peters Di 1934, 1538; Küper DArbR 1934, 356; Bertermann IRdſch 
1935, 154. Kündigung durch den Konkursverwalter im Konkurſe des Lehrherrn ſ. RAch 9, 32; 
11, 61; 16, 149; Ermächtigung zur Kündigung im Vergleichsverfahren |. RAS 11, 61. Einfluß 
von Betriebsſtörungen auf die Anſprüche des Lehrlings, Löſung des Lehrverhältniſſes bei Erliegen 
des Betriebes ſ. 5615 A 2. Über die Beendigung des Lehrverhältniſſes und ihre Rechtsfolgen 
ſ. auch Goldmann Da 1936, 29. Umfang der Arbeitspflicht des Lehrlings |. RA 10, 160. 
Entlohnung des Lehrlings bei Kurzarbeit |. RAG 9, 255; bei anderweiter Beſchäftigung zum 
Zwecke der Geſellenprüfung |. RAG 8, 152; Arbſpr 1929, 285. Kein Lohnabzug für durch Schul, 
beſuch ausfallende Arbeitszeit (NAG JW 1933, 2787). Koſtgeld als Arbeitsvergütung ſ. RAG 
HR 1931 Nr 1347. Lehrvertragliche Verpflichtung eines Lehrherrn, dem Lehrling eine Er⸗ 
ziehungsbeihilfe nach den jeweiligen Richtlinien der Innung zu zahlen ſ. RAG HAN 1933 Nr 391. 
Zur Frage, ob die im Lehrvertrag vereinbarte Erziehungsbeihilfe als Unterhaltszuſchuß anzufehen 
iſt, der ohne die zu leiſtende Arbeit gewährt wird, oder als Arbeitsentgelt ſ. RA JW 1933, 1788“, 
auch 1789˙ Über die Zuläſſigkeit von Richtlinien der Innungen für die Vergütung der Lehr⸗ 
Unge, ſoweit nicht Anordnungen des Reichstreuhänders der Arbeit im Wege ſtehen, 1. auch RA 
JW 1937, 286145. Die Vereinbarung von Lehrgeld (vgl. RA 2, 101; 8, 1) widerſpricht der 
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heutigen, insbeſondere in $$ 1,2 AO zum Ausdruck kommenden Rechtsanſchauung und iſt daher 
unzuläſſig (vgl. LUG Stuttgart ArbRSamml 24, 161; Arbch Gelſenkirchen DJ 1937, 590; auch 
Mansfeld ZAk R 1936, 594 [59 71). Berückſichtigung der Lehrzeit bei Berechnung der ununter⸗ 
brochenen Dienſtzeit nach dem früheren Preuß. Angeſtelltentarifvertrag |. KAG 13, 206. Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche bei vorzeitiger Beendigung der Lehrzeit |. Gew 8 127k und RAG 7, 353. 
Vorzeitige Ablegung der Geſellenprüfung beendigt nicht ohne weiteres das Lehrverhaltnis 
{NAG 20, 119). Zuläſſigkeit der Weiterbeſchäftigung eines Lehrlings gegen Lehrlingslohn nach 
beendeter Lehrzeit, wenn die Beſchäftigung ſeiner Fortbildung dient und nicht die Arbeit eines 
Gehilfen erſetzt, Lehrlingsfortbildungsvertrag, |. RAch 16, 328, auch a 1933, 1280; 
dazu Bertermann DAN 1935, 143; DW R 1937, 30. Verfahren in Lehrlingsſtreitigkeiten 
ſ. Vorbem 6 a. E. — Zum Begriff des angelernten Arbeiters |. RAG 19, 86. Vgl. Nipper⸗ 
den, Die Regelung des Anlernverhältniſſes der Jugendlichen, in Feſtſchrift für Hedemann 1938, 
293 ff. — Begriff und Stellung des kaufmänniſchen Volontärs ſ. RAG 4, 310; des gewerblichen 
Volontärs RA 9, 106; 16, 14. 

Bei einem Dienſtverſchaffungsvertrage (zum Begriff |. auch R Warn 1933 Nr 117), der 
oft in Verbindung mit einem Mietvertrage auftritt (Vermietung eines Dampfſchiffs mit 
Führer und Bedienungsmannſchaft, eines Hafenfahrzeugs mit Schiffer, eines Schlepper⸗ 
mit Führer, eines Kraftwagens mit Führer, einer Schreibmaſchine mit Maſchinenſchreiberin) 
haftet der eine Vertragsteil, der Vermieter, im Zweifel nicht gemäß $ 278 für ein Verſchulden 
der dem anderen Teile geſtellten dienſtverpflichteten Perſon bei Leiſtung der einzelnen Dienſte. 
Denn inſoweit bedient er ſich des Dienſtverpflichteten nicht zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit 
gegenüber dem Mieter. Die Verbindlichkeit des Vermieters erſchöpft ſich vielmehr (abgeſehen 
von der Gewährung der Sache) darin, daß er dem Mieter eine an ſich geeignete Persönlichkeit 
ſtellt und (als deren Dienſtherr) ſie dauernd veranlaßt, den Anweiſungen des Mieters Folge 
zu leiſten. Die einzelnen Dienſtleiſtungen berühren nur den Mieter und liegen nicht innerhalb 
des Pflichtenkreiſes des Vermieters (MG 56, 361; 82, 427; 98, 327; 122, 284; OLG 28, 152; 
36, 49; auch JW 1919, 940%). Anders in der Regel bei Überlaſſung einer Dampfdreſchmaſchine 
mit Maſchiniſten (RG Gruch 61, 633; R Lg 1916, 235). S. auch RG JW 1920, 2845. — Von 
der auf Vertrag beruhenden Dienſtpficht iſt zu unterſcheiden die geſetzliche Dienſtpflicht der 
Ehefrau, 5 1356 Abſ 2, und der Kinder, § 1617, gegenüber dem Ehemann und den Eltern. Zur 
Frage, unter welchen Vorausſetzungen eine Frau, die über ihre Ehepflicht hinaus im Geſchaft 
des Mannes mitgearbeitet hat, nach Scheidung der Ehe eine Vergütung für ihre Dienſte oder 
eine Beteiligung an dem erzielten Reingewinn beanſpruchen kann, ſ. Nd 158, 380. (Erheblichteit 
der Abſicht, ein ſolches Entgelt zu erlangen). — Privatrechtliches Dienſtverhältnis zwiſchen 
einer Stadtgemeinde und Theaterunternehmern, denen ſie für die Vorſtellungen eine aus Teuer 
wehrleuten beſtehende Feuerwache ſtellt, ſ. Ach 123, 344. Daß Dienftverträge von einer Gemeinde 
in Erfüllung einer öffentlich⸗rechtlichen Fürſorgepflicht abgeſchloſſen werden, ſchließt die Unter⸗ 
ſtellung jener Verträge unter die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts nicht aus (RG 121, 283: 
Arbeitszentrale für Erwerbsbeſchränkte). Zu berückſichtigen iſt bei der Beurteilung des einzelnen 
Falles die Geſamtheit der Umſtände; entſcheidend wird in der Regel der Fälle (wenn auch nicht 
ſchlechtweg) ſchließlich der Wille der Beteiligten ſein, wie er entweder ausdrücklich erklärt oder aus 
ihrem Verhalten zu entnehmen iſt (Rach 4 S. 125, 323; 5, 40; 10, 291; 15, 256; 16, 268; 18, 160; 
20, 7; RA HRN 1931 Nr 605; 1932 Nr 1331). Die in der Rechtſprechung (RAS 17, 352; RA 
JW 1933, 2081 AR Sammil 18, 377) vertretene Auffaſſung, daß für die Frage, ob ein öffentlich 
rechtliches oder ein bürgerlich-rechtliches Arbeitsverhältnis vorliege, allein der Wille der Fürſorge⸗ 
behörde maßgebend ſei, und daß es dieſem Willen gegenüber auf die Frage nicht ankomme, ob 
die geforderten Arbeiten als zuſätzliche, d. h. ſolche anzuſehen ſind, die ſonſt entweder überhaupt 
nicht oder doch nicht zu dieſer Zeit oder in dieſem Umfange ausgeführt worden wären (Rach 18, 
160 (163, iſt in Ruch 20, 228 ausdrücklich aufgegeben worden. Einführung fürſorgerechtlicher 
Vorſchriften in Oſterreich ſ. VO v. 3. 9. 38 (RGBl I, 1125), Durchf VO v. 8. 12. 38 (RGGBl 1, 
1732); in den ſudetendeutſchen Gebieten WO v. 28. 12. 38 (RG Bl I, 1971). Der Arbeits⸗ 
vertrag zwiſchen dem Unternehmer von Notſtandsarbeiten und den ihm zugewieſenen Erwerbsloſen 
iſ als privatrechtlicher Vertrag anzuſehen (RAch 1, 91). Dazu s 139 Abſ 4, 5 AV AVG und RA 6, 
315; 8, 258; 9, 226; 13 S. 18, 39, 88, Nc JW 1933, 2476, RAG HAN 1932 der 1666. Still 
ſchweigende Begrenzung eines ſolchen Arbeitsverhältniſſes auf drei Monate ſ. RAG 6, 40. Ent⸗ 
ohnung von Notſtandsarbeitern |. auch Ruch 15, 184; Rech HRR 1933 Nr 1861. Auch ſonſt be- 
gründet der Eintritt eines Erwerbsloſen in die Dienſte eines andern, mag es der frühere Fuͤrſorge⸗ 
träger oder ein Dritter ſein, ein privatrechtliches, gegebenenfalls unter Tarifvertrag ſtehendes Dienſt⸗ 
verhältnis (RAch 1, 60; 4, 323; 5, 40; 10, 291; RA ArbRSammi 11, 13; LUG Eſſen DJ 1934, 
N 05). Doch verliert eine Erwerbsloſenunterſtützung ihren Charakter nicht ſchon dadurch, daß ſie ge⸗ 
11 914 VO über Erwerbsloſenfürſorge vom 16. 2. 1924 (RG Bl 1, 127), an deren Stelle ſeit dem 
Mr 10. 27 das Geſetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung v. 16. 7. 27 (RG Bl J, 
a getreten ift, von einer Arbeitsleiſtung zu gemeinnützigen Zwecken abhängig gemacht wird. 

ohlfahrtsarbeiter im Sinne des Gemeindearbeitertarifs |. RAG 11, 250. Wanderarbeiter, die 
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in Werkſtätten von Wohltätigkeitsanſtalten gegen Verpflegung und Unterkunft arbeiten, ſ. RAG 
18, 62. — Kein Vertragsverhältnis begründet die Aufnahme einer von der Polizei als geiſtes⸗ 
krank eingelieferten Perſon in eine ſtaatliche Irrenanſtalt, mögen auch für die Verpflegung und 
Behandlung Gebühren zu entrichten fein (RG 126, 253). — Die Zugehörigkeit zum Reichs⸗ 
arbeitsdienſt begründet kein Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältnis im Sinne des Arbeitsrechts (8 14 
des RArbeitsdienſtch v. 26. 6. 35, RG Bl I, 769, eingeführt in Oſterreich durch VO v. 19. 4. 38, 
RGBl J, 400), in den ſudetendeutſchen Gebieten durch VO v. 6. 12. 38 (RGBl I, 1719): 
für die frühere Zeit ſ. RAG 14, 351; 15, 214; RA ZW 1936, 125654, 58, HM 1936 Nr 346. 
— Dienſtverhältnis eines hauptamtlichen SA.⸗Führers mit Rechtsanſpruch auf Zahlung einer 
Dienſtvergütung ſ. RA 18, 165. — Rechtsverhältnis zwiſchen einer preußiſchen Sparkaſſe 
und den ihr vom Gewährverband zugewieſenen Angeſtellten |. RAG 16, 330; 18, 176; 20, 59. 
Rechtsverhältniſſe der Krankenkaſſenangeſtellten ſ. RA 12, 314; 14, 156; 15 S. 15, 
140, 300; 16 S. 46, 77, 135, 332; 17 S. 37, 45, 111, 152, 335; 19, 5; 20 S. 82, 88; RA IW 
1938, 326347 RAch HRR 1933 Nr 1436; 1934 Nr 1534; 1937 Nr 1394; 1938 Nr 526. — Über 
die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter ſ. Gef v. 6. 4. 20 in der Faſſung der Bek v. 12. 1. 23 (RG BI 
1, 58) mit Ausf VO v. 13. 2. 24 (RG Bl J, 78) und ſpäteren Anderungen. Zwangszuweiſung 
von Schwerbeſchädigten ſ. RA 2, 316; 9, 15; 10, 122; RA HRR 1930 Nr 146; 1932 Nr 1133; 
über Beſchwerde dagegen und ihre Wirkung |. RAG 3 S. 167, 252; 4, 166; 5, 235. Beſtimmung 
des Inhalts eines Arbeitsvertrags durch die einen Schwerbeſchädigten zuweiſende Hauptfürſorge⸗ 
ſtelle |. $ 7 des Geſetzes. Anwendung einer tariflichen Minderleiſtungsklauſel auf einen zugewieſenen 
Schwerbeſchädigten ſ. NAG 16, 355. Über den Kündigungsſchutz für Schwerbeſchädigte ſ. $ 620 
A ge und d 626 A letzter Abſatz. Zum Bußverfahren ($ 18 des Gef) ſ. AV d. RIM v. 10. 3. 37 DZ 
1937, 221 und Zimmerle ebenda 232. — Heranziehung zur Sicherſtellung des Kräftebe- 
darfs für Aufgaben von beſonderer ſtaatspolitiſcher Bedeutung ſ. VO v. 22. 6., 30. 6. 
und 15. 10. 38 (RG Bl J, 652, 710, 1441) ſowie VO v. 13. 2. 39 (RG Bl J, 206), v. 10. 3. 39 (RGBl !, 
444) und 5 620 A 2. 

2. Geltungsbereich der Vorſchriften des BGB. 

a) Die Vorſchriften des BGB werden ausgeſchloſſen oder beſchränkt durch eine Reihe von 
Sonderbeſtimmungen der Reichs und Landesgeſetze. Hierher gehören insbeſondere: HGB 
59 59—83 in der Faſſung des Geſetzes v. 10. 6. 14 (RG Bl 209), dazu Geſ zur Ordnung 
der nationalen Arbeit v. 20. 1. 34 (RGBl I, 45) $ 69 Abſ 5, über die Handlungsgehilfen 
und Handlungslehrlinge, 85 84—92 über die Handlungsagenten (.. $ 611 A 4), für Oſterreich 
VO v. 24. 12. 38 (RG Bl T, 1919), ſudetendeutſchen Gebiete VO v. 28. 2. 39 (RGHBl I, 391), 
$$ 511— 555 über die Schiffer, 88 740—753 über die Bergung und Hilfeleiſtung in Seenot, dazu 
Geſetz v. 2. 6. 02 betr. 98 547, 548, 549, 553, 553 a, 553 h, 749; Seemannsordnung v. 2. 6. 02, 
insbeſ. 88 27—83, dazu R& 103, 397; 135, 255; Strandungsordnung v. 17. 5. 74, insbeſ. 9 425, 
89 36—41; Geſetz über die privatrechtlichen Verhältniſſe der Binnenſchiffahrt in der Faſſung 
v. 20. 5. 98 (ſ. auch RH Bl 1936 J, 581; 1939 J, 209), insbeſ. 98 7—20 über den Schiffer, 99 2125 
über die Schiffsmannſchaft, $$ 92—101 über Bergung und Hilfeleiſtung; Gef betr. die privatrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe der Flößerei v. 15. 6. 95, insbeſ. 99 116 über den Floßführer, 58 17—21 
über die Floßmannſchaft, 98 24—29 über Berge⸗ und Hilfslohn; zum Arbeitsrecht der Binnen⸗ 
ſchiffahrt ſ. Warncke DACHR 1935, 216; ferner die Gew O in der Faſſung v. 26. 7. 00 (RGBl 321) 
nebſt ſpäteren Abänderungen insbeſ. $$ 105-139 m über die gewerblichen Arbeiter, d. h. Geſellen, 
Gehilfen, Lehrlinge, Betriebsbeamte, Werkmeiſter, Techniker, Fabrikarbeiter, dazu Geſ zur Ord⸗ 
nung der nationalen Arbeit v. 20. 1. 34 (RG Bl J, 45) 569 Abſ 2, 3; für das Handwerk ſ. die auf 
Grund des Geſetzes über den vorläufigen Aufbau des deutſchen Handwerks v. 29. 11. 33 (RG Bl J, 
1015) erlaſſene VO v. 15. 6. 34 (RG Bl 1, 493); ſowie die beſonderen Geſetze und Ver- 
ordnungen des Arbeitsrechts (ſ. Vorbem 1 Abſ 1), vor allem das Geſetz zur Ordnung 
der nationalen Arbeit v. 20. 1. 34 (RG Bl 1, 45) mit Durchf Vo (f. $ 611 A 5); das Geſetz zur 
Ordnung der Arbeit in öffentlichen Verwaltungen und Betrieben v. 23. 3. 34 (RG Bl I, 220) mit 
Durchf Vo (. 5611 A 5); das Geſetz über die Heimarbeit v. 23. 3. 34 (RG Bl 1, 214) mit DurchfV O 
(. 9611 Ab a. E.); die Arbeitszeitordnung in der Faſſung v. 26. 7. 34 (RG Bl J, 803), dazu RA 20, 
143 (Gärtnerei) für die Deutſche Reichsbahn Schaefer DArbR 1937, 178, neueſte Faſſung v. 30. 
4. 38 mit VO vom nämlichen Tage (RG Bl J, 446, 447ff.), dazu Ausf VO v. 12. 12. 38 (RGBl I, 
1799); VO über die Arbeitszeit in den Bäckereien und Konditoreien in der Faſſung v. 26. 9. 34 
(RG Bl J, 864), an deren Stelle ſeit dem 1. 7. 36 das Geſetz Über die Arbeitszeit in Bäckereien und 
Konditoreien v. 29. 6. 36 (RGBl J, 521), dazu Arbeitszeitordnung $ 1 Abſ 2, getreten iſt; die VO 
über die Arbeitszeit in Krankenpflegeanſtalten v. 13. 2. 24 (RG Bl J, 66, 154), dazu Arbeitszeitord⸗ 
nung 51 Abſ 2; das Geſetz über die Feiertage v. 27. 2. 34 (RG Bl J, 129), dazu DurchfVO v. 18.5. 34 
(Rc Bl 1, 394), ſowie die VO über den Schutz der Sonn- und Feiertage v. 16. 3. 34 (RG Bl I, 199), 
geändert durch VO v. 1. 4. 35 (RG Bl J, 510) und v. 26. 10. 37 (RG Bl 1, 1135) und das Geſetz 
über die Lohnzahlung am nationalen Feiertag des deutſchen Volkes v. 26. 4. 34 (RG Bl I, 337); 
auch Anordnung zur Durchführung des Vierjahresplanes über die Lohnzahlung an Feiertagen 
v. 3. 12. 37 (DReichs Anz Nr 280), für die Heimarbeit Anordnung v. 15. 12. 37 (RArb Bl 1, 326); 
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das Geſetz über Kinderarbeit und über die Arbeitszeit der Jugendlichen (Jugendſchutzgeſetz) v. 
30. 4. 38 (RGBl 1, 437), dazu Ausf VO v. 12. 12. 38 (RG Bl I, 1777); das Geſetz über die Be⸗ 
ſchäftigung vor und nach der Niederkunft v. 16. 7. 24 (RG Bl l, 184), geändert durch Geſ v. 29. 
10. 27 (RG Bl J, 325); das Geſetz über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter v. 6. 4. 20 (RG Bl 
458), neue Faſſung v. 12. 1. 23 (RG Bl J, 57), dazu Ausf Vo v. 13. 2. 24 (RG Bl J, 73) und Ande⸗ 
rungen durch Geſetz v. 8. 7. 26 (RG Bl 1, 398); das Geſetz über die Friſten für die Kündigung von 
Angeſtellten (Kündigungsſchutzgeſetz) v. 9. 7. 26 (RG Bl I, 399), dazu 5 620 A 2a. Einführung 
von Arbeitszeitvorſchriften in den ſudetendeutſchen Gebieten |. VO v. 31. 1. 39 (RGBl 1, 
154; in Oſterreich BO v. 7. 2. 39 (RG Bl J, 155). Die die Regelung der arbeitsrechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe vor der Machtübernahme durch den Nationalſozialismus beſonders kennzeichnenden 
Geſetze nämlich, das Betriebsrätegeſetz v. 4. 2. 20 (RGGBl 147), dazu die 8. Auflage, die Tarif- 
vertragsverordnung v. 23. 12. 18 (RG Bl 1416) in der Faſſung v. 1. 3. 28 (RG Bl 1, 47) und die 
Verordnung über das Schlichtungsweſen v. 30. 10. 23 (RG Bl J, 1043), dazu $ 611 U 5, ſind nebſt 
anderen Geſetzen und Verordnungen mit dem Inkrafttreten des Geſetzes zur Ordnung der natio⸗ 
nalen Arbeit v. 20. 1. 34 (RG Bl 1, 45) am 1. 5. 34 außer Kraft getreten ($65 AOG). Für die 
Ordnung in der Zeit von der Machtübernahme bis zum 1. 5. 34 f. 9611 A 5 Abſ 4 a. A. Für die 
Dienſtverhältniſſe im Bergrecht kommen gemäß Ech Art 67 Abſ! die Landesgeſetze, in Preußen 
das Allgemeine Berggeſetz für die Preußiſchen Staaten v. 24. 6. 65 mit zahlreichen Anderungen, 
zuletzt Geſ v. 9. 6. 34 (GS 303), zur Anwendung. Alle dieſe Vorſchriften gehen auf dem Gebiete 
des Dienſtvertrags denjenigen in $$ 611ff. vor; doch iſt, wo fie nicht ausreichen, eine entſprechende 
Anwendung der letzteren nicht ausgeſchloſſen. Für weibliche Angeſtellte in Gaft- und Schank⸗ 
wirtſchaften ſ. Gaſtſtättengeſetz v. 28. 4. 30 (RGBl I, 146, Anderung RGBl 1934 I, 913) 8 17 
lbſ 2; das Gef v. 15. 1. 20 (RGB Bl 69), dazu MAG 8, 356, iſt aufgehoben ($ 33 aad.). Die Ge⸗ 
ſindeordnungen (Ec Art 95), ebenſo die Ausnahmegeſetze gegen die Landarbeiter, find auf- 
gehoben (Aufruf des Rates der Vollsbeauftragten v. 12. 11. 18 Nr 8, RG Bl 1303); dazu RA 
7, 337; für Fragen des Hausgehilfenrechts auch Kaufen JW 1935, 3017. Vorläufige Land⸗ 
arbeitsordnung v. 24. 1. 19 (RGBl 111), dazu ArbG § 110 Nr 7 und Gef zur Ordnung der 
nationalen Arbeit v. 20. 1.34 (RGBl I, 45) $ 69 Abſ 4, RAG 2, 184; 4, 222; 5, 317; 7, 118; 11, 34; 
18, 153. Für das Theaterweſen ſ. Theatergeſetz v. 15. 5. 34 (RG Bl J, 411) 54, Durchf VO v. 
18. 5. 34 (RG Bl I, 413) $ 14; für Schriftleiter das Schriftleitergeſetz v. 4. 10. 34 (RG Bl I, 713) 
$8 29, 30. Überleitung des Arbeitsrechts im Saarland |. VO v. 18. 2. 35 (RGBl 1, 237), dazu 
BO v. 10. 4. 35 (RG Bl 1, 512), v. 25. 5. 35 (RG Bl I, 737), v. 9. 7. 35 (RG Bl J, 1018), v. 25. 9. 35 
(RGBl 1, 1197), v. 9. 5. 36 (RGBl 1, 451). — Über die Anwendung des Ge] zur Wieder⸗ 
herſtellung des Berufsbeamtentums v. 7. 4. 33 (Rh Bl l, 175, dazu Anderung durch 
Gef v. 23. 6. 33, RG Bl 1, 389) auf Angeſtellte und Arbeiter |. dort $ 15; VO v. 4. 5. 33 (RGBl J, 
233), v. 6. 5. 33 (RG Bl J, 245), v. 7. 7. 33 (RG Bl I, 458); v. 28. 9. 33 (RG Bl I, 678); v. 29. g. 38 
(RG Bl J, 697); dazu $ 626 A 1 Abſ 4. ©. ferner Gef über die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft 
b. 7. 4. 33 (RG Bl I, 188) $ 5 über die Kündigungsbefugnis des Rechtsanwalts, deſſen Zulaſſung 
zurückgenommen wird, gegenüber feinen Angeſtellten (dazu Ruch 13, 296). Entſprechendes gilt 
nach dem Geſ v. 22. 4. 33 (RG Bl I, 217) 8 5 für Patentanwälte. Für Osterreich |. hierzu Vo 
b. 31. 3. 38 (RG Bl 1, 351). Bezüglich der von der Ausübung des Arzteberufs ausgeſchloſſenen 
Juden ſ. §6 der VO v. 25. 7. 38, RG Bl I, 969. Beſondere Vorſchriften über Kündigung der 
Dienſtverträge von Vorſtandsmitgliedern, Geſchäftsführern und Prokuriſten zur Sicherung der 
Gemeinnützigkeit im Wohnungsweſen ſ. Gef v. 14. 7. 33 (Ro Bl 1, 484) 93 Abſ 1e, Abj2 und 

O v. 6. 2. 34 (RG Bl I, 89). Über Kündigungen bei Auflöſung von Zweckſparunternehmungen 
1. ef v. 13. 12. 35 (RGBl 1, 1457) § 5. — Bur Regelung des Arbeitseinſatzes ſ. Gef v. 15. 5. 34 
(ABl J, 381), geändert durch Geſetz zur Befriedigung des Bedarfs der Landwirtſchaft an Arbeits- 
kräften v. 25. 2. 35 (RG Bl I, 310), dazu VO v. 10. 8. 34 (RG Bl I, 786) und verſchiedene (zum 

eil inzwiſchen wiederaufgehobene, vgl. VO v. 10. 3. 39 [RGGBl I, 444] $ 15 Abſ 2) Anordnungen 
des Präſidenten der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung, deſſen 
Aufgaben und Befugniſſe nach Erlaß des Führers und Reichskanzlers v. 21. 12. 38 (RODI I, 1892) 
auf den Reichsarbeitsminiſter übergegangen find (vgl. RArbBl 1934 I, 202 mit Anderungen ebenda 
1936 J, 312, 1937 J, 84, 1938 I, 69, ferner RArbBBl 1938 1, 70, 191, auch RABBIT 1934 I, 126 u. 205, 
1936 1, 271, 1937 J, 95; für Osterreich ſ. VO v. 20. 5. 38 (RcHBl J. 591), für die ſudeten⸗ 
deutſchen Gebiete ſ. BO v. 27. 10. 38 (R Bl 1, 1514); Verordnung über ausländische 
Arbeitnehmer v. 23. 1. 33 (RG BBl J, 26), für das Saarland Vo v. 23. 4. 37 (RG Bl J, 
547). Weiter gehören hierher ſechs Anordnungen des Beauftragten für den Vierjahres⸗ 
plan v. 7. 11. 36 (RArbBl I, 292 ff.) und eine ſiebente v. 22. 12. 36 (RArbBl 1937 I 13), vgl. auch 
Krauſe JW 1936, 3505; Mansfeld JW 1937, 1097ff; über den verſtärkten Einſatz von weib⸗ 
lichen Arbeitskräften in der Land⸗ und Hauswirtſchaft Anordnung v. 15. 2. 38 mit Durchf VO v. 
16. 2. 38 (RArbBl I, 46); ferner die Verordnungen zur Sicherſtellung des Kraftebedarfs für Auf- 
gaben von beſonderer ſtaatspolitiſcher Bedeutung ſ. $ 620 A 2; die Verordnung über die Lohn⸗ 
geſtaltung v. 25. 6. 38 (RG Bl 1, 691). Den Zwecken des Arbeitseinſatzes dient auch das Arbeits- 
buch; ſ. Geſetz über die Einführung des Arbeitsbuches v. 26. 2. 35 (RGBl J, 311) mit Durch- 
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führungsverordnungen (RG Bl 1935 I, 602; 1936 J, 24, 444, 485, 632; 1938 I, 181), eingeführt in 
Oſterreich durch VO v. 20. 5. 38 (RGS Bl I, 591); für die ſudetendeutſchen Gebiete ſ. VO 
v. 27. 10. 38 (RG Bl 1, 591). Dazu jetzt die an die Stelle der früheren Vorſchriften getretene VO 
über das Arbeitsbuch v. 22. 4. 39 (RG Bl J, 824). Zurückbehaltung des Arbeitsbuches als Vertrags⸗ 
ſicherung im Landarbeitsrecht ſ. Roeder DGWot 1938, 204. S. auch 9 611 A 2b Abſ 5 a. E. 

b) Die Dienſtverhältniſſe der Staats⸗ und Gemeindebeamten mit den ihnen eigentümlichen 
Beſonderheiten, dem Zwangs- und Gewaltverhältnis des Staates und der Gemeinde und der 
Gehorſams⸗ und Dienſtpflicht der Beamten (NG 28, 85), ſowie die Dienſtverhältniſſe der Geiſt⸗ 
lichen und der Lehrer an öffentlichen Schulen, ingleichen die Verſorgungsverhältniſſe 
der Hinterbliebenen aller dieſer Perſonen find öffentlich-rechtlicher Natur und unterſtehen 
daher, auch ſoweit es ſich um vermögensrechtliche Anſprüche handelt, nicht den Vorſchriften des 
bürgerlichen, ſondern denen des öffentlichen Reichs- oder Landesrechts (RG 104, 59f.). Es 
blieben daher auch die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die vermögensrechtlichen Anſprüche 
und Verbindlichkeiten der Beamten, der Geiſtlichen und der Lehrer an öffentlichen Unterrichts⸗ 
anſtalten aus dem Amts⸗ oder Dienſtverhältniſſe mit Einſchluß der Anſprüche der Hinterblie⸗ 
benen ſowie die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Übertragbarkeit aller dieſer Anſprüche 
und über die Zuläſſigkeit der Aufrechnung gegen fie in Geltung (Ech Artt 80, 81). Nach den 
Grundſätzen des öffentlichen Rechtes (vgl. Reichsbeamtengeſetz v. 31. 3. 73 89 149ff., jetzt Deut- 
ſches Beamtengeſetz v. 26. 1. 37 (RGBl I, 39 [für Oſterreich VO v. 28. 9. 38, RH Bl I, 1225, 
für die ſudetendeutſchen Gebiete VO v. 15. 12. 38, RGBl J, 1810], 88 142ff., dazu $$ 174, 182) 
beſtimmt ſich auch, ob und unter welchen Vorausſetzungen der Rechtsweg eröffnet iſt für die 
vermögensrechtlichen Anſprüche der angeführten Perſonen auf Gehalt (Ruhegehalt), Reiſekoſten⸗ 
entſchädigung und ſonſtige Dienjtbezüge, ingleichen auf Beſchaffung geeigneter Arbeitsräume 
und Arbeitsgeräte, ſoweit fie ſich auf ein beſtehendes Dienſtverhältnis ſtüßen (kein Rechtsweg 
für Anſprüche auf Gewährung einer dienſtlichen Stellung, NG 12, 70; 49, 1; 53, 429 und $ 839 
A letzter Abſatz). Die öffentlich-rechtliche Natur der fraglichen Dienſtverhältniſſe ſchließt aber 
nicht aus, daß Grundſätze, wie fie z. B. die Schutzvorſchrift des $ 618 für den bürgerlichen Dienſtver⸗ 
trag aufſtellt, auch für das Gebiet des Beamtenrechts als geltendes Recht anerkannt werden (ſo ſchon 
RG 18, 173). Nur darf nicht überſehen werden, daß, was in der Rechtſprechung nicht immer zum 
Ausdruck gekommen iſt, es ſich hierbei weder um eine unmittelbare noch um eine im gewöhnlichen 
Sinne entſprechende Anwendung von Rechtsnormen des bürgerlichen Rechts handelt, ſondern um 
öffentlich-rechtliche Grundſätze (vgl. RG 107, 189 und die Entſcheidungen in $ 618 A 1). Ihre 
Verletzung kann daher auch die Reviſion nur dann begründen, wenn das öffentliche Recht, dem 
das Beamtenverhältnis unterſteht, reviſibel iſt (vgl. $ 549 Abſ 1 ZPO und RO 95, 144; RG Warn 
1930 Nr 55; Gruch 61, 663). Zum Umfang und Inhalt der (über den Rahmen des $ 618 hinaus- 
gehenden) Fürſorgepflicht des Staates und der öffentlichen Körperſchaften gegenüber ihren Be⸗ 
amten ſ. RG 141, 385. Jetzt iſt das Gebot beamtenrechtlicher Fürſorge in $ 36 DBG allgemein 
ausgeſprochen (vgl. dazu Rec 157, 145). Vermögensrechtliche Haftung des Beamten gegenüber 
dem Staate uſw. für einen bei Ausübung ſeines Amtes angerichteten Vermögensſchaden ſ. z. B. 
Rh 82, 278; 92, 236; 95, 344; 133, 137; Rh JW 06, 5512 und 5 839 A 3 a. E. In einem öffentlich⸗ 
rechtlichen Dienſtverhältnis ſtehen auch die Angehörigen der Wehrmacht. Vermögensrechtliche 
Haftung der Militärperſonen gegenüber dem Reiche |. R 97 ©. 243, 263. Über Rückgriffsan⸗ 
ſprüche des Staates und der öffentlichen Körperſchaften gegen ihre Beamten ſ. $ 839 A 3 a. E. 
Über die Unterſcheidungsmerkmale zwiſchen öffentlich-rechtlichen Beamtenverhältnis und bürger⸗ 
lich-rechtlichem Dienſtvertragsverhältnis ſ. auch RG 126, 147. — Über die Stellung der früheren 
preußiſchen Hofbeamten vor und nach der Staatsumwälzung des Jahres 1918 f. R 84, 167; 
101, 256 und 103,61; der Beamten ehemals reichsunmittelbarer Standesherrſchaften ſ. RG JW 
1927, 220655. — Die Beamten jüdiſcher Kultusvereinigungen und ihrer Verbände (jetzt Vereine 
des bürgerlichen Rechts) ſtehen ſeit 1.4. 38 allgemein in einem bürgerlich⸗rechtlichen Dienſtver⸗ 
hältnis (Gef v. 28. 3. 38, RG Bl 1, 338, § 2). 

Ein öffentlicher Beamter iſt der Gerichtsvollzieher, der nach $ 154 GG zur Vornahme 
von Zuſtellungen, Ladungen und Vollſtreckungen berufen iſt. Da er — abgeſehen von 
von Amts wegen angeordneten Geſchäften — auf Veranlaſſung und im Intereſſe einer Partei 
tätig wird und in der Regel von dieſer auch die Gebühren für ſeine Tätigkeit erhielt 
(ogl. ZPO 38 753, 754, 755, 826, 827; GVollzchebd gg 19, 20), jo ſchien er eine Doppel; 
ſtellung einzunehmen. Im Auſchluſſe an den Beſchluß der vereinigten Zivilſenate des 
Reichsgerichts v. 10. 6. 86 (MG 16, 396) war denn auch früher angenommen worden: 
Dem Dritten, insbeſondere dem zu pfändenden Schuldner gegenüber habe der Gericht? 
vollzleher die Stellung des Beamten, er hafte alſo bei Verletzung feiner Amtspflicht nach 
s 839. Auch der ihn angehenden Partei gegenüber komme zunächſt ebenfalls ſeine Be⸗ 
amtenſtellung inſoweit in Betracht, als ſeine Tätigkeit durch allgemeine Geſetze oder dur 
die Gerichtsvollzieherordnungen und Geſchäftsanweiſungen geregelt ſei (RG 51, 258). Im 
ubrigen aber ſtehe fein Verhältnis und ſeine Haftpflicht dem Auftraggeber gegenüber, deſſen 
geſetzmäßigen Weiſungen er nachzukommen habe, allgemein unter den privatrechtlichen Grund⸗ 
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ſatzen des eine Geſchäftsbeſorgung betreffenden Dienſtvertrags (89 611, 675; RG 16, 396; 17, 
332; 18, 389; 56, 90; RG JW 01, 783; 07, 19238, RG Gruch 44 ©. 1199, 1204). Die ganze hieran 
ſich anſchließende Rechtſprechung erfuhr aber durch den Beſchluß der vereinigten Zivilſenate v. 
2. 6. 13 (RG 82, 85) eine grundſätzliche Anderung. In dieſem Beſchluſſe wurde die Frage: 
„Haftet der Gerichtsvollzieher dem Gläubiger für den Schaden, den er ihm bei Ausführung einer 
Zwangsvollſtreckung ſchuldhaft verurſacht, aus einem bürgerlich-rechtlichen Vertrags- 
verhältniſſe?“ verneint. Zu der neuen Prüfung dieſer Frage hatte namentlich das preuß. Gef 
v. 1. 8. 09 über die Haftung des Staates und anderer Verbände für Amtspflichtverletzungen von Be⸗ 
amten bei Ausübung der öffentlichen Gewalt Anlaß gegeben. Der Beſchluß beruhte im weſent⸗ 
lichen auf folgenden Erwägungen: In der Zwangsvollſtreckung betätige ſich die ſtaatliche Zwangs⸗ 
gewalt durch die eigenen Organe des Staates. Ob die Zwangsgewalt den Gerichten oder den 
Gerichtsvollziehern zugewieſen ſei, ſtets erfolge die Zwangsvollſtreckung — zwar auf Antrag oder 
im Auftrage und im Intereſſe der Partei, aber — als Ausübung ſtaatlicher Zwangsgewalt, 
kraft der der Behörde oder dem Einzelbeamten vom Staate verliehenen Gewalt. Der Antrag oder 
der Auftrag der Partei ſei nur der äußere Anlaß, der die Betätigung der Amtsgewalt auslöſe. Des⸗ 
halb gehöre die Tätigkeit der Organe der Zwangsvollſtreckung, der Gerichtsvollzieher nicht minder 
wie der Gerichte, dem öffentlichen Rechte an, und zwar in ihrer Geſamtheit. Das öffentliche 
Recht beherrſche ſomit auch das Verhältnis des Gerichtsvollziehers zu dem Gläubiger, der ihn mit 
der Zwangsvollſtreckung beauftrage. Die Stellung des Gerichtsvollziehers ſei hiernach völlig ver⸗ 
ſchieden von der öffentlich angeſtellter und beſonders bevorrechtigter Gewerbetreibender. Die 
Anwendung des bürgerlichen Vertragsrechts auf das Verhältnis zwiſchen Gerichtsvollzieher 
(als Vollſtreckungsorgan) und Gläubiger könnte nur gerechtfertigt werden, wenn und in⸗ 
ſoweit eine klare und beſtimmte Vorſchrift des Geſetzes ſie geböte. An einer ſolchen Vorſchrift 
fehle es. Die Grundſätze des eine Geſchäftsbeſorgung betreffenden Dienſtvertrags (88 611, 675) 
ſind danach alſo nicht anzuwenden, vielmehr beſtimmt ſich die Haftung des Gerichtsvollziehers für 
die Verletzung der ihm obliegenden Pflichten auch der Partei gegenüber, die ſeine Tätigkeit in An⸗ 
ſpruch nimmt, nach § 839, die Haftung des Staates an Stelle des Gerichtsvollziehers nach den 
gemäß Art 77 EG vorbehaltenen landesgeſetzlichen Vorſchriften, jetzt nach Art 131 WeimVerf. 
Val. dazu 9 839 A 1 Abſ 2ff. Der Gerichtsvollzieher wird nur als Beamter tätig und ift auch 
nicht Vertreter des ihn mit der Pfändung beauftragenden Gläubigers (RG 90, 193; 102, 79; 
RO JW 1914, 8635). Der Beſchluß v. 2. 6. 13 betraf, wie der frühere vom 10. 6. 86, nur die Haftung 
des Gerichtsvollziehers für ſeine Tätigkeit in der Zwangsvollſtreckung und befaßt ſich nicht mit 
der Frage, nach welchen Grundſätzen die Schadenserjaßpflicht des Gerichtsvollziehers für ein Ver⸗ 
ſchulden bei der Zuſtellung, bei der Vornahme einer Verſteigerung in den Fällen der $$ 383, 1235ff. 
BGB oder bei der Vornahme von freiwilligen Verſteigerungen zu beurteilen iſt. Die gleiche Beur⸗ 
teilung — nur Beamten- oder Staatshaftung — muß aber überall da Platz greifen, wo es ſich um 
die Erfüllung von Aufgaben handelt, die dem Gerichtsvollzieher in ſeiner Eigenſchaft als Beamter 
durch Geſetz oder Dienſtanweiſung auferlegt ſind (ſo auch für die Ausführung von Zuſtellungen 
Ac 87, 412; 91, 179; für eine Pfandverſteigerung nach den $$ 1235 ff. und für freiwillige Verſteige⸗ 
tungen RG 144, 262 und OLG 41, 140). Vgl. NG 83, 386 (vorzeitige Pfändung), RG Warn 
1919 Nr 134 (verſpätete und ordnungswidrige Verſteigerung). Wahrung der Rechte Dritter 
dei der Zwangsvollſtreckung als Amtspflicht des Gerichtsvollziehers |. RG 87, 294. Einzelne. 
Fälle von Amtspflichtverletzungen des Gerichtsvollziehers |. noch A 4h zu § 839. 

Auch der Notar ift, wenn man von der beſonderen Ordnung des neuen Reichsrechts (f. unten) 
zunächſt abfieht, ein Beamter, und zwar ein Staatsbeamter, dem die öffentliche Beurkundung 
VARG Warn 09 Nr 206) im Intereſſe von Privatperſonen obliegt (BGB $$ 126 bis 129, 518, 
EN f. 866 v. 17. 5. 98, zehnter Abſchnitt: gerichtliche und notarielle Urkunden; Wechſelch 

rt 79, RStchB 5 359). Da er aber regelmäßig nur auf Erſuchen einer Partei tätig wird, ſo 

wurde früher angenommen, daß der Notar zwar Dritten (RG 78, 246), daher auch dem 
chſelproteſtaten gegenüber, nur als Beamter mit Haftung nach $ 839 zu betrachten ſei, jo 

zar z ım Falle unrichtiger Beurkundung eines Vertrags (RG 23. 1.06 III 400/06), daß aber 
Mm Verhältniſſe zu der Partei, die ſeine Tätigkeit in Anſpruch nimmt, neben den öffentlich- 
lichllichen, durch Geſetz und Dienſtanweiſung gegebenen Vorſchriften die Grundsätze des bürger⸗ 
lichen Rechtes über Dienſtvertrag und Geſchäftsbeſorgung mit unmittelbarer Haftung für etwaige 
Seriehen anzuwenden ſeien, fo z. B. in betreff feiner Schadenserſatzpflicht bei verfäumter oder un- 
I Proteſterhebung (NG 49, 26; RG ZW 1933, 10185; RG 6. 2. 06 111 275/05; 29. 5. 06 
2 5405 Warn 1912 Nr 102); bei der Aufnahme eines formell ungültigen Teſtaments (RG 
4 112. 09 III 38/09); bei der Abfaſſung einer zu weitgehenden Löſchungsbewilligung (RG 
a 10 III 65/09). Als weſentlich oder doch als Regel wurde danach für das Verhältnis zwiſchen 
em Notar und den Beurkundungsbeteiligten angeſehen, daß beide Teile durch einen Vertrag 

bunden eien, der die dem Notar ſchon amtlich obliegende Tätigkeit als feine vertragliche 

Pflicht umfaſſe. Dieſe Auffaſſung, die der amtlichen Stellung des Notars und ſeiner amtlichen 
ume de, unparteiiſcher Mittler zwiſchen den Beteiligten zu ſein, nicht gerecht wurde, iſt aber 
er der Einwirkung des die Haftung des Gerichtsvollziehers betreffenden Beſchluſſes der ver⸗ 
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einigten Zivilſenate v. 2. 6. 13 (f. oben) vom Reichsgericht aufgegeben, und es iſt ſchon in 
A 85, 409 (413) ausgeſprochen worden, daß grundſätzlich wenigſtens beim preußiſchen 
Notar, auf den allein ſich im weſentlichen die bisherige Rechtſprechung des Reichsgerichts bezog, 
die Erfüllung einer Amtspflicht nicht Gegenſtand vertraglicher Bindung ſein könne. 
Ebenſo ſpätere Entſcheidungen (vgl. RG 95, 214; 111,296; R JW 1930, 7531; HAN 1932 
Nr 1651 und allgemein für Beamte RG JW 1938, 6694), Für den Hamburger Notar ſ. RG IW 
1931, 17861; für Bremen |. RG HRR 1933 Nr 1750. Über die nunmehr einheitliche Regelung 
durch die Reichsnotarordnung v. 13. 2. 37 (RG Bl I, 191) ſ. am Schluſſe. 

Aus der bisherigen den preußiſchen Notar betreffenden Rechtſprechung, die auch für die 
Handhabung des neuen Rechtes von Intereſſe iſt, ſeien die nachſtehenden Ergebniſſe erwähnt. Neben 
den Amtspflichten des Notars gibt es keine beſonderen „Berufspflichten“ (RG JW 1915, 119), 
ſondern nur Vertragspflichten, die er als Rechtskundiger durch Dienſtvertrag, der eine Geſchäfts⸗ 
beſorgung zum Gegenſtand hat (88 611,675), — im Falle der Unentgeltlichkeit durch Auftrag (8662) 
—, unter Umſtänden auch durch Werkvertrag (8631 Abſ 2) übernimmt. Solche Vertragspflichten 
können aber nur da begründet ſein, wo eine Amtspflicht nicht mehr in Frage kommt. Dabei iſt zu 
beachten, daß, wenn eine einheitliche Geſamttätigkeit des Notars amtlichen Charakter 
trägt, es nicht angeht, eine zu dieſer Geſamttätigkeit gehörige Einzelhandlung als 
nichtamtliche zu behandeln (RG IW 1930, 7534: Aushändigung von Geld, das die eine Ver⸗ 
tragspartei der andern ſchuldet, an den Notar; 1936, 25357: Aufſezung eines Vertrages). Über 
die Zuläſſigkeit unentgeltlicher Amtshandlungen des preuß. Notars, Annahme eines ſtillſchweigen⸗ 
den Verzichts auf Gebührenerhebung ſ. RG 142, 42. Amtspflicht (nicht Vertragspflicht) des be⸗ 
urkundenden Notars iſt es, den erklärten Willen der Beteiligten in klarer, gültiger Faſſung und 
Form urkundlich feſtzulegen, der Urkunde den Inhalt zu geben, der dem Willen der Be⸗ 
teiligten und dem Zwecke der Urkundenerrichtung entſpricht (RG 85, 413; 87, 232; 93, 
68; RG JW 1921, 2367; Rb Warn 1934 Nr 37; RG 231919, 4612; 1917, 7425; vgl. auch LZ 1919, 
601 und BayobLG 19, 64). Dabei darf ſich aber der Notar nicht immer und ohne weiteres mit 
äußerlich einwandfreien Erklärungen der Beteiligten, ſelbſt wenn dieſe geſchäftsgewandt ſind, be⸗ 
gnügen, er muß vielmehr, wie in der Rechtſprechung ebenfalls anerkannt iſt, ihren wirklichen Willen 
erforſchen und danach die Beurkundung vornehmen (R 95,301; RG JW 1914, 1941 ; 1921, 236°; 
1935, 16886; 1936, 2535˙). Soweit es dieſe Aufgabe mit ſich bringt, iſt der Notar kraft ſeines Amtes 
auch zur Aufklärung und zur Belehrung der Beteiligten (und zwar aller Beteiligten, nicht nur 
derjenigen, die gerade feine Zuziehung veranlaßt haben, R JW 1933, 17158; RG Warn 1929 
Nr 137; 1930 Nr 211) verpflichtet, ſo z. B. wenn zweifelhaft iſt, ob ſie ſich der Bedeutung 
und Tragweite ihrer (äußerlich vielleicht nicht zu beanſtandenden) Erklärungen völlig bewußt 
ſind, oder wenn die Gültigkeit des Rechtsgeſchäfts, deſſen Beurkundung verlangt wird, Bedenken 
unterliegt (vgl. preuß. AG. JG v. 21. 9. 99 Art 40; RG 110, 360; 130, 1; 148, 321; RG JW 
1933, 17155, 1934, 27°; 1937, 27654; Rh SeuffA 87 Nr 78; RO HAN 1933 Nr 374; 1932 Nr 1444; 
1931 Nr 936; 1935 Nr 1014). Bei Zweifeln über die rechtliche Zuläſſigkeit und Rechtswirkſamkeit 
deſſen, was er beurkunden ſoll, gebietet dem Notar ſeine Amtspflicht, ſolche Bedenken den Ver⸗ 
tragſchließenden zu unterbreiten, und gleich dem Rechtsanwalt (ſ. unter e) von mehreren in Be⸗ 
tracht kommenden Maßnahmen diejenige zu empfehlen, die ſicherer und gefahrloſer iſt als andere 
(RG 148 321). Stehen der vom Verkäufer zu bewirkenden Löſchung einer Hypothek ernſtliche 
Schwierigkeiten entgegen, dann muß der Notar mit den Beteiligten die Möglichkeit einer Sicherung 
des Käufers erörtern; der bloße Hinweis, daß Schritte gegen den Hypothekar unternommen 
werden müßten, genügt nicht (RG JW 1935, 600). Im übrigen laſſen ſich Art und Umfang 
der gebotenen Belehrung nicht allgemein beſtimmenz es wird immer auf die Um- 
ftände ankommen. Dabei iſt zu beachten, daß der Notar nicht Vormund“ der Beteiligten iſt, 
daher auch die wirtſchaftliche Zweckmäßigkeit eines Rechtsgeſchäfts, insbeſondere die Kredit ⸗ 
und Vertrauenswürdigkeit der einzelnen Perſonen oder die Zulänglichkeit einer Pfandbeſtellung 
im allgemeinen und vorbehaltlich der Übernahme beſonderer Vertragspflichten nicht zu prüfen hat 
(RG JW 1933, 510; 1935, 13404, 30912; 1936, 6481, 8031; RG 1927 Nr 40; 1935 Nr 20; f. auch 
HRR 1938 Nr 585). Ob der Notar die Pflicht hat, die Vereinbarung ſofortiger Vollſtreckbarkeit 
einer Zahlungsverpflichtung anzuregen, hängt von den Umſtänden des Falles ab (NG HRR 1934 
Nr 323). Doch muß der Notar wenigſtens bei einer naheliegenden Gefährdung mit feiner Beleh⸗ 
rung und ſeinem Rate eingreifen (RG JW 1922, 8057; 1928, 186215; 1936, 6481). Belehrungs⸗ 
pflicht bei einer Verhandlung, die nur die Durchführung eines bereits abgeſchloſſenen 
Vertrages betrifft. RG DJ 1933, 578. Amtspflichten des nur mit der Abwicklung eines Kauf⸗ 
vertrags beauftragten Notars ſ. RG JW 1935, 7726. Erteilung eines falſchen Rates nach Be, 
urkundung eines Kaufvertrags und Verjährung des Schadenserſatzanſpruches hierbei ſ. HRR 1937 
Nr 1002. Im einzelnen Falle kann natürlich ein mitwirkendes Verſchulden des Geſchädigten nach 
$ 254 die Haftung des ſchuldigen Notars einſchränken oder ſogar ausſchließen. Als Beteiligte, 
denen eine Belehrung zu erteilen der Notar kraft ſeines Amtes verpflichtet fein kann, kommen bet 
der Aufnahme einer Urkunde zunächſt die Perſonen in Betracht, deren Erklärungen beurkundet 
werden ſollen; doch kann dem Notar eine Belehrungspflicht auch gegenüber dem obliegen, der mit 
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ihm behufs Beurkundung von Verpflichtungen eines anderen in Verbindung tritt, ohne eigene Er⸗ 
klärungen beurkunden zu laſſen (RG 153, 153, teilweiſe abweichend von RG 122, 80 und Rö HRR 
1934 Nr 385). Der Notar muß die Beteiligten insbeſondere auch darüber belehren, wie ſie den mit 
der Beurkundung erſtrebten Zweck erreichen können, und ihnen das dazu taugliche Rechts⸗ 
geſchäft vorſchlagen (RG 95, 214; RG JW 1931, 23621, 23632). Darüber hinaus kann eine ſolche 
Pflicht durch Vertrag begründet werden (RG JW 1915, 100718; 1927, 11457; Warn 1911 Nr 233; 
1920 Nr 197; HRR 1933 Nr 659, 660), fo z. B. die Pflicht zur Auskunft über die Zuverläſſigkeit 
und Zahlungsfähigkeit eines Kreditnehmers und über den Wert einer Sicherheit (RG JW 1933, 
5103; RG HRR 1935 Nr 1308; RG 8. 7. 18 III 13/18) oder über die Güte des Käufers (RG Warn 
1927 Nr 40). Belehrungspflicht beim Kauf eines in der Zwangsvollſtreckung befindlichen Grund⸗ 
ſtücks ſ. RG Warn 1932 Nr 38. Der Umfang der Belehrungspflicht eines Notars läßt ſich 
nicht allgemein beſtimmen, ſondern hängt weitgehend von den Umſtänden des Einzelfalles, ins⸗ 
beſondere auch davon ab, ob er geſchäftskundige Perſonen vor ſich hat oder nicht (RG 142, 424; RG 
HRR 1930 Nr 8). S. dazu auch oben. Amtspflicht des Notars zur Prüfung von als Sicherheit über⸗ 
gebenen Wertpapieren |. R JW 1930, 149611. Amtspflicht zur Belehrung über die Gefahren der 
Auszahlung eines Darlehns vor Eintragung einer Hypothek |. RG 85, 337 (mitwirkendes Ver⸗ 
ſchulden des Darlehnsgebers ſ. RG SeuffA 85 Nr 73), der Auszahlung eines Kaufpreiſes vor Er⸗ 
teilung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung R IW 1922, 8057, oder vor Beibringung 
der Löſchungsquittung für eine nach dem Kaufvertrag zu löſchende Hypothek RG Warn 1934 Nr 
121, oder ſonſt ohne (oder ohne genügende) Sicherung Rh HRR 1934 Nr 864, 1592. Belehrungs⸗ 
pflicht bei Sicherungsübereignungen |. RG IW 1934, 28411; NG HRR 1935 Nr 732. Über die 
Grenzen amtlicher Belehrungspflicht ſ. ferner RG 100, 284 (Belehrung über die wirtſchaftlichen 
Gefahren eines Vertrags; 142, 424; NG JW 1915, 51311; 1917, 600°; 1921 S. 1692, 237°; Warn 
1914 Nr 120; 1916 Nr 276; 1937 Nr 154, 155; RG 23 1911, 468; 1916, 13725; 1919, 477°; HRR 
1932 Nr 1920; auch SeuffA 72 Nr 56, 179 und Bay Obs 19, 408. Steuer- oder koſtenrechtliche 
Auswirkungen des beurkundeten Rechtsgeſchäfts, die kraft Geſetzes eintreten, muß der Notar nur 
dann erörtern, wenn eine Partei nach den Umſtänden erkennbar auf dieſe Auswirkungen beſonderen 
Wert legt oder durch fie beſondere Gefahr läuft (RG 142, 424; RG JW 1935, 14832). Pflicht zur 
Belehrung über zu entrichtende Grunderwerbſteuern |. RG Warn 1929 Nr 48, über die Gefahren 
einer Aushändigung des Hypothekenbriefs an den Gläubiger ſ. RG Warn 1931 Nr 163. Über die 
Beweislaſt bei verſäumter Belehrung ſ. RG JW 1933, 10562; RG HRR 1934 Nr 804. Sorgfalts⸗ 
pflicht des Notars bei Beurkundung der Beſtellung einer Grundſchuld als Forderungsſicherungs⸗ 
mittel ſ. R JW 1923, 7492. Beurkundung einer wegen Nichtbeachtung des $ 313 un⸗ 
gültigen Auflaſſungsvollmacht |. R JW 1932, 136722. g 3 . 
Zur amtlichen Tätigkeit des Notars gehört auch die Vorbereitung einer künftigen 
eurkundung oder Beglaubigung, ſo das Entwerfen von Erklärungen, wenn es zu dem 
Zwecke geſchieht, daß er ſelbſt fie ſpäter beurkunden oder beglaubigen ſoll (RG JW 1917, 538: 
1919, 9954; 1935, 262810; 1936, 25357; RG SeuffA 71 Nr 254; RG HR R 1928 Nr 1706; 1932 
Nr 512; 1936 Nr 874). Dagegen verletzt er nicht eine Amtspflicht, ſondern höchſtens eine 
von ihm als Rechtskundigen übernommene Vertragspflicht, wenn er die Ausführung eines von 
ihm beurkundeten Vertrags nachträglich vereitelt (NG 23 1916, 1026; dazu RG JW 1937, 17075). 
Ebenſo endet die Amtspflicht des Notars mit der Beurkundung eines Erbauseinanderſetzungs⸗ 
vertrags; eine Mitwirkung bei der Ausführung des Vertrags fällt nicht in den Bereich feiner amt- 
lichen Tätigkeit (RG JW 1924, 814). Zur Haftung des Notars für Maßnahmen anläßlich einer 
eurkundung ſ. RG 142, 184. Amtspflicht des Notars, feine Mit wirkung bei einer 
6 eurkundung zu verſagen, wenn die Beteiligten trotz Belehrung über die Unzuläſſigkeit des 
Heſchäfts auf deſſen Beurkundung beſtehen, ſ. R JW 1921, 3365; über feine Amtspflicht, die 
eglaubigung einer Urkunde zu verweigern, wenn er die Strafbarkeit oder die Ungültigkeit thres 
Srhaltz kennt, ſ. R 87, 232; vgl. auch RG 85, 225; 101, 155; RG JW 1910, 10044; 1932, 2866°; 
1933, 2700. Zur Prüfungspflicht bei Unterſchriftsbeglaubigungen |. noch RG JW 1938, 889%, 
letzt 5 27 NNotD. (ſ. unten). Hat der Notar ſtatt der erforderlichen Beurkundung einer Willens⸗ 
erklärung nur deren Beglaubigung vorgenommen, fo kann er mit dem Einwand er habe die recht 
liche Bedeutung der von ihm geleſenen Erklärung nicht erkannt, jedenfalls dann nicht gehört 
f erden, wenn er die Notwendigkeit der Beurkundung bei nur oberflächlicher Prüfung hätte er⸗ 
ennen müſſen (RGS 146, 155). Zur Einſicht des Grundbuchs iſt der preußiſche Notar, vorbe⸗ 
zallüch beſonderer Umſtände (RG HRR 1935 Nr 1013), nur im Falle eines dahin gehenden Ver⸗ 
rags verpflichtet (RG JW 1915, 1193“; 1919, 2415). Prüfung der Eintragungen durch den Notar, 
alls er Einſicht nimmt, |. RG HRR 1933 Nr 1925, insbeſondere bei neuen Grundbuchblättern, 
auf die ältere umgeſchrieben find, |. R HRR 1935 Nr 786. Prüfung der in einer Eintragung in 
Nofag genommenen Eintragungsbewilligung |. RG HRR 1932 Nr 1577; 1934 Nr 805. Wenn der 
Bde das Grundbuch nicht einfieht, fo muß er ſich auf andere Weiſe Gewißheit über ſeinen Inhalt 
derſchafßen, und wenn er hierüber nicht genügende Klarheit gewinnt, die Beteiligten mindeſtens 
u aufmerffam machen, daß die Beurkundung nur auf ihre Gefahr geſchehen könne (RG JW 
30, 33062, 1931, 23021, 24651; RG Warn 1930 Nr 213; R 24. 4. 23 111 387/22). Er hat auch die 
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Amtspflicht, ſich vor der Beurkundung eines Kaufvertrags über Grundſtücke davon zu überzeugen, 
ob die Beteiligten, insbeſondere der Käufer, zuverläſſige Kenntnis vom Hypothekenſtande haben 
(NG 85, 339; 95, 299; 122, 80; RG ZW 1931, 23621; 1936, 6481 239611, RG HR gt 1931 Nr 218). 
Zum mindeſten muß er die Beteiligten darauf aufmerkſam machen, daß die Beurkundung nur auf 
ihre Gefahr geſchehen könne. Vor der Beurkundung eines Kaufvertrags über ein Grundſtück muß 
ſich der Notar auch davon überzeugen, ob die Beteiligten von den bei den Grundakten eingegan- 
genen, noch nicht erledigten Anträgen auf Eintragung zu Hypotheken Kenntnis haben (RG Gruch 
71, 622). Liegt ein Grundbuchauszug vor, fo darf ſich der Notar darauf verlaſſen, daß er richtig iſt 
(RG HAN 1932 Nr 1445); er muß ihn aber ſelbſtändig nach allen Richtungen prüfen, die für das 
abzuſchließende Geſchäft von Bedeutung fein können (RG Warn 1927 Nr 172). Wird der Notar 
mit der Feſtſtellung des Ranges einer Hypothek beauftragt, ſo hat er in aller Regel nicht nur die 
Eintragungen in Abt III, ſondern auch die Eintragungen in Abt Il wegen etwa der Hypothek vor⸗ 
gehender Rechte zu prüfen (NG JW 1936, 22154). Unter Umſtänden muß der Notar den Käufer 
eines Grundſtücks auf die Möglichkeit einer Auflaſſungsvormerkung hinweiſen und, falls ſie bean⸗ 
tragt wird, ihre alsbaldige Eintragung in das Grundbuch herbeiführen (NG JW 1928, 186215; 
RG HRgt 1932 Nr 1446; RG 3. 5. 27 III 290/26; 5. 7. 32 III 437/31). Aufklärungspflicht des 
nur um Beſcheinigung des Grundbuchſtandes erſuchten Notars ſ. RG Warn 1934 Nr 104. Keine 
Belehrungspflicht in Bezug auf Rangverhältniſſe bei Abtretung von Grundſchulden, wenn Grund⸗ 
ſchuldbrief vorliegt 5. R HAN 1934 Nr 1202. Macht der Notar von der Ermächtigung, Ur⸗ 
kunden beim Handelsregiſteramt oder beim Grundbuchamt einzureichen (FGG 
$ 129; GBO 8 15), fei es auch nur auf Erſuchen der Beteiligten, Gebrauch, fo liegt ihm die ſorg⸗ 
fältige, insbeſondere rechtzeitige Ausführung als Amtspflicht ob (RG 93, 68; 114, 202; auch JW 
1916, 1284; 1928, 186210; 1931, 10787; 1933, 10551). Eine Verpflichtung zur Einreichung beſteht 
aber nur, wenn der Notar fie ausdrücklich oder ſtillſchweigend übernommen hat (RG J 1937, 
212125). Über die Belehrungspflicht (ſ. oben) des Notars, der bei Entwerfung von Verträgen mit⸗ 
gewirkt, die Unterſchriften beglaubigt und die Anmeldung zum Handelsregiſter eingereicht hat, ſ. RG 
HR 1933 Nr 1926. Über die Verpflichtung des Notars, einen von ihm beurkundeten Grundſtücks⸗ 
kaufvertrag mit Auflaſſung dem Grundbuchamt unverzüglich einzureichen, ſ. auch RG IW 1933, 
10551. Amtshaftung des Notars, der auf einer von ihm entworfenen Privaturkunde die Koſten⸗ 
berechnung in einer Weiſe unterſchreibt, daß ſeine Unterſchrift als Beglaubigung einer ſpäter unter 
die Privaturkunde geſetzten Unterſchrift erſcheint (RG JW 1931, 10766). Über Rat und Auskunft 
als Gegenſtand vertraglicher Bindung, auch wenn der Notar keine Gebühr berechnet, |. RG JW. 
1918, 9011; RG Warn 1920 Nr 197; RG 23 1915 ©. 49, 435; 1919, 1545. Über die Amtspflicht 
des Notars, bei einer im Juni 1925 über die Aufwertbarkeit von Hypotheken erteilten Auskunft das 
in Ausſicht ſtehende Aufwertungsgeſetz zu berückſichtigen, |. RG 135, 321; vgl. auch RG JW 1928, 
522 (Rechtsauskunft im Oktober 1923). Über mangelhafte Prüfung und Belehrung zu Fragen des 
Aufwertungsgeſetzes, insbeſondere der Rangvorbehaltsbeſtimmung des § 7 Abſ 4 . RG JW 1932, 
28615. Über die Amtspflichten des Notars bezüglich der Erhebung von Wechſelproteſten |. auch RG 
91,127. Verwahrung von Wertpapieren und Geld, ſowie deren Aushändigung an die 
Berechtigten als Amtsgeſchäft des Notars ſ. RG 114, 295; 156, 82; RG SeuffA 91 Nr 49. Sorg⸗ 
re: des Notars bei Auswahl einer Bank zur Hinterlegung des ihm anvertrauten Geldes 
. RE JW 1933, 28998. Haftung des Notars für Berechnung eines zu hohen Stempels ſ. RG 
136, 45. Erteilung einer Ausfertigung, einer Vollſtreckungsklauſel ſ. RG 129, 168. Über die Ver⸗ 
pflichtung des Notars, über die Perſönlichkeit der zur Aufnahme oder Beglaubigung 
einer Urkunde vor ihm Erſchienenen ſich zu vergewiſſern, ſ. RG 78, 241; 81 S. 125 u. 157; 
124, 62; 150, 348; 156, 82; M JW 1913, 104417; 1928, 186417; 1930, 1291; 1933, 10576; R& 
Warn 1928 Nr 206; R HAN 1932 Nr 615, 1919. Prüfung der Vollmachten |. R IW 1934, 
23941. Über die von dem Notar zu verlangende Sorgfalt bei der Feſtſtellung, daß Teſtaments⸗ 
zeugen nicht wegen Verwandtſchaft von der Mitwirkung ausgeſchloſſen find, ſ. R JW 1933, 
130811. Die Amtspflicht des Notars verbietet es ihm auch, die Gelegenheit ſeiner amtlichen In⸗ 
anſpruchnahme zu benutzen, um auf die Regelung einer privaten Rechtsangelegenheit hinzuwirken, 
die zwischen ihm und den ihn als Notar angehenden Perſonen ſchweben (RG 144, 339). Zu den 
Amtspflichten des Notars ſ. noch zu $ 839, insbeſondere A 3, 41. 

Bezüglich der Erfüllung vertraglicher Pflichten haftet der Notar nach § 278 für das Ver 
ſchulden ſeiner Gehilfen (RG 85, 225; 142, 184; nch HNN 1933 Nr 1749, 1750). Seine Amts- 
pflichten muß er grundſätzlich in eigener Perſon erfüllen, wenn er ſich auch zur Vorbereitung 
von Amtshandlungen der Hilfe anderer bedienen darf (RG KW 1936, 239611; i Warn 191 
Nr 195; 1930 Nr 157, 213; Nc HRR 1935 Nr 786; RG Gruch 71, 622). Hier iſt $ 831 nicht an 
wendbar (RG ZW 1936, 25357; ich Hag 1933 Nr 1749, 1750). So muß er ſelbſtändig prüfen, 
ob der Inhalt der von einem Gehilfen entworfenen Urkunden dem Willen der Beteiligten ent 
ſpricht c Ich 1914, 354%; Gruch 57, 978; Rc Ogg 1932 Nr 1206), und ob Ausfertigungen 
und beglaubigte Abſchriften mit der Urſchrift der Urkunde übereinſtimmen (NR J 1935, 2356°; 
ORR 1935 Nr 347). Die Gehilfen find auch nicht berufen, Rechtsauskunft zu erteilen, die Beten 
ligten nicht berechtigt, ſich auf eine ſolche Auskunft zu verlaſſen (RG JW 1910, 100414; 1919, 241°; 
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RG HNN 1936 Nr 874). Hat der Notar von ihm beglaubigte Urkunden zur Erwirkung einer Ein⸗ 
tragung im Grundbuch erhalten, ſo braucht er die Überſendung an das Grundbuchamt nicht im 
einzelnen Fall perſönlich anzuordnen und zu überwachen; er muß aber allgemein Einrichtungen 
treffen und durch eine wirkſame Überwachung dafür ſorgen, daß die Aufgabe durch ein gut ge⸗ 
ſchultes, erprobtes Perſonal wahrgenommen wird; Abſendung durch einfachen, nichteingeſchriebe⸗ 
nen Brief kann jedoch nicht in jedem Falle als unzureichend erachtet werden (NG HAN 1933 
Nr 1749). Es begründet auch nicht ſtets eine Amtspflichtverletzung, wenn der Notar feinen Büro ⸗ 
vorſteher mit einer Grundbucheinſicht betraut und ſich auf deſſen Feſtſtellungen über den Inhalt 
des Grundbuchs verläßt; es wird immer auf die Umſtände des Falles ankommen (MG HRR 1933 
Nr 1750). Über die Haftung des preußiſchen Notars für feinen Vertreter nach Preuß§ GG Art 101 
ſ. RG 100, 287; 139, 193; 140, 129 (anders für Mecklenburg OLG 43, 98). Nach $ 35 AND 
(ſ. unten) haftet für eine Amtspflichtverletzung des Vertreters neben dieſem der Notar dem Ge⸗ 
ſchädigten als Geſamtſchuldner; im Verhältnis zwiſchen dem Notar und dem Vertreter iſt der 
Vertreter allein verpflichtet. Für Notarverweſer ſ. AusfVoO v. 26. 6. 37 (RGBl I, 663) § 7. — 
Mitwirkendes Verſchulden des Geſchädigten kann im einzelnen Falle nach § 254 die 
Haftung des ſchuldigen Notars einſchränken oder ſogar ausſchließen; ſo, wenn der Notar unter 
Verletzung ſeiner amtlichen Belehrungspflicht einen ſittenwidrigen Knebelvertrag und einen 
wucherlichen Darlehnsvertrag beurkundet, der geſchädigte Gläubiger aber die Sittenwidrigkeit der 
Verträge gekannt oder nur aus Fahrläſſigkeit nicht gekannt hat (RG 130, 1; vgl. RG JW 1930, 
29327; RG HRR 1931 Nr 1734). Trifft der letztere Vorwurf einen Vertreter des Gläubigers, ſo 
kann die Haftung des Notars nach 9 839 Abſ 1 Satz 2 ausgeſchloſſen fein (NG JW 1930, 29327). 
Hat der Geſchädigte bewußt argliſtig gehandelt, ſo kann er den ſeine Amtspflicht fahrläſſig ver⸗ 
letzenden Notar nicht für den Schaden verantwortlich machen, der ihm durch das Fehlſchlagen ſeines 
Handelns entſtanden iſt (RG 130, 1 [6]; RG JW 1935, 2491). Eigenes Verſchulden des Ge⸗ 
ſchädigten ſetzt im übrigen nicht voraus, daß er die drohende Gefahr erkannt hat; es kann auch in 
fahrläſſiger Nichteinholung geſchäfts⸗ oder rechtskundigen Rates und insbeſondere darin zu finden 
fein, daß er den Notar nicht über eine bedrohliche Weiterentwicklung der Sache unterrichtet hat (RG 
RR 1934 Nr 863). — Einfluß der Nichtigkeit eines Generalverſammlungsbeſchluſſes auf den Ge- 
bührenanſpruch des beurkundenden Notars, der die Nichtigkeit durch Außerachtlaſſung von Form⸗ 
vorſchriften des Aktienrechts verſchuldet hat, ſ. RG 114, 202. Über Notariatsgebühren ſ. auch RG. 
136, 307; 141, 283; 142, 42; RG JW 1927 S. 1252“, 2125°*, 212625; 1930, 33074. 

Im Zuge der Überleitung der Rechtspflege auf das Reich iſt aus dem Notar des einzelnen 
Landes der Reichsnotar geworden. Die Reichsnotarordnung v. 13. Februar 1937 (RG Bl 1,191), 
dazu Jonas DX 1937, 276, regelt das Recht des Notars einheitlich und erſchöpfend, gibt auch eine 
Unigrenzung feiner amtlichen Tätigkeit und ordnet feine Haftung durch ausdrückliche Vorſchrift. 
Der Notar, als Rechtswahrer auf dem Gebiet vorſorgender Rechtspflege, insbeſondere zur Be⸗ 
urkundung von Rechtsvorgängen, beſtellt, und auf den Bezug von Gebühren für ſeine Tätigkeit 
($18) angewieſen, iſt danach (unbeſchadet der abweichenden Übergangsregelung für einzelne 
Bezirke [ſ. unten]) nicht Beamter im Sinne des Deutſchen Beamtengeſetzes, aber Träger 
eines öffentlichen Amts im Treueverhältnis zu Führer und Reich (58 1, 2, 14). 
Seine amtliche Zuſtändigkeit iſt in den 58 22ff. näher beſtimmt. Nach $ 25 find die Notare auch 
zuſtändig, Geld, Wertpapiere und Koſtbarkeiten, die ihnen von den Beteiligten übergeben ſind, 
zur Aufbewahrung oder zur Ablieferung an Dritte zu übernehmen. Zum Amt des Notars gehört 
neben ſonſtiger Rechtsbetreuung insbeſondere die Anfertigung von Urkundenentwürfen und die 
Feratung ſowie, unbeſchadet ſonſtiger Beſchränkungen, auch die Vertretung der Beteiligten ($ 26 

bj 1). Über die Prüfungs- und Belehrungspflichten des Notars bei der Beurkundung |. Dienft- 
g v. 5. 6. 37 Di 1937, 874 S$30ff. Die neue Ordnung des Notariatsweſens 
eruht grundſätzlich auf der Trennung von Notariat und Anwaltsberuf, läßt 
aber übergangsweiſe eine Verbindung auch weiterhin zu. Nimmt der Notar, der 
zugleich Rechtsanwalt iſt, Handlungen der in § 26 Abf 1 bezeichneten Art vor, jo iſt an⸗ 
zunehmen, daß er als Notar tätig geworden iſt, wenn es ſich dabei um die Vorbereitung 
oder Ausführung der ihm in den 85 22— 25 zugewieſenen Amtsgeſchafte handelt; im übrigen 
Fa Zweifel anzunehmen, daß er als Rechtsanwalt tätig geworden iſt (826 Abſ 2). Über die 
5 ücknahme von Anträgen, die der Notar im Namen der Beteiligten beim Grundbuchamt oder 
5 den Regiſterbehörden zu ſtellen kraft Geſetzes ermächtigt iſt, ſ. $ 26 Abs 3. Nach 9 27 hat der 
Notar bei der Beglaubigung einer Unterſchrift oder eines Handzeichens die Urkunde darauf zu 
i ob Gründe beſtehen, feine Amtstätigkeit noch (515 Abſ 2, 17) zu verſagen. Zu einer 
ſolchergehenden Prüfung iſt er nur auf Grund eines beſonderen Auftrags verpflichtet; ohne einen 
0 iſt er den Beteiligten in keinem Fall wegen unterbliebener Prüfung des Inhalts der Ur⸗ 
en 5 verantwortlich. Die Amtshaftung des Notars iſt in H 21 Abſ 1 beſonders geregelt. Ver⸗ 
„ui der Notar vorſätzlich oder fahrläſſig die ihm einem andren gegenüber obliegende Amtspflicht, 
pfl at er dieſem den daraus entſtandenen Schaden zu erſetzen. Die Vorſchriften über die Amts⸗ 
eſtegtvellekungen von Beamten der Reichsjuſtizverwaltung, die ſie bei Ausübung der Rechts⸗ 
ege begangen haben, gelten entſprechend. $ 839 Abs Satz 2 BGB bleibt jedoch bei Amts⸗ 
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geſchäften der in den §8 25, 26 bezeichneten Art (ſ. oben) im Verhältnis zwiſchen dem Notar und 
dem Auftraggeber außer Anwendung. Über die Amtshaftung des Notariatsaſſeſſors und des 
Notarvertreters ſ. § 21 Abſ 2, § 35; der Notar haftet nach dieſen Vorſchriften dem Geſchädigten 
neben dem Vertreter ſtets, neben dem Aſſeſſor dann, wenn er ihm das Geſchäft zur ſelbſtändigen 
Erledigung überlaſſen hatte, als Geſamtſchuldner; im Verhältnis zum Notar ſind Aſſeſſor und 
Vertreter allein verpflichtet. Für die Amtspflichtverletzung eines Notarverweſers (5 40) haftet 
neben dieſem die Reichsnotarkammer dem Geſchädigten als Geſamtſchuldner; im Verhältnis 
zwiſchen der Reichsnotarkammer und dem Notarverweſer ift dieſer allein verpflichtet, und dasſelbe 
gilt, ſoweit der Notarverweſer nach § 35 oder § 21 Abſ 2 für Amtspflichtverletzungen eines Ver⸗ 
treters oder Aſſeſſors haftet (Ausf VO v. 26. 6. 37, RG Bl 1,663, § 7). Eine Haftung des Reichs 
kommt nicht in Frage. Nach der in der Reichsnotarordnung gegebenen Umgrenzung der amt⸗ 
lichen Tätigkeit des Notars, namentlich der Einbeziehung der geſamten Rechtsbetreuung, bleibt für 
Vertragspflichten und Vertragshaftung anſtatt oder neben Amtspflicht und Amtshaftung, wie 
ſie in der Rechtſprechung über den preußiſchen Notar vielfach eine Rolle ſpielten, kaum mehr 
Raum, was im Intereſſe einer klaren Abgrenzung der Aufgabe des Notars, insbeſondere gegenüber 
der des Rechtsanwalts, nur zu begrüßen iſt. Gewiſſe Geſchäfte ſind dem Notar ausdrücklich unter⸗ 
fagt (528). Übergangsvorſchriften für einzelne Bezirke ſ. 58 84 ff., für Bayern auch VO des RIM 
b. 2. 7. 37 DJ 1028. Für die ſudetendeutſchen Gebiete ſ. VO v. 26. 4. 39 (RGBl I, 845). 

c) Dienſtverhältnis der Rechtsanwälte. Die Berufsſtellung der Rechtsanwälte wird, zumal 
im Rahmen der nationalſozialiſtiſchen Neuordnung, weitgehend, wenn auch in geringerem Maße 
als diejenige der Beamten, vom öffentlichen Rechte beeinflußt. Ihre Beziehungen zu den 
ihren Beiſtand in Anſpruch nehmenden Perſonen werden aber, ſoweit nicht die öffentlich⸗rechtlichen 
Grundſätze eingreifen, durch das Vertragsrecht des BGB beſtimmt. Überall iſt aber auch in dieſem 
Zuſammenhange zu beachten, daß der Beruf des Rechtsanwalts als eines verantwortlichen Gliedes 
der ſtaatlichen Rechtspflege kein Gewerbe iſt. Wenn ſeine Tätigkeit auch dem Erwerbe dient, 
jo tritt doch ähnlich wie beim Arzte (j. unten) „nicht ſowohl die Ausübung des wirtſchaftlichen 
Erwerbs als vielmehr die Betätigung geiſtiger Kräfte im Dienſte des Gemeinwohls“ in den Vorder⸗ 
grund (vgl. RG 39, 137; 55, 169 und namentlich 66, 150; 75, 105) oder, wie es im Vorſpruch zur 
Reichs⸗Rechtsanwaltsordnung vom 21. Februar 1936 (RG Bl 1, 107), eingeführt in den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten durch VO v. 31. 3. 39 (RG Bl I, 657), heißt, der Beruf des Rechtsanwalts 
iſt,kein Gewerbe, ſondern Dienſt am Recht“. Von dieſer Wertung des Anwaltsberufes 
aus kann auch eine Anwaltspraxis in der Regel nicht Gegenſtand des rechtsgeſchäftlichen Verkehrs 
fein. Die entgeltliche Überlaſſung einer Anwaltspraxis iſt vielmehr regelmäßig 
ſittenwidrig und gemäß $ 138 nichtig. Immerhin ſind Ausnahmefälle unter beſonderen Um⸗ 
ſtänden, z. B. beim Tode eines Rechtsanwalts eine Überlaſſung durch die Witwe (vgl. RG 153, 
280; dazu Schulz KW 1937, 1377; Elſter DG WR 1937, 153) denkbar. Doch muß hier in jedem 
Falle der Aufgabe des Rechtsanwalts, Diener am Recht zu ſein, Rechnung getragen, insbeſondere 
vermieden werden, ihm ſchwere wirtſchaftliche Laſten aufzuerlegen, die ihn nötigen, feinen Beruf 
als reine Gelderwerbsquelle auszunutzen. Die öffentlich-rechtliche Stellung der Rechts⸗ 
anwälte tritt in den Vorſchriften der Reichsrechtsanwaltsordnung (Zulaſſung 88 15ff., Rechte 
und Pflichten $$ 31ff., ehrengerichtliches Verfahren §8 64ff., Rechtsanwaltſchaft beim Reichs⸗ 
gericht SS 106 ff.) und der Prozeßordnungen überall hervor. Inſoweit aber der Rechtsanwalt 
als Rechtsbeiſtand zugezogen wird, liegt ein Vertragsverhältnis des bürgerlichen Rechtes 
vor, dem in der Regel ein Dienſtvertrag, der eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegen- 
ſtande hat (88 611, 675, ſ. auch 8675 A 1), und nur ausnahmsweiſe, wenn nicht die Arbeit 
des Anwalts, ſondern ein durch fie herbeizuführender Erfolg ($ 631 Abſ 2), z. B. die Er⸗ 
ſtattung eines Gutachtens, den Gegenſtand ſeiner Verpflichtung bildet, ein Werkvertrag 
zugrunde liegt (RG 75, 105; 88, 223; 110, 139, R JW 1914, 6424; RG 23 1916, 11881; 
RG Warn 1918 Nr 75; 1926 Nr 165; ſ. auch OLG Hamburg JW; 1938, 20353: Vertrag beſonderer 
Art). Auch die Anfertigung eines Vertrags durch einen Rechtsanwalt bildet nur unter beſonderen 
Umſtänden (RG JW 1914, 642) den Gegenſtand eines Werkvertrags (RG 88, 223; Warn 1918 
Nr 75). Ein Auskunfts- oder Beratungsvertrag kann auch ſtillſchweigend zuſtande kommen (RG 
JW 1905, 1381; 1927, 11457; 1928, 11341; 1933, 27015; 1936, 195512; RG Warn 1930 Nr 211 
und dort erwähnte Entſcheidungen). Kündigung des Dienſtverhältniſſes durch den Rechtsanwalt 
wegen Nichtzahlung eines Vorſchuſſes ſ. NG Warn 1926 Nr 165. Über das Verhältnis des Rechts. 
anwalts zu ſeinem Auftraggeber als Treueverhältnis mit weitgehender Selbſtändigkeit ſ. N6 
113, 264 (269); OLG München HRR 1937 Nr 694, 695 und § 654 A 1. 

In der Rechtſprechung iſt eine privatrechtliche Haftpflicht des Rechtsanwalts bei Verletzung 
ſeiner vertragsmäßigen Verbindlichkeiten ſtets angenommen worden. So bei unrichtiger Angabe 
der Hypothekenverhältniſſe eines vom Auftraggeber anzukaufenden Gutes (RG 2. 2. 06 III 270/05), 
bei nicht ausreichender Sorgfalt, die auf die Grundbucheinſicht zu verwenden war (MG Warn 1912 
Nr 246), bei Nichtbelehrung über die Gefahren, die mit der Unterlaſſung der Benachrichtigung des 
Grundſtückseigentümers von der Abtretung einer Hypothekenforderung verbunden find (RG JW 
1921, 3365), bei mangelhafter Beratung über die Rechtsgültigkeit eines Grundſtücks⸗ 
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geſchäfts (R JW 1931, 2014), bei ungenügender Erkundigung über die Hypotheken⸗ 
verhältniſſe eines Grundſtücks vor der Zwangsberſteigerung (RG 15. 5. 08 III 496/07), 
bei unterlaſſener Fürſorge für die Aufnahme eines im Zwangsverſteigerungstermine abgegebenen 
Gebots in das Protokoll (RG 11. 12. 08 III 106/08), bei Überſehen des Sicherheitsverlangens 
eines Beteiligten (RG JW 1915, 654°) und bei unterlaſſener Berechnung der der Hypothek des 
Auftraggebers vorgehenden Anſprüche im Zwangsverſteigerungstermin (RG Warn 1916 Nr 247), 
ferner bei Beſchaffung und Benutzung eines ungültigen Wechſelproteſts (RG 20. 2. 06 111 295/05), 
bei Verzögerung einer an ſich begründeten Klageſtellung bis nach Ablauf der dafür beſtehenden 
Verjährungsfriſt und bei ſchuldhafter Herbeiführung der Verjährung durch Nichtbetrieb eines 
anhängigen Rechtsſtreits (RG 9. 3. 09 ILL 208/08; RG Warn 1912 Nr 371; RG JW 1914, 77118), 
bei vorzeitiger Stellung von Vollſtreckungsanträgen, jedoch unter Einſchränkung der Haftung 
bei mitwirkendem Verſchulden der Partei nach § 254 (RG 3. 4. 06 III 376/05), wegen Ver⸗ 
eitelung von Schadenserſatzanſprüchen durch Erhebung der Wandlungsklage (RG Warn 1915 
Nr 139), wegen falſcher Faſſung des Klageantrags bei Auseinanderſetzung von Geſellſchaftern 
einer offenen Handelsgeſellſchaft (JW 1917, 9796), wegen mangelhafter Faſſung einer Anmeldung 
zum Handelsregiſter (NG JW 1915, 509%), wegen der Empfehlung eines unzuläſſigen Selbſt⸗ 
hilfeverkaufs (RG JW 1921, 8935), wegen unrichtigen Rates über das von einer Partei einzu⸗ 
haltende Verfahren, wenn zwiſchen ihr und dem Anwalt ein Vertragsverhältnis beſteht (RG 
5. 1. 05 III 264/04; 18. 2. 10 III 154/09, dagegen nicht wegen ſolchen Rates bei nicht beſtehen⸗ 
dem Vertragsverhältniſſe RG 16. 3. 06 III 342/05), wegen des Anratens einer die Eheſcheidung 
erleichternden Vereinbarung (RG JW 1928, 150015), wegen Auskunft über tatſächliche oder 
rechtliche Verhältniſſe, auch wenn ein Anſpruch auf beſondere Vergütung dafür nicht begründet 
iſt (NG LZ 1915, 4910), wegen falſcher Auskunft über das vor 1900 geltende eheliche Güterrecht 
(n Warn 1920 Nr 195), wegen Nichtbelehrung oder irriger Belehrung über die Ausſchließung 
der Haftung für die Schulden eines mit der Firma übernommenen Handelsgeſchäfts nach HGB 
3 25 Abſ 2 (RG JW 1916, 12755; RG LZ 1916, 1239, auch DLG 28, 176), wegen unterlaſſener 
Belehrung über die außergewöhnliche Höhe der aus der Ausführung eines Auftrags zu erwarten ⸗ 
den Koſten, allerdings nur unter beſonderen Umſtänden (RG 118, 365; RG JW 1919, 4467), 
wegen mangelhafter Begründung und verſpäteter Einreichung eines Armenrechtsgeſuchs (RG 
J 1931, 17892); wegen Entwerfung eines ſittenwidrigen Sicherungsübereignungsvertrags 
(RG Warn 1931 Nr 155: dort auch über mitwirkendes Verſchulden der Beteiligten), wegen 
mangelhaften Schutzes der Konkursmaſſe, deren Intereſſe er als Prozeßbevollmächtigter des 
Konkursverwalters zu vertreten hat, gegen die Vollſtreckung eines eine Konkursforderung be- 
treffenden Urteils (NG Warn 1933 Nr 167), wegen mangelhaften Schutzes des Auftraggebers 
vor einer Gebührenpflicht gegenüber dem von einem anderen Beteiligten angegangenen Notar 
NG Warn 1935 Nr 140. Über die Verpflichtung des vom Gericht beigeordneten Armenanwalts, 
unter Umſtänden auch ohne Auftrag der Partei in deren Intereſſe tätig zu werden, |. RG 115, 60; 
ogl. auch Rh JW 1932, 21442. Haftung des Armenanwalts erſter Inſtanz, der mit ſeiner Partei 
uber die Einlegung der Berufung verhandelt hat, für die Verſäumung der Rechtsmittelfriſt |. RG 
118, 126. Der mit der Führung eines Rechtsſtreits beauftragte Rechtsanwalt darf von der Geltend⸗ 
machung eines ſeiner Partei zuſtehenden rechtlichen Einwandes, z. B. auch der Unklagbarkeit von 
Börſentermingeſchäften, nicht abſehen, ohne die Partei auf die Möglichkeit des Einwandes hin⸗ 
gewieſen zu haben (M& 139, 358). Für eigenmächtiges Abweichen von Anweiſungen des Auftrag ; 
gebers gilt gemäß 8 675 die Vorſchrift des $ 665 (NG HRR 1931 Nr 405). Bei der Entgegen ⸗ 
REG von Beweisangeboten kann ſich der Rechtsanwalt mit der Benennung von Zeugen durch 
397 Partei begnügen und braucht ſich nicht etwa durch eine (an ſich ſchon bedenkliche, R& 140, 
420 Befragung der Zeugen von deren Glaubwürdigkeit zu überzeugen (Nc 23. 6.33 III 
32). Der Berufungsanwalt hat ſich innerhalb angemeſſener Friſt mit dem Prozeßſtoff be- 
zur ut machen und ihn ſelbſtändig daraufhin zu prüfen, ob und welche prozeſſualen Maßnahmen 
docg wahrnehmung der Intereſſen feiner Partei, z. B. auch zur Unterbrechung der Verjährung des 
2 mi nicht rechtshängigen Teiles einer Schadenserſatzforderung erforderlich find; Verſchulden des 
zaltinſtanzlichen Anwalts entlaſtet ihn nicht, begründet vielmehr nur eine Geſamthaftung beider 
3 (NG 115, 185). Er kann dem geſchädigten Auftraggeber auch ein Verſchulden ſeines 
gebechrsanwalts inſoweit nicht entgegenhalten, als dieſer nicht Erfüllungsgehilfe des Auftrag ⸗ 
mus. in feinem Verhältnis zum Berufungsanwalt ift (auc 140, 1). Verpflichtung des Berufungs⸗ 
15 ei jeine Partei an die Einhaltung der Nachweisfriſt des $519 Abſ6 Z d zu erinnern 
ruf 156, 208). Zu den Pflichten des erſtinſtanzlichen Prozeß bevollmächtigten, der in der Be⸗ 
Gang gsinſtanz als Verkehrsanwalt tätig ift, ſ. RG 152, 330. Der Reviſionsanwalt iſt für den 
fache Reviſionsverfahrens, ſoweit dieſer von ihm abhängt, verantwortlich: für eine unrichtige 
1 Verechtüche Behandlung kann er nicht ſchadenserſatzpflichtig gemacht werden, weil zwiſchen 

8 ten und einen ſeiner Partei entſtehenden Schaden, den Urſachenzuſammenhang im 
Be — unterbrechend, die Entſchließung des Reviſionsgerichts tritt (RG 142, 394). Die 
die Be der Vertretung im Zwangsverſteigerungsverfahren begründet nicht ohne weiteres 
cht, dafür zu ſorgen, daß der Auftraggeber eine möglichſt geringe Wertzuwachsſteuer zu 
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bezahlen hat (RG FW 1917, 967%). Über die Ausführung des Zwangsvollſtreckungsauftrags, das 
Girokonto eines Schuldners des Auftraggebers „ſperren zu laſſen“, ſ. RG 23 1915, 5215. Über 
die Verpflichtung des Rechtsanwalts, Pfändungsprotokolle der Gerichtsvollzieher nachzuprüfen, ſ. 
OLG 45, 176. Haftung des Rechtsanwalts für die Entwendung von Akten, die einem Beteiligten 
zur Einſicht vorgelegt worden find, |. RG LZ 1916, 1022 Vorteilsausgleichung, wenn der durch 
die Schuld des Rechtsanwalts ausgefallene Hypothekengläubiger das Grundſtück mit Gewinn 
erſteht, |. RG 84, 386. Gibt der Auftraggeber nicht unzweideutig zu erkennen, daß er des Rates 
nur in einer beſtimmten Richtung bedürfe, dann iſt ihm eine allgemeine, möglichft er⸗ 
ſchöpfende Belehrung zu geben, die ſich auch auf die Gefahren eines beabſichtigten Rechts⸗ 
geſchäfts und dagegen mögliche Vorſichtsmaßregeln zu erſtrecken hat (NG ZW 1921, 3366, 1928, 
11341; 1932, 28541; 1934, 10422; RG HRR 1935 Nr 578). Auch Steuer- und Wirtſchaftsfragen 
find bei der Beratung zu berückſichtigen (NG JW 1932, 25852). Belehrung über Aufwertungs⸗ 
fragen ſ. RG JW 1934, 10422. Zur Belehrungspflicht des Rechtsanwalts ſ. auch RG JW 1928, 
50558. — Hat der Rechtsanwalt durch fein Verhalten in einem Rechtsſtreite, z. B. durch Nicht⸗ 
einlegung eines Rechtsmittels oder durch einen Verzicht, die Intereſſen ſeines Auftraggebers 
verletzt, ſo iſt für die Frage, ob dadurch ein Schaden entſtanden iſt, nicht maßgebend, 
wie das Gericht jenes Rechtsſtreits ohne das Verhalten des Rechtsanwalts entſchieden 
haben würde, ſondern wie es bei richtiger Beurteilung, alſo nach der Anſicht des über den 
Schadenserſatzanſpruch erkennenden Gerichts, hätte entſcheiden müſſen (RG 91, 164; 117, 293; 
139, 358; 3% 1912, 51; 1917, 1025; 1936, 14334; 1938, 16632; RG Seuffll 69 Nr 40; RG HR gi 
1932 Nr 435; 1934 Nr 251). Über den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen falſcher Beratung 
im Zwangsverſteigerungstermin und Ausfall der Forderung des beratenen Gläubigers |. RG 
HRR 1986 Nr. 252. Über eine Unterbrechung des Urſachenzuſammenhanges zwiſchen einem 
ſchuldhaften Verhalten des Reviſionsanwalts und der Entſcheidung des Reviſionsgerichts durch 
deſſen Entſchließung ſ. die ſchon oben erwähnte Entſcheidung RG 142, 394. Wer einen Rechts- 
anwalt wegen fehlerhafter Beratung haftbar machen will, muß den ganzen, dieſem unterbreiteten 
Sachverhalt darlegen, auch Behauptungen des Gegners widerlegen (RG 20. 6. 33, 6/33). Haftung 
des Rechtsanwalts, wenn die Partei wegen begründeter Zweifel an der Rechtswirkſamkeit eines 
von ihm verfaßten Vertrags einen ihr nachteiligen Vergleich abſchließt, ſ. Rs 154, 41. Über die 
Beweislaſt bezüglich des urſächlichen Zuſammenhangs |. RG Warn 1916 Nr 135, 1913 Nr 413; 
R 23 1914, 1897. Hat der Rechtsanwalt durch Verletzung feiner Vertragspflicht eine Urſache der 
Schädigung ſeines Auftraggebers geſetzt, ſo wird die Urſächlichkeit ſeines Verſehens nicht da⸗ 
durch beſeitigt, daß der Richter nachher gleichfalls ein Verſehen begeht, ohne das der Rechtsanwalt 
505 92 100 Verſehen entdeckt und den Schaden noch verhindert haben würde (RG 13. 11. 31 
781). 

Der Rechtsanwalt muß bei Wahrnehmung der Intereſſen feines Auftraggebers nach ſorg⸗ 
fältiger Prüfung ſich ſelbſt eine Rechtsanſchauung bilden und braucht nicht jeder 
abweichenden Meinung Rechnung zu tragen; wohl aber muß er allgemein anerkannte 
Ergebniſſe der Rechtslehre ſowie die oberſtrichterliche Rechtſprechung berückſichtigen (RG 
87, 183, dazu 89, 426; auch RG HRR 1936 Nr 330). Er darf nicht zu einem weniger günſtigen 
Vergleich raten, wenn nach Schrifttum und Rechtſprechung begründete Ausſicht auf Erzielung 
eines günſtigen Ergebniſſes beſteht (NG JW 1932, 28562). Kein Verſchulden des Rechtsanwalts, 
wenn er einer vom Reichsgericht gebilligten, wenn auch von Schriftſtellern bekämpften Anſicht folgt; 
er braucht auch nicht mit einer Anderung der Rechtſprechung zu rechnen (RG JW 1915, 12595; 
1937, 1633). Kein Verſchulden des Rechtsanwalt, wenn er nach pflichtgemäßer Überlegung der 
Anſicht eines anerkannten Erläuterungswerkes folgt (NG ZW 1934, 27635). Bei Anſprüchen 
aus 8 839 muß der Rechtsanwalt insbeſondere prüfen und auch während des Rechtsſtreit im Auge 
behalten, ob nicht ein der Klage entgegenſtehender Erſatzanſpruch des Klägers gegen Dritte ($ 839 
Abſ 1 Satz 2), gegebenenfalls auch gegen ihn ſelbſt, beſteht (RG 158, 130). Der Rechtsanwalt muß 
aber Zweifel und Bedenken, zu denen die Sachlage Anlaß gibt, darlegen und darf nicht die Ge⸗ 
fahr einer ungünſtigen gerichtlichen Entſcheidung dem Auftraggeber aufbürden (RG LZ 1916, 1006”). 
Von mehreren möglichen Maßnahmen muß er diejenige wählen, die ſicherer und 
zweifelsfrei iſt (MG 152, 330 [344]), auch wenn für eine andere, zweifelhaftere, ſich angeſehene 
Rechtslehrer ausſprechen (NG JW 1921, 8939), und er muß auch die Möglichkeit einer unrichtigen 
Beurteilung der Rechtslage durch die zur Entſcheidung berufene Stelle berückſichtigen und ſeine 
Maßnahmen im Rahmen des Möglichen ſo treffen, daß ſein Auftraggeber auch in ſolchem Falle 
keinen Schaden erleidet (RG 151, 259, RG JW 1937, 16334). S. auch Holſtein ZW 1938, 1430. 
Vor einer Abweichung von beſtimmten Anweisungen hat der Rechtsanwalt dem Auftraggeber 
Anzeige zu machen und ſeine Entſchließung abzuwarten, wenn nicht mit dem Aufſchub Gefahr 
verbunden ift (88 675, 665 Satz 2; dazu NG Warn 1930 Nr 34). Haftung des Rechtsanwalts 
bei rechtsirriger Beurteilung von Aufwertungsfragen |. Rc JW 1930, 6191; 1932, 28565. Un⸗ 
kenntnis der Sonderentwicklung eines einzelnen deutſchen Landes iſt nicht immer ſchuldhaft (NG 
JW 1932, 28569. Über Behandlung von Friſtſachen ſ. auch RG 96, 322. Über die Sorgfalt? 
pflicht des Rechtsanwalts gegenüber Verſehen, die nicht ihm, ſondern dem Gericht zur Laſt fallen, 
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Prüfungspflicht gegenüber gerichtlichen Verfügungen, Beachtung bekanntgewordener Unregel⸗ 
mäßigkeiten, |., insbeſondere im Zwangsverſteigerungsverfahren, NG FW 1936, 27087, 27098, dazu 
Holſtein JW 1938, 14310. — Der Rechtsanwalt haftet für feine Gehilfen nach 8278 (RG JW 
1914, 77°), für feinen Stellvertreter (früher RAD $ 25, jetzt NAAD 8 29) dagegen nur nach $ 664 
Abſ ! Satz 2 (Seuffl 75 Nr 211; anders HRR 1936 Nr 1354). Haftung für betrügeriſche Mit- 
teilungen der Bureauvorſtehers R 101, 248, für Unterſchlagungen des Kanzleivorſtandes JW 
1920, 3979, für Rechtsauskünfte, die der Bureauvorſteher mit Wiſſen und Willen des Rechts⸗ 
anwalts erteilt, Rh JW 1932, 6411. Rechtsanwälte, die ſich zur gemeinſchaftlichen Ausübung 
des Anwaltsberufs verbunden haben, haften als Geſamtſchuldner für den Schaden, den einer 
von ihnen in ſeiner Eigenſchaft als Rechtsanwalt (MG 10. 7. 34 III 47/34; HRNR 1928 
Nr 950) dem Auftraggeber ſchuldhaft verurſacht, wenn dieſer, was im Zweifel anzunehmen iſt, 
fie ſämtlich mit der Wahrnehmung feiner Rechte betraut hat (RG 85, 306; Warn 1916 Nr 247; 
ogl auch JW 1916, 5197; 1917, 304°; 1936, 80314; 28 1916, 831°). Das gilt aber nur bei Hand 
lungen, die ſich innerhalb der Grenzen des Anwaltsberufs bewegen, nicht z. B. für eine Auskunft 
über wirtſchaftliche Verhältniſſe behufs Entſchließung über die Gewährung eines Darlehns (RG 
88, 342; RG JW 1936, 8031; vgl. auch OLG 34, 60). Eine nur büromäßige Verbindung mehrerer 
Rechtsanwälte begründet, auch wenn ſie nach außen als Anwaltsſozietät erſcheint, eine geſamt⸗ 
ſchuldneriſche Schadenshaftung des einen für den anderen dann nicht, wenn ber Auftrag nur 
einem von ihnen erteilt und, wie etwa bei der Beſtellung als Treuhänder, erſichtlich an deſſen 
Perſon geknüpft iſt (RG 20. 12. 35 V 49/35). — Mitwirkendes Verſchulden des Auftraggebers 
kann die Erſatzpflicht des Rechtsanwalts nach $ 254 beſchränken. Wenn aber der Anwalt 
infolge ungeſchickten oder ſäumigen Verhaltens des Auftraggebers Veranlaſſung hat, ſein bis⸗ 
heriges Vorgehen zu ändern und raſch einen andern, geſetzlich gewieſenen Weg zu beſchreiten, 
und er unterläßt dies, fo trifft grundſätzlich nur ihn die Schuld für dieſe Verſäumung (RG Warn 
1926 Nr 212). Der Auftraggeber, der gegenüber einem Vertragsgegner ſittenwidrig und arg⸗ 
liſtig gehandelt hat, kann den Schaden, der ihm durch das Fehlſchlagen dieſes Handelns entſtanden 
iſt, in der Regel nicht auf ſeinen nur fahrläſſig handelnden Anwalt abwälzen; der Anwalt iſt ihm 
ſolchenfalls nicht oder doch nur unter beſonderen Umſtänden ſchadenserſatzpflichtig (RG 130, 
146; RG JW 1935, 24915; 1937, 3517; RG RR 1936 Nr 330). Hat aber der Anwalt ſelbſt den 
Auftraggeber zu ſeinem argliſtigen und ſittenwidrigen Vorgehen angeſtiftet, dann beſteht kein 
Anlaß ihn von jeder Haftung freizugeben; es kann höchſtens eine Abwägung wegen mitwirkenden 
Verſchuldens des Auftraggebers nach $ 254 in Frage kommen (RG Seuffü 89 Nr 142). — Zur 
Verteilung der Beweislaſt: Der Auftraggeber muß den Auftrag als ſolchen und ſeinen 
geſamten Inhalt beweiſen; ſo auch vor allem den Tatbeſtand, den er dem ihn beratenden Rechts ⸗ 
anwalt unterbreitet hatte (NG HRR 1933 Nr 1746). — Über die Verjährung von Schadens⸗ 
erſatzanſprüchen ſ. RAD $ 32a und NG 88, 223; 90, 82; RG ZW 1933, 5085; LZ 1916, 1188; 

arn 1918 Nr 75. — Vertragsverhältnis des Rechtsanwalts zu anderen Beteiligten, insbeſon⸗ 
dere auch zu dem Vertragsgeaner der von ihm vertretenen Partei, ſ. RG 52, 365; 129,109; N U 
1905, 138%, 1927, 11457; 1928, 1134; RG Warn 1933 Nr 38; RG HRR 1933 Nr 1744; N 
23 1915 S. 4971, 4351; 1918, 41%. Anwaltsdienſtvertrag (nicht Bürgſchaft), wenn jemand im 
igenen Intereſſe für ſich einen Rechtsanwalt zugunſten eines (unbemittelten) Dritten mit der 
Vertretung dieſes Dritten beauftragt, ſ. RG ZW 1938, 21408). Zur Frage, inwieweit ein Rechts- 
ae bei Wahrnehmung des Rechts feines Vollmachtgebers auf die Intereſſen des Gegners 

üdficht zu nehmen verpflichtet ift, |. Rh 124, 104. — Ein Abkommen zwischen dem Rechts. 
anwalt und ſeinem Auftraggeber über die Höhe der Vergütung verliert nicht ohne weiteres 
ſeine Wirkſamkeit mit dem Inkrafttreten einer Gebührenordnung, die den Rechtsanwalt beſſer⸗ 
1 8 würde; die Bedeutung eines ſolchen Abkommens muß vielmehr nach den Umftänden des 
Sees und dem ausdrücklich oder ſtillſchweigend erklärten Willen der Vertragsteile feſtgeſtellt 

erden (RG 114, 336; RG Warn 1927 Nr 27). Über Honorarvereinbarungen, Herabsetzung 
lber ig hoher Vergütungen und Verwirkung von Rückforderungsanſprüchen wegen ſolchen 
1935 maßes . Rh 145, 217; 158, 100; R JW 1928, 27817 1930, 62863 1938, 204116 ÖRR 
Vork Nr 725; Über die Nichtigkeit von Honorarvereinbarungen ſ. RG 115, 141; 142, 70 und 
0 tbem 4 a. E. Über vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung |. RG 158, 210. Aufwertung 
1926 Rechtsanwaltsgebühren ſ. RG 110, 139; 111, 372; RG Warn 1925 Nr 192, 193; 
Wal Nr 131; RG IW 1927, 84611; 1929, 1643“. Schadenserſatzpflicht des Rechtsan⸗ 
ide der ſeinem Auftraggeber ſchuldhaft eine zu hohe Gebührenrechnung überſendet 
55 auf Beanſtandung erklärt, die Gebühren ſeien richtig berechnet, |. RG 130, 101. Verwirkung 
Ha dcgeblhrenanſpruch⸗ durch mißbräuchliche Ausübung des Zurückbehaltungsrechts an den 
\ 2 alten ſ. Rh 113, 264. Gebühren eines deutſchen Rechtsanwalts, der für ſeinen inländiſchen 
ein g geber Rechtsangelegenheiten im Ausland beſorgt, |. R 149, 121. Vergütungsanſprüche 
9915 ausländiſchen Rechtsanwalts |. RG 151, 193. — Ausſcheiden der Juden aus der Rechts 
da altſchaft ſ. die auch für Oſterreich geltende VO v. 27. 9. 38 (RGBl J, 1403), für Oſterreich 
le 1 noch VO v. 27. 9. 38 (RH Bl J, 1406) und v. 3. 4. 39 (Roh Bl 1, 708) Richtlinien für die Ange⸗ 

genheiten der jlidiſchen Konſulenten AV des RIM v. 17. 10. 38 DJ 1938, 1666 (auch 1670). — 
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Über das Vertragsverhältnis eines Patentanwalts zu feinem Auftraggeber |. RG JW 1925, 
2462. Ausſchließung der Juden vom Beruf des Patentanwalts ſ. VO v. 31. 10. 38 (RGBl J, 
1545); dazu für Oſterreich VO v. 31. 10. 38 (RGBl I, 1548). 

d) Dienſtverhältnis der Arzte. Die Vorſchriften des Dienſtvertrags, unter Umſtänden die 
des Werkvertrags, finden auch Anwendung auf das Verhältnis des Arztes zum Kranken. Aller⸗ 
dings war ſchon bisher der Arzt auch dem öffentlichen Recht unterworfen, namentlich inſo⸗ 
fern als nach GewO $ 29 zur Bezeichnung und Anerkennung als „Arzt“ ein Befähigungsnachweis 
und eine ſtaatliche „Approbation“ erforderte, ihm auch durch weitere Beſtimmungen (StGB 8 300; 
NG 53, 315) die Wahrung des Berufsgeheimniſſes und bei gewiſſen anſteckenden Krankheiten 
eine Anzeigepflicht auferlegt wurde. Vgl. außerdem StGB 88 209, 277, 278; GVG $$ 35, 84; 
StPO 852 Abſ 1 Nr; 3 PO 5383 Nr. 5; KO 561 Nr4; Perſonenſtandsgeſetz v. 3. 11.37 
(RGBl I, 1146) 88 17, 33; RGeſ, betr. die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, v. 30. 
6. 00 (RGBl 506) 5 2 mit VO v. 1. 12. 38 (RG Bl J, 1721) § 5; für die ſudetendeutſchen Gebiete 
VO v. 21. 3. 39 (RG Bl J, 555). Die ärztliche Tätigkeit iſt ferner ihrem inneren Weſen nach (abge⸗ 
ſehen von gewerblich betriebenen Privatkrankenanſtalten) kein gewerbliches Unternehmen und 
trotz 88 29, 144 Abſ 2 Gewo auch keins im Sinne der Gewd, ſondern ein Beruf, bei dem es ſich 
(wie bei den Rechtsanwälten) in erſter Linie nicht um den wirtſchaftlichen Erwerb, ſondern um 
die Betätigung geiſtiger Kräfte im Dienſte des Gemeinwohls handelt (RG 66, 143; 86, 186; 90, 
35; 144, 5; vgl. auch 80, 223; anders für das Steuerrecht RG 39, 137; Nichtanwendung auf Apo⸗ 
theker RG SeuffA 87 Nr 8). Die immer ſtärkere Betonung der öffentlich⸗ rechtlichen 
Stellung des Arztes hat ſchließlich in der auf der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung be⸗ 
ruhenden Reichsärzteordnung v. 13. 12. 35 (RG Bl I, 1433), eingeführt in den ſudetendeut⸗ 
ſchen Gebieten durch VO v. 27. 3. 39 (RGBl I, 582), ihren klarſten Ausdruck gefunden. Nach 
ihr iſt der Arzt zum Dienſt an der Geſundheit des einzelnen Menſchen und des ge⸗ 
ſamten Volkes berufen und erfüllt damit eine durch das Geſetz geregelte öffentliche 
Aufgabe ($ 1 Abſ 1). Der ärztliche Beruf iſt (unbeſchadet der ſteuerrechtlichen Behand⸗ 
lung § 90) kein Gewerbe (§ 1 Abſ 2). Seine Ausübung ſetzt die behördliche Beſtallung 
als Arzt voraus (88 2ff.). Der Arzt iſt zur gewiſſenhaften Berufsausübung, zu einem 
ſeines Berufs würdigen Verhalten ($ 12), bei Meidung krimineller Strafe (bisher StGB $ 300) 
auch zur Wahrung des Berufsgeheimniſſes verpflichtet (§ 13) und unterliegt bei Verletzung von 
Berufspflichten, insbeſondere bei Verſtößen gegen die Berufsordnung ($ 14) der berufsgericht- 
lichen Beſtrafung (58 51ff.). Vgl. auch die neue Berufsordnung für die deutſchen Arzte v. 5. 11. 37 
(DArzte Bl 1031), dazu Kallfelz JW 1938, 97. Die durch die Reichsärztekammer vertretene 
deutſche Arzteſchaft in ihrer Geſamtheit aber iſt berufen, zum Wohle von Volk und Reich für die 
Erhaltung und Hebung der Geſundheit, des Erbguts und der Raſſe des deutſchen Volkes zu wirken 
(5 19). Unter Berückſichtigung der öffentlichrechtlichen Stellung und Aufgabe des Arztes ſind 
auch Verträge über die entgeltliche Überlafjung einer ärztlichen Praxis durch den ab- 
gebenden Arzt oder die Witwe eines Arztes zu beurteilen. Sie ſind, auch nach heutiger Anſchauung 
(vgl. Reichsärzteordnung § 49 Abſſ3), nicht ſchlechtweg als ſittenwidrig und gemäß § 138 
nichtig zu erachten; nur darf die vertragliche Regelung dem übernehmenden Arzte nicht die pflicht⸗ 
mäßige Erfüllung ſeiner öffentlichen Aufgabe im Dienſt an der Geſundheit des einzelnen und des 
geſamten Volkes erſchweren oder unmöglich machen (vgl. RG 153, 294; dazu Anm Frieſecke 
ZUÜDR 1937, 88; ferner Kallfelz ZW 1937, 1513ff.; Elſter DGWR 1937, 153; auch RG Warn 
1934 Nr 68. Über die Nichtanwendbarkeit des 9 1822 Nr 7 auf die entgeltliche Überlafjung der 
Praxis eines verſtorbenen Arztes ſ. RG 144, 1. 

Der öffentlich-rechtliche Charakter feiner Stellung (. auch unten Vorbem 4) ſchließt aber 
nicht aus, daß der Arzt regelmäßig tätig wird auf Grund eines dem bürgerlichen Rechte 
angehörigen ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Vertrags mit dem Kranken oder ſeinen 
Angehörigen und geſetzlichen Vertretern, an deren Entſchließung der Arzt mehrfach ge⸗ 
bunden iſt, namentlich wenn es ſich um die Vornahme einer Operation handelt, die gefährlich 
und dabei in ihrem Ergebnis ungewiß iſt (RG 68, 431; RGSt 25, 375; RG ZW 1932, 33282 RG 
Warn 1911 Nr 431; Seuffü 46 Nr 189; 48 Nr 262; RG Gruch 51, 923). Eine ſtillſchweigende 
Einwilligung ſteht der ausdrücklichen gleich. Bei Gefahr im Verzug bedarf es in der Regel einer 
Einwilligung überhaupt nicht (RG 68, 434). Doch kann es ſich dabei nur um Fälle handeln, in 
denen aus beſonderen Gründen die Einwilligung des Kranken nicht eingeholt werden kann, 8. B. 
wenn er bewußtlos iſt, oder wenn erſt im Laufe eines mit ſeiner Zuſtimmung erfolgten Eingriffs 
die Notwendigkeit eines weiteren Eingriffs ſich ergibt und nach Lage der Sache angenommen 
werden darf, der Kranke würde, wenn er gefragt werden könnte, die Einwilligung nicht verſagen; 
gegen den ausdrücklichen Willen des Kranken darf der Arzt, auch bei Gefahr im Verzug, 
nicht handeln, es müßte denn ſein, daß das Geſetz ihn dazu ermächtigt, oder der Schritt 
unter dem Geſichtspunkt eines überragenden öffentlichen Intereſſes gerechtfertigt 
erſcheint, wie etwa bei einem Widerſtreit zwiſchen den Pflichten, die dem Arzt gegenüber dem 
Kranken obliegen, und jenen, die ſich für ihn nach der Reichsärzteordnung aus ſeinem öffentlichen 
Aufgabengebiet ergeben (RG 151, 349; dazu Anm Kallfelz JW 1936, 3114; vgl. auch Lohmann 
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Dig 1936, 1481). Der Arzt ift nicht verpflichtet, den Kranken auf alle möglichen Folgen einer 
Operation aufmerkſam zu machen (RG 78, 432; RG Warn 1920 Nr 109), insbeſondere nicht bei an 
ſich geringfügigen Eingriffen auf die Möglichkeit ſchädlicher Folgen unter nicht voraussehbaren un- 
günſtigen Umſtänden (NG JW 1937, 927). Eine umfaſſende Belehrung iſt unter Umſtänden ſogar 
unrichtig, weil ſie aufregen oder von der Einwilligung zu einem notwendigen Eingriff abſchrecken 
kann (RG ebenda). Der Arzt muß ſich aber wenigſtens im allgemeinen die Einwilligung des Kranken 
in die Vornahme der Operation ſichern und darf ihn nicht über weſentliche Umſtände im Unklaren 
laſſen (ORG 28, 182), auch nicht bewußt wahrheitswidrig einen Eingriff als völlig ungefährlich be⸗ 
zeichnen (NG RR 1934 Nr 1278). Über die Verpflichtung des Arztes, dem Kranken mitzuteilen, 
daß die vorzunehmende Operation den gewünſchten Erfolg nicht unbedingt verſpreche und gewiſſe 
Nebenwirkungen nicht ausſchließe, ſ. NR JW 1932, 33282. Macht der Arzt darauf aufmerkſam, es 
ſei Gefahr im Verzug, der Kranke müſſe ihm alles einzelne überlaſſen, und unterzieht ſich nun der 
Kranke einer Operation, jo liegt darin zugleich die Erklärung des Einverſtändniſſes mit einer Aus- 
dehnung der Operation über den urſprünglich beabjichtigten Umfang hinaus, falls dieſe Aus⸗ 
dehnung nach ärztlichen Grundſätzen zur Heilung des Kranken erforderlich ſein ſollte. So für einen 
Fall, in dem der Arzt einen ungefährlichen Eingriff an der Gebärmutter vornehmen ſollte, bei der 
Operation aber Krebs vorfand und deshalb die ganze Gebärmutter entfernte (RG 21. 11.13 III 
277/13). Über die beider Ausführung von Operationen anzuwendende Sorgfalt, ins⸗ 
beſondere die Haftung des Arztes für das Zurücklaſſen von Gegenſtänden im Körper des Ope⸗ 
rierten |. R6 83, 71; 97, 4; R ZW 1931, 1466“; 1934, 8962; 1936, 644°; RG Warn 1936 Nr 67; 
ſ. auch HRR 1937 Nr 1434. Nach ſchwierigen, mit beſonderer Eile ausgeführten Operationen muß 
der Arzt feſtſtellen, ob die gebrauchten Gegenſtände wieder zur Stelle und nicht etwa unbemerkt 
in der Bauchhöhle zurückgeblieben find (R 5. 2. 37 III 164/36). Bei der Frage, welche Sorgfalt 
ein Arzt bei Operationen zu beobachten hat, ſind auch die Erfahrungen der ärztlichen Praxis 
zu berückſichtigen (NG JW 1935, 273°). Bezüglich der Beweislaſt in Operationsfällen hat das 
Reichsgericht wiederholt ausgeſprochen, daß die Unmöglichkeit, die Urſache der Verletzung des 
Kranken feſtzuſtellen, nicht zu Laſten des behandelnden Arztes gehen dürfe (RG 78, 432; 118, 42; 
128, 121; 130, 121; R JW 1913, 3220; 1928, 221310; 1933, 2701“; Warn 1922 Nr 7; 1926 
Nr 155; RG Gruch 69, 86; NG HRR 1932 Nr 96, 1643; R 14. 5. 29 III 390/28; 8. 10. 29 
m 541/28). Dieſer Grundſatz muß jedoch mit Vorſicht gehandhabt werden. Immer iſt zu 

rüfen, ob die Sachlage einen Anhalt für die Annahme bietet, daß ein ſchuldhaftes Verhalten des 

rztes vorliege, das nach dem gewöhnlichen Verlauf der Dinge die Verletzung hervorgerufen haben 
könne, und ob dieſer Anhalt fo ſtark ift, daß eine Unmöglichkeit der Feſtſtellung des urſächlichen 

uuſammenhangs nicht mehr angenommen werden kann (RG Warn 1926 Nr 155; |. auch JW 
1937, 259220). Zu beachten ift dabei, daß nicht jeder Fehler in der Behandlung, nicht jeder Fehl 
griff bei einer Operation ein zum Schadenserſatze verpflichtendes Verſchulden des Arztes begründet 
MG 78, 432; RG SeuffA 67 Nr 57). Die Begriffe Kunſtfehler und Verſchulden decken ſich 
nicht (RG HAN 1931 Nr 1748; R JW 1935, 115°). Ein Verſtoß gegen Regeln der ärztlichen 
Kunſt ſtellt aber regelmäßig ein Verſchulden des Handelnden dar, und es iſt jedenfalls Sache des 

rztes, darzutun, warum in dem Verſtoß kein Verſchulden liegen ſoll (RG RR 1934 Nr 786; |. auch 
HR 1938 Nr 725). Zur Beurteilung „ärztlicher Kunſtfehler“ ſ. auch Elſter DG WR 1938, 280. 
800 RG JW 1912, 5811 (fahrläſſiges Durchſtechen der Gebärmutter); Rc 118, 41; 139, 255; 
3 JW 1927, 2699; 1935, 34604, 354011; RG 23 1915, 903°; RG Warn 1922 Nr 7, 1932 Nr 71: 
Fe Nr 169; RG Seuffl 84 Nr 187; NG HRR 1935 Nr 1009; 1937 Nr 8, 23 1920, 664! und 
Bay Ob 19,391 (Röntgenverbrennung); NG Warn 1929 Nr 43 (Verbrennung beim Dia- 
llnanieverfahren); ſ. auch RG 23 1916, 11858. Bei inneren Verletzungen muß der Arzt unter 
5 mſtänden die Aufnahme eines Röntgenbildes veranlaſſen; ſonſt haftet er für falſche Diagnoſe 

nd dementſprechend falſche Behandlung auch dann, wenn die Diagnoſe dem äußeren Befund 
1 (RG JW 1923, 60319). Über die Verpflichtung des Arztes zu einer Röntgenaufnahme, 
15 13 er ein in die Operationswunde eingelegtes Röhrchen beim Verbandswechſel und auch bei 
f ei Unterſuchung der Wunde mit Inftrumenten nicht findet, |. R JW 1931, 14669. Sorg⸗ 
faltspflicht des Arztes beim Niederſchreiben eines Rezeptes |. RG 125, 374; auch J 1938, 947 
Apiteng des Arztes und des Apothekeninhabers, wenn das vom Arzt verordnete Mittel aus der 
0 potheke in einer Beſchaffenheit an den Arzt gelangt, daß ſeine Anwendung den Tod eines Kranken 

erbeiführt, |. Rh 90 Nr 50. Wegen Fahrläſſigkeit haftet der Arzt z. B auch, wenn er bei nahelie⸗ 
gendem Verdacht einer gonorrhoiſchen Bindehautentzündung einen Neugeborenen ohne ſachge⸗ 
mäße Unterſuchung behandelt (R 3.7.34 III 11/34). Der Röntgenarzt iſt verpflichtet, uber die 
techniſchen Einzelheiten der von ihm vorgenommenen Beſtrahlungen des Kranken mit der erforder- 
Pf Genauigkeit Buch zu führen (ebenſo 17. 3. 31 111 164/30); wird durch Nichterfüllung dieſer 
8 flicht der Fall unaufklärbar, jo geht das zu Laſten des Arztes (MG 21 3. 35 VI 429/34). Zur 
tan islaſtverteilung und Beweiswürdigung in Arztprozeſſen |. auch RG 128, 121. Der Arzt 
er an ſich auch dadurch einer Verletzung der ihm obliegenden Sorgfaltspflicht ſchuldig machen, daß 
0 Behandlung übernimmt, die ſeinen Fähigkeiten und Kenntniſſen nicht entſpricht; doch find 
Anforderungen an die Sorgfaltspflicht nicht zu überſpannen, wenn die Meinungen der ärzt⸗ 
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lichen Wiſſenſchaft und Praxis über die ordnungsmäßige Behandlungsweiſe auseinandergehen 
(RG ZW 1938, 220315). — Über die Verpflichtung des vom Arzte Verletzten, ſich einer 
Operation zur Heilung zu unterwerfen, und die Ablehnung einer zumutbaren Operation als 
mitwirkendes Verſchulden nach § 254 ſ. RG 83, 15; 60, 147; 129, 398; 139, 131; RG JW 1935, 
14023; RG Warn 1936 Nr 67; vgl. auch $ 254 A 5 Abſ 1. Begibt ſich der vom Arzt Verletzte 
behufs Heilung der Verletzung in die Behandlung eines anderen Arztes, und wird 
er von dieſem ebenfalls ſchuldhaft falſch behandelt, ſo muß der erſte Arzt auch für 
dieſe mittelbare Folge ſeines eigenen Fehlers mithaften, es müßte denn ſein, daß 
der zweite Arzt gegen alle ärztliche Regel und Erfahrung ſchon die erſten Anforderun- 
gen an ein vernünftiges, gewiſſenhaftes ärztliches Verfahren in gröblichſtem Maße außer 
acht gelaſſen hat (RG 102, 230; RG SW 1911, 754, auch 1937, 990%). Berückſichtigung 
des Umſtandes, daß die verletzende Handlung den Kranken von einem anderen Leiden 
befreite, ſ. RG JW 1913, 98717. — Dadurch, daß der Erkrankte ſich mit einer beftimmten 
Art der Behandlung (z. B. nach einem Naturheilverfahren) einverſtanden erklärt oder 
ſich ſogar nur zum Zwecke einer ſolchen an den Arzt wendet, wird dieſer mangels einer abweichenden 
Vereinbarung nicht der Pflicht überhoben, die Richtigkeit dieſer Behandlung von vornherein 
und in ihrem Verlaufe zu prüfen und, wenn nach den Regeln der ärztlichen Wiſſenſchaft ihre 
Erfolgloſigkeit oder gar Schädlichkeit anzunehmen iſt, ſie aufzugeben oder wenigſtens von ihr 
abzuraten (RG Warn 1912 Nr 373). Vgl. auch OLG 33, 329 (Gewährung einer vom Kranken 
ge wünſchten Behandlung im Bewußtſein ihrer Sachwidrigkeit und Geſundheitsſchädlichkeit als 
Verſtoß gegen die guten Sitten, $ 826). Schadenserſatzpflicht eines Arztes, der einem Patienten 
nach Entwöhnung vom Morphium noch unſchädliche Medikamente als „Morphium“ einſpritzt, ſ. 
HRR 1935 Nr 721. — Bei der Behandlung von Kindern tritt der Arzt in der Regel in ver⸗ 
tragliche Beziehungen nicht nur zu den Eltern oder ſonſtigen für ſie ſorgenden Perſonen, ſondern 
gemäß $ 328 auch zu den Kindern ſelbſt (RG 152, 175 unter Aufgabe des Standpunktes in RG 85, 
183; dazu Anm Kallfelz JW' 1937, 94). Liegt ein Vertragsverhältnis nicht vor, fo kann An⸗ 
ſpruch und Haftung des Arztes aus Geſchäftsführung ohne Auftrag ($$ 677, 680) in Frage 
kommen. Haftung des Ehemannes einer Patientin ſ. auch HRR 1932 Nr 112. — Neben die Haf- 
tung aus Vertrag oder Geſchäftsführung ohne Auftrag tritt die Haftung aus unerlaubter 
Handlung (88 823ff.), inſofern der Arzt, der den Kranken gegen die anerkannten Regeln der ärzt⸗ 
lichen Wiſſenſchaft oder ſonſt vorſätzlich oder fahrläſſig falſch behandelt, der allgemeinen Rechts 
pflicht, niemanden an feinem Körper oder an feiner Geſundheit zu verletzen, zuwiderhandelt (RG, 
88, 433; 118, 41; 125, 374; RG Warn 1916 Nr 226; RG SeuffA 67 Nr 58). Haftung eines beam⸗ 
teten Arztes, z. B. eines Gefängnisarztes, nach $ 839. 

Haftung des behandelnden Arztes für Mißgriffe ſeiner Gehilfen unter dem Geſichtspunkt 
der Vertragshaftung nach $ 278, bei unerlaubter Handlung nach $ 831 (RG Gruch 69, 86). Haf- 
tung des Arztes für Verſchulden feiner Hausangeſtellten f. R Warn 1930 Nr 156. Haftung des 
Arztes für Maßnahmen der von ihm mangelhaft unterrichteten Röntgenſchweſter ſ. RG DI 
1935, 1885; für die Röntgenſchweſter, auch wenn dieſe kein Verſchulden trifft, nach 68 831f. RG 
SW 1935, 35401. Haftung eines Arztes, der eine Kaſſenkranke im ſtädtiſchen Krankenhaus mit 
einem der Stadt gehörigen Röntgenapparat und mit Hilfe einer von der Stadt geſtellten 
Röntgenſchweſter durchleuchtet hat, für die Folgen einer Verbrennung ſ. RG 118, 41. Haftung 
des Arztes, wenn eine von ihm angeordnete Röntgenbeſtrahlung in einem Krankenhauſe von der 
dort angeſtellten Schweſter vorgenommen wird und durch deren Unachtſamkeit zu Verbrennungen 
führt, ſ. R6 139, 255. Stellt das Krankenhaus dem Arzt einen Röntgenapparat nebſt Röntgen 
ſchweſter derart zur Verfügung, daß es Unternehmer des techniſchen Betriebes bleibt, der Arzt 
inſoweit kein Beſtimmungsrecht hat, vielmehr nur Anordnungen über die Dauer der Durchleuchtung 
gibt, fo iſt die Schweſter nicht Erfüllungsgehilfin des Arztes, auch nicht von ihm nach § 831 zu einer 
Verrichtung beſtellt (RG 21. 5. 37 III 203/36). — Bei der Aufnahme eines Kranken in ein 
Krankenhaus, z. B. nach einem Unglücksfall, iſt regelmäßig davon auszugehen, daß er nicht nur 
Beherbergung, Verpflegung und Bereitſtellung von Heilmitteln, ſondern in erſter Linie auch 
ärztliche Behandlung erwartet. Soll die Aufnahme nach dem Willen der Verwaltung dieſe Be⸗ 
handlung nicht umfaſſen, ſo muß dies, ſobald die Umſtände es erlauben, dem Kranken oder ſeinem 
Vertreter geſagt werden (RG W 1936, 31826). Haftung des Krankenhauseigentümers für die 
Folgen des von einem Kranken infolge feines krankhaften Zuſtandes begangenen Selbſtmordver⸗ 
ſuches |. RG J 1938, 127612. Haftung einer Stadtgemeinde für die durch Röntgenbeſtrahlung 
in ihrem Krankenhauſe einem Kaſſenkranken entſtehenden Schäden ſ. HRR 1934 Nr 377. Sorg 
faltspflicht der Krankenkaſſen in Bezug auf ihre Einrichtungen für Heißluft⸗ und Beſtrahlungs⸗ 
behandlung ſ. RG SeuffA 90 Nr 85. Durch die Aufnahme und Behandlung im Krankenhaus 
wird eine vertragliche Pflicht der Fürſorge für den Kranken nicht ohne weiteres auch gegenüber 
ſeinen Angehörigen begründet; doch kann ein entſprechender Vertragsinhalt nach den Umſtänden 
im Wege der Auslegung feſtgeſtellt werden (MG JW 1937, 926“ mit weitergehender Anm Kalle 
felz). Rückgriff des Kranfenhauſes gegen einen dort tätigen Volontaraſſiſtenzarzt |. R HR 
1934 Nr 1278. — Über die Frage, ob der Arzt für die im Vorraum ſeiner Wohnung abgelegten 
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Kleidungsſtücke haftet, ſ. Rc 99, 35. — Über Kaſſenarztverträge |. RV 8s 368 ff., neue 
Faſſung RGBl 1932 J, 19ff., dazu Notô O v. 8. 12. 31 Teil 5 Kap! und I (RG Bl I, 718, 725) 
mit Ausführungs- und Überleitungsbeſtimmungen v. 30.12.31 (RGBl 1932 I, 2), VO über kaſſen. 
ürztliche Verſorgung v. 14. 1. 32 (RG Bl J, 19), VO über die Zulaſſung von Arzten zur Tätigkeit bei 
den Krankenkaſſen v. 22. 4. 33 (RG Bl J, 222), v. 28. 9. 33 (RG Bl !, 696), v. 20. 11. 33 (RGBl , 
983), v. 17. 5. 34 (RG Bl 1, 399), v. 23.10.34 (RG Bl J, 1066), neue Zulaſſungsordnung für Arzte 
v. 8. 9. 37 (RG Bl 1, 973, 977); VO über die Kaſſenärztliche Vereinigung Deutſchlands v. 2. 8. 33 
(RGBl J, 567); VO über kaſſenärztliche Vergütung v. 19. 12. 33 (RG Bl !, 1103; dazu RGBl 1934 
11250, 1936 11148). Für Zahnärzte und Zahntechniker in ihren Beziehungen zu den Krankenkaſſen 
g. Verordnungen v. 2. 6. 33 (RG Bl J, 350) ſowie v. 27. 7. 33 (RGS Bl l, 540) über die Kaſſenzahn⸗ 
ärztliche Vereinigung Deutſchlands, vom nämlichen Tage (ebenda 541) über die Zulaſſung von Zahn⸗ 
ärzten und Zahntechnikern zur Tätigkeit bei den Krankenkaſſen, v. 20. 11. 33 (NG Bl J, 983), v. 
23. 12. 33 (RH Bl J, 1118), v. 13. 2. 35 (RG Bl I, 192), neue Faſſung der Zulaſſungsordnung für 
Zahnärzte und Dentiſten zur Tätigkeit bei den Krankenkaſſen ſ. VO v. 9.5. 35 (RG Bl I, 594), dazu 
RO v. 12. 1. 38 (RH Bl 1, 29), Vertragsordnung für Kaſſenzahnärzte und Dentiſten v. 27. 8. 35 
(RG Bl I, 1112) und RG 158, 217. Ausdehnung der Kaſſenärztlichen und der Kaſſenzahnärztlichen 
Vereinigung auf Oſterreich ſ. VO v. 8. 9. 38 (RG Bl I, 1165). Aus der Rechtſprechung über 
kaſſenärztliche und kaſſenzahnärztliche Verträge |. RG 124, 33; 138 © 64, 365; 141, 71; 145, 26; 
NG ZW 1929, 22638, 226915, 1931, 14451; RG Warn 1931 Nr 135; HRR 1935 Nr 1506. Schadens⸗ 
erſatzanſprüche eines Arztes wegen Nichteintragung in das Arztregiſter und wegen Nichtzulaſſung 
zur Kaſſenpraxis ſ. RG 154, 167. Über die jog. Nothelferverträge |. R Warn 1931 Nr 56 und dort 
erwähnte Entſcheidungen. Anſprüche des Vertrauensarztes einer Krankenkaſſe, deſſen weitere 
ärztliche Tätigkeit durch die allgemeine Weigerung der Kaſſeumitglieder, ſich von ihm unterſuchen 
zu laſſen, unmöglich geworden ift, ſ. RAG 14, 98. Haftung der Krankenkaſſe für ihren Vertrauens⸗ 
arzt ſ. RG 131, 67. Konkursvorrecht nach $ 61 Nr 4 KO im Verhältnis von kaſſenärztlichen Ver⸗ 
einigungen zu Krankenkaſſen und Krankenkaſſenverbänden ſ. RGS 9. 2. 34 III 277/33. Mit dem 
Inkrafttreten der Reichsärzteordnung (ſ. oben) iſt der Verband der Arzte Deutſchlands (Hartmann⸗ 
Fund) aufgelöst worden; feine und feiner Untergliederungen Rechtsnachfolgerin iſt die Kaſſenärzt⸗ 
liche Vereinigung Deutſchlands ($ 87 Abſ 1 des Ge; RG 151, 340). — Für Tierärzte ſ. Reichs⸗ 
tierärzteordnung v. 3. 4. 36 (RG Bl 1, 347), Einführung in Oſterreich ſ. VO v. 13. 11. 38 (RGBl , 
1608), in den ſudetendeutſchen Gebieten VO v. 14. 4. 39 (RG Bl I, 766); für Apotheker 
J. Reichsapothekerordnung v. 18. 4. 37 (RG Bl J, 457), Einführung in Oſterreich BO v. 27. 2. 39 
(RG Bi 1, 338), in den ſudetendeutſchen Gebieten VO 4. 2. 39 (RSH Bl I, 128). — Zum Aus- 
ſcheiden jüdiſcher leitender Krankenanſtaltsärzte ſowie jüdiſcher Vertrauensärzte nach der 
2. VO zum NBürg®& v. 21. 12. 35 (RG Bl I, 1524) ſ. RAch JW 1938, 1849; Ausſcheiden der 
Juden als Arzte |. 4. Vo zum Reichsbürgergeſetz v. 25. 7. 38 (RGBl J, 969); dazu VO v. 6. 10. 38 
(N Bl I, 1391) und Hellwig Da 1938, 1525; als Zahnärzte, Tierärzte und Apotheker |. 8. VO 
zum genannten Geſetz v. 17. 1. 39 (RG Bl I, 47). 

e) Rechtsverhältnis der Schiedsrichter. Der Vertrag zwiſchen dem Schiedsrichter und den 
Parteien des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens (3 PO SS 1025 ff.) iſt einem Dienſtvertrag 
loder Auftrag, nicht einem Werkvertrag) ähnlich, aber mit Nüdficht auf die Eigenart 
der ſchiedsrichterlichen Tätigkeit als ein Vertrag beſonderer Art anzuſehen (RG 59, 
247; 65, 175; 74, 321; 94, 210; R Warn 1913 Nr 76; 1927 Nr 82; R Bay 1927, 
351). Der Schiedsrichter ſteht ebenſo wie der ſtaatliche Richter über den Parteien, muß 
ebenſo unbefangen und unparteilich urteilen, feine Stellung iſt aber freier als die des 
ſtaatlichen Richters (NG 41, 255; 59, 249; 94, 212; Warn 1913 Nr 76). Mit der Übernahme 
ſeines Amtes wird der Schiedsrichter beiden Parteien gegenüber in gleicher Weiſe be⸗ 
rechtigt und verpflichtet, mag er auch nur von einer Partei ernannt worden ſein (RG 41,251; 

9, 247; 74, 321 u. a.; für Schiedsgutachter ſ. Rh 87, 191). Beide können ihn daher zur Er⸗ 
füllung feiner Aufgabe anhalten (RG 59, 252; Kündigung Rch 101, 392; n JW 09, 694°; 
0 Gruch 65, 49“; RG Seuff2l 69 Nr 162; f. auch Seuff2 86 Nr 105), und er haftet beiden 
für die Ordnungsmäßigkeit der Erfüllung (jedoch keine Haftung für Fahrläſſigkeit bei der Spruch⸗ 
tätigkeit: RG 65, 175; RG Warn 1927 Nr 148; OLG 45, 178). Anderſeits haften beide Parteien 
nach $ 427 als Geſamtſchuldner für die ihm zuſtehende Vergütung (RG 94, 210; Seuffu 74 Nr 
55 Bayg 1927, 351). Ob dem Schiedsrichter eine Vergütung zuſteht, beſtimmt ſich mangels 
eſonderer Vereinbarung entſprechend den Vorſchriften der § 612, 632 danach, ob die ſchieds⸗ 
Sbiewſche Tätigteit nach den Umſtänden nur gegen eine Vergütung zu erwarten iſt (RG 94, 210; 
eu 63 Nr 193; 66 Nr 64; auch 74 Nr 77). Die Höhe der Vergütung beſtimmt ſich mangels 
eimer Vereinbarung nach dem, was üblich oder angemeſſen it, nur hierauf erſtreckt ſich auch die 
in nung des ordentlichen Gerichts; ob der Schie dsſpruch ſachlich richtig und ob er rechtsbeſtändig 
er hat dabei außer Betracht zu bleiben (RG JW̃ 1927, 148418). Auch von der Rechtsbeſtändigkeit 
0 8 im Schiedsverfahren geſchloſſenen Vergleichs iſt der Vergütungsanſpruch nicht abhängig 
A JW 1927, 24594). Beſtimmung des der Vergütung zugrunde zu legenden Streitwerts 
irch die Schiedsrichter (NG Warn 1926 Nr 142; 1927 Nr 39). Iſt im Schiedsrichtervertrag ver⸗ 
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einbart, daß die Vergütung der Schiedsrichter ſich nach den Beſtimmungen der RAGebO bemeſſen 
ſoll, ſo iſt der Streitwert eines im Schiedsverfahren geltend gemachten Feſtſtellungsanſpruchs 
nach § 3 3 frei zu ſchätzen (RG 3. 4. 36 III 263/35). In dieſer Entſcheidung iſt auch ausge⸗ 
ſprochen, daß die Schiedsrichter nicht verpflichtet ſind, bei der Einforderung eines Vorſchuſſes für 
ihre Vergütung darauf zu achten, daß die obſiegende Partei nicht ſchließlich dadurch zu Schaden 
kommt, daß ſie als Geſamtſchuldner zur Zahlung des Gebührenreſtes an Stelle des zahlungs⸗ 
unfähigen Gegners herangezogen wird (RG 3. 4. 36 III 263/35). — Über die Aufgabe des Schieds⸗ 
gutachters und feine Haftung |. RG SeuffA 87 Nr 53; RG JW 1933, 2172. 

3. Form des Dienſtvertrags. Eine beſondere Form iſt im allgemeinen nicht vorgeſchrieben. 
Hat der Dienſtvertrag jedoch die Übernahme der Grundſtücksveräußerung an einen Dritten zum Ge⸗ 
genſtande, fo bedarf er der Form des g 313 (RG 81, 49 und g 313 A 1 unter b). Über einen Dienft- 
vertrag mit Ruhegehaltsverſprechen |. RG 80, 208; 94, 157 u. § 761 A 5. Ruhegehaltsver⸗ 
ſprechen des Arbeitgebers an die Witwe ſeines Arbeitnehmers ſ. RAG 13, 137. Vormundſchafts⸗ 
gerichtliche Genehmigung ſ. § 1822 Nr 7; dazu RAG 2, 135. Für land⸗ und forſtwirtſchaftliche 
Arbeiter ſ. die vorläufige Landarbeitsordnung v. 24. 1. 19 (RG Bl 111) § 2; dazu RA 4, 222; 
5, 317; 7, 118. Verlangt ein Tarifvertrag für den rechtswirkſamen Abſchluß von Einzelarbeits⸗ 
verträgen Schriftform, ſo bedeutet das regelmäßig nur, daß für Arbeitsverhältniſſe auf Grund 
nicht ſchriftlich abgeſchloſſener Verträge die Normen des Tarifvertrages nicht gelten (RAG 7, 118; 
vgl. 7, 349). Schriftform für Verträge über die Anſtellung eines Schriftleiters ſ. Schriftleitergeſetz 
v. 4. 10. 33 (RG Bl J, 713) $ 17; der Austauſch von Beſtätigungsſchreiben genügt nicht vgl. RAG 
20, 32, dort auch über die Einrede der Argliſt gegenüber der Berufung auf den Formenmangel 
ſowie über Verſchulden beim Vertragsſchluſſe; dazu Anm Matthießen J 1938, 2426. Schrift⸗ 
form für Arbeitsverträge von in Schankſtätten tätigen weiblichen Arbeitnehmern in Preußen 
ſ. RA 10, 170. Die Schriftform bei gewerblichen und kaufmänniſchen Lehrverträgen ($ 126h 
end, g 79 HGB) iſt nicht Vorausſetzung für die Gültigkeit der Verträge; die Nichtbeobachtung 
der Form hat aber erhebliche andere Rechtsfolgen (88 127d, 127 GewO, § 79 HGB). Schrift⸗ 
licher Abſchluß von Anſtellungsverträgen nach § 354 Abſ 1 RVO für Angeftellte, die der Dienſtord⸗ 
nung einer Krankenkaſſe unterſtehen ſollen, |. RAG 17, 152; 20, 177. Vgl. noch 88 6ff. des Ent⸗ 
wurfs eines Geſetzes über das Arbeitsverhältnis (ſ. Vorbem 1 Abſ 2). 

4. Inhalt des Dienſtvertrags. Auch der Dienſtvertrag unterliegt den Grundſätzen von Treu 
und Glauben ($ 242) und darf nicht gegen geſetzliches Verbot ($ 134) oder gegen die guten 
Sitten (5138) verſtoßen. Er darf, nationalſozialiſtiſcher Rechtsauffaſſung entſprechend, 
darüber hinaus auch nicht in Widerſpruch treten mit dem Gemeinſchaftsgedanken und 
den daraus für die Beteiligten ſich ergebenden Pflichten gegeneinander und gegen die 
Gemeinſchaft ſelbſt. Jede Verletzung des Grundſatzes „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ iſt ein 
Mißbrauch der Vertragsfreiheit (vgl. Vorbem 3 vor $ 104), der, zumal in der engeren Verbunden⸗ 
heit des Arbeitsverhältniſſes im Sinne des Arbeitsrechts, ſoweit nicht ſchon § 138 einſchlägt, nach 
Treu und Glauben ($ 242) das Verlangen der Erfüllung jedenfalls als unzuläſſig erſcheinen läßt. 
S. dazu Vorbem 1 Abſſ1 vor $ 611, Vorbem 1 vor $ 241. Vgl. für die Geſtaltung des Arbeitsver⸗ 
hältniſſes durch Unternehmer und Gefolgsmann §5 des Entwurfs eines Geſetzes über das 
Arbeitsverhältnis (ſ. Vorbem 1 Abſ 2). Beſchränkungen der Beſchäftigung von Kindern und 
Jugendlichen mit der Folge der Nichtigkeit verbotswidriger Arbeitsverträge gemäß § 134 
. Jugendſchutzgeſetz v. 30. 4. 38 (RGGBl J, 437). Ein Verſtoß gegen die guten Sitten und damit die 
Nichtigkeit des Rechtsgeſchäfts nach $ 138 liegt z. B. unter Umſtänden dann vor, wenn ein Hand⸗ 
lungsgehilfe nach ſeinem Anſtellungsvertrage in gleicher Weiſe am Gewinn und Verluſt des Ge⸗ 
ſchäfts Anteil haben und das Entgelt für feine Dienſte ſich nur nach dem Ergebnis der Gewinn⸗ und 
Verlustrechnung bemeſſen, eintrekendenfalls alſo ein Entgelt ihm überhaupt nicht zukommen ſoll 
(RG JW 1910, 55; . auch RA JW 1933, 18772), dagegen nicht ſchon dann, wenn der Handlungs- 
gehilfe als Vergütung für ſeine Dienſte an Stelle eines Gehalts nur einen Anteil am Gewinn er⸗ 
hält (RG Warn 1914 Nr 37). Wucheriſche Ausbeutung fremder Arbeit durch zu geringe Stücklöhne 
in der Wäſchekonfektion ſ. RAG 16, 35. Unſittlich ift ein Vertrag, wodurch ein Angeſtellter ſich unter 
Ausübung eines Druckes auf den Geſchäftsherrn für die Wahrung der Vertragstreue eine Gehalts⸗ 
erhöhung verſprechen läßt (NG JW 1916, 11853). Sittenwidrig und demgemäß nichtig ($ 188) 
iſt auch ein Vertrag, durch den ein im Ruheſtand befindlicher Beamter ſich einer Baufirma gegen⸗ 
über verpflichtet, unter Ausnutzung ſeiner perſönlichen Beziehungen zu den maßgebenden Beamten 
der Firma Aufträge zuzuführen (RA 12, 212). Über den Einfluß eines unſittlichen Geſchlechtsver⸗ 
hältniſſes auf die Begründung eines Anſpruchs auf Entlohnung für im Haushalt geleiſtete Dienſte, 
ſowie auf die Gültigkeit eines auf Lebenszeit des Dienſtberechtigten abgeſchloſſenen Dienſtvertrags 
RAS 16, 22; RA Warn 1931 Nr 37; Rh Warn 1926 Nr 41. Über die Frage der Unſittlichkeit 
eines Vertrags, der dem Theaterunternehmer die Befugnis einfeitiger Verlängerung oder Kündt⸗ 
gung eines Bühnenanſtellungsverhältniſſes gewährt, |. $ 620 A 2. — Die eingangs erwähnten 
Grundſätze gelten auch für Wettbewerbsverbote, d. h. für Vereinbarungen, wodurch dem 
Dienſtverpflichteten bei Meidung einer beſtimmten Strafe für die Zeit nach Beendigung des 
Dienſtverhältniſſes eine Beſchränkung in der Verwertung feiner Arbeitskraft auferlegt wird 
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(dazu auch Hueck, Deutſches Arbeitsrecht 1938 © 98f.). Der Verletzung einer ſolchen Beſtimmung 
ſteht ein auf ihre Umgehung gerichtetes Verhalten gleich (RG 22. 2. 10 III 165/09). 
Bei unverhältnismäßiger Höhe der Strafe iſt $ 343 maßgebend (vgl. NG 86, 28). Die Höhe 
der mit einem Wettbewerbsverbot verbundenen Vertragsſtrafe kann für ſich allein die Annahme 
eines Verſtoßes gegen die guten Sitten nach $ 138 in der Regel nicht rechtfertigen; es muß noch 
etwas hinzukommen, das die Vereinbarung im ganzen als ſittenwidrig erſcheinen läßt, z. B. 
wucheriſche Ausbeutung, ehrenwörtliche Verpflichtung (ſ. unten), Häufung von Strafen für jede 
noch fo unbedeutende Zuwiderhandlung (RG ZW 1921, 15284; vgl. 5 343 A 1). Der Dienſt⸗ 
berechtigte kann nach § 340 Abſ 1 Satz 2 neben der Vertragsſtrafe nicht auch zugleich Vertrags- 
erfüllung (Einhaltung des Wettbewerbsverbots) fordern, der Verpflichtete aber ſich von der ihm 
auferlegten Beſchränkung dann frei machen, wenn die Strafe ihrer Höhe nach dazu beſtimmt 
erſcheint, dem Berechtigten das volle Intereſſe an der Vertragserfüllung zu erſetzen (RG 33, 
141; 40, 100; RG 2. 4. 09 III 329/08). Für Handlungsgehilfen gelten ferner die Vorſchriften 
in $$ 74ff., dazu RAG 10, 191; 14, 143; 20, 187; ferner RG 101, 375 (Anwendung, wenn ein jelb- 
ſtändiger Kaufmann fein Handelsgeſchäft veräußert und gleichzeitig Angeſtellter des Erwerbers 
wird, auch $ 82a HGB in der Faſſung des Gef v. 10.6. 14 (RGBl 209), dazu Gef v. 21. 7.22 (RG Bl 
652), Anwendung auf Betriebsbeamte, Werkmeiſter und Techniker (Gewd § 133a) |. RG 
59, 76. Für Vorſtandsmitglieder einer Aktiengeſellſchaft ſ. $ 79 des Aktiengeſetzes v. 30. 1.37 (RG⸗ 
Bl J, 107). Tarifvertragliches Wettbewerbsverbot |. RG 114, 409. Vgl. auch 88 24ff. des Ent⸗ 
wurfs eines Geſetzes über das Arbeitsverhältnis (Vorbem 1 Abſ 2). Für gewöhnliche 
Dienſtverträge ſind derartige ausdrückliche Vorſchriften im BGB nicht enthalten, auch nicht in 
dem Maße wie bei Handlungs- und Gewerbegehilfen nötig. Die in ſolchen Dienſtverträgen enthal⸗ 
tenen, den Dienſtpflichtigen übermäßig beſchränkenden Wettbewerbsverbote ſind daher in der Regel 
nur inſoweit zu beanſtanden, als ſie ded Grundſätzen von Treu und Glauben oder den guten Sitten 
zuwiderlaufen (vgl. RG 7.6.04 III 107/04; RG Gruch 57,841). Unſittlichkeit von Strafbeſtimmun⸗ 
gen ſ. RG 68,229; 90,181. Als den guten Sitten zuwiderlaufend ift insbeſondere das von (deutſchen) 
approbierten Arzten und Zahnärzten (wie auch von Rechtsanwälten) mit ihren ſeitherigen 
Gehilfen vereinbarte Wettbewerbsverbot angeſehen worden (RG 66, 143; 68, 188; 90, 35). Daran 
i umſomehr feſtzuhalten, als der nationalſozialiſtiſche Staat die Verpflichtung des Arztes zum 
Tienſt an der Geſamtheit des Volkes betont und gerade in dieſer öffentlichen Aufgabe die Be- 
deutung des ärztlichen Standes ſieht (RG JW 1938, 80622; vgl. auch RG 144, 5; 153, 280 und 
oben Vorbem 24). Eine ſolche Beſchränkung iſt jedoch nicht angenommen worden für eine ſolche 
ereinbarung zwiſchen den nicht approbierten Zahntechnikern (Dentiſten) und ihren Gehilfen, 
2 dieſe Perſonen lediglich Gewerbetreibende find und ihre Zahnheiltätigkeit als ein gewerbliches 
ntornehmen betrachten (RG 70, 339; fo auch noch RAG 14, 260; |. aber RG JW 1938, 80652). 
NG N Frage der Zuläſſigkeit der Übertragung einer ee oder zahnärztlichen Praxis |. 
N 75, 120; 115, 172; RG Warn 1909 Nr 5; Verpachtung ſ. RG Seuffl 79 Nr 97. Die in der 
100 ſrrechung (vgl. RG 66, 139; 75, 120; 115, 172; RG Warn 1912 Nr 150; dazu auch RG HRR 
la 2 Ni 1553) entwickelten Grundsätze über die Annahme eines Sittenverſtoßes bei der Über⸗ 
eilen einer ärztlichen (zahnärztlichen) Praxis ſind auch verwendbar auf die Überlaſſung 
recht tierärztlichen Praxis (R Warn 1933 Nr 92). Mit Rückſicht auf den öffentlich⸗ 
9 Charakter der Stellung der Rechtsanwälte und Arzte (ſ. oben Vorbem 2) find 
eine r als unſittlich erklärt worden: ein von der nicht ärztlich vorgebildeten Inhaberin 
v — aubatkrankenanſtalt mit dem von ihr angeſtellten Arzte vereinbartes Wettbewerbs⸗ 
Ausbildunch 90, 35), das Abkommen eines Arztes mit einem Laien über deſſen ärztliche 
1 — ung, inſofern es ausſchließlich oder doch überwiegend die Ausnutzung der beruflichen 
Bee; niſe und Erfahrungen zum Geldverdienen bezweckte (RG JW 1915, 696%). Sittenwidrigkeit 
Fe geheimzuhaltenden Abkommens, worin ein Arzt als Leiter eines Krankenhauſes ſich von 
leß, f — ihm als Nachfolger zu empfehlenden anderen Arzt eine Entſchädigung verſprechen 
Datigten 66 JW 1916, 2521. — Nichtigkeit der Vereinbarung einer übermäßigen Vergütung für die 
595 > eines Rechtsanwalts ſ. RG 83, 109, auch 98, 74; Nichtigkeit der Vereinbarung eines 
gestuften Erfolg im Rechtsſtreit abhängigen, nach der Höhe des zu erſtreitenden Betrags ab- 
durch — Sonderhonorars eines Rechtsanwalts |. RG 115, 141. Nichtigkeit eines Abkommens, 
der d 3 ſich ein Rechtsanwalt als Vergütung einen beſtimmten Teil des Gewinnes ausbedingt, 
da) feine Tätigkeit erzielt werden wird, 1.R& 142, 70. Sittenwidrigkeit der Vereinbarung 
wid hohen Vergütung für ärztliche (zahnärztliche) Tätigkeit]. RG L 1918, 374°. Sitten. 
be 8 a es auch, wenn der Dienſtverpflichtete die Leiſtung der Dienſte verweigert, bis ihm ein 
ie 515 Vermögensvorteil verſprochen wird (NG JW 1908, 710°). — Nichtigkeit ehrenwört⸗ 
Nr 54. Lerbflichtung |. RG 68, 229; 74, 332; 78, 258, auch 82, 222; Rch SeuffA 67 Nr 104; 71 
5 8287 1914 Nr 178. i 
4 tbeitänerhältniffen im Sinne des Arbeitsrechts wird zur Frage der 
den Galen und Nichtigkeit im Hinblick auf die für jedes Arbeitsverhältnis maßgeben⸗ 
ge Grade emen des AD zu beachten fein, daß das perſonenrechtliche auf gegenſeitige Treue 
emeinſchaftsverhältnis (Vorbem 1 Abſ 1) eine rückwirkende Beſeitigung nicht ver⸗ 
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trägt, daher insbeſondere an die Stelle der Anfechtung eines bereits zur Ausführung gelangten 
Arbeitsvertrages in der Regel die friſtloſe Kündigung zu ſetzen fein wird. Auch der Ent- 
wurf eines Geſetzes über das Arbeitsverhältnis (Vorbem 1 Abſ 2) legt weſentliches 
Gewicht auf den Beſtand des Arbeitsverhältniſſes. Nach 99 erliſcht das Recht, den Arbeitsvertrag 
wegen Irrtums, Täuſchung oder Drohung anzufechten, ſobald die Arbeit aufgenommen iſt, an 
die Stelle der Anfechtung tritt die friſtloſe Kündigung des Arbeitsverhaltniſſes, während das 
Recht, die Vereinbarung über einzelne Arbeitsbedingungen anzufechten, unberührt bleibt. Nach 
s 10 kann der Unternehmer die Nichtigkeit des Arbeitsverhältniſſes wegen mangelnder Geſchäfts⸗ 
fähigkeit des Gefolgsmannes dieſem für die Zeit, in der er ihn beſchäftigt hat, nicht entgegen⸗ 
ſetzen; auf ſonſtige Fälle der Nichtigkeit kann fich für die Zeit der tatſächlichen Beſchaftigung weder 
der Unternehmer noch der Gefolgsmann berufen, ſolange dem anderen Teil die Nichtigkeit un 
bekannt war. Nach $ 11 wird durch die Nichtigkeit einer einzelnen Arbeitsbedingung wegen Ver⸗ 
ſtoßes gegen ein den Schutz des Gefolgsmannes bezweckendes Geſetz die Gültigkeit des übrigen 
Vertrages nicht berührt; dasſelbe gilt, wenn die Lohnvereinbarung nichtig iſt, weil der zugeſagte 
Lohn in einem auffälligen Mißverhältnis zu dem Wert der Arbeitsleiſtung ſteht. Für eine An⸗ 
wendung entſprechender Grundſätze ſchon im Rahmen des geltenden Rechtes Hueck, Deutſches 
Arbeitsrecht 1938 S. 89 ff.; vgl. Siebert, Das Arbeitsverhältnis in der Ordnung der notionalen 
Arbeit 1935 S. 99, und DWiſſenſch 1936, 222; Nikiſch, Arbeitsrecht 1936/1938 S. 74; aber 
auch Weimar DArbR 1938, 330. — Auszulegen find Dienftverträge nach Treu und Glauben 
mit Rücksicht auf die Verkehrsſitte ($ 157), Arbeitsverträge im Sinne des Arbeitsrechts insbeſondere 
aus den Grundgedanken des ADG ($$ 1, 2) heraus. Vgl. § 3 des Entwurfs eines Geſetzes über 
das Arbeitsverbältnis (ſ. Vorbem 1 Abſ 2), wonach alle Erklärungen und Rechtshandlungen des 
Arbeitslebens ſo auszulegen ſind, wie es dem Geiſt einer von Ehre und Treue, Vertrauen und 
Furz getragenen Arbeits- und Betrie bsgemeinſchaft entſpricht. 

5. Übergangsvorſchrift |. in EG Art 171. 

6. Verfolgung der Anſprüche aus Dienſtverträgen. Regelmäßig hat der Dienſtberechtigte 
einen klagbaren Anſpruch nur (positiv) auf Leiſtung der verſprochenen Dienſte, ohne jedoch in 
dieſer Richtung einen gerichtlichen Zwang geltend machen zu können (ZPO $ 888 Abſ 2). Da⸗ 
gegen hat er nicht ohne weiteres einen (negativen) Anſpruch dahin, daß der Verpflichtete während 
ſeiner Vertragszeit bei keinem anderen Arbeitgeber Dienſte nehme ($ 611 A 1). Doch kann 
in dieſer Beziehung infolge beſonderer Vereinbarung (NG 72, 393; JW 1910, 585), auch 
ohne ſolche auf Grund der gegenſeitigen Treupflicht (ogl. §611 Al a. a. A. und A 10 
Abſ 1), ein Anſpruch des Geſchäftsherrn, ſeinem Bedienſteten die Dienſtleiſtung bei einem anderen 
Geſchäftsherrn zu verbieten, ſich ergeben, und in dieſem Falle wird ſich auch der gerichtliche 
Zwang rechtfertigen laſſen; fo iſt z. B. gegenüber einem Schauspieler, der ſich verpflichtet hat, 
nur auf einer beſtimmten Bühne aufzutreten, ein gerichtliches Strafverbot im Falle des Auf⸗ 
tretens auf einer Wettbewerbsbühne für zuläſſig erachtet worden (RG 29. 1. 04 111 517/03). — 
Im übrigen kommen aus dem Prozeßrecht für die Verhältniſſe des Dienſtvertrags zur Anwendung 
die Vorſchriften über die Pfändung von Dienſt⸗ und Arbeitslohn: für die frühere Zeit 
ARD $ 850, ſowie Bundesgeſetz v. 21. 6. 69 und NGef v. 17. 5. 98 Art III, BO über 
Lohnpfändung v. 13. 12. 17/25. 6. 19, RGBl 1917, 1102; 1919, 589 und Geſetze v. 10. 8. 20, 
RGBl 1572, v. 23. 12. 21, RG Bl 1657f., v. 26. 10. 22, RG Bl 805 f., ſ. auch RG Bl 19231 S. 153, 
554, 783, 1110, 1186; 1924 1 25; Gef v. 17. 12. 26 (RG Bl! 503); Gef v. 27. 2. 28 (RG Bl 1 45); 
zuletzt durch Not OO v. 14. 6. 32 Teil 3 (RG Bl 1 294) geändert und bis zum 31. 12. 34 verlängert; 
jetzt die durch Art 3 des Gef v. 24. 10. 34 (RGS Bl I, 1070) eingefügten, am 1. 1. 35 in Kraft ge⸗ 
tretenen (dazu Art 7 aaO.) $$ 850 bis 850h 3 PO, dazu Volkmar DArbR 1937, 36; Pohle 
ebenda S. 97, 173; ferner RAG 15 S. 291, 325; 16 S. 17, 170; 18 S. 145, 148 153 und 9611 
A 2a Abſ 3; zu den Vorſchriften über die Pfändung der Arbeitsvergütung ſ. die ſie ergän⸗ 
zende VO v. 7. 4. 38 (RGBl I, 378); die pfandfreien Beträge find nach dem Bruttolohn einſchließ⸗ 
lich Hausſtands⸗ und Kinderzulagen (RAG 4, 267) ohne Abzug von Steuern und Verſicherungs“ 
beiträgen zu berechnen (MAG 4, 96; SeuffA 83 Nr 159); Berechnung des pfändbaren Lohns, 
wenn der Empfänger von der erhaltenen Vergütung vertragsgemäß Unterangeſtellte entlohnen 
muß ſ. RANG Warn 1931 Nr 55; Vorauszahlungen ind zuerſt auf den unpfändbaren Teil der 
Gehaltsforderung anzurechnen (RA JW 1936, 2107); über Vorſchüſſe und Gehaltspfandung 
. Beckmann J 1937, 656; Pfändung des Arbeits- und Dienſtlohns für den Unterhaltsanſpruch 
des ehelichen Kindes |. Seuffa 80 Nr 200; ſittenwidrige Vereitelung des Unterhaltsanſpruchs 
eines unehelichen Kindes durch ein Abkommen zwiſchen Ehegatten, wonach der Mann ohne 
Entgelt im Geſchäft der Frau tätig ift, |. RAG Warn 1932 Nr 96; dazu aber jetzt $ 850d 3 0 
und 5611 A 2a Abſ 3; KO 59 22, 23 Abſ 2, 27, 61 Nr 1, 4 (rechtliche Stellung und Befriedigung 
der Dienſtverpflichteten im Konkurſe des Dienſtberechtigten); dazu R 120, 300; 130, 
333; 143, 355; 150, 99; R6 IW 1928, 26190; 1930, 14031; #6 Gruch 69, 227; RAS 4, 1145 
6, 225; 7, 166; 9, 337; 10, 6; 11 S. 95, 157, 321; 12, 245; 14, 183; 15, 27; 17, 139; Rach Warn 
1031 Nr 174; MUS HR 1933 Nr 572; 1935 Nr 852; |. auch R 8, 117; 10, 127; 11 ©. 184, 
185; dazu Denecke DArbR 1937, 74; kein Vorrecht des Handlungsagenten nach § 61 Nr 
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ſ. RA 17, 139; Konkursvorrecht nach $61 Nr 4 KO im Verhältnis von kaſſenärztlichen Ver⸗ 
einigungen zu Krankenkaſſen und Krankenkaſſenverbänden |. RG 9. 2. 34 III 277/33; zur Frage 
der Maſſeſchulden 859 KO; ZUBE 89 10 Nr 2, 155 (Befriedigung der Anſprüche gewiſſer Dienſt⸗ 
verpflichteten und Angeſtellten bei der Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung eines 
land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen Grundſtücks des Dienſtberechtigten); ferner BRV über die Ge⸗ 
ſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkurſes v. 14. 12. 16 (RG Bl 1363) 88 9, 11, 13 Nr 5, an 
deren Stelle ſeit dem 1. 10. 27 das Geſetz über den Vergleich zur Abwendung des Konkurſes 
(Vergleichsordnung) v. 5. 7. 27 (RG Bl J, 139) 88 29, 30, dazu RG 140, 294, RAG 14, 183, ſeit 
dem 1. 4. 35 die Vergleichsordnung v. 26. 2. 35 (RGBl 1, 321) 88 50—53 getreten tft. — Unzu⸗ 
läſſigkeit der Aufrechnung gegen einen Schadenserſatzanſpruch des Arbeitnehmers wegen zu 
niedriger Anmeldung zur Arbeitsloſenverſicherung |. HAG 12, 338. Aufrechnung mit Wohnungs⸗ 
miete gegenüber dem unpfändbaren Teile des Lohnes ſ. RA 13, 31, auch 161. Zuläſſigkeit der 
Aufrechnung gegenüber dem Angeſtellten, der ſeinen Dienſtgeber durch eine vorſätzliche uner⸗ 
laubte Handlung geſchädigt hat und trotzdem unter Berufung auf die Beſchlagnahmefreiheit Gehalt 
fordert (MG 85, 108; 123, 6; 135, 1 08]; RG JW 1936, 22131; RAch 5, 518; 10, 180; 19, 316 
und § 394 A J), nicht gegenüber feiner Witwe, die Witwengeld fordert (RA 11, 37). Der Arbeit- 
geber, der den Lohn voll ausgezahlt hat und die Lohnſteuer erſt nachträglich an das Finanzamt 
abführt, kann nicht mit feiner Erſatzforderung hieraus gegen pfandfreie ſpäter fällige Lohnbeträge 
aufrechnen (RA 10, 180). Unzuläſſigkeit der Zurückbehaltung unpfändbaren Naturallohnes 
bis zur Räumung der dem Arbeitnehmer überlaſſenen Wohnung |. RAG HRR 1930 Nr 141. 
Fuläſſigkeit der Zurückbehaltung bis zur Rückzahlung überhobenen Barlohns ſ. RAG 5, 193. 
Vgl. noch Gch 523 Nr 2, 5202 Nr 4a; ZRO 8709 Nr 2. 

Für arbeitsrechtliche Streitigkeiten iſt an die Stelle der früheren Zerſplitterung (Gewerbege⸗ 
richte, Kaufmannsgerichte, ſonſtige ſondergerichtliche Einrichtungen und ordentliche Gerichte) die 
einheitliche Regelung des am 1. 7. 27 in Kraft getretenen Arbeitsgerichtsgeſetzes v. 23. 12. 26 
RER I, 507), neue Faſſung v. 10.4.34 (RGBl I, 319, Einführung im Saarland VO v. 18.2.35 
(RG Bl 1, 237), v. 22. 2. 35 (RGBl J, 246), v. 16. 5. 35 (RG Bl I, 686) getreten, das eine um⸗ 
faſſende Gerichtsbarkeit mit beſonderen Arbeitsgerichtsbehörden (Arbeitsgerichte, Landesarbeits⸗ 
gerichte, Reichsarbeitsgericht) und beſonderem, auf eine Vereinfachung und Beſchleunigung hin⸗ 
zielenden Verfahren gebracht hat. Ausſchließliche Zuständigkeit |. $2, fakultative Erweiterung 
33. Ausſchließung der Zuſtändigkeit durch Schiedsvertrag und Vereinbarung von Vorverfahren 
. 35 4, 91ff. Über den für die Zuständigkeit erheblichen Begriff der Arbeitnehmer, denen auch 
andere fog. arbeitneh merähnliche Perſonen gleichgeſtellt find, |. $ 5; keine Arbeitnehmer find 
nach Abſ 2 geſetzliche Vertreter von juriſtiſchen Perſonen und von Perſonengeſamtheiten des 
offentlichen und privaten Rechtes, ferner Perſonen in ihrer Eigenſchaft als öffentliche Beamte 
sowie als Angehörige des Reichsheeres und der Reichsmarine. Die Frage, ob das Arbeitsge- 
85 oder das ordentliche Gericht berufen iſt, betrifft nicht die Zuläſſigkeit des 
lcchtswegs, ſondern die ſachliche Zuſtändigkeit (RG 24. 5. 27 III 485/25; vgl. RG 76, 
6, 103, 103). Daran hat ſich durch den (in RAch 19, 186 in bezug genommenen) Beſchluß des 
Großen Senats für Zivilſachen v. 21. 12. 37 RG 156, 279 nichts geändert; die dort zur Frage 
8 Rechtswegs aufgeſtellten Grundſätze beziehen ſich nicht auf das Verhältnis zwiſchen den 
auentlichen Gerichten und den Arbeitsgerichten (vgl. $ 528 ZPO, $ 48 ArbG und RG 158, 193, 
ba Pagenſtecher JW 1938, 2252). Über Ausſchließung und Beſchränkung der Arbeitsgerichts 
leit 5 durch die Tarifordnung, |. RAG 19, 186. Über Vereinbarung ausländiſcher Gerichtsbar⸗ 
ba . Rach 13, 28; 16, 236; dazu Jonas JW 1936, 2667. Anſprüche aus einem Anſtellungsver⸗ 
mis, das von einem Reichsdeutſchen mit einer deutſch⸗ruſſiſchen Firma in Wladiwoſtok ein- 
. wurde; Geltendmachung vor einem deutſchen Arbeitsgericht und Beurteilung nach 
. Recht ſ. Ralch 20, 199. Verfahren in Lehrlingsſtreitigkeiten vor dem Lehrlings⸗ 
für Leit der Innung ſ. GewO $91b, ArbGG 8 111, RAG 1,258; 2, 101; 4, 273; 8, 295; 10, 77, 
Aufbatlingsftreitigkeiten im Handwerk f. jetzt $44 der Erſten Verordnung über den vorläufigen 
605 u des deutſchen Handwerks v. 156.34 (RG Bl J, 493) und RA 19 S. 49, 320; für Osterreich 
N 24.9.8 (RG Bl , 1201), für die ſudetendeutſchen Gebiete VO v. 29. 10. 38 (RG Bl J, 
S en dal. auch Scheffler DATEN 1937, 284. Eine Lehrlingsſtreitigkeit liegt aber nicht vor, wenn 
men enserfakanfprüche wegen Auflöſung des Lehrverhältniſſes ($ 127g Gerd) geltend gemacht 
ſtellte (RAS 20, 119). Für vermögensrechtliche Anſprüche der öffentlichen Ange 
Welch ſteht der Rechtsweg offen. Er wird nicht durch den Führergrundſatz berührt 
a * 1938, 243244) und kann insbeſondere auch durch Tarifordnung nicht ausgeſchloſſen wer⸗ 
. JW 1938, 290 c). Zuläffigteit des Rechtswegs für den Anſpruch eines (ftädtiichen) An- 
für dz N aus der Zuſicherung ſpäterer Übernahme in das Beamtenverhältnis (RAG 16, 349); 
Nr 8 83 Nachprufung richtiger Einſtufung nach der Tarifordnung (RAS 19, 205, KAG HRR 1938 
gerli ) Zu dem für die Zuläſſigkeit des Rechtsweges wichtigen Geſetz über den Ausgleich bür⸗ 
910 9 0 echtlicher Anſprüche v. 13. 12. 34 (RG Bl 1, 1235) f RA 14 S. 306, 357; 15, 41; 18, 
Gebt ). Dazu für Oſterreich BO v. 21.5. 38 (RG Bl J, 596); für die ſudetendeutſchen 

— 0 VO v. 13. 2. 39 (RG Bl I, 275). 
om, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Oegg.) 21 
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7. Kriegs⸗ und Nachkriegsrecht: VO über die Freimachung von Arbeitsſtellen während 
der Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung v. 28. 3. 19 (RGBl 355), neue Faſſung v. 
25. 4. 20 (RGBl 708), dazu VO v. 5. 3. 21 (RG Bl 222), außer Kraft ſeit 31. 3. 22 (Geſ v. 
30. 3. 22, RG Bl 285 Art 1); ferner VO über die Einſtellung und Entlaſſung von Ar- 
beitern und Angeſtellten während der Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung v. 3. 9. 19 
(RG Bl 1500), neue Faſſung v. 12. 2. 20 (RG Bl 218), dazu VO v. 28. 1. 22 (RG Bl 187), Geſo tze 
v. 30. 3. 22, v. 26. 10. 22, auch v. 17. 8. 22 (RG Bl 285, 802, 717), v. 23. 3. 23, 15. 10. 23 (NR 
1 215, 983) und #6 104 S. 171, 231; 105, 4; R Warn 1921 Nr 112; RG JW 1925, 225“. 
Zur VO v. 12. 2. 20 (RGBl 218) f. ferner Art 11, 11] der VO über Betriebsſtillegungen und 
Arbeitsſtreckung v. 15. 10. 23 (RG Bl I 983), die Verordnungen über Verlängerung der Geltungs⸗ 
dauer von Demobilmachungsverordnungen v. 29. 10. 23 (RG Bl I 1036, 1037) und die VO über 
das Schlichtungsweſen v. 30. 10. 23 (RGBBl I, 1043), aufgehoben durch $65 AOG. Vgl. auch 
RpPerſo nalabbauV O v. 27. 10. 23 (RGBl 1, 999f.) Art 15ff. Nach Art 16 dieſer VO fanden 
die oben erwähnte DemobilmachungsO v. 12. 2. 20 und § 84 Nr 4 des Betriebsrätegeſetzes 
keine Anwendung, wenn Arbeiter und Angeſtellte entlaſſen wurden, die ihre Dienſtbezüge aus 
öffentlichen Mitteln erhielten. Das ebenda erwähnte Geſetz über die Wiedereinſtellung und 
Kündigung in Teilen des Reichsgebiets v. 17. 7. 23 (RG Bl I, 648) iſt mit Wirkung v. 1. 1. 24 
wieder aufgehoben worden (RGBl I, 1246). Vgl. ferner Gef ev. 4. 8. 25 über die Einſtellung des 
Perſonalabbaus und Abänderung der Perſonalabbauv O (RGBl I, 181), dazu RAG 9, 120. 
Vgl. auch BO, betr. Maßnahmen gegenüber Betriebsabbrüchen und ⸗ſtillegungen v. 8. 11. 20 
(RG Bl 1901), an deren Stelle inzwiſchen der Kündigungsſchutz des $ 20 NOG getreten iſt ($ 620 
A 3d). — Für die ſog. Kriegsverträge ſ. Vo v. 21. 11. 18 (RG Bl 1323), dazu Gef v. 30. 3. 22 
(RG Bl 285) Art! vorletzter Abſatz, und VO über die Abgeltung von Ansprüchen gegen das Reich 
v. 4. 12. 19 (RG Bl 2146), dazu Geſetze v. 16. 12. 21 (NGBI 1578) und v. 1. 12. 22 (RG Bl 1, 897), 
nicht anwendbar auf Gehaltsanſpruche von Offizieren und Beamten RG 101, 403; 105, 77; f. 
auch RG 104, 55; R JW 1927, 439°. Weitergehend VO über die Erweiterung des Abgeltungs⸗ 
verfahrens v. 24. 10. 23 (RGBl I, 1010); dazu RG 107 S. 315, 320. 

8. Recht der Notverordnungen und neuere Vorſchriften. Eingriffe in das Recht des Dienſt⸗ 
vertrags enthalten auch die in den wirtſchaftlichen Bedürfniſſen der Zeit begründeten, auf Grund 
des Art 48 RVerf. erlaſſenen Notverordnungen. Hierher gehören: Die Not O v. 1. 12. 30 Teil 2 
Kap II 88 5, 6 (RGBl J, 517, 523): Kündigung von Tarif- und Einzelanſtellungsverträgen zum 
Zwecke einer Kürzung der Bezüge der Angeſtellten bei den Verwaltungen des Reichs, der Länder, 
Gemeinden (Gemeindeverbände) und ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechtes; die 
Not VO v. 5. 6. 31 Teil 2 Kap 1 (RG Bl I, 279, 282): Kürzung der Bezlige von Angeſtellten und 
Arbeitern im Dienſte des Reichs, der Länder, Gemeinden (Gemeindeverbände) und ſonſtigen 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts, dazu das Beamtenrechtsänderungsgeſetz v. 30. 6. 33 
(RGBl 1, 433) 549 Abſ 2 mit Ergänzung durch Geſ v. 31. 5. 34 (RG Bl 1, 471) und RAG 11 
S. 175, 282; 12, 85; 13, 283; 14 S. 81, 293; 15, 305: 16 S. 231, 351; 17 S. 239, 335; 18 S. 92, 
176, 184; 19 S. 129, 309, 360; 20, 88; RA JW 1938, 1848865; Ra Seuffel 86 Nr 176; 91 
Nr 118; RA HRR 1932 Nr 1861; 1933 Nr 1942; 1934 Nr 1221; RA ArbgꝛSamml 32, 42; 
die Not VO v. 6. 10. 31 Teil 1 Kap IT: Anderungen zu den beiden vorgenannten Notverordnungen, 
dazu RA 16, 46; Teil 3 Kap Abſchn I $ 13: Kürzung der Bezüge von Ruhegehaltsempfängern 
(Nichtbeamten) öffentlich⸗rechtlicher Körperſchaften, dazu RAch 15, 261, und Teil 5 Kap III: 
Herabſetzung übermäßig hoher Dienſtvergütungen (RGB 1, 537, 538, 557), dazu RG 139, 230; 
140, 18; 141, 150; 145, 263; 147, 84; 148, 81; R& JW 1933, 15141, 28525, Nh 88 Nr 101; 91 
Nr 30; RA 13, 24; NAH HRR 1935 Nr 1045 und $611 A 2a Abf1; die Not VO v. 8. 12. 31 
Teil 6 Kap J: Beendigung laufender Tarifverträge, Herabſetzung von Löhnen und Gehältern 
der Arbeiter und Angeſtellten, dazu RAG 12 S. 3,9, ſowie 13, 167, und Teil 7 Kap VI: Herabſetzung 
der Bezüge von Angeſtellten und Arbeitern des Reichs, der Länder, Gemeinden (Gemeindever⸗ 
bände) und ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechts (RH Bl 1, 699, 726, 738), dazu KAG 
HRR 1933 Nr 1942, anwendbar auch auf Lehrlinge, Ruch 13, 59; die Not BO v. 4. 9. 32 Teil 
Kap V: Einſchränkung der Perſonalausgaben bei ſubventionierten Unternehmungen (dazu ® f 
v. 27. 2. 33, RG Bl J, 89), Ruch 17, 213; 18, 98, und Kap. VI: Beanſtandung von Angeſtellten“ 
oder Arbeiterbezügen bei Gemeinden und anderen Körperſchaften (Rc Bl I, 425, 431), Nicht 
anwendung der Gehaltslürzungsverordnungen auf perſönlich haftende Geſellſchafter von Kom 
manditgeſellſchaften auf Aktien ſ. R& 152, 12. Die Not Vo über die Vermehrung und Erhaltung 
der Arbeitsgelegenheit v. ö. 9. 32 (RG Bl I, 433) — dazu VO v. 14. 9. 32, RG Bl I, 443 und 5 
21. 9. 32, RG Bl 1, 446, RAch 12 S. 63, 354 — ift durch VO v. 14. 12. 32 (RG Bl 1, 545) wieder 
außer Kraft geſetzt worden. Herabſetzung tarifvertraglicher Ansprüche durch Landesregierang z 
kraft Ermächtigung der VO des Reichspräſidenten v. 24. 8. 31 . RAG 12, 89; 13, 69; Rach 8 
1933, 26651; Kündigung nach der Preuß. Sparverordnung v. 12. 9. 31 ſ. RAG 13, 260; R 11 5 
1933, 1707, 17882, 20262; RG HAN 1933 Nr 1340. Ruhen von Verſorgungsrenten nach 3 
SD des RArbMin über die Berückſichtigung der Renten aus der Sozialverſicherung bei ander £ 
Leiſtungen v. 10. 10. 32 (RGBL I, 496) f. Rech 13 ©. 325, 340. — Über die durch Zuriidnahnt 
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der Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft nach dem Geſetz v. 7. 4. 33 (RG Bl I, 188) veranlaßten 
Kündigungen von Angeſtellten ſ. $5 des Gef; dazu NA 13, 296; entſprechend bei Patent- 


81) SS 1, 3. Kündigung von Dienſtverträgen anläßlich des Ausſcheidens der Juden aus der 
Mechtsanwallſchaft „5. WO zum Reichsbürgergeſeh v. 27.9. 38 cl I, 1403) 52, für Oſter⸗ 


echohungen v. 26. 11. 36 (RG Bl l, 955), ſog. Preisſtopverordnung, dazu AusfWO v. 30. 11.36 
(Riel f, 956). Nur die geſetzlichen Vorſchriften über die Überwachung und Geſtaltung der Löhne 


Durch den Dienſtvertrag wird derjenige, welcher Dienſte zuſagt, zur Leiſtung 
r verſprochenen Dienfte ), der andere Teil zur Gewährung der vereinbarten 


1, ; 
als 2 a peiftung des Dienſtpflichtigen; die verſprochenen Dienſte. Daß das Dienſtverhältnis 
Schul 


und ne en aus nationalſozialiſtichem Gemeinſchaftsdenken heraus beurteilt werden muß, 
1 


von den Gedanken der Betriebs emeinſchaft als eines organiſchen Teiles der Volksgemein⸗ 
haft, der ſozialen Ehre und 5 Pflicht zur gegenſeitigen Treue ($ 2 Abſ 2 ADG) 
born legen beherrſcht wird, ift ſchon in Vorbem 1 Abſſ1 vor § 611 hervorgehoben (ſ. darüber 


R Haupt- und Nebenleiſtungen des Dienſtpflichtigen und des Dienſtberechtigten bezeichneten 
hin chungen, Für Aebeiteverhallniſſe f. auch S$ 13ff. des Vorbem 1 Uhl 2 erwähnten Geſetz 
2 wwürfs. — Hei der im 9 611 Abs 1 hervorgehobenen Hauptleiſtung des Dienſtpflichtigen, der 
eineſtung der verſprochenen Dienſte, hat dieſer für die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
Faßuſteben (8.276). Zur Frage, ob der Halter eines Kraftwagens den von ihm angeſtellten 
Unser = einer nnr leichten Fahrläſſigleit fur die Folgen eines von dieſem verurſachten 
entfalles Dritter etwa deshalb nicht verantwortlich machen kann, weil er den Fahrer nur gering 
Segen und gegen Haftpflicht nicht versichert hat, f Reich 20, 252. Der Dienjtpflichtige hat der 
f ) nur di n 
f „die eine be ondere Sachkenntnis oder Fähigkeit erfordern, dann muß er auch dafür 
(M gen, daß er bie Eigenschaften hat und a mit der gebotenen Sorgfalt verwendet 
wirk au 1937, 12344; 23 1916, 702%). Haftung eines Lagerverwalters für ſog. Manko, mit- 
tra en Verſchulden des Dienſtberechtigten ſ. Ruch 15, 174; Haftung des Rechners einer einge 
be gen Genaſſenſchaft für mangelhafte Buch- und Kaſſenführung, ſowie für ungeeignete Auf⸗ 
ung und Verwaltung der Warenbeſtände, mitwirkendes Verſchulden von Vorſtand und 
Stat, Bedeutung einer dem Rechner erteilten Entlaſtung |. RAG 17, 250. Wird durch 
el ung der verſprochenen Dienſte der Dienſtberechtigte geſchädigt, z. B. an Körper und Gefund- 
zund a trifft den Dienſtverpflichteten die Beweispflicht für das Gegenteil, wenn die Sachlage 
Auch 0 dafür ſpricht, daß er die ihm obliegende Sorgfaltspflicht verletzt habe (RG 148, 148). 
fee liegt der Beweis dafür, daß eine objektive Verletzung des Vertrages ohne fein Ver⸗ 
Dienſtde eingetreten ſei und auch bei aller Vorſicht nicht habe abgewendet werden können, dem 
verpflichteten ob, wenn die Sachlage zunächſt den Schluß rechtfertigt, daß er die ver⸗ 
21* 
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tragliche Sorgfaltspflicht verletzt habe (NG IW 1935, 115%; RAG 20, 252). Über Arbeits» 
pflicht des Gefolgſchaftsangehörigen im neuen Arbeitsverhältnis ſ. auch Nipperdey 
DXZ 1936, 529 ff.; dazu Hochreuther, Ruſt ebenda 1091, 1479 und zum Entwurf eines Geſetzes 
über das Arbeitsverhältnis (Vorbem 1 Abſ 2) Nipperdey DArbR 1938, 185. Ob der mit der 
Dienſtleiſtung verbundene Aufwand, die Beſchaffung der erforderlichen Geräte, Fahrzeuge uſw. 
vom Dienſtpflichtigen oder vom Dienſtberechtigten zu tragen iſt, hängt von den Umſtänden, ins⸗ 
beſondere von der Natur der zugeſagten Dienſte ab (f. unten § 618 A 2). Verrichten Bedienſtete 
kleine Arbeiten, zu denen ſie vertraglich nicht verpflichtet ſind, die aber mit ihren Dienſtleiſtungen 
zuſammenhängen (z. B. ein Kellner bringt den Speiſenaufzug in Ordnung), ſo fallen auch dieſe 
Arbeiten unter den Dienſtvertrag. Der Dienſtpflichtige muß daher die erforderliche Sorgfalt 
anwenden, genießt aber auch den Schutz des F618 (NG L3 1915, 100125). Sollen die den Ver⸗ 
tragsinhalt bildenden Dienſte einen beſtimmten Erfolg herbeiführen, ſo entbindet die Zweifel⸗ 
haftigkeit dieſes Erfolges insbeſondere denjenigen nicht von der Haftung für ſachgemäße Aus⸗ 
führung, der Dienſte höherer Art zu leiſten hat (RG IW 1937, 123450. 

Auf dem Gebiete der abhängigen, d. h. unſelbſtändigen Arbeit beurteilt ſich Art 
und Umfang der zu leiſtenden Arbeit vor allem aus dem alle Arbeitsverhältniſſe be⸗ 
herrſchenden Grundſatze gegenſeitiger Treupflicht. Die Fragen der Arbeitsleistung, 
auch der Arbeitszeit einſchließlich der Zeit der Arbeitsbereitſchaft (MAG 2 S. 154, 310; 5, 130 
und der Arbeitspauſen (RAch 2, 151; 3, 83; 7, 76; RAG HRR 1931 Nr 317; 1932 Nr 1135), ebenſo 
wie die des Arbeitsentgelts (A 2), ſind aber, unbeſchadet zuläſſiger Einzelvereinbarungen, vielfach 
durch Betriebs- oder Tarifordnung geregelt (0. unten A5). Überſtunden |. RA® 1,96; 2, 251; 
8, 317; 10, 15; 11, 100; 12, 52; 14, 333; 16, 101; 18, 299; 19, 155; . auch RAG Arbe Samml 33 
S. 49, 81. Überſchichten ſ. Rach 9, 206; RG 19, 208. Über die Unterſcheidung von Einheits⸗ 
ſätzen und Zuſchlägen im Tarifrecht |. Ruch 19, 101. Tarifliche Lohnzuſchläge für Überſtunden⸗ 
und Sonntagsarbeit, wenn im Arbeitsvertrag ein übertariflicher Lohnſatz für die Arbeitsſtunde 
vereinbart iſt, ſ. RAch 15, 271; 17, 178; RAG HRR 1936 Nr 604. Sondervergütung für Überſtunden, 
die Sparkaſſenangeſtellte aus Anlaß der Jahresabſchlußarbeiten zu leiſten haben, ſ. RAG 19, 155. 
Entlohnung verbotener Überſtundenarbeit ſ. RA 13, 256; 17, 229. Das Beſtimmungsrecht des 
Unternehmers findet ſeine Schranke im Arbeitsvertrag; daher iſt eine Kürzung im Lohne durch 
Zuweiſung anderer, geringer bezahlter Arbeit ohne vorgängige Kündigung nur inſoweit möglich, 
als es der Arbeitsvertrag zuläßt (vgl. Ruch HNN 1933 Nr 39). Dazu auch Entwurf eines Ge⸗ 
ſetzesüber das Arbeitsverhältnis (Vorbem 1 Abſ 2 vor 9611) 9 14. Für die Reichsbahn ſ. hier ⸗ 
zu Ruch ArbRSamml 12, 322; 14, 433; RA HRR 1933 Nr 1773. Über Kürzung der Arbeits- 
zeit mit entſprechender Kürzung der Arbeitsvergütung ſ. Rutz 3, 63; 4 S. 14, 98, 143; 6, 
308; 7 S. 99,269 (Schwerbeſchädigte); 7 S. 215,240 (Angeſtellte); 8, 179; 9,255; 10 S. 108,209; 20, 
14 (Schwerbeſchädigte); Ruch HAN 1932 Nr 467; Rach 14. 11.31, 193/31; 19. 12. 31, 282/31; 
17. 2. 32, 474/31 (Angeſtellte). Mehrarbeitszuſchlag bei Einführung der Kurzarbeit ſ. RAG 
8, 179. Kürzung der Arbeitszeit und der Arbeitsvergütung nach der FaſerſtoffVOO v. 19. 7.6. 9. 34 
(RGGBl 1, 713,819) 85 2,5 . RAS 15, 77; vgl. ſpäter Spinnſtoffgeſetz v. 6. 12. 35 (RG Bl l, 1411) 
59 6, 7, Entlaſſungsverbot $8. Über Lohnkürzung für Wochenfeiertage bei Kurzarbeit ſ. RAch 
13, 44; 18, 316. Vereinbarung von Kurzarbeit mit entſprechender Tariflohnermäßigung ohne 
Kündigung und Einhaltung der Kündigungsfriſt iſt auch unter der Herrſchaft des AO zuläſſig 
(RA 17, 114; 19, 117). Hat ein Arbeitnehmer nach der Arbeitsordnung infolge rechtswidriger 
Auflöſung des Arbeitsverhältniſſes rückſtändigen Lohn verwirkt und macht der Arbeitgeber von 
dieſer Beſtimmung Gebrauch, fo find damit alle Schadenserſatzanſprüche abgegolten (MAG 5, 250). 
Kürzung des die pfändungsfreie Höhe nicht erreichenden Akkordlohns durch den Arbeitgeber, 
wenn der Arbeiter ſchuldhaft ſchlechte Ware hergeſtellt hat, ſ. Rech 5, 351 und für den Serien 
akkordvertrag RAG 22. 8. 29, 125/29. Folgen fehlerhafter Arbeit bei Zeitlohn RA 5, 348. — 
Über die Arbeitszeit auf dem Gebiete der abhängigen Arbeit |. namentlich Arbeitszeitordnung 
v. 30. 4. 38 (RGBl I, 447), gemäß VO v. 30. 4. 38 (RCG Bl I, 446) am 1. 1. 39 in Kraft ge“ 
treten, dazu Ausf VO v. 12. 12. 38 (RG Bl J, 1799). Gärtnereien als landwirtſchaftliche (nicht 
unter die Arbeitszeitordnung fallende) Betriebe |. si Abſ ! Nr! der Arbeitszeitordnung von 
1938; für die Arbeitszeitordnung von 1934 |. Rach 20 S. 135, 138 (gegen RAG 2, 256; 3, 159). 
Für Bäckereien und Konditoreien gilt das Geſetz v. 29. 6. 36 (RGBl I, 521) mit Durchf Vd 
b. 30. 6. 36 (RG Bl J, 527), dazu Schaefer DArbN 1936, 195, abgeändert durch das Jugend? 
ſchutzgeſetz v. 30. 4. 38 (RG Bl J, 437); für das Pflegeperſonal und die ihm gleichgeſtellten Gefolg 
ſchaftsmitglieder in Krankenpflegeanſtalten die VO v. 13. 2. 24 (RG Bl I, 16, 154). Die Arbeitsze! 
der Jugendlichen (zwiſchen 14 und 18 Jahren) regelt das ſchon erwähnte Jugendſchutzgeſet mu 
Ausf v. 12. 12. 38 (Rc Bl 1, 1777); dazu Seldte ZUFDR 1938, 325; Böhne ZW 1938, 1869. 
Kinderarbeit iſt nach demſelben Geſetz grundſatzlich verboten. Einführung des Jugendſchupgeſetzg 
und anderer Arbeitszeitvorſchriften in den ſudetendeutſchen Gebieten |. VD v. 31. 1. 1 
(NH Bl 1, 154). Einführung von Arbeitszeitvorſchriften in Oſterreich ſ. VO v. 7.2.39 Bl Y 
155), auch VO v. 15. 5. 39 (RGB 1, 928). Die Arbeitszeitvorſchriften ſind öffentliches 
Arbeitsſchutzrecht und können daher die vertraglichen Beziehungen der Beteiligten 
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in der Regel nur mittelbar beeinfluſſen, inſofern verbotswidrige Vereinbarungen nichtig ſind 
($ 134) und ein geſetzwidriges Verhalten des Unternehmers den Beſchäftigten zur Verweigerung der 
Arbeitsleiſtung ($ 615) und zu Schadenserſatzanſprüchen wegen unerlaubter Handlung ($ 823 Abſ 2) 
berechtigt (vgl. Rach 2 S. 177, 266; 3 40; 4, 109; 10, 15). Aus der allgemeinen Fürſorge⸗ 
pflicht des 52 Abſ 2 AO könnenſich aber auch vertragliche Anſprüche auf Wahrung des 
Arbeitsſ chutzes ergeben (vgl. 8618 A 1). Ausgleichung ausgefallener Arbeitsſtunden ſ. RAG 2, 
266; RAch HR 1931 Nr 1151. Ausgleichung der durch einen Betriebsausflug ausfallenden Ar- 
beitszeit durch Mehrarbeit an anderen Tagen ohne Vergütung als Überſtunden ſ. RAG 38 1938, 
5044. Bezahlung von Ausgleichsarbeit ſ. auch ArbRSamml 33, 53 (LUG). Bedeutung tariflicher 
Beſtimmung der regelmäßigen Arbeitszeit |. RAG 1,301; 4,14; RAG HRR 1932 Nr 1136. Über 
Mehrarbeitsvergütung f. Arbeitszeit O $ 6a; Arbeitszeitordnung v. 26.7. 34 (RG Bl I, 803) 
314; Arbeitszeitordnung v. 30.4.38 (RG Bl 1,447) § 13; dazu RAG 1 S. 318, 333; 2 S. 33, 45; 
3 S. 9,78, 159; 7,320; 8,179; 16,101; 20,143; RA HRR 1932 Nr 975; RAG FW 1936, 12371; . 
auch JW 1938, 25555 (Ausgleich der Mehrarbeitsvergütung durch Freizeit unzuläſſig). Mehrarbeits⸗ 
vergütung für Jugendliche ſ. Jugendſchutzgeſetz v. 30. 4. 38 (RGBi I, 437) § 13. Zum Begriff 
des gewerblichen Arbeiters im Sinne des Arbeitszeitrechts |. RAG HRR 1933 Nr 1769. Für die 
zonntagsruhe (vgl. 8g 105 ff. GewO, $ 18 Jugendſchutzgeſetz) find von Bedeutung das Geſetz 
über die Feiertage v. 27. 2. 34 (RGBl J, 129), dazu Durchf VO v. 18. 5. 34 (RGS Bl 1, 394), ferner 
das Öefe über einmalige Sonderfeiertage v. 17. 4.39 (RG Bl I, 763), dazu VO v. 17. 4. 39 (RGGBl , 
764) ſowie die VO über den Schutz der Sonn- und Feiertage v. 16. 3.34 (RG Bl J, 199), mit Ande⸗ 
gungen v. 1.4.35 (RG Bl 1, 510) und v. 26. 10.37 (RG Bl J, 1135). Über die Lohnzahlung an 
Feiertagen ſ. A 2a Abſ 2 a. E. Über zeitliche Bindung der Arbeitstätigkeit von Angeſtellten bei 
wiſſenſchaftlicher Forſchung einerſeits und bei betrieblicher Arbeit, die nur wiſſenſchaftliche Vorbil⸗ 
ung voraussetzt, andererſeits |. Rach HRR 1933 Nr 1437. Über den Umfang der Verpflichtung 
des Lehrlings, die ihm vom Lehrherrn aufgegebenen Arbeiten zu verrichten, |. RA 10, 160. Für 
weibliche Arbeitnehmer, die der Krankenverſicherungspflicht unterliegen, enthält das Geſetz über die 
Beſcha tigung vor und nach der Niederkunft v. 16. 7. 27 (RG Bl 1,184), dazu Gef v. 29. 10. 27 
ee J. 335), neben einem Kündigungsverbot (84, dazu § 620 A 3f.) Schutzbeſtimmungen 
Aber Ausſetzen der Arbeit (52) und Stillpauſen (83). Die Verpflichtung des Arbeitgebers zur 
Gewährung von Entgelt bleibt im letzteren Falle unberührt, im erſteren nur inſoweit beftehen, 

als dies ausdrücklich vereinbart iſt. Arbeitsbereitſchaft ſ. Rel JW 1937, 31909, n 
Nacht der Dienſtverpflichtete (Angeſtellte oder Arbeiter) eine Erfindung, ſo gebühren die Rechte 
eu hr, wie auch in der Riechtſprechung des Reichsgerichts anerkannt ift, mangels abweichender Ver⸗ 
einbarung dem Dienſtberechtigten, wenn die Erfindung im Bereiche der dienſtlichen Auf⸗ 
gabe des Dienſtpflichtigen liegt, von ihm auf Grund der zugeſagten Tätigkeit gemacht worden 
Mt gl. 96 140, 63; 154, 315; RG IWW 1920, 38213; auch SIG Stuttgart JW 1934, 1132), dem 
übenſtpflichtigen dagegen, wenn die zur Erfindung führende Tätigkeit aus dem Rahmen der 
nommenen Verpflichtung herausfällt( RG Seufffl 60 Nr 1965. auch Seuff 65 Nr 196; 
d 26 7, 382). Handelt es ſich um eine freie Erfindung, ſo ſteht ihre unbeſchränkte Verwertung 
Rech Tienſtverpflichteten ſolange zu, als er nicht ſelbſt ſich der Verfügung darüber begibt oder ſein 
Dei durch Verpflichtungen beſchränken läßt; das gilt auch für Lizenzgebühren aus Lieferungen 
a an den Dienſtberechtigten (RG 154, 309). Erfindungsgemeinſchaft zwiſchen Geſchäfts⸗ 
n und Angeſtellten RO JW 1924, 143058. Geſellſchaftsähnlicher Vertrag zwiſchen Geſchäfts⸗ 
nal und Angeſtellten über Ausbeutung einer Erfindung des letzteren |. Rh NW 1926, 2529“. 
recht dung der Erfindungsklauſel im Anſtellungsvertrage ſ. R 84, 49. Über das Urheber⸗ 
gest an Kunſtwerken, die der Angeſtellte (Architekt) im Dienſte ſeines Arbeitgebers her⸗ 
enn hal, . dich 110, 393. Über die geſellſchaftsahnliche Natur und die Auseinander- 
Arden Eines langfriſtigen Dienſtverhältniſſes, wonach ein Ingenieur einer Fabrik ſeine geſamte 
15 ch Wale zur Erzielung von Erfindungen zur Verfügung ſtellt, einen Teil ſeines Einkommens 
De Maßgabe des durch die Verwertung der Erfindungen erzielten Umſatzes bezieht, die Vorteile 
Se ganz allgemein wie eigene zu wahren, bei Unterbringung der nach ſeinen Erfindungen 
erteilſteben Erzeugniſſe ſelbſtändig mitzuwirken hat und bezüglich der auf ſeine Erfindungen 
315) ſen Patente mit den Dienſtberechtigten in einer gewiſſen Gemeinſchaft ſteht, ſ. RG 105, 
u. 328. ber Vetriebserfindung und Dienfterfindung ſ. noch RG 117, 47; 127, 197; 131 S. 141 
Tatsache 0,415; 189 ©. 52, 87; 140, 83; RG Warn 1931 Nr 194; vgl. auch elch 11, 219. Die 
itſache, daß ein Unternehmer einem Angeſtellten für eine Dienſterfindung eine laufende Ver⸗ 
det, begründet für den Angeſtellten kein Verbot des Wettbewerbs nach Beendigung 
ngeſt erhältniſſes (ArbRSamml 32, 204 [Arbch]). Der Unternehmer, der von einem 
10 ſtellten eine Erfindungsbeſchreibung entgegennimmt, iſt verpflichtet, ſie binnen angemeſſener 
jtehe = prüfen (Arb Samml 33, 93 [LAG]). Hat der Angeſtellte eine dem Dienſtherrn zu- 
9 5 Erfindung einem Dritten bekanntgegeben, die dieſer dann zum Patent angemeldet hat, 

o kann der 355 gegeben, N 1 

9823 (min, Dienſtherr bei Verſchulden des Dritten von dieſem die Übertragung des Patents nach 
das A Be rechtliche Entnahme) verlangen (RG 140, 53). Im Entwurf eines Geſetzes über 
rbeitsverhaltn is (Vorbem 1 Abſ 2 vor $ 611) iſt das Recht der Arbeiter⸗ und Angeſtellten⸗ 
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erfindung nicht geregelt, vielmehr einem hierüber ausgearbeiteten beſonderen Entwurf über⸗ 
laſſen (f. Begründung S. 45, auch Derſch DArbR 1935, 187). 

Vertragswidriges Nichtaufnehmen oder Verlaſſen der Arbeit verpflichtet zum Schadens- 
erſatz. So auch vertragswidrige Niederlegung der Arbeit; bei gemeinſamem Vorgehen 
haftet der einzelne Arbeitnehmer dem Arbeitgeber in der Regel nicht nur für den Scha⸗ 
den, den gerade er durch die Verweigerung ſeiner Arbeitsleiſtung unmittelbar hervorge⸗ 
rufen hat, ſondern als Geſamtſchuldner für den aus der Arbeitsniederlegung in ihrer 
Geſamtheit entſtandenen Schaden (RA 10 S. 34, 354; RA Gruch 72, 325). Über die 
Rechte des Betriebsführers bei widerrechtlicher Löſung des Arbeitsverhältniſſes durch den 
Gefolgsmann ſ. Herrmann DArbR 1937, 209. Vgl. auch Gew 8g 124 b, 134 und über 
Verleitung zum pflichtwidrigen Verlaſſen der Arbeit $ 125 ebenda. Dazu $18 des Entwurfs 
eines Geſetzes über das Arbeitsverhältnis (ſ. Vorbem 1 Abſ 2). Nach Abſ 3 dieſes 5 18 
ſind Unternehmer, die einen Gefolgsmann verleiten, die Arbeit rechtswidrig nicht anzutreten 
oder vor rechtmäßiger Beendigung des Arbeitsverhältniſſes zu verlaſſen, oder die einen Gefolgs⸗ 
mann einſtellen, von dem ſie wiſſen, daß dieſer einem anderen Unternehmer zur Arbeit verpflichtet 
iſt, dem anderen Unternehmer als Geſamtſchuldner mit dem Gefolgsmann ſchadenserſaßpflichtig. 
Rücktrittsrecht des Dienſtherrn bei beharrlicher Abweichung des Dienſtpflichtigen von einer 
ihm für eine Geſchäftsbeſorgung erteilten Anweiſung (RG 57, 392). Verlegung ſeines Geſchäfts⸗ 
betriebs an einen anderen Ort berechtigt den Geſchäftsherrn nicht ohne weiteres, den Angeſtellten 
gegen feinen Willen dorthin zu verſetzen (MG SeuffA 70 Nr 64). Über die Beurlaubung 
von Angeſtellten und Arbeitern für Zwecke der Leibeserziehung |. Gef v. 15. 2. 35 (RG Bl J, 197), 
dazu VO v. 19. 3. 35 (RG Bl I, 382, 392). Bei Unmöglichkeit der Dienſte, mögen fie in der 
Perſon des Pflichtigen oder des Berechtigten oder in ſonſtigen Ereigniſſen liegen, ſ. 69 323ff., 
auch Vorbem vor $ 611, bei zeitweiſer Unmöglichkeit infolge eines in der Perſon des 
Dienſtpflichtigen liegenden Umſtandes ſ. § 616. Annahmeverzug des Dienſtberechtigten 
. $ 615; ebenda A 2 über die Tragung des ſog. Betriebsriſikos auf dem Gebiete der abhängigen 
Arbeit. Bei gleichzeitiger Verpflichtung gegenüber mehreren Berechtigten geht von letzteren 
derjenige vor, welcher ſeinen Anſpruch zuerſt gerichtlich geltend macht. Ein Vorrecht desjenigen, 
der mit dem Dienſtpllichtigen zuerſt den Vertrag abgeſchloſſen hat, beſteht nicht. Die beſonderen 
Vorſchriften der Geſindeordnungen find aufgehoben (Vorbem 2 vor $ 611). — Im übrigen: 
Dienſtvertrag eines Minderjährigen $ 113, für Minderjährige als Dienſtberechtigte |. $ 112; vgl. 
auch Hueck, Deutſches Arbeitsrecht 1938, S. 86ff. Dienſtvertrag einer Ehefrau § 1358 (dazu 
RAG 3, 147: Schadenserſatz bei Nichtantritt des Dienſtes) Erfüllungsort $ 269. Erfüllungszeit 
89 242, 271, 193. Fixgeſchäfte 8361. Haftung für Gehilfen § 278. | 

b) Nebenleiſtungen des Dienſtpflichtigen. Zu dieſen Leiſtungen des Dienſtverpflichteten, die 
gleich der Leiſtung der verſprochenen Dienfte nach Treu und Glauben ($ 242), nach national⸗ 
ſozialiſtiſchem Gemeinſchaftsdenken, bei den Verhältniſſen des Arbeitsrechts vor allem auch 
aus dem Gedanken der Betriebsgemeinſchaft, der ſozialen Ehre und der Pflicht zu 
gegenſeitiger Treue (92 Abſ 2 AO; ſ. oben a Abſ 1 a. A.) heraus zu beurteilen find, gehören 
beiſpielsweiſe: Wahrung der Intereſſen des Dienſtberechtigten, Schonung ſeines Eigen⸗ 
tums, z. B. der Werkzeuge und Rohſtoffe des Unternehmers; des vom Angeſtellten zu führen⸗ 
den Kraftwagens (ArbRSamml 29 Arb& Nr 1; JW 1938, 2999), zur Frage der Erſaßpflicht des 
angefteliten Kraftwagenführers gegenüber ſeinem Dienſtherrn überhaupt ſ. Rach ArbRSamm! 
30, 3; vgl. auch Herſchel DOWR 1937, 249. Unterlaſſung jeder der verſprochenen Lei- 
ſtung oder ſonſt den Intereſſen des Dienſtberechtigten zuwiderlaufenden Tätigkeit, 
auch eines Wettbewerbs (vgl. $$ 60 f., 76 GB, dazu NG Di 1937, 1290), über Wettbewerbsverbote 
für die Zeit nach Beendigung des Dienft- oder Arbeitsverhältniſſes ſ. Vorbem 4 vor $611; Bewah⸗ 
rung von Geſchäftsgeheimniſſen (vgl. Unl WG 9 17ff., dazu Elſter ZAk DR 1936, 698 ff., für 
die Zeit nach Beendigung eines Arbeitsverhältniſſes Hueck, Deutſches Arbeitsrecht 1938 S. 96f.; 
Dieb in Feſtſchrift für Hedemann 1938 S. 330 ff.; Anzeige von Betriebsmängeln und Be⸗ 
triebsgefahren; Berichterſtattung über die übernommenen Geſchäfte (vgl. $ 675 mit $$ 665, 
668); Belehrungspflicht eines Rechtsberaters (Prozeßagenten) bei Entwerfung eines Grundſtücks⸗ 
kaufvertrags ſ. RG SeuffA 90 Nr 21. Über die Pflicht der ehemaligen Beſchäftigten zur Ver 
ſchwiegenheit über Betriebsgeheimniſſe |. Dietz in Feſtſchrift für Hedemann 1938 S. 330 ff. Die 
früher vielfach als Nebenpflicht bezeichnete Pflicht zur Treue iſt, zumal im Arbeitsverhältnis, heute 
die Grundpflicht, die das ganze gegenſeitige Verhältnis erfüllt und auf alle ſeine 
Ausſtrahlungen, auf die Pflichten des Dienſtverpflichteten ebenſo wie auf die des Dienſtberech⸗ 
tigten (Fürſorgepflicht des Unternehmers), beſtimmend einwirkt (vgl. Derſch ZAk DR 1935, 
902 [904]; 1936, 1033 [1034], auch Siebert DRechtswiſſenſch 1936, 224; Kreller ZAk DR 1938, 
302). Gewährleiſtungsverſprechen eines Architekten, daß ein von ihm übernommener Bau eine be 
ſtimmte Bauſumme nicht überſchreiten werde, ſ. RG 137, 83. Beaufſichtigung von Kleid ungs⸗ 
ftüden der Schüler als Nebenleiftung bei einem auf Erteilung des Unterrichts gerichteten Dienftver- 
trage |. OLG 38, 99, aber auch SeuffA 58 Nr 30; Haftung des Staates für die in Schulgebäuden 
abgelegten Kleidungsſtücke der Schüler |, OLG AL, 118; HRR 1931 Nr 1856. Über die Frage, ob 
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der Arzt für die im Vorraum feiner Wohnung abgelegten Kleidungsſtücke haftet, |. RG 99, 35. Über 
die Verpflichtung des Angeſtellten, Zuwendungen, die ihm von Dritten gemacht werden, an 
den Geſchäftsherrn herauszugeben, |. RG 55, 91 96, 53; RG SächfA 07, 332, und insbeſondere R& 
39, 31 (Herausgabe von Schmiergeldern); ferner SeuffA 69 Nr 141; 75 Nr 153; CZ 1920, 63° und 
9667 A 3. Über das ſog. Schmiergelderverbot des $ 12 Unl WG v. 7. 6. 09 ſ. RG Gruch 65, 210; f. 
auch ZAk DR 1937, 153; mit Rückſicht auf den Verfall des Empfangenen oder feines Wertes zu⸗ 
gunſten des Staates entfällt hier (wie im Falle der Beamtenbeſtechung) der Anſpruch des Dienft- 
berechtigten auf Herausgabe (RG 146, 194 [20 7f. ]; ſ. auch RO JW 1937, 251615) Eine Pflicht, ſich 
ÜUberwachungsmaßnahmen zu unterziehen, die eine Beſchränkung ſeiner perſönlichen Freiheit 
in ſich ſchließen (Torkontrolle), hat der Arbeitnehmer nur, wenn ſie vertraglich (durch Tarifvertrag, 
Belriebsvereinbarung ljetzt Tarif- und Betriebsordnung! oder Einzelarbeitsvertrag) rechtmäßig 
eingeführt iſt (Rach 4, 117). Über beſondere Treupflichten im Arbeitsverhältnis ſowie Wett⸗ 
bewerbsverbote ſ. auch $$ 19ff., 24ff. des Entwurfs eines Geſetzes über das Arbeits- 
verhältnis (Vorbem 1 Abſ 2). = 
Eine Erzwingung der Dienſte im Wege der Zwangsvollſtreckung iſt unzuläſſig (3 PO 
$ 888 Abſ 2). Verweigert der Dienſtverpflichtete trotz Verurteilung die Arbeitsleiſtung, ſo bleiben 
dem Dienſtberechtigten nur Schadenserſatzanſprüche und das Recht zu friſtloſer Kündigung. Auch 
3 der Dienſtberechtigte einen Hagbaren Anſpruch in der Regel nur auf Leiſtung der verſprochenen 
tenite, nicht darauf, daß der Dienftpflichtige es während der Vertragsdauer unterlaffe, einem 
anderen Dienſte zu leiſten (f. Vorbem 6 vor 9 611 a. A). Dem Dienſtpflichtigen ift es daher, 
uunbeſchadet beſonderer Abreden, auch nicht verwehrt, feine vom Dienſt nicht beanspruchte Zeit 
E vs auszunutzen, ſoweit dies nicht, wie etwa ein ee i 225 5 Treuverhältnis 
um Dienſtberechtigten oder deſſen Intereſſen verſtößt ( 5 4 
Uber en if A Abſ 1 al 4, 928 AO; dazu Mansfeld DArbR 1934, 273 
und dort erwähntes Schrifttum ſowie Sieg DArbg 1937, 107. Nachprüfbarkeit der Bußen 
. DULER 1938, 143. 


2. Verpflichtungen des Dienſtberechtigten. . 
% Hauptleiſtung des Dienſtberechtigten: die vereinbarte Vergütung. Darüber, daß Rechte 


und Pflichten aus dem Dienft- und Arbeitsverhältnis nach Treu und Glauben und aus national- 
ſogzalffiſchem Gemeinihafföbenten heraus, Arbeitsverhältniſſe im Sinne des Arbeitsrechts 
insbefonbere von dem Gedanken der Betriebsgemeinſchaft, der ſozialen Ehre und der 
fli t zur gegenſeitigen Treue aus zu beurteilen find, j. oben A 1a a. A. und Vorbem 1 
bf 1 vor 5611. Das gilt auch für die Verpflichtung des Dienſtberechtigten zur Gewährung der 
vereinbarten Vergütung. Über Lohnanſprüche im Arbeitsrecht J noch 59 32ff. des Entwurfs 
tines Gejepes über das Arbeitsverhältnis (Vorbem 1 Abſ 2). — Für die Vergütungs- 
age kommen jetzt auch die Maßnahmen zur Durchführung des Vierjahresplans in 
Welkacht, jo das ef v. 29. 10. 36 (N Bl 1, 927) und die VO über da Verbot von Preiserhöhungen 
15 26, 11. 36 (No Bl 1,955), ſog. Preisſtopverordnung, dazu Ausf BO v. 30. 11. 36 (RG Bl I, 956); 
für £ ſterreich und die ſudetendeutſchen Gebiete ſ. die zu 5 535 A ö letzter Abſatz a. E. an 
gegebenen Verordnungen. Für die Geſtaltung der Löhne und Gehälter |. jedoch unten. — Die 

ergütung kann in Geld oder in der Zuwendung anderer Vermögensvorteile (freier 
A hnung, Beköſtigung — Pflegevertrag |. OLG 43, 70 —, auch Gegendienſte) oder in einem 
5 el am gewinn beſtehen — ſog. partiariſches Geſchäft, ohne daß deshalb ein Geſellſchafts⸗ 
üb rag vorzuliegen braucht (vgl. $ 705 A 4, auch RG Warn 1914 Nr 37; OLG 28, 181; Vorbem 4). 
w. er Lohn und Lohnformen Hauch Denede DArbR 1938 S. 190, 318. Über Umſatz- und Ge. 

iunanteil ſ. auch 85 45ff., 50ff. des erwähnten Geſetzentwurfs. Als Teil der Vergütung kommen 
5 ie ſog. Gratifikationen ſowie gegebenenfalls das Ruhegeld in Betracht (darüber |. unten b 
92, * Verbot des Truckſyſtems |. $$ 115, 117 GewO und Ruch 13 S. 31, 161; 18, 303; RAG 


* 1 


7818535“ Anſprüche von auf Tagesgage verpflichteten Gaſtſtättenmuſikern ſ Ruch 15 
he 37, 178; 18, 188, e e von Gaftflättenmufilern auch RAG 19, 295. Ansprüche 
uterkariflich bezahlter Mitglieder eines Kurorcheſters bei Nichterfüllung der Zuſage, in der nächſten 
ge t wiederangeſtellt zu werden, |. Rach 15, 197. Ein Gaſthofsdiener, der ohne Varlohn, nur 
ſeigen Koft und Wohnung und mit dem Recht, Trinkgelder zu behalten, angeftellt ift, hat gegen 
0 1115 Arbeitgeber keine (pfändbare) Geldforderung (RA 11, 357) anders beim Dienſtverhältnis 
ö aaſellner, wenn das Trinkgeld abgelöſt iſt durch ein auf den Preis der Speiſen und Getränke auf- 
Sog e Bebienungsgeid (nach 2, 191; 5, 205; 6, 204; 15, 192; Rach «FD 1938, 2042; Nc 
Üher du a 1127). Weltnerbebiemungsgeld in Fällen roller Penfion f MUB 16, 161. Tarif 
eie Auſpruch auf den Bedienungszuſchlag |. Rach 16, 307. Über den tariflichen Anſpruch auf 
f 92 Vedienungszuſchlag vom Umſatz, wenn der Wirt keinen ſolchen Zuſchlag erheben läßt, 
95 17, 194. Zur Frage der Abgeltung der tarifmäßigen Entſchädigung für Koft und Wohnung 
edi Durch die Bedienungsgelder gebildeten Prozentkaſſe |. RAG 17, 360. Pfändung des 
auch Napa egeldes der Gaſtwirtsangeſtellten, insbeſondere beim Servierſyſtem, |. NAG 20, 124; 
2 Arbe Samml 32, 57 (LAG). Zur Frage des Anſpruchs der Angeſtellten im Beherbergungs⸗ 
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gewerbe bei Aufnahme von KdF.-Gäften ſ. Rach 20, 216. Über die Rechtswirkſamkeit des Ver⸗ 
ſprechens eines Gewinnanteils ohne Angabe der Höhe ſ. RG JW 1921 S. 1062, 33910. Berechnung 
des Gewinnanteils beim Ausſcheiden eines Angeſtellten während des Geſchäftsjahres ſ. RG Warn 
1931 Nr 13. Berechnung eines Gewinnanteils nach dem Geſamtergebnis eines mehrere Jahre 
(auch Inflationsjahre) beanſpruchenden Unternehmens ſ. RAch 14, 20. Über Gewinnbeteiligung 
der Vorſtands⸗ und Aufſichtsratsmitglieder bei einer Aktiengeſellſchaft ſ. Aktiengeſetz v. 30. 1. 37 
(RG Bl J, 107) 8 77 Abſ 3, 5 98 Abſ 4, Durchf VO v. 29. 9. 37 (RG Bl I, 1026), 38 8ff. Anſpruch des 
Dienſtverpflichteten auf Rechnungslegung bei Lohnanſprüchen, die ſich nach der Höhe des vom 
Dienſtberechtigten erhobenen Bedienungszuſchlags bemeſſen, |. Ruch 16, 307. Proviſions⸗ 
anſpfüche eines kaufmänniſchen Angeſtellten im Verſicherungsgeſchäft nach Beendigung des 
Dienſtperhältniſſes |. RA 16, 146. Behandlung von Proviſion und Speſen bei der Lohnpfändung 
ſ. Hochreuther DALER 1938, 65. Iſt dem Dienſtverpflichteten eine Prämie für Fertigſtellung 
einer Arbeit innerhalb beſtimmter Friſt verſprochen worden, ſo kann der Berechtigte ſich zur Abwehr 
des Anſpruchs auf die Prämie nicht auf die Nichteinhaltung der Friſt berufen, wenn ſie auf Um⸗ 
ſtänden beruht, die der Berechtigte ſelbſt zu vertreten hat; in ſolchem Falle wird vielmehr die 
Annahme einer Verlängerung der Friſt im Sinne des Vertrags liegen (RG 16. 11. 20 III 156/20). 
Vereinbarung einer für ſich allein kündbaren Zulage neben der allgemeinen Arbeitsvergütung 
ſ. Di 1937, 822. Über Akkordlöhne ſ. 9612 A 1. Alkord⸗ und Zeitlohnzulagen |. RAG 7 S. 84, 
289; 9, 206; 10, 301; 12, 47; RAch HRR 1930 Nr 1128; MAG 3. 6. 31, 693/30. Entfernungs⸗ 
zulagen (Auslöſungen, Wegegelder) |. RAG 2, 235; 4, 206; 5 S. 120, 293; 6, 27; 9, 8; 10, 301; 
15 S. 221, 255; 16, 144 (Pfändungsſchutz); 17 S. 308, 366; 18 S. 36, 295, 350; 20 S. 181, 223; vgl. 
auch 3, 1; RA HRR 1929 Nr 1123; 1930 Nr 1628; 1931 Nr 1239; RA ArbRSamml 33, 307; auch 
ebenda 32, 71 (LAG). Schmutzzulage RAG 6, 118. Erſchwerniszuſchlag für Bauhilfsarbeiter RAG 
ArbRSamml 33, 8. Deputatverträge in Land- und Forſtwirtſchaft |. RAG 4, 222; 5, 317. Deputat- 
kohle im Bergbau |. RA 1, 127; 2, 271; 3, 28; 7 S. 53, 64; 9, 223; 12, 218. Stammgeld eines 
Förſters bei Holzverkäufen Ruch 6, 33. Entlohnung der Schiffsmannſchaft im Binnenſchiffahrts⸗ 
verkehr ſ. Rach 15, 235 (ſog. Teilſchiffahrt). Tarifliche Verheiratetenzulage einer Angeſtellten 
nicht nur bei Arbeitsloſigkeit des Ehemannes |. NAG 19, 219. — Aufwertung einer verein. 
barten Vergütung ſ. R 108, 156; NG Warn 1927 Nr 113; Aufwertung von Einlagen des Arbeit- 
nehmers bei ſeinem Arbeitgeber ſ. Rc 117, 34; 123, 351; 125, 372; 132, 326; RG JW 
1928 S. 1801186, 29151, 29062; NG SeuffA 82 Nr 24; Berechnung und Aufwertung eines 
Architektenhonorars für Arbeiten in der Inflationszeit |. R Seuffl 84 Nr 79; Aufwertung 
von in einem Dienſtvertrag vereinbarten Verſorgungsbezugen ſ. RG Warn 1925 Nr 47; RG 
SeuffA 78 Nr 169; LZ 1925, 2522 (RG BayZ 1924, 124), Aufwertung freiwilliger dem Be⸗ 
amten außer feinem geſetzlichen Ruhegehalt bewilligter Zuſchüſſe ſ. R JW 1924, 10405; vgl. 
ferner JW 1925 S. 64, 75, 79; 1926, 1800 und A zu 9 242. — Keine Herabſetzung von Ge⸗ 
halt3- und Ruhegehaltsbezügen unter dem Geſichtspunkt der elausula rebus sic stantibus 
in der Wirtſchaftskriſe der Deflationszeit (RA h 11, 323; Rach Warn 1933 Nr 60; RAG 
9. 12. 31, 253/31; 9. 11. 32, 293/32. Über die Herabſetzung übermäßig hoher Dienſtver— 
gütungen nach der Not VO v. 6. 10. 31 |. Vorbem 8 vor $611. Die Notverordnung regelt das 
Recht zur Herabſetzung nicht abſchließend; Dienſt⸗ und Verſorgungsbezuge, die bereits auf Grund 
der Verordnung herabgeſetzt find, können daher nach allgemeinen Grundſätzen (8242) noch⸗ 
mals herabgeſetzt werden (MG 148, 81, die abweichende Auffaſſung in RG 141, 150 aufgebend; 
ſ. auch Siebert JW 1935, 2870). In R6 148, 81 (94), wo es ſich um die Herabſetzung einer Wit⸗ 
wenverſorgung handelt, iſt insbeſondere darauf hingewieſen, daß das Dienſtverhältuis ein über 
die Dienſtzeit hinaus wirkendes gegenſeitiges Treuverhältnis zwiſchen dem Unterneh- 
mer und dem Dienſtverpflichteten begründet, und daß die geläuterten Anſchauungen über das, 
was Treu und Glauben erfordern, dazu führen können, von denen, die bisher beſonders hohe Ver⸗ 
gütungen bezogen haben, auch größere Opfer zu erwarten, namentlich wenn dies einem größeren 
Kreiſe von Volksgenoſſen zum Vorteil gereicht und zum Wiederaufbau der deutſchen Wirtſchaft 
dient. Über die Herabſetzung der Bezüge von Vorſtandsmitgliedern einer Aktien 
geſellſchaft wegen weſentlicher Veränderung in den Verhältniſſen der Geſellſchaft ſ. Aktiengeſetz 
v. 30. 1. 37 (RG Bl 1, 107) $ 78, dazu Mansfeld ZULDR 1937, 630, Quaſſowski DArb 1937, 
273. Übernahme von Penſionszahlungen einer in der Inflationszeit vermögenslos gewordenen 
Arbeiterpenſionskaſſe durch den Arbeitgeber ſ. RG 1930, 30851. i 

Auf dem Gebiete des Arbeitsrechts fpielt neben den Beſtimmungen des 
Einzelarbeitsvertrages die Geſamtregelung durch Betriebsordnung und Tarifordnung 
ADS 8 26ff.) eine wichtige Rolle (vgl. A 5). Aus der Fürſorgepflicht des Betriebsführers 
62 Abſ2 Satz 1 ADG) laſſen ſich unmittelbar Rechtsanſprüche der Gefolgſchaftsmitglieder 
in der Regel nicht ableiten (vgl. Vorbem 1 Abf 1 vor § 611). Es kann aus ihm auch nicht 
gefolgert werden, daß in Zweifelsfragen zugunſten der Gefolgſchaft entſchieden werden 
muſſe. Maßgebend bleiben für die Regelung der Arbeitsbedingungen immer Tarifordnung, 
Betriebsordnung und Einzelvereinbarung (jo für Urlaub und Urlaubsvergütung RAG 15, 46 
16, 151, und A 2b Abf 4, . aber auch LAG Dortmund Di 1937, 1505 über den Anſpruch eines 
früheren Angeſtellten, jetzigen Arbeiters auf Wiederaufrücken in das Angeſtelltenverhältnis). 


Dienſtvertrag $ 611 329 


Die in $2 Abſ ? ADS beſtimmte Fürſorgepflicht umfaßt auch den Grundſatz der Leiſtungs⸗ 
entlohnung, kann aber nicht allgemein einen Rechtsanſpruch auf höheren Lohn nach Maß⸗ 
gabe der individuellen Leiſtung geben (RAG 19, 212; vgl. auch Mansfeld zu ArbRSamml 
30, 260). Für Gehaltsanſprüche iſt ferner zu beachten, daß eine allgemeine Erhöhung der 
Tarifgehälter eine Erhöhung frei vereinbarter übertariflicher Gehälter ebenſowenig ohne wei⸗ 
leres zur Folge hat, wie dies bei einer Erhöhung des Tarifgehalts bei ſonſt gleichbleibenden 
Tariſſätzen durch Eintritt des Beſchäftigten in eine höhere Tarifgruppe, durch Vollendung 
weiterer Berufsjahre oder durch andere Umſtände der Fall iſt (RAS 18, 292, 365; RAS Arbge⸗ 
Samml 6, 90). Über den Begriff „Berufsjahr“ bei Staffelung der Tariflöhne nach der Zahl der 
Berufsjahre ſ. MAG 19, 212. Nach dem zur Durchführung des Vierjahresplans auf dem 
Gebiete der Preisbildung erlaſſenen Geſetz v. 29. 10. 36 (RGBl I, 927) § 1 Abſ 2 bleiben die 
geſetzlichen Vorſchriften über die Überwachung und Geſtaltung der Löhne und 
ehälter, im beſonderen die Vorſchriften des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit 
unberührt (ſ. jedoch auch VO über Lohngeſtaltung v. 25. 6. 38, RG Bl I, 691). Demgemäß gilt 
mſoweit auch nicht die VO über das Verbot von Preiserhöhungen v. 26. 11. 36 (RG Bl I, 955). 
Kufrechterhaltung der Arbeitsbedingungen (keine Abänderung zuungunſten der Arbeiter und 
Angeſtellten) in Oſterreich ſ. Art IV, V der VO v. 26. 3. 38 (RG Bl I, 335). Entlohnung 
weiblicher Arbeitnehmer in Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften ſ. Gaſtſtättengeſetz v. 28. 4. 30 (RGBl J, 
146) 517 Ubj2. Regelung der Entgelte für Heimarbeiter, Hausgewerbetreibende und gleich- 
geſtellte Perſonen |. Geſetz über die Heimarbeit v. 23. 3. 34 (RG Bl 1,214) 88 19ff., DurchfB O 
6. 23. 3. 34 (RG Bl 1, 225). Die Lohnzahlung am nationalen Feiertag des deutſchen Volkes (1. Mai) 
regelt das Geſetz v. 26. 4. 34 (RG Bl k, 337), eingeführt im Saarland durch BO v. 18. 2. 35 
(RG) Bl 1, 237) 3. Abſchnitt Art I, dazu RAG 18, 191; über die Lohnzahlung an Feiertagen 
„Anordnung des Beauftragten für den Vierjahresplan v. 3. 12. 37 (DReichsanzeiger Nr 280), 
dazu Rach DR (DRpfl) 1939, 243116, Steiermann DArbR 1938, 4, Beine ZAk DR 1938, 93, 
na ebenda 203, Einführung in den ſudetendeutſchen Gebieten ſ. BO v. 7.12.38 (RGBl l, 
3800 Aut nemäße Anwendung beider Regelungen in Oſterreich ſ. VO v. 26. 3. 38 (RGBl J, 
4 * 8 
Gewährung der vereinbarten Vergütung an Dritte, insbeſondere an Perſonen, die mit dem 
Dienſtverpflichteten familienrechtlich verbunden ſind. Iſt nichts anderes bedungen, ſo muß die 
ergütung ſelbſtverſtändlich dem Dienſtverpflichteten gewährt werden. Es kann aber auch 
eteinbart werden, daß die Vergütung an einen Dritten ganz oder zum Teil zu entrichten ift 
6 328), Der Dritte kann auch von vornherein zu einer ſolchen Vereinbarung zugezogen werden. 
D erartige Vereinbarungen führen vielfach zu Verhältniſſen, die geeignet ſind, berechtigte Anſprüche 
er Gläubiger des Dienſtverpflichteten zu vereiteln, und die deshalb, zumal wenn es ſich um An⸗ 
brüche unehelicher Kinder gegen ihren Erzeuger handelt, das allgemeine Rechtsempfinden gröblich 
derletzen. Soweit dies aber nicht zutrifft, und weder die Vereinbarung ſelbſt noch die darin zum 
b uadruck kommende Geſinnung und Handlungsweiſe der Beteiligten als ſittenwidrig (98 138, 826) 
ezeſchnet werden können, ift die Rechtswirkſamkeit nicht zu bezweifeln. So find Vereinbarungen, 
= Hmfchen dem Dienſtberechtigten und einem (von Gläubigern bedrängten) Angeſtellten zu⸗ 
gunſten der Ehefrau des Angeſtellten (oder auch feiner Kinder) abgeſchloſſen werden, nicht 
an heanftanden, insbeſondere nicht als unſittlich zu bezeichnen, ſofern „der Geſamtbetrag der ge- 
cn 5 m Vergütungen nicht das Maß deſſen überſteigt, was zum Unterhalte des Dienſtverpflichteten 
Leb ‚einer Familie bei einer beſcheidenen, dem Stande des Dienſtverpflichteten entſprechenden 
S. „eführung erforderlich iſt“ (RG 81, 41; 69, 59; JW 1912, 68918; Gruch 58, 992; RG 23 1912 
ſicht 68615). Dem gleichen Grundsatze folgt, die Anderungen des Lohnbeſchlagnahmierechts berück. 
Werd end auch das Reichsarbeitsgericht in ſtändiger Rechtſprechung (Reich 2, 121; 6, 310; Rel 
a 1990 Nr 25, 86; Rach HRR 1930 Nr 140). Danach kommt es entſcheidend auf die Umſtände 
en emzelnen Falles an. Wenn die den Familienangehörigen zugewendeten Bezüge ſich in den 
gegebenen Grenzen halten, kann die Vereinbarung als ſittenwidrig nicht angeſehen werden. 
Chem die Verwirklichung berechtigter Gläubigeranſprüche richtet es ſich auch vielfach, wenn der 
er Ehefrau, erwachſene Kinder ihren Eltern in deren Handel und 
ür Landwirtſchaft oder ſonſtigen Geſchäftsbetriebe Dienſte leiſten, ohne 
reine angemeſſene oder überhaupt eine beſondere Vergütung zu erhalten. 
lich Fan ein Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältnis im Rechtsſinne oder ein bloßes familienrecht⸗ 
die „. Verhältnis gegeben iſt, beurteilt ſich ebenſo nach den Umſtänden des Falles wie 
© eitere Frage, ob gegebenenfalls ein Verſtoß gegen die guten Sitten vorliegt (ogl. 
5 Relch 14, 107; 15, 136; RAch IW 1933, 20815; 1934, 1935“; NAG Warn 1935 
„ SR 1938 Nr 82; NAG SeuffA 88 Nr 123). Umwandlung eines familien- 
1933,94 Dienſtverhältniſſes in ein arbeitsrechtliches ſ. RA Di 1937, 1814; RAG J 
einen 081; 1934, 15981, Nicht als ſittenwidrig zu erachten ift es, vorbehaltlich beſonderer 
vermerflichen Beweggrund oder Zweck ergebender Umſtände, auch, wenn ein im Ge⸗ 
r Frau beſchäftigter (verſchuldeter) Ehemann, ſoweit ein Dienſtverhältnis 


zwiſchen beiden überhaupt vorliegt, für ſeine Tätigkeit vereinbarungsgemäß ein geringeres als das 
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ſonſt übliche und angemeſſene Entgelt erhält (RA J Warn 1930 Nr 184, 222). Wenn in einem 
zwiſchen der Ehefrau als Geſchäſtsinhaberin und ihrem Manne als Geſchaftsführer geſchloſſenen 
Arbeitsvertrag ein geringerer als der tariflich feſtgeſetzte Lohn vereinbart iſt, ſo tritt an die Stelle 
des untertariflichen Lohnes kraft Unabdingbarkeit der Tariflohn, den die Gläubiger daher bei 
einer Pfändung zugrunde legen können; dagegen iſt eine Abtretung des der Pfändung unter⸗ 
liegenden Teils der Tariflohnforderung an die Frau möglich (NAG 6, 282). Über die Arbeit⸗ 
nehmereigenſchaft eines im Geſchäfte der Frau tätigen Ehemannes |. auch RA HRR 1932 
Nr 639. Soweit im einzelnen Falle ein Dienſtverhältnis zwiſchen Ehemann und Ehefrau nicht 
anzunehmen iſt, laſſen ſich bürgerlich-rechtliche Anſprüche der Gläubiger des Ehemannes gegen 
die Ehefrau nur aus unerlaubter Handlung gemäß § 826 begründen. Die Frage, ob bei Be⸗ 
ſchäftigung eines Kindes durch die Eltern ein familienrechtliches Dienſtverhältnis nach 
$ 1617 (der nicht nur für Minderjährige gilt) oder ein Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältnis nach $ 611 
vorliegt, und ob etwa in ſolcher Beſchäftigung eine unerlaubte Handlung der Eltern zum Nachteil 
einer Perſon zu finden iſt, der das Kind unterhaltspflichtig iſt, läßt ſich, wie ſchon erwähnt, nur nach 
den Umſtänden des Falles beantworten (vgl. dazu noch Ruck 11, 194; 12, 94: 13 S. 221, 251; RAG 
JW 1934, 26501; RA HRR 1928 Nr 1818; 1930 Nr 135: Beſchäftigung eines Sohnes, der für 
ein uneheliches Kind zu ſorgen hat). Über ſittenwidrige Verwendung der Arbeitskraft durch einen 
Schuldner ſ. auch 826 Abe. Die vorſtehend unter dem Geſichtspunkt des bürgerlichen Rechts 
betrachteten Verhältniſſe haben im Zuge der nationalſozialiſtiſchen Rechtserneuerung 
für den Bereich der Zwangsvollſtreckung eine das allgemeine Rechtsempfinden be⸗ 
friedigende Regelung gefunden in den durch Art 3 des Geſetzes v. 24. 10. 34 (RG Bl 1, 1070) 
der ZPO eingefügten, am 1. 1. 35 in Kraft getretenen Vorſchriften der 88 8500, 8504 
(dazu Volkmar DArbR 1935, 8; 1937, 36). Die Beſtimmung in $ 850 e ermöglicht es, wenn 
für Arbeits- oder Dienſtleiſtungen des Schuldners die (völlige oder teilweiſe) Gewährung der Ver⸗ 
gütung an einen Dritten vereinbart iſt, den Anſpruch des Drittberechtigten zugunſten der Gläubiger 
des Schuldners ebenſo zu pfänden, wie wenn er dem Schuldner zuſtünde. Nach $ 850d aber 
gilt, wenn der Schuldner einem Dritten in einem ſtändigen Verhältnis Arbeiten oder Dienſte, die 
nach Art und Umfang üblicherweiſe vergütet werden, unentgeltlich oder gegen eine unverhältnis⸗ 
mäßig geringe Vergütung leiſtet, im Verhältnis des Gläubigers zum Empfänger der Leiſtungen 
eine angemeſſene Vergütung als geſchuldet. Darauf, ob ein Dienft- oder Arbeitsverhältnis im 
Sinne des bürgerlichen Rechtes beſteht, kommt es inſoweit nicht an. Vgl. insbeſondere zu 9 850d 
RA 15 S. 291, 325; 16, 17; 20, 253; über den Einfluß des §850 d auf Pfändungen, die ſchon 
vor dem 1. 1. 35 ausgebracht wurden, Ruch 19, 165; zur Bemeſſung der nach $ 850 4d fingierten 
Vergütungsforderung Rach JW 1938, 25657; vgl. auch Arbch Altona ebenda 70459; LA Leipzig 
ArbRSanıml 32 S. 52, 131; über Aufrechnung gegen die fingierte Forderung zunächſt RA 
18, 145, dagegen LAG Hamburg ArbRSamml 29, 117 mit Anm Volkmar, Jonas JW 1937, 
2314; LUG Königsberg ArbRSamnıl 33 S. 6, 16; LUG Düſſeldorf, ebenda 23; Scheidig DI 
1938, 1912; und jetzt auch RAG 20, 255, wo unter Aufgabe des in KAG 18, 145 vertretenen ab- 
weichenden Standpunktes die Aufrechnung von Forderungen des Empfängers der Dienſte an den 
Schuldner gegenüber einer Forderung aus 8 850d 3 allgemein für unzuläſſig erklärt iſt; 
tarifliche Lohnverwirkungsklauſel Ruch 18, 148 (dort auch über Bemeſſung der Vergütung im 
voraus ohne zeitliche Begrenzung und über Klage auf künftige Leiſtung). In den Entſcheidungen 
des RAG wird (abweichend von der bisherigen Rechtſprechung) auch anerkannt, daß im Streit- 
verfahren zwiſchen dem Gläubiger und dem Drittſchuldner (nicht etwa nur im Verfahren nach 
8766 ZPO) Einwendungen gegen die Wirkſamkeit der Pfändung erhoben werden 
können, wenigſtens ſoweit fie auch den materiellen Anſpruch berühren (vgl. Rah 15, 291; auch 
RAG 16, 170 und RG 146, 290 betreffend $ 850 3 PO; ferner Jonas JW 1936, 687). Zu § 850d 
ſ. auch Kalter, Weigelin DArbR 1937 S. 265, 267. Zuſammenfaſſend über Fragen der Pfän⸗ 
dung nach § 850d der ZPO Scheidig DJ 1938, 1906; über die Zuſtändigkeit der Arbeitsgerichte 
auch Hochreuther Dig 1936, 1001. 

Bei unentgeltlich übernommenen Dienſten kommen nicht die Vorſchriften des Dienſtvertrags, 
ſondern diejenigen des Auftrags oder des Schenkungsverſprechens zur entſprechenden Anwendung. 
Ein reiner Dienſtvertrag wird auch dann nicht anzunehmen ſein, wenn beide Vertragsparteien 
Dienſte zu leiſten haben; das Geſetz fordert eine Verſchiedenheit der beiden Parteirollen. Dadurch 
jedoch, daß ſich jemand überhaupt gegen ein Entgelt zur Leiſtung von Dienſten verpflichtet, wird 
jedenfalls ein dem Dienſtvertrag ähnliches Vertragsverhältnis geſchaffen, auf das die Vorſchriften 
der §9 623, 624, 626 entſprechende Anwendung finden (RG 78, 423). Sind die Dienſte aus bloßer 
Gefälligkeit zugeſagt, ſo liegt in der Regel überhaupt kein Vertragsverhältnis vor, ſo daß ein⸗ 
tretendenfalls höchſtens nur eine Haftpflicht aus unerlaubter Handlung des die Dienſte ſchuldhaft 
Verrichtenden gegeben iſt (R 65, 17; R 22. 10. 06 VI 75/06). — Vorſchüſſe, die der Vienſt⸗ 
berechtigte dem Dienſtpflichtigen gibt, find regelmäßig keine Darlehen (RG SeuffA 69 Nr 36). 
Hut Behandlung von Vorſchüſſen bei der Lohnpfändung |. Hochreuther DArbR 1938, 9; Ras 
16, 170. Zur Anwendung des $ 366 bei Zahlungen während eines Dienſtverhältniſſes ſ. Rach 13, 
51. Erfüllungsort 58 269, 270 (bei Unterrichtserteilung nicht notwendig da, wo der Unterricht erteilt 
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wird und der Lehrer wohnt, SeuffA 71 Nr 241). Vgl. auch $ 1154 GewO (Verbot der Lohnzahlung 
an Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaften oder in Verkaufsſtellen). Ortliches Recht der Gegenleiſtung für 
Dienſte, die einem Ausländer im Inland geleiftet werden, ſ. SeuffA 75 Nr 179. Erfüllungszeit 
SEM. Zurütbehaltungsrecht des Dienſtberechtigten bezüglich der vereinbarten Vergütung bei 
Erfüllungsverzug des Dienſtverpflichteten (Rch 3. 1. 05 III 256/04). Bei einer mehrfache Dienſt⸗ 
leiftungen umfaſſenden Tätigkeit darf dem Dienſtverpflichteten die Vergütung für die vertrags⸗ 
mäßig geleisteten Dienſte nicht aus dem Grunde verweigert werden, weil andere Dienſte nicht ver- 
tragsmäßig waren, wenngleich er für die letzteren keine Vergütung verlangen und bei Verſchulden 
ſogar ſchadenserſatzpflichtig fein kann (RG 7. 12. 20 III 439/19). Nicht zurückhalten darf der Dienft- 
herechtigte ferner gegenüber dem Anſpruche des Dienftverpflichteten auf Rechnungslegung mit 
Ruckſicht auf eine Schadenserſaßpflicht des letzteren aus dem Dienſtverhältniſſe (RG 102, 110). — 
Hat der Dienſtberechtigte vorſchriftsgemäß Steuerabzüge vom Dienſtlohn gemacht, jo hat der Dienft- 
pflichtige, wenn er die Rechtmäßigkeit der Abzüge beſtreitet, ſich deshalb nicht an den Dienſtberech⸗ 
„‚gten zu halten, ſondern mit der Finanzbehörde auseinanderzuſetzen (vgl. RG 23 1927, 170). An⸗ 
rechnung von Wartegeldern, Ruhegehältern und Hinterbliebenenbezügen auf die tariflichen Bezüge 
von Angeſtellten des Staates und der Kommunalverwaltungen ſ. RAG 9, 172. Übergang des Lohn⸗ 
anſpruchs in Höhe der Arbeitsloſenunterſtltzung auf die Reichsanstalt ſ. $ 113 AVA und 
R 3, 55; 17, 296; RAG HNR 1933 Nr 1433; auch Wiedemann DAR 1938, 53. Über die 
Rechtslage, falls ein Arbeitsloſer nach dem Eintritt in ein neues Arbeits verhältnis die Erwerhsloſen⸗ 
unterſtutzung weiterbezieht, |. Rach 20, 7. Weiterzahlung von Dienſtbezügen nach der VD über 
die Einberufung zu Übungen der Wehrmacht v. 25. 11. 35 (RG Bl J, 1358) f. RAG 17, 355. Be⸗ 
entung einer „Ausgleichsquittung“ |. RA 14, 180. — Zweijahrige Verjährung für Anſprüche 
anf Dienſtlohn uſw. nach 9 196 Nr 7.15. Vgl. über Verjährung auch $$ 88, 89 des Entwurfs 
eines Geſetzes über das Arbeitsverhältnis (Vorbem 1 Abſ 2 vor 3 611). Über Ber: 
827 von Anſprüchen aus dem Arbeitsverhältnis durch längeres Nichtgeltendmachen ſ. Vorbem 
vor 5 184, A 4 Abſ 3 zu g 242 und A 5 Abſ ö zu 5611. Verwirkung eines Vergütungsanſpruches 
als echtsſolge der Verletzung einer beſonderen Treupflicht des Dienſtverpflichteten ſ. RG 113, 
264 154, 110 (117) und 9654 A1. 3 N 
„Haftung des Erwerbers eines Handelsgeſchäfts nach H68 525 für Lohnanſprüche aus 
Dienſtverträgen ſ. Ruch Gruch 72, 456; RA IW 1933, 18521; dazu auch 8 613 A 2. 
Fur kleingewerbliche Unternehmen ſ. ArbRSamml 32, 175 (LAG). Haftung des Erwerbers 
er Hauptniederlaſſung für Vergütungsanſprüche der in einer nicht übernommenen Zweig⸗ 
nederlaſſung tätigen Perſonen nach § 25 HGB wie auch unter dem Geſichtspunkt der 
Freupflichtvertegung wegen Nichtaufklärung über den Wechſel des Betriebsinhabers |. RA 
if al. Zur Frage, ob eine Firma für Gehaltsanſprüche der Angeſtellten eines Unternehmens 
Ri ben dieſem als Geſamtſchuldner in Anſpruch genommen werden kann, weil fie für weitgehende 
nnebite Sicherungs- und Überwachungsbefugniſſe übertragen erhalten hat, die ihr einen be- 
immenden Einfluß auf die Geſchäftsführung des Unternehmens verſchafften, |. RAG 14, 65. 
Anale Mithaftung des Inhabers der Erlaubnis aus 9 33a RGGewo für Gehaltsanſprüche der 
inoeteltten einer Schauſtellung aus ihrem Vertrag mit dem von dem Erlaubnisinhaber ver⸗ 
f eek Schauſtellungsunternehmer |. RAS 14, 299. — Die Frage, ob die Deutſche Arbeits- 


9 1 den ©. 114, 134, 169, 208, 358; K 147, 122; RG IW 1937, 11452; . auch c Warn 1937 
1217 5 zur Kechtsſtellung des Pflegers des beſchlagnahmten Vermögens Rach 14, 189; NS 147, 
ihre 118 J 1936, 123520, für die chriſtlichen Gewerkſchaften RA 14, 165). Jetzt hat die Frage 


DI , 1333), mit Durchf V v. 11. 3. 38 (0 B. l, 240), v. 18. 3. 38 (5100 Bl I, 317), v. 30. 6. 38 
Ach 1, 710) v. 29. 9. Wade i 1325), v. 3. 4. 30 (Reh Bl I, 707), Begründung Reichs Un; 
1938 Nr 98 2 D „ 


dereinigungen der Vermögensverwaltung der Deutſchen Arbeitsfront Gmbh. als Treuhänderin 
ür eutſchen Arbeitsfront (88 24ff.), erklärte die Forderungen gegen jene Vermögensträger 
en m eröffnete den Benachteiligten die Möglichkeit einer im Verwaltungsweg feſtzuſtellen⸗ 
Grund — i N ie 9 
; „nuerer Geſetze ausdrücklich aus (832 Abſ 1). Über die Ausſetzung des Verfahrens in 
Gicht, ng gen Nachteile 1 die einſtweilige Einſtellung der Zwangsvollſtreckung, Benach⸗ 
„ 'Qling der 
tellungabepörp 
In einzelnen 
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Erbe JW 1938, 993; Freudling ebenda 2380; Süß ZAk DR 1938, 18) verwieſen werden. — 
Über das Rechtsverhältnis eines bei einem dem Reichsnährſtand eingegliederten Verband lebens⸗ 
länglich Angeſtellten |. R JW 1936, 23053. 

b) Nebenleiſtungen des Dienſtberechtigten. Zu dieſen Nebenleiſtungen des Dienſtberechtigten, 
die ebenſo wie diejenigen des Dienſtverpflichteten (ſ. oben A 1b) nach Treu und Glauben und 
aus dem Gedanken der Gemeinſchaft, bei den Arbeitsverhältniſſen des Arbeitsrechts im be⸗ 
ſonderen der Betriebsgemeinſchaft, der ſozialen Ehre und der Pflicht zu gegenſeitiger 
Treue zu beurteilen find, gehören beiſpielsweiſe: Fürſorge für die Perſon des Dienſt⸗ 
verpflichteten, wie fie in $$ 617,618 ausdrücklich angeordnet iſt; Erſatz von Aufwendungen 
(vgl. 88 669, 670, 675), wozu auch ungewollte, aber mit der Erledigung einer dienſtlichen Aufgabe 
notwendig oder doch mit hoher Wahrſcheinlichkeit verbundene Körper- und Sachſchäden, gegebenen⸗ 
falls ſogar entſtehende geſetzliche Schadenserſatzverbindlichkeiten zu rechnen find (RG HRR 1930 
Nr 5; RAch 18, 261; KAG Warn 1931 Nr 161). Anrechnung von feſten Tagesſpeſen auf das 
Tarifeinkommen ſ. RAG 16, 120. Tagesſpeſen des Reiſenden als Teil des Tarifgehalts ſ. auch 
RA JW 1938, 7018. Vertragliche Aufwandsentſchädigung |. RAG 14, 243. Aufwands⸗ 
entſchädigung nach Verzicht auf Dienſtleiſtung |. RAG 14, 277. Anſpruch auf Fortzahlung von 
Reiſeſpeſen bei Zurückziehung aus der Reiſetätigkeit |. RAG 19, 12. Anſpruch auf Erſtattung der 
durch vorzeitige Rückberufung aus einer in der Heimat verlebten Freizeit entſtandenen Reiſekoſten 
ſ. RAG 17, 272. Über die Erſtattung von Auslagen und Aufwendungen |. auch $$ 65, 66 des 
Entwurfs eines Geſetzes über das Arbeitsverhältnis (Vorbem 1 Abſ 2). Schadens⸗ 
erſatzpflicht des Dienſtberechtigten wegen ſchuldhafter Verletzung der Offenbarungspflicht bei 
Abſchluß des Dienſtvertrags |. Ra 16, 276. — Nicht ohne weiteres gibt der Dienſtvertrag 
dem Dienſtverpflichteten einen vertraglichen Anſpruch darauf, daß der Dienſtberech— 
tigte für ſeine richtige Sozialverſicherung ſorgt. So beſteht keine privatrechtliche 
Verpflichtung des Berechtigten, ſofern fie nicht ausdrücklich oder ſtillſchweigend übernommen ift, 
zur Verwendung der Marken, welche für die Invalidenverſicherung der bei ihm beſchäftigten 
Arbeiter erforderlich ſind (RG 63, 55; vgl. OLG 45, 153). Auch die Beſtimmungen der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung und des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes, die dem Arbeitgeber eine Ver⸗ 
pflichtung zur Anmeldung, Auskunft und Nachweiſung ſowie zur Mitwirkung bei der Entrichtung 
der Verſicherungsbeiträge auferlegen, geben im Falle einer Unterlaſſung dem Arbeitnehmer An⸗ 
ſprüche gegen den Arbeitgeber nur dann, wenn dieſer im Rahmen des Arbeitsvertrags ausdrück⸗ 
lich oder ſtillſchweigend eine Fürſorge für die Verſicherungsangelegenheiten des Arbeitnehmers 
übernommen hat; Schutzgeſetze im Sinne des $ 823 Abſ 2 kommen dabei nicht in Frage 
(Rach 8 S. 161, 267; 13, 328; RA 2Z 1931, 311; RAG HR 1931 Nr 762; 1932 Nr 1328; 1933 
Nr 1216; RAG 5. 7. 30, 88/30; vgl. auch Rh HR 1934 Nr 191 und 5 823 A 14 IV. Überein- 
ſtimmend für den Bereich des Reichskuappſchaftsgeſetzes unter eingehender Nachprüfung der 
ſtändigen Rechtſprechung zur Frage des Schutzgeſetzes nach $ 823 Abſ 2 RA 13, 192. Die Nicht- 
anwendung des $ 823 Abſ2 ſteht auch nicht im Widerſpruch mit der nationalſozialiſtiſchen Rechts⸗ 
auffaſſung; nur wird aus dem Gedanken der Betriebsgemeinſchaft und aus der Fürſorgepflicht des 
Unternehmers (88 1, 2 AO) heraus im Einzelfalle heute weitergehend als früher eine (ftill- 
ſchweigende) Übernahme einer Vertragspflicht zugunſten des Beſchäftigten angenommen werden 
können (RAG 15, 80). $ 69 des Entwurfs eines Geſetzes über das Arbeitsverhältnis 
(Vorbem 1 Abſ 2) ſchließt in die Fürſorgepflicht des Unternehmers ausdrücklich auch die Erfüllung 
der Pflichten ein, die ihm in der Sozialverficherung zur Sicherung der Anſprüche des Gefolgs⸗ 
mannes auferlegt ſind. Über die vertragliche Haftung des Arbeitgebers für den Verluſt einer 
höheren Arbeitsloſenunterſtützung bei zu niedriger Anmeldung des Lohnes ſ. RAG 11, 172. Ebenſo 
kein Entſchädigungsanſpruch des in dem Fuhrwerksbetriebe eines kaufmänniſchen Geſchäfts an⸗ 
geſtellten und in dieſem Betriebe zu Schaden gekommenen Arbeiters gegen ſeinen Arbeitgeber, 
weil dieſer die nach öffentlichem Rechte gebotene Anmeldung des Geſchäfts zum Handelsregiſter 
unterlaſſen habe, die nach 81 Nr Gew v. 5. 7. 00 (vgl. jetzt RVO $ 537 Nr 10) eine Voraus- 
ſetzung für die Gewährung der Unfallrente bildete (RG 72, 408). 

Neben fortlaufenden Gehaltsbezügen werden Angeſtellten vielfach Sonderzuwendungen aus 
beſonderem Anlaß, meiſt Gratifikationen, zuweilen auch Remunerationen genannt, als nad)“ 
trägliche Entlohnung für ihre Arbeitsleiſtung und als Anſporn für weitere 
Dienſte gezahlt. Rechtsanſprüche hierauf können nicht nur durch ausdrückliche Vereinbarungen, 
ſondern auch ſtillſchweigend durch längere, regelmäßig wiederkehrende vorbehaltloſe Ge 
währung begründet werden (Rach 2, 287; 4, 65; 5, 22; 6 S. 93, 331; 7, 132; 15, 37; 18 S. 62, 
158; Ruch DZ 1933, 567; NAG Warn 1931 Nr 5). Das gilt auch im Verhältnis von Körper⸗ 
ſchaften des öffentlichen Rechtes zu den in einem privatrechtlichen Dienſtverhältniſſe zu ihnen 
ſtehenden Perſonen; doch iſt bei der Würdigung der Rechtslage immer die Eigenſchaft des Dienſt⸗ 
berechtigten als öffentliche Körperſchaft zu berüidfichtigen (MAG 20, 59, dort auch über Angleichung 
nach 55 40 ff. BRAndch). Nicht reine Freigebigkeiten, deren Gewährung vom Belieben des Dienſt⸗ 
berechtigten abhängt, ſondern eine beſondere Vergütung neben dem Gehalt ſind meiſt auch die 
ſog. Weihnachtsgratifikationen (RG SeuffA 69 Nr 36; RA HRR 1933 Nr 575; 1938 
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Nr 734; RA 166925). Der Anſpruch auf eine ſolche iſt regelmäßig dadurch bedingt, daß das 
Arbeitsverhältnis zu Weihnachten, d. h. in dem Zeitpunkt, zu dem die Gratifikation gezahlt zu 
werden pflegt, noch fortbeſteht; bei früherem Ausſcheiden hat der Angeſtellte keinen, auch keinen 
anteiligen Anſpruch, es ſei denn, daß ein zum Schadenserſatz verpflichtendes Verhalten des Dienſt⸗ 
berechtigten vorliegt (Rah 5, 22; 6, 93). Der Anſpruch iſt in der Regel nicht davon abhängig, 
ob das Geſchäftsjahr Gewinn gebracht hat (RAG HRR 1932 Nr 1071). Zur Frage der Pfänd⸗ 
barkeit der Weihnachtsgratifikation |. Rach 20, 265. Über Weihnachtsgratifikationen für Haus⸗ 
männer ſ. ArbRSamml 32, 14 (LUG). Abgeltung von Gratifikationen durch Sonderleiſtungen 
nach $ 13 des Reichsbanktarifvertrages ſ. RAG 9, 194. Abſchlußgratifikation . RAG 20, 55. 
Die Herabſetzungsbefugnis nach der Not O v. 5. 6. 31 (. Vorbem 8 vor 5611) umfaßt 
auch Gratifikationen (NAG HRR 1933 Nr 575). Der Dienſtberechtigte kann aber auch ſolche 
Vergütungen für außergewöhnliche Leiſtungen, deren Bewilligung in ſeinem Ermeſſen ſteht, 
nicht nachträglich ohne Zuſtimmung der Angeſtellten dieſen wieder entziehen oder herab⸗ 
lezen (RG 90, 320). Stillſchweigende Aufhebung des Rechts auf eine Weihnachtsvergütung 
Ruch 15, 137. Stillſchweigender Verzicht auf weitere Gewährung ſ. RAG Warn 1938 Nr 143. 
Koſtenloſe Gewährung des Mittagstiſches als freiwillige, ſtets widerrufliche Bonifikation neben 
dem Arbeitsentgelt, daher auch nicht auf tarifliche Gehaltsanſprüche anzurechnen, |. RAG 17, 17. 
nderung eines Gratifikationsanſpruches durch mehrmalige einſeitige Kürzungen ſeitens des 
Betriebsführers ſ. RAch 15, 277. Vgl. über Sonderzuwendungen (Gratifikationen) auch 99 53ff. 
des oben erwähnten Entwurfs eines Geſetzes über das Arbeitsverhältnis. Nach 
355 aaO. kann der Unternehmer, wenn Sonderzuwendungen gewährt werden, einen einzelnen 
Gefolgsmann von dem Bezug nur dann ganz oder teilweiſe ausſchließen, wenn wichtige Gründe 
in feiner Perſon vorliegen. In demſelben Sinne ſchon die bisherige Rechtſprechung (vgl. ArbR- 
Samml LAG 27, 78; 29, 174; 33, 43). h k 3 
Mit als Vergütung für jeine Dienſte wird dem Dienſtverpflichteten vielfach ein Ruhe⸗ 
gehalt für die Zeit nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes verſprochen. Vgl. dazu Graf 
bon der Goltz, Das arbeitsrechtliche Ruhegehaltsverhältnis als Teil des Arbeitsvertrages, 
Jeſtſchriſt für Schlegelberger 1936 S. 231ff.; Hueck, Der Rechtsanſpruch auf Ruhegeld DArbdi 
1938, 124 ff. Da es ſich im Sinne des BGB um eine Gegenleiftung für Leiſtung der Dienſte handelt, 
iſt weder Schenkung noch Leibrentenvertrag gegeben, und das Verſprechen unterliegt, 
gleichviel ob es im Dienſtvertrag oder ſpäter, ſelbſt nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes gegeben 
ST, nicht den Formvorſchriften der 38 518, 761 (vgl. Ruch 17, 183 und $ 516 A5, 8761 A 5). 
Dasſelbe gilt für ein Ruhegehaltsverſprechen des Arbeitgebers an die Witwe ſeines Arbeitnehmers 
(RA 13, 137; Rech ArbNRSamnı 32, 191). Eine Ruhegeldzuſage auf Lebenszeit fällt unter 


na? rochen ift, kann im einzelnen Falle zweifelhaft fein. Eine ſolche Zuſage ift insbeſondere 


Ae ausſcheidenden Angeſtellten mit der Maßgabe, daß ſie „ſtets widerruflich“ ſei, kann vom 
Tbeitgeber jederzeit nach feinem Ermeſſen widerrufen werden (MAG 6, 91). Auch das Verſprechen 


17 ahn men „bis auf weiteres“ wird nicht dahin zu verſtehen ſein, daß der Verſprechende 


de 
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Mule nicht aus, daß auf das bewilligte Ruhegehalt der Dienſtverpflichtete einen Rechts⸗ 


Nach 


elne c der Klagbarkeit des in Ausſicht geſtellten Ruhegehalts ſ. RAG 20, 20. Begründung 
geldangahegeldanſpruchs durch mündliche Hinweiſe maßgebender Geſellſchaftsorgane auf Ruhe⸗ 


a das Verſprechen des Direktors einer Aktiengeſellſchaft, ſich für die Auszahlung einer Rente 


htsperzichte ſind nicht zu vermuten, ſondern bedürfen einer deutlichen Kundgabe; 
Ga deiden der Beſchäftigten Sn geſet beſtreitende Erklärungen des Unternehmers kann daher 
zur et auf Kuhegehaltsanſprüche nur angeſehen werden, wenn in jenen Erklärungen der Wille 
In dem tigung des bisherigen Rechtszuſtandes eindeutig zum Ausdruck gekommen iſt (RAG 16, 86). 


Stillehalten des Berechtigten wegen wirtſchaftlicher Schwierigkeiten des Verpflichteten 
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liegt noch kein Anſpruchsverzicht (Rach 18, 49). Ruhegeldanſpruch eines ſtädtiſchen Dauer⸗ 
angeſtellten, dem vertraglich für den Fall der Dienſtunfähigkeit eine Anwartſchaft auf Ruhegeld 
eröffnet und nach den Sätzen des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes gewährleiſtet worden iſt, 
1. Rach 17, 132. Sittenwidrigkeit einer Kündigung zur Vereitelung eines Ruhegeldan⸗ 
ſpruchs . RA 15,361. Einfeitige Erhöhung der Beiträge zu einer gemeindlichen Ruhegeldeinrich⸗ 
tung ſ. RAG 15,333. Anrechnung von Arbeitseinkommen auf das Ruhegeld ſ. Rach 17,188. Über. 
gang von Ruhegeldverpflichtungen auf ein neues Unternehmen bei Einbringung eines Werkes. 
in dieſes ſ. AAG 16, 86. Ruhegehaltsanſprüche gegen Krankenkaſſen ſ. MAG 16, 116; 17, 385; 
RAG Di 1938, 48; gegen ſelbſtändige Penſionskaſſen bei Eutlaſſungen nach der 2. DurchfVO 
zum Berufsbeamtengeſetz ſ. RAch 14, 255; 15, 330, aber auch RG IW 1937, 94014, bei Entlaſſung 
wegen kommuniſtiſcher Betätigung LAG Frankfurt a. M. DJ 1934, 195. Die Zuſage eines Ruhe⸗ 
gehalts bedeutet nicht eine Beſchränkung des Kündigungsrechts; fie gilt regelmäßig auch 
nicht für jeden Kündigungsfall, ſondern nur für den der Dienſtunfähigkeit oder der Erreichung eines 
beſtimmten Alters (RA HR 1932 Nr 642). Nachprüfung der Billigkeit der von einer Stadt⸗ 
gemeinde über zuſätzliches Ruhegeld eines Angeſtellten getroffenen Entſchließung ſ. RUG J 
1938, 70146. Der Anſpruch auf Ruhegeld entſteht in der Regel nur, wenn bei Eintritt ſeiner Voraus⸗ 
jegungen, wie Dienſtunfähigkeit, beſtimmtes Alter, das Dienſtverhältnis noch beſteht, erledigt 
ſich alſo, wenn dieſes ſchon vorher, etwa durch Kündigung ſeitens des Dienſtberechtigten aufgelbſt 
worden it (RAG 17, 244; |. auch Ruch HNR 1936 Nr 740). Bei Vereitelung des Eintritts der 
Vorausſetzungen durch den Dienſtberechtigten, z. B. durch Kündigung (RAch 20, 20 [24]), iſt, 
ſoweit nicht $ 138 BGB öeingreift (ſ. oben), $ 162 anzuwenden. Ruhegeldanſpruch trotz Kündigung 
vor vollendeter Anwartſchaft . RG JW 1937, 172120. Mit einer friſtloſen Entlaſſung aus 
nichtigem Grunde fallen Ruhegeldanſprüche regelmäßig weg; es kann aber vereinbart 
werden, daß fie nicht oder doch nicht in jedem Falle wegfallen ſollen (RA 17, 346; RA ArhR- 
Samml 33,107; |. auch MAG HRR 1935 Nr 488), und es kann auch abgeſehen hiervon nach 
den Umſtänden des einzelnen Falles, insbeſondere wenn der wichtige Grund, der die Entlaſſung 
rechtfertigt, keine Treupflichtverletzung des Entlaſſenen in ſich ſchließt, der Ruhegeldanſpruch, 
beſtehen bleiben (MAG 19, 281). — Der Arbeitnehmer, dem ein Ruhegeld zufteht, hat 
auch nach Beendigung des Arbeitsverhältniſſes noch gewiſſe, wenn auch beſchränkte Treu⸗ 
pflichten gegenüber dem Betrieb und den Betriebsangehörigen, insbeſondere dem 
das Ruhegeld zahlenden Unternehmer, deren gröbliche Verletzung nicht nur eine 
Herabſetzung des Ruhegeldes, ſondern auch eine Kündigung des ganzen Ruhegeld- 
verhältniſſes rechtfertigen kann (Rach 14,196 [201]; Rel 14. 1.33, 364/32; 29. 4. 36, 8/36 
1. dazu Brodführer DUrbR 1937, 4; vgl. für den Ruheſtandsbeamten RG 143, 77). Das ergibt 
ſich als Nachwirkung des Arbeitsverhältniſſes aus dem Grundſatze von Treu und Glauben ($ 242) 
wie aus der alle Arbeitsverhältniſſe beherrſchenden Grundpflicht gegenſeitiger Treue (9 2 Abs 2 
A Och), und gilt, ſoweit es ſich um die völlige Löſung des Ruhegeldverhältniſſes handelt, in gleicher 
Weiſe, mag man dabei $ 626 anwenden (vgl. LAG Hamburg JW 1936, 751 mit Anm Siebert; 
ferner Hueck, Deutſches Arbeitsrecht 1938 S. 103 ſowie Anm ArbRSamml 22, 5; Graf von 
der Goltz aad.), oder eine Anwendung des $ 626, auch eine entſprechende, ablehnen und 
gegebenenfalls auf § 242 zurückgreifen (vgl. Rach 14, 196). Von beiden Geſichtspunkten aus 
kommt es entſcheidend darauf an, ob dem verpflichteten Unternehmer nach den Umſtänden des 
Falles zugemutet werden kann, das Ruhegeld noch weiter zu zahlen, und in jedem Fall iſt zu 
beachten, daß nicht jede Verfehlung, die gegenüber einem im Dienſt ſtehenden Arbeitnehmer die 
Entlaffung begründen würde, auch die Entziehung des Ruhegeldes gegenüber dem bereits aus⸗ 
geſchiedenen rechtfertigt (vgl. Ruch 14, 196 [202]; Graf von der Goltz and. S. 322). 
Eine für den Unternehmer unerträgliche, daher von ihm abzulehnende Zumutung kann es ſein, 
das Ruhegeld weiter zu zahlen, wenn der Ruhegeldberechtigte ſich gegen ihn in ſchwerer Weise 
vergangen hat (Relch 14, 196 [202]), oder etwa den Erben eines wegen ſolcher Verfehlung Ent- 
laſſenen die Verſicherungsſumme aus einer vom Dienſtberechtigten für ihn abgeſchloſſenen, als 
Ruhegeldſicherung gedachten Lebensverſicherung zu überlaſſen (RG JW 1938, 11201. Vgl. 
über Ruhegeld auch RG ZAk DR 1938, 482. Sieht man von dem Falle eines pflichtwidrigen 
Verhaltens des Ruhegeldberechtigten ab, jo läßt ſich eine Herabſetzung des einmal bindend be⸗ 
willigten Ruhegeldes nicht ſchon mit allgemeinen wirtſchaftlichen Veränderungen, wie etwa 
denen der Jahre 1931 und 1932 (ſog. Deflation) rechtfertigen (MAG 11, 323; RAF HAN 1933 
Nr 1434, 1494). Iſt aber die Höhe des Ruhegeldes geeignet, den Beſtand des Unternehmens 
des Verpflichteten zu gefährden, dann kann eine Herabſetzung nach Treu und Glauben (5 242) 
und zufolge der auch im Ruheſtand noch beſtehenden Treupflicht (8 2 Abſ 2 ADG) geboten ſein, 
wenn dadurch der Zuſammenbruch des Unternehmens vermieden werden kann, und der gekürzte 
Betrag noch zur Erfüllung ſeines Zweckes, in der Regel alſo zur Beſtreitung einer angemeſſenen 
Lebenshaltung ausreicht (NG 14,196; vgl. auch RA 14 S. 280, 285; 20,104). Über die Herab- 
leßung übermäßiger Verſorgungsbezlige ſ. oben A 2u Abſ 1. — Ruhegeldanſprüche haben kein 
Konkursvorrecht (RAS 9, 337) und find, auch ſoweit fie ſich auf die Zeit nach der Konkurseröffnung 
beziehen, keine Maſſeſchulden (RAS 11,157). Über Ruhegeldanſprüche im Konkurſe ſ. auch 
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Denecke DArbg 1937,74. Über den Ausſchluß der Klagbarkeit eines Ruhegehalts und die Einrede 
der Argliſt gegenüber der Berufung auf die Unklagbarkeit ſ. RA 20,20. Penſionslebensverſiche⸗ 
rung durch den Unternehmer mit teilweiſer Erſtattung der Prämienzahlungen durch die verſicherten 
Angeſtellten ſ. NA 9, 53. Aufwertung von Abfindungsanſprüchen von Angeſte llten in bezug 
auf eine Betriebspenſionskaſſe ſ. MAG 9,344. — Vertragliche Verpflichtung des Dienſtberechtigten, 
bei dem Penſionsverband, dem ſeine Firma angeſchloſſen iſt, alle zur Erwirkung des Ruhegeldes 
für die Angeſtellten notwendigen Leiſtungen zu erfüllen, ſ. RAch 14, 285. Verpflichtung des 
Dienſtberechtigten, der ſich für ſeine Angeſtellten an einer dieſen keine klagbaren Ansprüche ge⸗ 
währenden Ruhegeldlaſſe beteiligt, ſeine eigenen Rechte gegen die Kaſſe auf die Gewährung 
der vereinbarten Leiſtungen an die Angeſtellten durchzuſetzen, mit Schadenserſatzpflicht gegen⸗ 
über den Angeſtellten bei ſchuldhafter Unterlaſſung ſ. RA 16, 293; RAG ArbdiSamml 33, 90. 
Über Ruhegehaltsauſprüche des Dienſtverpflichteten gegen den Dienſtberechtigten, wenn die 
Aufländige Ruhegehaltsverſicherung eine Zahlung ablehnt, |. Rach 17, 37. Über Ruhegeld |. auch 
58 83, 85ff. des Entwurfs eines Geſetzes über das Arbeitsverhältnis (Vorbem! Abj 2 vor 
36110); dazu Pawelitzki DArbR 1938, 199. — Die Ruhegehaltsregelung für Frontkämpfer in 
4 der 1. Vo zum RBürgcheſ v. 14. 11. 35 (RGBl I, 1333) gilt nur für jüdiſche Beamte, nicht 
TUE Angeſtellte (RA HRR 1937 Nr 945). Erlöſchen der Ruhegehaltsanwartſchaften beim Aus⸗ 
cheiden jüdiſcher leitender Krankenanſtaltsärzte ſowie jüdiſcher Vertrauensärzte nach der 2. BO 
zum u Bürgch v. 21. 12.35 (RH Bl J, 1524) |. RUG IW 1938, 1849ꝶꝗ . 

Unter dem Geſichtspunkt zuſätzlicher Entlohnung für geleiſtete Arbeit iſt früher auch 
der meiſt tariflich geregelte Anſpruch des Arbeitnehmers auf Urlaub (Erholungsurlaub) 
betrachtet worden (Rach 3, 306; 6, 239, 18, 56). Dabei ſah die Rechtſprechung des Reichs- 
arbeitsgerichts im Urlaub ein Doppeltes: die Gewährung von Freizeit und die Fort⸗ 
zahlung von Gehalt oder Lohn, mit der Folge, daß der Anſpruch ſich auf die Zahlung 
beſchräntte, wenn die Gewährung von Freizeit durch irgendeinem Umſtand, insbeſondere 
durch die Beendigung des Arbeitsverhältniſſes unmöglich geworden war, mochte auch 
arejes Hindernis vom Arbeitnehmer ſelbſt verſchuldet ſein (RAS 1, 42; 2, 69; 3 S. 90, 130, 277, 
06,390 4, 134; 6, 239 [241]; 14, 94; 16 S. 61, 283; Rel HRN 1929 Nr 1242). Die Gewährung 
einer Urlaubsentſchädigung bleibt bei einem infolge von Kündigung nicht genommenen Urlaub 
duch zulaſſig, wenn Betriebs- oder Tarifordnung die Abgeltung von Urlaub verboten, da eine 
Freistellung von der Arbeit nur im Betriebe, alſo auch nur während der Beſchäftigung in dieſem 
trällich iſt (vgl. MAG DI 1938, 566). Die durch unberechtigte Entlaſſung einkretende, nad)- 
täglich zu bezahlende Zeit der Nichtbeſchäftigung kann in der Regel nicht als Urlaub angerechnet 
werden (Ruch 19, 24; LAch Duisburg D 1937, 40). Der Angeſtellte, dem der ihm zustehende 
ab nicht gewährt wird, hat ftatt deſſen einen Anſpruch auf Urlaubsvergütung neben dem 

„matsgehalt (MAG 7,224; dazu jedoch 13,83). Erworben wird der Urlaubsanſpruch in ſei⸗ 
Tor“ eſamtheit mitder Erfülkungſeiner tariflichen Vorausſetzungen, nicht erſt mit dem 
age an dem er angetreten wird (RAS 3,330). Das Recht auf die Vergütung allein beſteht 
Kr * wenn der in erſter Linie auf Freiſtellung von der Arbeit gerichtete Urlaubsanſpruch überhaup t 
anal entftanden war, alfo nicht, wenn am Stichtag die Vorausſetzungen des Anſpruchserwerbs 
(An nicht erfüllt waren (RA 6,239) oder das Arbeitsverhältnis bereits ſein Ende gefunden hatte 
(Nac 5,247); ebenſo nicht, wenn der Arbeitnehmer am Stichtag ſchon dauernd arbeitsunfähig war 
W 6 5 S. 222; 6 S. 107, 336; 10,87; RAG HRR 1931 Nr 959; 1932 Nr 1140; für die neue Auffaſ⸗ 

ne nom Urlaubsanſpruch [ſ. unten] ebenda 1938 Nr 886). Über den Stichtag für den Erwerb des 
Pesch |. auch RAG 16, 61, und für den Fall eines Wechſels des Stichtages infolge Anderung 
Url Ariflichen Urlaubsbeſtimmungen NA 19, 299. Einbußen, die ſich aus verſchiedenartiger 
aubsregelung in aufeinanderfolgenden Tarifordnungen ergeben, müſſen mangels ausdrücklicher 


Stimmung vom ein elnen Beſchäftigten in Kauf genommen werden (KAG 20, 44). Der Anſpruch 
Re rlaub ift an ſich nd Art Stirbt e während des Arbeitsverhältniſſes 
Reg Erwerb, aber vor Erfüllung des Urlaubsanſpruches, ſo geht, unbeſchadet abweichender 

ung, der Anſpruch auch in der Beſchränkung auf die Vergütung nicht auf die Erben über 
ich ‚d S. 115, 157). Hatte ſich der Anſpruch aber infolge Beendigung des Arbeitsverhältniſſes 
1 in der Perſon des Erblaſſers auf die Urlaubsvergütung beſchränkt, ſo ſteht einer Vererbung 
ts im Wege (MAG 8, 133). Zur Vererblichkeit des Urlaubsanſpruchs |. auch Beine DArbgl 
enn 45. An der Auffaſſung des Urlaubs als einer Entlohnung hat die Rechtſprechung, 
zwedz 1c unter Betonung des in der Erhaltung und Stärkung der Arbeitskraft liegenden Urlaubs⸗ 
nächſt ſowie der Fürſorgepflicht des Unternehmers auch unter der Herrſchaft des AdG zu- 
166946 noch feſtgehalten (Rach 16 S. 66, 283; 18 ©.56 [62], 289; 19, 24; Ra 1938, 701, 
über . Mit Rückſicht auf die heute allein mögliche Betrachtung des Arbeitsverhältniſſes als eines 
ſolgſchegend perſonenrechtlichen gegenfeitigen Treueverhältniſſes zwiſchen Unternehmer und Ge⸗ 
für an 16 (ogl. dazu Vorbem 1 Abſ 1 vor $ 611) hat dann aber das Reichsarbeitsgericht in der hier⸗ 

ammndlogenden Entſcheidung v. 16.3. 38 Rel 254/37 (Ruch 19,299, dazu Anm Derſch ArhR- 
auf ml 39, 22; auch R 19, 306) die Entgeltauffaſſung als überholt ausdrücklich 
gegeben und entſprechend dem Zwecke des Urlaubes, die Arbeitskraft des ſchaf— 
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fenden Menſchen im Intereſſe des einzelnen wie des Volksganzen zu erhalten und 
neu zubeleben, die Fürſorgepflicht des Unternehmers (ogl. § 2 Abſ 2 Satz 1 AO) als die 
jede Urlaubsregelung maßgebend beeinfluſſende Rechtsgrundlage erklärt. Der 
grundſätzliche Wandel in der Wertung des Urlaubs wirkt ſich auch in der Behandlung des Urlaubsan⸗ 
ſpruches aus. Mit der Erkenntnis des Urlaubs als einer für die Erhaltung der Arbeitskraft des ſchaf⸗ 
fenden Menſchen im Intereſſe des Volksganzen wie in dem des einzelnen ſelbſt unentbehrlichen Ein⸗ 
richtung verträgt ſich insbeſondere auch nicht die bisherige Zerlegung des Urlaubsanſpruches in zwei 
Teile. Der Urlaubsanſpruch erſcheint vielmehr nach feinen Zweck der Erholung als ein einheitli⸗ 
cher Anſpruch auf Gewährung freier Zeit mit Lohnvergütung während dieſer geit. 
Ein verbrauchter Urlaub kann grundſätzlich nicht wegen ungerechtfertigter Bereicherung ($ 812) 
zurückgefordert werden; entgegenſtehende Tarifbeſtimmungen find unwirksam. Eine Rückforderung 
der Urlaubsvergütung ließe ſich höchſtens aus dem Geſichtspunkt argliſtigen oder ſonſt ſitten⸗ 
widrigen Verhaltens rechtfertigen, das aber nicht ſchon darin gefunden werden kann, daß der 
Gefolgsmann nach dem Urlaub kündigt. Nicht entgegen ſteht, daß die Urlaubsvergütung unter 
Umſtänden allein zu gewähren iſt, wenn die Gewährung freier Zeit wegen Beendigung des 
Arbeitsverhältniſſes nicht mehr möglich ift; die Zahlung kann hier der nachträglichen Erfüllung 
des Urlaubszweckes dienen. Vgl. hierüber RA 20, 99. Zur Frage, ob das tarifliche Verbot 
einer Abgeltung des Urlaubs in Geld (ſ. auch oben) dieſe Abgeltung auch in den Fällen ausſchließt, 
in denen der Gefolgsmann vor Beendigung des Arbeitsverhältniſſes den ihm zuſtehenden Urlaub, 
ohne daß er oder der Betriebsführer es vertreten müßte, in bezahlter Freizeit nicht mehr einbringen 
konnte, ſ. RAG 20, 45. Die Rechtsauffaſſung von der Einheitlichkeit des Urlaubsanſpruchs und der 
Erholungszweck des Urlaubs ſtehen der Zuläſſigkeit der Urlaubsvergütung in ſolchen Fällen nicht 
entgegen. S. ferner RAG 20, 3, wo gegen RAG 6, 331 eine verſchiedene Behandlung von Er⸗ 
krankungen vor und nach Antritt des Urlaubs abgelehnt wird. Zu den Problemen des Urlaubs⸗ 
rechts im Lichte der nationalſozialiſtiſchen Ordnung der Arbeit überhaupt |. Nikiſch ZAk DR 
1938, 41; ferner Nipperdey ebenda 560 zum Urteil RA 16. 2. 38; 225/37, Pawelitzki 
DArbR 1937, 78; Beine DAN 1938 S. 25, 316; Roeder ebenda 112; R. Franke ebenda 
225; Kreller ZAk DR 1938, 302; Hueck, Deutſches Arbeitsrecht 1938 S. 123f.; |. auch Mans⸗ 
feld ArbRSamml 26, 326; Derſch ebenda 30 S. 73, 336; 31 S. 185, 276. Der Entwurf 
eines Geſetzes über das Arbeitsverhältnis (Vorbem 1 Abſ 2) $ 74 begründet die 
Notwendigkeit eines Erholungsurlaubs mit der Erhaltung der Volkskraft und gewährt deshalb 
grundſätzlich jedem Gefolgsmann, deſſen Arbeitskraft durch ein Arbeitsverhältnis ganz oder haupt⸗ 
ſächlich beanſprucht wird, in jedem Kalenderjahr ein unabdingbares Recht auf einen Erholungs⸗ 
urlaub unter Fortzahlung des Lohnes. Über die Einzelheiten |. 98 75ff. des Entwurfs; dazu 
Derſch DArbq 1938, 193. Beſtimmte Einzelanſprüche auf Urlaub und Urlaubsvergütung werden 
allerdings aus $2 Abſ 2 Satz 1 AO in der Regel nicht abgeleitet werden können; hier werden 
neben beſonderer Geſetzesvorſchrift (vgl. Jugendſchutzgeſetz $ 21) immer Tarifordnung, Betriebs- 
ordnung, Einzelarbeitsvertrag maßgebend fein (vgl. Rach 15, 46; 16 S. 151, 202 [207]; 20, 104; 
RAG JW 1938, 976% und allgemein Ruch 19, 286; aber auch Siebert DGWR 1935/36, 7 und 
Dq Wiſſenſch 1936, 224; Nikiſch aaO. und dort erwähntes Schrifttum. Für Jugendliche ſ. die 
geſetzliche Regelung im Jugendſchutzgeſetz v. 30. 4. 38 (RGBl 1, 437) § 21 (8 29); dazu VO v. 
2. J. 38 (RG Bl I, 789), jetzt VO v. 12. 12. 38 (RG Bl I, 1777) Nr 54, 72, ferner Siebert ZUDR 
1938, 342 ff. Nach $21 Abſ 1 Satz 3 des Jugendſchutzgeſetzes entfällt die Pflicht zur Urlaub 
erteilung, wenn der Jugendliche durch eigenes Verſchulden aus einem die friſtloſe Kündigung 
rechtfertigenden Grunde entlaſſen wird, oder wenn er das Lehr- oder Arbeitsverhältnis unberechtigt 
vorzeitig verläßt. Vgl. auch $ 83 des Entwurfs eines Geſetzesüber das Arbeitsverhältnis, 
wonach der Urlaubsanſpruch entfällt, wenn der Gefolgsmann gröblich gegen ſeine Treupflicht ver⸗ 
ſtoßen hat und deshalb friſtlos entlaſſen ift. — Über den Unterſchied zwiſchen Beſchäftigungs⸗ 
jahr und Urlaubsjahr und die Behandlung des erſten Beſchäftigungsjahres als Sperr⸗ 
jahr ſ. RAG 1 S. 153, 217; 3, 274; 5 S. 79,327,339; 6,239; 11,340; 12,18; 19,9; RAG JW 1988, 
67% MAG HRR 1933 Nr 935; 1931 Nr 1238; RAG 16. 10.29, 222/29; 19.2. 30, 370/29; 26. 9.31, 
105/31; als Beſchäftigungszeit gilt auch die Zeit, in der der Arbeitgeber mit der Ausnahme der ange” 
botenen Arbeit im Verzug iſt (RAG 9,210). Zuſammenfallen des Urlaubsjahres mit dem jeweiligen 
Dienſtjahr ſ. RAG 17,13; mit dem Kalenderjahr R Ach 19,201. Zur Auslegung der Tarifklauſel „Das 
Urlaubsjahr läuft vom 1. Januar bis 31. Dezember“ |. Ra 19, 226 (dort auch über Leitſätze des 
Reichstreuhänders der Arbeit für die Urlaubsgewährung). liber das Ausſcheiden w ährend 
des Urlaubsjahres ſ. Rach 5,339; 6,167; 11,337; 17,77; RA HRR 1931 Nr 22, 1940: 1933 
Nr 932; Ruch ZUDR 1938, 559. Urlaubsanſpruch von Saiſonarbeitern ſ. RA 18, 72. Über 
Wartezeit, Sperrzeit und Stichtag f. jetzt auch Ruch 19, 305; RAe ArbRSamml 33, 201. Über 
den Stichtag, an dem neueingetretene Gefolgſchaftsmitglieder die Wartezeit vollendet haben 
müſſen, ſ. RAG 20, 26. Iſt für Entſtehung und Dauer des Urlaubsanſpruches die Beſchäftigungs⸗ 
zeit im Betriebe maßgebend, ſo iſt beim Wechſel des Betriebsinhabers die beim früheren Inhaber 
verbrachte Zeit anzurechnen (RAch 1,153; 5,327). Ununterbrochene Betriebszugehörigkeit bei Bau 
arbeiten ſ. RA 17, 97. Über die Wirkſamkeit eines einmal entſtandenen Urlaubsanſpruches beim 
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Wechſel der Inhaber des Betriebes, ſowie bei Fortſetzung des Dienſtverhältniſſes mit einem Ange⸗ 
ſtellten des Gemeinſchuldners durch den Konkursverwalter ſ. Rach 19, 138. Urlaubsbemeſſung 
bei Wiedereinſtellung in den gleichen Betrieb |. RA 10, 330. Bemeſſung der Urlaubsver⸗ 
gu tung, insbeſondere auch bei Kurzarbeit, ſ. NAG 5, 162; 6 S. 118, 349; 10, 305: 11 
S.1, 131, 337; 13, 121; 16, 151; 18, 56; Rödl HRR 1929 Nr 1846; 1931 Nr 23, 122; 1932 
Nu 978, 1339, 2277; 1933 Nr 1112, Rel 14. 12. 32, 402/32; 14. 1. 33, 434/32; 28. 1. 33, 387/32; 
für Angeſtellte RA 7, 224; 13, 83; für Handlungsgehilfen mit Proviſionsbezügen RAch 18, 122; 
für Arbeiter, deren Lohn ſich nach einem Akkordlohnſyſtem oder ſonſtwie nach dem Erfolg ihrer 
Arbeit bemißt, ſ. Rah 20, 40. Urlaubsvergütung bei Kurzarbeit ſ. auch Nikiſch SozPrax 1936, 
1162; 1937, 285; bei Kurz. und Mehrarbeit Roeder Da 1938, 1276. Keine Anrechnung der Xr- 
beitslojenunterftügung |. RAG 5,47. Findet nach Tarifvertrag eine Anrechnung von Krankheits⸗ 
tagen auf den Urlaub nicht ftatt, jo kann der Arbeitnehmer die Urlaubsvergütung verlangen, wenn 
er vor Beginn des feſtgeſetzten Urlaubs erkrankt und zufolge ſeines demnächſtigen Ausſcheidens 
aus dem Dienſt den Urlaub nicht mehr antreten kann (NAG 1.6. 29,630/ 28). Nach RAch 6, 331 
ſollte ein Anſpruch auf Nachurlaub bei Erkrankung in der Urlaubszeit regelmäßig nicht begründet 
zem. Nach AUG 20,8 ift in ſolchen Fällen die Zumutbarkeit der Urlaubsverſchiebung Tatfrage und 
die Entſcheidung im Einzelfall aus dem Rechtsgedanken der gegenſeitigen Treuepflicht unter 
Abwägung der beiderſeitigen Intereſſen zu treffen. Die Höhe der Urlaubsvergütung beſtimmt 
ſich zunächſt nach der tariflichen Regelung; nur mangels einer ſolchen iſt eine auf der Grundlage 
do dem Urlaub erzielten Arbeitseinkommens errechnete Urlaubsvergütung zu gewähren 
RAS YrbRSamml 33, 211). Maßgebende Urlaubsbedingungen für einen Arbeiter, der nach⸗ 
einander in mehreren Betrieben eines Geſamtunternehmens beteiligt war, Unterſchied von Betrieb 
und Unternehmen |. RA 18, 329. Geltendmachung eines Urlaubsanſpruchs bei notleidendem 
unternehmen nicht ſittenwidrig |. RA 16, 96. Eine Zuſammenſtellung von Grundſätzen über 
rlaubsregelung ſ. auch in RAe 12,18. — Über die Einführung von Urlaubskarten und 
rlaubsmarken im Baugewerbe |. VO v. 20.5. 36 (RG Bl J, 454); dazu BO v. 20. 6. 36 
(Rohl T, 508), v. 31. 1.38 (RG Bl I, 109); für Oſterreich Vo v. 28.2. 39 (RG Bl I, 368); für 
die ſudetendeutſchen Gebiete BO v. 27. 4. 39 (RGBl I, 848); Pfändungsſchutz ſ. BO 
9. 31.8.36 (RGBl J, 715). Zur Anwendung der Reichstarifordnung betreffend Urlaub 
N E das Baugewerbe und Baunebengewerbe v. 2. 6. 36 (RArb Bl VI, 548), die neben 
1155 Reichstarifordnung für das Baugewerbe v. 26. 11. 36 (RArbBl VI, 1229) in Geltung ge⸗ 
ider iſt, ( RUG 18,329; Hagemann DATEN 1936, 337; für frühere Tarifordnungen .d 
Pr Hor 1938 Nr529. Zur Einführung der Urlaubskarten und Urlaubsmarken im Baugewerbe. 
ſalckbrenner DArbht 1936, 180. — Hängen Urlaubsanſprüche von der Dauer der Berufs- 
Ober Betriebszugehörigkeit ab, ſo ſind bei Angeſtellten und Arbeitern, die aus dem aktiven Dienſt als 
Foldaten oder Arbeitsmänner ausſcheiden, die Beſtimmungen in $ 32 des Wehrgeſetzes v. 21. 5. 35 
00 81 1, 609) und der auf Grund dieſes Geſezes und des Reichsarbeitsdienſtgeſetzes v. 26. 6. 35 
RER I, 769) erlaſſenen VO über Fete für Soldaten und Arbeitsmänner v. 30. 9. 36 (RG Bl I. 
Über deue Faſſung v. 29. 12. 37 (Rol 1, 1417) 55 3, 9, 17 zu beachten; dazu RAG 18, 142. — 
15 er die Beurlaubung von Angeſtellten und Arbeitern für Zwecke der Leibeserziehung ſ. Geſ v. 
= 35 (RG BI I, 197), Durchf Vo v. 19. 3. 35 (RGBl 1, 382). Über die verſchiedenen Arten 
5 Urlaubs ſ. Molitor DATEN 1936 S. 101, 137. Über Beurlaubung bei Einberufungen zu 
an deben der Wehrmacht |. VO v. 25. 11. 35 (RG Bl I, 1358) und v. 28. 3. 36 (RG Bl], 326): 
an Stelle jetzt die BO v. 15. 3. 39 (RG Bl J, 609) getreten ift. Über die ſog. Werksbeur⸗ 
ung . Rech 1,42; RUG OR 1932 Nr 1466. 

rr die Gewährung freier Zeit zur Wahrnehmung ſtaatsbürgerlicher Rechte und zur 
de öffentlicher Ehrenämter |. WeimVerf Art 160 (Rach 7, 121). Nach 9 8 des Ju⸗ 
Se nbgejehes v. 30. 4. 38 (ROBLI, 437) ift den Jugendlichen die zur Erfüllung der geſetzlichen 
Arb eil 2Hulpflicht notwendige Zeit zu gewähren. Dabei ift die Unterrichtszeit auf die Dauer der 
Zh 0 Seit anzurechnen und die Erziehungsbeihilfe oder der Lohn für die Unterrichtszeit weiterzu⸗ 
Ber 1 Das Meichsſchulpflichtgeſetz v. 6. 7. 38 (RG Bl I, 799) trifft in $13 Abſ z die für Volks und 
en od Schulpflicht gemeinſame Beſtimmung, daß Lehrherren, Dienftherren, Führer von Betrie⸗ 
Zeit; 85 deren Bevollmächtigte dem Schulpflichtigen die zur Erfüllung der Schulpflicht erforderlich 
geri 925 gewähren und ihn zu Erfüllung der Schulpflicht anzuhalten haben. Nach $ 26 des Arbeits⸗ 
Arbeit geſetzes iſt den Unternehmern und ihren Augeſtellten bei Strafe unterſagt, Angeſtellte oder 
nahm er in der Übernahme oder Ausübung des Beiſitzeramts zu beſchränken oder wegen der Über⸗ 
” We Ausübung des Amtes zu benachteiligen; ein beſonderer Kündigungsſchutz wie nach $96 
der Reiche etätegefees ift nicht vorgeſehen. Für die Übernahme und Ausübung eines Ehrenamtes 
beiſtzer bete cherung f. die entſprechende Vorſchriſt in RB d $$ 139, 140; für die Arbeitnehmer- 
r bei den Organen der öffentlichen Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung s. 
einer ah 20. Haftung des Dienſtberechtigten für Sachen des Dienſtverpflichteten. Zur Frage 
Seuffel 70 95 des Staates für die in Dienſtgebäuden abgelegten Kleidungsſtücke der Beamten . 
ten und t, für die Kleidungsſtücke der Lehrer |. Seuffu 77 Nr 132. Der Staat, der ſeinen Be⸗ 
1d Angeſtellten für Kleidung und Fahrräder einen Abſtellrau m zur Verfügung ſtellt, 
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übernimmt damit eine Obhutspflicht für den Raum und haftet bei Vernachläſſigung dieſer Pflicht 
für das Abhandenkommen von Gegenſtänden, mag er auch durch allgemeine Bekanntmachung eine 
Gewähr für das Abhandenkommen abgelehnt haben (RG 29.5. 23 III 512/22). Über die Verpflich⸗ 
tung des Arbeitgebers, der eine ſtarke Belegſchaft beſchäftigt, für eine ſichere Unterbringung der von 
den Arbeitnehmern benutzten Fahrräder zu ſorgen ſ. HRN 1928 Nr 2185. Über die Verpflichtung 
eines Zahnarztes, feinen Gehilfen eine ſichere Kleiderablage zur Verfügung zu ftellen, ſ. SeuffA 76 
Nr 142. Der Bauunternehmer, der feinen Arbeitern zur Unterbringung ihrer Arbeitskleidung eine 
Baubude zur Verfügung ſtellt, muß ſie in einbruchsſicherem Zuſtande erhalten und haftet bei 
Nichterfüllung dieſer Pflicht den Arbeitern für Einbruchsſchaden (MAG 1930 Nr 20). Über die 
Haftung des Arbeitgebers für Sachen des Arbeitnehmers, ſowie über Rechtsnatur und Inhalt 
des Betriebsſchutzes überhaupt ſ. auch Brombach DG WR 1935/36, 378. — Das Arbeitsbuch (s. 
Vorbem 2a a. E. vor 5 611), das der Arbeiter oder Angeſtellte bei Aufnahme der Beſchäftigung 
dem Unternehmer zu übergeben hat, muß dieſer bei Beendigung der Beſchäftigung zurückgeben, 
ohne daß ihm ein Zurückbehaltungsrecht zuſteht (vgl. dazu früher $5 der VO v. 16. 5. 35, 
RGBl J, 602; dazu ArbRSamml 33,179 [LAG]; jetzt VO v. 22. 4. 39, RGBl I, 824, 8 19). 
Über den Sinn der in der 7. Anordnung zur Durchführung des Vierjahresplanes v. 22. 12. 1936 
(RAnz Nr 299 = NArbBl 1937 1, 13) für beſtimmte, Wirtſchaftsbereiche zugelaſſenen Ausnahme, 
Zurückbehaltung des Arbeitsbuches „im Falle einer unberechtigten vorzeitigen Löſung des Arbeits⸗ 
verhältniſſes durch den Arbeiter oder Angeſtellten“ |. RAG 20, 158; für das Landarbeitsrecht ſ. 
Roeder DGWR 1938, 204. 

8. Ein Anſpruch auf Annahme der Dienfte durch den Dienſtberechtigten ſteht dem Dienſtver⸗ 
pflichteten nachdem Rechte des BG in der Regel nicht zu. Das BGB kennt nur ein Recht 
des Dienſtberechtigten auf die ihm geſchuldeten Dienſte und beſchränkt den Anſpruch des Dienſt⸗ 
verpflichteten auf die vereinbarte Vergütung (88 611, 615). Selbſt der Proviſionsreiſende hat 
regelmäßig keinen Anſpruch auf Ausübung ſeiner Reiſetätigkeit (RAG 2, 138). Für die Anftellung 
als Kaſſenarzt ſ. OLG 33, 330. Doch kann ein Anſpruch auf Beſchäftigung beſonders vereinbart 
ſein, und iſt, unter dem Geſichtspunkt ſtillſchweigender Vereinbarung, dem Dienſtverpflichteten 
auch ſchon bisher ausnahmsweiſe für Fälle zugeſprochen worden, in denen, wie beim Bühnen⸗ 
anſtellungsvertrage, der Dienſtverpflichtete, dem Dienſtberechtigten erkennbar, ein weſentliches 
Intereſſe an der Ausübung der von ihm übernommenen Tätigkeit hat (vgl. RG JW 1911, 3922; 
Gruch 47, 400; 55, 1055; R SeuffA 66 Nr 115; auch OLG 20, 196; 22, 295; 24, 367). Anſpruch 
eines auf Privatvertrag angeſtellten Hochſchullehrers auf Beſchäftigung und Nennung im Vor⸗ 
leſungsverzeichnis ſ. ZW 1938, 112820. Nach der heute maßgebenden Rechtsanſchauung, die 
die Arbeit auch ſittlich höher wertet, in ihr einen Dienſt am Volle ſieht und im Arbeitsrecht die ſoziale 
Ehre und die Fürſorgepflicht des Unternehmers gegenüber den von ihm Beſchäftigten beſonders be⸗ 
tont (AO G 8 20, 35ff.), wird ein Anſpruch des Dienſt verpflichteten auf tatſächliche Be⸗ 
ſchäftigung, wenn nicht grundſätzlich und allgemein, ſo doch jedenfalls in erheblich 
weiterem Umfang als früher und insbeſondere dann anzuerkennen ſein, wenn 
dem Verlangen des Dienſtverpflichteten nach Beſchäftigung nicht ein beacht— 
liches höheres Gegenintereſſe des Dienſtberechtigten entgegenſteht (vgl. dazu 
Hueck, Deutſches Arbeitsrecht 1938 S. 120f.; Nikiſch, Arbeitsrecht 1936/1938 S. 93; Kreller 
ZAk DR 1938, 302). Das gilt, anders als früher, auch für die Beſchäftigung von durch die zu⸗ 
ſtändige Verwaltungsbehörde zugewieſenen Schwerbeſchädigten, für die es ſehr weſentlich 
ſein kann, daß ſie nicht nur Geld erhalten, ſondern auch durch wirkliche Arbeitsleiſtung ſich als 
nützliche Glieder der Volksgemeinſchaft fühlen und erweiſen können (vgl. LUG Leipzig DI 1938, 
1076). Für Art und Maß der Beſchäftigung werden hier, wie ſonſt, ausgehend von Treu 
und Glauben ($ 242) und der gegenſeitigen Treupflicht der Beteiligten ($ 2 Abſ 2 AO), allerdings 
immer die Umſtände des Falles und mit ihnen auch Zweck und Möglichkeit der Beſchäftigung be⸗ 
ſtimmend fein müſſen (vgl. auch hier Hueck aa O.). Nach dem Entwurf eines Geſetzes über das 
Arbeitsverhältnis (ſ. Vorbem 1 Abſ 2 vor $ 611) $ 67 hat der Unternehmer, bei Meidung von 
Schadenserſatzanſprüchen (Abſ 3), den Gefolgsmann auf ſein Verlangen ſeiner Stellung ent⸗ 
ſprechend zu beſchäftigen, auch wenn die Beſchäftigungspflicht nicht beſonders vereinbart ist 
(Abſ 1), und er kann die Beſchäftigung nur ablehnen, wenn fie ihm nicht zuzumuten ift, insbeſondere 
nach der pflichtmäßigen Entſcheidung des Unternehmers unwirtſchaftlich fein oder die Zuſammen! 
arbeit in der Betriebsgemeinſchaft gefährden würde (Abſ 2). 

4. Dienſte jeder Art. Sowohl höhere Dienſte (Arzt, Rechtsanwalt, Lehrer, Privatbeamter, 
Künſtler, Schauspieler), als nie dere (Feld- und Gartenarbeiter, Gehilfe im Hausweſen); ander; 
ſeits ſowohl auf Anſtellung, mit Überordnung des Dienſtberechtigten über den Dienſtverpflichteten 
als auf freier Vereinbarung gleichſtehender Vertragsparteien beruhend. Über Pflichten und Haſ⸗ 
tung des Kraftfahrlehrers ſ. OL Kaſſel Hag 1937 Nr 505. Über den Lehrvertrag (HGB 88 Ae! 
Gewd g 126ff.) ſ. OLE 36, 256, Vorbem 14 Abs 2 vor 5611 und § 1822 Nr 6. — Im BO 
ſind namentlich hervorgehoben: dauernde Dienſtverhältniſſe 58 617,629,630; Dienſtverhall 
niſſe mit Aufnahme des Verpflichteten in die häusliche Gemeinſchaft des Berechtigten 88 617,61 
Ubf 2; ferner Dienſtverhältniſſe der zur Leiſtung höherer Dienſte Veſtellten $8 622,627; und namen 
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lich in $ 675 die in Geſchäftsbeſorgung beſtehenden Dienfte krechtsgeſchäftlicher Natur oder mit 
vermögensrechtlichem Intereſſe für den Empfänger) mit entſprechender Anwendbarkeit der für den 
Auftrag gegebenen Vorſchriften der 88 663, 665—670, 672674 und unter Umſtänden des 8 671 
A2. Vgl. ferner zu § 664 RG 78, 313. Aus dieſen Vorſchriften ift diejenige des § 663 wegen 
der Verpflichtung gewiſſer Perſonen zur unverzüglichen Kundgebung einer Ablehnung von 
Tienftaufträgen hervorzuheben, womit die RRAO $ 35 übereinſtimmt. Im übrigen beſteht 
nach dem BGB keine Ve rpflichtung zur Übernahme dienſtlicher Verrichtungen. Vgl. 
wagegen für öffentlich- rechtliche Dienſtleiſtungen das PoſtG v. 28. 10. 71 J3 und die EiſenbVerkd 
v. 8.9.38 83, das FernmeldeAnlch v. 14. 1. 28 97. Kein eigentlicher Dienſtvertrag (ſondern in 
der Regel ein Werkvertrag) iſt der auf Beſchaffung von Dienſten gerichtete (Impreſario⸗) Ver⸗ 
nag (OLG 3, 22; Scuffel 56 Nr 221 u. 222). — Eine beſondere Art des Dienſtvertrags ift der 
Bühnenanſtellungsvertrag für den regelmäßigen Theaterbetrieb (RG 91, 328; Seuffü 72 Nr 
72), während er ſich bei Gaſtſpielen als Werkvertrag geſtaltet. Dienſtvertrag iſt auch der Vertrag zwi⸗ 
ſchen einer Filmgeſellſchaft und einem Echaufpieler auf Darſtellung einer Rolle bei der Aufnahme 
ones Films (RG JW 1927, 848; Reh Gruch 69, 227; RAch 2, 135; 6, 150; 8, 136); RAch HRN 
4020 Nr 1336); ebenſo der Vertrag über die Verpflichtung eines Artiſten (Illuſioniſten) für eine 
Reihe von Vorſtellungen (RG 8. 5. 08 III 364/07). Dienſtvertrag ift der Vertrag zwiſchen einem 
Schonk. und Speiſewirt und dem Leiter einer dort regelmäßig ſpielenden Muſikkapelle (OLG 
10,317), der Vertrag zwiſchen dem Inhaber eines Kaffeehauſes und dort auftretenden Vortrags⸗ 
fünſtlern {026 40, 318). Ein Dienftvertrag liegt ferner vor, wenn ſich die eine Partei verpflichtet, 
Ei: Theatermuf ik für das Theater der anderen mit einer Kapelle auszuführen, während letztere 
Die Kapellmeister stellt RG JW 1910, 1320). Zur Frage, ob Kaffeehausmuſik höhere techniſche 
tienſtleiſtung im Sinne von g 133 Gew it, J. Rc 7, 103; KAG HRR 1933 Nr 1435. Für die 
nſtellung und Entlaſſung leitender Perſönlichkeiten im Theaterweſen ſ. Theatergeſetz v. 15. 5. 34 
1 SB 1, 411) 64, Durchf VO v. 18. 5. 34 (RG Bl J, 413) $ 14. — Eine Unterart des Dienſtvertrags 
44334 wie in der Rechtſprechung des Reichsgerichts anerkannt iſt, der Agenturvertrag (NG 87, 
fü JW 1911, 106%; 1928, 209218), der jedoch die Eigentümlichkeit hat, daß hier dem Dienſtver 
» ichteten in der ihm obliegenden Vermittlung der Geſchäfte für den Geſchäftsberrn eine ge wiſſe 
elbſtandigkeit zukommt (RG JW 08, 1385), außerdem regelmäßig die Gefahr ergebnisloſer 
Geſcuhungen zufällt, und daß auch ein auf längere Zeit abgeſchloſſener Agenturvertrag von dem 
tu häftsheren bei Unmöglichteit eines lohnenden Fortbetriebs feines Geſchäfts vorzeitig ge⸗ 
Nr igt werden kann (RG JW 1911, 15821; 1912, 25026, G Warn 1923 Nr 25; RG Seuffa 82 
N 5 168; dgl. auch g 723 A 4). Sittenwidrigkeit eines Agenturvertrages wegen zu geringen Entgelts, 
BR 1 2 unzulänglichen Proviſion ſ. Rach 19, 110; Anfechtung eines Agenturvertrags wegen 
32 eweigens nichtariſcher Abſtammung des Agenten ſ. RAS 18, 265; vgl. auch ArbRSamml 
3.88 (Ach). Haftpflicht des Agenken, der dem von ihm abgeſchloſſenen Vertrage zu⸗ 
mittel. äfte für eine im Wettbewerb mit feinem Auftraggeber ſtehende Firma ver⸗ 
Been, bat (& H 23. 11. 09 III 559/08). Verpflichtung des einem Wettbewerbsverbot nach 
widridigeng des Vertragsverhältniſſes unterliegenden Agenten zur Auskunft über verbots⸗ 
ſchloſſe Geſchäfte I. RG JW 1928, 209215. Über die Kündigung eines auf längere Zeit abge- 
ber Mleinverfäuferverhältniffes ſ. RG Warn 1929 Nr 52; über ſog. Generalvertreter⸗ 
fog Pi h auch RG JW 1937, 13111; RG Gruch 72, 450. Anwendung des $ 92 HGB auf den 
Agenten f alonsagenten |. Nich Seuffa 88 Nr 125. Arbeitnehmerähniiche ($ 5 Abs! Ard6G) 
110 en ſ. Rach 2, 141; 12, 252; 15, 350; 19, 270. Anſpruch ſolcher Agenten auf ein Zeugnis im 
ogl 90 von $ 630 ſ. dort A 1. Wegen der beſonderen Verhältniſſe der Verſicherungsagenten 
beſchla Aff. des Geſetzes über den Verſiche rungsvertrag v. 30. 5. 08; dazu RAG 7, 172 (Lohne 
zwiſezagnahmegeſetz). S. auch unten $ 628 A 1 und Vorbem 2 vor $ 652. Über die Abgrenzung 
263 2685 eit Stellung eines Handlungsagenten und eines Handlungsgehilfen ſ. RAG 1 © 252, 
179. ma 252; 15, 339; 16, 273; 19, 110; RAG Seuffa 91 Nr 24, 100; RA Warn 1936 
usverl 6 Arb g Sammi 33, 320; auch ArbRSamml 32, 83 (LAG). — Über den Kommiſſi⸗ 
. KAG 15 iM noch RG 78, 301. — Zur Rechtsſtellung deutſcher Angeſtellter in Rußland 
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de Shen RA 12,184. Über die Vereinbarung der Unterwerfung eines Arbeits⸗ 
1.25 unter ruſſiſches Recht und ruſſſche Gerichtsbarkeit |. R Ach 16, 236; Jonas JW 1936, 2667. 


träge Itech. Ei im modernen Verkehrsleben die Tarif⸗ 

b ine hervorragende Bedeutung erlangten im mode 6 
ber age (ärbeitsnormenverträgeh, d. h Verträge, . nanlen Vereinigungen von Arbeitgebern 
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bank beitsverträge ſchließen und überhaupt den Beſtimmungen des Tarifvertrags 
halten handeln, mit der Folge einer Schadenserſatzpflicht bei ſchuldhaft vertragswidrigem Ver⸗ 
Vertra 8 ie lonnten aber, wie in der Rechtſprechung anerkannt war, je nach dem Inhalt des 
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begründen (vgl. RG 73, 92; 81, 4; 86, 152; 111 S 105, 166; 113, 197). Über die mit jedem Tarif⸗ 
vertrag verbundene Friedenspflicht der Vertragsteile und über die Schadenserſatzberechtigung 
der Mitglieder eines vertragſchließenden Verbandes gegenüber dem tarifbrüchigen Vertragsteil 
ſ. RG 73, 92; 86, 154; 111, 105; 113, 197. Pflichten konnten nach dem Rechte des BGB für Dritte 
nur mittelbar inſofern begründet werden, als der Inhalt des Tarifvertrags in die zwiſchen den 
Arbeitgebern und den Arbeitnehmern zu ſchließenden Einzelarbeitsverträge überging. Das zu 
beſtimmen war aber urſprünglich allein Sache der freien Vereinbarung. Erſt das vom BGB ſich 
löſende Arbeitsrecht brachte hier grundlegende Anderungen. 

Dabei verlief die Entwicklung, anſchließend an die Staatsumwälzung des Jahres 1918 und 
ihre Auswirkungen, zunächſt im Sinne eines von dem Gegenſatze von Arbeitgebern und Arbeit⸗ 
nehmern ausgehenden, den Einfluß der hinter dieſen ſtehenden Verbände ſtark betonenden und 
damit den Klaſſenkampf fördernden Kollektivrechts. Durch die Verordnung über Tarif⸗ 
verträge uſw. v. 23. 12. 18 (RG Bl 1416), neue Faſſung v. 1. 3. 28 (RG Bl 1, 47), wurde den 
Tarifverträgen, d. h. ihrem normativen, nicht dem rein ſchuldrechtlichen Teil, inſoweit aber ohne 
Unterſchied, ob fie freiwillig vereinbart oder durch obrigkeitlichen Zwang geſchaffen waren (RG 
JW 1927, 2411; 1924, 1594), eine unmittelbare und zwingende Einwirkung auf die in ihr 
Geltungsbereich fallenden Einzelarbeitsverträge beigelegt. Dieſe waren inſoweit unwirkſam, als 
ſie von der tariflichen Regelung abwichen; an ihre Stelle traten ohne weiteres die entſprechenden 
Beſtimmungen des Tarifvertrags (vgl. $ 1 Abſ 1 der Vo; NG 103, 23; JW 1927 S. 241, 16360). 
Abweichende Vereinbarungen waren jedoch wirkſam, ſoweit fie im Tarifvertrage grundſäßlich 
zugelaſſen waren, oder ſoweit ſie eine Anderung der Arbeitsbedingungen zugunſten der Arbeit⸗ 
nehmer enthielten (vgl. RG JW 1927, 2411, dazu RA 1, 118), und im Tarifvertrage nicht aus⸗ 
drücklich ausgeſchloſſen waren ($ 1 Abj1). Bei der Frage, ob eine Anderung der Arbeitsbedin⸗ 
gungen zugunſten des Arbeitnehmers war, mußten die tariflichen Bedingungen mit den von den 
Vertragsparteien gewollten Bedingungen verglichen werden; es konnte nicht darauf ankommen, 
ob ein Arbeitsverkrag mit ungünſtigen Bedingungen für den Arbeitnehmer beſſer war als ein 
Zuſtand ohne Arbeit (RAG 1, 118). Günſtigkeitsklauſeln im Sinne des $ 1 Abſ 1 Satz 2 hatten 
regelmäßig nicht zur Folge, daß aus ihnen ſich ergebende höhere Bezüge unabdingbar waren 
(NAG 7, 183). Der Tarifvertrag galt für alle Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die Vertragsparteien 
des Tarifvertrags oder Mitglieder der vertragſchließenden Vereinigungen waren oder bei Abſchluß 
des Tarifvertrags geweſen waren, oder die den Arbeitsvertrag unter Berufung auf den Tarifvertrag 
abgeſchloſſen hatten (8 1 Abſ 2), dazu RA 8, 191; RA HRR 1932 Nr 1134. Der Reichsarbeits⸗ 
miniſter konnte aber Tarifverträge, die für die Geſtaltung der Arbeitsbedingungen eines Berufs⸗ 
kreiſes in dem Tarifgebiet überwiegende Bedeutung erlangt hatten, für allgemein verbindlich 
erklären. Sie waren dann innerhalb ihres räumlichen Geltungsbereichs für Arbeitsverträge, die 
nach der Art der Arbeit unter den Tarifvertrag fielen, auch dann verbindlich im Sinne des $ 1, wenn 
der Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer oder beide an dem Tarifvertrage nicht beteiligt waren ($ 2). 
Solche Arbeitgeber und Arbeitnehmer wurden dadurch nicht Vertragsteile des Tarifvertrags 
(feine ſchuldrechtlichen Beſtimmungen galten nicht für fie, RAch 2, 37; 5, 293; daher auch lein 
Vertragsanſpruch der Tarifverbände gegen fie, RAG 2, 208), und die Wirkſamkeit ſeiner (norma⸗ 
tiven) Beſtimmungen für ſie trat nicht kraft des Vertrags, ſondern kraft einer Rechtsnorm ein, 
die in der Verordnung begründet war, aber um wirkſam zu werden, noch der Erklärung des Miniſters 
bedurfte. Die allgemeine Verbindlichkeit eines Tarifvertrags hing in ihrem Beginne wie auch in 
ihrer Dauer von dem Beſtande dieſes Vertrags ab. Der Tarifvertrag verlor daher im Falle einer 
Kündigung durch die Vertragsteile ſeine Wirkung auch für die an dem Vertrage nicht beteiligten 
Perſonen, ohne daß es einer Aufhebung der Verbindlichkeitserklärung bedurfte (vgl. ZW 1921, 
10972; NAG 7, 261; 8, 126). Neben dem Tarifvertrag ſtand mit geringerer Rechtswirkung aus ⸗ 
geſtattet, die Betriebsvereinbarung, deren Bedeutung für die im Betrieb ſtehenden Arbeits- 
verhältniſſe dahin zu kennzeichnen iſt, daß ſie, wenn auch abdingbar zugunſten wie zuungunſten 
der Arbeitnehmer (MAG 3, 73), doch gleich den Tarifverträgen unmittelbar normativ wirkte, aljo 
maßgebend war, gleichviel, ob der einzelne Arbeitnehmer damit einverſtanden war oder M 
(RAG 6, 308; 11, 187; 13, 209). Seine Ergänzung erhielt das Recht der Geſamtvereinbarungen 
(Tarifvertrag und Betriebsvereinbarung) durch das der Förderung ihres Abſchluſſes dienende 
Schlichtungsweſen (VO v. 30. 10. 23, RG Bl J, 1043; Ausf VO v. 29. 12. 23, RG Bl 1924 J, 
9; dazu RA 10 S. 198, 203) und zur Frage einer gerichtlichen Nachprüfung der Vorgänge und 
Entſcheidungen dieſes Verfahrens RS 119, 193; 123, 174; RA 1, 47; 2, 150; 3 S. 178, 2315 
4 S. 81, 176, 179; 7, 80; 10, 198; Res Warn 1931 Nr 183. 

Die auf der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung beruhende Ordnung der nationg 
len Arbeit (f. den folgenden Abſatz) ſetzte an die Stelle des Klaſſenkampfes den Gedanken 2 
Volks- und Betriebsgemeinſchaft und an bie Stelle der dem Gegenſatz von Arbeitgebern un 
Arbeitnehmern entſprechenden Geſamtvereinbarungen die Regelung der Arbeitsbedingungen o 0 
Betriebs- und Tarifordnung. Damit verlor auch die zur früheren Ordnung ergangene Rech 
ſprechung ihre unmittelbare Bedeutung für die Rechtsanwendung. Da jedoch übergan 
weiſe die noch beſtehenden Tarifverträge in großem Umfang als Tarifordnungen in den neuen 
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Rechtszuſtand übernommen worden find, und auch neue Tarifordnungen naturgemäß 
vielfach an Veſtehendes anknüpfen, ſofern es hierfür geeignet erſcheint, ſo ſoll auf die 
Rechtſprechung zum Recht der Tarifverträge hier wenigſtens inſoweit hingewieſen wer⸗ 
den, als ſie, ſei es auch nur mittelbar, auch heute noch von Bedeutung iſt. 
Im übrigen wird auf die Angaben in der 8. Auflage (dort auch über Tariffähigkeit) Be⸗ 
zug genommen. Tarifverträge mußten, wenn die beſonderen Vorſchriften des Tarifrechts auf 
Nie Anwendung finden ſollten (RAG 7, 118), in ſchriftlicher Form abgeſchloſſen werden (RAch 
12, 174; vgl. 1, 213; 7,111; 12, 174; RA HRR 1932 Nr 346; auch der Beitritt zu einem Tarif. 
vertrag war Abſchluß eines ſolchen (NAG HAN 1933 Nr 1111). Der Schriftform bedurfte auch die 
Verlängerung eines Tarifvertrags (RAG 5, 279), während die Aufhebung formlos, auch ſtill⸗ 
lchweigend erfolgen konnte (NAG 15, 65). Für den Inhalt der Tarifverträge war kennzeichnend 
die Scheidung zwiſchen dem obligatoriſchen Teil, der die ſchuldrechtlichen Beziehungen der Tarif⸗ 
parteien ordnet, und dem normativen Teil, deſſen Inhalt beſtimmt und geeignet ilt, die Einzel⸗ 
arbeitsverhältniſſe normgebend zu regeln. Der obligatoriſche Teil eines Tarifvertrags iſt heute 
nicht mehr von Belang. Ob eine Beſtimmung normativ it, kann im einzelnen Fall zweifelhaft 
ſein; vgl. KAG 2, 280; 3 S. 224, 255, 302; 4 S. 69, 315; zu Wiedereinſtellungsklauſeln, Maß⸗ 
regelungsverboten und ähnlichen Friedensbedingungen RG 111, 167; 123, 174; RAG 2, 259; 3 ©. 
140, 302, 483; 5 ©. 125, 263; 10, 115; 11, 29; RA HAN 1932 Nr 1864; Friedensklauſel im 
erktarifvertrag RG 123, 174. Nicht hierher gehören Beſtimmungen, die nicht den Inhalt des Ar⸗ 
beitsvertrags, ſondern die Form feines Abſchluſſes betreffen (RAG 7,118).— Einen häufigen Streit- 
punkt bildeten die Fälle einer untertariflichen Entlohnung. Der Arbeitgeber, der untertarif⸗ 
liche Löhne zahlte, verletzte damit nur Vertragspflichten, nicht außerhalb dieſer liegende Rechts⸗ 
grundſätze (MAG 6, 275). Der Arbeitnehmer, der ſich untertariflich entlohnen ließ, konnte damit 
zwar nicht für die Zukunft, wohl aber für bereits entſtandene Anſprüche rechtswirkſam verzichten, 
und zwar auch ſtillſchweigend (über Verwirkung |. RA 2, 41), wobei aber ein wirtſchaftlicher 
Druck, der, für den Arbeitgeber erkennbar, das Verhalten des Arbeitnehmers beſtimmte, namentlich 
auch bei Ausgleichsquittungen, der Annahme eines Verzichts regelmäßig im Wege ſtand (RAS 1 
„118, 187; 2 S. 159, 170, 310; 7, 143; 8, 299; 10, 227; 15, 192; RA SeuffA 86 Nr 127; vgl. 
auch MAG Hg 1931 Nr 1437; 1930 Nr 396, 1126). Der Arbeitnehmer konnte ſich übrigens mit 
beinen Tarifanſprüchen unter Umſtänden auch dem Vorwurf der Argliſt ausſetzen; ſo wenn er im 
aufe des Arbeitsverhältniſſes einer Vereinigung mit höheren Tariflöhnen beitrat, es aber unter- 
ließ, dem Arbeitgeber alsbald oder binnen angemeſſener Friſt hiervon Kenntnis zu geben, um erſt 
nachträglich, vielleicht nach Monaten mit Nachforderungen zu kommen (NAG 6 S. 275, 279 gegen 
427, und dasſelbe mußte gelten, wenn für den Arbeitnehmer kraft ſeiner bereits beſtehenden, 
mes dem Arbeitgeber unbekannten Zugehörigkeit zu einer Berufsvereinigung ein Tarifvertrag 
e wurde, der die Verpflichtungen des Arbeitgebers erweiterte (NAG 6, 288). Vgl. auch 
eh 1, 167; 8, 275. Unzuläſſigteit tariflicher Ausſchließung eines Verzichts der Arbeitnehmer ſ. 
6 15 9, 204. Tarifliche Ausſchlußfriſten für die Erhebung von Tarifanſprüchen |. RAch 5, 35; 
0 e 8, 50; 9, 64; RAG HRR 1928 Nr 1012. Vereinbarung folder Ausſchlußfriſten im Einzel» 
h etöbertrag ſ. RAG 12,81. Über die jetzt für den Verzicht auf Tarifanſprüche und damit 
lunemmenhangende Fragen maßgebenden Grundſätze ſ. unten Abſatz 5). — Tariflicher Rege⸗ 
reit mit normativer Wirkung unterlag, entſprechend der Entwicklung des Lehrvertrags aus dem 
5 Lehr- und Erziehungsvertrag zu einem mit Elementen des Arbeitsvertrages gemiſchten Ver⸗ 
Bab auch das Rechtsverhältnis zwiſchen Lehrling und Lehrherrn, wie zunächſt für das 
226 wer „dann auch für andere Gewerbe anerkannt wurde (RAG 1, 313; 2 S. 101, 
511) 5 6, 158; 8 ©. 27, 152, 11, 223; RA Gruch 70, 656; Rach 28. 1. 31, 387/30; 28. 3. 31, 
. Müh Amgehung der tarifmäßigen Verpflichtung zur Entrichtung der Lehrlingsvergütung 
Dau 6 HRN 1930 Nr 27. Im Tarifvertrag konnte aber auch vereinbart werden, daß für feine 
ſolle 2 eine tarifliche Regelung der Lohn⸗ und Arbeitsbe dingungen für Lehrlinge nicht erfolgen 
es 1701 216 8,27), und im nämlichen Sinne, nicht in dem einer Gleichſtellung mit den Arbeitern, war 
Re gelmäßig zu verſtehen, wenn die Lohn- und Arbeitsbedingungen der Lehrlinge keine tarifliche 
being fanden (RA HRR 1932 Nr 1465). Über das Verhältnis von Lehrgeld und Lehrlings⸗ 
Fü ö . RAG 2, 101; 8, 1. Für das Lehrlingsverhältnis 1. ferner Vorbem 1a Abſ2 vor $611.— 
u berufliche Geltung der Tarifverträge kommt es nicht nur auf die Verrichtung des Ar⸗ 
riese an, beffen Tarifanſprüche in Frage ſtehen, ſondern auch auf die Beſonderheit des Be- 
3 S 150 in dem und für den die Arbeit geleiſtet wird (MAG 1 S. 191,203; 2 S. 37, 145,181,222; 
S 28 2445 4,193; 5 S. 31, 112; 6, 176; 8,88; 9 S. 215, 274; 10, 60; 12, 120; 14, 269; 15 
HRR "10; 16, 132; 17, 48; RA JW 1936, 1233; 1938, 976%; RAG SeuffA 84 Nr 211; RAG 
keit bie Nr 1123; 1932 Nr 535, 974; 1933 Nr 1866). Die Grundlage der Allgemeinverbindlich⸗ 
348. 4 ete der Verufskreis, den der Tarifvertrag umſchrieb; die Verbindlichkeitserklärung (RA 1, 
150 S 6, 198) konnte jenen Berufskreis für die Allgemeinverbindlichkeit einſchränken, aber nicht 
der ſa 0 lic ae, 2 S. 99, 145, 222; 3, 100; 4, 121; 6, 145; 7,45). Nicht ausgeſchloſſen war, daß 
des all nde Geltungsbereich eines allgemeinverbindlichen Bezirkstarifvertrags weiter reichte als der 
ae e inverbindlichen Reichstarifvertrags (RA 6, 145). Über die Anwendung des Reichs⸗ 


342 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


bautarifvertrags, insbeſondere auf von Gemeinden in eigener Regie vorgenommene Arbeiten, 
. RAS 2 S. 37, 145, 181; 3, 109; 4 S. 39, 121; 5 S. 201, 289; 6, 219; über die Anwendung 
des Reichsbanktarifvertrags auf Sparkaſſenbetriebe ſ. RA 4, 193; 5 S. 107, 284; 8 S. 7, 35. 
Über die Rückwirkung tariflicher Regelung |. RA 2, 347; 3 S. 137, 238; 4, 104; 7, 360; 10 
S. 187, 310; über die Rückwirkung einer Allgemeinverbindlichkeitserklärung RG 103, 23; RAG 7, 
360. Einwirkung des Abſchluſſes eines Tarifvertrags auf beſtehende Einzelarbeitsverträge nach ta⸗ 
rifloſem Zuſtand ſ. MAG 6, 110. Über die Nachwirkung tariflicher Normen, falls und folange 
ein außer Kraft tretender Tarifvertrag nicht durch einen anderen erſetzt wurde, |. RG 114, 194; 
RAG 1, 167; 8, 106; 9, 250; RAG J 1933, 19707; auch JW 1934, 311; Rach HAN 1933 Nr 235, 
1217. Unbeſchadet einer ſolchen Nachwirkung machte die Auflöſung eines Verbandes, der als einzige 
Tarifpartei auf der einen Vertragsſeite den Tarifvertrag abgeſchloſſen hatte, dieſen ſelbſt obne 
weiteres hinfällig (RA 5, 1 10, 258). Allgemeinverbindlichkeitserklärungen konnten vom Reichs⸗ 
arbeitsminiſter jederzeit, auch mit rückwirkender Kraft wieder aufgehoben oder geändert werden 
(RAS 8, 126); ſie verloren ihre Wirkſamkeit auch ohne ſolche Anordnung mit dem Ablauf des 
Tarifvertrages, zu dem fie ergangen waren (RA 7,261). Als Grundſatz iſt wiederholt anerkannt 
worden, daß die tarifliche Behandlung eines beſtimmten Arbeitsverhältniſſes nur einheitlich 
und nach der überwiegenden Beſchäftigung des Arbeitnehmers zu erfolgen hat (RAG 4, 
193; 5 S. 61,301: RAG ArbRSamml 5,85). Treffen aber, auch bei Beachtung dieſes Grund⸗ 
ſatzes, in einem Arbeitsverhältnis die Vorausſetzungen für die Anwendbarkeit mehre- 
rer Tarifverträge zuſammen (Tarifkonkurrenzz), fo iſt, wenn es ſich um mehrere allgemein⸗ 
verbindliche Tarifverträge handelt, die Regel des $ 2 Abſ 2 der Tarifvertragsverordnung und nur ſie 
anzuwenden (RAG 1,191; 2,113; 3,109; 6 S. 1,145,162, 279; 7,45; 9 S. 47,307). Es iſt nicht etwa 
zu prüfen, ob der eine Tarifvertrag als der günftigere vor dem anderen den Vorzug verdient (RAG 
6,1), auch nicht der ſonſt maßgebende Satz anzuwenden, daß der fachlich engere Tarifvertrag dem 
fachlich weiteren (wenn auch vielleicht örtlich engeren, Rach 18, 33) vorgeht (RAG 7, 45). 
Nur wenn auch mit jener geſetzlichen Regel eine Löſung nicht zu finden fein ſollte, könnte 
auf allgemeine Grundſätze dieſer Art zurückgegriffen werden (MAG 7, 45; RAG 6. 1. 32, 
152/31). Nach ſolchen allgemeinen Grundſätzen, nicht etwa unter entſprechender An⸗ 
wendung des 9 2 Abſ 2 TV, war die Konkurrenzfrage auch zu löſen, wenn nicht mehrere 
allgemeinverbindliche Tarifverträge zuſammentrafen oder doch ihre Anwendung nicht 
kraft ihrer Allgemeinverbindlichkeit in Frage kam (RAch 3, 109; 6, 279; 11, 182; RA 
19. 2. 30, 447/29; 9. 4. 30, 453 u. 559/20). So auch, wenn zwei kraft Verbandszugehörigkeit 
anwendbare Tarifverträge zuſammentreffen (RAG 10, 140). Traf ein kraft Verbandszugehörig⸗ 
keit maßgebender Tarifvertrag mit einem nur kraft Berufung auf ihn maßgebend gewordenen 
Tarifvertrag zuſammen, ſo ging erſterer kraft des Kollektivgedankens dem letzteren vor (RAG 
7, 357; 11, 57; RAG HRR 1930 Nr 1122). Vorrang eines Firmentarifvertrags vor dem von 
einem Arbeitgeberverband geſchloſſenen Tarifvertrag |. RAS 12, 59. Umfaßte ein Betrieb ver⸗ 
ſchiedene Zwecke, ſo war, unbeſchadet einer abweichenden Behandlung beſonderer Betriebsabtei⸗ 
lungen (RAG 16, 299; 17, 48; 19 S. 79, 344; RAG JW 1934, 16861; 1936, 276575), für die einheit ⸗ 
liche Anwendung einer tariflichen Regelung auf den Geſamtbetrieb regelmäßig die über⸗ 
wiegende Betriebstätigkeit maßgebend. Das folgte aus dem Grundſatz der Tarifein- 
heit, der dahin geht, daß ein Betrieb, der zu verſchiedenen Berufsarten oder Gewerben ge 
hörige Tätigkeiten umfaßt und für den deshalb mehrere Tarife einſchlagen, nach Möglichkeit 
nur von einem Tarif beherrſcht werden ſoll (Ruch 18, 242; 19, 84f.; Rech ArbRSanıml 5 S. 274, 
auch 85). Der Gedanke der Tarifeinheit kann aber nicht dazu führen, daß, wenn für die über- 
wiegende Betriebstätigkeit ein Tarif nicht beſteht, der Betrieb etwa in ſeinem ganzen Umfange von 
einem Tarif beherrſcht wird, deſſen Arbeitsbedingungen einer Berufsart angepaßt ſind, die keine 
überwiegende, vielleicht ſogar nur eine geringfügige Bedeutung für den Betrieb hat (MAG 18, 242). 
Über das Verhältnis von Tarifvertrag und Dienſtordnung bei Angeſtellten der Unfallgenoſſenſchaf⸗ 
ten ſ. R& 114 S. 22,112; 121,221; RA 9,120; vgl. auch 4 S. 30, 184; bei Angeſtellten der Kranken 
kaſſen ſ. R& 117,415; Rel; 4,184; 11 S. 166, 172; vgl. auch Ronappſchaftscheſ(RGBl 1926 1, 369) 
$$ 185, 186 und Gef über Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung v. 16. 7. 27 u 8 
187) § 39. Über Dienſtordnungen der Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte |. Rach HR 
1932 Nr. 1675. Bei der Auslegung von Tarifverträgen (freie Prüfung durch das Reviſions 
gericht beim normativen Teil, Arbchch § 73 Abſ 1, Ruch 5, 279; ſ. auch RG 114, 409) iſt nach Maß- 
gabe der $$ 133, 157 von dem erklärten Willen der Tarifparteien auszugehen, wie er in der einzelne? 
Norm in Verbindung mit dem übrigen Inhalt des Tarifvertrags zum Ausdruck kommt; die an 
ſtehungsgeſchichte kann nur unterſtützend herangezogen werden (vgl. RA 12, 40). Eine ergänzen 
Auslegung ($ 157 Abſ 1) für im Vertrag nicht vorgeſehene Tatbeſtände ift damit nicht ausgeſchlosſen 
(Kelch 5, 130; 7, 62; 8, 232; 10, 313; 11, 29; 12, 40; RA JW 1936, 276373; Ra Arb Samn 
33, 81). Für die Anwendung der clausula rebus sie stantibus iſt bei Tarifverträgen rege mie 
fein Raum (Ruch 3, 231). Aus der neueren Rechtſprechung ift zu den Grundſäßen, die bei 5 
Auslegung von Tarifverträgen, auch von ſolchen, die als Tarifordnungen in den neuen Rechtszuſtden 
übernommen worden find (dazu RA 17, 48 [52 f.]; RAG JW 1937, 28595), beobachtet werde 
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3 Rei i i 3 107 
28504 wendung des Reichsbanktarifvertrags auf Sparkaſſenbetriebe RAG 4, 193; 5 S. 107, 
284; r 7,45; dazu jetzt Reichstarifordnung für das private deutſche 


werks MU 19,97. Auch für die Auslegung einer Allgemeinverbindlicherklärung iſt nur der er⸗ 
klärte Wille maßgebend ne 1, 344; 4, 76; 8, 126). Einſchränkungen der Allgemeinverbindlich⸗ 
keit ſ MAG 2 S. 37, 143, 181; 4, 39; 5, 201; 6 ©. 145, 162; 8, 240. 


und Arbeitsgemeinſchaft beſſer Rechnung tragende Ordnung ſetzte. Die geſetzlichen Maß⸗ 

nahmen, neben en 8 91 der Deuiſ chen Arbeitsfront mit dem Ziel Sn 

gung der alten, Verbände und ihrer Erſetzung durch eine völlig neue, alle ſchaffen 5 1 1 0 

Menichen umfaſſende Organiſation (dazu grundlegend die VO des Führers und Reichskanzler 
2 0 2 N — * r 

u 11. 34, |. DUEON 1934, 348; |. auch die ſog. Leipziger Vereinbarung über die Eingliederung 
er ge 

und über die R tellung der Deutſchen Arbeitsfront einerſeits RAch 18, 42 und 20, 68, anderer⸗ 

ſeits Huber Bla 1930, 73ff. 5 DR 1937, 111ff.) einherging, beſchränkten ſich zu- 


end otngungen für den Abſchluß von Arbeitsverträgen. Die Regelung des Treuhänders ſollte 
gilt 


fein, Unbeſchadet ſolchen Eingrei i ie beſtehenden Tarifverträge ihre Wirkſamkeit. 
en Eingreifens behielten die beſtehende . 
8 die a über die nennen (88 2ff. der Tarifvertragsverordnung) 
eben u 


f 1 i ä der 
och verbleibenden Aufgaben mit Wirkung vom 1. 7. 33 ab ebenfalls auf die Treuhänder 
Arbeit. Eine eng 1 5 das Geſetz zur Ordnung der nalivnalen Arbeit 
W. 4 N 1 i BD, von denen namentlich auf 
1% % Franke DI 19 . 257,443). Dazu zahlreiche DurchfV O, 
die 2 v. 10.3.4 a ee 3 b. 28 334 (RG Bl 1, 255), die 10. v. 4. 3. 35 (RG Bl J, 
1105 die 12. v. 8.4.35 (Re Bl l, 510), die 13. v. 13. 4. 35 (Kc Bl I, 512), die 14. v. 15. 10.35 


N 105 47840, die 15. v. 14. 12. 35 (RG Bl 1, 1905), die 16. v. 20. 5. 36 (RG BBl I, 454), die 17. 
N 5. 97 7 8 N . 
940) und die d. 
ie ar zum Teil | 
die 8 4 675 d 5 
bei "beutichen Gebiete ſ. VO v. 22. 11. 38 (RG Bl I, 1670). Überleitung des Ar 
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gedanken des Geſetzes aufzeigenden § 1 arbeiten im Betrieb der Unternehmer als Führer des 
Betriebes, die Angeſtellten und Arbeiter als Gefolgſchaft gemeinſam zur Förderung der 
Betriebszwecke und zum gemeinen Nutzen von Volk und Staat. An die Stelle des den Klaſſen⸗ 
kampf kennzeichnenden Gegenſatzes von Arbeitgebern und Arbeitnehmern tritt, ganz im Sinne 
einer höheren Volks- und Geſinnungsgemeinſchaft, die Vereinigung aller im Betriebe Tätigen 
mit Einſchluß des Unternehmers in der auf gegenſeitigem Vertrauen beruhenden, durch Ehre, Treue 
und Fürſorge verbundenen Betriebsgemeinſchaft. Das Wirken der Betriebsangehörigen 
dient nicht nur der Förderung des Betriebes, es iſt Dienſt an Volk und Staat. Die Erfüllung 
der damit verbundenen ſozialen Pflichten iſt durch eine ſoziale Ehrengerichtsbarkeit (8$ 35ff.) noch 
beſonders geſichert, und ſo der Gedanke der ſozialen Ehre mit dem der Treue gegen Betriebs⸗ und 
Volksgemeinſchaft unlöslich verbunden. Zugleich iſt der dem Nationalſozialismus eigene 
Führergedanke für die Betriebsverhältniſſe ſtreng durchgeführt. Als Führer des Betriebes 
iſt in der Regel der Unternehmer berufen ($ 1, beſondere Fälle und Vertretung § 3: val. Hueck, 
Deutſches Arbeitsrecht 1938 S. 181ff. mit Angaben aus dem Schrifttum; dazu Kinkel, 

Unternehmer und Betriebsführer in der gewerblichen Wirtſchaft 1938; für das neue Aktienrecht 
Mansfeld ZALDR 1937, 628; Quaſſowski DArbgr 1937, 273; Konkursverwalter als Betriebs⸗ 
führer . Spohr JW 1935, 1295; Ausſchließung der Juden |. VO v. 12. 11. 38, RGBl J, 1580, 
$2 und VO v. 14.12.38, R Bl J, 1902). Dem Führer treten bei Betrieben mit in der Regel minde⸗ 
ſtens zwanzig Beſchäftigten aus der Gefolgſchaft Vertrauensmänner beratend zur Seite, die mit ihm 
und unter jeiner Leitung den Vertrauensrat des Betriebes bilden ($ 5, dazu Rach 16 S. 330, 35517, 
89 und HueckaaO. S. 188ff.; Unternehmerbeirat, Gruppenbeirat bei einer Mehrheit von Betrieben 
5 17 und 17. DurchfVOO v. 5. 5. 37, RG Bl J, 581, 58 3ff.; zu den Begriffen Betrieb und Unter⸗ 
nehmen Denecke DArbR 1936, 14ff.; Hueck, Deutſches Arbeitsrecht 1938 S. 50f.). Die Ent- 
ſcheidung hat aber immer der Führer ($ 2 Abi 1). Er hat auch für das Wohl der Gefolgſchaft zu 
ſorgen, die ihrerſeits ihm die in der Gemeinſchaft begründete Treue zu halten verpflichtet iſt (8 2 
Abſ 2). Der Führer iſt es auch, der in ſolchen Betrieben nach Beratung im Vertrauensrat, un⸗ 
beſchadet einer Anrufung des Treuhänders durch die Mehrheit des Vertrauensrates (88 16, 19), 
die auch zur Aufnahme der Arbeitsbedingungen beſtimmte ſchriftliche, durch Aushang im Betrieb 
bekanntzumachende B etriebsordnung erläßt, deren Beſtimmungen für die Betriebsangehörigen 
unmittelbar rechtsverbindlich und als Mindeſtbedingungen unabdingbar find (58 26ff.), Zur 
Normenwirkung der Betriebsordnung f. auch Meiſſinger JW 1937, 1132. Iſt zum Schutze 
der Beſchaftigten einer Gruppe von Betrieben innerhalb des dem Treuhänder der Arbeit zu⸗ 
gewieſenen Bezirks die Feſtſetzung von Mindeſtbedingungen zur Regelung der Arbeitsverhält⸗ 
niſſe zwingend geboten (aber auch nur in dieſem Falle, der Schwerpunkt liegt anders als bisher 
in der betrieblichen Regelung), ſo kann der Treuhänder, jetzt Reichstreuhänder der Arbeit 
(Anordnung des RArbMin v. 9. 4. 37, NATBBI 1, 89) als Reichsbeamter unter der Dienſtaufſicht 
des Reichsarbeitsminiſters (58 18ff.; für Oſterreich VO v. 26. 3. 38, RG Bl J, 335, Art V; für 
die ſudetendeutſchen Gebiete WO v. 22. 11. 38, NYBI I, 1670) nach Beratung in einem 
Sachverſtandigenausſchuß eine ſchriftliche, im Reichsarbeitsblatt bekanntzumachende Tarif- 
ordnung erlaſſen, deren Beſtimmungen ebenfalls unmittelbar rechtsverbindlich, auch als Mindeſt⸗ 
bedingungen unabdingbar ſind und entgegenſtehende Beſtimmungen der Betriebsordnungen 
nichtig machen ($ 32 Abſ 2; Strafe für Zuwiderhandlungen $ 22). Die Tarifordnung, eine Rechts 
verordnung, deren Kenntnis ſich der Richter von Amts wegen zu verſchaffen hat, und die als 
Rechtsnorm der freien Nachprüfung durch das Reviſionsgericht, ſelbſt auf Grund von erſt dieſem 
vorgelegten Belegen, unterliegt ($ 73 Abſ 1 ArbchG: RA 18 S 14,72; 20, 171); für den Tariſver⸗ 
trag |. Rel 14,266: Statut im Sinne des 9 208 ZRO), geht alſo der Betriebsordnung vor. Eine 
den Mitgliedern der Gefolgſchaft günſtigere Regelung iſt damit nicht ausgeſchloſſen. Zur Frage, 
wann die Urlaubsregelung einer Betriebsordnung günſtiger iſt als die der einſchlägigen Tarif⸗ 
ordnung, |. Rach 18, 342. Stillſchweigende Außerkraftſezung von Beſtimmungen einer Tarif- 
ordnung, die einen Urlaubsanſpruch beſchränken, durch die Betriebsordnung ſ. RA 18, 119. 
Die Tarifordnung ihrerſeits muß ſich innerhalb des geſetzlichen Rahmens halten und darf nicht 
gegen zwingende Geſetzesvorſchriften verſtoßen (Rach 18,276). Über Abſchlußnormen als In⸗ 
halt von Tarifordnungen ſ. Hueck, Deutſches Arbeitsrecht 1938 S. 156f., Nikiſch, Arbeitsrecht 
1936/1938 S. 55. Zuläſſig iſt im örtlichen Bereich des Treuhänders auch eine Tariford⸗ 
nung für alle gewerblichen Gefolgſchaftsmitglieder, die an einem beſtimmten Bauwerk 
(keichsautobahn), ſei es auch für ganz verſchiedene, ſachlich ungleichartige Betriebe, ber 
ſchäftigt ſind (RA 16, 233). Der Treuhänder kann auch Richtlinien für den Juhalt 
von Betriebsordnungen und Einzelarbeitsverträgen feſtſetzen ($ 32 Abſ 1), deren Nicht- 
beachtung zu einem ehrengerichtlichen Verfahren führen kann, die aber nicht Mindeſtbedingungen 
begründen können, die ohne weiteres an die Stelle anderweit beſtimmter ungünſtigerer Arbeits ⸗ 
bedingungen treten (Rech 19, 227). Zur Erlaſſung von Richtlinien oder Tarifordnungen, deren 
Geltungs ereich nicht mer unweſentlich über den Bezirk eines Treuhänders hinausgeht, ſind von 
dem Reichsorbeitsminiſter zu beſtimmende Sondertreuhänder der Arbeit uſtändig (5 33), 
deren innerhalb ihrer Zuständigkeit erlaſſene Beſtimmungen widerſprechenden Anordnungen des 
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Treuhänders der Arbeit vorgehen (MAG 1937 Nr 1395). Über Rechtsſtellung und Aufgabe der 
Aeichstreuhänder der Arbeit ſ. auch Huber Dig 1935, 202; Seldte ZAk DR 1937, 612; Hueck, 
Deutſches Arbeitsrecht 1938 S. 196ff. mit Angaben aus dem Schrifttum; dazu auch die unten 
noch zu erwähnende Verordnung des Beauftragten für den Vierjahresplan über die Lohngeſtaltung 
b. 25. 6. 38 (RG Bl 1, 691). Über Sachverſtändigenbeiräte des Treuhänders für allgemeine oder 
grumöfägliche Fragen im Gegenſatz zu den Sachverſtändigenausſchüſſen für die Beratung im 
Einzelfalle ſ. 5 23. Neben dieſer Regelung der Arbeitsbedingungen durch Betriebsordnung und 
Tarifordnung blieb für Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen im Sinne des bisherigen 
kollektiven Arbeitsrechts kein Raum. Auch eine Allgemeinverbindlicherklärung kommt nicht mehr 
in Frage. Gleich dem Betriebsrätegeſetz und anderen mit dem neuen Recht nicht vereinbaren 
ſetzen trat die Tarifvertragsverordnung nebſt den Beſtimmungen über das Schlichtungs⸗ 
meſen mit dem Inkrafttreten des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit außer Kraft (88 64, 
65). Die am 1. 12. 33 geltenden oder ſpäter wirkſam gewordenen Tarifverträge blieben, un⸗ 
beſchadet abweichender Beſtimmungen des Treuhänders, zunächſt bis zum 30. 4. 34 in Kraft. 
Fur die ſpätere Zeit konnte ihrem Inhalt die Rechtswirkſamkeit nur dadurch erhalten werden, 
daß der Treuhänder der Arbeit oder der Reichsarbeitsminiſter ihre Weiterdauer als Tarifordnung 
anordnete (5 72). Auf Grund dieſer Vorſchrift beſtimmte der Reichsarbeitsminiſter in der An⸗ 
ordnung v. 28. 3. 34 (NAD J, 85), in der Faſſung v. 20. 10. 34 (RArbBl 1, 254), geändert 
durch Anordnung v. 11. 3.35 (RArb Bl 1,84), daß die am 30. 4.34 nochlaufenden Tarifverträge 
(mit Ausnahme der Werk⸗ [Firmen-, Betriebs.] Tarifverträge, die früher ablaufen ſollten) als 
Tarifordn ungen ſolange unverändert weiter gelten ſollten, bis der nach § 32 Abſ 2 AO zu⸗ 
ändige Treuhänder oder ein vom Reichsarbeitsminiſter beſtellter Sondertreuhänder ihren Ab⸗ 
lauf anordne oder fie abändere. Der Reichsarbeitsminiſter behielt Sich vor, auch ſelbſt den Ablauf 
anzuordnen. Die als Tarifordnungen verlängerten Tarifverträge blieben, ſoweit ſie für allgemein 
erhindlich erklärt waren, im Umfange der bisherigen Allgemeinverbinblichteit, im übrigen nur 
r die am 90. 4. 34 „tarifgebundenen Betriebe“ in Geltung. Eine Ausdehnung auf bisher tarif 
fremde Betriebe war damit nicht gegeben (MAG 16, 296). An dem fachlichen Geltungsbereich 
und an der Allgemeinverbindlichkeit von weitergeltenden Tarifverträgen der privaten Wirtſchaft 
Anderte ſich grundſätlich nichts dadurch, daß ein Betrieb im Lauf der Zeit zu einem ſolchen im 
Sinne des Off geworden war (RAG 20, 75; ſ. auch RAG ArbRSamml 33, 330). Bei den 
tarifgebundenen Betrieben aber hing die Weitergeltung eines nicht allgemein verbindlichen Tarif⸗ 
bertrags als Tarifordnung nicht davon ab, ob damals in dem Betriebe tarifbeteiligte Gefolg⸗ 
ſchaftsmitglieder vorhanden waren oder nicht (MAG 19, 216). Über die Grenzen der Tarifbindung 
9 Die bergangszeit ſ. auch Rach 17, 234: 18, 105. Zur Weitergeltung der Betriebsordnung 
1 85 an ſich tarifgebundenen Unternehmers hinſichtlich der Arbeitsbedingungen, mit denen er 
Hurch Vereinbarung der Tarifparteien aus dem Tarifvertrage herausgenommen war |. Relch 
855 277, ie nach der Anordnung v. 28. 3. 34 als Tarifordnungen weiter geltenden 
arifpertrüge der privaten Wirtſchaft ſind in von den Reichstreuhändern der Arbeit 
aufgeſtellte Verzeichniſſe aufgenommen worden; die nicht aufgenommenen find nach An⸗ 
30 Kung des Reichsarbeitsminiſters v. 28. 6. 37 (NAcb l I, 164) mit dem Ablauf des 
t . 6. 37 außer Kraft getreten. Über die Geltung von Werktarifen bei öffentlichen Verwal⸗ 
ungen und Betrieben ſ. RAch ArbRSamml 33, 356. 
Ab te unmittelbare Rechtsverbindlichkeit der Betriebs ⸗ und Tarifordnungen (58 30, ‚32 
ni . 2 A005) hat zur Folge, daß ihre Beſtimmungen für die von ihnen betroffenen Arbeitsverhält⸗ 
Be ohne weiteres, d. h. ohne daß ſich die Beteiligten ihnen ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
eriver en, gelten, auch wenn fie an Stelle dispofitiver Geſetzesnormen eine für die Gefolg- 
che zsünftigere Regelung treffen (RAch 20, 16). Sie gehen aber nicht, wie früher die Normen 
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ſtimmungen. 9 2 (dazu 8 3,4) ermöglicht dem Treuhänder, nötigenfalls mit Zuſtimmung des 
Reichsarbeitsminiſters, durch ſchriftliche Anordnungen für einzelne Betriebe oder Be- 
triebsabteilungen oder für beſtimmte Gefolgſchaftsmitglieder (dazu RAG 16, 27; 17, 
198; 20,168; Burchardt DArbR 1937, 205) die Geltung einer Tarifordnung ganz oder 
teilweiſe auszuſchließen, wenn es ihm aus wirtſchaftlichen oder ſozialen Gründen dringend ge⸗ 
boten erſcheint, und zwar auch mit Rückwirkung (für die Zeit vor der 14. DurchfVoO |. RAG 16,97); 
beendigte Arbeitsverhältniſſe find hier von der Rückwirkung nicht ausgeſchloſſen (RAch 16, 27; 
18, 205). § 5 ſtellt die Rechtsgültigkeit entſprechender, ſchon früher erlaſſener Entſcheidungen 
eines Treuhänders außer Zweifel (dazu Rach 15, 359; 16 S. 27, 96; 17, 234). Zur Frage der 
Rückwirkung von Betriebs- und Tarifordnungen |. aus der Zeit vor der VO v. 15. 10. 35 auch 
Rieger JW 1935, 989. — Aus der Unabdingbarkeit der in Betriebs- und Tarifordnun⸗ 
gen enthaltenen Arbeitsbedingungen als Mindeſtbedingungen ergibt ſich, daß ab⸗ 
weichende für die Beſchäftigten ungünſtigere Vereinbarungen unwirkſam 
ſind. An die Stelle der vereinbarten treten in ſolchem Falle die Bedingungen der Betriebs⸗ 
oder Tarifordnung. Abweichungen zugunſten der Beſchäftigten ſteht nach den Grundſätzen der 
ADG nichts im Wege; ſie können auch (anders früher bei Tarifverträgen Ruch 15, 32) nicht durch 
Betriebs- oder Tarifordnung ausgeſchloſſen werden (MAG HRR 1938 Nr 883). Über Zulaſſung 
von Abweichungen auch zuungunſten der Beſchäftigten durch die Tarif- oder Betriebsordnung 
ſelbſt ſ. Hueck, Deutſches Arbeitsrecht 1938 S. 163f., 176. Eine vom Arbeitgeber erlaſſene Ruhe⸗ 
geldordnung, die Beſtandteil des Arbeitsvertrags geworden iſt, kann nicht durch Betriebsordnung 
einſeitig zuungunſten des Arbeitnehmers abgeändert werden (MAG 18, 213). Nicht im Widerſpruch 
mit der Unabdingbarkeit des Tariflohns ſteht eine Vereinbarung über Kurzarbeit mit entſprechender 
Herabſetzung des Lohnes (RAG 17, 114). Über die Einwirkung von Betriebs- und Tariforbnungen 
auf laufende Arbeitsverhältniſſe, die bisher für den Beſchäftigten günſtiger geſtaltet waren, f. 
Nipperdey, Mindeſtbedingungen und günſtigere Arbeitsbedingungen nach dem AO in 
Feſtſchrift für Lehmann 1937, 257ff.; auch Jaguſch DArbR 1938, 67. Zum Verhältnis zwi⸗ 
ſchen Tarifordnung und Betriebsordnung ſ. oben Abſatz 4. Eine Ausnahme von den Grund⸗ 
ſatzen des AO enthält die zur Durchführung der Reichsverteidigung und des Vierjahresplans 
ergangene Verordnung des Beauftragten für den Vierjahresplan über die Lohngeſtaltung 
v. 25. 6. 38 (RG Bl I, 691), eingeführt in den ſudetendeutſchen Gebieten durch VO v. 
7. 12. 38 (RGBl I, 1730), |. dazu auch Kalckbrenner DArbR 1938, 305. Nach der VO v. 25. 6. 38 
ſind die Reichstreuhänder und die Sondertreuhänder der Arbeit insbeſondere ermächtigt, 
in den vom Reichsarbeitsminiſter beſtimmten Wirtſchaftszweigen, auch unter Abänderung von 
Betriebs -(Dienſt⸗) Ordnungen und Arbeitsverträgen, Löhne mit bindender Wirkung nach oben 
und unten feſtzuſetzen. Damit iſt den Treuhändern inſoweit über die Feſtſetzung von Mindeſt 
arbeitsbedingungen hinaus die Überwachung und Regelung der geſamten Lohngeſtaltung über⸗ 
tragen. Aus dem Zwecke der neuen Ordnung des Tarifrechts, den Arbeitern und Angeſtellten 
ein beſtimmtes Arbeitsentgelt zu ſichern und ihnen damit eine gewiſſe, von äußeren Einflüſſen 
unabhängige, auch den Frieden in der Betriebsgemeinſchaft gewährleiſtende Stellung zu ſchaffen, 
ſowie aus der Autorität der in der Tarifordnung liegenden ſtaatlichen Anordnung ergibt ſich als 
Folge, daß während der Dauer des Arbeitsverhältniſſes auf den Tariflohn (auch 
den in einem als Tarifordnung verlängerten Tarifvertrag beſtimmten), nicht nur wie früher 
(. oben Abſatz 3) im voraus, ſondern überhaupt nicht verzichtet werden kann (RA 15, 151; 
17, 198; 18, 113; 20, 68). Vgl. auch Nikiſch ZULDR 1935, 924. Nach Beendigung des 
Arbeitsverhältniſſes ſteht, unbeſchadet einer abweichenden Beurteilung des einzelnen Falles 
nach 59 138, 242, einem wirkſamen Verzicht auf den verdienten Tariflohn nichts im Wege (MAG 
16, 213; 17, 5). Auch der unverzichtbare Tariflohnanſpruch unterliegt aus dem Geſichtspunkt 
von Treu und Glauben ($ 242) heraus unter Umſtänden der Verwirkung, an deren Voraus- 
ſetzungen im einzelnen Falle allerdings immer beſonders ſtrenge Anforderungen zu ſtellen ſind 
(MAG 16, 262 18, 113; 20, 168). Verwirkung iſt anzunehmen, wenn der Tariflohngläubiger 
den Anſpruch ſolange nicht geltend macht, daß der Schuldner berechtigterweiſe 
annehmen kann und auch annimmt, ein Anſpruch habe entweder überhaupt nicht 
beſtanden oder werde doch wenigſtens nicht geltend gemacht werden, und wenn 
eben deshalb und bei Berückſichtigung der geſamten Sachlage dem Schuldner eine 
nachträgliche Leiſtung auch nicht mehr zugemutet werden kann (RAG 16 S. 69, 262; 
17 S. 9, 29, 107, 122; 18 S. 113, 160, 299; 20, 168; RA Warn 1937 Nr 126; RAG JW 1938, 
541; RA ArbRSamml 33, 161; ſ. auch RAG 17, 198, dazu R. Franke DArbR 1935, 258ff., 
318ff. und 1937, 160; derſelbe JW 1937, 1118; über Verwirkung von Tarifanſprüchen und 
Einrede der Argliſt Möhl DAR 1937, 241; vgl. ferner allgemein zur Lehre von der Ver? 
wirkung $ 242 A 4 Abſ 3 und dort erwähntes Schrifttum, insbeſondere die Schriften von Siebert; 
dazu derſelbe in D WR 1936, 145; JW 1936, 2492; 1937, 2495; 1938, 542). Über eine An⸗ 
wendung des $ 254 in Fällen der Verwirkung ſ. Arb® Pforzheim ZW 1934, 2651 mit Anm 
Siebert. Hat der Arbeitnehmer die frühere Geltendmachung ſeines Anſpruches unter einem 
wirtſchaftlichen Druck unterlaſſen, ſo kann von einer Verwirkung nicht die Rede fein (RA 14, 
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333; 18, 113; f. auch LAG Eſſen Di 1934, 293). Nach Beendigung des Arbeitsverhältniſſes kommt 
nicht mehr Verwirkung in Frage, ſondern nur noch Verjährung (RAch 14, 333; 16, 92). Auch 
die ebenfalls auf dem Geſichtspunkt von Treu und Glauben ($ 242) beruhende Einrede der 
allgemeinen Argliſt (vgl. $ 242 A 4 Abf 1; über den Unterſchied von dem Einwande der Ver⸗ 
wirkung ſ. RAG 17, 122) kann gegeben fein (NA 16, 219; 17 S. 122, 198, 229; 18 S. 113, 302 
1310 ]). Zuläſſig find trotz Unverzichtbarkeit des Tariflohnes auch Verfall⸗ und Verwirkungs⸗ 
klauſeln in Tarifordnungen (RAG 16, 68; 17, 107; 19, 117; 20, 16; über ihre Auslegung RAG 
5, 35; 6, 126; 8, 50; 9, 64; 17, 117; RA JW 1934, 9971; ſ. auch Dänzer⸗Vanokti DAUER 
1937, 352). Die dargelegten Grundſätze ſind entſprechend auch auf die als Mindeſtbedingungen 
unabdingbaren Arbeitsbedingungen einer Betriebsordnung anzuwenden, obgleich dieſe als 
autonome Satzung im Gegenſatz zur Tarifordnung nicht unmittelbar auf jtaatliher Anordnung 
beruht (vgl. dazu NA 15, 284; Huber JW 1934, 1017; L. Richter DArb 1935, 312; Nipper⸗ 
dey in Feſtſchrift für Lehmann 1937, 259). Falls die Tarifordnung darüber ſchweigt, kann auch 
die Betriebsordnung Verwirkungsklauſeln einführen und die geſetzliche Verjährungsfriſt ab⸗ 
kürzen, da es ſich hierbei nicht um den Inhalt des Lohnanſpruchs, ſondern nur um die Begrenzung 
ſeiner Geltendmachung handelt (RAS 17, 241; 20, 18). Auch die Arbeitsnormen der Betriebs⸗ 
ordnung find (wie früher die einer Betriebsvereinbarung oder einer Arbeitsordnung, RAG 1, 162) 
in der Reviſionsinſtanz frei nachprüfbar (RA h 15, 284; 19, 201). 

Für die Frage der Anwendbarkeit einer einzelnen Tarifordnung, wie auch für den 
Fall, daß in einem und demſelben Arbeitsverhältnis die Vorausſetzungen mehrerer Ta⸗ 
rifordnungen zuſammentreffen (Tarifkonkurrenz), ſind unter Beachtung der veränder⸗ 
ten Rechtslage die Ergebniſſe der früheren Tarifrechtſprechung (ſ. oben Abſ 3) auch heute 
noch verwertbar. So wird die fachlich engere Tarifordnung der fachlich weiteren vorgehen, 
auch wenn dieſe räumlich enger ift (vgl. RAG 18 S. 33, 319), und es iſt insbeſondere an der Tarif⸗ 
einheit (J. ebenfalls oben Abſ 3) auch gegenüber dem Leiſtungsgrundſatz feſtzuhalten. Die Durch⸗ 
brechung der Tarifeinheit des Geſamtbetriebes durch eine betriebsfremde Fachtarif— 
ordnung iſt immer die Ausnahme (RA 19, 344). Doch wird zwiſchen mehreren unter dem 
neuen Recht erlaſſenen Tarifordnungen eine echte Tarifkonkurrenz ſeltener vorkommen als bei dem 
Vneinandergreifen der verſchiedenartig beſtimmten früheren Tarifverträge. Auch geht in jedem 
Falle die Tarifordnung eines Sondertreuhänders (3 33 AOch) der Tarifordnung des Reichstreu⸗ 
händerg der Arbeit und ebenſo einem als Tarifordnung weitergeltenden Tarifvertrag (MAG 
ArbRSamml 30, 142 mit Anm Nipperdey) vor. Zum Zuſammentreffen mehrerer Tarif- 
bronungen ſ. auch Hueck, Deutſches Arbeitsrecht 1938 S. 166f.; L. Richter DALBR 1934, 249; 
Scheidig DArbhd 1938, 283. — Bei der Auslegung neuer Tarifordnungen find entſprechend 
im weſentlichen die Grundſätze anzuwenden, die ſchon für Tarifverträge galten (ſ. oben A 3, dort 
auch über als Tarifordnungen übernommene Tarifverträge). Auszugehen iſt von dem Willen des 
bie änders, der die Tarifordnung erlaſſen hat, aber auch hier nicht von einem innerlich ge⸗ 
> ebenen Willen (noch weniger von dem Willen des bloßen Verfaſſers Ruch 19, 219; ſ. auch 15, 

4, ſondern von dem erklärten Willen, wie er in der einzelnen Norm in Ver⸗ 
18 Sung mit dem übrigen Inhalt der Tarifordnung zum Ausdruck kommt (RAG 
8 S. 14, 72, 355; 19, 219; Rauh ArbRSamml 33, 155). Dabei iſt nicht an dem buchſtäblichen 

inne des Ausdrucks zu haften (vgl. $ 133), ſondern aus dem Zwecke der Tarifordnung, 
le er einer gefunden Rechts- und Volksauffaſſung entſpricht, ſowie aus dem Zuſammenhang 
1938 einzelnen Vorſchriften der wirkliche Sinn zu erforſchen (RAG 18 S. 14, 72; RAG JW. 

56, 3143), gegebenenfalls alſo auch zu prüfen, ob einer Beſtimmung nach Sinn und Zweck der 
ganzen Regelung nicht eine über den Wortſinn hinausgehende Bedeutung zukommt (RA 19, 
Pro Immer ift auch und vor allem, wie bei jeder Rechtsanwendung, zu beachten, was (wie z. B. 
8 en haltung der Betriebe) der Volksgemeinſchaft dienlich fein kann (RA 15, 196 [198]). Von 
Zu utung für die Auslegung kann ſein: die Entſtehungsgeſchichte einer Tarifordnung, ihr 
dhe nmengang mit früheren tariflichen Regelungen (RAG 18, 72; 19, 250; 20, 171; RAG JW 
ſelbſt 242840, auch die bisherige Handhabung (Rach 20 ©. 171, 190 [194]) unter Umſtänden 

ft eine ſpätere Tarifordnung (RAG HRR 1938 Nr 529); auch eine Auskunft des Treuhänders, 

— auch das Gericht daran nicht unbedingt gebunden iſt (MAG 19, 295 [298]). Über die Be⸗ 
N10 von Leitſätzen (Richtlinien) des Treuhänders für die Auslegung von Tarifvorſchriften ſ. 
Reich 10 226. Für Einzelfälle der Auslegung von Tarifordnungen muß auf die Rechtſprechung des 
f o chsarbeitsgerichts verwieſen werden. Für die Auslegung von Betriebsordnungen 
legun entſprechende Grundsätze anzuwenden (vgl. RAG 15, 284 (289 f.]). Über die Aus⸗ 
„sung einer die Gewährung von Ruhegeld betreffenden (früheren) Betriebsvereinbarung ſ. RAG 
orden mml 32, 307 mit Anm Hueck 316. Über die Reviſibilität der in Tarif- und Betriebs⸗ 

zung enthaltenen Arbeitsnormen |. oben. , 
das — Arbeit im öffentlichen Dienſt (563 AO) hat eine beſondere Regelung erfahren durch 
MR age zur Ordnung der Arbeit in öffentlichen Verwaltungen und Betrieben v. 23. 3. 34 
(Nl J, 220), dazu Durchf Vo v. 19. 4. 34 (RG Bl J, 316), v. 13. 6. 34 (RG Bl J, 516), v. 28. 9. 34 

I, 867), v. 26. 2. 38 (RG Bl 1, 228), v. 7. 2. 39 (Ach Bl I, 167); für Oſterreich ſ. BO v. 
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9. 7. 38 (RG Bl I, 851); für das Saarland VO v. 18. 2. 35 (RG Bl I, 237) 1. Abſchn Art II, 
auch IV. Die Regelung ſchließt ſich im Grundſatz dem Arbeitsordnungsgeſetz v. 20. 1. 34 (f. oben) 
an, trägt aber im einzelnen den beſonderen Verhältniſſen dieſer Verwaltungen und Betriebe 
Rechnung. Vertrauensrat ſ. 59 3ff., Unternehmensbeirat ſ. Durchf VO v. 28. 2. 38 98 8ff. Dienſt⸗ 
ordnung ſ. §8 16, 17 (dazu RAG 20, 173), Richtlinien und Tarifordnung $$ 18, 19. Die Deutſche 
Arbeitsfront fällt nicht unter das Geſetz v. 23. 3. 34 und kann deshalb auch eine Dienſtordnung im 
Sinne der 85.16, 17 des Geſetzes nicht erlaſſen (MAG 18, 42). Sound ertreuhänder im öffent- 
lichen Dienſt ſ. $ 18 des Gef v. 23. 3. 34, dazu $ 19 (Abſ 2: Sachverſtändigenausſchuß), Beſtellung 
eines Reichstreuhänders für den öffentlichen Dienſt ſ. Durchf Vo v. 26. 2. 38 (RGBl J, 
228) 55 1—6; dazu die auf Grund des Geſetzes erlaſſenen Tarifordnungen v. 1. 4. 38 (Ralrb Bl VL, 
471,475, 489, 515, 521); dazu auch Jaguſch DALEN 1938, 312; Heitmann ebenda 149; ferner das 
Geſetz über die ergänzende Regelung der Dienſtverhältniſſe in öffentlichen Verwaltungen und Be⸗ 
trieben v. 17. 2. 38 (RG Bl 1, 206) und die auf Grund dieſes Geſetzes erlaſſenen allgemeinen Dienſt⸗ 
ordnungen für nicht beamtete Gefolgſchaftsmitglieder bei öffentlichen Verwaltungen und Be⸗ 
trieben v. 30. 4. 38 (RG Bl J, 461, 476, 491), dazu Anderungen v. 19. 12. 38 (RG Bl 1, 1829, 1830, 
1833), v 10. 5. 38 (RGGBl I, 512, 513), ſowie die VO v. 13. 5. 38 (RG Bl I, 521); für den Bereich 
der Reichsjuſtizverwaltung De 1938, 964 ff. Zum Dienſtrecht der öffentlichen Angeſtellten und- 
Arbeiter vgl. auch Wade ZAkdR 1937, 436 und JW 1938, 1489. 

Dem beſonderen Schutze der Heimarbeiter, Hausgewerbetreibenden und gleichgeſtellten 
Perſonen dient das Geſetz über die Heimarbeit v. 23. 3. 34 (RG Bl I, 214), geändert durch Jugend⸗ 
ſchutzgeſetz v. 30. 4. 38 (RG Bl I, 437); dazu Durchf Vo v. 23. 3. 34 (RG Bl J, 225, Anderung ebenda 
1164), v. 20. 2. 35 (RG Bl I, 261), v. 18. 12. 35 (RG Bl J, 1522); für Oſterreich ſ. BO v. 9. 7. 38 
(RGBl I, 851) Art III; Tarifordnungen find auf die in Heimarbeit Beſchäftigten nicht ohne 
weiteres anzuwenden (MAG 16, 338). Entgeltſchutz für die Heimarbeit ſ. 88 19 ff. Tarifordnungen 
für Hausgewerbetreibende und ihnen gleichgeſtellte Perſonen ſ. AO 88 34 mit 32 Abſ 2, 3 und 33. 
Vgl. auch für das Saarland VO v. 18. 2. 35 (RG Bl I, 237) 1. Abſchn. Art III; Kalckbrenner 
DAN 1934 S. 131 ff., 1935 S. 119ff.; JW 1935 S. 1321; Richter ZAk DR 1935, 914; Kalck⸗ 
brenner ebenda 917; ferner Kalckbrenner, Körner, Richter, Hoppe, Gaertner, Esders, 
Dockendorff, Palme in DATEN 1936, 253ff. 


8 612 

Eine Vergütung!) gilt als ſtillſchweigend vereinbart, wenn die Dienft- 
leiſtung den Umftänden nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten iſt 2). 

Iſt die Höhe der Vergütung nicht beſtimmt, fo iſt bei dem Beſtehen einer 
Taxe die taxmäßige Vergütung ?), in Ermangelung einer Taxe die übliche 
Vergütung als vereinbart anzuſehen )). 

E I 559 Abſ 2 II 652; M 2 450; P 2 277. 

1. Daß eine Vergütung gewährt werden ſoll, kann ausdrücklich vereinbart ſein. Fehlt eine 
ausdrückliche Vereinbarung, jo iſt nach Abſ 1 zu prüfen, ob eine Vergütung als ſtillſchweigend⸗ 
vereinbart zu gelten hat. Iſt die Gewährung einer Vergütung ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
vereinbart, aber ihre Höhe nicht beſtimmt, dann — aber auch nur dann — iſt Abſ 2 anzuwenden. 
Vgl. hierzu 59 32, 34 des Entwurfs eines Geſetzes über das Arbeitsverhältnis (Vorbm 
Abſ 2 vor $ 611). Für das Gebiet der abhängigen Arbeit hat das Reichsarbeitsgericht allgemein aus⸗ 
geſprochen: Wer wirtſchaftlich wertvolle Arbeit leiſtet, hat, auch wenn das Arbeitsverhältnis 
etwa wegen mangelnder geſetzlicher Form der rechtlichen Grundlage entbehrt und nur ein 
tatſächliches iſt, Anſpruch auf angemeſſene Vergütung, und zwar nicht nur aus ungerechtfertigter 
Bereicherung (88 812ff.), ſondern ſchon aus dem Grundgedanken des $ 611 und im Einklang mit 
der Fürſorgepflicht des Betriebsführers nach $2 AVG. Die Höhe der angemeſſenen Vergütung 
ergibt ſich dabei, wenn gleiche Arbeit durch Tarifordnung geregelt iſt, aus der tariflichen Ent⸗ 
lohnung (vgl. Vorbm 1 Abſ 1 vor $ 611; auch $ 10 des erwähnten Geſetzentwurfs). — Iſt der Dienſt⸗ 
verpflichtete vertraglich in bezug auf die Vergütung wie ein Beamter zu behandeln, ſo muß er ſich 
die gleiche Behandlung z. B. auch bezüglich der Feſtſetzung des Vergütungsdienſtalters gefallen 
laſſen (RAG HAN 1932 Nr 1327). Die Vergütung kann in Stu cklohn oder in Zeitlohn beſtehen 
und wird regelmäßig in Geld gewährt. Die einſchlägigen Fragen find, ſoweit das Recht der ab⸗ 
hängigen Arbeit in Betracht kommt, meiſt, wenigſtens in den Grundſätzen, tariflich geregelt. Iſt 
in der Tarifordnung nur ein Lohnrahmen beſtimmt, ſo bleibt die Höhe innerhalb dieſes Rahmens 
dem Einzelarbeitsvertrag überlaſſen und iſt nötigenfalls nach § 612 Abſ 2 oder $$ 315, 316 zu 
beſtimmen (Rach HNN 1932 Nr 1326). Wird jemand nach Ablauf des Dienſtverhältniſſes 
nur aus Entgegenkommen weiter beſchäftigt mit der Erklärung, daß er jederzeit ohne Kündigung 
den Dienſt verlaſſen könne, falls die Vergütung ihm nicht genüge, dann muß er ſich auch mit einer 
geringeren als der geſetzlichen (üblichen oder angemeſſenen) Vergütung begnügen (cz ZW 1934, 
630%. — Über die Feſtſetzung der Akkorde (Gedinge), den Akkordabſchluß, die Berechnung der 
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Akkordlöhne und ihre Beziehungen zum Zeitlohn ſ. RAG 3, 293; 4 S. 261, e e e ee 
6 S. 45, 249; 7 S. 20, 280, 349; 8 S. 64, 323; 10 S. 1, 164, 11, 229; 12 S. 22, 28, 115, 223 
15, 225; 17, 219; 18, 310; 19, 101; RA JW 1937, 28554; RA HRR 1933 Nr 1439; 1937 
Nr 576, 949. NAG HRR 1929 Nr 2020. Miſchung von Zeit⸗ und Akkordarbeit ſ. RAS 1. 7. 3, 
679/30. Der tarifliche Zeitlohn bildet für den Akkordlohn nur die Berechnungsgrundlage, die 
Entlohnung des Akkordarbeiters richtet ſich nur nach ſeiner Leiſtung, es ſei denn, daß die Tarif⸗ 
ordnung ausdrücklich beſtimmt, daß der Akkordlohn mindeſtens den Zeitlohn erreichen müſſe 
MAG 17, 219; 20, 40; RAch ArbRSamml 29, 20; 30, 94). Zum Anſpruch auf Anderung oder 
Aufhebung des Gedinges im Bergbau wegen veränderter Verhältniſſe |. ArbRSamml 33, 86 
(LA). Über Akkordlohn ſ. auch SS 41 ff. des erwähnten Geſetzentwurfs. 


2. Maßgebend iſt namentlich, ob die Dienſtleiſtung nach der Verkehrsſitte oder nach 
ihrer Erwerbsmäßigteit regelmäßig nur gegen Entgelt geſchieht, mag auch der Dienſtberechtigte 
Nervon nichts gewußt haben (ſ. jedoch §§ 119ff.). Es kommt überhaupt bei der Frage, ob die 
Dienſtleiſtung den Umſtänden nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten iſt, nur auf die tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe an, nicht auf die Meinung der Vertragsteile, insbeſondere desjenigen, dem 
die Dienſte geleiſtet werden (RG 7. 6. 12 III 383/11). Selbſt jahrelange Dienſtleiſtungen einer 
Frau gegenüber einem Manne, der ihr die Ehe verſprochen und mit ihr zuſammen gelebt hat, 
geben der Frau keinen Anſpruch auf nachträgliche Dienſtvergütung, wenn anzunehmen iſt, daß 
ne Dienſte mit Rüdjiht auf die perſönlichen Beziehungen unentgeltlich geleiftet worden find 
{RAG SeuffA 89 Nr 111). Werden gemeinnützige Einrichtungen grundſätzlich ehrenamtlich ver⸗ 
waltet, jo kann ein Dienſtlohn auch dann nicht als ſtillſchweigend vereinbart gelten, wenn die 
Tätigkeit die volle Arbeitskraft beanſprucht (Rech 18, 95: Luftſchutz). Vergütung der Dienſte 
eines Grundſtücksmaklers, die nicht als Vermittlertätigkeit zu betrachten ſind, ſ. OLG 34, 41. 
Vergütung für eine Tätigkeit zur Vorbereitung eines unter den Parteien in Ausſicht genommenen 
Vefellichafts- oder Anſtellungsvertrags, falls dieſer nicht zuſtande kommt, ſ. OLG 45, 150. Für 

ie Anfertigung von Entwürfen (Dienſt⸗ oder Werkvertrag) ſ. R Warn 1911 Nr 113 und 
3 632 A 2. Auch ein zunächſt als Freundſchaftsakt zwiſchen Partei und Rechtsanwalt eingeleitetes 
Verhältnis kann unter Umſtänden als Dienſtverhältnis anzuſehen ſein, ſelbſt wenn ein Honorar 
nicht vereinbart iſt (NG HNN 1933 Nr 1840). — Als Umſtände, nach denen eine Dienſtleiſtung 
zur gegen Entgelt zu erwarten ift, können auch der Umfang und die lange Dauer der Dienft- 
— ung in Betracht kommen. Werden demjenigen, der Dienſte, z. B. die Pflege eines 
ranken, leiſtet, dafür letztwillige Zuwendungen in Ausſicht geſtellt, jo ſchließt dies nicht 
A daß, wenn es zu dieſen Zuwendungen nicht kommt, eine Vergütung in anderer 
Delle gewährt werden muß (MG Warn 1917 Nr 202; Seuffll 70 Nr 149; aber auch 
8. 39, 180; vgl. ferner Re 23 1915, 52110), deren Höhe nötigenfalls nach Abi 2 oder nach 
55 315, 316 (unten A 4) zu beſtimmen ift (RG Warn 1917 Nr 14). Der Umftand, daß eine Dienſt⸗ 
eiſtung aus Beweggründen der Verwandtſchaft übernommen wird, läßt — abgeſehen von den 
len der 98 685 Abſ 2, 1618 — noch keinen Schluß auf eine unentgeltliche Übernahme der Dienfte 
IMG 74, 139; 3 09, 670%; NG 8 1915, 1378“ |. auch Bay db sch 19, 29). Daher kann 
ot $ 1617 eine Tochter, die im Haushalt und Geſchäft ihres Vaters Dienfte leiſtet, eine beſondere 
nur Sütung verlangen, wenn die Dienſtleiſtung nach Art und Dauer oder nach örtlichem Gebrauche 
2980 gen eine über den Unterhalt hinausgehende Vergütung zu erwarten iſt (RG LZ 1920, 
ein „ Zur Frage, ob bei Dienſtleiſtung eines dem elterlichen Hausſtand angehörigen Kindes, 
geh echtes Arbeitsverhältnis vorliegt, |. auch RAch SeuffA 84 Nr 68 und g 611 A 2a Abſ 3. Maß⸗ 
Ni end find immer die beſonderen Umſtände des Falles. Vergütung von Dienſtleiſtungen, die die 
D . Arztes dieſem jahrelang in Haus und Beruf geleiſtet hat, |. RG Warn 1932 Nr 35. — 
zum Tobrſprechen, einem Hausangeſtellten eine beſtimmte Summe zu bezahlen, wenn er bis 
dert de des Verſprechenden im Dienſte bleibe, kann, wenn formlos erteilt, weder als Schenkungs⸗ 
des heben (8518) noch als Verfügung von Todes wegen ($ 2231), wohl aber als Beſtandteil 
leiste enfivertrags gültig fein (RG JW 1920, 139“; RG LG 1921, 173). Wird für bereits ge- 
S nn Dienſte eine Vergütung in dem Sinne zugejagt, daß dadurch die Dienſtleiſtung wie eine 
ein u bezahlt werden ſoll, fo iſt dies kein Dienſtvertrag, aber noch weniger eine Schenkung, ſondern 
bei anbenannter formfreier Vertrag (RG FW 1911, 941%; 1919, 378; Warn 1917 Nr 202). Auch 
Ber nt unentgeltlich übernommenen Leiſtungen kann die nachträgliche Gewährung einer 
n nicht immer, ja nicht einmal regelmäßig als Schenkung aufgefaßt werden; denn zur 
uwe ung gehört die Einigung beider Teile darüber, daß die Vergütung eine unentgeltliche 
4977. mung darſtellen ſolle (RG 72, 191; 74, 139; 75, 327; 94, 157, auch 322; RG JW 1929, 
we HRR 1933 Nr 1209 und § 516). — Verbot und Einſchränkung des Truckſyſte ms, 
ſowie m Gewährung des Arbeitslohns in Waren ſtatt in barem Gelde an die gewerblichen Arbeiter 
triebe nan die Arbeiter in Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanſtalten und unterirdiſch be- 
SAN 00 1 1 Gruben ſ. GewO 88 115—119, 8 1125 Abj iet ee 3, 298; 0 
r . Gültigkei einbarung von Lohnabzügen für Arbeiterpenſionskaſſen 

. RG Gruch 67, 1108 tigfeit der Verein 9 züg penf ſſ 
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3. Taxmäßige Vergütung: Vgl. namentlich GewO 88 76—79. Die nach § 80 Abi 2 Gewo 
von den Zentralbehörden für Arzte feſtgeſetzten Taxen galten beim Mangel einer Vereinbarung 
im Streitfalle auch für ſog. Autoritäten, Profeſſoren und Spezialärzte (RG JW 19198195; 
1932, 33335). Für ärztliche Gebühren ſ. jetzt $ 15 RArzte O. Über die Einführung der Deutſchen 
Arzneitaxe in Oſterreich |. VO v. 28. 10. 38 (RG Bl I, 1611). Die reichs⸗ und die landesgeſetzlichen 
Gebührenordnungen für Rechtsanwälte find keine Taxen im Sinne von 9 612 Abſ 2, weil es ſich 
hier um Beſtimmungen des öffentlichen Rechtes Handelt; Art 55 EG. BoB. findet keine Anwen⸗ 
dung (vgl. R 68, 199; 75, 107). Ihre Vorſchriften müſſen jedoch maßgebend fein, ehe von einer 
Feſtſetzung der Gebühren nach freiem Ermeſſen unter Berückſichtigung von Treu und Glauben 
die Rede fein kaun; ſolange fie anzuwenden find, iſt auch für eine rechtsähnliche Anwendung des 
589 RAGEbD kein Raum (RG FW 1938, 944). Wenn z 93 Abſ 2 RAcebd (vgl. Art 15 des 
PrGeſ v. 27. 9. 99 und entſprechende Landesgeſetze) für die von der geſetzlichen Vergütung ab⸗ 
weichenden Vereinbarungen Schriftform vorſchreibt, fo ſetzt dieſe Vorſchrift die F 611, 612, 
ſoweit fie an ſich auch auf den Dienſtvertrag zwiſchen dem Anwalt und der Partei Anwendung 
finden müßten (Vorbem 2 b), außer Anwendung (NG 75, 108). Regelung durch Tarifvertrag 
(jebt Tarifordnung) iſt keine Taxe im Sinne des § 612 Abſ 2 (RG Warn 1932 Nr 35). — Privat: 
rechtliche Vorſchriften der Landesgeſetze über Taxen treten hinter die 98 611, 612 zurück (Art 55 
EG). Auf beſtehende Taxen wird durch $ 612 Abſ 2 nur in dem Sinne verwieſen, daß fie eine 
Ergänzung des unausgeſprochenen Parteiwillens bilden, alſo nur inſoweit in Betracht kommen, 
als eine beſtimmte Höhe der Vergütung weder ausdrücklich noch durch ſchlüſſige Handlungen ver⸗ 
einbart iſt (RG 68, 202). Vgl. 8 653 A 2, 8 632. 

4. Die (obrigkeitliche) Taxe oder die Ublichteit (am Orte der Dienſtleiſtung, Rc Gruch 48, 
911; OLG 45, 152) iſt von dem die Vergütung hiernach fordernden Dienſtpflichtigen zu be⸗ 
weiſen (Seuffel 55 Nr 73). Der Dienſtpflichtige, der ſich auf Abſ 2 beruft, muß im Streitfalle 
auch beweiſen, daß über die Höhe der Vergütung nichts vereinbart worden iſt (vgl. Rh Warn 
1923/24 Nr 135 zu $$ 632 Abſ 2, 653 Abſ 2). Beſteht keine Taxe und kann auch eine übliche Ver⸗ 
gütung nicht feſtgeſtellt werden, jo kommen 98 315, 316 zur Anwendung (RG Warn 1932 Nr 35; 
RG Se uff A 81 Nr 92). Wird ein Gewinnankeil ohne Angabe der Höhe verſprochen, fo iſt der orts⸗ 
übliche oder ein angemeſſener Anteil zu gewähren (RG JW 1921 S. 1062, 33910). Über die 
Beſtimmung eines ärztlichen Honorars nach billigem Ermeſſen und über die Berückſichtigung ander⸗ 
weiter Ausfälle hierbei ſ. Rc SeuffA 81 Nr 92. Bemeſſung des Honorars eines hervorragenden 
Chirurgen für eine ſchwierige, mit Erfolg ausgeführte Operation beim Kinde eines Vaters mit 
ſehr hohem Einkommen ſ. RG JW 1930, 15771. Zuläſſigkeit eines Zuſchlags zum Arzthonorar 
valutaſtarker Ausländer |. Seuffü 78 Nr 69. 


§ 613 
Der zur Dienſtleiſtung Verpflichtete hat die Dienſte im Zweifel in Perſon 
zu leiſten !). Der Anſpruch auf die Dienfte ift im Zweifel nicht übertragbar 2). 
E II 554 III 606; M 2 466; P 2 278. 


1. In Perſon. Val. zu Satz 1 und 2 auch § 16 des Entwurfs eines Geſetzes über das 
Arbeitsverhältnis (ſ. Vorbem 1 Abſ 2). Nach der Auslegungsregel in Satz 1 erliſcht, wenn nichts 
anderes vereinbart iſt, das Dienſtverhältnis nach den Grundſätzen über die Unmöglichkeit der Er⸗ 
füllung durch den Tod des Dienſt verpflichteten. Nach $ 108 des erwähnten Entwurfs endet 
das Arbeitsverhältnis ſtets mit dem Tode des Gefolgmannes. Der Dienſtverpflichtete iſt zur Be⸗ 
ſtellung eines Vertreters weder berechtigt noch verpflichtet, während ihm die Annahme eines Ge⸗ 
hilfen, § 278, regelmäßig geſtattet iſt, ſofern ſolche mit der ihm obliegenden perſönlichen Dienſt⸗ 
leiſtung vereinbar erſcheint (jo für den Kommiſſionär R 10. 5. 30 119/30). Die Beſtimmung, daß 
beim Tode eines der Vertragsteile der Vertrag auf Verlangen der Erben aufgehoben ſein ſoll und 
auch von der Gegenpartei ſofort gekündigt werden kann, iſt mit der Natur des Dienſtvertrags durch ⸗ 
aus vereinbar (R 9. 12. 02 111 278/02). Der Anſpruch auf eine bereits verdiente Vergütung geht 
auf die Erben über. Das gilt auch für den Urlaubsanſpruch des Arbeitnehmers, ſoweit er ſich 
bereits zu ſeinen Lebzeiten in einen bloßen Anſpruch auf Urlaubsvergütung verwandelt hat 
(9611 A 2p Abſ 4). 

2. Unübertragbarkeit des Anſpruchs auf die Dienſte; demgemäß nach ZPO 8 851 Abſ 1 
im Zweifel auch deſſen Unpfändbarkeit. Die gleichwohl bewirkte Übertragung kann unter 
Umſtänden einen wichtigen Grund zur Kündigung nach $ 626 für den Dienſtverpflichteten ab 
geben (RG 12. 7. 04 III 119/04). Über die Haftung des Erwerbers eines Handelsgeſchäfts 
für Lohnanſprüche aus Dienſtverträgen nach HGB 825 f. RAG Gruch 72, 456; RAS ZW 1933, 
18521; auch RAch 17, 321 und § 611 A 2a Abſ 5. Von dem Veräußerer des Handelsgeſchäfts 
wird auf Grund ſeiner Fürſorgepflicht (vgl. 5 2 Abſ 2 AO)) zu verlangen ſein, daß er ſich nach 
Moglichkeit für die Weiterbeſchäftigung der bisher von ihm beſchäftigten Angeſtellten und Arbeiter 
einſetzt. Allerdings wird bei Übernahme eines Unternehmens oder eines Betriebs im ganzen ohne 
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weiteres als Regel auch der Übergang der beſtehenden Arbeitsverhältniſſe anzunehmen und es Sache 
des Übernehmers ſein, einen abweichenden Willen zu erklären und die etwa nicht zu übernehmenden 
Gefolgſchaftsmitglieder ausdrücklich zu bezeichnen (vgl. LAG Dortmund ArbRSamml 27, 52). 
Vgl. dazu auch g 90 des Entwurfs eines Geſetzes über das Arbeitsverhältnis (Vorbem 1 
Abſ 2 vor 5 611) und für das geltende Recht Hueck, Deutſches Arbeitsrecht 1938 S. 93. — Der 
Grundſatz der Unübertragbarkeit findet keine Anwendung in den öffentlich⸗ rechtlichen Beamten⸗ 
verhältniſſen (RG 20. 4. 06 III 396/05: RG 17. 1. 08 III 248/07: Übergang eines Gemeinde⸗ 

eamten in den Dienſt der erweiterten Stadtgemeinde, in welche die Anſtellungsgemeinde auf⸗ 
genommen iſt). — Durch den Tod des Berechtigten wird das Dienſtverhältnis nicht unbedingt 
und ausnahmslos beendigt (RG 9. 12. 02 III 278/02). Denn die Vererblichkeit des Anſpruchs iſt 
an ſich zuläſſig, ſofern nicht die Leiſtung durch den Eintritt eines anderen als des urſprünglichen 
Gläubigers eine Veränderung ihres Inhalts erfährt, ſo daß ſie in der vereinbarten Weiſe unmög⸗ 
lich wird (vgl. 9 399). Es kann auch durch den Tod des Berechtigten für deſſen Erben ein Kündi⸗ 
gungsrecht nach $ 626 entſtehen (RS 58, 256). Vgl. auch $ 109 des Entwurfs eines Geſetzes 
über das Arbeitsverhältnis (Vorbem 1 Abſ2 vor 8611). 


§ 614 

Die Vergütung iſt nach der Leiſtung der Dienſte zu entrichten ). Iſt die 
Vergütung nach Zeitabſchnitten bemeſſen, ſo iſt ſie nach dem Ablaufe der 
einzelnen Zeitabſchnitte zu entrichten 2). 

EI 560 II 565; M 2 461; P 2 279. 6 

1. Alſo in der Regel, wenn nichts anderes vereinbart oder ſonſt, etwa durch die Verkehrsſitte, 
aber durch die Art der Vergütung, im Arbeitsrecht durch Tarif oder Betriebsordnung ($ 27 
Abſ ! Nr 2 AO), feſtgeſetzt iſt, Vorleiſtung des Dienitverpflichteten, wie bei der Miete einer Sache, 
„551; dazu R 142, 295. Bei der vom Dienſtpflichtigen übernommenen Verwaltung eines 
Fandguts muß die (nach $ 675) damit verbundene Rechnung vor Beanſpruchung der 
Vergütung für die Verwaltungstätigkeit gelegt werden (RG JW 07, 479). — Zurück⸗ 
vehaltung der Dienſtleiſtung ift berechtigt bei Vermögensverfall des Berechtigten ($ 321) 
oder bei Rückſtand von bereits fälligen Lohnzahlungen (8 273). Auch $ 320 Abi 2 (Gegen⸗ 
leistung bei verhältnismäßiger Geringfügigkeit des rückſtändigen Teiles der Dienſtleiſtung) kann in 
dietracht kommen. — Die Aufrechnung gegen die Lohnforderungen des Verpflichteten iſt, ſofern 
leſe der Pfändung nicht unterworfen find, nach BOB 8 394, BRD $ 850 Nr 1 ausgeſchloſſen, 
micht aber das Zurückbe haltungsrecht ($ 273) gegen eine unpfändbare Lohnforderung (vgl. 
oben 6611 A 2a Abſ 4), es müßte denn fein, daß die Zurückbehaltung im einzelnen Falle, wie ge- 
Vöhnlich bei einander gegenüberſtehenden Geldforderungen ($ 273 A Abj1) nach Zweck und 
Sclolg auf eine Aufrechnung hinausläuft (RG 85, 108 und $ 394 A 1). — Beſondere Vorſchriften: 
DOB ss 64, 88 Abſ 4; GewY g 115ff.; vorl. Landarbd) 8 6. Über vertragsmäßige Lohnein⸗ 
zehaltungen der Gewerbeunternehmer ſ. GewO 8 119 a. — Über Lohnzahlung und Lohn⸗ 
ſicherung ſ. auch 88 57ff., 62 ff. des Entwurfs eines Geſetzes über das Arbeitsverhältnis 
(Bordem 1 Abſ 2 vor 3611) 
Aus. Vegen etwaiger Lohnvorſchüſſe j. 9.611 A 2a Abſ 4 und Vorbem 2 vor $ 607. — Über 
Deuhleichsquittungen im Arbeitsrecht |. RA 7, 143; 8, 299; 14, 180; 17, 5 und Hueck, 

eutſches Arbeitsrecht 1938 S. 105. 


8 615 


ſo ? Kommt der Dienſtberechtigte mit der Annahme der Dienfte in Verzug, 


ſol ). Er muß fich jedoch den Wert desjenigen anrechnen laſſen, was er in- 
dige des Unterbleibens der Dienftleiftung erſpart oder durch anderweitige 


t zur Aufhebung des 3verhältnifie: ber, daß ſich der Dienſtpflichti 
{ es Vertragsverhältniſſes, erfordert aber, daß ſich ienſtpflichtige 
Unterer nicht bloß beim Anteitte er Dene, ſondern auch nach einer vorübergehenden 


brechung der berei i d auch gegenüber einer vom Dienſt⸗ 
N) : ereit3 begonnenen Dienſte un gegen! m 
erpflichteten für unberechtigt en Kündigung, zur Dienſtleiſtung dem Dienſtberech⸗ 
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tigten gegenüber bereit erklärt (NG Warn 09 Nr 286); dies iſt jedoch dann nicht erforder⸗ 
lich, wenn der Berechtigte den Verpflichteten von der Arbeitsſtätte oder aus dem Hauſe 
gewieſen hat, in dem er die Dienſte zu verrichten hatte (NG JW 09, 72212; RAG Warn 1933 
Nr 24). Gegenüber dem Erfüllungsanſpruch, insbeſondere auch im Falle einer unberechtigten 
Entlaſſung, iſt ein Einwand aus $ 254 nicht zuläſſig (MAG Seuff A 84 Nr 45). Eine Einſchränkung 
des Grundſatzes, daß der Dienſtverpflichtete ſeine Dienſte zur Verfügung des Dienſtberechtigten 
halten muß, ergibt ſich aus Satz 2 inſofern, als danach im Falle des Annahme verzugs des letzteren 
der Dienſtverpflichtete zum mindeſten berechtigt, in gewiſſem Umfange ſogar verpflichtet iſt, 
anderweitigen Erwerb zu ſuchen (RAG Warn 1929 Nr 117). — In der Vereinbarung, daß der 
Dienſtberechtigte die Dienſte des Pflichtigen in Zukunft nicht mehr in Anſpruch nehmen, ihm 
aber das Gehalt weiter bezahlen wolle, kann indeſſen auch die endgültige Aufhebung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes mit Vereinbarung einer Entſchädigung liegen. Dann iſt weder Satz 1 noch Satz 2 
des $ 615 anwendbar und der Dienſtpflichtige auch nicht verpflichtet, ſich zur Verfügung des Dienſt⸗ 
berechtigten zu halten (R Warn 1916 Nr 219; RG L3 1918 S. 38416, 6221ʃ6, RG 8. 2. 18 III 
360/17; vgl. auch A 2). — 8 615 enthält nachgiebiges Recht, unterliegt daher abweichender Ver⸗ 
einbarung (RG JW 1929, 31301; 1938, 13926, RAG 1, 357; ORG 45, 157). Ein Schadenserſatz⸗ 
anſpruch neben dem Erfüllungsanſpruch des $ 615 könnte in Frage kommen, wenn dem Dienſt⸗ 
verpflichteten ein Recht auf Beſchäftigung zuftände (vgl. $ 611 A 3). 

2. Bei Annahmeverzug des Dienſtberechtigten (88 293ff.), der beiſpielsweiſe auch in der 
Nichtmitwirkung des Dienſtberechtigten bei einer für die Bewirkung der Dienſtleiſtung erforder⸗ 
lichen Handlung liegen kann ($ 295), bleibt der Anſpruch des Verpflichteten auf die Ver⸗ 
gütung für die infolge des Verzugs nicht geleiſteten Dienſte beſtehen; ftatt deſſen kann der Ver⸗ 
pflichtete gegebenenfalls auch einen Anſpruch auf Schadenserſatz geltend machen (vgl. 5 304 
A 1). Bei Dienſtverträgen mit hohen Vergütungsſätzen wird nicht ſelten durch Vereinbarung 
für den Fall vorzeitiger Kündigung der Erfüllungsanſpruch ausgeſchloſſen und durch einen im 
Betrage begrenzten Entſchädigungsanſpruch erſetzt: 9615 Satz 2 kann dann keine Anwendung 
finden (RG Warn 1913 Nr 137). Überhaupt treten bei der Verfolgung des Schadenserſatzan⸗ 
ſpruchs an die Stelle von Saß 2 die Grundſätze über den Schaden. Da der Annahmeverzug ein 
Verſchulden des Gläubigers nicht vorausſetzt, ſteht ein bloßes ſubjektives Unvermögen des Dienſt⸗ 
berechtigten zur Entgegennahnie der Dienſte dem Annahmeverzug nicht entgegen. Er kommt 
aber nicht mit der Folge des 5 615 in Annahmeverzug, wenn die Entgegennahme allgemein un⸗ 
möglich, daher auch der Dienſtverpflichtete außerſtande iſt, die Leiſtung zu bewirken (ogl. § 297). 
Dann verliert dieſer, unbeſchadet einer abweichenden Vereinbarung (f. oben), nach $ 323 (ſ. unten) 
den Anſpruch auf die Vergütung (NG JW 1938, 13922). — Der Annahmeverzug des Dienſt⸗ 
berechtigten endigt erſt, wenn er ſich bereit erklärt, die Dienſte als Leiſtung auf Grund des 
beſtehenden Vertrags anzunehmen. Bei ungerechtfertigter Entlaſſung genügt daher nicht 
die Bereitwilligkeit zu einer „Wiederanſtellung“ (nich Gruch 58, 929). — Wird die Leiſtung der 
Dienſte dem Dienſtpflichtigen unmöglich, dann finden die 39 323 ff., nicht $ 615 Anwendung. 
Vorübergehende Unmöglichkeit kann, namentlich bei längerer Dauer, der dauernden Unmöglichkeit 
gleichzuſtellen fein, die gemäß 88 275, 323 die Auflöſung des Dienſtverhältniſſes zur Folge hat 
(ogl. z. B. JW 1922, 10591). Als ein Fall der Unmöglichkeit der Dienſtleiſtung, nicht des Verzugs 
mit der Annahme der Dienſte, war es, vom Standpunkt des BGB aus betrachtet, auch anzuſehen, 
wenn bei großen Unternehmungen infolge eines Teilſtreiks der ganze Betrieb eingeſtellt werden 
mußte und dadurch auch dem arbeitswilligen Teil der Arbeiter die Beſchäftigung entzogen wurde; 
der Arbeitgeber war alſo, falls ihn keine Schuld traf, nicht verpflichtet, den Arbeitswilligen die 
vereinbarte Vergütung zu bezahlen (88 275, 323). Man darf aber, wie ſchon in der bekannten 
Entſcheidung des III. Zivilſenats des Reichsgerichts in RG 106, 272 grundlegend ausgeſprochen 
iſt, wenn man zu einer befriedigenden Löſung gelangen will, bei Betriebsſtörungen im Arbeits⸗ 
leben überhaupt nicht von den Vorſchriften des BGB mit ſeiner individualiſtiſchen Einſtellung 
ausgehen, ſondern muß die Ordnung der ſozialen Verhältniſſe zugrunde legen, die aus dem Ge⸗ 
danken der ſozialen Arbeits- und Betriebsgemeinſchaft heraus für jenen Fall des Teilſtreiks das 
Reichsgericht zum nämlichen Ergebniſſe führten. Vgl. auch $ 324 A 1 und für Fälle vorübergehender 
Verhinderung 8616. Lohnanſpruch im Falle der Schutzhaft ſ. JW 1934, 640. 

Unter dem Geſichtspunkt der ſozialen Betriebs- und Arbeitsgemeinſchaft hat dann das Reichs⸗ 
arbeitsgericht in ſtändiger Rechtſprechung für das Gebiet der abhängigen Arbeit die Verteilung des 
ſog. Betriebsriſikos, genauer: die Frage des Einfluſſes von Betriebsſtörungen auf die Lohnanſprüche 
der Arbeitnehmer, bekrachtet. Dieſe Rechtſprechung beruhte auf folgenden Erwägungen: 
Der Arbeitnehmer ſchließt auch heute noch einen Dienft- und Arbeitsvertrag mit dem Arbeitgeber, er 
ſteht ihm aber nicht mehr als einzelner gegenüber, iſt vielmehr gleich ihm ein organiſches Glied des 
Betriebes, und dieſe ſoziale Verbundenheit aller, im kleinen ein Abbild der Arbeitsgemein! 
ſchaft des Volkes überhaupt, begründet nicht bloß Rechte, ſondern auch Pflichten, die es rechtfertigen, 
daß an den Folgen von Ereigniſſen, die den Betrieb treffen, ein jeder, der in der Gemeinſchaft ſteht, 
für feinen Teil mitttägt. Die in Tarifverträgen, auch Arbeitsordnungen, häufig vorkommende Klau, 
iel: „Bezahlt wird nur die Zeit, während der wirklich gearbeitet worden iſt“ will in der Regel nicht 


Dienſtvertrag $ 615 353 


die Frage des Betriebsriſikos, ſondern nur die Fälle des $ 616 regeln; die Lohnanſprüche werden von 
ihr alſo nur dann betroffen, wenn die Arbeit aus Gründen in der Perſon des einzelnen Arbeitneh⸗ 


240) und auch nicht etwa ein vorliegendes Verſchulden die Entſcheidung ohne weiteres ergibt, iſt nach 
den in Rach 2, 74 niedergelegten Grundſätzen die Löſung nicht mehr allein und nicht in erſter 
Time aus den individualrechtlichen Beſtimmungen des BGB über Annahmeverzug des Dienft- 
berechtigten ($ 615) und über Unmöglichkeit der Leiſtung bei gegenſeitigen Verträgen (88 323 ff.). 


1 uur die Führung des Betriebes, ſondern auch ſeinen Beſtand beeinträchtigen, den Betrieb 

z achten oder doch auf längere Zeit lahm legen. Ereigniſſe dagegen, die weniger den Beſtand 
bean ausreichender Betriebsſtoffe, ſowie Zwiſchenfälle, die allgemein oder unter den 

ennderen Verhältniſſen des Betriebes öfter vorzukommen pflegen, und die deshalb, 
hat der un nicht vermieden, ſo doch von vornherein in Rechnung geſtellt werden können, 
15 Detriebes feloſt gefährden, ſofern er nicht in der Lage iſt, die wirtſchaftlichen Nachteile 
2 90 ragen. Betriebsriſiko des Arbeitgebers |. Rach 1, 339 (Ausbeſſerung einer Maſchine); 


4, 202 


daß von uch Arbeitsmangel fällt in den Gefahrenkreis des Arbeitgebers, es müßte denn ſein, 


japan nen Arbeitnehmers, Rach 5, 187) der Zuſammenbruch oder doch eine ernſtliche Ge⸗ 
1 Fol ber wirtſchaftlichen ge des Arbeitgebers zu befürchten iſt (RAG 9 S. 25, 219). 
nehm olgen des ſalſonüblichen 
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x 187: 17700 
Gig m HRR 1933 Nr 136). Löſung eines Lehrverhältniſſes durch den Lehrherrn wegen 


gebnſſſe beton dargelegten, auf der Grundlage des früheren Rechtszuſtandes gewonnenen Er⸗ 
Arbeit y 20 techtſprechung find unter der Herrſchaft des Geſetzes zur Ordnung der nationalen 
Geſezes g . 84 (Rr 1, 45) nur unter Beachtung der Grundgedanken dieſes 
3% 3611 Ab und Vorbem 1 bj 1 vor 9 611) zu verwerten, werden aber mit dieſer Ein⸗ 
Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Oegg.) 23 
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ſchränkung bis zu einer geſetzlichen Regelung der Frage auch weiterhin angewendet werden können. 
Dabei mögen die führende Stellung des Unternehmers, ſeine Entſcheidungsbefugnis und die damit 
verbundene größere Verantwortung dazu führen, von der Lohnzahlungspflicht des Unter- 
nehmers als Regel auszugehen. Ihm die Betriebsgefahr, das Betriebsriſiko im obengedachten 
Sinne (Abſ 2), ganz allgemein aufzuerlegen, ließe ſich, zumal wenn es um den Beſtand des Be⸗ 
triebes, alſo um eine allen Betriebsangehörigen gemeinſame, auch die Volksgemeinſchaft berührende 
Angelegenheit geht, gerade von dem Gedanken der Gemeinſchaft und der dieſer eigentümlichen 
Pflicht zur gegenſeitigen Treue aus nicht rechtfertigen. Vgl. Rach 15, 57 (64f.); dazu Nikiſch JW 
1935, 2222; derſelbe, Arbeitsrecht 1936/1938 S. 86ff.; ferner Stoll DATEN 1934, 199ff., 252ff.; 
Hueck ZUDR 1935, 920 ff.; derſelbe, Deutſches Arbeitsrecht 1938, 109 ff.; Dänzer⸗Vanolli 
Dig 1935, 672; Norden DAR 1936, 103; Kreller ZAk DR 1938, 303. Vgl. auch ArbG 
Hindenburg ZAK DR 1938, 317 mit Anm Nikiſch; Beine ebenda 512; A. Müller, Das Betriebs- 
riſikoproblem auf der Grundlage des neuen Arbeitsrechts 1935, auch DArbg 1936, 326 und 
DEWR 1937, 208 (dazu Herſchel ebenda 296); Schreier, Die Frage nach der Tragung des 
Betriebsriſikos im alten und neuen Arbeitsrecht 1937. Aus der neueren Rechtſprechung des 
Reichsarbeitsgerichts: Verpflichtung des Kaffeehausunternehmers, den auf Tagesgage ange⸗ 
nommenen Kaffeehausmuſikern die vereinbarte Vergütung auch für die Tage zu gewähren, an 
denen wegen Landestrauer nicht geſpielt wurde, ſ. RAG 15, 57. Die Frage, ob der landwirtſchaft⸗ 
liche Unternehmer verpflichtet iſt, eine durch die Witterung bedingte Arbeitsunterbrechung zu be⸗ 
zahlen oder durch Innenarbeit auszufüllen, muß aus der Treupflicht des Betriebsführers gegen⸗ 
über ſeiner Gefolgſchaft und den Beſonderheiten des landwirtſchaftlichen Betriebes beurteilt werden 
RAS JW 1938, 6552 mit Anm Siebert. Über die Lohnzahlungspflicht bei Arbeitsverſäumnis 
und die Bedeutung der Tarifklauſel: „Bezahlt wird nur die Zeit, während der wirklich gearbeitet 
worden iſt“ |. RAG 19, 158; dazu Anm Siebert ZW 1938, 112518. Vgl. zum Betriebsriſiko beim 
Gruppenakkord LUG Gleiwitz ArbRSamml 33, 95 zu ArbG Hindenburg ebenda 32, 198 mit Anm 
Hueck. — Der Entwurf eines Geſetzes über das Arbeitsverhältnis (f. Vorbem 1 Abf2 vor 
$ 611) hält in feinen zugleich den $ 615 BGB erſetzenden $ 36 zunächſt den Unternehmer für den 
Fall ſeines Verſchuldens an der Lohnzahlungspflicht feſt und beläßt dem Gefolgsmann den Lohn⸗ 
anſpruch, ohne daß er dafür zur Nachleiſtung verpflichtet wäre (Abſ 1). Auch im übrigen geht er, 
den Führergrundſatz betonend, grundſätzlich von der Lohnzahlungspflicht des Unternehmers aus, 
trägt aber zugleich dem Gedanken der Betriebsverbundenheit und dem Intereſſe ſowohl der Gefolg⸗ 
ſchaft als auch des ganzen Volkes an der Erhaltung des Betriebes Rechnung. Der Lohnanſpruch 
bleibt demgemäß beſtehen, wenn ohne Verſchulden des Gefolgsmannes aus betrieblichen Gründen 
(Betriebsſtörung) nicht gearbeitet werden kann; doch kann der Gefolgsmann nur den halben Lohn 
verlangen, wenn eine Betriebsſtörung ganze Berufszweige oder Landſtriche betrifft (Abſ 2). 
Iſt die Nichtleiſtung der Arbeit vom Unternehmer nicht verſchuldet, ſo kann er den Lohn verwei⸗ 
gern, ſoweit durch deſſen Zahlung der Beſtand des Betriebes, ſein eigener Unterhalt oder die Er⸗ 
füllung ſeiner geſetzlichen Unterhaltspflichten gefährdet würde (Abſ 3). Der Gefolgsmann muß 
ſich auf den Lohn anrechnen laſſen, was er infolge der Nichtleiſtung der Arbeit erſpart oder aus 
dieſem Grunde anderweit erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt (Abſ 4). Der Lohnanſpruch 
kann für einen vom Unternehmer verſchuldeten Arbeitsausfall nicht im voraus ausgeſchloſſen 
oder geſchmälert werden (Abſ. 5). Aus der Nichterwähnung des Falles, daß ein unberechtigtes 
Verhalten eines Teiles der Gefolgſchaft zur Betriebsſtillegung führt (wie früher beim Teilſtreik, 
jetzt in dem oben erwähnten Fall des Gruppenakkords), ift nicht zu ſchließen, daß hier ein Fortfall 
des Lohnanſpruches für alle Gefolgſchaftsmitglieder, auch die Nichtſchuldigen, nicht angebracht 
ſei (vgl. Begründung S 65). 

3. Für die Anrechnung des Erwerbs wird vorausgeſetzt, daß dieſer Erwerb (nicht nur Lohn) 
vom Dienſtpflichtigen durch Verwendung desjenigen Teiles ſeiner Arbeitskraft gemacht worden 
iſt, den er dem Dienſtberechtigten zur Verfügung zu ſtellen verpflichtet war (RG 58, 404; 
FW 03 Beil 11, 99; und für den Erwerb aus eigenem, ſelbſtändigem Geſchäftsbetrieb RG 23. 9. 27 
11 116/27). Über die Anrechnung bei Dienſtpflichtigen, die vertraglich berechtigt find, ſich in ihrer 
dienſtfreien Zeit einen Nebenverdienſt zu verſchaffen, |. L8 1922, 3371. Der in einem Teile 
der Vertragsdauer gemachte, beſonders hohe anderweite Verdienſt iſt auf die für die ganze Ver⸗ 
tragszeit entfallende Vergütung anzurechnen (RG 58, 402). Für die Anrechnung trifft den Dienſt⸗ 
berechtigten die Beweislaſt (RG SeuffA 61 Nr 79; RA 15. 12. 28, 238/28). Auf das öffentliche 
Beamtenrecht findet $ 615 Satz 2 keine Anwendung (RG 114, 131; RG Warn 1916 Nr 31 RG 
RR 1933 Nr 1458; RG JW 1938, 59958). Eine Anwendung des $ 254 ift nicht zuläffig (vgl. Al) 
4. Bößtwillig, d. i. um dem Gegner zu ſchaden, insbeſondere durch Zurückweiſung einer ſich 
ihm darbietenden guten Arbeitsgelegenheit. Dagegen iſt der Verpflichtete im übrigen zu 11 
poſitiven Tätigkeit behufs Verwertung ſeiner Dienſte während der Verzugszeit nicht verpflichte 
(Ach 24. 1. 05 JI 508/04). Er braucht auch im Rahmen des $ 615 nicht jede Arbeit zu übernehmen, 
ſondern nur eine ſolche, die ihm unter Beachtung der gegenſeitigen Treupflicht (Vorbem n 
Abſ 1) nach den Umſtänden des Falles, insbeſondere auch nach feinen perſönlichen Verhältniſſen, 
zugemutet werden kann. Über die Ablehnung eines Angebotes zur Wiederanſtellung des bis 
herigen Prokuriſten mit geringerem Gehalt und ohne Prokura ſ. Ruch Warn 1931 Nr 192. 
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) Ser zur Dienſtleiſtung Verpflichtete wird des Anſpruchs auf die Ver⸗ 
gütung nicht dadurch verluſtig, daß er für eine verhältnismäßig nicht erheb⸗ 
liche Zeit durch einen in ſeiner Perſon liegenden Grund ohne ſein Verſchulden 
an der Dienftleiftung verhindert wird ). Er muß ſich jedoch den Betrag an- 
rechnen laſſen, welcher ihm für die Zeit der Verhinderung aus einer auf Grund 
geſetzlicher Verpflichtung) beſtehenden Kranken- oder Unfallverſicherung 
zukommt 4), 

Der Anspruch eines Angestellten ($ 1 Abs 1, 2 des Angestelltenver- 
Sicherungsgesetzes) auf Vergütung kann für den Krankheitsfall nicht durch 
Vertrag ausgeschlossen oder beschränkt werden). Hierbei gilt als verhält- 
nismäßig nicht erheblich eine Zeit von sechs Wochen, wenn nicht durch 
Tarifvertrag eine andere Dauer bestimmt ist®). 


@ 1 562 II 557; M 2 463; P 2 280. — Notverordnung vom 1.12.30 Tell 1 Kap II Art 3 mit Berichti⸗ 
zung (ROH I, 521, 608); Notverordnung vom 5. 6. 31 erſter Teil Kap IV (R GBI 1, 281). 

1. Zeitweilige Verhinderung des Verpflichteten. Dieſe Vorſchrift ſetzt aus ſozialpolitiſchen 
Gründen eine ne von 82923 feſt, ſchließt indeſſen, abgeſehen vom Falle des Abſ 2 (A 5), 
ame abweichende Vereinbarung nicht aus (dazu aber auch $2 Abſ 2 AD und Ruſt DArbR 1935, 

Über die Annahme einer ſtillſchweigend vereinbarten Abweichung, ſoweit durch andere 
Vorſchriften, wie z. B. durch die Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige oder durch 
3 91, für einen Erſatz der Erwerbsverſäumnis geſorgt ift, der ſozialpolitiſche Zweck des $ 616 
flo nicht zutrifft, ſ. OLG 34, 64. — Für Handlungsgehllfen uf. kommt Hh 863 (dazu RAG 
kr 37; 14, 219; 17, 281; 18, 122; 19, 18; R JW 1932, 20535; ferner RAG 4, 73: Geſchlechts⸗ 
zantheit als Folge außerehelichen Verkehrs; Ruch 10, 343 u. 11, 306, R JW 1937, 305758: 
ſachwangerſchaft; Rach HAN 1931 Nr 18: plötzliche Verſchlimmerung einer Krankheit); RAG 
1e, 78: Unfruchtbarmachung wegen Erbkrankheit; RG ZW 1937, 33325: Unfruchtbarmachung 

anderen Gründen); fuͤr gewerbliche Betriebsbeamte, Werkmeiſter, Techniker, 
Ned 9,1336 Abſ 2 (dazu MAG Warn 1931 Nr 185) in Betracht, neben welchen Vorſchriften beim 
ichtvorhandenſein ihrer beſonderen Vorausſetzungen die aushilfsweiſe Anwendung des $ 616 
dual erſcheint. Zu 863 HGB ſ. auch Bertermann DArbR 1937, 233. Verhältnis des 5 2 
ae des Mutterſchutzgeſetzes v. 16. 7. 27 zu §63 HGB und 5616 BGB |. RAG 10, 343. Zu 
bewahren iſt dem Dienſtverpflichteten auf die Dauer der Behinderung dasjenige, was er im Falle 
5 Arbeitsleiſtung tatſächlich verdient haben würde (NAG 16, 98). Zur Frage einer Entſchädigung 
vn ben Entgang freier Koſt ſ. Ruch 14, 214, aber auch LAG Hamburg JW 1936, 125958 (zu 
9 0) mit Anm Hueck. Vgl. 88 37,38 des Entwurfs eines Geſetzes über das Arbeits- 
erhältnis (Vorbem 1 A 2 vor 9611 ſowie Hueck, Deutſches Arbeitsrecht 1938 S. 107ff. 
En Der Verhinderungsgrund (Krankheit, militäriſche Ubungen, Erkrankung eines Familien- 
nich rigen, Tod eines nahen Verwandten) kommt ſowohl bei Zeitlohn als bei Stücklohn und 
ut btoß bei einem dauernden Dienſtverhältnis in Betracht. Eine durch Schwangerſchaft ver« 
2. Verhinderung einer Ehefrau an der Arbeitsleiſtung ift ein unverſchuldeter, d. 9. von der 
Be uſtverpflichteten nicht zu vertretender Umſtand im Sinne des $ 616 (RAG 10, 343). Zum 
Sanni des Verſchuldens im Sinne der 3 616 BOB, 63 HGB, 1330 Abſ 2 Gewd f. auch ArbR- 
pflicht, 38,120 (LUG). Beruht der Verhinderungsgrund auf einem nicht in der Perſon des Ver⸗ 
en liegenden zufälligen Ereignis (3. B. Feuersbrunſt), fo wird wenigſtens die entſprechende 
zur denn des $ 616 gerechtfertigt fein, wenn dieſes Ereignis auf die Perſon des Dienſtpflichtigen 
i Die Frage, ob es ſich um eine verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit handelt, 
fen der tatſächlichen Lage und den beiderſeitigen Intereſſen, nicht nach der einſeitigen Auf- 
. ung eines Beteiligten zu entſcheiden (OLG 34, 33). Dabei find neben der Dauer (RAG 5, 
deren 05 843) der Verhinderung und ihrem Verhältnis zur Vertragszeit auch die beſon⸗ 

Umſtände zu berückſichtigen, die für den Wert der Dienſte (z. B. der Tätigkeit als 
Füße gerade in der Zeit der Verhinderung von Bedeutung waren (OLG 32, 94). 
deſtimmn Anspruch des Angeſtellten im Krankheitsfall trifft Abſatz 2 eine beſondere Zeit⸗ 
{bern ang (dazu A 6). Längerdauernde, wenn auch unverſchuldete Verhinderung (3. B. Ab⸗ 
34 330 in Feindesland) begründet den Verluſt des Anſpruchs auf die Vergütung (OLG 

„ er Dienſtverpflichtete hat in ſolchen Fällen, z. B. bei längerer oder dauernder 
verhältm fähigkeit, auch nicht Anſpruch auf Vergütung für einen Teilzeitraum, wie etwa „für eine 
ich der mäßig nicht erhebliche Zeit“ (MAG 5, 67; 10, 343; Rach Gruch 71, 266). Doch kann 
er ſelbſt "enitbere chtigte auch auf eine länger dauernde Dienſtperhinderung nicht berufen, wenn 
Feucht zu vertreten, z. B. der einer Erkrankung des Dienſtverpflichteten zugrundeliegenden 
ſeit der Dienſtwohnung nicht abgeholfen hat (KAG Warn 1929 Nr 177). Bei neuer 
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Erkrankung, ſei es auch auf Grund desſelben Grundleidens, iſt 5 616 erneut anzuwenden (LAG 
Berlin JW 1936, 34999), 

3. Unter geſetzlicher Verpflichtung iſt auch die durch Ortsſtatut begründete zu verſtehen. 
Die Regelleiſtungen der Krankenkaſſen an Krankenhilfe, Wochenhilfe, Sterbegeld und Familien⸗ 
hilfe ſind geſetzliche Leiſtungen (Rach 3, 114). Vgl. dazu aber 9 189 Abſ 1 RV in der Faſſung 
der Not VO v. 26. 7. 30 und 1. 12. 30 (RG Bl J, 311 [322] und 517 (5201), wonach der Anſpruch 
auf Kranken und Hausgeld ruht, ſolange der Verſicherte Arbeitsentgelt erhält; ſ. auch RAG 20, 
218. Tarifliche Anrechnungsbeſtimmungen ſ. RAG 2, 69; 3, 114; 7, 345; 8, 25; 9, 4; 20, 218. 

4. Auf andere Bezüge als die in Abſ 1 Satz 2 angegebenen iſt die Vorſchrift nicht auszu⸗ 
dehnen. Daher Nichtanrechnung der aus privaten Verſicherungsverhältniſſen (ſofern 
für dieſe vertragsmäßig nichts anderes beſtimmt iſt) oder auch aus der Invalidenverſiche rung 
fließenden Unterſtützungen; ebenſo des Wertes des dem einberufenen Angeſtellten von der Heeres⸗ 
verwaltung gewährten Unterhalts (OLG 32, 94). Auch wird der Dienſtberechtigte von ſeiner 
Zahlungspflicht durch das Vorhandenſein von Anſprüchen des Verpflichteten gegen einen Dritten 
nicht befreit. Iſt ein Arbeitnehmer während ſeines Urlaubs erkrankt und hat er nach dem Vertrag 
für die Urlaubszeit Lohn zu beanſpruchen, ſo kann ihm unbeſchadet beſonderer Regelung der 
Arbeitgeber für dieſe Zeit nicht den Lohn um den Betrag des Krankengeldes kürzen (RAG 2, 69; 
MAG 30. 4. 30, 15/30). Abweichend von obiger Vorſchrift HG $ 63 Abs 2. 

5. Zwingender Natur find nach Abf 2, deſſen jetzige, mit Rückwirkung auf das Inkrafttreten 
der Notverordnung vom 1. 12. 30 (RGBl 1, 521) ausgeſtaltete Faſſung auf der Notverordnung 
vom 5. 6. 31 erſter Teil Kap IV (RGBl J, 281) beruht, die Vorſchriften des Abſ 1 nur bei Ange 
ſtellten und nur für den Krankheitsfall. Bei Arbeitern und auch bei Angeſtellten, falls es ſich um 
andere unverſchuldete Hinderniſſe als Krankheit handelt, ſteht einer abweichenden Vereinbarung 
nichts im Wege. Dasſelbe gilt für das Verhältnis von Tarifordnung und Betriebsordnung zum 
Geſetz. Unwirkſam iſt aber eine tarifordnungsmäßige Beſtimmung, wonach ein infolge von Krank⸗ 
heit arbeitsunfähiger Angeſtellter für die erſten drei Tage ſeiner Krankheit kein Arbeitsentgelt 
erhalten ſoll, |. RAG 18, 276. Für § 63 HGB und 3 1330 Abſ 2 Gewd ift die Unabdingbarkeit 
in der Notverordnung vom 1. 13. 30 (RG Bl J, 521) ohne Beſchränkung auf den Krankheitsfall 
angeordnet. — Schwangerſchaft iſt nicht als Krankheit zu behandeln, wenn ſie ſich in normalen 
Formen entwickelt und nicht mit Krankheitserſcheinungen verbunden iſt. Hierzu die beſondere 
Regelung im Geſetz über die Veſchäftigung vor und nach der Niederkunft vom 16. 7. 27 (RG Bl I 
184) 5 2. 

6. Der Begriff der verhältnismäßig nicht erheblichen Zeit (A 2) erfährt in Abſ 2 Satz 2 
eine Klarſtellung, die nur für den Fall des Abſ 2 Satz 1 bindende Wirkung hat, darüber hinaus aber 
auch als richtungweiſend für die Auslegung des Abs! beachtlich iſt (MAG 16, 73). Eine Erwei⸗ 
terung der aus Abſ! ſich ergebenden Anſprüche der Angeſtellten ſollte im übrigen damit nicht 
begründet werden. Bei einer Überſchreitung der hier oder im Tarifvertrag, jetzt in der Tarif⸗ 
ordnung ($ 69 Abſ6 AO), vorgeſehenen Dauer der Verhinderung ſteht daher dem Angeſtellten 
auch im Krankheitsfall ein zeitlich beſchränkter Gehaltsanſpruch nicht zu (vgl. LUG Dresden 
JW 1933, 1678 und A 2 a. E.). 
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) dit bei einem dauernden Dienſtverhältniſſe, welches die Erwerbstätigkeit 
des Verpflichteten vollſtändig oder hauptſächlich in Anſpruch nimmt, der Ver⸗ 
pflichtete in die häusliche Gemeinſchaft aufgenommen, fo hat der Dienjtberech- 
tigte ihm im Falle der Erkrankung die erforderliche Verpflegung und ärztliche 
Behandlung bis zur Dauer von ſechs Wochen, jedoch nicht über die Beendigung 
des Dienſtverhältniſſes hinaus, zu gewähren, ſofern nicht die Erkrankung von 
dem Verpflichteten vorſätzlich oder durch grobe Fahrläſſigkeit herbeigeführt 
worden iſt 2). Die Verpflegung und ärztliche Behandlung kann durch Aufnahme 
des Verpflichteten in eine Krankenanſtalt gewährt werden ). Die Koſten können 
auf die für die Zeit der Erkrankung geſchuldete Vergütung angerechnet werden · 
Wird das Dienſtverhältnis wegen der Erkrankung von dem Dienſtberechtigten 
nach § 626 gekündigt, ſo bleibt die dadurch herbeigeführte Beendigung des 
Dienſtverhältniſſes außer Betracht 5). 

Die Verpflichtung des Dienſtberechtigten tritt nicht ein, wenn für die Ber“ 
pflegung und ärztliche Behandlung durch eine Verſicherung oder durch eine 


Einrichtung der öffentlichen Krankenpflege Vorſorge getroffen iſt 6). 
P 2 284280. 
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I. Fürſorge im Krankheitsfalle. Zwangsvorſchrift ($ 619) mit Rückſicht auf die Lage 
des wirtſchaftlich Schwächeren. Die Vorſchrift gilt auch für die Hausgehilfen; die beſonderen 
Vorſchriften der Geſindeordnungen find aufgehoben (Vorbem 2 vor $ 611). Ferner iſt fie man ⸗· 
gels beſonderer Vorſchriften des HGB und der Gew, für Handlungsgehilfen uf. ſowie 
für gewerbliche Arbeiter anwendbar. Vgl. auch Seem O v. 2. 6. 02 88 59 ff. Der Dienſtberech⸗ 
tigte haftet über den $ 617 hinaus auf vollen Schadenserſatz wegen eines von ihm zu vertreten⸗ 
den Umſtandes, insbeſondere wegen Verletzung der ihm nach § 618 obliegenden Pflichten. — 
Das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit v. 20. 1. 34 (RGBl 1, 45) legt dem 
Unternehmer als Führer des Betriebes ganz allgemein die Pflicht auf, für das Wohl der Gefolg⸗ 
ſchaft zu ſorgen (8 2 Abs 2). Das iſt, wie die Treupflicht der Gefolgſchaft, auch bei Feſtſtellung 
arbeitsvertraglicher Pflichten zu beachten (vgl. Vorbem 1 Abſ 1 vor soll). Die beſonderen 
Pflichten der 88 617, 618 bleiben daneben beſtehen. Sie wirken im Bereiche des Arbeitsrechts als 
Einzelfolgen der allgemeinen Fürſorgepflicht. Für das Arbeitsrecht vgl. auch $$ 71ff. des Ent⸗ 
wurfs eines Geſetzes über das Arbeitsverhältnis (Vorbem 1 Abſ 2 vor 8 611). 
2. Vorausſetzungen dieſer Verpflichtung des Dienſtberechtigten ſind alſo: dauerndes Dienft- 
verhältnis mit vollſtändiger oder hauptſächlicher Inanſpruchnahme des Verpflichteten und mit 
Aufnahme in die häusliche Gemeinſchaft (Wohnung und Koſt) des Berechtigten, Ausbruch der 

antheit nach Aufnahme in dieſe Gemeinſchaft. — Hierauf erstreckt ſich auch die Beweislaſt 
des Verpflichteten, während der Berechtigte die Ausſchlußgründe: vorſätzliche oder fahrläſſige 
Herbeiführung der Krankheit durch den Verpflichteten, Fürſorge durch Verſicherung oder eine Ein⸗ 
a der öffentlichen Krankenpflege, nachzuweiſen hat. * 

3. Wahlrecht des Dienſtberechtigten, ob er die Fürſorge im Haufe oder in einer Kranken⸗ 
anſtalt gewähren will. Der Dienſtpflichtige hat bei Nichterfüllung der im § 617 beſtimmten 
Pflicht außer dem Anſpruche auf Fürſorge oder auf Schadenserſatz im Falle eigener Deckung 
der Koſten den Erſatzanſpruch an den Berechtigten und kann nach § 626 (Schadenserſatz § 628 
Abſ 2) friſtlos kündigen. . 

4. Ob für dieſe Zeit überhaupt eine Vergütung zu entrichten iſt, beſtimmt ſich nach den all⸗ 
gemeinen Srumdjähen des § 323 ſowie nach $ 616. 

5, Wird das Dienstverhältnis wegen der Erkrankung von dem Dienſtberechtigten nach $ 626 
gerundigt, jo bleibt der in Satz 1 angeführte Anſpruch des Verpflichteten auf Verpflegung und 
15 ns bis zur Dauer von ſechs Wochen, jedoch nicht über die vereinbarte Dauer 

Dienſtverhältniſſes hinaus, beſtehen. 

77 6. Vgl. die e e v. 19. 7. 11, neue Faſſung v. 15. 12. 24, RGBl !, 
2 insbeſondere 88 165ff., 416ff. (Krankenverſicherung), SS 537ff. (Gewerbe⸗Unfallverſiche · 
ven 3 öff. 161 (Land- und fortwirtſchaftliche Unfallverſicherung), $$ 1046 ff. (See-Unfall- 
eaſicherung). Die Vorſchrift des Abſ 2 findet aber auch auf private Verſicherungen (anders 
last f 1 8 ohne Unterſchied, wer die Beiträge zur Verſicherung zahlt, Anwendung. Beweis⸗ 
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di ) Der Dienſtberechtigte hat Räume ?), Vorrichtungen oder Gerätſchaften ), 
5 © er zur Verrichtung der Dienſte zu befchaffen hat!), fo einzurichten und zu 
a erhalten und Dienſtleiſtungen, die unter feiner Anordnung oder jeiner 
aus vorzunehmen find, fo zu regeln, daß der Verpflichtete gegen Gefahr für 
ven und Geſundheit ſoweit geſchützt ift, als die Natur der Dienſtleiſtung 
es geſtattet 5), 
öſt der Verpflichtete in die häusliche Gemeinſchaft aufgenommen, ſo hat 
er Dienſtberechtigte in Anſehung des Wohn- und Schlafraums ), der Ver⸗ 
Sn gung ſowie der Arbeits- und Erholungszeit diejenigen Einrichtungen und 
und nungen zu treffen, welche mit Nückſicht auf die Gefundheit, die Sittlichkeit 
de Religion des Verpflichteten erforderlich find. 
Gef t der Dienſtberechtigte die ihm in Anſehung des Lebens und der 
auf feen des Verpflichteten obliegenden Verpflichtungen nicht, ſo finden 
gelt he Verpflichtung zum Schadenserſatze die für unerlaubte Handlungen 
geltenden Vorſchriften der 88 842 bis 846) entſprechende Anwendung ) ). 
E II 120 Abſſ1 III 610 Abſ 1; M 2 400; P 2 289ff. m 
E ungsber ach 8619 zwingenden Vorſchrift. Sie iſt auch 
15 Hausgehiffen de edge hafen durch 8005 962, 15 die 
erblichen Arbeiter durch GewO 88 120a ff. erſetzt (vgl. RG 27. 10. 08 III 9/08). Das 
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Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit v. 20. 1. 34 (RG Bl J, 45) legt dem Unter⸗ 
nehmer als Führer des Betriebes ganz allgemein die Pflicht auf, für das Wohl der Gefolgſchaft 
zu ſorgen (82 Abſ 2). Das ift, wie umgekehrt, die Treupflicht der Gefolgſchaft, auch bei Feſt⸗ 
ſtellung arbeitsvertraglicher Pflichten 15 beachten. (Vgl. Vorbem 1 Abſ 1 vor 9 611.) Die be- 
ſonderen Pflichten der 38 617, 618 bleiben daneben beſtehen. Sie wirken im Bereiche des Arbeits ⸗ 
rechts als Einzelfolgen der allgemeinen Fürſorgepflicht. Zur Fürſorgepflicht des Unternehmers 
im Arbeitsrecht |. Derſch ZAk DR 1935, 902; 1936, 1036; Hueck in der Feſtſchrift für Hedemann 
1938 ©. 312ff.; Kreller ZAk DR 1938, 302; vgl. auch $$ 68ff. des Entwurfs eines Geſetzes 
über das Arbeitsverhältnis (Vorbem 1 Abſ 2 vor 9 611). Die Vorſchriften des ſog. Arbeits⸗ 
ſchutzrechts find öffentlich rechtlicher Natur und können daher die vertraglichen Beziehungen 
der Beteiligten in der Regel nur mittelbar beeinfluſſen, inſofern verbotswidrige Ver⸗ 
einbarungen nichtig ſind, und ein geſetzwidriges Verhalten des Unternehmers den Beſchäftigten 
zur Verweigerung der Arbeitsleiſtung bei Fortzahlung des Lohnes ($ 615), gegebenenfalls auch zu 
Schadenserſatzanſprüchen wegen unerlaubter Handlung ($ 823 Abſ 2) berechtigt. Aus der all- 
gemeinen Fürſorgepflicht des 9 2 Abſ 2 AO ergeben ſich aber auch vertragliche An- 
ſprüche gegen den Unternehmer auf Erfüllung der ihm im Arbeitsſchutzrecht zugunſten der von ihm 
Beſchäftigten auferlegten Pflichten mit entſprechender Schadenserſaßpflicht im Falle der Nicht⸗ 
erfüllung (vgl. Hueck, Deutſches Arbeitsrecht 1938 S. 144; Nikiſch, Arbeitsrecht 1936/1938 
S. 109; auch g 69 des oben erwähnten Geſetzentwurfs. — Die hier dem Dienſtherrn auferlegte 
Pflicht iſt zwar dem Kreiſe der aus dem Dienſtverhältniſſe entſpringenden Verpflichtungen zuzu⸗ 
rechnen, beruht jedoch nicht ausſchließlich und unmittelbar auf dem Arbeitsverhältniſſe, ſondern 
iſt zugleich und vor allem im öffentlichen Intereſſe feſtgeſetzt. Deshalb war früher für 
einen Anſpruch aus $ 618 nicht das Gewerbe- oder Kaufmannsgericht, ſondern das ordentliche 
Gericht zuſtändig (MG 87, 83; RG Seuffel 55 Nr 34; 64 Nr 198). Die weitergehende Zuſtändig⸗ 
keit der Arbeitsgerichte (52 ArbGG) umfaßt auch diefe Anſprüche. — Über Anwendung der Grund⸗ 
ſätze des 5 618 auf den Werkvertrag ſ. 9631 A 2. Stillſchweigende Übernahme der Fürſorge⸗ 
pflicht des Werkunternehmers aus $ 618 durch den Beſteller des Werkes gegenüber einem Gefolgs⸗ 
mann des Unternehmers, den der Beſteller als deſſen Erfüllungsgehilfen in ſeinem Betriebe 
arbeiten läßt, ſ. Rach 19, 340. 

Auch den öffentlichen Beamten gegenüber beſtehen dem $ 618 entſprechende Verpflichtungen 
des Staates, der Gemeinden und anderer öffentlicher Körperſchaften der Gemeinde zur Beſchaffung 
geeigneter, das Leben und die Geſundheit der Beamten nicht gefährdender Arbeitsräume und 
Werkzeuge (RG 18, 173; 91, 21; 92 ©. 178, 308; 95, 103; R& Gruch 48, 904; Seuffa 70 Nr 10; 
Warn 1917 Nr 137 N 8. 12. 08 111 55/08, 12. 1. 15 IIT 455/14) ſowie zur de erforder⸗ 
lichen Anweiſungen (RG JW 08, 44811); über die Haftung einer Gemeinde für die Dienſtunfähig⸗ 
keit eines Beamten als Folge der Anweiſung ungeſunder Dienſträume oder eines ungeſunden 
Arbeitsplatzes |. RG Warn 1934 Nr 132; R Seuff 77 Nr 68. Zur Abſtellung gefundheits- 
ſchädlicher Mängel in Dienſträumen iſt die Behörde auch ohne Beſchwerde des Beamten ver⸗ 
pflichtet; bei der Würdigung eines mitwirkenden Verſchuldens iſt zu beachten, daß man von einem 
Beamten (zumal einem unkeren) nicht die rückſichtsloſe Durchführung einer Beſchwerde erwarten 
kann (MG HRR 1934 Nr 1512). Pflicht einer Stadtgemeinde zur Herabminderung einer 
Anſteckungsgefahr, in der die Beamten bei ihrer dienſtlichen Tätigkeit, z. B. Wohlfahrtsbeamte 
beim dienſtlichen Verkehr mit Tuberkuloſekranken, ſchweben, ſ. R JW 1936, 22132. Schutz der 
Beamten einer ſtaatlichen Tuberkuloſeheilanſtalt ſ. Rh Warn 1937 Nr 63. Für die Beweislaſt 
gelten die in A4 dargelegten Grundſätze (MG Warn 1934 Nr 132; Rz HRR 1934 Nr 1512; 
1. auch HRR 1934 Nr 1198). Hierher gehört auch die Rücksichtnahme auf Beamte mit geſchwächter 
Geſundheit und verminderter Widerſtandsfähigkeit gegen ſchädigende Einwirkungen des Dienſtes, 
ſoweit es die Art des Dienſtes und das Intereſſe des Dienſtbetriebs zuläßt (RG 10. 3. 22 III 
403/21). Ebenſo entſpricht die Anwendung der hier aufgeſtellten Grundſätze auf Dienſtwohnun⸗ 
gen der ſtändigen Rechtſprechung des Reichsgerichts (RG 71, 243; JW 08, 44811; 09, 4394; 
Warn 1912 Nr 250). Unmittelbare Haftung des Staates gegenüber den Familien angehörigen 
des Inhabers einer Dienſtwohnung, die infolge geſundheitsſchädlicher Beſchaffenheit der Räume 
erkranken, ſ. RG 91, 21. Anwendung auf das ebenfalls dem öffentlichen Recht angehörende 
Dienſtverhaltnis zwiſchen kirchlicher Pfründe und Pfründebeſizer ſ. BayObsch 16, 75. Dabei 
handelt es ſich aber (vgl. Vorbem 2b Abf 1 vor 9 611) nicht um eine entſprechende Anwendung des 
nur bürgerliche Dienſtverhältniſſe betreffenden $ 618 auf das anders geartete öffentliche Beamten: 
recht, ſondern um die Schöpfung einer Rechtsregel des öffentlichen Rechtes aus einem auch 
dem $ 618 zugrunde liegenden allgemeinen Rechtsgedanken, den der Richter ſelbſtſchöpferiſch in das 
öffentliche Recht einführt und nach deſſen inneren Beſonderheiten und Erforderniſſen, alſo unab- 
hängig vom Inhalt des $ 618 und über ihn hinaus, entwickelt, begrenzt und anwendet (RG 97, 43; 
104, 58; 111, 22; 138, 37; 141, 385; 145, 182; 146, 373; 155, 227; 158, 235; vgl. ferner 92 S. 178, 
208; % ©, 103, 144; R JW 1937, 1235; RG Gruch 61,663; RG Warn 1915 Nr 76; 1917 Nr137; 
1930 Nr 55; RG HRR 1932 Nr 277; RG 23 1915, 15105; 1916, 110218, 1917, 928). Eine alt- 
gemeine Beratungs- und Belehrungspflicht des Staates gegenüber ſeinen Beamten läßt ſich 
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nach dem gegenwärtigen Stand der Geſetzgebung nicht begründen; eine erbetene Beratung oder 
Belehrung muß natürlich richtig und ſorgfältig erteilt werden (RG Jh 1937, 11561). Zum Begriff 
der öffentlich-rechtlichen Fürſorgepflicht |. auch Reh DI 1937, 1228; NG JW 1938, 4320. Ent⸗ 
prechend dem in 9 278 für das bürgerliche Recht aufgeſtellten Grundſatz haftet auch der Staat 
(die Gemeinde) regelmäßig für das Verſchulden der Perſonen, deren er (ſie) ſich zur Erfüllung ſeiner 
ehrer) Verpflichtungen bedient (R& 137, 81; 141, 390; R JW 1936, 22132; R SeuffA 70 
Nr 10; 77 Nr 68); vgl. noch R JW 1927, 4417, über eine Gefahrenhaftung des Staates bei 
Übertragung der Überwachung eines Gefangenen an eine Privatperſon gegenüber dieſer Perſon 
und ihren unterhaltsberechtigten Angehörigen. Die ſoziale Fürſorge für das geſundheitliche Wohl 
eines Beamten darf nicht an der wirtſchaftlichen Zumutbarkeit der erforderlichen Maßnahmen 
ſcheitern (ORR 1934 Nr 1198). Bei der Abwägung beiderſeitigen Verſchuldens nach 
$ 254 iſt auch hier (ſ. unten A 7) zu beachten, daß das grundlegende Verſchulden regelmäßig den 
Dienſtberechtigten trifft (RG SW 1936, 22132). Wird ein Beamter durch Verſchulden der Behörde 
dienſtunfähig und in den Ruheſtand verſetzt, ſo erſtreckt ſich ſein Schadenserſatzanſpruch auch darauf, 
daß nach ſeinem Tode ſeine Hinterbliebenen die geſetzlichen Hinterbliebenenbezüge erhalten, 
des ſelbſt dann, wenn er erſt im Ruheſtande geheiratet hat, vorausgeſetzt nur, daß er in dieſem 
Zeitpunkt noch im Dienſte geweſen wäre, wenn er nicht infolge des Verſchuldens der Behörde 
vorzeitig hätte ausſcheiden müſſen (RG 14. 3. 33 III 302 u. 378/32). Jetzt iſt das Gebot beamten⸗ 
kechtlicher Fürſorge in 536 DEG ausdrücklich ausgeſprochen; für Schadenserſatzanſprüche aus 
falherer Zeit 0 die Rechtslage zur Zeit der Verletzung maßgebend (RG 157, 145). Neben der 
Verlegung der hier erörterten Fürſorgepflicht kann bei einer Leben und Geſundheit gefährdenden 
Beſchaffenheit von Dienſträumen und Dienſtbetrieb auch die Verletzung einer den dienſtlichen 
orgeſetzten des Beamten dieſem gegenüber obliegenden Amtspflicht ($ 839) und damit eine 
tung des Staates uſw. nach Art 131 Wein Verf. in Frage kommen, die auch die 
wendung des $ 847 (Schmerzensgeld) rechtfertigt (RG JW 1934, 3268“). Über die Verſchieden⸗ 
zelt der Rechtsnatur beider Arten von Schadenserſatzanſprüchen |. auch R& Seuffl 91 Nr 117. 
ber die Verwirkung von Anſprüchen eines Beamten aus Verletzung der Fürſorgepflicht (8 618) 
oder der Amtspflicht ($ 839) feiner Vorgeſetzten ſ. RG 158, 235. 
ird jemand in ein öffentliches Krankenhaus aufgenommen, ſo iſt zu unterſcheiden, 
f Aufnahme auf Grund einer öffentlichen Fürſorgepflicht ſtattgefunden hat oder 
nicht. Ein bürgerlich-rechtliches Vertragsverhältnis iſt im erſteren Falle regelmäßig aus 
geſchloſſen (Rh 91, 263; 112, 290; RG Seuffa 69 Nr 120; ſ. auch RG 59, 197), im 
ern Falle regelmäßig gegeben, jo namentlich dann, wenn der Kranke als zahlungsfähige Privat 
sion in eine beſondere Pflegekaſſe aufgenommen wird (RG 64, 231; 83, 71; 91 S. 134, 263; 
d »2%0). Demgemäß beſtimmen ſich die Pflichten des Staates, der Gemeinde uſw. gegenüber 
en im Krankenhaus aufgenommenen Perſonen und die Folgen einer Verletzung dieſer Pflichten, 
Anhefchabet einer Haftung aus unerlaubter Handlung, im einen Falle nach öffentlichem, im 
N ern nach bürgerlichem Recht. Auch eine nur vorläufige Gewährung von Einlaß und Unter⸗ 
unft im Krankenhaus kann — für die Dauer des vorläufigen Zuſtandes — vertragliche Be⸗ 
11 n (mit Anwendung der $$ 618, 278) zwiſchen dem Staat (der Gemeinde) als Kranken. 
des aernehmer und der aufgenommenen Perſon begründen (RG 91, 134). Der Rechtsgedanke 
05 8 278 gilt übrigens, wie in der neueren Rechtſprechung wiederholt ausgeſprochen worden ift, 
einn Mir öffentlich rechtliche Verhältniſſe (RE 102, 6; 112, 290). Bei entgeltliche Unterbringung 
ne Kindes in einer Anſtalt durch den Vater können dem Kinde nach $ 328 unmittelbare An- 
38) 1 gegen den Anſtaltsinhaber wegen Verletzung der Fürſorgepflicht zuſtehen (RG JW 1919, 
der Über die Haftung des Eigentümers einer Irrenanſtalt gegenüber einem Geiſteskranken, 
nt feiner Wärterin Geſchlechtsverkehr gepflogen hat und als Erzeuger ihres außerehelichen 
techtlin Unte rhaltsgelder zahlen muß, ſ. RG 108, 86. Über die allgemeine Pflicht, bei öffentlich 
130 chen Maßnahmen dem Schutz der von ihnen Betroffenen Rechnung zu tragen, |. R& 
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in betreff des Schutzes der Kegeljungen zu ſtellenden Anforderungen |. R Warn 1912 Nr 208. 
Kein Anſpruch des Dienſtpflichtigen wegen Ausgleitens auf einer ordnungsmäßigen, aber am 
Morgen (zur Zeit des Unfalls) noch nicht geſäuberten Treppe (RG JW 1910, 282%; zum Ver⸗ 
gleiche |. auch R JW 1912, 5295). An das Innere einer Privatwohnung ſind nicht dieſelben 
Anforderungen in Bezug auf Verkehrsſicherheit zu ſtellen, wie etwa an Flur und Treppen in 
öffentlichen Gebäuden, die dem allgemeinen Verkehr offen ſtehen (NG ZW 1935, 2732). — Auch 
eine an ſich ordnungsmäßige Anlage kann Schutzvorkehrungen erfordern, wenn großer Verkehr, 
ſtärkere Abnutzung oder wiederholte Unfälle eine Gefahr für die dort verkehrenden Perſonen er⸗ 
kennen laſſen (RG 27. 2. 17 III 341/16). Über die Haftung des Hauseigentümers gegenüber einem 
Schornſteinfeger für die Sicherheit des Zugangs zu den Schornſteinen ſ. RG 90, 408, wo das 
Rechtsverhältnis zwiſchen Bezirksſchornſteinfeger und Hauseigentümer als privatrechtliches be- 
handelt iſt; dazu jetzt aber VO über das Schornſteinfegerweſen v. 15. 4. 35, RGBl I, 515, 
88 7—9: Kehrzwang, Kehrordnung, Kehrgebühren als öffentliche Laſt des Grundſtücks, Beitrei⸗ 
bung im Verwaltungswege. — Nach $ 618 haftet auch der Theaterunternehmer den 
Schauſpielern, Sängern und anderen Angeſtellten für die Verkehrsſicherheit der Theaterräume 
und der Zugänge zu ihnen, fo für die Sicherheit des Bühnenraums (RG Warn 1919 Nr 164), 
des Zugangs zu den Ankleideräumen (RG Warn 1918 Nr 52), des Weges zum Ver⸗ 
laſſen des Theaters (RG Warn 1917 Nr 240). Dabei kann allerdings die Verhütung von 
Gefahren, die mit dem Betriebe und mit der Einrichtung des Theaters regelmäßig verbunden 
und deshalb den Angehörigen des Theaters bekannt ſind, nicht verlangt werden, ſolange nur 
mit einem Verkehr ſolcher Perſonen zu rechnen iſt. Wohl aber muß zu ihren Gunſten dafür 
geſorgt werden, daß nicht unerwartete Gefahren ſich dem Verkehr entgegenſtellen, z. B. Ge⸗ 
genſtände derart hingelegt werden, daß ſie leicht überſehen werden und Perſonen zu Fall 
bringen können (RG Warn 1917 Nr 240). S. noch RG Warn 1920 Nr 81. Das Reichs ⸗ 
arbeitsgericht hat ſich dieſen Grundſätzen angeſchloſſen (Rach 15. 12. 28, 251/28). Über die 
Pflicht der Behörden, Beamte und Angeſtellte nicht in geſundheitsſchädlichen Räumen unter- 
zubringen, |. RA HRR 1930 Nr 1477 und oben A 1. — Die Haftung des Dienſtberechtigten 
erſtreckt ſich nicht auf Raume, in denen der Dienſtpflichtige nichts zu ſuchen hat oder deren Betreten 
ihm verboten ift (RG Gruch 53, 968; Warn 09 Nr 205). — Vgl. auch die Pflichten des Unter 
nehmers nach dem Geſetz über die Unterkunft bei Bauten v. 13. 12. 34 (RG Bl I, 1234) mit 
Ausf VO v. 24. 10. 38 (RG Bl 1, 1516), eingeführt in Oſterreich durch VO v. 30. 11. 38 (RG Bl !, 
1683), in den ſudetendeutſchen Gebieten durch VO v. 25. 1. 39 (RG Bl J, 82). 

3. Vorrichtungen oder Gerätſchaften: Vorrichtungen beim Fenſterputzen: Tritt, Fenſter⸗ 
ſtuhl, mitwirkendes Verſchulden des Hausgehilfen (RG 11. 4. 04 VI 552/03; 5. 1. 06 III 220/05; 
21. 2. 07 III 327/06). — Mangelhaftes Geländer (RG 25. 1. 07 111 327/06). — Mangelhafte 
Leiter (NG 14. 2. 05; 5. 1. 06 III 202/05; 21. 12. 06 111 223/06; RG Warn 1917 Nr 12). (Kein 
eigenes Verſchulden des abgeſtürzten Hausgehilfen, der mit Kenntnis der Schadhaftigkeit der 
Leiter dieſe auf beſonderes Geheiß des Dienſtherrn beſteigt.) Fehlen von Handgriffen an einer 
Pendeltür (RG Warn 1919 Nr 33). Ferner: Schutzbrille (RG 5, 101; 11, 23). Mangelnde 
Schutzvorrichtung beim Läuten der Kirchenglocken (RG JW 04, 383). Haftung einer Ge⸗ 
meinde für die Verwendung mangelhafter Böller beim Böllerſchießen |. RC 96, 91. Untauglich⸗ 
keit eines Bühnenwagens (RG Warn 1913 Nr 287); Vornahme gefährlicher Arbeiten während 
einer Bühnenprobe (RG Warn 1920 Nr 81). Haftung des Dienſtberechtigten für die Verwen⸗ 
dung eines bösartigen Pferdes (OLG 28, 184). Nimmt der Dienſtberechtigte den Dienſtver⸗ 
pflichteten zu einer geſchäftlichen Wagenfahrt mit, dann muß er den Wagen ſicher und ſorgſam 
lenken, auch für ordnungsmäßige Beleuchtung ſorgen (RG Gruch 63, 228; RAG 16, 1; NAG 
SeuffA 91 Nr 4). Der Dienſtberechtigte, der dem Dienſtverpflichteten Kraftwagen und Fahrer 
zu einer dienſtlichen Fahrt zur Verfügung ſtellt, haftet dem Dienſtverpflichteten aus einem Kraft 
wagenunfall gemäß $$ 618, 278 auch für Verſchulden des Fahrers und ſonſtiger Erfüllungsgehilfen 
(RA ZW 1937, 285135). 

4. Vorausgeſetzt wird hier, daß der Dienſtberechtigte zur Beſchaffung der Räume, Vor⸗ 
richtungen und Gerätſchaften verpflichtet iſt. Das ſchließt aber keineswegs eine Haftung des 
Dienſtberechtigten nach $ 618 in den Fällen aus, in denen der Dienſtpflichtige die Sachen, deren 
er zur Leiſtung der Dienſte bedarf, fich ſelbſt beſchaffen muß. Denn die Regelung der Dienſt⸗ 
leiſtungen, die unter feiner Anordnung oder feiner Leitung vorzunehmen ſind (A5), liegt dem 
Dienſtberechtigten auch in dieſem Falle ob (vgl. RG JW 1917, 969: Haftung des Theaterunter⸗ 
nehmers, der die Verwendung von Schuhen mit zu hohen Abſätzen bei Tanzaufführungen 
zuläßt). In bezug auf die von ihm zu beſchaffenden Vorrichtungen und Gerätſchaften muß ferner 
der Dienſtberechtigte nicht nur für die Einrichtung und Unterhaltung ſorgen, ſondern er muß 
auch ihre Benutzung ſo regeln, daß der Dienſtpflichtige gegen die mit ihr verbundenen Gefahren 
nach Möglichkeit geſchützt iſt (MG JW 1920, 377°: Verſchließung der Tür eines Fahrſtuhl⸗ 
ſchachts). — Ob der Dienſtberechtigte zur Beſchaffung, z. B. einer Einrichtung, ver 
pflichtet iſt, dafür iſt maßgebend, ob nach den Anforderungen eines ordnung?” 
mäßigen Verkehrs im einzelnen Falle eine ſolche Einrichtung erforderlich it, 


Dienſtvertrag § 618 361 


und dieſe Frage iſt zunächſt vom Dienſtberechtigten zu prüfen (RG 12, 130; 19, 191; RG JW 
01, 2131, RG 7. 11. 05 III 137/05; RG Gruch 48, 909). Nicht verlangt werden kann, daß der 
Dienſtverpflichtete, ſoweit es die Natur der Dienſtleiſtung geſtattet, vor jeder Gefahr geſchützt 
werde. In einem gewiſſen Umfange muß ſich der Dienſtverpflichtete ſelbſt ſchützen. Entſcheidend 
iſt auch hier die Anſchauung eines gefunden und regelrechten Verkehrs (RG JW 1911, 75715). 
Bei vorhandener Gefährlichkeit iſt es Sache des Dienſtberechtigten, ſich nach Abhilfemaß⸗ 
nahmen zu erkundigen. Die Unterlaſſung ſolcher Erkundigung kann jedoch nur dann fahr⸗ 
läſſig ſein, wenn der Dienſtberechtigte die Gefährlichkeit erkennt oder bei Anwendung der verkehrs⸗ 
mäßigen Sorgfalt erkennen muß (RG JW 1912, 5296). Bei Kenntnis der Gefährlichkeit hat der 
Dienſtberechtigte auch die Verpflichtung, den Dienſtverpflichteten, der die Gefahr nicht kennt, 
auf dieſe aufmerkſam zu machen (RG ZW 08, 44914; 1913, 3724; 1917, 969%) und über 
die Art und Weiſe, wie ihr begegnet werden kann, zu belehren (Rh JW 08, 44914; 
1913, 3724; 1920, 377 R Gruch 62, 616; R 88 1916, 752; 1918, 840). Verlangt 
der Dienſtherr z. B. die Verwendung ſcharf ätzender Mittel, ſo muß er die Angeſtellten auf die 
Gefahren des Gebrauchs aufmerkſam machen und über die Vermeidung von körperlichen Schäden 
belehren, nötigenfalls ſelbſt über die Beſchaffenheit der Mittel und ihre Wirkungen Erkundi⸗ 
gungen einziehen (RG 23 1916, 75215). — Der Dienſtberechtigte muß mit dem Leichtſinn der 
Leute rechnen und ſelbſt die Vorkehrungen treffen, die nötig find, um fie gegen Gefahren für Leib 
und Leben zu ſchützen (RG Gruch 62, 111; Warn 1917 Nr 12). Ein ernſtliches Verbot der Be⸗ 
nutzung gefahrbringender Gerätſchaften genügt nicht immer, um den Dienſtberechtigten zu ent- 
laſten (RG JW ö 1917, 96%). Läßt der Dienftberechtigte zur Beſeitigung der Gefahr eine Arbeit 
durch andere Perſonen vornehmen, z. B. eine Treppe reinigen, fo muß er ſich auch davon über⸗ 
zeugen, daß die Arbeit ordnungsmäßig vorgenommen, die Gefahr beſeitigt iſt (MG Warn 1916 
Nr 103). Die Haftung ſelbſt iſt eine vertragsmäßige und daher auch der 3278 anwendbar 
(RG 77, 408; 127, 218). So haftet der Dienſtherr nach $$ 278, 1357 für das Verſchulden ſeiner 
Frau, die der Hausgehilfin Anweiſungen erteilt (NG JW 06, 46015) oder mangelhafte Gerät⸗ 
ſchaften, z. B. eine fehlerhafte Leiter zur Benutzung überläßt (RG Warn 1917 Nr 12; f. auch 
R6 95, 103; RG 23 1917, 11326 und OLG 33,332). Dagegen ift, wenn der Dienſtherr mit 
anner beſtimmten Arbeit, z. B. Fenſterreinigen, mehrere Perſonen beauftragt, nicht jede dieſer 
Perſonen als Erfüllungsgehilfe des Dienſtherrn in bezug auf feine Pflichten aus $ 618 gegen- 
ber den anderen anzuſehen (RG 106, 293). Zur Frage der Haftung des Inhabers einer Privat⸗ 
wohnung für Schäden, die 17 Arbeitnehmer durch die Schadhaftigkeit von Haushaltungs⸗ 
gegenſtänden erleiden, ſ. RA 15, 171 (Umfallen eines Schrankes). — Zur Beweislaft: Der Be- 
weis, daß der Dienſtberechtigte feine Verpflichtungen nicht erfüllt und dadurch einen Schaden ver · 
urſacht habe, liegt an ſich dem Dienſtpflichtigen ob. Steht aber feſt, daß vor einem Unfall des 
Henſtpflichtigen ein ordnungswidriger, gefahrdrohender und zur Herbeiführung des Unfalls ge- 
eigueter Zuſtand vorhanden war, dann ergibt ſich der Schluß auf die Urſächlichkeit des Zuſtandes für 
den Unfall von ſelbſt, und der Dienſtberechtigte muß nicht nur nachweiſen, daß er und ſeine Hilfs⸗ 
berſonen alles getan haben, was bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt (88 276, 
zur Beſeitigung der Gefahr geſchehen mußte, ſondern (über die Grundſätze des 
eweiſes des erſten Anſcheins hinaus) regelmäßig auch, daß beſondere Umſtände eine 
andere Urſache des Unfalls erkennen laſſen und damit die vom Dienſtverpflichteten 
nächit dargelegten Mängel als Urſache oder Miturſache ausſchließen (RG 95, 104; 138, 37; 
W922, 485°; 1936, 80312; 1935, 27112; Warn 1916 Nr 103; 1934 Nr 132; RA 15 S. 97, 172,16 
S, 409; 17, 263 [269]; 18, 272; RUG ZI 1933, 20801; 1935, 2714, 2885; 1936, 80312; RA 
ld 91 Nr 44; MAG HR R 1933 Nr 1943; Rach Arb Samml 33, 189). Wird ein ordnungs- 
N idriger Zuſtand der bezeichneten Art durch einen beſonderen, nicht ohne weiteres in der Natur 
ae Dienitleiftung begründeten Umſtand geſchaffen, jo bleibt dem klagenden Dienſtverpflichteten 
1 volle Beweispflicht für den urſächlichen Verlauf und das Verſchulden des Dienſtberechtigten 
AUG 16, 209). Vgl. zur Frage der Beweislaſt auch RG Gruch 62, 616 (Anſteckung eines Haus⸗ 
pehitfen durch die Dienſtherrſchaft) und RG LZ 1918, 10762“ (Herabfallen einer ungenügend 
galeſigten elektriſchen Lampe). Hat eine Dienſtwohnung Mängel, die nach dem natürlichen 
naa der Dinge geeignet find, gewiſſe (tatſächlich eingetretene) Krankheiten hervorzurufen oder 
15 dern, dann iſt es Sache des Dienſtberechtigten, beſondere Umſtände nachzuweiſen, die nicht 
a ſelbſt Krankheitsurſache ſein können, ſondern auch jene Mängel als Urſache oder Miturſache 
ueichtiehen (RG 95, 103). Das gleiche gilt bei Erkrankungen, die der Dienſtpflichtige auf Mängel 
er Arbeitsſtätte zurückführt (RG JW 1922, 485°). 5 h 
> Regelung der Dienſtleiſtungen. Pflicht zur Erteilung der erforderlichen Anweiſung 
bafernune, Unterrichtung) für den Gebrauch der Schutzvorrichtungen . RG 4, 23. — Mit- 
Wiang des Dienſtherrn für den Unfall eines Hausgehilfen beim Fenſterputzen, wenn dieſes mit 
N ‚lien des Dienſtherrn vom äußeren Fenſterbrett ausgeführt worden iſt (RG Warn 09 Nr 447). 
24910. tendes Verschulden des Dienſtpfichtigen beim Fenſterpuzen . RO Je 04, 29012; 07, 
a cht ch 43, 73. Die Dienſtherrſchaft genügt ihrer Pflicht bei Regelung der Dienſtleiſtungen 
wenn ſie neben einem Verfahren, das Sicherheit gegen Gefahr bietet, ein anderes zuläßt, 
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bei dem dies nicht der Fall iſt (RG ZW 07, 24910). Haftung des Lehrherrn bei Verletzung des 
Lehrlings (RG JW 1913, 372%) unter der Obhut eines mit der erforderlichen Anweiſung nicht 
verſehenen Geſellen (R& 34, 1) oder wegen unvorſichtigen Handelns ſeines Vertreters bei Beauf- 
ſichtigung des Lehrlings (RG JW 09, 685˙; RG 77, 408). Verpflichtung des Gewerbeunter⸗ 
nehmers zur Beſeitigung einer die Geſundheit der Arbeiter gefährdenden Staubentwicklung, 
Haftung bei Einſtellung lungenkranker Arbeiter ſ. Rz 23 1917, 1341 (GewO 5 120 a). Ver⸗ 
pflichtung des Unternehmers einer Steindruckerei, die Gefolgſchaft, die mit Säuren umgehen muß, 
gegen die daraus für die Geſundheit erwachſenden Gefahren zu ſchützen ſ. NAG 17, 263. Haftung 
des Dienſtberechtigten für die Verletzung eines Beauftragten durch einen Eber bei deſſen Aus⸗ 
ladung aus der Eiſenbahn ſ. NG Warn 1937 Nr 34. Verpflichtung des Lichtſpielunternehmers, 
den Darſteller über beſondere, dem letzteren nicht erkennbare Gefahren einer Vorführung auf⸗ 
zuklären ſ. RUG JW 1929, 12642. Verpflichtung des Theaterunternehmers, nicht nur die von 
ihm ſelbſt gelieferten, ſondern auch die von einem Schauspieler aus eigenen Mitteln geſtellten 
Koſtüme auf ihre Ungefährlichkeit für die Mitſchauſpieler zu unterſuchen, |. R JW 1933, 13908. 
Haftung eines Gaſthofbeſitzers für Geſundheitsbeſchädigung beim Tragen eines Flügels durch 
Angeſtellte ohne Zuziehung ſachkundiger Berfonen ſ. RG Warn 1915 Nr 206. Pflicht des Betriebs⸗ 
führers, die Gefolgſchaftsangehörigen vor Anſteckung durch lungenkranke Arbeitskameraden zu 
bewahren, |. Ru SeuffA 90 Nr 49. Anſteckung eines Dienſtboten bei der Pflege des Dienſt⸗ 
berechtigten |. RG Gruch 62, 116. Fürſorgepflicht der Ehefrau des erkrankten Dienſtberechtigten 
in Bezug auf die ihn pflegende Krankenſchweſter ſ. Rch JW 1933, 20031. Haftung der Ehefrau 
für die Verletzung des von ihr zugezogenen Arztes durch den erkrankten geiſtesgeſtörten Ehemann 
J. Reh Warn 1934 Nr 53. Läßt der Dienſtherr Arbeiten vornehmen, die ſeine in der Nähe be⸗ 
ſchäftigten Angeſtellten gefährden, fo muß er für entſprechende Sicherungsmaßregeln ſorgen (RG. 
20.1. 16 vi 305/15). Haftung des Unternehmers für Verſchulden von Bauhandwerkern, deren 
er ſich zur Ausführung eines Umbaus bedient, ſ. ArbRSamml 32, 22 (LAG). Anwendung des 
$ 618 auf Anſprüche einer im Haushalt des Dienſtberechtigten beſchäftigten, durch eine in 
der Wäfche ſtecken gebliebene Nadel verletzte Wäſcherin ſ. RG 103, 374. Der Dienſtberechtigte 
haftet auch für ein geſundheitsſchädliches Übermaß der Dienſtleiſtung (RG Gruch 65, 84; 
Ac Seuff a 70 Nr 10; RAG 14, 333; vgl. auch H. Seydel DAR 1936, 64 und Oppermann 
SW 1937, 1930. Werden dem Dienſtpflichtigen ſchwere Arbeiten (3. B. Putzen der Böden) auf⸗ 
getragen, die zu ſeinen Dienſtleiſtungen gehören, aber ſeine Krafte überſteigen und ſeiner Geſund⸗ 
heit ſchaden, ſo muß der Dienſtpflichtige unter Umſtänden den Dienſtherrn auf die Gefahr auf- 
merkſam machen (OLG 28, 183). Ebenſo muß der Dienſtpflichtige von früheren Schwindel⸗ 
anfällen Mitteilung machen, die ihn zum Fenſterputzen ungeeignet erſcheinen laſſen (RG JW 04, 
29042). Verpflichtung des Dienſtberpflichteten, der mit Säuren umgehen muß, auf eine Veran⸗ 
lagung zu Hautausſchlägen hinzuweiſen und um eine andere Verwendung zu bitten, ſ. RA 17, 
263 (271). Fürſorgepflicht Hausangeſtellte vor den Folgen einer im Dienſt erlittenen Ver 
letzung zu bewahren, |. Ruch HAN 1931 Nr 120. Eine Verletzung der Sorgfaltspflicht 
aus $ 618 kann auch darin liegen, daß der Geſchäftsherr einem Angeſtellten, der vertrags⸗ 
gemäß beim Beſuche der Kunden einen ſchweren Koffer mit ſich zu führen hat, nach dem 
Überftehen einer Krankheit nicht ausreichende Erleichterungen bewilligt (RA HRR 1933 
Nr 33). — Auch dem durch ſeine körperliche Beſchaffenheit (3. B. Nervoſität) einer Gefahr 
beſonders ausgeſetzten Dienſtpflichtigen gegenüber findet die Schutzpflicht des Dienſtberechtigten 
ihre Grenze nur an der Unverträglichkeit der Abwendung der Gefahr mit der Natur der Dienft- 
leiſtung (Rh 22. 10. 12 111 58/12). — Haftung des Arbeitgebers gegenüber einem von einer 
Arbeiterin zur Feldarbeit mitgebrachten Kinde nach $$ 618, 328 ſ. RG JW 1919, 8201, 

6. Haftung des Dienſtberechtigten gegenüber den in häusliche Gemeinſchaft aufgenommenen 
Dienſtverpflichteten, auch für die ordnungsmäßige Beſchaffenheit des Zuganges zu den Schlaf 
räumen der Hausangeſtellten (RG 20. 1. 05 III 290/04; 29. 5. 06 III 532/05) und für deſſen 
ordnungsmäßige, nach den örtlichen Verhältniſſen nötige Beleuchtung (RG 24. 3. 05 III 562/04). 
Über die Haftung für eine geſundheitlich einwandfreie Verpflegung und über die Beweislaſt 
in ſolchen Fällen |. RA& 18, 272. Aufnahme in die häusliche Gemeinſchaft ſ. 8 617 A 2. . 

7. Rechtliche Natur und Umfang der Erſatzpflicht. Vgl. hierzu $$ 842-846 und über die 
Anſprüche Dritter §8 844 Abſ 2, 845. Nicht anwendbar bei bloßer Vertragshaftung 8 847 (RG 
JW 1907, 8295; n Gruch 50, 980). Neben der Vertragshaftung kann aber eine Haftung aus 
unerlaubter Handlung und damit auch ein Anſpruch auf Schmerzensgeld nach 9 847 be 
gründet fein (vgl. unten A 9, ferner Vorbem 4u vor $ 823 und A 1 zu 8847). Die Vorſchriften des 
J 618 Abſ 3 (und des 9 62 Abſ 3 HGB) find dahin zu verſtehen, daß die dritten Perſonen innerhalb 
der Grenzen der $$ 844, 845 ganz fo geſtellt fein ſollen, als wenn auch fie in einem Vertragsverhält⸗ 
niſſe mit dem Dienſtherrn geſtanden hätten. Daraus ergibt ſich dann, daß der Dienſtherr auch 
gegenüber jenen dritten Perſonen gemäß § 278 für das Verſchulden von Vertretern und Er⸗ 
fullungsgehilfen aufzukommen hat (RG 77, 410). Vgl. auch RG JW 08, 44914. Abſ 3 gilt nur für 
Dienſtverträge und iſt auf andere Vertragsverhältniſſe, z. B. ein Auftragsverhältnis, nicht anzu 
wenden (RG 20. 12. 24 IV 392/24). — Ein Verſchulden des Dienſtberechtigten ($ 276) oder der⸗ 
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jenigen, deren Verſchulden er zu vertreten hat ($ 278), iſt in jedem Falle Vorausſetzung der Haftung 
nach § 618. Ein Rechtsſatz, insbeſondere des Inhalts, daß der Unternehmer für einen Schaden, den 
der Dienſtverpflichtete infolge erhöhter Betriebsgefahr erleidet, auch ohne Verſchulden aufzu⸗ 
kommen habe, beſteht nicht (RA 18, 261). Wenn eine öffentliche Behörde ihren Vertragspflichten 
aus $ 618 nicht nachgekommen iſt, bedarf es zur Begründung der Haftung nicht notwen⸗ 
dig einer Benennung der Perſonen, deren ſie ſich zur Wahrnehmung jener Pflichten als 
Erfüllungsgehilfen bediente (Ruch 6. 5. 31, 630/30). — Mitwirkendes Verſchulden des Ver⸗ 
letzten iſt nach § 254 zu würdigen, aber nicht ohne weiteres in der Übernahme einer 
gefährlichen Arbeit zu finden (Rh 6. 12. 04 III 396/04). Bei der Prüfung, ob und inwieweit 
den Arbeitnehmer wegen der Übernahme einer ſolchen Arbeit ein Verſchulden trifft, müffen 
jeine Gewöhnung an die feinem Beruf eigentümlichen gefährlichen Verrichtungen und 
die dadurch erzeugte Abſtumpfung gegen die Gefahr, ſeine Gepflogenheit, den Arbeit⸗ 
geber bei der Arbeit für ſich denken zu laſſen, und namentlich die Zwangslage in Be⸗ 
tracht gezogen werden, die ihn, wenn er nicht ſeine Stelle verlieren will, häufig nötigt, trotz 
beſſerer Einſicht gefährliche Veſchäftigungen zu übernehmen. Die Ausführung von Anweiſungen 
des Dienſtberechtigten iſt daher dem Dienſtpflichtigen in der Regel nicht als Verſchulden anzu⸗ 
rechnen (RG Warn 1914 Nr 249). Bei der nach 9 254 erforderlichen Abwägung iſt insbeſondere 
zu beachten, daß regelmäßig den Dienſtberechtigten das grundlegende Verſchulden trifft, wenn 
er gefahrbringende Räume uſw. dem Dienſtpflichtigen zur Benutzung überläßt (RG Warn 1917 
Nr 12; 1919 Nr 33; RG HRR 1934 Nr 250). Die Zuteilung eines gleichen oder größeren Haftungs⸗ 
anteils auf den Dienſtverpflichteten iſt nicht ausgeſchloſſen, aber im allgemeinen nur unter be⸗ 
ſonderen Umſtänden gerechtfertigt (RG HRR 1934 Nr 250; Rc 14. 2. 36 III 151/35). Nur $ 254 
tommt in Frage, wenn der in feiner Erwerbsfähigkeit Geſchädigte eine ihm von dem hierfür 
erſappflichtigen Dienſtherrn zugewieſene andere Stelle aus eigener Schuld wieder verliert; der 
adäquate Urſachenzuſammenhang mit der urſprünglich ſchädigenden Handlung wird dadurch nicht 
ausgeſchloſſen (RA 17, 146). Unter welchen Vorausſetzungen ſich eine Witwe Beträge anrechnen 
iaſſen muß, die fie nach dem Tode ihres Mannes erworben hat, darüber |. 8 844 A 60. — Ver- 
jährung der Schadenserſatzanſprüche aus § 618 |. Ruch 19, 340. Neben dem Schadenserſatz⸗ 
anſpruch nach Abſ 3 fteht dem Dienſtverpflichteten auch das Kündigungsrecht nach $ 626 zu. Zur 
Frage, ob der Beſchäftigte einen klagbaren Anſpruch auf Erfüllung der Fürſorgepflicht hat, 
Hueck, Deutſches Arbeitsrecht 1938 S. 122. — Zur Neuorientierung der Schadenshaftung 
aus Unrecht im Arbeitsverhältnis ſ. Derſch ZAk DR 1936, 1033; |. auch 1937, 230. i 
8. Auf den Umfang und die Geltendmachung der Schadenserſatzpflicht des Dienſtberechtigten 
ind aber von Einfluß die Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung v. 19. 7. 11, neue Faſſung 
b. 15. 12. 24 (RG Bl I, 779), mit ſpäteren Anderungen insbeſondere einer neueren Faſſung der hier 
einſchlägigen Teile im ROBI 1926 S. ff.; $ 899 in der Faſſung des Art 27 des Gef v. 20. 12. 28 
(RB 1, 405), Einführung der Sozialverſicherungsgeſetze in Oſterreich |. VO v. 22. 12. 38 
ain I, 1912), in den ſudetendeutſchen Gebieten VO v. 12. 10. 38 (RG Bl J, 1437). — 
Veſchränkt wird die Erſatzpflicht nach RV 88 898—907, 1042 [161], 1219 zunächſt in- 
ſoſern, als die verſicherten Perſonen und deren Hinterbliebene, auch wenn ſie keinen Anſpruch 
a Rente haben, einen Anspruch auf Erſatz des infolge eines Unfalls erlittenen Schadens gegen 
a Unternehmer, deſſen Bevollmächtigte (RG 136, 346) oder Repräſentanten, Betriebs⸗ oder 
ſicpeiteraufſeher nur zu dem die Entſchädigung aus der Unfallverſicherung über⸗ 
Kelgenden Betrage und nur dann geltend machen können, wenn durch ſtrafgerichtliches 
teil feſtgeſtellt iſt, daß der in Anſpruch Genommene den Unfall vorſätzlich herbeigeführt 
Der Ausſchluß der Unternehmerhaftung erſtreckt ſich auch auf Erſatzanſprüche bezüglich des 
N dens, den der Verletzte dadurch erleidet, daß er eine andere berufliche Beſchäftigung als die 
M verſicherten Betriebe nicht oder nur im beſchränkten Umfang auszuüben vermag, ArbRSamml 
BR 69 (LUG). Zu 8 898 f. NG 1934 Nr 949; 1935 Nr 1515; ferner RG JW 1937, 23661 (An⸗ 
ſehernen bei Berufskrankheiten); NAG 18, 52 (Amneſtie); 20, 196 (Begriff des „Betriebsauf, 
herz „ RG IM 1936, 356858 (Anſprüche des Ehemanns der Verunglückten) Zu $ 903 ſ. OLG 
HRR 1937 Nr 1330. Die Anwendung des $ 89s ſchließt die Ausgleichungspflicht 
Unternehmers gegenüber einem Beſteller nicht aus bezüglich eines Schadens, an 
1 en Entſtehung beide Schuld tragen; insbeſondere kann trotz $ 898 der Unternehmer 
55 die Erfüllung der ihm nach $ 618 feinen Arbeitern gegenüber obliegenden Pflichten 
5 an Beſteller verantwortlich fein (RG 157, 282). Zur Frage der Haftung des Unter⸗ 
aehmers bei Betriebsunfällen |. auch Roeder DJ 1938, 1421. Die aus $ 898 ſich ergebende all⸗ 
me Regel der Haftbefreiung des Betriebsunternehmers iſt auch auf juriſtiſche P erſonen 
teisheanden (dazu auch Derſch ZAk DR 1936, 1039); die vorſätzliche Verurſachung eines Be⸗ 
natlidnfalles durch ihre geſetzlichen Vertreter iſt aber gegen ſie nicht dem Verſchulden einer 
7¹ blühen Perſon gleichzuſtellen; die Haftung einer juriſtiſchen Perſon (offen gelaſſen in R 
9.5 iſt vielmehr auch bei ſtrafgerichtlicher Verurteilung ihrer Vertreter zu verneinen (RA 15, 
RNS n Schnorr von Carolsfeld DArbR 1936, 98; |. auch DIZ 1936, 585). — Nach 8 1542 
geht, was von Amts wegen zu berückſichtigen iſt (RG SeuffA 88 Nr 150), ſoweit die nach 
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dieſem Geſetze Verſicherten oder ihre Hinterbliebenen nach anderen geſetzlichen Vorſchriften Erſatz 
eines Schadens beanſpruchen können, der ihnen durch Krankheit, Unfall, Invalidität oder durch den 
Tod des Ernährers erwachſen iſt, der Anſpruch auf die Träger der Verſicherung inſoweit über, 
als ſie den Entſchädigungsberechtigten nach der Rd Leiſtungen zu gewähren haben. Jedoch 
güt dies bei den gegen Unfall Verſicherten und ihren Hinterbliebenen nur inſoweit, 
als es ſich nicht um einen Anſpruch gegen den Unternehmer oder die ihm Gleichgeſtellten 
(Bevollmächtigte uſw.) handelt. Der Entſchädigungsberechtigte kaun danach nur den Mehr⸗ 
betrag ſeines Schadens gegen den Dienſtherrn geltend machen; ſo für den Fall einer In⸗ 
validenrente im Gegenſatz zur Unfallrente Rh 102, 131. Der völlige oder auch nur teilweiſe Über⸗ 
gang des Schadenserſatzanſpruchs auf den Verſicherungsträger muß im Verfahren über den 
Grund des Anſpruchs erörtert und entſchieden werden (RG, JW 1937, 115512). Bemeſſung des 
Anſpruchs des Verſicherungsträgers und des dem Verletzten bleibenden Anſpruchs, wenn dem 
letzteren wegen eigenen Verſchuldens nur ein Anſpruch auf Erſatz der Hälfte ſeines Schadens 
zuſteht, ſowie Einfluß der Verjährung des eigenen Anſpruchs des Verletzten auf den Erſatzanſpruch 
des Verſicherungsträgers |. RG 148, 19; RG HRR 1933 Nr 1508; RG SW 1934, 8998. Ausgleichs⸗ 
pflicht gegenüber dem Anſpruch aus $ 1542 f. RG 148, 137. Zeitpunkt des Überganges des Scha⸗ 
denserſaßanſpruches auf den Verſicherungsträger |. R& 148, 19; 152, 115; 156, 347. Der Rechts⸗ 
übergang nach $ 1542 RVO findet nur ftatt, wenn und ſoweit der Verſicherungsträger für die 
fragliche Zeit und auf die in Rede ſtehende Schadensart Leiſtungen gemacht hat (RG 148, 227.; 
RG J 1937, 2366; |. auch JW 1936, 2560; 1937, 2370; 1938, 1661; D 1938, 45). Zur Frage, 
ob der Berufsgenoſſenſchaft entgegengehalten werden kann, daß der Verletzte die für ihn guͤnſtige 
Entſcheidung im Verfahren nach der RVO erſchlichen habe, |. RG 156, 347. Dem Rückgriffs⸗ 
anſpruch einer Berufsgenoſſenſchaft nach $ 1542 kann im Hinblick auf § 898 RVO nicht der Ein⸗ 
wand entgegengeſetzt werden, daß der ihr angehörende Betriebsunternehmer den Unfall fahrläſſig 
mitverurſacht habe (RG 153, 38 gegen RG 134, 293; 152, 46; HRR 1935 Nr 202). Über die 
Bindung des ordentlichen Richters an die Entſcheidung der Verſicherungsbehörden und über 
die Ausſetzung des gerichtlichen Verfahrens bis zu ſolcher Entſcheidung ſ. RVO $$ 901, 1543 
ſowie Rh 91,94; 92,296; 93,323; 97,206; 102, 131; 111,159; 136, 346; 145,31 (34 f.); RGS J 
1931, 25622; 1936, 222011; R Gruch 64, 489; N& Warn 1925 Nr 48,68; NG SeuffA 80 Nr 31; RG 
Day 1922, 68; Ruch 15, 208; 17, 205; 18, 262; Ruch HRR 1937 Nr 1512; RAG Warn 1932 
Nr 8; vgl. auch HAN 1936 Nr 1496; 1937 Nr 722 und Roeder D 1938, 1421. — Entſprechende 
Vorſchriften ſ im Angeſtelltenverſicherungsgeſetz v. 20. 12. 11, Faſſung v. 17. 5. 34 (RG Bl I, 419) 
549; ferner AV AVG $ 218, auch VVG $ 67, dazu Schnorr von Carolsfeld Da 1937, 
1488. Vgl. Reichs⸗Unfallfürſorgegeſetz für Beamte und für Perſonen des Soldatenſtandes v. 
18. 6. 01; Unfallfürſorgegeſetz für Gefangene v. 30. 6. 00 und jetzt das Deutſche Beamtengeſetz 
v. 26. 1. 37 (RG Bl J, 39) 35 139, 184; Wehrmachtfürſorge⸗ und »verſorgungsgeſetz v. 26. 8. 38 
(RG Bl J, 1077) $ 134 Abſ 2; RVerſorgch in der Faſſung v. 1. 4. 39 (RG Bl. J, 663) $ 86 Abſ 2, 
FürſpflVO v. 13. 2. 24 § 21a, neue Faſſung RGBl 1931 J, 279, dazu R HRR 1938 Nr 642. 


9. Neben den auf dem Vertrage beruhenden können auch weitergehende außervertragliche 
Anſprüche, insbeſondere wegen unerlaubter Handlung im Sinne der $$ 823 ff., begründet fein, 
wie z. B. der Anſpruch des Hausgehilfen gegen den Dienſtherrn als Tierhalter nach $ 833 (RG 50, 
249; vgl. auch 58,410), der Anſpruch des Lehrers nach 5 823 wegen ordnungswidrigen Zuſtandes der 
Dienſtwohnung, in der die Gemeinde im Hinblicke auf die dienſtlichen Beziehungen zwiſchen Lehrer, 
Schulern und deren Eltern einen Verkehr eröffnet hat (NG Warn 1912 Nr 250). Wie in der 
neueren Rechtſprechung anerkannt iſt, kann eine Schadenserſatzpflicht nach $ 823 aber auch dann 
gegeben ſein, wenn es ſich um Ortlichkeiten handelt, an denen ein mehr oder weniger allgemeiner 
Verkehr nicht eröffnet iſt (NG 88, 433; 89, 385). — Zur Haftung der Gemeinde gegenüber einem 
ſtaatlich angeſtellten Volksſchullehrer im Bereiche des preuß. Geſetzes, betr. die Unterhaltung der 
öffentlichen Volksſchulen, v. 28. 7. 06 ſ. RG 102, 6. 


8 619 
Die dem Oienſtberechtigten nach den 88 617, 618 obliegenden Verpflichtungen 
können nicht im voraus durch Vertrag aufgehoben oder beſchränkt werden). 
E II 568 Abſ 2 III 610; P 2 290, 203. 


1. Inhalt. Durch dieſe zwingende Vorſchrift wird verhindert, daß der Dienſtverpflichtete 
auf Geltendmachung des ihm nach $$ 617, 618 eingeräumten Rechtes auf Schutz gegen Gefahren 
für Leben oder Geſundheit im voraus, d. h. vor Eintritt des Schadens, durch Vertrag ganz 
oder zum Teil rechtsgültig verzichtet; wenn Erſatzanſprüche bereits entſtanden ſind, kann darauf 
25 = 1907 Wund des Dienſtverhältniſſes) nach allgemeinen Grundſätzen verzichtet werden 

m . 
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8 620 


Das Dienſtverhältnis endigt mit dem Ablaufe der Zeit, für die es ein- 
gegangen iſt !). 

It die Dauer des Dienſtverhältniſſes weder beſtimmt noch aus der Be⸗ 
ſchaffenheit oder dem Zwecke der Dienſte zu entnehmen, ſo kann jeder Teil 
das Dienſtverhältnis nach Maßgabe der 88 621 bis 623 kündigen ?) 3). 

E I 563 II 559; M 2 404; P 2 206. 

1. Endigung des Dienſtverhältniſſes durch Zeitablauf. Die Zeitdauer eines Dienſtverhält⸗ 
niſſes (vgl. auch $ 723 A 3) kann nicht nur durch ausdrückliche Vereinbarung, ſondern auch durch 
ven Zweck und die Beſchaffenheit der zu leiſtenden Arbeit (Abſ 2) beſtimmt fein, jo daß, 
abgeſehen von 88 626, 627, z. B. vor Ablieferung einer gewiſſen nach Stücklohn zu be⸗ 
rechnenden Arbeit, keine Endigung des Dienſtverhältniſſes eintreten kann. Soll die Dauer 
des Dienſtverhältniſſes im Sinne des Abſ 2 dem Zweck der Dienſte zu entnehmen ſein, 
jo muß die Erreichung des Vertragszweckes unzweifelhaft in die Erſcheinung treten, fo 
daß ſie von beiden Vertragsteilen ohne umſtändliche Ermittlungen mit den Sinnen wahr⸗ 
genommen und ſomit nach objektivem Maßſtab beſtimmt werden kann (RG 130, 284). Das trifft 
zu bei Annahme des Dienſtverpflichteten für eine beſtimmte Bauſtelle bis zur Fertigſtellung des 
Baus (RAch 1, 226), für die Einrichtung einer Kartei (MAG 4, 281), bis zur Auflöſung des vom 
Dienſtverpflichteten zu verwaltenden Lagers einer Genoſſenſchaft (MAG 19, 28), für die 
5 usführung genau umgrenzter Lieferungsverträge; dagegen nicht bei Übertragung der 
Verwaltung einer durch den ſinanziellen Zuſammenbruch einer mit ihr verbundenen Stadtbank 
Miquid gewordenen Stadtſparkaſſe bis zur Wiederherſtellung klarer und geordneter Verhältniſſe 
MG 130, 284). Vgl. auch RA h HAN 1931 Nr 1671 (Einſtellung nach Maßgabe des dienſtlichen 
Bedürfniſſes). Ein Dienſtverhältnis auf beſtimmte Zeit kann auch mit der Maßgabe eingegangen 
werden, daß der Zeitpunkt, in dem der Vertragszweckerreicht iſt, vom Arbeitgeber be- 
ſtimmt wird (Ruch 12,152; RA HRN 1933 Nr821). Zur Frage, ob ein ſtändiges, nur durch Kün- 

‘gung zu löſendes Arbeitsverhältnis vorliegt, oder ein unſtändiges, auf den einzelnen Arbeitstag 
oder auf eine beſtimmte Arbeitsleiſtung beſchränktes, |. noch Ruch ZW 1933, 29301. Beweislaſt 
. ArbRSamm 33,85 (LUG). Zur Frage der Umwandlung eines Dauerdienſtverhältniſſes 
in ein befriſtetes ſ. Rach 9, 120. Umgehung von Kündigungsbeſchränkungen durch ketten⸗ 
artig ſich wiederholende kurzfristige Verträge |. A Za. Ein in der Schwebe befindliches Dienſt 
verhältnis derart, daß es jederzeit von jeder Partei durch ihre Erklärung beendet werden 
ann, kennt das Geſetz nicht; auch ein Aushilfe dienſtverhältnis wird entweder auf unbeſtimmte 

auer oder mit kalendermäßig oder nach Beſchaffenheit oder Zweck beſtimmtem Ende einge⸗ 
gangen (Ra HRR 1932 Nr 141). Über die Auslegung eines Anſtellungsvertrags, nach dem 

te} erlängerung des Dienſtverhältniſſes davon abhängen ſoll, daß das Geſchäft mit einer aktiven 
Di anz abſchließt, ſ. RG JW 1920, 638°. Vgl. auch SeuffA 75 Nr 90. — Daß bei Eingehung des 
Dienſtverhältniſſes die Stellung dem Angeftellten als Lebensstellung bezeichnet worden iſt, macht 
da Dienſtverhältnis nicht zu einem lebenslänglich unkündbaren (Rach 19. 12. 28, 330/28). 
PUT Kündigungsfrage bei Dauer- und Lebensſtellungen |. auch Herſchel DArbR 1937, 57. 
a eine Dienſtleiſtung ohne Zeitbeſtimmung Beſtimmung einer Zeit als Lebensaufgabe übertragen 
A en, ſo kann eine Auslegung der Vereinbarung nach Treu und Glauben dahin gehen, daß es ſich 
dest eine Dauerſtellung handeln und daß dieſe dem Dienſtverpflichteten ohne wichtigen Grund min⸗ 
111 Den in den erſten Jahren nicht gekündigt werden ſoll (NG JW 1938, 1392°). Ein Dienſtvertrag 
5 beſonderen Ruhegehaltsbeſtimmungen kann trotz vorgeſehener allgemeiner Kündbarkeit dahin 
Gndilegen fein, daß er auf Lebenszeit abgeſchloſſen und eine Kündigung nur aus wichtigem 

— zuläſſig fein fol (RA 5. 2. 36, 241/35). Über den Begriff des gemeindlichen Daueran⸗ 
91 ß Iten und ſeine Bedeutung für die Beſchränkung des Kündigungsrechts |. RA HRR 1938 
ſat 93. Die Klauſel eines Anſtellungsvertrages, wonach die Anſtellung nach Staatsbeamtengrund⸗ 
aus ı Uolgt, kann für die Frage der Kündigungsmoglichkeit bedeuten, daß dem Angeſtellten nur 
— diſziplinären Gründen gekündigt werden kann (MAG 11, 213). Über die Vertragsbeſtim⸗ 
beg 8: „Für die Kündigung gelten die Beſtimmungen über das Anſtellungsverhältnis der Staats 
ner bei einem auf Lebenszeit angeſtellten Arbeitnehmer ſ. MAG 15,274. — Iſt ein Dienſtver⸗ 
= — auf beſtimmte Dauer mit der Abrede eingegangen, daß es nur bei ausdrücklicher Kündigung 
eh ende erreichen, mangels einer Kündigung aber ſich von ſelbſt fortſetzen ſollte, jo hat die Feſt⸗ 
oll 8 der beſtimmten Dauer regelmäßig nur die Bedeutung, daß nicht zu einem früheren Termin 
f gekündigt werden können (NAG 4, 354). Ein probe weiſe eingegangenes Dienſtverhältnis 
„ledorzeit innerhalb der beftimmten Probezeit und, wenn eine ſolche nicht ausdrücklich be⸗ 
Nr 4 innerhalb eines angemeſſenen, für die Erprobung genügenden Zeitraums (SeuffA 53 
Es ) gekündigt werden. Zur Löſung eines Arbeitsverhältniſſes durch Zeitablauf ſ. auch den 

wurf eines Geſetzes über das Arbeitsverhältnis (Vorbem 1 Abſ2 vor 9 611) 88 91ff.; 


d a 
azu L. Richter Därbht 1938, 196. 
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Beſondere Fälle. Anordnungen des Reichsleiters für die Preſſe laſſen bürgerlich⸗rechtliche 
Anſprüche des auf feine Veranlaſſung abberufenen Verlagsleiters eines parteiamtlichen 
Zeitungsunternehmens gegen den Verlag unberührt; die Wirkung einer Kündigung bemißt 
ſich nach 58 620 ff., wobei allerdings die Anordnung des Reichsleiters als wichtiger Grund im 
Sinne des $ 626 in Betracht kommen kann (RG JW 1937, 211115). Kündbarkeit eines auf Lebens⸗ 
zeit oder auf mehr als fünf Jahre eingegangenen Dienſtverhältniſſes nach Ablauf von fünf Jahren 
ſ. 8624. Stillſchweigende Verlängerung eines Dienſtverhältniſſes (auch eines gekündigten) nach 
Ablauf der Dienſtzeit ſ. $ 625. Kündigungen nach der preuß. Sparnotverordnung ſ. RAS 11 
S. 10, 14, 213; 12 S. 289, 307. Kündigung von Juden, die als leitende Angeſtellte 
in einem Wirtſchaftsunternehmen tätig find, ſ. Vo v. 12. 11. 38 (RGBl I, 1580) § 2. — 
Erlöſchen eines Arbeitsverhältniſſes ohne Kündigung beim Eintritt in den aktiven Militär- 
dienst (RA 20, 116) und in den Arbeitsdienſt ſ. VO über Fürſorge für Soldaten und 
Arbeitsmänner, neue Faſſung v. 29. 12. 37 RGBl I, 1417, 88 1, 7, 17; vgl. RA 19, 21, wonach 
der Einberufungstag maßgebend iſt, auch wenn der Einberufung krankheitshalber nicht Folge 
geleiſtet werden kann; dazu Roeder ZAkDR 1938 S. 30, 57; Mansfeld ArbRSamml 31, 137; 
nochmals Roeder FW 1938, 561; Weſpe ebenda 563; ſ. auch Wagner DJ 1935, 1339; Schnei⸗ 
der DArbR 1935, 294; Brandſtetter DArbR 1936 S. 229, 291; Schneider ebenda 320; 
Roeder DArbR 1937, 193. Für den Fall der bloßen Einberufung zu Übungen der Wehr⸗ 
macht ſ. VO v. 25. 11. 35 (RG Bl J, 1358), jetzt VO v. 15. 3. 39 (RG Bl 1, 609), dazu RA 20, 116; 
ArbRSamml 33, 49 (LAG); ArbG Berlin ArbRſpr 1937, 165; Schneider DArbR 1936, 18. 

2. Endigung des Dienſtverhältniſſes durch Kündigung. Dazu die $$ 621—623, ferner all⸗ 
gemein Molitor, Die Kündigung 1935; über Kündigung und Kündigungsgrund im Arbeitsrecht 
Möhl ZW 1936, 3432. Zur Löfung eines Arbeitsverhältniſſes durch (ordentliche) Kündigung ſ. 
auch den Entwurf eines Geſetzes über das Arbeitsverhältnis (Vorbem 1 Abſ 2 vor 
5 611) 88 94ff.; dazu L. Richter DArbR 1938, 196. Über rechtliche Natur und Form der Kündi⸗ 
gung |. 8 130 und § 542 A 2; über verſpätete und bedingte Kündigung |. § 565 A 4. Eine mit zu 
kurzer Friſt ausgeſprochene Kündigung wirkt regelmäßig zum nächſten zuläſſigen Termin (RAG 14, 
33). Zur Anwendung des 9 193 BGB auf die Kündigung von Arbeitsverträgen, wenn der letztmög⸗ 
liche Kündigungstag auf einen Sonn- oder Feiertag fällt, ſ. RAch 4, 139; 16, 125; RA HRR 1930 
Nr 1118; auch Bertermann DArbR 1936, 341. Bedingte Kündigungen find unwirkſam (R 91, 
309; Rel 8.5.29, 501/28), es müßte denn fein, daß der Eintritt der Bedingung ausſchließlich vom 
Willen des Gekündigten abhängt (vgl. RAch 4, 17; 14, 41 und $ 565 A 4). S. aber auch MAG 11, 
153 (geſetzliche Bedingung). — Eine beſondere Form iſt geſetzlich im allgemeinen nicht vorgeſchrieben. 
Für die Kündigung des Anſtellungsverhältniſſes eines Schriftleiters von Zeitungen und politiſchen 
Zeitſchriften iſt jedoch Schriftform und Angabe der Gründe Erfordernis; vgl. Schriftleitergeſetz v. 
4. 10. 33 (RG Bl J, 713) 829, Beſchränkungen $30, ſowie VO v. 18. 1. 34 (RG Bl 1, 40) 88 44 ff. und 
Rach 15, 320. Zum Schriftleitergeſetz ſ. auch Durchf VO v. 19. 12. 33 (RGBl J, 1085), Einführung 
in Oſterreich VO v. 14. 6. 38 (RGBl I, 629), in den ſudetendeutſchen Gebieten VO v. 
19. 10. 38 (RG Bl J, 1447). Zum Schriftleitergeſetz ſ. noch L. Richter DATEN 1934, öff. Folgen 
des Mangels der geſetzlichen Form bei Schriftleiterverträgen; Einwand der Argliſt und des Ver- 
ſchuldens bei der Vertragsverhandlung gegenüber der Beanſtandung des Formmangels |. 
RAS 20, 32. Schriftform nach Tarifvertrag ſ. RAG 8, 207. — Einzelne Vertragsbe⸗ 
ſtimmungen können nicht gekündigt werden (MAG HAN 1933 Nr 1664). Kündigung einer 
Zulage ſ. Rach SeuffA 91 Nr 99. Die Frage, ob ein Dienſtverhältnis ſchon vor feinem Beginn 
im Wege der ordentlichen (befriſteten) Kündigung wirkſam gekündigt werden kann, ift in RAG 13, 
80 verneint worden. Über die Rechtswirkung einer fortlaufenden Reihe von Kündigungen mit ſich 
überſchneidenden Friſten |. RAG 13, 233. Über Kündigungen zum oder beim Arbeitsſchluß ſ. RA 
HRR 1931 Nr 1942. — Kündigungen und Entlaffungen muſſen klar und unmißbverſtändlich 
ausgeſprochen werden, weil ſie von erheblicher Bedeutung für das künftige Verhalten des anderen 
Teils und für deſſen Rechte und Pflichten ſind (Ach 15, 119; 16 S. 45, 251; 17 S. 244 [250], 
346; RAG HRR 1936 Nr 740). Über vorſorgliche Kündigungen ſ. Reuß DALEN 1936, 236. Eine 
Angabe des Kündigungsgrundes iſt in der Regel nicht erforderlich, kann aber unter Um 
ſtänden als Ausfluß gegenſeitiger Treupflicht geboten fein (vgl. Nikiſch Arbeitsrecht 1936/1938 
S. 97f: und § 626 A 1; aber auch Hueck, Deutſches Arbeitsrecht 1938 S. 127 und Molitor, Die 
Kündigung 1935 S. 80 f., 152f. und DArbR 1938, 33). Nach dem Schriftleitergeſetz (j. oben) 
muß die Kündigung des Anſtellungsverhältniſſes eines Schriftleiters die Angabe der Gründe enthal⸗ 
ten, die jedenfalls noch innerhalb der Kündigungefriſt ſchriftlich mitgeteilt werden müſſen (dazu 
Stritzke JW 1933, 2364 und Arbe Beuthen JW 1938, 2369). Über das Nachſchieben von wicht!“ 
gen Gründen, wenn eine Kündigung vertraglich nur aus wichtigen Gründen möglich iſt ſ. RA (h! „ 
244. Auch bei Vereinbarung einer Kündigung „jederzeit und unbedingt“ können die Umſtände 
nach Treu und Glauben ($ 242) einer ausgeſprochenen Kündigung die Wirkung nehmen, z. B. 
wenn Maßnahmen, zu denen der Dienſtberechtigte ſelbſt den Dienſtverpflichteten veranlaßt 
hat, deſſen Entlaſſung rechtfertigen ſollen (NG JW 1928, 86013). Auch eine Kündigung zwecks 
Anderung der Arbeitsbedingungen beendigt das Dienſtverhältnis in dem Zeitpunkt, zu dem ſie 
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erklärt iſt; der Hinweis auf den Zweck läßt dieſe Wirkung unberührt (RAG 3, 235; RAG HRN 
1931 Nr 310; 1933 Nr 497). — Kündigungen, die ein geſetzliches Verbot oder die guten Sitten ver⸗ 
legen, find nach 88 134, 138 nichtig (RAG 8, 216; 12, 44; 14, 341; 15, 361; 16 S. 179, 202). Ins- 
beſondere ift nach § 138 Abſ 1 wichtig eine Kündigung, die nach Beweggrund und Zweck gegen 
bie guten Sitten verſtößt; dem ſteht weder der perſonenrechtliche Charakter des Arbeitsverhält⸗ 
niſſes noch der Kündigungsſchutz der $$ 56ff. ADG in der Faſſung des Erweiterungsgeſetzes v. 
30. 11. 34 (RG Bl I, 1193) entgegen (RAG 16, 179, dazu Anm Koehler Di 1936, 733; vgl. 
unten X 3 unter b, ferner Arbch Berlin DX 1935, 645). Zur Frage der Sittenwidrigkeit der Kün⸗ 
digung eines in Durchführung des Vierjahresplans eingeftellten älteren Angeſtellten ſ. RAG 
20, 281. Zur Behandlung ſittenwidriger Kündigungen ſ. auch Molitor, Die Kündigung 
1935 S. 162ff. und DArbR 1937, 278; über nichtige Kündigungen Herſchel DALDR 
1997, 310. Die Kündigung von Angeſtellten, die Juden, jüdiihe Mifchlinge oder jüdiſch 
Verſippte find, durch eine öffentliche Körperſchaft (Stadtgemeinde) verſtößt nicht gegen 
die guten Sitten (RA 18, 137; 19, 67). Willkürliche Kündigungen verſtoßen gegen den 
Geiſt der Betriebsgemeinſchaft und insbeſondere gegen die Fuürſorgepflicht des Unter⸗ 
nehmers (vgl. R HRR 1937 Nr 1640 und Derſch ZAk DR 1936, 1040. Über Kündigungen 
gegen 95 des früheren Betriebsrätegeſetzes |. RA 1, 336; 2, 248; 3, 33; 5, 177; 7, 4; 8, 173; 
10, 250; HR R 1928 Nr 331; 1931 Nr 1158; gegen Weim Verf Art 118 (dazu jetzt VO v. 28. 2. 33, 
AGBl J, 83, f 1) ſ. RA 2, 106; 10 S. 27, 275; 11, 273; RAch HRR 1932 Nr 1335; gegen Art 159 
Kelch 4, 23; 5, 176 6 S. 12, 268; 8, 216; 10, 265; 11, 45; RUG HR 1931 Nr 312: 1932 Nr 1463; 
1933 Nr 1108. Drohung mit Kündigung zur Erzwingung der Einwilligung des Dienſtverpflich⸗ 
teten in die Herabſetzung übertariflichen Lohnes |. RA 15, 343. Sittenwidrigkeit der friſtloſen 
Entlaſſung eines langjährigen Bergarbeiters |. KAG 16, 202. Zur Kündigung eines langjährig 
beſchäftigten, arbeitsbeſchränkt gewordenen Arbeiters |. auch ArbRSamml 33, 134 (LAG: Berg- 
arbeiter) Sittenwidrigkeit einer Kündigung zur Vereitelung eines Ruhegeldanſpruches |. RAG 
20, 20 (24). Eine unzuläſſige Kündigung bedarf an ſich keines Widerſpruchs; doch kann unter 
inſtänden in dem Stillſchweigen des Gekündigten ein Einverſtändnis mit der Löſung des Arbeits⸗ 
verhäitmiffes gefunden werden (Ruch 14, 70; Reich Seuffü 90 Nr 67). Daraus allein, daß eine 
unbillige Härte vorliegt, etwa weil ein anderer Arbeitnehmer nach ſeinen wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſen und ſeinem Dienſtalter für eine Entlaſſung eher in Frage käme, iſt eine Nichtigkeit nicht abzu⸗ 
Aten (Rule HRR 1933 Nr 1208). — Mehrere Dienſtberechtigte müſſen gemeinſam kündigen 
Sec 28, 186), Kündigung eines Dienſtverhältniſſes der Ehefrau durch den Ehemann ſ. $ 1358. 
dwirken die Eheleute einen den Ehemann nach $ 1358 ermächtigenden Beſchluß durch bewußte 
Aufchung des Vormundſchaftsgerichts, fo handeln fie gegen die guten Sitten und müſſen nach 
9826 dem durch die Kündigung geſchädigten andern Vertragsteil den Schaden erſezen (Ruch 3,147). 
N Die Kündigungsfriſten können nach dem BG für beide Teile in verſchiedener 
i mer vereinbart werden (JW 04, 223%), ſofern eine ſolche Vereinbarung nicht gegen 
508. verſtößt (RG JW 04, 233%). Beſondere (teilweiſe abweichende) Beſtimmungen über 
Nach indigungsfriten für Handlungsgehilfen im HGB 88 66—69 (zu $$ 66, 67 ſ. RAS 3, 15; 
0 G Warn 1931 Nr 145; RAS HRR 1930 Nr 233; zu 8695. RAG 3, 272), dazu Gef v. 21. 7. 22 
91270 I, 652), für Handlungslehrlinge im HGB 8977, 78, für gewerbliche Gehilfen in der dewd 
1 22, für das gewerbliche Lehrlingsverhältnis in der GewO § 127b, für Betriebsbeamte, Werk⸗ 
16 Net, Techniker in der Gew $$ 133aff., dazu Gef v. 21. 7. 22 (RGBl 652); dazu Ralch 7, 103; 
lun 45; RAch HR R 1933 Nr 1435; LAG Berlin DJ 1933, 549. Zum Unterſchied zwiſchen Hand⸗ 
Mig und Gewerbegehilfen |. RAG 2, 131; 7, 250; 9, 284; 16, 154; 18, 172; 19, 246; Nach 
or 1935 Nr 1049; RAS ArbRSamml 18, 437; RAG JW 1933, 24082; 1938, 167027; Na 
Nhl 83 Nr 38. Berechnung der dreitägigen Kündigungsfriſt im Baugewerbe ohne Mit⸗ 
Uberng don Sonn- und Feiertagen und ſonſt üblichen Ruhetagen . RA ch 19, 250. Stillſchweigende 
51 nahme eines Angeſtellten zu den bisherigen Bedingungen, insbeſondere in bezug auf Kündi⸗ 
Ihm und Kündigungsftiſt, beim Wechſel des Betriebsinhabers |. RA Seuffü 89 Nr 110. Still 
eigende Vereinbarung der im Betriebe üblichen (eintägigen) Kündigungsfriſt |. LAG Köln 
gem ml 32, 143. Stillſchweigen des Gefolgsmannes zu einer ihm erſt nachträglich befannt- 
gun ordenen, ihm nachteiligen Übung im Betriebe, wie etwa Anwendung einer kürzeren Kündi⸗ 
Kundert als der geſetzlichen, iſt noch nicht Zuſtimmung (MAG 20, 129). Über die beſonderen 
vertrz gungsfriſten für ältere Angeſtellte |. Ada. — Ermächtigung zur Kündigung von Lehr⸗ 
et im Vergleichsverfahren ſ. Rach 11, 61. Für die Angeſtellten der Krankenkaſſen, Berufs⸗ 
N Je ſonſchaften . RVerſichd 9 354 (dazu RA 11, 37), 693 (dazu Rh 121, 221), 978, 1147. Zu 
und Got J. RA 11, 289; 18, 110. Für Zeitangeſtellte der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung 
9 (tbeitötofenverficherung ſ. RA 13, 215. Zur Kündigung bei ländlichen Dienſtboten j. auch 
mit die 3, 9. Die beſonderen Kündigungsfriſten der landesgeſetzlichen Geſindeordnungen ſind 
Bu ieſen beſeitigt worden (Vorbem 2 vor 8 611). Die Frage, ob in einem Bühnenanſtellungs⸗ 
einem oc Theaterunternehmer rechtswirkſam bie Befugnis eingeräumt werden kann, nach 
zu per; Belieben einſeitig den Vertrag zu verlängern oder jederzeit zu kündigen, iſt nicht allgemein 
‚einen oder zu bejahen, ſondern nach den Umſtänden des einzelnen Falles (B68 $ 138) 
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zu entſcheiden (Rz 91, 328). — Über den Unterſchied zwischen einem wichtigen Grund im 
Sinne des $ 626 und einem wichtigen Grund, der nach dem Arbeitsvertrag die ſonſt 
nicht zuläſſige befriſtete Kündigung ausnahmsweiſe rechtfertigt, ſ. RAG 18 S. 116, 132 
(135); 19, 59 (66). Stillſchweigender Ausſchluß einer Kündigung ohne wichtigen Grund bei Dauer- 
ſtellungen ſ. RA DJ 1937, 1813, |. auch ebenda 1856. Wird in einem Beruf als Vorausſetzung des 
Ausſchluſſes befriſteter Kündigung von Dauerangeſtellten die deutſche Staatsangehörigkeit gefor⸗ 
dert, ſo iſt dieſe nicht dem Reichsbürgerrecht nach dem Geſetz v. 15. 9.35 (RG Bl I, 1146) gleichzu⸗ 
ſetzen (RA 17,277). Befriſtete Kündigung einer preußiſchen Bezirkshebamme nach mehrfacher 
Verwarnung ſ. RAG 19,59. Über Judentum als wichtigen Kündigungsgrund im Sinne des 9626 
ſ. dort A 1 Abſ 4. — Über das Verhältnis von Kündigung nach §8 620ff. BB und Kündigung 
nach dem Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums v. 7.4.33 (RG Bl 1,175) 
$ 15 mit der 2. Durchf B O v. 4.5.33 (RGBT 1, 233) und fpäteren Anderungen ſ. RA 14 S. 211,223; 
15 S. 112,211, 16 S. 56, 135; 17 S. 244,316; 18 S. 84; 20,241. Eine Umdeutung der einen Art der 
Kündigung in die andere findet danach nicht ſtatt. Dasſelbe gilt fir das Verhältnis der als Strafe 
ausgeſprochenen Dienſtentlaſſung von Krankenkaſſenangeſtellten, die der Dienſt⸗ 
ordnung unterſtehen, zu einer befriſteten ordentlichen oder einer friſtloſen Kündigung aus 
anderem wichtigen Grund (RAG 12, 314; 15, 15; 16, 332). Über die bei Krankenkaſſenangeſtellten 
möglichen verſchiedenen Arten von Kündigung ſ. auch RA 16, 135. Über Kündigung von 
Krankenkaſſenangeſtellten |. noch RA 20, 82. 

Zur Sicherſtellung des Kräftebedarfs für Aufgaben von beſonderer ſtaatspolitiſcher Be⸗ 
deutung wurden im Zuge der Durchführung des Vierjahresplans mehrere Verordnungen 
erlaſſen. Nach der VO v. 22. 6. 38 (RG Bl. I, 652), dazu Schmidt DArbg 1938, 242; über 
die Aufhebung der BO f. unten) konnten deutſche Staatsangehörige vom Präſidenten 
der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung für eine begrenzte 
Zeit verpflichtet werden, auf einem ihnen zugewieſenen Arbeitsplatz Dienſte zu leiſten oder ſich 
einer beſtimmten beruflichen Ausbildung zu unterziehen ($ 1). Das neue Dienſt⸗ oder Ausbildungs⸗ 
verhältnis konnte nur mit Zuſtimmung des Präſidenten der Reichsanſtalt gelöſt werden ($ 2). Die 
Dienſt⸗ oder Ausbildungsberpflichteten, die bei ihrer Einberufung in einem Beſchäftigungsver⸗ 
hältnis ſtanden, waren aus dieſem für die Dauer der Verpflichtung zu beurlauben; während der 
Beurlaubung durfte das bisherige Beſchäftigungsverhältnis nicht gekündigt werden (83). Eine 
zweite VO v. 30. 6. 38 (RG Bl I, 710) ermächtigte den Reichsarbeitsminiſter zu allen zur Durch- 
führung notwendigen Maßnahmen. Nach einer dritten Vo (Notdienſtverordnung) v. 15. 10. 38 
(RED 1, 1441) können zur Bekämpfung öffentlicher Notſtände ſowie zur Verbreitung ihrer Be⸗ 
kämpfung Bewohner des Reichsgebiets für eine begrenzte Zeit zu Notdienſtleiſtungen heran⸗ 
gezogen werden ($1 Abſ 1). Das Beſchäftigungsverhältnis im Notdienſt kann nur von der Be⸗ 
hörde gelöſt werden, die den Notdienſtpflichtigen herangezogen hat (83 Abf 3). Notdienſtpflichtige, 
die bei Beginn des Notdienſtes in einem Beſchäftigungsverhältnis ſtehen, ſind für die Dauer des 
Notdienſtes zu beurlauben; das Beſchäftigungsverhältnis darf wegen der Heranziehung zum 
Notdienſt nicht gekündigt werden (555 Abſ 1). Unter Aufhebung der Verordnungen v. 22. 6. 38 
und 30. 6. 38 (ſ. oben) iſt inzwiſchen die VO v. 13. 2. 39 (RG Bl I, 206) ergangen. Danach kann 
ar Aufgaben, die der Beauftragte für den Vierjahresplan als beſonders bedeutſam und unauf⸗ 
ſchiebbar bezeichnet, das Arbeitsamt Bewohner des Reichsgebiets zur Dienſtleiſtung verpflichten 
(81 Abs ). Dienſtverpflichtete, die in einem Beſchäftigungsverhältnis ſtehen, gelten 
bei zeitlich begrenzter Verpflichtung als beurlaubt; während der Beurlaubung darf 
das bisherige Beſchäftigungsverhältnis nicht gekündigt werden (82 Abſ 1). Bei Ver 
pflichtung zu Dienſtleiſtungen von unbeſchränkter Dauer erliſcht das bisherige Be 
ſchäftigungsverhältnis ($ 2 Abſ 2). Das Dienſtverhältnis darf nur mit Zuſtimmung des 
Arbeitsamts gelöſt werden ($ 2 Abſ 5). Zur Vorbereitung auf die Dienſtleiſtung kann der Dienſt⸗ 
pflichtige zu einer Schulung herangezogen werden ($ 3). Beſchränkung des Platzwechſels ſ. 7. 
Dazu Durchführungsverordnungen v. 2. 3. 39 (RG Bl I, 403) und v. 10. 3. 39 (RGBl I, 444, 
Berichtigung 704). 

3. Der Kündigungsſchutz für Arbeitnehmer (Angeſtellte und Arbeiter) hat durch die Geſetze 
des neuen Arbeitsrechts, insbeſondere auch durch Vorſchriften des Geſ zur Ordnung der 
nationalen Arbeit v. 20. 1. 34 (ſ. unter b, 6, d; für die Zeit der wirtſchaftlichen Demobil⸗ 
machung ſ. Vorbem 7 vor 8 611) eine weſentliche Erweiterung erfahren: : 

a) Einen Kündigungsſchutz für Angeſtellte brachte das Kündigungsſchutzgeſetz v. 9. 7. 26 
(ABl I, 399), Einführung im Saarland |. BO v. 18. 2. 35 (RG Bl 1, 237) 3. Abſchn Art II. 
Entſprechend ſeinem ſozialpolitiſchen Zweck, der Notlage der älteren Angeſtellten nach Möglichkeit 
zu ſteuern, erweiterte es den aus dem HGB und der GewO ſich ergebenden Schutz, indem es 
ſeinen Schutz unabhängig von der Höhe des Jahresverdienſtes eintreten ließ, an die Stelle der 
bisherigen geſetzlichen oder vereinbarten Kündigungsfriſten weitergehende Mindeſtfriſten ſetzte 
und bestimmte, daß der Arbeitgeber nur noch für den Schluß eines Kalendervierteljahres kündige 
darf Das Gejep, das auch im Falle des Konkurſes Anwendung findet (NAG 4, 187; RA HAN 
1930 Nr 993, 1932 Nr 1942), gilt für Angeſtellte, die nach $ 1 VerſichG f. Angeſtellte ver“ 
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ſicherungspflichtig find (dazu RAW 2, 276; 4, 234; 14, 316; 16, 113) oder fein würden, 
wenn ihr Jahresarbeitsverdienſt die Gehaltsgrenze nach $3 des Geſ nicht über⸗ 
tie ge, und beſtimmt, daß ein Arbeitgeber, der in der Regel mehr als zwei Angeſtellte aus⸗ 
ſchließlich der Lehrlinge beſchäftigt (Beſtimmung des Regelſtandes der Beſchäftigung f. 


Schluß eines Kalendervierteljahres kündigen kann. Bei längerer Beſchäftigung 
treten weitere Verlängerungen der Kündigungsfriſt ein. Die verlängerte Kün⸗ 


Eitnehmers iſt nicht ſeine Behandlung, Entlohnung oder auch Bezeichnung, ſondern die Art der 
Tätigkeit, zu der er angeſtellt iſt (R Ach 4, 197). Die Angeſtellteneigenſchaft geht auch nicht ſchon 


rm 
wirt 
liche 
955 349; 15, 103; RAG JW 1937, 286047 Re Warn 1929 Nr 68; HRR 1932 Nr 969; für 
non Verhältnis der Deutſchen Arbeitsfront und ihrer Gliederungen zu den ſog. Vorgänger⸗ 


b 
ſgaſtlchen Zielſetzung ins Auge zu faſſen, und es ift zu fragen, ob der Betrieb ohne weſent⸗ 
n 


[hu zes iſt der geltzunlt, in dem die Kiindi klärt wird, nicht der Termin zu de 
; 8 gungerklärt wird, nicht der Termin zu dem 
5 erfolgt 7 12 Daß der im Reichsdienſt Angeſtellte während der maßgebenden Zeit bei 
weſchiedenen Dienſtſtellen im Bereiche verſchiedener Reichsminiſterien beſchäftigt war, ſteht der An- 
364, ung des Geſetzes nicht im Wege; es handelt ſich um den gleichen Arbeitgeber (RAch 10, 
f . Der Kündigungsſchutz gilt auch für ſolche Kündigungen, die nur zu dem Zwecke ausge⸗ 
prochen werden, um eine Anderung der Vertragsbedingungen herbeizuführen (RA 2, 28). 
Taliakeſaltigungedeuer, von der der Kündigungsſchutz abhängt, braucht nicht in ununterbrochener 
Femme geredet werden jollen, ein enger innerer Zuſammenhang beftehen, der die Anrechnung 
(120 winden der ſozialen Gerechtigkeit und nach Treu und Glauben als geboten erſcheinen läßt 
Nr 86 J 04 197; 19, 327; MAG Warn 1933 Nr 45; Relch ZW 1928, 1075“ RU Ceuffü 82 
i 6, S Match Hen 1931 Nr 1337). Anrechnung einer Angeſtelltentätigkeit im Ausland bei einem 
j N91 verhiftuis, das in Deutſchland eingegangen ift und dort auch feinen Abſchluß finden fol, 
ae RR 1930 Nr 532. Wiederholte Inanſpruchnahme des Kündigungsſchutzes bei fort- 
rechner Tatigkeit bei dem nämlichen Arbeitgeber |. KAG HRR 1931 Nr 1673. Über die An⸗ 
tete g von Kriegsdienſtjahren ſ. Rach 3, 353. Anzurechnen ift auch die Zeit, die der Ange⸗ 
Zu Ben dem gleichen Betriebe als Arbeiter zugebracht hat (RAG 7, 209; RAS Gruch 70, 291). 
Vet Behandlung des Falles, wenn der anſtellende Arbeitgeber den Angeſtellten in einem fremden 


1930 Aungstermine zwingender Natur zugunften der Angeſtellten (Rach 1, 7; 4, 6, RAG JW 
ſchaff, 5, 30178; 1937, 286047). Günſtigere Bedingungen können durch Vereinbarung ge- 
Ein 905 werden; ob die geſetzlichen Bedingungen günſtiger ſind oder die vertraglichen, muß im 
1200 N 80 gehend vom Zeitpunkt, in dem die Kündigung ausgeſprochen iſt, geprüft werden 


fündin Spamotverorbnung berührt (Rach 11, 14) und finden auch Anwendung, wenn ein ge⸗ 
kurze ge, Angefteftter nur auf ſeine Bitten und in ſeinem Intereſſe für unbeſtimmte, wenn auch 


In Dielen ſcheiden aus, wenn ein für beſtimmte Zeit eingegangenes Arbeitsverhältnis mit dem Ab⸗ 


Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Oegg.) 24 


370 Rechtder Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldve rhältniſſe 


hung des Geſetzes führen, wenn an die Stelle eines einheitlichen Arbeitsverhältniſſes 
eine fortlaufende Ketteſtändig ſich erneuernder kurzfriſtiger Arbeitsverträge geſetzt 
wird (RAch 1,361; 4,358; 19,182; RAG JW. 1933, 18557; RA HRR 1928 Nr 1292; 1929 Nr 821; 
1931 Nr 1158, 1438 und für tarifmäßige Kündigungsbeſchränkungen RAG 2,92). Ob eine unzu⸗ 
läſſige, einer Anwendung der Kündigungsvorſchriften nicht im Wege ſtehende Umgehung anzuneh⸗ 
men oder der Vertragsfreiheit Raum zu geben iſt, hängt von den Umſtänden des Falles und namenk⸗ 
lich auch davon ab, ob vom Standpunkt eines ruhigen, ſachlichen Beurteilers die Maßnahme veran- 
laßt war oder doch für veranlaßt gehalten werden durfte (RAch 7,93). Zur Ungültigkeit von zur Um⸗ 
gehung des Kündigungsſchutzes geſchloſſenen ſog. Elfmonatsverträgen, im Hinblick insbeſondere 
auf die Pflicht des Betriebsführers zur Wahrung des gegenſeitigen Vertrauens und zur Fürſorge 
für die Geſellſchaft ſ. RAS 17, 363). Einwand der allgemeinen Argliſt gegenüber der Berufung 
auf die an ſich zwingenden Vorſchriften des Kündigungsſchutzgeſetzes |. RA 13, 290. Zur An⸗ 
wendung des Kündigungsſchutzgeſetzes auf ausländiſche Anſtellungsverhältniſſe ſ. RA 8, 195; 
12,270; RAch HRR 1933 Nr 1107. — Bei der Bemeſſung der Kündigungsfriſten für aus 
dem aktiven Dienſt als Soldaten oder Arbeitsmänner kommende Perſonen ſind die Be⸗ 
ſtimmungen in $ 32 des Wehrgeſetzes v. 21.5. 35 (RG Bl 1,609) und der auf Grund dieſes Geſetzes 
und des Reichsarbeitsdienſtgeſetzes v. 26. 6.35 (RG Bl 1,769) erlaſſenen VO über Fürſorge für Sol⸗ 
daten und Arbeitsmänner v. 30. 9.36 (RG Bl 1,865), dazu Scholz RArbBl 1936 1,512, neue Faſ⸗ 
fung v. 29.12.37 (RG Bl 1,1417) 883,9, 17 zu beachten. Einführung in Oſterreich VO v. 15.6. 38 
(RG Bl J, 631), in den ſudetendeutſchen Gebieten VO v. 21. 2. 39 (RG Bl. I, 287). Über eine 
Anrechnung der Zeit der Mitgliedſchaft der NSDAP und ihrer Gliederungen bei Angeſtellten 
öffentlicher Verwaltungen und Betriebe ſ. JW 1938, 206367. 

b) Einen allgemeinen Kündigungsſchutz für Angeſtellte und Arbeiter gewährt das Geſetz 
zur Ordnung der nationalen Arbeit v. 20. 1. 34 (RGBl I, 45) in den 88 56ff. durch eine 
Klage auf Widerruf der Kündigung. Nach dem mit dem Inkrafttreten des AO außer Kraft 
getretenen Betriebsrätegeſetz v. 2. 2. 20 (MOBIL 147) 58 84ff. — dazu die Rechtſprechung in 
9620 A 2b der 8. Auflage und für den Fall einer Kündigung wegen Verdachts ſtaatsfeindlicher 
Einſtellung das Geſ v. 4.4.33 (RG Bl, 161) Art II und RAS 13,356; 14 S. 88,230; 16, 246: 20,241; 
Ra Seuff 89 Nr 37; RA HRR 1936 Nr 200 — konnten Arbeitnehmer im Falle der Kündigung 
ſeitens des Arbeitgebers aus beſtimmten Gründen Einſpruch erheben, der zunächſt an den Arbeiter- 
oder Angeſtelltenrat ging, und wenn dieſer ihn für begründet erachtete, gleichwohl aber eine Ver⸗ 
ſtäandigung mit dem Arbeitgeber nicht erreichte, auf Anrufen des Arbeiter- oder Angeſtelltenrates 
oder des Arbeitnehmers zur endgültigen Entſcheidung durch das Arbeitsgericht (früher den Schlich⸗ 
tungsausſchuß) führte. Wurde der Einſpruch für begründet erklärt, ſo mußte der Arbeitgeber 
den Arbeitnehmer wieder einſtellen oder entſchädigen. An die Stelle dieſes Einſpruchsverfahrens 
iſt jetzt ein der neuen Arbeitsverfaſſung angepaßtes Kündigungswiderrufsverfahren ger 
treten, für das die 98 56 ff. des AOG mit den Anderungen durch Gef v. 30. 11. 34 (RG Bl I, 1193) 
und Durchf VO v. 15. 10. 35 (RG Bl I, 1240) maßgebend find. Danach können Angeſtellte oder 
Arbeiter, denen nach einjähriger Beſchäftigung in dem gleichen Betrieb oder in dem gleichen 
Unternehmen gekündigt wird, wenn es ſich um einen Betrieb mit in der Regel mindeſtens 
zehn Beſchäftigten (für Organiſationsſtellen der RS DAP ſ. DJ 1937, 1159) handelt, beim Ar⸗ 
beitsgericht auf Widerruf der Kündigung klagen, wenn dieſe unbillig hart (nicht nur in mate⸗ 
rieller Beziehung Arbe Samml 32,46 [LAG]; zum Begriff der unbilligen Härte ſ. auch Dänzer⸗ 
Van olli DAL 1936 S. 33,73) und nicht durch die Verhältniſſe des Betriebes bedingt it 
($ 56 Abſ1). Anrechnung der Zeit des aktiven Dienſtes als Soldat oder Arbeitsmann für die einjäh⸗ 
rige Beſchäftigung f. VO über Fürſorge für Soldaten und Arbeitsmänner v. 30. 9.36 (RG Bl 1,865), 
neue Faſſung v. 29. 12.37 (RGGBl 1, 1417) 683,9, 17. Umgehung des Kündigungsſchutzes durch 
ſog. Elfmonatsverträge [ RAG 17, 363 oder durch den fortgeſetzten Abſchluß ſich aneinander 
anreihender kurzfriſtiger Verträge [ NAG 19, 178. Über richterliche Nachprüfung der Betriebs- 
verhältniſſe |. R. Franke JW 1936 S. 1184, 2690. Die Klage iſt binnen zwei W ochen nach Zugang 
der Kündigung (auch einer bloß „vorſorglichen“ LAch Eſſen JW 1936, 125857) zu erheben, nach 
56 der Durchſ VO v. 15. 10. 35 kann aber bei Verſäumung der Friſt Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand gewährt werden. Der Vertrauensrat wirkt (anders, als in dem früheren Einſpruchs“ 
verfahren die Organe der Betriebsvertretung) in dem Verfahren ſelbſt nicht mit. Doch ift der 
Klage regelmäßig eine Beſcheinigung des Vertrauensrates beizufügen, daß die Frage der 
Weiterbeſchäftigung erfolglos beraten worden iſt (556 Abſ?2 Satz 1). Von der Beibringung der Be 
ſcheinigung kann abgeſehen werden, wenn der Gekündigte nachweiſt, daß er binnen fünf Tagen 
nach Zugang der Kündigung den Vertrauensrat angerufen, dieſer aber eine Beſcheinigung inner 
halb fünf Tagen nach dem Anruf nicht erteilt hat (§ 56 Abſ 2 Satz 2), nach 9 7 der Durhf® 9 
v. 15. 10.35 (. oben) auch dann, wenn der Gekündigte glaubhaft macht, daß er trotz Anwendung ale 
ihm nach Lage der Umſtände zuzumutenden Sorgfalt verhindert war, den Vertrauensrat innerha m 
der fünftägigen Friſt anzurufen. Erkennt das Gericht auf Widerruf der Kündigung, fo iſt im Urtei 
von Amts wegen eine Entſchädigung für den Fall feſtzuſetzen, daß der Unternehmer den 
Widerruf ablehnt (557 Abj1). Die Entſchädigung ift unter Berückſichtigung der wirtſchaftlichen 
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Lage des Gekündigten und der wirtſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit des Betriebes nach der Dauer des 
Arbeitsverhältniſſes zu bemeſſen. Berückſichtigung der Vermögens⸗ und Erwerbsverhältniſſe der 
Beteiligten ſowie des Verhaltens des Gefolgsmannes |. ArbRSamml 33 S. 61, 63 (LAG). Die 
Entſchädigung darf ſechs Zwölftel des letzten Jahresarbeitsverdienſtes in der Regel nicht über⸗ 
ſteigen, kann aber bis zur vollen Höhe des Jahresarbeitsverdienſtes feſtgeſetzt werden, wenn die 
Kündigung offenſichtlich willkürlich oder aus nichtigen Gründen unter Mißbrauch der 
Machtſtellung im Betriebe erfolgt ift (858 in der Faſſung des Geſ v. 30.11.34). Kündigungen 
dieſer Art, wie fie erſt in der neuen Faſſung hervorgehoben find, werden regelmäßig auch gegen die 
guten Sitten verſtoßen und deshalb gemäß $ 138 BGB nichtig fein. Für die Kündigungswiderrufs⸗ 
klage, die eine rechtswirkſame Kündigung vorausſetzt, bleiben aber immer noch diejenigen Fälle 
einer ſolchen unſozialen Kündigung, die nach den hierfür immer maßgebenden Geſamtumſtänden 
den Tatbeſtand des g 138 noch nicht erfüllen. Keinesfalls kann aus der neuen Faſſung des Geſetzes, 
wie behauptet, gefolgert werden, daß entgegen der feſtſtehenden Rechtſprechung für ſozialwidrige 
oder ſonſt verwerfliche Kündigungen nicht mehr eine Nichtigkeit nach 138 in Betracht kommen 
konne, ſondern nur noch das Kündigungswiderrufsverfahren des AOG (RAS 16, 179; ſ. Derſch 
n DArbg 1935, 121ff.; Mansfeld ebenda 1934, 329ff., aber auch Siebert DR 1935, 566f.; 
1937, 382; Arbe 1935, Yff.; ZAkdR 1937, 143ff. [dort auch weiteres Schrifttum]; auch 
Brandt DGWR 1937,33. Aus der neuen Faſſung des $ 58 ergibt ſich nur, daß nicht jede offen⸗ 
ſichtlich willkürliche oder aus nichtigen Gründen unter Mißbrauch der Machtſtellung 
im Betriebe ausgeſprochene Kündigung nach g 138 Abſ1 BGB nichtig fein foll, 
ſondern nur die bei der nach den Umſtänden des Falles die Löſung des Ar- 
beitsverhältniſſes gegen Entſchädigung dem Rechtsempfinden des Volkes oder 
dem Geiſte der Geſetze des neuen Staates widerſprechen würde (RAc 16, 192). 

ber das Wahlrecht des Unternehmers und die Rechtsfolgen einerſeits bei Widerruf der 
Kündigung, anbererjeit bei Verweigerung der Weiterbeſchäftigung, |. § 57 Abſ 2, 3, 89 59, 60. 
Über die vorſorgliche Stellung des Antrags auf Widerruf in einem Verfahren über die Unwirk⸗ 
jamkeit einer friſtloſen Kündigung f. 8 61 (dazu auch ArbRSamml 32, 113 (LUG). Eine Reviſion 
an das Reichsarbeitsgericht findet in den Fällen der 88 56ff. ebenſowenig ſtatt wie früher 
n Kündigungseinſpruchsſachen (872 Abſ 1 Arbe, dazu Rach 14 S. 324,341; 16,202). Über die 
S wierigkeiten, die im Zuſammenhang hiermit bei einer Verbindung von Kündigungsnichtigkeits⸗ 
und Kündigungswiderrufsklage entſtehen können, ſ. KAG 14, 341; 16, 191; 19, 92. Bei Kündi⸗ 
ungen auf Grund geſetzlicher oder tarifordnungsmäßiger Verpflichtung findet der 

undigungsſchutz der 3 56 ff. AO keine Anwendung ($ 62). Hierher ($ 62) gehört z. B. auch eine 
kündigung zur Regelung des Arbeitseinſatzes und der Arbeitsverteilung nach Anor dnung des Präſi⸗ 
„enten der Reichsanſtalt (vgl. Geſ v. 15. 5. 34, RG Bl J, 381 und Vorbem 2a vor 5611). Kündigungs 
Diberrufgftage von arbeitsvertraglich Beſchäftigten der NS DAP |. IW 1937, 2479. — 
watſprechende Anwendung der 88 56ff. auf Arbeiter und Angeſtellte in öffentlichen Ver 
tungen und Betrieben |. das Geſetz v. 23. 3. 34 (Rc l I, 220) 822; eine Reviſion it 
but bier ausgeſchloſſen (8 72 Abſ 1 Arbc h). Zur Frage eines Kündigungsſchutzes für Klein⸗ 
anttiebe Siebert ZA DR 1937, 146. Vgl. auch $$ 92,102 des Entwurfs eines Geſetzes 

ber das Arbeitsverhältnis (Vorbem 1 Abſ 2 vor $ 611). Über die Anwendung des Kündi⸗ 
Bags utzes des ADG auf Vorſtandsmitglieder und Geſchäftsführer von Handelsgeſellſchaften 5 

derſch DArbgi 1937,24; vgl. auch ArbRSamml 32, 192 (Arb®). Über Kündigungsſchutz für Be⸗ 


Harbsſührer, die nicht Unternehmer find, |. Roeder Dülrbg 1938,44 und DI 1938,46 (458); 


Her ia x 10 2 2717 . 5 
warde! J 1937, 1131. — Für den Kündigungsſchutz der Beſchäftigten bei Betrieben (Ver⸗ 
Va ungen im Lande Oſterreich findet fi) in Art I der VO v. 26.3.8 (RG Bl J, 335), dazu 

> 9.7.38 (RGS Bl 1, 851) Art 14, eine entſprechende Regelung. 

N Einen beſonderen Kündigungsſchutz für Vertrauensmänner beſtimmt das Geſetz zur 
eng der nationalen Arbeit v. 20.1. 34 (RGBl 1, 45) in 5 14 Abſ1 Satz 2. Das mit 
ſah Julrafttreten des AOch außer Kraft getretene Betriebsrätegeſetz v. 2. 2. 20 (RG Bl 147) 
98 für Mitglieder der ſrüheren Betriebsvertretungen einen beſonderen Kündigungsſchutz in 
Buftin bor, wonach zur Kündigung (oder auch zur Verſetzung in einen anderen Betrieb) die 
ge gan mung der Belriebsvertretung erforderlich war, die im Falle der Verſagung vom Arbeits 
And erſetzt werden konnte. Wegen der dazu ergangenen früheren Rechtſprechung, die für die 
die endung des heute geltenden Rechtes nur teilweiſe verwertbar iſt, muß im allgemeinen auf 
10 Darlegungen in 9 620 A 2b der 8. Auflage (dazu Geſ v. 4. 4. 83, RG Bl 1161, Art I und RAG 
Die 8, 0, 236) Bezug genommen werden; einzelne Hinweiſe ſ. in den folgenden Ausführungen. 
0 e im Adch niedergelegte neue Ordnung (f. 8611 A5 Ubi) wird beherrſcht von den dem National- 
ennemus eigenen Gedanken der Gemeinſchaft und der Führerſchaft. Nach $1 arbeiten im 
chan der Unternehmer als Führer des Betriebes, die Angeſtellten und Arbeiter als Gefolg⸗ 
Sta t. Nemeinſam zur Förderung der Betriebszwecke und zum gemeinen Nutzen von Voll und 
Jar gi ‘ac $ 5 treten bei Betrieben mit in der Regel mindeſtens zwanzig Beſchäftigten 
feine "egeleibetriche MAG 15, 233) Vertrauensmänner beratend zur Seite, die mit ihm und unter 
Leitung den Vertrauensrat des Betriebes bilden. Die Vertrauensmänner genießen einen 
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verſtärkten Kündigungsſchutz inſofern, als eine Kündigung ihres Dienſtverhältniſſes 
überhaupt nur dann zuläſſig iſt, wenn ſie infolge Stillegung des Betriebes oder 
einer Betriebsabteilung erforderlich wird oder aus einem Grunde erfolgt, der 
zur friſtloſen Kündigung berechtigt (F 14 Abſ 1 Satz 2, Anwendung des § 1244 RGewo 
auf den Vertrauensmann ſ. RAG 15, 158); in anderen Fällen alſo nicht, auch nicht 
mit Zuſtimmung des Vertrauensrates oder des Treuhänders der Arbeit. Auch der Ver⸗ 
trauensmann kann auf den Kündigungsſchutz nicht verzichten, da dieſer in erſter Linie 
nicht im Intereſſe des Einzelnen, ſondern zur Wahrung des ihm anvertrauten Amtes 
und damit im allgemeinen Intereſſe gegeben iſt. Der Treuhänder der Arbeit kann aber 
einen Vertrauensmann wegen ſachlicher oder perſönlicher Ungeeignetheit abberufen ($ 14 Abſ 2), 
und das Amt des Vertrauensmannes erlischt mit der Rechtskraft einer auf die Strafen des $ 38 
Nr 2 bis 5 erkennenden Entſcheidung des Ehrengerichts ($ 14 Abſ 3). Damit entfällt fortan auch 
der beſondere Kündigungsſchutz ebenſo wie im Falle einer freiwilligen Amtsniederlegung (8 14 
Abſ 1 Satz 1). Ein weiterer Schutz der Vertrauensmänner beſteht nach § 2 der 17. 
DurchfVO v. 5. 5. 37 (RGBl I, 581) darin, daß fie ohne ihr Einverſtändnis in 
einen anderen Betrieb des Unternehmers nur mit Zuſtim mung des Reichs- 
treuhänders der Arbeit verſetzt werden können. — Der Kündigungsſchutz beginnt 
und endet mit dem Amt des Vertrauensmannes (regelmäßige Amtsdauer vgl. 
§ 11; zum Beginn des Vertrauensratsamtes auch Derſch DArbR 1935, 121; Verlän⸗ 
gerung der Amtsdauer der derzeitigen Mitglieder der Vertrauensräte „bis auf weiteres“ ſ. 
Geſ v. 1. 4. 38; RGBl I, 358). Der Vertrauensmann genießt den Kündigungsſchutz des § 14 Abſ 1 
Satz 2 nicht ſchon mit ſeiner Berufung, ſondern erſt mit der Ablegung des feierlichen Gelöbniſſes, 
alſo mit der Verpflichtung, die auch den Beginn des Amtes beſtimmt ($$ 10, 11); eine kurz vorher 
ohne wichtigen Grund ausgeſprochene Kündigung kann aber ſittenwidrig und gemäß § 138 BGB 
nichtig fein (RAG 14, 341); vgl. dazu auch die Rechtſprechung über gegen $ 95 des Betriebsräte⸗ 
geſetzes verſtoßende Kündigungen (ſ. oben A 2 Abſ 1). Der Schutz erſtreckt ſich auf alle Kündigungen, 
die während der Amtsdauer ausgeſprochen werden, d. h. dem Vertrauensmann zugehen ($ 130 
BGB), auch ſolche, die nur zum Zwecke einer Abänderung der Arbeitsbedingungen erfolgen (vgl. 
RAG 2 S. 23, 341). Maßgebend ift nur der Zeitpunkt, in dem die Kündigung erklärt 
wird, nicht der Termin, zu dem fie erfolgt (vgl. RA 3,33; 6,123; 7,230; RA HRR 1930 
Nr 993); eine danach zuläſſige Kündigung wird nicht unwirkſam, wenn der Gekündigte nachträglich 
Vertrauensmann wird, eine unzuläſſige (daher nichtige, $ 134 BGB) nicht wirkſam, wenn das Amt 
nachträglich noch vor dem Kündigungstermin wegfällt (vgl. Rach 5,211; 10,67). Dauer des Kündi⸗ 
gungsſchutzes bei Saiſonbetrieben |. RNAG 15,233. Dagegen findet der Kündigungsſchutz keine An⸗ 
wendung, wenn das Arbeitsverhältnis ohne Kündigung durch Zeitablauf erliſcht (vgl. $ 620 
Abſ! und RA 4,354, für Notſtandsarbeiter RAG 3, 162; 6,40). Doch kann in fortlaufend ſich er⸗ 
neuernden kurzfriſtigen Arbeitsverträgen eine unzuläſſige, der Anwendung des Geſetzes nicht im 
Wege ſtehende Umgehung des Kündigungsſchutzes liegen (vgl. oben A Za). Ferner handelt es ſich 
um eine Kündigung auch dann, wenn auf beſtimmte Zeit eingegangene Arbeitsverhältniſſe ver⸗ 
einbarungsgemäß ſich von ſelbſt verlängern, falls fie nicht ausdrücklich gekündigt werden (RG 
SeuffA 81 Nr 6). Stellvertretern ($ 15), die einen Vertrauensmann nur zeitweilig vertreten, 
kommt der Schutz nur für die Dauer der Amtsausübung zu. Über die Frage, ob eine Betriebsſtill⸗ 
legung vorliegt, entſcheidet heute wie vor dem ADS der nach außen hervorgetretene Wille des 
Unternehmers. Im einzelnen iſt zum Begriffe der Stillegung die Rechtſprechung zu § 96 des 
Betriebsrätegeſetzes (nicht zur Stillegungsverordnung) zu vergleichen: RG 113, 87; RG JW 1928, 
19335; RA 2 S. 196, 341; 7 S. 4, 333; 10, 350; 12, 264; RAG HRR 1932 Nr 965; 1934 Nr 492; 
zur Teilſtillegung (Stillegung einer Betriebsabteilung) RAG 2, 211; 3, 268; 5 S 259, 323; 6 
S 212, 348; 8 S. 109, 121, 247; 10 S. 131, 336; 12, 227; RA HRR 1931 Nr 1778; 1932 Nr 457, 
966; 1933 Nr 1662. Der Übergang eines Geſchäftsbetriebes auf einen anderen Unter‘ 
nehmer bedeutet noch nicht ohne weiteres eine Stillegung des alten Betriebes 
mit Eröffnung eines neuen. Es kommt vielmehr weſentlich darauf an, ob die bis⸗ 
herige Betriebsgemeinſchaft als mit dem neuen Unternehmer fortgeſetzt angeſehen wer⸗ 
den kann. Dabei iſt wichtig die Fortführung des Betriebes ohne erkennbare Unter“ 
brechung, die Fortbenutzung der bisher benutzten fachlichen Betriebsmittel, die Weiterver⸗ 
folgung des bisher verfolgten techniſchen Betriebszweckes und insbeſondere, daß wenigſtens in 
der Hauptſache die Gefolgſchaftsmitglieder mitübernommen werden, weil ſonſt der weſentliche 
Träger der Betriebsgemeinſchaft fehlen würde. So auch RAch 15, 199 (bezugnehmend auf 
NAG 7, 4ff.) zur Frage der Stillegung von Betrieb oder Betriebsabteilung im Sinne des $ 14 
Abſ 1 Satz 2 AIG für den Fall, daß beim Ausſcheiden des bisherigen Firmeninhabers das Büro 
und der weſentliche Teil der Gefolgſchaft von einer anderen Firma übernommen werden, während 
die bisherige Firma unter Ausſchluß der Aktiven und Paſſiven auf einen neuen Inhaber übergeht 
der unter dieſer Firma in anderen Räumen und in verkleinertem Umfang dieſelben Geſchäfte 
weiter betreibt. S. auch Rach 16, 52 (mehrere Betriebe eines Unternehmens). — Über den Kun“ 
digungsſchutz für Vertrauensmänner in öffentlichen Verwaltungen und Betrieben. Geſ v. 
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23. 3. 34 (RG Bl I, 220) $ 12 Abſ 1 Satz 2, dazu erweiternd $$ 2, 8 der 17. DurchfVo zum ADG 
v. 5. 5. 37 (RG Bl I, 581). f 
d) Einen Kündigungsſchutz bei Entlaſſungen größeren Umfanges bietet $ 20 des Geſetzes 
zur Ordnung der nationalen Arbeit v. 20. 1. 34 (RGBl 1, 45), im Lande Oſterreich anzu⸗ 
wenden gemäß der BO v. 26. 3. 38 (RG Bl J, 335), dazu VO v. 9. 7. 38 (RGBl J, 851) Art 1 4. 
Danach hat der Unternehmer eines Betriebes (nicht nur eines gewerblichen) dem Treuhänder der 
Arbeit ſchriftlich Anzeige zu erſtatten, bevor er in Betrieben mit in der Regel weniger als ein⸗ 
hundert Beichäftigten mehr als neun Beſchäftigte, in Betrieben mit in der Regel mindeſtens ein- 
hundert Beſchäftigten zehn von Hundert der im Betrieb regelmäßig Beſchäftigten oder aber mehr 
als fünfzig Beſchäftigte innerhalb von vier Wochen entläßt (Abſ 1). Anzeigepflichtige Entlaf⸗ 
lungen werden vor Ablauf von vier Wochen nach Eingang der Anzeige nur mit Geneh⸗ 
migung des Treuhänders, die auch rückwirkend erteilt werden kann, wirkſam; er kann auch an⸗ 
ordnen, daß ſie nicht vor Ablauf von längſtens zwei Monaten wirkſam werden; ſoweit die Entlaſſun⸗ 
gen nicht innerhalb von vier Wochen nach ihrem Wirkſamwerden durchgeführt ſind, gilt die Anzeige 
als nicht erjtattet. Das Recht zur friſtloſen Entlaſſung bleibt unberührt (Abſ 2). Bei anzeige⸗ 
pflichtigen Maſſenentlaſſungen find vor Ablauf der Sperrfriſt (auch einer verlängerten) nur die 
Entlaſſungen über die Freigrenze hinaus in ihrer Wirkſamkeit von der Genehmigung des 
Treuhänders abhängig (RAG 19, 242). Genehmigung der vorzeitigen Entlaſſung durch den 
Treuhänder unter der Auflage, die entlaſſenen Vertrauensmänner wieder einzuſtellen, ſobald 
ein für fie geeigneter Arbeitsplatz frei werden würde, begründet keinen Rechtsanspruch der Ent⸗ 
laſſenen gegen den Unternehmer (RAG 16, 128; dazu Schnorr von Carolsfeld DArbg 
1937, 202). Über die Möglichkeit einer Verkürzung der Arbeitszeit mit entſprechender Lohn⸗ 
und Gehaltskürzung bis zum Wirkſamwerden der Entlaffungen f. Abſ 3. Ausnahme für 
Saiſon. und Kampagnebetriebe |. Abſ 4. — Die ähnliche Zwecke verfolgende, aber in ihrer 
Anwendung weſentlich enger begrenzte Stillegungsverordnung v. 8. 11. 20 (RG Bl 1901) 
1 d. Faſſung d. VO v. 15. 10. 23 (RG Bl 1, 983) ſ. dort 881, 2, 5, 6 (dazu Rach 1, 287; 2, 341; 
4 S. 27, 52, 236, 302; 5 S. 217, 238; 7, 314; 8 S. 53, 84, 87,9 S. 201, 332; 10, 341; 11, 117; 
<= S. 33, 108, 112; Rh HNN 1930 Nr 535; 1931 Nr 315, 763, 1441; 1933 Nr 393, 1214; 
Arbeitsſtreckung RA ch 8, 353) ift mit dem Inkrafttreten des ADG außer Kraft getreten. 
e) Kündigungsſchutz für Schwerbeſchädigte. Nach dem Geſetz über die Beſchäftigung 
Ab werbeſchädigter v. 6. 4. 20, ROBI 458, neue Faſſung v. 18. 1. 23 (RG Bl J, 57), zu 915 
Abs 2 ſ. Not VO v. 8. 12. 31 Teil 5 Kap V 3 (RGBl J, 725), § 13 kann einem Schwerbeſchä⸗ 
. in der Regel nur mit Zuſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle Endgültigkeit der Zuſtimmung 
1; ReichsperſonalabbauV O v. 27.10.23 f 3 Art 21 VIII, RG Bl J, 1009) gekündigt werden. 
Zum Begriff der Empfangsbeſcheinigung im Sinne des $13 Abſ 1 ſ. Rel 9,166; 11,326. 
ale, Kündigungsfriſt beträgt mindeſtens 4 Wochen. Unter der in d 13 Abſ 1 S. 4 bezeichneten 
ünoigungsfriſt iſt nicht dieſe Mindeſtfriſt, ſondern die für das jeweilige Dienſtverhältnis geltende 
bigungsfriſt gemeint (RA 3, 209). Dauer und Lauf der Klndigungsfriſt bei Zuſtimmung 
pe Hauptfürſorgeſtelle auf Grund des § 16 f. RAG 10, 195; 13, 320; Lohnzahlungspflicht im 
alle des 516 ſ. RA HRR 1930 Nr 1334. Zur Anwendung des 9 17 ſ. RA JW 1934, 1066. 
14 „geleblichen Beſtimmungen über friſtloſe Kündigung werden an ſich nicht berührt (MAG 
4567 RA 11. 1. 28,3427), und das Gericht iſt bei der Prüfung des wichtigen Grundes auch nicht 
gehindert, Umſtände, die im Rahmen einer Entſcheidung der Fürſorgebehörde nach den 99 13, 16 
ir berückſichtigt werden können oder berüdjichtigt worden find, aber nicht zur Zuſtimmung 
tin auptfürſorgeſtelle geführt haben, ſelbſtändig zu prüfen (MAG 11, 326). Doch muß die Zu- 
ee der Hauptfürſorgeſtelle zur Kündigung auch hier eingeholt werden, wenn es ſich um 
und Krankheit handelt, die eine Folge der Kriegsbeſchädigung iſt (dazu RAch 4, 49). Auf Reichs⸗ 
ben Landesbeamte ſind dieſe Vorſchriften nicht anzuwenden, auch nicht auf mittelbare Staats⸗ 
ee die bei einer dem Staate untergeordneten, bei der Erfüllung der ſtaatlichen Aufgaben 
Ben renden öffentlichen Körperſchaft im Beamtenverhältnis angeſtellt find (MAG 15, 127: 
das dender Landwirtſchaftskammern). Einfluß einer Herabſetzung der Verſorgungsrente auf 
dig Kundigungsrecht des Arbeitgebers ſ. RG 23 1925, 77511. Die Vorausſetzungen der Kün⸗ 
ee müſſen nach dem Zeitpunkt beurteilt werden, in dem die Kündigung ausge⸗ 
bes chen wird (MAG 3, 33; RAG HAN 1929 Nr 2022; 1931 Nr 425). Der Schuß des Schwer⸗ 
Sirdadigtengeſetzes ſteht jedem zu, der im Augenblicke der Kündigung Schwerbeſchädigter im 
1931 cpdes Geſetzes (45 3, 20, dazu Rach 3 S. 49, 241; 7,139; Rc JW 1934, 32292; RAG RR 
111 26) iſt, gleichviel ob der Arbeitgeber ihn von der Hauptfürſorgeſtelle zugewieſen erhalten 
ſeine * Zuweiſung . Vorbem 1a Abſ 3 vor $ 611) oder freiwillig eingeſtellt und letzteren Falles 
auch wgenſchaft als Schwerbeſchädigter gekannt hat oder nicht (NG 124, 17; Rach 1, 89, 3, 241); 
jet * enn der Arbeitgeber außer ihm ſchon ſo viele Schwerbeſchädigte eingeſtellt hat, als ge⸗ 
es ſich am ihm zu verlangen ift (MAG 3, 313; RAG HRR 1930 Nr 26) und ſelbſt dann, wenn 
RA 80 am einen Kleinbetrieb handelt, für den ein Einſtellungszwang überhaupt nicht beſteht 
als Babe 189) 5, 159), auch einem im Ruheſtand befindlichen Bahnbeamten, den die Reichsbahn 
ahnagent beſchäftigt (R Ach 18, 28). Über Kündigung bei Einſtellung auf Probe ſ. RA 
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11, 198. Der Zuſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle bedarf es auch, wenn Arbeitsbedingungen 
ohne Einverſtändnis des Schwerbeſchädigten geändert werden ſollen, z. B. Kurzarbeit einge⸗ 
führt wird, es ſei denn, daß dies im Einklang mit einer Geſamtregelung geſchieht (Ruch 6, 
308; 7 S. 99, 269; 8, 15). Über die Grenzen des Beſtimmungsrechts des Unternehmers 
beim Schwerbeſchädigten, insbeſondere über Beſchäftigungswechſel kraft dieſes Beſtimmungsrechts 
ſ. RA 4, 212; 7,89; RA HRR 1930 Nr 544. Der Kündigungsſchutz des Schwerbeſchädigtengeſetzes 
wirkt auch gegenüber dem Konkursverwalter (RA 13, 143; Arbch Frankfurt a. M. DZ 1934, 
1449). — Die Zuſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle (deren Entſcheidung im übrigen ebenſo wie 
die des Schwerbeſchädigtenausſchuſſes von den Gerichten auf ihre Geſetz⸗ und Rechtmaßigkeit nicht 
nachzuprüfen iſt, R HRR 1930 Nr 2161; 1932 Nr 972), muß klar und beſtimmt fein und 
darf unter Bedingungen und Einſchränkungen nur ausgeſprochen werden, ſoweit dieſe mit den 
Grundſätzen des Schwerbeſchädigtengeſetzes und mit dem Weſen der Kündigung vereinbar find; 
unzuläſſig, unwirkſam und einer Verſagung gleichzuſtellen iſt daher z. B. eine Zuſtimmung unter 
der Bedingung, daß der Schwerbeſchädigte ſpäter im Rahmen der Einſtellungspflicht bevorzugt 
wieder eingeſtellt werde (RAG 2, 186; 3, 261; 9, 184; 11, 245; 13, 1). Zuſtimmung unter der 
Bedingung, daß ein anderer Schwerbeſchädigter eingeſtellt werde, ſ. RA 9 S. 13, 184; RAG 
JW 1933, 179310. Die Fürſorgebehörde muß auch ſelbſt prüfen, ob die Vorausſetzung des $ 13 
Abſ 1 Satz 2 vorliegt und darf dieſe Feſtſtellung nicht anderen Stellen überlaſſen (RA 16, 104 
1071). Einſtweilige Verſagung macht die Kündigung nicht unwirkſam, verhindert aber, daß die 
Zuſtimmung infolge Friſtablaufs als erteilt gilt (MAG 5, 148). Die Zuſtimmung kann rückwirkend 
oder mit Wirkung für ſpäter, auch für den Zeitpunkt, in dem dem Schwerbeſchädigten ein anderer 
angemeſſener Arbeitsplatz geſichert ſein werde (8 13 Abi 1 Satz 2), erteilt werden (RA 16, 104). 
Wird ſie zunächſt unter Vorbehalt abgelehnt, ſpäter erteilt, ſo wirkt die Zuſtimmung nicht zurück, 
die Kündigungserklärung aber bleibt mit Wirkung von der Erteilung der Zuſtimmung an beſtehen 
(RAG 16, 166). — Über den Kündigungsſchutz hinaus hat das Reichsarbeitsgericht aus dem ſozialen 
Zweck des Geſetzes gefolgert, daß der Arbeitgeber dem Schwerbeſchädigten, der infolge ſeiner (im 
Rentenbeſcheid feſtgeſtellten Rach 7, 139) Kriegsbeſchädigung erkrankt und dadurch arbeitsunfähig 
iſt, nicht nur den Arbeitsplatz belaſſen, ſondern (unbeſchadet abweichender Vereinbarung, RAG 4, 
60; 5, 44; 6 S. 101, 243; RA HRR 1931 Nr 121) auch den Lohn fortzahlen 
muß bis zur geſetzlichen Löſung des Arbeitsverhältniſſes (MAG 2, 9; 4, 60; 6, 243; 
KAG HRR 1929 Nr 1117; 1931 Nr 1339). Über die Anwendung einer tariflichen Minder⸗ 
leiſtungsklauſel auf Schwerbeſchädigte |. RA 16,355. Die Notwendigkeit einer Zuſtimmung 
entfällt, wenn das Arbeitsverhältnis durch Zeitablauf endigt, es alſo einer Kündi- 
gung überhaupt nicht bedarf (RAG 1, 226; 3, 261; 10, 54; 20, 173) oder wenn der Schwer- 
beſchädigte ſelbſt kündigt oder nach der Kündigung des Dienſtberechtigten in die Ver⸗ 
tragsauflöſung einwilligt (MAG 16, 288). Über befriſtete Arbeitsverträge mit Schwer 
beſchädigten |. auch Mayer DALENR 1937, 231. Zur Frage des Annahmeverzuges des 
Arbeitgebers, falls der Arbeitnehmer gegen den der Kündigung zuſtimmenden Beſcheid 
der Hauptfürſorgeſtelle Beſchwerde einlegt und der Schwerbeſchädigtenausſchuß abän⸗ 
dernd die Zuſtimmung verſagt, ſ. RAG 5, 235; Rach HAN 1930 Nr 146; 1932 Nr 2173; RAG 
Warn 1933 Nr 25, Rückwirkende Kraft einer auf Beſchwerde erteilten Zuſtimmung ſ. Rel 9, 
269. Keine Anwendung des Schwerbeſchädigtenſchutzes bei Arbeiten im Auslande (RA 9, 40). 

1) Verbot der Kündigung vor und nach der Niederkunft ſ. Geſ ev. 16. 7. 27 (RGBl I, 184) 
geändert durch Geſ v. 29. 10. 27 (RHB I, 325) 54, dazu NAG 8, 224. Der Kündigungsſchutz 
erſtreckt ſich in der Regel auf einen Zeitraum von ſechs Wochen vor bis ſechs Wochen nach der 
Niederkunft, kann aber im Falle der Erkrankung gegebenenfalls um ſechs Wochen verlängert 
werden. Im einzelnen |. das Geſetz. Die Wirkſamkeit von Kündigungen, die aus einem wichtigen 
Grund erfolgen, bleibt auch hier unberührt, vorausgeſetzt, daß der Grund nicht mit der Schwanger 
ſchaft oder Niederkunft zuſammenhängt. 

g) Zur Frage eines Kündigungsſchutzes für Mitarbeiter der Deutſchen Arbeitsfront 
in feſtem Angeſtelltenverhältnis durch § 19 der Ehren- und Diſziplinarordnung der Deutſchen 
Arbeitsfront (abgedruckt bei Siebert, Das deutſche Arbeitsrecht 1938 unter A 7) ſ. RA 20, 68 
(nur innerdienſtliche Anweiſung); auch Arbch Berlin JW 1937, 2309; Arb& Bremen ArbR⸗ 
Samml 28, 234 mit Anm Mansfeld; Neubauer YW 1937, 3009. 

4. Beſondere Fälle. Über den Einfluß des Todes des Dienſtberechtigten und des Dienſt⸗ 
verpflichteten ſ. $ 613. Über die beim Konkurs des Dienſtberechtigten ſowie im Falle des Ver, 
gleichsverfahrens zuſtehende Kündigung ſ. KO 3 22 und Vergleichsordnung v. 26. 2.39 
(RGBl 1, 321) 88 50ff. Auf Lehrverhältniſſe findet J 22 KO mit der Maßgabe Anwendung, daß 
fie durch die Kündigung friſtlos aufgehoben werden (MAG 9, 32; RAch Warn 1932 Nr 88). — 
In Betracht kommen auch die Beſtimmungen über die Unmöglichkeit der Leiſtungen in 
98 323.325. Insbeſondere beſteht kein Anſpruch des Dienſtverpflichteten auf Vergütung, wenn 
ein zufälliges Ereignis ihm die Leiſtung der Dienſte vollſtändig, nicht bloß vorübergehend unmögle 
macht und das Vertragsverhältnis aufhebt. Anders dagegen, wenn der Dienſtpflichtige die Dienſte 
leiſten kann und will, der Dienſthert aber infolge eines zufälligen Ereigniſſes (z. B. Brand oder 
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Exploſion in ſeiner Fabrik) keinen Gebrauch davon machen kann: hier beſteht nur ein Kündigungs⸗ 
recht des Dienſtherrn nach $ 626 mit der Verpflichtung zur Leiſtung der dem Pflichtigen bis zur 
Kündigung etwa erwachſenen Vergütung ($ 628). Auf dem Gebiete der abhängigen Arbeit 
ſchlagen hier die Grundſätze über die Tragung des Betriebsriſikos ein (vgl. § 615 A 2). 


8 621 


) Fit die Vergütung nach Tagen bemeſſen, fo iſt die Kündigung an jedem 
Tage für den folgenden Tag zuläſſig. 

Iſt die Vergütung nach Wochen bemeſſen, ſo iſt die Kündigung nur für den 
Schluß einer Kalenderwoche zuläſſig; ſie hat ſpäteſtens am erſten Werktage 
der Woche zu erfolgen. 

Iſt die Vergütung nach Monaten bemeſſen, ſo iſt die Kündigung nur für 
den Schluß eines Kalendermonats zuläſſig; ſie hat ſpäteſtens am fünfzehnten 
des Monats zu erfolgen. 

Iſt die Vergütung nach Vierteljahren oder längeren Zeitabſchnitten be⸗ 
meſſen, fo iſt die Kündigung nur für den Schluß eines Kalendervierteljahrs 
und nur unter Einhaltung einer Kündigungsfriſt von ſechs Wochen zuläſſig. 

& 1 508 II 560; M 2 404; P 2 206. 

Al Ordentliche Kündigung mit geſetzlicher Kündigungsfriſt. Vgl. die Anmerkungen zu 
2 70 ſowie über das Kündigungsſchutzgeſetz J 620 A Za. Beſteht die für die Dienſte zu gewährend 
ergütung aus Bar- und Naturallohn und werden beide Lohnarten nach verſchiedenen Zeitarten 
6 rechnet, jo beſtimmt der weſentlichere Teil der Vergütung die geſetzliche Kündigungsfriſt (RAG 
8 154). Auf Muſiker, die nur an beftimmten Tagen der Woche in einer Gaſtwirkſchaft beſchäftigt 
werden, und deren Lohn nach Tagen bemeſſen iſt, findet nicht $ 621, ſondern RGewO 8 122 
Abangels abweichender Vereinbarung Kündigung mit 14 tägiger Friſt) ſtatt (Rel 14, 77). — 
weichende Feſtſetzung der Kündigungsfriſt durch Vereinbarung iſt zuläſſig und unter Umſtän⸗ 
en ſchon aus der Bezeichnung einer einen längeren Zeitraum umfaſſenden Dienſttätigkeit zu ent⸗ 
nohnen (einjährige Kündigungsfriſt wurde z. B. für angemeſſen erachtet bei dem als „Lebengftel- 
ng” bezeichneten Dienſtverhältnis eines Anſtaltsarztes, Reh SeuffA 63 Nr 40). 


8 622 
Das Dienftverhältnis der mit feſten Bezügen zur Leiſtung von Dienſten 
rer Art Angeſtellten, deren Erwerbstätigkeit durch das Dienſtverhältnis 
tändig oder hauptſächlich in Anſpruch genommen wird, insbeſondere der 
hrer, Erzieher, Privatbeamten, Geſellſchafterinnen, kann nur für den Schluß 
5 nes Kalendervierteljahrs und nur unter Einhaltung einer Kündigungsfrist 
Sen ſechs Wochen gekündigt werden, auch wenn die Vergütung nach kürzeren 
Zeitabſchnitten als Vierteljahren bemeſſen iſt !). 
E ses II 561; M 2 464; P 2 296. 


on Dieſe beſondere Kündigungsvorſchrift für Dienſte höherer Art ($ 627 A 1), bei der alſo 
für 6 Senſutze zu $ 621 die Vemeſſung der Vergütung nicht in Betracht kommt, entſpricht den 

nd Fandlungs ehilfen und gewerbliche Betriebsbeamte geltenden Beſtimmungen des HGB 8 66 
durch Gewdo g 133 (dazu RA 7, 103: Muſiker in Lichtſpieltheatern) und kann gleich jenen 
Schr Ienereinbarung abgeändert werden. Hierher gehören z. B. auch Schriftleiter im Sinne des 
dann bleltergeſetzes v. 4. 10. 33 (R Bl I, 713). Liegt keine Anftellung mit feſten Bezügen vor, 
0 Ag debt es bei der Regel des g 621. Über die Kündigungsfriſt bei einer jog. Lebensstellung 
Abſchl Seuffl 63 Nr 40 (5 621 A 1). Unzulaſſige Umgehung der Kündigungsfriſt des $ 622 durch 

15 ruf mehrerer unmittelbar aufeinanderfolgender kurzfriſtiger Arbeitöverträge ſ. RAG 19, 178. 
unbeſtiefritung iſt in ſolchem Falle nach § 134 als unwirkſam und das Dienſtverhältnis als auf 

ſtimmte Zeit abgeſchloſſen anzuſehen. S. dazu auch ArbRSamml 32, 37 (LUG). 


8 623 

1 2 

828 110 die Vergütung nicht nach Zeitabſchnitten bemeſſen, fo kann das Dienft- 
al tnis jederzeit gekündigt werden; bei einem die Erwerbstätigkeit des 
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Verpflichteten vollſtändig oder hauptſächlich in Anſpruch nehmenden Dienſt⸗ 
verhältnis iſt jedoch eine Kündigungsfriſt von zwei Wochen einzuhalten ?). 
E 1 563 II 562; M 2 464; P 2 206, 


1. Auch dieſe ein Dienſtverhältnis von unbeſtimmter Dauer vorausſetzende Vorſchrift — ſonſt 
iſt $ 620 Abſ 1 anzuwenden, ſ. Al Abſ 1 dort — kann durch Vereinbarung abgeändert werden. 
Iber die Kündigung von Rechtsverhältniſſen von längerer Dauer, die ein perſönliches Zuſammen⸗ 
arbeiten und daher ein gutes Einvernehmen und gegenſeitiges Vertrauen erfordern, ſ. $ 626 
A1 Abſſ2 a. E. 

2. Die Zweiwochenfriſt beruht auf Billigkeitsrückſichten, um dieſen Dienſtverpflichte⸗ 
ten die nötige Friſt zur Auſſuchung eines anderen Dienſtes zu geben. 


9 624 


) 3it das Dienſtverhältnis für die Lebenszeit einer Perſon 2) oder für längere 
Zeit als fünf Jahre ?) eingegangen, fo kann es von dem Verpflichteten nach dem 
Ablaufe von fünf Jahren gekündigt werden. Die Kündigungsfriſt beträgt ſechs 
Monate. 

E 1 664 II 563; M 2 465 ff.; P 2 299. 


1. Kündigung bei einem für die Lebenszeit einer Perſon oder auf länger als fünf Jahre 
eingegangenen Dienſtverhältnis. Die Vorſchrift beruht auf ſozialpolitiſchen und volkswirtſchaft⸗ 
lichen Gründen, insbeſondere auf der Erwägung, daß eine längere als fünfjährige Gebunden⸗ 
heit den — meiſt wirtſchaftlich ſchwächeren — Dienſtverpflichteten im Widerſtreite mit der moder⸗ 
nen Entwicklung übermäßig in der perſönlichen Freiheit beſchränke. Die Vorſchrift iſt daher 
zwingender Natur (R 80, 277) und äußert ruͤckwirkende Kraft auch gegenüber einem unter 
der Herrſchaft des früheren Rechtes geſchloſſenen Vertrage (Riß 3. 12. 07 II 180/07). Sie iſt 
auf dienſtvertragsähnliche Verhältniſſe anwendbar (RG 78, 424) und gilt auch für Haus- 
gehilfen. Die Kündigung ſteht nur dem Dienſtverpflichteten zu. Abgeſehen von dieſer 
Kündigungsbefugnis bleibt der Vertrag zu Recht beſtehen (NG Warn 08 Nr 142). Ver⸗ 
ſtößt aber die Länge der Dienſtzeit gegen die guten Sitten, ſo tritt nach § 138 Nichtigkeit des 
ganzen Vertrags ein. Darüber, daß ein ſog. Bühnenanſtellungsvertrag, durch den eine Schau⸗ 
ſpielerin von dem Unternehmer auf eine lange Reihe von Jahren wirtſchaftlich völlig abhängig 
wird, gegen die guten Sitten verſtößt, vgl. RG Warn 1913 Nr 187. 

$ 624 ſetzt nach Wortlaut und Zweck nur voraus, daß ein Dienſtverhältnis für länger als 
fünf Jahre eingegangen iſt. Er unterſcheidet nicht, ob das Dienſtverhältnis auf einem oder 
mehreren Verträgen beruht, und ob es letztenfalls durch den zweiten Vertrag unter den bis- 
herigen Bedingungen verlängert iſt oder ob die Vertragsbedingungen abgeändert ſind; es genügt, 
daß der Dienſtverpflichtete ſich demſelben Dienſtberechtigten gegenüber durch die mehreren Ver⸗ 
träge zu gleichen oder gleichartigen Dienſten verpflichtet hat und die in den Verträgen verein“ 
barte Geſamtdauer des Dienſtverhältniſſes fünf Jahre überſteigt. Jedoch ift eine Einſchränkung 
zu machen. Muß einerſeits zur Vermeidung einer Umgehung des $ 624 zweifellos angenommen 
werden, daß die Verlängerung eines fünfjährigen Dienſtverhältniſſes gleich na 
dem Antritt des Dienſtes dem $ 624 unterſteht, jo fordern doch anderſeits berechtigte Intereſſen 
der Vertragsparteien, daß die Verlängerung des Dienſtverhältniſſes ſchon eine angemeſſene 
Zeit vor dem Ablaufe der fünf Jahre zuläffig ſei. Welche Friſt als angemeſſen zu 
erachten iſt, kann nur nach den beſonderen Umſtänden des einzelnen Falles beſtimmt werden. 
Entſcheidend iſt, ob der Dienſtverpflichtete bereits die für Fortſetzung oder Abbruch des Dienſt⸗ 
verhältniſſes maßgebenden Umſtände zu fiberfehen vermag (RG 80, 277). In dem dieſer En 
ſcheidung zugrunde liegenden Falle ift angenommen worden, daß ein Schauſpieler ſich regel 
mäßig im fünften Vertragsjahre auf weitere fünf Jahre unkündbar binden könne. 


2. Für die Lebenszeit „einer Perſon“, alſo entweder für die eigene Lebenszeit des Ver⸗ 
pflichteten oder für diejenige des Dienſtberechtigten oder für diejenige eines Dritten. 


3. Für längere Zeit als fünf Jahre, ſei es, daß die Zeitdauer ausdrücklich vereinbart iſt oder 
der vertragliche Zweck der Dienſte ($ 620 A 1) nicht innerhalb fünf Jahren erreicht wird, N 
ztündigung nach $ 624 ift auch dann zuläſſig, wenn der Verpflichtete die Dienſte nicht in Bein 
($ 613) zu leiſten braucht. Auf ein Dienſtverhältnis, das auf Lebenszeit eingegangen iſt, gg 
bei Handlungsgehilfen nicht die $$ 66,67 H6R, ſondern $ 624 BGB Anwendung (MAG D ft 
1933 Nr 1101). Anftellungsverträge der Vorſtandsmitglieder einer Aktiengeſellſchher⸗ 
dürfen nur auf höchſtens fünf Jahre abgeſchloſſen werden; andernfalls ſind ſie für die I 
ſchießende Zelt unwirkſam (Aktiengeſetz v. 30. 1. 37, RG Bl J, 107, 8 75, dazu Mansfeld Ss 
1937, 630; Quaſſowski DALON 1937, 273). 
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8 625 


Wird das Dienſtverhältnis nach dem Ablaufe der Dienſtzeit von dem Ver⸗ 
pflichteten mit Wiſſen des anderen Teiles fortgeſetzt !), fo gilt es als auf unbe- 
ſtimmte Zeit 2) verlängert, ſofern nicht der andere Teil unverzüglich wider- 
ſpricht 3). 

E I 565 11 504; M 2 468; P 2 301. 


1. Die ſtillſchweigende Verlängerung des Dienſtverhältniſſes iſt hier anders als bei der 
Sachmiete in § 568 geordnet, inſofern fie durch unverzüglichen Widerſpruch ($ 121) aus⸗ 
geſchloſſen wird. Auch hier bleibt aber für das fortgeſetzte Dienſtverhältnis der geſamte Vertrags⸗ 
inhalt, mit Ausnahme der auf die Beendigung (z. B. Kündigung) bezüglichen Vereinbarungen, 
beſtehen. Wenn der Verpflichtete das Dienſtverhältnis fortſetzt, gibt er zugleich feine hierauf 
gerichtete Willensmeinung zu erkennen, ſo daß es für die Verlängerung nur noch auf die hierauf 
gerichtete Willensmeinung des Berechtigten ankommt. Aus welchem Grunde die Dienſtzeit 
abgelaufen ift (Beſtimmung im Vertrag, Kündigung), begründet für die Anwendung des $ 625 
keinen Unterſchied. Iſt der Dienſtverpflichtete trotz der Kündigung weiter beſchäftigt worden, 
ſo ſteht der Umſtand, daß das bittweiſe geſchehen ift, der Annahme einer Fortſetzung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes auf unbeſtimmte Zeit nicht notwendig entgegen (RAch 23. 7. 28, 102/28). Die im 
3 625 liegende Fiktion einer vereinbarten Verlängerung greift aber nicht Platz, wenn nach den 
Umſtänden Einigkeit der Parteien darüber anzunehmen iſt, daß die Dienſte nur vorläufig bis zur 
Vereinbarung über eine Verlängerung geleiſtet werden ſollen (RAG 8, 309; 12, 36; RA JW 
1933, 19051; RA HRR 1931 Nr 311; 1932 Nr 142). $ 625 kann auch keine Anwendung finden, 
wenn die Parteien ſchon vor dem Ablauf des alten Vertrags darüber einig ſind, daß dieſer in 
nnveränderter Geſtalt nicht fortgeſetzt werden ſoll (RA 22. 11. 30, 255/30). Dem unverzüglichen 
Widerruf bei Fortſetzung des Dienſtes nach Ablauf der Dienſtzeit muß es auch gleichſtehen, wenn 
der Vertragsverlängerung oder der Verlängerung des Vertrags unter den bisherigen Bedingungen 
ſchon vorher widerſprochen worden iſt (RG 140, 314). 

2. Verlängerung auf unbeſtimmte Zeit, nicht nur auf die Zeit der tatſächlichen Verlange⸗ 
rung. Es gilt hiernach für das verlängerte Verhältnis die geſetzliche Kündigung nach §8 621 
bis 623 (RG IW 08, 139%), nicht eine vertragliche Kündigungsfriſt, es müßte denn fein, daß gerade 
für den Fall der Fortſetzung des Dienſtverhältniſſes beſondere Vereinbarungen getroffen find oder 
werden (Ruch 15, 281). — $ 625 ift auch auf den Agenturvertrag anwendbar (NG JW 08, 139°). 

3. Wegen der Beweislaſt |. $ 568 12. 


$ 626 


Das Dienſtverhältnis kann von jedem Teile ohne Einhaltung einer Kündi- 
gungsfriſt gekündigt werden, wenn ein wichtiger Grund !) vorliegt 2) 3). 
E 1 566 IT 505; M 2 468; P 2 301. 


1. Die außerordentliche Kündigung wegen eines wichtigen Grundes iſt beim Vorhanden⸗ 
fein von Umſtänden gegeben, unter denen dem vom Vertrage Zurücktretenden die 
Fortſetzung des Verhältniſſes nach verſtändigem Ermeſſen nicht zugemutet 
den kann (RG 6. 5. 04 III 470/03), auch von ſolchen Umſtänden — Todesfall, Anderung 
5 Geſchäftsverhältniſſe u. dgl. —, die nicht in der Perſon des anderen Teils liegen oder doch von 
al. uc zu vertreten find (GewO § 133 b; RG 58 256; JW 04, 42141; 1912, 25020, Gruch 57, 
12 „Warn 1919 Nr 165; RG 4. 1. 16 III 184/15; 24. 6. 19 III 579/18; RAG 1,104; 2, 232; 
Nr 325; 14 S. 176, 290; 15, 87; 16, 364; RAG ZW 1933 S. 257, 931; Ra HAN 1933 
1210 u. a.; ſ. jedoch RG JW 03, 118). Maßgebend find dabei die Umſtände zur Zeit der 
13 nahme der Kündigung, genauer zur Zeit ihres Zugehens an den Gekündigten (Ra 
1 e Bei ihrer Prüfung find nicht nur die Intereſſen der einzelnen Vertragsteile, ſondern auch 

8 vor allem die Forderungen der Volksgemeinſchaft (Rückſicht auf das öffentliche Wohl) wie auch 

55 die Beteiligten verbindenden engeren Gemeinſchaft, auf dem Gebiete des Arbeitsrechts ins⸗ 

sondere die Forderungen der Betriebsgemeinſchaft, der ſozialen Ehre und der Pflicht zu 
9 genſeltiger Treue zwiſchen Betriebsführer und Gefolgſchaft zu berückſichtigen (vgl. RA 
1 1937 Nr 149 und Vorbem 1 Abf 1 vor g 611). Sie können unter Umſtänden eine Entlaſſung 

Ei weiteres begründen, aber auch umgekehrt Handlungen, die, nur vom Standpunkt der Ver⸗ 

Geile aus betrachtet, die Entlaſſung begründen würden, im allgemeinen Intereſſe rechtfertigen 
loſen 06) in einem fo milden Lichte erſcheinen laſſen, daß fie nicht mehr als wichtiger Grund zur frift- 
ehm Kundigung angeſehen werden können (vgl. dazu Breucker JW 1936, 1189; für Ehrver⸗ 
Besen Riedel JW 1936, 3096). Aus dem Gedanken der Volksgemeinſchaft ergibt ſich auch die 
wich tung der Zugehörigkeit zu einer fremden, insbeſondere der jüdiſchen Raſſe als 
90 11 ser Grund für die friſtloſe Kündigung eines Dienſtverhältniſſes (vgl. Vorbem 1 Abſ 3 vor 

dazu die Beiſpiele unten Abſ 4). Die Annahme eines wichtigen Grundes ſetzt, wie erwähnt, 
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keineswegs immer und notwendig ein Verſchulden desjenigen voraus, gegen den ſich 
die Kündigung richtet. Eine gutgläubig begangene lediglich objektive Vertragsverletzung kann 
alſo die Kündigung des anderen Teiles rechtfertigen (NG Warn 1912 Nr 70), wie auch umgekehrt 
die Wichtigkeit des Grundes durch objektive Begleitumſtände (Folgen der Entlaſſung, unbewußte 
Kränkung des Dienſtverpflichteten durch den kündigenden Dienſtberechtigten) entkräftet werden 
kann (RG Warn 1937 Nr 150). Auch eine Schädigung desjenigen, der kündigen will, wird nicht 
vorausgeſetzt (RG 4. 1. 16 TIL 184/15). Grundſätzlich wird auch nicht dadurch, daß der Kündigende 
ſelbſt die Umſtände herbeigeführt hat, auf die er die Kündigung ſtützt, die Rechtmäßigkeit der 
Kündigung ausgeſchloſſen. Wie überbaupt nach der Lage des Einzelfalls zu entſcheiden 
iſt, ob ein wichtiger Grund vorliegt, ſo iſt auch nach der Geſamtheit der beſonderen Umſtände 
zu prüfen, ob einem Kündigungsgrunde deswegen die Anerkennung zu verſagen iſt, weil 
der Kündigende ihn durch ſein eigenes Verhalten herbeigeführt hat. Danach iſt es unrichtig, 
daß die Verheiratung einer weiblichen Dienſtverpflichteten überhaupt keinen Kündigungs⸗ 
grund bilden könne (vgl. RG 110, 297; Verheiratung einer ſog. Dauerangeſtellten eines ſtädtiſchen 
Elektrizitätswerks als Kündigungsgrund). Ebenſo unrichtig wäre es aber anzunehmen, daß die 
Verheiratung grundſätzlich die Entlaſſung rechtfertige, und daß nur ausnahmsweiſe, unter beſon⸗ 
deren Verhältniſſen, deren Vorliegen die Dienſtverpflichtete darzutun habe, etwas anderes gelten 
könne. Die Verheiratung einer weiblichen Angeſtellten bildet einen wichtigen Grund vielmehr 
nur dann, wenn durch ſie der Geſchäftsbetrieb des Arbeitgebers ſo nachteilig beeinflußt wird, daß 
ihm die Aufrechterhaltung des Arbeitsverhältniſſes nicht zugemutet werden kann (Rail 2, 232). 
Die Verheiratung einer erſten Schauſpielerin iſt nicht als Kündigungsgrund anzuſehen (RG 
JW 1910, 577). — Die Frage, ob die Umſtände im einzelnen Falle einen wichtigen 
Grund enthalten, iſt im allgemeinen tatſächlicher Natur. In der Reviſionsinſtanz darf 
nur nachgeprüft werden, ob ein beſtimmtes Handeln, eine beſtimmte Eigenſchaft oder ein be⸗ 
ſtimmtes Ereignis an ſich einen wichtigen Grund zur ſofortigen Auflöſung des Dienſtver⸗ 
hältniſſes bilden kann (A 78, 22; 110, 297; JW O1, 20926; 06, 813%; 1911, 5850, 1912, 19212; 
1915, 653°; 1919, 30910 1919, 504; 1938, 140317; Warn 1913 Nr 91; 1914 Nr 156; 1918 Nr 205; 
1925 Nr 63; 1933 Nr 79; RAch 1 S. 104, 222; 3, 283; 13, 331; 14, 16 u. a.; für Handlungsagenten 
R JW 1938, 74811), Natürlich muß der Tatrichter die beſonderen Umſtände des Falles er⸗ 
ſchöpfend und rechtlich einwandfrei, namentlich im Einklang mit den Grundsätzen von Treu und 
Glauben und mit der aus dem Gedanken der Gemeinſchaft ſich ergebenden gegenſeitigen 
Treupflicht der Beteiligten erwogen haben (RAch 15, 41 [43]; 17, 68). Dabei iſt ein anderer 
Maßſtab anzulegen, wenn eine Perſon Dienſte höherer Art zu leiſten hat, als wenn es ſich um 
die Perſon eines zu einfachen, mehr mechanischen Dienſtleiſtungen Verpflichteten handelt (RG 78, 
22 betr. die Kündigung eines Kaſſenarztvertrages durch den Kaſſenarzt; für den Fall einer 
Kündigung durch den Dienſtberechtigten ſ. Abſ 5). Andererſeits iſt ein beſonderer Maßſtab aus 
der Perſon des Dienſtberechtigten anzulegen, wenn es fi) um eine öffentliche Körper 
ſchaft mit ihrer befonderen Verantwortung gegenüber der Allgemeinheit handelt (Beiſpiele Abi 4; 
vgl. auch Schlempp Dig 1936, 421). Kündigt der Dienſtberechtigte, jo iſt bei der Frage des 
wichtigen Grundes auch zu prüfen, ob ihm nicht die Einhaltung der, vielleicht verhältnismäßig 
kurzen, vertraglichen Kündigungsfriſt zuzumuten iſt (R ZW 1936, 23055; RA HRR 1934 
Nr 1218). Bei der Prüfung der Rechtmäßigkeit einer friſtloſen Kündigung ſind auch die vermögens⸗ 
rechtlichen Folgen der Auflöfung des Vertragsverhältniſſes (z. B. außergewöhnlich hohe Schadens 
erſatzanſprüche nach $ 628) zu berückſichtigen (R 94, 166). Zu berückſichtigen ift ferner auch die 
Bedeutung gerade der friſtloſen Entlaſſung für das Fortkommen des Entlaſſenen (RAG 17, 
69). Beſonders ſtrenge Anforderungen ſind an friſtloſe Kündigungen zu ſtellen bei lange dauernden 
Dienſtverträgen, bei denen ſich der Dienſtverpflichtete wirtſchaftlich mit ſeiner ganzen Exiſtenz auf 
den Beſtand des Vertrages eingeſtellt hat (R JW 1937, 28277). Berückſichtigung veränderter 
Anſchauungen gegenüber früheren Verfehlungen |. RAG 14, 56. Wichtiger Grund im Sinne eines 
Tarifvertrags ſ. RA 17, 62. 

Die Kündigung muß nicht ſofort nach Bekanntwerden des wichtigen Grundes, aber doch 
innerhalb einer angemeſſenen Überlegungsfriſt erfolgen (RA 16, 41; ſ. auch A 9). 
Den Kündigungsgrund bei der Kündigung anzugeben iſt nicht grundſätzlich erforderlich, 
die Angabe kann aber nach Treu und Glauben im Hinblick auf das Intereſſe 
des andern Teils geboten fein, und fie wird es mit Rückſicht auf die bei Dienſtverhältniſſen 
des Arbeitsrechts geſetzlich ($ 2 Abſ 2 AOch) noch beſonders ausgeſprochene gegenſeitige Treu⸗ 
pflicht bei Arbeitsverhältniſſen ſogar in der Regel ſein, mit der Folge, daß eine Verweigerung 
der Angabe dem (zu Unrecht) Gekündigten Grund zu eigener Kündigung und zu Schaden ers. 
anſprüchen nach $628 geben kann. S. aber auch Hueck, Deutſches Arbeitsrecht 1938 S. 127. 
Die Kündigung kann nachträglich auch auf andere als die urſprünglich geltend gemachten, ſogar 
auf erſt nachträglich eingetretene Gründe (mit Wirkung für den Zeitpunkt ihres Eintreten?) 
geſtützt werden (Nes 56, 372; 88, 128; 122, 39; 142, 272; RAG 14, 223), vorausgeſetzt, daß der 
Kun digende nicht durch ſein früheres Verhalten zu erkennen gegeben hatte, daß er aus dieſen 
Gründen nicht kündigen wolle (Och 39, 161). Anwendung dieſes Grundſatzes auf eine Nach 
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ſchiebung von Gründen für die vertraglich vorgeſehene vorzeitige Kündigung eines Darlehens 
. RG 142, 268. Aus Handlungen des einen Teils, mit denen der andere ſelbſt vorher einverſtanden 
war, kann der letztere regelmäßig einen Kündigungsgrund nicht ableiten; doch laſſen ſich Aus⸗ 
nahmefälle denken (HRR 1933 Nr 5). Die Kündigung kann, ſtatt mit ſofortiger Wirkung, auch 
für einen angemeſſenen ſpäteren Termin ausgeſprochen werden (vgl. für die Miete 
5 542 A 3), und fie iſt, wenn nach $ 626 nicht begründet, wie eine verſpätete Kündigung, 
in der Regel als für den nächſten geſetzlichen oder vertraglichen Kündigungstermin wirk⸗ 
ſam zu erachten (vgl. RG 105, 133; 122, 38; RA 14 S. 12, 223; 16, 253; aber auch RA 
14, 211; 15, 112; ferner RA JW 1937, 270826 und $ 565 A 4). Ergeben ſich vor dieſem Termin 
neue Entlaſſungsgrunde, jo kann dies noch nachträglich zu friſtloſer Auflöſung des Dienftverhält- 
niſſes führen (NAG ZW 1929, 29213). Immer aber muß, wenn 8626 Anwendungfindenſoll, 
eine friſtloſe Kündigung ausgeſprochen ſein. Das bloße Vorliegen eines wichtigen Grundes 
löſt das Dienſtverhältnis nicht von ſelbſt auf, und der Kündigungsberechtigte muß ſeinen Willen 
friſtloſer Kündigung dem anderen Teil unzweideutig (ſei es auch nur durch ſchlüſſige Handlungen) zu 
erkennen gegeben haben. Eine ordentliche Kündigung läßt ſich daher nicht einfach in eine ſolche 
nach 5 626 umdeuten (RG 122, 38; RAS 18 S. 33, 257; RA ZW 1938, 113652; . auch RA 
17, 244 betreffend vertragliche Kündigung aus wichtigem Grunde). Es kann auch bei Kündigung 
mit vertraglicher Friſt nicht die Ausübung des Rechtes auf friſtloſe Entlaſſung für längere Zeit 
vorbehalten bleiben (RG 123, 216). Ein „außerordentliche befriſtetes Kündigungsrecht“ (vgl. 
Arbch Hamburg JW 1936, 242950) gibt es nach geltendem Recht nicht (MAG 18, 257; RA JW 
1933, 1277; RAG HRg 1933 Nr 822; 1938, 526; ſ. auch Loſchke DArbR 1938, 61). Friſtloſe 
Kündigung aus wichtigem Grunde vor Beginn des Dienſtverhältniſſes |. RAch JW 1934, 55. 
Sittenwidrigkeit einer friſtloſen Entlaſſung |. Ruch 16, 202. Anſprüche bei wirkſamer Kündigung 
ſ. 8628. Eine grundloſe oder vorzeitige Kündigung kann für den, dem fie zugeht, einen Antrag 
auf Aufhebung des Dienſtverhältniſſes enthalten (ogl. 5553 A 4; R ö Warn 1929 Nr 157; auch 
MAG 14, 70) oder ihm einen begründeten Anlaß abgeben, nun ſeinerſeits zu kündigen. Wird ein 
Dienstvertrag im gegenfeitigen Einverſtändnis vorzeitig gelöft, dem Dienſtverpflichteten aber als 
Abfindung die Fortzahlung des Gehalts bis zu einem beſtimmten Zeitpunkt zugeſagt, fo tritt 
an die Stelle des bisherigen Dienſtvertrages ein einſeitiges Schuldverhältnis; für eine Anwendung 
des 9 626 iſt kein Raum mehr (RG 1. 7. 25 III 88/25). Bedeutung einer friſtloſen Kündigung 
nach borgängiger Löſung des Dienſtverhältniſſes auf Grund der Vergleichsordnung |. HRR 1934 
Nr 793 (Argliſteinrede gegenüber Schadenserſatzanſprüchen). Über den Unterſchied zwiſchen 
einem wichtigen Grund im Sinne des 626 und einem wichtigen Grund, der nach dem Arbeits⸗ 
vertrag die ſonſt nicht zuläſſige befriſtete Kündigung ausnahmsweiſe rechtfertigt, |. Rach 18 
S. 116, 132 (135); RUG ArbRSamım! 33, 97. Über eine Ausſchließung des Rechtswegs in Fallen 
der letzteren Art ſ. RA JW 1933, 179318. — Über außerordentliche Kündigung aus wichtigem 
Grunde ſ. für das Arbeitsrecht auch $$ 103ff. des Entwurfs eines Geſetzes über das 
Arbeitsverhältnis (Vorbem 1 Abſ 2 vor 5 611); dazu L. Richter DArbR 1938, 196. — Aus 
88.626, 723 BGB, 9g 92, 133 O5 B läßt ſich der allgemeine Rechtsſatz ableiten, daß Rechts⸗ 
verhältniſſe von längerer Dauer, die ein perſönliches Zuſammenarbeiten der Beteiligten und 
daher ein gutes Einvernehmen und gegenfeitiges Vertrauen erfordern, beim Vorliegen eines 
wichtigen Grundes jederzeit gekündigt werden können. Ein wichtiger Grund zur Kündi⸗ 
gung kann z. B. in fortgeſetztem unfreundlichem Verhalten, in dauernden Zuwiderhandlungen gegen 
a beſtimmtes Wettbewerbsverbot gefunden werden, wodurch das gegenſeitige Vertrauen aufred- 
1805 Vertragserfüllung zerſtört wird. Vgl. RG 65, 37; 78 S. 385, 421; 79, 161; JW 1919, 309 1e; 

925, 94516; Warn 1918 Nr 205; RG L 1920, 8937; auch Vorbem 2a vor 9705. 
u Als wichtige Gründe ſind in der Rechtſprechung des Reichsgerichts und des Reichsarbeitsgerichts 
ſozi eſondere anerkannt worden: a) Zugunſten des Dienſtpflichtigen: andauernde Kränkung und 
Wale Schädigung von ſeiten des Arbeitgebers (RG 24. 3. 05 III 8/05); Verletzung der Vertrags. 
a icht einer Stadtgemeinde, das Anſehen der Direktoren ihrer techniſchen Werke zu wahren 
G 28 1924, 461%); Nichtzahlung, unregelmäßige Zahlung und längere Vorenthaltung des 
die ale (RG 1. 11. 04 III 399/03; RG Warn 1926 Nr 176; 1930 Nr 9); Verletzung der Pflicht, 
28/25 gen Angeftellten vor unfittlichen Angriffen ihrer Vorgeſezten zu ſchützen (RAG 13. 2. 29, 
rg ); Anweiſung einer Hausgehilfin, in jüdiſchen Geſchäften einzukaufen (Arbch Gelſen⸗ 
tar en DR 1936, 467); willkürlicher, ehrenkränkender Mißbrauch der Machtbefugnis einer Kranken⸗ 
‚ie gegenüber den bei ihr angeſtellten wirtſchaftlich ſchwächeren Ärzten (RG JW 1912, 34815). 
82 Nane Geſinnungswechſel des Vertragſchließenden, eine Anderung feiner Überzeugung in 
Nack ichtung, daß er den Abſchluß des Vertrags — der ihm früher unbedenklich erſchien — ſpäter 
Son gründlicherer Überlegung als unehrenhaft anſieht, kann keinen wichtigen, zur ſofortigen 
lelung des Vertragsverhältniſſes berechtigenden Grund abgeben; jedenfalls dann nicht, wenn 
ihrer Hezebenden Umſtände von dem Vertragſchließenden ſchon zur Zeit des Vertragſchluſſes in 
aſſen edeutung gewürdigt werden konnten (RG 78, 22). Kündigung der von Arzten mit Kranken⸗ 
1921 Adeſchloſſenen Verträge wegen Anderung der wirtſchaftlichen Grundlagen |. Rh Warn 
r 142. Über friſtloſe Kündigung von Kaſſenarztverträgen |. auch JW 1921 S. 350%, 
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3525. Kündigung eines agenturähnlichen Verhältniſſes wegen einer zwiſchen den Ver⸗ 
tragsteilen ausgebrochenen Feindſchaft ſ. R Warn 1925 Nr 63. Über die Frage, ob 
ſich der Verleger einer Zeitung einer die Kündigung des Hauptſchriftleiters rechtfertigenden 
Vertragsverletzung ſchuldig macht, wenn er gegen deſſen Willen ein neues Mitglied in 
die Schriftleitung beruft oder ihm einen Stellvertreter beiordnet, |. NG 112, 34. Ber 
achtung des Kündigungsgrundes mit Rückſicht auf ein Wettbewerbsverbot (HGB 8 75 
Satz 1) auch dann, wenn der vertragswidrig behandelte Gehilfe den Dienſt nicht ſofort, 
ſondern unter Einhaltung der Kündigungsfriſt berläßt (RG 56, 372). p) Zugunſten des Dienſt⸗ 
berechtigten: ſchwere Ehrverletzungen durch den Dienſtverpflichteten, auch wenn fie wegen Wahr- 
nehmung berechtigter Intereſſen nicht ſtrafbar find (RG 114, 174; RAG 15, 34; 17, 68); belei- 
digende Außerungen eines Werkmeiſters gegenüber dem Werkleiter in Gegenwart Dritter (RA 
HR 1935 Nr 188); ſchwerwiegende Verdächtigungen leitender Betriebsangehörigen (MAG 17, 
346) oder eines Meiſters des Betriebes (MAG 15, 34), ſ. aber auch DI} 1935, 1771; leicht⸗ 
fertige Angeberei einer in der Familie Angeſtellten (D 1934, 1446); nicht aufgeklärte 
Fehlbeträge in der Kaffe (MAG 4, 49); widerſpenſtiges Verhalten des Kochs gegenüber 
dem Küchenleiter (NAG 15, 158); Verleugnen auf Fernſprechanruf des Geſchäftsherrn als Grund 
zur Entlaſſung des Organiſationsleiters einer ausländiſchen Zweigniederlaſſung (RAG 15, 146); 
vertragswidriger Ausſchank von Alkohol, unrichtige Angaben über das Eigentum an eingebrachten 
Gegenſtänden bei dem Bewirtſchafter einer Kantine (MG Warn 1931 Nr 195), Vertrauensmiß⸗ 
brauch eines Geſchäftsleiters (Rach Warn 1932 Nr 102); bewußt falſche Eintragungen in Lohn⸗ 
liſten ſeitens des mit ihrer Führung beauftragten Arbeitnehmers (Rach 12. 12. 28, 184/28); ſchwere 
Urkundenfälſchung mit Fälſchung der Betriebsratswahl ſeitens eines Betriebsratsmitgliedes (RAG 11, 
17); unſittliches und Argernis gebendes (Konkubinats⸗) Verhältnis eines Fabrikdirektors (RG 38, 
116), desgl. eines Handlungsgehilfen (RG 27. 11. 00 III 240/00); politiſche Betätigung eines 
gehobenen Angeſtellten für die SPD. (Ruch 14, 306; |. auch Rauch ArbRSamml 31, 37); beharr⸗ 
liche Arbeitsverweigerung nach $123 Nr 3 Gewd (RA 6 S. 335, 342, 377; 18, 12); mangelhafte 
Leiſtung (MAG 7, 70); verminderte Tauglichkeit zur Leiſtung der vertragsmäßigen Dienſte (RG JW. 
1934, 1061). Bloße Verfehlungen eines Vertrauensmanns gegen feine Amtspflichten bilden noch 
keinen wichtigen Kündigungsgrund; ſie können aber zugleich einen Verſtoß gegen ſeine Pflichten aus 
dem Arbeitsverhältnis enthalten und unter dieſem Geſichtspunkt die Entlaſſung rechtfertigen (RAG 
ArbRSamml 33, 85). Die Entdeckung einer mehr als zwölf Jahre zurückliegenden Vorſtrafe eines 
Angeſtellten, für die beſchränkte Auskunft gilt, bildet keinen Grund zur friſtloſen Kündigung; auch 
nicht eine falſche damit zuſammenhängende Auskunft, falls er nicht ausdrücklich nach der be⸗ 
ſchränkten Auskunft unterliegenden Strafen gefragt wurde (ArbRSamml 33, 98 LAG]; ebenda 
über die Entdeckung ſtarker Verſchuldung als Entlaſſungsgrund). Umſtände, welche die Gefahr be 
gründen, daß der Dienſtverpflichtete feine Vertragspflichten ordnungsmäßig zu erfüllen nicht im⸗ 
ſtande fein werde, können die Entlaſſung rechtfertigen, auch wenn ſich die Beſorgnis ſpäter als 
unbegründet herausſtellt (Rh Seuffül 80, Nr 118). Auch Erkrankung des Dienſtverpflichteten kann 
einen wichtigen Grund zur Entlaſſung geben, jedoch immer nur unter Berückſichtigung der beider⸗ 
ſeitigen Intereſſen, insbeſondere derjenigen des Dienſtverpflichteten (RAch JW 1933, 869). Über 
außereheliche Schwangerſchaft einer Verkäuferin als Entlaſſungsgrund ſ. Rach JW 1937, 305756. 
Bei der Beurteilung von Verfehlungen des Dienſtpflichtigen iſt eine Berückſichtigung des Um⸗ 
ſtandes nicht ausgeſchloſſen, daß er im Dienſte des Berechtigten, wenn auch ohne deſſen Ver⸗ 
ſchulden, eine erhebliche Schädigung erlitten hat (RG 27. 5. 27 111 326/26). Fehltritt einer Dienſt⸗ 
verpflichteten (Pfarrwirtin), wenn auch um Jahre zurückliegend, als wichtiger Kündigungsgrund für 
den Dienſtberechtigten (Pfarrer) mit Rückſicht auf ſeine Zwangslage gegenüber der vorgeſetzten 
lirchlichen Behörde (Rach 12, 325). Als wichtiger Grund zu friſtloſer Kündigung kann unter Unt. 
ſtänden auch ſchon der Verdacht einer pflichtwidrigen Handlung des Dienſtverpflichteten in 
Betracht kommen; der Verdacht muß aber auf Tatſachen gegründet ſein und ſo ſchwer wiegen, daß 
ein vernünftiger Mann unter Berückſichtigung der Perſönlichkeit des Dienſtverpflichteten daraus 
Mißtrauen gegen deſſen Zuverläſſigkeit ſchöpfen kann; auch erfordert die gegenfeitige Treue, daß der 
Dienſtberechtigte die Verdachtsgründe prüft und den Dienſtverpflichteten nach Möglichleit in der 
Aufklärung des Sachverhalts unterſtützt (NG JW 1937, 10465). Vgl. auch ArbRSamml 32, 30 
(LAS). Erhebung einer Anklage aus $1 des Gef gegen heimtückiſche Angriffe auf Staat und 
Partei u. a. v. 20. 12. 34 (RG Bl J, 1269) als wichtiger Grund für die Enklaſſung eines Juſtiz⸗ 
angeſtellten |. Ruch 17, 82. Auch ein nach polizeilichen Erhebungen begründeter Verdacht der Be 
triebsſabotage kann genügen; Sache des Entlaſſenen wäre es demgegenüber, den Verdacht zu wider⸗ 
legen (Rach 16, 12). Zur Frage, wann eine nur in der Vorſtellung des Dienſtberechtigten De 
!tehende Sage die friſtloſe Enklaſſung des Dienſtverpflichteten rechtfertigen kann, ſ. RA JW. 1933, 
2666°. Auch von außen her und ohne Verſchulden des Dienſtverpflichteten auf 
das Dienſtverhältnis einwirkende Ereigniſſe können die ſofortige Löſung durch den Dienſtberech⸗ 
ligten rechtfertigen, wenn fie eine Beziehung zur Perſon des Dienſtverpflichteten 
haben, und ſeine Weiterbeſchäftigung als den berechtigten Intereſſen des Dienſtberechtigten 
ſo ſchädlich oder doch gefährlich erſcheinen laſſen, daß dieſem die Fortſetzung des Dienſt⸗ 
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verhältniſſes nicht zuzumuten iſt (RG 13, 185; 14, 337; 16, 364). Dem Dienſtberechtigten kann es 

auch bei unberechtigten, von Dritten gegen den Dienſtverpflichteten erhobenen Vorwürfen nicht 
zugemutet werden, ſich ſchützend vor dieſen zu ſtellen, wenn nach vernünftigem Ermeſſen eine 

ſchwere Gefährdung der eigenen Intereſſen damit verbunden iſt (Ruch 14, 290; 15, 41; RAG HRR 

1932 Nr 641). Entlaffung des Vertragsleiters eines parteiamtlichen Zeitungsunternehmers auf 

Anordnung des Reichsleiters für die Preſſe |. Rc ZW 1937, 21118 (8620 A 1 Abſ 2). 

Das Urteil eines Kreisleiters der NS DA über die politiſche Unzuverläſſigkeit eines hierwegen 
entlaſſenen Gemeindeangeſtellten, enthebt das Gericht nicht jeder ſelbſtändigen Prüfung, wobei 
freilich die Auffaſſung des Kreisleiters immer von beſonderer Wichtigkeit fein wird (MAG 18, 193). 
Unter Umſtänden wird aber die Stellungnahme des Kreisleiters auch ſchon allein genügen 
müſſen, um den Angeſtellten für die Gemeinde untragbar zu machen. Zur Frage, ob die von einer 
Parteidienſtſtelle gegen die politiſche Zuverläſſigkeit eines Angeſtellten erhobenen Bedenken einen 
wichtigen Grund zur friſtloſen Kündigung bilden, ſ. auch RAG ArbR S. 33, 22; vgl. noch ZW 1938, 
113023, betreffend die friſtgemäße Kündigung eines ſtädtiſchen Angeſtellten). Bei Angeſtellten einer 
öffentlichen Körperſchaft kann auch die Ausſchließung aus der NSDAP und aus der SA ins Ge⸗ 
wicht fallen, und ein erheblicher Verſtoß gegen nationalſozialiſtiſche Grundſätze die Entlaſſung 
rechtfertigen; ſo namentlich der Bezug von Waren aus jüdiſchen Geſchäften oder die längere Duldung 
ſolchen Bezugs durch die Ehefrau und andere Familienangehörige (RA 19, 33 DJ 1937, 
1989 mit Anm. Friedrich). Außerungen, die ſich gegen den Geiſt der Wehrhaftigkeit und natio⸗ 
nalen Geſinnung im Deutſchtum richten, z. B. die Kriegsauszeichnungen verächtlich machen, als Ent⸗ 
laſſungsgrund ſ. LUG Berlin Di 1934, 426. Entlaſſung eines ſtädtiſchen Beamtenanwärters 
wegen gehäſſiger Beleidigungen des Führers und ſeiner Regierung RG 16, 319; eines öffentlichen 
Angeſtellten wegen bewußt kundgegebener Ablehnung des heutigen Staates RAG DI 1937, 
12325. oder wegen Störung des Arbeitsfriedens durch fortgeſetzte ausdrückliche Ablehnung der 
im Dienſte der Volks gemeinſchaft getroffenen ſtaatlichen Maßnahmen RA ZW 1938, 24302; 
dgl. auch Arbe Sammle 32, 65 (LAG: Verbreitung kirchlicher Hetzſchriften). Hartnäckige Verwei⸗ 
gerung des deutſchen Grußes |. DJ 1936, 190; JW 1936, 526°. Weigerung eines Angeſtellten, 
ſich am Winterhilfswerk zu beteiligen |. Ruch JW 1938, 2555; RA ArbRSamml 33, 97; ſ. auch 
Da 1936, 779 (verſtändnisloſes Verhalten der Verkäuferin einer Verbrauchergenoſſenſchaft gegen- 
über dem Winterhilfswerk). — Im Hinblick auf die auf der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung 
beruhenden Anſchauungen zur Raſſenfrage kann einen wichtigen Grund zur friſtloſen Kündigung 
auch die Zugebörigkeit zur jüdiſchen Raſſe bilden: doch werden auch hier immer die Umſtände 
des einzelnen Falles berückſichtigt werden müſſen (NAG 13 S. 175, 185; RG JW 1935, 34595; 
, auch D 1935, 1038). Dabei kann entſcheidend fein die Eigenſchaft des Dienſtberechtigten 
als öffentlicher Körperſchaft, etwa einer Gemeinde, die in erſter Linie Trägerin einer 

oheitsverwaltung iſt und dieſes ihr Weſen auch inſoweit nicht ganz abſtreifen kann, als ſie wirt⸗ 
ſchaftliche Unternehmungen betreibt (Reich 18 S. 132, 265; |. auch JW 1936, 2949). Entlaſſung 
üdiſcher Frontkämpfer als ſtädtiſche Angeſtellte |. Rach 18 S. 128, 132. Entlaſſung eines nicht⸗ 

lüdiſchen Angeſtellten des Berufsverbandes ehemaliger Soldaten wegen jüdiſcher Ehefrau ſ. 

IW 1936, 2589. Entlaſſung des judiſchen Handlungsagenten einer bei der Reichszeugmeiſterei 

zugelaſſenen Firma auf Verlangen der erſteren ſ. JW 1937, 285055. Vgl. auch die VO zur Aus⸗ 

Haltung der Juden aus dem deutſchen Wirtſchaftsleben v. 12. 11. 38 (RGBl J, 1580). — Nicht 
angabe der früheren Zugehörigkeit zu einer Loge in einem Fragebogen als Entlaſſungs⸗ 

grund bei einem Krankenkaſſenangeſtellten |. DJ 1937, 421. 

5 Nicht ſchon allein die Tatſache der Aufgabe eines Geſchäfts, wohl aber die Geſchäfts⸗ 
fgabe wegen der Unmöglichkeit eines lohnenden Weiterbetriebs berechtigt den Geſchäfts⸗ 
haber zur Kündigung gegenüber feinem Agenten (R JW 1911, 1582; 1912, 25020; 

ſchä Warn 1923 Nr 25). Auch die Feſtſtellung kann genügen, daß ſich der Betrieb für den Ge⸗ 
chäftsherrn außerordentlich verluſtreich geſtaltet Rh Warn 1933 Nr 79). Dies beruht aber auf der 

. des Agenturverhältniſſes und iſt deshalb auf andere Dienftverhältniffe nicht ohne weiteres 

Zzudehnen. Grundſätzlich muß vielmehr der Dienſtberechtigte die wirtſchaftliche Gefahr des Be⸗ 

351% tragen; er kann ihn nur unbeſchadet der Anſprüche ſeiner Angeſtellten einſtellen (vgl. RG 87, 

„ Nur ausnahmsweiſe kann eine ganz beſondere Geſtaltung der wirtſchaftlichen Lage, ein den 
venmeltand ernſtlich bedrohender Niedergang des Geſamtunternehmens eine andere Beurteilung 
18 fertigen (ogl. RG ZW 1927, 2459; 1934, 9251, RG HRR 1930 Nr 772 Rach 13, 296; 14, 216, 
1 5 Das gilt auch für den Konkursfall (MAG HRR 1932 Nr 1942). Anordnung der Zwangs⸗ 
Pan altung als wichtiger Grund zur Kündigung des langjährigen Vertrags eines Angeſtellten im 
Ennaftttſchaftlchen Nebenbetriebe ſ. RG 14, 216. Zwangsverſteigerung eines Gutes als Grund zur 
21 lung des dort Beſchäftigten |. NAG DIZ 1933, 626. Zahlungseinſtellung als wichtiger 
Stadt zur Entlaſſung eines Schwerbeſchädigten ſ. RAG 10, 20. Wirtſchaftliche Notlage einer 

gemeinde als wichtiger Grund für Abbaumaßnahmen gegenüber ihren Dauerangeſtellten ſ. 
esel Halt 1933 Nr 1102. Unzuverläſſigkeit eines Wächters bei einem mit einer Wach- und Schließ ⸗ 
teria haft abgeſchloſſenen Vertrage (RG Warn 1920 Nr 152). Entlaſſung wegen polizeilicher Un- 

gung des Gewerbebetriebes ſ. RAG JW 1934, 55; wegen Beſorgnis polizeilicher Schließung 
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und dadurch begründeter Unmöglichkeit einer ordnungsmäßigen Fortführung des Betriebes ſ. RA 
15, 103. Zur Frage der Entlaſſung von Warenhausangeſtellten wegen polizeilicher Schließung des 
Betriebes |. RGA 14, 161; wegen obrigkeitlichen Verbotes der Eröffnung des Betriebes (RAG 
JW 1934, 551). — Gegenüber Mitgliedern des Vorſtandes einer Aktiengeſellſchaft, einer 
Genoſſenſchaft, eines rechtsfähigen Vereins und gegenüber leitenden Angeſtellten iſt, 
insbeſondere ſoweit die Vertrauensfrage in Betracht kommt, ein ſtrengerer Maßſtab anzulegen 
als etwa gegenüber Handlungs- und Gewerbegehilfen oder Perſonen, die mehr 
Dienſte einfacher, mechaniſcher Art zu leiſten haben (MG Warn 1914 Nr 156; RAG 14, 
176 [180]; RAG HRR 1933 Nr 323). Grober Vertraueusbruch bei dem Vorſtandsmitgliede einer 
Aktiengeſellſchaft, ſo z. B. Abſchluß von Spekulationsgeſchäften durch eine vorgeſchobene Perſon 
mit der eigenen Geſellſchaft ſ. RG 75, 234. Unbefugte Ausſtellung und Verheimlichung eines 
Wechſels durch den Leiter eines kaufmänniſchen Unternehmens |. RG IW 1928, 290838. Beſteht 
gegen das Vorſtandsmitglied einer Aktiengeſellſchaft, Genoſſenſchaft uſw. der Verdacht eines pflicht⸗ 
widrigen Verhaltens, ſo wird dem Verdächtigen in der Regel Gelegenheit zur Rechtfertigung zu 
geben fein, bevor eine friſtloſe Kündigung ausgeſprochen wird (NG JW 1930, 27015). — Vom 
Dienſtverpflichteten erhobener Vorwurf betrügeriſchen Verhaltens des Dienſtherrn im 
Verhältnis zu feinen Angeſtellten |. R 10. 1. 08 III 239/07. Kein Entlaſſungsgrund iſt der 
Vorwurf betrügeriſchen Verhaltens des Dienſtherrn, wenn dieſer Vorwurf vom Dienftpflichtigen zur 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen gemacht wird und er weislich wahr iſt (RG24. 3. 06 II 389/04). 
Auch kein Grund zur friſtloſen Kündigung gegenüber dem Kaſſenarzt einer Ortskrankenkaſſe wegen 
einer ihm zur Laſt gelegten Verfehlung in einem vereinzelten Falle (RG 1. 2. 10 III 142/09). 
Selbſt die Verſchweigung eines Zahlungseinganges durch einen Angeſtellten rechtfertigt nicht 
ohne weiteres deſſen friſtloſe Entlaſſung; es müſſen die Gründe des Verſchweigens und die ge- 
ſamten Umſtände des Falles berückſichtigt werden (NAG 23. 7. 28, 103/28). Die Verſchuldung 
eines Angeſtellten kommt als Entlaſſungsgrund in der Regel nur dann in Betracht, wenn ſie 
mit Pflichtvernachläſſigung oder ſonſt zu beanſtandendem Verhalten verbunden iſt (RAG 2, 61). 
Iſt ein Dienſtpflichtiger nur zu normalen Leiſtungen angeſtellt, ſo bildet ſein Verſagen bei außer⸗ 
gewöhnlichen, das übliche Maß weit überſteigenden Anforderungen noch keinen Grund zu friſtloſer 
Entlaſſung (RA 7, 70). Ein Muſiker, der mit anderen zur Leitung und Ausführung von Kino- 
muſik angeſtellt iſt, braucht nicht bei Einführung von Schallplattenmuſik dieſen Apparat als 
Tonfilmſteuerer zu leiten; feine Weigerung kann daher eine Entlaſſung nicht rechtfertigen (RAG 
8, 282). Verletzung jagdlicher Anſtandspflichten iſt nicht ohne weiteres ein wichtiger Grund zur 
friſtloſen Entlaſſung eines langjährigen Jagdaufſehers (RG ZW 1917, 23652). Das Gef. v. 
10. 4. 33 (RG Bl 1 191), dazu VO v. 20. 4. 33 (RG Bl 1 212), erhob den 1. Mai zum Feiertag der 
nationalen Arbeit, durch das Gef. v. 27. 2. 34 (RG Bl I 129) iſt er zum nationalen Feiertag des 
deutſchen Volkes erklärt worden. Entlaſſungsfragen, die ſich früher an die Verweigerung der Arbeit 
an dieſem Tage knüpften (vgl. RG SeuffA 81 Nr 34; RAG 4, 10; 6, 87; Rach HR R 1930 Nr 1240), 
find damit gegenſtandslos geworden. Nichtaufnahme eines ſtädtiſchen Muſikers in die Reichsmuſik⸗ 
kammer als Entlaſſungsgrund |. RA JW 1937, 20708, 

Bei der Beurteilung von Entlaſſungsgründen können beim Hinzutritt neuer Ver⸗ 
fehlungen des Dienſtpflichtigen auch ältere Vorkommniſſe, denen der Dienſtherr einſt⸗ 
weilen ein größeres Gewicht nicht beigelegt hatte, herangezogen werden. Regelmäßig 
werden nur die bei oder nach Abſchluß des Dienſtvertrags vorgekommenen Tatſachen 
in Betracht kommen, unter Umſtänden aber auch ſolche Gründe, welche ſchon vor Ab- 
ſchluß des Dienſtvertrags entſtanden waren, aber nach dieſer Zeit fortgedauert oder fort⸗ 
gewirkt haben und dem Kündigungsberechtigten erſt nachträglich bekannt geworden ſind 
NG JW 1907, 543“; 1938, 13929), in dieſem Falle unbeſchadet einer Anfechtung des Dienſt⸗ 
vertrags nach $$ 119, 123. Als ausreichende Fortwirkung darf aber nicht ſchon die bloß ſubjektive 
Befürchtung des Dienſtberechtigten, das frühere Ereignis könne ihm nachteilig ſein, angeſehen 
werden; vielmehr muß ſich bei objektiver Beurteilung eine Beeinfluſſung des Vertragsverhält⸗ 
niſſes ergeben, was um ſo weniger anzunehmen ſein wird, je weiter das Ereignis, z. B. eine frühere 
Beſtrafung des Dienſtverpflichteten, zurückliegt (d 8. 12. 26 III 92/26). Nachträglich bekannt 
werdende Beſtrafungen als Entlaſſungsgrund, insbeſondere ſolche wegen Betrugs und Urkunden 
fälfehung bei einem Bankangeſtellten, auch wenn die Strafen durch Straffreiheitsgeſetze erlaſſen 
find ſ. RA 16, 173. Entläßt der Konkursverwalter einen Angeſtellten des Gemein“ 
ſchuldners, ſo iſt die Frage, ob ein wichtiger Grund hierfür vorliegt, nicht vom Standpunkt des Ge⸗ 
meinſchuldners, auch nicht ausſchließlich von dem der Gläubiger aus zu beurteilen, ſondern aus der be⸗ 
ſonderen Stellung und Aufgabe des Konkursverwalters; der Angeſtellte kann daher ein vor der Kon⸗ 
kurseröffnung liegendes Verhalten nicht ſchlechthin damit entſchuldigen, daß er auf Weiſung des 
Gemeinſchuldners und in deſſen Intereſſe tätig geworden ſei (R& 16, 8). — Auch ein nach { 
wunvigung eingetretener Kündigungsgrund iſt zu beachten (N 88, 128; 122, 38; 142, 268 bg. 
32, 249), und zwar kann er eine Löſung des Dienſtverhältniſſes nicht nur von dem Zeitpunkte an 
herbeiführen, in dem er dem andern Vertragsteil gegenüber geltend gemacht wird, ſondern auch 
rückwirkend auf die Zeit feines Eintritts (NG 142, 272; Ruch ArbRSamml 20, 280). Die Ent 


Dienſtvertrag $ 626 383 


laſſung eines Handlungsgehilfen kann aber nicht nachträglich damit gerechtfertigt werden, daß er, 
nachdem er die Entlaffung für unbegründet erklärt und feine Dienſte dem Dienſtherrn zur Verfügung 
geſtellt hatte, in ein Wettbewerbsgeſchäft eingetreten ſei und ſchon vorher für dieſes die Kunden 
ſeines bisherigen Dienſtherrn zu gewinnen geſucht habe (RG 88, 127; RG 23 1918, 5681ů u. 
6968). Vgl. auch OLG 28, 187: Vorbereitende Maßnahmen zur Gründung eines Wettbewerbs⸗ 
unternehmens in der Regel kein Entlaſſungsgrund (vgl. OL 28, 187 und DJ 1937, 1768, auch 
Nö Di 1937, 1290). Der Dienſtverpflichtete, und im ganz beſonderen Maße ein Dienſtverpflich⸗ 
teter in höherer Stellung, hat ſich ſo lange vertragsmäßig zu verhalten, als er das Fortbeſtehen 
des Vertrags für ſich in Anſpruch nimmt (NG IW 1934, 2812). Dieſe Pflicht hört nicht dadurch auf, 
daß der Dienſtberechtigte das Fortbeſtehen leugnet und ihm die Vertragserfüllung unmöglich macht. 
Für die Beurteilung der Wichtigkeit des Grundes kann freilich das beſtehende Kampfverhältnis“ 
in Betracht kommen (RG JW 1937, 11465; R Warn 1911 Nr 176). Dies gilt in gleicher Weiſe auch 
für das Verhalten des Dienſtberechtigten. — Über die Entlaſſung eines durch privaten Dienſtvertrag 
nach ſtaatlichen Grundſätzen Angeſtellten ſ. SeuffA 78 Nr 72. Zuſammenſchluß von Gemeinden 
als wichtiger Grund zur Kündigung von Dauerangeſtellten ſ. Rel 9, 323. Friſtloſe Entlaſſung von 
Krankenkaſſenangeſtellten ſ. R 12, 314; auf die ſtrafweiſe Dienſtentlaſſung eines Krankenkaſſen⸗ 
angeſtellten iſt $ 626 nicht anzuwenden, fie läßt ſich auch nicht in eine Kündigung aus wichtigem 
Grunde umdeuten (RG 15, 15; 16, 332). Über das Verhältnis einer friſtloſen Kündigung zu einer 
ſtrafweiſen Dienſtentlaſſung eines Krankenkaſſenangeſtellten ſ. auch RG 20, 82. 

Der Ausbruch eines Krieges ändert für ſich allein nichts an den beſtehenden Dienſtverhält⸗ 
niſſen, mag auch die Vertragserfüllung für den einen oder anderen Teil eine Härte bedeuten. 
Die Gerichte ſind, regelmäßig wenigſtens, auch nicht in der Lage, einen billigen Ausgleich unter 
den Vertragsteilen zu ſchaffen (vgl. RG 86, 397; 90, 374). Der Krieg gibt ferner nicht ohne weiteres 
emen wichtigen Grund zur Kündigung. So iſt der Dienſtherr zur friſtloſen Kündigung nicht 
ſchon deshalb berechtigt, weil ſein Geſchäftsbetrieb infolge des Krieges erſchwert oder nicht 
mehr lohnend iſt, und er es aus dieſem Grunde für geboten hält, den Betrieb einzuſtellen. Erſt 
dann, wenn die Weiterführung des Betriebs mit Rückſicht auf die Folgezuſtände des Krieges 
3. B. bei feindlichem Einfall, Zerſtörung der Betriebsanlagen, militäriſchen Anordnungen) 
unmöglich oder doch ſo weſentlich erſchwert wird, daß ſie nach den tatſächlichen Verhältniſſen 
dernünftigerweiſe und nach Treu und Glauben dem Dienſtherrn nicht zugemutet werden kann, 
105 2 berechtigt, ſeinen Angeſtellten friſtlos zu kündigen (RG 87, 349; 91, 57; RG JW 1916, 
261 6 Gruch 61, 774; R SeuffA 7 Nr 171; LZ 1915, 85714; OLG 31, 178; 32, 94; 38, 173; 
bal DLG 32, 318). Einberufung des Angeftellten zum Heeresdienſt kann die Anwendung des $ 323 

gründen (RG 105, 387), dazu jedoch $ 616 und 9 620 A 1 a. E. Kündigung eines Agenkurverhält⸗ 
nuſſes wegen perſönlicher Behinderung des Agenten infolge Einberufung zum Kriegsdienſt ſ. RG, 
JW 1991, 7447, Vgl. RG Warn 1920 Nr 86; OLG 31, 360. Zugehörigkeit des Dienſtpflichtigen 
. einem feindlichen Staate als wichtiger Grund zur friſtloſen Kündigung (OLG 31, 178). — 
Enthält der Dienſtvertrag eine ſog. Kriegsklauſel, wonach dem Dienſtberechtigten im 
Falle des Ausbruchs eines Krieges eine friſtloſe oder kurzfriſtige Kündigung zuftehen ſoll, jo iſt (wie 
tal ieferungsverträgen, R 88, 143) nach Treu und Glauben in billiger Abwägung der beider⸗ 
15 igen Intereſſen zu entſcheiden, ob von ihr unbeſchränkt oder nur in zeitlicher Begrenzung und wie 
falle Gebrauch gemacht werden kann. In der Regel wird die Kündigung nur innerhalb der Zeit 
finden können, deren der Dienſtberechtigte bedarf, um einen Überblick über feine geſchäftlichen 
merbaltniſſe (3. B. bei Bühnenanſtellungsverträgen darüber, ob der Theaterbetrieb fortgeſetzt 
nicht n kann) zu gewinnen (Rh 91, 57; Warn 1916 Nr 65). Kann danach die Kriegsklauſel 
kann mehr geltend gemacht werden, fo bleibt nur noch eine Kündigung nach $ 626. Dieſe 
5 n bei unerwartet langer Dauer des Krieges auch dann begründet ſein, wenn nach Ausbruch 
Arie ges die Fortſetzung des Dienſtverhältniſſes vereinbart worden war (RG 15. 6. 17111 41/17). 
delscſondere Vorſchriften: Für die Kündigung wegen eines wichtigen Grundes gelten beim han⸗ 
Kara gchtlichen Dienſtverhältnis die Vorſchriften im HGB 88 70—72 (Handlungsgehilfen, dazu 
agenten 281 ; 14, 306; RA SeuffA 89 Nr 168), 77 (Handlungslehrlinge), 92 Abſ 2 (Handlungs⸗ 
dazu u), beim gewerblichen Dienſtverhältnis die Vorſchriften der Gewd 38 123 ff. 133 b, ound d, 
173 RM 1 S. 30, 306; 2 S. 129, 350; 3, 12; 4 ©. 88, 332, 358, 6, 5; 10 S. 47, 72; 14 ©. 161, 
3435 an 356; 15, 146; 16, 154; 18, 12; Rauch HR 1929 Nr 214; 1930 Nr 137, 536; 1923 Nr 46, 
u Arb Samml 32, 113 (LAG); . auch DJ 1935, 1315 (ſtaatsfeindliche Einſtellung und Betäti- 
Nr 15 Anwendung des $124a Gewd auf Schwerbeſchädigte (MAG 4, 291; Relch Seuff A 82 
ftüher 4 Rus HRR 1930 Nr 25); auf den Vertrauensmann des ADC (RAS 15, 158; anders 
dez 25 für Mitglieder einer Betriebsvertretung MAG 2, 245). Zur lerſchöpfenden) Aufzählung 
recht 1 gungsgründe für gewerbliche Arbeiter in $$ 123, 124 Gewo |. Hueck, Deutſches Arbeits⸗ 
jähri 1988 130f. Sittenwidrigkeit und Nichtigkeit ($ 138) der friſtloſen Entlaſſung eines lang⸗ 
ſchriſten Bergarbetters ſ NA 16, 202 (Preußllllg Bergch $ 82 Ab! Nr 8). Die beſonderen Vor 
ſtellten d er Geſindeordnungen find aufgehoben (Vorbem 2a vor 5 611). Entlaſſung eines Ange⸗ 
Rach 8 den Konkursverwalter ſ. RAG 16, 8; eines Lehrlings im Konkurſe des Lehrherrn ſ. 
„, 16, 149. Ermächtigung zur Kündigung im Vergleichsverfahren ſ. RA 11, 61. Zu 
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beachten ſind ferner das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit v. 20. 1. 34 (RGZBl J, 45) $ 14 
über den Kündigungsſchutz der Vertrauensmänner lentſprechend $ 12 Gef zur Ordnung der Arbeit 
in öffentlichen Verwaltungen und Betrieben v. 23. 3. 34 RG Bl 1, 220), ſowie $ 20 über den Ent- 
laſſungsſchutz bei Maſſenentlaſſungen (früher Stillegungsverordnung), dazu $ 620 A 30, d; ferner 
das Geſetz über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter v. 6. 4. 20 (RGBl 458) in der Faſſung des 
Geſ v. 28. 12. 22 (RG Bl J, 972) neue Faſſung v. 18. 1.23 (RG Bl 1, 57) und das Kündigungsſchutz⸗ 
geſetz vom 9. 7. 26 (RGBl l, 399), dazu $ 620 A 3a, 6. Die in dieſen Geſetzen enthaltenen Kündi⸗ 
gungsbeſchränkungen laſſen die Möglichkeit einer friſtloſen Kündigung aus wichtigem 
Grunde regelmäßig unberührt. Nur bei Schwerbeſchädigten iſt für den Fall, daß es ſich um 
eine Krankheit handelt, die eine Folge der Kriegsbeſchädigung iſt, eine Ausnahme gemacht. Vgl. 
Schwerbeſchch 513 Abſ? und 5620 A 3e. Iſt ein Schwerbeſchädigter dem Arbeitgeber zwangsweiſe 
zugewieſen, ſo kann das Gericht ſeine Eignung nicht nachprüfen, wenn ihn der Arbeitgeber wegen Un⸗ 
tauglichkeit für die ihm übertragenen Dienſtverrichtungen friſtlos entläßt; es bleibt nur friſtgemäße 
Kündigung mit Zuſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle (RAch 4, 291). Nach $ 4 des Theatergeſetzes v. 
15. 5. 34 (RGGBl 1, 411) kann Bühnenleitern, Intendanten, Theaterdirektoren, erſten Kapellmeiſtern 
und Oberſpielleitern, ſowie anderen künſtleriſch leitenden Perſonen (Abſ 1) die weitere Ausübung 
ihrer Tätigkeit mangels Zuverläſſigkeit oder Eignung unterſagt werden, die Unterſagung iſt wichti⸗ 
ger Kündigungsgrund nach $ 626 (Abſ 2 des Gef, dazu DurchfVoO v. 18. 5. 34, RGBl J, 413, $ 14). 
Über friſtloſe Auflöſung des Dienſtverhältniſſes der Vorſtandsmitglieder einer Aktiengeſellſchaft 
(unter Berückſichtigung des neuen Aktienrechts) ſ. Mansfeld ZAk DR 1937, 630. — Über die von 
einer bürgerlich rechtlichen Kündigung nach $ 626 ſtreng zu ſcheidenden Entlaſſungen und Kündi⸗ 
gungen von Angeſtellten und Arbeitern des Reiches, der Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände 
und anderer Körperſchaften des öffentlichenRechts und ihnen gleichgeftellter Einrichtungen und Unter⸗ 
nehmungen nach den Vorſchriften zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums ſ. Gel 
v. 7. 4. 33 (RGBl J, 175) § 15, Zweite Durchf VO dazu v. 4. 5. 33 (RGBl 1, 233) mit fpäteren 
Anderungen; ferner RG 151, 336; RG HNN 1936 Nr 1065; Rach 14 S. 8, 91, 95, 126, 156, 211, 
223, 248, 324; 15 ©. 1, 112, 211; 16 S. 56, 77; 17 S. 55, 62, 316; 18 S. 84, 193, 216, 322; 19, 232; 
RAS JW 1935, 318120; 1938, 6876, 113327; NAG HAN 1936 Nr 354; 1937 Nr 1390; RAG Warn 
1937 Nr 172, f. auch RAG 15, 337: kein im Rechtsweg verfolgbarer Schadenserſatzanſpruch wegen 
ſchuldhafter Entlaſſung. Zur Frage der Umwandlung der Entlaſſung eines Angeſtellten einer Be⸗ 
hörde wegen ſtaatsfeindlicher Einſtellung in eine Kündigung aus dienſtlichen Gründen ſ. RAG 
20, 241. Für Oſterreich ſ. die VO zur Neuordnung des öſterreichiſchen Berufsbeamtentums 
v. 31. 5. 38 (RG Bl J, 607), geändert durch VO v. 15. 6. 38 (RGBl 1, 643), v. 11. 8. 38 
(RG Bl J, 1014), v. 3. 1. 39 (RGBl I, 4), die auch die Rechtsverhältniſſe der Angeſtellten und Arbei⸗ 
ter im öffentlichen Dienſt regelt. Über die Rechtsgrundlagen der Entlaſſung von Angeſtellten 
des Staates oder öffentlicher Körperſchaften, die Juden, jüdiſche Miſchlinge oder jüdiſch Ver⸗ 
ſippte find, |. auch RA 19, 67. Nach g 5 des Geſv. 7.4.33 (RG Bl J, 188) gilt die Zurücknahme 
der Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft als wichtiger Grund zur Kündigung der von dem 
Rechtsanwalt als Dienſtberechtigten abgeſchloſſenen Dienſtberträge; dazu Ra 13, 296. Entſprechend 
für Patentanwälte Geſ v. 22.4. 33 (RG Bl 1, 217) 55. Beendigung der Tätigkeit von Arzten, 
Zahnärzten und Zahntechnikern als wichtiger Grund für die Löſung der von ihnen abgeſchloſſe⸗ 
nen Dienſtverträge |. Geſ v. 14. 8. 33 (RG Bl 1,581) 58 1,3. Vgl. auch Vorbemg vor 9611. — Über 
Kündigung der Dienſtverträge von Vorſtandsmitgliedern, Geſchäftsführern und Prokuriſten zur 
Sicherung der Gemeinnützigkeit im Wohnungsweſen ſ. Gef v. 14. 7. 33 (RG Bl 1, 484) f 3 Abſ 1e, 
Abſ 2 und VO v. 6. 2. 34 (RG Bl J, 89). Über die Anwendung des dem 8 626 zugrunde 
liegenden allgemeinen Rechtsſatzes auf andere Rechtsverhältniſſe von längerer Dauer ſ. oben 
Abſ. 2 a. E. und Rh 10. 11. 31 11471/30. — Zuläſſigkeit des Rechtswegs für Anſprüche eines 
unter Berufung auf das Reichsbürgergeſetz (für Oſterreich VO v. 20. 5. 38, RGBl J, 594) entlaſſenen 
(jüdiſchen) Angeſtellten einer öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaft ſ. Rach 18, 322; für Anſprüche 
eines öffentlichen Angeſtellten, deſſen Entlaſſung nach dem BBG v. 7. 4. 33 ſich als ungerecht⸗ 
fertigt erwieſen hat, und deſſen Wiederanſtellung demgemäß verfügt worden ift, |. Ruch HRR 1955 
Nr 481. Die Entſcheidungen der Militärbehörden über die Entlaſſung von Angeſtellten und Arbei⸗ 
tern, die im Wehrmachtsbereiche auf Grund des Dienſtvertrags beſchäftigt ſind, binden die Gerichte 
(85 35, 31 Abſ 2 Wehr; Erl. d. RökriegsM v. 6. 8. 37, HV Bl 419, MVB 415, LVBl 547; dazu 
1 IW 1938, 904% mit Anm Wagner); LA Aachen ArbRSamml 32, 75 mit Anm 
ansfeld. 
. 2. Verzicht auf die Kündigung wegen eines wichtigen Grundes. Ob auf eine ſolche Kündigung 
im voraus verzichtet werden kann, iſt ſtreitig. Mit der herrſchenden Meinung wird indeſſen 
anzunehmen ſein, daß auf das Recht, ein unter das Bürgerliche Geſetzbuch ſallendes Dienſt⸗ 
verhältnis friſtlos aus wichtigem Grunde zu kündigen, nicht im voraus verzichtet werden 
kann. Denn die Vorſchrift des $ 626 ſoll die Erwerbs- und Geſchäſtsfreiheit der Beteiligten wahren 
and iſt daher zwingender Natur. So auch RG 69, 365; RG IW 1919, 2405; R Warn 1911 
Nr 175; 1914 Nr 248; 1916 Nr 290; 1931 Nr 195; RG LZ 1913, 29524, 1914, 18468; vgl. RG 
79, 161. Das Geſetz beruht auf dem Gedanken, daß bei dem Die nſtverhältniſſe nicht vorgeſehene 
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Umſtände eintreten können, welche die fofortige Aufhebung des Dienſtverhältniſſes erheiſchen, 
wenn nicht das Intereſſe der einen oder anderen Partei in unbilliger Weiſe geſchädigt werden 
ſoll. Das Geſetz will bei unvorhergeſehenen Ereigniſſen die Billigkeit entſcheiden laſſen und 
kann es daher nicht zulaſſen, das Kündigungsrecht aus wichtigen Gründen im voraus aus⸗ 
zuſchließen oder zu beſchränken. Das hindert zwar nicht, daß über die Wichtigkeit von Gründen 
zur friſtloſen Kündigung des Dienſtverhältniſſes Vereinbarungen getroffen werden, namentlich 
auch nach der Richtung, daß nur gewiſſe Tatſachen oder gewiſſe Tatſachen nicht oder nur unter 
deſtimmten erſchwerenden Umſtänden einen wichtigen Grund bilden ſollen, insbeſondere auch, 
daß der Dienſtverpflichtete in bezug auf Entlaſſungsmöglichkeiten einem Beamten gleichgeſtellt 
werden ſoll (Nen JW 1937, 163910 s Warn 1914 Nr 248, RG HRR 1937 Nr 643; RG Lg 1914, 
18465 1925, 11541; 97h 7. 3. 24 111 359/23; 16. 6. 31 111 352/31; ſ. auch RAG 1, 104; 11, 213: 
15, 274; Rach JW 1937, 11696 RAG ArbRSamml 32, 19). Aber auch wenn die Parteien 
rüber einig waren, daß gewiſſe Tatſachen zur Aufhebung des Vertrags verhältniſſes nicht be⸗ 
techtigen ſollen, jo können doch bei beſonderer Geſtaltung der Verhältniſſe auch ſolche Gründe 
die Aufhebung herbeiführen; die Vereinbarung kommt dann nur als Moment bei der Entſcheidung 
ber die Frage der Wichtigkeit in Betracht (RG 75, 238; NAG JW 1932, 29251; Rach HRR 
1936 Nr 202; vgl. auch R ZW 1910, 5771). Noch viel weniger kann aus dem Umſtande, daß im 
ertrage einzelne Kündigungsgründe feſtgelegt ſind, geſchloſſen werden, daß nicht aus einem ande⸗ 
ren Grunde gekündigt werden konne (MG Warn 1911 Nr 175). Das Kündigungsrecht darf auch 
nicht mittelbar weſentlich beſchränkt werden, insbeſondere nicht durch Vertragsſtrafen; doch wird es 


E daß der Vorſtand nur auf Grund eines Beſchluſſes der Generalverſammlung ohne 
3 Handelsgeſellſchaft, die von einer politiſchen Partei nur zu dem Zwecke gegründet 


D Anſtellung der Schriftleiter zu vereinbaren, daß ſie, obgleich Angeſtellte der Geſellſchaft, 
ht vo 


dach ſtiuſchweigender, Verzicht zuläflig; er kann insbeſondere dann angenommen werden, wenn 

ti „ Kündigungsgrund bereits eingetreten und von dem zu einer Geltendmachung Berech- 

11 troß davon erlangter Kenntnis längere Zeit nicht geltend gemacht worden iſt (RG 38, 

w ei 1— 38; dies auch dann, wenn derjenige, gegen den ein Kündigungsgrund gegeben iſt, nicht 
eiß, daß 


Velkendmach 


verlängert hatte (MAG 14, 337). Ein Verzicht auf die Geltendmachung des wichtigen Grundes iſt 
ern 1 1 8 1 7 FR 
ungen u Kündigungsfriſt kündigt (RG JW 1936, 8771%). Von dem Verzicht auf das Kündi⸗ 
bew zur ge 


K 5 5 
ſein 0 durch längeres Nichtgeltendmachen nach Treu und Glauben gemäß $ 242 verwirkt 


allgemein N. 
men Vor 
nzuläſſigreit 
recht Das ſur gegenſeitige Verträge nach 88 325, 326 beſtehende allgemeine Rücktritts⸗ 
Seilen sn $ 626 keine Anwendung ( 92, 158; RG ZW 1911, 1064, 1912, 7312; RG 

1 1 K 12 . 
er 15 1 f 
54 r rebus sie stantibus ($ 242) kann neben den $$ 626ff. nicht zugelaſſen werden (R 15, 


J 197, 0 dagegen bleibt die Anwendung des $ 323 (vgl. $ 616) unberührt (Rz 92, 176; RAG 
chen zu laſſen, um 
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8 627 


Hat der zur Dienſtleiſtung Verpflichtete, ohne in einem dauernden Dienft- 
verhältniſſe mit feſten Bezügen zu ſtehen, Dienſte höherer Art zu leiſten, die 
auf Grund befonderen Vertrauens übertragen zu werden pflegen !), fo iſt die 
Kündigung auch ohne die im § 626 bezeichnete Vorausſetzung zuläſſig 2). 

Der Verpflichtete darf nur in der Art kündigen, daß ſich der Dienftberechtigte 
die Dienſte anderweit beſchaffen kann, es ſei denn, daß ein wichtiger Grund für 
die unzeitige Kündigung vorliegt. Kündigt er ohne ſolchen Grund zur Unzeit, ſo 
hat er dem Dienſtberechtigten den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen “). 

E II 565 III 618; P 2 302. 


1. Kündigung bei Dienſten höherer Art, z. B. Dienſten als Arzt (auch als ſog. Hausarzt), 
Lehrer, Rechtsanwalt (RG Warn 1926 Nr 165), Künſtler, Hebamme, Kommiſſionär (RG JW. 
05, 2017). Kommiſſionsvortrag |. RG SeuffA 87 Nr 147. Vgl. 8 622. Die Vorſchrift findet ſowohl 
auf dauernde, als auf nicht dauernde Dienſtverhältniſſe Anwendung (RG 80, 30). Hierher gehört 
z. B. auch der Fall, daß eine große Fabrik die „geſamte Führung ihrer Feuerverſicherungsgeſchäfte“ 
einem Verſicherungsagenten ausſchließlich überträgt (RG 26. 5. 25 III 351/24). Es genügt aber 
nicht, daß die Dienſte eine beſondere Fachkenntnis, Kunſtfertigkeit oder wiſſenſchaftliche Bildung 
vorausſetzen und regelmäßig nur ſolchen Perſonen übertragen werden, die dieſe Eigenſchaften be⸗ 
ſitzen oder bei denen ſie erwartet werden. Es muß hinzukommen, daß die Dienſte im allgemeinen 
— gleichgültig, ob im einzelnen Fall — nur zufolge beſonderen Vertrauens übertragen 
zu werden pflegen (RG 82, 283; 146, 116). Die Vorſchrift gilt daher nicht für das Dienſtverhält⸗ 
nis des bauleitenden Architekten (RG 82, 285). Sie iſt auch nicht auf Schiedsrichter anwendbar. Der 
Schiedsrichter kann nur kündigen, wenn ihm ein wichtiger Grund zur Seite ſteht (NG 59 S. 247, 
249; 101, 889; 126, 382; RG 12. 4. 32 VII 301/31). — 8627 greift nicht Platz bei einem dauernden 
Dienſtverhältniſſe mit feſten Bezügen. Es müſſen aber beide Erforderniſſe erfüllt ſein 
(RG 80, 29). Sind fie erfüllt, jo gilt für die ſofortige Kündigung $ 626. Eine mehrjährige Dauer 
kann vertraglichen Beziehungen die Eigenſchaft eines dauernden Dienſtverhältniſſes auch dann 
geben, wenn dieſe Dauer nicht von vornherein in Ausſicht genommen, ſondern erſt das Ergebnis 
ſpäterer Entwicklung der Vertragsbeziehungen geweſen iſt (RG 146, 116). Die Annahme eines 
Dienſtverhältniſſes mit feſten Bezügen wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß daneben auch noch 
andere, im Betrage ſchwankende Bezüge vorgeſehen ſind (RG 146, 116). Keine Anſtellung mit 
feſten Bezügen liegt vor, wenn die Bezüge ſich in jedem Jahr nach der Verſchiedenheit der Menge 
von abgelieferten landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen verſchieden geſtalten (RG 17. 1. 22 III 87/20). 

2. Das Kündigungsrecht ſteht beiden Teilen zu, die aber, anders als beim $ 626, auf 
deſſen Geltendmachung vorher verzichten können (RG 105, 416). Zur Ausſchließung 
der Vorſchrift des $ 627 bedarf es indeſſen eines hinreichend beſtimmten Ausdrucks des hierauf 
gerichteten Parteiwillens; ob er vorliegt, iſt Frage des Einzelfalls (vgl. RG 80, 29; 105, 
416 mit RG 69, 365). Ausſchließung der Vorſchrift bei Kaſſenärzten |. NG HRR 1932 Nr 1440. 
— Die im Zeitpunkt der Kündigung bereits entſtandenen Vergütungsanſprüche bleiben be” 
ſtehen; für Rechtsanwälte ſ. $ 50 RAGebd und RG Warn 1926 Nr 165 (Kündigung eines An⸗ 
waltsvertrags durch den Anwalt wegen Nichtzahlung des verlangten Vorſchuſſes). 

3. Vgl. § 671 Abſ 2, 3. Im übrigen iſt dieſe unzeitige Kündigung nicht unwirksam. 


8 628 


1) Wird nach dem Beginne der Dienſtleiſtung das Dienſtverhältnis auf 
Grund des § 626 oder des § 627 gekündigt, fo kann der Verpflichtete einen 
feinen bisherigen Leiſtungen entſprechenden Teil der Vergütung verlangen “ 
Kündigt er, ohne durch vertragswidriges Verhalten des anderen Teiles dazu 
veranlaßt zu ſein, oder veranlaßt er durch ſein vertragswidriges Verhalten 
die Kündigung des anderen Teiles, ſo ſteht ihm ein Anſpruch auf die Der“ 
gütung inſoweit nicht zu, als feine bisherigen Leiſtungen infolge der Kündigung 
für den anderen Teil kein Intereſſe haben ). Iſt die Vergütung für eine ſpäter⸗ 
Zeit im voraus entrichtet, ſo hat der Verpflichtete ſie nach Maßgabe des $ 
oder, wenn die Kündigung wegen eines Umſtandes erfolgt, den er nicht 
vertreten hat, nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungere 
fertigten Bereicherung zurückzuerſtatten ). 


Dienſtvertrag 88 627, 628 387 


Wird die Kündigung durch vertragswidriges Verhalten des anderen Teiles 
veranlaßt, fo iſt dieſer zum Erſatze des durch die Aufhebung des Dienftver- 
hältniſſes entſtehenden Schadens verpflichtet 5). 

E 1 566 II 566; M 2 468470; P 2 301 ff. 


1. Der $ 628 behandelt im Abſ 1 als verzichtbare Vorſchrift den Anſpruch des Verpflichteten 
auf Verglütung bei der außerordentlichen Kündigung nach § 626 oder $ 627, mag dieſe Kündigung 
vom Berechtigten oder vom Verpflichteten erfolgt ſein. Doch wird dabei vorausgeſetzt, daß die 
Kündigung, beſonders wenn fie vom Verpflichteten ausgeht, eine nach den angeführten Para⸗ 
graphen gerechtfertigte war. War fie im Falle des § 626 in Ermangelung eines wichtigen 
Grundes nicht gerechtfertigt, ſo ſteht dem anderen Teile, da hierdurch das Vertragsverhältnis 
nicht beendigt iſt, ein Anſpruch auf Erfüllung oder Schadenserſatz zu, und namentlich iſt die 
Beſtimmung in Satz 2 des Abſ 1 nicht anzuwenden. Hit ein Schaden entſtanden, der über die 
Zeit der Vertragsdauer hinausreicht, ſo iſt auch dieſer zu erſetzen. Das Geſetz kennt keine Be⸗ 
ſchränkung des zu erſetzenden Schadens auf die Vertragszeit (vgl. M 2, 470 und RG JW 1912, 
74711; Warn 1910 Nr 267). Bei Unmöglichkeit der Leiſtung kommen die allgemeinen Beftim- 
mungen der 85 323ff. in Betracht. Doch iſt für die Anwendung der 88 325, 326 neben den Sonder⸗ 
vorſchriften der F 626—628 kein Raum (RG 92, 158; JW 1911, 10640, 1912, 7312; Gruch 56, 
598; HRR 1934 Nr 794). — Die Vorſchrift des $ 628 iſt grundſätzlich auf alle Dienſtverhältniſſe 
anwendbar, auch auf das Agenturverhältnis (RG JW 1911, 10640, Warn 1914 Nr 80). 

2. Die Teilvergütung, die namentlich auch bei Kündigung des Dienſtverhältniſſes einer 
Ehefrau durch den Ehemann ($ 1358) praktiſch wird, ift zugleich mit Berückſichtigung der für 
die Dienſtleiſtung notwendig gewordenen Auslagen bei Zeitlohn weſentlich nach der bereits 
verwendeten Zeit, bei Stücklohn nach dem Verhältnis der geleiſteten Arbeit zu berechnen. — 
Beſondere Vorſchriften für die Rücknahme des einem Rechtsanwalt erteilten Auftrags vor Be- 
endigung der Inſtanz in RAGebd 8 50 (dazu HAN 1934 Nr 794). Über den Gebührenanſpruch 
des Rechtsanwalts, der die Vertretung vorzeitig niederlegt, |. 2 1918, 6545. 

8. In den beiden hier angegebenen Fällen der vorzeitigen Kündigung ſteht dem Dienſt⸗ 
pflichtigen ein Anſpruch auf die Vergütung inſoweit nicht zu, als ſeine bisherigen Leiſtungen 
infolge der Kündigung für den anderen Teil kein Intereſſe haben. Beiſpiel: Ein Muſikdirektor 
in einem Badeorte nimmt für die Sommermonate einen Sologeiger zur Mitwirkung bei den 
Kurkonzerten gegen eine monatliche Vergütung von 400 M. an. Nachdem der Geiger zunächſt 
eine Woche lang in Konzertproben mitgewirkt hat, muß er wegen plötzlicher Erkrankung das 
Vertragsverhältnis kündigen. Ein Anſpruch auf einen entſprechenden Teil der monatlichen Ver⸗ 
glitung ſteht ihm nicht zu, da ſeine auf die Proben beſchränkten Leiſtungen für den Konzertgeber 
dein Intereſſe gehabt haben. — Beweislaſt: Der Dienſtpflichtige hat zu beweiſen, daß die 
Dienſtleiſtung bis zur Kündigung erfolgt ſei und die geforderte Vergütung ihr entſpreche; den 
Auenſtberechtigten trifft die Beweislaſt dafür, daß der Dienſtpflichtige ohne vertragswidrigen 
Into von ſeiten des Berechtigten gekündigt oder ſeinerſeits durch vertragswidriges Verhalten deſſen 
in d Me habe und die bisherige Dienſtleiſtung infolge der Kündigung für den Berechtigten 
ntereſſe habe. 
fi 4. Wie beim Mietvertrage; vgl. 8543 A 3 u. 4. Für Dienſtverhältniſſe des öffentlichen Rechtes 
ind deſſen Grundſatze, nicht $ 628 Abſ 1 Satz 3 anzuwenden (RG 107, 189). 
70 Abſ 2 gibt bei vertragswidrigem, d. i. ſchuldhaft vertragswidrigem (RG 112, 34; Warn 
. Nr 80; 28 1924, 4614) Verhalten des Gegners des Kündigenden, mag dies der Berechtigte 
er der Verpflichtete ſein, dem Kündigenden einen Anſpruch auf Schadenserſatz, bei einem 
und ennſamen ſchuldhaften Verhalten mehrerer mit Haftung als Geſamtſchuldner (ſ. § 840 Abſ 1 
9 RG 47, 246; a. M. Staudinger Erl V 5). Eine unverſchuldete, aber kraft beſonderer 
Mae vom Gegner des Kündigenden zu vertretende Vertragswidrigkeit iſt einer ſchuldhaften 
Kr chzuſtellen (RG Gruch 57, 961). Die Vorſchrift des Abſ 2 beruht nicht auf den Beſonderheiten 
wir lenſtvertrags, ſondern auf dem allgemeinen Rechtsgrundſatze, daß, wer durch fein vertrags⸗ 
alt 20 Verhalten den Grund zur Vertragsauflöſung gibt, den Schaden zu tragen hat. Dies 
insdeſondere auch für den Mietvertrag, obgleich es dort nicht ausdrücklich ausgeſprochen iſt 
BER 26, 370; vgl. $ 554 A 1, anders HRN 1933 Nr 7). Bei vertragswidrigem Verhalten 
pft Dienſtberechtigten (insbefondere auch bei Nichtzahlung des Gehalts) kann der Ver⸗ 
wachtete den vollen Lohn (Gewinnanteil, Rh Warn 1920 Nr 21) auf die Dienſtzeit, unter An⸗ 
ung des von ihm in der betreffenden Zeit etwa gemachten Nebenverdienſtes, gemäß 9 615 
nur 8 als Schadenserſatz beanſpruchen, bei Dienſtverhältniſſen von unbeſtimmter Dauer aber 
werden zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm mit geſetzlicher oder vertraglicher Friſt hätte gekündigt 
dich n konnen (Seuffl 70 Nr 200). Der Schadenserſatzanſpruch unterliegt in dieſem Falle der 
gere 4 Verjährung wie die Lohnforderung (vgl. § 196 Nr 8 und NRG JW 1918, 550). Der un⸗ 
e Eutlaſſene kann aber auch den Erſatz des Schadens verlangen, der ihm über die Vertrags⸗ 
Stell maus infolge der Kündigung, z. B. in der Richtung entſteht, daß er keine fo vorteilhafte 
ung mehr erhält, als er im Falle einer ordentlichen Kündigung hätte erhalten können (RG 


25* 


388 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


JW 1912, 7471; Warn 1910 Nr 267). Im einzelnen ift es Sache des Anſpruchsberechtigten zu 
behaupten und zu beweiſen, daß, wodurch und in welcher Höhe er Schaden erlitten hat (RAG 
15. 12. 28, 238/28). Über den Unterſchied zwiſchen einer Kündigung des Arbeitnehmers mit 
der Folge aus $ 628 Abſ 2 wegen einer Vertragsverletzung des Arbeitgebers und der Zurückhaltung 
der Arbeitsleiſtung mit der Folge aus § 298 |. RA 3, 134. Vgl. insbeſondere wegen des Scha⸗ 
denserſatzanſpruchs im Konkurſe des Dienſtberechtigten bei Kündigung durch den Verwalter 
KO 8 22 Abſ 2 und für die Kündigung im Falle des gerichtlichen Vergleichsverfahrens Vergleichs⸗ 
ordnung v. 26. 2. 35 (RGBl J, 321) §8 52, 53. 


8 629 


Nach der Kündigung eines dauernden Dienſtverhältniſſes hat der Dienft- 
berechtigte dem Verpflichteten auf Verlangen angemeſſene Zeit zum Aufſuchen 
eines anderen Dienſtverhältniſſes zu gewähren 1). 

KB 1078. 

1. Gewährung von Zeit zum Auſſuchen eines andern Dienſtes. Zwingende Vorſchrift 
(OLG 22, 304), die auch in dem Falle entſprechende Anwendung findet, wenn ohne Kündigung, 
nur durch Zeitablauf, das Dienſtverhältnis demnächſt zu Ende gehen wird. Es iſt dabei einerlei, 
wer gekündigt hat. Die Vergütung wird auch für die zun Aufſuchen eines anderen Dienſtes 
erforderliche, nicht übermäßige Zeit in der Regel weiter zu zahlen fein. Vgl. $ 616, RA 2, 1 und 
Poetſch DArbg 1938, 57. Vgl. dazu auch $ 110 des Entwurfs eines Geſetzes über das 
Arbeitsverhältnis (Vorbem 1 Abſ 2 vor $ 611), wonach der Unternehmer nach der Kündi⸗ 
gung eines Arbeitsverhältniffes (nicht nur eines dauernden) ſowie vor Ablauf eines auf Zeit gelten⸗ 
den Arbeitsverhältniſſes dem Gefolgsmann auf Verlangen ausreichende Zeit zum Aufſuchen 
einer anderen Arbeitsſtelle unter Fortzahlung des Lohnes gewähren muß. — Zur Frage, wann 
der Arbeitgeber einem Stellenſuchenden die Koſten der Vorſtellung zu erſetzen hat, |. RAG 10, 
174. Dazu 5 66 des erwähnten Entwurfs. 


8 630 


1) Bei der Beendigung eines dauernden Dienſtverhältniſſes ?) kann der 
Verpflichtete von dem anderen Teile ein ſchriftliches Zeugnis?) über das 
Dienſtverhältnis ?) und deſſen Dauer fordern. Das Zeugnis ift auf Verlangen“ 
auf die Leiſtungen und die Führung im Dienſte zu erftreden 2) 5). 

E II 568 III 620; P 2 307. 

1. Verpflichtung des Dienſtberechtigten zur Erteilung eines Zeugniſſes. Die zwingende 
Vorſchrift des 5 630 gilt auch für Hausgehilfen. Die beſonderen Vorſchriften der Geſindeord⸗ 
nungen ſind aufgehoben (Vorbem 2a vor 8 611). — 9 630 kann trotz feines allgemeinen 
Worklauts nicht auf alle dauernden Dienſtverhältniſſe angewendet werden, iſt vielmehr 
regelmäßig nur anwendbar auf ſolche Dienſtverhältniſſe, bei denen der Dienſtberechtigte 
über Zeit und Arbeitskraft des Dienſtpflichtigen unmittelbar verfügt und die infolgedeſſen 
eine perſonliche Abhängigkeit und Unterordnung begründen. Aus dieſer Erwägung iſt 
in RG 87, 440 eine Anwendung auf Agenturverhältniſſe ganz allgemein für ausgeſchloſſen 
erklärt worden. Die feither eingetretene ſoziale Umſchichtung der noch perſönlich ſeldſtändigen 
Perſonen des Wirtſchaftslebens gebietet aber eine weitgehende Gleichſtellung perſönlich ſelbſtändiger, 
aber wirtſchaftlich abhängiger Perſonen mit den Angehörigen der Gefolgſchaft eines Unter 
nehmers (vgl. für den Prozeß § 5 ArbGG). Demgemäß iſt in Rach 16, 272 dem arbeitnehmer“ 
ähnlichen Handlungsagenten der Anſpruch auf ein Zeugnis im Sinne des $ 630 zugeſprochen 
worden, wie er ſich für den Handlungsgehilfen ſchon aus $ 73 HGB ergibt. Ein einfacher Arbeiter 
kann, auch wenn er nur einen Tag als Vorarbeiter bei dem feitherigen Dienſtherrn beſchäftiht 
war, von dieſem ein Zeugnis über letztere Tätigkeit verlangen (R 9. 5. 15 III 4/05). 1000 
89 111ff. des Entwurfs eines Geſetzes über das Arbeitsverhältnis (Vorbem 1 AD 
vor 8 611). 

Für Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge ſ. Hahn 88 73 u. 80, für gewerbliche Ar 
beiter GewO $ 113, für Schiffsleute Seemd § 19 (OLG 28, 188). Blirgerlichrechtlicher Anſpruch 
des Arbeitsloſen Arbeitsloſen gegen feinen früheren Arbeitgeber auf Ausſtellung einer (rich. 
tigen) Arbeitsbeſcheinigung nach $ 170 Abſ 2 AVA Vch |. RAG 5, 273; RA HAN 1930 Nr 123% 
LAS Leipzig ArbRSamml 28 S. 187; aber auch LAG Duisburg ebenda 33 S. 34 mit Anm. 
Hueck, zur Angabe des Entlaſſungsgrundes auf der Arbeitsbeſcheinigung f. Bertermann 
1938, 2790. Vgl. auch die Vorſchriften über das Arbeitsbuch Vorbem 2a vor $ 611. 1 9 

2. Sei der Beendigung des Dienſtverhältniſſes. In der Regel alſo nicht ſchon von der Salz 
gung ab (SeuffA 57 Nr 15); doch wird nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſit 
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l 8 i ü icht des Unternehmers nach $ 2 
gemäß § 242, für das Arbeitsrecht auf Grund der ue ae ge 175 9 0 
Abſ 2 Satz 1 NDS auf Verlangen ein e au eher 
indi i altni teilen ſein 
gung des gekündigten Dienſtverhaltniſſes zu er 15 Deutſches Arbeitsrecht 1988 S. 125 
langung einer anderen Stelle braucht (vgl. auch Hu erben Gee 
a 115 ee ern noch en, Ei 1 0 
enſelben Grundſä mis { 1 . 
Fri i i teilen fein (vgl. Derſch Jahr 5, 902; 
Friſt nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes zu er 1 re, Nach e 
„6 ) des erwähnten Geſetzentwurfs. Na er 
DArbq 1936, 67; ZAk g 1936, 1037 und 8 113 d nten Geſ ein Dien 
i N i t nachträglich wirkſam auf 
Verzicht ſ. OLG 22, 304. Daß ein Arbeitnehmer nich 7 
i i äßt ſich in di t nicht ſagen (RAG 18. 2. 33, s 5 
verzichten könne, läßt ſich in dieſer Allgemeinhei . i denjalt eich h e 
3. Da @ beglaubigt zu fein. Jedenfalls g 
3. Das ſchriftliche Zeugnis braucht nicht eee 
glaubigung — abweichend von den Beſtimmungen 15 e = beſſen Loſen © Aus 
$ 20 — nicht koſtenfrei, ſondern, jofern der Verpflichtete fie 5 nan ana, ase 3. B. W 
dem Zeugnis muß das Dienſtverhältnis hervorgehen, un eh 
Keen, en ben 888 191 0 kommen können, muß auch die i 
e 1 cf die Erſtreckung nicht ftattfinden (NG IW 97, 
3 3 ae ie lech 90 e e e En beſchränkten Zeugniſſes 
ur . 15 1 1 n der Dienſtberechtigte nicht mit der Begründung verweigern, 
das 0 on e a n lauten (RA® 13, 157). Beſtritten ift, ob der aer nere 
een Erla i i N ſich, abgeſehen von den Angaben über di 
bei ſeiner Entlaſſung ein Zeugnis verlangen kann, das ſich, abg f \ 1 verhält 
2 äfti i der nur über feine Leiſtungen ve 
Art und Dauer der Beſchäftigung, nur über ſeine Führung oder n. e 
Mit Rückſicht auf die gerade durch die heutige Wertung der Perſönlichkei 2 10 10 
i i i ü t, ein wahrheitsgemäßes Geſamtbild z 
in charakterlicher Beziehung, begründete Notwendigkeit, che niſſes 
ird di i n. — Die Faſſung des Zeugniſſe⸗ 
r darf er 155 Angaben En Me 95 
{ iffeg ni ü e durch ein berechtigtes Intereſſe 
Die 1 ba denden 155 note DR en Unzuläſſig iſt auch ein Vermerk 
n ec dieſer, wie etwa eine Verfehlung vor dem Dienſteintritt, weder 
ber den Kündigungsgrund, wenn In den dienſtlichen Leiſtungen im Zuſammenhang ſteht (RAG 
18 88. m ene Eichen. Allg 16.8 Das Zeug ⸗ 
be 1 and mmenfaſſendes Urteil über das geſamte dienſtliche 
be 11 en h a ſoweit ſeine Führung in Betracht kommt, nicht 
le 192 e on kann Ergänzung verlangt werden en 105 
a ienſtli ti iſſe ni ä ch wenn es den En . 
) nf an banberung I 
a ben Di e 175 une Tatſachen zugrunde gelegt find (OLG 28, 188), 
deen en er weislaſt trifft (OLG 5, 271). — Wiſſentlich unwahre An- 
gaben x a en Bervuftfein der Möglichkeit ſchädlicher Don ee) a 
{ enüber einem fpäteren Dienſtherrn des Ver⸗ 
e falsches, die alen 5 0 io Bil 15 1 cf 18 © t 
Titten begründendes Zeugnis ftellt auch derjenige aus, der es auf eine beſtimmte 1775 
ichteit) ni in erweckt, als ob dieſe Eigenſchaft vorhan 
bei end fe r Wache den Sen 72 Nr 189; vgl. auch RG Warn 1916 
Nr 76 a . ir 31 700 Andererſeits darf bei Berufen, bei denen das Fehlen eines 
a ermerks über Bi Ehrlichfeit im Sinne des Fehlens dieſer Eigenſchaft a de 1 1 
i i i Mei i licht gegenübe Dienſt 
pft ende de bei ke chice 11 dau 1 entweder wirklich ein un⸗ 
Tehliches 85 etre Bi ch Tatſachen begründeter Verdacht für ein ſolches vorliegt (RAG 
19,28 b en we 5 h tlic Inſpektor). Treu und Glauben verlangen, zumal bei 
ber in 5 2 600 e nde he benen Treu und Fürſorgepflicht, daß der Dienſt⸗ 
berechen er 1 5 ee prüft, gegebenenfalls auch den Dienſtverpflichteten 
der Vatan, e Schadenserſatzpflicht eines e die 
chtigteit des einem let ausg. iſſes gegenüber demjenigen, 
der den gelt 7 e e an ne 5910,17 Das Zeugnis über 
eis b mud ren fpäter Hl, je eo n f d umſchließt inſoweit ein ſubjektives Moment 
ach gen = Führung enthält m: A be e e z tütbigenbe Lei 
109); es kann daher, ſowei ; jektiv richtiges Urteil zugemutet werden; 
gungen handelt, dem Arbeitgeber auch nur ein ſubjektiv richtiges r zugemu N; 
0 is mu i i i Vorfälle erwähnen, die für Dritte ein 
2 
nicht ewa ſchlechtweg' jektiven Auffaſſung des Dienſtberechtigten, ſondern einer ſachlichen 
8 g der ſubjektiven Auffaſſung fa ng üben unde 
rürteilung entſprech wie ſie ein verſtändiger und gerecht denkender N 
ſprechen würde a 336; 12 275; 19, 289). e eee einer ſtrafbaren 
"ung in das Zeugnis iſt nicht zuläffig (MAG 2, 336 zu $ 113 Gewd). 
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5. Verpflichtung des Dienſtberechtigten zur Auskunfterteilung. Über die Haftung des Dienſt⸗ 
berechtigten für wiſſentlich falſche Auskunft über die Ehrlichkeit eines Angeſtellten gegenüber dem 
ſpäteren Geſchäftsherrn ſ. Seuff A 70 Nr 146; Rh SeuffA 70 Nr 147, vgl. auch HRR 1932 Nr 612 
ebenſo für bewußt zu hohe Bewertung der Leiſtung eines Arbeitnehmers ſ. RAG ZW 1933, 208135; 
für ungünſtige Auskunft über einen früheren Angeſtellten gegenüber dieſem NG Warn 1914 
Nr 122. Die Pflicht zu wahrheitsgemäßer Auskunft wird in der Rechtſprechung, auch ſoweit es 
ſich dabei um die Haftung des Dienſtberechtigten gegenüber dem Dienſtverpflichteten handelt, in 
der Regel nur aus dem Geſichtspunkt der unerlaubten Handlung (88 823ff.) und unter Ab⸗ 
lehnung einer vertraglichen Haftung betrachtet (vgl. Rach 13, 344; 16, 226; RA IB 1936, 
124946 Rach ArbRSamml 33, 74). Dieſe Pflicht und damit insbeſondere die Verpflichtung 
einem früheren Angeſtellten nicht durch unrichtige Außerungen über ſeine Leiſtung oder feine Füb⸗ 
rung bei der Bewerbung um eine neue Stelle hinderlich zu ſein, kann aber als Vertragspflicht 
vom Dienſtberechtigten ausdrücklich oder ſtillſchweigend übernommen werden, und ſie wird auch 
ohne ſolche Vereinbarung als Nachwirkung des Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſes nach Treu und 
Glauben gemäß $ 242, für das Arbeitsrecht auf Grund der gegenſeitigen Treupflicht gemäß $ 2 
Abſ 2 Saß 1 ADG regelmäßig anzuerkennen fein (vgl. Burchhardt DArbR 1935, 27; Derſch 
ZUDR 1936, 1037; NSSozpPol 1936, 606; Hueck, Deutſches Arbeitsrecht 1938 S. 125f., auch 
Anm ut 26, 256; Kreller ZAk DR 1938, 302 und $ 116 des A 1 erwähnten Geſetz⸗ 
entwurfs. 


Siebenter Titel 
Werkvertrag 


1. Begriff und rechtliche Natur des Wertvertrags. Nach dem BGB iſt der Werkverein 
gegenſeitiger Vertrag im Sinne der 3g 320ff., durch den ſich der eine Teil (Unternehmer) zur 
Herſtellung des verſprochenen Werkes, d. h. zur Herſtellung oder Veränderung einer Sache oder 
zur Herbeiführung eines anderen, durch Arbeit oder Dienſtleiſtung zu bewirkenden Erfolges, 
der andere (Beſteller) zur Gewährung der vereinbarten Vergütung verpflichtet. Das durch den 
Werkvertrag begründete Schuldverhältnis ſteht unter dem Gebot von Treu und Glauben 
( 242). Aus nationalſozialiſtiſcher Rechtsanſchauung ergibt ſich die Notwendigkeit, die aus dem 
Schuldverhältnis entſpringenden Rechte und Pflichten aus dem Gemeinſchaftsgedanken zu be 
urteilen. Vgl. dazu Vorbem 1 vor $ 241. Dort auch zu der mit dem Gedanken der Volksgemein. 
ſchaft untrennbar verbundenen Raſſenfrage. — Aus dem Begriffe des Werkvertrags ergibt 
ſich fein Unterſchied: a) vom Dienſtvertrag, bei dem die entgeltliche Dienſtleiſtung als 
ſolche, ohne Rückſicht auf das Ergebnis, von den Parteien ins Auge gefaßt wird ſ. Vor- 
bem 1a vor 8 611); b) vom Kaufvertrag, der die entgeltliche Lieferung einer bereits 
fertigen Sache ohne Rücksicht auf den Gang ihrer Herſtellung betrifft; e) vom Auftrag, 
der die unentgeltliche Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande hat, und endlich d) von der 
Miete, welche in der entgeltlichen Gewährung des Gebrauchs einer Sache beſteht, wie 
3. B. auch die zeitweiſe Überlaſſung eines zu erbauenden Zirkus (RG 13, 209) Miete 
iſt. Über die Abgrenzung zwiſchen Miete und Werkvertrag bei Beförderung von Sachen 
des einen Vertragsteils durch Wagen und Bedienſtete des andern ſ. OLG 40, 308. Vielfach 
ſind die genannten Verträge miteinander verbunden, wie z. B. Werkvertrag und Kaufvertrag 
(Ach 11, 263); über den Werklieferungsvertrag vgl. $ 651. In ähnlicher Weiſe kann eine Ver 
bindung von Werkvertrag und Miete eintreten, z. B. bei der Eiſenbahnbeförderung mit Plaß 
karte. Die Übernahme der Verpflichtung, ein Wohngebäude mit einer Sammelheizungsanlage 
zu verſehen, iſt Werkvertrag, nicht Kauf oder Werklieferung (RG 14. 1. 19 VII 288/18). De 
Dreſchmaſchinenvertrag ift in der Regel Miete mit untergeordneter Dienſtleiſtung, nicht We 1 
vertrag (Vorbem 2 vor $ 535). Abbruch eines Hauſes als Kauf-, nicht Werkvertrag |. RG ER 
1922 Nr 96. Der Vertrag auf Lieferung elektriſcher Energie ift nicht Kauf, aber nach 75 
Regeln des Kaufs zu beurteilen, da die Elektrizität zwar nicht Sache iſt, aber nach der Berke ee 
faſſung als Ware betrachtet wird (N 56, 404; 67, 232; 86, 13; RG Warn 1933 Nr 37). Für an Zur 
jährung findet daher gegebenenfalls 9 477, nicht $ 638 Anwendung (RG JW 1930, 1924). 
Frage der Prlifungs⸗ und Überwachungspflicht des Lieferers elektrischen Stroms |. Ach Se den 
82 Nr 143. Die Scheidelinien zwiſchen den einzelnen Vertragsarten find unter un 
ſchwer feſtſtellbar und werden leicht überſchritten. So kann der Bühnenanſtellungs nſt⸗ 
trag, wenn es ſich um ein einzelnes Gaſtſpiel handelt, als Werkvertrag, ſonſt aber als 25 
vertrag, und ferner die Lieferung einer Maſchine, wenn fie schlechthin ſtattfinden ſoll 6e 
Kaufvertrag, in dem Falle aber, wenn die Art ihrer Herſtellung, die Anpaſſung an einen 
ſummten Naum oder Betrieb vereinbart ift, als Werkvertrag ſich darſtellen. Die Rupie lu TE 
Maſchine iſt beim Maſchinenlieferungsvertrag in der Negel nur unſelbſtändige Nebenleiſtung, 
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ausnahmsweiſe kann ſie auch den Gegenſtand eines beſonderen, dem Lieferungsvertrag als 
Hauptvertrag hinzugefügten Nebenvertrags (Werkvertrags) bilden. Soll darüber hinaus der 
Vertrag im ganzen mit Rückſicht auf die Vereinbarungen über die Aufſtellung kein Kaufvertrag 
($ 433) und kein Werklieferungsvertrag ($ 651), ſondern ein Werkvertrag ($ 631) ſein, jo müſſen 
ganz beſondere Umſtände vorliegen, die für eine ſolche Deutung ſprechen (RG 23. 10. 17 VII 
178/17; 14. 1. 19 VII 288/18). Vgl. dazu § 651 A 3. Eines genauen Eingehens auf die Be⸗ 
ſonderheiten des einzelnen Falles bedarf es beim Verhältnis zwiſchen dem Bauherrn und dem 
Architekten. Die Übernahme der Aufſtellung eines Bauplans durch einen Architekten kann — 
ebenſo wie die Anfertigung ſonſtiger Vorarbeiten und Entwürfe (Rö 97, 122) — Werkvertrag 
ſein, aber auch den Gegenſtand eines Dienſtvertrags bilden, ſo namentlich dann, wenn der 
Architekt zugleich mit der Bauleitung betraut iſt, die Herſtellung des Planes alſo nur ſeine 
ſpätere Dienſtleiſtung vorbereitet. Einen typiſchen Archikektenvertrag gibt es nicht (RG 86, 75; 
137,83; RG JW 1930, 172855, 1934, 27622; 1936, 31165; auch HRR 1937 Nr 504). Überein⸗ 
ſtimmend für den nach der Gebührenordnung der Ingenieure in der Faſſung vom 1. 7. 23 zu 
beurteilenden Ingenieurvertrag, und zwar auch für den Fall, daß die Ausführung des Bau⸗ 
vorhabens nicht ſchon bei Erteilung des Auftrags feſt beſtimmt war, R JW 1934, 27625. Vor⸗ 
entwurf und Voranſchlag für den Bau einer Talſperre ſ. RANG ArbRSamml 33, 67. 
Über den Vertrag zwiſchen dem Schiedsrichter und den Parteien des ſchiedsgericht⸗ 
lichen Verfahrens |. Vorbem 2e vor 9 611. In einem Werkvertrags⸗ (nicht in einem 
Dienſtvertrags-) Verhältnis ſteht insbeſondere auch, wer aus dem ihm von der anderen 
Vertragspartei zu liefernden Ton Ziegelſteine herzuſtellen, dabei für eigene Rechnung 
die hierfür erforderlichen Arbeiter anzunehmen und für die hergeſtellte Ware die Gefahr bis 
zur Abnahme zu tragen hat; bei ſolcher Sachlage iſt das Werkvertragsverhältnis auch dann nicht 
ausgeſchloſſen, wenn er von dem anderen Teile „als Ziegelmeiſter“ angenommen worden iſt 
( 72, 281; dazu Vorbem 1 vor $ 611). Iſt jemand in der Lage, ein Werk zum Nutzen eines 
anderen herſtellen zu müſſen, und überläßt er es dieſem, das Werk gegen Erſtattung der Koſten 
unmittelbar für ſich herzuſtellen, jo liegt nicht ein Werkvertrag, ſondern ein dem Subventions. 
vertrag ähnlicher Vertrag beſonderer Art vor (MG 92, 168). Rechtsverhältnis zwiſchen den bei 
einer Flugveranſtaltung beteiligten Verbänden |. RG SeuffA 87 Nr 109. 


2. Der Geltungsbereich der Vorſchriften des BOB fiber den Werkvertrag wird begrenzt 
durch eine Reihe von anderen reichsgeſetzlichen oder auch landesgeſetzlichen Beſtimmungen für 
gewiſſe Arten von Werkverträgen, ner a) für den Fracht⸗ und Beförderungs- 
vertrag, die gewerbsmäßige Beförderung von Gütern und Perfonen; im einzelnen: für die 
Beförderung von Giitern zu Lande oder auf Flüſſen und ſonſtigen Binnengewäſſern durch HGB 
9 425—452; für die Beförderung von Gütern auf Flüſſen und ſonſtigen Binnengewäſſern auch 
durch das Binnen Schch 89 26ff.; auch 88 7ff., dazu Rch Seuffa 91 Nr 85; für die Beförderung von 
Gütern und Reiſenden zur See durch HB 58 556678, dazu Gef v. 10. 8. 37 (RG Bl 1, 891); für 
die Beförderung von Gütern und Perſonen auf den Eiſenbahnen durch HGB 88 453—473 a. F., 
jetz 89 453460 n. F. . Anderungsgeſetz v. 4. 9. 38 (RGBl I, 1149), zu dieſem Geſetz Däubler 
h J 1938, 1550, ſowie durch die EiſenbVerko v. 16. 5. 28 (RG Bl II, 401), jetzt Eijenbahn-Ver- 
v hsordnung v. 8. 9. 38 (RG Bl II, 663), dazu Koffka DJ 1938, 1551, für Oſterreich |. VO 
8 13. 5. 38 und v. 15. 9. 38 (RGBl I, 522, 1172), für die ſudetendeutſchen Gebiete |. VO 
b. 19. 11. 38 (RG Bl I, 1622); dazu RG 142, 241; 155, 193; |. auch Internationale Überein⸗ 
Atmen über den Eiſenbahnfrachtverkehr und über den Eiſenbahnperſonen⸗ und -gepäd- 
verkehr v. 23. 10. 24 (RG Bl 1925 II 183), dazu R 142, 241; 150, 308; HRR 1936 Nr 1232; 
rt v. 23. 11. 33 (RG Bl 1935 II, 523ff., auch 1938 JI, 101; ſowie Internationales Uber⸗ 
einkommen über den Eiſenbahnperſonen⸗ und ⸗gepäckverkehr v. 23. 11. 33 (RG Bl 1935 IT, 523, 
d ff.; auch 1938 II, 101); für die Beförderung von Gütern und Reiſenden mittels der Poſt 
al das Poſtch v. 28. 10. 71 (RGB 347), die Poſtd v. 22. 12. 21 (RG Bl 1609) in 
tra Faſſung v. 30. 1. 29 (RCH Bl 1, 33), dazu VO v. 6. 7. 38 (Ro) Bl I, 881) und den Weltpoftoer- 

ag mit Nebenverträgen v. 30. 11. 20 (RG Bl 1921, 1375ff.), RohrpoſtO v. 30. 5. 23 (RGBl I, 
30. vgl. HGB $ 452; für den Telegrammbeförderungsvertrag |. Telegraphenordnung v. 
Sf 6. 26 (Amtsblatt d. RPoſtMin 447, 479, RG 91, 64; 107, 275; RG Gruch 68, 79; für 
0 erreich ſ. Erlaß des Führers und Reichskanzlers v. 19. 3. 38 (RG Bl I, 261); DurchfVO v. 
für 4.38 (RB 1, 457); für die ſudetendeutſchen Gebiete . Vo v 29 10. 38 (RG Bl J, 1524); 

r die Beförderung von Auswanderern durch das Auswo, insbeſ. $$ 22—48; Rechtsverhältnis 

ö en dem Teilnehmer eines Fernſprechnetzes und der Reichspost |. Vorbem 2 vor 8 535; 

für den Verlagsvertrag, der die Überlaſſung eines Werkes der Literatur oder der Tonkunſt an 

z Verleger zur Vervielfältigung und Verbreitung für deſſen eigene Rechnung betrifft durch 
un Verl® v. 19. 6. 01, ſowie durch die nach Ech Art 76 zum BGB in Geltung befindlichen 
vertrsbeſetzlichen Vorſchriften. Der Verlagsvertrag hat zwar große Ahnlichkeit mit dem Werk⸗ 
enthalte kann aber namentlich auch Beſtandteile des Dienſtvertrags und des Geſellſchaftsvertrags 

alten und ift vom Geſetze ſelbſtändig geregelt worden (RG 74, 361; 81, 235; NG HRR 1936 
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Nr 109). Vgl. auch RG 78, 298 (Aufführungsagenturvertrag) und RG HRR 1935 Nr 943 (Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Verlagsvertrag und Lohndruckvertrag). Der Kommiſſionsverlag unterliegt nicht 
dem Verlagsgeſetze, ſondern den Vorſchriften des allgemeinen bürgerlichen Rechtes, insbeſondere 
der $$ 611ff., 675, gegebenenfalls auch den handelskechtlichen Regeln des Kommiſſionsgeſchäfts 
gemäß HGB 8g 383 ff., 406 Abſ 1 (N Seuffü 80 Nr 146). Kein Verlagsvertrag, auch nicht ein 
den Beſtimmungen des Verlagsrechts entſprechend zu behandelnder, ſondern ein beſondere recht⸗ 
liche Würdigung erfordernder Vertrag eigener Art iſt der Verſilmungsvertrag zwiſchen Ver⸗ 
faſſer und Herſteller eines Films (MG 107, 62; dazu Rudloff ZAk Dq 1936, 233). Geſellſchafts⸗ 
ahnlicher Filmherſtellungs⸗ und Verwertungsvertrag ſ. RG 158, 321. Über Herausgeberverträge 
I. RG 113, 70; 115, 358. — Aushilfsweiſe können für die unter a und b genannten Verhältniſſe 
auch die Vorſchriften des BGB über den Werkvertrag zur Anwendung gelangen. 


3. Von allgemeinen Beſtimmungen vgl. wegen des Erfüllungsorts $$ 269, 270, wegen der 
Erfüllungszeit $ 271, wegen der Haftung für Gehilfen $ 278, wegen der Übergangsbeſtimmungen 
Ech Art 170; ferner aus der ZPO wegen Feſtſtellung der Mängel eines Werkes (bedeutſam für 
die Unterbrechung der Verjährung) § 488, wegen vorläufiger Vollſtreckbarkeit gewiſſer Urteile 
aus Werkverträgen § 709 Nr 3. Für den Fall eines Konkurſes |. KO 58 23 Abſ 2, 27; für den 
Fall des gerichtlichen Vergleichsverfahrens f. Vergleichsordnung v. 26. 2. 35 (RG Bl 1,321) 38 50ff. 


4. Eine beſondere Form ift für den Werkvertrag nicht vorgeſchrieben. — Für ſeinen Inhalt 
gelten die allgemeinen Grundſätze, insbeſondere auch die $$ 134, 138. Er darf, nationalſozialiſtiſcher 
Rechtsauffaſſung entſprechend, aber auch nicht in Widerſpruch treten mit dem Gemeinſchafts⸗ 
gedanken und den daraus für die Beteiligten ſich ergebenden Pflichten gegeneinander und gegen 
die Gemeinſchaft ſelbſt. Jede Verletzung des Grundſatzes „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ iſt ein 
Mißbrauch der Vertragsfteiheit, der, ſoweit nicht ſchon $ 138 einſchlägt, nach Treu und Glauben 
($ 242) das Verlangen der Erfüllung jedenfalls als unzuläſſig erſcheinen läßt. S. dazu Vorbem 1 
vor $ 241. — Für die Vergütungsfrage kommen jetzt auch die Maßnahmen zur Durch⸗ 
führung des Vierjahresplans in Betracht, fu das Gef v. 29. 10. 36 (RG BBl I, 927) und die 
Vo uber das Verbot von Preiserhöhungen v. 26. 11. 36 (RGB 1, 955) ſog. Preisſtopverordnung, 
da zu Ausf VO v. 30. 11. 36 (RG Bl I, 956). Vgl. auch die Auslandswarenpreisverordnung v. 
15. 7. 37 (RG Bl J, 881). Für Oſterreich und die ſudetendeutſchen Gebiete . die zu $ 535 
Ac letzter Abſatz a. E. angegebenen Verordnungen; für den Warenverkehr auch VO v. 15. 4. 38 
(RG Bl 1, 401), v. 5. 5. 38 (RGB 1, 510), v. 14. 6. 38 (RG Bl 1, 628). Für die ſud etendeutſchen 
Gebiete ſ. VO v. 18. 10. 38 (RG Bl 1, 1444). Leitſätze für die Preisermittlung auf Grund der 
Selbſtkoſten bei Leiſtungen für öffentliche Auftraggeber ſ. WO v. 15. 11. 38 (RG Bl I, 1623), für 
Oſterreich und die ſudetendeutſchen Gebiete |. Vo v. 21. 12. 38 (RGBl 1, 1850). 


5. Kriegs⸗ und Nachkriegsrecht. Über die ſchiedsgerichtliche Erhöhung von Preiſen bei der 
Lieferung von elektriſcher oder mechaniſcher Arbeit, Dampf, Gas oder Leitungswaſſer ſ. VO v. 
1. 2. 19 (RG Bl 135) mit Anderungen durch VO v. 11. 3. 20 (RG Bl 329), dazu RG 107, 352; 
neue Faſſung ſ. Bek v. 16. 6. 22 (RG Bl I, 510), Vo v. 16. 6. 22 (RG Bl 1, 511) mit 
Bek v. 1. 2. 19 (RG Bl 137), 16. 6. 22 (RGBl I, 516), ferner VO v. 28. 2. 23, 28. 7. 23 
und 29. 9. 23 Rc Bl I, 162, 759, 925); dazu die auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes 
v. 13. 10. 23 ergangene VO über die Berechnung des Preiſes bei der Lieferung von 
elektriſcher Arbeit, Gas und Leitungswaſſer v. 24. 10. 23 (RG Bl l, 997); ferner RG 114, 64 
(keine Nachprüfung des Verfahrens der Schiedsgerichte durch das ordentliche Gericht) und R 
SW 116, 230 (vertragliches Schiedsgericht, Erhöhung der Leiſtungen durch Gewährung eines 
Baukoſtenbeitrags. Aufhebung der VO über die ſchiedsgerichtliche Erhöhung von Preiſen bei 
Lieferung von elektriſcher Arbeit uſw. durch das Energie wirtſchaftsgeſetz v. 13. 12. 35 (RG Bl J, 
451) ſ. dort $ 17. Vgl. auch 6 dieſes Geſetzes und Tarifordnung v. 25. 7. 38 (RGS Bl 1, 918), 
Durchf Vo v. 8. 11. 38 (RG Bl J, 1612) 88 6, 7. Einführung des Energiewirtſchaftsgeſetzes in 
Oſterreich ſ. VO v. 26. 1. 39 (RG Bl , 83), in den ſudetendeutſchen Gebieten VO v. 25. 4. 
39 (RGBl J, 843). Nur von mittelbarer Bedeutung waren die Beſtimmungen über die ſchiedsgericht⸗ 
liche Erhöhung von Beförderungspreiſen der Eiſenbahnen, Kleinbahnen (Lokalbahnen uſw g, 
Straßenbahnen und Anſchlußbahnen, VO v. 21. 2. 20 (RGBl 255), geändert durch VO v. 28. 
3. 21 (RG Bl 344), dazu Bek v. 7. 10. 20 (ReBl 1712) und v. 7. 4. 21 (RG Bl 480). um 
die allgemeine Frage des Einfluſſes der durch Krieg und Staatsumwälzung bewirktel 
Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſ. § 631 A 3. — Für ſog. Kriegsverträge 1 
BO v. 21. 11. 18 (RGB 1323), dazu NGG 104, 55 und Gef v. 30. 3. 22 (RG Bl 285) Art I von 
Abſatz und VO über die Abgeltung von Anſprüchen gegen das Reich v. 4. 12. 19 (RG Bl 45 N 
dazu Öejehe v. 16. 12. 21 (RGBl 1578) und v. 1. 12. 22 (RG Bl I, 897), ferner RG 106, 91; die 
J. 1921, 4657; 1922, 6221; 1927, S. 4391, 13682“; Rh 23 1921, 501%; 1922, 737. — Über 800 
Ausſchaltung der Juden aus dem deutſchen Wirtſchaftsleben ſ. VO v. 12. 11. 38 (Nl J, 15 
mit Durchf VO v. 23. 11. 38 (RGGBl I, 1642). 
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Durch den Werkvertrag wird der Unternehmer zur Herſtellung des ver⸗ 
ſprochenen Werkes ), der Beſteller zur Entrichtung der vereinbarten Ver⸗ 
gütung ?) verpflichtet 3). 

Gegenſtand des Werkvertrags kann ſowohl die Herftellung oder Ver- 
änderung einer Sache als ein anderer durch Arbeit oder Dienſtleiſtung her- 
beizuführender Erfolg ſein. 

E 1 507 Abj1, 579 IL 569; M 2 470, 506; P 2 309, 336. 


1. Hauptverpflichtung des Unternehmers: Herſtellung des verſprochenen Werkes. Daß 
das durch den Werkvertrag begründete Schuldverhältnis unter dem Gebot von Treu und Glau- 
ben ($ 242) ſteht, und daß es in feinen Wirkungen aus nationalſozialiſtiſchem Gemeinſchafts⸗ 
denken heraus beurteilt werden muß, iſt ſchon in Vorbem 1 a. A. vor $ 631 hervorgehoben. Das 
gilt in gleicher Weiſe von den Haupt- und Nebenverpflichtungen des Unternehmers wie von denen 
des Beſtellers. Herſtellung des von dem Unternehmer verſprochenen Werkes iſt ent⸗ 
weder die Herſtellung oder Veränderung einer Sache, insbeſondere die Errichtung eines Bau⸗ 
werks, auch der Vertrag wegen Übernahme eines durch fremde Arbeit herzuſtellenden Bauwerks 
(Bau-Entrepriſevertrag, RG 66, 4); oder ein durch Arbeit oder Dienſtleiſtung herbeizuführender 
Erfolg, auch ein ſog. immaterieller Erfolg; im einzelnen: die Beförderung von Sachen 
(RS 11. 1. 05 1390/04); fo die Beförderung mittels Fähre auf einem öffentlichen Fluſſe, auch 
von ſeiten des Staates (RG 72, 53); die Beförderung von Kähnen oder Schiffen durch Schlepp⸗ 
dampfer nach einem beſtimmten Orte, auch bei ſtaatlichem Betrieb (RG 59, 305; 62, 210; 67, 10; 
815 316; 98, 123; 105, 200; 112, 41; 126, 324; JW 1923, 121); die Charterung auch eines ganzen 
Schiffes (RG Warn 1910 Nr 150); die gewerbsmäßige Beförderung von Perſonen mittels 
gewöhnlichen Fuhrwerks (NG 23, 91), mittels Kraftwagens (RG 16. 3. 06 VII 323/05), mittels 
einer Straßenbahn (RG 66, 12), mittels eines Eſels mit Treiber (RG 18. 5. 06 VII 434/05); über 
die gelegentliche unentgeltliche Mitnahme einer Perſon auf einer Fahrt ſ. unten Abſ 3. Löſchung 
ar Ladung eines Schiffes ſ. RG SeuffA 84 Nr 163. Übernahme der zeichneriſchen Durchkonſtruk⸗ 
on und Ausführung eines praktiſch noch nicht hergeſtellten Arbeitsgeräts ſ. RG 100, 35. Über die 
Wertragspflichten des Unternehmers bei einem Werkvertrag, bei den es dem nicht ſachkundigen Be⸗ 
Keller darauf ankommt, Mißſtande befeitigen zu laſſen, deren Urſache ihm nicht bekannt iſt, ſ. RG 
127, 14. Verpflichtung des Inſtallateurs eines (bei ihm gekauften) Gasbadeofens, auch in einem 
ſeit Jahren polizeilich abgenommenen Haufe die Abzugsfähigkeit des Schornſteins feſtzuſtellen, 
. e IM 1933, 12406. Keine Verpflichtung des Lieferers von elektriſchem Licht⸗ und Kraftſtrom 
ur Prüfung der von den Stromabnehmern herzuſtellenden Anſchlußleitungen |. R HRR 1928 

r 1192. Ferner kann als Werkvertrag vorkommen: die Beſorgung von Geſchäften, alſo 
don Angelegenheiten, die das wirtſchaftliche Intereſſe des Beſtellers berühren (vgl. § 675), 
1 die Übernahme einer Auszahlung im Ausland oder der Überweiſung des Guthabens 
Ae Kunden ins Ausland durch eine Bank (RG 107, 136; Warn 1919 Nr 60; 1923/24 
| 2 177; Übernahme eines Akkreditivauftrags (R 107, 7; 114, 268; RG Warn 1910 Nr 
be SeuffA 78 Nr 73), der Verſteigerung eines Gaſthausinventars (OLG 39, 164), nicht die 

dernahme eines Parzellierungsauftrags gegen Gewinnbeteiligung (RG SeuffA 74 Nr 105); 

ni entgeltliche Erteilung von Auskünften (MG 115, 122); die Übernahme des Auftrags, auf 

ine beſtimmte Dauer Geſchäftsanzeigen in Straßenbahnwagen auszuhängen (RG Warn 1913 
rg 1916 Nr 268; Recht 1920 Nr 379; 1922 Nr 1147; RG 4. 3. 27 VI 555/26; f. auch JW 
ee 12957; unentſchieden, jedoch unter ang der Anwendung der für den Werkvertrag 
Denen Vorſchriften, RG ZW 1916, 58310), die Übernahme von Geſchäftsanzeigen in Zeitun⸗ 
Ve. (RG Seuffel 80 Nr 79, RG Warn 1928 Nr 103; ſ. auch RG Lg 1925, 9715), die Übernahme der 
merbreitung von Büchern, die der Geſchäftsanpreiſung dienen, OLG 34, (39); ingleichen, ſoweit 
um bloße Dienftleiftungen vorliegen, die Ausführung von wiſſenſchaftlichen oder künſtleriſchen 
Br a mehmungen, die Erteilung von Auskunft über die Kreditfähigkeit einer Perſon. So wird 
ſta g die Aufführung eines Konzerts oder eines Theaterſtückes, auch bei einem ſtädtiſchen oder 
51 er: Unternehmen, als Werkvertrag erſcheinen, wobei die Überlaffung eines Platzes 
e maßig Nebenleiſtung iſt und nur unter beſonderen Umſtänden den Gegenſtand eines Neben⸗ 
iſt derbe (Miete) bildet (vgl. MG 133, 388; Rh IW 1926, 14, 2440 „ Li 1920, 62°). Ebenso 
au r Vertrag zwiſchen dem Veranſtalter eines Motorradrennens und den gegen Eintrittsgeld 
8 ‚gelafjenen Zuſchauern Werkvertrag, nicht Platzmiete (R 127, 313). ©. auch N 611 A4. Zur 
a des Abſchlußzwanges ſ. Vorbem 4 vor $ 145. Vertrag über Lieferung von Theatereintritts⸗ 
inhabe an einen Händler bei Verpflichtung des Liefernden, Vorſtellungen für die ſpäteren Karten⸗ 
. 15 er zu veranſtalten, |. OLG 36, 79. Zur Organifation des Theaterweſens ſ. Theatergeſetz 
in Oe Gich l J 411), Durchf d v. 18.5. 34 (ROBI I, 413); o. 28 6.35 (Rl I, 829), 

ſterreich eingeführt durch VO v. 20. 6. 38 (RGBl J, 649); für die ſudetendeutſchen 
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Gebiete ſ. VO v. 19. 10. 38 (RG Bl I, 1448); zum Filmweſen ſ. Lichtſpielgeſetz v. 16. 2. 34 
(RG Bl I, 95) und Geſetz über die Vorführung ausländiſcher Filme v. 11. 7. 36 (RG Bl I, 551) 
nebſt Durchführungsverordnungen, in Oſterreich eingeführt durch VO v. 11. 6. 38 (RG Bl I, 
625). Über den Anzeigenvermittlungsvertrag |. OLG 36, 74. Veranſtaltung des Rheinland⸗ 
befreiungsflugs |. N Warn 1933 Nr 78. — Nicht um einen Werkvertrag, ſondern um die Be⸗ 
ſorgung fremder Geſchäfte oder um die Leiſtung von Dienſten (§ 196 Nr 7) handelt es ſich, wenn 
ſich jemand gegen Entgelt verpflichtet, ſich zu bemühen, eine Aktiengeſellſchaft ins Leben zu rufen, 
ohne ſich dafür haftbar zu machen, daß die Geſellſchaft zuſtande kommt (RG 72, 179). 

Erfüllung der Hauptverpflichtung: Die dem Unternehmer obliegende Herſtellung iſt 
regelmäßig Vorleiſtung, bei beweglichen Sachen mit deren Überbringung, insbeſondere an 
den Eigentümer, der dem Unternehmer die Sache zur Bearbeitung übergeben hat (RG 35, 137), 
verbunden. Die Verarbeitung von Korn zu Mehl (von Kartoffeln zu Kartoffelflocken) iſt vielfach 
Gattungsſchuld inſofern, als gleichgültig iſt, ob das vom Verarbeiter Zurückgegebene aus dem 
vom Beſteller übergebenen Stoffe hergeſtellt iſt (OLG 36, 7). Für die Verpflichtung des Untere 
nehmers zur Beſchaffung des erforderlichen Stoffes iſt der Inhalt des betreffenden Vertrags 
maßgebend; über den beſonderen Fall der Herſtellung des ganzen Werkes aus einem vom Unter⸗ 
nehmer zu beſchaffenden Stoffe (Werklieferungsvertrag) ſ. $ 651. Für Ort und Zeit der Leiſtung 
ſ. $$ 269, 271. — Der Unternehmer iſt, abweichend vom Dienſtvertrage $ 613, ſofern nicht 
etwas anderes ausdrücklich vereinbart iſt oder nach dem Inhalt des Vertrags (z. B. mit einem 
Künſtler) ſeine perſönliche Leiſtungsfähigkeit in Betracht kommt, nicht verpflichtet, das Werk 
durch eigene perſönliche Tätigkeit herzuſtellen, vielmehr berechtigt, die Herſtellung einer anderen 
Perſon zu übertragen (RG 14. 6. 19 V 53/19). Daher wird auch der Tod des Unternehmers 
in der Regel das Vertragsverhältnis nicht beendigen (ſ. $ 649 A 2). Der Unternehmer darf 
regelmäßig auch Gehilfen verwenden. Über die Zuläſſigkeit einer Heranziehung wiſſenſchaft⸗ 
licher Hilfsarbeiter bei Übernahme der Bearbeitung der neuen Auflage eines wiſſenſchaftlichen 
Werkes ſ. NG LA 1915, 428. Der Unternehmer hat bei der Herſtellung des verſprochenen Werkes 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt zu beobachten (5 276). Wird dabei der Beſteller 
geſchädigt, z. B. an Körper oder Geſundheit, ſo trifft den Unternehmer die Beweispflicht für 
das Gegenteil, wenn ſich aus der Sachlage zunächſt der Schluß rechtfertigt, daß er die ihm obliegende 
Sorgfaltspflicht verletzt habe (RG 148, 148). Für den Beförderungsvertrag insbeſondere ſ. nächſten 
Abſatz. Der Unternehmer hat ein Verſchulden feiner Hilfsperſonen gemäß § 278 zu ver⸗ 
treten (RG 127 S. 14 u. 218). Motorradfahrer als Erfüllungsgehilfen des Veranſtalters eines 
Motorradrennens gegenüber den gegen Eintrittsgeld zugelaſſenen Zuſchauern ſ. Rc 127, 313. 
Zur Erfüllung der Vertragsverbindlichkeit gehört dabei alles, was aus dem Vertrage vom Ver⸗ 
tragsſchuldner überhaupt verlangt werden kann; $ 278 tritt überall ein, wo der Schädiger ſelbſt 
dem Verletzten nach Maßgabe des Vertrags gerecht werden muß und ihn nicht auf die Haftung?“ 
grundſätze bei unerlaubten Handlungen verweiſen kann. Das Verſchulden der Hilfsperſon braucht 
nicht bei der unmittelbaren Erfüllungshandlung vorzuliegen (RG Warn 1910 Nr 434). Über die 
Haftung des Unternehmers, dem ein Kraftwagen zur gründlichen Durcharbeitung übergeben 
worden iſt, wenn ſein Angeſtellter mit dem wiederhergeſtellten Wagen eine ſchadenſtiftende 
Probefahrt unternommen hat, und der Beſteller hierwegen von dem geſchädigten Dritten in 
Anſpruch genommen worden iſt, und über die Beweislaſt bezüglich des Verſchuldens des Ange 
ſtellten hierbei ſ. RG 150, 134. Haftung des Unternehmers für Verſchulden feiner Angeſtellten beim 
Beförderungsvertrag |. RS 55, 335; 62, 119; Bay Obs 13, 127. Bei einem Zuſammenſtoß von 
zwei Straßenbahnwagen kommen als Gehilfen des Straßenbahnunternehmers bei der Erfüllung 
des Beförderungsvertrags gegenüber dem verletzten Fahrgaſt nicht nur die Angeſtellten des. 
jenigen Wagens in Betracht, in dem ſich der Fahrgaſt befindet, ſondern auch die Angeſtellten 
des andern Wagens (RG 83, 343). Eine Haftung für Schmerzensgeld ($ 847) wird aber in 
ſolchem Falle durch das Verſchulden von Hilfsperſonen nur aus unerlaubter Handlung und nur 
im Rahmen des $ 831 (nicht aus dem Beförderungsvertrag und $ 278) begründet (RG 99, 263). 
Muß der Unternehmer einer Werklieferung Teile der von ihm herzuſtellenden Sache von einem 
Dritten beziehen, fo iſt dieſer Dritte nicht Erfüllungsgehilfe des Unternehmers in deſſen Ber“ 
hältnis zum Beſteller; $ 278 greift daher nicht Platz (RG 101, 157). Die Haftung für Verſchulden 
der Hilfsperſonen kann ebenſo wie — vorbehaltlich des § 276 Abſ 2 — die Haftung für eigenes 
Verſchulden des Unternehmers im voraus wegbedungen werden. Wird aber eine ſolche Frei 
zeichnung unter Ausnutzung einer rechtlichen oder tatſächlichen Monopolſtellung den beteiligten 
Kreiſen gewiſſermaßen aufgezwungen, ſo kann dies im Sinne des § 138 gegen die guten Sitten 
verſtoßen (vgl. Rc 102, 396; 103, 82, auch 99, 107, Reh Gruch 65, 349 und JW 1922, 1533). 7 
Unter dem Geſichtspunkt des Vertrags zugunſten eines Dritten ($ 328) können vertraglid 
Schadenserſatzanſprüche gegen den Unternehmer wegen mangelhafter Ausführung des Werk 
auch den verletzten Familienangehörigen des Beſtellers ſowie ſeinen Hausangeſtellten un 
andern Perſonen zuſtehen, denen der Beſteller ſeinerſeits als Dienſtberechtigte 
nach $ 618 ſchadenserſatzpflichtig iſt (RW 127, 218). — Bei unverſchuldeter Unmoͤglichke 
der Leiſtung des Unternehmers gelten $8 275, 323. 
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Unter den vertragsmäßigen Nebenverpflichtungen des Unternehmers iſt hervorzuheben: die 
Verpflichtung zur ordnungsmäßigen Inſtandhaltung der für die Vertragsausführung erforder- 
lichen Maſchinen, Geräte und Räume, ſo z. B. bei der Perſonenbeförderung die Verpflichtung 
zur Inſtandhaltung der Ab- und Zugänge zum Eiſenbahnſteige (RG 55, 335; 86, 321; RG V8 
1916, 60713, RG 5. 10. 03 VI 367/03; 19. 5. 05 VII 603/04; 12. 3. 07 VII 275/06), der Warte; 
räume (RG LZ 1916, 814) und ihrer Einrichtungsgegenſtände, z. B. Stühle (RG Warn 1915 
Nr 124), zur Sorge für die Erwärmung von Eiſenbahnwagen (RG SeuffA 70 Nr 55), zur 
Prüfung der zu verwendenden Beförderungsmittel (RG 16. 3. 06 VII 323/05), zur Sorge für 
die körperliche Sicherheit der zu befördernden Perſonen (RG 66, 17; 98, 327; 116, 213; 124, 49), 
vom Beginne der Reiſe bis zu ihrer Beendigung, auch während des Aufenthalts auf Zwiſchen⸗ 
ſtationen (NG Warn 1916 Nr 309), überhaupt ſolange, als der Reiſende den für die Benutzung 
der Bahnanlagen erlaſſenen beſondern Vorſchriften unterſteht, ſo auch beim Verlaſſen des Bahn⸗ 
hofsgebäudes (N JW 1918, 171), nicht nachher beim Überſchreiten des (im Eigentum des 
Eiſenbahnunternehmers ſtehenden) Bahnhofsvorplatzes (RG Gruch 57, 941). Iſt die zu be⸗ 
fördernde Perſon während der Beförderung, wozu auch das Ein- und Ausſteigen gehört, 
am Körper oder an der Geſundheit beſchädigt worden, ſo haftet der Unternehmer aus dem Ver⸗ 
trage regelmäßig ſchon dann, wenn er nicht beweiſt, daß ihn und ſeine Erfüllungsgehilfen kein 
Verſchulden trifft (RG 66, 12; 83, 343; 86, 321; 124, 49; 126 S. 137 u. 329; 148, 150; RO JW 
08, 19610; 1932, 37045; 1933, 83811; 1937, 21905; NG Warn 1916 Nr 309; RG 23 1918, 62314; 
RG HAN 1932 Nr 113; NG 18 u. 21. 12. 17 VII 347, 348/17; vgl. auch OLG 28, 191). Dieſe 
Regelung greift jedoch nur für Schäden bei der Beförderung im eigentlichen Sinne 
Platz, die bei Reiſen auf der Eiſenbahn mit dem Einfteigen in den Zug beginnt und mit dem Aus⸗ 
ſteigen endigt. Handelt es ſich um die vertraglichen Nebenleiſtungen, die dieſer Beförderung 
vorangehen oder ihr nachfolgen, wie die Gewährung ſicherer Zu- und Abgänge zum und vom 
Zuge, fo verbleibt die Beweislaſt bei dem verletzten Reiſenden (M& 86, 321; 126, 137). Der 
2 eweis dafür, daß eine objektive Verletzung des Vertrages ohne ſein Verſchulden eingetreten 
ſei und auch bei aller Vorſicht nicht habe abgewendet werden können, liegt dem Unternehmer 
(wie beim Dienſtvertrag dem Dienſtverpflichteten) ob, wenn die Sachlage zunächſt den Schluß recht⸗ 
fertigt, daß er die vertragliche Sorgfaltspflicht verletzt hat (RG JW 1935, 1155, 1933). Über die 
Beweisfrage bezüglich des Verſchuldens bei einem Unfall durch Abgleiten einer Kraftdroſchke in 
einen Straßengraben ſ. Rh LZ 1915, 127°. Sturz von der Plattform eines Straßenbahnwagens 
R Warn 1920 Nr 11 u. 85; R HR 1935 Nr 1613; Unfälle beim Aufſpringen |. ebenda Nr 49, 
50 und 1928 Nr 30. Haftung des Straßenbahnunternehmers für Unfälle bei Benutzung einer 
Wartehalle |. OL 45, 158 (nur wegen unerlaubter Handlung). Sturz vom Anhänger eines 
Laſtkraftwagens, unmittelbare Haftung des Beförderungsunternehmers gegenüber den die 
Veförderung begleitenden Perſonen |. Rc Warn 1930 Nr 7. Schadenserſatzanſprüche aus einem 
Perſonenbeförderungsvertrage können vertraglich, auch ſtillſchweigend, ausgeſchloſſen werden, 
ſoweit nicht $ 276 Abſſ2 entgegenſteht (RG 11. 2. 07 VI 232/06; HRR 1935 Nr 683). Keine 
Vertragshaftung für Unfälle im Bahnhofe vor Löſung einer Fahrkarte (RG 23 1914, 153010). 
Keine Haftpflicht des Eiſenbahnunternehmers aus dem Beförderungsvertrage bei Ermordung 
eines Reiſenden durch einen Mitreiſenden während der Fahrt (RG 69, 361), bei Beſchädigung 
eines Reiſenden durch in Brand geratenes Benzin, das ein Mitreiſender bei ſich geführt hat (RG 
Lauch 65, 356). Über Beförderungsbeſtimmungen, die eine Haftung ausſchließen, |. R JW 

981, 19588, Für die Haftung der Deutſchen Reichspoſt bei Unfällen im Poſtreiſedienſt iſt jetzt 
900 der VO v. 6. 7. 38 (RGW J, 881) maßgebend (vgl. Vorbem 2 [vor a] vor 9 823), Unmittel- 
Zare Haftung des Beförderungsunternehmers (auch für feine Erfüllungsgehilfen, $ 278) gegenüber 
dau und Kind des Beſtellers, die mit dieſem in dem beſtellten Kraftwagen befördert werden, 
ur deren unverſehrte Beförderung nach g 328 ſ. RG 87, 64. Dagegen kann die mitbeförderte 

efrau und Mutter eigene Anſprüche auf Erſatz von Beerdigungskoſten bezüglich des bei einem 
Unfall getöteten Mannes oder Kindes und Unterhalt nur auf $ 844 ſtützen (R FW 1934, 29737). 
Schadenserſatzanſprüche des Ehemannes, der einen Vertrag über die Beförderung ſeiner Ehefrau 

it einem anderen geſchloſſen hat, wenn die Frau auf der Fahrt verunglückt, |. RG HR 1935 
der 942. Verpflichtung des Beförderungsunternehmens, einen Schaden zu ersetzen, den nicht 
915 Vertragsgegner, ſondern ein Dritter erlitten hat, ſ. RG 87, 289. Schadenserſaßpflicht eines 
rollfuhrunkernehmers gegenüber dem bereits Eigentümer gewordenen Käufer, dem er im Auf- 

age des Verkäufers die verſendete Ware am Ankunftsorte zuführen ſoll, |. RG 102, 38, aber auch 
— 802. Haftung des Schiffsunternehmers für die körperliche Geſundheit und Unverſehrtheit 
F Fahrgäſte (RG 116, 213; 124, 49, 126, 329). Haftung eines Theaterunternehmers für die 
Agen eines heftigen Gedränges beim Einlaß in das Theater |. R Warn 1931 Nr 181. Haftung 
3 Veranſtalters eines Motorradrennens gegenüber den Zuſchauern für Verſchulden der am 
Mitten beteiligten Fahrer ſ. RH Warn 1936 Nr 168. Ob die Geſtaltung des unentgeltlichen 
on fahrens in einem Fahrzeuge nur einen rein tatſächlichen Vorgang ohne rechtliche Bedeutung 
al die Begründung eines ſchuldrechtlichen Verhältniſſes bedeutet, hängt von den Umſtänden des 
les ab (Rh Lg 1915, 83179); ihre Prüfung iſt auch bei ſog. Gefälligkeitsfahrten nicht zu ent⸗ 
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behren (RG 145, 390). liber den Unterſchied zwichen Gefälligkeitsfahrt und Veförderungs⸗ 
vertrag ſ. HAN 1935 Nr 683, 720. Die Unentgeltlichkeit ſteht der Annahme eines Vertrages jeden⸗ 
falls nicht im Wege, und ein Vertrag kann auch keineswegs nur dann angenommen werden, wenn 
die Mitfahrt im ausſchließlichen oder doch überwiegenden Intereſſe des Geſtattenden liegt (RG 
Warn 1932 Nr 73). Sonſt bleibt nur die außervertragliche Haftung nach 58 823ff. (RG 65, 17). 
Über die Frage einer Ausſchließung oder Beſchränkung der Haftung in ſolchen Fällen ſ. Vorbem. 4b 
vor $ 823 und $ 599 A 1. — Als weitere Nebenverpflichtungen des Unternehmers kommen 
in Betracht: die Verpflichtung zur Prüfung der Brauchbarkeit und Durchführbarkeit der dem 
ſachverſtändigen Unternehmer vorliegenden Pläne und Koſtenanſchläge (§ 650 Abſ 2; N6 
18. 10. 04 VII 139/04; R Seuffa 79 Nr 25), zur Prüfung der Abzugsanlage für Abgaſe bei 
Übernahme der betriebsfertigen Lieferung einer Gasbadeeinrichtung durch eine Gasfirma (RG 
SeuffA 86 Nr 177; Rh HRR 1933 Nr 1304), zur Berichterſtattung, Auskunft und Rechenſchafts⸗ 
ablegung bei dem eine Geſchäftsbeſorgung betreffenden Werkvertrag, zur ſorgfältigen Vermeidung 
von Beſchädigungen der Sachen des Beſtellers bei der Werkherſtellung (nicht bloß bei „Gelegenheit! 
der Werkherſtellung; R 66, 402; 3% 06, 46016, Warn 1911 Nr 168). Hierher gehört auch die Ver⸗ 
wahrungspflicht eines Gewerbetreibenden an fremden, ihm zur Bearbeitung übergebenen Ge⸗ 
genſtänden, wobei nach $ 282 der Unternehmer, z. B. ein Wäſchereibeſitzer, bei dem Wäſcheſtücke 
durch Einbruch geſtohlen worden find, beweiſen muß, daß er das Abhandenkommen nicht zu vertre⸗ 
ten hat (Seuff 76 Nr6; OLG 40,322); ferner die Verpflichtung des Theaterunternehmers, für ord⸗ 
nungsmäßige Unterbringung der abgelegten Kleidungsſtücke zu ſorgen, doch kann auch ein be⸗ 
ſonderer Verwahrungsvertrag vorliegen (RG 105, 80; RG Warn 1920 Nr 77; 1923/24 Nr 122; 
23 1920, 625; Seuffa 77 Nr 25; OLG 40, 324; 43, 115). Einen Erſatz von Verwahrungskoſten 
kann der Unternehmer, der eine Sache zur Bearbeitung übergeben erhalten hat, von dem Be⸗ 
ſteller nur verlangen, wenn dieſer in Schuldner- oder Gläubigerberzug geraten ift (RG JW 1926, 
16635). Zur Frage, ob der Unternehmer verpflichtet ift, Sachen, die ihm zur Ausbeſſerung über⸗ 
geben find, gegen Feuersgefahr zu verfichern, ſ. RG SeuffA 82 Nr 46. 

2. Hauptverpflichtung des Beſtellers: Entrichtung der vereinbarten Vergütung. Darüber, 
daß das durch den Werkvertrag begründete Schuldverhältnis unter dem Gebot von Treu und 
Glauben ($ 242) ſteht, und in feinen Wirkungen aus nationalſozialiſtiſchem Gemeinſchafts⸗ 
denken heraus beurteilt werden muß, ſ. oben A 1 a. A. und Vorbem 1 a. A. vor 5631. Das gilt 
auch für die Verpflichtung des Beſtellers zur Entrichtung der vereinbarten Vergütung. Daß 
ſie nicht in einer Akkord⸗ oder Pauſchſumme, ſondern nach Maßgabe der zur Herſtellung des 
Werkes erforderlichen Einzelleiſtungen beſtimmt iſt, ſteht an ſich der Annahme eines Werkvertrags 
nicht entgegen (RH Gruch 51, 947). Der Beſteller hat aber in dieſem Falle keinen klagbaren 
Anſpruch gegen den Unternehmer auf Erteilung einer Abrechnung über die von dieſem ge” 
leifteten Arbeiten; vielmehr gehört eine ſolche zu der dem Unternehmer obliegenden Begründung 
ſeines Vergütungsanſpruchs, bei deren Unterlaſſung der Beſteller zur Verweigerung der Ver⸗ 
gütung berechtigt iſt (RG 72, 177). Bei Ausbeſſerung von Bauwerken kann vereinbart werden, 
daß der Unternehmer den von feinen Arbeitern verdienten Lohn nebſt einem prozentualen BU 
ſchlag als Vergütung erhalten ſoll. Für die Annahme eines Werkvertrags iſt in ſolchem Falle 
die Haftung für den Erfolg, z. B. für die Güte der Ausbeſſerung, maßgebend (RG 26. 4. 27 
VI 16/27), Die Vergütung kann auch in einem Anteil an Einnahmen beſtehen, ohne daß deshalb 
ein Geſellſchaftsverhältnis vorzuliegen braucht (SeuffA 74 Nr 170). Auslegung einer Verwir⸗ 
kungsklauſel für Mehranſprüche des Unternehmers |. Reh JW 1937, 32221? mit Anm Siebert. 
Ort der Leiſtung $$ 269, 270; Zeit der Leiſtung $ 641. — And erungen der Lohn- und Preis“ 
verhältniſſe berechtigen den Unternehmer an ſich nicht zum Verlangen einer höheren als der 
vereinbarten Vergütung. Für die Lieferung von Elektrizität, Gas uſw. ſ. die Vorſchriften in 
Vorbem 5 vor 8 631. Über die Erhöhung von Vergütungen auf Grund der durch den Weltkrieg 
und die ſtaatliche Umwälzung hervorgerufenen Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
j. unten A 3. In jedem Fall erfordern Treu und Glauben, daß der Unternehmer, der die ? er⸗ 
gütung für das Werk wegen Steigerung der Herſtellungskoſten erhöhen will, hiervon unverzüglich, 
ſobald er die Steigerung wahrnimmt oder bei ordnungsmäßiger Geſchäftsführung wahrnehmen 
kann, den Beſteller in Kenntnis ſetzt, damit dieſer ſich mit feinen geſchäftlichen Berechnungen ws 
Maßnahmen danach richten kann (RG 107, 106). Über die Aufwertung von Werklohn und Wer 5 
lieferungspreis ſ. Rc JW 1927, 291212; Warn 1927 Nr 23; auch 9 242 A 5. Hat ein Tiefban” 
unternehmer bei Erdarbeiten das Riſiko für die Bodenbeſchaffenheit übernommen, dann er) 
er nicht eine Zufagberglitung zu den vereinbarten Feſtpreiſen verlangen, falls ſich unvorgch 
geſehene Bodenſchwierigkeiten ergeben (M& 25. 1. 33 V 313/32). Liefert der Unternehmer M 5 
enn mangelhaftes (8$ 633 ff.), ſondern ein anderes als das beſtellte Werk, fo kann er die vereinben 
Vergütung nur verlangen, wenn er beweiſt, daß ſie (als ausdrücklich oder ſtilſchweigend DET 
bart) auch für dieſen Fall gelten follte (Rh Seuffa 70 Nr 102). Einwirkung der Durchführen 
des Vierjahresplans auf die Preisbildung |. Vorbem 4 am Ende. — Zur Entrichtung ig 
Vergütung tritt nach 8 640 als weitere Hauptverpflichtung die Abnahme des vertragsmaß 
hergeſtellten Werkes hinzu. 
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Als Nebenverpflichtungen des Beſtellers kommen unter Umſtänden diejenigen zur Lieferung 
des Stoffes ($ 645), zur Erteilung der erforderlichen Anweiſungen für die Ausführung und zur 
Mitwirkung bei dieſer (59 642, 645) in Betracht; dagegen iſt in der Regel der Beſteller dem Unter 
nehmer zur Geſtattung der Ausführung des Werkes nicht verpflichtet, der Beſteller eines 
Theaterſtücks dem Verfaſſer auch nicht zur Aufführung (SeuffA 74 Nr 170). Keine Verpflichtung 
desjenigen, der einen Umzug ausführen läßt, Rechte des abſendenden Beförderungsunternehmers 
gegenüber der Eiſenbahn wahrzunehmen, mag auch vereinbart ſein, daß der Empfänger den 
Möbelwagen ſelbſt von der Bahn abholen ſoll (OLG 41, 119). Über die Verpflichtung desjenigen, 
der die Herſtellung eines Werkes im Wege öffentlicher Ausſchreibung vergibt, Unterſuchungen 
anzuſtellen und genaue Angaben darüber zu machen, z. B. bezüglich des Geländes, wenn es ſich 
um die Anlegung eines Entwäſſerungsgrabens für Rieſelfelder handelt, ſ. R JW 1916, 1152. 
Vertragshaftung des Beſtellers, der beim Abſchluſſe des Werkvertrags unrichtige Angaben ge ⸗ 
macht hat, z. B. über die Höhenlage einer Straße, in der eine Regen⸗ und Dampfwaſſerableitung 
hergeſtellt werden ſoll, ſ. RG JW 1919, 352, auch RO JW 1912, 743° und $ 276 A 1. Übernimmt 
ein Tiefbauunternehmer vertraglich die Gefahr der Bodenbeſchaffenheit, ſo hat er keinen Anſpruch 
auf Sondervergütung aus unvorhergeſehenen natürlichen Bodenſchwierigkeiten (RG HRR 1933 
Nr 1568). Verpflichtet ſich der Unternehmer zur Beſchäftigung von Erwerbsloſen, jo muß der 
Beſteller nach Treu und Glauben ($ 242) bei Ausübung ſeiner Vertragsrechte, z. B. eines Kün⸗ 
digungsrechts, auf die für den Unternehmer aus jener Verpflichtung ſich ergebenden Schwierig⸗ 
keiten Rückſicht nehmen, unter Umſtänden auch eine höhere als die vertragsmäßige Vergütung 
entrichten (RG 150, 89). — Wenn nach dem Werkvertrage der Beſteller Räume, Vorrich- 
tungen und Gerätſchaften zur Verrichtung der Werktätigkeit zu beſchaffen hat, ſo muß er, 
wie nach 8 618, 619 der Dienſtberechtigte im Verhältniſſe zum Dienſtpflichtigen, alles tun, um 
den Unternehmer gegen Gefahr für Leben und Geſundheit ſoweit zu ſchützen, als die 
Natur der Werkleiſtung es geſtattet. Es bedarf dazu nicht einer entſprechenden Anmwen- 
dung der 8 618, 619 auf den Werkvertrag, vielmehr ergibt ſich die fragliche Pflicht ohne Rückſicht 
auf dieſe Vorſchriften ſchon aus einer die Grundſätze der 85 157, 242 wie auch den Gemein⸗ 
ſchaftsgedanken (ſ. oben Abs 1 a. A.) beachtenden Deutung des Vertragsinhalts (RG 80, 27; RG 
JW 1914, 343, auch 1910, 14810; ch LZ 1916, 1026; RG HRR 1932 Nr 230; 1935 Nr 336; 
RG SeuffA 88 Nr 104; 60 29. 6.17 VII 8/17). Schuldhafte Verletzung dieſer Verpflichtung 
verbindet den Beſteller zum Schadenserſatze. Art und Umfang des Schadenserſatzes folgen 
aus den allgemeinen Beſtimmungen der 98 249 ff. Es ſteht auch nichts im Wege, dem Schadens⸗ 
erſatzberechtigten ſtatt einer einheitlich zu zahlenden Geldſumme eine Rente zuzuſprechen, wenn 

ies — wie im Falle geminderter Erwerbsfähigkeit — als ein angemeſſener Schadensausgleich 
erſcheint (RG 68, 429; 80, 27). Für eine entſprechende Anwendung von $ 618 Abi 19565 
in Verbindung mit $ 844 Abſ2 jetzt NG 159, 268. Die Fürſorgepflicht trifft den Beſteller, der Räume 
zur Verrichtung der Werktätigkeit zu beſchaffen hat, auch dann, wenn er nur Mieter, nicht Eigentümer 
der Räume iſt (RG JW 1914, 34). Dagegen iſt eine bloße Gefährdungshaftung dem Beſteller nicht 
aufzuerlegen. Daher haftet der Beſitzer einer Sprengſtofffabrik, der dort elektriſche Anlagen herſtellen 
läßt, mangels eines Verſchuldens dem Unternehmer dieſer Anlagen nicht für Exploſtonsſchäden (RG 
JW 1921, 254). — Der Bauherr als Beſteller des Bauwerks hat dafür zu ſorgen, daß der Bauplatz 
em Bauunternehmer in einer keine Gefahr in ſich bergenden Beſchaffenheit zur Ausführung des 
Vaues zur Verfügung geſtellt wird (NG 3. 12. 18 VII 247/18). — Erſtreckung der Vertragspflichten 
1 Beſtellers auf eine zur Ausführung des Werkvertrags vorgenommene Perſonenbeförderung 
„N 23 1916, 14856. — Auch bei einem Werkvertrage ift es rechtlich nicht ausgeſchloſſen, daß der 
Unternehmer neben dieſem Vertrage mit der Vornahme beſtimmter Verrichtungen nach Anleitung 
und Anweiſung des Beſtellers betraut wird; dies ift namentlich möglich in bezug auf Sicherungs⸗ 
Maftegefn, zu deren Vornahme ein Bauherr der Allgemeinheit gegenüber verpflichtet ſein würde. 
kann der Unternehmer von den Weiſungen des Beſtellers (z. B. einer Gemeinde, die Bauten 
Ausführen läßt) unter Umſtänden in dem Maße abhängig fein, daß der Beſteller nicht nur die 
it Nicht, ſondern auch die Leitung der Arbeiten ausübt, aljo Geſchäftsherr ift. In ſolchen Fällen 
$ 831 anzuwenden (R Warn 1912 Nr 301). 8 
* 3. Einfluß der durch den Weltkrieg und die ihm folgende ſtaatliche Umwälzung bewirkten 
eränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe. Der vom Reichsgericht zunachſt für Kaufverträge 
inerkannte Grundſatz, daß der Verkäufer von der Lieferpflicht frei wird wenn feine Leistung 
ufo ge der durch den Krieg hervorgerufenen Veränderung der wirtſchaftlichen 
tal hältniſſe eine völlig andere geworden ift oder, anders ausgedrückt, unter ſolchen Umſtanden 
attfinden müßte, daß ſie dem, was die Beteiligten beim Vertragsſchluß vernünftigerweiſe gewollt 
ben, nicht mehr entſprechen, und ein Zwang zur Erfüllung mit Treu und Glauben und der 
J glehrsſitte unvereinbar ſein würde (§8 157, 242; vgl. RG 90, 102; 92, 87; 93, 341; 94 S. 45 
en 95, 307 und 8242 A 1), war entſprechend auch auf den Werk. und den Werkliefe⸗ 
ig @3dertrag anzuwenden (MG 98, 18; 99, 115; 101, 79; 106, 327; N JW 1919, 717°; 
0 20, 4845; 15 Warn 1920 Nr 139; 1922 Nr 35, 36, RG SeuffA 77 Nr 21; vgl. auch SeuffA 76 
184). Ebenſo für die ftaatlihe Umwälzung des Jahres 1918 und ihre wirtſchaftlichen Folgen 
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(RG 98, 18; 99, 115; R JW 1920, 4345). Die Befreiung des Unternehmers war dabei an die 
doppelte Vorausſetzung gebunden: es müſſe ſich um eine ganz beſondere und ausnahmsweiſe 
Neugeſtaltung und Veränderung handeln, wie ſie infolge des Krieges und ſeines unglücklichen 
Ausgangs eingetreten war, und es durfte dieſe Neugeſtaltung und Anderung nicht ſchon beim Ver⸗ 
tragsſchluſſe oder bei nachträglichen Vereinbarungen der Vertragsteile vorauszuſehen geweſen 
fein (RG Ich 1922, 17235; R Warn 1922 Nr 86, 87). Die Entſcheidung war immer nach den 
Umſtänden des einzelnen Falles zu treffen, wobei neben den allgemeinen Betriebs- und 
Arbeitsverhältniſſen auch die außerordentliche Steigerung der Löhne und Stoffpreiſe 
ſowie die Möglichkeit eines geſchäftlichen Zuſammenbruches berückſichtigt werden 
mußte. Ob eine ſolche Anderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe vorlag, daß dem Unternehmer 
die unveränderte Erfüllung nicht mehr zuzumuten war, konnte nur nach den beſonderen Ver⸗ 
hältniſſen des einzelnen Falles beurteilt werden, die deshalb ſtets der genauen Feſtſtellung 
bedurften (RG 98, 18; 101, 79, R& Warn 1922 Nr 35; RG LZ 1921, 2182). Vgl. dazu die aller- 
dings nicht gleichmäßige Rechtſprechung des Reichsgerichts (vgl. RG 98, 18; 99 S. 58, 115; 
99, 58; 100, 134; 102, 272; 103, 177 und für den Werk- und Werklieferungsvertrag noch RG 
JW 1920, 434°; 1921, 8337; 1922, 17235; Rc Warn 1921 Nr 116; 1922 Nr 87; RG SeuffA 
76 Nr 110; RG 13. 10. 22 III 5/22). Bei auf längere Dauer berechneten Verträgen 
war entſprechend den in RG 100, 129 für die Miete aufgeſtellten Grundſätzen dem Unternehmer 
unter Umſtänden auch die Berechtigung zuzuſprechen, eine Erhöhung der Gegenleiſtung bei 
Fortbeſtand des Vertragsverhältniſſes im übrigen zu verlangen (ogl. § 535 A 3). 

Bei der erörterten Rechtſprechung handelte es ſich im weſentlichen um den Gedanken einer 
Erſchwerung der Leiſtung des Verkäufers oder Werkunternehmers. Der Geſichtspunkt der Geld⸗ 
entwertung, der die ſpätere Rechtſprechung beherrſchte, führte dazu, die Gegenleiſtung des 
Käufers oder Beſtellers für derart wirtſchaftlich erleichtert anzuſehen, daß dem Verkäufer 
oder Unternehmer ſeinerſeits nicht zugemutet werden konnte, zu unveränderten Bedingungen zu 
leiſten (RG 107, 124; vgl. 103, 329; 104, 394). Der in allen Fällen maßgebende Grundſatz von 
Treu und Glauben mußte, ſoweit nicht geſetzliche Sondervorſchriften eingriffen, auch in der Frage 
der Aufwertung entſcheiden. Hierüber ſ. im näheren RG JW 1925, 19873 (Inſeratenvertrag); 
1926, 2567 (Reklame in Straßenbahnwagen), ferner RG JW 1927, 1848 und RG Warn 1927 
5 208 n des Aufwertungsanſpruchs durch längere Nichtgeltendmachung), ſowie 

242 b. 


8 632 
Eine Vergütung gilt als ſtillſchweigend vereinbart, wenn die Herſtellung 
des Werkes den Umſtänden nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten iſt 1) 2). 
Iſt die Höhe der Vergütung nicht beſtimmt, ſo iſt bei dem Beſtehen einer 
Taxe die taxmäßige Vergütung, in Ermangelung einer Taxe die übliche Ver! 
gütung als vereinbart anzuſehen ö). 
E 1567 Abſ 2 II 670; M 2 471; P 2 309. 


1. Daß eine Vergütung gewährt werden ſoll, kann ausdrücklich vereinbart ſein. Fehlt eine 
ausdrückliche Vereinbarung, jo ift nach Abſ 1 zu prüfen, ob eine Vergütung als ſtillſchweigend 
vereinbart zu gelten hat. Iſt die Gewährung einer Vergütung ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
vereinbart, aber ihre Höhe nicht beſtimmt, dann — aber auch nur dann — iſt Abſ 2 anzuwenden. 

2. Bezüglich der ſtillſchweigenden Vereinbarung einer Vergütung übereinſtimmend mit 
dem Dienſtvertrag vgl. oben § 612 A 2. Ob für Vorarbeiten zur Ausführung eines Werkes, z. B. 
eines Bauwerkes, auch ohne ausdrückliche Abrede eine Vergütung verlangt werden kann, ob ind 
beſondere ein über die Ausführung des Werkes angefertigter Koſte nanſchlag oder eine Zeich⸗ 
nung beſonders zu vergüten iſt, hängt von den Umſtänden des einzelnen Falles ab (RG HR 
1930 Nr 105). Es wird weſentlich darauf ankommen, ob die Beteiligten (nach Treu und Glauben 
unter Berückſichtigung der Verkehrsſitte, $ 157) die Herſtellung der Vorarbeiten zum Gegenſtand 
eines Vertrags machen wollten. Hat der Beſteller, um ſich über die Herſtellung und die Koſten 
eines von ihm beabſichtigten Werkes zu unterrichten und darauf ſeine Entſchließung über die 
Ausführung zu treffen, dem Unternehmer zur Einreichung von Koſtenanſchlag und Zeichnung 
Auftrag erteilt, ſo iſt er zur Vergütung verpflichtet, auch wenn es nicht zur Ausführung de 
Werkes kommt. Anderſeits iſt es unzweifelhaft, daß der Verfertiger von Entwürfen und Bor“ 
arbeiten, die er lediglich freiwillig und nur in ſeinem eigenen Intereſſe, namentlich dem, ie 
andern zur Beftellung zu veranlaſſen, ſei es auch auf eine Aufforderung des andern, angefertig 
het, ein Entgelt nicht beanſpruchen kann, und zwar auch dann nicht, wenn keine Beſtellung 
erfolgt (MG Warn 1911 Nr 113; R& 22. 1. 24 VII 393/23; 29. 10. 26 VI 207/26). Ebenſowenig 
Pe der Beſteller, falls der Unternehmer, von ihm zur Abgabe von Geboten aufgefordert er 
Verbindung mit dieſen Zeichnung und Koſtenanſchlag eingereicht hat, damit ſich der Beſtelle 
ſchlüſſig machen kann, eine Vergütung zu leiſten (Seuffl 34 Nr 114; 47 Nr 25). So namentlich, 
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wenn derartige Arbeiten im ſog. Submiſſionsverfahren von den Bewerbern ihren Geboten 
beigefügt und dieſe Angebote nachträglich nicht berückſichtigt werden. Ebenſo, wenn ein Architekt 
eine Bauplatzeinteilung zu liefern verſpricht, weil er Ausſicht hat, die Architektenarbeiten für 
die Neubauten zu erhalten (OLG 34, 40). — Wenn das Geſetz jagt, eine Vergütung gelte als 
ſtillſchweigend vereinbart, ſofern den Umſtänden nach eine Vergütung zu erwarten ſei, 
ſo ſcheidet damit eine Unterſuchung darüber aus, ob tatſächlich der unausgeſprochene Parteiwille 
auf die Entrichtung einer Vergütung gerichtet war; es iſt insbeſondere belanglos, wenn der Be⸗ 
ſteller den inneren Willen hatte, ſich zur Bezahlung einer Vergütung nicht zu verpflichten; viel⸗ 
mehr gilt ohne Rückſicht auf den wirklichen Willen der Beteiligten die Entgeltlichkeit kraft 
Geſetzes als gewollt, wenn tatſächlich, nach den Umſtänden des Falles, die Her- 
ſtellung des Werkes nur gegen eine Vergütung erwartet werden konnte (RG 
Gruch 55, 936; Warn 1911 Nr 113; 1912 Nr 338; 1914 Nr 117; SeuffA 75 Nr 128; 23 1927, 
5304). Dem Beſteller bleibt nur der Gegenbeweis, daß die Unentgeltlichkeit der Herſtellung 
ausdrücklich vereinbart worden ſei. Für bauliche Entwürfe ſ. auch RG Warn 1923/24 Nr 136; 
Seuffa 69 Nr 236; 73 Nr 51 (Bereicherungsanſpruch bei mißbräuchlicher Verwendung ein⸗ 
gereichter Entwürfe). Über die Frage, ob Bauzeichnungen und Vorentwürfe vom Beſteller zu 
bezahlen find, wenn fie vom Bauamt nicht genehmigt werden, ſ. Seuffa 75 Nr 128. In jedem 
Falle ſetzt aber der Anſpruch auf eine Vergütung voraus, daß ein Rechtsverhältnis, nicht nur 
eine tatſächliche Gefälligkeit vorgelegen hat (RZ Warn 1915 Nr 112). Iſt dem Unternehmer 
eine Vergütung ausdrücklich nur für einen beſtimmten Fall, z. B. für eine Tiefbohrung nur bei 
Findigwerden von Sole verſprochen worden, ſo kann er eine danach nicht begründete Vergütung 
nicht unter dem Geſichtspunkt der ungerechtfertigten Bereicherung verlangen (RG 20. 10. 20 
VII 94/20). — Eine Anderung der Lohn- und Preisverhältniſſe, die nach Abſchluß 
des Vertrags eintritt, begründet an ſich keine Anderung der vereinbarten Vergütung. S. jedoch 
8 631 A 2, 3 und Vorbem 5 vor $ 631. — Bei einem Bauwerk kommen im Falle nachträglicher 
Abweichungen von dem urſprünglichen Bauplane die Grundſätze der auftragsloſen Geſchäfts⸗ 
führung (55 683ff.) zur Anwendung. 

3. Beim Mangel von Taxe oder üblichkeit (im Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes, nicht der 
ſpäteren Leiſtungen des Unternehmers, RG Warn 1929 Nr 30) ſteht die Beſtimmung, wie beim 
3612, im Zweifel nach $ 316 (dazu ebenfalls R Warn 1929 Nr 30) dem Unternehmer zu. — 
171 (was im Streitfalle der Unternehmer beweiſen muß, RG Warn 1923/24 Nr 135; RG JW 
7, 1750; 0905 28, 192) über die Höhe der Vergütung nichts ausdrücklich ausgemacht worden, 
ſo iſt ſtillſchweigende Verabredung des vom Unternehmer zu erweiſenden ortsüblichen oder 
angemeſſenen Preiſes anzunehmen. Bei der Verechnung der Vergütung der Architekten und 
Ingenieure für Pläne, Zeichnungen uſw. können Sätze wie etwa die der ſog. „Hamburger Norm“ 
und entſprechender Beſtimmungen unter Umſtänden als übliche Vergütung in Betracht kommen, 
Jedenfalls einen beachtenswerten Anhalt für die Feſtſtellung eines angemeſſenen Betrags geben; 

axen im Sinne des Abſ 2 find fie nicht. Vgl. RG JWö 02, 441; 07, 17518, auch OLG 20, 203; 33, 

965 38, 102. — S. auch $ 612 A 3,4. 


8 633 


Der Unternehmer ift verpflichtet, das Werk fo herzuftellen, daß es die zu- 
geſicherten Eigenſchaften hat und nicht mit Fehlern behaftet iſt, die den Wert 
oder die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen oder dem nach dem Vertrage vor- 
ausgeſetzten Gebrauch aufheben oder mindern !). } 

Iſt das Werk nicht von dieſer Beſchaffenheit, fo kann der Beſteller die Beſei⸗ 

gung des Mangels verlangen 2). Der Unternehmer iſt berechtigt, die Beſeiti⸗ 
gung zu verweigern, wenn ſie einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordert“). 
öſt der Unternehmer mit der Befeitigung des Mangels im Verzuge, ſo 
ann der Beſteller den Mangel ſelbſt beſeitigen und Erſatz der erforderlichen 
fwendungen verlangen )). 

ET 669 Abs 1 Satz 1, Abſ 2 II 572; M 2 478ff.; P 2 300ff. 
ss In den 88 633-639 ift die Gewährleiſtungspflicht des Unternehmers z. T. abweichend 
Fun den für den Verkäufer geltenden Vorſchriften 8 459ff. (vgl. im übrigen dort) geregelt. Zu: 

cherung des „rentablen Arbeitens“ einer neukonſtruierten Maſchine |. RG Warn 1937 Nr 72. 
ſtelle den Unterſchied zwiſchen der vertraglichen Zuſicherung beſtimmter Eigenſchaften des herzu⸗ 
190 enden Werkes und einem ſelbſtändigen Garantieverſprechen bezüglich einer beſonderen Lei⸗ 
it ugs fähigkeit des Werkes |. NG JW 1926, 25261. Begriff des Fehlers: eine vom Regelzu⸗ 

ru; nachteilig abweichende Beſchaffenheit des Werkes; für den Fall einer neu zu kon⸗ 

Ulerenden Maſchine ſ. Res Warn 08 Nr 208, bei künſtleriſchen Bildniſſen nicht ſchon 
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bloße Unähnlichkeit bei ſonſt einwandfreier Ausführung, SeuffA 76 Nr 13. Daß der Man⸗ 
gel eines Werkes auf Maßnahmen zurückzuführen iſt, die der Beſteller ſelbſt gewünſcht hat, 
ſchließt feine Geltendmachung nicht aus. So wurde die Wandelung für begründet erklärt in 
einem Falle, in dem ein vom Beſteller gewünſchter Überzug von Stühlen mit Bronzefarbe 
abfärbte und die Stühle zum Sitzen unbrauchbar machte. Das Verlangen des Beſtellers war 
dahin zu verſtehen, daß die beſtimmungsgemäße Benutzung der Stühle nicht unmöglich gemacht 
werde. Wollte der Unternehmer die Gefahr nicht übernehmen, ſo mußte er den Auftrag ab⸗ 
lehnen oder ſeine Haftung durch Vertrag ausſchließen. Er kann ſich auch nicht darauf berufen, 
daß ihm die erforderliche Sachkunde fehlte (RG Warn 1915 Nr 78). Vgl. § 635 A 1. Nicht mangel- 
hafte Erfüllung, ſondern Nichterfüllung iſt die Lieferung eines gegenüber dem vereinbarten 
völlig andern Werkes; der Beſteller behält daher, falls er nicht, ſei es auch unter Mängelrüge, 
das Werk gleichwohl im Sinne des § 640 abgenommen hat, insbeſondere den Anſpruch auf Her⸗ 
ſtellung und Lieferung des vereinbarten Werkes (RG 107, 342 ff.), ebenſo bei Lieferung 
einer durch die Schuld des Unternehmers unbrauchbaren und nicht betriebsfähigen Anlage (RG 
22. 5. 17 VII 68/17). Über das Erfordernis einer Mängelrüge bei einem Werkvertrag zwiſchen 
Kaufleuten ſ. 23 1919, 655°. Eine Abnahme des Werkes durch den Beſteller iſt nicht Voraus⸗ 
ſetzung für die Gewährleiſtungsanſprüche (RG 5. 3. 26 VI 456/25). Über die beſonderen Ver⸗ 
pflichtungen des Unternehmers bei den auftragsähnlichen Werkverträgen, insbeſondere zur recht⸗ 
zeitigen Ablehnung eines Vertragsantrags für gewiſſe Unternehmer, ſ. 89 675, 663. Im übrigen 
beſteht nach dem BGB in keinem Falle eine Verpflichtung des Unternehmers zur Übernahme 
eines ihm angetragenen Werkes. Vgl. dagegen 5611 A 4. — An Stelle der in 8 633ff. gegebe- 
nen Anſprliſche kann der Beſteller auch nach allgemeinen Grundſätzen beim Vorhandenſein der 
tatſächlichen Vorausſetzungen einen Schadenserſatzanſpruch wegen vertragswidrigen Verhal- 
tens des Unternehmers während der Ausführung ſowie die bei gegenſeitigen Verträgen aus 
$$ 320 ff. hervorgehenden Rechte, wie z. B. die Einrede des nicht oder nicht gehörig erfüllten Ver⸗ 
trags, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, Rücktritt vom Vertrage, gegen den Unternehmer gel- 
tend machen. Dazu RG HRR 1936 Nr 1034. Rücktritt von einem ſukzeſſiv zu erfüllenden Werkver⸗ 
trag wegen poſittver Vertragsverletzung bei andauernd mangelhafter Lieferung gemäß 9 326 f. RG 
Warn 1933 Nr 7. Ein Zeitungsunternehmer verwirkt den Werklohn für die Aufnahme von An⸗ 
zeigen, wenn er durch Artikel in ſeinem Blatte dem Zwecke der Anzeigen in verwerflicher Weiſe ent⸗ 
gegengearbeitet; des Nachweises eines Schadens bedarf es dazu nicht (RG Lg 1926, 10700). Iſt 
durch beſonderen Garantievertrag Mängelbeſeitigung zugeſagt worden, ſo kann dieſe auch dann ge⸗ 
fordert werden, wenn zugleich der Erſaß des durch die mangelhafte Herſtellung bereits entſtandenen 
Schadens verlangt wird (RG Warn 1911 Nr 177). — Übernimmt der Unternehmer die Verbrei⸗ 
tung von Geſchäftsanzeigen, z. B. durch Aushängen in Straßenbahuwagen oder durch 
Aufnahme in einer Zeitung ($ 631 A 1), fo beſteht feine Vertragsleiſtung nur in der vereinbarten 
Verbreitung, nicht in dem vom Beſteller für ſich erhofften wirtſchaftlichen Erfolg. Der Befteler 
kann daher keine Rechte gegen den Unternehmer daraus ableiten, daß dieſer Erfolg infolge von 
Kriegsverhaltniſſen oder anderen Umſtänden ausbleibt (RG Recht 1922 Nr 1147; RG SeuffA 80 
Nr 70). Rücktritt des Beſtellers wegen Aushängung einer zu geringen Zahl von Anzeigen in 
Straßenbahnwagen ſ. RG JW 1916, 58310, Minderungsanſpruch aus demſelben Grunde 
1. 38 1916, 12957, — Der Ausbruch eines Krieges gibt für fich allein, ſelbſt bei lang 
friſtigen Anzeigeverträgen, noch kein Recht zum Rücktritt (Res Warn 1916 Nr 268; OLG 41, 
101, aber auch JW 1919, 940° und Lg 1922, 1312). Über den Einfluß der durch den Weltkrieg 
und die ihm folgende ſtaatliche Umwälzung bewirkten Veränderung der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe ſ. $ 631 A3. i 

2. In dieſem Anſpruch auf Beſeitigung des Mangels (d. h. Herſtellung des vertragsmäßigen 
Zuſtandes), deſſen Verfolgung nach $ 638 der kurzen Verjährung unterliegt, im übrigen aber an 
leine Friſt gebunden iſt, liegt ein weſentlicher Unterſchied von den für die Mängel beim Kau 
gegebenen Vorſchriften. — Der Beſteller, der das Werk angenommen hat, kann, abgeſehen bon 
den aus allge meinen Grundſätzen ſich ergebenden Rechtsfolgen (A 1), wegen der Mängel des 
Werkes nur die in 99 633—635 vorgeſehenen Rechtsbehelfe geltend machen, z. B. die Beſeitigung 
der Mängel, auch unerheblicher Mängel, fordern, aber nicht die Herſtellung eines men 
mangelfreien Werkes, letzteres auch dann nicht, wenn die Mängelbefeitigung unmöglich ift (R 1 
57, 275; 95, 329; 107, 339; |. auch RG Warn 1916 Nr 305; Od 34, 49). Als Verlangen de 
Beſeitigung eines Mangels iſt es aber auch anzuſehen, wenn der Beſteller eines Geſamkwer 15 
die Beſeitigung einer vertragswidrigen Teilanlage verlangt (RG 95, 329). Daß der Unter 
nehmer nicht verpflichtet iſt, an Stelle des mangelhaften Werkes ein neues mangelfreies We h 
herzuſtellen, schließt nicht fein Recht aus, die von ihm geforderte Beſeitigung des Mangels 2255 
Herſtellung eines neuen mangelfreien Werkes zu bewirken (RG 107, 339; Seuffa 69 Nr 2 0 
DES 17, 424). Der Unternehmer, der einen vom Beſteller beanftandeten Teil des Werkes 1 
ein fehlerfreies Stück ersetzen muß, hat einen Anſpruch auf die Herausgabe des beanſtande 3 
Teiles, ſofern dieſer von jelbftändigem Wert tft, gegen den Beſteller auf Grund des Werlvertrac . 
nicht etwa nur aus ungerechtfertigter Bereicherung (MG HAN 1928 Nr 605). It nicht ein mange 
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haftes Werk geliefert, ſondern ein gegenüber dem vereinbarten völlig anderes, ſo greifen 
die Vorſchriften über die Mängel eines Werkes nicht ein, und es bleibt bei dem Anſpruch auf 
Lieferung des vereinbarten Werkes (f. oben A 1). Der Unternehmer, der für die Güte des Werkes 
Garantie übernommen hat, kann wegen der veränderten Wirtſchaftslage nicht die Beſeitigung 
ſpäter eingetretener Mängel verweigern, ſondern höchſtens einen Beitrag des Beſtellers zu den 
Koſten der Beſeitigung verlangen, falls ſonſt dieſe dem Unternehmer nicht zuzumuten iſt (RG 
107, 140). 

3. Unverhältnismäßig iſt der vom Unternehmer zu leiſtende Aufwand, wenn der Vorteil, 
den die Beſeitigung des Mangels dem Beſteller gewährt, gegenüber dem für die Beſeitigung 
erforderlichen Aufwand geringwertig ift, jo daß die Beſeitigung ſich nicht lohnt (RG 66, 167). — 
Verweigert der Unternehmer die Beſeitigung, jo kommt $ 634 Abj 2 zur Anwendung. 

4. Verzug des Unternehmers 89 284 ff. entſprechend der Miete § 538 Abſ 2. Beſeitigt der 
Beſteller Mängel, ohne daß der Unternehmer mit ihrer Beſeitigung im Verzuge ift, jo kann er 
den Erſatz von Aufwendungen nur nach den Vorſchriften über Geſchäftsführung ohne Auftrag 
(88 677ff.) oder über ungerechtfertigte Bereicherung (85 812ff.) verlangen. 


8 634 


Zur Beſeitigung eines Mangels der im § 633 bezeichneten Art kann der 
Beſteller dem Unternehmer eine angemeſſene Friſt mit der Erklärung beſtimmen, 
daß er die Beſeitigung des Mangels nach dem Ablaufe der Friſt ablehne. 
Zeigt ſich ſchon vor der Ablieferung des Werkes ein Mangel, ſo kann der Be⸗ 
ſteller die Friſt ſofort beſtimmen; die Friſt muß ſo bemeſſen werden, daß ſie 
nicht vor der für die Ablieferung beſtimmten Friſt abläuft !). Nach dem Ablaufe 
der Friſt kann der Beſteller Nückgängigmachung des Vertrags (Wandelung) ?) 
oder Herabſetzung der Vergütung (Minderung) ) verlangen, wenn nicht der 
Mangel rechtzeitig beſeitigt worden iſt; der Anſpruch auf Beſeitigung des 
Mangels iſt ausgeſchloſſen. 

Der Beſtimmung einer Friſt bedarf es nicht, wenn die Beſeitigung des 
Mangels unmöglich iſt oder von dem Unternehmer verweigert wird oder wenn 
die ſofortige Geltendmachung des Anſpruchs auf Wandelung oder auf Min- 
derung durch ein beſonderes Intereſſe des Beſtellers gerechtfertigt wird )). 

Die Wandelung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Mangel den Wert oder die 
Tauglichkeit des Werkes nur unerheblich mindert“). 

Auf die Wandelung und die Minderung finden die für den Kauf geltenden 
Vorſchriften der 88 465 bis 467, 469 bis 475 entſprechende Anwendung “). 

E 1 569 II 572; M 2 4881 ff.; B 2 300ff. 


1. § 633 A 1. Die Anſprüche des Beſtellers auf Wandelung oder Minderung, ebenſo 
der Anſpruch auf Schadenserſatz aus 9 635 haben außer in den Fallen von § 634 Abſ 2 zur Voraus- 
ſetzung, daß dem Unternehmer zuvor eine angemeſſene Friſt zur Beſeitigung des Mangels 
beſtimmt iſt. Die Friſtbeſtimmung hat hier nicht, wie beim $ 326, den Verzug des Schuldners 
zur Vorausſetzung; fie kann daher ſchon vor Eintritt der Fälligkeit erklärt werden, ſofern nur die 
Friſt nicht vor Eintritt der Fälligkeit abläuft (RG JW 1910, 1865; Os 34, 48). Eine Friſt⸗ 
ſezung iſt nicht darin zu erblicken, daß umgehende Nachbeſſerung verlangt wird; ein ſolches 
Verlangen ſteht vielmehr im Gegenſatze zur Setzung einer Friſt (RG Warn 1913 Nr 7). Bol. 
2 326 A 1. Auf eine wiederholte Nachbeſſerung wegen des nämlichen Mangels braucht 
ſich der Beſteller nicht einzulaſſen. Wird aber eine Anderung auf Grund eines Abkommens bor- 
genommen, wodurch die ursprüngliche Leiſtungspflicht des Unternehmers erweitert oder ſonſt 
nſgändort oder vergleichsweiſe feftgeftellt wird, fo iſt die Vornahme dieſer Anderung Erſterfüllung, 
a Nachbeſſerung. Bei mangelhafter Ausführung der Anderung bedarf es daher der Friſt⸗ 
95 timmung nach Abſ 1, bevor Wandelung oder Minderung verlangt werden kann (SeuffA 70 
9 239; |. auch Nr 237). Mit dem Ablauf der Friſt fällt nicht nur der Anſpruch auf Beſeitigung 
55 Mangels fort (Satz 3), ſondern auch die Befugnis des Beſtellers, den Mangel auf Koſten des 

nternehmers zu beſeitigen ($ 633 Abſ 3). Er iſt aber andererſeits auch nicht verpflichtet, den 
Miel abzustellen, hat vielmehr nur im Rahmen des $ 254 Abſ 2 für die Abwendung oder 
inderung des weiteren Schadens zu ſorgen (RG 20. 9. 29 VII 648/29). — Über die Frage des 
= adenserſatzes, wenn der Unternehmer den einen und der Beſteller den anderen Teil einer 
all age ausgeführt hat und jeder dieſer Teile Mängel an ſich trägt, ſ. RG 69, 381. — Nach 
gemeinen Grundſätzen liegt dem Unternehmer regelmäßig der Beweis der Mängelfreiheit 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Oegg.) 26 
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ſowie des mangelnden Verſchuldens, in dem Falle jedoch, wenn der Beſteller das Werk nach 
$ 640 abgenommen hat, nach § 363 dem Beſteller der Beweis der Mängel ob. Auch in dieſem 
Falle aber bleibt es bei der erſterwähnten Beweislaſt des Unternehmers, wenn und ſoweit er für 
die ordnungsmäßige Beſchaffenheit des Werkes Garantie geleiſtet hat. 

2. Wandelung |. 88 465—471. Die Wandelung ſowohl als die Minderung ſetzen ein Ver⸗ 
ſchulden des Unternehmers nicht voraus (R 56, 81). Der Wandelungsanſpruch insbeſondere 
iſt auch nicht davon abhängig, daß dem Schuldner die Abnahme nicht zugemutet werden kann, 
oder daß er wegen Erheblichkeit der Mängel kein Intereſſe mehr am Werk hat; es iſt Sache des 
Unternehmers, den Ausſchluß der Wandelung nach Abf 3 darzutun (MG SeuffA 91 Nr 130). Bei 
der im Wege der Wandelung endgültig erfolgten Ablehnung des Werkes kann der Beſteller der Klage 
auf Zahlung der Vergütung gegenüber nicht mehr die Einrede des nicht erfüllten Vertrags vor⸗ 
ſchützen (RG 58, 176; vgl. 3640 A 2). Der Beſteller muß ſein Wandelungsverlangen auch dann be⸗ 
gründen, wenn der Unternehmer in einem Vorprozeſſe mit ſeinem Vergütungsanſpruche auf Grund 
der Wandelungseinrede abgewieſen worden iſt und der Beſteller nunmehr die Rückerſtattung einer 
vorher geleiſteten Anzahlung begehrt (RG 69, 388). Iſt zwiſchen einem Rechtsanwalt und der feinen 
Beiſtand in Anſpruch nehmenden Perſon ausnahmsweiſe (Vorbem 2 c Abſ 1 vor 8 611) ein Werk⸗ 
vertrag geſchloſſen, ſo kann letztere den Anſprüchen des Rechtsanwalts bei mangelhaftem Werke mit 
der Einrede der Wandelung oder der Minderung begegnen (RG JW 1914, 6424). Nach dem gemäß 
Abſ 4 anwendbaren $ 467 ift die Wandelung ausgeſchloſſen, wenn der an ſich dazu berechtigte 
Beſteller die Unmöglichkeit der ihm nach §§ 346, 467 obliegenden Herausgabe verſchuldet hat 
(RG Warn 1914 Nr 52). Iſt die Wandelung durch Vertrag ausgeſchloſſen (wie üblicherweiſe bei 
Maſchinenlieferungen), jo kann der Beſteller gleichwohl nach § 326 zum Rücktritt berechtigt fein, 
wenn deſſen Vorausſetzungen bezüglich der Mängelbeſeitigung vorliegen. Die Friſtbeſtimmung 
kann hier mit der als Mahnung wirkenden Mängelanzeige verbunden werden (RG 18. 4. 13 
VII 41/13). — Iſt eine Werkleiſtung mehreren Beſtellern gegenfiber zu erfüllen, jo ſteht 
bei mangelhafter Leiſtung grundſätzlich jedem einzelnen die Einrede der Wandelung (ihre 
Erklärung durch alle Berechtigten gegenüber dem Unternehmer vorausgeſetzt, vgl. Abſ 4, § 356, 
467) und der Zurückbehaltung ($ 320), wenn es für die ganze Gegenleiſtung gerechtfertigt iſt, 
uneingeſchränkt zu, mag auch eine dieſer Einreden ſchon von einem anderen Berechtigten mit 
Erfolg geltend gemacht worden ſein. Handelt es ſich aber nur um die Einrede der Minderung 
und iſt dieſe von einem Berechtigten ſchon mit Erfolg geltend gemacht worden, ſo kann ein anderer 
Berechtigter in einem anderen Rechtsſtreite die von dem Unternehmer entſprechend gekürzte 
Vergütung nicht nochmals um den betreffenden Betrag kürzen (RG 13. 11. 17 VII 261/17). — 
Haftung des Verfrachters für die Richtigkeit der in einer Chartepartie enthaltenen Erklärung über 
die erwartete Ladebereitſchaft des Schiffes |. RG 116, 156. 

3. Minderung, |. 59 465, 472475. Minderung und Wandelung find zwei ſelbſtändige 
Rechtsbehelfe. Die Abweiſung des Wandelungsanſpruchs gegenüber einer Teilforderungsklage 
in einem früheren Rechtsſtreit ſchließt daher die Einrede der Minderung gegen die klageweiſe 
Forderung eines andern Teiles des Werklohns nicht aus (RG 66,335; KW 1911, 59241; 1920, 
64715). — Die Minderung hat in der Regel die rein tatſächliche Hinnahme des Werkes zur 
Vorausſetzung (vgl. F 638 Abſ 1 Satz 2; RG 9. 2. 07 VII 334/06). Nach § 634 Abſ 4, $ 472 
iſt dabei die Vergükung in dem Verhältniſſe he rabzuſe hen, in dem der Wert eines mangel- 
freien Werkes der beſtellten Art zu dem Werte eines Werkes von der mangelhaften Art des aus⸗ 
geführten geſtanden haben würde. Streitig iſt, ob bei dieſer Wertfeſtſtellung die Zeit des Ver- 
tragsabſchluſſes oder die Zeit der Herſtellung, bei abnahmefähigen Werken die Zeit der 
Abnahme oder Ablieferung des Werkes zugrunde zu legen iſt. Für die Zeit des Vertragsſchluſſes 
Planck $ 634 Erl 4, für die der Herftellung Oertmann $ 634 Nr 4b. Allerdings ſprechen für 
die zweite Anſicht die SS 634, 641 Abſ 1, 644, gleichwohl wird man ſich für die erſte zu 
entſcheiden haben, da nach $ 634 Abf 4 auf die Minderung die für den Kauf geltenden Vorſchriften 
der 98 469-475 entſprechende Anwendung finden ſollen, nad) $ 472 Abſ 1 aber bei der Minderung 
der Kaufpreis in dem Verhältniſſe, in welchem zur Zeit des Verkaufs, alſo des Bertragsab* 
ſchluſſes (nicht der Übergabe), der Wert der Sache in mangelfreiem Zuſtande zu dem wirklichen 
Werte geſtanden haben würde, herabzuſetzen iſt und auch dieſe Auffaſſung zu einem praktiſch 
annehmbaren Ergebnis führt. 5 

4. Die Verweigerung der Beſeitigung und damit die Entbehrlichkeit der Friſtſetzung iſt ſchon 
dann anzunehmen, wenn der Unternehmer, ſei es auch erſt im Laufe des Rechtsſtreits, da 
Vorhandenſein von Mängeln überhaupt beſtreitet (RG 64, 294). Doch muß es ſich um ein en 
ſchiedenes Beſtreiten handeln, und es müſſen in dieſer Richtung ſtrenge Anforderungen geſte K 
werden, wenn die Beſtimmung einer Friſt überflüſſig ſein ſoll (MG Warn 1919 Nr 159). Be 
Beſteller handelt auf feine Gefahr, wenn er ein mangelhaftes Werk durch ein anderes erſeth, 
bevor der Mangel feſtgeſtellt ift und der Unternehmer ſeine Beſeitigung beſtimmt und endglun 
verweigert hat. Der Befteller kann in ſolchem Falle Schadenserſatz wegen feiner Aufwendungen 
dann nicht verlangen, wenn der Unternehmer ſich bereit erklärt, die Mangel ſelbſt zu besen 
Verweigert aber der Unternehmer die Bejeitigung, fo ſteht dem Anſpruche des Beſtellers au 
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vollen Erſatz nichts im Wege (NG ebenda). — Kann der Mangel eines Werkes wegen unvoll⸗ 

ſtändiger Erfüllung in der dafür beſtimmten Zeit (3. B. bei Aushängung von Geſchäftsanpreiſun⸗ 

gen in ungenügender Zahl und Beſchaffenheit) nicht mehr beſeitigt werden, ſo bedarf es nach 

Abſ 2 keiner Friſtſetzung (RG 7. 10. 19 VII 136/19; ſ. auch JW 1916, 1295”). — Sofortige Geltend⸗ 

machung des Anſpruchs auf Wandelung, wenn grobvertragswidriges Verhalten des Unternehmers 

B auf eine weitere ordnungsmäßige Vertragserfüllung erſchüttert hat, ſ. R Seuff A 
r 178. 

5. Beim Ausſchluß der Wandelung trifft für deſſen tatſächliche Vorausſetzung den Unter⸗ 
nehmer die Beweislast. Stellt ſich alsdann nur ein unerheblicher Mangel heraus, fo kann der 
Beſteller zwar nicht Wandelung, aber Minderung ($ 634) und, wenn der Mangel auf einem Um⸗ 
ſtande beruht, den der Unternehmer zu vertreten hat, an Stelle der Minderung Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung (§ 635) verlangen (RG Warn 1920 Nr 107). Der Ausſchluß der Wandelung 
greift übrigens nur dann Platz, wenn ein Fehler dem Werke anhaftet, nicht auch dann, wenn 
mangels zugeſicherter Eigenſchaft das Werk ſich als vertragswidrig erweiſt (RG 66, 169; JW 
1913, 4811; DRG 7,477). Vgl. oben A 1 a. E.; f. jedoch $ 640 A 2). — Für die Frage, ob der 
Mangel nur eine unerhebliche Minderung des Wertes oder der Tauglichkeit des Werkes zur Folge 
hat (nicht zu verwechſeln mit der Geringfügigkeit der Preisminderung, die der Beſteller wegen 
des Mangels verlangen kann), iſt entſcheidend, ob der Wert oder die Tauglichkeit des Werkes 
nach den beiden Teilen bekannten Umſtänden des Falles, alſo auch unter Berückſichtigung des 
Vertragszwecks als jo wenig gemindert anzuſehen iſt, daß dem Beſteller die Annahme zugemutet 
werden kann (RG 2. 5. 19 VII 8/19). Die Frage kann, weil nicht nur tatſächlicher Art, noch in 
der Reviſionsinſtanz geprüft werden (RG ebenda und JW 05, 339). 

6. Entſprechende Anwendung finden alſo hier die für den Kauf getroffenen Vorſchriften über 
bie Vollziehung der Wandelung oder Minderung, über die vom Verkäufer an den einen Mangel 
behauptenden Käufer zu richtende Aufforderung zur Erklärung, ob er Wandelung verlange, über 
die entſprechende Anwendung der für das vertragsmäßige Rücktrittsrecht geltenden Beſtimmun⸗ 
gen (5 465467); ferner über die Durchführung der Wandelung beim Verkauf mehrerer Sachen, 
ſowie Über die Durchführung der Minderung und über das einem Käufer, der wegen eines Mangels 
le Minderung erklärt hat, zuſtehende Recht, wegen eines anderen Mangels Wandelung oder 
von neuem Minderung zu verlangen (88 469—475). Die auf die Wandelungseinrede erfolgte 
Abweisung eines Teillohnauſpruchs des Unternehmers aus dem Werkvertrage enthält noch keine 

ie Verjährung ausſchließende „Vollziehung“ der Wandelung im Sinne von $ 465, und der darauf 
vom Beſteller klagend verfolgten Rückforderung eines andern Teiles des Werklohns ſteht daher 
6 0 1 geltende Einrede der kurzen Verjährung nach $$ 638, 639 entgegen 

„ 385). 


$ 635 
Beruht der Mangel des Werkes auf einem Umftande, den der Unternehmer 
zu vertreten hat 1), fo kann der Beſteller ) ſtatt der Wandelung oder der Min- 
rung Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen “). 
© 560 II 573; M 2 481; P 2 310ff. 


8 1. Ein vom Unternehmer zu vertretender Umſtand kann auf einem Verſchulden (Vorſatz 
Gar Fahrläſſigkeit) des Unternehmers oder ſeiner Hilfsperſonen (88 276, 278) oder auf einem 
4 + utieverſprechen, alſo auf der Zuſicherung, für die Vertragsmäßigkeit des Werkes einftehen 

und ollen (910 58, 180; 90, 415; ZW 1911, 4445; vgl. auch Planck Vorbem 6 zu 58 633—639 
Wert 635 A2 aß), beruhen. Die vertragliche Zuſicherung einer Eigenſchaft des herzuſtellenden 
Er — 8.633 Abſ 1) genügt (anders als beim Kauf 3 463) nicht, um die Schadenserſatpflicht 
526 5 (RG 58, 180, RG Warn 1915 Nr 79; RG SeuffA 76 Nr 80; R& 14. 12. 20 VII 
auf ei ) Dagegen hat der (ſachverſtändige) Unternehmer auch ſolche Mängel zu vertreten, die 
uf ne bejondere Anweiſung des Beſtellers zurückzuführen ſind, jofern er den Beſteller nicht 

der * Sachwidrige der Anweiſung aufmerkſam gemacht hat (RG Warn 1919 Nr 96); unter 
der Ben Vorausſetzung Mängel, die, wie z. B. eine unzureichende Stärke des Mauerwerks, 
ein Gen Werk zugrunde liegenden Zeichnung entſprachen (RG, SeuffA 79 Nr 25). Wer aber 
beſitzt; werbe betreibt, muß dafür einſtehen, daß er die nötige Sachkenntnis und Kunſtfertigkeit 
Nr 5g der hat daher auch den Mangel solcher zu vertreten (vgl. OLG 40, 325 und RG Warn 1915 
mitw oben 3633 A 1). Bei Beurteilung der Schadenserſatzpflicht des Unternehmers kann auch ein 
Betr irkendes Verſchulden des Beſtellers oder ſeiner Hilfsperſonen gemäß §8 254, 278 in 

iht kommen (RG 62, 106; 69, 384; OL 40, 325). 8 85 

6 134 A 7 hier iſt von feiten des Beſtellers vorgängige erjolgloje Beſtimmung einer Friſt 
9 634 Ab zur Beſeitigung erforderlich (NG 56, 81), ſofern nicht einer der Ausnahmefälle des 
Eine Jol 2, insbeſondere die Unmöglichkeit der Beſeitigung, vorliegt (RG 2. 3. 09 LII 197/08). 
e Friſtbeſtimmung ſteht alſo dem Schadenserſatzanſpruche keinenfalls entgegen (RG 


26* 
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JW 1910, 1466). Wird geltend gemacht, daß der Mangel nicht beſeitigt werden könne ($ 634 
Abſ 2), jo muß unter Umſtänden geprüft werden, ob nicht wenigſtens durch Beſeitigung der 
nachteiligen Folgen eines ſelbſt nicht zu beſeitigenden Mangels (z. B. der Verwendung unge- 
eigneter Stoffe) die Herſtellung eines dem § 633 Abſ 1 entſprechenden Werkes möglich iſt. Iſt 
der Mangel in dieſem Sinne zu beſeitigen, dann muß eine Friſt zur Beſeitigung nach $ 634 Abſ 1 
beſtimmt werden (RG Warn 1915 Nr 79). Eine Zurückweiſung des gelieferten Werkes iſt nicht 
erforderlich; es kommt nur darauf an, daß der Beſteller das Werk nicht in der vertragsmäßigen 
Beſchaffenheit erhalten hat (MG 31.5. 27 V1 99/27). — Zwiſchen der Wandelung oder Minde⸗ 
rung einerſeits und dem Schadenserſatz anderſeits kann der Beſteller bis zur Vollzie⸗ 
hung der erſteren oder bis zur rechtskräftigen Verurteilung des Unternehmers wählen (keine Wahl- 
ſchuld im Sinne der $$ 262, 263). Nach RG 147,390 kann der Beſteller Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung auch dann noch verlangen, wenn auf ſeine Wandelungseinrede in einem Vorprozeſſe 
die Werklohnklage des Unternehmers rechtskräftig abgewieſen worden iſt, die Wandelung aber 
nicht in Natur vollzogen werden kann, vielmehr wie beim Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
erſetzt werden muß durch den Ausgleich des vom Unternehmer und des vom Beſteller Geleiſteten. 
Immer aber iſt es der Beſteller, dem die Wahl zuſteht. Das Gericht darf nicht einem nur auf 
Wandelung geſtützten Klagebegehren unter dem Geſichtspunkte des Schadenserſatzes ſtattgeben 
(RG SeuffA 76 Nr 80). — Da Schadenserſatz nicht nur ſtatt der Wandelung, ſondern auch ſtatt 
der Minderung verlangt werden kann, wird der Erſatzanſpruch nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
der Mangel den Wert oder die Tauglichkeit des Werkes nur unerheblich mindert ($ 634 Abſ 3 
und A 5). Vgl. ferner A 3. 

3. Dieſer Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfüllung, deſſen Verjährung ſich nach § 638 
beſtimmt, und durch den zugleich der Anſpruch des Unternehmers auf Vergütung befeitigt wird 
(NS 58, 176), ſetzt voraus, daß es ſich um einen unmittelbar durch die Mangelhaftigkeit 
des Werkes hervorgerufenen, dieſem unmittelbar anhaftenden und in dem Zeitpunkte der 
Abnahme oder Vollendung des Werkes vorliegenden Schaden handelt (RG 62, 119; 64,41; 
66, 16; 71, 173; Warn 1915 Nr 139). Dadurch werden aber andere, auf allgemeinen Grund- 
ſätzen beruhende Schadenserſatzanſprüche nicht ausgeſchloſſen. Aus dem Rahmen des 9635 
fällt heraus und iſt nach allgemeinen Grundſätzen ($ 276) zu beurteilen der Erſatzanſpruch wegen 
eines Schadens, der nicht ſchon aus der mangelhaften Beſchaffenheit des gelieferten Werkes ſelbſt 
entſpringt, ſondern in ſeiner Benutzung und einem damit verknüpften beſonderen Ereigniſſe ſeinen 
Grund hat. Hier bedarf es zur Entſtehung des Schadens noch des Hinzutritts eines beſonderen 
ſelbſtändigen Ereigniſſes (z. B. eines vom Beſteller erlittenen körperlichen Unfalls), und der 
Schaden braucht in dem Zeitpunkte der Abnahme oder Vollendung des Werkes ($$ 638, 646) 
noch nicht entſtanden zu fein (RG 95, 2). Der aus einer ſolchen Schadenszufügung hergeleitete 
Schadenserſatzanſpruch unterliegt nicht der kurzen Verjährung des $ 638, ſondern der dreißig” 
jährigen Verjährung nach § 195 (RG 95, 2, auch 93, 158; R JW 08, 196206, 1911, 4448; 1912, 
8662; Warn 1920 Nr 33). Vgl. $ 638 A 1. Dieſe Unterſcheidung zwifchen Schäden, die un⸗ 
mittelbar aus der Mangelhaftigkeit des Werkes hervorgegangen, und ſolchen, die erſt durch das 
Hinzutreten eines beſonderen ſelbſtändigen Ereigniſſes verurſacht worden find, iſt auch für das 
Verhältnis eines Schadenserſatzanſpruchs gegenüber früher oder gleichzeitig 
erhobenen Anſprüchen auf Wandelung oder Minderung entſcheidend. Handelt es 
ſich um einen Schaden der erſteren Art, ſoll alſo der nämliche Mangel, der die Wandelung oder 
Minderung rechtfertigt, für ſich allein den Schadenserſatzanſpruch begründen, dann kann der 
Beſteller nur einen der drei Anſprüche durchführen, Schadenserſatz alſo zwar im Hilfsverhältnte 
zu Wandelung oder Minderung (RG 58, 178; 95, 2; RG Warn 1920 Nr 107), nicht aber neben 
und nach durchgeführter Wandelung oder Minderung geltend machen (RG ebenda; vgl. auch A 41 
Iſt dagegen der Schaden erſt durch das Hinzutreten eines beſonderen Ereigniſſes vermittel 
worden, ſo ſteht ein darauf geſtützter Erſatzanſpruch dem Beſteller auch neben und nach bur 
geführter Wandelung oder Minderung zu (RG 95, 2; auch 93, 158). — Über Einzelheiten de 
Schadensberechnung vgl. Rh Warn 1911 Nr 234; JW 1912, 6865. Der Beſteller, der ſich 
den Schadenserſatzanſpruch entſchieden hat, iſt nach Treu und Glauben verpflichtet, den ange! 
zu beſeitigen, wenn es ohne Schwierigkeit und mit ſicherer Ausſicht auf Erfolg geſchehen ker 
der Schadenserſatz beſchränkt ſich dann auf die Koſten der Beſeitigung (NG Seuffü 82 Nr 141. 
Der Vertrag gilt nicht als aufgehoben, wenn Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangt wird 
an die Stelle der urſprünglichen Vertragspflichten beider Teile tritt aber ein Schadense = 
anſpruch des Beſtellers gegen den Unternehmer, und der von dem Unternehmer bedungene? 
lohn bildet nur noch einen Faktor für die Höhe der dem Gegner zuſtehenden Schadenge , 
forderung und entfällt, wenn und ſoweit ein Schaden des Beſtellers feſtgeſtellt wird (nch 14% we 
149, 135; 152, 111; R JW 1936, 21313; RG 31. 5. 27 VI 99/27). Verlangt der Beſteller 9 
denserſaß wegen eines trotz Nachbeſſerung ($ 633 Abſ 2) verbliebenen Minderwertes, ſo kann 
Unternehmer nicht einwenden, dem Beſteller ſei von ſeinem eigenen Abnehmer kein Abzug er 
worden. Für eine Vorteilsausgleichung iſt kein Raum, da Vorteil und Nachteil nicht auf nur 
ſelben Ereignis beruhen. Auch kommt es für die Schadenserſazpflicht des Unternehmers 
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auf den Zeitpunkt der Fertigſtellung des Werkes oder der Nachbeſſerung an (RG JW 1919, 9323). 
Der ſchadenserſatzberechtigte Beſteller kann, ſtatt die Beſeitigung des mangelhaften Werkes, 
3. B. eines Gebäudes, und Rückzahlung des Werklohns zu verlangen, auch das Werk unter An⸗ 
rechnung ſeines Wertes auf ſeine Schadenserſatzforderung übernehmen (RG JW 1926, 985°). 


8 636 


Wird das Werk ganz oder zum Teil nicht rechtzeitig hergeſtellt !), fo finden die 
für die Wandelung geltenden Vorſchriften des 8 634 Abſ 1 bis 3 entſprechende 
Anwendung; an die Stelle des Anſpruchs auf Wandelung tritt das Recht des Be⸗ 
ſtellers, nach 8 327 von dem Vertrage zurückzutreten 2). Die im Falle des Verzugs 
des Unternehmers dem Beſteller zuſtehenden Nechte bleiben unberührt 3). 


Beſtreitet der Unternehmer die Zuläſſigkeit des erklärten Nücktritts, weil er 
das Werk rechtzeitig hergeſtellt habe, fo trifft ihn die Beweislaſt ). 
E 1 569 Abſ 4 II 57; M 2 481ff.; P 2 310ff.; 6 384. 


1. Bei nicht rechtzeitiger Herſtellung des Werkes ſtehen dem Beſteller ſchon nach allgemeinen 
Grundſätzen als Rechtsbehelfe zu: a) die Klage auf Vertragserfüllung oder nach $ 283 auf Scha⸗ 
denserſatz wegen Nichterfüllung; b) die Einrede des nicht erfüllten Vertrags; o) der Schadens⸗ 
erſatzanſpruch aus einem etwaigen Garantieverſprechen des Unternehmers; d) die nach $ 636 
Abſ 1 Gatz 2 unberührt bleibenden Anſprüche aus einem etwaigen Verzuge. 

An Stelle des Anſpruchs auf Wandelung gewährt außerdem der $ 636 in Abſ 1 Satz 1 ein 
Rücktrittsrecht (fein Minderungsrecht), das einen Verzug oder ein Verſchulden des Unter⸗ 
nehmers nicht erfordert, aber wegfällt, wenn die Verzögerung auf einen Umſtand zurückzuführen 
iſt, den der Beſteller zu vertreten hat (RG 1. 12. 16 VII 216/16). Höhere Gewalt, wie etwa 
tüher ein Arbeiterſtreik, entſchuldigt den Unternehmer nicht. Nur in gewiſſen Ausnahmefällen 
66. B. bei Kürze der Lieferungsftiſt, Nichterlangbarkeit anderer Arbeiter innerhalb dieſer Friſt 
19 5 ein ſolches Ereignis dem Unternehmer zur Entſchuldigung dienen (RG 3. 12. 07 

9/07). 

„Die Vorſchrift des $ 636 findet nicht nur dann Anwendung, wenn im Vertrag ausdrücklich 
eine beſtimmte Friſt für die Herſtellung des Werkes oder eines Werkteiles beſtimmt worden iſt, 
ſondern auch in allen anderen Fällen nicht rechtzeitiger Herſtellung (RG Warn 1937 Nr 16). 

2. Die Vorſchriften über die Wandelung nach erfolgloſer Friſtſetzung ($ 634 Abf 13) finden 
entſprechende Anwendung; nur die Rechtsſolge iſt nicht Wandelung, ſondern Rücktritt. — Für 

te Erklärung des Rücktritts iſt der Beſteller, wenn er infolge eines beſonderen Intereſſes 
an deſſen fofortiger Geltendmachung nach $ 634 Abſ 2 von Beſtimmung einer Friſt abſehen darf, 
10 eine beſtimmte Friſt oder an die Verjährung nicht gebunden, insbeſondere nicht verpflichtet, 
den Rücktritt bereits im Zeitpunkte des Ablaufs der Lieferfriſt oder doch der Entſtehung des 
veſonderen Intereſſes zu erklären. Vielmehr iſt alsdann nur der Unternehmer befugt, nach 
3 355 dem Beſteller eine Friſt zur Erklärung zu ſetzen (RG 52, 317). Beſtimmt der Beſteller nach 

blauf des Lieferungstermins eine Friſt nach $ 634 Abf 1 „zum Beginne der Arbeiten“ (z. B. 
‚Ar eine Schaufenfteranlage), fo ift damit von ſelbſt auch eine, der Dauer nach erforderlichenfalls 
nr den Richter zu bemeſſende Friſt zur Vollendung des Werkes beſtimmt. Erklärt der Unter- 
zohmer ſich nur unter vertragswidrigen Bedingungen (z. B. gegen Vorauszahlung des Lohnes) 
abr Beginne der Arbeiten bereit, fo kann der Beſteller ſchon vor Ablauf der Friſt nach $ 636 

5 1 n Vertrage zurücktreten. Verzug (Abſ 1 Satz 2) iſt dazu nicht erforderlich (RG 

r 76). 8 

be Für den Verzug iſt einerſeits ein Verſchulden des Unternehmers erforderlich ($ 285), 
un zleits aber auch die Wirkung (Schadenserſatz) weiter erſtreckt ($$ 286, 326). Hat ber 
aſſen ehmer das Werk teilweiſe hergeſtellt, die Herſtellung des Reſtes aber ſchuldhaft unter- 
7 EN, und beanſprucht der Beſteller deshalb Schadenserſatz wegen Nichterfüllung nach § 326, 
A gen Schadenserſatzforderung und Anſpruch einander gegenüber. Es handelt ſich nicht um 
ninſtechnung (88 387ff.), ſondern um Abrechnung, d. h. Ermittelung eines rechneriſchen Ergeb» 
elles, wobei der fällige Teillohn nur die Bedeutung eines die Höhe der Schadenserſatzforderung 
d em afluſſenden Rechnungsbetrags hat (RG 83, 279, R JW 1936, 21315). Überſteigt der von 
5 che unternehmer verdiente Werklohnteil den Schaden des Beſtellers, ſo hat dieſer den Unter⸗ 
ge den Unternehmer zu zahlen (RG ZW 1936, 2131°). — Zu beweiſen hat dabei der Beſteller 
et der Unternehmer den Vertrag nicht erfüllt und dadurch einen Schaden verurſacht hat; 
Herſeunternehmer bleibt anheimgeſtellt nachzuweiſen, daß der Schaden auch bei rechtzeitiger 

kellung des Werkes eingetreten wäre (Roß JW 1936, 29125). i 
er zei Zurllgtretende hat den Ablauf der Friſt und die Erklärung des Rücktritts oder 

u nach $ 634 Abſ 2 die Friſtbeſtimmung erübrigenden Umſtand zu beweiſen. 
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8 637 


Eine Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung des Unternehmers, einen 
Mangel des Werkes zu vertreten, erlaſſen oder beſchränkt wird, iſt nichtig, 
wenn der Unternehmer den Mangel argliftig verſchweigt !). 

E 1 570 II 675; M 2 486, 486; P 2 311. 

1. Übereinſtimmend bei Kauf und Miete. Vgl. 88 476, 540. Im übrigen kann die Vertre⸗ 
tungspflicht des Unternehmers durch freie Vereinbarung beliebig feſtgeſetzt werden. Der Ge⸗ 
währleiſtungsausſchluß iſt nach $ 637 beim Vorliegen mehrerer Mängel nicht in vollem Umfange 
nichtig, wenn nur ein Mangel oder einzelne von den mehreren Mängeln argliſtig verſchwiegen 
ſind (RG 62, 122). 


8 638 


Der Anſpruch des Beſtellers auf Beſeitigung eines Mangels des Werkes 
ſowie die wegen des Mangels dem Beſteller zuſtehenden Anſprüche auf Wan⸗ 
delung, Minderung oder Schadenserſatz verjähren ), ſofern nicht der Unter- 
nehmer den Mangel argliſtig verſchwiegen hat, in ſechs Monaten, bei Arbeiten 
an einem Grundſtück in einem Jahre, bei Bauwerken ?) in fünf Jahren. Die 
Verjährung beginnt mit der Abnahme des Werkes 5). 

Die Verjährungsfriſt kann durch Vertrag verlängert werden ). 

E 1 571, 579 Nr 2 II 576; M 2 486, 508; P 2 311. 

1. Verjährung. Vgl. $ 477. Argliſtiges Verſchweigen, das die Anwendung des $ 638 aus- 
ſchließt, liegt nur dann vor, wenn der Unternehmer oder fein Erfüllungsgehilfe ($ 278) ſich der 
Erheblichkeit des Mangels bewußt war oder doch mit ihr rechnete, ſeine Offenbarung aber mit 
Willen unterließ, obwohl er die Verpflichtung zur Aufklärung des Vertragsgegners kannte (NÖ 
Warn 1934 Nr 6). Die Vorſchrift des $ 638 ſetzt für ſämtliche bezeichneten Anſprüche (89 633—635) 
ohne Rückſicht darauf, wann der einzelne Mangel in die Erſcheinung tritt, und ohne Nüdficht 
darauf, daß erſt von dieſem Zeitpunkte an der Beſteller in der Lage iſt, Anſprüche zu erheben, 
den Beginn der Verjährung auf den Tag der Abnahme des Werkes feſt und ſpricht damit aus, 
daß für die Verjährung nicht der Zeitpunkt der Entſtehung des Anſpruchs auf Beſeitigung eines 
beſtimmten Schadens oder der Entſtehung des Wandelungs-, Minderungs- und Schadenserſatz⸗ 
anſpruchs, ſondern nur der Ablauf des mit der Abnahme beginnenden Zeitraums beſtimmend 
iſt (R JW 1912, 11057). Die Verjährung greift nicht nur bei Herſtellung oder Veränderung 
einer Sache, ſondern auch bei einer Leiſtung nicht körperlicher Art, der Erzielung eines Erfolges, 
Platz und beginnt alsdann mit der Abnahme oder ($ 646) Vollendung der Leiſtung. Vorausge⸗ 
ſetzt wird aber dabei, daß der Mangelder gelieferten Leiſtung unmittelbar anhaftet und im 
Zeitpunkte der Abnahme oder Vollendung der Schaden für den Beſteller erwachſen iſt, was z. B. 
nicht der Fall iſt bei einem durch eine unrichtige Wertſchätung (Taxe) nachträglich verurſachten 
Schaden (h 64, 43; vgl. 71, 173). Ein unmittelbar der Leiſtung anhaftender Mangel, der die 
Anwendung des $ 638 rechtfertigt, liegt auch vor, wenn der Unternehmer bei der Herſtellung eines 
Bauwerks mit Schwamm behaftete Bretter und Holzteile darin zurückläßt; in dem ſpäteren Über 
greifen des Schwammes auf Teile des Bauwerks liegt nur die Vergrößerung des ſchon bei der 
Erbauung vorhandenen Schadens (NG JW 1938, 16467). 1 

Streitig iſt, ob die kurze Verjährung auch bei einem Schadenserſatzanſpruch eintritt, der fi) ni ch 
auf einen bei der Abnahme hervortretenden Mangel des gelieferten Werkes, ſondern auf eine 
durch Zuwiderhandeln gegen die pflichtmäßige Sorgfalt bei Ausführung des noch nich: 
vollendeten Werkes begangene Rechtsverletzung gründet, insbeſondere in dem Falle, wenn 199 
der Ausführung eines Beförderungsvertrags der zu Lande oder zu Waſſer beförderte Reifen 
während der Beförderung infolge mangelnder Fürſorge für ſeine Perſon oder in ähnlicher Weile, 
z. B. durch Senkung einer mangelhaft unterhaltenen Eiſenbahnanlage als Urſache einer Zug, 
entgleiſung, durch Verſchulden des Beförderungsunternehmers oder ſeiner Leute (88 276, 2 5 
körperlich verletzt worden iſt. Vgl. d 276 A 6. Dieſe Fürſorge ift nicht unmittelbar Gegeuſtan 
des Werkvertrags und der Abnahme; der auf Vernachläſſigung der Fürſorge gegründete Ang o 
unterliegt deshalb nicht der kurzen Verjährung (Ach 62, 119; 64, 43; 66, 12; JW 1912, 68 6 er 
28 1924, 546%). Ebenſowenig der Anſpruch, welcher darauf gegründet wird, daß der Unt, alt 
nehmer oder feine Gehilfen bei den auf die Werkherſtellung gerichteten Arbeiten die Sorgle. 
verletzt und dadurch Sachen des Beſtellers beſchädigt haben (RG Warn 1911 Nr 168). Uber ga 
unterliegen alle Erſatzanſpruche wegen Schäden, die nicht unmittelbar aus der Mangelhaftig 
des gelieferten Werkes hervorgegangen, ſondern erſt durch das Hinzutreten eines beſondegz 
elbſtändigen Ereigniſſes vermittelt worden find, nicht der kurzen Verjährung des 9 gen 
ondern der dreißigjährigen Verjährung nad) $ 195 (vgl. außer den erwähnten Entſcheidun 
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noch RG 93, 158; 95, 2; 109, 200; 114, 312; 115, 122; RG JW 1910, 1065; Warn 1913, 44; 
1915 Nr 261; 1920 Nr 33). Unfall eines Badegaſtes nach Verlaſſen der Badezelle infolge Glätte 
in der Zugangshalle |. R 23 1924, 5468. Das gleiche wurde z. B. auch angenommen für den 
Anſpruch des Beſtellers auf Erſatz des Schadens, der dadurch entſtanden war, daß Feuchtigkeit 
aus einem vom Unternehmer hergeſtellten Abzugsrohr in das Mauerwerk des Hauſes einge⸗ 
drungen war und Hausſchwamm hervorgerufen hatte (NG Warn 1920 Nr 33). Dagegen wird 
die Anwendung dieſer Vorſchriſt nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der dem Werk ſelbſt unmittelbar 
anhaftende Mangel auf eine Verletzung der Vertragspflicht bei Herſtellung des Werkes zurück⸗ 
zuführen iſt (RG 93, 158; RG 23 1916, 1362). So iſt $ 638 anzuwenden bei Anſprüchen wegen 
unſachgemäßen Beſchlagens eines Pferdes (OLG 28, 193), wegen Nichteinhaltung der Zuſicherung 
einer beſonders ſorgfältigen Ausführung oder eines Widerſtandes gegen einen beſtimmten Druck 
(OL 28, 194). Vgl. § 635 A 3. Wird ein dem Unternehmer gewährter Vorſchuß wegen mangel⸗ 
hafter Erfüllung zurückgefordert, jo iſt dies kein der allgemeinen Verjährung unterliegende 
Bereiche rungsanſpruch, weil die Zahlung nicht ohne Rechtsgrund, ſondern auf Grund des Werk⸗ 
vertrags geleiſtet worden iſt; $ 638 iſt aljo anwendbar (R& 15. 11. 21 VII 156/21). — Die Ver⸗ 
jährung des § 638 bezieht ſich nur auf die geſetzlichen Schadenserſatzanſprüche, nicht auf Fälle, 
in denen Schadenserſatz vertraglich zugeſichert ift (MG 9. 3. 23 VII 114/22). Für Anſprüche 
aus einem ſelbſtändigen Garantieverſprechen ſ. A 4. 

Ferner findet § 638 auch Anwendung auf den Anſpruch des Beſtellers auf Erfah 
der Aufwendungen, die er zur Beſeitigung eines Mangels bei Verzug des Unternehmers 
macht ($ 633 Abſ 3). Dieſer Anſpruch iſt nur als ein Ausfluß, als eine Abart des Anſpruchs auf 
Beſeitigung des Mangels anzuſehen und unter dieſem Anſpruche mitzuverſtehen. Dafür ſpricht 
90 Sallung und Entſtehungsgeſchichte des F 633 Abſ 3 ſowie das Verkehrsbedürfnis (RG 80, 

; beſtr.). 

Die Vorſchrift des § 638 iſt nicht anwendbar auf den Verlagsvertrag (RG 74, 361 und Vorbem 2 
vor § 631), ebenſo nicht auf den Dienſtvertrag, wohl aber auf den Vertrag zwiſchen dem 
Rechtsanwalt und der Partei, wenn dieſer ausnahmsweiſe (Vorbem 2 c Abf 1 vor $ 611) ein 
Werkvertrag iſt. § 32a NAD (fünfjährige Friſt) kürzt nur die regelmäßige Verjährungsfriſt von 
dreißig Jahren ab und läßt Sondervorſchriften, wie den $ 638, unberührt (RG 88, 223; RG JW 
1936, 28615). Liegt, wie in der Regel, ein Dienſtverhältnis vor, fo iſt H 324 NAD anzuwenden 
(Ach 90, 82; RG L 1916, 1188). Beim Vertrag auf Lieferung elektriſcher Energie iſt nicht $ 638, 
ſondern $ 477 anzuwenden (Vorbem 1 vor $ 631). , Wr. : 

2. Bauwerk: eine unbewegliche, durch Verwendung von Arbeit und Material in Verbindung 
mit dem Erdboden hergeſtellte Sache (RG 56, 41). Auch die von den mitwirkenden Bauhand⸗ 
werkern eingefügten einzeln verdungenen Teilarbeiten gehören dazu (MG 57, 377; Warn 
1912 Nr 339; OLG 36, 79). Bei Werklieferungsverträgen über nicht vertretbare bewegliche 
Sachen greift die fünfjährige Verjährungsfriſt für Gewährleiſtungsanſprüche aus Bauwerk. 
verträgen nicht ſchon dann Platz, wenn die herzuſtellenden Sachen zur Einfügung in ein Bauwerk 
beſtimmt find; die Einfügung muß auch einen Teil der von dem Unternehmer vertrags gemäß 
zu leiſtenden Arbeit bilden (RG 13. 11. 28 VII 641/27). Dabei brauchen Teilwerke an einem 
zebäude, um als Bauwerk ($$ 638, 648) gelten zu können, nicht einen äußerlich hervortre tenden, 
körperlich abgegrenzten Teil des ganzen Baues darzuſtellen. Sie gehören zu den Bauwerken, 
wenn fie, auf Grund von Werkverträgen geleiftet, materielle Beſtandteile der Geſamtarbeits⸗ 
leistung eines Baues bilden (RG 63, 313). Ganz unbedenklich dürfen daher auch Umar beiten 
(Peränderungen oder Erneuerungen) an vorhandenen Gebäuden, z. B. die Verſtärkung der 
Belaſtungsfähigkeit der die Decken tragenden Eiſenkonſtruktionen durch Anbringung neuer 
Säulenreihen und Unterzugsträger (RG JW 1913, 13310, vgl. auch OLG 43, 76), als Bauwerk 

eurteilt werden, wenn ſie auf Grund eines Werkvertrags geleiſtet werden und zufolge ihres 
eſtimmungsmäßigen Inhalts und Umfangs für die Konſtruktion, ſei es des ganzen Gebäudes, 

es eines Gebäudeteils, von weſentlicher Bedeutung find (angef. Reh JW 1913, 1330; RG 

arn 1916 Nr 305; 31. 5. 27 VI 99/27). Ein Werkvertrag über eine maſchinelle Einrichtung 
* Inbetriebſetzung betrifft nur dann ein Bauwerk, wenn der Unternehmer auch die Fun⸗ 
zamentierung und die Verbindung mit den Fundamenten zu beſorgen hat (RG Gruch 50, 656; 
17. 12.09 II] 590/08). Lichtanlagen |. RG Warn 1928 Nr 146. Ein arteſiſcher Brunnen 
oder ein Pumpbrunnen iſt in der Regel kein Bauwerk (vgl. Rch 30, 153). Ausnahme jedoch bei 

ergeſtellter feſter und dauernder Verbindung der Röhren und Maſchinenanlagen mit dem Grund» 

ud (MG ZW 02 Beil 21970). Auch ein Betriebswaſſerkanal, der aus miteinander durch Mörtel 
betbundenen Zementrohren und aus gemauerten Einfallſchächten (unbeweglichen Sachen) 
eſteht, mit denen die zwiſchen zwei Schächten liegenden einzelnen Teile der Rohrleitung unter 
erwendung von Zement und Mörtel zuſammengebaut ſind, iſt ein Bauwerk im Sinne des 
Er (RG JW 1910, 1481). Kein Bauwerk ift dagegen eine mit Ketten am Ufer befeftigte 
5 chiffs mühle (RG JW 08, 431, ebeuſowenig in der Regel eine Drainage wegen der fehlenden 
U fen Verbindung der Röhren mit dem Erdboden (RG JW 08, 6575; SeuffA 67 Nr 46; Gruch 

8) ebenſo nicht ein nicht eingebauter und auch nicht mit dem Gemäuer feſtverbundener 


2 


408 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


Heizkeſſel (HRR 1930 Nr 209). Kein Bauwerk find aufgetürmte Sandkippen; fie find es ſchon des⸗ 
wegen nicht, weil ſie einem beſtimmten Zwecke nicht dienen noch einen nach gewiſſen Regeln der 
Kunſt oder der Erfahrung hergeſtellten Gegenſtand bilden (RG 60, 138 zu $ 836). Keine Bauwerke 
ſind Gartenanlagen, weil ſie nur in einer Umgeſtaltung des Erdbodens beſtehen (vgl. RG 30, 
153); die Gartenterraſſe kann ein Bauwerk fein. Kein Bauwerk iſt die Herſtellung eines Bohr⸗ 
lochs in Verbindung mit der Lieferung und Einführung eines Saugrohrs; ebenſo kein Bauwerk, 
ſondern nur eine kunſtgerechte Veränderung des natürlichen Zuſtandes von Grund und Boden 
ſind Brunnen, mögen auch die Rohre unten mit Filtern zu verſehen und oben an die Saugleitung 
anzuſchließen geweſen ſein, dann, wenn die Herſtellung von Mauerwerk oder ein wirkliches Bauen 
nicht erforderlich war (RG Gruch 59, 124). Auf den Wert einer Anlage und auf den Umfang 
der Arbeitsleiſtung kommt es für die Anwendung des $ 638 nicht an (RG ebenda). Der Begriff des 
Bauwerks läßt ſich hiernach wie folgt beſtimmen: „ein Werk, das mit einem Grundſtück oder 
Gebäude verbunden und nach ſeiner typiſchen Zweckbeſtimmung unbeweglich iſt; das ferner 
nicht in einer bloßen Umgeſtaltung des Bodens ſelbſt beſtehen darf“ (Dertmann). 

3. Abnahme des Werkes. Vgl. 5640 A 2, 3. Bei auf längere Zeit abgeſchloſſenen Verträgen 
mit fortgeſetzten Werkleiſtungen beginnt die Verjährung nicht erſt mit dem Ende des Vertrags⸗ 
verhältniſſes, ſondern mit der Abnahme der einzelnen mangelhaften Leiſtungen; bei fortdauern⸗ 
der gleichmäßiger Leiſtung werden längere Zeiträume, z. B. mehrere Monate, zuſammenzufaſſen 
ſein (vgl. dazu OLG 41, 120: Lieferung elektriſchen Stromes). — Iſt nach der Beſchaffenheit 
des Werkes feine Abnahme ausgeſchloſſen, jo beginnt die Verjährung gemäß $ 646 mit der Voll- 
endung des Werkes. 

4. Verlängerung der Verjährungsfriſt abweichend von § 225. Wird in bezug auf ein Werk 
oder eine Werklieferung eine Garantie übernommen, ſo kommt es für die Verjährung auf die 
Bedeutung der Garantieübernahme an. Iſt in der üblichen Weiſe für die Brauchbarkeit und 
Leiſtungsfähigkeit, insbeſondere für beſtimmte Eigenſchaften, des Werkes Garantie übernommen, 
ſo beginnt die Verjährung nicht erſt mit dem Ablaufe der Garantiefriſt; vielmehr bedeutet die 
Garantieübernahme hier, daß jeder innerhalb der Garantiefriſt hervortretende Mangel geltend 
gemacht werden kann, jedoch jo, daß von dem Hervortreten des Mangels oder von dem in $ 639 
Abſ 2 erwähnten Zeitpunkte ab die geſetzliche Verjährung zu laufen beginnt (RG Gruch 53, 81; 
vgl. RG 65, 119; HR 1930 Nr 209). Wird vereinbart, daß der Unternehmer zur Nachbeſſerung 
verpflichtet iſt, falls innerhalb einer beſtimmten Friſt gewiſſe Mängel hervortreten ſollten (darin 
liegt auch ein Garantie verſprechen), jo wird einer ſolchen Abrede regelmäßig der Sinn beiwohnen, 
daß die Verjährung des Nachbeſſerungsanſpruchs mit der Entdeckung des Mangels und nicht 
etwa ſchon mit der Abnahme des Werkes beginnen ſoll (RG Warn 1911 Nr 370; OLG 36, 79). 
In allen dieſen Fällen bildet die Garantie einen unſelbſtändigen Teil des Werk- oder Werl⸗ 
lie ferungsvertrags und die Verjährung bemißt ſich im übrigen nach den $$ 638, 639. Wird aber 
nicht nur eine beſtimmte Leiſtungsſähigkeit des Werkes, ſondern darüber hinaus eine beſtimmte 
Leiſtungsfähigkeit einer ganzen Anlage, für die das Werk (z. B. eine Maſchine) beſtimmt iſt, 
zugeſichert, alſo für den Eintritt eines nicht nur von den Eigenſchaften des Werkes ſelbſt abhän⸗ 
gigen Betriebserfolgs eingeſtanden, dann liegt ein ſelbſtändiges neben dem Werk- oder Werk⸗ 
lieferungsvertrag abgegebenes Garantie verſprechen vor, für das nicht die kurze Verjährungs⸗ 
friſt des $ 638, ſondern die 30 jährige Verjährungsfriſt des § 195 gilt (MG JW 1919, 240°; 1921, 
828°; 1926, 25261; RG Warn 1925 Nr 21; vgl. auch JW 1912, 28910 und Gruch 51, 942). 


8 639 


Auf die Verjährung der im § 638 bezeichneten Anſprüche des Beſtellers 
finden die für die Verjährung der Anſprüche des Käufers geltenden Vorſchriften 
des § 477 Abf 2, 5) und der 88 478, 479 2) entſprechende Anwendung. 

Unterzieht ſich der Unternehmer im Einverſtändniſſe mit dem Beſteller der 
Prüfung des Vorhandenſeins des Mangels oder der Beſeitigung des Mangels, 
ſo iſt die Verjährung ſo lange gehemmt, bis der Unternehmer das Ergebnis 
der Prüfung dem Beſteller mitteilt oder ihm gegenüber den Mangel für be 
ſeitigt erklärt oder die Fortſetzung der Beſeitigung verweigert). 

E 11 576 Abſ 2 III 620; P 2 312ff. 


1. Nach dem entsprechend anzuwendenden $ 477 Abſ 2, 3 wird die Verjährung durch den 
Antrag des Beſtellers auf gerichtliche Beweisaufnahme zur Sicherung des Beweiſes ein 
Mangels unterbrochen und die eingetretene Hemmung oder Unterbrechung bezüglich der N 
jährung eines der in $ 638 aufgeführten Anſprüche auch auf die Verjährung der ande ren Au 
ſprüche erſtreckt (vgl. auch $ 634 A6). So unterbricht auch die Erhebung eines Schadenserſaß 
anſpruches wegen argliſtigen Verſchweigens eines Mangels die Verjährung des auf den nan 
lichen Mangel geftügten Minderungsanſpruches (RG 134, 272). Die Verjährung des unteilbaren 
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Anſpruchs auf Nachbeſſerung ($ 633 Abſ 2) wird aber durch die Unterbrechung der Verjährung 
nur eines Teiles des den nämlichen Mangel betreffenden Geldanſpruchs (3. B. durch Aufrechnung 
dieſes Anſpruchs im Rechtsſtreit gegen einen niedrigeren Anſpruch des Unternehmers ohne Er⸗ 
hebung einer Widerklage wegen des Mehrbetrags) nicht unterbrochen (RG 85, 365). Die Vor⸗ 
ſchrift des $ 477 Abſ 3 umfaßt auch Anſprüche auf Erſatz eines durch Lieferung einer mangel ⸗ 
haften Sache ſchuldhaft verurſachten Schadens (vgl. RG 53, 200; 56, 167), iſt aber nach ihrem 
Grund und Zweck nur da anzuwenden, wo die in Frage kommenden Anſprüche ſich gegenſeitig 
ausſchließen. Durch die Erhebung einer Wandelungsklage wird alſo nicht die Verjährung eines 
Schadenserſatzanſpruchs unterbrochen, der neben der Wandelungsklage hatte durchgeführt 
werden können (RG 93, 158; vgl. $ 635 A 3). 

2. Nach den entſprechend anzuwendenden 59 478, 479 kann der Beſteller ſchon durch recht⸗ 
zeitige Anzeige des Mangels ſich die Befugnis zur Verweigerung der Vergütung, ſoweit er 
auf Grund der Wandelung oder Minderung dazu befugt ſein würde, ſowie die Aufrechnung des 
Schadenserſatzanſpruchs auch für die Zeit nach Vollendung der Verjährung erhalten. Er 
kann aber, wie nach RG 56, 167 beim Kaufe, nur aufrechnen gegen Anſprüche aus dem näm⸗ 
lichen Vertrage, bei einem in Teillieferungen zu erfüllenden Werkvertrage nur gegen Anſprüche 
aus derjenigen Teillieferung, aus der der Erſatzanſpruch entſtanden iſt (OLG 39, 162). 

3. Hemmung der Verjährung. Vgl. 85 202 ff.; dazu RG HRR 1930 Nr 773. Räumt der 
Käufer dem Verkäufer einer mangelhaften Sache ein Nachbeſſerungsrecht ein und unterzieht 
ſich dann der Verkäufer im Einverſtändniſſe mit dem Käufer der Beſeitigung des Mangels, ſo 
it $ 639 Abſ 2 entſprechend anzuwenden, die Verjährung der Anſprüche des Käufers alſo bis zu 
dem im Abſ 2 angegebenen Zeitpunkt gehemmt (MG 96, 266; 128, 211; RG Warn 1930 Nr 133). 
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1) Her Beſteller iſt verpflichtet, das vertragsmäßig hergeſtellte Werk ab- 
zunehmen 2), ſofern nicht nach der Beſchaffenheit des Werkes die Abnahme 
ausgeſchloſſen iſt ?). 

Nimmt der Beſteller ein mangelhaftes Werk ab, obſchon er den Mangel 
kennt, ſo ſtehen ihm die in den 88 633, 634 beſtimmten Anſprüche nur zu, wenn 
er ſich feine Nechte wegen des Mangels bei der Abnahme vorbehält !) ö). 

E 1 572, 579 II 677; M 2 489402; P 2 815ff. 

1. Die 95 640—643 behandeln die Verpflichtungen des Beſtellers: Abnahme, Entrichtung 
der Vergutung und, ſoweit nötig, Mitwirkung bei der Herftellung des Werkes. 

2. Die Abnahme, gleichbedeutend mit der Annahme der Erfüllung in $ 341 Abſ 3 und der 
Annahme der Erfüllung in $ 363, iſt nicht jede nur äußerliche Hinnahme der Leiſtung wie im 
ö alle des § 433 Abſ 2, erfordert vielmehr (vgl. „Abnahme des vertragsmäßig hergeſtellten 
Werkes“), außer jener Hinnahme, daß der Beſteller bei und nach der Hinnahme ausdrücklich oder 
a weigend zu erkennen gibt, daß er die Leiſtung als eine in der Hauptſache dem Ver⸗ 
116 entſprechende Erfüllung anerkenne (RG 57, 338; 64, 240; 107, 343; 110, 404; RG 10. 3. 08 
111374/07; RG JW 08, 4325; RC Warn 1918 Nr 93; 1931 Nr 20; O80 39, 162). Durch 
piche Annahme kommt der Veſteller dann in die Lage, das Werk näher zu prüfen. Jene Aner⸗ 
0 liegt z. B. dann vor, wenn der Beſteller eine ihm gelieferte elektriſche Maſchinenanlage 
in Betrieb nimmt, oder wenn der Bauherr das beſtellte Haus nach ſeiner Fertigſtellung bezieht 
und dauernd beſtimmungsgemäß benutzt (RG Warn 08 Nr 460), oder wenn er bei gejonberter 
dar gebung der für einen Bau nötigen Erd⸗ und Maurerabeiten auf das vollendete Mauerwerk 
Nr von einem andern Unternehmer auszuführende Dachgerüſt aufjegen läßt (RG SeuffA 79 
S ), nicht aber dann, wenn er das Werk nur zum Zweck der Erprobung entgegennimmt (RG 
und l 72, 835), oder das noch nicht fertige Gebäude nur unter dem Zwange der Verhältniſſe 
4ů an der nach den Umſtänden berechtigten Erwartung vertragsmäßiger Fertigſtellung vor- 
traſt bezieht (NG Warn 1925 Nr 61); notwendig iſt vielmehr, daß das Werk überhaupt als Ver ⸗ 

agserfüllung gegeben und genommen wird (RG Warn 1913 Nr 8). Der Beſteller ift man- 
5 einer beſonderen Vereinbarung nicht verpflichtet, das abzunehmende Werk auf ſeine Vertrags⸗ 
ta bigfeit fofort zu prüfen. Die Abnahme enthält hiernach noch nicht die Anerkennung des Wer⸗ 
500 als eines völlig vertragsmäßigen (R 107,343; RG Warn 1931 Nr 20; RG 17.12.09 III 
a . Sie kann gegeben fein, wenn das Werk in ſeinen weſentlichen Teilen fertiggeſtellt iſt und 
m r geringfügige Arbeiten fehlen (OLG 34,44), ſowie wenn wegen einzelner Mängel ein Nachbeſſe⸗ 
ee verlangen vorbehalten wird (RG Warn 1918 Nr 93), und ſchließt auch das Recht des Be⸗ 
Ba Mängel des Werkes, die ihm noch unbekannt ſind, ſpäter zu rügen, nicht aus (RG FW 07, 
Ben 08, 4325, 1910, 1065; OLG 41, 121), ſondern ſchränkt dieſes Recht nur jo weit ein, als der 
0 r die Mängel kannte (Abſ 2). Genehmigung eines Baues durch vorbehaltloſe Anerken⸗ 

er Forderung des Bauunternehmers in Kenntnis der Mängel des Werks |. RG Warn 
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1931 Nr 141. Kennenmüſſen ſteht dabei dem Kennen nicht gleich. Im übrigen wird die Beweis⸗ 
laſt darüber, ob die Leiſtung dem Vertrag entſpricht, umgekehrt. Doch genügt der Beſteller, 
der das abgenommene Werk als der zugeſagten Leiſtungsfähigkeit nicht entſprechend bemängelt, 
ſeiner Beweispflicht regelmäßig ſchon, wenn er darlegt, daß die zugeſagte Leiſtung ausgeblieben 
iſt. Sache des Unternehmers iſt es dann, im Falle des § 635, zu beweiſen, daß das Ausbleiben 
auf von ihm nicht zu vertretende Umſtände zurückzuführen iſt (RG 23 1915, 904°). Ferner wird 
der Beginn der Verjährung ($ 638 Abf 1) feſtgelegt; auch geht die Gefahr von dem Unter⸗ 
nehmer auf den Beſteller über ($ 644 Abſ 1). Der Übergang des Eigentums auf den Beſteller 
iſt aber nicht von der Abnahme des Werkes im Sinne des $ 640 abhängig (NG LZ 1914, 857°). 
Die Abnahme braucht, obgleich ſie das Anerkenntnis enthält, daß die Leiſtung wenigſtens in der 
Hauptſache dem Vertrag entſpreche, nicht notwendig vom Beſteller erklärt zu werden, vielmehr 
können die Vertragsteile, namentlich wenn die Leiſtung für einen Dritten beſtimmt iſt, die Ab⸗ 
nahme durch den Dritten für maßgebend erklären, was unter Umſtänden ſogar ſelbſtverſtändlich 
fein kann (RG 15. 11. 21 VII 156/21). Die Abnahme und Bezahlung kann auch wegen eines 
unerheblichen Mangels abgelehnt werden, es müßte denn ſein, daß nach den beſonderen vom 
Unternehmer nachzuweiſenden Umſtänden des einzelnen Falles die Zurückweiſung des Werkes 
wegen des Mangels gegen Treu und Glauben verſtoßen würde (RG 24. 1. 11 VII 284/10). Ab⸗ 
ſichtliche Vereitelung eines vereinbarten Abnahmeverſuchs durch den Beſteller bedeutet gemäß 
$ 162 Abſ 1 Genehmigung (RG SeuffA 78 Nr 19). — Auf die Abnahme kann der Unternehmer 
ebenſo wie auf die Entrichtung der Vergütung ſelbſtändig klagen. Er kann ſich auch darauf be⸗ 
ſchränken, die Vergütung einzuklagen. Sache des die Abnahme endgültig verweigernden Be⸗ 
ſtellers iſt es dann, feine Einwendungen fo zu geſtalten, daß eine endgültige Regelung des 
Rechtsverhältniſſes (z. B. durch Wandelung) möglich wird. Die Feſtſtellung behebbarer Mängel, 
die nach $$ 320ff. nur eine zeitweiſe Verweigerung der Abnahme rechtfertigen, genügt nicht 
zur Abweiſung der Klage (R 58, 173; 69, 381; RG JW 06, 333; RG HNN 1935 Nr 661; RG 
Warn 1910 Nr 326; RG 22. 12. 16 VIL 267/16). — Die Koſten der Abnahme treffen regel 
mäßig den Beſteller. — Ungerechtfertigte Verweigerung der Abnahme begründet für den Be 
ſteller nicht nur Annahmeverzug (58 203ff.), ſondern auch Erfüllungsverzug (88 284 ff.), wobei 
auch 3 326 anwendbar iſt. 

3. Für die Abnahme iſt regelmäßig dann kein Raum, wenn dem Werke die materielle Ber 
ſchaffenheit und Körperlichkeit fehlt, außerdem auch, wenn der Beſteller den Gegenſtand, an 
dem ein Werk hergeſtellt werden ſoll, ſchon in ſeinem Beſitze hat; a. M. für den letzteren Fall 
R 110, 404, RG Warn 1928 Nr 146; 1929 Nr 119; ſ. A zu § 646. 

4. Bei Abnahme des Werkes in Kenntnis des Mangels, d. h. nicht nur des äußeren Fehlers, 
ſondern auch ſeiner den Wert oder die vertragsmäßige Tauglichkeit des Werkes aufhebenden oder 
mindernden Bedeutung (RG 149, 401), bedarf es zur Erhaltung der Anſprüche aus 39 633, 63 
(auf Beſeitigung oder Wandelung oder Minderung) eines Vorbehalte. Die Rechte des An 
nehmenden werden auch durch einen vor der Annahme erklärten Vorbehalt gewahrt, wenn er nur 
bei der Abnahme erkennbar aufrechterhalten wird (NG 73, 146). Dagegen bedarf es zur Erhaltung 
des Schadenserſatzanſpruchs aus $ 635 nach dem klaren Wortlaut des Geſetzes auch bei Kenntnis 
des Mangels keines Vorbehalts. Die Vorſchrift des $ 640 erwähnt ausdrücklich nur die Anſprüche 
aus $$ 633, 634. Für die Entbehrlichkeit des Vorbehalts kommt weiter in Betracht, daß der An- 
ſpruch nach $ 635 auf einem vom Unternehmer zu vertretenden Umſtande beruht. Demgegen⸗ 
über läßt ſich auch nicht etwa ſagen, das Unterlaſſen des Vorbehalts verſtoße gegen Treu und 
Glauben, zumal in der Abnahme des Werkes noch keine endgültige Billigung oder Gutheißung 
zu finden iſt. Nur dann, wenn nach den Umſtänden des einzelnen Falles in der trotz Kenntnis 
der Mangelhaftigkeit erfolgten vorbehaltloſen Abnahme des Werkes der Wille zu verzichten 
erkennbar zutage getreten iſt, gehen die aus $ 635 herzuleitenden Schadenserſatzanſprüche unte 
(RG 90, 18; ebenſo RG 23. 10. 17 VII 178/17 u. 4. 11. 18 VII 179/18). Ein ſolcher Verzicht 1 
aber ſelbſt in dem fortgeſetzten Gebrauch eines mangelhaften Werkes nicht unter allen Umſtänden 
zu finden. Die Fortſetzung des Gebrauchs kann im Intereſſe des Unternehmers liegen, info! 155 
der Umfang des von ihm zu erſetzenden Schadens, z. B. des dem Beſteller entgehenden Gewinns 
dadurch gemindert wird, und fie kann mit Rückſicht auf $ 254 Abſ 2 ſogar Pflicht des Beſtellers 
fein (RG Gruch 57, 963). t 

5. Die Beweislaſt für die Kenntnis des Beſtellers trifft den Unternehmer, für den Vorbehal 
den Beſteller. — Über die Anwendung des $ 363 f. N Warn 1910 Nr 374. 


8 641 
Die Vergütung iſt bei der Abnahme des Werkes zu entrichten 1). SIE Des 


Werk in Teilen abzunehmen und die Vergütung für die einzelnen Teile 9 
ſtimmt, fo ift die Vergütung für jeden Teil bei deſſen Abnahme zu entrichten 


Werkvertrag §§ 640—642 411 


Eine in Geld feſtgeſetzte Vergütung hat der Beſteller von der Abnahme 
des Werkes an zu verzinſen, ſofern nicht die Vergütung geſtundet iſt s). 

E 1 537 11 578; M 2 492494; P 2 310ff. 

1. Fälligkeit der Vergütung. Die Herſtellung des Werkes tft vom Unternehmer regelmäßig 
als Vorletſtung zu bewirken, die ſchließliche Auslieferung aber, unbeſchadet einer abweichen⸗ 
den ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Vereinbarung, Zug um Zug gegen Entrichtung der 
Vergütung. Bis dahin iſt der Unternehmer zur Zurückhaltung des Werkes befugt, welches Zurück⸗ 
haltungsrecht im Falle des § 647 ſich bis zu einem Pfandrecht an dem zurückbehaltenen Werke 
verſtärken kann. § 641 Abſ 1 regelt nur die Fälligkeit der Vergütung; zur Entſtehung gelangt der 
Vergütungsanſpruch nach $ 631 Abſ 1 mit dem Abſchluß des Werkvertrags (RG FW 1932, 121615). 
— Die Vorſchrift des § 641 geht davon aus, daß das Werk vertragsmäßig hergeſtellt iſt. Für das 
Recht des Beſtellers, wegen eines Mangels des Werkes die Vergütung ganz oder teilweiſe zurück⸗ 
zuhalten, gilt $ 320 (vgl. Korintenberg DEWR 1935/36, 100). Bei Werken kleineren Umfangs 
und Wertes (3. B. bei Kleidungsſtücken) braucht üblicherweiſe der Werklohn nicht entrichtet zu 
werden, bevor das Werk mangelfrei fertiggestellt iſt. Bei Werken größeren Umfangs und Wertes 
(3. B. bei Bauten) darf, wenn nach der Abnahme noch kleine Mängel abzuſtellen ſind, der Be⸗ 
ſteller nicht die ganze Vergütung, ſondern nur einen — allerdings reichlich zu meſſenden — 
Teil zurückbehalten (OLG 34, 45). — An die Stelle der Abnahme ($ 640 A 2) tritt auch hier 
bei ihrem Ausſchluß nach § 646 die Vollendung des Werkes. 

2. Teilung der Vergütung. Iſt das Werk in Teilen abzunehmen, aber die Vergütung nicht 
für die einzelnen Teile beſtimmt, ſo kann der Unternehmer die Entrichtung erſt bei der Ablieferung 
des letzten Teiles verlangen. Abſ 1 Satz 2 beſtimmt eine Ausnahme von der Regel des Abſ 1 
mu fih auf die Ausnahme beruft, muß ihre Vorausſetzungen dartun (RG 11. 4. 24 

2: ). 
3. Zinſen. Höhe § 246, HOW $ 352. 


8 642 


) gſt bei der Herftellung des Werkes eine Handlung des Beſtellers erforder- 
lich 2), fo kann der Unternehmer, wenn der Beſteller durch das Unterlaſſen der 
Handlung in Verzug der Annahme kommt ), eine angemeſſene Entſchädigung 
verlangen ). 

Die Höhe der Entſchädigung beſtimmt ſich einerſeits nach der Dauer des 
Derzugs und der Höhe der vereinbarten Vergütung, andererſeits nach dem- 
jenigen, was der Unternehmer infolge des Verzugs an Aufwendungen erſpart 
oder durch anderweitige Verwendung feiner Arbeitskraft erwerben kann “). 
E 1 675 II 579 Abſ 1; M 2 404 ff.; P 2 328ff. 

1. Die 89 642, 643 regeln die Schadenserſatzpflicht des Beſtellers und das Rücktrittsrecht des 
Unternehmers bei Annahmeverzug des Beſtellers. Der Beſteller kommt dabei nur in feiner 
Ligenſchaft als Gläubiger in Betracht, der zur Herſtellung des vom Unternehmer geſchuldeten 

erkes mitwirken ſoll. Im Falle einer den Vertragszweck gefährdenden Vertragsverletzung 

es zur Mitwirkung bei der Ausführung verpflichteten Beſtellers iſt der Unternehmer aber 
nicht auf die Rechte aus 69 642, 643 beſchränkt. Er kann in entſprechender Anwendung des 
3 326 von dem Beſteller Schadenserſatz verlangen, wenn ihm nach Lage der Sache nicht zuzu⸗ 
muten iſt, beim Vertrage ſtehen zu bleiben (RG 104, 15; 152, 119; RG Warn 1918 Nr 137). 

Eine Handlung des Beſtellers, insbeſondere Lieferung von Stoff oder Überlaſſung von 
Ben, Sorge für deſſen gefahrloſe Beſchaffenheit, Erteilung von Anweiſungen (Aufgabe von 

eſchäftsanzeigen bei Zeitungsreklame, RG SeuffA 80 Nr 79) oder ſonſtige perſönliche Mit 
mirlung des Beſtellers bei der Ausführung (3. B. Erſcheinen zur Anprobe des beſtellten Anzugs, 
Gloveſenheit bei der Herſtellung eines Bildes). Gerät der Beſteller (in feiner Eigenschaft als 
N aubiger A 1) durch Unterlaſſung einer ſolchen (nicht erzwingbaren, OLG 31, 129) Handlung 
5 Annahmeverzug (A 3), fo hat der Unternehmer die in $$ 642, 643 enthaltenen Rechte. Durch 
a Sondervorſchriften iſt in dem angegebenen Falle die Anwendung des $ 326, der Schuldner⸗ 
nad» hier alſo Verzug in der Abnahme des fertiggeſtellten Werkes, vorausſetzt, ausge⸗ 
chloſſen (RG 53, 221; Warn 1918 Nr 137; JW 1921, 460%); es müßte denn ſein, daß, was nur 
als nahmsweiſe vorkommen wird, nach dem Inhalt des Vertrags der Beſteller dem Unternehmer 
5 Schuldner zu der erforderlichen Mitwirkung verpflichtet wäre. Im übrigen bleiben neben 

en in 8 642, 643 beſtimmten Rechten die aus allgemeinen Vorſchriften ſich ergebenden Anſprüche 
ih Unternehmers auf Vergütung (A 4), ſowie wegen Annahmeverzugs, vertraglichen Ver⸗ 
Tuldens, Unmöglichkeit der Leiſtung, ingleichen die Einrede des nicht erfüllten Vertrags beſtehen. 
Gegründet insbeſondere die Nichtmitwirkung des Beſtellers bei der Leiſtung des Unternehmers 
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im einzelnen Falle nicht nur Annahmeverzug, ſondern eine die Erreichung des Vertragszwecks 
gefährdende Vertragsverletzung, fo kann der Unternehmer vom Vertrage ohne Friſtſetzung zurück⸗ 
treten, wenn nach Lage der Sache ihm nicht zuzumuten iſt, daß er trotz der Gefährdung des Ver⸗ 
tragszwecks beim Vertrage ſtehen bleibt (RG 104, 15; Warn 1918 Nr 137). 

3. Annahmeverzug. Vgl. 55 293 ff. Der Verzug des Beſtellers erfordert als Annahmeverzug 
kein Verſchulden von feiner Seite (Seuffa 74 Nr 171); er wird auch nicht durch eine vorüber⸗ 
gehende Verhinderung des Beſtellers an der Vornahme der bei der Herſtellung des Werkes 
erforderlichen Handlung, ſondern nur durch ein objektives Unmöglichwerden ſeiner Mitwirkung 
ausgeſchloſſen (RG 100,46; ebenſo RG 16. 11. 20 VII 131/20 und 5. 7. 21 VII 561/20). k 

4. Der Anſpruch auf eine angemeſſene Entſchädigung befteht ſelbſtändig und unabhängig 
ſowohl neben dem Anſpruch auf die vereinbarte Vergütung nach 8$ 631, 632, falls die Glaubiger⸗ 
handlung nachgeholt und das Werk hergeſtellt wird, wie auch neben den Anſprüchen aus $$ 649 
u. 645 Abſ 1 Satz 2, falls das Werk infolge Kündigung durch den Beſteller oder gemäß $ 643 
unvollendet bleibt. Kündigt alſo der Beſteller nach $ 649, jo kann der Unternehmer neben dem 
ihm bis zur Kündigung entſtandenen Schaden ($ 642) die vereinbarte Vergütung unter den vor⸗ 
geſehenen Anrechnungen ($ 649) verlangen; das Verlangen eines Erſatzes für einen nach der 
Kündigung entſtandenen Schaden iſt ebenſo wie ein Vorgehen nach § 643 ausgeſchloſſen (RG 
14. 6. 19 V 53/19). Wird das Werk nach Beendigung des Gläubigerverzugs hergeſtellt, ſo kann 
der Unternehmer die Entſchädigung aus $ 642 neben dem vollen Werklohn verlangen (RG 100, 46). 

5. Höhe der Entſchädigung. Dabei handelt es ſich immer nur um eine Entſchädigung für 
die durch das Unterlaſſen des Beſtellers bewirkte Verzögerung, nicht um eine ſolche für das 
völlige Ausbleiben der Herſtellung des Werkes. — Bei der Anrechnung iſt nicht nur das zu 
berückſichtigen, was der Unternehmer erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt (vgl. 89 324 
Abj1 Saß 2, 615 Satz 2, 649), ſondern alles, was er nach Lage der Sache erwerben konnte. 


8 643 

Der Unternehmer ift im Falle des 8 642 berechtigt, dem Befteller zur Nach 
holung der Handlung eine angemeſſene Friſt mit der Erklärung zu beſtimmen, 
daß er den Vertrag kündige, wenn die Handlung nicht bis zum Ablaufe der 
Friſt vorgenommen werde. Der Vertrag gilt als aufgehoben, wenn nicht die 
Nachholung bis zum Ablaufe der Friſt erfolgt Y. 

E U 539 Abſ 2 III 633; P 2 328. 

1. Friſtſetzung von ſeiten des Unternehmers. (Vgl. Friſtſetzung des Beſtellers $ 634 A 1). 
Erſt vom Friſtablauf ab, nicht mit rückwirkender Kraft, gilt der Vertrag als aufgehoben, und 
nur der bis zu dieſem Zeitpunkt erwachſene Schaden kann (gemäß $ 642) erftattet verlangt 
werden. — Daneben auch Anſpruch des Unternehmers auf einen der geleiſteten Arbeit ent⸗ 
ſprechenden Teil der Vergütung ſowie auf Erſatz der in der Vergütung nicht inbegriffenen Aus 
lagen nach $ 645 Abſ 1 Satz 2. — Entſprechend der im § 634 Abſ 2 für die Friſtbeſtimmung 
des Beſtellers gegebenen ausdrücklichen Vorſchrift bedarf es im Falle des § 643 einer gift 
beſtimmung des Unternehmers nicht, wenn die vom Beſteller vorzunehmende Handlung nach dem 
Verzug des Beſtellers, $ 642, unmöglich geworden ift (RG 94, 29; RG 16. 11. 20 VII 132/20). 


8 644 


) Her Unternehmer trägt die Gefahr bis zur Abnahme des Wertes’) 
Kommt der Beſteller in Verzug der Annahme, ſo geht die Gefahr auf ihn 
über ). Für den zufälligen Untergang und eine zufällige Verſchlechterung 
des von dem Beſteller gelieferten Stoffes iſt der Unternehmer nicht verant“ 
wortlich). 

Verſendet der Unternehmer das Werk auf Verlangen des Beſtellers nach 
einem anderen Orte als dem Erfüllungsorte, ſo finden die für den Kauf gelten 
den Vorfchriften des § 447 entſprechende Anwendung ö). 

E 1 576 II 580; M 2 407500; P 2 320. 

1. Neben den hier gegebenen Sondervorſchriften über die Gefahrtragung bleiben die in 125 
83 323—325 enthaltenen Beſtimmungen (bei Unmöglichkeit der Leiſtung, Verſchulden des Un er 
nehmers oder Beſtellers uſw., dazu aber auch $ 645 Abſ 1) im weſentlichen beftehen, nicht min er 
diejenigen über die Folgen von Mängeln des Werkes nach $$ 634, 635, 640. Den Unternehmer 
zrifft dabei regelmäßig die Beweislaſt dafiir, daß er feinen Vertragspflichten nachgekommen fr 
An Stelle biefer Sondervorſchriften kann Übrigens die Gefahrtragung durch Vereinbarung 
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Beteiligten (auch ſtillſchweigend RG Seuffl 83 Nr 108) in anderer Weiſe geordnet werden 
(ſ. A 4). — Beſondere Vorſchriften: Verlch § 33, Binnen Sch $ 64. 

2. Gefahrtragung des Unternehmers bis zur Abnahme ($ 640 A 2), und wenn die Abnahme 
ausgeſchloſſen ift, bis zur Vollendung des Werkes ($ 646). Der Beſteller bleibt mithin beim 
Untergange des Werkes von der Entrichtung der Vergütung befreit, auch wenn der Unter- 
gang vom Unternehmer und feinen Gehilfen nicht verſchuldet iſt; er braucht dem Unternehmer 
nicht einmal feine Auslagen zu erſetzen (vgl. NG JW 1926, 16635). Ausnahme zugunſten des 
Unternehmers f. $ 645 Abſ 1 Satz 1. Anderſeits ſteht dem Beſteller ein Anſpruch auf Schadens- 
erſatz oder auf Wie derherſtellung des Werkes nur zu, wenn er den Schadenserſatzanſpruch 
aus allgemeinen Vorſchriften, den Herſtellungsanſpruch aus beſonderen vertraglichen Beſtimmun⸗ 
gen ableiten kann, auch die Wiederherſtellung noch möglich und für die Parteien von Intereſſe iſt. 
Dies alles gilt auch beim Untergange des erſt teilweiſe vollendeten (körperlichen oder unkörper⸗ 
lichen) Werkes. Tritt der Untergang nach der Abnahme oder der Vollendung ein, ſo behält 
der Unternehmer den Anſpruch auf Vergütung, ſofern ſolcher nicht durch einen von ihm zu ver⸗ 
tretenden Umſtand, insbeſondere Mangelhaftigkeit des Werkes, ausgeſchloſſen wird. Vgl. 646 A 1. 

3. Gefahrübergang auf den Beſteller im Falle des Annahmeverzugs (88 293ff.). Wirkt 
aber während dieſes Annahmeverzugs bei dem Untergang oder der Verſchlechterung des Werkes 
ein nach $ 300 vom Unternehmer zu vertretender Umſtand mit, fo trifft der Nachteil, wie im 
Regelfalle, den Unternehmer. Vgl. $ 324 Abſ 2. 

4. Die Gefahrtragung für den Stoff bleibt auf dem Beſteller ruhen, wenn er ihn ſelbſt geliefert 
hat. Doch kann wirkſam vereinbart werden, daß der Unternehmer auch für den vom Beſteller 
gelieferten Stoff haften u (RG 23 1926, 4831). Auch hat der Unternehmer im Falle feines 
Verzugs für den dadurch erwachſenen Schaden nach $ 286 einzuftehen. 

5. Die Gefahr der Verſendung geht nach § 447 auf den Beſteller über, ſobald der Unter⸗ 
nehmer das fertige Werk der für die Verſendung beſtimmten Perſon oder Anſtalt überliefert hat. 
Auch in dieſem Falle hat aber der Unternehmer den Nachweis zu führen, daß er das Werk in 
abnahmefähiger Beſchaffenheit und ſachgemäßer Verpackung abgeſchickt habe. 


8 645 


Iſt das Werk vor der Abnahme infolge eines Mangels des von dem Be⸗ 
ſteller gelieferten Stoffes oder infolge einer von dem Beſteller für die Aus- 
führung erteilten Anweiſung untergegangen, verſchlechtert oder unausführbar 
geworden, ohne daß ein Umſtand mitgewirkt hat, den der Unternehmer zu 
vertreten hat ), fo kann der Unternehmer einen der geleiſteten Arbeit ent⸗ 
ſprechenden Teil der Vergütung und Erſatz der in der Vergütung nicht in; 
begriffenen Auslagen verlangen 2). Pas gleiche gilt, wenn der Vertrag in 
Gemäßheit des § 643 aufgehoben wird). 

Eine weitergehende Haftung des Beſtellers wegen Verſchuldens bleibt 
unberührt ). 

E 1577 II 680; M 2 600 ff.; P 2 331. 


u. Vergütungsanſpruch des Unternehmers trotz Untergangs, Verſchlechterung oder Unaus⸗ 
Fee ane des Werkes vor der Abnahme ($ 640 A 2) — falls nach der Beſchaffenheit des Werkes 
eine Abnahme ausgeſchloſſen ift, vor der Vollendung des Werkes ($ 646) — wenn der Untergang 
e den Beſteller zurückzuführen iſt, den doch hierbei ein Verſchulden nicht zu 
en braucht. 
; Unterläßt der Unternehmer die Prüfung des vom Beſteller gelieferten Stoffes (ſofern ſie 
m, als Sachverſtändigen, obliegt) und den Hinweis auf etwaige Mängel des Stoffes, oder hat 
ſonſt ein vom Unternehmer zu vertretender Umſtand mitgewirkt, jo ſteht ihm ein Anſpruch nach 
125 nicht zu (OLG 40, 328: mangelhafte, vom Unternehmer beſchaffte Zutat). Dasſelbe gilt, 
wenn der Bauunternehmer es unterläßt, vor Beginn der Arbeit den Baugrund auf ſeine Trag- 
fähigkeit zu prüfen (N® Warn 1936 Nr 141). g a 
2. Umfang des Anſpruchs, alſo die ganze Vergütung bei vollendetem, einen entſprechenden 
a baban bei teilweiſe ausgeführtem Werke. 
Frist lufhebung des Vertrags bei Nichteinhaltung der dem Beſteller vom Unternehmer geſetzten 
} zur Nachholung einer Handlung. . 
Verf. Weitergehende Haftung des Beſtellers wegen Verſchuldens. Im Falle beiderſeitigen 
erſchuldens iſt Abwägung nach § 254 geboten (NG Warn 1936 Nr 141 betr. Untergang eines 
ese werkes durch mangelhafte Vorarbeit eines vom Beſteller beauftragten Dritten). Vgl. ins- 
880 56 . Unberührt bleibt der Entſchädigungsanſpruch des Unternehmers nach 8642 
„ 81). 
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§ 646 

It nach der Beſchaffenheit des Werkes die Abnahme ausgefchloffen!), fo 
tritt in den Fällen der 88 638, 641, 644, 645 an die Stelle der Abnahme die 
Vollendung des Werkes. 

E I 579 Nr 1 II 582; M 2 502 ff.; P 2 336. 

1. Ausſchluß der Abnahme, insbeſondere bei einem nicht körperlichen, ſondern künſtleri⸗ 
ſchen oder wiſſenſchaftlichen Werke oder bei einem bereits im Beſitze des Beſtellers befind- 
lichen Werke. Hier tritt in bezug auf die Verjährung der Anſprüche des Beſtellers ($ 638), die Ent⸗ 
richtung der Vergütung ($ 641), die Gefahrtragung ($ 644), den Untergang oder die Verſchlechterung 
des Werkes ($ 645) an die Stelle der Abnahme die Vollendung des Werkes. Wenn von einem 
Bauunternehmer an einem Hauſe einzelne Arbeiten, für die eine förmliche Abnahme nicht ftatt- 
zufinden pflegt, ausgeführt worden ſind und nach dieſer Ausführung das Haus abgebrannt iſt, 
jo trifft die Gefahr ($ 644), da fie erſt nach Vollendung der Arbeiten eingetreten iſt, nicht mehr 
den Unternehmer (Geuffl 64 Nr 191). A. M. RG 110, 404 für den Fall, daß das Werk ſich ſchon 
im Beſitze des Beſtellers befindet, wie z. B., wenn dieſer auf feinem Grundſtücke bauen, an oder 
in ſeinem Hauſe Arbeiten vornehmen läßt; die Abnahme beſchränke ſich hier auf die Erklärung 
des Beſtellers, daß er die Leiſtung als eine der Hauptſache nach dem Vertrag entſprechende 
Erfüllung anerkenne. Ebenſo R Warn 1928 Nr 146; 1929 Nr 119. — Vollendung des Werkes 
bei einem Schleppvertrage, ſobald ſich der Kahn an dem Orte befindet, an den er geſchleppt 
werden ſollte (RG 62, 210). 


8 647 


Der Unternehmer!) hat für feine Forderungen aus dem Vertrag?) ein Pfand 
recht!) an den von ihm hergeſtellten oder ausgebeſſerten beweglichen Sachen 
des Beſtellers!), wenn fie bei der Herſtellung oder zum Zwecke der Ausbeffe- 
rung in feinen Beſitz gelangt ſind '). 

E I 674 II 683 Abſ 1; M 2 404; P 2 32 ff. 

1. Unternehmer ift nur derjenige, der ſelbſt mit dem Be ſteller einen Werkvertrag abgeſchloſſen 
hat, nicht auch derjenige, der zu dem Unternehmer in einem ſolchen Vertragsverhältnis ſteht 
(J. auch § 648 A J). | 

2. Zu dieſen Forderungen aus dem Werkvertrage gehören auch die durch Hinzutreten weiterer 
Umſtände begründeten, wie die nach $$ 642, 645 erhobenen, außerdem auch Schadens- und Koſten⸗ 
erſaßforderungen, dagegen nicht Anſprüche aus unerlaubten Handlungen. 

3. Dieſes Pfandrecht ift ein gesetzliches, auf welches $ 1257 (Verkauf 88 1233 fl.; NG Warn 
1919 Nr 194), auch $1210 und KO 5 49 Nr 2 Anwendung finden (vgl. 8559 A 1). Zur Frage, 
0b demjenigen, der an den einzelnen Stücken eines nach Urheber- oder Verlagsrecht geſchützten 
Werkes das geſetzliche Pfandrecht hat, z. B. dem Buchbinder, dem vom Verleger Bücher zum 
Einbinden übergeben worden find, ein Veräußerungsrecht zuſteht, ſ. einerſeits LZ 1913, 959°, 
anderſeits LZ 1914, 9717. Das geſetzliche Pfandrecht an einem im Schiffsregifter (88 1259ff.) 
eingetragenen Schiffe wegen daran vorgenommener Ausbeſſerungen ſteht älteren eingetragenen 
Pfandrechten nach (RG Dig 05, 122). Über die Anwendbarkeit des $ 1253 auf ein ſolches Pfand“ 
recht Rh 134,116 (anders früher RG 108,163). Über die Beſtellung von Pfandrechten an im 
Bau befindlichen Schiffen ſ. Gef v. 4.7.26 (NGMI 1,367) in der Faſſung der VO v. 14. 2. 9 
(RGBl 1, 209), inbef. 8 3. — Das Zuzückbehaltungsrecht des Unternehmers aus $$ 273, 100 
beſteht neben dem geſetzlichen Pfandrechte fort und iſt namentlich von Bedeutung gegenüber 1 
Herausgabeanſpruche des Eigentümers, wenn die ausgebeſſerte Sache dem Beſteller nicht gehör K 

4. Das Pfandrecht beſteht auch an unpfändbaren Sachen (anders § 559 Satz 3), aber 
nicht an Sachen eines Dritten, ſondern nur an Sachen des Beſtellers, die aus Veranlaſſung 975 
Werkvertrags in den Beſitz des Unternehmers gelangt find (vgl. 9 559 A 2), und auch nur an De 
zu bearbeitenden, nicht an anderen anläßlich der Beſtellung vom Beſteller übergebenen Sachen, 
wie z. B. Werkzeugen. luſt 

5. Beſitz ($ 854) iſt erforderlich, Beſitzdienerſchaft (8 855) genügt nicht. Unfreiwilliger N 
des Befiges hebt das einmal begründete Pfandrecht nicht auf (Rh 72 S. 281, 285). Wohl a 1 
die freiwillige Herausgabe ($$ 1253, 1257); fo auch für das nach $ 647 begründete Pfandre 
an einem im Schiffsregiſter eingetragenen Schiff (RG 134, 116). 


8 648 
Der Unternehmer! ) eines Bauwerkes?) oder eines einzelnen Teiles eines 
Bauwerkes“) kann für feine Forderungen aus dem Vertrage die Einräumung 
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einer Sicherungshypotheks) an dem Baugrundſtücke des Beſtellers“) verlangen. 
It das Werk noch nicht vollendet, fo kann er die Einräumung der Sicherungs- 
hypothek für einen der geleiſteten Arbeit entſprechenden Teil der Vergütung 


und für die in der Vergütung nicht inbegriffenen Auslagen verlangen“). 
E 11 583 Abſ 2 III 638; P 2 321 ff. 


1. Als Unternehmer eines Bauwerks oder eines Bauwerkteils iſt zunächſt derjenige zu be⸗ 
trachten, der auf Grund eines mit dem Beſteller (Grundſtückseigentümer) abgeſchloſſenen Werk⸗ 
vertrags das Werk hergeſtellt hat. Weiter gehören dahin auch diejenigen, die einen Teil eines 
Bauwerks hergeſtellt haben, insbeſondere die Bauhandwerker, die auf Grund eines mit dem 
Bauherrn (Beſteller) abgeſchloſſenen Vertrags einzelne Arbeiten für das Bauwerk geleiſtet und 
ihm eingefügt haben, wie beim Neubau eines Wohnhauſes die Maurer-, Zimmerer- und Dach⸗ 
deckerarbeiten (RG 57, 377; 58, 301; Warn 08 Nr 24; OLG 1, 433; 2, 382; 13, 427). — Da- 
gegen gilt nicht als Unternehmer eines Bauwerks: a) wer dem Bauherrn (Grundſtückseigen⸗ 
tümer) nur Stoffe zum Bauwerk auf Grund eines Kauf- oder Werklieferungsvertrags gewährt; 
b) wer als Architekt, Verfertiger von Voranſchlägen oder Zeichnungen, Unternehmer von Aus⸗ 
ſchachtungen nur die Vorbereitungen zum Bauwerke liefert oder zu deſſen Ausführung Dienſte 
leiſtet (Rh 63, 312; JW 06, 45913; SeuffA 62 Nr 83; Os 10, 181; 12, 80; 13, 426); e) wer 
nicht zum Bauherrn, ſondern zum Unternehmer in einem Werkvertragsverhältnis ſteht. 

2. Über den Begriff des Bauwerks ſ. § 638 A 2. Dieſer Begriff iſt demnach weiter wie der des 
Gebäudes, umfaßt insbeſondere einerſeits Umbauten und Ausbeſſerungsbauten, anderſeits 
auch Denkmäler, Brücken, Wegüberführungen (RG 56, 41). 

3. Nur der perſönliche Anſpruch auf die Sicherungshypothek (85 1184ff.), ſelbſtverſtändlich 
nicht ſchon eine Hypothek, ſteht hiernach dem Unternehmer eines Bauwerks als Nebenrecht zu 
ſeinem Anſpruch auf die Vergütung zu. Um dieſen Anſpruch zu verwirklichen, alſo die Eintragung 
der Sicherungshypothek zu erwirken, hat der Unternehmer die Einwilligung des Beſtellers zur 
Eintragung oder, wenn ihm dieſe verweigert wird, zweckmäßigerweiſe im Wege der einſtweiligen 
Verfügung die Eintragung einer Vormerkung nach $$ 883, 885 BGB und 88 916, 936 3 PO 

erbeizuführen, welche Vormerkung die Glaubhaftmachung einer Gefährdung des Anſpruchs 
nicht erfordert, für die ſpäter einzutragende Hypothek und deren Rang maßgebend iſt und im Falle 
einer Veräußerung des damit belaſteten Grundſtücks auf den neuen Erwerber mit übergeht. Die 
Vormerkung einer Bauhypothek nach $$ 648, 885 fällt unter die Belaſtungsbeſchränkung des 
N 77 des Reichsverſorgungsgeſetzes (RF 134, 181). — Zu den ſichernden Forderungen aus 

em Vertrage gehören neben dem Anſpruch auf die Vergütung auch die in $ 647 A 2 erwähnten. — 
zei Abtretung der Forderung aus dem Werkvertrage geht (vgl. $ 401) auch der Anſpruch auf 

le Einräumung einer Sicherungshypothek auf den neuen Gläubiger über (OLG 6, 84; 12, 82; 
17,426; a. M. OLG 4, 40). f 
4. Nur an dem Baugrundſtücke des Beſtellers kann die Sicherungshypothek eingetragen 
werden; die Eintragung iſt alſo ausgeſchloſſen, wenn das Grundſtückseigentum zur Zeit der ver⸗ 
eaten Hypothekenbeſtellung bereits in andere Hände übergegangen iſt. Iſt der Beſteller eine 
Nene Handelsgeſellſchaft, fo kann die Sicherungshypothek auch dann verlangt werden, wenn das 
Ne. Horundſtück nicht der Geſellſchaft, ſondern einem Geſellſchafter gehört (OLG 34, 47; SeuffA 63 

257). — Der Anſpruch auf Eintragung einer Sicherungshypothek umfaßt das ganze Bau⸗ 
geundſtück, auch feine unbebauten Teile, und darf nicht durch willkürliche Teilung des Grundſtücks 
— 1 Nachteil des Unternehmers geſchmälert werden. Wird der bebaute Teil abgetrennt und auf 

N beſonderes Grundbuchblatt übertragen, jo kann die Eintragung der Sicherungshypothek auch 
l den unbebauten, nunmehr ein ſelbſtändiges Grundſtück bildenden Teil verlangt werden, 

ange dieſer Teil in der Hand des Beſtellers bleibt (OLG 36, 82; a. M. OLG 12, 83). 

Abſch Der Anſpruch auf Eintragung der Sicherungshypothek kann, hiernach nicht ſchon nach 
zu bal des Werkvertrags, ſondern erſt nach gänzlicher oder teilweiſer Ausführung der danach 
für eiſtenden Arbeit geltend gemacht werden (RG JW 04, 4494). Dieſe Vorausſetzung gilt auch 
die Bar etwaige Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf die Hypothek (RO 58, 301); 
run eſtimmung in $ 883 Abſ 1 BGB, wonach die Eintragung einer Vormerkung auch zur Siche⸗ 
ber eines künftigen oder eines bedingten Anſpruchs zuläflig ift, findet keine Anwendung, da 
lan nach beſonderer Geſetzesvorſchrift von der Sicherungshypothek nur inſoweit die Rede ſein 
ei N, als die Arbeit am Bauwerk geleiſtet und durch deren Mehrwert dem Unternehmer 

Sicherungsobjekt geboten ift (Prot 2, 326). g 
beiten ans, daß den Bauhandwerkern der erforderliche Schutz erſt nach Ausführung ihrer Ar⸗ 
. gewährt wird, zu dieſer Zeit aber der Grundſtücks⸗ und Bauwerkswert vielfach durch 
Gebe“ vorgehende Hypotheken erſchöpft ſein kann, ergibt ſich, neben der Beſchränkung auf das 

ob et des Werkverkrags, die Unzulänglichkeit der Geſetzesvorſchrift. Zu ihrer Ergänzung iſt 
aber, durch das Reichsgeſetz über die Sicherung der Bauforderungen v. 1. 6. 09 (RG Bl 449ff.), 
(dazu ben von den in ſeinem erſten Abſchnitt enthaltenen allgemeinen Sicherungsmaßregeln 

ou 138, 156), in feinem zweiten Abſchnitt für das Gebiet der durch Verordnung 
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beſtimmten Gemeinden im Falle eines Neubaues (wozu auch ein Erſatzbau, 
nicht aber auch ein Umbau oder ein Ausbeſſerungsbau gehört) eine erweiterte dingliche 
Sicherung der Bauforderungen eingeführt worden. Dieſe beſteht im weſentlichen darin, daß 
bereits vor dem Beginne des Baues auf Erſuchen der Baupolizeibehörde auf dem Grund⸗ 
buchblatte der Bauſtelle ein ſog. Bauvermerk eingetragen wird. Mit der Eintragung erwerben 
die Baugläubiger, d. h. die an der Herſtellung des Gebäudes auf Grund eines Werk, Dienſt⸗ 
oder Lieferungsvertrags mit dem Eigentümer der Bauftelle (unter Umſtänden auch 
mit einem dritten Unternehmer, $$ 18, 19 des Gef) Beteiligten (alſo nicht nur Unternehmer 
im Sinne des $ 648; ſ. oben A 1) den perſönlichen Anſpruch auf Eintragung einer Hypothek für 
ihre Bauforderungen. Behufs Durchführung dieſer Eintragung haben fie nach Vollendung des 
Baues und vor deſſen Ingebrauchnahme binnen einer Ausſchlußfriſt von einem Monat nach Ver⸗ 
öffentlichung der Fertigſtellung (F 22) ihre Bauforderungen unter Beifügung einer ſchriftlichen 
Zuſtimmung des Eigentümers oder einer die Anmeldung gegen den Eigentümer zulaſſenden 
einſtweiligen Verfügung des zuſtändigen Amtsgerichts bei dem Bauſchöffenamte (einer neu zu 
bildenden Behörde) anzumelden. Unter Vermittlung des Bauſchöffenamts wird ſodann vom 
Grundbuchamte wegen der ſämtlichen angemeldeten Bauforderungen, jedoch unter Angabe der 
den einzelnen Baugläubigern zuſtehenden, unter ſich gleichen Rang habenden Teilbeträge, eine 
als Bauhypothek zu bezeichnende Sicherungshypothek eingetragen, deren Rang anderen 
Rechten gegenüber ſich nach der früheren Eintragung des Bauvermerks beſtimmt. Durch dieſe 
Vorſchriften des Geſetzes vom 1.6.09 wird das durch $ 648 begründete Recht des 
beim Bau beteiligten Werkunternehmers an ſich nicht berührt. Der Anſpruch auf die Siche⸗ 
rungshypothek des $ 648 oder auf deren Vormerkung wird vor allem in dem Falle von praktiſcher 
Bedeutung bleiben, wo der Bauvermerk für den betr. Bezirk nicht eingeführt iſt (59 Abſ 1 des 
Gef), ſodann auch da, wo er wegen vorliegenden Um⸗ oder Reparaturbaues (59 Abſ 1 Sah ) 
oder wegen Sicherheitsbeſtellung durch Hinterlegung ſeitens des Grundſtückseigentümers ($ 12 
Abſ 1) oder wegen der perſönlichen Haftung gewiſſer Grundeigentümer ($ 12 Abſ 2) oder mangels 
einer wirkſamen Anmeldung eines Baugläubigers ($ 27) nicht durchgeführt wird. 
§ 649 

) Her Beſteller kann bis zur Vollendung des Werkes jederzeit den Vertrag 
kündigen. Kündigt der Beſteller ?), fo iſt der Unternehmer berechtigt, die ver“ 
einbarte Vergütung zu verlangen; er muß ſich jedoch dasjenige anrechnen 
laſſen, was er infolge der Aufhebung des Vertrags an Aufwendungen erſpart 
oder durch anderweitige Verwendung ſeiner Arbeitskraft erwirbt oder zu 
erwerben böswillig unterläßt?). 

E 1 678 II 584; M 2 502 —500; P 2 335, 

1. Das Kündigungs recht der Vertragsparteien ift beim Werkvertrag abweichend vom Dienß⸗ 
vertrag ($ 626) geregelt. Der Unternehmer kann, abgeſehen von $ 643 (vgl. ferner Kündigung 
recht des Ehemanns 9 1358), überhaupt nicht, auch nicht bei der Geſchäftsbeſorgung nach $ 675, 
der Beſteller aber bis zur Vollendung (nicht bis zur Abnahme) beliebig und ohne Angabe 
von Gründen (MO 86, 107) kundigen. Dieſe Kündigung hat zur Folge, daß der Vertrag für br 
Zukunft aufgehoben ift, der Unternehmer aber den Anſpruch auf die Gegenleiftung behält, wähnag, 
ihm ein Anspruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung nicht zufteht (RG Gruch 51, 94 N 
RG 14. 6.19 V 53/19, DLG 39, 164). Der Anſpruch auf Entſchädigung nach $ 642 für die 8% 
bis zur Kündigung des Beſtellers bleibt unberührt ($ 642 A 4). Sit die Vergütung nicht in eine 
Pauſchſumme, ſondern nach Maßgabe der zur Herſtellung erforderlichen Einzelleiſtungen beſten 
jo kann er feinen Anſpruch in Anlehnung an die Einzelleiſtungen begründen (RG 30. 4. 07 * 
304/06). Die Kündigung eines Vertrags bezweckt die Beendigung des Bertragaberhältnifle 
fie liegt nur dann vor, wenn der Kündigende ſich endgültig und vollſtändig vom Vertrage er 
ſagen will. Erklärt der eine Teil, daß er die früher entrichteten Preiſe, z. B. für die Abfuhr En 
Fabrikate, nicht mehr zahlen und nur zu beſtimmten herabgeſetzten Preiſen fahren laſſen wo ng 
jo kann darin noch keine Kündigung gefunden werden; wohl aber iſt darin eine Erſüllungs weich fte. 
zu ſehen (RG Warn 1911 Nr 23). Entſprechende Anwendung des $ 649 im Falle einer Gesche nd 
beſorgung nach $ 675 f. R& 107, 136. Zum Unterſchied zwiſchen Rücktritt vom Werfvertrag das 
Kündigung ſeitens des Unternehmers |. Rc Warn 1937 Nr 115. — Der Beſteller kann au wa 
ihm nach § 649 zuſtehende Kündigungsrecht im voraus verzichten, auch ſtüäſchweigen 0 
nach den Umſtänden des Falles zu beurteilen it (Res 86, 107; 92, 168; NG 23 1920, nge 
Durch die Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des Unternehmers wird das Kündigung 
recht des Beſtellers nicht aufgehoben (RG JW 1911, 77055). zuld⸗ 

2. Neben dieſer Kündigung bleiben die allgemeinen Endigungsgründe der Sch tritt 
verhältniſſe beſtehen, jo die nachträglich eintretende Unmöglichkeit der Leiſtung. Die nad 
insbeſondere mit dem Tode des Unternehmers ein, wenn es auf deſſen persönliche Leiſti 
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fähigkeit ankommt. Je nachdem die Unmöglichkeit auf einem zufälligen Ereignis oder auf einem 
von dem Unternehmer zu vertretenden Umſtande beruht, bleibt der Beſteller nur von der Ent⸗ 
richtung der Vergütung befreit oder erlangt er darüber hinaus nach § 325 noch einen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch gegen den Unternehmer. Abgeſehen von dem obenerwähnten Falle (perſönliche Aus⸗ 
führung durch den Unternehmer) iſt der Tod des Unternehmers ohne Einfluß, ebenſo auch der 
Tod des Beſtellers, ſofern nicht etwa auch deſſen perſönliche Mitwirkung zur Ausführung 
des Werkes unerläßlich iſt. Hat der Werkvertrag eine Geſchäftsbeſorgung nach § 675 zum Gegen- 
ſtande, fo liegt im Falle des Todes des Unternehmers deſſen Erben die Anzeige- und Beſorgungs⸗ 
pflicht des $ 673 ob. — Wegen eines die Erreichung des Vertragszwecks gefährdenden 
Verhaltens des Unternehmers (z. B. der Unternehmer beleidigt oder beläſtigt während feiner 
zur Werkleiſtung erforderlichen Anweſenheit in den Geſchäftsräumen des Beſtellers deſſen Ange⸗ 
ſtellte) kann der Beſteller nach allgemeinen Grundſätzen kündigen, ohne daß der Unter⸗ 
nehmer für den noch ausſtehenden Teil ſeiner Leiſtung die vereinbarte Vergütung verlangen könnte 
(RS 12. 10. 17 VII 177/17). 

3. Der Anſpruch des Unternehmers geht im Falle der Kündigung nach § 649 grundſätzlich 
auf die volle Vergütung ($ 634 A 2; $ 632). Gegebenenfalls ermäßigt ſich aber der Anſpruch 
durch die Anrechnungspflicht. Ihr Weſen beſteht nicht darin, daß dem Beſteller ein Gegen⸗ 
recht gewährt wird, auf das die Grundſätze der Aufrechnung entſprechend anwendbar wären. 

em Beſteller erwächſt infolge ſeiner Aufkündigung kein ſelbſtändiger, zur Aufrechnung geeigneter 
Anſpruch auf Gewährung des vom Unternehmer erſparten Betrags; vielmehr iſt die Anrechnungs⸗ 
pflicht des Unternehmers ſo zu verſtehen, daß der trotz der Aufkündigung an ſich fortbeſtehende 
Anſpruch auf die Vergütung um den erſparten Betrag von ſelbſt gemindert wird. Eine ungerecht⸗ 
fertigte Bereicherung des Unternehmers fol ausgeſchloſſen werden. Er ſoll nicht mehr erhalten, 
als er gehabt haben würde, wenn er die von ihm geſchuldete Gegenleiſtung gewährt hätte. Es 

andelt ſich um ein ähnliches Rechtsverhältnis wie die Vorteilsausgleichung (A5 vor $ 249). 

ur braucht, anders als bei Schadenserſatzanſprüchen, ein innerer urſächlicher Zuſammenhang 
des anderweit erlangten Erwerbs mit dem Verhalten des Beſtellers nicht vorzuliegen; anzu⸗ 
rechnen iſt vielmehr jeder Verdienſt, auch ein zufällig erlangter oder erlangbar geweſe⸗ 
ner (nch 13.12.21 VII 79/21). Die Anrechnung macht ſich hiernach ohne weiteres mit rückwirkender 
Kraft geltend; ſie bildet ein Ermäßigungsrecht, das ſich von ſelbſt aus dem Werkvertrag ergibt 
A 74, 197). Die Vorausſetzungen der Anrechnung darzulegen, iſt Sache des Beſtellers. Über 
böswilliges Unterlaſſen andern Erwerbs f. $ 615 Abſ 4 und R 22. 12. 05 VII 8/05. — 
Da der Unternehmer mit der erwähnten Einſchränkung Anſpruch auf die ganze vereinbarte Ver⸗ 
gütung hat, darf der Beſteller ſelbſtverſtändlich das Werk, ſoweit es hergeſtellt iſt, einſchließlich der 
in das Werk verwendeten oder ſonſt in ſein Eigentum übergegangenen Stoffe behalten. Auf 
Stoffe, die für das Werk beſtimmt, aber noch nicht verwendet ſind, hat er ſelbſt dann keinen An⸗ 
Pruch, wenn ſie, z. B. bei einem Bauwerk, zum Zwecke der Verwendung auf das Grundſtück des 
Beſtellers gebracht worden find, alfo ſchon in feinem Beſitze ſich befinden (RG 104, 93). — Über 
1 Anwendung der Abgeltungsverordnung v. 4. 12. 19 (Vorbem 5 vor § 631) auf Anſprüche 

8 Unternehmers im Falle des $ 649 |. RG 1922, 6221. 
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d Iſt dem Vertrage ein Koſtenanſchlag zugrunde gelegt worden, ohne daß 
er Anternehmer die Gewähr für die Nichtigkeit des Anſchlags übernommen 
bat, und ergibt ſich, daß das Werk nicht ohne eine weſentliche Überſchreitung 
es Anſchlags ausführbar iſt, ſo ſteht dem Unternehmer, wenn der Beſteller 
e aus dieſem Grunde kündigt, nur der im § 645 Abſ 1 beſtimmte 

n pruch zu 1). 
dit eine ſolche Überſchreitung des Anſchlags zu erwarten, jo hat der Unter- 

hmer dem Beſteller unverzüglich Anzeige zu machen!). 
5 U 585; M 2 503, 504; P 2 335. 
den! Uberſchreitun des Koſtenanſchlags. Die Vorſchrift findet Anwendung, gleichviel, wer 
it Koſtenanſchlag ergeftellt hat, vorausgeſetzt nur, daß er dem Vertrag zugrunde gelegt worden 
hot r Unternehmer bleibt auch in dieſem Falle zur Ausführung verpflichtet ($ 631 Abſ 1), 
der auf angemeſſene oder taxmäßige Vergütung Anſpruch ($ 632), wenn er nicht — was 
für En Umſtänden des Falles durch Vertragsauslegung nach $ 157 feſtzuſtellen ift — Gewähr 
tröctdie, niedrigere Anſchlagsſumme übernommen hat, in welchem Falle er den Schaden 
he (026 22, 314). Nur der Beſteller kann auf Grund des $ 649 das Kündigungsrecht aus- 
doch diet un er hierbei die Überſchreitung des Anſchlags als Kündigungsgrund bezeichnet oder 
en eſe nachweisbar den Kündigungsgrund bildet, verwandelt ſich der Anſpruch des Unter- 
By auf volle Vergütung ($ 649) in den Anſpruch auf teilweiſe Vergütung und Ersatz der 
B, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Degg.) 27 
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Auslagen nach $ 645 Abſ 1 Satz 1. Ein Verſchulden des Unternehmers wird hierbei nicht 
vorausgeſetzt. Liegt ein ſolches vor, ſo gelten die allgemeinen Grundſätze (88 276ff., 286 ff., 325). 

2. Unterlaſſung dieſer Anzeige begründet die Schadenserſatzpflicht des Unternehmers, die 
indeſſen wegfällt, wenn der Beſteller bereits in anderer Weiſe Kenntnis von der zu erwartenden 
Anſchlagsüberſchreitung erlangt hat. 


8 651 


1) Verpflichtet ſich der Unternehmer, das Werk aus einem von ihm zu be- 
ſchaffenden Stoffe herzuſtellen, ſo hat er dem Beſteller die hergeſtellte Sache 
zu übergeben und das Eigentum an der Sache zu verſchaffen ?). Auf einen 
ſolchen Vertrag finden die Vorſchriften über den Kauf Anwendungs); iſt eine 
nicht vertretbare Sache herzuftellen‘), fo treten an die Stelle des § 433, des 
§ 446 Abſ 1 Satz 1 und der 88 447, 459, 460, 462 bis 464, 477 bis 479 die Vor 
ſchriften über den Werkvertrag mit Ausnahme der §8 647, 648, 

Verpflichtet ſich der Unternehmer nur zur Beſchaffung von Zutaten oder 
fonftigen Nebenſachen, fo finden ausſchließlich die Vorſchriften über den Werk 
vertrag Anwendung?)®). 

E 1 668 Abſ 1, 2 Satz 1 II 586; M 2 474ff.; P 2 887 ff. 

1. $ 651 enthält die Beſtimmungen über den im Verkehrsleben wichtigen Werklieferungs⸗ 
vertrag, welche, teilweiſe abweichend von dem früheren gemeinen Rechte und von HGB $ 381 
Abſ 2, eine für die praktiſche Handhabung keineswegs leichte und einfache Faſſung erhalten haben. 
Ein ſolcher Vertrag liegt dann vor, wenn ſich der Unternehmer verpflichtet, das Werk aus einem 
von ihm zu beſchaffenden Stoffe (z. B. auch ein Gebäude auf einem vom Unternehmer zu be⸗ 
ſchaffenden Grundſtück und aus den von ihm zu beſchaffenden Bauſtoffen, RG 94, 128) herzu 
ſtellen. Dies gilt indeſſen (außer dem in Abſ 2 ausdrücklich hervorgehobenen Falle der „Zutaten 
und Nebenſachen“) dann nicht, a) wenn der Unternehmer das Werk zwar aus dem von ihm zu be⸗ 
ſchaffenden Stoffe, aber auf dem Grund und Boden des Beſtellers ($ 94) herzuſtellen hat nd 
12. 10. 20 VII 131/19), oder b) wenn jede Partei weſentliche Stoffbeſtandteile zu dem herzl* 
ſtellenden Werke beizutragen hat. In beiden Fällen liegt ein reiner Werkvertrag vor, im erſteren 
insbeſondere von der im § 648 vorausgeſetzten Eigenart. — Übernahme der Ausführung und 
Einbauung einer Treppenanlage für einen Bau des Beſtellers ift Werk, nicht Werklieferungs⸗ 
vertrag (RG 97, 87). Lieferung einer Schaufenſterbeleuchtung als ein aus Werklieferung (Liefe- 
rung der Beleuchtungskörper) und Werkvertrag (Anbringung der Beleuchtungskörper) gemiſchter 
Vertrag ſ. OL 33, 260. „Kulturvertrag“ über Erzielung von Rübenſamen als Werklieferung? 
vertrag |. RG HRR 1934 Nr 1440. — Übernimmt es der Verkäufer einer Sache, dieſe für eine 
beſtimmte Zweckbeſtimmung beſonders herzurichten, jo handelt es ſich nicht mehr um einen tel‘ 
nen Kaufvertrag, mag auch die Vergütung für die Umarbeitung in dem Kaufpreiſe mitenthalten 
ſein. Vielmehr liegt ein Werkvertrag vor, ſoweit es ſich um die Umarbeitung handelt. Es gre! 
alſo 8 651 Abſ 1 Platz (RG Warn 1910 Nr 16). Kauf eines Kraftwagens mit der Zuſicherung, 
die Betriebsfähigkeit herzuſtellen, als unſelbſtändiger Nebenleiſtung ſ. R Gruch 67, 311. Zum 
Unterſchied von Kauf und Werllieferung |. auch HRR 1935 Nr 1301. — Über den Einfluß der 
durch den Weltkrieg und die ihm folgende ſtaatliche Umwälzung bewirkten Veränderung ber 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe auf Werk- und Werklieferungsverträge |. § 631 W3. 
Beſteller eines Werkes hat keinen Anſpruch darauf, daß der Unternehmer die zur Ausführung 
des Auftrags angeſchafften Rohſtoffe dauernd für dieſen Zweck bereithält. Daher iſt bei der Frage; 
ob dem Unternehmer wegen veränderter Umſtände die Erfüllung noch zuzumuten ſei, au 
eine Preisſteigerung zu ſeinen Gunſten auch dann Rückſicht zu nehmen, wenn der U 
nehmer die Rohſtoffe ſchon früher angeſchafft, dann aber anderweit verwendet hat (Rd 106, 3% 
— Einwirkung der Durchführung des Vierjahresplans auf die Preisbildung |. Vorbem 

2. Für den eigentlichen Werklieferungsvertrag gilt zunächſt in jedem Falle der Grundl 
daß der Unternehmer dem Beſteller die herzuſtellende Sache zu übergeben und das Eigen iſe 
daran zu verſchaffen hat wie beim Kaufvertrage. Dabei ift die Frage, wann die Herftellund e 
weit vorgeſchritten iſt, daß man von einer „hergeſtellten“ Sache ſprechen kann, deren bee 
der Beſteller verlangen kann, im einzelnen Falle nach Treu und Glauben mit ce 1 4 zu 
Verkehrsſitte zu beantworten. Daß das Werk bereits völlig dem Vertrage entſpreche, 1 a 
fordern (R 30. 5. 24 111 98/23). Im übrigen ift zu unterſcheiden, ob den Gegenſtand des Ver 
eine vertretbare oder eine nicht vertretbare Sache ($ 91) bildet. dung, 

3. Die Beſtimmungen über den Kauf (85 433 ff.) kommen in vollem Maße zur Anwen em 
wenn ben Gegenſtand des Werklieferungsverkrags eine vertretbare Sache bildet. Der AIR rn 
des Beſtellers geht alſo hier in letzter Linie nicht auf Stoffbeſchaffung und Herſtellung, Gewähr 
auf Übergabe der hergeſtellten Sache; die vertragsmäßige Herftellung ift inſoweit nur © 
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einer zugeficherten Eigenſchaft. Der Anſpruch des Unternehmers geht auf Zahlung der verein⸗ 
barten Vergütung und Abnahme der hergeſtellten Sache. Unter Abnahme iſt dabei nach & 433 
Abſ 2 die äußerliche Hinnahme, nicht eine Annahme als Erfüllung wie nach § 640 zu verſtehen. 
Bei Sachmängeln gelten nicht die 98 633 ff., ſondern die 88 459ff.; insbeſondere kann der Be⸗ 
ſteller nicht Nachbeſſerung, ſondern nur Lieferung eines anderen Stückes (§ 480), Wandelung, 
Minderung oder Schadenserſatz verlangen. Die Frage, ob bei der Lieferung einer vertretbaren 
Sache nicht wenigſtens eine entſprechende Anwendung der $$ 642, 643, 645 ſtattfinden könne, 
erſcheint gegenüber der ausdrücklichen Faſſung des § 651 („die Vorſchriften über den Kauf“) nicht 
zweifellos, iſt aber mit der herrſchenden Anſicht zu bejahen. S. auch unten A 4b. — Ob der Ver⸗ 
trag auf die Herſtellung vertretbarer oder nicht vertretbarer Sachen gerichtet iſt, muß 
vom Standpunkte des Vertrags aus, nicht nach dem einſeitigen Zwecke des Beſtellers, entſchieden 
werden (RG 23 1915, 13705). Iſt eine Menge gleichartiger Gegenſtände herzuſtellen und zu liefern, 
die wie jede Handelsware, an beliebige Perſonen verkauft werden ſollen, ſo liegt ein Vertrag über 
vertretbare Sachen auch dann vor, wenn die Gegenſtände nach einem den Angaben des Beſtellers 
entſprechenden Muſter anzufertigen ſind und der Beſteller ein Schutzrecht für den Grundgedanken 
der Konſtruktion durch Weiterveräußerung auszunutzen beabſichtigt (RG 19. 2. 18 II 375/17). 
Die Vertretbarkeit der erſt herzuſtellenden Sache wird nicht beeinträchtigt durch die Ausbedingung 
einer beſonderen Eigenſchaft, z. B. der Leiſtungskraft von 120 Elementen für eine Akku⸗ 
mulatorenbatterie (RG 9.3.06 11 473/05). Ein Vertrag über eine Maſchine kann je nach 
Verſchiedenheit des Falles bald eine vertretbare, bald eine nicht vertretbare Sache zum Gegen⸗ 
ſtande haben. Als vertretbare Sachen erſcheinen Maſchinen, wenn es ſich um Maſchinen be⸗ 
kannter, gewöhnlicher Art und üblicher Beſchaffenheit handelt (Res LZ 1915, 13706). Dagegen 
iſt eine Maſchine als nicht vertretbare Sache anzuſehen, wenn ihr eine auf die Betriebsverhältniſſe 
des Abnehmers berechnete beſondere Ausgeſtaltung gegeben iſt, ſo daß die Erſetzbarkeit der 
Maſchine wegen dieſer eigenartigen Geſtaltung durch eine andere der nämlichen Gattung nach 
der Anſchauung des regelmäßigen Verkehrs nicht mehr bejaht werden kann, auch die Veräußerung 
an andere Abnehmer aus dem angeführten Grunde erheblich erſchwert iſt (RG JW 1913, 2714). 
Der Umſtand, daß eine Maſchine erſt nach Beſtellung anzufertigen ift, ſchließt ihre Vertretbarleit 
nicht aus, jedenfalls dann nicht, wenn der Beſteller das Gewicht nicht auf die Anfertigung 
urch den anderen Teil, ſondern auf die Lieferung einer Maſchine der beſtellten Art über⸗ 
haupt legt (Reh 16. 4. 01 VI 82/01; 31. 3. 03 11 444/02; 15. 3. 04 VII 499/03). Sachen, die nach 
Preisverzeichniſſen verkauft werden, find in der Regel vertretbar; doch können Abweichungen 
nicht nebenſächlicher Art die Unvertretbarkeit begründen (OLG 34, 49). Kraftdroſchke als ver⸗ 
tretbare Sache ORG 28, 196. Grabmal als nicht vertretbare Sache OLG 41, 121. Ein Vertrag 
auf Lieferung eines „Wohnſalons“ nach ausgeſtelltem Muſter ift ein Werklieferungsvertrag, der 
die Herſtellung eines Inbegriffs nicht vertretbarer Sachen zum Gegenſtande hat (RG 23. 6. 08 
U 616/07). Um nicht vertretbare Sachen handelt es ſich bei der Lieferung eines vom Unter⸗ 
nehmer nach Angaben des Beſtellers herzuſtellenden kunſtgeſchnitzten Bücherſchranks (RG 107, 
389); bei der Lieferung eines nach beſtimmten Maßen vereinbarungsgemäß angefertigten Poker⸗ 
üſches (RG Warn 1923 Nr 8); bei der Lieferung einer nach einer beſtimmten Zeichnung anzu⸗ 
ſertigenden Speiſezimmereinrichtung (23 1925, 3291); bei der Lieferung einer für eine beſtimmte 
Arbeitsweiſe und Leiſtung beſonders konſtruierten, nach den Wünſchen des Beſtellers individuell 
gestalteten Maſchinenanlage (R HRR 1929 Nr 381); ebenſo wenn Zahnärzte künſtliche Zahn ⸗ 
teſabſtuce (Gebiſſe, einzelne Zähne) liefern (RG 95, 322). — Nach beſtimmten Bauvorſchrif⸗ 
dat und Zeichnungen herzuſtellende, unter ſich verſchiedene Dampfer find als nicht vertret⸗ 
gare Sachen anzuſehen (RG 15. 3. 04 VII 499/03). Lieferung von Herden zu einem beſtimmten 
Aeubau, ohne nähere Individualiſierung, iſt Lieferung vertretbarer Sachen, die Aufſtellung und 
Inſtallation nur Nebenleiſtung (RG Lg 08, 682). 
ü 4. Auf den Werklieferungsvertrag über eine nicht vertretbare (bewegliche oder unbeweg⸗ 
. Sache finden ſowohl Vorſchriften über den Kauf als ſolche über den Werkvertrag An- 
Ab dung. a) Beſeitigt find von den Vorſchriften des Kaufbertrags zunächſt die in $ 651 
u 11 ausdrücklich angeführten; $ 433: Verpflichtung des Verkäufers einer Sache zur Übergabe 
und Eigentumsverſchaffung, des Käufers zur Zahlung des Kaufpreiſes und zur Abnahme der 
— 9 446 Abſ 1 Satz 1, 447: Übergang der Gefahr auf den Käufer im Falle der Übergabe 
bis zan Valle der Verſendung (zu $ 447 |. jedoch $ 644 Abſ 2 und unten vor b); 89 459, 460, 462 
bei 464: Haftpflicht des Verkäufers für Fehler der Kaufſache, ſofern der Käufer die Fehler nicht 
Wan Kaufabſchluſſe kennt; Gewährleiſtungsanſprüche des Käufers wegen Mangel der Kaufſache: 
andelung, Minderung oder Schadenserſatz, Ausſchluß der Anſprüche bei vorbe haltloſer An- 
0 Ime der Sache ſeitens des Käufers mit Kenntnis vom Mangel. Für nicht anwendbar find 
m erklärt die 98 477479: Verjährung der Gewährleiſtungsanſprüche und durch rechtzeitige 
N Ngelanzeige herbeizuführende Erhaltung des Rechtes des Käufers auf gänzliche oder teilweise 
5 uch eigerung der Kaufpreiszahlung und des Rechtes zur Aufrechnung des Schadenserſatzanſpruchs 
auch nach Vollendung der Verjährung. Da aber an die Stelle der erwähnten Vorſchriften die⸗ 


nigen über den Werkvertrag treten ſollen (ſ. unten), mit ihnen auch $ 639, der ſeinerſeits in Abſ 1 
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wieder den $ 477 Abſ 2, 3 und die $$ 478, 479 für entſprechend anwendbar erklärt, fo find mit 
dem $ 639 auch dieſe Vorſchriften anzuwenden (RG 87, 305; 93, 158). Ebenſo iſt $ 447 gemäß 
$ 644 Abſ 2 anwendbar. b) An die Stelle der unter a erwähnten Vorſchriften über 
den Kauf treten „die Vorſchriften über den Werkvertrag mit Ausnahme der 8$ 647, 648"; 
zunächſt alſo die entſprechenden, mit den aufgehobenen Beſtimmungen gleichartigen, ins⸗ 
beſondere $ 631: Verpflichtung des Unternehmers zur Herſtellung des verſprochenen Werkes, 
Verpflichtung des Beſtellers zur Entrichtung der vereinbarten Vergütung, wozu noch die in $ 651 
Abſ 1 Satz 1 vorgeſchriebene Erweiterung hinzutritt: Verpflichtung des Unternehmers zur Über- 
gabe der hergeſtellten Sache und Verſchaffung des Eigentums zugunſten des Beſtellers; ferner 
$ 632: ſtillſchweigende Vereinbarung der Vergütung; 89 633—636: Verpflichtung des Unter 
nehmers zur Herſtellung eines fehlerfreien Werkes, beim Vorhandenſein von Fehlern Ge⸗ 
währleiſtungsanſprüche des Beſtellers zunächſt auf Beſeitigung binnen angemeſſener Friſt, bei 
deren fruchtloſem Ablauf auf Wandelung (d. i. Rücktritt vom Vertrage nach $ 327) oder auf Min⸗ 
derung oder Schadenserſatz (RG 107, 339); Wandlungsrecht des Beſtellers trotz vertraglicher 
Beſchränkung auf Nachbeſſerung, wenn der Unternehmer ſich ohne Rechtsgrund beharrlich weigert, 
Nachbeſſerungen vorzunehmen, ſ. RG Warn 1935 Nr 66; 88 638, 639: Verjährung der Gewähr⸗ 
leiſtungsanſprüche des Käufers mit Berechnung der Friſt von der Abnahme des Werkes an, 
deren Zeitpunkt nicht mit dem der Ablieferung zuſammenfällt (8 640 A 2; RG JW 1910, 65955; 
RG Warn 1934 Nr 34; R 21. 12. 06 VII 149/06); 98 640, 641 Abſ 1: Verpflichtung des Beſtellers 
zur Abnahme des vertragsmäßig hergeſtellten Werkes im Sinne einer Annahme als Erfüllung 
(nicht nur äußerliche Hinnahme, wie nach $ 433 Abſ 2), Einfluß feiner Kenntnis von einem vor- 
handenen Mangel; weitere Verpflichtung des Beſtellers zur Entrichtung der Vergütung bei der Ab⸗ 
nahme (wogegen die Verzinſung der Vergütung nicht nach 9 641 Abſ 2, ſondern nach $ 452 ein? 
tritt); 39 644—646: Gefahrtragung des Unternehmers bis zur Abnahme (oder Vollendung) des 
Werkes; Anſpruch des Unternehmers auf einen der geleifteten Arbeit entſprechenden Teil der Ver 
gütung bei gänzlicher oder teilweiſer Unausführbarkeit infolge eines von dem Beſteller zu vertreten 
den Umſtandes. Außer dieſen Vorſchriften ſind, da in $ 651 allgemein „die Vorſchriften über den 
Werkvertrag“ als Erſatz für die aufgehobenen des Kaufvertrags eingeführt find, gleichfalls anwend⸗ 
bar die weiteren mit den vorſtehend angeführten zuſammenhängenden Beſtimmungen in $$ 642, 
643: Verzug des Beſtellers mit einer bei Herſtellung des Werkes von ihm vorzunehmenden Hand 
lung; in $ 649: ausgedehntes Kündigungsrecht des Beſtellers; in $ 650: beiderſeitige Rechte bei 
Uberſchreitung eines Koſtenanſchlags. e) Neben dieſen Vorſchriften über den Werkvertrag 
kommen aber bei dem Werklieferungsvertrag über nicht vertretbare Sachen auch die ni t 
durch die Vorſchriften des Werkvertrags erſetzten Vorſchriften des Kaufvertrags zur 
Anwendung, ſoweit fie überhaupt auf dieſen Lieferungsvertrag paſſen, insbeſondere $$ 
bis 436, 439, 440, 442, 443: über die Haftung des Verkäufers für Mängel im Rechte (zu unter / 
ſcheiden von Mängeln des Werkes 85 633ff.), dagegen Nichthaftung für die Freiheit eines Grund: 
ſtücks von öffentlichen Abgaben und Laſten, die zur Eintragung in das Grundbuch nicht geld f 
find; ferner $ 446 Abſ 1 Satz 2, Abſ 2: Übergang der Nußungen und Laſten der Kaufſache au 
den Käufer; $$ 448, 449: Tragung der Koſten der Übergabe ſowie der Abnahme und Verſendung 
bei einer beweglichen Kaufſache, der Koſten der Auflaſſung und Eintragung bei einem verkauften 
Grunditüd; $ 450: Verpflichtung des Käufers zum Erſatze der vor der Übergabe gemachten Ver. 
wendungen des Verkäufers; $ 452: Verpflichtung des Käufers zur Verzinſung des Kauſpreiſch 
$ 455: Eigentumsvorbehalt des Verkäufers einer beweglichen Sache; $$ 465—467, 46947 3 
Vollziehung der Wandelung und Minderung ($ 634) im einzelnen; $ 476: Nichtigkeit u 
die Mängelhaftung des Verkäufers ausſchließenden Vereinbarung bei argliftigem Verſchwelgo, 
des Mangels ſeitens des Verkäufers, wodurch die gleichwertige Vorſchrift des 9 637 gegenſtandsle 
wird. Über die Anwendung der in $ 639 Abſ 1 für entſprechend anwendbar erklärten $$ * 
Abſ 2, 3, 478, 479 und des in $ 644 Abſ 2 in Bezug genommenen $ 447 f. oben a am Ende. lt 
$ 381 Abſ 2 HGW unterftellt die dort bezeichneten Werklieferungsverträge nicht in jeder Hinſten 
den Vorſchriften über den Kauf, ſondern fügt nur zu den nach § 651 anwendbaren Veſtimmunge 
über den Kauf die der $$ 373ff. HGB (Pflicht zur unverzüglichen Unterſuchung, $ 377) bing 
und beläßt es im übrigen bei den Vorſchriften des $ 651, insbeſondere auch bei der Anwendbark 
der Vexjährungsvorſchriften der $$ 638, 639 (RG JW 1910, 65925). ‚a ah 
5. Beſchaffung von Zutaten und ſonſtigen Nebenſachen ſeitens des Unternehmers iſt den. 
Stoffbeſchaffung (A 1), kann aber die Anwendung der Vorſchriften vom Kauf nicht begrün 1 
6. Durch Vereinbarung können die Vorſchriften über den Werklieferungsvertrag Mi efe⸗ 
ändert werden. Als eine ſolche Abänderung erſcheint auch der ſog. unregelmäßige Werk ieſen 
rungsvertrag, wobei dem Unternehmer zwar der Stoff geliefert, aber freigeſtellt wird, dieb 
Stoff durch einen anderen (gleichartigen) zu erſetzen (M 2, 477). Die nähere Durchführun iefe 
Verhaltniſſes ergibt ſich aus der den Umſtänden zu entnehmenden Abſicht der Beteiligten. 3 oder 
wird in der Regel dahin gehen, daß der Unternehmer die Gefahr des zufälligen Untergange Stoff 
der zufälligen Verſchlechterung des Stoffes zu tragen hat, aber auch über den ihm gelieferten 
frei verfügen kann. 
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1. Begriff und rechtliche Natur des Mäklervertrags. Im Anſchluß an das HGB hat das 
BGB als beſonderen Vertrag den Mäklervertrag aufgeſtellt, nach welchem der eine Teil für 
den anderen, ohne in deſſen dauernden Dienſten zu ſtehen, die Gelegenheit zum Abſchluß eines 
Vertrags nachzuweiſen oder einen ſolchen zu vermitteln, der andere Teil aber, wenn dadurch 
der Vertrag zuſtande kommt, einen Lohn dafür zu entrichten hat. Das durch den Mäklervertrag 
begründete Schuldverhältnis ſteht unter dem Gebot von Treu und Glauben ($ 242). Aus 
nationalſozialiſtiſcher Rechtsanſchauung ergibt ſich die Notwendigkeit, die aus dem Schuldverhältnis 
entſpringenden Rechte und Pflichten aus dem Gemeinſchaftsgedanken zu beurteilen. Vgl. dazu 
Vorbem 1 vor 9 241. Dort auch zu der mit dem Gedanken der Volksgemeinſchaft untrennbar 
verbundenen Raſſenfrage. — Der Mälklervertrag, ein Vertrag eigener Art, unterſcheidet 
ſich vom Auftrage namentlich durch die entgeltliche Tätigkeit des Mäklers, vom Dienſt⸗ 
vertrage dadurch, daß der Mäkler ſeinen Lohn nur bei Herbeiführung eines beſtimmten Erfolges 
beanſpruchen kann, und vom Werkvertrage wie auch vom Geſellſchaftsvertrage (RG 
JW 05, 737; Warn 1919 Nr 31) dadurch, daß er zur Herbeiführung dieſes Erfolges wohl berechtigt, 
aber in der Regel nicht verpflichtet ift (NG Warn 08 Nr 144). Beurteilung eines ſcheinbaren Kauf⸗ 
vertrags als Mäklervertrag ſ. SeuffA 77 Nr 19; einen Grenzfall zwiſchen Mäklervermittlung und 
Kommiſſionsgeſchäft ſ. Seuff a 76 Nr 49. Es gehört nicht zum Weſen des Mäklervertrags, 
daß der Mäklerſichzu einer Tätigkeit verpflichtet (RG ZW 1911, 75815) oder gar für den Er⸗ 
folg ſeiner Tätigkeit einſteht. Die Annahme eines Mäklervertrags wird aber anderſeits nicht dadurch 
ausgeſchloſſen, daß er gewiſſe Dienſtleiſtungen (z. B. auch Vorarbeiten für den abzuſchließenden 

ertrag) übernimmt, oder daß ſonſtige beſondere Abreden getroffen werden, die den Vertrag einem 
Dienſt⸗ oder Werkvertrag nähern (RG JW 1915, 13512). Es kann ſich dabei um bloße Nebenleiſtun⸗ 
gen, aber auch um einen beſonderen, mit dem Mäklervertrag verbundenen Nebenvertrag handeln, 
ür den dann insbeſondere $ 652 Abſ 2 nicht gilt. Rechtliche Natur einer Anwaltstätigkeit, die auf die 
ührung von Finanzverhandlungen für eine Staatsverwaltung gerichtet iſt, ſ. HRR 1933 
Nr 1574. — Der Vertrag zwiſchen dem Mälkler und einem Untermäkler ift im BGB nicht be⸗ 
ſonders geregelt und nach $$ 157, 242 zu beurteilen. Da der Vertrag nicht ſelbſt Mäkler⸗ 
vertrag iſt, bedarf es zur Begründung eines Vergütungsanſpruchs nicht einer Mäller⸗ 
tätigkeit im Sinne des $ 652 (RG JW 1929, 3497). Aus feinem Weſen als Hilfsvertrag zur 
Erreichung der Ziele des Hauptmäklervertrags ergibt ſich aber, daß gewiſſe Eigenheiten dieſes, 
wie z. B. die freie Widerruflichke it des Auſtrags, auch hier gelten müſſen (Rez 88, 1). Wie der 
eser ben . des Hauptmäklers das Geſchäft nicht nur deshalb abzuſchließen braucht, damit 
Diejer den Mäklerlohn verdient, fo ift auch der Hauptmäkler nicht zum Nachweiſe oder zur Ver⸗ 
mittlung verpflichtet, damit der Untermäkler feinen Anteil am Lohn erhält. Der Hauptmäller 
arf ſich vielmehr von einer verſtändigen und redlichen Wahrnehmung ſeiner eigenen Intereſſen 
leiten laſſen. Das kann unter Umſtänden ſogar dazu führen, daß der Hauptmäkler auf den Mäller⸗ 
ohn verzichtet, ohne deshalb dem Untermäkler, der vertragsmäßig einen Teil des dem Haupt- 
mäkler zuge ſicherten Mäklerlohns zu beanſpruchen hat, verantwortlich zu werden (RG JW 1918, 
3015). Nach den Grundſätzen von Treu und Glauben ift über die Aufhebung des Hauptmäller⸗ 
vertrages und damit des Untermäklerverhältniſſes hinaus eine gegenſeitige Treupflicht des In 
alts anzunehmen, daß keine Partei den gemeinſam bearbeiteten Verkaufsgegenſtand an einen be⸗ 
reits während der Dauer des Untermäklerverhältniſſes hervorgetretenen Kaufliebhaber zum Verkauf 
ingen darf, ohne den anderen Teil an der Vergütung zu beteiligen (RG 148, 354: jog. Kunden⸗ 
N hut). Darf ſich der Mäkler der Hilfstätigkeit eines Untermäklers bedienen, jo muß er ſich auch 
eſſen ſchuldhaftes Verhalten bei Ausführung dieſer Tätigkeit nach dem Grundſatze des $ 278 
imtechnen laſſen ($$ 652 A 2a, 654 A 1). Die Tätigkeit des Untermällers beſchränkt ſich aber 
be der Regel auf das zu vermittelnde Geſchäft. Zu Erklärungen, die den Mäklervertrag unmittelbar 
übten, wie z. B. zu einem Verzicht auf den dem Mälkler zuftehenden Lohn, ift er ohne beſondere 
mächtigung nicht berechtigt (RG 15. 11. 19 V 220/19). Über die Zuſammenarbeit mehrerer 
aller ſ. auch Werneburg DWR 1935/36, 353. — Das VBeſtehen eines Mäklerverhältniſſes 
inet, unbeſchadet des $ 654, vertragliche Beziehungen des Mäklers zum Ver⸗ 
5 agsgegner ſeines Auftraggebers nicht aus. Empfiehlt z. B. der vom Darlehnsſucher 
z uftragte Mäkler dem zu feiner Kundſchaft gehörigen Darlehnsgeber das Geſchäft als ſicher, 
k iſt er dieſem zur Offenlegung der weſentlichen Verhältniſſe des Darlehnsſuchers vertraglich 
erpflichtet (MG 26. 5. 19 VI 97/19). Vgl. auch $ 654 A 2. * 
b Geltungsbereich. Die Vorſchriften über den Mäklervertrag erſtrecken ſich nicht auf 
e im HGB SS 84ff. geregelten, im übrigen nach den Grundſätzen des Dienftvertrags (8 611 
0 *) zu beurteilenden Verhältniſſe der Handlungsagenten, der ſtändig betrauten Geſchäfts⸗ 
er tler im Handelsverkehr (vgl. RG 95, 134), und nicht auf die im HGB 8$ 93 ff. behandelten 
rhältniſſe der Handelsmäkler, der nicht ſtändigen Vermittler von Verträgen über An- 
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ſchaffung oder Veräußerung von Waren oder Wertpapieren, über Verſicherungen, Güterbe⸗ 
förderungen, Bodmerei, Schiffsmiete oder ſonſtige Gegenſtände des Handelsverkehrs. Schiffs⸗ 
makler ſ. RG 97, 215. Borſenmakler ſ. Börſengeſetz 55 29ff. Dagegen finden die Vorſchriften 
des BGB Anwendung auf den Nachweis oder die Vermittlung anderer als der in 9 93 Abſ 1 
HGB bezeichneten Geſchäfte, insbeſondere auf die Vermittlung von Geſchäften über unbewegliche 
Sachen, auch wenn die Vermittlung durch einen Handelsmäkler geſchieht (HGB § 93 Abſ 2). 
Die genannten Vorſchriften gelten ferner für den Nachweis oder die Vermittlung von Darlehns⸗ 
und Hypothekengeſchaften, von Eheſchließungen, von Mietverträgen, ſowie von Dienſtverträgen. 
Die beſonderen Vorſchriften der Geſindeordnungen find aufgehoben (Vorbem 2a vor 8 611). — 
Ob die Tätigkeit des Mäklers eine gewerbsmäßige iſt oder nicht, macht für die Anwendbarkeit 
der 88 652ff. keinen Unterſchied (RG 27. 11. 08 III 143/08); im Falle der Gewerbsmäßigkeit 
greifen aber die Vorſchriften der GewO 5% 34 Abf 1, 35 Abſ 3, 38 ein. Für die gewerbsmäßige 
Stellenvermittlung galt früher das Stellenvermittlergeſetz v. 2. 6. 10, RGBl 860. Durch $ 48 
des Arbeitsnachweisgeſetzes v. 22. 7. 22 (RGBl I, 657) wurde aber die gewerbsmäßige Stellen 
vermittlung vom 1. 1. 1931 ab überhaupt verboten; ſchon vorher ſollte eine neue Erlaubnis zu 
dieſem Gewerbebetrieb nicht mehr erteilt, eine beſtehende nicht verlängert oder übertragen werden, 
doch waren Ausnahmen vorbehalten. Durch $ 70 des nämlichen Geſetzes wurden 8 12 Nr 1, 
89 15—18 des Stellenvermittlergeſetzes aufgehoben, während der Zeitpunkt, zu dem feine übrigen 
Beſtimmungen außer Kraft treten, von der Reichsregierung mit Zuſtimmung des Reichsrats feſt⸗ 
geſetzt werden ſollte (ſ. unten). An die Stelle des Arbeitsnachweisgeſetzes trat das Geſetz über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung v. 16. 7. 27 (RGBl I, 187) neue Faſſung ſ. 
Bek. v. 12. 10. 29 (RGBl I, 162), dazu NotVO v. 6. 10. 31 Teil 2 (RG Bl 1, 541) und zahlreiche 
ſpätere Anderungen. 9 55 des Geſetzes v. 16. 7. 27 wiederholte das Verbot der gewerbsmäßigen 
Stellenvermittlung für die Zeit vom 1.1.31 ab und gab weitere dem 948 des Arbeitsnachweisgeſetzes 
entſprechende Vorſchriften. Dazu Gef über eine vorübergehende Regelung der dawn 
Stellenvermittler nebſt AusfV O v. 25. 3. 31 (RG Bl I, 69, 72) (dazu Gef v. 5. 11. 35, RG Bl l, 
1281 mit DurchfV O v. 26. 11. 35, RGBl I 1361, $4); die (inzwiſchen aufgehobene, ſ. unten) 
VO über die gewerbsmäßige Stellenvermittlung für Artiſten v. 20. 10. 32 (RG Bl J, 215); VO 
über ausländiſche Arbeitnehmer v. 23. 1. 33 (RG Bl J, 26); BO über Vermittlung, Anwerbung 
und Verpflichtung von Arbeitnehmern nach dem Ausland v. 28. 6. 35 (RG Bl J, 903), in Oſter 
reich eingeführt durch VO v. 20. 5. 38 (RG Bl I, 591); für die ſudetendeutſchen Gebiete 
ſ. VO v, 27. 10. 38 (RG Bl I, 1514); Gef über Vermittlung von Muſikaufführungsrechten d 
4. 7. 33 (RGBl I, 452), dazu Durchf VO v. 15. 2. 34 (RG Bl 1, 100), für Oſterreich VO v. II. 
6. 38 (RG Bl I, 623), für die ſudetendeutſchen Gebiete Vo v. 16. 12. 38 (NED I, 1814). 
Nach $2 des erwähnten Geſetzes v. 4. 7. 33 find Verträge der bezeichneten Art, die von einem 
nicht nach $ 1 zugelaſſenen Vermittler abgeſchloſſen worden find, nichtig. Nach dem Geſetz über 
Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und Lehrſtellenvermiktlung v. 5. 11. 35 (RG Bl 
1,1281), in Oſterreich eingeführt durch VO v. 20. 5.38 (RGBl 1,591), für die ſudetendeutſchen 
Gebiete ſ. VO v. 27. 10. 38 (RGBl I, 1514); dazu DurchfVoO v. 26. 11. 35 (RGBl I, 1361), b. 
19. 3. 36 (RGBl I, 195), v. 23. 12. 37 (RG Bl 1, 1413) darf unbeſchadet vorgeſehener Ausnahmen, 
Arbeitsvermittlung grundſätzlich nur von der Reichsanſtalt für Arbeitsvermitt— 
lung und Arbeitsloſenverſicherung betrieben werden. Nach 9 4 der DurchfVOO v. 26. 11. 35 
find mit ihrem Inkrafttreten am 1. 12. 35 u. a. außer Kraft getreten: das Stellenvermittlergeſeh 
b. 2. 6. 10 nebſt den auf Grund dieſes Geſetzes erlaſſenen Vorſchriften, ferner Art 3 des oben er 
wähnten Geſetzes v. 25. 3. 31 (RG Bl 1, 69) und die Verordnung über die gewerbsmäßige Stellen 
vermittlung für Artiſten v. 20. 10. 32 (RG Bl I, 1303). Regelung des Arbeitseinjage? 1 
Vorbem 2a d. E. vor $ 611. Reisevermittlung |. Gef v. 26. 1. 37 (Roh Bl I, 31), dazu 
Durchf VO v. 22. 2. 37 (RGBl J, 336), v. 8. 5. 39 (RG Bl I, 895). — Die für die ſog. Zivilmäkler 
geltenden 88 652 ff. enthalten keine erſchöpfende Regelung dieſes Vertragsverhältniſſes; zur Ergän⸗ 
zung werden neben den allgemeinen Beſtimmungen eintretendenfalls auch einzelne Vorſchriften 
anderer Vertragsarten, namentlich die Vorſchriften des dem Mäklervertrag am nächſten verwandten 
Werkvertrags, heranzuziehen fein. — Das BGB enthält keine beſonderen Beſtim 
mungen für den Trödelvertrag, der in der Übergabe einer Sache mit der Verpflichen e 
des Empfängers befteht, dem Geber entweder die Sache zurückzugeben oder die dabei feſtgeſed 1 
Schätzungsſumme zu zahlen, ſo daß der Empfänger die Sache ſelbſt für dieſe Summe be hallen 
oder beim Verkauf an einen Dritten den von dieſem gezahlten Mehrerlös als ſeinen Gewi z 
verrechnen kann. Je nach der Sachlage werden hier ebenfalls in der Regel die Beſtimmunge 
über den Dienft-, unter Umſtänden über den Werkvertrag oder auch über den Kaufvertrag 
zuwenden ſein. 5 un 
3. Eine beſondere Form iſt für den Mäklervertrag nicht vorgeſchrieben, auch nicht, we 

die Veräußerung eines Grundſtücks vermittelt werden ſoll. — Für ſeinen Inhalt gelten 12 
K 80, 656 die allgemeinen Grundsätze. Auch der Maklervertrag unterliegt den Grundſätzen wie 
Treu und Glauben ($ 242) und darf nicht gegen ein geſetzliches Verbot ($ 134) oder gegen 
guten Sitten (8 138) verſtoßen. Er darf, nationalſozialiſtiſcher Rechtsauffaſſung entſprechend, 
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darüber hinaus auch nicht in Widerſpruch treten mit dem Gemeinſchaftsgedanken und 
den daraus für die Beteiligten ſich ergebenden Pflichten gegeneinander und gegen die 
Gemeinſchaft ſelbſt. Jede Verletzung des Grundſatzes „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ iſt 
ein Mißbrauch der Vertragsfreiheit, der, ſoweit nicht ſchon § 138 einſchlägt, nach Treu 
und Glauben ($ 242) das Verlangen der Erfüllung als unzuläſſig erſcheinen läßt. S. dazu 
Vorbem 1 vor $ 241. Nichtig, weil gegen die guten Sitten verſtoßend, iſt eine Vereinbarung, wonach 
fi der Auftraggeber allgemein verpflichtet, Lieferungsbeſtellungen des durch den Mälkler 
ermittelten Beſtellers nicht durch andere Vermittler und auch nicht unmittelbar von dem Beſteller, 
ſondern nur durch Vermittlung des Mäklers entgegenzunehmen (RG Gruch 62, 778). Unſittlich 
kann auch die Vereinbarung eines übermäßig hohen Mäklerlohns, insbeſondere 
für die Vermittlung von Kriegslieferungen fein (R 90, 400; 93 S. 27, 106, 207; RG Gruch 
62, 778; 64 S. 120 u. 462; RG L8 1919, 1229; 1920 S. 301%, 9171; RG Warn 1916 Nr 2; 1920 
Nr 9, 145). Dabei genügt aber nicht jeder entfernte, nur mittelbare Zuſammenhang des Mäkler⸗ 
vertrags mit einer Heereslieferung, um die Vereinbarung eines höheren als des angemeſſenen 
Mäklerlohns als nichtig erſcheinen zu laſſen (vgl. RG JW 1920, 1382). Nicht unſittlich iſt es 
3. B. ferner, wenn dem Vermittler erſt nach Abſchluß des Vertrags mit der Heeres⸗ 
derwaltung von dem Lieferanten für die Beſchaffung von Unterlieferanten ein Mäklerlohn ver⸗ 
ſprochen wird, da hierdurch eine Erhöhung des von der Heeresverwaltung zu zahlenden Preiſes 
nicht mehr bewirkt wird (RG 10. 1. 20 V 350/19; 22. 9. 20 V 14/20). S. auch RG SeuffA 75 
Nr 39. Das bloße Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung (ohne Hinzutritt anderer 
Umſtände) genügt nicht, um ein Mällerlohnverſprechen als unſittlich erſcheinen zu laſſen (RG 
Warn 1922 Nr 94). S. auch die VO gegen den Wucher bei der Vermittlung von Mieträumen 
b. 31. 7. 19 (RG Bl 1364), geändert durch VO v. 31. 5. 20 (RGBl 1201). — Für die Vergütungs- 
frage kommen jetzt auch die Maßnahmen zur Durchführung des Vierjahresplans, insbeſondere 
die VO über das Verbot von Preiserhöhungen v. 26. 11.36 (RGBl I, 955), ſog. Preisſtop⸗ 
verordnung, in Betracht (vgl. Vorbem 4 vor 9 6310). 


8 652 


1) Wer für den Nachweis der Gelegenheit zum Abſchluß eines Vertrags 
oder für die Vermittlung eines Vertrags einen Mäklerlohn verſpricht, iſt zur 
Entrichtung des Lohnes nur verpflichtet, wenn der Vertrag infolge des Nach⸗ 
weiſes oder infolge der Vermittlung des Mäklers zuſtande kommt?). Wird 
der Vertrag unter einer aufſchiebenden Bedingung geſchloſſen, ſo kann der 
Mäklerlohn erſt verlangt werden, wenn die Bedingung eintritt“). 

Aufwendungen ſind dem Mäkler nur zu erſetzen, wenn es vereinbart iſt. 
Dies gilt auch dann, wenn ein Vertrag nicht zuſtande kommt“). 

E 1 580 II 687; M 2 500ff.; P 2 342. 

1. Der Mäklervertrag hat die Eigentümlichkeit, daß der Mäkler in der Regel zu einer 
beſtimmten Tätigkeit wohlberechtigt, aber nicht verpflichtet und der Auftraggeber bis 
zum Zuſtandekommen des zu vermittelnden Vertrags zum Widerruf berechtigt iſt 
(ch 101, 209). Dieſe Berechtigung kann jedoch, wie z. B. bei Übertragung des Alleinverkaufs 
eines Grundſtücks, dahin beſchränkt werden, daß der Auftraggeber, falls er ohne ge- 
rechten Grund bis zu einem gewiſſen Zeitpunkte widerrufen oder die Vermittlung 
einem anderen Mäkler übertragen würde, dem erſten Mäkler für den Mälklerlohn auf- 
zukommen habe (RG 22, 381; R JW 05, 339; R Lg 1922, 255; RG 19. 11. 04 
1306/04; 2. 10. 06 III 56/06). Es iſt eine Auslegungsfrage, ob die Erteilung eines feſten Auf 
trags auf beſtimmte Zeit nur den Verzicht auf Widerruf des Auftrags für dieſe Zeit oder 
auch die Verpflichtung des Auftraggebers bedeutet, weder ſelbſt noch durch einen anderen Ver⸗ 
Mittler den Vertrag abzuschließen. Ein Rechtsſatz, daß die Erteilung eines feſten Auftrags für 
beſtimmte Zeit ſtets oder auch nur im Zweifel eine ſolche Verpflichtung des Auftraggebers mit. 
tafaſſe, läßt ſich bei der Mannigfaltigkeit der Einzelfälle und bei der Verſchiedenartigkeit der 
atſächlichen Verhältniſſe nicht aufſtellen. Dieſe Auffaſſung entſpricht auch der Rechtſprechung 
4 Reichsgerichts (RG IW 05 S. 75”, 339%; 1922, 1323“; RO 22, 381; 76, 361; Warn 1912 
Aer 302; JW 1927, 11391, vgl. auch OLG 8, 76; 22, 317; 36, 83). Gibt der Auftraggeber dem 
Makler ein Geſchäft ohne beſtimmte Friſt „feſt an die Hand“, ſo liegt darin ein Verzicht auf den 

iderruf nur für eine nach der Verkehrsſitte und nach billigem Ermeſſen zu beſtimmende an- 
messene Zeit euch JW 1905, 339; 23 1919, 607°; 1922, 25°). übernimmt der Mäfler die 
Verpflichtung, für die Vermittlung eines Vertragsſchluſſes tätig zu werden, jo iſt $ 626 ent- 
Ihrechenb anzuwenden und Kündigung aus wichtigem Grunde auch dem an feinen Vermittlungs⸗ 
fo trag ebundenen Geſchäftsherrn zu geftatten (RG ZW 1905, 339, RG HAN 1932 Nr 611), 
8. B. bei vertragswidrigem Verhalten des Mäklers (OLG 22, 322). Aus dem bloßen Verzicht 
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auf den Widerruf folgt ſelbſtverſtändlich nicht die Verpflichtung des Auftraggebers, auch im 
Falle des Nichtzuſtandekommens des Geſchäfts den Mäflerlohn zu zahlen (RG Warn 08 Nr 143); 
dgl. aber A 2c g. E. — Ein Vertrag, durch den ſich der Kläger gegen Entgelt verpflichtet, zur 
Herbeiführung eines Zwangsvergleichs zugunſten des im Konkurſe befindlichen Beklagten Ver⸗ 
gleichsvorſchläge zu entwerfen, mit den Gläubigern zu verhandeln und vor allem die nötigen 
Geldmittel bereitzuhalten, iſt kein Mäklervertrag, ſondern entweder ein ſog. unbenannter Vertrag 
oder möglicherweiſe ein auf Geſchäftsbeſorgung gerichteter Werkvertrag, auf den 5 324 An⸗ 
wendung findet (RG 2. 3. 09 III 320/08). — Zum Abſchluſſe des zu vermittelnden Geſchäfts im 
Namen des Auftraggebers bedarf der Mäkler einer Vollmacht. $ 85 HGB findet keine Anwen⸗ 
dung (OLG 34, 335). Der das Geſchäft nur vermittelnde Mäkler ift Dritter im Sinne des 
$ 123 (RG 101, 97; vgl. auch RG J 1921, 6232). Die üblichen übertriebenen Mäklerredens⸗ 
ar ten, die erfahrungsgemäß nicht ernſt genommen werden und die Entſchließungen der Beteiligten 
nicht ausſchlaggebend beeinfluſſen, können aber eine Anfechtung nach $ 123 nicht rechtfertigen 
(RG Warn 1937 Nr 87). Erklärungen des Mäklers binden den Auftraggeber, der das Geſchäft 
ſelbſt abſchließt, regelmäßig nicht. Jedoch kann dem Mäkler, auch wenn er keine Abſchlußvollmacht 
hat, dem Vertragsgegner gegenüber eine ſolche Stellung eingeräumt werden, daß der Auftrag⸗ 
geber Erklärungen des Mäklers an den Vertragsgegner gegen ſich gelten laſſen und Mitteilungen 
des letzteren an den Mäkler als ihm ſelbſt zugegangen betrachten muß (RGS 5. 6. 20 V 440/19). 
Wird das in Ausſicht genommene Geſchäft zwiſchen dem Auftraggeber und dem Mäkler von 
letzterem als ſelbſtändiger Vertragspartei abgeſchloſſen, fo iſt das nicht Erfüllung des 
Mäklervertrags und ein Anſpruch auf Mäklerlohn nicht begründet (RG JW 1937, 13062; RG 
Seuff A 65, 393). — Verjährung des Mäklerlohnanſpruchs eines Kaufmanns, auch wenn er 
nur bei Gelegenheit vermittelt, nach $ 196 Nr 1 und Abſ 2 (SeuffA 73 Nr 115), bei gewerbs⸗ 
mäßiger Vermittlung auch durch einen Nichtkaufmann, nach $ 196 Nr 7; ſonſt $ 195. 

2. Vorausſetzungen für den Anſpruch auf den Mäklerlohn (ſ. auch $ 653). h 

a) Die Tätigkeit des Mäklers, die je nach dem Inhalte des Vertrags auf den Nachweis 
der Gelegenheit zum Abſchluſſe des vom Auftraggeber bezeichneten Geſchäfts oder auf deſſen 
Vermittlung gerichtet ſein muß. Der Nachweis ſetzt die Bekanntgabe einer dem Auftrag; 
geber bis dahin unbekannt geweſenen Gelegenheit voraus. Daß der Mäller eine beſtimmte Perſon 
für den abzuschließenden Vertrag nachweiſt, iſt nicht erforderlich RG Lg 1925, 2608). Der Ber 
griff der Vermittlung iſt im Geſetz ebenfalls nicht beſtimmt. Man verſteht unter Vermittler 
eine Mittelsperſon, die durch Verhandeln mit beiden Teilen einen Vertrag zuſtande zu bringen 
ſucht. Es genügt daher zur Begründung des Anſpruchs auf den Mäklerlohn nicht, daß der Ver⸗ 
mittler ſeinem Auftraggeber mit Rat und Tat zur Seite ſteht, vielmehr muß er auch perſönlich 
oder durch andere, deren er ſich als Gehilfen — Unter- oder Zwiſchenmäkler — bedient, in eine 
Beziehung zum andern Teile treten und auf dieſen (bewußt und mit Abſicht, RS 21. 12. 21 
V. 304/21), ſei es auch nur durch ein Angebot, in der Richtung auf einen Vertragsſchluß ein 
wirken (R JW 1916, 738°; 1917, 538%; RG Gruch 64, 724; RG Lg 1917, 1905). Nicht aber 
iſt umgekehrt erforderlich, daß der Vermittler feinem Auftraggeber mit Rat und Tat zur Seite 
ſteht und ihm zum Abſchluſſe des Vertrags rät. Es genügt, wenn er auf Grund des Auftrags 
mit dem anderen Teile verhandelt und dieſen zum Vertragsſchluß veranlaßt (RG Gruch 61, 642). 
Die bloße Zuführung eines anderen, demnächſt erfolgreich tätigen Mäklers genügt nicht zur Be 
gründung des Anſpruchs auf Mäklerlohn (HRN 1932 Nr 115). War dem Mäkler die Vermittlung 
des Verkaufs von zwei Grundſtücken aufgetragen, ſo iſt der Lohn bezüglich des zweiten Grund 
ftüd3 nicht ſchon dadurch verdient, daß der Auftraggeber dieſes bei den Verhandlungen über den 
Verkauf des erſten Grundſtücks an den vom Mäkler nur für dieſes Grundſtück nachgewieſenen 
Käufer verkauft (RG 4. 2. 22 V 308/21). „Beſorgen“ eines Käufers ſ. OLG 34, 50 A 1. — 
Dazu treten je nach Umſtänden als weitere Verpflichtungen mit der Folge einer Schadens 
erſatzpflicht und der Verwirkung des Mäklerlohns (RGSt 41, 245; RG JW 1910, 28415; Seuffel 
56 Nr 148) im Falle ſchuldhafter Verletzung: die treue und gewiſſenhafte, möglichſt dem 
Intereſſe des Auftraggebers entſprechende Ausführung (RG 19. 4. 00 VI 65/00; 7. 1. 0⁵ V 
294/04), Bewahrung von Verſchwiegenheit, Mitteilung über die weſentlichen Punkte des an 
bahnenden Geſchäfts (RG JW 1910, 28415; RG SeuffA 56 Nr 75), über die dem Mäkler bekann 
gewordenen Vermögensverhältniſſe der Gegenpartei (RG 7. 1. 05 V 294/04; 28. 10. 07 VI 7/0 
und überhaupt über alle ihm bekannten Umſtände, deren Kenntnis geeignet iſt, auf die 1115 
ſchließung des Auftraggebers einzuwirken, insbeſondere ihn von einem nachteiligen Geſchäft 8 
abſchluſſe abzuhalten (NG Gruch 45, 1011; vgl. auch OLG 2, 119; 22, 320; 24, 387; 34, 15 
Unterlaſſen unwahrer Mitteilungen über Tatſachen und Umſtände, die für den Entſchluß de 10 
Auftraggebers erheblich find oder fein können (OLG 40, 330). Daher hat der Mäkler keine 
Anſpruch auf den vereinbarten Mäklerlohn, wenn er auch nur fahrläſſig auf einen Vertrag Dr 
gewirkt hat, von dem er ſich bei einiger Überlegung ſagen mußte, daß er den vom Auftraggeber 
eritrebten Intereſſen im weſentlichen nicht gerecht werde (R Lg 1920, 758%). Kein Annen 
des Mäklers auf Mäklerlohn beſteht ferner z. B., wenn er unter Verletzung der ihm obliegen 5 
Treupflicht ſeinem Auftraggeber beim Ankauf eines Hauſes von deſſen Schwammverdächtigke 
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die dem Mäkler bekannt war, keine Mitteilung gemacht hat (RG JW 1910, 28415). Daß er bereits 
ein bindendes Vertragsangebot habe, braucht der Mäkler ſeinem Auftraggeber nicht mitzuteilen 
(RG JW 1930, 13003). Über die Pflichten eines Hypothekenvermittlers gegenüber dem Darlehens⸗ 
geber in bezug auf den Vollzug bewilligter Vorrangseinräumungen |. RG SeuffA 91 Nr 128. 
Zur Treu- und Sorgfaltspflicht eines Grundſtücksmäklers |. auch HRR 1935 Nr 1303 und Burg- 
hart ArchgivPrax 140, 81. Unter Umſtänden muß ſich der Mäkler auch nach den Verhält⸗ 
niſſen erkundigen, ſo z. B. nach der Zahlungsfähigkeit des andern Teiles (RG Recht 
1911 Nr 1924; Och 34, 53), über die Verhältniſſe der von ihm als Kreditgeber benannten 
Bank und die ſchnelle Verwertbarkeit der von dieſer ſtatt eines baren Darlehens gegebenen 
eigenen Pfandbriefe (RG HRR 1931 Nr 106). Maßgebend find aber immer die Umſtände des 
einzelnen Falles. Daß der Mäkler grundſätzlich verpflichtet ſei, ſich nach denVermögensverhältniſſen zu 
erkundigen und nur einen zahlungsfähigen Vertragsgegner (z. B. Käufer) beizubringen, iſt nicht 
anzuerkennen (RG Gruch 43, 1166; 45, 1012). Bei argliſtiger Täuſchung über die 
Zahlungsfähigkeit des Vertragsgegners iſt der Mäkler nach Vertrag und wegen unerlaubter 
Handlung ($ 826) zum Schadenserſatze verpflichtet (RG L 1915, 52211). Hat ſich der Mäkler 
erboten, einen guten ausländiſchen Verkäufer zu benennen, der für unverzügliche Lieferung und 
Möglichkeit der Ausfuhr nach Deutſchland einſtehe, ſo muß er bei Meidung der Schadenserſatz⸗ 
pflicht ſich darüber vergewiſſern, ob der benannte Verkäufer gut und die von ihm zu übernehmende 
Gewährleiſtung erfüllbar iſt (R 22. 1. 19 V 320/18). Nebenpflicht der Ratserteilung |. OLG 
20, 219. Der Mäkler, der einen Mäklervertrag abſchlie ßen will, muß ferner ſeinem Auftraggeber 
alle Umſtände mitteilen, die das Mäklerverhältnis weſentlich berühren, ſo auch den 
Umſtand, daß nach dem ausgeſprochenen Willen desjenigen, mit dem ein Vertrag vermittelt werden 
ſoll, ein ſolcher nur unter Ausſchluß von Vermittlern abgeſchloſſen werden darf. Ein Verſchweigen 
dieſes Umſtandes kann die Anfechtung des Mäklervertrags und den Verluſt des Lohnanſpruchs 
wegen Verletzung der Treupflicht begründen (RG 23 1918, 686%). Anfechtung einer Proviſions⸗ 
vereinbarung durch den Auftraggeber, weil der Mäkler dem Bevollmächtigten des Auftraggebers 
einen Teil der Proviſion abzugeben ſich verpflichtet hatte, |. R Warn 1927 Nr 178. Schadens- 
erſatzpflicht und Verwirkung des Mäklerlohns bei pflichtwidrigem Entgegenwirken gegen das 
Zustandekommen eines Vertrags ſ. OLG 6, 87; 12 S. 85, 87. Verſchulden feines Untermäklers 
iſt dem Mäkler nach dem Grundſatze des $ 278 anzurechnen. Auch der Nachweismäkler muß 
bis zum Abſchluſſe des Vertrags dem Auftraggeber die Treue wahren; doch macht ſein treuloſes 
Verhalten den Lohnanſpruch nicht hinfällig, wenn der Auftraggeber keinen Nachteil erleidet, 
vielmehr trotzdem feinen Zweck erreicht, z. B. als Verkäufer den Preis, unter dem er nicht ver⸗ 
kaufen wollte (RG 26. 10. 21 V 147/21). — Schon beim Vorhandenſein der Vorausſetzung 
unter a und vor dem Eintritt derjenigen unter b—d kann der Anſpruch auf Mäklerlohn einen 
Beſtandteil des Vermögens des Mäklers bilden, deſſen Abtretung der Gläubigeranfechtung 
unterliegt (RG Warn 08 Nr 510). 

b) Zuſtandetommen des vom Auftraggeber in Ausſicht genommenen Vertrags (RG Gruch 
an, 927; RG Warn 1937 Nr 161), insbeſondere auch in der zu ſeiner Gültigkeit erforderlichen 
Jorm (MG 25, 319; 29, 230; Rh JW 02 Beil 228; R 26. 6. 03111 85/03; 4. 1. 07 III 242/06), 
oder Anerkenntnis der Rechtsgültigkeit des Vertrags durch beide Parteien. Iſt ein e 
von 1% für Beſchaffung einer Hypothek von 200000 Reichsmark verſprochen und weiſt der Mäkler 
nur eine ſolche von 190000 Reichsmark nach, ſo kann er regelmäßig überhaupt keinen Lohn, auch 
deinen ſolchen von 1900 Reichsmark fordern. Doch kann im einzelnen Falle der Sinn 

es Lohnverſprechens, nach Treu und Glauben ($ 157) beurteilt, auch ein anderer fein, 
acht der Auftraggeber dem Mäkler Angaben über den zu erzielenden Verkaufserlös, 
o kann dies den Zweck haben, dem Mäller eine Grundlage für die Verhandlungen mit 
dem Käufer zu geben; es kann aber auch bedeuten, daß der Mäklerlohn nur bei Erzielung eines 
5 eſtimmten Erlöſes berdient fein ſoll (RG LZ 1915, 115012). Der Anſpruch des Mäklers 
wird nicht dadurch berührt, daß die Parteien ſelbſt irrtümlich den Vertrag für nicht zuſtande⸗ 
ekommen anſehen oder ſein Zuſtandekommen für ſo zweifelhaft halten, daß ſie von ſeiner Aus- 
führung abſehen oder ſich vergleichen (RG LZ 1914, 678°). Unerheblich iſt es, wenn der abge⸗ 
ſchloſſene Vertrag von dem gewünſchten in Nebenpunkten abweicht; es kommt immer nur 
darauf an, ob durch den Abſchluß im weſentlichen das erreicht iſt, was nach der Abſicht des Auftrag⸗ 
gebers erreicht werden ſollte. Der Mäklerlohn darf deshalb auch nicht ſchon aus dem Grunde 
verſagt werden, weil der abgeſchloſſene Vertrag mit dem in Ausſicht genommenen in der recht⸗ 
chen Faſſung nicht übereinftimmt. Entſcheidend ift vielmehr in der Regel die wirtſchaftliche 
Bedeutung des abgeſchloſſenen Vertrags. Iſt er auch in dieſer Beziehung für den Auftrag⸗ 
geber mi g j 1 0 
minderwertig, legt er z. B. dem Auftraggeber weſentlich ſchwerere Pflichten auf, ſo entfällt 
— Anſpruch des Mäklers auf den verſprochenen Lohn (RG 115, 266; RG 23 1911, 54777; 
JW 1916, 14753; R Warn 1925 Nr 63; R6 1. 1. 14 III 294/13). Die wirtſchaftliche Weſens⸗ 
baachheit des geplanten mit dem zum Abſchluß gebrachten Geſchäft wird regelmäßig nicht ſchon 
adurch in Frage geſtellt, daß der erzielte Kaufpreis niedriger ift, als der urſprünglich vom Auftrag⸗ 
geber geforderte, es müßte denn fein, daß die Minderung z. B. auf ein dem Auftraggeber nach⸗ 
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teiliges Einſetzen fremden Wettbewerbes zurückzuführen iſt, der nach dem Sinn des Mäklervertrags 
gerade hatte verhindert werden ſollen (NG JW 1937, 29162). Wenn der Mäller nicht das nach 
dem urſprünglichen Auftrag zu vermittelnde Geſchäft, aber ein anderes zuſtande bringt, kann 
unter Umſtänden eine neue, ſtillſchweigende Vereinbarung vorliegen und die Höhe des Lohnes 
nach $ 653 zu beſtimmen ſein (RG Warn 1918 Nr 32). Eine ſolche ſtillſchweigende Vereinbarung 
kann aber in der Regel nicht angenommen werden, wenn nach Abbruch der vom Mäller ein⸗ 
geleiteten Verhandlungen ohne ſeine Mitwirkung und unter weſentlich anderen und ſchwierigeren 
Verhältniſſen ein für den Auftraggeber erheblich ungünſtigeres Geſchäft, als urſprünglich ge⸗ 
plant, zuſtande fonımt (RG JW 1937, 2914). Ein wirtſchaftlich anderes Geſchäft kann z. B. 
auch vorliegen, wenn der Verkäufer zur Deckung des Kaufpreiſes an Stelle der bei Er⸗ 
teilung des Mäklerauftrags vorausgeſetzten Kundenwechſel nur eigene Wechſel des Käufers 
erhält (RG 115, 266). it das urſprünglich in Ausſicht genommene Geſchäft abgeſchloſſen worden, 
aber unter weſentlich andern Bedingungen, als beim Mäklervertrage vorgeſehen war, ſo 
kann der Mäkler den vereinbarten oder einen angemeſſenen Lohn nur dann verlangen, wenn es in 
der Abſicht der Beteiligten lag, den Maklervertrag auch auf dieſen Fall auszudehnen; dies iſt als 
ſtillſchweigend vereinbart anzuſehen, wenn der Auftraggeber ſich die weitere Tätigkeit des Mäklers 
im Bewußtſein der von dieſem erwarteten Entlohnung gefallen läßt und durch Abſchluß des 
veränderten Vertrags billigt (RG 14. 2. 20 V 393/19). Sit der Mäklerlohn verſprochen, falls 
infolge des Nachweiſes des Mäklers der Verkauf eines Grundſtücks zuſtande kommt, ſo iſt der 
Lohn noch nicht damit verdient, daß der Kaufliebhaber ſich zur Zahlung einer entſprechend hohen 
Vertragsſtrafe für den Fall der Ablehnung des gemachten Verkaufs antrags verpflichtete, der 
Nießbrauch an ihn übertragen und eine Vormerkung zur Erhaltung ſeines Rechtes auf Auflaſſung 
eingetragen wurde (RG JW 1911, 9396). Dagegen ift, wenn es ſich um die Vermittlung eines 
Grundſtücksverkaufs handelt, die Auflaſſung nicht erforderlich, vielmehr wird die Vergütung 
bereits mit dem Abſchluſſe des ſchuldrechtlichen Vertrags fällig (RG JW 66, 1345). Ob, wenn der 
Mäkler ſchlechthin mit dem „Verkauf“ eines Grundſtücks beauftragt iſt, der Mäklerlohn unter 
allen Umſtänden erſt mit der Vermittlung des Kaufabſchluſſes verdient wird, iſt nach den Um⸗ 
ſtänden des Falles zu beurteilen (RG Gruch 59, 120). Bir Auslegung eines Mäklervertrags, 
wonach der Mäklerlohn am Tage der Auflaſſung zu entrichten ift, ſ. LZ 1922, 4171. Die Nicht- 
ausführung des vermittelten Geſchäfts läßt den Anſpruch des Mäklers regelmäßig unberührt 
(23 1919, 10305). S. jedoch unten. — Beim Darlehnsgeſchäft iſt der Mällerlohn regelmäßig 
erſt dann verdient, wenn der Darlehnsvertrag durch Auszahlung des Darlehns zuſtande gekommen 
iſt (vgl. Vorbem 2 vor $ 607; R& 39, 231), nicht ſchon mit dem Zuſtandekommen eines Dar- 
lehnsvorvertrags (Rh 30. 6. 08 III 584/07). Davon kann indeſſen durch Vereinbarung abge⸗ 
wichen werden (RG Warn 1919 Nr 115). Dabei iſt auf die Verkehrsſitte ($$ 157, 242) und unker 
Kaufleuten auf die im Handelsverkehr geltenden Gewohnheiten und Gebräuche (§ 346 HGB) 
Rückſicht zu nehmen. Über den Handelsgebrauch des Berliner Grundſtücks⸗ und Hypotheken⸗ 
verkehrs, wonach die Proviſion für eine Hypothekenvermittlung ſchon dann als verdient gilt, 
wenn ein rechtsverbindlicher Darlehnsvorvertrag in dem Sinne geſchloſſen iſt, daß der Geldgeber 
zur Hingabe, der Geldnehmer zur Annahme verpflichtet ift, ſ. RG JW 1912, 2405; ebenſo für 
den Bremer Hypothekenverkehr HRR 1930 Nr 775. Der Lohnanſpruch iſt namentlich auch in 
ſolchen Fällen als ſchon vor der Auszahlung des Darlehns begründet anzuſehen, in denen es dem 
Auftraggeber weniger auf die ſofortige Erlangung des Darlehnsbetrags als darauf ankommt, 
die bindende Verpflichtung eines ſicheren Darlehnsgebers zu erlangen, wie z. B. beim Baugeld⸗ 
darlehn, das in Teilbeträgen je nach dem Fortſchreiten des Baues zu zahlen iſt (Vorbem 3 vor 
$ 607), oder wo, wie bei der Darlehnszuſage einer wirtſchaftlich leiſtungsfähigen Bank, die Ber 
gründung der Zahlungsverpflichtung für den Auftraggeber der Auszahlung gleichzubewerten iſt 
(RG Warn 1931 Nr 142). Mällerlohn bei Verlängerung eines Darlehns |. 23 1919, 166%. — 
Es handelt ſich bei dem Zuſtandekommen des Vertrags nicht um eine wirkliche Bedingung; viel 
mehr iſt kraft Geſetzes der Lohnanſpruch von dem Eintritt einer beſtimmten Tatſache, nämli 

von dem Zuſtandekommen des Geſchäfts abhängig (Rs JW 1911, 75816). Der Lohn. 
anſpruch gehört aber zur Konkursmaſſe des Mäklers auch dann, wenn das vermittelte Geſchäft 
erſt nach der Eröffnung des Konkurſes und nur der Mäklervertrag vorher abgeſchloſſen worden iſt 
(Seuffa 73 Nr 149). — Kein Mäkleranſpruch entſteht, wenn der Vertragsabſchluß an den 
ſpäter vom Auftraggeber geſtellten Anforderungen ſcheitert (R 21. 3. 02 111 464/01); ebenſo 
wenn eine Vermittlungstätigkeit des Mäklers durch das Verhalten des Auftraggebers (3- B. 
Nichtzahlung von Vorſchüſſen) unmöglich wird (OLG 34, 50); ferner bei Nichtigkeit des ber’ 
mittelten Geſchäfts oder im Falle feiner Anfechtbarkeit bei erfolgreicher Anfechtung (Rc 
76, 354; RG 28 1920, 758%; RG SeuffA 78 Nr 75; RG 20. 12. 04 III 271/04; 18. 2. 10 11 
154/09; OLG 4, 238); oder wenn die nach BRV v. 15. 3. 18 (RG Bl 123), jetzt Grundſtücks⸗ 
verkehrsbekanntmachung v. 20. 1. 37 (RGBl I, 35) oder nach dem früheren preuß. Grundſtücks⸗ 
verkehrsgeſetz v. 10. 2. 23 (GS 25) erforderliche behördliche Genehmigung zu dem vermittelten 
Grundſtückskaufvertrag fehlt (RG JW 1926, 26205; 1927, 6575). Fehlen der Genehmigung eh 
Vormundſchaftsgerichts |. OLG 4, 240. Doch iſt eine abweichende Vereinbarung zuläſſig. Wir 
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3. B. dem Mäfler für die Vermittlung eines Grundſtücksverkaufs eine Proviſion mit der Abrede 
verſprochen, daß dieſe ſchon am Tage der notariellen Verlautbarung fällig und zahlbar fein ſolle, 
ſo iſt die Proviſion auch dann verdient, wenn der Verkauf wegen Verſagung der behördlichen 
Genehmigung ſcheitert (RG JW 1933, 22031; RG Warn 1927 Nr 177). Der auf Zahlung des 
Näklerlohns Belangte kann ſich auch darauf berufen, daß der vermittelte Vertrag durch feine 
eigene argliſtige Täuſchung zuſtande gekommen und deshalb mit Erfolg angefochten iſt. Der 
Einwand der allgemeinen Arglist ſteht hier dem Mäkler nicht zu. Die das Zuſtandekommen des 
Vertrags bezweckende und erreichende Täuſchung zielte nicht auf Vereitelung des Mällerlohns. 
Ohne die Argliſt des auf Mällerlohn belangten Vertragſchließenden wäre der durch fie bewirkte 
Vertrag überhaupt nicht vorhanden und daher ein Mäklerlohnanſpruch noch gar nicht erwachſen. 
Die Argliſt hat weder die Entſtehung des Mällerlohns verhindert noch einen ſchon entſtandenen 
Lohnanſpruch beſeitigt (NG 76, 354). Ebenſo ift der Anſpruch ausgeſchloſſen, wenn der Mäkler 
ſeinen Auftraggeber über die Perſon der Gegenpartei im unklaren gelaſſen und dadurch die 
außerdem vermeidbare Zuziehung des Mäklers veranlaßt hat (RG 15. 1. 07 III 375/06). Die 
Ausübung eines Vorkaufsrechts läßt den Lohnanſpruch des vom Verkäufer beauftragten 
Mällers regelmäßig unberührt, da nur ein Wechſel in der Perſon des Käufers eintritt, der wirt⸗ 
ſchaftliche Erfolg für den Verkäufer aber bleibt; der vom Käufer verſprochene Mäklerlohn da⸗ 
gegen wird in der Regel entfallen, da der Kaufvertrag ſich hier als ein wirtſchaftlicher Mißerfolg 
der Mällertätigkeit erweiſt (RG DX 1938, 793). Nachträglicher Rücktritt vom vermittelten Ver⸗ 
trag läßt den Lohnanſpruch des Mäklers auch dann unberührt, wenn der Rücktritt durch die Ver⸗ 
tragsuntreue des Vertragsgegners begründet iſt (RG 6. 3. 22 VI 662/21). Zum Anſpruch des 
Näklers auf die vereinbarte „laufende“ Proviſion für die Vermittlung einer Gruppenver⸗ 
ſicherung nach Aufhebung des Verſicherungsvertrags durch die Parteien |. Rh HRR 
1935 Nr 1302 zu KG ebenda Nr 726. — Vorausſetzung für die Entſtehung des Anſpruchs 
auf den Mäklerlohn iſt regelmäßig nur das Zuſtandekommen des Geſchäfts, 
nicht ſeine Ausführung. Wird der Mäklerlohn ausdrücklich oder ſtillſchweigend von der 
Ausführung abhängig gemacht (A 4), fo iſt der Auftraggeber gegenüber dem Mäller nicht 
berp flichtet, dieſe Ausführung herbeizuführen. Er hat bezüglich ihrer ebenſo freie Hand wie vorher 
bezüglich des Abſchluſſes, und der Anſpruch des Mäklers iſt unbegründet, wenn aus irgendeinem 
Grunde, ſei es auch durch ein gegenüber dem Geſchäftsgegner ſchuldhaftes Verhalten des 
Auftraggebers, das Geſchäft nicht ausgeführt wird. Nur darf dieſer (vgl. $ 162) die Ausführung 
nicht in einer wider Treu und Glauben verſtoßenden Weiſe, insbeſondere nicht in der Abſicht, 
dem Mäkler den Lohnanſpruch zu entziehen, unterlaſſen oder vereiteln. Die Vorſchrift des $ 88 
Abſ 2 HG iſt auf den Mäklervertrag nicht entſprechend anzuwenden (MG 95, 134, RG JW 
1916, 15854; RG Warn 1922 Nr 18; RG 10. 2. 23 V 206/22; OLG 22, 320), auch dann nicht, 
wenn der Mäkler, ohne ſtändig damit betraut zu ſein, mehrfach für den nämlichen Auftraggeber 
tatig geweſen it ( JW 1922, 487°). Doch iſt eine Vertragsauslegung dahin nicht ausge ⸗ 
ſchloſſen, daß der Mäklerlohn auch bei Nichtausführung des Geſchäfts verdient fein ſolle, falls die 
Nichtausführung auf einem durch die Umſtände nicht gerechtfertigten Verhalten des Auftrag⸗ 
gebers beruht (Rh LZ 1921, 617). Iſt der Anſpruch auf den Mäklerlohn für die Vermittlung 
eines Kaufvertrags von der Bezahlung des Kaufpreiſes abhängig gemacht worden, ſo braucht 
der Auftraggeber nicht einen Rechtsſtreit mit dem zahlungsſäumigen Käufer zu führen, nur damit 
der Mäkler feinen Lohn erhält (OLG 34, 51). Die Vertragsbeſtimmung, wonach über den Mäkler 
ihn „bro rata nach Eingang der Fakturenbeträge“ abgerechnet werden ſoll, kann auch als Feſt⸗ 
Kung eines Fälligkeitstermins (nicht etwa nur als Bedingung) gemeint fein (RG 24. 1. 19 VII 
Be 18). Bemeſſung des vom Eingang der Kaufpreisraten abhängigen Mäklerlohns, wenn der 
erkäufer und Auftraggeber vom Käufer Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangt und ſich 
Nr vom Käufer geftellten Sicherheiten wegen feines Anſpruches befriedigt, |. Rh HRR 1936 
ub 394. Iſt Zahlung des Lohnes bei Zahlung des Kaufpreiſes nur im Sinne einer Beſtimmung 
über die Fälligkeit vereinbart worden, dann verliert der Mäkler ſeinen Anſpruch nicht dadurch, 
Sr es zur Zahlung des Kaufpreiſes infolge Aufhebung des Kaufvertrags nicht kommt (RG 
dei 10. 24 VII 917/23). Über die Frage der Abhängigkeit des Mäklerlohns von der Ausführung 
2 Kriegsgeſchäften ſ. LI 1920, 179%. — Stirbt der Mäkler vor dem Zuſtandekommen des 
eſchäfts, ſo geht damit, da es regelmäßig auf die perſönliche Tätigkeit des Mäklers ankommt, 
— Verhältnis aus dem Mäklervertrage zu Ende. Dagegen hebt der vor dem Zustandekommen 
des Geſchäfts erfolgte Tod des Auftraggebers dieſes Verhältnis nicht ohne weiteres auf. Wenn 
855 Erben auf das in Ausſicht genommene Geſchäft in Kenntnis der Vermittlertätigkeit des Mäklers 
unde hen (wozu fie an ſich nicht verpflichtet find), fo iſt damit der Zuſammenhang zwiſchen dieſer 
dem Geſchäftsabſchluß begründet (Rc 47, 253). 

Ta 0 Herbeiführung des Geſchäftsabſchluſſes durch die nachweiſende oder vermittelnde 
tigkeit des Mäklers — urſächlicher Zufammenhang (RG 6. 3. 06 111 205/05; 20. 3. 06 111 
os 8. 10. 07 III 54/07). Doch braucht, wenn es ſich um den Nachweis der Gelegenheit 
19 5 Abſchluß eines Vertrags handelt, der vom Mäkler gelieferte Nachweis weder die alleinige 
ch die hauptſächliche Urſache des ſpäteren Abſchluſſes geweſen zu ſein; genug, wenn er dazu 
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überhaupt mitgewirkt hat (RG JW 1937, 222%; RG Seuffa 72 Nr 74; R& 10. 1. 01 VI 312/00; 
24. 10. 02 III 260/02; 21. 2. 07 III 334/06). Bei Kompenſationsgeſchäften zwiſchen einem 
deutſchen Exporteur und einem deutſchen Importeur wird der urſächliche Zuſammenhang nicht 
dadurch unterbrochen, daß es zu einem Kompenſationsgeſchäft erſt kommt, nachdem der Auftrag⸗ 
geber des Nachweismäklers von anderer Seite auf den für das Geſchäft in Frage kommenden 
Exporteur erneut hingewieſen worden iſt (DJ 1938, 1159). Auch genügt bei der Vermittlung 
eines Geſchäfts die Tätigkeit des Mäklers als mitwirkende Urſache, ſelbſt wenn er zu den weiteren 
Verhandlungen nicht zugezogen worden iſt, und beim Geſchäftsabſchluß nicht er, ſondern ein 
anderer Mäkler mitgewirkt hat, ſofern nur dieſer Geſchäftsabſchluß auf der vom erſtgenannten 
Makler geſchaffenen Grundlage zuſtande gekommen ift (RG 6, 187; G JW ͤ 01, 909; 
RG LZ 1915, 97623; NG HAN 1930 Nr 606; R 2. 5. 05 JI 443/04; 26. 3. 07 III 280/06; 3. 12. 
07 III 191/07). Daß dabei ein geringerer als der zunächſt geforderte Preis erzielt wurde, recht⸗ 
fertigt noch nicht die Annahme, daß der Vertrag auf einer anderen Grundlage geſchloſſen wurde 
(RG Warn 1937 Nr 73; |. aber auch R JW 1937, 29162). Der Anſpruch auf den Mäklerlohn 
entfällt jedoch, wenn der Mäkler von einer Fortſetzung feiner Tätigkeit, die den Abſchluß eines 
Vertrags herbeizuführen geeignet iſt, ſeinerſeits abſieht und dadurch den Auftraggeber nötigt, 
einen anderen Mäfler beizuziehen (RG JW 1913, 6858). Ebenſo, wenn es Überhaupt erſt durch 
die Bemühungen eines andern Mäklers oder der Vertragsteile ſelbſt zum Abſchluſſe gekommen 
iſt (Seuff A 74 Nr 133; Di 1938, 343). Steht feſt, daß der Mäkler die Gelegenheit zum Abſchluſſe 
eines Vertrags nachgewieſen hat, und daß nachher der Vertrag zuſtande gekommen ift, fo ergibt 
ſich der Schluß auf den urſächlichen Zuſammenhang von ſelbſt, und es iſt Sache des Auftraggebers 
beſondere Umſtände darzutun, die dieſen Zuſammenhang ausſchließen (NG JW 1902, 282 Beil 236; 
1937, 2224; RG SeuffA 88 Nr 138; Rch Gruch 59, 124). Dasſelbe gilt auch für den Fall der Ver⸗ 
mittlung eines Vertrags (NG HRR 1937 Nr 798). Der Anſpruch des Mäklers kann auch dann 
begründet ſein, wenn die Verhandlungen längere Zeit unterbrochen, vielleicht auch ſchon 
als endgültig geſcheitert angeſehen worden waren und dann ohne feine Mitwirkung oder unter 
Mitwirkung eines anderen Mäklers zum Abſchluſſe eines Vertrags führten, vorausgeſetzt, daß 
es ſich nur um Fortſetzung der früheren, nicht um völlig neue Verhandlungen handelt (RG Warn 
1937 Nr 73; OLG 23, 49; 28, 199). Ferner kann das Erfordernis des urſächlichen Zuſammen⸗ 
hangs wegbedungen werden. Doch bedarf dies einer deutlichen Erklärung; im Zweifel iſt ein 
Vertrag mit dem Regelinhalt des 652 anzunehmen (RG Warn 1914 Nr 118). Anderſeits 
genügt das bloße Vorliegen eines urſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen der Tätigkeit des Mäklers 
und dem Vertragsſchluß nicht, ſondern der Mäkler muß ſich, dem Geſchäftsherrn erkennbar 
(„ unten d), bemüht haben, den Vertrag zuſtande zu bringen (RE JW. 1911, 939°; RG 11. 10. 19 
V 119/19; Os 18, 17). — Der Anſpruch auf Mäklerlohn bleibt beſtehen, wenn der Auf⸗ 
traggeber argliſtig, um dem Mäkler die ihm zukommende Proviſion zu entziehen, 
unter Umgehung und Hintanſetzung des Mäklers den von ihm vermittelten 
Vertrag mit dem Dritten ſelbſt abgeſchloſſen hat; ebenſo wenn der Auftraggeber arg⸗ 
liſtig bewirkt, daß der zu vermittelnde Vertrag erſt nach Ablauf der Friſt abgeſchloſſen 
wird, auf die der Vermittlungsauftrag beſchränkt iſt (RG Gruch 64, 724). Der Auf 
traggeber haftet ferner nach $ 826 auf Schadenserſatz, wenn er durch unwahre An- 
gaben den Mäkler von Vermittlungsverſuchen zurückhält, um unter Ausſchaltung ſeiner Perſon 
Geſchafte abſchließen zu können (RG 29. 11. 18 III 254/18). Auch ſteht dem Mäkler ein Schadens- 
erſatzanſpruch (nach § 826) gegen den Käufer zu, der behufs Ermäßigung des Kaufpreiſes den 
Verkaufer veranlaßt hat, unter Übergehung des von dieſem zugezogenen Verkaufsmäklers den 
Kaufvertrag abzuschließen (RG Warn 09 Nr 142). Die Aufhebung des Mäklervertrags entbindet 
den Auftraggeber nicht von der Entrichtung des Mällerlohnes, wenn er fi den von dem Mäkler 
bereits gelieferten Nachweis nachträglich zunutze macht und fo deſſen Vertragsleiſtung verwertet; 
es würde gegen Treu und Glauben verſtoßen, wollte ſich der Auftraggeber unter dieſen Umſtänden 
der Zahlung des Mäklerlohnes entziehen (NG JW 1937, 14898). Anwendung auf das Verhältnis 
zwiſchen Hauptmäkler und Untermäkler |. RG 148, 354 und Vorbem 1. Von einer argliſtigen Aus 
ſchaltung kann aber immer nur dann geſprochen werden, wenn der Mäller eine Tätigkeit bereits aus 
geübt hat, und der Auftraggeber, ihn ſelbſt umgehend, feine Vermittlertätigkeit ſich zunutze macht. 
Hat ſich jedoch der Auftraggeber verpflichtet, nicht ſelbſt, ſondern nur durch den Mäkler abzuschließen 
(ogl. A 1), ſo muß er ſich in jedem Falle des Mäklers bedienen und iſt bei Zuwiderhandlung nich 

wegen argliſtiger Ausſchaltung des Mäklers, ſondern wegen Verletzung einer Vertragspflich 
ſchadenserſatzpflichtig (RG 4. 2. 22 V 308/21). Ein allgemeiner Grundſatz des Inhalts, da 

ein den Vereinbarungen mit dem Mäkler zuwiderlaufender Vertragsabſchluß ohne deſſen Bet“ 
mittlung ohne weiteres und auf alle Fälle den Proviſionsanſpruch des Mäklers begründen. 
laßt ſich jedoch nicht aufftellen. Möglich ift, daß der Auftraggeber, der dem Widerrufstechte 5 
seftimmte Friſt entſagt, zugleich ſich für den Fall des vertragswidrigen Geſchäftsabſchluſſes ohn 

Vermittlung des Mäklers ſchlechthin zur Zahlung des Mäklerlohns verpflichten will, ſei es en 
vertragsmaßige Gegenleiſtung für deſſen Bereitſchaft zur Tätigkeit und etwaige bereits ee 
Tätigkeit, ſei es in Form einer Vertragsſtrafe (vgl. A 1). Aber ein ſolcher Vertragswille iſt 
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Einzelfalle nach den jeweiligen Umſtänden darzutun. In der Regel hat der Bruch der Verein⸗ 
barung nur zur Folge, daß der Auftraggeber dem Mäkler ſchadenserſatzpflichtig wird und den 
Zuſtand herzuſtellen hat, der beſtehen würde, wenn der Auftraggeber ſeinen Vertrag gehalten 
hätte. Kann der Mäkler dann nachweiſen, daß er durch ſeine Vermittlung den Abſchluß eines 
Geſchäfts der ihm aufgetragenen Art herbeigeführt hätte, ſo ergibt ſich die Verpflichtung zur 
Zahlung des Mäklerlohns abzüglich etwaiger Unkoſten. Die Annahme, daß in einem ſolchen Falle 
die Beweislaſt ſich umkehre, iſt nicht gerechtfertigt. Der Mäkler genügt ſeiner Beweislaſt, 
wenn er nachweiſt, daß er innerhalb der ihm geſetzten Friſt einen zum Ankauf unter ſachgemäßen 
Bedingungen bereiten und fähigen Vertragſchließenden geſtellt haben würde. Sache des Gegen⸗ 
beweiſes für den Auftraggeber würde es ſein, daß er gleichwohl mit dieſer Perſon bei verſtändi⸗ 
ger Würdigung der Sachlage (feine Laune iſt nicht maßgebend) nicht abgeſchloſſen haben 
würde (RG 76, 361; RG JW 1911 S. 7571, 75818; OLG 36, 83). Kein Anſpruch dagegen auf 
Mäklerlohn, wenn die vom Mäkler nachgewieſene Gelegenheit zum Vertragsabſchluß dem Auftrag⸗ 
geber ſchon bekannt war (RG 21. 2.07 III 341/06), oder wenn der Vertragsabſchluß durch einen 
anderen als den urſprünglich zugezogenen Mäkler auf veränderter Grundlage vermittelt 
wurde (RG 3. 7. 06 III 555/05; 20. 3. 08 III 434/07). — Zur Frage, ob ein Mäkler auf Grund 
eines von ihm vermittelten Vertrags Proviſion für ſpätere aus dieſer Geſchäftsverbindung hervor⸗ 
gegangene Abſchlüſſe verlangen kann (RG Warn 1937 Nr 74). 

d) Kenntnis des Auftraggebers beim Abſchluſſe des Vertrags mit dem Dritten von der 
dazu mitwirkenden Tätigkeit des Mäklers, um danach bei Beſtimmung des Kaufpreiſes uſw. 
den dem Mäkler zu zahlenden Lohn berückſichtigen zu können (RG 31, 291; R ZW 1937, 222%; 
NG Gruch 48,344; RG SeuffA 79 Nr 183; RG 18.12.03 III 258/03; 8.11.04 III 168/04; 24. 1.05 
III 552/04; 21.10.07 III 81/07; 30.10.08 III 38/08; OLG 12,85). Der Auftraggeber braucht ſich 
aber der Urſächlichkeit der Tätigkeit des Mäklers für den Abſchluß nicht bewußt geweſen 
zu ſein. Es genügt, wenn die Urſächlichkeit gegeben iſt und der Auftraggeber 
weiß, daß der Mäkler für den Abſchluß tätig war (RG 83, 32; vgl. SeuffA 78 
Nr 20). Hat der mit Verkaufsverhandlungen Beauftragte einen Mäkler zugezogen, fo 
liegt darin, daß der Auftraggeber mit dem durch den Mäkler dem Beauftragten zuge⸗ 
führten Käufer in Kenntnis der Tätigkeit des Mäklers den Verkauf abſchließt, eine Ge⸗ 
nehmigung des Mäklervertrages, auch wenn der Verkäufer vor dem Abſchluß erklärt, daß 
er mit der Zuziehung des Mäklers nicht einverſtanden ſei und keinen Mäklerlohn bezahle (RG 
HRR 1928 Nr 419). Bedient ſich der Mäkler zur Vermittlung eines Untermäklers (Vorbem 1 
vor 9 652), jo muß der Auftraggeber auch wiſſen, daß der Untermakler für den Mäkler tätig war. 
Ausnahmsweiſe iſt eine Kenntnis der Vermittlertätigkeit dann nicht zu verlangen, wenn feſtſteht, 
daß der Auftraggeber auch bei ihrer Kenntnis nicht anders abgeſchloſſen haben würde (RG 
68, 202; RG Gruch 59, 120). 4 

3. Erſt mit der Erfüllung der aufſchiebenden Bedingung tritt nach $ 158 die von der Be⸗ 
dingung abhängig gemachte Wirkung des Rechtsgeſchäfts ein. Daher (unbeſchadet abweichender 
Vereinbarung, A 4) kein Anſpruch auf den Mäklerlohn bei Abſchluß eines aufſchiebend bedingten 
Rechtsgeſchäfts und Ausfall der Bedingung (nch Warn 1919 Nr 205; Seuffa 72 Nr 73), es 
müßte denn ſein, daß der Auftraggeber den Eintritt der Bedingung wider Treu und Glauben 
verhindert hat (NG Warn 1919 Nr 205; 1929 Nr 60; OLG 4, 241; 20, 215). Es bedarf aber im 
Einzelfalle der Prüfung, ob das, was Bedingung zu fein feint, nicht in Wahrheit nur die Auf⸗ 
erlegung einer Vertragspflicht bedeutet (RG SeuffA 87 Nr 173). Ebenſo iſt der Fall zu be⸗ 
handeln, daß die Veräußerung eines Grundſtücks behördlicher Genehmigung bedarf, dieſe 
Genehmigung aber verſagt wird; der Auftraggeber iſt dem Mäkler gegenüber nicht ver⸗ 
pflichtet, auf die Genehmigung hinzuwirken (RC JW 1927, 657). Anders dagegen beim 
Abſchluß des Vertrags unter einer auflöſenden Bedingung. Zunächſt ſteht in dieſem Falle ſo viel 
außer Zweifel, daß der Mäklerlohn mit dem Abſchluß des unter einer auflöſenden Bedingung 
eingegangenen Vertrags verdient und ſeine Fälligkeit nicht bis zu dem möglicherweiſe in weiter 

erne liegenden Zeitpunkte hinausgeſchoben bleibt, wo der Nichteintritt der auflöſenden Be⸗ 
dingung feſtſteht. So auch M2, 513. Aber auch die fernere, ſehr beſtrittene Frage, ob nach dem 
intritte der Bedingung und des damit zuſammenhängenden früheren Rechtszuſtandes der 

Näklerlohn dem Mäkler verbleibt, wird zu bejahen fein; denn der unter der auflöſenden Bedingung 
abgeſchloſſene Vertrag iſt zunächſt wirkſam zuſtande gekommen und damit der Lohn verdient, 

jermit aber der Mäklervertrag erledigt. Das Rechtsverhältnis zwiſchen Auftraggeber und 

Makler auch nach dieſem Zeitpunkte noch in der Schwebe zu laſſen und den Mäkler möglicherweiſe 
nach langer Zeit zur Rückzahlung des von ihm verdienten Lohnes zu verpflichten, entſpricht weder 
N Rechtslage noch der vorauszuſetzenden Abficht der Parteien. Die Sache ſteht vielmehr im 
Ergebniſſe dem Falle gleich, wo der wirkſam zuſtande gekommene Vertrag nachträglich durch 
5 eteinbarung der Parteien oder durch Ausübung des einer von ihnen zuſtehenden Rücktritts⸗ 
Be rückgängig gemacht worden ift, in welchem Falle der Lohnanſpruch unbeftritten 

eſtehen bleibt (Rö 31. 5. 01 III 110/01; NG Warn 1919 Nr 31; R 23 1915, 504%; OLG 1,402; 

„216; 28, 196). Dieſe Auffaſſung, die übrigens nur im Zweifel anzuwenden iſt und eine ab⸗ 
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weichende Auslegung des Lohnverſprechens nach den tatſächlichen Umſtänden des einzelnen 
Falles nicht ausſchließt, ſteht auch im Einklang mit dem Wortlaute des Geſetzes, inſofern dieſes 
durch die Erwähnung der bei der aufſchiebenden Bedingung eintretenden Hinausſchiebung 
der Wirkſamkeit des Lohnverſprechens und durch die Nichterwähnung der auflöſenden Bedin- 
gung zum Ausdruck bringt, daß bei der letzteren das Lohnverſprechen alsbald mit dem Abſchluß 
des Geſchäfts voll und endgültig wirkſam werden ſolle. Vgl. OLG 22, 320: 28 S. 196, 197; 
32, 310; 34, 52; 36, 1151; 36, 267; LZ 1916, 628%; aber auch X 1918, 461%; HRR 1930 Nr 774. 

4. So auch bei Zurückziehung des Auftrags (RG JW 02, 44922; OLG 4, 48). — Durch aus⸗ 
drückliche oder auch ſtillſchweigende Vereinbarung der Parteien können die Beſtimmungen 
des $ 652, namentlich auch zugunſten des Maklers, abgeändert werden (RG JW 1911, 
9416). So kann ihm ein Lohn auch für den Fall verſprochen werden, daß der zu vermittelnde 
Vertrag nicht zuſtande kommt (Ach JW 1911, 9416, 23 1922, 5952), oder nur unter einer Bedin⸗ 
gung, oder daß die aufſchiebende Bedingung, unter der er abgeſchloſſen wird, ausfällt (RG Warn 
1919 Nr 205; RG JW 1927, 6575; OLG 14, 30); vgl. auch OLG 40, 329: Lohnanſpruch bei Ver⸗ 
mittlung eines Kaufvertrags unter dem nicht erfüllten Vorbehalt „glücklicher Ankunft“. Auch 
das Erfordernis des urſächlichen Zuſammenhangs (A 2c) kann wegbedungen, dem Nachweis⸗ 
mäkler z. B. der Lohn ſchon für die Nennung einer zum Vertragsſchluſſe geeigneten Perſon 
verſprochen werden (RG Warn 1926 Nr 137; vgl. auch RG Warn 1914 Nr 118; L8 1926, 390). 
Umgekehrt ift es zuläſſig, daß fein Anſpruch von anderen als den geſetzlichen Vorausſetzungen 
abhängig gemacht wird, wie z. B. von der Ausführung des zu vermittelnden Vertrags, ins- 
beſondere auch vom Eingang der bedungenen Gegenleiſtung (RG 115, 266; RG L 1915, 504“; 
EM 40°; 1921,617; RG SeuffA 78 Nr 74; RS 8.11.19 V 167/19; 12. 6. 20 V 54/20 und 
oben A 3b). 


9 653 


Ein Mäklerlohn gilt als ſtillſchweigend vereinbart, wenn die dem Mäkler 
übertragene Leiſtung den Umftänden nach nur gegen eine Vergütung zu er⸗ 
warten iſt !) ?). 

Iſt die Höhe der Vergütung nicht beſtimmt, ſo iſt bei dem Beſtehen einer 
Taxe der taxmäßige Lohns), in Ermangelung einer Taxe der übliche Lohn als 
vereinbart anzuſehen !). 

E II 588 III 643; M 2 514; P 2 346. 

1. Daß ein Mäklerlohn gewährt werden ſoll, kann ausdrücklich vereinbart fein. Fehlt eine 
ausdrückliche Vereinbarung, fo iſt nach Abſ 1 zu prüfen, ob ein Lohn als ſtillſchweigend verein⸗ 
bart zu gelten hat. Iſt die Gewährung eines Lohnes ausdrücklich oder ſtillſchweigend vereinbart, 
aber ſeine Höhe nicht beſtimmt, dann — aber auch nur dann — iſt Abf 2 anzuwenden. § 653 
findet keine Anwendung, wenn ein Mäklerlohn ausdrücklich und in beſtimmter Höhe verſprochen 
worden iſt. Der Mäkler kann daher, wenn ihm ein der Höhe nach beſtimmter Lohn unter einer 
Bedingung verſprochen worden iſt und die Bedingung nicht eintritt, grundſätzlich weder den 
beſtimmten Lohn noch eine angemeſſene Vergütung verlangen (R 95, 137; RG LZ 1918, 
3851“) Es iſt aber nicht ausgeſchloſſen, daß für den Fall, daß der Mäkler nicht das nach dem 
urſprünglichen Auftrag zu vermittelnde Geſchäft, aber ein anderes zum Abſchluß bringt, eine neue 
ſtillſchweigende Vereinbarung zuftande kommt und dann die Höhe der Vergütung nach & 653 zu 
beſtimmen iſt (R& Warn 1918 Nr 32; R& Gruch 71, 533 und § 652 A 2b.) Hat der mit der Ver⸗ 
mittlung eines Vertrags beauftragte Mäkler nur die Gelegenheit zum Abſchluſſe eines ſolchen 
nachgewieſen, jo kann er weder den verſprochenen Lohn noch etwa eine Vergütung für den Nach⸗ 
weis nach $ 653 beanſpruchen (OLG 39, 207). Keine Anwendung des § 653, wenn ein Mäkler⸗ 
vertrag mangels Beobachtung der für die Übernahme von Verpflichtungen durch Gemeinden 
erforderlichen Formen (vgl. § 125 A3) nicht rechtswirkſam zuſtande gekommen iſt; eine Haftung 
aus andern Gründen, wie ungerechtfertigte Bereicherung, HGB $ 354, iſt damit nicht ausge- 
ſchloſſen (R& 122, 229). Ebenſo ift § 653 nicht anzuwenden, ein Lohnanſpruch vielmehr über⸗ 
haupt nicht begründet, wenn der Mäklervertrag z. B. wegen übermäßiger Höhe des vereinbarten 
Lohnes (Vorbem 3 vor 9 652) nichtig iſt (RG Warn 1920 Nr 9). Iſt ein Mäklervertrag wegen 
argliſtiger, durch den Mäkler verübter Täuſchung mit Erfolg angefochten, fo kann der Mäfler 
einen Anſpruch auf Vergütung für ſeine Tätigkeit nicht aus F653 oder aus HGB $ 354 ableiten 
(RS 9. 10. 17 11 141/17). Lohnverſprechen zugunſten des Mäklers (§ 328) im Veräußerungs⸗ 
vertrag ſ. RG L 1914, 9417. — Be weislaſt: Behauptet der beklagte Auftraggeber, es ſel 
beim Abſchluſſe des Mäklervertrags Unentgeltlichkeit der Vermittlung vereinbart worden, fo lieg! 
darin ein Leugnen des Klagegrundes, und der klagende Mäkler muß beweiſen, daß Unentgeltlich 
keit nicht vereinbart worden ift. Dagegen trifft die Beweislaſt den Auftraggeber, wenn er an 
beſondere, vom Mäklervertrag unabhängige Vereinbarung der Unentgeltlichkeit behauptet (R 
Warn 1914 Nr 14). Iſt ſtreitig, ob der Marlerlohn unbedingt oder nur bedingt, z. B. nur für 
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den Fall der Ausführung des Vertrags und der Bezahlung des Kaufpreiſes verſprochen ift, jo 
muß der Mäkler die Unbedingtheit des Verſprechens beweiſen (Nez 23 1918, 4998). — Der 
Mällerlohn braucht nicht in Geld beſtimmt zu ſein. Er kann bei Vermittlung eines Kaufvertrags 
auch in einem zugunſten des Auftraggebers zu erzielenden Überpreife beſtehen (RG Warn 1919 
Nr 31, auch LE 1918, 5845). Über den Fall, daß eine Ware dem Mäller mit der Klauſel „rein 
netto“ an die Hand gegeben wird, |. SeuffA 73 Nr 203 und 23 1919, 657°. Iſt der Mäklerlohn, 
wie gewöhnlich, in Hundertteilen des Kaufpreiſes vereinbart, ſo hat der Mäkler den ſo berechneten 
Lohn auch aus einer Erhöhung des Kaufpreiſes zu beanſpruchen, es müßte denn ſein, daß die 
Erhöhung nur als Erſatz von Mehrauslagen bewilligt iſt RG 94, 237). Anderſeits kann der Mäkler 
mangels beſonderer Vereinbarung auch nur die vereinbarten Hundertteile verlangen, nicht etwa 
den ganzen Mehrbetrag, den er über den ihm aufgegebenen Preis zugunſten ſeines Auftrag⸗ 
gebers erzielt hat (RG SeuffA 74 Nr 172). Vermittlung eines Verkaufs gegen Übe rlaſſung des 
einen gewiſſen Betrag überſteigenden Mehrerlöſes ſ. RG JW 1930, 13004. Wird im einzelnen 
Falle die Höhe des Mäklerlohns (z. B. infolge Veränderung des Wertes des deutſchen Geldes) 
durch Verzug des Vertragsgegners des Auftraggebers ungünſtig beeinflußt, ſo iſt letzterer dem 
Mäkler gegenüber verpflichtet, feine Schadenserſatzanſprüche gegen den Vertragsgegner, nötigen⸗ 
falls durch Klage, zu verfolgen. Weigert ſich der Auftraggeber, dies zu tun, ſo muß er ſich dem 
Mäkler gegenüber fo behandeln laſſen, als hätte er es mit Erfolg getan (RG LZ 1918, 689°). — 
Anſpruch des Mäklers auf Rechnungslegung oder Auskunft vgl. RG 53, 252; RG JW 1930, 376925. 

2. Sſillſchweigende Vereinbarung. Vgl. $$ 612, 632. So regelmäßig bei gewerbsmä⸗ 
ßigem Betriebe des Mäklergeſchäfts, vorausgeſetzt, daß im einzelnen Falle die Leiſtung 
dem Mäkler (rechtsverbindlich) übertragen, dieſer nicht etwa unaufgefordert tätig ge⸗ 
worden iſt. Freilich wird einem gewerbsmäßigen Mäkler der Auftrag zur Vermittlung eines 
Vertrags nicht ſelten ſtillſchweigend erteilt, insbeſondere dadurch, daß der Geſchäftsherr ſich 
die Dienſte des Mäklers gefallen läßt. Dies ſetzt aber voraus, daß der Geſchäftsherr erkannte oder 
wenigſtens erkennen mußte, daß der Mäller für ihn und nicht etwa nur für die Gegenpartei tätig 
ſei, und weiter, daß er die Tätigkeit des Mäklers nur gegen eine von ihm zu zahlende Vergütung 
erwarten konnte (NG JW 05, 13817; 1921, 13136; RG Warn 1910 Nr 318; RG HRR 1928 Nr 419; 
1934 Nr 795; OLG 4, 47; 41, 122). Tritt der Mäkler als Beauftragter der Gegenpartei auf, fo 
liegt regelmäßig darin, daß die Partei ſich die Dienſte gefallen läßt, kein Abſchluß eines 
Mällervertrags (Ras Warn 1910 Nr 318; RG JW 1917, 1012; Seuffa 76 Nr 47). Nimmt 
aber die Partei in Kenntnis des Umſtandes, daß auch von ihr Vergütung verlangt werde, 
die Dienſte des von der Gegenpartei beauftragten Mäklers entgegen, ſo wird darin regel⸗ 
mäßig die ſtillſchweigende Vereinbarung eines Mällerlohns gefunden werden können 
( JW 1931, 1313; 1938, 4561). Hat jemand, insbeſondere ein Kaufmann, eine Sache, 

ie ihm zum Verkaufe feſt an die Hand gegeben war, zunächſt als Selbſtverkäufer einem 
Dritten angeboten und den Verkehr des Dritten mit dem Eigentümer vermittelt, und 
iſt dann mit feiner Zuſtimmung der Kauf unmittelbar zwiſchen dem Eigentümer und dem Dritten 
abgeſchloſſen worden, ſo kann er unter Umſtänden von dem letzteren einen Mäklerlohn verlangen 

G 2. 3. 21 V 439/20). Bei der Frage, ob die Leiſtung des Mäklers den Umſtänden nach nur 
gegen eine Vergütung zu erwarten iſt, kommt es aber in allen Fällen nur auf die tatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſe, nicht auf die Meinung der Beteiligten an. Wer die Dienſte 
eines Mäklers in Anſpruch nimmt, iſt daher unter der Vorausſetzung des Abſ 1 zur Bezahlung 
eines Lohnes auch dann verpflichtet, wenn er irrig angenommen hat, es werde ein Lohn von 
ihm nicht verlangt werden (Rieß 95, 137). — Das nachträgliche Verſprechen einer Vergütung 
ür eine — mit oder ohne Erfolg — bereits geleiſtete Vermittlertätigkeit iſt keine Schenkung 
RE JW 1911, 940, RG L 1915, 4362; ebenſo für den Vergütungsanſpruch des Untermäklers 

& FW 1929, 3497). Vgl. dazu für den Dienſtvertrag $ 612 A 2. 8 g 
3. Höhe der Vergütung. Bei Grundſtücksverkäufen in der Regel ein Hundertteil der Kauf⸗ 
ſumme. Für Vermittlung der Vermietung von Gaſtwirtſchaftsräumen ſ. OLG 28, 200. Die 
Ig ren Beſtimmungen der Landesgeſetze, z. B. der kurheſſiſchen Verordnung vom 20. Auguſt 
500, über einen auch durch Parteivereinbarung nicht zu überſchreitenden Hochſtbetrag 
die Mäklerlobns, find beim Mangel eines Vorbehalts im Einführungsgeſetze nach Art 55 
dieſes Geſetzes für aufgehoben zu erachten (R® 68, 195; JW 08, 321). Vgl. 89 612 A 3, 632. Auf⸗ 
wertung ſ. JW 1925, 1104. . 

4. Ein ſolcher üblicher Lohn kann nicht nur für die Vergütung der Tätigkeit des gewerbs⸗ 
maßigen Vermittlers, ſondern auch für diejenige des nicht gewerbsmäßigen zugrunde gelegt 
werden (RG 27. 11. 08 111 143/08). Zu fragen iſt bei Anwendung des Abſ 2 nur, ob die Höhe 
des Lohnes durch Taxe beſtimmt oder üblich iſt, nicht, ob der Vermittler die Vermittlung ge⸗ 

rbsmäßig betreibt und eine beſondere Tätigkeit entfaltet hat (RG LZ 1927, 8465). Der Mäller, 
Be r den üblichen Lohn verlangt, muß im Streitfalle auch beweiſen, daß nicht ein anderer (nied⸗ 

\gerer) Lohn vereinbart worden iſt (RG Warn 1923/24 Nr 135; LZ 1922, 652; OLG 6, 86). 

eſteht keine Taxe und kann auch ein üblicher Lohn nicht feſtgeſtellt werden, jo find $$ 315, 316 

anzuwenden (86 8, 439). 


432 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


8 654 


Der Anfpruch auf den Mäklerlohn und den Erſatz von Aufwendungen ift 
ausgefchloffen!), wenn der Mäkler dem Inhalte des Vertrags zuwider auch 
für den anderen Teil tätig geweſen ift?). 

M 2 5174ff.; P 2 348. 

1. Dieſer Ausſchluß tritt beim Vorhandenſein der angegebenen Vorausſetzung von ſelbſt 
ein. Eine Verwirkung des Mäklerlohns kann aber entſprechend dem Grundgedanken des $ 654 
auch in anderen Fällen ſtattfinden, in denen der Mäkler unter vorſätzlicher oder 
fahrläſſiger Verlezung der Treu- und Sorgfaltspflicht den Intereſſen ſeines 
Auftraggebers in weſentlicher Weiſe zuwiderhandelt (vgl. auch §652 A 2a und RG 
Gruch 71, 535). Der dem 9 654 zugrunde liegende Rechtsgedanke iſt ferner auch auf andere 
Vertragsverhältniſſe anzuwenden, die mit einer beſonderen Treupflicht des einen Teils 
verbunden ſind; daß dem Auftraggeber ein poſitiver Schade erwachſen ſei, iſt in Fällen 
der letzteren Art ebenſowenig zu erfordern wie im Falle des § 654 (RG 113, 269: 
Rechtsanwalt; RG Gruch 71, 535: Vertrauens- und Mittelsmann des Staates beim Ankauf 
eines beſonders wertvollen Zuchthengſtes für die ftaatliche Geſtütsverwaltung; NG 29. 1. 29 
II 366/28; 20. 1. 32 V 210/31). Beim Handlungsagenten, der ſtändig damit betraut iſt, zu 
vermitteln oder abzuſchließen (5 84 HG), laſſen ſich Verfehlungen von ſolcher Schwere 
denken, daß er alle ſeine Proviſionsanſprüche verwirkt, auch ſolche aus Geſchäften, die von 
der einzelnen Verfehlung nicht berührt werden (RG HRR 1935 Nr 727). Die Möglichkeit 
eines billigen Ausgleichs unter den Beteiligten iſt bei Anwendung des $ 654 nicht gegeben. In allen 
Fällen kann neben der Verwirkung des Mäklerlohns eine weitergehende Schadenserſatz ⸗ 
pflicht des Mäklers begründet fein. Ein Verſchulden feiner Gehilfen, z. B. eines Untermäklers, 
muß ſich der Mäkler nach dem Grundſatze des 9 278 wie eigenes Verſchulden anrechnen laſſen. Ver⸗ 
tragliche Haftung des Mäklers gegenüber dem andern Teile ſ. R IW 1917, 1012; OLG 36, 115. 


2. Das Tätigſein für den anderen Teil ſowie die Annahme eines Mäklerlohns von dieſem 
iſt dem Mäkler nicht unter allen Umſtänden, ſondern nur dann unterſagt, wenn es dem In⸗ 
halte des Vertrags, insbeſondere einer ausdrücklichen Abrede, oder bei vorhandenem Wider⸗ 
ſtreit der Intereſſen dem Intereſſe des Auftraggebers zuwiderläuft (RG 10. 12. 06 1V 222/06; 
25. 10. 07 III 148/07). Ob dies zutrifft, hängt vom Einzelfalle ab (RG Gruch 65, 86). Dabei 
kommt es weſentlich darauf an, ob nach dem Inhalte des Mäklervertrags der Mäkler nur als 
unparteiiſcher Vermittler für das Zuſtandekommen eines Vertrags überhaupt (ohne Rück⸗ 
ſicht auf mehr oder weniger günſtige Einzelbedingungen, RG Gruch 65, 86, fo vielfach bei Grund- 
ſtücksvermittlungen, Rc 28 1915, 5045) oder (was z. B. aus der ungewöhnlichen Höhe des ver⸗ 
ſprochenen Lohnes zu folgern fein kann, RG St JW 05, 75246) als Vertrauensmann des 
einen Teiles und ausſchließlich in deſſen Intereſſe tätig fein ſollte (RG ZW 1913, 2001). Iſt 
der Mäkler nicht Vertrauensmann des einen Teiles, ſo z. B. auch, wenn er nur den Nachweis 
der Gelegenheit zum Abſchluſſe eines Vertrags zu erbringen hat (vgl. RG Seuff l 56 Nr 24; 
RG 10. 2. 23 V 266/22), jo kann er, unbeſchadet feines Anſpruchs auf den Mäklerlohn, auch dann 
für den anderen Teil tätig werden, wenn ſein Auftraggeber nichts von dieſer Tätigkeit weiß. 
Soll er aber als Vertrauensmann ſeines Auftraggebers tätig werden, dann kommt es regelmäßig 
auf deſſen Kenntnis von der Tätigkeit des Mäklers an (RG 25. 1. 19 V 316/18). Handelt der 
Mäkler in dieſer Vertrauensſtellung der übernommenen Verpflichtung zuwider auch für den 
anderen Teil, drückt er z. B. als Vertrauensmann des Verkäufers zu deſſen Ungunſten und zu⸗ 
gunſten des Käufers den Kaufpreis herunter, ſo kann er einen Mäklerlohn von feinem Auftrag” 
geber nicht beanſpruchen (RG 12. 4. 07 1II 415/06; 13. 12. 07 III 202/07; Seuff A 64 Nr 89). 
Hatte der Auftraggeber den Mäklervertrag mit Kenntnis von der für den anderen Teil in 
Ausſicht ſtehenden Tätigkeit des Mäklers (z. B. mit Kenntnis eines vom anderen Teile gegebenen 
Lohnverſprechens, RG 15. 11. 19 V 220/19) abgeſchloſſen, fo kann er ſich nachträglich auf $ 654 
nicht berufen (RG JW 1913, 641%). In gleicher Weiſe kann zu entſcheiden ſein, wenn der Auf 
traggeber beim Abſchluſſe des vermittelten Vertrags mit dem anderen Teile von einer Doppel; 
tätigkeit des Mäklers Kenntnis hatte. Sofern indeſſen eine ausdrückliche Verabredung des Mäklers 
mit ſeinem Auftraggeber über die Doppeltätigkeit nicht vorliegt, iſt über deren Zuläſſigkeit nach 
der geſamten Sachlage des einzelnen Falles zu entſcheiden. S. angef. R JW 1913, 2001. Zu 
weit ginge die Annahme, daß der Mäller, wenn der Auftraggeber wiſſentlich ein Tätigwerden 
für einen anderen geſchehen ließ, immer ſeinem Auftraggeber gegenüber im Falle des Zustande. 
kommens des Vertrags Anſpruch auf den Mäklerlohn habe. Denn ſelbſt wenn der Mäkler mi 
Kenntnis ſeines Auftraggebers auch für den anderen Teil tätig wird, fo bleibt er doch mindeſtens 
inſoweit immer noch die Vertrauensperſon des erſteren Auftraggebers, daß er ihn nicht durch 
ſittenwidrige Mittel zugunſten des anderen Teiles zu einem unvorteilbaften Entſchluſſe verleiten 
darf (RG FW 1913, 6414; MG 15. 11. 19 V 220/19). Im übrigen iſt der Mäkler, wenn ſeine 
Tatigteit für beide Teile nicht zu beanſtanden ift, nicht gehindert, beim Abſchluß des Vertrage 


Mäklervertrag §§ 654—656 433 


von jedem dieſer Teile den vollen Lohn in Anſpruch zu nehmen. Recht des Verſteigerers von 
Sammlungen und dergleichen, Proviſion auch von den Käufern zu nehmen, ſ. RG HRR 1929 
Nr 1990. Wenn der vom Mäfler vermittelte Vertrag zuſtande gekommen, der Auftraggeber aber 
vom Mäkler durch unwahre Angaben über die Vermögensverhältniſſe der zahlungsunfähigen 
Gegenpartei irregeführt und geſchädigt worden iſt, ſo geht der Anſpruch des Auftraggebers 
gegen den Mäkler nicht auf Rückzahlung des Mäklerlohns, ſondern auf Schadenserſatz 
(SeuffA 64 Nr 128). 


8 655 


Iſt für den Nachweis der Gelegenheit zum Abſchluß eines Pienftvertrags!) 
oder für die Vermittlung eines ſolchen Vertrags ein unverhältnismäßig hoher 
Mäklerlohn vereinbart worden, ſo kann er auf Antrag des Schuldners durch 
Arteil auf den angemeſſenen Betrag herabgeſetzt werden?). Nach der Ent- 
richtung des Lohnes iſt die Herabſetzung ausgeſchloſſens). 

KB 1980. 

1. Dienſtvertrag, und zwar auch der auf höhere Dienſtleiſtungen gerichtete Vertrag. 
Hierunter fällt alſo auch die Tätigkeit der ſog. Placierungsbureaus und Artiſtenagenten. Bei 
Vermittlung anderer Verträge findet eine Herabſetzung nicht ſtatt. 

2. Richterliches Ermäßigungsrecht. Bei der Prüfung, ob der Mäklerlohn angemeſſen oder 
un verhältnismäßig hoch iſt, muß dieſer als einheitliches Ganzes betrachtet werden. Ein in Hun⸗ 
dertteilen fortlaufender Bezüge zu entrichtender Mäklerlohn kann daher ſowohl durch Ermäßigung 
der Hundertteile als auch durch Verkürzung der Zeitdauer herabgeſetzt werden. Auch allgemein 
ubliche (oder in polizeilich genehmigten Tarifen enthaltene) Lohnſätze können herabgeſetzt werden, 
wenn fie unverhältnismäßig hoch find (RG JW 07, 51212). — Das Verſprechen eines unverhält⸗ 
nismaßig hohen Lohnes kann aber auch, und zwar nicht nur, wenn es ſich um Dienſtverträge 
handelt, die Nichtigkeit des Mäklervertrags begründen (Vorbem 3 vor $ 652). 

4. Keine ne 5 15 gezahlter Beträge. Wird bei Teilzahlungen der ange meſſene Betrag 
des Mäklerlohns durch bie bisherigen Leitungen erreicht, dann findet die Herabſetzung des Lohnes 
dadurch ſtatt, daß der Anſpruch auf weitere Zahlungen wegfällt (RG JW 07, 51212). 


§ 656 


) Durch das Verſprechen eines Lohnes für den Nachweis der Gelegenheit 
zur Eingehung einer Ehe oder für die Vermittlung des Zuſtandekommens 
einer Ehe wird eine Verbindlichkeit nicht begründet ?). Das auf Grund des 
Derſprechens Geleiſtete kann nicht deshalb zurückgefordert werden, weil eine 
Verbindlichkeit nicht beſtanden hat?). 

Dieſe Vorſchriften gelten auch für eine Vereinbarung, durch die der andere 
Teil zum Zwecke der Erfüllung des Verſprechens dem Mäkler gegenüber eine 


Verbindlichkeit eingeht, insbeſondere für ein Schuldanerkenntnis “). 
M 2 511. 


1. Ehemäklerlohn. Die Vorſchrift gilt auch dann, wenn dem Auftraggeber die Eheſchließung 
nur das Mittel zur Erreichung eines wirtſchaftlichen Zweckes (3. B. der Verſchaffung von Geld⸗ 
Mitteln) ift (OLG 34, 54), trifft aber anderſeits nicht jede Tätigkeit, die das Zuſtandekommen 
Cher Che möglich machen ſoll, z. B. nicht die Bemühungen eines Rechtsanwalts, die elterliche 

zuwillfgung oder ihre Erſetzung durch das Vormundſchaftsgericht oder die Befreiung von Ehe⸗ 
Dinderniſſen zu erwirken (RG JW 06, 71310, dazu jetzt die einfchlägigen Beſtimmungen des Ebe⸗ 
geſezes b. 6.7.38, RG Bl I, 807). I; 
fi Kein klagbarer Anſpruch (vgl. $ 762), obwohl das Verſprechen an ſich nicht als un⸗ 
160405 gilt, ſondern nur als ungeeignet zur Begründung eines klagbaren Anſpruchs. Durch 
wird auch die Klagbarkeit eines Anſpruchs auf Erſtattung der durch die Ehe mäklertätigkeit 
erwachſenen Auslagen (wozu indeſſen die Koſten von bloßen Heiratsanzeigen nicht ohne weiteres 
Fp !edhnen ſind) ausgeſchloſſen (RG Seuff Bl 71, 577). Ebenſowenig kann für den Anſpruch auf 
d domcklerlohn ein gültiges Pfandrecht beſtellt werden. Dagegen entbehrt ein Vergleich, 
ga den die Parteien den Streit darüber ſchlichten, ob ein zwiſchen ihnen geſchloſſener Vertrag 
100 gültiger 1 oder ein klagloſer Ehevermittlungsvertrag ſei, nicht deshalb der Wirt. 
0 769 1 in Wahrheit ein Vertrag der letzteren Art vorliegt (RG 23. 10. 06 VII 44/06). Vgl. 
„ Keine Rückforderung gemäß SS 812ff. Iſt jedoch die Eingehung der Verbindlichkeit aus 
me me anderen Grunde, insbeſondere wegen Betrugs und Zwanges anfechtbar, ſo iſt die 
Zurückforderung zuläſſig. 


GB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Degg, Lobe.) 28 
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4. Schuldanerkenntnis. Iſt auf Grund eines derartigen unwirkſamen Lohnverſprechens 
der Auftraggeber dem Mäkler gegenüber eine Wechſelverbindlichkeit eingegangen oder 
hat er ein ſchriftliches Schuldanerkenntnis abgegeben, ſo iſt auch eine ſolche urkundliche 
Verpflichtung zur Begründung eines Rechtsanſpruchs ungeeignet, weil darin eine Leiſtung 
im Sinne des § 656 Abſ 1 Satz 2 nicht zu erblicken iſt (vgl. RG Seuff Bl 71, 577; OLG 4, 
236). Der Auftraggeber kann daher vom Mäkler nach § 812 die Herausgabe des Wechſels oder, 
wenn er von einem gutgläubigen Erwerber zur Bezahlung gezwungen worden iſt, die Herausgabe 
des vom Mäkler darauf empfangenen Wertes und, falls der Mäkler den Wechſel in der Abſicht 
begeben hat, dem Auftraggeber den Einwand aus $ 656 abzuſchneiden, alſo einen vom Geſetz 
gemißbilligten Vermögensvorteil zu erlangen, nach $ 826 BGB Schadenserſatz beanſpruchen. 
Vgl. § 762 A 4. 


Neunter Titel 
Auslobung 


In betreff der rechtlichen Geſtaltung der Auslobung iſt ſtreitig, ob hierbei ein Vertrags⸗ 
antrag an eine unbeſtimmte Perſon mit Annahme des Antrags durch die Ausführung der erfor⸗ 
derten Handlung (Vertragstheorie) oder ein für ſich rechtswirkſames einſeitiges Verſprechen 
mit tatſächlicher Erfüllung der geſtellten Bedingung durch den Handelnden (Pollizitations⸗ 
theorie) vorliegt. Nach der unzweideutigen Faſſung und namentlich nach den letzten Worten 
des $ 657 wird man der zweiten Annahme den Vorzug geben und, als Ausnahme von $ 305, 
ebenſo wie bei der Schuldverſchreibung auf den Inhaber § 793, die einſeitige Erklärung 
als Verpflichtungsgrund anzuſehen haben (. auch M 2, 519). Zu ihrer Rechtswirkſamkeit muß 
dieſe Erklärung den allgemeinen Erforderniſſen genügen, darf insbeſondere nicht gegen Treu 
und Glauben und nicht gegen ein geſetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten verſtoßen 
($$ 134, 138), der erforderlichen Ernſtlichkeit nicht entbehren, ſich alſo nicht als bloße marktſchreie⸗ 
riſche Ankündigung darſtellen ($ 118). Die Erklärung kann auch von dem Auslobenden ſelbſt 
wegen Irrtums, Betrugs und Drohung ($$ 119ff.) angefochten werden — eine Anfechtung, die 
wenn ſie nicht einer beſtimmten Perſon gegenüber geſchehen kann, in der nämlichen Form wie 
die Auslobung ſelbſt zu bewirken iſt und namentlich bei vorliegendem Verzicht auf den Widerruf 
(5658 Abſ 2) von praktiſcher Bedeutung werden kann. Über die Bedeutung des Gemeinſchafts“ 
gedankens für die Beurteilung von Schuldverhältniſſen ſ. Vorbem 1 vor $ 241). 


§ 657 

Wer durch öffentliche Bekanntmachung!) eine Belohnung?) für die Vor“ 
nahme einer Handlung, insbeſondere für die Herbeiführung eines Erfolges 1 
ausſetzt, iſt verpflichtet, die Belohnung demjenigen zu entrichten, welcher die 
Handlung vorgenommen hat, auch wenn dieſer nicht mit Nüdficht auf die 
Auslobung gehandelt hat!). 

E I 581 II 689; M 2 618fl.; P 2 347. 

1. Die Offentlichkeit der Bekanntmachung, d. h. die Zugänglichkeit für jedermann, iſt weſent⸗ 
lich. Beim Mangel der Offentlichkeit, alſo z. B. bei Bekanntmachung innerhalb einer geſchloſſenen 
Privatgeſellſchaft, iſt das Verſprechen nur als ein Vertragsantrag des Verſprechenden, der dur 
nachträgliche Annahme mittels Ausführung der erforderlichen Handlung bindend wird, aufrecht. 
zuerhalten. Im übrigen kann die Auslobung ſich an beſtimmte Klaſſen von Perſonen, . 
Künſtler, Techniker uſw., ja auch an einen beſtimmten Kreis von Perſonen (3. B. Angehörige ein 
beſtimmten Gemeinde, eines beſtimmten Regiments) richten, in ſchriftlicher oder mündlicher 
Form geſchehen, von einer natürlichen oder einer juriſtiſchen Perſon oder von einer öffentlichen 
Behörde, z. B. von einer Polizeibehörde (Belohnung für die Entdeckung eines Verbrechen 
oder für die Ergreifung eines Verbrechers), in gleich wirlſamer Weiſe ausgehen. Auslobung 2 
Belohnungen für die Ermittlung oder Ergreifung von Verbrechern oder für die Herbeiſchaffuns 
von Beweismitteln aus Mitteln der Juſtizverwaltung |. AV d. RIM v. 3. 9. 36 DJ 1936, 1600. it 
Durch den Tod des Auslobenden oder durch den ſpäteren Eintritt feiner Geſch äftsunfähigte 
wird die durch die Auslobung begründete Verpflichtung nicht aufgehoben; vielmehr gehen in die) e 
Fällen die Rechte (auch das des Widerrufs nach $ 658) und die Pflichten des Auslobenden auf ſein 
Erben oder auf den ihm beftellten geſetzlichen Vertreter über. 

2. Belohnung, und zwar Geld oder ein ſonſtiger Vermögensvorteil. . bel 

. Die Belohnung muß für die Vornahme einer Handlung, insbeſondere für die Her ng 
führung eines Erfolgs verſprochen fein. Keine Auslobung ift daher z. B. die bei der Ausjchreibt 
von Kriegsanleihen abgegebene behördliche Zusicherung, daß die Kriegsanleihen bei Verkan 
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bon Beſtänden der Heeresverwaltung zum Nennwert in Zahlung genommen werden würden 
(RG 16. 6. 21 IV 40/21). Daß die Handlung oder der Erfolg dem Nutzen oder auch nur dem 
Wunſche des Auslobenden oder einer anderen Perſon oder dem öffentlichen Intereſſe entſpreche, 
it nicht erforderlich. Der gewöhnliche Fall iſt die Ausſetzung einer Belohnung für eine Werk⸗ 
leiſtung, z. B. für die Herbeiſchaffung eines geſtohlenen Gemäldes, für eine beſtimmte Flieger⸗ 
leiſtung; es kaun aber auch irgendein beliebiges Verhalten einſchließlich der Unterlaſſung, z. B. 
langjährige treue Dienſtleiſtung bei dem nämlichen Dienſtherrn, als Bedingung geſetzt werden. 
Dagegen läßt die Faſſung des Geſetzes deutlich erkennen, daß ein Ereignis, für deſſen Eintritt 

er einzelne nicht irgendwie, auch nicht im Zuſammenwirken mit anderen, tätig zu werden ver⸗ 
mag, bei der Auslobung keine geeignete Bedingung bilden kann. In ſolchen Fällen kommt na⸗ 
mentlich der Schenkungs vertrag in Frage. — Wird die Handlung mehrmals oder von mehreren 
vorgenommen, jo find die $$ 659, 660 anzuwenden. 

4. Zeit der Handlung. Im allgemeinen iſt davon auszugehen, daß die Handlung auch ſchon 
vor der Auslobung vorgenommen fein kann, es ſei denn, daß es dem Auslobenden gerade auf 
die ſpätere Vornahme ankam. Eine Friſtbeſtimmung ($ 658 Abſ 2) ift, abgeſehen von 9 661 Abſ 1, 
nicht erforderlich. Darüber, ob die ausgeſetzte Belohnung verdient ſei, hat, abgeſehen von 
$ 661, im Streitfalle nicht der Auslobende, ſondern das Gericht zu entſcheiden. 


8 658 


Die Auslobung kann bis zur Vornahme der Handlung widerrufen werden!). 
der Widerruf ift nur wirkſam, wenn er in derſelben Weiſe wie die Auslobung 
bekanntgemacht wird oder wenn er durch beſondere Mitteilung erfolgt?). 

Auf die Widerruflichkeit kann in der Auslobung verzichtet werden; ein 
Verzicht liegt im Zweifel in der Beſtimmung einer Friſt für die Vornahme 
der Handlung. 

E 1 582 II 590; M 2 521ff.; P 2 347. 

1. Entſcheidend ift die Vornahme, d. h. Vollendung der Handlung. Der Widerruf iſt daher 
auch noch während der Vorbereitung und ſelbſt während der Ausführung der betreffenden 
Handlung zuläſſig. Im Falle des Widerrufs kein Anſpruch auf Erſatz des durch etwaige Vorbe⸗ 
teltungshandlungen verurſachten Aufwandes (M 2, 522). Wer nach dem wirkſamen Widerruf 
die verlangte Handlung vornimmt oder vollendet, erwirbt einen Anſpruch gegen den Auslobenden 
auch dann nicht, wenn er ohne fein Verſchulden von dem Widerruf nichts weiß. — Die Anfechtung 
zer Auslobung wegen Willensmängeln wird durch $ 658 nicht berührt (vgl. Vorbem vor $ 657). — 

ber den Einfluß des Todes des Auslobenden ſ. § 657 A 1. | 08 

a Form des Widerrufs. Die Bekanntmachung muß „in derſelben Weiſe wie die Aus⸗ 
obung” geſchehen. Unweſentliche Abweichungen ſchaden nicht; weſentlich ift, daß der Widerruf 
genügend bekannt wird. Die beſondere Mitteilung des Widerrufs, die nur der damit be⸗ 
0 ten Perſon gegenüber wirkſam iſt, wird namentlich am Platze ſein, wenn bereits die Aus⸗ 
obung dieſer Perſon mitgeteilt oder dem Auslobenden bekannt geworden iſt, daß ſie an die Vor⸗ 
reitung herangegangen ſei. Im übrigen ift die beſondere Mitteilung neben der öffentlichen 
Vefonntmachung des Widerrufs nicht erforderlich. 


§ 659 
) Bft die Handlung, für welche die Belohnung ausgeſetzt iſt, mehrmals 
vorgenommen worden, ſo gebührt die Belohnung demjenigen, welcher die 
Handlung zuerſt vorgenommen hate). 
Iſt die Handlung von mehreren gleichzeitig vorgenommen worden, ſo 
bet jedem ein gleicher Teil der Belohnung. Läßt ſich die Belohnung wegen 
Drer Beſchaffenheit nicht teilen oder ſoll nach dem Inhalte der Auslobung 
nur einer die Belohnung erhalten, ſo entſcheidet das Los). 
1 583 II 501; M 2 523; P 2 348. 
Be Sowohl für den in dieſem, als für den im folgenden Paragraphen geregelten Fall kann 
luslobende eine abweichende Beſtimmung treffen, die der geſetzlichen vorgeht. 
nicht pr zeitliche Vorrang entſcheidet. Wer hiernach die Belohnung verdient hat, kann darauf 
ſtehendem a mit der Wirkung verzichten, daß nun ohne weiteres die Belohnung dem nach⸗ 
I er zufällt; er kann aber dieſem den erworbenen Anſpruch abtreten; eine ſolche 
zu inden geln. auch unter Umſtänden in einem „Verzichte zugunſten des nächſten Bewerbers 
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3. Mehrere Berechtigte. Zur Verteilung und zur Vornahme der Verlosung iſt der Aus⸗ 
lobende berechtigt und verpflichtet, unbeſchadet der gerichtlichen Entſcheidung über 
die Gültigkeit ſeiner Verteilung. 


8 660 

Haben mehrere zu dem Erfolge mitgewirkt!), für den die Belohnung aus“ 
geſetzt iſt, fo hat der Auslobende die Belohnung unter Berüdfichtigung des 
Anteils eines jeden an dem Erfolge nach billigem Ermeſſen unter fie zu ver“ 
teilen 2). Die Verteilung iſt nicht verbindlich, wenn fie offenbar unbillig iſt; 
fie erfolgt in einem ſolchen Falle durch Urteil“). 

Wird die Verteilung des Auslobenden von einem der Beteiligten nicht als 
verbindlich anerkannt, fo iſt der Auslobende berechtigt, die Erfüllung zu ver 
weigern, bis die Beteiligten den Streit über ihre Berechtigung unter ſich aus 
getragen haben; jeder von ihnen kann verlangen, daß die Belohnung für alle 
hinterlegt wird“). 

Die Vorſchrift des § 659 Abſ 2 Satz 2 findet Anwendung. 

E II 591; M 2 623; P 2 348. 

1. Mitwirkung mehrerer, z. B. zur Ergreifung eines flüchtigen Verbrechers (RG 11, 281). 

2. Die Verteilung ſteht dem Auslobenden zu. Sie kann auch nur einem der Beteiligten gegen⸗ 
über rechtswirkſam geſchehen. Wird fie von den Beteiligten oder durch einen von ihnen als un 
billig beanſtandet, ſo iſt von dieſen untereinander, ohne Heranziehung des Auslobenden, durch 
Feſtſtellungsklage die gerichtliche Entſcheidung herbeizuführen (vgl. OLG 41, 123).— Abweichende 
Beſtimmung des Auslobenden ſ. $ 659 A 1. 

3. Offenbare Unbilligkeit. Vgl. 8 319. Nach der Zweckbeſtimmung des 9 660 (Durchführung 
der Verteilung) tritt das Gericht auch dann an die Stelle des Auslobenden, wenn er — ab- 
geſehen von den Fällen des Todes und der Geſchäftsunfähigkeit ($ 657 A 1) — bie Verteilung 
nicht vornehmen kann, oder wenn er ſie nicht vornehmen will und er dies ausdrücklich erklart 
hat oder das von den Beteiligten gegen ihn beantragte Zwangsverfahren nach ZPO 9 888 ohne 
Erfolg geblieben iſt. 

4. Der Auslobende iſt auch ohnedies zur Hinterlegung nach 9 372 befugt. 


8 661 

Eine Auslobung, die eine Preisbewerbung zum Gegenſtande hat!), iſt nur 
gültig, wenn in der Bekanntmachung eine Friſt für die Bewerbung beſtimn 
wird ). 

Die Entſcheidung darüber, ob eine innerhalb der Friſt erfolgte Bewerbung 
der Auslobung entſpricht oder welche von mehreren Bewerbungen den Vorzug 
verdient, ift durch die in der Auslobung bezeichnete Perſon, in Ermangelung 
einer ſolchen durch den Auslobenden zu treffen s). Pie Entſcheidung iſt für die 
Beteiligten verbindlich!). 

Bei Bewerbungen von gleicher Würdigkeit finden auf die Zuerteilung des 
Preiſes die Vorſchriften des 5 659 Abſ 2 Anwendung. 

Die Übertragung des Eigentums an dem Werke kann der Auslobende nur 
verlangen, wenn er in der Auslobung beſtimmt hat, daß die Übertragund 
erfolgen foll?). 

E 1 584 II 592; M 2 523ff.; P 2 350. 


1. Die Auslobung in bezug 1 Preisbewerbung (ſog. Preisausſchreiben) kann en 
eine Leiſtung auf dem Gebiete der Wiſſenſchaft, der Kunſt, der Technik, des Sportes uſw. 8 
— — Der Bewerber muß davon Kenntnis haben und daraufhin rechtzeitig ſeine Vewerbu 
erklären. N 

2. Die Friſtbeſtimmung ift nach Inhalt der Motive für notwendig erachtet worden, u 
ohne dieſe der Auslobende immer noch auf eine beſſere Leiſtung warten und die Entjeheibt! 
auf unabſehbare Zeit hinausſchieben könnte. Die Friſtbeſtimmung macht die Auslobung ils 
Zweifel“ unwiderruflich (8 658 Abſ 2). Der Friſtablauf hat zur Folge, daß nunmehr eine? f A 
der Auslobende in keinem Falle mehr widerrufen ($ 658 Abſ 1), andernteils eine Bewerbung 
nicht mehr ſtattfinden kann. 
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3. Der Preisrichter und der Auslobende ſind dabei an die Vorſchriften der $$ 317319, 
insbeſondere auch des § 317 Abſ 2, nicht gebunden. Stimmenmehrheit der Preisrichter, deren 
Stellung der von Schiedsrichtern ähnlich iſt, muß als entſcheidend angeſehen werden. Der Aus⸗ 
lobende wird auch dann einzutreten haben, wenn der Preisrichter die Entſcheidung nicht treffen 
kann oder will (Enneccerus-Lehmann 9156 V 2). 

4. Alſo im Rechtswege nicht weiter anfechtbar. Vgl. dazu RG 11,281 und JW' 08, 645. 
Iſtt aber die Entſcheidung für die Beteiligten verbindlich, dann darf der Auslobende das Recht des 
Preisträgers nicht dadurch in Frage ftellen, daß er behauptet, der Preis ſei ihm von den Preis⸗ 
richtern zu Unrecht zuerkannt worden; der Preisträger kann mit der vorbeugenden Unterlaſſungs⸗ 
klage verlangen, daß der Auslobende keine ſolche Behauptung aufſtelle (RG 143, 262). h 

5. Die Übertragung des Eigentums umfaßt in dem angegebenen Falle auch das ſog. geiſtige 
Eigentum, und zwar ohne weitere Vergütung von ſeiten des Auslobenden. 


Zehnter Titel 
Auftrag 


1. Der 10. u. 11. Titel handeln von der Geſchäftsbeſorgung; der erſtere von der Geſchäfts⸗ 
beſorgung kraft Auftrags, der letztere von der Geſchäftsbeſorgung, hier Geſchaftsführung 
genannt, ohne Auftrag. Während die $$ 662—674 des 10. Titels ferner den eigentlichen Anf⸗ 
trag regeln, deſſen weſentlichſtes Merkmal nach dem BGB die Unentgeltlichkeit iſt, ſchließt § 675 
eine Beſtimmung an, die einer Reihe der Vorſchriften des Titels auch für Dienſt⸗ und Werk- 
verträge entſprechende Anwendung verſchafft, ſofern dieſe eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegen⸗ 
ſtande haben. Denn eine Geſchäftsbeſorgung kann auch Gegenſtand anderer Verträge ſein. So 
führt der Angewieſene auf Grund der erteilten Ermächtigung, die kein Auftrag iſt, die Geſchäfte 
des Anweiſenden aus. Erſt durch dieſen $ 675 wird den Rechtsregeln des 10. Titels eine größere 
Bedeutung und ein weiteres Anwendungsgebiet verliehen, da der Auftrag im Sinne des $ 662 
im heutigen Verkehrsleben keinen breiten Raum einnimmt. In $ 676 iſt dem Titel eine Regelung 
der Schadenserſatzpflicht aus Rat und Empfehlung angehängt, die wegen einer gewiſſen Ver⸗ 
wandtſchaft des Stoffs hier ihre Stelle gefunden hat. 

2. Der Begriff der Geſchäftsbeſorgung in den 98 662, 675, 677 (vgl. dazu ferner §8 831 
Abſ 2, 1357 Abſ 1, 196 Nr 1 u. 7 BGB, 8354 Abſ 1 HGB, 89 23 u. 27 KO) iſt viel 5 
das BB enthält keine Beſtimmung darüber. Eingehend Lent, Wille u. Intereſſe bei der Ge⸗ 
ſchäftsbeſorgung, f. Schriften der Ak Recht; Karenz, Vertrag u. Unrecht Bd 2; Stoll, Vertrag 
u. Unrecht. Während die einen den Begriff auf die Vornahme von Rechtsgeſchäften und Rechtshand⸗ 
lungen für einen Dritten beſchränken wollen, begreifen darunter andere jede beliebige Art einer für 
einen andern geleiſteten Tätigkeit. Mit dem Streit hierüber hängt der andere zuſammen, ob 
der Begriff der Geſchäftsbeſorgung in den 9 662 u. 677 derſelbe ſei wie in $ 675, oder ob er für 

en letzteren Paragraphen einen engeren Inhalt habe, und endlich, ob die Beſtimmung des 
675 ſich auf alle Dienſt⸗ und Werkverträge erſtrecke oder nur für einen abgeſonderten Teil von 
dieſen Geltung beanſpruche. Der Umſtand, daß $ 675 feine Stelle in dem Titel vom Auftrage 
erhalten hat, deſſen Beſtimmungen gleich der des $ 675 eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande 
aben, ſpricht deutlich dafür, daß der Begriff der Geſchäftsbeſorgung in 8 675 denſelben Inhalt 
an ſoll wie in dem Titel überhaupt, ganz abgeſehen davon, daß derſelbe Begriff in demſelben 
Geſetzbuche nicht ohne Not für verſchiedene Einzelbeſtimmungen verſchieden aufgefaßt werden 
darf. Daraus aber, daß $ 675 diejenigen Dienſt⸗ und Werkverträge, die eine Geſchaſtsbeſorgung 
90 Gegenſtande haben, aus dem ganzen Kreiſe der Dienſt⸗ und Werkverträge ausſondert und 
von anderen Verträgen dieſer Art unterſcheidet, ergibt ſich des weiteren, daß die Geſchaftsbe 
jorgung nicht ſchlechthin alle Dienſtleiſtungen umfaſſen kann. Daß $ 675 auf die für den Auftrag 
Sgebenen Beſtimmungen zur entſprechenden Anwendung verweiſt, bedeutet hiernach, daß die 
ntgeltlichen Verträge, die dieſelben Leiſtungen zum Gegenſtande haben wie der unentgeltliche 
uftrag, in gewiſſen Beziehungen auch rechtlich dieſem gleich behandelt werden ſollen. — Das 
ertmal, daß die Leiſtungen des Auftrags und der Geſchäftsführung ohne Auftrag, ſowie der 
tenft- und Werkverträge des § 675 von anderen rechtlich erheblichen Tatigkeiten zunachſt unter. 
eidet, iſt das Handeln für einen andern (vgl. 8 677). Die Beſorgung einer Angelegenheit 

6 malen andern ift die Vornahme einer Tätigkeit, die an und für ſich der Sorge dieſes andern 
liegen würde und in deſſen Intereſſenbereich fällt, in ſeinem Intereſſe (RG 103, 411). 
ſoncht dagegen notwendig in feiner Vertretung, an ſeiner Stelle; daß der andere die Tatigkeit 
ft ſelbſt vorzunehmen hätte und vornehmen könnte, iſt nicht erforderlich. Sie muß nur Gegen- 
1 ud ſeiner Sorge ſein, und dieſe Sorge muß ihm durch die Beſorgung ſeitens des Handelnden 
. werden (R 97, 65). Daß ferner die Angelegenheit ein Geſchäft ſein muß, be- 
et einmal, daß ihr eine wirtſchaftliche Beziehung anhaften, ſodann, daß eine Tätigkeit Gegen⸗ 
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ſtand der Beſorgung ſein muß. Ein bloß duldendes Verhalten, ein Gewährenlaſſen oder ein 
Unterlaſſen ſind keine Geſchäfte (ſo die Geſtattung des Mitfahrens in einem ohnehin fahrenden 
Wagen), auch nicht die bloße Verwahrung, bei der nicht zugleich eine Tätigkeit übernommen 
wird (RG 65, 17). „Geſchäft“ iſt immer der Umkreis einer Tätigkeit, der Inbegriff des „Schaffens“. 
Tätigkeiten ferner, die keinen wirtſchaftlichen Zweck, keinen Zuſammenhang mit dem Vermögen 
haben, ſind wiederum keine Geſchäfte. Im übrigen aber kann Gegenſtand der Geſchäftsbeſorgung 
jede Tätigkeit rechtlicher oder tatſächlicher Natur fein, R& 91, 364; weder techniſche und 
mechaniſche noch wiſſenſchaftliche Tätigkeiten ſind an ſich ausgeſchloſſen, ſofern ſie nur den vorge⸗ 
dachten Vorausſetzungen entſprechen und eine Beſorgung für einen Dritten zulaſſen. Durch das 
Merkmal der Sorge für einen andern, die zugleich eine Betätigung des Willens und der Überlegung 
einſchließt, unterſcheidet ſich die Geſchäftsbeſorgung weſentlich von der bloßen Leiſtung von Dienſten 
wirtſchaftlicher Art, und dadurch ſondern ſich auch die Dienſt⸗ und Werkverträge, die eine Ge⸗ 
ſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande haben, von andern Dienſt⸗ und Werkverträgen: Dienſte im 
engeren Sinne werden an einen andern geleiſtet, Geſchäfte werden für ihn beſorgt; vgl. in $ 831 
die Scheidung von Verrichtung — dem weiteren Begriff — in Abſ 1 Satz 1 und Geſchäftsbeſorgung 
in Abſ 1 Satz 2 und Abſſ2 (Auswahl der Perſonen, Beſchaffung der Gerätſchaften, Leitung der 
Verrichtung). Geſchäftsbeſorgung iſt hiernach eine ſelbſtändige Tätigkeit wirt⸗ 
ſchaftlichen Charakters, die im Intereſſe eines andern innerhalb einer fremden 
wirtſchaftlichen Intereſſenſphäre vorgenommen wird (NG 97, 65). Ob fie im In 
tereſſe eines andern oder im eigenen Intereſſe erfolgt, dafür iſt in der Regel die Unentgeltlichkeit 
oder die Entgeltlichkeit ein weſentliches Anzeichen. Regelbeiſpiele der Geſchäftsbeſorgung ſind 
die Tätigkeiten des Rechtsanwalts (RG JW 1914 S. 4686, 87010), des Liquidators einer offenen 
Handelsgeſellſchaft, wenn er nicht ſelbſt Geſellſchafter iſt (RG Warn 1913 Nr 160), des Aufſichts⸗ 
rats einer Aktiengeſellſchaft (RG 81, 153; ſelbſtändige Führung eines Geſchäftsbetriebs [Flei- 
ſcherei] RG HNN 1931 Nr 2032; 105, 393), des Notars und des Gerichtsvollziehers, ſoweit deren 
Tätigkeit nach vertraglichen Geſichtspunkten betrachtet werden kann (vgl. darüber A 1 zu $ 675), 
des Kommiſſionärs und des Agenten, des Haus- und des Gutsverwalters, RG SeuffA 63 Nr 9, 
des Hausmeiſters und des Pförtners, des Gaſthofleiters und des Oberkellners, des Fabrikleiters, 
des bauleitenden Architekten, des Werkmeiſters und des Poliers. Gutsverwalkung iſt bei 
Unentgeltlichkeit Auftrag, bei Entgeltlichkeit Dienſtvertrag (RG 80, 229). Angelegenheiten der 
Geſchäftsbeſorgung find auch Tätigkeiten in Treuhänderverhältniſſen (RG 83, 71; 84, 214; 91, 12 
Warn 09 Nr 84; 1913 Nr 136; 1921 Nr 130). Der Arzt, der einen Kranken behandelt, beſorgt 
dieſem gegenüber kein Geſchäft; er leiſtet ihm Dienſte; wohl aber beſorgt der Arzt ein Geſchäft, 
der für einen unterſtützungspflichtigen Armenverband die Behandlung eines Kranken übernimmt, 
oder der in ſeiner Heilanſtalt die Ehefrau oder ein Kind für den unterhaltspflichtigen Ehemann 
oder Vater behandelt und verpflegt, da er dieſem eine wirtſchaftliche Sorge abnimmt (vgl. R 
JW 1913, 11470. Der Bauleiter iſt Geſchäftsbeſorger, nicht aber der Bauunternehmer, 
Der Arbeiter, der auf Beſtellung des zur Straßenreinigung verpflichteten Hausbeſitzers bei 
Glatteis ſtreut, führt eine Verrichtung aus, kein Geſchäft; zum Geſchäfte wird feine Tätigkeit 
jedoch, wenn er zugleich die Wachſamkeit darüber übernommen hat, daß bei Eintritt des Bedürſ⸗ 
niſſes und zu rechter Zeit geſtreut wird. Von der Übernahme einer Bürgſchaft als Geſchäfts⸗ 
beſorgung für den Schuldner handeln RG 59 ©. 10 u. 207 ſowie JW 07, 8318. Die Erteilung einer 
Auskunft oder eines Rates iſt keine Geſchäftsbeſorgung; wohl aber kann dies die Beſchaffung 
von ſolchen, die Einziehung einer Auskunft über die Kreditverhältniſſe eines Kaufmanns, ein 
(RG JW 1910, 80822; 8. 5. 11 VI 245/10). — Bei der hier gegebenen Begriffsbeſtimmung 
der Geſchäftsbeſorgung fehlt es freilich für diejenigen unentgeltlichen Dienſte, die nicht in den 
Kreis der wirtſchaftlichen Tätigkeit für einen andern fallen, an einer beſonderen Regelung; gegen 
eine entſprechende Anwendung der für die Geſchäftsbeſorgung gegebenen Vorſchriften je nach 
der Sachlage wird nichts zu erinnern ſein, ſofern die beſonderen Vertragsvereinbarungen un 
die allgemeinen Vertragsregeln nicht ausreichen. Wenn das RG Warn 1914 Nr 183 auch eine 
Hilfeleiſtung bei der Verfolgung eines Verbrechens als eine Tätigkeit der Geſchäftsbeſorgung 
aufgefaßt hat, fo iſt dem nur in dieſem übertragenen Sinne zuzuſtimmen. $ 662 ſetzt aber Ni 2 
voraus, daß der Beauftragte nur in fremdem Intereſſe tätig ift. Er kann dabei auch eigen” 
Intereſſen mit verfolgen; dies darf nur nicht lediglich im Intereſſe des Beauftragten 1770 
ſchehen, RH 56, 134; RG 16. 12. 32 II 199/32. Die Grundlage einer Geſchäftsführung iſt de 
Vertrag (Dienft- und Werkvertrag) und der gemiſchte Vertrag (Pförtner⸗Vertrag als Dienstvertrag 
und Mietvertrag), das Geſellſchaftsverhältnis, $ 713, Amt und Anſtellung, eine Tätigkeit ohn 
Vertrag oder Auftrag, die aber gerechtfertigt ſein muß. 5 iner 
3. Auftrag iſt nach alledem ein Vertrag, gerichtet auf die unentgeltliche Übernahme el in 
ſelbſtändigen Tätigkeit, ſei es rechtlicher, ſei es tatſächlicher Art, für den Auftraggeber, die 
deſſen wirtſchaftlichem Intereſſe gelegen ift und ſich auf einem feinem Schaffen zukommen d 1 
Gebiete bewegt. Für den Anfang gelten deshalb die allgemeinen Vorſchriften über Were 
(134 ff., 145 ff.). Wenn das BOB im Gegenſatz zum ſchweizeriſchen Obligationenrecht und z = 
Entwurf eines tſchechoſlowakiſchen BGB vom 31. 3. 37 nur bei der Unentgeltlichkeit der 
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nahme einen Auftrag ſieht, ſo iſt dies ein Mangel und widerſpricht der Auffaſſung des Lebens. 
Der Auftrag begründet nur einſeitige Verpflichtungen des Beauftragten; er iſt kein gegen⸗ 
ſeitiger Vertrag. Der Beauftragte hat keinen Anſpruch auf die Ausführung des Ge⸗ 
ſchäfts. Verpflichtungen des Auftraggebers ergeben ſich erſt als Folge aus der Ausfüh⸗ 
rung des Auftrags. Durch dieſe Einſeitigkeit der Verpflichtungen unterſcheidet ſich der 
Auftrag weſentlich vom Dienſt⸗ und Werkvertrage, durch das Merkmal des tätigen Handelns 
von der Verwahrung und den auf ein Unterlaſſen oder Gewährenlaſſen gerichteten Verträgen, 
durch die Vertragsmäßigkeit von der Geſchäftsführung ohne Auftrag. Der Auftrag kann auf ein 
einzelnes Geſchäft, aber auch auf eine Mehrheit von Geſchäften gerichtet fein; auch eine Ver⸗ 
mögensverwaltung oder die Beſorgung aller geſchäftlichen Angelegenheiten des Auftraggebers 
gehört hierher (vgl. RG 90 S. 129, 214). Der Auftrag kann mit einer Vollmacht (88 164ff.) 
verbunden ſein, und die Vollmacht zur Vertretung bei vertraglichen Handlungen ſchließt regel ⸗ 
mäßig auch einen Auftrag, für den Machtgeber zu verhandeln, ein; iſt es anders gemeint, ſo muß 
der Machtgeber dies zum Ausdruck bringen (RG 5. 10. 08 VI 547/07). Begrifflich find beide 
durchaus verſchieden, im praktiſchen Leben aber meiſt verbunden, Hedemann, Schuldenrecht 
S. 369, Swoboda, Auftrag und Vollmacht, ZAk DR 1937, 333. Der Auftrag bedeutet ein 
Schuldverhältnis, die Vollmacht ein Vertretungsverhältnis; jene erzeugt eine Ver⸗ 
pflichtung nach innen, dieſe eine Berechtigung nach außen, die Berechtigung, für den Machtgeber 
Dritten gegenüber mit Rechtswirkung für und gegen ihn aufzutreten (RG 71, 219); Warn 1913 
Nr 86. Der mit vorbereitenden Handlungen zu einem Vertragsſchluſſe Betraute iſt Beauftragter, 
nicht Bevollmächtigter; Vollmacht iſt immer rechtsgeſchäftliche Vertretungsmacht, und dieſe 
erfordert eine rechtsgeſchäftliche Willenserklärung als Gegenſtand (RG 26. 1. 09 11 337/08). Da⸗ 
gegen kann der Auftrag ſich auch auf tatſächliche Handlungen beziehen. — Die auf Grund eines 
anderweiten vertragsmäßigen Dienſtverhältniſſes vorgenommenen einzelnen Geſchäftsbeſorgungen 
werden durch Weiſungen des Dienſtherrn für die Ausführung der einzelnen Geſchäfte nicht zu Auf⸗ 
trägen im Rechtsſinne, die einen auf die einzelnen Geſchäfte gerichteten unentgeltlichen Vertrag 
vorausſetzen würden. — Vom Auftrage ſind endlich zu unterſcheiden die geſellſchaftlichen Ge ⸗ 
fälligkeiten des täglichen Lebens, die nicht in verpflichtender Abſicht übernommen werden (f. die 
oben A 2 angezogene Entſcheidung RG 65, 17; ebenſo RG 141, 284; 145, 394; RG 6. 6. 07 VI 
449/06). Larenz, Vertrag u. Unrecht II S. 78. Auch eine Treibjagd iſt in der Regel eine geſell⸗ 
ſchaftliche Veranſtaltung, die kein Auftragsverhältnis des Jagdherrn zu ſeinen Gäſten begruͤndet, 
R 128, 42. Von einem vertragsmäßigen Ausſchluß der Gefährdungshaftung läßt ſich nicht reden. 

4. Verwandte Verhältniſſe find: Dienſt-, Werk., Mäklervertrag, Verwahrungsvertrag, 
Geſellſchaft Red JW 1905, 682); Vollmacht (RG 71, 222); Schenkung; Kreditauftrag (8 778); 
Kommiſſionsgeſchäft (5B 55 383 ff.); Anweiſung (Rechtſpr 10, 183); ſog Trödelvertrag, den 
im Gegenſatz zum preuß. Recht das WEB nicht beſonders regelt, preuß ALR 1,11 99511526, 
Treuhandberhältnis. Der Treuhandvertrag verpflichtet den Treuhänder lediglich, die „Treu⸗ 
macht“ nicht über den Treuzweck hinaus im eigenen Intereſſe zu mißbrauchen (Rc Gruch 
1927, 551). Giroverkehr iſt nach den Vorſchriften des Auftrags zu beurteilen. 


8 662 


Durch die Annahme eines Auftrags verpflichtet ſich der Beauftragte, ein 
ihm von dem Auftraggeber übertragenes Geſchäft für dieſen unentgeltlich 
zu beſorgen. 

EL 585 II 593; M 2 525—530; P 2 351, 352. 


% 1. Über die rechtliche Natur des Auftrags und der Geſchäftsbeſorgung |. Vorbem 2 u. 3 
us der Begriffsbeſtimmung ergibt ſich, daß die übernommene Tatigkeit ein Intereſſe des Auf- 
augggebers verfolgen muß; ſie kann daneben auch im Intereſſe des Beauftragten, darf aber nicht 
rusſchliehlich in deſſen Intereſſe liegen (RG 56, 130, Kreditauftrag). Deshalb iſt der Verſiche⸗ 
3 geagent, der von der Verſicherungsgeſellſchaft beſtellte Mittler und Vertrauensmann (RG 
füt desi JW 1912, 8482; 1913, 5425), inſoweit er den Verſiche rungsantrag entgegennimmt und 
18 den Verſicherungsnehmer an die Geſellſchaft zur Entſchließung weitergibt, Beauftragter des 
erſicherungsnehmers, nicht aber der Generalagent, der als Vertreter der Geſellſchaft in deren 
eiche den Vertrag abſchließt und den Verſiche rungsbrief (Police) ausfertigt (RG 21, 90, 
315). Ebenſo wird der Mäkler, der durch Vertrag eine Geſchäftsvermittlung, aber auch von 
er Gegenpartei des in Ausſicht genommenen Geſchäfts die Beſorgung von vorgängigen Er⸗ 
each hangen für dasſelbe Geſchäft übernommen hat, zugleich Beauftragter der Gegenpartei 
8 76, 250). Einen Fall des Auftrags bei gemeinſchaftlichem Intereſſe des Auftraggebers und 
precktcragten behandelt R J 05, 682° (Bieten in der Zwangsverſteigerung), Fälle ent⸗ 
I 0 Anwendung der $$ 662ff. bei Dienſtleiſtungen im öffentlichen Intereſſe — die amt⸗ 
e Tätigkeit ſchließt die Erteilung eines privatrechtlichen Auftrags nicht aus — RG 98, 195 


440 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


und RG JW 1914, 676% (Aufforderung eines Polizeibeamten, ihm die Täter bei einer Schlägerei 
zu zeigen, als Auftrag der Stadtgemeinde). Die Zahlung für Rechnung eines Dritten bedeutet 
regelmäßig einen Auftrag an den Zahlungsempfänger, die Zahlung als Leiſtung des Dritten zu 
behandeln (RG 45, 235; 26. 6. 11 VI 378/10). Die Sicherungsübertragung von Forderungen 
ſtellt, obwohl fie weſentlich das Intereſſe des Zeſſionars verfolgt, zugleich einen Auftrag zur 
Wahrnehmung der Intereſſen des Übertragenden bei der Beitreibung und Verwertung der ab⸗ 
getretenen Forderung dar (RH 59, 190; Warn 1913 Nr 136; 1914 Nr 7). Dasſelbe gilt ſelbſt⸗ 
verſtändlich bei allen anderen treuhänderiſchen Rechtsübertragungen; ſo bei Verkäufen und 
Eigentumsübertragungen zur Sicherheit hinſichtlich der Verwahrung, Verwaltung und Rück⸗ 
übertragung (RG 76, 345; Warn 1912 Nr 58). Die Übertragung eines Schiedsrichteramts dagegen 
begründet wohl ein Vertrags-, aber kein Auftragsverhältnis, da der Schiedsrichter kein Intereſſe 
der Parteien wahrnehmen und nicht für dieſe eine Tätigkeit entfalten, ſondern über ihnen 
ſtehend im öffentlichen Intereſſe der Rechtspflege handeln ſoll (RG 59, 247; Warn 1913 Nr 76). 
Ebenſowenig wird der Beamte, der als ſolcher Anträge entgegennimmt, Beauftragter der Antrag⸗ 
ſteller. — Einen beſonderen Verwaltungsvertrag kennt das BGB nicht; bei einer ohne 
Entgelt übernommenen Vermögensverwaltung kommen die $8 662 ff. zur unmittelbaren An⸗ 
wendung; die entgeltlich übernommene erſcheint als Dienſtvertrag (RG 80, 229; 90 S. 129, 214; 
102, 21; 30. 5. 10 VI 226/09). 

2. Der Auftrag kommt zuſtande durch die Annahme. Es kann aber auch umgekehrt ſich der 
Geſchäftsführer erbieten und der Auftraggeber das Erbieten annehmen. In dieſer Annahme 
des Erbietens liegt dann der „Auftrag“. Auftrag wie Annahme bedürfen keiner Form. Des⸗ 
halb bedürfen auch der Auftrag zur Erwerbung eines Grundſtücks für den Auftraggeber 
und deſſen Annahme nicht der Form des $ 313 (RG 54, 75; 62, 335; Warn 1920 Nr 189; 
28 1922, 4074; JW 1925, 1760; 1926, 257; die in JW 1921, 580 vertretene ſtrengere Auffaſſung 
iſt vom V. © nicht aufrechterhalten worden, RG 4. 4. 25 V 298/24. Auch R& 77, 130 ſteht 
nicht entgegen. Ferner 2. 10. 27 1 D 954/27). Die Vereinbarung, wonach der Beauftragte ein 
Grundſtück zunächſt als mittelbarer Stellvertreter des Auftraggebers in der Zwangsverſteigerung 
erworben und es an dieſen auflaſſen ſoll, iſt als geſchäftliche Folge des Auftrags (§ 667) auch dann 
formfrei, wenn die Auflaſſung nicht alsbald nach der Erſteigerung des Grundſtücks, ſondern 
ſpäter erfolgen ſoll (RG 54, 76; 64, 116; RG 3. 11. 24 IV 357/24). Die Verpflichtungen des 
Beauftragten, insbeſondere auch auf Herausgabe des aus der Geſchäftsbeſorgung Erlangten 
(8 667), entſtehen von ſelbſt durch die Annahme des Auftrags, die ebenſo wie die Auf 
tragserteilung auch durch ſchlüſſige Handlungen erfolgen kann, z. B. durch Ausführung 
des Auftrags. Bezüglich der Formvorſchrift des § 15 Abſ 4 Geſ v. 20. 4. 92, über G. m. b. H,. 
RG 50, 42. Der unwiderrufliche Auftrag zur Grundſtücksveräußerung bedarf 
der Form des 8 313 (R 22. 4. 25 V 277/24). Die Nichtigkeit des Auftrags hat 
zur Folge, daß die vom Beauftragten vorgenommenen Rechtsgeſchäfte als Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag zu behandeln find (RG 90, 215). Widerſpruchsloſes Dulden des Beginns 
der Geſchäftsbeſorgung, zu der der Beſorger ſich erboten hat, kann als Auftragserteilung ange⸗ 
ſehen werden (MG 16. 2. 07 V 284/06; 6. 6. 07 VI 449/06). Der Beginn der Ausführung des 
erhaltenen Auftrags bedeutet deſſen Annahme. Auch in der Entgegennahme der Voll⸗ 
machtsurkunde zur Vornahme eines Rechtsgeſchäfts wird regelmäßig die Annahme des Auf 
trags, der mit der Vollmacht verbunden iſt, zu finden ſein. Bloßes Stillſchweigen bedeutet in 
der Regel weder Annahme des Auftrags noch anderſeits Auftragserteilung durch Annahme der 
Dienſte; für Kaufleute gilt $ 362 HGB (RG 80, 229). — Übertragung in Form der Bitte 
(Rechtſpr 6, 87). Rein geſellſchaftliche Gefälligkeit begründet kein Auftragsverhältnis 
(RG 65, 18; JW 1907, 36311). Iſt eine Mehrheit von Handlungen Gegenſtand des Auftrags, 
ohne daß dieſe, wie bei einer Vermögensverwaltung, ſich zu einer einheitlichen Tätigkeit zu 
ſammenſchließen, wird z. B. einem Rechtsanwalte die Einklagung verſchiedener Anſprüche gegen 
denſelben Beklagten übertragen, ſo liegt darin regelmäßig auch eine Mehrheit von Aufträgen, 
die demge mäß teilweiſe angenommen, teilweiſe abgelehnt werden können. Insbeſondere iſt dies 
der Fall, wenn die mehreren Anſprüche mehreren Perſonen jeder für ſich — Schadenserſaß 
anſprüche der Familienmitglieder eines Getöteten nach $ 844 — zuſtehen (RG 22. 9. 05 114/05). 
Für eine Mehrheit von Auftraggebern oder Beauftragten gelten im übrigen die allgemeinen 
Beſtimmungen ber 88 420ff. * 

3. Aus der Annahme des Auftrags wird der Beauftragte zu deſſen Ausführung mu 
Beobachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt, d. i. unter Haftung für jedes Ver⸗ 
ſchulden (RG 80, 229; 130, 30), nach $ 276 verpflichtet. Er kann, wenn er ſich beim Abſchluſſe 
des ihm aufgetragenen Rechtsgeſchäfts ſchuldhaft von dem dritten Vertragſchließenden hat täuſchen 
laſſen, den Auftraggeber wegen des dieſem entſtandenen Schadens nicht an den Dritten ver 
weiſen. Der Bankier, der mit der Auszahlung einer Summe an einen Dritten gegen Vorzeigung 
eines Duplikatfrachtbriefs über verſendete Ware beauftragt iſt, hat die Legitimation des emp 
fängers und die Echtheit des Duplikatfrachtbriefs zu prüfen (RG Lg 1922, 510%); das Lieferung” 
geſchaft jelbft geht ihn nichts an (NG JW 1923, 29415). Der Treuhänder, dem eine den Gläud! 
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gern des Eigentümers zur Sicherheit beſtellte Hypothek eingetragen worden ift, iſt beim Mangel 
ausdrücklicher Weiſungen nicht verpflichtet, das Grundſtück in der Zwangsverſteigerung nötigen⸗ 
falls für die Auftraggeber zu erſtehen; er iſt deshalb auch nicht gehindert, ſich ſelbſt beim Bieten 
zu beteiligen (RG JW 1918, 381%). Ob Beauftragter Eigentümer des vom Auftraggeber über⸗ 

ebenen Geldes geworden iſt, iſt Tatfrage und hängt vom Willen der Parteien ab (RG 101, 307). 

8 ift nicht zu vermuten, RG 28. 1. 09 IV 242/08. Aber anderſeits RG 56, 149. Hat das auf- 
getragene Geſchäft die Abwendung einer dem Auftraggeber drohenden dringenden Gefahr zum 
Gegenſtande, ſo wird es regelmäßig richtig ſein, nach der für die Geſchäftsführung ohne Auftrag 
in 8 680 gegebenen Beſtimmung auch für den Beauftragten eine Beſchränkung der Haftung für 
Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit als gewollt anzunehmen (f. $ 680 A 1); doch iſt dies Frage tat⸗ 
ſächlicher Beurteilung, die aus den Umſtänden des Falles zu entnehmen iſt; eine allgemeine 
entſprechende Anwendung des § 680 auf alle Fälle des Auftrags möchte bedenklich erſcheinen. — 
Die Haftung des Beauftragten für das Verſchulden von Gehilfen ergibt ſich aus § 278, iſt aber 
in $ 664 auch ausdrücklich ausgeſprochen. Die Nichtannahme des Auftrags ſteht der Ent⸗ 
ſtehung gewiſſer Pflichten gegen denjenigen, der den Auftrag erteilen wollte, dann nicht ent⸗ 
gegen, wenn in Erwartung der Annahme von dieſem ſchon Gegenſtände ausgehändigt worden 
find. Dieſe müſſen zurückgegeben werden (RG 23. 10. 03 II 169/03). Geſchäftsbeſorgungen, 
die dem Auftrag nicht entſprechen, kann der Beauftragte zurückweiſen. Der Beauftragte hat 
keinen Anſpruch auf die Ausführung des Geſchäfts. Bei Unausführbarkeit des Auftrags Haftung 
nur wie ein Geſchäftsführer ohne Auftrag, KH Dig 20, 155. Unverſchuldete Unmöglichkeit hat 
der Beauftragte nicht zu vertreten. Der Beauftragte iſt nicht verpflichtet, das Intereſſe des Auf⸗ 
traggebers zu prüfen, der es am beiten ſelbſt wahren kann. Die beſondere Stellung des Beauf- 
tragten kann dieſe Prüfung aber erfordern und erheiſchen, daß der Auftraggeber auf das Intereſſe 
bedingt hingewieſen wird (Bankier, Rechtsanwalt). — Zur Ablehnung des Auftrags iſt der Beauf⸗ 
tragte gleichwohl nicht verpflichtet. Er haftet aber aus Verſchulden bei Vertragsſchluß. 
Beruht die Geſchäftsführung auf geſchäftlicher Befugnis, ſo iſt allein das Intereſſe des Betreuten, 
nicht deſſen Wille maßgebend. 

4. Die Unentgeltlichkeit der Geſchäftsbeſorgung, die das bezeichnende Merkmal des Auftrags- 
verhältniſſes im Sinne des BGB bildet, ſchließt die nachträgliche Gewährung einer Vergütung für 
die geleiſteten Dienſte nicht aus; ob darin alsdann eine nicht der Rückforderung und dem Widerrufe 
unterliegende Schenkung im Sinne des $ 534 zu erblicken ift, ift Frage des einzelnen Falles; eine 

chenkung liegt jedenfalls immer nur dann vor, wenn beide Teile über die Unentgeltlichteit der Zu⸗ 
wendung einig find (vgl. RG 72, 188; 74, 139). Auch dadurch, daß der Auftraggeber dem Geſchäftsbe⸗ 
jerger die Möglichkeit offen läßt, von Dritten eine Vergütung zu erhalten, wird das Vertragsver⸗ 

altnis zwiſchen ihnen nicht zu einem entgeltlichen (RG 72, 188; 74, 139; Warn 1915 Nr 168). 
ber die Stellung des einer armen Prozeßpartei zugeordneten Rechtsanwalts zu dieſer vgl. 
6 Warn 1914 Nr 204. Aus dem bloßen Verwandtſchaftsverhältnis kann die Unentgeltlichkeit 
von Dienſten nicht entnommen werden (RG 74, 139; 3% 09, 6700. Bei nahem Verwandt⸗ 
ſchaftsverhältnis kann mangels der Se A Vergütung zunächſt die Unentgeltlichkeit 
der Geſchäftsbeſorgung angenommen werden (Mutter und Sohn); der Geſchäftsbeſorger hat 
dann darzutun, daß eine Vergütung dennoch gewollt ſei (RG Warn 1915 Nr 169). Ob Grati⸗ 
Wationen und Trinkgelder als Entgelt zu bewerten ſind, iſt Frage des einzelnen Falles. 
nt Gratifikationen in Ausſicht geftellt, aber vom Belieben des Verſprechenden abhängig 
eiben, machen ſie die Geſchäftsbeſorgung nicht zu einer entgeltlichen. 


§ 663 
Wer zur Beſorgung gewiſſer Geſchäfte öffentlich beftellt iſt oder ſich öffent- 
lich erboten hat, iſt, wenn er einen auf ſolche Geſchäfte gerichteten Auftrag 
nicht annimmt, verpflichtet, die Ablehnung dem Auftraggeber unverzüglich 
anzuzeigen. Das gleiche gilt, wenn fi) jemand dem Auftraggeber gegenüber 
zur Beſorgung gewiſſer Geſchäfte erboten hat. 
© 1687 I 594; M 2 530: P 2 353, 354. 
1. Die Bedeutung des $ 663, der nach $ 675 auch auf die Dienft- und Werkverträge, 
eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande haben, entſprechende Anwendung findet, beruht 
Jauptſächlich auf dieſer entſprechenden Anwendung; für die unentgeltlichen Aufträge kommt 
96663 wenig in Betracht. Im Handelsverkehr gilt $ 362 HGB; über deſſen vom BGB abweichende 
egelung vgl. A 3. Wo die beſonderen Vorausſetzungen des 9 362 HGB, auf Geſchäftsbeſorgung 
domchteter Gewerbebetrieb und Geſchäftsverbindung mit dem Auftraggeber, nicht vorliegen, 
mm auch im Handelsverkehr $ 663 BGB zur Anwendung. 
10.2. Der Begriff der Öffentlichkeit iſt für die beſtellten und die ſich erbietenden Per⸗ 
lonen der gleiche (vgl. jedoch zu der entſprechenden Vorſchrift in $ 407 ZPO RG 50, 391); 


die 
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ſie bedeutet, daß die Perſonen dem Publikum, der Allgemeinheit zur Beſorgung gewiſſer Ge⸗ 
ſchäfte zur Verfügung ſtehen, ſei es, daß fie von dritter Seite ihm zur Verfügung geſtellt (beſtellt) 
worden find oder daß fie ſich ſelbſt zur Verfügung geſtellt (erboten) haben. Die öffentliche 
Beſtellung iſt nicht notwendig eine behördliche; auch gemeinnützige Vereine können Perſonen 
zur Geſchäftsbeſorgung öffentlich beſtellen, indem ſie bekanntmachen, daß dieſe Perſonen von 
Vereins wegen dem Publikum für gewiſſe Dienſte zur Verfügung geſtellt ſind. Nach dieſer 
Begriffsbeſtimmung find öffentlich beſtellt nicht nur Rechtsanwälte ($ 30 NAD), Notare und 
Schiedsmänner, ſondern auch Auskunſtsperſonen der Fremdenverkehrs⸗ und Gebirgsvereine, 
der Ausſtellungs⸗ und Feſtſpielausſchüſſe u. a.; öffentliches Erbieten liegt bei Patent⸗ 
anwälten, Mäklern, Spediteuren (NG 104, 267), auch Arzten, ſoweit dieſe für die Beſorgung 
von Geſchäften in Betracht kommen, vor (ſ. Vorbem 2), wenn fie durch öffentliche Anzeige in 
den Blättern, durch Anſchläge an Säulen oder durch Schilder am Hauſe ſich dem Publikum an⸗ 
bieten. Für Rechtsanwälte gilt RADO $ 30. Der Anwalt muß die Belange des Auftraggebers 
nach jeder Richtung wahren, auf zweifelhafte Fragen aufmerkſam machen, RG 150, 361. 

3. Eine Verpflichtung zur Annahme des Auftrags beſteht auch für die in § 663 bezeichneten 
Perſonen nicht. Einen Rechtszwang zum Abſchluß von Verträgen begründet die Vorſchrift 
nicht; aber die Ablehnung iſt dem Auftraggeber unverzüglich, d. i. ohne ſchuldhaftes Zögern 
($ 121; Rechtsfrage RG 49, 395; JW 06, 7072), anzuzeigen. Das gilt auch, wenn der Auftrag 
an einen Dritten weitergegeben wird (RG 18. 1. 26 IV 392/25). Die Unterlaſſung der Anzeige 
gilt aber nicht als Annahme, wie im Handelsverkehr nach $ 362 HGB; fie begründet nur eine 
Schadenserſatzpflicht auf das negative Vertragsintereſſe ($ 122; RG 104, 267), während $ 362 
HGB eine Schadenserfagpflicht auf das Erfüllungs- (poſitive Vertrags-) Intereſſe zur Folge hat. 
Die Schadenserſatzpflicht aus $ 663 ift keine vertragliche, fie erwächſt auch nicht aus unerlaubter 
Handlung, vielmehr handelt es ſich um einen Fall, in welchem das BGB die allgemein nicht 
geregelte Vertretung eines Verſchuldens beim Vertragsſchluß (culpa in contrahendo) anerkannt 
hat. In den Fällen, in denen das Stillſchweigen als Annahme zu gelten hat, worüber § 151 ſich 
verhält, ift auch außerhalb des Handelsverkehrs die Haftung auf das Erfüllungsintereſſe begründet. 

4. Auch dieſes beſondere Erbieten ift nicht rechtsgeſchäftliche Willenserklärung, ſondern erſt 
bst verſt * Vertragsangebot, wie ſich dies bei dem allgemeinen öffentlichen Erbieten von 
elbſt verſteht. 


§ 664 

Der Beauftragte darf im Zweifel die Ausführung des Auftrags nicht 
einem Dritten übertragen. Iſt die Übertragung geſtattet, ſo hat er nur 
ein ihm bei der Übertragung zur Laſt fallendes Verſchulden zu vertreten. 
Für das Verſchulden eines Gehilfen iſt er nach § 278 verantwortlich. 

Oer Anſpruch auf Ausführung des Auftrags iſt im Zweifel nicht über 
tragbar. 

E 1 688, 589 II 505; M 2 530—534; P 2 354357. 

1. 8 664 findet entſprechende Anwendung auf den Vorſtand oder die Liquidatoren 
eines eingetragenen Vereins ($ 27 Abſ 3, $ 48 Abſ 2), die geſchäftsführenden Geſellſchafter ($ 713; 
dazu RG JW 07, 8306) und den Teſtamentsvollſtrecker ($ 2218 Abſ 1). Für den Dienſt⸗ oder 
Werkvertrag nach § 675 iſt $ 664 Abſ 1 Satz 2 entſprechend anwendbar, obgleich er in $ 675 nicht 
mit angezogen iſt (RG 78, 310; Warn 1920 Nr 8); im übrigen gelten beim Dienſtvertrage $ 613, 
beim Werkvertrage $ 267. Auch die Vollmacht iſt Vertrauensverhältnis wie der Auftrag. Fur 
die mit einem Auftrage verbundene Vollmacht verſteht ſich die Anwendung des 9 664 von jelbit; 
aber auch ohne dieſe Verbindung muß die Unübertragbarkeit im Zweifel angenommen werden 
(RG JW 1912, 5265). 2 

2. Satz 1 des $ 664 enthält lediglich eine Auslegungsregel, wie aus den Worten „im Zweifel 
hervorgeht. Wo ein anderer Parteiwille erhellt, iſt dieſer maßgebend. In vielen Fällen wi 
die Übertragung dem Parteiwillen wenigſtens für den Fall entſprechen, daß der Beauftragte den 
Auftrag felbit auszuführen behindert fein wird. Maßgebend für die Ermittlung des Parteiwille 
iſt insbeſondere, inwieweit etwa das den Auftrag im allgemeinen beherrſchende perſönliche — 
trauensverhältnis im einzelnen Falle zurücktritt. Die Einfachheit des Geſchäfts, und daß die 
ebenſowohl von einem Dritten ausgeführt werden kann, laſſen hierauf nicht ohne weiteres ſchüeße 
(RG JW 07, 741). Übertragbar ſchlechthin bleibt der Anſpruch auf Herausgabe nach 5 931 
Ur er andere Anſpruch gegen den Beauftragten, z. B. Rechnungslegung, RG in JW 1 

Du 

3. Iſt die Ubertragung geſtattet, jo haftet der Beauftragte im allgemeinen nur für ein wen 
schulden bei der Übertragung, d. i. in der Auswahl und in der Unterweiſung des von ihm 85 5 
Beauftragten, nicht für deſſen Verſchulden und nicht für feine Beaufſichtigung (RG Warn 17 
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Nr 167 mit Hinweis auf $ 408 HGB). Immerhin wird er ſeiner Pflichten feinem Auftraggeber 
gegenüber nicht völlig ledig. So hat z. B. der Verſicherungsmakler den Auftraggeber zu benach⸗ 
richtigen, RG 18. 1. 26 IV 392/25. Sit fie nicht geſtattet, jo hat der Beauftragte wegen des 
in der Unterübertragung liegenden vertragswidrigen Verhaltens allen auch ſonſt unverſchuldeten 
Schaden, der aus der Übertragung entſteht, zu vertreten. Doch ſteht ihm der Nachweis frei, 
daß der Schaden auch ohne die Übertragung entſtanden ſein würde, wodurch der zunächſt an⸗ 
zunehmende urſächliche Zuſammenhang zwiſchen der Übertragung und dem Schaden aus⸗ 
geſchaltet wird. Das trotz der Unzulaſſigkeit der Übertragung auftraggemäß ausgeführte Geſchäft 
braucht der Auftraggeber regelmäßig nicht als Erfüllung gelten zu laſſen (RG 78, 317), es fei denn, 
daß er es nach dem Grundſatze von Treu und Glauben anerkennen muß. Ein unmittelbares Ver⸗ 
hältnis entſteht auch bei zuläſſiger Übertragung zwiſchen dem Unterbeauftragten und dem 
Auftraggeber nicht; nur die Rechtsbeziehungen der Geſchäftsführung ohne Auftrag (88 677ff.) 
können eintreten. 2 s 

4. Unter der Zuzichung von Gehilfen ift im Gegenſatze zur Übertragung der Ausführung 
des Auftrags im ganzen die Heranziehung Dritter zu nur unterſtützender Mitwirkung zu 
verſtehen (RG 78, 310; eine Anwendung auf den Teſtamentsvollſtrecker |. RIA 11, 271). Sie 
iſt geſtattet, wenn ſie nicht ausdrücklich ausgeſchloſſen wurde. Iſt letzteres der Fall, ſo hat die 
berkragswidrige Verwendung von Gehilfen dieſelben Folgen wie die unerlaubte Übertragung 
(. A 3). Für unerlaubte Handlungen des Gehilfen haftet der Beauftragte nach $ 831. Über einen 
Auftrag, an deſſen Ausführung verſchiedene Perſonen nacheinander beteiligt find, RG 142, 184. 

5. Im Zweifel nicht übertragbar, daher auch nicht pfändbar, nicht verpfändbar, nicht auf- 
rechenbar, nicht Konkursgegenſtand, nicht nießbrauchbar ſ. zu $ 399. Die Beſtimmung iſt, wie 
die des Abſ 1 Satz 1, Auslegungsregel (f. zu 2). 


8 665 


Der Beauftragte iſt berechtigt, von den Weiſungen des Auftraggebers 
abzuweichen, wenn er den Umſtänden nach annehmen darf, daß der Auf- 
traggeber bei Kenntnis der Sachlage die Abweichung billigen würde. Der 
Beauftragte hat vor der Abweichung dem Auftraggeber Anzeige zu machen 


und deſſen Entſchließung abzuwarten, wenn nicht mit dem Aufſchube Gefahr 
verbunden iſt. 


E I 690 II 506; M 2 535, 536; P 2 307. 


1. Der Paragraph findet entſprechende Anwendung für die Geſchäftsbeſorgung auf 
Grund eines Dienft- oder Werkvertrags nach $ 675 ſowie auf den Vorſtand oder die Liquidatoren 
eines Vereins ($ 27 Abſ 3, § 48 Abſ 2) und den geſchäftsführenden Geſellſchafter ($ 713). Für die 
Liquidatoren einer offenen Handelsgeſellſchaft gilt nicht $ 665, ſondern $ 152 HGB. Er findet 
ferner Anwendung auf das Verhältnis zwiſchen Rechtsanwalt und feinem Vollmachtgeber, RG 

Bi 1913, 9218: RG 11.11.30 111 13/30. 

2. Die Weiſungen des Auftraggebers find die im Vertrage enthaltenen oder vorbehaltenen 
Umgrenzungen der Tätigkeit des Beauftragten. Liegen beſtimmte Weiſungen vor, ſo hat der 
Beauftragte nicht zu prüfen, ob ihre Befolgung für den Auftraggeber vorkeilhaft iſt (RG 54, 
329). Iſt der Beauftragte gerade um feiner Sachkunde willen beauftragt worden, jo muß er 
beraten und warnen (Nh 69, 26). Die Anweiſungen müſſen ftet3 genau befolgt werden (RG 
%% 48), beſonders bei einem Akkreditivvertrag (RG 106, 28). Beim Akkreditivauftrag iſt 
ſchon eine geringfügige Abweichung unzuläſſig. Die Bedeutung der Weiſung iſt jedoch nach 
55 157, 133 zu beurteilen. Sonſtige nachträgliche Weiſungen braucht der Beauftragte 
nur zu befolgen, wenn ſie die Ausführung des Auftrags nicht erſchweren. Sie ſtellen einen Wider⸗ 

des urſprünglichen anders gearteten Auftrags dar, verbunden mit einem neuen Auftrage, 
— er Beauftragte ablehnen darf. Tut er dies nicht, ſo muß er die neuen Weiſungen befolgen. 
Wan. Mangel beſtimmter Weiſungen hat der Beauftragte das Intereſſe des Auftraggebers nach 
bi Abgabe der Sachlage wahrzunehmen (RG ZW 05, 435). Wie der Auftrag ſelbſt, konnen auch 

le Weiſungen vom Auftraggeber jederzeit widerrufen werden (RG 90, 133). Wenn Auftraggeber 

und Beauftragter in einem Geſellſchaftsverhältnis mit einem Dritten ſtehen, beeinflußt dies den 

0 De Auftrags dahin, daß immer die Intereſſen der Geſellſchaft zu wahren find (RG 
J. 26 IV 443/25). PN 

3. Die a ſetzt einen Widerſpruch mit den Weiſungen des Auftraggebers, wie ſie 
erkennbar im Vertrage enthalten find, voraus (RG JW 1912, 9105). Eine andersartige Aus⸗ 
führung, die als in der Richtung der Willensmeinung des Auftraggebers liegend angeſehen werden 
darf, iſt keine Abweichung (Nch 56, 149). Eine Ausführung des aufgetragenen Geſchäfts unter 
m un Auftraggeber günſtigeren Bedingungen, als die Weiſungen vorſchrieben, iſt ebenfalls regel⸗ 

'apig keine Abweichung. Ebenſowenig ein Handeln über die Weiſungen hinaus, aber nicht 
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ihnen zuwider, wenn der Auftraggeber in die Lage verſetzt wird, das ausgeführte Geſchäft, ſoweit 
es außerhalb des Auftrags liegt, abzulehnen; innerhalb der Grenzen des letzteren iſt er dann 
gebunden. Der erſtinſtanzliche Rechtsanwalt, der ohne beſonderen Auftrag Berufung eingelegt 
hat, ift zu deren Zurücknahme ohne die Zuſtimmung der Partei nicht berechtigt (RG Warn 1913 
Nr 414). — Die unſtatthafte Abweichung von den Weiſungen iſt Vertragsverſchulden und 
macht den Beauftragten für allen, auch den zufällig daraus entſtandenen Schaden haftbar. 
Der Auftraggeber braucht das Geſchäft nicht als für ihn erfolgt gelten zu laſſen; will 
er ſich aber deſſen Vorteile aneignen, jo muß er auch die Abweichungen genehmigen, RG 106, 31; 
105, 53; 90, 131; 114, 377. Iſt die vertragsmäßige Ausführung noch möglich, jo kann er dieſe 
verlangen; macht ihn der Beauftragte von den Nachteilen frei (vgl. $ 386 Abſ 2 HGB), fo iſt der 
Auftraggeber zur Genehmigung für verpflichtet zu erachten. Vgl. über alles dies RG 57, 392. 
Bei der entſprechenden Anwendung im Falle des § 675 kommen die 89 325 u. 326 in Betracht 
(RS ebenda). 

4. Die Abweichung iſt gerechtfertigt, wenn die Sachlage ſie ſachlich vernünftig erſcheinen 
läßt und der Beauftragte nach ſeiner Kenntnis von der Willensmeinung des Auftraggebers 
deſſen Genehmigung erwarten darf. Insbeſondere gilt dies, wenn durch die Abweichung Schaden 
von dem Auftraggeber abgewendet wird. Die Abweichung kann, wie aus dem Schlußſatze des 
Paragraphen hervorgeht, unter Umſtänden zur Pflicht werden. Ob das aufgetragene Geſchäft 
für den Auftraggeber vorteilhaft iſt, hat der Beauftragte beim Vorhandenſein beſtimmter Wei⸗ 
jungen nicht ſelbſtändig zu prüfen (RG 54, 329; bankmäßiger Giroverkehr); doch wird, ins · 
beſondere bei der entſprechenden Anwendung nach $ 675, zu gelten haben, daß der ſachverſtändige 
Beauftragte, deſſen Dienſte in dieſer Eigenſchaft in Anſpruch genommen werden, den nicht ſelbſt 
fachkundigen Geſchäftsherrn auf ſchwerwiegende Bedenken gegen die Ausführung des Geſchäfts 
nach deſſen Weiſungen aufmerkſam machen muß (vgl. R JW 05, 2018; Werkvertrag). Die 
Zuläſſigkeit der Abweichung iſt vom Beauftragten nachzuweiſen, RG 90, 131; HRR 1931 Nr 405. 
Der Beauftragte hat aber in dieſen Fällen wenigſtens nachträglich den Auftraggeber von der 
Abweichung von ſeinen Anweiſungen zu benachrichtigen, RG 114, 375. 

5. Vorherige Anzeige und Abwartung der Entſchließung (vgl. RG 105, 53). Die letztere 
erfordert in der Regel eine ausdrückliche Außerung des Auftraggebers. Stillſchweigen iſt 
im allgemeinen nicht als Zuſtimmung zu erachten (vgl. RG 60, 187 zu $ 85 HGB); dies ıft aber 
dann anzunehmen, wenn der Beauftragte die Ausführung des Auftrags mit der Abweichung 
für den Fall des Ausbleibens eines Widerſpruchs angekündigt hat. Wenn die Abweichung mit 
Recht erfolgt und auch die vorgängige Benachrichtigung wegen Gefahr im Verzug mit Recht 
unterblieben ift, ſo muß doch wenigſtens nachträglich alsbald eine Benachrichtigung des Auf 
traggebers erfolgen. Unterbleibt fie, jo haftet der Beauftragte für den Schaden, der durch die 
Unterlaſſung verurſacht worden iſt (RB 114 S. 375, 377). 

6. Die Beweislaſt für die Gefahr des Aufſchubs trifft den Beauftragten. 


§ 666 

Der Beauftragte iſt verpflichtet, dem Auftraggeber die erforderlichen Nach 
richten zu geben, auf Verlangen über den Stand des Geſchäfts Auskunft 
zu erteilen und nach der Ausführung des Auftrags Nechenſchaft abzulegen. 

E J 501 II 597; M 2 637, 588; P 2 357860. f 

1. Entſprechende Anwendung findet der Paragraph nach 89 675,27 Abſ 3, 48 Abſ 2, ſowie 
auf die Geſchäftsführung ohne Auftrag (8681 Abſ 1), auf den geſchäftsführenden Geſellſchafter ($ 713) 
und den Teſtamentsvollſtrecker ($ 2218 Abſ 1; |. dazu RG Warn 1914 Nr 8). Über eine entſprechende 
Anwendung bei fahrläſſiger Verletzung des Urheberrechts RG Warn 1918 Nr 232; auf den Lizenz⸗ 
behalte NG 13. 1. 32 | 148/31; ferner, wenn die Ehefrau dem Manne die Verwaltung des Vor 
behaltsguts überlaſſen hatte, wobei regelmäßig ein Auftrag anzunehmen iſt (RG 87, 100); weiter, 
wenn ein Schadenserſatzberechtigter bei Erfüllung der Vertragsverpflichtungen des Erſatzpflich⸗ 
ligen und ohne deſſen die Schadenserſatzpflicht begründende Handlung einen Anſpruch nach 
$ 666 aus feiner Geſchäftsführung gegen einen Dritten erworben haben würde (RG 89, 909. 
Außerhalb einer Rechtspflicht kann der Erſatzpflichtige nicht gezwungen werden, den Berechtig g 
im Wege der Rechnungslegung zur Begründung einer Forderung zu verhelfen. Anm 1 zu $ 2 1e 
OLG München HRR 1938 Nr 1327. Wegen feiner Erſtattungsanſprüche hat der Beauftrage 
kein Zurückbehaltungsrecht an dieſen Verpflichtungen (R& 102, 110). Auch nicht 5 
gegenſeitiger Pflicht zur Rechnungslegung (RG 22. 4. 25 V 277/24). ee 
„2. Die Aus kunft über den Stand des Geſchäfts iſt nur auf Verlangen zu erteilen; die e 
forderlichen, d. i. der Sachlage entſprechenden Nachrichten, namentlich über die Ausführung 
des Geſchäfts oder über Hinderniſſe der Ausführung, Veränderung der Geſchäftslage, Grlebigund 
des Geſchäfts (RG JW 1912, 910%) ſowie die Notwendigkeit von Vorſchüſſen find auch ae 
Verlangen des Geſchäftsherrn zu geben (RG Gruch 49, 834). Girobanken brauchen nicht d 
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Zahlungseinſtellung des Girokunden zu melden (RG 54, 329). Der mit der Erwirkung eines 
Patents beauftragte Patentanwalt hat, ſolange der Auftrag noch nicht vollſtändig ausgeführt 
ift, die Fälligteit der Jahresgebühren für die Erhaltung des Patents zu überwachen und den 
Auftraggeber darauf aufmerkſam zu machen (RG 69, 26). 

3. Die Rechenſchaftspflicht iſt eine Folge der Beſorgung fremder Angelegenheiten (RG 
73, 286). Die Rechenſchaftsablegung begreift nach § 259 auch die Rechnungslegung nebſt Vor⸗ 
legung der Belege, wo dieſe mitgeteilt zu werden pflegen, und die Leiſtun des Offenbarungs⸗ 
eides. Über die Ausantwortung der Belege verhält ſich $ 667. Rechnung it nach Erlöſchen des 
Auftrags in jedem Falle zu legen, auch wenn das Geſchäft nicht zu Ende geführt wurde (RG 
56, 116). Sind jedoch periodiſche Rechnungen während der Geſchäftsführung gelegt worden, 
fo braucht nicht noch eine die ganze Geſchäftsführung umfaſſende Schlußrechnung, ſondern nur 
eine abſchließende Rechnung für die letzte Periode gelegt zu werden (RG Gruch 49, 834). Die 
Rechnungslegung iſt keine unteilbare Leiſtung (RG 20, 312). Periodiſche Rechnungslegung ft 
unter Umſtänden eine Pflicht, die ſich ſchon aus der Pflicht zur Auskunfterteilung ergibt (RG 
JW 1916, 673: RG 26. 2. 20 IV 350/19). Eine Rechnung muß auch gelegt werden, wenn nichts 
eingenommen wurde. Auch eine mit Mängeln belaſtete Abrechnung ſtellt eine Rechnungslegung 
dar, wenn ſie eine geordnete Darſtellung der Einnahmen und Ausgaben unter Beifügung der 
Belege enthält, eine verſtändliche rechnungsmäßige Überſicht und die Möglichkeit gibt, an der 
Hand der Belege die Rechnung zu prüfen (RG Leipzg 1917, 125117). Für die Rechnungslegung 
an mehrere Auftraggeber gilt $ 432. Im Falle der Geſchäftsbeſorgung auf Grund eines Dienſt⸗ 
vertrags nach $ 675 bildet die Rechnungslegung den Abſchluß der Dienſte; vor der ordnungs⸗ 
mäßigen Rechnungslegung kann der Dienſtverpflichtete daher keine Vergütung der Dienſte fordern 
(RG JW 07, 479%); die Verpflichtung des Beauftragten und Geſchäftsführers zur Rechenſchafts⸗ 
ablage und Rechnungslegung erſcheint gegenüber Anſprüchen des Beauftragten aus der Ge⸗ 
ſchäftsführung als Vorleiſtungspflicht; deshalb kann der Beauftragte auch eine Zurückbehaltung 
dieſer Leiſtung wegen etwaiger Gegenanſprüche nicht geltend machen (RG 102, 110). Entſteht 
dem Auftraggeber durch die Verſäumung der Verpflichtungen aus $ 666 ein Schaden, ſo iſt dafür 
der Beauftragte erſatzpflichtig. Aber die Rechnungslegung iſt nur ein Recht des Geſchäftsherrn; 
dieſer iſt nicht gehindert, anſtatt Rechnungslegung zu fordern, die Rechnung ſelbſt aufzumachen 
(RG Ich 1911, 9515); auch in dieſem Falle trifft den Beauftragten die Beweispflicht über den 
Verbleib der Einnahmen; das rechtliche Verhältnis zwiſchen Geſchäftsherrn und Beauftragten 
wird dadurch nicht geändert (RG Warn 1915 Nr 169; LZ 1916, 1642). — Zwingendes Recht, 
wie Oertmann A2 meint, enthält der Paragraph auch in der dem Beauftragten zur Pflicht ge⸗ 
machten Rechenſchaftsablegung nicht. Über einen ſtillſchweigenden Verzicht vgl. RG Warn 1915 
Nr 277, insbeſondere wenn die Rechnungslegung jahrelang nicht verlangt wind, RG L 23, 314. 
Der Beauftragte hat nach Erledigung die Handakten herauszugeben, ebenſo andere Belege 
(RG 3. 12. 20 115/20). 

4. Für die Bemeſſung der Anforderungen, die an die Vertragstreue eines Beauftragten 
zu ſtellen find, bieten die für den Kommiſſionär geltenden Vorſchriften des HG 98 384, 387, 
400 u. 401 auch in den Fällen, in denen ſie nicht unmittelbar Anwendung finden können, einen 
naheliegenden Maßſtab. Schließt der Beauftragte zu vorteilhafteren Bedingungen ab, als der 

luftraggeber annahm, kauft er zu einem geringeren als dem ihm geſetzten Preiſe ein, ſo kommt 
dies dem Auftraggeber zuſtatten (98 387, 401 HGB; RG Warn 08 Nr 464). Vgl. A 3 zu $ 667. 

5. Der Anſpruch aus $ 666 kann nicht für ſich allein abgetreten oder durch Pfändung zur 
Einziehung überwieſen werden; R HRR 1931 Nr 107. 


8 667 


Der Beauftragte iſt verpflichtet, dem Auftraggeber alles, was er zur 
Ausführung des Auftrags erhält und was er aus der Geſchäftsbeſorgung 
erlangt, herauszugeben. 

E 1 592 II 698; M 2 538, 539; P 2 360365. 

1. Die Beſtimmung findet entſprechende Anwendung nach $$ 675, 27 Abſ 3, 48 Abſ 2, 
681 Satz 2, 713, 2218 Abf 1. Auch ſie iſt nicht zwingendes Recht ſondern laßt abweichender Ver⸗ 
einbarung Raum (NG Warn 1915 Nr 168). Der in $ 667 zum Ausdruck gebrachte Rechtsgedanke 
kann auch im öffentlichen Recht Anwendung finden, ſoweit nicht eigene Maßregeln dafur ge⸗ 
geben find. So können einem Beamten gegebene Beſtechungsgelder nicht nach $ 667 herausver- 
langt werden, weil die Einziehung nach StB $ 335 erfolgen kann. It die Durchführung des 
Strafverfahrens gegen den Beamten nicht möglich und eine Verfallerklarung nach StGB $ 335 
unterblieben, ſo kann der Anſpruch des Staats auf das zu Beſtechungszwecken Gegebene nicht auf 
$ 667 geſtützt werden. Ein ſolcher Anſpruch iſt auch im DtſchBeamtengeſ v. 26. 1. 37 nicht vorge⸗ 
ſehen; di 146, 195; R& J 1937, 251645. 
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2. Erhalten hat der Beauftragte, was ihm der Auftraggeber an Geld, Urkunden, Karten, 
Zeichnungen, Gerätſchaften zum Zwecke der Ausführung des Auftrags übergeben hatte (vgl. 
den Fall RG JW 1912, 3420; 96 3, 18). Ob der Beauftragte Eigentümer erhaltenen Geldes 
wird, iſt nach dem Willen des Auftraggebers und der Natur des Geſchäfts im einzelnen Falle 
zu beurteilen (RG 101, 307). Insbeſondere gehört zu den erhaltenen Gegenſtänden die zur 
rechtsgeſchäftlichen Vertretung etwa erteilte Vollmachtsurkunde. 

3. Aus der Geſchäftsbeſorgung erlangt find die Sachen, Rechte und Anſprüche, die der Beauf⸗ 
tragte infolge der Geſchäftsführung von Dritten tatfächlich empfangen hat, mit den darauf bezuüg⸗ 
lichen Urkunden, Zubehörſtlcken, Früchten, Zinſen und Nutzungen. Auch die Belege über Einnahmen 
und Ausgaben ſowie über die Geſchäftsführung überhaupt gehören hierher, ſowie die Akten, die 
der Beauftragte über die Geſchäftsbeſorgung geführt hat (RG 105, 393); über die Handakten 
des Rechtsanwalts ſ. die folgende Anmerkung. Unter den Begriff des aus der Geſchäftsbeſorgung 
Erlangten fällt grundſätzlich auch jeder für den Beauftragten perſönlich beſtimmte Vorteil, der 
ihm aus einem mit der Gefchäftsführung zuſammenhängenden Grunde zugewendet iſt; Ver⸗ 
mittlungsgebühren und Preisnachläſſe, Sonderproviſionen und ſog. Schmiergelder, die dem 
Beauftragten bei Abſchluß eines Rechtsgeſchäfts in Verbindung mit dieſem von der Vertrags⸗ 
gegenſeite bewilligt werden, ſind aus der Geſchäftsbeſorgung, alſo für Rechnung des Auftrag ⸗ 
gebers, erlangt und deshalb dem Auftraggeber herauszugeben; ein entgegenſtehender Wille des 
Gebers, der Vertragsgegenſeite, kommt nicht in Betracht (RG 96, 53; 99, 36). Ob der Geſchafts⸗ 
herr denſelben Nutzen gezogen haben würde wie der Beauftragte, iſt gleichgültig. Zuwendungen 
dagegen, die dem Beauftragten nur anläßlich der Geſchäftsbeſorgung, insbeſondere nach Ab⸗ 
ſchluß des Geſchäfts, ausdrücklich oder nach der Sachlage ſchlüſſig für feine eigene Perſon gemacht 
werden, verbleiben ihm und ſind nicht aus der Geſchäftsführung erlangt (RG 55, 86; 99, 33; 
Warn 1915 Nr 168). Was der Beauftragte einzuziehen hatte, aber nicht eingezogen hat, ſchuldet 
er nicht auf Grund des § 667 (RG 53, 327). 

4. Das Erhaltene wie das Erlangte iſt nach Beendigung des Auftrags dem Auftraggeber 
herauszugeben, ſoweit es nicht für die Zwecke der Geſchäftsbeſorgung verbraucht iſt (RG 30. 10. 11 
VII 203/11). Die Grundſätze über Vorteilsausgleichung finden regelmäßig hier keine Anwendung, 
NG 27 2. 92 111 251/32. Der Anſpruch auf Herausgabe kann abgetreten werden, RG 121, 2%; 
124, 33. — Der Beauftragte muß, wenn er Eigentum erlangt hat, das Eigentum dem Auftrag ⸗ 
geber übertragen (RG Lg 1912, 72; RG 72, 197). Denn der Herausgabeanſpruch iſt ein perſön⸗ 
licher, kein dinglicher. Es gibt auch für Forderungen keine geſetzliche Zeſſion. Die Herausgabe 
pflicht iſt nicht abhängig von vorgängiger Rechenſchaftsablage, die nur ein Recht des Geſchäfts⸗ 
herrn iſt (RG JW 1911, 5916, RG 54, 75; 59, 190). Der Anſpruch iſt übertragbar (RG Recht 
1908 Nr 734). Der Auftraggeber, der ohne ſolche auf Zahlung einer beſtimmten Summe klagt, 
übernimmt damit keine Beweispflicht über den Verbleib der Einnahmen; er hat ſo viel anzu⸗ 
führen, daß ſein Anſpruch aus feinem Vertrage ſchlüſſig ſich ergibt, und die wirklichen oder nach 
der Sachlage anzunehmenden Einnahmen darzutun; wo dieſe geblieben ſind, hat der Beauftragte 
nachzuweiſen (RG 90, 134; Warn 1915 Nr 169; 1920 Nr 158; 23 1916, 16420. Verſchuldetes 
Abhandenkommen erzeugt die Verpflichtung zum Schadenserſatz (RG JW 06, 1097; RG 97, 
236; 98, 100), wobei den Beauftragten bie Beweislaſt trifft, daß er ohne Verſchulden iſt (N 
18. 1. 06 VI 155/05; vgl. RG 98, 100). Für zufälligen Untergang ſteht der Beauftragte nicht ein. — 
Für das Verhaltnis zwiſchen Auftraggeber und Beauftragtem iſt es im übrigen gleichgültig, ob 
der letztere das aufgetragene (Rechts) Geſchäft im eigenen Namen oder auf den Namen des 
Geſchaftsherrn abſchließen ſollte und abgeſchloſſen hat; die Herausgabepflicht iſt die gleiche (RG 
54 S. 75 u. 103; 59, 190 Sicherheitsübertragung). Der unmittelbare Vertreter berechtigt und ver⸗ 
pflichtet durch ſeine Geſchäftsführung ohne weiteres den Auftraggeber; der mittelbare Vertreter 
berechtigt (vgl. RG JW 1910, 10005) und verpflichtet durch das abgeſchloſſene Geſchäft allein 
ſich; die Herausgabepflicht ſchließt im letzteren Falle mithin die Pflicht der Rechtsübertragung 
(Auflaſſung, Abtretung R JW 07, 830%; 1911, 58120, beim Treuhänderverhältnis die Rück⸗ 
übertragung ein (RG 54, 103; 58, 273; Warn 09 Nr 84). Sie erſtreckt ſich bei befugter ie 
beauftragung ($ 664) ferner auf das von dem Unterbeauftragten Erlangte. — Der Rechtsanwa 
hat ſeine Handakten nicht als Ganzes dem Auftraggeber herauszugeben, ſondern nur die den 
beiden Gruppen des § 667 entſprechenden Stücke, alſo nicht die Teile, die ſeine eigenen Arbeiten 
und Briefſchaften enthalten; ſoweit die Herausgabe nicht geboten iſt, tritt die Vorlegungspflicht 
nach $$ 810, 811 ein (Rc 3. 12. 20 III 115/20). Herausgabe eines Inbegriffs nach 88 260, 261; 
über berwendetes Geld ſ. F668. lber Belaſſung an Stelle der Herausgabe, wenn der Auen 
geber den herauszugebenden Gegenſtand in ſeinen Beſitz gebracht hat, vgl. RG 72, 192. Gesche ge 
und ſonſtige Vorteile ſind ebenfalls herauszugeben (RG 96, 53), ſogar Schmiergelder (RG 1ů 
31). Wenn aber Geſchenke rein perſönliche Zuwendungen find, braucht fie der Beauftteh 10 
nicht herauszugeben, Rö 55, 91. Dienen fie VBeſtechungszwecken, find fie dem Staate verfal 170 
(Planck A 25). Die Verjährung des Herausgabeanſpruchs iſt die gewöhnliche des $ 195, auch 
wenn das Verhalten des Beauftragten zugleich den Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung 
erfullt (MG 96, 53). 
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8 668 


Verwendet der Beauftragte Geld für ſich, das er dem Auftraggeber 
herauszugeben oder für ihn zu verwenden hat, ſo iſt er verpflichtet, es von 
der Zeit der Verwendung an zu verzinſen. 

E 1 508 II 600; M 2 530, 540; P 2 366. 

1. Entſprechend anwendbar iſt der Paragraph nach $ 27 Abſ 3, § 48 Abſ 2, 8d 675, 681, 
713, 2218 Abſ 1. 

2. Verzinſungspflicht. Die Beſtimmung, die in gleicher Weiſe für den Verwahrer (8 698) 
und den Vormund ($ 1834) gegeben iſt, bezieht fi nur auf verwendetes Geld. Die tatſächliche 
Verwendung genügt zu ihrer Anwendung; die Beweislaſt für dieſe trifft den Auftraggeber. Die 
Verzinſungspflicht ſchließt weitergehenden Schadenserſatz bei Verſchulden des Beauf- 
tragten, ſei es aus dem Vertrage, ſei es aus unerlaubter Handlung, nicht aus. 


8 669 
Für die zur Ausführung des Auftrags erforderlichen Aufwendungen hat 


der Auftraggeber dem Beauftragten auf Verlangen Vorſchuß zu leiſten. 
E 1 594 II 600; M 2 540; P 2 365. 


1. Der Paragraph findet entſprechende Anwendung in den Fällen der $$ 27 Ab 3, 
48 Abſ 2, 675, 713, ferner § 1694 Abſ 1, 1835 Abſ 1, 1915 Abſ 1 (Beiſtand, Vormund und 
Gegenvormund, Pfleger). 

2. Die erforderlichen Aufwendungen — |. darüber des näheren zu 9 670 — find die nach 
der Sachlage (objektiv) gebotenen. 

3. Die Vorſchußpflicht entfällt, wenn ſie mit der Natur des einzelnen Auftrags nicht ver⸗ 
einbar und deshalb als wegbedungen anzuſehen iſt; ſo bei der Übernahme einer Bürgſchaft 
infolge Auftrags (ſ. zu § 775). — Die Verweigerung des verlangten Vorſchuſſes 
berechtigt den Beauftragten nur, von der Ausführung des Auftrags abzuſtehen (RG 
82, 400); ſie gibt ihm aber kein Klagerecht auf die Leiſtung (Mot 2, 540), es ſei denn, daß 
auch ein Recht auf die Ausführung beſtände, wie beim Dienſtvertrag ($ 675). So auch Planck A! 
(beſtr.). Verſchuldete Weigerung kann auch einen Schadenserſatzanſpruch des Beauftragten 
begründen. Die Verpflichtung des Beauftragten, von der Notwendigkeit des Vorſchuſſes dem 
Auftraggeber rechtzeitig Mitteilung zu machen, ergibt ſich aus § 666. Eine Verauslagungs- 
pflicht des Beauftragten beſteht nicht, wenn er ſie nicht vertragsmäßig übernommen hat (RG 
JW 08, 3244: Vorſchußpflicht im Falle der Beſtellung von Lotterieloſen zum gemeinſamen Spiel 
durch einen von den andern beauftragten Mitſpieler; R& 77, 29; der Gefälligkeitsakzeptant eines 
Wechſels braucht nicht mit Zahlung der Wechſelſumme dem Ausſteller gegenüber in Vorſchuß 
zu gehen; des letzteren Sache iſt es, Deckung zu ſchaffen). Die Beweislaſt dafür, daß Vorſchuß 
gegeben iſt, trifft den Auftraggeber (RG SeuffA 61 Nr 81). 


8 670 


Macht der Beauftragte zum Zwecke der Ausführung des Auftrags Auf 
wendungen, die er den Umſtänden nach für erforderlich halten darf, ſo iſt 
der Auftraggeber zum Erſatze verpflichtet. 

E 1 595 Abſ 1 JI 601 Abſ 1; M 2 841; P 2 305—369 

1. Entſprechende Anwendung: 88 27 Abſ 3, 86, 48 Abſ2, 450, 547, 601, 675, 683, 
718, 994, 1694 Abſ 1, 1216, 1835 Abſ 1, 1915 Abſ 1, 1959, 1978, 2218 Abſ 1. Selbſtverſtandlich 
enthält 5 670 nachgiebiges Recht (RG Warn 1919 Nr 60). Die Pflichten des Auftraggebers hin- 
ſichtlich der Erftattung der Aufwendungen beſtimmen ſich nach deutſchem Recht, wenn er in 
Deutschland feinen Wohnſitz hat und nichts Gegenteiliges vereinbart oder aus den Umſtänden 
zu entnehmen iſt (RG LZ 1922, 5122). 3 ur 

2, Aufwendungen find freiwillige Opfer an Vermögenswerten, in erſter Linie Veraus⸗ 
gabungen an Geld, dann auch übernommene Verbindlichkeiten oder die Aufgabe eigener Forde⸗ 
zungen (durch Aufrechnung gegen Dritte RG 122, 303; Warn 1912 Nr 19; dgl. auch JW 1913, 

. Dazu gehören auch die Aufwendungen, die der Beauftragte zur Erfüllung des Auftrags 
le (bit machte (Zahlung an einen Dritten zur Erfüllung eines Zahlungsauftrags (RG 106, 28; 
95,51; 28 1922, 5122); ſowie die Aufwendungen, die zwar nicht zum Zwecke der Ausführung 
des Auftrags gemacht wurden, aber eine notwendige Folge dieſer Ausführung waren (Umſatz⸗ 

euer RG 75, 208). Dagegen nicht die Opfer an eigener Arbeitskraft und Abnutzung 
don Sachen; denn die letztere hat der Beauftragte dem Auftraggeber zur Verfügung geſtellt. 
Auch der Verluſt an Verdienſt während der dem Auftrage gewidmeten Zeit iſt der Regel nach 
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nicht als Aufwendung zu betrachten, da mit der Arbeitskraft auch die Arbeitszeit in den Dienſt 
des Auftrags geſtellt iſt; ein anderes kann aber unter Umſtänden aus der Sachlage als gewollt 
hervorgehen (RG 20. 1. 21 VI 415/20). Auch find — in entſprechender Anwendung von $ 1835 
Abſ 2 — Dienſte des Beauftragten, die ſeinem Gewerbe oder Berufe angehören, dann 
als Aufwendungen anzuſehen, wenn ſie in der Ausführung des Auftrags erforderlich werden, 
ohne daß dieſer ſie ſchon an ſich zum Gegenſtande hat (Prozeßführung durch einen Rechtsanwalt, 
die in einer übernommenen Vermögensverwaltung erforderlich wird; RG 20. 1. 21 VI 415/20). 

Zufällige Schäden, die der Beauftragte bei der Ausführung des Auftrags erleidet (z. B. 
infolge eines Reiſeunfalls), ſind nach der herrſchende Lehre als unfreiwillige Vermögensopfer 
keine Aufwendungen (RG FW 09, 3117; HAM 1931 Nr 286). Für ſie kann nach der herr⸗ 
ſchenden Meinung der Auftraggeber nur im Falle eines Verſchuldens — ſo, wenn er 
die mit der Ausführung des Auftrags verbundene beſondere Gefahr kannte, den Beauftragten 
aber nicht darauf aufmerkſam machte (vgl. $ 694) — haftbar gemacht werden (RG 23. 4. 06 IV 
380/05), oder wenn er ein Aufkommen für ſolchen Schaden übernommen hat, was auch ſtill⸗ 
ſchweigend geſchehen kann (NG 122 S. 298, 305; ZW 1931, 344210, R 20. 12. 24 IV 392/24; 
Gruch 1927, 311). Dagegen Lent aaO. S. 89, wonach der nach der Bedeutung der Geſchäfts⸗ 
führung für den Erfolg angemeſſene und berechtigte Einſatz maßgebend iſt. Kennt der Beauftragte 
die Gefahr, ſo muß ſie als von ihm übernommen gelten; denn wenn auch der Beauftragte der 
Gefahr ſich freiwillig ausgeſetzt hat, ſo wird dadurch doch der Schaden, den dieſe im Erfolg 
herbeiführte, nicht zu einem gewollten Vermögensopfer (NG FW 09, 3117). Mit der Ausführung 
des Auftrags von ſelbſt verbundene, notwendig oder doch mit größter Wahrſcheinlichkeit ein⸗ 
tretende, deshalb von beiden Seiten vorauszuſehende Schäden — ſo die Beſchädigungen an 
Körper und Kleidern bei Rettungstätigkeiten anläßlich eines Brandes oder in ähnlichen Lagen 
(Einfangen eines tollwütigen Hundes uſw.) — ſind indeſſen als freiwillige Aufwendungen 
anzuſehen (RG 94, 169; 96, 163; 98, 195; JW 1914, 6764; L 1921, 2662; R Datechtspfl 1937, 
43; Larenz, Vertrag u. Unrecht II, 130; weitergehend Oertmann A3, enger Staudinger A6). 
Ein Schaden, der nicht dem Beauftragten, ſondern einem anderen erwachſen iſt, gehört nicht unter 
dieſe Vorſchrift (RG 122, 305). Über die ganze Frage des Erſatzes von Aufwendungen und Schaden 
eingehend Lent aaO. S. 59 ff., 93ff., Böckel, ArchgivPrax 96, 396 und neuerdings Faux de 
la Croix, Die Entſchädigung bei Hilfeleiſtung in Not und Unglücksfällen JW 1939, 457, der mit 
Recht darauf hinweiſt, daß die neue Vorſchrift des StGB $ 3300 an Stelle des StchB 8 360 Abſ 1 
Ziff 10 eine andere Einſtellung und Auslegung des $ 670 nach nationalſozialiſtiſchem Rechtsdenken 
erfordert. Dieſe bringt er in folgendem: „Wer bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr und Not 
eine Hilfe leiſtet, zu der er nach geſunder Volksanſchauung verpflichtet war, kann für allen Schaden, 
der ſich unmittelbar aus der Hilfeleiſtung ergeben hat, eine Entſchädigung von jedem verlangen, 
deſſen Angelegenheit mit der Hilfeleiſtung wahrgenommen wurde. ft der Helfer in unmittelbarem 
Zuſammenhang mit der Hilfeleiſtung getötet worden, ſo ſind die Hinterbliebenen zu entſchädigen. 
Nach 5 242 find jo in der Tat die Entſchädigungsanſprüche ſchon jetzt auszulegen, aaO. S. 464. 

3. Zum Zwecke der Ausführung des Auftrags: vorbereitende und bei der Ausführung des 
Auftrags ſelbſt im Dienſte der Geſchäftsbeſorgung gemachte Verausgabungen, dagegen ni 
allgemeine Geſchäftsunkoſten, die dem Beauftragten auch unabhängig von dem beſonderen Auf⸗ 
trage entſtanden ſind (Bureauaufwand, Fernſprechgeſamtgebühr); doch ſind Einzelgeſprächs⸗ 
gebühren für Benutzung eines Fernſprechers als Aufwendungen anzuſehen. Zum Zwecke der 
Ausführung des Auftrags ſind auch ſolche Ausgaben aufgewendet, die nicht unmittelbar zu dieſem 
Zwecke gemacht wurden, aber der Ausführung als notwendig damit verbundene Aufwendungen 
nachfolgten (Zahlung der Umſatzſteuer nach einer Auflaſſung RG 75, 208). 

4. Nicht die erforderlich find, nicht die der Beauftragte für erforderlich hält, ſondern die er für 
erforderlich halten darf, die er ohne Verſchulden, bei vernünftiger und ſorgfältiger tiber“ 
legung für erforderlich halten konnte Anwendungen RG 59, 207; 77, 29; 149, 207. Keine Auf 
wendungen nach Erlöſchen des Auftrags, RG 105, 52; Warn 1910 Nr 108). Ob die Tätigkeit den 
durch den Auftrag bezweckten Erfolg hatte, iſt gleichgültig (MG Warn 1919 Nr 60); es ſei denn, 
daß der Auftrag gerade nur in der Herbeiführung des Erfolgs beſtand (RG 30. 7. 20 I 70/20). 
Ferner kommt es darauf an, ob die Aufwendung in einem vernünftigen Verhältnis zum Wert 
und zur Bedeutung der Geſchäftsführung und ihrem erſtrebten Erfolg ſteht und inſofern ange 
meſſen iſt, Lent and. S. 63. Dasſelbe muß auch für die Übernahme einer Gefährdung“ 
haftung gelten, Lent aaO. S. 90ff. Nötigenfalls ift der eingetretene Schaden auf den Geſchäfts⸗ 
aun und den Geſchäftsführer zu verteilen. Übermäßige Aufwendungen muß der Geſchäftsführer 
elbſt tragen. 

5. Zum Erſatze: alſo zur Erſtattung der wirklich aufgewendeten Gelder, die Anſprüche 
aus 89 670 u. 683 find Werterſatzanſprüche, RG 9. 2. 33 1V 336/32. Es tft voller Wertaus“ 
gleich zu leiſten, keine Umwertung nach Aufwertungsgrundſätzen, Rc 126, 186. Da es ſich beim 
Auftrag nicht um einen gegenſeitigen Vertrag handelt, auf Grund deſſen das durch den Wah 
rungsverfall geſtörte Gleichgewicht zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung wieder herzuſtellen war, 
ſondern um die einſeitige Pflicht zum Erſatz der Aufwendung, muß der wertmäßige Aus- 
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gleich erfolgen und daher der ſinkende Geldwert berückſichtigt werden, es genügt nicht der zahlen 
mäßig gleiche Betrag, RG JW 1933 Nr 1314, ferner RG 120, 76 (bei Aufwendungen in Fremd- 
währung). Ferner muß die Befreiung von den übernommenen Verbindlichkeiten (8257) erfolgen. 
Doch kann es dem Auftragsverhältniſſe entſprechen (kaufmänniſche Kommiſſion) oder in der 
Sachlage begründet ſein, daß die Löſung der Verbindlichkeiten durch den Beauftragten ſelbſt 
erfolgt und der Auftraggeber dieſem dafür Deckung leiſtet (RG 47, 118; 55, 86; 56, 93). Der 
Bürge, der im Auftrage des Schuldners die Bürgſchaft übernommen hatte, erlangt mit der Be⸗ 
lriedigung des Gläubigers unabhängig von dem Rechte aus § 774 den Anſpruch auf Erſtattung 
des Aufgewendeten nach § 670 (RG JW 07, 8315); vor der Befriedigung des Gläubigers hat er 
inen Befretungsanſpruch nur nach Maßgabe des $ 775. Über den Anſpruch aus der Einlöſung 
Ines aus Gefälligkeit angenommenen Wechſels ſ. RG 77, 29; JW (8, 41018. Der Erſatz der 
Aufwendungen ift von der vollendeten Ausführung des Auftrags nicht abhängig (RG LZ 1912, 
3286), bez. des Zwiſchenſpediteurs (RG 109, 85). — Der Beauftragte hat die Beweislaſt 
für Aufwendungen; Sache der Einrede des Auftraggebers iſt der Beweis, daß dieſe etwa aus 
Mitteln geleiſtet ſeien, die er dem Beauftragten gegeben, oder daß ſie aus den vom Beauftragten 
gezogenen Einnahmen zu leiſten ſeien (RG Seuff2 61 Nr 81; 13. 5. 06 VI 431/05; 13. 10. 06 
616/05). — Der Auftraggeber iſt dem Beauftragten nach § 256 zur Verzinſung der Auf- 
wendungen verpflichtet (MG Warn 1921 Nr 121); der Beauftragte hat wegen ihrer das Zurück. 
behaltungsrecht nach $ 273. Wenn der Auftraggeber in Deutſchland ſeinen Wohnſitz hat, 
beſtimmen ſich ſeine Pflichten nach deutſchem Recht (RG 81, 274; 95, 105; 96, 263). 


8 671 


Der Auftrag kann von dem Auftraggeber jederzeit widerrufen, von dem 

eauftragten jederzeit gekündigt werden. 

Der Beauftragte darf nur in der Art kündigen, daß der Auftraggeber für 

e Beſorgung des Geſchäfts anderweit Fürſorge treffen kann, es ſei denn, 

ß ein wichtiger Grund für die unzeitige Kündigung vorliegt. Kündigt 
er ohne ſolchen Grund zur Unzeit, ſo hat er dem Auftraggeber den daraus 
entſtehenden Schaden zu erſetzen. 

Liegt ein wichtiger Grund vor, ſo iſt der Beauftragte zur Kündigung auch 

un berechtigt, wenn er auf das Kündigungsrecht verzichtet hat. 

© 1 507, 608 II 002; M 2 643-547; P 2 370, 371. 

1. Entſprechende Anwendung findet der Paragraph in den Fallen der $$ 27 Abſ 1, 
48 Abſ 2, 712 — hier nur in ſeinen Abſ 2 u. 3 —, ſowie mit Abſ 2 in den Fällen des $ 675, ſofern 
der Dienſt- oder Werkvertrag ohne Kündigungsfriſt kündbar iſt; im fibrigen gelten für den Dienft- 
vertrag die $$ 620—629, für den Werkvertrag die $$ 649, 643. Auf den Schiedsvertrag findet 
$ 671 wegen deſſen eigenartiger Natur, ſ. zu $ 662 A 1, keine Anwendung (RG 59, 247). Der 
Erblaſſer kann nicht durch einen für den Erben unwiderruflichen Auftrag einem Dritten die Ver⸗ 
waltung eines Teils ſeines künftigen Nachlaſſes übertragen. Dazu bedarf es einer teſtamentari⸗ 
ſchen Anordnung, R 139, 41. a 6 
A 2. Das uneingeſchränkte Widerrufsrecht liegt im Weſen des Auftrags als eines perſönlichen 

ertrauensverhaltniſſes; es kann deshalb vom Auftraggeber nicht darauf verzichtet werden. 
Al für das frühere Recht RG 3, 186 (GR). Der Verzicht iſt nichtig (AG 30, 124). Das 
iderrufsrecht wird auch dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß mit dem Auftrage eine treuhänderiſche 
ertragung von Rechten an den Beauftragten erfolgt iſt RG 53, 416). Der Widerruf des 
uftrags hat in ſolchem Falle nicht ohne weiteres das Erlöſchen der Übertragung zur Folge; er 
erzeugt nur die Verpflichtung des Beauftragten, das Recht zurückzuübertragen; der Schuldner 
Ein abgetretenen Rechtes kann ihm gegenüber, wenn er von der Sachlage Kenntnis hat, die 
Veite de der Argliſt haben (RG 23 1917, 389). Anders wenn die Abtretung zwar zum Zwecke der 
lieitreibung der Forderung, aber im Intereſſe des Nachgläubigers (Zeſſionars) erfolgte; hier 
igt inſoweit ein Auftragsverhältnis nicht vor, ſondern lediglich ein Vollmachtsverhältnis, 
In das § 168 Anwendung findet (NG aaO. in Verbindung mit 59, 190, ſowie 13. 12. 07 
A 328/07; vgl. aber auch NG Warn 1913 Nr 136; ſ. Aum 1 zu 9 662). Die Vollmacht, der ein 
5 zorn gewerbe zugrunde liegt, ift ſchlechthin widerruflich; fie erliſcht mit dem Auftrage (RG 
an 1912 Nr 369 u. 413). we 
60 . Auch der Beauftragte kann das Auftragsverhältnis jederzeit einſeitig löſen, doch kann er 
vu das ihm zuſtehende jederzeitige Kündigungsrecht wirkſam verzichten (Abſ 2); auch dann 
erbleibt ihm aber das Recht der Kündigung wegen eines wichtigen Grundes (Abſ 3). Anwendung 
1 Kündigungstechts für den Kreditauftrag $ 778: RG 51, 120. Der einer armen Prozeßvpartei 
wiel Rechtsanwalt hat weder ein jederzeit austibbares Kündigungsrecht, noch ein ſolches 
egen eines wichtigen Grundes; die ihm auferlegte öffentlich rechtliche Vertretungspflicht hindert 
BEL, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Lobe.) 29 
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ihn daran; ebenſo wie er nicht von vornherein die Wahrnehmung der Rechte der armen Partei 

ablehnen, ſondern nur mit einem Antrage an das Gericht die Wiederaufhebung ſeiner Beſtellung 

9 0 kann, kann er auch das Auftragsverhältnis nicht einſeitig kündigen (RG Warn 1914 
r 204). 

4. Widerruf wie Kündigung ſind einſeitig empfangsbedürftige Willenserklärungen (RG 61, 
125), eine Form iſt nicht nötig. Die Anwendung des § 130 ſchließt nicht aus, daß die Erklärung 
nicht auch durch ſchlüſſige Handlungen erfolgen kann. Ob bei mehreren Auftraggebern wie 
mehreren Beauftragten Widerruf und Kündigung von allen und an alle erklärt werden müſſen, 
hat ſich nach den Umſtänden des einzelnen Falles — Teilbarkeit oder Unteilbarkeit des Auftrags 
und feiner Ausführung — zu richten (beſtr., Dernburg $298 A2 und Dertmann A 20 nehmen 
bei mehreren Auftraggebern an, daß die Erklärung von allen und an alle erfolgen müſſe; wie 
hier M2, 544). Ob die Kündigung auch unter einer Bedingung erfolgen kann, iſt 
beſtritten. M2 S. 544 u. 547 nehmen die Zuläſſigkeit eines aufſchiebend bedingten Wider⸗ 
rufs an, nicht aber die einer bedingten Kündigung, da die Kündigung dem Auftraggeber 
Gewißheit über die Aufhebung des Auftrags geben müſſe. So auch Staudinger A3; Planck 
A 3b; a. M. Oertmann A 2b. Aber nicht jede Bedingung wird die Gewißheit ausſchließen; es 
iſt Sache der Prüfung des einzelnen Falles, ob die bedingte Kündigung als eine wirkliche Kündi⸗ 
gung wird angeſehen werden können. 

5. Unzeitig iſt die Kündigung, die dem Auftraggeber nicht die Möglichkeit anderweitiger 
Fürſorge für das Geſchäft beläßt; RG IW 1905, 683. Sie ift zwar wirkſam, aber verpflichtet 
den Beauftragten zum Schadenserſatze. Wichtige Gründe, die eine auch unzeitige Kündigung 
rechtfertigen, find Krankheit oder ſonſtige ernſtliche Behinderung an der Ausführung des Auftrags. 
. Ehrverletzungen ſeitens des Auftraggebers (vgl. $ 71 HGB) können als ſolche in Betracht 
ommen. 

6. Ein vollzogener Auftrag kann nicht mehr widerrufen werden. Die bereits entſtande⸗ 
nen Anſprüche werden durch den Widerruf ebenfalls nicht beſeitigt. Der Widerruf gilt immer 
nur für die Zukunft (RG 21. 5. 24 V 922/22). 


§ 672 

Der Auftrag erliſcht im Zweifel nicht durch den Tod oder den Eintritt 
der Geſchäftsunfähigkeit des Auftraggebers. Erliſcht der Auftrag, ſo hat 
der Beauftragte, wenn mit dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt, die Be⸗ 
ſorgung des übertragenen Geſchäfts fortzuſetzen, bis der Erbe oder der geſetz 
liche Vertreter des Auftraggebers anderweit Fürſorge treffen kann; der 
Auftrag gilt inſoweit als fortbeſtehend. 

E 1 500, 600 II 603; M 2 547540; P 2 371-373. 

1. Der Paragraph iſt entſprechend anwendbar in den Fällen des § 675. i 2 

2. „Im Zweifel“ bedeutet hier wie überall, daß der Satz eine Auslegungsregel gibt; falls 
u ne Parteiwillen (ausdrücklich oder ſtillſchweigend) erhellt, tritt die Vermutung 
na ein. 

3. Die Vermutung, daß der Tod des Auftraggebers den Auftrag nicht zum Erlöſchen bringe, 
greift auch dann Platz, wenn die fonft berufenen Erben die Erbſchaft ausſchlagen und der Fiskus 
Erbe wird (RG 30. ö. 07 VI 366/06). — Entſprechendes wie beim Tode der phyſiſchen Perſon 
muß auch für den Fall der Auflöſung der juriſtiſchen Perſon gelten, ſofern das auf 
getragene Geſchäft für die Liquidation der juriſtiſchen Perſon noch ein mögliches Intereſſe 5 
(RG 81,153; a. M. Dertmann Al). — Der Satz des § 672 gilt an ſich auch für eine mit 2 
Auftrage verknüpfte Vollmacht ($ 168), auch eine Generalvollmacht (RG 22. 3. 29 JI 639/ — 
It jedoch für die ſe geſetzlich eine öffentliche Urkunde erfordert, fo tritt für die rechtsgeſchäftlie * 
Tätigkeit des Beauftragten, zu der die Vollmacht ermächtigt, die Vermutung des $ 672 nicht for 
die Vollmacht muß alsdann, um über den Tod des Vollmachtgebers hinaus zu wirken, für — 
Machtgeber und deſſen Erben ausgeſtellt fein (RG 88, 348; RIA 8, 263). Handelt es ſich auf 
die Übermittlung einer ſchenkungsweiſe zuzuwendenden Leiſtung, jo kann die Berufung 2 
$ 672 allein die Schenkung nicht rechtsgültig machen, ſofern es nicht zu deren Vollziehung 8 
kommen iſt (RG 83 S. 223, 230). 5 der 

4. Geſchäftsunfähigkeit $ 104. Das gleiche gilt natürlich auch von der Beſ chränkung den 
Geſchäftsfähigkeit. Ebenſo wird der Wegfall des geſetzlichen Vertreters, der eter 
Auftrag erteilt hat, ſei es, daß nunmehr der Vertretene oder ein anderer geſetzlicher Bert ja 
an ſeine Stelle tritt, im Zweifel den Auftrag nicht zum Erlöſchen bringen (a. M. für den Weg 
des Vormunds Dernburg $ 298 1 6). 

5. Treffen kann, auch wenn er ſie nicht getroffen hat. Auſtrags⸗ 

6. Der Auftrag gilt inſoweit als fortbeſtehend: er beſteht alſo, auch wenn das au ande 
verhältnis durch den Tod des Auftraggebers oder die ihm gleichſtehenden anderen Umſt 
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nach dem Parteiwillen erloſchen ift, jedenfalls beſchränkt für die einen Aufſchub nicht vertragenden 
Tätigkeiten (Notbeſorgung) weiter. Auch davon abgeſehen, beſteht er weiter, bis der Beauf⸗ 
tragte von dem Erlöſchen Kenntnis erlangt hat oder erlangt haben muß ($ 674). Durch Wegfall 
des geſetzlichen Vertreters des Vollmachtgebers erliſcht der Auftrag nicht. 

7. Die Wirkung des Konkurſes des Auftraggebers iſt in 89 23 Abſ 1, 27 KO behandelt. 
Danach erliſcht durch die Konkurseröffnung der Auftrag, ſofern er ſich nicht auf das außerhalb 
der Konkursmaſſe verbleibende Vermögen des Gemeinſchuldners bezieht. Erliſcht er, ſo ſoll 
$ 672 Saß 2 entſprechende Anwendung finden. Der Beauftragte wird nach $ 27 KO, ſoweit 
er im Sinne des $ 672 Satz 2 BOB auch nach dem Erlöſchen des Auftrags für deſſen Ausführung 
tätig geweſen iſt, Maſſegläubiger ($ 59 Nr 2 KO); eine weitere Tätigkeit nach Maßgabe des 
3 674 macht ihn dagegen zum onkursgläubiger. Der Beauftragte ſchuldet ſeinerſeits zur Maſſe, 
was er nach der Konkurseröffnung noch in Ausführung des Auftrags eingenommen hat (RG 
53, 327; 82, 400). 


8 673 


Der Auftrag erliſcht im Zweifel durch den Tod des Beauftragten. Erliſcht 
der Auftrag, ſo hat der Erbe des Beauftragten den Tod dem Auftraggeber 
unverzüglich anzuzeigen und, wenn mit dem Aufſchube Gefahr verbunden 
iſt, die Beſorgung des übertragenen Geſchäfts fortzuſetzen, bis der Auftrag- 
geber anderweit Fürſorge treffen kann; der Auftrag gilt inſoweit als fort⸗ 
beſtehend. 

E 1 601; II 604; M 2 649, 550; P 2 373, 374. 

1. Die Beſtimmung findet entſprechende Anwendung im Falle des § 675, mit Satz 2 
auch im Falle des $ 2218 Abſ 1 (Teſtamentsvollſtrecker). N 

2. Umgekehrt wie im Falle des Todes des Auftraggebers ſtellt das BGB für den Fall des 
Todes detz Beauftragten die Auslegungsvermutung („im Zweifel“) auf, daß dieſer den Auftrag 
zum Erlöſchen bringe. Die e Vereinbarung ift alſo zuläſſig (RG 9. 12. 02 111 278/22). 
Der Einttitt der Geſchäftsunfähigkeit des Beauftragten iſt nicht erwähnt; die Auslegungs⸗ 
regel des $ 673 paßt dafür nicht ohne weiteres. Der Auftrag erliſcht hier in der Regel, 
weil die Ausführung des Auftrags dem geſchäftsfähigen Beauftragten nicht mehr möglich iſt. 
Das gilt jedenfalls von einer rechtsgeſchäftlichen Tätigkeit ($ 275); anders bei tatjächlichen Leiſtun⸗ 
gen geringerer Art. Die bloße Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit wird dagegen in der 
Megel auf den Auftrag keine Wirkung äußern (vgl. $ 165); es kommt hier jedoch auf die Art der 
Geſchaftsbeſor ung an; auch der Konkurs des Beauftragten iſt ohne Einfluß. Es genügt hier 
nach g 91 iderrufsrecht des Auftraggebers und das Kündigungsrecht des Beauftragten 

) 2 

3. Der Fortſetzungspflicht (Notbeſorgung) des § 672 ſchließt ſich hier für den Erben des 
Beauftragten noch die Verpfüchng einer unverzüglichen — d. i. ohne ſchuldhaftes Zögern zu 
ſaſtattenden (5 121) — Anzeige von dem Tode des Beauftragten an; in beiden Beziehungen 
ſeßt ſich das Auftragsverhältnis fort, und der Erbe macht ſich durch Verſäumung beider Pflichten 

r den Schaden haftbar. Die bereits erworbenen Anſprüche ſind vererblich. 


§ 674 


Erliſcht der Auftrag in anderer Weiſe als durch Widerruf, ſo gilt er 
zugunſten des Beauftragten gleichwohl als fortbeſtehend, bis der Beauftragte 
don dem Erlöſchen Kenntnis erlangt oder das Erlöſchen kennen muß. 
E 003 II 605; M 2 553, 554; P 2 375. 
1, Entſprechend anwendbar bei $ 675 und $ 2218 Abj1 (Teſtamentsvollſtrecker). 
18 Die geſetzliche Unterſtellung des § 674 („gilt“) behandelt den erloſchenen Auftrag zu⸗ 
Kenſten des gutgläubigen Beauftragten, der von dem das Erlöſchen bewirkenden Umſtande keine 
denntnis erlangt hat und ihn auch nicht kennen muß, ſo lange als fortbeſte hend, bis dieſe 
ar oder das Kennenmüſſen eingetreten iſt, unbeſchadet des Fortbeſtehens des Auftrags 
15 ie Notbeforgung der 88 672, 673, die erſt eintreten kann, wenn der Beauftragte das Erlöſchen 
Der Auftrags kennt. Dagegen gilt der Fortbeſtand nicht zum Nachteil des Beauftragten. 
eld Auftraggeber und deſſen Erben, im Falle, daß der Tod des Auftraggebers den Auftrag zum 
tra cen brachte, müſſen daher die in der Zwiſchenzeit vom Beauftragten zur Ausführung des Auf- 
ein vorgenommenen Handlungen als im Auftrage enthalten gelten lafjen und dem Beauftragten 
lein Ran mendungen nach 8 670 erſtatten. Dagegen haben ſie, bis auf die Fülle der N 672, 673, 
Taffı echt auf die weitere Tätigkeit des Beauftragten und können ihn nicht wegen deren Unter- 
ag auf Schadenserſatz in Anſpruch nehmen. Wohl aber wegen ſchuldhaft vertragswidriger 
29* 
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Ausführung der Auftragstätigkeit. — Von der geſetzlichen Unterſtellung iſt nur der Fall des 
Widerrufs ſeitens des Auftraggebers ausgenommen (A 3). Sie gilt alſo auch für die eigene 
Kündigung des Beauftragten, ſolange dieſer von ihrem Empfange durch den Auftraggeber ($ 130) 
noch nichts wußte oder wiſſen konnte. Sobald er nach dem regelmäßigen Laufe der Dinge an⸗ 
nehmen muß, die Kündigung ſei zugegangen, erliſcht das Recht des Beauftragten, die Geſchäfte 
weiterzuführen. Für den Fall des Konkurſes des Auftraggebers beſtimmt § 23 Abſ 1 KO die 
d Anwendung des $ 674. Der Beauftragte wird Konkursgläubiger ($ 27 KO). Vgl. 

7 zu 8 672. 

3. Der Widerruf ($ 671) iſt von der Regel des § 674 ausgenommen, weil er erſt wirkſam 
wird, wenn er dem Beauftragten zugegangen iſt ($ 130), dieſer mithin regelmäßig davon Kenntnis 
hat. Das Merkmal des Zugehens (RG 50, 191; ſ. zu § 130) läßt indeſſen die Möglichkeit offen, 
daß im Einzelfalle der Beauftragte von dem Widerruf, obwohl er ihm zugegangen iſt, dennoch 
weder Kenntnis hat, noch haben müßte. Eine Ausnahme von der Behandlung des Widerrufs 
in § 674 kann dies nicht begründen; dem Beauftragten ftehen dann nur die Rechte des 
auftragsloſen Geſchäftsführers (§8 677ff., insbeſondere § 683) zu. Für den Fall des bedingten 
Widerrufs — der Beauftragte hat von dem Eintreten der Bedingung ohne Verſchulden keine 
Kenntnis erhalten — wollen M2, 554 und Prot 2, 375 dieſe Ausnahme nicht Platz greifen laſſen. 
Dem wird zuzuſtimmen ſein; denn der Auftrag erliſcht hier nicht ſchon durch den Widerruf, 
ſondern erſt durch den Eintritt der Bedingung, und die Kenntnis oder Nichtkenntnis von deren 
Eintritt iſt richtigerweiſe, auch im Sinne des Geſetzesgedankens des § 674, der Kenntnis oder 
Nichtkenntnis jeder andern das Erlöſchen des Auftrags bewirkenden Tatſache gleichzuſtellen. 

4. Die Kenntnis oder das Kennenmüſſen hat der Auftraggeber zu beweiſen. 


$ 675 


Auf einen Dienſtvertrag oder einen Werkvertrag, der eine Geſchäftsbeſor 
gung zum Gegenftande hat, finden die Vorſchriften der 88 663, 665 bis 670, 
672 bis 674 und, wenn dem Verpflichteten das Necht zuſteht, ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfriſt zu kündigen, auch die Vorſchriften des § 671 Abi 2 
entſprechende Anwendung. 

E II 567 Abſ 1, 606; P 2 376. 

1. „Der eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande hat.“ Aus dieſer Ausdrucksweiſe des 
Geſetzes ergibt ſich, daß nicht alle Dienft- und Werkverträge unter $ 675 fallen können und daß 
der Begriff der Geſchäftsbeſorgung nicht mit der Leiſtung eines Dienſtes ode! 
der Herſtellung eines Werkes zuſammenfällt. Es ift nicht zu erkennen, daß nur auf ſolche 
Dienſtverträge die Regeln über den Auftrag Anwendung finden ſollen, Müller-Erzbach, Wohin 
führt die Intereſſenjurisprudenz (1932) S. 83. Siehe über den Begriff Vorbem 2 255 
$ 662; nach der dort gegebenen Begriffsbeſtimmung iſt Geſchäftsbeſorgung eine ſelbſtändige 
Tätigkeit wirtſchaftlicher Art, die für einen andern und in deſſen Intereſſe vorge” 
nommen wird, im Gegenſatz zu Dienſten, die keine ſelbſtändige Betätigung des Willens 
und der Überlegung fordern, ferner zu Dienſten, denen eine Beziehung zu dem Vermögen de 
Geſchäftsherrn fehlt, endlich zu Dienſten und Tätigkeiten, die nur an einen andern, nicht für ihn, 
geleijtet werden; vgl. eingehend hierzu Planck A 2, Enneccerus-Lehmann $ 161. Während es 
ſich beim Auftrag aber um unentgeltliche Geſchäftsbeſorgung handeln muß, kommen hier die 
entgeltlichen Beſorgungen als Gegenſtand eines Dienſt⸗ oder Werkvertrags in Frage. u bet 
Gruppe der nach $ 675 zu behandelnden Verträge gehören nach der Rechtſprechung die än 
keiten des Rechtsanwalts, ſei es als Prozeßbe vollmächtigten, ſei es als Beraters W 0 
75, 98; 85 ©. 225 u. 306; 87, 187; 88, 342; 139, 358; JW 08, 44710, 09 S. 2174 u. 4965; 191. 
S. 294% u. 332%; 1911 ©. 53710 u. 7095; 1912, 86019; 1914 ©. 722 u. 77%, 4684 u. 87010; 191% 
5095; 1916, 12725; 1917 S. 1023, 4625 u. 967°; 1918 S. 9011; HMN 1933 Nr 986; 1932 Nr 191 
(betr. Steuerfragen). — Gegenfall zur vorigen Entſcheidung —, 1314; Warn 08 Nr 292; 0. 
Nr 352; 1913 Nr 413; 1914 Nr 41 u. 204; 1916 Nr 198 u. 247; 1918 Nr 75; 1920 Nr 195; — 
1918, 41). Der Vertrag zwiſchen Rechtsanwalt und Partei iſt regelmäßig Dienſtvertrag, 15 
ausnahmsweiſe Werkvertrag, wenn ein herbeizuführender Erfolg ſein Gegenſtand iſt ( ul 
223; JW 1914, 6421; Warn 1918 Nr 75; vgl. auch RG 115, 185); der Rechtsanwalt muß den 5 it 
traggeber auf Zweifelhaftigkeit der Rechtsfrage aufmerlſam machen, RG 151, 361; mehrere 95 
einer Vertretung beauftragte und zur gemeinſamen Ausübung des Anwaltsberufs verbun 10 
Rechtsanwälte ſind innerhalb der Berufstätigkeit geſamtſchuldneriſch verpflichtet, nicht dagege j 
Auskünften über nicht berufliche Dinge (Rh 85, 306; 88, 342; JW 1914, 77%; Warn 1917 Nt 
Kontrollpflicht des Rechtsanwalts der Partei gegenüber bei Führung der Friſtenkalender ( b zu 
1923, 145). Der Rechtsanwalt hat auch die Pflicht, den Richter auf einen Irrtum aufmerfon . 
machen (RG 23. 4. 15 I11 541/14). Wird gegen den Rechtsanwalt ein Schade nserſaßanſtiach⸗ 
geltend gemacht, weil er den Klaganſpruch nicht rechtzeitig erhöht hat, hat das Gericht 
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zuprufen, ob der Anſpruch nach feiner Anſicht begründet iſt (RG 91, 164; 117, 293; RG 
in HRR 1934 Nr 251). Ferner die Tätigkeiten des Notars, jedoch nach neuer, auf RG 82, 
85; 85, 409 eingeſtellter Rechtſprechung nur inſoweit, als ſeine Dienſte als rechtskundiger 
Berater in Frage kommen, nicht ſoweit er als Beamter bei der Beurkundung von Rechtsge⸗ 
ſchäften tätig ift (NG Warn 1920 Nr 196 u. 197); die Amtspflicht kann nicht zugleich Gegenſtand 
vertraglicher Bindung ſein (RG 49, 269; 85 S. 225 u. 409; 95, 214; JW 1914, 87016; 1916, 
1116; 1918, 9011; 1920, 378; Warn 1915 Nr 234 u. 235; 1916 Nr 276; 1917 Nr 138; 1918 
Nr 226); zur Grundbucheinſicht iſt der Notar nur auf Grund beſonderen Vertrags verpflichtet 
(RS 95, 299). Nicht gehören unter § 675 die Tätigkeiten des Gerichtsvollziehers, wie in Ab⸗ 
änderung von RG 16, 396 die V3S in RG 82, 85 entſchieden haben. Weiter find nach $ 675 
au behandeln die Aufträge zur Vertretung von Gläubigern in der Zwangsverſteigerung gegen 
Vergütung (RG 57, 392; Warn 09 Nr 204); die Tätigkeiten in Treuhänderverhältniſſen (Natur 
des Verhältniſſes: RG 84,214; 91, 12; JW 1915, 9271, 1918, 3814; Warn 09 Nr 84; 1919 
Nr 82); die Tätigkeit des Schiedsrichters, wenn ſie entgeltlich iſt; das Vertragsverhält⸗ 
nis beſteht hier zwiſchen den ſtreitenden Parteien einerſeits und dem Schiedsrichter ander⸗ 
ſeits, mag auch feine Ernennung nur von einer Partei erfolgt fein; beiden haftet er für ordnungs⸗ 
mäßige Erfüllung, beide geſamtſchuldneriſch ihm für die Vergütung; ob eine ſolche zu bean⸗ 
ſpruchen iſt, beſtimmt ſich nach 88 612, 632 (RG 94, 210). Weiter die Tätigkeiten der Banken 
6 JW 1914, 830°), insbeſondere bei der Abwicklung von Giro und Zahlungsaufträgen (RG 
54, 329; Warn 1910 Nr 108), beim Auszahlungsgeſchäft, RG 107, 137; Auftrag einer 
Alkreditiozahlung (NS 114, 270), bei der Verwahrung und Verwaltung von Wertpapieren 
Warn 1917 Nr 204); die Tätigkeit einer Zeichenſtelle bei der Ausgabe von Aktien 
155 JW 08, 48018; die Tätigkeit eines Intereſſentenverbandes für die Intereſſen feiner 
mitglieder (Rich Gruch 66, 222); die Tätigkeiten der Aufſichtsräte von Aktiengeſellſchaften 
a JW 1913, 38115); Inkaſſoaufträge (MG JW 06, 169); die Dienſte der Liqui 
datoren (Rh Warn 1913 Nr 160); des Patentanwalts (MG 69, 26); des Agenten (RG 
68, 69; JW 1912, 7312); des Kommiſſionsverlegers (MG JW 1912, 54526); des Kunſt⸗ 
gandlers beim kommiſſionsweiſen Verkaufe von Kunſtgegenſtänden (RG 83, 201) und des 
Hh eſſonärs überhaupt (vgl. $ 396 Abs 2 HGB); desgleichen des Spediteurs (§ 407 Abſ 2 
608 ); Sanierungs- und Finanzierungsverträge (RG 72, 179); der Poſtanweiſungsvertrag 
ir G 41 S. 102, 108); das Vertragsverhältnis zwiſchen Stadtgemeinden als Eigentümern offent⸗ 
icher Krankenhäuſer und den gegen Entgelt verpflegten Kranken (RG 83, 71). Der Heraus 
Aunpertrag kann ein Dienſtvertrag fein, der eine Geſchäftsbeſorgung darſtellt (RG 113, 70). 
weifelhaft, ob nicht reiner Dienſtvertrag und die Leiſtung der Dienſte nicht als dem Geſchäfts⸗ 
N des Auftraggebers angehörend anzuſehen find (Rh 115, 361). Nicht zuzuſtimmen iſt 
3 a: wenn es das Auszahlungsgeſchäft 85 n auffaßt, Ruzek, Die 
ur des Kaufs einer Auszahlung (1933) S. 20. 
lich 2. Entſprechend anendder fend ch $ 663 (Ablehnung des Auftrags durch den öffent- 
— Geſchäftsbeſorger), $ 665 Abweichung von den Weiſungen des Auftraggebers), $ 666 (Aus. 
rener des Beauftragten), $ 667 (Herausgabepflicht des Beauftragten), $ 668 (Verzinſung 
(erf ndeten Geldes durch den Beauftragten), $ 669 (Vorſchußpflicht des Auftraggebers), § 670 
echt des Auftraggebers für Aufwendungen), § 672 (Tod oder Geſchäftsunfähigkeit des 
Auftrag ber), $ 673 (Tod des Beauftragten), § 674 (geſetzliches Fortbeſtehen eines erloſchenen 
(Hafhı 8). Anwendbar ift auch als Beſtimmung grundſätzlichen Charakters § 664 Abs 1 Satz 2 
Waln 9 für Verſchulden bei geſtatteter Übertragung der Gefchäftsbeforgung: RG 78, 310; 
entgelti 20 Ar 8); nicht dagegen $ 664 Ubj 1 Satz 1 u. Abſ 2 (0. die Anm 1 zu $ 664). It bie 
ren liche Geſchäftsbeſorgung ein Dienſtvertrag, kommt $ 613 zur Anwendung. — Ferner iſt 
S. 5 67 entſprechenden Anwendung $ 671 (Widerruf des Auftrags) im allgemeinen ausgenommen. 
dereinbar un 1 b die folgende Anmerkung. Die e können aber durch Parteien- 
g abgeändert werden, RG 86, 110; 93, 170; 107, 139. . 
für $$ 623, 626, 627; in 8.627 Abſ 2 iſt eine dem $ 671 Abſ 2 entſprechende Beſtimmung 
4 2 dort behandelten Fall des Dienſtvertrags bereits gegeben. j 
Rechts niſprechende Anwendung, d. i. ſoweit die hier angezogenen Beltimmungen auf das 
1 eiverhältnis des Dienſt⸗ und Werkvertrags in der Geſtaltung des Einzelfalls anwendbar 
Gefepean 4. Prot 2, 377). Wenn dies zutrifft, gehen die Beſtimmungen der in $ 675 bezeichneten 
garen der eſchriften über den Auftrag den auf das Rechtsverhältnis im allgemeinen anwend⸗ 
des f g 3 6. u. 7. Titels vor. Über die entſprechende Anwendung des $ 666 |. A 3 dort, über die 
Die te folgende Anmerkung am Schluſſe. Über entſprechende Anwendung RG 78, 310. 
Treu und dung eines Dienſtvertrags, der eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtand hat, iſt wider 
der di nd Slauben, wenn die Maßnahme zum Anlaß für die Kündigung genommen wird, zu der 
l. Fuſtberechtigte den Dienſtverpflichteten felbft veranlaßt hat, Ach HRN 1938 Nr 509. 
27 K x {it den Fall des Konkurſes des Dienſtherrn oder Werkbeſtellers gelten die 88 23 Abſ 2 
Eröffnung bie auf eine Geſchäftsbeſorgung gerichtete Dienft- oder Werkvertrag erliſcht durch die 
8 des Konkurſes. Soweit nicht die Notbeſorgung des § 672 Satz 2 oder die geſetzliche 
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Unterſtellung des $ 674 Platz greifen, die dem Dienſtpflichtigen oder Werkmeiſter im erſten Falle 
die Rechte von Maſſegläubigern, im zweiten die von Konkursgläubigern verleihen, kann nach 
der Konkurseröffnung ein Anſpruch für ſie nicht mehr entſtehen. War, wie beim Werkvertrage 
oder Agenturvertrage ($ 88 HGB), die Vergütung erſt mit der Vollendung des Werkes oder 
des Geſchäfts verdient und war dieſes bis zur Eröffnung des Konkurſes nicht zur Vollendung 
gediehen, fo iſt die vertragsmäßige Vergütung verloren (MG 63, 69). Mit Rückſicht auf die ent⸗ 
ſprechende Anwendbarkeit des $ 670 auf die Dienſt⸗ und Werkverträge des $ 675 iſt an ſich wohl 
anzunehmen, daß wegen der für die Geſchäftsbeſorgung gemachten Aufwendungen auch in 
een Falle Erſatzanſprüche erhoben werden können; doch wird der Regel nach bei Werk⸗ und 

genturverträgen die vereinbarte Vergütung (vgl. 8 90 HGB, $ 652 BGB) zugleich als Entgelt 
für die Aufwendungen zu betrachten und deshalb ein Anſpruch auf deren Erſatz außerhalb der 
vertragsmäßigen Vergütung und abgeſehen von dem Eintritte des Erfolgs nicht gegeben ſein. 


8 676 


Wer einem anderen einen Nat oder eine Empfehlung erteilt, iſt, unbe- 
ſchadet der ſich aus einem Vertragsverhältnis oder einer unerlaubten Hand 
lung ergebenden Verantwortlichkeit, zum Erſatze des aus der Befolgung des 
Nates oder der Empfehlung entſtehenden Schadens nicht verpflichtet. 

E I 604 II 607; M 2 554, 555; P 2 380, 064. 

1. Der $ 676 bezweckt zum deutlichen Ausdrucke zu bringen, daß die Erteilung eines Rates 
(zu einer Handlung) oder einer Empfehlung (empfohlen wird eine Perſon, eine Sache, ein Ge 
ſchäft), zu denen weiter die Erteilung einer Auskunft (über eine Perſon, z. B. nach 90 5 
973 oder Sache oder eine Sach- oder Rechtslage) hinzuzuzählen iſt, Re JW 1930, 2573; HRR 1936 Nr 
649, der Regel nach keine Rechtspflichten begründen, da der Erteilende „damit keine Ga⸗ 
rantiepflicht übernehmen, ſondern nur eine Gefälligkeit erweiſen will“ (Prot 2,380; RG 
1907, 36311; RG 1. 12. 21 VI 276/21); der Beratene, Empfehlungs- oder Auskunftsempfänger ſoll 
ſelbſt nachprüfen. Daß Rat, Empfehlung und Auskunft, wenn fie in einem Vertragsberhältniſſe 
erteilt worden ſind, oder dadurch eine unerlaubte Handlung begangen worden iſt, nach Maßgabe 
des Vertrags oder der unerlaubten Handlung zum Schadenserſatze verpflichten, verſteht ſich von 
ſelbſt und iſt im Geſetze nur als Gegenſatz zur Regel und zu deren Abgrenzung hervorgehoben, RG 148, 
298. Die Anlehnung der Beftimmung an den Titel zum Auftrage entſpringt dem Gedanken, daß es 
ſich bei Rat, Empfehlung und Auskunft wie beim Auftrage um eine im Intereſſe eines andern 
auf deſſen Veranlaſſung entwickelte Tätigkeit handelt. Eine Geſchäftsbeſorgung tft die Erteilung 
eines Rates, einer Empfehlung oder einer Auskunft, auch wenn ſie durch Verkrag übernommen 
iſt, nicht; fie iſt vielmehr dann eine Dienſtleiſtung an, nicht für einen andern. Wohl aber find 
die Beſchaffung eines Rates uſw., die Erkundigung für einen Dritten, Geſchäftsbeſorgungen 
(RG JW 1910, 8082). S. die Vorbem vor § 662. 

2. a) Der Rat, die Empfehlung oder die Auskunft können der Haupt» oder einzige Gegen⸗ 
ftand des Vertrags fein (Vertrag auf Ratserteilung), fie können ſich auch als Nebenverpflichtung 
aus einem allgemeinen Vertragsverhältnis ergeben (Vertrag mit Ratserteilung); der Bere 
kann ein unentgeltlicher (auftragähnliches Verhältnis) oder ein entgeltlicher (Dienſt⸗ oder We = 
vertrag) ſein. Er kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend geſchloſſen werden; nur muß gegenüber 
der Regel des § 676 ein Verpflichtungswille deutlich erkennbar ſein, und ein ſtillſchweigende 
Vertragsſchluß durch die Erteilung des verlangten Rates iſt deshalb regelmäßig nur anzunehmen 
wenn die Erteilung von Rat oder Auskunft zu den Berufsgeſchäften des Erteilenden ge 5) 
(Anwalt [auch über ſteuerrechtliche Fragen, R& 17.6.32 111330/31], Arzt, Auskunftei, Banthaus 
oder entgeltlich erfolgen fol (RG 52, 365 u. JW 05, 13816). In der erſteren Entſcheidung if, 
wenn ein Rechtsanwalt von einer Perſon um Erteilung einer Auskunft an einen Dritten I 
gegangen war und daraufhin dem letzteren dieſe zugehen läßt, ein ſtillſchweigender Vertrat 
ſchluß auch zwiſchen dem Rechtsanwalt und dem Dritten angenommen worden. Dagegen dit⸗ 
beachtlichen Gründen Laband, DZ 03, 262. Auskunft über andere Perſonen und ihre Kere 
würdigkeit zu erteilen, gehört weder zu den gewerblichen Geſchäften eines Bankkaufmanns N6 
JW 1910, 80822; Warn 1916 Nr 307), noch zu den Berufsgejchäften eines Rechtsanwalts dach 
20. 5. 12 VI 416/11); durch die Erteilung werden Vertragspflichten der Regel nach daher — 
begründet. Wenn ſich im Bankverkehr die Gewohnheit herausgebildet hat, in gewiſſen . 
Auskunft zu erteilen, fo kann dieſe Erteilungs möglichkeit zum Inhalt des Vertkragsver hit 
niſſes zwiſchen Kunde und Bank werden, und die Bank haftet, wenn fie die Auskunft . ! 
dann auch für die Richtigkeit, R JW 1930, 255; RG 47, 125; 65, 141; 67, 394. Zu be nilich 
ift aber immer, daß die Bank nicht verpflichtet zur Auskunfterteilung iſt und daß fie Ks 
Geſchäftsgeheimniſſe ihrer anderen Kunden nicht preisgeben darf. Banken ſind keine ns 
kunfteien, nch 126, 50. Selbſtvorſtändlich kommt es nur auf das Vertragsverhalger⸗ 
zwiſchen der Bank und dem Auskunft heiſchenden Kunden an, nicht auf das 
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hältnis zwiſchen der Bank und dem Kunden, über den von jenem eine Auskunft verlangt wird, 
auch wenn dieſer die Bank als Referenz aufgegeben hatte, R JW 1930, 29275. Zur Frage der 
Unſittlichkeit eines Vertrags, durch welchen jemand gegen Vergütung verſpricht, über einen 
Gegenſtand keine ungünſtige Auskunft zu erteilen, vgl. R Warn 09 Nr 89. b) Die Haftung 
für das Vertragsverſchulden folgt den allgemeinen Regeln ($ 276, RG Warn 1910 Nr 111); 
fie kann — jedoch nicht durch einſeitige Erklärung (RG SeuffA 45 Nr 85) — ausgeſchloſſen werden, 
ſoweit nicht Vorſatz in Frage kommt ($ 276 Abſ 2); fie kann auch erweitert werden, indem der 
Erteiler des Rates, der Empfehlung, der Auskunft für deren Richtigkeit oder den Erfolg des 
Rates die Gewähr übernimmt; dann haftet er nach Maßgabe der Gewähr ohne Rückſicht auf ein 
Verſchulden. Die Haftung für dritte Perſonen richtet ſich nach $ 278; wer ſich aber nicht 
an das Bankhaus ſelbſt, ſondern an einen Beamten des Hauſes wendet, will im Zweifel nur 
deſſen Privatanſicht hören, nicht eine verbindliche Auskunft des Bankhauſes einziehen. Iſt für 
die Richtigkeit oder den Erfolg die Gewähr übernommen, ſo begreift dieſe ſelbſtverſtändlich auch 
die Handlungen des Gehilſen, und es kommt auf deſſen Verſchulden ſo wenig an wie auf das 
des Prinzipals (RG SeuffA 55 Nr 83). e) Die Hauptfälle des Vertrags auf Rats- oder Aus⸗ 
kunftserteilung find einmal der Beratungsvertrag mit einem Rechtsanwalt (RG 52, 365 u. JW 05, 
13816, 1911 S. 53710 u. 709 ſowie Warn 08 Nr 498; 1920 Nr 195), ebenſo mit einem Patent- 
anwalt; er iſt Dienſtvertrag, wenn dieſe Perſonen allgemein als Berater eines Dritten beſtellt 
Ind, ihre Tätigkeit als Berater Gegenſtand des Vertrags iſt, Werkvertrag, wenn es ſich um eine 
einzelne beſtimmte Rats- oder Auskunftserteilung handelt (RG ZW 05, 50235; vgl. & 675 A J). 
Die Auskunft wird namentlich Gegenſtand einer Vertragsverpflichtung, wenn erkennbar iſt, daß 
es dem die Auskunft Heiſchenden darauf ankommt, eine ſichere Auskunft zu erhalten und der 
Ne Erteilende zu erkennen gibt, daß er für fie einftehen will (RG HRR 1931 Nr 2033). Ferner 
begründet die Mitgliedſchaft bei einem Verein (z. B. zur Förderung des Mittelſtandes uſw.) die 
Vertragspflicht der Beratung, R HAN 1930 Nr 1445. Über die Haftung des Rechtsanwalts 
aus ſeiner Ratserteilung, wenn er die ſteuerlichen Folgen aus dem angeratenen Geſchäft außer 
acht gelaſſen hat, RG JW 1917, 9674 u. 1918, 9011; im Prozeſſe, wenn er unterlaſſen hat, die 
Fartei auf die ganz ungewöhnlich hohen Koſten aufmerkſam zu machen, die eine beabſichtigte 
Piozeßmaßnahme (Widerklage) verurſachen würde, RG ZW 1919, 4467; über die Haftung wegen 
unterlaſſener Belehrung über die Gefahren einer Rechtshandlung, R JW 1921, 336°; über die 

aftung mehrerer zu gemeinfamer Ausübung des Rechtsanwaltsberufs verbundener Rechts⸗ 
anwälte aus einer von einem von ihnen fahrläſſig falſch erteilten Auskunft oder Belehrung ogl. 
R 1 zu $ 675. Den Rechtsanwalt trifft regelmäßig kein Verſchulden, wenn er ſich bei rechtlicher 
Y atserkeilung an die bisher von der höchſtrichterlichen Rechtſprechung vertretene Rechtsauffaſſung 
hält c Warn 1915 Nr 303; vgl. dazu RG 87, 187; 89, 431). Über die Stellung des Notars 
ir rechtſuchenden Partei vgl. A l zu 8 675 und RG 52, 365; RG 14. 1. 27 III 52/26. Der Notar 

a ſolcher zur Einſicht des Grundbuchs für ein zu beurkundendes Rechtsgeſchäft nicht ver 
WNantet (n 95, 299). Für feine eigene ſchuldhaft unrichtig gegebene Auskunft haftet er (RG. 
— in 1920 Nr 197); für eine von feinem Bureaubeamten erteilte falſche Rechtsauskunft nur, 
— er dieſen zu ſolcher Ratserteilung ermächtigt oder Kenntnis davon hatte (RG Warn 1918 
da 2260 Sodann gehört hierher der Auskunftsvertrag mit einem Auskunftsbureau; er wird 
id Ay die Tätigkeit, Sondern das Ergebnis der Ermittlungen, die dem Auskunftsbureau vielfach 
ti vorliegen, Gegenſtand des im Regelfalle auf eine einzelne beſtimmte Auskunft ge- 
Urhn En Vertrags ift, durchgängig als Werkvertrag anzuſprechen fein. Wird der Ausfteller einer 
zu — © angefragt, ob das Papier in Ordnung gehe, fo iſt er nicht verpflichtet, darüber Antwort 
97 — erteilt er ſie aber, ſo iſt unter Umſtänden in Anfrage und Antwort der Abſchluß eines 

0 10. bertrags zu erblicken, ſo daß der Antwortende für die Wahrheit ſeiner Auskunft haftet 
vortei 1, 301). Zu erwähnen iſt endlich die meiſt unentgeltliche Auskunftserteilung über Trans⸗ 
verwalluchtungen, Zugverbindungen uſw. durch die in größeren Städten von den Eifenbahn- 
ratun zungen eingerichteten amtlichen Reiſebureaus. Die hierin tätigen Beamten find zur Be ⸗ 
Glen Publikums öffentlich beſtellt; ihre Beratung und Auskunft verpflichtet deshalb die 
Rei Agahnverwaltung, die ſie beſtellt hat. Daß die amtlichen Auskunftsbureaus der deutſchen 
f lieh enbahnen eine Gewähr für die Richtigkeit ihrer Auskünfte nicht zu übernehmen erklären, 
mit gi 88 Haftung mindeſtens für grobes Verſchulden nicht aus. d) Der Hauptfall des Vertrags 


Verbindung un Auskunftserteilung iſt die Beratung durch den Bankkaufmann, ſei es, daß ſie in 


ertrauensv 
Here feht 


mit einem Kaufgeſchäft über ein Wertpapier erfolgt, ſei es, daß ſie mit einer ein 
verhältnis begründenden allgemeinen dauernden Geſchäftsverbindung im Zuſammen⸗ 
äfte ht (MG Jus 1910, 183%). Weſentlich für eine ſolche ift, daß die Parteien fortgeſetzt Ge- 

55 215 fteinander geſchloſſen haben, die ein Vertrauensverhältnis zwiſchen ihnen ſchaſſen (RG 
bei Anle 1921, 2641). Es entſpricht der Verkehrsſitte, daß der Bankkaufmann ſeinen Kunden 
gung von Kapitalien Rat erteilt. Dieſe Beratung wird bei dem Bankkaufmann allgemein 

„ fie gehört zur Ausübung feines Gewerbes; er kann ſich ihrer gar nicht entſchlagen. 
cast nicht verpflichtet, einen unerbetenen Rat aufzudrängen und den Kunden auf wirt⸗ 
Bedenken gegen ein beabſichtigtes Anſchaffungsgeſchäft hinzuweiſen, wenn er an⸗ 
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nehmen darf, daß der Kunde ſelbſt genügend unterrichtet iſt; daß insbeſondere Spekulations⸗ 
geſchäfte mit Gefahren verbunden find, weiß im allgemeinen jedermann (RG JW 05, 50295; 
Warn 1919 Nr 35; 23 1916, 592°; 22. 6. 14 VI 216/14; 3. 11. 16 11 303/16). Wenn ein beab- 
ſichtigtes Spekulationsgeſchäft aber einen beſonders gefährlichen Charakter trägt, oder wenn 
es ſich um einen einfachen Mann handelt, bei dem eine Einſicht in Börſengeſchäfte nicht zu erwarten 
ſteht, dann hat der Bankkaufmann, zumal wenn das beabſichtigte Geſchäft zu den Vermögens- 
verhältniſſen des Kunden in einem offenbaren Mißverhältnis ſteht, den Kunden über die Gefahren 
des Börſenſpiels aufzuklären und vor dem Abſchluſſe ſolcher für ihn ungeeigneten Geſchäfte zu 
warnen (RG Warn 1915 Nr 16; 1916 Nr 277). Tritt der Bankkaufmann erkennbar als Berater 
auf, ſo iſt er jedenfalls verpflichtet, den Rat mit der Sorgfalt, die der Verkehr erfordert (Sorgfalt 
des ordentlichen Kaufmanns $ 347 HGB), zu erteilen, auch wenn er nicht ausdrücklich um ſeinen 
Rat erſucht wurde (MG Warn 08 Nr 462; 09 Nr 85; vgl. dazu ferner JW 09, 360%). Die Ver. 
tragspflicht des Bankkaufmanns geht dahin, den Kunden auf die Bedenken gegen die Sicherheit 
eines Papiers aufmerkſam zu machen, ſoweit ſie ihm bekannt ſind oder bekannt ſein müſſen N 
Warn 08 Nr 463). Für die Annahme eines Verſchuldens kommt es einmal darauf an, ob ein 
Papier zu Gewinnzwecken oder zu dauernder Kapitalanlage gekauft wird, und weiter, wie ſchon 
bemerkt, ob der anfragende Kunde ſelbſt im gewerblichen Leben ſteht, ſo daß der Bankkaufmann 
eigene Sachkunde bei ihm vorausſetzen darf oder nicht (RG ZW 09, 3604 und Warn 08 Nr 146). 
Auch beim Vorhandenſein eines Verſchuldens des Bankkaufmanns kann ſich gemäß $ 254 feine 
Verantwortung mindern, ſofern ſich der Kunde bei gehöriger Überlegung die Unſicherheit jelbit 
ſagen mußte (RG Warn 08 Nr 463). Nicht richtig iſt es, eine berufliche Ratserteilung des Bank- 
kaufmanns anzunehmen, die ihn allein, auch abgeſehen von einem abzuſchließenden Kauf⸗ oder 
Kommiſſionsgeſchäft oder einem ſchon beſtehenden Vertrauensverhältniſſe zu einem Kunden 
verpflichtete. Denn der Bankkaufmann erteilt nicht ſchlechthin einem jeden unentgeltlich Rat, 
um damit zu entgeltlicher Tätigkeit zu gelangen; ſein Gewerbe beſteht aus dem Kauf und Verkauf 
von Wertpapieren und deren kommiſſionsweiſer Vermittlung, und nur im Zuſammenhange mit 
dieſen Geſchäften, ſei es mit einem einzelnen Geſchäfte, ſei es mit einer Geſchäftsverbindung, 
tritt er auch als ſachverſtändiger Berater ſeiner Kunden, und nur dieſer, auf. Die Rechtſprechung 
des RG ſieht deshalb mit Recht dieſe Ratsleiſtung als eine Nebenleiftung des Kauf- oder Kom 
miſſionsgeſchäfts oder als eine aus dem Vertrauensverhältnis einer längeren Geſchäftsverbindung 
entſprungene Verpflichtung an und betrachtet ſie unter dieſem Geſichtspunkt. Die Haftung 
des Bankkaufmanns beſtimmt ſich ſomit nach dem Grundverhältniſſe, in welchem der Banl- 
kaufmann zu dem Beratenen ſteht; nach dem Kauf- oder Kommiſſionsgeſchäfte (Rh 42, 125; 
67, 394; JW 05, 50235; 1910, 80822; 1911, 80914; Seuffa 55 Nr 26; Warn 08 Nr 463 u. 6007 
1910 Nr 110); nach dem Verhältniſſe einer Geſchäftsverbindung (MG 27, 118; JW 08, 1017 
07, 36311), Beratung in Börſentermingeſchäften nur bei grober Fahrläſſigkeit Haftung; Mb Recht 
1917 Nr 1010. Gelegentliche frühere Geſchäfte, die keinen Zuſammenhang mit der Gegenwart 
haben, begründen eine Beratungspflicht nicht, auch regelmäßig die dauernde Geſchüftsverbindung 
dann nicht, wenn die erbetene Auskunft nicht in innerem Zuſammenhange mit Inhalt und N 

der Geſchäftsverbindung ſteht. In ſolchem Falle iſt im Zweifel die Inanſpruchnahme einer Ge⸗ 
fälligkeit ohne rechtliche Bindung anzunehmen (RG 8. 12. 21 VI 276/21). Ebenſo kann von 
einem Beratungsvertrage nicht die Rede ſein, wenn es ſich nicht um einen von dem Kunden ber 
abſichtigten Kauf handelt, ſondern um die geſellſchaftliche (Unterkonſortial-) Beteiligung an einen! 
Gewinnunternehmen des Banklaufmanns (Rch 67, 394). Eine Auskunft über feine geſchäftliche 
Beziehungen zu andern Kunden und deren wirtſchaftliche Verhältniſſe überhaupt zu erteilen, it 
der Bankkaufmann nicht verpflichtet, ja auch ohne deren Zuſtimmung nicht einmal berechtigt. 
Es hat ſich aber im Verkehr die Gepflogenheit herausgebildet, ſolche Auskünfte nicht zu verſagen, 
die indeffen, wie fie allgemein vorſichtig und zurückhaltend gefaßt zu werden pflegen und me 

durch das beſagen, was fie nicht ausſprechen, auch ebenſo aufgefaßt werden müſſen (RG Warn 
1916 Nr 307); jedenfalls beſchränkt ſich die Haftung des Bankkaufmanns aus der Auskunft 1 0 
auf den Kredit, für den die Auskunft über einen Kunden nachgeſucht wurde (RG 3. 12. 14 * 

425/14). In ein ähnliches Beratungsverhältnis, wie der Bankkaufmann zum Kunden, tritt der 
Baumeiſter zum Bauherrn, den er als Sachverſtändiger auf die gegen den Bauplan wegen der 
Bodenbeſchaffenheit, des von jenem gewählten Bauſtoffs, der baupolizeilichen Anforderun n 
uſw. aufmerkſam zu machen hat (M 2, 485; RG SeuffA 60 Nr 186). Das bloße Sichgefallenla 1 
von Mäklerdienſten begründet keinen Vertrag und deshalb auch keine Vertragshaftung des Mätle rs 
für eine Auskunft über die Zuverläſſigkeit des Verkäufers oder des Käufers. Aber es kann = 
Vertrag auf Auskunftserteilung als geſchloſſen anzunehmen fein, wenn erſichtlich iſt, daß DI 
Auskunft nicht als nerd dliche Gefälligkeit erbeten wurde, ſondern ernſtliche Voraueſe tun 
für die Eingehung des Geſchäfts ſein ſollte; hier wird dann eine Vertragshaftung für Fahrläſſigen 
begründet (R JW 07, 36311, 1917, 1012). So haftet auch der Auktionator bei einer oſſentliche 
Verſteigerung der Regel nach nicht für die Auskünfte, die er über die zu verſteigernden Sachen 
gibt, weil dieſe nur die Bedeutung allgemeiner und unverbindlicher Außerungen zu haben PIt 2 
(RG JA 1920, 7065) ſoſern nicht $ 826 in Frage kommt; darüber |. die folgende Anmerkun. 
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3. Da 9823 Abſ 1 eine Beſchädigung des Vermögens als ſolchen nicht zur Grundlage eines Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruchs macht, kommt für die Haftung aus unerlaubter Handlung zumeiſt nur 9826, 
vorſätzliche Schädigung in einer wider die guten Sitten verſtoßende Weiſe in Betracht (RG 
67, 394 u. 68, 278; ferner 76, 313 u. XW 1911, 5842; SeuffA 70 Nr 146). Sie kann begangen 
werden durch eine wiſſentlich falſche Rats- oder Auskunftserteilung gerade dem An⸗ 
fragenden gegenüber, NG 148, 293; RO HNN 1932 Nr 1204, mag es ſich dabei auch nur um 
das Vorgeben einer in Wahrheit nicht vorhandenen Kenntnis oder um das wiſſentliche Ver⸗ 
ſchweigen weſentlicher Umſtände (NG JW 1911, 432°; Warn 1921 Nr 23) handeln, ſofern der den 
Rat oder die Auskunft Erteilende ſich wenigſtens der Möglichkeit ſchädlicher Folgen daraus für 
den Anfragenden bewußt iſt (NG JW 02 Beil Nr 219; Warn 1910 Nr 327; Grenze zwiſchen 
Vorſatz und Fahrläſſigkeit: RG 76, 313; |. § 826 A 3 u. 5h). § 823 Abj 2 kann vorliegen, wenn 
die Rats. oder Auskunfterteilung den Tatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung nach Maßgabe eines 
Schutzgeſetzes ($ 263 StGB) erfüllt; $ 824 kommt nur für den Schadenserſatzanſpruch der Perſon, 
über die eine ungünſtige Auskunft erteilt worden ift, in Betracht. Darüber |. RG JW 08, 24114, 
Ferner Börſengeſetz v. 8.4.08 $ 95 Abs 1. 


Elfter Titel 
Geſchäftsführung ohne Auftrag 


1. Den Beftimmungen über den Auftrag hat das BGB diejenigen über die Geſchäfts führung 
ohne Auftrag auch „freiwillige Geſchäftsführung“ genannt, mit Rückſicht auf die innere Ver⸗ 
wandtſchaft des Stoffes beider Rechtskreiſe angereiht, denn der Tatbeſtand der Geſchäftsführung 
ohne Auftrag iſt wie der des Auftrags und der des Dienſt⸗ oder Werkvertrags nach 9 675 die 
welhäftsbejorgung für einen andern ($ 677); er unterſcheidet ſich von jenen durch die vollſtändig 
Berilige Übernahme der Geſchäftsbeſorgung, durch das Fehlen eines Auftrags oder eines 
Vertrags oder einer ſonſtigen Berechtigung oder Verpflichtung zum Handeln für den Dritten. 
i a iſt die Geſchäftsführung ohne Auftrag kein Rechtsgeſchäft; ſie iſt eine Tätigkeit, 
1 Rechtswirkungen auf Grund des Geſetzes erzeugt und zwiſchen dem Handelnden und 
Ve Perſon, für die er handelt, ein vertragsähnliches Verhältnis ſchafft. Nur dieſes letztere 

erhältnig regeln die 88 677—687; über eine Vertretungsmacht des Geſchäftsführers, aus der 
= Dritter Anſprüche gegen den Geſchäftsherrn herleiten könnte, enthalten ſie nichts; die 
echtsgeſchäftliche Vertretung ohne Vertretungsmacht behandeln die 90 177180. 5 
0 2. Über den Begriff der Geſchäftsbeſorgung ift in der Vorbem 2 vor $ 662 gehandelt. Wie 
ner ſo wirft ſich auch hier die Frage auf, nach welchem Geſetze diejenigen freiwilligen Hilfe⸗ 
wilungen zu behandeln ſind, die nicht in den Kreis der Geſchäftsbeſorgung, der ſelbſtändigen 
wuütſchaftlichen Tätigkeit für einen andern, fallen. Handlungen des geſellſchaftlichen Lebens 
Dieugen keine Rechtspflichten. Soweit es ſich um Leiſtungen handelt, die Gegenſtand eines 
— oder Werkvertrags fein können, wie die Behandlung eines Kranken durch einen Arzt, 
Aeon ſich die Beſtimmungen über die Gejchäftsführung ohne Auftrag als zur entſprechenden 
u geeignet dar; für andere Hilfeleiſtungen, die nicht eine Tätigkeit, ſondern ein Geben 
Ver Inhalte haben (Lieferung von Verbandſtoffen oder Heilmitteln durch den Apotheker auf 
teſckenlaſſung des Arztes), kann Erſatz nur aus dem Rechtsgrunde der ungerechtfertigten Be- 
5 gefordert werden. Einen Anſpruch aus nützlicher Verwendung, wie er nach 
‚emem Recht und nach PrA sR hier einjegen würde (actio de in rom verso), fennt das BGB 
(1998). 2, 871). Vom Schrifttum: Brückmann, Die Rechte des Geſchäftsführers ohne Auftrag 
(900 Iſele, Geſchäftsbeſorgung (1935), Lent, Der Begriff der auftragloſen Geſchäftsfuhrung 
der J. Derſ., Wille und Intereſſe bei der Geſchäftsführung; Viktor u. Wolff, Zur Lehre von 
3 uweiſung, Jherings Jahrb Bd. 84 (1934); Larenz, Vertrag u. Unrecht II S. 127. 
lachten Regelung der Geſchäftsführung ohne Auftrag nach dem BGB iſt folgende. Es be⸗ 
fühen das Heſez die Gejcjäftsführung zunäcft bei der Übernahme, fobann bei der Aus. 
teicherung: Dem Geſchäftsführer erwächſt aus der Gejhäftsführung fein Anſpruch (Be- 
(Sg? dgl. $ 685 A 1), wenn er nicht die Abſicht hatte, ſich den Gejcjäftsheren zu verpflichten 
zu (We ſt dieſe Abſicht vorhanden, jo kommen ihm jedenfalls die Anſprüche aus der Bereicherung 
Geſchz 84, 812); er gewinnt die Rechte des Beauftragten (8 670), wenn der Geſchaftsherr die 
dem af ng nachträglich genehmigt (8 684 Satz 2) oder wenn die Geſchaftsführung ſowohl 
Geſchdftenreſſe wie auch dem, wenn auch nur vernünftigerweiſe vorauszuſetzenden Willen des 
führunfts bern entſprach ($ 683), aber auch beim Fehlen dieſer Übereinitimmung der Geſchäfts⸗ 
tereſſe Aut dem Willen des Geſchäftsherrn, wenn die Geſchäftsführung die im öffentlichen In. 
zum ende Erfüllung einer Pflicht oder einer geſetzlichen Unterhaltspflicht des Geſchäftsherrn 
führer ngenftande hatte ($$ 683 Abſ 2, 679). Die Geſchäftsführung verpflichtet den Geſchäfts 
tunlicht beinen Beauftragten (88 681 Saß 2, 666-668); fie verpflichtet ihn ferner ($ 681 Satz 1), 
oſt die Übernahme dem Geſchäftsherrn anzuzeigen und feine Entſchließung abzuwarten. 
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Die ſchuldhafte Verſäumung dieſer Pflichten wie auch der Beachtung des Intereſſes und des 
wirklichen oder vorauszuſetzenden Willens des Geſchäftsherrn bei der Erledigung des Geſchäfts 
($ 677) macht ihn ſchadenserſatzpflichtig. Aber auch ohne weiteres Verſchulden, und ſelbſt wenn 
die Geſchäftsführung an ſich dem Intereſſe des Geſchäftsherrn entſprach, haftet er für einen 
dem Geſchäftsherrn aus der Geſchäftsführung entſtandenen Schaden, wenn er bei der Über- 
nahme (nicht der Erledigung) der Geſchäftsführung dem wirklichen oder vorauszuſetzenden Willen 
des Geſchäftsherrn zuwiderhandelte (§ 678), es ſei denn wiederum, daß durch die Geſchäftsführung 
eine der vorbezeichneten Verpflichtungen des Geſchäftsherrn (§ 679) erfüllt wurde, in welchem 
Falle die gewöhnliche Haftung nach 88 276, 278 eintritt. Die Haftung verringert ſich, und zwar 
für die Übernahme wie für die Ausführung des Geſchäfts, auf Vertretung von Vorſatz und grobem 
Verſehen, wenn die Geſchäftsführung die Abwendung einer drohenden Gefahr von dem Ge 
ſchäftsherrn bezweckte (§ 680). Die Verjährung der Anſprüche aus der Geſchäftsführung iſt 
die dreißigjährige ($ 195), auch wenn für das Geſchäft, deſſen Erledigung für den Geſchäftshertn 
die Geſchäftsführung zum Gegenſtande hatte, eine kürzere Verjährung beſteht (NG 69, 429; 
7. 5. 12 III 292/11). Anders nur, wenn die Geſchäftsführung in der Lieferung von Waren oder 
in Arbeitsleiſtungen beſtand, deren Entgeltanſpruch der kurzen Verjährung des $ 196 unterliegt; 
$ 196 ſetzt eine vertragsmäßige Grundlage des Anſpruchs nicht voraus; der Anſpruch aus der 
Geſchäftsführung deckt ſich hier mit dem Anſpruch auf Bezahlung der Lieferungen oder Leiſtungen 
(NG 86, 96). Anders auch dann, wenn die Geſchäftsführung im Intereſſe eines aus unerlaubter 
Handlung Schadenserſatzpflichtigen erfolgte, nachdem die Verjährung des Anſpruchs des Ber 
ſchädigten gemäß § 852 bereits eingetreten war; denn nun befreite die Geſchäftsführung den 
Erſatzpflichtigen nicht mehr von einer Schuld; dieſe war bereits erloſchen (RG aad.). 8 687 
fügt den Regeln über die Geſchäftsführung ohne Auftrag einen fremden Tatbeſtand an; er be 
handelt den Fall, daß jemand ein fremdes Geſchäft, ſei es bewußt (Abſ 2) oder unbewußt (Abſ 1) 
als ſein eigenes behandelt. 

4. Ein fremdes Geſchäft iſt im Sinne der §§ 677685 ſowohl das gegenſtändlich (objektiv) 
fremde, das einen Eingriff in den Vermögens- und Rechtskreis des Geſchäftsherrn vorausſetzt, 
wie z. B. der Verkauf einer im Eigentum des Geſchäftsherrn ſtehenden Sache, wie auch das 
perſonlich (ſubjektiv) fremde, das ein fremdes nur durch die Zweckbeziehung wird, die ihm der 
Geſchäftsführer gibt; ſo der Ankauf einer Sache für den Geſchäftsherrn. § 687 kann ausſchließlich, 
$ 686 in der Regel nur auf gegenſtändlich fremde Geſchäfte bezogen werden. Wenn jemand 
ein gegenſtändlich fremdes Geſchäft als fein eigenes beſorgt, liegt eine Geſchäftsflihrung 
ohne Auftrag nicht vor, RG 23. 10. 03. 11 169/03 

5. Die Beſtimmungen über die Geſchäftsführung ohne Auftrag finden entſprechende An⸗ 
wendung nach $$ 450 Abſ 2, 547 Abſ 2, 581 Abſ ' 2, 601 Abſ 2, 994 Abſ 2, 1049 Abſ 1, 1216 Abſ!, 
1959 Abſ 1, 1978 Abſ 1 u. 3, 1991, 2125 Abſ 1. Über eine weitere entſprechende Anwendung 
für Hilfeleiſtungen, die keine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande haben, vgl. oben Vorbem 25 
für die Schutzvorkehrungen nach $6 Telch RG Warn 1913 Nr 383. Da kein Vertragsſchluß vorliegt, 
iſt auch eine culpa in contrahendo des Geſchäftsherrn ausgeſchloſſen. 


6. Anderweite reichsgeſetzliche Normen über Geſchäftsführungen ohne Auftrag finden 
ſich in H 89 BPO (prozeßrechkliche Geſchäftsfuhrung ohne Auftrag), 8 740 ff. H B (Bergung 
und Hilfeleiſtung in Seenot), ſowie in den entſprechenden 98 93ff. des Binnen Schch. In das 
Gebiet der Geſchäftsführung ohne Auftrag ſchlägt äußerlich ein $ 21 der VO über die Fürſorge 
pflicht v. 13. 2. 24 (RG Bl J, 100), wonach dem Armenverbande, der einen Hilfsbedürftigen auf 
Grund der genannten VO unterſtützt hat, ein Erſatzanſpruch gegen den Unterhaltpflichtigen * 
den Grenzen ſeiner Verpflichtung zuſteht. Der rechtliche Geſichtspunkt der Geſchäftsführung 
ohne Auftrag iſt hier jedoch nicht anwendbar; es handelt ſich vielmehr um einen geſetzlichen 1 — 
gang der Rechte des Unterſtützten auf den Armenverband (RG 72, 334; 74, 274; 75, 84; 140, 15 ) 
Art 103 Ech erhält die landesgeſetzlichen Vorſchriften aufrecht, nach welchen der Staat Jo! 
Verbände und Anſtalten, die auf Grund öffentlichen Rechtes zur Gewährung von Unterhalt ber 
pflichtet find, Erſatz ihrer Aufwendungen von der unterſtützten Perſon ſelbſt (vgl. hierzu. 1 
Preußen R& 14, 197, 75, 84 und 76, 69) ſowie von den für fie nach dem BGB unterhaltspflichtige 8 
Perſonen verlangen können. Soweit ſolche Landesgeſetze nicht beſtehen, it mit Rückſicht = 
die eigene öffentlichrechtliche Verpflichtung der Armenverbände, abgeſehen von dem Grabe) 
ſpruche nach $ 62 UWG, gerade wegen des in Art 103 EG für die Landesgeſetze ausge Fer nk 
Vorbehalts ein Geſchäftsführungsanſpruch der Armenverbände gegen die ſonſt unterhaltsp geil 
tigen Perſonen nicht anzuerkennen, wenngleich der Umſtand allein, daß die aufgewendete N 
in Erfüllung einer öffentlich-rechtlichen Pflicht erfolgte, ſofern zugleich die Abſicht vorlag, von et die 
Dritten Erſatz zu verlangen, einen Erſatzanſpruch aus auftragsloſer Geſchäftsführung für 6: 
dem Privatrechte unterſtehenden Leiſtungen nicht ausſchließt (RG 14, 197; 74, 274; 7, "54 
76, 69; 82, 214; JW 1910, 1865). Dasſelbe gilt für das Gef über Kleinrentnerfürſorge v. tlichen 
(ROBL J, 104), vgl. Richtlinien hierzu v. 9. 5. 23 (RG Bl 1, 289). Die öffentlich ⸗re Se 92 
Verpflichtungen der Beamten kommen hier nicht ohne weiteres in Frage, RG 21. 10. 
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III 119/32 in HRR 1933 Nr 1575. Die Einmiſchung in fremde Angelegenheiten kann ſich auch 
als unerlaubte Handlung darſtellen, wenn die Vorausſetzungen des $ 823 vorliegen, und 
verpflichtet dann auch nach dieſen Vorſchriften zum Schadenserſatz. Aber auch ſchon die bloße 
Tatſache der Einmiſchung gegen den Willen eines andern, macht nach $$ 678, 679 haftbar. 


§ 677 
Wer ein Geſchäft für einen anderen beſorgt, ohne von ihm beauftragt 
oder ihm gegenüber ſonſt dazu berechtigt zu ſein, hat das Geſchäft ſo zu 
führen, wie das Intereſſe des Geſchäftsherrn mit Nückſicht auf deſſen wirklichen 
oder mutmaßzlichen Willen es erfordert. 
E 1 749 Abſ 1 11 608; M 2 854857; P 2 725—727. Wed 
1. Der Begriff der Geſchäftsbeſorgung ift hier derſelbe wie in den $$ 662 u. 675. S. die 
Vorbem 2 vor ls und 1155 677, ſowie A 1 zu 8662 und A 1 zu 675. Über die entſprechende 
Anwendung auf Tätigkeiten anderer Art und die ſchließliche Ergänzung der Lücke durch die Vor⸗ 
schriften über die Bereicherung ſ. die angezogene Vorbem 2 vor $ 677. Die rechtsgeſchäftliche 
Geſchäftsbeſorgung ohne Auftrag kann wie beim Auftrag im eigenen Namen des Geſchäftsführers 
oder auf den Namen des Geſchäftsherrn erfolgen; im letzteren Fall ift fie nach außen Vertretung 
ohne Vertretungsmacht ($$ 177ff., prozeſſual § 89 ZPO). Die Unentgeltlichkeit der Geſchäfts⸗ 
beſorgung ift der Geſchäftsführung ohne Auftrag nicht weſentlich (ſ. darüber A 5 zu $ 683). 
2. Für einen andern, nicht „eines andern“. Damit ift ausgeſprochen, daß die Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag ſowohl das gegenſtändlich (objektiv) fremde, wie das perſönlich (ſubjektiv) 
hemde Geſchäft umfaßt. S. die Vorbem 4 vor 9 677. Das Handeln für einen andern ſetzt das 
Bewußtſein und den Willen voraus, für ihn tätig zu fein RG 130, 310; für ſeine Zwecke und 
Intereſſen, beides kann bei dem gegenſtändlich fremden Geſchäft auseinanderfallen; iſt dann zwar 
das Bewußtſein vorhanden, aber nicht der Wille, jo iſt der Tatbeſtand des § 687 Abſ 2 gegeben 
(NG JW 1931, 272425). Bei den ſchon nach der äußeren Erſcheinung (objektiv) fremden 
Geſchaften ſpricht eine Vermutung dafür, daß ihre Vornahme auch für den andern erfolgt, 
im deſſen Geſchäftsbereich fie fallen. Umgekehrt gibt es Geſchäfte, die ihre Erſcheinung 
nach ſich als eigene deſſen darſtellen, der ſie vornimmt. Hier ſpricht die Vermutung 
dagegen, daß ſie für einen andern beſorgt wurden. Beide Vermutungen find aber wider⸗ 
legbar. Bei Geſchäften, die ihrer Erſcheinung nach weder die eine noch die andere Ver⸗ 
mutung aufkommen laſſen (Ankauf von Wertpapieren), kommt es auf den Nachweis des 
aanzelnen Falles an. Jedenfalls muß der Wille des Geſchäftsführers, ein fremdes 
102 aft zu beſorgen, in irgendeiner Weiſe nach außen hin in die Erſcheinung treten, R JW 1937, 
85 Es genügt nicht, daß der Geſchäftsführer bloß den inneren Willen hierzu hat. R HRR 
& 0 Nr 2147. Eine bloße unverbindliche Aufforderung an einen andern, für einen Dritten 
yefchäfte zu besorgen, it noch nicht ſelbſt ſchon Geſchäftsbeſorgung. Die Richtung des 
end auf eine beſtimmte Perſon ift nicht erforderlich; es genügt das Vorhandenſein des 
% ankettwillens, zu handeln für den, den es angeht. Der Irrtum über die Perſon des Geſchäfts⸗ 
Ps hi für den Tatbeſtand der Geſchäftsführung ohne Auftrag unerheblich; nur der wirkliche 
0 eſchä tsherr wird berechtigt und verpflichtet ($ 686). Der „andere“ kann auch eine Leibesfrucht 
88375 erſt im Entſtehen begriffene juriſtiſche Perſon jein (RG Seuffl 42 Nr 112; 23 1913, 
and ). Ein Handeln für die er” Perſon ſchließt das gleichzeitige Handeln für einen 
Miterh nicht aus: ſo lann ein Miterbe zugleich für ſich und als Geſchäftsführer für die übrigen 
N ben tätig fein (RG 63, 280; 75, 283; 82, 214; 88, 28; 126, 293; 130, 311; L3 1913, 85355; 
ür vonn 1932 Nr 1571; RG 7. 10. 23 V 283/22). So kann der Unterhaltungspflichtige, der 
{ir ben durch einen Dritten körperlich verletzten ge Aufwendungen macht, 
19 i zugleich als Geſchäftsführer für den erſatzpflichtigen Schädiger handeln (vgl. darüber $ 683 
gegend 343 A 8). Ebenſo kann neben einer Lerpfichtung zum Handeln einem andern (5) 
für ei er, die 15 eine vertragliche ſein kann, die gleichzeitige bewußte und gewollte Tätigkeit 
Adel Dritten (0) beſtehen, die ſich als Geſchäftsführung ohne Auftrag darſtellt (der Miterbe A 
17 für ſich, als Beauftragter des Miterben B und als Geſchäftsführer ohne 1 für den 
eine rben (). Wer aber lediglich auf Grund einer wirklichen oder vermeintlichen Verpflichtung 
0 lie andern (B) gegenüber eine Tätigkeit ausübt, die in Wirklichkeit im Intereſſe eines Dritten 
> ollte tz handelt nicht als des letzteren Geſchäftsführer, da er deſſen Intereſſe nicht wahrnehmen 
0 11 ach ZW 03 Beil Nr 310 u. Gruch 52, 997). Ein Arzt, der die Ehefrau in Lebensgefahr 
p ichtet handelt in Geſchäftsführung für den Ehemann, der zum Unterhalt der Ehefrau ver⸗ 
ne iſt. Ein entgegenſtehender Wille des Ehemanns kommt nach $ 679 ſolchenfalls nicht in 
cht, RG HRN 1932 Nr 112. 


5 Beauftragt heißt hi i Dienſtvert W̃ 
ier durch Vertrag berechtigt (Auftrag, Dienſtvertrag, Werkvertrag, 
Vorne); Jon beten bedeute bi geſe tzliche Berechtigung des Ehemanns, Vaters, 
nds, Na laß⸗ und Konkursverwalters oder eines durch Amtspflicht zum Handeln be- 
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rechtigten Beamten (RG 90, 211). Der Vormund, der nach beendeter Vormundſchaft weiter 
für das frühere Mündel tätig ift, handelt inſoweit als Geſchäftsführer ohne Auftrag (RG JW 
1910, 23310); ebenſo der Notar, der ohne dahingehenden Auftrag die Grundbuchbenachrichtigun⸗ 
gen hinſichtlich eines von ihm beurkundeten Rechtsgeſchäfts für die Beteiligten entgegennimmt 
(NG 81, 428); ſowie ferner die auf Grund einer nichtigen Beſtellung tatſächlich in der Stellung 
des Geſchäftsführers einer G. m. b. H. tätig gewordene Perſon für die Geſellſchaft (R Warn 09 
Nr 504). Ob der Geſchäftsführer ſich bewußt war, ohne Auftrag zu handeln, iſt für die Rechte und 
Pflichten aus der Geſchäftsführung gleichgültig ($ 686); nur darf er nicht glauben, dem Geſchäfts⸗ 
herrn zu der Leiſtung verpflichtet zu ſein. Über den Auftrag eines Dritten ſ. A 2. Iſt der 
Auftrag oder der verpflichtende Vertrag nichtig, jo bleibt, wenn die Vorausſetzungen des $ 677 
vorliegen, die auftragsloſe Geſchäftsführung übrig (RG 90 S. 211, 215f.). Anders nur, wenn 
der Fall des $ 674 vorliegt, ebenfo bei $$ 729, 1424, 1682, 1893, 2218. Da mangels eines Auſ⸗ 
trags oder ſonſtigen Vertrags ein Rechtsverhältnis zwiſchen Geſchäftsführer und Geſchäftsherrn 
vor der Geſchäftsbeſorgung nicht beſteht, kann ein Anſpruch aus der Geſchäftsführung ohne 
Auftrag nur wegen der in der Vergangenheit liegenden Geſchäfte des Geſchäftsführers erhoben 
werden (RG 84, 390; Warn 1920 Nr 161; 23 1918, 12095). Deshalb iſt keine Feſtſtellungsklage 
für Geſchäftsführungsleiſtungen in der Zukunft möglich, es ſei denn, daß es ſich um regelmäßige, 
häufig wiederkehrende Leiſtungen handelt, deren Wiederholung dem zu erwartenden regelmäßi⸗ 
gen Verlaufe der Dinge entſpricht; hier iſt eine dauernde Beziehung gegeben, die die Grundlage 
einer Feſtſtellung werden kann (RG LZ aad.). Ebenſo liegt bei einer An weiſung eine 
„ſonſtige“ Berechtigung zur Geſchäftsführung vor, kein Auftrag. Die Ausführung der Geſchäfts 
führung verpflichtet den Anweiſenden zum Erſatz. Eine weitgehende Menſchenhilfe iſt ferner in 
StG B $ 330c begründet worden. Über deſſen Bedeutung Faux de la Croix in JW 1939, 457 
und Anm 2 zu $ 670. Der Grundſatz iſt: Menſchenhilfe ſoll begünftigt werden. 

4. 8 677 gibt die allgemeine Regel über die Verpflichtungen des Geſchäftsführers bei der 
Ausführung der unternommenen Geſchäftsbeſorgung; für die Verpflichtungen bei der Über ⸗ 
nahme und die Folgen ihrer Verletzung gelten die 88 678ff. Die Grundregel, die beide beherrſcht, 
ift, daß die Geſchäftsführung dem objektiven Intereſſe ſowie dem wirklichen oder vernünftiger“ 
weiſe vorauszuſetzenden (mutmaßlichen) Willen des Geſchäftsherrn, bei deſſen Geſchäftsunfähig 
keit dem ſeines geſetzlichen Vertreters entſprechen ſoll. Während aber ein Zuwiderhandeln gegen 
den erkannten oder dem Geſchäftsführer erkennbaren Willen des Geſchäftsherrn bei der Über⸗ 
nahme der Geſchäftsführung den Geſchäftsherrn auch ohne ſonſtiges Verſchulden für allen aus 
der Geſchäftsführung entſtandenen Schaden erſatzpflichtig macht ($ 678), ſteht die Ausführung, 
von den durch die 58 678—680 getroffenen Fallen abgeſehen, unter den allgemeinen Grund. 
ſätzen der 88 276 u. 278. Die Vorſchrift betrifft nur die gerechtfertigte Geſchäftsführung. Der 
Geſchäftsführer hat, nachdem er ohne Verſchulden die Geſchäftsführung übernommen, 
das Geſchäft nach fachlichen Geſichtspunkten, nach feiner beiten Kenntnis auszuführen. 
Das Intereſſe des Geſchäftsherrn muß hierbei immer ſein leitender Gedanke ſein, auf 
den Willen des Geſchäftsherrn iſt im Rahmen dieſes Intereſſes tunlichſt Rücksicht zu 
nehmen; die Art und Weiſe, wie der Geſchäftsführer das Geſchäft für den Geſchäftsherrn durch. 
führt, iſt im übrigen feine Sorge. Nur eine Anpaſſung an den Willen des Geſchäftsherrn, nicht 
eine Unterordnung unter dieſen, der einer ſachlichen Erledigung und dem eigenen Intereſſe des 
Geſchäftsherrn hinderlich fein kann, wird hier verlangt. Für den Erfolg hat der Geſchäftsführer 
nach $ 677 nicht einzuſtehen. — Über das Intereſſe und den wirklichen oder mutmaß- 
lichen Willen des Geſchäftsherrn ſ. des näheren § 683 A 2 u. 3, ferner Streber, Wille und 
Intereſſe des Geſchäftsherrn bei der Geſchäftsführung ohne Auftrag (1907). Berger, Pflicht 
widrige Verbote des Geſchaftsherrn (1933) S. 10 ff., R6 149, 206.— Eine Verpflichtung, das begon 
nene Geſchäft zu Ende zu führen, beſteht für den Geſchäftsführer grundſätzlich nicht. Aber die unter 
nommene Geſchäftsführung unterſteht dem Geſichtspunkte des § 242; die Übernahme erzeugt 
Pflichten, die nicht durch Fallenlaſſen der Geſchäftsführung rückwärts beſeitigt werden können 
(RG 63, 280). So übernimmt, wer einen liegengelaſſenen fremden Wertgegenſtand für den Be 
rechtigten an ſich nimmt, auch die Verwahrungspflicht (RG Warn 1922 Nr 12). — Beſondere 
Normen über Pflichten des Geſchäftsführers bei der Ausführung des Geſchäfts find in 8 681 
und den dort angezogenen $$ 666—668 enthalten. Die entſtandenen Verpflichtungen des Ge. 
ſchäftsführers gehen auf deſſen Erben über, dieſe ſind aber zur Fortführung der Geſchaſte 
nicht verpflichtet. 

5. Die Anſprüche verjähren nach § 195, auch wenn das beſorgte Geſchäft eine kürzere Ver⸗ 
jährungsfriſt hat (RG 69, 429). Anders bei § 196 (RG 86, 96). 


8 678 
Steht die Übernahme der Geſchäftsführung mit dem wirklichen oder dem 
mutmaßlichen Willen des Geſchäftsherrn in Widerſpruch und mußte der Ge⸗ 
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ſchäftsführer dies erkennen, ſo iſt er dem Geſchäftsherrn zum Erſatze des 
aus der Geſchäftsführung entſtehenden Schadens auch dann verpflichtet, wenn 
ihm ein ſonſtiges Verſchulden nicht zur Laſt fällt. 

E 1 749 Abſ 2 II 600; M 2 867, 858; P 2 727. 

1. Die Übernahme der Geſchäftsführung, nicht auch die Art der Ausführung (vgl. Prot 
2, 727 und oben A 4 zu $ 677 ſowie A1 zu $ 683). Für die Ausführung gilt $ 677 in Verbin⸗ 
dung mit 88 276, 278. Unter Übernahme ift diejenige Handlung zu verſtehen, durch die der Ge⸗ 
ſchäftsführer feine Abſicht äußerlich erkennbar macht, ein beſtimmtes Geſchaft zu beſorgen und 
durchzuführen nach ſeinem ganzen Umfang. Die Beſtimmung des $ 678 ſetzt eine Ausnahme von 
der Grundregel des g 677 inſofern, als unter der Vorausſetzung, daß die Übernahme der Ge⸗ 
schäftsführung dem Willen des Geſchäftsherrn widerſprach, die Haftung des Geſchäftsführers 
wegen ſeiner ganzen Tätigkeit auch auf im übrigen unverſchuldeten Schaden ſich ausdehnt. Die 

bernahme muß alſo nach § 683 dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Geſchaftsherrn 
entſprechen, während die Ausführung nur mit Rückſicht auf dieſen Willen zu geſchehen hat. 
Ein Entſprechen iſt nur dann vorhanden, wenn der Geſchäftsherr überhaupt gewollt hat, daß 
das Geſchäft unternommen wird, daß es gerade der beſtimmte Geſchäftsführer unternimmt und 
daß dieſer es in der beſtimmten Art und Weiſe ausführt. Andernfalls ſteht es mit dem Willen 
des Geſchäftsberrn in Widerſpruch. Vorausſetzung iſt, daß der Einmiſchende nicht ſein eigenes, 
ſondern fremde Geſchäfte beſorgen wollte (RG 23. 10. 03 III 169/03; RG 103, 411; 105, 92). 
Auch für 5 678 iſt aber die Einſchränkung des $ 680 gültig. Da es fi um einen Eingriff in einen 
fremden Geſchäftskreis handelt, iſt kein Grund erſichtlich, ihn zu begünſtigen, RG 143, 95. Aus⸗ 
genommen natürlich bei Nothilfe. 
„ 2. „Mußte der Geſchäftsführer dies erkennen,“ d. i. hat er es erkannt oder hätte er es bei 
Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt erkennen müſſen. Das Handeln gegen 
deſſere Kenntnis oder die auf mangelnder Sorgfalt beruhende Nichterkenntnis ſtellt das Ver⸗ 
ulden dar, das den Geſchäftsführer haftbar macht; $ 276. Die Be weislaſt für das Erkennen 
oder Erkennenmüſſen trifft den Geſchäftsherrn. 
t 3. Ohne ſonſtiges Verſchulden, auch wenn die Übernahme der Geſchäftsführung dem objek⸗ 
iven Inte reſſe des Geſchäftsherrn entſprach (RG 101, 18). Die vorwiegende Bedeutung des 
Intereſſes kommt in 88 679 u. 680 zum Ausdruck, wo es ſich um die Ausführung der Über ⸗ 
chenmenen Geſchäftsführung handelt. Für die Übernahme entſcheidet allein der Wille des 
eſchäftsherrn. Die Einmiſchung in das fremde Geſchäft gegen dieſen Willen it unftatt- 
aft So auch die Überſchreitung der Grenzen des HOB $ 116; RG 12. 6. 13 II 130/13. Der 
N schäftsführer trägt auch die Gefahr eines ungünftigen Ausgangs, auch ein ſtarkes Intereſſe 
ſche Geſchaftsherrn entlaſtet ihn nicht. Ausnahme nach $ 679. Die Genehmigung der Ge- 
ſchäftsführung (5 684) beſeitigt naturgemäß den Schadenserſatzanſpruch aus $ 678. Für die 
Geltſtellung, ob und in welchem Umfange ein Schaden entſtanden iſt, iſt das Ergebnis der ganzen 
Geschäftsführung maßgebend. — Daß $ 678 nicht anwendbar ift, wenn der Handelnde ein fremdes 
mt gar nicht beſorgen wollte, ſondern die Tätigkeit zu feinem eigenen Geſchäfte machte 
RG FW 03 Beil Nr 310 u. 26. 4. 08 IV 448/07), iſt ſelbſtverſtändlich. 


8 679 


0 Ein der Geſchäftsführung entgegenſtehender Wille des Geſchäftsherrn 
Fer nicht in Betracht, wenn ohne die Geſchäftsführung eine Pflicht des 
eihäftsheren, deren Erfüllung im öffentlichen Intereſſe liegt, oder eine 


wüste de Unterhaltspflicht des Geſchäftsherrn nicht rechtzeitig erfüllt werden 
e. 


. a Abſ 2 II 610; M 2 858, 864, 865; PB 735—788. G a 8 898 
: Die Beſtimmung des g 679 ſtellt ſich als eine Ausnahme von dem Örundjaße des s 

25 (RG 106, 354; 149, 900, re 1225 152 die Wahrung ſeiner eigenen Intereſſen zu beſtimmen 
des Die Folge der Ausnahme ist, daß für die Haftung des Gejhäftsführers in den Fällen 
j FEAR, wieder gemäß $ 677 die allgemeine Regel der 88 276, 278 gilt. Unter der Ge⸗ 
tät sfüyrung iſt deshalb auch bier die Übernahme der Geſchaftsfuhrung zu verſtehen, 
905 tend für die Ausführung ein entgegenſtehender Wille des Geſchäftsherrn nur nach Maß⸗ 
55 a $ 677 in Betracht kommt ($ 677 A 4, 8 678 A 1). Aber auch in den Grenzen, in denen 
wird „le des Geſchäftsherrn für die Ausführung des Geſchäfts nach $ 677 zu berückſichtigen iſt, 

„ T ausgeſchaltet, ſoweit er nach $ 679 durch andere Umſtände erſetzt wird. 


2. Der Wid äftsfü it dem Willen des äfts⸗ 
I erſpruch der Übernahme der Geſchäftsflührung mit dem en des Geſchäfts⸗ 
Aa den 9 678 für as Maß bab Verpflichtungen des Geſchaftsführers als ausſchlaggebend 

eüt, wird nach $ 679 durch ein öffentliches Intereſſe der Geſchaftsfuhrung bedeutungs⸗ 
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los gemacht, RF JW 1936, 7942. Dieſes erfegt den Willen, nicht aber auch das perſönliche Intereſſe 
des Geſchäftsherrn, das durch 9679 nicht berührt wird. Letzteres kommt zur Geltung, wenn der 
Geſchäftsführer nach § 683 Erſatz ſeiner Aufwendungen vom Geſchäftsherrn verlangen will, es 
wird aber in der Regel als mit dem öffentlichen Intereſſe übereinſtimmend von vornherein anzu⸗ 
ſehen ſein. Soweit der Wille des Geſchäftsherrn nach $ 679 durch andere Vorausſetzungen erſetzt 
wird, iſt auch ein ausdrückliches Verbot des Geſchäftsherrn gleichgültig. Der entgegenſtehende 
Wille des Geſchäftsherrn kommt ferner auch dann nicht in Betracht, wenn er rechtswidrig 
oder ſittenwidrig iſt. Beſtritten ift, ob der Wille des Selbſtmörders ein rechtlich beachtlicher 
Wille iſt, der der Rettung durch einen Dritten entgegenfteht, oder ob dieſe Rettung als zu⸗ 
laſſige Geſchäftsführung angeſehen werden darf. Eingehend hierüber Berger, Pflichtwidrige 
Verbote des Geſchäftsherrn, insbeſondere die Rettung eines Selbſtmörders (1933) S. 22 ff. 
Die Frage entſcheidet ſich danach, ob man jemand das Recht zugeſteht, über ſein Leben frei 
zu verfügen und freiwillig auf es zu verzichten. RGSt 58 S. 204, 399; RG 66, 307 nimmt 
an, daß es ſich um ein unverzichtbares Rechtsgut handle. Deshalb iſt ein entgegenſtehender 
Wille des Geſchäftsherrn unbeachtlich. Larenz and. S. 128; Zitelmann Arch. f. ZivPrax. 
Bd 99, 113; Lent aaO. S. 40, 58 will gewaltſame Verhinderung eines Selbſtmordes im 
Umfang zulaſſen, wie ihn die Polizei hat. Nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung ſteht ein Indi⸗ 
viduum nicht für ſich ſelbſt da, ſondern hat der Gemeinſchaft zu dienen. Daher richtig RG 
48, 124; 55, 372; 58, 216; 67, 102. 


3. Nicht die Pflicht ſelbſt und nicht die Geſchäftsführung als ſolche, ſondern deren Erfüllung 
muß im öffentlichen Intereſſe liegen (RG 75 S. 188, 276; 77, 193; 92 S. 102, 201; R in 
JW 1910, 186%; 1912, 8127; die Pflicht kann deshalb auch privatrechtlicher Natur, braucht keine 
öffentlich⸗rechtliche zu ſein; fie wird unter Umſtänden ſelbſt in einem Vertrage begründet ſein dürfen 
(ein Fabrikant hat ſich verpflichtet, der Armee in einem Kriege Gegenſtände in beſtimmter Friſt 
zu liefern; er tut es nicht, und ein anderer liefert ftatt feiner und für ihn). Die Pflicht muß 
für den Geſchäftsherrn eine Rechtspflicht fein. Auch eine entſprechende Anwendung auf 
nur ſittliche Pflichten iſt nicht zuläſſig, Lent aaO. S. 34ff. RG 92, 201. Sittliche Pflichten ſind 
aber zuweilen zu Rechtspflichten erhoben, Steh B $ 3300. A. M. für Rettung eines Selbſtmörders 
Langen, Vom alten zum neuen Schuldrecht (1934) S. 21. Aber nicht jede öffentlich⸗recht⸗ 
liche Pflicht iſt in § 679 gemeint, ſondern es iſt weiter erforderlich die Dringlichteit der 
Erfüllung gerade dieſer Verpflichtung. Insgemein obliegt ſie den zuſtändigen Behörden. Ein 
öffentliches Intereſſe gemäß $ 679 iſt das Intereſſe an den ſachlich gerechtfertigten Aufgaben 
der Gemeinſchaft (Hay mann, Schenkung unter einer Auflage (1905 S. 163), liegt vor bei der 
Schaffung der in $ 618 dem Dienſtherrn zur Pflicht gemachten Einrichtungen, bei der Bezahlung 
von Steuern für den Geſchäftsherrn (ſo die allgemeine Meinung; a. A. mit Prot 2, 738 
Planck A 2a zu $ 679), Verpflegung feiner Einquartierung, Wegebeſſerung, Stempelung 
von Verträgen, Beſtreitung von Beerdigungskoſten, Wegſchaffung von Verunglückten von 
offentlichen Straßen (MG JW 1910, 186°; andere Fälle |. Rh 75 S. 188 u. 276; 77, 193; 
108, 391; Jas 1911, 99286, 1912, 8127, hierher gehören auch die Aufwendungen für die 
Wiederherſtellung von Kirchengebäuden an Stelle der baulaſtpflichtigen Perſonen (RG 
82, 214; 102, 9). Auf der andern Seite ſtehen die Fälle, in denen die Erfüllung einer 
Pflicht des Geſchäftsherrn im öffentlichen Intereſſe nicht anzuerkennen ift: Rch 92, 197; 
23 1918, 12095). Die Pflicht des Geſchaftsherrn braucht nicht endgültig feſtzuſtehen (die Be⸗ 
rufung gegen die bezahlte Steuer ſteht noch offen; Kanalbeiträge ſind den Hauseigentümern 
durch anfechtbaren Beſcheid auferlegt). Die Erfüllung ſittlicher Pflichten ſchlechthin ſteht der im 
öffentlichen Intereſſe begründeten Erfüllung geſetzlicher Pflichten nicht gleich. Rechtsweg für 
die auf Grund des $ 679 erhobenen Anſprüche, deren Grundlage auf dem öffentlichen Rechte 
beruht RG 328 1923, 785 und die dort angezogenen Entſcheidungen. Es genügt nicht, daß die Ein⸗ 
miſchung im öffentlichen Intereſſe liegt, es muß auch eine Pflicht des Geſchäftsherrn zur Vor⸗ 
nahme des Geſchäfts vorliegen und die Erfüllung dieſer Pflicht im öffentlichen Intereſſe liegen 
(NG 150 188; 77, 193; 92, 197; 108, 391; 113, 181). Anſprüche des Fürſorgeverbands RG 144, 
1783; „243. 


4. Geſetzliche Unterhaltspflicht: Sie beruht auf familienrechtlicher oder erbrechtlicher Grund⸗ 
lage, 85 1345, 1346, 1351, 1360 f., 1578 ff., 1601 ff., 1703, 1708, 1715, 1719, 1736, 1739, 1757, 1762, 
1766, 1963, 1969, ferner auf ſchuldrechtlicher Grundlage, 89, 528, 843, 844. Beſtritten von 
Berger, Pflichtwidrige Verbote des Geſchäftsherrn (1933). Dieſe fallen aber nicht unter 9679. 
Planck A 2b; Oertmann Anm 2b. Ein öffentliches Intereſſe wird nicht gefordert. Hierher 
gehören auch die Leiſtungen des Arztes, der ohne Auftrag die Ehefrau oder das Kind des unter⸗ 
haltspflichtigen Ehemanns oder Vaters behandelt (vgl. RS JW 1913, 1147). Ebenſo die 
des Apothekers für denſelben Zweck, der hier nicht nur Waren liefert (val. Vorbem 2 vor $ 677% 
jondern dem Unterhaltspflichtigen eine wirtſchaftliche Sorge abnimmt, indem er aus ſeinen 
Vorräten Gegenſtände beſchafft, die ſonſt der Unterhaltspflichtige beſchaffen müßte. Die viel⸗ 
behandelte Frage, ob dem Arzte, der eine Ehefrau behandelte, auch ein Anſpruch gegen die ſe 


Geſchäftsführung ohne Auftrag 88 679, 680 463 


zuſteht, möge hier ihre Stelle finden. Wurde der Arzt von der Ehefrau ſelbſt zugezogen, dann 
erwächſt ihm gegen ſie der Vertragsanſpruch, da von einer rechtsgeſchäftlichen Verpflichtung des 
Ehemanns durch Ausübung der Schlüſſelgewalt (§ 1357) nicht wohl die Rede ſein kann; daneben 
hat er von der naturgemäßen Annahme aus, daß der Arzt ſeine Tätigkeit ausübt für den, den es 
angeht, gegen den unterhaltspflichtigen Ehemann den Anſpruch aus auftragloſer Geſchäftsführung. 
Hat aber der Ehemann den Arzt angenommen und ſich ihm dadurch vertraglich verpflichtet, ſo 
liegt auch der Ehefrau gegenüber Geſchäftsbeſorgung vor. Die Anſicht in NG 85, 183 iſt durch 
RG 29. 9. 36 III 46/36 (TRechtspfl 1937, 43 Nr 51) aufgegeben. Privatrechtlich beſteht keine 
Verpflichtung, ſich einer ärztlichen Behandlung zu unterziehen, eine öffentlich⸗rechtliche Ver⸗ 
lichtung nur in einzelnen beſonderen Fällen: ſo der Impfzwang, nach der Seuchengeſetzgebung, 
—. Bekämpfung von Geſchlechtskrankheiten. Der Grund hierfür iſt aber die Gefahr für die 
Ugemeinheit durch eine Anſteckung, Lent aaO. S. 45ff. 

5. Der nicht rechtzeitigen Erfüllung ſteht ſelbſtverſtändlich die Nichterfüllung überhaupt 

gleich, es genügt aber ſchon jene. Nicht rechtzeitig iſt auch die im Zeitpunkt der verlangten Er⸗ 
füllung nur zum Teil erfolgte. Es muß objektiv die nicht rechtzeitige Erfüllung vorliegen. Die 
irrige Annahme des Geſchäftsführers hierüber reicht zur Berechtigung der Geſchäftsführung 
nicht aus. Ebenſo müſſen die anderen Vorausſetzungen des $ 679 objektiv vorliegen. 
6. Die Beweislaſt für die Vorausſetzungen des & 679 trifft den Geſchäftsführer, der ſich darauf 
beruft. Die irrtümliche Annahme, daß die Vorausſetzungen gegeben ſeien, erfüllt den Tatbeſtand 
des $ 679 nicht, kann aber gleichwohl eine Haftung nach $ 678 ausſchließen, ſoweit es ſich um den 
mutmaßlichen Willen des Geſchäftsherrn handelt und der Irrtum des Geſchäftsführers dieſen 
an dem Erkennen und Erkennenmüſſen jenes Willens ohne Verſchulden hindert. 


8 680 
Bezweckt die Geſchäftsführung die Abwendung einer dem Geſchäftsherrn 
orohenden dringenden Gefahr, ſo hat der Geſchäftsführer nur Vorſatz und 
grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten. 
E 1 750 II eil; M 2 868; P 2 727, 728. 


1. Indem 680 die Haftung des Geſchäftsführers auf die Vertretung von Vorſatz und grobem 
Derjehen 1 7 55 9 5 bene ni eine Ausnahme nicht nur von $ 678, ſondern auch 
5 7 ss 677 u. 679, nach denen die Verantwortlichkeit des Geſchäftsführers die regelmäßige der 
1 2276 278 iſt. Der Grundgedanke der Beſtimmung iſt, daß ein helfendes Eingreifen Dritter in 
in genblicken dringender Gefahr im allge meinen Intereſſe erwünſcht ſein, ein Sichvergreifen 
i gen Mitteln der Hilfe aber wegen der durch die Gefahr erforderten Schnelligkeit der Ent⸗ 
Ubtebing, die ein ruhiges überlegendes Abwägen ausſchließt, nur zu leicht ftattfinden kann. 
N 665 die Anwendbarkeit des $ 680 bei vertragsmäßiger unentgeltlicher Geſchäftsbeſorgung |. 
Renz As. Die Beweislaſt für die Vorausſetzungen des $ 680 trifft den Geſchäftsführer. Eine 
eſſe gtsahnlichkeit zwiſchen den Tatbeſtänden von $ 679 und $ 680 beſteht nicht; $ 679 hat Inter⸗ 

en des allgemeinen Wohles im Auge, $ 680 lediglich den Schutz von Privatintereſſen; 
Gen Ledeutungsloſigkeit des der Handlung des Geſchäftsführers entgegenſtehenden Willens des 
auf yaftähern nach $ 679 gilt nicht über den Rahmen der dort bezeichneten Fälle hinaus und ift 
ad 26 l des $ 680 nicht zu übertragen (RG 101, 18). So auch Planck. A. M. Streber 


it Die Geſchäftsft i den; deshalb 
; sführung braucht die Abwendung der Gefahr nur zu bezwecken: 
ga nur der Erfolg ical; es kommt auch nicht darauf an, ob die Gefahr wirklich beſtand, 
in die nur der Geſchäftsführer fie bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt — 
wenn er Bezie hung gilt die allgemeine Regel des $ 276 — für gegeben annehmen durfte, auch 
3. — 04 anders als in $ 679 — dabei irrte. f 175 1 8 8 8 
di ine dringende Gefahr iſt die unmittelbar bevorſtehende. Die Gefahr kann beſtehen für 
Aeibe rſon des Gelhaftshren Het fein Vermögen, richtiger Anſicht nach (a. M. Staudinger 
diesen aber auch für die Perſon und das Vermögen der Angehörigen des Geſchaftsherrn, die 
r ſtehen als ſein Vermögen. So auch Planck. 1 
„robe Fahrläſſigkeit iſt eine beſonders ſchwere Außerachtlaſſung der im Verkehr er⸗ 
lnderuchen SR Wen I 1155 Fahrläſſigkeit des Geſchäftsführers dem Geſchäftsherrn 
chung. den erwachſen ift, fo kann auch bei Anerkennung des Grundsatzes der Vorteilsausglei⸗ 
führe — dal. darüber Vorbem 5 vor 8 249 — dagegen nicht der Wert der etwa durch die Geſchäfts⸗ 
Vermöc geretteten Sache verrechnet werden; denn dieſe Rettung bedeutet eine Erhaltung des 
könnte. nr nicht aber einen Vermögenszuwachs, der dem Abgange gegenübergeſtellt werden 
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8 681 


Der Geſchäftsführer hat die Übernahme der Geſchäftsführung, ſobald es 
tunlich iſt, dem Geſchäftsherrn anzuzeigen und, wenn nicht mit dem Aufſchube 
Gefahr verbunden iſt, deſſen Entſchließung abzuwarten. Im übrigen finden 
auf die Verpflichtungen des Geſchäftsführers die für einen Beauftragten 
geltenden Vorſchriften der SS 666 bis 668 entſprechende Anwendung. 

E 1 751 II 012; M 2 859; P 2 728. 


1. Anzeigepflicht des Geſchäftsſührers. Vgl. 8 665 Satz 2. Der Wille des Geſchäftsherrn, 
der nach SS 677, 678, 683 für die Übernahme der Geſchäftsführung maßgebende Norm, für die 
Ausführung wenigſtens tunlichſt zu beachtende Richtſchnur iſt, ſoll nicht ohne Not umgangen 
werden (RG 63, 280). Wann die Anzeige tunlich war, ergibt ſich aus den Umſtänden des Einzel⸗ 
falles; jo iſt regelmäßig ein ſtrengerer Maßſtab anzuwenden, wenn der Geſchäftsführer mit dem 
Geſchäftsherrn am gleichen Orte wohnt und dieſen deshalb leicht erreichen kann (RG 12.11.17 
VI 270/17). Der mutmaßliche Wille erſetzt nicht den wirklichen und kommt erſt in Betracht, wenn 
der letztere nicht zu ermitteln iſt. Dieſer Ermittlung dient der $ 681. Schuldhafte Nichtachtung 
der Anzeige⸗ und Abwartungspflicht verpflichtet zum Schadenserſatz. Anwendung der Be⸗ 
ſtimmung auf einen Rechtsanwalt, der eine Partei in erſter Inſtanz vertreten, dann ohne 
beſonderen Auftrag Berufung eingelegt, dieſe aber, ohne die Entſchließung der Partei ein- 
zuholen, wieder zurückgenommen hatte (RG JW 1913, 9215. 

2. § 666: Auskunft und Rechenſchaft; § 667: Herausgabe des Erlangten; Hat jemand ein 
Geſchäft für eine Erbengemeinſchaſt beſorgt, ohne von ihr beauftragt zu ſein, ſo kann der einzelne 
Miterbe die Herausgabe des aus der Geſchäftsbeſorgung Erlangten an die Erbengemeinſchaft 
erſt verlangen, wenn dieſe die Geſchäftsführung genehmigt hat, R& 107, 238; RG 31. 1. 27. 
IV 567/26. § 668: Verzinſung im eigenen Intereſſe des Geſchäftsführers verwendeten Geldes. 
Streitig iſt, ob auch die $$ 672 Satz 2, 673 Saß 2 (Folgen des Todes des Geſchäftsherrn und des 
Geſchaftsführers) für die Geſchäftsführung ohne Auftrag entſprechend anwendbar ſind. Der be⸗ 
lahenden Meinung (Planck, Oertmannz a. M. Staudinger Vorbem 5 vor g 677) iſt wegen 
der Ahnlichkeit der Sachlage der Vorzug zu geben. Die Anſprüche aus $ 681 kann der Geſchäftsherr 
auch bei unechter Geſchaftsführung machen; auf Schadenserſatz auch ohne die Beſchränkungen 
des $ 679 u. § 680, S. 687 Abſ 2; Larenz, Vertrag u. Unrecht II 169. 


$ 682 


Iſt der Geſchäftsführer geſchäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkt, ſo iſt er nur nach den Vorſchriften über den Schadenserſatz wegen 
unerlaubter Handlungen und über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung verantwortlich. 

E 1 752 II 013; M 2 860; P 2 729. 


1. Der Geſchäftsführer: Die Geſchaftsunfähigkeit oder Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit 
auf der Seite des Geſchaftsherrn ift für die Rechtsbeziehungen zwiſchen ihm und dem Ge⸗ 
ſchäftsführer, auch ſoweit fein Wille nicht überhaupt ausgeſchaltet wird (§ 679), einflußlos. An 
die Stelle des Willens des Geſchäſtsherrn ſelbſt tritt in dieſen Fällen der Wille des geſetzlichen 
Vertreters. Auch für den Geſchäftsführer iſt aber $ 682 nicht anwendbar, wenn er mit du 
ſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters gehandelt hat; dann finden vielmehr die 88 107, 11 
freilich nur entſprechend (Planck A 1) Anwendung. Denn die Geſchäftsführung iſt eben kein 
Rechtsgeſchäft, ſondern eine Tatſache, an die nur rechtliche Folgen geknüpft ſind. 

2. Geſchäftsunfähig: $ 104; in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt: 88 106, 114. 2 

3. $ 682 beſchränkt die Verantwortung des geſchäftsunfähigen oder in der Geſchäftsfähiglkeit 
beſchränkten Geſchäftsführers auf die Verpflichtungen zum Schadenserſatze wegen unerlau 9 
Handlungen (89 823 ff., für den perſönlichen [ſubjektiven] Tatbeſtand insbeſondere 99 827 0 5 
und zur Herausgabe der Bereicherung ($$ 812ff.; vgl. RG 81, 205); in der Gleichſtellung 11 10 
Klaſſen der nicht voll geſchäftsfähigen Perſonen weicht die Regelung des $ 682 von der der 89 10 ib 
ab. — Uber die Anſprüche dieſer Perſonen, wenn ſie als Geſchäftsführer gehandelt Fate nee 
$ 682 leine Beſtimmung. Der Geſchäftsunfähige kann nur Anſprüche aus ungerechtfert uch 
Bereicherung erheben, doch wird ſein geſetzlicher Vertreter die Geſchäftsführung nachträg en 
genehmigen und den Anſpruch auf Erfah der Aufwendungen nach $ 683 für ihn geltend Be 
dennen. Für den in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkten gilt $ 107, wonach ihm die rechtlich 
Vorteile aus ſeiner Handlung zukommen. 
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§ 683 

Entſpricht die Übernahme der Geſchäftsführung dem Intereſſe und dem 
wirklichen oder dem mutmaßlichen Willen des Geſchäftsherrn, ſo kann der 
Geſchäftsführer wie ein Beauftragter Erſatz ſeiner Aufwendungen verlangen. 
In den Fällen des 8 679 ſteht dieſer Anſpruch dem Geſchäftsführer zu, auch 
wenn die Übernahme der Geſchäftsführung mit dem Willen des Geſchäftsherrn 
in Widerſpruch ſteht. 

E 1 753 II 614; M 2 860 — 868; P 2 729—734. 


1. Wie nach $ 678, fo ift auch hier lediglich das Vorhandenſein der in $ 683 aufgeſtellten Er⸗ 
forderniſſe bei der Übernahme der Geſchäftsführung entſcheidend. Eine ſchuldhafte Nichtbe⸗ 
achtung des Intereſſes oder des Willens des Geſchäftsherrn bei der Erledigung des Geſchäfts 
macht den Geſchäftsführer gemäß $$ 677, 681 für den dadurch verurſachten Schaden haftbar, 
timmt ihm aber nicht den Anſpruch auf Erſatz der Aufwendungen nach $ 683. Dieſe Scheidung 
des Willensakts der Übernahme von den zur Ausführung des Geſchäfts dienenden Handlungen 
und Tätigkeiten ergibt ſich deutlich aus den $$ 677, 678, 681; fie liegt auch dem $ 683 zugrunde. 
Sie iſt auch innerlich berechtigt, da die vielleicht lange Reihe und verwickelte Natur der Einzel ⸗ 
handlungen, die ſich von vornherein nicht überſehen laſſen, einen Maßſtab für die Rechtmäßigkeit 
des Anſpruchs des Geſchäftsführers nicht gewähren kann. Andernfalls würde bei der Einheit 
der ganzen Geſchäftsführung jede Nichtübereinſtimmung einer einzelnen Ausführungshandlung 
mit dem Intereſſe oder dem Willen des Geſchäftsherrn dem Geſchäftsführer den Anspruch be⸗ 
nehmen. Die Rechte des Geſchäftsherrn find durch die 88 677, 681 genügend gewahrt. Maß⸗ 
gebend iſt lediglich, daß die Übernahme tatſächlich dem Willen und Intereſſe des Geſchäftsherrn 
entſprochen hat. Daß der Geſchäftsführer es ſchuldlos annehmen durfte, iſt belanglos. 
fü 2. Unter dem Intereſſe des Geſchäfts herrn iſt die fachliche Nützlichkeit der Geſchäftsführung 

ür den Geſchäftsherrn zu verſtehen, die immer vorhanden fein muß, wenn dem Geſchäftsführer 
zin Anſpruch gegen den Geſchäftsherrn entſtehen ſoll (objektive Theorie). Ihr ſteht gegenüber 
zie ſubjektive Theorie, wonach als Intereſſe das anzuſehen ſei, was der Geſchäftsherr 
vol als ſolches anerkennt. Auch nach der richtigen objektiven Theorie, Lent, Wille u. Intereſſe 
— 2. 19, müſſen aber die beſonderen Verhältniſſe des Geſchäftsherrn, deſſen Geſamtlage 
erüdfichtigt werden. Daß das Intereſſe etwas vom Willen des Geſchäftsherrn verſchieden iſt, 
3 ſchon aus dem Wortlaut („und“) des $ 683. Jenes iſt etwas Objektives, dieſer 
ums Subjektives. Das Intereſſe muß nicht notwendig ein vermögensrechtliches, es kann 
uch in der geſellſchaftlichen Stellung uſw. des Geſchäftsherrn begründet ſein. Die Zah⸗ 
dar einer Schuld des Geſchäftsherrn entſpricht regelmäßig ſeinem Intereſſe; dies iſt aber 
Nota nicht der Fall, wenn der Schuld eine aufrechenbare Forderung gegenüberſtand. Ein 
öotverkauf, der von dem Käufer ohne die Vorausſetzungen des § 379 Abſ 1 u. 2 HGB vor- 
nommen wurde, kann einen Geſchäftsführungsanſpruch für dieſen begründen, wenn der Käufer 
an olungäberechtigt war und der Verkauf wegen zu befürchtenden Verderbs der Ware oder aus 
entfprn Gründen dem Intereſſe und dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Verkäufers 
ſteic ach (hac 66, 186; 149, 206). Anders, wenn der Verkäufer der ihm vom Käufer angedrohten Ver⸗ 
vor N widerſprochen hat; dann liegt eine unftatthafte Einmiſchung in deſſen Angelegenheiten 
165 9 101, 18; vgl. zu $ 678 A 3). Ferner können die Aufwendungen, die ein Entleiher für 
ma Ei 'ehene Sache außerhalb der gewöhnlichen Koſten der Erhaltung ($ 601 Abſ 1 Satz 2) ge⸗ 
ſatzan t, unter dem Geſichtspunkt des $ 683 als im Intereſſe des Verleihers liegend einen Er⸗ 
beſte ſpruch des Entleihers begründen (RG 65, 270). Ein neben dem Intereſſe des Geſchäftsherrn 
1 5 eigenes Intereſſe des Geſchäftsführers — Aufwendungen, die der Piandgläubiger 

205 „ Gbaltung oder Werterhöhung der Pfandſache macht — ift gleichgültig (RG 6.2.08 VI 
Hierher gehören auch die Aufwendungen, die ein Unterhaltspflichtiger für die Heilung 

jeiner 1 einem Dritten durch unerlaubte Handlung Beſchädigten machte, ſofern er bei Erfüllung 
in Rech uterhaltspflicht zugleich in der Abſicht handelte, feine Aufwendungen dem Schädiger 
Aufwendung zu ftellen (ac 3% 09, 13715; 1910 S. 389 u. 811°; Gruch 53, 1028; vgl. $ 843 U 8). 
ih ungen dagegen, die ein Wahlkandidat oder andere Parteigenoſſen zum Zwecke der 
werden. In machen, können nicht als im Intereſſe der Parteiorganiſation lie gend angeſehen 
Ge 0 iſt hier das allgemeine Intereſſe, das die Handelnden mit der von ihnen 
feine erten Wahl am beſten gewahrt glauben, bei dem Kandidaten auch das eigene Intereſſe, 
nor Atifchen Anſchauungen zur Geltung zu bringen (RG JW 08, 3715). Über eine irrige 

1 15 Intereſſes ſ. A 3. 

irt Eine Perſon i ; ines andern zu fördern, wenn dieſer es au 
wir iſt nur berechtigt, das Intereſſe eines 3 5 f ch 
Henn Beförbert wiſſen will. 90 bie d des $ 683, das Intereſſe des Geſchäfts⸗ 
des Gesche bernahme der Geſchäftsführung, erfüllt, ſo kommt es deshalb weiter auf den Willen 

N ftsherrn an, daß gerade der Geſchäftsführer die Geſchäftsführung übernehme, 

» Komm 


'entar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Lobe, Schack.) 30 
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der jedoch in den Fällen des 8 679 belanglos iſt. Wo er in Betracht kommt, ift in erſter Reihe ber 
wirkliche, alſo geäußerte Wille des Geſchäftsherrn feſtzuſtellen, der den mutmaßlichen ausſchließt; 
erſt wenn dieſe Feſtſtellung verſagt, kommt es auf die Ermittlung des mutmaßlichen Willens an. 
Das Verhältnis zwiſchen wirklichem und mutmaßlichem Willen iſt kein alternatives, vielmehr iſt 
letzterer ſubſidiär in Betracht zu ziehen. Der wirkliche Wille iſt objektiv in ſeinem Daſein feſtzu⸗ 
ſtellen, nicht kommt es darauf an, ob er dem Geſchäftsführer bekannt oder erkennbar iſt. Auch der 
auf einem Irrtum beruhende Wille des Geſchäftsherrn iſt immerhin ein wirklicher und daher mal» 
gebend. Unter mutmaßlichem Willen iſt nicht derjenige Wille zu verſtehen, den der Geſchäftsführer 
von feiner Betrachtungsweiſe aus nach ſorgfältiger Prüfung etwa angenommen hat und an⸗ 
nehmen durfte (Staudinger 9683 AA Ib), ſondern der bei objektiver Würdigung aller gegebenen 
Umſtände, aus denen die Willensrichtung erkennbar fein kann, der Gewohnheiten und Anſchau⸗ 
ungen, vor allem auch der Vermögenslage des Geſchäftsherrn, die gegenüber der Nützlichkeit 
der Geſchäftsführung abzuwägen ſind, erhellt, alſo der nach den Umſtänden verſtändigerweiſe 
vorauszuſetzende Wille. Die objektive Eigenſchaft des mutmaßlichen Willens ergibt 
ſich aus F 678: ſoll er von dem Geſchäftsführer erkannt werden oder erkannt werden können, 
fo muß er etwas dieſem Gegenüberſtehendes, Fremdes fein. — Für die Anſprüche des Geſchäfts⸗ 
führer kommt es im übrigen nicht, wie für feine Haftung nach § 678, auf das Erkennen oder 
Erkennenmüſſen des Willens, ſondern auf die fachliche Übereinſtimmung der Übernahme der 
Geſchäftsführung mit dem Willen des Geſchäftsherrn an. Daher iſt auch ein entſchuldbarer Irrtum 
des Geſchäftsführers über das Vorhandenſein dieſes Willens nicht geeignet, ihm die Anſprüche 
des $ 683 zu ſichern; das gleiche gilt von der irrigen Annahme eines Intereſſes des Geſchäftsherrn 
(„Entſpricht“ die Übernahme). Gewährung von Unterhalt an die Kinder durch die vom Che⸗ 
mann getrennt lebende Ehefrau Reh TRechtspfl 1937. — Zt der Geſchäftsherr willensunfähig, 
ſo iſt der maßgebende wirkliche oder mutmaßliche Wille der des geſetzlichen Vertreters; fehlt ein 
ſolcher, ſo kommt es nur auf das Intereſſe an. 

4. Die Beweislaſt für die Vorausſetzungen des Intereſſes wie des Willens des Geſchäfts⸗ 
herrn trifft den Geſchäftsführer, der Anſprüche aus der Geſchäftsführung nach § 683 erhebt. 
Gegenüber der Behauptung eines mutmaßlichen Willens hat der Geſchäftsherr den Einwand, 
daß ſein wirklicher geäußerter Wille entgegenſtand. Der Beweis des mutmaßlichen Willens aber 
wird in der Mehrzahl der Fälle geführt werden durch die Darlegung des Nußens und der Zweck⸗ 
mäßigkeit der Geſchäftsführung für den Geſchäftsherrn, mit denen zunächſt der mutmaßliche 
Wille als übereinſtimmend anzunehmen ift. So wird ſich im Erfolge die Beweisführung des 
klagenden Geſchäftsführers auf den Nachweis des objektiven Intereſſes für den Geſchäftsherrn 
beſchränken dürfen, und letzterer mag den Gegenbeweis führen, daß aus beſonderen Gründen 
ſein Wille mit dieſem Intereſſe nicht habe übereinſtimmen können. 

5. Der Geſchäftsführer hat gleich dem Beauftragten hiernach Anſpruch auf Erſatz der 
Aufwendungen, die er nach den Umſtänden ohne Verſchulden bei vernünftiger und ſorg⸗ 
fältiger Überlegung für erforderlich halten konnte (Rah 59, 207). Über die beſtrittene Frage, 
inwieweit Schaden unter die Aufwendungen fällt, |. die Anmerkungen zu 9 670. Für die 
Verzinſung der Aufwendungen gilt dasſelbe wie beim Auftrage (RG Warn 1921 Nr 121); $ 25 
kommt zur Anwendung. Bei Geldentwertung hat entſprechende Aufwertung zu erfolgen 
(RS 107, 141). Bei Aufwendungen in ausländiſcher Währung, die nach Art der Leiſtung er⸗ 
forderlich waren, kann der Erſatz auch in ausländiſcher Währung verlangt werden, R 17. 3.24 
1383/23. Bei der Frage, inwieweit für eine zu Zwecken der Geſchäftsführung aufgewendete 
berufs- oder gewerbsmäßige Tätigkeit Vergütung gefordert werden könne, erg 
ſich eine Abweichung der Stellung des Geſchäftsführers von der des Beauftragten. Der beim 
Beauftragten maßgebende Geſichtspunkt der Unentgeltlichkeit trifft bei der Geſchäftsführung 
ohne Auftrag nicht zu; der Geſchäftsführer, der ſeine Dienſte gar nicht unentgeltlich zur Verfügung 
ſtellen will, kann für jede Tätigkeit Vergütung verlangen, die in den Kreis ſeiner gewerblichen 
oder beruflichen Geſchäfte fällt (RG 59, 207; DLG 8, 343; a. M. RG 2. 7. 09 111 497/08; Stau- 
dinger A! 2a, vermittelnd Oert mann A3b; vgl. auch RG Warn 1915 Nr 169). Der Geſch 
führer hat im übrigen wie der Beauftragte wegen ſeiner Aufwendungen das Zurückbehaltun 4 
recht nach $ 273. Der Anſpruch auf Erſatz der Aufwendungen entfällt, wenn der Geſchäftsfün 
nicht die Abſicht hatte, von dem Geſchäftsherrn Erſatz zu verlangen. Darüber, daß regel + 
ein Anſpruch des Geſchäftsführers aus der Geſchäftsführung ohne Auftrag nur aus Leiten 
denkbar iſt, die in der Vergangenheit liegen, nicht ein Feſtſtellungsanſpruch für zukünftige Leiſt 
gen, ſ. A 3 zu 8 677. Über Entſchädigung für aufgegebenen Verdienſt wegen der Geſchaftsfuhrun 
nicht Entgelt für die ausgeübte Tätigkeit der Geſchäftsführung, Lent aaO. S. 101; Dertmann, 
Kom. z. Schuldrecht $ 683. > n 

6. Ju den Fällen des § 679, nicht auch in denjenigen des § 680, da beide Beſtimmu — 
grundverſchie dene rechtliche Tatbeftände zum Gegenſtande haben (ſ. A zu $ 680). In den 8140) 
des $ 679 dagegen ift jelbft ein Verbot des Geſchäftsherrn einflußlos (A 2 zu $ 679; RG 113, En 
Der Anfpruc) auf Erſatz der Aufwendungen befteht ferner unabhängig von den Vorausſetzung 
des 8 683, wenn der Geſchäftsherr die Geschäftsführung genehmigt ($ 684 Abſ 1 Satz 2). 
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§ 684 


Liegen die Vorausſetzungen des 8 683 nicht vor, fo ift der Gefchäftsherr 
verpflichtet, dem Geſchäftsführer alles, was er durch die Geſchäftsführung 
erlangt, nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung herauszugeben. Genehmigt der Geſchäftsherr die Geſchäfts⸗ 
führung, fo ſteht dem Geſchäftsführer der im § 683 beſtimmte Anſpruch zu. 

E 1 768 II 615; M 2 866--808; P 2 739741. 


1. Der Anſpruch auf Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung, eines dem Ver⸗ 
mögen des Geſchäftsherrn durch die Geſchäftsführung im ganzen zugewandten Vermögens- 
zuwachſes (NG Warn 1910 Nr 116) ſteht dem Geſchäftsführer unter allen Umſtänden zu, ſoweit 
en nicht etwa die Abſicht mangelte, von dem Geſchäftsherrn überhaupt einen Erſatz zu ver⸗ 
zangen ($ 685 Abſ 1; RG JW 1915, 3255); er iſt ſelbſt beim Handeln gegen ein ausdrückliches 
Set des Geſchäftsherrn begründet. Auch ein Bereicherungsanſpruch beſteht aber nicht (58 817, 
553), wenn die Leiſtungen nur das Mittel zur Durchführung einer unerlaubten Handlung waren; 
o hat, wer widerrechtlich ein Kind der elterlichen Gewalt des Vaters entzogen hat, keinen An⸗ 
Mauch auf Erſtattung der Unterhaltskoſten aus der Bereicherung (RG Warn 1910 Nr 286). Ein 
i egnahmerecht (ſ. Prot 2, 740) hat der Geſchäftsführer nach allgemeinen Grundſätzen ($ 258 
n Verbindung mit § 812). 
3 Die Genehmigung, d. i. die nachträgliche Zuſtimmung ($ 184), erſetzt alle Vorausſetzungen 
fün $ 683, das Intereſſe wie den Willen des Geſchäftsherrn für die Übernahme der Geſchäfts⸗ 
führung Das BGB ſpricht hier nicht von der Übernahme, ſondern ſchlechthin von der Geſchäfts⸗ 
ſcerung ſelbſt; das iſt gerechtfertigt: für die nachträgliche Zuſtimmungserklärung iſt jene Unter⸗ 
be ug nicht von der gleichen praktiſchen Bedeutung wie nach $$ 677, 678, 683; der Geſchäfts⸗ 
err, der die Ausführung des Geſchäfts in erheblichen Punkten mißbilligt, wird die Geſchäfts⸗ 
8 eben nicht genehmigen. Die Genehmigung bezieht ſich, wenn ſie ohne Einſchränkung 
8 geſprochen ift, auf alles, was bisher geſchehen iſt; fie deckt die Übernahme, wenn fie nach dieſer, 
führ vor der Ausführung des Geschäfts (vgl. $ 681) erklärt ift; fie umſchließt Übernahme und Aus⸗ 
der lis wenn ſie nach Beendigung der Geſchäftsführung erfolgte. Die Genehmigung auch nur 
nicht bernahme erſtreckt ſich aber begrifflich auf die weitere Ausführungstätigkeit überhaupt, nur 
führ auf die einzelnen Ausſührungshandlungen; fie enthält die Zuſtimmung, daß der Geſchäfts⸗ 
ſchöfte für den Geſchäftsherrn in der Angelegenheit tätig geworden ſei und ſein werde. Der Ge. 

ſäſteführer hat demnach, auch wenn nur die Übernahme der Geſchäftsführung genehmigt 
ſprech, diefelbe Stellung, wie fie ihm die dem Intereſſe und dem Willen des Geſchäftsherrn ent- 
aus Übernahme des $ 683 gewährt. Eine Genehmigung nur der Übernahme oder eine 
v ue Einſchränkung der Genehmigung darauf bedeutet deshalb lediglich den Vorbehalt 
(8677 A denserſaßforderungen wegen einer fehlerhaften Ausführung des Geſchäfts nach § 677 
alls; 4, 5 683 A 1), während bei ſchlechthin erteilter Genehmigung ſolche Forderungen keines⸗ 
Sr duſoweit beſtehen können, als die Art der Ausführung dem Geſchäftsherrn bekannt war. 
ſchäſtsfuperſatzanſprüche des Geſchäftsherrn aus $ 678 werden durch die Genehmigung der Ge⸗ 
ſetzt 20 hrung immer ausgeſchloſſen ($ 678 A 3). — Die Genehmigung einer Geſchäftsführung 
fehlt Briflich voraus, daß überhaupt eine Geſchäftsführung ohne Auftrag vorliegt. Eine ſolche 

er enn ein ausgeführtes Geſchäft zwar den Nutzen eines andern förderte, der Handelnde 
Grunde je ſich tätig geweſen iſt und tätig fein wollte (RG 23. 4. 08 IV 448/07). Aus demſelben 
Wirſſam keit . eine gefälſchte Wechſelunterſchrift nicht durch Genehmigung nach $$ 184, 684 
für den telt erlangen; wohl aber liegt genehmigte Geſchäftsführung vor, wenn die Unterſchrift 
andere audern in Unterſtellung feiner nachträglichen Genehmigung vollzogen wurde und der 

ie @, ein Einverſtändnis nachtrͤglich erklärt (RG 17. 1.03 J 482/02 und ZW 04, 497). — 
Genehmiehnigung kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend erklärt werden, die Kundgebung des 
letzteres dungswillens muß gegenüber dem andern Vertragsteile erfolgen, RG 68, 398; 69, 410, 

f urch wiſſentliches Geſche henlaſſen oder durch Inanſpruchnahme des Geſchäftsführers 
diefe ale usgabe des Erlangten oder auch wegen fehlerhafter Ausführung nach $ 677, ſoweit 
lest gb von der Genehmigung ausgeſchloſſen zu erachten ift. Die ſtillſchweigende Genehmigung 
feſtſteh immer voraus, daß ein entſprechender Wille des Geſchäftsherrn erkennbar iſt, und 
405/08! daß dieſer von den Handlungen des Geſchäftsführers Kenntnis hatte (RG 1. 7. 04 J1 
muß ſich 14. 11. 05 J1 124/05; 26. 1. 07 11 346/06; 13. VI. 23 V 526/22). Die Genehmigung 
in die ei ferner erkennbar auf die Geſchäftsführung als ſolche, auf die Einmiſchung des Dritten 
amit ndr en Angelegenheiten des Genehmigenden beziehen; ein Einverſtändnis in dem Sinne, 
(Ac 23 Be erlangten oder noch zu erlangenden Vorteil gutzuheißen, iſt keine Genehmigung 
Vollmach⸗ 98 IV 448/07). Nachträgliche Genehmigung bedeutet eine Erweiterung der 
Genehnnge es bedarf hierzu keiner neuen Form (RG 102, 21). — Die Beweislaſt für die 

dung trifft den Geſchäftsführer. 
30* 
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8 685 

Dem Geſchäftsführer ſteht ein Anſpruch nicht zu, wenn er nicht die Abſicht 
hatte, von dem Geſchäftsherrn Erſatz zu verlangen. 

Gewähren Eltern oder Voreltern ihren Abkömmlingen oder dieſe jenen 
Unterhalt, fo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die Abſicht fehlt, von dem Emp⸗ 
fänger Erſatz zu verlangen. 

E 1 754 II 616; M 2 863, 864; P 2 734, 786. 

1. § 685 beſtimmt die Ausnahmen von $$ 683, 694. Fehlte dem Geſchäftsführer 
die Abſicht, von dem Geſchäftsherrn Erſatz zu verlangen, ſo hat er in freigebiger 
Abſicht gehandelt, und dies hat zur Folge, daß ihm ein Anſpruch auf Erſaß ſeiner 
Aufwendungen nach $ 683 nicht zuſteht. Dies iſt nicht zu vermuten (RG 86, 96). 
Ein Anſpruch auf Herausgabe der Bereicherung nach $$ 684 Satz 1 und 812 iſt jedoch nur 
ausgeſchloſſen, wenn eine angenommene Schenkung vorliegt (vgl. $ 662 A 4). Die freigebige 
Abſicht iſt ein der Geſchäftsführung ohne Auftrag an ſich fremder Tatbeſtand; das Natürliche 
iſt, daß der Geſchäftsführer zwar das Intereſſe des Geſchäftsherrn fördern, nicht aber für das 
fremde Intereſſe Vermögensopfer bringen und Nachteile erleiden will. So ſtellt ſich die frei⸗ 
gebige Abſicht des Geſchäftsführers als eine rechtshindernde Tatſache dar, die, wie aus der Faſſung 
des Abſ 1 hervorgeht, der Geſchäftsherr zu behaupten und zu beweiſen hat (RG Warn 1912 
Nr 104). Daß eine Leiſtung außerhalb der Grenzen des Abſ 2 aus Gründen der Verwandtſchaft 
übernommen wurde, ſchließt die Abſicht, Erſatz zu verlangen, nicht aus (RG JW 09, 670% und 
RG 74, 139). Ebenſo nicht, daß der Geſchäftsführer in Erfüllung einer öffentlich⸗rechtlichen Pflicht 
oder im öffentlichen Intereſſe handelte; ein Beweisumſtand für die Abſicht, Erſatz zu verlangen, 
iſt der zwiſchen den Parteien beſtehende Streit über die Verpflichtung und ihre Koſtenlaſt (R 
75, 276; 77, 193). Für den Ausnahmefall des Abf 1 iſt der Geſchäftsherr beweispflichtig, RG 
5. 6. 19. VI 50/19. 

2. Umgekehrt wie im Regelfalle des Abſ 1 ſpricht zwiſchen nahen Verwandten die Natur 
der Sache zunächſt für eine freigebige Abſicht hinſichtlich der zum Beſten des andern aufgewen⸗ 
deten Leiſtungen (vgl. $ 1618). Abſ 2 beſchränkt dieſe Vermutung ſachlich auf Leiſtungen zur 
Gewährung des Unterhalts (88 1601 ff.) und in Anſehung des Perſonenkreiſes auf Eltern, Vor⸗ 
eltern und Abkömmlinge; in dieſem Verwandtſchaftsverhältniſſe ſtehen bei Erzeugung außer 
der Ehe nur die Mutter und ihre Voreltern und das Kind. Eine Ausdehnung des Satzes aul 
andere Verwandte iſt nicht zuläſſig (RG 74, 139, JW 09, 67020) ß erſt recht nicht, wenn der 
Geſchäftsführer im öffentlichen Intereſſe handelte (RG 75, 276; 77, 193). Die Beſtimmung 
gibt ſich als eine Auslegungsregel („im Zweifel“) die freigebige Abſicht iſt alſo anzunehmen, 
ſofern nicht eine Abſicht, Erſatz zu verlangen, erklärt iſt oder aus den Umſtänden erhellt. Die 
Beſtimmung des Abſ2 bezieht ſich ſelbſtverſtändlich nicht auf die Unterhalts pflicht; ſoweit eine 
ſolche nach den angezogenen Veſtimmungen des Familienrechts beſteht, kann von einer Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag für den Unterhaltenen überhaupt keine Rede jein. Die Vermutung 9 
Abſ 2 gilt ferner nur dem Empfänger der Leiſtungen gegenüber; ob dem den Unterhalt d wah, 
den Verwandten ein Erſatzanſpruch gegen den nach dem Geſetz Unterhaltspflichtigen zu teht, 
richtet ſich nach den allgemeinen Beſtimmungen; jo kann eine uneheliche Mutter Erſatz vom 
unehelichen Vater für den von ihr gewährten Unterhalt verlangen, 8 1708, 1709. Ein Übergang 
der Anſprüche des Unterhaltsberechtigten gegen dieſen auf den Verwandten, der den Unterha 
geleiſtet hat, findet nur nach Maßgabe des $ 1607 Abſ 2 ſtatt (RG 12. 11. 06 VI 108/06). Au 
die Vermutung des Ubf 2 geht an ſich nur auf die Annahme einer freigebigen Abſicht, nicht auf 
eine angenommene Schenkung; ſie ſchließt alſo einen Bereicherungsanſpruch zunächſt nicht aus: 
Aber fie fteht auch einer Feſtſtellung des zur Schenkung erforderlichen Einverſtändniſſes der Un 
entgeltlichkeit nicht entgegen, begünſtigt fie vielmehr (RG Warn 1912 Nr 382). E 

3. Sowohl Abj 1 mie Abſ 2 betreffen nur bie Anſprüche des Geſchäftsführers; die des 
Geſchäftsherrn ($$ 677, 678, 681 Satz 2, 682) werden dadurch nicht berührt. 


8 686 

it der Geſchäftsführer über die Perſon des Geſchäftsherrn im en 
ſo wird der wirkliche Geſchäftsherr aus der Geſchäftsführung berechtigt un 
verpflichtet. 

E 1 757 II 617; M 2 865, 800; P 2 730. 5 

1. Die Geſchäftsführung ohne Auftrag erfordert nicht, daß der Geſchäftsführer den Willen 
habe, für eine beſtimmte Perſon tätig zu ſein; er kann handeln wollen für den, den es ange ht; 
die Perſon des Geſchäftsherrn kann an ſich noch unbeſtimmt ſein, ja fie braucht ſelbſt noc Sin 
nicht vorhanden zu fein (A 1 zu $ 677). Sofern der Geſchäftsführer das Geſchäft nur als e 
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fremdes angeſehen und ausgeführt hat, entſtehen die Wirkungen der Geſchäftsführung ohne Auf⸗ 
trag nach 85 677685. Im Falle eines Irrtums des Geſchäftsführers über die Perſon deſſen, 
dem das Geſchäft zugute kommen ſoll, wird aus der Geſchäftsführung der wirkliche Geſchäftsherr, 
in deſſen Intereſſe das Geſchäft lag, berechtigt und verpflichtet; ſelbſtverſtändlich kommt dann 
auch eine etwaige freigebige Abſicht des Geſchäftsführers gegenüber dem vermeintlichen Geſchäfts⸗ 
herrn nicht in Betracht. Und nur der wirkliche Geſchäftsherr wird berechtigt und verpflichtet. 

2. Ein Irrtum des Geſchäftsführers über die Perſon des Geſchäftsherrn wird in der Regel 
nur den Fall eines gegenſtändlich fremden Geſchäfts betreffen (der Geſchäftsführer beſſert eine 
Sache aus, die er für das Eigentum des B hält, die aber Eigentum des Ciſt); er iſt möglich je doch 
auch bei einem perſönlich fremden. Die Meinung, einem andern (B) zu einer Leiſtung verpflichtet 
zu fein, die einem Dritten (0) zugute kommt, begründet zwar den in $ 686 vorausgeſetzten Irrtum 
über die Perſon des Geſchäftsherrn nicht; wer eine Vertragspflicht erfüllt oder auch nur zu erfüllen 
meint, handelt im eigenen Intereſſe und beſorgt zunächſt nur ſein eigenes Geſchäft (MG Gruch 
52, 997; 92, 128; ſ. auch ZW 03 Beil Nr 310 und $ 677 A 2). Die irrtümliche Meinung, dem Ge⸗ 
ſchäftsherrn ſelbſt vertraglich verpflichtet zu fein, ſchließt die Annahme einer Geſchäftsführung 
gleichfalls aus; der Geſchäftsbeſorger hat hier nur die Anſprüche wegen ungerechtfertigter Be⸗ 
reicherung nach $$ 812—814, der Geſchäftsherr nur die Schadenserſatzanſprüche aus etwaiger 
unerlaubter Handlung. Dagegen verträgt ſich der Irrtum des Handelnden, zu der Geſchäfts⸗ 
beſorgung für den Geſchäftsherrn berechtigt zu ſein, ſehr wohl mit der Annahme einer Ge⸗ 
ſchäftsführung (vgl. darüber A 3 zu $ 677). 


§ 687 
Die Vorſchriften der 88 677 bis 686 finden keine Anwendung, wenn jemand 
ein fremdes Geſchäft in der Meinung beſorgt, daß es ſein eigenes ſei. 
Behandelt jemand ein fremdes Geſchäft als ſein eigenes, obwohl er weiß, 
daß er nicht dazu berechtigt iſt, ſo kann der Geſchäftsherr die ſich aus den 
80 677, 678, 681, 682 ergebenden Anſprüche geltend machen. Macht er ſie 


geltend, fo ift er dem Geſchäftsführer nach $ 684 Satz 1 verpflichtet. 
i ER II 618; M 2 860871; P 2 741—748. ee 

» Die Gefchäftsführung ohne Auftrag ſetzt voraus, daß der Geſchäftsführer ein fremde 
esche beſorgt, fel 5 ein le fremdes, das dem ausſchließlichen Rechtskreiſe des 
1 Häftsheren angehört, ſei es ein perſönlich fremdes, das nach ſeinem Inhalte auch das eigene 
hes chäft des Handelnden fein könnte und lediglich durch deſſen Abſicht, es für einen andern zu 
eſorgen, zum fremden Geſchäfte wird (. Vorbem 4 vor $ 677). Die Geſchäftsführung ohne 
de ag erfordert, da fie begrifflich ein Handeln für einen andern darſtellt, in perſönlicher Hinſicht 
i Willen und das Bewußtſein, für einen andern tätig zu fein ($ 677 A 1). Iſt das Geſchäft 
gegenſtändlich fremdes, will der Handelnde aber kein fremdes Geſchäft beſorgen, und weiß 


Tath ei handelt es ſich um eine Geſchäftsführung ohne Auftrag; nur ein äußerlich ähnlicher 
tat! 
zu jein, fehlt. Man ſpricht hier ſchlecht von unechter Geſchäftsführung. Voraus- 
ban de Bestimmungen beider Abſätze des § 687 iſt, daß ein gegenständlich fremdes Geſchäft 
burhangenl ein ſolches, das durch ſeinen Inhalt eine Einmiſchung des Handelnden in bereits 
Thandene 


re en ei i iejes € is ni twendig her: ſo iſt es 
Bi Begenftän eine fremde Sache allein ſtellt dieſes Erfordernis nicht notwendig her: jo if 
ö aber in feiner wirtſchaftlichen Benutzung befinden, wegen dieſes feines wirtſchaftlichen 
nd ale gegen Ve sc ae werder (N 15. 4. 08 VI 324/07); dieſe Verſicherung iſt ob⸗ 
ae ſubjektiv fein eigenes Geſchäft. Ebenſowenig bedeutet ein in fremdem Namen für 
in Dorbaum geſchloſſener Vertrag ein fremdes Geſchäft, ſofern nicht damit ein Eingriff 
10 e Rechtsbeziehungen der Perſon, in deren Namen der Handelnde auftritt, gegeben 
les we 


einer Gee dastehen der dem Eigentümer durch Dritte geſtohlenen Sachen iſt die Annahme 
de daran nichts ändern (RG 105, 84). 
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2. Abs 1 des g 687 betrifft den Fall der gutgläubigen Behandlung des gegenſtändlich fremden 
Geſchäfts, als ſei es ein eigenes. Darauf, ob der gute Glaube des Handelnden ein unverſchul⸗ 
deter, ob der Irrtum, in dem er ſich befindet, auf Fahrläſſigkeit beruht, kommt es nicht an. Der 
Fall iſt, da er keine Geſchäftsführung ohne Auftrag enthält, auch nicht nach deren Regeln zu 
behandeln, wie im Geſetze ausdrücklich ausgeſprochen iſt. Es kommen alſo, ſoweit nicht etwa 
Anſprüche aus einer fahrläſſig begangenen unerlaubten Handlung dem — uneigentlich ſo⸗ 
genannten — Geſchäftsherrn aus dem Eingriff erwachſen, für die beiderſeitigen Anſprüche die 
Beſtimmungen über die ungerechtfertigte Bereicherung zur Anwendung, ſowie je nach dem Tat⸗ 
beſtande die g 946ff., 985 ff. und für den Handelnden $$ 994ff. Auch die Genehmigung des Ge- 
ſchäfts begründet die Anwendung der Beſtimmungen über die Geſchäftsführung ohne Auftrag 
nicht (RG 105, 92). Über Anſprüche auf Herausgabe des Gewinns bei Benutzung eines fremden 
Patentes RG 70,249; RG JW 1938, 32013. 

3. Der Tatbeſtand des Abſ 2 erfordert, daß jemand ein fremdes Geſchäft als ein eigenes 
vornimmt, obwohl er weiß, daß das Geſchäft ein fremdes und er zu dem Eingriffe nicht berech⸗ 
tigt iſt (RG 105, 409). Die Veſtimmung enthält eine Ausdehnung der Vorſchrift über die Ge⸗ 
ſchäftsführung. Für ihre Anwendung iſt kein Raum, wenn der Handelnde auf Grund eines Ver⸗ 
tragsverhältniſſes zu einer Handlung verpflichtet war und der Verpflichtung zuwider ge⸗ 
handelt hat. Das Wiſſen wird durch ein Wiſſenmüſſen nicht erſetzt; das auf Fahrläſſigkeit be⸗ 
ruhende Nichtwiſſen fällt vielmehr unter Abſ 1. Aber nach $ 142 Abſ 2 ſteht die Kenntnis von 
der Anfechtbarkeit der Kenntnis der Nichtberechtigung gleich, Rch 138, 49. Der Fall des 
§ 687 Abſ 2 liegt vor bei wiſſentlicher Benutzung eines fremden geiſtigen Eigentums oder 
Erfinderrechts (RG 46, 14; 62, 320; 70 S. 74 u. 249; 84, 49); ebenſo beim Eingriff in ein 
alleiniges Einfuhrrecht der Zentraleinkaufsgeſellſchaft (RG 100, 145). Ob der Berechtigte das 
Geſchäft in gleicher Weiſe für ſich vorgenommen hätte, ift für die Anwendung des $ 687 Abſ 2 
gleichgültig (RG aad.). Mit Rückſicht auf § 35 des Patch, der die wiſſentliche und die grob 
fahrläſſige Benutzung der fremden Erfindung gleichſtellt, haben RG 62, 320; 70, 249 eine ent; 
ſprechende Anwendung des $ 687 Abſ 2 auch bei grob fahrläſſiger Patentverletzung gutgeheißen, 
die RG Warn 1918 Nr 232 auch auf fahrläſſige Verletzung des literarischen Urheberrechts aus⸗ 
dehnt; die vorwiegende Wirkung dieſer Anwendung iſt die Gewährung des Anſpruchs auf Rech⸗ 
nungslegung und Auskunftserteilung für den verletzten Urheber oder Erfinder. Nicht anwendbar 
iſt $ 687 Abſ 2 bei wiſſentlicher (oder fahrläſſiger) Benutzung eines für einen andern geſchützten 
Warenzeichens; denn hier handelt es ſich um ein auch objektiv eigenes Geſchäft, das unter wiber⸗ 
rechtlichem Eingriff in ein fremdes ausſchließliches Recht vorgenommen wurde (RH 47, 100 u. 
58, 323). Der verletzte Urheber oder Erfinder hat ein Recht, das Geſchäft, das der andere machte, 
als ein eigenes vorzunehmen und als fremdes (Nachdruck und Nachahmung) zu unterſagen; der 
Beſitzer eines Warenzeichens hat jedoch kein Recht auf das von dem andern vorgenommene 
Geſchäft und keinen Anſpruch auf deſſen Unterlaſſung; er darf nur den dabei geſchehenen Ein⸗ 
griff in fein Zeichenrecht verbieten (M& 47, 100). Nicht anwendbar ift $ 687 Abſ 1 auch, wenn 
einem Erfinder die Möglichkeit, das Patent oder ſonſtige Schutzrechte zu erwerben durch das 
Verhalten eines andern (Veröffentlichung) entzogen wird, da es ſich hier nicht um Au 
ſondern um Zerſtörung und Verhinderung der Entſtehung eines fremden Rechtes handelt N 
83, 37). Dahingeſtellt gelaſſen wurde die Anwendbarkeit des § 687 Abſ 2 in den Fällen, daß 
ein Teilhaber einer Geſellſchaft anftatt für dieſe für ſich einen Lieferungsvertrag abgeſchloſſen 
hatte, da es zweifelhaft ſei, ob hier ein objektiv fremdes Geſchäft vorliege (RG 89, 99), und daß 
ein Fabrikunternehmer unter Verletzung eines Vertrags, durch welchen er einem andern das 
Alleinverkaufsrecht ſeiner Erzeugniffe für ein beſtimmtes Gebiet übertragen hatte, unmittelbar 
Abſchlüſſe in deſſen Abſatzgebiet betätigte (RG 92, 201); in beiden Fällen wurde das Vertrags- 
verhältnis allein für ausreichend erachtet, dem Verletzten zu einem Anſpruch auf Auskunft und 
Rechenſchaft zu verhelfen. Dagegen Anwendung bei Eingriffen in fremde Monopolrechte 
(RG 46, 14; 62, 320; 70, 74; 84, 49; 100, 145). — Ein inhaltlich fremdes Geſchäft wird nicht 
dadurch ein eigenes, daß der Handelnde es im eigenen Namen abſchließt (er verkauft eine fremde 
Sache im eigenen Namen, R& 70, 251; 96, 242; 100, 145; 138, 49; RG JW 09, 658°), das in 
haltlich eigene aber auch nicht dadurch ein fremdes, daß es auf fremden Namen geſchloſſen wird 
(ein Bedienſteter macht für ſich kreditweiſe Einkäufe auf den Namen des Dienſtherrn); der 68 
Abſ 2 findet im erſteren Falle Anwendung, in letzteren nicht. Anwendung des $ 687 Abſ 2 auf 
einen Fall, in dem bei Nichtigkeit des Auftrags nach § 138 BG der Beauftragte auftragswidrig 
für eigene Rechnung gehandelt hat (RG 96, 282). Wußte der Pfandgläubiger, daß er zur Frucht 
ziehung nicht berechtigt war, kommt Abſ 2 ebenfalls in Betracht (RG 105, 408). Der Fall lieg 
aber nicht vor, wenn jemand von einem beſtimmten Zeitpunkt an nach $ 818 Abſ 1 oder 4 
Abſ 1, § 993 mit der Herausgabe von Nutzungen rechnen muß. Denn er befigt hier Grundſtücke 
immerhin als ihm gehörend und verwaltet ſie nicht als fremdes Vermögen, auch nicht fre 
Geſchäfte als eigen, RG 137, 212. lt 

4. Abſ 2 des $ 687 gibt dem Geſchäftsherrn, dem außerdem die Anſprüche aus ungerer⸗ 
fertigter Bereicherung und unerlaubter Handlung wie nach Ubf 1 zuſtehen (. A 2), das 
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anſtatt jene Anſprüche geltend zu machen auch den Handelnden wie einen Geſchäftsführer 
in Anſpruch zu nehmen, das zu verlangen, was er zu fordern hätte, wenn eine echte Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag vorläge, R 138, 49. Dazu gehört der bei der Weiterveräußerung erzielte 
Kaufpreis, wobei auch der Wertzuwachs ihm zugute kommt, und es iſt dabei gleichgültig, 
ob der Berechtigte das Geſchäft überhaupt für ſich vorgenommen hätte, RG 100, 145. — Er 
kann ferner von ihm Auskunft, Rechenſchaft und Rechnungslegung, ſowie Herausgabe des Er⸗ 
langten (vgl. RG 96, 282; 105, 409; JW 09, 658° und die in A 3 angezogenen Entſcheidungen), 
Verzinſung verwendeten Geldes nach $$ 681, 666—668, ſowie Schadenserſatz nach 89 677, 678 
fordern. Dem Handelnden ſtehen dagegen an ſich keinerlei Anſprüche wie aus einer Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag zu; es iſt ihm verboten, aus dem fremden Geſchäft für ſich ohne Genehmi⸗ 
gung des Geſchäftsherrn Nutzen zu ziehen (RG 100, 145; 105, 409); nimmt ihn aber der uneigent- 
liche Geſchäftsherr auf Grund des 9 687 Abſ 2 wie einen Geſchäftsführer in Anſpruch, ſo hat dies 
zur Folge, daß jener ihm auch die Bereicherungen nach Maßgabe des $ 684 Abſ 1 herausgeben 
muß; einen Anſpruch auf Erſatz feiner Aufwendungen ($ 683) behält er, ſoweit der 
Geſchäftsherr durch fie bereichert fein würde, R 138, 50. Die allgemeinen Anſprüche aus un- 
gerechtfertigter Bereicherung (88 812ff.) wird man (mit Oertmann A 3c) dem uneigentlichen 
Geſchäftsführer übrigens niemals verſagen können. — Die Anſprüche aus $ 687 Abſ 2 unter⸗ 
liegen, wie diejenigen aus der Geſchäftsführung, der gewöhnlichen Verjährung (Vorbem 3 vor 
$ 679). Es können auch Anſprüche aus unerlaubter Handlung oder Bereicherung entſtehen. 
Larenz, Vertrag u. Unrecht Bd II, 127. 


Zwölfter Titel 
Verwahrung 


„1. Durch den Verwahrungsvertrag wird der Verwahrer zur Aufbewahrung einer ihm vom 
Mnterleger übergebenen beweglichen Sache verpflichtet, an der er unmittelbaren Beſitz erhält 
3.688). Die Aufbewahrungspflicht bedingt die Rückgabepflicht nach beendigter Aufbewahrung 
(J 695-697). Der Vertrag ſetzt zu feinem Zustandekommen die Übergabe voraus er iſt Vor⸗ 
leiſtungs(Real) vertrag. Die Übernahme zur Verwahrung kann durch einen Vorvertrag 
vereinbart werden (pactum de deponendo), jo durch Verkauf einer Eintrittskarte, wenn der Schau⸗ 
bühnenunternehmer dabei als eine Nebenverpflichtung auch die Verwahrung der Überkleider des 
Beſuchers übernimmt (NG Warn 1920 Nr 77). Der Vorvertrag begründet meiſt nur einen An- 
!Pruch für den Hinterleger; unter Umſtänden kann aber auch eine Verpflichtung zur Hingabe für 
dieſen entſtehen. Der Verwahrungsvertrag iſt nach der Begriffsbeſtimmung des $ 688 ein ein⸗ 
ig verpflichtender Vertrag. Er kann aber entgeltlich ($ 689) oder unentgeltlich (9 690) abge- 
offen werden, und mit der Vereinbarung eines Entgelts wird er zum gegenfeitigen Vertrage 
dach 88 320 ff. Auch dann find jedoch die Vertragspflichten bedingt durch die Übergabe; das 
uegelt iſt nur Gegenleistung für die Aufbewahrung, nicht für die Übernahme ($$ 689, 699). 
fin iſchaftlicher Zweck find ausſchließlich die Belange des Hinterlegers; ein Nutzen aus der Sache 
115 den Verwahrer iſt mit dem Verwahrungsvertrag unvereinbar. Der Verwahrungsvertrag 
derührt ſich gegenſtändlich mit dem Mietvertrag, bei dem aber nicht die Sache, ſondern 
Ste Raum, der ihrer Verwahrung dienen ſoll, Vertragsgegenſtand iſt; ſo namentlich im 

ahlkammer(Schrankfach)vertrag; vgl. darüber $ 535 A 2, $ 866 A 1 Abſ 2, § 1205 A 8 Abſ 2 


uno 5 4206 A 3 Abs 2; MW 77, 336; 94, 74; 141, ff. Der Verwahrungsvertrag be- 
abet ſich ferner hinſichtlich der Leiſtung mit Auftrag, Dienſt⸗ oder Werkvertrag, von denen 


lich aber durch das geringere Maß der vom Verwahrer aufzuwendenden Tätigkeit 
rumetſcheidet; ſie beſchränlt fie der Hauptſache nach auf die einfache Obhut. Die Verwah⸗ 
aun auch Nebenleiſtung in anderen Vertragsverhältniſſen fein, jo beim Leihvertrag (vgl. 
1916 darn 1910 Nr 246), beim Auftrag, Dienſt⸗, Werkvertrag, Kauf (R Warn 1910 Nr 324, 
geſchäfte 83), Frachtvertrag, bei Kommiſſion und Spedition. Hier gelten die für dieſe Rechts⸗ 
ge Jäfte gegebenen Rechtsſätze. Vorſchriften über einſtweilige Verwahrung im Handelsverkehr 
bern $$ 362 Abſ 2, 379 Abs 1 HG B. Wegen der mit Verwahrung verbundenen Zreulhand)- 
u tniſſe: 8690 A 1. Der Arzt hat eine Verwahrungspflicht für die im Vorraum feiner Woh⸗ 
0 Pr von den Beſuchern abgelegten Kleidungsſtücke der Regel nach auch als Nebenverpflichtung 
dem übernommen (RG 99, 35). Dagegen hat der Bühnenunternehmer als Nebenleiſtung aus 
leider urch den Verkauf der Eintrittskarte geſchloſſenen Vertrage die Verpflichtung, die Über 
Warn 0 er Beſucher, ohne oder auch gegen beſondere Gebühr, in Verwahrung zu nehmen (RG 
der (u Nr 77; 4. 12. 23 VII 255/23). Ebenſo hat ein geſelliger Verein, der beim Beſuch 
515 Aeſellſchaftsräume für feine Mitglieder eine Kleiderablage bereitgeſtellt hat, die Sorge für 


icht bewahrung der abgelegten Kleider übernommen (RG 103, 265). Über die Sorgfalts⸗ 
zus des Verwahrers hinſichtlich der in ſolchen Fällen üblichen Ablagemarken RG 105, 80; 
mit dem Bal auch RS 152, 140. — Stillſchweigend kommt der Verwahrungsvertrag zuſtande 


ade anſtaltsbeſ itzer hinſichtlich der Kleider des Badenden (RG L 1923, 600) und 
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mit dem Schanf- und Speiſewirt, der in der Gaſtſtube keine Gelegenheit zum Ablegen der 
Überkleider bietet und die Gäſte zwingt, außerhalb der Gaſtſtube abzulegen (Res JW 1924, 18708) 
Regelmäßig liegt dem Schanf- und Speiſewirt eine Verwahrungspflicht allerdings nicht ob 
(RG 109, 261). Der Verleger, dem unverlangt die ein Geiſteswerk enthaltende Handſchrift 
überſandt wird, iſt nach der Verkehrsſitte dem Einſender zur Verwahrung verpflichtet (Elſter 
ich. 1935, 36). — Bei der herrſchenden Vertragsfreiheit kann der Verwahrer feine Haftung 
beſchränken oder in den Grenzen des § 276 Abſ 2 auch ausſchließen. Niemand darf jedoch über⸗ 
raſcht oder in eine Zwangslage gebracht werden, weil das den guten Sitten und namentlich den 
heute herrſchenden Anſchauungen von Treu und Glauben widerſpricht. Das Aufdrucken der 
Beſchränkung auf die Rückſeite der Kleiderablagemarken genügt nicht, wohl aber genügen deutlich 
lesbare Aushänge an in die Augen fallenden Stellen und in hinreichender Menge (4. 12. 23 
VII 255/23). Ebenſo muß eine Verpachtung der Kleiderablage bekanntgemacht werden, wenn 
fie den Betriebsinhaber von der Haftung befreien ſoll (RG 97, 169; ZW 1924, 952). Bei Be⸗ 
meſſung der Sorgfaltspflicht iſt die Rückſicht auf Anſchauungen und Gepflogenheiten eines gewiſſen 
engeren Verkehrskreiſes wie auch auf örtliche Unterſchiede nicht ausgeſchloſſen (RG 113,425; 152, 140). 

2. Beſondere Erſcheinungsformen des Verwahrungsvertrags ſind a) die Gemeinſchafts⸗ 
verwahrung (fog. freiwillige Sequeſtration), wobei eine von re n Perſonen in An⸗ 
ſpruch genommene Sache einem gemeinſchaftlichen Verwahrer mit der ausbrüclichen oder ſtill⸗ 
ſchweigenden Vereinbarung übergeben wird, daß die Rückgabe an alle Hinterleger gemeinſam 
oder an einen von ihnen bezeichneten gemeinſamen Bevollmächtigten erfolgen ſoll (M 2, 580: 
8165 FGG und 88 432, 1217, 1231, 1281, 2039 BGB); b) die uneigentliche Verwahrung, 
die dem Darlehn ſich nähert ($ 700); e) die Tauſchverwahrung ($ 700 A 6b); d) das Lager- 
geſchäft, die gewerbsmäßige Übernahme von Gütern zur Lagerung und Aufbewahrung im 
Handelsverkehr: 88 416—424 HGB; dazu Vo über Orderlagerſcheine vom 16. 12. 1931 
(RG Bl 1931 J, 763; 1932 1, 424; 1935 1, 420, 691), neben der die $$ 691, 692, 694, 697 anwendbar 
find, NotV O vom 6. 10. 1931 5. Teil Kap. VI, RGBl J, 537, 561; VO z. Erleichterung der Ernte; 
bewegung vom 6. 8. 1931, NOBLI, 433; VO über Einlagerung von Getreide durch die Deutſche 
Getreide-Handelsgeſellſchaft vom 28. 8. 1931, RG Bl I, 477; desgl. von Malz vom 16. 7. 
1932, RGBl J, 381, und von Kartoffelflocken vom 22.8.1932, RB 1932 J, 413, 1935 I, 1042; 
Vo vom 14. 10. 1988 über die Einführung dieſer Vorſchriften in Oſterreich RGBl 1938 J, 1428 
und im Sudetenland RGBl 1939 J, 909. 

Die öffentlich⸗rechtliche Verwahrung (vgl. F. Schack, RVerwBl 1935, 189 und DG WR 1939, 
17). Kein Verwahrungsvertrag und überhaupt kein bürgerlichrechtlicher Vertrag wird abgeſchloſſen, 
wenn der Staat im öffentlichen Dienſte Sachen in amtliche Verwahrung nimmt, z. B. bei finanz, 
amtlichen Pfändungen (5348 RAbgd) oder zu zollamtlicher Behandlung (wobei kein Eintritt 
in den Beförderungsvertrag ſtattfindet), auch wenn im Wege polizeilicher oder gerichtlicher 
Beſchlagnahme Sachen in den Beſitz der Behörden gelangen (RG JW 1936, 383°; RG Seuffel 
91 Nr 92), oder wenn im Rechtsſtreit Urkunden, Bücher, Karten von einer Partei überreicht 
werden (R IWW 1934, 28422). Die Aufbewahrungspflicht ergibt ſich hier aus der Inbeſitznahme 
des fremden Eigentums; das Rechtsverhältnis wurzelt im öffentlichen Recht. Mangels anderer 
Vorſchriften find aber die über den Verwahrungsvertrag (nicht § 690) ſinngemäß anzuwenden 
(R 115, 421; 23. 12. 19 VII 425/19; zum Teil abweichend ältere Entſcheidungen: RG 48, 255; 
51, 219; 67, 335 [340]; 84, 338; Warn 08 Nr 305; vgl. auch RG 101, 350; 104, 18; 105, 338; 
108, 251; 145, 209; RG HRR 1929 Nr 492, 1931 Nr 542). Die Haftung des Reichs für das bei 
einer öffentlichen Zollniederlage eingelagerte Gut ift in $ 102 Vi geregelt. Dieſe Vor- 
ſchrift iſt auch für den Fall eines Abhandenkommens des Gutes maßgebend. Beruft ſich die 
Staatsbehörde auf eine von ihr nicht zu vertretende Unmöglichkeit der Herausgabe des nieder⸗ 
gelegten Gutes, fo hat fie (entipr. § 282) die Beweislaſt. Die Zollbehörde haftet übrigens nur 
bis zur Rückgabe der Güter an den Empfangsberechtigten nach der amtlichen Abfertigung, nicht 
bis zur ſpäteren Abholung aus dem Zollraum (R 26. 5. 1911 111 408/10). Aus $ 282 folgt auch, 
daß ein Beamter, z. B. ein Gerichtsvollzieher, in deſſen amtliche Obhut eine Sache gelangt 
iſt, ihren etwa eingetretenen Verluſt aufklären muß. Dazu genügt aber der Nachweis, daß das 
Abhandenkommen der Sache ohne Verſchulden des Beamten eingetreten fein kann (RG 74, 342; 
120,67; 137, 153; DRZRIpr 1933 Nr 298). Wird eine Sache beſchlagnahmt und iſt dabei 
eine Verfallerklärung und damit der Übergang des Eigentums an den Staat möglich, ſo hat 
der Beamte die Sache bis zur Verfallerklärung forgfältig für den Eigentümer aufzubewahren 
und gegen fremde Eingriffe zu ſichern. Bei Beſchädigungen der Sache haftet der Staat auch 
ohne den Nachweis beſonderen Verſchuldens auf Schadensersatz (vgl. RG Indſchgiſpr 27 Nr 238), 
umſomehr bei Pflichtwidrigkeiten von Beamten und Angeſtellten, da § 278 auch dem öffent» 
lichen Recht angehört (RG aaO. und 112, 293; ferner NG 131, 73, 279; 152, 132; 155, 330). 
Für den Verluſt von Urkunden, wie Grundſchuldbriefen, Abtretungserklärungen, die zu 931 
richtlichen Akten eingereicht und entgegen den Beſtimmungen der Geſchäftsordnung ME 
in beſondere Verwahrung genommen worden find, haftet der Staat dem Hinterleger auf GE 
des öffentlih-rechtlihen Verwahrungsverhältniſſes und außerdem nach $ 839; bleibt der Grun 
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des Verluſtes ungeklärt, fo geht dies zu Laſten des Staates (RG JW 1934, 28422). — Über die Be⸗ 
handlung der in amtlichen Gewahrſam gelangten Gegenſtände im Bereiche der Juſtizver⸗ 
waltung: AV. d. RIM. vom 3. 12. 1938, DX 1938, 1922. s 
. Beſondere reichs rechtliche Vorſchriften neben denen über den Verwahrungsvertrag finden 
ſich a) in den Beſtimmungen des BGB und anderer Geſetze über die Hinterlegung, d. i. die 
bergabe von Gegenſtänden zum Zwecke der Verwahrung bei dazu beſtimmten öffentlichen 
Stellen und Behörden, ſo namentlich über die Hinterlegung durch den Schuldner bei Annahmever⸗ 
zug des Gläubigers 88 372 ff. ſowie über die Sicherheitsleiſtung durch Hinterlegung von Geld oder 
Wertpapieren 55 232ff. (ferner $$ 52, 257f., 268, 273, 321, 432, 489, 492, 509, 562, 581, 590, 
660, 738, 775, 811, 843845, 867, 1005, 1039, 1051, 1067, 1075, 1077, 1082, 1142, 1150, 1171, 
1192, 1199, 12171219, 1224, 1281, 1391 f., 1525, 1550, 1580, 1667f., 1671, 1716, 1814, 1818, 
1844, 1960, 1986, 2039, 2114, 2116f. B00 B; 89 365, 369, 373, 437, 578, 601, 604, 615, 624, 
632, 649, 654f., 689, 730 f. 56 B; 88 107, 118, 123, 179, 199, 213 Aktch: Art 42, 90 Wechſelch; 
Art 59 Scheckch; 99 89, 108f., 110113, 707, 710, 713, 715, 719f., 732, 766, 769.—774, 805, 
815, 827, 839, 853 f, 858, 868, 885, 890, 921, 923, 925, 927, 930, 936, 939, 987f. PO; 8854, 
78, 129, 132, 169 KO; 8g 49, 61, 65, 67, 85, 108, 115, 117, 120f., 124, 126, 153, 157 336; 
98 94, 117f., 176, 379, 456 StPO). Hierauf bezieht fi die Hinterlegungsordnung vom 
10. 3. 1937, RGBLI, 285 (amtl. Begründung: DJ 1937, 423) mit Durchf O vom 12. 3.1937, 
ROLL I, 296 (weit. AusfBeſt.: DJ 1937, 426, 431; Erl® von Kriege und Bülow 1937; 
Bree 1937; ferner Scholz, Das Recht der Hinterlegung I 1937; Féaux de la Croix JW 1997, 
1369; Bülow AWDR 1937, 234). Einführung der HinterlO in Oſterreich und in den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten: VO vom 28. 2. 1939, RG Bl I, 377 und dazu Bülow Da 1939, 678. Die 
Naatlichen Hinterlegungsſtellen ſchließen mit den Hinterlegern keine privatrechtlichen Ver⸗ 
träge ab; der Herausgabeanſpruch ift keiner Aufwertung nach $ 242 zugängig (RG 112, 
l [224]; RG Warn 1933, 1); b) in den Beſtimmungen des BGB über die Haftung 
der Gaſtwirte für die bei ihnen eingebrachten Sachen $$ 701703; e) in den Beſtimmungen 
des HGB 89 388.390, 407 Abſ 2,417 über die Aufbewahrungspflicht des Kommiſſionärs, Spedi⸗ 
teurs und Lagerhalters; d) im Geſetze über die Verwahrung und Anſchaffung von Wertpapieren 
ankdevotch) vom 4. 2. 1937, RG Bl 1, 171, das mit Wirkung vom 1. Mai 1937 an die Stelle 
zes bisherigen Geſetzes vom 5. 7. 96 (RG Bl 1896, 183, 194; 1923 I, 1119) getreten ift (dazu Bek. 
von Bezeichnungen als Wertpapierſammelbank vom 1. 5. 1937, RGBl I, 558 und VO zur Ein⸗ 
rung des Gef in Oſterreich vom 21. 12. 1938, RGBl J, 1848 und in den ſudetendeutſchen 
webieten vom 28. 2. 1989, RG Bl 1, 346, nach deren Art. 6 [4] auf den Verwahrungs⸗ 
Sterag zwiſchen Hinterleger und Verwahrer im Sinne des Geſ an Stelle der bisherigen 
Mi er. Vorſchriften die $$ 688700 anzuwenden find; vgl. Aktch vom 30. 1. 1937 $ 107 Abſ 2 und 
3 Durchf8 O dazu vom 29.9.1937 f 20, Rl 1937 J, 107, 1026; 1938 J, 385, 988, 1725). 
ole Neuregelung des Banfdepot® bezweckt vor allem den Schutz des Sparers, der ſeine Er⸗ 
Parnifje in Wertpapieren anlegen will. Im Verwahrungsgeſchäft ſorgt es für die Erhaltung 
fur igentums an den zur Verwahrung übergebenen Wertpapieren ($$ 2—17). Im Anſchaf⸗ 
ſicern geschaft will es die alsbaldige Übertragung des Eigentums an den angeſchafften Stücken 
taufen (85 18—31). Wertpapierberwahrung liegt vor, wenn einem Kaufmann (auch Minder. 
5 mann) im Betriebe ſeines Handelsgewerbes Wertpapiere (Aktien, Kuxe lauch dieſe, obwohl 
ic keine Wertpapiere, ſondern nach preuß. Recht — ABergch $$ 101, 103 — gewerk⸗ 
an iche Anteile find: RG 121,49; NOS 46, 148; RG Jas 1903, 1641], Zwiſchenſcheine, Reichs 
durch zeilſchetne, Zins-, Gewinnanteil- und Erneuerungsſcheine, Inhaberſchuldverſchreibungen, 
papi Indoſſament übertragbare Schuldverſchreibungen, ſowie alle ſonſtigen vertretbaren Wert⸗ 
werden — 591 —, nicht Wechſel und Schecks) unverſchloſſen zur Verwahrung übergeben 
denden (51 Abf 1 Depotch n. F.). Vgl. im übrigen 9 688 A 1, 9691 A 2, $ 700 A 5—7 über Son- 
des ue wahrung, Sammelverwahrung, unregelmäßige Verwahrung; ferner wegen 
zuſteht tgehend ausgeſtalteten Konkursvorrechts, das nicht nur den ſog. Stückekontogläubigern 
erflie ſondern auch den Hinterlegern und Kommittenten, deren Eigentum durch rechtswidrige 
dleichmang des Verwahrers oder Kommiſſionärs beeinträchtigt worden ift: $ 32, wegen des der 
Aus mäßigen Befriedigung der Hinterleger im Konkurſe des Verwahrers dienenden beſonderen 
91 de ichs verfahrens zwiſchen den Hinterlegern, die zur regelmäßigen Verpfändung (vgl. 
und Ke 1e) ermächtigt haben: 933, endlich wegen des ſtrafrechtlichen Schutzes der Hinterleger 
zommittenten: 98 34-40. Schrifttum zum neuen Bankdepotch: Erl von Quaſſowski⸗ 
80 Roar 1937, Riecke 1937 und von Opitz 1937; ferner Opitz, Vorgirodepot Banka XX XVI, 
2871 f et, Die Sammelverwahrung im neuen Depot® daj. 475; Simon Neues Depot daſ. 
; „Die Neugeſtaltung des Depotrechts JW 1937, 513; Schröder, Wertpapierbeleihung 
rechts amen Depotch das. 1042; ferner Ruth daf. 1953: v. Finck, Zur Neugeſtaltung des Depot⸗ 
3 e DM 1935, 388; Schröder, Das neue Bankdepotch das. 1937, 169, und Einführung 
668; Derechts in der Oſtmark DJ 1939, 163; ferner Fiſcher, daſ. 1937, 631; Meyer, das. 
11938) pitz, Aberdepotermächtigung und Verkaufsauftrag BankA XXXVII/XXXVIII 
609; zur Buchungspflicht des Zwiſchenverwahrers Banks 1939, 203: e) in den 
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von der Erſatzpflicht der Poſtverwaltung für Verluſt und Beſchädigung handelnden Be⸗ 
ſtimmungen $$ 6—15 des Reichspoſtgeſetzes v. 28. 10. 71 (RG Bl 1871, 347; 1922, 913; 
1925, 10, 1935 I, 254) und der die Haftung für Reiſegepäck betreffenden $$ 59ff., 66f. der 
Poſtordnung, RGBl 1938 1,881 (vgl. Kniepmeyer Da 1938, 1179); f) in den $$ 35f. der 
Eiſenbahn⸗Verkehrsd vom 8. 9. 1938 (RGBl II, 663, 1172, 1622) betr. die Auf- 
bewahrung des Reiſe- und Handgepäcks; g) in der Beſtimmung des $31 des Hypothekenbank⸗ 
geſetzes v. 13. 7. 99 (RG Bl 1899, 375; 1935 I, 760; 1938 I, 1574; 1939 I, 636 637) über die Ver⸗ 
wahrungspflicht des Treuhänders bei den Hypothekenbanken; h) in den Vorſchriften über Zollage⸗ 
rung (Zollch vom 20. 3. 1939 $ 16 Abſ 3, RG Bl 1939 I, 529; für Beſchädigung und Verluſt von 
Waren in ihrem unmittelbaren 18500 haftet die Reichsfinanzverwaltung nach den Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechts über unentgeltliche Verwahrung [$ 690; Zollch $ 15 Abſ 2); i beim Fund 
(5966). Die in § 354 HGB bezeichnete Aufbewahrung braucht keine Verwahrung i. S. von 
$$ 688 ff. zu fein (vgl. auch § 304). 


8 688 


Durch den Verwahrungsvertrag !) wird der Verwahrer verpflichtet, eine 
ihm von dem Hinterleger übergebene bewegliche Sache?) aufzubewahren). 

G 1 614 II 628; M 2 569—574; P 2 391-393. 

1. Über die rechtliche Natur des Verwahrungsvertrags vgl. Vorbem 1. Zum Zuſtande⸗ 
kommen des Vertrags gehört a) die Übergabe einer beweglichen Sache ſeitens des Hinter⸗ 
legers an den Verwahrer durch Beſitzübertragung nach § 854. Erſt mit der Übergabe beginnen 
die Pflichten aus dem Verwahrungsvertrag, auch dann, wenn er entgeltlich geſchloſſen iſt (vgl. 
Vorbem 1); b) die Vertragseinigung beider Teile, daß der Verwahrer die Sache für den 
Hinterleger aufbewahren und dieſem ſpäter zurückgeben ſoll. Die Willenseinigung kann auch 
durch ſchlüſſige Handlungen ſtillſchweigend getroffen werden (RG 106, 135; JW 1913, 265. 
Der Verwahrungsvertrag kann auch dadurch zuſtande kommen, daß A, der für B beſitzt, auf deſſen 
Weiſung dem (anzeigt, er halte die Sache nunmehr für ihn in Verwahrung, und C damit ein 
verſtanden iſt (RG 7. 1. 21 VII 459/20). Das Eigentum der Sache geht auf den Verwahrer 
nicht über; auch die Gefahr der Sache bleibt beim Hinterleger. Daß dieſer ſelbſt Eigentümer bet 
hinterlegten Sache ſei, ift zur Gültigkeit des Vertrags nicht erforderlich. Sogar eine eigene Sache 
des Verwahrers kann ſich in deſſen Verwahrung für einen andern befinden, ſei es, daß er das 
Eigentum nachträglich erlangt hat, ſei es, daß der Hinterleger, der die fremde Sache rechtmäßig 
beſitzt, dieſe bei dem Eigentümer in Verwahrung gegeben hat (RG 1.4.24 VII 376/23). So 
auch bei der Sicherungsübereignung. Der Gerichtsvollzieher, der gemäß $ 885 Ab] 3 3 O 
Sachen des Schuldners einem Dritten in Verwahrung gibt, ſchließt mit dieſem einen Verwah 
rungsvertrag im eigenen Namen, regelmäßig auch nicht nach § 328 zugunſten des Schuldners 
{RG 102, 79; 145, 207). Wer einen liegengelaſſenen fremden Gegenſtand für den Eigentümer 
an ſich nimmt, übernimmt mit dieſer Geſchäftsführung auch die Verpflichtung zur Verwahrung 
des Gegenſtandes (RG Warn 1922 Nr 12; vgl. zu 9677 A 4). Über die Frage der entſprechenden) 
Anwendung der 88688 ff. auf die Verwahrungspflicht des Pfandgläubigers: 91215 A1, 

Die Grundform des Verwahrungsgeſchäfts iſt die Sonderverwahrungz ſie ſteht deshalb 
an der Spitze der neuen Regelung auf dem Gebiete der Verwahrung von Wertpapieren 82 
BankdepotG n. F. (Vorb. 3d]). Sie iſt im Zweifel ſtets durchzuführen; von ihr darf der Ver 
wahrer von Wertpapieren (§ 1 das.) nur beim Vorliegen beſonderer Vereinbarungen nach den 
Vorſchriften des Geſetzes abweichen. Die Sonderverwahrung ift die Verwahrung der fremden 
Wertpapiere unter äußerlich erkennbarer Bezeichnung des Hinterlegers, wobei der Verwahrer 
die ihm anvertrauten Wertpapiere des Hinterlegers von ſeinen eignen Beſtänden und von denen 
anderer Hinterleger zu ſondern hat. Banküblich geſchieht dies ſo, daß die Wertpapiere in Streif 
bänder gelegt werden, auf denen der Inhalt und deſſen Zugehörigkeit vermerkt iſt (Streifban 
depot). Zweck dieſer Regelung ift, die Feſtſtellung des Eigenkumsrechts, zumal im Konkur 
des Verwahrers (§ 43 KO) zu erleichtern. Zur weiteren Sicherung der Rechte des Hinterleger, 
iſt die Buchführungspflicht des Verwahrers vorgeſehen ($ 14 das.). Das Geſetz bezeichn 
ausdrücklich die Fälle, in denen ausſchließlich von der Sonderverwahrungspflicht abgewichen 
werden kann, und die Vorausſetzungen, unter denen dies zuläſſig iſt. Dieſe Fälle ſind: a) die Drit 
verwahrung (Zwiſchenverwahrung). Der Verwahrer darf die Wertpapiere unter ſein 
Namen einem anderen Verwahrer zur Verwahrung anvertrauen; dabei gelten Zweigſtelle 
eines Verwahrers ſowohl unter einander als auch in ihrem Verhältnis zur Hauptſtelle als be 1 
ſchiedene Verwahrer ($3 daſ.). Darin liegt eine weitgehende Durchbrechung des allgemeine 
Grundſatzes in g 691; ſie entſpricht einem dringenden Bedürfnis der Praxis. Indeſſen darf x 
Drittverwahrung nur bei beſtimmten Stellen durchgeführt werden. Die Belange des Kun 5 
ſind dadurch ausreichend gewahrt, daß ſeine Befugnis, die in Verwahrung gegebenen “he 
papiere jederzeit zurückzufordern ($ 695), auch nach Einleitung einer Drittverwahrung unberH re 
bleibt. Das Geſetz ſchützt durch die Regelung des $4 den Kunden davor, daß feine Wertpable 
ungerechtfertigt zum Gegenſtand eines Pfand- oder Zurückbehaltungsrechtes wegen 
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Forderungen, die dem Drittverwahrer gegen den Zwiſchenverwahrer zuſtehen, gemacht werden. 
Aus dem Verwahrungsbuch und der kaufmänniſchen Buchführung ſowie dem Schriftwechſel 
beim Zwiſchenverwahrer muß jederzeit feſtgeſtellt werden können, wohin die Wertpapiere des 
Kunden in Drittverwahrung gegeben worden find (ſ. Begründung vor $3, Deutſcher Reichs⸗ 
anzeiger Nr. 29 vom 5. 2. 1937). Vgl. auch 9 691 A 1. b) Die Sammelverwahrung (8559, 
24 Abſ 1). S. unten § 700 A 6. e) Die unregelmäßige Verwahrung („Aberdepot“, 815). 
S. unten 8700 A 5. Zu beachten iſt aber auch die im Geſetze vorgeſehene Zuläſſigkeit der Weiter⸗ 
verpfandung ($ 12) und der Vornahme von Verwaltungshandlungen ($2 Satz 9) durch welche 
ie Sonderverwahrung unterbrochen wird. Wegen des näheren iſt inſoweit auf die bezeichneten 
Erläuterungswerke zum Bankdepotgeſetz zu verweiſen (Vorbem. 30). 1 A 
2. Der Aufbewahrung zugänglich iſt nur die bewegliche Sache. Bei unbeweglichen Sachen 
ann es keine Aufbewahrung geben, da ſie ihre feſte Stelle im Raume haben. Die hier allein 
mögliche, über die Tätigkeit des $ 688 binausreichende Bewachung ift im Falle der Unentgeltlich⸗ 
keit als Auftrag, im Falle der Entgeltlichkeit als Dienſt⸗ oder Werkvertra anzuſehen; fie ift Ge» 
ſchäftsbeſorgung, während die Verwahrung als ſolche nicht erſcheint (Rc 65, 17). Über den 
Tfandhaltervertrag für eine Hypothek, der die Verwahrung des Hypothekenbriefs einſchließt, 
dgl. RG 87, 41; über das Rechtsverhältnis, wonach verkaufter Wein bis zum Eintreten mil⸗ 
deren Verſandwetters im Keller des Weinhändlers liegen bleiben ſoll, RG Warn 1916 Nr 83; 
über den Unterſchied von Verwahrung und Platzleihe RG Warn 1914 Nr 77. Die eigentliche 
Verwahrung (55 688—699) hat nur einzelne beſtimmte bewegliche Sachen zum Gegenſtande, 
auch wenn es ſich um vertretbare Sachen handelt. Werden dieſe nicht als einzeln beſtimmte 
Sachen zur Aufbewahrung übergeben, ſo liegt Summenverwahrung vor ($ 700). 
1 3. Die Pflicht der Aufbewahrung umfaßt einmal die Hergabe des dazu erforderlichen Raumes, 
Dann die Obhut über die hinterlegte Sache, die der Verwahrer zu erhalten und vor Nach⸗ 
1 zu ſchützen hat (RG Warn 1910 Nr 246; Bayg 1923, 213: Fahrräder der Beamten im 
nuſteltaumg. Zur Obhut gehört als Nebenleiſtung bei Tieren auch die ſachgemäße Fütterung 
und Pflege, bei Pflanzen das Begießen. Auch ein Gebrauch der Sache kann durch die 
Aout bedingt ſein, wie z. B. das Ausreiten von Pferden, das zur Erhaltung dieſer Tiere gehört. 
N x nur ein Gebrauch der Sache zum Zwecke ihrer Erhaltung, nicht für wirtſchaftliche Zwecke 
N 1 Verwahrers, ift mit dem Verwahrungsvertrage vereinbar (vgl. Vorbem 1). Ahnliche Neben⸗ 
iſtungen der Verwahrung ſind die Einziehung der Zins⸗ und Gewinnanteilſcheine, die Über⸗ 
die ung von Verloſungen bei Anleihepapieren, die Einziehung gekündigter oder verloſter Stucke, 
En eſorgung neuer Bogen nach Ablauf der Zing- und Gewinnanteilſcheine, die Ausübung 
al ezugs⸗ und Stimmrechten, der Umtauſch von Wertpapieren, Abſtempelungen, die Ver⸗ 
0 tlung von Einzahlungen u. a. m. Im bankmäßigen Verwahrungsgeſchäft wird die Über- 
N en von Verwaltungshandlungen üblicherweiſe bebungen und durch allgemeine Geſchafts⸗ 
pflich en geregelt. Inſoweit liegt ein gemischter Vertrag vor, aus dem ſich beſondere Sorgfalts⸗ 
gen für die verwahrende Bank ergeben. So iſt eine Bank, welche die Verwaltung der offen 
de Ihn hinterlegten Wertpapiere übernommen hatte, gemäß $ 242 für verp lichtet erklärt worden, 
= Hinterleger von verluſtdrohenden Umſtänden Anzeige zu machen (RG D 1936, 1475). Der No- 
— pt die Echtheit der bei ihm hinterlegten (vgl. $ 107 Abſ 2 Aktch [Vorbem 3d vor $ 688], 883,4 
Molch betr. die gemeinſamen Rechte der Beſitzer von Schuldverſchr. v. 4. 12.1899, RG Bl 691; 9 25 
Ob > v. 13. 2. 1937, RG Bl I, 191) Aktien zu prüfen (RG 114, 295). Keine Übernahme einer 
der und deshalb auch keinen Verwahrungsvertrag ſtellt die bloße Verpflichtung dar, eine 
zu duld Sache an dem der ausſchließlichen Verfügung des Geſtattenden unterliegenden Ort 
eren den (MS 13. 7. 20 VII 99/20). Dasſelbe gilt, wenn Einrichtungen hergeſtellt werden, 
for 0 der Eigentümer von Sachen zu deren Aufbewahrung auf ſeine Gefahr ſelbſt bedienen 
Wider: 77, 336; 99, 35). Die Obhutspflicht begreift keine Verpflichtung des Verwahrers zum 
9 bruch gegen eine von einem Gläubiger des Hinterlegers erwirkte Pfändung; er muß fie 
Belr An Hinterleger anzeigen (MG 28. 12. 06 III 199/06). Die Haftung des Verwahrers bei 
ver wa igungen oder Verluſt der Sache regelt $ 690. Eine Verſicherungspflicht hinſichtlich der 
als fälfſten Sachen hat der Verwahrer nicht, wenn ſie nicht wenigſtens nach den Umſtanden 
ache ſſchweigend vereinbart anzunehmen iſt. Der Kommiſſionär braucht die ihm anvertraute 
gilt von nt zu verſichern, wenn der Kommittent es verlangt ($ 390 Abſ 2 5008) Entsprechendes 
Were Verkaufsvermittler oder dem Beauftragten, wenn ihnen die Sache übergeben iſt. 
gegen ten brauchen die ihnen zur Ausbeſſerung anvertrauten Gegenſtände nicht ohne weiteres 
Feuersgefahr zu verſichern (R 9. 12. 27 (VIU) VI 349/27). 


§ 689 
wen 5 Vergütung für die Aufbewahrung gilt als ſtillſchweigend vereinbart, 
erwarten 1 den Umſtänden nach nur gegen eine Vergütung zu 


E 1 615 
15 Satz 2 TI 629 Sah 2: M 2 571; P 2 303. 
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Unentgeltlichkeit ift nach dem BGB keine notwendige Vorausſetzung des Verwahrungs⸗ 
vertrags. Eine Vergütung kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend vereinbart ſein, letzteres nament⸗ 
lich bei gewerbsmäßiger Aufbewahrung, jo das Lagergeld nach $$ 354, 420 HGB. Für die Ber 
meſſung der nicht ausdrücklich vereinbarten Vergütung ſind mangels einer am Aufbewahrungs- 
ort beſtehenden Übung die 98 315, 316 maßgebend; vgl. $$ 612, 632. In den oben Vorbem 2a er 
wähnten Fällen der $$ 432, 1217, 1281, 2039 beſtimmt die Vergütung nach dem FGG $ 165- 
das zuftändige Amtsgericht. Die Vereinbarung einer Gegenleiſtung für die Aufbewahrung 
macht den Vertrag zu einem gegenſeitigen. Vgl. Vorbem 1. 


8 690 


Wird die Aufbewahrung unentgeltlich übernommen, ſo hat der Verwahrer 
nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen, welche er in eigenen Angelegenheiten 
anzuwenden pflegt. 

E II 630 III 677; M 2 571-573; P 2 393. 

Die Haftung des Verwahrers, der die Aufbewahrung unentgeltlich übernommen hat, iſt 
nach § 690 die des § 277 (vgl. § 691 A 2). Deshalb haftet auch ein Arbeitgeber, bei dem ſein 
Arbeitnehmer Sachen zurückgelaſſen hat, für deren Verluſt grundſätzlich nur bei grober Fahr 
läſſigkeit (RAG ArbRſpr 1932 Nr 215). Dagegen haftet der Verwahrer für Fahrläſſigkeit ſchlechthin 
gemäß 5 276, wenn die Verwahrung gegen Entgelt übernommen ift; er hat auch ein Ver 
ſchulden feiner geſetzlichen Vertreter und feiner Erfüllungsgehilfen wie eigenes zu vertreten 
(RG 98, 33; 101, 348). Unentgeltlichkeit liegt nicht vor, wenn ein Kaufmann (Pelzhändler) für 
feine Kunden die Aufbewahrung (der Pelzwaren für den Sommer) übernimmt; das Entgelt 
liegt hier im Gewinn bei den Kundengeſchäften (M& 6. 5. 21 VII 351/20). Ahnlich liegt die Sache, 
wenn ein Gaſt ſein Zimmer im Fremdenheim aufgibt, aber dort noch Sachen in Verwahrung 
beläßt (NG 17. 10. 25 VII 490/21). Die Pfandverwahrung durch den Pfandgläubiger geſchieht 
zu deſſen Vorteil und kann deshalb einer unentgeltlichen nicht gleichgeſtellt werden! der Gegen, 
wert für die Mühe der Aufbewahrung liegt in der Sicherſtellung des Gläubigers (RG 14. 1. 22 
1305/21). Dasſelbe gilt für die Verwahrungspflicht bei der Sicherungsübereignung; es handelt 
ſich dabei um eine ſchuldrechtliche Pflicht aus dem Rechtsverhältnis, in dem der bisherige Eigen 
tümer und Sicherungsübereigner zum Gläubiger ſteht, und überhaupt nicht um einen Verwah. 
rungsvertrag; die Verwahrung ift hier nur Nebenfeiftung (vgl. Vorbem 1; RG 25. 4. 22 VII 
420/21). — Eine Bank, welche bei ihr hinterlegte Kriegsanleiheſtücke mit andern vertauſcht 
und dadurch dem Hinterleger die Möglichkeit genommen hatte, Ausloſungsrechte zu erlangen 
iſt für ſchadenserſatzpflichtig erachtet, der erforderliche Urſachenzuſammenhang iſt nach Lage 
der beſonderen Verhältniſſe bei der Kriegsanleihe angenommen worden (RG JW 1932, 1724). 
Über die weitergehende Haftpflicht des Gaſtwirts ſ. $$ 701703. Der Schank⸗ und Speiſewirt 
haftet dagegen für die von ſeinen Gäſten in den Gaſtraum mitgebrachten und dort abgelegten 
Kleidungsſtücke nicht; es iſt Sache der Gäſte, ſelbſt auf ihre Kleidungsſtücke zu achten und ſich vor Verluſt 
zu ſchützen; der Wirt hat auch nicht die Verpflichtung, den Gäſten einen beſonderen, unter Aufſicht 
ſtehenden Ablageraum zur Verfügung zu ſtellen (RG 104, 45; 105, 203; 109, 261). Die bloße Bereu⸗ 
ſtellung einer beſonderen Kleiderablage in einem Vorraum des Gaſtzimmers enthält keine ſtillſchwei⸗ 
gende Übernahme der Obhut ſeitens des Wirtes (RG 105, 203). Nach 9276 haftet für die Geeignethen 
des Pferdeſtalles ein Gaſtwirt, welcher zur Förderung feines Betriebes den Gäſten erlaubt, ihr 
Pferde unentgeltlich einzuſtellen. Das iſt ein Vertrag beſonderer Art (FW 1933, 71612). — Für die 
Haftung des Staates aus amtlicher Verwahrung, die im öffentlichen Intereſſe erfolgt, gilt 9 690 
nicht (vgl. Vorbem 2). Wegen der Haftung des Arztes, der Bühnenunternehmen und der ge 
ſelligen Vereine, auch wegen etwaiger Haftungsbeſchränkungen vgl. Vorbem 1 u. 3. Das Maß 
der Haftung kann auch durch beſtimmte Summen begrenzt werden, z. B. durch den vom Hinter 
leger angegebenen Verſicherungswert (ſ. auch Vorbem 1). — Wer gewußt hat, wie ſeine Sache 
verwahrt wird und damit zufrieden geweſen ift, kann aus der Art der Verwahrung keinen Scha. 
denzerſatzanſpruch herleiten (RG 24. 6. 24 VII 647/23). — Ein Rechtsanwalt, der von dem 
Gegner ſeiner Partei eine Urkunde zu treuen Händen und mit der Anweiſung entgegen 
nimmt, ſie erſt nach Eintritt gewiſſer Umſtände ſeiner Partei auszuhändigen, ſchließt! keinen 
Verwahrungs⸗, ſondern einen beſonderen (Treuhand-) Vertrag; er haftet deshalb nicht vn 
8 690, ſondern nach $ 276 (RG Warn 1933 Nr 38). Indeſſen kann nach dem Willen der Parteren 
auch mit einem Verwahrungsvertrag ein Treuverhältnis verbunden ſein, das den Verwah 5 
über die ihm nach den $$ 688, 695 obliegenden Pflichten hinaus dazu verpflichtet, die Belange 
des Hinterlegers wahrzunehmen (RG HRR 1936 Nr 1035). Wer einen von ihm unentgeltlich . 
wahrten Kraftwagen entgegen den Weiſungen des Hinterlegers unbefugt an einen Dritten be 
ausgibt, haftet dem Hinterleger für einen mit dem Wagen angerichteten Unfallſchaden 0 5 
1938, 558). — Beruht die Verwahrung auf reiner Gefälligkeit, ſo wird eine Haftung # 
Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit hinaus nicht in Betracht kommen (vgl. HRR 1939 Nr 360). 
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8 691 


Der Verwahrer ift im Zweifel nicht berechtigt, die hinterlegte Sache bei 
einem Oritten zu hinterlegen. Iſt die Hinterlegung bei einem Dritten geſtattet, 
fo hat der Verwahrer nur ein ihm bei dieſer Hinterlegung zur Laſt fallendes 
Verſchulden zu vertreten 1) 2). Für das Verſchulden eines Gehilfen iſt er nach 
$ 278 verantwortlich?). 

E I 616 II 631; M 2 574, 575; P 2 394, 305. 


1. Der Verwahrungsvertrag begründet ein Vertrauensverhältnis, das bie Hinterlegung bei 
einem Dritten dem Verwahrer in der Regel nicht geſtattet (vgl. 8 664). Dieſe verpflichtet daher 
en Verwahrer zur Tragung des geſamten beim Dritten entſtandenen Schadens, ſofern ſolcher 
nicht auch ohne dieſe anderweite Hinterlegung eingetreten wäre. Iſt ſie an ſich nach den Umftänden 
als geſtattet anzunehmen, ſo kann die Anlegung eines dem Verwahrer übergebenen Geldbetrags 
bei einer von ihm für ſicher gehaltenen Bank mit Vorbehalt jederzeitiger Abhebung nicht als 
ſchuldhaft angeſehen werden (RG 56, 149). Auch wo nach den Umſtänden anzunehmen iſt, daß 
die Hinterlegung bei einem Dritten vom Hinterleger geſtattet werden muß (vgl. 1215 A 1), hat der 
Verwahrer davon dieſem vorher Anzeige zu machen, da es ſich jedenfalls um eine Anderung der Art 
der Aufbewahrung handelt (8692). Zwiſchen dem Hinterleger und dem Dritten entſteht bei 
der ſog. mittelbaren Verwahrung, ſofern nicht eine anderweite Vereinbarung getroffen 
worden iſt, kein Vertragsverhältnis. Indeſſen wird man in entſprechender Anwendung der 
$8 556 Abſ 3, 604 Abf 4 dem Hinterleger den unmittelbaren Rückgabeanſpruch gegen den Dritten 
zugeſtehen müſſen. Eine andere Kaſſe desſelben Staates iſt kein Dritter (RG 103, 173). — Der 
Beamte, dem die amtliche Verwahrung beſchlagnahmter Gegenſtände dienſtlich obliegt, iſt 
1229 Na nicht berechtigt, die Sache einem Dritten zur Aufbewahrung zu übergeben (RG HAN 
r 492). 

8 2. Abweichend von $ 691 iſt bei der bankmäßigen Verwahrung von Wertpapieren die Dritt⸗ 
erwahrung allgemein für zuläſſig erklärt worden (Bankdepotch $3; oben 9688 A Abſ 2), 
veil ganz regelmäßig ein berechtigtes Bedürfnis dafür vorliegt, jo wenn die Wertpapiere von 
em Hinterleger einem Provinzbankier übergeben worden find und dieſer fie einer Zentralbank 
zur Drittverwahrung Abergibt, weil ſie an dem Börſenplatz, wo dieſe ihre Niederlaſſung hat, 
ehandelt werden. Die Zulaſſung der Drittverwahrung iſt auch erforderlich, um die unnötige 
1 erſendung von Wertpapieren von einem Ort zum andern und die damit verbundenen erheb- 
ichen Mühen, Gefahren und Koſten zu vermeiden. Zudem find zahlreiche Bankgeſchafte im Lande 
. t im Beſitz geeigneter und den neueſten Anforderungen entſprechender Stahlanlagen. Bei der 
Beregelmäßigen Verwahrung ($ 700) kommt feine Drittverwahrung in Frage, weil der 

warwahrer, wenn er das Eigentum an den Wertpapieren erlangt, nicht mehr (Zwiſchen⸗) Ver⸗ 

vr ter, ſondern Wertpapierſchuldner ift. Auch bei der Sammelbankverw ahrung iſt wegen 

5 damit verbundenen Eigentumsverluſtes die Zuſtimmung des Hinterlegers nicht zu entbehren. 

egen der Formenſtrenge in dieſen Fällen: Bankdepotch 98 14, 15; 8 700 A 5, 6. u 
har Bi Haftung des Zwiſchenverwahrers iſt in $3 Abſ 2 Bankdepotc beſonders geregelt. Hierbei 

gandelt es ſich um nachgiebiges Recht (Opitz, Bankdepotch § 3 A 6). j 

lasst die Zuziehung eines Gehilfen iſt dem Verwahrer im Zweifel geitattet. War ſie nicht ge⸗ 

mit dl. ſo haftet der Verwahrer für allen während der Obhut des Gehilfen eingetretenen Schaden 
in ahne des Schadens, der auch ohne deſſen Tätigkeit eingetreten wäre. War fie geſtattet, 

iſt die die Haftung für den Gehilfen nach $ 278 ein (NG 98, 33; 101, 348). Im Falle des 9 690 

ie Sorgfalt des Verwahrers entſcheidend, nicht die des Gehilfen. 


8 692 
. Verwahrer iſt berechtigt, die vereinbarte Art der Aufbewahrung zu 
bei ern, wenn er den Umſtänden nach annehmen darf, daß der Hinterleger 
vo enntnis der Sachlage die Anderung billigen würde. Der Verwahrer hat 
> r der Anderung dem Hinterleger Anzeige zu machen und deſſen Entſchließung 
zuwarten, wenn nicht mit dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt. 
E 1 617 11 632; M 2 575, 576; P 2 395. 


Regelmäßig i i i | 

wi ig iſt der Verwahrer nur an die vereinbarte Art der Aufbewahrung nicht 
20 1 Beauftragte nach $ 685 an einſeitige, auch nachträgliche Weiſungen des Hinterlegers 
Art — en; anderſeits kann er nur in dem hier beſtimmten Ausnahmefall von der vereinbarten 
15 au meiden. Ein folder Ausnahmefall kann namentlich dann eintreten, wenn der zunächſt 


ſbewahrung benutzte Raum ſich nachträglich als feuergefährlich erweiſt. Unter Umſtänden, 
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wenn die Obhut dies bedingt, kann die Anderung der vereinbarten Art der Aufbewahrung zur 
Pflicht werden. Die Anzeigepflicht des § 692 gilt auch für die Hinterlegung bei einem Dritten 
(8 691), da dieſe jedenfalls eine Anderung der vereinbarten Art der Aufbewahrung enthält, wo 
fie nicht als von vornherein geſtattet anzuſehen iſt. — Iſt die Aufbewahrung unberechtigt geän- 
dert, ſo haftet der Verwahrer für allen daraus ſich ergebenden, auch zufälligen Schaden. 


8 693 


Macht der Verwahrer zum Zwecke der Aufbewahrung Aufwendungen, die 
er den Umftänden nach für erforderlich halten darf, fo iſt der Hinterleger zum 
Erſatze verpflichtet. 

E I 621 II 623; M 2 581; P 2 399, 400. 


Die Erſatzpflicht des Hinterlegers, für die § 693 einen perſönlichen (ſubjektiven) Maßſtab 
aufſtellt, umfaßt nicht bloß die Aufwendungen des Verwahrers für eine hinterlegte Sache ſelbſt, 
wie Ausbeſſerungskoſten bei Sachen, Futter- und Heilkoſten bei Tieren, ſondern auch ſolche 
für deren Bewachung, Erhaltung, Rettung bei ungewöhnlichen Ereigniſſen, Verſicherungskoſten 
und Steuern (M 2, 581; vgl. auch $ 670). Sie erſtreckt ſich jedoch nicht auf Aufwendungen, die 
der Verwahrer ausdrücklich übernommen hat oder nach dem Vertrag auf eigene Koſten zu über⸗ 
nehmen verpflichtet iſt, wie namentlich im Falle der gewerbsmäßigen Verwahrung in der Regel 
die Koften für Herftellung und Erhaltung geeigneter Raume. Die Erſtattung von Aufwendungen, 
die nicht zum Zwecke der Verwahrung gemacht ſind, beſtimmt ſich nach den Vorſchriften der 
auftragloſen Geſchäftsführung (88 677ff.). — Wegen des dem Verwahrer zuftehenden Zurück⸗ 
behaltungsrechts ſ. u. § 697. 


$ 694 


Der Hinterleger hat den durch die Beſchaffenheit der hinterlegten Sache 
dem Verwahrer entſtehenden Schaden zu erſetzen 1), es ſei denn, daß er die 
gefahrdrohende Beſchaffenheit der Sache bei der Hinterlegung weder kennt 
noch kennen muß oder daß er ſie dem Verwahrer angezeigt oder dieſer ſie 
ohne Anzeige gekannt hat 7). 

E I 622 II 634; M 2 581, 582; P 2 400. 


1. $ 694 ſtellt eine Schuldvermutung zuungunſten des Hinterlegers auf. Er kann ie durch 
gewiſſe Gegenbeweiſe entkräften. Aus dieſen ift zu entnehmen, was das Geſetz vom Hinter 
leger verlangt. Er ſoll ſich um die Beſchaffenheit der Sache kümmern und jede danach drohende 
Gefahr dem Verwahrer anzeigen. Das ſind keine Vertragsleiſtungen, wohl aber Pflichten, die 
der Hinterleger beim Vertragsſchluß und auch während des Vertragsverhältniſſes nach Treu 
und Glauben zu erfüllen hat. Ein beim Vertragsabſchluß begangener ſchuldhafter Verſtoß hin“ 
gegen macht ihn ebenſo haftbar, wie wenn dieſer während des Vertragsverhältniſſes begangen iſt 
(vgl. A 2 zu $ 276). 

2. Die Beweislaſt regelt ſich danach ſo: Der Verwahrer hat zu beweiſen, daß der Schaden 
durch die gefährliche Beſchaffenheit der Sache entſtanden iſt. Dann kann der Hinterleger be⸗ 
weiſen, daß er dieſe Beſchaffenheit der Sache dem Verwahrer bei oder nach der Hinter⸗ 
legung — hier macht das Geſetz keinen Unterſchied — angezeigt oder daß der Verwahrer ſie 
auch ohne Anzeige gekannt hat. Damit iſt dann die Schuldvermutung endgültig entkräftet. Der 
Hinterleger kann aber auch den Beweis führen, daß er die gefährliche Beſchaffenheit der Sache 
bei der Hinterlegung weder gekannt hat noch hat kennen müſſen. In dieſem Falle bleibt 
dem. Verwahrer der weitere Beweis offen, daß der Hinterleger nach der Hinterlegung die gefahr 
liche Beſchaffenheit der Sache erkannt hat oder doch hätte erkennen müſſen. Dann beſteht mieber 
die Schuldvermutung, und der Hinterleger kann fie nur noch dadurch entkräften, daß er beweiſt, 
er habe ſeiner Anzeige pflicht genügt oder der Verwahrer habe auch ohne Anzeige die gefahr 
liche Beſchaffenheit der Sache gekannt. 

Der Entlaſtungsbeweis, daß der Verwahrer die gefährliche Beſchaffenheit der Sache 
gekannt habe, iſt ein Einwand des mitwirkenden eigenen Verſchuldens des Verletzten ( 254). 
Die Kenntnis wird hier durch ein Kennenmüſſen nicht erſetzt; dem Verwahrer wird es nicht a K 
Verſchulden angerechnet, daß er ſich um die Beſchaffenheit der Sache nicht gekümmert hat. I. 1 
übrigen ſteht dem Hinterleger der Nachweis eines mitwirkenden Verſchuldens des beſchabigle 
Verwahrers nach § 254 Abſ 1 u. 2 frei. 
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8 695 


Der Hinterleger kann die hinterlegte Sache jederzeit zurückfordern, auch 
wenn für die Aufbewahrung eine Zeit beſtimmt ift!) ?). 
EI 624 II 635; M 2 582—583; P 2 402. 


1. Daß der Hinterleger die hinterlegte Sache jederzeit zurückfordern kann, entſpricht der 
Natur des ee on u 155 wenn der Vertrag entgeltlich geſchloſſen iſt (anders 
die Rechtslage bei der Tauſchverwahrung: 8700 A 6b). Das Vertragsverhältnis endigt 
aber nicht bereits mit dieſer Zurückforderung, ſondern dauert bis zur tatſächlichen Zurück⸗ 
gabe der hinterlegten Sache fort. Der Hinterleger darf indeſſen die Sache nach Treu und 
Glauben nicht zur unangemeſſenen Zeit zurückfordern und muß unter Umſtänden auch eine an⸗ 
gemeſſene Friſt für die Rückgabe bewilligen. Die vertragsmäßige Anderung dieſer Vorſchrift 
if mit dem Weſen des Verwahrungsvertrags unvereinbar und daher nichtig (a. M. Planck (4) 
A2 zu 9 695; fein Beispiel betrifft einen Sicherungs-, keinen Verwahrungsvertrag). 


Fr 2. Den Einwand des eigenen Eigentums darf der Verwahrer nur machen, wenn er ſofortige 
guckgabe der Sache vom Hinterleger fordern dürfte (MG 1. 4. 24 VII 376/23), den Einwand des 
igentums eines Dritten darf er regelmäßig nicht erheben (RG JW 1925, 4725). — Kann 
r Verwahrer die Sache nicht zurückgeben, fo ift der Entlaſtungsbeweis nicht geführt, ſolange 
noch Möglichkeiten offen bleiben, für welche der Verwahrer haftbar gemacht werden könnte (RG 
11. J. 24 VII 102/23). 


§ 696 


Der Derwahrer kann, wenn eine Zeit für die Aufbewahrung nicht beſtimmt 

iſt, jederzeit die Nücknahme der hinterlegten Sache verlangen ). Iſt eine 

en beſtimmt, fo kann er die vorzeitige Nücknahme nur verlangen, wenn ein 
ichtiger Grund vorliegt ) 5). 
© 1 625 II 636; M 2 583; P 2 402. 


11. Auch beim Rüunahmeverlangen des Verwahrers endigt regelmäßig das Verhältnis erſt 
Hape tatſächlichen a eleuehme Ebenso gilt auch hier, daß der Verwahrer die Rücknahme 
die Nate unangemeſſener Zeit verlangen kann und dem Hinterleger eine angemeſſene Friſt für 

s 15 05 geſtatten muß. ee 

„Eine Zeit für die Aufbewahrung ift auch beftimmt, wenn Überkleider für die Dauer einer 
e cel 10 A e 6 Warn 1924 Nr 122). — Ein wichtiger Grund 
Verl Verlangen vorzeitiger Rücknahme iſt z. B. anhaltende Krankheit des Verwahrers oder 
don des Aufbewahrungstaums. Durch Unterlaſſen der mit Recht verlangten Rücknahme 
284. — Hinterleger in Annahme- und, da er abzuholen hat, auch in Leiſtungsverzug, g 293ff., 


8 697 


die Ge Rüdgabe der hinterlegten Sache hat an dem Orte zu erfolgen, an welchem 
n ache aufzubewahren war 1); der Berwahrer iſt nicht verpflichtet, die Sache 
& Dinterleger zu bringen 2). 
020 II 637; M 2 679-581; P 2 300. 


ma W Ort der Rücgabe gilt der vertragsmäßig zur Aufbewahrung beſtimmte Ort. Nicht 
. Di N ift der Ort, wo die Sache zuletzt tatſächlich aufbewahrt worden ift. 
ſchuld Jab Mücgaveverpflichtung iſt alſo — auch bei Geld (abweichend von $ 270 Abſ 1) — Hol⸗ 
wahrer zen der Hinterleger die Gefahr und die Koſten der Rüdgabe zu tragen hat. Tem Ver. 
dunge Neht wegen ſeiner Gegenanſprüche, alſo wegen ſeiner Vergütung und ſeiner Aufwen⸗ 
ae Zuruckbehaltungsrecht, § 273, und, wenn bie ſonſtigen geſetzlichen Voraus⸗ 
recht 9 50 387 ff., vorliegen, auch die Aufrechnungsbefugnis zu (M 2, 579; Übergangs- 
88,0) Wegen ſonſtiger Einwendungen vgl. $ 695 A 2. Im Konkurſe des Verwahrers 
interleger das Ausſonderungsrecht zu (§ 43 KO). 
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§ 698 
Verwendet der Verwahrer hinterlegtes Geld für ſich, ſo iſt er verpflichtet, 
es von der Zeit der Verwendung an zu verzinſen. 
E 1 619 II 638; M 2 579; P 2 399. 
Die Beſtimmung entſpricht der Regelung beim Auftrag. Vgl. $ 668 und die Anmerkungen 


dazu. — Verwendet der Verwahrer andere hinterlegte Gegenſtände für ſich, ſo hat er dem 
Hinterleger den dadurch verurſachten Schaden zu erſetzen. Vgl. $ 700 Abſ 1 S. 2. 


§ 699 

Oer Hinterleger hat die vereinbarte Vergütung bei der Beendigung der 
Aufbewahrung zu entrichten ). Fit die Vergütung nach Zeitabſchnitten be⸗ 
meſſen, fo ift fie nach dem Ablaufe der einzelnen Zeitabſchnitte zu entrichten. 

Endigt die Aufbewahrung vor dem Ablaufe der für ſie beſtimmten Zeit, 
ſo kann der Verwahrer einen ſeinen bisherigen Leiſtungen entſprechenden 
Teil der Vergütung verlangen, ſofern nicht aus der Vereinbarung über die 
Vergütung ſich ein anderes ergibt ?). 

E I 623 II 639; M 2 582; P 2 401, 402. 

1. Die Vergütung wird fällig bei Beendigung der Aufbewahrung, und zwar regelmäßig 
gegen Rückgabe der aufbewahrten Sache, ſofern nicht ein anderes vereinbart ift (vgl. 88 551, 614). 
Geſetzliches Pfandrecht des Lagerhalters wegen Lagergeld und Aufwendungen § 421 Sch. 

2. Bei vorzeitiger Beendigung der Aufbewahrung linsbeſondere 5% 695, 696) erhält der Ver 
wahrer eine dem § 628 für den Dienſtvertrag entſprechend feſtzuſetzende Teilvergütung, ſofern 
nicht aus dem Vertrage ſich ein anderes ergibt. Zu beweiſen hat derjenige, der ſich darauf beruft. 


§ 700 : 
1) Werden vertretbare Sachen in der Art hinterlegt, daß das Eigentum auf 
den Verwahrer übergehen und dieſer verpflichtet ſein ſoll, Sachen von gleicher 
Art, Güte und Menge zurückzugewähren, ſo finden die Vorſchriften über das 
Darlehen Anwendung ). Geſtattet der Hinterleger dem Verwahrer, hinterlegte 
vertretbare Sachen zu verbrauchen, ſo finden die Vorſchriften über das Darlehen 
von dem Zeitpunkt an Anwendung, in welchem der Verwahrer ſich die Sachen 
aneignet ). In beiden Fällen beſtimmen ſich jedoch Zeit und Ort der Nückgabe 
im Zweifel nach den Vorſchriften über den Verwahrungsvertrag * 
Bei der Hinterlegung von Wertpapieren iſt eine Vereinbarung der im 
Abf 1 bezeichneten Art nur gültig, wenn fie ausdrücklich getroffen wird 5 6) f). 
E 1 618 II 640; M 2 576—578; P 2 395-399. 


1. Das hier geregelte Rechtsverhältnis. die Summenverwahrung im weiteren Sinne or 
uneigentliche (unregelmäßige) Verwahrung, ift kein eigentliches Darlehen, unterſcheide 
ſich vielmehr von dieſem dadurch, daß es nicht überwiegend den Belangen des Empfänger, 
ſondern denen des Hinterlegers dient (Rch 1, 208). Sein Zweck iſt Verwahrung für den Hinte, 
leger, nicht Verbrauch zum Nutzen des Empfängers (vgl. Vorbem vor $ 607). Wohl aber ſind, 
abgeſehen von Zeit und Ort der Rückgabe ($$ 695697), die für das Darlehen geltenden 16 
ſchriften, insbeſondere auch in bezug auf die Verzinſung ($ 608) darauf anwendbar (vgl * 
67, 264). Der Zinsfuß wird hier in der Regel niedriger als beim eigentlichen Darlehen be er 4 
weil dem Zinsanſpruch des Hinterlegers für den Verbrauch eine Aufbewahrungsvergütung 
Verwahrers gegenübertritt. Dieſes darlehnartige Verhältnis ſetzt in jedem Falle die Hinten g 
vertretbarer Sachen (§ 91) voraus. Auch bei der uneigentlichen Verwahrung iſt aber ber ch 
ſchluß eines Verwahrungsvertrages weſentlich. Deshalb iſt es kein Verwahrungsvertrag, 555 
kein uneigentlicher, wenn der Kommittent damit einverſtanden iſt, daß die für ihn angeihafl! 105 
ihm aber noch nicht übereigneten Wertpapiere für ihn auf Stückekonto gutgeſchrieben werger⸗ 
vgl. aber R& 67, 264, wo die Umwandlung einer auf Zahlung einer Geldſumme lautenden läſſig 
pflichtung in eine ſolche auf Verwahrung einer jederzeit auszahlbaren Geldſumme file zu an 
erachtet wird. Wirkſame Sicherheitsleiſtung gemäß § 54 Börſch kann der Kunde dem 0 I 
herrn, bei dem er Gelder ſtehen hat, dadurch beſtellen, daß er ihm das für ihn verwahrte Kat 
zur Sicherheit übereignet (Reß 87, 22f.; 153, 198). Aus dem Geldverwahrungsverkraßz auch 
nur derjenige Anſpruch auf Rückzahlung der hinterlegten Summe, der hinterlegt hai, nicht 
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der, aus deſſen Mitteln das Geld ſtammt (RG Warn 1921 Nr 91). Über die Anwendung des 
3607 Ab 2 auf die Summenverwahrung: RG 67, 262 und A 6 zu § 607. Kein Darlehn, aber 
auch keine Verwahrung nach § 700 iſt es, wenn zum Zweck einer Geſchäftsbeſorgung eine ſpäter 
zurüctzuzahlende Summe Geldes übereignet wird, damit aus deren Erträgniſſen das Geſchaft 
(Rentenzahlung) beſorgt und eine Vergütung verdient wird (RG 126, 81). i 
2. Iſt alsbald bei der Hinterlegung vereinbart worden, daß das Eigentum auf den Verwahrer 
übergehen und dieſer verpflichtet fein ſoll, Sachen von gleicher Art, Güte und Menge zurüd- 
zugewähren, ſo geht das Eigentum und die aus zufälligen Umſtänden entſpringende Gefahr 
regelmäßig mit der Übergabe auf den Verwahrer über und der Hinterleger hat für einen durch 
die Beſchaffenheit der hinterlegten Sachen etwa erwachſenden Schaden ($ 694) nur im Fall einer 
dabei von ſeiner Seite mitwirkenden unerlaubten Handlung einzuſtehen. Zurückbehaltungs⸗ 
und Aufrechnungsrecht find beim Vorhandenſein der ſonſtigen Vorausſetzungen auch hier 
zuläſſig. Dieſes Summenverwahrungsgeſchäft ſpielt gegenwärtig im kaufmänniſchen Verkehr 
eine hervorragende Rolle. Es bildet die Unterlage für den Scheckverkehr, obwohl hierzu auch 
ein künſtliches, d. h. durch Kreditgewährung geſchaffenes Guthaben des Scheckkunden genügt 
Vorbem 3 vor § 783). Über das Bankverwahrungsgeſchäft allgemein und in ſeinen 
verſchiedenen Zweigen |. Gadow in Staubs Kommentar zum HGB Anhang II zu 9424 A ff., 
9006 50ff. und insbeſondere die Erläuterungswerke zum neuen Bankdepotch (Vorbem 3d vor 
). 


3. Ein regelmäßiger Vermahrungsvertrag kann an ſich ſchon durch die Einigung der Parteien 
und die Übergabe kurzer Hand nach $ 929 S. 2 in einen unregelmäßigen Verwahrungsvertrag 
verwandelt werden. Das kann unbedingt geſchehen oder auch bedingt, etwa durch den Verbrauch 
zar verwahrten vertretbaren Sachen. Der jo bedingte Vertrag wiederum kann ſchon bei dem 
Begründen der regelmäßigen Verwahrung oder auch erſt jpäter abgeſchloſſen werden. Das 
Verbrauchen bedeutet dann lediglich den Eintritt der Bedingung. Alle dieſe Falle werden 
Ban dem — an ſich nachgiebiges Recht enthaltenden — Satz 2 des $ 700 Abſ! nicht betroffen. 
Er geht davon aus, daß keine andern Abreden getroffen ſind, als daß bei dem Begründen oder 
während des Beſtehens einer regelmäßigen Verwahrung der Hinterleger dem Verwahrer den 

erbrauch der Sachen geſtattet hat (ogl. Heußner, Der Übergang der regelmäßigen Ver⸗ 


wahrung in eine unregelmäßige Verwahrung, 1921). Alsdann ſoll nach dem Geſetz dieſes Ge⸗ 
ſtatten als Verkiagsantrag 191 Umwandlung gelten und er ſoll nur durch die Aneignung der 


Sachen von Seiten des Verwahrers angenommen werden können, alſo nicht durch bloßes Er⸗ 
maren des Einverſtändniſſes. cn und vom Geſetz vermutet wird dabei, daß der Rechts⸗ 
Fund des Geſtattens zu einer Rückgabeverpflichtung führt. Wird z. B. ſchenkungsweiſe „ge⸗ 
ſtattete, fo iſt das nicht der Fall. Die Möglichteit, daß der Vertrag durch das bloße Verbrauchen 
one jede Ertlärung der Annahme zuftande kommt, ergibt ſich aus $ 151. Danach kann auf jene 
cklarung verzichtet werden, und von dem nach $ 700 Abſ 1 S. 2 Antragenden wird darauf ver⸗ 
zichtet. Ob und wie lange er an ſeinen Antrag gebunden iſt, wird von den Umſtänden des ein. 
deinen Falles abhängen; regelmäßig wird eine Gebundenheit ausgeſchloſſen, ein Widerruf des 
760 zuläſſig ſein. Die Aneignung ſetzt, wie in der Rechtſprechung, namentlich zu 9 2 des 
x en Bankdepotgeſetzes (vgl. Vorbem 3) ausgeführt worden iſt, eine die Sache ſelbſt betreffende 
efügung des Verwahrers voraus, welche mit Sicherheit auf feine Abſicht des Eigentums- 
daß erbs schließen läßt (MG 52, 205; 58, 290). Erreicht wird durch dieſe Regelung des Geſezes, 
dei ein feſter Zeitpunkt gegeben ift, für den ſich die Umwandlung ermitteln läßt. Bis zu dieſem 
N 9 verbleibt dem Hinterleger im Konkurs des Verwahrers das Ausſonderungsrecht (KO 
1 0 Für Zeit und Ort der Rückgabe gelten in beiden vorerwähnten Fällen im Zweifel (A 2 
u) Die 88 695697. Mit der Zurückforderung des Hinterlegers oder mit dem Rucknahme⸗ 
tum des Verwahrers hört das darlehnartige Verhältnis, insbeſondere auch die Verpflich- 
1 Zahlung von Zinfen auf. f N ˖ 
Erſor h usdrücliche Vereinbarung (Abſ 2) wird verlangt bei der Hinterlegung von Wertpapieren. 
are 555 wird hier eine Vereinbarung, welche einen klaren, nicht mißzuverſtehenden unmittel- 
in ſi N Ausdruck — wenn auch nicht notwendig in Worten — gefunden hat; ſie muß ihren Sinn 
ei ich ſelbſt tragen (RS 65, 179: Ro St 57, 381). Nach 3 2 des alten Bankbepotch war außerdem 
übe, schriftliche Form notwendig (MG 52, 202; 58, 286; in Ach FW 1930, 2657° ift das 
Vorſchen). Im übrigen ſteht die Vereinbarung in den Fällen des Abs 1 unter den allgemeinen 
ſchriften Über Willenserklärungen; ſie kann alſo auch ſtillſchweigend getroffen werden. 

Su neue Bankdepotch (A 3d vor $ 688) ſchützt den Hmterleger durch beſonders ſtrenge 
verlert schriften davor, daß er bei der Anvertrauung von Wertpapieren ſein Eigentum an dieſen 
haben und nur einen ſchuldrechtlichen Anſpruch auf Rückgewahr gleichartiger Wertpapiere 
ſchäfts ſoll Es fol verhindert werden, daß der Bankkunde leichtfertig aus dem gejchübten Ge⸗ 
N geb er Verwahrung in das der unregelmäßigen Verwahrung, die nur die Formvorſchrift 
freiheit al. bſ 2 kennt, oder in das des Wertpapierdarlehns hineingerat, für das volle Form- 
gilt (8 607), und daß er im Falle des Konkurſes der Bank ſein Ausſonderungsrecht ein⸗ 

> Rontmentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Schack, Oegg.) 31 
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büßt. Deshalb ift beſtimmt, daß die Erklärung des Hinterlegers für das einzelne Geſchäft aus 
drücklich und ſchriftlich abgegeben werden muß und daß ſie weder auf andere Urkunden verweiſen, 
noch mit anderen Erklärungen des Hinterlegers verbunden ſein darf. Darin muß zum Ausdruck 
kommen, daß das Eigentum ſofort auf den Verwahrer oder einen Dritten übergehen ſoll und 
daß mithin für den Hinterleger nur ein ſchuldrechtlicher Anſpruch auf Lieferung nach Art und 
Zahl beſtimmter Wertpapiere entſteht (88 13, 15 Abſ 2 Bankdepotch n. F.). Dies gilt ſinngemäß, 
wenn Wertpapiere einem Kaufmann im Betriebe ſeines Handelsgewerbes als Darlehn gewährt 
werden (§ 15 Abſ 3 daſ.). Dieſe Formſtrenge gilt nicht, wenn der Hinterleger gewerbsmäßig 
Bant- oder Sparkaſſengeſchäfte betreibt ($ 16 daſ.). Auch hier muß aber die Vereinbarung der 
unregelmäßigen Verwahrung ausdrücklich fein ($ 700 Abſ 2). 

6. Nicht unter $ 700 fallen die Sammelverwahrung ($ 691 A 2) und die ſog. Summenverwah⸗ 
rung. a) Die Sammelverwahrung war bisher nur eine Einrichtung der Praxis und aus deren 
Bedürfniſſen entwickelt. Nunmehr iſt fie in $$ 5—9 Bankdepotch n. F. geſetzlich geregelt. Nach 
der geſetzlichen Begriffsbeſtimmung iſt Sammelverwahrung die Verwahrung vertretbarer Wert⸗ 
papiere ein und derſelben Art in einem einheitlichen Beſtande. Sie wird von dem Verwahrer 
ungetrennt von ſeinen eigenen Stücken entweder ſelbſt oder als Zwiſchenverwahrer durch einen 
Drittverwahrer vorgenommen. Alle Hinterleger gleichartiger Wertpapiere liefern alſo die Wert⸗ 
papiere in einem einheitlichen, aus Wertpapieren derſelben Art gebildeten Beſtand ein (Begr. 
z. Bankdepotc zu $5). Dem einzelnen Hinterleger ſteht eine beſtimmte Menge aus dem Sam. 
melbeſtande zur freien Verfügung, nicht aber eine beſtimmte Sache, die er hinterlegt hat oder 
die für ihn hinterlegt worden iſt. Er verliert durch die Einlieferung ſeiner Wertpapiere in Sam; 
melverwahrung ſein bisheriges Eigentum und erwirbt ſtattdeſſen Miteigentum am Sammel ⸗ 
beſtand (im einzelnen 58 6ff. Bankdepotch). Deshalb darf der Verwahrer ihm übergebene 
Stücke nur dann in Sammelverwahrung nehmen, wenn der Hinterleger ihn hierzu ausdrücklich 
und ſchriftlich ermächtigt hat. Die Ermächtigung darf nicht ſchon in den Geſchäftsbedingungen 
des Verwahrers enthalten ſein; die Urkunde, welche die Ermächtigung enthält, darf nicht auf andere 
Urkunden verweiſen. Die Ermächtigung muß weiterhin für jedes einzelne Verwahrungsgeſchäft 
beſonders erteilt werden; nur die Sammelverwahrung bei den Wertpapierſammelbanken (das. 
51 Abf3; Bekv. 1.5. 1937, RG Bl 1937 1,558; 1938 1,1848; 1939 1,386) darf auf Grund einer allge⸗ 
meinen Ermächtigung vorgenommen werden, die aber ebenfalls schriftlich und ausdrücklich erteilt ſein 
muß. Der zur Sammelverwahrung ermächtigte Verwahrer braucht nicht das ihm vom Hinterleger 
übergebene Stückin Sammelverwahrung zu nehmen, ſondern kann ſtatt deſſen dem Hinterleger ſchon 
bei Entgegennahme des Stückes einen entſprechenden Sammelbeſtandteil übertragen ($ 5 Abſ 2). 
Die Sammelverwahrung ift eine Art der regelmäßigen Verwahrung ($$ 688699), nicht gehört 
fie zur unregelmäßigen Verwahrung ($ 700). Werden Wertpapiere in Sammelverwahrung 
genommen, fo entjteht — nunmehr kraft Geſetzes (§6 Abſ 1 Bankdepotch) — mit dem Zeitpunkt 
des Eingangs beim Sammelverwahrer für den bisherigen Eigentümer Miteigentum nach 
Bruchteilen ($$ 1008, 741) an den zum Sammelbeſtand des Verwahrers gehörenden Wert⸗ 
papieren derſelben Art; für die Beſtimmung des Bruchteils iſt der Wertpapiernennbetrag maß⸗ 
gebend, bei Wertpapieren ohne Nennbetrag die Stückzahl. Durch dieſe Regelung iſt der noch 
in der letzten Bearbeitung dieſes Werkes an dieſer Stelle erörterte Streit, ob die Wertpapier- 
ſammelverwahrung beſſer auf Vermiſchung oder auf Vertrag beruhe, endgültig erledigt. 
Das Miteigentum entſteht alſob mit dem Eingang der Stücke beim Sammelverwahrer. 
Maßgebend ift nicht der Zeitpunkt, in dem der Sammelverwahrer die Stücke einem ſchon vor 
handenen Sammelbeſtande tatſächlich einverleibt, ſondern ſchon der Zeitpunkt, in dem er ſie 
einfügen konnte. Als Verwalter des Sammelbeſtandes für die Hinterleger und Miteigentümer 
hat der Sammelverwahrer das Recht, jedem Hinterleger die dieſem gebührende Menge auszu- 
liefern; ſoweit er ſelbſt Miteigentümer iſt, kann er die ihm gebührende Menge entnehmen. Hierzu 
bedarf er keiner Zuſtimmung der übrigen Beteiligten. In anderer Weiſe als durch ſolche Ver⸗ 
waltungshandlungen darf er den Sammelbeſtand nicht verringern ($ 6 Abſ 2 das.). Jede Ver⸗ 
ringerung des Sammelbeſtandes, die nicht durch die Ausübung der Verwaltungsbefugniſſe ge“ 
rechtfertigt iſt, geht zu Laſten des Verwahrers und macht ihn, ſofern er ſchuldhaft gehandelt hat, 
ſchadenserſatzpflichtig (Begr. zu 9 6). $ 7 regelt den Auslieferungsanſpruch des Hinterlegers 
ſeinen Anſpruch auf Schadloshaltung bei Nichterflillung. War der Hinterleger nicht Eigen. 
tümer der Wertpapiere, fo entſteht das Miteigentum in der Perſon des bisherigen Eigentüme 
der Stücke ($ 6 Abſ 1 Satz 1). Hinterleger und Miteigentümer find aljo in dieſem Falle ſchon 
von Beginn der Sammelverwahrung an zwei verſchiedene Perſonen. Auf die Anſprüche d 6 
Dritten als Miteigentümers find die Beſtimmungen über die Anſprüche des Hinterlegers (3 
Abſ 2, § 7) entſprechend anzuwenden. Auch der Miteigentümer kann demnach ſeinen Hercun, 
gabeanſpruch nur unter den gleichen Vorausſetzungen wie der Hinterleger geltend machen un 
der Verwahrer haftet jenem gegenüber für Verluſte am Sammelbeſtand genau ſo wie dem Hinter 
leger gegenüber ($ 8; Begr. dazu Abſ 1). A 

Aus der Rechtſprechung zur Sammelverwahrung nach bisherigem Rechte find hervorzuheben 
RG 21, 33; 116, 198; 139, 114; R6 JW 1930, 1386; 1932, 238; 1935, 3306; BankA XXIX, 281. 
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1 Das Geſetz hat mit der Regelung in den 8$ 6ff. Bankdepotc eine neue Art des urſprüng⸗ 
lichen Rechtserwerbs geſchaffen. Die Umwandlung des Wertpapiereigentums in Miteigentum 
beruht weder auf Vermiſchung ($ 948) noch auf Vertrag, ſondern unmittelbar auf dem Geſetz. 
Sinn der Regelung iſt das Anſtreben eines wirtſchaftlichen Fortſchritts durch Aufgabe von ent⸗ 
behrlichen Sonderrechten und ſoziale Gebundenheit der in der Sammelverwahrgemeinſchaft 
vereinten Hinterleger, auf welche die 98 742, 744, 745, 748 ff., 1011 Satz 2, 432 nicht anwendbar 
ſind (Opitz, Bankdepotch Bent. 7, 11f. zu 85 6—8). Die Rechtsänderung iſt vom Willen des 
Hinterlegers unabhängig; ſie iſt nur an die Tatſache geknüpft, daß Wertpapiere in Sammel⸗ 
verwahrung genommen werden. Miteigentum am Sammelbeſtande entſteht auch dann, wenn 
fein rechtsbeſtändiger Verwahrungsvertrag geſchloſſen worden iſt oder keine oder nur eine form- 
nichtige Ermächtigung ($ 5) vorliegt. 

ie Sammelverwahrung iſt aber nicht auf den Wertpapierverkehr beſchränkt; ſie kann auch 
andere vertretbare Sachen (88 90, 91) von ein und derſelben Art und Güte umfaſſen („Sammel- 
lagerung“: HGB $ 419; § 19 der Lagerordnung v. 28. 8. 31, RG Bl 1931 J, 478; 1932 1, 381, 
414; 8 30 Abſ 2 der VO über Orderlagerſcheine v. 16. 12. 31, RGBl I, 763 [A 2 vor § 688). 
Für Malz und Kartoffelflocken (Kartoffelſtärkemehl) ift die Sammellagerung ausgeſchloſſen (RG BI 
1932 1,381, 414; 1938 J, 1428; 1939 J, 909). Auch bei der Sammellagerung fteht am Lagergut, das 
u den getroffenen Abmachungen vermiſcht werden darf, vom Zeitpunkt der Einlagerung ab den 
gentümern der eingelagerten Mengen Miteigentum nach Bruchteilen zu; die Bruchteile beſtimmen 
lich nach dem Verhältnis der von jedem Einlagerer eingelagerten Menge zu den Mengen, die 
amtliche Einlagerer in den Lagerräumen des Lagerhalters eingelagert haben; das Miteigentum 
erstreckt 25 auf die Mengen, die von dem Lagerhalter erſatzweiſe eingelagert worden find (Lager 
$ 19 Ab 2). Hierbei beruht die Schaffung des Miteigentums auf Vertrag und, ſofern im ein⸗ 
zelnen Falle die Miſchlagerung ohne ausdrückliche Geſtattung ($ 419 Abſ 1 HGB) vorgenommen 

ven iſt, auf Vermiſchung ($ 948). 

* te Summenverwahrung (Tauſchverwahrung: 88 10, 11 Bankdepotch n. F.) fällt 
a enfalls nicht unter $ 700. Wie bei der Sammelverwahrung ($$ 688 ff.) und bei der unregel⸗ 
rigen Verwahrung (F 700) iſt bei ihr Vorausſetzung, daß der Verwahrer ermächtigt wird, 


1 Sielle der hinterlegten Wertpapiere gleichartige zurückzugewähren. Bisher fehlte eine geſetz⸗ 
wahruelung Das neue Depot& kennt in § 10 zwei Arten der Tauſchverwahrung: 1. die Ver⸗ 


Ar g mit der Ermächtigung für den Verwahrer, an Stelle anvertrauter Wertpapiere andere 
erſelben Art zurückzugeben (§ 10 Abſ 1), 2. die Verwahrung mit der Ermächtigung für den 
Alf barer, anvertraute Wertpapiere durch andere Wertpapiere derſelben Art zu erſetzen ($ 10 
— 11), Die Ermächtigung ift auch hier einer beſonderen Formſtreuge unterworfen. Bis 
wird Tausch bleibt der Hinterleger Eigentümer der von ihm eingelieferten Stücke, mit dem Tauſch 
rein er Eigentümer der Erſatzſtücke. Er darf alſo in keinem noch jo kurzen Zeitraum auf einen 
Tar. ſchuldrechtlichen Anſpruch beſchränkt fein (Begr. zu 9 10 Bankdepotch). Auf das durch die 
2 Jehberwahrung begründete Vertragsverhältnis find die Vorſchriften der 99 688 ff. BGB, 
aun anwendbar; aber $ 695 iſt dahin geändert, daß der Verwahrer das hinterlegte Papier 
handel den darf und nur ein Wertpapier der hinterlegten Art zurückzugewähren braucht. Es 
Dorfen ſich hierbei alſo um Arten der Sonderverwahrung, bei denen, falls die Tauſchermächtigung 
Erloſche das Schuldverhältnis (§ 695) durch eine andere Leiſtung an Erfüllungs Statt zum 
7 70 gebracht werden kann ($ 364). 

werben ie Fälle, in denen Kaufleute ais Treuhänder für Dritte Wertpapiere beſitzen oder er 
Schuldh oder Beteiligungen oder Gläubigerrechte ausüben oder erwerben oder in öffentliche 
in die er oder ſonſtige Regiſter eingetragen ſind, ſind angeſichts ihrer Verſchiedenartigkeit 
bezogen aue geſetzliche Regelung des Wertpapierverwahrungsweſens noch nicht unmittelbar ein- 
ü en worden. Das Bantdepot& ($ 42) ſieht vor, daß eine entſprechende Anordnung (auch 
an log. Auslandsgeſchäft) durch die beteiligten oberſten Reichsbehörden erlaſſen werden 
Verkehr int längerer Zeit werden die Einrichtungen der Wertpapierſammelbanken auch für den 
eine ei in Werten benutzt, für die, weil es ſich dabei nicht um körperliche Gegenſtände handelt, 
Kunden dnttche Aufbewahrung nicht in Betracht kommt. Hierbei fehlt für den Wertpapier 
Konkurs des Wlliche Möglichkeit, ihn auf der Grundlage des Sacheigentums (Miteigentums) im 
9771 8 . Treuverwahrers (Treuhänder) oder bei Zwangsvollſtreckungen gegen ihn (9 43 KO, 
159 884 5 vor Rechtsverluſten zu ſchützen (vgl. RG 79, 121; 84, 214; 94, 305; 127, 341; 133, 87; 
bei Nm 369). Aber eine ſinngemäße Anwendung der depotrechtlichen Schutzvorſchriften iſt auch 
handgir og Treugiroverkehr (Schuldbuchgiroverkehr, Kuxengiroverkehr, Jungſcheinverkehr, Treu- 
Umfang verkehr in ausländiſchen Zertifikaten deutſcher Stadtanleihen) möglich und in gewiſſem 
depotch g. on ſeither im Bankweſen durchgeführt worden (näheres hierüber bei Opitz, Bank⸗ 
ausgefüllt Faden 9 42). Dier hier beſtehende Lücke wird auf dem in $ 42 vorgeſehenen Wege 


7 


(ber. Segen Geſchäftsbeſtimmungen der Bank des Berliner Kaffen-Vereins für 1938 
das Giroſtrei La) enthalten neben den Beſtimmungen für das Giroſammeldepot (88 7799) und 
reifbanddepot (88 100103) auch ſolche für den Jungſcheinverkehr (88 104-115) 
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und für den Schuld buchgiroverkehr ($$ 116-126). Ein Jungſcheinkonto wird bei Neuemiſſio⸗ 
nen von feſtverzinslichen Wertpapieren und Aktien auf Antrag dem führenden Emiſſionshaus ein⸗ 
gerichtet, wenn ſich der Schuldner der Wertpapiere oder die Geſellſchaft, welche die jungen Aktien 
auszugeben beabſichtigt, in einem vom führenden Emiſſionshaus zu übergebenden Schreiben 
(Jungſchein) der Bank gegenüber unwiderruflich verpflichtet, die feſtverzinslichen Wertpapiere 
oder die jungen Aktien oder einen Teil davon nach Erſcheinen für Rechnung des führenden Emiſſi⸗ 
onshauſes unmittelbar an die Bank zur Aufnahme ins Giroſammeldepot zu liefern. In den Schuld⸗ 
buchgiroverkehr ſind einbezogen: die auf Grund des Kriegsſchädenſchlußgeſetzes vom 30. 3. 1928 
(RG Bl J, 120) und die auf Grund der Polenſchädenverordnung vom 14.7. 1930 (RGBl II, 957) 
eingetragenen 4½ igen Reichsſchuldbuchforderungen. Die Kontoinhaber können hierbei die Ein⸗ 
tragung der Bank in das Reichsſchuldbuch als Gläubigerin von ſolchen Schuldbuchforderungen, die 
den Kontoinhabern oder deren Kunden zuftehen, veranlaſſen; die Bank wird mit ihrer Eintragung 
ins Reichsſchuldbuch Treuhänderin ihrer Kontoinhaber mit einer näher umſchriebenen Rechte 
ſtellung (5118 und zu den Geſchäftsbeſtimmungen überhaupt Richter, Bank XXXVII/XXXVIII 
[1938], 354). 


Dreizehnter Titel 
Einbringung von Sachen bei Gaſtwirten 


1. Die Gaſtwirte und im weſentlichen auch die Schank- und Speiſewirte (vgl. Gaſtſtättench 
v. 28. 4. 1930 [RGBl 1930 I, 146; 1934 1, 567, 913; 1935 J, 690; 1938 J, 1245] mit Ausf Beſt 
v. 21. 6. 1930, 21. 6. 1933, 16. 7. 1934 [RG BBl 1930 J, 191; 1933 J, 39%; 1934 I, 709; 1938 I, 370 
haften ihren Gäſten für Beſchädigungen an Körper und Geſundheit, die ihnen infolge 
einer mangelhaften, von dem Wirt irgendwie verſchuldeten Beſchaffenheit der Gaſtraume 
zuſtoßen, auf Grund des mit den Gäſten beſtehenden Vertragsverhältniſſes (vgl. § 538 A 9), 
daneben tritt für ſolche Beſchädigungen eine Haftung aus unerlaubter Handlung ($$ 823, 831; 
ogl. die A 6e zu 9 823). In den $$ 701 bis 703 wird den Gaſtwirten, nicht auch den Schank⸗ 
und Speiſewirten, eine weitergehende Haftung für die von den Gäſten eingebrachten Sachen 
auferlegt, im Anſchluß daran in § 704 ihnen aber auch ein beſonderes, ebenfalls über das Ver⸗ 
mieterpfandrecht hinausgehendes Pfandrecht an den Sachen des Gaſtes gewährt. Dieſe bürger“ 
lichrechtlichen Beſtimmungen gelten auch dann, wenn der Gaſtwirt den öffentlichen Vorſchriften 
für die Ausübung ſeines Gewerbes, insbeſondere der Einholung der Erlaubnis der Verwaltungs“ 
behörde nach Abſchn. I des Gaftftätt®&, den ihm obliegenden Anzeigepflichten (9 4 Abſ 3 Gaſtſtätteh, 
514 Abſ 1 RGewd) oder der zur Anbringung ſeines Namens an der Außenſeite ſeiner Wirtſchaft 
nach $ 15a RGewd noch nicht nachgekommen iſt. Der innere Grund für die den Gaſtwirten 
auferlegte ſtrenge Haftung liegt darin, daß der lebhafte Verkehr wechselnder Perſonen für den 
Gaſt Gefahren mit ſich bringt und daß der Wirt aus dieſem Verkehr Nutzen zieht (RG 112, 58). 
Dem Eigennutz ſind auch hier vom Geſetz Grenzen gezogen. 2 
2. Die Grundlage der Haftung der Gaſtwirte für die eingebrachten Sachen der Gäſte it 
nicht der zwiſchen ihnen und den Gäſten geſchloſſene Vertrag, ſondern die tatfächliche Aufnahme 
der Gäſte (vgl. darüber $ 701 A 2). Der Gaſtaufnahmevertrag ſelbſt iſt im BOB nicht beſonder? 
geregelt. Er ſtellt ein eigenartiges Vertragsverhältnis gemiſchten Inhalts dar, auf welches tel 
die Vorſchriften über den Wohnungs mietvertrag, teils die über den Auftrag (vgl. JW 1910, 
1142), Dienſt⸗ und Werkvertrag, teils auch die über den Kauf Anwendung finden. Denn der 
Gaſtwirt übernimmt nicht nur die Pflicht zur Beherbergung des Gaſtes, ſondern daneben au 
noch andere Leiſtungen: Beköſtigung, Beleuchtung, Heizung und ſonſtige Dienſte. Auch ohne 
Beköſtigung kann aber ein Gaſtaufnahmevertrag vorliegen (. unten A! zu § 701). Über die 
nur ausnahmsweiſe eintretenden — Entſchädigungsanſprüche des Gaſtwirts in dem Falle, daß 
der Gaſt bei ihm plötzlich ſtirbt oder erkrankt, ſ. SeuffA 58 Nr 231; 62 Nr 8. — Für die Anſprüche 
des Gaſtwirts aus dem Gaſtaufnahmevertrage für Wohnung und Beköſtigung, ſowie andere 
Leiſtungen zur Befriedigung der Bedürfniſſe der Gäſte mit Einſchluß der Auslagen gilt na 
8196 Abſ 1 Nr 4 die zweijährige, für Anſprüche der Gäſte gegen den Wirt auf Grund der EN 6 
bis 703 die gewöhnliche Verjährung. Für beiderlei Anſprüche iſt gemäß 923 Nr 2 Abſ 3 un 
ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes das Amtsgericht zuſtändig. Auf Schah 
und Speiſewirte finden die Beſtimmungen des Titels keine Anwendung (RG 104, 45; 105, 2% 


s 701 


Ein Gaftwirt, der gewerbsmäßig Fremde zur Beherbergung aufnimmt 0 
hat einem im Betriebe dieſes Gewerbes aufgenommenen Gaſte!) den Schaden 
zu erſetzen 2), den der Gaſt durch den Verluſt oder die Beſchädigung einge 
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brachter Sachen!) erleidet. Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Schaden 
von dem Gaſte, einem Begleiter des Gaſtes oder einer Perſon, die er bei ſich 
aufgenommen hat, verurſacht wird oder durch die Beſchaffenheit der Sachen“) 
oder durch höhere Gewalt !“) entſteht. 

Als eingebracht gelten die Sachen, welche der Gaſt dem Gaſtwirt oder 
Leuten des Gaſtwirts, die zur Entgegennahme der Sachen beſtellt oder nach 
den Umftänden als dazu beſtellt anzuſehen waren, übergeben oder an einen 
ihm von dieſen angewieſenen Ort oder in Ermangelung einer Anweiſung 
an den hierzu beſtimmten Ort gebracht hat!). 

Ein Anſchlag, durch den der Gaſtwirt die Haftung ablehnt, iſt ohne Wirkung“). 

E 1 626 11 641: M 2 584—587; P 2 403 — 404, 413 — 415. 


1. Die gewerbsmäßige Aufnahme Fremder zur Beherbergung bildet die weſentlichſte Vor⸗ 
ausſetzung für die Haftung des Gaſtwirts nach 88 701—703 und zugleich das unterſcheidende 
Merkmal vom Schank⸗ und Speiſewirt. Dieſes Merkmal der Aufnahme zur Beherbergung trifft 
zu außer bei den Gaſt(Fremden)höfen auch bei den Gaſt⸗ und Familienheimen, einerlei, ob ſie 
Säfte auf längere oder kürzere Zeit aufnehmen und ob fie ihnen außer der Beherbergung auch 
Verpflegung gewähren (Rh 103, 9), ferner bei den gewerbsmäßig, z. B. durch einen Pächter, 
bewirtſchafteten Unterkunftshäuſern der Alpenvereine, nicht dagegen bei gewöhnlichen Ver⸗ 
mietern eingerichteter Zimmer oder Schlafſtellen, nicht bei Badeanſtaltsbeſitzern (OLG 6, 443), 
bei Heilanſtalten, ſofern das Heilen bei ihnen die Hauptſache iſt und den ganzen Betrieb beherrſcht 
(RS 112, 58; 30.3. 26 VI 570/25), auch nicht bei den Schlafwagengeſellſchaften, deren Tätigkeit 
nach den zwiſchen ihnen und den Eiſenbahnverwaltungen beſtehenden, auch auf das Verhältnis 
zu den Reiſenden einwirkenden Verträgen vielmehr auf eine beſondere Art der Beförderung 
10 durch erhöhte Bequemlichkeit ausgezeichneten Abteilen gerichtet iſt. Das gleiche gilt von dem 

etrieb der Dampfergeſellſchaften. Das Merkmal der Beherbergung unterſcheidet die Gaſt⸗ 
ausaufnahme von der Miete von Zimmern (RG Warn 1920 Nr 198), wobei der Vermieter für 


Ei Perſon des Mieters keinerlei Sorge übernimmt. Die Beherbergung will dem Gaſt einen 
Eiſaß für das eigene Heim bieten und umfaßt die Erhaltung der Ordnung und Sauberkeit im 


In dergstaum und die Bereitſtellung von Bedienung (R& 103, 9). Auch der regelmäßige Gaſt 
er temdenhof oder heim iſt, ſelbſt wenn er ſich dort längere Zeit aufhält, Gaſt, nicht Dauer⸗ 
18 (nch Warn 1920 Nr 198); der Gaſt bleibt Gaſt, auch wenn er fein Zimmer aufgegeben 
ae den Gaſthof aber noch weiter als Wohnaufenthalt benutzt (Rc 27. 5. 21 VII 575/20); wer 
9 7 das Zimmer aufgegeben und den Gaſthof verlaſſen hat, ift nicht mehr Gaſt, auch wenn er 
hebt immer noch für weitere Tage bezahlt hat (R& SeuffA 78, 129); vorübergehende Abweſenheit 
2 die Gaſteigenſchaft nicht auf (NG 103, 9). 5 8 
gerich Die Tatſache der Aufnahme des Gaſtes im Betriebe des Gewerbes, nicht der darauf 
x chtete Vertrag zwiſchen Gaſt und Gaſtwirt, bildet die Grundlage der hier in Frage ſte henden 
Ne des Gaſtwirts für die eingebrachten Sachen. Es liegt ſomit ein Tatbe ſtand geſetzlicher 
De vertragsähnlicher Verpflichtung vor. Nach dieſer — übrigens beftrittenen — Anſicht 
nichti tes auf eine Geſchäftsunfähigkeit, ſei es des Gaſtwirts, ſei es des Gaſtes, die den Vertrag 
dann macht, für die Verpflichtungen des Gaſtwirts nach $$ 701— 703 nicht an. Dasſelbe muß 
der auch für deſſen Rechte nach $ 704 gelten. Die Aufnahme muß vor oder bei Einbringung 
er Wichen geſchehen ſein, wie z. B. in dem Falle, daß der Gaſt ſeine Ankunft angekündigt und 
dem Ba En geantwortet oder auch nur zur Empfangnahme des Gaſtes einen Wagen nach 
ahnhof geſendet hat (R 1, 83). Anders, wenn keine wirkliche Aufnahme des Gaſtes, 
genom nur eine vorläufige Einſtellung ſeiner Sachen ſtattgefunden, der Gaſt noch kein Zimmer 
Maine RG ZW 08, 272°) oder erſt ſich angekündigt hat, ohne daß der Wirt ihm die Auf- 
Verwa erbrochen hätte. Keine Aufnahme im Gewerbebetrieb des Gaſtwirts liegt vor, wenn 
Angestellte oder Freunde ihn beſuchen, und keine Aufnahme eines Gaſtes, ſoweit es ſich um 
ufnah te oder Gehilfen des Gaſtwirts oder um von dieſem beſtellte Handwerker handelt. Die 
aufenhme des Gaſtes zur Beherbergung, die $ 701 vorausſetzt, erfordert aber keinen Nacht⸗ 
Wohm alt des Gaſtes; nur muß er das Haus als Herberge zum, wenn auch vorübergehenden, 
or naßenthatt, nicht nur deſſen allgemeine Verpflegungs⸗ und Erfriſchungsräume in 
a, Nehmen, 
Die Erſa 0 : a . 1 0 , 
en Erſatzpflicht geht über die aus einem gewöhnlichen Verwahrungsvertrag entſprin⸗ 
duc t hinaus 15 1 den Gaſtwirt ſchlechthin, mag der Verluſt oder die Beſchädigung 
Der Gast durch feine Leute, durch andere Gäſte oder durch dritte Perſonen herbeigeführt ſein. 
bewei bat daher nur die Aufnahme und Einbringung, ſowie den Schaden und deſſen Höhe 
ie ai nicht aber den — vielfach unmöglichen — Beweis einer Verletzung der dem Gaſtwirt 
den Unten Verpflichtungen zu führen, vielmehr hat der Gaſtwirt die ſeine Haftung ausſchließen⸗ 
ände darzutun. — Zur Erhebung des Erſatzanſpruchs iſt nur der Gaſt, nicht aber der mit 
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dem Gaſtwirt in keinem Vertragsverhältnis ſtehende Eigentümer der Sachen ermächtigt. Bei 
mitwirkendem Verſchulden des Gaſtes gilt $ 254 (RG 75, 386; Warn 1912 Nr 133, 1920 Nr 159; 
DLG 24, 401; 41, 128). Auf die Ehrlichkeit der Angeſtellten darf der Gaſt aber ohne Verſchulden 
rechnen. S. dazu RG 75, 386, 23 1922, 710° und 8702 A 4. 

4. Eingebrachte Sachen (Abſ. 2) find nicht bloß die vom Gaſte unmittelbar in das Gaſthaus 
eingeführten (einerlei ob ſie ihm gehören oder nicht), ſondern auch diejenigen, welche der Reiſende 
am Bahnhof dem zum Empfang von Gäſten entſandten Hausdiener oder dem Führer eines 
Gaſthofwagens mit dem Bemerken übergibt, daß er dort einzukehren gedenke (ROH 25, 336; 
NG 1, 83); eingebracht ift auch das Gepäck, welches der Hausdiener auf den vom Reiſenden ihm 
übergebenen Gepäckſchein hin von der Gepäckſtelle der Bahn ausgehändigt erhält (JW 1931, 
19777); immerhin muß aber die Abgabe an die „Leute“ des Gaſtwirts, nicht an Dritte, geſchehen 
ſein; eingebracht ſind deshalb noch nicht die in dem vor dem Gaſthaus anfahrenden Mietwagen 
zurückgebliebenen Gegenſtände. Wenn der Pförtner des Gaſthauſes beim Abladen des Gepäcks 
das Innere des Wagens nicht gehörig durchſucht hat und dadurch ein Gegenſtand abhanden 
kommt, haftet der Gaſtwirt nicht aus 8 701, ſondern gemäß $ 278 BB für die Fahrlaͤſſigkeit 
des Pförtners bei Ausführung des Auftrags, das Gepäck ins Gaſthaus zu ſchaffen (NG Warn 
1917 Nr 133). Die Frage, ob auch der Nachtpförtner des Gaſthofs als zur Entgegennahme von 
Wertſachen der Gäſte den Umſtänden nach anzuſehen ſei, behandelt RG 99, 70. Eingebracht 
ſind ferner die vom Gaſte getragenen oder nachträglich während ſeines Aufenthalts in den Gaſthof 
geſchafften Sachen, endlich auch das Fahrzeug und die Tiere des Gaſtes, die er in dem von ihm 
zu ſeiner Unterkunft aufgeſuchten Gaſthaus einſtellt (SeuffA 59 Nr 253), während der nicht 
zugleich die Gäſte beyerbergende Stallwirt für das bei ihm eingeſtellte Geſchirr regelmäßig 
nur im Falle eines ihn oder ſeine Leute treffenden Verſchuldens haftet (RG JW 1910, 750°). 
Eingebracht ſind auch die Kleidungsſtücke, die der zum Wohnen aufgenommene Gaſt in dem zur 
Einnahme der Mahlzeiten beſtimmten Raume oder in einem zur Ablage der Kleidungsſtücke 
dienenden Vorraum aufgehängt hat (RG 105, 203). In kleineren Gaſthöfen, wo die Bedienung 
der Wohn- und der Wirtſchaftsgäſte durch dieſelben Perſonen beſorgt wird, kommt es bei der 
Übergabe von Kleidungsſtlicken an eine Bedienungsperſon darauf an, ob dieſe als Gaſthofs⸗ 
oder als Wirtſchaftsangeſtellte um die Verwahrung angegangen wurde. Jenes iſt der Fall, wenn 
z. B. ein Wohngaſt dem Schenkfräulein ein Kleidungsſtück zur Ausführung einer kleinen Näh⸗ 
arbeit übergibt, die ſonſt die Zimmermädchen vorzunehmen pflegen; das iſt eine zum Gaſthofs⸗ 
betriebe gehörige Handlung (RG JW 1923, 754). Die Beſchädigung braucht nicht im Gaſthof 
einzutreten; z. B. genügt die Beſchädigung eines eingebrachten Wagens auf einer Schwarzfahrt 
des Hausdieners (JW 1935, 14531). Die Einbringung in einen zum Gaſthofbetrieb gehörigen 
Nebenraum (Schuppen, Garten, Heuboden, Spielplatz, Kegelbahn), auch einen nur behelfsmäßig 
eingerichteten, reicht aus, ſofern er nur zur Unterbringung der Wohngaſte oder ihrer Sachen 
beſtimmt iſt. Daß er für einen beſtimmten Gebrauchszweck, z. B. als Kraftwagenſchuppen, den 
polizeilichen Vorſchriften entſpreche, iſt nicht erforderlich; ebenſowenig bedarf es einer beſonderen 
Einweiſung des Gaſtes (OLG 43, 81; Leipzg 1907, 520; SeuffA 75, 329 JW 1925, 10194; Verl 
1939, 1008). Immer aber iſt nötig, daß die verlorenen oder beſchädigten Sachen ſich gerade an den 
Platze befanden, der für ihre Unterbringung beſtimmt war. Die Erſaßzpflicht des Wirtes erſtreckt ſich 
alſo nicht z. B. auf Kleidungsſtücke, die der Gaſt in feinem in einer Halle untergebrachten Wagen 
zurückgelaſſen hatte. Das Einbringen endigt mit der Abreiſe des Gaſtes, wenn der Gaſt von 
dem Gaſtwirt oder deſſen Leuten feine Sachen wieder in Empfang nimmt. Eingebrachte Sachen, 
die ein dazu berufener Gaſthausangeſtellter im Auftrage des Gaſtes zur Bahn bringt, bleiben 
alſo in der Obhut des Angeſtellten noch „eingebracht“ (RG JW 1925, 47316). Nicht mehr als 
eingebracht gelten dagegen die vom Gaſte bei feiner Abreiſe im Gaſthauſe zurückgelaſſenen oder 
die im Gaſthauſe aus ſeinem Beſitze gekommenen (z. B. von ihm im Wirtſchaftsgarten liegen 
gelaſſenen) Sachen. Inſoweit kann ein Verwahrungsvertrag oder auftragsloſe Geſchäftsführung 
vorliegen (M 2, 586; R6 Warn 1921 Nr 144; OLG 8, 78). Auch wenn der Gaſt mit dem Wirt 
die Nachsendung der Sachen vereinbart hat, hört dennoch mit ſeiner Abreiſe die Haftung na 

701 auf; es tritt Haftung aus Auftrag und Verwahrungsvertrag ein. Stirbt der Gaſt im Saft" 
ufe, fo dauert die Haftung des Gaſtwirts fort bis zur Übergabe der Sachen an den Erben oder 
bis zu deren Hinterlegung nach $ 372. 5 

5. Für den Ausſchluß der Haftung (Abſ. 1 Satz 2) kommt es, wenn der Schaden vom Gall, 
von einem feiner Begleiter oder von jemandem verurſacht worden iſt, den der Gaſt bei ſich auf 
genommen hat, auf ein Verſchulden dieſer Perſou nicht an. Außer den — vom Gaſtwirt zu 
beweiſenden — Ausſchlußgründen iſt auch eine Vereinbarung über den Wegfall der Haft 
pflicht zuläſſig. Dieſe Vereinbarung kann zwar nicht ſchon durch einen einfeitigen Anſchlag v 
Wirtes (NG JW 1925, 47316) und bloßes Schweigen des Gaſtes hierzu, wohl aber durch eine 
auf deſſen Grundlage zwiſchen Wirt und Gaſt erfolgte Verſtändigung herbeigeführt werben. 
Dieſe muß irgendwie klar in Erſcheinung treten; die Unentgeltlichkeit der Benutzung eines zur 
Verfügung geſtellten Raumes allein beſagt hierfür nichts. Vielfach werden den ankommende 
Gäſten Erklärungen zur Unterſchrift vorgelegt, in denen ſie auf die ſtrenge Haftung des Wirt 
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ganz oder teilweiſe verzichten. Eine ſolche Abrede kann gegen die guten Sitten verſtoßen, wenn 
eine Zwangslage des Gaſtes ausgenützt, vielleicht auch durch Ringbildung erſt geſchaffen worden 
iſt (JW 1925, 10197). Sittenwidrig iſt namentlich ein Verzicht des Gaſtes auch auf Anſprüche 
aus einem Verſchulden der Angeſtellten (ZW 1931, 19777). 

6. Wegen der höheren Gewalt |. $ 203 Abſ 2 und RG 75, 386. Nicht darunter fallen nament- 
lich Diebſtähle (RG aaO.) und im Innern des Gaſthauſes eintretende Brandſchäden (Roh 
Warn 1920 Nr 159). Es muß ſich um ein von außen her wirkendes Ereignis handeln, das durch 
die äußerſte, nach der Sachlage vom Betroffenen vernünftigerweiſe zu erwartende Sorgfalt 
nicht verhütet werden kann (RG 87, 55). 


8 702 
Für Geld, Wertpapiere und Koſtbarkeiten haftet der Gaſtwirt nach 8 701 
nur bis zu dem Betrage von eintauſend Mark ), es fei denn, daß er dieſe 
Gegenſtände in Kenntnis ihrer Eigenſchaft als Wertſachen zur Aufbewahrung 
übernimmt 2) oder die Aufbewahrung ablehnt) oder daß der Schaden von 
ihm oder von feinen Leuten verſchuldet ?) wird. 
EI 627 II 642; M 2 588590; P 2 404410. 
1. 8702 ſchränkt die Haftung des Gaſtwirts für Geld, Wertpapiere und Koſtbarkeiten ein 
WRG 8, 78; 41, 128; SeuffA 75, 329; JW 1925, 1019). Die Grundsätze, die für das Eiſenbahn 
Machtrecht (8429 HGB mit § 54 Eiſend VerkO) für den Begriff der Koſtbarkeit von der Recht ⸗ 
ſprechung aufgeſtellt find, find für § 702 nicht anwendbar; hier ift die allgemeine Verkehrsan⸗ 
chauung maßgebend, nach der ein übliches Kleidungsſtlck (Pelzmantel) von durchgängigem 
Werte nicht als Koſtbarkeit erachtet wird (RG 105, 202; 75, 190; vgl. auch 23 1922, 7101). Bei 
mehreren ſelbſtändigen, nur gemeinſam aufgenommenen Gäſten (z. B. mehreren Teil ⸗ 
nehmern einer Reiſegeſellſchaft) haftet der Gaſtwirt jedem bis zur Höhe von 1000 Mark, und 
0 zar auch dann, wenn ein Familienhaupt mit mehreren unſelbſtändigen Familiengliedern 
ber ihm abſteigt. Im Falle mehrfacher Beſchädigungen innerhalb einer und derſelben Beher⸗ 
Unpung wird dagegen der Wirt mehr als insgeſamt eintauſend Mark nicht zu zahlen brauchen. — 
nter Mark find heute Reichsmark zu verſtehen (LO v. 12. 12. 1924 51, RG Bl I, 775). 
y 2. Im Falle der übernahme zur Aufbewahrung in Kenntnis der Werteigenſchaft der Sachen 
Rabe der Gaſtwirt über die Grenze des F 702 hinaus, nicht bloß nach den Grundſätzen des Ver⸗ 
pr ahrungsvertrags, ſondern in Gemaßheit des $ 701. Die Vorausſetzung dieſer ſtrengeren Haftung 
dat der Gaſt nachzuweiſen. Die Benutzung einer von dem Gaſtwirk den Gäſten für die Auf- 
ewahrung ihrer Sachen zur Verfügung geſtellten Einrichtung begründet keine Annahme zur 
ulbewahrung (RG 77, 336). Fa 
9 75 Wie die Übernahme wirkt auch die Ablehnung der Aufbewahrung, obwohl im übrigen 
et behalten wird. Der Gaſtwirt kann ſich alſo der unbeſchränkten Haftung nur dadurch 
Jen, daß er den Gaſt überhaupt abweiſt. | 
des Win Falle des Verſchuldens iſt die Haftung der Höhe nach unbegrenzt. Ein Verſchulden 
Auf — liegt vor bei Aufnahme verdächtigen Geſindels, bei ungenügender Bewachung oder 
bei Nießung des Hauſes, bei mangelhafter Verſchließbarkeit der Zimmer (RG 75, 386), auch 
88 enntnis der baupolizeiwidrigen Beſchaffenheit von Gebäudeteilen, welche die Verbreitung 
trifft in gsgebrochenen Brandes begünftigte (R Warn 1920 Nr 159). Das Zimmermädchen 
verschtz der Regel ein Verſchulden, wenn es die von den Gäſten offen gelaſſenen Zimmer nicht 
laſtun ießt (G 16. 11. 20 VII 260/20, vgl. aber auch Reh JW 1924, 19770). Zu feiner Ent 
aus = kann ſich der Gaſtwirt bei dieſer vertragsähnlihen Haftung auf den nur bei Haftung 
Verſ hier Handlung anwendbaren $ 831 nicht berufen, wohl aber auf ein mitwirkendes 
ſache utben des Gaſtes nach $ 254, das insbeſondere dann gegeben ift, wenn der Gaſt Wert. 
Gaſtwürſ ten liegen läßt (RG aaO. und Warn 1922 Nr 68) oder wenn er es unterlaſſen hat, den 
ut auf die Gefahr eines ungewöhnlich hohen Schadens aufmerkſam zu machen oder den 


aden abzuwenden oder zu mindern (R® Warn 1920 Nr 159 u. 198). 


8 703 


RE dem Gaſte auf Grund der 88 701, 702 zuſtehende Anſpruch erliſcht, 

6 ae nicht der Gaſt unverzüglich, nachdem er von dem Verluſt oder der Be- 

15 75 gung Kenntnis erlangt hat, dem Gaſtwirt Anzeige macht). Der An- 
ch erliſcht nicht, wenn die Sachen dem Gaſtwirte zur Aufbewahrung über- 
en waren 2). 


€ı 
1 643 III 690; P 2 410; 6 194. 
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1. Anzeigepflicht des Gaſtes, und zwar gegenüber dem Gaſtwirt oder deſſen Vertreter. 
Unverzüglich ſ. $ 121, damit der Gaſtwirt rechtzeitig in der Lage iſt, die Behauptungen des Gaſtes 
zu prüfen und gegen ſeine etwa ſchuldigen Leute vorzugehen. 

2. Kein Erlöſchen im Fall der Übergabe an den Gaſtwirt perſönlich oder an 
deſſen Vertreter (Prot 2, 414; OLG 6, 442). Anders, wenn die Sachen ſeinen Leuten über⸗ 
geben waren, von deren Verhalten der Gaſtwirt nicht ohne weiteres Kenntnis haben muß. Die 
Beweislaſt geſtaltet ſich ſo, daß a) der Gaſtwirt nachzuweiſen hat, daß und wann der Gaſt 
Kenntnis von dem Verluſt und Schaden erhalten habe, während b) dem Gaſte der Beweis der 
rechtzeitigen Anzeige, gegebenenfalls der Übergabe an den Gaſtwirt zur Aufbewahrung, obliegt. 
die Verweigerung der beſonderen Übernahme ($ 702) hat hier nicht die gleiche Wirkung wie 
dieſe ſelbſt. 


8 704 


Der Gaſtwirt !) hat für feine Forderungen für Wohnung und andere dem 
Gaſte zur Befriedigung ſeiner Bedürfniſſe gewährte Leiſtungen, mit Einſchluß 
der Auslagen 2), ein Pfandrecht an den eingebrachten Sachen des Gajtes ?). 
Die für das Pfandrecht des Vermieters geltenden Vorſchriften des $ 559 Satz 3 
und der 88 560 bis 563 finden entſprechende Anwendung). 

E 1 628 II 644; M 2 590; P 2 all, 412. 

1. Das Pfandrecht des § 704 iſt nur dem Gaſtwirt im Sinne des $ 701 gegeben, der ge⸗ 
werbsmäßig Fremde zur Beherbergung aufnimmt, nicht dem Speiſe⸗, Schank⸗ oder Stallwirt. 

2. In Anſe hung der zu ſichernden Forderungen reicht das Pfandrecht des Gaſtwirts weiter 
als das des Vermieters, das ſich auf die Forderungen für Beköſtigung, Auslagen uſw. nur dann 
erſtreckt, wenn fie nebenſächlicher Natur find (ſ. 9 559 A 3). 

3. Das Pfandrecht beſteht an den eingebrachten Sachen des Gaſtes, nicht an den im Eigen⸗ 
tum Dritter ſtehenden, vom Gaſte mit ſich geführten Sachen, auch dann nicht, wenn ſich der 
Gaſtwirt bezüglich 17 in dem guten Glauben befindet, daß ſie Eigentum des Gaſtes ſeien 
(vgl. ö 559 A 2). Insbeſondere hat der Gaſtwirt wegen feiner Forderungen an den Gaſt kein Pfand ⸗ 
recht an den von deſſen Begleitern oder Dienern eingebrachten Sachen; wohl aber an den Sachen 
des Gaſtes für die Forderungen wegen der den Begleitern des Gaſtes gewährten Wohnung und 
Beköſtigung, ſofern der Gaſt hierfür einzuſtehen hat. § 1207 BGB findet auf das Pfandrecht 
des Gaſtwirts als 1514900 Pfandrecht, das einen Pfandbeſitz nicht vorausſetzt, keine Anwendung 
(RG 7. 7. 16 VII 138/16). 

4. Dies ſind die Vorſchriften über den Ausſchluß der der Pfändung nicht unterworfenen 
Sachen ſowie über das Erlöſchen des Pfandrechts mit der Entfernung der Sachen von dem 
Grundſtück, über das Widerſpruchs⸗, Selbſthilfe⸗ und Klagerecht des Vermieters, über die Ab⸗ 
wendung durch Sicherheitsleiſtung und über das Verhältnis des Vermieterpfandrechts zum 
Pfändungspfandrecht anderer Gläubiger. — Im Konkurſe des Gaſtes ſteht dem Gaſtwirt das 
Abſonderungsrecht nach 9 49 Abſ 1 Nr 2 KO zu. Sein Verkaufsrecht außerhalb des Konkurſes 
regeln die §8 1228ff. BGB. 


Vierzehnter Titel 
Geſellſchaft 


1. Rechtliche Natur der Geſellſchaft. Nach dem BGB handelt es ſich bei der Geſellſchaft um 
einen gegenſeitigen Vertrag im Sinne der $$ 320ff., gerichtet auf die gegenſeitige Verpflichtung 
der Geſellſchafter, die Erreichung eines gemeinſamen Zweckes in der durch den Vertrag beſtimmten 
Weiſe zu fördern, insbeſondere die vereinbarten Beiträge zu leiſten ($ 705 und A 4 dazu). Das 
durch den Geſellſchaftsvertrag begründete Schuldverhältnis ſteht unter dem Gebot der Beob⸗ 
achtung von Treu und Glauben ($ 242) und iſt von der Rechtſprechung ſchon immer als em 
in beſonderem Maße auf gegenſeitigem Vertrauen und gegenſeitiger Treue beruhendes Recht?” 
verhältnis betrachtet worden (ſ. unten Vorbem 4). Aus dem der nationalſozialiſtiſchen Weltan“ 
ſchauung gemäßen Gemeinſchaftsdenken ergibt ſich darüber hinaus die Betrachtung der Geſel 
ſchaft als einer Art von Gemeinſchaft, in der die Beteiligten als in gegenſeitiger Treue auch inner 
lich verbundene Vertragsgenoſſen ſtehen, mit der Aufgabe, das gemeinſame Ziel im Sinne un 
zum Nutzen der Volksgemeinſchaft zu erreichen, deren Inkereſſe in jedem Falle dem der ein 
zelnen vorgeht (vgl. Vorbem 1 Abſ2 vor 3 241). Nationalſozialiſtiſches Rechtsdenken legt er 
die Annahme nahe, daß es ſich bei der Geſellſchaft überhaupt nicht um ein bloßes Schuldverhaltnt 
handelt, ſondern um ein von der Treupflicht der in ihr vereinigten Geſellſchafter getragene 
perſonenrechtliches Gebilde, für das der Geſellſchaftsvertrag nur Begründung und — 
ſtaltung bedeutet, während Rechte und Pflichten der Beteiligten unmittelbar auf der Mitglie 
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ſchaft beruhen. In jedem Fall iſt bei der Auslegung und Anwendung des Geſellſchaftsrechtes, bei 
er Abgrenzung der aus dem Geſellſchaftsverhältnis entſpringenden Rechte und Pflichten, ähnlich 
wie bei den Verhältniſſen des Arbeitsrechts (vgl. Vorbem 1 Abſ 1 vor § 611), dem perſonen⸗ 
rechtlichen Einſchlag, den ſtarken perſönlichen Beziehungen der Geſellſchafter Rechnung zu 
tragen, die, durch den gemeinſamen Zweck (8 705) ſchon äußerlich gebunden, durch die Pflicht gegen- 
eitiger Treue auch innerlich einander verbunden find. Die Geſellſchaft iſt kein reines Schuldverhält⸗ 
nis in dem Sinne, daß es ſich in dem Austauſch von Leiſtung und Gegenleiſtung erſchöpfen würde, 
weshalb auch, wie ſchon in der bisherigen Rechtſprechung immer anerkannt worden iſt, die Be⸗ 
ſtimmungen über gegenſeitige Verträge (38 320ff.) keinesfalls ſtets und ohne Einſchränkung ange⸗ 
wendet werden können (vgl. 8 705 A 4; RG JW 1938, 52751 mit Anm Bley ebenda 528ff.). 

Aus dem Gedanken der Volksgemeinſchaft ergibt ſich auch die Bedeutung der Raſſenfrage 
für das Geſellſchaftsverhältnis. Wie es dem deutſchen Volksgenoſſen, insbeſondere dem Ange⸗ 
hörigen der NS DA und ihrer Gliederungen nicht zuzumuten ift, in Rechtsverkehr mit Juden zu 
treten (Vorbem 1 Abſſ3 vor $ 241), fo kann ihm auch die Beteiligung an einer Geſellſchaft nicht 
zugemutet werden, an der Juden beteiligt ſind. Die Unkenntnis des Umſtandes, daß unter den 
Beteiligten ſich Juden befinden, kann zur Anfechtung des Geſellſchaftsvertrags wegen Irrtums 
und argliſtiger Täuſchung (88 119, 123) führen, und es kann namentlich auch eine vorzeitige 
Kündigung des Geſellſchaftsverhältniſſes wegen Zugehörigkeit eines Geſellſchafters zur jüdiſchen 
Kaffe gemäß $ 723 oder eine Ausſchließung dieſes Geſellſchafters gemäß § 737 zuläſſig fein. Vgl. 
dazu 5723 A 4, 8737 Ag. 

„Aus dem neueren Schrifttum zum Recht der Geſellſchaft: Heyl zu Herrnsheim DR 
1034, 535; Hueck, Der Treuegedanke im Recht der offenen Handelsgeſellſchaft in Feſtſchrift für 
Fubner 1935 S. 72ff.; Siebert, BGB-Syſtem und völkiſche Ordnung DRWiſſenſch. 1936, 
29 4ff. (225ff.); derſelbe, Die „faktiſche“ Geſellſchaft in Feſtſchrift für Hedemann 1938 S. 266ff.; 
leoltmann, Die verbandsrechtliche Struktur und Dynamik des Geſellſchaftsbegriffs im Bürger⸗ 
10 en Geſetzbuch 1937; Würdinger, Geſellſchaften, 1. Teil: Recht der Perſonalgeſellſchaften 
4887; derſelbe, Theorie der ſchlichten Intereſſengemeinſchaften, Beil. Heft I (1934) zur 39K, 
wie Betrachtungen zur Reform der Perſonalgeſellſchaften Archiv Prax 144, 129ff.; Bley 
1 der ſchon erwähnten Anm JW 1938, 528ff. Zum Recht der Schuldverhältniſſe im allgemeinen 
l Vorbem 1 Abſ 4 vor 8 241. h 4 
2 2. Die Vorſchriften des BGB über die Geſellſchaft gelten nicht nur für die Geſellſchaften 
dos bürgerlichen Rechtes. Sie dienen zugleich zur Ergänzung der Vorſchriften des Handels⸗ 
ſchah dach (gl. $$ 105 Abſ 2, 161 Abſ 2, 320, Abs 2, 335 0 B) über die offene Handelsgeſell⸗ 
Halt, die Kommanditgeſellſchaft und augenſcheinlich auch (88 338 Abſ 2, 339 HGB; RG JW 

18, 4317) die ſtille Geſellſchaft. An die Stelle des 5 320 Abſ 2 508 ift ſeit dem 1. 10. 37 
inhaltlich übereinſtimmende 219 Abſ 2 des Gef über Aktiengeſellſchaften und Kommandit⸗ 
gesellschaften auf Aktien (Aktiengeſetz) v. 30. 1. 37 (RG Bl I, 107) getreten. Einführung des Aktien⸗ 
heletzes in Oſterreich ſ. VO v. 11. 4. 38 (RG Bl J, 385) und v. 2. 8. 38 RG Bl I, 988); in den 
Gi etendeutſchen Gebieten ſ. Vo v. 3. 12. 38 (RGGBl J, 1725) und v. 9. 2. 39 (RG Bl 1, 176). 
ſudſahrung des Handelsgeſetzbuchs in Oſterreich ſ. Vo v. 24. 12. 38 (RG Bl J, 1919); in den 
fell etendeutſchen Gebieten VO v. 28. 2. 39 (RG Bl J, 391). Iſt beim Abſchluſſe eines Ge⸗ 
ſchacdaltsvertrags die Geſchäftsabſicht zunächſt auf die Begründung einer offenen Handelsgeſell ⸗ 
ent It oder einer Kommanditgeſellſchaft gerichtet, ſteht aber die Vorſchrift des $4 Abſ 2 HGB. 
de gen, weil es an einem Vollhandelsgewerbe fehlt, jo entſteht regelmäßig eine Geſellſchaft 
Geſell gerlichen Rechtes. Ebenſo wird aus der offenen Handelsgeſellſchaft eine bürgerlichrechtliche 

elfchaft, wenn fie das bisher betriebene Vollhandelsgewerbe aufgibt und nur noch ein Klein⸗ 
eine m gewerbe betreibt (RG 155, 75). Über Umwandlung der offenen Handelsgeſellſchaft in 

185, eſellſchaft des bürgerlichen Rechts ſ. OR 1935 Nr 1133 (Umſchreibung der Grundſtücke der 
mit gigen Geſellſchaft auf die Geſellſchafter) und HRR 1937 Nr 12 (Verpachtung des Geſchafts 
geſell a). Die Vorſchriften des BGB finden grundſätzlich auch Anwendung auf die Aktien ⸗ 
vor d . (Aktiengeſetz ſ. oben), die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung und die Genoſſenſchaft 
144 gen Eintragung im Handelsregiſter oder Genoſſenſchaftsregiſter (RG 119,170; 123,23; 134,121; 

in 356 Rach Warn 1930 Nr 101; 1937 Nr 39). Handeln im Namen der Aktiengeſellſchaft vor der 


d aufgenommen worden. Zu dieſen Gelegenheitsgeſellſchaften gehören z B. das Grün⸗ 
erg ee rtium — über die 1 Haftung von Perſonen, die ſich zur Gründung einer 
der eaſchaſtve a 
158 Halder bei Sondervereinbarun en, die ſich auf die Zeit nach der Gründung beziehen, RG 

ae U er das . das zur Begebung von Wertpapieren ſich gebildet 
zeichnet 5 


einen gi n Konſortium in ein Vertragsverhältnis); 67, 394; Gruch 48, 1039; Hold⸗ 
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ſtimmter Mindeſtverkaufpreiſe oder zur Regelung des gemeinſchaftlichen Abſatzes ihrer Erzeugniſſe 
zuſammengetreten find (vgl. RG 48, 305; 53, 19; 114, 262; Warn 1916 Nr 209; 20. 2. 17 II 356/16; 
vgl. auch NG 74. 33; 89, 354 und Aufſätze in JW 1911, 144; 1914, 171; 1915, 372; 1921, 301 ſowie 
23 1911, 918 und Gruch 68, 15ff.). Zur Frage der Wirkſamkeit eines Geſellſchaftsvertrages, 
deſſen Zweck der Abſchluß von Börſentermingeſchäften, die zugleich Spielgeſchafte (Differenz- 
geſchäfte) ſind, oder von Umſatzgeſchäften ift, die ſich äußerlich als Kaſſengeſchäfte darſtellen, in 
Wirklichkeit aber Spielgeſchäfte ſind, |. R& 147, 112. Vertrag mit einer in der Gründung befind⸗ 
lichen Geſellſchaft ſ. auch R HAN 1928 Nr 208. Zur Anwendung des $ 25 H B bei Einbringung 
eines zu dieſem Zweck erworbenen Handelsgeſchäfts wahrend der Gründungszeit ſ. RG 143, 168. 
Für die Gründungsgeſellſchaft iſt zu beachten, daß für dieſe in gewiſſem Maße die für 
die zu gründende Geſellſchaft geltenden Grundſätze ergänzungsweiſe heranzuziehen ſind. 
So iſt es, wenn der Geſellſchaftsvertrag einer Geſellſchaft m. b. H. den Konkurs eines Geſell⸗ 
ſchafters nicht als Auflöſungsgrund anerkennt, gerechtfertigt, dieſen Auflöſungsgrund trotz ö 728 
auch für die Gründungsgeſellſchaft nicht gelten zu laſſen (RG 82, 288). Haftung einer Geſellſchaft 
mbH für Wettbewerbsverſtöße, deren ſich ihre Geſellſchafter und ſpätere Geſchaftsführer in der 
Gründungszeit ſchuldig gemacht haben, |. RG Dig 1936, 579. Wird von dem Mitgliede einer 
handelsrechtlichen Geſellſchaft durch Einräumung einer Unterbeteiligung (vgl. § 717 A 2) 
eine beſondere Geſellſchaft gegründet, ſo kommen für dieſe lediglich die Vorſchriften des bür⸗ 
gerlichen Rechtes zur Anwendung. — Ein Geſeliſchaftsvertrag kann zwiſchen Ehegatten 
unbeſchadet des in der Ehe geltenden geſetzlichen Güterrechts geſchloſſen werden. Er ſtellt nicht 
einen Ehevertrag dar und bedarf deshalb nicht der in $ 1434 vorgeſchriebenen Form. Die aus 
dieſem Geſellſchaftsverhältnis ſich ergebenden Rechtsverhältniſſe ſind nur na Geſellſchaftsrecht, 
nicht nach Güterrecht zu beurteilen (R& LZ 1919, 10767). Ein ſolcher Geſellſchaftsvertrag kann ſtill⸗ 
ſchweigend geſchloſſen ſein, wenn die Umſtände ergeben, daß die Frau nach dem Willen beider Eheleute 
ihre Tätigkeit dem Geſchäftsbetriebe des Mannes nicht als bloße Gehilfin, ſondern als gleichberechtigte 
Geſellſchafterin mit dem Recht auf Teilung des Gewinns zugewandt hat. Eine als Güterſtands⸗ 
vereinbarung oder Schenkungsverſprechen wegen Formmangels ungültige Abrede zwiſchen 
Eheleuten, die Hälfte des im Geſchäfte des Ehemannes Erworbenen ſolle der Ehefrau als Dank 
für ihre Mitarbeit zuſtehen, kann als Vereinbarung einer Treuegeſellſchaft dahingehend aufrecht- 
erhalten werden, daß die Ehefrau nach Beendigung des Geſellſchaftsverhältniſſes die Hälfte des 
im Geſchäft Erworbenen ausgezahlt erhalten ſolle (D 1936, 1036). Über die Reederei |. 
85 489ff. HGB, über die Geſellſchaft am Bergwerk bei Gewerkſchaften alten Rechtes Roh 
98, 181. Nach dieſer Entſcheidung beſteht an dem Gewerkſchaftsvermögen einſchließlich des 
Bergwerks Geſamthandseigentum, nicht Ge meinſchaft nach Bruchteilen. — Für nichtrechts⸗ 
fähige Vereine gelten die Vorſchriften über die Geſellſchaft nach $ 54. Das Weſen des Vereins 
beſteht in ſeiner Unabhängigkeit von dem Wechſel der Mitglieder und in der körperſchaftlichen 
Verfaſſung (vgl. $ 54 A 1). Die Unterſcheidung des nichtrechtsfähigen Vereins von der Geſell⸗ 
ſchaft kann im Einzelfalle Schwierigkeiten machen, da die meiften Vorſchriſten des Geſellſchafts · 
rechts nachgiebiger Natur ſind. Die bekannten Bohrgeſellſchaften können nicht nur Vereine, 
ſondern auch Geſellſchaften fein (vgl. RG 54, 297; 57 S. 90, 414; ferner HoldheimsMSchr 06, 
255). Den Vorſchriften über die Geſellſchaft unterliegen, ſoweit inlandiſches Recht in Betracht 
kommt, die nicht anerkannten ausländiſchen Vereine (Art 10 Ech). 

2a. Entſprechend anzuwenden find ferner auf Vertragsverhältniſſe, die auf eine längere In⸗ 
tereſſenverknüpfung gerichtet ſind, insbeſondere (aber nicht nur) auf ſolche von geſellſchaftsahnll. 
cher Art, einzelne Vorſchriften des Geſellſchaftsrechts. So namentlich die Vorſchriften über die 
Kündigung aus wichtigem Grunde (8 723, vgl. auch $ 626) auf Vertragsverhältniſſe, die auf 
längere Dauer eingegangen ſind und in beſonderem Maße auf gegenſeitigem Vertrauen beruhen 
(665,37; 78 S. 424,385: 95,166; 128,1; 3281925, 94515; 1926, 2629%; 1929, 1291; 1934,2408°; 
1936, 254613; RG HRN1935 Nr1586; 1936 Nr 1611; RG Warn 08 Nr511; 23 1920,893” und mit 
bezug auf die Miet- und Pachtverträge JW 1919, 1811; 1937, 1146“; vgl. auch 9611 A 2 Abſ l, 
8542 Al und 5 553 Al. G eſellſchaftsähnlich ſind Verlagsverträge und andere Ber 
träge mit Beteiligung des Urhebers am Reingewinn (Rc 78, 301; 81, 233; 87, 215; 115, 358 
23 1914, 862%; Warn 1920 Nr 157), desgleichen Kartelle und Syndikate, ſoweit fie nicht 0 
Geſellſchaften, als Vereine oder als Geſellſchaften m. b. H. eingerichtet find (vgl. RG 53, 22; 
auch 70, 165 über das Recht auf gleichmäßige Beteiligung an gewinnbringenden Geſchäften). 
Erfindungsverwertungsverträge |. Rh Seuffa 85 Nr 3; Lizenzverträge |. RG 126, 65; 142, 212; 
RG ZW 1936, 96972; 1937, 2267, 297012; dich Seuffa 89 Nr 81, RO Ohe 1982 Nr 1441; 193 
Nr 1118, 1641. Zuſammenwirken von Induſtriegeſellſchaften bei der Finanzierung eines gemem 
ſchaftlichen Unternehmens |. R 126, 287. Zusammenarbeit mehrerer Firmen auf dem Gebiete 
der Herſtellung und des Verkaufs ihrer Erzeugniſſe ſ. RG 145, 274. Übertragung des ausſchließh. 
lichen Vertriebs der Biere einer Brauerei ſ. Rs JW 1936, 916˙. Ein geſellſchaftsähnliches Ver 
hältnis kann angenommen werden, wenn mehrere Anwälte oder mehrere Arzte unter Wahrung 
der Selbſtändigkeit der Berufsauslibung des einzelnen ſich in gewiſſen Beziehungen zu einem 
gemeinſchaftlichen Betriebe verbunden haben. Ein Geſellſchaftsverhaltnis, kein Dienſtverttag 
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liegt vor, wenn ein jüngerer Arzt ſich zur gemeinſamen Ausübung der ärztlichen Tätigkeit mit 
einem älteren Arzt verbindet; er wird dadurch nicht zum Angeſtellten, ſondern zum beruflich und 
ſozial gleichſtehenden Mitarbeiter (RG 25. 9. 1923 IL 878/22). Filmherſtellungs⸗ und Verwer⸗ 
tungsvertrag NG 158, 321 (334). Auch ein Kreditabkommen, bei dem eine Bank regelmäßig 
aren zu bevorſchuſſen hat, die der andere Teil kauft und weiterverkauft, wobei die Bank 
den ganzen Verkehr zwiſchen Lieferer und Abnehmer vermittelt, iſt als geſellſchaftsähnliches 
> erhältnis mit Kündigungsmöglichkeit bei wichtigem Grunde anzuſehen (RG SeuffA 84 
Nr 61). Dagegen iſt die Kündigungsvorſchrift des § 723 auf Kaufverträge über lang⸗ 
friſtige Sukzeſſivlieferungen für nicht anwendbar erklärt worden in RG Im 07, 1035; 
gl. Ach 74, 33, während in Warn 1919 Nr 22 die Annahme eines geſellſchaftsähnlichen 
Verhältniſſes, das für die Lieferpflicht von Bedeutung ift, als möglich hingeſtellt wird. 
Der Umſtand allein, daß der Vorteil der Vertragsparteien Hand in Hand geht, wie 
bei der Geſchäftsverbindung zwiſchen dem Erzeuger und feinen Kunden, begründet jelbit- 
verständlich noch kein geſellſchaftsähnliches Verhältnis (RG V 1. 5. 12, Bay 8, 330). Zur 
0 grenzung zwiſchen einem Arbeitnehmer- oder arbeitnehmerähnlichen Verhältnis und einem 
töeſellſchaftsverhältnis ſ. NG 142, 13; vgl. auch RG Warn 1928 Nr 7. Kündigung eines auf 
ahngere Zeit eingegangenen Alleinverkäuferverhältniſſes |. Warn 1929 Nr 52. Ein geſellſchafts⸗ 
die liches Verhältnis mit Kündigung aus 9723 kann auch begründet werden durch eine Kreditzuſage, 
ie ein Aktionär behufs Erhöhung der Produktion der Aktiengeſellſchaft gibt (R) SeuffA 81 Nr 1610). 
70 Übergangsvorſchriften. Für die zur Zeit des Inkrafttretens des BGB bereits beſtehenden 
Geſellſchaften und nichtrechtsfähigen Vereine, ſoweit es ſich bei dieſen nicht um das Rechtsver⸗ 
da gegenüber Dritten aus Vorgängen ſeit dem 1. Januar 1900 handelte, blieben die früheren 
120 0 inſoweit maßgebend, als nicht zwingende Vorſchriften des BGB entgegenſtanden (Art 
9723 ne gg 25 an JW 1915, 450%). Rückwirkende Kraft hat die Verbotsbeſtimmung des 
gl. f * 
Far. Der Geſellſchaftsvertrag bedarf zu ſeiner Rechtswirkſamkeit im allgemeinen keiner beſonderen 
4 im und kann auch ſtillſchweigend geſchloſſen werden. Näheres und beſondere Fälle ſ. $ 705 A2 a. 
913 Sein Inhalt darf nicht gegen die guten Sitten ($ 138) und nicht gegen ein geſetzliches Verbot 
fel 4) verftoßen (ſ. auch $ 705 X 2 und Würdinger, Geſellſchaften, 1. Teil: Recht der Perſonalge⸗ 
e 1937 S. 21f.), darüber hinaus aber, nationalſozialiſtiſcher Rechtsauffaſſung entſprechend, 
ten nicht in Widerſpruch treten mit dem Gemeinſchaftsgedanken und den daraus für die Beteilig⸗ 
Sin ich ergebenden Pflichten gegen einander und gegen die Gemeinſchaft ſelbſt (ſ. oben Vorbem 1 
0 11 Vorbem 1 Abſ. 2 vor 5 241). Jede Verletzung des Grundſatzes, Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ 
ſillun Mißbrauch der Vertragsfreiheit, der nach Treu und Glauben ($ 242) das Verlangen der Er⸗ 
den 10 als unzuläſſig erſcheinen läßt. — Für die Ausführung des Geſellchaftsvertrags iſt neben 
Maß eſonderen Vorſchriften des Geſetzes die Eigenart der Geſellſchaft, die in beſonderem 
0 unter dem Einfluſſe des Gemeinſchaftsgedankens ſteht, von weſentlicher Bedeutung. 
entſpr eſellſchaftsverhältnis iſt ein Verhältnis gegenſeitigen perſönlichen Vertrauens. Dem 
Angelecben die Vorſchriften des $ 708, wonach die Haftung des Geſellſchafters ſich auf die in eigenen 
beit an nheiten gewohnte Sorgfalt beſchrantt, ferner der $$ 717 u. 727 über die Unübertragbar- 
nicht fo Unvererblichkeit der Rechte aus der Geſellſchaft. Das Vertrauensverhältnis geht aber 
jeder c weit wie bei der offenen Handelsgeſellſchaft, daß in Ermangelung anderer Vereinbarung 
Das ser thafter allein für die Geſellſchaft zu handeln berechtigt iſt (O08 88 114, 115, 125). — 
Glaub ellſchaftsrecht wird ferner ganz beſonders von dem Gebote der Beobachtung von Treu und 
ſind 1797 u beherrſcht, und die aus ihm für die Beteiligten entſpringenden Rechte und Pflichten 
urteilen ir m aus der jeder echten Gemeinſchaft weſentlichen gegenjeitigen Treupflicht zu be⸗ 
ſchaft die . Nh 128, 16; 142, 212). Die Geſellſchafter dürfen nicht nur bei Eingehung der Geſell⸗ 
ſichtlich füt die reichung des Geſellſchaftszwecks ungünſtigen Umſtände, die ihnen bekannt und er- 
auch wahre die Entſchließung des anderen Teiles von Bedeutung ſind, nicht verſchweigen, ſie haben 
daß ſie Bun des Beſtehens der Geſellſchaft die Pflicht der Treue zu wahren, insbeſondere darin, 
idrig a von der Geſellſchaft abwenden (ogl. 88 705 A3, 706 A 5, 710 A 1). Sitten- 
Stimmrecht eshalb nichtig iſt eine Vereinbarung, durch welche der Geſellſchafter ſich verpflichtet, das 
der Trent anders als im Intereſſe der Geſellſchaft auszuüben (RG 23 1912, 545). Als Verletzung 
Aus nil upflicht erſcheint es, wenn ein Geſellſchafter ſich auf Koſten der Mitgeſellſchafter unter 
für die 1 der geſellſchaftlichen Beziehungen beſondere Vorteile verſchafft, wenn er namentlich 
eine be fefepaftlichen Leiſtungen unter Verheimlichung vor den übrigen Geſellſchaftern ſich 
$ 3 ere Vergütung gewähren läßt (RG 82, 10; JW 1913, 2917) oder wenn er Abſchriften 
anfertigt gungen, die gemeinſchaftliche Fabrik: und Geſchäftsgeheimniſſe zum Gegenſtand haben, 
liegt ihm und in feinen Alleinbeſitz bringt MG 107, 171). Eine allgemeine Rechenſchaftspflicht 
unberufen och — abgeſehen von den in Geſellſchaftsangelegenheiten auftragsmaßig oder auch 
Heſelſſcaftbeluhrten beſonderen Geſchäften (vgl. $ 666; R 73, 288) — nicht ob. — Über den der 
720 A 1,9 genen Grundſatz der Gemeinſchaft zur geſamten Hand ſ. ss 718 A 1, 719, 
Geſelſſchafte A 2 und 738 A 1 u. 2. Über den Geſamthandsgrundſatz auch Würdinger, 
n, 1. Teil: Recht der Perſonalgeſellſchaften 1937 S. 84ff., 57ff. 
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§ 705 

1) Hurch den Geſellſchaftsvertrag ?) verpflichten ſich die Gefellfchafter ') 
gegenſeitig ) 5), die Erreichung eines gemeinſamen Zweckes 8) in der durch den 
Vertrag beſtimmten Weiſe zu fördern“), insbeſondere die vereinbarten Bei- 
träge ®) zu leiſten “. 

E 1 629 II 645; M 2 593-005; P 2 415—417. 

1. Die Geſellſchaft iſt ein auf Vertrag beruhendes einheitliches Schuldverhältnis. Es beſteht 
bei ihr — im Gegenſatze zum rechtsfähigen Verein — kein von den Geſellſchaftern verſchiedenes 
Rechtsſubjekt (Geſellſchaft). Iſt von der Geſellſchaft die Rede, ſo ſind doch die Geſellſchafter, 
wenn auch in ihrer Geſamtheit, gemeint. Die Geſellſchafter ſelbſt find die Träger des Geſellſchafts⸗ 
vermögens ($$ 718, 719). Sie können ſich eines gemeinſamen Namens bedienen (RG 17. 3. 06, 
Holdheims MSchr 06, 255; vgl. RG JW 06, 452“) dieſer Name kann aber nicht handelsrechtliche 
Firma ſein. Im Grundbuche werden die Namen aller Geſellſchafter eingetragen; wechſelfähig find 
nur die Geſellſchafter, nicht die Geſellſchaft. — Rechtlich möglich it, daß eine bürgerlichrechtliche 
Geſellſchaft einer anderen als Mitglied beitritt. Es werden dann die Mitglieder der erſten 
Geſellſchaft als ſolche Mitglieder der zweiten, allerdings als geſellſchaftlich verbundene Perſonen⸗ 
einheit mit der Folge, daß ihnen im allgemeinen die geſellſchaftlichen Rechte in dieſer geſamt⸗ 
händeriſchen Gebundenheit zuſtehen; das einzelne Mitglied kann aber unter Umftänden auch 
für fi allein feine Mitgliedſchaft bei der zweiten Geſellſchaft nach $ 723 durch Kündigung löſen 
(RG 136,236). — Kartell in Form einer Doppelgeſellſchaft: Geſellſchaft im Sinne des BGB 
und Geſellſchaft mbH. als ausfuͤhrendes Organ der bürgerlichrechtlichen Geſellſchaft ſ. RG 151, 321; 
dazu NG ORR 1936 Nr 1228. — Begriff der Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts nach Tarif- 
nummer 1 Ae Nr 1 des RStempG v. 3. 7. 13 ſ. RG 93, 244. S. jetzt Urkundenſteuergeſetz v. 
5. 5. 36 (RG Bl 1, 407) § 36, auch Kapitalverkehrſteuergeſetz v. 16. 10. 34 (RG Bl J, 1058). 

2. Der Geſellſchaftsvertrag kann immer nur mit einem beſtimmten Inhalt, nicht als ab⸗ 
ſtrakter Begriff beſtehen (RG 95, 149). Er bedarf im allgemeinen keiner Form und kann 
ſtillſchweigend geſchloſſen werden. Stillſchweigender Abſchluß eines Geſellſchaftsvertrags 
bürgerlichen Rechts liegt vor, wenn die Gründung einer offenen Handelsgeſellſchaft beabſichtigt ft 
und die Beteiligten bis zum ſchriftlichen Abſchluß des Vertrags vorläufig das Geſchäft gemeinſam 
führen (RG 18. 9. 25 II 506/24). Beſtand nach altem Recht Formzwang und war die unter Ver⸗ 
letzung der Formvorſchrift eingegangene „Geſellſchaft“ über den 1. 1. 00 hinaus betrieben worden, 
ſo bedurfte es der Beſtätigung nach $ 141, die nicht ohne weiteres in der tatſächlichen Fortſeßung 
des Geſellſchaftsbetriebs gefunden werden konnte (NG ZW 03 Beil 5, 4287). Wenn Grundſtücke, 
das ganze gegenwärtige Vermögen oder ein Bruchteil davon in die Geſellſchaft eingebracht 
werden ſollen, finden die 68 313, 311 Anwendung (zu 9313 ſ. dort A 1 Abſ 1 unter b). Dagegen 
unterliegt ein auf Erwerb eines Grundſtücks zu einem gemeinſamen geſellſchaftlichen Zwecke ge“ 
richteter Vertrag der Formvorſchrift des 5313 nicht (RG 82, 299; RG JW 1927, 21177). So 
bedarf ein Geſellſchaftsvertrag, der darauf gerichtet iſt, Grundeigentum zum Zwecke der Weiter 
veräußerung für gemeinſchaftliche Rechnung zu erwerben, der Form des $ 313 ſelbſt dann nicht, 
wenn im Vertrage von einer Verpflichtung zur Weiterveräußerung die Rede iſt, da dieſe Ver⸗ 
pflichtung nicht den eigentlichen Inhalt des Geſellſchaftsvertrags bildet, ſondern ſich als die geſetz⸗ 
liche Folge des dem Vertrage entſprechend vorgenommenen Eigentumserwerbs darſtellt (ach 2 
1916, 1173). Ebenſo Rd 97, 329 (vgl. auch Re JW 1927, 14095) für den Fall, daß im Grundſtucks⸗ 
zwangsverſteigerungsverfahren ein Bieter vor der Zuſchlagserteilung einen Geſellſchaftsvertrag 
des Inhalts ſchließt, daß das Grundſtück, wenn er den Zuſchlag erhalte, für gemeinſchaftliche 
Rechnung veräußert werden ſolle. Nicht unter die Formvorſchrift des $ 313 fällt es ferner, wenn 
ſich jemand in einem Geſellſchaftsvertrag verpflichtet, Grundſtücke, die er auf ſeinen Namen, aber 
für Rechnung der Geſellſchafter bereits gekauft hat, auf dieſe zu übertragen (RG FW 1935, 3529"). 
Dasselbe gilt für eine Vereinbarung, die die Übertragung des gemeinſchaftlichen Grundſtuck? 
auf einen Geſellſchafter zur Ausgleichung von Geſellſchaftsverbindlichkeiten zum Gegenſtand har 
(RG 23 1920, 889?) oder wenn ein Geſellſchafter ſich verpflichtet, ein in ſeinem Alleineigentum 
ſtehendes Grundſtück nur zur Benutzung und dem jeweiligen Werte nach in die Geſellſchaft ein 
zubringen, alfo nach außen hin Alleineigentümer bleibt (RH 109, 380). Über die Notwendiglel 
der Auflaſſung bei Überführung eines Grundſtücks aus dem Vermögen einer offenen Handels- 
geſellſchaft in das Vermögen einer aus den nämlichen Perſonen beſtehenden Geſellſchaft des burge! 
lichen Rechts ſ. RG 136, 402. Vgl. auch g 313 A Abſ 1 und 4 a. E. Der einzelne ſchließt den 
einheitlichen — Geſellſchaftsvertrag mit den übrigen Vertragſchließenden als Einzelperſon. ? 5 
teiligung eines Geſchäftsunfähigen macht den Geſellſchaftsvertrag nichtig. Das ſchlie abe 
eine Haftung des anderen, geſchäftsfähigen Geſellſchafters auf Grund von namens der Geſel 4 
ſchaft abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäften nicht aus; inſoweit wird vielmehr im Intereſſe der Sicher ⸗ 
heit des Verkehrs der Rechtsſchein zugunſten des gutgläubigen Dritten ſich auswirken mi en 
(ogl. NG 145, 155: offene Handelsgeſellſchaft). Im Falle der Minderjährigkeit eines Vertrag 
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liegenden ift der zum Widerrufe berechtigte „andere Teil“ ($ 109) jeder einzelne der übrigen. 
det 1 00 e ſolchen Wide en ausbleibender Genehmigung (8 108) oder des⸗ 
wegen, weil die Willenserklärung eines Vertragſchließenden nichtig iſt, ein Vertragſchließender aus, 
ſo liegt Nichtigkeit“ des Teiles eines Rechtsgeſchäfts (§ 139) vor. Steht einer der Vertragsparteien 
ein Anfechtungsgrund gegenüber einer der mehreren anderen Vertragsparteien zur Seite 
(89 119, 123), ſo kann ſie die Anfechtung nicht bloß gegen die eine Partei, ſondern wegen der Ein⸗ 
heitlichkeit des Geſellſchaftsvertrags gegen ſämtliche Vertragſchließende geltend machen. Irrtum 
uber das Vorhandenſein eines Geſellſchaftsvermögens oder deſſen Umfang berechtigt als ein bloßer 
Irrtum über den Beweggrund noch nicht zur Anfechtung. Der Geſellſchaftsvertrag kann nach 
89 134, 138 (RG Warn 1911 Nr 9), 306, 310 nichtig ſein. Wenn jemand, der eine Erfindung ge⸗ 
macht haben will, vor der Patentierung ſich mit einem Geldgeber zu deren Ausbeutung vereinigt, 
o wird im Zweifel als die Vertragsmeinung anzuſehen ſein, daß hinſichtlich des Vorhandenſeins 
einer Erfindung die Gefahr vom Geldgeber getragen werden ſoll. Es liegt dann ein gewagtes Ge⸗ 
ſchäft vor, und es kann nicht auf Grund der Behauptung, daß in Wirklichkeit eine Erfindung nicht 
gemacht ſei, geltend gemacht werden, der Geſellſchaftsvertrag ſei nach $ 306 nichtig (RG 6. 10. 06 
1 196/00; 13. 3. 07 1349/06). Über die Wirkſamkeit eines Geſellſchaftsvertrags, deſſen Zweck der 
chluß von Spielgeſchäften (Differenzgeſchäften) iſt, |. R& 147, 112. Wegen des Erforderniſſes 
er vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung ſ. J 1822 Nr 3. — Zur Abänderung des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrags iſt Einſtimmigkeit erforderlich, es ſei denn, daß ein anderes im Vertrage beſtimmt 
il. Auch wenn durch die Abänderung ein Geſellſchafter nicht unmittelbar betroffen wird, die Ande⸗ 
rung vielmehr nur für die Beziehungen der übrigen Geſellſchafter von Bedeutung iſt, kann deſſen 
uſtimmung, da an der Regelung der Rechte und Pflichten der verſchiedenen Geſellſchafter ſämt⸗ 
uche Geſellſchafter als Vertragſchließende beteiligt find, nicht entbehrt werden. Anderungen des 
Geſellſchaftsvertrags — wobei jedoch die Grenzen der Anderung näher angegeben ſein müſſen — 
kann ſich der Geſellſchafter ſchon im voraus unterwerfen. So kann er in dem mit den anderen 
Geſeliſchaftern geſchloſſenen Vertrage im voraus ſein Einverſtändnis dazu erklären, daß ſpäter eine 
eſtimmte Perſon als Geſellſchafter in die Geſellſchaft aufgenommen wird. Eine Anderung des 
Geſellſchaftsvertrags iſt zuläſſig, ſeloſt hinſichtlich des Geſellſchaftszwecks, ohne daß die Geſellſchaft 
nuſhört, fortzubeſtehen. Zuläſſig iſt auch unbeſchadet des Fortbeſtandes der Geſellſchaft die Auf⸗ 
zahme eines weiteren Geſellſchafters und die demgemäße andere Verteilung der Geſellſchafts⸗ 
träge. Soll mit der Anderung des Geſellſchaftsvertrags eine Neugründung der Geſellſchaft 
rbunden werden, ſo ſind Beſtimmungen über die Auseinanderſetzung hinſichtlich des bisherigen 
Heſellſchaftsvermögens nötig (vgl. Reichsfinanzhof in IW 1922, 630%). Wie Beginn und Ende 
or Geſellſchaftsverhältniſſes kann auch der Beitritt zur Geſellſchaft von einem zukünftigen Ereignis 
ip BE an erben. (N ik oe Über Anderung des Geſellſchaftsvertrags 
5 ung der Beiträge |. b > 
Verſchieden bon dem Gael he verb iſt der Vorvertrag auf Abſchluß eines Geſellſchafts⸗ 
ver rags. Er iſt bindend, wenn die Abrede fo beſtimmt iſt, daß im Streitfalle der Inhalt des verſpro⸗ 
Genen Vertrags richterlich feſtgeſtellt werden kann (RG 66, 120). Die Vorſchrift des $ 723 über Zu⸗ 
Üffigteit {0 ortiger Kündigung gilt nur für den Geſellſchaftsvertrag, nicht ohne weiteres für den Vor⸗ 
g 23 1916, 74019). Der Betrieb der Geſellſchaftsgeſchäfte kann begonnen haben, ohne 
5 gültige Vereinbarung über die Dauer der Geſellſchaft zuſtande gekommen iſt, während 
er er die ſonſtigen Punkte die Geſellſchafter ſich geeinigt haben. In dieſem Falle wird der Regel 
er anzunehmen fein, daß der gemeinſchaftliche Betrieb verſuchsweiſe in Angriff genommen iſt, 
60 omit die Geſellſchaft auf unbeftimmte Zeit mit dem Recht der jederzeitigen Kündigung 
10 23) von den Geſellſchaftern eingegangen iſt (RG 103, 73). Vorläufiges Geſellſchaftsverhältnis 
deter Rechtsanwälten |, RG Warn 1935 Nr 9. Ein Vorvertrag zur Eingehung einer Gefetifchaft, 
üben, Form — ob Geſellſchaft bürgerlichen Rechts, Aktiengeſellſchaft, G. m. b. H. — ſpaterer 
des zinkunft vorbehalten wird, iſt unwirkſam (RG 106, 174). ee ee age 
Juſammenſchluſſes zu einer Arbeitsgemeinſchaft dem Bauherrn ein gemeinſames Angebot 
beraicht haben, jo iſt dadurch, daß der Bauherr nur mit einem oder mit einigen abzuſchließen 
G5. weit iſt, der Geſellſchaftsvertrag nicht ohne weiteres hinfällig; es bleibt, falls dies im Sinne des 
Geſellſchaftsvertrags liegt und der Bauherr nicht widerſpricht, noch eine Heranziehung der übrigen 
d cſellſchafter als Unterbeteil te möglich (RG 6. 7. 38 JI 34/38). — Nicht ausgeſchloſſen wird 
90 ingehung eines Geſellſchaftsvertrags die Begründung andersartiger Berechtigungen 
un Verpff tungen zwiſchen den Mitgliedern. So kann anerkanntermaßen den Mitgliedern 
a 0 tiengefelficjaft oder einer Geſelſchaft m. b. H. die Verpflichtung zu anderen Leistungen 
fe 10 Sapitaleinlagen gegenüber der Geſellſchaft (über $ 212 HG, jetzt $ 50 Aftien® hinaus) durch 
15 ſtandige, außerhalb des Geſellſchaftsverhältniſſes ſtehende, nicht einen Teil des Geſellſchafts⸗ 
tage bildende Verträge auferlegt werden; ſtellen ſich derartige Sonderleiſtungen nach dem 
woifaſ Halte als Teil der Mitgliederpflichten dar, ſo ſind ſie dem Geſellſchaftsrecht unter⸗ 
inſt en (Rc JW 1924 68116). — Zu den Urkunden typiſchen Inhalts, die in der Reviſions⸗ 
Deren frei auszulegen find, gehören auch die Satzungen einer Aktiengeſellſchaft, einer Ge⸗ 
ſchaft, einer eingetragenen Genoſſenſchaft (ogl. g 133 A 2 Abſ 2 a. Eh 
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3. Weſentlich für den Geſellſchaftsvertrag ift die Verpflichtung, die Erreichung eines 
gemeinſamen Zweckes zu fördern. Beſteht die Verpflichtung nicht, ſo beſteht kein Geſellſchafts⸗ 
vertrag: ſelbſtverſtändlich kann dann ein Vertrag anderer Art gültig geſchloſſen fein (RG 73, 287 
77, 227; RG JW 1938, 1025; N6 Warn 1911 Nr 9; 1931 Nr 51). Scheingründung |. RE JW 
1930, 26551. Über die Geſellſchaft als Zweckgemeinſchaft ſ. auch Würdinger, Geſellſchaften, 
1. Teil: Recht der Perſonalgeſellſchaften 1937 ©. 23ff., über Zwiſchenſtufen und Abwandlungen 
der Geſellſchaft ebenda S. 27ff. Neben den vermögensrechtlichen kommen ideale, wiſſenſchaftliche, 
ſoziale, religiöſe, geſellige oder künſtleriſche Zwecke in Betracht. Zur Erreichung des gemein⸗ 
ſamen — nicht bloß gleichartigen — Zweckes werden, von den idealen Erfolgen abgeſehen, 
Vorteile erſtrebt, die der Geſamtheit der Geſellſchafter und dadurch auch dem einzelnen 
Geſellſchafter zugute kommen (vgl. $ 722 A 1). Em gemeinſamer Zweck liegt nicht vor, 
wenn es ſich bei dem Zuſammenwirken um eine Angelegenheit handelt, die für den einen 
eine eigene, für den anderen eine fremde, z. B. eine ſolche ſeines Vertragsgegners iſt 
(RS Gruch 66, 222). Bei den auf längere Dauer berechneten Geſellſchaften wiederholt 
ſich die Erlangung der Vorteile fortlaufend ($ 721 Abſ 2), bei den Gelegenheitsgeſell- 
ſchaften (Vorbem 2) handelt es ſich gegebenenfalls nur um ein einzelnes gemeinſames 
Geſchäft mit einem einmaligen Vorteile (z. B. gemeinſchaftlicher Ankauf oder Verkauf, um die 
Frachtkoſten, die Generalunkoſten, zu vermindern). Zum Zuſtandekommen eines Geſellſchafts⸗ 
vertrags iſt nicht erforderlich, daß im beſonderen vereinbart wird, in welcher Weiſe die Erreichung 
des gemeinſchaftlichen Zweckes gefördert werden ſoll (R& Gruch 72, 56). — Es bedarf aber in 
jedem Falle einer Organiſation, die den Geſellſchaftswillen verkörpern und zum Ausdruck bringen 
kann ($ 709 und RG Warn 1933 Nr 78). Es brauchen auch nicht die zur Förderung des gemein- 
ſamen Zweckes zu machenden Leiſtungen (Unterlaſſungen) ausdrücklich in dem Geſellſchafts⸗ 
vertrage feſtgeſetzt zu ſein. Es genügt, daß dieſe Leiſtungen nach Lage der Sache unter beſonderer 
Berückſichtigung des Geſellſchaftszwecks beſtimmbar find (RG HRR 1928 Nr 1409; Gruch 72, 56). 
Als ein Geſellſchaftsvertrag wird ein Vertrag anzuſehen fein, durch den die Parteien ſich ver⸗ 
pflichten, den Zweck, aus dem Vermögenszuſammenbruch eines gemeinſchaftlichen Schuldners 
ſo viel als möglich zur Deckung ihrer Forderungen zu retten, durch ihre Handlungen zu fördern 
(RG 70, 33; 18. 4. 07 VI 274/06; 15. 1. 09 VII 117/08). In jedem Falle begreift die Verpflich- 
tung, den Geſellſchaftszweck zu fördern, auch die Verpflichtung in ſich, alles zu unterlaſſen, 
was der Erreichung des Geſellſchaftszwecks abträglich ſein kann (vgl. RG U 1913, 
4294; 1935, 1773%). Keine Vorausſetzung des Geſellſchaftsvertrags iſt die Begründung eines 
Geſellſchaftsvermögens, auch nicht die Leiſtung von Beiträgen für dieſen Zweck (MG 77, 2267 
80, 271; JW 09, 6565; HAN 1937 Nr 1638; Warn 09 Nr 403; 23 1915, 13796). Nicht erforderlich 
iſt ferner, daß die Teilnehmer einen beſtimmten Anteil am Gewinn oder Verluſt haben. 
Es kann bedungen ſein, daß ein Geſellſchafter nur am Gewinn, nicht am Verluſt teil⸗ 
nimmt (RG Lg 1919, 86312; vgl. RG 20, 163; 27, 13; 31, 35), unbeſchadet natürlich 
der perſönlichen Haftung gegenüber den Geſellſchaftsgläubigern (vgl. § 718 A 5), wogegen 
der Geſellſchafter nur inſofern geſchützt werden kann, als die Mitgeſellſchafter es tiber: 
nehmen, ihn von der Haftung zu befreien oder ihn im Falle der Inanſpruchnahme ſchad“ 
los zu halten. Über die societas leonina ſ. $ 722 A 1. Ein Geſellſchaftsvertrag wird auch 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß ein Teilnehmer ſtatt des Anteils am Gewinn ein feſtes Entgelt 
erhält, und zwar auch dann nicht, wenn er zugleich von Tragung des Verluſtes befreit iſt RE 
JW 1915, 1428“; vgl. für die offene Handelsgeſellſchaft R& 90, 15). Vereinbarungen der Geſeil⸗ 
ſchafter einer Geſellſchaft m. b. H., wonach der Geſchäftsverluſt zu beſtimmten Bruchteilen von 
ihnen übernommen werden ſoll, als formfreie Eingehung einer beſonderen bürgerlichrechtlichen 
Geſellſchaft zu dem gemeinſchaftlichen Zweck, die Überſchuldung der Geſellſchaft m. b. H. zu PC’ 
heben und ihr die Fortſetzung des Betriebs zu ermöglichen, |. R& Seuffa 87 Nr 101. — Geſell 
ſchaftsvertrag zwiſchen dem Unternehmer und ſeinen Angeſtellten, wonach erſterer für die länger 
bei ihm tätigen Angeftellten eine ſog. Penſionslebensverſicherung eingeht, den größeren Teil der 
Prämienzahlungen ſelbſt trägt, den kleineren ſich von den ſo verſicherten Angeſtellten erſtatten 
läßt, . RAG 9, 53; anders, wenn ein Arbeitgeber feinen Angeſtellten ſtatt einer Weihnachts? 
gratifikation einen Teil der Prämie einer von ihnen abgeſchloſſenen Lebensverſicherung zu zahlen 
verſpricht (Rauch Hai 1933 Nr 490. N 

Eine Beteiligung des einen Teiles an dem Gewinn des anderen begründet noch keine Geſell 
ſchaft. Wird zwiſchen zwei Inhabern gleichartiger Geſchäfte (3. B. nahen Verwandten) ber 
abredet, daß jeder an dem Gewinn des anderen teilnehmen ſolle, ohne daß er das ander 
Geſchäft förderte oder vertraglich verpflichtet wäre, in ſeinem eigenen auf die Erzielung 
von Gewinn hinzuwirken, ſo iſt ein Geſellſchaftsvertrag nicht gegeben. Iſt aber als Sil 
der Verabredung anzunehmen, daß jeder nach Möglichkeit in ſeinem Geſchäfte auf die 
Erzielung von Gewinn bedacht ſein muß — eine Annahme, die regelmäßig gerechtfertigt 
ſein wird —, ſo ergibt ſich die Verpflichtung zu gemeinſamer Zweckförderung. In einem 
ſolchen Falle wird die Feſtſtellung eines Geſellſchaftsvertrags nicht durch die Verein, 
barung gehindert, daß die Geſchäfte völlig getrennt betrieben werden und eine wechſelſeitige 
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Einmiſchung des einen Geſchäftsinhabers in die Geſchäftsführung des anderen nicht ſtattfinden 
(MG 73, 286). Werden gewerbliche Schutzrechte (Patent, Gebrauchsmuſter) gegen einen 
beſtimmten Teil (Hundertſatz oder ähnlich) vom Kaufpreis der zu vertreibenden Ware oder vom 

mſatz, vom Gewinn als Lizenzgebühr vergeben, ſo liegt darin allein, auch bei mehrjähriger 
Dauer, in der Regel noch nichts Geſellſchaftsartiges. Merkmale der Geſellſchaft kommen erſt in 
Stage, wenn beide Teile zu einem gemeinſamen Ziele Tätigkeit entfalten ſollen, z. B. Konſtruk⸗ 
tionszeichnungen austauſchen, Verbeſſerungen gegenfeitig mitteilen, weitere Patente ſich gegen ⸗ 
ſeitig überlaſſen und dergl. (R& 126, 65). Ein wichtiger Kündigungsgrund ($ 723) wäre es im 
letzteren Falle, wenn die Fabrikationsgeſellſchaft, die den Gegenſtand der Erfindung herſtellen 
ſollte, gezwungen iſt, ihren Betrieb einzuſtellen (Res Seuffa 85 Nr 3). Der Vertrag über den 
Erwerb einer einfachen Lizenz begründet ein geſellſchaftsähnliches Verhältnis nicht ſchon deshalb, 
weil die Parteien ſich gegenſeitig zu Mitteilungen von Verbeſſerungen verpflichtet haben (RG 
29. 4. 31 J 348/30). Geſellſchaft zur Verwertung eines Patents |. RG Warn 1936 Nr 142. Ein 
partiariſches Darlehn, keine Geſellſchaftseinlage, liegt vor, wenn lediglich ein feſter Anteil am 
Gewinn, aber kein Einfluß auf den Geſchäftsbetrieb, auch nur ein unvollkommenes Kontrollrecht, 
isbeſondere nicht das Recht auf Büchereinſicht eingeräumt iſt (RG 57, 175; ogl. auch 74, 13; 
7 S. 226 u. 228; 99, 163; Warn 1913 Nr 211; 1925 Nr 167). Gibt der eine Vertragsteil eine 
Geldſumme, ohne daß der andere Teil zur Rückerſtattung verpflichtet fein ſoll (8 607), beſtehen 
die Verpflichtungen des anderen Teiles vielmehr lediglich darin, dem Geldgeber einen beftimmten 
Anteil an dem Gewinne eines Unternehmens, z. B. eines Bergwerks, zu gewähren, ſo liegt ein 
Hoffnungskauf vor (RG 77, 223). Das Dienſtverhältnis eines Handlungs⸗ oder Ge⸗ 
werbegehilfen wird nicht zum Geſellſchaftsverhältnis, weil ihm neben dem feſten Gehalt oder 
au Stelle desſelben als Entgelt für die zu leiſtenden Dienſte ein Anteil an dem Reingewinn des 
Unternehmers zugeſichert wird (R 105, 315). Auch nicht deswegen, weil ihm eine Mitwirkung 
bei Feſtſetzung der Verkaufspreiſe eingeräumt wird (Rr 9. 12. 02 III 278/02; Warn 1914 Nr 37). 
aber Geſellſchaft und Angeſtelltenverhältnis |. noch Reh 142, 13; auch JW 1930, 14391. Ein 
Fachtvertrag verliert nicht dadurch ſeine Eigenart, daß der Pachtzins ganz oder zum Teil nach 
em wechſelnden Ertrage des Pachtguts beſtimmt wird. Über den Unterſchied zwiſchen Geſell⸗ 
ſchaft und Teilpacht ſ. RG 149, 88. In gleicher Weiſe iſt es zuläſſig, daß in einem Kaufvertrage 
neben dem feſten Kaufpreiſe, der als die Hauptleiſtung des Käufers erſcheint, Leiſtungen 
bederer Art als Entgelt für die Überlaffung der Kaufſache in partiariſcher oder ähnlicher Form 
jungen werden (RG 30. 5. 07 VI 342/06). Ein Makler-, nicht ein Geſellſchaftsvertrag, 
‚gt vor, wenn je mand ſich verpflichtet, einem anderen Grundſtücke nachzuweiſen, den Ankauf in 
en Intereſſe zu vermitteln, wogegen er von dem durch die Landverkäufe erzielten Dun 
lien auf beſtimmte Prozente feſtgeſetzten Anteil erhalten ſoll. Da der andere nach ſeinem Be⸗ 
ieben den Ankauf und den Verkauf der Grundſtücke vornehmen und unterlaſſen kann, fehlt es an 
G5 gegenſeitigen Verpflichtung zur Zweckförderung (RG 13. 12. 07 111 202/07). Kein 

eſellſchaſtsverhältnis iſt das Rechtsderhältnis zwiſchen Makler und Untermäkler (nch 88, 1). 
S f. 924 Verlch und allgemein über partiariſche Rechtsverhältniſſe Würdinger aad. 


u, der G iſt — i ähigen Vereine (838 A 2) — im 
S. eſellſchaftsvertrag iſt — abweichend vom rechtsfähigen 0 
* des BOB 1 15 Vertrag (016 78,303; 147, 340. Daran hat die Rechtſprechung 
Reg in neueren Entſcheidungen feſtgehalten; dagegen Würdinger, Geſellſchaften, 1. Teil: 
Schi der Perſonalgeſellſchaften 1937 S. 42 [Organiſationsvertrag! und dort erwähnte 
Felſaſeſeler e f. auc) Bleh Anm ZW 1938, 528ff.). Wirtschaftlich ftellt freilich bie Oe- 
breit eine Vereinigung von Leiſtungen zur Erreichung gemeinſamer Zwecke dar. Dabei 
leiſt aber beſtehen, daß die Beitragsleiſtung des einen Geſellſchafters das Entgelt für die Beitrags. 
werde des anderen bildet. Die Anwendung der §8 320 ff. kann daher grundſätzlich nicht verneint 
Geſe en. Daraus folgt aber nicht, daß in jedem Falle auf jede einzelne Vertragsverpflichtang alle 
520 zbeſtimmungen anzuwenden ſind, die für gegenſeitige Verträge gelten (RG FW 1938, 
ſellſch dazu Vorbem 1 Abſ1 vor 9705). Vielmehr muß bei der Durchführung der Eigenart des Ge⸗ 
nich h aſtsverh ältniſſes Rechnung getragen werden. In dieſer Beziehung beſtehen allerdings 
Ran erhebliche Meinungsverſchiedenheiten (vgl. Knoke, Recht der Geſellſchaft SS 15—17; 
& =. A IV vor 8 705; Staudinger Erl V vor $ 705; Dertmann A 4; Wuͤrdinger amd. 
ab e Yr Fur das gemeine Recht hat RE JW 00, 841? alles auf die Unterſuchung im Einzelfalle 
beſch at. Was das BGB betrifft, fo muß die Anwendung der 88 320 ff. auf die Leiſtungen 
hinſie hit werden, die unmittelbar durch den Geſellſchaftsvertrag, insbeſondere 
Antdechtlich der Beitragspflicht begründet ſind (RE 78, 303; 100, 3). Nicht darf ihre 
ange ng auf Nebenleiſtungen erſtreckt werden, bei denen ein Gegenſeitigkeiksverhaltnis nicht 
(e einen iſt. Die an ſich zuläſſige Einrede des nicht erfüllten Vertrags aus 5320 
wenn 805; 145, 274 [2821) ift dei mehr als zwei Geſellſchaftern ſchon dann ausgeſchloſſen, 


b auch nur der fordernde Geſellſchafter die ihm obliegende Leiſtung bewirkt hat 
went. Iſt die be 9 9 5 Age einem Geſellſchafter oder einem Dritten 
agen ($ 710), fo wird dieſem gegenüber die Einrede, daß die Beiträge von einem Teil der 
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Mitglieder noch nicht entrichtet ſeien, überhaupt nicht Platz greifen können. Beruht der Anſpruch 
eines Geſellſchafters nicht allein auf dem Geſellſchaftsvertrage, wie z. B. der Anſpruch auf Rech⸗ 
nungslegung außerdem noch die Geſchäftsführung zur Vorausſetzung hat, ſo iſt die Einrede nicht 
gegeben (val RG Seuff A 36 Nr 34; ROH SeuffA 29 Nr 235). Die Einrede des 8 321 iſt 
grundſätzlich auch dann zuzulaſſen, wenn bei mehr als zwei Geſellſchaftern ſich die Ver⸗ 
mögensverhältniſſe im ganzen bei den übrigen Geſellſchaſtern, welche dem zur Vorleiſtung Ver⸗ 
pflichteten gegenüberſtehen, weſentlich verſchlechtert haben. Die Beſtimmungen der 88 323, 304 
müſſen auch bei der aus mehr als zwei Perſonen beſtehenden Geſellſchaft Anwendung finden 
(beſtr.). Es würde gegen alle Billigkeit verſtoßen, wenn der Geſellſchafter, der wegen unver- 
ſchuldeter Unmöglichkeit der Erfüllung von feiner Leiſtungspflicht befreit ift, gleichwohl den 
Anſpruch auf die Gegenleiſtung behielte, die Mitgeſellſchafter alſo genötigt wären, ihre Leiſtung 
in voller Höhe zu bewirken und dem befreiten Geſellſchafter den verſprochenen Gewinn unge⸗ 
ſchmälert auszuzahlen. Gegen dieſe Unbilligkeit gewährt die den Mitgeſellſchaftern nach $ 728 
freiſtehende Kündigung, die nur für die Zukunft wirkt, keine ausreichende Abhilfe. Der Verluſt 
des Anſpruchs auf die Gegenleiſtung kann übrigens dazu führen, daß die Geſellſchaft wegen Nicht⸗ 
erreichbarkeit ihres Zweckes ($ 726) gänzlich endigt, braucht es aber nicht. Sind die Mitgejell- 
ſchafter — wozu fie nicht unbedingt verpflichtet ſind — zur Gewährung der ihnen nach dem Geſell⸗ 
ſchaftsvertrage obliegenden Leiſtungen bereit, ſo kann doch der befreite Geſellſchafter keinen 
Anſpruch auf den durch dieſe Leiſtungen erzielten Gewinn machen. Ebenſo unbillig würde es ſein, 
wenn der Geſellſchafter, dem durch Verſchulden eines Mitgeſellſchafters die Leiſtung unmög⸗ 
lich geworden ift, in derſelben Weiſe behandelt würde wie im Falle des $ 323, wenn er alſo den 
Anſpruch auf die Gegenleiſtung verlieren müßte. Es muß ihm vielmehr mit Rückſicht auf das 
geſellſchaftliche Pemeinſchaftsverhältnis das Recht zukommen, den Mitgeſellſchafter auf dem 
Wege 3 Schadenserſatzes dazu anzuhalten, die ausgefallene Leiſtung für ihn an die Geſellſchaft 
zu bewirken. 

Beſonderer Erörterung bedarf die Anwendung der SS 325, 326. Es iſt davon auszugehen, 
daß bei Verletzung von Pflichten aus dem Geſeilſchaftsvertrage die 38 325, 326 
an fich anwendbar werden. Mit dem MG (78, 303; 81, 303; 89, 334; 89, 398; 112, 283; 145, 
274 [283]; DI 1937, 1007; JW 1926, 25294; 1937, 297012, LZ 1913, 57917; Warn 1917 
Nr 289; 1932 Nr 116; 1934 Nr 173; RA 14, 183) iſt aber die Einſchränkung zu machen, 
daß die Tätigkeit der Geſellſchaft nicht ſchon begonnen haben darf. Nach dieſem 
Zeitpunkt kann nur eine Kündigung der Geſellſchaft ($ 723) in Frage kommen. Die Aus 
übung des Rücktrittsrechts aus $$ 325, 326 mit feinen das Geſellſchaftsverhaltnts rückwärts auf“ 
löſenden Folgen würde andernfalls, da alle durch den Betrieb der Geſellſchaft begründeten Rechts, 
verhältniſſe hiervon berührt würden, zu unerträglichen Verwicklungen führen. Die Möglichkel! 
der Kündigung nach $ 723 muß deshalb hier, ſobald die Geſellſchaft nach außen in Tätigkeit ge 
treten iſt, oder, wie dieſer Gedanke auch oft ausgedrückt wird, ſobald der Geſellſchafk? 
vertrag zur Ausführung gekommen iſt, als ein ausreichender Schutz angeſehen werden. 
Das Verhältnis des $ 723 zu $ 326 iſt nicht dahin aufzufaſſen, daß letztere Vorſchrift die 
allgemein anwendbare Regel enthalte. Knüpft das Geſetz das Kündigungsrecht im 8 185 
(mit der nachfolgenden Auseinanderſetzung gemäß $$ 730 ff.) nur an einen wichtigen Grun 
und daher regelmäßig nur an die Vorausſetzung einer vorſätzlichen oder grob fahrläſſigen ger 
letzung einer weſentlichen Vertragspflicht, ſo kann dem Geſetze gewiß nicht die Abſich del 
wohnen, daß es das viel einſchneidendere, weil rückwärts wirkende Recht des Rücktritts ohne 
jene Vorausſetzung lediglich nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen hätte gewähren wollen. 50% 
kann nicht zur Anwendung kommen, wenn die Leiſtung, mit welcher der eine Geſellſchafter in 
Verzug gekommen iſt, nicht von ſo weſentlicher Art oder ihr Ausbleiben nicht auf ein ſolches Ver · 
ſchulden zurückzuführen ift, daß nach $ 723 Abſ 1 ein Kündigungsgrund gegeben iſt (RG 78, 303). 
die Vorschrift des J 320 muß überhaupt hinter der des $ 723, die das den beſonderen Zerhält 
niſſen des Geſellſchaftsrechts angepaßte Sondergeſetz bildet, zurücktreten. Sie iſt demgemaß 
nicht anwendbar, wenn die Geſellſchaft ins Leben getreten iſt und damit eine dieſen beſonderen 
Verhältniſſen entſprechende Geſtaltung erfahren hat. Sie kann auch auf poſitive Vertragsver 
letzungen des Geſellſchafters, da hier $ 723 eingreift, keine Anwendung finden. Bemerkt ſei noch 
daß das Rücktrittsrecht aus $ 325 und die Friſtſetzung aus . 326 von den übrigen Geſellſchalte 
nur gemeinſam ausgeübt werden kann, daß der einzelne Geſellſchafter die Leiſtung von Schaden 
erſatz wegen Nichterfüllung nur an alle Geſellſchaſter (an die Geſellſchaftskaſſe) verlangen W 
daß dagegen das Recht der Kündigung ($ 723) jedem Geſellſchafter für feine Perſon zuſteht, D 15 
Rücktritt von einem Vergleich, der die Aufhebung eines Geſellſchaftsverhältniſſes zum Ge 
ſtande hat, iſt nicht ausgeſchloſſen (NG JW 1936, 19535). Über die Nichtanwendbarkeit des Sn 6 
auf einen auf die Auflöſung einer Geſellſchaft gerichteten und durchgeführten Vertrag . 
Gruch 71, 263 (offene Handelsgeſellſchaft). — Über die Ausſchließung einer Anfechtung weg un 
Willensmängeln, insbeſondere wegen Irrtums und argliſtiger Täuſchung nach Besen 
der Tätigkeit der Geſellſchaft ſ. F119 A7 a. E. Der einzelne Geſellſchafter kann ſich Tuiteit 
gegenüber, die zur Geſellſchaft in rechtliche Beziehungen getreten ſind, nicht auf die Nichtigt 
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des einmal in Vollzug geſetzten, aber mit Erfolg angefochtenen Geſellſchaftsvertrags berufen; 
aber auch im Verhältnis der Geſellſchafter untereinander bleibt ein ſolcher Vertrag nicht 
ohne Wirkung; er hat jedenfalls tatſächlich ein Gemeinſchaftsverhältnis unter den Geſellſchaftern 
begründet, das in aller Regel nur im Wege der Auseinanderſetzung gelöſt werden kann mit der 
Folge, daß der einzelne Geſellſchafter nicht ſchlechthin das von ihm Eingebrachte zurückfordern, 
Iondern nur den aus der Auseinanderſetzung für ihn ſich ergebenden Überſchuß verlangen kann 
(ach 1935, 2617). Über Anfechtung und Nichtigkeit des Geſellſchaftsverhältniſſes ſ. auch 
Würdinger aa O. S. 44ff. N 
5. Abweichend vom Verein, bei dem die Verpflichtungen der Mitglieder nur dem Vereine 
gegenüber beſtehen (RG 29. 4. 20 IV 518/19) werden im Geſellſchaftsvertrage die Verpflichtungen 
on jedem einzelnen Geſellſchafter gegenüber jedem der anderen Geſellſchafter übernommen. 
Aus dieſem Vertragsverhältnis folgt, daß bei der Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes — anders 
bei der offenen Handelsgeſellſchaft und der Kommanditgeſellſchaft (vgl. RG 86, 66) — auch ein 
leder einzelne Geſellſchafter Anſpruch auf Erfüllung der nach dem Geſellſchaftsvertrage von 
einem Mitgeſellſchafter zu bewirkenden Leiſtungen hat und dieſen Anſpruch im Klagewege zur Gel⸗ 
ung bringen kann, und zwar auch dann, wenn ein Dritter mit der Geſchäftsführung beauftragt iſt 
RG Seuffà 81 Nr 27). Der Anſpruch geht auf Leiſtung an die Geſamtheit der Geſell⸗ 
. after in das Geſellſchaftsvermögen (vgl. auch Würdinger, Geſellſchaften, 1. Teil 
1 8 der Perſonalgeſellſchaften 1937 S. 47ff.). Es handelt ſich, auch wenn der Gegenſtand 
der Leiſtung an ſich ein teilbarer iſt, wegen ihres Zweckes rechtlich um eine unteilbare 
N eiſtung im Sinne des $432, indem der Schuldner nur an alle Geſellſchafter leiſten und 
84. Geſellſchafter Über feinen Anteil verfügen kann (RG 70, 32; 76, 280; 86, 68; 90, 300; 91, 
= JW 1916, 83710; 1927, 109010, Warn 1918 Nr 53). Der Klageantrag iſt, wenn ein zur Emp⸗ 
| "nahme für ſämtliche Geſellſchafter berechtigtes Geſellſchaftsorgan oder eine von den Gefell- 
altern ſonſt zur Empfangnahme ermächtigte Perſon nicht vorhanden ift, auf Hinterlegung 
5 richten. Ein Bedenken gegen die Klageberechtigung des einzelnen Geſellſchafters iſt aus den 
mi oriften der 88 709, 714 nicht zu entnehmen, da dieſe, wie die in $ 714 (im Zuſammenhang 
$ 709) gebrauchten Worte „Dritten gegenüber“ ergeben, ſich nicht auf die eltendmachung 
De gegenſeitigen Anſprüche aus dem Geſellſchaftsverhältnis beziehen (RG Warn 1918 Nr 63). 
10 einzelne Geſellſchafter iſt in Anſehung einer ſolchen Forderung nicht Geſamtgläubiger im 
8 EN des 8 428, ſondern kann mit Rückſicht auf die Vergemeinſchaftung der en nach 
win das Gläubigerrecht nur in der Weiſe ausüben, daß die Leiſtung allen Geſellſchaftern zugute 
— mt. Es handelt ſich hierbei um eine Befugnis, die dem Geſellſchafter kraft eigenen Rechtes 
i ak . RG 70, 34) und die von der Befugnis zur Vertretung der Geſellſchaft wohl zu unter- 
$ She it. Ein Sonderrecht iſt allerdings dem Geſellſchafter nicht damit eingeräumt. Die nach 
Bet, beſtellten Geſchäftsführer können ermächtigt werden — was nicht ohne weiteres zu ihren 
e b oßealſen gehört —, auch dieſe Rechte unter Ausſchließung des Geſellſchafters auszuüben. 
ſpra les nicht geſchehen, jo hat der einzelne Geſellſchafter freie Hand, ob und wann er die An⸗ 
u 5 he zur Verwirklichung bringen will. Er braucht mit der Geltendmachung nicht etwa bis 
ad) Auflöfung der Geſellſchaft ftattfindenden Auseinanderſetzung zu warten. — Yieifel- 
ter er iſt die Klageberechtigung des einzelnen Geſellſchafters, wenn ein Mitgeſellſchaf⸗ 
a poſitive Handlungen ſich gegen die Geſellſchaft vergangen hat. Es wird hier 
wie bei ankommen, ob die Verfehlung mehr gegen die Geſellſchaft in ihrer Allgemeinheit ſich richtet, 
muß Schädigung des Geſellſchaftsvermögens, deſſen früherer Beſtand wieder hergeſtellt werden 
Gesell er mehr gegen die Perſon der einzelnen Geſellſchafter. Vom RG 23 1913, 67 c wird dem 
Vo taſchafter gegen einen Mitgeſellſchafter, der ſich von dem Vertragsgegner einen perſönlichen 
nahme — verſprechen lafjen, eine Klage auf Zahlung an die Geſellſchaft oder, wenn kein zur An⸗ 
eines Mitechlihtes Geſellſchaftsorgan beſteht, auf Hinterlegung zugeſtanden. Im Falle der Untreue 
tgeſellſchafters, der unter Ausnutzung der bereits von der Geſellſchaft in Angriff genom- 
1 Verhandlungen das Geſchäft zu eigenem Vorteil gemacht hat, hat das MG 89, 104 den 
berechti Geſellſchafter wegen Beeinträchtigung feines Anteils am Gewinn für ſelbſtandig klage ⸗ 
* erklärt. Vgl. auch 89 708 A 2, 719 A 4. Über die Geltendmachung von Forderungs⸗ 
Gä in Geſellſchaft gegen dritte Perſonen |. $ 709 U 4. | 
recht "glich verſchieden von dem vorbehandelten Recht des Geſellſchafters iſt das Forderungs⸗ 
egen 2 tiefem aus einem nicht dem Geſellſchaftsverhältnis angehörigen Grunde 
Seel ie Geſellſchaft erwachſen ift. In dieſer Hinſicht ſteht er einem ſonſtigen Gläubiger der 
geſamk aft vollständig gleich. Der Geſellſchafkergläubiger kann die anderen Geſellſchafter 
8 chende ldnerſch in Anſpruch nehmen, muß aber hierbei, da er für die feiner Forderung ent 
zur Tue e Schuld ſelber mithaftet, ſich abrechnen laſſen, was er nach ſeinem Beteiligungsverhaltnis 
120, 199.18 der Geſellſchaftsſchuld beizutragen hat (uch 85, 157; für Handelsgeſellſchaften R 
1937 S 5158, 305; dagegen Würdinger, Geſellſchaften, 1. Teil: Recht der Perſonalgeſellſchaften 
verfahre 1). Eine derartige Forderung kann er auch nach Beendigung des Auseinanderſetzungs⸗ 
ſchafter 1s (8733 A 2) noch geltend machen. Unberührt bleiben auch Anſprüche einzelner Gejell- 
0 ne andere aus unerlaubter Handlung (vgl. RE JW 1935, 1086). 
Kom mentar von RNeichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Oegg.) 32 
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Als eine dritte Art von Rechten des Geſellſchafters ſind endlich noch zu erwähnen die An⸗ 
ſprüche, die er gegen die Geſellſchaft aus dem Geſellſchaftsvertrage ſelbſt er⸗ 
heben kann, Anſpruch auf Geſchäftsführung, auf Beteiligung an dem Gewinn, Erſatz von Auf⸗ 
wendungen (vgl. $ 713 A 1), auf Auseinanderſetzung (vgl. $ 730 A 3), Anſpruch auf Feſtſtellung, 
daß die Geſellſchaft aufgelöſt iſt, daß die Ausſchließung eines Mitglieds zu Recht beſteht uſw. 
Dazu auch Würdinger and. S. 51f. Beſonderen Beſchränkungen hinſichtlich der Geltend⸗ 
machung dieſer Anſprüche iſt der Geſellſchafter nicht unterworfen. 

6. Nach feſtem Sprachgebrauch des Geſetzes ſind „Beiträge“ die zu bewirkenden Leiſtungen 
(88 705, 706, 707, 718, 735 Satz 2), dagegen „Einlagen“ die bereits bewirkten Leiſtungen (88 707, 
733 Abſ 2, 3, 734, 735 Satz 1, 739). Vgl. RG 76, 278. Die Verpflichtung zur Beitragsleiſtung 
iſt für den Geſellſchaftsvertrag weſentlich (R JW 03 Beil 4287; vgl. 8 706 A 1). 

7. Aufwertung von geſellſchaftsrechtlichen Anſprüchen. Die Anſprüche aus Geſellſchafts⸗ 
verträgen galten nach $ 63 Abſ 2 Nr 1 Aufn (8 12 Abſ 2 der 3. SteuernotVO) nicht als Ver⸗ 
mögensanlagen i. S. des Abf 1 daſelbſt, unterlagen alſo insbeſondere nicht der Beſchränkung 
auf 25% des Goldmarkbetrags. Sie wurden, ſoweit Geldforderungen, nach allgemeinen 
Grundſätzen aufgewertet. So die Anſprüche der Geſellſchaft gegen ihre Mitglieder auf 
Leiſtung von Einlagen, der geſchäftsführenden Geſellſchafter auf Zahlung der Vergütung für ihre 
Tätigkeit, ſofern die Forderung auf dem Geſellſchaftsvertrag und nicht auf einem ſelbſtändigen 
Dienſtvertrag beruhte, der einzelnen Geſellſchafter auf den Gewinnanteil, und zwar ohne weiteres, 
wenn dieſer in beſtimmter Höhe garantiert war, ſonſt erſt nach Feſtſtellung des Gewinns und der 
verteilbaren Summe, ſowie auf die Auseinanderſetzungsguthaben (RG 113, 201; JW 1926, 1659). 
Ebenſo die Zinſen der Einlagen ſowie die Einlagen ſelbſt (RG Warn 1925 Nr 151; JW 1927, 
15151). Zurückerſtattung von Papiermarkeinlagen bei der Auseinanderſetzung ſ. Rch 111, 77. 
Für das Maß der Aufwertung war die Entwicklung und Vermögenslage der Geſellſchaft, ins⸗ 
beſondere die Möglichkeit, wieweit ſie ihr Vermögen vor der Geldentwertung ſchützen konnte, 
in Betracht zu ziehen. Vgl. noch für Auseinanderſetzungsguthaben RG 122 S. 28, 200; RG 
JW 1928, 2610; 1929, 2132; RG Warn 1928 Nr 164; Einlagen und Anſprüche auf Rückzahlung 
e 58 264; 126, 393; 131, 318; 134, 262; Anſprüche auf Erſatz von Aufwendungen 

„186. 
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Die Geſellſchafter haben in Ermangelung einer anderen Vereinbarung 
gleiche Beiträge !) zu leiſten 2). 

Sind vertretbare oder verbrauchbare Sachen beizutragen, ſo iſt im Zweifel 
anzunehmen, daß ſie gemeinſchaftliches Eigentum der Geſellſchafter werden 
ſollen. Das gleiche gilt von nicht vertretbaren und nicht verbrauchbaren Sachen, 
wenn fie nach einer Schätzung beizutragen find, die nicht bloß für die Gewinn“ 
verteilung beſtimmt iſt “). 

Der Beitrag eines Geſellſchafters kann auch in der Leiſtung von Dienſten 9 
beſtehen ö). 

E 1 630 Abſ 1, 2, 631 II 646; M 2 596; P 2 417. 


1. Beitrag wird im weiteſten Sinne verſtanden. Er kann ein einmaliger oder wiederholter 
fein, nicht bloß in der Einbringung von Geld oder geldwerten Sachen und Gegenſtänden, z. B 
einem Patente, ſondern auch beſtehen in der Leiſtung von Dienſten (Abſ 3), in der Geſchäfts⸗ 
beſorgung, ferner in der Beibringung anderer Vorteile, z. B. in der Hergabe eines kreditwürdigen 
Namens ( 37, 61). Dagegen ſtellt, wie aus $ 722 Abſ 1 hervorgeht, Deckung des Verluſtez 
keinen Beitrag dar (RG Warn 09 Nr 403). Iſt ein Vertragſchließender von aller Beitragspfli 
befreit, aber feine Beteiligung am Gewinne vereinbart — man denke an Abmachungen unter 
Lieferungsmitbewerbern —, jo liegt kein Geſellſchaftsvertrag, ſondern ein Vertrag eigener Ab 
vor (SächſArch 06, 247). Anders, wenn nur der eine der Geſellſchafter die Mittel zu beſchaffen 
hat, im übrigen aber alle zu dem allgemeinen Zweck mitzuwirken haben (RG 80, 271; JW 1900, 
6566, vgl. 1905, 71910). Gleiche Beiträge kommen nur in Frage, wenn es ſich um Beiträge 
vertretbaren Sachen, in Geld oder nach Geld geſchätzten Leiſtungen handelt. Eine ander. 
Vereinbarung liegt auch dann vor, wenn über die Beitragshöhe nichts beſtimmt iſt, ſich ich 
ermitteln läßt, was der einzelne Geſellſchafter zu leiſten hat. Iſt dieſe Ermittelung nicht moögl! ce 
jo ift ein gültiger Geſellſchaftsvertrag nicht zuſtande gelommen. Der Beweis, daß eine aun ch 
Vereinbarung getroffen ift, liegt demjenigen ob, der dieſe Vereinbarung behauptet. Vgl. 1. er 
ss 722, 732, 733 Abſ 2. Che die Auslegungsregel des $ 706 Platz greifen kann, muß bei at 
ganz verſchiedenen ſachlichen Beteiligung der zu einer Geſellſchaft Zuſammengetretenen gern 
werden, ob überhaupt ein vollendeter Geſellſchaftsvertrag vorliegt und nicht vielmehr der Veri 11 
an einer weſentlichen Unvollſtändigkeit leidet und infolgedeſſen unwirkſam iſt (RG 10. 3. 30 
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248/35). Über die Umlegung von Beiträgen auf die Mitglieder eines Kartells nach dem Umſatz 
der einzelnen ſ. RG 151, 321. Ebenda S. 326 über den allgemeinen Grundſatz der 
gleuchmüßtgen Behandlung der Geſellſchafter (dazu auch Würdinger, Geſellſchaften, 1. Teil: 
Recht der Perſonalgeſellſchaften 1937 S. 54). Wegen der Klage auf Leiſtung der Geſellſchafts⸗ 
beiträge ſ. $ 705 A 5. — Verſchieden von der Beitragspflicht des $ 706 ift es, daß die Mittel zur 
Tilgung der Verbindlichkeiten der Geſellſchaft im Auseinanderſetzungsverfahren, ſoweit das Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen nicht ausreicht, von den Geſellſchaftern aufgebracht werden müſſen (88 733, 735). 
Für das Maß dieſer Deckungspflicht iſt die Beitragspflicht nicht entſcheidend. Sie beſtimmt ſich 
nu nach demſelben Verhältnis, das für die Verteilung des Verluſtes vorgeſchrieben ift 
59 722, 785 A J). 

2. Das Leiſten der Beiträge vollzieht ſich in den gewöhnlichen Rechtsformen (vgl. 88 718 
A2, 719 A 2). Iſt bei der Übertragung einer beweglichen Sache auch nur ein Geſellſchafter nicht 
nt gutem Glauben ($$ 932 ff.) — einerlei, ob Übertrager oder Erwerber, denn jeder iſt bei der 
Gemeinſchaft zur geſamten Hand auch Erwerber —, ſo geht das Eigentum nicht über, und zwar 
auch nicht etwa auf einen gutgläubigen Geſellſchafter zu einem Bruchteile, da Bruchteile über⸗ 

Haupt nicht vorhanden find (vgl. RG 9, 143). 0 8 8 

8. Übereignung der Beiträge. Zu Abſ 2 vgl. $$ 91, 92, 269ff. Ob die Verpflichtung des 
Geſellſchafters auf Übereignung der Sachen oder nur auf Überlaſſung des Gebrauchs oder der 

ung geht, iſt durch Auslegung des Geſellſchaftsvertrags, im Zweifel nach der geſetzlichen 
Vermutung des Abſ 2 feſtzuſtellen (R 0 109, 380). Dieſe Feſtſtellung dient dann wieder zur Ent- 
ſcheidung darüber, ob die abſtrakte Übertragungshandlung Eigentumsübertragung oder Ge⸗ 
brauchaüberlaſſunng ift. Einbringung eines zu bieſem Zweck erworbenen Handelsgeſchafts ſ. N 
fl 168. Bei einem gemeinſam zu verwertenden Patent eines Geſellſchafters wird im Zweifel 
9 berlaſſung nicht zu Eigentum, ſondern nur zur Benutzung anzunehmen fein (RG Warn 1936 

tz 142). — Die bereignung — für welche die allgemeinen Vorſchriften gelten — iſt eine 
Veräußerung gegen Entgelt“, nämlich gegen die Leiſtungen der übrigen Geſellſchafter, 
nach 38 445, 493 finden alſo die Vorſchriften der 99 433—444 und 89 459ff. entſprechende An⸗ 
dung; ſoweit Verſchulden in Betracht kommt, ift § 708 zu berückſichtigen. Die Wandlung 
daß im Hinblick auf die Dauer des Geſellſchaftsverhältniſſes dadurch vollzogen werden, daß 
de beanſtandete Sache zurückgenommen und an ihrer Stelle die zu veranſchlagende Gegenleiſtung 
en 1b vergütet wird. Bei der Minderung ift ein entſprechendes Aufgeld auf die im Geſellſchafts ⸗ 
S "mögen verbleibende Sache in die Geſellſchaftskaſſe zu zahlen. Vgl. auch Würdinger and. 
braut Die Übereignung (vgl. $ 733 Abſ 2) ſteht im Gegenſatze zur Gewährung des Ge⸗ 
che von Sachen oder Gegenſtänden (vgl. $ 732); hier fehlen den 99 445, 493 entſprechende 
ereſchriſten; inwieweit die Vorſchriften über Miete und Pacht in entſprechender Anwendung 
Mienduziehen ſind, muß nach den Umſtänden des Einzelfalls entſchieden werden. — Haben die 

eigentümer eines Grundſtücks ſich zu einer Geſellſchaft vereinigt, jo iſt, damit an Stelle des 
Ein Lentums nach Bruchteilen das geſamthänderiſche Miteigentum tritt, die Auflaſſung und 
ru ragung in das Grundbuch erforderlich (vgl. 5718 A 1). Soll die Einlage in einem Forde 
5 gerecht beſtehen, fo ift, auch wenn dem Geſellſchafter die Einbringung des Forderungsrechts 

1 zur Zeit des Vertragsſchluſſes wegen Nichtbeſtehens der Forderung unmöglich ift, der 
liche ſſchaftsdertrag nicht gemäß § 306 nichtig. Der Geſellſchafter haftet vielmehr für den recht⸗ 
220/10 Hand der Forderung gemäß $$ 437, 440, 445, 325 auf Schadenserſatz (RG 28. 3. 19 II 


ul. Zur Frage, ob eine von einem Geſellſchafter gemachte Erfindung dieſem oder der 
chalt zufteht, ſ. RG 136, 415. 


Un aun au 7 i i ur Förderung des Geſellſchaftszwecks auf- 
{ na 05, der die Verpflichtung zur F 9 e 
Hama Me, 69, 9 2, 416), und 11 243 241, insbeſondere aus dem Gedanken der 
Ab 1 daft und der damit verbundenen Pflicht zu gegenſeitiger Treue (vgl. Vorbem 1 
tern Han doe boten anzuſehen ſein. Anſprüche aus Zuwiderhandlungen ſind von den Geſellſchaf⸗ 


707 

a 3 8 

N Erhöhung des vereinbarten Beitrags 2) oder zur Ergänzung der 
en Derluſt verminderten Einlage ift ein Geſellſchafter nicht verpflichtet 1), 

0 Abs 3 Ir 647; M 2 597; P 2 417. 

SE Verpflichtung zur Leiſtungserhöhung — zu og. Zubußen (MG 77, 227). Der 

des 8 207 a für = Fee der later untereinander, nicht gegenüber den 

und er gilt nur während beſtehender Geſellſchaft, nicht mehr für die Auseinander⸗ 
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ſetzungsgeſellſchaft ($ 735). Es handelt ſich um eine Hauptregel des Geſellſchaftsrechts (RG 68, 96; 
106, 404; vgl. HGB a. F. Art 92, 252 Abſ 2; HGB 8 211; Gen® 37 Nr 2; RG 62, 312), die 
unbedingt gilt, mag auch die Erreichung des Geſellſchaftszwecks daran ſcheitern ($ 726). Es hängt 
alſo grundſätzlich von dem freien Willen der Geſellſchafter ab, ob ſie über die Begrenzung 
ihrer Verpflichtung durch § 707 hinaus Einlagen machen und ſo die Weiterverfolgung des Geſell⸗ 
ſchaftszwecks ermöglichen wollen. Die Erreichung des Geſellſchaftszweckes wird aber im Sinne des 
§ 726 erſt unmöglich, wenn ſich alle Geſellſchafter endgültig geweigert haben, die nötigen Nach⸗ 
zahlungen zu leiſten (NG JW 1938, 152211). Aus der Regel ergibt ſich die Folgerung, daß ein 
Geſellſchafter während Beſtehens der Geſellſchaft feinen Anſpruch auf Erſtattung von Aus⸗ 
lagen, die er im Intereſſe der Geſellſchaft gemacht hat, nur gegen das Geſellſchaftsver⸗ 
mögen, nicht gegen das Privatvermögen der einzelnen Geſellſchafter verfolgen kann (NG Warn 
1912 Nr 71). Rückgriff des von einem Geſellſchaftsgläubiger perſönlich in Anſpruch genommenen 
Geſellſchafters gegen die Mitgeſellſchafter ſ. Würdinger, Geſellſchaften, 1. Teil: Recht der 
Perſonalgeſellſchaften 1937, 90f. Der geſchäftsführende Geſellſchafter kann, wenn Geſchäfts⸗ 
vermögen vorhanden iſt, von den Mitgeſellſchaftern Erſatz nur im Auseinanderſetzungsverfahren 
verlangen, es müßte denn ſein, daß etwas anderes ausdrücklich oder ſtillſchweigend vereinbart iſt 
(RG FW 1934, 18515). Er kann wegen ſeiner Aufwendungen die Mitgeſellſchafter vor Auflöſung 
der Geſellſchaft auch nicht auf Zahlung zum Geſellſchaftsvermögen in Anſpruch nehmen, es ſei 
denn, daß noch vereinbarte Beiträge rückſtändig find (RG 80, 272). 

2. Die Beſtimmung der Höhe des Beitrags — über den geſetzlichen Sprachgebrauch ſ. § 705 
A 6 — iſt weſentlicher Vertragsbeſtandteil; daraus folgt, daß ein Geſellſchafter ſeinen Beitrag 
oder ſeine Einlage einſeitig auch nicht erhöhen kann (M 2, 597). 

3. § 707 enthält nachgiebiges Recht, das durch den urſprünglichen Geſellſchaftsvertrag oder 
ſpätere Vereinbarung — mag dieſe nun allgemein oder für einen beſtimmten Fall ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend getroffen werden (RG 17. 2. 06 I 413, 414/05) — abgeändert werden kann, 
Insbeſondere iſt auch nicht re die Höhe des Beitrags inſoweit zunächſt unbeſtimmt 
zu laſſen, als ſog. Zubußen und ihre Höhe von Mehrheitsbeſchlüſſen der „Generalverſammlung 
abhängig gemacht werden (Kalibohrgeſellſchaften). Vgl. $ 710 A 1. Die Beſtimmung im Geſell⸗ 
ſchaftsvertrage, daß Abänderungen des Vertrags von einer gewiſſen Mehrheit beſchloſſen werden 
können, genügt jedoch nicht, um einen von einer ſolchen Mehrheit gefaßten Beſchluß über Er. 
höhung der Beiträge, ſei es hinſichtlich der Art oder des Maßes der Leiſtungen, Wirkſamkeit 
gegenüber der Minderheit zu geben. Die Beſtimmung muß vielmehr dahin gehen, daß es zu“ 
läſſig ift, durch Mehrheitsbeſchluß gerade die Vorſchrift des $ 707 zu ändern. Außerdem müſſen 
gewiſſe Grenzen feſtgeſetzt fein, die durch den Erhöhungsbeſchluß nicht überſchritten werden dürfen, 
da eine ſchrankenloſe Unterwerfung der Minderheit unter den Willen der Mehrheit gegen die 
guten Sitten verſtoßen würde (MG 91, 166; Gruch 58, 965). Eine Abweichung von der Regel 
des $ 707 braucht aber, wie ſchon erwähnt, nicht ausdrücklich vereinbart zu werden; die Verem 
barung kann auch auf mündlicher Verabredung oder auf ſchlüſſigen Handlungen, wie mehr⸗ 
jähriger Übung beruhen (RG 151, 321). Einen gewiſſen Schutz gegen ungerechtfertigte Erhöhung 
der Beiträge gewährt es übrigens, daß der Geſellſchafter nach $ 723 ein Recht der Kündigung hat 
(RG 151, 321 [829]; RG Holdheims MSchr 1914, 152). Für den Fall der Nichtzahlung der 
eingeforderten Beiträge kann im Geſellſchaftsvertrage feſtgeſetzt ſein, daß der Geſellſchaftsanten 
des ſäumigen Geſellſchafters verfallen iſt, gleichwohl aber die Geſellſchaft noch die Einzahlung 
von ihm fordern kann. Eine ſolche Vereinbarung verſtößt nicht gegen die guten Sitten, auch ni 
gegen die Vorſchriften der $$ 705 oder 707 (RG ZW 1907, 71922), 
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1) Ein Geſellſchafter hat bei der Erfüllung der ihm obliegenden Verpflich 
tungen 2) nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen, welche er in eigenen An 
gelegenheiten anzuwenden pflegt. 

E 1 038 II 648; M 2 601; P 2 418. E 

1. Haftungsmaßſtab. Dieſe Beſchränkung der Haftung der Geſellſchafter untereinander auf 
die Sorgfalt, die fie in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegen, entſpricht eine. 
alten Rechtsſatze (l. 72 Dig. 17, 2; HGB a. F. Art 94; Prot 2, 420). Der in Anſprua 
genommene Geſellſchafter hat ſeinerſeits zu behaupten und zu beweiſen, daß er in 1 
eigenen Angelegenheiten keine größere Sorgfalt anzuwenden pflegt. Anderſeits Ka 
zur Begründung des Anſpruchs in vielen Fällen, z. B. wenn es ſich um Erſatz des durch ange un 
mangelhafte Geſchäftsführung entſtandenen Schadens handelt, eine genauere Darlegung alt 
Sachlage, um erkennen zu können, in welchen Punkten der Beklagte ſeine Pflicht nicht erf. 
haben joll (NG 18. 4. 07 VI 274/06). Die Vorſchrift in Abſ 2 des angeführten Art 94 iſt als 5 ie 
ſelbſtverſtändliche nicht wieder aufgenommen worden. 8 708 enthält nachgiebiges Recht. m 
Vorſchrift des § 708 fteht damit in Zuſammenhang, daß die Geſellſchaft normalerweiſe auf eine 
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gesföntigjen Vertrauensverhältnis beruht. Aber auch, wenn dieſe Vorausſetzung im einzelnen 
Falle nicht zutrifft, wenn z. B. die Geſellſchafter infolge teſtamentariſcher Anordnung oder infolge 
früherer Vereinbarung die Aufnahme des neuen Mitgliedes nicht haben verweigern können, 
bleibt es bei der in $ 708 beſtimmten Haftung. Nichtanwendung auf einen nichtrechtsfähigen 
Verein, der auf einem wechſelnden Mitgliederſtand angelegt ift, |. RG 143, 212. Auf die in eigenen 
Angelegenheiten gewohnte Sorgfalt beſchränkt ſich auch die Haftung des Bankiers, der in Zu⸗ 
lammenhang mit einem Unterkonſortialvertrage, durch den er jemand an der Begebung von Wert⸗ 
papieren beteiligt, ihm zugleich für dieſes Geſchäft Rat oder Empfehlung erteilt hat. Die Haftung 
ſic ber beſtimmt ſich nach den Regeln des Hauptgeſchäfts, auf das der Rat oder die Empfehlung 
ich bezieht (RG 67, 394). f N 
2 8 h. der ihm nach dem Geſellſchaftsvertrage obliegenden Verpflichtungen. Auf Hand⸗ 
lungen, die ein Geſellſchafter außerhalb ſeiner Geſchäftsführungsbefugnis für die Geſellſchaft 
vornimmt, erſtreckt ſich die Beſchränkung der Haftung nicht (RG 158, 302 18121). $ 708 gilt für die 
geſchäftsführenden Geſellſchafter auch dann, wenn ſie eine Vergütung erhalten. Sie gilt auch 
Tür die nichtgeſchäftsführenden Geſellſchafter, die als ſolche einen Auftrag erhalten (RG 6. 6. 30 
1 591/29), fie findet aber keine Anwendung auf Geſchäfte, die ein Geſellſchafter nicht als ſolcher, 
ndern als Dritter, z. B. als Verkäufer mit den übrigen Geſellſchaftern abſchließt (M 2, 602). 
Aus der Sorgfaltsverletzung entſpringt regelmäßig die Verpflichtung zum Schadenserſatz Eine 
chadenserſaßzpflicht kann auch daraus entſtehen, daß ein Geſellſchafter pflichtwidrig ein in den 
men der Geſellſchaft fallendes Geſchäft für ſich abgeſchloſſen hat. Er iſt in ſolchem Falle ver⸗ 
pflichtet, den anderen Geſellſchaftern den im Geſellſchaftsvertrage feſtgeſetzten Anteil am Gewinn 
aus dieſem Geſchäft zukommen zu laſſen und kann ſich auch hinſichtlich dieſes Geſchäfts der Ver⸗ 
achtung zur Auskunfterteilung und Rechenſchaftslegung — worauf die Geſellſchafter bei ord⸗ 
aungsmäßig für die Geſellſchaft geſchloſſenem Geſchäft Anſpruch gehabt hätten — nicht entziehen 
(6 89, 99), Hat der geſchäftsführende Geſellſchafter argliſtig zu billig verkauft, um daraufhin 
von dem Käufer ein anderes Vermögensſtück vorteilhaft für ſich ſelbſt zu erwerben, ſo hat er in der 
weise Schadenserſatz zu leiſten, daß er der Geſellſchaft den Erwerb überlaſſen muß (RG 82, 10). 
benwrläßt ein Geſellſchafter im Rechtsverkehr das im Intereſſe der Geſellſchaft Erforderliche, z. B. 
m Kauf die ae und Anzeige nach HGB $ 377, fo treffen dadurch verurſachte Verluſte 
Hi meren Verhältniſſe der Geſellſchafter ihn allein (RG JW 1931, 1795”). Sind in dem Ver⸗ 
tage über eine Preiskonvention für Zuwiderhandlungen Vertragsſtrafen zugunſten der Ver⸗ 
den dung jeitgefe t, jo darf davon ausgegangen werden, daß perſönliche Schadenserſatzanſprüche 
9 8 einzelnen Mitglieder gegen den Zuwiderhandelnden haben ausgeſchloſſen fein follen (RG 
auch abet die Geltendmachung des Schadenserſatzanſpruchs durch den Geſellſchafter vgl. 
A b. 
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Die Führung der Geſchäfte ) der Gefellfhaft ſteht den Geſellſchaftern 
erforgeſchaftlich zu; für jedes Geſchäft iſt die Zuſtimmung aller Geſellſchafter ?) 

dederlich. 
f Hat nach dem Geſellſchaftsvertrage die Mehrheit der Stimmen zu ent- 
beiden, ſo iſt die Mehrheit im Zweifel nach der Zahl der Geſellſchafter zu 
erechnen s) 9). 

21 634 II 640; M 2 002; P 2 420. 


(Woehe s 7090—713 regeln nach innen, unter den Geſellſchaftern, die Geſchäftsführung 


von Rechtsgeſchäften, von tatſächlichen Verrichtungen, z. B. Buchführung, Be⸗ 
nah g des Schriſtwechſel) irethuld des Geſenlchaftskeiſes, die $$ 714, 715 die 1 
as ten. Der Geſellſchaftsvertrag kann die Geſchäftsführung auf mannigfache Art or 19 
Vertr. eh befaßt ſich mit vier dieſer Arten (88 709 Abſ 1, 2; 710, 711). Geſchäftsführung un 
die 55 ugs macht (Auftrag — f 713. — und Vollmacht) gehören zuſammen. Nach 5 714 hat 
Sn amel Vertretungsmacht den gleichen Umfang wie die Geſchäftsführungsbefugnis. Dazu 
Geſellſe 1605 (Zuſtimmung des Ehemanns der von der Geſchäftsführung ausgeſchloſſenen 
Geſelhchaftern nicht erforderlich). Über Geſchäftsführung und Vertretung ſ. auch Würdinger, 
zuften, 1. Teil: Recht der Perſonalgeſellſchaften 1937 S. 79ff. . 
(hi Erfordernis der Zuſtimmung aller Geſellſchafter ift die Grundregel für die Ge⸗ 
115 führung in der bürgerlichen Geſellſchaft (anders in der offenen Handelsgeſellſchaft; 99 114, 
Ausnah „ ſie leidet auch für den Fall, daß Gefahr im Verzuge iſt (vgl. HGB $ 115 a. E.) keine 
744 Ur Man wird indeſſen annehmen dürfen, daß in entſprechender Anwendung des 
des erf a 2 jeder Geſellſchafter berechtigt iſt, die zur Erhaltung des gemeinſchaftlichen Gegenſtan⸗ 
fortdauer eri en Maßregeln ohne Zuſtimmung der anderen zu treffen (. 8 713 A 1). Grundloſe, 
rung rue Zuſtimmungsv erſagung kann Kündigungsgrund ſein ($ 723), ſchuldhafte Weige⸗ 
708) funn auch ſchadenserſatzpflichtig machen. Verweigert ein Geſellſchafter pflichtwidrig 
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entgegen einer aus dem Geſellſchaftsvertrage zu entnehmenden Verpflichtung ſeine Zuſtimmung 
— wie z. B. zur Veräußerung eines Grundſtücks bei einer zu dieſem Zweck eingegangenen Ge⸗ 
ſellſchaft (vgl. NG 68, 261) —, fo kann die Zuſtimmung im Klagewege erzwungen werden, wenn 
der gemeinſame Zweck und das Intereſſe der Geſellſchaft die Zuſtimmung erfordert (RG 97, 329). 
Soweit gegen einen Mitgeſellſchafter ein Anſpruch geltend zu machen iſt, wird deſſen Zuſtimmung 
nicht gefordert (vgl. $ 714 A 1). Zu einem bloßen Rechtserwerb iſt die Zuſtimmung ſämtlicher 
Geſellſchafter nicht erforderlich. Wird der Erwerb einer der Gemeinſchaft zur geſamten Hand 
gemachten Zuwendung von einem Geſellſchafter abgelehnt, ſo hat dies nicht die Ungültigkeit 
der Zuwendung zur Folge, der Anteil des ablehnenden Geſellſchafters an den betreffenden Gegen. 
ſtänden wächſt vielmehr den übrigen Geſellſchaftern zu (vgl. $ 738). Von der Mitwirkung an 
der Geſchäftsführung iſt der Geſellſchafter, wenn es ſich um ſeine eigenen Angelegenheiten handelt, 
nach der Regel des $ 181 (vgl. § 714 A 1) ausgeſchloſſen. Beſchlußfaſſung kann, ſoweit der Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag nicht entgegenſteht, durch ſchriftliche Abſtimmung erfolgen (vgl. RG 101, 78; auch 
unten A 3). Unbefugte Geſchäftsführung kann unter den Geſichtspunkt der Geſchäftsführung ohne 
Auftrag oder der Bereicherung fallen (vgl. auch $ 744 Abſ 2). Dem Geſchäftsführungsrechte ent⸗ 
ſpricht die Geſchäftsführungspflicht, auf deren Erfüllung von den anderen Beteiligten 
geklagt werden, deren Verletzung zu Schadenserſatzanſprüchen, zu friſtloſer Kündigung oder auch 
zum Ausſchluß des feine Pflicht verletzenden Geſellſchafters (88 723, 737) führen kann (vgl. Wür⸗ 
dinger aaO S. 53, 82). h 
3. Die Vereinbarung, daß die Mehrheit der Stimmen zu entcheiden hat, wird namentlich 
dann am Platze fein, wenn durch Einführung eines Vorſtandes und einer Mitglie derverſammlung 
die Geſellſchaft dem Vereine angenähert iſt. Ab 2 enthält den Grundſatz der Mehrheitsbildung 
nach Köpfen, nicht nach Einlagewerten; denn die bürgerliche Geſellſchaft ift als Arbeits“, nicht 
als Kapitalgeſellſchaft aufgebaut (vgl. $ 722). Zur Vornahme von Geſchäften, die über den durch 
den Geſellſchaftsvertrag umſchriebenen Geſchäftskreis hinausgehen, iſt Zuſtimmung aller et’ 
ene die unter Umſtänden eine Ergänzung des Geſellſchaftsvertrags enthalten wird. Der 
ehrheit kann die Entſcheidung über die Aufnahme eines neuen Mitgliedes übertragen werden 
(Gierke, Schuldrecht 857). Vgl. auch $ 712 Abſ 1. Die im Geſellſchaftsvertrag getroffene Rege 
lung, daß im Falle von Meinungsverſchiedenheiten über geſchäftliche Fragen die Mehrheit nach 
Köpfen entſcheiden ſolle, gilt an und für ſich nicht für ſolche Beſchlüſſe, welche die Grundlagen 
der Geſellſchaft ſelbſt, insbeſondere den Zweckihrer Gründung oder die Art der Aus, 
einanderſetzung betreffen (RG 136, 236; 114, 393). Doch iſt damit nicht ausgeſchloſſen, daß 
durch den Geſellſchaftsvertrag der Mehrheit der Geſellſchafter oder einem Organ der Geſellſchalt 
auch die Beſchlußfaſſung über ſolche Fragen übertragen wird, die nicht in den Bereich der gewöhn“ 
lichen Geſchäftsflührung fallen, ſondern die Grundlagen der Geſellſchaft betreffen; nur darf dadurch 
die Befugnis des einzelnen Geſellſchafters, ſeine Mitgliedſchaft jederzeit aus wichtigem Grunde 
zu kündigen ($ 723), nicht beeinträchtigt werden (RG 136, 236). Iſt ein Geſellſchafter mit einem 
Sonderintereſſe beteiligt, ſoll ihm insbeſondere ein beſonderer Vorteil vor den Mitgeſellſchaftern 
zugewandt werden, fo iſt, falls der Geſellſchaftsvertrag nicht unzweideutig etwas anderes beſtimmt, 
feine Mitwirkung ausgeſchloſſen und feine Stimme kann bei der Mehrheitsbildung nicht ge zd 
werden (RG Lg 07, 738°). Der Ausſchluß des Stimmrechts im Falle eines Intereſſen, 
widerſtreits ergibt ſich aus den Stimmenthaltungsvorſchriften in $ 34 BGB, $ 252 Abſ 3 H 
(etzt 9114 Abſ5 Aktiench), 547 Abſ4 Gmbh, 543 Abſs GenG, die den Intereſſeywiderſtreit bel 
der Entlastung von Mitgliedern juriſtiſcher Perſonen oder bei der Vornahme eines Rechtsgeſchaf 
mit ihnen betreffen, als allgemeiner Rechtsgrundſatz, der auf die inſoweit gleichgearteten 
Verhältniſſe der bürgerlichrechtlichen Geſellſchaft auszudehnen ift, obwohl für dieſe eine entſhte 
chende Geſetzesbeſtimmung fehlt (RG 136, 236). Er entſpricht auch dem das Geſellſchaſtsverhältni⸗ 
beherrſchenden Gedanken gegenſeitiger Treue. Die für einen Verein geltenden Beſtimmungen über 
Einberufung der Verſammlung unter Angabe der Tagesordnung ſowie über Leitung der Ver- 
ſammlung (vgl. § 32 A 2) ſind nicht in gleicher Weiſe auf die Beſchlüſſe der Geſellſchaft anzu“ 
wenden, die von Formlichkeiten möglichſt befreit bleiben ſollen. Nur das iſt, wenn in einer 5 
ſammlung bindende Beſchlüſſe gefaßt werden ſollen, vorbehaltlich anderweiter Vereinbarung 50 
erfordern, daß den ſämtlichen Mitgliedern (Rch 6. 10. 21 IV 68/21) die Verſammlung vo 1 
bekanntgegeben wird. Schreibt aber der Geſellſchaftsvertrag für die Einberufung der wei 65 
ſchafterverſammlung eine beſondere Form, vor, z. B. eingeſchriebenen Brief, dann hat die Nich 
einhaltung der Form die Unwirkſamkeit der von der Verſammlung gefaßten Beſchlüſſe zur Folge 
(ORR 1937 Nr 1220). Hinſichtlich der Frage, ob der Minderheit vor der Beſchlußfaſſung Geh 
zu gewähren ift, verweiſen die Motive (2, 603) auf die Auslegung des Vertrags. Die Auslegun? 
wird in aller Regel dazu führen, daß das vorgängige Gehör, falls nicht unerhebliche Zuterefien, 
im Spiele find, nicht verweigert werden darf. Die Beſchlußfaſſung kann, wenn nicht der Gele 5 
ſchaftsvertrag die Abhaltung einer Mitgliederverſammlung vorſchreibt, auch außerhalb einer der 
ſammlung ſtattfinden, ſei es im Wege der Einzelbeſprechung oder im Wege ſchriftlicher Die 
ſtändigung. Über Stimmrecht und Geſellſchaftsbeſchlüſſe ſ. auch Würdinger and S. 54ff. Te 
gefaßten Beſchlüſſe find nichtig, wenn fie gegen die guten Sitten verſtoßen, wenn insbeſonde 
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die Mehrheit ihre Rechte dazu mißbraucht, die Minderheit zugunſten eigennütziger Intereſſen zu 
vergewaltigen (NG HoldheimsMSchr 1913, 216; vgl. 5 138 A 1 AT). Nichtig iſt der Beſchluß auch 
dann, wenn eine Maßregel beſchloſſen wird, die im Grunde nur zur Schikanierung des betroffenen 
Mitglieds dient (NG 23 1916, 11001). Die Übernahme einer Verpflichtung, das Stimmrecht als 
Geſellſchafter ganz nach den Anweiſungen eines andern, alſo ohne Rückſicht auf das Geſellſchafts⸗ 
intereſſe, auszuüben, würde als ein wider die guten Sitten verſtoßendes Abkommen nach $ 138 
nichtig fein (vgl. 832 A 3). Zur Anwendung des $ 826 ſ. dort A 5 unter 1. 


4. Alle Geſchäftsführung iſt Teil des Geſellſchaftsverhältniſſes, bildet nicht ein Rechts⸗ 
verhältnis neben der Geſellſchaft. Rechte und Pflichten des Geſchäftsführers beſtimmen ſich 
daher nach Geſellſchaftsrecht (vgl. auch $ 708 A 1). Durch die Vorſchrift des $ 709 wird die aus 
$ 426 (. $ 705 A 5) folgende Vefugnis des einzelnen Geſellſchafters, die aus dem Geſellſchafts⸗ 
verhältnis entſpringenden Anſprüche gegen einen Mitgeſellſchafter in der Weiſe geltend 
zu machen, daß Leiſtung an die Geſellſchaft gefordert wird, nicht ausgeſchloſſen. Die Befugnis 
des einzelnen Geſellſchafters, zum Geſellſchaftsbermögen gehörige Forderungen gegen Dritte 
einzuziehen, ergibt ſich an ſich aus 9 432 (NG 70, 33; 76, 280; RG JW 1916, 837%, muß aber 
für Geſellſchaften ausſcheiden, für welche die Geſchäftsführung und Vertretung durch beſondere 
Geſetze oder durch Verträge in anderer Weiſe als $ 709 vorſieht, geregelt iſt (RG 86, 66; RG 
Sa 1935, 32965; RG SeuffA 83 Nr 91). Iſt ein Geſchäftsführer gemäß $ 710 beſtellt, 
Jo kann anzunehmen fein, daß dieſem auch die Geltendmachung der aus dem Geſell⸗ 
ſchaftsvertrage ſich ergebenden Forderungen gegen die Geſellſchafter, insbeſondere hinſichtlich 
der zu leiſtenden Beiträge (RG 76, 279) unter Ausſchließung des Rechtes der Geſellſchafter 
Übertragen iſt. In der Beſtellung eines Geſellſchafters als Geſchäftsführers „nach außen hin 
iſt eine ſolche Ermächtigung nicht zu finden (RG Warn 1918 Nr 53). Wegen des Rechtes des 
einzelnen Geſellſchafters auf Rechnungslegung ſ. $ 713 A 1. — Von der Übertragung der Geſchäfts⸗ 
führung ift zu unterſcheiden: die Beauftragung eines oder mehrerer Geſellſchafter durch die 
übrigen (vgl. auch RS Bolze 2, 1095), oder durch die Geſchäftsführer (88 710, 711) mit der Be⸗ 
Reden eines oder mehrerer beſtimmter Geſchäfte. Dieſe Geſchäftsübertragung unterſteht den 
Aegeln des Auftrags, iſt alſo namentlich jederzeit widerruflich ($ 671). — Bei Abgabe von 
lärungen genügt die Erklärung gegenüber einem der die Geſchäfte führenden Geſellſchafter 
ME Lg 1924, 647). 


§ 710 
Iſt in dem Geſellſchaftsvertrage die Führung der Geſchäfte einem Gefell- 
ſchafter oder mehreren Geſellſchaftern übertragen, ſo ſind die übrigen Geſell 
ſchafter von der Geſchäftsführung ausgeſchloſſen!). Iſt die Geſchäftsführung 
mehreren Geſellſchaftern übertragen, fo finden die Vorſchriften des 5 709 
entſprechende Anwendung ?). 
E 1 630 11 650; M 2 003; P 2 420. 


1, Übertengun der Geſchäftsführung an einen oder mehrere Geſellſchafter. Der in § 709 
ne ete Nechtsgutand, daß ſämtliche Geſellſchafter zur Geſchäftsführung zuſammen⸗ 
für > müſſen, wird oft als ein wenig befriedigender ſich herausſtellen. Es iſt deshalb 
Gef 155 Fall, daß die Geſellſchafter ſich eutſchließen, die Geſchäftsführung einem oder mehreren 
Ge 5 schafter zu übertragen — welche Übertragung auch ſtillſchweigend erfolgen kann —, vom 
ſchlle die ergänzende Vorſchrift gegeben, daß ihnen damit die Geſchäftsführung unter Aus⸗ 
den Fung der übrigen Geſellſchafter zugewieſen ift (vgl. $ 709 A 4). Den nicht gejhäftsführen- 
dein Feleliſchaftern iſt damit auch das Recht genommen, der Vornahme einer Handlung des 
beitet sführenden Geſellſchafters (vgl. $ 115 HG) zu widerſprechen (RG 102, 412). Es ver⸗ 
die Gehen das Recht der Nachprüfung nach $ 716 und das in 9 712 Abf 1 gewährte Recht, 
des eſchäftsführungsbefugnis zu entziehen. Sie bleiben auch verpflichtet, zur Förderung 
von Iweckes der Geſellſchaft mitzuwirken und dürfen namentlich ſich der Pflicht nicht entziehen, 
führe ichen Umſtänden, die der Geſellſchaft erhebliche Nachteile bringen können, dem Geſchafts⸗ 
mit d rechtzeitig Mitteilung zu machen. — Die Geſchäfts führung kann unbeſchränkt oder 
der G0 ränkungen übertragen werden. Es beſteht keine Vermutung für eine Beſchrankung 
kann „ſchaftsführungsbefugnis auf die Geſchäfte des gewöhnlichen Betriebs. Unter Umſtänden 
ſich 1 8 uber nach den Grundſätzen des Auftrags (vgl. $ 665) Pflicht des Geſchäftsführers fein, 
deren r Ausführung des Geſchäfts mit den anderen Geſellſchaftern in Verbindung zu ſetzen und 
treffen „mung einzuholen. Auch ſolche Geſchäfte, welche die Grundlagen der Geſellſchaft be⸗ 
hberrſche ud von der Geſchäftsführungsbefugnis nicht unbedingt ausgenommen (anders die 
en wende Anſicht). Die Gefchäftsführer, die oft ganz die Stellung eines Vorſtandes haben, 
Gier auch ermächtigt fein, die Rechte der Geſellſchafter hinſichtlich der Aufnahme neuer Mitglieder 

de, Schuldrecht 857) oder der Ausſchließung eines Mitgliedes auszuüben. Handelsrechtliche 
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Grundſätze ſind auf die Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts nicht ohne weiteres anzuwenden. Der 
für die handelsrechtliche Geſellſchaft ausgeſprochene Satz, daß die Aufnahme neuer Mitglieder 
(eines Kommanditiſten, eines offenen oder ſtillen Geſellſchafters) nicht ohne Zuſtimmung ſämtlicher 
Geſellſchafter ftatthaft ſei (RH 52, 161; 128, 172 (176); R JW 1921, 123917) iſt übrigens, 
ſoweit es ſich um die Aufnahme eines ftillen Geſellſchafters handelt, inzwiſchen wieder aufgegeben 
worden (RG 153, 371). Den geſchäftsführenden Geſellſchaftern kann innerhalb gewiſſer Grenzen 
(vgl. $ 705 A 2) die Ermächtigung zur Abänderung des Geſellſchaftsvertrags gegeben fein. Un⸗ 
berührt bleibt von der Geſchäftsführungsbefugnis das jedem einzelnen Geſellſchafter nach $ 123 
zuſtehende Recht der Kündigung. Iſt die Führung der Geſchäfte nur zu einem Teil beſtimmten 
e übertragen, ſo iſt die Geſchäftsführungsbefugnis der Geſellſchafter auch nur zu 
dieſem Teile ausgeſchloſſen. Die Übertragung der Kaſſenführung an einen Geſellſchafter (RG 
IW 1912, 19313) hat noch nicht die Wirkung, daß den übrigen Geſellſchaftern die Geſchäftsführung 
genommen ift. Die den Geſellſchaftern erteilte Befugnis erliſcht, ſofern ſich aus dem Geſell⸗ 
ſchaftsvertrage nichts anderes ergibt, mit der Auflöſung der Geſellſchaft ($ 730 Abſ 2; vgl. auch 
$ 729). Dadurch, daß der geſchäftsführende Geſellſchafter haftbar wird, wenn er unter Ver⸗ 
letzung feiner Verpflichtungen aus § 713 ein dem gemeinſchaftlichen Intereſſe der Geſellſchafter 
zuwiderlaufendes Rechtsgeſchäft vornimmt, wird die Gültigkeit dieſes Geſchafts nicht berührt. 
Es ergibt ſich hieraus nur eine Schadenserſatzpflicht. Erſatzpflichtig iſt auch der Dritte, der mit 
dem Geſchäftsführer zum Nachteil der übrigen Geſellſchafter argliſtig zuſammengewirkt hak 
Keine Anwendung findet $ 710, wenn die Geſchäftsführung einem Dritten, z. B. einem An⸗ 
geſtellten, übertragen iſt. Die Geſchäftsführungsbefugnis der Geſellſchafter bleibt hier in vollem 
Maße inſofern erhalten, als ſie insgeſamt die Aufſicht zu führen haben, dem die Geſchäfte führenden 
Dritten Anweiſungen erteilen können und die geſchäftlichen Verrichtungen unter Widerruf der 
Vollmacht jederzeit ſelbſt übernehmen dürfen. 

2. Sind mehrere geſchäftsführende Geſellſchafter beſtellt, fo findet $ 709 entſprechende An⸗ 
wendung; der Unterſchied gegenüber § 709 beſteht nur darin, daß die Zahl der geſchäftsführen⸗ 
den Geſellſchafter kleiner ift, als die Zahl der Geſellſchafter. Iſt die Geſchäftsführung mehreren 
Geſellſchaftern oder ſonſtigen Perſonen übertragen, ſo haben dieſe entſprechend der Vorſchrift 
des $ 709 nur das Recht der Geſamtvertretung. Fällt einer dieſer Vertreter fort oder iſt er an der 
Vornahme eines Rechtsgeſchäfts rechtlich oder tatſächlich verhindert, ſo wird mangels einer 
andern Vereinbarung nicht etwa der andere Vertreter in Erweiterung ſeines Teilrechts zum 
Alle invertreter (vgl. RG 103, 417). 


g zu 


Steht nach dem Geſellſchaftsvertrage die Führung der Geſchäfte allen oder 
mehreren Geſellſchaftern in der Art zu, daß jeder allein zu handeln berechtigt 
iſt i), fo kann jeder der Vornahme eines Geſchäfts ?) durch den anderen wider 
ſprechen. Im Falle des Widerſpruchs muß das Geſchäft unterbleiben “). 

E I 637 II 661; M 2 604; B 2 420. 


1. Iſt jeder Geſellſchafter allein zu handeln berechtigt (vgl. $ 115 Abſ 1 50 B), fo iſt im 
Gegenſatze zu 8 709 Abſ 1 nicht zu jedem Geſchäfte Zuſtimmung erforderlich, ſondern es ge nüt 
Nichtwiderſpruch. Im allgemeinen vgl. § 709 A 2. 

2. Es kann nur der Vornahme eines beſtimmten Geſchäfts oder beſtimmter Geſchäfte wider 
ſprochen werden leinſeitige empfangsbedürftige Willenserklärung). Ein im allgemeinen ob 
erſt nach Vornahme des Geſchäfts erklärter Widerſpruch iſt unwirkſam. Die Erhebung De 
Widerſpruchs hat regelmäßig auch nur Bedeutung für das innere Rechtsverhältnis der Geſel 
ſchafter (beftr.). Dritten gegenüber wird die Vertretungsbefugnis nur ausgeſchloſſen, wenn ber 
Widerſpruch vor Vornahme des Rechtsgeſchäfts in Gegenwart des hierbei beteiligten Dritte 
erklärt iſt oder, was dem gleichſteht, die früher erfolgte Widerſpruchserhebung ihm von gell 
Widerſprechenden kundgegeben iſt. Iſt der Dritte ein zum Alleinhandeln berechtigter Geſe 
ſchafter, ſo bleibt das Rechtsgeſchäft, wenn dieſer mit ſeiner Vornahme ausgeſprochenerm 
nicht einverſtanden iſt, wegen des hieraus zu entnehmenden Widerſpruchs ohne jede Wir 3 
(RS 81, 92; das hier für die offene Handelsgeſellſchaft Geſagte hat auch auf die Geſellſchaft — 
bürgerlichen Rechtes Anwendung zu finden). Auf das Widerſpruchsrecht kann im Geſellſchaf F 
vertrage wirkſam verzichtet werden — vgl. 8710 — (beftr.). Gegen Mißbrauch ſchützen Schaden er 
erſatzpflicht und $ 712. Mißbräuchliche Ausübung des Widerſpruchsrechts kann na 
hinaus nach Treu und Glauben (5 242) mit Rückſicht auf die das Geſellſchaftsverhältnis [ 
herrſchende gegenſeitige Treupflicht den Widerſpruch als unzuläſſig erſcheinen laſſen (g, 
Würdinger, Geſellſchaften, 1. Teil: Recht der Perſonalgeſellſchaften 1937 S. 81). 
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8 712 


Die einem Geſellſchafter durch den Geſellſchaftsvertrag übertragene Be⸗ 
fugnis zur Geſchäftsführung !) kann ihm durch einſtimmigen Beſchluß 2) oder, 
falls nach dem Geſellſchaftsvertrage die Mehrheit der Stimmen 3) entſcheidet, 
durch Mehrheitsbeſchluß der übrigen Geſellſchafter entzogen werden, wenn 
ein wichtiger Grund ) vorliegt; ein ſolcher Grund ift insbeſondere grobe 
Pflichtverletzung oder Unfähigkeit“) zur ordnungsmäßigen Geſchäftsführung “). 

Der Geſellſchafter kann auch ſeinerſeits die Geſchäftsführung kündigen 05 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt; die für den Auftrag geltenden Vorſchriften 
des § 671 Abſ 2, 3 finden entſprechende Anwendung. 


E 1 638 II 652; M 2 605; P 2 421. 


1. Die Entziehung der Geſchäfts führung ift die Aufhebung des Sonderrechts eines Geſell⸗ 
ſcalters (vgl. 5 1 Der A dem im Geſellſchaftsvertrage die Geſchäftsführung 
vertragen ift, nimmt nicht die Stellung eines bloßen Beauftragten ein, dem die Geſchäfts⸗ 
Uhrungsbefugnis beliebig wieder entzogen werden kann. Dieſe Befugnis iſt vielmehr mit ſeinem 
Geſellſchafterrecht feſt verknüpft und kann deshalb nur in außerordenklichen Fällen zurückgenom⸗ 
en werden. Das Geſetz hat, wie der Ausdruck deutlich zeigt, die Fälle des $ 710 und auch des 
$ 711, nicht dagegen — beſtr. — des § 709 (Abſ 1, 2) im Auge. f 5. 
2. Die Entziehung erfolgt durch Beſchluß der übrigen Geſellſchafter, nicht durch gerichtliche 
Entſcheidung (8 117 HGB). Der Beſchluß wird dem Geſchäftsführer gegenüber nach Maßgabe 
„ct 58 130 ff. wirkſam. Im Streitfalle Feſtſtellungsklage (Beweislaſt der entziehenden Geſell. 
ſchafter). Nicht ausgeſchloſſen iſt indeſſen die Entziehung der Geſchäftsführungsbefugnis durch 
Anftiveilige Verfügung (vgl. auch RC 22, 169). Nur die volle Entziehung der Geſchäftsführung, 
nicht ſonſtige Maßregeln (etwa Einſetzung eines Mitgeſchäftsführers) ſtehen, von einer ander⸗ 
weiten Regelung im Geſellſchaftsvertrage b den übrigen en zu. Mit ber 
Veſugnis zur Entziehung ift in 1 1 nicht auch die Befugnis zur Beſchränkung der Geſchäfts⸗ 
fahrung gegeben (Rh Warn 1913 Nr 51). Über das Verhältnis zwichen Geſchäftsführung und 
bertretungsmacht ſ. § 715 A 2. Verzicht auf das Entziehungsrecht würde dem Zwecke des $ 712 
zuwiderlaufen, ift daher unwirkſam (ch 11. 7. 31 JI 527/30; vgl. auch Rd JW 1935, 696). Daß 
E auch ein Verzicht auf das Kündigungsrecht (Abs 2) unwirkſam iſt, jagt 5 671 Abſ 8 
rüclich. 


6. Die Entziehung durch Stimmenmehrheit kann im Geſellſchaftsvertrage allgemein oder 
beſonderg für Be des 5 712 Abſ 1 en fein. Die erforderliche Stimmenzahl muß 
— 5 den Beſtimmungen des Geſellſchaftsvertrags ermittelt werden, gegebenenfalls in ord⸗ 

ungsmäßig berufener Geſellſchaftsverſammlung (ch 26. 9. 08 1616/7. 

Ob ein wichtiger Grund vorliegt, iſt am letzten Ende durch richterliches Ermeſſen feſt⸗ 
Sfelten. Die grobe Pflichtverletzung beſtimmt fic nach ſachlichen und perſönlichen Merk⸗ 
Bere (dgl. hierzu den anders gefaßten $ 723 Abf 1 Satz 2). Die Unfähigkeit kann 
ſchaftennverſchuldet fein, mit einem geſetzlichen Vertreter brauchen die übrigen Geſell. 
after ſich nicht einzulaſſen. Auf die Zugehörigkeit zum Aufſichtsrat wird — was 
liege 108, 186 unentſchieden gelaſſen iſt — $ 712 entſprechend anzuwenden ſein. Das ur 
55 en emes wichtigen Grundes wird jedoch hier nur ausnahmsweiſe, wie in dem Falle, daß 
zum goſellſcgafter die durch ſeine Stellung als Aufſichtsratsmitglied erlangten Kenntniſſe 1 
wie Ru teile der Geſellſchaft ausgenutzt hat, angenommen werden können. — $ 712 b er. 
pfli 528 eine Anwendung des allgemeinen Grundſatzes, daß bei veränderten Umſtänden ein 5 
mit dungs verhältnis aufgehoben werden kann, wenn ſein Fortbeſtehen Treu und 1 
De = icht auf die Verkehrsſitte widerſprechen würde ($ 242, vgl. auch RG 103, 331). 

en ſprechend hat RG JW 1924, 671% angenommen, daß, wenn der eine Geſell⸗ 
Unterm © geſchäftliche, der andere die künſtleriſche Leitung des gemeinſam betriebenen 

nernehmens hat und dem letzteren die an ſich aus einem wichtigen Grunde gerechtfertigte 
Rückſicht auf den Fortbeſtand des Unternehmens nicht zugemutet werden kann, 
wenden iſt unſten behufs anderweiter Geſtaltung der Geſchäftsführung 9242 BGB anzu- 
unn el 80 Entziehung. Sofern fie nicht im Geſellſchaftsvertrage beſonders geregelt find, 
a Beſcha i 
Kehl Gef aan von ihnen entzogen wird, die Regel des $ 709, und zwar auch für den ab⸗ 
25 nicht b im Zweifel als eine einheitliche a e die nur als Ganzes oder über- 


Ser Sa zur Kündigung und Entziehung (A 1) entſprechen einander; Kündigung der 
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die in A 5 bezeichneten Wirkungen. Sie ändert den Geſellſchaftsvertrag, ſie hat gegenüber den 
anderen Geſellſchaftern (nicht Geſchäftsführern) zu erfolgen und kann einen Grund für die Kündi⸗ 
gung der Geſellſchaft ($ 723) entſtehen laſſen. $ 712 Abs 2 betrifft nur den geſchaftsfuhrenden 
Geſellſchafter (vgl. jedoch § 723). 


8 713 


Die Nechte und Verpflichtungen der geſchäftsführenden Geſellſchafter be⸗ 
ſtimmen ſich nach den für den Auftrag geltenden Vorſchriften der 88 664 bis 
670, ſoweit ſich nicht aus dem Geſellſchaftsverhältnis ein anderes ergibt!) Me 

E 1 930 11 653; M 2 606-009; P 2 422—424. 

1. Die geſchäftsführenden Geſellſchafter ſind Geſellſchafter in einer Sonderſtellung. Daher 
gilt für fie zunächſt Geſellſchaftsrecht, ergänzend kommen die angezogenen Vorſchriften des 
Auftrags zur Anwendung. Daraus ergibt ſich namentlich die beſchränkte Haftung des geſchäfts⸗ 
führenden Geſellſchafters nach $ 708. Die Übertragung der Geſchäftsführung erfolgt durch Ver⸗ 
trag. Zur Übernahme der Geſchäftsführung ift der Geſellſchafter kraft Geſellſchaftsrechts nicht ohne 
weiteres verpflichtet. — Rechte und Pflichten des Geſchäftsführers: Über das Recht der Kün⸗ 
digung |. 8 712 Abſ 2. Auf eine Vergütung hat er nur Anſpruch, wenn ihm eine ſolche von den 
anderen Geſellſchaftern zugebilligt iſt. Einſeitig ein Gehalt für ſich zu beſtimmen, iſt er nicht 
befugt (RG JW e 01, 40625). Die Zuſicherung einer Vergütung kann aber, namentlich bei außer ⸗ 
gewöhnlichen Leiſtungen, auch ſtillſchweigend erfolgen (R J 1938, 2769). Fur mehrere Ge⸗ 
ſchäftsführer kommen $$ 710 Satz 2, 711 in Betracht: einer iſt fur den andern nach Maßgabe dieſer 
Vorſchriften mitverantwortlich; anders, wenn der Geſellſchaftsvertrag eine Verteilung der Ge⸗ 
ſchäfte vorſieht. Weiſungen ($ 665) haben für den Geſchäftsführer nur Bedeutung, wenn ſie von 
ſämtlichen übrigen Geſellſchaftern ausgehen. Und auch in dieſem Falle ſind ſie für den Geſchäfts · 
führer nicht unbedingt verbindlich, da er eine Beſchränkung ſeiner Geſchäftsführungsbefugniſſe 0.5 
5712 A 2) ſich nicht gefallen zu laſſen braucht. Es könnte gegen ihn nur in der Weiſe vorgegangen 
werden, daß die Geſchäftsführungsbefugnis ihm entzogen wird ($ 712 Abſ 1). „Nachricht“, 
„Auskunft“ ($ 666) iſt den übrigen Geſellſchaftern zu erteilen. Die Rechenſchaftsable gung 
fällt naturgemäß zuſammen mit dem Rechnungsabſchluß ($ 721). Die Rechnung iſt von dem 
geſchäftsführenden Geſellſchafter den ſämtlichen übrigen Geſellſchaftern zu legen. Wird ſie einem 
der Geſellſchafter zugeſtellt, ſo darf angenommen werden, daß damit die Rechnungslegungs 
pflicht im ganzen, gegenüber ſämtlichen Geſellſchaftern hat erfüllt werden ſollen, und ebenfo if 
anzunehmen, daß der die Rechnung empfangende Geſellſchafter fie zugleich für die übrigen Geſell⸗ 
ſchafter entgegennimmt. Das Verlangen der Rechnungslegung kann gerade jo wie das Ver⸗ 
langen der Gewinnverteilung oder Auseinanderſetzung, welchen Zwecken die Rechnungslegung 
ſchließlich dient, von jedem einzelnen Geſellſchafter geſtellt werden. Es wird oft in dem Ver 
langen der Auseinanderſetzung mit enthalten fein. In gleicher Weiſe wird übrigens die Sache 
zu beurteilen ſein, wenn es ſich um die Rechnungslegung durch einen Nichtgeſellſchafter Handelt, 
der mit der Geſchäftsführung oder als Liquidator mit der Durchführung der Auseinanderſetzung 
betraut ift (anders RG 91, 34 hinſichtlich des Rechnungslegungsanſpruchs gegen den bisherigen 
Liquidator einer offenen Handelsgeſellſchaft). Der geſchäftsführende Geſellſchafter genügt jeinet 
Rechenſchaftspflicht im Regelfall durch Vorlegung der Bücher ($ 716); ob ihm darüber hinaus 
die ſtrengere Rechenſchaftspflicht nach $ 259 zuzumuten iſt, hängt von den beſonderen Umſtanden 
des Einzelfalles und billigem Ermeſſen ($ 242) ab (RG 2. 11. 26 11 594/25; vgl. auch R Warn 
1931 Nr 202). Die Pflicht zur Rechnungslegung iſt nicht von der vorhergehenden Fe ſtſte uus 
abhängig, daß Einnahmen oder Ausgaben vorgekommen find (MG JW 1912, 19312). Über das 
Verhältnis der aus $ 713 gegenüber der Geſamtheit der übrigen Geſellſchafter herzuleitenden 
Rechte und Pflichten der geſchäftsführenden Geſellſchafter zu dem Nachprüfungsrecht jed 
einzelnen Geſellſchafters aus $ 716 . Reh 148, 278 und $ 716 A 1. Ein Verzicht lediglich auf 
das Nachprüfungsrecht (§ 716) ſteht der Rechenſchaftsforderung nicht entgegen. Der Ger 
ſchäftsführende hat, um ſeiner Rechnungslegungspflicht genügen zu können, von vorn 
herein die nötigen Aufzeichnungen zu machen. Wegen der Verpflichtung zur Führung von Büchern 
. 9716 A 2. Der Pflicht zur Rechnungsführung entſpricht das Recht auf Entlastung. Gegenüber 
einer ordnungsmäßig gelegten und mit Belegen verſehenen Rechnung iſt die allgemeine Ve 
hauptung der Unrichtigkeit ohne genauere Begründung der Beanſtandungen nicht zu beachten. 
Die Herausgabe nach $$ 667, 668 beſteht in der Abführung zur Geſellſchaftskaſſe oder in m 
anderweiten Übereignung von im eigenen Namen erworbenen Gegenftänden in das Gele 
ſchaftsvermögen (RG 54, 103; Warn 1908 Nr 23). Herauszugeben find auch alle Vorteile, d 
der Geſellſchafter infolge der Geſchäftsführung erlangt Hat (vgl. RG 82,10; 96, 557 , 900. 
Erwirbt ein Geſellſchafter im Einverſtändnis mit den anderen ein Grundſtück im eigenen Nane 
aber für Rechnung der Geſellſchaft, ſo entſteht die Pflicht zur Übereignung an die Geſeuſchaß z 
nach $$ 713, 667 kraft Geſetzes; es bedarf dazu nicht einer hierauf gerichteten, der Form des 93 
unterliegenden Vereinbarung (NG JW 1927, 140%). Iſt eine Geſellſchaft nur zur Verwert 
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eines Warenlagers gegründet, ſo können bei längerer Dauer der Abwicklung die mit Kapitalein⸗ 
lagen Beteiligten von dem geſchäftsführenden Geſellſchafter dem Fortſchreiten der Verwertung 
entſprechend Teilausſchüttungen verlangen (NG 6. 5. 27 II 437/26). Der Geſellſchafter hat un. 
bedingt gemäß $$ 670, 256 einen Anſpruch auf Erſatz von Aufwendungen — dazu gehört 
auch die Bezahlung einer Geſellſchaftsſchuld (RG 17. 2. 06 1 413, 414/05) — und nach § 669 
emen Anſpruch auf Zahlung eines Vorſchuſſes zur Deckung der Aufwendungen. Erfah der Auf⸗ 
wendungen kann auch in der Form verlangt werden, daß Befreiung von den hierfür eingegangenen 
Verbindlichkeiten gefordert wird ($ 257). Im Streitfalle iſt der Anſpruch durch Rechnungslegung 
Über Einnahmen und Ausgaben klarzuſtellen (Seuffl 36 Nr 122). Ein Anſpruch auf Erſaß des 
Schadens, den der Geſchäftsführer bei der Führung der Geſchäfte erleidet, wird vom Geſetze 
Mit ausdrücklich gewährt (M 2, 609; Prot 424; vgl. HGB $ 110), er kann nach $ 670 begründet 
em. Leitender Grundſatz iſt, daß der Beauftragte in der Weiſe Erſatz für ſeine Aufwendungen 
erhalten ſoll, daß er vor Schaden bewahrt bleibt (RG JW 03 Beil 94215), — Für alle feine An- 
!Prüche, auch den Anspruch aus Zuſicherung einer Belohnung, kann der Geſchäftsführer während 
r Dauer der Geſellſchaft Befriedigung nur aus dem Geſellſchaftsvermögen ſuchen (§ 707 A J). 
hat, wenigſtens der Regel nach, kein Recht, wegen ſeiner Anſprüche die Übrigen Geſellſchafter, 
ſoweit ſie nicht mit den an die Geſellſchaft zu leiſtenden Beiträgen in Rückſtand find, perſönlich 
daftbar zu machen (MG 80, 272; vgl. auch 31, 141; ferner JW 1912, 2407; anders Enneccerus⸗ 
ehmann 9 175 zu A 4 und dort erwähnte Schriftſteller; vgl. auch dieſe Anmerkung a. E.). 
ei der Auseinanderſetzung nach Auflöſung der Geſellſchaft find Erſatzanſprüche wegen 
Aufwendungen wie andere Schulden, für die einem Geſellſchafter die übrigen als Schuld. 
er haften, vorweg zu berichtigen; ſolche Anſprüche ſind Werterſatzanſprüche, die deshalb 
nicht nach Aufwertungsgrundſätzen umzuwerten, ſondern in vollem Wertausgleich zu be⸗ 
rück hrigen waren ($$ 733, 735 und R6 126, 186). Den auf Zeit beftellten Geſchäftsführern 
dest es ob, vor Ablauf der Wahlzeit rechtzeitig eine Mitgliederverſammlung behufs Neuwahl 
er Geſchäftsführer einzuberufen (RG ZW 1912, 1861). Far 
j Die Auſprüche gegen die Geſchäfts führer bilden, abgeſehen von dem perſönlichen Nachprü- 
Ken Oötecht des g 716, Geſellſchaftsvermögen ($ 718 A 2., beſtr.). Verantwortlich kann der Geſell⸗ 
85 ter nicht ſchon deshalb gemacht werden, weil er das in Geſellſchaftsangelegenheiten geſchloſſene 
für Mt nicht auf den Namen der Geſellſchafter, ſondern auf feinen eigenen Namen geſtellt hat, wo⸗ 
An eine genügende Veranlaſſung vorgelegen haben kann. Das Geſellſchaftsverhältnis kann in der 
trit dnet ſein, daß nach außen hin nur ein Geſellſchafter (die leitende Firma) handelnd auf- 
1 , der die Geſchäfte auf ſeinen Namen abſchließt. Dieſer iſt nach den Grundſätzen des Auftrags 
uch dafür haftbar, daß durch ſeine Alleinvertretung, die es dem Dritten ermöglicht, mit Gegenfor⸗ 
teintagen nicht geſellſchaftlicher Art aus feiner Perſon aufzurechnen, den übrigen Geſellſchaftern 
in Nachteil erwächst (Rc 97, 236: RG ZW 1935, 24295). Auch in dieſem Falle, daß das Geſell⸗ 
9051 sberhältnig nach außen hin nicht in Erſcheinung tritt, greift die Regel des $ 181 Platz (vgl. 
die au 1; R 104, 128). Über den Umfang der Geſchäftsführung vgl. 89 709 A 4, 710 A1, über 
Than eenbigung der Geschäftsführung $$ 712, 730 Abſ 2. Zur Klage auf Erfüllung der dem ge⸗ 
altsfuhrenden Geſellſchafter gegenüber der Geſellſchaft obliegenden Verpflichtungen wird ein 
r Geſellſchafter zuzulaſſen ſein. 

rufen ein Geſellſchafter die Geſchäfte der Geſellſchaft beſorgt, ohne hierzu be- 
ſätze ® zu fein, fo beſtimmen ſich feine Rechte und Pflichten im allgemeinen nach den Grund⸗ 
ng einer Geschäftsführung ohne Auftrag (85 677ff). Der Geſellſchafter, der ohne Auf. 
gen Aug Schuld der Geſellſchaft berichtigt oder die zur Erhaltung eines Gegenſtandes notwendi⸗ 
von d — (vgl. $ 744 Abſ 2) beſtritten hat, hat damit eine Aufwendung gemacht, die ihm 
zu 885 5 ellſchaft zu erſetzen und nach Vorſchrift des § 256 von der Zeit der Aufwendung an 
er doch en iſt. Iſt er auch nach $ 707 zur Erhöhung ſeines Beitrags nicht verpflichtet, jo muß 
willig als Teilhaber der Geſellſchaft für berechtigt erachtet werden, eine weitere Leiſtung frei⸗ 
? Au übernehmen (Ach 12. 2. 06 1 413/05). BE e 

die Be die Geſchäftsführung einem Nichtgeſellſchafter übertragen, was zuläſſig iſt, ſo komm 


ü üntung, daß während Beſtehens der Geſellſchaft der Geſchäftsführer wegen feiner 
abend Beſeieh gung 115 aus bum Gefelfcaftsbermögen und den rückſtändigen Beiträgen 
Gläubt kann (A 1), in Wegfall. Seine Rechte find hier die gleichen wie die eines anderen 
als er m Auf das Intereſſe der Geſellſchafter muß er allerdings inſofern Rückſicht nehmen, 
erlangen N er Befriedigung aus dem Geſellſchaftsvermögen oder aus den rückständigen Beiträgen 

gen kann, keine weitergehende Haftung der Geſellſchafter in Anſpruch nehmen darf. 
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eit einem Geſellſchafter nach dem Geſellſchaftsvertrage die Befugnis 
zur G 13 d \ . 5 
Gefangen Führung zuſteht, ift er im Zweifel auch ermächtigt ), die anderen 


Dritten gegenüber zu vertreten ?) ). 
albſ 1 IT 664; M 2 600; Wr 424. 
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1. Vertretungsmacht der geſchäftsführenden Geſellſchafter. Vgl. S 709 A 1. Für die Geſell⸗ 
ſchaft können die Geſchäftsführer auch in der Weiſe handeln, daß ſie nach außen in eigenem Namen 
auftreten (Innengeſellſchaft, 8 718 A 6). Die Berechtigung und Verpflichtung aus ſolchen Rechtsge 
ſchäften kann von der Geſamtheit der Geſellſchafter nur durch beſondere Übertragungshandlung 
(auch Auflaſſung erforderlich; vgl. $ 718 A 1 a. E.) oder Schuldübernahme erworben werden. Das 
Regelmäßige tft aber, daß die Geſchäftsführer in offener Vertretung der Geſellſchaft handeln. 
Hierfür gelten die $$ 714, 715. Die Vertretung ſteht an ſich keinem der einzelnen Geſellſchafter für 
ſich allein zu (anders $ 125 HGB), fo daß alle Geſellſchafter zuſammen handeln müſſen, ſollen ſie 
Dritten gegenüber berechtigt oder verpflichtet werden (vgl. 99 420, 427, 431). Die Geſellſchafter kön⸗ 
nen aber wie einen Dritten, ſo auch einen oder mehrere Geſellſchafter mit ihrer Stellvertretung be⸗ 
trauen (88 164ff.). Die Vertretungsmacht wird ſich nach den Gepflogenheiten des Verkehrs 
regelmäßig mit der Geſchäftsführungsbefugnis vereinigen; dafür ſtellt $ 714 eine Auslegungs⸗ 
regel auf. Übertragung der Geſchäftsführung ift in der Regel zugleich Vollmachtserteilung. Gege⸗ 
benenfalls haben die belangten Geſellſchafter, wenn feſtſteht, daß unbeſchränkte Geſchäftsfuͤh⸗ 
rungsbefugnis erteilt iſt, nachzuweiſen, daß die Vollmacht eingeſchränkt worden, insbeſondere 
dahin gegangen ſei, der Geſchäftsführer ſolle im eigenen Namen handeln. Der Geſchäftsführer 
it auch als Bevollmächtigter im Sinne von $ 266 StÖB anzuſehen (RG St 43, 55). — Bei Rechts 
geſchäften zwiſchen dem Geſchäftsführer und der Geſellſchaft, d. h. allen Geſellſchaftern, 
und bei den ihn betreffenden Beſchlüſſen der Geſellſchaft iſt feine Vertretungsmacht, falls nicht ein 
anderes vereinbart ift, nach Maßgabe des $ 181 als ausgeſchloſſen anzuſehen (vgl. RG.32, 256; $ 713 
A 1 a. E.). Nicht ausgeſchloſſen iſt die Mitwirkung, wenn es ſich um eine die geſellſchaftliche Organi⸗ 
fation betreffende Angelegenheit, um die Wahl als Geſchäftsführer, als Aufſichtsratsmitglied uſw, 
oder um die Entlaſſung aus dieſer Stellung handelt (RG 104, 186; vgl. d 34 A 1). Die Regel des 
$ 181 greift durch, wenn Rechte von der Geſellſchaft gegen den einzelnen Geſellſchafter, jet es auf 
dem Prozeßwege oder ſonſt, oder von ihm gegen die Geſellſchaft verfolgt werden. Bei Vertrags 
ſchlüſſen mit der Geſellſchaft wird dieſe, da die Vertretungsmacht des mit ihr den Vertrag fließen“ 
den Geſellſchafters wegfällt, allein von den anderen Geſellſchaftern vertreten. Darüber, daß der 
geſchäftsführende Geſellſchafter ſich nicht ſelbſt ein Gehalt bewilligen kann, ſ. $ 713 A 1. Hat ein 
vertretungsberechtigter Geſellſchafter bei Vornahme eines Rechtsgeſchäfts in argliſtigem Ein“ 
vernehmen mit dem Geſchäftsgegner bewußt zum Nachteile der Geſellſchaft gehandelt, ſo 
brauchen die anderen Geſellſchafter das Rechtsgeſchäft nicht als für ſich verbindlich gelten zu laſſen 
(RG 9, 149; 57, 391; 58, 356; 71, 222; HoldheimsMSchr 1914, 212). 

2. Wie der Inhalt der Geſchäftsführungsbefugnis, ſo kann auch der Umfang der Vollmacht, der 
im Gegenſatze zu $ 126 HGB durch eine geſetzliche Regel nicht beſtimmt wird, ſehr verſchieden ſein 
(vgl. 88 710 Satz 2, 711; 908 $ 125). Nach herrſchender Anſicht (dagegen Würdinger, Geſell, 
ſchaften, 1. Teil: Perſonalgeſellſchaften 1937 S. 89f.) iſt es (in Abweichung vom $ 126 Abſ 2 
HB) auch möglich, die Vollmacht der Vertreter dahin zu beſchränken, daß die Geſellſchafter 
nur mit dem Geſellſchaftsvermögen ($ 718) haftbar gemacht werden können (RG 63, 6“ 
74, 374; 90, 173; 12,229; R JW 1907, 136”; 1910, 2272; SeuffA 82 Nr 58). Dadurch 
wird eine Annäherung an die G. m. b. H. (vgl. $ 13 Abſ 2) bewirkt. Gegen die Wirkam* 
keit einer ſolchen Haftungsbeſchränkung läßt ſich nicht einwenden, daß dadurch dem Dritten, 
der mit dem Geſchäftsführer ſich einlaſſen will, eine zu weitgehende Prüfung zugemutet werde, 
Der Dritte iſt ohnedies, um ſich über die Vollmachtserteilung und den Umfang der Vollma 
zu vergewiſſern, darauf ange wieſen, ſich die über die Bevollmächtigung ausgeſtellte Urkunde 
vorlegen zu laſſen. Iſt in dieſer von einer Beſchränkung nichts enthalten, ſo kann allerdings de 
gutgläubigen Dritten (vgl. $ 172) die Beſchränkung nicht entgegengeſetzt werden. Hat ein⸗ 
Körperſchaft mit anderen Verbänden zur Veranſtaltung einer Ausſtellung eine Geſellſchaft des 
bürgerlichen Rechts gegründet, ſo wirkt ihr Beſchluß, ſich nur mit einem beſtimmten Betrage 
zu beteiligen, an ſich nur nach innen; eine etwa gewollte und von den anderen Geſellſchaftern 
gebilligte Haſtungsbeſchränkung würde einem Dritten auch nur dann entgegengeſetzt werde 
können, wenn er fie kannte (RG 15. 2. 27 VI 493/26). Die Vertretungsmacht kann dahin erteilt ſein, 
daß der geſchäftsführende Geſellſchafter allein oder nur in Gemeinſchaft miteinem and eren, 
Geſellſchafter zur Vertretung befugt iſt (Einzelvertretung und Geſamtvertretung). Auch . 
Verbindung dieſer beiden Arten iſt nicht unzuläſſig (vgl. R 90, 22). Iſt bei einer aus 15 
Geſellſchaftern beſtehenden Geſellſchaft, die Geſamtvertretungsmacht haben, der eine recht 
oder tatſächlich an der Ausübung der Vertretung im Einzelfall gehindert, fo kann mit ſeiner — 
ſtimmung der andere inſoweit die Geſellſchaft — auch bei der Liquidation — allein ver! = 
(RG 116, 116 bez. der off. 96). Wird die Vertretungsmacht gemäß $ 714 lediglich durch ne 
Geſchäftsführungsbefugniſſe beſtimmt, ſo kann es nicht vorkommen, daß der geſchäftsſühre lach 
Geſellſchafter durch den Abſchluß mit einem Dritten die anderen Geſellſchafter verpflichtet, Bi 
ſelbſt aber dieſen gegenüber gleichzeitig wegen Überſchreitung der Geſchäftsführungsbeſug er 
erfaßpflichtig macht (RG Warn 08 Nr 148). — Sind ſatzungsmäßig die Vermögensſtücke 
Geſellſchaft auf den Namen des Vorſitzenden und eines anderen Vorſtandsmitglieds einzureneſe 
denen es wiederum obliegt, den übrigen Vorſtandsmitgliedern eine Rückzeſſion zu erteilen, 
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find bei einem Wechſel des Vorſtandes die neuen Vorſtandsmitglieder ermächtigt, in eigenem 
Namen, wenn auch als Treuhänder der Geſellſchaft, gegen die bisherigen Vorſtandsmitglieder 
auf Übertragung der Vermögensſtücke zu klagen (RG 20. 10. 09 I 537/08). — Über die Auf⸗ 
nahme neuer Geſellſchafter durch den vertretungsberechtigten Geſellſchafter ohne Zu⸗ 
ſtimmung der übrigen |. $ 710 A 1. 

3. Auf ſeiten des zur Vertretung ermächtigten Geſellſchafters muß der Vertretungs wille, 
der Wille, für die Geſellſchafter zu handeln, erkennbar hervortreten, andernfalls kommt das 
Geſchäft zwiſchen dem einzelnen handelnden Geſellſchafter und dem andern Vertrags⸗ 
teile zuſtande ($ 164 Abſ 2; RG JW 01, 16314 1911, 5401. Ebenſo haften die Geſellſchafter 
aus den von dem Geſchäftsführer eingegangenen Verpflichtungen nur, wenn der Geſchafts⸗ 
führer erkennbar in ihrem Namen gehandelt hat. Die Geſellſchafter können allerdings, wenn das 
Geſchäft tatſächlich in den Rahmen der Geſellſchaft fällt und ſie die Vorteile aus dem Geſchäft 
in Anſpruch nehmen, auch der Haftung aus dieſem Geſchäft ſich nicht entziehen. Haftung aus 
Anwaltsgemeinſchaft |. Rh JW 1931, 52%. 

4. Im Rechtsſtreite ſind die Geſellſchafter Partei. Sie ſind daher gegebenenfalls als 
Partei zu vernehmen und zu beeidigen (BO 88 445ff.); fie konnen nicht Zeugen oder Nebeninter⸗ 
benienten fein. Ob die Geſchäftsführer zur Führung des Rechtsſtreits ermächtigt find, muß 
aus dem ihnen erteilten Auftrage entnommen werden; regelmäßig wird es der Fall ſein. 
Klagen die Geſellſchafter als ſolche und ſtellt ſich heraus, daß der Anſpruch einem Ge⸗ 
ſellſchafter perſönlich zuſteht, oder macht umgekehrt ein Geſellſchafter für feine Perſon 
en der Geſellſchaft zuftehenden Anſpruch geltend, fo ift die Klage wegen mangelnder Sach⸗ 
egitimation abzuweiſen (Rc JW 1912, 74812). — Die Klage gegen die Geſellſchafter muß 
( ich Buftellung an dieſe erhoben werden, ſoweit nicht die Geſchäftsführer bevollmächtigt find 
N 173 880). Die Vertreter führen den Rechtsſtreit immer im Namen der Geſellſchafter, die 

3 Kläger oder Beklagte benannt werden müſſen (vgl. 9 54 A 1), fie find nicht geſetzliche Ver⸗ 
85 ter, ſondern Prozeßbevollmächtigte (vgl. RG 57, 92). Verfolgen die Geſellſchafter als Kläger 
( Be zum Geſellſchaftsvermögen gehörenden Anſpruch, fo find ſienotwendige Streitgenoſſen 
15 ZPO). Der aus der Geſellſchaft ausſcheidende Geſellſchafter bleibt auf Grund des § 265 
als BRPO Partei im Prozeſſe, wenngleich gemäß $ 738 fein Anteil am Geſellſchaftsvermögen den 
die Ge Geſellſchaftern zuwächſt (RG 78, 105). In notwendiger Streitgenoſſenſchaft ſtehen auch 
55 Geſellſchafter, welche als zur geſamten Hand verbundene Perſonen nur auf das Geſellſchafts⸗ 
einen gen (A 2) in Anſpruch genommen werden. Auch in dieſem Falle bewirkt das Ausſcheiden 
zanes Geſellſchafters aus der Geſellſchaft nicht fein Ausſcheiden aus dem Rechtsſtreite. Materiell 
mußeilic die Klage gegen ihn nicht mehr begründet. Ein neu in die Geſellſchaft Eintretender 
10 0 mitbelangt werden ($ 736 BO). Soweit die Geſellſchafter zugleich je für ſich verklagt 
der Sat beſteht gewöhnliche Streitgenoſſenſchaft. — Das Urteil (5 736 PO) kann je nach 

ur achlage gegen die Geſellſchafter mit der Maßgabe ergehen, daß die Zwangsvollſtreckung 
Wem das Geſellſchaftsvermögen zuläſſig ift, es kann aber auch gegen die einzelnen zugleich mit 
ge 5 Privatvermögen haftenden Geſellſchafter erlaſſen werden und ift in dieſem Falle ſowohl 
N 5 Geſellſchaftsvermögen als das Privatvermögen der einzelnen Geſellſchafter vollſtreckbar. 
mn, und des 5 736 30 kann übrigens das die Zwangsvollſtreckung in das Geſellſchaftsver⸗ 
Gesell. ermöglichende Urteil auch wegen Schulden der ſämtlichen Geſellſchafter, die mit den 
des aſchaftezwecken in keinem Zuſammenhang ſtehen, erlangt werden. — Über die Befugnis 
entſprincde nnen Geſellſchafters, kraft eigenen Rechtes einen aus dem Geſellſchaftsverhältnis 

ingenden Anſpruch gegen Mitgeſellſchafter geltend zu machen, ſ. $ 705 A 5. 


8 715 
3 
6 ) Iſt im Geſellſchaftsvertrag ein Geſellſchafter 2) ermächtigt, die anderen 
0 chafter Oritten gegenüber zu vertreten, ſo kann die Vertretungsmacht 
nah Maßgabe des § 712 Abf1 und, wenn fie in Verbindung mit der 
Ba zur Geſchäftsführung erteilt worden iſt, nur mit dieſer entzogen 
En 640 Abs 2 11 655; M 2 609; P 2 424. 


1. Wie die Geſchäftsführungsbefugnis bildet auch die auf Grund des Geſellſchaftsver— 
ſellſchafter als ſolchem zukommende Vertretungsmacht ein © onderrecht, das dem 
ung er nicht ohne Grund einſeitig entzogen werden kann. $ 715 dehnt daher die die Geſchafts 
7 etreffende Vorſchrift des § 712 Abſ 1 auf die Vertretungsmacht aus. Im übrigen beruht 


gewäh e e 
aleintge KooNderre ts. Aus dieſem Grunde wird, wenn ſolche Einheitlichkeit beſteht, auch die 
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als ausgeſchloſſen gelten müſſen. Kündigung der Geſchäftsführung nach § 712 Abſ 2 zieht den 
Verluſt der Vertretungsmacht nach Maßgabe der $$ 168 Satz 1, 714 nach ſich. Die Kündigung 
der Vertretungsmacht allein iſt, da das Geſetz eine dem 8 712 Abſ 2 entſprechende Vorſchrift nicht 
gibt, nicht als ſtatthaft anzuſehen. 

2. Für die nicht einem Geſellſchafter, ſondern einem Dritten erteilte Vertretungsmacht, 
ſowie für den Widerruf einer nicht im Geſellſchaftsvertrag als Sonderrecht erteilten Voll⸗ 
macht gelten die Vorſchriften über Vollmacht. Für die offene Handelsgeſellſchaft ſ. 5 127 HGB. 


8 716 


Ein Geſellſchafter kann, auch wenn er von der Geſchäftsführung aus“ 
geſchloſſen iſt, ſich von den Angelegenheiten der Geſellſchaft perſönlich unter 
richten, die Geſchäftsbücher und die Papiere der Geſellſchaft ) einſehen und 
ſich aus ihnen eine Überſicht über den Stand des Geſellſchaftsvermögens an 
fertigen !). 

Eine dieſes Necht ausſchließende oder beſchränkende Vereinbarung ſteht 
der Geltendmachung des Rechtes nicht entgegen, wenn Grund zu der An- 
nahme unredlicher Geſchäfts führung beſteht“). 

E 1 643 II 656; M 2 613; P 2 425. 

1. Das Nachprüfungsrecht aus $ 716 ſteht, wenn es nicht gemäß Abſ 2 ausgeſchloſſen oder 
beſchränkt ift, jedem einzelnen Geſellſchafter ſelbſtändig zu, iſt keineswegs nur zur Vorbereitung 
von Anſprüchen aus $ 713 beſtimmt und wird auch nicht dadurch beſeitigt, daß die Verpflichtungen 
der geſchäftsführenden Geſellſchafter nach $ 713 erfüllt find und ſolches von der Geſamtheit bet 
Geſellſchafter etwa durch Genehmigung der Bilanzen anerkannt worden ift (RG 148, 278). Das 
Recht der Nachprüfung ſteht ferner dem einzelnen Geſellſchafter perſönlich zu. Das Recht iſt 
unübertragbar ($ 717). Es kann jedoch nach allgemeiner Anſicht durch einen geſetzlichen Ber’ 
treter, auch — beſtr. — durch den Ehemann als Verwalter des Frauenguts, ſowie nach den Um 
ſtänden unter Zuziehung eines — geeigneten, ſelbſt zu entlohnenden — Sachverſtändigen ausgeübt 
werden (RG 25, 88). Die einer Ehefrau als von der Geſchäftsführung ausgeſchloſſenen Geſell⸗ 
ſchafterin zuſtehenden Kontrollrechte können, wenn der Geſellſchaftsanteil zum eingebrachten Gui 
gehört, alſo weder $ 1367 noch § 1369 einſchlägt, von dem Ehemann kraft feines Verwaltungsrechts 
der Geſellſchaft gegenüber aus eigenem Recht geltend gemacht werden (RG 15. 3. 29 II 331/28). 
Die Frage, ob im einzelnen Falle das Recht durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden 
kann, wird meiſtens verneint. Beſondere Umſtände können jedoch nach Treu und Glauben die 
Zulaſſung eines Bevollmächtigten rechtfertigen (89 241, 242; |. Staudinger Alec). Die Aus 
übung des Nachprüfungsrechts ſteht überhaupt unter dem Grundſatze von Treu und Glauben 
(5 242) und der den Geſellſchaftern obliegenden gegenſeitigen Treupflicht (Vorbem 1 Ab] 1 
vor 8 705). Dagegen würde es z. B. verſtoßen, wenn der Geſellſchafter die Bucheinſicht, wenn 
nicht allein, ſo doch vorwiegend deshalb ausüben wollte, um Anſprüche zu erheben, die mit einer 
langjährigen Handhabung des Vertragsverhältniſſes in Widerſpruch ſtehen, alſo vertragswidrig 
find (RG 148, 278). Verpflichtung zur Auskunftserteilung beſteht nicht. Das Recht der Einſicht 
ſchließt das Recht auf Zutritt zu den Geſchäftsräumen in ſich. 

2. Das Vorhandenſein von Geſchüftsbüchern und Papieren der Geſellſchaft wird in 8 716 
vorausgeſetzt. Durch dieſe Vorſchrift iſt aber nicht etwa dem geſchäftsführenden Geſellſchafter 
beim Fehlen einer andern Vereinbarung allgemein die Verpflichtung zur Buchführung auferlegt. 
Eine ſolche Verpflichtung iſt im Verhältnis zu den Geſellſchaftern nur anzunehmen, wenn die 
Buchführung, wie bei größeren Unternehmungen von längerer Dauer, üblich ift RG 103, 72). 
Hat der geſchäftsführende Geſellſchafter Buchungen über die Geſellſchaftsgeſchäfte vorgenommen, 
ſo darf er ihre Einſicht nicht deshalb verweigern, weil in den Büchern zugleich andere Eintragungen 
ſich befinden. Zur Sicherung gegen Mißbrauch kann ſolchenfalls die Beſchränkung geboten ſein, 
daß das Recht der Einſicht nur durch einen vereideten Bücherreviſor ausgeübt werden darf (R 
103, 73). Die nach handelsrechtlichen, gewerberechtlichen oder ſteuerrechtlichen Vorſchriften 
(vgl. 8 38ff. HOW, 3 162ff. RAbgo) der Geſellſchaft obliegende Buchführung bildet ſelbſt / 
verſtändlich eine beſondere Verpflichtung des geſchäftsführenden Geſellſchafters. 

3. Ein auf annehmbare Gründe ſich ſtützender Verdacht genügt. 


8 717 
4) Die Anſprüche, die den Geſellſchaftern aus dem Geſellſchaftsverhältniffe 
gegeneinander zuſtehen, find nicht übertragbar !). Ausgenommen find die einem 
Geſellſchafter aus ſeiner Geſchäftsführung zuſtehenden Anſprüche, ſoweit deren 
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Befriedigung vor der Auseinanderſetzung verlangt werden kann, ſowie die 
Anſprüche auf einen Gewinnanteil oder auf dasjenige, was dem Geſellſchafter 
bei der Auseinanderſetzung zukommt?) s). 

E 644 II 657; M 2 6138-615; P 2 425. 

1. Ein Geſellſchafter hat grundſätzlich nicht das Recht, eine andere Perſon an ſeine Stelle 
zu ſetzen (vgl. aber A 4). Er iſt demgemäß zur Übertragung der Geſellſchafts rechte nicht befugt, 
weder zur Übertragung der Mitgliedſchaft (vgl. § 719 A1), noch der Einzelanſprüche aus 
dem Geſellſchaftsverhältnis. Über die Mitgliedſchaft und ihre Übertragung ſ. auch Würdinger, 
Geſellſchaften, 1. Teil: Recht der Perfonalgeſellſchaften 1937 S. 66ff. Der Geſellſchaftsanteil 
eines Ehemannes gehört auch nicht zum Geſamtgut der zwiſchen den Eheleuten beſtehenden 
allgemeinen Gütergemeinſchaft; in dieſe fällt nur das bei einer Auflöſung der Geſellſchaft dem 
Abemann zuſtehende Auseinanderſetzungsguthaben oder eine bei ſeinem Ausſcheiden feſtgeſetzte 

bindung (R 146, 282: offene Handelsgeſellſchaft). Nicht übertragbar iſt das Recht der Ver⸗ 
6 gung in Geſellſchaftsangelegenheiten; der Anſpruch des Geſellſchafters auf Teilnahme an der 

zeſchäftsführung (58 709ff.), Mitwirkung bei dem Recht, den Geſchäftsführer mit Anweiſungen 
3% verſehen ($ 713 A 1) und ihm Entlaſtung zu erteilen, Mitwirkung bei der Gewinnverteilung 
0 0 Auseinanderſetzung; ebenſo nicht das Recht der Nachprüfung (über das Recht des Ehe⸗ 
n einer an der Geſellſchaft beteiligten Frau ſ. $ 716 A 1); der Anſpruch auf Einſicht ($ 716) 
Ge Rechnungslegung (N 52, 35; 90, 20; 95, 231; Gruch 48, 914). Der perſönlichen Natur des 

eſeilſchaftsverhältniſſes widerſpricht die Einmiſchung eines Dritten in dieſe Angelegenheiten. 

ler Anspruch auf Rechnungslegung iſt ſelbſt dann nicht übertragbar, wenn dem Dritten zu⸗ 
ai) der Anſpruch auf einen feinem Betrage nach durch Rechnungslegung zu ermittelnden Ge⸗ 
nichnanteil übertragen it (& Gruch 48, 912; 23 1912, 558). Ganz abgeſehen davon, daß gar 

cht feſtſteht, ob die Rechnung einen Geſchäftsgewinn oder einen Verluſt ergeben wird, erſcheint 
nn dein Weſen der Geſellſchaft nicht wohl vereinbar, dritten Perſonen einen Einblick in die ge- 
Br geſchäftlichen Verhältniſſe zu gewähren. — Zu beachten iſt, daß g 717 ſich nur bezieht auf 

Anſprüche der Geſellſchafter untereinander, nicht auf die Anſprüche, die der Geſell⸗ 
gema d. i. den zur geſamten Hand verbundenen Geſellſchaftern ($ 718 A 1) zuſtehen, über die dem⸗ 
wer ß nur von der Geſellſchaft ſelbſt, nicht von dem einzelnen, auch nicht teilweiſe ($ 719), verfügt 
haft ku kann. Dies iſt der Fall bei den Anſprüchen der Geſellſchaft gegen dritte Perſonen. Zweifel⸗ 
esel un ſein, wie es ſich mit der Übertragbarkeit der Anſprüche des Geſellſchafters gegen einen Mit⸗ 
fp ſchafter auf Leiſtung an die Geſellſchaft verhält. Aber auch hier ift Unübertragbarkeit der An⸗ 
zuflie e des Geſellſchafters anzunehmen, ſoweit es ſich um Leiſtungen handelt, die der Geſellſchaft 
Neben ſollen, fo daß dieſe in Wirklichkeit als die Berechtigte erſcheint (vgl. 58 705 A 5, 709 A 4). 
von B "dere iſt die Unübertragbarkeit der gegenfeitigen Anſprüche der Geſellſchafter auf Leiſtung 
73 N eiträgen anerkannt vom R& 76, 436; Warn 1910 Nr 55; auch OL Hamburg in Seuff 
die pn 40 (während die Geſellſchaft ſelbſt über die Beiträge verfügen kann, R& 76, 280). Wäre 
ſchuld tung wirkſam, fo würde durch Zahlung an den neuen Gläubiger die urſprünglich ge- 
76 ete Leiſtung, die der Geſellſchafterge meinſchaft dienen ſollte, ihren Inhalt verändern (RG 
schafe) as Veräußerungsverbot des $ 717 bezweckt jedoch nur den Schutz der andern Gefell- 

nwend alſo beſtimmter Perſonen, nicht den Schutz der Allgemeinheit, es findet deshalb § 135 
Schutz ung, nicht 8 134. Die Mitgeſellſchafter find nicht gehindert, auf den durch $ 717 gewährten 
der mh verzichten (RG ZW 1919, 933%). Die Vorſchriſt kann demgemäß mit Zuſtimmung 
gesetzt 55 chaſter jederzeit, auch ſchon von allem Anfange an im Geſellſchaftsvertrage außer Kraft 
(9851 Serben (nch Lg 1921, 617%). — Nicht übertragbare Anſprüche find auch nicht pfändbar 
eines Pf. D), gehören als ſolche nicht zur Konkursmaſſe ($ 1 KO) und können nicht Gegenſtand 
ſchaftsa lerochts ($ 1274 Abſ 2) oder eines Nießbrauchs (§ 1069 Abſ 2) fein. Das an dem Geſell⸗ 

nſbeanteil eingeräumte Pfandrecht (über das Pfändungspfandrecht vgl. § 725) ergreift den 
folgt 5 auf Gewinnanteil und Auseinanderſetzungsguthaben ($ 1274 Abſ 2, § 717); daraus 
erworben ein ſpäteres unmittelbor an ſolchem Anſpruche durch Pfändung oder Rechtsgeſchäft 
bezei = Pfandrecht dem älteren Pfandrecht am Geſellſchaftsanteil nachſteht, mag auch der 
gabe tete Anſpruch gemäß einem inzwiſchen gefaßten Geſellſchaftsbeſchluſſe nur noch auf Heraus ⸗ 
Ste „Rimmter Gegenſtände gerichtet fein (R& 67, 331). Da der Pfandgläubiger nicht die 
belastet ne es erhält, kann er keineswegs mit der Haftung für Geſellſchaftsſchulden 
n 60, 130). 
beta des Pfandrechts 925 Geſellſchaftsanteil ſ. $ 725 A 1. Im Geſellſchaftsvertrage kann 
das Ae worden, daß die verbotene Abtretung von Anſprüchen aus dem Geſellſchaftsverhältnis 
ſprüche ö eiden des abtretenden Geſellſchafters aus der Geſellſchaft und den Verlust aller An⸗ 
Aan das Geſellſchaftsvermögen zur Folge hat (RG HoldheimsMSchr 1917, 11224). 
Anſprü nägenommen von der Nichtabtretbarkeit ſind die in $ 717 angeführten drei Arten von 


haft welche auf Herausgabe von Vermögenswerten gerichtet find, die aus dem Gefell- 
werden io “a ausgeſchieden und in das Privatvermögen des Geſellſchafters übergeführt 


© a) Anſprüche des Geſellſchafters aus feiner Geſchäftsführung, 
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namentlich auf Erſatz von Aufwendungen ($$ 713, 669, 670) und auf beſondere Vergütung von 
Dienſten; b) auf einen Gewinnanteil ($$ 721, 722), aber nicht auf beſtimmte Entnahmen 
aus der Geſellſchaftskaſſe (feſte Zinſen, Vierteljahrsbezuge), ſofern dieſe von Gewinn und Verluſt 
unabhängig und zugleich im Einzelfalle tatſächlich durch Gewinn nicht gedeckt ſind (RG 67, 13; 
13. 3. 13 II 587/12; vgl. auch Beſchluß des JS Warn Jahrb. 07 Anhang Nr 1, der die Übertragung 
feſter Bezüge in weiterem Maße geſtattet); c) auf das Auseinanderſetzungsguthaben 
(88 733 ff., 738740). Hat der Vorerbe Erbſchaftsgegenſtände in eine Geſellſchaft eingebracht, 
ſo geht der Anſpruch auf das, was dem Geſellſchafter bei der Auseinanderſetzung zukommt (ngl. 
8 2111), auf den Nacherben über (MG Warn 1920 Nr 203). Das Recht auf unmittelbare Entnahme 
der Bezüge aus der Geſellſchaftskaſſe kann niemals abgetreten werden. — Auch die vorſtehend 
zu b und e bezeichneten Forderungen ſind nicht zukünftige, ſondern bereits beſtehende Anſprüche 
(RG 60, 130). Der Anſpruch auf das Auseinanderſetzungsguthaben kann allerdings dem Betrage 
nach erſt geltend gemacht werden, wenn dieſer im Auseinanderſetzungsverfahren zwiſchen dem 
abtretenden Geſellſchafter und den übrigen Geſellſchaftern feſtgeſtellt iſt (RG 90, 19). Ebenſo 
muß der Forderung des Gewinnanteils die Beſchlußfaſſung der Geſellſchafter über Feſtſtellung 
des Gewinns vorhergehen. Das Ergebnis dieſes Verfahrens muß von dem neuen Gläubiger 
abgewartet werden. Er iſt nicht befugt, ſich in die Verhandlungen einzumiſchen, kann weder 
Rechnungslegung verlangen, noch die gelegte Rechnung beanſtanden oder die von den Geſell⸗ 
ſchaftern gefaßten Beſchlüſſe anfechten. Bevor die Geſellſchafter dieſe Feſtſtellung getroffen haben, 
iſt es im ungewiſſen, ob überhaupt ein Gewinn oder ein Auseinanderſetzungsguthaben heraus“ 
kommt. Inſofern handelt es ſich um eine bedingte Forderung (vgl. RG 60, 130). Der Abtre⸗ 
tungsempfänger kann die Forderung nur ſo geltend machen, wie ſie durch den Beſchluß der Ger 
ſellſchafter oder bei Anfechtung des Beſchluſſes infolge dieſer Anfechtung ſich geſtaltet hat (N 
98, 320, wo übrigens bei Abtretung des Geſchäftsanteils einer Geſellſchaft m. b. H. ohne den 
Dividendenanſpruch der Rechtsvorgang ohne zwingenden Grund ſo dargeſtellt wird, als ob Det 
neue Geſellſchafter den Dividendenanſpruch bei Feſtſtellung durch die Geſellſchafterverſamm“ 
lung für ſich erwerbe, ihn aber ſofort auf den Veräußerer zurückübertrage). Die Abtretung 
äußert jedoch ſchon von der Zeit der Abtretung an darin ihre Wirkung, daß die Leiſtung 
nur noch an den neuen Gläubiger erfolgen kann — welche Wirkung auch gegenüber der Geſell⸗ 
ſchaft im Falle ihrer Kenntnis von der Abtretung eintritt —, daß ferner Verzichte auf die Forde! 
rung oder gleichſtehende Verfügungshandlungen des abtretenden Geſellſchafters unwirkſam ſind, 
und daß dieſer, wenn aus feinem Verſchulden der neue Gläubiger durch verzögerte oder un“ 
gehörige Feſtſtellung Schaden erleidet, ihm erſatzpflichtig iſt (R 90, 20, etwas abweichend 98, 
322). Auch die Mitgeſellſchafter können auf Grund des 9 826 wegen ſchädigender Maßnahme 
erſatzpflichtig werden. Zum Nachteil des neuen Gläubigers können fie auch, ſobald die Abtretung 
ihnen bekannt geworden, die geſetzlichen oder vertraglichen Beſtimmungen über Augeinander 
fegung und Gewinnverteilung nicht mehr ändern (R& 91, 431). Mit der Haftung für die Gefell | 
ſchaftsſchulden wird der Abtretungsempfänger, da er nicht als Geſellſchafter eintritt, nicht belaſte 
(RS 60, 130). Iſt der Anſpruch auf das Auseinanderſetzungsguthaben abgetreten, ſo iſt zu it 
rückſichtigen, daß als Guthaben auch die dem Abtretenden zurückzugewährende Einlage, jome 
fie nicht durch den Verluſtanteil gemindert ift, in Anſatz zu bringen iſt (RG 90, 21). — Der rund” 
ſaß des $ 717 fteht dem nicht entgegen, daß die Geſellſchaft die ihr gegen einen Geſellſchaftel 
zuſtehenden vermögensrechklichen Anſprüche an einen andern, insbeſondere zur Befriedign 
wegen einer Schuld der Geſellſchaft abtreten darf. it 

3. Der Geſellſchafter kann mit anderen Perſonen, denen er eine Unterbeteiligung einrdum 
eine beſondere Geſellſchaft, eine Untergeſellſchaft bilden (MG Warn 1910 Nr 9). Die Unte. 
beteiligten treten zu der Hauptgeſellſchaft in keine unmittelbaren Beziehungen. Sie find nas“ 
Maßgabe des Untergeſellſchaftsbertrags nur beteiligt an dem Gewinnanteil und Auseinander 
ſetzungsguthaben des Mitglieds der Hauptgeſellſchaft, das auf Grund des Gefchäftsergebnilfe, 
dieſer Geſellſchaft Gewinn und Verluſt mit ihnen zu teilen hat. Nicht verlangen können ſie, da 
dieſes bei ſeiner Betätigung in den Angelegenheiten der Hauptgeſellſchaft unter Hintanſetz m 
der Intereſſen dieſer Geſellſchaft — was ein pflichtwidriges Handeln darſtellen würde — de 
Intereſſe der Unterbeteiligten den Vorzug gibt. 4 x 

4. Die Vorſchriften des $ 717 enthalten nachgiebiges Recht. Die Übertragbarkeit der 0 
ſprüche kann über das Geſetz hinaus eingeſchränkt oder erweitert werden (vgl. $ 399, aber 2 
9851 Abſ 2 ZPO); auch die Mitgliedſchaft der Geſellſchaft kann durch den Geſelſchaftsvertegg 
le gemacht werden (RG 92, 163; Krückmann in Iheringsg 74, 70; ogl. 719 A 2,3 

2). 


g 718 
) Hie Beiträge der Geſellſchafters) und die durch die Geſchäftsführung 


die Geſellſchaft erworbenen Gegenſtände?) werden gemeinſchaftliches 
mögen der Geſellſchafter (Geſellſchafts vermögen) ) e). 


für 
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Zu dem Geſellſchaftsvermögen gehört auch, was auf Grund eines zu dem 
Geſellſchaftsvermögen gehörenden Rechtes oder als Erſatz für die Zerſtörung, 
Beſchädigung oder Entziehung eines zu dem Geſellſchaftsvermögen gehören 
den Gegenſtandes erworben wird“). 

E 1 631 Abſ 4 II 658: M 2 599; P 2 425—434. 

1. Die Geſellſchafter ſind Träger der Rechte und Verpflichtungen der Geſellſchaft, des geſell⸗ 
ſchaftlichen Sondervermögens, des Geſellſchaftsvermögens. Ein von den Geſellſchaftern ver- 
ſchiedenes Rechtsſubjekt (juriſtiſche Perſon) iſt nicht vorhanden. Die Geſellſchafter haben kraft 
ihrer Zugehörigkeit zur Geſellſchaft Anteil an dem ungeteilten Geſellſchaftsvermögen. An ſich 
gebührt dem Geſellſchafter nach näherer Feſtſetzung des Geſellſchaftsvertrags (vgl. $ 722 A 1) 
eine Quote. Damit iſt aber ein der Quote entſprechender feſter Anteil an den zum Geſellſchafts⸗ 
vermögen gehörigen Gegenſtänden nicht gegeben. Die Quote iſt nur eine Rechnungsgröße, die 
fur ſich allein den Umfang des Rechtes nicht erkennen läßt. Bis zur Auseinanderſetzung iſt völlig 
im ungewiſſen, wie weit katſächlich der Anteil des Geſellſchafters an dieſen Gegenſtänden reicht, 
was ohne Prüfung der ſämtlichen aus dem Geſellſchaftsverhältnis ſich ergebenden Anſprüche 
und Gegenanſprüche, wie fie bei der Auseinanderſetzung stattfindet, nicht feſtzuſtellen iſt. Der 
nteil kann durch die Gegenanſprüche vollſtändig aufgezehrt fein, fo daß in Wirklichkeit ein Anteil 
nicht beſteht. Hieraus folgt, daß der Geſellſchafter, da er erſt durch die Auseinanderſetzung an den 
ihm hierbei zugeteilten Vermögensgegenſtänden ein feſtes Recht gewinnt, vorher nicht in der Lage 
, Über feinen Anteil an den zum Geſellſchaftsvermögen gehörigen einzelnen Gegenſtänden 
dinglich zu verfügen (RG 56, 206; 65, 230; RG St 39, 49; vgl. Gierke, Genoſſenſchaftstheorie 
S10ff.; Oertmann Vorbem 4e vor $ 705). Darüber, daß ihm auch die Verfügung über feinen 
Anteil am Geſellſchaftsvermögen regelmäßig verſagt iſt, ſ. $ 719 A 2. Anderſeits erſtreckt ſich der 
Inteit, ohne daß er durch die Höhe der Quote begrenzt wird, auf das geſamte Geſellſchafts⸗ 
dermügen. Er iſt nur beſchränkt durch das Beſtehen der Rechte der anderen Geſellſchafter. Fallen 
lic Anteile der anderen Geſellſchafter weg, fo wachſen deren Anteile ihm an. Wegen dieſes geſetz⸗ 
chen Zuw achsrechts ift, wenn ein Geſellſchafter aus einer Geſellſchaft ausſcheidet (5 737), 
Fersch der zum Geſellſchaftsvermögen gehörigen, der fortbeſtehenden Geſellſchaft verblei⸗ 
; ben Vermögensſtücke zum Übergang des Eigentums eine beſondere Ubertragungs handlung, 
"befonbere bei Grundstücken die Auflaffung nicht erforderlich ($$ 925 A 4, 738 A 2). Träger 
Fr Im Geſellſchaftsvermögen vereinigten Rechte und Verbindlichkeiten find hiernach die Gefell- 
0 hafter nicht als Einzelperſonen, ſondern in ihrer Vereinigung. Das Geſellſchaftsver⸗ 
Nögen wird bei dieſer Gebundenheit an die Geſamtheit der Geſellſchafter zu einer von dem freien 
i Moatvermögen der einzelnen Geſellſchafter geſonderten rechtlichen Einheit: Gemeinſchaft zur ge⸗ 
Masten Hand (vgl. 88 2032 ff., Erbengemeinſchaft, $8 1442, 1483, 1519, 1549, eheliche Güterge⸗ 
ſchafſchaft, 98 105, 161 H 0B, offene Handelsgeſellſchaft und Kommanditgeſellſchaft); die Gemein. 
Ko ſten zur geſamten Hand find aber nicht in allem gleichgeregelt (RG 60, 129; über die rechtliche 
Ger, nuktion des Verhältniſſes |. Oertmann Vorbem 4 vor $ 705). Wegen der Selbſtändigkeit des 
lanfeaſcheftsdermögens können perſönliche und dingliche Rechtsverhältniſſe zwiſchen den zur ge⸗ 
feitg en Hand verbundenen Geſellſchaftern einerſeits und ‚einem einzelnen Geſellſchafter ander⸗ 
und weſtehen (RG 32, 256). Bei der Verſchiedenartigkeit des Miteigentums nach Bruchteilen 
andere J Jeſamthänderiſchen Miteigentums iſt zur Umwandlung des einen Miteigentums in das 
65 — Auflaſſung des Grundstücks zu erfordern (RG 54, 103; 56 S. 96, 206 u. 432; 57, 432; 
offenen 68, 417; 76, 413). Ebenſo zur Überführung eines Grundſtücks aus dem Vermögen einer 
Rechts Handelsgeſellſchaft in das Vermögen einer perſonengleichen Geſellſchaft des bürgerlichen 
End (RG 136, 402; vgl. $ 925 A 2 Abſ 2). Ein geſamthänderiſches Miteigentum an einem 
it entf, das auf den Namen der Geſellſchafter als Miteigentümer zu Bruchteilen eingetragen 
ich Steht nicht ſchon dadurch, daß das Grundſtück von ihnen in die Geſellſchaft eingebracht wird, 
Grundl dadurch, daß die Geſellſchafter, die ſich als Miteigentümer haben eintragen laſſen, das 
Name ftüd von vornherein für die Geſellſchaft erworben haben. Die Grundſtücke muſſen auf die 
0 80) der einzelnen Geſellſchafter unter Angabe des Geſellſchaftsverhältniſſes ($ 47, früher 48 
54 A 1, getragen werden, die Geſellſchafter müſſen Hagen und verklagt werden ($$ 714 A4, 
hr DE. anderſeits 5 124 B, 35 50 Abſ 2, 735 ZPO. Über den Beſitz an gemeinſchaftlich 


ag" Sachen ſ. RG Warn 1927 Nr 55. Es gibt keinen Geſellſchaftskonkurs (beſtr.); vgl. 
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(RG 24. 1. 14 V 444/13; |. namentlich Enneccerus-Lehmann 8 176 12 mit A 2; auch Wür⸗ 
dinger, Geſellſchaften, 1. Teil: Recht der Perſonalgeſellſchaften 1937 S. 85). Iſt es auch zum 
dinglichen Rechtserwerb für die Geſellſchaft nicht gekommen, fo gebührt ihr doch der ſchuldrechtliche 
Anſpruch auf Herſtellung dieſes Zuſtandes. 

3. Die entrichteten Beiträge gehören zum Geſellſchaftsvermögen. Aber auch ſchon die An⸗ 
ſprüche auf die Beiträge und die Entſchädigungsanſprüche wegen ihrer Nichtleiſtung ſind zum 
Geſellſchaftsvermögen zu rechnen. Unzweifelhaft iſt, daß dieſe Anſprüche nach Beſtimmung des 
Geſellſchaftsvertrags zu Beſtandteilen des Geſellſchaftsvermögens ge macht werden können (RG 
54, 297; Warn 1910 Nr 435). Im übrigen wird vielfach angenommen, daß die Gemeinſchaft 
zur geſamten Hand hier noch nicht wirkſam fei, ſondern erſt die geleifteten Beiträge erfaſſe. Dieſe 
Auffaſſung, der früher auch das Reichsgericht zuneigte, kann nicht gebilligt werden. Gegen ſie 
ſprechen der Ausdruck des Geſetzes ($ 705 A 6), fein Grundgedanke und praktiſche Folgerungen 
(fo auch Enneccerus⸗Lehmann § 176 11 und dort erwähnte, ſowie jetzt RG 76, 276; vgl. 
auch R& 100, 166; 111, 83; JW 1911, 80915; 11. 2. 25, V 112/24). Gerade die Anſprüche auf 
die Beiträge bilden in den meiſten Fällen die erſten Beſtandteile des Geſellſchaftsvermögens. 
Die Geſchäftsfübrer haben die Beiträge einzuziehen. Die Zwangsvollſtreckung in das Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen kann auf die Beitragsforderungen erſtreckt werden. Der einzelne Geſellſchafter 
ſchuldet ſelbſtverſtändlich feinen Beitrag voll, nicht etwa nur zu dem Teile, zu welchem er nicht 
ſelbſt am Geſellſchaftsvermögen Anteil hat. Der Beitrag muß voll in die Geſellſchaftskaſſe ge 
langen; er kann gegen die Geſellſchaft voll beſchlagnahmt werden. — Als Geſellſchaftsbeitrag, 
nicht als Vertragsſtrafe anzuſehen iſt eine Ausgleichsabgabe, die ein Mitglied eines Quoten“ 
kartells an dieſes wegen Überſchreitung der ihm zugeteilten Quote zu leiſten hat, und die nach 
einem beſtimmten Schlüſſel an diejenigen Kartellmitglieder verteilt wird, deren Jahreslieferungen 
die ihnen zugeteilte Quote nicht erreicht haben (RG 9. 7. 35 II 361/34). 1 

4. Als Erwerb auf Grund eines Rechtes kommen in Betracht Früchte einer Sache oder eines 
Rechtes, Zinſen (88 99, 100) und ſonſtige Erweiterungen eines Rechtes, ſowie die Gegenleiſtungen 
aus einem Veräußerungsgeſchäft (R 67, 331), als Erſatz: Schadenserſatz, Verſicherungsgelder, 
Enteignungspreis. Das bedingte Anrecht des Erwerbers eines Lotterieloſes zur erſten Klaſſe 
auf dieſelben Losnummern der folgenden Klaſſen iſt bei einer Lotteriegeſellſchaft Beſtandteil 
des Geſellſchaftsvermögens. Wird auf Grund dieſes Anrechts das neue Los erworben, ſo tri 
Abſ 2 zu (MG IW 04, 36015; Re St 43, 56; vgl. noch $ 727 A Ua. E.). 

5. Belaſtet wird das Geſellſchaftsvermögen durch die Geſellſchaftsſchulden. Sie entſtehen 
in der Regel aus Verträgen der Geſchäftsführer ($ 714). Die Geſellſchafter haften hierfür mi 
dem Geſellſchaftsvermögen und zugleich mit ihrem Privatvermögen als Geſam! 
ſchuldner (8 427), falls nicht bloß eine anteilige Haftung (8 420) oder eine auf das Geſellſchaftsver 
mögen beſchränkte Haftung vereinbart iſt. Die in letzterer Beziehung für nicht rechtsfähige Vereine 
geltenden Grundſätze ($ 54 A 2) find nicht ohne weiteres auf Geſellſchaften anwendbar. Der Um 
ſtand allein, daß nach dem Geſellſchaftsvertrage für die Geſellſchaftsſchulden nur das Geſellſchafts 
vermögen verhaftet ſein ſoll, reicht, auch wenn dieſer Umſtand dem Geſchäftsgegner bekannt war, 
zur Ausſchließung der perſönlichen Haftung nicht aus, da eine weitergehende Ermächtigung des Ver 
treters beſtehen kann (vgl. $ 714 A 2). Möglich ift es, eine die perſönliche Haftung ausſchließende 
Vereinbarung darin zu finden, daß die Schuld ausdrücklich als Schuld der Geſellſchaft eingegangen 
wird. Die geſamtſchuldneriſche Haftung greift im Zweifel auch für Vertragsſchulden Platz, die 
eine teilbare Leiſtung zum Gegenſtand haben ($ 427). Eine Geſellſchaftsſchuld mit perſonliche! 
Haftung der Geſellſchafter kann ferner darin ihren Grund haben, daß die Geſellſchafter für das 
rechtswidrige Tun des Geſchäftsführers einſtehen müſſen oder ihnen ſelbſt eine unerlaubte Ha 
lung zur Laſt fällt (58 830, 831, 833, 836). Eine nur das Geſellſchaftsvermögen treffende Seel“ 
ſchaftsſchuld kann aus ungerechtfertigter Bereicherung entſtehen. In ganz gleicher Weiſe wie bel 
Geſellſchaftsſchulden wird das Geſellſchaftsvermögen belaſtet, wenn es ſich um eine Privatſchuld 
der ſämtlichen Geſellſchafter handelt. Inſofern beſteht zwiſchen Geſellſchaftsgläubigern u x 
Privatgläubigern kein Unterſchied. Die Privatgläubiger können, ohne daß ſie vorher die Seel 
ſchaft zu kündigen brauchen (anders bei der offenen Handelsgeſellſchaft, $ 135), ſich unmittelbar 

auf Grund eines gegen alle Geſellſchafter erwirkten Urteils ($ 736 38) an das Geſellſchafts 
vermögen halten (vgl. über Zwangsvollſtreckung in den Geſchaſtsanteil der einzelnen Gele 
ſchafter § 725). 

6. Geſellſchaft ohne Geſellſchaftsvermögen. Die Geſellſchaft als Schuldverhältnis beſteht 
ſchon vor Bildung des Geſellſchaftsvermögens. Hat die Geſellſchaft den Zweck, ein Vermögen! 10 
ſtück erſt zu erwerben, z. B. ein Lotterielos, fo entſteht das Geſellſchaftseigentum erjt mit ne 
Erwerbe des Loſes, im übrigen ift die Geſellſchaft mit dem Vertragsabſchluſſe wirkſam (7 che 
Bayg 1, 348). Nach dem Vorbilde der ſtillen Geſellſchaft (58 335ff. HB) find auch bürgerlich, 
Geſellſchaften, ohne die Abſicht, ein Geſellſchaftsvermögen zu bilden, denkbar, ſog. Innenge hafte 

ſchaften (c 80, 271; Warn 1915 Nr 207) ein Geſellſchafter führt nach außen die Geſchaf 5 
im eigenen Namen (vgl. RH JW 03 Beil 16°; Warn 1909 Nr 403). Die vereinbarten Beitrag 
können in das Privatvermögen des einen Geſellſchafters fließen, mit deſſen Mitteln das Unte 


Geſellſchaft $$ 718, 719 ss 


nehmen für Rechnung fämtlicher im Innenverhältnis beteiligter Geſellſchafter betrieben wird. 
Dieſer Geſellſchafter erſcheint nach außen hin als der allein Berechtigte und Verpflichtete (RG Lg 
1924, 8176, vgl. Mb 77, 226/7). S. auch Würdinger, Geſellſchaften, 1. Teil: Recht der Perſonal⸗ 
geſellſchaften 1937 S. 34. Eine Rechtsvermutung für das Beſtehen der regelmäßigen Geſell⸗ 
ſchaftsform kann nicht anerkannt werden (RG ZW 05, 7191“; ungenau vorangef. RG JW 03). 


8 719 

) Ein Geſellſchafter kann nicht über ſeinen Anteil an dem Geſellſchafts⸗ 
vermögen?) und an den einzelnen dazu gehörenden Gegenſtänden verfügen?); 
er iſt nicht berechtigt, Teilung zu verlangen‘). 

Gegen eine Forderung, die zum Geſellſchaftsvermögen gehört, kann der 
Schuldner nicht eine ihm gegen einen einzelnen Geſellſchafter zuſtehende Forde- 
rung aufrechnen. 

EI 645 II 658; M 2 615; P 2 425—437. 


er, 1. Das Rechtsverhältnis der geſamten Hand wird namentlich durch die Vorſchriften der 
it 719, 725 Abſ 2, 738 Abf 1 Satz 1 ausgeſtaltet. Der Anteil am Geſellſchaftsvermögen 

eine aus der Mitgliedſchaft entſpringende, rechneriſch nicht beſtimmte Mitberechtigung. Noch 
Sehr iſt dies der Fall bei den Anteilen an ben einzelnen zum Geſellſchaftsvermögen gehörigen 
Zachen oder Rechten (vgl. § 718 A 1). Dieſes Rechtsverhältnis ſteht in vollem Gegenſaß zu den Vor⸗ 
Schriften der 88 741 ff. über Bruchteilsrecht und Bruchteilseigentum. Die ſämtlichen Geſellſchafter 
lden eine Einheit, deren Wille allein für das Geſellſchaftsvermögen entſcheidend iſt. Das Geſamt⸗ 
gut iſt für den einzelnen „wie wenn es fremdes Vermögen wäre (Sohm). Zum Gefamthanbs- 


Sate . auch Würdinger, Geſellſchaften, 1. Teil: Recht der Perſonalgeſellſchaften 1937 
67ff. 


2. Der Geſellſchafter kann, wie er feine Mitgliedſchaft nicht übertragen kann (§ 717 A 1) auch 

N 5 den 1 hiermit verbundenen Geſellſchaftsanteil, der die ſachliche Grundlage der 
C ogliedſchaft bildet, nicht verfügen (RG SeuffA 83 Nr 109; anders bei der Erbengemeinſchaft, 
des Kae Die verbotswidrige Verfügung iſt indes nicht nichtig, ſondern nur unwirkſam im Sinne 
5 5135 (ogl. § 717 A 1). Die Unwirkſamkeit beſteht demgemäß nur der Geſellſchaft, nicht anderen 
gebtſonen, egenüber; dem Vertragsgegner iſt der Geſellſchafter durch den Abtretungsvertrag 
ſei unden (ieh 92, 298; 93, 294). Mit Zuſtimmung der übrigen Geſellſchafter kann er über 
pen Anteil am Geſellſchaftsvermögen wirtſam verfügen (Reh 1. 10. 09 II 711/08). Ob der 
daß fung des Geſellſchaftsanteils nicht wenigſtens die beſchränkte Wirkung zuzugeſtehen ift, 
tra fe bie Rechte auf den Gewinnanteil und das Auseinanderſetzungsguthaben ($ 717) über- 
die Mt Auslegungsfrage (vgl. § 725 A 1). Durch Geſellſchaftsvertrag kann außerdem 
Ber Mitgtievfhaft und damit auch der Geſellſchaftsanteil uneingeſchränkt oder unter 
na chr kungen für übertragbar erklärt werden. Die Beſtimmung des $ 719 in inſofern 
kandiebiger Natur (RG 26. 4. 18 II 33/18; ſ. auch $ 717 A 4). Die Wirkſamkeit der Übertragung 
macht der Zuſtimmung der Geſellſchaft oder eines von dieſer gebildeten Beirats abhängig ge⸗ 
Beſti werden. In ſolchem Falle wirkt die nachträgliche Zuſtimmung in Ermanglung einer anderen 
nicht mung auf den Zeitpunkt der Vornahme des Rechtsgeſchäfts zurück. Die Rückwirkung wird 
Bede wurch gehindert, daß der übertragende Geſellſchafter inzwiſchen verſtorben iſt. Sie hat die 
werden mg, daß, wenn ſchon ber in der Vergangenheit liegende tatſächliche Zuſtand nicht geändert 
anzuf n kann, rechtlich die Übertragung der Mitgliedſchaft bereits zu der früheren Zeit als bewirkt 
wichen it (Res Warn 1914 Nr 179). Iſt als Mitglied eines Konſortiums eine Firma beteiligt, 
außer das im Konſortialvertrage aufgeſtellte Erfordernis, daß es zur Übertragung des Anteils 
nach f 175 Eintragung in das Konſortialenbuch noch der Zuſtimmung des Beirats bedürfen ſoll, 
das Ger manniſchem Brauche dahin zu verſtehen fein, daß dieſe Zuſtimmung entbehrlich ift, falls 
tragb eſchäft mit Firma veräußert wird (Reh Warn 1918 Nr 79). Iſt die Mitgliedſchaft über⸗ 
Erweſo wird doch allein durch den Abſchluß des Übertragungsvertrags der Eintritt des 
Übri anders in die Geſellſchaft noch nicht herbeigeführt. Es iſt weiter erforderlich, daß die 
und nt ſeliſchafter ausdrücklich oder ſtillſchweigend ihn als Mitgeſellſchafter aufnehmen (ſ. hierüber 
der A er die damit zuſammenhängenden Fragen der Schuldenhaftung und der Notwendigkeit 
braudflaſſung NG Warn 1931 Nr 51 und 88 736 A 2, 718 A 1). Ein Pfandrecht oder Nieß⸗ 
zulaſtg ann an einem Geſellſchaftsanteil immer nur inſoweit beftellt werden, als die Übertragung 
verſaht ft. Eine Ausnahme iſt es, daß der Gläubiger eines Geſellſchafters im Zwangsvollſtreckungs⸗ 
das Verte zur Pfändung berechtigt ift (8 725 A 1) und daß im Konkursverfahren (8 728 A J) 
der ailgungzrecht über den Geſellſchaftsanteil auf den Konkursverwalter übergeht. Wegen 
antefl „fandung . 725 A 1. — Als eine Forderung gegen die Geſellſchaft darf der Geſellſchafts⸗ 
ſondete u dem ſich die verſchiedenſten aus der Mitgliedſchaft entſpringenden Rechte, insbe⸗ 
em dem Miteigentum naheſtehendes dingliches Verfügungs⸗ und Nutzungsrecht ver⸗ 

33. 
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körpern, nicht aufgefaßt werden. Auf die Verpfändung des Geſellſchaftsanteils findet dem⸗ 
gemäß § 1280 keine Anwendung, ſondern die allgemeine Vorſchrift des $ 1274. Zur Wirkſam⸗ 
keit der Verpfändung ift Anzeige an die Geſellſchaft nicht unbedingt erforderlich (RG 57, 414). 


3. Der Geſellſchafter kann ferner nicht über ſeinen Anteil an den zum Geſellſchaftsvermögen 
gehörigen Sachen oder Rechten verfügen. Es folgt dies mit einer ſolchen Notwendigkeit aus 
dem Grundgedanken der Gemeinſchaft zur geſamten Hand (vgl. 8 718 A 1), daß hieran auch 
durch eine Vereinbarung der Geſellſchafter nichts geändert werden kann. Die Gemeinſchaft 
zur geſamten Hand beruht eben darauf, daß nur die zu einer Einheit verbundene Geſamtheit 
der Geſellſchafter über die Vermögensſtücke verfügen kann. Der einzelne Geſellſchafter hat 
keinerlei Verfügungsmacht, auch nicht zu einem Teile. Über eine zum Geſellſchafts⸗ 
vermögen gehörige Forderung kann er weder durch Einziehung, Mahnung, Kündigung, noch durch 
Stundung, Erlaß, Abtretung oder eine ſonſtige Anderung des Schuldinhalts verfügen. Eine dem 
zuwiderlaufende Verfügungshandlung iſt gänzlich unwirkſam (vgl. RG 93, 294). Die Verfügung 
kann immer nur von der Geſamtheit der Geſellſchafter getroffen werden. Darüber, daß der 
einzelne Geſellſchafter eine Geſellſchaftsforderung auch nicht zur Aufrechnung verwenden kann, 
ſ. A 5. Die Eintragung einer Hypothek auf den Grundſtücksanteil des Geſellſchafters ift nach 
§ 1114 unzuläſſig, fie kann auch durch die Zuſtimmung der Mitgeſellſchafter nicht zuläffig werden 
(KG in RA 3, 43). Unbenommen iſt es dem Geſellſchafter, eine Verpflichtung zur Vornahme 
einer Verfügung einzugehen, da hierdurch nicht das Geſellſchaftsvermögen, ſondern der Geſell 
ſchafter perſönlich gebunden wird. Daraus, daß über die einzelnen zum Geſellſchaftsvermögen 
gehörigen Gegenſtände nur die Geſamtheit der Geſellſchafter verfügen kann, folgt nicht, daß die 
Verfügung von ſämtlichen Geſellſchaftern nur einheitlich durch denſelben Rechtsvorgang getroffen 
werden könnte. Es iſt auch nicht erforderlich, daß die Klage, durch welche ein Recht an 
einzelnen Geſellſchaftsgegenſtänden geltend gemacht wird, gegen ſämtliche Geſellſchafter gleich 
zeitig erhoben wird (vgl. hinſichtlich der Geſamthandsklage gegen Miterben RG 93, 400 
111, 338; 112, 132). — Der Geſellſchaftsanteil eines Ehemannes gehört nicht zum Geſamtgul 
der zwiſchen den Eheleuten beſtehenden allgemeinen Gütergemeinſchaft; in dieſe fällt nur das 
bei Auflöfung der Geſellſchaft dem Ehemann zuſtehende Auseinanderſetzungsguthaben oder 
eine bei feinem Ausſcheiden feſtgeſetzte Abfindung (RG 146, 282: offene Handelsgeſellſchaft). 


4. Der Ausſchluß des Teilungsanſpruchs ($ 749) bezüglich der einzelnen zum Geſellſchafts 
vermögen gehörigen Gegenſtände gehört zum Weſen der geſamthändigen Berechtigung (RG 60, 
232). Eine gegenteilige Vereinbarung iſt ungültig. Der Geſellſchafter kann nur verlangen, 
daß nach Auflöſung der Geſellſchaft eine Auseinanderſetzung ſtattfindet, die ſich grundſätzlich 
(ogl. jedoch $ 730 A 3) auf das ganze Geſellſchaftsvermögen erſtreckt. Während beſtehende⸗ 
Geſellſchaft hat er nur einen Anſpruch auf Teilung des Gewinns nach näherer Beſtimmung 
des Geſellſchaftsvertrags. In dem Vertrage kann beſtimmt ſein, daß gewiſſe Einnahmen ohne 
Aufſtellung einer Geſamtrechnung über die Einnahmen und Ausgaben ſogleich nach ihrem Ein- 
gang beſonders zur Teilung zu bringen ſind. Der Anſpruch auf Teilung kann nur gegen die 1 . 
lichen übrigen Geſellſchafter erhoben werden (vgl. $ 730 A 3 a. E.). Sind durch ſchuldhafte 
Verhalten eines Geſellſchafters die Einnahmen verkürzt worden, ſo kann ein Mitgeſellſchalte, 
aller Regel nach nur auf Leiſtung von Erſatz an die Geſellſchaft, nicht auf Auskehrung jeine 
Anteils an dem Schadenserſatzbetrage klagen. Desgleichen kann der einzelne Geſellſchaſter, 
wenn abredemäßig die Einnahmen aus dem von einem Geſellſchafter für Rechnung der Gejel” 
ſchaft auf eigenen Namen geſchloſſenen Geſchäft ſogleich geteilt werden ſollen, beim Fehlen einer 
unzweideutigen anderen Vereinbarung nur die Abführung der Einnahmen an die Geſellſchafts⸗ 
kaſſe, nicht unmittelbar die Auszahlung ſeines Anteils verlangen (RG 30. 11. 07 1 74/07). 


5. Die Verſagung der Aufrechnung folgt gleichfalls aus dem Geſamthandverhältniſſe 
(5387). Die Aufrechnung gegen eine Geſellſchaftsforderung ſeitens des Schuldners mit m 
Privatforderung gegen den einzelnen Geſellſchafter iſt auch nicht zuläſſig hinſichtlich er 
Anteils diefes Geſellſchafters an der Geſellſchaftsforderung, da ein beſtimmter Anteil vor der Aus 
einanderſetzung nicht vorhanden iſt. Der Geſellſchafter darf ferner, ſelbſt wenn er an ſich zur 
tretung der Geſellſchaft berechtigt iſt, über eine Geſellſchaftsforderung nicht verfügen, um dau 
aufrechnungsweiſe ſeine Privatſchuld zu tilgen. Er kann auch nicht mit ſeinem Anteil an der Geſel 
ſchaftsforderung aufrechnen, weil ein ſolcher Anteil eben nicht beſteht. Um die Aufrechnung zu € 4 
möglichen, müßte die Forderung ſeitens der Mitgeſellſchafter ihm abgetreten werden. Die 9 
Zuſtimmung der Mitgeſellſchafter zur Aufrechnung (wenn ſie nicht im Sinne der Abtretung erfolg f 
würde nicht genügen (RG 10, 47; X 1907, 427; Warn 1917 Nr 136; OLG 6, 25). Aufrech A 
iſt aber gegen eine zum Geſellſchaftsvermögen gehörige Forderung eine dies Vermögen belastende 
Gegenforderung. Dazu gehört auch eine Gegenforderung, die dem Schuldner gegen alle Gefen 
ſchafter als Geſamtſchuldner, wenn auch aus einem außergeſellſchaftlichen Grunde, zusteht — 
9718 A 5). Ebenſo iſt, wenn der Geſellſchafter wegen einer ſolchen Schuld in Anſpruch genomme. 
wird, ihm nicht nur die Aufrechnung mit ſeiner Privatforderung geſtattet (RG 11, 118), ion 
auch die Aufrechnung mit einer Geſellſchaftsforderung, vorausgeſetzt, daß er zur Vertretung 
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Geſellſchaft befugt ift. Die Aufrechnung mit der Privatforderung eines Mitgeſellſchafters iſt 
felbſtverſtändlich ihm nicht geftattet. Kaum der Hervorhebung bedarf es, daß der von dem Geſell⸗ 
ſchafter wegen einer Privatforderung belangte Dritte ſeinen Anſpruch aus der perſönlichen Haftung 
des Geſellſchafters, ebenſo wie er ihn klageweiſe geltend machen kann, auch verteidigungsweiſe zur 
Aufrechnung gegen die Privatforderung benutzen kann. 


8 720 


Die Zugehörigkeit einer nach 8 718 Abſ 1 erworbenen Forderung zum Gefell- 
chaftsvermögen hat der Schuldner erſt dann gegen ſich gelten zu laſſen, wenn 
er von der Zugehörigkeit Kenntnis erlangt; die Vorſchriften der 88 406 bis 408 
inden entſprechende Anwendung!). 

E II 658 Abſ 3; P 2 434 


1. Auf den Schutz des gutgläubigen Schuldners ift in den 89 406—408 inſofern Rückſicht 
nommen, als ihm aus der Unkenntnis von dem Übergang der Forderung auf einen anderen 
Gläubiger kein Nachteil erwachſen ſoll. Dieſer Schutz iſt durch § 720 dahin erweitert, daß es 
dem Schuldner auch nicht ſchaden ſoll, wenn er zwar weiß, daß die Forderung auf mehrere Gläu⸗ 
liger übergegangen iſt, aber keine Kenntnis davon hat, daß dieſe Gläubiger zu einer Gejamt- 

ogemeinſchaft verbunden find, infolge deren der einzelne nicht, wie es bei einer ſonſtigen 
Öemeinfchaft der Fall ift, einen beftimmten Anteil an der Forderung hat. Die Geſellſchafter 
diüſſen deshalb, was die Leiſtung des gutgläubigen Schuldners an den einzelnen Geſellſchafter, 
gegen ihn erwirkte rechtskräftige Urteil und die ihm gegenüber erklärte Aufrechnung (f. 
$ 406) betrifft, diefe Rechtshandlungen zu dem Anteile, der dieſem Geſellſchafter nach $ 420 
zu en würde, gegen ſich gelten laſſen. Die Kenntnis des Schuldners bat die Geſellſchaft zu 
deweiſen. — Ebenſo $$ 1473 Abſ 2, 2019 Abſ 2, 2041. 


8 721 


Ein Geſellſchafter kann den Nechnungsabſchluß und die Verteilung des 
Gewinns und Verluſtes erſt nach der Auflöſung der Geſellſchaft verlangen. 
d Iſt die Geſellſchaft von längerer Dauer, fo hat der Rechnungsabſchluß und 

de Gewinnverteilung im Zweifel am Schluſſe jedes Geſchäftsjahres zu er⸗ 
folgen ) ). 
E 046 11 050; M 2 616; P 2 497. 


I» Über die Art der Rechnungsaufſtellung und der ſich anſchließenden Gewinnverteilung 
15 d für di Geſellſchaft des Fr kiecheez keine Vorſchriften gegeben. Es iſt insbeſondere 
ante wie in $ 121 HGB, vorgeſchrieben, daß vor der Gewinnverteilung die Einlagen (Kapital- 
des del der Geſellſchafter zu verzinſen ſind. Hinſichtlich der Zeit der Rechnungslegung während 
far. cNehens des Geſellſchaft begnügt ſich das Geſetz mit der Auslegungsregel, daß bei Geſell⸗ 
jede en „von längerer Dauer“ Rechnungslegung und Gewinnverteilung am Schluſſe eines 
auch Gef Aſtsſahrs gewollt iſt. Dem Willen der Parteien wird es hier meiſt entſprechen, 195 
mäßig dc, blauf des erſten Geſchäftsjahrs, wenn die Beendigung der Geſellſchaft in 2 
Bet zu langer Zeit zu erwarten ift, die Rechnungslegung bis zu dieſem De 9 
wei en werden kann, ſofern nicht erhebliche Intereſſen hierdurch verletzt werden. Ex 17 3 
ech chäſtsjahre verſtrichen, fo wird nur ausnahmsweiſe eine weitere Hinausſchie An 95 
echnunde gung als im Willen der Parteien liegend angenommen werden können. er die 
ns nach Auflöfung der Geſellſchaft ſ. $ 730 A 3. 1 
di ae) dem Inhalt des Geſellſchaftsvertrags — wobei es namentlich darau imt, 
ie ejelfchaft ee ters 9 5 vorwiegend idealen Beſtrebungen dient — 
e beſtimmen, ob und inwieweit der Geſellſchafter ein Recht auf Auszahlung des bei richtiger 
prüfen aufstellung ſich ergebenden Gewinnanteils hat. Auf dieſer Grundlage iſt weiter zu 
des , ub er etwa nach der geſchäftlichen Lage die Zurückbehaltung des Gewinns zur Verſtärkung 
fort; ediebskapitals oder als Rücklage für beſondere Bedarfsfälle ſich gefallen laſſen muß. So⸗ 
barten „mezahlung des Gewinnanteils je nach Erledigung der einzelnen Geſchäfte kann verein⸗ 
mit werden (Ac 95,147 a. E.). Auszahlungen, die keinen Gewinn darſtellen, dürfen nur 
are lummung aller Geſellſchafter erfolgen. Itt eine Geſellſchaft nur zur Verwertung eines 
Beteil age rs gegründet, ſo können bei längerer Dauer der Abwicklung die mit Kapitaleinlagen 
ſprech ten bon dem geſchäftsführenden Geſellſchafter dem Fortſchreiten der Verwertung ent⸗ 
hend Teilausſchüttungen verlangen (RG 6. 5. 27 JI 437/26). 
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§ 722 

Sind die Anteile der Geſellſchafter am Gewinn und Verluſte nicht be⸗ 
ftimmt!), fo hat jeder Geſellſchafter ohne Nückſicht auf die Art und die Größe 
ſeines Beitrags einen gleichen Anteil am Gewinn und Verluſte. 

Iſt nur der Anteil am Gewinn oder am Verluſte beſtimmt, ſo gilt die Be; 
ſtimmung im Zweifel für Gewinn und Derluft?). 

E I 647 II 660; M 2 61e; P 2 437. 

1. Das Geſetz ſtellt — abgeſehen von der Auslegungsregel des Abſ 2 — die Vermutung auf, 
daß die Anteile der Geſellſchafter am Gewinn und Verluſt gleich ſind. Es handelt ſich hierbei nicht 
um eine Auslegungsregel, ſondern um eine ergänzende Vorſchrift. Die Beweislaſt für eine ab⸗ 
weichende Vereinbarung fällt der Partei zu, die dies behauptet. Was den Gewinn betrifft, ſo 
iſt nicht nur an den Gewinn zu denken, der während beſtehender Geſellſchaft als Überſchuß der 
Einnahmen über die Ausgaben zur Verteilung zu bringen ift, ſondern in weiterem Sinne auch 
an den Gewinn, der nach dem geſchäftlichen Endergebnis bei der nach Auflöſung der Geſellſchaft 
vorzunehmenden Auseinanderſetzung ſich als Überſchuß des Vermögensſtandes über die 
Einlagen der Geſellſchafter herausſtellt. Dieſer Überſchuß gebührt den Geſellſchaftern nach 
Verhältnis ihrer Anteile am Gewinn ($ 734). In Einklang hiermit ſteht die Vorſchrift des § 730, 
daß der bei der Auseinanderſetzung ſich ergebende Fehlbetrag nach dem für die Verteilung des Ber“ 
luſts vorgeſchriebenen Verhältnis von den Geſellſchaftern zu tragen iſt. Da die Regel der Gleich · 
heit ſowohl für die Anteile am Verluſt wie am Gewinn gilt, ſo ergibt ſich der Satz, daß auch die 
Gleichheit der Geſellſchaftsanteile zu vermuten iſt, was im Falle der Übertragbarkeit des Geſell⸗ 
ſchaftsanteils (vgl. $ 719 A 2) auch für den Nachfolger von Bedeutung iſt. Ohne Einfluß auf 
die geſetzliche Regel iſt die ungleiche Höhe der Geſellſchafterbeiträge, was allerdings bei der Aus. 
einanderſetzung inſofern berückſichtigt wird, als den Geſellſchaftern zuvörderſt ihre Einlagen 
zurückzuerſtatten find. Nur den gleichen Anteil wie die übrigen erhält mangels anderweiter 
Vereinbarung auch der Geſellſchafter, auf deſſen alleiniger Tatigkeit der Gewinn beruht ( 
JW 09, 160). Über die Verteilung von Gewinn und Verluſt können die Geſellſchafter eine 
beſondere Vereinbarung treffen (vgl. HB $$ 121, 168, 336). Unvereinbar mit der Ver⸗ 
folgung eines „gemeinſamen Zweckes“ (§ 705) erſcheint bei einer Erwerbsgeſellſchaft — im Gegen 
ſatze zu Geſellſchaften mit idealen Zwecken — die Beſtimmung, daß ein Geſellſchafter an dem Ge 
winne keinerlei Anteil haben ſoll (Societas leonina; vgl. RG 3, 9; Oertmann A2); es wird hier 
meiſt eine Schenkung vorliegen. Dagegen iſt es ftatthaft, einen Geſellſchafter von der Teilnahme 
am Verluſte zu befreien oder ihm einen beſtimmten Mindeſtgewinn zuzuſichern (vgl. 8 705 A 3).— 
Der Anſpruch auf den Gewinnanteil unterliegt der allgemeinen Verjährung von 30 Jahren, 
nicht der kürzeren Verjährung des § 197. Der Gewinnanteil fällt, da feine Entſtehung von 
unge wiſſen Vorausſetzungen abhängt, nicht unter den Begriff der regelmäßig wiederkehrenden 
Leiſtungen (RG 88, 46). 

2. Die Vorſchrift des Abſ 2 entſpricht dem regelmäßigen Parteiwillen. Was für bei 
Anteil am Gewinn beftimmt ift, ſoll, wenn nicht ein anderer Wille erhellt, auch für den Ante. 
am Verluſt gelten und umgekehrt. Abſ 2 gilt ohne Unterſchied, ob die Beiträge der Geſellſchafte 
gleichartig ſind oder z. B. der eine Geld, der andere nur ſeine Arbeitskraft einlegt; er gilt aber m 
ſoweit nicht ausdrücklich oder den Umſtänden nach ein anderer Vertragswille der Parteien erhel 
(RG Warn 1934 Nr 141: Kommanditgeſellſchaft). 


8 723 
1) Ist die Geſellſchaft nicht für eine beſtimmte Zeit eingegangen, fo kaun 
jeder Geſellſchafter fie jederzeit kündigen?). Iſt eine Zeitdauer beſtimmt) 
ſo iſt die Kündigung vor dem Ablaufe der Zeit zuläſſig, wenn ein wichti 
Grund“) vorliegt; ein ſolcher Grund iſt insbeſondere vorhanden, wenn © 
anderer Geſellſchafter eine ihm nach dem Geſellſchaftsvertrag obliegen 
weſentliche Verpflichtung vorſätzlich oder aus grober Fahrläſſigkeit verlegt‘) 
oder wenn die Erfüllung einer ſolchen Verpflichtung unmöglich wird’). U a 
der gleichen Vorausſetzung ift, wenn eine Kündigungsfriſt beſtimmt iſt, vi 
Kündigung?) ohne Einhaltung der Friſt zuläſſig. Br 
Die Kündigung darf nicht zur Unzeit geſchehen, es fei denn, daß ein wichti 
ger Grund für die unzeitige Kündigung vorliegt. Kündigt ein Geſellſcha 5 
ohne ſolchen Grund zur Unzeit, ſo hat er den übrigen Geſellſchaftern den darau 
entſtehenden Schaden zu erſetzen“). 
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e Eine Vereinbarung, durch welche das Kündigungsrecht ausgeſchloſſen oder 
dieſen Vorſchriften zuwider beſchränkt wird, ift nichtig“). 
EI 648, 649 II 661; M 2 617-621; P 2 437. 


1. Die 89 723—728 enthalten die geſetzlichen Gründe der Geſellſchaftsauflöſung: Kündi⸗ 
Fa (88 723—725; vgl. HG B $$ 131 Nr 6, 133), Erreichung oder Unmöglichwerden des Gejell- 
ſchaftszwecks ($ 726), Tod eines Geſellſchafters ($ 727; vgl. HGB § 131 Nr 4), Konkurs eines 
Geſellſchafters ($ 728; vgl. HOB § 131 Nr 5). Über die Vereinbarung, daß die Geſellſchaft trotz 
Eintritts eines Auflöſungsgrundes fortbeſtehen ſoll, ſ. § 736, 737. Außer den angeführten 
tommen als ſelbſtverſtändliche Auflöſungsgründe in Betracht: Ablauf der vereinbarten Zeit- 
sauer (vgl. H 0B § 131 Ne 1), Eintritt einer auflöſenden Bedingung (M 2, 617), gegenſeitiges 

bereinkommen (ogl. HB § 131 Nr 2), nicht aber Veräußerung des geſamten Vermögens der 
Geſellſchaft (R 67, 331). Eintritt der Geſchäftsunfähigteit bildet keinen beſonderen Auflöſungs⸗ 
Fund, auch nicht ohne weiteres einen wichtigen Grund für die Kündigung (Abſ 1 Satz 2; M 2, 
920). Sämtliche Auflöſungsgründe wirken von Rechts wegen. Die Geſellſchaft wird nicht erſt 
dadurch aufgelöſt, daß durch rechtskräftiges Urteil die Auflöſung ausgesprochen iſt. Es entſteht 
zamit der Anſpruch auf Auseinanderſetzung (58 730 ff.), ſelbſtverſtändlich nicht ohne weiteres auf 
Derausgabe der Einlage. Über das Kündigungsrecht, wenn Mitglied einer Geſellſchaft eine andere 
Erſelſchaft iſt, . RG 136, 236. Über das Verhältnis des $ 723 zu den 99 326, 325 vgl. $ 705 A 4. 
ntiprechende Anwendung des $ 723 (Kündigung aus wichtigem Grunde) auf geſellſchaftsähnliche 
„ ertragsverhältniſſe, ſowie, auch ohne geſellſchaftsähnlichen Einſchlag, auf langfriſtige, auf gegen- 
keitiges Vertrauen gegründete Vertragsverhältniſſe bei Erſchütterung des Vertrauens ſ. RG 142, 
zaun, Vorbem 2 vor $ 705 und 5 626 A 1 Abſ 2 a. E. Auf nicht rechtsfähige Vereine finden die Vor⸗ 
\dtiften der 55 723, 724 ebenfalls Anwendung (RG 78, 134). Die willtürliche Ausſchließung 
ie 2 Mitglieds aus ſolchem Vereine iſt dagegen, falls die Satzung fie nicht geſtattet, unſtatthaft 
BER N 39 A 2). Kündigung einer Geſellſchaft mehrerer Herausgeber einer Zeitſchrift . RG 115, 
Pr Für Kartelle ſ. 98 der KartellV O., RG Warn 1935 Nr 174 und unten A 4 a. A. Ablehnung 
od Erfüllung des Geſellſchaftsvertrags durch den Geſellſchafter einer offenen Handelsgeſellſchaft 
er einer Kommanditgeſellſchaft nach Eröffnung des Vergleichsverfahrens ſ. RG 147, 340. Still⸗ 
aß eigende Beendigung einer Geſellſchaft |. Reh Seuffü 85 Nr 4. 8 
kündk Für die Kündigung (dazu im allgemeinen Molitor, Die Kündigung 1935; Nehm, Die 
1 Toaren Rechtsverhältniſſe im Schuldrecht 1934; zu den 88 723ff. Würdinger, Geſellſchaften, 
Ge — Recht der Perſonalgeſellſchaften 1937 S. 96ff.) ſind drei Fälle zu unterſcheiden: a) Die 
(Ab Schaft ift, ohne daß eine Kündigungefriſt beftimmt wurde, auf unbeſtimmte Zeit eingegangen 
00 11 Saß 1; vgl. $ 724); dann ift Kündigung jederzeit zuläſſig (anders HGB $ 132). b) Die 
oſellſchaft iſt für eine unbeſtimmte Zeit eingegangen, es iſt aber eine beſtimmte Kündigungsfriſt 
teinbart (Abſ 1 Saß 3). e) Die Geſellſchaft iſt ohne eine ſolche Vereinbarung für eine beftimmte 
jede eingegangen (Abſ 1 Satz 2). In den Fällen zu b und c kann aus einem wichtigen Grunde 
Töeit gekündigt werden (vgl. HGB $ 133). Zur Kündigung berechtigt ift auch der Geſellſchafter, 
eine M die Unmöglichkeit der Verpflichtungserfüllung eintritt (Abi 1 Satz 2). Hat der Geſellſchafter 
ſchoftereſentliche Verpflichtung grob fahrläſſig verletzt, ſo erwächſt hieraus den übrigen Gejell- 
iſt Se ein Recht der Kündigung, das jeder dieſer Geſellſchafter für ſich ausüben kann. Außerdem 
en Mie selellicafter, weil er durch fein pflichtwidriges Verhalten die Kündigung veranlaßt hat, 

6 zige ſellſchaftern auch für den Schaden verantwortlich, der ihnen aus der vorzeitigen Löſung 
Die zeſellſchaftsverhältniſſes entſtanden ift (R& 64, 381; 76, 367; 89, 398; Warn 1917 Mr 289). — 
ſie u igung ift eine einjeitige empfangsbedürftige Willenserklärung (88 130 ff.), 
gege 2 unbeſchadet beſonderer Vertragsbeſtimmungen — allen übrigen Geſellſchaf tern 
93) nüber (f. 729), nicht etwa nur gegenüber den Geſchäftsführern erklärt werden (vgl. RG 21, 
gegangen dem Zeitpunkte, in welchem die Kündigung zuläſſigerweiſe allen Geſellſchaftern zu⸗ 
kann gen ist erliſcht die Geſellſchaft für die Zukunft ohne weiteres. Die einmal erklärte, Kündigeng 
hebung ne Zuſtimmung der übrigen Geſellſchafter nicht zurückgenommen werden Wegen n 

arin Kündigung ſ. F 724 A 2. Eine Kündigung der ins Leben getretenen Geſellſchaft kann 
Rückt gefunden werden, daß ein Geſellſchafter wegen Verfehlungen eines Mitgeſellſchafters ſeinen 
ee dom Geſellſchaftsvertrage erklärt hat. In dieſem Sinne kann bie Rücktrittserklärung ver⸗ 
Einen erden, auch wenn mit ihr zugleich die Forderung von Schadenserſatz verbunden iſt. Da es 

) ucktritt aus g 326, nachdem die Tätigkeit der Geſellſchaft begonnen hat, nicht gibt (gl. 9 705 
aus a ann die Erklärung, wenn nicht andere Umſtände entgegenftehen, verſtändigerweiſe nur fo 
Kündi 9 werden, daß hiermit die Kündigung gemeint iſt (RG 89, 38; Lg 1917, 457). Eine 
Kläger ug iſt auch in dem Antrage einer Widerklage zu erblicken, mit der die Verurteilung des 
fordert zur Anerkennung, daß ihm aus dem Geſellſchaftsvertrage keine Rechte mehr zuſtänden, ge⸗ 
mittel des gg, Zur Kündigung ift der Prozeß bevollmächtigte ermächtigt, wenn ſie ein Verteidigungs⸗ 
iſt Feſiſt Bellagten bildet (RG 25. 3. 07 1516/06). Das im Streitfalle ergehende gerichtliche Urteil 
Grund Hamgsurteil Eine bedingte Kündigung iſt wirkungslos, ebenjo die auf einen wichtigen 
der tatſächlich fehlt, geſtützte Kündigung (M2 S. 413, 619). Tatfrage iſt, ob die für 
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einen Termin verſpätete Kündigung als rechtzeitige Kündigung für den nächſten Termin gilt. 
Von Bedeutung hierfür iſt, ob die Rechtsfolgen der Kündigung zum nächſten Termine, abgeſehen 
von der Hinausſchiebung des Beginns der Wirkſamkeit, die gleichen find (vgl. RG Warn 08 
Nr 616). Iſt für die Kündigung eine beſtimmte Friſt einzuhalten, ſo wird die Kündigung erſt 
wirkſam mit dem Ablauf der Friſt. Sie kann nicht zur Wirkſamkeit gelangen, wenn ſchon vor 
Friſtablauf die Geſellſchaft durch Tod eines Geſellſchafters oder aus anderem Grunde aufgelöſt iſt. 
Wird ein vertragliches Rücktrittsrecht nicht friſtgemäß ausgeübt, ſo ſchließt das die Befugnis aus 
wichtigem Grunde zu kündigen, nicht aus (NG IW 1935, 30915). 

3. Für eine beſtimmte Zeit eingegangen iſt eine Geſellſchaft nicht nur dann, wenn ihre Dauer 
durch Vereinbarung eines gewiſſen Zeitpunkts oder Zeitraums, insbeſondere einer Kalenderzeit 
(deren Feſtlegung aber nicht unbedingt erforderlich iſt, R SeuffA 79 Nr 74), beſchränkt iſt 
(vgl. $ 724 Satz 1), ſondern auch dann, wenn ſich dieſe Befriſtung aus den Umſtänden, ins- 
beſondere aus Zweck und Ziel der Geſellſchaft (6705; M 2, 618) ergibt. Iſt die Fort⸗ 
ſetzung der Geſellſchaft für die Dauer der Einziehung des einen Geſellſchafters zum Heeresdienſt 
vereinbart, ſo liegt der Fall vor, daß die Geſellſchaft für beſtimmte Zeit eingegangen iſt. Ebenſo bei 
einer Abmachung, daß der Geſellſchaftsvertrag für eine Reihe von Jahren gelten und, ſofern nicht 
gekündigt, jedesmal auf beſtimmte ſpätere Termine unter Kündigungsvorbehalt fortgeſetzt werden 
ſoll (R 82, 395; 136, 236). Eine Befriſtung kann ſich ſchon daraus ergeben, daß eine Geſell⸗ 
ſchaft zum Zweck des Erwerbes von Grundſtücken im Zwangsverſteigerungsverfahren oder zur 
Nutzbarmachung von Patenten, deren Schutz in beſtimmter Friſt abläuft, geſchloſſen iſt (RG 
IW 06, 74111; 30. 1. 11 V 508/10). Es genügt ferner, wenn der Zweck der Gesch die 
ihr zur Verfügung geſtellten Vermögensſtücke behufs der Gläubigerbefriedigung zu verwerten, 
eine zeitliche Begrenzung in ſich trägt oder wenn überhaupt die Dauer der Geſellſchaft dadurch 
beſtimmt werden kann, daß die Geſellſchaft zum Zwecke der Vornahme beſtimmter Geſchäfte 
abgeſchloſſen iſt; Abſ 1 Satz 1 gilt daher nur, wenn der Vertrag überhaupt keine Zeitbeſtimmung 
enthält (RG 136, 236; Warn 1911 Nr 470; ZW 1913, 2816; SeuffA 81 Nr 161; 85 Nr 190; 
87 Nr 40; 12. 1. 24 1119/23). Immerhin muß daran feſtgehalten werden, daß eine Zeitgrenze aus 
den Umſtänden entnommen werden kann. Die Anforderungen an die Beſtimmtheit dieſer Grenze 
dürfen aber nicht überſpannt werden; zu weit, jedenfalls dem Ausdrucke nach, geht R JW 1911, 
32214. Auch bei einer auf unbeſtimmte Zeit eingegangenen Geſellſchaft kann übrigens nach Lage der 
Sache die Annahme gerechtfertigt fein, daß gemäß $ 157 innerhalb einer beſtimmten Zeit nach Treu 
und Glauben nicht gekündigt werden darf. Die Vorſchrift des $ 723 Abſ 3 ſteht dem nicht entgegen 
(RS 95, 147). Ein Geſellſchaftsvertrag auf unbeſtimmte Zeit kann vorliegen, wenn die Parteien 
in der beſtimmten Erwartung, daß es zu einer Einigung über den endgültigen Vertrag kommen 
werde, vorläufig mit dem geſchäftlichen Betriebe auf gemeinſame Rechnung begonnen haben 
(RE 103, 76). Daß die Geſellſchaft auf eine beſtimmte Zeit eingegangen ſei, hat derjenige zu 
beweiſen, der die Zuläſſigkeit der Kündigung aus dieſem Grunde beſtreitet (Planck A 1a). 

4. Ein wichtiger Grund liegt dann vor, wenn nach der beſonderen Lage, den ge“ 
ſamten Umſtänden des Falles dem Geſellſchafter das Verbleiben in der Geſell 
ſchaft billigerweiſe nicht zugemutet werden kann (tichterliches Ermeſſen; vgl. RG 6b, 
37/8). Zum Begriff des wichtigen Grundes bei Kündigung einer Kartellgeſellſchaft nach 98 
Kart VO |. Werneburg ArchgivPrax 140, 354. Der Eintritt des Grundes kann im allgemeinen 
verſchuldet oder unverſchuldet fein. Es braucht nicht etwa in der Perſon des Geſellſchafters, 
dem gekündigt wird, eine Verfehlung vorzuliegen. Als wichtiger Grund iſt es namentlich anzu⸗ 
ſehen, wenn anzunehmen iſt, der Vertragszweck laſſe ſich nicht mehr erreichen, 
oder ein gedeihliches Zuſammenwirken der Geſellſchafter ſei nicht mehr möglich. 
Bei der Prüfung ſolcher Fälle iſt zu beachten, daß das Geſellſchaftsrecht in beſonderem 
Maße dem Grundſatz von Treu und Glauben unterworfen, das Geſellſchaftsverhältnis auf 
gegenſeitiges Vertrauen und gegenſeitige Treue gegründet iſt (Vorbem 1 und 4 vor $ 705). Ein 
wichtiger Grund iſt es z. B., wenn Zerwürfniſſe zwiſchen den Geſellſchaftern entſtanden find, die 
in einer den geſellſchaftlichen Intereſſen abträglichen Weiſe ein gedeihliches Zuſammenwirken 
ausſchließen; der Beklagte kann ſich hierbei nicht darauf berufen, daß der erſte Grund zu den 
Zerwürfniſſen vom Kläger gelegt ſei, wenn er ſeinerſeits die Zerwürfniſſe (vgl. RG 98, 660 
gefliſſentlich gefteigert hat. Die ſchuldhafte Verletzung einer weſentlichen Verpflich. 
tung (RG Warn 1933 Nr 116) iſt beſonders hervorgehoben. Widerſetzt ſich ein Geſell 
ſchafter dauernd begründeten Anſprüchen oder billigen Wünſchen des anderen, ſo kaun 
dieſem daraus unter Umſtänden ein wichtiger Grund zur Kündigung erwachſen (RS I 
1937, 31555). Auch bei beiderſeitigem Verſchulden kann ein wichtiger Grund und damit das 
Kündigungsrecht des § 723 gegeben fein; die Entſcheidung iſt immer nach der beſonderen Lage, 
nach den geſamten Umſtänden des Falles zu treffen (RG ZW 1938, 139219). Unmöglich 
keit eines gedeihlichen Zuſammenwirkens als Kündigungsgrund für beide Teile bei einem Lizenz 
vertrag ſ. RG J 1930, 172757. Darüber, daß die Befürchtung, zu den bisherigen Verlusten des e 
ſellſchaftlichen Unternehmens würden in Zukunft noch erhebliche neue Verluſte treten, nicht ins 
weiteres einen wichtigen Grund abgibt, vgl. RG ZW 1912, 74215. Unter Umſtänden kann abe 
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auch die mangelnde Rentabilität eines Unternehmens zur vorzeitigen Kündigung berechtigen, 
ſofern es ſich als ein unbilliges Verlangen darſtellt, daß der Geſellſchafter das Unternehmen mit 
Schaden fortführen ſoll (RG JW 1913, 2655; Warn 1917 Nr 289; RG SeuffA 89 Nr 67). Unrenta⸗ 
bilität als Nachwirkung der Inflationszeit ſ. RG JWö 1927, 13502); Entwertung einer Geldeinlage 
vor der Leiſtung in der Inflationszeit ſ. RG 119, 170. Völlige wirtſchaftliche Umgeſtaltung eines für 
das Geſellſchaftsverhältnis weſentlichen Unternehmens als wichtiger Grund zur friftlofen Kün⸗ 
digung ſ. NG 142, 212. Ein wichtiger Grund zur Kündigung kann, auch bei einem Vertrage mit 
Ipekulativem Einſchlag, dann vorliegen, wenn die Vertragserfüllung zu einer Aufopferung un⸗ 
beurer Vermögenswerte führen würde, die zwar für den Vertragsgegner von 
dert wäre, nicht aber für die Allgemeinheit, die vielmehr eine andere Verwendung 
dieſer Werte erheiſcht (RG DJ 1937, 1007). Haben zwei Rechtsanwälte ſich zur gemeinſchaftlichen 
Ausübung ihrer Berufstätigkeit verbunden, ſo kann ein wichtiger Grund zur vorzeitigen Löſung des 
Geſellſchaftsverhältniſſes ſchon daraus ſich ergeben, daß der Berufsgenoſſe fortgeſetzt Mißgriffe, 
aktloſigkeiten und Rückſichtsloſigkeiten ſich hat zuſchulden kommen laſſen, durch welche das Anſehen 
ud die Würde des Klägers gefährdet werden muß (NG Warn 1916 Nr 49). — Die auf die Welt⸗ 
anſchauung des Nationalſozialismus gegründete Beurteilung der Raſſenfrage (Vorbem 1 Abſ 2 
vor $ 705) ergibt als Folge, daß auch die Zugehörigkeit eines Geſellſchafters zur jüdiſchen Kaffe den 
beigen Geſellſchaftern einen wichtigen Grund zur Kündigung geben kann; es find aber auch hier die 
Mitände des Falles zu berückſichtigen (RG JW 1934, 19632). Für Handelsgeſellſchaften |. RG 146, 
160% 6 JW 1938, 18258 mit Anm Bremer. Ausſchließung eines jüdiſchen Geſchäftsteilhabers 
018 der offenen Handelsgeſellſchaft und liquidationsloſe Übernahme des Geſchäfts durch den 
ariſchen Teilhaber ſ. OLG Hamburg HanſRuchZ 1937 B 216 (dort auch über die ausſchlag⸗ 
Abende Bedeutung der Stellungnahme des Kreisleiters der Auslandsorganiſation). — Ob der 
Vechtsbegriff des „wichtigen Grundes“ verkannt iſt, unterliegt, wie im Falle des $ 626, der Nach⸗ 
prüfung des Reviſionsgerichts (RO Warn 1916 Nr 49 und § 626 A 1 Abi 1). Eine Kündi⸗ 
fund, die auf Grund der Vertragsbeſtimmung erfolgt, daß dem einen Vertragsteil für eine be- 
umme Zeit ein in ſein freies Belieben geſtelltes Kündigungsrecht zuſtehe, kann nicht nachträglich 
En eine ſolche wegen wichtigen Grundes angejehen und behandelt werden (Rh 24. 11. 26 120/26). 
g iſt das Nachſchieben von Kündigungsgründen, ſofern nicht nachträglich ein ganz 
anderer, mit dem ursprünglichen außer Zuſammenhang ſtehender Grund benutzt werden ſoll (RG 
1938, 139210). Auch Gründe, die erſt nach der Kündigung eingetreten find, können 
ei dorzeitige Löſung des Vertragsverhältniſſes rechtfertigen (vgl. 5626 A 1 Abſ 2a. A. und Abſ6; 
zur den Lizenzvertrag RG JW 1938, 189737). Verwirkung des Kündigungsxrechts durch jahrelanges 
Auparten bei zwiſchenzeitlicher Vertragserfüllung |. Reh IWW 1936, 254616. — Entsprechende 
nitwendung des 5723 (Kundigung aus wichtigem Grunde) auf partiariſche Darlehnsverhält⸗ 
dall „% J 1927, 2416“, auf Strebitzufagen, die ſich als Intereſſenverknüpfung für längere Zeit 
tftellen, ſ. Reh SeuffA 81 Nr 161; ebenſo auf andere Vertragsverhältniſſe ähnlicher Art 
5 2 MAI und Vorbem 2a vor $705. Das Vorliegen einzelner Merkmale eines Geſellſchafts⸗ 
tenteltniſſes rechtfertigt aber nicht ohne weiteres die Anwendung der für die Geſellſchaft gel- 
wen Kündigungsgrundſätze (Rö 20. 8. 35 II 68/35). f . 
ſchei Davon, daß die Erfüllung einer weſentlichen Verpflichtung unmöglich wird, iſt zu unter⸗ 
e eiden der Fall, in dem die einem Geſellſchafter als ſolchem gegenüber einem Dritten im Inter⸗ 
Ole * Geſellſchaft obliegende Leiſtung von dem Dritten ohne Grund nicht angenommen wird. 
er lie Annahmeverzug des Gläubigers, nicht Unvermögen ($ 275 Abſ 2) des Schuldners 
dense afters) vor. Es iſt, vorbehaltlich beſonderer Abmachung, Sache aller Geſellſchafter, 
Streit mit dem Dritten auszumachen (vgl. NG Warn 08 Nr 616). 5 
De ine Kündigung zur Unzeit liegt vor, wenn der Geſellſchafter durch die ſchuldhaft (8 708) 
offene — auch durch eine Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrags nicht gerechtfertigte — 
let eng unte der Kündigungswirkung die gemeinſchaftlichen Intereſſen der Geſellſchafter 
adenge 


u 


Seuff A . Solche Kündigung iſt zwar rechtswirkſam, verpflichtet aber zum 
85 rſaße. 5 — 21 20 0 au folgen, A ber geſchäftsführende Gefelliciafter red). 
fein gelegungspflichtig (85 713, 666) bleibt. Die argliftige Kündigung wird in der Regel unzeitig 
330) iſt fie es aber nicht, fo kann eine Verpflichtung zum Schabenserjape nicht eintreten (RG 61, 
bes G udigung zur Unzeit kann namentlich gerechtfertigt fein durch ſchwere, die Fortſetzung 
des wacher ge für den Kündigenden untragbar machende Vertragswidrigkeiten 
gseſellſchafters (NG Warn 1933 Nr 116). ger 11 85 
gde ah des Kündigungsrechte. In das durch Abf3 gewährloſtete Kündigungs 
unte arf auch nicht mittelbar, z. B. durch Vertragsbeſtimmungen, welche die Auseinanderſetzung 
ſtrafen elaſtung des Kündigenden (Abfindungsgeld, Austrittsgeld) regeln, oder durch Vertrags⸗ 
zu eingegriffen werden (RG 61, 328; vgl. 75, 238). S. auch $ 626 A 2. Nichtig iſt auch eine 
ſaglich dern „durch welche bei einem auf längere Zeit geſchloſſenen Geſellſchaftsvertrage grund⸗ 
er nn Recht der Kündigung gegenüber jeder Vertragsverlezung ausgeſchloſſen und als Erſatz 
wird (gm ‚Hung nur das Recht auf eine vorausbeſtimmte, gering bemeſſene Entſchädigung gewährt 
dach 78, 298). Unverträglich mit § 723 Abſ 3 iſt ferner eine Beſchränkung des Kündigungs⸗ 
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rechts dahin, daß die Geſellſchaft trotz der ihr erklärten Kündigung für eine längere Zeit das 
Recht behalten ſoll, über das von dem Kündigenden eingebrachte Urheberrecht zu verfügen (RG 
87, 221; Warn 1920 Nr 157). Keine Anwendung findet Abſ 3, wenn für die Kündigung einer 
auf beſtimmte Zeit eingegangenen Geſellſchaft eine Kündigungsfriſt feſtgeſetzt iſt. Die verein⸗ 
barte Zeitdauer und die Kündigungsfriſt können jedoch fo übermäßig lang fein, daß die Verein 
barung wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten ($ 138) nichtig iſt. Die Vorſchrift des Abſ 3 
ſchützt die geſellſchaftliche Freiheit und hat rückwirkende Kraft (RG 61, 328; 66, 219; R& 7. 11. 05 
II 93/05; Seuffü 80 Nr 185; Recht 05, 6792820), Keine nichtige Beſchränkung des Kündigungs⸗ 
rechts, ſondern nur eine zuläſſige Regelung der Art der Auseinanderſetzung liegt, ſofern nicht 
andere Vertragsbeſtimmungen das Unterbleiben jeder Wertausgleichung ergeben ſollten, vor, 
wenn in dem Geſellſchaftsvertrag beſtinunt iſt, daß für den Fall der Kündigung des einen Gefell- 
ſchafters der andere die Wahl hat, welche von beiden Geſchäftsabteilungen er übernehmen und 
fortführen will (RG 106, 128). Auch für die ſtille Geſellſchaft des Handelsrechts gilt das durch 
Vertrag nicht ausſchließbare Recht des $ 723, die Geſellſchaft aus wichtigem Grunde friſtlos zu 
kündigen (HGB $ 339); die ordentliche (befriſtete) Kündigung kann durch Vertrag wirkſam aus⸗ 
geſchloſſen werden, es müßte denn ſein, daß die Ausſchließung nach den Umſtänden des Falles 
gegen die guten Sitten verſtößt, daher nach $ 138 nichtig iſt (RG 156, 129). Vgl. dazu auch Barz 
JW 1938, 490. 
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Iſt eine Geſellſchaft für die Lebenszeit eines Geſellſchafters eingegangen, 
ſo kann ſie in gleicher Weiſe gekündigt werden wie eine für unbeſtimmte Zeit 
eingegangene Gefellfhaft!). Dasſelbe gilt, wenn eine Geſellſchaft nach dem 
Ablaufe der beſtimmten Zeit ſtillſchweigend fortgeſetzt wird!). 

E 1 050 IT 002; M 2 021; P 2 438. 

1. Bei der auf Lebenszeit eines Geſellſchafters eingegangenen Geſellſchaft ſteht jedem 
Geſellſchafter das Kündigungsrecht zu (vgl. HOB $ 134). Eine Geſellſchaft auf Lebenszeit liegt 
auch dann vor, wenn ein Geſellſchafter während der Dauer ſeines Lebens nicht kündigen darf, 
die anderen Geſellſchafter aber die Geſellſchaft durch Kündigung vor ſeinem Tode beendigen 
können. Die Kündigung iſt nicht ausgeſchloſſen, wenn ein Geſellſchafter einer Perſonalgeſellſchaft 
dieſe jederzeit dadurch beendigen kann, daß er die Umwandlung in eine Kapitalgeſellſchaft verlangt; 
eine dahingehende Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrags enthält nur eine zuläſſige Vereinbarung 
über die Auseinanderſetzung der Geſellſchaft (NG 156, 129). 

2. Eine Fortſetzung der Geſellſchaft kann auch in anderen Fällen ſtattfinden. Sie kann 
nicht ohne weiteres daraus entnommen werden, daß nach Auflöſung der Geſellſchaft der Betrie) 
in beſchränktem Umfange unter Weiterverwendung der von einem Geſellſchafter der Geſellſchaf 
zur Benutzung überlaſſenen Gegenſtände fortgeführt iſt, was zur Abwicklung ſchwebender — 
ſchäfte geſchehen ſein kann. Nach Eintritt eines Auflöſungsgrundes beſteht die Geſellſchaft 75 
ſog. Auseinanderſetzungsgeſellſchaft fort ($ 730). Während dieſes Geſellſchaftszuſtande 
kann die Auflöſung rückgängig gemacht und die Geſellſchaft auf Grund eines neuen, ausdrückliche 
oder ſtillſchweigenden Geſellſchaftsvertrags aller Geſellſchafter unter dieſen oder auch einem Tell 
von ihnen fortgeſetzt werden. Die Geſellſchaft muß dann, mag auch der Geſellſchaftsvertrag nicht 
weſentlich von dem bisherigen abweichen, als eine neue angeſehen werden (daher auch keine? 
wendung des Art 170 EG, Vorbem 3 vor $ 705); vermieden wird aber die endgültige Ausein 
anderſetzung der erſten Geſellſchaft und das neue Einbringen in das Geſellſchaftsvermögen ($ 2 
A 2). Im Falle der Kündigung ift, folange die Kündigungsfriſt noch nicht abgelaufen iſt, u 
erforderlich, dieſe durch Vereinbarung wieder aufzuheben; die auflöſende Wirkung tritt 17 0 
überhaupt nicht ein. Hat ein Gläubiger nach § 725 gekündigt, ſo iſt deſſen Zuſtimmung erforderl 2 
(vgl. aber auch 98 268, 725 A 2). In den Fällen der 58 727, 728 haben die Erben oder der Konkut 
verwalter zuzuſtimmen. Im Falle des $ 726 muß ein neuer Zweck an die Stelle des erſten geſe 
werden. Im allgemeinen vgl. auch RG 28, 130; 3144 HGB. 


8 725 
Hat ein Gläubiger eines Geſellſchafters die Pfändung des Anteils des 
Geſellſchafters an dem Geſellſchaftspermögen erwirkt !), ſo kann er die Geſ = 
ſchaft ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt kündigen?), ſofern der Schul 
titel nicht bloß vorläufig vollſtreckbar iſt. m 
Solange die Geſellſchaft beſteht, kann der Gläubiger die ſich aus de 8 
Geſellſchaftsverhältnis ergebenden Nechte des Geſellſchafters, mit Aus nahm 


des Anſpruchs auf einen Gewinnanteil, nicht geltend machen“). 
E II 663; P 2 430. 
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1. Der Geſellſchafter kann nach $ 719 über jeinen Anteil am Geſellſchaftsvermögen nicht 
verfügen, nur ſein Anteil am Gewinn und ſein Auseinanderſetzungsguthaben ſind abtretbar. 
Außerlich ſteht es hiermit nicht ganz in Einklang, daß im Zwangsvollſtreckungsverfahren (§ 859 
ZPO) die Pfändung und Überweiſung des Anteils ſtatthaft iſt. Aber dieſe Zwangsvollſtreckung 
dient im Grunde nur dazu, dem Gläubiger den Anſpruch auf die fällig werdenden Gewinn⸗ 
anteile und das Auseinanderſetzungsguthaben behufs ſeiner Befriedigung zu ſichern (RG 67, 
901). Aus dieſem Grunde wird auch die Zuläſſigkeit einer nur die gleichen Zwecke verfolgenden 
Verpfändung des Geſellſchaftsanteils in den Urteilen des RG 57, 416 und 67, 332 (vgl. über 
die Form der Verpfändung $ 719 A 2 a. E.) nicht beanſtandet. Vgl. auch Würdinger, Gefell- 
ſchaften, 1. Teil: Recht der Perſonalgeſellſchaften 1937 S. 60f. Durch die Pfändung auf Grund 
rechtskräftigen Urteils gegen den Geſellſchafter ($ 859 ZPO) — weitere Vorausſetzungen be⸗ 
ſtehen hierfür nicht (abw. $ 135 HGB, $ 66 Gench) — erlangt der Pfändungsgläubiger namentlich 
das Recht, die Geſellſchaft zu kündigen und ſo ihre Auflöſung und die Auseinanderſetzung herbei⸗ 
zuführen. Zu dieſem Zwecke kann er nötigenfalls ſelbſt auf Auseinanderſetzung, und zwar, wenn 
Ju der Pfändung die Überweiſung hinzugekommen iſt, mit dem Antrage klagen, daß das bei der 

useinanderſetzung ſich ergebende Guthaben in der zur Tilgung der Forderung erforderlichen 
ohe ihm überwieſen werde. Die Pfändung des Geſellſchaftsanteils und ebenſo die Verpfändung 
gibt ein Vorrecht vor dem erſt ſpäter begründeten Pfandrecht an dem Anſpruch des Geſellſchafters 
& Herausgabe der bei der Auseinanderſetzung auf feinen Anteil ihm zuzuteilenden einzelnen 
Sachen oder Rechte (RG 67, 332; vgl. 60, 126). Dem Mitgeſellſchafter verbleibt das Recht, die 
Jwangsvollſtreckung gemäß $ 268 durch Befriedigung des Gläubigers abzuwenden. — Der 
daſdruch auf einen Geſellſchaftsbeitrag iſt nach $ 717 (vgl. $ 717 AJ) nicht übertragbar und 
aher nach § 851, 859 80 auch nicht der Pfändung unterworfen (Seufl 73 Nr 10). 
2. Über die Kündigung vgl. $ 723 A 2. Das Kündigungsrecht ift dem Gläubiger zum Schutze 
einer Intereſſen gegeben, deswegen gelten für ihn nicht die aus dem Geſellſchaftsverhältniſſe 
ya peingenden, den Geſellſchafter als ſolchen bindenden Beſchränkungen der Kündigung (Ein⸗ 
haltung einer vereinbarten Kündigungsfriſt, ſowie § 723 Abſ 1 Satz 2, 3, Abſ 2). Hat der Geſell⸗ 
Wafterſchuldner ſeinerſeits gekündigt und ift diefe Kündigung von den Mitgeſellſchaftern wegen 
ichtvorlegung der ſchriftlichen Zuſtimmung des Pfändungsgläubigers nicht unverzüglich zurück⸗ 
Gu eſen ($$ 182 Abſ 3, 111 Saß 2), fo kann die Zuſtimmung noch nachträglich mit Rückwirkung 
(N. den Zeitpunkt der Vornahme der Kündigung von dem Pfändungsgläubiger erteilt werden 
it 23 1916, 592%). Auch noch nach der Kündigung können Die age OA oder einer von 
heit . 5 $ 268 den Gläubiger befriedigen und dadurch die Auflöfung der Geſellſchaft abwenden 
J. Vgl. 8 724 U 2. „ 
St . Stellung des Pfändungsgläubigers zur Geſellſchaft. Abj2 ergibt, daß er nicht in die 
dellung des Geſellſchafterſchuldners eintritt; er gewinnt keinen Anteil an der Geſchäftsführung. 
Fi erhältnis zu den Geſellſchaftern ſtehen dem Pfändungsgläubiger keine weitergehenden 
a zu, als fie dem Abtretungsempfänger gegeben find. Vgl. hierüber $ 717 A 2. Die Aus- 
das gagerſetzung muß gemäß $$ 730 ff. bewirkt werden. Dem Pfändungsgläubiger kommt nicht 
and echt zu, an Stelle des Geſellſchafters bei der Auseinanderſetzung mitzuwirken (R 95, 233 — 
e be h $ 1258 bei Pfändung des Miteigentums). Der Geſellſchafterſchuldner hat anderſeits 
de Macht, im Auseinanderſetzungsprozeſſe oder außerhalb des Prozeſſes ohne Zuſtimmung 
Aus Pfändungsgläubigers irgendwelche dieſem nachteilige Verfügungen zu treffen. Wird der 
Ne manderſetzungsprozeß von ihm ſelbſt geführt, jo muß er den Pfändungsgläubiger zu dem 
im treit zuziehen. Veſtimmungen des Geſellſchaftsvertrags, die vor der Pfändung getroffen 
als dend 9731), verlieren auch dem Gläubiger gegenüber nicht ihre Kraft; nur inſoweit find fie 
ſind f Zwecke des $ 725 widerſtreitend und daher unwirkſam anzuſehen, als fie darauf gerichtet 
Recht ür den Fall der Anteilspfändung die Rechte des Geſellſchafters und dadurch zugleich die 
e des Gläubigers zu beeinträchtigen. 


$ 726 
ſellſchaft endigt!), wenn der vereinbarte Zweck erreicht oder deſſen 
ung unmöglich?) geworden iſt. 
1 05 004; M 2 022; P 2 430. benen is also das gerdchlche Urtel 
ſtſte eſellſchaft e von Rechts wegen; gegebenenfalls iſt alſo das gerichtliche Urtei 
feln Für 1e 91 1 haft 00% 89 131 Nr 6, 133) iſt dieſer Endigungsgrund 
der lerlannt. Anwendung auf nicht rechtsfähige Vereine |. RH Je 1928, 311%. Zur Endigung 
nicht rechtsfähige Vereine den Vorſchriften über die Geſellſchaft unterliegenden Gewerk⸗ 
Arbeiter Unmöglichwerden der Erreichung des Vereinszweckes durch den Aufbau der Deutſchen 
14 € front und zu den damit zuſammenhängenden Fragen Ik RG 147, 121; RAG 13, 271; 
A4, 186, 169, 189, 208; auch $611 A 22 Abs. 5 . 
des Gesch 9.275, 306. Es genügt relative Unmöglichkeit nach Maßgabe der für die Förderung 
ſellſchaftszwecks „durch den Vertrag beſtimmten Weiſe“ ($ 705) und der Mittel der Geſell⸗ 


die Ge 
Erreich 


eu 
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ſchaft. Vgl. auch g 707 A 1. Unmöglichkeit der Erreichung des Geſellſchaftszweckes als Folge einer 
groben Verletzung der nach dem Geſellſchaftsvertrag ihnen obliegenden Verpflichtung ſeitens 
einzelner Geſellſchafter |. RG 123, 23. Unmöglichkeit der Erreichung des Geſellſchaftszwecks iſt 
nicht ſchon anzunehmen, wenn keine Ausſicht beſteht, den Betrieb gewinnbringend zu geſtalten. 
Dies kann nur Anlaß zur Kündigung geben. Veräußerung eines Patentes, zu deſſen Verwertung 
die Geſellſchaft gegründet war, als Endigungsgrund ſ. R JW 1930, 173038a. 


8 727 

Die Geſellſchaft wird durch den Tod eines der Geſellſchafter aufgelöſt, 
fofern nicht aus dem Geſellſchafts vertrage!) ſich ein anderes ergibt. 

Im Falle der Auflöſung hat der Erbe des verſtorbenen Geſellſchafters den 
übrigen Geſellſchaftern den Tod unverzüglich anzuzeigen?) und, wenn mit dem 
Aufſchube Gefahr verbunden iſt, die feinem Erblaſſer durch den Geſellſchafts 
vertrag übertragenen Geſchäfte fortzuführen, bis die übrigen Geſellſchafter 
in Gemeinſchaft mit ihm anderweit Fürſorge treffen könnens). Die übrigen 
Geſellſchafter ſind in gleicher Weiſe zur einſtweiligen Fortführung der ihnen 
übertragenen Geſchäfte verpflichtet). Die Geſellſchaft gilt inſoweit als fort 
beſtehend. 

E 1 652 II 665; M 2 622; P 2 430. 

1. Auflöſung durch den Tod eines Geſellſchafters. Dazu Würdinger, Geſellſchaften, 
1. Teil: Recht der Perſonalgeſellſchaften 1937 S. 94f. Das Geſetz iſt nachgiebig. Aus dem Geſell⸗ 
ſchaftsvertrage kann hervorgehen, daß die Geſellſchaft beim Tode eines der Geſellſchafter 
unter den übrigen Geſellſchaftern fortbeſtehen (588 736, 738—740) oder daß das Geſellſchafts, 
verhältnis des Erblaſſers auf die Erben übergehen ſoll (vgl. HHB $ 139). Im zweiten Falle tritt 
der Erbe (nicht etwa ein Vermächtnisnehmer, § 719) mit dem Erwerbe der Erbſchaft in Anſehung 
der Rechte und Pflichten an die Stelle des Erblaſſers. Dies darf jedoch auf die übertragene — 
auf der Perſönlichkeit beruhende — Befugnis zur Geſchäftsführung, von beſonderer Vertrags“ 
beſtimmung abgeſehen, nicht ausgedehnt werden. Eine Auflöſung nach Abſ I tritt nicht ein, wenn 
fi die Geſellſchaft auf ein einzelnes, beim Tode des Geſellſchafters bereits eingegangenes 
Geſchäft bezieht. In einem ſolchen Falle iſt nach dem Willen der Geſellſchafter der Tod kein 
Auflöſungsgrund. Für die Lotteriegeſellſchaft (Lotterieſpielgemeinſchaft) iſt zu beachten, daß die 
Vereinbarung, gemeinſchaftlich in einer Klaſſenlotterie zu ſpielen, regelmäßig auf ſämtliche Klaſſen 
geht, weil die Gewinnausſichten von Klaſſe zu Klaſſe ohne Erhöhung des Einſatzes für die bereits 
an den früheren Klaſſen Beteiligten erheblich wachſen und es deshalb zweckwidrig wäre, IE nut 
an der erſten Klaſſe zu beteiligen. Die Erben des Geſellſchafters haben deshalb Anſpru auf 
den in der ſpäteren Klaſſe gezogenen Gewinn, mögen fie auch die Fortſetzung der Spielgemein 
ſchaft nicht beſonders angezeigt haben (RG Dig 06, 878; vgl. auch RG 28, 328). — Iſt im Geſel 
ſchaftsvertrage beſtimmt, daß das den Gegenſtand des Vertrags bildende Geſchäft nach dem Tode 
eines Geſellſchafters von dem Mitgeſellſchafter übernommen werden ſoll, ſo verbleibt dieſem das 
Übernahmerecht auch dann, wenn der andere Geſellſchafter die Geſellſchaft bereits gekündigt 
Del er Tod aber noch vor Ablauf der Kündigungsſtiſt eingetreten iſt (MG 95, 32: offene Handels 
geſellſchaft). 

2. Unterlaſſung der unverzüglichen Anzeige ($ 121) macht ſchadenserſatzpflichtig. 

3. Wird ſchuldhaft unterlaſſen, Fürſorge zu treffen, jo erliſcht die Verpflichtung des Erben zur 
Geſchäftsfortführung. Die dem Erben nach Abſ 2 obliegende Verbindlichkeit trifft ihm ſelbſtändig; 
für ihn gilt $ 708. Es handelt ſich nicht um eine von dem Erblaſſer auf ihn vererbte Verpflichtung, 
und es kann deshalb von einer im Aufgebotsverfahren 85 1967, 1970) anzumeldenden Nachlaß⸗ 
ſchuld nicht die Rede ſein (RG 92, 341). Solange die Überlegungsfriſt des Erben läuft, hat 1 
die Verpflichtung noch nicht. Eine Verpflichtung kann ihm aber, ſofern er ſpäter Erbe geworden 
iſt, daraus erwachſen, daß er mit Rückſicht auf die Möglichkeit des Erbe werdens nicht von N 
greifung der dringlichſten Maßnahmen hätte abſehen dürfen. In betreff eines beſonderen A 5 
er 709 A 4) kommt die entſprechende Vorſchrift des $ 673 zur Anwendung. — Zu Abſ 
vgl. § 137 YB. 


8 728 
Die Geſellſchaft wird durch die Eröffnung des Konkurſes über das 7 
mögen eines Geſellſchafters aufgelöſt!). Die Vorſchriften des 8 727 Abſ 


Satz 2, 3 finden Anwendung?). 
E 1 653; RV 715; M 2 023; P 2 487. 


Geſellſchaft §8 726—730 52³ 


I. Die Geſellſchaft wird, vorbehaltlich der Vorſchrift des $ 736, durch Konkurseröffnung über 
das el en aufgelöſt (dazu Würdinger, Geſellſchaften, 1. Teil: Recht 
der Perſonalgeſellſchaften 1937 S. 93f.). Zur Konkursmaſſe gehört der Anteil des Gemein⸗ 
ſchuldners am Geſellſchaftsvermögen ($ 859 Abſ 1 ZPO; § 1 KO). Verfügungen über Beſtand⸗ 
teile des Geſellſchaftsvermögens bedürfen, wenn die Geſellſchaft durch die Konkurseröffnung 
aufgelöſt iſt, des Zuſammenwirkens des Konkursverwalters mit den Mitgeſellſchaftern. Es genügt 
nicht, wenn die Zuſtimmung zur Verfügung an Stelle des Konkursverwalters von dem Gemein⸗ 
ſchuldner erteilt wird, da das Verfügungsrecht des Gemeinſchuldners nach $ 6 KO auf den Ver⸗ 
walter übergegangen iſt (RG HoldheimsMSchr 1913, 216). Die Auseinand erſetzung erfolgt 
außerhalb des Konkursberfahrens ($ 16 Abſ 1 KO) gemäß 58 730 ff. KO 9 51 (ſoweit nicht zwiſchen 
den Geſellſchaftern und dem Konkursverwalter beſondere Abmachungen über die Auseinander⸗ 
letzung getroffen werden, $ 724 A 2). Der Konkursverwalter tritt im Auseinanderſetzungsverfahren 
an die Stelle des Gemeinſchuldners (RG SeuffA 89 Nr 82; RG Gruch 45, 622). Bei der Aus⸗ 
einanderſetzung werden nach $ 733 die gemeinſchaftlichen Schulden vorweg in Abzug gebracht, 
worauf indes nur die Geſellſchafter, nicht die Geſellſchaftsgläubiger ein Recht haben (vgl. RG 
42, 103). Die Konkursgläubiger können nur das für ſich in Anſpruch nehmen, was bei der Aus- 
einanderſetzung auf den Anteil des Gemeinſchuldners entfallen ift. — Ein Konkurs über das Ver⸗ 
mögen der Geſellſchaft iſt nicht möglich (. § 718 Al a. E.). Für die offene Handelsgeſellſchaft 
dgl. $ 131 Nr 5, 3 HGB. — Auf langfristige, hinſichtlich ihrer Vertrauensgrundlage der Geſell⸗ 

aft ähnliche Verhältniſſe, die deshalb wie die Geſellſchaft der Kündigung aus wichtigem Grunde 
unterliegen (5723 A 4 a. E. mit Vorbem 2 vor 9 705), iſt $ 728 nicht entſprechend anzuwenden 
( 1938, 102525) 

2. Zu Satz 2 f. 5 28 RD. 


8 729 
„Wird die Geſellſchaft in anderer Weiſe als durch Kündigung aufgelöft, fo 
gilt die einem Geſellſchafter durch den Geſellſchaftsvertrag übertragene Be- 
ugnis zur Geſchäftsführung !) zu feinen Gunſten gleichwohl als fortbeſtehend !), 

8 er von der Auflöſung Kenntnis erlangt oder die Auflöfung kennen muß“). 

EI 664 II 606; M 2 624; P 2 430. 

1. Befugnis zur Geſchäftsführung einſchließlich der Vertretungsmacht gemäß § 714. Vgl 
700 Abi? Saß 2. Sie een en die in dieſem Abſchnitt nicht beſonders hervor⸗ 
gehobenen Aufloſungsfälle. \ | 
fühien. rtdauer der Befugnis zu ſeinen Gunſten (vgl. 5 674), nicht auch zu feinen Laſten bei 
ei lektib⸗pflichtwidrigem Untätigſein. Für die geführten Geſchäfte gilt $ 708 weiter. Zugunſten 
Vos Dritten. wirkt die vom Geſetz unterſtellte Vollmacht nach Maßgabe des $ 169. Gilt die 
au macht nicht zugunſten des geſchäſtsführenden Geſellſchafters als fortbeftehend, jo kann ſich 
Fi ein Dritter nicht auf fie berufen. Selbſt wenn fie aber fortbefteht, wirkt fie doch nicht zu⸗ 
2 5 255 Dritten, der ſeinerſeits die Auflöſung der Geſellſchaft kennt oder kennen muß (RG 
7,810). — Vgl. KO 5 28. 
ge à. Über kennen Muffen j. 89 122 Abſ 2, 708 (vgl. $$ 1682, 1893). Nichtkenntnis von der zu- 

gangenen Kündigung (§ 723 A 2) ſchützt den Geſellſchafter nicht. 


8 750 
v 0 Nach der Auflöſung der Geſellſchaft findet in Anſehung des Geſellſchafts⸗ 
gens die Auseinanderſetzung unter den Geſellſchaftern ſtatt )). 
as die Beendigung der ſchwebenden Geſchäfte, für die dazu erforderliche 
6 bung neuer Geſchäfte fowie für die Erhaltung und Verwaltung des 
Zobelſchaftsvermögens gilt die Geſellſchaft als fortbeſtehend ?), ſoweit der 
Gi Auseinanderſetzung es erfordert. Die einem Geſellſchafter nach dem 
wem ſchaftsvertrage zuſtehende Befugnis zur Geſchäftsführung erliſcht jedoch, 
Geſel nicht aus dem Vertrage ſich ein anderes ergibt, mit der Auflöſung der 
far ſchaft; die Gefhäftsführung*) ſteht von der Auflöſung an allen Gefell- 
er an gemeinſchaftlich zu‘). 
Wür te e Geſellſchaftern nach Auflöſung der Geſellſchaft. Dazu 
bis 788 0 „Geſellſchaften, 1. Teil: Recht der Perſonalgeſellſchaften 1937 S. 99ff. Die 88 730 


t 
enthalten nachgiebiges Recht. Vereinbarungen über die Auseinanderſetzung können 
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ſchon vor der Auflöſung für den Fall ihres Eintritts geſchloſſen werden (RG HAN 1930 Nr 608). 
11 0 11 verfrühter Teilung einzelner Gegenſtände des Geſellſchaftsvermögens 
vgl. § 71 4. 

2. Die Auseinanderſetzungsgeſellſchaft hat einen neuen Zweck ($ 705). Die werbende 
Tätigkeit ift beendigt (vgl. auch HGB $ 149). An ihre Stelle tritt die Abwicklung der geſamten 
Rechtsverhältniſſe. Das Geſellſchaftsvermögen beſteht in ſeiner geſamthändigen Gebundenheit 
(8$ 718,719) weiter, das geſamthändige Eigentum verwandelt ſich nicht in Bruchteilseigentum 
(beſtr.). Zwangsvollſtreckung in das Geſellſchaftsvermögen gemäß § 736 ZPO iſt nach wie vor zur 
läſſig. Der Anſpruch des Geſellſchafters auf fein Auseinanderſetzungsguthaben iſt ein abtretbares 
Forderungsrecht ($ 717). Bei der Auseinanderſetzung ift darauf Rückſicht zu nehmen, daß die Werte 
des Geſellſchaftsvermögens möglichſt erhalten bleiben und Schädigungen vermieden werden. Aus 
dieſer Rückſicht kann es notwendig werden, den Betrieb der Geſellſchaft auseinanderſetzungshalber 
einſtweilen fortdauern zu laſſen (vgl. RG Warn 1915 Nr 80). Bis zur Beendigung der Auseinander- 
ſetzung bleibt die Geſellſchaft als Auseinanderſetzungsgeſellſchaft beſtehen. Neue Geſchäfte, 
ſoweit fie nicht zur Durchführung der Auseinanderſetzung, insbeſondere zur Abwicklung ſchweben 
der Geſchäfte geboten find, darf die Geſellſchaft als Auseinanderſetzungsgeſellſchaft nicht 
eingehen. Die Einziehung rückſtändiger Geſellſchafterbeiträge, ſoweit es dieſer Beiträge zur 
ordnungsmäßigen Auseinanderſetzung bedarf, wird durch die Auflöſung der Geſellſchaft nicht 
gehindert (RG JW 1911, 809°). Wegen des Fortbeſtehens der Geſellſchaftsorgane |. A 4. 

3. Nach dem Grundſatz des F 730 Abf 1 iſt der Geſellſchafter nach Auflöſung der Geſellſchaft, 
wenn er fein Guthaben zurückerhalten will, regelmäßig darauf angewieſen, ſofern nicht die Aus 
einanderſetzung bereits außergerichtlich ſtattgefunden hat, auf Auseinanderſetzung zu klagen, 
damit die Anſprüche und Gegenanſprüche aus dem geſamten Geſellſchaftsverhältnis, die Beitrag?” 
pflichten, Schadenserſatzanſprüche uſw. zur Erörterung und Klarſtellung gebracht werden. Zur 
Begründung der Klage auf Zahlung einer beſtimmten Geldſumme würde erforderlich ſein, daß 
das Geſellſchaftsvermögen vollſtändig in Geld umgeſetzt iſt und nach Berichtigung der Schulden 
noch ein Geldbetrag übrigbleibt (M& Warn 1918 Nr 139). Die Behauptung, daß ein bilanz 
mäßiger Überſchuß der Geſellſchaftswerte über die Schulden vorhanden ſei, reicht zur Begründung 
der Klage nicht aus. Die Auseinanderſetzung wird meiſt ohne vorgängige Rechnungslegung nicht 
möglich fein. Das Verlangen der Rechnungslegung erſcheint fo ſehr als Teil der Klage auf Aus- 
einanderſetzung, daß in dieſem Verlangen gegenüber dem urſprünglichen Antrage auf Zahlung 
eine Klageänderung nicht wohl zu erblicken iſt (NG Warn 1918 Nr 139; vgl. Gruch 32, 412). 
Ausnahmsweiſe kann von der Klage auf Auseinanderſetzung abgeſehen werden, wenn 
die Verhältniſſe ſo einfach liegen, daß ſich das, was ein jeder zu beanſpruchen hat, ohne beſonderes 
Abrechnungsverfahren ermitteln läßt, in welcher Beziehung nicht zu ſtrenge Anforderungen geſtelll 
werden dürfen (NG 123, 23; R JW 05, 430%; Warn 1912 Nr 105; 1917 Nr 139; Seuffa 8“ 
Nr 40); oder wenn die früheren Geſellſchafter ſich ſchon auf eine von den geſetzlichen Beſtimmungen 
abweichende Art geeinigt haben, welchenfalls ſofort auf ein Abſchichtungsguthaben geklagt werden 
kann (RG JW 1938, 66612: Dort auch über die Berücksichtigung des Wertes eines langfriſtigen 
Pachtverhältniſſes bei Feſtſtellung des Guthabens). — Die Anſprüche, welche die Geſellſchaſ⸗ 
ter gegeneinander haben, ſollen bei der Auseinanderſetzung im einheitlichen Berfah“ 
ren geltend gemacht werden. Es iſt deshalb unzuläſſig, einzelne Anſprüche herauszugreifen 
und geſondert einzuklagen. Kommt nur ein Guthaben des einen Geſellſchafters an den 
andern in Frage, ohne daß in Anſehung des Geſellſchaftsvermögens noch etwas zu ter 
len oder zu regeln iſt, jo konnen die dies Guthaben ergebenden Umſtände, ohne da 
eine vorgängige Auseinanderſetzung nötig iſt, im Prozeſſe feſtgeſtellt werden (RG Warn 
1916 Nr 73). Durch die Vorſchrift des § 730 iſt auch nicht ausgeſchloſſen, daß ſchon 97 
Durchführung der Auseinanderſetzung der eine oder andere beſonders dringliche Anſpruc 
vorab im Wege beſonderen Prozeſſes verfolgt wird (RS 98, 298). Dieſem Urteil lag der 45 
zugrunde, daß der Geſellſchafter zur Vorbereitung der künftigen Auseinanderſetzung die ST 
nahmen des andern Geſellſchafters, ſoweit fie die Grenzen des Angemeſſenen überſtiegen, zu 
Zweck der Hinterlegung als Streitmaſſe zurückgefordert hatte. Die Dringlichkeit wurde wegen 
der Notwendigkeit der Schuldenzahlung und wegen der zweifelhaften Vermögenslage des : 
klagten angenommen. Auch ſonſt kann einem Geſellſchafter eine Klage wegen einzelner Anſprl 
gegen die anderen Geſellſchafter nicht verwehrt werden, wenn der Auseinanderſetzung ban 
mit der Klarſtellung einzelner Streitfragen gedient iſt (RG HRR 1938 Nr 877). Durch die Arne e 
anderſetzung iſt der Geſellſchafter nicht gehindert, Anſprüche gegen die anderen Geſellſchafte r ge 
ihm nicht in ſeiner Eigenſchaft als Geſellſchafter erwachſen ſind, im Klagewege zu verfolgen! 


von dem geſchäftsführenden Geſellſchafter das aus der Geſchäftsbeſorgung Erlangte einzullugen 
(MG 3.5.05 1634/04). Der Auseinanderſetzungsanſpruch kann nur unter ſämtlichen Teilhabe 
ſoweit unter ihnen Streit beſteht, zum Austrag gebracht werden. Nur bei Zuziehung dieſer ee" 
lichen Teilhaber kann eine rechtskräftige Entſcheidung über die Auseinanderſetzung getroffen we 
(R ZW 04, 6116; Warn 1917 Nr 139). 
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4. Die Befugnis zur Geſchäftsführung und die Vertretungsmacht (58 710, 711, 714) erlöſchen, 
vorbehaltlich des § 729, mit der Auflöfung; fie ſtehen jetzt allen Geſellſchaftern zu (§ 709 Abſ 1). 
Erben ($ 727 Abſ 1), Konkursverwalter ($ 728, RG Seuff A 89 Nr 82) — nicht aber der pfändende 
Gläubiger ($ 725) — find Mitgeſchäftsführer. Im Geſellſchaftsvertrage kann ein anderes, nament- 
lich die Beſtellung von Liquidatoren angeordnet ſein mit beſtimmten oder nach Abſ 2 Saß 1 zu be⸗ 
meſſenden Befugniſſen (vgl. über die Grenzen ihrer Vertretungsmacht Res 106, 72, |. auch SH 145 ff., 
150 HGB). Die Beſtellung eines Geſellſchafters als Liquidator kann nicht willkürlich von den Ge⸗ 
ſellſchaftern widerrufen werden. Zu den Befugniſſen des Liquidators gehört es auch, die rückſtändi⸗ 
gen Beiträge (vgl. A 2) von den Geſellſchaftern einzuziehen (abw. $ 149 HGB für die offene Han⸗ 
delsgeſellſchaft). An den Befugniſſen der Geſellſchafterverſammlung und an den Kontrollbefug⸗ 
niſſen des Aufſichtsrats, auch an ſeinem Recht zur Einberufung einer Geſellſchafterverſammlung 
wird durch die Auflöſung der Geſellſchaft nichts geändert (Rh Warn 1920 Nr 199). Von der 
Geſchäftsführung muß die Beauftragung mit beſonderen Geſchäften ($ 709 A 4) unterſchieden 
werden; dieſe erliſcht nicht. Die Befugnis des einzelnen Geſellſchafters, die an die Geſellſchaft 
geſchuldeten Leiſtungen, insbeſondere die rückſtändigen Beiträge der übrigen Geſellſchafter ein⸗ 
zufordern (88 705 A 5, 709 A 4) kommt in Wegfall, ſobald die Geſellſchaft gemäß $$ 730, 726 
gufgelöſt iſt. In dieſem Falle beſchränkt ſich die Geſchäftsführung entſprechend dem durch die 
Liquidation veränderten Geſellſchaftszweck auf die Vornahme der zur Auseinanderſetzung 
dienlichen Handlungen, und zwar iſt das Geſellſchaftsvermögen nach $ 733 Abſ 3 nur inſoweit 
in Geld umzuſetzen, als es zur Berichtigung der Schulden erforderlich iſt. Über die Notwendigkeit 
eimer ſolchen Maßnahme haben nunmehr die zur Durchführung der Liquidation berufenen Perſonen, 
Alfo die ſamtlichen Geſellſchafter in gemeinſchaftlichem Handeln zu befinden (RG 100, 165). Sind 
mehrere Liquidatoren beſtellt, ſo kann in Ermangelung einer andern Vereinbarung das Recht, 

echnungslegung von den Geſellſchaftern zu fordern, nur gemeinſchaftlich von ihnen ausgeübt 
nen (vgl. REG JW 1921, 687°). Über die Pflicht der Geſellſchafter, das Auseinanderſetzungs⸗ 
erfahren in die Hand zu nehmen, und über die Folgen, wenn die Geſellſchafter (oder einer 
on ihnen) mit der Erfüllung dieſer Pflicht in Verzug kommen, |. Rc) HRR 1930 Nr 1606. 
ber die Durchführung der Auseinanderſetzung im Streitfalle ſ. HRR 1928 Nr 606. — Auf die 
fin Innengeſellſchaft, die als Geſellſchaft im Rechtsverkehr nicht hervortritt (vgl. F 718 A 6), 
undel 730 Abſ 2 Satz 2 regelmäßig keine Anwendung; hier hat vielmehr der geſchäftsführende, 
60 ) Außen in eigenem Namen handelnde Geſellſchafter auch nach Auflöſung der Geſellſchaft die 
eſchäfte bis zur Beendigung der Auseinanderſetzung allein zu führen (RG JW 1934, 3268). 
& 5. Mit der wirklichen (vgl. 88 734, 735), nicht bloß vermeintlichen Durchführung der Aus⸗ 
man derjegung erliſcht das Geſellſchaftsverhältnis. Dieſer Satz darf aber nicht in unzweck⸗ 
an get Weiſe überſpannt werden. ft eine Auseinanderſetzung abgeſchloſſen worden und wird 
— ſpäter ſtreitig, ob ein Geſellſchafter aus einem beſtimmten von ihm für die Geſellſchaft vor⸗ 
Ammon menen Geſchäfte noch einen Betrag schuldet, jo kann nicht angenommen werden, daß der 
er der Auseinanderſetzung das Fortbeſtehen der Geſellſchaft „erfordert“. Eine Liquidations⸗ 
Werlſchaft beſteht nicht mehr, und jeder Geſellſchafter kann über feinen Teilanſpruch an jenem 
rage verfügen (RG JW 05, 430°; HoldheimsMSchr 05, 263). 


9 731 


Die Auseinanderſetzung erfolgt in Ermangelung einer anderen Verein- 
8 9°) in Gemäß heit der 88 732 bis 735. Im übrigen gelten für die Teilung 
Vorſchriften über die Gemeinſchaft :). 
1 656 Abſ s II 667 Abs 3; M 2 620 ff.; B 2 440 ff. 
aus fie Vereinbarung kann auch die Beſtimmung des $ 740 (Rechte des Ausgeſchie denen) 


über ar Teilung vgl. die 85 752758; indeſſen kommen die Vorſchriften des $ 755 gegen- 
are die V 
pech del, unbeſchadet der durch Verzug oder Verſchulden entſtandenen weitergehenden An⸗ 


’ 


finder Gegenſtänden eintritt, ein Verkauf oder eine ſonſtige Verwertung der Vermögensſtücke ſtatt⸗ 
einbar — er daß fie zu beſtimmten Preiſen von den Geſellſchaftern zu übernehmen ſind. Eine Ver⸗ 


für die ermogens find die einzelnen Vermögensſtücke nach ihrem wahren Werte, nicht bloß nach dem 
der 90 ecke der Gewinnverteilung angenommenen Werte, unter Berückſichtigung des aus 
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vollzogen werden, daß die Geſellſchafter das Vermögen der Geſellſchaft in eine neu gegründete 
Geſellſchaft m. b. H. einbringen und jeder Geſellſchafter einen dem Werte feiner Einlage ent- 
ſprechenden Geſchäftsanteil an der neuen Geſellſchaft erhält. Ein Fortbeſtehen der alten Geſell⸗ 
ſchaft würde hier nur in der Form möglich ſein, daß die Geſchäftsanteile gemeinſamer Beſitz der 
Geſellſchafter verbleiben würden. Für die Anwendung der Vorſchriften der $$ 752, 753 iſt kein 
Raum, wenn es ſich um eine Geſellſchaft handelt, bei der ein Miteigentum nach Bruchteilen oder 
zur geſamten Hand nicht beſteht (RG 91, 431, vgl. $ 718 A 6). Iſt vereinbart, daß der im 
Alleineigentum eines Geſellſchafters befindliche Gegenſtand des Unternehmens nach Beendigung 
der Geſellſchaft gemeinſam verwertet werden ſoll, ſo kann darin unter Umſtänden die Einigung, 
nach den Grundſätzen der 85 731 Satz 2, 753 zu verfahren, erblickt werden; andernfalls iſt die 
ortsübliche Verwertungsart zu wählen (RG LH 1924, 6985). — Auseinanderſetzung bei Auf 
löſung einer Geſellſchaft in der Zeit fortgeſchrittener Geldentwertung ſ. RG 111, 77, auch 117 
238; 122, 200 und RG Warn 1925 Nr 184. 


9 732 


Gegenſtände, die ein Geſellſchafter der Geſellſchaft zur Benutzung überlaſſen 
hat, find ihm zurückzugeben !). Für einen durch Zufall in Abgang gekommenen 
oder verſchlechterten Gegenſtand kann er nicht Erſatz verlangen“). 

EI 656 Abſ 1 II 668; M 2 626—628; P 2 440. 

1. Rückgabe der der Geſellſchaft nur zur Benutzung überlaſſenen Gegenſtände. Vgl. 9 706 
A3 und RG JW 1937, 31558. Die Gegenſtände find dem Geſellſchafter bei Beendigung der 
Geſellſchaft ſofort zurückzugeben, es müßte denn ſein, daß ſie noch während der Auseinander⸗ 
ſetzungszeit erforderlich find, z. B. wegen ſchwebender Geſchäfte ($ 730 Abſ 2). Unkörperliche 
Gegenſtände, bei denen ein beſonderer Übertragungsakt nicht in Frage kommt, ſtehen mit Be 
endigung der Geſellſchaft regelmäßig ohne weiteres wieder zur freien Verfügung des Berechtigten 
(RG JW 1938, 45715). Wegen der übereigneten Gegenſtände ſ. $ 733 Abſ 2. 

2. Für die durch Verſchulden ($ 708) abgegangenen Gegenſtände haften dem Forderungs⸗ 
berechtigten kraft des Geſellſchaftsverhältniſſes die übrigen Geſellſchafter als Geſamtſchuldner 
($ 427), nicht etwa nur die Geſchäftsführer. Dieſe find Gehilfen der Geſellſchafter im Sinne des 
9 278; fie find es auch im Falle des § 709 (vgl. auch Knoke, Recht der Geſellſchaft, J 36, S. 1187 
abw. Planck⸗Lobe A2 a. E.). 


8 733 


1) Aus dem Geſellſchaftsvermögen find zunächſt die gemeinſchaftlichen 
Schulden mit Einſchluß derjenigen zu berichtigen, welche den Gläubigern gegen“ 
über unter den Geſellſchaftern geteilt find oder für welche einem Geſellſchafter 
die übrigen Geſellſchafter als Schuldner haften ?). Fit eine Schuld noch nich 
fällig oder iſt fie ftreitig, fo iſt das zur Berichtigung Erforderliche zurückzu⸗ 
behalten!). 

Aus dem nach der Berichtigung der Schulden übrigbleibenden Geſellſchafts“ 
vermögen ſind die Einlagen zurückzuerſtatten. Für Einlagen, die nicht in Ge 
beſtanden haben, iſt der Wert zu erſetzen, den ſie zur Zeit der Einbringung 
gehabt haben“). Für Einlagen, die in der Leiſtung von Dienſten oder in ber 
Überlaffung der Benutzung eines Gegenſtandes beſtanden haben, kann ni 
Erſatz verlangt werden“). 


Zur Berichtigung der Schulden und zur Nückerſtattung der Einlagen iſt das 
Geſellſchaftsvermögen, ſoweit erforderlich, in Geld umzuſetzen“). 

E 1 656 Abſ 2—4 II 669; M 2 628; P 2 441—443. 90 

1. Auseinanderſetzung. Nach Ausſcheidung der im § 732 bezeichneten Gegenſtände ‚leid 
das Geſellſchaftsvermögen übrig. Nach den Vorſchriften des $ 733 — der ſich nur auf das inner 
Geſellſchaftsverhältnis bezieht — wird dieſes Vermögen auf ein reines Ergebnis (+ oder — 
zurückgeführt (85 734, 735). Die Geſellſchafter können übrigens, und zwar ganz unabbangſe 
von dem Willen der Geſellſchaftsgläubiger, die Vermögensbereinigung auch auf andere ter 
vornehmen (vgl. auch RG 67, 332). Ein Auseinanderſetzungsvertrag, durch den ein Geſellſchafte! 
den Anſpruch auf Übereignung eines Grundſtücks gegen den im Grundbuch als Eigentümer en 
getragenen gemeinſchaftlichen Treuhänder erwirbt, bedarf nicht der Form des § 313 (RG 10 
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2. Unter gemeinſchaftlichen Schulden find die durch den geſellſchaftlichen Betrieb zu Laſten 
aller Geſellſchafter entſtandenen Schulden, die eigentlichen Geſellſchaftsſchulden, zu verſtehen, 
die das Geſellſchaftsvermögen belaſten, aber einſchließlich „derjenigen, welche den Gläu⸗ 
bigern gegenüber unter den Geſellſchaftern geteilt find" (vgl. 8 718 A 5). Mit 
den Schulden, „für welche einem Geſellſchafter die übrigen Geſellſchafter als 
Schuldne es ten“, find die aus dem Geſellſchaftsverhältniſſe unter den Geſellſchaftern ent⸗ 
Iprungenen Schulden gemeint, z. B. Anſpruche aus der Geſchäftsführung (88 713, 670) oder auf 
einen rückſtändigen Gewinnanteil (vgl. $ 717), Erſatzforderungen eines Geſellſchafters. Dieſe 
Schulden ſind inſofern gemeinſchaftliche, als der forderungsberechtigte Geſellſchafter zur Berich⸗ 
tigung der Schuld, wenn deren Betrag aus dem Geſellſchaftsvermögen entnommen wird, mit 
beiträgt. Auf die Befolgung der Vorſchrift des Abſ 1 haben die Gläubiger kein Recht. Die Ge⸗ 
ſellſchafter können ſich hierüber anders einigen. Sie können ohne Berückſichtigung der Schulden 
das Geſellſchaftsvermögen, und zwar ſelbſt vor der Auflöſung der Geſellſchaft, ganz oder teilweiſe 
Unter ſich aufteilen. Der Gläubiger iſt durch die perſönliche Haftung der Geſellſchafter gedeckt. 
Nicht zu den gemeinſchaftlichen Schulden im Sinne des $ 733 find zu zählen die 
Schulden, für welche die amtlichen Geſellſchafter aus einem nicht dem Geſellſchafts⸗ 

elriebe angehörigen Grunde verhaftet find. Forderungen, die einem Geſellſchafter nicht 
als ſolchem gegen die Geſellſchaft erwachſen find, kann er gegen die anderen Geſellſchafter auch wäh⸗ 
zend der Auseinanderſetzung beſonders geltend machen und im Rechtsſtreite verfolgen (RG 2.1.09 VII 
421/08). Vorſchüſſe, die ein Geſellſchafter für einen anderen auf deſſen Einlage leiſtet, konnen nur von 
dem letzteren zurückgefordert werden und find bei Beendigung der Geſellſchaft nicht als Geſellſchafts⸗ 
ſchulden zu behandeln (Rh JW 1928, 23685). Über Geſellſchaftsſchulden ſ. auch Würdinger, 
Geſellſchaften, 1. Teil: Recht der Perſonalgeſellſchaften 1937 S. 85ff. 

3. In Anſehung des Zurückbehaltenen beſteht die Auseinanderſetzungsgeſellſchaft fort. Wegen 

des echtes auf Zurückbehaltung vgl. § 1475, 2046. Trotz der allgemein lautenden Vorſchrift 
ird für eine ſtreitige Forderung, die offensichtlich unbegründet ift und nur mißbräuchlich geltend 
gemacht wird ($ 226), ein Zurückbehaltungsrecht nicht anzuerkennen fein. Wegen bedingter Forde⸗ 
rungen vgl. $ 738 K 1. 
onde Zu den zurllctzuerſtattenden Einlagen gehört nicht ein ſeitens der Geſellſchaft gegen be- 
onderes Entgelt von einem Geſellſchafter erworbener Gegenſtand. — Zu erſtatten iſt der objektive 
ert zur Zeit des Einbringens. Damit find zweckmäßigerweiſe alle Streitfragen über ſpätere 
ſich Minderung und die Verantwortlichkeit hierfür abgeſchnitten. Auch der Einleger braucht 
® auf Erſatz in Natur nicht einzulaſſen. Oft wird ſchon bei Eingehung der Geſellſchaft eine 
abung vorgenommen fein (vgl. $ 706 Abſ 2 Saß 2). Aufwertung |. $ 705 A7. 
di b, Überlafjung der Benutzung eines Gegenſtandes umfaßt an ſich nicht die Beſtellung eines 
den lichen Nechtes, z. B Einräumung einer Grunddienſtbarkeit. Entſcheidend für die Ordnung 
„ortiger Rechtsverhältniſſe ift der Vertragswille, der meift dahin gehen wird, daß das dingliche 
Lelſtumech Auflösung der Geſellſchaſt zurückgewährt wird, allenfalls gilt Abſ 2 Saz 2. Was die 
tung bon Dienſten anlangt, jo kann im Falle der Unmöglichkeit der Erfüllung einer weſent⸗ 
(Kn Verpflichtung (8 723 Abſ 1 Satz 2) ein Bereicherungsanſpruch nach § 323 Abſ 3 entftehen 

Nöte, Recht der Geſellſchaft, 817 S. 47). 

185 Soweit die Umſetzung in Geld nicht erforderlich iſt, greifen $8 731, 749 ff. (752) Platz 

zur 2 149 998). Darüber, daß im Auseinanderſetzungsverfahren der einzelne Geſellſchafter 

entſynehung der Geſellſchaftsſchulden nicht mehr befugt ift, |. $ 730 A 4. Über die zum mindeſten 

Gefehne ende Anwendung des 5 733 Abſ 3 (beſtmögliche Verwertung der Gegenſtände der 

(bal Uſchaft) auf die im Rechtsverkehr nicht als Geſellſchaft hervortretende ſog. Innengeſellſchaft 
l. 8718 A 6) ſ. RH ZW 1934, 32686. 


8 734 


Run bleibt nach der Berichtigung der gemeinſchaftlichen Schulden und der 
na erſtattung der Einlagen ein Überſchuß, ſo gebührt er den Geſellſchaftern 
0 m Verhältnis ihrer Anteile am Gewinne !). 
ese df s II 070 Abſ 1; M 2 629; P 2 441-443, 
Nerhöl a 8 722 (abw. H $ 165). Der verbleibende überſchuß iſ der Schlußgewinn. Das 
Halbſ 2 5 Fur geſamten Hand bleibt beftehen, bis die Verteilung durchgeführt it; nur $ 719 Abf 1 
Grundſt hat ſeine Kraft verloren (. 88 752 ff.). Soll ein zum Geſellſchaftsvermögen gehöriges 
laſſun ſtück einem Geſellſchafter zum Alleineigentum übertragen werden, jo bedarf es der Auf- 
dan Be — Die Verteilungsgrundſätze der $$ 734, 738 ff. haben Anwendung zu finden für den Fall, 
Ausſchlu offene Handelsgeſellſchaft durch das Ausſcheiden eines Geſellſchafters aufgelöft und unter 
wird be . der Liquidation das Geſchäft mit Akliven und Paſſiven von dem andern übernommen 
war 55 116 bes Gejeilichaftävermögens, das bei der Auseinanderſetzung zunächſt ausgenommen 
24, ). 
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§ 735 

Reicht das Gefellfhaftspermögen zur Berichtigung der gemeinſchaftlichen 
Schulden und zur Nückerſtattung der Einlagen nicht aus, ſo haben die Geſell⸗ 
ſchafter für den Fehlbetrag nach dem Verhältnis aufzukommen, nach welchem 
fie den Verluſt zu tragen haben!). Kann von einem Geſellſchafter der auf ihn 
entfallende Beitrag nicht erlangt werden, ſo haben die übrigen Geſellſchafter 
den Ausfall nach dem gleichen Verhältniſſe zu tragen!). 

E 1 656 Abſ 3 II 070 Abf 2; M 2 020; P 2 441—448. 

1. Vgl. 8 722. Die Detlungspflicht des § 735 entſpricht der Beitragspflicht des $ 707. Sie 
begründet ein Recht der Geſellſchafter, daß der zur Deckung der Verbindlichkeiten aufzubringende 
Betrag nach Verhältnis der Anteile am Verluſt auf die hieran beteiligten Geſellſchafter umgelegt 
wird. Die Verpflichtung des Geſellſchafters zur Aufbringung ſeines Anteils iſt nicht davon ab⸗ 
hängig, daß ihm eine förmliche Rechnung über das ganze Verhältnis erteilt wird (RGB Recht 1916 
Nr 435). Aus 8 735 ergibt ſich, daß $ 707 nur gilt, ſolange die Geſellſchaft beſteht (vgl. $ 707 A 1). 
Das Aufkommen für Fehlbeträge könnte ſowohl in Anſehung der Schulden als bezüglich 
der Einlagen durch Einzahlung in die Geſellſchaftskaſſe erfolgen. In betreff der Einlagen wird 
jedoch dem Einleger ein Anſpruch unmittelbar gegen die Mitgeſellſchafter zuſtehen (vgl. § 28 KO). 
War ausnahmsweiſe für die Forderung eines Gläubigers die Haftung der Geſellſchafter auf das 
Geſellſchaftsvermögen beſchränkt worden (vgl, $ 714 A 2, 8 718 A 5) und iſt trotzdem das Vermögen 
ohne Berückſichtigung dieſer Forderung verteilt worden, ſo haben die Geſellſchafter dem Gläubiger 
das zu leiſten, was ihm bei dieſer Berückſichtigung zugeſtanden haben würde ($ 242), d. h. jeder 
Geſellſchafter hat, was er bei der Auseinanderſetzung aus dem Geſellſchaftsvermögen erhalten hat 
(vgl. $ 734), dem Gläubiger zu feiner Befriedigung herauszugeben. $ 419 leidet keine Anwendung 
(Planck⸗Lobe A4; beſtr. — für Herausgabe nach Bereicherungsgrundſätzen Enneccerus“ 
Lehmann 5178 A 4). 

2. Tragung des Ausfalls entſprechend der Vorſchrift des $ 426 Abſ 1 Satz 2. 


8 736 


Iſt im Geſellſchaftsvertrage beſtimmt!), daß, wenn ein Geſellſchafter kündigt 
oder ſtirbt oder wenn der Konkurs über ſein Vermögen eröffnet wird, die 
Geſellſchaft unter den übrigen Geſellſchaftern fortbeſtehen ſoll, ſo ſcheidet bei 
dem Eintritt eines ſolchen Ereigniſſes der Geſellſchafter, in deſſen Perſon es 
eintritt, aus der Geſellſchaft aus!). 

& 1 667 II 671; M 2 630; p 2 443. 

1. Rechtsbegrifflich iſt der Fortbeſtand der Geſellſchaft nicht davon abhängig, daß feine 
Anderung in der Perſon der Geſellſchafter eintritt. Die Geſellſchafter brauchen ſich allerdinge 
nicht den Eintritt eines ihnen nicht genehmen Mitglieds gefallen zu laſſen. Aus dieſer Rücklicht 
iſt die Unübertragbarkeit und Unvererblichkeit der Mitgliedſchaft (85 717, 727) feſtgeſetzt. Die 
Geſellſchafter können aber hierüber eine andere Vereinbarung treffen. In dieſem Falle hat D 
Eintritt des neuen Geſellſchafters, auf den die Mitgliedſchaſt infolge Übertragung oder Vererbung 
übergegangen iſt, nicht etwa die Folge, daß nunmehr unter Auflöſung der bisherigen Geſeuſchaf 
ſich eine neue Geſellſchaft bildet. Die Geſellſchaft bleibt vielmehr mit dem dazu gehörigen Ver 
mögensbeſtande trotz des Mitgliederwechſels beſtehen. Die Identität der Geſellſchaft bleibt gerad? 
io gewahrt, wie die Identität des Forderungsrechts durch Gläubiger⸗ oder Schuldnerwech el 
nicht aufgehoben wird. Dasſelbe gilt, wenn durch Vereinbarung der Geſellſchafter ein weitere? 
Mitglied in die Geſellſchaft aufgenommen wird. Die früher herrſchende gegenteilige Meinung, 
daß das Geſetz die Aufnahme eines neuen Geſellſchafters unter Fortbeſtehen der alten Geſellſcha 
nicht zulaſſe, iſt als überwunden anzuſehen (vgl. RG 82, 160 und Planck⸗Lobe A 2). Es beſteht 

hiernach auch kein Hindernis, daß die Geſellſchaft trotz Vorhandenſeins eines Endigungsgrunde. 
infolge Kündigung, Tod oder Konkurſes in der Perſon eines Geſellſchafters unter den übrige 
Geſellſchaftern in bisheriger Weiſe fortdauert, vorausgeſetzt, daß dieſe — die für den Fortbeſtan 1 
der Geſellſchaft gerade auf die Mitgliedſchaft des „Ausſcheidenden“ beſonderen Wert gelegt haben 
können — mit der Fortdauer, und zwar vor Eintritt des Auflöſungsgrundes ſich einverſtan. 5 
erklärt haben (vgl. RG 95, 39). Selbſtverſtändliche Vorausſetzung des Fortbeſtehens der Bel 5 
ſchaft ift in dieſem Falle weiter, daß mindeſtens zwei Geſellſchafter, welche die Geſellſchaft ſo 
ſetzen, übrigbleiben. cht 

2. Der Eintritt des neuen Geſellſchafters (dazu Würdinger, Geſellſchaften, 1. Teil: Rech N 
der Perſonalgeſellſchaften 1937 ©. 102) vollzieht ſich in der Weiſe, daß die übrigen Mitglied“ 


ihn ausdrücklich oder ſtillſchweigend als Geſellſchafter anerkennen (Aufnahmevertrag: vo 
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RG 54, 161; 92, 164; 128, 172; Ns JW 1921, 12391). Daran ändert der Umſtand nichts, 
daß die Geſellſchafter ſchon im Geſellſchaftsvertrag ſich im voraus gegenüber einem oder 
mehreren Mitgeſellſchaftern zur Aufnahme der von dieſen vorgeſchlagenen weiteren Perſonen 
verpflichten können, und daß ihnen die Ermächtigung zur Aufnahme ſelbſt ſchon dort erteilt 
oder die Aufnahme dem Mehrheitsbeſchluß der Geſellſchafter überlaſſen werden kann NG 128, 
176). Die Aufnahme kann mit der Übertragung der Mitgliedſchaft verbunden ſein, wenn 
zer Übertragende zur Aufnahme in Vertretung der anderen Geſellſchafter ermächtigt iſt. 
Nicht unzuläſſig iſt es, die Aufnahme dem Ermeſſen des Mitgeſellſchafters zu überlaſſen 
(gl. KG 92, 167). Durch die Aufnahme tritt in der Trägerſchaft des geſamthändigen 
Geſellſchaftsvermögens nur inſoweit eine Anderung ein, als ein neuer Vermögensträger 
inzukommt. Der Anteil des ausſcheidenden Geſellſchafters geht unverändert — 
oweit nicht in dieſer Beziehung eine Abweichung vereinbart iſt —, ohne daß es 
beſonderer Übertragungshandlungen bedarf (vgl. RG 83, 315), auf den neuen Geſellſchafter 
Über, S. namentlich Gierke, Vereine ohne Rechtsfähigkeit S. 25ff. und Knoke in Arch Bürge 
20, 10 ff. Mit dem Anteil am Geſellſchaftsvermögen geht auch die auf dieſem laſtende Ver⸗ 
pflichtung über, die Tilgung der bisherigen Geſellſchaftsſchulden aus dem Geſellſchaftsvermögen 
zu dulden. Eine weitergehende Haftung trifft den neuen Geſellſchafter mangels beſonderer Schuld⸗ 

bernahme nicht (anders HGB $ 130). An der Haftung des bisherigen Geſellſchafters gegenüber den 
Gläubigern wird durch ſein Ausſcheiden nichts geändert. Der Ausgeſchiedene iſt z. B. nicht davon 
befreit, ur die Abnahme der an die Geſellſchaft verkauften Ware zu ſorgen. Das im Anteil enthaltene 
Anemfhänberifche Miteigentum an den zum Geſellſchaſtsvermögen gehörigen (im Beſitz der Ge⸗ 
ellfchaft befindlichen) beweglichen Sachen wird von dem neu eintretenden Geſellſchafter mit der 
d lung erworben, daß er in Gemeinſchaft mit den anderen Geſellſchaftern hierüber verfügen 
darf. Nicht anders verhalt es ſich mit den zum Geſellſchaftsvermögen gehörigen Grundſtücken. 
See Zugehörigkeit zum Geſellſchaftsvermögen ſetzt voraus, daß bie geſamthänderiſche Gemein⸗ 
tm gemäß $ 47 (früher 48) GBO im Grundbuch vermerkt iſt. Die grundbuchrechtliche Legi⸗ 
er aalio erlangt der neue Geſellſchafter allerdings erſt dadurch, daß er als Mitberechtigter — worauf 
15 Anſpruch hat — in Berichtigung des Grundbuchs eingetragen wird. Der Wille des neu ein⸗ 
otenden cheſellſchafters wird meiſt dahin gehen, daß er ſich allen Beſtimmungen des Geſellſchafts⸗ 
in d enen der Ausſcheidende unterworfen war, auch den Beſtimmungen über Vertragsſtrafen 
tretenſelden Weiſe unterwirft. Ein ſolcher Wille kann anzunehmen fein, auch wenn der neu Ein⸗ 
9 . ie Beſtimmungen des alten Geſellſchaftsvertrags nicht kennt und ſich hierüber mit dem 

ſcheidenden nicht verſtändigt hat (NG Warn 1912 Nr 424). 1 
auf, ird zu den bisherigen Mitgliedern ein weiteres Mitglied in die Geſellſchaft 
Mi Nommen, jo fept ſich der ihm zukommende Anteil aus den Anteilen der bisherigen 
Tor glieder zuſammen, indem jeder von ihnen zur Herſtellung des neuen Anteils einen ent⸗ 
on enden Teil feines Anteils abgeben muß. Eine ſolche Übertragung iſt ohne weiteres, 
zu fd dies beſonders zum Ausdruck gebracht zu werden braucht, in dem Aufnahmevertrage 
n. 


b 
dertrags, d 


jo? gt, die Geſellſchaft unter den übrigen Geſellſchaftern fortbeſtehen ſoll, 

8 725 v ein Geſellſchafter, in deſſen Perſon ein die übrigen Geſellſchafter nach 

Geſell Abſ 1 Satz 2 zur Kündigung berechtigender Amftand°) eintritt, aus der 

Sei oft ausgeſchloſſen werden?). Das Ausſchließungsrecht ſteht den übrigen 

gege Iſchaftern gemeinſchaftlich zu. Die Ausſchließung erfolgt durch Erklärung 
nenüber dem auszuſchließenden Geſellſchafter ). 

P 


12 672; P 2 444. 
786 um 
e 


x ausefehtten Fall, daß gegenüber einem Geſellſchafter die übrigen Geſellſchafter aus 


30 ff.). Es können auch mehr als ein Geſellſchafter ausgeſchloſſen werden, ſofern 

Au 7 zwei Geſellſchafter ( abw. HB 8142) übrigbleiben. Im Streitfalle Feſtſtellungsklage. 

Geſel ſchüeßung eines Geſellſchafters iſt nichts anderes als die Kündigung von allen verbleibenden 
% 8 lſchafter 


1540 Sr ne wichtigem Grunde erklärt, und kann daher im Streitfalle (anders als der 


34* 
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3. Ein folder Umſtand, ein wichtiger Grund im Sinne des $ 723 Abſſ 1 Satz 2, iſt wie dort 
zur Kündigung ſo hier zur Ausſchließung erforderlich, aber anderſeits auch genügend (NG 24, 137 
beruht auf Artt 125, 128 HGB a. F.), und zwar auch bei der auf unbeſtimmte Zeit (8 723 Satz 1) 
eingegangenen Geſellſchaft. Als Ausſchließungsgrund kann insbeſondere auch die Zugehörigkeit 
dos auszuſchließenden Geſellſchafters zur jüdiſchen Raſſe in Betracht kommen (Vorbem! Abſ 2 
vor $ 705 und R 146, 169; NG JW 1938, 182558 HanRuchg 1937 B 216: offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaft). 0 

4. $ 737 enthält in Satz 3 zwingendes, dagegen in Anſehung des „zur Kündigung berechti⸗ 
genden Umſtandes“ und des Satz 2 nachgiebiges Recht. — Ein bereits ausgeſchiedener Ge; 
ſellſchafter kann nicht mehr ausgeſchloſſen werden (bgl. NG IW 05, 3151). 


8 738 


1) Scheidet ein Geſellſchafter aus der Geſellſchaft aus, jo wächſt fein Anteil 
am Geſellſchaftsvermögen den übrigen Geſellſchaftern zu?). Dieſe find ver 
pflichtet), dem Ausſcheidenden die Gegenſtände, die er der Geſellſchaft zur 
Benutzung überlaſſen hat, nach Maßgabe des § 732 zurückzugeben, ihn von 
den gemeinſchaftlichen Schulden zu befreien und ihm dasjenige zu zahlen, was 
er bei der Auseinanderſetzung erhalten würde, wenn die Geſellſchaft zur Zeit 
ſeines Ausſcheidens aufgelöſt worden wäre. Sind gemeinſchaftliche Schulden 
noch nicht fällig, ſo können die übrigen Geſellſchafter dem Ausſcheidenden, 
ftatt ihn zu befreien, Sicherheit leiſten“). 

Her Wert des Geſellſchaftsvermögens iſt, ſoweit erforderlich, im Wege der 
Schätzung) zu ermitteln. 

G 1 658 Abf 1, 45 II 678 Abſ 1; M 2 631; P 2 444447. 

1. Die 98 738 —740 regeln die Auseinanderſetzung mit dem ausſcheidenden Geſellſchafter. 
Dazu Würdinger, Geſellſchaften, 1. Teil: Recht der Perſonalgeſellſchaften 1937 S. 102f. 
Vorſchriften find im allgemeinen nachgiebiger Natur (R 122, 149; 145, 293; R 29. 4. 27 II 
402/26); zu beachten ift aber, daß $ 738 Abſ 1 Satz 1 richtiger Auffaſſung nach eine Folgerung aus 
dem Geſamthandverhältniſſe darſtellt (Prot 2, 446; R 56, 208), die nicht abänderlich erſchein. 

2. Vorausſetzung für die Anwachſung des Anteils iſt nach berrſchender Anſicht, daß DIE 
Geſellſchaft fortbeſteht (MG 68, 414). Eine Folge der Anwachſung iſt, daß es zur Bewirkung DE 
Übergangs des Anteils des ausſcheidenden Geſellſchafters ($ 719) auf die übrigbleibenden Gele” 
ſchafter keines beſonderen Übertragungsgeſchäfts, für die Geſellſchaftsgrundſtücke nicht der AUT 
laſſung bedarf. Die Anwachſung bewirkt den Rechtsübergang ohne beſondere Übertragshand“ 
lung (RG 68, 413). Für Anwendung der Vorſchriften der 88 313, 1821 Nr 1 iſt hier kein Raum. 
Nach § 894 hat der Ausſcheidende feine Zuſtimmung zur Berichtigung des Grundbuchs zu geben 
(vgl. $ 718 A 1). Wird durch das Ausſcheiden die Geſellſchaft aufgelöſt, jo verwandelt ſich d 
Geſamthandseigentum des Mitgeſellſchafters nicht ohne weiteres in Alleineigentum. Die Geſell, 
ſchaft tritt vielmehr in Liquidation (vgl. JW 1921, 1212). Für die offene Handelsgeſellſchaft wi 
Anwachſung auch in dem Falle angenommen, daß der eine der beiden Geſellſchafter von dem dut 
8 142 HB oder durch Vereinbarung begründeten Rechte Gebrauch macht, das ganze Geſchäſt 
mit Wert und Schuld zu übernehmen (RG 65, 227; 68, 410; vgl. JW 1925, 17505). Dies iſt jedoch 
eine den beſonderen Bedürfniſſen des Handelsverkehrs Rechnung tragende Eigentümlichkeit, 
auf die Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes nicht ausgedehnt werden kann. — Wegen der Weiter 
führung eines Rechtsſtreits vgl. 8 714 A 4. Über den Eintritt eines neuen Geſellſchafters ſ. $ 736 A2. 

3. Der Ausſcheidende behält nur ein — abtretbares — Forderungsrecht gegen die ver 
benden Geſellſchafter. Dieſe haften aus dem Geſellſchaftsverhältniſſe (§ 427) als Geſamtſchuldne 
Die dinglichen Rechte des Ausſcheidenden am Geſellſchaftsvermögen beſtehen nicht mehr. 0 
Zurückbehaltungsrecht (5 273) wird durch die Anwachſung nicht aufgehoben (a. M. DRG 6, IM). 
Der Schuldbefreiungsanſpruch des ausſcheidenden Geſellſchafters gegenüber einem das Geſch 
fortführenden Mitgeſellſchafter umfaßt auch die Beſeitigung einer durch Sicherungsübereigm 
von dem Ausſcheidenden gehörigen Gegenftänden begründeten Belaſtung durch Aädaverſch luce 
von Eigentum, gegebenenfalls auch Beſitz, ohne daß es dabei auf die Fälligkeit der Anipr! 
des geſicherten Geſellſchaftsgläubigers ankommt (RG 132, 29). Über vertragliche Anderun 5 
bezüglich der Auszahlungspflicht und ihre bindende Wirkung für die Erben eines verstorben 5 
Geſellſchafters |. RG 145, 289. Der im Vergleichsverfahren der offenen Hanbelsgejellihaf ca, 
geſchloſſene Vergleich beſchränkt die Haftung der Geſellſchafter auch gegenüber einem Rücgr! eit 
anſpruch des ſchon vorher ausgeſchiedenen Geſellſchafters; $ 738 Abſ 1 Satz 2 erleidet infower 
eine Einſchrankung durch die Vergleichsordnung früher § 89 Nr 4, jetzt d 109 Nr 3 (RG 142, 9079 8 
Vgl. 55 733 Abſ 2, 734. — Anſprüche, die nicht auf dem Geſellſchaftsverhältnis, ſondern auf 
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ſonderen Rechtsgeſchäften zwiſchen der Geſellſchaft und dem Geſellſchafter beruhen, können von 
beiden Teilen außerhalb des durch das Ausſcheiden des Geſellſchafters veranlaßten Auseinander- 
ſetzungsverfahrens geltend gemacht werden (RG 118, 295). — Über Nichtanwendbarkeit des 5 738 
gegenüber dem ausgeſchiedenen Mitglied eines nicht rechtsfähigen Vereins |. 9 54 A 1. 

4. Die Sicherheit (88 232 ff.) wird dem Ausſcheidenden geleiſtet, nicht etwa den Gläubigern; 
denn dieſe werden durch den inneren Geſellſchaftsvorgang der Auseinanderſetzung mit dem Aus⸗ 
ſcheidenden nicht berührt. Ihre Rechte werden auch dadurch nicht beeinträchtigt, daß der Aus⸗ 
ſcheidende frei wird, ſofern den Glaubigern ausnahmsweiſe das Geſellſchaftsvermögen allein 
guten ſollte (vgl. $ 718 A 5). Zweifelhaft ift, ob auch für bedingte Forderungen und für ſtreitige 
Forderungen — worüber das Geſetz keine Beſtimmung gibt — Sicherheit zu leiten iſt. Die Frage 
wird nicht, wie dies meiſt geſchieht (fo hinſichtlich ftreitiger Forderungen RG 60, 155), unbedingt 
zu verneinen fein. Es wird vielmehr darauf ankommen, ob der Eintritt der Bedingung in naher 
Ausſicht ſteht und ob trotz Beſtrittenſeins der Forderung mit ihrem Beſtehen verſtändigerweiſe 
zu rechnen iſt, und es wird deshalb nach Lage der Sache im einzelnen Falle zu entſcheiden ſein, 
A Teit Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung anzunehmen ift, und in welcher Höhe die Sicherheit 

eiſten iſt. 

„ 5. Zu 1 iſt bei der Schätzung der Wert des Vermögens der ſog. lebenden Geſellſchaft 
im Zeitpunkte des Ausſcheidens. Es kommt nicht auf die Buchwerte, ſondern auf die wahren 
Werte an (RG 106, 131; JW 99, 395°; 02, 5904); zu berückſichtigen iſt daher auch der ſog. Ge⸗ 
ſchäfts⸗ oder Firmenwert (RG 94, 106; Warn 09 Nr 138). Die ſchwebenden Geſchäfte bleiben 
außer Betracht ($ 740). Vgl. auch § 731 A 2. 


8 739 


Neicht der Wert des Geſellſchaftsvermögens zur Deckung der gemeinſchaft⸗ 
lichen Schulden und der Einlagen nicht aus, ſo hat der Ausſcheidende den 
übrigen Geſellſchaftern für den Fehlbetrag nach dem Verhältniſſe ſeines Anteils 
am Verluſt aufzukommen. 

ET 058 Abſ 6 II 073 Abf 2; M 2 632; P 2 444447. 


* Aufkommen des Ausſcheidenden für den Fehlbetrag entſprechend der Vorſchrift des 
0 Der Anteil am Fehlbetrage ($ 722) iſt in die Geſellſchaftskaſſe zu zahlen. Die Geſell⸗ 


ſcgafter haben gegenüber dem Ausſcheidenden an den von ihm zur Benutzung überlaſſenen Gegen⸗ 
er (8 732, 738 Abſ 1 Satz 2) gemäß $ 273 ein Zurückbehaltungsrecht. Anderſeits iſt 
Au 


leiſt sſcheidenden Zug um Zug Befreiung von den Schulden zu gewähren oder Sicherheit zu 
nen ($ 788 Abſ 1 Satz 2, 3). 


8 740 
ſch er Ausgeſchiedene nimmt an dem Gewinn und dem Verluſte teil, welcher 
die aus den zur Zeit feines Ausſcheidens ſchwebenden Geſchäften!) ergibt. 
übrigen Geſellſchafter ſind berechtigt, dieſe Geſchäfte ſo zu beendigen, 
* ihnen am vorteilhafteſten erfcheint?). 
ag „Ausgeſchiedene kann am Schluffe jedes Geſchäftsjahrs Nechenſchaft 
Ber die inzwiſchen beendigten Geſchäfte, Auszahlung des ihm gebührenden 
langen nd Auskunft über den Stand der noch ſchwebenden Geſchäfte ver- 
05 658 Abſ 2, 3 II 674; M 2 081; P 2 444447. . 
Über s schwebenden Geſchäfte werden in die Auseinanderſetzung (89 738, 739) nicht einbezogen. 
nachtröglſe Geſchäfte haben ſich alſo die Geſellſchafter (vorbehaltlich beſonderer Vereinbarung) 
its lich auseinanderzuſetzen. Die Beteiligung des Ausgeſchie denen wirkt nur nach innen; 
“gegenüber wird er weder berechtigt noch verpflichtet G IW 02, 4451). 
davon daß die Beendigung der Geſchäfte dem Ausgeſchiedenen entzogen wird, ift eine Folge 
Verhal ter nicht mehr Geſellſchafter iſt. Kraft der fortdauernden Wirkung des ſchuldrechtlichen 
1 tniſſes kann er aber von den früheren Mitgeſellſchaftern verlangen, daß ſie die Geſchäfte 
A nmaßiger Sorgfalt ($ 708) abwickeln (vgl. $ 732 A 2). 5 
. 0 0 echenſchaft gemäß § 259; Auskunft nach $ 242, nicht nach $ 260. Über etwaigen Verluſt 
4. Pie 08 Recht des g 716 it erloſchen. 0 i 
ſpreche * Vorſchriften des g 740 leiden — unbeſchadet anderweiter Vereinbarung — ent- 
don z a Anwendung auf den durch 5 738 (vgl. $ 738 A 2) nicht betroffenen Fall, daß der eine 
Wert un Geſellſchaftern ausſcheidet, die Geſellſchaft dadurch aufgelöft und das Geſchäft mit 
Schuld von dem anderen Geſellſchafter übernommen wird (RG 56, 19). 
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8 741 

Steht ein Necht mehreren gemeinſchaftlich zu!), fo finden, ſofern ſich nicht 
aus dem Geſetzs) ein anderes ergibt, die Vorſchriften der 88 742 bis 758?) An- 
wendung (Gemeinſchaft nach Bruchteilen) )). 

E 1 762 II 677; M 2 873; P 2 743. 

1. Die Rechtsgemeinſchaft nach Bruchteilen iſt zu ſcheiden von dem geteilten Rechte (vgl. 
5 420), der Geſamthandberechtigung (vgl. $ 718 A 1) und der Geſamtberechtigung (vgl. $ 428). 
Das nach Bruchteilen — ziffermäßig beſtimmten, ſog. ideellen Anteilen — gemeinſame Re 
fteht — an einem einzelnen Gegenſtande — „mehreren derartig zu, daß jeder die Befugniſſe, deren 
teilweiſe Ausübung möglich iſt (insbeſondere Fruchtziehung, Geltendmachung von Schadens- 
erſatzanſprüchen, Veräußerung und Belaſtung), in bezug auf ſeinen Anteil ausüben kann, während 
die übrigen Befugniffe in der Regel nur von allen zuſammen, von dem einzelnen aber nur inſo, 
weit ausgeübt werden können, als dadurch die Intereſſen der übrigen nicht verletzt werden 
(Enneccerus-Lehmann 9 180 I). Zur Rechtsgemeinſchaft der 9 741 ff. |. auch Würdinger, 
Geſellſchaften, 1. Teil: Recht der Perſonalgeſellſchaften 1937 S. 13ff. — Das wichtigſte unter 
den in Betracht kommenden Rechten iſt das Eigentum (vgl. 69 10081011, 1066, 1258; G30 
9 48); daneben iſt namentlich hinzuweiſen auf Nießbrauch, Pfandrecht, Urheberrecht 
(vgl. $6 des Litlich v. 19. 6. 01, Reh St 48, 330; § 8 des Kunftl® v. 9. 1. 07), Patentrecht 
(RS 76, 299; 118, 46; RG JW 1937, 285), Gebrauchsmuſterrecht (NG 117, 47) uſw. Ein Erbhof 
kann nicht im Eigentum mehrerer Perſonen ſtehen (Reichserbhofgeſetz v. 29. 9. 33, RG Bl J, 689, 
917 Abſ 1); ſ. auch RG 152, 189, dazu jetzt J 52 Abſ 1 ErbhofrechtsVO v. 21. 12. 36 (RG Bl J, 
1080). Die Bruchteilsgemeinſchaft entſteht aus Rechtsgeſchäften (z. B. gemeinſchaftlichem An 
kauf und Erwerb) oder — communio incidens — aus anderen Tatſachen; |. insbeſondere 58 953 ff. 
(Früchte der gemeinſchaftlichen Sache), $$ 947, 948 (Verbindung, Vermiſchung), 98 963, 
984, 2087 ff., 2157. Durch die ungetrennte Verladung mehrerer Mengen loſen Getreide? in 
demſelben Schiffsraum entſteht für die mehreren Empfänger an der geſamten Getreidemenge 
Miteigentum, auf das grundſätzlich die 8$ 741 ff. anzuwenden find (RG SeuffA 62 Nr 66; vgl. 
HGB $ 419). Ebenſo entſteht Miteigentum und Gemeinſchaft, wenn gleichartige Ladungsteſlk 
nachträglich zu einer ununterſcheidbaren Menge vermiſcht werden (SeuffA 70 Nr 130). Gemein 
ſchaft bei Erſatzanſprüchen wegen Veſchädigung einer Schiffsladung, bei der ſich die für die einzelnen 
Empfänger beſtimmten Säcke nicht mehr ausſcheiden laſſen, ſ. R 23 1916, 3265. Unter me 
reren gemeinſchaftlichen Patentanmeldern entſteht an ſich eine Bruchteilsgemeinſchaft. Erfin- 
dungsgemeinſchaft zwiſchen Geſchäftsherrn und Angeftellten ſ. A JW 1924, 14305. Kein Mitt 
eigentum beſteht an einem Gebäude, das von einer das Grundeigentum teilenden Grenzlinie 
durchſchnitten wird (MG 70, 201; RH JW 1911, 2115). Nutzungsgemeinſchaft durch Beſtellung 
des Nießbrauchs an Bruchteilen eines Grundſtlicks |. RG SeuffA 91 Nr 148; KG DJ 1936, 1126. 
Über Anteilshypotheken und ihre Abtretung ſ. KG HRR 1935 Nr 663. Gemeinſchaftliche Eigen“ 
tümergrundſchuld der Miteigentümer eines Grundſtücks ſ. Kc ZW 1938, 230°. Ein Recht im Sinne 
des $ 741 iſt auch der Beſitz (58 66; OLG 43, 208). Grundſätzlich muß ferner angenommen werden, 
daß ein beſtehendes Zeitungsunternehmen Gegenſtand einer Gemeinſchaft ſein kann, auf 
welche die Vorſchriften über die Gemeinſchaft nach Bruchteilen entſprechende Anwendung findet 
(RG Gruch 53, 982; vgl. NG 63, 57; 67, 86; ſ. anderſeits abw. R& Seuffül 59 Nr 5). Gemeinſchaſt 
an Geſchäftsanteilen einer Geſellſchaft m. b. H. .. RG 135, 70. Gemeinſchaft zwiſchen Bauwer 
und auftraggebenber Reederei in bezug auf die Durchführung einer während der Probefahrt o, 
neugebauten Schiffes notwendig gewordenen Schlepphilfe mit der Folge anteilsmäßiger Tragung 
der Schleppkoſten |. NG 143, 382. Haben ſich mehrere durch Vertrag zur Förderung eines gemen 
ſamen Zweckes verbunden, jo greift das beſtimmtere Rechtsverhältnis der Geſellſchaft Platz en 
23 1915, 564 und § 705 A ff.). Kommt infolge der Nichtigkeit des Geſellſchaftsvertrags 
Geſellſchaftsverhältnis nicht zuſtande, ſo kann eine Gemeinſchaft nach Bruchteilen vorliegen 
Dazu genügt aber nicht, daß tatſächlich Einnahmen und Ausgaben gemacht wurden, es m aft 
vielmehr den Beteiligten gemeinſchaftlich ein Recht, z. B. an den für die beabſichtigte Geſeuſch 5 
eingezahlten Werten zuſtehen (RG 23 1914, 1369). — Gegen die herrſchende Meinung iſt a 5 
zunehmen, daß Forderungen nur im Falle des 9 432 den Gegenſtand einer Bruchteilsgeme! 
ſchaft bilden (vgl. auch Kretzſchmar, Sachenrecht, Vorbem 2 vor $ 1008). Haben mehrere Fi, 
teilbare Leiſtung zu fordern, ſo liegen in der Regel gewöhnliche Teilforderungen ohne Gen ze 
ſchaftsverhältnis vor ($ 420), alſo in Wirklichkeit mehrere Forderungen mit verſchiedenen 9 10 
rechtigten; jeder kann über feine (Teil-) Forderung für ſich verfügen (ſ. jedoch $ 7⁴³ ie 
Wer ein anderes Verhältnis, z. B. das zur geſamten Hand, behauptet, muß dies beweiſen. 
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Abrede, daß eine geteilte Forderung von den mehreren Gläubigern nur gemeinſam geltend ge- 
macht werden ſoll, kann auch bei ganz verſchiedenen Forderungen vorkommen, ſie bewirkt kein 
Gemeinſchaftsverhältnis (vgl. Enneccerus⸗Lehmann $ 180 II, wo aber — wie Sohm, Gegen⸗ 
ſtand $ 10 S. 61 A 9 — auch im Falle des $ 432 die Bruchteilsgemeinſchaft verneint wird). Vgl. 
auch Würdinger aad. S. 15 und feine dort angegebene Schrift: Theorie der ſchlichten Inter⸗ 
eſſengemeinſchaften, Beil. Heft 1 (1934) zur 3 R. — Eheleute, zwiſchen denen keine 
güterrechtliche Gemeinſchaft beſteht, können in Anſehung einzelner Vermögensgegenſtände in 
8 Gemeinſchaft nach $ 741 ſtehen (RG Gruch 63, 614; NG SeuffA 88 Nr 8; ſ. auch RG 67, 

124, 325). 

2. Die Vorſchriſten der SS 742—758 regeln das Verpflichtungsverhältnis der Teil⸗ 
berechtigten untereinander. Auch dieſe Verpflichtungen unterliegen dem Gebot der Beob⸗ 
achtung von Treu und Glauben ($ 242), wie es aus dem auf die nationalſozialiſtiſche Welt⸗ 
anſchauung gegründeten Gemeinſchaftsgedanken heraus zu verſtehen ift (vgl. § 242 Ai und 

orbem 1 vor § 241). Die entſprechenden Forderungen können vor, bei und auch noch nach der 
Teilung geltend gemacht werden. Die Vorſchrift des 5 708 (Haftung nur für diejenige Sorgfalt, 
die jeder in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt) findet keine Anwendung; viel⸗ 
mehr gilt der Grundſatz des § 276 in Verbindung mit § 278, alſo Haftung der Teilhaber für 
jedes Verſchulden, das ſie oder ihre Hilfsperſonen trifft (Prot 2, 768). Ein Vorkaufsrecht iſt 
den Teilhabern durch das Geſetz nicht eingeräumt worden; ein rechtsgeſchäftliches Vorkaufsrecht 
(gl. $8 504 ff., 1094 ff.) iſt damit nicht ausgeſchloſſen. Beſondere Vorſchriften, teils obligatoriſcher, 
teils dinglicher Natur für beſtimmte Gemeinſchaftsverhältniſſe finden ſich namentlich in den 89 432, 
— 921, 922, 947 ff. (zu § 948 ſ. RG 112, 102), 963, 984, 10081011, 1172, 1258 Abſ 1, 2047 
Abſ 2. Nicht geregelt iſt der Fall, in dem wegen des gemeinſamen Gegenſtandes verſchiedener 
Rechte eine tatſächliche Gemeinſchaft eintritt (z. B. Eigentum am ganzen Grundſtück, Nießbrauch 
emes anderen an einem Bruchteile des Grundſtücks; Prot 2, 744; vgl. $ 1066 — 89 1024, 1060 —). 
— Die Vorschriften der $$ 742758 regeln ferner nur die rechtlichen Beziehungen, die aus der 
Latſache der Gemeinſchaft als ſolcher entſpringen. Beruht die Gemeinſchaft auf Vertrag, 
D it nach den dafür geltenden Beſtimmungen z. B. zu beurteilen, ob ein Teilhaber von dem 
ertrage zurücktreten kann (MG 13. 11. 17 11 280/17: Kauf der ideellen Hälfte einer dem Per⸗ 
ufer zuſtehenden Gerechtſame; Anwendung der $$ 440, 323 ff., insbeſondere $ 326). — Über 
en Konkurs eines Teilhabers |. KO $$ 16 (Auseinanderſetzung), 51 (Abſonderungsrecht ): 
> Die Regel, daß für ein gemeinſchaftliches Recht Bruchteilsgemeinſchaft eintritt, ſoweit 
ei yt das Geſetz, wie es z. B. in Anſehung des Geſamthandverhältniſſes ($ 718 A 1) der Fall iſt, 
0 Ausnahme aufſtellt, enthält zwingendes Recht. Geſamthandsgemeinſchaften können daher 
anderen als den vom Geſetz beſtimmten Fällen nicht durch Vertrag geſchaffen werden (RG 

2. 20 IV 350/19; vgl. RIA 14, 80). Die bloß verpflichtende Wirkung anderweiter Verein⸗ 

rungen der Beteiligten wird dadurch unter dieſen nicht ausgeſchloſſen (vgl. auch $ 137). 
181 5 In betreff des Übergangsrechts und der landesrechtlichen Vorbehalte ſ. Ech Artt 173, 
Art Abf 2, 182; 65, 67, 83, 113, 119 Nr 2, 120 Abſ 2 Nr 1, 121, 131, 164. Zu beachten ift, daß 
. 178, nach dem das neue Recht auch auf eine am 1. 1. 00 beſtehende Gemeinſchaft nach Bruch⸗ 


(een Anwendung findet, nicht Platz greift, wenn die Gemeinſchaft auf einem vor 1900 geſchloſ⸗ 
Bi u Geſellſchaftsvertrage beruht. In dieſem Falle empfängt die Gemeinschaft ihre Regelung 


dem Geſellſchaftsvertrage, und es gilt für das ganze einheitliche Rechtsverhältnis gemäß 
13200 Ech (vgl. Vorbem 2 vor $ 705) altes Recht (beſtr.). Für Fideikommiſſe ſ. RG 23 1926, 


8 742 
Im Zweifel ift anzunehmen, daß den Teilhabern gleiche Anteile zuſtehen !). 
1 — II 678; M 2 875; P 2 740. re 

willen, Die Gleichheit der Anteile gilt nur als Auslegungsregel bei Unklarheit des Partei⸗ 
a ‚ober — für die communio elde (5741 A 1) — als widerlegbare geſetzliche Vermutung. 
Für bi lle der Vermiſchung oder Vermengung beſtimmen ſich die Anteile nach $ 948 (RG 112, 102). 
Grams Reallaſtenberechtigung vgl. $ 1109. Nach $ 47 (früher 48) GVO ſoll aus der Eintragung im 
ſchaft buch erſichtlich fein, ob Gemeinſchaft nach Bruchteilen oder ein anderes für die Gemein⸗ 
ruchtenbdgebendes Rechtsverhältnis, insbeſondere Gemeinſchaft zur geſamten Hand, beſteht. Die 
berſchiedle ſind ziffermäßig anzugeben. Durch die Regel des $ 742 — welche die Möglichkeit 
wird) dener Größe der Einzelanteile offen läßt und durch Gegenbeweis außer Kraft geſetzt 
daß er iſt aber der Grundbuchrichter zur Eintragung gleicher Anteile nicht ermächtigt, ohne 
686 54 notwendige urkundliche Nachweis oder die Einwilligung der Teilhaber beigebracht ift 
der Nu; 5; ſ. auch SeuffA 57 Nr 149). Der Nachweis einer ungleichmäßigen Verteilung 
und die zungen und Laſten enthält noch nicht ohne weiteres den Nachweis ungleicher Anteile 
weiche nd iderlegung der Regel des § 742; denn eine von den Vorſchriften der §§ 743, 748 ab» 
nicht aus Regelung der Nußungs⸗ und Laſtenverteilung durch Verträge iſt nach dem Geſetze 

geſchloſſen (RS 11. 12. 07 V 199/07). 
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Jedem Teilhaber gebührt ein feinem Anteil entſprechender Bruchteil der 
Früchte !). 

Jeder Teilhaber iſt zum Gebrauche des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes 
inſoweit befugt, als nicht der Mitgebrauch der übrigen Teilhaber beeinträchtigt 
wird )). 

E 1 765 Abf 2 TI 079; M 2 877; P 2 743747. 

1. In Anſehung der Früchte ($ 99) iſt eine ſelbſtändige Ausübung des Bruchteilsrechts durch⸗ 
führbar (8 741 A 1); dieſe wird vom Geſetze angeordnet, fie kann durch Mehrheitsbeſchlüſſe nicht 
beeinträchtigt werden (§ 745 Abſ 3 Satz 2). Jedem Teilhaber ſteht ein Anſpruch gemäß Abſ 1 
gegen die übrigen Teilhaber zu; er muß die Fruchtziehungskoſten mitbeſtreiten (88 748, 756). 
Ein Recht des einzelnen Teilhabers auf leblſtändige Einerntung ſeines Teiles der natürlichen 
Früchte kann nicht anerkannt werden (a. M. Dertmann A2). Die Ernte iſt Verwaltung (58 744, 
745), die Teilung der geernteten Früchte erfolgt gemäß 88 752 ff. — Wie es ſich mit der 
Einziehung der bürgerlichen Früchte (8 99 Abſz) verhält, beſtimmt ſich nach dem maß” 
gebenden Rechtsverhältniſſe. Bei der Vermietung eines gemeinſchaftlichen Gegen 
ſtandes iſt zu unterſcheiden. Vermietet ein Teilhaber, die Zuſtimmung der anderen voraus 
geſetzt, den Gegenſtand der Gemeinſchaft im eigenen Namen, dann iſt er auch zur Ein⸗ 
ziehung des Mietzinſes berechtigt und hat nur nach der Einhebung mit den anderen Teilung 
zu halten. Vermieten die Teilhaber gemeinſchaftlich, ſo iſt regelmäßig anzunehmen, daß der 
Mietzins ihnen gemeinſam zuſteht und auch nur von ihnen gemeinſam eingezogen werden kann. 
Die Einziehung des Mietzinſes und ſeine Verwendung zur Deckung von Laſten und Koſten bilden, 
namentlich bei Mietgrundſtücken, den Gegenſtand der gemeinſchaftlichen Verwaltung ($ 7⁴⁴ 
Abſ 1), und nur auf das Ergebnis dieſer Verwaltung, nicht auf die einzelnen Einnahmen, har 
jeder Teilhaber anteilsmäßigen Anſpruch. Für eine Teilung der Mietzinsforderungen im Sinne 
des $ 420 (vgl. $ 741 A 1) iſt hier fein Raum. $ 743 Abſ 1 ſteht nicht entgegen. Als Früchte, von 
denen dem Teilhaber ein feinem Anteil entſprechender Bruchteil gebührt, find in ſolchem Falle 
die Mietzinſen nur in ihrem Reinertrag nach Deckung der Laſten und Koſten zu verſtehen. Dara 
folgt ferner, daß der einzelne Teilhaber nicht berechtigt iſt, über die Mietzinsforderungen, insbe⸗ 
ſondere durch Abtretung, zu verfügen, und daß auch feine Gläubiger fie nicht (auch nicht am“ 
teilig) pfänden können. So auch die neuere Rechtſprechung OLG 17, 1; 20, 107; Seuff A 60 
Nr 8; 70 Nr 124 gegen OLG 5, 26 und 12, 66. Das iſt namentlich von Bedeutung für ſtädtiſche 
Mie thäuſer, die im Miteigentum ſtehen, und wird für dieſen Fall, im Ergebniſſe wenigſtens, 
auch in RG 89, 176 anerkannt, wo für das Verhältnis von Pfändungspfandgläubigern eines 
Miteigentümers gegenüber der Gemeinſchaft ausgeführt iſt: Die Frage, ob als Früchte im Sinne 
des $ 743 der Rohertrag oder der nach Abzug der Koſten uſw. verbleibende Reinertrag ehaue 
fei, brauche nicht entſchieden zu werden. In jedem Falle werde bei einem ſtädtiſchen Miethauſe 
entſprechend der allgemeinen Verkehrsanſchauung nicht nur die Vermietung, ſondern auch die 
Einhebung der Mieten und ihre Verwendung zur Beſtreitung der Laſten und Abgaben, ſowie der 
ſonſtigen notwendigen Auslagen, insbeſondere der Hypothekenzinſen, zur Verwaltung und, 
wenn ſich das Grundſtück im Miteigentum mehrerer befinde, zur gemeinſchaftlichen Verwaltung 
zu rechnen fein. Jeder Miteigentümer müſſe ſich danach gefallen laſſen, daß die Mietzinſe von 
der Gemeinſchaft einge hoben und zunächſt für die Beſtreitung der notwendigen Ausgaben N 
das Grundſtück verwendet werden. Nur auf den als Reinertrag verbleibenden Uberſchuß ſtehe 
ihm ein Anſpruch zu, und nur dieſer (gegen die Gemeinſchaft gerichtete) Anſpruch könne von 
ſeinen Gläubigern zu ihrer Befriedigung beſchlagnahmt und verwertet werden. Zu den Fruchten 
eines gemeinſamen Patentrechts gehören auch die Lizenzgebühren (NG IW 1937, 28°). — 2 
Rechtserwerb an Früchten beſtimmt ſich nach allgemeinen Grundſätzen; in betreff der natült⸗ 
lichen Früchte vgl. 88 953ff. — Über die Früchte eines Grenzbaumes |. 923 Abſ 1. ..r 

2. Jedem Teilhaber iſt eine unmittelbare — auch durch den Widerſpruch anderer Teilhabe 
nicht zu beſeitigende — Befugnis zum Gebrauche des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes gegeben, 
vorbehaltlich anderweiter Regelung gemäß § 745. Das Gebrauchsrecht (Sonderrecht) Tube 
feine Schranken nur in dem Mitge brauche der übrigen Teilhaber, d. h. nicht in der bIO 
Gebrauchsmöglichkeit, ſondern in dem tatſächlich in Anſpruch genommenen Mitgebrauche. die 
Abf 1, ſo betrifft auch Abſ 2 das dem einzelnen Teilhaber zuſtehende Maß der Berechtigung; Er 
Weiſe der Benutzung, die Benutzungsart, wird durch $ 745 geregelt. Vgl. SeuffA 57 Nr 34 | 
neinung der Befugnis, einen zugeſchütteten Graben als Weg zu benutzen); OLG 34 , 
(Benutzung eines gemeinſchaftlichen Grundſtücks als Ablagerungsplatz). Innerhalb des in 0 
ſehung der Benutzungsart feſtſtehenden Nutzungskreiſes muß aber die Grundregel anerka ei 
werden, daß jeder Teilhaber zum beliebigen Gebrauche des gemeinſchaftlichen Geg & 
ſtandes befugt ift. Von dieſer Regel aus iſt z. B. die Benutzung eines gemeinſchaftlichen Gan ni 
zwiſchen verſchiedenen Häuſern (eines ſelbſtändigen, nicht unter $ 921 fallenden Grundſtücks) zit 
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urteilen. Entſcheidend iſt nach Treu und Glauben ($ 242) und im Sinne des Gemeinſchafts⸗ 
gedankens ($ 741 A 2) das billige Ermeſſen. Früher beobachtete Einſchränkungen der Be⸗ 
nutzung ſtehen der Befriedigung neuer Bedürfniſſe, ſofern dieſe innerhalb jenes Nutzungskreiſes auf- 
treten, nicht entgegen (vgl. SeuffA 62 Nr 207). Werden die Intereſſen der Teilhaber nicht beein- 
trächtigt, fo ift auch eine Veränderung des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes — die feine weſentliche“ 
un Sinne des $ 745 Abſ 3 iſt — nicht unzuläſſig, z. B. die Pflaſterung eines gemeinſamen Durch⸗ 
ganges. Wenn ein Teilhaber den Mitgebrauch eines anderen hindert oder beeinträchtigt, kann 
us auf Schadenserſatz oder Unterlaſſung entſtehen. Der Beſitzſchutz iſt verſagt worden 


3. Das Gegenbild zu § 743 enthält § 748. 


8 74¹ 


) Die Verwaltung des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes ſteht den Teil 
habern gemeinſchaftlich zu2). 

Jeder Teilhaber iſt berechtigt, die zur Erhaltung des Gegenſtandes not- 
wendigen Maßregeln ohne Zuſtimmung der anderen Teilhaber zu treffen“); 
er kann verlangen, daß dieſe ihre Einwilligung zu einer ſolchen Maßregel im 
voraus erteilen“) ö). 

EI 765 Abſ 1, 766 Satz 3 II 680; M 2 875; W 2 740ff. 


N 1. Die 58 744-746 enthalten die geſetzliche Verwaltungsordnung für gemeinſchaftliche 
ae enſtände. Die Verwaltung ſteht grundſätzlich den Teilhabern gemeinschaftlich zu (§ 744 
b 1; vgl. § 709 Abſ 1, für die Gemeinſchaft fehlt aber die geſellſchaftliche Verpflichtung zur 
ge meinfamen Zweckförderung, § 709 A 2). Die Teilhaber können durch einſtimmigen Beſchluß 
der Verwaltung und Benutzung eine Vereinbarung treffen (vgl. $ 745 Abſ 2); dabei werden öfter 
mit einem Teilhaber oder einem Dritten beſondere Verträge (Auftrag, Dienſtvertrag, Werkvertrag) 
heſchloſſen werden. Inwieweit Vertretungsmacht nach außen verliehen wird, muß nach den 
A tänden des einzelnen Falles beurteilt werden. Kommt eine Vereinbarung nicht zuſtande, 
un innerhalb gewiſſer Grenzen eine Beſchlußfaſſung nach Stimmenmehrheit ein- 
a ($ 745 Abſ 1, 3). Fehlt auch ein ſolcher Mehrheitsbeſchluß — er ift bei nur zwei Teilhabern 
— gleichen Anteilen von vornherein ausgeſchloſſen —, jo gibt das Geſetz jedem Teilhaber gegen 
u oder die anderen einen Anſpruch auf eine billigem Ermeſſen entſprechende Regelung ($ 745 
De 4. * a gewiſſem Heeg gewähren auch die Vorſchriften der 88 743 u. 744 Abſ 2 Hilfe. 
e Hilfe liegt im § 749. 5 5 g 
ke Verwaltung iſt Geihäftsführung zu allgemeinem, gemeinſchaftlichem Beſten, im 
genſatze zum Gebrauch (8743 Abſ 2) zu jedes eigenem Beſten. Vermietung eines im Mit- 
tum mehrerer ſtehenden ſtädtiſchen Miethauſes |. RG 89, 177 (8743 A J). 5 

an Abſ 2 enthält (neben § 745) eine wichtige Ausnahme von der Regel des Abſ 1. Das hier 
3 „gründete Recht kann dem einzelnen Teilhaber nicht durch Mehrheitsbeſchluß nach § 745 ent⸗ 
— werden. Eine Verpflichtung des einzelnen Teilhabers gegenüber den anderen, erhal⸗ 
5 Maßregeln vorzunehmen, beſteht (kraft der bloßen Gemeinſchaft) nicht. Notwendige Auslagen 
die anderen Teilhaber anteilsmäßig erſtatten. — „Erhaltung des Gegenſtandes“ darf 
ſein n enge aufgefaßt werden. Gemeint find die für die Erhaltung des Gegenſtandes oder 
Ver Wertes tatſächlich notwendigen Verwaltungshandlungen. Zu ihnen gehört auch die 
der derung der dem Verderben ausgeſetzten Sachen; der Teilhaber iſt hier in Abweichung von 
Vert gel des 5 747 Satz 2 zu einer „Verfügung“ berechtigt und befigt inſoweit auch geſetzliche 
(b l nach außen. Im übrigen denke man namentlich an dringende Ausbeſſerungen 
N au $ 547, 994, 2381), Beſchaffung von Mitteln zur Abwendung der Zwangsverſteigerung. 
me Hypothek den mehreren Eigentümern des belaſteten Grundſtücks als Eigentümergrund⸗ 
Abſ 9 angefallen, fo können fie darüber nur gemeinſchaftlich verfügen ($ 747), gemäß 88 744 
60,2 1011 kann aber jeder Teilhaber für ſich die Klage auf Löſchungsbewilligung erheben (R& 
lichen „Überhaupt muß anerkannt werden, daß zum Zwecke der Erhaltung des gemeinſchaft⸗ 
112, Gegenſtandes der einzelne Teilhaber für ſich als Prozeßpartei auftreten kann (vgl. RG 
d Klage auf Unterlaſſung vertragswidriger Herſtellung und Vertreibung von Maſchinen). 
Dr ſach eine Teilhaber wird durch den Rücktritt des anderen Teilhabers vom Prozeſſe auch nicht 
allein Athen Legitimation beraubt (MG 76, 200) Die Prozeßführung enthält übrigens für ſich 
ſtren woch keine Verfügung — 8 747 Satz 2 — (R 77, 34). In einem gemeinſchaſtlich ange⸗ 
90 15 200 le find die Teilhaber notwendige Streitgenoſſen — erſter Fall des $ 62 3 PO 

7 . 


. Auf di 8 ae. 4 5 5 
an e bezeichnete Einwilligung ($ 183; ZPO $ 894) gewährt das Geſetz einen Klage⸗ 
i r nn der nach 11 und Eh 0 bei beabſichtigten größeren oder in Anſehung 
otwendigkeit ftreitigen Aufwendungen von erheblicher praltiſcher Bedeutung iſt. Nach 
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Lage der Sache kann auch der Anſpruch auf Vorſchuß begründet fein (§ 748 A 1). Der Wider⸗ 
ſpruch eines Teilhabers macht aber die Klage nicht notwendig. 2 

5. Ergänzend kommen neben Abj 2 — der den Teilhaber auch dann ſchützt, wenn „der wirk⸗ 
liche oder der mutmaßliche Wille“ eines anderen Teilhabers entgegenſteht (§ 683) — die all⸗ 
gemeinen Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag zur Anwendung. Da 
durch, daß ein Teilhaber in bezug auf den gemeinſchaftlichen Gegenſtand das Geſchäft der anderen 
Teilhaber zugleich mit feinem eigenen Geſchäft beſorgt, wird dieſe Anwendung nicht ausge⸗ 
ſchloſſen (RG 63, 283). 


8 745 


) Durch Stimmenmehrheit kann eine der Beſchaffenheit des gemeinſchaft⸗ 
lichen Gegenſtandes entſprechende ordnungsmäßige Verwaltung und Be⸗ 
nutzung beſchloſſen werden. Die Stimmenmehrheit iſt nach der Größe der 
Anteile zu berechnen). 

Jeder Teilhaber kann, ſofern nicht die Verwaltung und Benutzung durch 
Vereinbarung oder durch Mehrheitsbeſchluß geregelt iſt, eine dem Intereſſe 
aller Teilhaber nach billigem Ermeſſen entſprechende Verwaltung und Be⸗ 
nutzung verlangen“). z 

Eine weſentliche Veränderung des Gegenſtandes kann nicht befchloffen oder 
verlangt werden!). Das Necht des einzelnen Teilhabers auf einen ſeinem 
Anteil entſprechenden Bruchteil der Nutzungen kann nicht ohne feine Zu 
ſtimmung beeinträchtigt werden“). 

E 1 705 Abſ 3, 772 Abf 1 II 681; M 2 870; P 2 743, 747. 


1. $ 745 Abſ 1, 3 enthält für Verwaltung und Benutzung des gemeinſchaftlichen Gegen, 
ſtandes den Grundſatz der Mehrheitsbildung in beſtimmten Grenzen. Die Verwaltung erſtre 
ſich nicht auf die „Verfügung“ (§ 747 A 1) über den gemeinſchaftlichen Gegenſtand; darüber 
kann alſo nicht durch Mehrheitsbeſchluß entſchieden werden (vgl. BayObLG 16, 74). Im übrigen 
können je nach der Geſtaltung des Falles die verſchiedenſten Maßregeln in Betracht kommen, 
z. B. Verpachtung, eigene Bewirtſchaftung, Überlaſſung der Verwaltung an einen Teilhaber, 
Einſetzung eines Dritten als Verwalter mit beſtimmten Befugniſſen, Veränderung der Ben 
ſchaftungsart eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks, ohne daß die wirtſchaftliche Zwech⸗ 
beſtimmung geändert wird (Abſ 3; vgl. § 1037), auch der Wiederaufbau eines zerſtörten 
Gebäudes (OLG 8, 82). Der Begriff der ordnungsmäßigen Verwaltung (Abſ 1) deckt ne 
nicht mit dem Begriffe der Erhaltung und darf nicht zu eng gefaßt werden. Weſentliche Verände⸗ 
rung des Gegenſtandes (Abſ 3 Satz 1) iſt z. B. die Selbſtändigmachung eines Teiles des gemein 
ſchaftlichen Grundſtücks (RH Seuffu 81 Nr 145), der Umbau eines gemeinſchaftlichen J00 
gebäudes in ein Wohnhaus und umgekehrt, nicht ſchon der erweiternde Umbau des Daches ( d= 
30, 184). Über die Beſtellung eines Vertreters zur Verwaltung eines gemeinſchaftlichen Grune 
ſtücks |. SeuffA 65 Nr 164. Vgl. § 743 A 2 a. E. — Es ift die Anſicht aufgeſtellt worden, $ 745 rege. 
nur das innere Verhältnis der Teilhaber, nach außen müßten alle Teilhaber handeln, au 94 
überftimmten; im Weigerungsfalle fei die Willenserklärung der ſich Weigernden durch Urteil ($ 8 
ZPO) zu erfegen; Urkunden müßten von allen Teilhabern unterzeichnet werden ($ 126); Sen 3 
63 Nr 89. Dieſe Auffaſſung kann inſoweit nicht gebilligt werden, als im Einzelfalle auch die 1 
übung der Vertretungsmacht nach außen, ſowie die Verleihung dieſer Vertretungsmacht an einge 5 
zur ordnungsmäßigen Verwaltung gehört. Inſoweit wird die Minderheit nach außen kraft 1 
geſetzmäßig gefaßten Beſchluſſes (Abſ 1, 3) durch die Mehrheit oder deren Bevolmächhigin, 
mitvertreten (vgl. Seuffl 61 Nr 131; a. M. Planck⸗Lobe A 3). — $ 745 gilt auch für die 1 0 3 
heitsbildung innerhalb der Erbengemeinſchaft (8 2038 Abſ 2 Satz 1), nicht für das Verhältnis un 5 
den beiden Geſamtgutsbeteiligten ($ 1472), die für das Zuſammenwirken bei den Maßnahmen 
Verwaltung des Geſamtgutes gleichberechtigt find (RG 136, 19). ARM 

2. Es find keine Vorſchriften darüber gegeben, auf welche Weiſe der Mehrheitsbeſ vol. 
zuſtande zu bringen ift (anders § 32). Der ſchriftliche Weg iſt daher nicht ausgeſchloſſen So 
auch $ 491 HGB; RG 9, 140). Zu fordern iſt aber, daß der Minderheit — von beſonderer bi 
einbarung abgeſehen, vgl. $ 709 A3 — das Gehör nicht verſagt wird. Mit Rückſicht auf . 
Rechtssicherheit wird man anderſeits wieder annehmen dürfen, daß durch die pflichtwidrige * 
verſagung der Mehrheitsbeſchluß nicht ungültig und die Vertretungsmacht der Mehrheit c 110 
außen (A 1) nicht beeinträchtigt wird. Die Gehörverſagung kann jedoch ſchadenserſatzpſin 
machen und einen „wichtigen Grund“ im Sinne des $ 749 Abſ 2 entſtehen laſſen (Sen {uf 
Nr 131; OLG 20, 186). Bei zwei Teilhabern mit gleichen Anteilen ift ein Mehrheitsbe ind 
nicht möglich. Liegt eine Vereinbarung nicht vor, fo greift Abſ 2 Platz (RG JW 06, 112”). 
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dagegen die Anteile verſchieden groß, fo verfügt ein Teilhaber von vornherein über die „Stimmen- 
mehrheit“ und die aus ihr hervorgehenden Befugniſſe. Gegebenenfalls kann die Minderheit 
auf die Feſtſtellung klagen, daß mangels der geſetzlichen Vorausſetzungen (Abſ 1, 3) der Mehrheits 
eſchluß nicht rechtswirkſam ſei. Bloße Unzweckmaßigkeit der getroffenen Maßregel ſteht jedoch 
der Wirkſamkeit nicht im Wege. Die Geltendmachung von Willensmängeln iſt nicht ausgeſchloſſen. 
Die Beweislaſt trifft für die Vorausſetzungen zu Abſ 1 die Mehrheit, zu Abi 3 die Minderheit. 
Bei nachträglicher Veränderung der Sachlage ſteht auch eine frühere Vereinbarung der Klage 
aus Abſ 2 nicht im Wege (R HRR 1928 Nr 607). 

3. Wird der im Abſ d 2 geregelte Anſpruch im Prozeſſe verfolgt, ſo muß der Antrag der 
Klage auf eine beſtimmte Art der Verwaltung oder Benutzung gerichtet werden. Es genügt 
nicht, anſtatt die begehrte Maßregel deutlich zu bezeichnen, im allgemeinen um eine angemeſſene 
richterliche Anordnung zu bitten (RG Gruch 49, 837). Die (Leiſtungs⸗) Klage iſt gegen jeden 
widerſtreitenden Teilhaber zu richten (vgl. auch RG 1, 319). Aufbewahrung eines gemeinſchaft⸗ 
ichen Gegenſtandes durch einen Dritten |. RG JW 1912, 19313. Schranken für den in Abſ 2 
geregelten Anſpruch ſ. Abſ 3. 

„4. Der dem einzelnen Teilhaber zukommende Bruchteil der Nutzungen (88 100, 743) darf 
acht entzogen werden. Das Individualrecht des Teilhabers ſetzt ſich auch da durch, wo ſeine 
weeinträchtigung mit den Grundſätzen einer ordnungsmäßigen Verwaltung im Einklang ſtehen 
nd (RG FW 1931, 27222). Auf welche Weife aber die Nutzung erfolgen ſoll, ob z. B. Selbſt⸗ 
Sab 1. de ſtattfinden ſoll oder nicht, unterliegt der zuläſſigen Beſchlußfaſſung (Abſ 1, 3 
Er. J). Die Nutzungsart darf alſo durch Mehrheitsbeſchluß geändert werden, dies ſelbſt dann, 

enn dadurch die Höhe der Nutzungen gemindert wird. 


$ 746 


u Haben die Teilhaber die Verwaltung und Benutzung des gemeinſchaft⸗ 
den Gegenſtandes geregelt !), fo wirkt die getroffene Beſtimmung auch für 
gegen die Sondernachfolger ?) s). 
EIN 082; 9 2 752-756. y 
Ab l. Die Regelung kann einſtimmig gemäß § 744 bj 1, durch Mehrheitsbeſchluß gemäß $ 745 
01, 3 oder auch durch rechtskräftiges Urteil (8 745 Abſ 2) getroffen ſein. N : 
haber Sondernachſolger iſt auch der Gläubiger, welcher die Pfändung des Anteils eines Teil- 
tritt is erwirkt hat (vgl. anderſeits $ 751 Satz 2). Die Wirkung gegen den Sondernachfolger 
Daß he dann ein, wenn er die Regelung weder kannte noch kennen mußte (vgl. RG 78, 275). 
e ge 


egen die Geſamtnachfolger wirkt, verſteht ſich von ſelbſt. 5 
(im & Beim Miteigentum an Grundſtücken wirkt die Beſtimmung gegen die Sondernachfolger 
im Giiteigentum, NS 89, 179) eines Miteigentümers nur, wenn fie als Belaſtung des Anteils 
rundbuch eingetragen ift ($ 1010 Abſ 1). 


8 747 
ſader Teilhaber kann über feinen Anteil verfügen !). Über den gemein- 
\ uftlichen Gegenſtand im ganzen?) können die Teilhaber nur gemeinſchaft⸗ 


verfügen s). 
= Satz 1, 2 11 683; M 2 874, P 2 745. 1 
de Fu. Gegenſatze zum Geſamthänder (vgl. $ 719 A 2) kann der Bruchteilsberechtigte — un 
5 i 21 
Leide bear beſch das Wiesen a Bm — unmittelbar und ohne Rückſicht auf die 
435). Ir über ſeinen Anteil an dem gemeinſchaftlichen Gegenſtande frei verfügen (RG 57, 
A 2 . 8 Bruchteile find feſte Anteile ohne Abwachſung und Anwachſung (vgl. $ en A 2, 8 738 
eines 9 auf des Miteigentums an einem Grundſtück ſ. RS SeuffA 82 Nr 174. ber Löſchung 
Nr 51 inteils an einer mehreren in Bruchteilsgemeinſchaft zuſtehenden Hypothek |. HRR 1928 
1935 9). ber Vorrangseinräumung und Abtretung bei Anteilshypotheken |. HRR 1934 Rr 1603; 
hier d. 668. — Die Verfügung iſt ein Rechtsgeſchäft, das unmittelbar auf das beſtehende Recht, 
72 chteilsrecht, einwirkt, es überträgt, verändert, beendigt: Veräußerung im ganzen, 
erfi, nußerung, Belaſtung, Abtretung, Aufrechnung, Erlaß, Stundung, Kündigung. Zu den 
einer Ne gen gehört alſo einerſeits die Verpfändung und Belaftung mit einem Nießbrauch oder 
recht d er af, anderſeits nicht die Verpachtung oder Vermietung (RG 58, 37). Geſetzliches Pfand⸗ 
\. RG ermieters am Miteigentumsanteil des Mieters an den von ihm eingebrachten Sachen 
an einem & 384 (5 559 A 2). lber den zuläſſigen Verzicht auf das Eigentum oder Miteigentum 
c rundſtlick oder an einer beweglichen Sache vgl. 39.928, 959; im übrigen vgl. 9.748 A 1. 
kommen echaung mit einer Bruchteilsforderung als ſolcher wird nach A! bei $ 741 nicht in Frage 
Über die Wirkung einer rechtsgeſchäftlichen Verfügungsbeſchränkung ſ. 8137; vgl. 
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$$ 749, 751, 1010, 1094 ff. Der eigenen Verfügung des Teilhabers ſteht die aus ſeinem Rechte 
abgeleitete, auf dem Wege der Zwangsvollſtreckung erfolgende Verfügung gleich (88 857, 
864 Abſ 2, 866 ZPO; RG 59 S. 180, 186; |. auch RG 89, 176 und 8 743 A 1). Der Anteil des 
Teilhabers gehört zu feiner Konkursmaſſe (88 1, 16, 51 KO). Übernimmt der Erwerber eines von 
mehreren Miteigentümern veräußerten Grundſtücks durch Vertrag mit den Veräußerern deren 
Hypothekſchuld, ſo kann jeder Veräußerer für ſich allein und ohne Zuziehung der anderen die nach 
§ 416 zur Befreiung von feiner Schuld führende Mitteilung von der Schuldübernahme an den 
Hypothekgläubiger machen (RG 25. 9. 12 V 153/12). — Entſprechende Anwendung des 
$ 720 zum Schutze des zahlenden Schuldners bei Schadenserſatzanſprüchen wegen Beſchädigung 
der gemeinſchaftlichen Sache ſ. Würdinger, Geſellſchaften, 1. Teil: Recht der Perſonalgeſell⸗ 
ſchaften 1937 S. 15. 0 

2. Zur Verfügung (A 1) über den gemeinſchaftlichen Gegenſtand im ganzen müſſen ſämi⸗ 
liche Teilhaber unmittelbar oder durch einen Bevollmächtigten zuſammenwirken. Mehrheit“ 
beſchlüſſe (5 745) geben dazu keine Befugnis. Belaſtung des gemeinſamen Grundſtücks mit einer 
Hypothek ſ. R 146, 363 (dazu Würdinger aad. S. 17f.). Iſt die Willenserklärung eines von 
mehreren bei einer Hypothekbeſtellung mitwirkenden Miteigentümers nach 98 104 Nr 2, 105 nichtig, 
fo iſt nach $ 139 zu prüfen, ob die auf eine Hypothek am gemeinſchaftlichen Grundſtück gerichtere 
Verfügung nicht als Hypothekbeſtellung an dem Anteil der nicht von dem Nichtigkeitsgrund be⸗ 
troffenen Miteigentümer aufrecht erhalten werden kann (RG JW 1910, 47315). Über die No tver ; 
äußerung auf Grund des $ 744 Abſ 2 ſowie auch über die Prozeßführung zum Zwecke der Er⸗ 
haltung des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes ſ. dort A 3. Zur Zwangsvollſtreckung in den ge“ 
meinſchaftlichen Gegenſtand im ganzen iſt ein Schuldtitel gegen alle Teilhaber erforderlick 
(Für die Gemeinſchaft zur geſamten Hand vgl. 9 736 ZPO.) — In Anſehung der gerichtlichen 
Geltendmachung des ganzen Rechtes vgl. die Sonderbeſtimmungen der $$ 432 (unteilbare 
Leiſtung), 1011 (Miteigentum). Nach der letzteren Beſtimmung kann der Miteigentümer ein 
Sache die Anſprüche aus dem Eigentum Dritten gegenüber in Anſehung der ganzen Sac 
geltend machen, den Anſpruch auf Herausgabe jedoch nur gemäß $ 432 (Herausgabe an alle Mit 
eigentümer, Hinterlegung für alle oder, wenn die Sache ſich nicht zur Hinterlegung eignet, Ab 
lieferung an einen gerichtlich zu beſtellenden Verwahrer). Im übrigen müſſen die Teilhaber 
einer Gemeinſchaft gegen Dritte gemeinſchaftlich vorgehen. Das gilt auch von Anfechturit, 
Rücktritt, Kündigung (vgl. SeuffA 74 Nr 132), es ſei denn, daß es ſich hierbei um die bom S 
geregelten Verwaltungsmaßnahmen handelt. Sein eigenes Anteilsrecht kann jeder Teilhaber 
ſelbſtändig gegenüber Dritten vertreten (vgl. $ 1011 A 1, 2). 6 

3. Den übrigen Teilhabern ſtehen in Anſehung des Anteils des Mitinhabers keine Rechte 
zu, ihm keine Rechte in betreff der Anteile der übrigen. Dieſe können die unbefugte Vel 
fügung über die ganze Sache durch einen einzelnen Miteigentümer verbieten; das gleiche Rech 
ſteht ihnen gegen ſolche Übergriffe eines Gläubigers des Miteigentümers zu. Im Falle 12 
Miteigentums an einer beweglichen Sache kann der Gläubiger des Miteigentümers nicht um 
einen Gerichtsvollzieher ($$ 808ff. ZPO) die ganze Sache (RG 13, 180), er kann nur das Anteil 1 
recht des Schuldner⸗Miteigentümers an der Sache gemäß 89 857, 828ff. 3 PO pfänden laſſe 
(RG SeuffA 61 Nr 264). Einſeitige Verfügungen von Teilhabern find Verfügungen ein 
Nichtberechtigten ($ 185). Rechtswirkſam iſt aber die in einem Grundſtückskaufvertrag geiroflt 
Beſtimmung, daß, wenn der Kaufpreis nicht bis zu einem beſtimmten Termin bezahlt 0 
jeder der verkaufenden Miteigentümer des Grundſtücks durch einſeitige Erklärung den gan tr 
Kaufvertrag aufheben könne (R 27. 6. 25 V 490/24). In betreff der $$ 13, 14 des preuß. Flu 
liniengeſetzes vom 2. 7. 75 ergibt fich aus $ 747, daß einzelne Miteigentümer eines Grun bei⸗ 
ohne Zuziehung der übrigen nicht befugt ſind, die Enteignung des ganzen Grundſtücks vw 
zuführen; wohl aber darf jeder einzelne Miteigentümer ohne Zuziehung der übrigen die Here 
führung der Enteignung ſeines eigenen Eigentumsbruchteils verlangen (RG 10. 5. 07 
340/06). — Über den Teilungsanſpruch vgl. § 749 A 1. 


8 748 


Jeder Teilhaber iſt den anderen Teilhabern gegenüber verpflichtet, die 
Laſten des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes ſowie die Koſten der Erhaltung 
der Verwaltung und einer gemeinſchaftlichen Benutzung nach dem Ver 
niſſe feines Anteils zu tragen!) ?). 

E I 766 Satz 1, 2 II 684; M 2 877; P 2 748. 


. 0 i ; 
ziehen (Prot 2, 749; vgl. 5 747 A 1). Es handelt ſich nicht um ein gegenſeitiges © een 
hältnis, jo daß die 88 323 ff. keine Anwendung finden; beſondere gegenſeitige Aare 10 zu 
ſelbſtverſtändlich vorkommen (ngl. auch $ 757). Die Verpflichtung, die Lasten und Kosten 
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„tragen“, ſchließt nach Lage des Einzelfalls die Pflicht in ſich, die erforderlichen Beiträge im 
voraus zu in Nichterfüllung der Verpflichtung des § 748 kann Schadenserſatzpflicht nach 
ſich ziehen, im Falle des § 749 Abſ 2 auch einen wichtigen Grund für das Verlangen einer (ſonſt 
ausgeſchloſſenen) Aufhebung der Gemeinſchaft bilden. Aus $ 748 folgt auch, daß ein Teilhaber, 
er Aufwendungen in bezug auf Laſten oder Koſten der hier bezeichneten Art gemacht hat, von 
en anderen Teilhabern anteilsmäßigen Erſatz verlangen kann. Auf die für ihn minder günstigen 
Grundſatze über Auftrag, Geſchäftsführung oder Bereicherung braucht dabei nicht zurückgegriffen 
zu werden. Der Erſatzanſpruch gemäß § 748 ſteht dem Teilhaber unbeſchadet der aus 89 756, 
755 Abſ 3 ſich ergebenden Rechte zu (R 109, 167). Aus $ 748 folgt aber nicht, daß der Mit⸗ 
eigentümer eines Grundſtücks verpflichtet wäre, aus den ihm gebührenden Erträgen Mittel für 
ie während feiner Beſitzzeit zwar nötig gewordenen, aber nicht ausgeführten Ausbeſſerungs⸗ 
arbeiten zur Verfügung des bei der Zwangsverſteigerung teilungshalber das Grundſtück er⸗ 
9 ehenden anderen Miteigentümers zu halten (NG JW 1927, 185458). — Wer nach außen dem 
Berechtigten gegenüber Laſtenträger ift, hängt von der Natur der einzelnen Lalt ab. Wer nach 
außen für die Koſten haftet, beſtimmt id) nach den Umſtänden (vgl. $ 427 — Geſamtſchuld —; 
97190 nach den Bruchteilen, alleinige Haftung, 89 755, 756). S. auch zur Vergleichung 
5. 


2. 9743 betrifft die Nutzungen, $ 748 die Laſten und Koſten. Die Laſten ($ 103) ſind Leiſtun⸗ 
en, die aus dem Grundſtücke zu entrichten ſind und inſoweit im Gegenſatze zu den Nutzungen 
ſtehen, als der Nutzungswert des Grundſtücks durch fie gemindert wird (RG 66, 318), 3. B. Hypo⸗ 
chekenzinſen, Renten, Steuern, nicht dagegen die Rücklagen zum Zwecke der Rückzahlung einer 
noch nicht fälligen Aufwertungshypothek (MG JW 1931, 27222). Die Stoften müſſen durch be- 
zechtigte, zugunſten der Gemeinſchaft (nicht etwa eines Teilhabers perſönlich) vorgenommene 
Naßregeln entſtehen. Wegen der Erhaltung ſ. 9.744 Abſ 2, wegen der Verwaltung und 

enutzung 9g 744 Abſ 1, 745; $ 743 kommt hier nicht in Frage. 


9 7¹9 


Jeder Teilhaber kann jederzeit die Aufhebung der Gemeinſchaft ver- 
langen !). 


Wird das Recht, die Aufhebung zu verlangen, durch Vereinbarung?) für 
unmer oder auf Zeit ausgeſchloſſen, fo kann die Aufhebung gleichwohl ver- 
angt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt:). Unter der gleichen Voraus; 
nung kann, wenn eine Kündigungsfriſt beſtimmt wird, die Aufhebung ohne 
"haltung der Friſt verlangt werden‘). 
ne Vereinbarung, durch welche das Necht, die Aufhebung zu verlangen, 

eſen Vorſchriften zuwider ausgeſchloſſen oder beſchränkt wird, iſt nichtig“) e). 

© 1787 II 685; M 2 870; B 2 760-756, 


1. Im Ge andi i 165 2) kann bei der Bruchteils⸗ 
h genſatze zur geſamthändigen Gemeinſchaft ($ 719 Halbſ 2) kann bei der Br 

Schaft ae Knie die Aufhebung der Gemeinſchaft, Teilung im Sinne ber 
nenfachf „verlangt werden. Der Teilungsanſpruch kehrt ſich gegen die übrigen Teilhaber, gegebe⸗ 
här > nur gegen die Widerſtreitenden (RG 1, 319; 12, 198). Seine Geltendmachung it unab- 
unte von der Entſchließung eines Mitteilhabers (RG 67, 398). Er iſt der Verjährung nicht 
vaft Morfen (5 758). Der Klageantrag ift der Sach- und Streitlage unter den Beteiligten anzu- 
Ober a (bgf. auch 8 752 A 3 a. E.); er kann insbeſondere allgemein auf Zuſtimmung zur Teilung 
Klä aber zu einer beſtimmten Art der Teilungsdurchführung (58 752, 753) gerichtet fein. Der 
der Neimu die Geſetzmäßigkeit der von ihm verlangten Maßnahme, z. B. die ee 
Very nung in Natur ($ 759, nachweiſen. Das Urteil itt nicht rechtabegründend es Ipricht die 
Teilalichtung des Beklagten aus, die beantragte Zustimmung zu erklären ($ 894 3550. Wer 
iin 3 egehrt, kann, falls die übrigen Teilhaber in Gemeinſchaft bleiben wollen, gur on teilung 
Anhen ich einerſeits 1015 den übrigen Aifantneh anderſeits verlangen (OLG 12, 92); dabei 
liebender die Vorſchriften der $$ 752 Satz 2, 753 zu beachten. — Die Teilung kann ſich nach Be⸗ 
155 der Teilhaber auf einzelne von mehreren gemeinſamen Gegenſtanden be- 
wen ken, z. B. auf die natürlichen Früchte eines Jahres (vgl. 8743 A 1) Das gilt aber mur, 
haber alle Teilhaber über eine ſolche nur teilweiſe Aufhebung einig find. Eine von einem Teil. 
haber einfeitig begehrte teilweiſe Aufhebung der Gemeinſchaft brauchen ſich die anderen Teil ⸗ 
anspruch gefallen zu laſſen (RG 91, 416). Solange nicht alles geteilt iſt, bleibt der Teilungs⸗ 
erſtei 9 beſtehen. ft eine Teilung unmöglich (3. B. ein Teilhaber hatte die gemeinschaftlich 
inte are anderweit verkauft), jo kann nur auf Schadenserſatz oder wegen ungerecht⸗ 
werden Hereicherung, nicht auf Aufhebung der Gemeinſchaft und Herausgabe des Anteils geklagt 
(n 10. 7. 23 11 185/23). — Iſt ein Teilhaber nicht zugezogen worden, fo iſt die Teilung 
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unwirkſam (vgl. $ 747 Satz 2); ſoweit gutgläubiger Rechtserwerb in Betracht kommt, kann nach 
allgemeinen Grundſätzen Erſatz gefordert werden. Der Antrag auf Aufhebung der Gemeinſchaft 
durch Pfandverkauf oder Zwangsverſteigerung ($ 753) iſt keine „Verfügung“ ($ 1375) über den 
Anteil des Mitteilhabers (RG 67, 398; vgl. $ 747). — Der Miterbe eines Miteigentümers kann 
zur Aufhebung der Gemeinſchaft die Verſteigerung des ganzen Grundſtücks, nicht nur des zum 
Nachlaß gehörigen Anteils betreiben (RG JW 1925, 60912). 


2. Der Ausſchluß des Aufhebungsrechts durch Vereinbarung (ebenfo die Beſtimmung einer 
Kündigungsfriſt, Satz 2) wirkt für und gegen den Sondernachfolger (§ 751). Die Vereinbarung 
kann auch ſtillſchweigend geſchehen (R 67, 397/8). Sie kann ſich auf alle gemeinſchaftlichen 
Gegenſtände oder auf einzelne erſtrecken, kann alle Teilhaber oder nur einzelne binden. — Im 
Konkurs eines Teilhabers wirken Vereinbarungen des im § 749 Abſ2 bezeichneten Inhalts 
nicht gegen die Konkursmaſſe (KO § 16 Abſ 2 Satz 1); ebenſo nicht gleichartige or 
die ein Erblaſſer für die Gemeinſchaft feiner Erben getroffen hat (KO 8 16 Abſſ2 Satz 2). Ohr 
§ 751 A3. Iſt das Recht. die Aufhebung der Gemeinſchaft zu verlangen, letztwillig nicht 
für die Erbengemeinſchaft, ſondern für einen einzelnen Nachlaßgegenſtand ausgeſchloſſen worden 
(ſ. als Beiſpiel RG 52, 174), fo iſt $ 16 Abj2 Satz 2 KO nicht anzuwenden. Die letztwillige An⸗ 
ordnung wird aber der Vereinbarung gleichzuachten fein; es gilt alſo $ 16 Abſ 2 Satz 1 KO (egi. 
auch $ 751 Satz 2; KO 8 ), im übrigen 9 749 Abſ 2, 3 (vgl. § 2044 Abſ 1 Satz 2). | 

3. Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn nach den Umſtänden des Falles dem Teilhaber die 
Fortſetzung der Gemeinſchaft nicht zugemutet werden kann. Vgl. für die Geſellſchaft $ 723. 
Zu beachten iſt aber, daß die Rechtslage bei der Geſellſchaft (einer vertragsmäßigen Vereinigung 
zur Förderung eines gemeinſamen Zweckes) und bei der Gemeinſchaft keineswegs gleich iſt. Der 
wichtige Grund kann namentlich aus einer weſentlichen Veränderung der Umſtände hervorgehen 
(3. B. ein gemeinſchaftlicher Weg wird feinem Zwecke durch Anlegung eines öffentlichen Weges 
entfremdet). Ein Verſchulden der anderen Teilhaber wird nicht vorausgeſetzt. Aufhebung einer 
Grundſtücksgemeinſchaft wegen Unvereinbarkeit ihrer Fortſetzung mit den Grundſätzen 
nationalſozialiſtiſcher Verwaltung von Gemeindevermögen (Juden als Beteiligte 
neben einer Stadtgemeinde) |. RG SeuffA 91 Nr 131. Vgl. noch § 750 (Tod eines Teilhabers) 

4. Eine dem $ 723 Abf 2 entſprechende Vorſchrift über unzeitige Kündigung beſteht hier 
nicht. Ein wichtiger Grund für ſofortige Kündigung kann aber nur anerkannt werden, wenn bie 
Kündigung nicht nur überhaupt, ſondern auch gerade für den Zeitpunkt, für welchen ſie erfolgt, 
gerechtfertigt erſcheint; andernfalls iſt die Kündigung unwirkſam (vgl. Prot 2, 754). Im 
Streitfalle Feſtſtellungsklage, insbeſondere des Kündigungsgegners. 

5. Nichtigkeit abweichender Vereinbarungen. Nichtig ſind Vereinbarungen, die das Recht, 
die Aufhebung der Gemeinſchaft zu verlangen, über die Grenzen des Abſ 2 hinaus beſchränken, 
ſo der Verzicht auf das Recht, die Aufhebung aus einem wichtigen Grunde zu verlangen, obe 
die Feſtſetzung einer Vertragsſtrafe für den Fall der Geltendmachung dieſes Rechtes, nicht z. . 
eine vertragsmäßige Beſchränkung dahin, daß zwei von mehreren Teilhabern der Aufhebung as 
ſtimmen müſſen, vorausgeſetzt nur, daß die Befugnis, aus wichtigem Grunde die Aufhebung 3 
verlangen, für alle Fälle unberührt bleibt (OL 39, 207). — Soweit Vereinbarungen nur 5 
Durchführung der Teilung regeln, werben fie vom Abf 3 nicht getroffen, es ſei denn, daß dadure 
die Rechte des Teilung Begehrenden bei der Teilung und ſo mittelbar ſein Recht, Teilung zu ver 
langen, beeinträchtigt würde (vgl. § 723 A 7). 

6. Zu vgl. find noch 88 920 ff. (Grenzen), 1066 Abſ 2 (Nießbrauch), 1258 Abſ 2 (Pfandrecht) 
20422045, 2047 Abſ 2 (Miterben; dazu gi 110, 270); CG Artt 119 Nr 2, 131, 182 (8 741 A di 
HGB $$ 179, 419. — Ein Veräußerungsverbot (50 134-136) fteht auch der Vollziehung de 
Teilung entgegen. Über das rechtsgeſchäftliche Veräußerungsverbot ſ. § 137. 


8 750 


Haben die Teilhaber das Recht, die Aufhebung der Gemeinſchaft zu ver- 
langen, auf Zeit ausgeſchloſſen, ſo tritt die Vereinbarung im Zweifel mit dem 
Tode eines Teilhabers außer Kraft!). 

E 1 707 Abſ 2 Saß 2 II 686; M 2.880; P 2 756. 


1. Die Auslegungsregel iſt aufgeſtellt worden, weil „erfahrungsmäßig bei folder aaf 
änderung der Umſtände der Ausſchluß der Teilung beſonders drückend wirkt“, das Außerkeg 
weten der Vereinbarung daher regelmäßig der Parteiabſicht entſprechen wird (M 2, 880). i 
die Vereinbarung nicht in dieſem Sinne zu verſtehen, ſo kann dennoch unter Umſtänden 
Tod des Teilhabers einen wichtigen Grund für das Verlangen einer Aufhebung der Geme 
ſchaft nach § 749 Abſ 2 bilden. — Vgl. 88 569, 727. 
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& 751 
Haben die Teilhaber das Recht, die Aufhebung der Gemeinſchaft zu ver⸗ 
augen, für immer oder auf Zeit ausgeſchloſſen oder eine Kündigungsfrift 

beftimmt, fo wirkt die Vereinbarung auch für und gegen die Sondernach⸗ 
folger ). Hat ein Gläubiger die Pfändung des Anteils eines Teilhabers 
erwirkt, fo kann er ohne Rüdfiht auf die Vereinbarung die Aufhebung der 
Gemeinſchaft verlangen, ſofern der Schuldtitel nicht bloß vorläufig voll- 
ſtreckbar ift2)s), 

E II 087; P 2 752ff. N A 

5 2 — — lich 
. 1. Vgl. 8 746. Die Wirkung der Vereinbarung gegen Dritte iſt von praktiſcher — frei 
kurch 58 440 5 55 751 Satz 25 KO 8 16 Abſ 2 abgeſchwächter — Bedeutung bei gen 
1 Wegen, Brunnen, Hauszwiſchenräumen, Durchgängen, Durchfahrten (vgl. $ 95 1 
Die Wirkung "tritt auch dann ein, wenn der Sondernachfolger die Vereinbarung weder 1110 e 
noch kennen mußte (vgl. auch R 78, 275). Die Wirkung gegen den Geſamtnachfolger ift felbit- 
veiftändlich. Wegen des Miteigentums an Grundſtücken |. 88 1009, 1010 Abſ 1. Der „Verein- 
burung“ ſteht eine die Teilhaber bindende letztwillige Verfügung gleich (vgl. 8 749 A 2). 

L. Satz 2 entſpricht dem § 725. Augenfällig iſt aber der Unterſchied, daß im Gegenſatze zu 
der Vorſchrift des § 725 Abf 2 bei der Bruchteilsge meinſchaft der Pfändungsgläubiger die 15 
wal ugs und Benutzungsrechte des Teilhaber⸗Schuldners (88 743745, 748) ausüben 
dann (vgl. $ 804 Abſ 1 3; 88 1258 Abſ 1, 1273 Abj 2). Über die Bewirkung der Zwangs⸗ 
sollftre ung ſ. 8857. Für die Zwangsvollſtreckung in den Bruchteil eines Grundſtücks gilt $ 864 
Ab ($ 866) RO. Wegen des vertragsmäßigen oder geſetzlichen Pfandrechts an dem Bruch⸗ 
l Eimer beweglichen Sache oder eines Rechtes vgl. $$ 1258, 1273 Abſ 2. — Auch einzelne ſchuld⸗ 
ee Anſprüche eines Teilhabers gegen die übrigen (vgl. 89 743 Abſ 1, 748) find weder 

1 Verpfändung noch der Pfändung entzogen. So kann auch allein der Anſpruch auf Auf⸗ 
gebung der Gemeinſchaft (ein in dem ganzen Anteilsrecht enthaltenes Teilrecht) gemäß 
nas BRD gepfändet und zur Geltendmachung überwieſen werden. Für dieſen Fall muß 
nach dem Zwecke des Geſetzes angenommen werden, daß dem Pfändungsgläubiger 9 751 Satz 2 
Air Seite ſteht. S. auch 81008 A 1 a. E. Über das Verhältnis zwiſchen früherem und ſpäterem 

a dachte ogl. auch $ 717 A1 g. €. 1 

2. Über 5 Aunhit eines Teilhabers vgl. § 16 Abſ 2 KO ($ 749 A 2). Ausſchließung 
1 Beſchränkung des Rechtes, die Aufhebung der Gemeinſchaft zu verlangen, fallen gegen⸗ 
11 der Konkursmaſſe auch dann weg, wenn fie nach § 1010 in das Grundbuch eingetragen 

en. 


8 752 


Y die Aufhebung der Gemeinſchaft erfolgt durch Teilung in Natur, wenn 
der gemeinſchaftliche Gegenſtand oder, falls mehrere Gegenſtände gemein 
dbhaftlich find, dieſe ſich ohne Verminderung des Wertes in gleichartige, den 
austeilen der Teilhaber entſprechende Teile zerlegen laſſen?). Die Verteilung 
Aieicher Teile unter die Teilhaber geſchieht durch das Los )). 

1 769 Yo} 1 IT 088; M 2 881—885 P 2 767750. 

1 die 88 759754 regeln die Art der Teilung. Über den Teilungsanſpruch vgl. $ 749 A 1. 

Das Heſetz en aekiges Recht. Es greift nur ein, wenn nicht die en 915 
tlic eine anderweite Verfügung treffen, zu der fie nach $ 747 Saß 2 1 ee 1 
in 62, 60; 108, 290). Bevor zur wirklichen Teilung geſchritten wird, ſchließen die a e 

ekt die Durchführung der Teilung a ee DER 

188 ilungshandlungen verpflichten. Dieſer Vertrag fällt nicht 4 dſtück 

wirkt alf ich nicht für oder gegen die Sondernachfolger. Befindet ſich ein Grundſ 
in der 210 an ſich nicht für oder geg ; 3, die eigentliche Teilung 
ien, emein ilt $ 313. Die Vollziehung des Vertrags, die eigen ö 
dee d e em e e en 

Über (go, Auflaſſung; Abtretung wird regelmäßig ſchon in jenem er d für Willens. 
5 währlei ö ir die Anfechtung von Teilungsverträgen und f Dillens⸗ 

eee eee 
daß hunter von Grundftüiden durch Teilung in Natur ar rl a a de 
ſich w itig Mitei chteile an beſtimmten Teilſtücke ' 
neh IH felt ſich ſemem Weſen nach als i ne ns 
eter fi 111 ; chäfte über Eigentumsbruchteile dar beit 
Ay ch gegenſeitig bedingender Tauſchgeſ ) : 1 ; 
des U 73% ). — Befindet ſich ein Teilhaber im Konkurs, jo geſchieht die Teilung außerhalb 


Konkursverfahrens (KO 8 16 Abſ 1). 


544 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


2. Die Teilung in Natur hat zunächſt zur Vorausſetzung, daß ſich gleichartige, de n An. 
teilen der Teilhaber entſprechende Teile bilden laſſen. Eine völlige Gleichartigket 
kann ſelbſtverſtändlich nicht verlangt werden; es genügt Gleichartigkeit vom Standpunkte des 
Verkehrs aus. Die Teile müſſen ferner den Anteilen entſprechen, es dürfen nicht ungleiche Teile 
durch Geldzulagen und Geldauflagen, mögen dieſe auch gering ſein, ausgeglichen werden (Prot 2, 
757). Weitere Vorausſetzung der Teilung in Natur iſt, daß keine Wertminderung eintritt: 
die Wertſumme der einzelnen Teile muß den Wert des Ganzen überſteigen oder doch erreichen. 
Die einzelnen Teile ſind für ſich (ohne Berückſichtigung etwaiger Vereinigungen der künftigen 
Alleineigentümer der Teile) zu bewerten, die Teilwerte zuſammenzuziehen und in Vergle ra) 
zum Werte des ungeteilten Ganzen zu ſetzen (R Warn 1910 Nr 113; Rh JW 1935, 781100. 
Hiernach iſt die Teilung in Natur bei Geld immer, meiſtens auch bei Wertpapieren möglich, 
wenn nämlich den Teilhabern ganze Stücke zugeteilt werden können (RG 91, 416), mögen bie 
einzelnen Stücke auch einen verſchiedenen Nennwert haben (500 + 500 - 1000); Prot 2, 70% 
Über Teilung von Kuxen ſ. RC 91,416. Bei Bauplätzen kommt es namentlich darauf an, ob bie 
Teile die gewöhnliche Bebauung ermöglichen. Die natürliche Teilung einer Baufläche kann unter 
beſonderen Umſtänden deren Wert auch dadurch vermindern, daß nur die ganze, nicht aber ein ar 
der Fläche für ein größeres Unternehmen Raum bietet (RG Gruch 54, 632; RG ZW 1935, 781"). 
Mit Gebäuden bejekte Grundſtücke werden regelmäßig nicht in Natur zu teilen fein (kein Stod 
werkseigentum; Art 182 CG). Bei landwirtſchaftlichen Grundſtücken verſchiedener Große, 
Lage, Betriebsart wird alles auf die Verhältniſſe des Einzelfalls ankommen (vgl. auch OLG 12,6% 
ein Landgut mit den Wirtſchaftsgebäuden erſcheint nicht in Natur teilbar. Ebenſo verhält es ſich m 
einer Fährgerechtigkeit (RG JW 1910, 616°). Bei einem Hypothekenbriefe vollzieht ſich die 
natürliche Teilung durch Herſtellung und Aushändigung eines Teilhypothekenbriefs ($ 1152 R 59, 
318; 69, 42). In R 65,7 wird dargelegt: Darlehnshypotheken laſſen ſich ohne Verminderung 
des Wertes in gleichartige, den Anteilen der Teilhaber Miterben; vgl. $ 2042 Abſ 2) entſprech 
Teile zerlegen. Jeder Miterbe kann den ſeinem Erbanteil entſprechenden Teilbetrag der Aue 
forderung — zu gleichem Range mit den Teilbeträgen der übrigen Erben — überwieſen erha 12 
Geht die Forderung gegen einen Miterben und iſt dieſer zahlungsunfähig, ſo kann der Schuloner 
Miterbe ſeinen Erbanteil durch anteilige Anrechnung ſeiner Schuld auf den Erbteil empfange, 
während die übrigen Miterben wegen der Zahlungsunfähigkeit des Schuldners keine Befriedigung 
erlangen. Dadurch tritt aber keine Ungleichheit unter den Teilhabern ein. Ein Schulonen 
Miterbe, der ſich eine wertloſe Forderung (an ſich jelbft) auf feinen Erbteil anrechnen laſſen mu, 
wird nicht befjer und nicht ſchlechter geftellt als ein Miterbe, der mit der ihm überwieſenen Ante! 
forderung ausfällt. Unteilbarkeit eines Sparkaſſenguthabens bei Erbengemeinſchaft Seuffn 
Nr 10, Teilbarkeit einer Kaufgeldhypothek ſ. R Seuffa 74 Nr 173. 

8. Handelt es ſich nicht um eine Teile, ſondern um verſchiedenen Bruchteilen entfprechender 
verſchieden große Teile, fo ergibt fich die Verteilung von ſelbſt. Sind auch nur zwei Teile gie 2 
fo muß über dieſe geloſt werden, z. B. bei Bruchteilen von /, /, / unter den Viertelteilhabel 
über die zwei kleinen Teile. An die Verloſung ſchließt ſich bei Grundſtücken die Auflaſſung 211 
A a. E.). Sollte ſich ein Teilhaber weigern, die Verloſung mit vorzunehmen, fo kann dard 
geklagt werden ($ 749 A 1). Die Vollſtreckung des Urteils erfolgt gemäß § 887 8PO. 


4. Vgl. noch § 749 A 6 und über beſchränkte Teilungen § 749 A 1. 


8 753 


1) Iſt die Teilung in Natur ausgeſchloſſen, fo erfolgt die Aufhebung 8 
Gemeinſchaft durch Verkauf des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes nach! 8 
Vorſchriften über den Pfandverkauf, bei Grundſtücken durch Zwangeverſteide, 
rung, und durch Teilung des Erlöſes !). Iſt die Veräußerung an einen Britte 
unſtatthaft, ſo iſt der Gegenſtand unter den Teilhabern zu verſteigern“). der 

Hat der Verſuch, den Gegenſtand zu verkaufen, keinen Erfolg, ſo kann je 
Teilhaber die Wiederholung verlangen; er hat jedoch die Koſten zu tra 
wenn der wiederholte Verſuch mißlingt“)s). 

E 1 760, 772 II 080; M 2 885; P 2 769, 707. — 

1. Teilung durch Verkauf des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes. Über den Teint ge, 
anſpruch vgl. $ 749 A 1. Sind die Vorausſetzungen für die Teilung in Natur ($ 752) nich 184 
geben, fo kommen die Vorſchriften der 88 1233ff., 1277ff., bei Grundſtücken die 88 180. m 
3G zur Anwendung. $ 753 enthält jedoch nachgiebiges Recht; von den Teilhabern gott 
auch die Anwendung einzelner Vorſchriften über den Pfandverkauf ausgeſchloſſen oder ges Pie 
werden (vgl. Rh 108, 289: Anwendung des $ 753 durch den Teſtamentsvollſtrecker). 
Teilung des Erlöſes geſchieht nach § 752. 
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2. Für die Zwangsverſteigerung zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinſchaft iſt ein voll⸗ 
ſtreckbarer Titel nicht erforderlich. Der Antragſteller muß aber als Eigentümer im Grundbuch 
eingetragen fein (ZUG 5 181; vgl. $ 742 A). Den Grundſtücken ſtehen die Berechtigungen, für 
welche die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften gelten, und die im Schiffsregiſter ein- 
getragenen Schiffe gleich ($ 864 ZPO). Der Antrag auf Zwangsverſteigerung iſt keine „Ver⸗ 
fügung“ über den Anteil des anderen Miteigentümers, fteht alſo dem Manne bei beſtehender 
Verwaltungsgemeinſchaft in Anſehung des mit der Frau gemeinſchaftlichen Grundſtücks (8 1375) 
zuz die Frau iſt ſelbſtändig zur Wahrnehmung ihrer Rechte im Zwangsverſteigerungsverfahren 
Sefugt ($ 1407 Nr 2; R 67, 396). Die auf Grund eines noch nicht fälligen Anſpruchs auf 

ilung eingeleitete Zwangsverſteigerung kann nach dem Eintritte der Fälligkeit (4. B. nach 
Ablauf der für den Teilungsausſchluß vereinbarten Friſt) fortgeſetzt werden; das Verfahren braucht 
nicht von neuem begonnen zu werden (RG 47, 363). — Die Teilung des Erlöſes unter die Teil- 
haber geſchieht an ſich nicht innerhalb, ſondern außerhalb des Verſteigerungsverfahrens, ſo z. B. 
vet der Verſteigerung eines Nachlaßgrundſtücks teilungshalber im Erbauseinanderſetzungsver⸗ 
fahren. Das Verſteigerungsverfahren beſchränkt ſich in dieſem Falle bei der Kaufgeldverteilung 
auf die Ermittlung des für die Erbengemeinſchaft bleibenden Erlösüberſchuſſes (RS JW 1919, 
42), Im Einverſtändnis der Beteiligten darf ſich indeſſen der Verſteigerungsrichter bei einer 
Aang versteigerung zum Zwecke der Aufhebung einer Gemeinſchaft auch mit der Verteilung 

löſes unter die Miteigentümer befaſſen (RG 119, 321). 0 

6 3. Daß die Veräußerung an einen Dritten unſtatthaft iſt, kann auf den verſchiedenſten 
„kunden beruhen, z. B. auf Vereinbarung der Teilhaber ($ 749 Abſ 2, $ 751) oder auf letzt⸗ 
iger Anordnung (Rc) 52, 174). Iſt wenigſtens die Ausübung eines Rechtes übertragbar 
‘ 1059), ſo kann der Verkauf ſtattfinden. Über ein Zeitungsunternehmen vgl. § 741 A 1. Hat 
= Erblaffer beſtimmt, daß ein mehreren Perſonen nach Bruchteilen zugewendetes Landgut 
8 Meiſtbietenden unter den Teilhabern zugeſchlagen werden ſoll — womit ſowohl die Teilung 
die Gutes in Natur ($ 752) wie die Übertragung an einen Fremden ausgeſchloſſen ift — jo hat 
f 5 Aufhebung der Gemeinſchaft durch Zwangsverſteigerung unter den Teilhabern zu er⸗ 
n. Der Eigentumserwerb wird durch den Zuſchlag (BUG 89 90, 180) bewirkt. Wurde 
ba den Teilhabern der Meiſtbietende ſonſt, z. B. auf dem Wege der freiwilligen Gerichts- 
reit Fh $$ 86 ff.), ermittelt und dieſem das Grundſtück durch vertragsmäßige Verein⸗ 

du, überwieſen, jo bedarf es der Auflaſſung (R& 52, 174). 8 
ton . Wiederholung des Verkaufsverſuchs und Koſtentragung. Von der Regel, daß die Teilungs⸗ 
0 en von den Teilhabern gemeinſchaftlich zu tragen ſind (nach dem Verhältniſſe ihrer Anteile, 
vers auch § 748), macht Abſ 2 eine Ausnahme. Der Ausdruck, verkaufen“ umfaßt auch die Zwangs⸗ 
3. eigerung. Vorhergegangene außerhalb des $ 753 liegende Verwertungs⸗ 
Dag ſuche rechtfertigen die Anwendung des Abſ 2 mit der Koſtenfolge nicht. 
daß gilt insbeſondere von einem Verkaufsverſuche unter Beobachtung der Vereinbarung, 
nicht zuer einem beſtimmten Preiſe der Zuſchlag nicht erfolgen ſolle. Abſ 2 kommt auch dann 
wenn zur Anwendung, fo daß 98 749 Abs 1, 753 Abſ 1 ohne Einſchränkung wirkſam bleiben, 
A ü der Verkauf aus einem anderen Grunde als wegen Mangel eines Gebots erfolgt war. 


68 744, en nicht ausführbar, fo kommen weitere Verwaltungs maßregeln in Betracht 


5. Vgl. noch $ 749 A 6. 


8 754 
ſie 855 Verkauf einer gemeinſchaftlichen Forderung!) iſt nur zuläſſig, wenn 
jede 2 nicht eingezogen werden kann. Iſt die Einziehung möglich, ſo kann 
No Teilhaber gemeinſchaftliche Einziehung verlangen). 
1 1760 Abi 3 11 600; M 2 085; P 2 750. 
Beht, ſch 754, deſſen Vorſchriften indeſſen eine Vereinbarung unter den Gemeinſchaftern vor⸗ 
ahrt 


t Em die dem Pfandgläubiger zu Gebote ſtehenden und nach $ 753 für die Teilung ge- 


dungen eine wertungs möglichkeiten (vgl. z. B. $ 1295) in Anſehung gemeinſchaftlicher Forde⸗ 


ei dieſen geht die Teilung in Natur (vgl. $ 752 A 2 g. E.) der Einziehung und 
Vorſgrtlauſe, die ieh dann Rieber nach $ 754 dem Verkaufe vor (RG 65, 7). Die 
Sa 2 iſten des § 754 haben vor allem Bedeutung für die Geſamthandgemeinſchaft ($ 731 
(gl. Sn 19 A 2, 88 1477 Abſ 1, 2042 Abſ 2), finden aber auch Anwendung im Falle des H 432 
erſonen 141 g. E.). Man denke auch an den eigenartigen Fall, daß in einem Wechſel mehrere 
2. u. Remittenten bezeichnet ſind. A 
mäß; r Verpflichtung zu gemeinſchaftlicher Einziehung ergibt ſich die Pflicht der anteil⸗ 
denen Ed wit 95 759 N, 74 410 Das durch die Einziehung Erlangte, Geld 
ere Gegenſtände, unterliegt der Teilung gemäß 99 752, 753. 
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8 755 


Haften die Teilhaber als Geſamtſchuldner für eine Verbindlichkeit, die ſie 
in Gemäßheit des § 748 nach dem Verhältnis ihrer Anteile zu erfüllen haben 
oder die ſie zum Zwecke der Erfüllung einer ſolchen Verbindlichkeit eingegangen 
ſind, ſo kann jeder Teilhaber bei der Aufhebung der Gemeinſchaft verlangen, 
daß die Schuld aus dem gemeinſchaftlichen Gegenſtande berichtigt wird !). 

Der Anſpruch kann auch gegen die Sondernachfolger geltend gemacht 
werden?). 

Soweit zur Berichtigung der Schuld der Verkauf des gemeinſchaftlichen 
Gegenſtandes erforderlich iſt, hat der Verkauf nach 8 753 zu erfolgen?) “). 

E II 091; P 2 750-782, 764ff. 

1. Die 88 755, 756 ordnen — unter den Teilhabern, nicht nach außen — die Berichti⸗ 
gung von Gemeinſchaftsſchulden bei der Teilung, aber nur in beſchränktem Umfange, wogegen 
bei der Geſellſchaft eine vollſtändige Auseinanderſetzung (vgl. 98 733, 738) ſtattfindet. In Ar 
ſehung der Laſten und Koſten des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes ($ 748) kann die Haftung 
der Teilhaber nach außen verſchieden ſein: a) Haftung jedes Teilhabers nach dem Verhaltniſfe 
feines Anteils (dann deckt ſich die Haftung nach innen mit der Haftung nach außen); p) Verpflich“ 
tung eines einzelnen Teilhabers allein (gl. $ 756 A 1); c) Haftung aller Teilhaber als Geſami⸗ 
ſchuldner (vgl. namentlich § 427). In betreff der Geſamtſchulden verleiht § 755 Abs! 
jedem Geſamtſchuldner⸗Teilhaber den dort näher bezeichneten Anſpruch, der erſtreckt wird auf 
geſamtſchuldneriſche Verbindlichkeiten, die zum Zwecke der Erfüllung einer gemäß 3 7 
die Teilhaber anteilmäßig verpflichtenden Verbindlichkeit eingegangen ſind, z. B. auf ein zur 
Beſtreitung entſtandener Verwaltungskoſten gemeinſchaftlich aufgenommenes Darlehn. 
Einerlei iſt es, ob das Geſamtſchuldverhältnis urſprünglich vorhanden war oder etwa ſpäter 
durch Schuldübernahme entſtand. Das Geſetz muß auch dann Anwendung finden, wenn nich 
alle, ſondern nur einzelne Teilhaber als Geſamtſchuldner oder auch nur als Bürgen haften (Plana 
Lobe A 2b). Von „noch nicht fälligen“ oder „ſtreitigen“ Schulden (vgl. $ 738 A 4) ift hier nicht — 
Rede. Eine entſprechende Anwendung von $ 733 Abſ 1 Satz 2 (vgl. $ 738 Abs 1 Satz 30,8 75 
Abi 3 — die meiſtens vertreten wird — iſt nicht ohne Bedenken. Es wird aber jeder Teilhaber 
in Anſehung des Teiles der Geſamtſchuld, der die Anteilspflicht (§ 748) überſchreitet, aul 
Grund des $ 257 von den übrigen Teilhabern verlangen können, daß er entweder von dieſem Teil 
der noch nicht fälligen Schuld befreit oder daß ihm inſoweit Sicherheit geleiſtet wird. 
Dieſer Anspruch, von den Teilhabern gegenſeitig ausgeübt, führt entweder zu einer gegenſeitigen 
Teilbefreiung oder zur Sicherheitsleiſtung in Höhe der Geſamtſchuld ($$ 232ff.). 

2. Sondernachfolger, dazu § 746 A 2, 3, § 751 A 1, und für das Miteigentum an Grund- 
ſtücken § 1010 Abſ 2. 

3. Nur ſoweit erforderlich, erfolgt Verkauf nach $ 753; im übrigen Teilung in Natur, wenn 
die Vorausſetzungen des $ 752 vorliegen. Soweit der gemeinſchaftliche Gegenſtand zur Beckum 
der Geſamtſchulden nicht hinreichen ſollte, verbleibt es bei der perſönlichen Forderung gegen bi 
Teilhaber (hier nicht gegen die Sondernachfolger) gemäß § 748. — Aus Abſ 3 iſt nicht 15 
folgern, daß, wenn der gemeinſchaftliche Gegenſtand, aus dem die Schuld berichtigt werde 
ſoll, z. B. eine Hypothekforderung, in Natur teilbar ift ($ 752 A 2), Berichtigung durch Zuweisung 
eines Naturalteils verlangt werden kann. Die Vorſchrift iſt vielmehr dahin zu verſtehen, che 
zur Beſchaffung der zur Befriedigung des Gläubigers nötigen Barmittel der dazu erſorden ur 
Teil des gemeinſchafklichen Gegenſtandes verkauft und nur der Reſt (gegebenenfalls) in une, 
geteilt werden ſolle, und die Faſſung der Vorſchrift („Soweit .. erforderlich“) erklärt ſich ine 
durch, daß man von der Notwendigkeit eines teilweiſen Verkaufs als Regel ausging und nur ir 
Beſtimmung darüber für angezeigt hielt, daß dieſer Verkauf nur fo weit zu erſtrecken ſei, 73) 
ein zur Tilgung der Forderung ausreichender Erlös erzielt werde (RG SeuffA 74 Nr 1 1 

4. Über das Recht des Teilhabers auf abgeſonderte Befriedigung im Konkurſe des ard 
Teilhabers bei der Teilung oder ſonſtigen Auseinanderſetzung ſ. 3 51 KO. Ein anderer N 
biger hat ein ſolches Recht nicht (vgl. § 728 A 1). Im Sinne des § 51 KO hat auch der Ver zu 
des Miteigentumsanteils durch den Konkursverwalter als ſonſtige „Auseinanderſetzung 

gelten (RG 67, 156). 


$ 756 


Hat ein Teilhaber gegen einen anderen Teilhaber eine Forderung, ie 
ſich auf die Gemeinſchaft gründet, fo kann er bei der Aufhebung der Geme ar 
ſchaft die Berichtigung feiner Forderung aus dem auf den Schuldner entfalle 
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den Teile des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes verlangen ). Die Vorſchriften 
des § 755 Abſ 2, 3 finden Anwendung ). 
E 1 770 II 602) M 2 885—887; P 2 759766. 


1. Berichtigung von Gemein chafts forderungen. § 756 gewährt ein beſchränktes Vor⸗ 
recht vor ben en Gläubigern des Schuldner⸗Teilhabers, das auch im Konkurſe wirkſam 
iſt 51 Kc). Dem Teilhaber ſteht nach Satz! das Recht auf Befriedigung aus dem Teile des 
andere n i 
nichts beſtimmt. Insbeſondere iſt aus Satz 1 nicht ein Anſpruch auf Zuweiſung eines Natural- 


0 
iD 


N auch nicht aus Satz 2 in Verbindung mit § 755 Abi 3 (RG SeuffA 74 Nr 173 und § 753 


nicht aus (MG 109, 167). Wegen des Miteigentums an Grundſtücken ſ. $ 1010 Abſ 2. — Eine 
Gemeinjcaftgjorbeum. kann name herrühren aus der Beſtreitung von Laſten und Koſten 
6 749), aber auch aus den ſonſtigen ſchuldrechtlichen Beziehungen, die in der beſtehenden 

ve meinſchaft ) ab } 
die Ae wenn zu den für ihre Entſtehung in der Perſon des Gläubigers weſentlichen 
Umſtänden die Gemeinſchaft mit dem Schuldner gehört, die Forderung alſo dem einen Teilhaber 
ermüöge feiner t. Fr 
einem Si unabhängig von der Gemeinſchaft zuſtehen, gehören nicht hierher (RG 78, 
ie auch nicht der Schadenserſatzanſpruch eines Teilhabers gegen den anderen wegen Be⸗ 
I, im Abfchluffe des Kaufvertrags, ber zur Entſtehung der Gemeinſchaft führte (RG 22. 9. 14 

2/14), 


auf delage der Forderung zu bilden. Dies ift namentlich wichtig für die Erbengemeinſchaft, 
I de 


orde run 
ſchon hei 19 


ben, dann aber i 8 Erbgangs gemeinſchaftliche Forderungen der Erben geworden find. 
2 das e i ber Bemeinpc Mannen hoch Forderungen den Gemeinſchaſtern ene 
2200 nicht zuſtehen (Reh 78, 273; ſ. auch SeuffA 64 Nr 10; JW 1938, 945°; a. M. P an 
1.042 A 46). — Die im Eingange des $ 755 geſteckten Grenzen gelten hier nicht. Auch braucht die 
Amderung nicht unmittelbar auf Geld gerichtet zu fein. Verſtellte z. B. der Miteigentümer ſeinen 

teil im Intereſſe eines Teilhabers für deſſen alleinige perſönliche Schuld mit zur Hypothek, ſo 


verpfandet gew i (MG 10. 10. 06 1136/06). $ 756 bezieht ſich aber nicht auf Forde⸗ 
Vail x = Auen 15 den hierher gehörigen Teilungskoſten — durch Vereinbarung der 
haber z 


‚su Satz 2 v l. § 755 A 2, 3. Was die Vorſchrift des § 755 Abſ 3 anlangt, ſo genügt 
ber he joe en daß der ganze Erlös zur Berichtigung der Schuld hinreicht, und 
i = ze * — 1 
ed cen drei Teilhabern einen Betrag ſchuldig iſt, der einem Drittel des Wertes ſeines 
er f g ; 7 » 
ie E ſondern nu il der Sache zu verkaufen“ (Prot 2, 761). Aus dem Erlöſe iſt 
Mun wuld des en 855 5 zu bezahlen; bei der Teilung in Natur erhält 
der Schuldner ſtatt ¼ nur 2/, der gemeinſchaftlichen Sache. 


8 757 


a 1d bei d i i inſchaftlicher Gegen- 
er Aufhebung der Gemeinſchaft ein gemein he g 
1 — einem der teilhaben Nag ſo hat wegen eines Mangels im Rechte 
05 Den eines Mangels der Sache jeder der übrigen Teilhaber zu ſeinem 
= n gleicher Weiſe wie ein Verkäufer Gewähr zu leiſten ). 


7 I 063 M 2 887, q 2 707. 
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1. Die hier angeordnete Gewährleiſtung (vgl. $$ 365, 515, 2042 Abſ 2) kommt nur zur 
Anwendung bei der Aufhebung der Gemeinſchaft, nicht etwa dann, wenn ein Teilhaber ſeinen 
Anteil an einen anderen (z. B. ſchenkungsweiſe) veräußert; ein ſolches Geſchäft wäre nach eigener 
Regel zu beurteilen. Die Zuteilung umfaßt aber nicht nur den Fall des $ 752, ſondern auch 
den Erwerb auf dem Wege des $ 753. Mit der gemeinen Meinung ift anzunehmen, daß für 
die — ausgleichende — Gewährleiſtung kein Raum iſt, wenn alle zugewieſenen Teile in gleicher 
Art mangelhaft find. Über die Gewährleiſtung ſ. 88 434 ff., 459ff. Hat bei einer Erbausein⸗ 
anderſetzung ein Miterbe Grundſtücke, ein anderer Wertpapiere erhalten, die nachträglich in der 
Hand des Teſtamentsvollſtreckers entwertet ſind, ſo läßt ſich ein Anſpruch des zweiten Miterben 
5 durch den erſten weder aus § 242 noch aus § 2042 Abſ 2 herleiten (RG 20. 0. 
27 26). 


8 758 


Der Anſpruch auf Aufhebung der Gemeinſchaft unterliegt nicht der Ver 
jährung !). 

E 1 768 II 694; M 2 881; P 2 756. 

1. Der bezeichnete Anſpruch ($ 749 A 1) umfaßt auch den Anſpruch auf Teilung der Früchte 
($ 743 A 1). Anſprüche, die zwar aus der Gemeinſchaft hervorgehen, aber ihre Aufhebund 
1691 de Gegenſtande haben (vgl. z. B. § 748), unterliegen der gewöhnlichen Verjährung 
( JE 


Sechzehnter Titel 
Zeibrente 


8 759 

1) Wer zur Gewährung einer Leibrente verpflichtet ift?), hat die Nente im 
Zweifel für die Lebensdauer des Gläubigers zu entrichten‘). 

Der für die Nente beſtimmte Betrag iſt im Zweifel der Jahresbetrag der 
Nente () s). 

G 1 00, 602, 663 II 701, 703; M 2 635 ff.; P 2 480ff. t 

1. Der Begriff der Leibrente wird im BOB nicht näher beftimmt, vielmehr als befant! 
vorausgeſetzt. Wie das NG in dem Urt v. 12. 12.07 (R 67, 2077.) eingehend dargelegt 193 
ſeitdem in ſtändiger Rechtſprechung (RG 68, 340; 80, 208; 89, 259; 91, 6; 94, 157 104,2 , 
106, 93; 111,286; R6 Warn 1922 Nr 65; RG Seuffa 75 Nr 73; 77 Nr 118) feitgehalten 25 
iſt unter Leibrente ein einheitliches nutzbares Recht zu verſtehen, das dem Bere, 
tigten für die Lebenszeit eines Menſchen eingeräumt iſt, und deſſen Ertvöß, 
aus in gleichmäßigen Zeitabſchnitten wiederkehrenden gleichmäßigen Leiſtu | 
gen in Geld oder vertretbaren Sachen beſtehen. Die Leiftungen, die in der Re 
(RG 63, 323; R JW 07, 3328, nicht notwendig Rch 67, 208) auf eine längere Zeitdauer gewann 
werden, müſſen beſtimmt ſein (RG 137, 259; R Warn 1911 Nr 266; RG JW 1928, 1287°) 5 
in Geld oder anderen vertretbaren Sachen, wie insbeſondere Lebensmitteln, bestehen. 
Nicht in den Begriff der Rente fällt nach herkömmlicher Rechtsauffaſſung die Gewährung ande 


ſchuldrechtlicher Leiſtungen, namentlich von Dienſten, die freilich nicht ſelten als Reberielteh 
d 


vorkommen (a. M. Eccius in Gruch 45, 16; Seuffl 67 Nr 34). Die Vorſchriften über die 5 
rente ſind bei der Eigenart dieſes Schuldverhältniſſes hier auch nicht entſprechſſen 
anzuwenden. Zu dem Erforderniſſe inhaltlich gleichmäßiger, in gleichmäßigen Zeitabſchnt ng 
wiederkehrender Leiſtungen, muß ferner, wie die eingangs gegebene Begriffsbeſtimmeitie 
ergibt, ein Doppeltes hinzukommen: a) die Leibrente (lip oder lit - Leben) muß auf e⸗ 
Lebenszeit eines Menſchen geftellt fein (R 67, 208 ff. und A 3). b) Die Leiben ache 
ſteht nicht aus einer Mehrzahl einzelner, ſelbſtändiger (aufſchiebend bedingter) Anſß ſich 
mit fortſchreitend aufeinander folgenden Fälligkeitsterminen, ſondern fie tt ein in er 
geſchloſſenes einheitliches Recht, dem die Eigenſchaft der Nutzbarkeit im Sinne 074, 
89 99 Abſ 2, 100 beiwohnt (fo ſchon NG 67, 210ff.; vgl. auch $ 1073 im Gegenſatze zu 3 ht 
ferner 350 8 832). Dieſes Stammrecht, dem ein Geſamtanſpruch auf die Rente entſpi . 
(vgl. auch § 760 A 3), bringt den jedesmaligen Anſpruch des Leibrentenempfängers auf nicht 
gefalle allein durch fein Beſtehen hervor (vgl. dazu $$ 1383, 1519, 1652). „Die Renten find eine 
Einzelſchulden, ſondern Ausläufer eines rentenerzeugenden Geſamtverhältniſſes, welches als n⸗ 
nicht künftige, ſondern ſofort beſtehende juriſtiſche Einheit zu betrachten iſt“ (Kohler). ve aß⸗ 
ſpruch auf die einzelne Rente erliſcht nur, wenn das Leibrentenſtammrecht entweder nach 
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gabe des Vertrags zu beſtehen aufhört oder wenn es nach 88 812ff. zurückgefordert wird. Für die 
aus dem Stammrechte ſich auslöſenden Einzelanſprüche können beſondere Gegenleiſtungen 
nicht ausbedungen werden, und ſie können — im Unterſchiede vom Leibrentenſtammrechte ſelbſt 
(A3) — nicht von beſonderen Bedingungen abhängig gemacht werden; jo insbeſondere nicht 
davon, daß ſich jedesmal in der Perſon des Rentengebers oder des Rentenempfängers gewiſſe 
wirtſchaftliche Vorausſetzungen — wie die Leiſtungsfähigkeit des einen oder die Bedürftigkeit des 
anderen — erfüllen (RG 67, 211). Auch die Verpflichtung, gegen Gewährung des Unterhalts nach 
Kräften im Geſchäfte des anderen Teiles mitzuarbeiten, ſteht mit der Annahme eines Leibrentenver⸗ 
trages im Widerſpruch (NG Seuffl 77 Nr 118). Unterhaltsverträge, bei denen die Leiſtun⸗ 
gen nicht durch Vereinbarungen ſelbſt ein- für allemal feſt beſtimmt find, ſondern von der Bedürf⸗ 
eit des Rentenberechtigten abhängen ſollen, fallen daher, auch wenn ſie auf die Lebensdauer 
es Berechtigten ſich erſtrecken, nicht unter den Begriff des Leibrentenverſprechens (RG Warn 1914 
Nr 243; ſ. auch OLG 39, 4). Wohl aber ſolche, bei denen die Leiſtungspflicht ein für allemal in 
gleichbleibender Höhe und ohne Rückſicht auf das Fortbeſtehen des Unterhaltsbedürfniſſes feſt⸗ 
gelegt iſt (RG 150, 385); fo auch ein Vertrag, durch den ſich der Ehemann nach der Scheidung 
verpflichtet, der Ehefrau feſte Unterhaltsbeträge zu zahlen, und auf Einwände aus veränderten 
Umftänden, insbeſondere auf ein Vergehen nach § 323 ZPO verzichtet (NG 150, 385). Kein 
de brentenvertrag ift insbeſondere der ſog. Altenteilsvertrag (vgl. EG Art 96; zum Begriff 
auch RG 152, 104); die Formvorſchrift des $ 761 findet daher weder unmittelbare noch ent⸗ 
ſprechende Anwendung (NG 104, 272). Über die anderweite Feſtſetzung von Geldbezügen aus 
Altenteilsverträgen f. Gef v. 18. 8. 23 (RGBl I, 815), preuß. BO v. 8. 9. 23 (GS 433), RG 147, 
2 W 1926, 80116, ferner JW 1925, 11255; Lg 1925, 660°, 661“; dazu Entſcheidungen in Dy 
485 S. 271, 753, 754, 823; 1936, 1343; HRR 1934 Nr 1820, 178, 179 und Erörterungen in 
11 1935, 1832; JD 1936 S. 1298, 1729; 1937, 351ff.; über den Unterſchied zwiſchen Nichte 
rfüllung einer Gegenleiſtung und Nichteintritt des mit der Leiſtung bezweckten Erfolges 
eim Altenteilsvertrag R Bayg 1923, 17; über die Zumutbarkeit einer Altenteilsleiſtung 
M 23 1924, 2301; über die Abtretbarkeit von Altenteilsanſprüchen RG 140, 60. Ebenſo 
'egt kein Leibrentenverhaltnis vor, wenn nicht der Fortbeſtand des Rentenrechts in feiner 
daſamtheit ſondern die Entrichtung der einzelnen Rentenleiſtungen davon abhängen foll, 
8 1 der Berechtigte eine gewiſſe Stellung, z. B. bei einer Bank, in der betreffenden 
em inne hat (MG 91,6). Der Leibrentenſchuldner will ſich mit einer einheitlichen Stapital- 
(ei belaſten, die ſich nach und nach in gleichmäßige, terminlich wiederkehrende Einzel⸗ 
ſtungen auflöſen ſoll. — Da es ſich bei den Einzelanſprüchen nicht um aufſchiebend bedingte 
erungen handelt, ergibt ſich die Anwendbarkeit der $$ 258, 259 ZPO (vgl. $$ 323, 324, 708 
ie Daraus, daß die Leibrente ein einheitliches, nutzbares Recht iſt, folgt, daß im Konkurſe 
ein vor der Konkurseröffnung begründete Leibrente in ihrem kapitaliſierten Betrage wie ein 
un etiches betagtes, auf die fortlaufenden Raten gerichtetes Forderungsrecht oder als ein 
wand lend bedingtes Forderungsrecht gegen eine vom Konkursverwalter geltend gemachte Forde⸗ 
. 9 aufgerechnet werden kann (vgl. 85 54, 65 Abf 1, 66, 69, 70 KO; R 68, 340). Im übrigen 
bezei 1, 3, 134 Nr 1, 135 ff. KO. Die ganze Rente wird als eine Einheit angemeldet. Aus der 
FR ichneten Natur des Leibrentenrechts ergibt ſich ferner in betreff der Beweislaſt, daß der 
f chuldantenglänbiger nur die Entſtehung des Stammrechts zu beweiſen hat, wogegen dem Renten ⸗ 
Lebe ner der Nachweis des Erlöſchungsgrundes, insbeſondere des Todes der Perſon, auf deren 
u die Rente geſtellt ift, zufällt (beftr.). 
inghef Der Leibrentenvertrag ift ein Vertrag eigener Art (MG 67, 208; 80, 208; 89, 259), 
auf Ae dere kein Tauſch, Kauf oder Darlehn. Das Stammrecht, aus dem ſich die Anſprüche 
ſonſig. einzelnen Rentenbezüge ableiten (A 1), muß dabei unabhängig und losgelöſt von den 
94 1875 Beziehungen und Verhältniſſen der Beteiligten gewährt werden (RG 89, 259; 91,6; 
und „ RG Gruch 71, 614). Kein Leibrentenvertrag liegt daher vor, wenn im Vergleichswege 
anſprudte Umſchaffung des urſprünglichen Schuldgrundes zur Regelung eines Erſatz⸗ 
ö 1 aus unerlaubter Handlung eine lebenslängliche Rente verſprochen oder gegen Verzicht 
259. unter Miterben ſtreitiges Kapital ein lebenslänglicher Zinsanſpruch gewährt wird (Re 
einer 8 91, 65 ſ. auch RG JW 1928, 30362, OLG 34, 140 und Seuffa 74 Nr 5). Die Beſtellung 
9, g. eibrente in einem Vergleiche ift damit aber nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen (vgl. RG 
verhält SeuffA 75 Nr 73). — Auch das durch den Leibrentenvertrag begründete Schuld. 
aus munis unterliegt dem Gebot der Beobachtung von Treu und Glauben 824%), wie es 
verſten M auf die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung gegründeten Gemeinſchaftsgedanken zu 
Aran ift (vgl. 8242 A1 und Vorbem 1 vor $ 241). — Die Leibrente kann entgeltlich oder 
ren Itlic) (Leibrentenſchentung ſ. g 761 A 4 zugeſagt fein (uch Senf 75 Nude). Im 
bei den (gewöhnlichen) Falle handelt es fi um einen gegenſeitigen Vertrag ($$ 320 ff), 
zu entrich er eine Teil das Leibrentenſtammrecht zu beſtellen, der andere Teil das Entgelt dafür 
* ten hat. At das Stammrecht beſtellt, fo ift der Vertrag von ſeiten des Rentenſchuldners 
bar auf dal Anſpruch des Rentengläubigers auf die einzelnen Renten gründet ſich dann unmittel⸗ 
das Stammrecht, nur mittelbar auf den Vertrag. Daraus folgt, daß, wenn der Renten- 
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ſchuldner demnächſt mit einzelnen Rentenleiſtungen in Verzug gerät, nicht $ 326, ſondern 
nur 98 284 ff. zur Anwendung kommen (NG 106, 93; a. M. Eccius in Gruch 45, 27). Zur Frage 
eines Rücktritts wegen pofitiver Vertragsverletzung |. Rh HRR 1933 Nr 1177. Über die Mög⸗ 
lichkeit einer Rückforderung der Gegenleiſtung nach den Vorſchriften über ungerechtfertigte Ber 
reicherung, wenn infolge unpünktlicher Entrichtung der Leibrente der bezweckte Erfolg einer 
Altersverſorgung nicht eingetreten ift, ſ. R& 106, 93. Aufwertung ſ. RG Warn 1923/24 Nr 117. 
Keine Kürzung einer 1928 begründeten Leibrente unter Hinweis auf die veränderte Wirtſchafts⸗ 
lage und auf den Wandel der Rechtsanſchauungen durch den Nationalſozialismus, der dem 
Gläubiger eine Treupflicht zur Herbeiführung eines billigen Ausgleichs auferlege (RG DI 1988, 
1561). Es kann auch Zahlung der Leibrente an einen Dritten bedungen werden; f. darüber $ 330. 
Der Leibrentenvertrag, den eine Verſicherungsanſtalt eingeht oder ein Verſicherungen betreibende 
Privatmann, iſt als Verſicherungsvertrag aufzufaſſen; vgl. NG 28, 313; Verſ VG v. 30. 5. 08; 
Über die Prämienzahlung insbeſondere 88 35ff. Leibrentenkauf als Lebensverſicherung im Sinne 
der 88 59ff. Aufn |. R& 10. 10. 27 IV 191/27. — In betreff der Form des Leibrentenvertrags 
des bürgerlichen Rechtes |. $ 761. — Die Verpflichtung zur Gewährung der Leibrente kann außer 
durch Vertrag entſtehen durch Geſetz (vgl. $ 760 A J), durch einſeitiges Rechtsgeſchäft 
5 ſowie durch letztwillige Verfügung, wofür beſondere Vorſchriften nicht gege⸗ 
en ſind. 

3. Dauer der Rentenentrichtung. Das Wort „Gläubiger“ iſt betont. Die Leibrente braucht 
nur auf das Leben (rgend) eines Menſchen geſtellt zu fein, ſei es des Leibrenten⸗ 
gläubigers, ſei es des Schuldners oder auch eines Dritten. Im zweiten und dritten 
Falle erliſcht die Rente ſelbſtverſtändlich mit dem Tode des Leibrentenſchuldners oder des Dritten. 
Stirbt nun der Leibrentengläubiger vorher, fo ſoll die Rente im Zweifel (da fie mutmaßlich feinen! 
Unterhalte dienen ſollte) ſchon durch dieſen Tod erlöſchen. Es kann aber auch ein Vertragswille des 
Inhalts ermittelt werden, daß die Leibrentenberechtigung auf die Erben des Gläubigers übergehen 
ſolle (beſtr., vgl. auch RG 67, 209/10). Die Abſtellung der Leibrente auf das Leben eines Menſchen 
iſt weſentlich; nebenhergehen können jedoch noch andere Beſtimmungen über Anfangs- und End- 
termin, die Rente kann auch von einem beliebigen ungewiſſen Ereigniſſe abhängig gemach 
werden, z. B. bei einer ledigen Frau von ihrer Verheiratung. Dieſe Nebenbeſtimmungen dürfen 
nur nicht im Einzelfalle dem auf das Leben eines Menſchen geſtellten Endtermine feine Weſen⸗ 
heit nehmen, was z. B. dann der Fall wäre, wenn einem Kinde eine Lebensrente verſproche 
würde, die aber ſpäteſtens nach zehn Jahren endigen ſollte. Anders, wenn die gleiche Rente 
einem neunzigjährigen Greiſe verſprochen würde. Vgl. RG 67 S. 210, 213. — Steht das 
Leibrentenrecht mehreren Perſonen, z. B. Eheleuten, bis zum Tode des Längſtlebenden 
von ihnen zu, fo iſt gemäß § 420 im Zweifel anzunehmen, daß jeder zu einem gleichen Antenne 
berechtigt iſt. Mit dem Tode des Erſtverſterbenden würde alſo die Rente teilweiſe erlöſchen, MI 
(wie bei dem fog. Tontinenvertrage) dem Überlebenden ganz zuwachſen. Mehrere vertra 5 
mäßige Rentenſchuldner haften im Zweifel nach $ 427 als Geſamtſchuldner; die auf DE 
Tod der Rentenſchuldner geſtellte Rente würde danach durch den Tod eines von ihnen — vo 
anderweitem Vertragswillen abgeſehen — nicht geſchmälert. 

4. Abſ 2 enthält eine Auslegungsregel über den Betrag der Rente. Die Regel gilt auch dame 
wenn nicht bloß der Betrag, ſondern auch der für die Entrichtung der Rente beſtimmte, 2 75 
abſchnitt bezeichnet find. „Betrag der Rente 4000 RM., Rente zahlbar vierteljährlich“ bedeute 
alſo im Zweifel, daß vierteljährlich 1000 RM. zu zahlen find. Vgl. § 760. Pr: 

5. Über die Verjährung der Leibrentenanſprüche ſ. F 760 A 3. — Für den mit der le 
laſſung eines Grundſtücks in Verbindung ſtehenden Leibgedingsvertrag gilt nach Maßga 
des Art 96 EG Landesrecht. 


8 760 


Die Leibrente iſt im voraus zu entrichten !). er 
Eine Geldrente ift für drei Monate vorauszuzahlen; bei einer ande 
- Rente beftimmt ſich der Zeitabſchnitt, für den fie im voraus zu entrichten 
nach der Beſchaffenheit und dem Zwecke der Nente!). 1 a 
Hat der Gläubiger den Beginn des Zeitabſchnitts erlebt, für den die N it 
im voraus zu entrichten iſt, ſo gebührt ihm der volle auf den geitabſchn 
entfallende Betrag?)?). 
E 1 661 II 702; M 2 639; P 2 486. iges 
1. Die Vorſchriften des § 760 ergänzen den Geſchäftswillen, ſie enthalten nahaien ler 
Recht. Die Vorausentrichtung entſpricht dem der Leibrente regelmäßig beiwohnenden liegen 
haltszwecke. Landwirtſchaftliche Erzeugniſſe, die einmal im Jahre geerntet werden, P e gu 
nach der Ernte für ein Jahr im voraus entrichtet zu werden. Überall iſt die Verkehrsſitt 
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beachten. — Wegen entſprechender Anwendung des § 760 und wegen ähnlicher Vor⸗ 
ſchriften vgl. BOB $$ 528, 843845, 1351, 1361, 1580, jetzt das Ehegeſetz v. 6. 7. 38 (RG Bl I, 
807) 88 70ff., ferner BGB 1612, 1710 (SeuffA 78 Nr 33); Haftpflch (Ech Art 42) 5 7. Unfall, 
Invaliden⸗ und Altersrenten find in den beſonderen Geſetzen, namentlich in RVO, geregelt. — 
Wenn die Vorſchriften des $ 760 auch vor der Parteivereinbarung zurückweichen, jo darf doch 
das Gericht bei der entſprechenden Anwendung dieſer Vorſchriften, beiſpielsweiſe bei Renten⸗ 
anſprüchen aus $ 843 keine von Abſ 1, 2 abweichende und den Schuldner beſchwerende Zahlungs⸗ 
weiſe (z. B. nicht Zahlung im voraus für ein volles Jahr) feſtſetzen. Eine ſolche Abweichung 
wäre namentlich im Hinblick auf Abj 3 von Erheblichkeit (RG 69, 296). Dagegen iſt es nicht aus- 
geſchloſſen, auf Antrag die Rente für kürzere als dreimonatige Zeitabſchnitte zuzuſprechen, ſoweit 
nicht der Schuldner dadurch unbillig beſchwert werden ſollte. d 

2. Abf 3 regelt nicht die Beweislaſt (f. 9 759 A 1 a. E.). Er gilt ſowohl dann, wenn der Beit- 
abſchnitt eine beſondere Regelung erfahren hat, als im Falle des Abſ 2. 

3. Verjährung der Leibrentenanſprüche. Der dem Leibrentenſtammrecht entſprechende 
Geſamtanſpruch auf die Rente verjährt gemäß $$ 195, 198 in 30 Jahren, beginnend mit der 
Falligkeit der erſten Rentenleiſtung. Die Anſprüche auf die einzelnen Rentenleiſtungen ver⸗ 
jahren gemäß 88 197, 201 in 4 Jahren, beginnend mit dem Schluſſe des Jahres, in dem die 
einzelne Leiſtung fällig wird. Iſt der Geſamtanſpruch verjährt, dann ſteht, entſprechend dem 
Grundſatze des $ 224, die Einrede der Verjährung allen Einzelanſprüchen, auch den bei Ver⸗ 


lahrung des Geſamtanſpruches noch nicht fällig geweſenen, entgegen. Vgl. auch RG 136, 427. 


§ 761 


„Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den eine Leibrente verſprochen !) wird, 
» ſoweit nicht eine andere Form vorgeſchrieben ift?), ſchriftliche Erteilung 
des Verſprechens erforderlich!) e) s). 
ATgomm 1 54. 


be 1. Die von der Reichstagskommiſſion eingefügte Vorſchrift trifft zunächſt den Vertrag, durch 
n die Leibrente ſelbſt verſprochen, das Stammrecht ($ 759 A 1) zugunſten des Leibrenten⸗ 
berpfängers begründet wird. Die Formvorſchrift muß aber auch für den vorausgehenden Grund⸗ 
trag gelten, durch den ſich der Leibrentengeber zur Beſtellung des Leibrentenrechts ver⸗ 
piichtet, und der dann ſpäter durch dieſe Beſtellung (nicht durch die Entrichtung der einzelnen 
einten, $ 759 A 2) erfüllt werden ſoll (M& 67, 211). Die Formvorſchrift des § 761 gilt nur für 
lige tliche Leibrentenverſprechen. Eine entſprechende Anwendung auf andere, wenngleich ähn- 
che Verträge, namentlich auf Unterhaltsverträge, bei denen die Leiſtungen von der Bedürftigkeit 
32 Rentenberechtigten abhängig find, läßt ſich nicht begründen (RH HRR 1937 Nr 1309; RG 
1911, 44916, 16 Warn 1911 Nr 266; 1914 Nr 243; 1922 Nr 65 und 8 759 A J). 5 
Leib: Soweit nicht eine andere Form vorgeſchrieben iſt. Eine andere Form kommt bei der 
ene nur für den der Beſtellung des Stammrechts vorausgehenden Grundvertrag in Betracht 
An u, 312 Abſ 2, 313, 518 Abf 1, 2371, 2385). Iſt z. B. der Grundvertrag über die Gewährung 
b 8 Leibrente eine Schenkung (A 4), fo ift hierfür nach $ 518 Abſ 1 in Anſehung des Schenkungs⸗ 
Sanrediens gerichtliche oder notarielle Beurkundung vorgeſchrieben, wogegen im übrigen die 
"ung keiner Formvorſchrift unterſtellt iſt. f 
(ogl ur Wahrung der Form iſt ſchriftliche Erteilung des Leibrentenverſprechens erforderlich 
des Venn 89 780, 781, 766 A 2ff.). Die ſchriftliche Niederlegung für fi allein, etwa zu Akten 
Etelurſprechenden, genügt nicht, das Verſprechen muß dem Empfänger „erteilt“ werden; die 
Abſ Aung kann aber, wie beim Bürgſchaftsverſprechen (RG 126, 121) auch in der Hingabe einer 
pflichtet der Verpflichtungserklärung an den Berechtigten mit Wiſſen und Willen des Ver⸗ 
0 cbteten liegen (RA& 11, 331). Die von dem Leibrentengeber unterzeichnete Urkunde ($ 126) — 
des am die (RS 67, 213; RG Warn 1914 Nr 166) — muß den weſentlichen rechtlichen Inhalt 
wen 5 entenverſprechens (§ 759 A 1) unmittelbar enthalten. Immerhin darf die Urkunde, 
walte ze nur nicht in einem weſentlichen Punkte ergänzt wird, unter Berückſichtigung der ob⸗ 
Ande den Umſtände erläuternd ausgelegt werden (RG 67, 213/4; vgl. RG 57, 258). Spätere 
von dungen des Leibrentenvertrags bedürfen der Schriftform dann nicht, wenn der Glaubiger 
deu auen Rechten etwas preisgibt (Verzicht), oder wenn das Leibrentenverſprechen nur ver 
dein wird. — Die Annahme des Verſprechens durch den Leibrentenempfänger iſt an 
Aung Borm gebunden, auch dann nicht, wenn feine Erklärung den Vertragsantrag bildet. Die 
ahme kann auch fi igend geſchehen. Für das die Leibrente begründende einſeitige 
echtsgeſchg ch ſtillſchweigend geſch f ü 5 i 
rentende Daft (Auslobung) enthält $ 761 keine Vorſchrift. Daß die Urkunde über das „Leib- 
gele evorſprechen“ keine rechtsgeſchäftliche Bedeutung hat, ſondern nur eine perſönliche An⸗ 
ven heit des Urkunde nausſtellers bildet, bevor dieſer das Verſprechen gegenüber dem Leib⸗ 
er mpfanger abgibt, z. B. die Urkunde aushändigt, erhellt aus allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
(gl. RG 68, 409). Die mündliche Vereinbarung eines Leibrentenvertrags bindet auch den 
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Leibrentenempfänger nicht eher, als das Leibrentenverſprechen schriftlich abgegeben it. Die 
ſpätere Abgabe des ſchriftlichen Verſprechens bringt den bindenden Vertrag hervor, vorausgeſeßt, 
daß fie den Vertragswillen des anderen Teiles noch als vorhandenen trifft (58 130, 145 fl.). 
Wird das Verſprechen nicht ſchriftlich erteilt, fo ift der ganze Vertrag nichtig (8 125). Das 
Verſprechen iſt nicht als ein von feinem Grunde losgelöſtes, ſondern als Beſtandteil eines einheit 
lichen Vertrags gedacht; dem Versprechen der Leibrente ſteht (von der Schenkung abgeſehen, A ) 
das — an ſich an keine Formen gebundene — Verſprechen einer Gegenleiſtung gegenüber. 

für die Verpflichtung zu der Gegenleistung nach $$ 311, 312 Abſ 2, 313, 2371, 2385 gerichtliche 
oder notarielle Beurkundung vorgeſchrieben, ſo bedarf der ganze Leibrentenvertrag dieſer 
Form. Das Leibrentenverſprechen iſt dann Beſtandteil des der Beurkundung bedürfenden Ver 
trags (vgl. RG 65, 39). Auflaſſung und Eintragung in das Grundbuch ($ 313 Satz 2) machen 
aber in dieſem Falle auch den ganzen Vertrag (einſchließlich des Leibrentenverſprechens) dau 
Entbehrte der Grundvertrag der Form des $ 761, wird aber die Formvorſchrift beim Abſchluſſe 
des Erfüllungsvertrags (A 1) gewahrt, ſo verliert damit der erſte Formmangel feine Erheblichteil. 
Wird aber die Form überhaupt nicht beobachtet, ſo bleibt der Leibrentenvertrag nichtig trotz beider 
ſeitiger Erfüllung. Mildernde Vorſchriften, wie fie in den $$ 313 Satz 2, 766 Satz 2 enthalten 
ſind, fehlen für den Leibrentenvertrag und ſind daher nicht, auch nicht entſprechend anzuwenden 
(ſ. auch SeuffA 67 Nr 34). Die Folge iſt, daß die beiderſeitigen Leiſtungen nach den Grund- 
ſätzen über die Bereicherung, und zwar während der Dauer der dreißigjährigen Verjährungsfrist, 
zurückgefordert werden können. Vgl. RG 67, 208. > 

4. Beſonders wichtig ift die Leibrentenſchenkung. Der Vertrag, bei dem der Leibrentengebel 
nur Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten hat ($ 521), bedarf nach $$ 518, 761 der gerich 
lichen oder notariellen Beurkundung, aber nur (a. M. Sepp, Leibrentenvertrag S. 112) in An⸗ 
ſehung des Schenkungsverſprechens. Die Schenkung wird nicht durch die Einräumung des Leib⸗ 
rentenſtammrechts in der einfachen Schriftlichkeitsform des $ 761 vollzogen, vielmehr wird die 
Leiſtung des Schenkers im Sinne des 9 518 Abſ 2 nur inſoweit bewirkt, als die einzelnen Renten 
gefälle geleiftet werden. Die zehnjährige Friſt des 9 2325 muß in dieſem Falle von der Leitung 
der einzelnen Gefälle an berechnet werden. Wegen der Pfändung der Leibrenteneinkünfte . 
58505 Nr 3 3 PO, wegen des Ausſchluſſes der Geltendmachung im Konkurſe des Schule 
ners $ 63 Nr 4 KO. Bildet die geſchenkte Rente — was regelmäßig zutrifft — eine „Unter“ 
ſtützung“ des Rentenempfängers, jo gilt $ 520; daneben greift $ 759 Abſ 1 (ogl. A 3) Platz. Im 
Zweiſel iſt alſo die Unterſtützungsrente weder auf ſeiten des Rentenſchuldners noch auf ſeiten 
des Rentengläubigers vererblich. — Eine den Umſtänden angemeſſene Ausſtattung gilt ge maß 
$ 1624 nicht als Schenkung; ein dem Ausſtattungszwecke dienendes Verſprechen regelmäßiger 
Zuſchüſſe unterliegt daher nicht der Formvorſchrift des $ 518. Eine Anwendung des § 761 i 
damit nicht ausgeſchloſſen (R 63, 323), ſetzt aber voraus, daß nach den beſonders zu prüfenden 
Umſtänden des einzelnen Falles wirklich ein Leibrentenverſprechen vorliegt (RG 67, 213; 12, 
200; RG 23 1921, 567°). Dieſe Vorausſetzung wird ſich aber, wenn die Zuſchüſſe nicht aus- 
drücklich als Leibrente verſprochen find, nur ſelten feſtſtellen laſſen; in der Regel werden Au 
ſtattungsrentenverſprechen unter dem ſtillſchweigenden Vorbehalt gleichbleibender Verhältin e 
erteilt und fallen ſchon deshalb nicht unter den Begriff der Leibrente (gl. A 1 zu $ 759 und 
111,286). Kein Leibrentenverſprechen ift daher auch das Verſprechen eines Elternteils, der Tochter 
einen beſtimmten jährlichen Zuſchuß als Ausſtattung zu zahlen, dann, wenn die Leistung zer 
vom Unterhaltsbedarf der Tochter oder ihres Mannes oder von der Leiſtungsfähigkeit des oh 
ſprechenden abhängen ſoll (RG 14. 2. 21 IV 103/20). Die Bujage einer Ausſtattung dur Ge 
währung freier Wohnung bedarf nicht der Schriftform, da hierin nicht das Verſprechen eine: 
Leibrente zu finden iſt (vgl. $ 759 A 1; RG 26. 3. 06 IV 479/05). Zuſicherung eines Nadelgeld 
ſ. R Warn 1914 Nr 166. , 

5. Wird gegen Leitung von Dienſten als Entgelt gleichzeitig Unterhalt gewährt, jo liegt, 
mögen auch die Unterhaltsleiſtungen ihrer Art nach Leibrentenleiſtungen gleichen, dennoch en 
Leibrentenvertrag vor, da die Unterhaltsleiſtungen von den ſie bedingenden Gegenleiſunge 
abhängig find, die aus dem Leibrentenrecht ſich ergebenden Einzelleiftungen aber nicht von 10 
ſonderen Gegenleiſtungen abhängig ſein dürfen ($ 759 A 1). — Streitig ift, ob auch dann zz 
Leibrentenvertrag vorliegt, wenn dem Dienſtverpflichteten für ſeine Dienſte von einem gewiſſe 
Zeitpunkte an leibrentenartige Leiſtungen, die von einer Gegenleiſtung, insbeſondere von weiken 
Dienſtleiſtungen, unabhängig ſind, als Ruhegehalt zugeſichert werden. Die Frage iſt zu verne ine 1 
Der im Eingange angeführte Gegengrund ſcheidet hier allerdings aus, da die Rentenleiſtun 
den dafür das Entgelt bietenden Dienſtleiſtungen nachfolgen, für die Rentenleiſtungen alſo I, 
Entgelt bereits durch die Geſamtheit der vorangehenden Dienſtleiſtungen entrichtet worden il 3 
deſſen überwiegt bei Verträgen dieſer Art nach Anhalt und Zweck der Geſichtspunkt des Dienſto t 
trags gegenüber dem des Leibrentenvertrags (5 759 A 2). Gehalt und Ruhegehalt ſind hier im we = 
lichen gleich zu behandeln. Auch das Ruhegehalt wird als Gegenleiſtung für Dienſte verſproch 1 
freilich nicht für ſolche, die in den für die Ruhegehaltsbezüge beſtimmten Zeitabſchnitten ze teifie . 
find, ſondern für die Geſamtheit der vor dem Übertritte in den Ruheſtand geleiſteten Die 
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Das Ruhegehaltsverſprechen fteht alſo im engiten Zuſammenhange mit dem Dienſtverhältnis 
und wird nicht ſelbſtändig und unabhängig von den Dienſtleiſtungen erteilt. Ruhegehaltsver⸗ 
kprechen der fraglichen Art als Leibrentenverträge zu behandeln, würde auch der Verkehrs⸗ 
auffaſſung (vgl. R 91, 6) widerſprechen, der für die Begriffsbegrenzung weſentliche Be⸗ 
deutung beſonders deshalb zukommt, weil das Geſetz den Begriff der Leibrente von ſich aus 
nicht beſtimmt hat. Für die Zuſicherung eines Ruhegehalts in einem Dienſtvertrage 
bedarf es daher nicht der Schriftform des $ 761 (R& 80, 208; 94, 157; RG JW 1919, 
1844; 1936, 34534; 1938, 370°; Rh 23 1921, 1737; RAG 11, 331; RAG HRR 1931 Nr 1064; 1932 

r 641). Dies gilt auch dann, wenn das Ruhegehaltsverſprechen nicht vor oder während der Dienſt⸗ 
zeit, ſondern bei ihrem Ablauf, vielleicht ſogar nur zwecks Ablöſung des Dienſtvertrags erteilt wird 
(RG 94, 157; RA 11, 331). Die nachträgliche Gewährung einer fortlaufenden Vergütung für 
ſchon geleiſtete Dienſte, ſei es an den Dienſtleiſtenden oder an ſeine Rechtsnachfolger, iſt weder 

chenkung noch Leibrentenvertrag (MG LZ 1918, 38214, RG JW 1927, 11902; 1932, 
137124; Ruch 13, 137; 17, 183). Freilich kann ſich unter dem Namen des Dienſtvertrags bei be- 
ſonderen Umſtänden ein Vertrag verbergen, der ſeinem Weſen nach als Leibrentenvertrag an⸗ 
zusehen ift, Wenn z. B. beim Übertritt aus dem öffentlichen Dienſte in den Privatdienſt der 
Dienſtverpflichtete dieſen Übertritt von der Zuſicherung abhängig gemacht hat, daß er in An⸗ 
chung des Ruhegehalts ebenſo geſtellt werde wie als Beamter, oder daß ihm nach ſeinem Aus⸗ 
(Heiden aus der Beamtenſtellung das Ruhegehalt ſelbſt dann zu gewähren ſei, wenn er vor dem 
Antritt des Privatdienſtes dienſtunfähig werden ſollte, ſo liegt in Wahrheit ein Leibrentenvertrag 
gor; die Zuſicherung des Ruhegehalts ſtellt ſich in ſolchen und ähnlichen Fällen als eine ſofort 
ſich vollziehende Einſetzung in das Rentenſtammrecht dar, das nur noch von der Bedingung der 

ienſtunfähigkeit oder der Erreichung einer beſtimmten Dienſtzeit abhängig iſt. In ſolchen Fällen 
a0 1 auch die Form des $ 761 gewahrt werden. Sie find aber Ausnahmen von der Regel 

, 208). 


Siebzehnter Titel 
Spiel. Wette 


9 762 


9 Durch Spiel oder durch Wette!) wird eine Verbindlichkeit nicht begründet“). 
as auf Grund des Spieles oder der Wette Geleiſtete kann nicht des halb 

zurückgefordert werden, weil eine Verbindlichkeit nicht beſtanden hat“). 

lie ieſe Vorſchriften gelten auch für eine Vereinbarung, durch die der ver⸗ 
rende Teil zum Zwecke der Erfüllung einer Spiel- oder einer Wettſchuld dem 

Jewinnenden Teile gegenüber eine Verbindlichkeit eingeht“), insbeſondere für 

chuldanerkenntniss) e) ). 
1 664 II 704; M 2 648 ff.; P 2 7oaff. 


2 Spiel und Wette find gegenſeitige Verträge (88 320ff.). Vgl. hierzu und über die Be⸗ 


des Gebotes der Beobachtung von Treu und Glauben (8 242) und des auf die 
verhält zialiſtiſche Weltanſchauung gegründeten Gemeinſchaftsgedankens für das Schuld⸗ 
wird 9.320 A1, § 242 A 1 und Vorbem 1 vor 3 241. Der Begriff von Spiel und Wette 


ſchriften „Belege vorausgeſetzt. — Die Spiele zerfallen in zwei Hauptarten, die beide den Vor⸗ 


ſpiel in es 8 762 unterſtehen (R&St 40, 31ff.): Glücksſpiele und Geſchicklichkeitsſpiele. Glücks⸗ 
ee die Vereinbarung von Gewinn und Verluſt unter entgegengeſetzten, vom Zufall we⸗ 
105 beeinflußten Bedingungen zu dem Zwecke des Gewinns oder der Unterhaltung (vgl. 
inſofern 381; RGSt 34, 392). Glücksſpiel iſt auch dann noch anzunehmen, wenn der Spieler 
genſtanz eine Gefahr läuft, einen Vermögensverluſt zu erleiden, als er auf alle Fälle einen Ge⸗ 
na ir erhält, der ſeinem Einſatz an Wert gleichkommt, wie z. B. bei einem Automaten, der 
0, Wurf von 10 Pfg. entweder ein Muſikſtück ertönen läßt oder im beſonders günſtigen Falle 
uschi herausgibt (R St 45, 424). Als Zufall ift hier das Wirken einer unberechenbaren, der 
irgen benden Einwirkung der Beteiligten entzogenen Urſächlichkeit anzuſehen. Die Entwicklung 
nicht welcher Tätigkeit iſt beim Spiel nicht erforderlich. Der erſtrebte Gewinn beruht vor allem 
a wirtſchaftlicher Tätigkeit. Von dem Glücksſpiel unterſcheidet ſich das Geſchicklichkeits⸗ 
örperlß B. Billard, Kegeln, Wettlauf, Schach) dadurch, daß bei ihm nicht der Zufall, ſondern 
in Gebe oder geiftige Fähigkeit entſcheidend iſt (vgl. ASt 40, 21 und dort angef. RGE.) 
S. 218 ſchiclichteitsſpiel Tan, von Spielunkundigen geſpielt, Glüidsipiel werden (RGSt 41 
das ger 381 43 S. 23, 155). Zwiſchen das Glücks- und Geſchicklichkeitsſpiel ſtellt ſich als dritte Art 
mischte Spiel. — Die Wette iſt ein Vertrag, bei dem ſich die Parteien zur Bekräftigung 
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einander widerſtreitender, auf Überzeugung gegründeter Behauptungen gegenſeitig verpflichten, 
daß dem, deſſen Behauptung ſich als richtig erweiſt, dem Gewinner, von dem Verlierer eine be 
ſtimmte Leiſtung gemacht werden ſoll. Die Wettbehauptung betrifft regelmäßig Vergangenes 
oder Gegenwärtiges; doch ift dies nicht begriffsnotwendig, ſie kann ſich vielmehr auch auf die zu 
künftige Geſtaltung der Dinge beziehen (a. M. Staudinger AI 2c). Als kennzeichnendes 
Unterſcheidungsmerkmal zwiſchen Spiel und Wette ergibt ſich hiernach der Beweggrund des 
Vertrags; beim Spiel: Unterhaltung oder Gewinn, und zwar ohne Entfaltung wirtſchaftlicher 
Tätigkeit, bei der Wette: Bekräftigung einer Überzeugung. Die ſcharfe Scheidung zwiſchen den 
beiden Gefahrgeſchäften hat indeſſen ihre hauptſächliche Bedeutung verloren, weil das BB 
im Gegenſatze zum gemeinen Rechte und auch zum preuß. Landrechte — Spiel und Wette rechtlich 
gleichgeſtellt hat. — Wichtiger ift die Ausſcheidung dieſer Verträge aus dem Gebiete der übrigen 
schuld rechtlichen Verhältniſſe. Fehlen die bezeichneten Beweggründe (Gewinn, Unterhaltung, 
Behauptungsbekräftigung), jo können die 88 762 ff. keine Anwendung finden. Möglicherweiſe 
liegt dann ein anderer gültiger Vertrag vor, insbeſondere kann ein gegenſeitiger Verſicherungs⸗ 
vertrag oder ein Gewährgeſchäft in Frage kommen (vgl. als Beiſpiel RG 66, 222). Der Gewinn 
kann bei Spiel und Wette auch darin beſtehen, daß der Verlierende zu eigenem Nach- 
teile mit dem Gewinner ein dieſem günſtiges Geſchäft, z. B. einen ihm vorteilhaften Kaufvertrag 
abzuſchließen hat. Der Nachteil, den der Verlierende auf ſich nimmt, braucht nicht für beide Teil 
gleich zu fein; es kann 100 gegen 5 gewettet werden. Die Wette wird ſelbſt dadurch nicht aus 
geſchloſſen, daß nur der eine Teil etwas verſpricht, alſo gegen nichts wettet: einſeitige ette 
(NG 61, 153; a. M. Enneccerus⸗Lehmann 9 409 12). Die einſeitige Wette hat äußere = 
lichkeit mit der Auslobung (88 657ff.), unterſcheidet ſich von ihr aber — abgeſehen von der Ein 
ſeitigkeit der Auslobung (RS 40, 32) — dadurch, daß der Wettende nur ſeine Behauptung DR’ 
kräftigen, der Auslobende zu einer beſtimmten Tätigkeit anſpornen will (vgl. auch $ 657 A 3 und 
Vorbem). Nebenverträge in bezug auf Spiel und Wette ſ. A 5. — Das Wetten auf den Sieg 
einzelner Pferde bei öffentlichen Pferderennen iſt nach Inhalt und Zweck rechtlich nichts 
anderes als Glücksspiel (Spielwette); vgl. RG 40, 259; RG St 6 ©. 172, 421: 7, 21; 47, 369. 
Wette beim Buchmacher fiel daher früher unter $ 762. Jetzt hat ſich dies durch das Rennwett⸗ 14 
Lotteriegeſetz v. 8. 4. 22 (RG Bl I, S. 372 ff., 472) geändert; ogl. 5763 Al a. E., und 9763 
a. E. Ebenda über Wetten am Totaliſator. — Über die Zulaſſung öffentlicher Spiel, 
banken f. Geſ v. 14. 7. 33 (RG Bl I, 480); dazu VO v. 18.8. 33 (RG Bi I, 593), v. 27. 3.5 
(RG Bl 1, 255), v. 19. 3. 35 (R&G Bl I, 402) und v. 27. 7. 38 (RG Bl J, 955): vgl. auch $ 334 Gew 
(Faſſung 18. 12. 33 RGBl I, 1080) mit Durchführungs VO v. 22. 5. 1935 (RG Bl I, 683) fiber 
Spiele an öffentlichen Orten. Über das Differenzgeſchäft ſ. $ 764. ich 
2. Eine Verbindlichkeit wird nicht begründet. Der Spiel- oder Wettforderung ſteht m . 
etwa nur eine Einrede entgegen; die Forderung iſt, abgeſehen von der Erfüllbarkeit (A 3), unwir 
ſam (R St 36, 207). Die Unwirksamkeit muß im Rechts treite, auch ohne daß ein hierauf get! x 
teter Einwand erhoben wird, berückſichtigt werden. Nicht bloß Klage, Einrede, Zurlidbe 


haltungsrecht ($ 273) werden dem Spiel- oder Wettgläubiger verſagt, auch Sccherheitsbeſteg 
lungen für die Spiel- oder Wettſchuld, Bürgſchaft, Pfand ſind in gleicher Weiſe underbinbl! 
wie Spiel und Wette ſelbſt (ogl. RW 47, 48; 52, 40; 30, 214; 38 S. 288, 251; FW 01, 286), er 
ſowenig haben fiduziariſche Rechtsübertragung oder Vertragsſtrafe en = 94) 
für eine Spiel- oder Wettſchuld beſtellte Hypothek ſteht dem Eigentümer zu (§ 1163; $ 11 
Auch die von dritten Perſonen eingegangenen Sicherheitsgeſchäfte ſowie (beſtr.) die Schu ifo 
übernahme (Bay Ob sch 5, 362) find unverbindlich im Sinne des $ 762 Abſ 1, begründen . 
feine Verbindlichkeit gegenüber dem Spiel- oder Wettgläubiger. Die Übernahme einer 2 
bindlichen Spiel⸗ oder Wettſchuld kann aber ſelbſtverſtändlich Gegenſtand eines vollverbin uber 
Vertrags zwiſchen Schuldner und Schuldübernehmer jein (RH Warn 1916 Nr 68). Eine f 
derung aus Spiel und Wette kann der Gläubiger nicht gegen eine andere Forderung an 11 
rechnen; wohl aber kann der Verlierende gegen eine Spiel⸗ oder Wettforderung mit I, 
gewöhnlichen Forderung aufrechnen. Und, weil die Spiel⸗ und Wettſchuld erfüllbar iſt a 6 
muß jede vertragsmäßige Aufrechnung ($ 387 A 1) als wirkſam angeſehen werden ei 
JW 96, 1607%; 02 Beil 199; 03, 123%, Beil S. 357°, 46108, 05, 187%; L 1914, 1920 ng 
Vgl. 8 764 A 3. — Daraus, daß der Spiel- und Wettvertrag als ſolcher keine klagbare Forde en 
hervorbringt, kann nicht gefolgert werden, daß auch eine Haftung aus beſonderen Grün 
3. B. wegen Betrugs, ausgeſchloſſen ſei (RG 70, 4). „ ogl. 
3. Der Spiel- oder Wettvertrag verſtößt an ſich nicht gegen die guten Sitten (6 1885 det 
auch Rch 43, 150; RG 4. 3. 03, HoldheimsMSchr 13, 49); er iſt daher nicht ungültig, DENT aber 
vielmehr eine natürliche oder unvollkommene Verbindlichkeit, deren Wirkſamkeit ſich nach 
darin erſchöpft, daß die Zurückforderung des Geleiſteten aus dem Grunde, weil 
Abſ 1 Satz 1 eine Verbindlichkeit nicht beſtanden habe, ausgeſchloſſen iſt (vgl. auch tliche 
88 55, 64 Abſ 2). Das Geſetz trifft mit dem Ausſchluſſe der Rückforderung nicht nur bie ene 8 


Spiel Wette 8 762 555 


Verbindlichkeit zurückbleibt. Auf Grund des Spieles geleiſtet iſt nicht nur der nach der Ent⸗ 
cheidung gezahlte Gewinn, ſondern auch der bei dem Spielbeginne als unbedingte Vor- 
leiſtung (im Gegenſatze zu einer bloßen Sicherung vgl. A 2 und R 23. 6. 23 ] 426/427/22) 
gezahlte Einſatz, wie er bei der Lotterie und Ausſpielung ſowie bei verſchiedenen Geſellſchafts⸗ 
ſpielen vorkommt; dieſer Einſatz kann daher nicht zurückverlangt werden, obgleich ein klagbarer 
Anſpruch auf den — möglicherweiſe demnächſt zufallenden — Gewinn nicht beſteht (vgl. OLG 
32, 165). Weigerung des Einſatzempfängers, das Spiel auszuführen, würde — von dem Falle 
des Betrugs abgeſehen — einen Verſtoß gegen die guten Sitten ($ 138) enthalten können und 
en Bereicherungsanſpruch — wenn nicht aus dieſem Grunde, dann doch — ob causam datorum 
hervorbringen. Wird jedoch nach Abſchluß des ſchuldrechtlichen Vertrags, aber vor der Ent⸗ 
ſcheidung der Betrag des bedingten Wett⸗ oder Spielverluſtes von dem einen Teile dem anderen 
mit dem Vorbehalte der Rückforderung im Falle des für den erſten Teil günſtigen Ausgangs 
übereignet, ſo handelt es ſich hier im Grunde nur um die Sicherung des bedingten Wett⸗ 
oder Spielanſpruchs, nicht um eine Leiſtung im Sinne des Geſetzes (vgl. auch RG 38, 232; JW 
02, 10150 (betrifft Vorprämie; dazu RG 79, 406]; Staudinger A III 2b 8; a. M. Oertmann 
3762 A 1b u. a.). Solche Beträge können alſo zurückgefordert werden. Wollte man dies nicht 
annehmen, ſo würde der Zweck des Geſetzes gefährdet ſein. Nur um Sicherung, nicht 
um Leiſtung auf Grund des Geſchäfts handelt es ſich regelmäßig auch bei Einſchüſſen, 
die auf Grund der für Börſengeſchäfte vielfach vereinbarten Geſchäftsbedingungen im Falle 
von Kursrückgängen zur Deckung des zu erwartenden Verluſtes des Kunden durch den Verkäufer 
eingefordert zu werden pflegen: die eingeſchoſſenen Beträge unterliegen daher, wenn der Einwand 
— 90 762, 764 zuläffig und begründet iſt, der Rückforderung (SeuffA 73 Nr 29; vgl. $ 764 A 3). 
Gere nach der Entſcheidung getroffene Vereinbarung, wonach der Empfänger das im voraus 

ezahlte auf feine Spiel- oder Wettforderung behalten ſoll, ift als vertragsmäßige Aufrechnung 

irkſam. Der Vorauszahlung würde gleichſtehen die Hinterlegung bei einem Dritten. Hinter⸗ 
„gung nach der Entſcheidung gemäß F 372, 376 Abſ 2 iſt Leiſtung im Sinne des Geſetzes. — 
er Erſatzerfüllung (vgl. $ 364 A 1) hat namentlich die Hingabe einer Sache oder die Abtretung 
mer Forderung an Erflillungs Statt zum Gegenſtande ($ 364). Eine von dem Spiel- oder Wett⸗ 
zuömer für eine an Erfüllungs Statt abgetretene Forderung übernommene Gewährleiſtungs⸗ 
ficht (vgl. Vorbem 5b vor $ 765) iſt nach Abſ 2 unverbindlich, ohne daß dadurch die Rechtsbe⸗ 
ändigkeit der Abtretung beeinträchtigt würde. Ganz unverbindlich iſt dagegen nach Abſ 2 eine 
Schuld rung, durch die der verlierende Teil zur Tilgung der Spiel- oder Wettſchuld eine neue 
Hi uld, mag dieſe auch durch Pfand oder Hypothek gefichert fein, eingeht (vgl. RG 47, 48). Die 
Adee an Erfüllungs Statt ſetzt in dem vereinbarten Umfange der Erfüllung eine unbedingte 
Abl endgültige Löſung des Schuldverhältniſſes voraus. Dieſem Erforderniſſe genügt nicht ein 
A ommen, nach dem der Schuldner feine Lebensverſicherungspolice unter der Verpflichtung 

weiteren Prämienzahlung abtritt, wogegen der Gläubiger den Schuldner, ſolange er die 
fi er: bezahlt, nicht in Anſpruch nehmen und ſich nach dem Tode des Schuldners aus der Ver⸗ 
We rung befriedigen ſoll (R JW 02 Beil 25466). — Wer einmal auf Grund eines Spiel- oder 
lichtet waags geleiftet hat, kann ſich nicht nachträglich darauf berufen, daß er die Unverbind⸗ 
S zeit eines ſolchen Vertrags nicht gekannt oder daß er den Charakter des Vertrags als eines 
Yin 3 oder einer Wette verkannt habe (vgl. RG 147, 149 [153]). 8 762 Satz 2 greift über 9 814 
toi: „Die Rückforderung ift demgemäß auch den Erben verſagt, welche in Unkenntnis von dem 
nur ichen Entſtehungsgrunde der Schuld geleiſtet haben“ (M 2, 644). Abſ 1 Satz 2 betrifft aber 
Ma den aus dem Spiel- oder Wettcharakter des Vertrags hervorgehenden 
JW bel Andere dem Vertrage anhaftende Mängel werden durch die Leiſtung nicht geheilt (RG 
Unfär 4, 38°). Iſt der Spiel- oder Wettvertrag aus beſonderen Gründen, z. B. wegen Geſchäfts⸗ 
9 meineit, infolge Irrtums, Betrugs Falſchſpiel) nichtig, ſo kann die Leiſtung nach den all⸗ 

1 Grundſätzen der Bereicherung ($$ 812ff., 817) zurückgefordert werden. Vgl. auch A 6. 
begrii em Geſichtspunkt des Betrugs wird ein Anſpruch auf Rückforderung regelmäßig auch dann 
chwiendet fein, wenn der eine Teil über die behauptete Tatſache beſondere, dem Gegner ver⸗ 
eigen hene Nachricht beſaß (Wette à coup sur). Ausgeſchloſſen iſt es jedoch nicht, daß nach der 
übenartigen Lage eines ſolchen Falles der Vorwurf der Unredlichkeit unbegründet iſt (N 2, 646). = 
letters Kan Spiele ſ. A 6, anderſeits über ftaatlic) genehmigte Spiele $ 763; erſtere find nichtig, 

echthin gültig. 

Eingehung einer Verbindlichkeit zum Zwecke der Erfüllung einer Spiel⸗ oder Wett⸗ 
Aker Zur ng des vom e Zweckes mußten die Vorſchriften des Abſ 1 
grundle im Abs 2 bezeichneten Verbindlichkeiten erſtreckt werden, die keine ſelbſtändige Rechts 
auch auge haben, ſondern auf dem Boden des vom Geſetze mißbilligten Geſchafts ſtehen (vgl. 
Schu Forsch 559). Dem als Beilpiel hervorgehobenen Schuldanerkenntniſſe ($ 781) fteht das 
88 812 ff erſprechen ($ 780) gleich. Schuldverſprechen und Schuldanerkenntnis können nach 
keiten ( zurückgefordert werden; die aus ihnen hervorgehenden unvollkommenen Verbindlich 
i 5 A 3) können aber gemäß Abſ 1 Satz 2 erfüllt werden. Bei einem Zahlungsauftrag, der 

deicherungsabſicht zum Zwecke unmittelbarer Förderung des Glücksſpiels erteilt und ange⸗ 
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nommen wird, daher nach § 138 nichtig iſt, gilt für ein Schuldanerkenntnis des Auftraggebers 
5 762 Abſ 2 entſprechend (RG 11. 1. 23 VI 319/22). Weiter kommt das Vereinbarung? 
darlehn nach 8 607 Abſſ2 (daſ. A 6) ſowie die Umſchaffung (Novation) des Schuldverhalt⸗ 
niſſes (8305 A 1b) in Betracht (NG JW 98, 39552; 02, 36954; 04, 12421), Umwandlung einer 
unwirkſamen Spielforderung in ein Darlehn gegen Hypothekbeſtellung ſ. R& Warn 1915 Nr T7 
Von beſonderer Wichtigkeit iſt die Hingabe eines Wechſels. Sie ſteht auch dann der Erfüllung nicht 
gleich, wenn der Wechſel nicht zahlungshalber, ſondern an Zahlungs Statt von dem Spiel- oder 
Wettſchuldner an ſeinen Gläubiger begeben wird. Der Schuldner kann nach 8 812 Abſ 1 Saß 1 
den Wechſel von dem Gläubiger zurückfordern oder, wenn er von einem dritten gutgläubigen Et 
werber des Wechſels zur Zahlung gezwungen worden ift, den von dieſem an den Gläubiger ge⸗ 
gebenen Gegenwert. Aus der — zu vermukenden — Zuſtimmung des Spiel- oder Wettſchuldners 
zur Weiterbegebung des Wechſels und aus der Ausführung dieſer Weiterbegebung ergibt ſich noch 
nicht, daß eine Leiſtung gemäß Abſ 1 Satz 2 als erfolgt angeſehen werden müßte. RG 51, 361; 1 
292; 77, 280; JW 96, 42155; 04, 1241; HoldheimsMSchr 8, 189; 13, 131; beſtr.; vgl. auch zu $ 81 
Satz 2 R ZW 1921, 4613. Nur wenn der Schuldner den in den Händen eines Dritten befindlichen 
Wechſel freiwillig einlöſt, alſo freiwillig den Gläubiger der Spiel⸗ oder Wettſchuld in die Lage 
bringt, behalten zu können, was dieſer bei der Weiterbegebung des Wechſels erlangt hat, wird die 
Rückforderung ausgeſchloſſen; nur dann iſt die Rechtslage ſo, wie wenn der Schuldner unmittelbar 
an feinen Gläubiger geleiſtet hätte. Die Unfreiwilligkeit der Zahlung kann namentlich daraus ent 
nommen werden, daß der Schuldner den Wechſel vorher, wenn auch erſt nach der Weiterbegebung 
an den Dritten, zurückgefordert hat. RG 51, 156; 52, 39; 77, 280; HoldheimsMSchr 13, 27; vgl. 
auch abw. R 35, 196; 47, 50. Unbefugte Übertragung des flir eine Spiel- oder Wettſchuld ge” 
gebenen Wechſels durch den Gläubiger in der Abſicht, dem Schuldner den Einwand nach $ 762 abzu- 
ſchneiden und fo einen vom Geſetze mißbilligten Vermögensvorteil zu erlangen, kann auch nach 
$ 826 ſchadenserſatzpflichtig machen (RG 51, 360; 56, 321). Wird vom Schuldner ein Wechſel, 
der zugleich fremde Unterſchriften trägt, an den Gläubiger indoſſiert, fo hat das eigene Indoſſa⸗ 
ment zwar zu Laſten des Schuldners keine verpflichtende Wirkung, es ſetzt aber den Gläubiger 
in den Stand, gegen die übrigen Wechſelſchuldner vorzugehen. — Ein Schuldanerkenntnis der 
Sache nach kann in die äußere Form des Vergleichs gekleidet werden; ein ſolcher nur ſcheinbarer 
Vergleich ($ 117 Ab 2), mag er gerichtlich (RG 37, 418) oder außergerichtlich geſchloſſen ſein, 
fällt unter Abſ 2 (RG 49, 193). Beſteht aber im Ernſte eine Ungewißheit der Vertragſchließenden 
darüber, ob im gegebenen Falle eine gültige Verbindlichkeit entſtanden ſei, insbeſondere ob der 
vorliegende Vertrag den Charakter des Spieles oder der Wette im Sinne des Geſetzes habe, 
z. B. ob er ein gültiges Kaufe oder Kommiſſionsgeſchäft, ein gültiges Börſentermingeſchäft oder 
ein klagloſes Differenzgeſchäft ($ 764) ſei, fo iſt der zur Beſeitigung dieſer Unge wißheit geſchloſſen 
Vergleich wirkſam, mochte der Vertrag auch in Wahrheit Wette oder Spiel ſein und deswegeg, 
eine Verbindlichkeit nicht beftehen (vgl. RG 49, 192; JW 02 Beil 264191; OLG 4, 234; 9 77 
A Za). Dieſer Vergleich findet feine Rechtsgrundlage in dem geſetzlich gebilligten Zwecke * 
Streitbeilegung und kann wegen eines innerhalb des Streitgebiets liegenden Irrtums nicht M 
dem Einwande aus § 779 Abf 1 oder mit der Anfechtung aus $ 119 bekämpft werden (ogl. ae 
JW 05, 68911; 8 779 A 6a, e). Wird durch einen Vergleich nicht die Ungewißheit darüber, 
im Hinblicke auf die Vorſchriften über Spiel und Wekte eine Verbindlichkeit beſteht, ſonden. 
über andere Fragen beſeitigt, z. B. in betreff des Zuſtandekommens des Vertrags überhaut 
(RG JW 01, 62133) oder über die Art und Weiſe der Erfüllung (RG JW 97, 608286) jo entfteh, 
keine Verbindlichkeit von größerer Kraft, als fie $ 762 Abf 1 verleiht (RG JW 02 Beil 2557 
NE SeuffA 83 Nr 186). Das über den Vergleich Geſagte findet auf den ſelbſtändigen Schiebs⸗ 
vertrag (88 1025ff. ZPO) entſprechende Anwendung; der Schiedsvertrag als Nebenabrede eine 
Spiel- oder Wettvertrags iſt ebenſowenig verbindlich wie der Hauptvertrag (RG JW 1915, 100% 
vgl. $ 1041 ZPO). S. ferner Vorbem vor $ 779 und NG 43, 407; 56, 19; 58, 151; 27,0 8 
36, 245; JW 05, 40123). — Die Unverbindlichkeit des Hauptvertrags ergreift auch die eine Neben 
abrede bildende Zuſtändigkeitsvereinbarung (NG ZW 1915, 791), — Die Beweislafl 
dafür, daß eine Verbindlichkeit zum Zwecke der Erfüllung einer Spiel⸗ oder Wettſchuld einge 
gangen ift, trifft im Zweifelsfalle denjenigen, der ſich darauf beruft RG IWW 00, 15720). 2, 
5. Nebenverträge in bezug auf Spiel und Wette. Die Vorſchriften des $ 762 beruhen nicht 
nur auf dem Gedanken, daß Spiel- und Wettverträge — wenn ſie auch an ſich nicht gegen die hi 
Sitten verſtoßen ($ 138) — des Rechtsſchutzes nicht würdig ſind, ſondern auch auf der Vorſte = 
daß namentlich das Spielen und Wetten auf Borg erhebliche ſittliche und wirtſchaftliche ger 
fahren mit ſich bringt. Aus dieſen Gründen wird jeder Zwang zur Meri a 
Spiel- und Wettſchuld ausgeſchloſſen. Das ift von Bedeutung namentlich für air 
und Geſchäftsbeſorgung ($ 675) in bezug auf Spiel und Wette, ſofern ſolche nicht etwa nd 
den beſonderen Umſtänden des Falles gegen die guten Sitten verſtoßen und deshalb nichtid ren 
(RG Gruch 67, 546). Der Zweck des Geſetzes würde vereitelt, wenn jemand, der einen ander 
für ſich ſpielen oder wetten und die Spielverluſte und »einjähe oder die Wettbeträge für ſich its 
legen läßt, alſo ſeinerſeits auf Borg ſpielt oder wettet, von ſeinem Beauftragten oder Geſchal 
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beſorger zur Zahlung der entſtandenen Schuld (Auslagen, Vergütung) gezwungen werden könnte. 
Solche Anſprüche müſſen daher den eigentlichen Spiel⸗ und Wettſchulden gleichgeachtet werden. 
Das für den Auftrag Geltende ift auch auf das Kommiſſionsgeſchäft (HGB 88 383 ff.; vgl. Vorbem 2 
vor $ 662) anwendbar (RG 51, 156; RGSt 36, 205; JW 06, 22812, 23 1920, 5771; OLG 12, 276; 
ogl. RG 34, 266; 40, 259; auch Börſch § 70). Was den Auftraggeber anlangt, fo hat er gegen 
den Beauftragten keinen Anſpruch auf Ausführung des Auftrags oder auf Schadenserſatz wegen 
Richtausführung (RG 40, 256; OLG 14, 30). Der Beauftragte iſt jedoch, da das Geſchäft nicht 
unſittlich iſt, gemäß § 667 zur Herausgabe des Erhaltenen und Erlangten verpflichtet, wogegen 
er ſeine Aufwendungen abrechnen kann ($ 670); dadurch wird nicht das Spiel gefördert, ſondern 
gur der Gewinn an den befördert, dem er gebührt (vgl. RG 40, 258; 51, 156; auch RG 58, 280; 
VG 12, 276; 14, 30). Man kann alfo nicht jagen, daß das Geſetz unter Vereitelung feines Zweckes 
umgangen werde. Auch dann, wenn der Spieler, der bereits verloren hat, einen anderen 
beauftragt, für ihn die Spielſchuld zu zahlen, erhält der Beauftragte durch die Zahlung einen 
Aagbaren Erſatzanſpruch gegen den Auftraggeber (vgl. auch RG 45, 160: gemeines Recht). — 
Dasſelbe wie für den Auftrag gilt im allgemeinen für den Dienſtvertrag zum Zwecke des Spieles 
oder der Wette. Insbeſondere erſcheint die Anwendung des $ 762 nach feinem Zwecke auch bei 
ſprüchen auf Auslagen dann geboten, wenn zur Beförderung der Spielluſt beſondere Veran⸗ 
ſtalkungen in Wettkommiſſionsbureaus u. dgl. geſchaffen ſind. Ob ein Unternehmen dieſer Art 
ſelizeilic geſtattet ift, berührt nicht die Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes über die Wirkſam⸗ 
0 der Geſchäfte (vgl. R ZW 06, 22812; Gruch 47, 932). — Auch aus einem Geſellſchaftsver⸗ 
ck können Anſprüche auf Mitwirkung bei Spiel oder Wette oder auf Zahlung von Beiträgen 
. Piel» oder Wettzwecken nicht entſtehen. Iſt ein Gewinn bereits gemacht worden, jo kann deſſen 
teilung verlangt werden. Ob ein Anſpruch auf Mittragung eingetretenen Verluſtes anzu- 
ennen ſei, iſt ſtreitig; die Frage wird meiſt bejaht, dürfte aber, da das Geſetz eine Förderung 
15 Spiels durch Gewährung gerichtlicher Hilfe vermeiden will, eher zu verneinen ſein; doch 
en Verluſte ebenfo wie andere Auslagen von dem zu verteilenden Gewinn abgezogen werden. 
r die Wirkſamkeit von Geſellſchaftsverträgen, welche den Abſchluß von Börſentermingeſchäften 
wecken, die zugleich Spielgeſchäfte (Differenzgeſchäfte) find, ſowie von ſolchen, welche Umſatz⸗ 
geschäfte betreffen, die ſich äußerlich als Kaſſageſchäfte darſtellen, in Wirklichkeit aber Spiel ⸗ 
selhäfte find, ſ. Rh 147, 112. — Grundſätzlich zu ſcheiden vom Auftrag iſt das Darlehn, welches von 
nem Dritten zu Spiel oder Wette gegeben wird. Denn es iſt zu beachten, daß beim Darlehn 
85 pieler oder Wetter die Verfügung über die dargeliehene Summe erhält, und daß zwiſchen 
Sui Fingehung einer Darlehensſchuld, auch wenn aus dem Dargeliehenen eine Barleiſtung für 
biel oder Wette gemacht wird oder gemacht werben ſoll, und dem Spielen oder Wetten auf 
org ein erheblicher Unterſchied beſtehen bleibt. Das zu Spiel- oder Wettzwecken von einem 
Venen gegebene Darlehn fällt daher nicht unter $ 762. Anders, wenn der Gewinner dem 
fol er ein Darlehn gibt, damit er daraus die Spiel- oder Wettſchuld an ihn bezahle; auf ein 
Anw s Darlehn findet die Vorſchrift des $ 762 Abſ 2, wenn nicht unmittelbare, fo doch entſprechende 
8 endung (vgl. Komm zu § 748 des RTEntw; Rch JW 02, 3698; ROH 25, 290; OLG 
Sit 0 Ob ein zum Zwecke des Spieles oder der Wette gegebenes Darlehn gegen die guten 
uf EN verſtößt, daher nach $ 138 nichtig ift, muß nach den beſonderen Umſtänden des Einzelfalls 
in eden werden (RG Gruch 67, 546) und iſt je nach der verſchiedenen Lage des Falles z. B. 
20 239.5 1 bejaht, in R& 67, 355 verneint worden. S. ferner OL 5, 103; 6, 448; 18, 34; 
ſächli 5.40, 335 und Prot 2, 795ff. Es verſtößt gegen die guten Sitten, wenn ein Klub, der haupt⸗ 
mö 10 zu dem Zwecke gegründet iſt, ſeinen Mitgliedern ein Glücksſpiel mit hohen Einſäßen zu er- 
umabchen, dieſen während des Spieles Darlehn aus der Klubkaſſe (oder Spielmarken, Schips) gibt, 
und 0 Spielluſt anzuregen oder ſie bei Verluſt zur Fortſetzung des Spieles in den Stand zu ſetzen 
auch 1 urch den eigenen Gewinn zu vergrößern; und die gleiche Beurteilung wird in der Regel 
anderern Platz greifen müſſen, wenn das Darlehn von dem Kaſſierer des Klubs oder von einer 
beteiligt an dem Klub und deſſen Einnahmen, z. B. durch den Bezug eines hohen Kartengelde 
en Perſon zu dem gleichen Zwecke gegeben wird (RG JWö 1914, 296°; 1920, 961°; RG 
e Nr 11, auch 12, 13; R6 Gruch 65, 68; RG 18. 2. 5 VI Aut ug nn. Sn Me 
U Gewährung von Darlehn zur Gründung, Einrichtung und Ausſtattung ei iel⸗ 
Die vl ae, 635 N6 ER 76 Nr 204; 06 Gruch 65, 213; Nc 2 1921, 149). — 
Icſtehenden Bemerkungen betreffen nicht das ſtaatlich genehmigte Spiel ($ 763 A 2). 
des eich verbotene Spiele. In Betracht kommen hier die $$ 284 ff. StGB in der Faſſung 
Nr 17 bes gegen das Glucksſpiel v. 23. 12. 19, RGBl 2145 (Entw. m. Begr. Nat.⸗Verſ. Druckſ 
N, Ausfßer RG Bl 1920, 1482). Es werden beſtraft nach $ 285 (früher 284) StG das 
einer zbsmäßige Glücksſpiel, nach $ 286 die Veranſtaltung einer öffentlichen Lotterie oder 
laubnisf fentlichen Ausſpielung beweglicher oder unbeweglicher Sachen ohne obrigkeitliche Er⸗ 
ken Spielverträge, welche den in dieſen Vorſchriften enthaltenen Verbotsnormen zuwider⸗ 
0 nach $ 134 nichtig (vgl. aber 8 763 A 4). Soweit Nichtigkeit eintritt, greifen die Vor⸗ 
Nach 8 55 812ff. (814, 817) über ungerechtfertigte Bereicherung Platz (vgl. OLG 20, 233). 
84 StGB, der die früheren $$ 285, 360 Nr 14 StCB erſetzt, erweitert und verſchärft, 
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wird beſtraft, wer ohne behördliche Erlaubnis öffentlich ein Glücksspiel veranſtaltet oder hält oder 
die Einrichtungen hierzu bereitſtellt, nach $ 284a derjenige, der ſich an einem öffentlichen Glücksſpiel 
im Sinne des $ 284 beteiligt. Als öffentlich veranſtaltet gelten dabei auch Glücksſpiele in Vereinen 
oder geſchloſſenen Geſellſchaften, in denen Glücksſpiele gewohnheitsmäßig veranſtaltet werden 
(8 284 Abſ 2). Das Geſetz will jede Veranſtaltung eines Glücksſpiels treffen, die über das gelegent⸗ 
liche, nicht gewohnheitsmäßige Spiel in geſchloſſener Geſellſchaft hinausgeht. Da das Verbot ſich 
gegen den Spieler ebenſo richtet wie gegen den Spielhalter, das öffentliche Glücksſpiel mangels be⸗ 
hördlicher Erlaubnis alſo ſchlechtweg verboten iſt, wird auch in dieſen Fällen (anders als früher 
nach $ 360 Nr 14 StGB) der Spielvertrag gemäß $ 134 als nichtig anzuſehen fein. Auftrag, 
Dienſtvertrag, Geſellſchaft in bezug auf verbotenes Spiel verſtoßen gegen die guten Sitten 
(8 138) und find aus dieſem Grunde nichtig (vgl. auch R& 18, 242). — Über die Zulaſſung öffent“ 
licher Spielbanken |. Gef v. 14. 7. 33 (RG Bl I, 480); dazu zwei VO v. 18. 8. 33 (RGBl I, 
593), ferner VO v. 27. 3. 34 (RG Bl I, 255) und v. 27. 9. 34 (RGBl I, 848). 

7. Auf die vor dem 1. 1. 00 eingegangenen Spiel- und Wettverträge fand $ 762 gemäß Art 170 
EG keine Anwendung (RG JW 03 Beil 316). Iſt nach dem auf einen Spiel⸗ oder Wettvertrag 
anzuwendenden ausländiſchen Rechte die Forderung klagbar, fo kann ſich gemäß Art 30 Ech der 
Schuldner dennoch auf die Klagloſigkeit berufen, da ein Zwang gegen den Zweck des $ 762 ver⸗ 
ſtoßen würde (vgl. auch RG 37, 266, Bay Obs 5, 361). 
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Ein Lotterievertrag oder ein Ausſpielvertrag!) iſt verbindlich, wenn die 
Lotterie oder die Ausſpielung ſtaatlich genehmigt iſt?). Anderenfalls finden 
die Vorſchriften des 8 762 Anwendung ) 405). 

E 1 665 II 705; M 2 648; P 2 804. 

1. Die Lotterie ift ein Unternehmen, bei dem mehreren Perſonen (der Allgemeinheit oder 
einem beſchränkten Perſonenkreiſe) gegen Entrichtung eines Einſatzes (dazu RG 115, 319; RG 
Warn 1915 Nr 216; RGSt 34, 447; 55, 270; 59, 347; 60, 127, verſteckter Einſatz) Geldbeträge 
oder andere vertretbare Sachen nach einem vorher aufgeſtellten Plane derart ausgeſetzt werden, 
daß Gewinne oder Nieten von einer Ausloſung (Ziehung) oder einer anderen auf den Zufall ge 
ftellten Art der Ermittlung abhängig find. Das Ermittlungsverfahren kann danach verſchiedener 
Art ſein; es muß nur der Erfolg weſentlich vom Zufall abhängen; denn die Lotterie iſt im Sinne 
des bürgerlichen Rechtes ein Glücksspiel (8 762 A 1). Vgl. RG 60, 381; 77, 344; RGSt 34, 3927 
36, 123; 60, 357 (Sparverſicherung), 385 (Preisrätſel); Bay Obsch 23 1927, 749 (Preisrätſel).— 
Die Ausſpielung unterſcheidet ſich von der Lotterie hauptſächlich dadurch, daß andere Gegen“ 
ſtände als Geld oder ſonſtige vertretbare Sachen die Gewinne bilden. Sehr oft, aber nicht immer, 
wird bei der Ausspielung die Entſcheidung herbeigeführt durch eine dem Vergnügen oder der Er⸗ 
holung dienende Tätigkeit der dem Veranſtalter der Ausſpielung gegenüberſtehenden Beteiligten. 
Die Ausſpielung ift ein Glücks- oder Geſchicklichkeitsſpiel (§ 762 A 1). Die Ausſpielung kann im 
Gegenſatze zur Lotterie die mannigfachſten Formen annehmen, insbeſondere auch mit einem 
Kaufvertrag verbunden ſein; vgl. RGSt 60 S. 127, 250; 62, 393; über das Gellaverfahren oder 
Schneeballgeſchäft, das Hydraſyſtem und das Rabattſyſtem Multiplex RG 60, 379; 165 34 
S. 140, 321, 390, 403; Waren⸗Reklame-Lotterie R St 67, 397; über ſog. Fahrradhilfen NÖ 
59, 347; vgl. RG 115, 319 (Verkauf von Fahrrädern gegen Teilzahlungen oder Werbung neu 
Käufer) und RG JW 1927, 157213 (Ausſpielung beim Fahrradgeſchäft). — Privatrechtlich ſtehen 
Lotterie und Ausſpielung völlig gleich. Die Verträge werden zwiſchen dem Lotterie⸗ oder Aus“ 
ſpielunternehmer einerſeits und dem einzelnen Spieler anderſeits geſchloſſen (vgl. A 5). = 
Spieler ſtehen nicht infolge des Spielvertrags untereinander in einem Rechtsverhältniſſe. 
können aber einige von ihnen zu einer Geſellſchaft zuſammentreten (Lotteriegeſellſchaft, Lotterie! 
gemeinschaft); vgl. $ 718 A 4, 6, 5727 Al und R JW ö 08, 324%; RGSt 43, 55. — Das Wett 
unternehmen für öffentlich veranſtaltete Pferderennen, Totaliſator, ift feinem Weſen nach = 
Lotterie, der Wettvertrag iſt alfo nach $ 763 verbindlich, wenn das Unternehmen ſtaatlich gene 
migt ift (ebenjo Planck Erl 2a; a. M. Staudinger A 1a; auch SW 1916, 12050. Nach den. 
Geſetz, betr. die Wetten bei öffentlich veranſtalteten Pferderennen, v. 4. 7. 05 (RG Bl 595) 8 1 wa 
der Betrieb eines Wettunternehmens dieſer Art nur mit Erlaubnis der Landeszentralbehörde o 1 
der von ihr bezeichneten Behörde zuläſſig. Wetteinſätze bei den danach behördlich genehmigte 
Wettunternehuntern waren daher nach 3 768 Sup 1 verbindlich und nicht nach den Negeln DE, 
unklagbaren Spieles zu behandeln, dies übrigens, wie in RG 93, 348 (zuſtimmend R6 Gruch 175 
Nr 81) dargelegt iſt, ſelbſt dann, wenn man, entgegen der hier vertretenen Auffaſſung, das Wette 
an einem ſtaatlich genehmigten Wettunternehmen nicht als Lotterie ⸗ oder Ausſpielvertrag Fr 
Sinne des $ 763 betrachtet. An die Stelle des Gef v. 4. 7. 05 iſt ſeit dem 1. 7. 22 das Rennwe 35 
und Lotteriegeſetz v. 8. 4. 22 (RG Bl 1 S. 393 ff., 472, AusfBeſt RZ Bl 1922, 351, Geltung — 
Saarland VO v. 18. 5. 35, RG Bl J, 687) getreten, welches das Unternehmen des Totaliſato 
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5 Sſetzung 
0 eee e ee bee 
f szentralbehörde abhängig mac „Buchmacher zuläßt, 
ebenfalls von einer Erlaubnis der 1 119 5 früheren Recht) auch 5 5 abschließen oder ver- 
behördlicher Erlaubnis us bes offentlichen Beifkungäbrifunger I it über Die Wette ein nn 
die gewerbsmäßig Wetten Seuff A 90 Nr 83). Nach 84 155 tragung in ein amtlich geliefer 
mitteln (58 1, 2; dazu Rh enüigt auch die Eintragu das Wettbuch eingetragen, 
iche; Buchmachern gent die Wette in ie Wette für den 
ſchein auszuſtellen; bei in ausgehändigt oder 1926, 22832) die We 0 
Wettbuch. Iſt der Wettſche Einſchränkungen RG JW 1926, Ein von dem Wettenden 
sh licher Einſch verbindlich. Ein icht gezahlt iſt 
ſe iſt (unbeſchadet vertrag 3 und den Buchmacher i er ee e ee 
uternehmer des 1 0 1 urückverlangt werden. und ift, ch JW 1926, 2283°) abge- 
2 5 „ 5 t auch 
ezahlter Einſatz kann nich Pferd für das der Einſatz ln unberührt. Verbindlich if dei 
hun er vom Gewinn (für das Pferd, fü Vorſchriften des BG hme einer Wette be 
i bleiben die 675) zur Vorna S. auch 
zogen werden. Im übrigen f Geſchäftsbeſorgung ($ ; vgl. RGSt 46, 170). S. 

i der Dienſtvertrag au NG 93, 348; vgl. wobei ein Buch⸗ 
den Peng nee een auch die lo e e Ge · 
Seuffl 76 Nr 83; Lg 1918, 15 tteinfäge zur Einſchränkung l. 187: 1928 N. 168). 
naher die bei 1 ee weitergibt (RG lee der Landesgeſetze 1 e 
lahr an einen anderen wurde früher nach Maßg ehmigung öffentlicher 

2. Die ſtaatliche chörden eitel Jetzt it die BO über die e e 
BON: { - des⸗ 
zuſtändigen Landesbehörden erte rdnung) v. 6. 3. 37 (RG Bl I, bend, wonach das den Lan 
und Ausſpielungen (Lotterievero 2.39 (RES I, 257), maßgebend, enehmigen, mit ge- 
Öebieien eingeführt durch BD v. fiche We und ele e St de ſtaatliche Ge⸗ 
ebörden übertragene Recht, öffent! ifter des Innern übergegange n dem Unternehmer oder 
De m 10 ind die Lotteri⸗ und e en Deutſchen 8 es 
nehmigung erteilt, ſo ſin d dem Spieler für das ganze die auf der Grundlage des eigent- 
deſſen Vertreter (Kollekteur) un verkennbarem Geſetzeswillen die der Verkauf, die Schenkung 

irkſam, nicht minder aber nach un n Geſchäfte, namentlich 793 ff.), fo ift $ 763 
Üben Loge ange nee Sund die Eofe auf den Snhaber eue entpreciend Angumenden 
ee ee 

aß 1 auch im Falle de 15 ehmigung bewirkt, da baren Anſpruch erhält auf 
(og. g 793 A 1). Die ſtaatliche Gen auch der Spieler einen 15 enfalls auf den Gewinn. 
vez Nicht entrichteten Einsatz, ſondern r Ziehung und gegebener M 2, 649). Die mit 
e gene eee 

5 te Loſe m Ba in Verbindung ſteh e Lotterien be 
auen gülagen Felten oder i ind ebenfalls en ohne weiteres 
trag, Dienſtvertrag, Geſellſchaft, |. $ icht; ſie ſind als ſolche im 12 38 (RG Bl I, 1835), dazu 
gener befonderen e bes ae ene iin Oſterreſch bunch WO b. 11. 2.39 (RÖBLL, 
Duehmigt. e über Die ingeführt in Oſterreich dur u veranſtalten und zu be⸗ 
NED . a leg öffentüihe Sotlerien und Au pense en we ſeh, 
eht aber das Rech 5 rn von allen Gebiet: inanzen unterſteht, 
n, heute nicht mehr den Lender, FE die dem Reichsminiſter der 10 ungsvorſchriften 
8 8 lotterie, 5 Genehmig 
Reiche zu. Auf die Deutſche Reichs mit den darin enthaltenen 
ber 85 F it etwa Lotterien und een 

eine Anwendung. A | ifen auch Platz ſoweit etwa ehmigt werden. Di 
1 worſchriften bes 5762 eh: auch e de de Ausſpielung iſt Er⸗ 
. nn A Teiles für das Los einer nicht genehmigten 8. 04, GS 255) 

Ng des Kau preiſe Geſ v. 29. 8. 04, 
lung (vgl. 5 762 A 3). N Ländern (vgl. z. B. Pr und unter Strafe 
1 4 Gabon a In, Wen ſteuerlichen e nt Lotterien ichen 
e Lete ea Men 

aut. Dieſe Ver 5 . | 36 ; 39, 2). 
Sibanrechtliche Wirkung (NG 48, 178 ö 175 8660 33 S. 196, 115 ck im Sinne des 
 rofbeflimmungen von 5 763 nicht ber find biefe niemals ftaatlich g och noch nicht, daß dem 
die 3 rdeutſchen Lotterien anlangt, vn ſolcher Lotterien folgt ausländischen Unternehmer 
wen , Daraus und De ar den unerfiet tegelmäßig den 
in einer außerdeutſchen een mee den Vertragſchließen Entſteht hiernach ein Anſpruch 
uſtehen. Das Rechtsverhältnis zwiſch R Gruch 46, 1179). Verträgen verneint werden, 
echte des auswärtigen Staates (vgl. undſaß lich die Gültigkeit 1 Selbſtverſtandlich 
en den Gewinn, jo darf auch nicht er in einer ſolchen Lotterie verlangt wird, durch das 
1 da gemeinſame Spielen (A a. finden, als ein Handeln ter Strafe geſtellten Hand⸗ 
ht insoweit kein Rechtszwang 9550 einer geſetzlich fich cb würde. Ausgeſchloſſen 
a ce 
i ge der Teilnahme a - uf, da en au abe 
I alſo insbeſondere klagbare kane ya 2 55 a Anſpruch auf Aus⸗ 
wegen non Anleilspreiſes auf ieles Dagegen if nicht ausgeſch 

egen Nichtausführung des Spieles. Dag 


202), ff 


il 
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zahlung des Gewinnanteils oder auf Abtretung des Gewinnanſpruchs. Auch der Erwerb des 
Eigentums oder Miteigentums an dem Loſe oder Gewinne wird nicht gehindert (vgl. NG 58, 277 
und dort angef. RGC). — Was die Wirkung eines geſetzlichen Verbotes betrifft, jo iſt jeweils 
durch Auslegung feſtzuſtellen, wieweit das Geſetz in die Vertragsfreiheit eingreifen will, 
insbeſondere ob der Geſetzeszweck die Nichtigkeit des in Betracht kommenden Geſchäfts verlangt 
($ 134). Für das im Totaliſatorgeſetz v. 4. 7. 05 88 3, 6 enthaltene Verbot (dazu RG St 39, 209, 
44, 174; 47, 411; 48, 200) konnte man annehmen, daß es als nur aus finanzpolitiſchen Er“ 
wägungen hervorgegangen, Geſchäftsnichtigkeit nicht nach ſich zog. Dagegen iſt nach den auch 
gegen die Wettenden gerichteten Strafbeſtimmungen (88 5 ff.) des an die Stelle des Geſ v. 4. 7. 
getretenen Rennwekt⸗ und Lotteriegeſetzes v. 8. 4. 22 (A 1 a. E.) Nichtigkeit der an 
einem im Inland nicht erlaubten Totaliſatorunternehmen oder bei einem im Inland nicht zu⸗ 
gelaſſenen Buchmacher abgeſchloſſenen Wettvertrage anzunehmen. Von den übrigen Verbots 
geſetzen ſ. außer StÖB $ 286 Gew § 148 Nr 7 a b, 5 56 Abſ 2 Nr 5, 5 56a Nr 2, f 560 Nee 
betr. Inhaberpapiere mit Prämien v. 8. 6. 71 und Abz® v. 16. 5. 94 $7. — Über die Zulaſſung 
öffentlicher Spielbanken |. Gef v. 14. 7. 33 (RG Bl I, 480); dazu zwei VO v. 18. 8. 3³ 
(REBL I, 593), ferner VO v. 27. 3. 34 (RG Bl I, 255) und v. 27. 9. 34 (RG Bl I, 848). 

5. Für den Vertrag zwiſchen dem Losverkäufer (Kollekteur) und dem Käufer (dazu auch 
RG JW 1929, 3622) gelten die allgemeinen Rechtsregeln. Zahlreiche Rechtsſtrettigkeiten em“ 
ſtehen darüber, ob das Angebot des — fpäter mit einem Gewinne gezogenen — Loſes rechtzeitig 
angenommen ift. Im allgemeinen iſt bei Losangeboten davon auszugehen, daß das Angebot 
hinfällig werden foll, wenn das Los gezogen wird, bevor das Angebot ange 
nommen ift; denn nach der Ziehung kommt nicht mehr ein Hoffnungskauf ($ 433 A 2), ſondern 
der Kauf einer entſtandenen unbedingten Gewinnforderung in Betracht (RG 50, 193; 59, 298). 
Auch die Zuſendung des Erne ue rungsloſes für die höhere Klaſſe an einen Spieler, der ſchon in 
der niederen Klaſſe geſpielt hat, führt in der Regel zur Übertragung des Loſes nur dann, wen 
der Spieler das Los vor der Ziehung bezahlt. Stets bleibt aber im Einzelfalle zu prüfen, ob dan 
Angebot einen anderen Willen des Anbietenden erkennen läßt. So iſt es in dem vorange führten 
Falle denkbar, daß der Kollekteur das Los dem Spieler auf Borg überlaſſen wollte; dazu bedat 
es aber des Nachweiſes einer Vereinbarung, und eine ſtillſchweigende Vereinbarung iſt ausge 
ſchloſſen, wo die zugeſandten Bezugsbe dingungen erfehen laſſen, daß ein Spielen auf Borg 1 
haupt nicht ftattfinden ſolle (RG 7. 6. 02 163/02). Zur rechtzeitigen Zuſendung eines Erneuerung, 
loſes ift der Losverkäufer regelmäßig nicht verpflichtet (RG JW 1927, 24112). Über das Nie ji 
ſtandekommen eines Lotterievertrags wegen Nichtbezahlung des Loſes ſ. noch OLG 28, 219, 61 
OLG 36 S. 118, 120. Betrug durch Veräußerung unbezahlter Lotterieloſe |. RGSt 67, he 
Beſteht bereits eine längere Geſchäftsverbindung unter den Parteien, ſo kann unter = 
ftänden die Annahme ($$ 145ff.) eines vorbehaltloſen Losangebots ſchon durch Nichtzurn 
ſenden geſchehen (vgl. R& 48, 178). Wird ein Lotterielos in einem Zeitpunkte angeboten, 
wo damit gerechnet werden muß, daß die Ziehung vor der Annahme ftattfinden wer 
(3. B. Angebot eines Erſatzloſes während der Ziehung für ein mit einem geringen Gewinne 9 
zogenes Los), jo ift ohne ausdrücklichen Vorbehalt das glückliche Herauskommen des Loſes tet 
Hindernis für die Annahme. Auch der bekannte Eigentumsvorbehalt des Kollekteurs an "N. 
Loſe (Klausel: Los bleibt bis zur Bezahlung unſer Eigentum) iſt in dieſem Falle belanglos, we 
in dem Vorbehalte keine Erklärung des Inhalts liegt, daß ein vor der Bezahlung gezogener Seren 
nicht dem Empfänger des Loſes, der es demnächſt zahlt, zuftehen ſolle. (Vgl. Rch 50, 194; Ft 
298.) — Über eine Klage des Gewinners unmittelbar gegen das mit dem Vertrieb der Loſe eine 
Geldlotterie betraute Bankhaus f. OLG 24, 411. — Über die Verjährung des Anspruchs“ 
Losvertreiber ſ. $ 196 Abſ 1 Nr 5, Abſ 2, § 201. 


8 764 


Wird ein auf Lieferung von Waren oder Wertpapieren lautender Vertrag 
in der Abſicht geſchloſſen, daß der Unterſchied zwiſchen dem vereinbarte? 
Preiſe und dem Börſen- oder Marktpreiſe der Lieferungszeit von dem v 

lierenden Teile an den gewinnenden gezahlt werden ſoll, fo iſt der Be 
als Spiel anzuſehen !). Dies gilt auch dann, wenn nur die Abſicht des einen 
Teiles auf die Zahlung des Unterfchieds gerichtet iſt, der andere Teil 
dieſe Abſicht kennt oder kennen muß?) ?)). 
M 2 647; P 2 804; RTKomm 55. l ſie 
1. Die Vorſchriften des § 764, die auf der Rechtſprechung des Reichsgerichts fußen, wis; 
ſich zur Zeit Al Perchſchhedung des Welchen elbe pi 100 525 257 
FW 02, 25724), regeln das ſog. Differenzgeſchäft (von der Hamb. Neuen Falliten⸗Ordnung 
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1753 Art 104 als Windhandel bezeichnet, vgl. auch RG 34, 91). Das offene Differenzgeſchäft 
kommt gegenwärtig 11 aber 15 34, 87) außerordentlich ſelten vor; denn es entſpricht nicht 
dem Handelsbrauche, in einem ſpäteren Zeitpunkte nach Vertragswortlaut zu liefernde Waren 
oder Wertpapiere (vgl. HGB 81 Abſ 2 Nr 1; RG 47, 106) unter der ausdrücklichen Abmachung 
zu handeln, daß ſie nicht wirklich geliefert werden, ſondern daß nur der Unterſchied zwiſchen dem 
bereinbarten Preiſe und dem Börſen- oder Marktpreiſe ($ 385 A 1) der Lieferungszeit — des 
108. Stichtages — von dem verlierenden Teile an den gewinnenden gezahlt werden ſolle. Es 
tommt aber nicht ſelten vor, daß die unausgeſprochene Abſicht der wa ee die 
Zahlung dieſes Preisunterſchiedes gerichtet iſt: verdecktes „Differenzgeſchäft. ; 155 19 59 
frag „lautet“ nur, er ift nur zum Schein gerichtet auf wirkliche „Lieferung“. Die tatſächliche 


acer beſonderen Umſtänden, z. B. als Erſatz des abſtrakten Schadens oder gemäß einer 
Gali 


dae j 

Te 1 
geschaft ni t lb des Sbereichs geſtellt werden durch feine Abwicklung in der üblichen 
darm ni as ans an wenn der Verkäufer nach Abſchluß des Diffe- 
0 ce 


8, 187; 79 238). Die Erledigung des erſten Geſchäfts (Spekulationsgeſchäft) durch ein 
11855 Geschäft Reatifationsgeihä) betrifft bier nur die Form der Abwicklung ber Speftlakten, 
1 
9 a 


denn folgte dieſer Art find Differenzgeſchäfte und demgemäß als Spiel anzuſehen, es müßte 
oder um einen 5 5 1 f A A örtliche Anwendun 
Ki onſtigen wirtſchaftlich berechtigten Zweck handelt. Die rein wörtliche An 18 
19 N 764 wiede hen Sin und ges ah gerecht werden und zu Ergebniſſen 2 0 
Pr Bedürfniſſen eines geſunden Geſchäftsverkehrs nicht vereinbar ſind (RG 10 
RG un, 267). Über ſog. Konvertierungsverträge ſ. Rch 134, 67; 146, 190 RG ZW 1936, 15 
W Seuffe 86 Nr 165; im Baumwollhandel R JW 1938, 946°; über ee c 
deshaltes, 199862. Ein nur zum Zwecke der Preisſpekulation abgeſchloſſenes a 1 0 1 00 
die alh als wirtſchaftlich berechtigt anzuerkennen, weil es ſich auf eine Su an 10 0 5 
auf da, Leſchäftskreis des Abſchließenden gehört (R® 146, 190). Zum Zwecke der Hung 
vo dem Wege der Skontration ($ 387 A 1) find an bedeutenderen Börſenplätzen auf Grun! 
We Verein arungen der Banken untereinander (Liquidationsvereinigungen) für den Handel mit 
dez Papieren Abrechnungsſtellen eingerichtet, welche die Abwicklung der Zeitgeſchäfte a Grund 
geſe 1 oͤrſenvorſtande zwei Werktage vor Ultimo im Anſchluſſe an den Tageskurs feſt⸗ 
Achten ſog. Liquidationskurſes vermitteln. Dieſer Liquidationskurs darf we mit dem 
4 b rſen⸗ oder Marktpreiſe der Lieferungszeit“ verwechſelt werden. Jene Abwicklung 
Mitaahme der Wertpapiere zum Liquidationskurſe von den durch die Abrechnung fell beſtimmten 
u gliedern des Liquidationsvereins; Regelung des Unterſchiedes zwiſchen dem Liquidationskurſe 
Bi; em Vertragskurſe unter den Verkragſchließenden) iſt keine endgültige, ſondern nur eine 
aM ſchenrege ung. Denn es kann ſich ſelbſtverſtändlich noch ein Unterſchied zwiſchen dem Kurſe 
wicklun, erungstage (Stichtage) und dem Liquidationskurſe herausſtellen. Behufs völliger Ab⸗ 
gleichen. es Geſchafts iſt dann auch dieſer Unterſchied unter den Vertragſchließenden auszu⸗ 


u 
on, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Deng, Lobe.) 36 
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2. Die Feſtſtellung der zur Zeit des Vertragsabſchluſſes vorhandenen auf die Zahlung des 
Preisunterſchiedes gerichteten Geſchäftsabſicht der Vertragſchließenden wird vom Geſetze durch 
die Vorſchrift erleichtert, daß dieſe Abſicht nur bei dem einen Teile feſtgeſtellt zu werden 
braucht, wogegen bei dem andern Teile ausreichend iſt, daß er die Abſicht kennt oder 
(nach den Umſtänden: Natur und Umfang der Geſchäfte, Beruf des Gegners, Vermögens“ 
verhältniſſe uſw.; vgl. A1) kennen muß, d. h. infolge von Fahrläſſigkeit nicht kennt ($ 122 Abſ 2). 
Es genügt alſo, die auf Zahlung des Preisunterſchie des gerichtete Abſicht auf der einen und ſchulb⸗ 
hafte Nichtkenntnis dieſer Abſicht auf der anderen Seite nachzuweiſen. Selbſt von einer ſtill⸗ 
ſchweigenden Einigung der Parteien über den Ausſchluß der wirklichen Lieferung 
und die Zahlung des Preisunterſchiedes wird abgeſehen (RG, Id 07, 74416; ogl. auch 
KW 98, 145). Man könnte hierin die eigenartige geſetzliche Regelung eines be⸗ 
ſonderen Falles aus dem Gebiete der Erklärungstheorie (RG 58, 235; 68, 127) finden. 
Der Kaufmann, der ſich bei dem Abſchluſſe von Zeitgeſchäften auf Lieferung von Waren 
oder Wertpapieren der Vermittlung eines Agenten bedient, muß die Kenntnis dieſes 
Agenten von der Spielabſicht des anderen Vertragsteils gegen ſich gelten laſſen, und zwar 
auch dann, wenn zwiſchen den Vertragsteilen unterſchriftlich vollzogene Schlußſcheine 
gewechſelt find und dieſe auf wirkliche Lieferung lauten (R® 30 S. 28,217; 36, 248; 51, 151; 
JW 1898, 360°%; 1899, 993°; 1910, 2341; Warn 1929 Nr 82; Seuff A 85 Nr 5). — Der Verkehr 
bat ſich dem Geſetze auf verſchiedenen Wegen zu entziehen geſucht. § 764 trifft nicht das ernſt 
gemeinte Kaſſageſchäft (ſofortige Lieferung gegen ſofortige Zahlung, Tageskauf zum Tage” 
kurſe, Tagesgeſchäft). Mag auch das Kaſſageſchäft in Spekulationsabſicht geſchloſſen werden, 
mag der Käufer nicht eine dauernde Vermögensanlage in den gekauften Papieren, ſondern viele 
mehr beabfichtigen, dieſe demnächſt wieder zu verkaufen, jo fehlt doch das weſentliche Merkm 
des Differenzgeſchäfts, daß durch ein einheitliches Zeitgeſchäft um den Unterſchied des verein 
barten Preiſes und des ungewiſſen Vörſen- oder Marktpreiſes am ſpäteren Stichtage gespielt 
wird. Bei dem Kaſſageſchäfte fehlt dieſer Stichtag, nach welchem der zweite Preis zu beſtimmen 
iſt, der zu dem erſten, dem vereinbarten Preiſe ins Verhältnis behufs Berechnung des Preis- 
unterſchiedes geſetzt werden konnte. Wenn auf den Kaſſakauf jpäter ein Verkauf folgt, jo kann 
zwar zwiſchen dem Kauf- und Verkaufspreiſe zugunſten oder zum Nachteile des Spekulanten 
ein Unterſchied beſtehen, aber hier iſt das Spekulations- mit dem Realiſationsgeſchaft nur ren 
wirtſchaftlich verbunden (vgl. RG 52, 250; 66, 97; JW 02 S. 2578, 4451 Beil 199: 03 Bel 
100226, 07, 278%). Spekulation ift nicht Spiel (nch Warn 1915 Nr 207; ſ. auch RG De 
1933, 693). Der Charakter des Differenzgeſchäfts geht aber nicht dadurch verloren, daß die Be. 
ſtimmung des Stichtags in das Belieben eines der Vertragſchließenden geſtellt wird (R J U 
29115, HG Warn 1917 Nr 54; 1933 Nr 98; RG Seuff A 83 Nr 186). Der Differenzcharakter ram 
auch bei ſolchen Kaſſageſchäften nicht als beſeitigt angeſehen werden, die mit der Vereinbarungen 
bunden ſind, die gekaufte Ware ſolle unter Stundung des Kaufpreiſes an einem beſtimmten ab 
für Rechnung des Käufers wieder verkauft werden (Kaſſakontokurrentgeſchaäft, stafla 
fonto-, Kontogeſchäft). Geſchäfte dieſer Art werden zum Scheine ($ 117) vorgenommen, 
um das wirklich gewollte Differenzſpiel zu verdecken (3. B. Belaſtung mit dem Ankaufspreiße a 
3. April und im voraus mit den Zinſen bis Ultimo April auf der Sollſeite der laufenden Rechmung 
formeller Verkauf Ultimo April und Gutſchrift dieſes Verkaufspreiſes auf der Habenſeite); d 
Kaſſageſchäft bildet hier nur die Verkleidung eines Spielgeſchäfts, das mit dem Umſas he 
Waren oder Wertpapieren nichts gemein hat (vgl. auch R& 52, 254; 59, 321; 147, 115; NÖ zB 
03 Beil 100225; 06, 4112). Ob auf dieſes Geſchäft $ 764 oder unmittelbar $ 762 angewendet MIT! 
iſt ohne Erheblichkeit, da die Kenntnis des einen Teiles von der Spielabſicht des anderen Teiles zil te 
Weſen des „Kaſſakontokurrentgeſchäfts“ gehört. Auch Kaſſageſchäfte können alſo Spielgeſch le 
fein. Was die Beweisfrage betrifft, fo iſt zu beachten, daß gewiſſe Anzeichen, wie insbeſonder“ 
Unzulänglichkeit des Vermögens des Käufers, die Eignung der Wertpapiere als Spielpapiere icht 
das Unterbleiben der Lieferung, beim Kaſſageſchäft im Gegenſatz zum Zeitgeſchäft regelmäßig Ir 
genügen, die Spielnatur des Geſchäfts zu beweiſen. Man darf ſie aber deshalb nicht als bedeutun 
los bezeichnen. Vielmehr muß ſtets nach der Geſamtheit aller Umſtände, wozu auch DIE iel 
wähnten gehören, geprüft werden, ob es ſich um ernſtlichen Kauf und Verkauf oder nur um af 
handelt (Nc 91, 42; 147, 115; R Warn 1919 Nr 35; 1933 Nr 98; R& Gruch 71, 486; NÖ Seu 

83 Nr 186; 87 Nr 89). Lediglich daraus, daß ein Kaſſageſchäft ſich zwiſchen vielen zweifel alls 
Differenzgeſchäften befindet, kann noch nicht gefolgert werden, das Kaſſageſchaft jet ebene 
nicht ernſtlich gewollt und verſchleiere nur das Spielen um den Kurs (RG FU 02, 445, ). 
Natur des eigentlichen Kaſſageſchäfts wird ferner regelmäßig dadurch nicht in Frage geſteb kauft 
die Ware oder das Papier nicht in den Beſitz des Käufers gelangt, ſondern alsbald weiteruenn. uf 
wird, oder daß nur die wirkliche Lieferung hinausgeſchoben wird oder daß der eine Teil den iere 
preis dem anderen Teile gegen Zurückbehaltung der auf ſofortige Lieferung getauften Aga, 
einſtweilen ſtundet (vgl. RG 52, 253; 59, 323; HoldheimsMSchr 14, 238). Über Bifferenzgel“ Ein 
Kaſſageſchäfte und Kaſſageſchäfte zu Spekulatlonszwecken ſ. auch RG Rg 1937 Nr 806. ge⸗ 
ernſtlich gemeintes Prolongationsgeſchäft ift kein Differenzgeſchäft, wenn das urſprungliche 


er 
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ſchäft auf wirkliche Lieferung gerichtet war (RG 30, 219). Wird aber bei der Prolongation die wirk⸗ 
liche Lieferung ausgeſchloſſen und an ihre Stelle die Differenzzahlung geſetzt, ſo iſt 3 764 anzu⸗ 
wenden (vgl. RG ZW 93 ©. 31223, 4477; 00, 29714). — Liegt bei der Kommiſſion kein eigentlicher 
Auftrag vor, geht vielmehr die Abſicht dahin, die zu kaufenden oder zu verkaufenden Waren oder 

ertpapiere nicht wirklich abzunehmen oder zu liefern, ſondern nur die Preisdifferenz zu bezahlen, 
jo iſt ebenfalls 8 764 anzuwenden. Ohne Belang iſt es, ob der Kommiſſionär ſeinerſeits mit einem 
Dritten ein wirkliches Lieferungsgeſchäft eingeht (vgl. RG 34 S. 90, 264; JW 04, 29140). Über 
den Unterſchied zwiſchen Eigengeſchäft und Kommiſſionsgeſchäft ſ. RG 114,9. — Liegen die 
Vorausſetzungen für die Annahme eines Differenzgeſchäfts vor, fo iſt $ 764 auch dann anzu⸗ 
wenden, wenn der Differenzſchuldner ſchon beim Abſchluſſe des Geſchäfts die Abſicht hatte, 
den Differenzeinwand zu erheben. Die Erhebung dieſes Einwandes verſtößt ſelbſt in 
dieſem Falle regelmäßig nicht gegen die guten Sitten, ſo daß der Differenzgläubiger, vorbehaltlich 
beſonderer Umſtände, weder einen Schadenserſatzanſpruch aus § 826 noch die Einrede der Argliſt 
erheben kann (RG 146, 190 [194]; RG JW 1935, 9274; 1936, 20678; RG SeuffA 73 Nr 725 

Nr 5). Erhebung des Differenzeinwandes (durch einen Rechtsanwalt) als Verſtoß gegen die 
guten Sitten ſ. RG 144, 242. Sittenwidrigkeit hat nach $$ 826, 249 zur Folge, daß der den Ein- 
wand Erhebende ſich ſo behandeln laſſen muß, als ob er ihn nicht erhoben hätte. 


. Iſt das Diffe renzgeſchäft von der Partei, die den Differenzeinwand erhebt, nachge wie ſen 
n JW 93, 35745; 00, 15720) oder etwa ohne weiteres vom Richter zu erkennen und daher 
von Amts wegen zu berückſichtigen, ſo kommen die Vorſchriften des § 762 über das Spiel 
zur Anwendung. Vgl. dort A 2ff. Über die Einrede der Argliſt ſ. oben A 2 a. E. Fehlt eines der 
menmale des Differenzgeſchäfts, jo bleibt für den Richter noch die Prüfung übrig, ob die Merk⸗ 
male des gewöhnlichen Spieles nach $ 762 gegeben find, dieſe Vorſchrift alſo unmittelbar anzu⸗ 
eienden iſt. — Über vertragsmäßige Aufrechnung |. 9 762 A2 g. E. Von Wichtigkeit ift hier 
an beſonderer Fall der vertragsmäßigen Aufrechnung, nämlich die — nach 782 formloſe, im 
& ehr meiſtens ſchriftlich gegebene — Anerkennung eines Saldos im Kontokurrentperhältnis. 

ze ſteht der Zahlung gleich, denn die unwirkſamen Differenzgeſchäfte ſind nach $ 762 Abſ 1 Satz 2 
yefltlungsfähig (vgl. RG 38, 240; RG JW 03 Beil 3572; RG Warn 1931 Nr 43). Die Anerkennung 
S In ulbfaldog kann freilich nach $ 762 Abſ 2 dieſen nicht Hagbar machen. Finden ſich auf der 
3 eite außer den Differenzſchulden voll wirkſame Schulden, fo werden nach einer vom Reichs⸗ 
acht ange feſtgehaltenen Rechtsauffaſſung (Rc 56, 24; 59, 193; JW 1905, 18655; 23 1911, 
emf Warn 1917 Nr 93) die einzelnen Schuldpoſten durch die vertragsmäßige Aufrechnung in 
ſte ſelben Verhältniſſe getilgt, in welchem die kleinere Geſamtſumme der Habenſeite zur Sollſeite 
G0 366 Abf 2, 389). Jeder Sollpoſten wird zu einem Bruchteile getilgt, deſſen Nenner der 
im ſamtbetrag der Sollpoſten und deſſen Zähler der Geſamtbetrag der Habenpoſten iſt. Dieſe 
der ariſttum lebhaft bekämpfte Anſicht hat jedoch das Reichsgericht in abweichender Würdigung 
bert Deutung des mit der Anerkennung des Kontokurrentſaldos geſchloſſenen Auftechnungs⸗ 
311 ges in RG 132, 218 (zweifelnd ſchon NG Warn 1931 Nr 43) aufgegeben. So auch RG 144, 
nur JW 1936, 207223; vgl. RG DIZ 1933, 1287. Danach kann das Aufrechnungsangebot 
als — unter der ſtillſchweigenden auflöͤſenden Bedingung der Verrechnung aller Geſchäfte 
Saldo am abgegeben und auch nur als in dieſem Sinne angenommen gelten. Beruft ſich der 
techn Aulbner auf die Klagloſigkeit gewiſſer mitverrechneter Geſchäfte, jo iſt die ganze Ver⸗ 
urlet "8 als nicht erfolgt anzuſehen, und das Rechnungsverhältnis bedarf dann, gegebenenfalls 
urrentp. zum Beginn der Geſchäftsverbindung, erneuter Würdigung auf Grund des Konto⸗ 
Übe vertrages, wobei die Poſten aus klagloſen Geſchäften als fortgefallen zu behandeln ſind. 
aus 9 e Wirkſamkeit von Bankbedingungen, nach denen die Aufrechnung gegen Forderungen 
RG & entermingeſchäften in beſtimmter Weiſe vorgenommen werden ſoll, |. RG 144, 311; 
und Nr 28. — Die auf das Differenzgeſchäft vorgenommene Zahlung von Einſchüſſen 
der a achſchüſſen (original and additional margins, Margen, Depot) iſt regelmäßig entſprechend 
Leiſtunde meinen Verkehrsanſchauung Hingabe zur Sicherung einer künftigen Differenzſchuld, nicht 


werdend im Sinne des $ 762 Abi 1 Satz 2 (8241). Solche Einſchüſſe können daher zurückgefordert 
1 105 80h RG 38, 232 und $ 762 A 3, ſowie abw. HG 30. 6. 09 1359/08, DIZ 09, 1267. — 


beſonde ahlung einer Vorprämie |. RG 79, 407; die Gründe dieſer Entſcheidung müſſen auf den 
h rei Fall der Vorprämie beſchränkt bleiben. 
vom 29 = Wirkungskreis des $ 764 ift weſentlich eingeſchränkt worden durch das Börſengeſetz 
b. 275 "96, vor allem hu bie Abänderung dieſes Geſetzes v. 8.5.08 (neue Faſſung 
v. 7. 3 88h RH Bl 215); Erweiterung des $ 96 ſ. Geſetz v. 23. 12. 20 (RG Bl 2317); dazu VO 
termingetabotr. den Ausschluß der Einreden des Spiels und des Differenzgeſchäfts bei Vörſen. 
Nez Ilg häten in Deviſen (RGBl 1, 20) und zur Frage der Rechtsgültigkeit dieſer Verordnung 
durch (, auch RG Warn 1929 Nr 35, HRN 1928 Nr 1587; ferner die Anderung des $ 7 Abſ 1 
988 Abl e v. 28, 12. 21 (RGGBl 1922, 25), des $ 50 durch VO v. 21. 3. 25 (ROW I, 31), des 
25, 293 durch Not BD v. 8. 12. 31 Teil 4 Kap. V Art 3 (RG Bl J, 716); ſowie zu den 88 10, 17, 


35 


„s das Geſ v. ö. 3.34 (NED I, 169). Dazu die Kommentare. Hier ift für das Verhältnis 
36* 
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zu den $$ 762, 764 nur folgendes hervorzuheben: a) Erlaubte Börſentermingeſchäfte (88 
50—62). Nach § 58 Börſch kann gegen Anſprüche aus den gemäß den Börſenbedingungen abge⸗ 
ſchloſſenen Börſentermingeſchäften in Waren oder Wertpapieren, die gemäß § 50 zum Börſen⸗ 
terminhandel zugelaſſen ſind (offizieller Börſenterminhandel), von denjenigen, für die das 
Geſchäft nach den Vorſchriften der 85 53, 54 (dazu RG 87, 18; 136, 106; 140, 345; 147, 112; 
153, 197; RG HRR 1935 Nr 792; RO IW 1921, 464°) und § 57 (dazu RG 82, 181; 87, 221; 90, 
250; 91 S. 43, 377; 129, 206; 136, 106; 139, 114; RG DX 1937, 1196; RG Warn 1934 Nr 164; 
1935 Nr 122; 1936 Nr 8) verbindlich ift, alſo namentlich von Vollkaufleuten, die in das Handels⸗ 
regiſter eingetragen find, von berufsmäßigen Börſenleuten, von Börſenbeſuchern und von Per⸗ 
ſonen, die im Inlande zur Zeit des Geſchäftsabſchluſſes weder einen Wohnſitz noch eine gewerbliche 
Niederlaſſung haben (börſengeſchäftsfähigen Perſonen), ein Einwand aus den $$ 762 u. 764 BGB 
nicht erhoben werden (Satz 1). Und ſoweit dieſer Einwand gegen die bezeichneten Anſprüche zu 
läſſig bleibt (bei der Beteiligung börſengeſchäftsunfähiger Perſonen am offiziellen Börſentermin⸗ 
handel), finden die Vorſchriften des Börſch über Befriedigung aus einer beſtellten Sicherheit 
und über Zuläſſigkeit der Aufrechnung (88 54, 56) Anwendung (Satz 2). Für die bei Geſchäften 
über Wertpapiere unter Beobachtung beſonderer Förmlichkeiten beſtellten Sicherheiten beſtimmt 
$ 54, daß, wenn auch nur der eine Vertragsteil eingetragener Kaufmann iſt, dieſer aus der Sicher‘ 
heit Befriedigung ſuchen kann. Und $ 56 ſchreibt vor, daß gegen Forderungen aus Börſentermin⸗ 
geſchäften eine Aufrechnung auf Grund anderer Börſentermingeſchäfte auch dann zuläſſig iſt, 
wenn dieſe Geſchäfte für den Aufrechnenden eine Forderung (insbeſondere gegen einen Nicht“ 
kaufmann, $$ 53, 54 Abſ 1) nicht begründen. Nach $ 55 kann das auf Grund d ee Br 
leiſtete nicht deshalb zurückgefordert werden, weil für den Leiſtenden nach den 85 52—54 eine 
Verbindlichkeit nicht beſtanden hat (dazu RG Warn 1935 Nr 136. Vorausſetzung für die An⸗ 
wendung aller dieſer Vorſchriften und damit für die Ausſchließung des Einwandes aus den 99 762 
und 764 bleibt aber, daß offizielle Börſentermingeſchäfte vorliegen; auf inoffizielle, wenn 
auch erlaubte Termingeſchäfte findet $ 58 keine Anwendung (RG 86, 406; 147, 119; R Seuff. 
83 Nr 56). Zu dieſen inoffiziellen Börſentermingeſchäften gehören nicht nur die über 
nicht zum Börſenhandel zugelaſſene Waren oder Wertpapiere abgeſchloſſenen Geſchäfte, ſondern 
auch ſolche über zugelaſſene Waren oder Wertpapiere, wenn fie unter anderen als den amtlich feſt⸗ 
geſetzten Bedingungen abgeſchloſſen worden find, vorausgeſetzt, daß die Abweichung einen weſent 
lichen Punkt betrifft (RG 86, 406; NG JW 1915 S. 7919, 100512; RG Warn 1914 Nr 157; 19¹⁰ 
Nr 68); ebenſo allgemein Geſchäfte, die an ausländischen Börſen abgeſchloſſen werden (RG 76, 37l; 
79, 381; 89, 358; Seuffl 67 Nr 176; 85 Nr 5). Dem Spiel- und Differenzeinwan 
bleiben hiernach unterworfen alle Börſentermingeſchafte — auch unter eingetragenen Kauf 
leuten oder anderen börſengeſchäftsfähigen Perſonen — in ſolchen Waren oder Wertpapieren, bie 
zur Zeit des Geſchäftsabſchluſſes zum Börſenterminhandel nicht zugelaſſen ($ 50) waren, ferner bie 
unter (weſentlich) anderen als den amtlich feſtgeſetzten Bedingungen und die an ausländiſchen 
Börſen abgeſchloſſenen Geſchäfte (inoffizielle Börſentermingeſchäfte); dahin gehören u. a. xt 
Wertpapiere, bei denen die Geſamtſumme der Stücke nach ihrem Nennwerte 20 Millionen mE 
nicht erreicht ($50 Abſ 4), Somit alle Kuxen, da dieſe überhaupt keinen Nennwert haben. D 1 
Spiel- und Differenzeinwand bleibt ferner zuläſſig, wenn von nicht börſengeſchäftsfähige 
Perſonen Börſentermingeſchäfte in zugelaſſenen Waren oder Wertpapieren abgeſchloſſen glas 
ſoweit nicht die angeführten Vorſchriften der $$ 54 u. 56 über Sicherheit und Aufrechnung 453 
greifen. Zu $$ 55, 59 f Rc 140, 132; 144, 311; 147, 149; 6 JW 1936, 15315; 1937, 12490 
zu 5 60 . RG 147, 112. Zur Frage der Sittenwidrigkeit eines Differenzeinwandes ſ. RG 144, at 
146, 194; R JW 1938, 2370; HRR 1935 Nr 1467. Über die Einrede der allgemeinen Ag) 
gegenüber dem Terminseinwand |. Rh DJ 1937, 1196; RG JW 1937, 245516, 26592“ ald 
Recht auf Rückforderung bei freiwilliger Leiſtung durch den die Unverbindlichkeit ſeiner Scha 
kennenden Terminſchuldner (RG 3 1936, 207212). Zur Anwendbarkeit des Deutſchen Börf 67. 
geſetzes auf Börſentermingeſchäfte, die im Ausland zu erfüllen find, ſ. § 61 und NO 134, ver 
b) Verbotene Börſentermingeſchäfte (55 63—70). Gegen Anſprüche aus dieſen finden in 
Spiel- und Differenzeinwand ohne Einſchränkung ſtatt. Verboten find Börſentermingeſ alt n) 
Anteilen von inländiſchen (MG 88, 91; 136, 106) Bergwerks- und Fabrikunternehmungen jeren 
ſoweit fie nicht durch Genehmigung zugelaſſen find ($ 63 Abſ 1), ferner in Waren oder Wertpapien z 
nach ausdrücklichem Verbote (§ 63 Abſ 2; vgl. Bek v. 20. 4. 99 über die Unterſagung öfte 
Börſenterminhandels in Kammzug), endlich find unbedingt verboten Börfentermingel ng 
in Getreide oder Erzeugniſſen der Getreidemüllerei ($ 65). § 68 Börſch, deſſen 

dem § 764 nachgebildet iſt, will den Differenzeinwand nicht etwa für alle Börſent 
geſchäfte in Getreide und Müllereierzeugniſſen regeln, ſondern nur das in § 67 55 miß⸗ 
handelsrechtliche Lieferungsgeſchäft in dieſen Waren treffen, ſofern es zum Beeren? 
braucht wird (vgl. NG 79, 234; 138, 122; 66 Warn 1929 Nr 17). Freilich hat der Di un bei 
einwand für die verbotenen Börſentermingeſchäfte keine praktiſche Bedeutung mehr; © 

den Termingeſchäſten in Getreide und Müllereierzeugniſſen kann der Schuldner ſogar Borſen⸗ 
leiſtete gemäß § 66 Abf 2 binnen zwei Jahren zurückfordern, und die übrigen verbotenen 
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termingeſchäfte ftehen dem Spiele völlig gleich (88 64,69). Zu dem Begriffe des Börſentermin⸗ 
0 überhaupt und feinem Unterſchied vom handelsrechtlichen Lieferungsgeſchäft ſ. R 

„361. 

Verleitung zum Börſenſpiel ſ. Börſch § 94. Die Verleitung kann auch dann, wenn 
der Tatbeſtand dieſer Beſtimmung nicht erfüllt ift, zur Nichtigkeit der Geſchäfte nach § 138 und 
zu Schadenserſatzanſprüchen des Verleiteten aus Vertrag und wegen unerlaubter Handlung 
nach § 826 führen (RG 90, 250; RG Warn 1916 Nr 277; 1930 Nr 32). 


Achtzehnter Titel 
Bürgſchaft 


1. Das weſentlichſte Merkmal des Bürgſchaſtsvertrags iſt die darin dem Gläubiger eines 
Dritten gegenüber übernommene Verpflichtung, für die Erfüllung der Schuld dieſes Dritten 
einzuſtehen, perſönlich aufzukommen, und die dadurch bedingte Abhängigkeit der Bürgſchafts⸗ 
verpflichtung von einer Hauptſchuld, mit der die erſtere ſteht und fällt (RG 71, 56; JW 1916, 904“; 
Warn 1910 Nr 378; 1917 Nr 241). Insbeſondere iſt die Bürgſchaft keine bloße Haftungsübernahme, 
Yondern echte Schuldnerſtellung, Reichel, Die Schuldmitübernahme (1909) S. 73. Der wirt⸗ 
ſchaftliche Zweck des Bürgſchaftsvertrags iſt die Sicherung des Gläubigers für den Fall, daß der 
chuldner nicht erfüllen wird. „Der Bürge muß die Folgen des wirtſchaftlichen Zuſammenbruchs 
des Schuldners auf ſich nehmen, auch wenn er nicht damit gerechnet hat. Daher KO $ 193 u. 
VerglS $ 73, die im Falle des Zwangsvergleichs die Rechte der Gläubiger gegen den Bürgen 
unberührt laſſen. Daher $ 768. Daher muß der wohlhabende Bürge, damit der Gläubiger im 
Kahmen von $ 242 zu ſeinem Rechte kommt, höher aufwerten, als der verarmte Hauptſchuldner, 
ne Warn 1927 Nr 106. Die akzeſſoriſche Natur der Bürgſchaft tritt hier aus inneren Gründen 
ainter dem Sicherungszweck zurück. Aber das find Ausnahmen; der Fall des Zwangsvergleichs 
. nicht entſprechende Anwendung auf den freiwilligen Vergleich zur Abwendung des Kon- 
8 res, Ach 92, 123. Der Bürge kann ſich auf eine dem Hauptſchuldner als Kriegsauswirkung 
Due Zwangsſtundung berufen, RG 93, 91. Dem Bürgen kommt auch $ 66 des Aufwch zugute. 
9 134, 126. Die Bürgſchaft begründet keine Geſamtſchuld mit der Verbindlichkeit des 
auptſchuldners, der Bürge wird vielmehr Schuldner eines eigenen Schuldverhältniſſes, 
eſſen Gegenſtand nicht die Hauptſchuld ſelbſt, ſondern nur die Sicherung ihrer Erfüllung iſt. 
dein kann für Schulden aller Art beſtellt werden, auch für höchſt perſönliche Leiſtungen. Daher 
nin Geſanitſchuldnerzeugnis, RG 53, 404; 65, 39. Vgl. $ 765 A !. An ſich bedarf daher der Bürge 
gt der beſonderen Fähigkeit des Hauptſchuldners zur Eingehung einer Verbindlichkeit. Eine 
m 30 chafteübernahme kann ein Handelsgeſchäft fein, die geſicherte Forderung aber nicht, BGB 
349, 350. Unrichtig RG in IW 1933, 131777, daß eine nicht börſentermingeſchäftsfähige Perſon 
ne rechtswirkſame Bürgſchaft für eine aus einem wirlſamen Börſentermingeſchäft herrührende 
mittendlichteit nicht übernehmen könne. Hiergegen ſchon Göppert in Anm ebenda. Die un⸗ 
Bac bare Übernahme fremder Verbindlichkeiten durch Rechtsgeſchäft (Interzeſſion) wird im 
8 nicht geregelt. Erwähnt wird fie in $ 1822 Ziff 10, woraus $ 414 nur ein Sonderfall iſt. 
fare it Verpflichtung für, neben oder nach dem Schuldner (Beitritt), Intervention iſt 
willige Leiſtung an den Gläubiger des Schuldners anſtatt des Schuldners, § 268. 
den g Die Bürgſchafts verpflichtung iſt eine Nebenverpflichtung und notwendig bedingt durch 
mern hand einer Hauptſchuld. Dies ift weſentlich und kann durch Vereinbarung nicht geändert 
ſondert, während die übrigen Vorſchriften dispoſitiber Natur find. Es beſteht keine Koordination, 
wirt un Subſidiarität und Akzeſſorietät. Das rechtliche Schicksal der Hauptverbindlichkeit 
bei derſeimmend auf den Umfang der Bürgſchaftsverpflichtung ein, $ 767, R& 134, 126, fie erliſcht 
(RS erjahrung der Hauptſchuld. Im Geſ. über Gewährung von Entſchädigungen v. 12 37 


uu Grund des ö ür Schuld des Verei 
n Geſ v. 26. 5. 33 oder 14. 7. 33 aufgelöſt, beſteht Bürgſchaft für Schuld des Vereins 
ae ger NG 148, 65. — Näheres bei $ 767. Dieſe Abhängigkeit beſteht auch, wenn ſich der Bürge 


znuld, deren jeweiſ⸗ ; i 767), d Veränderung auch ſi . 
5 jeweiliger Beſtand für fie maßgebend ift ($ 767), deren auch fie ver 
ee deren Gelöigen Aue — Erloſchen bringt (dic 71, 56; JW 1916, 904). Wurde 
Schund, 
ın 1 
dente rvertrag (Garantievertrag) vor (ſ. unten Vorbem 6). Die Hauptſchuld kann ſelbſt⸗ 
5 

nur di 
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Ag zu $ 765). Auch eine Verpflichtung aus einer Kreditbürgſchaft für künftig erſt entſtehende 
Forderungen geht auf die Erben des Bürgen über. Komm. zu $ 967 A 2; R& in JW 1911, 447; 
1932, 165610. Der Hauptſchuldner iſt aber nach Treu und Glauben verpflichtet, die Erben auf 
das Beſtehen einer Bürgſchaft aufmerkſam zu machen und ihnen etwaige weitere Kreditgewährung 
mitzuteilen, beſonders wenn Umſtände eingetreten ſind, die den Bürgen zu einer Kündigung 
veranlaſſen könnten, NG in JW 1932, 165516. Der Anſpruch aus einem Bürgſchaftsvertrag kann 
möglicherweiſe unbegründet fein, wenn die Geſchäftsgrundlage weggefallen iſt, $ 242. RG 146, 
379; 158, 166. Im Schuld RegGeſ v. 1. 6. 33 haben gegen den Betriebsinhaber beſtehende 
Bürgſchaftsforderungen keine beſondere Regelung gefunden. Dagegen ſind durch die Vorſchriften 
des Art 16 der 7. DurchfVoO v. 30. 4. 35 zur landwirtſchaftlichen Schuldenregelung (RGGBl 571) 
die Bürgſchaftsforderungen wegen Ungewißheit der Inanſpruchnahme des Bürgen einer rechts⸗ 
geſtaltenden Entſcheidung des Entſchädigungsamts unterworfen. Für die nicht angemeldete For 
derung tritt Vollſtreckungsbeſchränkung ein, fie erlöſcht nicht, OSGCelle JW 1937, 298959 und 
Pätzold Bemerkung hierzu. 

3. Der Bürgſchaftsvertrag ift ein Vertrag zwiſchen einer Perſon, dem Bürgen, und dem 
Gläubiger einer andern (RG 57, 66; 59, 10). Das Rechtsverhältnis, das zwiſchen der erſteren 
Perſon (dem Bürgen) und der letzteren (dem Hauptſchuldner) etwa beſteht, iſt für die aus dem 
Bürgſchaftsvertrage entſtehenden Rechte und Pflichten vollſtändig gleichgültig, wie auch eine 
Mitwirkung des Hauptſchuldners zum Zuſtandekommen des Bürgſchaftsvertrags nicht erforder 
lich iſt. Der Bürge kann ſich dem Hauptſchuldner zur Übernahme der Bürgſchaft verpflichtet 
haben durch Annahme eines Auftrags (58 662, 775), durch einen Dienstvertrag (88 611ff.; Ver 
pflichtung zur Übernahme der Bürgſchaft gegen eine Proviſion); er kann auch als Geſchafts⸗ 
führer ohne Auftrag ($$ 677ff.) handeln. Es iſt rechtlich möglich und zuläſſig, daß die Bürg⸗ 
ſchaft namens des Bürgen durch einen Bevollmächtigten oder gar durch den Schuldner ſei 
erklart wird, wenn dieſer zugleich Bevollmächtigter des Bürgen oder ſonſt für dieſen vertretung⸗ 
berechtigt iſt (RG 71, 219; 103, 418; 140, 218; Warn 09 Nr 189). Inſolge des Vurgſchaßze 
verhältniſſes tritt der Bürge mit dem Hauptſchuldner erſt in Rechtsbeziehungen durch die 
friedigung des Gläubigers, die nach $ 774 den Übergang von deſſen Forderung gegen den Haupt. 
ſchuldner auf ihn zur Folge hat (vgl. NG 59, 10). Haben mehrere ſich gleichzeitig als Mit- 
bürgen für dieſelbe Schuld verbürgt, fo bleibt regelmäßig die Rechtswirkſamkeit der Burgſchaſte⸗ 
erklärung unberührt dadurch, daß die des anderen Mitbürgen nichtig iſt. Es iſt davon aus 5 
gehen, daß der Gläubiger, wenn er eine Verſtärkung der ihm geleiſteten Bürgſchaft durch 5 
bürgſchaften verlangt aber nicht erreicht, doch damit einverſtanden iſt, daß es zum mindeſte! 
bei der einfachen Bürgſchaft verbleibt. MG 88, 412, von welchem Grundſatz in Nc 99, 62 MC 
abgegangen iſt, R& 138, 272. Es iſt aber nicht ausgeſchloſſen, daß die Parteien dahin a 
Bürgſchaftsübernahme vereinbaren, daß dieſe nur dann wirkſam werden ſoll, wenn alle a 
Bürgen vorgeſehenen Perſonen als Bürgen gebunden find. Eine dahingehende nicht zum FE, 
druck gebrachte Annahme des anderen Bürgen ſtellt aber nur einen Beweggrund dar und n 15 
fertigt nicht eine Anfechtung aus $ 119; RG HRR 1931 Nr 826. Durch die Novelle zur 3 
v. 13. 2. 24 iſt § 108 dahin geändert worden, daß das Gericht in allen Fallen der Beſtelung 
einer prozeſſualen Sicherheit nach freiem Ermeſſen auch die Stellung eines taugt it 
Bürgen uneingeſchränkt zulaſſen kann. Dabei muß allerdings das Gericht ſelbſt die Zeuge), 
des Bürgen in jedem Einzelfall prüfen. — lber Übernahme von Bürgſchaften durch eine 
gemeinde R ZAkf DR 1938, 97. a 

4. Die Bürgſchaft iſt ein einſeitig verpflichtender Vertrag. Nur der Bürge übernim zn 
Verpflichtungen; dem Gläubiger entſtehen aus dem Vertrage an ſich nur Rechte, keine en 
(vgl. darüber $ 765 A7 und $ 776 A 1), MG 65, 46. Immerhin muß auch der Gläubiger 2 
und Glauben wahren, R SeuffArch 98 Nr 87. Sonſt kann der Bürge Befreiung ver aug ner 
NG HR R 1938 Nr 510. Zur Schenkung wird aber die Bürgſchaft durch den Mangel e! ng 
Gegenleiſtung des Gläubigers nicht. Die Übernahme einer Bürgſchaft kann eine Schenker 
fein, aber nur dann, wenn der Gläubiger dadurch bereichert wird und beide Parteien afte⸗ 
die Unentgeltlichkeit der Zuwendung einig ſind (RG 54, 284; 90, 181). Die Bürgſch 95 
verpflichtung kann auch als Beſtandteil eines zweiſeitig verpflichtenden Verla, 
erſcheinen, wenn der Gläubiger darin eine Verpflichtung gegen den Bürgen Aber. 
die nicht nur Nebenverpflichtung, wie etwa eine Verpflichtung des Gläubigers, den dem Walen 
ſchuldner zu zahlenden Darlehnsbetrag an andere Perſonen (Bauhandwerker und Liefer 3 der 
auszuzahlen, ſondern wirkliche Gegenleiſtung iſt (RG 65, 46; 66, 425; 84, 232). Sit die der 
Fall, dann greifen für den Vertrag die ſonſt für die Bürgſchaft unanwendbaren Beſtimmun dtr. 
$$ 320 ff., insbeſondere das Rücktrittsrecht des § 326, Platz, jo auch Planck Vorbem 2a 6 den 
Die Bürgſchaftsübernahme gegen Zuſage des Kredits oder weiteren Kredits 11 hegen 
Hauptſchuldner kann einen zweiſeitig verpflichtenden Vertrag mit ſelbſtändiger mung 
leiftung darſtellen; fie kann aber ebenſowohl auch nur als eine Bürgſchaft mit Zweckbeſtim 
erſcheinen; beim Verſagen des Zwecks iſt dem Bürgen dann ein Bereicherungsanjprt lle ge⸗ 
$ 812 gegen den Gläubiger auf Herausgabe der durch die Bürgſchaft erlangten Vork 
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geben (RG JW 1911, 54015; vgl. auch JW 1912, 46410). Eine Bürgſchaft in der Weiſe zu be⸗ 
ſchränken, daß der Gläubiger weiteren Kredit nicht gewähren darf und eingehende Zahlungen 
dur Tilgung der Hauptforderung verwendet werden, iſt möglich, Rh JW 1939, 9912. Auch beim 
Bürgſchaftsvertrag kann ſich der Gläubiger, der für ſeine Forderung gegen einen Dritten einen 
Bürgen ſucht, einer culpa in contrahendo ſchuldig machen. Er braucht zwar dem in Ausſicht ge⸗ 
nommenen Bürgen die Verhältniſſe des Schuldners nicht von ſelbſt aufzudecken, wenn er aber 
darüber Angaben macht, muß er ſie wahrheitsgemäß geben und das, wonach er gefragt wird, darf 
er nicht verſchweigen, R HRR 1930 Nr 213. Auch im Buürgſchaftsvertrag darf der Gläubiger 
nicht gegen Treu und Glauben verſtoßen, RG SeuffA 1898 Nr 83. Das bewirkt aber nur Befreiung 
von der Bürgſchaft, RO 95, 347; RG JW 1937, 995. 3104: RG HRR 1930 Nr 1212. 

5. Beſondere Erſcheinungsformen der Bürgſchaft find: 

a) die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft, die ſich von der gewöhnlichen Bürgſchaft nur durch 
den Wegfall der Einrede der Vorausklage unterſcheidet ($$ 772, 773); die Bürgſchaft 
des Vollkaufmanns iſt ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft (88 349, 351 HG), ebenſo die Bürg · 
ſchaft aus einem Zwangsvergleich ($ 194 KO) und gerichtlichem Vergleich zur Abwendung des 
Konkurſes, die die Bürgſchaft unberührt laſſen, R& 134, 126; 148, 67. Darin liegt kein Verzicht 
des Bürgen auf die Einrede der Verjährung, R HRR 1938 Nr 510; 

b) die Ausfalls- oder Schadlosbürgſchaft, bei der die Verpflichtung des Bürgen 
erſt eintritt, wenn feſtſteht, daß der Gläubiger bei Anwendung gehöriger Sorgfalt durch 
1 e Zahlungsunfähigkeit und das Verſagen der ſonſt etwa beſtellten Sicherheiten einen Ver⸗ 
„tan feiner Forderung erleidet, dieſer Nachweis daher zur Klagbegründung gehört (RG 
, 186; JW 1912, 4551; Warn 1911 Nr 75; 1916 Nr 50; Seuffa 51 Nr 178). Nicht 
will der Bürge anders und ſtrenger haften als der Hauptſchuldner. BGB enthält keine 

onderen Vorſchriften. Sie bedarf der Schriftform, wenn es ſich nicht um einen Garantie⸗ 
Saag handelt, Rc Recht 1911 Nr 2726. Der Hinweis auf die eigene Zahlungspflicht des 

chuldners und deren Nichterfüllung macht eine Bürgſchaft nicht zur Ausfallsbürgſchaft, 
= dieſe Beziehung jeder Bürgſchaft eigen ift (R 29. 6. 11 VI 428/10.) Ausfallsbürgſchaft 
an ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft find nicht notwendig Gegenſätze; der Eintritt des Bürg⸗ 
ſchaſtsfalls kann von einem beſtimmten Ausfall abhängig gemacht und die Bürgſchaft dennoch 
ne ſelbſiſchuldneriſche im übrigen fein (vgl. Res JW 1914, 350%; Warn 1916 Nr 50; 1919 
166; LZ 1917, 6757). Die Haftungsübernahme für die Güte einer in Zahlung gegebenen 
5 etretenen Hypothek iſt keine Ausfallsbürgſchaft, ſondern eigene Gewährleiſtungspflicht aus 
m Veräußerungsvertrage (RG 60, 369; JW 07, 105°; 1910, 231%; vgl. auch RG 69, 416; 
aber unten Vorbem 6b); 
1 6) die Nach- oder Afterbürgſchaft, die dem Gläubiger gegenüber für den Bürgen über- 
mmen wird; Hauptſchuldner iſt indeſſen auch im Sinne dieſer Bürgſchaft der Dritte, deſſen 
949 d durch die Vor- und die Nachbürgſchaft geſichert werden ſoll, nicht der Vorbürge (R 83, 

Warn 1917 Nr 241); BGG enthält keine beſonderen Vorſchriften; 
hun) die Rückbürgſchaft, Überbürgſchaft, die dem Bürgen gegenüber für den Haupt⸗ 
Da idner wegen des Rückgriffsanſpruchs gegen dieſen übernommen wird (RG 61, 343; 146, 67). 
ſein der Rückbürge dem Bürgen gegenüber die Bürgſchaft übernimmt, daß der Hauptſchuldner 
ara Erſatverpftichtung gegenuber dem Bürgen erfüllt, RG 146, 69; Lg 1915 Sp 2212, fo folgt 
ee 4 daß der Bürge den Rückbürgen erſt in Anſpruch nehmen kann, wenn er ſelbſt auf Grund 
fo — Bürgschaft geleiſtet hat. Der Rückbürge befriedigt nicht den Gläubiger des Hauptſchuldners, 
gehen auf ihn nicht die Forderung des Gläubigers gegen den Hauptſchuldner kraft Geſetzes über ⸗ 
die N un. Gläubiger im Verhältnis zum Rückbürgen iſt vielmehr der Bürge, demgegenüber 
9 77 4 haft übernommen wird für die Rückforderung des Bürgen gegen den Hauptſchuldner, 
1 die Kreditbürgſchaft, die dem Schuldner beim Gläubiger laufenden Kredit zu ver⸗ 

ei bezwedt (ogl. daruber § 765 N 6). 
at wi der zivilrechtlichen Bürgſchaft ift die Wechſelbürgſchaft (Art 30 ff. WO v. 
Flöten Bl, 399) vgl. dazu R& 50, 12 u. 68, 155); der Wechſelbürge übernimmt eine 

10 eigene, geſamtſchuldneriſche Wechſelverpflichtung (RG 40, 58; 48, 155; JW 03 
14.8 Er 1911, 10618; 28 1920, 5632); das gleiche gilt von der Scheckbürgſchaft Geſ v. 

5 (RG Bl 1, 597) Art 25ff. Die Beſtimmungen des BoB find darauf nicht anwendbar. 
) Bürgſchaft auf Zeit, $ 777, und auf einen beftimmten Betrag, $ 767. 


E) Ro ’ ir die Schlußſchuld nach Beendi 

des Hondonutokorrentbürgſchaft. Der Bürge hat erſt für die Schlu eendigung 
montokorrents n r NG 136, 178; HAN 1934 Nr 1446. N 

er Ne ‚efungögarantie ift Bürgſchaft, wenn fie zur Ausbietung verpflichtet. Bezgl. 
i) thek R 91, 213; * 

dietn Hypothekenausfallbürgſchaft. Hypothekenbürgſchaft dagegen iſt im Zweifel Aus⸗ 
ngagarantſe. 


568 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


6. Dem Bürgſchaftsvertrage verwandte Verträge ſind: 

a) der Delkrederevertrag ($ 394 HGB), eine bürgſchaftsähnliche Erweiterung der Haftung 
des Kommiſſionärs gegenüber dem Kommittenten für den Dritten, mit dem er das aufgegebene 
Geſchäft abſchließt; 

b) der im BGB nicht geregelte Gewähr ⸗(Garantie-) Vertrag, der ſich vielfach mit der Bürg⸗ 
ſchaft nahe berührt aber keiner Schriftform bedarf, RG 61, 157. Aber die Grundſätze des 
Bürgſchaftsrechts finden auf ihn weder unmittelbar noch ſinngemäß Anwendung, RG 72, 140; 
NG in JW 1931, 5204. Die Verpflichtung aus dieſem Vertrage geht aber nicht auf die Erfüllung 
der Verbindlichkeit des Hauptſchuldners, auf ein Einſtehen für deſſen Perſon; ihr Gegenſtand 
iſt vielmehr die fachliche Haftung für einen beſtimmten Erfolg oder auch für ein beſtimmtes Ver⸗ 
halten des Schuldners, die Übernahme einer Gefahr oder eines Schadens, die dem Gläubiger 
aus dem Rechtsverhältniſſe mit einem Dritten erwachſen können und noch bevorſtehen müſſen 
(RG 61, 157; 72, 138; 79, 40; 82, 337; 90, 415; 92, 121; 146, 123; 148, 66; JW 1910, 2315 
1912, 4551; 1913, 65316; 1916, 398%; Warn 09 Nr 87; 1913 Nr 9; 1914 Nr 47; 1916 Nr 130; 
1923 Nr 10; Gruch 51, 191; 22 1922, 6814, 7122; 22. 4. 11 VI 296/10). Die Haftungs⸗ 
übernahme enthält die Begründung einer eigenen ſelbſtändigen, von dem Fortbeſtand 
der urſprünglichen Schuld unabhängigen Verpflichtung. So wenn dem Eintretenden 
wirtſchaftliche Vorteile aus dem unterliegenden Hauptvertrag unmittelbar zufließen oder er 
doch ein eigenes Intereſſe an dem Abſchluß oder der Erfüllung des Vertrags hat. Die neue 
Verpflichtung kann auch durch beſtärkende Schuldübernahme geſchehen, RG 64, 320; 71, 118. 
Soll aber für den Eintritt eines beſtimmten Erfolgs die Gewähr übernommen werden, liegt 
ein Garantievertrag vor. So wenn derjenige, dem ein Kaufangebot gemacht wird, den Ver 
käufer zur Annahme eines anderen Käufers an feiner Statt mit der Erklärung beſtimmt, daß er 
ſelber zahlen werde, wenn der andere nicht zahlen ſollte, R in ZW 1932, 15524. Die Grenze 
zwiſchen Gewährvertrag und Bürgſchaftsvertrag kann oft zweifelhaft fein. Bei einem felb- 
ſtändigen Garantieverſprechen muß der garantierte Erfolg ein anderer und weiterer ſein, als 
die bloße Vertragsmäßigleit der Leiſtung (R 71, 179; JW 1912, 28910; MG 19. 2. 26 VI 539/25). 
Das Einſtehen für die Güte einer Hypothek oder Grundſchuld zur Zeit des Vertra 
oder bis zur Rückzahlung des zu ſichernden Darlehns oder bis zur Inanſpruchnahme des Pfand“ 
grundſtücks iſt z. B. an ſich Gewährvertrag, R& Recht 1911 Nr 2726. Soll und will aber der 
Gläubiger im letzteren Falle von der Zwangsverſteigerung gar nicht berührt ſein, überläßt er 
vielmehr dem Gewährſchuldner die Gefahr, daß die Hypothek oder Grundſchuld zur Hebung 
gelangt, ſo daß dieſer den Ausfall zu decken hat, dann liegt nicht Gewährvertrag, ſondern Aus- 
fallsbürgſchaft vor; es handelt ſich nicht mehr um das Einſtehen für einen Erfolg, ſondern 51 
Erſatzerfüllung der Hauptverbindlichkeit in Höhe des Ausfalls (RG 60, 369; R 11. 10. 06 * 
27/06). Für die Wertbeſtändigkeit der Darlehnskaſſenſcheine hat das Deutſche Reich kein 
Garantie übernommen, RG 129, 115. Über die Ausbietungsgarantie, daß bei der Zwang? 
verſteigerung eines Grundſtücks eine Hypothek ausgeboten werde, Rh 90, 416; RG Gruch > 
971; JW 1931, 520%. Die Berechtigung aus dem Garantievertrag geht auf den neuen Gläubigen 
bei einer Einzelrechtsnachfolge nicht über; $ 401 findet feine Anwendung; doch kann ein ſolchet 
Übergang rechtsgeſchäftlich vereinbart werden und gewollt ſein, wodurch der Garantievertra 
der Bürgſchaft noch mehr ſich nähert (NG Warn 1916 Nr 130); 

c) der Kreditauftrag $ 778. Vgl. die Anmerkungen dazu; zutrnlt 

d) die Schuldmitübernahme (kumulative Schuldübernahme, Schuldbeitritt), der Eintr er 
eines Dritten, bisher ſchuldfremden, in eine beſtehende Schuldverbindlichkeit als Geſamtſchuldn. 
neben dem urſprünglichen Schuldner. Iſt Frage der Auslegung. Eingehend über ſie Weſterkamſ⸗ 
Bürgſchaft u. Schuldbeitritt (1909); Reichel, Die Schuldmitübernahme (1909). Das BGB han 
nicht geregelt, wohl aber ſehr gut Oſterr. ABGB $ 1344. Durch die Schuldmitübernahme bleibt = 
Schuld dieſelbe, es tritt nur ein anderer neben den Erſtſchuldner an die Stelle. Die für die For 
rung beſtellten Bürgſchaften bleiben beſtehen, wenn der Bürge in die Schuldübernahme willigt, die 
HRR 1935 Nr 1298. Zu unterſcheiden iſt hiervon die befreiende Schuldübernahme, 2 
Übernahme zu Alleinſchuld iſt und ſomit eine Nachübernahme iſt, und die Erfüllungsübe 
nahme $$ 414, 415, 427; Larenz, Vertrag u. Unrecht J. 122. Erhellt ein eigenes ſachlie nd 
unmittelbares Intereſſe des Schuldübernehmers — nicht etwa nur ein perſönliches n 
tereſſe, jo um einen Verwandten vor Strafanzeige zu ſchützen (RG 20. 9. 17 III 150/17) Daus 
den Leiſtungen des Hauptvertrags und kommen deſſen Vorteile auch ihm zugute, ſo kann de ung 
auf eine von der Verbindlichkeit des urſprünglichen Schuldners unabhängige Geſamtverpfüch ahme 
mit dieſem im Sinne des $ 421 geſchloſſen werden; in dieſen Fällen ift die Schuldmitübern 4. 
als ſelbſtändige Schuldverpflichtung anzuerkennen, auf welche die Vorſchriften der 98 „ 172 
nicht diejenigen über den Bürgſchaftsvertrag, Anwendung finden (RG 51, 120; 59, 232; 628, 9 
64, 318 (mit falſcher Überſchrift, Weſterkamp S. 12); 68, 126; 71, 113; 78, 37; 90, 45 398 
08 S. 31°, 1975, 6767; 09 S. 3896, 45914; 1911 S. 4491, 58122; 1913 S. 59711; 1916 ©. 1915 
1921 S. 3354; 1930 S. 34788, Warn 09 Nr 88, 268 u. 291; 1911 Nr 171; 1913 Nr 407; gen 
Nr 113; 1916 Nr 130; 1918 Nr 7; 1920 Nr 154; RG 5. 3. 23 VI 162/22. Die Entſcheidun 
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NG 68, 126; JW 08, 676°; Warn 1911 Nr 471 — vgl. dazu ferner RG 56, 130 — behandeln 
das im Bauverkehr häufige Eingreifen eines Dritten in das zwiſchen dem Bauherrn und ſeinen 
Handwerkern und Lieferanten beſtehende Schuldverhältnis durch das Verſprechen, ihnen aus 
eigenem Vermögen für die Bezahlung ihrer Leiſtungen aufzukommen. Hat den Dritten lediglich 
ein perfönliches Intereſſe für den Bauherrn oder für die Handwerker zum Eintritt für die Be⸗ 
zahlung beſtimmk, ſo iſt jenes Verſprechen als Bürgſchaft anzuſehen. Hat er aber ein eigenes 
ſachliches, ſei es rechtliches oder wirtſchaftliches Intereſſe an den Leiſtungen der Handwerker, 
an dem Fortgang der Arbeiten, die eingeſtellt ſind oder ohne ſein Eingreifen ins Stocken geraten 
werden, dann ſtehen der Annahme einer ſelbſtändigen Schuldmitübernahme rechtliche Bedenken 
nicht entgegen. Ein ſolches Intereſſe hat vor allem der Hypothekengläubiger des Grundſtücks, 
dem von der Einſtellung des Baues die Entwertung ſeiner Hypothek droht. Die Unterſcheidung 
iſt weſentlich wegen der für den Bürgſchaftsvertrag in $ 766 vorgeſehenen Form, die für die ver- 
wandten Geſchäfte, auch für die Schuldmitübernahme, wenn ſie wirklich eine ſolche iſt, nicht Platz 
greift. Nach der Art des Eingreifens des Dritten kann übrigens auch ein Kreditauftrag auf weiteren 

em Bauherrn zu gewährenden Kredit ($ 778), unter Umſtänden aber auch nur eine Zuſicherung 
vorliegen, für die vertragsmäßige Zahlung durch den Schuldner ſeine Bemühungen aufzuwenden 
(RG 56, 130; 9. 3. 03 VI 366/02). Nach Hubernagel, DEWNR 1936, 409 ſoll eine Schriftform 
nur bei virtueller Bürgſchaft, dem Eintritt eines Dritten, wenn die Schuld noch nicht feſtſtehe, 
geboten ſein, nicht aber wenn für den der Schuld Beitretenden die Lage aktuell feſtſtehe. Hier⸗ 
gegen Mänzel, DW R 1937, 94. Schuldverhältnis auch als Schuldung, RG 5, 11. Auch ein 
Umgehungsgeſchäft liegt in der Schuldmitübernahme nicht ohne weiteres vor, Reichel, Schuld⸗ 
mitübernahme S. 221, 251. 

e) bürgſchaftsähnliche Verpflichtungen, die durch das Geſetz geſchaffen find, ent- 
halten die 5 571 Abi 2 (Haftung des Vermieters für den infolge einer Veräußerung des Miet- 
grundſtücks in die Verpflichtungen des Vermieters eingetretenen Erwerber dem Mieter gegen ⸗ 
uber) und $ 1251 Abi 2 (Haftung des bisherigen Pfandgläubigers, der die durch Pfand geſicherte 
Forderung an einen Dritten übertragen hat, für die Erfüllung der mit dem Pfandrecht verbundenen 
Verpflichtungen dem Verpfänder gegenüber); ferner $ 36 Abſ 2 des Verlch v. 19. 7. 01 
de 1) die Übernahme der Verpflichtung zur Beſtellung eines Pfandes für die For⸗ 
e des Gläubigers gegen einen Dritten; ſie iſt keine Bürgſchaft und bedarf nicht der Schrift⸗ 
ſorm (MG Warn 09 Nr 207); a 5 
* 8) Constitutum debiti alieni, Vertrag, durch den ſich jemand dem Gläubiger eines 

ritten ſelbſtändig verpflichtet, die Verbindlichkeit des Dritten zu erfüllen; 

h) der Delkrederebertrag des HGB $ 394; 


268) Verſich erungsvertrag. Vgl. Gef über den Verſicherungsvertrag v. 30. 5. 08 (RGB 


9 k) Wechſelbürgſchaft. Sie ift keine Bürgſchaft des BGB, ſondern geſamtſchuldneriſche 
erpflichtung, RG 94, 85; 

hi ) Schuldübernahme, keine Bürgſchaft, iſt Haftung über die Schuld des Hauptſchuldners 
maus, NG Recht 1919 Nr 1958, ihm ſteht ein Erſtſchuldner nicht mehr zur Seite. 8 

nahm Gemeinden bedürfen nach preuß. Gef v. 29. 5. 31 (GS 73) zur rechtswirkſamen Über- 

iſt Me von Bürgſchaften der vorherigen Genehmigung, ein ohne dieſe abgeſchloſſenes Geſchäft 
nichtig. NG ZAk R 1938, 97; hierzu die Bemerkungen von Steffens. 


geleit a Verfahren nach ZRO $ 109 iſt auch zuläſſig, wenn die Sicherheit durch Bürgſchaft 
ut, 


8 765 
ch den Bürgſchaftsvertrag verpflichtet fih der Bürge gegenüber dem 
. eines Oritten, für die Erfüllung der Verbindlichkeit des Dritten 
ehen. 
N ber. Bürgfchaft kann auch für eine künftige oder eine bedingte Verbindlich⸗ 
„übernommen werden. 
L 668, 669 II 706; M 2 657600; P 2 460—464. 


Über die Merkmale des Bürgſchaftsvertrags und feine Unterſchiede von verwandten 
Verträgen ſ. die Vorbem. Über 8 und Abſchluß des Vertrags ſ. $ 766. Ein Anlaß, die 


ge ge 
nate 


ommt 
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zutreten übernimmt, iſt der Bürgſchaftsvertrag ein ſelbſtändiger Vertrag mit ſelbſtändigen 
Rechten und Pflichten. So hat die Bürgſchaft auch einen eigenen, nach § 269 zu beſtimmenden 
Leiſtungsort, nach dem ſich alsdann auch der Gerichtsſtand des Erfüllungsorts für den Bürgen 
gemäß § 29 ZPO richtet (RG 71, 56; 73, 262). Nur wo die Natur des Hauptgeſchäfts und feiner 
Leiſtung auf einen beſonderen Leiſtungsort hinweiſt, ſo daß auch der Zweck der Bürgſchaft die 
Leiſtung an dieſem beſtimmten Erfüllungsorte fordert, iſt der Erfüllungsort der Hauptſchuld 
maßgebend. Bei Geldſchulden, die die Regelfälle der Bürgſchaft bilden, iſt dies nicht anzu⸗ 
nehmen. Die Vereinbarung eines Erfüllungsorts im Hauptvertrage iſt allein nicht genügend, 
dieſen auch für die Leiſtung des Bürgen beſtimmend erſcheinen zu laſſen, und ebenſowenig be 
gründet es einen Unterſchied in dieſer Beziehung, ob eine gewöhnliche oder eine ſelbſtſchuldneriſche 
Bürgſchaft vorliegt (RG JW 02, 219%; Gruch 44, 1071; für das frühere Recht RG 9, 185; 10, 282; 
34, 15). Der Regel nach hat mithin der Bürge zu erfüllen, wo er zur Zeit der Eingehung der 
Bürgſchaftsverpflichtung feinen Wohnſitz hatte ($ 269). Nach dieſen Grundſätzen entſcheidet 
ſich auch die Frage, welchem örtlichen Rechte die Bürgſchaft unterſteht. „Das Recht der Haupt⸗ 
ſchuld iſt maßgebend dafür, was der Bürge zu leiſten hat, das Recht des Bürgſchaftsvertrages 
dafür, ob er zu leiſten hat“ (RG 54, 311; 71, 59; 96, 263; RG 21. 1. 26 IV 192/25), auch dafür, 
wo und unter welchen Vorausſetzungen er zu leiſten hat und welche Wirkungen ſeine Leiſtung 
für ihn hat; insbeſondere richtet ſich nach dem Rechte des Bürgſchaftsvertrags die Berechtigung 
der Einrede der Vorausklage und der Übergang der Hauptforderung auf den Bürgen, der gezahlt 
hat (RG 54, 311 [gem. R.], 61, 343; 62, 379). Auch die Form des Bürgſchaftsvertrags beſtimmt 
ſich gemäß Art 11 Abſ 1 Satz 1 Ech zunächſt nach dem Rechte, unter dem nach feinem Gegenſtande 
das Vertragsverhältnis ſteht, mit der Maßgabe jedoch, daß jedenfalls die Beobachtung der Form 
nach den Geſetzen des Ortes des Vertragsabſchluſſes genügt (Art 11 Abſ 1 Satz 2 Ech). Vgl. 
darüber $ 766 A 1. — Die Selbſtändigkeit des Bürgſchaftsvertrags äußert ſich ferner darin, daß 
der Anſpruch daraus ſelbſtändiger Verjährung unterliegt, die durch die gegen den Haupt- 
ſchuldner erhobene Klage nicht unterbrochen wird und umgekehrt (ſo die gem. Meinung; a. A. 
Dernburg l $ 180 A 4); die Verjährung iſt die dreißigjährige des $ 195, mag auch für die Haupt 
verbindlichkeit (vgl. $ 768 A J) eine kürzere Verjährung gelten. Anfechtung eines Bürgschaft?” 
vertrags eines 44 Mannes, wenn der Bürge über die Eigenſchaft des Gläubigers als eines Juden 
getäuſcht wurde, LH Nürnberg Di 1938, 905. 

2. Nur dem Gläubiger gegenüber; ein Verſprechen dem Schuldner gegenüber, daß man ſür 
ſeine Schuld aufkommen wolle, iſt keine Bürgſchaft (RG 57, 66; JW 1907, 105); es kann Schuld“ 
mitübernahme im Sinne des $ 415 fein, die wirkſam wird, wenn ihr der Gläubiger genehmigen 
beitritt, es kann auch eine Gewährübernahme bedeuten, insbeſondere wenn es ſich um eine ber 
dingte oder der Höhe nach noch unbeſtimmte Schuld handelt (vgl. Vorbem 3 u. 6). Die Erklärung! 
„man ſtehe dahinter und hafte mit feinem Vermögen“ kann eine Bürgſchaftsübernahme enthalten, 
NG 90, 415; 140, 218; JW 1932, 1552 Nr 4. Ein früherer Gläubiger, der die Hauptforderung 
rechtsgültig einem Dritten übertragen hat, kann für die Forderung einen Bürgſchaftsanſpruch 
nicht mehr erwerben (Rh 52, 181). Die Berechtigung aus einer Bürgſchaft geht auf den Sonder 
rechtsnachfolger des Gläubigers über ($$ 401, 412). Das gilt aber nur für ſchon entſtandene am 
ſprüche, nicht für künftige, noch nicht entſtandene Anſprüche; wurde eine Kreditbürgſchaft eine! 
Firma gegenüber übernommen und dieſe nachher veräußert, jo überträgt ſich die Bürgſchaft mi 5 
ohne weiteres auf das zwiſchen dem Erwerber der Firma und dem Hauptſchuldner fortgefeb!? 
Kreditverhältnis, das als eine neue Kreditverbindung zwiſchen zwei andern Perſonen erſcheink! 
wohl aber kann dies vereinbart werden (RG Warn 1914 Nr 184). Die Bürgſchaft für eine 
Wechſelſchuld verpflichtet auch den ſpäteren Indoſſataren gegenüber; denn die Bürgſchuf 
kann mehreren noch unbeſtimmten Perſonen gegenüber erklärt werden, die nacheinander di 
Forderung erwerben (NG Warn 1915 Nr 9). 

3. Der Bürge verpflichtet ſich, für die Erfüllung der Verbindlichkeit eines Dritten einzuſte hen, 
Daher kann auch ein Komplementär für die Schuld der Kommanditgeſellſchaft Bürgſchaft N 
nehmen, Ach 139, 252, die Geſellſchafter einer offenen Handelsgeſellſchaft für die Schuld DR 
Geſellſchaft, ſogar ein Geſamtſchuldner für den andern. Erforderlich iſt hiernach zunächſt ein 
gültige Verbindlichkeit des Hauptſchuldners. Das kann jede Art von Verbindi 
keit ſein, nicht nur eine Geldſchuld. Wenn die Hauptſchuld nicht beſteht, iſt auch die Bürgi 9 
nichtig. Deshalb ergreift die Unſittlichkeit der Hauptſchuld auch die Bürgſchaftsſchuld (RG) L831 34, 
216!, 4502). Die Bürgſchaftsverpflichtung fteht und fällt mit der Hauptſchuld, R 7L, 56; 198. 
246; Warn 1917 Nr 241. Sie ift hinfällig, wenn ſie unheilbar nichtig ift, RG HRR 1930 Nr 
Doch macht die Nichtigkeit des Hauptvertrags nicht auch die auf ſeiner Grundlage geſchloſſenen buch 
ſtändigen Geſchäfte und die hieraus erwachſenen Verbindlichkeiten nichtig, und deshalb bleiben f 
die hierfür eingegangenen Bürgſchaften gültig (Darlehen und Bierlieferungen aus einem wet 
Umgehung der 59 33, 147 Rchewd nichtigen Vertrage Rh 63, 143). Die Verbürgung für e 
„bares“ Darlehen ift nicht nichtig, wenn es ſich in Wirklichkeit um eine in ein Darlehen ung x 
wandelte ($ 607 Abſ 2) andere Schuld handelt; die Schuld befteht (RG 17. 6. 12 VI 550/11). der 
eine erloſchene Verbindlichkeit kann eine Bürgſchaft nicht mehr übernommen werden, wohl 
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für eine verjährte; denn die Verjährung, d. i. der Ablauf der Verjährungszeit, bringt die Verbind⸗ 
lichkeit nicht ſchon zum Erlöſchen, ſondern erſt ihre Geltendmachung; auch die verjährte Schuld 
iſt erfüllbar (5 222). Daß eine Bürgſchaft für die Einzelforderungen eines Kontokorrentverkehrs 
übernommen werden kann und trotz Aufgehens der Forderung in dem Rechnungsabſchluſſe wirk⸗ 
ſam bleibt, ergibt ſich aus § 356 HGB (RG Warn 1922 Nr 76; Gruch 54, 407; 7. 2. 07 VI 283/06; 
dal. dazu RG 76, 330). Jede gültige Verbindlichkeit kann Gegenſtand eines Bürgſchaftsvertrags 
ſein, wenn auch regelmäßig die Hauptverbindlichkeit in einer Geldſchuld beſtehen wird. Für 
deeldſchulden als Gegenſtand der Bürgſchaft gilt die beſondere Vorſchrift des 8 772 Abſ 1. Über 
je Bürgſchaft für künftige und für bedingte Verbindlichkeiten vgl. unten A 6. Verbindlichkeit 
ae Dritten im Sinne des Paragraphen kann nur ein Schuldverhältnis, eine perſönliche Ver⸗ 
indlichleit ſein; eine rein dingliche Schuld kann nicht Gegenſtand einer Bürgſchaftsverpflichtung 
fein. Die Bürgſchaft für eine Hypothekenſchuld bedeutet demnach immer nur das Ein⸗ 
beben für die mit der Hypothek verbundene perſönliche Schuld; zu der Hypothek als 
er dinglichen Sicherung tritt die Bürgſchaft als perſönliche Sicherung dieſer Schuld hinzu. 
g Bird eine „Bürgſchaft“ für den nur dinglich, nicht zugleich perſönlich haftenden Grundſtucks⸗ 
eigentümer wegen einer Hypothek übernommen, ſo entſteht kein Bürgſchaftsverhältnis; es liegt 
ann vielmehr ein Garantievertrag vor (RG 93, 234; Warn 1916 Nr 130). Wird das wegen Form⸗ 
mangels zunächſt unwirkſame Geſchäft durch nachträgliche Heilung wirkſam, ſo wird die 
urgſchaftserklärung im Zeitpunkt dieſer Heilung rechtsverbindlich, RG 134, 243. 
mi 4. Der Bürge übernimmt die Haftung für die Erfüllung der Verbindlichkeit; dieſe muß alſo 
- ch zu erwarten fein. Steht zur Zeit der Eingehung der Bürgſchaftsverpflichtung die Nichterfül⸗ 
ing ſchon feſt, ift die Erfüllung unmöglich geworden oder ift bei der Ausfallbürgſchaft der Ausfall, 
chte der Bürge einſteht, bereits erfolgt, ſo iſt die Bürgſchaft nichtig; doch kann, wenn dies beab⸗ 
55 igt war, in letzterem Falle ein anderes Rechtsgeſchäft — ſelbſtändiges Schuldverſprechen 
3 Böchntdübernahme — vorliegen; vgl. RG 90, 415. Die Leiſtung des Bürgen auf Grund 
Der ürgſchaftsvertrags iſt inhaltlich die gleiche wie die Leiſtung des Hauptſchuldners. 
1024 dhe haftet daher auch in Höhe der aufgewerteten Hauptforderung (RG JW̃ 
werde 1867). Beſtritten, ob der Bürge nicht für einen höheren Betrag in Anſpruch genommen 
a kann. Hierzu Lenz JW 1926, 1781. Sie kann freilich der Höhe nach beſchränkter ſein 
uldn Hauptſchuld, anderſeits kann fie nie über dieſe hinausgehen. Wenn die von dem Haupt⸗ 
Wirk ner geſchuldete Leiſtung eine derart perſönliche ift, daß fie der Bürge nicht anſtatt ſeiner be⸗ 
ten kann, ſetzt ſich die Verbindlichkeit des Bürgen in eine Geldleiſtung um. 
hat, Daß der Bürge dem Gläubiger für die Erfüllung der Hauptverbindlichkeit einzuſtehen 
% ebeutet, daß er dem Gläubiger das leiſtet, was er haben würde, wenn der Schuldner ſeine 
nern chtung erfüllt hätte. Der Bürge erfüllt nicht die Verpflichtung des Hauptſchuld⸗ 
Sch uld die durch ſeine Leiſtung überhaupt nicht erliſcht, da der Anſpruch auf die Leiſtung des 
kei 1 ners geg nach $ 774 auf den leiſtenden Bürgen übergeht; letzterer erfüllt vielmehr 
2 ne Bürgſchaftsverpflichtung; feine Leiſtung erſetzt dem Gläubiger die Erfüllung der 
anregt rbindlichkelt Ein Geſamtſchuldverhältnis zwiſchen dem Hauptſchuldner und dem Burgen 
eht alſo nicht. — Das Einftehen des Bürgen für die Erfüllung der Hauptverbindlichkeit 
bb d auf deren ganzen Umfang beziehen, es kann auch nur für einen Teil der Haupt⸗ 
um bernommen werden. Häufig iſt die Beſchränkung der Bürgſchaft auf eine beſtimmte 
er bei künftigen Verbindlichkeiten auf einen Höchſtbetrag. Die Bürgſchaft bezieht ſich 
einguſteher auf die ganze Hauptforderung, aber ſo, daß der Bürge dafür nur mit einem Teilwerte 
5 been hat. Es iſt aber auch möglich, daß der feſtgeſetzte Höchſtbetrag die Hauptforderung 
195. gu Oränten fol, fo daß für den Bürgen eine höhere Schuld nicht in Betracht kommt (RG 76, 
einer Aan 1910 Nr 115; Lg 1921, 141%; vgl. auch ZW 1912, 455 1 u. Warn 1914 Nr 15). Bei 
ſchaftsv ontokorrentbürgſchaft mit in dieſer Art beſtimmter Kreditſumme bezieht ſich die Burg. 
arn 19 b bahtung auf den Rechnungsabſchluß zur Zeit der Inanſpruchnahme des Bürgen (RG 
Vertrat 10 Ar 115). Es iſt nicht ſelbſtverſtändlich, vielmehr Frage der Auslegung des einzelnen 
VI ar ob ſich die Bürgſchaft auf die Zinſen der Hauptverbindlichkeit erſtreckt (R6 11. 10. 06 
Beh 06); wenn aber der Bürge die Verzinslichkeit der Hauptſchuld gekannt und keinen Vor⸗ 
auch für dia hat, ift in der Regel Verbürgung auch für die Zinſen anzunehmen, bei Kaufleuten 
3435) die üblichen Bankproviſionen; das Gegenteil muß dann der Bürge dartun (RG ZW 1912, 
es ſch we Regel nach erſtreckt ſich die Haftung des Bürgen auch auf Vertragsſtrafen, mit denen 
einen ahnlich verhält wie mit den Zinſen; ſelbſtverſtändlich iſt die Verbürgung dafür nicht. Für 
der Bu chaden, den der Gläubiger durch die Nichterfüllung des Hauptſchuldners erleidet, haftet 
Art 1 "ge nicht. Die Bürgſchaft kann unter einer Bedingung auſſchie bender wie auflöſender 
in dem Si mmen, ſie kann auch auf beſtimmte Zeit beſchränkt werden, letzteres ſowohl 
biger ge inne, daß die Verbindlichkeiten, die der Hauptſchuldner während dieſer Zeit dem Gläu- 
Vüraſchg uber eingeht, Gegenſtand der Bürgschaft fein jollen, als auch in dem Sinne, daß die 
1914 P. 1 överpflichtung mit Ablauf dieſer Bett erlöſchen ſoll (5 777 R 63, 11; 82, 382; Warn 
ſchaft it 175 ER 1917, 59210), vgl. des näheren zu 9 777. Bei zeitlich unbeſchrankter Bürg- 
em Bürgen ein Kündigungsrecht nach angemeſſener Friſt einzuräumen, RG, 
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Warn 1913, 289; 1914, 158; JW 1932, 165610; RG 130, 376. — In welcher Weiſe, mit welchen 
Worten, die Bürgſchaft, das Einſtehen für die fremde Verbindlichkeit, erklärt wird, iſt gleichgültig, 
wenn nur der Verpflichtungswille des Schuldners, zu zahlen, ſofern dieſer nicht vertragsmäßig 
zahlen werde, aus der Erklärung hervorgeht (RG Warn 09 Nr 87). In den Worten: „Wenn J; 
(der Schuldner) nicht zahlt, zahle ich“, kann eine Bürgſchaft gefunden werden (RG 4. 1. 06 VI 
134/05; RG 3% 1923, 368). Die Erklärung des Bevollmächtigten, neben dem Machtgeber für 
deſſen Schuld haften zu wollen, kann Bürgſchaft fein (NG JW 04, 40714). Eine Wechſelbegebung 
zur Sicherung der Forderung eines andern iſt keine Bürgſchaft, RG AW 1928, 2126. Der Bürg 
ſchaftsanſpruch iſt ein einheitlicher. Er kann in voller Höhe begründet ſein, auch wenn einzelne gegen 
den Hauptſchuldner gerichteten Anſprüche nicht unter die Bürgſchaft fallen, Reb HRR 1938 Nr 459. 

6. Die Bürgſchaft kann nach Abſ 2 auch für künftige oder erſt im Werden begriffene oder 
bedingte Verbindlichteiten übernommen werden, NG 134, 246. Eine Verpflichtung des Bürgen 
wird mit der Annahmeerklärung des künftig Berechtigten ſofort begründet; fie braucht im Ver⸗ 
gleichstermin eines Konkursverfallenen nicht wiederholt zu werden, RG 143, 104. Für künf⸗ 
tige, alſo ſowohl für die Erfüllung der in ihrer Höhe noch unbeſtimmten Verbindlichleiten, die 
aus einem ſchon beſtehenden Rechtsverhältniſſe einem Gläubiger gegenüber entſtehen werden, 
als auch für die Verpflichtungen des Hauptſchuldners aus künftig erſt abzuſchließenden und nur 
der Art nach im voraus beſtimmten Geſchäften oder zu begründenden Rechtsverhältniſſen (K 
56, 130; 57, 66; 62, 382; RG JW 1911, 9405; 1913, 642%; 13. 7. 08 VI 82/08). Ihre Begründung 
hängt vom freien Willen des Gläubigers ab. So iſt auch eine Bürgſchaft für alle Anſprüche einer 
Bank gegen den Hauptſchuldner, „ſie mögen bereits entſtanden ſein oder erſt entſtehen, Haupt⸗ 
oder Nebenſachen betreffen und herrühren aus welchem Rechtsgrunde immer“, zuläſſig; die 
Beſtimmtheit der Art nach ift hier durch den bankmäßigen Geſchäftsverkehr gegeben (RG x 
1912, 3522 u. 46511; Warn 1913 Nr 289; 29. 6. 11 VI 428/10). Eine ſolche allgemeine Bürg 
ſchaft begreift auch Bürgſchaftsſchulden des Hauptſchuldners, fo daß dadurch eine Nachbürg 
{haft entſteht (RG 83, 342). Der weſentlichſte Fall der Bürgſchaft für künftige Verbindlichkeiten 
iſt die ſog. Kreditbürgſchaft, die dem Schuldner beim Gläubiger einen laufenden Kredit ver 
ſchaffen ſoll und in der Regel in der Beſchränkung auf eine gewiſſe Höhe entweder für alle 
während der Dauer der Geſchäftsverbindung des Gläubigers mit dem Schuldner erſterem gege! 
letzteren entſtehenden Forderungen (NG Warn 1910 Nr 115; 1915 Nr 170), oder für die währen 
eines beſtimmten Zeitraums erwachſenden übernommen wird (RG 82, 382; 27. 4. 05 5 
516/04, 8. 2. 06 VI 193/05). Die Bürgſchaft für eine künftige Verbindlichkeit iſt nicht wie de 
Kreditauftrag widerruflich. Sie kann aber in angemeſſener Friſt gekündigt werden, RG JW u 
44712. Die Leiſtungsverpflichtung aus der Bürgſchaft entfteht in allen dieſen Fällen erſt mit d 5 
Begründung ber Forderungen des Gläubigers (RG JW 1911, 44712; Warn 1914 Nr 184). 22 
ſelbe gilt bei der Bürgſchaft für eine aufſchiebend bedingte Forderung, die wohl zu uni 
ſcheiden iſt von der in A 5 behandelten bedingten Bürgſchaft und auf die deshalb auch 5391 
keine Anwendung findet. Hat der Bürge den Eintritt der Bedingung verhindert, ſo iſt dieſe nich 
eingetreten. Bei einem ſchwebend nichtigen Rechtsgeſchäft tritt die Gültigkeit des Re i 
geſchäfts erſt mit der Heilung ein, z. B. 9 313, RG 75, 114; 115 S. 6, 12; 130 S. 248, 253. 8 
Bürgſchaftsverpflichtung war aber bei ſolchen im Werden begriffenen Hauptverpflichtungen 
gültig, RG 134, 246. Von der Verpflichtung für eine bedingte Verbindlichkeit iſt die beding 15 
Bürgſchaftsübernahme zu unterſcheiden. Dieſe kann auch für eine unbedingte Hauptſchnn, 
übernommen werden, wie umgekehrt für eine bedingte Hauptſchuld eine unbedingte Bürgſchal 
Damit wird aber an der Natur der Abhängigkeit nichts geändert. Zwiſchen Gläubiger und Bürge. 
oder zwiſchen Hauptſchuldner und Bürgen kann vereinbart werden, daß der Bürge dem Gläubige! 
gegenüber verpflichtet und dem Hauptſchuldner gegenüber berechtigt ſein ſoll, auf erſtes 1977 
rufen des Gläubigers Zahlung zu leiſten, Schütz, ZAk DR 1938, 157. Damit ſollen bar 
Einwendungen dem Hauptſchuldner nicht gänzlich abgeſchnitten werden, er ſoll ſie nur unmittel 
mit dem Gläubiger ſelbſt austragen. und 

7. Auslegung und Erfüllung des Bürgſchaftsvertrags ſtehen unter der Regel von Treu er 
Glauben nach 88 157, 242 BGB. So kann der Wunſch, eine Erweiterung der Bürgſchac 
pflichtung zu erhalten, nicht notwendig die Ablehnung der angebotenen Bürgſchaft bebe daß 
fondern iſt vereinbar mit der Annahme zunächſt der weniger befriedigenden Erklärung, rg 
der Bürgſchaftsvertrag zuſtande gekommen iſt, RG in JW 1931, 11813. Auch ſog. Zins eil 
ſchaften ſind nicht zugunſten des Bürgen beſonders eng auszulegen und umfaſſen im 3w 
auch Verzugszinſen, RG LI 1932 Sp. 529 Nr 3; HRR 1933 Nr 1004. Der Bürge, deſſen 95 
pflichtung dem Gläubiger die Befriedigung wegen ſe bie Forderung ſichern ſoll, handelt vertra - 
widrig, wenn er ſelbſt durch feine Handlungsweise die Vereitlung dieſer Befriedigung hatte 
führt. Das gleiche gilt aber nicht, wenn er nur für einen Teil der Hauptſchuld ſich verbürgt 9% 
und durch Verfolgung ſeines Rechtes auf Sicherſtellung gegen den Hauptſchuldner nad), dten 
wegen dieſes Teiles dem Gläubiger die Befriedigung wegen des durch die Bürgſchaft nicht geraden 
Teiles der Forderung entzieht, ſofern nicht aus dem Vertrage und den ihn begleitenden Unmel 
ein anderes erhellt (RG 11. 4. 04 VI 300/05). Der Gläubiger auf der andern Seite wird 
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den Bürgſchaftsvertrag zunächſt nur berechtigt, nicht verpflichtet; er hat dem Bürgen gegenüber 
keinerlei Wachſamkeits⸗ und Sorgfaltspflicht in bezug auf die Einziehung ſeiner Forderung, wenn ſie 
nicht etwa zur Bedingung der Bürgſchaft gemacht wurde (RG 87,327; 88, 410; Warn 1916 Nr 129; 
Wö1905, 720), auch keine Aufklärungspflicht gegenüber dem Bürgen bei Eingehung des Vertrags 
hinſichtlich der wirtſchaftlichen und Kreditverhältniſſe des Hauptſchuldners (Rh JW 1918, 876); 
HRR 1936 Nr 396. Der Gläubiger kann davon ausgehen, daß der Bürge ſelbſt ji über den 
Hauptſchuldner vergewiſſert, ja oft darüber beſſer unterrichtet iſt als der Gläubiger. Den Schuldner 
dagegen trifft dem Bürgen gegenüber eine Aufklärungspflicht. Nur über die Höhe der Ver⸗ 
pflichtungen des Hauptſchuldners und die neben feiner Bürgſchaft noch beſtehenden Sicherheiten 
muß der Gläubiger dem Bürgen Auskunft geben. Bei der Durchſetzung ſeiner Anſpruche braucht 
der Bürge ſeine Belange nicht hinter die des Gläubigers zurüdzuftellen, muß aber ſeine berech⸗ 
tigten Belange nach Treu und Glauben beachten. Schütz, ZAk DR 1938, 185; RG 29, 141; NRG 
146, 376; 158, 166; HRR 1930 Nr 12112; 1936 Nr 396; 1938 Nr 1439; JW 1936, 988°; 1937 3104“ 
reu und Glauben hat aber auch er gegenüber dem Bürgen zu wahren; auch über die Beſtimmung 
des $ 776 hinaus, die ihm verbietet, anderweit beſtellte Sicherheiten zum Nachteile des Burgen 
aufzugeben, darf er deſſen Stellung nicht willkürlich oder durch grobe Fahrläſſigkeit verſchlechtern 
(RE JW. 05, 72011). S. des näheren zu $ 776. Und der Bürge, der ſich einem Geſchaftsherrn 
gegenüber für die Anſprüche verbürgt hat, die dieſem aus dem Dienſtverhältnis mit einem Ange⸗ 
ſtellten (Kaſſierer) entſtehen würden, haftet nicht für die Schadenserſatzforderungen aus Unter- 
ſchleifen des letzteren, die durch die eigene grobe Nachläſſigkeit des Geſchäftsherrn in der Aufſicht 
über feine Angeſtellten erſt möglich geworden find (RG 29, 141; Warn 08 Nr 494). Für die An⸗ 
echtung eines Bürgſchaftsvertrags wegen Irrtums, Argliſt (NG 85, 322; JW 03 Beil Nr 237; 
1916, 12702; Warn 1915 Nr 189) oder widerrechtlicher Drohung wie für das Erloſchen des 
Burgſchaftsverhältniſſes iſt auf die allgemeinen Vorſchriften zu verweiſen. Die Anfechtung 
wegen Irrtums kann im Hinblick auf das Eintrittsrecht des Bürgen nach $ 774 darauf gegründet 
ſein, daß der Bürge angenommen hatte, dem Gläubiger ſei vom Hauptſchuldner ein Pfandrecht 
zur düse unn der Forderung gültig beſtellt worden, ſofern der Bürge erkennbar nur mit Rückſicht 
auf dieſe anderweite Sicherheit die Bürgſchaft übernahm (MG 75, 271). Eine Beerbung des 
Dauptfehulbners durch den Bürgen läßt die Bürgſchaft nicht erlöſchen: die ererbte Hauptſchuld 
\ Nachlaßſchuld, die Bürgſchaftsſchuld perſönliche Schuld des Bürgen, jo daß dieſer ſich wegen 
der letzteren auf die beſchränkte Erbenhaftung nicht berufen kann (RG 76, 54). Ein Verzicht 
0 Gläubigers kann nur durch Erlaßvertrag mit dem Bürgen gemäß $ 397 erklärt werden; durch 
6 ohne Zuziehung des Bürgen errichtete einſeitige Verzichtsurkunde wird dieſer nicht befreit 
M 6 24. 2. 02 VI 32/01). Ein Kündigungsrecht ſteht dem Bürgen, wenn es nicht vereinbart 
ft, an ſich nicht zu. Doch ift ein ſolches dei Kreditbürgſchaften von unbeſtimmter Dauer dem 
rgen nach Ablauf eines angemeſſenen Zeitraums der Regel nach nicht zu verſagen; es kommt 
191 die Geſtaltung der Umſtände und den Zweck der Bürgſchaft im einzelnen Falle an (RG JW 
bill, 44712; Warn 1913 Nr 289; 1914 Nr 158). Die Kündigung muß in ſolchem Falle unter 
6 iger Rücksichtnahme auf die zwiſchen dem Gläubiger und dem Hauptſchuldner beſtehende 
N: eſchäftsverbindung erfolgen (RG Warn 1913 Nr 289). Die Vereinbarung zwiſchen dem Bürgen 
eine em Gläubiger, daß dieſer dem Hauptſchuldner keinen Kredit mehr gewähren dürfe, kann bei 
17 Kreditbürgſchaft auf unbeſtimmte Zeit als zuläſſige Kündigung aufgefaßt werden (RG L8 
nur f 59210), Die Verſchlechterung der Vermögenslage des Hauptſchuldners gibt dem Bürgen 
gra den Befreiungsanſpruch gegen dieſen nach $ 775 unter den Vorausſetzungen dieſes Para- 
Banden, jedoch kein Kündigungsrecht gegenüber dem Gläubiger; es iſt gerade der Zweck des 
des Ochafksverkrags, den Gläubiger gegen die Gefahren aus der Vermögensunzulänglichtett 
zur A uldners zu decken. Der Wegfall der Geſchäftsgrundlage bildet an und für ſich keinen Grund 
Fra ufhebung des Bürgſchaftsvertrags, ob das Feſthalten gegen Treu und Glauben verſtößt, iſt 
derttg der Auslegung, RG 158, 166. — Über die Verjährung der Anſprüche aus dem Burgſchafts⸗ 
und age ſ. A 1 am Schlufie. Der Erfüllungsort beſtimmt ſich nach den allgemeinen Grundſätzen 
ft nicht der der Hauptſchuld, ſofern ſich nichts anderes aus dem Vertrag ergibt (RG 9, 185; 
nach 82 30, 299; 34, 17; 54, 315; 71, 59; 73, 262; 96, 263). Das Bürgſchaftsverſprechen kann 
. —5 . werden, RG 118, 360. 1 6 durch Bargſchalt, 380 $ 781 

5 Sur Frage der Sicherheitsleiſtung im Prozeß dur r ft, 850 8 
FR dgl. Sonner, an REN 8. 22 und Bredenkamp in JW 1927, 2452. Die bloße 
} „egung der Bürgſchaftsurkunde bei Gericht genügt nicht, fie muß dem Gegner zugehen 

nderlich JW 1926, 2560; 1927, 2558; Arons 93 1927 Sp. 1192). 
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Be Gültigkeit des Bürgſchaftsvertrags iſt ſchriftliche Erteilung der Bürg- 
erfülle erklärung erforderlich. Soweit der Bürge die Hauptverbindlichkeit 
" bird der Mangel der Form geheilt. 
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1. Die Gültigkeit des Bürgſchaftsvertrags iſt davon abhängig, daß die Verpflichtungserklä⸗ 
rung des Bürgen in ſchriftlicher Form erklärt iſt; die nur für die letztere vorgeſehene Form iſt 
alſo inſoweit zugleich notwendige Form des Bürgſchaftsvertrags (RG 62, 379; 145, 231). Das 
gilt auch für den Vorvertrag; RG 76, 304. Die Bürgſchaft iſt von der kumulativen Schuldüber⸗ 
nahme zu unterſcheiden. Bei dieſer hat der Übernehmende ein eignes Intereſſe an der Auf⸗ 
rechterhaltung der Forderung, RG 68, 129. Die beiderſeitigen Vertragserklärungen 
brauchen nicht ſchriftlich zu ſein. Zum Zuſtandekommen eines Bürgſchaftsvertrags be⸗ 
darf es keiner förmlichen Annahme durch den Glaubiger, ſchon durch die bloße Enk⸗ 
gegennahme der Erklärung kann er zuſtande kommen, Rc 57, 67; JW'ͤ 1931, 1181; 
HAN 1933 Nr 725. Das iſt von Wichtigkeit für die Frage, nach welchem örtlichen Rechte 
die Form des Bürgſchaftsvertrags gemäß Art 11 Abſ 1 Es ſich zu richten hat (ſ. 8 765 A 1). Nach 
Abſ 1 Satz 1 find für die Form eines Rechtsgeſchäfts grundſätzlich die Geſetze maßgebend, unter 
denen das ſeinen Gegenſtand bildende Rechtsverhältnis ſteht, bei Verträgen nach der herrſchenden 
Lehre, die auch vom RG 54, 311; 73, 379; ZW 07 S. 3597 u. 386°; 1911, 1482 vertreten wird, die 
Geſetze des Erfüllungsorts, während RG 61,343 u. 62, 379 ſich für das Perſonalſtatut des Schuld⸗ 
ners, bei dem Bürgſchaftsvertrage alſo des Bürgen ausgeſprochen haben. Demgemäß iſt unter 
allen Umſtänden die Beobachtung der in dieſen Geſetzen für den Bürgſchaftsvertrag vorgeſehenen 
Form genügend, auch wenn fie die mildere iſt (MG 61, 343; 62, 379). Gemäß Abi 1 Satz 2 des 
Art 11 ſoll aber auch die Form ausreichen, die die Geſetze des Ortes vorſchreiben, „an dem das 
Rechtsgeſchäft vorgenommen wird“. Dieſe Beſtimmung kommt mithin zur Anwendung, 
wenn die Formvorſchrift der Geſetze des Abſ 1 Satz 1 die ſtrengere iſt. Als den Ort, an welchem 
der Bürgſchaftsvertrag vorgenommen wird, ſieht RG 62, 379 mit Rückſicht darauf, daß der Vertrag 
erſt durch die Annahme der Bürgſchaftserklärung ſeitens des Gläubigers, die die Willenseinigung 
darſtellt, geſchloſſen wird (ſ. A 3), denjenigen an, wo die Annahme erklärt oder ($ 151) für erklärt 
zu erachten iſt. Der Bürgſchaftsvertrag kommt nach dieſer Auffaſſung formlos gültig zuſtande, 
wenn nach den Geſetzen des ausländiſchen Ortes, wo die Annahme erfolgte, eine Form für den 
Bürgſchaftsvertrag überhaupt nicht vorgeſehen iſt, während die Form des § 766 für die Ver 
pflichtungserklärung des Bürgen gewahrt fein muß, wenn auch nur die Annahme durch den Gläu⸗ 
biger im deutſchen Inlande erfolgte, da fie den Ort des Vertragsſchluſſes beſtimmt. Zutreffend 
wird hierfür geltend gemacht, daß es keinen Unterſchied begründen könne, ob die anbietende Ver⸗ 
tragspartei zu der annehmenden hinreiſe, oder ob ſie dieſer ihren Antrag in einer ſchriftlichen 
Erklärung überſende (a. M. Staudinger II Da zu Art 11 Ec, die die Beobachtung der Formen 
beider Rechtsgebiete für erforderlich erachten. Habicht, Int Prür Art 11 EG A 5, hält, wenn nur 
das Geſetz des einen Rechtsgebiets eine Form, und zwar nicht für den Vertragsſchluß überhaupt, 
ſondern allein für die Erklärung der einen Vertragspartei vorſieht, die Beobachtung der Form 
nur für dieſe Erklärung erforderlich, wenn die Erklärung in dem Lande abgegeben wird, das die 
Form vorſchreibt, wogegen der Vertragsſchluß formlos iſt, wenn die Erklärung in dem ander! 
Rechtsgebiete abgegeben wird). — Auch für den Bürgen des Grundſtücksverkäufers gilt nur die 
Formvorſchrift des § 766, nicht des § 313, RG 140, 216. — Verträge, die eine Bürgſchaft nicht neu 
begründen, ſondern nur eine beſtehende, die ſonſt erlöſchen würde (infolge einer Schuldübernahme 
8 418 Abſ 1 oder infolge einer Umwandlung der Hauptſchuld in ein Darlehen, § 607 Abſ 2 u. a.), 
aufrechterhalten, unterliegen nicht der Form des $ 766 (NG 70, 411). War aber die alte Bürg⸗ 
ſchaft zur Zeit des neuen Vertrags bereits erloſchen, fo bedeutet die Aufrechterhaltung eine neue 
Bürgſchaft, und $ 766 wird anwendbar (RG 59, 42; Warn 1910 Nr 114). Der Form des $ 700 
unterliegen auch Bürgſchaftsvorverträge (RG 76, 303). In den Fällen, in denen die Schuld 
mitübernahme in Wahrheit inhaltlich als Bürgſchaft erſcheint (ſ. Vorbem 64 vor $ 760), 
gilt die Formvorſchrift des $ 766 ebenſo dafür (R& 51, 120; 59, 232; 64, 318; Warn 1920 Nr 154% 
Auf die dem Bürgſchaftsvertrage nur verwandten Verträge findet die Formvorſchrift en 
keine Anwendung. Die ehemännliche Zuftimmung zur Bürgſchaftserklärung der Frau nach 
9 1399 Abſ 2 bedarf nicht der Form des $ 766 (RG 88, 426). Die Bürgſchaft iſtformfrei, wenn 
ſie auf der Seite des Bürgen ein Handelsgeſchäft eines Vollkaufmanns iſt (HGB 88 343, 345, 
350, 351; RG JW 1906, 87, 691). ift 

2. Schriftlich, d. i. durch eine von dem Ausſteller eigenhändig durch Namensunte rſcheiß 
oder mittels gerichtlich oder notariell beglaubigten Handzeichens unterzeichnete Urkunde ($ 126). 
Dem Formzwang des $ 313 unterliegt die Erklärung nicht, RG 134, 245; 140, 219; Staub 9 91 
(14. Aufl.) zu 9349 A6. — A. M. Staudinger BOB zu 9 313 AA 13. Die Urkunde wird 1 
durch telegraphiſche Übermittlung oder durch Briefwechſel erſetzt; denn die Beſtimmi gef 
$ 127 gilt nur für die gewillkürte Schriftform; das ſchließt nicht aus, daß die Bürgſchaft durch? 018 
oder Poſtkarte erklärt wird, ſofern die ſchriftliche Erklärung dem $ 126 entſpricht (RG Warn 1: n 
Nr 114). Der rechtsgeſchäftliche Wille muß ſich unmittelbar aus demjenigen Schriftſtück ergeben / 
durch deſſen Abfaſſung der Form genügt wird (NG 57, 258). Erfolgt die Ausſtellung der Urban 
durch einen Vertreter (Unterzeichnung mit dem Namen des Machtgebers nach RG 74, 69 gu ifte 
Ach 76, 99), fo bedarf die Ermächtigung zur Abgabe der Erklärung für den Vertretenen der Schr 
form nicht ($ 167 Abſ 2); aber fie muß erkennen laſſen, daß die Vertretungsmacht dahin gehe 
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ſoll, ein formgerechtes Rechtsgeſchäft abzuſchließen. Deshalb begründet eine Ermächtigung: 
„Sagen Sie den Leuten, daß ſie ihr Geld bekommen werden!“ keine Vertretungsmacht für die 
Ausſtellung einer Bürgſchaftsurkunde (NG JW 03 Beil Nr 184). Im übrigen ift jedoch der Auf⸗ 
trag zur Abgabe einer Bürgſchaftserklärung zugleich als auf Vornahme des Rechtsgeſchäfts in 
wirkſamer Form gerichtet anzuſehen. — Die Unterſchrift des Ausstellers muß unter der Urkunde 
ſtehen, ihren Inhalt der äußeren Erſcheinung nach decken; dagegen iſt nicht erfordert, daß die 
Unterſchrift erſt unter den fertigen Text geſetzt werden müßte; wird der Text in die unterſchriebene 
Urkunde dem Willen des Augftellers entſprechend nachträglich eingerückt, jo ift damit eine gültige 
Urkunde nach $ 126 hergeſtellt (RG 57, 66). Die ſchriftliche Form wird, wenn die Bürgſchafts⸗ 
erklärung in einem prozeſſualiſchen Verfahren erfolgt, in allen Fällen durch die prozeß⸗ 
mäßige Beurkundung (des Vergleichs, des Verzichts, der Anerkennung) erſetzt. Insbeſondere 
kommt hier die im Termine zum Zwangsvergleich über den Konkurs des Hauptſchuldners von 
einem Dritten übernommene und im Protokoll des Konkursrichters beurkundete ſog. Akkordbürg⸗ 
ſchaft in Frage (N 56, 70; 64, 82); desgleichen die Verbürgung für ein Gebot im Zwangsver⸗ 
ſteigerungsverfahren (RG Warn 08 Nr 369 u. 26. 3. 08 VI 288/07). Über den Inhalt der Urkunde 
L A 4. Unzuläſſige Rechtsausübung, wenn der Einwand der Formungültigkeit erſt nach 30 Jahren 
gebracht wird, RG VI 226/37 22. 1. 38. 
bi 3. 8 766 erfordert die ſchriftliche Form für die Erteilung der Bürgſchaftserklärung, richtiger: 
3 dem Gläubiger gegenüber zu bewirkende Erteilung einer in ſchriftlicher Form ausgeſtellten 
N rgſchaftserklärung. Nur die Erklärung der Bürgſchaft bedarf der Schriftform. Die im 
mibnen des Bürgſchaftsvertrags abgegebenen ſonſtigen Erklärungen ſind wirkſam, auch die 
mündlichen. Die in der Urkunde enthaltenen Erklärungen haben die Vermutung der Vollſtändig⸗ 
= für die Verpflichtung als Bürge für ſich, nicht für den übrigen Vertragsinhalt; RG JWIIL, 
1 1918, 367°; HRR 1936 Nr 597. Erteilt iſt die Erklärung noch nicht durch die Unterzeichnung der 
runde, ſondern erſt durch die Übergabe an den anweſenden oder die Zuſendung an den abweſen⸗ 
Gläubiger. Unter Erteilung iſt aber nicht nur die Aushändigung des die Erklärung enthaltenden 
in delta, ſondern jeder Akt zu verſtehen, durch den ſich der Erteilende zugunſten des andern 
er Weiſe entäußert, daß dieſer darüber verfügen kann, RG Gruch 51, 181; SeuffA 80, 145; 
zu RR 1932 Nr 1917, und ſie wird wirkſam erſt in dem Zeitpunkt, in dem ſie dem Gläubiger 
zugeht ($ 130), er darüber die tatſächliche Verfügungsgewalt erlangt; bis dahin kann fie unter 
ng Pſenden widerrufen, unter Anweſenden zurückgezogen werden (R& 61, 414; 126, 122; Warn 
u 353; 28 1918, 106715; JW 1927, 38%. Die Bezugnahme auf eine ſchon in den Händen 
lei Gläubigers befindliche, vom Bürgen ausgeſtellte Urkunde iſt der Hingabe einer neuen Schrift 
u ertig; doch ift eine frühere Urkunde, die zum Zwecke einer andern und bereits erledigten 
766 haft ausgeſtellt und gegeben war, untauglich, für eine neue Bürgſchaft die Form der $$ 126, 
ern erfüllen (RG 59, 42; Warn 1910 Nr 114). Die Erteilung einer Abſchrift der Bürgſchafts⸗ 
Jung genügt dem Erfordernis des $ 766, R& 61, 414; 126, 123. 
legun Die für die Bürgſchaftserklärung in $ 766 vorgeſehene Urkunde unterſteht dem Aus⸗ 
fe je Beundfaße des $ 133, auch hinſichtlich der Bedeutung ihrer Unterſchriften, ob der Aus- 
zur v für ſich oder als Vertreter anderer handelte (RG 71, 115; 75, 1; 95, 125; JW 1917, 154); 
Wille usle gung dürfen in den Grenzen der Vereinbarkeit des anderweit ermittelten wirklichen 
zens mit der urkundlichen Erklärung auch außerhalb der Urkunde liegende Umſtände 
on andern Urkunden enthaltene Erklärungen herangezogen werden (RG 57, 259, 59 217; 
6855. 2,7, 115; 76 ©. 193, 303; 78, 37; 82, 70; 94, 89; 95, 125; JW 05, 3365; 06 S. 874 u. 
iſt n in, 642%; 1931, 11811; Warn 09 Nr 140; L8 1920, 5632). Wichtig für die Auslegung 
falls entlich der Vertragszweck, RG in BayRpfig. 1927, 321. Die Urkunde muß aber jeden- 
Juha ber Zuhilfenahme dieſer Umſtände und Erklärungen den beſonderen rechtsgeſchäftlichen 
Ausdru At Bürgſchaftsverpflichtung erkennen laſſen und ihm einen wenn auch unvollkommenen 
für eine leihen; vor allem muß das weſentliche Merkmal dieſer Verpflichtung, das Einſtehen 
* 379. beſtimmte angegebene fremde Schuld, darin erkennbar enthalten fein RG 57, 258; 59, 218; 
1917 Nr 69,143; 76, 195; 78,37; 94,85; 145,229; JW 1917, 1541; Warn 08 Nr 506; 1910 Nr 410; 
a 25 288); ebenſo der Gläubiger und Schuldner. Der ſolenne Ausdruck „Bürgſchaftsüber⸗ 
dla 8 iſt nicht erforderlich, RG 59, 219; 62, 172. Die Benennung einer falſchen Perſon 
Ourgschrpiſchuldner dich 82, 70, die Nichtbezeichnung des Gläubigers dc 62, 379 kann die 
Nichtn aft mangels anderweiter Erkenntnisquellen unwirkſam machen, anderſeits kann die 
laſſen mung des Hauptſchuldners, ſofern dieſer ſonſt erkennbar ift, die Bürgſchaft wirkſam 
Unter „ch 76, 195. Deshalb genügt ein jelbftändiges Schuldverſprechen oder die 
ſchrift dehnung eines Wechſels in der Abſicht bürgſchaftlicher Verpflichtung der Vor⸗ 
zeichnn es g 766 nicht (RG 51, 110; 65, 407; 94, 85; vgl. beſonders über die Bedeutung der Unter- 
187817) eines ſog. Garantie wechſels: R 48, 152; 51, 114; 61, 6; 94, 85; 96, 186; LZ 1916, 
(RG 49 ebenſo nicht die bloße Mitunterzeichnung der über die Hauptſchuld ausgeſtellten Urkunde 
lügung 5 727 77, 378; 78,37); wohl aber kann eine ſolche Mitunterzeichnung mit der Hinzu⸗ 
gegen ni er Worte „als Bürge“ für ausreichend erachtet werden (RG and. und 61, 343). Da⸗ 
cht mit dem Zuſatz „in Haftung“, der das Einſtehen für fremde Schuld nicht erkennen 
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läßt (NG Warn 1910 Nr 410). Aus der Urkunde muß ferner die Schuld, für die gehaftet werden 
ſoll, und deshalb auch die Perſon des Hauptſchuldners (RG 82, 70) hervorgehen, und fie muß 
die Perſon des Gläubigers erkennen laſſen (RG 62, 379), wenn auch weder die Schuld ihrem 
Betrage nach, noch die Perſon des Gläubigers und des Schuldners mit Namen bezeichnet ſein 
muß (RG 62, 379, 63, 143; 71, 113; 76, 195; 80, 405; JW 1911, 9405; 1913, 6426). Die aus 
drückliche Bezugnahme auf ein anderes Schriftſtück, um die Hauptſchuld zu bezeichnen, iſt zu⸗ 
läſſig (RG 59, 217; 76, 305). Über die Möglichkeit der Bürgſchaftserklärung für mehrere ge“ 
trennte Hauptforderungen in einer zuſammenfaſſenden Ziffer vgl. R LZ 1919, 123111. Die 
Urkunde hat weiter Bedingungen, unter denen die Bürgſchaftsverpflichtung übernommen wird, 
ſowie Nebenabreden über Erfüllungszeit und Erfüllungsort jedenfalls inſoweit zu enthalten, als 
ſie den Bürgen beſchweren, während dem Gläubiger läſtige, den Bürgen befreiende Bedingungen 
und Nebenabreden ohne die Form gültig ſind, wenn ſie neben der Urkunde beſtehen ſollen A0 
59, 10; 65, 46; 71, 415; 81, 414; 95, 9; JW 03 Beil Nr 240; 1911 S. 54016, 64817; 1919, 31173 
Warn 08 Nr 149; 09 Nr 340; 1910 Nr 114; 1913 Nr 366; 1917 Nr 288; ſowie 29. 6. 05 VI 513/04; 
25. 11. 12 VI 285/12; 27. 2. 13 VI 309/12). Die Bürgſchaftsurkunde hat nach allgemeiner Regel 
die Vermutung der Vollſtändigkeit für ſich, auch hinſichtlich einſchränkender, dem Bürgen günſtiger 
Nebenabreden, aber nur für die Verpflichtungen des Bürgen, nicht für den übrigen Vertrags 
inhalt (RG 95, 125; ZW 1911, 54015; 1918, 3675). Die Beweislaſt für behauptete mündliche 
Einſchränkungen der Bürgſchaft, die an ſich zuläſſig ſind, trifft naturgemäß den Bürgen N 
14. 6. 15 VI 69/15; RG 65, 49; 71, 415; HRR 1933 Nr 1006, Nr 921). Auch nachträgliche Ab. 
änderungen der Bürgſchaftsverpflichtung bedürfen der ſchriftlichen Form, wenn fie ſie erweitern 
ſchwächen fie fie ab, fo ſind fie mündlich gültig (RG 59, 10; 81, 414; ZW 03 Beil Nr 240). über 
die Frage, ob die dem Zeitbürgen ($ 777) gewährte Stundung der Schriftform bedarf, wel 
fie die zeitliche Beſchränkung aufhebt, vgl. R& 96, 133. Insbeſondere muß die Bürgſchafts⸗ 
urkunde die Art der Bürgſchaft, z. B. die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft erkennbar 
machen, wenn eine ſolche beabſichtigt war (RG 24. 3. 11 VII 305/10). 

5. Die ſchriftlich erteilte Bürgſchaftserklärung bedarf der Annahme durch den Gläubiger, 
wenn ein Bürgſchaftsvertrag zuſtande kommen fol ($ 151). Für dieſe iſt eine Form nicht 1 
geſchrieben; ſie iſt mündlich gültig und kann auch ſtillſchweigend durch Entgegennahme de 
Urkunde über die Bürgſchaftserklärung erfolgen (RG 57 S. 66, 261; 62, 379; 97, 163; JW 5 
7141; Warn 1915 Nr 49). Auch im Urkundenprozeſſe bedarf fie nicht eines beſonderen Nach 
weiſes durch eine Urkunde; ſeine eigene Annahmeerklärung kann der Gläubiger gar nicht uhr 
lich nachweiſen (R& 97,162). Eine Annahme iſt aber nicht möglich, wenn der Gläubiger = 
ſchriftliche Erklärung gar nicht als Bürgſchaft auffaßt (RG 20. 10. 13 VI 301/13). Wird — 
Bürgſchaftserklärung in der Weiſe erteilt, daß der Bürge dem Schuldner eine von ihm unten 
zeichnete Blanketturkunde ohne den Namen eines Gläubigers übergibt, damit der Schuldner NT) 
einen Gläubiger ſuche und diefem die von ihm ausgefüllte Urkunde überantwortet, jo ſtellt iget 
Empfangnahme der daraufhin mit dem Willen des Bürgen durch den Schuldner dem Gläubig K 
ausgehändigten Bürgſchaftsurkunde den Vertragsſchluß zwiſchen dem Bürgen und dem Glaub 
dar (RG 57, 66; 76, 195; JWöü 1916, 12702 u. 21. 5. 06 VI 362/05; 2. 7. 06 VI 566/05). Ebe 
ſowenig wie die Annahme der Bürgſchaftserklärung durch den Gläubiger bedürfen von Bad 
Gläubiger etwa dem Bürgen gegenüber übernommene Verpflichtungen, mögen fie als Ned ö 
verpflichtungen erſcheinen oder wirkliche Gegenleiſtungen darſtellen (vgl. Vorbem 4 vor 57 1 
der Beurkundung (RG JW ͤ 1911, 54015). Dasſelbe gilt von allen rechtsgeſchäftlichen Erllärunſſ 
die das Verhältnis zwiſchen dem Bürgen und dem Hauptſchuldner regeln (RG 59, 10) und ie 10), 
verftändlich ebenſo von Vereinbarungen mehrerer Mitbürgen untereinander (RG J 06, 300 95 

6. Der Verſtoß gegen die Formvorſchriſt des § 766 bewirkt nach $ 125 Satz 1 die Nichti 7 
keit des Vertrags, die auch die Nichtigkeit von Nach- und Rückbürgſchaften einſchließt, aber! met 
nur die bürgſchaftliche Verpflichtung betrifft. Dem zum Zwecke der Bürgſchaft gegebe 15 
und nach der Wo gültigen Wechſelverſprechen kann der Mangel der Form für die DL 
ſchaft nicht entgegengehalten werden (RG 51, 110; 61,6; 94, 89). Anderſeits kann zwar — € 
nach $ 766 gültige Bürgſchaftsverpflichtung, nicht aber eine der Form entbehrende in ein 
lehen nach $ 607 Abſ 2 umgewandelt und damit die Formvorſchrift umgangen werden — 

Warn 08 Nr 506). — Auf die von einem Vollkaufmann abzugebende Bürgſchaftserklac 
ſindet, wenn die Bürgſchaft auf ſeiner Seite ein Handelsgeſchäft iſt, die Formvorſchrift des Ionen 
gemäß 88 350, 351 HGB nicht Anwendung (f. dazu RG IW 06, 69115 u. Gruch 54, 404). haft" 
ſtätigung eines nichtigen Bürgſchaftsvertrags bedarf als Vornahme einer neuen Bürgſ scheit 
verpflichtung der Form des $ 766. Auf die Schuldmitübernahme findet die Formen auch 
der Bürgſchaft auch keine analoge Anwendung. In Abweichung von früherer Anſicht jetz gme, 
RG 59, 232; 62, 172; 64, 318; 68, 126; JW 1908, 677. Ebenſowenig wie auf die Nachüberna 

den Kreditauftrag, RG 50, 160. Form 

7. Durch die Erfüllung der Bürgſchaftsverpflichtung wird der Mangel der Jung 
geheilt. Der Bürge, der den Gläubiger befriedigt hat, kann mithin von ihm nicht Rück gen 
des Geleiſteten wegen ungerechtfertigter Bereicherung verlangen; die Zahlung des 
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aus dem formell ungültigen Geſchäfte erzeugt dieſelben Wirkungen, wie wenn ein gültiger Bürg⸗ 
ſchaftsvertrag von Anfang an vorgelegen hätte. Der Bürgſchaftsvertrag wird aber durch die 
Erfüllung natürlich nur fo weit gültig, wie die Erfüllung reichte (RG 76, 195). Der Erfüllung 
ſtehen die fie vertretenden Rechtshandlungen: Leiſtung an Erfüllungs Statt $$ 364, 365, Hinter ⸗ 
legung 58 372ff., Aufrechnung 88 387ff. (vgl. zu $ 768) gleich. Ein bloßes Zahlungsverſprechen 
und ſelbſt ein Schuldanerkenntnis ſchaffen zwar nach §8 780ff. eine neue Verbindlichkeit neben 
der alten, laſſen dieſe aber beſtehen, bilden ſonach keine Erfüllung, R HRR 1933 Nr 1003. Da 
der Bürge Schuldner einer anderen Forderung als der Hauptſchuldner iſt, kann er auch deſſen 
Hauptſchuld nachtibernehmen. Dann erliſcht freilich die Bürgſchaft; Reichel aaO. S. 486. 


§ 767 

Für die Verpflichtung des Bürgen iſt der jeweilige Beſtand der Haupt- 
verbindlichkeit maßgebend. Dies gilt insbeſondere auch, wenn die Haupt- 
verbindlichkeit durch Verſchulden oder Verzug des Hauptſchuldners geändert 
wird. Durch ein Nechtsgeſchäft, das der Hauptſchuldner nach der Über- 
nahme der Bürgſchaft vornimmt, wird die Verpflichtung des Bürgen nicht 
erweitert. 

Der Bürge haftet für die dem Gläubiger von dem Hauptſchuldner zu er- 
ſetzenden Koſten der Kündigung und der Rechtsverfolgung. 

E 1 672 II 708; M 2 663— 666; P 2 466, 407. 


1. Die Abhängigkeit des Bürgſchaftsvertrags von der Hauptverbindlichkeit, für deren Er⸗ 
füllung der Bürge einzuſtehen ſich verpflichtet, bedingt es, daß die Bürgſchaftsverpflichtung 
nicht beſteht, wenn und ſoweit die Hauptverbindlichkeit nicht beſteht, und daß fie in Wegfall kommt, 
denn und ſoweit die Hauptverbindlichkeit erliſcht. Das folgt aus dem bloßen Sicherungszweck 
Wi Bürgſchaft. Die Bürgſchaft kann auch in beſchränkterem Umfange übernommen werden. 
Wird eine Erweiterung der Haftung über den Beſtand der Hauptſchuld übernommen, fo 
felt dieſe nicht mehr unter den Begriff der Bürgschaft, es wird vielmehr daneben eine ſelb⸗ 
kandige Verpflichtung übernommen. Ein Verzicht des Bürgen auf die Subſidiarität iſt da⸗ 
„gen zum Teil möglich, $$ 773 Abſ 2, 776. Unter dem jeweiligen Beſtand der Hauptverbindlich- 
05 iſt deshalb deren rechtliches Daſein und gegenftändlicher Umfang mit den aus dem Schuld⸗ 
zerhaltnis, wie es zur Zeit der Bürgſchaftsübernahme vorlag, herauswachſenden 
pateren Veränderungen, die die Hauptſchuld ſowohl erweitern wie einengen können, 
bar verſtehen. Zum Beſtande gehören die Bankbedingungen, unter denen der ber- 
Falf e Kredit bewilligt iſt (NG JW 1917, 8112), und gehört die Verfallklauſel für den 
Fall des Verzugs des Hauptſchuldners (MG Warn 1914 Nr 328) die Fälligkeit. Der je 
ange Beſtand umfaßt dagegen nicht alle Rechtsbeziehungen der Hauptverbindlichkeit 
Gen baupt; die Selbſtändigkeit des Bürgſchaftsvertrags wird durch die Gleichheit des 
1 cht atandes, auf den ſich die Verbindlichkeit des Hauptſchuldners wie die des Bürgen richtet, 
Leiſtunafge hoben; insbeſondere iſt aus § 767 nichts für eine Einheit des Erfüllungsorts für die 
A gen des Bürgen und des Hauptſchuldners zu entnehmen (RG 71, 567 73, 262; vgl. § 765 
zwiſche ber Bürgſchaft für eine Kreditforderung bei Beſtehen eines Kontokorrentvertrags 
Be Gläubiger und Hauptſchuldner R& 136, 178. Die Bürgſchaftsverpflichtung erliſcht mit 

bidauptfchuld durch deren Erfüllung und die dieſe vertretenden Handlungen (Hingabe an 

— Statt, Hinterlegung, die vom Schuldner erklärte Aufrechnung), durch Erlaß des Glau⸗ 
ſoweit * dem Hauptſchuldner, auch durch eintretende Unmöglichkeit der Hauptleiſtung, 
ſchuld ie der Schuldner nicht zu vertreten hat ($ 275). Hat der Bürge ſelbſt dieſe Unmöglichkeit 

Se herbeigeführt, ſo haftet er aus dem Mürgſchaftsvertrage dem Gade ie ſich 
G erung der Forderung verpflichtet hat, für den ihm entſtandenen Schaden. Die fur eine 
ſchemiſchuld m Vicht Licht im Zweifel nicht dadurch, daß einer der Geſamt⸗ 
ver aus dem Schuldverhältnis ausſcheidet; das Schuldverhältnis wird dadurch gegen⸗ 
verb “) nicht verändert (RG Warn 1913 Nr 286). Sind die Vertragsparteien des Hauptſchuld⸗ 
iſt daltniſſes dahin übereingekommen, daß der Vertrag nicht zur Ausführung kommen ſoll, ſo 
e, damit die Hauptverbindlichkeit weggefallen; für die Rückge währverpflichtungen des Schuldners 
Ser, 12 Ubi 1 Satz 2, die eine neue ſelbſtändige Schuld bilden, haftet der Bürge nicht (RG 
Schuld 123/01); ebenſo nicht für das negative Vertragsintereſſe des Gläubigers, wenn der 
erliſch ner das Hauptgeſchäft wegen Irrtums angefochten hat. — Die Buͤrgſchaftsverpflichtung 
owie 8 erner durch erfolgreiche Anfechtung des Hauptvertrags wegen Irrtums oder Betrugs, 
IR 0 ach Umſchaffung der Hauptſchuld in eine andere nach $$ 607 Ab} 2, 779, 780—782 (NG 
erhalte er 219); fiber das Fortbeſtehen der für die Einzelſorderungen eines Rechnungs- 
abſchlu iſſes ($ 356 HGB) eingegangenen Bürgſchaft trotz der Anerkennung des Rechnungs⸗ 
M lies ogl. F 765 A3. Die Bürgſchaft erliſcht weiter durch eine befreiende Schuldübernahme, 
B, Kommentar von Meichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Lobe. ) 37 
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wenn nicht der Bürge in dieſe eingewilligt hat (8 418 Ab 1; vgl. dazu RG 70, 411). Eine Ver⸗ 
einbarung, daß die Bürgſchaftsſchuld trotz Erlöſchens der Hauptſchuld beſtehen bleiben folle, 
widerſpricht dem Weſen des Bürgſchaftsvertrags; in einer ſolchen Vereinbarung kann aber eine 
Schuldübernahme liegen (R JW 1913, 5971). Die Vereinigung von Bürgſchaftsſchuld und 
Hauptſchuld durch Beerbung des Hauptſchuldners ſeitens des Bürgen oder umgekehrt hat ein 
Erlöſchen des Hauptſchuldverhältniſſes nicht zur Folge, an ſich jedoch ein ſolches der Bürgſchafts⸗ 
ſchuld, da deren Weſen das Einſtehen für eine fremde Schuld bedingt. Die Bürgſchaftsſchuld 
bleibt aber beſtehen, ſoweit und ſolange ihr Fortbeſtand für den Gläubiger, deſſen Lage nicht 
verſchlechtert werden darf, von Intereſſe ift (R 76, 57; vgl. E 1 8 678; M 2, 678; Prot 2, 480). 
Die Bürgſchaftsſchuld erliſcht auch durch Abtrennung der Bürgſchaftsforderung von der Haupl⸗ 
forderung. Eine Abtretung der Hauptforderung ohne die Bürgſchaftsforderung iſt gültig, bringt 
aber die Bürgſchaft, die ſelbſtändig nicht beſtehen kann, zum Erlöſchen (RG 85, 363). Eine Ab- 
tretung der Forderung aus dem Bürgſchaftsvertrage ohne die Hauptforderung kann es nach dem 
Geſagten nicht geben, ebenſowenig eine Pfändung oder Verpfändung (RG ZW 09, 6855; vgl. 
RG 15, 278; 33, 269).— Durch ein rechtskräftiges, im Prozeſſe des Gläubigers gegen den Schuldner 
ergangenes abweiſendes Urteil wird die Hauptſchuld zum Erlöſchen gebracht. Der Bürge kann 
ſich deshalb auf das abweiſende Urteil berufen, obwohl es für ihn Rechtskraftwirkung nicht ausübt. 
2. Die Bürgſchaftsſchuld folgt den Veränderungen, die der Umfang der Hauptſchuld nach 
Eingehung der Bürgſchaft (RG 23 1917, 802°) erleidet, jeien dieſe zwiſchen dem Gläubiger und 
dem Hauptſchuldner vereinbart oder auf andere Weiſe, insbeſondere durch Verzug oder ver 
tragswidriges Verhalten des Schuldners entftanden (Verzugszinſen, Schadenserſatz, 
HAN 1931 Nr 8), ſeien fie Einengungen oder Erweiterungen der Schuld (Aufwertung, RG 134, 
126; RG JW 1924, 1867). Der Bürge kann auch auf den Wegfall der Bereicherung Bezug nehmen. 
Doch können ſpätere rechtsgeſchäftliche Erweiterungen nicht zum Nachteile des 
Bürgen wirken (ſ. Satz 3 Abs 1 des Paragraphen und unten A 3; MG 56, 310; 59 223. 
126, 287), da fie eine neue Belaſtung des Schuldners darſtellen, auf die die Bürgſchaft 19 
nicht bezog. Ein Stundungsvertrag zwiſchen Gläubiger und Hauptſchuldner wirkt auch zugunſten 
des Bürgen (RG 56, 310; 93, 91), es ſei denn, daß er die Länge des letzteren verſchlechtert (RG 56, 
310; 59, 223); in dieſem Falle bedarf es des Einverſtändniſſes des Bürgen, wenn der Stundung? 
vertrag für feine Verpflichtungen Wirkſamkeit erlangen ſoll (RG Warn 1914 Nr 155). Auch eine 175 
ſetzliche Stundung (Kriegsverordnungen) wirkt zugunſten des Bürgen, der nicht ſchlechter geſte 
werden darf als der Hauptſchuldner (RG 93, 91). Die Kündigung an den Schuldner macht auc 
die Bürgſchaftsſchuld fällig, eine Kündigung gegenüber dem Bürgen it für die Hauptſchuld an 
deshalb auch für die Bürgſchaftsſchuld wirkungslos (RG 23 1918, 909). Die re chtskraftt g 
Verurteilung des Hauptſchuldners wirkt nicht zuungunſten des Bürgen, gegen den 5 
Rechtskraft nicht ſchafft (RG 56, 109; 71, 56; 122, 148: JW 09 41929). Ob durch die vom Haupt 
ſchuldner erklärte Aufrechnung z. B. die Hauptverbindlichkeit und damit auch die Bürgſchaf 1 
verpflichtung erloſchen fei, kann in vollem Umfang nur gegenüber dem Bürgen ſelbſt entjchteb® 
werden; die Aufrechnung kann nur vom Hauptſchuldner, nicht vom Bürgen erklärt werden, 1 
122, 146; ein Zwangsvergleich im Konkurſe wirkt nicht zu feinen Gunſten nach der er 
drücklichen Beſtimmung des § 193 KO (vgl. dazu RG JW 1913, 597%); ebenſo nicht der rech 
kräftige Zwangsvergleich nach der Bekanntmachung v. 14. 12. 16 (RG Bl 1363) über die Re 
ſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkurſes ($ 60 Abſ 2), RG 122, 361; 153, 345; RG « des 
1916, 3984. Auf freiwillige außergerichtliche Vergleiche zur Abwendung . 
Konkurſes, die einen Teilerlaß ausſprechen, iſt 5 193 KO nicht entſprechend anwenobor 
hier gilt, daß ohne den Beſtand der Hauptforderung auch die Bürgſchaftsforderung 107 
beſtehen kann, für den erlaſſenen Teil deshalb auch die Bürgſchaft wegfallen muß, wie dies dem 
entſpricht. Rh 92, 121; 153, 345. Lag eine ſolche Loslöſung der Bürgſchaftsſchuld von ld 
Hauptſchuld durch Weiterhaftung des Bürgen auch für den erlaſſenen Teil der 5 10 
im Willen der Vertragsparteien des Bürgſchaftsvertrags, ſo liegt in Wahrheit nicht 8 tier 
ſchaft, fondern entweder Schuldübernahme oder ſelbſtändiges Schuldverſprechen oder Gera 166; 
vertrag vor (RG 90, 455; 92, 121; JW 1913, 59711; 1916, 398%; Warn 1916 Nr 50; 1919 Nr det 
RG Seuffl 69 Nr 51 ſteht nicht entgegen, da hier nur die Zuläſſigkeit der Vereinbarunheer⸗ 
Weiterhaftung des Bürgen ausgesprochen, nicht aber die Natur der daraus ſich ergebenden geit 
pflichtung behandelt wird). Der Konkurs des Hauptſchuldners führt im übrigen die Dall pen 
einer betagten Forderung ($ 65 KO) dem Bürgen gegenüber nicht herbei, da § 65 die belt, 
überhaupt nicht ſällig macht; fie wird nur für die Zwecke des Konkurſes als eine fällige behal 4 je 
Eine nachträgliche Verminderung der Hauptſchuld kommt dem Bürgen zugute, shaft 
denn, daß die Unmöglichkeit oder Verminderung der Leiſtung durch den Bürgen ſelbſt ſch 
herbeigeführt worden wäre. Fi: 
3. Beſondere Regelungen über die Bürgſchaftsforderung treffen folgende Vorſchrifte 1. 6• 
a) Das Geſetz zur Regelung der land wirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe o (ge 
33 (RG Bl I, 331) beſtimmte in $ 11 abſchließend, daß die im Entſchuldungsplan Triebe" 
meldeten Forderungen, alſo auch die aus Bürgſchaft, nicht in die Grundſtücke des Be 
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j 2 GBl I, 524) ift der Reichsminiſter 
ſuhabers e ned! erben 99 n 0 1 7 Ane und ee jenes 
für Ernährung und e de Vo zur landwirtſchaftlichen Schuldenregelung 
Heißes vornehmen. 112 116 für odd aun gen gegen den Betriebsinhaber aus einer Bürg- 
haft N 5 900 daß die Entſchuldungsſtelle durch einen den 0 A 
t dahin geſchehen, Sl f u berückſichtigen iſt. Sowei 
eee erlfal Te. Cine im Wedahten bei: 
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Ioieit der Mitſchuldner oder 1 el len daeide 5 Mitſchuldners 
oder een den Bentebenhaber ſind ausgeſchloſſen, Art 3. 4 
ee San gegen ber. e 12 ftung eines Bürgen für eine Forderung eines zwangs⸗ 
w b) Zweifel entſtanden über 1 a 1 NG JW 1935, 2665 und 1937, 1408 ver⸗ 
ih alten We e er der Bürgſchaft die Haftung wegen Wegfall der 
geinten wegen des akzeſſoriſchen Rechtsnachfolge, auch wenn die Bürgſchaft eine 
ſelohtsperſonlichkeit des eee 1935, 26255, während das RC IW 1936, 2342 
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Unchen U eee 7 1 5 
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SE LEN SE nl a TE rl nen 
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Entschädigung bei der Einziehung oder dem Übergang von Vermögen e em 
t; 5 0 ährlei v orderungen der Träger komm 
ETV 
nen, vols- oder ftantafeindlicen ü en fallen), als erloſchen gelten. Rö 153, 338; 
155 en En enen den in $ 6 genannten Perſonen eine 11 5 . Aden 
N ird aufre yier . * 5 ö den Antrag nach 8 geſte a — 
ewährt werden, wenn fie bis zum 31. 3. 38 einen dahingehen 5 sſelbe gilt nach $ 10 
wer N NG 148, 65. Dasſelbe gi f 
we Be N) sierler ne del 15 8 Vermögens im Aan wir 
; t er bie ( 1 3: 
Ba. 38 (Rh Bl I, 1620). Ein Antrag auf Entſchädigung muß nach $ 13 bis zum 8 
ellt ſein. 8 0 inziehung des Vermögens der 18. 
gebt Für die Frage, wie es fi) bei delt aberkannt iſt, Hinfichtlic) 
a gerten oder derjenigen, denen die 5 entſprechende Vorſchrift, die ſich ausdrücklich auf 
80 Vürgſchaften verhält, fehlt eine dem 9 in ſich, ebenſo $ 20. A. M. Süß and. S. 19, 20. 
10 e ede e Biagſchaft für Schulden der früheren Arbeitgeber 
und ' bel 5 c Yuflöfung dieser Vereinigungen beftritten. re 1915 
ihnen iſt die Bern der deutſchen Arbeitsfront GmbH, Berlin, als deren Treu- 
ändenſt die Vermögensverwaltung der . en Vermögensträger erlöſchen, $ 28, 
ebenfo ale Surg hen A8 148, 65, Es Ionnte aber au hier nac) $ 29 Dis zum 80. Sep 
rgſchaften,! 5 ih aaO. 
tember 1938 ein Antrag auf Entſchädigung 1 u de Na die Stellung des 
Burg, Dusch ſpätere reihtegeſchäftliche Haupſſchullverheln wie es zur Zeit der Emgehung 
der Rar neden dic ge eng in, iſt nicht verſchlechtert werden. So kann die auf 
Nate de benen maßge 1 ziteres in eine ſolche umgewandelt werden, die 
eine Bo td e ON 215 Das gilt entſprechend auch für andere 
Wi oldmarkſchuld decken ſoll (RG HRR 1930 Nr d amerik. Dollar. War zur Zeit der Ein⸗ 
r ch nicht geſchloſſen, ſo iſt der Beſtand der 
Very han Vürgfehaftsvertrags der a ber bein Abſchluſſe des Burgſchaftsvertrags 
vor ichtungen des Hauptſchuldners maßge er U e muß ſich Erweiterungen gefallen laſſen, 
g ſehen war (RG Warn 1913 Nr 52). Der Bu 9 erwachſen (vgl. A 2, nicht aber Ertveite- 
rungen, die sa ptſchuldverhalnis von 155 eue un zwiſchen dem Gläubiger und dem 
auptſch die feinem Beftande durch neue x n find: Verkürzungen der Falligkeit, unter Um⸗ 
ſtänden nen 55 1 Vereinbarungen von Zinſen und Aber diese Ver 
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0 0 uundinreden jeitens des e ae ſe (eine en wenn 
ihm tungen find für ihn nur dann nicht 1955 0 nicht, wenn es ſich um den Erſatz einer Ver⸗ 
dindli ein Mehr von Leiſtung auferlegen wür 18 dere handelt. So wird durch eine Ab⸗ 
Vo Gung gran Gb 2550 np huber Mach der an Stelle einer on der 
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Buürgſchaftsverpflichtungen nicht berührt (RG 53, 356; ähnlich Warn 1922 Nr 97); und eine 
Erweiterung iſt es ferner nicht, wenn der Hauptſchuldner auf eine Einrede verzichtet, die nicht 
aus dem Schuldverhältniſſe heraus entſtanden, ſondern die ſeine perſönliche Angelegenheit iſt 
und deren Geltendmachung einen Willensakt auf ſeiner Seite vorausſetzt. Wenn der Bürge 
durch einen ſolchen Verzicht — auf Anfechtung, auf Aufrechnung oder auf Wandlung — die ver⸗ 
zögernde Einrede aus g 770 verliert, fo iſt dies als eine Erweiterung der Bürgſchaftsverpflichtung 
im Verhältniſſe des Bürgen zum Gläubiger nicht aufzufaſſen (RG 62, 54). — Der Bürge, der 
ſich auf eine nach der Bürgſchaftsübernahme zwiſchen dem Gläubiger und dem Hauptſchuldner 
getroffene Abmachung beruft, ſoweit ſie ſeine Haftung mindert, muß auch die darin enthaltenen 
ihm nachteiligen Beſtimmungen gegen ſich gelten laſſen. Die Erweiterung der Hauptſchulo 
bringt die Bürgſchaft nicht zum Erlöſchen, ſofern der Bürge nicht die Nichterweiterung zur Be⸗ 
dingung der Bürgſchaft gemacht hatte; nur beſteht die Erweiterung für ihn nicht (R Warn 
1913 Nr 52). Zur Gültigkeit bedarf es der Schriftform, R JW 1903 Beil. 108; RG 96, 133. 

5. Die Koſten der Kündigung und der Rechtsverfolgung ſind natürliche Erweiterungen 
der Hauptſchuld, die durch Geltendmachung des Gläubigerrechts nach den Geſetzen entſtehen. 
Auf fie findet der Grundſatz des Abſ 1 Satz 1 des Paragraphen Anwendung. Die ausdrückliche 
Beſtimmung in Abſ 2 ſoll aber außer Zweifel ſtellen, daß für dieſe Koſten der Bürge ohne Rück“ 
ſicht auf Verzug oder Verſchulden des Hauptſchuldners haftet. Für Koſten dieſer Art, die ſchon 
zur Zeit der Bürgſchaftsübernahme entſtanden waren, hat dagegen der Bürge im Zweiſel 
nicht einzuſtehen. 

6. Die Sätze des § 767 find nachgiebigen Rechtes; fie können durch Vereinbarungen zwiſchen 
dem Gläubiger und dem Bürgen zu deſſen Gunſten wie zu deſſen Ungunſten außer Kraft geſett 
werden. Doch erfordert das Weſen der Bürgſchaftsverpflichtung, daß unter allen Umſtänden 
die gegenſtändliche Abhängigkeit der letzteren von der Hauptſchuld gewahrt bleibt; Abmachungen, 
die fiber die letztere hinaus den Bürgen verpflichten, bewegen ſich außerhalb der Bürgſchaft. 
Koſten für Beſchaffung einer Bankbürgſchaft zu den Koſten des Rechtsſtreits gehören, iſt ber 
ſtritten, aus praktiſchen Gründen aber wohl zu bejahen, Bach in JW 1935, 3173. 

7. Bei Zwangs vergleich im Konkurſe des Hauptſchuldners KO 8 193; RG 71, 364; 78, 77. 
Auf freiwillige Konkursvergleiche nicht anwendbar (RG 92, 123; 134, 126; 148, 67). 


& 768 

Der Bürge kann die dem Hauptſchuldner zuſtehenden Einreden geltend 
machen. Stirbt der Hauptſchuldner, ſo kann ſich der Bürge nicht darauf 
berufen, daß der Erbe für die Verbindlichkeit nur beſchränkt haftet. 

Der Bürge verliert eine Einrede nicht dadurch, daß der Hauptſchuldner 
auf ſie verzichtet. 

E 1 671, 672 Abſ 2 Satz 2 II 707; M 2 661, 662; P 2 464—466. 

1. Die Vorſchrift des $ 768 ift kein zwingendes Recht. Der Bürge hat die Einreden ge ei 
den Gläubiger, die ihm der Bürgſchaftsverkrag an die Hand gibt; vermöge der Abhängig 
der Bürgſchaftsverpflichtung von der Hauptverbindlichkeit, deren Erfüllung ſie ſichern ru 
ftehen ihm die aus dem Hauptſchuldverhältniſſe erwachſenen Einreden zu ($$ 765, 100 
darüber hinaus kann er aber auch alle Einreden des Hauptſchuldners geltend mas et 
die dieſen zur Verweigerung der Leiſtung aus allgemeinen Gründen oder kraft beſonder 
zwiſchen ihm und dem Glaubiger beſtehender Verhältniſſe oder getroffener Vereinbarung 
berechtigen, auch wenn ſie der Hauptſchuldner infolge rechtskräftiger Verurteilung 111 
loren oder auf ſie verzichtet hat (RG 56, 109; 84, 230). Er kann aber auch ſtillſchweigend 
ſeine Einreden verzichten. Nur geben ihm ſolche Einreden, die zu ihrer Entſtehung eine 
ſönliche Willensentſchließung des Schuldners und deren Erklärung verlangen, wie die m 
fechtung des Hauptvertrags, die Aufrechnung mit einer Gegenforderung des Schuldners we 
Abſ 1 u. 2), die Wandlung (RG 66, 332; 122, 378), nur eine verzögerliche, keine zerſtörende 03 

rede, ſolange jene Erklärungen noch ausſtehen; find fie erfolgt und ihre Wirkungen au der 
Schuldverhältnis damit eingetreten, ſo kann auch der Bürge die Einreden mit zerſto diger 
Kraft geltend machen. Beruht die Forderung des Hauptſchuldners, gegen die der Glaub den 
nicht aufrechnen kann, auf demſelben rechtlichen Verhältniſſe, wie der Anſpruch gegen, 
Bürgen, fo kann der Bürge das Zurückbehaltungsrecht geltend machen, RG 137, a 
Dem Bürgen ftehen mithin einmal feine Einreden aus dem Bürgſchaftsvertrage meh, 
diejenigen allgemeiner Natur zu; insbeſondere kann er die gegen ihn vollendete Verſähr er 
geltend machen, auch wenn die Verjährung gegen den Hauptſchuldner unterbrochen iſt, pt 
kann mit eigenen Gegenforderungen gegen den Gläubiger aufrechnen, womit er nicht die 5 
ſchuld, aber die Bürgſchaftsſchuld tilgt, während die erſtere auf ihn nach $ 774 übergeht (® Ber⸗ 
403). Die Verjährung aus dem Bürgſchaftsvertrag ift immer eine 30 jährige, auch wenn bie 


Bürgſchaft §§ 767, 768 581 


jährung der Schuld des Hauptſchuldners kürzer ift. Er hat weiter die Einreden des Haupt⸗ 
ſchuldners aus dem Hauptſchuld verhältnis: die Einrede des nicht erfüllten Vertrags, 
mit der er die Verurteilung des Gäubigers zur Gegenleiſtung an den Schuldner Zug um Zug 
mit feiner Leiſtung herbeiführen kann (ogl. RG 84, 230; 153, 346 im Konkurſe des Bürgen S. 232), 
die Einrede der vom Hauptſchuldner erklärten Wandlung (R® 66, 332), die Einrede der Minderung, 
auch ohne daß der Hauptſchuldner ſich hierfür erklärt hat (RG aa d.), die einredeweiſe Geltend⸗ 
machung von Schadenserſatzanſprüchen aus dem Hauptſchuldverhältniſſe ſelbſt (Mängel der 
Ware, NG 62, 51; NG JW 1937, 310452), die Einrede der Stundung, R 153, 345 
3. B. ſeitens der Gläubigerverſammlung KO $ 193 u. Bek. des Bundesrats über die 
Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkurſes $ 60 Abſ 2 find nicht entſprechend anwendbar, 
113, 318; |. auch A 2, die Einrede der rechtskräftigen Abweiſung der Hauptforderung im 
Prozeſſe des Gläubigers gegen den Schuldner (vgl. & 767 A 1 u. 2; RG 113, 318). Der Bürge 
at endlich die allgemeinen Einreden des Hauptſchuldners, ſo insbeſondere die Einrede 
der gegen den Hauptſchuldner vollendeten Verjährung, ſoſern dieſe nicht vom Haupt⸗ 
ſchuldner durch Anerkenntnis unterbrochen ift, OLG Kiel JW 1933, 23432, mag dieſe auch gegen 
den Bürgen unterbrochen fein, der Zurückbehaltung nach § 273 (RG aad.), der vom Haupt 
ſchuldner vollzogenen Aufrechnung (jedoch nicht gegenüber der nicht auf Zahlung, ſondern nur 
auf Sicherheitsleiſtung gegen den Bürgen erhobenen Klage: RG LZ 1917, 67510), der von ihm 
erklärten Anfechtung, und die verzögerlichen Einreden des F 770. Da der Hauptſchuldner nach 
Ubernahme der Bürgſchaft die Verpflichtung des Bürgen nicht erweitern kann, $ 767 Abſ 1 
ab 3, ſo geht dem Bürgen eine Einrede auch nicht dadurch verloren, daß der Hauptſchuldner 
auf fie verzichtet. Der Bürge kann ſeinerſeits natürlich auf die Geltendmachung einer ſolchen Ein⸗ 
tebe verzichten. Der Bürge hat jedoch aus dem Hauptſchuldverhältnis nicht mehr Einreden als der 
Hauptſchuldner ſelbſt. — Hat ſich der Bürge für mehrere Verbindlichkeiten des Hauptſchuldners 
demſelben Gläubiger gegenüber verbürgt, jo ſteht ihm das Beſtimmungsrecht aus $ 366 zu, das 
Jedoch nicht aus dem Rechte des Hauptſchuldners, ſondern aus ſeinem Bürgenrechke ſich ergibt. 
das Recht des Hauptſchuldners auf eine Vertragsſtrafe gegen den Gläubiger begründet für 
beten keine Einrede, kann alſo auch nicht vom Bürgen geltend gemacht werden (Planck Alb; 
deſtr.; a. M. RG 53, 256). Die vom Hauptſchuldner verwirkte Vertragsſtrafe kann 
edodh der Bürge ermäßigt verlangen (Planck A2e). Der Bürge kann auch geltend machen, 
daß die Hauptſchuld noch nicht gekündigt ſei. Auf die geſetzliche Stundung der VO des Reichs⸗ 
Kalſidenten über die Fälligkeit von Hypotheken und Grundſchulden v. 11. 9. 32 (RGG Bl I 525) 8 1, 
c dtalverkehrsgeſ. v. 20. 12. 33 (RGBl J, 1092) § 4, Zweites Kapitalverkehrsgeſ. v. 20. 12. 34 
N al 1, 1255) $ 11, Drittes Kapitalverkehrsgeſ. v. 13. 12. 35 (RG Bl I, 1467) $ 2 kann ſich auch 
er Bürge berufen. c 153, 125. N EEE nf 
2. Die Bürgſchaft ſoll den Gläubiger gegen die Gefahr ſichern, die ſich für feine Befriedi⸗ 
fung aus einer Vermögensunzulänglichkeit des Schuldners ergibt. Deshalb wirkt ein im Kon⸗ 
unge über das Vermögen des Hauptſchuldners geſchloſſener Zwangsvergleich nicht zugunten 
Sag argen ($ 193 KO), und aus demſelben Grunde kann fich der Bürge auch nicht auf die Be⸗ 
lag nung der Haftung der Erben des Hauptſchuldners auf den Nachlaß gemäß 89 1975ff., 
ge ff. BGB, 5 780 ZRO berufen. Hierin liegt eine Ausnahme von der Akzeſſorietät. Dagegen 

eht das Recht aus der Bürgſchaft nicht ſchlechthin verloren im Falle des HGB $ 356. 
geich Der Verzicht des Hauptſchuldners auf eine entſtandene Einrede würde eine rechts⸗ 
de Häfttiche Erweiterung der Verpflichtungen des Bürgen darſtellen und wirkt in Anwendung 
Ha Grundsatzes des § 767 Abſ 1 Satz 3 deshalb überhaupt nicht gegen ihn. Einen Verzicht des 
erneeſchulbners auf die ſeiner Verfügungsmacht unterliegenden einredebegründenden Willens⸗ 
N 770 algen, deren noch ausſtehende Möglichkeit dem Bürgen die verzögerlichen Einreden des 
muß gewährt, alſo auf die Erklärung einer Anfechtung, einer Aufrechnung oder einer Wandlung, 
wee ſich der Bürge dagegen gefallen laſſen. Kraft Geſetzes eintretender Verluſt von Einreden 
" eines Verhaltens des Hauptſchuldners muß ſich der Bürge gefallen laſſen (RG 53, 358). 


2 
des zin Verzicht des Bürgen auf die Geltendmachung von Einre den, die aus dem Rechte 
trags nun piſchuldners auch ihm zuftehen würden, iſt mit ber Natur des Bürgſchaftsver⸗ 
die danur anſoweit vereinbar, als es ſich um Einreden allgemeiner Natur handelt, nicht um ſolche, 
der Bur Schuldverhältniſſe ſelbſt entſpringen. Im letzteren Falle würde er der Abhangigkeit 
Verp fürgſchaftsverpflichtung von der Hauptſchuld widerſtreiten und inſofern nur als beſondere 
SPA zung — Schuldübernahme oder Schuldverſprechen oder auch Garantie vertrag — 
1919 fig haben konnen (vgl. Nch 90,415; 153,340 JW 1913, 597°; 1916, 398°; Narn 1916950, 

5 1166). Inwiefern der Bürge dem Hauptſchuldner gegenüber zu einem Verzicht auf Einteden 

zwiſ, igt oder zu einer Geltendmachung dieſer Einreden verpflichtet iſt, beſtimmt ſich nach dem 
" beiden beſtehenden Rechtsverhältniſſe (RG 59, 207). N 

Einreden des Bürgen aus eigenem Recht find natürlich unbeſchränkt zuläſſig (RG 53, 403). 
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Verbürgen ſich mehrere für dieſelbe Verbindlichkeit, ſo haften ſie als Ge⸗ 
ſamtſchuldner, auch wenn ſie die Bürgſchaft nicht gemeinſchaftlich übernehmen. 

€ 1 673 II 709; M 2 666, 667; P 2 467, 408. 

Die Mitbürgſchaft im Sinne des $ 769 wird allein durch die Einheit der Verbindlich⸗ 
keit bedingt, für deren Erfüllung die mehreren Bürgen einzuſtehen ſich verpflichten; gleichgültig 
iſt, ob ſie in einer oder mehreren Rechtshandlungen, gleichzeitig oder nacheinander die Bürg⸗ 
ſchaftsverpflichtung übernehmen (RG 77,53; 81, 414, JW 1912, 7466, 27. 4. 05 IV 516/04), 
gleichgültig auch, ob der eine Bürge von dem Vorhandenſein des anderen weiß. Die Haft⸗ 
barkeit des einen Mitbürgen iſt alſo unabhängig davon, ob dem andern etwa gegen 
über dem Anſpruch eine Einrede zuſteht; für eine Anwendung des § 139 BGB iſt im Falle der 
Nichtigkeit der Verpflichtung des einen Mitbürgen kein Raum, es ſei denn, daß die mehreren 
Mitbürgen gerade gemeinſchaftlich die Bürgſchaft nur mit der ausdrücklichen Vereinbarung 
übernommen haben, daß jeder nur haften wolle, wenn auch die andern haften würden; das läuft 
aber dem Sicherſtellungsintereſſe des Gläubigers zuwider und iſt deshalb nur felten als gewollt 
anzunehmen (RG 88, 412) abweichend RG 7. 10. 26 IV 167/26. Bei verſchiedener Summen: 
begrenzung mehrerer Bürgſchaften für dieſelbe Schuld beſteht eine Geſamtſchuld immer nur bis 
zu der gemeinſamen Grenze; innerhalb dieſer haften die mehreren Mitbürgen dem Gläubiger 
für jeden Teil der Schuld (RG 81, 414). Eine Einheit des Gegenſtandes der Bürgſchaftsver 
pflichtung liegt aber überhaupt nicht vor, wenn die mehreren Bürgen jeder für einen andern 
beſonderen Teil der Hauptſchuld, in ſummenmäßig beſtimmten Teilen oder nach Bruchteilen 
die Haftung übernommen haben (RG 27. 4. 05 IV 516/04). Keine Mitbürgſchaft, wenn zwe 
Perſonen, um einem Dritten Kredit zu verſchaffen, deſſen Wechſelakzept mit ihrem Giro verſehen 
(RG 48, 152). — Die Wirkung des Geſamitſchuldverhältniſſes dem Gläubiger gegenüber beſtimm 
ſich nach 88 421—425 (zu $ 425 — Kündigung — vgl. RG Warn 1912 Nr 335), zwiſchen den 
mehreren Mitbürgen nach 88 426 u. 774 Abſ 2. Die rechtlichen Beziehungen zwiſchen dem Gläu⸗ 
biger und den mehreren Bürgen ſind unabhängig von dem Innenverhältnis der Bürgen zuein⸗ 
ander. Der Gläubiger kann einen Bürgen aus der Haftung ihm gegenüber entlaſſen, ohne da 
dies auf jenes Innenverhältnis einwirkt, und ebenſo kann im Innenderhältnis ein Bürge bett 
werden, aber trotzdem dem Gläubiger verhaftet bleiben (RG LZ 1915, 15119). 

Die Vorſchrift iſt nachgiebigen Rechts (RG 81, 414). 


$ 770 

Der Bürge kann die Befriedigung des Gläubigers verweigern, folang‘ 
dem Hauptſchuldner das Necht zuſteht, das feiner Verbindlichkeit zugrund 
liegende Nechtsgeſchäft anzufechten. 

* * 2 2 4 2 1 

Die gleiche Befugnis hat der Bürge, folange ſich der Gläubiger durch ar 
rechnung gegen eine fällige Forderung des Hauptſchuldners befriedigen kan 

E II 710; P 2 405, 466, 479—481. 

1. In den bereits § 767 A3 und $ 768 A 1 erwähnten Fällen, in denen die Entſtehung 
einer Einrede des Hauptſchuldners durch eine Verfügung über feine Rechte, eine IHN 
Willkür unterſtehende Entſchließung bedingt iſt, die an ſeiner Stelle zu faſſen dem Birte 
verwehrt bleiben muß, gibt das BGB dem Bürgen mit Rückſicht auf die, wenn der Schuld 1 
von ſeinem Rechte Gebrauch macht, das Gläubigerrecht zerſtörenden Tatbeſtände eine verzog 
liche Einrede, mit der er die Befriedigung des Gläubigers verweigern kann, ſolange dem cht 
ſchuldner die Befugnis zuſteht, jene Zerſtörung des Gläubigerrechts herbeizuführen. 7. 
der Hauptſchuldner nachher von ſeiner Befugnis wirkſam Gebrauch, gibt er die das Gllen hen 
recht zerſtörende Willenserklärung ab, jo iſt hierdurch auch die zerſtörende Einrede für den e 
begründet. Entſchließt ſich der Hauptſchuldner endgültig, von der Verfügung über ſein rung 
zuungunſten des Gläubigers abzuſehen, oder verliert er ſeine Befugnis, dann wird die Weige pt 
des Bürgen hinfällig, und es fteht ihm aus dem fraglichen Rechte des Hauptſchuldners übe eng 
keine Einrede mehr zu. Das BGB behandelt zwei ſolcher Tatbeftände, den der An ech ere 
und den der Aufrechnung; der in § 770 ausgeſprochene Rechtsgedanke iſt aber auch auf uudnet, 
gleichgeartete Tatbeſtände anzuwenden, in denen eine Verbindlichkeit durch den Hauptſchus bei 
aber nur durch dieſen, entkräftet werden kann (ſ. A 4). Ein Verſchulden des LAUNE, auf 
der Erfüllung der Verpflichtung gegen den Schuldner gibt aber nur dieſem ein Rec) 142. 
Schadenserſatz gegen den Gläubiger, nicht auch dem Bürgen des Schuldners, NÖ liege 
Wenn das R HRR 1933 Nr 1007 ganz allgemein den Satz aufſtellt, dem Gläubiger einheit 
eine allgemeine Sorgfaltspflicht dem Bürgen gegenüber nicht, fo iſt das in dieſer Augen 
nicht richtig. Vgl. § 776 A 1. 


Bürgſchaft SS 769, 770 583 


2. Die Anfechtung des der Hauptverbindlichkeit zugrunde liegenden Rechtsgeſchäfts 
durch den Hauptſchuldner muß noch beſtehen. Sie bedarf wegen Irrtums ($ 119) nach § 121 
unverzüglicher Geltendmachung nach Erlangung der Kenntnis vom wahren Sachverhalte. Des⸗ 
halb bleibt für die aufſchiebende Einrede des Bürgen nach $ 770 hier wenig Raum. Die Anfechtung 
wegen argliſtiger Täuſchung oder widerrechtlicher Drohung ($ 123) iſt an die einjährige Friſt 
des § 124 nach Entdeckung der Täuſchung oder nach Beendigung der Zwangslage gebunden. 
Verläuft die Friſt, ohne daß der Hauptſchuldner die Anfechtung erklärt hat, ſo iſt damit auch jede 
Einrede des Bürgen wegen der Anfechtbarkeit des Geſchäfts beſeitigt. Ebenſo wird er dieſer 
durch eine Beſtätigung des anfechtbaren Geſchäfts ſeitens des Hauptſchuldners ($ 144) beraubt. 
Die vom Hauptſchuldner wirkſam erklärte Anfechtung hat zur Folge, daß das die Schuld be⸗ 
Ni dende Rechtsgeſchäft als von Anfang an nichtig anzuſehen iſt und deshalb auch der Bürge 
ich auf das Erlöſchen der Schuld gemäß § 767 berufen kann. Hat er inzwiſchen gezahlt, fo kann 
er das Geleiſtete wegen ungerechtfertigter Bereicherung nach 98 812, 813 zurückfordern. Erfüllt 
der die Anfechtung begründende Tatbeſtand zugleich die Vorausſetzungen einer unerlaubten 
Handlung ($$ 823 Abſ 2, 826), fo ſteht die das Gläubigerrecht entkräftende Einrede aus dieſer 
(853) unabhängig von der aufſchiebenden Einrede des $ 770 auch dem Bürgen gemäß § 768 
zu. — Auf die Geltendmachung der Nichtigkeit des Hauptgeſchäfts wegen Verſtoßes gegen 
geſetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten (98 134, 138) bezieht ſich $ 770 Abſ 1 nicht; fie 
lleht dem Bürgen nach $ 767 offen. Verſchieden hiervon iſt die Anfechtung des Bürgſchafts⸗ 
dertrags. Iſt der Bürge zur Übernahme der Bürgſchaft dem Gläubiger gegenüber durch 
Täuſchung des Hauptſchuldners beſtimmt worden, kann er die Bürgſchaft nicht anfechten, ſondern 
hat dem Hauptſchuldner gegenüber nur einen Anſpruch auf Schadenserſatz. 

3. Abſ 2 behandelt die Aufrechnung einer Gegenforderung des Schuldners gegen die Forde⸗ 
rung des Gläubigers nicht vom Standpunkte der Befreiungsbefugnis des erſteren, ſondern von 
demjenigen der Befriedigungsbefugnis des letzteren. Vgl. die ähnliche Beſtimmung § 129 Abſ 3 
GB. Daß hiernach dem Bürgen die aufſchiebende Einrede des § 770 Abſ 2 verſagt iſt, wenn 
zur dem Hauptſchuldner, nicht aber dem Gläubiger die Aufrechnungsbefugnis zufteht, jo wenn 

. Gegenforderung aus einer unerlaubten Handlung des Gläubigers entſtanden iſt (§ 393), oder 
Wenn fie unpfändbar iſt (§ 394), erſcheint zunächſt unbillig. Der Ausweg, den Bürgen ſelbſt an 
12207 des Hauptſchuldners die Aufrechnung erklären zu laſſen, ift nicht gangbar (MG 59, 207; 
— „146; Warn 1912 Nr 303). Ob eine entſprechende Anwendung des Abſ2 im Falle 
a alleinigen Aufrechnungsbefugnis des Schuldners möglich ift, iſt ſtreitig. Die 
euulfaſſung von Oertmann (3./4. Aufl. A4 b), der mit Schulz (Gruch 50, 269 ff.) in 8770 Abſ 2 
* dem $ 772 Abſ 2 gleichartige Verweiſung des Gläubigers auf einen nächſtliegenden Weg 
übe Befriedigung erblickt, ſtimmt mit der Prot 2, 470f. gegebenen Begründung der Antragſteller 
Melt. Beiſtimmend Siber, Schuldr. S. 166 und JW 1932, 3761. Mit der überwiegenden 
e ift ſie jedoch richtiger abzulehnen; der Bürge kann ſich auf die nur dem Hauptſchuldner, 
ande auch dem Gläubiger zuſtehende Aufrechnungsbefugnis nicht beziehen (Planck A2b; 
Schuld 5. Aufl. dieſes Komm). So auch RG 137,36. — Die Aufrechnungserklärung des 
tn berg gibt dem Bürgen die zerſtörende Einrede nach $ 768; hat der Bürge vor der Er⸗ 
und gig gezahlt, ſo hat er den Gläubiger wegen ſeiner an ſich rechtmäßigen Forderung befriedigt 
er u eſe getilgt; ein Bereicherungsanſpruch nach $ 813 ſteht ihm deshalb nicht zu. Anders, wenn 
Zu der Erklärung in deren Unkenntnis die Zahlung geleiftet hat; denn nunmehr war die 
nun erung erloſchen. — Verzichtet der Hauptſchuldner auf die Geltendmachung der Aufrech⸗ 
San SO geht die Einrede aus $ 770 dem Bürgen verloren (RG 62, 51); dasſelbe gilt, wenn der 
Fortzeſchuldner die Gegenforderung auf einen andern überträgt oder damit gegen eine andere 
bei, rung des Gläubigers aufrechnet, oder wenn der Gläubiger, ohne von feiner Aufrechnungs- 
Nu e Gebrauch zu machen, den Hauptſchuldner wegen der Gegenforderung befriedigt (Ach 
des 8 1912 Nr 303). Neben der verzögerlichen Einrede des § 770 ſteht dem Bürgen auf Grund 
t 768 die Zurückbehaltungseinrede des $ 273 zu, mit der er auch wegen fälliger Gegenforde⸗ 
wei n des Hauptſchuldners, die nur dieſer zur Aufrechnung bringen kann, die Leiſtung ber- 
Sintern darf, wenn fie demſelben rechtlichen Verhältniſſe mit der Hauptforderung in dem weiteren 
des $ 273 (j. A 2 zu dieſem Paragraphen) entſprungen ſind (RG 62, 51). . 
des < Der Anfechtung und der Aufrechnung gleich zu behandeln, weil auch hier ein Willensakt 
ſind auptſchuldners in Frage kommt, den der Bürge an feiner Stelle nicht vornehmen kann, 
Zunge andere Tatbeſtände, die eine entſprechende Anwendung des $ 770 rechtfertigen: 
darf . ft die Wandelung, während die Minderung vom Bürgen jelbit geltend gemacht werden 
tragg 6, 332); weiter der Fall eines zu erwartenden Antrags auf Ermäßigung der Ber- 
bei e ubrafe nach $ 343. Endlich ift an ſich hierher zu rechnen das Wahlrecht des Hauptſchuldners 
Leiſtn manativen Verpflichtungen nach 99 262, 263, jedoch nur, wenn auf eine der mehreren 
nicht dien geklagt iſt; die wahlweiſe Klage muß ſich der Bürge gefallen laſſen und kann ihr 
des Si aufſchiebende Einrede des § 770 entgegenſetzen; vielmehr ſteht ihm, wenn es zur Wahl 
andere ubigers nach $ 264 gekommen iſt, gleich dem Hauptſchuldner das Recht zu, durch die 

oder eine der andern Leiſtungen ſich und damit auch den Hauptſchuldner zu befreien. 
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Ferner muß man hierher rechnen das Rücktrittsrecht des Hauptſchuldners nach 9 346 oder 
$8 326, 325 Abſ 2, ſofern nicht deſſen Ausübung vom Schuldner aus wichtigen gerechtfertigten 
Gründen unterlaſſen wird. Da der Bürge nur für die Erfüllung der Hauptſchuld einzuſtehen 
hat, $ 765, haftet er nicht für das, was der Hauptſchuldner dem Gläubiger nach § 346 zurück⸗ 
geben muß, RG JW 1902 Beil 7 S. 235 Nr 113. 


8 771 

Der Bürge kann die Befriedigung des Gläubigers verweigern, ſolange 
nicht der Gläubiger eine Zwangsvollſtreckung gegen den Hauptſchuldner ohne 
Erfolg verſucht hat (Einrede der Vorausklage). 

E 1 674 Abſ 1, 2 Satz 1 II 711 Abf 1; M 2 667—009; P 2 468470. 

1. Die geſchichtlich überkommene, durch die Abhängigkeit der Bürgſchaftsverpflichtung von 
einer Hauptverbindlichkeit an ſich nicht bedingte aufſchiebende Einrede der Vorausklage (bene 
fieium exeussionis) ſcheidet die gewöhnliche von der ſelbſtſchuldneriſchen Bürg 
ſchaft (8 772 Nr 1). Sie erfordert nicht notwendig eine Klagerhebung gegen den Hauptſchuldner 
und deſſen Verurteilung, aber einen Zwangsvollſtreckungsverſuch gegen ihn, der auch auf einer 
vollſtreckbaren Urkunde oder einem Zwangsvergleiche beruhen kann, aber immer wegen der 
verbürgten Schuld, keiner andern, erfolgen muß (RG 3. 3. 10 VI 360/09). Eine Zwangs“ 
vollſtreckung, die nicht gegen den Hauptſchuldner, ſondern gegen einen hinzugetretenen Schuld- 
mitübernehmer verſucht worden ift, genügt der Vorſchrift nicht (NG JW 1911, 15820). Die von 
einem Vollkaufmann übernommene Bürgſchaft ift, wenn fie für ihn Handelsgeſchäft ift, ſtets 
eine ſelbſtſchuldneriſche (8 349 HGB). Das BGB ſelbſt hat in den Fällen der geſetzlichen Bürgen 
haftung von der Einrede der Vorausklage abgeſehen (88 571 Abſ 2, 1251 Abſ 2; vgl. $ 239 Abſ 2)- 
Weſentlich iſt die Vorausklage nur für die ſog. Schadlos- oder Ausfallbürgſchaft (Vorbem 
5b vor 8765), bei der fie zur Begründung der Klage des Gläubigers gehört (RG 75, 186; 145, 16% 
SeuffA51 Nr 278). Daß Über das Vermögen des Hauptſchuldners das Konkursverfahren noch 
ſchwebt, bildet ein rechtliches Hindernis für die Belangung des Ausfallbürgen nur dann, wenn 
ein Mindeſtbetrag des Ausfalls nachgewieſen werden kann, andernfalls läßt erſt das Ergebms 
des Konkursverfahrens erkennen, ob und in welcher Höhe ein Ausfall eingetreten iſt; es veiteh! 
daher bis dahin ein rechtliches Hindernis für die Belangung des Schadesbürgen (RG 75, 186 
JW 1911, 9755). Von der Ausfallbürgſchaft abgeſehen, muß der Bürge ſich auf die Vorau. 
klage einredeweiſe berufen und zwingt dadurch den Gläubiger zu der Beweisführung, daß de 
Vorausklage Genüge geſchehen oder, weshalb fie nicht erforderlich ſei ($ 773). Nur ein einmalt“ 
ger Verſuch einer Beitreibung, die bei Geldforderungen den Vorausſetzungen des 9 772 an t 
entſprechen muß, kann mit der Einrede verlangt werden (RG 92,219). Weift der Gläubige : 
einen ſolchen nach, dann kann der Bürge nicht entgegnen, daß der Schuldner inzwiſchen rs 
zu Kräften gekommen fei; wohl aber iſt diefe* Entgegnung begründet und geeignet, die Einreb 
zur Durchführung zu bringen, wenn der Gläubiger ſich auf einen der Ausſchließungsgründe d 
des § 773 Nr 2 u. 3 beruft, und der Bürge demgegenüber dartut, daß der Ausſchließungsgrun 
nicht mehr beſteht, insbeſondere, daß der Konkurs über das Vermögen des Hauptſchuldnen. 
aufgehoben und dieſer wieder zu Vermögen gelangt ift (c 23. 9. 07 VI 3/07). S. darüte, 
$ 77343. — Der Nachbürge hat die Einrede der Vorausklage fo, wie fie dem erſten Bürge 
zuſteht; für ihn kommt aber auch letzterer als Hauptſchuldner in Betracht, da er für die Grfünund 
von deſſen Bürgſchaftsverbindlichkeit einfteht; daraus ergibt fi), daß der Nachbürge, wenn nr“ 
haupt, auch die Vorausklage gegen den Vorbürgen verlangen kann (RG 23 1915, 2212). Fern 
hat er ſämtliche Einreden des Hauptbürgen, damit aber auch die des Hauptſchuldnen. 
aber nur ſo lange, als der Hauptbürge ſelbſt die Vorausklageeinrede gegen den Hauptſchulon 
hat. — Die Verjährung des Bürgſchaftsanſpruchs wird durch die Geltendmachung der wi 
rede der Vorausklage nicht gehemmt ($ 202 Abſ 2). 

2. Bei geſetzlicher Bürgenhaftung iſt die Einrede ausgeſchloſſen. 


§ 772 

Beſteht die Bürgſchaft für eine Geldforderung, ſo muß die Swangeven 
ſtreckung in die beweglichen Sachen des Hauptſchuldners an feinem Woh > 
und, wenn der Hauptſchuldner an einem anderen Orte eine gewerbliche Niebe® 
laſſung hat, auch an dieſem Orte, in Ermangelung eines Wohnſitzes und e 
gewerblichen Niederlaffung an feinem Aufenthaltsorte verſucht werden. 

Steht dem Gläubiger ein Pfandrecht oder ein gurückbehaltungsrecht 2 
einer beweglichen Sache des Hauptſchuldners zu, ſo muß er auch aus pie) 
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Sache Befriedigung ſuchen. Steht dem Gläubiger ein ſolches Necht an der 
Sache auch für eine andere Forderung zu, fo gilt dies nur, wenn beide Forde⸗ 
rungen durch den Wert der Sache gedeckt werden. 

E 1 674 Abf 2 Satz 2, 3 II 711 Abſ 2; M 2 669—671; P 2 469, 470; 6 197. 

1. In § 772 Abſ 1 gibt das BOB für Geldforderungen eine nähere Beſtimmung des 
Zwangsvollſtreckungsverſuchs, der nach § 771 der Inanſpruchnahme des Bürgen 
vorausgegangen fein muß. Der Begriff Zwangsvollſtreckung nach $ 773 Nr 4 iſt der gleiche 
wie hier (RG 92, 219). Von dem ſonſtigen Vermögen des Hauptſchuldners wird abgeſehen, 
nur ein Verſuch der Beitreibung der Hauptforderung aus den beweglichen körperlichen 
Sachen des Hauptſchuldners wird verlangt, und auch von dieſen hat der Gläubiger nur diejenigen 
zu berückſichtigen, die ſich am Wohnſitze des Schuldners oder an feinen mehreren Wohn⸗ 
ſizen (8 7 Abſ 2), am Orte feiner gewerblichen Niederlaſſung oder, wenn Wohnſitz und 
Niederlaſſung fehlen, an ſeinem Aufenthaltsorte befinden. Vgl. dazu R 92, 219. Der Gläubiger 
braucht aber den Hauptſchuldner nicht noch zum Offenbarungseid zu laden. Zwiſchen inländiſchem 
und ausländiſchem Wohnſitz, Niederlaſſungs⸗ und Aufenthaltsort macht das Geſetz an ſich keinen 
Anterſchied; nur eine die Rechtsverfolgung erſchwerende Veränderung dieſer Orte feit der Bürg⸗ 
ſchaftsübernahme ſchließt nach § 773 Nr 2 die Einrede der Vorausklage aus. 

2. Abſ 2 gibt dem Bürgen, der nicht als Selbſtſchuldner haftet, die Verweiſung des Gläubi⸗ 
gers auf die für die Hauptſchuld beſtehenden Deckungsrechte (Pfandrecht, Zurückbehaltungs⸗ 
recht) an die Hand, ſoweit dieſe an beweglichen körperlichen Sachen des Haupiſchuldners beſtellt 
fir, Sie entſpricht dem $ 777 ZPO und geht von dem Gedanken aus, daß das Pfand vor dem 
bangen, die Sache vor der Perſon in Anſpruch zu nehmen iſt. Auf von Dritten für die Forderung 

eſtellte Pfänder erſtreckt das BGB jedoch die ſachliche Vorausklage nicht. Wird dem Gläubiger 
as Pfand durch Pfandbruch entzogen, fo kann der in Anſpruch genommene Bürge den Gläubiger 
ht auf die dieſem etwa aus dem Pfandrecht entſtandenen Anſprüche verweiſen. RG 21. 1. 30 
111 506/29. Die Beſtimmung des Abj2 beſchränkt ſich nicht auf Geldforderungen, 
und das Verweiſungsrecht bleibt auch beſtehen, wenn eine Zwangsvollſtreckung gegen den Haupt⸗ 
culdner aus den Gründen des § 773 Nr 2—4 im übrigen nicht verlangt werden kann ($ 773 
0 und A 2 zu dem Paragraphen; a. M. Planck A 2b). Es begreift alle Arten dinglicher 
aalberung durch körperliche Sachen, auch das Pfändungspfandrecht, auch eine Sicherungsüber⸗ 
nung. Wegen vorbehaltenen Eigentums RG 28 1907, 5188. Die Beweislaſt, daß ein 
mectungsrecht nach Abſ 2 dem Gläubiger zu Gebote ſteht, und daß im Falle des Schlußſatzes die 

ehreren Forderungen, für die Sicherheit beftellt iſt, durch den Wert der Sache gedeckt werden, 
ft den Bürgen. 


8 773 


Die Einrede der Vorausklage ift ausgeſchloſſen: 
wenn der Bürge auf die Einrede verzichtet, insbeſondere wenn er ſich 
als Selbſtſchuldner verbürgt hat; 
wenn die Nechtsverfolgung gegen den Hauptſchuldner infolge einer 
nach der Übernahme der Bürgſchaft eingetretenen Anderung des Wohn- 
ſitzes, der gewerblichen Niederlaſſung oder des Aufenthaltsorts des 
Hauptſchuldners weſentlich erſchwert iſt; 
wenn über das Vermögen des Hauptſchuldners der Konkurs eröffnet iſt; 
wenn anzunehmen iſt, daß die Zwangsvollſtreckung in das Vermögen 
des Hauptſchuldners nicht zur Befriedigung des Gläubigers führen wird. 
bi n den Fällen der Nr 3, 4 iſt die Einrede inſoweit zuläffig, als ſich der Gläu- 
5 aus einer beweglichen Sache des Hauptſchuldners befriedigen kann, 
97 er er ein Pfandrecht oder ein Zurückbehaltungsrecht hat; die Vorſchrift des 
5 Abſ 2 Satz 2 findet Anwendung. 
1075 II 762; M 2 670-072; P 2 476, 477. 
Hände er Beweislaſt für die den Ausſchluß der Einrede der Vorausklage begründenden Um⸗ 
u‘ 31 N. 773 trifft den Glaubiger 1 0 8 
iſt ni it = 1, Die unter Verzicht auf die Einrede der Vorausklage ü ernommene Bürgſchaft 
ausgef as von der ſelbſtſchuldneriſchen Bürgſchaft Verſchiedenes; in Nr 1 ſoll nur 
au cb chen werden, daß der Ausdruck „ich verbürge mich als Selbſtſchuldner“ den Verzicht 
darſtell Vorausklage bedeutet, wie umgekehrt dieſer Verzicht eine ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft 
aus den Die Verbürgung als Selbſtſchuldner muß als den Bürgen beſchwerende Vereinbarung 
* Bürgſchaftsurkunde erkennbar hervorgehen ($ 766 A 4); wie fie ausgedrückt wird, iſt 
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gleichgültig (NG Recht 1911 Nr 2135). Sie iſt namentlich anzunehmen, wenn der Bürge 10° 
fortige Erfüllung zu einem beſtimmten Zeitpunkte verſpricht. Der akzeſſoriſche Charakter bleibt 
der ſelbſtſchuldneriſchen Bürgſchaft, er iſt nicht Geſamtſchuldner neben dem Hauptſchuldner, wie 
beim Schuldbeitritt. Das Bürgſchaftsrecht iſt auch hier vom Beſtand der Hauptſchuld abhängig, 
NG 134, 126; 148, 66. Auch ein nachträglicher Verzicht auf die Einrede der Vorausklage 
bedarf hiernach der Form des F 766. Die Abhängigkeit der Bürgſchaft von der Hauptſchuld beſteht 
im übrigen auch hier, NG 134, 126. g 
3. Für die Aufſchließungsgründe der Nr 2 u. 3 des § 773 kommt nicht in Betracht, ob die 
Umſtände, auf denen ſie beruhen, in der Vergangenheit einmal vorlagen, ſondern, ob ſie zur Zeit 
der Inanſpruchnahme des Bürgen vorhanden find. Iſt eine Verlegung des Wohn. 
ſitzes wieder rückgängig gemacht, ein Konkursverfahren wieder aufgehoben worden und der 
Hauptſchuldner wieder zu Vermögen gekommen, wofür den Bürgen allerdings die Beweislaſt 
treffen muß, fo iſt auch die Einrede der Vorausklage wieder zuläſſig (RG 23. 9. 07 VI 3/07). 
Eine Verlegung des Wohnſitzes innerhalb Deutſchlands genügt in der Regel nicht (RG 6, 156). 
Daß der Ausſchließungsgrund zu Nr 4 ſich nur auf die Gegenwart beziehen kann, ergibt ſich ſchon 
aus der Faſſung. - 
4. Die Konkurseröffnung über das Vermögen des Hauptſchuldners läßt, wie Abj 2 au? 
drücklich erklärt, die Einrede der ſachlichen Vorausklage aus § 772 Abſ 2 beſtehen; wird der 
Konkurs wieder aufgehoben, ſo lebt aber auch die Einrede der perſönlichen Vorausklage wieder 
auf, im Falle der Aufhebung des Eröffnungsbeſchluſſes ($ 116 KO) ohne weitere Vorausſetzung, 
im Falle der Aufhebung nach der Schlußverteilung auf Grund Zwangsvergleichs oder der Ein 
ſtellung ($$ 163, 190, 202 KO), wenn der Bürge nachweiſt, daß der Hauptſchuldner wieder zu 
Vermögen gekommen iſt (RG 23. 9. 07 VI 3/07 ſ. A 3). Im Falle der Schadlosbürgſchaft muß 
der Gläubiger der Regel nach Ende und Ergebnie des Konkurſes abwarten, ehe er von dem 
Bürgen Befriedigung berangen kann; es ſei denn, daß ſchon vorher die Mindeſthöhe des Aus“ 
falls zu überſehen iſt (RG 75, 186; JW 1911, 9755). I 
5. Die erkennbare Unzulänglichkeit des Vermögens des Schuldners iſt der letzte der Grünbe, 
die den Gläubiger von der Vorausklage gegen den Hauptſchuldner befreien; auch hier bleibt aber 
die Einrede der fachlichen Vorausklage nach $ 772 Abſ 2 beſtehen (Abſ 2 $ 773). Die Unzuläng 
lichkeit des Vermögens des Hauptſchuldners kann auch aus einer dem § 771 nicht genügenden 
Zwangsvollſtreckung gegen ihn wegen einer andern Forderung des Gläubigers entnommen 
werden (RG 3. 3. 10 VI 360/09). Handelt es ſich um eine Geldforderung, fo erfordert 9 9 
Nr 4 nur, daß die in $ 772 vorgeſehene Zwangsvollſtreckung in die beweglichen Sachen des Haupt. 
ſchuldners vorausſichtlich ergebnislos ſein würde, nicht aber den Nachweis, daß deſſen Vermöget 
überhaupt keine zur Befriedigung des Gläubigers dienlichen Gegenſtände biete (N 92, 21“ ) 


9 774 


Soweit der Bürge den Gläubiger befriedigt, geht die Forderung des 
Gläubigers gegen den Hauptſchuldner auf ihn über. Her Übergang kann 
nicht zum Nachteile des Gläubigers geltend gemacht werden. Einwendungen 
des Hauptſchuldners aus einem zwiſchen ihm und dem Bürgen beſtehenden 
Nechtsverhältniſſe bleiben unberührt. 

Mitbürgen haften einander nur nach § 426. 

E 1 676 II 713; M 2 072-076, P 2 477479. . 

1. $ 774 gibt kein zwingendes Recht. Für die Erſatzanſprüche des Bürge 
gegen den Hauptſchuldner (Rückgriff! it zunächſt das zwiſchen ihnen beſtehe 
Rechtsverhältnis maßgebend; RG 59, 207; 146, 69. Hat ſich der Bürge im Auftra 
des Hauptſchuldners verbürgt, ſo ſchuldet ihm dieſer Erſatz der Aufwendungen gem 
$ 670; handelt der Bürge als Geſchäftsführer ohne Auftrag, jo kommt § 683 zur Anwendung 
handelt er in freigebiger Abſicht, ſo kommt ihm keinerlei Rückgriff gegen den Schuldner zu en. 
R Warn 1917 Nr 278). Unabhängig von den Anſprüchen aus dem zwiſchen ihm und des 
Hauptſchuldner beſtehenden Rechtsverhältniſſe läßt aber ferner das BGB die Forderun gen 
Gläubigers gegen den Hauptſchuldner auf den Bürgen, wenn und ſoweit er den en der 
befriedigt hat, übergehen. Die Hauptverbindlichkeit erliſcht mithin nicht infolge „ze 
Zahlung des Bürgen, ſie wechſelt nur die Perſon des Gläubigers. Der —ç 
tilgt nicht die Hauptſchuld, ſondern ſeine Bürgſchaftsſchuld. Der Übergang ſbiger 
auch dann ſtatt, wenn der Rückgriff ausgeſchloſſen iſt. Auch der Nachbürge, der den n 50 
befriedigt, rückt in deſſen Forderung gegen den Hauptſchuldner ein (RG 83, 342. Vgl. Vorn gef 
vor § 765. A. M. Gierke, Schuldrecht 776 A 39). Der Bürge hat die Wahl, ob er ſeinen RC 774 
gegen den Hauptſchuldner auf das Rechtsverhältnis zu ihm oder auf den Übergang gemäß 5 zu 
ſtützen will (RG 59, 207); er iſt auch nicht gehindert, beide Rechtsgründe nebeneinand® 
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verwenden, um vollen Erſatz zu erlangen (RG JW 07, 8318). Die Hauptforderung geht in der 
Lage, in der ſie ſich zur Zeit der Befriedigung des Gläubigers befindet, auf den Bürgen über. 
Der Übergang der vom Bürgen befriedigten Wechſelforderung iſt grundſätzlich nicht davon 
abhängig, daß der Wechſel dem Bürgen ausgehändigt wird, R JW 1937, 297214. Der 
Übergang umfaßt nach $$ 401, 412 alle Sicherheiten, Pfand⸗ und Realiſierungs⸗ 
rechte, überhaupt alle Nebenrechte, die dem Gläubiger zuſtanden, nicht nur die in 401 befon- 
ders bezeichneten (RG 60, 371; 65, 164; 89, 195; 91, 276 u. ZW 07, 7451 HRR 1930 Nr 216), 
ſowohl diejenigen, die zur Zeit der Bürgſchaftsübernahme bereits begründet waren, als auch die 
ſpäter begründeten ($ 776 Satz 3), ſowohl die vom Hauptſchuldner als die von Dritten beſtellten. 
Dies gibt dem Rückgriff aus § 774 einen Vorzug vor dem aus dem Rechtsverhältnis zwiſchen 
dem Bürgen und dem Schuldner erwachſenen. Anderſeits läuft die Verjährung der übergegan⸗ 
genen Hauptforderung weiter, was unter Umſtänden einen Nachteil für den Bürgen bei der 
Rechtsverfolgung aus $ 774 gegenüber derjenigen aus dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen ihm und 
dem Hauptſchuldner bedeutet. Eine fiduziariſche Eigentumsübertragung zur Sicherheit begründet 
lein Pfandrecht; fie überträgt ſich daher auch nicht von ſelbſt auf den zahlenden Bürgen; doch 
it als Wille der Beteiligten, auch des Hauptſchuldners, anzunehmen, daß der Gläubiger und 
Sicherungseigentümer das Recht auf den Bürgen, der ihn befriedigt hat, weiter übertragen muß 
(RG 89, 193). Über den Übergang von Wechſelforderungen auf den zahlenden Bürgen vgl. 
RG 60, 191; ZW 07, 74516; Seuffa 62 Nr 143; der Bürge des Wechſelausſtellers iſt nicht 
zugleich Bürge des Akzeptanten; über den Rückgriff des zahlenden Bürgen, der Miterbe des 
Hauptſchuldners geworden iſt, gegen den Nachlaß und die Miterben RG 76, 57. — 
ie Rechte des in die Forderung eintretenden Bürgen gegen den befriedigten Gläubiger 
beſtimmen die 89 402—404. Der Bürge kann verlangen, daß ſeine Verurteilung zur Zahlung 
an den Gläubiger nur Zug um Zug gegen Behändigung der ihm nach $ 403 zuſtehenden Erklärung 
geichieht, RG HRR 1932 Nr 2141. Auf andere Schuldhilfezahlungen, z. B. auf Grund eines 
Garantiewechſels, iſt $ 774 nicht anwendbar; eine ſolche Zahlung iſt nach § 267 zu beurteilen und 
gat einen Übergang der Forderung des Gläubigers nicht zur Folge (RG 94, 85; 96, 136). Der 
Übergang der Forderung auf den Bürgen kann vertragsmäßig ausgeſchloſſen werden, was bei 
Teilbürgſchaften einen verſtändlichen Zweck hat (RG JW 1914, 350%), aber nicht ohne weiteres 
anzunehmen it, RG 92, 121; 93, 91. Der Bürge kann den Rückbürgen erſt in Anſpruch nehmen, 
wenn er jelbft auf Grund feiner Bürgſchaft geleiſtet hat, RG 148, 66. 8 
en Der Übergang der Hauptforderung auf den Bürgen erfolgt, ſoweit dieſer den Gläubiger 
efriedigt hat; teilweiſe Befriedigung bewirkt teilweiſen Übergang (RG Bayg 1918, 384); 
gur Zeit der Befriedigung noch nicht fällige und deshalb auch nicht berichtigte Zinſen ſind in den 
ergang nicht einbegriffen; in der Zukunft fällige Zinſen kann der Bürge auf Grund des Über⸗ 
zangs vielmehr nur in geſetzlicher Höhe gemäß 9 246, 288 verlangen (MG 61, 343). Denn das 
N te orderungsrecht dient nach ſeinem Übergange nur noch dem Rückgriffszwecke, und nur in 
zellen Grenzen findet auch der Übergang ſtatt. — In welcher Weiſe die Befriedigung 
Urn Gläubigers erfolgt, iſt gleichgültig; ſie kann durch Hinterlegung, durch Hingabe an 
lätungs Statt in den geſetzlichen Vorausſetzungen, fie kann insbeſondere auch durch Aufrechnung 
10 emer dem Bürgen gegen den Gläubiger zuſtehenden Gegenforderung geſchehen (RG 53, 403; 
31110 18 IV 230/18; |. $ 768 A 1). Hinterlegung zur Sicherheit genügt jedoch nicht (RG 106, 
2 Es muß eine endgültige Regelung erfolgt ſein. Auch der Umftand, daß die Befriedigung 
und en Mitteln des Hauptſchuldners erfolgt, hindert den Übergang nicht (RG Warn 1914 Nr 15), 
hätt gleichgültig iſt es auch, ob zur Zeit der Befriedigung der Bürge von dem Hauptſchuldner 
zuſta in Anſpruch genommen werden können, oder ob ihm noch die Einrede der Vorausklage 
"a (RG 10. 10. 18 IV 230/18). Der Übergang ſetzt aber eine Befriedigung des Glaubigers 
volte Hat der Bürge unter Beſtreiten der Bürgſchaft lediglich zur Abwendung der Zwangs⸗ 
lun reckung aus einem vorläufig vollſtreckbaren Urteile gezahlt, fo iſt mit dieſer vorläufigen Rege⸗ 
der des ine Befriedigung des Gläubigers nicht erfolgt; es findet deshalb auch kein Übergang auf 
ben, Bürgen ſtatt (RGS 98, 328). Der Übergang kann ſtets nur in den Grenzen der Burgſchafts⸗ 
and lichung erfolgen; hat der Bürge, der ſich nur für einen Teil der Schuld verbürgt hat, die 
inf Schuld bezahlt, ſo geht in Höhe des Mehr die Forderung des Gläubigers auf ihn nicht über; 
2 tlic des Mehr ift der Bürge ein Dritter, der eine fremde Schuld bezahlt hat im Sinne des 
4 (Ni 99 1918, 900%. Die Forderung geht jo auf den Bürgen über, wie ſie zur Zeit der 
Geniedigung es Gläubigers durch den Bürgen beſtand, ſowohl nach Beſtand an ſich wie nach 
JWenſtand und Höhe (MC 113, 320). Bei Wechſeln bedarf es keiner Indoſſterung (nch 60, 191; 
1907, 74516). Mit der Forderung gehen auch alle Ne benrechte über (RG 65, 164). 
erfolge urd) den geſetzlichen Übergang der Hauptforderung auf den Bürgen in den Grenzen der 
Hauen Befriedigung des Gläubigers darf weder der Gläubiger in ſeinen Rechten gegen den 


Wendel Nldner noch der Hauptſchuldner in feinen Rechten gegen den Burgen benachteiligt 


aus „ ch JW 1935, 25597. Erſteres drückt Satz 2, letzteres Satz 3 des $ 774 Abi 1 
ſicherten eshalb muß der Bürge, der nur einen Teilbetrag der durch die Bürgſchaft ge⸗ 


Schuld bezahlt hat, mit ſeinem auf ihn übergegangenen Rechte auf Befriedigung aus 
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Pfändern oder aus andern Bürgſchaften hinter den urſprünglichen Gläubiger bis gu 
deſſen voller Befriedigung zurücktreten, mag er ſich für die ganze Schuld verbürgt und 
mit der Zahlung des Teilbetrags auch ſeine Bürgſchaftsſchuld nur zum Teil erfüllt, oder mag er, 
wenn er nur bis zur Höhe ſeiner Zahlung für die an ſich größere Schuld ſich verbürgt 
hatte, die Bürgſchaftsverpflichtung voll erfüllt haben (RG 53, 403; 76, 195; 82, 135; JW 
1917, 811). Auf andere Forderungen desſelben Gläubigers gegen denſelben Schuldner 
erſtreckt ſich zunächſt das Vorrecht des Gläubigers nicht (RG aad.); doch darf der Gläubiger 
werden. Erſteres drückt Satz 2, letzteres Satz 3 des 8 774 Abſ 1 aus. Deshalb muß der Bürge, 
der nur einen Teilbetrag der durch die Bürgſchaft geſicherten Schuld bezahlt hat, mit ſeinem 
auf ihn übergegangenen Rechte auf Befriedigung aus Pfändern oder aus andern Bürgſchaften 
hinter den ursprünglichen Gläubiger bis zu deſſen voller Befriedigung zurücktreten, mag er ji 
für die ganze Schuld verbürgt und mit der Zahlung des Teilbetrags auch ſeine Bürgſchaftsſchuld 
nur zum Teil erfüllt, oder mag er, wenn er nur bis zur Höhe ſeiner Zahlung für die an ſich größere 
Schuld ſich verbürgt hatte, die Bürgſchaftsverpflichtung voll erfüllt haben (RG 53, 403; 76, 195; 
82, 135; JW 1917, 8112). Auf andere Forderungen desſelben Gläubigers gegen denſelben Schuld- 
ner erſtreckt ſich zunächſt das Vorrecht des Gläubigers nicht (RG aa S.); doch darf der Gläubiger 
auch hinſichtlich ſolcher durch den Mitbewerb des Bürgen nicht ſchlechter geſtellt werden, wenn er 
zur Zeit der Zahlung in der Lage war, an der Stelle der befriedigten Forderung andere mit den⸗ 
ſelben Sicherungen ausgeſtattete Forderungen geltend zu machen (RG 82, 133), und ſofern es ſich 
um Forderungen handelt, die mik der durch die Bürgſchaft geſicherten in einem rechtlichen Zu⸗ 
ſammenhange ſtehen (NG Warn 1914 Nr 275). Wenn in $ 774 Abſ 1 Satz 2 das Eintrittsrecht 
des Bürgen zugunſten des Gläubigers einſchränkt, ſo trifft er eine Regelung, die 
keine allgemeine ſchuldrechtliche Pflicht des Bürgen gegenüber dem Gläubiger begründen ſoll, 
ſondern eine Abgrenzung rechtlicher Schuldbeziehungen. Der Nachteil, vor dem der Gläubiger 
bewahrt bleiben ſoll, iſt kein allgemeiner wiriſchaſtlicer Nachteil, ſondern die Rechtsſtellung des 
Gläubigers, zu deren Verſtärkung die Bürgſchaft dient, ſoll nicht rechtlich beeinträchtigt werden. 
Der Gläubiger genießt alſo den Vortritt nach $ 774 Abſ 1 Satz 2 nicht, ſoweit es ſich um eine 
andere Forderung und um eine andere Rechtsſtellung handelt, als die durch die Bürgſchaft ge“ 
ſchützte, RG 136, 44. Die Beweislaſt, daß eine Geltendmachung der auf den Bürgen überge⸗ 
gangenen Hauptforderung durch dieſen ihm, dem Gläubiger, zum Nachteile gereiche, trifft den 
Gläubiger. Im Konkurſe des Hauptſchuldners werden die entwickelten Grundſätze des § 774 durch 
die Beſonderheiten des Konkursverfahrens beeinflußt. Der Gläubiger, dem der Bürge vor der Kon 
kurseröffnung eine Teilzahlung gemacht hat, kann den entſprechenden Teil ſeiner Forderung 
wegen des Teilübergangs ſeinerſeits nicht mehr zum Konkurſe anmelden; vielmehr ift der Bürge 
inſoweit forderungs⸗ und zur Teilnahme an dem Konkurſe berechtigt. Würde dieſer durch $ ! 
bj 1 Saß 2 gehindert fein, die Forderung auf Grund des Übergangs zum Konkurſe anzumelden 
würden alſo weder der Gläubiger noch der Bürge die Teilforderung im Konkurſe geltend mache. 
dürfen, ſo würde dies weſentlich eine grundloſe Begünſtigung der übrigen Kontursgläubige 
bedeuten. Der Gläubiger mag deshalb von dem Bürgen außerhalb des Konkursverfahren 
denjenigen Teil der Dividende herausverlangen, um den er durch die Teilnahme des Bürge A 
an dem Konkurſe verkürzt worden ift (NG 83, 406). — Entſprechende Beſtimmungen über ene 
geſetzlichen Übergang einer Forderung von dem Gläubiger auf den Zahlenden in den Grenze 
der Befriedigung finden ſich in 88 268, 426, 1164, 1176, 1607 u. 1709. chen 
4. Der Hauptſchuldner hat gegen die Rückgriffs forderung des Bürgen aus dem zwiſche 
ihnen beſtehenden Schuldverhältniſſe (Auftrag, Geſchäftsführung ohne Auftrag, Dienſtvertt 10 
uſw.) die Einwendungen, die ihm auf Grund dieſes Rechtsverhältniſſes zuſte he 1 
und nur dieſe (RG 102, 53). Er kann nicht der Rückgriffsforderung des Bürgen gegenüber — 
einer Forderung, die ihm gegen den befriedigten Gläubiger zuſtand, aufrechnen; wohl aber d 50 
er dem Bürgen, der zu ihm in einem Auftragsverhältniſſe ſtand, entgegenhalten, daß dieſer gem 5 
$ 770 die Befriedigung des Gläubigers mit Rückſicht auf die Gegenforderung, wenn er von : 
Kenntnis hatte, hätte verweigern müſſen; der Bürge hat bei der Befriedigung des Gläubigen 
nicht nur ſein Intereſſe, ſondern auch das ſeines Auftraggebers oder Geſchäftsherrn zu Ir e 
(RG 59, 207). Der aus dem Übergange der Hauptforderung auf den Bürgen erhobenen unbe 
gegenüber ſtehen dem Hauptſchuldner dagegen einmal alle Einwendungen zu, die das Da 
ſchuldverhältnis ihm an die Hand gibt, ſoweit diefe zur Zeit des Übergangs begründet 2 
($$ 404, 412), ſodann aber auch die aus dem perſönlichen Rechtsverhältniſſe gegen den Oi chen 
ihm erwachſenen. Während jedoch im Falle der Rückgriffsklage des Bürgen aus dem 90 Irifft, 
ihm und dem Hauptſchuldner beſtehenden Rechtsverhältniſſe den Bürgen die Veweislaft — 
daß er vertragsgemäß gehandelt habe, hat gegenüber der Hauptforderungsklage der Hauptſchulb on 
darzutun, daß der Bürge zur Geltendmachung der Forderung aus einem in dem b dem 
Rechtsverhältniſſe begründeten Umſtande nicht berechtigt ſei (R 85, 72). Hat der Bürge on 
Gläubiger feine Forderung bezahlt in Unkenntnis des Umſtandes, daß ſie ı ner 
bezahlt war, ſo ſteht ihm gegen den Gläubiger ein Anſpruch aus ungerechtfertigt beſem 
reiche rung zu (8 812ff.); er kaun auch gegen den Hauptſchuldner, wenn er dem ihn mit 


Bürgſchaft 88 774, 775 589 


verbindenden Rechtsverhältniſſe entſprechend pflichtgemäß gehandelt hat, einen Rückgriff ($ 670) 
haben; die Hauptforderung iſt jedoch auf ihn nicht übergegangen, da ſie durch die frühere Zahlung 
bereits erloſchen war. Hat der Bürge ſich mit dem Gläubiger auf die Zahlung eines geringeren 
Betrags verglichen, ſo iſt es Tatfrage, ob der Nachlaß nur ein dem Bürgen gewährtes Entgegen⸗ 
kommen bedeutet, oder ob er das geſamte Schuldverhältnis umfaſſen ſollte. Im erſteren Falle 
ſteht dem Bürgen der Rückgriff auf Grund des Übergangs gegen den Hauptſchuldner in voller 

öhe zu, im letzteren Falle nur in Höhe feiner Zahlung, die jetzt mit dem Betrage der Hauptſchuld 
ich deckt (RG 102, 51). 

5. Mitbürgen haften gemäß § 769 als Geſamtſchuldner. Das dadurch zwiſchen ihnen 
ſelbſt bedingte Gemeinſchaftsverhältnis führt zu der in der grundſätzlichen Beſtimmung des § 426 
(vgl. RG 61, 56 u. 70, 48) feſtgeſetzten gegenſeitigen Ausgleichung. Mehrere zum Rückgriff 
berechtigte Bürgen ſtehen jedem einzelnen zur Ausgleichung verpflichteten Mitbürgen als Geſamt⸗ 
gläubiger gegenüber. Jeder Rückgriffsberechtigte kann von jedem ausgleichspflichtigen Mitbürgen 
Zahlung bis zur Höhe des ihm nach dem Innenverhältnis zuſtehenden Anteils an der Bürgſchafts⸗ 
ſchuld verlangen (RG 4. 4. 27 IV 608/26). Die darauf verweiſende Vorſchrift des Abſ 2 des 9 774 
wäre daher an fich überflüſſig; ihr Schwerpunkt beruht in dem Wörtchen „nur“. Der in Abf 1 
beſtimmte Forderungsübergang erfolgt nur für den Bürgen, der den Gläubiger 
befriedigt hat. Er hat an ſich auch den Übergang der Anſprüche aus den für die Forderung 
deſtellten weiteren Bürgſchaften zur Folge (88 401, 412). Dieſer Übergang der Rechte gegen die 
andern Bürgen wird in Abſ 2 in feinem Umfange beſchränkt. Die Ausgleichung findet gemäß 
8.426 Abſ 1, „ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt“, nach Kopfteilen ftatt. Die abweichende Be⸗ 
ſtimmung kann durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende Vereinbarung, mithin auch durch Vertrags⸗ 

eſtimmungen, die mit einem Ausgleichungsrechte nicht vereinbar ſind, getroffen fein (RG 61, 56; 
, 414; JW 1913, 4885); die Beweislaſt für eine vereinbarte anderweite Beſtimmung trifft den 
Mitbürgen, der fie behauptet (RG 15. 4. 08 VI 33/07). Sie kann auch aus den Verhältniſſen 
von ſelbſt ſich ergeben, fo daß den Beweis zu führen hat, wer etwas anderes behauptet. Haben 
3. B. die Mitgeſellſchafter einer G. m. b. H. ſich für Schulden der Geſellſchaft gemeinſchaftlich ver⸗ 
dürgt, fo iſt das Beteiligungsverhältnis an der Geſellſchaft als die natürliche Grundlage auch für 
die Ausgleichung unter den Geſellſchaftern anzunehmen; der Vertragswille der Geſellſchaft über⸗ 
zeägt ſich von ſelbſt auf das Ausgleichungsverhältnis (RG 88, 122; Warn 1914 Nr 247). — Der 
Kachbürge iſt im Sinne der 88769 u. 774 Abſ 2 Mitbürge; fein Bürgſchaftsgläubiger iſt der Gläu⸗ 
diger der Hauptverbindlichkeit (RG 83, 342; Warn 1917 Nr 241). Aber diejenigen Bürgen, für 
zie er als Nachbürge die Haftung übernommen hat und die darum vor ihm, nicht neben ihm haften, 
haben keinen Ausgleichsanſpruch gegen ihn (RS JW 1912, 746%). Umgekehrt hat der Nachbürge 
zollen Erſatzanſpruch gegen den Vorbürgen, für den er die Bürgſchaft übernommen hat (RG 
bi 8.14 V1173/14). Der Rückbürge, deſſen Bürgſchaftsgläubiger ein Bürge ift und deſſen Rück 
als Aſchaftsverpflichtung auf des letzteren Bürgſchaftsverpflichtung gegen den Hauptgläubiger 
5 ihre Hauptverbindlichkeit ſich bezieht, nicht auf die Verbindlichkeit des Hauptſchuldners, muß 
5 Bürgen, der fein Bürgſchaftsgläubiger iſt, auch für den Verluſt ſchadlos halten, den dieſer 
erfolge der Ausgleichungspflicht andern Mitbürgen gegenüber in feinem Rückgriff erleidet (RG 146, 
RG 27. 4. 05 IV 516/04). Für den Fall, daß der Mitbürge nicht auf Grund des 8 774, ſondern 
glei, Vertrag mit dem Gläubiger deſſen Forderung erwirbt, führt die Anwendung des 9 426 zu dem 
der chen Ergebnis, daß ſich der Mitbürge, der die Forderung erworben hat, den Betrag, der bei 
laſſ usgleichung auf ihn entfallen würde, gegenüber den Mitbürgen von der Forderung kürzen 
dür muß (RG Warn 1913 Nr 361). Anders bei Übernahme einer Nachbürgſchaft. Der Nach 
ebe de iſt für die Frage des Übergangs der Forderung des Gläubigers gegen den Hauptſchuldner 

enſo anzusehen, wie der Vorbiirge, RG 146, 70. 
hr Entſprechende Anwendung findet $ 774 Abſ 1 im Falle des $ 1143 (Befriedigung des Gläu⸗ 
des be emer hypothekariſch verſicherten Forderung durch den nur dinglich haftenden Eigentümer 
Dritt aſteten Grundſtücks) und der ganze § 774 im Falle der Einlöſung des Pfandes durch den 
der verpfänder einer beweglichen Sache ($ 1225). Die früher vielumſtrittene Frage, wie dann 
geſam riff des Bürgen gegen den Drittverpfänder und umgekehrt, die jedenfalls in einem 
(Ariſchuldneriſchen Gemeinſchaftsverhältnis zueinander nicht ſtehen, ſich geſtaltet, iſt mit Strohal 
ale, . Dogm. 61, 59 ff.) dahin zu löſen, daß der Bürge in jedem Falle die Laſt der Schuld end⸗ 

ig auf das Pfand abwälzen kann. Siehe darüber § 1225 A 3. Vgl. auch RG 85, 363. 


8 775 


Wu ſich der Bürge im Auftrage des Hauptſchuldners verbürgt oder ſtehen 
"= ah den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag wegen 
f chr ernahme der Bürgſchaft die Nechte eines Beauftragten gegen den Haupt- 

ner zu, ſo kann er von dieſem Befreiung von der Bürgſchaft verlangen: 


590 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


1. wenn ſich die Vermögensverhältniſſe des Hauptſchuldners weſentlich 
verſchlechtert haben; 

2. wenn die Rechtsverfolgung gegen den Hauptſchuldner infolge einer 
nach der Übernahme der Bürgſchaft eingetretenen Anderung des Wohn⸗ 
ſitzes, der gewerblichen Niederlaſſung oder des Aufenthaltsorts des 
Hauptſchuldners weſentlich erſchwert iſt; 


3. wenn der Hauptſchuldner mit der Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit im 
Verzug iſt; 
4. wenn der Gläubiger gegen den Bürgen ein vollſtreckbares Urteil auf 
Erfüllung erwirkt hat. 
Iſt die Hauptverbindlichkeit noch nicht fällig, ſo kann der Hauptſchuldner 
dem Bürgen, ſtatt ihn zu befreien, Sicherheit leiſten. 
E I 677 II 714; M 2 676— 678; P 2 479, 480. 


1. $ 775 behandelt das innere Verhältnis des Bürgen zum Hauptſchuldner, das 
außerhalb des Bürgſchaftsvertrags ſteht, und gibt eine Sonderbeſtimmung über die Rechte des 
Bürgen gegen den Hauptſchuldner für den Fall, daß der erſtere die Bürgſchaft im Auftrage des 
Hauptſchulbners ($ 662), dem ein Dienſtvertrag auf Geſchäftsbeſorgung ($ 675) gleichzuſtellen iſt, 
übernommen oder bei der auftragsloſen Übernahme im Intereſſe und dem Willen des Haupt, 
ſchuldners entſprechend gehandelt hat ($ 683). Für Auftrag und Dienſtvertrag tritt das im 9 77 
gegebene Recht auf Befreiung oder Sicherheitsleiſtung unter den in dem Paragraphen 
aufgeführten veränderten Umſtänden an Stelle des Rechtes auf Vorſchuß ($ 669), das flir den 
Auftrag zur Bürgſchaftsübernahme der Natur der Sache nach unanwendbar iſt, ſowie des Rechtes 
auf Befreiung nach § 670, ſoweit dieſe vor Befriedigung des Gläubigers durch den Bürgen ver⸗ 
langt werden könnte, da die Bürgſchaft gerade der Verſchaffung und Erhaltung des Kredits des 
Auftraggebers zu dienen beſtimmt iſt. Nur unvorhergeſehene, ohne fein Zutun nachträglich ein“ 
getretene Umſtände, die die Stellung des Bürgen gefährden, ſollen dem Bürgen einen Anſpru 
auf Entbindung von der auftraggemäß übernommenen Verpflichtung geben. Sobald der Bür 
den Gläubiger befriedigt hat, erliſcht notwendig der Befreiungsanſpruch und tritt der Rückgri 7 
anſpruch gegen den Hauptſchuldner an deſſen Stelle. Anderſeits kann es zu einem Rückgolff 
anſpruch nicht kommen, wenn der Hauptſchuldner den Bürgen befreit hat. Beide Anſpruſch 
können deshalb auch gleichzeitig — im Konkurſe des Hauptſchuldners — nicht geltend ge mach 
werden. Der Befreiungsanſpruch des Bürgen verwandelt ſich in einen Zahlungsanſpruch, wenn 
der Bürge aus der Bürgſchaft in Anſpruch genommen wurde und der Hauptſchuldner zahlung 
unfähig war. Die Leiſtung durch den Bürgen an den Gläubiger des Hauptſchuldners an beiten 
Stelle muß aber tatfächlich erfolgt fein, RG 143, 194. Der Anſpruch aus $ 775 ſteht auch den 
ſelbſtſchuldneriſchen Bürgen zu. 

2. Die Befreiung von der Bürgſchaft leiſtet der Hauptſchuldner, indem er entweder — 
Gläubiger befriedigt oder durch Gewährung anderweiter Sicherheiten zur Entlaſſung des And 
aus der Bürgſchaftsverpflichtung veranlaßt. Der Bürge kann ſelbſtverſtändlich vertragsma 
auf den Befreiungsanſpruch verzichten, und dieſe Beredung zwiſchen dem Bürgen und dem Haupt 
ſchuldner bedarf keiner Form. Der Verzicht braucht nicht ausdrücklich erklärt zu ſein, ſonder. 
kann ſich aus den Parteiverhandlungen ergeben. Ein ſolcher Verzichtswille kann daraus gefoige 
werden, daß nach Übernahme der Bürgſchaft der Hauptſchuldner und der Gläubiger unter; „ 
ſtimmung des Bürgen die Hinausſchiebung des Fälligkeitstermins vereinbart haben (RG 59, 10% 
er kann aber nicht ſchon daraus entnommen werden, daß der Bürge vor der Fälligkeit der Ha tr 
verbindlichkeit gemäß § 757 Abſ 2 oder auf Grund befonderer Vereinbarung von dem Haufe 
ſchuldner ſich hat Sicherheit leiſten laſſen; denn die letztere bezweckt gerade, die Befreiung 
Bürgen nach Eintritt der Fälligkeit zu gewährleiſten (RG aaO. u. 12. 7. 06 VI 589/05). 


* 
3. Zu Nr 1. Zur Feſtſtellung einer Verſchlechterung der Vermögens verhältniſſe des gan, 
ſchuldners bedarf es der Vergleichung der letzteren zur Zeit der Bürgſchaftsübernahme mi and 
jenigen zur Zeit der Erhebung der Befreiungsklage; hierbei find nicht nur die Befipmerte 06 
Schulden, ſondern auch die Kreditverhältniſſe des Hauptſchuldners zu berückſichtigen (RG 13. bin⸗ 
VI 589/05), RG 150, 77. Bei Zahlungsunfähigkeit des Hauptſchuldners RG 143, 192 in S 
dung mit RG 78, 26. Der Bürge kann jedoch nicht unter Berufung auf $ 775 Befreiung vera. 
wenn er ſelbſt durch vertragswidriges Verhalten die Verſchlechterung der Vermögensver Ein⸗ 
niſſe des Hauptſchuldners herbeigeführt hat; feinem Befreiungsanſpruche ſteht alsdann die eutet 
rede der Argliſt entgegen (NG aad.). Die Auflöſung einer offenen Handelsgeſellſchaft bed ft, 
nicht notwendig eine weſentliche Verſchlechterung der Vermögensverhältniſſe der Geſeliſcha 
RG FW 1927, 1689. 


Bürgſchaft §8 775, 776 391 


Zu Nr 2. Eine Erſchwerung liegt auch dann vor, wenn die Geltendmachung eines Pfand- 
oder Zurückbe haltungsrechts erſchwert ift, wenn der Aufenthalt unbekannt ift, wenn er ins Aus⸗ 
land verlegt iſt, wenn der Schuldner in Konkurs geraten iſt, RG 4, 123. 

Zu Nr 3. Die Hingabe eines Wechſels beſeitigt den Verzug nicht. Die Vorſchrift erfordert 
nicht, daß der Schuldner, der in Teilverzug gekommen war, bei der Schlußverhandlung im Rechts⸗ 
ſtreit noch im Verzug iſt. Es kommt darauf an, daß ſeine Lage dadurch noch immer gefährdet 
erſcheint, Mot Bd 2, 677; RG 59, 10; JW 1935, 25292. 

4. Zu Nr 4. Dem vollſtreckbaren Urteil fteht gleich der Vollſtreckungsbefehl nach $ 700 Satz 1 
ZPO, nicht aber andere vollſtreckbare Titel nach $ 794 ZPO (Vergleiche, vollſtreckbare Urkunden), 
die der Bürge dem Gläubiger durch feine eigene Mitwirkung verichafft hat. Das vorläufig 
vollſtreckbar erklärte Urteil fällt unter die Vorſchrift. Aber nicht, wenn zufolge zwiſchenzeitlicher 
ln des Hauptſchuldners keine Vollſtreckung aus dem Urteil mehr zu befürchten iſt, RG ZW 

„35292. 


5. Die Sicherheitsleiſtung (88 232 ff.) bezweckt nicht, die Rückgriffanſprüche des Bürgen aus 
der Befriedigung des Gläubigers zu ſichern, ſondern lediglich, die Befreiung des Bürgen von der 
übernommenen Bürgſchaft nach Eintritt der Fälligkeit der Hauptſchuld zu ſchüzen (RG 59, 10 
U. 16. 3. 06 VI 313/05). Hat der Bürge daher auf den Befreiungsanſpruch nachträglich verzichtet 
oder hat er den Gläubiger befriedigt, ſo iſt die Sicherheitsleiſtung erledigt. 


$ 776 


Gibt der Gläubiger ein mit der Forderung verbundenes Vorzugsrecht, 
eine für ſie beſtehende Hypothek, ein für ſie beſtehendes Pfandrecht oder das 
Necht gegen einen Mitbürgen auf, ſo wird der Bürge inſoweit frei, als er 
aus dem aufgegebenen Rechte nach § 774 hätte Erſatz erlangen können. Dies 
Alt auch dann, wenn das aufgegebene Necht erſt nach der Übernahme der 
Bürgſchaft entſtanden iſt. 

E 1 679 II 716; M 2 678682; P 2 780—783. 
1 1. Die Pflichten des Gläubigers. Dem Gläubiger erwachſen an ſich aus dem Bürgſchafts⸗ 
Rernage nur Rechte, keine Pflichten (ſ. A 5 zu F 765) RG HRR 1930 Nr 212; er hat nach dem 
Aechte des BGW auch nicht wie nach gemeinem Rechte in der Geltendmachung und Einziehung 
leiner Forderung gegen den Hauptſchuldner Sorgfaltspflichten zu erfüllen, wenn nicht vertrags⸗ 
mäßig ein anderes beſtimmt iſt, in welchem Falle bei Verſäumung der Sorgfaltspflicht 
39 Bürge, wenn er ſonſt mit einem Rückgriff Erfolg gehabt haben würde, frei wird (MG 65 S. 136, 
1 77 87, 327; 88, 410; RG Warn 1916 Nr 129; RG 31. 3. 27 621/26). Ohne ſolche Vereinbarung 
a der Bürge weder von dem Gläubiger verlangen, daß dieſer von einem Kündigungsrechte 
von Verzugs des Hauptſchuldners in der Zahlung der Zinſen Gebrauch mache (RG 3. 12. 06 
au 123/06), noch kann er einer dem Hauptſchuldner gewährten Stundung widerſprechen; er iſt 
ode nicht befugt, vom Gläubiger die Anfechtung einer Rechtshandlung zu verlangen (RG aad.), 
7 daß der Gläubiger die ihm für die Forderung beſtellte Hypothek in der Zwangsverſteigerung 
dur rundſtücks ausbiete (RG 88, 410), oder ihm zuzumuten, um eine teilweiſe Tilgung der Schuld 
mtb tie zu erlangen, eine Sicherheit aufzugeben (RG Warn 1915 Nr 17) oder ihn zur An⸗ 
Der ung feiner Forderung im Konkurſe Über das Vermögen des Hauptſchuldners zu veranlaſſen. 
ihn mläubiger iſt nicht verpflichtet, den Bürgen von einem die Vermögensverhältniſſe des Haupt⸗ 
920 ners betreffenden Vorgange, namentlich von der Einleitung einer Zwangsvollſtreckung 

1 * dieſen zu benachrichtigen; § 1166 iſt nicht entſprechend anwendbar (RG 65, 134). So hat 

2 er Gläubiger im allgemeinen gegenüber dem ſelbſtſchuldneriſchen Bürgen ohne beſondere 
eigne barung nicht die Pflicht zur Beaufſichtigung der ihm vom Schuldner zur Sicherheit über ⸗ 
ſtunde w aber mit Wiſſen des Bürgen in unmittelbarem Beſitz des Schuldners gebliebenen Gegen⸗ 
Glantz NG 87, 328; RG 31. 3. 27 IV 621/26. Treu und Glauben hat aber auch der 
Nr 212 ger dem Bürgen gegenüber zu wahren; RG 65, 140; HRR 1927 Nr 1109; 1930 
den 01 1123 er darf die Stellung des Bürgen nicht willkürlich verſchlechtern. Befteit das BGB 
55 läubiger von einer Wachſamkeitspflicht gegenüber dem Bürgen, ſo hat es anderſeits auch 
Bürge teren in den $$ 774, 776 unabhängig vom Gläubiger geſtellt. Mit Rückſicht auf den dem 
der PL wenn er den Gläubiger befriedigt, geſetzlich gewährten Übergang der Hauptforderung, 
dem $ 401, 412 auch den Übergang aller Sicherungen auf ihn zur Folge hat, verbietet $ 776 
Aber ubiger, zum Nachteile des Bürgen von dieſen Sicherungsrechten etwas aufzugeben. 
Beinen über § 776 hinaus haftet der Gläubiger dem Bürgen nicht nur, wenn er argliſtig die 
wenn trächtigung der Intereſſen des Bürgen herbeiführt (RG Warn 08 Nr 370), ſondern auch, 
Pfänder fahtläſſigerweiſe im Vertrauen auf die durch die Bürgſchaft ihm gebotene Sicherheit 
auf Pa . feinem Pfandbeſitz hat wegbringen laſſen (RG Warn 1915 Nr 17) oder Aufwendungen 
Sorgfalt er zum Schutze gegen deren Entwertung unterläßt, die die im Verkehr erforderliche 

t oder die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns von ihm verlangt, ſofern dem Bürgen 
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das Recht zuſteht, den Gläubiger zunächſt auf das Pfand zu verweiſen (RG JW 05, 72011). Bei 
der Ausfallsbürgſchaft kann der Gläubiger deshalb vom Bürgen nicht Beträge fordern, deren 
Verluſt er ſelbſt durch nachläſſige Betreibung der Rechtsverfolgung gegen den Hauptſchuldner 
verſchuldet hat (RG 87, 327). Ob die Aufgabe eines Eigentumsvorbehalts durch den Gläu⸗ 
biger gegen Treu und Glauben verſtößt, den dieſer auch dem Bürgen gegenüber zu wahren hat, 
hängt davon ab, ob mit dieſer Aufgabe berechtigte Intereſſen verfolgt werden, die höher zu ber 
werten find, als die Intereſſen des Bürgen. Ein dieſe verneinender Fall R HRR 1933 Nr 12. 
Auch die Entlaſſung eines Geſamtſchuldners kann wider Treu und Glauben verſtoßen, RG Vi 
322/34 19. 11. 34. Verhütung eines Pfandbruchs und Verfolgung von Anſprüchen daraus 
gehört zu den Sorgfaltspflichten dem Bürgen gegenüber, Rh HRR 1930 Nr 610. 

2. Die Aufgabe von Sicherheiten, die den Bürgen nach $ 776 freimacht, ſetzt eine Willens⸗ 
erklärung des Gläubigers voraus, die dieſe Aufgabe zur Folge hat; ein nur zuſehendes Verhalten 
des Gläubigers, das den Verluſt von Nebenrechten mit ſich bringt, iſt darunter nicht begriffen 
(RG 65, 396). Der Verzicht auf die Rechte aus $ 776 iſt mit der Bürgſchaft vereinbar, RG 153, 345. 
Über Vorzugsrechte ſ. 5 401 Abſ 2. Der Pfandrechtstitel des $ 648 für die Baugläubiger ift kein 
Vorzugsrecht, der Nichtgebrauch des Anſpruchs auf Eintragung deshalb auch nicht Aufgabe einer 
Sicherheit, die den Bürgen befreit. Wohl aber die Aufgabe einer Sicherungsübereignung, 
RG HRR 1930 Nr 499. Die Entlaſſung eines von mehreren Geſamtſchuldnern ift keine Aufgabe 
einer Sicherheit (RG 10. 3. 13 VI 238/12). Die Aufgabe der Sicherheit muß auf freier Ent’ 
ſchließung beruhen. Erfolgt die Löſchungsbewilligung einer durch Inflation inhaltlos ge⸗ 
wordenen Hypothek lediglich wegen der zur damaligen Zeit maßgebenden Rechtsanſchauungen, 
fo iſt das keine freiwillige, da es ohnehin hätte geſchehen müſſen, RG in JW 1931, 5204. 

3. Die Aufgabe der Nebenrechte befreit den Bürgen nur, wenn und inſoweit das aufgegebene 
Recht ihm die Möglichkeit gewährt haben mürde, ſich gemäß $ 774 daran zu erholen. Den Bürgen, 
der unter Berufung auf $ 776 dem Gläubiger die Bürgſchaft aufkündigt oder ſeiner Klage aus dem 
Bürgſchaftsvertrage die Befreiung einredeweiſe entgegenſetzt, trifft die Beweislaſt ſowohl für 
die Aufgabe wie für die Tauglichkeit des aufgegebenen Rechtes, ihm Erſatz zu gewähren. Hai der 
Bürge in Unkenntnis davon, daß der Gläubiger ein Sicherungsrecht aufgegeben hat, den Gläu⸗ 
biger befriedigt, ſo ſteht ihm in Höhe des Wertes des letzteren ein Bereicherungsanſpruch gegen 
den Gläubiger gemäß $ 813 zu (R 9. 6. 03 II 165/03). Es ift ſelbſtverſtändlich, daß der Burge 
auf feine Rechte aus § 776 verzichten kann, insbeſondere durch ausdrückliche oder ſtillſchweigenee 
Einwilligung in eine Aufgabe von Sicherheiten durch den Gläubiger (RG Warn 1917 Nr 290). 
Wenn der Gläubiger feine Rechte gegen den Mitſchuldner des Verbürgten oder das von dem 
Mitſchuldner beſtellte Pfandrecht aufgibt, wird der Bürge aber nicht befreit. daf 

4. Daß $ 776 ſich nur auf die Aufgabe von Sicherheiten durch den Gläubiger bezieht, beban 
kaum der Erwähnung. Ein Mitbürge insbeſondere darf unbeſchadet ſeines Rückgriffsrechts gegen 
die andern Bürgen ihm vom Schuldner oder von Dritten perſönlich beſtellte Vorzugs⸗ oder Siche. 
heitsrechte aufgeben (RG JW 05, 486°). — Eine entſprechende Anwendung des § 776 auf DE 
Gewährvertrag iſt an ſich denkbar. Satz 2 kann aber auf ein Gewährverſprechen wegen pe 
80 155 130 abweichenden inneren Natur dieſer Verpflichtung nicht angewendet we 

„ 138). 


§ 777 } 
Hat ſich der Bürge für eine beftehende Verbindlichkeit auf beſtimmte geit 
verbürgt, ſo wird er nach dem Ablaufe der beſtimmten Zeit frei, wenn nich 
der Gläubiger die Einziehung der Forderung unverzüglich nach Mapgab? 
des § 772 betreibt, das Verfahren ohne weſentliche Verzögerung fortſetzt un 
unverzüglich nach der Beendigung des Verfahrens dem Bürgen anzeigt, 
er ihn in Anſpruch nehme. Steht dem Bürgen die Einrede der Vorausklag⸗ 
nicht zu, ſo wird er nach dem Ablaufe der beſtimmten Zeit frei, wenn nicht 
der Gläubiger ihm unverzüglich dieſe Anzeige macht. 2 
Erfolgt die Anzeige rechtzeitig, fo beſchränkt ſich die Haftung des Bürgen 
im Falle des Abf 1 Satz 1 auf den Umfang, den die Hauptverbindlichkeit zen 
Zeit der Beendigung des Verfahrens hat, im Falle des Abſ 1 Satz 2 auf . 
Umfang, den die Hauptverbindlichkeit bei dem Ablaufe der beſtimmten geit hat 
5 Bey: 22 a 1 , itliche Be 4 ügt, ſo lan dies/ 
ird einer a ichtun ii [3 1 N fl i 
wie in § 765 A 5 en nen, Fe daß en der Beit 5 


t 
Bürgſchaft erlöſchen foll; es kann aber auch bedeuten, daß Gegenſtand der Bakaſchel, 
diejenigen Verbindlichkeiten fein follen, die der Hauptſchuldner innerhalb der beſtim! 
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Zeit gegenüber dem Gläubiger eingeht. Es iſt Sache der Auslegung im einzelnen Falle, wie 
die Zeitbeſtimmung zu verſtehen iſt; wird die Bürgſchaft für eine beſtehende und deshalb ihrem 
Umfange nach bereits feſtſtehende Verbindlichkeit übernommen, ſo iſt eine andere Auffaſſung, 
als daß die Zeitbeſtimmung eine zeitliche Schranke für die Haftung des Bürgen ſelbſt bedeuten 
ſolle, der Regel nach nicht möglich. Bei einer Bürgſchaft für künftige Verbindlichkeiten 
(Kreditbürgſchaft) ift eine andere Auslegung nicht nur möglich, ſondern es iſt auch naheliegend, 
daß hier nicht die Bürgſchaft ſelbſt, ſondern der Kreis der Forderungen, für die ſie übernommen 
wird, zeitlich begrenzt werden ſoll (RG 63, 11; 82, 382). Die Beſtimmung des $ 777 gibt eine 
Sondervorſchrift für den Fall, daß die Zeitbeſtimmung eine Schranke für die 
Bürgenhaftung ſelbſt bedeutet, und legt dieſer den Regelfall unter, daß die Bürgſchaft 
für eine beſtehende Verbindlichkeit übernommen iſt. Der Rechtsgedanke des Paragraphen, 
für den Fall einer Beſchränkung der Bürgenhaftung ſelbſt auf eine beſtimmte Zeit eine Ordnung 
zu ſchaffen, ob und inwieweit der Gläubiger bis zum Ablaufe der Zeit bereits die Inanſpruchnahme 
des Bürgen eingeleitet und durchgeführt haben müſſe, trifft indeſſen auch dann zu, wenn im Einzel ⸗ 
falle die Vertragsauslegung bei der Bürgſchaft für künftige Verbindlichkeiten zu dem Ergebniſſe 
führt, daß die Zeitbeſtimmung auch hier nicht den Kreis der Forderungen, ſondern die Bürg⸗ 
ſchaftsverpflichtung ſelbſt habe begrenzen wollen; die Vorſchrift ift deshalb in ſolchem Falle ent- 
ſprechend anzuwenden (RG 82, 382). Nötig iſt nicht, daß die Zeit kalendermäßig beſtimmt 
iſt (RG 107, 194). Die Befriſtung der Hauptjchuld bedeutet nicht auch die Befriſtung der Bürg 
ſchaft NG Warn 1914 Nr 155). Wohl aber iſt die Beſchränkung der Bürgſchaftshaftung auf be⸗ 
ſtimmte Zeit für aufgegeben zu erachten, wenn der Bürge zu einer Stundung der Hauptverbind⸗ 
lichkeit auf unbeſtimmte Zeit ſeine Zuſtimmung gibt; die Zeitbeſtimmung muß als geändert 
gelten, wenn dieſe Stundung mit beſtimmtem Endtermin erfolgt (RG JW 03 Beil Nr 252). 
In der Regel bedeutet die Stundung aber eine Erleichterung, keine Erſchwerung für den Bürgen, 
daher iſt Schriftform nicht erforderlich, RG 96, 133. — Über die entſprechende Anwendung des 
9777 bei zeitlich begrenzter Pfandbeſtellung für fremde Schuld |. RG 68, 141. Bei Interzeſſion 
durch Wechſelbürgſchaft nicht anwendbar (Rh 74, 352; ZW 1903 Beil. 43). 

2. Pflichten des Gläubigers. Vor dem Ablaufe der beſtimmten Zeit kann der Gläubiger 
die Inanſpruchnahme des Bürgen nicht wirkſam einleiten, R& 96, 133; im übrigen ſcheidet 
das BGB für die Behandlung der Frage, wie die Inanſpruchnahme des Bürgen der Zeitſchranke 
lich anzuſchließen habe, die gewöhnliche und die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft; der letzteren 
ſtehen die Fälle gleich, in denen die dem Bürgen an ſich gegebene Einrede der Vorausklage wegen 
der in Ä 773 Nr 2—4 bezeichneten Umſtände im Einzelfalle ausgeſchloſſen iſt. In den Fällen der 
Hur haft ohne Vorausklage beſtimmt ſich die Haftung des Bürgen nach dem Umfange der Ver- 
indlichkeit im Augenblicke des Zeitablaufs; der Bürge wird aber frei, wenn nicht der Gläubiger 
unverzüglich, d. i ohne ſchuldhaftes Zögern (8 121), nach dem Ablaufe der Zeit dem Bürgen an⸗ 
zeigt, daß er ihn in Anſpruch nehme. Bei der Bürgſchaft mit Vorausklage muß der Glaubiger 
nach dem Ablaufe der Zeit zunächſt unverzüglich die Einziehung der Forderung gegen 
den Hauptſchuldner betreiben; nach Beendigung dieſes Verfahrens hat er dem Bürgen jene An- 

eige zu machen, und der Zeitpunkt der Beendigung des Verfahrens, nicht der Zeitablauf, beſtimmt 
zugleich den Umfang der Bürgſchaft nach § 767. Die einmal erfolgte Anzeige kann nicht vom 
wläubiger einſeitig rückgängig gemacht werden; denn die Befreiung des Bürgen, die hierdurch 
zewirkt würde, kann nur durch Erlaßbertrag nach $ 797 erfolgen (RG 24. 9. 02 VI 32/02). Die 
1 vorgeſchriebene Anzeige wird durch eine vor Ablauf der beſtimmten Zeit gemachte Mitteilung, 
Led der Gläubiger den Bürgen in Anſpruch nehmen werde, nicht erſetzt (NG 96, 133; dagegen 
u JW 1919, 823 bei Nr 5). Die Beweislaſt, daß den Vorausſetzungen der Inanſpruch⸗ 

dme des Bürgen nach § 777 Genüge geſchehen ift, trifft den Gläubiger. . 

ei Die Anzeige ift eine empfangsbedürftige Erklärungshandlung des Gläubigers, Klein, An⸗ 

ſoddeßlücht im Schuldrecht (1908) S. 32, RG 153, 126. Für fie ift keine beſtimmte Form borge- 


1 eben. Dieſe Anzeige muß auch vorgenommen werden, wenn eine geſetzliche Stundung vor⸗ 
'egt, vgl. 5 768. 


§ 778 
Wer einen anderen beauftragt, im eigenen Namen und auf eigene Nech- 
nung einem Dritten Kredit zu geben, haftet dem Beauftragten für die aus 
er Kreditgewährung entſtehende Verbindlichkeit des Dritten als Bürge. 

E 1 080 IT 717; M 2 682 —884; P 2 485, 486. 
berpf Die Vorſchrift iſt nicht zwingenden Rechts. Das weſentliche Merkmal der Bürgſchafts⸗ 
Sa htung, das Einftehen für eine fremde Verbindlichkeit, iſt an und für ſich dem in $ 778 be⸗ 
nur di en e (mandatum qualificatum) nicht eigen. Vielmehr hätten auch hier 
nicht e yrundfäe des Auftrags Anwendung zu finden. Doch das genügt dem Verkehrsbedürfnis 
es © das roͤm. Recht ſchon beſtimmt, deshalb auch das BOB, daß die Haftung hier wie die 
Bürgen, als Bürge von Geſetzes wegen eintreten ſoll. Erforderlich iſt die Annahme 

GB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Lobe, Schack.) 38 
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des Auftrags (RG 56, 130; 87, 144), K h VI 583/34 4. 4. 35. Die bloße Ermächtigung reicht nicht 
aus. Die Aufforderung eines Dritten an den lieferungsunluſtigen Verkäufer, dem Käufer 
die beſtellte Ware zu liefern, kann als Kreditauftrag angeſehen werden (RG 87, 144). Die ſe 
Veranlaſſungshandlung bildet den Rechtsgrund ſeiner Haftung; die letztere entfteht, wenn 
der Erſuchte dem Erſuchen nachkommt und dem Dritten den verlangten Kredit gewährt: 
der Erſuchende wird dadurch zum Nachſchuldner gleich dem Bürgen. Den Streit, ob jenes 
Erſuchen, um einen Kreditauftrag im Sinne des § 778 darzuſtellen, in einem wirklichen rechts ⸗ 
geſchäftlichen Auftrage beſtehen nıüffe, der der Annahme bedarf und im Falle der Annahme den 
Beauftragten verpflichtet, oder ob eine bloße Ermächtigung, ein Anheimgeben, genüge, mit dem 
der Angegangene nicht verpflichtet werden ſoll (jo Ec cius in Gruch 46, 55 ff., Kohler, BR 11 
$ 157), hat das Reichsgericht unter Zustimmung der überwiegenden Mehrheit der Rechtslehrer 
in wiederholten Entſcheidungen im erſteren Sinne entſchieden (Ach 50, 160; 51, 120; 56, 130; 
Warn 1910 Nr 114; 1911 Nr 429; 9. 7. 06 VI 572/05; 11. 4. 07 VI 350/06). Dem iſt beizutreten. 
Der rechtsgeſchäftliche Auftrag ($ 662), dem im Sinne des Paragraphen aber auch ein enigelt- 
licher Geſchäftsbeſorgungsvertrag nach $ 675 gleichzuftellen iſt, bildet, wenn er vom Beauftragten 
angenommen und ausgeführt worden iſt, eine rechtliche Grundlage für die Haftung des Auftrag” 
gebers. Er bedarf auch keiner Form; hat er die Haftung des Auftraggebers zur Folge, jo bedarf 
es nicht noch einer ſchriftlichen Bürgſchaftserklärung nach $ 766. Wird aber eine bloße Ermäch 
tigung, die die Erfüllung in das Belieben des Erſuchten ſtellen ſoll und die weder dieſen noch den 
Erſuchenden bindet, als genügende Veranlaſſungserklärung für den Kreditauftrag angenommen, 
ſo fehlt zwiſchen beiden Perſonen ein rechtsgeſchäftliches Band; die Veranlaſſungshandlung 
kann, wenn ſie nicht überhaupt bloß als Rat oder Empfehlung erſcheint ($ 676), eine Haftung des 
Erklärenden nur dann bewirken, wenn ſie bereits ſelbſt als Bürgſchaftserklarung für die zukünftige 
Schuld aufgefaßt werden kann. § 778 gewährt eine Formfretheit für eine ſolche Bürgschaft 
erklärung nicht; es müßte alſo eine Erklärung der Bürgſchaftsverpflichtung in der Form des 8 766 
verlangt werden. Dann läge aber eben eine Bürgſchaft vor, nicht ein be onderes Rechtsgeſchall 
dem eine Wirkung gleich der Bürgſchaft beigelegt wird. Es iſt zuzugeben, daß im Verkehr neben 
dem rechtsgeſchäftlichen Auftrage zur Kreditgewährung auch die bloße Ermächtigung, Anregung, 
Empfehlung vorkommen kann; ſie iſt nach dem Geſagten aber als Kreditauftrag nicht zu erachten. 
Das Bedenken, daß es für den rechtsgeſchäftlichen Auftrag an dem eigenen Intereſſe des Auftrag. 
gebers fehle, erledigt ſich dadurch, daß jeder ein fremdes Intereſſe zu ſeinem eigenen machen 
kann, wie denn auch der Beauftragte oder der Geſchäftsführer ohne Auftrag in dieſer Stellung 
wiederum an Dritte rechtsgeſchäftliche Aufträge erteilen kann; durch den Auftrag ſelbſt bekundet 


2. Der Kreditauftrag iſt mithin der rechtsgeſchäftliche Auftrag an einen andern, einem Dritten 

im eigenen Namen und für eigene Rechnung Kredit zu 1 oder, was gleichbedeutend ift, 
1910, 80924: 1912, 9105; Warn 191° 

Nr 106; 8. 4. 07 VI 272/06). Dann haftet er dem Beauftragten für die mit der Kreditgewährung 
entſtehende Verbindlichkeit des Dritten als Bürgen. Soll der Beauftragte im Namen oder für 


die ebenſowenig eine Form erfordert (A 2 zu $ 662; RG 50, 162; 51, 122; 56, 130; 153, 100). 
Er iſt nach $ 671 ſeitens des Auftraggebers jederzeit widerruflich, auch nach ſeiner 2 
nahme (RG ZW 1911, 4472), kann aber ſehr wohl gerade wegen des freien Widerrufsrech 5 
der Höhe wie der Zeitdauer nach unbegrenzt fein (RG Warn 1912 Nr 106). der 


über den Auftrag (89 664, 672, 673; $ 669 ift nicht anwendbar, da der Zweck des BEN, die 


Bürgſchaft hat der Gläubiger als Beauftragter das Intereſſe des Auftraggebers mahrzume en 
ihm Nachricht zu geben, wenn dieſes bedroht erſcheint, und nach feinen Weiſungen 1 after 155 


des Auftraggebers als Nachſchuldner ein (RG JW 1912, 9109. Wer einem Dritten gegen, 
die Erklärung abgibt, daß Geſchäfte, die ein anderer mit ihm abſchließt, ſeine Geräte wahl 
efe Haftung“ 
erklärung gebunden, mag auch der andre von biejer Erklärung nichts gewußt und fie als eite 
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3. Für die Haftung des Kreditauftraggebers als Bürge gelten alle Regeln, die über die 
Pflichten und Rechte des Bürgen aufgeſtellt ſind. Er hat die Einrede der Vorausklage, wie ſie 
dem Bürgen gegeben iſt; befriedigt er den Gläubiger, ſo geht deſſen Forderung gemäß § 774 auf 
ihn über. Liegt dem Kreditauftrag wiederum ein Auftrag des Schuldners zugrunde, ſo hat er 
gegen dieſen den Anſpruch auf Befreiung nach § 775. 

4. Verſchieden von dem Kreditauftrag iſt die Kreditanweiſung oder der Kreditbrief; 
er iſt eine Unterart der Anweiſung zur Zahlung; der Dritte erhält nicht Kredit, ſondern Zahlung, 
die der Beauftragte auch nicht für eigene Rechnung, ſondern für Rechnung des Auftraggebers 
ai und durch die er keine Forderung gegen den Zahlungsempfänger erwirbt (RG 64, 108; 

„ 134). 


Neunzehnter Titel 
Vergleich 


1. Vom Vergleich, dem Vertrage, der die Verwandlung eines zwiſchen den Parteien be⸗ 
ſtehenden unſicheren, ſei es ſtreitigen, ſei es gegenſtändlich oder auch nur perſönlich ungewiſſen 
Rechtszuſtandes in einen ſicheren bezweckt und dieſen Zweck durch gegenſeitiges Aufopfern von 

erten oder durch Gewährung von Vorteilen verwirklicht, handelt das BGB in einer einzigen 
Vorſchrift. Dieſe enthält ein Doppeltes: eine allgemeine Begriffsbeſtimmung und eine beſondere 
Rechtsregel über die Wirkung des Irrtums beim Vergleichsſchluß, wenn der Irrtum beider⸗ 
ſeitig war und ſich auf Tatbeſtände bezog, die außerhalb der zu beſeitigenden Ungemiß- 

eit lagen. Aus dieſen beiden Geſetzesſätzen und dem Zweckgedanken des Vergleichs find die 
Regeln über feinen Inhalt und feine Wirkungen zu ermitteln. Das Merkmal des gegenfeitigen 
duchgebens, welches das BGB als weſentlich für den Begriff des Vergleichs aufſtellt, hat Zweifel 
arüber hervorgerufen, ob der Verfahrensvergleich der ZPO (88 118a, 141 Abſ 3, 160 
Abs 2 Nr 1, 296, 323 Abſ 4, 349, 499g, 609611, 794 Abſ 1 Nr 1, 795, 797 a, 1044 a) der Begriffs- 
beſtimmung des BGB ſich fügt und deſſen Vorſchriften unterſtellt werden kann. Die Frage 
gl. RG 19, 362; 48, 183; 56, 333; 78, 286; 106, 314; 129, 43; 135, 338; 153, 67) iſt zu bejahen. 
wie Merkmale des gegenſeitigen Nachgebens wie des Streites oder der Ungewißheit über ein 
Rechtsverhältnis können unter Berückſichtigung von Abſ 2 des § 779, dem Geſetzesgedanken 
balſprechend, genügend weit genommen werden (ſ. unten die A 1 u. 4 zu 9 779), um den Prozeß- 

ergleich mit zu umfaſſen (f. auch A 8 zu $ 779). Eine andere Sonderform des Vergleichs ift der 

wangsvergleich im Konkurs (88 173ff. KO) und nach der Vergleichsordnung vom 5. 7. 27 
Bl I, 139, 334), jetzt vom 26. 2. 1935 (RGBl I, 321, 356) oder in dem früheren Geſchäfts⸗ 
zuſſichtsverfahren, endlich der Zwangsvergleich nach den 88 24ff. des Geſetzes zur Regelung der 
land wiriſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 1. Juni 1933 (RGBl 1933 J, 331, 646, 1122; 
(R 51, 1205; 1939 J, 972) und nach der Pächterentſchuldungs verordnung vom 12. 3. 1935 

GBl !, 360); auch ſie find ſachlich Vergleiche im Sinne des 9779, für die nur hinſichtlich ihres Zu⸗ 
aundekommens und ihrer Wirkſamkeit beſondere Vorſchriften gelten (RG Warn 1911 Nr 353; vgl. 
( DRG 77, 404; 92, 187; 119, 395; 125, 410; 127, 375; 152, 67). Das gilt auch von dem Vergleich 
92 Hord“), den ein Schuldner mit feinen Gläubigern zu feiner wirtſchaftlichen Aufhilfe außer⸗ 
dach lich abſchließt (ſolche Fälle find behandelt in RG 153, 395 und RG Warn 1938 Nr 6; vgl. 
Senne, Außergerichtliche Vergleichsordnung, 1937). Über die Frage der Anwendung bes 
bart auf einen Treuhandabwicklungsvergleich vgl. HRR 1936 Nr 905. Über die Nichtanwend⸗ 
wirft des $ 779 auf den beftätigten Schuldenregelungsplan nach Kap. 1 $ 24 der VO über land⸗ 
63. ſchaftliches Vermittlungsverfahren vom 27. 9. 1932, RGBl 1932 I, 473, 515; 1933 J, 
Ein 0 156, 252 (vgl. auch Oſterr. Entſchuldungs V vom 5. 5. 1938 88 9ff. [R Bl 1938 I, 502]. 
wis dem Vergleich rechtsähnlicher Vertrag ift der Schiedsvertrag (8 1025 ff. 3 0), der 
wel er die vertragsmäßige Beilegung eines Streites über ein Rechtsverhältnis bezweckt, dieſen 
Recht ledoch abweichend vom Vergleiche jo verwirklicht, daß nicht die Parteien ſelbſt über die 
der 85 aus dem Rechtsverhältniſſe verfügen, der Vertrag vielmehr die gerichtliche Entſcheidung 
per treitigkeit beſeitigt und dieſe Entſcheidung an Stelle des Gerichts ernannten Vertrauens- 
ber en überträgt (NG 67, 71; JW 1911, 459%; über die Abgrenzung der Begriffe des Schieds⸗ 
Dritter des Schiedsgutachtervertrags und des Vertrags, durch den die Beſtimmung der Leiſtung 

ten überlaſſen wird: dich JW 1937, 29691). — Wegen der vormundſchaftsgerichtlichen Ge⸗ 

2. gung zu Vergleichsabſchlüſſen des Vormunds: $ 1822 Nr 12, $ 1825 (dazu Rich 158, 210). 
3. 8 = ein Vergleich wegen weſentlicher Anderung der ihm zugrunde liegenden Verhältniſſe, 
stant es Geldwerts, mittels des Rechtsbehelfs der veränderten Umſtände (clausula rebus sie 
Brunnen) auch ſelbſt abänderbar ift — vgl. A 1 zu 9 242 —, entſcheidet ſich nach den Vertrags⸗ 
über en des bürgerlichen Rechts und iſt deshalb Tatfrage des einzelnen Falles. Vergleiche 
das G nterhalts- und Haſtpflichtrenten werden regelmäßig abänderbar ſein; es kann aber auch 

egenteil vereinbart werden (RG 106, 233; Warn 1918 Nr 140; JW 1921, 10806). Iſt das 
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gegen das Verpflichtungsverhältnis durch Zahlung einer einmaligen, vergleichsweiſe feſtgeſetzten 
Abfindungsſumme aufgeiöft dann ift für weitere Anſprüche kein Raum mehr (NG 106, 396). 
Durch § 323 Abſ 4 ABO wird klargeſtellt, daß auch ein gerichtlich geſchloſſener Vergleich im Sinne 
von 8794 Abſ 1 Nr 1 ZPO nach den allgemeinen Grundſätzen abänderbar iſt (RG 106, 233). 
Wird eine vergleichsweiſe feſtgeſetzte Rente aufgewertet, ſo iſt von dem Vergleich auszugehen, 
nicht von den Ansprüchen, über die ſich die Parteien verglichen haben (RG 15. 1. 26 VI 315/25). — 
Die Frage, ob und wieweit eine Vergleichspartei wegen Vertragsverletzung der andern vont 
Vergleiche zurücktreten kann, behandelt das Ruch in SeuffA 90 Nr 19 (vgl. auch 9 779 A 1). 

3. Der Abſchluß eines Vergleichs über eine Leiſtung, die nach den deviſenrechtlichen Vor⸗ 
schriften der Genehmigung der Deviſenſtelle bedarf, iſt an ſich nicht genehmigungsbedürftig Nicht · 
linien für die Deviſenbewirtſchaftung vom 22. 12. 1938, RGBl 1938 J, 1851 LIT. Abſchn. Nr 11 
Abſ 1), wohl aber die Erfüllung eines ſolchen Vergleichs und die Zwangsvollſtreckung daraus 
(Devifen® vom 12. 12. 1938 88 10 ff., 65, RGBl 1938 I, 1734; 1939 I, 640). Enthält der Vergleich 
eine genehmigungsbedürftige Handlung, z. B. den teilweiſen Verzicht auf die Forderung eines 
Inländers gegen einen Ausländer, ſo bleibt das Erfordernis der Genehmigung hierfür unberührt. 
Der Vergleich kann unter dem Vorbehalt der nachträglichen Genehmigung abgeſchloſſen werden 
(Richtlinien III. Abſchn. Nr 11 Abſ 2). Vgl. auch A 7 zu $ 779. 

4. Vergleiche unterliegen der Urkundenſteuerpflicht (Urkundenſteuerch vom 5. 5. 1936 919, 
RG Bl 1936 I, 407; 1938 I, 1556; 1939 I, 370; dazu Lemberg, DVerkStRundſch 1939, J). 


8 779 


Ein Vertrag ), durch den der Streit oder die Ungewißheit?) der Parteien 
über ein Nechtsverhältnis ?) im Wege gegenſeitigen Nachgebens“) beſeitigt 
wird 5) (Vergleich), ift unwirkſam, wenn der nach dem Inhalte des Vertrags 
als feſtſtehend zugrunde gelegte Sachverhalt der Wirklichkeit nicht entſpricht 
und der Streit oder die Ungewißheit bei Kenntnis der Sachlage nicht ent 
ftanden fein würde ®) 7) 8). 

Der Ungewißheit über ein Nechtsverhältnis ſteht es gleich, wenn die Der 
wirklichung eines Anfpruchs unficher iſt ?). 

E 1 666, 667 II 718; M 2 649-657; P 2 510529; 6 198. 

1. Dem Vergleich ift eine gegenſeitige Verpflichtung weſentlich, die als Leiſtung und Go. 
leiſtung erſcheint; er gehört deshalb zu den gegenjeitigen Verträgen im Sinne von 90 fl. 
Für den Fall des Verzugs des einen Teiles gelten die $$ 326 ff,, für den der eintretenden Um 
möglichkeit der Leiſtung die $$ 323 ff. (NG 93, 290; IW 03 Beil Nr 132; über die Frage, ob un 
unter welchen Vorausſetzungen von einem der mehreren Vergleichsgläubiger ein Rücktritts 
nach den $$ 346 ff. oder ein Stundungsverfall geltendgemacht werden kann: RG 153, 395; 17 
Warn 1938 Nr 7; vgl. auch Vorbem 2 a. E.). Der Vergleich iſt an ſich formlos (MG 56, 1 
142, 3). Dies gilt auch dann, wenn damit eine ſelbſtändige, vom ursprünglichen Schu. 
grund losgelöſte Verpflichtung begründet, alſo eine neue ſelbſtändige Verbindlichkeit 
Sinne des $ 780 oder ein ſelbſtändiges Anerkenntnis nach § 781 erklärt wird ($ 782, — 
JW 03 Beil Nr 226; 1910, 280%). Doch entbindet die grundſätzliche Formloſigkeit des Be 
gleichs nicht von der Einhaltung der font vorgeſchriebenen Form, wenn die von einem zei 1 
oder von beiden Teilen übernommenen Verpflichtungen oder Leiſtungen eine ſolche erfordern 
(RG 89, 259; 94, 147; Gruch 50, 662). So bedarf es der Form der $$ 311 u. 313, wenn die leich 
tragung eines Teiles eines Vermögens oder des Eigentums an einem Grundſtücke in dem Verg ber 
verſprochen wird. Auch Vergleiche über die durch einen Grundſtücksveräußerungsvertrag ute; 
gründeten Rechtsverhältniſſe find nicht jtet3 formfrei, wie RG Gruch 54, 907 angenommen 0 9 
fie bedürfen der Form des § 313, wenn in dem Vergleich die Verpflichtung zur Übertrag ach 
des Eigentums an einem Grundſtück urſprünglich oder von neuem eingegangen oder weſen mir 
verſchärft wird, nicht dagegen, wenn lediglich der Kaufpreis oder der Zeitpunkt der * frei 
übertragung geändert wird (Rh 94, 152; 109, 27; IW 1910, 5757; 23 1919, 475°). 0 
iſt der Vergleich, wenn die Beſtellung einer Hypothek übernommen wird; 9873 1 fur orm 
darauf gerichteten ſchuldrechtlichen Vertrag keine Form (MG JW 02 Beil Nr 105). er 55 ſie 
der 88 2371, 2385 bedarf ein Vergleich der um eine Erbſchaft ſtreitenden Perſonen, wel be 
den Streit durch eine Verteilung der Erbſchaft beſeitigen (NG 72, 209; JW 1910, 998). ie die 
nach dem bürgerlichen Recht vorgeſehene Form, die gerichtliche oder notariſche ſowol li chen 
ſchriftliche (3. B. die der $$ 566 S. 1, 581 Abſ 2), wird aber erſetzt durch den in der geld, 85; 
Form des Streitverfahrens vor Gericht abgeſchloſſenen Prozeßvergleich (R 48, 1883 „leich 
129, 43; JW 1937, 17012 u. 1. 11. 05 V 129/05). Dies gilt auch von einem Schiedaverg sche 
nach § 1044 a ZPO (MG JW 1937, 1701). Unter der gerichtlichen Beurkundung, eiligen 
die geſetzliche Schriftform erſetzt, iſt die Beurkundung in der freiwilligen und in der Me 
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Gerichtsbarkeit zu verſtehen, wozu auch Urkunden des Konkursrichters und im gerichtlichen 
Zwangsvergleichsverfahren zu rechnen find (RG 64, 85; 76, 194; JW 1937, 17012). Die 88159 
Abſ 1, 160 Abſ 1 Nr 1, 162, 163 ZRO haben nur verfahrensrechtliche Bedeutung; ihre Ver⸗ 
letzung zieht nicht die Rechtsunwirkſamkeit des Vergleichs notwendig nach ſich (RG 48, 186; 
Warn 1909 Nr 294; Recht 1929 Nr 326; JW 1937, 17012). Die Eheſchließung ($ 1317) kann in 
einem Prozeßvergleich natürlich nicht vorgenommen werden. Dagegen iſt nunmehr (Art 19 1 
der VO v. 11. 5. 1934, RGBl 1, 378) der Grundſatz, daß ein Prozeßvergleich die Form der — für 
das ganze Reich zugelaſſenen — notariſchen Beurkundung erſetzt (RG 48, 186; 64, 85; vgl. auch 
107, 285), unbedenklich auch auf die Auflaſſung ($ 925) und die Beſtellung eines Erbbaurechts 
anzuwenden. Dies gilt insbeſondere für einen Vergleich i. S. des $ 794 Abſ 1 Nr 1 ZPO im 
Zwangsverſteigerungsverfahren (K D 1936, 1763; $ 925 A 12). — Der Vergleich vor dem Miet- 
einigungsamt, einer Verwaltungsbehörde, ſteht einem gerichtlichen Vergleich nicht gleich, kann 
alſo die Form des $ 313 nicht erſetzen (RG 107, 284; JW 1937, 17012). Ein wegen Nichtbeachtung 
verfahrensrechtlicher Vorſchriften unwirkſamer Prozeßvergleich kann ſachlich als Vergleich nach 
5779 beſtehen bleiben (RG Warn 09 Nr 294). — Die Befugnis geſetzlicher und rechtsgeſchäft⸗ 
licher Vertreter zum Abſchließen von Vergleichen ift vielfach beſonders geordnet. Das BOB 
kennt keine Sondervollmacht nach Art der in früheren Rechten vorgeſehenen; ob die Vertretungs⸗ 
macht den Vergleichsabſchluß umfaßt, iſt im Einzelfalle zu prüfen. Die Prozeßvollmacht berechtigt 
in den Grenzen des Gegenſtandes des Rechtsſtreits zu gerichtlichen wie außergerichtlichen (MG 
JW 94, 1934) Vergleichen (§81 ZPO). Der Prokuriſt iſt nach 549 HGB zu Vergleichen innerhalb 
eines Handelsgewerbes im allgemeinen, der Handelsbevollmächtigte innerhalb des beſonderen 
Handelsgewerbes ($ 54 HGB), der Handlungsreiſende zur vergleichsweiſen Stundung der 
Preiſe aus den von ihm abgeſchloſſenen Verkaufen ($ 55 Abſ 2 HH) befugt; der Handlungsagent 
bedarf dazu beſonderer Ermächtigung (§ 86 Abſ! HGB). Der Konkursverwalter iſt bei Ver⸗ 
gleichen über mehr als 300 M. an die Genehmigung des Gläubigerausſchuſſes gebunden, falls 
ein ſolcher beſtellt ift ($ 133 Nr 2 KO); der Vormund im gleichen Falle an die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts ($ 1822 Nr 12 BGB); das gleiche gilt aber nicht vom Inhaber der elter- 
lichen Gewalt (8 1643 Abf 1). — Für die Auslegung eines Vergleichs ift es bedeutungslos, 
wie die eine oder die andere Partei eine Erklärung verſtanden hat; es kommt vielmehr nur darauf 
au, wie fie ein verſtändiger, mit den Zuſammenhängen bekannter Menſch verſtehen mußte (RG 
JW 1937, 17012). Über die Auslegung der Dollarabrede in einem Vergleiche und die Wirkung 
1085 allarabwertung auf die Vergleichserfüllung: RG Warn 1934 Nr 182 (dazu Zeiler JW 
4 
7 . 

2. Der Vergleich ſetzt als feine Unterlage entweder einen Streit über ein Rechtsverhältnis 
voraus, der ein bewußtes Behaupten eines verſchiedenen Rechtsſtandpunkts, wenn auch nur 
zum Teil oder in Einzelpunkten, und ein dementſprechendes gegenſätzliches Verhalten auf beiden 
Seiten bedingt, oder eine Ungewißheit über das Rechtsverhältnis oder (Abſ 2) eine Unſicher⸗ 
heit der Rechtswirkſamkeit des daraus erwachſenden Anſpruchs. Beides iſt im weiteſten Sinne 
zu nehmen. Als Ungewißheit genügt auch eine nur vermeintliche, in Wahrheit unbegründete; 
ungewiß iſt auch, was nur die Parteien nicht wiſſen (RG 3% 01, 138). Die vermeintliche 
5 ngewißheit braucht ferner nur auf einer Seite vorzuliegen, während auf der andern Seite die 
Dehauptung der Gewißheit gegenüberſteht; die Ungewißheit kann auf tatſächlichem oder recht⸗ 
ichem Gebiete liegen, und fie darf ſich, wie der Streit über das Rechtsverhältnis, auf Neben. 
deſtenmungen: Fälligkeit, Erfüllungsort, Verzinſung, eine Einrede beſchränken (RG Gruch 

986; 15. 2. 06 1 402/05). Gegenſtändlich ungewiß ſind bedingte Rechte und wiederkehrende 

eiſtungen, bei denen der Wegfall gewiß, deſſen Zeitpunkt ungewiß iſt. Eine Unſicherheit der 
gtechtsverwirklichung iſt insbeſondere vorhanden, wenn die Zahlungsfähigkeit des Schuldners 
= ſonſt die Durchführbarkeit der Zwangsvollſtreckung zweifelhaft ift oder auch nur dem Gläubi- 
ennöweifelhaft erſcheint. Ein Streit oder eine Ungewißheit „über die Höhe des infolge der Geld⸗ 
wertung zu zahlenden Betrags“ ($ 67 Abſ 1 Aufwch) iſt nicht gegeben, wenn die Parteien 
Be Pflicht zur Aufwertung nicht wenigſtens gedacht haben und der Schuldner nur aus 
Nigkeitsgründen einen Mehrbetrag gezahlt hat (RG 116, 143 und unten A 7). j 
aber a) Das Rechtsverhältnis, über das der Vergleich geſchloſſen wird, kann je der Art fein, 
ſelbf es muß zwiſchen den Parteien beſtehen. Einen Vergleich kann alſo nur ſchließen, wer 
Bio an dem Rechtsverhältnis beteiligt oder der Rechtsnachfolger eines ſolchen Beteiligten iſt. 
2955 geſchichtliche, wirtſchaftliche oder perſönliche Beziehungen zu den Beteiligten reichen 
ger aus (RG 11. 6. 29 VII 475/28). Deshalb iſt es kein Vergleich, wenn ein Dritter den Glaubi⸗ 
mu gemäß $ 267 abfindet, auch wenn der Gläubiger dabei nachgibt (RG 127, 128). Außerdem 
ſind Vert Rechtsverhältnis auch der Verſügung der Parteien unterſtehen. In dieſem Rahmen 
öffe ergleiche auch über nur fittliche Anſprüche möglich (RG JW 1928, 3036) Vergleiche über 
Wer tlicherechtliche Verhältniſſe begründen in der Regel keine privatrechtlichen Beziehungen 
gerich en Parteien (RG 79, 200); fie können es aber tun, wenn der Wille der Parteien darauf 
8 5 ift (RG 147, 280, Ne Warn 1938 Nr 41; 23.11.28 VII 255/28; 12.3. 29 V11455/28). Über 
gleiche im geſetzlichen (ſozialen) Verſicherungsrecht: Steinhoff JW 1936, 972. — Ver- 
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teien geſchloſſenen Börſengeſchäfte gültige Kauf- oder Kommiſſionsgeſchäfte oder aber klagloſe 
Spielgeſchäfte ſeien (RG 49, 192 u. 8. 7. 02 VI 163/02), ob ein Vertrag ein gültiger Diem! 


teien ſtreitige Rechtsverhältnis feſt und befeitigt die beſtehende Ungewißheit. Deshalb kann dieſe 
an und für ſich nicht nochmals durch einen Vergleich beſeitigt werden. Ein Vertrag, durch welche 


den feſtgeſtellten Anſpruch betreffende Einrede gegen die Vollſtreckung des Urteils, die mit er 


E 


Vollſtreckungsgegenklage gemäß $ 767 ZBO geltend zu machen ift (RG JW 00, 75215707, 392'° ut 


der Parteien zu löſen unternehmen, die nicht jtreitig oder ungewiß find (RG ZW Ol, 138). is 
beſondere find Vergleiche nicht jelten, die aus Anlaß eines Streites über ein Rechtsveryaln 


gleichs wegen argliſtiger Täuſchung wird dadurch nicht abgeſchnitten (RG Warn 1935 Waun 1914 


h i 
Nr 153) — Nachgeben erfordert der Vergleich. Das Nächſtliegende iſt, daß dieſes ages 
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Warn 1930 Nr 89); das Nachgeben kann auch darin beftehen, daß der eine Teil auf feinen Anſpruch 
ganz verzichtet oder den des Gegners ganz anerkennt unter Eintauſch einer Abfindung oder Gegen⸗ 
leiſtung. Das gegenſeitige Nachgeben iſt überhaupt nach dem Sprachgebrauch des gewöhnlichen 
Lebens zu verſtehen; es erfordert nur, daß jeder dem andern von ſeinem perſönlichen Standpunkte 
aus ein Opfer bringt, auch wenn das bei unparteiiſcher Beurteilung vielleicht gar nicht zutrifft 
(Prot 2, 524; RG 78, 168; 89, 262; 158, 213; JW 03 Beil Nr 226; 1911, 64815; Warn 1927 fr 109; 
9. 6. 06 I 12/06; 3. 4. 08 VII 315/07; 25. 6. 29 VII 661/28; 19. 11. 29 VII 186/29). Dabei iſt 
ferner nicht erforderlich, daß die Parteien zunächſt über ihre gegenſeitigen Rechte feilſchen (RG 
116, 143; 117, 226) oder daß ſie ſich wechſelſeitig das Zugeſtändnis machen, daß die andere zum 
Teil Recht habe; jedes tatſächliche Nachgeben genügt, ſelbſt wenn es als freiwillige Zuwendung 
bezeichnet wird (Rr Gruch 49, 106). Auch ein bedingtes Nachgeben widerſpricht nicht dem Weſen 
des Vergleichs (RG 3. 2. 14 VII 447/13). Ein bloßes Anerkenntnis des Schuldners, ein bloßer 
Verzicht des Gläubigers, ein dem Erlaß gleichſtehendes Anerkenntnis des Gläubigers durch Vertrag 
mit dem Schuldner, daß das Schuldverhältnis nicht beſtehe, ſowie eine bloße Stundung der Schuld 
oder die bloße Erfüllung eines vermeintlichen oder wirklichen geſetzlichen Anspruchs find freilich 
keine Vergleiche, da ihnen das gegenſeitige Nachgeben fehlt (R& 146, 358; Warn 1914 Nr 153; 
6. 11. 07 V 66/07). Ebenſowenig kann man von Vergleichen ſprechen, wenn die Beteiligten für 
die Zukunft eine Regelung ihrer Beziehungen bezwecken, die ihnen angenehm und förderlich 
erſcheint, ohne daran zu denken, hierbei Rechte, die ihnen zuſtehen, aufzugeben (Schnorr von 
Carolsfeld, DGemWirtſchgt 1936, 407). Wie aber eine Unſicherheit der Rechtsverwirklichung 
als Grundlage des Vergleichs genügt, ſo ſtellt auch eine Sicherung der Rechtsverwirklichung 
ein Nachgeben dar. Wenn der dem Gläubiger auch nur unſicher erſcheinende Schuldner die For⸗ 
derung anerkennt und urkundlich zu zahlen ſich verpflichtet, was ſonſt erſt umſtändlich einzuklagen 
wäre, jo gewährt er dem Gläubiger einen Vorteil, und es liegt ein tatſächliches Nachgeben auf 
feiner Seite vor, das beim Hinzutreten eines irgendwie gearteten Nachgebens auf der Glaubiger⸗ 
ſeite (Stundung, Bewilligung von Teilzahlungen) einen Vergleich darſtellt (RG 78, 168; JW 
1910, 280°). Ein ſolcher kann darin liegen, daß die an einem Lebensverſicherungsvertrage be- 
teiligten Partner ſich über die Wirkungen der Dollarabwertung auf das Vertragsverhältnis 
gegenſeitig verſtändigen (R HRR 1937 Nr 1574). Die Anerkennung einer vom Notar auf- 
genommenen Nachlaßbeſtandsaufnahme kann einen Vergleich darſtellen, an den die Be⸗ 
teiligten, insbeſondere auch die Pflichtteilsberechtigten gebunden find (HRR 1939 Nr 151). 
5. Der Vergleich beſeitigt einen ungewiſſen Rechtszuſtand der Vergangenheit und ſchafft 
einen ſicheren für die Zukunft; er enthält Verfügungen über die aus dem ſtreitigen oder un⸗ 
gewiſſen Rechtsverhältniſſe ſich ergebenden Rechte. Keine der Parteien kann ferner gegenüber der 
Vergleichsverpflichtung auf Anſprüche oder Einreden zurückgreifen, auf die fie ausdrücklich oder 
ſtilſchweigend verzichtet hat (RG 15. 11. 07 VII 295/07). Keine darf auch Verzichte und An⸗ 
erkenntniſſe, welche Beſtandteile eines Vergleichs find, zurückfordern (R& 108, 108; 18. 10. 29 
I 65/29; 27. 4. 31 VIII 47/31). Das Rechtsverhältnis ſelbſt läßt der Vergleich jedoch, ſofern 
nicht ein anderes als Wille der Parteien aus dem Vertragsinhalt zu entnehmen iſt, beſtehen 
ad 22. 6. 28 VII 79/28); Pfandrechte und Bürgſchaften bleiben deshalb, unbeſchadet der Rechte, 
le ſich für Drittverpfänder und Bürgen aus — den Beſtand der Hauptverbindlichkeit zuungunſten 
sed Hauptſchuldners verändernden — Verträgen ergeben (vgl. $ 767 A 2), unberührt. Der 
ſtargleich kann aber auch, indem er das alte Schuldverhältnis durch ein neues, ſei es ein ſelb⸗ 
aundiges Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis ($$ 780, 781), ſei es ein Rechtsverhältnis 
A Art — Umwandlung in ein Darlehen nach $ 607 Abſ 2, Umwandlung eines Kaufvertrags 
a einen Tauſchvertrag, Vereinbarung einer Abfindung für die Aufgabe von Rechten uſw. —eerſetzt, 
amſchaffend wirken (RG Gruch 51, 630; 60, 658; JW 1911, 64818, Lg 1926, 229); in folchen 
a erlöſchen Bürgſchaften und Pfänder. — Inſofern der Vergleich ein neues Veräußerungs- 
ſchäft enthält, ein Teil in dem Vergleiche ſich verpflichtet hat, dem andern Sachen oder Waren 
erk geben oder zu liefern, können in bezug auf dieſe die Gewährleiſtungsanſprüche (88 459ff.) 
verdben werden, nicht aber, ſoweit die Mängelanſprüche aus dem ſtreitig geweſenen Rechts⸗ 
rhaltniſſe bereits gegeben geweſen wären, das durch den Vergleich gerade gegen Anfechtung 
deſichert werden ſollte (RG 54, 165; 90, 169, wo auch über den Wegfall der kurzen Verjährung 
ſchl, 77 in dieſem Falle gehandelt iſt). — Der Vergleich wirkt erſt vom Zeitpunkte ſeines Ab- 
der eine ſtreitige und im Vergleich teilweiſe anerkannte Forderung entſteht erſt mit 
em Zeitpunkt. N, 3% f.; 
dem Der Vergleich iſt unwirkſam, d. h. nicht nur anfechtbar, ſondern nichtig, wenn die beiden 
5 See aufgeſtellten Vorausſetzungen gegeben find. 
Sa ) Der von den Parteien nach dem Inhalt des Vertrags als feſtſtehend zugrunde gelegte 
teien dorhalt entſpricht der Wirklichkeit nicht, wenn er ſich anders darſtellt, als die Par⸗ 
ſamk bei Abſchluß des Vergleichs annehmen. Die Beweislaſt hierfür trifft den, der die Unwirk⸗ 
artet des Vergleichs geltend macht (RG Warn 1935 Nr 143). Nicht erforderlich it, daß beide 
ei eien den vorausgeſetzten Sachverhalt hinterher als unrichtig anerkennen; es genügt, wenn 
ch als gegenſtändlich unrichtig herausſtellt (RG 112, 218). Der als feſtſtehend zugrunde gelegte 
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Sachverhalt iſt derjenige, der ſich außerhalb des Streites oder der Ungewißheit 
befindet (RG 61, 321; Warn 1919 Nr 189) und den beide Teile als die feſte Grundlage des Ver⸗ 
gleichs anſehen (RG 79, 274; JW 1910, 1622, 14. 3. 33 VII 300/32). Bei längeren Verhand⸗ 
lungen find die zunächſt getroffenen und ſpater in den Vergleich aufgenommenen Vereinbarungen 
alſo nicht die Grundlage des Vergleichs (MG 23. 10. 28 VII 225/28). Wohl aber gehört dazu 
die gemeinſame Auffaſſung beider Teile über einen Sachverhalt, auch wenn der eine Tell 
ihre Richtigkeit zwar anfänglich beſtritten, fie dann aber nicht vergleichsweise zugeſtanden, ſondern 
auf Grund eigener Überzeugung anerkannt hat (RG 19. 11.29 VII 186/29). Das Wort Sach. 
verhalt ift dabei nicht allzu wörtlich zu nehmen; es kann eine rechtliche Beurteilung mit herein; 
ſpielen (RG HAN 1934 Nr 858) und es genügt z. B. wenn irrtümlich das Beſtehen eines Ver⸗ 
ſicherungsverhältniſſes angenommen wird (RG 112, 215; 127, 302; C3 1923, 3166; Warn 1926 
Nr 146; 1931 Nr 59). Der Irrtum der Parteien darf ſich grundſätzlich (vgl. aber unten A 6.) 
nicht nur auf den ſpäteren Gang der Geſetzgebung beziehen (RG 117, 306; 123, 93; 127, 2967 
RG JW 1938, 16478); auch darf der Irrtum nicht nur eine Rechtsfrage, immer muß 
er ein Rechtsverhältnis betreffen (RG 157, 266 — ZAk DR 1938, 707, hier aber unvoll⸗ 
ftändig; RG JW 1929, 14561; 1932, 1132“; 15. 3. 29 VII 517/28; 25. 4. 39 VII 257/38); es 9% 
nügt alſo z. B., wenn die Parteien dem Vergleich eine rechtsirrtümlich unrichtige Auffaſſung 
über die Höhe der Aufwertbarkeit einer Forderung zugrunde gelegt haben (RG Recht 1925 
Nr 1557), etwa, weil fie annahmen, es handle ſich um Vermögensanlagen (RG JW 1929, 184% 
oder wenn ſie nicht gewußt haben, daß es ſich bei der Enteignungsentſchädigung nicht um Die 
Aufwertung einer Geldſchuld, jondern um eine Umwertung in dem Sinne gehandelt hat, daß 
ein geſchuldeter Vermögenswert, der in einer andern Währung als der jetzt geltenden ausgedruckt 
ift, in der neuen Währung ausgedrückt werden ſoll (RG Grunde 1937, 409). Ebenſo genügt es, 
wenn beide Parteien bei Abſchluß eines Vergleichs der Meinung waren, daß der vorliegende 
Schiedsspruch im Klagefalle aus beſtimmten Gründen aufgehoben werden müſſe; nicht nolig 
aber iſt, daß jede Partei von der andern weiß, daß auch dieſe denſelben Sachverhalt als feſtſteyend 
zugrundelegt, noch weniger, daß gegenſeitige Erklärungen hierüber abgegeben worden ſind E 
147, 286; HRR 1934 Nr 858). Haben die Parteien dem Vergleichsabſchluſſe die Tatſache zugrunde 
gelegt, daß ein Patent zu Recht beſtehe, ſo hat deſſen Vernichtung die Unwirksamkeit des Ver 
gleichs zur Folge; das trifft aber nicht zu, wenn die Vorausſetzung nur darin beſtand, daß bas 
Patent erteilt ſei (RG 30. 10. 06 J 115/06). Zweifel beſteht, ob die Unwirkſamkeit des Be 
gleichs nach § 779 auch dann anzunehmen ift, wenn die Parteien bei Abſchluß des Vergleich 
über ein inzwiſchen erlaſſenes rechtskräftiges Urteil, das den Streit entſchied, in Unkenntnis waren. 
Die Frage iſt zu bejahen, wenn ſie übereinſtimmend den Sachverhalt als gegeben zugrunde legten 
daß der Prozeß noch ſchwebe, zu verneinen, wenn fie an die Möglichkeit, daß ein Urteil inzwi chen 
erlaſſen fein könne, nicht dachten, oder wenn fie das Rechtsverhältnis jetzt gerade nur durch Ver 
gleich, nicht durch ein Urteil geordnet wiſſen wollten (Prot 2, 523). Die Streitpunkte, uon 
die ſich die Parteien verſtändigen und die ſie durch den Vergleich beſeitigen wollen, 3 
ledigt der Vergleich endgültig. Ein fei es tatſächlicher, ſei es rechtlicher Irrtum der Vergleich $ 
parteien hinſichtlich der ſtreitigen oder ungewiſſen Tatbeſtände oder Rechtslagen, die der 90%; 
gleich gerade zu gewiſſen machen wollte, ift daher unbeachtlich (RG ZW 1910, 1622 1915, 1000“ 
1929, 14561; 1932, 11324; 1936, 342; Warn 1918 Nr 140; 1934 Nr 118; 1935 Nr 162 u. Nr 17 
1938 Nr 41; HRR 1938 Nr 4; ZAk DR 1938, 482; RAch JW 1934, 6325; 15. 3. 29 VII 517/28). 
So die Unkenntnis alter Urkunden oder Richterſprüche, die den Streit ausgeſchloſſen haben würden 
fo ferner die auf einer Seite oder auf beiden Seiten beſtehende Unkenntnis des Rechtsſatzes, dul 
den die Ungewißheit zu beſeitigen geweſen wäre. Nachträgliche Kürzung der dinglich geſicherte 
Vergleichsforderung in einem Entſchuldungsverfahren begründet nicht die Unwirkſamkeit de 
Vergleichs (RG HAN 1938 Nr 801). — b) Der Streit oder die Ungewißheit, welche bei Kenntnis ien 
Sachlage nicht entſtanden ſein würden, das iſt der Streit oder die Ungewißheit, welche die Parte 75 
durch den Vergleich beſeitigen wollten und beſeitigt haben, nicht irgendein Streit oder irgendel Br 
Ungewißheit (RG 114, 121; 122, 203; JW 1928, 28131; 23 1923, 316°); es müffen treit 8 
ſchließende Momente fein, auf die der gemeinſame Irrtum ſich bezieht, er iſt alſo unerheb 10 
wenn der Streit auch bei richtigem Ausgangspunkt entſtanden wäre (MG 79, 271 icht 
1934 Nr 36; JW 1910, 1622; 1929, 14561; 27. 4. 20 VII 8/20; 6. 2. 34 VII 266/33). Se He 
die Annahme der Gültigkeit eines Teſtaments, auf deſſen Grundlage man ſich über ErbamP cih. 
oder Nachlaßanſprüche, auf der Haben- oder Sollſeite, verglich, oder die Annahme der Rich ung 
keit von Rechnungen aus, die die Unterlage einer gegenſeitigen vergleichsweiſen breit, 
bildeten, ebenſo die Unkenntnis des Eigentums eines Dritten an einer Sache, über deren Lig urteien 
die Parteien ſich ftritten; die Unkenntnis, daß eine Hypothek, über deren Löſchung die! 21. 12. 
ſich vergleichen, zum Teil einem Dritten zuſtand (RG 114, 120). — Nicht unbedenklich R rend 
26 VI 336/26; jemand hatte ſich mit einer Bank über die Höhe feiner Schuld verglichen, MEY Un⸗ 
er bei richtiger Berechnung tatſächlich eine Forderung an die Bank hatte; auch hier if bas 
wirkſamkeit des Vergleichs angenommen worden, obwohl doch der Irrtum ſich gerabe okung 
Konto bezog, fiber deſſen Belaſtung geftritten wurde, und ſich je nach dem Maße dieſer Bela 
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eine Schuld oder eine Forderung des Kontoinhabers ergeben mußte. — Die bloße Feſtſtellung, 
daß bei Kenntnis der Sachlage das von den Parteien geſchloſſene Übereinkommen nicht in 
Frage gekommen wäre, genügt nicht (RG 149, 142; JW 1928, 23215). Ebenſo reicht es nicht 
aus, wenn nur die eine oder die andere Partei bei Kenntnis des wahren Sachverhalts den Ver⸗ 
gleich nicht abgefchloffen hätte; hier iſt höchſtens eine — nur auf Grund ſorgfältigſter Prüfung 
aller Umſtände zuzulaſſende — Argliſteinrede gegeben, wenn die Partei, welche die andere 
am Vergleich feithalten will, damit gegen Treu und Glauben verſtößt (RG Warn 1934 Nr 36). 
Ausreichend iſt es dagegen, wenn für beide Parteien bei Kenntnis des wahren Sachverhalts 
auch nur zum Abſchluß gerade des geſchloſſenen Vergleichs kein Anlaß beſtanden hatte 
(RS 114, 121; 2 1923, 316%; HRN 1934 Nr 858; vgl. A 67). — c) Trifft g 779 zu, fo ift der 
Vergleich unwirkſam; es iſt nicht zuläſſig, daß die Partei, welche ſich auf $ 779 beruft, den Ver⸗ 
gleich als ſolchen aufrecht zu erhalten, ihm aber einen andern Inhalt zu geben ſucht (Rich J 
1928, 28131). Die Unwirkſamkeit ergreift regelmäßig den ganzen Vergleich; liegen die Vor⸗ 
ausſetzungen des $ 779 nur für einen Teil des Vergleichs vor, jo iſt — mindeſtens — dieſer Teil 
unwirkſam (RG 114, 120). Wenn und ſoweit der Vergleich unwirkſam iſt, konnen die auf den 
Vergleich hin gemachten Leiſtungen, die in dem Vergleiche abgegebenen Anerkenntniſſe wegen 
ungerechtfertigter Bereicherung aus $$ 812, 821 zurückgerufen werden (RG 61, 321). Die Er- 
füllung während der Fortdauer des Willensmangels macht den nach $ 779 unwirkſamen Vergleich 
nicht wirkſam (RG 79, 240). — d) Die Beſtimmung des $ 779 trifft nicht den Fall des Betrugs 
(RE JW 1911, 64818; 1927, 19934; Warn 1919 Nr 48 u. Nr 189). Im Fall einer argliſtigen 
Täuſchung iſt ein Unterſchied, ob es ſich um die Streitpunkte ſelbſt handelt, deren Beſeitigung 
der Vergleich bezweckte, oder um eine außerhalb dieſer liegende als feſtſtehend angenommene 
Tatſache, nicht zu machen. Jede argliſtige Täuſchung iſt Anfechtungsgrund nach 8123, ſofern 
ſie den in Irrtum Verſetzten zu dem Vergleiche beſtimmt hat, den er ohne die Täuſchung nicht 
geſchloſſen haben würde (R& Gruch 49, 918; Gewgfſchutz 1935, 551). Ebenſowenig fteht die 
Sondervorſchrift des 8779 der Anwendung des § 138 auf Vergleiche entgegen (RG 83, 110; 
RG JW 1936, 27871; |. oben A Za). Bei der Prüfung, ob Richtigkeit nach einer der beiden Vor⸗ 
ſchriften des $ 138 vorliegt, iſt nicht davon auszugehen, welche Anſprüche die Parteien bei den 
Vergleichsverhandlungen erhoben haben, ſondern davon, ob und inwieweit dieſe Anſprüche 
begründet waren (RG IRdſch 1927 Nr 1733). Eine Vormerkung, die hinfällig iſt, weil ihr der 
geſicherte Anspruch fehlt, wird nicht dadurch wirkſam, daß die Beteiligten nachträglich in der 
rigen Meinung, die Vormerkung ſetze das Beſtehen des vorgemerkten Anſpruchs nicht voraus, 
ich vergleichsweiſe zwar zur Vormerkung, aber nicht zum vorgemerkten Anſpruch bekennen; 
ein ſolcher Vergleich iſt nichtig (vgl. 98 306, 139; NG ZW 1937, 21147). Auch Vergleiche, in 
denen ſich jemand übermäßig hohe Leiſtungen verſprechen läßt, können wegen Verſtoßes gegen 
9138 nichtig fein; bei der Abwägung der beiderſeitigen Leiſtungen find der Wert der vor dem 
Lergleichzabſchluff beſtehenden gegenſeitigen Verpflichtungen und der Wert der im Vergleich 
ernommenen Verbindlichkeiten mit einander zu vergleichen und weiter iſt zu prüfen, ob der 
erſprechensempfänger ein Verhalten gezeigt hat, das zuſammen mit dem Mißverhältnis dem 
iechtsgeſchäft den Stempel der Verwerflichkeit aufdrückt (RG 156, 267). Auch ein Prozeßver⸗ 
gleich kann nach $ 138 nichtig fein, z. B. wenn die eine Partei zur Vertragsuntreue gegen einen 
ritten gezwungen werden ſoll (R 24. 2. 25 VI 424/24), oder wegen Erſchleichens der Patentruhe 
> JW 1938, 160221; ZUDR 1938, 275; Baumbach daſ. 276). Über die Möglichkeit der 
10 widrigkeit von Abfindungs vergleichen: RG ZW 1936, 27871; 1937, 609%; DAutoR 
leich 355. Bei einer Drohung kommt es nach § 123 nicht darauf an, ob der Abſchluß eines Ver⸗ 
kueichs beanſprucht werden konnte; zu fragen iſt vielmehr, ob dem Drohenden die Forde⸗ 
and zuſtand, über die er ſich vergleichen wollte, oder ob er nicht wenigstens gutgläubig an 
um, daß ihm die Forderung zuſtehe (Rh 112, 228). Die Anfechtung des Vergleichs begründet 
M ) eine darin enthaltene Androhung allgemein zuläſſiger Rechtsbehelfe, wie die gerichtlicher 
1g nahmen, wenn ſie in der Erkenntnis geſchieht, daß dieſe nicht berechtigt ſind (RG 108, 104; 
610. 1937 J 61/37). Vgl. auch Hanſgichg 1937 A, 111. — e) Abgeſehen von 9 779 macht der 
eſchäftsirrtum über den Inhalt der Erklärung ſelbſt oder über die Perſon des Vertrags⸗ 
deeners den Vergleich nach der allgemeinen Beſtimmung des $ 119 anfechtbar. Aber der Irrtum 
er einen durch den Vergleich erledigten Streitpunkt iſt nur ein unbeachtlicher Irrtum im Beweg⸗ 
. mag er auf beiden Seiten oder nur auf einer beſtehen (RG 106, 233, JW 1915, 1905; 
Piat“ 1986, 342; Warn 1918 Nr 140; 1935 Nr 179, 21. 12, 26 VI 8326/26; 25. 11. 27 
de 391/27; vgl. oben unter a). Nur ein Irrtum im Beweggrunde, kein Irrtum über den Inhalt 
fh Erklärung oder über verkehrsweſentliche Eigenſchaften der Sache iſt es auch, wenn jemand 
Nr über die Kaufkraft der Papiermark geirrt hat (RG JW 1925, 350°; 1926, 9751: Warn 1924 
"140; 1926 Nr 20). — 1) Daß die Rüdjicht auf Treu und Glauben dem Feſchalten einer 
Do mei am Vergleiche hinderlich fein kann, auch wenn die Vorausſetzungen des 8 779 BGB nicht 
fliegen, ſteht in der Rechtſprechung des Reichsgerichts ſeit langem feſt (vgl oben A Ze und 6b). 
Ei olchen Fällen kann der Vertragsgegner der Berufung der Partei auf den Vergleich den 
"wand der unzuläſſigen oder unrichtigen Rechtsausübung (die Einrede der 
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Argliſt) entgegenhalten (vgl. Gadow, Iheringsd 84 [1934], 174). Ob die Vorausſetzungen 
dafür vorliegen, ift nach Maßgabe aller Umſtände des Falles ſorgfältig zu prüfen (MG IW 1929, 
2474, 12433, 14561; 1931, 52811). Hierbei handelt es ſich um einen allgemeinen Grundſatz des 
Vertragsrechts, der insbeſondere dann anwendbar iſt, wenn die Partei mit ihrer Rechtsverfolgung 
oder Rechtsverteidigung eine Haltung einnimmt, die mit ihrer eignen früheren Handlungsweiſe 
nach Treu und Glauben unvereinbar iſt (RG 108, 110; 156, 77). Dies trifft auch zu, wenn die 
Parteien beim Vergleichsabſchluß von einem gemeinſamen Irrtum über die Geſchäftsgrundlage 
geleitet worden ſind und den Vergleich nicht geſchloſſen haben würden, wenn ſie die wahre Rechts 
lage gekannt hätten (R® 122, 203; 152, 403; MG J 1928, 4004; 1929, 5041, 16452; 1931, 5268 
1932, 11324; 1937, 33087 Warn 1929 Nr 128; 1934 Nr 36; 1935 Nr 162; Gruch 69, 2167 ZA DR 
1938, 482). Die Geſchäftsgrundlage wird gebildet durch die beim Vergleichsabſchluß zutage getre⸗ 
tene und nicht beanſtandete Vorſtellung eines Beteiligten oder die gemeinſame Vorſtellung beider 
Vertragsteile von dem Vorhandenſein oder dem künftigen Eintreten oder dem Nichteintreten ge⸗ 
wiſſer Umſtände, auf deren Grundlage ſich der Geſchäftswille aufbaut (RG 103, 332; 108, 105; 122, 
200; 146, 376; JW 1937, 27°, 20365, vgl. auch RG 152, 403; 153, 356). Der Meinung, daß dieſer 
Grundſatz wegen der beſonderen Regelung in § 779 einem Vergleiche gegenüber nicht anzu⸗ 
wenden ſei, iſt das RG mit der Erwägung entgegengetreten, daß es dem geſunden Rechts“ 
empfinden des Volkes widerſprechen würde, jenen Einwand gegenüber einem Vergleich 
grundſätzlich auszuſchließen. Der Einrede der unzuläſſigen Rechtsausübung find auch ſolche Ver⸗ 
gleiche nicht entzogen, die zur Beſeitigung von Streitigkeiten aus Handelsgeſchäften geſchloſſen 
worden find (RG 152, 404). Ob die Partei, die ſich auf den Vergleich beruft, erkannt hat, daß DIE 
beim Vergleichsabſchluß angenommene Geſchäftsgrundlage irrig war, iſt unerheblich; weſentlich 
nur, daß dieſe irrig war (RG 153, 356). Eine ſpätere Anderung der Geſetzgebung vermag ir 
ſich allein bei einem Vergleich die Annahme des Wegfalls der Geſchäftsgrundlage nicht zu rechtfer⸗ 
tigen (ob. A 6a), kann aber in Verbindung mit anderen, dem Einzelfall eigentümlichen Umſtänden 
zu einer Erſchütterung der Geſchäftsgrundlage führen (NG JW 1938, 16475, 290619; Seuff A 
Nr 136). Über dieſe Grundſätze hinaus hat das RG in neuerer Zeit im Zuge des neuen Rechts 
denkens die Einrede der Argliſt auch in gewiſſen Fällen zugelaſſen, wo weder die Vorausſetzungen 
für die Unwirkſamkeit des Vergleichs nach § 779 vorlagen, noch die Geſchäftsgrundlage erſchütter 
war, und damit der Anwendung des § 242 einen weſentlichen Vorrang vor $ 779 eingeräumt; 10° 
wenn der Schuldner unter geringfügiger Abfindung den Gläubiger bei den Vergleichsverhandlungen 
auf die Haftung eines Dritten hingewieſen hat und der Gläubiger ſpäter von dieſem Zahlung M 
erlangen kann (RG Warn 1935 Nr 179); wenn ein Vergleich durch argliſtige Täuſchung über den 
als feſtſtehend zugrunde gelegten Sachverhalt zuſtande gekommen iſt, die übrigen Vorausſetzungen 
des $ 779 aber nicht vorliegen; einer Anfechtung des Vergleichs wegen der argliſtigen Täuſchuuß 
bedarf es dann nicht (R HNN 1986 Nr 1617); wenn durch einen Vergleich die gleichmäßige Au, 
nützung eines Patents durch die Vergleichsparteien ermöglicht werden ſollte und ihnen des 15 
beſtimmte Gebietsteile zugeteilt worden ſind, dieſe aber ſchon zur Zeit des Vergleichsabſchluff 
nicht gleichwertig waren (RG JW 1937, 218%); wenn eine Partei am Vergleich feſthalten w 
obwohl ſie beim Abſchluſſe erkannt hat, daß der Vergleichsgegner dem Vergleich trotz . 
an ſich klaren Wortlauts einen darüber hinausgehenden Inhalt beigemeſſen hat, und ſie dabe 
geſchwiegen hat (RG Hg 1936 Nr 330). Auch Rich 147, 285 f. enthält ähnliche Gedankengang 
Unter Umſtänden kann Unzuläſſigkeit der Rechtsausübung auch dann angenommen werden 
wenn nachträglich der wahre Sachverhalt, deſſen Nichtkenntnis oder Verheimlichung einen ı 8 
tum beim Vertragsabſchluß herbeigeführt hat, aufgeklärt worden iſt, der Gegner aber trotzdem us 
dem ihm günſtigen Vergleich feſthalten will (xc Warn 1937 Nr 32, 152). Enthält der Verglel! 
das Verſprechen der Leiſtung an einen Dritten, ſo ſteht unter derartigen Umſtänden die 10% 
einrede dem Verpflichteten nach 334 auch dem Dritten gegenüber zu (RG HRR 1938 Ni = 
In allen ſolchen Fällen kommt es aber für eine Anwendung des $ 242 weitgehend auf die A 
ſamten Umſtände an. Die Einrede iſt auch gegeben, wenn der Vergleich wegen des Irriul d 
jeden vernünftigen Sinn verloren hat und die Annahme ausgeſchloſſen ift, daß die Parteten ie 
bei richtiger Erkenntnis der Sachlage verſtändigerweiſe gemäß dem Vergleichsinhalte ein — 
hätten (RG ZW 1929, 14561; 15. 3. 20 VII 517/28). Hat der Vergleich einer Partei eine ee 
verpflichtung auferlegt, fo muß ihr die Möglichkeit der Löſung gegeben fein, wenn der un; 
rechtigte das Fortbeſtehen ihrer Bindung nach Treu und Glauben nicht mehr verlangen u ng, 
in ſolchen Fällen ſind aber beſonders ſtrenge Anforderungen zu ſtellen, einmal in der Richte 
ob dem Verpflichteten die Beſchränkungen noch zugemutet werden können und hünſichtlich 5 
von ihm zu bringenden Opfer, ebenſo aber auch was die Belange des anderen Teils 1 55 
für die Frage der Fortdauer der Bindung kann z. B. weſentlich ſein, ob ſich der Verpfll uff! 
auch nicht durch eine Umſtellung feines Betriebs vor dem Untergang retten könnte (RG Se en 
88 Nr 99). Auch bei begründeter Argliſteinrede iſt aber der Vergleich nicht ſtets im gun he 
als unwirkſam anzujehen, vielmehr immer nur inſoweit, als die jic auf den Vergleich derung 
Partei gegen Treu und Glauben verſtößt (RG 152, 404). Auch hierin bedarf es ſorgfaltiger eich 
fung, insbeſondere in der Richtung, ob und inwieweit das Feſthalten des Gegners am Berg! 
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durch den andern Vertragsteil auf die Erlangung eines ſittenwidrigen Vorteils gerichtet iſt (Rö 
153, 359; vgl. auch JW 1937, 20365, 31557; 1938, 16478, 29061; Seuff A 92 Nr 196). Es kommt 
alſo auch darauf an, was die Partei mit ihrer Berufung auf den Vergleich erreichen will. Verlangt 
ſie z. B. nur, daß ein Schiedsgericht entſcheidet, ſo wird die Argliſteinrede regelmäßig verſagen (RG 
5. 5. 1931 VII 372/30). Andererſeits kann auch von Bedeutung ſein, ob ſich nicht die Parteien 
bei verſtändiger Würdigung des Falles ohne den gemeinſamen Irrtum in gleicher Weiſe 
geeinigt haben würden (RG JW 1937, 330817). 


7. Auf⸗ und Abwertungsfragen. a) Nach Durchführung der gebundenen Aufwertung ($ 242 
A de) kommt den Vorſchriften über den Vergleich über Anſprüche, die unter das Aufwer⸗ 
tungsgeſetz fallen ($ 67 in Verb. mit 98 17, 18, 48, 51, 56, 60 daſ.), und der dazu ergangenen Recht⸗ 
ſprechung M 116, 143, 184, 255; 117, 226, 296, 306; 119, 48, 172; 122, 240. 129, 9, 341; 127, 
296; 134, 185; 136, 38; JW 1926, 25671; 1928, 12024; AufmRechtipr 1926, 556; 1930, 525) faum 
noch eine mehr als rechtsgeſchichtliche und lehrmäßige Bedeutung zu. Inſoweit wird deshalb 
auf das in der letzten Auflage dieſes Werks Ausgeführte (8 779 U 7 Abſ 1 u. 2) verwieſen. $ 67 
Abſ 2 Aufwch. kann auf die außerhalb dieſes Geſetzes vorzunehmende (freie) Aufwertung ($ 242 
Ab dh nicht auch nur ſinngemäß angewendet werden (RG JW 1926, 975%; 26. 10. 26 VI 234/26). = 
b) Vergleiche in beſtimmten Aufwertungsangelegenheiten aus der Zeit nach dem 11. f. = 
ſtehen nach $ 17 des Geſetzes über die Verzinſung aufgewerteter Hypotheken und ihre Um⸗ 
wandlung in Grundſchulden ſowie über Vorzugsrenten vom 9. 7. 27 (RG Bl I 171) der An⸗ 
wendung dieſes Geſetzes nicht entgegen. e) Die Tatſache, daß bei völlig entwerteter Währung 
durch Zahlung des Nennbetrages einer früher begründeten Schuld in Papiermark die geſchul⸗ 
dete Leiſtung regelmäßig nicht bewirkt, das Schuldverhältnis nicht nach § 362 zum Erlöjchen 
gebracht wurde, hat dazu geführt, den Aufwertungsanſpruch des Gläubigers auch gegenüber 
einer rechtskräftigen Entſcheidung über den Nennbetrag einer Forderung in Papiermark zuzu⸗ 
laſſen (RG 110, 127). Dasſelbe gilt gegenüber einem in der Geldentwertungszeit geſchloſſenen 
zergleich, wenn nicht aus ganz beſonderen Umſtänden zu folgern iſt, daß die Parteien auch 
einen möglichen Aufwertungsanſpruch in den Vergleich haben einbeziehen wollen (R 118, 
62). — War in der Entwertungszeit eine Papiermarkſumme eingeklagt und wurde darüber 
ſpäter ein Vergleich geſchloſſen, ſo kann, wenn der Vergleich den endgültigen Schuldgrund bil⸗ 
ete, Aufwertung der Vergleichsſumme nur unter Zugrundelegung ihres Werts zur Zeit 
es Vergleichs verlangt werden (R Warn 1926 Nr 54; 30. 4. 29 VII 537/28). Offen bleibt 
aber die Frage, ob dem Kläger nicht noch weitere Anſprüche überhaupt zuſtehen, weil 
die eingeklagte Papiermarkſumme ſchließlich ſelbſt nur einen Teilbetrag der Geſamtſforderung 
darſtellte (R Warn 1927 Nr 170). — Der Ausgleichsanſpruch, welcher dem zur Aufwertung 
erangezogenen perſönlichen Hypothekenſchuldner gegen den Kaufer ſeines Grunbſtücks nach 
RG 112, 329; 132, 202; Warn 1926 Nr 74 zugebilligt wird, iſt nicht grundſatzlich ausgeſchloſſen, 
wenn es ſich um einen Vergleich handelt; aber es iſt dann beſonders zu prüfen, ob ein ausreichendes 
Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung eingetreten iſt; gerade bei einem Vergleich 
kann ihr unbedingtes Gleichgewicht nicht gefordert werden (RG 24. 2. 28 VII 571/27). d) Aus 
der Herſtellung der Mart als wertbeſtändiger Währungseinheit find auch bei Vergleichen 
irgendwelche Rechtsbehelfe nicht herzuleiten. Sie iſt nicht — wie der vorangegangene Währungs- 
gerfatl — einſchneidend genug geweſen, um eine völlige Umwälzung ber allgemeinen wirtſchaft⸗ 
ichen Verhältniſſe herbeizuführen und damit einen Rückgriff auf den Rechtsbehelf der veran 
N Umſtände zu rechtfertigen (R& 115, 96; Warn 1926 Nr 20; DI 1926, 745). e) Anſprüche 
us der Abwertung fremder Währungen (3. B. bei Verſicherungen) konnen durch Vergleich 
Peregelt werden (MY HRR 1937 Nr 1574). Bei Abſchlüſſen von Vergleichen über Verbindlich- 
en aus dem Kapitalverkehr in abgewerteter Währung ſind wegen der Erfaſſung des Ab- 
(Der tungsgewinns die Vorſchriften der Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung zu beachten 
EN 1938, 66). Über die Auslegung der Dollarabrede in einem Vergleiche und die Wirkung 
Rettung auf die Vergleichserfüllung: RG Warn 1934 Nr 182 (dazu Zeiler ZW 
200). 


8. Verfahrens rechtliche Fragen. a) Bei einem gerichtlichen Vergleichsvorſchlag mit dem 
Zusatz; wer keine Erllärung abgebe, gelte als zuſtimmend, kommt troß Schweigens der Parteien 

an Vergleich zuſtande. Jener Zuſatz hat nur verfahrensrechtliche Bedeutung fürs Gericht (RG 
An 1933 Nr 1918). — b) Der gerichtliche Vergleich (Worb. 1 vor $ 779) iſt nur inſofern 
io 0 Prozeß handlung, als er den Rechtsstreit ganz oder teilweiſe beendigt; beſteht hierüber Streit, 
Peg das Revisionsgericht frei zu entſcheiden; ſeinem ſonſtigen Inhalte nach iſt der Prozeß⸗ 
319 eich ein bürgerlichrechtlicher Vertrag, deſſen Auslegung Sache des Tatrichters iſt (NG 154, 
. e) Iſt der Widerruf eines gerichtlichen Vergleichs durch einfache Anzeige ans Gericht 
des yet, jo genügt eine ſolche, wie fie üblicherweiſe erſtattet wird: eigenhändige Unterſchrift 
u nwalts iſt nicht erforderlich (R 135, 338). — d) Ein außergerichtlicher Vergleich wird nicht 
nied rech zum gerichtlichen, daß die Parteien die Vergleichsurkunde überreichen und gerichtlich 
erſchreiben laſſen, fie hätten ſich nach Maßgabe des Schriftſtücks außergerichtlich verglichen 
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(NG 142, 3). — e) In der Frage, ob über die Unwirkſamkeit oder über die Anfechtung eines 
Vergleichs in dem anhängigen Rechtsſtreit, den der Vergleich beendigen jollte, oder in 
einem beſonderen Verfahren zu verhandeln und zu erkennen ſei, unterſcheidet die bisherige 
Rechtſprechung zwiſchen dem gerichtlichen und dem außergerichtlichen Vergleich. Der letztere 
beendigt nicht, wie der vor einem deutſchen Gericht abgeſchloſſene, den Rechtsſtreit unmittelbar, 
hebt alſo die Wirkungen der Rechtshängigkeit nicht auf. Er gewährt aber vermöge feines ſachlich⸗ 
rechtlichen Inhalts dem Beklagten eine Einrede wider den durch den Vergleich erledigten An, 
ſpruch und gibt fo mittelbar die Möglichkeit, auf das Verfahren einzuwirken (RG 102, 220; 142, 3 
[dazu Lent ZW 1934, 925; R6 JW 1930, 120115). Ob ein wirkſamer Vergleich (außergerichtlich) 
zuſtande gekommen ift und ob gegen ihn die Anfechtung wegen Irrtums oder arglistiger Täuſchung 
durchgreift, kann in demſelben Verfahren geprüft werden, deſſen Beendigung der Vergleich bezweckt 
(RG 142, 5f.). Auch ohne Streit über die Wirkſamkeit des außergerichtlichen Vergleichs kann zur 
mündlichen Verhandlung geladen werden mit dem Antrage auf Verurteilung nach Maßgabe des 
Vergleichs ($ 268 Nr 3 BO). Die Frage, ob ein Rücktritt vom Vergleich mit Recht erklart 
worden ſei, will das RG and. 7 zum beſonderen Verfahren verweiſen, weil über die daraus 
erwachſenden Rechtsfolgen und gegenſeitigen Anſprüche ($$ 326, 346—356) nicht als über einen 
bloßen Zwiſchenſtreit entſchieden werden könne. Das iſt bedenklich. Iſt der Rücktritt mit Recht 
erklärt, ſo iſt der Vergleich erledigt, eine Einrede darf daraus nicht mehr hergeleitet werden; 
das muß im anhängigen Verfahren jedenfalls geklärt werden. Ob neue Anſprüche, z. B. die aus 
dem Rücktritt von dem ganz oder teilweiſe ſchon erfüllten Vergleich ſich ergebenden, noch er 
hoben werden können, wird nach Lage des Verfahrens gemäß den Vorſchriften der ZPO zn 
entſcheiden fein. Hinſichtlich des gerichtlichen Vergleichs ift die bisherige Rechtſprechung des 
NS in der bezeichneten Frage nicht einheitlich. RG 135, 338 erklärt, daß über die Frage der 
Gültigkeit des (im Vergleiche vorbehaltenen) Widerrufs, jomit die der Wirkſamkeit des gericht“ 
lichen Vergleichs im urſprünglichen Streitverfahren zu erkennen ſei. In anderen Entſcheidungen 
wird ausgeführt, der Streit über den Vergleich ſelbſt ſei in dem anhängigen Rechtsſtreit au!“ 
zutragen, wenn er ſich in einer Rechtsfrage (ob überhaupt Vergleichserklärungen vorliegen, © 
ſie von der Partei oder einem ausgewieſenen Vertreter abgegeben worden ſind, ob die Ver 
gleichsurkunde an offenbaren äußerlichen oder inneren Mängeln leidet) erſchöpfe; dagegen mu 
die Entſcheidung in einem beſonderen Rechtsſtreit getroffen werden (und ſei eine Fortſetzung 
des zunächſt erledigten Rechtsſtreits erſt dann ftatthaft, wenn die Ungültigkeit des Vergleich 
in dem beſonderen Verfahren feſtgeſtellt worden ſei), ſofern es ſich um eine Anfechtung des Ver 
gleichs nicht aus boßen Rechtsgründen (RG 65, 420; Gruch 50, 425), ſondern auf Grund M 
fächlicher und beſtrittener Behauptungen handle, zu deren Feſtſtellung es eines weiteren Ver. 
fahrens bedürfe. Dieſes iſt namentlich angenommen worden, wenn ein formgerecht und en 
gültig abgeſchloſſener Vergleich wegen Irrtums oder argliſtiger Täuſchung angefochte 
wenn ſeine Nichtigkeit wegen eines Sittenverſtoßes oder wegen Geſchäftsunfähigte! 
eines Vergleichspartners geltend gemacht oder wenn über den Sinn eines Vergleichs obe 
über das Recht zum Rücktritt vom Vergleich geſtritten wird (RG 78, 288; 96, 203; 106, 312: 
141, 106; RO JW 1895, 359; 1930, 1201; Gruch 50, 428; vgl. auch RG 153, 65; 4. N. 
Ober. Danzig JW 1931, 18211, das die Fortſetzung des alten Rechtsstreits aus wirtſchaftlichen 
Rückſichten allgemein zuläßt). Die unterſchiedliche Behandlung der beiden Vergleichsarten, die 
weniger auf einem Bedürfnis in der Handhabung der Verfahrensvorſchriften als auf mo 
oder weniger lehrhaften Auffaſſungen beruht, führt zur Verteuerung und Vermehrung > 
Rechtsſtreitigkeiten, die mit den Grundgedanken des heutigen Verfahrensrechts (. Vorſprus 
zum Prozeßgeſetz vom 27. 10. 1933, RG BI I, 780) kaum mehr zu vereinbaren iſt. Insbeſonden 
ift nicht einzufehen, weshalb erforderliche Beweiſe über die Wirksamkeit des Vergleichs nicht 5 
Rahmen des urſprünglichen Streitverfahrens erhoben werden ſollten. Das hier Geſagte e 
ebenſo, wenn ftreitig ift, ob eine aufichiebende Bedingung des Vergleichs eingetreten, 
auflöſende ausgefallen iſt. Dagegen fällt ein Streit über die Auslegung eines an ſich giil h 
abgeſchloſſenen Vergleichs aus dem Rahmen des durch ihn beendigten Rechtsſtreits heraus. u 
der Unwirkſamkeit des Vergleichs wird auch eine damit verbundene Verfahrenshandlung (3. "=, 
Rechtsmittelzurücknahme) hinfällig (RG 57, 257; 123, 84; 153, 66). Wenn beide Parteien W 
einſtimmend erklären, der Vergleich ſolle keine Wirkung haben, ſteht der Fortſetzung des an 1 
gigen Rechtsſtreits nichts entgegen (RG 78, 289). — f) Im Laufe des Repifi onsverfahngch⸗ 
abgeſchloſſene außergerichtliche Vergleiche, die den Rechtsstreit erledigen ſollen, konnen u 
rechtlich bei der Entſcheidung des Reviſionsgerichts nicht berüdjichtigt werden ($ 561 HF 1 
RG Lg 1921, 749; Warn 1924 Nr 26; HRR 1934 Nr 969: JW 1936, 3543 ), wohl aber ja 
die Zuläſſigkeit der Reviſion und das weitere Verfahren in Frage ſteht (Jonas JW aad. er 
g) Ein (mit Berufungszurücknahme verbundener) Vergleich, der nur die Verwirklichung 95 
Urteilsforderung betraf, bildet für eine Reſtitutionsklage ($ 580 ZPO) keinen Hinderun 
grund (RG 151, 205). 
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Zwanzigſter Titel 
Schuldverſprechen Schuldanerkenntnis 


1. Die regelmäßigen wirtſchaftlichen Vorgänge des Güteraustauſches und der Verknüpfung 
der wirtſchaftlichen Intereſſen zwiſchen mehreren Perſonen geſtalten aus ſich heraus die ihnen 
entſprechenden regelmäßigen Rechtsformen. So entſtehen die Regelverträge, wie ſie der 
7. Abſchnitt des 2. Buchs des BGB behandelt: Kauf, Tauſch, Darlehen, Schenkung uſw. Da⸗ 
neben treten wegen der Mannigfaltigkeit des wirtſchaftlichen Verkehrs, die in dem Rechtsgrund⸗ 
ſatze der Vertragsfreiheit (ſ. § 241 A 1) ihren Ausdruck findet, zahlreiche Rechtsgeſchafte ohne 
regelmäßige Erſcheinungsform. Ein entwickelter Verkehr zeitigt jedoch das Bedürfnis, zu beſonde⸗ 
ren Zwecken, insbeſondere um dem Gläubiger die Rechtsverfolgung zu erleichtern und ſeine 
Forderung gegen Beſtreiten und Einwendungen ſicherzuſtellen (vgl. RG Warn 1910 Nr 276), 
die einzelne Verpflichtung von dem ihr zugrunde liegenden wirtſchaftlichen Zuſammenhange 
loszulöſen und auf ſich ſelbſt zu ſtellen, ſie des dieſem Zuſammenhange angepaßten 
Gewandes des beſonderen oder regelmäßigen rechtlichen Grundgeſchäfts zu entkleiden und ihr 
ſtatt deſſen ein allgemeines, gleichſam ideales Rechtsge wand umzulegen, das für alle Schuld⸗ 
berpflichtungen das gleiche fein kann l(abſtraktes Rechtsgeſchäft, welchen Ausdruck das 
Geſetz nicht kennt). Das Feſthalten an dem abſtrakten Verſprechen iſt altes deutſches 
Recht und durch die Rezeption des römischen Rechts nicht verdrängt worden; vielmehr hat dieſer 
Rechtsgedanke weitere Entwicklung erfahren. Dieſem Bedürfniſſe verdanken der Wechſe! und 
der kaufmänniſche Verpflichtungsſchein (8 363 HGB) und das Anweiſungsakzept 
ihren Urſprung, die durch die Übertragbarkeit mittels Begebung (Indoſſament) und Einſchrän⸗ 
kung der Einreden gegen den Nachgläubiger (Indoſſatar) nach WO und $ 364 HB die Löſung 
der Verpflichtung von ihrem Grundgeſchäfte in weitem Maße verwirklichen. Die Einführung 
des deutſchen Wechſelrechts im Lande Oſterreich und des deutſchen Scheckrechts bringen die VOen 
v. 21. 4. 38, RG Bl I, 421 u. 422. Aus dieſem Bedürfniſſe find auch die in den $$ 780782 be⸗ 
handelten Rechtsgeſchäfte des ſelbſtändigen Schuldverſprechens und des ſelbſtändigen Schuld 
anerkenntniſſes hervorgegangen; es ſind Verträge, die eine Verpflichtung „zwar mit Rückſicht 
auf einen beſtehenden Rechtsgrund, aber unter Loslöſung von dieſem“ (RG 62, 39; RG JW 03 
Beil Nr 226; HRR 1930 Nr 1446) begründen. „Ich verpflichte mich, dem A 1000 M. zu zahlen“ 
it die allgemeine Formel des erſtgenannten „ich bekenne, dem A 1000 M. zu verſchulden die 
jenige des zweiten Vertrags. Den vom Schuldgrund abhängigen Anerkenntnisvertrag hat BOB 
nicht geregelt. Wird ein Anſpruch z. B. nur dem Grunde, nicht der Höhe nach anerkannt, ſo ſoll 

ies nur eine Feſtſtellung einer beſtehenden Verbindlichkeit bedeuten, kein ſelbſtändiges Aner⸗ 
kenntnis fein. Über dieſes Rechtsinſtitut eingehend Rümelin, Zur Lehre von dem Schuldver⸗ 
ſprechen u. Schuldanerkenntniſſe des BGB (1905). ; ge 
2. Aus der Selbſtändigkeit der von dem Grundgeſchäfte, in welchem ſie ihre Veranlaſſung 
finden, losgelöſten, auf den reinen Verpflichtungswillen abgeftellten Berp flichtungen des 
chuldners abgeſtelten Verpflichtungen des Schuldverſprechens und Schuldanerkenntniſſes 
Bet ſich a) daß dieſe nur eine einſeitige Verpflichtung zu tragen geeignet find; gegenfettige 
zerbindlichteiten, bei denen die Leiſtung des einen Teiles durch die des andern beſtimmt tit, 
nnen nicht Gegenſtand eines ſelbſtändigen Schuldverſprechens oder Schuldanerkenntniſſes ſein 
& 48, 133; J 06, 46315; Warn 1910 Nr 277); das ſchließt nicht aus, daß über eine der beiden 
S Gegenſtand eines zweiſeitig verpflichtenden Vertrags bildenden Leiſtungen ein ſelbſtändiges 
by dan verſbrechen oder Schuldanerkenntnis abgegeben werden kann (R Warn 1912 Ir 251); 
nud aß der Unterſchied von Schuldverſprechen ($780) und Schuldanerkenntnis(J78ʃ) 
r rein äußerlich in der Wortfaſſung liegen kann ($ 780: „ich verſpreche zu leiſten“, $ 781: „ich 
% enne zu verſchulden“) und daß ebenſowohl ein Schuldberſprechen für eine ſchon beſtehende 
En ichtung wie ein Schuldanerkenntnis für eine neubegründete abgegeben werden kann 
nu 61, 318; 68, 302); e) daß bei mehreren Schuldnern derſelben Leiſtung, von denen ber eine 
der aus dem Grundgeſchäft, der andere aus einem Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis 
beſteſlchtet iſt, dem Gläubiger gegenüber ein Geſamtſchuldverhaltnis (88 421—425) nicht 
a ehen kann, da der Schuldgrund ihrer Leiſtungen inſoweit ein verſchiedener iſt (RG 67, 128); 
[rn gen iſt in den inneren Beziehungen der mehreren Schuldner zueinander, für die bie Los⸗ 
gleiche vom Schuldgrunde gleichgültig iſt, das Gemeinſchaftsverhaltnis des $ 426, das den Aus⸗ 
Ka nngeanſpruch erzeugt, denibar (ch 70, 405; 77, 323); d) daß keine Aufwertung zu- 
ſig iſt, Reh 129, 117. Die Umlaufspapiere find von abſtrakten Schuldvertragen zu trennen. 
r Die Selbſtändigkeit des Schuldverſprechens und des Schuldanerkenntniſſes iſt indeſſen 
eu vollkommene. Jede Schuld muß einen ſie rechtfertigenden Schuldgrund haben; ſonſt be⸗ 
7 5 et die Schuldverpflichtung eine grundloſe Bereicherung des Verſprechens⸗ oder Anerkenntnis⸗ 
5 15 ängers ($ 812 Abi 1 u. 2). Von dem Rechtsgrund iſt aber ſcharf zu trennen der Beweggrund, 
* a dne rechtliche Bedeutung iſt. Unter dem Geſichtspunkte der ungerechtfertigten Bereicherung 
daher dem Anſpruch aus dem Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis gegenüber von 
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dem daraus Beklagten auf das Grundgeſchäft zurückgegriffen werden ($ 821). Der Beklagte kann 
dartun, daß das Verſprechen oder Anerkenntnis grundlos, aus einem angenommenen Rechts ⸗ 
grunde, der in Wirklichkeit nicht vorhanden war, oder in Erwartung einer Leiſtung, die nicht 
erfolgte, erteilt ift, und durch dieſen Nachweis den Anſpruch des Verſprechens⸗ oder Anerkenntnis⸗ 
empfängers entkräften (Rö 74, 138; JW 1910, 2295). Das gilt in Anſehung der $$ 404, 405 auch 
gegenüber dem Rechtsnachfolger des urſprünglichen Verſprechens⸗ oder Anerkenntnisempfängers? 
(RG 86, 301). Wieweit der Schuldner Einreden aus dem urſprünglichen Schuldverhältnis, dem 
Grundgeſchäfte, herzuleiten berechtigt iſt, geſtaltet ſich nach dem Zwecke, den das Schuldver⸗ 
ſprechen oder Schuldanerkenntnis verfolgte, verſchieden. Dieſer Zweck kann, und das iſt der 
vornehmlichſte der Zwecke der ſelbſtändigen Verpflichtung, die Klagerleichterung (RG 62, 
38), die Befreiung des Gläubigers von einer weiteren Klagbegründung, er kann auch in derſelben 
Weiſe wie beim Vergleich die Feſtſtellung tatſächlich oder rechtlich zweifelhafter Forderungen 
und ihre Sicherung gegen Einreden (vgl. RG Warn 1910 Nr 276), er kann endlich auch Um- 
ſchaffung (f. $ 364 A 1) des alten Schuldverhältniſſes in ein neues fein. So namentlich ein 
Schuldverſprechen für eine Ehrenſchuld, Rch 17. 11. 19 VI 275/19. Diente das Schuldver⸗ 
ſprechen oder Schuldanerkenntnis nun lediglich dem Zwecke einer Erleichterung der Rechtsver⸗ 
folgung, ohne daß an dem Rechtsbeſtande des Grundgeſchäfts etwas geändert wurde, ſo hat es 
tatſächlich nur eine Umkehrung der Beweislaſt zur Folge, und das Zurückgreifen auf das Grund- 
geſchäft iſt dem Schuldner im weiteſten Sinne geftattet. Bezweckte das Schuldverſprechen oder 
Schuldanerkenntnis anderſeits eine Umſchaffung des Grundgeſchäfts, fo find aus dieſem Her“ 
genommene Einreden ausgeſchloſſen, und nur der Einwand iſt zuläſſig, daß das vorausgeſetzte 
frühere Schuldverhältnis überhaupt nicht beſtand; denn in dieſem Falle konnte es auch nicht 
umgeſchaffen werden (RG 62, 51; JW 06, 55016). In der Mitte liegen die Fälle, in denen mit 
dem Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis die Feſtſtellung der beſtehenden Schuld (An- 
erkennung bei zweifelhafter Schuld, RG Warn 1910 Nr 276, Einrebe-, insbeſondere Aufrechnungs⸗ 
verzicht RG 71, 184; Vergleich) beabſichtigt wurde; hier iſt ein Zurückgreifen auf das urſprüng 
liche Schuldverhältnis nur hinſichtlich ſolcher Beſtandteile geſtattet, die außerhalb des Rahmens 
der Feſtſtellung liegen und in ihrem Inhalte von dieſer unberührt geblieben ſind (vgl. 8 779 u. 
Ab dazu). In den Fällen, in denen die ſelbſtändige Verpflichtung dem Zwecke einer Umſchaffung 
oder einer Feſtſtellung dient, tritt neben das erſte Schuldgrundverhältnis noch ein zweites, bas 
das erſte entweder erſetzt oder abändert, und nur nach Maßgabe des letzteren kann nunme 
überhaupt auf das erſtere zurückgegangen werden. Auch eine ſchon an ſich ſelbſtändige Ber’ 
pflichtung kann noch mehr verſelbſtändigt, ein Saldoanerkenntnis vom Boden der Abrechnunt 
($ 782) losgelöſt werden; dann find auch Einreden abgeſchnitten, die aus dem Rechnungsverhaltm 
fi) ergeben, und es ift nur noch der Nachweis möglich, daß ein Schuldgrundverhältnis überhaupt 
nicht beſtand (RG L3 1916, 15565). Bei Eingehung einer Wechſelverbindlichkeit iſt rege 
mäßig anzunehmen, daß fie zahlungshalber erfolgte. Vgl. auch RG 31, 109. Ein präjudizierter 
oder berjährter Wechſel ift kein Schuldſchein mehr, RG 48, 223. E 

4. Schuldverſprechen und Schuldanerkenntnis find Verträge; zu ihrem Zuſtandekommen 
bedarf es der Willenseinigung, die ſich auch darauf erſtrecken muß, daß eine ſelbſtandige Ber 
bindlichkeit begründet werden ſoll (RG 58, 200; 75, 4; 114, 6; JW 03 Beil Nr 226; 06, 550 
Warn 1910 Nr 276; 1911 Nr 232; Gruch 49, 883). Auch auf die abſtrakten Verträge finden bie 
allgemeinen Vorſchriften über Verträge Anwendung, $$ 149ff., 88 241ff. Ein einſeitiges, vom 
Gläubiger nicht angenommenes Schuldverſprechen iſt an ſich ohne rechtliche Bedeutung; ein ein 
ſeitiges Anerkenntnis kann als Beweismittel für das Beſtehen der anerkannten Verpflichtung 
(Zeugnis des Erklärenden gegen ſich ſelbſt), auch wenn es dem Gläubiger gegenüber abgegeben 
iſt, als Unterbrechung der Verjährung ($ 208; |. dort A 2) in Betracht kommen; es erzeugt abi 
keine ſelbſtändige rechtliche Verbindlichkeit (NG JW 07, 70916). Eine Rückforderung nach 3 515 
Abſ 2 iſt daher auch nicht möglich, RG HRR 1930 Nr 288. Das angenommene Schuldanerkennt 
endlich, bei welchem die auf Schaffung einer ſelbſtändigen Verpflichtung gerichtete Vertraß 
abſicht fehlte, hat die Bedeutung einer Beſtätigung der beſtehenden Schuld im Rahmen — 
alten Schuldgrunds (RG 61, 318; 68, 302; 75, 4; JW 06, 74212). Das Anerkenntnis 1 3 
Prozeſſe ($ 307 ABO) ift, von feiner prozeßrechtlichen Bedeutung abgeſehen, als ein eimjeitige 
Rechtsgeſchäft in dieſem Sinne aufzufaſſen (vgl. Rc 45, 409, JW 87, 431“; 97, 631). Bis A 
Erlaß eines Anerkenntnisurteils kann es wegen Willensmängel angefochten werden, N 2 
1887, 434; 1897, 631 (beſtritten). 


8 780 
Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den eine Leiſtung in der Weife — 8 
ſprochen wird, daß das Verſprechen die Verpflichtung ſelbſtändig beg Per 
ſoll (Schuldverſprechen), ift, foweit nicht eine andere Form vorgeſchrie 


iſt, ſchriftliche Erteilung des Verſprechens erforderlich. 
E I 683 II 719; M 2 687-604; P 2 489— 511. 
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1. Das Schuldverſprechen im Sinne des $ 780 ift ein einfeitig verpflichtender Vertrag, 
durch den vom Verſprechenden die Verpflichtung zu einer Leiſtung übernommen und vom Ver⸗ 
ſprechensempfänger dieſes Verſprechen angenommen wird ($ 305). Das ſchließt nicht aus, daß 
ein abſtraktes Schuldverſprechen auch über eine Leiſtung abgegeben wird, die den Gegenſtand 
eines zweiſeitigen oder gegenfeitigen Vertrags bildet, RG 18. 5. 25 IV 10/25; RG Recht 1908 
Nr 3783; IR 1925 Nr 1748. Vgl. im übrigen Vorbem 2 unter a und Vorbem 4. 

2. Der Gegenſtand des Schuldverſprechens muß irgendeine Leiſtung ſein, gleichviel welcher 
Art, ſofern ſie nur Gegenſtand eines Schuldverhältniſſes ſein kann (8 241); auch eine Erfüllungs⸗ 
übernahme ($ 329) kann z. B. Gegenſtand des Schuldverſprechens ſein (RG 58, 200), ebenſo 
das Verſprechen der Abtretung einer Forderung (Hypothek oder Grundſchuld, RG 27. 10. 09 
*. 612/08). Höchſtbetraghypothek des Straßenanliegers zur Sicherheit, RG 154, 385. Der haupt⸗ 
ſächliche Gegenſtand iſt jedoch die Leiſtung einer Geldſumme. Die Leiſtung kann auch bedingt 
oder befriſtet übernommen werden; ſo kann ein Schuldverſprechen auf Erſatz eines Schadens⸗ 
betrags abgegeben werden für den Fall, daß ein Schaden feſtgeſtellt werden wird (RG e e 85 
VI 299/13). Die Leiſtung kann insbeſondere auch von einer Gegenleiſtung abhängig gemacht 
werden. Nach RG Recht 1925 Nr 1271 foll die Vereinbarung einer Bedingung nicht der Schrift⸗ 
form bedürfen (bedenklich). Bei ſynallagmatiſchen Verträgen geht es aber nicht an, die Leiſtungen 
derart zu trennen, daß die eine ein ſelbſtändiges Verſprechen darſtellt, wie R JW 1901, 382, 
annimmt; dagegen richtig RGS 58, 200. 

3. Das Verſprechen ſoll die Verpflichtung ſelbſtändig begründen, d. h. es ſoll die Verpflich⸗ 
tung von ihren wirtſchaftlichen und rechtlichen Zuſammenhängen loslöſen und rein auf den 
Leiſtungswillen des Verſprechenden abſtellen, ſo daß der Gläubiger, zu deſſen Gunſten es ab⸗ 
gegeben iſt, ſich zur Begründung ſeines Anſpruchs lediglich auf das Verſprechen zu berufen braucht 
(RG 72, 377). Das kann auch unter einer Bedingung geſchehen, RG 18. 5. 25 IV 10/25. Ferner 
kann das Zahlungsverſprechen zugunſten eines Dritten abgegeben werden, RG 123, 228. 
Über dieſes Erfordernis des Tatbeſtandes des $ 780 im allgemeinen vgl. die Vorbem 1, 2 u. 4. 
Geſchäfte, die lediglich auf der Grundlage einer beſtehenden Schuldverpflichtung zu deren Siche⸗ 
rung oder Durchführung dienen ſollen (Hilfsgeſchäfte), wie Bürgſchaft, Schuldübernahme, Pfand⸗ 
verſprechen, ſchaffen keine ſelbſtändige Verpflichtung im Sinne des § 780 (RG JW 06, 46315). 
Auch wenn die Verpflichtung zu der verſprochenen oder anerkannten Leiſtung nicht beſtand, etwa 
weil ſie von einem Minderjährigen eingegangen war, braucht das nachträgliche Anerkenntnis 
(etwa des volljährig Gewordenen) kein abſtraktes Anerkenntnis zu ſein — doch kann eine Zins⸗ 
ſchuld als ſelbſtändige Verpflichtung, auch zur Zahlung an einen andern als den Kapitalgläubiger, 
begründet werden; die Wirkſamkeit eines ſolchen Verſprechens hängt von dem Beſtehen der 
Kapitalſchuld ab (RG 94, 137) —, und die Selbſtändigkeit bedingt ferner, daß der verſprochenen 
Leiſtung auch nicht eine Gegenleiſtung des andern Vertragsteils als jene beſtimmend gegenüber⸗ 
neten kann (R 48, 133; ZW 06, 46320 vgl. Vorbem 2); doch kann die Verpflichtung von einer 
<eiltung des andern Teiles in der Weiſe abhängig gemacht werden, daß letztere als einſchränkende 

edingung der erſteren hinzugefügt wird (RG Warn 1910 Nr 277). Es muß der Wille der 
ertragsparteien vorliegen, die neu erklärte Verpflichtung auf ſich ſelbſt zu ftellen, fie von dem 
fü uldgrund loszulöſen, nicht nur eine Beweisurkunde zu ſchaffen. Das kann namentlich 
1 r die Anerkennung eines Anſpruchs dem Grunde nach geſchehen, während deſſen Umfang 
yienbteibt (RG 30. 5. 31 IX 596/30; RG Warn 1910 Nr 276; 1911 Nr 232; 1919 Nr 115). Die 
1 ſicht, eine ſelbſtändige, von einem Grundgeſchäfte unabhängige Verpflichtung zu ſchaffen, muß 
das wie erkennbaren Ausdruck gefunden haben; in der ſchriftlichen Erklärung ſelbſt braucht 
hie aber nicht ausdrücklich ausgeſprochen zu fein, RG 3. 2. 27 IV 259/26; eine Vermutung 
192 hr befteht nicht (RG 58, 200; 90, 415; JW 06, 55018; Warn 1910 Nr 151; 1923 Nr 10; 28 
2 6814; RG 24. 10.32 VIII 310/32; 3.2.27 IV 259/26). Das Schreiben, ein Atzept jet in 
ſelbſtang und werde eingelöſt werden, kann einen Gewährvertrag darſtellen, enthalt aber keine 
de ſtändige Verpflichtung (RG 82, 337). Auch ein ſchuldrechtlicher Abtretungsvertrag (pactum 
ene dend) begründet eine ſolche nicht (Rc 87, 68). Das allgemeine Merkmal für das Vorhan⸗ 
unfein jener Abſicht ift allerdings die äußere Erſcheinung der Verpflichtungserklarung. Aus der 
renterlaſſung der Angabe eines Schuldgrundes für die verſprochene Leiſtung kann 
ſchafpnaßig bis zum Beweiſe des Gegenteils die Vertragsabſicht, eine ſelbſtandige Verpflichtung zu 
885 en, gefolgert werden (Nh 48, 133; 58, 200; 61, 318; 67, 262; 28 06, 550 „ Warn 09 Nr 89; 
Haute, 572; 7. 12. 21 V 513/21). Der Nichtangabe eines Schuldgrundes ſteht die im Verkehre 
die fige ganz allgemeine Bezugnahme auf einen DL gleich (RG 71, 187; Warn 1910 Nr 151), 
9 jedoch, wenn der angegebene Schulbgrund das Darlehen iſt, ebenſowohl auch auf einen Dar- 
ein vertrag nach $ 607 Abſ 2 hindeuten kann. Umgekehrt iſt, wenn die Verpflichtungserklärung 
en beſtimmten Schuldgrund in beſonderer Geſtaltung bezeichnet, im Zweifel ein 
des S diger Verpflichtungswille nicht anzunehmen (RO 67, 262). Er kann aber trotz der Angabe 
Umſta uldgrundes aus andern auf die Selbſtändigkeit der Verpflichtung deutlich hinweiſenden 
werbenden (Orderklauſel, Maſſenausgabe in Form umlaufender Wertpapiere) entnommen 
en (RG 74, 339). Zur Auslegung der nicht ſchon dem Wortlaute nach zweifellos klaren 
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Urkunde können, wie bei der Bürgſchaftserklärung (vgl. S 766 A 4), auch außerhalb der Urkunde 
liegende Dinge: vorgängige Verabredungen, Veranlaſſung und wirtſchaftlicher Zweck der Ver, 
pflichtung herangezogen werden (RG Warn 1912 Nr 60). Namentlich kann die Darlegung des 
Zweckes des Schuldverſprechens (Erleichterung der Rechtsverfolgung) als erheblicher 
Beweisgrund für deſſen ſelbſtändigen Charakter in Betracht kommen. So, daß der Nach 
gläubiger (Zeſſionar) einer Forderung eine Beſtätigung dafür haben will, daß er wirklich eim 
vor Einreden geſicherte Forderung gegen den Schuldner erworben habe (RG 77, 157; 83, 183 
Warn 1911 Nr 232). Anderſeits ift die Annahme einer ſelbſtandigen Verpflichtung nicht ſchon 
deshalb abzulehnen, weil ein beſtimmter Zweck und ein beſtimmter Beweggrund nicht erſichtlich 
it (RG Warn 1910 Nr 151). So iſt namentlich bei emem fingierten Kauſalverhältnt? 
ein ſelbſtändiges Verſprechen anzunehmen. Daß der Erklärende Zweifel hegte, ob er dem andern 
Teile verpflichtet fei, iſt kein Umſtand, der gegen die Annahme einer ſelbſtändigen Verpflichtung 
ſpricht; wie aus Vorbem 3 hervorgeht, iſt gerade ein ſolcher Zweifel die geeignete Grundlag 
für die Schaffung einer ſelbſtändigen Verpflichtung (RG Warn 1910 Nr 276). Daß das Verein 
barungsdarlehen des $ 607 Abſ 2 die Bedeutung der Schaffung einer ſelbſtändigen Verpflich 
tung haben kann und nicht nur bedeuten ſoll, daß das Schuldverhältnis nach Darlehnsgrun 

zu behandeln fei, ift $ 607 A 6e dargelegt. Ebenſo kann ein das Schuldverhältnis abändern er 
Vertrag nach $ 305 vorliegen und dafür ein ſelbſtändiges Verſprechen gegeben fein. Weiter kaum 
ein ſelbſtändiges Delegationsverſprechen auch über das Anwendungsgebiet der 88 783ff. hinaus 
begründet ſein, das ebenfalls der Form des $ 780 bedarf, Rümelin aaO. S. 55. Immer ſteht 
dem Schuldner aber der Nachweis frei, daß die Verpflichtungserklarung nach der Abſicht ver 
Vertragsparteien nur als eine Beſtätigung des beſtehenden Schuldgrundes die Urkunde als ein 
Beweismittel für letzteren und nicht als Begründung einer jelbftändigen Verbindlichkeit gebad 
war (NG Gruch 49, 883; Warn 09 Nr 89; 1910 Nr 152; 30. 12. 06 VI 546/05; 29. 10. 07 * 

626/07). Hat der Schuldner im Rechtsſtreite dieſen Nachweis erbracht, ſo wird der Gläubige! 
nunmehr feine Klage auf das urſprüngliche Schuldverhältnis ſtützen müſſen. Eine Klagänderung 
iſt hierin nicht zu erblicken, da immerhin Schuldgrundgeſchäft und felbitändige Verpflichtung 
einen den Klaganſpruch begründenden Geſamttatbeſtand bilden; der Gläubiger übernimmt 2 
mehr die Beweislaſt für die Entſtehung der Forderung (RG 30. 12. 05 VI 546/05; die cg 
ſcheidung behandelt auch die prozeſſuale Frage der Klagänderung; a. M. Degenkolb in Jheringsd 
56, 204 ff.). Die Übernahme einer Akkreditierung ſeitens einer Bank kann als ſelbſtänbit 

Schuldverſprechen gegenüber dem Akkreditivempfänger, dem ſie mitgeteilt iſt, angeſehen werde. 
(RG Lg 1920, 2302). Ebenſo kann eine Erklärung der das Akkreditiv vermittelnden Bank = 
Bank des Käufers) dem Verkäufer gegenüber, daß fie ſich zu Einlöſung des Duplikatfrachtbrief 


ſtellen, auch wenn fie in der Form eines Garantievermerks gefleibet ft (RG Warn 1923 Nr 100 
Auch ein Bezugsſchein kann ein ſelbſtändiges Schuldverſprechen fein, RG 108, 410. Eine D w 15 


einen Fürſorgeverband iſt ein Verwaltungsakt, keine Handlung auf dem Gebiete des bürgerliche" 
Solche aber wegen Formmangels nicht gültige Verpflichtungserklärung kann nach dem ne 
ige 


lich nicht von einem erloſchenen oder verjährten Wechſel (MG 48, 223). — Daß eine ſelbſtänd e 
Verpflichtung ohne Angabe eines weiteren Schuldgrundes als rechtliche Grundlage für e 


verſprechen ſoll nach den Motiven Wirkſamkeit nur dann beigelegt werden, wenn es zwe e. 

feſtſteht, was bei bloß mündlichen Verſprechen des Schuldners nicht entnommen werden ich 

Das Schuldverſprechen muß demnach ($ 126) in einer von dem Ausſteller eigenhändig voten 

Namensunterſchrift oder mittels gerichtlich oder notariell beglaubigten Handzeichens unterzeich ohl 

Urkunde erklärt ſein, die durch Briefwechſel oder telegraphiſche Übermittlung nicht erjebt, dem 

aber in einem Briefe oder auf einer Poſtkarte enthalten ſein kann, ſofern nur die Erkläreng ! 
U 
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verſprechen noch nicht durch die Unterzeichnung der Urkunde, ſondern erſt durch die Überreichung 
an den anweſenden oder die Zuſendung an den abweſenden Gläubiger; es wird wirkſam mit 
dem Augenblick, in dem es dem Gläubiger zugeht (§ 130), er darüber die tatſächliche Verfügungs⸗ 
gewalt erlangt (RG JW 09, 7195; 23 1918, 106715); bis dahin kann es unter Abweſenden wider⸗ 
rufen, unter Anweſenden zurückgezogen werden (RG 61, 414; Warn 09 Nr 353). Vgl. § 766 
A2 u. 3. Wenn der Gläubiger das ihm übergebene Schriftſtück zu einem beſonderen Zweck 
alsbald wieder aus der Hand gibt, etwa zur Unterſchriftsbeglaubigung, ſo iſt das Erfordernis 
der Erteilung dennoch erfüllt, RG 7. 12. 25 1V 490/25. — Die Annahme des Schuldverſprechens 
iſt, wie im Falle des § 766, formlos. — Der Schriftform bedarf nicht das auf Grund einer Ab⸗ 
rechnung oder im Wege des Vergleichs erteilte ($ 782) ſowie das von einem Vollkaufmann als 
Handelsgeſchäft erteilte Schuldverſprechen (89 350, 351 HGB). Der Wille, daß eine vom Grund⸗ 
geſchäft losgelöſte ſelbſtändige Verpflichtung begründet werden ſolle, braucht in der ſchriftlichen 
Erklärung ſelbſt nicht zum Ausdruck gebracht zu werden (RG 3. 2. 27 IV 259/26). Ein Schuld ⸗ 
anerkenntnis, das das Beſtehen einer Schuld feſtſtellen ſoll, ohne eine neue ſelbſtändige Verbind⸗ 
lichkeit zu begründen, beſtätigendes Anerkenntnis, bedarf nicht der Form (RG 19. 11. 18 
III 279/18). Eine Urkunde kann nur deklaratoriſche oder nur ſchuldbeſtärkende Bedeutung haben. 
Nur bei konſtitutiver Bedeutung für das Schuldverhältnis liegt ein ſelbſtändiges abſtraktes Ver⸗ 
pflichtungsverhältnis vor. 

5. Eine andere Form, nämlich die gerichtliche oder notarielle, iſt vorgeſehen, wenn 
das Schuldverſprechen die Übertragung eines Vermögens, oder eines Bruchteils eines ſolchen 
($ 311) oder die Übertragung des Eigentums an einem Grundſtücke zum Gegenſtande hat. Eine 
Durchbrechung des Grundſatzes der Selbſtändigkeit des Schuldverſprechens iſt es, wenn außer⸗ 
dem die $$ 518 Abs 1 Satz 2 u. 2301, um Umgehungen der Formvorſchrift für das Schen⸗ 
kungsverſprechen vorzubeugen, für ein Schuldverſprechen oder ein Schuldanerkenntnis die 
ſchafhiche oder notarielle Form des Schenkungsverſprechens dann verlangen, wenn das wirt. 
chaftliche Grundgeſchäft des Schuldverſprechens oder Schuldanerkenntniſſes eine Schenkung iſt 
(vgl. RG 98, 127). Nach dem Sinne der Formvorſchrift iſt anzunehmen, daß das Schuldver⸗ 
Iprechen oder Schuldanerkenntnis der beſonderen Form nicht bedarf, wenn dieſe für das Schen⸗ 
tungsgrundgeſchäft gewahrt und letzterem die ſelbſtändige Verpflichtung ohne inhaltliche Ab- 
Anderung hinzugefügt ift; denn dann iſt dieſe ſelbſt nicht „ſchenkweiſe erteilt“ ($ 518; vgl. 
Ach 71, 289). Das Akzept eines nichtigen Wechſels bedeutet kein abſtraktes Schuldverſprechen, 

„ gn 1929 Nr 2073. 5 g 

6. Das ſelbſtändige Schuldverſprechen erzeugt eine neue Verpflichtung und dieſer 

eutſprechend einen neuen Anſpruch, den der Gläubiger lediglich auf das Leiſtungsverſprechen des 
chuldners gründet (RG ZW 1910, 2295). Dieſer tritt regelmäßig neben den Anſpruch aus 
in, ſei es gleichzeitig begründeten, ſei es bereits beſtehenden, dem wirtſchaftlichen Vorgang 
eutſprechenden Schuldgrundverhältniſſe (RG Warn 1911 Nr 232). Meiſt wird das Schuldver⸗ 
rechen zur Erleichterung der Rechtsverfolgung und erfüllungshalber für jene andere Schuld 
erteilt und lediglich ein neuer Schuldtitel für die alte Schuld dem beſtehenden an die Seite 
besetzt (NS 62, 38). Das Schuldverſprechen kann aber auch eine beſtehende Schuld gegen Zweifel 
88 uslegung, gegen Einreden ſicherzuſtellen und anderweit feſtzuſtellen oder zu verändern 
p endlich umzuſchaffen (§ 364 Abſ 2) beſtimmt fein (RG 71, 184; Warn 1910 Nr 276). Ver⸗ 
Pflichtet ſich der Käufer einer Sache, die fein Verkäufer einem Dritten erſt abgekauft, aber noch 
zu t bezahlt hat, dieſem Dritten gegenüber den noch rückſtändigen Kaufpreis ſeines Verkäufers 
zahlen, ſo kann darin nicht bloß eine Schuldübernahme oder Einlöſungsübernahme liegen, 

& rn auch eine ſelbſtändige Bahlungsverpflichtung erklärt fein. Um ein abſtraktes 
Schuldverſprechen braucht es ſich dabei nicht zu handeln (R 16. 4. 26 V 581/25). Ein abſtraktes 
nt erſprechen kann auch Beſtandteil eines gegenſeitigen Vertrags fein (MG 18. 5. 25 IV 
25). Cine als Be zugsſchein bezeichnete Urkunde, in der eine Großhandelsfirma ſich ver⸗ 
ſelbghet, gegen Vorlegung des Scheins beſtimmte Warenmengen zu liefern, ſtellt ſich als ein 
du, Kändiges Schuldverſprechen dar (RG 108,410). Die Beſtätigung eines Akkreditivs 
D Brief der Bank an den Begünſtigten kann ſelbſtändiges Schuldverſprechen ſein (RG 107, 7). 
eine Erwähnung des Schuldgrunds in der Urkunde ſpricht regelmäßig gegen die Annahme 

3 ſelbſtändigen abſtrakten Schuldverſprechens (RG 101, 44; RG 7.12. 21 V 323/21), wie 
pfli kehrt in dem abſichtlichen Weglaſſen des Grundverhältniſſes der Wille zu abſtrakter Ver⸗ 
Innerzüh erhellt bis zum Beweise des Gegenteils, der natürlich immer geführt werden kann. 
auf rhalb der Grenzen, die durch dieſe ſeiner Beſtimmung gezogen ſind, ſteht dem Schuldner 
die r ben allgemeinen, gegen jede Willenserklärung gegebenen Einreden (88 104 ff., 116 ff.), 
die fie, gegen die Gültigkeit des Schuldverſprechens ſelbſt richten, und ferner den Einwendungen, 
übe 800 aus der Urkunde oder etwaigen Nebenabreden — vgl. A4 zu § 766 — ergeben, gegen- 
ſprech er auf das Schuldverſprechen geſtützten Klage die Einrede zu, daß ein das Schuldver⸗ 
Glare rechtfertigendes Schuldverhältnis überhaupt nicht oder nicht gültig beſtehe und der 
81 Ber daher durch das Schuldverſprechen grundlos bereichert ſei (58 812 ff., insbeſondere 
i Abſ 2, 821; RG 61, 318; 67, 240; 68, 302). Vgl. über alles dies Vorbem 3. Um das 
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Schuldverſprechen aus dieſem Geſichtspunkte zu entkräften, muß der Schuldner den wirtſchaft⸗ 
lichen Vorgang, dem das Schuldverſprechen ſeine Entſtehung verdankte, ſowie ferner darlegen, 
daß dieſer ein rechtlich begründetes Schuldverhältnis nicht begründet habe oder dieſes ſpäter 
weggefallen ſei. Eine Rückforderung aus Bereicherung auf Grund des urſprünglichen Schuld⸗ 
verhältniſſes iſt ausgeſchloſſen, wenn dieſem nur eine verzögerliche Einrede entgegenſteht (§ 813 
Abſ 2; RG 68, 302). Die Bereicherungseinrede verſagt ebenſo, wenn das Schuldverſprechen 
zur Erfüllung einer Verbindlichkeit erteilt war und der Verſprechende bei ſeiner Erteilung wußte, 
daß die Verbindlichkeit nicht beſtand (§ 814; RG JW 1910, 7042). Die Beweislaſt für dieſes 
Wiſſen trifft den Gläubiger (RG 60, 419). — Über die Anwendung von § 817 ſ. A 7. Alle 
Einreden, die dem Schuldner gegen den Verſprechensempfänger gegeben ſind, ſtehen ihm auch 
einem neuen Gläubiger gegenüber zu, auf den der Anſpruch aus dem Schuldverſprechen über⸗ 
tragen wird (§ 404). — Auch bei einem abſtrakten Schuldverſprechen zugunſten eines Dritten 
kann der Schuldner kondizieren, außer wenn etwas anderes vereinbart worden iſt, RG 71, 187; 
NG 29. 10. 28 V 612/27. Beſtritten iſt, ob auch $$ 157, 226, 242, 826 auf den Vertrag des 9 780 
Anwendung finden können. Hier handelt es ſich nicht um eigentliche Einreden, ſondern um ſog. 
Einwendungen. Soweit $$ 226 u. 826 in Frage kommen, iſt ihre Anwendung unbedenklich. 
Für 88 157, 242 wird fie geleugnet, z. B. von Rümelin aaO. S. 216. Aber ebenſo wie 9 133 
müſſen zur Auslegung des Vertrags auch hier 88 157, 242 anwendbar bleiben, nur natürlich in der 
Beſchränkung auf die Selbſtändigkeit des abſtrakten Schuldverſprechens, da eben deſſen Grund⸗ 
geſchäft ausgeſchaltet iſt und daher für ſeine Auslegung kein Raum bleibt. Für die Verjährung 
des Anſpruchs aus dem Schuldverſprechen gilt die regelmäßige Verjährungsfriſt ($ 195), ebenſo 
für die Klage auf Befreiung von der Verbindlichkeit (Aufhebung des Schuldverſprechens und 
Herausgabe der Urkunde wegen Bereicherung). Iſt in der Urkunde ein Schuldgrundverhältnie 
bezeichnet, und beſteht für dieſes eine kürzere Verjährungsfriſt, ſo wird dieſe vielfach nach 
$ 225 als auch für den Anſpruch aus dem Schuldverſprechen nach der Vertragsabſicht aufrecht. 
erhalten angenommen werden können; anderſeits kann aus den Umſtänden hervorgehen, daß 
die ſelbſtändige Verpflichtung gerade den Zweck hatte, der Gefahr der kurzen Verjährung vor 
zubeugen (RG 75, 4); ſoweit eine abändernde Vereinbarung nicht erkennbar ift, muß deshalb 
die ordentliche Verjährung als maßgebend angenommen werden. 

7. In den $$ 656 Abf 2 u. 762 Ads 2 wird unabhängig von einer Entkräftung aus dem recht 
lichen Geſichtspunkte der Bereicherung die Gültigkeit eines Schuldverſprechens oder Schuld 
auerkenntniſſes verneint, wenn dieſe zum Zwecke der Erfüllung eines Verſprechens auf Che“ 
mäklerlohn oder einer Spiel⸗ oder Wettſchuld abgegeben wurden, RG 3. 1. 31 V 107/30. Die 
entſprechende Beſtimmung für die Börſentermingeſchäfte in $ 66 Abi 3 des Börſch v. 22. 6. 96 
iſt durch das neue Börſch v. 8./27. 5. 08 beſeitigt. Die Anſicht, daß es ſich in dieſen Beftimmun“ 
gen um grundſätzliche Vorſchriften handle, die deshalb auf alle gegen das Geſetz oder die 
guten Sitten verſtoßenden Grundgeſchäfte ($$ 134, 138) auszudehnen ſeien, iſt mich 
beizuſtimmen. Es handelt ſich auch hier um Durchbrechungen des Grundſatzes der Selbſtändig 
keit des Schuldverſprechens, die, wie im Falle des § 518 (vgl. A 5), zu dem Zwecke geſchaſſen 
ſind, Umgehungen der beſonderen Ungültigkeitsbeſtimmungen jener Paragraphen vorzu eugen. 
Ihrer Ausdehnung ſteht jener Grundſatz, aber auch die Beſtimmung des $ 817 entgegen, 
gerade dieſe Fälle zu regeln beſtimmt iſt und in Satz 2 bei beiderſeitigem Verſtoße der Vertrage 
parteien gegen das Geſetz oder die guten Sitten zwar die Rückforderung von Erfüllungsleiſtunge 
ausſchließt, die Entkräftung eines Schuldverſprechens oder Schuldanerkenntniſſes aber zuiabl- 
In der Rechtſprechung vertreten RG 63, 179; 64, 146 u. 71, 432 (Bordellkaufgeſchäfte) den 5 
eingenommenen Standpunkt; RG 68, 97 läßt die Frage unentſchieden, neigt aber offenbar 90 
ſelben Anſicht zu; bei wucheriſchem Grundgeſchäfte bekunden R 57, 95 und JW 09, 6: 1 
eine abweichende Auffaſſung, weil § 138 Abj 2 auch ein Rechtsgeſchäft, durch das ein wuche ch, 
Vermögensvorteil gewährt wird, für nichtig erklärt. Über den Fall, daß aus der Schuldurku 0 
ſelbſt die Unterlage eines geſetz⸗ oder ſittenwidrigen Geſchäfts hervorgeht, vgl. $ 781 A3. des 
98, 176 hat ſich über die Frage nicht näher ausgesprochen, da es die unſittliche Grundlage 
behandelten Schuldverſprechens verneint. 


8 781 


Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den das Beſtehen eines Schuldvo 
hältniſſes anerkannt wird (Schuldanerkenntnis), iſt ſchriftliche Erteilung er 
Anerkennungserklärung erforderlich. Iſt für die Begründung des 4 
hältniſſes, deſſen Beſtehen anerkannt wird, eine andere Form vorgeſchri 
ſo bedarf der Anerkennungsvertrag dieſer Form. 

E 1 683 II 720; M 2 687—604; P 2 489—511. 


an 
1. Über das Merkmal des Vertrags, dem für $ 781 das einſeitige, nicht angenommene 
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erkenntnis mit dem Charakter eines Beweismittels für eine beſtehende Schuld (RG JW 07, 
70911) gegenübertritt, iſt in der Vorbem 4 vor und A 1 zu $ 780 gehandelt. 

2. Das Beſtehen eines Schuldverhältniſſes: aus dem Rahmen des $ 781 ſcheiden ſomit 
einmal aus Verträge, durch die umgekehrt das Nichtbeſtehen eines Schuldverhältniſſes anerkannt 
wird (8 397 Abſ 2; RG 19. 2. 09 II 422/08), die Ausgleichsquittung, R Dichter Z 1934 Nr 598, 
ſodann Verträge, durch die das Beſtehen anderer Rechtsverhältniſſe, die nicht Schuldverhältniſſe 
ſind (Eigentum und dingliche Rechte, Familienrechte), anerkannt wird. , 

3. Zu ergänzen find hier die in $ 780 hinzugefügten Worte: „in der Weiſe, daß das An⸗ 
erkenntnis die Verpflichtung ſelbſtändig begründen ſoll“. Denn das Geſetz hat auch in $ 781, ob⸗ 
wohl es darüber nichts ſagt, nur ſolche Schuldanerkenntnisverträge im Auge, durch die unab⸗ 
hängig von dem beſtehenden Schuldgrunde eine neue Verpflichtung geſchaffen werden ſoll, 
nicht diejenigen, die Zweifel über die Rechtsbeſtändigkeit oder über die Auslegung einer verpflich⸗ 
tenden Willenserklärung beſeitigen und dabei die alte Verpflichtung mit dem alten Schuldgrunde 
beſtätigen ſollen (RG 61, 318; 68, 302; 70, 410; 72, 377; 75, 4; JW 06, 74212; 1911, 8045; 1916, 
9605; 1919, 1866; 1930, 374713; Warn 08 Nr 457; 09 Nr 90; 1911 Nr 232; 1915 Nr 104; 1917 Nr 
117; 1919 Nr 115; LZ 1918, 3766). Auch das beſtätigende Anerkenntnis hat vertraglichen Charakter; 
es beabſichtigt, ſoweit die Anerkennung reicht, das Schuldverhältnis dem Streite der Parteien zu 
entrücken, und ſchließt Einwendungen für die Zukunft aus, die der Schuldner zur Zeit ſeiner 
Abgabe kannte; $ 812 Abi 2 findet darauf freilich keine Anwendung (RG JW 1916, 960°; 1919, 
186°. 03 1918, 376%). Von ihm verſchieden iſt das Anerkenntnis als einſeitige, nicht rechtsge⸗ 
ſchäfkliche Erklärung, das nur die Bedeutung eines Beweismittels für Tatſachen hat (RG JW. 
07, 70911; 1919, 186%). Vgl. Vorbem 4 vor § 780. Das Schuldanerkenntnis des § 781 unter- 
ſcheidet ſich hiernach, wie ſchon Vorbem 2 vor $ 780 bemerkt wurde, vom Schuldverſprechen nur 
in der äußeren Form: „ich bekenne zu verſchulden“ anſtatt: „ich verſpreche zu leiſten“. Die Bezug⸗ 
nahme auf eine beſtehende Verbindlichkeit, die für das Schuldanerkenntnis des § 781 weſentlich 
iſt, bedeutet hiernach nicht die Bezugnahme auf einen Schuldgrund. Die allgemeine Erwähnung 
des letzteren: „als Darlehen“ „aus laufender Geſchäftsverbindung“ iſt aber bei dem Schuld⸗ 
anerkenntnis häufig. Im Gegenſatze zu der angegebenen Faſſung: „ich bekenne als Darlehen 
zu verſchulden“, die auf eine ſelbſtändige Verpflichtung hinweiſt, bedeutet, „ich bekenne, als 
Darlehen erhalten zu haben“ im Zweifel ein den Schuldgrund beſtätigendes Anerkenntnis, 
einen Darlehnsſchuldſchein (RG Warn 1911 Nr 429). Doch iſt ſelbſt mit dem Anerkenntnis, ein 

ares Darlehen empfangen zu haben, die Annahme eines ſelbſtändigen Schuldanerkenntniſſes 
nicht unvereinbar, zumal wenn feſtſteht, daß ein Darlehen nicht gegeben wurde (RG Warn 1911 
Nr 232). Auf die Richtigkeit des etwa angegebenen Schuldgrundes kommt es für die Gültigkeit 
des Schuldanerkenntniſſes als ſelbſtändiger Verpflichtung überhaupt nicht an; das Bekenntnis, 
eine Summe als Darlehen zu ſchulden, iſt Schuldanerkenntnis, auch wenn der Anerkennende 
gar kein Darlehen empfangen hat (RG 6. 3. 05 IV 452/04). Über die Auslegung der Willens⸗ 
erklärung und die Feſtſtellung der Vertragsabſicht der Parteien gilt das zu $ 780 in A 3 Geſagte; 
auch bez. der Zuläſſigkeit von Bedingungen uſw. für das Schuldanerkenninis über eine der in 
einem zweiſeitig verpflichtenden Vertrage vereinbarten Leiſtungen |. Vorbem 2 vor $ 780. Das 
udertragsmäßige Anerkenntnis“ des $ 222 Abſ 2 iſt von einem ſelbſtändigen Schuldanerkenntnis 
gemäß 8 781 zu verſtehen und bedarf der Schriftform (RG 78 S. 130 u. 163; JW 1910, 280°; 
Warn 1913 Nr 249; 1915 Nr 104; 1919 Nr 25); das Anerkenntnis iſt auch dann bindend, 
wenn es in Unkenntnis der Verjährung abgegeben iſt (RG JW 1912, 536; 1915, 3935; 

arn 1919 Nr 25). — Daß das Schuldanerkenntnis in Worten erklärt wird, die ausdrücklich ein 

elenntnis zu einer Schuld enthalten, ift nicht erforderlich; in jeder als ernſtlich gemeint vom 
b ertragsgegner aufzufaſſenden (RG JW 03 Beil 2142) Erklärung der Bereitwilligkeit, eine als 
Alte hend bezeichnete Schuld zu bezahlen, kann ein Anerkenntnis gefunden werden (RG 71, 102). 

uch die Bewilligung, daß ein von dem Erklärenden hinterlegter Betrag an den andern Teil 
Sisgezahlt werde, kann ein Anerkenntnis nach § 781 darſtellen (RG 6. 4. 09 VII 273/08). Das 

aldoanerkenntnis bei einem Kontokorrent bedeutet ein abſtraktes Schuldanerkenntnis. 
ird es aber auf neue Rechnung vorgetragen, ſo hat es nur noch die Bedeutung eines unſelb⸗ 
Se digen Rechnungspoſtens und kann nicht ſelbſtändig eingeklagt werden (RG 20. 10. 26 1 216/26). 
lr jemand durch Anerkennung eines Saldo ungerechtfertigt bereichert, ſo unterliegt der 


duſhauch auf Herausgabe der Bereicherung der Aufwertung (Mügel, JW 1926, 2678. — Für 
A6 u den des formell gültig erteilten Anerkenntniſſes gilt zunächſt das gleiche, was 780 


af über das Schuldverſprechen gejagt iſt. Der Meinung (Dertmann A 2b zu $ 781), 
005 anders wie bei d 780, auch abgeſehen von den Fällen der 88 656 u. 762, die Nichtigkeit des 
zur zubgeſchäfts nach $ 134, 138 unmittelbar die Nichtigkeit des Schuldanerkenntniſſes 
Verb Qe habe, wenn jenes in der Anerkenntnisurkunde erkennbar bezeichnet ſei, ſteht zwar der 
Ständige Charakter der Verpflichtung entgegen, die ſich gleichgültig gegen den urſprünglichen 
wibudgrund verhält, auch wenn letzterer angegeben iſt. Offenbar unfittlihen oder geſetz⸗ 
vr gen Beſtrebungen darf je doch ein Rechtsſchutz nicht zuteil werden. Inſoweit iſt der Anficht 

halb zuzuſtimmen. Die Beſtätigung eines nichtigen Rechtsgeſchäfts nach § 141 bewirkt 
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nicht von ſelbſt die Begründung einer ſelbſtändigen Verpflichtung. Rückforderung der Beſtellung 
einer Höchſtbetragshypothek bei nicht beſtehendem Bauverbot NG 154, 385. 

4. Über die Erteilung der Anerkenntniserklärung in ſchriftlicher Form vgl. § 780 A 4, ber 
die vorgeſchriebene andere Form A 5 daſelbſt. Zu dieſer iſt zu bemerken, daß, während 9 780 
von einer andern Form für das Schuldverſprechen ſelbſt redet, $ 781 die andere Form auf die 
Begründung des anerkannten Schuldverhältniſſes abſtellt. Einen ſachlichen Unterſchied kann 
dies nicht begründen, wenn feſtgehalten wird, daß der e von Schuldverſprechen und 
Schuldanerkenntnis nur ein äußerlicher iſt, und erſteres ebenſo bei beſtehender, wie letzteres bei 
neu begründeter Schuldverbindlichteit als die Form der ſelbſtändigen Verpflichtung gewählt 
werden kann. Da das Schuldanerkenntnis ſich gerade dadurch kennzeichnet, daß es auf eine ber 
ſtehende Schuld verweiſt, kann hier die andere Formvorſchrift nur auf dieſe ſich beziehen; Über 
die Form des $ 313 beim ſelbſtändigen Anerkenntnis ſ. RG 23 1916, 2215. Wenn das Schuld 
anerkenntnis einen beſtimmten Schuldgrund bezeichnet, in Wahrheit aber ein anderes Schulo⸗ 
verhältnis ſeine Unterlage war, das der „andern“ Form bedurfte (Schenkung), ſo iſt das Aner⸗ 
kenntnis ungültig; denn es kommt nicht auf die Angabe, ſondern auf den wahren Charakter des 
anerkannten Schuldverhältniſſes an. Einſtehen für Einlöſung eines Wechſels iſt Garantieübernahme, 
RG 82, 337. 


8 782 


Wird ein Schuldverſprechen oder ein Schuldanerkenntnis auf Grund einer 
Abrechnung oder im Wege des Vergleichs erteilt, ſo iſt die Beobachtung der 
in den 88 780, 781 vorgeſchriebenen ſchriftlichen Form nicht erforderlich. 

E II 72; P 2 509, 510. 


1. Die Beſtimmung des $ 782 ſchafft für zwei Fälle, wo das Schuldverſprechen oder Schuld- 
anerkenntnis dem Zwecke einer Feſtſtellung einer Schuldverbindlichkeit mittels einer Abrechnung 


3. Unter einer Abrechnung im Sinne des $ 782 iſt jede unter Mitwirkung des Gläubigers und 

niſſes in bezug auf zwiſchen ihnen beſtehende Schuldverhältniſſe zu verſtehen. Unter Abrechman 

verſteht man zwei Arten. Einmal die einſeitige Abrechnung, auch Berechnung genannt 
ur 

ng vol 

zwei Guthaben vorliegt und ein Saldo gezogen wird. Beide Arten von Abrechnungen une 


8 782. A. M. R 78, 163. Ferner gehört hierher der Giroverkehr (giro = Kreis), . einen 
es 


n 
8 blende 
und Zahlungsempfängers erfolgte. Dieſe Umbuchung hat rechtsbegründende Wirkung, ger 


Einzelforderungen beftehen (vgl. A3 zu § 765). Darunter fällt ferner die Feſtſtellung 5 en 
Rechnungsergebniſſes im uneigentlichen Rechnungsverhältnis, bei welchem Schuldſorde nung 
und Zahlungen ſich gegenüberſtehen. Hierbei kommt zwar der Anerkennung des Recht dieſe 
ergebniſſes die Bedeutung einer ſelbſtändigen Verpflichtung regelmäßig ebenfalls zu, we Ab⸗ 
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rechnung zugrunde liegenden Schuldbeziehungen entbehrlich machen ſoll (RG 2,237; 26, 77; 
71, 102; JW 94, 28113; Warn 08 Nr 501); die Anerkennung ſchafft hier jedoch regelmäßig nur 
einen neuen Schuldtitel neben dem urſprünglichen. Bei der Abrechnung im weiteren Sinne, 
bei der unter Mitwirkung des Gläubigers und des Schuldners eine Reihe von einſeitigen Schuld⸗ 
poſten auf einen Geſamtbetrag zuſammengerechnet wird (RG 95, 18; JW 08, 315), iſt ein ſelb⸗ 
ſtändiger Verpflichtungswille dann anzunehmen, wenn eine Willenseinigung dahin feſtzuſtellen 
iſt, daß das Rechnungsergebnis als neue Schuld betrachtet werden und der Gläubiger befugt fein 
ſoll, dieſes ſelbſtändig zur Grundlage einer Eintragung zu machen. — Iſt eine Abrechnung 
zwiſchen den Parteien als endgültige Löſung ihrer Beziehungen vorgenommen worden, ſo iſt im 
Zweifel, anzunehmen, daß fie alle gegenfeitigen Forderungen einſchließen ſoll. 

4. Über das Weſen und die Vorausſetzungen des Vergleichs vgl. die Vorbem vor und die 
A 1—5 zu $ 779. Dieſe Vorſchrift iſt auch für den Vergleich hier maßgebend. 

5. Beweislast. Bereicherungseinrede. Der Gläubiger, der feine Klage auf das auf Grund 
einer Abrechnung oder eines Vergleichs vom Schuldner nach § 782 erklärte formloſe Schuld⸗ 
verſprechen oder Schuldanerkenntnis ſtützt, hat darzutun, weshalb dieſe gegenüber der Formbor- 
ſchrift der 85 781, 782 gültig find; er muß alſo beweiſen, daß ihnen ein Vergleich oder eine Abrech⸗ 
nung zugrunde liegt. Über die dem Schuldner zustehenden Einreden vgl. die Vorbem 3 vor $ 780 
und die A 6 u. 7 zu $ 780 ſowie $ 781 A 3. Das Zurückgreifen auf das urſprüngliche Schuldverhält⸗ 
nis im Wege der Bereicherungseinrede iſt hier nur inſoweit geſtattet, als nicht die hinzutretenden 
Geſchäfte des Vergleichs oder der Abrechnung als feſtſtellende oder abändernde neue Schuldgrund⸗ 
geſchäfte dieſes ausſchließen. Für den Vergleich find die zuläffigen Verteidigungen des Schuldners 
in dem 8779 A 5 u. 6 entwickelt. Bei der Abrechnung kommt zunächſt in Frage, ob das auf ihrer 
Grundlage abgegebene Anerkenntnis umſchaffenden oder nur unterſtüßenden (akzeſſoriſchen) 
Charakter als Nebenſchuldtitel im Verhältniſſe zu dem urſprünglichen Schuldgrunde hat. In 
beiden Fällen iſt, in den durch $ 814 geſteckten Grenzen, dem Schuldner der Nachweis geftattet, 
daß Schuldpoſten, die in die Abrechnung einbezogen waren, in Wirklichkeit nicht oder nicht gültig 
beſtanden (M& 62, 51; JW 06, 55018; 08, 31%; 23 1916, 15566). Im Falle des unterſtützenden 
Anerkenntniſſes find auch ſonſtige Einreden aus dem Schuldverhältniſſe der einzelnen Poſten 
zuläſſig, ſoweit nicht ein Verzicht auf fie nach der Sachlage als Zweck des Anerkenntniſſes ange⸗ 
nommen werden muß. Die Grundſätze des Vergleichs ſind hier entſprechend anwendbar. — 

ber die Berichtigung einer Abrechnung nach erteiltem Anerkenntnis durch verhältnismäßige 
Verrechnung der Soll- und Habenpoſten einer laufenden Rechnung nad) $ 355 HGB, wenn in 
dem Rechnungsabſchluſſe ungültige Poſten enthalten find, vgl. R 56, 10 u. JW 05, 18635. Der 
Schuldner muß in ſolchen Fällen ſelbſtverſtändlich die einzelnen ungültigen Poſten darlegen 
und darf ſich nicht auf die Behauptung beſchränken, daß die Abrechnung auch unwirkſame Ge⸗ 
ſchäfte umfaßt hat (MG 11. 10. 09 VI 557/08). 


Einundzwanzigſter Titel 
Anweiſung 


* 1. Viktor Wolff, Zur Lehre von der Anweiſung, Iherings Jahrb Bd 48 (1934) S. 1. Schwabe, 
as Recht der Überweiſung. In höherem Grade als das Schuldverſprechen und das Schuld⸗ 
erkenntnis iſt die Anweiſung von den Grundgeſchäften, die ihre Veranlaſſung bilden, losgelöſt. 
Sie iſt ein ſelbſtändiges Rechtsgebilde, völlig unabhängig von dem Rechtsverhältnis, das ſie ver⸗ 
dulaßt. Ihr Zweck ift die Erleichterung von Auszahlungen im geſchäftlichen Verkehr durch Zah⸗ 
ungsauskauſch; ihr Inhalt iſt eine von der Perſon des Anweiſenden ausgehende doppelte 
rmächtigung zu einer Geſchäftsführung; an eine zweite Perſon, den An w eiſungsempfän⸗ 
ger, eine Leiſtung bei einem Dritten im eigenen Namen zu erheben, und an dieſen Dritten, 
Ant Angewieſ enen, jene Leiſtung, ebenfalls im eigenen Namen, jedoch für Rechnung des 
nweiſenden, auszuführen. Über den ſchlechten Ausdruck „Ermächtigung“ Wolff aad. 131. 
er Angewieſene führt durch die Leiſtung an den Empfänger ein Geſchäft des Anweiſenden aus. 
Sch Anweisung des BGB iſt nur eine Sonderregelung für eine Art der Anwetſung, Leonhard, 
chuldrecht Bd 2 S. 358 verlangt grundſätzlich drei Perſonen. Deshalb iſt für ſie die Anweiſung 

N eigene Order des Anweiſenden nicht zuläſſig, RG Recht 1908 Nr 3597. Ermachtigung 
zu nicht Bevollmächtigung. Die Anweiſung ſchafft keine Stellvertretung; ſie will nur eine Be⸗ 
pins erteilen. Sie iſt auch kein Auftrag an den Anw. Empfänger, wie das Inkaſſomandat, das 
die Verpflichtung zur Einziehung gibt, auch kein Auftrag an den Angewieſenen zur Leiſtung an 
N nwEmpfänger. Die Mandatstheorie iſt abzulehnen. Sie ift auch keine solutionis causa 
tate tio. bei der der Schuldner das Recht erhält, ſich durch Leiſtung an einen Dritten 
der an den Gläubiger zu befreien, und ferner kein Vertrag zugunſten Dritter, bei dem 
fun Dritte unmittelbar das Recht auf die Leiſtung erhält. Sie iſt auch keine bloße Wei⸗ 
g an den Schuldner, an einen Dritten, etwa eine Bank, zu zahlen und die Ermächti⸗ 
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gung dieſes, die Zahlung in Empfang zu nehmen, RG 43, 167. Endlich liegt auch keine Zeſſion 
vor, durch die das Recht des Gläubigers auf einen Dritten als neuen Gläubiger übertragen wird. 
Die Anweiſung iſt zwei verſchiedenen Grundverhältniſſen zu dienen beſtimmt, die ſich nur in 
einer der drei Perſonen berühren, mit denen die Anweiſung es zu tun hat: dem Verhältniſſe 
zwiſchen dem Anweiſenden und dem Anweiſungsempfänger (Gegenwert [Valuta] Ver⸗ 
hältnis) und demjenigen zwiſchen dem Anweiſenden und dem Ange wieſenen (Deckungs⸗ 
verhältnis). Beide Schuldgrundverhältniſſe können verſchiedenſter Art ſein: der Anweiſungs⸗ 
empfänger kann Gläubiger des Anweiſenden ſein, der mittels der Anweiſung Befriedigung 
erhalten ſoll (z. B. der Bauhandwerker, der durch den Baugeldgeber als Angewieſenen 
Bezahlung wegen feiner Arbeiten erlangen ſoll); er kann deſſen Schuldner werden ſollen (Emp- 
fang eines Darlehns); er kann ſein Beauftragter ſein (Einziehungsauftrag in Form der An⸗ 
weiſung). Der Angewieſene kann Schuldner des Anweiſenden ſein (Anweiſung auf Schuld) oder 
deſſen Gläubiger werden ſollen (Anweiſung auf Kredit — fo der Baugeldgeber); er iſt daneben 
regelmäßig Beauftragter des Anweiſenden, für deſſen Rechnung er handelt. Die Anweiſung 
verhält ſich zu allen dieſen Rechtsbeziehungen völlig gleichgültig; ſie iſt nur das Mittel, durch 
Herbeiführung einer Leiſtung, vom Angewieſenen an den Anweiſungsempfänger, beide Ber 
ziehungen auszulöſen. Durch dieſe eine Leiſtung „iſt wirtſchaftlich auf unmittelbarem Wege 
geſchehen, was geſchehen wäre, wenn der Angewieſene an den Anweiſenden und dieſer an den 
Anweiſungsempfänger geleiftet hätte“ (Kohler). Nach den Schuldverhältniſſen richtet es ſich, 
ob der Anweiſungsempfänger die Leiſtung behalten ſoll oder dem Anweiſenden herausgeben 
muß, ob der Angewieſene verpflichtet iſt, der Anweiſung nachzukommen, und ob ihm ein Rückgriff 
gegen den Anweiſenden gegeben ift. — Zwiſchen dem Ange wieſenen und dem An⸗ 
weiſungsempfänger entſteht durch die Anweiſung keine Rechtsbeziehung; dieſe wird erſt 
geſchaffen mit der Annahme der Anweiſung ſeitens des Ange wieſenen ($ 784), die den Charakter 
einer ſelbſtändigen und ſtrengen Verpflichtung gegenüber dem Anweiſungsempfänger ähnli 
der Wechſelverpflichtung trägt. 

2. Das BGB regelt nur die Anweiſung, deren Gegenſtand Geld, Wertpapiere oder andere 
vertretbare Sachen find, und die in urkundlicher Form erteilt wird. Damit find indeſſen Ant 
weiſungen auf andere Gegenſtände und in mündlicher Form nicht ſchlechthin ausge 
ſchloſſen (RG 101, 412; 103, 412). Sie ſpielen im Verkehre keine große Rolle, find jedoch nach dem 
Grundſatze der Vertragsfreiheit im Gebiete der Schuldverhältniſſe gültig und ie (M2, 558). 
Nur die im BGB geſchaffenen beſonderen Einrichtungen zur Verkehrserleichterung für die An 
weiſung: die Annahme ($$ 784, 786) und die Übertragung ($ 792) find der Anweiſung, wie IE 
das BOB in § 783 umſchreibt, vorbehalten. Die Annahme einer mündlichen oder einer auf 
einen andern Gegenſtand gerichteten Anweiſung kann nur als ſelbſtändige Verpflichtung in den 
Formen des Schuldverſprechens oder Schuldanerkenntniſſes nach § 780, 781 wirkſam ge macht 
werden, im Handelsverkehr nach $ 350 HGB. Im übrigen iſt gegen eine entſprechende Anwendung 
der Vorſchriften des Titels auf jene andern Anweiſungen nichts zu erinnern; vgl. RG LZ 1922, 680 

3. Beſondere Unterarten der Anweiſung find a) die kaufmänniſche Anweiſung, die 
in den $$ 363365 HGB geregelt iſt. Sie muß auf einen Kaufmann als Angewieſenen aus- 
geſtellt fein, und die Leiſtung darf nicht von einer Gegenleiſtung abhängig gemacht fein; fie ben 
ebenfalls der Schriftform und iſt im Intereſſe größerer Verkehrserleichterung durch Indoſſame n 
übertragbar; auf die von einem Kaufmann auf einen Nichtkaufmann ausgeſtellte Anweiſung 
finden nur die Beſtimmungen des BGB in 8% 783 ff. Anwendung. Im Gegenſatz zur bür erlich. 
rechtlichen Anweiſung ift die Anweiſung an eigene Order zuläſſig, RG 8. 10. 29 11 93/29. Si er 
gehören auch die Orderlagerſcheine, die durch die VO über Orderlagerſcheine des Rel 
juſtizminiſteriums vom 16. 12. 31 (RGGBl J, 763) auf Grund der Ermächtigung durch die der 
Noto des Reichspräſ. v. 6. 10. 1931 (RG Bl J, 537, 561) eingeführt worden find, Vgl. We 
in JW 1932, 18; b) der Kreditbrief: eine Anweiſung auf Zahlung, durch die der Ange wieſer 
ermächtigt wird, für Rechnung des Anweiſenden dem Anweiſungsempfänger bei Vorzeigun 
des Briefes Auszahlungen bis zu dem darin angegebenen Höchſtbetrage zu machen (RG 64, 105 
Eine Abart iſt der Rundkreditbrief, deſſen Anweiſung an eine Reihe von Firmen als Ange wie! it 
gerichtet ift; vgl. $ 785 A 1; e) der Scheck, der durch das NGef v. 14. 8. 1933 (RG Bl 1,597 — 
EinfGkeſ vom gleichen Tage (RG Bl I, 605) und Gef sv. 28. 3. 34 (RGBl 1, 251) zu Art 29 Abſ 1 Ve 
beſondere geſetzliche Behandlung gefunden hat. Er darf nur an Bankhäuſer (Firmen, die 9 
mäßig Bankgeſchäfte betreiben) ſowie an öffentliche oder unter ſtaatlicher Aufſicht ſte hende ung 
ſtalten, die ſich mit der Annahme von Geld und der Leiſtung von Zahlungen für fremde Rechen 
befaſſen, als Angewieſene (Bezogene) gerichtet werden, muß in beſonderer, dem Wechſel ahmt 
Form ausgeſtellt werden, insbeſondere im Text in der Sprache der Urkunde die Bezeichnun aß 
Scheck enthalten und unterſcheidet ſich von der Anweiſung des BOB u. a. vornehmlich dadurch, ) 
er nur auf Zahlung einer beſtimmten Geldſumme lauten darf, daß als Anweiſungs (Bahlun im 
Empfänger ſowohl eine beſtimmte Perſon wie der Inhaber bezeichnet werden kann, daß e und 
erſteren Falle durch Indoſſament übertragbar iſt; daß er nur auf Sicht ausgeſtellt werden darf f 


daß er nicht angenommen werden kann (Art 4); vgl. RG FW 1914, 68312. Die Annahmeerklärung iſ 
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zeitig Mitteilung von der Beſtellung des Akkreditivs und von ihrer Bereitſchaft zur Zahlung 
macht (RG aad.). Soll, wie in den Fällen der „Zahlung durch unwiderrufliches Akkreditiv 
gegen Duplikatfrachtbrief“ die Bank nur gegen Aushändigung des Duplikatfrachtbriefs zahlen, 
ſo hat ſie ferner auftraggemäß die Echtheit und Ordnungsmäßigkeit des letzteren zu prüfen. Das 
Grundgeſchäft, das zu dem Akkreditiv geführt hat, berührt fie aber nicht (MG JW 1923, 294°). 
Mag das Akkreditiv ſich i. u. als Zahlungsauftrag, als Kreditauftrag ($ 778) oder als Anweiſung 
darſtellen, darf der Akkteditierende von den Weiſungen des Auftraggebers dieſem gegenüber nicht 
abweichen (RG 106, 26; 31. 5. 18 III 64/18). Die Übernahme eines Akkreditierungsauftrags 
ſeitens einer Bank kann, wenn die Annahme dem Akkreditivgläubiger mitgeteilt worden iſt, als 
ſelbſtändiges Schuldverſprechen gegenüber dem letzteren angeſehen werden (RG LZ 1920, 2305). 
Davon abgeſehen begründet das Akkreditiv als ſolches ein Vertragsverhaltnis zwiſchen dem 
Zahlungse mpfänger (Verkäufer) und der ausführenden Bank nicht. Es iſt ein Geſchäft des Zah⸗ 
lungspflichtigen (Käufers), das mit dem Akkreditiv beſorgt wird, keines des Zahlungsempfängers 
dem gegenüber es vielmehr vorgenommen wird (a. M. Jacobſohn bei Gruch 66, 24 ff.). Die 
Rechtſprechung des Reichsgerichts hat in RG 88, 134 eine unmittelbare Vertragsbezie hung 
angenommen auf Grund tatſächlicher jahrelanger Handhabung in dieſem Sinne, NG 84, 354; in 
91, 119 und namentlich 105, 398 einen Vertrag zugunſten des Zahlungsempfängers als Dritten 
nach $ 328; ſ. darüber die Anmerkung zu § 328. Gegen dieſe letztere Annahme find grundſätzliche 
Bedenken nicht zu erheben. Ein unmittelbares Vertragsverhältnis zwiſchen der Akkreditivbank 
und dem Zahlungsempfänger kann dann angenommen werden, wenn zwiſchen beiden eine bank 
mäßig laufende Geſchäftsverbindung beſteht (RG 105, 399). Dann iſt es aber dieſe, nicht der 
en des Zahlungsſchuldners, die den unmittelbaren Anſpruch des Zahlungsgläubigers 
egründet. 


Ss 785 

Händigt jemand eine Urkunde, in der er einen anderen anweiſt, Geld, 
Wertpapiere oder andere vertretbare Sachen an einen Dritten zu leiſten, dem 
Dritten aus, fo iſt dieſer ermächtigt, die Leiſtung bei dem Angewieſenen 
im eigenen Namen zu erheben; der Angewieſene iſt ermächtigt, für Nechnung 
des Anweiſenden an den Anweiſungsempfänger zu leiſten. 

E I eos II 610; M 2 555—550; P 2 380-383; 6 191. 

1. Über das Erfordernis der Schriftlichkeit ſowie über die Möglichkeit und die Wirkungen 
einer mündlichen Anweiſung vgl. Vorbem 2. Für die Urkunde iſt der Gebrauch des Wortes An⸗ 
weiſung unweſentlich; erforderlich iſt nur, daß aus ihr die Abſicht, ein ſelbſtändiges Anweiſungs“ 
verhältnis — ſ. Vorbem 1 und die folgenden Anmerkungen — zu ſchaffen, erkennbar hervorgeht 
(RG Warn 1915 Nr 201). Ein wegen Formmangels ungültiger (nicht dagegen ein formell gilt” 
tiger, aber erloſchener) gezogener Wechſel kann als Anweiſung wirkſam ſein (§ 140; RG 48, 223). 
Über Akkreditivverhältniſſe ſ. Vorbem 5. - 

2. Die Urkunde muß die Anweiſung an einen andern, den Angewieſenen, enthalten, eine 
beſtimmte Leistung an einen Dritten, den Anweiſungsempfänger, zu machen. Die Anweiſung 
verbindet mithin drei Perſonen in dem Anweiſungsgeſchäfte. Dieſe Verbindung dreier beſtimmtek 
Perſonen ift ihr weſentlich; der Anweiſende kann nicht fich ſelbſt als Leiſtungsempfänger bezeichnen, 
auch nicht die Anweiſung an eigene Order ſtellen, da eine Übertragung durch Indoſſament nichl 
ſtattfindet und die Anweiſung an eigene Order daher nur die Bedeutung einer Anweiſung auf 
den Anweiſenden ſelbſt haben könnte (RGS 10. 10. 08 1 245/08). — Auf den Inhaber kann die 
Anweiſung des BGB nicht ausgeſtellt werden (vgl. RGSt 52, 97). 

3. Die Leiſtung, auf die die Anweiſung geſtellt iſt, kann von einer Bedingung, auch in deren 
Form von einer Gegenleiſtung abhängig gemacht werden, jo auf Lieferung vertretbarer Sachen 
gegen Zahlung gehen (RG 76, 239). Bei der kaufmänniſchen Anweiſung jedoch iſt nach 
HGB 8 363 dieſe nur dann indoſſabel, wenn die Leiſtung nicht von einer Gegenleiſtung abhäng!8 
it. Die Leiſtung kann auf Sicht, auf den Ablauf einer Friſt oder auf einen beſtimmten Ter 2 
geſtellt werden. Die Angabe des Schuldgrundes der Leiſtung (des Deckungsverhältniſſes ſ. Vorbe 1 
1) in der Anweiſung widerſpricht den Verkehrszwecken der Anweiſung und läßt, da ſie im mel, 
nicht auf eine ſelbſtändige Leiſtung, ſondern nur auf eine ſolche nach Maßgabe der beſtehengen 
Schuld gerichtet iſt, darauf ſchließen, daß nur eine Einziehungsvollmacht für den Dri 
gewollt iſt (RG Warn 1915 Nr 201). lte 

4. Die Leiſtung darf, wenn eine Anweiſung nach $ 783 zuſtande kommen ſoll, ihrem Inha 
nach nur auf die Zahlung von Geld oder auf die Hingabe von Wertpapieren oder andern 9 
baren Sachen gehen (Lie ferſcheine RG 76, 239; Warn 1922 Nr 53; L3 1922, 640); über Wert- 
ſcheine auf nicht vertretbare Sachen ſ. RGS 26. 6. 22 VI 821/21; Warn 1923 Nr 10). Unter für 
papieren ſind, wie die Verbindung mit Geld und andern vertretbaren Sachen ergibt, "eben 
den Handelsverkehr als Ware betrachtete und der Zahl nach beſtimmte Papiere zu dere” 
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die Träger des Wertes find. — Über die Zuläſſigkeit und die Wirkungen einer auf andere Gegen- 
ſtände gerichteten Anweiſung ſ. Vorbem 2. 

5. Die Anweiſung kommt zuſtande durch die Aushändigung der Urkunde an den Anwei⸗ 
ſungsempfänger, durch welche dieſer die Verfügungsgewalt über die Urkunde und damit auch 
über die Leiſtung erhält. Durch den Anweiſungsempfänger wird die Anweiſungsurkunde dem 
Angewieſenen zur Annahme ($ 784) und zur Zahlung vorgelegt. Eine Benachrichtigung ſeitens 
des Anweiſenden an den Angewieſenen über die Erteilung der Anweiſung (Avisbrief) iſt für die 
Anweiſung nicht weſentlich. 8 

6. Durch die Aushändigung der Urkunde wird der Anweiſungsempfänger ermächtigt, die 
Leiſtung bei dem Angewieſenen im eigenen Namen zu erheben. Der Angewieſene, dem er die 
Anweiſung vorlegt, wird ermächtigt, an den Angewieſenen zu leiſten. In dieſer doppelten Er⸗ 
mächtigung beruht das Weſen der Anweiſung (vgl. Vorbem 1). Ermächtigung iſt nicht die 

bertragung einer Verfügungsgewalt, Leonhard, Schuldrecht II 362; Tuhr in Iher. Jahrb. 
45, 17; a. M. die frühere Auflage. Die Anweiſung an den Angewieſenen enthält die Einwilligung 
in ſeine Geſchäftsführung, die Erklärung an den Anweiſungsempfänger ſchafft den Rechtsgrund 
für die Leiſtung des Angewieſenen. Sie iſt kein Auftrag, Wolff aaO. S. 110. Demgemäß 
kann nach wie vor der Erteilung der Anweiſung der Anweiſende die ihm gegen den Angewieſenen 
zuſtehende Forderung, die die Anweiſung veranlaßte, gegen den Angewieſenen, der An⸗ 
weiſungsempfänger die ſeinige gegen den Anweiſenden geltend machen; der Angewieſene 
aber darf anſtatt an den Anweiſungsempfänger auch fernerhin an den Anweiſenden 
leiſten: erſt die Annahme der Anweiſung, zu der er aber nicht verpflichtet iſt, ändert 
dies ($ 784). Verpflichtungen für den Anweiſungsempfänger, die Leiſtung zu erheben, 
für den Angewieſenen, ſie zu erfüllen, können dem Anweiſenden gegenüber nur durch 
das zwiſchen ihnen und dieſem beſtehende Grundverhältnis bedingt ſein. Die Aushändigung 
der Urkunde begründet daher auch kein Vertragsverhältnis zwiſchen dem Anweiſenden und dem 
Anweiſungsempfänger (a. M. Planck A 2e unter Berufung auf § 789, der zu folder Annahme 
aber nicht nötigt). Immerhin kann nach den Grundſätzen von Treu und Glauben im Verkehr 
der Gläubiger, der vom Schuldner einen Scheck zahlungshalber angenommen hat, nicht daraus 
Rechte herleiten, daß durch die Abholung des Geldes beim Scheckbezogenen eine Verzögerung 
der Leiſtung entſteht (RG 78, 137). Durch die Ermächtigung zur Erhebung der Leiſtung für den 
Anweiſungsempfänger und zur Leiſtung ſelbſt für den Angewieſenen wird von beiden Perſonen 
ferner eine Willensentſchließung, eine tätige Mitwirkung an der Herbeiführung des mit der 
Anweiſung bezweckten Erfolgs gefordert. Wo dieſe ausgeſchaltet iſt, kann von einer Anweiſung 
nicht die Rede ſein. Deshalb ſind bloße Weiſungen an eine andere Perſon, eine Leiſtung an einen 
Dritten für Rechnung des Ausſtellers zu machen, ohne daß dem Dritten eine Ermächtigung erteilt 
wird, die Leiſtung zu erheben (RG 43, 167), oder die Einzahlung eines Betrags bei einem Bank⸗ 
hauſe für Rechnung eines andern (RG 45, 235) keine Anweiſungen (vgl. Vorbem 4.) 

7. Im eigenen Namen, d. i. nicht als Vertreter und als Bevollmächtigte des Anweiſenden, 
handeln, wenn ſie die Anweiſung zur Ausführung bringen, ſowohl der Anweiſungsempfänger 
ie der Angewieſene. Wo ein guter Glaube in Betracht kommt, iſt ihr guter Glaube maßgebend, 
nucht nach § 166 Abſſ 2 der des Anweiſenden. — Wenn die Leiſtung des Angewieſenen nach $ 783 
ur Rechnung des Anweiſenden erfolgt, ſo bedeutet dies einmal, daß dem Anweiſungsempfänger 
Roe nber die Leiſtung des Angewieſenen als Leiſtung des Anweiſenden angeſehen werden ſoll, 

6 87, 39, ſodann daß nur gegen den letzteren ein Anſpruch des Angewieſenen, der die Leiſtung 
anweiſungsgemäß bewirkt hat, auf Erſtattung der Aufwendung beſtehen kann; ob und wie er 
wirklich beſteht, richtet ſich nach dem Grundverhältniſſe zwiſchen ihnen. Vgl. die Anmerkungen 
— 787. Die Anknüpfung an ein Deckungsverhältnis richtet ſich nur an die Angewieſenen, ſie 


gen. vor der Ausſtellung der Anweiſung durch ein „Avis“ dem Angewieſenen gegenüber 
en. 


8 784 

Nimmt der Angewieſene die Anweiſung an, ſo iſt er dem Unweifungs- 
empfänger gegenüber zur Leiſtung verpflichtet; er kann ihm nur ſolche Ein⸗ 

endungen entgegenſetzen, welche die Gültigkeit der Annahme betreffen oder 
ſich aus dem Inhalte der Anweiſung oder dem Inhalte der Annahme ergeben 
oder dem Angewieſenen unmittelbar gegen den Anweiſungsempfänger zuftehen. 
Ae Die Annahme erfolgt durch einen ſchriftlichen Vermerk auf der Anweiſung. 
It der Vermerk auf die Anweiſung vor der Aushändigung an den Anweifungs- 
der funger geſetzt worden, ſo wird die Annahme dieſem gegenüber erſt mit 

r Aushändigung wirkſam. 

1 607 II 020; M 2 559—501; P 2 384. 
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1. Die Anweiſung allein begründet noch kein Schuldverhältnis zwiſchen dem Angewieſenen 
und dem Anweiſungsempfänger. Erſterer iſt letzterem gegenüber ſelbſt dann zu keiner Leiſiung 
verpflichtet, wenn er der Schuldner des Anweiſenden iſt. Die Anweiſung iſt namentlich keine 
Zeſſion. Erſt die in der Form des $ 784 von dem Angewieſenen erklärte Annahme der Au⸗ 
weiſung erzeugt eine mit der Strenge des Wechſelrechts ausgeſtattete ſelbſtändige Verpflichtung 
des Angewieſenen gegenüber dem Anweiſungsempfänger, die von jedem Zuf ammen⸗ 
hange mit den Schuldgrundgeſchäften, die zwiſchen dem Anweiſenden einerſeits und 
dem Angewieſenen oder dem Anweiſungsempfänger anderſeits beſtehen, losgelöſt iſt. Sie 
berührt dieſe Schuldverhältniſſe nicht und hebt fie nicht auf; die Verpflichtung aus der Annahme 
tritt neben diejenige aus den Schuldgrundgeſchäften; erſt die Leiſtung aus der Anweiſung wirkt 
auf das Beſtehen der letzteren ein ($$ 787, 788). Auch die Gültigkeit der Anweiſung ſelbſt iſt nicht 
Vorausſetzung für die Gültigkeit der Annahme, die nur durch das Vorliegen einer Urkunde, die 
ſich äußerlich als Anweiſung darſtellt, bedingt iſt. Da zwiſchen dem Angewieſenen und dem 
Anweiſungsempfänger vor der Annahme der Anweiſung eine Rechtsbeziehung gar nicht beſtand, 
iſt die Verpflichtung aus der Annahme ganz allein auf dieſe geſtellt. Deshalb macht, wenn ber 
Anweiſende vor der Leiſtung aus der Annahme auch die ihm gegen den Angewieſenen zuſtehende 
Schuldgrundforderung, die die Veranlaſſung zu der Anweiſung gegeben hatte, abgetreten h 
die Erhebung der Klage daraus den Anſpruch aus der Annahme nicht rechtshängig (RG JW 025 
6066). Eine Verpflichtung des Angewieſenen zur Annahme der Anweiſung beſteht anmerjung®” 
mäßig nicht und wird auch durch ein Schuldverhältnis des Angewieſenen zum Anweiſenden ni 
begründet ($ 787 Abſ 2); doch kann ſich der Angewieſene zur Annahme der Anweiſung ſowo 1 
dem Anweiſenden (ſ. darüber $ 787 A 1), wie dem Anweiſungsempfänger vertraglich verpflichten. 
Wie die Anweiſung ſelbſt kann auch die Annahme unter Beſchränkungen (z. B. auf eine geringere 
Summe) erklärt und von dem Eintritt einer Bedingung abhängig gemacht werden. Die Annahme 
ſetzt keine Willenseinigung zwiſchen dem Angewieſenen und dem Anweiſungsempfänger voraus; 
fie begründet deshalb auch kein Vertragsverhältnis zwiſchen ihnen (a. M. Planck A 1c, Gier e 
Schuldrecht S. 873). Sie ift eine rein einfeitige Verpflichtungserklärung. Ihre Wirkſamkeit haut 
zwar davon ab, daß ſie dem Anweiſungsempfänger zugeht ($ 130); unter dieſer Vorausſetz 
wird ſie aber ſelbſt dann wirkſam, wenn ſie gegen den Willen des Annehmenden in die Hände der 
Anweijungsempfängers gelangt iſt. Eine Banküberweiſung auf Girokonto eines vermein 8 
lichen Bankkunden einer andern Bank begründet noch kein Vertragsverhältnis zwiſchen dem = 
meintlichen Kunden und dem Empfänger der Überweiſung, RG 120, 68; R6 9. 2. 23 VII 72/5 A 

2. Die Annahme wird erklärt durch einen ſchriftlichen Vermerk auf der Anweiſung, der di 
Unterſchrift des Angewieſenen enthalten muß. Daß das Wort „angenommen“ gebraucht werbe; 
iſt nicht erforderlich; nur muß der Wille einer Annahmeerklärung aus dem Vermerk dec 
gehen. Dazu kann die bloße Unterſchrift genügen, nicht aber mit einem Zuſatze, der den SH 
auf eine Annahmeerklärung nicht rechtfertigt, jo nicht mit dem Vermerke „Kenntnis genommen = 
der nicht auf eine Willenserklärung hinweiſt (RG 25. 11. 11 VI 622/10). Die ſchriftliche „= 
nahme, getrennt von der Anweiſungsurkunde, hat nicht die in $ 784 an die Annahme getnüpfte z 
Wirkungen; fie kann aber als ſelbſtändiges Schuldverſprechen nach $ 780 Gültigkeit haben. 00 
mündliche Annahme endlich kann als Vorvertrag auf Verpflichtung zur Annahmeerklärung er 
A 1) angeſehen werden, oder als ſelbſtändiges Schuldverſprechen nach § 780, wenn dieſes ein 
ſchriftlichen Form nicht bedarf (89 350, 351 HGB). 9 

3. Wie bei dem Wechſel kann auch bei der Anweiſung die Annahme vor der Aus händigt 2 
der Anweiſung an den Anweiſungsempfänger erfolgen. Mit dieſer letzteren iſt alsdann 
Annahme dem Anweiſungsempfänger zugegangen und wird von dieſem Zeitpunkte an wir et 
Vorher iſt fie überhaupt ohne Bedeutung, da erft die Aushändigung der Anweiſung den biet 
weſentlichen Zuſammenſchluß dreier Perſonen zum Anweiſungsgeſchäft erzeugt. Auch die — 


weiſungsempfänger. enden 
4. Die dem Angewieſenen gegenüber der Leiſtungsklage aus der Annahme zuſte eng 
Einwendungen beſchränken ſich nach der dem Art 82 Wo nachgebildeten Vorſchrift des Halte 
auf a) die Einwendungen, die ſich gegen die Gültigkeit der Annahme richten, wie Geſche g 5 
unfähigkeit oder Willensmängel des Annehmenden bei der Annahme, auch Fälſchung * 
nahme, nicht aber Fälſchung der Anweiſung, die die Gültigkeit der Annahme nicht berührt der 
A J); b) die Einwendungen, die fir aus dem Inhalte der Anweiſung oder dem Inh 1055 
Annahme ergeben; ſo aus Bedingungen, Befriſtungen und ſonſtigen Beſchränkungen und den 
behalten, die der Anweiſung ($ 783 A 3) oder der Annahme (oben A 1) in der für fie maßg⸗ 8 den 
Urkunde beigefügt find; e) die Einwendungen, die dem Angewieſenen unmittelbar gegen ng, 
Anweiſungsempfänger zuſtehen. Hierher gehören in erſter Linie die Einreden der Agne 
des Erlaſſes, der Stundung der Annahmeſchuld ſowie der Aufrechnung mit einer her — 
wieſenen gegen den Anweiſungsempfänger zuſtehenden Gegenforderung; ſodann bie B. chung 
einrede, wenn die Anweiſung gefälſcht iſt (. zu a) und der Anweiſungsempfänger um die Ba ſch 
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wußte. Eine Bereiche rungseinrede aus dem urſprünglichen Schuldverhältniſſe, wie fie gegen 
die ſelbſtändigen Verpflichtungen nach 88 780—782 gegeben iſt, iſt gegen die Annahmeverpflichtung 
an ſich ausgeſchloſſen. Denn zwiſchen dem Angewieſenen und dem Anweiſungsempfänger beſteht 
ein Schuldgrundverhältnis nicht, und aus den zwiſchen dem Anweiſenden und dem Anweiſungs⸗ 
empfänger oder dem Ange wieſenen beſtehenden können Einwendungen gegen die von ihnen 
unabhängige Annahmeſchuld (vgl. A 1) nicht hergeleitet werden. Eine Ausnahme ift mit Planck 
A 2a; Gierke nad. S. 874 A 70, und nunmehr auch v. Tuhr, Allg. Teil II 2 S. 100 A 216 
auch dann nicht anzuerkennen, wenn das Valuta⸗ und das Deckungsverhältnis mangelhaft 
ſind oder das letztere mangelhaft iſt und das Valutaverhältnis in einer freigebigen Zuwendung 
oder einem Einziehungsauftrage oder in einem auf ſeiten des Anweiſenden ſowohl wie des An⸗ 
weiſungsempfängers unſittlichen oder vom Geſetze mißbilligten Geſchäfte befteht ($5 816, 817, 822). 
Wolff and. ©. 155 führt mit Unrecht dieſes Erläuterungswerk für die Zuläſſigkeit des un⸗ 
mittelbaren Bereicherungsanſpruchs an. 


8 785 


Der Angewieſene iſt nur gegen Aushändigung der Anweiſung zur Leiſtung 
verpflichtet. 

E IT 621: P 2 384, 385. i 

1. Die Aushändigung der Anweiſung ſoll dem Angewieſenen den urkundlichen Ausweis 
gegenüber dem Anweiſenden verſchaffen, daß er anweiſungsge mäß verfahren und ſomit ſeine 
Leiſtung für Rechnung des Anweiſenden geſchehen iſt. Für den Scheck iſt eine entſprechende 
Beſtimmung in $ 13 Sched® enthalten. Die Aushändigung kann bei Rundkreditbriefen 
(Vorbem 2b vor $ 783) naturgemäß erſt verlangt werden, wenn die letzte Leiſtung erfolgt; die 
früheren Teilleiſtungen werden auf der Urkunde abgeſchrieben. Das Recht auf Quittung der 
Leiſtung (§ 369) bleibt von § 785 unberührt. Äh R 

2. Nur gegen Aushändigung der Anweiſung, alſo Zug um Zug. Das gilt auch bei Leiſtungen 
vor der Annahme der Anweisung. Selbſtverſtändlich kann aber der Angewieſene auch noch nach 
der Leiſtung die Aushändigung verlangen. 5 a 

3. Zur Leiſtung: Mag dieſer eine Annahme vorausgegangen ſein oder nicht. h 

4. Verpflichtet: Leiſtet der Angewieſene ohne Aushändigung der Anweiſung, ſo wird er 
inc nicht feines Rückgriffs gegen den Anweiſenden beraubt; nur feine Stellung iſt erſchwert 

). 


§ 786 

Der Anſpruch des Anweiſungsempfängers gegen den Angewieſenen aus 
der Annahme verjährt in drei Jahren. 

E II 020; P 2 385-397; 6 192. 
„Die Verjährungsbeſtimmung des § 786 ift dem Art 77 WO nachgebildet, doch iſt Art 83 
über die Wechſelbereicherungsklage nicht übernommen. Vgl. darüber Prot 2, 386. Anders beim 
Scheck ($ 21 ScheckG). Der Beginn der Verjährung richtet ſich nach 58 198, 202. Der Anſpruch 
aus der Annahme entſteht mit deren Aushändigung, bei ſpäterer Fälligkeit der Leiſtung mit dieſer. 


§ 787 

Im Falle einer Anweiſung auf Schuld wird der Angewieſene durch die 
Leiſtung in deren Höhe von der Schuld befreit. r 

Zur Annahme der Anweifung oder zur Leiſtung an den Anweifungs- 
empfänger ift der Angewieſene dem Anweiſenden gegenüber nicht ſchon des⸗ 
halb verpflichtet, weil er Schuldner des Anweiſenden iſt. 
E 1 008 II 623; M 2 562; P 2 387. 8 
k 1. Eine Anweiſung auf Schuld liegt vor, wenn der Gläubiger des Angewieſenen als An⸗ 
weiſender dieſem mitteilt, daß er die Anweiſung auf Grund feiner Forderung an ihn erteile. Die 
mia weiſung ſelbſt braucht dies nicht zu ergeben. 9787 gibt Beſtimmungen über das Deckungsverhalt⸗ 
nis des Anweiſenden zum Angewieſenen (ſ. $ 783 A 6). Der Angewieſene iſt nach Ah 2 dem 
unweiſenden zur Annahme der Anweiſung oder zur Leiſtung nach deren Maßgabe ſelbſt dann 
1 verpflichtet, wenn er deſſen Schuldner ift. Er gerät alſo auch durch die Ablehnung der An⸗ 

eiſung nicht wegen ſeiner Schuld in Verzug. Hat er geleiſtet, ſo hat er einen Erſatzanſpruch 
dagen den Anweiſenden lediglich nach Maßgabe des zwiſchen ihnen beſtehenden Verhaltimiſſes, 
fein er darlegen muß (Prot 6, 193), und er wird von ſeiner Schuld befreit, indem er dagegen mit 
einem Erſatzanſpruch — aus der Geſchäftsbeſorgung nach § 683 — aufrechnet ($ 387), nicht 
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aber unmittelbar durch die Leiſtung. Anders, wenn er ſich dem Anweiſenden zur Annahme der 
Anweiſung oder Leiſtung auf dieſe verpflichtet hat, wenn der Anweiſende ihm den Auftrag er⸗ 
teilte, den Betrag feiner Schuld für Rechnung des Anweiſenden und Gläubigers an den An⸗ 
weiſungsempfänger zu leiſten, und er dieſen Auftrag angenommen hat, was auch ſtillſchweigend 
durch Nichtbeantworkung des den Auftrag enthaltenden Avisbriefs und durch die Annahme der 
Anweiſung ſelbſt geſchehen kann. Auftrag und Annahme können auch in einer beſtehenden Ge⸗ 
ſchäftsverbindung begründet ſein. In dieſen Fällen iſt die ſowohl objektive wie ſubjektive An⸗ 
weiſung auf Schuld gegeben, die Abſ 1 im Sinne hat. Die Aufrechnungsvereinbarung ergibt 
ſich hier aus dem Auftrage ſelbſt, und deshalb beſtimmt Abſſ 1, daß die Leiſtung auf die Anweiſung 
zugleich unmittelbar die Erfüllung der Schuld des Ange wieſenen bewirkt. Als Schuld 
gilt hier ſelbſtverſtändlich auch eine Leiſtung, die ein Gläubigerverhältnis begründen ſoll, wie die 
Darlehnsleiſtung aus einem Darlehnsverſprechen. In der Anweiſung braucht der Auftrag, der 
die Anweiſung auf die Schuld im Sinne des § 787 darſtellt, nicht ausgedrückt zu ſein. Eine 
andere Art Anweiſung auf Schuld liegt vor, wenn der Anweiſende dem Anweiſungsempfänger 
ſchuldet und dieſe Schuld durch die Anweiſung getilgt werden ſoll. Auf dieſen Fall bezieht ſich 
die Beſtimmung des $ 787 nicht. Die Tilgung tritt auch hier erſt durch die Leiſtung ein. Vgl. $ 788. 

2. a) Unter der Leiſtung ſind hier wie anderwärts alle Erfüllungshandlungen zu verſtehen, 
alſo nicht nur Zahlung, ſondern auch Hingabe an Zahlungs Statt, Hinterlegung, Aufrechnung 
gegen eine Schuld des Anweiſungsempfängers an den Angewieſenen (vgl. M 2, 563). b) Durch 
die Leiſtung wird der Angewieſene von ſeiner Schuld gegen den Anweiſenden befreit, nicht ſchon 
durch die Annahme, die dem Anweiſenden gegenüber ohne Bedeutung iſt. Der Angewieſene 
hat ſich hierdurch nur einem zweiten Gläubiger wegen der einen Schuld verpflichtet. Der An⸗ 
gewieſene hat gegen den Anweiſenden einen Bereicherungsanſpruch, RG 60, 24; JW 1912, 69. 

3. Die Leiſtung befreit im Falle des $ 787 Abſ 1 unmittelbar den Angewieſenen von ſeiner 
Schuld gegen den Anweiſenden; die Schuld iſt damit getilgt (ſ. A 1), nicht erſt durch Aufrechnung. 
Aber auch die Annahme gibt dem Angewieſenen ſchon eine Einrede gegenüber dem Anweiſenden, 
der etwa anweiſungswidrig ſeine Forderung gegen ihn einziehen will. Sie macht die Anweiſung 
nach $ 790 unwiderruflich, und der Angewieſene darf ſich der Zwangsvollſtreckung wegen der 
urſprünglichen Schuld als gegen Treu und Glauben ($ 242) verſtoßend widerſetzen, ſofern ihm 
nicht die angenommene Anweiſung ausgehändigt wird. 


§ 788 


Erteilt der Anweiſende die Anweiſung zu dem Zwecke, um ſeinerſeits 
eine Leiſtung an den Anweiſungsempfänger zu bewirken, fo wird die Leiſtung, 
auch wenn der Angewieſene die Anweiſung annimmt, erſt mit der Leiſtung 
des Angewieſenen an den Anweiſungsempfänger bewirkt. 

E I 600 II 622; M 2 562, 563; P 2 387. 


1. Gegenſtand des § 788 iſt das Verhältnis des Anweiſenden zum Unmweifungsenupfäng,, 
(Gegenwertverhältnis), für das er den Satz aufſtellt: Anweiſung iſt keine Zahlung. 
übrigen enthält das Anweiſungsrecht, mit Ausnahme noch der Beſtimmung des § 789, kein 
Regelung des beiderſeitigen Verhältniſſes dieſer Perſonen. Ob der Anweiſende dem Anweifung® 
empfänger gegenüber an die Anweiſung gebunden, ob letzterer verpflichtet iſt, von der ihm erteilten 
Ermächtigung Gebrauch zu machen, dem Angewieſenen die Anweiſung zur Annahme oder Zahlung 
vorzulegen, und ob er einen Rückgriff an den Anweiſenden hat, wenn der Angewieſene nicht zahn 
beſtimmt ſich nach dem zwiſchen ihnen beſtehenden Grundverhältniſſe und den die Anwel und 
begleitenden ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Vereinbarungen. Bei der zahlungshal r 
erfolgten Anweiſung ift es regelmäßig als Parteiwille anzuſehen, daß der Anweiſungsempfäng. 
feine Befriedigung zunächſt beim Angewieſenen ſuchen und erſt, wenn dieſer Zahlung weigern 
ſich wieder wegen der urſprünglichen Schuld an den Anweiſenden zu halten befugt ſein ſoll b 
76, 239; 78, 137; JW 01, 867; 02 Beil 166). Der Anweiſende ift an die Anweiſung gebunden. 
wenn er ſich dieſem für ihn ſelbſt oder für einen Dritten zur Ausſtellung eines Kreditbrieſe v € 
pflichtet hat. Dieſe Verpflichtung macht ihn verbindlich, für die zugeſagte Dauer ber SE 
tierung die Anweiſung aufrechtzuerhalten und alles zu unterlaſſen, was deren Erfolg in © ach 
ſtellt (RG 64, 108). Leiſtet der Anweiſende aus dem urſprünglichen Schuldverhältniſſe 2 4 
Aushändigung der Anweisung, jo hat der Anweiſungsempfänger ihm die letztere zurückzuge⸗ den 

2. Der Fall, daß die Anweiſung erteilt wird, um damit eine Leiſtung des Anpweiſe ne e 
an den Anweiſungsempfänger zu bewirken, liegt nicht nur dann vor, wenn es ſich um fung 
Schuldtilgung handelt, ſondern ebenſo, wenn die Hingabe eines Darlehens oder einer Schen als 
oder auch die Lieferung vertretbarer Sachen (R 76, 239) der Zweck iſt, dem die Anweiſung 
Zahlungsmittel oder Erfüllungsmittel dient. 

3. Exit die Leiſtung des Angewieſenen an den Anweiſungsempfänger, nicht ſcho 


. lus⸗ 
n die 2 
händigung der Anweiſung, die nur Mittel zum Zweck iſt, auch nicht die Annahme der Anweiſung 
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durch den Angewieſenen, die lediglich dem Anweiſungsempfänger einen Schuldtitel ſchafft, der 
zu ſeiner Befriedigung führen kann, befreit den Anweſenden von ſeiner Verpflichtung gegen den 
Anweiſungsempfänger, wie fie nach § 787 Abſ 1 den Angewieſenen von ſeiner Schuld gegen 
den Anweiſenden befreit. Über die Leiſtung gilt das in der A 2a zu $ 787 Geſagte. 8 788 findet 
auch Anwendung auf den Scheck. Er iſt entſprechend anwendbar auch im Überweiſungsverkehr 
der Reichsbank für den roten Scheck (vgl. Vorbem 4a vor $ 783) dergeſtalt, daß die damit an 
einen Dritten zu leiſtende Zahlung erſt mit der vollzogenen Umſchreibung auf das Konto des 
Zahlungsempfängers als bewirkt anzuſehen iſt, und zwar ohne daß es einer Mitteilung darüber 
an die Beteiligten bedarf (RG 54, 329; 5. 3. 04 1 573/03), während der Eingang des Schecks bet 
der Bankſtelle eine Wirkung noch nicht ausübt (RG 30. 6. 08 11 68/08). 


8 789 


Verweigert der Angewieſene vor dem Eintritte der Leiſtungszeit die An⸗ 
nahme der Anweiſung oder verweigert er die Leiſtung, fo hat der An- 
weiſungsempfänger dem Anweiſenden unverzüglich Anzeige zu machen. Das 
gleiche gilt, wenn der Anweiſungsempfänger die Anweiſung nicht geltend 
machen kann oder will. 

E I 611 II 624; M 2 564, 565; P 2 388. 

1. Die Anweiſung als ſolche erzeugt keine Pflichten, auch keine Sorgfaltspflichten des An⸗ 
weiſungsempfängers im Intereſſe des Anweiſenden (vgl. § 788 A 1). Nur eine Anzeigepflicht 
iſt ihm für die drei im $ 789 hervorgehobenen Fälle auferlegt. Die Verſäumung der Anzeige 
verpflichtet ihn zum Schadenserſatz. Für die Wirkſamkeit der Erklärung gilt § 130. 

2. Unverzüglich, d. i. ohne ſchuldhaftes Zögern ($ 121). 

3. Verweigert der Angewieſene die Annahme der Anweiſung: vor Fälligkeit der Leiſtung; 
verweigert er die Leiſtung: mag eine Annahme vorausgegangen ſein oder nicht. 


8 790 

Der Anweiſende kann die Anweiſung dem Angewieſenen gegenüber wider- 
rufen, ſolange nicht der Angewieſene ſie dem Anweiſungsempfänger gegenüber 
angenommen oder die Leiſtung bewirkt hat. Dies gilt auch dann, wenn der 
Anweiſende durch den Widerruf einer ihm gegen den Anweiſungsempfänger 
obliegenden Verpflichtung zuwiderhandelt. 

E I 012 IT 625; M 2 605, 566; P 2 388, 

1. Da die Anweiſung einerſeits den fie veranlaſſenden Grundgeſchäften gegenüber ſelbſtändig 
iſt und anderſeits für ſich allein Verpflichtungen nicht erzeugt, auch nicht für den Anweiſenden, 
0 ergibt ſich als dem Weſen der Anweiſung entſprechend deren Widerruflichteit ſeitens des 

nweiſenden, von dem die Ermächtigungen der Anweiſung ausgehen. Mit dem Widerruf, der 
empfangsbedürftige Willenserklärung nach $ 130 ift, erliſcht die Anweiſung. Der Widerruf 
kann anweiſungsrechtlich nicht ausgeſchloſſen werden; ein Verzicht auf das Widerrufsrecht bindet 
Bel Er enden nicht, ſelbſt wenn er in der Anweiſungsurkunde erklärt fein ſollte (RG Warn 

r 9). 

2. Der Widerruf geſchieht durch eine Erklärung dem Angewieſenen gegenüber und iſt wirkſam, 
9100 wenn dem Anweiſungsempfänger eine Benachrichtigung nicht erteilt wird, wie umgekehrt 
die Erteilung der Anweisung eine Benachrichtigung des Angewieſenen nicht erforderte ($ 783 

5). Ein Widerruf gegenüber dem Anweiſungsempfänger iſt anweiſungsrechtlich 
wirkungslos. 
di 3. Die Annahme der Auweiſung durch den Angewieſenen und die Bewirkung der Leiſtung, 
1 5 den Gegenſtand der Anweiſung bildet, können durch einen Widerruf nicht rückgängig gemacht 
verden. Sie entſprechen dem rechtsgeſchäftlichen Willen des Anweiſenden, der ſie deshalb gegen 
ich gelten laſſen muß. Dies auch dann, wenn die Annahme vor der Falligkeit der Leiſtung 
15 olgt iſt; denn die Annahme iſt immer anweiſungsgemäß, da fie den Angewieſenen zu nichts 
nderem als zu der Leiſtung nach Eintritt der Fälligkeit verpflichtet. Macht aber die vorzeitige 
der ahme die Anweiſung unwiderruflich, jo daß der Anweiſende nunmehr auch die auf Grund 
le, Annahme geleitete Zahlung als für ſeine Rechnung geſchehen gelten laſſen muß, ſo muß das 
gleiche von der vor der Fälligkeit geleiſteten Zahlung gelten. Nur wenn in der An⸗ 
dertſung für die Vorlegung an den Angewieſenen behufs Annahme oder Zahlung ein Anfangs⸗ 
rmin beſtimmt war und Annahme oder Zahlung ohne Annahme vor dieſem erfolgte, braucht 
& der Anweiſende nicht anzuerkennen. Der nach ſolcher nicht anweiſungsfahigen Annahme oder 
ahlung erklärte Widerruf hat demgemäß dieſelbe Wirkung wie der vor der Annahme oder Zahlung 
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erfolgte. Die Wirkung des rechtzeitig erklärten Widerrufs iſt aber, daß die trotzdem erfolgte 
Annahme oder Zahlung — unbeſchadet natürlich eines etwaigen Anſpruchs aus natürlicher Ge⸗ 
ſchäftsführung oder ungerechtfertigter Bereicherung — dem Angewieſenen dem Anweiſenden 
gegenüber keinen Rückgriff gibt und den Angewieſenen bei Anweiſung auf Schuld nicht gemäß 
$ 787 von ſeiner Schuld gegen den Anweiſenden befreit. Dem Anweiſungsempfänger gegen” 
über iſt auch die nach dem Widerruf erfolgte Annahme wirkſam, da die Annahme eine gültige 
Anweiſung zu ihrer eigenen Gültigkeit nicht vorausſetzt (§ 784 A J). 

4. Das Grundverhältnis des Anweiſenden zu dem Anweiſungsempfänger kann es mit ſich 
bringen, daß er ſich dieſem verpflichtet hat, die Anweiſung aufrechtzuerhalten. Das gilt ins⸗ 
beſondere regelmäßig bei dem Kreditbriefe für die Dauer der Akkreditierung „N 
64, 108). Auf Akkreditive findet $ 790 keine Anwendung (RG 4. 3. 22 V 413/21). Den Wider- 
ruf macht nach § 790 Satz 2 eine ſolche Verpflichtung nicht unwirkſam; ihre Verletzung 
begründet nur einen Schadenserſatzanſpruch des Anweiſungsempfängers. Nach den Motiven 
iſt die unbedingte freie Widerruflichkeit deshalb angeordnet, weil dem Angewieſenen die Nach⸗ 
prüfung erſpart bleiben ſoll nachzuweiſen, ob der Anweiſende zur Aufrechterhaltung der An⸗ 
weiſung verpflichtet iſt oder nicht, RG 64, 108; Warn 1918 S. 19 Nr 9. — Will dieſer ſich ein 
unwiderrufliches Einziehungsrecht verſchaffen, jo bietet hierfür die Einzie hungsvollmacht nach 
$ 168 oder die Abtretung der Forderung des Anweiſenden gegen den Angewieſenen zur Ein 
ziehung den geeigneten Weg (NG 53, 416; Warn 08 Nr 123). Dagegen bleibt ein vertraglicher 
Ausſchluß des Widerrufs gegenüber dem Angewieſenen möglich nach den allgemeinen Grund“ 
fäßen über die Widerruflichkeit einer Ermächtigung und deren Ausſchließung, RG in JW 1915, 
305. Dieſer Ausſchluß der Widerruflichkeit dem Angewieſenen gegenüber iſt wirkſam don vor 
der Annahme der Anweiſung oder Bewirkung der Leiſtung. ’ 

5. Außer durch Widerruf erliſcht die Anweiſung a wenn die Leiftung an den Anweiſunge⸗ 
empfänger aus irgendeinem Grunde unmöglich geworden ift (RG Warn 09 Nr 354); b) durch 
Rückgabe der Anweiſungsurkunde an den Anweiſenden vor der Annahme; nach der Annahme, 
die eine ſelbſtändige Forderung des Anweiſungsempfängers erzeugt, iſt deren Übertragung 
erforderlich; e) durch Untergang der Anweiſungsurkunde vor der Vorlegung an den Ange wieſenen 
behufs Annahme oder Zahlung, weil erſt hierdurch die Zahlungsermächtigung dem Ange wieſe⸗ 
nen zugeht. Ein Untergang, nachdem die Anweiſung angenommen worden iſt, hat die Wirkung 
des $ 785; der Angewieſene iſt ohne Aushändigung der Urkunde nicht zur Zahlung verpflichte, 
Eine Kraftloserklärung der untergegangenen Urkunde nach $$ 1003 ff. ZPO findet bei der Au 
weiſung des BGB nicht ſtatt (a. M. Dernburg $ 244 111). Anders bei der an Order geftellie 
e Anweiſung nach $$ 363, 365 Abſ 2 HGB ($ 1004 ZPO) ſowie beim Sche 
$ 27 ScheckG). 


8 79 


Die Anweiſung erliſcht nicht durch den Tod oder den Eintritt der Geſchäfts“ 
unfähigkeit eines der Beteiligten. 

E I 613 II 626; M 2 566— 569; P 2 389, 

1. Im Intereſſe der Sicherheit des Zahlungsverkehrs, dem die Anweiſung dient, beſtimm 


3 791, daß die Anweiſung durch den Tod oder eine Veränderung in der Geſchäftsfähigten 
($ 104 A!) eines der Beteiligten nicht berührt wird. Dies gilt von der angenommenen wi 
von der nicht angenommenen Anweiſung. Die Vorſchrift iſt jedoch nachgiebigen Rechte 
und kann durch eine entſprechende Einſchränkung in der Anweiſung oder im Annahmevermer 
außer Kraft geſetzt werden. 0 

2. Die Anweiſung erliſcht auch nicht durch den Konkurs eines der Beteiligten. Für den 
Konkurs des Anweiſenden iſt $ 23 KO nicht anwendbar, da die Anweiſung kein Auftrage 
verhältnis darſtellt; die noch nicht angenommene Anweiſung mag der Konkursverwalter wider 
rufen. Der Angewieſene kann aber die Anweiſung nicht mehr mit Wirkung für die Konkurs mal 
annehmen, wenn er von der Konkurseröffnung Kenntnis erlangt hat (§8 KO in entſprechen 
Anwendung. Anders v. Tuhr, Iheringsg 48, 26f., der die 58 23 KO, 674 BGB entſpreche ji 
äuwenden will). Im Konkurſe des Ange wieſenen iſt die Anweiſung dem Konkurse 
walter zur Annahme oder Zahlung vorzulegen, wenn Befriedigung aus der Konkurs mas. 
erſtrebt wird. Nimmt der Konkursverwalter an, ſo geht er eine Maſſeſchuld ein. Der Auſbrns⸗ 
aus der bereits erfolgten Annahme iſt Konkursforderung. Der Konkurs des Anweiſung 18 
empfängers hat wiederum nur die Wirkung, daß das Recht aus der Annahme wie die Be fu er 
zur Vorlegung der Anweiſung behufs Annahme und Zahlung auf den Konkursverwalter bie 
gehen (88 6, 7 KO); im Grundverhältniſſe zum Anweiſenden wird der Angewieſene frei ., 
Annahme regelmäßig verweigern müſſen (a. M. v. Tuhr nad. S. 24f., der anweijunßi. 
rechtlich die Zahlungsermächtigung für den Angewieſenen untergehen läßt). Eine in Untennit 
der Konkurseröffnung von dem Angewieſenen geleiftete Annahme oder Zahlung muß dage 
der Anweiſende immer als für ſeine Rechnung geſchehen anerkennen. 


Anweiſung 88 790— 792 623 


8 792 


Der Anweiſungsempfänger kann die Anweiſung durch Vertrag mit einem 
Oritten auf dieſen übertragen, auch wenn ſie noch nicht angenommen worden 
iſt. Die Übertragungserklärung bedarf der ſchriftlichen Form. Zur Über- 
tragung iſt die Aushändigung der Anweiſung an den Dritten erforderlich. 

Der Anweiſende kann die Übertragung ausſchließen. Die Ausſchließung 
iſt dem Angewieſenen gegenüber nur wirkſam, wenn ſie aus der Anweiſung 
zu entnehmen iſt oder wenn ſie von dem Anweiſenden dem Angewieſenen 
mitgeteilt wird, bevor dieſer die Anweiſung annimmt oder die Leiſtung be- 
wirkt. 

Nimmt der Angewieſene die Anweiſung dem Erwerber gegenüber an, 
ſo kann er aus einem zwiſchen ihm und dem Anweiſungsempfänger beſtehen⸗ 
den Nechtsverhältnis Einwendungen nicht herleiten. Im übrigen finden auf 
die Übertragung der Anweiſung die für die Abtretung einer Forderung 
geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. 

E II 627; M 2 568, 569; P 2 389— 391. 


1. Die Übertragbarkeit der Anweiſung, die ihren Wert für den Verkehr erheblich erhöht, 
indem ſie die Möglichkeit ſchafft, nicht nur zwei, ſondern eine größere Reihe von Schuldverhält⸗ 
niſſen durch Zahlungsaustauſch zur Abwicklung zu bringen (vgl. den Fall RG 76, 239), verſteht 
ſich nicht von ſelbſt. Das Recht des Anweiſungsempfängers aus der Annahme iſt zwar eine 
Forderung und kann nach $$ 398ff. abgetreten werden; die noch nicht angenommene Anweiſung 
gibt dem Anweiſungsempfänger aber nur eine Einziehungsermächtigung, worauf dieſe Vor⸗ 
ſchriften nicht angewendet werden können. § 792 hat zur Verkehrserleichterung eine beſondere 
Form der Übertragung der Anweiſung eingeführt, die Platz greift, mag die Anweiſung bereits 
angenommen ſein oder nicht. Vor der Annahme wird durch dieſe Übertragung die Einziehungs⸗ 
ermächtigung, nach der Annahme zugleich die dem Anweiſungsempfänger daraus gegen den An⸗ 
gewieſenen entſtandene ſelbſtändige Forderung auf den Erwerber übermacht. Weil die Über⸗ 
tragung der Anweisung nach $ 792 hiernach eine Forderung im Sinne der 88 398 ff. zwar mög⸗ 
licherweiſe übertragen kann, aber nicht übertragen muß und nicht an ſich überträgt, können die 
Beſtimmungen über die Abtretung einer Forderung (88 398413), wie Abſ 3 Satz 2 
beſtimmt, hierauf nur entsprechende Anwendung finden. Anwendbar find § 402 (Auskunfts- 
erteilung des bisherigen Gläubigers an den neuen), § 405 (Abtretung einer Scheinforderung), 
$ 406 (Aufrechnung); über $ 404 (Einwendungen gegen den neuen Erwerber) ſ. A 4. — Die 
kaufmänniſche Anweiſung ($$ 363 ff. HG) und der Scheck ($ 8 Sched®) können durch 
Indoſſament übertragen werden, nicht aber der Poſtſcheck ($ 9 der BoftihedD). 

2. Die Übertragung erfordert elne ſchriftliche Ubertragungserklärung und die Aushändis 
gung der Anweiſungsurkunde an den Erwerber. Die ſchriftliche Übertragungserklärung wird 
regelmäßig, muß aber nicht auf der Anweiſungsurkunde erfolgen. Die Übertragung der An- 
weiſung ift ein Vertrag gleich dem Vertrage bei der Übertragung einer Forderung ($ 398). Die 
Übertragung bedarf mithin der Annahme, für die eine Form nicht vorgeſehen iſt, die vielmehr 
mit der Entgegennahme der ausgehändigten Urkunde ſtillſchweigend erklärt wird. 2 
d 3. Die Übertragung kann von dem Anweſenden zwar ausgeſchloſſen werden, doch muß 

ie Ausſchließung entweder auf der Anweiſungsurkunde in erkennbarer Weiſe ertlärt ſein 
oder durch empfangsbedürftige ($ 130) Mitteilung des Anweiſenden an den Ange- 
wieſenen geſchehen, wenn fie den Angewieſenen binden fol. Die nur dem Anweiſungsemp⸗ 
änger gegenüber erklärte Ausſchließung der Übertragung ift für den Angewieſenen ohne Wirkung. 
lber auch die Ausſchließung durch Benachrichtigung des Angewieſenen iſt ohne Wirkung, wenn 
55 erſt nachträglich erfolgt und der Ange wieſene, bevor fie ihm zugegangen war, bereits an⸗ 
Anſungsgemaß Zahlung geleiſtet oder ſich hierzu durch die Annahme der Anweiſung dem 
nweiſungsempfänger gemäß $ 784 ſelbſtändig verpflichtet hatte. 5 
4. Wird die Übertragung nach der Annahme der Anweiſung erklart, jo überträgt ſie mit 
Einziehungsermächtigung der Anweiſung auch die ſelbſtandige Forderung des Anweiſungs⸗ 
empfängers gegen den Angewieſenen aus der Annahme; der Angewieſene hat ſomit gegen den 
werber in Anwendung des hier zutreffenden $ 404 ſowohl die Einwendungen, die ihm gegen 
en neuen Erwerber perſönlich zuſtehen, als auch diejenigen, die gegen deſſen Vormänner und 
it erſten Anweiſungsempfänger zur Zeit der Weiterübertragung begründet waren. Dagegen 
10 nach Abs 3 Satz 1 die Anwendung des $ 404 ausgeſchloſſen, wenn die übertragung der An⸗ 
wiilſung vor der Annahme erfolgt iſt. Die ſelbſtändige Verpflichtung, die die Annahme erzeugt, 
ird hier erſt dem Erwerber gegenüber begründet, dem die Annahme erklärt wird, und die Vor⸗ 


der 
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Schrift des Abſ 3 Satz 1 des $ 792 iſt deshalb nur eine Entwicklung des Geſetzesgedankens des 
8 784: Die Einwendungen aus der Perſon des Anweiſungsempfängers müſſen, wenn die An 
nahme nicht dieſem, ſondern erſt einem Nachmann erklärt iſt, ebenſo ausgeſchloſſen ſein wie im 
Verhältnis zum Anweiſungsempfänger gegenüber, wenn ihm gegenüber die Annahme erfolgte, 
diejenigen aus der Perſon des Anweiſenden (vgl. § 784 A 1 u. 4). 2 

5. Ein Rückgriff wird, wenn die Anweiſung nicht eingelöſt wird, aus der jedesmaligen Uber 
tragung nur nach Maßgabe des ihr zugrunde liegenden Rechtsgeſchäfts gegen den jedesmaligen 
Vormann erzeugt. Auch die kaufmänniſche Anweiſung kennt nach $ 365 HGB nur einen 
Rückgriff gegen den unmittelbaren Vormann aus dem Schuldgrundverhältniſſe, wogegen bel 
dem Scheck das Indoſſament den wechſelmäßigen Rückgriff gegen alle Vormanner einſchließlich 
des Ausſtellers (des Anweiſenden) begründet (88 15, 18 Scheckch). 


Zweiundzwanzigſter Titel 
Schuldverſchreibung auf den Inhaber 


1. Das BGB hat keinen allgemeinen Begriff der Schuldverſchreibung aufgeſtellt, ſondern 
beſchäftigt ſich nur mit der Schuldverſchreibung auf den Inhaber. Die dieſe betreffenden Be · 
ſtimmungen können weder ſinnge mäß auf andere Fälle ausgedehnt werden, noch kann aus ihnen 
ein allgemein gültiger Begriff der Schuldverſchreibung entnommen werden. Das Landesrech! 
konnte daher den Begriff der Schuldverſchreibung ſelbſtändig feſtſtellen, EG z. VGB Art 98102. 
Val. unter 3. (RG 13. 7. 06 VII 501/05). Andere reichs rechtliche Vorſchriften über Schuld” 
verſchreibungen auf den Inhaber, die nach EG Art 32 z. BGB in Kraft bleiben, finden ſich im Re 
betr. Inhaberpapiere und Prämien v. 8. VI. 71; der Reichsſchuldenordnung v. 13. 11.24; dem 
Bankgeſ v. 30. VIII. 24; dem Privatnotenbankgeſ v. 30. VIII. 24. Es handelt ſich hier um 
Forderungen, die im Verkehr zur Übertragung geradezu beſtimmt ſind und die durch ihre Ver 
körperung in einer Urkunde zirkulationsfähig gemacht worden find. Um für die Übertragung 
im Verkehr noch größere Erleichterung zu verſchaffen, wird der Urkunde ninhaber als ſolcher 
zur Geltendmachung der in ihr verkörperten Forderung legitimiert. Der Ausſteller gibt de m 
rechtmäßigen Inhaber — ohne verpflichtet und befugt zu ſein, die Berechtigung zu prüfen — 
ein abſtraktes Schuldverſprechen. Gegenſtand einer Inhaberverſchreibung kann jede t 
von Leiſtung ſein. Die verſchiedenen Erwerber der verſchiedenen gleichartigen Schuldvel 
schreibungen ſtehen miteinander in keinem Rechtsverhältnis, aber einer ſtarken Intereſſenge mein, 
ſchaft. Dieſe beachtet das RGeſ v. 4. 12. 99 und 19. 4. 14. Die Schuldverſchreibungen au 
den Inhaber ſind eine Unterart der Wertpapiere, d. i. derjenigen Urkunden vermögens recht 
lichen Inhalts, bei denen der Beſtand oder mindeſtens die Geltendmachung der darin beze ugien 
Rechte an den Beſitz der Urkunde gebunden iſt. Sie ſind von den ſog. qualifizierten Le git 
mationspapieren zu unterſcheiden. In dieſen verpflichtet ſich der Schuldner nicht, an een 
Inhaber zu zahlen, behält ſich aber das Recht vor, es zu tun; $ 808. Die Wertpapiere zer allen 
in a) Namenpapiere (Rektapapiere), die auf den Namen eines beſtimmten Berechtigten laute 
und deren Rechte auf dem gewöhnlichen Wege der Abtretung von einem auf den andern über 
tragen werden dergeſtalt, daß gegen die Anſprüche daraus nach § 404 BGB alle Einwendungen 
erhoben werden können, die gegen einen Rechtsvorgänger entſtanden find. Nur die Gele 
machung, nicht das Recht ſelbſt, iſt hier an die Übergabe des Papiers gebunden. Das im Verle! 
gebräuchlichſte Namenpapier ift der Hypothekenbrief (vgl. 9 1117, 1154 Abſ 1 BGB). b) Nr 
papiere, die ebenfalls auf den Namen ausgeſtellt ſind, deren Forderungen aber durch die ſelt 
ſtändigere Form des Indoſſaments in fortlaufender Kette von einem auf den andern übergehen 
mit der Beſchränkung der Einreden auf ſolche, die aus der Urkunde hervorgehen oder dem Schuldn⸗ 
unmittelbar gegen den letzten Beſitzer der Urkunde zuftehen (Art 82 WO, $ 364 Hh an 
Orderpapier iſt weſentlich handelsrechtlichen Inhalts (Wechſel, kaufmänniſche Verpflichtung, 
ſcheine, Konnoſſemente, Lager- und Ladeſcheine an Order). Vom BOB find fie nicht gerege 
e) Inhaberpapiere, in denen der Ausſteller eine Leiſtung verſpricht, nicht andere Rechte ich 
brieft, wie z. B. auf den Inhaber lautende Aktien, und zwar die Leiſtung nicht einem namen Y 
genannten Berechtigten, ſondern allein dem Inhaber des Papiers, jo daß ohne die 
kunde ein Recht auf die Leiſtung überhaupt nicht beſteht. Die Übertragung des Anſpruchs um 
der Urkunde geſchieht hier durch ſachenrechtliche Beſitzübertragung an dem Papier; das Eigenin 
an dem Papier trägt das Forderungsrecht. Über Berührung und Unterſchiede der Order⸗ — 
der Inhaberpapiere vgl. RG 78, 149. Die Erſcheinungsformen der Inhaberpapiere ſind mann g 
faltig. Sie dienen teils zur Verbriefung von Anſprüchen auf eine dernen ee Leinen 
nach $ 241 (Schuldverſchreibungen auf den Inhaber), ſowie von Anweiſungen auf ſolche zeiſtungen! 
insbeſondere Schecks (j. darüber Vorbem 3 vor 9 783), teils zur Verbriefung von fanbte din, 
Grundſchuldbriefe auf den Inbaber ($ 1195), teils zur Verbriefung von körperſchaftlichen tien 
gliederrechten: Inhaberaktien ($ 179 Abſ 2 HGB; RG Warn 1914 Nr 16). Auf die Inhaberal 
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finden die Vorſchriften der §8 793 ff. Anwendung, ſoweit die Eigentümlichkeiten der Aktie dies 
zulaſſen (RG aa O.). Im vorliegenden Titel find nur über die Schuldverſchreibungen auf den 
Inhaber eine Reihe von Beſtimmungen getroffen, die im Zweifel auch auf andere Inhaberpapiere 
entſprechende Anwendung finden (vgl. Art 2 Abſ 1 EG. zu HGB; RG 59, 374). Eine Ergänzung 
dieſer ſchuldrechtlichen Beſtimmungen über die Schuldverſchreibungen auf den Inhaber findet 
ſich in $ 247 Abſ 2 BGB, wonach die Zinsbeſchränkung des § 247 Abſ 1 (Kündigungsrecht) bei 
dieſen Schuldverſchreibungen nicht gilt; weiter kann bei ihnen die Verzinſung rückſtändiger Zinſen 
ausbedungen werden ($ 248 Abſ 2 BGB). Geldzeichen können Schuldverſchreibungen auf 
den Inhaber fein (RG 20. 5. 26 IV 694/25). Erfüllt eine Urkunde die Erforderniſſe des $ 793, 
ſo verliert fie durch ihre Verwendung als Geldzeichen nicht ihre Eigenſchaft als Schuldberſchreibung, 
NG 103, 235; 114, 29. Die jetzigen Noten der Reichsbank enthalten aber kein Zahlungs⸗ 
verſprechen, ſind alſo reine Geldſcheine. Eine von einer Staatsbank ausgegebene Note 
oder ein vom Staat als Erſatz für Metallgeld in Umlauf geſetzter Geldſchein ſind Rechtsgebilde 
doppelter Art: Sachen und Träger verbriefter Rechte (RG 108, 316). Darlehnskaſſenſcheine 
nach dem Gef v. 4. 8. 14 find Geldzeichen, keine Schuldverſchreibungen auf den Inhaber (NG 
103, 231; 129, 117). Keine Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, aber ihnen wirtſchaftlich 
nahekommend, ſind Karten, Marken und dgl. Urkunden, auf denen der Ausſteller angegeben iſt, 
der Glaubiger aber ebenfalls nicht bezeichnet ift und ſich aus den Umſtänden ergibt, daß der Aus⸗ 
fteller jedem Inhaber zu einer Leiſtung verpflichtet fein will, § 807. 

2. Die $$ 793 ff., denen aus dem Rechte der Schuldverhältniſſe noch der § 247 Abſ 2 für den 
Zinsſatz bei Schuldverſchreibungen auf den Inhaber anzufügen iſt, regeln nur das obligatorische 
4 zwiſchen dem Ausſteller und dem Inhaber, nicht auch die ſachenrecht⸗ 
lichen Beziehungen zwiſchen mehreren Inhabern oder ſonſtigen Berechtigten. Hier kommen 
namentlich für den Erwerb des Eigentums an Inhaberſchuldverſchreibungen die $$ 929. 932, 935 
BOB ſo wie die 98 366, 367 HGB, für die Stellung des Beſitzers und früheren Beſißers die $$ 1006, 
1007 BGB, für das Verhältnis zwiſchen Nießbraucher und Eigentümer die $$ 1081—1084, für 
die Beſtellung von Hypotheken zur Sicherung von Forderungen aus Inhaberſchuldverſchreibungen 
die 9 1187—1189, für das Pfandrecht an beweglichen Sachen zur Sicherung ſolcher Forderungen 
der 5 1270, für das Pfandrecht an Inhaberpapieren als beweglichen Sachen die $$ 1293, 1294, 

296 BGB zur Anwendung. Auf dem Gebiete des Familien- und des Erbrechts haben die In⸗ 
haberſchuldverſchreibungen Erwähnung gefunden in $ 1362 Abſ 1 mit der Eigentumsvermutung 
zugunſten des Ehemanns, in $$ 1381 1646 mit dem zugunſten der Ehefrau und der Kinder wirk⸗ 
lamen Eigentumserwerbe des Ehemanns und des Vaters, in $$ 1392, 1393, 1667, 1814, 1815, 1820, 
1853, 2116, 2117 mit der zugunſten der Ehefrau, des Kindes oder Mündels ſowie des Nacherben 

em Ehemanne, Vater, Vormund und Vorerben obliegenden Hinterlegung und Umſchreibung 
oder Umwandlung. Soweit ſonſtige Reichsgeſetze Beſtimmungen auch für die Inhaberſchuld⸗ 
verſchreibungen enthalten, bleibt ihnen nach Art 32 Ech die ihnen zukommende Geltung. Inhaber- 
Papiere können verbrauchbare Sachen ſein. Der Verkäufer haftet, wenn das verbriefte Recht 
nicht in dem Umfange beſteht, wie es im Papier verkörpert erſcheint, Ach 59,241; 108 S. 279,317. 

as Recht über dieſe Schuldverhältniſſe iſt fo ſtark mit ſachenrechtlichen Einflüſſen durchſetzt 
($$ 793, 935, 1207, 1293; ABO $$ 821, 237; RG 38, 10), daß der für das Recht der Schuldver⸗ 
tniſſe gültige Satz vom Untergang der Forderung durch Zuſammentreffen von Gläubiger und 
uldner auf Inhaberpapiere nicht anwendbar iſt, RG 147, 243. 
; 90. Landesgeſetzliche Vorſchriften über Inhaberſchuldverſchreibungen ſind aufrechterhalten 
en Art 98 Ech hinſichtlich der Rückzahlung oder Umwandlung verzinslicher Staatsſchulden, für bie 
Snhnberpapiere ausgegeben find, in Art 99 Ech hinſichtlich der öffentlichen Sparkaſſen, jedoch 
Mer Wahrung der Vorſchriften des $ 808 und der Vorſchriften des Bc über die Anlegung von 
undelgeld, in Art 100 EG, worin die Landesgeſetzgebung ermächtigt wird, für Schuldverſchrei⸗ 
habgen des Staates oder einer ihm angehörenden öffentlichrechtlichen Körperſchaft auf den In. 
A der Ausnahmen von $ 793 Abſ 2 durch Vorſchreibung einer beſonderen Form und von $ 804 
h 51 (Anſpruch auf Leiſtung bei Verlust des Papiers) zu treffen, in Art 101 hinſichtlich der Ver⸗ 
ücptung zur Umſchreibung von Inhaberſchuldverſchreibungen des Staates oder einer öffentlich 
ſchtlihen Körperſchaft auf eine beſtimmte Perſon abweichend von $ 806 Satz 2, in Art 102 hin⸗ 
lich der Kraftloserklärung und der Zahlungsſperre für die in $ 807 e Karten und 
vor en ſowie hinſichtlich der Kraftloserklärung der Ausweispapiere des § 808. bergang3- 
Ichriften enthalten die Artt 174178 CG. . i 
Schu Die Auſwertungen der Anſprüche aus verzinslichen oder mit einem Aufgeld rückzahlbaren 
8 u dverſchreibungen die auf den Inhaber lauten, ſind, ſoweit die Markanleihen des Reichs, 
ger Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände in Frage kommen, im Gef. über Ablöſung 
elfentlicher Anleihen vom 16. 7. 1925 geregelt und dort in Abloſungsanleihen der Umtauſch 
folgt. Über Schatzanweiſungen des Deutſchen Reichs vom Sommer 1925 RG 152, 166. Die Auf⸗ 
aus ungen von Induſtrieobligationen und verwandten Schuldverſchreibungen, von Ansprüchen 
noſ Pfandbriefen und verwandten Schuldverſchreibungen, von Schuldverſchreibungen der Ge⸗ 
ſenſchaften des öffentlichen Rechts und verwandter Körperſchaften als Unternehmen wirtſchaft⸗ 
ch, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Lobe.) 40 
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licher Betriebe ſind im Aufwertungsgeſetz geregelt. Ein Anſpruch gegen die Reichsbank auf Jahr 
lung des Goldwertes der Banknoten mit Vorkriegsdatum oder auf Aufwertung der darin 
verbrieften Forderung wird vom RG 114, 27; 125, 273 abgelehnt, allerdings aus bedenklichen 
Gründen und mit unrichtiger Auslegung des Bankgeſetzes v. 30. 8. 24, die die Umtauſchpflicht der 
bisherigen Reichspapiermark auf die Einlöſungspflicht der älteren Banknoten nach dem $ 6 des 
Bankgeſ v. 1875 erſtreckt. 


8 793 


Hat jemand eine Urkunde ausgeſtellt, in der er dem Inhaber der Urkunde 
eine Leiſtung verſpricht (Schuldverſchreibung auf den Inhaber), fo kann der 
Inhaber von ihm die Leiſtung nach Maßgabe des Verſprechens verlangen, 
es ſei denn, daß er zur Verfügung über die Urkunde nicht berechtigt iſt. Per 
Ausſteller wird jedoch auch durch die Leiſtung an einen nicht zur Verfügung 
berechtigten Inhaber befreit. 

Die Gültigkeit der Unterzeichnung kann durch eine in die Urkunde auf“ 
genommene Beſtimmung von der Beobachtung einer beſonderen Form ab- 
hängig gemacht werden. Zur Unterzeichnung genügt eine im Wege der 
mechaniſchen Vervielfältigung hergeſtellte Namensunterſchrift. 

E I 685, 687 II 722; M 2 694— 698; P 2 527—537, 559—561; 6 209. 


1. Über die rechtliche Natur der Schuldverſchreibung auf den Inhaber iſt in Vorbem 1 ge 
handelt. Die Verpflichtung aus der Schuldverſchreibung wird begründet durch das einſeitige 
Leiſtungsverſprechen des Ausſtellers. Daß nicht ein Vertrag zwiſchen dem Ausſteller und dem 
erſten Inhaber, zugleich zugunſten der Nachmänner (Vertragslehre), auch nicht die Ausgabe 
handlung des Ausſtellers (Begebungs⸗ oder Emiſſionslehre), ſondern allein das Leiſtung⸗ 
verſprechen des Ausſtellers in der Urkunde (Schaffungs⸗ oder Kreationslehre) nach dent 
BOB den Rechtsgrund der Verpflichtung bildet, ergeben deutlich die in den 99 793 u. 794 enthal⸗ 
tenen Vorſchriften (vgl. auch M2, 695). Es muß alſo eine Urkunde ausgeſtellt ſein, die die Unter 
ſchrift des Ausſtellers enthält. S. unter 6. Selbſtverſtandlich kann aber die verpflichtende 
Kraft der Urkunde erſt wirkſam werden, wenn die Inhaberſchuldverſchreibung aus der Hand Det 
Ausſtellers in die eines Dritten und damit in den Verkehr gelangt iſt. Reh JW 1913, 200“ laß 
unentſchieden, ob der Schaffungs⸗ oder der Begebungslehre zu folgen ſei (Begebung durch Aus 
händigung zwecks Verpfändung). — Die Urkunde braucht das Leiſtungsverſprechen an den In 
haber nicht wörtlich zu enthalten, muß aber unzweideutig ergeben, daß der Ausſteller lediglich 
de m Inhaber verpflichtet ſein, alſo nicht bloß eine einfache Ausweis- oder Beweisurkunde 
herſtellen will, R6 13, 154. Das iſt auch der Fall, wenn dem Inhaber „die Orderklauſel“ bei“ 
gefügt ift, RG 78, 151. Anderſeits braucht die Urkunde, um als Inhaberpapſer zu erſcheinen 
nicht notwendig ein ſelbſtändiges Schuldverſprechen zu enthalten, wenn dies auch der regelmäßſhe 
Fall ift; fie kann vielmehr auch einen Schuldgrund angeben, fo daß der Ausſteller ſpäter die 
darauf geſtützten Einreden, § 796, geltend machen kann. 1 

2. Die Leiſtung kann eine Geldſumme oder einen ſonſtigen Gegenſtand betreffen. Sie brauch, 
auch nicht von vornherein beſtimmt zu ſein, wie z. B. Dividendenſcheine. Bei gewiſſen Arien 
iſt die Leiſtung notwendig eine Geldleiſtung, jo z. B. bei Wechſel und Scheck, und zwar eine be 
ſtimmte Geldſumme. Zur Verbriefung von Geldleiſtungen dienen namentlich die vom Rel 7 
ausgegebenen unverzinslichen, auf Sicht zahlbaren Reichs kaſſ enſcheine, RGeſ. betr. die u 
gabe von Reichskaſſenſcheinen v. 30. 4. 74, insbeſondere $$ 1, 5, 6 und v. 5. 6. 06, NOBI 700 
ſowie die auf Grund des Bankch v. 14. 3. 75 von der Reichsbank (88 16, 18) oder von andern Bauler 
auf Grund reichsgeſetzlicher Ermächtigung ausgegebenen, unverzinslichen, auf Vorzeigung 5 1 
den Ausgabeſtellen ſofort einzulöſenden Banknoten Bankgeſ 30. 8. 24 (RG Bl II, 235) 5 
Notenprivileg, 13. 3. 30 (gc Bl II, 355); RG 22, 267; 114, 29, das aber zu Unrecht die, 2700 
wertung ablehnt, vgl. auch Born, Rechtsſchutz für Opfer deutſcher Geldentwertung 119/33 
Privatnotenbankgeſ 30. 8. 24 (RGGBl LI, 246, RG Bl 1925 IL, 114, geändert durch Geſ v. 18.12. 4 
(RGBl II, 1054, wonach das Recht zur Notenausgabe mit Ablauf von 1935 erloſchen iſt. 80 
Überleitungsgeſ 29. 12. 34 (NGBI II, 1399), ferner die zur vorübergehenden Verſtartung 7” 
Betriebsmittel der Reichshauptkaſſe mit beſtimmter Umlaufszeit ausgegebenen . chen 
anweiſungen des Reiches, Reichsſchuldenordnung v. 19. 3. 00 88 1, 7, 8, inglei len 
die ſonſtigen verzinslichen Schuldverſchreibungen des Reiches und der Einzelſtaa e 
mit den dazugehörigen Zinsſcheinen (Mb 74, 339), Reichsſchuldenordnung 8 al, per- 
mit ſtaatlicher Genehmigung ausgegebenen Inhaberſchuldſcheine von juriſtiſchen fen 
{onen oder einzelnen Privatperſonen, insbeſondere die von den preußiſchen Lanbſchaf 99 
d. i. Verbänden der Grundſtückseigentümer, oder gemäß dem HypBankch v. 18. 7. 
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von Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien (Hypothekenbanken) auf 
Grund der erworbenen Hypotheken und zur Beſchaffung der dafür erforderlichen Mittel ausge⸗ 
gebenen verzinslichen Hypothekenpfandbriefe, ſoweit ſie auf den Inhaber lauten (ſ. 88 1, 
6—9 des angef. Geſ) nebſt zugehörigen Zineſcheinen, nicht minder die Gewinnanteil⸗ (Divi⸗ 
denden.) Scheine von Aktiengeſellſchaften (MG 58, 10 und 77, 333). Auch ein Grundſchuld⸗ 
brief kann auf den Inhaber geſtellt werden, $ 1195. Die Reichskaſſenſcheine und Reichsbank⸗ 
noten ſowie die Darlehnskaſſenſcheine des Gej v. 4. 8. 14 (RGBl 340) find nach RGeſ v. 4. 8. 14 
(RGBl 347) „bis auf weiteres“ nicht mehr einlösbar; fie find daher nicht mehr Schuldverſchrei⸗ 
bungen auf den Inhaber, da es an einer Verpflichtung des Ausſtellers dem Inhaber gegenüber 
fehlt; fie find nur noch Geldzeichen (RG 103, 234). Die von den Gemeinden während des Krieges 
ausgegebenen Kleingeldgutſcheine find Inhaberſchuldverſchreibungen, wenn fie den Ver⸗ 
merk enthalten, daß fie an allen ſtädtiſchen Kaſſen jederzeit in Zahlung genommen werden und 
mit ſtaatlicher Genehmigung ($ 795 Abs 1) in den Verkehr gebracht find (RGSt 51, 410; 103, 231; 
114, 30, ſonſt fallen fie unter $ 807 (NG Warn 1923 Nr 11). Darlehnskaſſenſcheine nach Gef. v. 
4. 8. 14 ſind Geldzeichen, keine Schuldverſchreibungen, RG 103, 231. Keine Inhaberſchuldver⸗ 
schreibungen find dagegen die Zinsſcheine von den Rentenverſchreibungen der preußiſchen Renten⸗ 
verſicherungsgeſellſchaft in Berlin, welche an das fortdauernde Leben beſtimmter Ver⸗ 
ſicherter geknüpft find (OLG 5, 147), ſowie die Anteilſcheine der Geſellſchaften mit beſchränk⸗ 
ter Haftpflicht (RGgeſ v. 20. 4. 92 $ 15), die ſich nicht als ſelbſtändige Wertträger, ſondern nur 
als Beweisurkunden darſtellen (R 53, 109). Keine Schuldverſchreibungen auf den Inhaber find 
auch die Zinserneuerungsſcheine (Talons), da fie eine ſelbſtändige Verpflichtung nicht ent⸗ 
halten; ſie ſind, auch wenn ſie auf den Inhaber lauten, nur Ausweispapiere (NG 74, 339; vgl. 
zu § 808). Lotterieloſe haben in der Regel den Charakter von Schuldverſchreibungen auf den 
Inhaber (RG JW 1912, 86115). Wechſel können nicht auf den Inhaber ausgeſtellt werden, 
Wechſelgeſ v. 21. 6. 33 Art 1 Nr 3, dagegen iſt dies bei dem Scheck möglich, neues Scheckgeſ 
14. 8. 33 Art 5, 21. Er bedarf ſolchenfalls nach $ 793 der ſtaatl. Genehmigung, NG 105, 363. 
Anweiſungen auf den Inhaber ſind unzuläſſig. — Unter den auf andere als Geldleiſtungen 
gerichteten Inhaberſchuldverſchreibungen ſind hervorzuheben die Lagerſcheine, welche nicht 
bioß auf Order, ſondern auch auf den Inhaber geſtellt werden können (MG 59, 374; 78, 152). 
Nur für auf Order geſtellte Inhaberlagerſcheine iſt die ſtaatliche Genehmigung nach HGB $ 363 
Abſ 2 erforderlich, RG 142, 151. Ferner gehören hierher die in $ 807 angeführten Karten und 
Marken. Der Zuſatz einer Schuldverſchreibung, insbeſondere eines Lager⸗ oder Ladeſcheins 
zfür Inhaber oder an Order“ macht, wenn keine beſtimmte Perſon darin als Gläubiger benannt 
l, deren Order maßgebend ſein ſoll, das Inhaberpapier nicht zum Orderpapier (RG 78, 149). 


3. Der Ausſteller der Inhaberſchuldverſchreibung kann das Reich, ein einzelnes Land, 
eine öffentlich-rechtliche Körperſchaft, ein mit Körperſchaftsrechten ausgeſtatteter Verein oder 
auch eine einzelne Perſon fein. An und für ſich iſt die Ausſtellung einem jeden geſtattet 
„hat je mand eine Urkunde ausgeſtellt“); Beſchränkungen aber beſtehen für im Inland aus⸗ 
geſtellte Inhaberſchuldverſchreibungen, in welchen die Zahlung einer beſtimmten Geldſumme 
verſprochen wird, die nach $ 795 an die ſtaatliche Genehmigung geknüpft ſind, für Inhaberpapiere 
mit Prämien, welche innerhalb des Deutſchen Reiches nur auf Grund eines Reichsgeſetzes und 
nur zum Zwecke der Anleihe des Reiches oder eines Bundesſtaats ausgegeben werden dürfen 
(gef, betr. die Inhaberpapiere mit Prämien, v. 8. 6. 71), für Banknoten, deren Ausgabe 
gleichfalls nur auf Grund einer durch Reichsgeſetz erlangten Befugnis erfolgen darf (Bankch 
b. 14. 3. 75 8 1). Daneben können öffentlich-rechtliche Beſchränkungen aus polizeilichen, verwal⸗ 

ugsrechtlichen oder finanzpolitiſchen Erwägungen beſtehen, z. B. bei Lotterien ($ 763). Die Be- 
ſugnis zur Notenausgabe gemäß dem Privatnotenbankgeſ v. 30. 8. 24 iſt nach dem Geſ v. 18. 12. 33 
(Nl II, 1034) mit Ablauf von 1935 erloſchen. 


3. 4. Gläubiger iſt der Eigentümer der Schuldverſchreibung, indem fein Forderungsrecht 
he in der Urkunde, einer beweglichen Sache, als Trägerin dieſes Rechtes verkörpert und mit 
tejer gemäß $$ 929, 932, 935 Abſ 2 übertragen wird (RG 58, 10). Zur Ausübung des Öläubiger- 
dichte iſt an ſich ſchon der Inhaber befugt (RG 18. 6. 06 1 480/05), der hierbei zunächſt lediglich 
ſue Urkunde vorzulegen braucht, zu dieſer Vorlegung aber in allen Fällen der Ausübung (An⸗ 
ſorderung, Mahnung, Empfangnahme der Leiſtung, Widerſpruch gegen die Ausgabe neuer Zins⸗ 
weine im Falle des $ 805) verpflichtet iſt. Der Inhaber ift jedoch zur Ausübung des Forderungs⸗ 
631 nur dann befugt, wenn feine Inhabung eine berechtigte, auf das Eigentum (vgl. RG 
405) oder ein anderes Recht, insbeſondere ein Pfandrecht oder ein Verfügungsrecht an der 
“unde, wie das des Konkursvetwalters oder des Ehemanns ſich ſtützende tft; er iſt nicht befugt, 
„NN er zur Verfügung über die Urkunde nicht berechtigt iſt, ein Umſtand, der einredeweiſe („es 
> denn“) vom Schuldner darzutun iſt. Dieſer Fall der Nichtberechtigung liegt namentlich dann 
Bee wenn der Inhaber bei Erwerb der Urkunde (oder bei Annahme derſelben zum Pfande) ſich 
t in gutem Glauben befand, wenn ihm insbeſondere zu dieſer Zeit bekannt oder infolge 
grober Fahrläſſigkeit unbekannt war, daß die Sache nicht dem Veräußerer (oder Verpfänder) 
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gehörte (vgl. AHGB Artt 306, 307; StchB § 259; BGB $ 932; RG 6, 22; 28, 109; 41, 207. 
S. auch $ 794 A 2, § 796 A 4). Der Inhaber iſt auch dann nicht der Berechtigte, wenn er zwar 
den Beſitz der Urkunde in einwandfreier Weiſe erlangt hat, aber auf Grund eines Rechtsverhältniſſes 
(z. B. als Verwahrer), aus dem er die Befugnis zur Veräußerung oder Verpfändung nicht ent⸗ 
nehmen kann. Die Eigentumsvermutung des $ 1006 kommt dem Beſitzer eines Inhaberpapiers 
zugute (RG ZW 1913, 3018). Anderſeits berechtigt auch das bloße Eigentum ohne den Beſitz 
des Papiers nicht; die Inhaberſchaft iſt erſte und unerläßliche Vorausſetzung des Rechtes aus 
dem Papier (NG Warn 1914 Nr 16). Daß der Gläubiger nicht mehr im Beſiß der Urkunde iſt, 
kann einer Nachforderung auf bereits eingelöſte Schuldverſchreibungen dann nicht entgegengehalten 
werden, wenn jener ſie unter Vorbehalt ſolcher Nachforderungen zur Einlöſung vorgelegt und 
der Schuldner ſich darauf eingelaſſen hat; RG DtſchRechtspfl 1937, 76. — Ferner RGeſ betr. 
die gemeinſamen Rechte der Beſitzer von Schuldverſchr 4. 12. 99 (RG Bl 691) u. Gef 20. 7. 35 
(RG Bl I, 523). 

5. Der Ausſteller iſt der Schuldner aus dem Inhaberpapier und hat die verſprochene 
Leiſtung nach Maßgabe ſeines Verſprechens an den Inhaber zu bewirken. Iſt der Ausſteller 
bei der Ausſtellung geſchäftsunfähig oder geſchäftsbeſchränkt oder im Zuſtand der Handlungs- 
unfähigkeit, fo iſt die Schuldberſchreibung nichtig, 88104, 105, auch eine nachträgliche Genehmigung 
hat hier keine rückwirkende Kraft. Aber iſt der Ausſteller bei der Ausgabe geſchäftsfähig, ſo 
iſt von da ab die Schuldverſchreibung gültig. Im übrigen ſ. $ 796. Iſt der Inhaber nicht Eigen⸗ 
tümer der Urkunde oder ſonſt zur Ausübung des Gläubigerrechts nicht befugt, ſo kann der Aus⸗ 
ſteller die Leiſtung verweigern. Der Ausſteller iſt jedoch zur Prüfung der Verfügungsberechtigung 
des Inhabers nicht verpflichtet, wird vielmehr auch durch die Leiſtung an einen nicht zur Ver⸗ 
fügung berechtigten Inhaber befreit. Streitig war, ob dies auch gilt, wenn dem Ausſteller 
bei der Leiſtung die Nichtberechtigung des Inhabers bekannt war. Den Wortlaut 
des $ 793 Abſ 1 Satz 2 und auch die Auslaſſungen der Materialien zu dem entſprechenden $ 867 
des E (M2, 697; Prot 2, 536) hat die früher herrſchende Lehre für ſich, wonach der Ausſteller 
auch in ſolchem Falle von ſeiner Verpflichtung aus der Urkunde befreit wird und ſich nur gem 
$$ 823, 826 dem berechtigten Eigentümer des Papiers gegenüber ſchadenserſatzpflichtig macht, 
wenn er durch die wiſſentliche Leiſtung an den Nichtberechtigten ſich der Begünſtigung einer gegen 
den Eigentümer verübten ſtrafbaren Handlung, z. B. durch Einlöſung eines geſtohlenen Inhaber“ 
papiers, ſchuldig macht oder ſonſt in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe dem Eigen 
tümer vorſätzlich Schaden zufügt (fo Staudinger AV 4, Planck A3, ſowie die 1. Aufl. dieſe⸗ 
Werkes). Allein richtigerweiſe wird aus dem Geſichtspunkte, daß offenbarer Unredlichkeit ein 
Rechtsſchutz nicht zuteil werden darf, die Befreiung des Ausſtellers von der Verpflichtung in dieſem 
Falle zu verneinen ſein. Denn Gläubiger iſt nur der berechtigte Inhaber, und das Recht de⸗ 
Ausſtellers, auch an den Nichtberechtigten ohne Prüfung der Berechtigung zu leiſten, greift mi 
durch, wo es ſich gar nicht um die Unterlaſſung einer Prüfung, ſondern um die Unterdrückung 
beſſeren Wiſſens handelt. Die Erleichterung der Leiſtung für den Ausſteller, die das Geſetz 96“ 
ſchaffen hat, deckt keine offenbare Unredlichkeit (jo Dertmann A4, Staub-Koenige, Anhang zn 
3 365 HGB A5 u. a.). Mit dieſer Frage im Zuſammenhange, aber doch auch wieder von ihr 
verſchieden iſt die weitere Streitfrage, ob der Ausſteller auch durch die Leiſtung an einen 95. 
ſchäftsunfähigen oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Inhaber befreit wi 
Die Frage iſt an ſich zu bejahen und mit Planck A le und Staudinger and. (a. M. Det 
mann A5) anzunehmen, daß nach dem Willen des Geſetzgebers der Ausſteller, der von der Prufung 
des Verfügungsrechts des Inhabers befreit ift, aus denselben Gründen auch von der Prüfung 
der Verfügungsfähigkeit entbunden ſein ſoll. Entſprechend der hier vertretenen Löſung ber 
erſten Streitfrage wird der Ausſteller jedoch nicht als befreit anzuſehen fein, wenn er Be + 
Geſchäftsunfähigkeit des Inhabers Kenntnis hatte und feine Leiſtung an dieſen ſich als Unred 
keit, als offenbarer Verſtoß wider Treu und Glauben darſtellt. ur 

von Uke 


6. Die Inhaberſchuldverſchreibung muß, um gültig zu fein, den für die Herſtellung v des 
kunden beſtehenden Erforderniſſen entſprechen, insbeſondere mit der Ramensunterſchrnl che 
Ausſtellers e fein. Hierzu genügt in Abweichung von $ 126 nach Abſ 2 auch eine men der 
(fakſimilierte) Vervielfältigung der Namensunterſchrift, nicht aber der bloße Unterdru ene 
Firma oder der Körperſchaft. Anderſeits kann durch eine in die Urkunde aufgenomme er 
Beſtimmung noch die Beobachtung einer weiteren Form, insbeſondere eine Ausfertigung . 
fordert werden. Dieſe iſt z. B. bei den Inhaberſchuldverſchreibungen des Reiches durch — bei 
händige Unterſchrift des Vermerks „Ausgefertigt“ ſeitens des damit beauftragten Beamu nden 
Zinsſcheinen und Erneuerungsſcheinen durch Aufdruck eines den Reichsadler en g der 
Trockenſtempels zu bewirken (Reichsſchuldenordnung § 4), wobei es, abweichend von? ach 
Aufnahme dieſer Beſtimmung in die Urkunde nicht bedarf. Eine gleiche Regelung Ya ungen 
Ech Art 100 Nr! durch landesgeſetzliche Vorſchrift auch für die Inhaberſchuldverſchre 
eines Landes oder einer ihm angehörenden Körperſchaft des öffentlichen Rechtes erfolgen. 


Schuldverſchreibung auf den Inhaber 88 793-795 629 
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Oer Ausſteller wird aus einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber auch 
dann verpflichtet, wenn ſie ihm geſtohlen worden oder verloren gegangen 
oder wenn ſie ſonſt ohne ſeinen Willen in den Verkehr gelangt iſt. 

Auf die Wirkſamkeit einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber iſt es 
ohne Einfluß, wenn die Urkunde ausgegeben wird, nachdem der Ausſteller 
geſtorben oder geſchäftsunfähig geworden iſt. 

E 1 686 II 723; M 2 607; P 2 537. 

1. Dieſe Vorſchrift entſcheidet den Streit zwiſchen Vertrags-, Emiſſions⸗ und Kreations⸗ 
theorie zugunſten der letzteren. Auch bei den dem Ausſteller geſtohlenen oder verlorenge⸗ 
gangenen oder ſonſt abhanden gekommenen Inhaberſchuldverſchreibungen bleibt die durch 
das einſeitige Leiſtungsverſprechen begründete Verpflichtung desſelben an ſich beſtehen, jedoch 
nur dem redlichen Erwerber gegenüber, während der unredliche Inhaber nach § 793, 932, 
935, HGB $ 366 keine Rechte daraus herleiten kann. S. unten $ 796. Wer die Ausgabe von 
Schuldverſchreibungen auf den Inhaber unternimmt, haftet dafür, daß ſie nicht ohne ſeinen 
Willen in den Verkehr gelangen. 

2. Tod oder Geſchäftsunfähigkeit des Ausſtellers ſind einflußlos, wenn die vorher aus⸗ 
fegt i Urkunde nach einem derartigen Ereignis auf irgendeine Weiſe in den Verkehr ge⸗ 
angt iſt. 

3. Auf Inhaberaktien findet $ 794 richtiger Anſicht nach keine Anwendung. 


8 795 

Im Inland ausgeſtellte Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, in denen 
die Zahlung einer beſtimmten Geldſumme verſprochen wird, dürfen nur 
mit ſtaatlicher Genehmigung in den Verkehr gebracht werden. 

Die Genehmigung wird durch die Zentralbehörde des Landes erteilt, 
in deſſen Gebiete der Ausſteller ſeinen Wohnſitz oder ſeine gewerbliche Nieder⸗ 
laffung hat. Pie Erteilung der Genehmigung und die Beſtimmungen, unter 
denen fie erfolgt, ſollen durch den Deutſchen Neichsanzeiger bekanntgemacht 
werden. 

Eine ohne ſtaatliche Genehmigung in den Verkehr gelangte Schuldver- 
ſchreibung ift nichtig; der Ausſteller hat dem Inhaber den durch die Ausgabe 
verurſachten Schaden zu erſetzen. 

Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung auf Schuldverſchreibungen, 
die von dem Reiche oder einem Lande ausgegeben werden. 

E 1 701 Abſ 1—3 II 724; M 2 718—721; P 2 555— 558; 6 41. 


1. Staatliche Genehmigung ift für die auf Zahlung einer beſtimmten Geldſumme gerichteten 
inländiſchen Schuldverſchreibungen, welche im Inlande in den Verkehr gebracht werden ſollen, 
dorgeſchrieben, damit ſchwindelhafte Banknotenausgaben und Störungen des Staatskredits 
urch unbefugte Ausgabe von Privatſchuldverſchreibungen vermieden werden. Die Vorſchrift 
gilt auch für einzelne ſolcher Schuldverſchreibungen, wie z. B. den auf den Inhaber geſtellten 
Scheck. Die Genehmigung iſt ein öffentlich⸗rechtlicher Verwaltungsakt, für den keine beſondere 
orm vorgeſchrieben iſt, RGSt 59, 33. Die Bekanntmachung im Deutſchen Reichsanzeiger iſt 
nur eine Ordnungsvorſchrift, von der die Gültigkeit der Genehmigung nicht abhängt RGSt 51, 413; 
Br 33. Dies gilt auch von Grundſchuldbriefen auf den Inhaber (RG 59, 381), aber nicht 
on ausländiſchen oder von inländiſchen auf Zahlung einer unbeſtimmten Geldſumme oder 
auf eine andere Leiſtung als Geld gerichteten Inhaberpapieren, insbeſondere nicht von 
ewinnanteil⸗ und Lagerſcheinen, ferner nicht von den Inhaberſchecks, ſolange ſie nicht ange⸗ 
nommen ſind (Einlöſungszuſage auf dem Inhaberſcheck genehmigungspflichtig RG 105, 363; 142, 
) den Legitimations⸗ und Orderpapieren und den zu letzteren gehörigen Zinsſcheinen. Zins⸗ 
eine auf den Inhaber ſind, ſoweit ſie zu Inhaberſchuldverſchreibungen ausgegeben werden, 
urch die für dieſe erteilte ſtaatliche Genehmigung mitgebedt; anders wenn ſie zu den auf den 
en lautenden Geldſchuldverſchreibungen ausgegeben werden (RG 74, 339; 106, 157; a. M. 
; enigſtens für Zinsſcheine von Orderpapieren aber Oertmann Al). Der Dividendenſchein 
h der Regel ein Inhaberpapier im weiteren Sinne, iſt Träger des Dividendenrechts (RG 77, 
5 — Schuldverſchreibungen an Order müſſen, wenn ſie nicht von einem Kaufmann 
geſtellt werden, durch eigenhändige Namensunterſchrift des Ausſtellers auch dann vollzogen 
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werden, wenn fie in großen Mengen gleichlautender Exemplare ausgegeben werden (RG 14, 95; 
74, 339). Nur für das Inverkehrbringen, nicht auch ſchon für die Ausſtellung iſt die ſtaatliche 
Genehmigung erforderlich. Über die Ausnahme bei Schuldverſchreibungen des Reiches oder 
der Bundesſtaaten ſ. Abſ 4. Über die Kleingeldgutſcheine der Stadtgemeinden vgl. unter 9 793 A 1. 
Ferner Vo des Reichspräſidenten 8. 12. 31 (RG Bl 1, 669 [703] in Teil 1 Kap III 86). Ferner VO 
des Reichspräſ. 8. 12. 31 (RG Bl I, 669. 703). 

2. Die Schuldverſchreibung iſt ohne die ſtaatliche Genehmigung nichtig, und der Ausſteller 
hat dem Inhaber den Schaden zu erſetzen, der dieſem durch die Ausgabe des nichtigen Papiers 
inſofern verurſacht worden iſt, als er beim Erwerb auf deſſen Gültigkeit vertraute 
(negatives Vertragsintereſſe), alſo in der Regel nicht den Nennwert des Papiers, ſondern den vom 
Inhaber dafür gegebenen Betrag. Auch enkgangener Gewinn nach $ 252 kommt in Betracht. 
Dieſe Schadenserſatzpflicht kann nach 9 254 gemindert oder aufgehoben werden, wenn der Inhaber 
beim Erwerbe den Mangel der ſtaaklichen Genehmigung gekannt hat. — Streitig ift, ob dieſe 
Schadenserſatzpflicht auch dann eintritt, wenn die Schuldverſchreibung nicht von dem Ausſteller oder 
einem Beauftragten desſelben, ſondern ohne deſſen Willen von einem Dritten in den Ver- 
kehr gebracht worden iſt. Dieſe Frage wird zu verneinen fein. Denn wenn es in $ 795 Abſ 3 
heißt: „Der Ausſteller hat dem Inhaber den durch die Ausgabe verurſachten Schaden zu er⸗ 
ſetzen“, fo ift darunter nach dem Wortlaut und nach den für die Schadenserſatpflicht geltenden 
Vorausſätzen derjenige Schaden zu verſtehen, den der Ausſteller durch die von ihm bewirkte Aus“ 
gabe verurſacht hat. Hierfür ſpricht weiter auch der im Ech Art 34 IV in das StGB eingeſtellte 
§ 145 a, wonach derjenige mit einer Geldſtrafe belegt werden ſoll, der eine Inhaberſchuldver⸗ 
ſchreibung der angegebenen Art ohne die erforderliche ſtaatliche Genehmigung ausſtellt und in 
den Verkehr bringt. Es iſt nicht anzunehmen, daß die Schadenserſatzpflicht des Ausſtellers von 
andern Vorausſetzungen abhängig gemacht fein jollte als feine Strafbarkeit, die durch das In⸗ 
verkehrbringen ſeitens des Ausſtellers mit bedingt iſt. Hiermit ſtimmt endlich auch die Bemer⸗ 
kung in den Motiven zu § 795 Bd. 2 S. 720 überein: „Die erſte Voraussetzung der Schadens“ 
erſatzpflicht iſt, daß der Ausſteller das Papier ausgegeben hat. Daß das Papier in den Verkehr 
gelangt iſt .... gilt nicht als genügend.“ A. M. u. a. Planck A6a; wie hier Dertmann Erl 4 
und Staudinger Erl III 2a. 


§ 796 


Der Ausſteller kann dem Inhaber der Schuldverſchreibung nur ſolche 
Einwendungen entgegenſetzen, welche die Gültigkeit der Ausſtellung betreffen 
oder ſich aus der Urkunde ergeben oder dem Ausſteller unmittelbar gegen 
den Inhaber zuſtehen. 

EI 680 II 725; M 2 600—701; P 2 540, 641. 

1. Einwendungen des Ausſtellers. Infolge des für die Inhaberſchuldverſchreibungen 
geltenden Grundſatzes, daß jedem Inhaber des Papiers ein ſelbſtändiger von dem Rechne 
des Vormanns unabhängiger Anſpruch aus demſelben zufteht, iſt auch die Zahl der dem Ausſtelle 
gegen den Inhaber gegebenen Einreden im Anſchluß an WO Art 82 und Ap GB Art 303 ſowi 
im Einklang mit HGB 8 364 nur eine beſchränkte. lege 

2. Zugelaſſen find zunächſt die Einwendungen gegen die Gültigkeit der Ausſtellung. Den 
können darauf geſtützt werden, daß die Urkunde überhaupt nicht vom Ausfteller herr? 
oder gefälſcht ſei, daß die Herſtellung eine unvollſtändige ſei, insbeſondere der Ausfertigung 
vermerk fehle, oder auch darauf, daß der Ausſteller bei der Ausſtellung geſchäftsunf ähig ver 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt geweſen ſei, $$ 104 ff., oder die Urkunde in ertennbenet 
Weiſe nur zum Scherze ohne ernſtliche Abſicht gefertigt habe, $ 118. Streitig iſt, ob der Ausſte 2 
dem jeweiligen Inhaber auch eine Einrede wegen eines bei der Ausſtellung wirkſam gemejen on 
Irrtums, Betrugs oder Zwanges ($$ 119, 123) entgegenſetzen könne. Bejaht wird dies u 
Planck A3. Mit Dernburg (ll 18150 Il a)ift dieſe Frage im weſentlichen zu verneinen. dern 
die Ausſtellung wird nach $ 142 durch die angeführten Willens mängel nicht ohne weiteres, ſon gr 
erſt dann ungültig, wenn fie von dem Ausſteller angefochten worden iſt. Die Anfechtung Ur 
iſt nach $ 123 Abſ 2, $ 143 Abſ 4 nur demjenigen gegenüber zuläſſig, welcher die ausgeftelli®, cht 
kunde uumittelbar vom Ausſteller erhalten oder durch die Ausſtellung unmittelbar einen hunde 
lichen Vorteil erlangt hat. Letztere Vorausſetzung trifft bei dem ſpäteren Erwerber der 
nicht zu. Anders, wenn der Inhaber zugleich der erſte Erwerber der Urkunde iſt, oder vo 
gegen ſeinen Vormann erfolgten Anfechtung Kenntnis erhalten hat (ſ. hierüber unten A geil 

3. Einreden, welche ſich aus der Urkunde ergeben, konnen auf die darin enthaltenen aus⸗ 
beſtimmungen, Bedingungen und Vorbehalte geſtützt und namentlich auch aus einem dart feine 
geſprochenen Schuldgrunde (f. o. § 793) hergeleitet werden. Da die Schuldverſchreibn ng ung. 
empfangsbedürftige Willenserklärung enthält, kommen $$ 116 u. 117 nicht zur Ave 
A. M. Planck für § 116 Satz 1. 
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4. Als Einreden, welthe dem Ausſteller unmittelbar gegen den Inhaber zuſtehen, find zu⸗ 
nächſt diejenigen aufzuführen, welche aus den perſönlichen Rechtsbeziehungen des Ausſtellers 
zum Inhaber entnommen werden, wie diejenigen der Stundung, Zahlung, Aufrechnung. Hierher 
gehören auch die dem Ausſteller gegen den Inhaber, wenn ſolcher die Urkunde unmittelbar 
von ihm erworben hat, zuſtehenden Einreden des Irrtums, Zwanges und Betrugs (ſ. o. A 2). 
Zuläſſig ift ferner nach § 793 Abſ 1 der Einwand des Ausſtellers, daß der Inhaber zur Ver⸗ 
fügung über die Urkunde nicht berechtigt ſei, dieſe insbeſondere nicht in gutem Glauben 
an das Recht ſeines Veräußerers erworben, vielmehr den ihr anhaftenden Mangel (daß ſie ins⸗ 
beſondere dem berechtigten Eigentümer geſtohlen oder verlorengegangen oder abhandengekommen 
ſei) gekannt, oder grob fahrläſſig nicht gekannt habe, $$ 932, 935. Als grob fahrläſſig gilt aber auch 
derjenige Inhaber, welcher beim Erwerbe des Papiers die Prüfung bezüglich des rechtmäßigen 
Beſitzes ſeines Vormanns unterlaſſen hat, obſchon ihn beſondere Umſtände, wie Angebot des 
Papiers ohne Erneuerungs⸗ und Zinsſcheine oder Angebot durch einen unbekannten oder in 
unreifem Alter ſtehenden Menſchen, zu einer derartigen Prüfung veranlaſſen mußten. Wegen 
des Ausſchluſſes des guten Glaubens bei einem Kaufmanne, der Bantier- und Geldwechſler⸗ 
geſchäfte betreibt und in dieſem Vetriebe Inhaberpapiere zu Eigentum oder Pfand annimmt, 
1. HGB $ 367. Unwirkſam aber iſt die Kenntnis des Inhabers von dem beim Ausſteller erfolgten 
Diebſtahl oder Verluſt und die darauf geſtützte Einrede des Ausſtellers, wenn hierüber der Rechts⸗ 
vorgänger des Inhabers oder ein Vormann im guten Glauben geweſen und hiermit das Recht 
des Ausſtellers erloſchen war (RG 37, 69). Im übrigen ſtehen dem Ausſteller Einreden aus 
der Perſon eines Vormanns des Erwerbers, die mit dem Erwerb der Urkunde nicht zuſammen⸗ 
hängen, nicht zu (M 2, 701); dies auch dann nicht, wenn der Inhaber beim Erwerb der Urkunde 
die der Einrede zugrunde liegenden Tatſachen gekannt haben ſollte. Streitig iſt, inwieweit 
der Ausſteller aus dem Verhältnis des Inhabers zum Vormann die Einrede der Argliſt her- 
leiten kann. Der Ausſteller wird hierzu nach der herrſchenden Anſicht zunächſt dann befugt ſein, 
wenn der Inhaber beim Erwerb der Urkunde die dem Ausſteller gegen den Vormann zu⸗ 
ſtehende Einrede (3. B. des teilweiſen Erlaſſes der im Papier verbrieften Schuld) kannte und die 
Urkunde gerade zu dem Zwecke, dem Ausſteller dieſe Einrede abzuſchneiden oder ihm ſonſt Schaden 
zuzufligen, an ſich gebracht hat (vgl. RG 57, 65; Warn 1921 Nr 13). Denn hierdurch macht ſich 
der Inhaber eines argliſtigen Verhaltens unmittelbar gegen den Ausſteller ſchuldig. 
Erhält dagegen der Inhaber erſt nach dem Erwerb der Urkunde von einer ſolchen Einrede Kennt. 
nis, ſo iſt er dadurch an ſich an der Geltendmachung des Rechtes aus der Urkunde nicht behindert 
und den gegen den Vormann begründeten Einwendungen des Ausſtellers nicht ausgeſetzt, es ſei 
denn, daß er dieſe Geltendmachung nur, um dem Ausſteller Schaden zuzufügen oder nur zum 
Schein im eigenen Namen, in Wirklichkeit aber als vorgeſchobene Perſon für den Vormann 
unternehmen würde ($$ 226, 826; NG 4, 101; 11, 9). Gibt der Ausſteller eines Inhaberlager⸗ 
ſcheins das Lagergut dem erſten Einlagerer zurück, ohne ſich den Lagerſchein wieder aushändigen 
zu laſſen, fo verſtößt es gegen Treu und Glauben, wenn er ſich dem berechtigten Inhaber gegenüber 
auf eine Ungültigkeit des Lagerſcheins beruft, RG 2. 11. 27. 1 148/27. 
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Der Ausſteller iſt nur gegen Aushändigung der Schuldverſchreibung zur 
Leiſtung verpflichtet. Mit der Aushändigung erwirbt er das Eigentum an 
5 Arkunde, auch wenn der Inhaber zur Verfügung über fie nicht berech- 

igt iſt. 

€ 50 II 726; M 2 008; P 2 540; 6 209. 

1. Die Leiſtung des Ausſtellers hat, da es ſich dabei regelmäßig um eine Holſchuld handelt, 
an dem Orte zu erfolgen, wo dieſer zur Zeit der Ausſtellung ſeinen Wohnſitz oder ſeine geiverb- 
liche Nie derlaſſung hatte, und zwar zu der Zeit, die in der Urkunde angegeben iſt, beim Mangel 
einer ſolchen Angabe alsbald bei Vorlegung der Urkunde, in jedem Falle aber nur (Zug um Zug) 
Glen Aushändigung derſelben, abgeſehen von ihrer Unbeibringlichkeit in den Fällen der $$ 799, 
504. Bei Teilzahlungen iſt der Ausſteller zu einem entſprechenden Vermerk auf der Urkunde 
berechtigt (vgl. WO Art 39). Gibt der Ausſteller die Urkunde nach erfolgter Einloſung unter 
Fortdauer ſeines Verpflichtungswillens weiter, ſo lebt auch ſeine Verpflichtung daraus wieder 
auf (R 18, 6). Der Gläubiger kommt in Annahmeverzug, wenn er die verlangte Aushändigung 

er Schuldverſchreibung oder eine Quittung dem Ausſteller, der die Leiſtung anbietet, verweigert. 
2. Der Übergang des Eigentums an der Urkunde auf den Ausſteller ift von der Verfügungs⸗ 
berechtigung des Inhabers darüber nicht abhängig; er tritt kraft Geſetzes ein. Ob er auch dann 
eintritt, wenn der Ausſteller die Nichtberechtigung des Inhabers kennt, iſt ſtreitig; dafür Planck 
nn zu 8 797. Dagegen Staudinger $ 797 Bem 2b und Dertmann and. $ 797 Bem 2, 
beide unter Berufung auf $$ 932, 935. Die angezogenen 89 932, 965 find aber auch nicht ent- 
prechend anzuwenden, da jie einen rechtsgeſchäftlichen Erwerb vorausſetzen, nicht einen ſolchen 
der kraft Geſetzes eintritt. A. M. die vorige Auflage. 
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§ 798 

Iſt eine Schuldverſchreibung auf den Inhaber infolge einer Beſchädigung 
oder einer Verunſtaltung zum Umlaufe nicht mehr geeignet, jo kann der In⸗ 
haber, ſofern ihr weſentlicher Inhalt und ihre Anterſcheidungsmerkmale 
noch mit Sicherheit erkennbar ſind, von dem Ausſteller die Erteilung einer 
neuen Schuldverſchreibung auf den Inhaber gegen Aushändigung der be- 
ſchädigten oder verunſtalteten verlangen. Die Koſten hat er zu tragen und 
vorzuſchießen. 

E 1 600 II 727; M 2 713; P 2 554. 

1. Die Ausſtellung neuer Schuldverſchrelbungen an Stelle von beſchädigten oder verun⸗ 
ſtalteten (einer Erſatzurkunde) ſetzt voraus, daß die Urkunde nicht gänzlich vernichtet, ſondern 
in ihrer Eigenart und namentlich nach ihrem Schuldinhalt noch erkennbar iſt. Andernfalls muß 
die Kraftloserklaͤrung erwirkt werden. Weitere Vorausſetzungen hierfür ſind nicht erfordert (vgl. 
auch HG § 229). Der Austauſch muß Zug um Zug erfolgen; bis zur Vorſchußleiſtung und 
Herausgabe ſteht dem Ausſteller ein Zurückbehaltungsrecht zu. Abweichende Vorſchriften: 
a) für Re ichskaſſenſcheine in $ 6 Abſ 2 des Gef sv. 30. 4. 74, betr. die Ausgabe von Reichs⸗ 
kaſſenſcheinen, wonach für beſchädigte oder unbrauchbar gewordene Exemplare Erſatz zu leiſten 
iſt, wenn das vorgelegte Stück zu einem echten Reichskaſſenſchein gehört und mehr als die Hälfte 
eines ſolchen beträgt, während in anderen Fällen die ausnahmsweiſe Erſatzleiſtung dem pflicht⸗ 
mäßigen Ermeſſen der Reichsſchuldenverwaltung überlaſſen bleibt; b) für Banknoten in $ 32 
des Bankch v. 30. 8. 24, wonach für beſchädigte Noten Erſatz zu leiſten ift, ſofern der Inhaber 
entweder einen Teil der Urkunde vorlegt, welcher größer iſt als die Hälfte, oder den Nachweis 
führt, daß der Reſt der Note, von welcher er einen geringeren Teil präſentiert, vernichtet ſei — 
wogegen im übrigen für vernichtete oder verlorene Noten kein Erſatz geleiſtet wird. Ebenſo Privat 
notenbankgeſ v. 30. 8. 24 $ 10. — Die Beſtimmungen dieſer Paragraphen gelten nicht für Zins⸗ 
ſcheine und Gewinnanteilſcheine, dagegen nach Art 174 EG auch für die vor dem Inkraft⸗ 
treten des BOB ausgegebenen Inhaberſchuldverſchreibungen. o) für Schuldurkunden auf den 
Inhaber, Reichsſchuldenordn. v. 13. 2. 24 $ 13. Die Reichsſchuldenverwaltung hat Erſatz zu 
leiſten; d) Grundbuch O § 67 regelt die Ausgabe eines neuen Briefs bei Inhabergrundſchulden. 


$ 799 


Eine abhanden gekommene oder vernichtete Schuldverſchreibung auf den 
Inhaber kann, wenn nicht in der Urkunde das Gegenteil beſtimmt iſt, im 
Wege des Aufgebotsverfahrens für kraftlos erklärt werden. Ausgenommen 
find Zins-, Nenten- und Gewinnanteilſcheine ſowie die auf Sicht zahlbaren 
un verzinslichen Schuldverfchreibungen. 

Der Ausſteller iſt verpflichtet, dem bisherigen Inhaber auf Verlangen 
die zur Erwirkung des Aufgebots oder der Zahlungsſperre erforderliche 
Auskunft zu erteilen und die erforderlichen Zeugniſſe auszuſtellen. Die Koſten 
der Zeugniſſe hat der bisherige Inhaber zu tragen und vorzuſchießen. 

E I 692 II 728 Abſ 1; M 2 705, 706; P 2 546, 547; 6 385. 


1. Rechtsbehelfe des Inhabers bei Verluſt oder Vernichtung, nicht bloß Beſchädigung oder 
Verunſtaltung von Inhaberſchuldverſchreibungen find: a) der Antrag auf Bekanntmachung im 
Reichsanzeiger durch eine öffentliche Behörde oder den Ausſteller (HGB § 367), b) der Antrag 
100 Einleitung des Aufgebotsverfahrens zum Zwecke der Kraftloserklärung und auf Zahlungs 
perre. N 
2. Die Kraftloserklärung iſt zuläſſig im Falle des Verluſtes oder der Vernichtung De! 
Inhaberſchuldverſchreibungen, ſofern in ihnen nicht das Gegenteil beſtimmt iſt, ſowie 
bei den in § 808 erwähnten Legitimationspapie ren, z. B. Erneuerungsſcheinen, mit dem 
unten zu erwähnenden Vorbehalte zugunſten der Landesgeſetzgebung, ingleichen auch bei Schuld- 
verſchreibungen und Schatzanweiſungen des deutschen Reiches (Reichsſchu , 
ordnung v. 13. 2. 24, die neben dem Verfahren nach $ 799 bei Vernichtung, nicht auch bei a 3 
handenkommen von den auf den Inhaber lautenden Schuldurkunden des Reichs ein erleichterte 
beſonderes Verfahren vorgeſehen hat (Schultzenſtein, Die Reichsſchuldverwaltung u. ihre Auf 
gaben (1930) A 34, bei Anteilſcheinen der Reichsbank (ſ. BO v. 3. 9. 00, betr. Abänderung 
des Statuts der Reichsbank, $ 8), nicht minder bei Grundſchuld⸗ und Rentenſchuldbrieſe 1 
(8$ 1195, 1199). Vgl. VO v. 12. 2. 24 über wertbeſtändige Zahlungsmittel (RG Bl I, 66), die 8 
Grund des Ermächtigungsgeſetzes v. 8. 12. 23 (RG Bl I, 1179) erlaſſen wurden. § 1 der 80 
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die Vorſchriften des BGB $ 799 Abſ 1 u. HGB 8 367 Abſ 2 finden auf Rentenbankſcheine ſowie 
auf wertbeſtändige Notenbankſcheine, die mit Genehmigung des Reichsminiſters der Finanzen 
ausgegeben find, keine Anwendung. $ 2: der Reichsminiſter der Juſtiz wird ermächtigt, die 
Vorſchriften dieſer VO auf andere Wertpapiere auszudehnen und Ausnahmen zuzulaſſen. Er 
erläßt die zur Durchführung und Überleitung erforderlichen Rechtsverordnungen und allgemeinen 
Verwaltungsvorſchriften und beſtimmt, wann die VO ganz oder teilweiſe außer Kraft tritt. Vgl. 
hier VO v. 18. 2. 25 (RG Bl 1, 16). Das gleiche Verfahren findet auch ſtatt bei (Inhaber-) Aktien⸗ 
und Interimsſcheinen (HGB 228), bei Wechſeln (WO Art 73), bei den im HGB 8 363 
aufgeführten, an Order ausgeſtellten kaufmänniſchen Anweiſungen und Verpflichtungs⸗ 
ſcheinen. Eine Beſtimmung des Gegenteils in der Urkunde, alſo einen Ausſchluß der 
Kraftloserklärung durch Aufgebot, enthält der Vermerk auf einem Lotterieloſe, daß der Gewinn⸗ 
anſpruch in einer beſtimmten Friſt nach der Ziehung unter Vorzeigung des Loſes geltend gemacht 
werden müſſe, nicht (NG ZW 1912, 86110). 

3. Ausgeſchloſſen iſt die Kraftloserklärung bei den Zins-, Renten⸗ und Gewinn⸗ 
anteilſcheinen, für deren Statt § 804 eintritt, ſowie bei den, den Banknoten gleichgeſtellten 
auf Sicht zahlbaren unverzinslichen Schuldverſchreibungen (jedoch mit dem unten 
zu erwähnenden Vorbehalt zugunſten der Landesgeſetzgebung); bei den in § 807 aufgeführten 
Urkunden (Karten, Marken u. dgl.), bei den Reichskaſſenſcheinen, $ 6 des RGeſ. v. 
30. 4. 74, ſowie bei den Banknoten, 84 des Bankch v. 14. 3. 75, bei Schuldverſchreibungen, 
bei denen der Ausſteller in der Urkunde die Kraftloserklärung ausgeſchloſſen hat. Bei den ſon⸗ 
ſtigen Wertpapieren kann an die Stelle der Kraftloserklärung nach $ 371 das öffentlich beglau- 
bigte Anerkenntnis des Gläubigers treten, daß die Schuld erloſchen ſei. Die Kraftloserklärung 
wird nicht ausgeſchloſſen durch den Vermerk auf Lotterieloſen, daß die Gewinnerhebung 
binnen gewiſſer Zeit erfolgen müſſe, RG JW 1912, 86115. 

4. Das Verfahren bei der Kraftloserklärung iſt in der ZPO S$ 1003 ff. geregelt. Berechtigt 
zum Antrag iſt jeder Inhaber als ſolcher, gleichviel ob gutgläubiger oder nicht. Mit der Einleitung 
des Verfahrens kann Zahlungsſperre angeordnet werden. Vgl. hierzu in betreff der Schuld⸗ 
verſchreibungen und Schatzanweiſungen des Deutſchen Reiches die Zuſätze in 88 16—18 der Reichs⸗ 
ſchuldenordnung v. 14. 3. 00, ſowie in betreff der Anteilſcheine der Reichsbank die Vorſchrift in 
$8 der angef. WO v. 3. 9. 00. 

5. Übergangsbeſtimmungen. a) $ 799 (nebſt § 800) gilt auch für Kraftloserklärung und 
Zahlungsſperre der vor dem Inkrafttreten des BGB ausgeſtellten Inhaberſchuldverſchreibungen 
(Ech $ 174), insbeſondere auch der Inhaberſchuldverſchreibungen, Zinsſcheine und Schatzanwei⸗ 
lungen des Reiches (Reichsſchuldenordnung $ 21); dagegen gelten fort die bisherigen Geſetze über 
Kraftloserklärung und cker für die vor dem gedachten Zeitpunkt ausgeſtellten, auf 
Sicht zahlbaren unverzinslichen Schuldverſchreibungen, Zins-, Renten- und Gewinnanteilſcheine 
(Ech Art 174). d) Erledigung eines beim Inkrafttreten des BGB u anhängigen Ver⸗ 
fahrens wegen Kraftloserklärung oder Zahlungsſperre in betreff einer Inhaberſchuldverſchreibung 
oder einer in $ 808 angeführten Legitimationsurkunde nach den bisherigen Geſetzen und Fort⸗ 
geltung der letzteren bezüglich der Wirkung des Verfahrens und der endlichen Entſcheidung (EG 

tt 178). c) Unzuläſſigkeit der ferneren Außerkursſetzung von Inhaberſchuldverſchreibungen 
nach dem Inkrafttreten des BOB und Wirkungsloſigkeit der vorher erfolgten Außerkursſetzung 
(EG Art 176). Vorbehalte zugunſten der Landesgeſetze über die Kraftloserklärung und Zahlungs- 
!Perte in Anſehung der in § 807 erwähnten, reichsgeſetzlich der Kraftloserklärung nicht unterlie- 
genden Urkunden, ingleichen zugunſten landesgeſetzlicher Beſtimmung eines andern als des Auf- 
gebotsverfahrens für die Kraftloserklärung der in $ 808 erwähnten Urkunden ſ. im Ech Art 102. 


§ 800 

Iſt eine Schuldverſchreibung auf den Inhaber für kraftlos erklärt, ſo kann 
derjenige, welcher das Ausſchlußurteil erwirkt hat, von dem Ausſteller, un- 
beſchadet der Befugnis, den Anſpruch aus der Urkunde geltend zu machen, 

e Erteilung einer neuen Schuldverſchreibung auf den Inhaber an Stelle 
er für kraftlos erklärten verlangen. Die Koſten hat er zu tragen und vor 
zuſchießen. 

€ 605 II 728 Abſ 2; M 2 708, 700; P 2 548. 


0 1. Wirkungen des rechtskräftigen Ausſchlußurteils: a) Befugnis des Antragſtellers zur 
hyantendmachung des Anſpruchs aus der Urkunde (vgl. ZPO 8 1018; WO Art 73). 
weslnſpruch auf Erteilung einer neuen Schuldurkunde an Stelle der für kraftlos erklärten, 
Kracher bad namentlich dann von Bedeutung ift, wenn das Recht aus der Urkunde bei der 

aftloserk ärung noch nicht fällig iſt. Die Erſatzurkunde braucht der Form nach der alten nicht 


gleichen, muß ihr aber wirtſchaftlich und rechtlich gleichwertig fein. Dagegen hat der Antrag- 
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fteller regelmäßig nicht die Befugnis, vor Erlaß des Ausſchlußurteils die im Laufe des Verfahrens 
fällig werdenden Leiſtungen aus der Urkunde gegen Sicherheitsleiſtung einzufordern, was viel“ 
mehr nur vom Wechſel gilt (WO Art 73). 

Im Falle der Anfechtung und Aufhebung des Ausſchlußurteils ſind Leiſtungen 
die der Ausſteller auf Grund des letzteren ohne Kenntnis von der Aufhebung gemacht hat, Dritten, 
insbeſondere dem Anfechtungskläger gegenüber, wirkſam (M 2, 709). 


8 801 


Der Anſpruch aus einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber erliſcht 
mit dem Ablaufe von dreißig Jahren nach dem Eintritte der für die Leiſtung 
beſtimmten Zeit, wenn nicht die Urkunde vor dem Ablaufe der dreißig Jahre 
dem Ausſteller zur Einlöſung vorgelegt wird. Erfolgt die Vorlegung, ſo 
verjährt der Anſpruch in zwei Jahren von dem Ende der Vorlegungsfriſt an. 
Der Vorlegung ſteht die gerichtliche Geltendmachung des Anſpruchs aus der 
Urkunde gleich. 

Bei Zins-, Nenten- und Gewinnanteilſcheinen beträgt die Vorlegungs“ 
friſt vier Zahre. Die Friſt beginnt mit dem Schluſſe des Jahres, in welchem 
die für die Leiſtung beſtimmte Zeit eintritt. 

Die Dauer und der Beginn der Vorlegungsfriſt können von dem Aus“ 
ſteller in der Urkunde anders beſtimmt werden. 

E 1 091 II 729; M 2 703— 705; P 2 542 ff. 


1. Infolge Nichtvorlegung der Urkunde bis zum Ablauf von dreißig Jahren nach dem 
Eintritt der für die Leiſtung beſtimmten Zeit erliſcht der Anſpruch aus der Schuldverſchreibung, 
Die Friſt iſt eine Abſchlußfriſt. Iſt eine ſolche Zeit in der Urkunde nicht beſtimmt, fo läuft die 
dreißigjährige Ausſchlußfriſt von der, nötigenfalls vom Gläubiger zu erweiſenden Zeit der Aus 
ſtellung der Urkunde ab, da mit dieſem Zeitpunkt im Zweifel die Leiſtungspflicht des Ausſteller? 
beginnt, vgl. 88 271, 793. A. M. (anſtatt der dreißigjährigen Vorlegungs⸗ und zweijährigen Ber. 
jährungsfriſt die gewöhnliche Verjährung nach $ 195) Planck zu § 801 2 b und Staudinger au 
$ 801 III, jedoch ohne genügenden Grund, da gerade die gewöhnliche Verjährungsfriſt als für die 
Inhaberſchuldverſchreibung ungeeignet vermieden werden ſoll und die gegenteilige Annahme über 
dies in der Regel zur Unverjährbarkeit des Anſpruchs führen würde. Bei Lotterieloſen wird O : 
Fälligkeit der Gewinne durch die kalendermäßig feſtgeſetzte Ziehung und durch das Erſcheinen 
der Gewinnliſte erkennbar beſtimmt. Die Friſt zur Abholung der Gewinne ſtellt zugleich die Bon 
legungsfriſt nach $ 801 Abſ 3 dar (NG JW 1912, 86115). Über die Grenzen der Anwendbarke! 4 
des Abſ 1 auf Inhaberaktien ſ. Staub⸗Koenige HB A 29 zu $ 223. Die Vorlegung ‚ober 
gerichtliches Geltendmachen haben Wirkung nur dann, wenn fie nach dem Eintritt der Fällig 
keit der in der Urkunde beſtimmten Leiſtung erfolgen. 

2. Für die zweijährige Verjährungsfriſt, die vom Ende der Vorlegungsfriſt, nicht vom zog 
der Vorlegung ab, zu berechnen iſt, gelten die für die regelmäßige Verjährung beftehenden o 
ſchriften. ft keine Zeit für die Leiſtung beſtimmt, findet die Vorſchrift keine Anwendung.. 

3. Die Abünderung der Vorlegungsfriſt durch den Ausſteller ift zuläſſig, wenn fie in 5 
Urkunde geſchieht, nicht nur in außer ihr befindlichen Erklärungen, wie z. B. in Prospekten 
S. für Lotterieloſe A 1. Sie kann für kürzer oder länger als dreißig Jahre beſtimmt, jedoch nu“ 
ganz beſeitigt werden. Im Streitfalle ift der Friſtablauf vom Ausſteller, die Vorlegung der ien 
kunde vom Inhaber zu erweiſen. — Übergangsbeſtimmungen für die vor dem Inkrafttreten 
des BGV ausgeſtellten Inhaberſchuldverſchreibungen ſ. im Ech Art 174 Abſ 2, wonach 1% be 
Anſprüche aus denſelben die Verjährung unbeſchadet der Vorſchriften des $ 802 nach den fruͤhe 
Geſetzen beſtimmt. 


$ 802 N 

Der Beginn und der Lauf der Vorlegungsfriſt ſowie der Verjährung 7 

den durch die Zahlungsſperre zugunſten des Antragſtellers gehemmt. fi 

Hemmung beginnt mit der Stellung des Antrags auf Zahlungsſperre; "_ 

endigt mit der Erledigung des Aufgebotsverfahrens und, falls die Zahlun n 

ſperre vor der Einleitung des Verfahrens verfügt worden ift, auch dann, we 8 
feit der Beſeitigung des der Einleitung entgegenſtehenden Hinderniſſes 
Monate verſtrichen ſind und nicht vorher die Einleitung beantragt wo 
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iſt. Auf dieſe Friſt finden die Vorſchriften der SS 203, 206, 207 entſprechende 
Anwendung. 
E 1 604 II 730; M 2 707, 708; P 2 548; 6 386. 


1. Die Zahlungsſperre, welche zugunſten des Antragſtellers den Beginn und Lauf der Vor⸗ 
legungsfriſt ſowie der Verjährung hemmt, beſteht in dem auf Antrag an den Ausſteller ſowie 
an die in dem Papier bezeichneten Zahlungsſtellen zu erlaſſenden Verbot, an den Inhaber des 
Papiers eine Leiſtung zu bewirken, insbeſondere neue Zins, Renten- und Gewinnanteilſcheine 
oder einen Erneuerungsſchein auszugeben (ZPO $ 1019). Die Wirkung ergibt ſich aus 98 135, 
136 BGB. Die Zahlungsſperre erfolgt entweder in Verbindung mit dem Aufgebotsverfahren 
und endigt alsdann mit deſſen Erledigung, oder fie kann, wenn die ſofortige Einleitung des Auf- 
gebotsverfahrens nach ZPO § 1015 Satz 2 nicht zuläſſig iſt, beim Vorhandenſein der übrigen 
Erforderniſſe ſchon vor Einleitung des Aufgebotsverfahrens verfügt werden und endigt alsdann, 
wenn ſeit der Beſeitigung des der Einleitung entgegenſtehenden Hinderniſſes ſechs Monate ver⸗ 
ſtrichen find und nicht vorher die Einleitung beantragt worden iſt (ZPO 98 1019, 1020). — Wegen 
des bei der Zahlungsſperre einzuhaltenden Verfahrens ſ. im übrigen ZPO 89 1019—1022. Vgl. 
auch EG Art 174 Abſſ1 u. oben § 801 A 3 a. E. 


§ 803 

Werden für eine Schuldverfchreibung auf den Inhaber Zinsſcheine aus- 
ge geben, fo bleiben die Scheine, ſofern fie nicht eine gegenteilige Beſtimmung 
enthalten, in Kraft, auch wenn die Hauptforderung erliſcht oder die Ver⸗ 
pflichtung zur Verzinſung aufgehoben oder geändert wird. 

Werden ſolche Zinsſcheine bei der Einlöſung der Hauptſchuldverſchreibung 
nicht zurückgegeben, ſo iſt der Ausſteller berechtigt, den Betrag zurückzubehalten, 
den er nach Abſ 1 für die Scheine zu zahlen verpflichtet iſt. 

E 1 600 II 731; M 2 701703; P 2 541, 542. 


1. Zinsſcheine, welche für eine Schuldverſchreibung auf den Inhaber ausgegeben werden, 
bilden ſelbſtändige, von dem Fortbeſtand und der Wirkſamkeit der Schuldverſchreibung unab- 
hängige Inhaberpapiere (RG 74, 339). Sie begründen, wenn darin nichts Abweichendes beſtimmt 
iſt, was bei der dispoſitiven Natur der Vorſchrift möglich iſt, für ſich allein den Zinsanſpruch 
dergeſtalt, daß derſelbe von dem Inhaber der Hauptſchuldurkunde lediglich auf Grund diefer nicht 
erhoben werden kann (RG 4, 142; 14, 154). Nur dann bedarf es bei der Einforderung der Zinſen 
der Vorlegung des Zinsſcheins nicht, wenn der Ausſteller widerrechtlich die ihm obliegende Aus- 

olgung neuer Zinsſcheine verweigert hat; denn alsdann ſteht ſeiner auf die Nichtvorlegung der 
Zinsſcheine geſtützten Einrede die Gegeneinrede der Argliſt entgegen (Reh 31, 147). Neben der 
ſelbſtändigen Natur des Scheines kommt indeſſen der Umſtand, daß er auf Zinſen von einer 
Hauptſchuld lautet, wenigſtens inſofern in Betracht, als der darauf geſtützte Anſpruch dem Verbot 
des Zinſeszinſes (58 248, 289) ſowie der vierjährigen Verjährung nach $197 unterliegt (RG 5, 257; 
14, 154; 31, 147). 

Andere Grundſätze als für die Zinsſcheine gelten für die Renten⸗ und Gewinnanteil⸗ (Divi⸗ 
denden⸗) Scheine ſowie für die Erneuerungsſcheine (Talons). Der Anſpruch aus dem Divi⸗ 
dendenſchein iſt kein von vornherein beſtimmter, ſondern durch die Feſtſetzung eines beſtimmten 
Gewinnanteils ſeitens der zuſtändigen Geſellſchaftsorgane bedingt und an den Fortbeſtand der 
Stammurkunde dergeſtalt gebunden, daß er zugleich mit dem Recht aus derſelben erliſcht (H 
$ 228 Abſ 2; RG 15, 97; 22, 113). Der Gewinnanteilſchein iſt demnach nur ein Inhaberpapier 
im weiteren Sinne (RG 77, 333); er kann ſelbſtändig veräußert werden. $ 803 kann für ihn nicht 
gelten wegen der Unbeſtimmtheit des Anſpruchs. Der Erneuerungsſchein iſt überhaupt kein 
ſelbſtändiges Inhaberpapier, ſondern nur ein zur Stammurkunde gehöriges Ausweispapier, 
durch welches die beſchwerende und gefährdende Vorlegung der Urkunde bei Erhebung neuer 
Zinsſcheine erfpart werden ſoll. Mit der Hinfälligkeit der Haupturkunde wird daher der Er⸗ 
neuerungsſchein ebenfalls kraftlos (RG 23, 269; 31, 147; 74, 339). 

2. Dieſes Zurlabehaltungsrecht des Ausſtellers wird vom Gläubiger durch Nachliefe⸗ 
rung der Zinsſcheine beſeitigt und auch nach $ 273 Abſ 3 durch Sicherheitsleiſtung abgewendet 
werden können. 

3. Übergangsbeſtimmungen für Zins-, Renten⸗ und Gewinnanteilſcheine, welche nach dem 
Inkrafttreten des BGB für ein vor dieſer Zeit ausgeſtelltes Inhaberpapier ausgegeben werden, 
dr Art 175. Vgl. jedoch bezüglich der fortdauernden Anwendbarkeit des § 804 das EG 

4. 
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8 804 


Fit ein Zins-, Nenten- oder Gewinnanteilſchein abhanden gekommen oder 
vernichtet, und hat der bisherige Inhaber den Verluſt dem Ausſteller vor 
dem Ablaufe der Vorlegungsfriſt angezeigt, ſo kann der bisherige Inhaber 
nach dem Ablaufe der Friſt die Leiſtung von dem Ausſteller verlangen. 
Der Anſpruch ift ausgeſchloſſen, wenn der abhanden gekommene Schein dem 
Ausſteller zur Einlöſung vorgelegt oder der Anſpruch aus dem Scheine gerichtlich 
geltend gemacht worden iſt, es fei denn, daß die Vorlegung oder die gerichtliche 
Geltendmachung nach dem Ablaufe der Friſt erfolgt iſt. Der Anſpruch ver⸗ 
jährt in vier Jahren. 

In dem Zins-, Renten- oder Gewinnanteilſcheine kann der im Abſ 1 be- 
ſtimmte Anſpruch ausgeſchloſſen werden. 

E 1 697 II 732; M 2 709-712; P 2 548550. 

1. Bei abhandengekommenen oder vernichteten Zins⸗, Renten⸗ oder Gewinnanteilſcheinen 
tritt an die Stelle des Aufgebotsverfahrens die Anzeige vom Verluſt an den Ausſteller, die 
von dem bisherigen Inhaber, und zwar vor dem Ablauf der vierjährigen Vorlegungsfriſt zu 
erſtatten iſt. Wird bis zu dieſem Zeitpunkte der verlorene Schein von anderer Seite nicht vor 
gelegt, ſo kann der bisherige Inhaber die Leiſtung von dem Ausſteller verlangen, da der An⸗ 
ſpruch eines etwaigen andern Inhabers mit dem Ablauf der Vorlegungsfriſt erloſchen iſt. Erfolgt 
dagegen von anderer Seite die rechtzeitige Vorlegung an den Ausſteller, ſo iſt dieſer zur Leiſtung 
an den Vorlegenden und zur Verweigerung der Leiſtung an den Verluſtträger berechtigt; leßterer 
kann ſich alsdann durch Beantragung einer einſtweiligen Verfügung ſchützen. Im Streitfalle 
hat der Verluſtträger ſeinen Verluſt und die Anzeige davon zu erweiſen, während dem Ausſteller 
die Beweislaſt dafür, daß die Vorlegung oder gerichtliche Geltendmachung von anderer Seite 
erfolgt ſei und in ſolchem Falle dem Verluſtträger die Beweislaſt dafür obliegt, daß dieſe Maß⸗ 
nahme erſt nach Ablauf der Vorlegungsfriſt erfolgt ſei. A 

2. Die vierjährige Verjährungsfriſt beginnt mit dem Ablauf der Vorlegungsfriſt, 
mit welcher der Anſpruch des 1 auf Einlöſung des verlorenen Scheines entſteht 
(8198). So namentlich die M2, 712. A. M. Planck 9 804 A 3 unter Bezugnahme auf $ 201, der 
jedoch um deswillen außer Anwendung bleiben muß, weil hier an die Stelle des urſprünglichen 
Zinſenanſpruchs ein eigenartiger, auf $ 804 beruhender Anſpruch getreten iſt. Wie hier auch 
Oertmann, Staudinger u.a, 

3. Der Ausſchluß des Anſpruchs iſt im Zinsſchein ſelbſt zu erklären. Bei Zinsſcheinen von 
Schuldverſchreibungen oder Schatzanweiſungen des Reiches iſt der Anſpruch ausgeſchloſſen, 
ohne daß es der ausdrücklichen Beſtimmung der Ausſchließung im Scheine bedarf (Reichsſchulden⸗ 
ordnung v. 13. 2. 24 $ 17. Fortdauer landesgeſetzlicher Vorſchriften mit gleichem Inhalt, wie der 
angef. $ 16 Abſ 2 nach Ech Art 100 Ziff 2. 

4. Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung in Art 100 EG: jetzt gegenſtandslos. Übergangs 
vorſchriften ſ. im Ech Art 174 Abſ 1 Satz 1; Art 175. 


8 805 

Neue Zins- oder Nentenſcheine für eine Schuldverſchreibung auf den In 
haber dürfen an den Inhaber der zum Empfange der Scheine ermächtigenden 
Urkunde (Erneuerungsſchein) nicht ausgegeben werden, wenn der Inhaber 
der Schuldverſchreibung der Ausgabe widerſprochen hat. Die Scheine ſind 
in dieſem Falle dem Inhaber der Schuldverſchreibung auszuhändigen, wenn 
er die Schuldverſchreibung vorlegt. 

E 1 608 II 783; M 2 712; P 2 652 ff.; 6 143. “m 

1. Die rechtliche Natur des Erneuerungsſcheins ift beſtritten; nach den einen iſt 4 
Legitimationspapier, nach anderen Inhaberpapier. Als Legitimationspapier ſieht ihn an ber 
3, 154; 31, 147; 74, 341. Nach Planck iſt er im Zweifel Inhaberpapier, jo daß der Inha 1 
die Leiſtung der Zins⸗ und Rentenſcheine zu fordern berechtigt iſt. Dem iſt zuzuſtimmen. 
neben ift aber auch der Inhaber der Schuldverſchreibung, als deren Zubehör der Erneuerun ar 
ſchein anzuſehen ift, zur Anforderung der neuen Scheine befugt und kann der Aushändigung en- 
den Inhaber des Erneuerungsſcheins unter Vorlegung der Haupturkunde dem Ausſteller geg 
über widerſprechen. Der Widerſpruch iſt eine einſeitige empfangsbedürftige Willenzerfläunitt 
$ 130. In dieſem Falle hat der Inhaber der Schuldverſchreibung den Vortritt; ihm und n ns 
dem Inhaber des Erneuerungsſcheins find die neuen Zinsſcheine auszuhändigen. $ 805 ift übrige 
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keine zwingende Vorſchrift und bezieht ſich nicht auf Gewinnanteilſcheine. Rückſichtlich der 
Gewinnanteilſcheine zu Aktien oder Interimsſcheinen enthält aber das HGB § 230 eine mit 
$ 805 übereinſtimmende Vorſchrift. Vgl. für Zinserneuerungsſcheine RG 74, 339, für Gewinn⸗ 
anteilſcheine RG 77, 333. Eine Kraftloserklärung der Erneuerungsſcheine iſt vom Geſetz 
nicht vorgeſehen. 


§ 806 


Die Umſchreibung einer auf den Inhaber lautenden Schuldverſchreibung auf 
den Namen eines beſtimmten Berechtigten kann nur durch den Ausſteller 
erfolgen. Der Ausſteller iſt zur Umſchreibung nicht verpflichtet. 

E I 700 II 734; M % 713—717; P 2 655. 

1. Die Umſchreibung auf den Namen eines beſtimmten Berechtigten, die an die Stelle der 
nicht mehr zuläſſigen Außerkursſetzung getreten iſt, kann nur durch den Ausſteller und 
auf dem Papiere ſelbſt erfolgen (vgl. RG 40, 134). Von der Umſchreibung ab kann das 
Papier, wenn es auch noch Wertpapier bleibt, nicht mehr nach den für bewegliche Sachen be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften der $$ 932, 935, ſondern nur noch nach den für Namenpapiere geltenden 
Grundſätzen übertragen, auch nicht mehr gemäß $ 799 für kraftlos erklärt werden. Bei Reichs⸗ 
anleihen kann die Umſchreibung auf Antrag des Inhabers durch Umwandlung in Buchſchulden 
des Reiches auf den Namen eines beſtimmten Berechtigten bewirkt werden (RGeſ v. 6. 5. 10 
zur Anderung des Gef, betr. das Reichsſchuldbuch, v. 31. 5. 91 $$ 1, 3, 4, 5, 5a), Reichsſchuldend 
18. 2. 24 $$ 11, 12, ſ. auch das Pr&ef v. 20. 7. 83. — Vorſchriften über die Umſchreibung: $$ 1814, 
1815; 1667; 2116, 2117; 1393. Übergangsbeſtimmung im Ech Art 174 Abf 1, wonach $ 806 
Satz 1 auch für die vor dem Inkrafttreten des BGB ausgeſtellten Schuldverſchreibungen auf 
den Inhaber gilt. 

2. Ausnahmen hiervon kraft landesgeſetzlicher Vorſchrift nach EG Art 101. 


8 807 

Werden Karten, Marken oder ähnliche Urkunden, in denen ein Gläubiger 
nicht bezeichnet iſt, von dem Ausſteller unter Umſtänden ausgegeben, aus 
welchen ſich ergibt, daß er dem Inhaber zu einer Leiſtung verpflichtet ſein 
will, fo finden die Vorſchriften des 8 795 Abſ 1 und der 88 794, 796, 797 
entſprechende Anwendung. 

E 1 702 II 736; M 2 721, 722; P 2 501, 562. 

1. Die im Verkehr vorkommenden Karten, Marken oder ähnlichen Urkunden mit unboll- 
kommener Angabe des Rechtsverhältniſſes, insbeſondere ohne Bezeichnung des Gläubigers 
und ohne Namensunterſchrift des Ausſtellers, konnen verſchiedenen Zwecken dienen, ſich insbe⸗ 
ſondere als Erſatzmittel für Geld, wie z. B. Briefmarken, als Beweis- oder einfache Ausweis⸗ 
papiere, wie Garderobe marken, Gepäck⸗ oder Aufbewahrungsſcheine, aber auch, wenn nach 

en Umſtänden, unter denen die Ausgabe von Karten uſw. ſolcher Art allgemein nach der 
Verkehrsſitte erfolgt, der Ausſteller dem Inhaber zu einer Leiſtung verpflichtet 
ſein will, als ſelbſtändige Inhaberpapiere darſtellen, auf welche die für Inhaberſchuld⸗ 
berſchreibungen geltenden Vorſchriften wenigſtens teilweiſe Anwendung finden, RG 103, 325. 
Auch die von den Stadtgemeinden im Kriege ausgegebenen Kleingeldgutſcheine gehören hierher, 
wenn ſie nicht den Erforderniſſen der Inhaberſchuldverſchreibungen entſprechen (RG St 51, 410 
u. 52, 97; Warn 1923 Nr 11; ogl. § 793 A 1). Darlehnskaſſenſcheine nach Geſ v. 4.8. 14 
109 Geldzeichen, keine Schuldverſchreibungen auf den Inhaber (RG 103, 231). Dieſe Urkunden 
ſtehen jedenfalls wirtſchaftlich den Inhaberurkunden nahe. IR 

2. Zu dieſen unvollkommenen Inhaberpapieren find 3. B. Eintritts⸗ und Fahrkarten ver⸗ 
ſchiedener Art, Theater- und Konzertkarten, ebenſo auch Bade-, Bier- und Speiſemarken ſowie 

arderobemarken zu rechnen, ſofern ihnen nicht durch die Art ihrer Ausgabe oder durch einen 
eſonderen Vermerk auf der Karte ſelbſt dieſe Eigenſchaft entzogen und nur diejenige einer 
uittung oder eines Zahlungsausweiſes beigelegt iſt, wie dies vielfach bei Straßenbahn⸗ 
arten, Garderobemarken u. dgl. vorkommt. Der Anſpruch aus einer Eiſenbahnfahrkarte 
ſteht nicht dem Käufer, ſondern dem Inhaber zu. Der Vermerk „nicht übertragbar” ſoll nicht 
en Verkauf der noch nicht benutzten Karte ausſchließen, ſondern nur den der teilweiſe ſchon be⸗ 
b Rö in Eiſenbrechtl. Entſch. 22, 165. So auch Planck, Oertmann u. a. Theaterkarten 
SA nicht nur die Bedeutung eines Zahlungsausweiſes, ſondern geben jedem Inhaber einen 
uſpruch auf den Platz einer beſtimmten Vorſtellung. Dieſe Papiere, zu deren Wirkſamkeit 
gehört, daß mit der Ausgabe von Stücken dieſer Art begonnen iſt (Prot 2, 562), 
nterliegen den für bewegliche Sachen geltenden Grundſätzen des gutgläubigen Erwerbs, und die 
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Forderung auf die Leiſtung daraus wird durch Übergabe des Papiers übertragen (RG 12. 12. 10 
IV 240/10). Sie unterſtehen namentlich den für Inhaberſchuldverſchreibungen beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften des § 793 Abſ 1 (Verpflichtung des Ausſtellers durch feine einſeitige Erklärung) und der 
$$ 794 (Verpflichtung auch aus geſtohlenen oder verlorengegangenen Marken u. dgl.), 796 (be⸗ 
ſchränkte Zahl der zuläſſigen Einreden), 797 (Leiſtung des Ausſtellers nur gegen Aushändigung 
des Papiers, mit Erwerb des Eigentums an demſelben). Sie unterliegen dagegen nicht 
den Vorſchriften über die Notwendigkeit ſtaatlicher Genehmigung, § 795, über Erſatzurkunden 
im Falle der Beſchädigung und über Kraftloserklärung und Zahlungsſperre verlorener Urkunden, 
88 798, 799, 800, 802, über Vorlegungsfriſten 88 801, 804, Umſchreibung auf den Namen 8 806. 
S. jedoch den Vorbehalt landesgeſetzlicher Vorſchriften über Kraftloserklärung und Zah⸗ 
lungsſperre im EG Art 102 Abſ 1. 


$ 808 


Wird eine Urkunde, in welcher der Gläubiger benannt iſt, mit der Be- 
ſtimmung ausgegeben, daß die in der Urkunde verſprochene Leiſtung an jeden 
Inhaber bewirkt werden kann, ſo wird der Schuldner durch die Leiſtung an 
den Inhaber der Urkunde befreit. Der Inhaber iſt nicht berechtigt, die 
Leiſtung zu verlangen. 

Der Schuldner iſt nur gegen Aushändigung der Urkunde zur Leiſtung ver⸗ 
pflichtet. Iſt die Urkunde abhanden gekommen oder vernichtet, ſo kann ſie, 
wenn nicht ein anderes beſtimmt iſt, im Wege des Aufgebotsverfahrens für 
kraftlos erklärt werden. Die im $ 802 für die Verjährung gegebenen Vor! 
ſchriften finden Anwendung. 

E 1 703 II 736; M 2 722, 723; P 2 562—566. 


1. Den Beſtimmungen über die echten Inhaberpapiere find hier Vorſchriften über die ſog⸗ 
hintenden Inhaberpapiere oder Ausweispapiere qualifizierter Legitimationspapiere, bei⸗ 
gefügt. Dieſe Papiere, zu denen insbeſondere Leihhausſcheine, Sparkaſſenbücher, Verſicherungs⸗ 
ſcheine, Hinterlegungsſcheine gehören, ſind dadurch gekennzeichnet, daß ſie a) zunächſt auf den 
Namen eines beſtimmten Gläubigers lauten, der allein, nicht der Inhaber, einen ſelbſtän⸗ 
digen Anſpruch gegen den Schuldner hat; außerdem aber — weſentlich im Intereſſe des Aus- 
ſtellers — b) mit der — in der Urkunde oder in anderer Weiſe dem Benannten gegenüber — 
zu treffenden Beſtimmung ausgegeben werden, wonach der Ausſteller, wie beim echten Inhaber 
papier, auch an jeden Inhaber leiſten kann. 0 

2. Demgemäß wird der Ausſteller durch Leiſtung an den Inhaber, deſſen Sachberechtigung 
er nicht näher zu prüfen braucht, befreit. Es wird jedoch der Ausſteller, der die Nichtberechtigung 
des Inhabers nicht bloß kennen könnte oder kennen müßte, ſondern wirklich kennt und unred⸗ 
licherweiſe gegen Treu und Glauben einem Nichtberechtigten leiſtet, von ſeiner Verpflichtung 
nicht befreit (RG 86, 86; 89, 401). Beſtritten. Vgl. hierzu Planck A 3b. 

3. Daß nur der Ausſteller an den Inhaber leiſten darf, nicht aber der Inhaber die Leiſtung 
verlangen kann, unterſcheidet dieſes „hinkende“ vom echten Inhaberpapier. Die Urkunde 
alſo hier nicht ſelbſtändige Trägerin des Forderungsrechts und die Übertragung, Verpfändung 
und Pfändung des letzteren ift nicht nach den für bewegliche Sachen, ſondern nach den für Forde 
rungen geltenden Grundſätzen zu bewirken (NG JW 1910, 329%). Zu dieſem Zwecke find alſo 
die Urkunden an ſich bedeutungslos, wenn fie auch im übrigen als Ausweis- oder Beweispapiere 
der Eigentumsklage unterliegen können. Das Eigentum an dem Papier folgt hier gemäß $ 
dem Gläubigerrecht der Forderung und für die Eigentumsvermutung des 9 1006 iſt kein Raum. 
Vgl. hierzu für die Sparkaſſenbücher RG 10, 40; 11, 239; 68, 277; 73, 220; 75, 359; 80, 
401; JW 1910, 3292; 1913, 301%; Warn 1910 Nr 99; 1912 Nr 197; 1916 Nr 75). Über das Gläu 
bigerrecht der Sparkaſſenforderung vgl. § 607 A 3 und R& 17. 5. 20 1V 205/20). Wird ein Spar- 
kaſſenbuch durch mündlichen Vertrag abgetreten, wozu es zur Wirkſamkeit nicht der Um“ 
ſchreibung im Sparkaſſenbuch bedarf, RW 60, 143; 73, 221; 89, 401; 106, 1, fo kann, falls bie 
Sparkaſſe auf Anregung des Abtretenden ſich unter Hinweis auf $ 410 weigert, an den Empfangen 
(Zeſſionar) zu zahlen, dieſer die Verurteilung des Abtretenden verlangen, einzuwilligen, daß debe 
auf das Sparkaſſenbuch bei der Sparkaſſe eingezahltes Guthaben an den Kläger ausgezahlt were 
RG JW 09, 413%; Warn 1916 Nr 74). In dem Ersuchen des Inhabers eines Sparkaſſengn, 
habens an die Sparkaſſenverwaltung, das Guthaben auf einen andern umzuſchreiben und ven 0 
Übergabe dieſes Erſuchens an die Verwaltung kann eine Abtretung des Guthabens ſelbſt Ye 
gefunden werden, wenn das Sparkaſſenbuch nicht mitübergeben ift (RG 23. 6.19 IV 108/14, 
Aber in der Übergabe des Sparkaſſenbuchs ift regelmäßig eine Abtretung der Forderung z 
finden, RG in Recht 1902 Nr 2338. Über die Lebensverſicherungsſcheine vgl. RG 22, 215; 2% 
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297; 51, 83; 66, 158; 94, 26; JW 1922, 16610. Mit ſtaatlicher Genehmigung können Sparkaſſen⸗ 
bücher auch auf den Inhaber geſtellt werden, RH SeuffA 36 Nr 78. Über Verſicherungsſchein 
auf den Inhaber RG 145, 322. 

4. Außer der Beſtimmung, daß der Ausſteller auch an den Inhaber, gegen Aushändigung 
der Urkunde, leiſten kann, kommen von den ſämtlichen in betreff der echten Inhaberpapiere be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften für die in $ 808 aufgeführten Legitimationspapiere beim Mangel ander⸗ 
weiter Beſtimmung nur noch diejenigen über die Kraftloserklärung und Zahlungsſperre, 
ſowie über die hemmende Wirkſamkeit der letzteren auf die Verjährung zur Geltung, wiewohl 
unter Vorbehalt der landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Kraftloserklärung und Zah⸗ 
lungsſperre gemäß EGG Art 102 Abſ 1. Im übrigen befreit die Kraftloserklärung den Inhaber 
nur von der Notwendigkeit der Vorlegung der Urkunde, nicht auch von dem, auf Erfordern 
des Ausſtellers zu erbringenden Nachweis feines Gläubigerrechts. — Wegen des Verſicherungs⸗ 
ſcheins auf den Inhaber ſ. die beſondere Vorſchrift in $ 4 des Ge über den Verſicherungs⸗ 
vertrag v. 30. 5. 08. Hiernach treten bei einem ſolchen Verſicherungsſcheine die in $ 808 beſtimmten 
Wirkungen ein; in dem Falle jedoch, wenn nach dem Vertrage der Verſicherer nur gegen Rückgabe 
des Verſicherungsſcheins zu leiſten hat, der Verſicherungsnehmer aber deſſen Verluſt behauptet, 
genügt ſtatt der Rückgabe das öffentlich beglaubigte Anerkenntnis des Verſicherten, daß die Schuld 
erloſchen ſei — ſofern nicht der Verſicherungsſchein der Kraftloserklärung unterliegt. 

Vgl. noch den Vorbehalt zugunſten landesgeſetzlicher Beſtimmungen über die öffent- 
lichen Sparkaſſen im EG Art 99, ſowie die Übergangsbeſtimmungen über Kraftlos- 
erklärung im EG Artt 177, 178. 


Dreiundzwanzigſter Titel 
Vorlegung von Sachen 


1. Die 88 809—811 BGB geftatten in möglichſt beſtimmt geſteckten Grenzen zur Erleichterung 
der Rechtsverwirklichung einen Eingriff in das Privatintereſſengebiet Dritter, von denen danach 
die Vorlegung von Sachen, die ſich in ihrer Verfügungsgewalt befinden, zum Zwecke der Be⸗ 
ſichtigung und Einſichtnahme gefordert werden kann, auch ohne ein dahingehendes beſtehendes 
Rechtsverhältnis, wie namentlich das der Auskunfterteilung. Die 5 ſind ins⸗ 
beſondere für den Bereich des Zivilprozeſſes von Wichtigkeit. § 371 35 gibt eine Norm für 
die Antretung eines Beweiſes durch Augenſchein. Ob aber die Gegenpartei oder ein Dritter, 
wenn fie im Beſitze der in Augenſchein zu nehmenden Sache find, zu deren Vorlegung angehalten 
werden können, regelt ſich nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts. Für den Urkunden⸗ 
beweis beſtimmen die 88 422 u. 429 ZPO, daß der Gegner oder ein Dritter zur Vorlegung der 
Urkunde nur verpflichtet ift, wenn der Beweisführer nach den Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechtes die Herausgabe oder die Vorlegung der Urkunde verlangen kann. Dieſe Vorſchriften 
ind, ſoweit die Vorle gung von Sachen und Urkunden in Frage kommt. — die Herausgabepflicht if 
M verſtreuten Beſtimmungen geordnet, im BGB namentlich in den 88 371, 402, 410, 444, 445, 
1145, 1267 —, allgemein in den $$ 809—811 enthalten. Beſondere Vorſchriften, die die Pflicht 
der Vorlegung von Sachen und Urkunden je nach dem einzelnen Rechtsverhältniſſe betreffen, 
Me I nungen noch an verſchiedenen Stellen, z. B. in den 88 79, 259, 260, 716, 867, 896, 

„1145. 
wi 2. Soweit die Vorlegung von Sachen und Urkunden außerhalb eines Prozeſſes verlangt 
Did, kann dies nur im Wege einer gegen den Beſitzer anzuſtrengenden Klage geſchehen. Auch 
1 Progefie gilt dasſelbe in zwei Fällen: wenn es ſich um die Vorlegung von Sachen handelt, 
15 nicht Urkunden find (vgl. Stein Vorbem III vor $ 370 3 PO), und wenn ein Dritter, der 
un der Prozeßgegner iſt, die vorzulegende Urkunde beſitzt (§ 429 RO). Die Vorlegung von 
Urkunden durch den Prozeßgegner regelt dagegen das in den $$ 424ff. J PO angeordnete Ver⸗ 
. in welchem die Vorlegung dem Prozeßgegner durch einen Gerichtsbeſchluß aufgegeben 


& 809 
Wer gegen den Befiger einer Sache einen Anſpruch in Anſehung der 
Sache hat oder ſich Gewißheit verſchaffen will, ob ihm ein ſolcher Anſpruch 
zusteht, kann, wenn die Beſichtigung der Sache aus dieſem Grunde für ihn 
von Intereſſe iſt, verlangen, daß der Beſitzer ihm die Sache zur Beſichtigung 
vorlegt oder die Beſichtigung geſtattet. 
EI 774 II 606; M 2 880— 801; P 2 770. 


5 1. Unter der Vorlegung einer Sache iſt die Handlung zu verſtehen, wodurch dem andern 
Gegenſtand tatſächlich zur Hand oder doch vor Augen geſtellt und ſeiner ſinnlichen Wahr- 
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nehmung unmittelbar zugänglich gemacht wird (RG 56, 63). Die Geſtattung der Beſichtigung 
unterſcheidet ſich hiervon dadurch, daß der andere jene Handlung ſelbſt vornimmt, der Beſitzer 
hierzu nur feine Einwilligung gibt. Über die Ausführung der Vorlegung und Beſichtigung |. 
die Anmerkungen zu $ 811. Beiwohnung einer Ortsbeſichtigung mit den Sachverſtändigen it 
auch nur im Rahmen von $ 809 zuläffig (RGS 28. 12. 10 V 101/10). 

2. Sache im Sinne des $ 809 iſt die Sache des § 90, ein körperlicher Gegenſtand, und zwar 
jeder körperliche Gegenſtand, die bewegliche wie die unbewegliche Sache, auf welche letztere 
ſich namentlich die „Geſtattung der Beſichtigung“ bezieht. Der Körper eines lebenden 
Menſchen iſt keine Sache; die Perſon kann unter Berufung auf $ 809 nicht gezwungen werden, 
ſich einer körperlichen Beſichtigung zu unterziehen (NG JW 03, 2621; SeuffA 53 Nr 127; Sächſ. 
Arch. 80, 124). Künſtliche Körperteile, die in dauernde feſte Verbindung mit dem menſch⸗ 
lichen Körper gekommen ſind und dadurch ihre Selbſtändigkeit verloren haben, unterliegen nicht 
der Vorlegung. Anders bei abnehmbaren künſtlichen Gliedmaßen. Eine Sache iſt dagegen der 
Leichnam eines Menſchen (RG 54, 117; 16, 151). Über Exhumierung Rc 16, 152; 71, 20 
und Geuffl 56, Nr 119. Die Vorlegung von Urkunden iſt in $810 zum Teile beſonders geregelt, 
kann aber auch für $ 809 in Betracht kommen, wenn der zweite Fall des Rechtes auf Vorlegung 
(A 5) gegeben iſt. 

3. Gegen den Beſitzer: Beſitzer iſt hier richtiger Anſicht nach (a. M. Staudinger Al 20 u. a.) 
zunächſt nur der unmittelbare Beſitzer ($ 854), der allein zu einer Vorlegung imſtande iſt (be⸗ 
ſtritten). Häufig wird gerade der mittelbare Beſitzer derjenige ſein, der von dem unmittelbaren 
die Vorlegung verlangk. Bei einer juriſtiſchen Perſon ſind nicht die Perſonen des Vorſtandes, 
ſondern die durch fie vertretene Körperſchaft unmittelbare Beſitzer (RG 83, 248). Der mittel- 
bare Beſitzer ($ 868) kann als Vorlegungsgegner in Frage kommen, und zwar allein, wenn der 
unmittelbare Beſitzer zum Beſitze der Sache jenem gegenüber nicht berechtigt, ſondern nur ber⸗ 
pflichtet iſt (der Verwahrer). Bei Mitbeſitz Mehrerer nach $ 866 iſt jeder Mitbeſitzer zur Vor⸗ 
ict e verpflichtet. Iſt der Beſitzer zugleich Eigentümer, ſo ſteht das ſeiner Verpflichtung 
nicht entgegen. 

4. § 809 gibt das Recht auf Vorlegung einer Sache in zwei Fällen. Der erſte ift, daß dem 
Vorlegungsſucher ein Anſpruch in Anſehung der Sache gegen den Beſitzer zuſteht. Anf pruch 
ift das Recht, von einem andern ein Tun oder Unterlaſſen zu verlangen ($ 194). Ob das Recht, 
das dem Anſpruche zugrunde liegt, dinglicher oder perſönlicher Natur, ob der Anſpruch ein be⸗ 
dingter oder unbedingter iſt, iſt gleichgültig. Auch ein Vorkaufs⸗ oder Wiederkaufsrecht iſt jedenfalls 
im Sinne des nicht allzu eng aufzufaſſenden $ 809 als ein (bedingter) Anſpruch anzusehen (a. M. 
Dierſchke, Vorlegung von Sachen S. 43). R& 69, 401. Der Anſpruch muß nun a) gegen 
den Beſitzer der Sache zuftehen; ein Anſpruch gegen einen Dritten, der nicht der Beſißer iſt 
begründet das Recht, von dem letzteren die Vorlegung zu verlangen, nicht. Der Anſpruch mul 
dem Vorlegungſucher b) in Anſehung der Sache zustehen; dazu iſt nicht erforderlich, daß 
die Sache das eigene des Vorlegungsſuchers ausgehen). Die Vorlegung von Aufzeichnungen 
und Notizen, die eine andere Perſon ſich bei den Verhandlungen über ein Rechtsgeſchaft fur 
ihre privaten Zwecke gemacht hat, kann nicht verlangt werden, RG DRechtspfl 1937, 1020 

5. Der zweite Fall eines Rechtes auf Vorlegung einer Sache nach $ 809 ift, daß der Vor 
legungsſucher ſich Gewißheit verſchaffen will, ob ihm ein Anſpruch gegen den Beſitzer in An⸗ 
ſehung der Sache zuſteht. So wenn es ſich um Feſtſtellung der Identität der im Beſitze des Bor 
legungsgegners befindlichen Sache mit einer dem Vorlegungsſucher verlorengegangenen (ver 
laufene Haustiere) handelt, oder wenn die Erben eines Schriftſtellers ſich vergewiſſern wollen, 
ob ihnen aus dem Geſichtspunkte des Urheberrechts der Anſpruch zusteht, dem dritten Denke” 
von Briefſchaften des Erblaſſers deren Benutzung und Veröffentlichung zu unterſagen (RS 60, 
401). Die Möglichkeit, daß ein Anſpruch in Anfehung der Sache beſteht, genügt hier. Aber 
die Vorausſetzungen des Anſpruchs muüſſen ſoweit bereits vorhanden ſein, daß nur noch die de 
fihtigung des richtigen Gegenſtandes hinzukommen muß, um den Anſpruch „gewiß“ zu machen. 
Häufig wird in dieſem zweiten Falle des $ 809 das Vorlegungsverlangen auf mehrere gleichartige 
Gegenſtände oder einen ganzen Inbegriff von Sachen gerichtet ſein. Auch eine Urkunde kann 
Gegenſtand der Vorlegung aus dieſem Grunde fein (. A J). 3 

6. Die Beſichtigung muß für den Vorlegungsſucher aus einem der in den A 4 u. 5 behandelten 
Gründe von Intereſſe ſein. Ein rechtliches Intereſſe iſt hier nicht verlangt, auch nicht ein u 4 
mögensintereſſe, aber ein durch den Anſpruch des Vorlegungſuchers oder feinen Wunſch, 1. = 
einen ſolchen ſich Gewißheit zu verſchaffen, begründetes beſonderes und ernſtliches Intereſſe t 
der Beſichtigung. Unter Umſtänden kann dieſes aus der Natur des Anſpruchs ohne weiter 1. 
hervorgehen (Beſichtigung von Sachen, in bezug auf die dem Vorlegungsſucher Rechte wa 
10 . Über Teilnahme an Beſichtigung durch Sachverſtändigen zur Vorbereitung 

10 28. 12. 10. 5 

7. Den Beſitz der Sache durch den Beklagten, den eigenen Anſpruch in Anſehung der Gadır 
oder die feſtſtehenden Merkmale des Anſpruchs, über den er ſich Gewißheit verſchaffen 1 
das Beſichtigungsintereſſe muß der Vorlegungſucher beweiſen; eine bloße Glaubhaftma 
genügt nicht (a. M. Staudinger A ). 


Vorlegung von Sachen 8$ 809, 810 641 


8 810 


Wer ein rechtliches Intereſſe daran hat, eine in fremdem Beſitze befind- 
liche Urkunde einzuſehen, kann von dem Beſitzer die Geſtattung der Einſicht 
verlangen, wenn die Urkunde in feinem Intereſſe errichtet oder in der Urkunde 
ein zwiſchen ihm und einem anderen beſtehendes Rechtsverhältnis beurkundet 
iſt oder wenn die Urkunde Verhandlungen über ein Nechtsgeſchäft enthält, 
die zwiſchen ihm und einem anderen oder zwiſchen einem von beiden und 
einem gemeinſchaftlichen Vermittler gepflogen worden find. 

E 1 775 II 096; M 2 801, 892; P 2 771775. 


I. § 810 behandelt das Recht auf Vorlegung einer im Beſitz eines Dritten befindlichen 
Urkunde. Mit einer Abſchrift braucht ſich der Berechtigte nicht zu begnügen. Er kann grund⸗ 
fäplic auch Vorlegung der ganzen Urkunde verlangen. Er ſtellt eine Erweiterung gegenüber 
3 809 dar. Über den Vegriff der Vorle gung |. 9809 A 1, über den Beſitz ebenda A3. Urkunde 
iſt an ſich jede ſinnliche Verkörperung einer Gedankenäußerung in dauernden Zeichen. Für § 810 
kommt jedoch allein die ſchriftliche Urkunde in Betracht, wie aus den weiter aufgeſtellten Er⸗ 
forderniſſen hervorgeht, und zwar diejenige ſchriftliche Urkunde, die Ausſagen über Rechtsgeſchäfte 
i enthält. Die Vorlegung anderer Urkunden kann nur nach $ 809 verlangt 
werden. 

2. Für das Recht auf Vorlegung einer Urkunde zum Zwecke der Einſicht, d. i. der unmittel⸗ 
baren Kenntnisnahme von ihrem Inhalt, iſt in $ 810 zunächſt ein rechtliches Intereſſe an der 
Einſicht erfordert. Ein ernſtliches Intereſſe ſchlechthin, wie nach $ 809, genügt nicht; die Einficht 
der Urkunde muß geeignet ſein, den Vorlegungſucher in der Verfolgung oder Verteidigung eines 
Rechtes zu fördern. Dieſes Intereſſe wird anerkannt, wenn der Vorlegungſucher behauptet, die 
Urkunde ſei gefälſcht und die Unechtheit noch nicht feſtſteht, RG VII 208/30 6. 2. 31. Ein ver⸗ 
mögensrechtliches Intereſſe iſt nicht notwendig, das Intereſſe darf vielmehr ſelbſt im öffentlichen 
Recht begründet ſein. Ein rechtliches Intereſſe an der Einſicht einer Urkunde iſt für den Vor⸗ 
legungſucher nicht vorhanden, wenn dieſer den Inhalt der Urkunde bereits genau kennt. Wenn 
die Vorlegung ihm erſt dazu dienen ſoll, Unterlagen für eine Rechtsverfolgung gegen den Beſitzer 
der Urkunde zu ſammeln, wird vom R& ein anzuerkennendes berechtigtes Intereſſe verneint. 
Allerdings wird damit der Gegner genötigt werden, dem Kläger Stoff zur Begründung ſeiner 
Klage zu liefern, wozu er nicht verpflichtet iſt (RG 135, 192; Warn 1912 Nr 304; 1913 Nr 317; 
Gruch 49, 832). Bei Geltendmachung des Vorlegungsanſpruchs müſſen aber auch die Intereſſen 
des Verpflichteten billige Rückſichtnahme finden, insbeſondere darf die Beſichtigung nicht weiter 
ausgedehnt werden, als das Intereſſe des Berechtigten erfordert. Die Rückſichtnahme kann 
möglicherweiſe auch dazu führen, daß ein dritter Beauftragter, etwa ein Sachverſtändiger, die 
Einſicht vornimmt. Eine Einſichtnahme von Teilen der Urkunde, die gegen Treu und Glauben 
verſtößt, kann nicht verlangt werden. # 

8. Das rechtliche Intereſſe des Vorlegungſuchers an der Einſicht der Urkunde Amel N 
Er, $ 810 dieſem ein Recht auf Vorlegung in drei Fällen, in die der Begriff der Gemeinſchaft⸗ 
ichkeit der Urkunde, der in $ 387 Nr 2 der BRD v. 30.1. 77 aufgeſtellt war, auseinandergelegt 
worden iſt. Das BGB hat hiermit nicht eine Einengung des bisherigen Vorlegungsrechts, ſondern 
nur eine beſtimmtere Umgrenzung beabſichtigt, die einer vorſichtigen entſprechenden An⸗ 
wendung der Beſtimmung nicht im Wege ſteht (Prot 2, 775). Die gemeinſame Grundlage 
der drei Fälle iſt das Beſtehen eines Rechtsverhältniſſes, an dem der Vorlegungſucher beteiligt 
iſt; ein Anſpruch, wie in $ 809, iſt dagegen nicht erfordert. . 
in a) Der erfte der drei Fälle iſt, daß die Urkunde im Intereſſe des Vorlegungſuchers errichtet 
Ki: Der Zweck der Errichtung, nicht der Inhalt der Urkunde, iſt alfo maßgebend; ſie muß gefertigt 
en. um dem Vorlegungſucher als Beweismittel zu dienen (RG 69, 401); doch iſt nicht erforderlich, 

aß ſie ausſchließlich dem Intereſſe des Vorlegungſuchers zu dienen beſtimmt iſt (vgl. RG 50, 334). 
Ein Heiſpiel für dieſen erſten Fall des § 810 iſt die über einen Vertrag zugunſten Dritter (Lebens- 
guelicherung) errichtete Urkunde. Die Handakten des Rechtsanwalts find nicht im Intereſſe des 

kachtgebers errichtete Urkunden (RG Warn 1912 Nr 304). N 
N Der zweite Fall des Vorlegungsrechts des $ 810, daß in der Urkunde ein zwiſchen dem 
vorlegungſucher und einem andern beſtehendes Rechtsverhältnis beurkundet iſt, iſt im Gegen⸗ 
atze zu dem erſten auf eine objektive Beziehung des Urkundeninhalts zu einem Rechtsverhält⸗ 
Me, an dem der Vorlegungſucher beteiligt iſt, abgeftellt; eine ſubjektive Beziehung der Er. 

chtung der Urkunde zu dem Rechtsverhältniſſe braucht nicht obzuwalten (R& 89, 1, iterben). 
A5 letztere muß ferner nicht ein zwiſchen dem Vorlegungſucher und dem Beſitzer der Urkunde, 
5 ſo dem Vorlegungsgegner, beſtehendes fein, wenngleich dies die Regel bilden wird; es kann 
lin mit einem Drikten beſtehen. Der Urkunde muß alſo zwar ein Charakter der Gemeinſchaft⸗ 
keit zukommen, aber nur einer ſolchen zwiſchen dem Vorlegungſucher und irgendwem; der 
Vom, tommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Lobe.) 41 
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Vorlegungſucher muß die eine Partei des beurkundeten Rechtsverhältniſſes ſein. Daß das ganze 
Rechtsverhältnis in der Urkunde beurkundet ſei, iſt auch hier nicht notwendig; es genügt, daß 
ihre Beurkundung eine objektive und unmittelbare Beziehung zu dem Rechtsverhältniſſe hat 
(Recht des Bürgen auf Vorlegung einer Urkunde, die eine Zahlung auf die Hauptſchuld betrifft; 
RG 56, 109; 117, 332). Auch das iſt nicht ſchlechthin erforderlich, daß das Rechtsverhältnis noch 
beſteht und daß es rechtswirkſam iſt, ſofern nur die Urkunde eine rechtsgeſchäftliche Feſtſtellung 
bezweckte und in erſterem Falle das Rechtsverhältnis noch Wirkungen in der Gegenwart äußert. 
Unter dieſen Vorausſetzungen gehören hierher alle Vertragsurkunden, Schuldſcheine, Quittungen, 
Protokolle über Generalverſammlungen von Vereinen, insbeſondere aber auch die Handelsbücher 
eines Vollkaufmanns, die die von ihm gemachten Geſchäfte zu beurkunden, in gewiſſem Sinne 
zu öffentlichem Glauben feſtzuſtellen beſtimmt ſind, wogegen die von einem Minderkaufmanne 
geführten Bücher nur den Wert privater Aufzeichnungen haben, denen der Beurkundungs⸗ 
charakter abgeht (RG 23. 10. 03 II 496/03). Das Recht auf Vorlegung der Geſchäftsbücher 
einer Aktiengeſellſchaft iſt zugeſprochen worden einem früheren Vorſtandsmitgliede der letzteren, 
das von ihr wegen Verletzung aktienrechtlicher Pflichten in Anſpruch genommen war, weil die 
Bücher die urkundliche Unterlage für die Darlegung der ganzen Geſchäftsführung des Vorſtandes 
bilden (RG Warn 08 Nr 465), das Recht auf Vorlegung der Handelsbücher des Geſchäftsherrn 
dem Handlungsagenten (88 84ff. HGB; RG 87, 10), dem ausgeſchiedenen ſtillen Geſellſchafter 
(RS 12. 3. 26 11 304/25), das Recht auf Vorlegung der Geſchäftsbücher des Ehemanns der 
gütergemeinſchaftlichen Ehefrau, weil fie über den gemeinſchaftlichen Erwerb Auskunft geben 
(RG 50, 334), das Recht auf Vorlegung erbſchaftlicher Verwaltungsbücher den Miterben (RG 
89, 1). Die Nachprufung einer vorgelegten Bilanz durch Einſichtnahme in die Geſchäftsbücher 
kann regelmäßig nur innerhalb einer angemeſſenen Friſt nach Vorlegung der Bilanz verlangt 
werden, RG 117, 332. Keinen urkundlichen Charakter haben die Bücher, in denen ein Fabrikant 
über die Prüfung fertiger Ware auf ihre Güte und Brauchbarkeit zu inneren Betriebszwecken 
Eintragungen macht (RF 4. 1. 07 VII 174/06). Beurkundungswert haben die Handakten eines 
Rechtsanwalts für die Zwecke der Koſtenerſtattung, ferner gerichtliche Entſcheidungen für das 
Rechtsverhältnis der Parteien, das Dienſtregiſter des Gerichtsvollziehers für den Empfang eines 
Auftrags (RSS 7, 252). Bei Akten öffentlicher Behörden kommt es darauf an, ob fie lediglich 
dem inneren Dienſte der Behörden oder den öffentlichen Intereſſen der Staats⸗ oder Kommunal“ 
verwaltung dienen oder ob fie zugleich auch Urkundszwecke für private Rechtsverhältniſſe haben 
(Alten der Gerichte, Standesämter, Auseinanderſeungsbehörden, vgl. Rh Seuff A 49 Nr 214). 
c) Unter den dritten Fall der Urkundenvorlegungspflicht, daß die Urkunde Verhandlungen 
über ein Rechtsgeſchäft enthält, die zwiſchen dem Vorlegungſucher und einem andern oder 
zwiſchen einem von beiden und einem gemeinſchaftlichen Vermittler gepflogen worden ſind, 
gehört vornehmlich der geſchäftliche Schriftwechſel eines Mäklers (vgl. hinſichtlich der Handels- 
mäkler $ 102 HGB), aber auch jeder andere Briefwechſel über Rechtsgeſchäfte, an denen der 
Vorlegungſucher als Partei beteiligt iſt. Über Ausweisurkunden auf Grund des Stellenver⸗ 
mittlergeſetzes v. 2. 6. 10 vgl. R St 48, 55. Hierher gehören nicht Notizen, die bei der Verhand⸗ 
lung über ein Rechtsgeſchäft für private Zwecke gemacht worden find, R& 152, 213; 135, 188. 
4. Über den Fall, daß die Vorlegung einer Urkunde verlangt wird, um ſich durch deren 
Einſichtnahme Gewißheit über einen Anſpruch in Anſehung ihrer zu verſchaffen, 
80 N A U u. 5. Wegen der Beweispflicht des Vorlegungſuchers gilt das zu $ 809 A! 
eſagte. 
5. Das Verlangen auf Vorlegung der Urkunde und Geſtattung ihrer Einſicht kann auch auf 
Vertrag beruhen. Ferner kommen als beſondere Vorſchrifken neben § 810 in Betracht 
HGB 89 45—47, 102; BGB $$ 79, 1563, 1953, 1957, 2010, 2081, 2146, 2228, 2264, 2384. 


$ 811 


Sie Vorlegung hat in den Fällen der 88 809, 810 an dem Orte zu erfolgen, 
an welchem ſich die vorzulegende Sache befindet. Jeder Teil kann die Vor“ 
legung an einem anderen Orte verlangen, wenn ein wichtiger Grund vorlie 

Die Gefahr und die Koſten hat derjenige zu tragen, welcher die Vorlegung 
verlangt. Der Beſitzer kann die Vorlegung verweigern, bis ihm der andere 
Teil die Koſten vorſchießt und wegen der Gefahr Sicherheit leiſtet. 

E 1 776 II 607; M 2 808; P 2 776—779. zet allt 

1. $ 811 gibt Einzelregeln über Ort, Gefahr und Koſten der Vorlegung. Die Vorſchrif 97, 
nur für die in 88 809 und 810 begründete geſetzliche Vorlegungspflicht. Ein zwiſchen den = 
teien beſtehendes Vertragsverhältnis kann Abweichendes erfordern. Über die Erfüllung 
Vorlegungspflicht des Beſitzers und die Ausübung des Beſichtigungs⸗ und Einsichtnahme! tige 
des Vorlegungſuchers enthält ſich das BGB weiterer Beſtimmungen. Der Vorlegungspfuch 


Vorlegung von Sachen $$ 810, 811 643 


Phiſche Ortsbezirk zu verſtehen, der durch landesgeſetzliche Gebietseinteilung beſtimmt wird; 
einen reichsrechtlichen Begriff der Ortseinheit gibt es nicht (RG 67, 190). An welcher beſonderen 
Stelle dieſes Ortes die Vorlegung zu erfolgen hat, iſt nicht vorgeſchrieben und beſtimmt ſich 
gemäß § 242 nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte (Prot 2, 778); ſie braucht 
nicht gerade in den Wohn- oder Geſchäftsräumen des Verpflichteten zu geſchehen. Aus wichtigen 


können in der Beſchaffenheit der Sache oder in perſönlichen Verhältniſſen beſtehen. Im Prozeſſe 
au die Vorlegung, auch wo fie nicht von dem Prozeßgegner zu bewirken iſt, vor dem Prozeß ⸗ 
ichte. 

8, Die Gefahr und die Koſten der Vorlegung hat nach $ 811 A 2 in jedem Falle der Vor⸗ 
legungfucher zu tragen, in deſſen Intereſſe die Vorlegung, die immer einen Eingriff in das Privat- 
rechtsgebiet eines andern enthält, erfolgt. Koſtenvorſchuß und Sicherheitsleiſtung, deren 

brechtigtes Verlangen dem Vorlegungsgegner das Recht der Verweigerung der Vorlegung 
is zu ihrer Leiſtung gewährt, Können ſelbſtverſtardlich nur gefordert werden, wenn überhaupt 
Koſten der Vorlegung oder Gefahren der Beſchädigung oder des Verluſtes der Sache oder Urkunde 
zu erwarten ſtehen. Auf andere Gefahren und Koften (ſo durch Gebrauchsentziehung der Sache 
für den Beſitzer während der Dauer der Vorlegung) bezieht ſich § 811 nicht. 


Vierundzwanzigſter Titel 
Ungerechtfertigte Bereicherung 


Vorbemerkung 


8 1. Das Weſen des Bereicherungsanſpruches. Während nach römiſchem Recht die condietio 
uf Rückgewähr einer beſtimmten Sache gerichtet war, geht der auf Bereicherung 
dritte Anſpruch nach B08 auf Ausgleich der Bereicherung, wennſchon die Ausge⸗ 
dag ng dieſes Anſpruchs im einzelnen nach den Motiven Bd. II S. 829 „in Anſchluß“ an 
an römiſche Kondiktionenſyſtem erfolgte. Dies kann als die heute herrſchende Auffaſſung 
1 delehen werden, Ne benzahl, das Erfordernis der unmittelbaren Vermögensverſchiebun 
unt er Lehre von der ungerechtfertigten Bereicherung (1930) S. 39. Der Bereicherungsanſpruc 
15 erſcheidet ſich auch von der gemein- und preußiſch-rechtlichen Verwendungsklage, die 
2 den Mot. ir S. 871ff. von den Geſetzgebern des BGB ausdrücklich abgelehnt worden iſt. 
wo bedeutet aber ſelbſtverſtändlich nicht, auch dort einen Bereicherungsanſpruch zu berjagen, 
tun, (ÖL mit dem Tatbeſtand einer ſolchen Verwendungsklage zuſammenfällt. Der Vereiche⸗ 
Verddanſpruch jeist eine Vermögensverſchiebung zwiſchen zwei Perſonen voraus, die das 
1 en ber einen mindert, das der anderen vermehrt; Collatz, Die ungerechtf. Vermögens- 
jedcchie ung (1899); Heck, Grundriß des Schuldrechts. Sie kann durch Verſchiebung eines 
ſolchen zermögenswertes bewirkt werden, namentlich gehören auch Anwartſchaftsrechte zu 
den Vermögenswerten. Die Verſchiebung kann eine unmittelbare ſein, aus dem Vermögen 
eine men in das des anderen unmittelbar, ohne Zwischenstation übergehen, fie kann aber auch 
Vgl nur mittelbare fein, durch einen Mittler herbeigeführt werden (letzteres vom R@ beftritten). 
hierzu Nebenzahl aa. Sie liegt alſo auch dann vor, wenn die Verſchiebung die Urſache 
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wird für einen Vermögensgewinn des Erwerbers, den ohne ſie der andere erhalten hätte, oder 
für einen Vermögensverluſt, der ohne fie nicht den Entreicherten, ſondern den Bereicherten 
getroffen hätte. Die Vermögensverſchiebung geſchieht in all dieſen Fällen auf Koſten des Ent⸗ 
reicherten. Es handelt ſich hier um einen Vorgang auf rein wirtſchaftlichem Gebiete. Ob der Emp⸗ 
fänger bereichert iſt, beantwortet ſich nach dem Ergebnis einer Vergleichung des Vermögens 
ſtandes des Herausgabepflichtigen zur Zeit des Empfanges der Leiſtung und der Zeit der Rechts- 
hängigkeit des Anſpruches, $ 818 Abſ 4. Maßgebend für den Vergleich iſt diejenige Vermögenslage, 
die ſich namentlich auch unter Berückſichtigung der Leiſtung und Gegenleiſtung und der durch ſie 
1 Vorteile und Nachteile als wirtſchaftlicher Geſamterfolg ergibt, Rc HR 
1933 Nr 997, 1008, 1180, 1576. N 

Nun kann es Fälle geben, in denen das Belaſſen bei dieſer Vermögensverſchiebung zum Nach- 
teil des einen und Vorteil des anderen wider das Billigkeitsgefühl verſtößt. Die Billigkeit 
erheiſcht dann einen Ausgleich des geſchaffenen Zuſtandes auf wirtſchaftlichem Gebiete, und 
dieſem Ausgleich dient der Bereicherungsanſpruch des 24. Titels des BOB. Er ift ſomit 
zwar eine Rechtseinrichtung des geſetzten Rechtes und nur dort und dann gegeben, wo ihn das 
Geſetz zuläßt, wie jeder andere Anſpruch des bürgerlichen Rechtes; aber ſeinem Weſen nach i 
dieſer geſetzlich geformte Anſpruch ein Erzeugnis des Billigkeitsrechtes und ſteht deshalf 
beſonders unter der Regel von Treu und Glauben im Verkehr. Vom Geſichtspunkt der Billigkeit 
aus ſind ſeine einzelnen Regelungen erfolgt, wobei allerdings der allgemein gehaltene Billigkeits 
ſatz, niemand dürfe ſich zum Schaden eines anderen bereichern, nicht maßgebend ift, da die Aus 

leichung eines Schadens hier überhaupt nicht in Frage ſteht. Aber die Anwendung der Grund⸗ 
ſitze von Treu und Glauben auch bei der ungerechtfertigten Bereicherung wird gerade durch 
RG 135, 376 betont. In Übereinſtimmung mit RG 63, 361; 86, 348 nennen Planck Vorbem 1 
die Bereicherung „innerlich nicht gerechtfertigt“, andere „nach materieller Gerechtigkeit nicht ge 
rechtfertigt“. Als eine Billigkeitseinrichtung ſieht den Bereicherungsanſpruch ferner an Dernburg, 
Das bürgerl. Recht II 2 S. 722; Enneccerus, Lehrb. d. bürgerl. R. (1927) ©. 627; Stieve, 
Der Gegenſtand des Ber.⸗Anſpr. (1899) S. 94; Stammler, Zur Lehre v. d. unger. Bereich. IN 
Feſtſchr. f. Fitting ©. 132; Klingmüller, Der Begriff des Rechtsgrundes (1901); Nebenzahl, 
Das Erfordernis der unmittelbaren Vermögensverſchiebung in der Lehre von der ungerecht 
fertigten Bereicherung (1930) S. 33; Larenz, Vertrag u. Unrecht, Bd. 2, Die Haftung ſüt 
Schaden u. Bereicherung; Nipperdey, Zur Neugeſtaltung des Rechts der unger. Bereicherung, 
Jahrbak DR 1937, 29; JAk d 1938, 104. Ebenſo NG in DZ 1934 Sp 145. Gegen die Be; 
gründung aus der Billigkeit namentlich Jung in Feſtgabe f. RO Bd. 3 S. 155; Preisler, 
Über die Anrechnung der Gegenleistung auf d. Ber.⸗Anſpr. (1929) S. 16, 57. Aus dem 
Begriff der Billigkeit heraus ſieht nun das Geſetz eine ausgleichsbedürftige Vermögens 
verſchiebung in den Fällen der 95 812 ff., wenn fie ohne rechtlichen Grund, d. h. ohne dureh 
ein rechtswirkſames Obligationenverhältnis begründet zu ſein, erfolgt iſt, ſodann wenn der 
Empfang der die Vermögensverſchiebung bringenden Leiſtung gegen ein Verbot oder die 
guten Sitten verſtößt, $817. Und für die Vornahme des Ausgleichs verlangt die Billigten 
daß er nicht eine andere Unbilligkeit dadurch hervorruft, daß der Vereicherte nunmehr eine Gn 
buße an ſeinem Vermögensſtande erleidet, wie er vor der Vermögensverſchiebung ee 
$ 818 Abſ 3. Dieſe wichtigen Grundſätze der $$ 812 und 817 einerſeits und $ 818 Abſ 3 anderel, 
Ihr 1 zuſammen und ſowohl § 812 als $ 817 iſt ſtets mit der Einſchränkung des 5 815 
zu leſen. 

2. Bermögensverſchlebungen ohne rechtlichen Grund. Das Geſetz kennt Vermögensven 
ſchiebungen, die mit dem verſchobenen Vermögensgegenſtand eine Zuſtandsveränderung bringe 
die, obwohl ſie nicht auf einem zwiſchen den Parteien beſtehenden obligatoriſchen Rechten 8 
niſſe beruhen, Dritten gegenüber gleichwohl als rechtswirkſam geſchützt werden. Zu ef 
Regelung führten Erwägungen des Schutzes der Verkehrsſicherheit. Die Berechtic 
dieſes Grundes ift allerdings umſtritten. Damit iſt ein Intereſſengegenſatz zwiſchen den * en 
ſchaftlichen Intereſſen der Perſonen, unter denen die Vermögensverſchiebung ſtattfand und 4 
Intereſſen des Verkehrs gegeben. Sollen beide zu ihrem Recht kommen, muß der dingli 5 en 
ſchützte Zuſtand aufrechterhalten bleiben, der Ausgleich auf wirtſchaftlichem Gebiete zwiſchen 5 
Parteien aber durch den forderungsrechtlichen Bereicherungsanſpruch erfolgen, $ 812. e 
Ungerechtfertigte Vermögensverſchiebung (1899); Klingmüller, Der Begriff des Rechtsgengg ). 
(1901); Stutz, Die Rechtsbeziehungen des Eigentümers zum nichtberechtigten Beſitzer d 
Gegen den Grund der Verkehrsſicherheit auch Rumpf aaO. S. 347. 
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oder nichtig war oder aus irgendwelchem Grunde ſpäter wegfällt. Die Nichtigkeit kann 
u. a. auch auf § 134 und § 138 beruhen, und zwar auch ohne daß eine Geſetzesumgehung 
von den Parteien beabſichtigt war. Hierunter fällt z. B. der ſogenannte „Kaſtellan⸗ 
vertrag“ RG 39, 268; 67, 323. Da nun das Recht davon ausgeht, daß jeder Ver⸗ 
mögensverſchiebung ein ſie berechtigendes Verpflichtungsverhältnis zur Erreichung eines 
wirtſchaftlichen Zweckes zugrunde liegen muß, fo erſcheint eine ohne ſolche Verpflichtung vor⸗ 
genommene Verſchiebung vom wirtſchaftlichen Geſichtspunkte aus unbillig und daher wird zum 
Ausgleich der Bereicherungsanſpruch gegeben, RG 104, 103. Dieſes Verpflichtungsverhältnis 
braucht aber nicht notwendig auf einer obligatoriſchen Bindung zu beruhen. Nach Jung 
aaO, ſoll dieſer Fall der alleinige Grund für den Bereicherungsanſpruch fein. Die „ſonſtige 
Weiſe“ nach $ 812 lann aber in anderem beſtehen, z. B. in der Verpflichtung, eine Vermögens⸗ 
verſchiebung zu dulden, wie ſie z. B. bei lauterem Wettbewerb ſtattfindet. Für $ 817 kommt 
der Grund der Verſchiebung überhaupt nicht in Betracht. Der Gerichtsvollzieher verſchafft dem 
Erſteher Etgentum an der Sache, auch wenn dieſe nicht dem Schuldner gehört, RG 156, 395. 
Nach der regelmäßigen und volkstümlichen Auffaſſung der Parteien bilden jedoch Grund⸗ 
geſchäft und Erfüllungsgeſchäft eine wirtſchaftliche und pſychologiſche Ein⸗ 
heit, ſo daß die Unſittlichkeit und Verbotswidrigkeit des Grundgeſchäfts auch das Erfüllungs⸗ 
geſchaft nichtig macht, Rumpf, Die reichsger. Rechtſprechung zu § 138 und 8 817 Archf. 
Zib. Praxis Bd. 117,337,371; NG Gruchot 54,887; 57,916; SeuffArch 71 Nr 209; R 70, 55 
6, aus der geſetzlichen Unterſcheidung des Erfüllungsgeſchäfts vom Kaufgefchäft folgt keines⸗ 
wegs, daß von Willensmängeln des Grundgeſchäfts das Erfüllungsgeſchäft nicht zugleich mit⸗ 
ergriffen werden könne“); R& 57,97; RG Warneyer Entſch 1910 Nr 102; Rt. Recht 1904 
Nr 2856; EG ZW 1934, 2269? Anm von Plum hierzu. 
b) Ebenſo liegt es, wenn die dingliche Zuſtandsveränderung bei dem verſchobenen Ver⸗ 
mögensgegenſtand auf Vermiſchung, Verbindung (auch durch Einzug eines Bienenſchwarms), 
erarbertung beruht, $$ 946 ff., wobei es wiederum gleichgültig iſt, ob die Verſchiebung durch 
eine Leiſtung des Entreicherten oder auf andere Weiſe erfolgt iſt. Hier erfolgt die Ausgleichung 
ſchon nach 8 951. Es liegt kein Rechtsgrund in objektivem Sinne vor. Vgl. Krawielicki, Un⸗ 
entgeltlichleit im Bereicherungsrecht, IheringsJahrb Bd 31 (1931) S. 362. Wer in der Zwangs⸗ 
verſteigerung ein Grundſtück erſteht, hat den nach den Bedingungen nicht mitverſteigerten Be⸗ 
ſtandteil durch das Meiftgebot ohne rechtlichen Grund erworben, das Meiſtgebot ift nicht das 
Entgelt für den Erwerb (ſo R& 97, 65). £ 
) Wenn weiter jemand in gutem Glauben von einem nicht Verfügungsberechtigten 
auen Gegenſtand erwirbt, wird ebenfalls mit Rückſicht auf die Verkehrsſicherheit der gutgläubige 
de werb geſchützt („Hand wahre Hand“), der wirtſchaftliche Ausgleich aber wird nach 8 812 durch 
en Vereicherungsanſpruch gegeben, $ 816. 0 . 4 
d) Iſt endlich bei einem Rechtsgeſchäft die Herbeiführung eines beſtimmten Erfolges 
Vertragsinhalt, Klingmüller aaO. S. 31ff.; R 66, 132; 132, 33 (bei gegenſeitigen Ver⸗ 
trägen), ſo iſt der Beſtand der obligatoriſchen Bindung von Erreichung dieſes Erfolges abhängig 
und entfälkt, wenn er nicht eintritt, $ 815 (causa data causa non secuta). Es fehlt der Rechts⸗ 
Hand in fubjektivem Sinne. Daher erfordert auch hier die Billigkeit den Ausgleich durch den 
ereicherungsanſpruch. 
da Vermögens verſchiebung gegen ein geſetzliches Verbot oder die guten Sitten, $ 817 (con- 
bertio ob turpem vel iniustam causam). Der hier gegebene Bereicherungsanſpruch ist durchaus 
wiſchieden von dem in 88 812ff. angeordneten. Es liegt ein Rechtsgrund ſowohl in objektivem 
b m ſublektivem Sinne vor. Der Anspruch ift gegeben, wenn der Zweck der Leiſtung in der Art 
Sitimmt iſt,daß der Empfänger durch die Annahme gegen ein geſetzliches Verbot oder die guten 
188 6 verſtößt. Das kaun geſchehen, ohne daß zugleich das Grundgeſchäft ſelbſt nach $$ 134 und 
mö nichtig iſt, MG 60, 276; 78, 353; 88, 251; 89, 198; 96, 345, ein rechtlicher Grund für die Ver⸗ 
Grlensverſchiebung alſo vorliegt und der Tatbeſtand des $ 812 nicht gegeben ift. Wäre auch das 
d es 8 geschäft nichtig, wäre zwar der Bereicherungsanſpruch nach $ 812 begründet, die Anwendung 
m; $ 817 aber nicht ausgeſchloſſen. Das Vorliegen dieſes Tatbeſtandes braucht auch die Ver⸗ 
dies dis vorſchiebung nicht immer nach $$ 134, 138 nichtig zu machen, RG 63, 185; 68, 100. Wäre 
grit der Jall, läge eine Vermögensverſchiebung überhaupt nicht vor. Es iſt nun aus Billigkeits⸗ 
fi uden ſeloſtverſtändlich, daß eine Vermögensverſchiebung der Art, wie fie $ 817 Satz 1 an- 
flint nicht bei dem Empfänger belaſſen werden kann. Dies verſtößt nur dann nicht gegen das 
Verba wege fühl, wenn auch der Leiſtende, ebenſo wie der Empfänger, gegen ein geſetzliches 
Der 81 guten Sitten verſtoßen hat, $ 817 Satz 2. Über Ausnahmen wieder hiervon 
dahn Gegenſtand des Bereicherungsanſpruches ift eine Leiſtung des Bereicherten, nämlich 
0 9 0 den Unterſchied zwiſchen der Entreicherung des einen und der Bereicherung des anderen 
Berpreimangabe der Grundſätze unter 1 auszugleichen. Die Bereicherung wird durch das 
hen 


er haben ı M es gegenwärtigen Vermögens des Schuldners mit dem Vermögen gefunden, das 
u vür 3 


de, wenn der Vereicherungsfall nicht eingetreten wäre. Hierbei ift maßgebend das 
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wirtſchaftliche Ergebnis. Die Nachteile, die im Zuſammenhang ſtehen mit dem Tatbeſtand, 
den die Bereicherung bringt, vernichten die Bereicherung. Zweck des Bereicherungsanſpruchs 
iſt nicht, die rechtliche Nichtigkeit eines Geſchäfts geltend zu machen, ſondern die Wirkung eines 
tatſächlich erfolgten Vermögensübergangs für die Zukunft zu beſeitigen, Klingmüller aad. 
S. 96, 100. Gegenſtand des Anſpruches auf Herausgabe i. ©. von $ 812 iſt alfo nicht das in fein 
Vermögen gelangte „Etwas“ körperlicher oder unkörperlicher Natur; auch nicht die „Bereicherung“, 
die überhaupt nur ein Maß⸗ und Rechnungsbegriff ift, kein der Herausgabe fähiges Etwas; a. M. 
Planck Vorbem 3. Die Beſchränkung des Anſpruches in § 818 Abſ 3 auf die Bereicherung will 
nicht den Gegenſtand als ſolchen, ſondern ſeine Vorausſetzungen kennzeichnen. Nur in dieſem 
Sinne kann man den Bereicherungsanſpruch ſchlechthin als Wertanſpruch bezeichnen und ihn 
nach ſeiner Höhe als wandelbar und ermittlungsbedürftig hinſtellen, RG 114, 382; 118, 185; 
JW 1932, 17248. 

5. Die Durchführung des Ausgleiches in dem in § 818 Abſ 3 angegebenen Maße nach feiner 
Art beſtimmt das Geſetz nicht erſchöpfend, läßt dafür vielmehr die beſtehenden anderweitigen 
geſetzlichen Vorſchriften, z. B. § 951, und das Bedürfnis des Einzelfalles maßgebend fein. Es 
anerkennt aber folgende verſchiedene Wege zur Durchführung. 

a) In erſter Linie iſt der verſchobene Gegenſtand, der eine Vermehrung des Vermögens 
bewirkt hat, in Natur zurückzugeben. Er ift das „Etwas“, das $ 812 beſonders im Auge hat, 
und der Gegenſtand, den $ 818 Abſ. 2 meint. Aber die Herausgabe in Natur muß den Ausgleich 
erfüllen können, darf einerſeits nicht über die Beſeitigung der Bereicherung hinausgehen, NÖ 
54, 137; Schulz, Arch. f. ziv. Praxis 105 S. 476, und muß andererſeits dieſe voll wettmachen. 
Bewirkt die Herausgabe mehr als die Beſeitigung der Bereicherung, ſo braucht ſie nur Zug um 
Zug gegen Leiſtung des entſprechenden Wertunterſchiedes durch den Herausgabeberechtigten 
zu erfolgen; reicht ſie nicht aus, ſo iſt außerdem der Wertunterſchied durch eine entſprechende 
weitere Leiſtung des Herausgabepflichtigen (in der Regel in Geld) zu ergänzen. Zutreffend hierzu 
Weintraud, Die Saldotheorie (1931) S. 24. Unrichtig wäre es aber in dieſem Falle, 
die Herausgabepflicht in Natur überhaupt zu verneinen, ſo Preisler, Über die 
Anrechnung der Gegenlieferung auf den Bereicherungsanſpruch (1929) S. 12. Ebenſowenig 
entſteht ein Zurückbehaltungsrecht. Dieſe verſchiedenen Möglichkeiten ergeben ſich namentlich 
daraus, daß bei Feſtſtellung, ob eine Bereicherung vorliegt, allein der zur Zeit der Geltendmachung 
des Anſpruches vorhandene, nicht der zur Zeit der Hingabe vorhandene Wert des in Natur zurück⸗ 
zugebenden Gegenſtandes in Betracht kommt. Unrichtig R JW 1934 Sp 145, wenn es jagt, 
die Saldotheorie komme erſt in Frage, wenn die beiderſeitigen Leiſtungen nicht in Natur zurück 
gegeben werden könnten. Iſt die Bereicherung dadurch herbeigeführt worden, daß jemand ohne 
rechtlichen Grund durch Hinterlegung zu feinen Gunſten eine Rechtspoſition erlangt hat, mi 
er durch Einwilligung in die Auszahlung des hinterlegten Betrags den Vorteil ausgleichen, 9 
HRR 1938 Nr 1528. 

Die Verpflichtung zur Herausgabe des Gegenſtandes in Natur wird vom Geſetz in $ 818 
Abf. 1 auf die tatſächlich gezogenen Nutzungen ausgedehnt, $ 100, und das, was der Empfänger 
auf Grund eines erlangten Rechtes erworben hat. Denn auch dieſer Vermögensgewinn! 
nach Ausführungen unter 1 als Bereicherung auf Koſten des Entreicherten zu betrachten. 
RG 129, 310; 137, 210; 141, 310; RG JW 1937, 3138 u. Reinhard ZAk DR 1938, 508 über die 
verſchiedenen Anſichten des Reichsgerichts, Planck-Brodmann Anm 1b zu $ 993. 

b) Iſt die Herausgabe in Natur nicht mehr möglich, fo hat der Empfänger das heraus’ 
geben, was er als Erſatz dafür erlangt hat (Surrogationsprinzip). Dieſer rechtliche Grundſaf 
gilt allgemein, nicht nur bei $ 818 Abſ. 1, ſondern z. B. auch bei $ 718 Abf. 2, § 281 Abf. 
und entſpricht der Billigkeit. gan 

e) Endlich iſt der Wert des Erlangten zu erſetzen, wenn feine Herausgabe nicht mehr mögl! x 
ift und kein Erſatz dafür erlangt wurde. Das gilt auch für den Fall, daß das Erlangte Geld wal, 
aber in den erlangten Geldſtücken nicht mehr vorhanden iſt, Stoll in JW 1927, 1810. — 

d) Schwierigkeit bereitet die Durchführung des Ausgleiches bei der Behandlung der eg 5 
leiſtung für die Frage, ob eine Bereicherung vorliegt oder nicht. Die Schwir i 
keit beruht meiſt darauf, daß der Gegenſtand des Bereicherungsanſpruches nicht erkannt ir 
und die Frage, ob eine Bereicherung vorliegt, nicht völlig getrennt gehalten wird von der, 1 
bei ihrer Bejahung die Ausgleichung erfolgt. Läßt man den Anſpruch auf Rückgabe des an 
fangenen Leiſtungsgegenſtandes gehen, jet es in Natur oder feinem Werte nach, jo mu und 
notwendig zwei Anſprüche annehmen, die ſich gegenüberſtehen, den Anſpruch auf Lee der 
den auf die Gegenleiſtung, und kann eine Verbindung zwiſchen beiden nur nach den Rege 1 
Aufrechnung oder Zurückbehaltung zulaſſen. Das iſt die Zweikondiktlonentheorie, All em. 
namentlich auch von Dertmann, Komm S. 1040 und DJZ 1915 Sp 1063; v. Tuhr, eiff 
Teil 11 1 in Feſiſchrift f. Bekker; Schneider in Jherings Jahrb. 61, 179; Achilles Gren 
(1927) zu $ 813; Preisler, Über die Anrechnung der Gegenleiſtung auf den Bereicher meines 
ſpruch (1929) vertreten wird. Läßt man dagegen, wie hier, den Anſpruch auf Ausgleichen eren 
unbillig auf Koſten eines anderen durch Bereicherung des einen und Verminderung des an 
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entitandenen Vermögensunterſchied gehen, fo liegt nur ein Anſpruch vor, nämlich der Aus⸗ 
gleichanſpruch, und dieſer richtet ſich notwendig allein gegen den, der bereichert iſt im 
Verhältnis zum Vermögensſtand vor der auf Koſten des anderen ſtattgefundenen Überführung 
des Erlangten in ſein Vermögen. Ob dies der Fall iſt, ergibt ſich aber nur aus der Feſtſtellung 
eines Überſchuſſes, bei der Errechnung des Saldo im Vergleich der beiden Vermögenslagen 
vorher und nachher. Bei dieſer Feſtſtellung des Saldo find dann alle durch die Vermögensver⸗ 
ſchiebung erwachſenen Vorteile und Nachteile, ſoweit fie mit iht in Zuſammenhang ſtehen, zu be⸗ 
rückſichtigen, und hierzu gehören notwendig auch die Gegenleiſtungen. Dieſe find dann nicht 
mehr Gegenſtand eines ſelbſtändigen Herausgabeanſpruches, ſondern bloße Abzugspoſten für die 
Berechnung des Saldo. Gemeinhin und regelmäßig auch vom RG wird ein urſächlicher Zu- 
ſammenhang verlangt. Für die Berechnung der Bereicherung kommt es nur darauf an, daß die⸗ 
ſelbe Urſache, die zu einem rechtloſen Vermögenszuwachs beim Bereicherten geführt hat, auch zu 
einer Verminderung ſeines Vermögens, zum Unterbleiben des ſonſt eingetretenen Erwerbs von 
Nutzungen Anlaß gegeben hat, RG 141, 310. Es iſt aber dabei mit Weintraud and. S. 66ff. 
auf die wirtſchaftliche Einheit des ganzen Vorganges abzuſtellen. Was das Leben 
zuſammengefügt hat, darf der Juriſt nicht ſcheiden. Alle Aufwendungen, die in wirtſchaftlichem 
Zuſammenhang mit dem Empfang einer ungerechtfertigten Bereicherung ſtehen, müſſen an⸗ 
rechenbar ſein. Beſteht dieſe etwa in dem Abbau von Kohle, ſo mindern alle Unkoſten, die auf 
der Geſamtgewinnung liegen und kaufmänniſch bei der Preisberechnung einkalkuliert werden, 
die Bereicherung, Rh HRR 1938 Nr 1532. So auch RG 75, 361; 93 S. 32 u. 319; OS Hamb 
Seuffa 76 Nr 21, 24. Geldunterſchlagung durch einen rechtsgeſchäftlichen Vertreter beſeitigt 
nach RG 5. 6. 33 V 266/32 (RR 1933 Nr 1843) die durch Zahlung des Geldes zu Händen des 
Vertreters eingetretene Bereicherung des vertretenen Zahlungsempfängers bis auf den dieſem 
gegen den Vertreter verbliebenen Erſatzanſpruch. So auch RG 65, 297. Immerhin kommt es 
hier auf den Einzelfall an. Die Unterſchlagung kann auch ein außer allem urſächlichen Zuſammen⸗ 
hang ſtehendes Ereignis ſein. Nach Vorgang des früheren Bearbeiters dieſer Erläuterungen, 
Mansfeld, ſpricht man hier von einer Saldotheorie. Sie wird u. a. vertreten von Dern⸗ 
burg, Enneccerus, Soergel, Staudinger, Endemann, Planck, Pleſſen, Warneyer, 
Crome, v. Mayr, Stieve, Maenner, Ebbecke, Stiebe, Bolze, Schulz (vgl. An- 
führungen bei Preis ler), Weintraud-Lorenz, Vertrag u. Unrecht II S. 123. Es darf dabei 
aber nicht außer acht gelaſſen werden, daß der „Saldo“ und die „Bereicherung“ nicht Gegen- 

and des Herausgabeanſpruchs ſind, wie allgemein auch von den Anhängern der Saldotheorie 
behauptet wird, ſondern lediglich der Feſtſtellung dient, ob und in welchem Umfange 
überhaupt eine Bereicherung vorliegt, während dann die Durchführung des Aus- 
gleiches, der allein Gegenſtand des Anſpruchs ift, in der unter a —e dargelegten Weise zu erfolgen 
hat. Eingehend über die Saldotheorie neuerdings Weintraud, Die Saldotheorie (1931) in Studien 
d. Erläut. d. bürgerl. Rechts, der insbeſondere die Rechtſprechung des RG behandelt. Das Reichs⸗ 
gericht vertritt überwiegend die Saldotheorie (vgl. Rd 54, 141; 60, 291; 72,65; 86, 344; 94, 253; 
105,31; 129,307; 135,377; 137,336; 139, 208; 140, 161; JW 1910, 28311; 1911, 58324; 1915, 9187; 
1918, 1325; Warn 1918 Nr 24; 1921 Nr 43; SeuffA 76 Nr 26; Gruch 55, 963; Recht 1911 Nr 3309; 
1916 Nr 383, 1334; 1918 Nr 701; HR 1933 Nr 1008, 811. Eine Ausnahme macht nur der VI. 

S JW 1930, 13 (= R 117, 112), RG 2. 10. 37 V 17/37 (HRR 1938 Nr 5) ohne die Entſcheidung 
er Vereinigten Zivilſenate anzurufen. In der Literatur wird dem Reichsgericht von verſchiedenen 
Seiten der Vorwurf ungenügender Analyſierung des Tatbeſtandes gemacht. Habe bei einem 
nichtigen Kaufvertrage, jo wird ausgeführt, der Käufer den Preis für die Sache gezahlt, fo ſei 
* t der Erwerb der Sache die Urſache der Zahlung, vielmehr ſei die Zahlung erfolgt, weil ſich 
— Käufer irrig für verpflichtet angeſehen habe. Sei, wie bei Geſchäftsunfähigkeit des Verkäufers, 
auch das Erfüllungsgeſchäft nichtig und habe der Käufer den Wert der Sache erſt durch Weiter⸗ 
eräußerung erlangt, fo ſei fie bis dahin der Vindikation ausgeſetzt geweſen, wobei der Verkäufer 
Az inſoweit, als er durch den Preis noch bereichert fei, eine Einrede der Zurückbehaltung habe 
euvärtigen müſſen. Warum ſich ſeine Lage durch die Weiterveräußerung verſchlechtern ſolle, 
euchte nicht ein (vgl. v. Tuhr Feſtgabe für Bekker 307, Allg. Teil II 1, 358, Schneider Iherings⸗ 
Jahrb 61, 179, Oertmann Komm 5818 A 3ac, DIZ 1915, 1063 ſowie in JW 1918, 132; 1919, 
1 Dieſe Erwägungen können nicht gebilligt werden. Daß für die Vindikation etwas anderes 
85 als für die Bereicherungsklage, hat nichts Befremdliches (vgl. Maenner DZ 1916, 
d 2). Wird die Bereicherung durch jede Ausgabe und jeden Nachteil gemindert, der mit 
hir Erwerb in urſächlichem Zuſammenhange fteht (ogl. A7 unter 1), ſo liegt ein ſolcher 
Fuſaumenhang auch bei der Gegenleiſtung vor. Es iſt nicht richtig, daß der Käufer im 
ine l eines nichtigen Kaufvertrags den Preis nur zu dem Zwecke zahle, um feine ber- 
obe e Verpflichtung zu erfüllen; er zahlt ihn zugleich, um der Sache teilhaftig zu werden 
Bat fie, wenn er fie ſchon empfing, zu behalten. Ohne die Ausſicht hierauf würde er die 
3 nicht vornehmen. Übrigens beſchränkt ſich die Frage nicht auf das nichtige Kauſalgeſchäft, 
die de ommt, wenngleich ſeltener, auch beim gültigen vor, wo der Anſpruch jedes Teiles auf 
Leiſtung von der Bewirkung der Gegenleiſtung rechtlich abhängt. Dahin gehören von den 
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angeführten Entſcheidungen die Fälle der cond. ob causam datorum, wenn die auflöſende Be⸗ 
dingung des gegenſeitigen Vertrags eintritt (Warn 1921 Nr 43) oder ſein Zweck ſich erledigt 
(SeuffA 76 Nr 26). Was aber die Nichtigkeit des Erfüllungsgeſchäfts angeht, ſo wird dadurch 
an der Kauſalität nichts geändert. Gewiß erlangt derjenige, der eine Sache von einem unerkannt 
Geſchäftsunfähigen kauft und gegen Zahlung des Kaufpreiſes übergeben erhält, hierdurch nur 
den Beſitz, und ebenſo gewiß wird durch den Wert, den ihm die Weiterveräußerung einbringt, 
nicht der Beſitz, ſondern das Eigentum erſetzt (vgl. RG 98, 135). Beſtehen bleibt aber, daß nach 
der Abſicht der Vertragſchließenden ſchon die Zahlung des Kaufpreiſes an den geſchäftsunfähigen 
Eigentümer dem Käufer den bezeichneten Wert verſchaffen ſollte. Das Geſetz verſagt dieſem 
Willen die rechtliche Anerkennung; die Tatſache, daß das Geld aufgeopfert und dem Eigentümer 
geleiſtet wurde, um den Wert von ihm zu erlangen, muß es hinnehmen. Bilden ſomit für die hier 
zu entſcheidende Frage die beiden Kaufverträge ein einheitliches Geſchäft, ſo erledigen ſich die 
Angriffe, die in der Literatur gegen die Saldotheorie erhoben find (vgl. auch Enneccerus $ 441 
A 1). Auf der andern Seite wird dieſe Theorie durch Gründe rechtspolitiſcher Natur ſtark unter⸗ 
ſtützt. Der praktiſche Unterſchied zwiſchen den beiden Auffaſſungen tritt hervor, wenn die Gegen⸗ 
leiſtung des Beklagten ganz oder zum Teil untergegangen oder minderwertig geworden iſt. Würde 
man die Zweikondiktionentheorie zugrunde legen, ſo wäre dies der Schaden des Beklagten, der 
nunmehr einen Gegenanſpruch nur noch inſoweit erheben konnte, als der Kläger bei Erlangung 
der Kenntnis von der Grundloſigkeit ſeines Erwerbs bereichert wäre (§ 819). Nach der Saldo⸗ 
theorie dagegen ſteht die Höhe des Abzugspoſtens durch den Wert der Gegenleiſtung im Beit- 
punkt ihrer Hingabe feſt und wird durch ihre weiteren Schickſale nicht berührt (unklar und wider ⸗ 
ſpruchsvoll RG 94, 253). Gerade dies entſpricht den Anforderungen der Billigkeit, die freilich 
bei der römiſchen condictio ohne Beachtung blieben, für den modernen Bereicherungsanſpruch 
aber ſchon vor dem BGB durch das Reichsgericht zur Geltung gebracht worden ſind (vgl. wegen 
des preußiſchen Rechtes RG 32, 319, wegen des gemeinen RG 44, 144). Da die Klage keine 
certa res (certa pecunia) und noch weniger den Schaden des Klägers ins Auge faßt, vielmehr 
einzig und allein die Bereicherung des Beklagten ausgekehrt wiſſen will, muß der Beklagte alles 
abziehen dürfen, was er durch das Geſchäft verloren hat, gleichgültig, ob dem Verluſt ein Gewinn 
des Klägers gegenüberſteht oder nicht. Namentlich bei Verträgen mit heimlich Geiſteskran⸗ 
ken, womit ſich ein großer Teil der Entſcheidungen beſchäftigt (vgl. RG 32, 319; 60, 284; 72, 61; 
86, 343; JW 1910, 28311; 1918, 1325; Gruch 55, 963), wäre ohne dieſen Satz der Geſchäftsgegner 
völlig ſchutzlos. Nun ſcheinen zwar in den Fällen der Anfechtung eines Vertrags wegen arg⸗ 
liſtiger Täuſchung ebenſo dringende Gründe für die entgegengeſetzte Behandlungsweiſe zu 
ſprechen. In einer Reihe von Urteilen wird hervorgehoben, man habe es dem mit der Kondik⸗ 
tion belangten Betrüger zu überlaſſen, ſeine Rechte geltend zu machen, die er dann nur auf das 
richten könne, was von der Gegenleiſtung beim Klaͤger noch vorhanden oder (zu ergänzen iſt: 
nachdem der Kläger von der Anfechtungsmöglichkeit Kenntnis erlangt hatte, vgl. 89 142 Abſ 2 
819) durch deſſen Verſchulden verlorengegangen ſei (vgl. R 49, 424; 59, 92; 94, 310; RG Ri 
1910, 799%; 1919, 3774; Warn 1910 Nr 406; 1915 Nr 304; 1918 Nr 181). Obgleich dieſe Urteile 
nicht grundſätzlich von der Saldotheorie abweichen wollen, befolgen ſie doch in Wahrheit die 
Zweikondiktionentheorie. Irgendeine Nötigung dazu liegt aber nicht vor. Das praktiſche Be 
dürfnis, dem ſie dienen möchten, wird durch die Deliktsfrage befriedigt. Der Betrogene, der 
angefochten hat, ift auf die Kondiktion nicht beſchränkt; nach $ 823 Abſ 2 verb. mit StOB $ 263 
oder nach $ 826 kann er Schadenserſatz beanſpruchen, alſo (ogl. $ 249) verlangen, fo geſtellt zu 
werden, wie wenn er den Vertrag nicht geſchloſſen hätte (vgl. $ 123 A 5 unter a; Vorbem vor 
88 823ff. A 4e). Alles, worum ihn der Abſchluß des Vertrags und deſſen Erfüllung geſchädigt 
haben, iſt ihm hiernach zu erſetzen, während er ſich die Gegenleiſtung nur ſoweit ſie ihm zugute 
gekommen iſt, anzurechnen braucht. Eine Klage, mit der ſolches gefordert wird, muß als Schadens 
erſatzklage aufgefaßt werden, mag ſie ſich auch als Kondiktion bezeichnen. Wegen dieſes Schein, 
bedürfniſſes einen Zwieſpalt in das einheitliche Recht des Bereicherungsanſpruchs hineinzu⸗ 
tragen, iſt verfehlt. — In prozeſſualer Beziehung folgt aus der Saldotheorie, daß der 
Beklagte die Gegenleiſtung, auch wenn ſie in Geld beſteht, der auf Geldzahlung gerichteten Klage 
noch in der Berufungsinſtanz entgegensetzen kann. Handelte es ſich um Aufrechnung, fo bebit * 
er hierzu der Zuſtimmung des Klägers (ZPO $ 529 Abſ 3). Iſt ferner nur ein Teil des behauptete 

Guthabens beanfprucht, fo darf der Kläger den Beklagten wegen eines Gegenpoſtens auf ze 
nicht eingeklagten Teil des Anſpruchs verweilen (RG Recht 1918 Nr 701; bei Aufrechnung wir 
ihm dies nach der herrſchenden Anſicht nicht erlaubt, vgl. RG 66, 266; 80, 394). Daß ein 24) 
1 ſih 10 Empfang des Beklagten unzuläſſig iſt (RG 54, 142; RG Recht 1916 Nr 13% 
ergibt ſich nach beiden Theorien aus ZPO §§ 301, 302. 

6. Der Bereicherungsanſpruch iſt ein ſelbſtändiger Anſpruch. Er iſt anderen Anſprachad 
weder ſubſidiät, wie z. B. v. Mayr, Der Bereicherungsanſpruch des bürg. Rechts S. 356 N 
Dertmann, Komm, annehmen, noch ſchließt er ſolche aus, NG 48, 139; NG DJ 1938, 598; dig 
1919, 715. Übereinſtimmend Planck⸗Landois Anm 6 zu $ 812. Es liegt auch kein note 
alternatives Verhältnis mit anderen in dem Sinne vor, daß entweder nur der Bere 
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rungsanſpruch oder nur der andere Anſpruch geltend gemacht werden konnte, vielmehr ift häufig 
auch die kumulative Geltendmachung zuläſſig. Nur gilt dann der Grundſatz des Concursus 
duarum causarum lucrativarum; die Erfüllung des einen Anſpruchs tilgt nach ihrem Umfang 
auch den andern. Dieſe Selbſtändigkeit des Anſpruchs gilt ſowohl dort, wo die Anſpruch begrün⸗ 
denden Tatſachen die gleichen find, als dort, wo weitere Tatbeſtandsmerkmale hinzukommen, die 
einen beſonderen Anſpruch begründen. Es kann aber freilich dann das Verhältnis auch ein der⸗ 
artiges ſein, daß nur der aus dieſem Tatbeſtand fließende Anſpruch gegeben iſt und der Tatbeſtand 
für einen Bereicherungsanſpruch ausgeſchloſſen iſt. Bei mehreren Anſprüchen unterliegt jeder 
einer eigenen Verjährung R Di 1938, 15998; HRR 1938 Nr 1110. Die Mehrheit von 
Anſprüchen auf Ausgleichung der Bereicherung und auf Leiſtungen andern Inhalts liegt bei⸗ 
ſpielsweiſe in folgenden Fällen vor. 

a) Der Anſpruch auf Herausgabe einer Sache, der dem Eigentümer zuſteht, 88 985 ff. 
Ergreift die Nichtigkeit eines Vertrags auch das dingliche Übereignungsgeſchaft, jo iſt der Be⸗ 
reicherungsanſpruch aus $ 812 ausgeſchloſſen, weil der Beſitzer das Eigentum nicht erlangt hat, 
dieſes nicht auf Koſten des Anſpruchsberechtigten in ſein Vermögen übergegangen iſt. Eine 
Herausgabe in Natur auf Grund von $ 812 kommt alſo nicht in Frage. A. M. RG 129, 311. 
Schon bei den Römern wurde die res vindicatio in einem die condietio ausſchließenden Verhaltnis 
zu ihr aufgefaßt. Auch die Herausgabe der Nutzungen regelt ſich nur nach $ 987, nicht nach 
$ 818 Abſ 1, R IW 1912, 69016, ebenſo die Herausgabe des Erſatzes nur nach 8 281. Vgl. hierzu 
Dölle in Feſtg. f. NG Bd. III S. 22. Weiter werden durch §818 auch die Schadenserſatz⸗ 
anſprüche nach § 989 nicht ausgeſchloſſen, Behr in IR 1933 S. 242. Wenn aber die Nichtigkeit 
des Grundvertrags nicht das dingliche Übereignungsgefchäft ergreift, fo ift das Eigentum über- 
16 1305 und für § 812 auch neben dem Eigentumsanſpruch Raum, RG JW 1928, 24378, 

heiu 

b) Dagegen fließt der Anſpruch auf Herausgabe auf Grund des früheren Beſitzes nach 
90 1006 die Bereicherungsklage nach $ 812 niemals aus, da der Beſitz in das Vermögen des Be⸗ 
rechtigten auf Koſten des früheren Beſitzers übergegangen iſt. Hier konnen alſo ebenfalls beide 
Anſprüche, ſowohl § 812 als $ 1006, geltend gemacht werden. So auch Planck A5 Vorbem zu 

812. RG 98, 131; 129, 311. ö 

e) Der Erfüllungsanſpruch aus einem Vertrag ſchließt den Bereicherungsanſpruch allerdings 
aus, RG 1908, 403“, vgl. RE in JW 1934, 6325, daher ift auch ein Übergang von der einen 
Rage zur andern unzuläſſig, R JW 1905, 20815. Aber die Anſprüche aus $$ 346ff. bei Rück⸗ 
ititt von einem Vertrag bleiben neben den Bereicherungsanſprüchen beſtehen, insbeſondere 
bleibt auch für den Gegner das Recht aus $ 348. 5 0 
„ d) Die Anſprüche aus der Geſchäftsführung nach $ 683 ſchließen die Anſprüche wegen 
„ereicherung nicht aus. Das Gegenteil ift auch aus § 684 nicht zu entnehmen, wo für den Fall, 
daß der Tatbeſtand des $ 683 nicht vorliegt, der Bereicherungsanſpruch gegeben wird. Dieſe 
Zulaſſung hier bedeutet noch nicht notwendig den Ausſchluß dort, will nicht beſagen, daß nur 
m Falle des g 684 der Vereicherungsanſpruch zuläffig fein ſoll. So auch Planck aaO. A 5. 
en 55 es ſonſt neben einem Vertragsanſpruch keinen Bereicherungsanſpruch, RG in HRR 

r 1577. 


1 e) Die Anſprüche auf Schadenserſatz aus 9 823 bleiben, wenn die Vorausſetzungen hierfür 
orliegen, gleichfalls neben dem Bereicherungsanſpruch beſtehen. NG HRR 1938 Nr 1110. 
undſätzlich ift jeder Anſpruch nach eignen Vorſchriften zu beurteilen. Die Verjährung des 
meicherungsanſpruchs richtet ſich nicht nach dem eines tatbeſtandlich damit zuſammentreffenden 
8 chadenserſatzanſpruchs. Es kann aber gegen einen verzögert geltend gemachten Bereicherungs⸗ 
uͤſpruch die Einrede unzuläſſiger Rechtsausübung geltend gemacht werden. Nach R& 71, 358 ſoll 
Be r Übergang von dem einen zum andern Anſpruch keine Klagänderung bedeuten. Nur für den 
8 gadenserſatzanſpruch gilt übrigens $ 255. Nach Planck A 4 zu 9818 ſoll er auch für den Wert⸗ 
ag ier entſprechend anwendbar fein. > 4 2 
anın In $ 964 tft bei dem dort genannten geſetzlichen Eigentumserwerb ein Vereicherungs⸗ 
G Pruch nicht aufgeführt. Er muß daher auch als ausgeſchloſſen angefehen werden. A. M. Gerda 
Ppert in Gruchots Beitr 1932 S. 425. 1 
1 1. Auch in zahlreichen anderen geſetzlichen Vorſchriften werden anſpruchbegründende Tat- 
dg für einen Ausgleich ſtattgefundener Vermögensverſchiebung angegeben. So a) in BGB 
540 96 Abſ 3; 325 Abſ 1; 327 Saß 2; 516 Abſ 2 Saß 3; 527 Abſ 1; 528 Abi 1 Saß 1. 531 Abſ 2; 
für Abſ 2; 628 Abſ 1 Satz 3; 682; 684 Satz 1; 852 Abſ 2; 951 Abſ 1 Satz 1; hier wird die Durch⸗ 
hrung des Ausgleichs in den Fällen der $$ 946—950 beſonders geregelt; 977 Satz 1; 988; 993 
105 1,1301 Sat 1; 1399 Abſ 2; 1455; 1487; 1519; 1549; 1584 Abf 1 Satz 2; 1973 Abſ 2 Satz 1; 
190 2021; 2196; 2287 Abſ 1; 2329 Abſſ1 Satz 1. Vgl. Jun A Die Bereicherungsanſpruͤche 
b 8. 121; Pleſſer, Die Grundlage der modernen Kondition (1909. 
von 5 Jener finden ſich in verſchiedenen Nebengeſetzen Vorſchriften über die Zulaſſung 
5 ereicherungsanſprüchen, zum Teil mit weſentlichen Abänderungen der Regelung nach BGB. 
8. B. Verlagsre higeſ vom 19. 6. 1901 8 37; Gef betr. Urheberrecht an Muſtern und Mo- 
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dellen vom 11. 1. 1876 F 14; Geſ betr. Urheberrecht an Schriftwerken vom 11. 6. 1870 818; 
Wechſelordnung vom 21. 6. 33 Art. 89; Scheckgeſ vom 14. 8. 33 Art. 58. — In BROS 717 
Abs. 3 wird ein ſelbſtändiger Tatbeſtand aufgeftellt, der die Erſtattungspflicht erſchöpfend regelt. 
Die Beſchränkungen des $ 813 gelten nicht, NG 139, 22. Wo in anderen geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
gen eine Tatſache angeführt wird und dabei lediglich eine Bezugnahme auf die allgemeinen Be⸗ 
reicherungsvorſchriften erfolgt, was in der Regel durch die bloße Anordnung eines Bereicherungs⸗ 
anſpruches geſchieht, ſo ſoll dies nur den Umfang der als feſtgeſtellt angenommenen Heraus⸗ 
gabepflicht bedeuten, RG 81, 204. 

c) Die Rückforderung zuvielgezahlter Verſorgungsgebührniſſe (gemäß d. Beamten- 
geſetz 26. 1.37 u. Wehrmachtverſorgungsgeſ v. 26. 8. 38 u. anderen) erfolgt nach BGB 88 812ff., 
weil der Empfänger ungerechtfertigt bereichert iſt. Die Einrede der fehlenden Bereicherung nach 
$ 818 Xbf 3 iſt nicht begründet, auch die Verjährung des Anſpruchs erfolgt erſt nach $ 194. Reichs⸗ 
verſorgungsgericht 20. 9. 38; ZAk DR 1939, 63. 

8. Ausgeſchloſſen iſt der Vereicherungsanſpruch allgemein, wenn er dazu dienen ſoll, einen 
Rechtsverluſt wettzumachen, der mit Rückſicht auf die Verkehrsſicherheit vom Recht 
zum Untergang gebracht worden iſt. Denn damit würde der Zweck dieſes Ausſchluſſes, 
nach gewiſſer Zeit Ruhe zu Schaffen, vereitelt werden, RG 70, 352; Warn 1920 Nr 151. Dies 
gilt für die Verjährung RG 128, 211; 135, 347 (z. B. Verjährung des Wandlungsanſpruchs), 
d. M. RG 71, 358 bei Verjährung aus § 852 Abſ 2, und für die Ausſchlußfriſten. Die Frage, 
ob es auch für die Erſitzung gilt, iſt beſtritten. Die einen meinen, wenn der zur Erſitzung führende 
Eigenbeſitz ohne Rechtsgrund erworben wurde, ſei ein Bereicherungsanſpruch nach $ 812 auch 
nach der Erſitzung noch zuläſſig, d 937 gebe keinen rechtlichen Grund i. S. von § 812 ab. Oert⸗ 
mann, Vorbem zu § 812 und LZ 1933 Sp 887. Andere halten dagegen den Rückforderungs⸗ 
anſpruch auch in dieſem Falle grundſätzlich für ausgeſchloſſen, weil nach dem Zwecke der Erſitzungs⸗ 
regelung der Eigentumserwerb ein endgültiger ſein ſoll und im Intereſſe der Rechtsſicherheit 
eine Beruhigung aller Verhaltniſſe eintreten müſſe. Das RG 130, 69 vertritt den erſteren Stand⸗ 
punkt, weil nicht anzunehmen ſei, daß der Erſizungserwerb gegenüber dem Traditionserwerb 
bevorzugt werden wollte. Gegen dieſe erſtere Auffaſſung aber zutreffend Brodmann bei Planck 
Bd. III zu 9937 A3; Mügel in JW 1933, 1230; Haymann, ZW 1931, 1030; Krückmann L8 
1933 Sp 618. Über die ganze Frage eingehend Gutzeit, Erſitzung und Bereicherungshaftung 
(1928) und Gerda Göppert, Gruchots Beitr. 1932 S. 425, die jedoch dem RG zuftimmt. 

Weiter kann auch Treu und Glauben im Verkehr dazu führen, eine Verwirkung eines 
entſtandenen Bereicherungsanſpruchs anzunehmen. Wenn die Vermögensverſchiebung von dem 
Entreicherten abſichtlich dazu ausgenutzt wird, um den Bereicherten zur Erwerbung von Nutzun⸗ 
gen nach $ 818 Abſ 1 zu veranlaſſen, um dieſen Gewinn dann für ſich zu beanſpruchen, alſo um 
aus fremder Arbeit Gewinn zu ziehen, ſo bedeutet das dann leinen von der Billigkeit geforderten 
Ausgleich mehr. Gegen Annahme einer Verwirkung RG 135, 376, aber für Einrede der gegen⸗ 
wärtigen Argliſt, R HR 1938 Nr 1110. 

9. Bereicherungsanſprüche im Gebiet des öffentlichen Rechtes (vgl. Laſſar, Erſtattungs⸗ 
anſpruch im Verwaltungs- und Finanzrecht 1921). a) Unberührt bleiben nach Ech Art 104 die 
landesgeſetzlichen Vorſchriften über Rückforderung zu Unrecht erhobener öffent 
licher Abgaben. Vorfrage ift, ob der Schutz gegen übermäßige Abgabenbelaſtung durch Klage 
bei Gericht gewährt wird. Die heutige Geſetzgebung hat dieſe Aufgabe für die wichtigſten Falle 
in andere Hände gelegt (RAbgO v. 13. 12. 19 8227, vgl. 88 127ff.; R JW 1927 S. 1364, 
1515); auch bisher 0 chon war häufig die Zuständigkeit vor Verwaltungsbehörden oder Verwaltungs 
gerichten angeordnet. Überall aber, wo der Rechtsweg durch geſetzliche Vorſchrift ausge. 
ſchloſſen iſt, kann er nicht dadurch doch wieder eröffnet werden, daß ſich der Rückfordernde auf 
ungerechtfertigte Bereicherung des Gegners beruft (vgl. RG 101, 132; 103 S. 59, 134 mit Nachw.; 
104, 408; 105 S. 35, 38; R JW 1922, 15784; R& 19. 2. 26 VI 526/25). Anders wenn das 
Geſetz, wie nach älterem Recht vor allem bei den Stempelabgaben und der Erbſchaftsſteuer, den 
Rechtsweg zuläßt (vgl. RStempch v. 3. 7. 13 9 110, preuß. Stemp&t® v. 30. 6. 09 8 26, Erbſch⸗ 
Sch v. 3. 6.06 850. Zwar wurde von der Wiſſenſchaft auch früher ſchon die richtige Ani 
vertreten, daß der Anſpruch auf Erſtattung zu Unrecht gezahlter öffentlicher Abgaben, ohne RÜ 

„Jicht auf die Form des Schutzes, feinem Weſen nach ein öffentlich rechtlicher Anspruch ez 
Das war jedoch in der Rechtſprechung noch nicht allgemein n ene und namentlich 2 ? 
Reichsgericht erblickte darin überwiegend eine cond.indebiti (vgl. beſonders RG 76, 275; 93, 2 1 
anderſeits freilich R 30, 174; 76, 121; JW 1912, 64721). Soweit nicht geſetzlich Abweichen 
vorgeſchrieben waren — ſo namentlich Ausſchlußfriſten ſtatt der Verjährungsfriſt, vgl. RG 60 
270, ferner das vom RStempStc aaO. (nicht vom preuß. StempStch und vom Erbſchs 
aufgeſtellte Erfordernis eines Vorbehalts bei der Zahlung (vgl. dazu RG 79, 140) —, 13 18 
es die 98 812ff. an. Daher z. B. die Erwägungen in RG 56, 356 über das Eingreifen des $ tige 
bj 3 und die Perſon des Bereicherten bei Zahlung von Krankenkaſſenbeiträgen an die ume 
Kaſſe. Doch ließ das Reichsgericht nicht außer acht, daß Abgaben, die zur allgemeinen S 1 h 
kaſſe fließen, dem Blicke enlſchwinden, jo daß das Schickſal der gezahlten Einzelbeträge nicht 
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feſtgeſtellt werden kann (RG 72, 153). Es gewährte deshalb nach ſolchen Zahlungen keinen An⸗ 
ſpruch auf Herausgabe gezogener Zinſen (§818 Abſ 1), ſondern billigte gemäß Abſ 4 des 8 818 
in der Regel nur Prozeßzinſen zu (vgl. RG 54, 27; 72, 152; 93, 272; RG Recht 1911 Nr 2326). 
Vor der Rechtshängigkeit ſollte die Zinspflicht nach $ 819 Abſ 1 mit der Kenntnis von der Grund⸗ 
loſigkeit des Habens entſtehen, z. B. bei der Erbſchaftsſteuer mit dem Zeitpunkt, in welchem dem 
Erbſchaftsſteueramt die Rechtskraft eines Urteils unter den Parteien über die Hinfälligkeit der 
beſteuerten Zuwendung bekannt wurde (RG JW 1915, 11988). Wo aber ein ſpäteres Geſetz die 
auf Grund eines früheren geleiſtete Zahlung mit rückwirkender Kraft für Zahlung einer Nicht⸗ 
ſchuld erklärte, wie dies durch RZuwachs StG v. 14. 2. 11 8 68 geſchah, wurde weder $ 818 Abſ 4 
noch § 819 Abj 1 für maßgebend erachtet, vielmehr ſollte hier der Eintritt des Verzugs den 
Zinſenlauf beſtimmen (RG Recht 1913 Nr 2866). b) Anſpruch des Fiskus auf Rückerſtat⸗ 
tung zu Unrecht gezahlter Gehaltszulagen oder ſonſtiger Gebührniſſe. Nach RG 
83, 161 finden die 99 812ff. „unmittelbare oder doch, ſofern der Anſpruch, weil dem öffentlich⸗ 
rechtlichen Beamtenverhältnis entſpringend, als ein öffentlich⸗rechtlicher anzuſehen ſein follte, 
entſprechende Anwendung“. Die Folgerung iſt, daß der Erſtattungsanſpruch, ſofern nicht etwas 
anderes vorgeſchrieben iſt, mit dem Wegfall der Bereicherung nach $ 818 Abſ. 3 erliſcht (vgl. 
NG 83, 159, 85, 196; 90, 316; JW 1911, 32315; RG 19. 3. 12 III 369/11; auch RG 62, 248). 
RG JW 1934, 552. Eine ſtillſchweigende Vorſchrift, daß der Wegfall der Bereicherung un- 
erheblich fein ſoll, nehmen RG 81, 340; Warn 1916 Nr 286; RG 1. 7. 13 III 124/13 dann an, 
wenn bei einem im allgemeinen unpfändbaren und der Aufrechnung entzogenen Anſpruch auf 
Zahlung von Geldern, die erfahrungsmäßig alsbald verbraucht werden, beſtimmt wird, daß 
grundlos geleiſtete frühere Raten gegen eine geſchuldete ſpätere aufgerechnet werden dürfen 
(ogl. MannſchVerſorgch v. 31. 5. 06 $ 40 und NBerfihO v. 19. 7. 11 $ 622). Zu Entih@el v. 
9. 12. 37 über Rückforderung gezahlter Hypothekenzinſen Süß ZAk DR 1938, 19.— Nicht hierher 
gehört e) der Anſpruch, womit der Staat ſowie die Verbände und Anſtalten, die 
nach öffentlichem Recht zur Gewährung von Unterhalt verpflichtet ſind, gemäß den durch 
Art 103 EG aufrechterhaltenen Landesgeſetzen Erſtattung von dem Unterſtützten fordern. 
Es handelt ſich dabei nicht um den Fall der cond. indebiti, wenn der Unterhalt in der irrigen 
Annahme der e gewährt wurde (RGS 72, 336); vielmehr iſt an einen ſpäteren 
Vermögenserwerb des Unterſtützten und an Vorſchriften gedacht, kraft deren die Unterſtützung 
nur vorſchußweiſe geleiſtet wird (RG 75, 84; 76, 70), ebenſo im Falle des RG 106, 384. 
Vgl. auch Becker, Der Anſpruch des Eigentümers auf den Erlös aus unberechtigter Verfügung. 
110. Welches örtliche Recht auf Bereicherungsanſprüche angewendet werden muß, iſt im 
Schrifttum ftreitig (Überficht bei Neuner ZUZB2, 122); auch die Rechtſprechung iſt nicht einheit- 
lich. Eine ältere Anſicht erklärte das Recht des Orts für maßgebend, wo die Vermögensverſchiebung 
erfolgt war. Dem ſchloß ſich anſcheinend R ZIR 18, 159 an; auch RG Warn 1932, 162 nimmt 
noch darauf Bedacht. Andere Meinungen ſprechen ſich für das Perſonalſtatut des Schuldners 
(ogl. dazu RG Warn 1932, 162; OLG 18, 55) oder das Recht am Wohnſitz des Schuldners als 
das Recht des Erfüllungsorts aus. Letzterer Anſicht folgt die Rechtſprechung am häufigſten (ROH 
22, 296; NG 74, 171; SeuffA 92, 205; Warn 1932, 162; auch DOCH Journal Clunet 1938, 352 
für den aufwertungsrechtlichen Ausgleichsanſpruch, der dort als Bereicherungsanſpruch qualifiziert 
wird). Doch ſind alle dieſe Löſungen zu ſchematiſch, um der Vielfalt der Bereicherungslagen 
gerecht zu werden. Schon zwei älteren Urteilen (RG 39, 304; 44, 137) liegt wie ſelbſtverſtändlich 
der richtige Gedanke zugrunde, daß die Frage, ob eine ungerechtfertigte Vermögensverſchiebung 
vorliegt, nur nach dem Recht beurteilt werden kann, dem die Vermögensveränderung als ſolche 
unterſteht. Wenn alſo z. B. auf Grund eines nichtigen Vertrages geleiftet war, jo kann das Vor⸗ 
gen einer ungerechtfertigten Bereicherung nur nach dem Recht beurteilt werden, das über die 
zäächtigkeit dieſes Vertrages beſtimmt. NG 74, 175 erklärt zwar dieſen Geſichtspunkt ausdrücklich 
kr unbeachtlich. Aber das neueſte Schrifttum und die Rſpr halten ihn für entſcheidend. RG 
Seuffel 86, 257 beurteilt demgemäß die Bereicherungsanſprüche nach dem Recht, dem auch das 
i Fundverhältnis unterſteht (vgl. auch RG HRR 1930, 1448; IPRſpr 1930, 50). Dieſer Meinung 
zu folgen. Im Schrifttum wird allerdings vielfach die Anſicht vertreten, nur die Frage, ob 
eine ungerechtfertigte Bereicherung vorliege, entſcheide ſich nach dem Recht des Grundverhält⸗ 
niſſes; ob und inwieweit fie herauszugeben ſei, müſſe nach dem Recht am Wohnſitz des Bereicherten 
eutſchieden werden. Dieſe Anſicht hat aber mit Recht in der Rſpr keinen Anklang gefunden. Sie 
ann durch die Häufung der anzuwendenden Rechte im Einzelfall ſowohl zu einer Verſchärfung 
As auch zu einer Verminderung der Haftung führen, wozu aber kein ausreichender Grund beſteht. 
„IM die Fragen, ob eine ungerechtfertigte Bereicherung vorliegt und ob ſie herauszugeben ſei, 
und gar nicht zu trennen. Sit eine Bereicherung ungerechtfertigt, ſo iſt ſie eben deshalb auch 
berauszugeben; umgekehrt beſteht aber eine Herausgabepflicht auch nur inſoweit, als die Be⸗ 
dacberung mißbilligt wird. — Iſt öſterreichiſches Recht anzuwenden, ſo muß beachtet werden, 
145 die Bereicherungsanſprüche dort nicht einheitlich geregelt ſind (58 877, 1174, 1274, 1431, 
ae OA BGB) und zufolge der Verſionsklage ($ 1041 OA BGG) und der Beſchränkung der 
inrede des Fortfalls der Bereicherung zum Teil weſentlich weiter gehen, als im BGB. (Beitzke).] 


652 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


8 812 


Wer durch die Leiſtung eines andern oder in ſonſtiger Weiſe auf deſſen 
Koſten etwas ohne rechtlichen Grund erlangt, iſt ihm zur Herausgabe ver⸗ 
pflichtet. Dieſe Verpflichtung beſteht auch dann, wenn der rechtliche Grund 
fpäter wegfällt oder der mit einer Leiſtung nach dem Inhalte des Nechtsge⸗ 
ſchäfts bezweckte Erfolg nicht eintritt. 

Als Leiſtung gilt auch die durch Vertrag erfolgte Anerkennung des Be- 
ſtehens oder des Nichtbeſtehens eines Schuldverhältniſſes. 


& 1737 Abj1, 3, 742, 746 Abſ 1, 748, 290 bf 4, 684 Abſ 1, 2 II 797; M 2 829—835, 842, 848, 846, 
851—864, 115, 116, 693, 694; b 2 682— 603, 096—600, 708; 6 199, 

1. Wer etwas erlangt. Die allgemeine Faſſung wird durch die Titelüberſchrift und durch 
1818 näher dahin beſtimmt, daß eine Bereicherung vorliegen muß; dazu genügt aber jeder 
Vermögens vorteil; ihn kann auch jemand erlangen, der am Verfügungsgeſchäft nicht beteiligt ift, 
NG 87, 39; 98,240. a) In erſter Linie handelt es ſich um den Erwerb von Rechten und die 
Befreiung von Pflichten. Die Erlangung von Eigentum, dinglichen Rechten, Forderungen, 
die Freiſtellung von einer Schuld, die Beſeitigung von Pfandrechten, Dienſtbarkeiten oder Eigen⸗ 
tumsbeſchränkungen find die Hauptfälle. Auch Anwartſchaftsrechte kommen in Betracht; 
3. B. kann jemand durch den Verzicht eines andern auf eine Wirtſchaftskonzeſſion in der eigenen 
Vermögenslage gefördert werden (RG Gruch 51, 972); ebenſo durch die Erlangung eines Vor⸗ 
rechts, wenn etwa ein zurücktretender Hypothekengläubiger ihm den Vorrang einräumt (RG 61, 
42; JW 05, 434; RG Recht 1917 Nr 604). Befreiung von einer Schuld führt zur Kondiktion 
bei grundloſem Erlaß der Schuld durch den Gläubiger (RG JW 1911, 48811) oder wenn ein Dritter 
in der irrigen Meinung, dem Schuldner hierzu verpflichtet zu fein, die Schuld gezahlt hat (vgl. 
$ 813 A 6 unter a); dazu kommt in gewiſſen Fällen einer ſog. unechten Geſamtſchuld die Zahlung 
durch denjenigen Schuldner, dem ſie im inneren Verhältnis nicht zur Laſt fällt, z. B. durch den 
Unterhaltsverpflichteten in den Fällen des F 843 (RG JW 09, 13775; 1910, 389%; 1920, 639°; 
Warn 09 Nr 86; vgl. dazu aber RG 92, 402 mit Nachw.) oder durch den Baulaſtpflichtigen in RG 
82, 215; JW 1915, 3255. Der Verzicht auf ein Pfandrecht bewirkt einen bei Grundloſigkeit der 
Zuwendung kondizierbaren Vermögensvorteil für den Verpfänder und damit eine Bereicherung 
im Sinne des § 818 (RG JW 1912, 459%), wenn auch nicht im Sinne des $ 516 (vgl. dort A 4) 
entſprechend verhält es ſich auf ſeiten des Gläubigers mit der Pfandbeſtellung oder Bürgſchafts⸗ 
übernahme. Wegen der abſtrakten Verſprechen vgl. A 10, wegen des vertragsmäßigen Aner⸗ 
lenntniſſes des Beſtehens oder Nichtbeſtehens einer Schuld A 11. Einen Vermögensvorteil 
bedeutet aber auch b) die Erlangung vorteilhafter Rechtsſtellungen, ſelbſt wenn ein 
Rechtserwerb damit noch nicht verbunden iſt, RG 51, 422; 108, 332; HRR 1938 Nr 374; KG 
HR 1938 Nr 1528, z. B. des Rechtsſcheins, den eine unrichtige Legitimation durch Eintragung 
im Grundbuch, bloßes Bucheigentum RG 119, 336; NG in L3 1924 Sp. 292; Dig 1924, 8255 
Recht 1924 Nr 818, Rh JW 1931, 27232 oder Staatsſchuldbuch oder durch Erbſchein verleiht 
(RG 51, 422; JW 1917, 342), die Auflaſſungserklärung ſchon vor Eintrag ins Grundbuch (N 
108, 329); weſſen Recht infolge eines mit dem Geſetz nicht in Einklang ſtehenden Zuſchlagbeſchluſſes 
erloſchen ift, kann einen Vereicherungsanſpruch geltend machen, Rh 153, 252. Auch der Beſitz, 
mag man ihn auch nicht als Recht gelten laſſen, ift ein ſolcher Vorteil (RG Recht 1918 Nr 230); 
Beiſpiele für die cond. possessionis: Rückforderung von Sachen, die der geſchäftsunfähige Kläger 
aus der Hand gab, damit fie der Empfänger in beſtimmter Weile verwendete (RG 98, 131; 105, 19); 
Rückforderung von Depotſcheinen, die der Beklagte auf Grund eines nichtigen Vertrags als 
Sicherheit empfing (OLG 14, 32). Gegen eine Beſitzkondiktion Leut, Geſetzeskonkurrenz Bd 
11912] S. 344. c) Der Vorteil, der im Gebrauch oder Verbrauch fremder Sachen oder 
Arbeitskräfte liegt, enthält eine Bereicherung, wenn dem Benutzer dadurch eine Aufwendung 
erſpart wird. Das trifft ſchon dann zu, wenn diefec bei ordnungsmäßigem Vorgehen für die Be 
nutzung eine Entſchädigung hätte zahlen müſſen; er kann nicht einwenden, daß er ſich, falls ihm 
die Benutzung verweigert wäre, anderweit beholfen haben würde (RG 97, 310; Seuffa 73 Nr 51). 
Daher verpflichtet vertragsloſes Bewohnen fremder Räume auch außerhalb der Grenzen des 
$ 557 zur Zahlung einer Vergütung in Höhe des erſparten Mietzinſes, ohne daß es darauf ankäme, 
ob der Eigentümer die Räume anderweit hätte vermieten können (O 13, 388; 36, 58 1 5 
a. M. RG ZW 03 Beil 101227; R 23 1917, 921). So auch RG HRR 1933 Nr 1311. Auch 1 
vorübergehende Nutzung eines Kapitals iſt ein Vorteil, der nach den Bereicherungsgrundſätze 
auszugleichen iſt. So abweichend von RG 136, 135 RG 151, 123. Grundloſe Bereicherung 1 
d) die Nichtentſtehung einer Verpflichtung oder Laſt, die Verhinderung 
eines Verluſtes, die ohne Dazwiſchentreten einer innerlich unberechtigten Hindernſe 
entſtanden wäre, z. B. Erſparung von Ausgaben, Erhaltung einer Sache. So wenn ein Geno b; 
zu Unrecht in der Lifte gelöſcht und hinterher Konkurs über die Genoſſenſchaft eröffnet wird 
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nach Gen® 88 70 Abſ 2, 105 Abſ 1 wird dadurch die Entſtehung feiner vor dieſem Konkurſe (vgl. 
NG 85, 209; 99, 139) nicht vorhandenen Nachſchußpflicht verhindert. e) Beſtritten iſt im Im⸗ 
materialgüterrecht und Perſönlichkeitsrecht, ob eine Bereicherung möglich ſei. Dies iſt 
durchaus zu bejahen, namentlich auch für das Wettbewerbsrecht. Vgl. Anm. 2. f) Die Zu⸗ 
wendung kann durch Rechtsgeſchäft und rein tatſächlich erfolgen z. B. durch Verſchaffung von 
Vorteilen zu Laſten der Geſellſchaft mit Grundſtücksumbau, Errichtung einer Luxusvilla uſw., 
Kapital Steuer O $ 20; Bender, SteuerW 1937 Sp. 493; Ha ver JW 1937, 1295. — Vgl. 
auch AnlStGeſ v. 4. 12. 34 (RG Bl I, 1222). 

2. Auf deſſen Koſten. Dem Gewinn auf der einen Seite muß ein Verluſt auf der andern 
gegenüberſtehen. Ein Gegenſtand iſt auf Koſten eines andern erlangt, wenn deſſen Vermögen 
durch die Verfügung einen Verluſt erlitten hat. So z. B. auf Koſten des Anweiſenden, RG 87, 
39; 86, 347. a) Seinem Weſen nach iſt der Verluſt Vermögensverluſt. Die II. Kom⸗ 
miſſion wählte aber die Worte „auf deſſen Koſten“ ſtatt „aus deſſen Vermögen“, um aus⸗ 
zudrücken, „daß das Objekt der Bereicherung, ohne bereits in das Vermögen des Kondiktions⸗ 
berechtigten übergegangen zu fein, ſeinen Vermögensſtand nur zu berühren brauche“ (Prot 2, 685), 
In der Tat iſt nicht erforderlich, daß, was der eine erlangt, ſchon der vollen rechtlichen Herrſchaft 
des andern unterworfen war. Ein Anſpruch des Benachteiligten auf den erlangten Gegenſtand 
genügt. RG 119, 335. Hat der Verkäufer eines Grundſtücks die Auflaſſung auf Anweiſung des 
Käufers an einen Dritten vorgenommen, dem der Käufer eine Schenkung machen wollte, ſo iſt 
bei Nichtigkeit der Schenkung der Dritte auf Koſten des Käufers bereichert (vgl. A 4 unter 2b). 
Es genügt aber auch, wenn dem Benachteiligten nur eine rechtliche Anwartſchaft oder eine 
tatſächlich ſichere Erwerbsaufſicht zuſtand (RG 51, 422; 112, 268; RG 29. 11. 22 V 232/22). 
In dieſer Sinficht verhält es fich ebenſo wie nach $ 252 im Schadenserſatzrecht; auf Koſten eines 
andern iſt auch der Gewinn erlangt, der ihm entgeht. Daher liegt zwar keine Schenkung ($ 517), 
wohl aber Bereicherung vor, wenn jemand zum Vorteil eines andern auf ein angefallenes, noch 
nicht endgültig erworbenes Recht verzichtet oder eine Erbſchaft oder ein Vermächtnis ausſchlägt. 
Aber wenn ein Verkäufer die nicht in Rechnung geſtellte Umſatzſteuer nicht zu zahlen braucht, 
bildet das keine Bereicherung auf Koſten des Käufers (RG 109, 94). b) Der Verluſt des 
Klägers braucht ſich mit dem Gewinn des Beklagten gegenſtändlich nicht zu 
decken. Die Fälle, in denen dies nicht zutrifft, ſind überaus häufig; vgl. z. B. die Bereicherung 
des Schuldners durch Zahlung der Schuld, die Bereicherung des Benutzers einer fremden Sache 
durch Erſparung von Aufwendungen, die Bereicherung deſſen, der über einen fremden Gegenſtand 
wirkſam verfügt, durch den Erwerb des Entgelts. e) Nicht notwendig iſt auch, daß der Verluft 

es Klägers, wenn er ſich gegenſtändlich mit dem Gewinne des Beklagten deckt, dem Umfang 
nach mit ihm zuſammenfällt. Der Gewinn kann kleiner, er kann auch größer ſein als 
der Ve rluſt. Auch dieſer Gedanke wurde in der II. Kommiſſion zur Empfehlung der Faſſung 
zauf Koſten“ geltend gemacht (vgl. Prot 2, 685). Als Beispiele, in denen der Beklagte mehr ge⸗ 
winnt, als der Kläger verliert, wurden genannt der Erwerb des juriſtiſchen Beſitzes, wenn der 
andere nur die Inhabung hatte, der Erwerb des Eigentums durch Erſitzung oder nach $$ 892, 932, 
während er Nichteigentümer war. Vor allem aber gehören hierhin die Fälle, in denen 
jemand unerlaubt aus einem fremden Gegenſtand Gewinn zieht. Die geſetzliche 
Regelung dieſer Materie in $$ 292, 987, 990 Abſ 1, 687 Abſ 2 ift unvollſtändig und muß durch den 
Gereicherungsanſpruch ergänzt werden. Der unbefugte Vermieter fremder Sachen 
dem Eigentümer die Mietzinſen zu erftatten, gleichgültig ob dieſer zur Vermietung imſtande 
geweſen wäre; er ſchuldet ſie, weil er auf Koſten des Eigentümers, deſſen Sachen abgenutzt wurden, 
rechtlos bereichert iſt (anders RG 105, 408, das eine Erſtattungspflicht nur demjenigen Vermieter 
auferlegt, der ein Pfandrecht an den Sachen hat, und fie hier durch ein arg. a fortiori aus den 
Veſtimmungen der 99 1213, 1214 über das Nutzpfandrecht herleiten will. Aber wenn ein Nutz⸗ 
pfandrecht beſtellt ift, folgt die Verpflichtung, die gezogenen Nutzungen dem Verpfänder irgendwie 
du erſtatten, aus dem Inhalt des Vertrages; nur über die Art der Erſtattung gibt $ 1214 Abſ 2 
Ae Dispoſitivvorſchrift. Daraus läßt ſich nichts für den Fall entnehmen, wenn fein Nutzungs- 
recht und keine Erſtattungspflicht vereinbart find). Ein weiteres Beispiel liefert das Erfinder⸗ 
“ud Urheberrecht. Wer ein fremdes Patent oder Gebrauchsmuſter verletzt, haftet dem Be⸗ 
wüten auf Herausgabe des Gewinns, auch wenn der Berechtigte ſelber mit ſeinen Einrichtungen 
hy litteln den Gewinn nur zum Zeil hätte erzielen können (RG 43, 59; 50, 114; 84, 377; 95, 
a und das gleiche gilt bei Verletzung des literariſchen oder künſtleriſchen Urheber. 
echts (M 35, 70). Der Geſichtspunkt der unechten Geſchäftsführung ($ 687 Abſ 2) deckt nicht 
en Fall der Fahrläſſigkeit und kann deshalb zur Begründung nicht herangezogen werden. Aber 
= die Schadenserſatzkonſtruktion, die das Reichsgericht vertritt, genügt nicht, da fie dem 5 249 
derſpricht. Der zum Erſatz verpflichtende Umſtand beſteht immer nur in dem geſetzlich verbotenen 
ingriff in das fremde Recht, nicht auch, wie KG 35, 70 meint, in der Aneignung des Gewinns. 
er gegen wird der Satz erklärt, wenn man annimmt, daß die Rechtsverletzung außer dem Schadens⸗ 
tſatzanſpruch einen Bereicherungsanſpruch erzeugt, und daß für dieſen zwar ein Schaden der 

* Partei, nicht aber ein dem Gewinn der andern gleichkommender Schaden weſentlich iſt. 
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Immerhin iſt hier eine gewiſſe Einſchränkung geboten. Wenn beſonders große Nutzungen 
nur durch beſondere Tüchtigkeit und Arbeit gezogen worden find, braucht dieſes Übermaß nicht 
bei Bemeſſung der Bereicherung als ſolche in Anſatz gebracht zu werden. Denn es iſt nicht „auf 
Koſten“ des Verletzten erlangt. Das läßt ſich nur von den regelmäßig zu erzielenden Nutzungen 
ſagen. Wenn der Berechtigte aus dem immateriellen Genußgut überhaupt keinen Gewinn 
gezogen haben würde, er etwa aus irgendwelchen Gründen nicht imſtande geweſen wäre, eine Er⸗ 
findung zu verwerten, ſo bildet die Verwertung dieſes Genußguts durch einen Dritten auch keine 
Bereicherung auf ſeine Koſten. Es liegt keine Vermögensverſchiebung vor, keine Vermögensver⸗ 
änderung, da für ihn eine berechtigte Ausſicht auf Gewinnerzielung nicht beſtand, RG 20. 2. 22 
8 VI 457/22. Dagegen ift hier ein Herausgabeanſpruch nach 8687 Abſ 2 gegeben; dieſer Unterſchied 
wird nicht immer genügend beachtet, RG 105, 409; Kiſch 23 1927, 667. Bei den gewerblichen 
Im materialgüterrechten freilich ſträubt ſich das Reichsgericht mit der überwiegenden Mehr⸗ 
heit der Rechtslehrer gegen die Anerkennung des Bereicherungsanſpruchs, weil eine Haftung aus 
unverſchuldeten Eingriffen arg. Patch § 35, GebrMuft 8 9, Warenzeichen Geſ, vom Geſetze 
nicht gewollt ſei. So für das Patentrecht (RG 15, 132; 35, 70; 43, 59; 62, 320; 108, 6; 113, 
424; JW 1914, 4066; HRR 1930 Nr 320; RG 6. 11. 29 8 1152/29). Für Urheberrecht RG 
121, 261; für das Gebrauchs muſterrecht R JW 1908, 44812; das Warenzeichenrecht 
RG 108, 6, Hagens Komm. zu § 14 A 16. Dagegen läßt man den Bereicherungsanſpruch zu bei 
Benutzung von Namen und Firmen. Die Ablehnung iſt indes nirgends gerechtfertigt. 
Nebenzahl, das Erfordernis der unmittelb. Vermögensverſchiebung i. d. Lehre von der unger. Ber. 
(1930) S. 88. Den Bereicherungsanſpruch auf die Zeit ſeiner Rechtshängigkeit überhaupt zu 
beſchränken, wie Pinzger, GewgRechtsſch 1927 S. 269 empfiehlt, liegt kein Grund vor. Wenn 
man fi) auf den gegenteiligen Standpunkt ſtellt, folgte daraus doch nur, daß hier auch die Be ⸗ 
reicherungshaftung, ebenſo wie die Schadenserſatzpflicht, Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit des 
Täters vorausſetzt. Es iſt das dann eine Abweichung von dem gewöhnlichen Recht der 
Kondiktion, bie ſich aus dem Zweck jener Vorſchriften, die Bewegungsfreiheit der Induſtrie zu 
ſchützen, ergeben könnte aber nicht zur Verneinung der Natur des Anſpruchs als Bereicherungs⸗ 
anſpruchs überhaupt nötigt (vgl. auch RG 43, 60; RG JW 1914, 406°; Warn 08 Nr 658). Ein ⸗ 
griffe in das Schrift- und Kunſtwerkrecht verpflichten zur Herausgabe der Bereicherung 
auch ohne Verſchulden (RG 90, 137). Für Nachdruck Geſetz v. 11. 6. 75, RG 12, 105. Die Meinung 
des Reichsgerichts rechtfertigt es mit der Begründung, daß das Patent- und Warenzeichengeſetz 
den Kreis der Vergütungsanſprüche hat abſchließend regeln wollen (RG 62, 311; 70, 75). Das 
iſt aber eine willkürliche Annahme und ſteht im Widerſpruch zu der ſonſt zugelaſſenen Ergänzung 
durch das BGB (RG 45, 173). Vgl. auch Pinzger, GewRullgt 1927, 88 269 ff. Bei der Ver⸗ 
letzung des Urheberrechts hat der Verletzer diejenigen Beträge geſpart, die er an den Urheber 
für das Vervielfältigungsrecht, Aufführungsrecht uſw. hätte zahlen müſſen, iſt alſo um dieſen er⸗ 
sparten Betrag bereichert, KG in GewRechtsſch 1928, 124 (unerlaubte Aufführung eines Revuc⸗ 
ſtücks). Bei Patentverletzungen und andern ift die Höhe der Bereicherung nicht immer nach 
der entgangenen Lizenzgebühr zu berechnen, Kiſch, LZ 1927 Sp. 668. Außerdem muß ber 
wieſen werden, daß ein ſolcher Lizenzvertrag geſchloſſen worden wäre, Erlanger Arch. f. Urh., 
Film- u. Theaterrecht 1930, 509. Auch bei unlauterem Wettbewerb iſt ein Bereicherungs⸗ 
anſpruch gegeben. Durch Ausübung der Erwerbstätigleit wird eine der Gewinnerzielung günſtige 
Lage geſchaffen, die bereits ein Beſtandteil des gegenwärtigen Vermögens des Erwerbers iſt 
und deren Wert ſich nach den Gewinnausſichten, die fie bietet, bemißt, RG 28, 248. Wird dieſe 
günſtige Lage durch unlauteren Wettbewerb verſchlechtert, fo wird in gleichem Maße die wirt⸗ 
ſchaftliche Lage des Wettbewerbers verbeſſert, er wird ſonach unmittelbar auf Koſten des Wett⸗ 
bewerbers bereichert. Dies geſchieht auch ohne rechtlichen Grund, denn nur der lautere Wett⸗ 
bewerb bildet einen rechtlichen Grund für die Vermögensverſchiebung. Da die rechtliche Lage 
nicht in Natur wiederhergeſtellt werden kann, geht der Bereicherungsanſpruch nach § 818 Abſ 2 
auf Werterſatz. So Lobe, Bekämpfung des UW Bd. I S. 359 ff. Zuſtimmend Callmann, 
Kom. des UWgeſ (1929) S. 85 u. die dort angeführten Autoren. Abweichend Kohler, Patente 
S. 558. 

3. Da die Bereicherung des einen auf Koſten des andern geſchehen fein muß, wird ein urſüch⸗ 
licher Zuſammenhang zwiſchen Gewinn und Verluſt verlangt. Und zwar muß nach der Aul⸗ 
faſſung des RG und der überwiegenden Meinung des Schrifttums (hierüber Nebenzahl, das Er 
fordernis der unmittelbaren Vermögensverſchiebung uſw. (1930) der Zuſammenhang ein direkter 
fein, es muß eine Vermögensverſchiebung unmittelbar zwiſchen den Parteien ſtatt. 
gefunden haben. Nicht als ob durch die Verſchiebung nicht auch das Vermögen Dritter beruhr! 
ſein dürfte, wohl aber muß ein einheitlicher Vorgang auf der einen Seite den Gewinn, auf 
der andern den Verluſt bewirkt haben (vgl. Gierke D. Privatrecht 3, 1004f.). Bei Prüfung — 
urſächlichen Zuſammenhangs find die Geſamtumſtände des Falls und das wirtſchaftliche Ergebn 
zu berückſichtigen, Nh 93, 145. Daß das Geſetz auf dieſem Standpunkt ſtehe, wird entnommen 
aus dem Wortlaut und aus den als Ausnahmen gedachten Beſtimmungen des $ 816 105 
Satz 2 und des 8 822 (vgl. RG 66, 80; 73, 173; 92, 83; 94, 192; 99, 166; R JW 1905, 
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801%, 1908, 4325; SeuffA 63, 15; 24. 9. 25 IV 183/25. Wegen der Regelung der Partei⸗ 
rollen bei der indirekten Vermögenszuwendung vgl. A 4 unter 2. Habe ferner der 
Kläger auf Grund eines mit einer Zwiſchenperſon geſchloſſenen gültigen 
Vertrags an dieſe geleiſtet und ſei der Gegenſtand erſt durch die Zu⸗ 
wendung der Zwiſchenperſon an den Beklagten gelangt, ſo könne der Beklagte, 
falls er überhaupt ohne Rechtsgrund bereichert iſt, doch niemals auf Koſten des Klägers 
bereichert ſein. Nicht ins Gewicht falle, ob die Zwiſchenperſon vermögenslos iſt und ob ſie den 
Gegenſtand dem Beklagten unentgeltlich zugewandt hat. Die Erfüllung der zu Recht beſtehenden 
Verbindlichkeit des Klägers habe, da ſich Leiſtung und Schuldbefreiung die Waage halten, 
keine Minderung ſeines Vermögens zur Folge; § 822 aber laſſe nur die Erſtreckung eines ſchon 
gegen den Erſtempfänger begründeten Bereicherungsanſpruchs zu und geſtattet keine Inanſpruch⸗ 
nahme eines Zweiten, wenn der Erſte auf Grund gültiger Kauſa empfing. Vgl. z. B. RG JW 
03 Beil 244; 08, 432%; R Recht 08 Nr 1962. Die Rechtslage werde auch dadurch keine andere, 
daß die Zwiſchenperſon, ohne im Namen des Beklagten zu handeln, deſſen Erwerb bewußt ver⸗ 
mittelt, mit andern Worten indirekter Stellvertreter iſt. Die Tatbeſtände der gemeinrechtlichen 
actio de in rem verso und der preußiſchrechtlichen Verwendungsklage decken ſich nicht mit 8 812; 
vgl. RG JW 05, 80.9; 08, 4325; Gruch 51, 967; OLG 2, 505; anders Recht 1912 Nr 1779 (Klage 
eines Bauunternehmers, der auf Beſtellung des Ehemanns Steine in das Haus der Frau einge⸗ 
baut hatte, das er für Eigentum des Mannes hielt; hier hätte die Frau nur verurteilt werden dürfen, 
wenn der Vertrag mit dem Manne wirkſam angefochten wäre). Ja ſelbſt wenn die Vermittler⸗ 
tätigkeit der Zwiſchenperſon dem Kläger gefliſſentlich verheimlicht würde und der Dritte an dem 
Geſchäfte wirtſchaftlich allein intereſſiert war, rechtfertige es dieſer Umſtand nicht, daß der Kläger 
neben oder ftatt der Vertragsllage gegen den Strohmann einen Bereicherungsanſpruch gegen den 
Hintermann erhebt, vgl. RG 24. 11. 10 11 239/10 (A war Geſchäftsinhaber, aber völlig abhängig 
vom Beklagten, der die für das Geſchäft zu beziehenden Waren beſtimmte, bezahlte und ſicherungs⸗ 
halber zu Eigentum erwarb; Klage eines Lieferanten des A abgewieſen). Auch ſonſt dürfe es 
eine Mehrheit von Vorgängen oder Umſtänden ſein, woraus Vorteil und 
Nachteil erwachſen find. Der Erſteher eines Grundſtücks oder Schiffes ſchuldet einem Dritten, 
der vor der Zwangsverſteigerung notwendige oder nützliche Verwendungen darauf gemacht hat, 
feinen Erſatz RG 97, 65; vgl. auch OLG 19, 179). Der Nachhypothekar, der infolge irrtümlicher 
Löſchung der vorgehenden, vom Grundſtückseigentümer bezahlten Hypothek aufrückt, iſt zwar 
ohne Rechtsgrund bereichert (vgl. A 6 unter 2 b), aber nur auf Koſten des Eigentümers, nicht auf 
Kosten deſſen, der dieſem gegen das Verſprechen der Abtretung der Vorhypothek das zur Aus⸗ 
zahlung nötige Geld geliehen hat (R 73, 173). Der bei der Liquidation einer Geſellſchaft m. b. H. 
oder eines Vereins nicht berückſichtigte Glaubiger hat keinen Anſpruch gegen den Anfallberechtigten, 
dem der Überſchuß ausgeſchüttet wurde, denn der Anfallberechtigte iſt auf Koſten der Geſellſchaft 
oder des Vereins bereichert, die nur ſcheinbar zu beſtehen aufgehört haben (R 92, 82). Wer die 
Mittel zur Hinterlegung hergegeben hat, kann darum nicht von der Hinterlegungsſtelle die Rück⸗ 
zahlung fordern, wenn ein Dritter im eigenen Namen hinterlegte (RG Warn 1921 Nr 91). Was 
em Verkäufer dem Spediteur an Verſendungskoſten zuviel gezahlt hat, kann nur er ſelbſt kondi⸗ 
ſo den, nicht der Käufer, mag letzterer auch die vollen Unkoſten dem Verkäufer erſtattet haben, 
o daß ihm der Unterſchied gutgebracht werden muß (RG LZ 1913, 21822). In einem Falle unter 
5 Herrſchaft des Krankenverſicherungsgeſetzes waren Gemeindebeamte irrtümlich als verſiche⸗ 
kungspflichtig behandelt worden; die Gemeinde als Arbeitgeberin hatte die auf die Beamten ent- 
allenden Beiträge an die Krankenkaſſe gezahlt und ihnen am Dienſteinkommen gekürzt; hier 
onnte nur die Gemeinde, die vermeintliche Schuldnerin der Kaſſe, kondizieren, die Beamten auch 
dann nicht, wenn 115 Forderung gegen die Gemeinde inzwiſchen verjährt war (RG 66, 77). In 
goern Fällen ſcheine die unmittelbare Vermögensverſchiebung auf den eriten 
chend zu fehlen, während ſie in Wirklichkeit vorhanden ſei. Iſt der Verkäufer eines 
0 undſtücks argliftig getäufcht worden, fo haftet ihm nach $ 852 Abſ 2 auf die Bereicherung auch 
Pi: Dritte, der bei der Täuſchung mitwirkte und von dem Erwerber auf dem Grundſtück Hypothek 
eſtellt erhielt; durch die unerlaubte Handlung iſt eine unmittelbare Beziehung zwiſchen ihm und 
Verkäufer entſtanden (R DXZ 1913, 530). Aus demſelben Grunde können, wenn ein 
zahlungsfähiger Schuldner fein Vermögen in ſittenwidriger Weiſe auf einen Gläubiger übertragen 
and das Abkommen geheimgehalten hat, um den Schein wirtſchaftlicher Selbſtändigkeit vor⸗ 
zuſpiegeln, die übrigen Gläubiger den Vermögensübernehmer, der an der unerlaubten Handlung 
(a. zahm, nicht nur nach § 826, ſondern auch wegen ungerechtfertigter Bereicherung belangen 
I W RG Recht 1917 Nr 632). Wenn ferner der Kläger einem Geſchäftsunfähigen Geld leiht 
ve dieſer es zum Nutzen des Beklagten verwendet, ſo findet die Vermögensverſchiebung, da 
ſpät dem Geſchäftsunfähigen kein gültiger Vertrag zuſtande kommt, unmiktelbar zwischen den 
berteren Prozeßparteien ſtatt (aich Warn 1917 Nr 116. Gruch 47,940; Och 34, 9). Ebenso 
fol es ſich, wenn durch die Leiſtung des Klägers an den Beklagten ein Vertrag erfüllt werden 
e, den ein vollmachtloſer Vertreter des Beklagten mit dem Kläger geſchloſſen hatte; die 
rung des falsus procurator ($ 179) ändert hieran nichts (RG JW 1919, 7151; RG 20. 6. 06 
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160/06). Hat der Eigentümer ſein für die Schuld eines Dritten verpfändetes Grundſtück unter 
Anrechnung der Hypothek auf den Kaufpreis einem Käufer aufgelaſſen und bezahlt dann der 
Dritte ſelber ſeine Schuld, ſo iſt der Käufer auf Koſten des Verkäufers bereichert, denn dem Ver⸗ 
käufer entgeht dadurch der Erſatzanſpruch, den er nach $ 670 gegen den Dritten gehabt haben 
würde (NG Recht 1918 Nr 853). Im weſentlichen haben ſich der Anſicht des RG auch v. Mayr, 
Bereicherungsanſpruch S. 207 u. Jung, Die Bereicherungsanſprüche S. 145, ferner Oertmann, 
Planck, Staudinger u. v. Tuhr angeſchloſſen. Einſchränkend Crome und Dernburg. Dagegen 
wird die Anſicht des NG bekämpft und auch eine mittelbare Vermögensverſchiebung zugelaſſen 
von Enneccerus, Lehrb ! 2 S. 632, Coſack, Lehrb! S. 207; Gérota, La Theorie d’enrichisse- 
ment sans causo dans le droit civil allemand (1925) S. 86; Hedemann, Bereicherung durch 
Strohmänner, Fſtg. f. Thon (1911); Fiſcher⸗Henle⸗Titze BGB Anm 4 zu 812. Neuerdings be⸗ 
ſonders eindringlich Nebenzahl, Das Erfordernis der unmittelbaren Vermögensverſchiebung 
in der Lehre von der ungerechtfertigten Bereicherung (1930), Heft 42 der rechtswiſſ. Studien. 
Er weiſt auch auf RG 81, 262 hin, das im Gegenſatz zur Erfordernis der unmittelbaren Vermögens⸗ 
verſchiebung ſteht. Nebenzahl unterſcheidet einen mittelbaren Bereicherungsvorgang im engeren 
und im weiteren Sinne. Ein ſolcher im engeren Sinne liegt vor, bei dem der Gegen⸗ 
ſtand vom Kläger zunächſt an einen Mittler gelangt iſt und von dieſem durch rechtsgeſchäftliche 
Übertragung dem Beklagten zugeführt wird. Aber es muß immer eine grundloſe Bereicherung 
vorliegen. Was dem erſten Empfänger gegenüber eine Vertragsklage begründet, kann dem 
weiteren Empfänger gegenüber keine Bereicherungsklage begründen. Ebenſo darf die Ver⸗ 
mögensbewegung vom Mittler zum Drittempfänger nicht ohne rechtlichen Grund geſchehen fein. 
Das Vorliegen einer Mehrheit von Vorgängen hindert aber noch nicht, dieſe als einheitlichen wirt⸗ 
ſchaftlichen Vorgang zu betrachten und in urſächlichem Zuſammenhang ſtehend zu würdigen. 
Eine mittelbare Bereicherung im weiteren Sinne liegt vor, wenn der Gegenſtand vom Ver⸗ 
mögen des Klägers unmittelbar in das des Beklagten übergegangen iſt, die Leiſtung des Klägers 
oder der Empfang des Beklagten aber auf einer Rechtsbeziehung zu einem Dritten, dem Mittler, 
Ba Diefe Erwägungen Nebenzahls verdienen höchſte Beachtung. Hierzu Stiemen, 
Zur Frage der mittelb. ungerechtf. Ber. Der deutſche Juſtizbeamte (1936) S. 105. Dieſer weiſt 
auch mit Recht darauf hin, daß Art 89 des Wechſelgeſ b. 21. 6. 33 und Art 58 des Scheckgeſ v. 
14. 8. 33 typiſche Fälle des Ausgleichs bei nur mittelbarer Bereicherung ſind. 

4. Es gibt zwei Hauptgruppen von Vereicherungstatbeſtänden: die eine iſt: Durch Leiſtung 
eines andern. Leiſtung iſt die an eine causa gebundene Zuwendung, die eine Veränderung 
der Rechtslage als ihre Folge bewirkt, eine Einwirkung auf die relativen Beziehungen des 
Leiſtenden und Leiſtungsempfängers hervorbringt. Sie kann in Herſtellung, Veränderung und 
Löſung des obligatoriſchen Bandes beſtehen. Wer äußerlich genommen die Leiſtung vollzieht, 
iſt nicht notwendig der Leiſtende im Rechtsſinn, d. h. derjenige, der die Zuwendung (Vermögens⸗ 
verſchiebung) bewirkt, ſo wenig wie die Empfangsperſon im körperlichen Sinne rechtlich der 
Empfänger der Leiſtung, d. h. der darin liegenden Zuwendung zu ſein braucht. Die Zuwendung 
kann nicht nur rechtsgeſchäftlich, ſondern auch auf rein tatſächlichem Gebiete ausgeführt werden, 
3. B. durch Grundſtücksumbau, Bewirtung von Gäſten des Geſellſchafters uſw. Haver JW 1937, 
1295. $ 20 der Körperſteuer DurchfVo Leiſtungen entgegen den geſetzlichen Anleiheſtockbe 
ſtimmungen nach $ 7 AnlStockchef v. 4. 12. 34 (REBEL, 1222). 1. Nimmt der Bevoll⸗ 
mächtigte oder der geſetzliche Vertreter im Namen des Vertretenen eine 
grundloſe Leiſtung vor, ſo ſteht die Kondiktion dem Vertretenen zu; wird etwas 
ohne Grund an den empfangsermächtigten Vertreter des vermeintlichen Gläubigers geleiſtet 
(vgl. RG 79, 285: Zahlung an den Prokuriſten; RG 81, 264: Zahlung an den Vormund; R 
7. 12. 22 IV 180/22: Zahlung an einen firmierenden Teilhaber der offenen Handelsgeſellſchaft), 
fo richtet ſich die Kondiktion gegen den Vertretenen. 2. Aber auch außerhalb des vertretung? 
weiſen Handelns gibt es ein Auseinanderfallen von Leiſtung und Zuwendung. Es ſind das 
die Fälle der indirekten Zuwendung, d. h. die Fälle, in denen Xim eigenen Namen 
für Rechnung des Aan Bleiſtet, ſei es, daß er hierzu von angewieſen (ermächtigt) oder bean” 
tragt oder durch Vertrag zugunſten des B verpflichtet ift. R 87, 39; 98, 240; 119, 335; 127, 341; 
NG in Recht 1913 Nr 1451; RG in JW 1931, 272425; 1938, 183854; HR 1930 Nr 1447. Die 
Leiſtung braucht nicht notwendig durch eine Leiſtung des Entreicherten zu erfolgen. Hier vollziehen 
ſich durch die eine Leiſtung zwei Zuwendungen, eine Zuwendung im Deckungsverhältnis zwischen 
X und A und eine andere im Valutaverhältnis zwiſchen A und B. Dagegen will X dem B nich 
zuwenden; zwiſchen ihnen beſteht kein Verhältnis, das als rechtlicher Grund die Leiſtung tragen 
könnte. Welche Zwecke A verfolgt, indem er X zur Leiſtung an B veranlaßt, wird für X ee 5 
unerheblich fein; für ihn hat B feine andere Bedeutung, als wenn er eine bloße Zahlſtelle, en 
solutionis causa adjectus wäre. Demgemäß erwächſt, wenn eine der beiden Zuwen 
dungen fehlerhaft iſt (wenn ihr keine gültige Kauſa zugrunde liegt), die Kon 
diktion grundſätzlich zwiſchen den an ihr beteiligten Perſonen, während 
gegen Bin der Regel nicht kondizieren kann. Im einzelnen iſt hierzu zu bemerten 
a) Iſt nur das Deckungs verhältnis nicht in Ordnung, jo findet der Ausgleich zwiſchen Auge 


Ungerechtfertigte Bereicherung § 812 657 


wieſenem und Anweiſendem, Beauftragtem und Auftraggeber ſtatt. Leiſtet X für Rechnung 
des A an B in dem Irrtum, A hierzu verpflichtet zu fein, jo ſteht ihm die Kondiktion gegen A zu 
(vgl. RG 87, 39; 98, 240; RG ZW 1914, 6435; Warn 1911 Nr 114; RG Recht 1915 Nr 1996). 
Beiſpiele ſind die Einlöſung eines Schecks durch die bezogene Bank in dem irrigen Glauben an 
ein Guthaben des Ausſtellers (SeuffA 69 Nr 103) oder (da der Adreſſat einer Poſtſendung keinen 
Auslieferungsanſpruch gegen die Poſtanſtalt hat) die Auszahlung einer nicht eingezahlten Poſt⸗ 
anweiſung (RG 60, 24). Auch der Fall, wenn jemand in dem Irrtum, ein anderer könne dies 
von ihm fordern, deſſen Schuld an den Gläubiger zahlt, liegt im Ergebnis ebenſo (vgl. $ 813 A 6 
unter a); nur daß X hier nicht abſtrakt (unter Gebrauch der Worte „für As Rechnung“ oder „in 
As Auftrag“), ſondern auf eine beſtimmte Kauſa zwiſchen A und B leiftet und daß nach $ 267 
Abſ 1 regelmäßig auch ein Widerſpruch As die Einwirkung auf die Kauſa nicht hindert. Haben 
A und X aber einen Vertrag zugunſten Bs mit der Wirkung geſchloſſen, daß B ein Recht gegen X 
erwarb ($ 328), jo greift $ 334 Platz, wonach X die Einwendungen aus dem Vertrage auch dem 
Bentgegenſetzen darf. Hat er dies aus Irrtum unterlaſſen, fo wird ihm eine cond. indebiti gegen 
B zu geben fein, feine cond. sine causa gegen A (zweifelnd RG JW 1915, 652%). b) Ent⸗ 
ſprechend geſtaltet ſich die Sachlage bei Fehlerhaftigkeit allein des Valutaverhältniſſes. 
Wenn X an B für Rechnung As leiſtet, ohne daft die beiden letzteren durch ein gültiges Kauſal⸗ 
geſchäft verbunden find, iſt A, nicht X, der Konditionsberechtigte (RG Recht 1913 Nr 1451; RG 
4. 1. 23 IV 68/22). Dabei wird vorausgeſetzt, daß A die Zahlung veranlaßt oder die dadurch 
betätigte auftragsloſe Geſchäftsführung genehmigt hat. Trifft keins von beiden zu, ſo hat er weder 

em B eine mittelbare Zuwendung gemacht, noch ſchuldet er dem X Erſatz, weshalb die Kon⸗ 
diktion gegen B dem X gebührt. Vor allem aber ift feſtzuhalten, daß eine Kondiktion des A nur 
da in Frage kommt, wo X für as Rechnung gehandelt hat. Auch wenn die Kauſa urſprünglich 
nur den letzteren anging, kann fie doch nachträglich eine ſolche des X ſelber geworden fein. Der 
Schuldübernehmer leiſtet nicht für fremde, ſondern für eigene Rechnung, und daß im Fall einer 
übernommenen Nichtſchuld die cond. indebiti gegen den Empfänger dem Übernehmer zuſteht, 
folgt ſchon aus $ 417 (vgl. RG 60, 287 mit fehlgehender Begründung). Die hervorgehobenen 
Geſichtspunkte werden in der Rechtſprechung nicht immer beachtet, was dann zu ſchiefen Unter- 
ſcheidungen führt. Dahin gehören Sätze wie die, daß X trotz der Erklärung, für Rechnung 43 
& leiften, noch einen beſonderen Zweck angeben und dadurch in ein Grundverhältnis zu B treten 
bune, oder daß es darauf ankomme, in weſſen Intereſſe vorwiegend die Leiſtung geſchehe (z. B. 
RG JW 1910, 75211; Warn 1917 Nr 116; R Recht 1922 Nr 52). Man kann nur entweder für 
eigene oder für fremde Rechnung leiſten; der Verſuch aber, die Intereſſen gegeneinander ab- 
zuwägen, muß überall da ſcheitern, wo X nicht nur Beauftragter des A iſt, ſondern als Käufer, 
Verkäufer, Schenker uſw. durch die Leiſtung an B auf eine eigene Kauſalbeziehung zu A ein⸗ 
wirken will. e) Sind beide Kauſalverhältniſſe fehlerhaft, ſowohl das zwiſchen 
* und A wie das zwiſchen Aund B, ſo findet eine direkte Ausgleichung zwiſchen 
Veiſtendem und Empfänger ſtatt. So RG 63, 185; 86, 347 (X hatte ein Grundſtück an den 
geiſteskranken A verkauft und an B, dem A es weiterverkrauft hatte, auf A8 Weiſung aufgelaſſen; 

ondiktion des X gegen B); vgl. auch den Fall SeuffA 76 Nr 143. Dasſelbe Ergebnis laßt ſich dann, 
wenn das Deckungsverhältnis grundlos iſt und zugleich im Valutaverhältnis eine unentgeltliche 
gl. 9 sung ftattgefunden hat, mittels entſprechender Anwendung der 88 816, 822 begründen 

784 A 4c. 

; 5. In ſonſtiger Weiſe — alſo anders als durch Leiſtung. Dahin gehört a) die Vermögens 
zerſchiebung, die auf Grund einer ſei es unerlaubten, ſei es erlaubten Handlung des 
des reicherken, insbeſondere originären Erwerbs ftattfindet, wenn er z. B. die Sache 
es Klägers in feinen Beſitz nimmt, fie mit feinen Sachen verbindet, vermiſcht, ver⸗ 
otdeitet (vgl. 88 946ff., 951; ſ. hierzu Titze, Recht der Schuldverhältniſſe 2. Aufl. S. 126) 
185 einen ſonſtigen Eingriff in fremde Rechte, durch rechtsgeſchäftliche Verfügung ($ 816) 
dder durch Gebrauch oder Verbrauch, Genießenlaſſen einer Arbeitskraft, verübt. Wegen 
55 Eingriffs in Immaterialgüterrechte vgl. A 2 unter o; durch Benutzung einer nicht 
fo 1 chützten Erfindung entſteht kein Bereicherungsanſpruch, da fi) damit eine ungere cht 
lüctigte Vermögensverſchiebung nicht vollzieht (ogl. Rc 77,81; NG Recht 1917 Nr 1255). 
4 ei leder, der ein anderes Genußgut an Stelle desjenigen, dem es zukommt, genießt, verleibt 
1 ſächlich deſſen wirtſchaftlichen Wert ſeinem eignen Vermögen ein. Wer fremde Arbeitskräfte 
enußzt und dadurch Aufwendungen erſpart, gilt als bereichert, R HRR 1936 Nr 461. Ferner 
gehört hierbei p) die Bereicherung durch die Handlung eines Dritten, nch Lg 1917, 
er NG 60, 287; 87, 39; 130, 312. So die Bereicherung durch eine Verarbeitung, Verbindung 
ell, Vermiſchung, die ein Dritter vornimmt; die Bereicherung durch unentgeltliche Zuwendung 
E des Erſtbereicherten im Falle des $ 822 (vgl. auch OLG 18, 49). Der Dritte kann auch 
Zu Beamter fein, was beſonders in der Zwangsvollſtreckung praktiſch wird, RG 134, 143, 
die gulſetzungen bei der Verteilung des Verſteigerungserlöſes begründen für den Benachteiligten 
ihr Kondiktion, und zwar trotz 30 $ 878 Abſ 2 auch ohne daß er dem Zeilungsplane wider⸗ 

rochen hätte, 16) 39, 379; 42, 247; 58, 156; 64, 196 u. ö. (anders wenn er die in ZG $ 37 
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Nr 4 vorgeſchrlebene Aufforderung zur Anmeldung feiner Rechte unbeachtet gelaſſen hat, da dies 
die Höhe des Meiſtgebotes beeinflußt, RG 76, 379). Auch ein mit dem Geſetz nicht in Einklang 
ſtehender Zuſchlagsbeſchluß kann, wenn er ein Recht zum Erlöſchen bringt, einen Bereicherungs⸗ 
anſpruch auslöſen, R 153, 252. Auch der Konkursgläubiger, der ungeachtet feiner Anmeldung 
bei den Verteilungen übergangen wurde, darf ſich nach Beendigung des Konkurſes gegen 
die Zuvielempfänger wenden (RG 23, 61; a. M. RG SeuffA 41 Nr 272; DLG 11, 366). Daraus 
allein freilich, daß das Vollſtreckungsverfahren an weſentlichen Mängeln leidet, erwächſt 
kein Bereicherungsanſpruch. Der im geringſten Gebot mit Unrecht nicht berückſichtigte 
Hypothekengläubiger hat keinen ſolchen gegen den rechtmäßig berückſichtigten nachſtehenden 
Gläubiger (R 59, 276). Namentlich kann auch der Schuldner nicht deshalb kondizieren, 
weil ſich der Gläubiger durch Pfändung unpfändbarer Sachen oder Forderungen Be⸗ 
friedigung verſchafft hat (ZPO ss 811, 850; vgl. dazu R SeuffA 70 Nr 206; OLG 10, 
378) oder weil die Vollſtreckung ohne vorherige Zuſtellung des Schuldtitels (ZPO 8 750) 
oder ohne Beachtung der Vorſchriften der ZPO SS 751, 752 vor ſich ging (a. M. RG 25, 
368). Selbſt das Fehlen des Titels genügt nicht zur Begründung der Kondiktion, wenn der 
materielle Anſpruch beſtand (a. M. RG 56, 70 im Ergebnis zutreffend, denn ohne prozeßrechtlich 
wirkſame Beſtätigung des Zwangsvergleichs haftet der Zwangsvergleichsbürge nicht). Endlich 
e) kann fi) die Bereicherung durch Naturvorgänge, z. B. Anſchwemmen von Land, Ein- 
fliegen eines Bienenſchwarms, oder durch rechtlich als Zufall erſcheinende Handlungen vollziehen, 
vgl. RG 51, 80 (Ausſaat von Kartoffeln durch einen Geiſteskranken). - 

6. Ohne rechtlichen Grund. Die Frage, wann die Bereicherung ungerechtfertigt ift, wird 
durch das Geſetz nur für einzelne Fälle beantwortet. Im übrigen hat ſie ihre Löſung aus dem 
Grundgedanken der Bereicherungsklage heraus zu finden: gegenüber Rechtswirkungen, die das 
Geſetz zur Erleichterung, Vereinfachung, Beſchleunigung des Verkehrs oder aus andern Urſachen 
nur formaler Natur zuläßt, ſoll den Anforderungen der Gerechtigkeit zum Durchbruch verholfen 
werden. Vgl. Vorbemerkung. Der hier allein in Frage kommenden Rechtsgrund der Leiſtung 
iſt aber nicht zu verwechſeln mit dem Beweggrund einer Vereinbarung RG 121, 145. Vgl. 
namentlich Klinge müller, Der Begriff des Rechtsgrundes (1901). Eine einzelne Vertragszuſage 
iſt nicht ohne Rechtsgrund erfolgt, kann daher niemals zurückgefordert werden. Anderes nur 
bei ſelbſtändigem Schuldverſprechen nach $ 780 RS JW 1934, 632°. Zwei Hauptgruppen von 
Fällen ſind auseinanderzuhalten, einmal die Zuwendungsgeſchäfte, in denen die Bereicherung 
auf einer bewußten Leiſtung des Benachteiligten (Übertragung von Eigentum, Beſtellung 
oder Übertragung anderer Rechte, Leiſtung von Dienſten, Befreiung von Verpflichtungen uſw.) 
beruht, und ſodann die Fälle einer Vermögensverſchiebung ohne den Willen des Ber 
nachteiligten. 

1. Zuwendungsgeſchäfte. Hier kann die Bereicherung ungerechtfertigt ſein, wenn 
a) die Leiſtung keiner gültigen Kauſalvereinbarung (Zweckvereinbarung) dient. 
Zu einer ſolchen genügt jeder Zweck, der nach dem Willen der Beteiligten für das Rechts⸗ 
geſchäft maßgebend war (vgl. R JW 1917, 1035; Warn 1910 Nr 17). Beruft ſich der Beklagte 
auf einen beſtimmten Zweck der Leiſtung, ſo wird der dem Kläger obliegende Beweis des Fehlens 
des Rechtsgrundes regelmäßig dadurch erbracht, daß der Kläger den angeführten Zweck widerlegt 
(RG Warn 1917 Nr 221; RG 9. 5. 21 VI 26/21). Für die Fälle, wenn der vereinbarte Zweck 
gegen ein geſetzliches Verbot oder die guten Sitten verſtößt, gibt $ 817 beſondere Vorſchriſten. 
Eine gültige Zweckvereinbarung kann auch deshalb fehlen, weil die vorgeſchriebene Form 
nicht beobachtet tft (vgl. $ 125 A 1b; R& 105, 382; 133, 276 vgl. aber R 111, 98, nach⸗ 
trägliche Eintragung des Grundſtücks heilt Formmangel, vorausgeſetzt, daß nicht auch die Auf 
laſſung, etwa wegen Mangels behördlicher Genehmigung ungültig ift, oder weil die Parteien nicht 
übereinſtimmen. Z. B. die eine nimmt Schenkung, die andere Darlehn an; der Käufer erbli 
in der Betätigung des Dritten, der ihm die Ware zuſendet, ein Handeln für Rechnung des Ver⸗ 
käufers, während der Dritte ſelbſt Verkäufer zu ſein meint, RG 98, 64; ebenſo RG JW 09, 274, 
wo der Empfänger die Zahlung auf feine Forderung an den Prokuriſten der zahlenden Geſeu⸗ 
ſchaft bezog und dieſe ſich für die Schuldnerin hielt; desgleichen Rc 87, 41, wo eine als Dienſt⸗ 

kaution zu beſtellende Hypothek einem Dritten nur als Pfandhalter abgetreten werden ſollte, 
der Dritte aber glaubte, einer ſeiner Schuldner, der zugleich Gläubiger des Abtretenden war, 
erfülle damit feine Schuld; vgl. auch RG 101, 322; RG Recht 1922 Nr 1399; bzw. Handſchenkung 
R 111, 151. b) Die Bereicherung ift ferner ungerechtfertigt, wenn der vereinbarte Zwen 
der Zuwendung nicht verwirklicht wird. Hauptfälle: es wird geleiſtet zur Erfüllung 
einer Verbindlichkeit, die nicht beſteht (cond. indebiti, vgl. zu 88 813, 814) oder nicht eingegangen 
werden darf, RG 116, 336; 118, 109; 127, 277; 132, 174; 135 S. 64 u. 375; oder zur Erreichung einer 
künftigen Erfolges, der nicht eintritt (cond. ob causam datorum, vgl. A 9 und zu $ 815). Der 
Beweis dafür iſt erbracht, wenn das nach ſeiner bei der Leiſtung abgegebenen, ſei es ausdrücklichen, 
ſei es aus den Umſtänden erkennbaren Erklärung, $ 157, anzunehmen war, RG 133, 277. c) Las- 
ſelbe gilt, wenn der Zweck zunächſt erreicht, aber nachträglich wieder weggefallen 
(cond. ob causam finitam, vgl. A 8). 
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2. Bereicherung ohne den Willen des Benachteiligten. Zu nennen ſind a) die Fälle, 
wenn die Vermögensverſchiebung durch einen unberechtigten Eingriff des Bereicherten 
oder eines Dritten in das Vermögen des Benachteiligten herbeigeführt wird. So nament- 
lich bei rechtsgeſchäftlicher Verfügung über fremde Sachen und Rechte (Kondiktion wegen un⸗ 
berechtigter Verfügung, vgl. $ 816), aber auch bei Eingriffen tatſächlicher Natur (Verbrauchen 
fremder Sachen, RG 23 1921, 715, Düngen des Grundſtücks mit fremdem Dünger, RG 
Seuff A 60 Nr 168). Über Eingriffe im Wege der Zwangsvollſtreckung vgl. A 5, § 816 A 3. 
Ein durch unerlaubte Handlung erlangter Vermögensvorteil iſt immer zugleich ohne recht⸗ 
lichen Grund erlangt (vgl. $ 852 Abſ 2, RG Recht 1910 Nr 57). Das gilt auch dann, wenn 
nur objektiv eine unerlaubte Handlung vorliegt, der Täter aber nicht zurechnungsfähig 
oder durch Irrtum oder andere Umſtände entſchuldigt iſt. b) Auch eine nicht gewollte 
Handlung des Benachteiligten ſelbſt kann einen Anſpruch auf die Bereicherung be⸗ 
gründen, z. B. wenn ein bloßes Vergreifen vorlag. Hat ein Hypothekengläubiger feine Hypo⸗ 
thek irrtümlich löſchen laſſen, in der Meinung, die freiwerdende Rangſtelle einem Dritten zu⸗ 
wenden zu können, ſo hat er (nicht der Dritte, der infolge davon an ſpäterer Stelle eingetragen 
iſt, vgl. A 3) die Kondiktion gegen den aufrückenden Nachhypothekar. Anders RG 69, 245; 88, 
287, die in der Rangordnung ($ 879) eine Rechtfertigung für die Vermögensverſchiebung ſehen 
und die zugunften der Kondiktion ſprechenden Erwägungen für bloße Billigkeitsrückſichten er⸗ 
klaren. e) Beruht die Bereicherung auf einer kraft Geſetzes eintretenden Rechtsände⸗ 
rung, — in ſonſtiger Weiſe“ — jo muß, ſoweit eine beſondere Beſtimmung fehlt, nach 
Sinn und Zweck der einzelnen Vorſchrift beurteilt werden, ob die Rechtswirkung nur aus formalen 
Gründen angeordnet iſt oder ob ſie dem Geſetzgeber als Forderung materieller Gerechtigkeit er⸗ 
ſcheint. Im erſten Falle iſt die Ausgleichung durch den Bereicherungsanſpruch am Platze, im 
zweiten nicht. Immer erfolgt auch im erſten Fall der Ausgleich nur im Umfang des § 818. RG 
130, 312 (anders RG 81, 205). Geht das Eigentum kraft geſetzlicher Vorſchrift vom Voreigentümer 
auf den Erwerber über, fo vollzieht ſich die Vermögensberſchiebung unmittelbar zwiſchen dieſen 
beiden, ein dazwiſchenliegendes Handeln Dritter kommt nicht in Betracht. In 8 951 (Verbindung, 
Vermiſchung, Verarbeitung), § 977 (Funderwerb), 88 996, 999 (Verwendungen des Beſitzers 
und ſeines Vorgängers) find Bereicherungsanſprüche ausdrücklich anerkannt: und 
zwar echte Bereicherungsanſprüche, umgekehrt geht aus den Ausnahmeſätzen der 88 987 
RG in JW 1912, 691), 988, 993 hervor, daß der gutgläubige Beſitzer, der die Früchte nach 9 955 
zu Eigentum erwirbt, die dadurch bewirkte Bereicherung regelmäßig nicht herauszugeben braucht 
(ogl. RG JW 1912, 690). Enneccerus will auch die Vermögensverſchiebung, die aus der 
Entwertung deutſchen Geldes erfolgte, nach den Vorſchriften über ungerechtfertigte Bereicherung 
auszugleichen ſuchen. Ebenſo kann der Rechtsverluſt, der durch Vollendung der Verjährung 
oder durch Ablauf einer A usſchlußfriſt eintritt, nicht mit Hilfe eines Bereicherungsanſpruchs 
wettge macht werden, denn es iſt der Zweck dieſer Einrichtungen, nach Umfluß eines gewiſſen 
Zeitraums Ruhe zu schaffen (vgl. RH 70, 352; Warn 1920 Nr 151). Von der Erſitzung gilt 

5 gleiche. Die Frage iſt aber beſtritten. Die Einen meinen, wenn der zur Erſitzung führende 
Eigenbeſitz ohne Rechtsgrund erworben wurde, ſei ein Bereicherungsanſpruch auch nach 
berſtzung noch zuläſſig. $ 937 gebe keinen rechtlichen Grund nach $ 812 ab. Die andern halten 
dagegen den Rückforderungsanſpruch auch in dieſem Falle grundſätzlich für ausgeſchloſſen, weil 
nach dem Zweck des Geſetzes der Eigentumserwerb durch Erſitzung ein endgültiger ſein ſolle 
und im Intereſſe der Rechtsſicherheit eine Beruhigung aller Verhältniſſe eintreten müſſe („ut 
lquis finis litium sit“). Das RG 130, 69 vertritt die erſtere Auffaſſung, weil nicht anzunehmen 
di daß der Erſitzungserwerb gegenüber dem Traditionserwerb bevorzugt werden wollte. Gegen 
dieſe mit Recht aber Brodmann im Planckſchen Komm. Bd. III zu § 937 Anm 3; Mügel in 

0 1933, 1230; Hay mann in ZW 1931, 1030. Über die ganze Frage noch eingehend Gutzeit, 
di ung u. Bereicherungshaftung (1928) und Gerda Göppert in Gruchot Heft 4 (1932) S. 425, 

ie dem RG zuſtimmt. So ſehr auch die Verſchiebungen von Vermögenswert, die ſie nach ſich 
zieht, das Rechtsgefühl verletzen, erſcheint doch die Annahme unzuläſſig, daß dieſelben im Sinne 
es F 812 des rechtlichen Grundes entbehrten (vgl. auch d 244 A 1 S. 354). d) Kann auch ein 
pochtskraftiges Urteil rechtsgrundlos bereichern? Die Frage muß verneint werden (bal. 
Mn Reichel, Feſtſchrift für Wach 3, 1ff.). Allerdings wird durch ein fehlgehendes Urteil der 
echtszuſtand geändert. Da aber das rechtskräftig Zu⸗ oder Aberkannte nicht mehr in Frage 
geſtent werden darf, kann darin keine grundloſe Bereicherung gefunden werden, ſo daß eine 
190. iktlon ausgeſchloſſen ift (vgl. Rc 1, 95; 36, 205; 39, 142; 46, 7; 69, 279; JW 1913, 43713; 

5, 1123˙; Gruch 63, 614). Lediglich in dem Falle, wenn das Urteil vom Sieger durch eine 
anerlaubte Handlung erwirkt wurde, ift nach dem unter a Geſagten neben der actio doli (Vorbem 
1 vor $ 104, $ 826 A ödh auch eine Kondiktion gegeben. Natürlich find als Kondiktionsgründe 
85 diejenigen Tatſachen ausgeſchloſſen, die vor dem für die Rechtskraft maßgebenden Zeitpunkt 
odge. Nachträgliche Tatſachen, d. h. ſolche, die nach dem Schluſſe der letzten Verhandlung 
ſtoß nach Ablauf der Einſpruchsftiſt eingetreten find (vgl. PO 8 767 Abſ 2), konnen ohne Ver- 

ß gegen die Rechtskraft zur Stütze einer Rückforderung benutzt werden. Daher kann das zu⸗ 
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folge dem Urteil Gezahlte kondiziert werden, wenn nachträglich die Gegenleiſtung des Nach⸗ 
leiſtungsbefugten unmöglich wird oder eine Reſolutivbedingung eintritt oder der Schadens⸗ 
erſatzberechtigte anderweiten Ausgleich erhält (RG Recht 1913 Nr 1631) oder ein neues Geſetz 
die Pflicht, einer Perſon wie dem früheren Kläger Unterhalt zu gewähren, beſeitigt (RG 46, 66; 
pol. dazu aber RG 48, 4). Nur iſt dabei zu beachten, daß ein vor dem entſcheidenden Zeitpunkt 
begründetes Geſtaltungsrecht auch bei ſpäterer Ausübung nicht als nachträgliche Tatſache behandelt 
werden darf (Aufrechnung Rö 64, 228, XW 02, 5315, 1917, 1065, Warn 1910 Nr 76, RG Seufffl 
63 Nr 76, RGS SächſArchR 1915, 264; Anfechtung RJ JW 1913, 103%; Rücktritt). Auf der 
andern Seite läßt ſich in einem beſondern Falle ein ſolches Urteil unter Zurückgreifen auf ein 
früheres Ereignis unſchädlich machen. Iſt jemand zur Zahlung verurteilt, obwohl er bereits 
gezahlt hatte — ſei es, daß die Einrede der Zahlung nicht vorgebracht oder nicht für bewieſen 
erachtet wurde —, fo kann er zwar das auf Grund des Urteils zum zweitenmal Gezahlte nicht 
als Leiſtung einer Nichtſchuld zurückverlangen (unrichtig OLG Düſſeldorf JW 1916, 686). Wohl 
aber kann er nunmehr die erſte Zahlung kondizieren, da ihr Zweck, die Schuld zu tilgen, infolge 
des Urteils weggefallen iſt. Die Rechtskraft des Urteils wird hiermit nicht angetaſtet, denn rechts⸗ 
kräftig feſtgeſtellt ift nur das Beſtehen der eingeklagten Forderung, nicht der Grund, warum das 
Gericht ſie als beſtehend anſah. Rechnet aber der Verurteilte gegen die Judikatforderung mit 
der cond. ob causam finitam auf (was zuläſſig ift, da dieſe Kondiktion erſt mit der Rechtskraft 
entſteht) und erwirkt er eine einſtweilige Anordnung nach ZPO 769, fo iſt ſeine Lage annähernd 
die gleiche wie vor dem Urteil. Zu der ganzen Frage vgl. auch Oetler in Roſtocker Feſtgabe für 
Windſcheid (1888) S. 86; Pagenſtecher, Gruchot 50, 280; Go Idſchmidt, Fiſchers Abhand⸗ 
lungen (1910) S. 17; Binder, Prozeß u. Recht (1927) S. 240; J. Goldſchmidt, Ungerechtf. 
Vollſtreckungsbetrieb; ferner derſ., Prozeß als Rechtslage S. 131. Dem Konkursgläubiger, der ge⸗ 
gen den Teilungsplan keinen Widerſpruch erhoben hat, gibt RE HRR 1930 Nr 1448 noch das 
Recht, ſeinen Anſpruch auf Bereicherung geltend zu machen. Mit der Bereicherungsklage ſolle die 
Verteilung des Erlöſes, auch wenn ſie formell ordnungsgemäß nach den Grundſätzen der Zwangs⸗ 
verſteigerung erfolgt ſei, in Einklang gebracht werden mit der materiellen Rechtslage, RG 58, 
156; 64, 196. Dieſe Anſicht iſt nicht unbedenklich. Durch den Verteilungsplan ſoll endgültig 
das Verhältnis des Schuldners mit ſeinem Gläubiger zum Abſchluß gebracht werden. Die Unter⸗ 
laſſung eines Widerſpruchs muß als Einverſtändnis mit der Verteilung angeſehen werden und 
ſchließt einen jenem widerſprechenden Anſpruch aus. Das verlangt auch die Verkehrſicherheit. 
7. Die Verpflichtung deſſen, der etwas grundlos erlangt hat, wird hier kurz dahin gekenn- 
zeichnet, daß ſie auf Herausgabe des Erlangten gerichtet iſt. a) Inhalt und Umfang dieſer 
Herausgabepflicht werden näher geregelt durch 68 818—820. Der Ausdruck iſt mißverſtändlich. 
Es ſoll nicht schlechthin das erlangte körperliche Etwas herausgegeben werden, ſondern nur, 
ſoweit es zur Durchführung des Ausgleichs nach $ 818 möglich iſt. Beſſer Schweiz. Oblig. Recht 
Art 62, „Wer in ungerechtfertigter Weiſe aus dem Vermögen eines anderen bereichert iſt, hat 
die Bereicherung zurückzuerſtatten.“ Es handelt ſich dabei nicht um Geltendmachung eines ding⸗ 
lichen Rechts. Vgl. Vorbem. Die in $ 818 Abſ 3 grundſätzlich vorgeſchriebene Beſchrankung auf 
die Bereicherung rechtfertigt den Ausdruck Bereicherungsanſpruch. Auch ein ſchuldrecht⸗ 
licher Berichtigungsanſpruch kann als Bereicherungsanſpruch geltend gemacht werden (RG 112, 
260). Die Geltendmachung braucht nicht ausdrücklich zu geſchehen, ſie kann auch in anderer Form 
erfolgen, etwa Anfechtung wegen Irttums, Behauptung des Nichteintritts einer Bedingung 
uſw., RG 118, 361; auch durch Aufrechnung, Mugd Mat Bd 2 S. 408. b) Den Leiſtungsort 
beſtimmt nach $ 269 der Wohnſitz des Beklagten (RG 49, 424; 74, 175). Die Verpflichtung zur 
Herausgabe einer Sache ift da zu erfüllen, wo dieſe ſich bei Beginn der Rechtshängigkeit oder 
des böſen Glaubens befindet ($ 818 Abſ 4, $ 819; vgl. NG 96, 347). c) Iſt der anſpruchbegrün⸗ 
dende Tatbeſtand bei einer Mehrheit von Perſonen eingetreten, ſo haftet jede auf das, was 
fie erlangt hat (RG Recht 1919 Nr 249). So auch dann, wenn bei einem gegenſeitigen Vertrage 
auf der einen Seite mehrere ſtehen. Der Umſtand, daß die mehreren im Fall der Gültigkeit des 
Vertrags für die Leiſtung nach § 427 im Zweifel als Geſamtſchuldner hätten aufkommen müſſen, 
hat, wenn der Vertrag nichtig iſt, keine geſamtſchuldneriſche Haftung auf Herausgabe der Be⸗ 
vreicherung zur Folge. Das wird von NO JW 09, 274°; Warn 1914 Nr 114; RG Recht 1911 
Nr 48 für den Fall der anfänglichen Nichtigkeit anerkannt; es gilt aber auch dann, wenn bet 
Vertrag durch Anfechtung nichtig geworden ift (a. M. RG 67, 260). Beſtimmte der Vertrag, daß 
die mehreren Gläubiger Geſamtgläubiger ſein ſollten, ſo daß der Schuldner nach Belieben 
an jeden von ihnen leiſten durfte (5 428), jo haftet als Kondiktionspflichtiger nur derjenige, dem 
tatſächlich geleiſtet wurde (R Warn 1911 Nr 24). d) Der Bereicherungsanſpruch ver 
jährt (abgeſehen von Sonderfällen, vgl. z. B. 89 977, 2287: 3 Jahre, 88 1301, 1302: 2 Jahre) 
in der gewöhnlichen 30jährigen Friſt des § 195, mag auch die Bereicherung durch Tilgung einer 
Schuld des Beklagten erfolgen, für die eine kürzere Verjährungsfriſt vorgeſchrieben iſt. Nicht ent. 
gegenſteht, daß die kurze Verjährung von Anſprüchen für Lieferung von Waren oder Ausfüuh. 1 
von Arbeiten nach § 196 ohne Unterſchied Platz greift, ob der Anſpruch auf Vertrag. Ges 
führung oder Bereicherung geſtützt wird (vgl. $ 196 A 1 a. A.). Hier erzeugt die bereichernde Zu- 
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wendung erſt zugleich den Anſpruch aus den Leiſtungen, deſſen kurze Verjährung eine vertrags⸗ 
mäßige Grundlage nicht vorausſetzt, wogegen in dem obenerwähnten Fall die Zuwendung eine 
Verpflichtung des Bereicherten ſchon vorfindet (vgl. RG 86, 96). e) Subfidiär ift der Be⸗ 
reicherungsanſpruch nicht. Vgl. Vorbem. Hat der Berechtigte einen anderweiten Anſpruch 
gegen einen Dritten, 55 kann er gleichwohl gegen den Bereicherten klagen (RG 48, 139; AM 
1919, 7151; R6 20. 6. 06 1 60/06). Auch dann, wenn ihm gegen dieſen ſelber mehrere Anſprüche 
zuſtehen, läßt ſich ein Vorzug des andern Anſpruchs vor dem Bereicherungsanſpruch nicht be⸗ 
gründen. Natürlich kann die Frage der Subſidiarität nur aufgeworfen werden, wenn der Tat⸗ 
beſtand außer dem andern Anſpruch einen Bereicherungsanſpruch auch wirklich erzeugt (3. B. 
Anſpruch aus unerlaubter Handlung oder nützlicher Geſchäftsführung und Kondiktion). Neben 
dem Erfüllungsanſpruch aus einem gültigen Vertrage iſt für den Bereicherungsanſpruch 
kein Raum (NG JW 08, 4034, vgl. auch A 9 unter 3). Und die Vindikation ſchließt notwendig die 
Kondiktion aus. 

8. Späterer Wegfall des Rechtsgrundes (condictio ob causam finitam). 
Die causa iſt bei der Leiſtung zwar vorhanden, fällt aber ſpäter weg. Der Rechtsgrund kann 
wegfallen, a) weil die Leiſtung von vornherein nur zu einem vorübergehenden 
Zweck bewirkt und dieſer erreicht iſt. Beispiele find der Eintritt der auflöſenden Be⸗ 
dingung oder Befriſtung bei dem zugrunde liegenden Geſchäft (vgl. R Warn 1921 Nr 48); 
die Draufgabe nach Aufhebung des Vertrags ($ 337 Abf 2); der Schuldſchein nach Tilgung der 
Schuld (8$ 371, 1144); oder die Wiedergewinnung der verlorenen Sache durch den Eigentümer, 
dem der für den Verluſt Verantwortliche, ohne ſich den Eigentumsanſpruch abtreten zu laſſen, 
den Schaden erſetzt hat (vgl. $ 255 A 2). Sachlich gehört hierher auch die Rückforderung des auf 
Grund eines Vorbehaltsurteils in der Berufungsinſtanz Gezahlten, nachdem das Urteil infolge 
der vorbehaltenen Verteidigungsmittel aufgehoben iſt (ZPO 88 529, 541). b) Der Rechts- 
grund kann kraft Geſetzes gegen den Willen der Parteien wegfallen. Süß, 
Ak dR 1938, 19 über EntſchGeſ v. 9. 12. 37. So, wenn beim gegenſeitigen Vertrag die 
dem einen Teil obliegende Leiſtung durch einen von keinem zu vertretenden Umſtand 
unmöglich wird ($ 323 Abſ 3). Natürlich muß die Verpflichtung bis dahin noch beſtanden 
haben. Iſt eine Lieferpflicht erfüllt und treten nachträglich Umſtände ein, die bei 
lrüherem Eintritt die Erfüllung unmöglich gemacht hätten, jo kann von Kondiktion keine Rede 
ſein (RG 102, 158). e) Endlich kann der Rechtsgrund durch die Willenserklärung 
einer Partei beſeitigt werden. In dieſer Hinſicht iſt zu unterſcheiden: 8. Wird ein Kauſal⸗ 
geſchäft angefochten, ſo unterliegen die zu ſeiner Erfüllung gemachten Leiſtungen 
der Kondiktion, wobei nach $ 142 Abſ 2 die Kenntnis der Anfechtbarkeit der der Nichtigkeit 
gleichſteht (vgl. f 819 A 2). So DLG Karlsruhe HAN 1938 Nr 650. Da indes das 
Geſchäft jedem, nicht nur dem Anfechtenden gegenüber, als nichtig gilt und die Nich⸗ 
üigteit von jedem geltend gemacht werden kann ($ 142 Abſ 1), wird man den Anſpruch, 
der ſchon von der Leiſtung an datiert und von da an zu verjähren beginnt ($ 200), rich- 
liger als cond. indebiti aufzufaſſen haben. 8. Ein zweifelloſes Beiſpiel der cond. causa 
finita dagegen bietet der Widerruf der vollzogenen Schenkung nach 88 530ff., 1584. 
Die ſtrengere Haftung des $ 819 tritt nach Analogie des § 142 Abſ 2 auch hier nicht erſt mit der 
genntnis von der die Kauſa beſeitigenden Erklärung ein (vgl. $ 531 A 2). y. Eine cond. causa 
finita entſteht ferner nicht ſelten durch einen Rücktritt vom Vertrage. Allerdings ift der 
bertragsmäßig vorbehaltene Rücktritt in den Sondervorſchriften der $$ 346ff. dahin geregelt, 

aß die empfangenen Leiſtungen immer vollſtändig und niemals nur in den Grenzen der Be- 
Rüczerung zurückzugewähren find. Ebenſo verhält es ſich nach $ 327 Satz 1 mit den geſetzlichen 
fücktrittsrechten, die beim gegenseitigen Vertrag durch eine vom Gegner verſchuldete Unmög⸗ 
uchteit der Leiſtung oder durch den Verzug des Gegners hervorgerufen werden ($$ 325, 326); 
di i der Wandlung eines entgeltlichen Veräußerungsvertrags oder eines Werkvertrags ſind 
1 89 346 ff. entſprechend anwendbar ($$ 467, 493, 634). Aber ſchon in dieſen Fällen iſt Raum 

deine echte cond. causa finita, wenn der Schuldner vor Abgabe der Rücktrittserklärung an 
an Zeſſionar des Gläubigers geleiftet hatte. Außerdem ordnet $ 327 Satz 2 für denjenigen Rück- 
er wegen eines vom Gegner nicht zu vertretenden Umſtandes erfolgt, die Haftung nach 
8 Feicherungsrecht an. Beſchränkt man dieſe Vorſchrift wegen ihres Zuſammenhangs mit Satz 1 
auf die sg 325, 326, fo greift fie nach $ 325 Abſ 2 nur dann Platz, wenn der Schuldner die Leiſtung 
lierhalb der ihm nach § 283 beſtimmten Friſt infolge vorübergehender unverſchuldeter Unmög⸗ 
ichkeit nicht bewirken kann. Jedenfalls löſt auch der Rücktritt des Beſtellers wegen unverſchul⸗ 
9 Verſpätung der Herſtellung des Werks eine cond. causa finita aus ($ 636). Und vor 
allem gilt dies von dem durch die Wirtſchaftskataſtrophen unſerer Zeit fo über- 
Som praktiſch gewordenen Rücktritt wegen veränderter Umſtände (ſog. elausula 
tra, ie stantibus, Wegfall der Geſchäftsgrundlage). Der Ausdruck,, ſich losſagen vom Ver⸗ 
halte „der in dieſem Falle vielfach gebraucht wird, bedeutet (ſofern nicht ein Dauerſchuldver⸗ 
RS vorliegt, vgl. unter e) nichts weiter als den Rücktritt (anders $ 242 unter JI S. 347); die 
echtſprechung erkennt einen ſolchen in ſteigendem Maße als berechtigt an und leitet ihn aus 
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$ 242 her. Die nähere Ausgeſtaltung aber, wonach für die Rückgewähr des Empfangenen die 
Bereicherungsgrundſätze maßgebend ſind, ergibt ſich ſchon aus dem Fehlen einer Verweiſung 
auf die 88 346 ff., ganz abgeſehen davon, daß zum mindeſten der Gedanke des § 327 Satz 2 auch 
hier zutrifft. Über Bewertungsfragen vgl. § 818 A 6 unter 2. Hierher gehört auch der Fall, daß 
der Verkäufer eines Grundſtückes an eine Aktiengeſellſchaft den Kaufvertrag widerruft, weil 
der Kauf von der Aktiengeſellſchaft in der Nachgründungszeit von zwei Jahren nach ihrer handels⸗ 
gerichtlichen Eintragung von der Generalverſammlung die nach HGB 8 207 erforderliche Zuftim- 
mung nicht erhalten hat, RG JW' 1929, 2944. 8. Lehnt der Konkursverwalter bei einem 
beiderſeits noch nicht vollſtändig erfüllten gegenſeitigen Vertrage die Erfüllung 
nach KO §17ab, fo erliſcht zwar nicht der Vertrag, wohl aber erlöſchen die Erfüllungsanſprüche; 
an ihre Stelle tritt ein Anſpruch des Gegners des Gemeinſchuldners auf Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung, der als Konkursforderung geltend zu machen iſt (KO § 26). Teilleiſtungen des 
Gemeinſchuldners aus der Zeit vor der Konkurseröffnung kommen regelmäßig nur inſofern in 
Betracht, als ſie dieſen Schaden mindern. Wenn jedoch ausnahmsweiſe der Gegner durch die 
Nichterfüllung nicht geſchädigt wird, oder ſein Schaden den Wert der empfangenen Teilleiſtungen 
nicht erreicht, erfordert es die Billigkeit, dem Konkursverwalter eine cond. causa finita zu geben 
(vgl. namentlich Jaeger KO $ 17 A 46; im Ergebnis ebenſo, aber mit bedenklicher Begründung, 
der III. 38 RG 73, 58; gegen jeden Rückforderungsanſpruch der V. 38 RG 56, 238; Seuffll 
64 Nr 163; OLG 4, 170; 10, 194; 23 S. 299, 300). s. Die Kündigung eines Dauerrechts- 
verhältniſſes, wie Miete, Dienſtvertrag uſw., wirkt nur für die Zukunft; ſoweit ſich die Lei⸗ 
ſtungen auf die Vergangenheit beziehen, bleiben fie unberührt. Dagegen verlieren Voraus⸗ 
leiſtungen ihren Rechtsgrund. Hat der Empfänger die Kündigung verſchuldet, oder war der 
Wegfall von Anfang an notwendig, fo haftet er auf Rückgabe nach $ 347; ift dies nicht der 
Fall, jo ſteht dem Kündigenden gegen ihn die cond. causa finita zu ($ 543 Abſ 2, § 628 Abſ 1 
Satz 3), vgl. § 815. 
9. Nichteintritt des nach dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts bezweckten Erfolgs. 1. Ge⸗ 
meint iſt der Fall, daß ein von der Zukunft erwarteter Erfolg nicht eintritt, condietio ob 
cunsam datorum en causa data causa non secuta) vgl. §815. Der Nichteintritt bildet den 
Klaggrund, muß alſo feſtſtehen, nicht darf erſt das Durchdringen des Konditionsanſpruchs den 
Nichteintritt herbeiführen, RG 108, 329. Der Erfolg muß nach dem Inhalte des Rechts; 
n n von beiden Teilen bezweckt ſein. Er kann rechtlicher und bloß tatſächlicher 
Natur ſein. Eine bloße einſeitige Vorausſetzung genügt nicht; es genügt auch nicht, wenn 
der Beweggrund des Leiſtenden dem Gegner erkennbar oder von ihm erkannt iſt. Die Wind ⸗ 
ſcheidſche Lehre von der Vorausſetzung iſt vom Geſetz nicht aufgenommen worden (Rch 62, 267; 
66, 132; anders der Faſſung, wenn nicht der Sache nach RG Recht 09 Nr 2389; 1917 Nr 604). 
Vielmehr muß der Zweck Vertragsinhalt geworden fein, indem ſich die Parteien über ihn 
als über einen weſentlichen Beſtandteil des Vertrags ausdrücklich oder ſtillſchweigend geeinigt, 
d. h. das Rechtsverhältnis von ſeiner Erreichung abhängig gemacht haben (RG JW 1912 352, 
1915, 11175; 1917, 1035; Warn 1916 Nr 225; 1917 Nr 112; RG 23 1912, 388; 1921, 495; RG 
Recht 1912 Nr 213; 1915 Nr 1066; 1916 Nr 1289; 1919 Nr 1416; Gruch 55, 956; JW 1932, 137229; 
Erlangung einer Schankkonzeſſion für ein Grundſtück NG 16. 2. 27 V 365/26). An dieſem Erfor⸗ 
dernis fehlt es auch beim fiduziariſchen Vertrage. Da der Grund, warum ein ſolcher ge⸗ 
ſchloſſen wird, nur den Fiduzianten angeht, kann dieſer den Gegenſtand ſtets zurückfordern, ohne 
daß ihm der Treuhänder einwenden dürfte, daß ſich der Zweck der Übertragung noch nicht erledigt 
habe (RG Recht 1922 Nr 51). Ob der bezweckte Erfolg eine Handlung des Empfängers oder 
ein anderes Ereignis iſt, macht keinen Unterſchied; es kommt auch nicht darauf an, ob der Zweck 
der Leiſtung ihrer Natur nach innewohnt oder von außen hinzutreten ſoll. 2. Die Rückforderung 
iſt hiernach zuläſſig: a) wenn die Leiſtung unmittelbar durch ſich ſelbſt einen be’ 
ſtimmten Zweck erfüllen ſoll und dieſer Zweck fehlſchlägt; RG HRR 1931 Nr 1752. 
Beiſpiele: Quittung über erwartete, demnächſt nicht geleiftete Zahlung; Hingabe eines Schuld- 
ſcheins über ein zugeſagtes, aber ſpäter nicht gewährtes Darlehn (RG JW 09, 41510), eines Wech⸗ 
ſels über künftige Schuld, die nicht entſteht (RG 56, 317); Vorſchuß auf den Jahresgewinn einer 
Geſellſchaft, wenn das Jahr mit Verluſt endet (RG 85, 43; R Recht 1915 Nr 1326); unbedingte 
Leiſtung auf aufſchiebend bedingte Schuld, deren Bedingung ausfällt; Hingabe condicionl3 
implendae gratia, ſofern das letztwillig Zugewendete nicht erworben wird; Ausſteuer der Braut 
nach ſpäterer Auflöfung der Verlobung uſw. (nicht auch Zahlungen zur Sanierung notleidender 
Geſellſchaften; fie werden & fonds perdu gegeben, R 18. 2. 16 Il 413/15). Vorauszahlung 
eines Teils des Kaufpreiſes in Erwartung des Zuſtandekommens des Kaufvertrags, RG 129, 
308. Ebenſo liegt es, b) wenn der Empfänger das Erhaltene nicht in der beamediäl 
Weiſe verwendet. So wenn Anliegerbeiträge gezahlt werden und die geplante Straße I 
hergeftellt wird (N& 75, 145); fo bei der Zahlung von Baugeld, wenn das Geld anderweit 92 5 
braucht wird (RG 21. 9. 11 IV 682/10); bei der Schenkung, die der Beſchenkte nicht annimm 
($ 516 Abſ 2); bei Schenkung oder letztwilliger Verfügung unter einer Auflage, wobei . — 
die Voraussetzungen der Rückforderung beſonders geregelt ſind (88 527, 2196). Die Kondikti 
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iſt nicht minder zuläſſig, e) wenn vergeblich verſucht wurde, den Empfänger durch 
die Leiſtung zu einem gewiſſen Verhalten zu beſtimmen. Z. B. Zahlung des unter⸗ 
ſchlagenen Betrags durch Angehörige des Täters, um Strafanzeige zu verhüten (RG SW 02 
Beil 22074; 1912, 35%; SeuffA 59 Nr 102; OLG 23, 54); Bürgſchaft, um dem Schuldner Stun⸗ 
dung oder ein weiteres Darlehen zu verſchaffen oder den Konkurs abzuwenden (RG JW 03 
Beil 10627; 1911, 54016; Warn 1913 Nr 360; 1916 Nr 225); Zahlung auf einen formnichtigen 
Vertrag in der Annahme, der Gegner werde erfüllen (RG 53, 237; 98, 237; RG Recht 09 Nr 
822); Leiſtung von Dienſten in Erwartung der Adoption oder der Überlaſſung des Gutes (RG 
IW 03 Beil 142312) oder in Erwartung letztwilliger Zuwendungen (RG Warn 1911 Nr 267; 
RG SeuffA 70 Nr 149; NG 26. 2. 23 IV 289/22); Vorrangseinräumung für eine Baugelder⸗ 
hypothek, auf welche das Baugeld nicht gezahlt wird (RG 61, 37). 

10. Nicht hierher gehört der Fall, daß ein gültiger gegenſeitiger Vertrag vom anderen 
Teile nicht erfüllt wird. Die Leiſtung erfolgt in ſolchem Falle zur Erfüllung einer 
beſtehenden Verpflichtung, nicht bloß zu dem Zweck, damit der andere feiner- 
feits leiſtet. Dem Leiſtenden ſteht der Anſpruch auf Erfüllung ſowie unter den geſetzlich (89 325, 
326) oder vertragsmäßig beſtimmten Vorausſetzungen das Rücktrittsrecht nach 88 346ff. zu, 
während eine Kondiktion nur in beſonderen Ausnahmefällen (vgl. A 8 unter c) Platz greift. — 
Einzelne Urteile ſprechen von der Möglichkeit, daß ein über die Gegenleiſtung hinaus- 
gehender Erfolg bezweckt ſein könne (RG 66, 134; 132, 238; Warn 1917 Nr 112; OLG 20, 
243 Anm.). Derartiges kann in der Tat vorkommen; man denke etwa an den Fall, wenn jemand 
ſeinem künftigen Schwiegerſohn behufs Ausſtattung der Tochter ein Landgut billig verkauft 
und das Verlöbnis aufgelöſt wird (vgl. die cond. ob causam finitam in RG Seuff A 76 Nr 26). 
In der Regel aber iſt für eine Kondiktion weder Raum noch Bedürfnis, wenn man nur den Be⸗ 
griff der Gegenleiſtung weit genug faßt und den Vertrag zutreffend auslegt (vgl. z. B. RG 
10. 1. 21 IV 527/20 und 7.3.26 V 327/25). Etwas bedenklich RG 106, 93. 

II. Eine Gruppe für ſich im Gegenſatz zu den realen Leiſtungen bilden die Zuwendungen, 
die durch Begründung einer abſtrakten Forderung geſchehen (vgl. v. Tuhr Allg. Teil II 2, 126ff.). 
NG 108, 105. Dahin gehören das Schuldverſprechen des $ 780 mit dem Unterfall des kaufmän⸗ 
niſchen Lerpflchtungsſcheins (SGB 8 363), das Anweiſungsakzept ($ 784), die wechſel⸗ und 
ſcheckmäßigen Schuldnererklärungen (Ausſtellervermerk, Indoſſament, Wechſelakzept uſw.), die 
Schuldverſchreibung auf den Inhaber ($ 793); auch das abſtrakte Schuldanerkenntnis des 781 
ann von den Parteien als Form für die Begründung einer abſtrakten Forderung benutzt werden 
(gl. A 11). Das abſtrakte Verſprechen dient vorwiegend der Erfüllung einer kuſalen Forderung, 
ft aber auf dieſen Fall nicht beſchränkt, ſondern kommt auch eredendi oder donandi causa vor. 
Die causa donandi hat das Beſondere, daß ein ſchenkweiſe erteiltes abſtraktes Verſprechen mangels 
gerichtlicher oder notarieller Form nichtig iſt (§ 518 Abf 1 Satz 2). Eine ähnliche direkte Einwir⸗ 
kung der Kauſa findet ſich in $ 656 Abſ 2, § 762 Abſ 2, $ 764 und Börſch $$ 55, 59: das abſtrakte 
Verſprechen, das über einen Ehemäklerlohn, eine Spiel- oder Differenzſchuld oder eine Schuld 
aus einem nicht verbotenen Börſentermingeſchäft gegeben wird, iſt unverbindlich, aber erfüllbar. 
m übrigen werden die Mängel der Kauſa, wie bei den realen Leiſtungen, durch kondiktions⸗ 
mäßige Ausgleichung geltend gemacht; vgl. z. B. RG 67, 240 (abſtraktes Verſprechen unentgelt- 
licher Abtretung eines Grundſtücksſtreifens zum Zweck der Beſeitigung eines in Wahrheit nicht 
deſtehenden Bauverbotes); Recht 1919 Nr 1087 (Schuldverſprechen an ein Stiefkind in der Mei⸗ 
nung, es ſei pflichtteilsberechtigt) und zu $ 814 R JW 1910, 7043; Gruch 58, 977. Bei der Rück. 
orderung aus verbotenem oder unſittlichem Grunde ift der Fall des beiderſeitigen Verſtoßes 
gegen Geſetz oder gute Sitten ($ 817 Satz 2) abweichend von dem, was für reale Leiſtungen gilt, 
geregelt (vgl. § 817 A 4). Als Mittel für die kondiktionsmäßige Ausgleichung gewährt das Geſetz 
uber dem Bereicherungsanſpruch (condictio obligationis, cond. indebiti promissi auch cond. 
aut ionis genannt) die Bereicherungseinrede ($ 821). Der Inhalt des Anſpruchs iſt nach $ 821 
a „Befreiung“ des Verſprechenden von der Verbindlichkeit, d. h. auf den Abſchluß eines Erlaß⸗ 
(trans ($ 397) gerichtet; außer der Befreiung kann arg. $ 371 Rückgabe des Schuldſcheins ver. 
did werden. Hat der Empfänger des abſtrakten Verſprechens die Forderung abgetreten, ſo ſteht 
© Bereicherungseinrede nach $ 404 auch dem neuen Gläubiger entgegen (vgl. 821 A 1). Der 
unſpruch kann nach der Abtrekung gegen den Erſtgläubiger überhaupt nicht mehr, gegen den 
uen Gläubiger nach $ 822 nur dann geltend gemacht werden, wenn die Abtretung unent- 
geltlich geſchah (nicht abweichend RG 86, 301 und RG Recht 1916 Nr 56, die nur den aus § 1169 
1 geleiteten Anſpruch auf Löſchung der Hypothek betreffen). Hat aber der Verſprechende in 
‚nfemutnig der Bereicherungseinrede an den Zeſſſonar gezahlt, fo fteht ihm eine doppelte Mög. 
9 8 it offen, inſofern er nach $ 813 gegen den Zeſſionar die condietio indebiti hat oder nach 
818 Abſ 2 vom Zedenten den Wert der Forderung, d. h. regelmäßig das dafür empfangene 
io tgelt, herausverlangen kann. Iſt mit Hilfe des einen Anſpruchs der Verluſt ausgeglichen, 
letkliſcht der andere; kondiziert der Verſprechende gegen den Zedenten, jo muß er ihm die con- 
rg indebiti gegen den Zeſſionar abtreten. — Anders verhält es ſich bei den Forde 
ngen aus indoſſablen Papieren oder Inhaberpapieren. Das Indoſſament und 
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die Übergabe des Papiers find keine Übertragung, ſondern Neubegründung einer Forderung. 
$ 404 findet keine Anwendung; vielmehr ſchließen $ 796 und WO Art 82 die Einwendungen aus 
der Perſon eines Vormanns grundſätzlich aus; Ausnahmen in den Fällen des § 826, des In⸗ 
kaſſomandats und der ſonſtigen unentgeltlichen Begebung des Papiers. 

e Anerkennung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens eines Schuldver⸗ 
hältniſſes. 

1. Poſitives Schuldanerkenntnis. Gemeint ift das abſtrakte Anerkenntnis des § 781. Nur 
ein vertragsmäßiges Anerkenntnis iſt der Kondiktion unterworfen, Rs JW 1926, 27401; RG 
156, 34. Bei einem Anerkenntnis, das Beſtandteil eines gegenſeitigen Vertrags iſt, ſoll nach Oert⸗ 
mann und Locher und #6 108, 105 für eine Kondiktion kein Raum RG Recht 1914 Nr 195) 
ſein; wie ein unſelbſtändiges Schuldverſprechen (RG Recht 1912 Nr 573; 1916 Nr 671) ſtehe 
und falle es mit dem Vertrage. Materielle Bedeutung hat ein ſolches bloß beſtätigendes Aner⸗ 
kenntnis allerdings nur inſofern, als es das urſprüngliche Geſchäft abändert oder einen ſtillſchwei⸗ 
genden Verzicht auf Einreden oder auf Aufrechnung enthält (RG JW 06, 74212; 1916, 9605). 
Immerhin hat es inſoweit rechtliche Bedeutung, und es liegt kein zwingender Grund vor, die 
Kondiktion einer kauſalen Verpflichtung — nicht des ganzen Kauſalgeſchäfts — zu verſagen. So 
Krückmann 23 1927, 753 ff.: Klagantrag und Urteil bei der Kondiktion einer kauſalen Ver⸗ 
pflichtung. Ein abſtraktes Schuldverſprechen kann auch über eine von den Gegenleiſtungen ab⸗ 
gegeben werden und Beſtandteil eines gegenſeitigen Vertrags ſein (RG 18. 5. 25 IV 10/25). 
Anders das abſtrakte Schuldanerkenntnis, das a) unter Umſtänden wegen Unrichtigkeit 
des Anerkannten kondiziert werden kann. Zwar iſt nicht geſagt, daß die Kondiktion im Falle 
der Unrichtigkeit die ausnahmslos notwendige Folge wäre. Das Anerkenntnis kann ſo gemeint 
ſein, daß die Schuld ohne Rückſicht darauf anerkannt werden ſoll, ob ſie beſteht oder nicht; alsdann 
ift, auch wenn fie nicht befteht, die Kondiktion ausgeſchloſſen (R Recht 1915 Nr 2267; RG 8. 11. 17 
IV 253/17). In dieſem Sinne iſt das nach ZPO 8 307 im Prozeß abgegebene Anerkenntnis 
aufzufaſſen, ſo daß ſchon deshalb, abgeſehen von Gründen prozeſſualer Art, an Kondiktion nicht 
zu denken iſt (OLG 13, 150; 18, 57; 29, 223; JW 1917, 820). Aber keineswegs immer entſpricht 
eine ſolche Auslegung dem Willen der Parteien. Namentlich für das Anerkenntnis, das auf Grund 
einer Abrechnung ergeht, nimmt die Riechtſprechung an, daß es kondiziert werden kann, wenn 
einbezogene Schuldpoſten ganz oder teilweiſe nicht beſtanden haben (vgl. RG 101, 122; RG 
JW 06, 35110; 08, 316; 1919, 568; RG Recht 1913 Nr 2289; 1916 Nr 55; 1920 Nr 890). Heck, 
Das abſtrakte dingliche Rechtsgeſchäft (1937) S. 55. Hierzu Wienacker DRecht 1938, 68. Im 
übrigen iſt von Fall zu Fall zu prüfen, in welchem Sinne das Anerkenntnis gemeint war; vgl. 
die Urteile RG JW 1910, 75212 (Anerkenntnis der Unterhaltspflicht gegenüber einem unehe⸗ 
lichen Kinde im Glauben, geſetzlich als Vater zu gelten; |. dazu RG JW 1917, 1035); N 23 
1915, 523 (Schuldanerkenntnis in der irrigen Meinung, aus einer formlos eingegangenen Bürg⸗ 
ſchaft verpflichtet zu fein); RG 83, 184 (Schuldanerkenntnis gegenüber einem zweiten Zeſſionar 
in Unkenntnis der Abtretung an den erſten; |. 8407 A 1). Wird das Anerkannte erſt durch ein nach⸗ 
trägliches Ereignis unrichtig, ſo greift die Kondiktion Platz, wenn das Anerkenntnis iſoliert, nicht, 
wenn es auf Grund einer Abrechnung erging (RG Recht 1920 Nr 2384). Die Unrichtigkeit des 
Anerkannten iſt anderſeits nicht der einzige Grund der Kondiktion. Denkbar iſt ferner b) eine 
Kondiktion, weil der Anerkennende irrig geglaubt hat, gerade zur Anerkennung 
verpflichtet zu fein, während er die Richtigkeit des Anerkannten dahingeſtellt läßt (vgl. 
Mot 2, 693). R 154, 389. e) Sehr häufig endlich kommt es vor, daß die Parteien die Unrichtigkeit 
des Anerkannten (d. h. die Tatſache, daß der Anerkennende bisher noch nichts ſchuldet) kennen und 
die Anerkennung nur als Ausdruck für ein abſtraktes Schuldverſprechen wählen. 
Die Worte lauten dabei möglicherweiſe ſogar auf Empfang eines Darlehns (vgl. RG 1910, 704°; 
Warn 1911 Nr 232; Gruch 49, 916), während freilich in der Regel mit dem Darlehnsbe kenntnis 
eine Schuld eingegangen werden ſoll, die durch das Beſtehen einer früheren Schuld im techniſchen 
Sinne bedingt iſt (vgl. RG 62, 52; 76, 60; Gruch 51, 941; 8 607 A 6). Iſt ein abſtraktes Schuld⸗ 
anerkenntnis als Form für ein Schuldverſprechen beabſichtigt, ſo kann eine Kondiktion aus dem 
Grunde der Mangelhaftigkeit der in der Anerkennung liegenden Zuwendun, 
gegeben fein, wie z. B. in dem Falle, wenn ein Anerkenntnis zur Erfüllung eines nach $ 
unwirkſamen Vergleichs erfolgt (vgl. RG 61, 321). Wegen des Kondiktionsanſpruchs und der 
Kondiktionseinrede in allen Fällen unter 1 ſ. A 10. Durch Schaffung eines Umlaufpapiers (Wechſel, 
Hypothekenbrief, Grundſchuldbrief) wird noch nicht auf die Kaufſchuld verzichtet. 5 3 

2. Negatives Schuldanerkenntnis, d. h. das abſtrakte vertragsmäßige Anerkenntnis che 
Nichtbeſtehens der Schuld, wie es in $ 397 Abſ 2 geregelt iſt. Das Beweismittel für die Tatſach 
der erfolgten Zahlung, als welches ſich die Quittung im Zweifel darftellt ($ 368 A 1), 17 
auf Wiſſens⸗, nicht auf Willenskundgabe, tft daher nicht vertragsmäßig und kann nicht bande 
werden. Um ein bloßes Empfangsbekenntnis handelt es ſich oft auch dann, wenn der Wort das 
dem $ 397 Abſ 2 angepaßt iſt (vgl. RG Warn 1919 Nr 113). Sind aber die Parteien über em 
Vorhandenſein eines negativen Anerkenntniſſes einverſtanden, ſo kann, ebenſo wie bei er 
pofitiven des $ 781, eine Kondiktion ftattfinden a) wegen Unrichtigkeit des Anerkannt 
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(3. B. RG 10. 3. 22 III 350/21: irrige Erklärung, keine Anſprüche an den Nachlaß zu haben, 
enthalten in der Anerkenntnis des Teſtaments). Auch hier iſt die Kondiktion ausgeſchloſſen, 
wenn die Parteien die Rechtslage eventuell auch ändern wollten, ſo daß der Gläubiger für den 
Fall, wenn die Schuld wider Erwarten dennoch beſtehen ſollte, gewillt war, fie aufzuheben (vgl. 
NG Warn 1910 Nr 437; RG Recht 1911 Nr 318; 1912 Nr 2035). Da eine ſolche Willensmeinung 
möglich iſt und nach der Faſſung des § 397 Abſ 2 ſogar als Regel gilt, iſt die Beweislaſt anders 
zu verteilen als nach dem gewöhnlichen Recht der condictio indebiti (§ 814 A 4): der klagende 
Gläubiger hat neben dem Beſtehen der Schuld zugleich zu beweiſen, daß es ihm um Klärung 
der Rechtslage zu tun war, d. h. daß er geirrt hat. b) Kondiktion wegen Nichtverpflichtung 
zur Erteilung des Anerkenntniſſes. Der frühere Mündel, der in dem irrigen Glauben, 
dazu verpflichtet zu ſein, den Vormund entlaſtete, braucht nicht darzutun, daß dieſer noch Ver⸗ 
mögen aus der Verwaltung hinter ſich hat, ſondern kann (kraft Kondiktion) Abrechnung verlangen 
(RG JW 02 Beil 255168; RG Recht 1915 Nr 1527; § 1892 A 2). c) Kannten die Parteien das 
Beſtehen der Schuld und gebrauchten ſie das Anerkenntnis nur als Form für einen Erlaß, 
ſo wird eine Kondiktion durch die Mangelhaftigkeit der in dem Erlaſſe liegenden 
Zuwendung begründet (vgl. RG 53, 293; Gruch 57, 959; RG Recht 1914 Nr 2411). Der 
gegen das negative Schuldanerkenntnis gerichtete Anſpruch, der durch Wegfall der Bereicherung 
des Anerkenntnisempfängers ausgeſchloſſen wird ($ 818 Abf 3), geht grundſätzlich auf Wieder⸗ 
herſtellung der Forderung und Herausgabe der Quittung (condietio acceptilationis). Wegen 
der Möglichkeit, einfach die alte Forderung geltend zu machen, vgl. 9 818 A 2. 

13. Ausgeſchloſſen iſt die Rückforderung im Falle § 815, beſchränkt, wo es ſich um Rück⸗ 
forderung einer Schenkung wegen nicht vollzogener Auflage handelt ($ 527). Auch die Einrede 
der ge genwärtigen Argliſt iſt gegen einen Bereicherungsanſpruch gegeben, weil die Grund⸗ 
ſätze von Treu und Glauben und guter Sitte den geſamten Rechtsverkehr beherrſchen und überall 
zur Geltung kommen müſſen, RG 71, 436; 135, 376. Daher gelten auch für den Bereicherungs⸗ 
anſpruch die Grundſätze der Verwirkung, nicht nur für Aufwertungsanſprüche. Die Einrede 
der Argliſt gegenüber der Berufung auf Formmangel hat das RG dann zugelaſſen, wenn 
der andere Teil die Beobachtung der Form ſchon mit der Abſicht verhindert hat, ſich ſpäter auf 

en Formmangel berufen zu können, RG 96, 313; 107, 180; Warn 1908 Nr 38; oder wenn auf 
er Seite desjenigen, der der Geltendmachung der Formnichtigkeit entgegentritt, ein Irrtum 
über die rechtliche Notwendigkeit der Form vorgelegen hat und dieſer Irrtum vom Geſchäfts⸗ 
gegner ſchuldhaft, mindeſtens fahrläſſig verurſacht ift, RG 117, 124; JW 1930, 906°. Auf ein 
Verhalten nach Vertragsabſchluß kann die Einrede nicht geſtützt werden. 

14. Daß die Vorausſetzungen für den Bereicherungsanſpruch vorliegen, hat der Kläger zu 
deweiſen, N 57, 320; JW 1933, 125211; alſo z. B. den Nichteintritt des Erfolgs, Re 
RR 1931 Nr 1752. 


8 813 


Das zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit Geleiſtete kann auch 
dann zurückgefordert werden, wenn dem Anſpruch eine Einrede entgegen 
ſtand, durch welche die Geltendmachung des Anſpruchs dauernd ausgeſchloſſen 
wurde. Die Vorſchrift des $ 222 Abſ 2 bleibt unberührt. 

Wird eine betagte Verbindlichkeit vorzeitig erfüllt, fo iſt die Rüdforde- 
5215 ausgeſchloſſen; die Erſtattung von Zwiſchenzinſen kann nicht verlangt 

rden. 


1 20 Abſ 2, 738 II 788; M 2 831—835; P 2 682, 686— 688, 693, 694. 5 8 
in J. Rückforderung einer gezahlten Nichtſchuld. Erſte Vorausſetzung der condietio indebiti 
iſt, daß zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit geleiſtet wurde. Über dieſen Zweck 
iſſen die Leiſtungsbeteiligten einig geweſen ſein. Die ſchuldtilgende Leiſtung eines 
ritten na $ 767 erfordert den Schuldtilgungswillen dieſes Dritten. RO HR 1933 Nr 995. 
Bereispfli tig für den Zweck der Leiſtung und das Nichtbeſtehen der Verbindlichkeit ift der 
Enteicherungsfordernde, Ach 133,275. Gingen ihre Erklärungen auseinander, indem die des 
mpfängers auf Schenkungsannahme, die des Leiſtenden auf Schuldtilgung gerichtet war, ſo 
geit die allgemeine eondictio sine causa ($ 812 A 6 unter 1a), nicht die condictio indebiti Platz. 
elumen mehrere Schulden in Betracht, jo entſcheidet nach $ 366 die Beſtimmung des Schuldners, 
S von ihnen getilgt fein ſoll. Hat dieſer ſeinen Willen erklärt, und ift zwar nicht die beſtimmte 
0 ld, aber eine andere rechtsbeſtändig, jo kann der Gläubiger, wenn die Vorausſetzungen dafür 
geben find, gegenüber der Kondiktion des Schuldners aufrechnen, nicht aber einfach eine 
lie 55 Anrechnung beftimmen. Wurde eine Beſtimmung vom Schuldner nicht getroffen, ſo 
5 Zahlung einer Nichtſchuld fo lange nicht vor, als überhaupt eine Forderung beſteht. — 
Verbindlichkeit, zu deren Erfüllung geleiftet iſt, kann eine eigene oder die eines Dritten 
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fein; über die Kondiktion deſſen, was der Dritte nicht ſchuldete, ſ. A 6 unter a, § 812 A 1. In 
der Regel handelt es ſich um eine Verbindlichkeit ſchuldrechtlicher Art. Es genügt aber auch, 
wenn der Leiſtende einem dinglichen Anſpruch nachkommen, z. B. eine vermeintliche Grund⸗ 
ſchuld tilgen wollte. Keine condictio indebiti iſt gegeben, wenn ein Grundſtückseigentümer ſich 
abſtrakt zur Zahlung verpflichtet, weil er irrig glaubt, mit dem Grundſtück dinglich bereits zu 
haften; die in dem Verſprechen liegende Leiſtung bezweckt hier nicht die Erfüllung einer Ver⸗ 
bindlichkeit (RG Recht 1914 Nr 2258). Wegen unvollkommener Verbindlichkeiten vgl. A4, 
wegen öffentlich-rechtlicher Vorbem 2. Ob der Irrtum über die Erfüllungspflicht ein tatſächlicher 
oder ein rechtlicher war, ob er entſchuldbar oder nicht entſchuldbar war, iſt belanglos, RG 60, 420; 
HRR 1930 Nr 1316. Bei vorzeitiger Erfüllung einer befriſteten Verbindlichkeit iſt keine Nach⸗ 
forderung zuläſſig. 

2. Zur Erfüllung der Verbindlichkeit muß geleiſtet ſein. Ob gerade der vermeintlich ge⸗ 
ſchuldete Gegenſtand geleiſtet wird oder an Erfüllungs Statt ($ 364 Abſ 1) oder erfüllungshalber 
ein anderer, iſt gleichgültig. Auch ein novierendes Verſprechen, d. h. die Hingabe eines Ver⸗ 
ſprechens an Erfüllungs Statt, kann kondiziert werden (vgl. § 812 A 10, 11). Wie die Erfüllung 
iſt ferner die Hinterlegung unter Verzicht auf die Rücknahme zu behandeln ($ 378); im Falle der 
Nichtſchuld wird der Verzicht kondiziert, d. h. die Einwilligung des angeblichen Gläubigers in 
die Rücknahme des Hinterlegten verlangt. Hat dagegen der vermeintliche Schuldner aufgerechnet, 
ſo iſt es ebenſo, wie wenn nur er, nicht der andere Teil Schuldner war. Da nicht beide Perſonen 
einander Leiſtungen ſchuldeten, iſt die Aufrechnung unwirkſam; für eine Rückforderung wegen 
ungerechtfertigter Bereicherung bleibt kein Raum (vgl. $ 387 A 4). Auch bei der vertragsmäßigen 
Aufrechnung muß als Parteiabſicht gelten, daß die eine Forderung nicht ohne die andere auf⸗ 
gehoben fein fol (RG JW 1910, 75219; 1916, 484; Warn 1920 Nr 160; RG Recht 1914 Nr 2408; 
a. M. RG 63, 190). 

3. Die Schuld muß nicht beſtanden haben, ſei es, daß ſie von Anfang an nicht beſtand 
oder zur Zeit der Leiſtung erloſchen war. Dem ſtellt das Geſetz es gleich, wenn dem 
Anſpruch eine danernde Einrede entgegengeſetzt werden konnte. Nur dauernde Einreden, nicht 
bloß vorübergehende, machen die Schuld praktiſch zur Nichtſchuld (RG 62, 54; 68, 304; 139, 21; 
144, 94); wurde z. B. bei Zahlung des Werklohns ein Mangel überſehen, der ſich beſeitigen läßt, ſo 
kann der Beſteller nicht kondizieren (RG 22. 12. 16 VII 267/16). Einreden, die hierhin gehören, ſind 
die Einrede gegen eine Forderung, welche ohne rechtlichen Grund oder durch eine unerlaubte 
Handlung des Gläubigers entſtanden iſt ($$ 821, 853); die Einrede des mit einer anfechtbaren 
letztwilligen Verfügung Beſchwerten nach Verſäumung der Anfechtungsfriſt (8 2083, 2345); 
die Einrede des perſönlichen Schuldners gegen den Hypothekengläubiger, der ihn nicht gehörig 
von der Zwangsverſteigerung benachrichtigt hat ($ 1166); ferner Einreden aus dem Recht ders 
Beſitz gegenüber dem Eigentumsanſpruch, z. B. die auf $ 667 geſtützte Einrede des Auftragge ers 
gegen den vindizierenden Beauftragten in RO 72, 192. Bei andern Einreden iſt es ungeachtet 
ihres dauernden Charakters nicht ſo ſicher, ob wirklich die in Unkenntnis erfolgte Zahlung die 
Kondiktion begründet. So wird in Fällen der beſchränkten Haftung zu prüfen ſein, ob die 
Beſchränkung auch die Schuld und nicht allein die Haftung betrifft, wie etwa wenn der Erbe 
an den im Aufgebotsverfahren Ausgeſchloſſenen oder bei geringfügigem Nachlaß im Irrtum 
über dieſe Umſtände voll gezahlt hat (88 1973, 1990). Nicht zur Kondiktion führt jedenfalls die 
Einrede des $ 478. Die $$ 477, 478 laſſen deutlich den Willen des Geſetzes erkennen, daß nach 
Verjährung des Wandlungs- oder Minderungsanſpruchs nur noch eine verteidigungsweiſe 
Geltendmachung des Mangels zuläſſig ſein ſoll (RG 74, 292); es wäre hiermit unvereinbar, 
wollte der Käufer, der den Kaufpreis im voraus zahlte und den Gewährleiſtungsanſpruch bet“ 
jähren ließ, auf Grund einer Mängelanzeige kondizieren (vgl. OL 12, 266; LZ 07, 234. 
Zahlung einer Nichtſchuld kann ſchließlich vorliegen, obgleich die Forderung an ſich zu Recht 
beſtand und auch nicht mit einer Einrede behaftet war. Wenn der Schuldner in Unkenntnis 
eines ihm zuſtehenden Anfechtungsrechts geleiſtet hat, ſo eröffnet die nachträgliche Anfechtung 
die Bahn nicht für die cond. ob causam finitam, ſondern, da das Geſchäft nunmehr als nicht 
geſchloſſen gilt ($ 142), für die cond. indebiti (vgl. §812 A 8 unter ca). Ein Rückforderungsrecht 
hat aber auch derjenige Schuldner, der bei der Zahlung nicht wußte, daß er aufre chne 

konnte. So auch Windſcheid-Kipp (9. Aufl.) Bd. 2, S. 77, Planck A 3 zu 9 813, Siber, 
Schuldrecht g 33 12 J S. 135; Jaeger, KO A 4 zu g 53, Enneccerus-Lehmann IL $ 7I 5 
a. M. Oertmann, A zu 9 389 und RG 120, 280; 144, 94 ſowie 66, 273; Blomeher J 19 17 
257°. Die Aufrechnungsmöglichkeit bedeutet eine facultas alternativa, eine Abfindungsbefugme 
kraft deren der Schuldinhalt anders beſchaffen war, als der Zahlende glaubte (vgl. A 6 unter GE 
Es erſcheint auch billig, daß der Schuldner die nur aus Irrtum über fein Recht entrichteten Hiußet 
und Vertragsſtrafgelder wiedergewinnt. Hat jemand, der der einen Kaſſe des Fiskus ſch 
und von einer andern zu fordern hat, mit Rückſicht auf $ 395 auf feine Schuld Zinſen 9501, 
und rechnet dann die andere Kaſſe gegen ihn auf, fo kann er die Zahlung kondizieren (RG. 1 
110; Zahlung bei beſtehendem Zweifel an der Schuld, um der Ungewißheit ein Ende zu machen, 
bedeutet Verzicht auf die Rückforderung (RG 97, 140). Irrtümlich Süß DIZ 1935, 466. 
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4. Die Einrede der Verjährung ($ 222 Abſ 1) ift eine dauernde Einrede und würde 
nach Abſ 1 Satz 1 des 9813, wenn der Schuldner geleiftet hat, ohne fie zu kennen, die Kon⸗ 
diktion begründen. Der in Satz 2 angezogene § 222 Abi 2 ſchreibt aber eine Ausnahme vor. 
Das zur Befriedigung eines verjährten Anſpruchs Geleiſtete kann nicht zurückgefordert werden, 
auch wenn die Leiſtung in Unkenntnis der Verjährung bewirkt wurde; hierüber Oertmann, 
Recht der Schuldverh. (5. Aufl.) zu $ 478 u. RG 144, 94 mit abzulehnenden Folgerungen. Das 
gleiche gilt von einem vertragsmäßigen Anerkenntnis ſowie von einer Sicherheitsleiſtung des Ver⸗ 
pflichteten. Dem entspricht es, daß Leiſtung in Kenntnis der Verjährung nicht als unentgeltliche 
Zuwendung zu behandeln iſt, insbeſondere nicht nach KO $ 32 angefochten werden kann. Dem Fall 
der durch Verjährungseinrede entkräftbaren Forderung ſteht ſachlich nahe die Reſtſchuld, die nach 
Beendigung des Konkurſes durch Zwangsvergleich verbleibt. Erzeugt der Zwangserlaß auch 
nicht nur eine Einrede, ſo vernichtet er doch die Reſtforderung nicht vollſtändig, ſondern läßt 
eine un vollkommene (natürliche) Verbindlichkeit zurück (RG 71, 364), die ſich in der 
Forthaftung der Bürgen, Pfänder und ſonſtigen Sicherungen (KO $ 193 Satz 2; RG Gruch 
54, 1174) ſowie darin äußert, daß ſie die Grundlage für eine neue Sicherung oder Anerkennung 
bilden kann (RG SeuffA 65 Nr 20; 69 Nr 190). Das ift der Grund, warum eine condietio 
indebiti ausgeſchloſſen iſt. Da das in Kenntnis des Zwangserlaſſes Geleiſtete die Erfüllung 
einer Rechtspflicht darſtellt (NG 23 08, 608), iſt es irreführend, wenn bei Verneinung der Kon⸗ 
diktion des in Unkenntnis Gezahlten mitunter auf die bloß moraliſchen Pflichten (Anſtands⸗ 
pflichten) des $ 814 Halbſ. 2 Bezug genommen wird (vgl. z. B. RG 78, 77; RGS SeuffA 65 Nr 20). 
Die übrigen undollkommenen Verbindlichkeiten, bei denen das Geſetz den Erfül⸗ 
lungszwang wegen der Art der Schuld mißbilligt (namentlich die in 88 656, 762, 764 ſowie im 
Börſch 89 55, 59 geregelten Fälle der Ehevermittlung, des Spieles, Differenzgefchäfts und des 
Anverbindlichen Börſentermingeſchäfts), haben ſchwächere Rechtswirkungen. Ein Schuldver⸗ 
ſprechen oder eine ſonſtige abſtrakte Verpflichtung begründet hier ebenſowenig den Leiſtungs⸗ 
anſpruch wie der urſprüngliche Vertrag (vgl. dazu § 812 A 10); vorgeſchrieben iſt überall nur 
der Ausſchluß der Rückforderung des Gezahlten. Dabei wird eine Vorauszahlung als bloße 
Sicherheitsleiſtung zu behandeln ſein (vgl. $ 762 A 3, § 764 A 3). Außerdem iſt zu beachten, 
daß, wer über eine ſolche Schuld einen Wechſel akzeptiert, noch nicht dadurch zahlt, daß er der 
Weiterbegebung des Wechſels, wodurch der Gläubiger die Valuta empfängt, zuſtimmt. Er kann 
deshalb doch kondizieren, es ſei denn, daß er den Wechſel freiwillig und nicht nur mit Rückſicht 
auf WO Art 82 eingelöft hat (RG 51, 361; 77, 277; vgl. $ 762 A 4). Und ſelbſtverſtändlich greift 
die Kondiktion Platz, wenn der unvollkommenen Verbindlichkeit außer ihrer Unerzwingbarkeit 
noch andere, dem Zahlenden unbekannt geweſene Einreden entgegenſtehen (RH JW 1919, 5685). 

5. Die vorzeitige Erfüllung einer betagten Verbindlichkeit iſt keine Leiſtung einer Nicht⸗ 
ſchuld. Eine ſolche vorzeitige „Erfüllung“ liegt aber nicht vor, wenn ein Schuldanerkenntnis 
nur akzeſſoriſch eine neue Obligation neben der alten oder ſtatt ihrer mit Novation ausſchließ⸗ 
! eine andere begründet. Auch die vorzeitige Begründung eines abſtrakten Schuldverſprechens 
wird durch § 893 Abſ 2 nicht von der Rückforderung ausgeſchloſſen. Die Beſtimmung, daß 
Zwiſche nzinfen (und damit auch Früchte der Sache) nicht zu erſtatten find, entſpricht dem 

272, wonach bei wiſſentlich vorzeitiger Leiſtung ein Abzug von Zwiſchenzinſen nicht erlaubt iſt. 

och gilt Abſ 2 nur für „betagte“ Schulden im eigentlichen Sinne, d. h. für ſolche, die rechtlich 
ſtehen und nur noch nicht fällig find. Auf Schulden, deren Entſtehung auf einen fpäteren 
eitpunkt hinausgeſchoben ift („befriſtete“ Schulden), darf die Vorſchrift nicht erſtreckt werden. 
05 berläßt der Vermieter dem Mieter die erſt von 1922 an vermietete Wohnung aus Irrtum ein 
u zu früh, fo kann er nach $ 818 Abſ 2 den Wert der Überlaffung für das Jahr 1921, die über⸗ 
pt nicht geſchuldet war, erſetzt verlangen (vgl. auch den Fall Reh Recht 09 Nr 260). Voraus- 
Febung der Vorſchrift ift ferner, daß der Leiſtende voll geſchäftsfähig iſt. Andernfalls kann 
der zur Fälligkeit die ganze Leiſtung, nachher der Zwiſchenzins zurückgefordert werden, ohne daß 
Se käubiger, wie ſonſt bei Erfüllungsleiſtungen geſchäftsunfähiger oder geſchäftsbeſchränkter 
achuldner, ein Zurückbehaltungsrecht geltend machen dürfte. — Hat der bedingt Verpflich- 
bis 1 orzeitig geleiftet ohne zu wiſſen, daß die Bedingung noch ſchwebt (vgl. $ 814), jo ſteht ihm, 
> fie eintritt (nicht nach dem Eintritt, da dolo facit qui petit quod statim redditurus est), die 
aa indebiti offen. Fällt die Bedingung aus, fo hat er ein Rückforderungsrecht (cond. ob causam 
„forum) auch dann, wenn die Leiſtung in Erwartung des Eintritts der Bedingung als Voraus- 
üüllung gegeben und genommen wurde (vgl. RG 71, 316). 


Den Fallen der ſchlichten Nichtſchuld reihen ſich die andern Fälle an, in denen eine Schuld 


zwar beſtand P 1 ten des E d 8 
aber nicht zu Laſten des Leiſtenden oder nicht zugunſten des Empfängers oder 
Dınelnem von der Leiſung abweichenden Inhalt. a) Zahlung durch Dritte. Zahlt ein 


an den Gläubiger in der irrigen Meinung, ſelber Schuldner oder Mitſchuldner zu fein, 
ee N. er von ihm erde 1 44, 143; 87, 251; 98, 64; DLO 34, 58). Uber die Frage, 
bie erbei die Zahlungsfähigkeit des Schuldners zur Zeit der Leiſtung des indebitum eine Rolle 
unfatz ſowie über den nachträglichen Wegfall der Bereicherung des Gläubigers durch Zahlungs⸗ 

fähigwerden des Schuldners vgl. $ 818 A 7 unter 2b 8. Zahlt der Dritte dagegen die fremde 
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Schuld nach § 267 als fremde, weil er ſich fälſchlich dem Schuldner dazu verpflichtet glaubt, fo iſt 
es ebenſo, wie wenn er ſich über das zwiſchen dem Schuldner und dem Empfänger beſtehende 
Rechtsverhältnis überhaupt keine Gedanken macht; er hat die Kondiktion nur gegen den Schuldner 
(RG ZW 03 Beil 815; 1912, 69016; RG Recht 1922 Nr 1555; SeuffA 61 Nr 204; 76 Nr 143; 
vgl. hierzu auch 9812 A 4 unter 2a). b) Zahlung an den falſchen Gläubiger. Weiß der 
Schuldner, daß der Empfänger nicht der wahre Gläubiger iſt und rechnet er auf deſſen Ge⸗ 
nehmigung, jo erwächſt ihm aus der Vereitlung der Erwartung die cond. ob causam datorum. 
Anders, wenn er den Empfänger irrtümlich für den Gläubiger oder für deſſen Bevollmächtigten 
anſah; unter ſolchen Umſtänden iſt der Empfänger, vorausgeſetzt, daß der Gläubiger nicht wider 
Erwarten genehmigt, kraft der cond. indebiti zur Rückzahlung verpflichtet. Der Anſpruch hierauf 
ſteht dem Schuldner zu, der gezahlt hat; über das Verhältnis zur Kondiktion des Gläubigers 
wegen unberechtigter Verfügung |. § 816 A 1. Bei Irrtum des Gerichtsvollziehers über die 
Perſon des Gläubigers, RG 134, 141. c) Leiſtung eines andern Gegenſtandes. Wird 
etwas anderes als das Geſchuldete geleiſtet, ſo kann der Schuldner zurückfordern; der Gläubiger 
hat aber ein Zurückbe haltungsrecht, bis ihm die wirklich gebührende Leiſtung erbracht wird (8 273 
Abſ 1). Ebenſo verhält es ſich, wenn bei einer Wahlſchuld oder einer Gattungsſchuld ein be⸗ 
ſtimmter Gegenſtand in dem irrigen Glauben geleiſtet wird, daß er allein der geſchuldete ſei 
(vgl. 8 263 A 20). Kondizieren kann ferner auch derjenige Schuldner, der in Unkenntnis feines 
Rechtes, den Gläubiger mit einer andern Leiſtung abzufinden, die Schuld erfüllte (facultas 
alternativa). Hat der Schuldner, während er nach ſeiner Wahl einen von zwei Gegenſtänden 
leiſten mußte, aus Irrtum beide geleiſtet, ſo darf er wählen, welchen er zurück haben will. Ver⸗ 
ſäumung der Aufrechnung RG 120, 280. 


8 814 


Das zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit Geleiſtete kann nicht 
zurückgefordert werden, wenn der Leiſtende gewußt hat, daß er zur Leiſtung 
nicht verpflichtet war, oder wenn die Leiſtung einer ſittlichen Pflicht oder 
einer auf den Anſtand zu nehmenden Nückſicht entſprach. 

E I 734 Abſ 4 II 739; M 2 831835; P 2 694096. 

1. Kenntnis des Nichtſchuldigſeins. Die Vorſchrift ift nur für das Gebiet der Rückforde, 
rungsfälle anwendbar, die der röm. rechtl. condictio indebiti entſprechen, nicht für das Gebiet 
der conditio ob turpem causam (RG 99, 162). Das Geſetz geht davon aus, daß jemand über 
eigenes Recht verfügt, fo daß durch $ 814 der eigene Bereicherungsanſpruch ausgeſchloſſen wird; 
Krawielickt aaO. S. 326. Die Unfreiwilligkeit des Anerkenntniſſes ſchließt natürlich $ 814 aus; 
NG Da (1938) S. 642. Ferner muß bereits wirklich geleiſtet fein (RG 98, 237). Weiß der 
Leiſtende bei der Leiſtung (MG Recht 1918 Nr 231; RG 16. 5. 25 V 416/24), daß er 
nichts ſchuldet, fo ſteht ihm die condictio indebiti nicht zu, vgl. die Beiſpiele in RG 
04, 40712; 08, 4675 (Börſentermingeſchäft). Dieſe Kenntnis davon, daß er nichts ſchul 
dete, muß derjenige beweiſen, der die Einwendung aus § 814 geltend macht, RG 133, 276. Die 
Rückforderung wird nicht geſtattet, ohne Unterſchied, ob ſie die Wiedergewinnung realer Leiſtun⸗ 
gen oder die Entkräftung eines abſtrakten Verſprechens oder Anerkenntniſſes bezweckt. Doch 
ſchließt nur poſitive Kenntnis der Rechtslage die Rückforderung aus. Kennenmüſſen 
genügt nicht, auch wenn die Unkenntnis auf grober Fahrläffigfeit beruht (RG 44, 141; 60, 521) 
ebenſowenig bloßer Zweifel, und die Rückforderung iſt auch dann nicht ausgeſchloſſen, wenn 
zwar die Tatſachen bekannt ſind, aber aus Rechtsirrtum nicht der zutreffende Schluß daraus 9°" 
zogen wird (RG 97, 142; RG SeuffA 75 Nr 193; Rc Recht 1922 Nr 431). Kenntnis der Nicht⸗ 
ſchuld liegt auch dann nicht vor, wenn der Zahlende eine Einwendung gegen die Forderung 
kennt, eine andere Einwendung aber, die der Forderung gleichfalls entgegenſteht, ihm unbekannt iſt. 
Süß, JW 1937, 1959. Er kann in dieſem Falle kondizieren, es ſei denn, daß er durch hr 
Zahlung auf alle Einwendungen verzichten wollte (RG 21, 199; ZW 04, 385). Verſpätete Rück 
forderung kann Verwirkung bedeuten, RG 144, 91. Dagegen verſagt die Kondiktion, wenn 25 
Irrtum nur darin beftand, daß er die ihm bekannte Einwendung nicht beweiſen zu können giaue 
(RG 59, 354; a. M. NG 21, 198). Ob der Leiſtende in Schenkungsabſicht handelte, oder welche 
Beweggrund ihn ſonſt beſtimmte, etwa die Abſicht, das nichtige Rechtsgeſchäft nach $ 145 4 
beftätigen, oder um ſich zu vergleichen, oder um auf Einreden, die ihm zuſtehen, zu verzichte 1 
kommt nicht in Betracht. Anderſeits iſt zu beachten, daß mit der condictio inan 
nicht notwendig jede anders begründete Kondiktion entfällt. Wer auf einen 1 
widrigen gegenfeitigen Vertrag, deſſen Nichtigkeit er kennt, in Erwartung freiwillig 
Erfüllung des Gegners leiſtet, kann ob causam kondizieren, ſofern die Erwartung — 
ſchlägt (vgl. $ 812 A 9 unter 20); ebenſo der Käufer, der die Ware trotz Kenntnis ihrer Del lag. 
nahme durch die Militärbehörde in der vergeblichen Hoffnung bezahlt hat, daß die Beil — 
nahme wie der aufgehoben werde (RG Recht 1920 Nr 891); vgl. auch RG 71, 317. Entſche ide 
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iſt immer das Wiſſen als ſolches; ein Irrtum des Leiſtenden ſpielt keine Rolle. Weder bildet der 
Irrtum den eigentlichen Grund der Kondiktion, noch darf er auch nur mit RG JW 1910, 109 
als negative Vorausſetzung (condictio sine qua non) bezeichnet werden. Der Leiſtende braucht 
die Schuld nicht für rechtsbeſtändig gehalten zu haben; er kann auch dann kondizieren, wenn er 
hinſichtlich ihres Beſtehens Zweifel hatte (RG 59, 354; 72, 199; 112, 358; JW 04, 385, 1919 
7206; Warn 1920 Nr 95). Doch iſt in Fällen dieſer Art zu prüfen, ob nicht die Leiſtung in der 
erkennbaren Abſicht bewirkt und angenommen wurde, daß es dabei bewenden ſolle, auch wenn 
die Schuld nicht beſtehe. Eine ſolche Vereinbarung, gewöhnlich als Verzicht, d. h. Erlaß der 
Kondiktion (8 397) aufgefaßt, ſchließt die Rückforderung aus (vgl. RG 56, 354; 71, 317; 72, 199; 
95, 349; JW 1919, 720%; Warn 1920 Nr 95). Ob fie vorliegt, muß meiſtens aus den Umſtänden 
des Falles entnommen werden, wobei der Verkehrsanſchauung Rechnung zu tragen iſt (RG 
97, 140). — Erfolgte die Leiſtung durch einen Vertreter des Schuldners, ſo enen nach 
$ 166 Abſ 1 das Wiſſen des Vertreters, NG 99, 168; 111, 154; 48, 297. Bei einer juriſtiſchen 
Perſon mit mehreren Organen iſt nur auf das mit der Leiſtung befaßte Organ zu ſehen. Hat 
dieſes von dem Nichtbeſtehen der Schuld keine Kenntnis gehabt, ſo findet Rückforderung ſtatt, 
auch wenn einem andern Organe die Kenntnis beiwohnte (vgl. RG 13, 28; 79, 287; RG Recht 
1918 Nr 231). Wo nach der Organisation des Schuldners mehrere Beamte zu der Leiſtung zu⸗ 
ſammenwirken, kommt es auf denjenigen an, der die Leiſtung anordnet, nicht auf den, dem nur 
die unſelbſtändige Ausführung obliegt (RG 95, 126). 

2. Nitdforderung trotz Kenntnis der Nichtſchuld. Der Satz, daß eine Leiſtung nicht als 
nichtgeſchuldet zurückgefordert werden kann, wenn der Leiſtende um das Nichtbeſtehen der Schuld 
wußte, gilt nicht ganz ausnahmslos. Eine Ausnahme greift im Falle der Vorbehaltszahlung 
Platz. Darüber, ob eine ſolche Zahlung vom angeblichen Gläubiger angenommen zu werden 
braucht, ſ. § 302 A 4. Nimmt er fie aber an, fo kann er gegenüber dem Rückforderungsanſpruch 
nicht einwenden, der Leiſtende habe den Sachverhalt gekannt (RG Warn 1914 Nr 240; RG 
28 08, 312%). Ebenſo ift, da $ 814 nur für 5 Zahlungen gilt, eine Ausnahme 
zu machen für Zahlungen, die zur Abwendung obrigkeitlicher Gewaltmaßregeln 
erfolgen (Zahlungen zur Vermeidung einer gerichtlichen oder Verwaltungszwangsvollſtreckung. 

Strafanzeige). MG 31. 1. 38 IV 228/37. Wegen des RStempStc v. 3. 7. 13 $ 110, das auch 

1er einen Vorbehalt forderte, vgl. Vorbem 2 unter a. Geſchieht eine Auflaſſung eines Grund⸗ 
ftügs trotz Kenntnis des Formmangels nad) $ 313 Satz 2, aber zu dem Zweck der Heilung dieſes 
Mangels, fo ſteht dies dem Bereicherungsanſpruch aus $ 812 nicht entgegen. Die Leiſtung iſt 
feiner nicht rückforderbar, wenn der Leiſtende dem Empfänger zu erkennen gegeben hat, daß 
5 die Leiſtung, einerlei, wie es mit dem Schuldgrund beſchaffen ſei, gegen ſich gelten laſſen wolle. 
Ein bloßer Zweifel an dem Nichtbeſtand der Verbindlichkeit ſchließt den Rückforderungsanſpruch 
nur dann aus, wenn nach Treu und Glauben der Empfänger annehmen mußte, die Leiſtung 
jolle ihm ſelbſt für den Fall des Nichtbeſtehens der Verbindlichkeit verbleiben, R& 97, 140; 72, 199; 
1, 317; 56, 353; RGS 154, 397; R& in ZW 1932, 3060. Motive Mugd. Mat. Bd. 2 S. 466. 
een dachi für den Einwendungstatbeſtand iſt der Beklagte, verbleibende Zweifel gehen zu 

en Laſten. 

5% 8. Sittliche Pflicht, Anſtandspflicht. Die Begriffe find erläutert in 9 534 A 2. Das Ver⸗ 
vallnis des § 534 zu $ 814 Halbſ. 2 iſt das, daß dort Schenkungen, d. h. einverſtändlich unent- 
Haätliche Zuwendungen vorausgeſetzt werden, während § 814 Halbſ. 2 den Fall betrifft, wenn 
Ae Leiſtung zum Zwecke der Erfüllung einer als rechtlich bindend vorgeſtellten 

erpflichtung geſchah. Beſtand die angenommene Verpflichtung nicht, entſprach aber die 
— tung einer Sittlichkeits⸗ oder Anſtandspflicht, jo findet cond. indebiti nicht ſtatt. Es iſt hier 
en ſchief, wenn es mitunter heißt, der Leiſtende brauche nicht die Abſicht gehabt zu haben, 
d e Sittenpflicht zu erfüllen, es genüge das objektive Beſtehen einer ſolchen Pflicht. Vielmehr 
dorf eine derartige Abſicht gar nicht vorhanden geweſen ſein, wenn 9 814 Halbſ. 2 zur Anwendung 
er ten ſoll. Erkannte der Leiſtende die Pflicht als bloße Gitten- oder Anſtandspflicht, jo wußte 
diz daß er rechtlich zur Leitung nicht verpflichtet war, und kann ſchon nach Halbſ. 1 nicht kon. 

Aten (vgl. RG 78, 78; Gruch 58, 977). Da das in Kenntnis der Rechtslage Geleiſtete unent⸗ 

liche Zuwendung ift, find die hierhin gehörigen Fälle von den unvollkommenen Rechtsver⸗ 
Undlichteiten zu unterſcheiden (vgl. § 516 A 4, § 813 A 4). — Sittliche Pflicht verlangt die 
Wererſtützung von Angehörigen über die gesetzlichen Grenzen hinaus (vgl. Ach 63, 42). 
. ſeinen armen Geſchwiſtern durch ſchriftliches abſtraktes Verſprechen eine jährliche Rente 
kelagt, iſt gebunden, wenn er dies in der irrigen Meinung tut, zu ihrer Unterhaltung geſetlich 
entalchtet zu ſein. Würden die Vertragſchließenden die Rechtslage kennen, alſo über die Un⸗ 

geltlichkeit der Zuwendung einig fein, jo wäre das Verſprechen nach $ 518 Abſ 1 wegen Form⸗ 
ft flies nichtig. Wo das Angehörigkeitsverhältnis ſelbſt irrig angenommen wird, liegt auch keine 
1 05 Verpflichtung vor. Daher keine Sittenpflicht des außerehelichen Beiſchläfers der Mutter 
Zeit Jewahrung von Unterhaltsgeldern für das Kind, wenn die Beiwohnung vor der kritiſchen 
Ber geſchah, ſo daß Vaterſchaft nicht in Frage kommt (RG JW 1910, 75212). Was ſodann die 
Tufung auf Verſtöße gegen geſetzliche Formvorſchriften betrifft, jo ſteht fie, auch 
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wo der Formzwang dem Volksempfinden fremd ift, mit den guten Sitten grundſätzlich 
nicht in Widerſpruch (vgl. Prot 2, 696; Rö 52, 5; 58, 218; 70, 20; 72, 343; 73,209; 96, 313; 
105, 155; Warn 09 Nr 537; RG DI 03, 315; RG HRR 1933 Nr 1003). Doch können beſondere 
Umſtände eine abweichende Beurteilung rechtfertigen (vgl. RG Warn 1911 Nr 162; 1912 
Nr 189: letztwillige Bedenkung nur eines von mehreren Angehörigen gegen deſſen formloſes 
Verſprechen, die andern zu entſchädigen; RG JW 1917, 4802; formloſes Verſprechen von Pflege⸗ 
eltern, die Pflegetochter auszuſtatten; vgl. auch R Warn 08 Nr 38). Auch auf den Ablauf einer 
gefeglihen Friſt darf man ſich in der Regel berufen, ohne Sitte und Anſtand zu verletzen. 
Der Wechſelregreßſchuldner, der vom Inhaber des eee Valuta erhielt, wird dadurch allein 
nicht ſittlich verpflichtet, den verfallenen Wechſel einzulöfen (R 48, 143 gegen OLG 2, 43). 
Vgl. aber RG Recht 1914 Nr 196, das bei Verſäumung des Einſpruchs gegen einen Fluchtlinien⸗ 
plan eine Sittenpflicht der Gemeinde annimmt, den durch den Plan zugefügten Schaden einem 
Grundbeſitzer zu erſetzen. Hierher gehört ferner der Gegenſatz, der zwiſchen den Beſtimmungen 
des Börſengeſetzes und den Anſchauungen der Bankwelt obwaltet. Sollen die Zwecke des 
Geſetzes erreicht werden, jo wird eine ſittliche Pflicht zur Erfüllung verbotener Börſentermin⸗ 
geſchäfte regelmäßig nicht anzuerkennen fein (vgl. R KW 04, 385; 09, 5952; Warn 1910 Nr 344; 
NG Recht 04 Nr 2478); anders verhält es ſich aber, wenn der Rückfordernde früher aus ſolchen 
Geſchäften Gewinne eingeſtrichen hat. Die Wiedereinziehung einer zu Unrecht ausgezahlten 
Teuerungszulage widerſpricht auch dann keiner ſittlichen Pflicht, wenn es ſich um eine durch 
e ee ausgleichbare Härte handelt (R Recht 1920 Nr 2387, vgl. dazu jedoch 
JW 1921, 590). 

4. Beiveißlaft bei der condictio indebiti. Der Kläger hat zu beweiſen, daß er geleiftet hat, 
daß die Leiſtung zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit geſchah und daß die Verhindlich⸗ 
keit nicht beſtand. Der letztere Beweis liegt ihm auch dann ob, wenn der Beklagte als Hypo⸗ 
thekengläubiger Zahlung erhielt und die Unrichtigkeit des im Grundbuch angegebenen Schuld⸗ 
grundes feſtſteht (RG 49, 300). Dagegen braucht der Kläger nicht auch einen Irrtum zu beweiſen, 
der ja überhaupt nicht zu den Vorausſetzungen der Rückforderung gehört (A 1). Der Beweis der 
Klagausſchließungsgründe des § 814 iſt Sache des Beklagten; er hat alſo darzutun, daß der 
Kläger das Nichtbeſtehen der Schuld kannte (R 60, 420; 90, 316; JW 1910, 1098; Warn 08 
Nr 151; RG Recht 04 Nr 2377; 09 Nr 2248), oder daß die Zahlung Sitten- oder Anſtandspflicht 
war, oder daß die Zahlung vorbehaltlos erfolgte. Auch zur Entkräftung eines auf Grund einer 
Abrechnung erklärten Schuldanerkenntniſſes genügt der Nachweis des Nichtbeſtehens der Schuld, 
während der Verſprechensempfänger die Kenntnis des Verſprechenden von dem Nichtbeſtehen 
dartun muß (RG JW 06, 35119; 08, 31%; R& Recht 1913 Nr 2289). Im übrigen iſt zu beachten, 
daß das poſitive und das negative Schuldanerkenntnis häufig als Ausdruck für ein abſtraktes 
Schuldverſprechen oder einen Erlaß benützt werden, weshalb der Kondizierende hier feine Abſicht, 
die Rechtslage zu klären, d. h. feinen Irrtum zu beweiſen hat (ſ. § 812 A 11). Von einem Bankier, 
der gewerbsmäßig verbotene Börſentermingeſchäfte betreibt, ſetzt RG Recht 06 Nr 547 ohne 
weiteres voraus, daß er das geſetzliche Verbot und die daraus entſpringende Nichtigkeit der Ge⸗ 
ſchäfte kennt. — Der Umſtand, daß unter Vorbehalt gezahlt worden iſt, ändert nichts an 
der Beweislaſt des Klägers für das Nichtbeſtehen der Schuld, denn der Vorbehalt hat regelmäßig 
nur die Bedeutung einer Verwahrung des Zahlenden dagegen, daß die Tatſache der Zahlung 
zu ſeinen Ungunſten ausgelegt, ihm namentlich die Abſicht untergeſchoben wird, die Schuld ale 
beſtehend gelten zu laſſen (jo Koenige L3 1919, 401; Planck Alla; RG Warn 1914 Nr 240; 
NG LZ 07, 6582; SeuffA 66 Nr 207; vgl. auch zum früheren preuß. Recht RG 7 ©. 182 und 186; 
Bolze 13 Nr 436). Iſt ſtreitig, ob ein Vorbehalt hinzugefügt wurde, ſo trifft den Beklagten, 
der aus der Kenntnis des Gegners von der Nichtſchuld das Recht, die Zahlung behalten zu dürfen, 
herleitet, die Beweislaſt für die Vorbehaltsloſigkeit. A. M. RG 138, 122 mit dem Hinweis, da 
R 29, 118 für das preuß. Landrecht ergangen ſei. - 

5. Gegenüber einem Anſpruch aus $ 817 iſt $ 814 unanwendbar, RG 15. 8. 35 IV 76/36: 


8 815 


Die Nückforderung wegen Nichteintritts des mit einer Leiſtung bezweckten 
Erfolges iſt ausgeſchloſſen, wenn der Eintritt des Erfolges von Anfang an 
unmöglich war und der Leiſtende dies gewußt hat oder wenn der Leiſtende 
den Eintritt des Erfolges wider Treu und Glauben verhindert hat. 

EI 743 Nr 2 II 740; M 2 844; h 2 609-702, 


1. Der Paragraph bezieht ſich auf die condletlo ob causam datorum, condietio cant 1b 
causa non secuta. Auch wenn deren ſonſtige Vorausſetzungen vorliegen (vgl. 8812 A , 5 
ſie in den beiden im Text angegebenen Ausnahmefällen vom Geſetz verſagt. Das iſt entſpreche 5 
anzuwenden auf die ond. ob causam finitam ($ 812 A8): die Rückforderung tft 8 der 
ſchloſſen, wenn der Wegfall des rechtlichen Grundes von Anfang an notwendig war un 
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Leiſtende dies gewußt oder wenn er den Wegfall wider Treu und Glauben herbeigeführt hat. 
Der bezweckte Erfolg iſt aber ein weiterer, durch die Leiſtung mittelbar zu ergreifender. 
(Beſtritten.) Daher find die Fälle des $ 814, wo die Leiſtung unmittelbar der Erfüllung 
einer beſtehenden Verbindlichkeit dient, ausgeſchloſſen. Dieſe Erfüllung iſt nicht ein mit der 
Leiſtung bezweckter Erfolg. . 

2. Iſt der bezwerte Erfolg nach der eigenen Vorſtellung des Leiſtenden von Anfang an 
rechtlich oder tatſächlich unmöglich und leiſtet er dennoch, jo kann er den Zweck nicht ernſtlich 
verfolgen. Daher wird ihm wie in dem gleichliegenden Falle der cond. indebiti ($ 814 Halbſ. 1) 
die Kondiktion entzogen. Beiſpiele: Leiſtung zur Erfüllung der Bedingung eines Vermächt⸗ 
niſſes, deſſen Nichtigkeit man kennt; Ausſtattungsverſprechen für eine bekanntermaßen ſchlechthin 
verbotene Ehe. Eine bloß vorübergehende Unmöglichkeit gehört nicht hierhin; der Leiſtende 
muß die Hebung des Hinderniſſes abwarten und kann dann der Regel gemäß bei Nichtverwirk⸗ 
lichung des Erfolgs kondizieren. Die Vorausſetzung des Halbf. 1 trifft auch dann nicht zu, wenn 
die Unmöglichkeit erſt ſpäter eintritt, mochte auch der Leiſtende mit dem Eintritt rechnen; des⸗ 
gleichen dann nicht, wenn er bei anfänglichem Vorhandenſein der Unmöglichkeit nur Zweifel 
über die Erreichbarkeit des Erfolges hegte. Doch iſt in derartigen Fällen zu prüfen, ob nicht ein 
eventueller Verzicht auf die Rückforderung vorliegt oder ſtatt des angegebenen Erfolgs in Wahr⸗ 
heit ein anderer bezweckt war (vgl. RG 56, 354; 71, 317). Die Vorſchrift iſt entſprechend auch 
auf die Leiſtungen aus ſelbſtändigen abſtrakten Schuldverträgen anzuwenden. 

3. Vereitelung des Erfolgs. Daß die Kondiktion ausgeſchloſſen iſt, wenn der Leiſtende den Ein⸗ 
tritt des Erfolgs wider Treu und Glauben verhindert hat, entſpricht dem für die Bedingung gelten⸗ 
den g 162 Abſ 1 (vgl. dort A 1), RG 58, 408. Ein ſchlechthin unlauteres Handeln iſt hierzu nicht er⸗ 
forderlich, auch braucht nicht die Abſicht (der Vorſatz) auf Vereitlung des Erfolgs gerichtet zu ſein. Es 
genügt, daß der Leiſtende ohne ſtichhaltigen Grund eine Handlung vornimmt, die bewußtermaßen 
dazu angetan ift, den Erfolg zu verhindern (R 20. 5. 22 V 614/21). Ob er ſich jeder Einwirkung 
auf die ſchwebende Lage enthalten muß, iſt nach den Umſtänden zu beurteilen. Die Frage iſt zu 
verneinen z. B. für den Vermächtnisnehmer, der condicionis implendae causa geleiftet hat; er 
darf das Vermächtnis nachträglich ausſchlagen. Ebenſo verſtößt derjenige, welcher einen form⸗ 
bedürftigen Vertrag formlos verabredet hat, nicht wider Treu und Glauben, wenn er eine Auf- 
forderung, die Form nachzuholen und den Vertrag zu erfüllen, ablehnt (RG 72, 343; JW 1910, 
1728; vgl. auch das eine cond. indebiti betreffende Urteil R& Gruch 51, 977). Vollends verſtößt 
es nicht wider Treu und Glauben, wenn der bezweckte Erfolg eine unſittliche Tat geweſen wäre 
(Bordellkauf) und von dieſer Abſtand genommen wird, dich 78, 46. $ 815 iſt auch auf Geſchenke 
unter Verlobten anwendbar (RG 7. 2. 24 IV 210/23). Die Berufung auf einen wichtigen 
Grund aus BOB 5 1298 ift nicht Vorausſetzung. f / 
„4. Beweislaſt bei ber cond. ob causam datorum Der Rückfordernde hat jedenfalls die 
Zeiftung und den mit ihr verfolgten Zweck zu beweiſen. Z. B. hat er, wenn er feinen Darlehns⸗ 
ſchuldſchein zurückverlangt und der Empfänger zugeſteht, daß bares Geld nicht gegeben wurde, 
aber ein Vereinbarungsdarlehn nach § 607 Ab} 2 behauptet, darzutun, daß der Schein in Er⸗ 
wartung eines Darlehns ausgeſtellt wurde (R FW 09, 4151 R 116, 366). Streitig iſt, wie es 
ich mit der Frage des Eintritts oder Nichteintritts des Erfolgs verhält. R ZW 1911, 4851 (anders 
Ur das gemeine Recht RG 14, 225) belaſtet mit Recht den Rückfordernden auch in dieſer Beziehung 
Nr dem Beweiſe. Das Nichteintreten des Erfolgs gehört zur Begründung des Anſpruchs; über- 

168 entſpricht es der regelmäßigen und zu unterſtellenden Abſicht der Parteien, daß das Geleiſtete 
zinſtweilen beim Empfänger verbleibt. Fordert der Kläger es zurück, ſo muß er dartun, nicht nur, 
aß die Entſcheidung gefallen, ſondern auch, daß ſie in dem Sinne gefallen iſt, der die Rückforde⸗ 
r ug rechtfertigt. Den letzteren Punkt, d. h. das Wie der Entſcheidung, hat er mithin auch dann 

Afzuklären, wenn das Ob, ſei es durch Geſtändnis des Gegners oder durch Ablauf einer für den 

intritt des Erfolgs beſtimmten Friſt, feſtſteht. Etwaigen Mißlichkeiten dieſer Regelung hat die 
eweiswürdigkeit abzuhelfen. Der Beweis der Einwendungen aus § 815 liegt dem Empfänger ob. 


§ 816 
Trifft ein Nichtberechtigter über einen Gegenſtand eine Verfügung, die 
dem Berechtigten gegenüber wirkſam iſt, fo iſt er dem Berechtigten zur Heraus- 
Me des durch die Verfügung Erlangten verpflichtet. Erfolgt die Ver⸗ 
Ügung unentgeltlich, fo trifft die gleiche Verpflichtung denjenigen, welcher 
auf Hrund der Verfügung unmittelbar einen rechtlichen Vorteil erlangt. 
0 Wird an einen Nichtberechtigten eine Leiſtung bewirkt, die dem Berech⸗ 
Sten gegenüber wirkſam iſt, fo iſt der Nichtberechtigte dem Berechtigten zur 
rausgabe des Geleiſteten verpflichtet. 
E Sao, 880, 2081 Nr 3 II 812, 850, 2232; M 3 224, 225, 350; 5 3 87, 88, 215, 216; 5 711; 6 100, 200. 
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1. Es wird die rechtliche Grundlage des Bereicherungsanſpruchs behandelt. Kondiktion 
wegen unberechtigter Verfügung. Die Vorſchrift bringt keine Ausnahme im Sinne einer Ein⸗ 
engung, ſondern eine Erweiterung des allgemeinen Grundſatzes von $ 812, wo in der 
Regel vorausgeſetzt wird, daß ein unmittelbarer Übergang aus dem Vermögen des Berechtigten 
in das des Verpflichteten ſtattgefunden hat, RG 158, 318. Die zum Anſpruch aus Abſ 2 an ſich 
erforderliche Bereicherung braucht nicht durch einen unmittelbaren Übergang des Vermögens 
erfolgt zu fein, RG Warn Rechtſpr 1911 Nr 430. Was dem nichtberechtigten Verfügenden aus dem 
Vermögen des Dritterwerbers zugefloſſen iſt, ſoll dem Berechtigten zufallen, weil in Wirklich⸗ 
keit das, was der Nichtberechtigte vom Dritterwerber erlangt hat, durch Mittel des Berechtigten 
erworben ift, der den Rechtsverluſt erlitten hat, RG 119, 337; Rh in Recht 1911 Nr 489 und 
Nr 3456. Vorausſetzung hierbei iſt aber, daß der letztere auch zu der ihm gegenüber wirkſamen 
Verfügung befugt war. Wenn der Erwerber bereits nach J 812 herausgeben muß, ſo kommt 
eine Kondiktion des Eigentümers nach $ 816 nicht in Frage, Krawielicki aaO. S. 823; RG. 156, 
399. 8 816 ſetzt eine Verfügung auf privatrechtlichem Gebiet voraus, keinen ſtaatlichen 
Hoheitsakt, bei dem $ 812 ſtattfindet, RG 156, 400. a) Zahlreiche Beſtimmungen des 
Geſetzes ſchüzen im Intereſſe des Verkehrs das Vertrauen auf den Rechtsſchein. Da⸗ 
mit wird eine Abweichung vom Grundſatz des röm. Rechts, nemo plus juris transferre potest 
quam ipse habet, für das Sachenrecht im BGB anerkannt. Die mangelnde Verfügungsmacht 
des Veräußerers wird erſetzt durch den guten Glauben des Erwerbers. Ohne Einbuße der wirklich 
Berechtigten ift dieſes Ziel nicht zu erreichen. Hier einen Ausgleich zwiſchen Verkehrs- 
ſicherheit und materieller Gerechtigkeit zu finden, iſt der § 816 beſtimmt, wonach zwar 
dem Vertrauenden die gewonnene Rechtsſtellung belaſſen, aber dem Berechtigten ein Bereiche 
rungsanſpruch eingeräumt wird. Der Anſpruch richtet ſich in den Fällen der entgeltlichen 
Verfügung (Abſ 1 Satz 1 und Abſ 2) gegen den, der verfügt hat, in den Fallen der unent⸗ 
geltlichen Verfügung (Abſ 1 Saß 2) gegen den Erwerber. Der Abſ 2 enthält keine neue Vor⸗ 
ſchrift, Sondern ſpricht der Deutlichkeit halber nur aus, was auch aus Abſ 1 Satz 1 folgen würde. 
Da zu den „Gegenſtänden“ auch eine Forderung gehört, die Annahme der Erfüllung aber, wie 
5 362 Abſ 2 und $ 1812 Abſ 1 verb. mit $ 1813 beweiſen, eine Verfügung über die Forderung 
darſtellt, wäre Abſ 2 entbehrlich. So wie das Geſetz lautet, muß bei Abſ 1 an Vorſchriften zum 
Schutze des redlichen Erwerbers, bei Abſ 2 an ſolche zum Schutze des gutgläubigen Schuldners 
gedacht werden. Die hauptſächlichſten Beiſpiele aus den beiden Gruppen |. in A 2 u. 5. b) Damit 
iſt indes das Anwendungsgebiet des $ 816 nicht erſchöpft. Nach $ 185 kann eine an ſich 
unwirkſame Verfügung des Nichtberechtigten durch Genehmigung des Berech⸗ 
tigten wirkſam werden. Die Genehmigung hat rückwirkende Kraft ($ 184); iſt ſie erteilt, 
fo „iſt“ mithin die Verfiigung dem Berechtigten gegenüber von Anfang an wirkſam, AG 106, 45, 
115, 34; 146, 45. A. M. Krawielicki aaS. S. 258. Eine Genehmigung liegt aber ſchon dann 
vor, wenn der Berechtigte auf das durch die Verfügung Erlangte Klage erhebt. Eine 
ſolche Klagerhebung iſt nur ſo zu verſtehen, daß die Verfügung (ob unbedingt oder nur 
für den Fall, wenn der Klaganſpruch befriedigt wird, mag unter Umſtänden zweifelhaft 
werden) wirkſam fein ſoll. Ob der Kläger ſich deſſen bewußt iſt, tut nichts zur Sache; er muß ſein 
Verhalten ſo gelten laſſen, wie es Treu und Glauben entſpricht. Danach ſteht bei unwirkſamer 
Veräußerung die Vindikation gegen den Dritten und die Kondiktion gegen den Verfügenden 
zur Wahl. Vindiziert der Eigentümer, ſo verzichtet er auf den Kaufpreis; verlangt er den Kauf 

reis, fo genehmigt er die Veräußerung und ſchafft damit die Grundlage für bie Kondiktion. 

hnlich verhält es ſich bei anfänglicher Unwirkſamkeit der Erfüllungsannahme; der Gläubiger 
darf wählen zwiſchen der Geltendmachung ſeiner urſprünglichen Forderung an den Schuldner 
und der Kondiktion gegen den Scheingläubiger. Bei dieſer zweiten Fallgruppe kommt der Ge. 
nehmigung auch noch die weitere Bedeutung zu, daß fie der cond, indebiti des Schuldners ($ 51 
A 6 unter b) den Boden entzieht ($ 362 Abſ 2, § 185 Abſ 2). Nimmt man mit RG 83, 188 an, 
daß es dem Schuldner nach der Zahlung freiſteht, auf den ihm durch eine Schutzvorſchrift (A 50 
gewährten Schutz zu verzichten und zu kondizieren, ſo kann die letzterwähnte Wirkung auch dan 
eintreten, wenn er durch die Leiſtung befreit wurde. — Die hier erörterte Möglichkeit, das Er 
gebnis einer zunächſt unwirkſamen Veräußerung oder Erfüllungsannahme durch Genehm! 
gung an ſich zu ziehen, enthält einen wichtigen Fortſchritt des BB gegenüber dem bis- 
herigen Recht (vgl. aus früherer Zeit RG 7, 191; 10, 241). Namentlich bei der Veräußerung 
ſpringt das in die Augen. Iſt es dem Eigentümer mehr um den Wert der Sache als um ihren 
Beſitz zu tun, ſo wird er oft lieber den Verfügungsertrag herausverlangen, als vindizieren, = 
felbft zu veräußern. Anderſeits ſchützt den Verfügenden die Herausgabe des Entgelts an 
bisherigen Eigentümer vor den weitergehenden Schadenserſatzanſprüchen des Dritten (88 ſch⸗ 
325ff.), während fie für feinen eigenen Rückgriff den Tatbeſtänden des $ 440 Abſ 2 offenbar — 
ſteht. Das Recht der Geſchäftsführung ohne Auftrag (88 681, 667) ift keineswegs imſtande, er 
Bedürfnis zu genügen, da es überall da verfagt, wo der Nichtberechtigte bei der Wen 5 t 
dem Irrtum berechtigt zu fein, geleitet worden ift ($ 687 Abſ 1). Obgleich aber die Wiſſe 5 
von Anfang an auf die 88 185, 184 aufmerkſam machte (vgl. Hellwig Anſpruch und Klagrech 
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104, Freund Eingriff in fremde Rechte 43, 68, Beyer Surrogation 110, Schul 3 Eingriffs- 
erwerb 338, Dertmann Komm. $ 816 A 1a, v. Tuhr Allg. Teil II 2 S. 227, 239), fand die 
neue Lehre in die Rechtſprechung überaus ſchwer Eingang. Immer wieder kamen Urteile vor, 
die die Klage des Gläubigers gegen den Nichtgläubiger einfach deshalb abwieſen, weil deſſen 
Zahlungsempfang für ſich allein den Schuldner nicht befreite (vgl. RG 64, 30; RG SeuffA 70 
Nr 206; OLG 34, 99; zutreffend OLG 9, 15). In RG 98 S. 143, 149, wo der Konkursverwalter 
eine fremde Forderung zur Maſſe eingezogen hatte, ohne daß der Schuldner nach $ 407 befreit 
wäre, und wo geprüft werden mußte, ob dem Gläubiger nach NO 9 46 Satz 2, 5 59 Nr Z ein Recht 
auf Erſatzausſonderung oder ein Maſſeſchuldanſpruch zuſtand, konnte die Begründung wegen Ver⸗ 
kennung des entſcheidenden Geſichtspunkts nicht überzeugen. Das gleiche gilt von RG 89, 27 (der 
Verſicherte war durch den Verſicherer befriedigt; nichtsdeſtoweniger zahlte der Hauptſchuldner, 
wie unterſtellt wird in Kenntnis des geſetzlichen Forderungsübergangs, nochmals an ihn; Klage 
des Verſicherers gegen den Verſicherten auf Herausgabe). Die Ignorierung des $ 185 durch die 
Praxis dauerte auch fort, nachdem die 3. Aufl. dieſes Kommentars der Literatur beigetreten war. 
3. B. hätte R JW 1922, 11265, das eine nach dem Okkupationsleiſtungsgeſ. v. 2. 3. 19 an den 
Unrichtigen ausgezahlte Entſchädigung betraf, auf § 816 geſtützt werden müſſen (anders das nach 
dem Kriegsſchädengeſ v. 3. 7. 16 ergangene Urteil RG 29. 11. 22 V 232/22; da nach dieſem Geſetz 
$ 15 auch die Feſtſtellung der Entſchädigung keinen Anſpruch für den Beſchädigten erzeugt, ein 
Berechtigter im Sinne des 9 816 alſo fehlt, wurde hier zutreffend der Satz in $812 A 2 unter a 
verwertet). Erſt neuerdings iſt eine Anderung erfolgt durch das Urteil des IV. ZS RG 106, 44, 
das ſich der dargelegten Auffaſſung angeſchloſſen hat. Vgl. auch RG 111, 301; 115, 34. Wenn 
der Lagerhalter Lagergut einem Dritten zur Sicherheit übereignet und dieſer ſväter mit Zu⸗ 
ſtimmung des Lagerhalters das Gut veräußert und abredegemäß den Erlös dem Lagerhalter 
gutbringt, fo ift der Lagerhalter der über das Gut Verfügende und Berechtigte, nicht der Dritte, 
R in JW 1933, 19532. 
2. Wirkſame Verfügungen des Nichtberechtigten mit Ausnahme der Erfüllungsannahme. 
a) Unter Verfügungen verſteht das Geſetz diejenigen Rechtsgeſchäfte, wodurch der Rechts- 
zuſtand der Sache geändert wird (Vorbem 7 vor $ 104), eine Anderung an einem Ver⸗ 
moögensrecht unmittelbar bewirkt oder doch bezweckt wird, RG 90, 399. Nicht alle mit der 
unmittelbaren Verfügung verbundenen mittelbaren Verkäufe find Gegenſtand der Verfügung, 
RS 119, 338. Wer fremde Sachen ohne Erlaubnis des Eigentümers vermietet, verfügt nicht 
über fie (vgl. NG 106, 111f.); mit $ 816 läßt ſich daher der Anſpruch auf Herausgabe des Miet- 
zünſes nicht begründen (RG 105, 409; vgl. dazu § 812 A 2 unter o). Die Hauptfälle, in denen 
olche Verfügungen auch ohne Genehmigung des Berechtigten gegen ihn wirken, find die Über- 
ragung von Eigentum und die Beſtellung oder Übertragung anderer dinglicher Rechte durch den 
grundbuchmäßig Legitimierten (99 892—894, 1138, 1155 ff., 1192, 1200) oder durch den Beſitzer 
der beweglichen Sache ($$ 932 ff., 1032, 1207, 1262, 1272), RG 138, 47, ſowie die Verfügung 
er Nachlaßgegenſtände durch den mittels Erbſcheins oder ſonſtigen Zeugniſſes des Nachlaß⸗ 
Guichts ausgewieſenen Scheinerben, Teſtamentsvollſtrecker oder Ehegatten bei fortgeſetzter 
batergemeinſchaft (2353 ff., 2366, 2368, 1507); vgl. ferner HGB 95 365ff., WO Art 36. 
00 Haftpflichtig iſt immer der Verfügende. Liefert ein Lagerhalter auf Anweiſung 
Einlagerers das Gut an deſſen Kunden aus, ſo iſt es der Einlagerer, der über das Gut verfügt, 
b daß er, wenn es fremdes Gut war und der Kunde es gutgläubig zu Eigentum erwarb, dem 
herigen Eigentümer den Kaufpreis herausgeben muß (RG JW 1912, 5845). Verfügen mehrere 
bintereimander und kann nur die Genehmigung des Berechtigten die Wirkſamkeit herbeiführen 
In B. eine geſtohlene Sache geht durch die Hände verſchiedener Verkäufer), jo haftet zunächſt 
ihre ee, deſſen Verfügung genehmigt wird. Seine Vormänner find haftfrei, da die Genehmigung 
ge kraft aus ſich ſelbſt, nicht aus der Wirkſamkeit vorausgehender Verfügungen ſchöpft; ein 
cha mann haftet nur für den Fall, daß ſich die Genehmigung auch auf ihn bezieht und nicht 
t ‚on fein Vorgänger, dem Genehmigung zuteil wurde, den Berechtigten befriedigt. e) Be⸗ 
rechtigt zur Kondiktion iſt nur der Rechtsträger, deſſen Recht eine Einbuße 
Sclitten hat, nicht jeder an der Aufhebung der Verfügung Intereſſierte (vgl. den Fall RG 
770 1011, 278), d) Der Anſpruch geht auf Herausgabe deſſen, was durch die Verfügung erlangt 
f mithin, wenn fte in Vollzug eines gegenſeitigen Vertrags erfolgte, auf Herausgabe der emp- 
wugenen Gegenleiſtung. Das gilt auch für den Tauſchvertrag; wer für die Sache, über die er 
Ei am verfügt, eine andere eintauſcht, hat die erworbene Sache, nicht etwa deren Wert heraus⸗ 
tr geben. Darüber, was nach § 816 herauszugeben ift, herrſcht Streit. Alles Erlangte be- 
tet das Geſetz als „auf Koſten“ des Berechtigten erlangt (vgl. $ 812 Abſ 1 Satz 1), auch wenn 
19 ci oder Glück zur Steigerung beigetragen haben (RG 88, 359; vgl. OG Königsberg JW 
967 517). Alſo der volle Veräußerungserlös. Nach anderer Meinung iſt nur der gemeine Wert 
it nahe zu erſetzen, wobei wieder ſtreitig ift, ob der Wert nach dem Zeitpunkt zu beſtimmen 
it dem der Verpflichtete die Sache erlangt hat, oder in dem der Werterſatzanſpruch entſtanden 
90 Doch bleibt der Anſpruch Bereicherungsanſpruch und iſt den Beſtimmungen des $ 818 unter- 
fen (vgl. dort A 1). Wie er ſich daher nicht auf dasjenige erſtreckt, was der Verfügende durch 
B, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Lobe.) 43 
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ein weiteres Rechtsgeſchäft mit Mitteln des zunächſt Erlangten erworben hat, fo erliſcht er mit 
dem Wegfall der Bereicherung. Herauszugeben ſind auch die gezogenen Nutzungen oder deren 
Surrogate, $ 818. Der Anſpruch auf Herausgabe des Geleiſteten iſt ein Bereicherungsanſpruch. 
Ob und wann hieraus ein Recht des Verfügenden folgt, den von ihm ſeinerſeits gezahlten Kauf⸗ 
preis abzuziehen, darüber vgl. $ 818. e) Iſt der kauſale Vertrag, auf dem die Ver⸗ 
fügung beruht, nichtig, ſo verſagt die Kondiktion. „Durch die Verfügung“ er⸗ 
langt iſt nur, was durch einen ihr zugrunde liegenden rechtsgültigen Vertrag er⸗ 
langt iſt. In RG 106, 45; 105 S. 84, 90 wird unterſtellt, daß die aufeinander folgenden 
Erwerber des geſtohlenen Leders mit Bezug auf die Eigentumsfrage gutgläubig waren, 
die Kaufverträge zwiſchen ihnen aber wegen Verſtoßes gegen das Kettenhandelsverbot 
oder gegen ſonſtige Verbotsvorſchriften der Gültigkeit entbehrten. Für dieſen Fall hätte die Klage 
abgewieſen werden müſſen. Der Veräußerer — nur der erſte kommt in Betracht, vgl. unter b — 
hatte dann den Kaufpreis nicht durch ſeine Verfügung, d. h. nicht durch den von ihm geſchloſſenen 
Kaufvertrag erlangt, ſondern infolge davon, daß ſein Abkäufer irrig glaubte, zur Zahlung ver⸗ 
pflichtet zu ſein. Es erſcheint auch unangemeſſen, dem Berechtigten einen Anſpruch auf dasjenige 
zu geben, was der Verfügende einem Dritten herausgeben muß oder dieſem gegenüber nur 
wegen $ 814 oder $ 817 Satz 2 behalten darf (das Urteil des Reichsgerichts, das der Klage auch 
für den bezeichneten Fall ftattgeben will, iſt übrigens nicht auf $ 816, ſondern auf $ 281 geſtützt, 
eine für alle Schuldverhältniſſe geltende Beſtimmung, die eine Bereicherung auf Koſten des 
Gläubigers nicht vorausſetzt, Reh 120, 351; 138, 48, vgl. dagegen § 985 A 5). 

8. Zwangsvollſtreckung (vgl. Wolff, Feſtgabe für Hübler 63ff.). Sie iſt ein Akt staatlicher 
Hoheit, die Bereicherung desgleichen nach $ 812, nicht nach $ 816 zu beurteilen, RG 156,399. Der 
Gerichtsvollzieher nimmt keine Verfügung auf privatrechtlichem Gebiet vor. a) 9 816 Abſ 1 Satz 1 
und 8812 dienen der herrſchenden Meinung gleichmäßig als Stütze für die Lehre, wonoch ein 
Gläubiger, der feinem Schuldner nicht gehörige bewegliche Sachen hat verſteigern 
laſſen, dem Eigentümer auf Herausgabe des Erlöſes haftet. Namentlich das Reichs. 
gericht nimmt an, daß der Gläubiger, der durch die von ihm betriebene Verſteigerung mangels 
eines gültigen Pfändungspfandrechts rechtlos, aber dem gutgläubigen Erſteher gegenüber wirk⸗ 
ſam über die Sachen verfügt, durch die Verfügung den Erlös erlange (RG JW 06, 15135, Warn 
1918 Nr 224; vgl. auch RG 88, 356; 97, 42f.; R JM 1911, 9417; RG 19. 4. 21 VII 410/20; 
OLG 2, 353; 11, 366; 31, 99; JW 1919, 517; SeuffA 67 Nr 80; Bay 3, 50 und nach früherem 
Rechte beſonders RG 40, 288). Richtig iſt, daß die Verſteigerung fremder beweglicher Sachen 
zu einer Bereicherungshaftung des Gläubigers führt, ebenſo wie dies bei Pfändung und Weg, 
nahme fremden Geldes der Fall iſt (RG Gruch 53, 1042; vgl. früher RG 43, 180). Mit Unrecht 
verweiſt man demgegenüber auf ZPO $ 819, wonach die Empfangnahme des Erlöſes durch den 
Gerichtsvollzieher, ſofern nicht Hinterlegung nachgelaſſen iſt, als Zahlung von ſeiten des Schuldners 
gilt. Die daraus gezogene Schlußfolgerung, der Gläubiger habe ſeine Forderung verloren, jel 
mithin nicht bereichert, der Dritte müſſe ſich mit einem Anſpruch aus $ 812 gegen den Schuldner 
wenden, der feiner Schuld ohne eigene Aufwendungen ledig geworden ſei, geht fehl. ZPO 5 819 
und 8 815 Abſ 3 ſetzen ein Pfändungspfandrecht voraus und wollen nur den Zeitpunkt beſtimmen, 
mit dem bei der Verſteigerung von Sachen oder bei der vollſtreckungsweiſen Wegnahme von Gelb. 
ftüden, die dem Schuldner gehören, die Gefahr auf den Gläubiger übergeht (vgl. RG 40, 2917 
43, 180; Bayg 3, 50). Es iſt auch nur gerecht, wenn unter der Unſicherheit des Schuldners der 
Gläubiger, der einen rechtswidrigen Eingriff in fremdes Eigentum beging, und nicht der Driil 
eigentümer zu leiden hat. Dazu kommt, daß der Dritte den Bereiche rungsanſpruch vielfach als 
Eventualanſpruch erhebt für den Fall, daß die in erſter Linie geltend gemachte Schadenserſatz⸗ 
forderung (vgl. $ 992 A 2) wegen Nichterweislichkeit eines Verſchuldens des Gläubigers nu, 
durchdringt. Nach der gegenteiligen Meinung, nach der von der Frage des Verſchuldens die 
Paſſivlegitimation abhängt, wäre dieſe Art zu klagen nicht möglich. Wenn aber jo dem Reichs“ 
gericht im Ergebnis beigetreten werden muß, ſo gilt doch nicht das gleiche von der Begründung 
Soweit nicht die ZPO etwas anderes beftimmt, ſteht das Pfändungspfandrecht unter den Eh 
ſchriften des BG (RG 57, 324; 60, 72; 61, 333; 87, 416; 97, 41). Aus $ 1247 Satz 2 aber od 
ſich, daß der Erlös, da nur eine Beſchlagnahme, kein Pfandrecht erwirkt wurde, kraft dingnohn 
Surrogation dem früheren Sacheigentümer zufällt (vgl. übrigens auch RG 80, 185). Erſt babun 
alfo, daß der Gläubiger das Geld mit dem feinigen vermengt (88 947, 948, 951), oder daß Ylau- 
ausgibt ($ 816), erliſcht das Eigentum des Dritten und tritt die Bereicherungshaftung des & 
bigers ins Leben. Bis dahin ift die Rechtslage dieſelbe wie bei der Immobiliargtoangsvolftzeduft 
wo 3G 837 Nr 5, 892 Abſ 1 die dingliche Surrogation des Erlöſes aus mitverſteigerten fren et 
Sachen ausdrücklich vorſchreiben und deshalb der zuletzt zur Hebung gelangende Gläubiger 
ausgabepflichtig ift (vgl. R® 76, 212; 88, 356; JW 1911, 61192; Rc 19. 4. 21 VII 410/20; n 
22, 408). — Hier wie in jedem andern Falle, wo fremde Sachen mit ſolchen des Schuld nen 5 
ſammen verſteigert werden, bedarf es einer Ermittlung des Betrags, der von dem Erlöße rung 
ſie entfällt. Läßt ſich nicht nachweiſen, wieviel weniger der Erſteher ohne die Muverſnnee nd 
der fremden Sachen geboten haben würde, fo ift deren Anteil am Geſamterlös entſpre 
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$ 471 nach dem Verhältnis ihres Wertes zu dem Wert der geſamten Verſteigerungsgegenſtände 
zu beſtimmen (vgl. die ſoeben angeführten Urteile und RG Warn 1911 Nr 352). Hat der Gläu⸗ 
biger ſelber eine fremde bewegliche Sache erſteigert, fo kann der frühere Eigentümer nach 8 1247 
Satz 2 nur Zahlung des Erlöſes, nicht Herausgabe der Sache verlangen (vgl. Recht 1913 Nr 343). 
b) Läßt der Gläubiger eine ſeinem Schuldner gehörige, aber mit einem älteren 
Pfandrecht (z. B. einem Vermieterpfandrecht) belaſtete Sache verſteigern und 
vermiſcht oder verausgabt er den Erlös, ehe der Vormann nach ZRO 8 805 
vorzugsweiſe Befriedigung daraus gefordert hat, ſo haftet er nach § 1247 Satz 2 
verb. mit § 951 oder § 816 auf die Bereicherung. Die Pfandrechte hatten ſich mit dem früheren 
Range am Erlöſe fortgeſetzt. Die Behauptung, ZPO 8 805 beſchränke die Rechte der Vormänner 
im Falle der Pfändung auf den Anſpruch auf Vorwegbefriedigung aus dem Erlös, iſt willkürlich 
(vgl. OLG 2, 352; 3, 357; 19, 153; SeuffA 63 Nr 154; Recht 06 Nr 931; |. auch RG 97, 43; RG 
119, 269). Kommt doch auch 3 8 771 nicht die Bedeutung zu, den Dritteigentümer auf die 
Widerſpruchsklage zu beſchränken (Rc 40, 289). r 
4. Unentgeltliche Verfügung. Über „Entgeltliche Geſchäfte“ Dertmann (1912), Krawielicki, 
Unentgeltlichkeit im Bereicherungsrecht, IheringsJahrb 1931, 257ff. mit Nachweis des Schrift⸗ 
tums. Die Vorausſetzungen für $ 816 u. $ 2113 find verſchieden. Die Unentgeltlichkeit iſt einſeitig 
vom Standpunkt des Erwerbers aus zu beurteilen. Der Erwerber kann das Entgelt auf 
einen Dritten, nicht gerade dem Verfügenden geleiſtet haben, RG 112, 368; 62, 273; 50, 137; 
125, 245. Vgl. Anm zu 5516. Eine gemiſchte Schenkung ift als Einheit voll entgeltlicher Natur. 
Vgl. 3 516. Der Beſchenkte hat aber die Befugnis einer Abfindung RG 118, 187. — Über Un⸗ 
entgeltlichkeit noch Reinhardt ZAk DR 1938, 509. Entgeltlich ift eine Leiſtung, wenn fie durch 
eine Gegenleiſtung abgegolten, aufgewogen wird. Ein den Parteien bekanntes Mißverhältnis 
zwiſchen Leiſtung und Entgelt macht jenen noch nicht zu einer unentgeltlichen. Vgl. Erl. zu 
Schenkung. Während ältere Geſetze dem gutgläubigen Geſchäftsgegner des Nichtberechtigten 
nur dann dinglichen Rechtsſchutz gewährten, wenn das Geſchäft ein entgeltliches war, hat das 
BGB dieſe Unterſcheidung um der leichteren Handhabung des Rechtes willen beſeitigt und läßt 
auch den Schenknehmer Eigentum erwerben. Da aber doch ſein Intereſſe hinter das des früher 
Berechtigten zurücktreten muß, ſoll er wenigſtens ſchuldrechtlich zur Herausgabe des Erlangten 
verbunden fein. Dem Anſpruch auf die Herausgabe entſpricht die Einrede; der Beſißer, deſſen 
Sache ein Nichtberechtigter verſchenkt hat, kann die Eigentumsklage des Beſchenkten abwehren 
(vgl. § 821 A 1). Ahnlich wie hier ſchreibt 0 988 vor, daß der gutgläubige Beſitzer einer frucht- 
tragenden Sache, der den Beſitz unentgeltlich erlangt hat, dem Eigentümer der Sache gegenüber 
derpflichtet iſt, auch die vor der Rechtshängigkeit gezogenen, nach § 955 zu Eigentum erworbenen 
Früchte nach Bereicherungsgrundſätzen herauszugeben. Da § 816 Abſ 1 Saß 2 ein Ausfluß des 
allgemeineren Gedankens iſt, daß ein unentgeltlicher Erwerb nicht auf Koſten des Geſchädigten 
aufrechterhalten bleiben ſoll, darf er auch zur Begründung der Lehre herangezogen werden, 
wonach Einwendungen eines Wechſelſchuldners aus der Perſon des Indoſſanten gegen den 
unentgeltlichen Indoſſatar wirken (vgl. $ 784 A 4c, $ 812 A3 u. 10 a. E.). Die unentgeltliche 
Verfügung iſt nicht unwirkſam, wie bei $ 2113, $ 2205, fie führt nur zur Kondiktion, Krawielicki 
aaO. S. 280. — Für die Annahme der Entgeltlichkeit iſt es nicht erforderlich, daß eine Gegen⸗ 
leiſtung beſonders feſtgeſetzt wird; der Gegenwert einer Zuwendung kann auch in der Wirkung 
der Verfügung ſelbſt liegen, wie z. B. bei der Schuldbefreiung, R& 62, 45; 50, 137; 51, 76; 
VAR 1930 Nr 2149. Unter der Verfügung, die Satz 2 im Auge hat, iſt dieſelbe Verfügung 
zu verſtehen wie in Satz 1 (RG Recht 1913 Nr 342); über den Fall, wenn mehrere Verfügungen 
vorliegen, ſo daß ſchon der Schenker ſelbſt den verſchenkten Gegenſtand rechtsgrundlos erlangte, 
dal. 9 822 A 2. Keine Verfügung iſt die Prozeßverſäumnis, wenngleich ſie materiell⸗rechtliche 
Folgen hat. Läßt der Kläger Verſäumnisurteil gegen ſich ergehen, ſo kann ſich derjenige, der nach 
er Klagerhebung fein Rechtsnachfolger geworden iſt und gemäß ZRO $ 265 die Prozeßführung 
"en muß, gegen die Berufung des Beklagten auf die Rechtskraft des Urteils (BRD $ 325) 
zucht mit einer Gegeneinrede der ungerechtfertigten Bereicherung ſchützen (RG Recht 1914 Nr 
bes. Der Bereicherungsanſpruch gegen den Erwerber einer geſchenkten geſtohlenen Sache 
achebt auch nach Vollendung der Erſißung, Pland-Lanbois A 3. Die Zuwendung der bloßen 
erfügungsmöglichkeit fällt nicht unter $ 816, gibt daher auch keinen Bereicherungsanſpruch, 
8 60, 285, der Verfügende kann daher auch nicht das Eigentum kondizieren, Krawielicki 
S. 287, 309. 

5. Wirkſame Erfüllungsannahme des Nichtberechtigten. Von Beſtimmungen über den 
Schuß des en Schuldners ſind zu nennen diejenigen über die Leiſtung des Schuldners 
an den urſprünglichen Gläubiger in Unkenntnis der Übertragung der Forderung oder, wenn der 

ubiger die Forderung hintereinander an mehrere abgetreten hat, über die Leiſtung an den 
Riesen Erwerber in Unkenntnis des früheren ($$ 407, 408, 412, 413); die Vorſchriften über die 
Were oder Pachtzinszahlung an den bisherigen Vermieter oder Verpächter in Unkenntnis der 
570 Aberung des Grundſtücks oder der jonftigen Beendigung des Gläubigerrechts (08 57aff, 
» 1056, 1423, 1663, 2135); die Vorſchriften über die Leiſtung gemäß unrichtiger Zeſſions⸗ 
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oder Veräußerungsanzeige (88 409, 576, 577, 579; vgl. R JW 1914, 5285); die Vorſchriften 
über die Leiſtung auf Forderungen, die ohne Wiſſen des Schuldners in ein Geſellſchaftsvermögen 
oder in die eheliche Gütergemeinſchaft eingebracht find (88 720, 1473, 1497, 1524); die Vorſchriften 
über die Leiſtung an den nicht berechtigten Vorzeiger eines Inhaber- oder Legitimationspapiers 
(88 793, 808) oder an eine durch Erbſchein oder Teſtamentsvollſtreckerzeugnis fälſchlich ausge⸗ 
wieſene Perſon ($$ 2367, 2368); endlich die Vorſchrift des $ 851 über die Entſchädigungsleiſtung 
an den beſitzenden Nichteigentümer einer beweglichen Sache. Dazu kommt bei an ſich nicht be⸗ 
freiender Leiſtung an den falſchen Gläubiger die Möglichkeit, daß die Leiſtung dem wahren Gläu⸗ 
biger gegenüber durch deſſen Genehmigung wirkſam wird (A 1 unter b RG 111, 301). Immer 
muß ein Nichtberechtigter da ſein, an den geleiſtet wird, und ein Berechtigter, gegen den die Leiſtung 
wirkt. Trifft beides zu, ſo verſagt die Kondiktion nicht deshalb, weil der Empfänger gegen einen 
andern als den Leiſtenden einen Anſpruch auf die Leiſtung hat (a. M. OLG 22, 355). Über den 
Beweis der Berechtigung bei Sparkaſſenbüchern vgl. R JW 1913, 306, § 516 A 9, § 518 A 1. 
Iſt aber überhaupt kein Berechtigter vorhanden, indem die angebliche Verpflichtung des Leiſten⸗ 
den gegen niemand beſteht, jo iſt für $ 816 Abſ 2 kein Raum. Unrichtig daher R JW 1913, 
8627 im Falle einer wegen Geiſteskrankheit des Zedenten nichtigen Abtretung einer Verſicherungs⸗ 
forderung, wo der Verſicherer an den Zeſſionar als Inhaber der Police gezahlt hatte. War hier, 
wie behauptet wurde, auch der Verſicherungsvertrag wegen der Geſchäftsunfähigkeit des Ze⸗ 
denten nichtig, ſo durfte der Kondiktion des Zedenten nicht ſtattgegeben werden, da vielmehr 
nur eine cond. indebiti des Verſicherers begründet war. Die Beſtreitung der Aktivlegitimation 
war um ſo weniger Einrede aus dem Recht eines Dritten, als der Zeſſionar bei ſeiner Kenntnis 
von der Nichtigkeit des Verſicherungsvertrags durch Herausgabe an den Zedenten von der For⸗ 
derung des Verſicherers nicht einmal frei wurde (vgl. $ 819 Abſ 1). Richtig dagegen RG 60, 287. 
Hierüber Krawielicki aaO. S. 303. Auch RG ZW 1939, 3920. 

6. Durch | 19 des AufwGeſ. werden Bereicherungsanſprüche aus § 846 in den Fällen, in 
denen das Geſetz die Aufwertung von Hypotheken wegen Eingreifens der Vorſchriften über den 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs ausſchließt, nicht ausgeſchloſſen, RG 119, 308; RO in JW 
1931, 578%; HRR 1933 Nr 1316. 


8 817 


War der Zweck einer Leiſtung in der Art beſtimmt, daß der Empfänger 
durch die Annahme gegen ein geſetzliches Verbot oder gegen die guten 
Sitten verſtoßen hat, fo iſt der Empfänger zur Herausgabe verpflichtet. Die 
Rückforderung iſt ausgeſchloſſen, wenn dem Leiſtenden gleichfalls ein ſolcher 
Verſtoß zur Laſt fällt, es ſei denn, daß die Leiſtung in der Eingehung einer 
Verbindlichkeit beſtand; das zur Erfüllung einer ſolchen Verbindlichkeit Ge⸗ 
leiſtete kann nicht zurückgefordert werden. 

E 1 743 Nr 1, 747 Abſ 1, 3, 684 Abſ 3 II 741; M 2 844, 849—851, 693, 694; P 2 510, 686—688, 702. 


Satz 1. 

Die Vorſchrift gibt einen Ausgleichsanſpruch gegen den Empfänger einer Leiſtung, wenn 
nach dem vereinbarten Zweck des Vertrages die Annahme der Leiſtung zur Zeit des Empfangs 
gegen ein geſetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten verſtoßen hat (condietio ob turpem 
vel iniustam causam). Die Vorſchrift ift nur für Bereicherungsanſprüche gegeben, nicht z. B. für 
Forderungen aus unerlaubten Handlungen, RG 70, 5; 85, 293. Sie iſt eine nähere Beſtimmung 
des Anſpruchs nach $ 812. Eine Bereicherung auf Koſten eines anderen wird aber auch hier 
vorausgesetzt, wenn dies auch nicht ausdrücklich in der Vorſchrift hervorgehoben ift, RG 20. 2. 22 
VI 457/22. Dagegen ift es gleichgültig, ob der Leiſtende wußte, daß er zur Leiſtung verpflichtet 
war oder nicht. $ 814 kommt hier nicht zur Anwendung. Die Vorſchrift des $ 817 iſt in ihrer 
Faſſung verfehlt, Leske, DRecht 1938, S. 240 und das von ihm Anm 1 angeführte, Schrifttum. 
Lehmann will deshalb in Enneccerus, Lehrb des bürg. R., Schuldrecht (1932), überhaup! 
die Beſeitigung der Vorſchrift, dagegen Leske and. wenigſtens die Beibehaltung des Satzes . 
Der Fall, daß auch der Leiſtende allein gegen ein geſetzliches Verbot oder gegen die guten 
Sitten verſtößt, iſt in $ 817 nicht erwähnt, vielmehr nur, daß dies bei beiden, dem Leiſtenden 
und dem Empfänger der Fall iſt. Streit beſteht darüber, ob dort nach § 812 die Rückforderung 
zuläſſig ift, Heck, Arch Prax Bd 134, 2, oder ob der Grundſatz des Satz 2 auch auf den Fall von 
nur der Leiſtende unſittlich und verbotswidrig handle, ausgedehnt werden müſſe und 
Rückforderung ausgeſchloſſen fei, jo namentlich RG 63, 384, 354; 105, 272; 132, 41; 151, 70. 1 

1. Ein Kauſalgeſchäft, das bezweckt, durch die Annahme der vereinbarten Leiſtung dete 
ein geſetzliches Verbot oder die guten Sitten zu verſtoßen, iſt in der Regel nach 9 134 fab 
8 128 nichtig. Die Leiſtung kann auch in der Begründung eines Schuldverhältniſſes, einem ſe 
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ſtändigen Schuldverſprechen (Wechſel), einem Anerkenntnis beſtehen, RG 58, 204. Ob wegen 
eines zukünftigen Erfolges geleiſtet wird oder zur Belohnung ſchon erwieſener Dienſte, iſt uner⸗ 
heblich. Die Zweckvereinbarung kann ſich auf Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft beziehen, 
RG 101, 44; 109, 202; 111, 246. Dann hat der Leiſtende ſchon aus $ 812 ein Rückforderungsrecht. 
Notwendig iſt aber die Nichtigkeit des Kauſalgeſchäftes in dieſem Falle nicht. Die vereinbarte 
Annahme kann gegen Geſetz und Sitte verſtoßen, ohne das Grundgeſchäft ſelbſt nichtig 
zu machen. Namentlich vielen Verbotsgeſetzen ift gemeinſam, daß fie nur die Tätigkeit des 
einen Vertragsteiles, der beim Abſchluß mitgewirkt hat, verbieten, während die zivilrechtliche 
Gültigkeit des Vertrags ſelbſt beſtehen bleibt, RG 60, 276; 78, 353; 88, 251; 89, 198; 96, 345: 
As in Recht 1922 Nr 1400. Auch kann möglicherweiſe die Leiſtung nur des einen, nicht des anderen 
Vertragsteiles ſittenwidrig fein, wie bei Schweigegeld, RG Warn 2, 59; Abkauf der Erziehungs⸗ 
rechte, Warn 6, 220. In dieſem Falle findet dann § 817 Satz 1 Anwendung. Der unmittelbare 
Zweck der Annahme einer Leiſtung muß gegen ein Verbot uſw. gehen, ein bloßes Mitwirken 
genügt nicht, RG 144, 25. 

Andererſeits kann das Grundgeſchäft eine gegen Verbot und Sitte verſtoßende und daher 
nichtige Vereinbarung nach $ 134 und § 138 fein, ohne das auf ihr beruhende abſtrakte 
Erfüllungsgeſchäft ſelbſt nichtig zu machen. So wird durch 88 65, 66 des Börſcgeſ v. 
28. 5. 08 zwar der Abſchluß beſtimmter Börſengeſchäfte verboten, nicht aber die Annahme der 
Leiſtung darauf, aich in JW 1904, 4073, Ferner RG 63, 185; 68, 100; 75, 68; 78 S. 44, 285; RG 
in JW 1911, 3172; 1913, 6831; Gruch 59, 901; 62, 635; Warn 1921, Nr 58. Das gilt namentlich, 
wie aus $ 817 Satz 2 erkennbar iſt, auch wenn das Erfüllungsgeſchäft in der Eingehung einer 
Verbindlichteit beſteht. Wenn dieſe zurückgefordert werden kann, muß ſie an ſich gültig ſein. Der 
Bereicherungsanſpruch beruht auch hier allein auf § 812. Auch eine Abrechnung bei einem 
Vergleich ſchlteßt das Zurückgreifen auf die Nichtigkeit des dem Vergleichsabſchluß zugrunde 
liegenden Rechtsgeſchäfts regelmäßig nicht aus. Deshalb kann ein Anſpruch aus § 817 auch gegen⸗ 
über einem vergleichsweiſe erteilten Schuldanerkenntniſſe verfolgt werden, RG 49, 192; 64, 148; 
86, 113; RG 8. 1. 23 VI 514/92. Es iſt aber auch möglich, daß das Grundgeſchäft derart mit 
der Erfüllung eine Einheit bildet, daß die Nichtigkeit jenes auch die Nichtigkeit des 
Erfüllun sgeſchäftes bewirkt, R& 57, 96; Warn 1913 Nr 129. Dies geſchieht namentlich, 
wenn der Zweck Bedingung der Leiſtung iſt, RG 57, 96. Dies bildet für ſittenwidrige Geſchäfte 
nicht mehr die Ausnahme, ſondern die Regel, Plum JW 1934, S. 970. Bei Wucher iſt dies in 
3 138 Abſ 2 vorgeſchrieben, RG 57, 95; 63, 184; 72, 61; 75, 76; 93, 75, obgleich nur die Hand⸗ 
kung des Wucherers verbotswidrig iſt, nicht die des Bewucherten. Iſt hiernach die Leiſtung ſelbſt 
nichtig, ſo kann eine Vermögensverſchiebung nur hinſichtlich des Beſitzes, nicht des Eigentums 
au einer Sache ſtattgefunden haben und ſonach nur dieſer Beſitz Gegenſtand der Rückforderung 
an. Dann kommen ſowohl $ 812 als $ 817 zur Anwendung. Ebenſo liegt es, wenn ſowohl das 
Grundgeſchäft und das Erfüllungsgeſchäft für nichtig erklärt wird, wie bei einzelnen Veräußerungs⸗ 
verboten. Dann liegt in Wahrheit gar feine Leiſtung, die gegen ein Verbot verſtößt, vor; 9 817 
kommt 275 nicht in Betracht, nur $ 812, K JW 1910, 81055; 1917, 342. h 
21 3. Beiſpiele zu Saß 1. Die Erpreſſung und der Empfang von Lohn für die Erfüllung einer 

mtspflicht oder für die Nichtbegehung eines Verbrechens. Hingabe von Geld zum Zweck, dafür 
einen Titel zu erlangen, iſt nach der im deutſchen Volk herrſchenden Anſchauung unſittlich, NRG 
= ‚98; J 2919, 447; HRR 1931 Nr 1837. Ebenſo die Entgegennahme von Bezahlung für 
1 Verzicht auf Ausübung des elterlichen Erziehungsrechts (RG Warn 1913 Nr 183); die während 
N Krieges erfolgte Entgegennahme von Geldern eines feindlichen Staatsangehörigen, um ſie 
15 7 eeif der deutſchen Regierung zu entziehen (RG 89, 65); das Verhalten des Verkäufers 

u Hegenſtänden des Kriegsbedarfs, der ſich im Widerſpruch mit ſeinem der Militärbe hörde 
Iigebenen Verſprechen einen die feſtgeſetzten Richtpreiſe überſchreitenden Kaufpreis zahlen 
Ent (RG 97, 82); der Fall, wenn der Leiſtende als Werkzeug der Polizei tätig wird, um den 
75 upfünger zu überführen (RG Warn 1921 Nr 58; RG 12. 12. 22 VII 20/22). Regelmäßig liegt 
0 ne Sittenverletzung auch in der Annahme von Schweigegeld für die Unterlaſſung einer Straf⸗ 
(vor de nur daß im Einzelfall geprüft werden muß, ob nicht auch der Zahlende unſittlich handelt 
Nele RG 58, 204; Warn 09 Nr 63; 1915 Nr 41; Seuffel 58 Nr 94). Auch mit der Annahme von 
Nr 1958ensvorteilen für die Eingehung einer Ehe kann es ſich ähnlich verhalten (RG Warn 09 
ve 19). Auf dem Gebiete der Wohnungszwangswirtſchaft kommen die ſog. Loskauf⸗ 
15 träge in Frage, bei denen für die Nichtausübung oder beſondere Art der Ausübung die Zu⸗ 
wich ng oder Beſchlagnahme einer Wohnung durch das Wohnungsamt eine Geldſumme gezahlt 
nicht u Tatſächlich handelt es ſich hier immer um Ausübung hoheitsrechtlicher Befugniſſe, die 
19 non einer Gegenleiſtung der Wohnungſuchenden abhängig gemacht werden darf. Das RG 
gewifſHetdet hier ohne Grund zwiſchen Zuweiſung und Beſchlagnahme, welch letztere unter 
erllalſen Umſtänden zuläſſig ſein ſoll. Dagegen iſt eine Zuweiſung gegen Abfindung für nichtig 

ert worden, Der Rechtsweg für Rückforderung wegen Bereicherung iſt ſolchenfalls gegeben, 


a de, 109. Näheres über die Rechtsfragen und die Rechtſprechung des RG in IM 1930, 
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Satz 2. 


1. Die Vorſchrift iſt eine Auznahme von der Regel des Satz 1. Trifft ſie nicht zu, bleibt es 
bei der Regel des Satzes 1. Beide Vorſchriften bilden eine Einheit und die Regel des Satz 2 iſt 
nur im Zuſammenhang mit Satz 1 zu verſtehen, Rh 144, 26; a. M. RG VII 336/35 27. 3. 36. 
Das ergibt ſich ſchon aus der Stellung der Vorſchrift, die einen Ausſchluß eben der in Satz 1 
geordneten Rückforderung beſtimmt. Das Bedürfnis, die Rückforderung auch in anderen 
Fällen, als den in Satz 2 bezeichneten, nicht zuzulaſſen, iſt auf anderem Wege zu befriedigen, 
als durch entſprechende Anwendung und erweiterte Auslegung des Satzes 2. Eine derartige 
Analogie verſtößt gegen die Grundſätze, die bei Anwendung der Analogie zu beachten ſind. Dies 
weiſt zutreffend nach Heck, Arch. f. ziv. Praxis 124, 1 und das abſtrakte Rechtsgeſchäft (1937) 
S. 4. Ferner Rumpf, Arch. f. ziv. Praxis 124, 1 und das abſtrakte Rechtsgeſchäft (1937) S. 4. 
Ferner Rumpf, Arch. f. ziv. Praxis 117, 315; Hildebrand, Die Rechtsfindung im neuen 
dtſch. Staat (1937) 71 Anm 6, und ſchon RG 71, 436. 

Der aus dem römiſchen Recht übernommenen Vorſchrift des Satz 2 liegt der Gedanke zugrunde, 
„in pari turpitudine melior est causa possidentis“. Man ſoll ſich dem Vertragsgegner gegenüber 
nicht zur Rechtfertigung ſeines Verhaltens berufen dürfen, wenn man an dem Zuſtand, den der 
Gegner geſchaffen hat, ſelbſt mitſchuldig iſt, RG 67, 319; 78, 295; RG in HRR 1933 Nr 1176; 
O Jena ZW 1920, 980. Wo alſo ein ſolches Zuſammenwirken beider Vertragsteile fehlt, 
kann Satz 2 keine Anwendung finden, insbeſondere nicht, wenn nur der eine, der Leiſtende, 
fitten- und verbotswidrig gehandelt hat. So freilich unter ausdehnender Auslegung für alle 
Arten von Vereicherungsanſprüchen auch für $ 812 RG 63, 346; 67, 321; 70, 4; 101, 308; 
104, 50; 105, 29. 65. 270; 151, 70; Leske in DR 1938, 240 in Anſchluß an Neubacke und v. Mayr 
mit der gem. Mein. Nur gegen die Vindikation des Eigentums ſoll der Einwand nicht geltend 
gemacht werden dürfen. 


2. Was zur Rechtfertigung des römiſchen Satzes und gar zur entſprechenden Anwendung 
auf den Fall, daß nur der Leiſtende rechts- und ſittenwidrig handelt, geltend gemacht wird, iſt 
nicht ſtichhaltig. 

a) Wenn beide Vertragsteile unſittlich handeln, jo „ſoll der Schmutz nicht erſt aufgerührt 
werden, keiner habe dann einen Anſpruch auf Rechtsſchutz“, fo z. B. Matthieſſen JW 1931, 2564. 
Dieſer Erwägung ſteht entgegen, daß nach Satz 1 der „Schmutz“ beim Empfänger doch aufgewühlt 
werden muß, daß bei verbotswidrigem Handeln ein Schmuß Überhaupt nicht vorhanden zu ſein 
braucht. Und auch ſonſt darf ſich der Richter der Erörterung unſittlichen Verhaltens nicht entziehen. 

b) Verführt wird das Rch und die gem. M. durch die Auffaſſung, die Verſagung ber Rück 
forderung nach Satz 2 ſei eine Strafvorſchrift und als ſolche die Ausdehnung geboten auch auf 
Fälle, wo nur der Leiſtende, nicht auch der Empfänger verbotswidrig und unſittlich handle. 
So OLG Naumburg 30.10.35 Dig 1936 Sp. 135; Leske, DRecht 1938, S. 240 und RG 
151, 71. Man ſcheut ſich aber, dieſe Anſicht folgerichtig durchzuführen, beſchränkt die Verſagung 
nur auf das Gebiet der Bereicherung und unterläßt die Anwendung des Grundſatzes für den 
Wandlungsanſpruch, NG 105, 67, den Schadenserſatzanſpruch. Vor allem aber darf mal 
die Verſagung der Rückforderung nicht ausſchließlich nach ihrer Wirkung al? 
Schaden des unſittlich und verbotswidrig Leiſtenden beurteilen, ſondern muß 
auch die Wirkung für den Empfänger betrachten, das wird gemeinhin überſehen. 
Verſagt man die Rückforderung, jo behält er das unſittlich oder verbotswidrig Empfangene 
Ihn zu belohnen liegt aber kein Grund vor, nicht, wenn er rechtmäßig gehandelt hat, erſt recht 
nicht, wenn er ſelbſt unſittlich und verbotswidrig handelte. Es entſpricht vielmehr der geſunden 
Auffaſſung des Volkes, eine Vermögensverſchiebung, die durch unſittliche und verbotswidrige 
Handlungen verurſacht worden iſt, wieder gutzumachen. Gerade der fie Verurſachenbe 
muß ſie durch Rückforderung heilen dürfen. Es fordert das die Gemeinſamkeit. 2° 
Anwendung von Strafgeſichtspunkten ift individualiſtiſch, nicht nationalſozialiſtiſch. Die Wirkung 
der Handlung von Volksſchädlingen wird dadurch gerade aufrecht erhalten. Man hat vorgeſ hgechl 
dieſer Unbilligkeit dadurch zu begegnen, daß der Staat die Leiſtung einziehe, Leske, beg 
1938, 242. Dies wäre natürlich nur durch eine Geſetzesänderung zu erreichen, deren Zwe 
mäßigkeit immerhin zweifelhaft iſt. 5 

3. Die Schwierigkeit, die die Auslegung des Satzes 2 bietet, wird behoben, wenn man die 
ſtarre Geltung des römiſchen Satzes „in pari turpitudine melior est causa possidentis, den * 
BGB hier aufgenommen hat, aufgibt und auch dieſe Vorſchrift, wie die ganze Regelung 
ungerechtfertigten Bereicherung, nicht als eine Sonderregelung anſieht, die die allgemeine Geltu en 
der $$ 157 und 242 durchbricht — a. M. frühere Auflage —, ſondern unter Anwendung von . en 
und Glauben ſetzt und von dieſem in ſeiner Geltung beſchränkt wird. Jede der Regeln ang 
der 95 812ff. will einen gerechten Ausgleich der vorliegenden ungerechtfertigten Bereichen 
bringen und kann nicht dem Zwecke dienen, ſelbſt wieder einen ungerechten Ausgleich gerdie 
zuführen. Daher hat Satz 2 nur Geltung innerhalb des Gebiets, das dur zung 
allgemeinen Vorſchriften von 38 157 und 242 begrenzt wird. Wenn die Verſag 
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der Rückforderung zu einer ungerechten Bereicherung des durch eine Leiſtung Bereicherten 
führt, iſt fie unzuläſſig und wird durch Satz? nicht gedeckt. Es ſoll nicht der Bereicherte 
ungerecht bereichert bleiben, gleichviel ob der Empfang der Bereicherung auf ſeiner Seite gegen 
die guten Sitten oder ein geſetzliches Verbot verſtößt oder nicht. So ſchon RG 71, 432; 91, 359; 
135, 376; Plum JW 1934, 2971; Heck in Arch. f. ziv. Praxis Bd. 124 (1925). Das geſunde 
Volksempfinden zieht auch hier die Grenze, bis zu der eine Rückforderung zuläſſig oder aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Zu beachten iſt die Wirkung auf das Rechtsgefühl der Geſamtheit der 
Volksgenoſſen. Denn der Menſch kommt auch in ſeinen privaten Angelegenheiten nicht nur 
als Einzelner, ſondern als Mitglied der Gemeinſchaft in Betracht, Freisler, DWR 1939, 1, 
daher iſt zu fragen, ob nach deren Auffaſſung die Bereicherung ungerecht iſt oder nicht, ob 
man den Leiſtenden von böſem Tun abhalten kann. Das iſt ſtets der Fall, wenn eine Leiſtung 
ohne gleichwertige Gegenleiſtung und ohne berechtigten Grund behalten werden würde, 
wenn namentlich die Verwendung der Leiſtung für notwendige und vom Geſetz 
geforderte Zwecke unterbleiben müßte. Anſcheinend zuſtimmend Stoll, Arch. f. ziv. Pr. 
21, 276. Wird z. B. ein Bordell verkauft und der vereinbarte Kaufpreis nur zu einem geringen 
Teil bezahlt, wird der Käufer unberechtigt bereichert, wenn die Rückforderung ausgeſchloſſen 
wird. Ebenſo in den unten zu 2 gegebenen Beiſpielen. Iſt dagegen die Leiſtung der Gegen⸗ 
leiſtung gleichwertig, ſo liegt überhaupt keine Bereicherung vor und es entfällt daher ein Bedürfnis 
nach einer Ausgleichung. Wenn das Verbleiben der ungerechtfertigten Bereicherung bei dem 
Empfänger und die Verſagung der Herbeiführung eines Ausgleiches in ſeiner Wirkung ſich 
nicht auf das Verhältnis zwiſchen Leiſtendem und Empfänger beſchränkt, ſondern darüber hin⸗ 
ausgreift und in den Rechtskreis Dritter eindringt, wenn es dann ſogar die Wirkung 
hat, daß wichtige Intereſſen Dritter, die an dem Vorgang der Vermögensverſchiebung 
rechtlich ganz unbeteiligt ſind, dadurch Gefahr laufen verletzt zu werden, ſo kann die Ab⸗ 
wägung dieſer Intereſſen Dritter und des Intereſſes des Bereicherten am Behalten der ungerecht⸗ 
fertigten Bereicherung dazu führen, jene für die Rechtsordnung als wertvoller zu 
würdigen. Die Ablehnung des Rechtes, dem Leiſtenden den ihm an ſich nach Satz 1 zuſtehenden 
Rückforderungsanſpruch zu gewähren, die ſich auf die Beziehungen der Parteien allein unter⸗ 
einander ſtützt, iſt dann nicht mehr begründet, weil der rechtspolitiſche Grund, der für jene Ver⸗ 
ſagung vorlag, hier nicht zutrifft. So liegt es aber, wenn die zurückgeforderte unberechtigte Be⸗ 
reicherung nicht nur dazu dienen ſoll, den Vermögensverluſt des Leiſtenden wieder auszugleichen, 
ſondern darüber hinaus ihn in den Stand verſetzen ſoll, mit der zurückerhaltenen 
Leiſtung nun ſeine anderen wichtigen Leiſtungspflichten Dritten gegenüber zu 
erfüllen, wozu er ohne die zurückerhaltene Leiſtung nicht in der Lage wäre. Wie das Mit- 
gliedsverhältnis die privaten Rechtsverhältniſſe des einzelnen zum einzelnen beeinflußt, fo 
tonnen auch die privaten Rechtsverhältniſſe der einzelnen auf die andern Mitglieder der Gemein. 
ſchaft zurückwirken. Iſt die Pflichterfüllung des Leiſtenden den Dritten gegenüber von größerem 
ſittlichen oder wirtſchaftlichen Wert als die Belaſſung der Bereicherung in dem Vermögen des 
unberechtigten Empfängers, ſo verſtößt es gegen die Billigkeit auch gegenüber der Gemeinſchaft, 
dieſe wichtigeren Intereſſen gegen die unwichtigeren zurücktreten zu laſſen. Wird der Leiſtende 
3. B. durch die Vermögensverſchiebung zu ſeinem Nachteil außerſtand geſetzt, wichtige öffentliche 
oder privatwirtſchaftliche Pflichten gegen Dritte zu erfüllen, etwa die Zahlung von Steuern, 
don Unterhaltsbeiträgen oder andern Leiſtungen aus einer ſittlichen Pflicht, BGB 8 814, jo ver⸗ 
Bt es wider Treu und Glauben, wenn der unberechtigt Bereicherte ſich gegen die Zurückforde⸗ 
rung auf 9817 Satz 2 berufen wollte, wie es nicht gegen Treu und Glauben bei dem Rückfordernden 
verſtößt, wenn er zu dem Zweck der Erfüllung jener Pflichten das Geleiftete zurück⸗ 
ſordert. Hierunter fällt unter Umſtänden auch die Rückforderung der Bereicherung durch den 
Leiſtenden, um als Schuldner die Befriedigung ſeiner Gläubiger bei ſonſtiger Zahlungsunfähig⸗ 
keit zu ermöglichen. „Dem anſtändigen Schuldner muß an der Befriedigung ſeiner Gläubiger 
gelegen fein“ (Jaeger, Komm. z. KO 71 S. 131), Mot II S. 16 z. KO. Das gilt ſowohl außer- 
glb eines Konkurſes wie im Konkurs. Soweit der Schuldner zu dieſen Zwecken die nach $ 817 
s 1 ungerechtfertigte Bereicherung zurückfordert, handelt er außerhalb der Grenze, die $ 817 
2 der Rückforderung zieht; dieſe Vorſchrift kann ihm daher nicht entgegengehalten werden. 
Vgl. auch Heymann in JW 1931, 2094. Auf demſelben Gedanken beruht übrigens auch das 
Rückforderungsrecht des Schenkers nach $ 528 zwecks Erfüllung ſeiner Unterhaltspflicht 
gegenüber Ehegatten und Verwandten. Hier muß der Beſitz des Geſchenkten, ſogar wenn er 
Schtmäßig erlangt iſt, dem höheren Intereſſe der Befriedigung wichtiger Verbindlichkeiten des 
Schenkers weichen. Wie viel mehr muß das erſt dort gelten, wo es ſich nur um den Beſitz aus 
aner ungerechtfertigten Bereicherung handelt! Daß ein Rechtsgeſchäft, das wegen Verſtoßes 
gegen die guten Sitten nichtig iſt, aber wegen Unſittlichkeit der Leiſtung dem Leiſtenden 
als $ 817 Satz 2 keinen Anſpruch auf Rückgabe der Bereicherung gibt, von Dritten gleichwohl 
— o f behandelt werden kann, wenn ihr Intereſſe durch das nichtige Rechtsgeſchäft berührt 
der iſt anerkannt, denn die Nichtigkeit wirkt objektiv. RG 48, 297 ſagt: „Das geſetzliche Hin⸗ 


mis, die Nichtigkeit geltend zu machen (das nach $ 817 Satz 2 dem Leiſtenden entgegenſteht), 
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ſteht Dritten, welche durch die nichtige Schenkung in ihrem Vermögensintereſſe verletzt ſind, 
nicht entgegen“. Können die ſe alſo trotzdem einen Anſpruch auf Herausgabe der Bereicherung, 
der dem Leiſtenden an ſich nach $ 817 Satz 1 zuſteht, zum Zwecke ihrer Befriedigung heranziehen, 
fo iſt nicht einzuſehen, warum nicht auch der Leiſtende ſelbſt ſchon den Bereiche rungsanſpruch 
dann geltend machen darf, wenn er ihn zur Befriedigung der Anſprüche verwenden will, zu der 
er dieſen Dritten verpflichtet iſt. 

3. Eine andere Grenze für die Anwendung des 2. Satzes wird von der Rechtſprechung 
dann gezogen, wenn die Leiſtung nicht dazu beſtimmt iſt, das Vermögen des Empfängers dauernd 
zu vermehren, ſondern nur zu einem vorübergehenden Zwecke gemacht wurde (als 
Kaution), Planck A be, wie Sicherungsübereignungen oder ſonſtige fiduziariſche Zuwendungen, 
ohne Rückſicht auf eine turpitudo des Leiſtenden der Rückforderung unterwirft (RG 67, 326; 
NG JW 1912, 86229; 1921, 4614; Warn 1911 Nr 115; 1917 Nr 206; 1920 Nr 32; Gruch 58, 891; 
RG 23 1916, 689; 1917, 792; RG Bay 1918, 387; SeuffA 70 Nr 216). Hiergegen Heck aaO. 
S. 8. Zur Begründung wird teils geltend gemacht, daß derartige Leiſtungen auf einem nur 
folgeweis nach $ 139 nichtigen Nebenvertrage beruhten (vgl. RG 67, 325), teils und hauptſächlich 
wird darauf verwieſen, daß der Empfänger das Eigentum von vornherein belaſtet mit einer 
Rückgabepflicht erlange (z. B. RG JW 1912, 86220; Gruch 58, 896). Von hier aus würde es 
nicht fern liegen, auch ein zu verwerflichen Zwecken gegebenes Darlehen für rückforder⸗ 
bar zu erklären (fo wirklich OLG Dresden SeuffA 59 Nr 81). Beim wucheriſchen Darlehen 
könnte das als billigenswert erſcheinen, wenn nicht die verſchiedene Behandlung des gegen⸗ 
ſeitigen und des einſeitig verpflichtenden Vertrags der inneren Berechtigung entbehrte. 
In der Tat iſt die angeführte Rechtſprechung dem geltenden Geſetz gegenüber höchſtens 
da zu verteidigen, wo bloße Hilfsgeſchäfte in Frage ſtehen, nicht wo es ſich, wie beim Darlehen, 
um eine Hauptleiſtung handelt. Das Reichsgericht hat denn auch anerkannt, daß der Geber eines 
gegen die guten Sitten verſtoßenden Spieldarlehens die Rückzahlung weder aus dem Ver⸗ 
trage noch wegen ungerechtfertigter Bereicherung des Gegners ſordern kann (vgl. RG 70, 4; 
RG 12. 5. 21 VI 33/21); auch dem wucheriſchen Darleiher hat es die Bereicherungsklage ab- 
geſprochen (R Lg 1922, 461). Beim ſogen. Kaſtellanvertrag ift die Rückforderung des 
Pachtgrundſtücks erſt nach Ablauf der Pachtzeit zuläſſig. Hierzu Ebel in JR 1932, 237 und 
Behr, M 1933, 212. 

Nach RG 99, 168 ſoll auch der Konkursverwalter eine vom Gemeinſchuldner gegen die 
guten Sitten bewirkte Leiſtung kondizieren dürften, wie $ 817 Abſ 2 neu ein Hindernis für die 
Rechtsverfolgung aufſtelle. Dagegen zutreffend Heck aad. S. 11. 

4. Endlich läßt Satz 2 die Rückforderung auch dann zu, wenn die Leiſtung in der Eingehung 
einer Verbindlichkeit beſteht. 

Leiſtungen, die in der Eingehung einer Verbindlichkeit beftehen, find nur die in 9 812 A 
10 und 11 aufgeführten abſtrakten Schuldverſprechen und Schuldanerkenntniſſe. 
Kauſale Schulden ſind bei Verſtoß gegen das Geſetz oder die guten Sitten nichtig, laſſen alſo nur 
für eine Feſtſtellungsklage Raum (Rd 64, 148). Die Sondervorſchrift, wonach abſtrakte Verpflich 
tungen im Gegenſatz zu realen Leiſtungen bei par turpitudo rückforderbar find, war notwendig, 
da das Geſetz einen Zwang zur Durchführung noch unfertiger, auf verwerfliche Ziele gerichteter 
Geſchäfte nicht dulden kann (vgl. R 73, 144). Dem Verſprechenden ſteht mithin nicht nur eine 
Einrede ($ 821), ſondern auch ein Befreiungsanſpruch zu (cond. liberationis, vgl. dazu § 821 
A 1). Mit der Erfüllung des abſtrakten Verſprechens entfällt die Kondiktion, Rumpf, Die reichsger. 
Rechtſprechung zu $ 138, $ 817, Arch. f. ziv. Praxis 1917, 336. Der Erfüllung muß es aber gleich⸗ 
geſtellt werden, wenn über die beiderſeits verwerfliche Kauſa ein Wechſel oder Scheck gegeben 
und vom Empfänger indoſſiert worden iſt. Es verhält ſich hier anders als in den in $ 813 A 4 
erwähnten Fällen, wo dem Orderpapier eine unvollkommene Verbindlichkeit zugrunde liegt. 
Hier entſcheidet der Umſtand, daß das verwerfliche Geſchäft nach der Weitergabe des Papiers 
kein unfertiges mehr iſt und die Kondiktion den Erſtempfänger zu einer realen Leiſtung nötigen 
würde (vgl. OLG 39, 183). Auch wenn übrigens der verwerfliche Vertrag unmittelbar zwiſchen 
Akzeptanten und Inhaber geſchloſſen wurde, die ſonſtigen Wechſelzeichner aber nicht ſämtlich 
daran beteiligt find, ift die Herausgabe des Papiers nicht zu verlangen (vgl. RG ZW 1921, 461°); 
ſie würde den Anſpruch gegen die Nichtbeteiligten zerſtören. Hat in dieſem Falle ein Nichtbetel⸗ 
ligter den Wechſel ausgeſtellt oder indoſſiert, jo kann aus dem gleichen Grunde auch die Streichung 
des Akzepts nicht gefordert werden (anders, wenn der einzige Nichtbeteiligte Akzeptavaliſt iſt, 
da ein ſolcher unbedingt haftet und durch den Erlaß nur der Akzeptſchuld nach 9 423 nicht befreit 
wird). Natürlich fcheitert eine Wechſelklage des Inhabers ſtets an der Einrede aus dem unter“ 
liegenden Geſchäft (88 817, 821 = Wd Art 82). Wird eine Geldſumme als Sicherheit für eine 
Schuld hingegeben derart, daß das Hingegebene nicht von vornherein endgültig in das Verne 
des Empfängers übergehen ſoll, fo liegt keine Leiſtung nach $ 762 Abſ 2 und § 817 vor (NG 67, 
321; RG 23. 6. 23 1 427/22). — Die Leiſtung, die im Erlaß einer Verbindlichkeit oder im Verzich 
auf ein ſonſtiges Recht beſteht, folgt der Regel. Sie kann bei beiderſeitiger Unſittlichkeit, fee 
die Grenze der Geltung des Satz 2 eingehalten wird, nicht zurückgefordert werden, d. h. das Rech 
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bleibt erloſchen (RG 58, 204; 100, 162; SeuffA 67 Nr 193). Auch die Beſtellung eines dinglichen 
aan 3. B. einer Grundſchuld gilt als Erfüllung des Verſprechens, RG 63, 187; Rumpf and. 
. 336. 

5. Die Rückforderung kann ausgeſchloſſen fein, ſowohl, wenn der Leiſtende, wie 
wenn ſein Vertreter verwerflich gehandelt hat (RG 100, 246); ebenſo ſchadet der Klage des Ver⸗ 
treters oder des Rechtsnachfolgers die Verwerflichkeit der Leiſtung des Vertretenen oder des Vor⸗ 
gängers. Das durch die Sittenwidrigkeit der Leiſtung in der Perſon des Leiſtenden begründete 
Hindernis der Rechtsverfolgung ſteht auch deſſen Rechtsnachfolgern, insbeſondere feinen Erben 
entgegen, da dieſe kraft der Rechtsnachfolge lediglich in die Rechtsſtellung ihres Vorgängers ein⸗ 
rücken (RG 48, 293 S. 297; 99, 161), ſelbſt wenn ſich die Unſittlichkeit der Handlung gerade gegen 
die Erben richtete (RG 111, 155). Dieſe haben möglicherweiſe dann einen Schadenserſatzanſpruch 
aus 5 826. — Vgl. aber hierzu Löwenwarter JWö 1926, 239; Planck A de. Aber der Ausſchluß 
der Rückforderung geht für die Vertreter und Rechtsnachfolger nicht weiter als für den Vertre⸗ 
tenen und Rechtsvorgänger. Die für jene geltende Beſchränkung der Vorſchrift in Satz 2 müſſen 
auch dieſe gelten laſſen. Alles dies trifft auch für den Konkursverwalter zu. Gleichwohl iſt be⸗ 
ſtritten, ob der Konkursverwalter eines Gemeinſchuldners einen Bereicherungsanſpruch 
wegen des vom Gemeinſchuldner Geleiſteten hat, wenn nicht nur der Empfänger, ſondern 
auch der Gemeinſchuldner bei der Leiſtung gegen die guten Sitten oder geſetzliche Verbote 
verſtoßen hat. Den Bereiche rungsanſpruch geben RG 99, 161; 105, 31; OLG Karlsruhe 
im Recht 1928 Nr 726 für den Fall, daß der RR einen entgegen dem Verbot des $ 34 Abſ 2 Geſch.⸗ 
AufſichtsvO vom Gemeinſchuldner herrührenden Erwerb von einem Dritten zurückfordert, weil 
durch dieſes Verbot der Schutz der Konkursgläubiger bezweckt werde und deren Intereſſen der 
KV mit der Bereicherungsklage gerade wahrnehme, ferner RG in JW 1931, 20935 und Hay⸗ 
mann in A hierzu. Ferner Planck (1928) A be zu 9 817, Enneccerus, Schuldrecht 8 446 
A3; Enneccerus⸗Lehmann 9 223 A3 und Dag 1921, 94. Den Rückforderungs⸗ 
anſpruch verſagen dagegen Jaeger, Komm. z. KO 7. Aufl. § 6 A 6 und dieſer Komm. 
in der vorigen Auflage, ſowie Mansfeld in JW 1933, 1009; ferner Matthieſſen in JW 
1981, 2563 A 3. Der Auffaſſung des RG muß jedoch beigetreten und der Bereicherungsan⸗ 
Auch des KV unter Umſtänden zugelaſſen werden, wennſchon den Gründen namentlich in 

6 3% 1931, 2093» nicht allenthalben zugeftimmt werden kann. Zunächſt ſchon nicht der 
Anſicht in 3W 1931 20935, daß der KV nicht Vertreter des Gemeinſchuldners ſei und in erſter 
Linie im Intereſſe der Konkursgläubiger tätig werde. Er iſt vielmehr immer Vertreter des 
Gemeinſchuldners, wennſchon Zwangsvertreter nach dem Geſetz, Jaeger, KO S. 120ff., 
168. Als folder hat er zwar auch die Intereſſen der Konkursgläubiger wahrzunehmen, aber 
damit handelt er nicht außerhalb ſeiner Vertretung für den Ge meinſchuldner, 
ſondern innerhalb dieſes Rahmens, indem er auch hier deſſen Geſchäfte führt Denn wie die 
Motive 11 S. 16 zur KO ſagen: „Das wohlverſtandene Intereſſe der Gläubiger deckt ſich mit 
zem eines redlichen Schuldners“. „Einem anſtändigen Schuldner muß an der Befriedigung 
einer Gläubiger gelegen fein“ (Jaeger, KO ©. 131). h 4 

Aus dieſem Grunde ift ſchon dem Gemeinſchuldner ſelbſt ein Bereicherungsanſpruch 
unter Beſchränkung der Ausnahme von Satz 2 zuzulaſſen. Der Konkursverwalter macht alſo gar 
nicht, wie die Gegner als Widerlegungsgrund anführen, als Vertreter für die Maſſe mehr Rechte 
göttend, als dem Gemeinſchuldner zuftehen, was er allerdings nicht könnte, Nc 46, 167; 61, 98; 

2, 197. Vielmehr ſind auf ihn nur die Rechte überkommen, die der Gemeinſchuldner 
AR hatte. Dies wird verkannt in den Angriffen gegen die reichsgerichtliche Auffaſſung, weil 
eſes ſelbſt leider dieſen allein ſtichhaltigen Grund nicht geltend gemacht hat. Iſt aber dem 
emeinſchuldner der Rückforderungsanſpruch aus $ 817 Satz 1 zuzubilligen, wenn es ſich 
um handelt, ſeine Gläubiger zu befriedigen, und entfällt hier ſchon für ihn die Anwendung 
ab 2, jo natürlich als feinem Vertreter auch dem Konkursverwalter zu demſelben Zwecke. 


. Beiſpiele zu Satz 2. ö 
N. Die Abreden über einen Teil des Rechtsgeſchäftes, der das Geſchäft zum wucheriſchen 
ala h, können nach $ 139 nicht derart abgetrennt werden, daß der verbleibende Teil des Charakters 
91 wucheriſcher entkleidet wird, vielmehr bleibt das ganze Geſchäft als wucheriſches nichtig, RG 
Ti Der Empfang der Leiſtung durch den Bewucherten iſt dann eine notwendige 
nahme an der wucheriſchen Handlung, die als ſolche weder unter die Strafvorſchrift des 
® 8302 fällt, Lobe, Einf. in den Allgem. Teil des StGB (1933) ©. 171, noch ſittenwidrig ift. 
18 Bewucherte handelt regelmäßig beim Empfang unter dem Druck der Not. Liegt ſomit eine 
e itlchteit und Verbotswidrigkeit auf beiden Seiten nicht vor, jo kann der Rückforderung 
übe nichtig Geleiſteten nicht unter Berufung auf Satz 2 entgegengetreten werden. 8 817 findet 
rhaupt keine Anwendung, gegen den Anſpruch aus $ 812 aber iſt auch keine exceptio doli 
nen, vielmehr handelte der Empfänger dolos, wenn er das verbotswidrig Geleiſtete behalten 
zune, RG 135, 378. Vgl. hierzu auch RG 63, 184. Der Zweck der Leiſtung des Wucherers bei 
gabe eines Darlehns iſt dahin beſtimmt, daß der Wucherer nicht allein durch das Versprechen, 
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das er ſich geben läßt, ſondern auch durch ſeine eigene Leiſtung den Bewucherten ausbeutet. Darauf 
iſt der Zweck der Leiſtung gerichtet. Nur beides zuſammen ſoll den Zweck verwirklichen. So gegen 
Planck und die frühere Auflage zu § 817 zutreffend RG 151, 71; ſchon RS 57, 97. 

Verwerflichkeit ſowohl des Empfangs wie der Leiſtung liegt vor, wenn Geld 
zur Begehung eines Verbrechens gegeben iſt; für unerlaubten Geſchlechtsverkehr (RG 111, 154; 
JW 1913, 6831), bei Grundſtücksübernahme als Gegenleiſtung für Einwilligung zur Scheidung, 
RG JW 1934, 29692, den Verkauf von Abtreibungsmitteln (RGSt 44, 239, 47, 67), auf Grund 
eines Geſellſchaftsvertrags zum Betriebe eines Bordells (SeuffA 51 Nr 259), der Bordellvermietung 
(RG 38, 199; RG 23 1916, 689), des Bordellverkaufs (ſ. dazu A 5), für Beſtechung; aus einem 
Schmiergeldervertrag (NG 77, 98; RG Recht 06 Nr 3191; 1912 Nr 2020; 1915 Nr 1934); auf 
Grund eines zur Umgehung der Schankkonzeſſionspflicht (GewO 88 33, 147) geſchloſſenen ſog. 
Kaſtellanvertrags (RG 67, 322), für den Titel- und Ordensſchacher (RG 86, 98; FJW 1919, 447°; 
vgl. auch NG 23 1922, 648), im Salvarſanhandel; bei Verkauf von Süßſtoff; beiderſeitigem 
Kettenhandel (RG LZ 1921 Sp. 567). Als Schweigegeld, RG FW 1904, 404; Recht 1908 Nr 3598; 
als Spielerdarlehen RG 67,355; Rumpf in JW 1925, 1241. Bei einem Verzicht des Vorkaufs⸗ 
rechtes eines gemeinnützigen Siedlungsunternehmens gemäß $ 4 des Reichsſiedlungsgeſ gegen 
Geldentſchädigung, RG 120 S. 146, 149; JW 1931, 344211. Ein Hehler kann von feinen 
Mitſchuldigen nicht Schadensausgleich beanſpruchen. OLG. Königsberg HRR 1934 Nr 253. 
Verſtößt bei der Siedlungsgeſellſchaft gegen die guten Sitten, die Leiſtung des Geldgebers, 
um ſich das Eigentum zu ſichern, ſteht aber nicht unter dem Verbotsgeſetz und iſt auch nicht un⸗ 
ſittlich. Dazu kommen Verbote der Kriegsgeſetzgebung, vgl. z. B. RG 95, 347; 100 S. 161, 246; 
101, 44; 150, 67 uſw. Weitere Beiſpiele bei Planck Anm 6. 


§ 818 

Die Verpflichtung zur Herausgabe erſtreckt ſich auf die gezogenen 
Nutzungen ſowie auf dasjenige, was der Empfänger auf Grund eines er- 
langten Nechtes oder als Erſatz für die Zerſtörung, Beſchädigung oder Ent⸗ 
ziehung des erlangten Gegenſtandes erwirbt. 

Iſt die Herausgabe wegen der Befchaffenheit des Erlangten nicht mög” 
lich oder ift der Empfänger aus einem anderen Grunde zur Herausgabe außer“ 
ſtande, ſo hat er den Wert zu erſetzen. 

Die Verpflichtung zur Herausgabe oder zum Erſatze des Wertes iſt aus“ 
geſchloſſen, ſoweit der Empfänger nicht mehr bereichert iſt. 

Don dem Eintritte der Nechtshängigkeit an haftet der Empfänger nach 
den allgemeinen Vorſchriften. 

E 1739, 740, 744, 745 Abſ 2, 748 Abſ 3 II 742; M 2 836-840, 845—847, 853, 864; P 2 688, 702711. 

1. Es wird die Vorausſetzung für das Vorhandenſein eines Bereicherungsanſpruchs und 
der Umfang des Bereicherungsanſpruchs beſtimmt. Erſt wenn dieſer feſtſteht, kommt die 
Durchführung des Ausgleichs in Frage. Der Bereicherungsanſpruch zielt ab auf Ausgleich 
des Unterſchieds im Vermögensſtande des Verpflichteten vor und nach der ungerechtfertigten 
Vermögensverſchiebung. Dieſer Unterſchied iſt eine veränderliche Größe, die ſich gewöhnlich 
($ 818 Abſ 4) erſt mit der Rechtshängigkeit des Anſpruchs, ausnahmsweiſe (98 819, 820) mit einem 
früheren Zeitpunkt fixiert. Hervorgebracht wird ſie durch eine Reihe von Aktiv⸗ und Paſſivpoſten, 
von denen jene in $ 818 Abſ 1 und 2 aufgezählt, dieſe aus Abſ 3 zu entnehmen find. Hierüber 
Vorbem. Ferner wird in dieſer Vorſchrift die Durchführung des Ausgleichs der ungerechtfertigten 
Vermögensverſchiebung behandelt. Ahnlich wie beim Schadenserſatz ($ 249) geht das Gejeh von 
der naturalen Rückgewähr aus, indem es die Herausgabe des Erlangten vorſchrenen 
(8 818 Abſ 1, $ 812 Abſ 1 Saß 1, $ 816 Abj 1 Satz 1 Abſ 2, $ 817 Saß J). Überall, wo dem Be 
reicherten durch Nötigung zur Herausgabe mehr als der Gewinn abgenommen würde, tritt u 
- halb nicht Schon die Verſagung der Rückgabe in Natur und der Erfah des Wertes an bie Se 
($ 818 Abſ 2), ſondern es iſt die Rückgabe nur gegen Zahlung eines den Unterſchied ausgleichend 
Betrags durch die Rückforderungen anzuordnen (vgl. Vorbem). Die jo beſtimmte Nerpfich 
gilt ohne Unterſchied der verſchiedenen Gründe der Kondiktion (RG 63, 30 
Auch bei einem Eingriff in fremdes Vermögen hat der unberechtigt Verfügende den Eingri AM 
erwerb ($ 816 Abf 1 Saß 1) nicht fchlechthin, ſondern nur in den Grenzen der Bereicherung heral” 
zugeben (RG JW 1911, 1527; Geuffl 67 Nr 80). Das Gefeh bietet auch keinen Anhalt day, 
daß in dieſem Falle der Bereicherungsbegriff anders als ſonſt verſtanden werden follte. Im Ser) 
teil wurde eine unterſcheidende Behandlung bei der Beratung ausdrücklich abgelehnt (Prot © 
707). Wenn der verfügende Nichtberechtigte mitunter milde angefaßt wird, ſo mag das als 4 
gleich dafür gelten, daß er unter Umſtänden, ſofern er durch beſonders geſchickte und glů 
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Berechnung einen außergewöhnlich hohen Preis erzielte, Spekulationsgewinn herausgeben muß 
(vgl. $ 816 A 2). — Abweichend von der Regel geht der Bereicherungsanſpruch in den 
Sonderfällen des $ 951 Abſ 1 ſtets auf Werterſatz (RG Recht 07 Nr 1654), und nach $ 528 Abſ 1 
Satz 2, § 1973 Abſ 2 Satz 2, § 2329 Abſ 2 kann der Verpflichtete die geſchuldete Herausgabe durch 
Zahlung des Wertes abwenden. Natürlich kann auch ein Vertrag der Parteien die Folgen der 
ungerechtfertigten Bereicherung anders ordnen als das Geſetz (NG JW 1912, 850°). 

2. Abſatz 1. In erſter Linie ift bei der Durchführung des Ausgleichs nach erfolgter Feſtſtellung 
eines Bereicherungsſaldos das Erlangte herauszugeben. Das bezieht ſich zunächſt auf den 
Gegenſtand ſelbſt. Gegenſtand der Bereicherung iſt z. B. nur die hingegebene Geldſumme, 
nicht der mit ihr errichtete Betrieb. a) Die Handlungen, die hierzu notwendig ſind 
(Rückübergabe der beweglichen Sache, Rülckauflaſſung des Grundſtücks, Rückabtretung der For⸗ 
derung ufm.), richten ſich nach der Art des Erlangten; bei beweglichen Sachen kann die Heraus⸗ 
gabe auch durch Abtretung des Anſpruchs nach 9 931 vollzogen werden. Über den Inhalt des 
Anſpruchs bei der cond. possessionis gegen den mittelbaren Beſitzer vgl. NG Recht 1920 Nr 2386. 
Eine Forderung, die auf einem grundloſen abſtrakten Verſprechen beruht, iſt zu erlaſſen (89812, 2388. 
A 10). Iſt umgekehrt der Erlaß einer Forderung oder der Verzicht auf ein ſonſtiges Recht ohne 
Grund erlangt, jo muß das aufgegebene Recht wiederhergeſtellt werden (RG 53, 296; JW 1912, 
4595; Gruch 57, 959; RG Recht 1914 Nr 2411). Die Forderung wird hierbei unmittelbar geltend 
gemacht, indem der Gläubiger der Berufung auf den Erlaß mit der Replik der ungerechtfertigten 
Bereicherung begegnet (ſo R JW 02 Beil 255168; RG Recht 1915 Nr 1527; RG 10. 1. 21 
IV 527/20; zu dem gleichen Ergebnis führt bei Schadenserſatzpflicht des Schuldners der § 249, 
vgl. RG 84, 135). b) Hat der Bereicherte die grundlos erlangte Sache mit einem 
Rechte belaftet, jo hat er fie mit der Belaſtung und dem dafür etwa empfangenen Entgelt 
herauszugeben. Dies gilt auch dann, wenn er ein Grundſtück mit einer Hypothek belaſtet hat 
(darüber, daß er von der perſönlichen Verpflichtung, die er einging, zu befreien iſt, vgl. A 7 unter 
2bB). Hat der Bereicherte das empfangene Geld ausgeliehen, jo beſteht die Bereicherung nur 
noch im Darlehnsanſpruch, der nunmehr abzutreten iſt. e) Iſt nicht alles ohne rechtlichen 
Grund erlangt, ſo iſt nur das grundlos Erlangte herauszugeben. Eine Teilung findet auch 
dann ſtatt, wenn alles grundlos erlangt iſt, aber nur zum Teil auf Koſten des Klägers. Doch kann 
hier nach den Umſtäuden des Falles, wenn eine beſchränkte Herausgabe an die einzelnen Benach⸗ 
teiligten unmöglich iſt, jeder von ihnen die Herausgabe an alle oder die Hinterlegung zugunſten 
aller fordern (8 432). Führt auch das nicht zum Ziele, jo wird der Gegenſtand dem einen heraus⸗ 
gegeben, während die Ausgleichung unter den Benachteiligten vorbehalten bleibt. 

8. Nutzungen, d. h. die natürlichen und Zivilfrüchte ſowie die Vorteile, die der Gebrauch 
der Sache oder des Rechtes gewährt (98 99, 100; R& 141, 310; 151, 87; R& Warn 1922 Nr 122). 
Die Verpflichtung zur Herausgabe der gezogenen Nutzungen it ſchlechthin und ohne Einſchränkung 
ausgeſprochen, RG 137, 207. Es gilt nicht, wenn das Grundſtück bebaut worden iſt, A 5. In Be⸗ 
acht kommen aus der Zeit vor der Rechtshängigkeit (Abſ 4) oder den in $$ 819, 820 beſtimmten 
Zeitpunkten nur wirklich gezogene Nutzungen, alſo auch von Zinſen nur die empfangenen; $ 452 iſt 
nicht entſprechend anwendbar (R& Recht 1916 Nr 1292). Anderſeits handelt es ſich, außer um die 

utzungen des urſprünglich Erlangten, auch um diejenigen Nutzungen, die aus dem herauszugeben 
en Surrogat gezogen find (OLG 18, 54), nicht die Nutzungen aus dem Gegenſtand, der mit der 
erlangten Geldſumme angeſchafft wurde, RG 133, 283; 136, 136. Die Vorſchriften der Abſ 2 
und 3 (Werterſatz und Wegfall der Bereicherung) gelten auch für die Nutzungen; die Gewinnungs⸗ 
koſten find daher auch über § 102 hinaus abzurechnen. Daß Nutzungen gezogen wurden, hat 
der Kläger zu beweiſen (Rc JW 1910, 172%), ſoweit es ſich nicht, wie bei einem Bankier, der 
Geld empfangen hat (RG 53, 371), oder wenn zinstragende Wertpapiere herauszugeben find 
RE Warn 1918 Nr 182; RG 28. 10. 16 V 185/16), von ſelbſt verſteht. Über das Verhältnis 
der 88 987 ff. zu § 818 Abſ V iſt die Rechtſprechung des RG bisher nicht einheitlich geweſen, 
Dal. Rc 129, 308. Nachweiſe R& 137, 208. Nunmehr ift dieſe Einhelligkeit aber vorhanden, und 
danach gilt folgende Rechtsauffaſſung nach der Mitteilung im vorgen. Urteil: Soweit es ſich bei 
er Auseinanderſetzung zwiſchen Eigentümer und Beſitzer um den Umfang der Heraus⸗ 
gabepflicht des Beſitzers in Anſehung der gezogenen Nutzungen handelt, ſtellen 85 987ff. eine 
erſchöpfende Sonderregelung dar, die den allgemeinen Vorſchriften des Bereicherungs⸗ 
rechts in den 88 812 ff., dieſe ausſchließend, vorgeht. So ſchon dieſer Komm. zu $ 987 Al. 

4. Surrogate. Auf Grund eines erlangten Rechtes iſt erworben, was in beſtimmungs⸗ 
gemäßer Ausübung des Rechtes erlangt ift, alfo der Gegenſtand der eingezogenen Forderung, 
8 Pfanderlös, die Ablöſungsſumme der Grundſchuld. Nicht hierhin gehört, was der Schuldner 

urch Vertrag an Stelle des urſprünglich Erlangten eintauſcht, z. B. der Kaufpreis für die grundlos 
erworbene, von ihm weiterveräußerte Sache oder der mit dem grundlos empfangenen Geld 
angeſchaffte Gegenſtand, RG 136, 136. Auch nicht der Erſitzungserwerb. Die abweichende Faſſung 
m Vorſchriften des ehelichen Güterrechts und des Erbrechts ($ 1370, 8 2019 Abſ 1) läßt keinen 
e daran, daß das Geſetz hier wie bei der Geſellſchaft (8718 Abf 2) den Surrogationsgrundſatz 
ſichtlich nicht weiter ausdehnen wollte (vgl. Prot 2, 709; RG 86, 347; 101, 391; RG 13. 12. 18 
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II 352/18; RG 18. 2. 21 11 433/20). Der Fall des § 816 Abſ 1 Satz 1 iſt ein anderer. Dort hat ein 
Nichtberechtigter verfügt; hier handelt es ſich um die Verpflichtung des dinglich Berechtigten, 
der nur ohne rechtfertigenden Grund erworben hat. Übrigens haftet auch der Verfügende nach 
$ 816 nur auf das Ergebnis der urſprünglichen Verfügung, nicht auf das, was er für das zunächſt 
Erlangte durch ein weiteres Rechtsgeſchäft erwarb. Herauszugeben iſt mithin der Haupttreffer, 
der auf das ohne rechtlichen Grund erworbene Los entfallen iſt, nicht der Haupttreffer, der auf 
das Los entfiel, das mit grundlos erlangten Mitteln erworben wurde; im letzteren Falle wird 
nur der Wert der Mittel erſtattet. Der Erſatz für die Beſchädigung, Zerſtörung oder Entziehung 
des Gegenſtandes, der gleichfalls herauszugeben iſt, kann auf Vertrag (Verſicherungsgelder), 
unerlaubter Handlung oder auf rechtmäßigem Eingriff beruhen. An Erſatzſtücke, die der Schuldner, 
wie im Falle des § 1382, ſelbſt angeſchafft hat, iſt nicht gedacht. Die mit hingegebenem Geld 
erworbenen Sachen find keine Surrogate und unterliegen nicht der Rückforderung, RG IV 474/30 
8. 6. 31. 

5. Abſ 2. Bei Unmöglichkeit, Unvermögen, Untunlichkeit hat der Verpflichtete den Wert zu 
erſetzen, den die Leiſtung zur Zeit der Hingabe hatte, ſoweit ein ſolcher in ſeinem Ver⸗ 
mögen zurückgeblieben iſt. a) Objektive Unmöglichkeit der Herausgabe kann in der Be⸗ 
ſchaffenheit des Erlangten ihren Grund haben. So bei geleiſteten Dienſten (RG 23 1915, 521), 
genoſſenen Gebrauchsvorteilen, Befreiung von einer Schuld gegenüber einem Dritten; vgl. 
auch den Fall RG 97, 245, wo die Klägerin, der das Grundſtück von vornherein gehörte, auf 
Koſten der Beklagten die darauf errichteten Fabrikanlagen erlangt hatte und der Grund der 
Erlangung nachträglich weggefallen war. Die Unmöglichkeit der Herausgabe kann ferner darin 
liegen, daß der erlangte Gegenſtand oder das an feine Stelle getretene Surrogat (A 4) unter⸗ 
gegangen oder untrennbar verbunden, vermiſcht oder verarbeitet iſt (88 946ff.). b) Dieſen Fällen 
wird das ſubjektive Unvermögen des Schuldners ſchon durch den Wortlaut des Abſ 2 gleich⸗ 
geſtellt. Überhaupt aber geht der Gedanke des Geſetzes dahin, daß dem Schuldner nur die Be⸗ 
reicherung abgenommen werden ſoll. Wer daher eine grundlos erlangte Sache veräußert hat, 
braucht ſie nicht zwecks Herausgabe zurückzuerwerben, auch wenn ihm dies möglich wäre; er 
erſetzt den Wert (RG 56, 387). Das gleiche muß gelten, wenn der Schuldner das grundlos Er- 
langte infolge enger Verbindung mit ſeinem übrigen Vermögen nicht herausgeben könnte, ohne 
durch die Ausſcheidung mehr als den Wert des Erlangten einzubüßen. Ebenſo wenn ein Grund⸗ 
ſtück durch Bebauung mit großen Fabrikgebäuden etwas ganz anderes geworden iſt nach wirt⸗ 
ſchaftlicher Betrachtung, RG 117, 113; 133, 295. Der Bereicherte hat daher den Anſpruch auf 
Eigentumsübertragung gegen Werterſatz (entſpr. § 915 Abſ I). c) Te ilwe iſe Unmöglichkeit, 
z. B. bei Beſchädigung oder Belaſtung der Sache, bildet kein Hindernis, die Sache herauszugeben 
(vgl. A 2). Auch der Umſtand, daß die Sache an Wert gewonnen hat oder von vornherein einen 
höheren Wert hatte, hindert nicht die Herausgabe in Natur. Der Ausgleich muß dann auf andere 
Werke erfolgen. Vgl. Vorbem u. 2a. Keinen Unterſchied begründet es, ob der Schuldner eine 
Unmöglichkeit ſchuldhaft herbeigeführt hat (RG Warn 1917 Nr 140). Er braucht nur heraus- 
zugeben, was er noch hat; erſt mit der Rechtshängigkeit (A 9) oder mit den in 88 819, 820 ezeich⸗ 
neten Zeitpunkten tritt eine Steigerung ſeiner Verpflichtung ein. 

6. Die Vorſchrift, daß der Wert erſetzt werden muß, iſt zwingend auch gegen den Kläger, 
der nicht ftatt des Wertes fein Intereſſe oder das, was der Beklagte vertragsmäßig mit dem ur⸗ 
ſprünglich Erlangten erwarb, beanſpruchen kann. Sie gilt auch für den Fall, wenn der Beklagte 
vertretbare Sachen erlangt hat. Unter Wert verſteht das Geſetz den objektiven Wert, den gemeinen 
Verkehrswert, NG 147, 398. In RG 97, 252 wird der Wert einer mehrjährigen vertragsloſen Ber 
nutzung von Fabrikanlagen als ihr Pachtwert bezeichnet. Bei genoſſenen Dienſtleiſtungen kommt es 
auf die angemeſſene Vergütung an (NG Seuff A 70 Nr 149); doch kann, wenn ein Dienſtvertrag ge 
ſchloſſen war und nichtig iſt, mitunter als Wert die bedungene Gegenleiſtung betrachtet werden 
(vgl. auch OLG 36, 57). Stets iſt bei Dienſten nur diejenige Zeit in Rechnung zu ſtellen, während 
deren fie tatſächlich geleiſtet wurden, nicht etwa die Zeit bis zu dem der Beendigung des Ver⸗ 
hältniſſes folgenden nächſten Kündigungstermin. Ging der Anſpruch nur auf Herausgabe des 
Beſitzes (cond. possessionis), fo darf deſſen Wert nicht dem Werte der Sache gleichgeſetzt werden 
(NG 98, 135; 115, 34). Iſt ein herauszugebender Gegenſtand zugleich mit andern Gegenſtänden 

wum einen Geſamtpreis veräußert worden, fo findet, ähnlich wie nach § 471, eine verhältnismäßige 
Berechnung ſtatt (NG 75, 361; vgl. § 816 A 3 unter a). — Fragen, die durch die Geld⸗ 
entwertung brennend geworden waren (vgl. dazu namentlich R 114, 344 und auch $ 812 
A 6 unter 2c). Die Grundſätze der Aufwertung, wie fie aus $ 242 entwickelt worden ſind, 
kommen hier nicht zur Anwendung (Mügel JW 1927, 38; RG 114, 343; 118, 185; 120, 80; 
HAN 1930 Nr 1102). Immerhin haben die Wirkungen der Geldentwertung nicht auszuſcheiden 
bei Berückſichtigung der Feſtſtellung des im Vermögen des Bereicherten jetzt noch verbliebenen 
Wertes (RG 16. 2. 27 V 202/26; Rh JW 1927, 9803). Vgl. Stoll, Berückſichtigung der Geld- 
entwertung bei Bereicherungsanſprüchen ZW 1927, 1810 ff. In RG 108 S. 110, 120 wird en 
gegen die Anwendbarkeit der Aufwertungsgrundſätze anerkannt, ebenſo R JW 1926, 235 u 
freilich mit der Einſchränkung, daß es dem zu einem Vereicherungsanſpruch Berechtigten gelungen 
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wäre, den geſchuldeten Betrag trotz Entwertung der Papiermark in ſeinem früheren Werte zu 
erhalten. Hat jemand grundlos ausländiſches Geld erlangt und verbraucht, 
ſo ſchuldet er nicht tantundem eiusdem generis, ſondern muß den Wert in deutſchem 
Gelde erſetzen. Auch hier handelt es ſich um vertretbare Sachen, nämlich um die konkreten Münzen 
oder Scheine, die erlangt wurden. Können fie nicht mehr herausgegeben werden, fo greift Abi 2 
des 9 818 Platz. Mit Unrecht nimmt daher das Reichswirtſchaftsgericht JW 1922, 1150; 1923, 141 
unter ſolchen Vorausſetzungen Valutaforderungen der Ausländer an, für deren Tilgung das 
Reich nach dem Gef v. 24. 4. 20 § 44, 8 46 Abſ 2 Entſchädigung gewähren müßte. Nicht 
ſelten iſt zu prüfen, nach welchem Zeitpunkt ſich der Werterſatz beſtimmt. In 
den Fällen, wenn deutſches Geld ohne Grund erlangt wurde, kann dieſe Frage nicht aufge⸗ 
worfen werden. Auf den erſten Blick freilich ſcheint der Begriff einer Werterſatz⸗ (Wertleiſtungs.) 
Schuld dazu zu nötigen, den inneren Wert der Mark ſtatt des Nennwertes entſcheiden zu laſſen. 
Danach würde man auf ihre Kaufkraft im Inlande Rückſicht nehmen, alſo dem Gläubiger fo viel 
zuſprechen, daß er damit an dem kritiſchen Tage (ſei dies nun der Tag des Verbrauchs des Emp⸗ 
fangenen oder der Tag der Entſtehung der Kondiktion oder der ihrer Befriedigung) die gleiche 
Menge Waren anſchaffen könnte wie mit dem erlangten Gelde zur Zeit der Erlangung. Auch 
darin ließe ſich denken, die Erſatzpflicht nach dem Kurſe der Mark am Tage der grundloſen Er⸗ 
langung in die Währung eines valutaſtarken Landes (Dollar) umzurechnen und den ſo gefundenen 
Betrag nach dem Kurſe des Stichtages in Mark zurückzurechnen. Aber alle ſolche Verſuche ſcheitern 
an der geſetzlichen Fiktion der Wertbeſtändigkeit der deutſchen Währung, d. h. an dem Rechtsſatz, 
daß die Mark, ſoweit nicht (wie in dem Gef v. 21. 7. 19 über die Zahlung der Zölle in Gold) 
etwas anderes vorgeſchrieben iſt, als wertbeſtändig behandelt werden ſoll. Die Werterſatzpflicht 
iſt eine gewöhnliche Geldſchuld (Summenſchuld), gerichtet auf Zahlung von deutſchem Gelde 
nach feinem Nennwert. Das war auch in dem Falle des LG Stuttgart JW 1923, 135 zu be⸗ 
achten. Ein Fabrikant hatte im März 1917 einen Kraftwagen zur Lieferung drei Monate nach 
Friedensſchluß für 21000 Mark verkauft und 7000 Mark angezahlt erhalten, die in ſeinem Ge⸗ 
ſchäfte verbraucht waren; als er im Oktober 1919 wegen veränderter Umſtände vom Vertrage 
zurücktrat, forderte der Beſteller unter Hinweis auf die inzwiſchen geſunkene Kaufkraft der Mark 
Erſtattung von 70000 Mark. Auf das Recht der cond. ob causam finitam (vgl. $ 812 A 8 und 
$ 818 Abſ 2 konnte diefe Forderung nicht geſtützt werden. (Eher auf das Vertragsrecht, das das 
Landgericht aaO. auch in erſter Linie zur Begründung feiner Klage ſtattgebenden Ent⸗ 
ſcheidung heranzieht. Hat ein Fabrikant den vollen Preis des Werkes bei Vertragsſchluß vor⸗ 
ausgezahlt erhalten, ſo kann er überhaupt nicht wegen einer nachträglichen Geldentwertung 
zurücktreten, dich ZW 1923, 457°, und das gleiche wird bei beſonderer Höhe des empfangenen 
Vorſchuſſes anzunehmen ſein. Iſt aber der Rücktritt zuläffig, jo durfte aus $ 242 die Verpflichtung 
Tolgen, den zurückzuerſtattenden Vorſchuß entſprechend dem Sinken des Binnenwerts der Mark 
aufzuwerten. Jedenfalls ift die Vollwertigkeit des Vorſchuſſes bei Berechnung der Summe zur 
eltung zu bringen, die der Beſteller nach RG 103, 329; 106, 10 anbieten muß, um dem Rücktritt 
des Fabrikanten zu entgehen. Nur der Reſt des Preiſes braucht aufgewertet zu werden.) Im 
übrigen wurde in den früheren Auflagen und in RG 101, 391; 119, 336 als maßgebender Zeit⸗ 
punkt für den Werterſaß der Tag des grundloſen Erlangens genannt, der jedoch nicht auf 
alle Fälle paßt. Richtiger wird auf den Tag der Entſtehung der Werterſatzpflicht ab⸗ 
geſtellt. Iſt die Herausgabe des Erlangten von Anfang an unmöglich (Empfang von Dienſt⸗ 
lastungen, Befreiung von einer Schuld uſw.), jo fallen beide Tage zuſammen. Wenn aber aus⸗ 
undiſches Geld oder etwas anderes als Geld (eine individuelle Sache, eine Forderung, ein ſonſtiges 
echt) ohne Grund erlangt iſt, muß auf den Zeitpunkt geſehen werden, mit dem die primäre 
Verausgabepflicht durch Verbrauch oder aus andern Gründen unerfüllbar wurde. Für ausländi⸗ 
ſches Geld iſt dann fo viel in Mark zu zahlen, wie der Kurs des Tages des Verbrauchs ergibt. Bei 
a Sache, die der Bereicherte deshalb nicht mehr herausgeben kann, weil er fie an einen Dritten 
Maußert hat, entſcheidet zwar nicht ſchlechthin der erzielte Kaufpreis (vgl. A 4), wohl aber der 
Marktwert zur Zeit der Veräußerung. Ein ſpäterer Zeitpunkt als der des Wegfalls der Heraus- 
Babepflicht kommt für die Wertberechnung nicht in Betracht. Iſt der Bereicherte verklagt 
er bösgläubig geworden, fo ſteigert ſich feine Verpflichtung nach Maßgabe 
er Verzugsgrundſätze (vgl. A9 a. E.). 

7. Beſchränkung auf die Bereicherung. 

1. Allgemeines. Die Verpflichtung zur Herausgabe oder zum Werterſatz beſteht nur, 
ſoweit der Empfänger bereichert ift, fie fällt weg, wenn dies nicht mehr der Fall iſt. Wenn 
er „Bereicherung wegfällt, weil der Bereicherte den Wegfall ſchuldhaft herbeigeführt hat, muß 
das Verſchulden vertreten, Planck DIZ 1906, 23; R 3Rpfl Bayern 1919, 283. Die Be⸗ 
9 840 wegen des Wegfalls der Bereicherung trifft den Schuldner. Der Anſpruch aus 
38 812ff., 818 iſt kein strictum iudicium wie die Kondiktion des römiſchen Rechtes, ſondern 

n einen in mancherlei Hinſicht zunächſt ungewiſſen, dem Kläger unerkennbaren Inhalt. 
ne, Frage, ob der Empfänger noch bereichert it, iſt wirtſchaftlicher Natur und ift 
zu beantworten nach dem Ergebnis einer Vergleichung des Vermögenſtands des 
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Herausgabepflichtigen zur Zeit des Empfangs der Leiſtung und der der Rechtshängigkeit des 

Bereicherungsanſpruchs, § 818 Abſ 4. Maßgebend für den Vergleich iſt diejenige Vermögens⸗ 
lage, die ſich unter Abwägung der Leiſtung und Gegenleiſtung und der durch ſie erwachſenen 
Vorteile und Nachteile als wirtſchaftlicher Geſamterfolg ergibt. Wie die Nachteile, die 
mit dem die Grundlage des Bereicherungsanſpruchs bildenden Tatbeſtand in urſächlichem Zu⸗ 
ſammenhang ſtehen, als Vermögensminderungen abzuziehen find, jo müſſen die Vorteile, die 
aus dem gleichen Zuſammenhang entſtehen, als Vermögensvermehrung zugezählt werden. 
NE HAN 1933 Nr 997, 1008, 1180, 1576. Der Gedanke des Geſetzes iſt der, daß der Emp⸗ 
fänger durch die ungerechtfertigte waren een wie keinen Vorteil ſo keinen Schaden 
haben ſoll. Er ſoll keinen Vorteil davon haben. Iſt das urſprünglich Erlangte zwar untergegangen, 
hat ſich aber urſächlich daraus eine anderweite Vermögensverbeſſerung entwickelt, ſo iſt, ſoweit 
dies zutrifft, die Bereicherung erhalten geblieben; wie aus Abs 1 und 2 zuſammengenommen 
folgt, muß der Wert des Erlangten erſtattet werden. Auf der andern Seite beſtimmt Abs 3, daß 
die Verpflichtung in der Bereicherung ihre Grenze finden ſoll. Nur inſoweit tritt die Heraus⸗ 
gabe- oder Erſatzpflicht ein, als das Vermögen unter Berückſichtigung der mit dem Erwerb ver- 
bundenen Schmälerungen gebeſſert iſt. Der oberſte Grundſatz der Bereicherungshaftung iſt, daß 
die Herausgabe des Bereicherten keinesfalls zu einer Verminderung ſeines Vermögens über 
den Betrag der Bereicherung hinaus führen darf. RG 118, 185. Die Bereicherung beſteht 
in dem Überſchuß der Aktiv- über die Paſſivpoſten, alſo in einem Saldo. Eine 
Bereicherung kann nur gefunden werden, wenn auch die Gegenleiſtungen oder ihr gleichſtehende 
Aufwendungen berückſichtigt werden. Dies gilt ohne Rückſicht auf den guten oder böſen Glauben 
des Bereicherten auch für die Fälle der verſchärften Haftung nach $$ 818 Abſ 4, 819, 820. Denn 
bei der Frage der Anrechnung der Gegenleiſtungen und ihr gleichſtehenden Aufwendungen handelt 
es ſich nicht um den Wegfall einer vorher vorhandenen Bereicherung, ſondern darum, ob über ⸗ 
haupt eine Bereicherung eingetreten iſt. In Betracht kommen aber ſelbſtverſtändlich 
nur Aufwendungen und Leiſtungen, die mit dem Geſchäft, das eine Einnahme brachte, in Zu⸗ 
ſammenhang ſtehen, bei dem Einnahme und Aufwendung in demſelben rechtlichen und geſchäft · 
lichen Vorgang ihre Urſache haben, Mb 105, 29; R& 137, 324; 139, 208; 141, 310; 156, 400; 
RG Warn 1915 Nr 199; JW 1932, 1044; 1936, 2912%; 1937, 35155. Dabei werden alle Kondil- 
tionen gleichmäßig behandelt, die Kondiktion wegen unberechtigter Verfügung nicht anders als 
die cond, indebiti (vgl, Al). Dem Empfänger wird jeder Nachteil gutgebracht, der 
mit dem grundloſen Erwerb in urſächlichem Zuſammenhange fteht (vgl. RG 54, 141; 
60, 293; 75, 362; 86, 344; 106, 7; 114, 346). 

2. Beiſpiele. Im einzelnen find folgende Möglichkeiten einer Minderung der Vereiche⸗ 
rung zu erwähnen: Einzelheiten bei Preisler, Über die Gegenleiſtung auf den Bereicherungs⸗ 
anſpruch (1929). a) Der an ſich herauszugebende Gegenſtand iſt im Vermögen 
des Empfängers nicht mehr vorhanden und hat auch keine Werterhöhung hinter“ 
laſſen. So wenn das ganze Vermögen nicht mehr dem Betrage des Erlangten gleichkommt, 
oder wenn der erlangte Gegenſtand durch Unterſchlagung ſeitens des empfangenden Vertreters 
wieder ausgeſchieden ift (R® 65, 298; JW 08, 403“; vgl. auch den Fall RG Recht 1921 Nr 2174), 
oder wenn das erlangte Geld zur Herſtellung von Maſchinen verwendet wurde, dieſe aber als 
beſtimmte Spezialmaſchinen wertlos geworden find, RG 118, 185. Dann beſchränkt ſich der 
Anſpruch auf Herausgabe der Maſchinen. Rc 114, 342; RE in JW 1927, 130416. Hat der Emp⸗ 
fänger den Gegenſtand unter feinem Werte veräußert, fo haftet er auf Zahlung des Wertes nut 
inſoweit, als dieſer durch das empfangene Entgelt gedeckt wird (RG 75, 362; JW 1915, 711˙%. 
Hat er es über den Wert zur Zeit des Erwerbs hinaus veräußert, ſo geht der Anſpruch 
aus Bereicherung nicht auf dieſes Mehr, RC 68, 346; 101, 389. b) Das grundlos Erlangte 
iſt noch vorhanden, aber das ſonſtige Vermögen des Empfängers hat einen 
Verluſt erlitten, der mit dem Erwerb zuſammenhängt. Auch dies muß berückſichtigt 
werden, und deshalb find abzuziehen: a. alle Verwendungen auf die erlangte Sache, 
nicht nur die notwendigen oder nützlichen, die dem Kläger zugute kommen (RG Warn 191 
Nr 196); 8. die nach der Verkehrsanſchauung als Laſten des Erwerbs geltenden 
und daher eng mit dieſem verbundenen Aufwendungen, z. B. die Fracht, die Mäkler⸗ 
gebühren (RG 72, 1; a. M. OLG 38, 126), die Koſten der Beurkundung des Vertrags (a. 5 
DRG 38,126), die Fruchtgewinnungskoſten (A 3; vgl. auch NG Recht 1911 Nr 320). Hat 2 
Beklagte ein Grundſtück herauszugeben, fo iſt er von der perjönlichen Haftung für bie bei 

Erwerb übernommenen Hypotheken zu befreien (R JW 1914, 301%). Y. Die Bereichen 
wird ſodann gemindert durch Aufwendungen anderer Art, die im Hinblick auf bir 
vermeintlichen Vermögenszuwachs gemacht worden find. Hauptſächlich kommt den 
allgemeine Lebensaufwand in Betracht. Wurde der Beklagte durch das Vertrauen auf rt 
Erwerb zu Ausgaben verleitet, die er anderufalls vermieden haben würde, ſo hat er nichts erſpar 
iſt alſo nicht bereichert. Bei wirtſchaftlich unnützen Ausgaben (Vergnügungsreiſe nach verme! es- 
lichem Lotteriegewinn) liegt dieſer Beweggrund oft zutage; ſelbſt wenn der Empfänger geift 

krank ift, wird der Nachweis ſolcher Ausgaben nicht jelten genügen, um die Kondiktion zu 
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kräften. Auch andere Fälle kommen vor, in denen der Zuſammenhang zwiſchen Erwerb und 
Aufwendung unterſtellt werden darf. Bei Unterhaltsgeldern iſt es z. B. die Regel, daß ſie be⸗ 
ſtimmungsge mäß verwendet werden. Erhält ein Beamter mehr Gehalt, als er zu beanſpruchen 
hat, fo pflegt er auch mehr auszugeben, wodurch dann die Bereicherung wegfällt (vgl. RG 63, 41; 
83 S. 159, 161; JW'ö 1911, 32315; Warn 1919 Nr 147; Gruch 48, 1090; zu eng RG 62, 248). 
Nur wenn das ganze Gehalt ohne Rechtsgrund gezahlt wurde, ift eine Fortdauer der Bereicherung 
in der Höhe anzunehmen, in der ſich das Gezahlte mit den Koſten ſeiner gewöhnlichen Lebens⸗ 
führung deckt. War anderſeits das grundlos gezahlte Geld nicht der Natur nach zur Verausgabung 
beſtimmt, ſo genügt es zum Beweiſe des Wegfalls der Bereicherung nicht, daß der Beklagte 
große Ausgaben gemacht und unglücklich gewirtſchaftet hat; das Geld kann deshalb doch nutz⸗ 
bringend angelegt fein (RS 68, 270). — Daß die Aufwendung den Vermögenszuwachs zeitlich 
begleiten oder ihm nachfolgen müßte, iſt nicht erforderlich. Auch vorangegangene Ausgaben 
können mit ihm zuſammenhängen, wenn ſie in Erwartung des Erwerbs geleiſtet wurden. Kein 
ſolcher Zuſammenhang beſteht aber zwiſchen dem, was der Verfügende im Falle des § 816 Abj 1 
Satz 1 von ſeinem Nachmann erlöſt, und dem, was er vorher zwecks Erwerbs der Sache an einen 
andern als den Eigentümer gezahlt hatte. Das kann praktiſch werden, wenn ein geſchäftsun⸗ 
fähiger Beſitzmittler oder ein nicht bevollmächtigter Vertreter des Eigentümers ihm die Sache 
verkaufte und den Preis empfing. Da hier der Eigentümer mit beiden Verträgen, auch mit 
demjenigen, worin der Verfügende Käufer war, nichts zu tun hat, darf dieſer den herauszu⸗ 
gebenden Erlös nicht um das ſeinerſeits Gezahlte kürzen, ſondern muß ſich an ſeinen Vormann 
halten (vgl. Rh SeuffA 66 Nr 132, OLG Hamburg Hanſdtg 1921, 674 und wegen $ 440 Abſ 2 
RS 106, 45. Anders wenn der Verfügende von dem Eigentümer ſelbſt gekauft hat und deſſen 
Geſchäftsunfähigkeit einen Eigentumserwerb hinderte; vgl. A 8). Das gleiche gilt für den Erwerb 
des Eigentums an abhanden gekommenen Sachen durch Verarbeitung ſeitens des Käufers (98 935, 
950): der Kaufpreis bildet keinen Minderungspoſten des nach $$ 951, 818 Abſ 2 zu erſetzenden 
Werts (RG 106, 4). Keine abzugsfähige Aufwendung liegt auch vor, wenn die Einbuße durch 
einen rechtlichen Vorteil ausgeglichen wird. So wenn das Geld zur Tilgung gültiger Schulden 
des Beklagten verbraucht wurde (vgl. RG 72, 4; R& Recht 1912 Nr 1295; RG 5. 3. 06 IV 20/05), 
oder wenn eine Forderung gegen einen Dritten den Ausgleich bewirkt. In RG 98, 64, wo der 
klagende Eigentümer bei Lieferung der Ware an den beklagten Käufer ſich ſelbſt für den Ver⸗ 
käufer hielt, während der Kaufvertrag von ſeinem Angeſtellten im eigenen Namen geſchloſſen 
war, hat die Rücksicht auf den von dem Beklagten an den Angeſtellten gezahlten Kaufpreis mit 
Unrecht zur Abweiſung der Kondiktion geführt. Die Bereicherung des Beklagten um die Ware 
oder deren Wert war durch die Zahlung nicht weggefallen, denn der Angeſtellte hatte durch die 
Lieferung des Klägers, die nicht für ſeine Rechnung erfolgt war, nicht erfüllt und war nach wie 
vor zur Lieferung verpflichtet. 8. Ferner müſſen alle Schädigungen in Abſatz gebracht 
werden, die der Beklagte infolge der Vermögensverſchiebung erlitten hat, wie 
etwa, wenn fein Vieh durch das vom Kläger gelieferte Tier angeſteckt ift (vgl. hierzu auch RG. 
J 1911, 4024; 1912, 69016; 1918, 1325). Beſonders hervorzuheben find die Fälle, in denen ein 
ihm zuſtehendes Recht dadurch, daß er auf die Unwiderruflichkeit ſeines Erwerbes rechnete, 
untergegangen oder entwertet iſt. J. B., da der Wechſel von einem Bezogenen, der fälſchlich 
akzeptiert zu haben glaubte, eingelöſt wurde, hat der Gläubiger durch Verſaumung der Proteſt⸗ 
lriſt den Rückgriff gegen die Vormänner eingebüßt (ROHG 17, 1); weil der Gläubiger von einem 

ſeudoſchuldner ein indebitum empfing, hat er die Forderung gegen den wahren Schuldner 
berjähren laſſen (Res 44, 145; 70, 352; a. M. OLG 22, 356; SächſArchgt 08, 481), die dafür 
beſtimmte Ausſchlußfriſt nicht gewahrt (R& Warn 1920 Nr 151), oder er hat Bürgen ent- 
aſſen, auf Pfandrechte verzichtet. Vor allem kann die Verwirklichung ſeines Rechtes durch 
eme in der Zwiſchenzeit eingetretene Verſchlechterung der Vermögensverhältniſſe des Schuld⸗ 
ners unſicher geworden ſein. Die Frage des Wegfalls der Bereicherung wirft ſich hier ebenſo 
auf wie in dem Falle, wenn der Beklagte das empfangene Geld einem Dritten geliehen 
oder zu Leiſtungen, für die ihm ein Dritter erſatzpflichtig iſt, verwandt hat und der Dritte 
gahlungsunfähig iſt oder wird. Während R& Gruch 51, 922 (VII 454/06; vgl. dazu RG 86, 
549) und RG 56, 356 den Punkt nicht erwähnen, beidemale aber auch an der Zahlungs ⸗ 
ähigkeit des Dritten kein Zweifel beſtand, gehen R JW 1912, 788, Warn 1917 Nr 140 
vgl. auch Rez 72, 4) mit Recht davon aus, daß der Beklagte nicht als bereichert gelten kann, wenn 
und ſoweit feine Forderung wertlos iſt. Hiertber Beweis anzuordnen, erſcheint aber nicht ange- 
Meilen, zumal ſich der Wert täglich ändern kann. Das Richtige ift, den Beklagten, ſofern bie 
Loblungsfähigteit des erſatzpflichtigen Dritten bzw. des urſprünglichen Schuldners nicht außer 

treit iſt, nur zur Abtretung der Forderung an den Kläger zu verurteilen (vgl. dafür auch RS 
36 348; Seuff A 70 Nr 150). — Nach einzelnen Entſcheidungen fol dadurch allein ſchon, daß 
der Glaubiger die Schuldſumme von einem Dritten ohne Grund empfängt, ſeine Forderung 
Nen den Schuldner untergehen (vgl. NG JW 09, 2747; 1912, 7881; 1914, 791; Warn 1911 
Bae Dem iſt nicht beizutreten. Da der Dritte nicht nach $ 267 die Leiſtung des Schuldners 
e wirken wollte, erliſcht die Forderung hierdurch nicht, vielmehr ſtellt ſich, wenn klar wird, daß 
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der Gläubiger das Empfangene nicht behalten darf, heraus, daß ſie unberührt geblieben iſt (ogl. 
NG 44, 144; 70,352; Warn 1920 Nr 151; annähernd ebenſo RG 40, 292, das die Forderung 
mit der Herausgabe des Empfangenen an den Zahler wiederaufleben läßt). Die gegenteilige 
Meinung iſt auch praktiſch ſehr bedenklich. Jene Urteile verlangen Beweiserhebung über die 
Zahlungsfähigkeit des Schuldners zur Zeit der Leiſtung des indebitum, weil, wenn die Forderung 
vollwertig geweſen ſei, der Gläubiger im Ergebnis nichts gewonnen habe. Ganz abgeſehen indes 
von den Schwierigkeiten einer ſolchen Unterſuchung wird der formell anerkannte Satz, daß gegen 
den Gläubiger kondizieren kann, wer in dem Irrtum, ſelbſt Schuldner zu ſein, die Schuld eines 
andern als eigene Schuld gezahlt hat (vgl. $ 813 A 6), auf dieſe Weiſe wieder zurückgenommen. 
Auch die von der Rechtſprechung vertretene Bereicherungshaftung desjenigen Gläubigers, der 
ſich durch Zwangsvollſtreckung aus Sachen eines Nichtſchuldners befriedigt hat (vgl. $ 816 A 3), 
würde hiermit unvereinbar fein. e. Die Bereicherung wird gemindert oder ausge- 
ſchloſſen durch Schäden, die mit der Herausgabe an den Kläger verbunden ſind. 
Anzurechnen ſind hiernach die bei einem nichtigen Darlehn in der Zwiſchenzeit vom Darlehns⸗ 
nehmer gezahlten Zinſen, RG 136, 135. Vor allem hat die Herausgabe auf Koſten des Klägers 
zu erfolgen (vgl. RG 96, 347). Hat ſich ferner der Beklagte bei Meidung von Vertragsſtrafe zur 
Veräußerung des Erlangten an einen Dritten verpflichtet, ſo muß er von der Verpflichtung befreit 
werden. Ebenſo iſt es zu berückſichtigen, wenn durch die Herausgabe ſein Geſchäft oder ſeine 
ſonſtige Wirtſchaft eine Störung erfährt. Über die Behandlung der Gegenleiſtung | 
Vorbemerkung. 


8. Eine Verſchärfung der Haftung tritt ein mit der Rechtshängigkeit, alſo mit der Klag⸗ 
erhebung und, wenn der Anſpruch erſt im Laufe des Prozeſſes erhoben wird, mit der Geltend- 
machung in der mündlichen Verhandlung (8 PO 89 263, 281). Dieſe Beſtimmung beruht auf dem 
Gedanken, daß die Erhebung eines Rückforderungsanſpruchs, auch aushilfsweiſe, RG 117, 112, 
den Empfänger darauf hinweiſt, der Weiterbeſitz des Erhaltenen ſei unſicher, und er müſſe ſein 
Verhalten danach einrichten. Von nun an iſt der Einwand des Wegfalls der Bereiche⸗ 
rung ausgeſchloſſen, wie er nach Abſ 3 gegeben ift; es tritt von nun ab Verzug ein, $ 284. 
Zwar kann die Bereicherung auch ſpäter noch mit befreiender Wirkung wegfallen (RG JW. 1918, 
1336; Warn 08 Nr 45; RG 5. 4. 33 V 266/32; HRR 1933 Nr 1843). Aber der Beklagte haftet 
von nun an nach den allgemeinen Vorſchriften, d. h. nach $$ 291, 292 und den darin angezogenen 
Geſetzesſtellen; er wird durch den Wegfall der Vereicherung nur befreit, wenn ſich nicht aus 
dieſen Vorſchriften das Gegenteil ergibt, R JW 1938, 102824“ RG HRR 1938 Nr 611. 
Hat er eine beſtimmte Sache herauszugeben, jo muß er jetzt für den Schaden aufkommen, 
der dadurch entſteht, daß infolge ſeines Verſchuldens die Sache verſchlechtert wird, unter⸗ 
geht oder aus anderm Grunde von ihm nicht herausgegeben werden kann ($$ 292, 989). 
Nur durch unverſchuldete Unmöglichkeit der Herausgabe wird er frei, und auch dies nur 
dann, wenn er den erhobenen Anſpruch in entſchuldbarem Irrtum für unbegründet anſah, 
mithin nicht in Verzug geriet (§ 292, § 990 Abſ 2, 8 285); andernfalls iſt $ 287 maßgebend. 
Außerdem haftet er für fructus pereipiendi und kann nur notwendige Verwendungen 
nach den Grundſätzen der auftragloſen Geſchäftsführung erſetzt verlangen ($$ 292, 987, 989, 
994ff.; vgl. RG Warn 1919 Nr 196). Geht feine Verpflichtung auf Geldzahlung, jo hat er die 
zu zahlende Summe zu verzinſen ($ 291), während vor der Rechtshängigkeit Verzugszinſen 
($ 288 Abſ 1) auch durch Mahnung nicht begründet werden können, es jet denn, daß die Mahnung 
zur mala fides superveniens führt ($ 819; vgl. R& 93, 271). Die Hohe der Zinſen beträgt immer 
40%, mag auch zwecks Erfüllung einer vermeintlichen Schuld aus einem beiderſeitigen Handels 
geſchäft geleiftet worden ſein ($ 246, HGB $ 352; vgl. RH 96, 57; Warn 1921 Nr 58). Wo der 
Geldſchuldner nach § 818 Abſ 4 oder nach $ 809 fo haftet, wie wenn er im Verzuge wäre, 
wird bei einer etwaigen Geldentwertung auch $ 288 Ubi 2 von der größten Bedeutung 
R ZW 1927, 9801). Iſt anzunehmen, daß der Kläger die ihm geſchuldete Summe bei recht 
zeitiger Leiſtung in Sachwerte umgeſetzt haben würde, jo kann er nach Eintritt der Rechtshängig 
keit (oder, wenn ihm eine vorhergehende Mahnung die Kenntnis von der Grundloſigkeit ſeines 
Erwerbs verſchaffte, von der Mahnung an) Erhöhung der Summe entſprechend der geſunkenen 
Kaufkraft der Mark im Inland verlangen (vgl. § 244 A unter a). 


9. Beweislaſt hinſichtlich des Vorhandenſeins einer Bereicherung (ſonſtige Beweislaſtfrageni 
vgl. $ 812 A 6 unter 1a wegen der Grundloſigkeit des Empfangs im allgemeinen, $ 812 u 15 
unter 2a und $ 814 A 4 zur condictio indebiti, $ 815 A 4 zur cond. ob causam datorum 9817 A > 
unter g zum Ausſchluß der Kondiktion wegen Verwerflichkeit des Leiſtenden, $ 819 A2 155 
Steigerung der Haftung wegen Bösgläubigkeit, $ 822 A 4 zur Verteidigung des Zweln 
empfängers). Der Kläger hat zu beweiſen, daß der Beklagte etwas erlangt hat. (Bei einem einge 
tragenen Verein oder einer Geſellſchaft m. b. H. genügt der Beweis, daß etwas an den vor 7 
gegangenen nicht eingetragenen Verein oder die Gründungsgeſellſchaft gekommen iſt, R D., 
249). Demgegenüber liegt es dem Beklagten ob, den Wegfall der Bereicherung darzutun n 01 
65, 298; 93, 230; JW 1915, 71114 Gruch 48, 1090; RG SeuffA 60 Nr 168). Das iſt aber ni 
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mit RO 68, 270, JW 1917, 465° jo zu verſtehen, als ob der Beklagte beweiſen müßte, daß er 
ſchon bei Eintritt der Rechtshängigkeit nicht mehr bereichert war. Da die Bereicherung wirkſam 
auch ſpäter noch wegfallen kann (vgl. A 9), darf er ſich auf die Darlegung beſchränken, daß er 
jetzt nicht mehr bereichert iſt; Sache des Klägers iſt es dann, darzutun, daß die Bereicherung 
zur Zeit der Rechtshängigkeit noch vorhanden war und der Beklagte wegen Verzugs oder nach 
88 987, 989, 994ff. haftet. Eine Umkehrung der Beweislaſt bei Leiſtungen an Geſchäftsunfähige 
oder Geſchäftsbeſchränkte, kraft deren der Kläger den Nachweis erbringen müßte, daß der Be⸗ 
klagte durch den Verbrauch des Erlangten bereichert wurde, läßt ſich nicht rechtfertigen (OLE 
Dresden JW 1921, 175; vgl. R JW 1917, 465°; a. M. OLG 11, 79; 22, 356 und die früh. Aufl.). 
Immerhin kommen Fälle vor, in denen ſich der Wegfall der Bereicherung auch ohne beſondere 
Beweisführung aus dem ganzen Sachverhalt ergibt (RG 83 S. 160, 162; Warn 1911 Nr 26). — 
Rechenſchaftspflichtig ($ 259) iſt der Bereicherte im allgemeinen nicht (RG 47, 102; JW 
1912, 72). Indes nimmt die Rechtſprechung bei Patentverletzungen (vgl. § 812 A2 unter ch, 
auch wenn nur grobe Fahrläſſigkeit vorliegt, S 687 Abſ 2 mithin nicht zutrifft, eine Pflicht zur 
Rechnungslegung an (RG 70, 252: Warn 1915 Nr 61; vgl. auch NG 46, 18; 62, 320); ähnlich 
bei Verletzung ſonſtiger ausſchließlicher Verwertungsrechte (RG 84, 150; Warn 1918 Nr 232). 
Ebenſo kann Auskunftserteilung ($ 260) zwar nicht ohne weiteres gefordert werden (RG 
N 1912, 729); find aber, wie namentlich im Immaterialgüterrecht ($ 812 A 2 unter c), gezogene 
eutzungen herauszugeben, die der Berechtigte im einzelnen nicht bezeichnen kann, jo wird der 
Anſpruch als auf Herausgabe eines Inbegriffs im Sinne des $ 260 gerichtet aufgefaßt (RG 90, 
137; vgl. auch N Recht 1923 Nr 32). 


$ 819 


Kennt der Empfänger den Mangel des rechtlichen Grundes bei dem Emp- 
fang oder erfährt er ihn fpäter, fo ift er von dem Empfang oder der Erlangung 
der Kenntnis an zur Herausgabe verpflichtet, wie wenn der Anſpruch auf 
Herausgabe zu dieſer Zeit rechtshängig geworden wäre. 

Verſtößt der Empfänger durch die Annahme der Leiſtung gegen ein geſetz⸗ 
liches Verbot oder gegen die guten Sitten, ſo iſt er von dem Empfange der 
Leiſtung an in der gleichen Weiſe verpflichtet. 

€ I 741, 744, 745 Abſ 2, 747 Abſ 2, 748 Abf 3 II 743; M 2 840—842, 845—847, 849, 850, 853, 854; 
Br 088, 711 712 

1. In zwei Fällen läßt 8 819 ſchon vor der Rechtshängigkeit ($ 818 Abſ 4) die ſtrengere 

aftung Platz greifen: bei Bösgläubigteit des Empfängers (Abſ 1) und bei verwerflichem 
apfang (Abſ 2). Die ſtrengere Haftung des Abſ 1 muß aber genau genommen werden, RG 
1928, 24447; 21. 10. 31 V 133/31. Der Empfänger haftet in beiden Fällen vom Empfange, 
wenn aber im erſten Falle die Bösgläubigkeit ſpäter eintrat, von ihrem Eintritt an nach den 
allge meinen Vorſchriften. Darüber, was die Haftung nach den allgemeinen Vorſchriften bedeutet, 
“el. 8 818 A 9. Doch ift zu beachten, daß ſich der Empfänger unter den Vorausſetzungen des 
S 19, mag bösgläubiger Empfang, mala fides superveniens ober verwerflicher Empfang vorliegen, 
on dem entſcheidenden Zeitpunkt an zugleich im Leiſtungsverzuge befindet. Soll es ſo angeſehen 
werden, „wie wenn der Anſpruch auf Herausgabe zu dieſer Zeit rechtshängig geworden wäre“ 
5 1 a. E.), fo gilt damit zugleich eine Mahnung als erfolgt ($ 284 Abs 1 Satz 2); da ferner 
N ir ‚Empfänger hier ſtets ein Verſchulden trifft, ift er im Verzug (88 284, 285). Er iſt daher auch 
X Zufall verantwortlich, es ſei denn, daß der Schaden auch bei rechtzeitiger Leiſtung entſtanden 
re ($ 287); auch hat er nunmehr Schadenserſatz wegen Entwertung des geſchuldeten Geldes 
h zahlen (vgl. 9.818 A 9 a. E.). R 137,180. Die Vorausſetzungen der gefteigerten Haftung 
un vom Kläger, der fich darauf beruft, zu beweiſen (R 72, 155; JW 05, 3919); fie gehören zum 
„Funde des Anſpruchs und dürfen nicht dem Verfahren über den Betrag vorbehalten werden 
RE 3% 1910, 24025). — Trifft eine nach $ 819 gefteigerte Kondiktion mit einer Haftung aus 
Br 26 zuſammen, fo bleibt fie nach Verjährung des Schadenserſatzanſpruchs beſtehen ($ 852 
15 2). Die Kondiktion ſelbſt kann nur dann als Forderung aus unerlaubter Handlung aufgefaßt 
d erden, wenn fie ſich lediglich auf § 817 und nicht zugleich auf $ 812 gründet. Nur dann greift 
Ne. Aufrechnungsverbot des § 393 auch ihr gegenüber Platz (vgl. RG Warn 09 Nr 179; RG 
die dt 1917 Nr 586; MG ElſLothg 32, 161; OLG 21, 194). Der Empfänger kann nicht gegen 
Herausgabe einwenden, daß er zur Rückübertragung nicht mehr imſtande ſei, denn eine etwaige 
Has Slichteit ift von ihm zu vertreten. Später eintretende Berlufte find für den Umfang der 
den ung nur dann zu berückſichtigen, wenn im entſcheidenden Zeitpunkte die Urſache zu ihnen 
ort geſetzt war, daß die Verluſte eintreten mußten, denn dann ift der Schuldner nur ſcheinbar 

eichert. MG in JS 1932, 17248. 
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2. Bösgläubigkeit des Empfängers. a) Der Empfänger — in Vertretungsfällen nach 
8 166 Abſ 1 fein Vertreter, RG 79, 287, vgl. auch Warn 1918 Nr 224 (Zwangsverwalter) — 
muß den Mangel des Rechtsgrundes kennen; Zweifel und Kennenmüſſen genügen nicht 
(RG 72, 152; Warn 1918 Nr 224; RG 5. 1. 20 IV 292/19). Zu der Kenntnis muß ferner noch 
das Bewußtſein hinzukommen, daß dem Leiſtenden der Mangel beſtimmt oder doch möglicher⸗ 
weiſe unbekannt iſt. Hat er angenommen, daß der Leiſtende ſelbſt den Mangel des Rechts⸗ 
grundes kennt, muß er von der ſtrengeren Haftung des § 819 Abſ 1 verſchont bleiben, RG 137, 
179; RG JW 1937, 1059; a. M. RG 151, 375. Dieſes im E 1 5 741 hervorgehobene Erfor⸗ 
dernis wurde von der II. Kommiſſion nur aus Gründen der Beweislaſtverteilung ge⸗ 
ſtrichen: der Empfänger hat darzutun, daß er beim Leiſtenden Kenntnis vorausſetzte 
(Prot 2, 711; vgl. OLG 21, 194; 38, 128). Nimmt daher derjenige, der zur Tilgung einer, 
wie er weiß, nicht beſtehenden Forderung etwas empfängt, irrig eine Schenkungsabſicht 
des Leiſtenden an, ſo iſt er von der ſtrengeren Haftung befreit. Ebenſo liegt es bei Emp⸗ 
fang zur Verwirklichung eines zukünftigen, unmöglich erreichbaren Zweckes. b) Bei einem 
anfechtbaren Geſchäft kennt nach 8 142 Abſ 2 auch derjenige den mangelnden 
Rechtsgrund, der die Anfechtbarkeit kennt, vorausgeſetzt, daß die Anfechtung 
de mnächſt erfolgt. Die Ungewißheit darüber, ob das Anfechtungsrecht ausgeübt werden wird, 
kommt nicht in Betracht (RG 151,361; 137, 15; 179; R® 20. 3. 08 II 577/07). RG JW 1932, 1724“. 
Hat z. B. ein Käufer, der den Verkäufer durch argliſtige Täuſchung zum Abſchluß des Vertrags be- 
ſtimmt hatte, die Kaufſache weiterveräußert, ſo haftet er nach erfolgter Anfechtung auf Erſatz des 
dem Verkäufer durch die Weiterveräußerung entitandenen Schadens. Iſt der Käufer ſelbſt der ge- 
täuſchte Teil, ſo wird der Fall, daß er nach Entdeckung des Betruges über die Sache verfügt und erſt 
dann anficht, nicht vorkommen, da die Verfügung eine Beſtätigung des Geſchäfts enthalten würde 
($ 144). Wenn er aber die Anfechtung erklärt hat, muß er die Verfügung unterlaſſen, weil ſonſt 
auch er ſich dem Verkäufer ſchadenserſatzpflichtig macht. Die Kenntnis vom Mangel des Rechts- 
grundes hängt nicht davon ab, daß der Gegner die Anfechtung als berechtigt anerkennt oder das 
Gericht die Berechtigung feſtſtellt. Mit Unrecht meint daher RG 101, 389, der betrogene Käufer 
werde durch die Anfechtung an der Weiterveräußerung nicht gehindert. Eine Geſetzesänderung, 
wie fie zu § 142 A1 vorgeſchlagen wird, iſt nicht erforderlich, um dieſes anſtößige Er⸗ 
gebnis zu vermeiden. Wenn der Empfänger nur die die Nichtigkeit begründenden Tatſachen 
gekannt hat, aber nicht die Nichtigkeit des Geſchäfts ſelbſt, greift $ 879 Abſ 1 nicht Platz, 
RG Warn 1927 Nr 91. Derjenige, der glaubt, daß der Leiſtende den Mangel des Rechtsgrundes 
kennt, darf annehmen, daß er die ohne Rechtsgrund trotzdem bewirkte Leiſtung nicht heraus“ 
zugeben braucht. e) Iſt der Empfänger nicht voll geſchäftsfähig und beim Empfange 
nicht vertreten, fo folgt aus dem Schutzge danken, auf dem die geſetzliche Vertretung beruht, daß 
ſeine Kenntnis von der Grundloſigkeit des Empfangs nicht ohne weiteres zu einer Steigerung 
der Haftung führen darf (RG JW 1917, 4655; vgl. RG 93, 230). Doch könnte eine entſprechende 
Anwendung der $$ 828, 829 in Frage kommen. d) Malu fides superveniens ſteht der von 
vornherein vorhandenen Bösgläubigkeit vom Zeitpunkt ihres Eintritts an gleich. Zu denken tr 
ſowohl an die Fälle, in denen der Rechtsgrund von Anfang an fehlte, der Empfänger dies aber 
erſt ſpäter erfuhr (vgl. z. B. OLG 23, 55), wie an den Fall, wenn mit Kenntnis des Empfängers 
der Rechtsgrund ſelbſt erſt ſpäter wegſiel (cond. ob causam finitam, vgl. $ 812 A 8). Iſt es jedoch 
ein neues Geſetz, das ſich rückwirkende Kraft beilegt und dadurch einer der Vergangenheit alt“ 
gehörigen Leiſtung ihren Grund entzieht, fo wird im Zweifel anzunehmen fein, daß der Emp⸗ 
fänger das zurückzuzahlende Geld erſt von dem Augenblick an, wo er mit der Rückerſtattung in 
Verzug kommt, zu verzinſen hat (vgl. dazu Vorbem 2 unter a a. E.). 


8. Verwerflicher Empfang ($ 817). Es genügt der objektive Verſtoß gegen Geſetzes⸗ oder 
Sittenverbot. Kenntnis davon iſt nur inſoweit erforderlich, als ſie zum Tatbeſtande der Kondiktion 
gehört, mithin nur dann, wenn der Verſtoß den kauſalen Vertrag nicht nichtig macht (vgl. 8 81⁴ 
A 1). Nachträgliche Erlangung der Kenntnis hat hier keine Bedeutung, RG JW 1938, 1020, 
NG 28.1.38 VII 44/37. 


8 820 

War mit der Leiftung ein Erfolg bezweckt, deſſen Eintritt nach dem Inhalte 
des Nechtsgeſchäfts als ungewiß angeſehen wurde, ſo iſt der Empfänger, falls 
der Erfolg nicht eintritt, zur Herausgabe ſo verpflichtet, wie wenn der Anſpru 
auf Herausgabe zur Zeit des Empfanges rechtshängig geworden wäre. 
gleiche gilt, wenn die Leiſtung aus einem Nechtsgrunde, deſſen Wegfall nac N 
dem Inhalte des Nechtsgeſchäfts als möglich angeſehen wurde, erfolgt i 
und der Nechtsgrund wegfällt. 


Ungerechtfertigte Bereicherung 88 819, 820 691 


Zinſen hat der Empfänger erſt von dem Zeitpunkt an zu entrichten, in welchem 
er erfährt, daß der Erfolg nicht eingetreten oder daß der Nechtsgrund weg- 
gefallen iſt; zur Herausgabe von Nutzungen iſt er inſoweit nicht verpflichtet, 
als er zu dieſer Zeit nicht mehr bereichert iſt. 

E II 744; P 2 683, 712, 713. 


1. Der Paragraph bezieht ſich auf gewiſſe Fälle der condietio ob eausam datorum und der 
eondietio enusa finfta. Hat der Empfänger beim Empfang gewußt, daß der bezweckte künftige 
Erfolg unmöglich eintreten konnte, oder iſt er ſich wenigſtens der Möglichkeit des Nichteintritts 
bewußt geweſen, NG 5. 4. 33 V 435/32; 23. 6. 26 VW 487/25; 14. 2. 29 IV 81/28: 5. 4. 33 V 
266/32 (RR 1933 Nr 1843). A. M. Planck A1; Staudinger A 2a, oder daß der gegen⸗ 
wärtige Rechtsgrund der Leiſtung notwendig wegfallen mußte, ſo unterliegt er, ſofern nicht wegen 
Kenntnis auch des Leiſtenden ſeine Verpflichtung ausgeſchloſſen ift ($ 815), der ſtrengen Haftung 
nach $ 819 Abſ 1. Fehlte ihm dieſe Kenntnis, fo tritt an ſich nur die gewöhnliche Bereicherungs⸗ 
haftung nach § 818 ein. Eine mittlere Art der Haftung aber iſt für diejenigen Fälle vorgeſchrieben, 
in denen die Parteien nach dem Inhalt des Rechtsgeſchäfts den Eintritt des Erfolgs als unge wiß 
oder den Wegfall des Rechtsgrundes als möglich angeſehen haben. Hier wird der Empfänger, 
wenigſtens was das Kapital betrifft, wie ein Verwalter fremden Gutes behandelt. Vorausſetzung 
daffir aber iſt nicht nur die objektive Ungewißheit des Erfolgs oder Wegfalls, ſondern die ſubjektive 
Unſicherheit der Parteien, die ſich aus dem Inhalt des Rechtsgeſchäfts ſelber ergeben muß, es 
genügt nicht, daß eine als entfernt angeſehene Möglichkeit, es könne alles anders kommen, als ver⸗ 
abredet, gewollt und bezweckt iſt, mit unterläuft, RG HN 1938 Nr 511. Dieſes Erfordernis iſt 
nicht ſchon dann erfüllt, wenn aus dem Rechtsgeſchäft hervorgeht, daß der mit der Leiſtung 
bezweckte Erfolg erſt von der Zukunft erwartet wird. Vielmehr muß mit der Möglichkeit 
eines Mißerfolgs gerechnet fein; die Parteien müſſen ſich die Ungewißheit der zukünftigen Ent⸗ 
wicklung vor Augen geſtellt und dürfen nicht den Eintritt des Erfolgs für ſicher gehalten haben. 
Weiſpiele ſind die Zahlung von Gehalt an einen Kommunalbeamten, die der Regierungspräſident 
unter der Bedingung erlaubt, daß die ſtädtiſchen Körperſchaften damit einverſtanden ſind (JW 
1919, 517); die Hingaba von Geld für ein Unternehmen, deſſen Zustandekommen von einer 
behördlichen Genehmigung abhängt (vgl. RG 25. 4. 06 I 519/05) die Zahlung auf die künftige 
Einlage bei einer Geſellſchaft, wenn der Beitritt zur Geſellſchaft noch offenbleibt (RG 25. 9. 16 
vi 216/16); die vorſchußweiſe Entrichtung der Mäklerproviſion (RG SeuffA 74 Nr 174). Hat 
ein Vormund oder Inhaber der elterlichen Gewalt ein Mündelgrundſtück veräußert, ſo gehört 
auch die Zahlung des Kaufpreiſes hierhin, die in Erwartung der Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts geleiftet wird. Doch iſt zu beachten, daß mit der Verweigerung der Genehmigung 
zugleich die Vertretungsmacht des Vormundes oder Vaters zur Empfangnahme der Zahlung 
entfällt ($ 1643, § 1821 Nr 1,3, $ 1829); der Bereicherungsanſpruch kann daher nicht ohne weiteres 
gegen das Kind gerichtet werden (RG 81, 262). 


2. Die Verſchärfung der Haftung, die $ 820 anordnet, hat zum Gegenſtand das heraus⸗ 
zugebende Kapital. Inſoweit haftet der Empfänger, wie wenn der Herausgabeanſpruch zur 
eit des Empfangs rechtshängig geworden wäre (vgl. im einzelnen § 818 A 9). Für zufälligen 
haben iſt er aber, anders als in den Fällen des $ 819, nicht verantwortlich. Da ſein Gegner 
amit einverſtanden war, daß er die Leiſtung bis zur Entſcheidung der Unge wißheit behielt, 
friftt ihn bis dahin kein Verſchulden (§ 285). Die Erwägung, daß abſichtlich eine Schwebezeit 
gewollt war, hat auch zur Folge, daß es bezüglich der auf dieſe Zeit entfallenden Nutzungen 
bei der gewöhnlichen Bereicherungshaftung bewendet. Zinſen hat der Empfänger erſt von dem 
d ugenblick an zu entrichten, wo nicht nur die Entſcheidung eingetreten ift, ſondern er auch Kenntnis 
on erlangt hat. Für ſonſtige Nutzungen, die er in der Zwiſchenzeit hätte ziehen konnen, haftet 
50 nicht, gezogene braucht er nur inſoweit herauszugeben, als er bei Erlangung der Kenntnis noch 
ereichert iſt. Erſt von dieſem Augenblick an gelten auch für die Ziehung von Nutzungen die ge- 
wohn ichen Vorſchriften (vgl. RG BayZ 1911, 424). Die Verſchärfung der Haftung ſchließt 
Hundſäblich nicht aus, daß die Bereicherung auch nach der Rechtshängigkeit noch mit befreiender 
8 tung wegfallen oder vermindert werden kann nach den Grundſätzen, nach denen überhaupt eine 
ereicherung anzunehmen iſt, AG HRR 1933 Nr 1008. 


55 — ® - 42 

. $ 820 muß auch auf einen Fall der condietio indebiti entſprechend angewendet werden. 
Wird nämlich e Lenbehaltezabierg ausnahmsweiſe mit der Erklärung geleiſtet, daß nach⸗ 
gepruft werden ſoll, ob die Schuld auch wirklich beſteht, ſo hat der Empfänger, 
ee das Gegenteil zutrifft, ebenſo zu haften, wie wenn er etwas für einen zukünftigen Zweck, 
b it deſſen Nichterreichung gerechnet wurde, erhalten hätte. Die Parteien haben dann den Nicht⸗ 
veitand der Forderung „nach dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts“ als möglich unterſtellt. Anders 
un der Zahlende fi) nur einfeitig die Rückforderung vorbehält (vgl. J 814 A 4 a. E.). 


44* 
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8 821 


Wer ohne rechtlichen Grund eine Verbindlichkeit eingeht, kann die Erfül⸗ 
lung auch dann verweigern, wenn der Anſpruch auf Befreiung von der Ver⸗ 
bindlichkeit verjährt iſt. 

E 1 684 Abſ 1 II 745; M 2 008, 004; P 1 236—238; 2 510, 511, 683, 713—717; 6 200. 

1. Aus der ungerechtfertigten Bereicherung erwächſt für den Benachteiligten außer der Kon⸗ 
diktion auch eine Einrede, denn dolo facit qui petit quod redditurus est. Abhängig von den 
gleichen Vorausſetzungen wie die Kondiktion, entkräftet dieſe Einrede jeden Anſpruch, durch 
den der Kläger ohne Rechtsgrund auf Koſten des Beklagten bereichert iſt. So die Eigentums ⸗ 
klage deſſen, der durch Verfügung eines Nichtberechtigten unentgeltlich Eigentum erwarb; der 
frühere Eigentümer, der die Sache beſitzt, kann die Herausgabe nach $$ 816 Abſ 1 Satz 2, 821, 
986 verweigern. Auch wenn der Beklagte ſelbſt die Sache ohne rechtlichen Grund übertragen hat, 
wehrt er die Eigentumsklage mit der Bereicherungseinrede ab. Hauptſächlich gehören hierher 
die Fälle eines grundlos erteilten abſtrakten Verſprechens oder Schuldanerkenntniſſes (vgl. RO 
59, 354; 61, 321; 67, 243; 82, 338; 58, 301; 137, 73; R SeuffA 63 Nr 147; Ach JW 1936, 917°). 
Da hier Zweifel an der Selbſtändigkeit der Einrede möglich ſind, beſtimmt das Geſeß, 
daß die Einrede auch nach Verjährung des Befreiungsanſpruchs in Kraft bleiben ſoll 
(ogl. die ähnlichen Beſtimmungen in 89 853, 2083, 2345). Die Vorſchrift wird praktiſch, 
wenn der Befreiungsanſpruch verjährt, die Verjährung des Anſpruchs aus dem Schuld 
verſprechen aber unterbrochen worden iſt. Sie findet auch dann Anwendung, wenn 
der Bereicherte nach § 223 Abſ 1 trotz Verjährung feines Anſpruchs in der Lage ſein 
würde, aus einer Hypothek oder einem Pfande Befriedigung zu ſuchen; der Benach⸗ 
teiligte kann dann den Verzicht auf die Hypothek oder die Rückgabe des Pfandes verlangen 
($$ 1169, 1254). Wie jede Einrede, iſt die Bereicherungseinrede nur zu beachten, wenn fie vom 
Beklagten vorgeſchützt wird. Außer dem Bereicherten fteht fie deſſen Ele entgegen (88 404, 
405; vgl. RG 86, 301; Rd Recht 1916 Nr 56); anderſeits kann ſich auch derjenige auf ſie berufen, 
der die Einreden des Schuldners geltend machen kann (Schuldübernehmer, Bürge, Hypotheken- 
it ders Drittverpfänder, unmittelbarer Beſitzer, 99 417, 768, 1137, 1211, 986 Abſ 1 Satz 1). 

it dem Wegfall der Bereicherung erliſcht die Einrede ($ 818 Abſ 3; vgl. R 11. 6. 17 IV 40/17). 
Macht der Empfänger des grundloſen Schuldverſprechens im Vertrauen auf den 8 des 
Verſprechens Aufwendungen, die den Wert des Erlangten aufzehren, ſo verliert der usſteller 
das Recht, die Erfüllung des Verſprechens abzulehnen (vgl. $ 818 A7 unter 2b y). Entſprechend 
59 5 Abſ 4 ift aber anzunehmen, daß Aufwendungen, die nach Erhebung der Einrede im 

rozeß gemacht werden, dieſen Verluſt nicht mehr nach ſich ziehen; und wenn der Empfänger 
verwerflich gehandelt hat, kommen feine Aufwendungen überhaupt nicht in Betracht (5 819 
Abſ 2; vgl. § 817 A 4. e 

2. Streitig iſt, ob der Schuldner einem abſtrakten Schuldverſprechen gegenüber auf die Einrede 
aus $ 821 beſchränkt ift oder ob er unabhängig von den Vorausſetzungen des Bereicherungsan 
ſpruchs einwenden darf, daß ſich die Geltendmachung des formellen Rechtes als Mißbrauch dar⸗ 
ſtelle. Die Frage iſt im erſteren Sinne zu beantworten. Steht die allgemeine Argliſteinrede 
in der Rechtſprechung des Reichsgerichts auch vielfach in Übung (vgl. $ 242 A 1, 9 826 A 6), .o 
muß ſie doch gegenüber der ausdrücklichen Regelung eines Tatbeſtandes durch das Geſetz zurück 
treten. Übrigens kommt der Streitfrage nur geringe Bedeutung zu. Es handelt ſich ausſchließlich 
um den Fall, daß der Schuldner unter Überſehen einer aufſchiebenden Einrede vorzeitig einen 
abſtrakten Schuldſchein gegeben hat. Die aus $$ 813 Abſ 2, 821, 271 zu entnehmende Folgerung, 
daß er ſofort erfüllen muß, darf nicht mit Hilfe der Argliſteinrede umgangen werden. War aber 
die aufſchiebende Einrede die des nicht erfüllten Vertrags ($ 320) und gerät der Gegner in Leistungs 
verzug, ſo kann der Schuldner nach Maßgabe des § 326 vom Vertrage zurücktreten, womit er 
nach $ 346 das Recht gewinnt, das Verſprechen zurückzuverlangen. 


8 822 


Wendet der Empfänger das Erlangte unentgeltlich einem Dritten zu, ſo 
iſt, ſoweit infolgedeſſen die Verpflichtung des Empfängers zur Herausgabe 
der Bereicherung ausgeſchloſſen ift, der Dritte zur Herausgabe verpflichtet, 
wie wenn er die Zuwendung von dem Gläubiger ohne rechtlichen Gru 
erhalten hätte. 

P 6 211, 212. 


1. Der Bereicherungsanſpruch erfordert grundſätzlich eine unmittelbare Vermögen g 
ſchiebung unter den Parteien. Wendet derjenige, der auf Koſten eines andern etwas grun An⸗ 
erwirbt, das Erlangte einem Dritten zu, ſo hat der Verluſtträger gegen den Dritten keinen 


Ungerechtfertigte Bereicherung $$ 821, 822 693 


ſpruch (vgl. $ 812 A 3). Hiervon ordnet $ 822 eine Ausnahme an für den Fall, daß die Ju⸗ 
wendung an den Dritten unentgeltlich erfolgt und die Verpflichtung des erſten Empfängers 
infolge davon ausgeſchloſſen iſt. Alsdann ſoll es ſo angeſehen werden, wie wenn der Dritte 
den Gegenſtand ohne Rechtsgrund unmittelbar von dem Verluſtträger erworben hätte. Die 
Zurückſetzung des unentgeltlichen Erwerbs, die hierin liegt, entſpricht dem Weſen der Sache 
und einem allgemeinen Rechtsgedanken, RG 18. 4. 34 V 334/33, wie es namentlich im 
Konkurſe des Schuldners zutage tritt (gl. KO 8 63 Nr 4, § 226 Abſ 2 Nr 5 und die 
Anfechtungsvorſchriften des 5 32 KO, § 3 Nr 3, 4 Anf&); nemo liberalis nisi liberatus. 
Näher verwandt mit der Vorſchrift des $ 822 iſt die des $ 816 Abſ 1 Satz 2, inſofern nach beiden 
der unentgeltlich Erwerbende zugunſten desjenigen zurückgeſetzt wird, der durch den gutgläubigen 
Erwerb ſein Recht verloren hat. Während er aber im Falle des § 816 Abſ 1 Satz 2, wo der Verluſt 
erſt durch die Verfügung der Zwiſchenperſon eintritt, als erſter Kondiktionsſchuldner haftet, kommt 
er nach § 822, da hier ſchon die Zwiſchenperſon rechtsgrundlos erworben hat, nur an zweiter 
Stelle, nachdem die Verpflichtung des Erſtbereicherten erloſchen iſt. 7 
2. Empfänger und Dritter müſſen rechtlich auseinanderfallen; wer als Vertreter des Dritten 
etwas a ift nicht Empfänger im Sinne der Vorſchrift RG LZ 1917, 1342). Auch muß 
zwiſchen beiden ein Zuwendungsgeſchäft geſchloſſen ſein. Was der Nacherbe durch die Nach⸗ 
erbfolge erwirbt, wird ihm nicht vom Vorerben zugewendet (vgl. RG 15. 12. 04 IV 207/04). 
Ein Bedürfnis, die Vorſchrift auf den Fall des Diebſtahls auszudehnen, den der Dritte dem 
Empfänger gegenüber verübt, beſteht nicht, da hier der Empfänger nach $ 818 Abf 1 feinen Erſatz⸗ 
anſpruch abzutreten hat. Unentgeltliche Zuwendung, alſo namentlich Schenkung und Ver⸗ 
mächtnis, Verwendung feines Geldes durch den Ehemann in das Beſitztum feiner Ehefrau, RG 
25. 4. 29 IV 443/28; unverzinäliches Darlehen, Vorausleiſtung auf eine betagte Verbindlichkeit, 
das Nutzpfandrecht, fiduziariſche Übereignung, wenn dem Treunehmer die Nutzung am Treu⸗ 
ar geſtattet iſt. Ob der Gegenſtand ſofort verſchenkt oder erſt ſchenkweiſe verſprochen und 
ann geleiſtet wird, macht keinen Unterſchied; die Erfüllung des Schenkungsverſprechens iſt 
praktiſch als unentgeltliche Zuwendung zu behandeln (vgl. § 516 A J). Bei der gemiſchten Schen⸗ 
tung haftet der Dritte nach der herrſchenden Lehre in Höhe desjenigen Teiles der Zuwendung, 
t als Schenkung gilt. Aber da auch die gemiſchte Schenkung eine Einheit ift, gibt es einen 
olchen Teil nicht (vgl. $ 516 A 7). Auch die Pfandbeſtellung iſt unentgeltliche Zuwendung, wenn 
ie ohne Gegenleiſtung erfolgt (vgl. $ 516 A 4). Wie der Empfänger das grundlos Zu⸗ 
gewendete erlangt hat, iſt im allgemeinen unerheblich, nur darf nicht trotz der Weitergabe 
an den Dritten Kit Verpflichtung fortdauern (vgl. A 3), RG 86, 348. Nicht nur, was 
nach § 812, ſondern auch, was nach $ 816 ohne Rechtsgrund erlangt ift, kann, wenn es 
unentgeltlich weitergegeben wird, Dritten abgefordert werden. $ 816 in Verbindung mit 
$ 822 greift Platz, wenn der verfügende Nichtberechtigte das durch die Verfügung Er⸗ 
zungte unentgeltlich einem Dritten zuwendet (vgl. RG 98 S. 131, 136); desgleichen, wenn 
der durch Verfügung eines Nichtberechtigten unentgeltlich Erwerbende das Erlangte ſeiner⸗ 
elts unentgeltlich einem Dritten zuwendet; nicht minder, wenn der Nichtgläubiger einem 
„ten unentgeltlich zuwendet, was er durch Leiſtung des Schuldners wirkſam empfangen 
at. — Die Worte, daß gerade das Erlangte zugewendet ſein muß, ſind zueng. Zweifellos 
genügt die Zuwendung der Nutzungen oder Surrogate, die der Empfänger nach $ 818 heraus- 
iu deben hat. Es genügt aber auch, wenn die rechtsgeſchäftliche Gegenleiſtung zugewendet worden 
it, obgleich fie (vgl. $ 818 A 4) der Empfänger, der ſchon den entgeltlich veräußerten Gegenſtand 
etivarb, nicht herauszugeben brauchte (a. M. Recht 02 Nr 1998). Der Empfänger hätte doch den 
aides Erlangten erſtatten müſſen und iſt hiervon durch die Schenkung frei geworden. Haftet 
15 Beſchenkte, ſofern der Schmuck, den er bekam, von einem gutgläubigen Schenker mit fremdem 
elde angeſchafft war, fo kann es ſich nicht wohl anders verhalten, wenn biefer ſchon die Geldſtücke, 
nur ohne rechtlichen Grund, zu Eigentum erworben hatte. f 
1 Der Dritte haftet nur hilfsweiſe, wenn und ſoweit infolge der unentgeltlichen Zuwendung 
8. Verpflichtung des Empfängers ausgeſchloſſen ift; hierüber Krawielicki aaO. S. 343f.; 
f Hermann DIE 1934 Sp 1060. Damit letzteres zutrifft, muß der Empfänger, ohne von An- 
ang an nach $ 819 oder $ 820 verſchärft zu haften, die Zuwendung zu einer Zeit vorgenommen 
17 Nt, bevor er ſelber mit dem Bereicherungsanſpruch belangt wurde (vgl. $ 818 Abſ 3). Erfolgt 
dei endung erſt nach der Rechtshängigkeit, war der Empfänger bösgläubig, hatte er durch 
15 Empfang gegen die guten Sitten oder ein geſetzliches Verbot verſtoßen oder empfing er 
1 den Vorausſetzungen des $ 820, jo dauert feine Haftung fort und verhindert die Entſtehung 
stan Verpflichtung des Dritten; R HRR 1938 Nr 511. Den Schmuck, den ein Dieb mit ge⸗ 
enhlenem Gelde anſchafft und verſchenkt, braucht der Beſchenkte, der ihn in gutem Glauben 
Andeing, nicht herauszugeben (Konkurs- und Einzelanfechtung natürlich vorbehalten, KO 9 32, 
Hal 9 Nr 3, 4); dgl. auch RG Recht 1913 Nr 344 mit 342 (die Beklagte hatte von der untreuen 
von hälfte des Klägers Geld, wie unterſtellt wurde, geſchenkt erhalten, das dieſe durch Verkauf 
> Mertpapieren des Klägers erlöft hatte; Klage abgetviefen). Daher kann zwar der Bereiche- 


rungsanſpruch bei mehrmaliger Sondernachfolge gegen mehrere begründet ſein, gegen einen 
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Späteren aber immer nur dann, wenn der gegen die Vorgänger entſtandene Anſpruch infolge der 
Zuwendungen an die Nachmänner erloſch. Beachtet werden muß jedoch, daß der bösgläubige 
Schenknehmer einer durch den Schenker geſtohlenen Sache wegen unerlaubter Handlung nach 
8 826 auf Herausgabe haftet (vgl. RG 94, 191; auf eine Einrede aus § 826, 249 hätte auch die 
Entſcheidung RG 48, 293 geſtützt werden follen). — Auf das Erlöſchen des Anſpruchs 
kommt es an, nicht darauf, ob der rechtlich weiterbeſtehende Anſpruch tatſächlich verwirklicht 
werden kann. Die Zahlungsunfähigkeit des Empfängers ruft einen Anſpruch gegen den Dritten 
ebenſowenig ins Leben, wie wenn ſich jener etwa im Ausland aufhält und deshalb unangreifbar 
ift; die Verpflichtung des Empfängers ift in beiden Fällen nicht ausgeſchloſſen. — Infolgede ſſen, 
d. h. infolge der Zuwendung, muß die Verpflichtung ausgeſchloſſen ſein. Der Anſpruch 
wird auf den Dritten nicht erſtreckt, wenn der Empfänger ſchon vor der Zuwendung frei geworden 
war. Hatte er, ehe er den Gegenſtand dem Dritten zuwendete, mit Rückſicht auf den Empfang 
Aufwendungen gemacht, wodurch ſeine Bereicherung aufgezehrt wurde, ſo haftet der Dritte nicht. 
Das gleiche gilt, wenn der Empfänger den Gegenſtand erſt nach Verjährung des gegen ihn ge⸗ 
richteten Herausgabeanſpruchs weitergegeben hat. Daß die Verjährung nach $ 222 nur eine 
Einrede erzeugt, nicht aber den Anſpruch im techniſchen Sinne ausſchließt, ändert daran nichts. — 
Endlich haftet der Dritte nur, ſoweit infolge der Zuwendung die Verpflichtung des Empfängers 
ausgeſchloſſen iſt. Erliſcht ſie durch die Zuwendung nur teilweiſe, ſo entſpricht dem eine teilweiſe 
Haftung des Dritten, ſei es nun, daß ihm der Gegenſtand nur zum Teil zugewendet oder daß die 
Verpflichtung des Empfängers bei Weitergabe des ganzen Gegenſtandes durch Aufwendungen 
ge mindert war. 

4. Sind die Vorausſetzungen gegeben, ſo haftet der Dritte, wie wenn er die Zuwendung 
unmittelbar vom Kläger erhalten hätte. Der Umfang feiner Haftung beſtimmt ſich nach $ 818. 
Der Dritte kann ſich nicht auf den Wegfall ſeiner Bereicherung berufen, wenn er nach Kenntnis 
vom Mangel des rechtlichen Grundes der Haftung nach $ 819 unterliegt; hierzu Krawielicki 
aaO. S. 359, 360. Zu beweiſen hat der Kläger die Unentgeltlichkeit der Zuwendung. Be⸗ 
hauptet der beklagte Dritte, daß der Anſpruch gegen den erſten Empfänger trotz der Weitergabe 
des Gegenſtandes fortdauere oder daß er ſchon vor der Weitergabe erloſchen ſei, ſo hat er dies 
bee Ebenſo iſt es, wie immer, Sache des Beklagten, den Wegfall ſeiner Bereicherung 
zu beweiſen. 


Fünfundzwanzigſter Titel 
Unerlaubte Handlungen 


ſo ergibt ſich doch aus dem Gemeinſchaftsgedanken für beide Teile ganz allgemein die Pfli t 
zur Rückſicht auf die ſchutzwürdigen Intereſſen des anderen (Vorbem 1 Abſ2 vor 8 241). Der 


Vertrag und Unrecht 1936; Larenz, Vertrag und Unrecht 1. Teil 1936, 2. Teil 1937 vers 
adens 1933; Dietz, Anſpruchskonkurrenz bei — 


1) Des weiteren in dieſem Titel abgekürzt mit u. H. 
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Das gemeinſame Merkmal aller unerlaubten Handlungen, das ihren rechtlichen Charakter 
beſtimmt, liegt auf der gegenſtändlichen (objektiven) Seite des Tatbeſtandes; es beſteht 
in der widerrechtlichen Verletzung der allgemeinen, zwiſchen allen Perſonen beſtehenden, 
gewiſſermaßen nachbarlichen Rechtsbeziehungen, die von jedermann zu beachten ſind, weil ſie die 
Grundlage des menſchlichen Gemeinſchaftslebens bilden. Ihren Gegenſatz bilden die beſonderen, 
zwiſchen beſtimmten Perſonen geknüpften Rechtsbeziehungen, die den Gegenſtand der Verträge 
und vertragsähnlichen Rechtsverhältniſſe ausmachen. Freilich kann auch durch die Verletzung 
eines ſolchen beſtimmten perſönlichen Rechtsverhältniſſes, durch die Verletzung eines Vertrags 
oder durch Verſchulden bei Vertragsverhandlungen ($ 276 A 3; Larenz, Vertrag und Unrecht II 
80ff.; auch Ermann, Beiträge zur Haftung für das Verhalten bei Vertragsverhandlungen 
Arch ZivPrax 139,273), und ebenſo durch die Verletzung beſonderer familienrechtlicher Pflichten 
eine u. H. begangen werden, wenn ſie gleichzeitig eine Verletzung jener allgemeinen Rechtspflichten 
enthalten, die jedem gegen jeden obliegen: Der Vater iſt ſeinem Kinde, der Lehrherr ſeinem 
Lehrling gegenüber wegen einer körperlichen Verletzung — ſoweit nicht etwa ein Züchti⸗ 
gungsrecht der Handlung den Charakter der Widerrechtlichkeit nimmt — aus u. H. ebenjo 
verpflichtet, wie er es einem fremden Kinde gegenüber fein würde (ſ. wegen des Ver⸗ 
trags Vorbem 4 a, wegen der familienrechtlichen Verpflichtungen RG 75, 251; IW 1912, 
1907; Warn 1913 Nr 53). U. H. iſt mithin der widerrechtliche Eingriff in den fremden 
Rechtskreis im allgemeinen. Unterlaſſungen ſind u. H. nur dann, wenn eine Rechts⸗ 
A zum Handeln beſteht und ſchuldhaft verletzt wird (MG 97, 12). Ein berechtigtes 

un iſt nie mals u. H. (. A 10 zu 9 823). Die gegenſtändliche Widerrechtlichkeit iſt auch noch bor- 
handen, wenn ſich ein Handeln hinterher als von Anfang an ungerechtfertigt und widerrechtlich 
erweiſt, wie im Falle des $ 945 ZPO (vgl. Vorbem 2); dagegen konnen eine polizeiliche Ver⸗ 
fügung, eine ftaatliche Anordnung, etwa auf Grund des § 51 RGewd oder des $ 75 Einl z. 
Pra LR, wenn ſie auch in Privatrechte ſtörend eingreifen und Schadenserſatzverpflichtungen er⸗ 
zeugen, niemals als u. H. angeſehen werden (RG 78, 202). Nach der perſönlichen (ſubjek⸗ 
tiven) Seite des Tatbeſtandes der u. H. fehlt es an einem einheitlichen Merkmale. Wohl geht 
das BGB grundſätzlich davon aus, daß der gegenſtändlichen Widerrechtlichkeit auch eine rechts⸗ 
widrige Willensrichtung des Handelnden entſprechen, ein Verſchulden vorliegen muß (89 823 
bis 826; RG 60, 408; 58, 130; 60 S. 300, 344; 63, 374; 95, 268). Eine Abweichung von dieſem 
Grundſatze iſt es noch nicht, wenn für eine Reihe von Tatbeſtänden das feſtgeſtellte durch ein 
vermutetes Verſchulden erſetzt wird ($$ 831, 832, 833 Satz 2, 834, 836—838). Unter den all⸗ 
ren Begriff der u. H. werden aber auch Tatbeſtände einbezogen, die von einem 
erſchulden völlig abſehen und ſchon aus der gegenſtändlichen Rechtswidrigkeit eine Ver 
antwortung entſtehen laſſen (88 829, 833 Satz 1, 835). Auch fie find u. H. und nehmen an der 
Ordnung der Rechtsfolgen, wie ſie der 25. Titel getroffen hat, ebenſo teil wie die vorgenannten 
Daraus ergibt ſich, daß in den Rechtsbegriff der u. H. als einheitliches Merkmal nur die gegen- 
ſtändliche Rechtswidrigkeit eines Geſchehniſſes, für deſſen Eintritt nach dem Geſetz eine Perſon 
verantwortlich gemacht wird, aufgenommen werden kann (RG 53, 114; 60 S. 300, 344; 70, 150; 
‘4, 249; 78, 202; JW 09, 72417; abweichend von RG 50, 408, wo ein wenigſtens vermutetes 

Verſchulden als zweites Merkmal der u. H. hingeſtellt worden war). 
Die allen Tatbeſtänden der u. H. gemeinſame Rechtsfolge iſt die Verpflichtung der für das 
Geſchehnis verantwortlichen Perſon zum Schadenserſatze (88 249253). Über den Kreis der 
lle hinaus, in denen das BGB eine Schadenserſatzpflicht aus u. H. ohne Verſchulden der ver⸗ 
antwortlichen Perſon anerkennt, hat die Rechtſprechung, einem unverkennbaren Rechtsſchutz⸗ 
bedürfniſſe folgend, für widerrechtliche Eigentums verletzungen den Satz aufgeſtellt, 
les auch ohne Verſchulden des Schädigers eine Schadenserſaßpflicht beſteht, wenn dem Ver⸗ 
etzten, wie nach § 26 RGew , durch eine Sondexrechtsnorm die Befugnis ent⸗ 
scon iſt, den widerrechtlichen Eingriff abzuwehrenz das gilt insbeſondere für Be⸗ 
. äͤdigungen des Eigentümers durch Funkenflug aus den Lokomotiven der Eiſenbahn, iſt aber 
darauf nicht beſchränkt (RG 58, 130, 63, 374; 70, 150; 81, 216; 86, 232; 93, 100; 97, 290; 98, 
ul; 99, 97; 100, 69; 101, 102; 104 S. 18 u. 84; 127, 29; 133, 350; 154, 161; R& Gruch 66, 475: 
W 04, 36018; 05, 50338, 06, 55424, 07, 2991; 1910, 58015; 1925, 24465; 1931, 12441; RG 
Warn 1911 Nr 33, 404, 405; 1912 Nr 342; 1913 Nr 226; 1914 Nr 89, 1915 Nr. 81, 141; 1918 
fur 55; 1935 Nr 118; NG Seuffl 84 Nr 181; 88 Nr 58; vgl. auch Rh FW 1926, 3642; Haftung 
Ir Schädigung durch die nach dem Verſailler Vertrag erforderlichen Munitionszerſtörungen). 
au auch Larenz aaO. II 6Iff. Über Erſatzanſprüche des Eigentümers von Bienenvolkern, die 
61.5 Huttenrauch vernichtet werden, |. R& 159, 68. Haftung ohne Verſchulden bei Eingriffen in 
geutumsähnliche Nutzungsrechte, wie das Fiſchereirecht, |. Bay obs 25, 369; OL H München 
RS 1938 Nr 803. Zur Frage, gegen wen ſich der Anſpruch auf Schadloshaltung im Falle des 826 
wewd richtet, ſ. RG 155, 316). Über geſamtſchuldneriſche Haftung bei Schadenserſatzklage gegen 
17 che Unternehmer |. Schiffer DOWN 1938, 49. Kein Schadenserſatzanſpruch des Jagd⸗ 
m. Ubungsberechtigten gegen den Eigentümer oder Nutzungsberechtigten eingezäunter Grundſtücke 
en Unterbrechung des Wildwechſels ſ. OLG Naumburg D 1937, 1505. Die Entſcheidungen 
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Rc 105, 213; Warn 1915 Nr 81, 1919 Nr 172; Gruch 50, 411; 54, 640 ſchränken die Schadens⸗ 
erſatzpflicht ohne Verſchulden auf künftige Störungen und Eingriffe ein, weil nur inſoweit die 
Schadenserſatzklage an die Stelle der verſagten Klage auf Einſtellung des Betriebes trete. Wenn 
aber dem Verletzten auch in der Vergangenheit bereits auf Grund des § 26 RGewd die Klage auf 
Einſtellung des Gewerbebetriebes entzogen war, iſt dieſe Einſchränkung nicht gerechtfertigt. Sie 
iſt denn auch in Rh 139, 29 ausdrücklich aufgegeben worden. Danach kann alſo nunmehr auch 
für die zur Zeit der Klagerhebung in der Vergangenheit liegenden aus einem 
unter $16 RGewo fallenden Betriebe herrührenden widerrechtlichen Einwirkungen nach $ 26 
Rewo Schadenserſatz gefordert werden, und es bedarf nicht erſt der Heranziehung des $ 823 
und des Nachweiſes eines Verſchuldens (MG 139, 29). Auf Schädigungen durch eine ſtädtiſche 
Waſſerleitung iſt dieſe Haftung ohne Verſchulden nicht auszudehnen; der Betrieb dieſer gemein⸗ 
nützigen Einrichtung gehört nicht zu den mit einer beſonderen Gefährdung Dritter verbundenen 
Betrieben, die eine ſolche Gefährdungshaftung bedingen (NG 99, 99). Ebenſo nicht auf Brand⸗ 
ſchaden, hervorgerufen durch Funkenflug aus einer gewerblich benutzten Dampflokomobile bei 
ihrer Beförderung auf der Dorfſtraße; es fehlt an der Vorausſetzung, daß eine Befugnis zur Ab⸗ 
wehr des widerrechtlichen Eingriffs nicht beſteht (RG 145, 374). Auch nicht auf den Fall, daß beim 
Legen einer neuen Fernſprechleitung ein Vorübergehender zu Schaden kommt oder Sachen des 
Grundeigentümers beſchädigt werden, wie man überhaupt nicht ganz allgemein ſagen kann, daß, 
wo immer ein Rechtsgut infolge einer Handlungsweiſe verletzt wird, die der Geſchädigte zu dulden 
gezwungen iſt, eine Haftung auch ohne Verſchulden begründet ſei (RG 116, 286; 126, 28). Ab⸗ 
gelehnt wurde mangels geſetzlicher Regelung auch die Ausdehnung der Gefährdungshaftung auf 
den Fall der Tötung eines Menſchen durch das Herabfallen eines Drahtes von einer Starkſtrom⸗ 
leitung (RG 147, 253). Eine entſprechende Anwendung der Grundſätze über die Schadenserſatz⸗ 
haftung ohne Verſchulden auf Grund des $ 26 RGewd wurde dagegen in der Rechtſprechung (RG 
100, 72) für Eigentumsbeſchädigungen durch die Luftſchiffahrt anerkannt, weil auch hier der 
Eigentümer außerſtande iſt, das Überfliegen ſeines Grundſtücks zur Abwendung eigener Gefähr⸗ 
dung zu verbieten, ein Abwehranſpruch nach 5905 Satz 1 hier undurchführbar, auch im allgemeinen 
Intereſſe ausgeſchloſſen erſcheint. Dies wenigſtens inſoweit, als eine Schädigung oder Störung, 
die der Betrieb der Luftſchiffahrt nach menſchlicher Erfahrung gewöhnlich mit ſich bringt, alſo eine 
typiſche Betriebsgefahr, in Frage ſteht (RG 100, 72; 108, 310). Auf Perſonenſchäden war dies 
jedoch nicht zu beziehen; hier hafteten die Flugfahrzeughalter nur nach den Regeln über unerlaubte 
Handlungen, mithin nur wegen Verſchuldens (RG 78, 171; 97, 25; RG JW 1927, 18414), Jetzt 
kommt für die Haftung der Flugfahrzeughalter das eine Erfolgshaftung für Perſonen⸗ und Sach⸗ 
ſchäden vorſehende, auch die Haftung des Flugfahrzeughalters gegenüber den Fahrgäſten und 
den im Betriebe beſchäftigten Perſonen umfaſſende Luftverkehrsgeſetz v. 1. 8. 22 (RGBl J, 
681), neue Faſſung v. 21. 8. 36 (RG Bl I, 653) in Vetracht; dazu AndGkeſ v. 27. 9. 38 (RGGBl , 
1246) und RG 158, 34; ferner VO über den Luftverkehr v. 21. 8. 36 (RGGBl J, 659) in der Faſſung 
der VO v. 31. 3., 12. 7, und 15. 12. 37 (RG Bl I, 432, 815, 1387), ſowie v. 30. 9. 38 (RGBl 1, 
1327); Einführung in Oſterreich VO v. 1.4.38 (RG Bl I, 355), in den anne 
Gebieten VO v. 30.11.38 (RGBl I, 1714), im Protektorat Böhmen und Mähren BO v 
26. 4. 39 (RG Bl I, 847); für den internationalen Luftverkehr das Geſetz v. 15. 12. 33 (RG Bl J, 
1079) zur Durchführung des in RGBl 1933 II, 1039 veröffentlichten Erſten Abkommens 
zur Vereinheitlichung des Luftprivatrechts v. 30. 11. 33. Die Entſcheidungen RG 101, 
102 und 104, 84 haben aus den in der Rechtſprechung gewonnenen Grundſätzen über eine 
Schadenserſaßpflicht ohne Verſchulden den allgemeinen Satz abgeleitet, daß überall, wo die 
Ausübung von Privatrechten hinter höheren Intereſſen der Allgemeinheit zurückſtehen pu der 
zur Aufopferung des Rechtes Genötigte einen Anſpruch auf Schadenserſatz erhalten muß, der 
vom Nachweis eines Verſchuldens auf ſeiten des Schädigers unabhängig iſt. Zur Frage einer 
Schadenserſatzpflicht ohne Verſchulden auf dem Gebiete des Waſſerrechts [. RG 122, 134. Die 
Frage, ob Anſprüche auf Erſatz von Vermögensſchäden wegen einer Geſundheitsbeſchädigung 
erhoben werden können, die ohne Verſchulden eines Beteiligken durch eine Pockenſchutzimpfung 
verurſacht worden iſt, hat der Große Senat in Zivilſachen in RG 156, 305 verneint. Vgl. dazu u. a. 
Weber ZAk daR 1938, 135. it 
2. Unerlaubte Handlungen nach anderen Reichsgeſetzen. Das B s ſtellt zuſammen vi 
dem in Art 32 Ec aufrechterhaltenen bisherigen Reichsrecht ein einheitliches Geſetzgebungswer 
dar, ſo daß auch ohne beſondere Verweiſung, ſoweit nicht der beſondere Zweck und der geleb- 
geberiſche Gedanke der Einzelgeſetze dem entgegenſteht, die allgemeinen Vorſchriften des B 
die in den Einzelgeſetzen geregelten Rechtsgebiete erfaſſen (Rs 53, 75; 60, 300; 74 S. 249 u, aden 
Daraus erhellt, daß ſich der Begriff der u. H. im Sinne des 25. Titels nicht in den Tatbeſtändce 
des 25. Titels erſchöpft (fo Staudinger Vorbem XII vor 5 823), ſondern daß u. H. durch 5 5 
Tatbeſtände des BGB wie anderer Reichsgeſetze dargeſtellt werden, die mit re 
des 25. Titels die in A! aufgeftellten Merkmale ber u. H. teilen: alſo einen gegen 
ſtandlich rechtswidrigen Eingriff in den allgemeinen Rechtskreis einer Dei 
enthalten, mit dem durch das Geſeß die Rechtswirkung einer Schadenserſatzpflicht verknüpft wird, 


* 


Unerlaubte Handlungen (Vorbemerkung) 697 


mag der Eingriff des weiteren nach dem jeweiligen Geſetzestatbeſtand ein Verſchulden des Täters 
erfordern oder nicht. Solche anderweitige u. H. finden ſich auch außerhalb des 25. Titels im BGB 
ſelbſt vor. Darunter fallen zwar nicht die zahlreichen verſtreuten Schadenserſatzverpflichtungen, 
die beſtimmte bereits vorhandene Rechtsbeziehungen zwiſchen zwei Perſonen vorausſetzen und 
aus dieſen entſpringen, wie nach den $$ 42 Abſ 2, 122, 160, 163, 179, auch 1833 u. a., wohl aber 
diejenigen der $$ 228, 231, ſowie die in Vorbem 1 am Schluſſe erwähnten Schadenserſatzverpflich⸗ 
tungen aus Eigentumsverletzungen, wenn dem Verletzten die Befugnis entzogen iſt, den rechts⸗ 
widrigen Eingriff abzuwehren (vgl. BGB $ 904). Schadenserſatzanſprüche aus u. H. find weiter 
die aus den 58302 Abſ 4,600 Abſ 2, 717 Abſ 2,945 3 PO ſich ergebenden, die Durchbrechungen 
des Verſchuldensgrundſatzes enthalten und nur den gegenſtändlich rechtswidrigen Eingriff in einen 
fremden Rechtskreis zur Vorausſetzung haben (RG 58, 236; 74, 249; 78, 202; 106, 289; 143, 118; 
149, 321; N JW 05, 430%; 1913, 43857; 1932, 65418, 1933, 205713; 1934, 31931; NG Warn 
1911 Nr 82; 1913 Nr 265; 1935 Nr 46; RG SeuffA 91 Nr 125; zur Anwendung des § 717 Abſ 2 
ZPO. RG 145 S. 296, 328; über Schadenserſatz bei Wiederaufhebung von Beſchlüſſen über vor⸗ 
läufige Vollſtreckung |. Weber ArchgivPrax 141, 257; über die Nichtanwendbarkeit des $ 945 ZRO 
bei Steuerarreſten nach $ 351 der Reichsabgabenordnung ſ. RG 108, 253). U. H. ſtellen ferner dar 
die Tatbeſtände der 88 1 u. 2 des RHaftpfl® (für $ 1 früher nicht anerkannt RG 50, 408; dagegen 
ſpäter in feſtſtehender Rechtſprechung RG 53,114; 57,52; 58,335; 60,300; JW 09,7247) ſowie des 
Kraft Fahr v. 3.5.09 in der Faſſung des Gef v. 10.8.37 (RGGBl 1, 910) 88 7ff.; des Luftver⸗ 
kehrsgeſetzes v. 1.8.1922 (RG Bl 1,681) in der Faſſung v. 21. 8.36 (RG Bl I, 653) 58 19ff.; die 
zum Schadenserſatz verpflichtenden Tatbeſtände der Urheberrechts- und der gewerblichen 
Schutzgeſetze einſchließlich des Unl WG (vgl. RG 70,74; JW 05,2142, des HGB, der KO, des 
BinnenSchch uſw. Die Beſtimmung der EiſenbVerkd, die die Eiſenbahn für ihre Leute haften 
läßt, ſetzt keinen Tatbeftand einer u. H. (RG JW 1916, 4887). Zur Haftung der Reichspoſt im Poſt 
reiſedienſt ſ. 88 11,12 des Gef über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs, dazu RG 127,12; RG Warn 
1913 Nr 318 und jetzt VO zur Anderung und Ergänzung der Poſtordnung v. 6.7.38 (RG Bl I, 881) 
9.65, dazu Kniepmeyer DX 1938, 1179; Körner ZAk DR 1938, 552. An leitenden Grundſätzen 
für das Verhältnis dieſer außerhalb des BGB ftehenden u. H. zu dem BGB überhaupt und den 
beſondern Beſtimmungen des 25. Titels können folgende aufgeſtellt werden: 

a) Die allgemeinen Boſtimmungen des 868, insbeſondere 89 249ff., 254, 273, finden überall 
Anwendung, wo dieſe nicht nach dem Geſetzesgedanken des Sondergeſetzes ausnahmsweiſe als 
gusgeſchloſſen angeſehen werden muß (für NHaftpfl® und $ 254 RG 53 S. 75, 394; 63, 332 u. a.; 

ür 3 945 ZRO und die 88 249 ff., 254 BG NG 54, 347; 143, 118; NG Warn 09 Nr 282; 191¹ 
Aer 82; für das Kraft Fahrch vgl. 59 des Gef, für das Luftverkehrsgeſetz vgl. 9 20 des Geſ). Keine 
Anwendung findet $ 278 BGB, der auf das Gebiet der Schuldverhältniſſe beſchränkt iſt (RG 75, 
257; 77, 211; 79, 319; 99, 263; vgl. des näheren A 1 zu $ 831). 
„ b) Die Anwendung der allgemeinen Beſtimmungen für die unerlaubten Handlungen im 
25. Titel: über Ausſchluß der Verantwortlichkeit (5 827, 828), Haftung mehrerer verantwort- 
licher Perſonen (88 830, 840), Haftung für Dritte ($ 831), Art und Umfang des Schadenserſatzes 
{8 842— 846; zu 8 847 f. 5 847 A 1), Verjährung (88 852, 853), entfällt, wenn und inſoweit das 
Sondergeſetz ſelbſt eine erſchöpfende Regelung gegeben oder beabſichtigt hat; deshalb iſt für die 
Tatbeſtände des RHaftpfl® der $ 840 BGB anwendbar, wobei im Falle des Abſ 3 nach der Recht⸗ 
Ptechung des Reichsgerichts der Eiſenbahnunternehmer als „Dritter“ anzusehen iſt (MG 53, 114; 
58, 335; 61, 56; JW 05, 3175; 1911, 22028; 1912, 718; 1914, 9227; 1915, 3242); dagegen find 
ncht anwendbar die 88 842— 847, weil fie durch die erſchöpfende Regelung des Umfangs des 
Abadenserſatzes in den §8 3, 3a (EGBGB Art 42), 7, 74 (Geſ v. 8. 7. 23, RG Bl! 615) des 
Loltplc ausgeſchloſſen ſind (RG 57, 52; JW 08, 19610, 09, 4831; 1911, 74242; 1913, 9916); 
ebenſo $ 852, weil die Verjährung in § 8 des Gef ſelbſtändig geordnet iſt. Die gleichen Grund⸗ 
ber gelten für das Kraft Fahrch, das den Umfang des Schadenserſatzes, ſoweit nur der Tatbeſtand 
5 5 Sondergeſetzes in Frage kommt ($ 16 des Gef), in den $$ 10—13 ſelbſtändig und erſchöpfend 
Bet (au $ 12 f. die Anderung durch Gef v. 23. 12. 22, RGBl 1923 I 1) und auch in $ 14 eine 
neiotbere Verjährungsbeſtimmung, in $ 17 eine Ausgleichungsvorſchrift enthält. Für das Luft- 
ſiänhrsgeſetz ſ. 88 21 ff. des Gef. Über die allgemeine Anwendbarkeit des § 852 auf Tatbe⸗ 
lande u. O. außerhalb des BOB im übrigen |. RG 67, 141; 70, 150; 74, 249; 78, 802; JW 1911, 
158 6; 1912, 3115; 1913, 43817; für den Fall, daß ein Anſpruch zugleich auf das Un WG und auf 
* Handlung nach 8 823 ff. geſtützt wird, ſ. Rc 74, 436; 109, 279; R JW 1930, 173255, 
ch Warn 1933 Nr 147. ; N 
* t) Was die Tatbeſtände der unerlaubten Handlungen ſelbſt anbetrifft, ſchließt der engere 

zatbeſtand eines Sondergeſetzes, der mit einem allgemeineren des BGB zuſammentrifft, jo daß 
5 Tatbeſtände im übrigen ſich decken (ſog. Geſetzeskonkurrenz), die Anwendung des BGB aus 
0 6 70, 74 und JW 05, 2142 für das GebrMuſtch, RG JW 1926, 5615 für das MuſtSchch v. 
aeg 76, RG 73, 294 für das Urhebertechtsgeſetz). Wo die geſetzlichen Merkmale der Tatbeſtände 
ib teilweiſe ſich decken (ſog. Ideal“, auf zivilrechtlichem Gebiete Anſpruchskonkurrenz), ſind, 

fern dies nicht dem Zwecke des Sondergeſetzes widerſtrebt, beide Geſetze nebeneinander anzu⸗ 
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wenden. Das gilt insbeſondere von den Geſetzen über den unlauteren Wettbewerb (RG 74, 434) 
und zum Schutze der Warenbezeichnungen, die des abſchließenden Charakters entbehren, gegen⸗ 
über den 38 823 Abſ 2 und 826 BOB (RG 48 S. 114 u. 238; RG St 41, 78). Ebenſo für das 
Verhältnis des Haftpflichtgeſetzes zu den 98 254, 846, 823, 831 BGB (HAN 1934 Nr 275). Nach 
$ 16 Kraftcßahrch bleiben anderweite reichsrechtliche Haftungsvorſchriften, jo auch 58 823 ff. unbe⸗ 
rührt (vgl. für Schwarzfahrten RH 136 ©. 4 und 15,16 ZW 1932, 37128, dort auch über das Ver⸗ 
hältnis des 57 Abſ 3 Krafteyahrch zu 9 823); über die Möglichkeit eines Teilurteils, falls der Ver⸗ 
letzte ſeine Anſprüche zugleich auf das Kraftahrch und auf das BOB ſtützt, |. NG 139, 302; 140, 
386. Über die Anwendung des KraftFahrch bei Rennen von Kraftwagen und Krafträdern, auch 
auf geſchloſſener Bahn, ſ. RGS 130, 162; 150, 73; RG Dig 1933, 625. Keine Gefährdungshaftung 
von Perſonen, die als Fahrer oder neben dieſen beim Rennbetrieb tätig ſind, ſ. HRR 1935 Nr 125. 
Nach 528 des Luftverkehrsgeſetzes bleiben unberührt die reichsrechtlichen Vorſchriften, wonach 
für den beim Betrieb eines Luftfahrzeugs entſtehenden Schaden der Halter oder Benutzer ($ 19 
Ab 2) in weiterem Umfang oder der Führer oder ein anderer haftet. Über das Zuſammentreffen 
von Tumultſchadenshaftung und unerlaubter Handlung val. RG 102, 151. 

d) Die Tatbeſtände der Gläubigeranfechtung nach der KO und dem Anf find nicht ſchlechthin 
ſolche von u. H.; für die F 31 Nr 1 u. 2 KO, 3 Nr 1 u. 2 Anf iſt dies im Sinne des § 32 ZPO, 
deſſen Begriff der u. H. ſich aber mit dem des BGB deckt, angenommen worden (RG 48, 401; 
60, 300; 74, 224). Jedenfalls haben die Beſtimmungen über die Gläubigeranfechtung in den 
genannten Geſetzen abſchließenden Charakter; ſie wollen die Rechtsfolgen der von ihnen getroffe⸗ 
nen Handlungen erſchöpfen. Soweit daher die der Anfechtung unterliegenden Rechtshandlungen 
im Einzelfalle nur die Merkmale der geſetzlichen Tatbeſtände der KO und des Anf& aufweiſen, 
it daneben für die Anwendung der $$ 823 u. 826 BGB kein Raum (RG 69, 143; 74, 224; JW 
04, 49952; 09, 697°2; 1910, 3851; 1911 S. 9728 u. 65022; 1912, 8545; 1914, 83412; 23 1917, 
107010. Nicht ganz im Einklange damit ſteht anſcheinend die Entſcheidung RG Warn 08 Nr 516, 
die jedoch den beſonderen Fall betrifft, daß der Schuldner durch den anfechtbaren Vertrag ſein 

eſamtes pfändbares Beſitztum dem Dritten zugeſpielt hatte). Soweit ein unerlaubtes Ver⸗ 
halten vorliegt, das über die Tatbeſtände der KO und des AnfG hinausführt, z. B. bei einer treu⸗ 
händeriſchen Übereignung von Vermögensteilen des Schuldners oder bei Sicherheitsverkäufen 
eines geſamten Warenlagers und Abtretung aller Außenſtände an einen Dritten unter Ver⸗ 
ſchleierung des wahren Sachverhalts nach außen zur Täuſchung und Schädigung der Gläubiger, 
iſt auch die Anwendung der Beſtimmungen des 25. Titels, insbeſondere des § 826, gegeben (RG 
74, 224; 85, 343; JW 04, 49952, 1910, 38%; 1911 S. 9758 u. 65022; Warn 1920 Nr 103; die Ent⸗ 
ſcheidung Warn 08 Nr 516 ift hier einzureihen). So kann auch ein zum Nachteil der Gläubiger 
geſchloſſener Vertrag, wonach der Schuldner gegen Unterhaltszahlungen ſeines Bruders Dienſte 
leiſtet, ohne daß ihm ein Rechtsanſpruch auf das Entgelt für ſeine Arbeit eingeräumt wird, als 
den guten Sitten zuwiderlaufend eine Schadenserſatzpflicht nach $ 826 begründen (RG 155, 327). 

3. Unerlaubte Handlungen nach Landesgeſetzen. Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung 
finden ſich in EG Artt 69—72 (Wildſchaden, aufgehoben durch RJagdch v. 3. 7. 34, RH Bl J, 549, 
$ 71), 77-79 (Haftung der Beamten oder des Staates für den von Beamten in Ausübung der 
öffentlichen Gewalt andern zugefügten Schaden, f. jetzt Art 131 Weim Verf), 105 (Haftung des 
Eiſenbahnunternehmers für außervertragliche Sachbeſchädigung; vgl. dazu RG 70, 174 und JW 06, 
3764), 106 (Haftung von Betriebsunternehmern, die für ihre Zwecke ein dem öffentlichen Gebrauche 
dienendes Grundſtück benutzen), 107 (Zuwiderhandlung gegen zum Schutze von Grund⸗ 
ftüden erlaſſene Strafgeſetze), 108 (Haftung für Schaden, der bei Zuſammenrottungen, Auflauf 
oder Aufruhr entſteht). Die allgemeinen Vorſchriften des BGB einſchließlich der allgemeinen 
Vorſchriften des 25. Titels über die Rechtsfolgen der u. H. gelten hier nach dem Grundſatze des 
Art 55 EG jo weit, als die Landesgeſetze den Rechtsſtoff in Verbindung mit dem allgemeinen 
Recht regeln wollen und zu ihrer Ergänzung auf dieſes hinweiſen; ſie gelten nicht, wenn das 
Landesgeſetz in ſich eine einheitliche erſchöpfende Regelung enthält oder geben will (vpl. für 
$ 25 des preuß. Eiſenbahngeſetzes v. 3.11.1838 und $ 254 BGB Rh 63, 270; JW 09, 2713 191¹ 
S. 46858 u. 944°, aber auch RG 66, 402). Über die Anwendung des $ 17 KraftfG auf den San 
denserſatzanſpruch nach $ 25 preuß. Eifenbahn® ſ. RG 142, 356; RG JW 1936, 189910, 24045 
Über die fortdauernde Geltung der Beſtimmung des $ 75 Einl z. Pr LR |. RG 89, 207; 105, 328; 
aus neuerer Zeit 135, 308; 137, 183, 140 S. 112, 276; 141,155; 144 S. 325, 334; 145, 10%; 
149, 34 und insbeſondere RF 156, 305 (309). Über Bedeutung und Tragweite des Aufopferendn 
anſpruches aus 875 and. im Unterſchied von einem Schadenserſatzanſpruch ſ. auch RG 9 
1936 Nr 665. 

4. Vertrag und unerlaubte Handlung. 17 

a) Zuſammentreffen einer Vertragsverletzung mit einer unerlaubten Handlung gegen, 
über dem anderen Vertragsteile. Dazu Dietz, Anſpruchskonkurrenz bei Vertragsverletzung, — 
Delikt 1934; Larenz, Vertrag und Unrecht II 74ff. In allen Fällen, wo nicht durch die eie 9 
einer Vertragspflicht, ſondern nur bei Gelegenheit einer in den Vertragskreis fallenden T 15 
keit, im äußeren, aber nicht im inneren Zusammenhange mit dem Vertrage, der Tatbeſtand einer u. 


Unerlaubte Handlungen (Vorbemerkung) 699 


H. erfüllt wird, wo alfo die Vertragsverpflichtung und die allgemeine Rechtspflicht, deren Verletzung 
die u. H. bildet, überhaupt nicht zuſammenfallen, iſt die Haftung aus letzterer ſelbſtverſtändlich. Aber 
auch wo jener innere Zuſammenhang vorliegt, iſt die Haftung zugleich aus u. H. grundſätz⸗ 
lich anzuerkennen (vgl. Vorbem 1 Abſ 2), ſofern die den Vertragspflichten zuwiderlaufende Hand⸗ 
lung zugleich alle geſetzlichen Merkmale einer u. H. enthält (RG 67,182; 83,183; 85, 185; 86,321; 87 
S. 64 u. 289; 88 S. 317 u. 433; 89 ©. 338 u. 384; 90 S. 68 u. 408; 92, 152; 99, 263; 103, 263; 
116, 214; JW 08, 4327; 1910 S. 14810 u. 7485; 1912, 3382; 1913, 3767; 1914, 92612; 1916, 4887; 
1920, 284°; 1927, 1248°; 1928, 22105; 1933, 8311; Warn 1917 Nr 27 u. 42; 1912 Nr 245, 1913 
Nr 411; 1914 Nr 268; 1915 Nr 124; 1920 Nr 11; 1928 Nr 105; LZ 1917, 106918; 1918, 445; 
HRR 1928 Nr 422). Die allgemeine Rechtspflicht, deren Verletzung die u. H. darſtellt (vgl. 
Vorbem 1 Abſ 2), beſteht immer und gegenüber jeder Perſon, mag dieſe ohne Vertrag oder durch 
das Mittel eines Vertrags in den Handlungsbereich des Verletzers gekommen ſein. Dieſe allgemeine 
Rechtspflicht kann nicht dadurch beſeitigt werden, daß es ein Vertrag war, der erſt die Möglich⸗ 
keit der rechtswidrigen Einwirkung auf den andern gegeben hat. Der Vertrag verſtärkt die 
allgemeine Rechtspflicht; nicht aber beſeitigt er ſie (ſo RG 88, 433 in grundſätz⸗ 
licher Ausführung). Der Dienſtherr, der die Sorgfaltspflicht für die Dienſtperſonen nach 618 außer 
acht läßt (RG Warn 1912 Nr 250; entſprechend der Staat, der in einem dem Dienſtvertrag ähn⸗ 
lichen Verhältniſſe die Sorgfaltspflichten feinen Beamten gegenüber hinſichtlich der Beſchaffenheit 
der Dienſtwohnungen vernachläſſigt, RG 91, 21; 95, 103); der Gaſtwirt, der in den Räumen feiner 
Gaſtwirtſchaft auf die Sicherheit ſeiner Gäſte nicht Bedacht nimmt (RG 85, 185 — zu eng, vgl. 
die folgenden Entſch. und RG 88,317 — 88,433; 103,263; JW1911, 1825; Warn 1911 Nr27; 1934 
Nr 151; 23 1919,5327); der Hausbeſitzer und Vermieter, der die Zugänge der vermieteten Wohnun⸗ 
gen unbeleuchtet läßt oder ſonſt den verkehrsſicheren Zuſtand der vermieteten oder mitvermieteten 
Räume vernachläſſigt (RG 39, 384; 90, 65; 106, 135; JW 04, 141°; 1910, 100318; 1920, 2846; 
Warn 1913 Nr 411; 1921 Nr 96); der Eifenbahn- oder Fuhrwerksunternehmer, der die Beförde⸗ 
rung von Perſonen oder Sachen übernommen hat und dabei die Verletzung der Perſonen, die 
Beſchädigung oder den Verluſt der Sachen ſchuldhaft herbeiführt (RG 55, 335; 67, 182; 86, 321; 
87 S. 64 u. 289; 88, 317; 89,338; JW 1911 S. 3607 u. 82442, 1912, 68618; 1913, 3767; 1916, 
4887; 1933, 83811; Warn 1911 Nr 179; 1912 Nr 245; 1914 Nr 268; 1915 Nr 124; LZ 1916, 
63317; 1925, 9410; über die Sorgfaltspflicht hinſichtlich der Zu- und Abgänge und der Warteräume 
der Eiſenbahnen nach dem Beförderungsvertrage und die Beweislaſt in dieſen Fällen RG 86, 
321; JW 1911 S. 3607 u. 82442; Warn 1914 Nr 268; 1915 Nr 124); die Poſt bei nachläſſiger 
Beförderung (Warn 1913 Nr 318); der Reeder, der nicht für die körperliche Sicherheit der Fahr⸗ 
gäſte während einer ſtürmiſchen Seereiſe ſorgt (RG 116, 213); die Stadtgemeinde, die als Unter- 
nehmerin eines Fernheizwerkes es unterläßt, Vorkehrungen zur Sicherheit der Heißwaſſerdampf⸗ 
zuführung, wie Anbringung ſchriftlicher Belehrung, Plombierung des Hauptabſperrſchiebers, zu 
treffen (NG HRR 1937 Nr 190); der Befteller eines Werkes oder einer Dienſtleiſtung, der dem 
Unternehmer eine gefährliche Arbeitsſtätte zuweiſt (NG 83, 137; 90, 408; JW 1910, 14810); der 
Arzt, der einen Kranken vertragswidrig unter Verletzung ärztlicher Kunſtregeln behandelt, NG 
85, 183; JW 1911, 1827; Warn 1916 Nr 226; 1922 Nr 7 (Haftung für Hilfsperſonen nach $ 278); 
1929 Nr 43; zu einem Kinde, das er im Auftrage der Eltern behandelt, ſteht der Arzt gemäß § 328 
im Vertragsverhältnis, RG 152, 175 gegen R& 85, 183, ſ. auch Warn 1918 Nr 113; der Kaufmann, 
der als Verkäufer einem Kunden an Stelle des begehrten Genußmittels ſchuldhaft einen geſund⸗ 
heitsgefährlichen Stoff verabreicht (NG JW 08, 2365); fie alle haften für den dem andern 
Vertragsteile oder dem nach $ 328 unmittelbar berechtigten Dritten zugefügten 
Schaden ſowohl aus dem Vertrage wie nach Maßgabe der $$ 823, 831 oder eines 
ſonſtigen, den Tatbeſtand einer u. H. aufſtellenden Geſetzes aus u. H. Über Verträge zu- 
gunſten Dritter ($ 328) und das Zuſammentreffen der Vertragsverletzung mit einer u. H. gegen die 
Dritten vgl. noch RG 87, 64; 91, 21; 127 S. 14 u. 218; JW 1922, 132510 (Vertrag zwiſchen Knapp⸗ 
ſchaft und Krankenhaus); Warn 1918 Nr 113; 1921 Nr 96; 23 1922, 6185. Über Schadenshaftung 
aus vertraglichem und außervertraglichem Unrecht im Arbeitsverhältnis ſ. Derſch ZAk DR 1936, 
1033; 1937, 228. Das Zuſammentreffen von Vertragshaftung und Haftung aus unerlaubter 
Handlung kann auch für die Frage der Verjährung von Bedeutung fein (ogl. RA ArbReSamml 
6, 13 und 5852 A 2). Von den oben ausgeführten und in RG 88, 433 entwickelten Grund⸗ 
ſätzen weichen einzelne Entſcheidungen des NG ab, indem fie, wo die Sorgfaltspflicht erſt durch 
den Vertrag begründet wird, nur eine Vertragshaftung anerkennen, ſo RG JW 04, 1664; 1910, 
11213, Warn 09 Nr 393; 1911 Nr 27, auch RG 85, 185; ihre einſchränkenden Sätze find als 
aufgegeben anzuſehen; vgl. NG 88 S. 317 u. 433 ſowie JW 1920, 284°. Die allgemeine 
Mechtspflicht muß ohne Ausnahme jedem gegenüber erfüllt werden, und ihre Verletzung 
derpflichtet jeden und jedem gegenüber, auch wenn es ohne den Vertrag nicht zu der Verletzung 
gekommen fein würde. Über die Beweislaſt bei Vertrag und u. H. vgl. Rh JW 1923, 2865. — 
Der vertragsmäßige Ausſchluß der Gewährleiſtungspflicht aus dem Vertrage befreit 
nicht an ſich von der Haftung für die u. H. (RG 88, 317); doch kann auch der Ausſchluß 
oder eine Minderung dieſer Haftung, ſoweit ſie zuläſſig find (vgl. unten 4b und RG 
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88, 436), im Sinne der Vertragsabmachungen liegen (vgl. HRR 1929 Nr 799). Allgemeine Be⸗ 
dingungen, die die Haftung aus dem Vertrage für gewiſſe Fälle ausſchließen oder einſchränken ſollen, 
erſtrecken ſich ebenſo nicht auf die Haftung aus u. H., es ſei denn, daß der andere Vertragsteil ſich 
ihnen ausdrücklich oder ſtillſchweigend unterworfen hat (RG 63, 308; 102 S. 44 u. 48). Wo das 
Geſetz, wie in § 521 (Schenkung), in § 599 (Leihe oder in § 690 in Verbindung mit 9 277 (Ver⸗ 
wahrung) eine Vertragshaftung nur für Vorſatz und grobes Verſehen eintreten läßt, kann eine 
ſtrengere Haftung auch wegen der zugleich begangenen u. H. nicht Platz greifen, die den Einſchrän⸗ 
kungen ihre Bedeutung rauben würde; in dieſem Falle fehlt es infolge der Einſchränkung der Sorg⸗ 
faltspflicht in der Sonderbeſtimmung an der Rechtswidrigkeit des Handelns (RG 66, 363: RG 
SeuffA 89 Nr 159; Rö 1. 10. 10 III 132/10). Einen Hauptfall geſetzlicher Einſchränkung der Ver⸗ 
tragshaftung, die auf die Haftung aus u. H. zurückwirkt, bilden die Beſtimmungen in den $$ 11 u. 12 
des Poſtgeſetzes vom 28. 10. 71, die eine weitere Haftung der Poſt für einen dem Reiſenden bei der 
Beförderung zugefügten Schaden, als auf Erſatz der Kur⸗ und Verpflegungskoſten, ausſchließen 
(RG 67, 182, für beförderte Sachen ſ. 98 8 u. 12 des Gef; dazu RG 70, 314). Dazu jetzt Vo 
zur Anderung und Ergänzung der Poſtordnung v. 6. 7. 38 (RG Bl I, 881) und oben Vorbem 2 
Abſ 1 a. E. Die Haftung des Poſthalters, wo fie beſteht, wird ſelbſtverſtändlich durch das Poſt⸗ 
geſetz nicht berührt. 

b) Kann durch Vertrag die Haftung für eine unerlaubte Handlung, die der eine Vertrags⸗ 
teil dem andern zufügen könnte, ausgeſchloſſen werden? Der Ausſchluß der Haftung aus u. H. 
durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende Vertragsberedung iſt an ſich, mag es ſich um bloße Ge⸗ 
fährdungshaftung oder um Schuldhaftung handeln, zuläffig (RG 81, 316; 117, 102; JW 07, 
287°0; 1911 S. 285, 30°, 71414); er iſt begrenzt durch den Grundſatz des § 276 Abſ 2, wonach die 
Haftung wegen Vorſatzes keinem Schuldner im voraus erlaſſen werden kann, ſowie durch 9 138: 
der Vertrag darf nicht gegen die guten Sitten verſtoßen (vgl. RG 89, 6 und für die Haftung des 
Flugzeughalters RG 117, 102). Aus dieſem Grunde kann namentlich eine die Einwilligung des 
Verletzten in die u. H. enthaltende Vertragsberedung, die den Ausſchluß der Haftung in ſich 
begreift, für nichtig zu erachten fein (vgl. $ 823 A 10). Endlich iſt der vertragsmäßige Ausſchluß 
der Haftung aus u. H. da nicht für zuläffig zu erachten, wo er nach dem Geſetze für die aus dem⸗ 
ſelben Tatbeſtande ſich ergebende Vertragshaftung unterfagt ift; fo in 88 618,619 BOB ſowie 
in $ 471 968 (vgl. RG JW 07, 28750), Die Entſcheidung R& 68, 358, die den vertragsmäßigen 
Ausſchluß der ae e aus $ 823 nach Maßgabe der Betriebsordnung für den Kaiſer⸗Wilhelm. 
Kanal für unzuläſſig erklärt, entnimmt ihre Begründung dem Geſetze, betr. die Herſtellung vi 
Kanals, v. 16. 3. 86 und ift nicht grundſätzlicher Natur (R 81, 316). — Ein Fall vertragsmäßi— 
gen Ausſchluſſes der Haftung aus u. H. ift, daß jemand, der ſich einem andern zur Beförde; 
rung anvertraut, die Gefahr der Reiſe übernimmt und auf Erſatz eines Schadens, der ihm durch den 
andern Vertragsteil und ſeine Hilfsperſonen felbft ſchuldhafterweiſe zugefügt werden konnte, 
verzichtet; ein ſolcher Verzicht umfaßt in gleicher Weiſe die Haftung aus dem Vertrage wie aus 
der u. H. So kann durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende Vereinbarung zwiſchen den Teil 
nehmern einer Fahrt und dem Fuhrwerkshalter oder Fuhrwerksführer deren Haftung für etwaige 
Unfälle, ſei es aus 88823, 831 oder 9833, ausgeſchloſſen werden (RG 65 S. 17 u. 313; JW 07 S. 287 
u. 308°; 1911 S. 28° u. 71424; Warn 08 Nr 157 u. 158). Ebenſo für das Verhältnis zwiſchen dem 
Halter oder Führer eines Kraftfahrzeugs und dem Teilnehmer an einer Kraftwagenfahrt (RG 
128, 229; RG 15. 4. 26 IV 647/25; |. aber auch Hag 1930 Nr 1318). Eine ſtillſchweigende 
Übereinkunft iſt in der Regel in den Fallen der Gef ährdungshaftung anzunehmen (RG 65,313; 
67,431; RG JW 1911 S. 285,714; 1915, 2758; 10.2. 21 VI 236/20). Es kann aber dem Schuldner 
auch die Haftung für ſolche Schäden im voraus erlaſſen werden, die durch feine Fahrläſſ igkeit 
(auch grobe Fahrläſſigkeit) entſtehen (RG 128, 229; NG JW 1934, 20331). Eine ſtillſchweigende 
Ausſchließung der Haftung erfordert das Bewußtſein des Verletzten von der Möglichkeit an 
Gefährdung und wird für den Fall grober Fahrläſſigkeit nur aus beſonderen Umſtänden gefolger 
werden können (NG JW 1934, 346“; 1936, 3382; 1937, 16335; vgl. auch HRR 1934 Nr 1020, 
1352). Sie ift noch nicht mit dem Umſtande allein gegeben, daß der Fahrgaſt aus Gefälligkei 
unentgeltlich mitgenommen wird; das iſt an ſich ein bloß tatſächlicher Vorgang ohne rechtli z 
Bedeutung (RG 65, 17; 67, 431; 68, 429; 128, 229; 145, 390; JW 1910, 23412; 1911, 28°; 180 
85710; 1932, 202512: Warn 08 Nr 477; 09 Nr 22, 100; 1914 Nr 259; 1932 Nr 72, 73, 117; 19 i 
Nr 148; 1935 Nr 130; RG SeuffA 87 Nr 36; f. auch HAN 1938 Nr 97). Sie ift auch nicht ſcho 1 
daraus abzuleiten, daß der Verletzte an einen rechtlich verfolgbaren Erſatzanſpruch nicht 3 
hat (RG JW 1936, 3382). Der Mitfahrer bei einer Dauerprüfungsfahrt für Kraftwagen ve zich 
nicht ohne weiteres auf Schadenserſatzanſprüche aus einem Verſchulden des Wagenlenkers ( 5 
JW 1926, 2534). Noch weniger iſt ein ſtillſchweigender Ausſchluß der Haftung anzunehm n 
wenn es ſich nicht um eine Gefälligkeitsleiſtung des ſonſt Schadenserſatzpflichtigen, ſondern ei 
eine ſolche des Beſchädigten handelt oder die Übernahme einer durch Verſchulden des Schäbigen 
erſt begründeten Gefahr in Frage kommt (RG JW 1911, 714). Auch aus der Teilnahme an 11 5 
Vergulgungsfahrt it nicht ohne weiteres ein Verzicht auf jede Haftung des Fahrers zu entneſnen 
(R6 JW 1937, 1490). Immerhin kann der Geſichtspunkt der Unentgeltlichkeit als ein für 
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Ausſchluß der Haftung auch für Fahrläſſigkeitsſchäden ſprechender Umſtand, wenigſtens beim Hin- 
zutreten weiterer Umſtände, gewertet werden (NG JW 1934, 20331; 1936, 1890%), während z. B. 
die Kenntnis von dem Beſtehen einer Haftpflichtverſicherung gegen den ſtillſchweigenden Ab⸗ 
ſchluß eines Enthaftungsvertrages ſprechen kann (RG Warn 1937 Nr 9). Handelt es ſich dagegen 
um einen entgeltlichen Vertrag, ſo ſind an die Annahme eines ſtillſchweigenden Haftungsaus⸗ 
ſchluſſes für Fahrläſſigkeitsſchäden ſtrenge Anforderungen zu ſtellen (RG 128, 229; RG FW 1934, 
20331). Haftung aus Dienſtvertrag ($ 278) und aus unerlaubter Handlung ($ 831), wenn der Guts⸗ 
beſitzer die bei ihm angeſtellte Erzieherin durch ſeinen Gutsverwalter zum Beſuch der Kirche und 
des Arztes in ſeinem Kraftwagen zur nächſten Bahnſtation mitnehmen läßt (RG JW 1935, 115%). 
Über ſtillſchweigende Beſchränkung der Haftung auf diejenige Sorgfalt, die der Halter und Fahrer 
eines Kraftwagens in feinen eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt (8 277), |. HRR 1936 
Nr 1233. Zur rechtlichen Bedeutung des, Handelns aufeigene Gefahr“, ſowie der Anbringung 
eines Schildes mit der Inſchrift „Sie fahren in dieſem Wagen auf eigene Gefahr“ in einem 
Kraftwagen bei Gefälligkeitsfahrten ſ. RG 141, 262; 145, 390. Handeln auf eigene Gefahr bei 
Teilnahme an Zuverläſſigkeitsfahrten ſ. HRR 1937 Nr 329. Dem Einwand des Handelns auf 
eigene Gefahr, d. h. der Einwilligung in eine möglicherweiſe auf der Fahrt mit oder ohne 
Verſchulden des andern Teils eintretende Verletzung, als eines Haftungsausſchließungsgrundes 
kommt neben dem Geſichtspunkt des ſtillſchweigenden Haftungsausſchluſſes und der ſchuldhaften 
Mitverurſachung ſelbſtündige Bedeutung zu (RG 128, 233; 130, 168; 141, 265; RG JW 1933, 
2389; 1934, 3464, 20331; 1936, 3382; RG HRR 1936 Nr 887; 1937 Nr 1437). Über eine Be⸗ 
ſchränkung der Haftung auf Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit bei Gefälligkeitsverhältniſſen ſ. $ 599 
A und Larenz, Vertrag und Unrecht II 77ff. Gegen jede Haftung bei Gefälligkeitsfahrten 
aus dem Gedanken der Gemeinſchaft |. Louis JW 1936, 625. — Andere Fälle vertragsmäßigen 
Ausſchluſſes der Haftung aus u. H. bilden die Verträge, in denen dem Tierhalter gegenüber ein an⸗ 
derer ſich zu gewiſſen mit beſondern Gefahren vom Tiere her verbundenen Arbeitsleiſtungen ver⸗ 
pflichtet; hier liegt die Übernahme der Gefahr im Inhalte des Vertrags, in der Natur der Vertrags⸗ 
leitung; es bedarf keiner weiteren Vereinbarung darüber (fo für den Trainer und Zureiter RG 58, 
410; JW 05, 14322). Davon zu unterſcheiden find die Fälle, in denen lediglich Dienſtleiſtungen hin⸗ 
ſichtlich des Tieres übernommen werden, mit denen die allgemeine Tiergefahr verknüpft ift 
(Leiſtungen des Tierarztes und des Hufſchmieds); damit wird die Haftung des Tierhalters nicht 
ausgeſchloſſen; doch hat der durch das Tier verletzte Dienſtverpflichtete aus dem Vertrage den 
Nachweis zu führen, daß ihn bei der Ausführung der übernommenen Leiſtung kein Verſchulden 
trifft (RG 61, 54; JW 05 S. 39210 u. 5287; 06, 55322; 07, 710; Warn 08 Nr 495; 09 Nr 212; 
1911 Nr 29). Vgl. darüber $ 833 A 7. Darin, daß ein Jagdgaſt die Einladung zur Jagd annimmt, 
kann der ſtillſchweigende Ausſchluß der Haftung für Schäden gefunden werden, die auf lins⸗ 
beſondere geringfügigen) Verſehen des Jagdgaſtgebers beruhen (Rö 128, 39). — Über die 
Reviſibilität der allgemeinen Beförderungsbedingungen des Aero-Lloydkonzerns über den Aus⸗ 
chluß der Haftung des Flugzeughalters bei Flugunfällen |. RG 117, 102. 
e) Daß durch die Verletzung von Vertragspflichten zugleich eine unerlaubte Handlung 
gegen eine vertragsfremde Perſon begangen werden kann, iſt nicht fraglich und gibt zu Zweifeln 
nur Anlaß, wenn die Vertragsverletzung in der Unterlaſſung einer durch den Vertrag gebotenen 
Handlung beſteht; fie wird zu § 823 A 10 bei der Beſtimmung des Merkmals der Widerrechtlich 
leit der u. H. erörtert. Einen Fall ſchuldhafter Körperbeſchädigung (§ 823) einer Dienſtperſon 
Gruch 100 Verkauf einer ſicherheitsgefährlichen Gerätſchaft an den Dienſtherrn behandelt RG 
0, 1011. 
1 d) Die Verletzung eines Vertragsverhältniſſes durch die unerlaubte Handlung einer ver⸗ 
tragsfremden Perſon, alſo die Verletzung persönlicher Forderungsrechte Dritter durch eine u. H., 
Sr bon der Begriffsbeſtimmung des ſonſtigen Rechtes“ in $ 823 Abſ 1 abhängig und findet in $ 823 
I ihre Erledigung. Vgl. auch 9 826 A be. N 
% e) Schadenserſatzklage aus unerlaubter Handlung neben oder anſtatt der Anfechtung eines 

ertrags wegen argliſtiger Täuſchung oder widerrechtlicher Drohung gemäß 88 123, 124 8B. 
8 eder argliſtige Täuſchung noch widerrechtliche Drohung begründen notwendig den Tatbeſtand 
fi ner u. 0. Zur u. H. werden fie exit, wenn die Schußzgeſetze der $$ 263, 253 StGB verletzt 
ſind (5 823 Abſ 2), oder wenn eine mit dem Bewußtſein der Schädigung des Vertragsgegners 
verbundene ſittenwidrige Schadenszufügung nach $ 826 vorliegt (NG Warn 1913 Nr 42). Wie 
85 allgemeine Rechtspflicht gegen jedermann, ſich rechtswidriger Einwirkungen auf den frem⸗ 
den Rechtskreis zu enthalten, durch eine gleichzeitige Vertragspflicht nicht aufgehoben wird 
wWfunter 4a), fo bleiben auch die Anfechtung eines Vertrags wegen argliſtiger Täuſchung oder 
neberrechtlicher Drohung nach 88 198, 124 und der Schadenserſatzanſpruch aus u. H. ſelbſtändig 
mbeneinander beftehen. Mag der Getäuſchte oder Bedrohte von dem Anfechtungsrechte Gebrauch 
U achen oder nicht, der Schadenserſatzanſpruch aus u. H., wenn der Tatbeſtand einer ſolchen vor⸗ 

gt, kann ihm nicht genommen werden. Die Entſcheidung RG 63, 268, die dem Betrogenen dieſen 

abenserjaganfpruch verſagte, wenn er die Anfechtungsfriſt des $ 124 hatte verſtreichen laſſen, weil 
etztere Beſtimmung alsdann gegenſtandslos fein würde lebenſo noch Rc 79, 4300, iſt deshalb unrich⸗ 
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tig und von der ſpäteren Rechtſprechung des RG aufgegeben worden; grundſätzlich muß dem durch 
eine argliſtige Täuſchung oder eine widerrechtliche Drohung beim Vertragsſchluſſe beſchädigten Ver⸗ 
tragsteile der Schadenserſatzanſpruch aus §823 Abj2 in Verbindung mit 9263 oder mit $8 240, 253 
StGB oder aus $ 826 in gleicher Weiſe zuſtehen, mag er die Anfechtung erklärt oder die An⸗ 
fechtungsfriſt verſäumt oder auf die Anfechtung verzichtet haben und bei dem Vertrage ftehen- 
bleiben wollen (RG 79, 194; 84, 131; 103, 159; JW 1918, 8152; Warn 1915 Nr 275; 1918 Nr 181; 
HRR 1929 Nr 1572). Im letzteren Falle wird nur vielfach die durch die eigene Willensentſchließung 
geſchaffene Rechtslage bei Anwendung der Grundſätze der 88 249, 251 die Verwirklichung des 
Schadenserſatzanſpruchs verhindern. Die rechtzeitig erklärte Anfechtung hat die Wirkungen des 5142; 
ſie führt zur Rückgewähr nach Maßgabe des § 812 (RG 74, 1). Inſoweit bedarf es nicht mehr der 
Schadenserſatzklage aus der u. H., die dem Beſchädigten aber auch nicht verwehrt iſt (RG 54, 137; 
Warn 1910 Nr 313, ſowie die inſoweit unbedenklichen Urteile RG 59, 155; 63, 110), und die für 
den Erſatz des Schadens an Koſten und Aufwendungen für den Vertrag neben die Bereicherungs⸗ 
klage tritt. Hat der Beſchädigte die Anfechtungsfriſt verſtreichen laſſen, jo geht er dadurch des 
Rückgewähranſpruchs aus der Anfechtung verluſtig, nicht aber des gleichfalls auf Rückgewähr 
($ 249) gehenden Anſpruchs aus u. H. (RG 79, 194 und die oben mitgeteilten weiteren Ent⸗ 
ſcheidungen). Dem Beſchädigten endlich, der bei dem Vertrage ftehenbleiben will oder der den 
Vertrag nach $ 144 beſtätigt und auf das Recht der Anfechtung verzichtet hat (R JW 1911, 
3984), iſt ein Schadenserſatanſpruch aus u. H. an und für ſich ebenfals gegeben (RG 56, 47; 
59,155; 61, 250; 62, 384; 63, 110; 66, 335; 83, 245; 84, 131; 86, 334; 92,295; JW 09, 3092; 
1910, 934%; 1911, 213; 1912 S. 13719, 937%; 1915, 11918; Warn 1915 Nr 7, 14, 74, 109, 166, 
275; 1916 Nr 274; LZ 1921, 3731). Über Art und Umfang des Schadenserſatzes aus u. H. im 
Falle des § 123 (ſog negatives Vertragsintereſſe), über die Ausdehnung der Vertragsklage nach 
$ 463 Saß 2 durch entſprechende Anwendung der Beſtimmung auf betrüglich vorgeſpiegelte 
Eigenſchaften der Kaufſache und auf die kaufähnlichen Geſchäfte des $ 493, ſowie über die An⸗ 
wendung der $$ 249, 251, wenn der Getäuſchte oder Bedrohte bei dem Vertrag ftehenbleiben 
will, vgl. $ 123 A5 und die Anmerkungen zu den genannten Paragraphen. 

5. Urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen Handlung und Schaden. 

a) Urſache iſt die Summe von Bedingungen, von denen der Eintritt eines Ereigniſſes ab 
hängt. Das Zuſammenwirken aller Glieder der Urſachenkette zu überſchauen, iſt der menſchlichen 
Erkenntnis nur ſelten möglich; noch weniger ift der menſchliche Wille imſtande, alle Bedingungen 
des Geſchehens maßgebend zu beſtimmen. Für die Frage, ob ein menſchliches Tun oder ein 
Geſchehnis für ein eingetretenes Ereignis urſächlich geworden ſei, muß es deshalb genügen, daß 
durch dieſes Tun oder Geſchehnis eine der Bedingungen geſetzt worden iſt, ohne die das Ereignis 
nicht eingetreten wäre (RG 50,219; 63,341; 69,57; 73,289; 93,1; 155,37; JW 05 S. 4864 u. 69012; 
09, 312%; 1912, 5811; 1913, 9865; 1914, 980°; 1916, 1115; Gruch 49, 616; L 1922, 6172). 
Aber nicht alle Bedingungen, die im Einzelfalle mitgewirkt haben, einen Erfolg herbeizuführen 
und deshalb zu dieſem auch notwendig wirkend geworden find, lönnen für die rechtliche Betrach- 
tung als Urſachenglieder dieſes Erfolgs angeſehen werden. Die rechtliche Beurteilung kann nicht 
rückſchauend von der Wirkung aus die Urſache beſtimmen, ſie muß von den Urſachen aus die 
mögliche Wirkung ins Auge faſſen. Nur diejenigen Glieder der Urſachenkette können deshalb 
als beſtimmend für den Erfolg in Betracht gezogen werden, deren maßgebende Wirkſamkeit für 
deſſen Eintreten zur Zeit der Handlung, die als Urſache eines Erfolgs in Anſpruch genommen 
wird, nach allgemein menſchlicher Erfahrung erkennbar war und deshalb auch vom Handelnden 
überſehen werden konnte, und außerdem diejenigen, deren Wirkſamkeit zwar allgemein ni 
erkennbar, aber dem Handelnden bekannt war, und die er erwartet und benutzt hat (ſog. adäquate 
Verurſachung; vgl. Vorbem 3 vor $ 249). Ein ungewöhnlicher Verlauf der Dinge, der ni 
vorausgeſehen werden konnte, kann deshalb rechtlich als Kette von Urſache und Wirkung ni 
angeſehen werden (RG 50, 219; 69, 57; 72, 324; 81, 359; 91, 347; 133 S. 126, 270; 135, 149; J 92 
03 Beil 250; 05 S. 16° u. 486“; 08 S. 405° u. 526“; 09, 358°; 1911 S. 9519, 153 5 u. 399,579, 754°; 
1931, 16924; 1936, 14345; Warn 1912 Nr 199; 1920 Nr 100; 1931 Nr 85). Hinzukommende Hand. 
lungen oder Unterlaſſungen Dritter unterbrechen den urſächlichen Zuſammenhang nicht (RG J; 
1921,7418; L 1921, 2675). Auch das eigene Verhalten des Verletzten kann ihn nur dann ausſchlie⸗ 
ßen, wenn es ganz außergewöhnlicher, nicht zu erwartender Art iſt (RG 81,359; 129,128). Ob die 
für den Erfolg nach dieſen Leitſätzen maßgebende Bedingung dieſen unmittelbar oder mittelbar, 
allein oder in Verbindung mit andern Umſtänden, eine Gefahr ſchaffend oder nur ſteigernd here 
geführt hat, ift gleichgültig (RG 73, 289; 81, 359; 129, 128; JW 03 Beil 32; 05, 486“, 09 S. 13 Nr 
u. 312°; 1911 S. 319,996 u. 754°; 1912,5811; 1914, 9805; 1916, 11152; 1936, 13562; Warn ae 
363; SeuffA 81 Nr 23; LZ 1921, 2678). Urſächlichkeit, wenn ein Unfall eine Operation none 
macht, |. RG HRR 1928 Nr 831. Bei vorſätzlichen Handlungen kann ein mittelbarer Scha m 
nur dann dem Täter zugerechnet werden, wenn er dieſen wenigſtens als möglich vorausgeſer e 
hat; es genügt nicht, daß er ihn hätte vorausſehen können (RG 79, 55; ZW 03 Beil 313). ——, ſen 
Urſächlichkeit einer Körperverletzung für einen Geſundheitsſchaden wird auch durch eine 9905 
begünſtigende krankhafte Anlage nicht ausgeſchloſſen (RG 151, 283; 155, 37; JW 05, 600 


Unerlaubte Handlungen (Vorbemerkung) 703 


06, 20425; 08, 411°; 1924, 4645; 1931, 333318; 1933, 26434; 1936, 13562; Warn 1911 Nr 363), es 
fei denn, daß die krankhafte Anlage auch ohne die Verletzung mit Sicherheit die Krankheit ſelbſt 
ausgelöſt haben würde; dann fällt mit ihrem von der Anlage aus von vornherein zu erwartenden 
Eintritt die Urſächlichkeit der Körperverletzung hinweg, und dieſe beſteht nur inſoweit, als die 
krankhafte Anlage durch die Körperverletzung in die Entwicklung zum Schlimmeren oder zur Be⸗ 
ſchleunigung ihrer Entwicklung gebracht wurde (RG JW 1911 S. 3194 u. 65021; 1934, 15622; 
Warn 1911 Nr 363; 1934 Nr 31; 23 1917, 861%). Über Verſchlimmerung eines bereits vorhandenen 
Leidens durch Arbeit in ungeſunden Dienſträumen ſ. R HRR 1934 Nr 1512. Anderſeits find 
auch Krankheiten als Wirkungen einer Körperverletzung anzuſehen, zu denen dieſe nur den Keim 
legte, und die ſich dann aus dieſem heraus infolge hinzutretender anderer Urſachen entwickelt 
haben. Dies gilt auch für nervöſe Krankheitserſcheinungen als Folge des bei einem Unfall 
erlittenen pſychiſchen Schocks (RG JW 1931, 170011, 333318; 1932, 3334; 1933, 26434; 1936, 
13562, 21302; #6 Warn 1937 Nr 50 u. 128). Es muß ein innerer Zuſammenhang zwiſchen dem 
Unfall und ſeinen Folgen vorliegen. Der Unfall muß eine nervöſe Störung hervorgerufen oder 
eine vorhandene krankhafte Anlage verſtärkt und ſo, wenn auch im Zuſammenwirken mit anderen 
Umſtänden die Neuroſe herbeigeführt haben (RG JW 1929, 9375; RG Warn 1927 Nr 128). 
Nervenzuſammenbruch eines Ehemanns infolge des vor ſeinen Augen ſich abſpielenden tod⸗ 
bringenden Unfails feiner Frau als adäquate Folge des Unfalls ſ. RG JW 1934, 2973“. Auch ſolche 
nervöſe Krankheitserſcheinungen gehören hierher, die unmittelbar in den Aufregungen des Pro- 
zeſſes zur Erkämpfung des Schadenserſatzes ihre Urſache haben, die aber dennoch als Wirkungen 
der Körperverletzung dann angeſehen werden können, wenn die letztere gerade eine nervöſe Erkran⸗ 
kung, wenn auch nur im Keime, hervorgerufen oder eine vorhandene nervöſe Reizung verſchlimmert 
hat, alſo ein innerer Zuſammenhang zwiſchen der nervöſen Erkrankung und der Körperverletzung 
deſteht; der Prozeß felbit fteilt ein verbindendes Mittelglied der Urſachenkette nicht dar; er iſt 
reine Folgewirkung der Verletzung, ſondern nur durch dieſe äußerlich und zufällig veranlaßt. 
Uberall, wo nicht die Körperverletzung, in der Regel der Unfall, ſelbſt eine nervöſe Erkrankung 
Nevorgerufen hat, aus welcher dann in weiterer Folge die Begehrungsvorſtellungen nach der 
Rente, verbunden mit der Einbildung, ganz erwerbsunfähig geworden zu fein, in dem Verletzten 
ſich entwickelt haben, ſondern wo nur ein äußerer Zuſammenhang durch das Erleben des Unfalls 
und die Erinnerung an ihn 10 5 und das Rentenbegehren nachträglich durch einen Mangel an 
Widerſtandskraft gegen die auftretenden Begehrungsvorſtellungen zur Entfaltung gekommen iſt, 
iſt ein urſächlicher Zuſammenhang nicht mehr gegeben; ob dies oder jenes anzunehmen iſt, iſt 
Sache der Feſtſtellung im Einzelfalle (RG 75, 19; 81,359; JW 06, 23115; 08 S. 405°, 52621; 
1910, 100311 1915, 143610, 1929 S. 93625, 22511; 1930, 15792; 1931, 170011, 333318; 1932, 33308, 
38345; 1934, 1562; Warn 1914 Nr 51 u. 104; 1915 Nr 12; 1916 Nr 199; 1931 Nr 64, 102 RG 
Gruch 71,392; RG 8.12.27 VI 106/27; 27.9. 28 V1 296/28; R JW 1924, 4645 über das mitwir⸗ 
tende eigene Verſchulden des Beſchädigten durch Erhebung maßloſer Anſprüche im Falle der Beja⸗ 
zung des urſächlichen Zuſammenhangs RG 75,19; auch ZW 1915, 14361). Zum Weſen der ſog. 

ufallneuroſe und zur Frage des urſächlichen Zuſammenhanges zwiſchen ihr und dem Unfall |. 
noch RG 159, 257, RG HR 1932 Nr 1124 und Vorbem 3 Abſ 1 vor $ 249. Bei Prüfung der 

uläſſigkeit von Geräuſcheinwirkungen ($ 906) muß die beſondere Empfindlichkeit (nervöſe 

eranlagung) einer von der Einwirkung betroffenen Perſon außer Betracht bleiben und auf 
as Empfinden eines normalen Durchſchnittsmenſchen abgeſtellt werden, iſt aber danach die 

inwirkung ſchuldhaft unzuläſſig, dann muß der Störer ihre geſundheitsſchädlichen Folgen 
euch) dann vertreten, wenn fie bei geſundheitlich ſchwachen oder beſonders empfindlichen Per⸗ 
linen eintreten (NG 7. 4. 32 Ul 494/31). — Der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen der durch 
Me unerlaubte Handlung einer Perſon zugefügten Körperverletzung und ihrem Tode iſt auch 
ie un vorhanden, wenn die Perſon wegen der Verletzung in ein Krankenhaus gebracht 
ende, dort infolge der in ſolchen Häuſern durch das Zuſammenſein mit andern Kranken 
kebohten Anſteckungsgefahr an der Grippe erkrankte und dieſe wieder infolge der durch die Ver⸗ 
ang geſchwächten Widerſtandskraft des Körpers den Tod der Perſon herbeiführte (RG 105, 
80 ). Durch ärztliche Kunſtfehler bei der Behandlung einer Körperverletzung und deren 
ungen, die auf der Unvollkommenheit der ärztlichen Wiſſenſchaft und ihrer Ausübung beruhen, 
zwi mit denen deshalb überall gerechnet werden muß, wird der urſächliche Zuſammenhang 
einſchen der Verletzung und dem Schaden nicht aufgehoben; auch die dadurch eingetretenen 
en Verſchlimmerungen des Krankheitszuſtandes des Verletzten müſſen von dem Schädiger 
191 teten werden, auf den die Verletzung zurückzuführen iſt (Rc 102, 230; RG JW 1911, 7549; 
ir 3227; 1921, 7418; 1936, 13562; fich HRR 1928 Nr 831; R& 7. 1.13 VI 305/12; 24. 11. 36 
du 84/36). In den Rahmen des adäquaten Zuſammenhanges fällt es auch, wenn jemand, der 

rch einen Unfall ein Bein verloren hat, infolge dieſes Verluſtes und des dadurch bedingten 

gens eines Kunſtbeines einen neuen Unfall erleidet; die u. H., die den erſten Unfall verurſacht 
die ſch zugleich urſächlich für den zweiten (RG 119, 204). Brandſtiftung als Urſache von Unfällen, 
S Fi bel Löſcharbeiten, Einreißen vom Brand beſchädigter Balken ereignen, ING Gruch 70, 551. 
ng varzfahrten als adäquate Folge der Einſtellung eines unzuverläſſigen Kraftwagenführers f. 

81, 361; 183, 127; 136, 15. Vgl. auch Vorbem 3 vor $ 249. 


= 


704 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


b) Laufen mehrere Tatſachen oder Tatſachenreihen nebeneinander, die nach menſchlicher 
Erfahrung ſowohl jede für ſich wie im Zuſammenwirken miteinander einen Erfolg urſächlich 
herbeigeführt haben können, ſo iſt im Zweifel, wenn nicht zu ermitteln iſt, welche dieſer urſäch⸗ 
lichen Verknüpfungen in Wirklichkeit ſtattgehabt hat, das Zuſammenwirken aller anzunehmen 
(NG JW 08, 2995; 09, 3617; 1911, 3996; 1912, 5811); ein Abwägen des Maßes der Verurſachung, 
wie bei $ 254, findet dem Beſchädigten gegenüber nicht ftatt; jeder Urheber einer Urſachenver⸗ 
knüpfung iſt für den ganzen Erfolg verantwortlich (RG JW'e 1911, 3994). Wenn aber mehrere 
Urſachen nur eine jede für ſich, die eine oder die andere den Erfolg herbeigeführt haben können, 
ohne daß eine von ihnen als die tätige Urſache mit größerer Wahrſcheinlichkeit (ſ. unter c) feſt⸗ 
geſtellt werden kann, und wenn nur eine beſtimmte von ihnen der haftbar gemachten Perſon 
zugerechnet werden kann, dann kann dieſe letztere als Urheber des ſchädlichen Erfolgs nicht an⸗ 
geſehen werden (RG 29. 11. 09 VI 553/08); anders, wenn dieſe Perſon die mehreren Möglichkeiten 
hätte in Rechnung ziehen können oder müſſen und deshalb für ſie verantwortlich gemacht werden 
kann (RG JW 04, 4865). Über mehrere Teilurſachen mit Teilwirkungen vgl. RG JW 1914, 980°. 
Das Zuſammenwirken mehrerer Urſachen zu demſelben ſchädlichen Erfolge hat ſeine beſondere 
Wichtigkeit für das Gebiet der u. H., wenn die eine Urſache von dem in Anſpruch genommenen 
Schädiger, die andere vom Beſchädigten ſelbſt geſetzt wird ($ 254). Über mehrere Miturheber der⸗ 
ſelben Urſache vgl. § 830, über mehrere Urheber ſelbſtändiger Urſachen § 840. Wenn eine u. H. 
die Begünſtigung oder Hehlerei zu der u. H. eines andern zum Gegenſtande hat, die einen Schaden 
bereits abgeſchloſſen bewirkt hatte, ſo iſt die Begünſtigung oder Hehlerei zum Schadenserſatze 
nur verpflichtend, wenn fie einen neuen beſondern Schaden verurſacht hat (RG 15. 2. 12 VI 273/11). 

c) Bei der Unzulänglichkeit der wirklichen und vollſtändigen Urſachenverknüpfung für das 
menſchliche Erkennen kann ein zwingender Beweis der Urſächlichkeit einer Handlung oder Unter⸗ 
laſſung für ein eingetretenes Ereignis nicht verlangt werden. Ein hoher Grad von Wahrſchein⸗ 
lichkeit muß ſowohl für die Feſtſtellung der Verurſachung der Verletzung durch das Tun wie 
für die Feſtſtellung der Verurſachung des Schadens durch die Verletzung ausreichen (RG 155, 37; 
JM 08, 19620; 1911, 2768; Warn 1910 Nr 5). Es muß genügen, wenn für eine Tatſache oder Tat- 
ſachenkette ein ſo hoher Grad von Wahrſcheinlichkeit erbracht wird, daß daneben die anderen 
Möglichkeiten, wie der feſtſtehende Erfolg eingetreten ſein könnte, verſchwinden (RG 114, 73; 
RG Warn 1909 Nr 158; 1929 Nr 99). Iſt eine zur Erklärung des eingetretenen Erfolgs geeignete, 
dem natürlichen Laufe der Dinge entſprechende Urſache wahrſcheinlich gemacht, jo iſt es Sache 
des Gegners, darzutun, daß trotzdem nicht dieſe, ſondern andere, wenn auch minder wahrſchein⸗ 
liche Urſachen ihn herbeigeführt und die Mitwirkung jener andern ausgeſchloſſen haben (RG 
76, 313; 95 S. 103 u. 249; Warn 1910 Nr 5; 1911 Nr 219; 1915 Nr 50; 22 1919, 1014; Seuffl 
86 Nr 162; HRR 1929 Nr 1995). Darauf beruht der Gedanke des Veweiſes auf den erſten Anſchein 
(prima facie), der im weſentlichen nur auf ſog. typiſche Geſchehensabläufe, d. h. auf ſolche Fälle 
anzuwenden iſt, bei denen ein gewiſſer Tatbeſtand feſtſteht, der nach den Erfahrungen des Lebens 
auf eine beſtimmte Urſache hinweiſt (RG 112, 229; 121, 160; 130, 357; 134, 241; 135, 136; 138, 
201; RG JW 1936, 3234“; 1937, 266527 RG HAN 1935 Nr 170; R Warn 1929 Nr 100; |. auch 
HRR 1934 Nr 255). Der Beweis des erſten Anſcheins gehört aber nicht dem Gebiete der Beweisla h 
ſondern demjenigen der Beweiswürdigung an (RG 134, 237; 143, 231; RG JW 1936, 196825, 
1937, 266527; R Warn 1935 Nr 130), er kehrt nicht die Beweislaſt um und entfällt ſchon, wenn 
der Gegner einen Sachverhalt nachweiſt, der die auf den typiſchen Geſchehensablauf gegründete 
Feſtſtellung erſchüttern kann (NG JW 1935, 26346, RG Warn 1935 Nr 130). Eine Verallge⸗ 
meinerung der Regel derart, daß jeder Kläger ſchließlich nur einen gewiſſen Grad von Wahrſchein⸗ 
lichkeit darzutun und der Gegner die Wahrſcheinlichkeit zu entkräften habe, iſt abzulehnen (RG 112, 
229; 126, 70; 130, 357; R JW 1936, 196826; RG SeuffA 80 Nr 120). Überhaupt kann die 
Wahrſcheinlichkeit nicht die richterliche Feſtſtellung des Urſachenzuſammenhangs ſelbſt darſtellen 
ſie iſt nur Hilfsmittel für die Gewinnung der richterlichen Überzeugung von dieſem, die niemals 
entbehrt werden kann und in der Entſcheidung ihren Ausdruck finden muß (RG 95, 249; 98, 581 
102, 321; 130, 357; 132, 388; 134, 237; 136, 359; 138, 201; RG JW 1936, 144411, 196825; N 
Warn 1935 Nr 60; RS HRR 1934 Nr 786, 798; RA Warn 1932 Nr 8). Anwendung dieſer 
Grundſätze auch bei Inanſpruchnahme des Staates für Amtspflichtverletzungen ſeiner Beamten . 
NG 134, 237; RG HRR 1930 Nr 769; 1933 Nr 1489. Für den Beweis eines urſächlichen Ver⸗ 
ſchuldens ſ. 8823 A3 a. E. 

6. Die Klage auf Unterlaſſung. 8 

I. Die abwehrende Eigentumsklage. Das BGB nennt als Rechtswirkung der u. H. 2 
drücklich nur einen Schadenserſatzanſpruch des Verletzten. Ein Anſpruch auf Unterlaſſung wider 
rechtlicher Störungen und Eingriffe iſt nur anerkannt zum Schutze des Namensrechts 6 ne 
des Beſitzes ($ 862) und des Eigentums ($ 1004), ſowie durch Verweiſung auf dieſe Beſtimmung.g 
weiter in den $$ 1017 (Erbbaurecht), jetzt $ 11 Abſ 1 der VO über das Erbbaurecht v. 15. kent 
(RG BBl 72), ferner 1027 (Grunddienſtbarkeit), 1068 (Nießbrauch), 1090 (andere perſönliche . — I 
barfeiten), 1227 (Pfandrecht); endlich gegen Mißbrauch der Mietſache durch den Mieter DET 
Mietvertrage ($ 550). Daß die angezogenen Beſtimmungen eine entſprechende Anwendunt 
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bei allen ausſchließlichen (jog. abſoluten) Rechten geftatten, insbeſondere bei den Vrheber- und 
gewerblichen Schutzrechten, ſoweit die dieſe regelnden Sondergeſetze nicht eine Unterlaſſungsklage 
ausdrücklich gewähren, alſo bei allen Rechten, die unter den Begriff des „ſonſtigen Rechtes“ aus 
8 823 Abf 1 fallen (vgl. § 823 A 9), iſt außer Zweifel und wird allgemein angenommen. Dieſe 
Klage auf Unterlaſſung weiterer ernſtlich zu befürchtender Störungen iſt die ausgeſtaltete Eigen⸗ 
tumsfreiheitsklage (actio negatoria) und ſetzt nur einen gegenſtändlich (objektiv) wider⸗ 
rechtlichen Eingriff in das ausſchließliche Recht voraus, dem der Berechtigte mit der aus 
ſeinem Recht entſpringenden Klage entgegentreten kann (RG 60, 6; 61, 366; 95, 339; 109, 276; 
116, 153; 141, 336; 148, 114 [123]; RG JW 1937, 876°). Ja, ſie wird zuzugeſtehen fein, auch 
wenn eine Rechtsverletzung noch nicht ſtattgefunden hat, aber erkennbar ernſtlich vorbereitet iſt. 
Aus dieſem Geſichtspunkte ſind, da der eingerichtete und ausgeübte Gewerbebetrieb zu den 
„ſonſtigen Rechten“ des 5823 Abf 1 gezählt wird (vgl. $823 A 9), die Entſcheidungen RG 65, 
210; JW 05, 17415; 08, 1331; 1911, 5722; 1913, 3428, Warn 1915 Nr 82 begründet. Anſpruch 
des Jagdpächters gegen Spaziergänger auf Unterlaſſung von Störungen der Jagdausübung 
ſ. LG Hannover DJ 1936, 1818. Verpflichtung zur Auskunfterteilung, wenn durch die Auskunft 
die Verwirklichung eines Anſpruchs auf Beſeitigung einer nur ſachlich widerrechtlichen Beein⸗ 
trächtigung vorbereitet werden ſoll, |. RG 158, 377. 
II. Die Unterlaſſungsklage auf Wiederherſtellung. Weiter kann eine Klage auf Unter⸗ 
laſſung von Eingriffen in den allgemeinen Rechtskreis eines andern von dieſem dann erhoben 
werden, wenn die durch die u. H. bewirkte Rechtsverletzung und der hieraus entſpringende Schaden 
nicht durch die einmalige Vornahme der Handlung abgeſchloſſen iſt, durch die u. H. vielmehr 
ein den andern dauernd ſchädigender Zuſtand geſchaffen wurde, der durch den Zwang zur 
Unterlaſſung weiterer Störungen bejeitigt wird. Es handelt ſich hier in Wahrheit um einen Beſeiti⸗ 
gungsanſpruch (RG Warn 4915 Nr 127); die Unterlaſſung bedeutet hier die Wiederherſtellung 
des früheren Zuſtandes im Sinne des § 249 (vgl. RG 60,13 [19]; 77,218; 82,59,88, 130; 91,265; 
148, 114 [122]); RG JW 1937, 8762). Wo die begangene u. H. in ihren Folgen fortwirkt oder 
wo die zu erwartende Wiederholung des Eingriffs den Charakter der Fortſetzung der Verletzung 
und der Schadenszufügung trägt, iſt dieſe Klage auf Unterlaſſung an ſich gegeben, ſo z. B. bei 
Ausſperrungen und Boykokthandlungen. Sie ſeßt die Erfüllung des vollen Tatbeſtandes der u. H. 
in der Vergangenheit nach der gegenſtändlichen wie nach der perſönlichen Seite als Unterlage des 
Anſpruchs für die Zukunft voraus; ſie erfordert alſo, daß der Tatbeſtand einer u. H. bereits fertig 
vorliegt und die Fortſetzung der Beſchädigung durch die Wiederholung von Handlungen derſelben 
Art ernſtlich zu befürchten ſteht. Dieſe Klage auf Unterlaſſung kann alle Tatbeſtände der u. H. 
betreffen; fie findet namentlich auf diejenigen der 98 824, 826 Anwendung (vgl. zu $ 823 Abſ 2 
mit SGB $ 185 NG HNN 1934 Nr 313; zu 9 824 Nh Warn 1937 Nr 129, zu 8 826 R& 105, 4; 
113,33). Die Wiederholungsgefahr, für die den Kläger die Beweislaſt trifft, ſofern fie 
nicht offen zutage liegt (RG 78, 210; 96, 244; Warn 1913 Nr 320), muß eine ernſtliche 
und auf Tatſachen gegründete ſein; auch eine weniger große Wahrſcheinlichkeit reicht 
für ihre Annahme aus (ob fie begründet iſt, iſt regelmäßig Tatfrage, RG 96, 245; 98 
S. 36 u. 269; Warn 1913 Nr 320 u. 416); fie muß noch zur Zeit des Urteilserlaſſes 
beſtehen (RG aad.; JW 1911, 586351; 1913 S. 3423, 543°; Warn 1914 Nr 122; 1915 
Nr 20; 13. 7. 10 VI 459/09; 16. 1. 13 VI 287/12). Es handelt ſich in den Fällen dieſer 
Unterlaſſungsklage indeſſen vornehmlich weniger um künftige Unterlaſſungen als um die Zurück⸗ 
nahme von noch fortdauernden Eingriffen; ſo von Sperrmaßregeln gegen Gewerbetrei⸗ 
bende (RG 48,114; 56,271; 82, 59; 88,130; 91,265; JW 05, 7152; Warn 1913 Nr 416), Beſeitigun⸗ 
gen von Druckſchriften, die unwahre Mitteilungen über Geſchäftsverhältniſſe enthalten (RG 57,157; 
60, 12; JW 08, 33316), Unterlaſſung der öffentlichen Ausſtellung von Waren zu illoyalen Zwecken 
( JW 03 Beil 23), Aufhebung eines ſchädigenden Verbots (RG 72, 251), Zurücknahme öffent⸗ 
licher Angriffe auf die Ehre oder den Kredit des Klägers (RG 88, 129; Warn 1913 Nr 449), Ver⸗ 
öffentlichung des auf Unterlaſſung lautenden Urteilsſatzes und darüber hinausgehende Verurteilung 
zum Widerruf (R HRR 1931 Nr 1307; 1932 Nr 1128). Zum Anſpruch auf Widerruf |. auch 
RG 148, 114; insbeſondere 122f. (dazu Larenz, Vertrag und Unrecht II 106); G Warn 1937 
Nr 2, RAI 19, 260; HR R 1936 Nr 1495; für das Wettbewerbsrecht Ulmer Zak DR 1936, 535ff.; 
uſpruch des Unternehmers, dem ein anderer Angeſtellte in ſittenwidriger Weiſe abſpenſtig ge⸗ 
macht hat, auf Nichtbeſchäftigung dieſer Angeſtellten im bisherigen Geſchäftsbereich des Ge⸗ 
chädigten und in ihrem bisherigen Geſchäftsbereich bei dem Schuldner |. Rch JW 1934, 21378. 
Wird daran feſtgehalten, daß dieſe Klage nur gegeben ſein kann, wo die fernere Unter⸗ 
laſſung in der Tat eine Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes bedeutet ($ 249), fo 
md ihr naturgemäß enge Grenzen geſteckt. Begangene u. H. werden nicht dadurch un⸗ 
geſchehen und unſchädlich gemacht, daß fie nicht wiederholt werden. Wiederherſtellend 
kann die Unterlaſſung nur wirken, wo es ſich nicht ſowohl um eine Abwehr der Wie⸗ 
derholung als um eine Beſeitigung ſtörender Eingriffe in den Rechtskreis eines andern 
handelt, wie bei der Abſtandnahme von Sperrmaßregeln und Verrufserklärungen. Bei der weit⸗ 
aus größten Zahl der Unterlaſſungsklagen iſt in Wahrheit nicht eine Wiederherſtellung des früheren 
ch, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Degg.) 45 
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Zuſtandes in Frage, die durch eine fernere Unterlaſſung von Eingriffen gar nicht geleiſtet werden 
kann, ſondern die Abwehr künftiger Beeinträchtigungen gleicher Art. 

III. Die vorbeugende Unterlaſſungsklage. 

a) In erweiternder Übertragung der Grundſätze der unter I behandelten abwehrenden 
Eigentumsklage nach 85 12, 862, 1004 BGB hat die Rechtſprechung, einem Bedürfniſſe 
des Rechtsverkehrs entgegenkommend, auch zur Abwehr künftiger rechtswidriger Ein⸗ 
griffe in alle vom Recht geſchützten Lebensgüter und Intereſſen nicht dinglichen und ausſchließ⸗ 
lichen, ſondern rein perſönlichen Charakters eine ſog. vorbeugende Unterlaſſungsklage anerkannt, 
wie ſie für das beſondere Rechtsgebiet des Wettbewerbs in verſchiedenen Beſtimmungen des 
UnlW geſchaffen worden iſt. Dieſe Unterlaſſungsklage ſetzt ebenſo wie die abwehrende Eigen⸗ 
tumsklage nicht den erfüllten Tatbeſtand einer u. H., ſondern nur einen gegenſtändlich wider⸗ 
rechtlichen Eingriff in das geſchützte Recht oder Rechtsgut und für die Zukunft den Nachweis 
einer ernſtlichen, durch Tatſachen begründeten Beſorgnis weiterer Eingriffe (Wiederho- 
lungsgefahr; vgl. unter II, ferner RG 115, 416; 123, 271; 124, 260; 138 S. 219, 276; RG 
JW 1925, 139328; 1929, 122352, 1933, 140016, RG 5. 2. 32 111 120/31) voraus; auch ein ernſtlich 
drohender erſtmaliger Eingriff kann zur Begründung der Unterlaſſungsklage genügen (RG 101, 
339; RG JW 1930, 170224; RAG 5, 98). Die Grundlage der Entwicklung bildeten die Entſchei⸗ 
dungen RG 48, 114; 60, 6 u. 61, 366. Beſtand in Anſehung beleidigender Außerungen durch 
längere Zeit und auch noch während des Rechtsſtreits die Wiederholungsgefahr, dann müſſen 
Umſtände von entſcheidender Bedeutung hinzukommen, um dieſe Gefahr als beſeitigt (und die 
Klage als nunmehr unbegründet RG 156, 372 [375]) anſehen zu können (NG JW 1933, 16581). 
Über die Vorausſetzungen einer Beſeitigung der Wiederholungsgefahr bei Unterlaſſungsanſprüchen 
im Warenzeichen- und Wettbewerbsrecht |. RG 148, 114. In R 77, 217 erſcheinen die Unter⸗ 
laſſungsklage auf Wiederherſtellung (unter II oben) und die hier beſprochene vorbeugende Unter⸗ 
lafſungsklage nicht vollſtändig ſcharf geſchieden; es iſt darin, wie aus S. 219 hervorgeht, eine Unter⸗ 
laſſungsklage auf Wiederherſtellung im Sinne des $ 249 BGB angenommen und für dieſe mit Recht 
der volle gegenſtändliche wie perſönliche Tatbeſtand der u. H. in der Vergangenheit gefordert; der 
entſchiedene Fall ſelbſt ſcheint jedoch auf die vorbeugende Unterlaſſungsklage hinzuweiſen. Die 
Entſcheidung ſtellt jedenfalls nicht, wie vielfach angenommen wurde, eine Aufgabe der in den 
vorbezeichneten Urteilen aufgeſtellten Grundsätze dar (vgl. RG SeuffA 69 Nr 105 ſowie Warn 
1916 Nr 105), die in einer Reihe ſpäterer Entſcheidungen in dem gleichen Sinne weiter ausgeſtaltet 
worden find (RG 78 S. 210 u. 256; 82, 59; 88, 130; 91 S. 265 u. 350; 95 S. 273 u. 339; 101, 
335; JW 1911 S. 5725 u. 76010; 1912, 5877; 1913, 3428; 1915, 2913; Warn 1914 Nr 17; 1915 
Nr 20; 1916 Nr 105; 1918 Nr 95; Seuffl 69 Nr 105; 23 1919, 1015). Dieſe Klage iſt zwar 
der abwehrenden Eigentumsklage nachgebildet; da ſie aber auf rein perſönliche Rechtsgüter 
oder Intereſſen ſich bezieht, einen Eingriff in ein durch die Vorſchriften des 25. Titels geſchütztes 
Rechtsgut oder Intereſſe zur Grundlage hat und eine Ergänzung der Schadenserſatzklage bildet, 
ist fie ebenfalls als Klage aus u. H. oder wegen u. H. anzuſprechen. Der dingliche Charakter der 
abwehrenden Eigentumsklage geht ihr ab; der Unterlaſſungsanſpruch entſpringt hier nicht, wie 
bei der Eigentumsfreiheitsklage, dem verletzten ausſchließlichen Recht, ſondern der widerrechtlichen 
Störung des allgemeinen Rechtskreiſes des Beſchädigten (vgl. RG 88, 130). 

b) Geſchützte Rechtsgüter, denen die vorbeugende Unterlaſſungsklage dienen ſoll, ſind einmal 
die in $ 823 Abſ 1 genannten: Leben, Körper, Geſundheit und Freiheit; ferner die Intereſſenkreiſe 
des $ 824: Kredit, Erwerb und Fortkommen, weiter auch die mittelbar durch Schutzgeſetze im Sinne 
des $ 823 Abſ 2 geſchützten Rechtsgüter in den Grenzen dieſes Schutzes (vgl. beſ. RG 82, 59; |. auch 
HRR 1936 Nr 1214). Auch die Ehre gehört mit Rückſicht auf die Schutzgeſetze der $$ 185—187 
StGB zu den geſchützten Rechtsgütern, deren Verletzung die Grundlage eines Unterlaſſungsan“ 
ſpruchs bilden kann; an ſich allerdings nur mit der Beſchränkung des $ 193 StGB. Die Wahr⸗ 
nehmung eines berechtigten Intereſſes nimmt nach § 193 StGB wie nach 9 824 Abſ 2 BGB der 
Behauptung oder Verbreitung nicht erweislich wahrer Tatſachen den Charakter der gegenständlichen 
Widerrechtlichkeit (vgl. HRR 1936 Nr 802 betreffend vertrauliche Auskünfte der Vermieter unter“ 
einander über Mieter). Iſt jedoch die Unwahrheit der behaupteten oder verbreiteten Tatſachen 
feſtgeſtellt, dann ergibt ſich daraus ohne weiteres ihre Widerrechtlichkeit. Deshalb ift, das Vor- 
liegen einer Wiederholungsgefahr vorausgeſetzt, auch eine Klage auf Unterlaſſung der weiteren 
Behauptung oder Verbreitung ehr- oder kreditverletzender Tatſachen zuläſſig, wenn der seläger 
den Nachweis der Unwahrheit der behaupteten Tatſachen erbringt (MG 78, 256; 82, 59; 88, 180; 
91 S. 265 u. 350; 95, 339; 124, 260; 140, 392; JW 1913, 3423; 1915, 2912; 1919, 9935; 2 
139323; 1933, 1400; Warn 1914 Nr 17; 1915 Nr 20; 1918 Nr 95; 1927 Nr 129; HRR 19 t 
Nr 1161, 1494; SeuffA 69 Nr 105; Gruch 72, 319; OLG 45, 173). Dies gilt jedoch dann nich 
und der Unterlaſſungsanſpruch entfällt mithin, wenn es ſich um die Ausübung im öffentliche 
Recht begründeter Rechte (Strafanzeige des Verletzten, Beſchwerde über einen Beamten be 
zuſtändigen Dienſtſtelle) oder um die Erfüllung öffentlich-rechtlicher Pflichten (Zeugnispfliecg 
Beamtenpflicht) handelt (Reh 78, 210; 124, 262; 142, 116; JW 1912 S. 29011 u. 5877; Seuffa 
69 Nr 105; HAN 1929 Nr 1726; ſ. auch OLG Dresden D 1936, 691). Klage des Ehemannes 
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auf Unterlaſſung von gegen ſeine Frau gerichteten Vorwürfen unter dem Geſichtspunkt der Ver⸗ 
letzung feiner eigenen Ehre |. RG 156, 372. Unterlaſſungsklage des Ehemannes gegenüber Miß⸗ 
handlungen und Beſchimpfungen, die der Frau drohen, mit Rückſicht auf den Vermögens⸗ und 
Verwaltungsbereich des Mannes ſ. HRR 1936 Nr 1214. Anſpruch der Frau gegen ihren Mann, 
daß er unterlaſſe, eine andere weibliche Perſon, mit der er ein Liebesverhältnis unterhält, als 
ſeine Frau auszugeben, |. RG Warn 1927 Nr 138. Keine Klage eines Ehegatten auf Unterlaſſung 
ehebrecheriſchen Verkehrs gegen den ſchuldigen anderen Teil und deſſen Mitſchuldigen (RG 71, 85; 
151, 159; c JW 1905, 431). Zum Rechtsbehelf des Anſpruchs auf Widerruf ſ. RG 148, 114. 
Bei Veröffentlichungen öffentlicher Körperſchaften, z. B. einer Handwerkskammer in Vertretung 
der Intereſſen des Handwerks iſt der Rechtsweg für das Verlangen auf Widerruf und künftige 
Unterlaſſung ausgeſchloſſen (NG Warn 1929 Nr 143). Auch ſonſt iſt bei Kundgebungen von Per⸗ 
ſonen und Stellen, die mit der Wahrnehmung öffentlich⸗rechtlicher Aufgaben betraut ſind, wie 
3. B. des Reichshandwerksmeiſters oder eines von ihm Beauftragten, der Rechtsweg für eine 
Unterlaſſungsklage unzuläſſig (RG 158, 257; NG JW. 1938, 1135). Unzuläſſigkeit einer Klage 
gegen den Kreisamtsleiter der NS. auf Unterlaſſung beleidigender Außerungen |. HRR 1938 
Nr 679. Vgl. dazu noch H 839 A 5. Das Vermögen iſt ein geſchütztes Rechtsgut, ſoweit es durch 
$ 263 StGB oder andere Strafgeſetze beſondern rechtlichen Schutz genießt, ſowie auch als Gegen⸗ 
ſtand einer Schädigung wider die guten Sitten nach $ 826; inſoweit kann alſo auch die vorbeugende 
Unterlaſſungsklage auf Vermögensbeſchädigungen gegründet fein und deren Wiederholung ab⸗ 
wehren (vgl. RG 91, 350; Warn 1918 Nr 95). Im Falle des $ 826 iſt jedoch der gegenſtändliche 
Tatbeſtand vom perſönlichen nicht zu löſen, ſo daß eine abwehrende Unterlaſſungsklage nicht wohl 
anders als auf Grund des erfüllten Tatbeſtandes der u. H. in der Vergangenheit denkbar iſt. 

e) Die erweiterte vorbeugende Unterlaſſungsklage ſoll ein dringendes Rechtsſchutzbedürfnis 
befriedigen. Daraus hat die Rechtſprechung des Reichsgerichts, im beſonderen des 6. 36, ge⸗ 
folgert, die Unterlaſſungsklage ſei nur zuzulaſſen, wenn im Einzelfalle der Schadenserſatz für 
die begangene u. H. nicht ausreiche, das angegriffene Rechtsgut für die Zukunft gegen Be⸗ 
einträchtigungen gleicher Art zu ſchützen, und ein anderer geſetzlicher Schuß nicht gegeben ſei, 
und hat angenommen, daß ein ſolcher die Unterlaſſungsklage ausſchließende Schutz regel⸗ 
maßig dann beſtehe, wenn die u. H., deren Tatbeſtand in Frage ſtand, durch ein Strafgeſetz unter 
Öffentliche Strafe geſtellt ſei. Gleichviel ob die Strafverfolgung im Wege der 6 entlichen Klage 
oder durch Privatklage zu geſchehen habe, ſei der Regel nach kein Rechtsſchutzbedürfnis anzu⸗ 
erkennen, durch Urteil auf die Unterlaſſungsklage eine bereits durch ein Strafgeſetz verbotene 
Handlung nochmals zu verbieten und der Androhung der öffentlichen Strafe im Strafgeſetz eine 
ävilrechtliche Strafandrohung hinzuzufügen. Aus dem Geſichtspunkte, daß letzten Endes das 
Rechtsſchutzbedürfnis im einzelnen Falle für die Zulaſſung der vorbeugenden Unterlaſſungsklage 
maßgebend ſein müſſe, bleibe es dem Kläger unbenommen, darzutun, daß die Androhung der 
öffentlichen Strafe ihm einen genügenden Rechtsſchutz nicht gewähre, ſei es, daß der Strafver⸗ 
ſolgung Hinderniſſe entgegenſtehen (Ausland), oder daß bei der Privatklage die jedesmalige 
Strafverfolgung ihm die Abwehr ungebührlich erſchwere oder einen ausreichenden Schutz gegen 
bie zu erwartende hartnäckige Wiederholung der Angriffe nicht bieten würde. Auch die kurze 
Verjährungszeit namentlich nach $ 22 Preßch und die Antragsfriſt des $ 61 StGB für die Ver⸗ 
olgung von Beleidigungen könne für die Zulaſſung der Unterlaſſungsklage ins Gewicht fallen. 
gl. hierzu aus der Rechtſprechung RG 71, 85 (hier iſt die Klage auf Unterlaſſung eines weiteren 
ehebrecheriſchen Verkehrs mit der Ehefrau des Klägers aber vornehmlich wegen der beſonderen 
ſüttlichen Natur des ehelichen Verhältniſſes für unftatthaft erklärt worden); 77, 217 (vgl. oben 
unter a); 82, 59; 88, 130; 91 S. 265 u. 350; 95 S. 268 u. 339; JW 1912, 5877; 1913, 34; 1919 
©, 9935 u. 5946; Warn 1918 Nr 95; über die Privatklage beſonders RG 77, 217; JW 1913, 346 
(hier iſt die Frage, ob die Einſchränkung des Rechtsſchutzbedürfniſſes auch im Falle der Zuläſſigkeit 
. der Privatklage für die Strafverfolgung Platz zu greifen habe, noch offengelaſſen); RG 82, 
9388, 130; 91 S. 265 u. 350 (Bedeutung der Verjährung der Strafklage und des Ablaufs der 
Untragsfriſt); 95 S. 273 u. 339; 98, 36 (Privatklage). Dieſe weitgehende Einſchränkung der 
in erlaſſungsklage hat jedoch im Schrifttum überwiegend Widerſpruch gefunden und wird gegen⸗ 
d er den fortſchreitenden Forderungen des Verkehrslebens kaum aufrechtzuerhalten ſein, da ſie 
er Verſchiedenartigkeit des zivilrechtlichen und des ſtrafrechtlichen Rechtsſchutzes nicht genügend 
Re nung trägt. Der ſtrafrechtliche Schutz bewegt ſich nicht nur in anderen Formen, er dient 
auch anderen Bedürfniſſen und Zwecken als der zivilrechtliche, und es läßt ſich deshalb die Not⸗ 
pendigteit eines privatrechtlichen Rechtsſchutzes nicht damit verneinen, daß für den Schutz des 
drohten Privatrechts auch der Weg der Strafklage offenſtehe. Vielmehr iſt für die Regel davon 
an dugehen, daß beide Wege ſelbſtändig nebeneinander laufen, und daß es dem Berechtigten 
berlaſſen bleiben muß, zu beſtimmen, ob er zum Schutze ſeines Rechts den einen oder den andern 
1 J. beschreiten oder auch von beiden gleichzeitig Gebrauch machen will. Es wird alſo für die 
panterlaſſungsklage nichts weiter zu fordern ſein, als ein objektiv rechtswidriger Eingriff in ein 
195 setz geſchlitztes Rechtsgut und die durch Tatſachen begründete ernſtliche Gefahr der Wieder⸗ 
ung. In dieſem Sinne hat bei der Beurteilung eines auf dem Gebiete des unlauteren Wett⸗ 
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bewerbs liegenden Falles im Urteil v. 15. 2. 27 II 317/26 (RG 116, 151) auch der 2. 38S des 
Reichsgerichts ſich ausgeſprochen und den Unterlaſſungsanſpruch ausdrücklich für den Fall 
als berechtigt anerkannt, daß er nicht ſchon nach der Sondervorſchrift des § 13 UnlWG begründet 
ſei. In der eingehenden Begründung iſt auch zutreffend hervorgehoben, daß der ſtrafrechtliche 
Schutz regelmäßig nur der Verſtärkung des Rechtsschutzes dient, nicht aber dem Verletzten andere 
ihm ſonſt zu Gebote ſtehende Rechtsbehelfe nehmen will, und daß anderſeits die Unterlaſſungsklage, 
wo das Geſetz ſie zuläßt, beſtimmt iſt, nicht den ſtrafrechtlichen Schutz, wo dieſer verſagt, ſondern 
den geſetzlichen Schadenserſatzanſpruch zu ergänzen. Übereinſtimmend RG 138, 219; RG JW 
1933, 140016; unentſchieden R 124, 253; 128, 298; R Seuff A 84 Nr 164; RG JW 1927, 
242212; 1932 S. 27066, 3609; RG Gruch 72, 319; ſ. auch Rh HAN 1934 Nr 322; 1936 Nr 1161 
und HRR 1986 Nr 1214; ablehnend für das beſonders geordnete Gebiet des Eheſchutzes der 4. 3. 
in RG 151, 159; zuſtimmend aber jetzt auch der 6. ZS. in RG 155, 92; 156, 372 (377). 

7. Ausländiſches Recht. Über das auf u. H. zur Anwendung kommende örtliche Recht enthält 
das Ech nur die eine, durch den allgemeinen Vorbehalt in Art 30 (vgl. dazu RG JW 05, 320°) 
ergänzte Beſtimmung des Art 12, wonach aus einer im Auslande begangenen u. H. gegen einen 
Deutſchen bei den deutſchen Gerichten nicht weitergehende Anſprüche erhoben werden können, 
als nach den deutſchen Geſetzen begründet find (RG 118, 141). Dieſer Satz ſchließt im übrigen 
die Anerkennung des Grundſatzes ein, daß u. H. nach dem Geſetze des Ortes zu beurteilen ſind, 
wo ſie begangen wurden (RG 140, 29; 150, 268). Danach richtet ſich ſowohl die Frage, ob eine 
Handlung als u. H. anzuſehen it, wie auch die, welche Rechtsfolgen ſie nach ſich zieht (RG 96, 96; 
FW 06, 2971), Der Tatbeſtand der u. H. begreift die Tätigkeit des Handelnden und die Verletzung, 
die Willenshandlung und das durch ſie vollbrachte Geſchehnis, die Rechtsverletzung, nicht aber auch 
deren Schadensfolgen. Tatort ift jeder Ort, an dem ſich auch nur ein Teil des Tatbeſtandes der 
u. H. verwirklicht hat. Sind dies für die verſchiedenen Teile des Tatbeſtandes verſchiedene Orte, 
ſo wird die u. H. von einem jeden der in Betracht kommenden örtlichen Rechte beherrſcht, ſo daß 
das eine oder das andere Recht (das dem Beſchädigten günſtigere RG 22. 12. 02 VI 280/02) zur 
Anwendung zu bringen iſt; das trifft namentlich zu bei u. O., die durch Verſendung von Briefen 
aus einem Rechtsgebiet in das andere begangen werden (Mb 23, 305 in teilweiſer Abweichung 
von RG 19, 382; ferner R 140, 29; 150, 268; RG JW 1936, 1292; RG SeuffA 62 Nr 257 und 
die vorher angeführte Entſcheidung). Inſoweit es ſich bei der u. H. um die Verletzung des Eigen ⸗ 
tums oder eines nach 9 823 Abſ 1 geſchützten ſonſtigen Rechtes handelt, erſtreckt ſich dieſer Schutz 
auch auf die nach ausländiſchem Recht begründeten Rechte, ſoweit der deutſche Richter für das 
Beſtehen des Rechtes die Maßgeblichkeit der ausländiſchen Geſetze anzuerkennen hat (RG JW 
1913, 20214). Über das örtliche Recht bei Schiffszuſammenſtößen vgl. aus der Rechtſprechung 
RG 21, 136; 29, 90; 49, 182; über nach dem Geſetz zum Schadenserſaßz verpflichtende Tatbeſtände 
RG 57, 142. Allgemein ſ. auch Rudolf Schmidt, der Ort der unerlaubten Handlung im inter⸗ 
nationalen Privatrecht in Feſtſchrift für Heinrich Lehmann 1937 S. 175ff. 

(7a. Oſterreichiſches Recht. Auch im Verhältnis zu Oſterreich iſt grundſätzlich das Recht 
desjenigen Gebiets maßgebend, innerhalb deſſen die unerlaubte Handlung begangen wurde. 
Bei einer unerlaubten Handlung in Öfterreich finden die 35 1295 ff. OA B00 Anwendung, welche 
zum Teil einen weitergehenden Schutz gewähren, als das BGB. Dieſe Vorſchriften ſind ſelbſt 
dann anzuwenden, wenn der Beklagte oder Täter Angehöriger des alten Reichsgebiets iſt; Art 12 
Ech kann interlokalrechtlich keine Anwendung finden; wer im einheitlichen Reich in einem anderen 
Rechtsgebiet eine unerlaubte Handlung begeht, muß vollen Umfangs nach den dort geltenden 
Vorſchriften haften. Erſtreckt ſich die unerlaubte Handlung auf beide Rechtsgebiete, wird z. B. 
ein kreditſchädigender Brief von Berlin nach Wien geſandt, ſo ſteht es dem Geſchädigten frei, 
ſich auf das ihm günſtigere Recht zu berufen. — Interlokalrechtlich iſt der von der Rſpr im Wett⸗ 
bewerbsrecht (RG 150, 265; OG! 15, 107) und Binnenſchiffahrtsrecht (OL 14, 391) entwickelte 
Grundſatz, daß bei im Ausland begangenen unerlaubten Handlungen zwiſchen Angehörigen 
desſelben Staats deren Heimatrecht anzuwenden ſei, unanwendbar. Vielmehr muß hier im 
Verhältnis zwiſchen dem alten Reichsgebiet und Oſterreich allein das Recht des Tatorts entſcheiden 
(ogl. für das Wettbewerbsrecht noch R. BIN 23, 350; 23 1929, 950; MuW 1932, 506; f. d. 
Binnenſchiffahrtsrecht SächſRpflArch 1912, 342). Das gilt auch für die Gefährdungshaftung. 
Erfolgt in Öfterreich ein Zuſammenſtoß zwiſchen Kraftfahrzeugen aus dem alten Reichsgebiet, 
fo ift das öfterr. Kraftfahrzeuggeſetz v. 3. 5. 1922 und DABGB anzuwenden (Bayg 1932, 380; 
1934, 166); die dort beſtimmte ſechsmonatige Verjahrungsfriſt fur Anſprüche aus dem Kraftfahr 
zeuggeſetz verſtoßt im alten Reichsgebiet nicht gegen den Zweck der Geſetze. (Beitzke.)] 

8. Übergangsreiht. Das auf u. H., die vor dem Inkrafttreten des BOB begangen find, an 
zuwendende Recht beſtimmt Art 170 EG: für ein Schuldverhältnis, das vor dem gedachten Zell 
punkt entſtanden iſt, bleiben die bisherigen Geſetze maßgebend. Entſcheidend für die Entſtehung 
des Schuldverhältniſſes aus der u. H. iſt die Erfüllung ihres perſönlichen und gegenſtändlichen 
Tatbeſtandes. Beide Merkmale gehören zuſammen und machen vereint die unerlaubte Handlung 
aus, wo nicht ausnahnisweiſe eine u. H. ohne perſönliches Schuldmoment vom Geſetz anerkannt 
wird ($$ 829, 833 Satz 1, 835 BGB; 9 1 Rßpaftpflch; § 7 KraftfahrG; 8 19 Luftverkehrsgeſetz; 
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1. oben Vorbem 1). Die Frage, ob überhaupt eine u. H. vorliegt, entſcheidet ſich nach der Seite 
des perſönlichen Schuldmoments aber notwendig nach dem zur Zeit der Begehung der Handlung 
geltenden Rechte (RG 99, 225). Die Auswirkung der Handlung folgt dem Rechte der gegen⸗ 
ſtändlichen Erfüllung des Tatbeſtandes. Bei denjenigen u. H., deren Tatbeſtand die Verletzung 
eines beſtimmten Rechtes oder Rechtsguts erfordert (89 823 Abj 1, 825, 833—838), iſt die u. H. 
vollendet mit der Verletzung des geſchützten Rechtsguts, während der vom Handelnden zu ver⸗ 
tretende Schaden für das Vermögen des Verletzten außerhalb des Tatbeſtandes liegt. Wo der 
Verſtoß gegen ein Schutzgeſetz den Tatbeſtand der u. H. begründet ($ 823 Abſ 2), iſt dieſer erfüllt 
erſt mit dem Eintritt eines ſchädlichen Erfolges; ebenſo bei Verletzungen der Amtspflicht ($ 839; 
vgl. RG 99, 224); vorher beſteht keine Rechtsbeziehung zwiſchen dem Täter und dem Dritten, 
die ein Schuldverhältnis begründet. Dasſelbe gilt, wo eine ſchädigende Handlung ſchlechthin ohne 
Rückſicht auf die Verletzung eines beſtimmten Rechtes oder Rechtsguts als u. H. hingeſtellt wird 
(5826). Wo es ſich um die Behauptung oder Verbreitung von Tatſachen handelt, die eine Ge⸗ 
fährdung herbeizuführen geeignet ſein müſſen ($ 824), iſt die Mitteilung der Tatſache an den 
Dritten entſcheidend. Je nach der Verſchiedenheit der Merkmale und Vorausſetzungen der u. H. 
iſt demgemäß auch der Zeitpunkt der Entſtehung des Schuldverhältniſſes verſchieden (ähnlich RG 
52, 119; 99, 221). Bei einer fortgeſetzten Tätigkeit einheitlicher Art, die aus dem früheren in das 
neue Recht hinüberlauft, kommt das letztere zur Anwendung, weil ſelbſt das wirkende Handeln 
des Täters erſt unter der Herrſchaft des neuen Rechtes zum Abſchluſſe gelangt iſt (RG 48, 114; 
56, 271; JW 1910, 109). Dasſelbe gilt bei einer fortgeſetzten Unterlaſſung einer gebotenen 
Handlung, wie z. B. der dauernden Vorenthaltung von Eigentumsgegenſtänden (RG JW 07, 
49535). 
‚9 Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung. Für Klagen aus u. H. iſt nach 832 3880, 
jedoch nicht ausſchließlich, das Gericht zuſtändig, in deſſen Bezirke die Handlung begangen wurde. 
Der Begriff der u. H. iſt ein Rechtsbegriff des materiellen Rechtes und beſtimmt ſich auch für die 
Auslegung des § 32 ZPO jetzt nach dem BGB. Als u. H. des § 32 ZPO iſt mithin jeder Tat⸗ 
beſtand anzuſehen, der die in Vorbem 1 entwickelten Merkmale aufweiſt (RG 72, 41), ſo der 
Tatbeſtand nicht nur des $ 2, ſondern auch des $ 1 Rpaftpflc (RG 60, 300); nicht dagegen die 
Tatbeſtände der Gläubigeranfechtung (RG JW 1915, 25115; vgl. Vorbem 2d). Die Klage muß 
ſich auf eine begangene u. H. ſtützen, d. h. die zur Begründung behaupteten Tatſachen müſſen 
einen Tatbeſtand der u. H. ergeben; die bloße Rechtsbehauptung, daß ein Tatbeſtand als u. H 
anzuſehen fei, genügt nicht (RG 95, 268; JW 1912, 64315; Warn 1920 Nr 60). Die abwehrende 
Eigentumsklage wegen Störung eines ausſchließlichen Rechtes (Vorbem 6 zu 1) iſt keine Klage aus 
U. H.; fie entſpringt nicht der Rechtsverletzung, ſondern dem angegriffenen Rechte ſelbſt (. Stein- 
Jonas 380, 15. Aufl., 532 A III); wohl aber gehören die Unterlaſſungsklagen nach Vorbem 6 
u. III hierher (Unterlaſſungsklage aus Patentverletzung, RG Warn 1915 Nr 246). Über den 
Tatort der u. H. iſt in Vorbem 7 und 7a gehandelt. Der Gerichtsſtand der u. H. iſt mithin in jedem 
Gerichtsbezirke begründet, in welchem ein weſentlicher Vorgang aus dem Geſamttatbeſtande der 
u. H. ſich abgeſpielt hat (Reh Gruch 45, 1045), bei Preßerzeugniſſen, wo dieſes hergeſtellt, von wo 
aus es verbreitet worden iſt, und wo die Verbreitung ſelbſt ſtattgefunden hat; 8 7 Abſ 2 StPO 
laßt ſich nicht auf die ZPO übertragen (RG 60, 363; 78, 256). Die Einheitlichkeit des Handlungs⸗ 
datbeſtandes hat zur Folge, daß bei dem Gericht eines jeden dieſer Bezirke der ganze aus der u. H. 
entſtandene Schaden geltend gemacht werden kann (RGVgS 72, 41 gegen RG 60, 363). Der 
erhobene Anſpruch muß nach Maßgabe des deutſchen Rechtes den Tatbeſtand einer u. H. erfüllen, 
zuag der Anſpruch ſelbſt auch von einem Ausländer erhoben werden (RG JW 1913, 2024). Daß 
r Gerichtsſtand der u. H. nicht zugleich die Zuſtändigkeit des Gerichts der letzteren für einen 
andern Klagegrund (Vertrag, Bereicherung) begründet, iſt RG 27, 385 und ZW 1910, 2339 
ausgeſprochen. 


8 823 
) Wer vorfäglich?) oder fahrläffig?) das Leben“), den Körper, die Gefund- 
eite) „ die Freiheit“), das Eigentum?) oder ein ſonſtiges Recht?) eines anderen 
widerrechtlich verletzte), iſt dem anderen!!) zum Erſatze des daraus entſtehen⸗ 
den Schadens verpflichtet 2) 13). 8 
Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den Schutz 
es anderen bezweckendes Geſetz !“) verſtößt 1). Iſt nach dem Inhalte des 
eſetzes ein Verſtoß gegen dieſes auch ohne Verſchulden möglich, ſo tritt die 
rſatzpflicht nur im Falle des Verſchuldens ein 10). 
EL 704 11 746; M 2 724-730; P 2 566-574; 6 200—201. 


1 1. Allgemeines. Abſ 1 des $ 823 zählt als Gegenſtände allgemeinen Rechtsſchutzes zunächſt 
ehrere Lebensgüter: das Leben ſelbſt, die körperliche Unverſehrtheit, die Geſundheit und die 
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Freiheit des Menſchen, auf, die durch dieſen Rechtsſchutz als Rechtsgüter anerkannt werden. 
Wirkliche Rechte find fie nicht, als Beiſpiele von ſolchen auch vom Geſetze nicht gedacht. Eine 
Ausdehnung des Schutzes auf andere Lebensgüter iſt nicht ſtatthaft; die Aufzählung in § 823 
Abſ 1 iſt erſchöpfend (NG 51, 369; 95, 173). Dieſen Lebensgütern wird ein ausſchließliches Recht, 
das Eigentum (88 903 ff.), und weiter „ein ſonſtiges Recht“ angeſchloſſen, jo daß durch Ab 1 vor 
Eingriffen Dritter alle dinglichen oder ſonſt ausſchließlichen Rechte (vgl. A 8), und außerdem 
jene vier Lebensgüter geſchützt find. Abſ 2 ergänzt und erweitert dieſen Rechtsſchutz dahin, 
daß zu den gegen Eingriffe geſicherten Gegenſtänden des Abj 1 alle menſchlichen Lebensintereſſen 
hinzutreten, denen ein beſonderes ſtrafrechtliches oder zivilrechtliches Gebot oder Verbot ſchützend 
zur Seite ſteht. Da viele derartige geſetzliche Gebote und Verbote die Lebensgüter und Rechte des 
Abſ 1 zum Gegenſtande haben (jo im StchB die 98 211ff., 201ff. das Leben, 99 223 ff. Körper 
und Geſundheit, 88 234ff. die Freiheit, 98 242 ff. das Eigentum), kann ein Schadenserſatzanſpruch 
nach Maßgabe beider Abſätze des § 823 begründet fein, ſowohl in der Art, daß ein Zuſammen⸗ 
treffen der Geſetze, wenn die Tatbeſtandsmerkmale ſich vollſtändig decken, als in der Art, daß 
ein Zuſammentreffen des Anſpruchs, wenn die Tatbeſtände teilweiſe auseinanderfallen, vorliegt. 
Eine Beſchädigung des Vermögens einer Perſon im allgemeinen als u. H. kennt das BGB 
nicht. Der Vermögensſchaden muß nach $ 823 Abj 1 die Folge einer widerrechtlichen Verletzung 
der beſtimmten geſchützten Rechtsgüter und Rechte, oder nach $ 823 Abſ 2 die Folge einer Zur 
widerhandlung gegen Schutzgeſetze fein, oder es muß einer der ſonſtigen beſonderen Tatbeſtände 
einer u. H. (88 824, 826, 839) gegeben ſein, wenn ein Anſpruch auf Erſatz des Schadens beſtehen 
fol (RG 51, 92; 56, 271; 57, 353; 58 S. 24 u. 296; 62, 315; 63, 54; 65 S. 210 u. 292; 72, 61; 
95, 173; 97, 89; RG JW 05, 367%; 07, 24911; 09, 684°; 1913, 34; 1927, 26217; RG Warn 08 
Nr 214; 1914 Nr 130; 1920 Nr 200; R HRN 1934 Nr 1448 u. a.; anders nur Rh 50, 191 und 
JW 03 Beil 115788). Weil danach eine Haftung für fahrläſſige Vermögensbeſchädigung nicht 
anzuerkennen iſt, kann es auch aus dem Geſichtspunkte der u. H. weder einen Anſpruch aus einem 
fahrläſſig falſch erteilten Rat oder einer ſolchen Auskunft (R 67, 394; 68, 278), 
noch einen Anſpruch aus fahrläſſiger Schädigung bei Verhandlungen zum Zwecke eines Vertrag⸗ 
0 los in contrahendo) geben (RG 62, 315; 76, 35; JW 09, 6845; 1919, 362; ogl. A3 
zu $ 676). > 
2. Vorſätzlich. Das BGB ftellt im Abſ 1 des 8823 den Verſchuldungsgrundſatz an die 
Spitze der geſetzlichen Regelung der Vorausſetzungen und Rechtswirkungen der u. H. und hält an 
dieſem Erfordernis auch für die u. H. des Abſ 2 feſt. Zum Begriff des Verſchuldens ſ. auch Larenz, 
Vertrag und Unrecht 1 167ff., II 318. Vorſatz und Fahrläſſigkeit begreifen nach $ 276 die beiden 
Erſcheinungsarten des Verſchuldens, während eine Abſtufung des Verſchuldens nach Graden, 
wie fie die früheren Rechte aufwieſen, von wenigen Beſtimmungen abgeſehen (vgl. über deren 
Bedeutung für das Rechtsgebiet der u. H. Vorbem 4a), dem BGB unbekannt iſt. Vorſatz be⸗ 
deutet den Willen, eine Handlung vorzunehmen oder zu unterlaſſen, mit dem Bewußtſein, da 
die Handlung oder Unterlaſſung einen für einen andern ſchädlichen Erfolg haben werde; dieſer, 
ein ſchädlicher Erfolg, nicht ſchlechthin der Schadenserfolg, muß alſo von dem Handelnden voraus 
geſehen ſein (R® 57, 239; 58, 214). Wo die u. H. ſelbſt in der Zufügung eines Vermögen?“ 
ſchadens beſteht (88 826, 839), muß zwar das Bewußtſein und die Vorausſicht des Handelnden 
hierauf ſich beziehen (Mb JW 05, 369%; 17, 2015); wo aber der Schaden, wie in $ 823 Abſ! 
nur die Folge der unterſagten Verletzung eines Lebensguts oder Rechtes iſt, hat der 
Vorſatz nur die Wirkung der Handlung auf das getroffene Lebensgut oder Recht zu begreifen; 
an einen daraus entſpringenden Vermögensſchaden braucht der Handelnde nicht gedacht zu haben! 
für ihn wird gehaftet, auch wenn er ganz außerhalb des Vorſtellungskreiſes des Täters lag. Zum 
Vorſatze des Brandſtifters gehört nur das Bewußtſein, daß ſeine Handlung das Eigentum des 
andern zerſtören werde, nicht die Vorausſicht und das Bewußtſein der Vermögensminderung. 
Auch wenn er glaubte, der Betroffene werde vollauf verſichert ſein und aus dem Brande eher 
Vorteil als Nachteil haben, und ſelbſt wenn er ihm dieſen Vorteil durch ſeine Handlung zu bet“ 
ſchaffen beabfichtigte, wird dadurch die Vorſätzlichkeit der Handlung nicht berührt. Der Arzt, 5 
eine Operation vornimmt, obwohl er weiß, daß eine gültige Einwilligung des Kranken oder feine? 
geſetzlichen Vertreters (NG ZW 1911, 7482) fehlt, begeht eine vorſäßzliche Korkerrerle zung, 7 1 
wenn er des Glaubens ift, er erweiſe dem Kranken eine Wohltat (RG 68, 431 und JW 1911, ET 
Der Vorſat erfordert aber die Erkenntnis der Rechtswidrigkeit des Handelns (MG 72, 0 
fo daß die Überzeugung, in Ausübung eines Rechtes zu handeln, den Vorſatz der u. H. aus g; 
(vgl. über das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit bei dem operierenden Arzte RG 68, 431; 88, * 
JW 1911, 7482; über das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit bei Patentverletzungen Rc 75, 225 u 
Warn 1911 Nr 159). Das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit kann in beſonderen Fällen auch du lie 
Rechtsunkenntnis ausgeſchloſſen fein, jo, wenn es ſich um ein neues, noch wenig bekanntes Geſetz 150 5 
zeilichen Charakters handelt (RG 72,4; 84, 194; 119,265). Eine Abſicht, einem andern Sa nr 
zuzufügen, verlangt der Rechtsbegriff des Vorſatzes nicht (RG 57, 238; 58, 214; JW 05, fe pi 
07, 2015; 1937, 95°), auch nicht die Richtung gegen die beſtimmte Perſon, deren Rechtsgut vor 925 
oder der ein Schaden zugefligt wird, ſofern nur Überhaupt die Verletzung des Rechtsguts oder 


Unerlaubte Handlungen $ 823 I 


Schaden eines andern gewollt war (RG ZW 06, 78045; 1937, 955). Ein zur Verantwortung aus⸗ 
reichender Vorſatz iſt der bedingte Vorſatz (dolus eventualis), bei welchem der Täter in dem 
Bewußtſein handelt, daß ſeine Handlung den andern verletzen könne, dieſen möglichen, wenn⸗ 
gleich von ihm nicht gewünſchten Erfolg aber für den Fall ſeines Eintritts um des von ihm ver⸗ 
folgten Zweckes willen in ſeinen Willen aufnimmt und billigt, indem er die vorausgeſehenen 
Folgen vorſatzlich unbeachtet läßt; doch darf es ſich hierbei nicht um die Vorſtellung einer ent⸗ 
fernten Möglichkeit handeln, die der Täter ernſtlich nicht erwartet (RG 56, 73; 68, 431: 75, 225; 
76, 313; 79, 55; Rs JW 06, 78046, 1911 S. 305, 2137, 32418, 65022; 1912, 3625, RG Warn 1911 
Nr 159; 1912 Nr 166; RG Gruch 52 Nr 1040; RG HRR 1938 Nr 376; ſ. A 3 zu $ 826). Ein Er⸗ 
kennenmüſſen ohne wirkliche Erkenntnis des ſchädlichen Erfolgs iſt immer nur Fahrläſſigkeit und 
vermag den Vorſatz nicht zu erſetzen (NG 57, 238; 76, 313; ZW 1911, 213%). — Beſondere 
Wirkungen der vorſätzlich begangenen unerlaubten Handlung ſind der Ausgleich 
des Zurückbehaltungsrechts nach $ 273 Abſ 2 (ogl. dazu RG 72, 61) und $ 1000, ſowie der Verluſt 
der Aufrechnungsbefugnis ($ 393; dazu RG Warn 09 Nr 179; 1911 Nr 69). 

3. Fahrläſſig handelt nach 9276, wer die im Verkehr erforderliche, d. i. die gewiſſen allgemeinen 
Anforderungen entſprechende und deshalb von allen gewiſſenhaften und beſonnenen Menſchen 
ohne Rückſicht auf perſönliche Veranlagung anzuwendende Sorgfalt bei ſeinem Tun und Laſſen 
außer acht läßt. Zum Begriff der Fahrläſſigkeit ſ. auch Larenz, Vertrag und Unrecht I 169 ff., II 
31f. Der Gemeinſchaftsgedanke verlangt, daß die Anforderungen an die im Verkehr zu be⸗ 
obachtende Sorgfalt nicht überſpannt werden, und daß die Frage eines Verſchuldens des Schädi⸗ 
gers im einzelnen Falle ebenſo mit beſonderer Sorgfalt geprüft wird, wie die eines mitwirkenden 
Verſchuldens des Geſchädigten (vgl. Vorbem 1 Abſ 1 vor § 823). Der Maßſtab für die anzuwen⸗ 
dende Sorgfalt iſt ein allgemeiner, gegenſtändlicher, derjenige eines geſunden ordnungsmäßi⸗ 
gen Verkehrs, oder doch desjenigen Verkehrs, der für die Kreiſe der Beteiligten in 
Detracht kommt. Eine Übung kann nur Berückſichtigung finden, wenn ſie ſich dieſem Maßſtabe 
Kit, insbeſondere nicht als eine in den Verke eingedrungene Unfitte ſich darſtellt (Nen 102, 49; 

Js 1930, 1965). Auf perſönliche Verhältniſſe iſt deshalb zwar nicht Rückſicht zu nehmen, 
wohl aber auf die Anſchauungen der Gruppen und Kreiſe von Menſchen, die ſich zu einem feſten 
beſtimmten Typus entwickelt haben, ſofern dieſe Anſchauungen in den Grenzen der Ordnung und 
des geſunden Verkehrs ſich bewegen (RG 95, 16; 152, 140). Ob die Sorgfaltspflicht auf einem 
allgemeinen Verkehrsbedürfnis beruht oder durch eine beſondere Vertragsvereinbarung begründet 
iſt, macht für die Bewertung des fahrläſſigen Verhaltens keinen Unterſchied (RGS 23 1917, 106918, 
dgl. A 10). In der Anwendung auf die u. H. nach $ 823 beſteht die Fahrläſſigkeit des Täters 
darin, daß er die Handlung vornimmt oder unterläßt, obwohl er bei gehöriger Sorgfalt 
die Gewißheit oder auch nur Möglichkeit des ſchädigenden Erfolgs ſeiner Hand- 
zungsweiſe im Hinblick auf die Verletzung des betroffenen Rechtsguts (nicht 
Eiter weiteren Schadensfolgen, vgl. A 2), hätte erkennen können und erkennen müſſen. 

ine hiernach anzunehmende Fahrläſſigkeit wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die ſchädigende 
Handlung von der Polizei nicht verboten oder daß fie geſtattet oder doch geduldet war (RG JW. 
1931, 34440). Ein gelegentliches, formell zwar erlaſſenes, aber tatſächlich nicht beachtetes und 
aufrechterhaltenes Verbot mißbräuchlicher Übungen befreit nicht von der Verantwortung dafür 
RE Warn 1917 Nr 240; 23 1918, 37810), Haftung des Reichsluftſchutzbundes für ſchädliche 
Folgen der Teilnahme an einer Luftſchutzübung bei Verſchulden des Leiters der Übung ſ. OLG 
zarlsruhe HRR 1937 Nr 506. Ein entſchuldbarer, nicht ſelbſt durch Fahrläſſigkeit verſchuldeter 
Arrtum, feier Rechtstrrtum, ſei er tatſächlichen Inhalts, ſchließt jedes Fahrläſſigkeitsverſchulden 
aus (e 68 S. 431 u. 437; 73, 337; JW 06, 7116; 07, 251˙); doch wird ein Rechtsirrtum nur 
unter beſonderen Umſtänden als entſchuldbar anzuerkennen fein (R® 73, 333; 119, 265; 130, 28; 
A I 07, 25112; 1912, 26°; 1913, 3735; 1915, 511%; RG Seuff A 90 Nr 72; RG Warn 1911 
Nr 268; Gruch 55, 357). Nach den Regeln über den urſächlichen Zuſammenhang (f. Vorbem 5) 
kommt nur der natürliche Verlauf der Dinge in Betracht; wenn nach dieſem ein ſchädi⸗ 

onder Erfolg nicht erwartet werden konnte, liegt auch ein Verſchulden nicht vor. Entfernte 

Öglichteiten in Betracht zu ziehen verlangt die im Verkehr erforderliche Sorgfalt nicht (RG 

604, 3579; 05, 16°; 07, 5052; 1911, 9519; 1914, 47011; Warn 1910 Nr 13; 1912 Nr 74). Aber 
ſie Folgen, die nur ſelten und ausnahmsweiſe eintreten, können von Bedeutung ſein, wenn 
0 als ſolche erkennbar find, Die Vorausſehbarkeit braucht ſich jedoch nicht auf die be⸗ 
ondere Geſtaltung des ſchädlichen Erfolgs zu erſtrecken, der nachher eingetreten iſt; 
5 genügt die Erkennbarkeit einer Gefahr aus der Handlung in der Richtung auf dieſen Erfolg 
7 zerhaupt (R 66, 251; 69, 344; 141, 169; 148, 165; Gruch 67, 567; JW 03 Beil Nr 280; 06, 
S 09, 3588, 1910, 7474; 1912, 86524, 1913, 9172; 1915, 577°; 1932, 934; Warn 1912 Nr 429; 

UL 81 Nr 23; Lg 1922, 6173). gm 
8 Enzelne Fälle: Aufſtellung eines geladenen Gewehrs an Ortlichkeiten, zu denen Menſchen 
Jie haben, mag auch für den Erwerb der Waffe ein Waffenſchein nicht erforderlich ſein, RG 
W 1937, 149010; Fahrläſſigkeitsverſchulden auf der Jagd NG JW 1911, 319%; Warn 1918 

207; 23 1919, 439; RG 20. 12. 26 IV 470/26; Haftung des Veranſtalters und Leiters einer 
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Treibjagd gegenüber dem durch einen Fehlſchuß verletzten Jagdgaſt RG 128, 39; Haftung eines 
Jagdgaſtes bei einer Treibjagd für fahrläſſige Verletzung eines andern Jagdgaſtes |. RG Seuff A 
87 Nr 91; Haftung des Jagdgaſtes für Verletzung eines Treibers bei Abprallen von Schrotkörnern 
von Bäumen und Steinen ſ. NG HRR 1934 Nr 802; Anforderungen an die Sorgfalt des an einer 
Jagd (Treibjagd) teilnehmenden Schützen im Hinblick auf Fehler ſeines Gewehrs |. RG 156, 140; 
Verſchulden des Gläubigers bei der Zwangsvollſtreckung gegenüber dritten Eigentümern der 
Pfändungsgegenſtände NG Warn 1911 Nr 268; 1912 Nr 72; Außerachtlaſſung der Unfall 
verhütungsvorſchriften der Berufsgenoſſenſchaft RG 95 S. 180 u. 238; Jil 1911, 33541; 
1913, 1977; 1932, 9342; Aufſichtsverſchulden von Eltern, Lehrern und andern Perſonen gegen⸗ 
über Kindern RG JW 75, 251; 1911, 75816; 1912 S. 36°* u. 1907; 1914, 47011; 1916, 12724; 
fahrläſſige Überſchreitung des Züchtigungsrechts des Lehrers R JW 1916, 1897; Warn 1912 
Nr 163; ärztliche Kunſtfehler R 85, 183; JW 1911, 4497; 1913, 3220; 1915, 577°; JW 1921, 
7413; Warn 1916 Nr 79 u. 226; über die Haftung eines Arztes, deſſen ſchuldhaftes Verſehen die 
Zuziehung eines zweites Arztes veranlaßte, für Fehler dieſes zweiten Arztes vgl. RG 102, 230. 
Haftung des Arztes und des Apothekeninhabers, wenn das vom Arzt verordnete Mittel aus der 
Apotheke in einer Beſchaffenheit an den Arzt gelangt, daß ſeine Anwendung den Tod eines Kranken 
herbeiführt, |. RG SeuffA 90 Nr 50. Fälle ärztlicher Behandlung, in denen die Urſache einer 
Schädigung des Kranken nicht aufgeklärt werden kann, find i. ü. nicht ſelten, und die Unmöglich⸗ 
keit, die Urſache einer Verletzung feſtzuſtellen, kann nicht zu Laſten des Arztes gehen (RG 78, 
432; JWö 1913, 3220, Warn 1922 Nr 7). Dazu und überhaupt zur Haftung des Arztes auch Vorbem 
2d vor § 611. Beſonders ſtrenge Anforderungen find an die Sorgfalt zu ſtellen, mit der ein Mann 
bei dem Geſchlechtsverkehr auf die Geſundheit der Frau, insbeſondere die Vermeidung einer 
Anſteckung mit einer Geſchlechtskrankheit, Rückſicht nehmen muß (RG 135,9). — Von dem einzelnen 
kann in Verkehrsverhältniſſen (ſ. auch unten A 6 d) regelmäßig nicht gefordert werden, daß ſeine 
Erkenntnis weitergehe als die durchſchnittliche der Fachleute und der zur Überwachung der Ver⸗ 
kehrseinrichtung beſtellten Perſonen (RG JW 05, 202%; 1910, 75312; Warn 1911 Nr 374, doch 
kann anderſeits niemand, wenn die Gefährlichkeit ſeines Handelns erkennbar war, ſich damit decken, 
daß die polizeilichen Überwachungsorgane gegen fein Verhalten nicht eingeſchritten find (RG 
JW 09, 43240); noch weniger kann er ſich auf eine Übung der beteiligten Kreiſe berufen, vermöge 
deren eine behördliche Sicherheitseinrichtung unbeachtet geblieben iſt (RG 23. 1. 13 VI 405/12). 
Beſonders verkehrsgefährliche Handlungen verlangen eine erhöhte Sorgfalt (NG JW 06, 6812; 08 
S. 106° u. 405°; Warn 08 Nr 310 u. a.). Hierher gehören die Gefahren der Luftſchiffahrt. 
Soweit hier nicht eine Haftung ohne Rückſicht auf Verſchulden eintritt (ſ. Luftverkehrsgeſetz und 
Vorbem 1 Abj3 vor 5 823), iſt wegen der großen Gefahren, die fie für Dritte mit ſich bringt, 
eine beſonders große Vorſicht und Sorgfalt zu verlangen; dieſe iſt 1 wenn alle 
bisherigen Erfahrungen achtſam benutzt find (RG 78, 171; 100, 70; Warn 1914 Nr 142). Eine 
beſonders erhöhte Sorgfalt, eine überlegene geſammelte Aufmerkſamkeit fordert für den Ent 
laſtungsbeweis des Kraftfahrzeughalters als, jede nach den Umſtänden des Falles gebotene 
Sorgfalt“ aus dieſem Geſichtspunkte $ 7 Abſ 2 KraftFahrch, vgl. dazu RG Warn 1915 Nr 294 
und die dort angezogenen weiteren Entſcheidungen; ſowie ferner RG 86, 149; 92, 38; Warn 
1917 Nr 215; 1919 Nr 15 u. 121. Iſt der Eigentümer eines Kraftwagens auf den ſchlechten 
Zuſtand des Wagens hingewieſen, ſo muß er für Abhilfe ſorgen; Unterlaſſung begründet Haftung 
aus $ 823 (RG 20. 2. 28 VI 151/27). Schuldhaft handelt der Beſitzer eines Kraftwagens nament⸗ 
lich auch dann, wenn er dieſen einer Perſon zugänglich macht, von der er weiß oder wiſſen muß, 
daß ihr die zur Führung eines Kraftwagens erforderliche Ruhe fehlt (RG JW 1932, 370%). 
Die Sorgfaltspflicht des Kraftwagenhalters unterliegt bezüglich der Erfüllung der allgemeinen 
Aufſichtspflicht gegenüber dem Wagenführer ſtrengen Anforderungen (RG 120, 154; RO „3° 

1932, 3706). Über die von dem Kraftwagenführer zu verlangende größte Aufmerkſamteit, 
die über die gewöhnliche Sorgfaltspflicht hinausgeht und auch in der Not des Augenblicks das zur 
Abwendung der Gefahr erforderliche Mittel ergreift, ſ. auch RG 96, 131; 131, 119. Pflichten 
des Kraftwagenführers beim Überholen (M& 140, 386; 152, 46; RG 5. 1. 31 VI 455/30), bei Der 
Annäherung an Bahnübergänge mit und ohne Schranken, insbeſondere an mit Schranken ver 
ſebene bei nicht geſchloſſenen Schranken (RG 142, 356 [363 ff.]; ſ. auch RG IW 1937, 17760. 
Sicherung der Wagentüren gegen Aufſpringen und Verhalten bei Aufſpringen der Türen wahrer 

der Fahrt (RG 20. 4. 31 VI 564/30). Weiterfahren des Kraftfahrers trotz Blendwirkung ber 
Sonne ſ. RG JW 1936, 2791. Alkoholgenuß |. NG 146, 97; RG ZW 1936, 414°. Fehler BE 
Überholen eines anderen Kraftwagens |. RG JW 1937, 31723. Ein Kraftfahrer oder Radfahrer? 
braucht nicht damit zu rechnen, daß der Führer eines überholenden Wagens kurz nach dem m 
holen nach rechts einbiegen und Halt machen werde (NG JW 1935, 28865). Vgl. auch . 
A 6 d. Beweis des erſten Anſcheins gegen den Führer eines Kraftwagens, wenn er gegen er 
Straßenbaum fährt, {RG Warn 1935 Nr 130. — Beſonders ftrenge Anforderungen find wegen — 
großen Gefährlichkeit einer jeden Hantierung mit Sprengſtoffen an den Leiter von Steinſpre 5 
gungen zu ſtellen (MG 17. 5. 23 VI 606/22). Anderſeits kann der Unternehmer einer Einrichten 
mit deren in jedermanns Belieben geſtellter Benutzung gewiſſe Gefahren notwendig verbund 
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find, ja im Sportintereſſe geradezu geſchaffen werden (Sportplätze, Rennbahn, Reitbahn), in den 
Grenzen dieſer von allen Benutzern erkannten und gewollten Gefahr nicht für einen eingetretenen 
Schaden verantwortlich gemacht werden (RG IW 05 S. 4618 u. 528%). Das Beſtehenlaſſen 
eines an ſich unbedeutenden Mangels einer Einrichtung, der ſich bisher als verkehrsgefährlich 
nicht erwieſen hat, die Anordnung einer alltäglichen, an ſich ungefährlichen Verrichtung ohne be⸗ 
jondere Weiſung und Warnung ſtellen kein Fahrläſſigkeitsverſchulden dar (RG JW; 1914, 6788; 
Warn 08 Nr 213; 09 Nr 209); doch kann die fortdauernde Verwendung alter Verkehrsgegenſtände 
mit fehlerhaften überholten Einrichtungen dann als ſchuldhaft angeſehen werden, wenn die Beſeiti⸗ 
gung der Mängel ohne erhebliche Koſten und Schwierigkeiten erreicht werden konnte (RG JW 1916, 
58612). Kein Fahrläſſigkeitsverſchulden ift ferner das Nichterkennen dem Auge ſich verbergender 
und bei gewöhnlichen Aufſichtshandlungen nicht wahrnehmbarer Mängel (RG JW 06, 54612), 
Ein unrichtiges Verhalten in einer Zwangslage, die raſchen Entſchluß und tatkräftiges Han⸗ 
deln erfordert, kann dem Handelnden als Verſchulden nur angerechnet werden, wenn er dabei ohne 
jede Vorſicht und Überlegung verfahren ift (RG 86, 149; 92,38; ZW 04, 2877; 05, 528° und 
andere Entſcheidungen). 

Die Beweislaſt, daß die auf Erſa eines Schadens in Anſpruch genommene Perſon durch ihr 
Verſchulden den Schaden verurſacht habe, trifft den Kläger. Hat dieſer aber einen ordnungs⸗ 
widrigen Zuſtand nachgewieſen, der erfahrungsgemäß die tatſächliche Folgerung rechtfertigt, daß 
nur eine Verſäumung der Verkehrsſorgfalt ihn herbeigeführt haben kann, ſo muß der Sorgfalts⸗ 
pflichtige ſeinerſeits den Beweis übernehmen, daß der Schaden, entgegen der regelmäßigen und 
natürlichen Entwicklung der Dinge, nicht auf einen von ihm zu vertretenden Umſtand zu⸗ 
rückzuführen ſei oder daß er feiner Verkehrspflicht voll und ganz genügt habe (RG 53, 276; 
89, 136; 95, 68; 97, 116; 119 S. 62, 353; 127, 28; 130, 359; JW 04, 486°; 08, 5431; 1912, 
34812; 1913, 92310; 1919, 50512; 1921, 74812; 1932 S. 202512, 37043; 1933, 83811; Warn 08 Nr 
183; 1910 Nr 278; 1915 Nr 18; 1916 Nr 125; 1917 Nr 242; 1920 Nr 12 u. 76; 23 1918, 37819; 
1919 S. 245 u. 5316; 1922, 6151; HR R 1929 Nr 1995; 1935 Nr 341). Über den Beweis des erſten 
Anſcheins beim Zuſammenſtoß eines fahrenden Schiffes mit einem im Waſſer verankerten Gegen⸗ 
ſtand ſ. RG 120, 258 (263); RG SeuffA 91 Nr 70. Die juriſtiſche Perſon hat in ſolchem Falle 
darzutun, daß keinen ihrer Vertreter ein Verſchulden trifft, daß insbeſondere auch ſachge⸗ 
mäße Vorſchriften und die gehörige Aufſicht ihrer Erfüllung nicht vernachläſſigt worden ſind 
RG JW 1913, 92310; Warn 1916 Nr 125; 1919 Nr 89 u. 187). 

4. Das Rechtsgut des Lebens kann nur durch ſeine Zerſtörung, durch Tötung, verletzt werden. 
Tötung iſt hier jede Handlung, durch die der Tod eines Menſchen unmittelbar oder mittelbar 
herbeigeführt wird, auch wenn er nur die tatſächliche, von dem Handelnden nicht vorausſehbare 
und nicht verſchuldete Folge einer ſchuldhaften Verletzung des Körpers oder der Geſundheit iſt 
(RS 66, 251; 69, 340; ZW 07, 514. Die Vorausſehbarkeit, die zur ſchuldhaften Handlung 
gehört, muß ſich dementſprechend nicht auf die vernichtende Folge für das Leben, ſondern nur 
auf die verletzende Folge für Körper oder Geſundheit des andern erſtrecken (RG ebenda ſowie 
17. 11. 11 III 611/10). Die Einwilligung in die Tötung ſchließt die Widerrechtlichkeit der Tötungs- 

andlung nicht aus; eine ſolche Einwilligung in die eigene Tötung verſtößt gegen die guten Sitten 

66, 306). Wegen des urſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen der unerlaubten Handlung 
und dem Tode des Verletzten vgl. Vorbem Ha. 

5. Verletzung des Körpers ift jeder äußere Eingriff in die körperliche Unverſehrtheit, Ver⸗ 
letzung der Geſundheit die Verurſachung einer Störung der inneren Lebensvorgänge. Es gibt 
zeine allgemeine Rechtspflicht, gegen die Gefährdung fremder Geſundheit tätig zu ſein. Die 

übe eit des Arztes oder des Tierarztes verpflichtet dieſe Perſonen aber, bei ihrer Berufs⸗ 
= übung geeignete Vorkehrungen gegen die Gefährdung der menſchlichen Geſundheit durch 
länſtegung zu treffen (RG 102, 372; vgl. A8 a. E. und RG 102, 42). Der Eingriff in die körper⸗ 
15 Unverſehrtheit durch den Arzt, der eine Operation vornimmt (RG 68, 431; JW 07, 5052; 
1 oben A 2), ſowie die Züchtigung eines Kindes durch den Vater, Lehrer oder Lehrmeiſter, 
über die in A 10 zu handeln ift (Widerrechtlichkeit der Handlung), find an ſich Körperverletzungen; 
Ven jedoch Larenz DGWR 1938, 401ff. Haftung des Lehrers einer Priwvatſchule für 
1 erletzung eines Schülers durch eine Exploſion beim chemiſchen Unterricht |. R JW 

325, 24452 (ebenda über die Mithaftung des Schulunternehmers auf Grund des Schul⸗ 
vertrages gemäß $ 278). Verletzungen der Geſundheit kommen vor als Folgen ſchuld⸗ 
gaft falſcher ärztlicher Behandlung (MG JW 1911, 44917; 1913, 322 Warn 1920 Nr 109, 
Haftung des Arztes für Behandlung mit Salvarſan, wann?) oder der Behandlung durch Kur⸗ 
Plulcher (Reh Warn 1910 Nr 411), durch Verabfolgung geſundheitsſchädlicher Stoffe anſtatt 
mes Genußmittels (RG 97, 116; durch Verabfolgung einer Knochenſtücke enthaltenden Speiſe 
N einer Gaſtwirtſchaft (RG JW 1936, 23940). Haftung einer Gemeinde für Geſundheitsſchädi⸗ 
gungen durch eine von ihr betriebene Waſſerleitung (RG 99, 96; 152, 129; RG JW 1937, 737). 

ab flichtung eines ſtädtiſchen Fernheizwerks zur Vornahme von die Sicherheit der Heißwaſſer⸗ 
gumpfzuführung gewährleiſtenden Vorkehrungen, wie Anbringung ſchriftlicher Belehrung und 
iombierung des Hauptabſperrſchiebers, im Zuleitungsgrundſtück |. RG HRR 1937 Nr 190. Ver⸗ 
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letzungen der Geſundheit als Wirkung körperlicher oder feelifcher Einflüſſe, wie Anſteckung mit 
Krankheiten, Erregung von Angſt und Schrecken, von ſeeliſchen Angſten und Aufregungen (RG 85, 
335; 133, 270; 148,154; Warn 1911 Nr 259; 1915 Nr 12); geſchlechtliche Anſteckung (RG 135,9; RG 
Warn 1923/24 Nr 114; 1926 Nr 90). Die uneheliche Beiwohnung als ſolche iſt keine Körperver⸗ 
letzung (16 96, 224). Auch eine Geſundheitsbeſchädigung durch Preßangriffe und Zeitungs⸗ 
artikel iſt, ſofern der urſächliche Zuſammenhang im rechtlichen Sinne dargetan iſt (ſ. Vorbem 5), 
nicht grundſätzlich abzulehnen (RG 148, 154). Endlich treten Geſundheitsbeſchädigungen als mittel- 
bare Wirkungen von Körperverletzungen (ſog. traumatiſche Neuroſe) auf; über die durch die Prozeß⸗ 
aufregungen des Schadenserſatzſtreits ausgelöſten Geſundheitsfolgen vgl. Vorbem 5a. 

6. Die Berkehrspflichten (Anhang zu A 4 und 5). Im täglichen Leben nehmen von allen 
Anſprüchen aus u. H. diejenigen wegen erlittener Unfälle auf Straßen und in Häuſern den 
breiteſten Raum ein. Die in der Rechtſprechung für die Haftung aus ſolchen entwickelten allge⸗ 
meinen Leitſätze ſind folgende: 

a) Wer auf dem ihm gehörigen oder ſeiner Verfügung unterſtehenden Grund und Boden 
(RG 54, 53; 38 07, 3325; Warn 1910 Nr 438) einen Verkehr für Menſchen eröffnet, ſei es auch 
nur einen beſchränkten Verkehr, muß auch für die Verkehrsſicherheit Sorge tragen; die Zweck⸗ 
beſtimmung erzeugt die Verantwortlichkeit (RG 54, 53; 68, 358; 106, 340; 118, 91; JW 1911 
S. 4228 u. 75917; 1913, 736%; 1916, 263°; Warn 1912 Nr 383; 1917 Nr 240). Der Satz gilt für 
Orts- und Landſtraßen, für Plätze und Brücken, aber auch für das Innere von Gebäuden, die 
ihrer Beſtimmung nach dem Verkehr von Menſchen geöffnet ſind. Die Eröffnung des Verkehrs 
ſetzt einen Willensakt des Verfügungsberechtigten, vermöge deſſen der Grund und Boden dem 
Verkehrszwecke gewidmet und beſtimmt wird, voraus, der aber auch durch ſtillſchweigende 
Willenserklärung, die in der tatſächlichen Widmung liegt, erfolgen kann (RG 54, 53; 19. 1. 12 
VII 315/11). Der Widmung ſteht eine bloße freundnachbarliche oder unverbindliche und 
widerrufliche Duldung nicht gleich; doch kann beim Obwalten eines anerkannten Verkehrs⸗ 
bedürfniſſes in der fortgeſetzten Duldung die ſtillſchweigende Willenserklärung einer Wid⸗ 
mung gefunden werden (RG 54, 53; JW 07, 36412; 08, 74418; Warn 08 Nr 373; 1911 Nr 117). 
Daß der Verkehr ein allgemeiner ſei, wird nicht erfordert; auch die Eröffnung eines nur 
beſchränkten Verkehrs verpflichtet in dem Umfange, in dem das Grundſtück dem Verkehr 
beſtimmt wurde (RG 88, 433; JW 1916, 263%; 23 1918, 44°); die Vermietung oder Verpachtung 
von Räumen zum Zwecke der Benutzung erzeugt dem Mieter oder Pächter und ſeinen Angehörigen 
ſowie Haus- und Gewerbegehilfen gegenüber ohne weiteres die Rechtspflicht, auch für eine 
ſichere Benutzung Sorge zu tragen (vgl. Vorbem da; RG Warn 1915 Nr 233 und die vorange⸗ 
führten Entſch.). Der Mieter (Pächter) ſelbſt haftet gegebenenfalls denen, die in den ihm über ⸗ 
laſſenen Räumen verkehren. An die Verkehrsſicherheit der inneren Räume einer Privatwohnung 
ſind allerdings geringere Anforderungen zu ſtellen, als etwa an Treppen und Flure in öffentlichen 
Gebäuden (RG JW 1935, 2732). Ein Sportverein, der in Erfüllung des Vereinszweckes einen 
Spielplatz eingerichtet hat, muß nicht nur für die Sicherheit der auf dem Platz verkehrenden Per 
ſonen ſorgen, ſondern auch die aus dem Gebrauch des Spielplatzes entſtehenden Gefahren von der 
Nachbarſchaft fernhalten; er haftet dabei unter Umſtänden auch für Perſonen, die den Platz un⸗ 
befugt benutzen (RG 138, 21). Pflicht eines Sportklubs, den Sportplatz gegen das Betreten dur 
Kinder zu ſichern, die durch die Art des Sports gefährdet werden können, ſ. RG SeuffA 88 Nr 144. 
Das Maß der anzuwendenden Sorgfalt richtet ſich nach der Lebhaftigkeit des Verkehrs und nach 
den örtlichen Verkehrsverhältniſſen, wobei auch die wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit des Unter“ 
haltungspflichtigen in Rückſicht zu ziehen iſt; an Landgemeinden und bäuerliche Wirte ſind nicht 
dieſelben Anforderungen zu ſtellen wie an größere Stadtgemeinden und ſtädtiſche Hausbeſitzer 
(u JW 1933, 836%; |. auch unter b Abſ 1). Eine völlige Gefahrenfreiheit gibt es nicht und 
kann überall nicht verlangt werden (RG 10. 7. 11 VI 393/10 u. 557/10); der Verkehrsſiche⸗ 
rungspflicht wird genügt, wenn die nach dem jeweiligen Stande der Erfahrungen un 
der Technik als geeignet und genügend erſcheinenden Sicherungseinrichtungen getroffen werden, 
wobei auch eine vernünftige Übung zu berückſichtigen iſt. Das Maß deſſen, was für die Verkehrs 
ſicherheit zu geſchehen hat, hängt von den Umſtänden, gegebenenfalls auch von der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des Pflichtigen ab (RG 54, 59; R JW 1900, 164, HG HRR 1934 Nr 798; . 
auch unten A 6b). Nach der wirtſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit des Unterhaltungspflichtigen It 
3. B. auch zu entſcheiden, ob in Straße und Haus die Erſetzung älterer, unvollkommener Ei 
richtungen durch beſſere neuere gefordert werden kann (RG JW 1916, 58612; 30. 11. 11 v151/ u 
Über die Haftung für Mängel des Fußbodens in einem ſtädtiſchen Schlachthauſe ſ. RG HRR 193% 
Nr 798. Über die Verpflichtung des Schiffahrtsunternehmers, für die Sicherheit des Verkehre 
auf dem Schiffe zu ſorgen, |. Rh 124, 49; 126, 329. 3. 
b) Nach dieſen Grundſätzen haben vor allem die politiſchen Gemeinden für den verkehr. 
ſicheren Zuſtand der Ortsſtraßen einſchließlich der Plätze und Brücken zu ſorgen; die öffen 
liche Straße iſt für jede erlaubte Verkehrshandlung frei; auf ihre Verkehrsſicherheit darf gere gg 
werden (MG 89, 136; 95, 154; JW 03 Beil Nr 137 u. 241; 04, 2322; 05, 1995; 06 S. 378%, 9895 
u. 7467 08, 71511509, 1618; 1910, 61819; 1911, 75917; 1915, 3957; 1936, 29815 Warn 08 Nr 630, 
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09 Nr 264; 1910 Nr 438). Dabei iſt grundſätzlich zu fordern, daß die Gemeinde 
die geeigneten Anordnungen trifft, um die regelmäßige Unterhaltung und 
Beaufſichtigung des Straßenweſens zu gewährleiſten, und daß ſie weiter den 
Vollzug, die Angemeſſenheit und das Zureichen jener Anordnungen erprobt und 
ſicherſtellt, indem ſie die Organiſation und Tätigkeit der dafür beſtellten Beamten 
und Bedienſteten, wenigſtens im allgemeinen, beaufſichtigt (RG 89, 136; 153, 356). 
Über die Grundlagen und den Umfang der Verkehrsſicherungspflicht einer Stadtgemeinde f. auch 
RG DJ 1937, 1124. Maßgebend für die Beſtimmung, wann eine Straße dem öffentlichen Ver⸗ 
kehr übergeben iſt, iſt vor allem der Zuſammenhang ihrer Anbauten (RG 48, 297; JW 09, 1615); 
eine völlige Bebauung iſt nicht erforderlich; der Einzelfall entſcheidet, ob eine Widmung für 
den öffentlichen Verkehr ſtattgehabt hat; jeder Fürſorge kann ſich aber auch bei einer noch unfertigen 
Straße die Gemeinde nicht entſchlagen, nachdem ſie die Errichtung von Wohnhäuſern an ihr 
genehmigt und die Ingebrauchnahme der fertiggeſtellten zugelaſſen hat (RG aa O.; 3. 11. 19 
VI 195/19); auch nichtangebaute Wege find je nach den Umſtänden verkehrsſicher zu erhalten, 
wenn ſie eine notwendige oder vom Verkehr regelmäßig benutzte Verbindung zwiſchen mehreren 
Ortsteilen oder Straßen darſtellen (NG JW 1910, 61810; Warn 08 Nr 373). Das Maß der 
Sorgfalt, die von einer Gemeinde für den Ausbau und die Inſtandhaltung einer Straße aufzu⸗ 
wenden iſt, hängt non Art und Häufigkeit ihrer Benutzung, von ihrer Verkehrsbedeutung ab (RG 
13. 12. 30 IX 303/30). Haftung einer Landgemeinde für die Verkehrsſicherheit von Verbindungs⸗ 
wegen, auch mit Rückſicht auf ihre Benutzung durch Radfahrer, ſ. RG SeuffA 82 Nr 66. Sit ein 
öffentlicher Platz von der Gemeinde hauptſächlich für die Zwecke einer Verkehrsgeſellſchaft herge⸗ 
ſtellt, ſo haftet auch letztere für die Gewährung der Verkehrsſicherheit (RG 118, 91: Dampfſchifflan⸗ 
deplatz). — Die Verkehrsſicherungspflicht begreift die Inſtandhaltung des Pflaſters oder ſonſtigen 
Velags (NG JW 03 Beil Nr 241; 04, 2322; 06, 378%; 1910, 61870 1911, 7591). Haftung der 
Stadtgemeinde, nicht des Anliegers, für die Verkehrsſicherheit von Lichtſchächten auf Bürger⸗ 
ſteigen, auch wenn die Schächte einem Betriebe des Anliegers dienen, |. HRR 1933 Nr 1919. Doch 
dürfen an den verkehrsſicheren Zuſtand einer Ortsſtraße keine zu weitgehenden Anforderungen ge⸗ 
ftellt werden, Heine Unebenheiten find nicht zu vermeiden, geringfügige Senkungen nicht immer 
ſofort zu beſeitigen, begründen daher noch kein Verſchulden (RG JW 04, 2322; 06, 3784; 3. 11. 11 
II 572/10; 24. 2. 27 IV 549/26). Die Verkehrsſicherungspflicht erſtreckt ſich ferner auf 
die Anbringung von Geländern oder ſonſtigen Verwahrungen an Brücken und Ab⸗ 
hängen (RG 55, 24; JW 1911 S. 446°, 75917; 1912, 86423; Warn 1910 Nr 5 u. 438; 8. 10.06 VI 
40/06), die aber wegfällt, ſoweit der Zweck einer Anlage (Hafenkai) eine Sicherung nicht geftattet 
(RG PR 05, 34010). Weiter gehört hierher die Beleuchtung vom Eintritt der Dunkelheit bis zum 
Aufhören des regelmäßigen Verkehrs (MG 54, 53; 55,24; JW 05, 1991; 1911, 75917; auch in einer 
Kleinſtadt (NG SeuffA 88 Nr 86); über die Beleuchtung wenig begangener Wege ſ. RG JW 08, 
4416); wer bei Winterglätte in der Dunkelheit ſtatt der beleuchteten Ortsſtraße einen immer 
unbeleuchteten Abkürzungsweg benutzt, tut das auf eigene Gefahr (RG JW 1935, 34). Haftung 
einer Stadtgemeinde für einen Unfall, der infolge Hervorſtehens eines Rinnkaſtens auf dem Bür⸗ 
gerſteig und infolge mangelhafter Straßenbeleuchtung entſtanden ift, |. RG Warn 1936 Nr 39. 
ne ſehr wichtige Verkehrspflicht iſt auch das Beſtreuen der Bürgerſteige und der notwendi⸗ 
2 Straßenübergänge (nur ausnahmsweiſe bei beſonderem Bedürfnis auch des Fahrdammes: 
RG HRR 1929 Nr 1091; RG 6. 1. 27 IV 441/26) mit abſtumpfenden Stoffen bei Glatteis oder 
Schneeglätte (RG 54, 53; JW 1910, 61810; 1911 S. 58358, 7597; 1912, 19415; 1928, 10461? ; Warn 
8 Nr 47 09 Nr 264; 1913 Nr 318; RG HRR 1933 Nr 1317), ſoweit die Verpflichtung hierzu nicht 
rechtsgültig durch Obſervanzen, Ortsſtatut oder Polizeiverordnungen den Anliegern auferlegt wor- 
den iſt (MG 52, 423; JW 04, 470°; 07, 25112; 1910, 1521, Warn 09 Nr 264 u. 476; über Obſervanz⸗ 
buldung in Preußen R6 52,423; 76,113; JWIIIO S.662⸗ u. 94425; 1910, 10125, 1911, 1231 Warn 
8012 Ar 28 Gruch 55,97; die Entſcheidungen RG 76,164; JW 1911 S. 649,980 23 u. 10151912, 
642251913,916 1914, 244, die für Preußen die Gültigkeit der die Streupflicht feſtſetzenden Polizei ⸗ 
15 orönungen auch ohne Grundlage einer Obſervanz anerkannten, haben durch das ſeit dem 1. April 
913 geltende preuß. Geſ über die Reinigung öffentlicher Wege vom 1. Juli 1912 (GS S. 187) ihre 
edeutung verloren; vgl. darüber R& 87,159; Warn 1918 Nr 106. Soweit die Pflicht zur polizei ⸗ 
maßigen Wegereinigung nicht beſteht, kann ſich abgeſehen von ihrer allgemeinen Verkehrsſiche⸗ 
zungspflicht für die Gemeinde auch aus einer Wegebaupflicht (ſ. unten) die Verpflichtung zur Be⸗ 
65 gung von Schnee und Eis, zum Streuen mit abſtumpfenden Mitteln, zur Beſeitigung von 
Schlaglöchern, zur Anlegung von Übergängen uſw. ergeben (RG HRR 1932 Nr 314). Das Maß 
1 die Wiederholung des Streuens richtet ſich nach dem Bedlürfniſſe des Verkehrs; ein erhöh⸗ 
Bon Maß gilt bei beſonders regem Verkehr, wie an Markttagen (RG 12.10.08 V1,535/07; 3.7.11 VI 
30/0 ein vermindertes Maß für Streuen wie für Beleuchtung in ländlichen Gemeinden (RG 
JW 1913, 8595: 1933, 83610: Warn 1915 Nr 18; GeuffU 87 Nr 411 Nh 29. 9. 04 VI 10/04; 11.6.0 
146607; 3. J. 11 VI 567/10; 28. 6. 30 IX 85/30). Streu- und Reinigungspflicht einer Stadt⸗ 
$Meinde bezüglich der beſonders von Fußgängerverkehr benutzten Wegeteile |. RG HRR 1933 
1317. Da die Gemeinden mit ihrem Perſonal nicht gleichzeitig in allen Teilen des Ortes 
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zum Streuen im Bedarfsfalle zur Stelle ſein können, iſt ihnen für die Ausführung 
nach Eintritt des Glatteiſes oder nach Aufhören des Schneefalls ein angemeſſener Zeit⸗ 
raum offenzulaſſen, der bei der den Anliegern obliegenden Streupflicht geringer zu be⸗ 
meſſen iſt (NG JW 1911, 5832; 1912, 194). Darüber, daß anhaltender oder drohender 
Schneefall nicht unter allen Umſtänden von der Pflicht zum Streuen befreit, es vielmehr weſentlich 
auf die Stärke des Schneefalls und auf die Beſchaffenheit des Schnees und des Bodens ankommt, 
ſ. RG 133, 226; RG Recht 1917 Nr 1260. Außergewöhnliche Glätteverhältniſſe erfordern außer⸗ 
gewöhnliche Sicherheitsvorkehrungen (MG JW 1930, 196321). Glatteisbildung an einem öffent⸗ 
lichen Brunnen ſ. RG JW 1932, 393°. Über eine fahrläſſige Unkenntnis von mit fofortiger Wirkung 
erlaſſenen Polizeiverordnungen über die Reinigung der Bürgerſteige von Schnee und Eis ſ. 
RG JW 1931, 16891. Die Übertragung der Streupflicht auf private Reinigungsinſtitute befreit 
nicht von eigener Sorgfalt (NG Warn 1918 Nr 106; Gruch 54, 977); auch durch Polizeiverordnung 
kann die Verantwortung nicht dem Streupflichtigen genommen und auf die Reinigungsinſtitute 
übertragen werden (RG 102, 269). Vertragliche Übernahme der Streupflicht durch die Gemeinde 
als Mieterin eines Hauſes ſ. RG Warn 1929 Nr 47. Die Streupflicht des Hauseigentümers, 
an die ſtrenge Anforderungen zu ftellen find, kann nicht durch vertragliche Abwälzung auf die Mieter 
beſeitigt werden; der Hauseigentümer haftet für die Mieter nach $ 831 (RG JW 1930, 32130). 
Verpflichtung des Hauseigentümers zur Überwachung und Belehrung der von ihm mit der Aus⸗ 
führung des Streuens betrauten Perſonen ſ. RG JW 1931, 16902. Der Hausbeſitzer, der ſich 
ſelbſt nicht um das Streuen bekümmern kann, muß ſeinem Hausverwalter beſonders ſtrenge An⸗ 
weiſungen für die Überwachung des Streuens durch den damit betrauten Hauswart erteilen (RG 
Warn 1937 Nr 118; RG SeuffA 88 Nr 106). Über Beginn und Ende der Streuzeit ſ. auch JW 
1933, 28285; HAN 1934 Nr 1351; 1937 Nr 1221, 1311. Auf Straßendämme iſt die Streupflicht 
nicht allgemein zu erſtrecken; nur belebte und unerläßliche Straßenübergänge ſind gleich den 
Bürgerſteigen zu beſtreuen (RG JW 1913, 8595; RG Warn 1928 Nr 147). Der Grundſatz, daß 
die Streupflicht der Gemeinden bei Glatteis ſich im allgemeinen auf Bürgerſteige und Straßen⸗ 
übergänge beſchränkt und für Fahrdämme nur unter beſonderen Umſtänden gegeben iſt, greift 
aber nur Platz, wo die Ortspolizeibehorde nicht, z. B. auf Grund der $$ 1, 2 des preuß. Ges 
v. 1.7.12 (ſ. oben), die Beſtreuung des Fahrdammes verlangt (MG 7. 2. 29 VI 461/28); Für 
ländliche Verhältniſſe ſ. HRR 1937 Nr 1221. Eine Pflicht auf Provinzialſtraßen gegen Glatteis 
zu ſtreuen, beſteht regelmäßig nicht (Reh SeuffA 88 Nr 70). Über die Verpflichtung, die durch 
Glatteis oder Schneefall hervorgerufene Glätte zu beſeitigen, hinaus auch dafür zu ſorgen, daß der 
Boden nicht durch Regen, Nebel oder ſonſtige Luftfeuchtigkeit ſchlüpfrig ſei, kann von dem für die 
Verkehrsſicherheit Verantwortlichen nicht verlangt werden (RG Warn 1931 Nr 123). Pflicht einer 
Stadtgemeinde, auf die Beſchaffenheit von Aſten zu achten, die von Bäumen eines Nachbargrund⸗ 
ſtückes in den Straßenraum hineinragen, |. R SeuffA 90 Nr 6. 

Die Verkehrsſicherungspflicht der Gemeinden begreift weiter die Anordnung von 
Sicherungsmaßregeln bei der Vornahme öffentlicher Arbeiten (Neupflaſterung, Anlage 
von Kanälen und Leitungen), die die Gemeinden nicht auf die Unternehmer der Arbeiten 
abwälzen können; auch wo dieſe die Ausführung der Sicherheitsvorkehrungen vertrags⸗ 
mäßig übernommen haben, müſſen die Gemeindeverwaltungen ſich ſelbſt darum kümmern 
(RG JW 05 S. 284° u. 4864; 06, 539%; 1913, 6427; 1915, 395”; 1932, 37022; Warn 08 
Nr 630; 1911 Nr 180; LZ 1917, 106710; 1919, 2456; RG HRR 1932 Nr 1442; 1933 Nr 13). 
Dabei muß auch mit ungewöhnlicher und unvorſichtiger Wegebenutzung gerechnet werden. 
Die Gemeinde handelt fahrläſſig, wenn fie einen Weg, auf dem fie durch einen Unter⸗ 
nehmer Kabelarbeiten hat ausführen laſſen, für den Verkehr wieder freigibt, ohne ſich vorher 
von der Verkehrsſicherheit des Zuſtandes zu überzeugen (RG JW 1931, 16935). Sie muß au 
dafür ſorgen, daß von andern veranlaßte Anlagen, z. B. ein von der Reichspoſt angelegter 
Kabelſchacht, nicht verkehrsgefährdend wirken (RG JW 1932, 10391). Außergewöhnliche Verhält⸗ 
niſſe, wie ſie z. B. durch Ausbeſſerungsarbeiten, Umſtellung des Verkehrs uſw., namentlich au 
bei ſtarkem Kraftwagenverkehr, zumal an Sonntagen, hervorgerufen werden können, verlangen 
auch hier außergewöhnliche Sicherungsmaßregeln (RG JW 1931, 332515; NG HRR 1936 Nr 
1110; ſ. auch HRR 1930 Nr 109). Auch auf die Verkehrsſicherheit der Notbürgerſteige vor 
Neubauten hat die Stadtgemeinde ihr Augenmerk zu richten (MG 22. 3. 17 VI 18/17). — 
Eine nur beſchränkte Verkehrsſicherungspflicht für Beleuchtung wie für Streuen beſteht bei 
lediglich den Spaziergängern dienenden Luſtwegen, ſowie bei nur den Verkehr erleichternden 
Verbindungswegen: ſie brauchen nicht bei jedem Wetter und zu jeder Jahreszeit geſchüßt 
zu werden (RG JW 00, 16458; 1910, 61810; 14. 1. 07 VI 196/06). Über die Verpflichtung der 15 
faſſungsmäßigen Vertreter einer Stadtgemeinde, nach ſchwerem Unwetter für die Wiederhe 
ſtellung der Verkehrsſicherheit zu ſorgen, ſ. RG 155, 161. Verpflichtung zur Aufſtellung en 
Verkehrspoſtens in einer Stadtgemeinde |. R HRR 1937 Nr 1438; auch in kleineren Gemelnda⸗ 
bei ſtarkem Verkehr anläßlich beſonderer Veranſtaltungen ſ. RG JW 1936, 29815. — Die allgemein! 
Verkehrsſicherungspflicht, die als Wegeunterhaltungspflicht mit Schadenshaftung nach 
$ 823 auch den Wegebaupflichtigen trifft, bezieht ſich inſoweit vor allem auf die Beſchaffung 
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einer gefahrloſen Sachunterlage für den Straßenverkehr, umfaßt aber auch feine Regelung, z. B. 
durch Anbringung und Unterhaltung von Warnungstafeln für den Kraftwagenverkehr an ge⸗ 
fährlichen Straßenkreuzungen (RG 154, 16, unter Aufgabe der Unterſcheidung in RG 121, 404; 
vgl. R HRR 1934 Nr 627: Haftung des Kreiſes für Verſchulden feines Wegemeiſters). lber 
den Schutz des Kraftwagenverkehrs durch Warnungstafeln ſ. auch RG JW 1933, 28294; 1936, 
29815; RG Warn 1936 Nr 72; Rc SeuffA 86 Nr 124. Grundſätze für die Schadenserſaßpflicht 
des Wegunterhaltungspflichtigen in Fällen, in denen die Straße den Anforderungen des modernen 
Kraftwagenverkehrs nicht entſpricht, ſ. RG JW 1935, 33691. Eine Streupflicht des Wegunter⸗ 
haltungspflichtigen oder eine Pflicht zur Anbringung von Warnungszeichen oder Aufſtellung von 
Sicherungspoſten bei glatter, vereiſter Strecke iſt für offene Landſtraßen nur unter beſonderen 
Umſtänden anzuerkennen (RG JW 1935, 2731). Haftung für den verkehrsſicheren Zuſtand des 
ſog. Sommerwegs ſ. RG JW 1934, 16454. 

Sonſtige Verpflichtungen zur Sicherung des öffentlichen Verkehrs. Über die Verkehrsfürſorge⸗ 
pflicht der Gemeinden auf Gemeindefriedhöfen vgl. RH JW 1911, 9811; in ſtädtiſchen Badean⸗ 
ſtalten und Badeanlagen RG ZW 1911, 4228; Warn 1913 Nr 133 ; bei gemeindlichen Badeeinrich⸗ 
tungen an der See RG 136, 228. Haftung einer Stadtgemeinde für die Gefahren des Fußballſpie⸗ 
lens, des Kugelſtoßens in ihrer Badeanſtalt (RG Seuff A 86 Nr 125; 90 Nr 111). Verpflichtung der 
Badeverwaltung für den ſicheren Zugang zu einem Badehauſe, insbeſondere auch bei Glatteisgefahr, 
zu ſorgen (RG HRR 1937 Nr 1312). Für die Verletzung eines Fußgängers durch einen auf ab⸗ 
ſchüſſiger Ortsſtraße fahrenden Rodelſchlitten kann die Gemeinde nicht nach $ 823, wohl aber nach 
Art 131 RVerf haftbar gemacht werden, wenn ſie verſäumt hat, in Ausübung der Sicherheitspolizei 
dem Rodelunfug entgegenzuwirken (RG 2. 2. 25 IV 451/24). Sicherungspflicht der Eiſenbahn⸗ 
verwaltungen bei Zugängen zum Bahnhof ſ. RG 53 S. 53 u. 276; 55, 335; AWO 08, 71511; 
Warn 1917 Nr 242; 1919 Nr 187; auch HRR 1937 Nr 637; zum Zuge JW 1915, 7038; in Bezug 
auf die Säuberung der Bahnhofsräume RG JW 1933, 13907; mangelhafte Beleuchtung eines 
Bahnhofs iſt aber kein Verſchulden, wenn ſie durch die Knappheit der Beleuchtungsmittel bedingt 
iſt ( JW 1920, 4915). Haftung des Eiſenbahnunternehmers für das Verſagen einer Schranken⸗ 
beleuchtung (Rl Seuffa 89 Nr 98; für das Fehlen von Schranken bei einem Bahnübergang 
(MS 144, 67; 148, 303; R JW 1931, 87018, 332112; 1932, 20655; RG Warn 1910 Nr 57; NG 
HR 1931 Nr 1448; 1935 Nr 583; 1938 Nr 675). Für einen dauernden verkehrsgefährdenden 
Zuſtand bei einer Privatanſchlußbahn muß ein verfaſſungsmäßig berufener Vertreter (Vorſtands⸗ 
mutglied oder beſonderer Vertreter) die Verantwortung tragen; fehlt es an einem ſolchen, der 
ſich darum kümmern kann, fo liegt ein Fehler in der Organiſation vor, der der Unternehmung 
zur Laſt fällt (RH JW 1933, 20765). In gleicher Weiſe muß bei andauernd verkehrswidrigem 
Huſtand einer Straße die verantwortliche Körperſchaft dafür ſorgen, daß ein verfaſſungsmäßiger 
Vertreter beſtellt wird, der ſich um die Angelegenheit kümmern kann (RG JW 1932, 3702). 
Sicherungsmaßnahmen (Anordnung langſamen Fahrens, Beleuchtung) bezüglich eines nicht mit 
einer Schranke verſehenen Überganges bei einer Kleinbahn (RG 20. 6. 27 IV 834/26). Sicherungs⸗ 
pflicht der Reichsbahn bei nicht mit Schranken verſehenen aber beſonders gefährlichen Wegeüber⸗ 
gangen auf Nebenbahnen (RG 144, 67; ſ. auch Rh JW 1937, 17767). Verpflichtung der Reichs⸗ 
post zur Verkehrsſicherung beim Telegraphenbau |. RG HRR 1934 Nr 801. Sicherungspflicht der 
zirchengemeinden auf Kirchenvorplätzen R IWW 09, 218°; 1910, 9448; RG HRR 1931 
Nr 1842. Verkehrsſicherungspflicht des Staates oder der größeren Kommunalverbände 
dei öffentlichen Landſtraßen und auf öffentlichen Waſſerſtraßen RF 62, 31; 68, 358; 106, 340; 
SW 1911, 75917; 1915, 1119%; Warn 1912 Nr 383; RG HRR 1933 Nr 1844; aber auch HRR 

4 Nr 1671; insbeſondere des Staates für den aus der verkehrsgefährdenden Anlage eines ihm 
dehorigen Hafens entſtehenden Schaden |. R 120, 258; des Reiches für die Nichtanbringung 
N Seezeichen ſ. RG 128, 353; für die mangelhafte Beſchaffenheit einer öffentlichen Liegeſtelle 

6 147, 275, für das Fehlen der im Intereſſe der Schiffahrt erforderlichen Schiffahrtszeichen auf 
gichswaſſerſtraßen RG 155, 1; R JW 1937, 15431; für die Unterhaltung des Fahrwaſſers 
DEN 1938 Nr 754; einer Provinz bei der Vornahme von Straßenbauarbeiten RG 128, 149; 
dem alunterhaltungspflicht des Staates als Eiſenbahnunternehmer, wenn er für ſeine Zwecke 

n den öffentlichen Weg kreuzenden und bei mangelhafter Unterhaltung deſſen Verkehrsſicherheit 
defährdenden Kanal angelegt hatte, R LG 1920, 2334; Verpflichtung des Reiches als Eiſenbahn⸗ 
baternehmer dafür zu ſorgen, daß durch die Ausführung der Transporte (Bewegung der Eiſen⸗ 

ahnwagen auf den Schienen) nicht Perſonen oder Sachen zu Schaden kommen (RG 29. 6. 23 
III 828/29) b 


er ©) Auch der Privatmann, der durch Vermietung ſeines Hauſes einen größeren oder, wenn 
5 es allein bewohnt, damit einen kleineren Verkehr für andere zu dem Hauſe und in ihm er⸗ 
"et, übernimmt dadurch Verkehrspflichten. Er muß, mag er ſelbſt im Haufe wohnen oder nicht, 
in Sure und Treppen, wie bie Zugänge zu dem Haufe (Rc JW 1911,440; Warn 1910 Nr 438 
9177 kehrsſicherem Zustande erhalten (R® 74, 124; 90, 408; JW 05, 802°; 1912, 14219; 1913, 
» 1914 S. 6775 Ul. 6786; 1932, 361818; RG Warn 1919 Nr 33; 23 1922, 7134; DRG 43, 94; 
auch HAN 1935 Nr 333; 1938 Nr 377), fie in den Verkehrsſtunden des Abends beleuchten (RG 
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JW 06, 110°; 09, 41511; 1912, 14215; 1914 S. 6775 u. 678%; RG Warn 1935 Nr 5, 55); Keller⸗ 
eingänge, die gefährlich werden können, verwahren und Kellertüren, die mit Wohnungseingängen 
verwechſelt werden können, verſchloſſen halten oder wenigſtens deutlich kenntlich machen (RG 
JW 06 S. 7105 u. 738%; Warn 08 Nr 309; 1910 Nr 329; 23 1920, 5665; 1. 11. 11 III 552/10), 
eine vor Schaufenſtern der Hausfront befindliche Kellertreppe gegen Sturzgefahr ſichern (RG 
JW 1936, 2652), die äußeren Zugänge zu den Räumen, wie Vorgartenwege, Vortreppen, 
Wege über den Hof beim Vermieten von Hintergebäuden, unter Umſtänden auch Teile des Haus⸗ 
flures, bei Winterglätte beſtreuen (NG ZW 1912, 19415; 1934, 3126. RG Warn 1931 Nr 196; 
1935 Nr 5; RG 3. 1. 10 VI 158/09), Vorkehrungen zum Schutz gegen einen Sturz in den beim 
Ableſen der Waſſeruhr offenen Schacht treffen (HRR 1936 Nr 797); für ordnungsmäßige Befeſti⸗ 
gung des Treppenläufers ſorgen (RG SeuffA 88 Nr 54); den Hauswart anweiſen, täglich nach 
zuprüfen, ob ſämtliche Lampen der elektriſchen Treppenbeleuchtung brennen (RG Warn 1935 
Nr 55). Polizeiliche Abnahme und Duldung eines verkehrsgefährlichen Ausganges aus dem 
Hauſe befreit den Verpflichteten nicht von den Folgen eines durch die Verkehrsgefährlichkeit 
verurſachten Unfalles (NG 8. 12. 27 VI 204/27). Die Mieträume ſelbſt find dem Mieter nicht nur 
für ſeine Perſon zur Benutzung eingeräumt, ſondern auch allen Angehörigen ſeines Hausweſens; 
ganz abgeſehen vom Vertrage (vgl. $ 538 A 4), kraft allgemeiner Verpflichtung hat daher der Ver⸗ 
mieter auch den Mitgliedern des Hausſtandes des Mieters für den verkehrsſicheren Zuſtand 
der dem Verkehr übergebenen Räume einzuſtehen (RG JW 1910 S. 282° u. 100318). Für die 
Eigentümerin, die mit ihrem Ehemann in geſetzlichem Güterſtande lebt, hat dieſe Verkehrspflichten 
nach $ 1363 der Ehemann zu erfüllen (RG IW 09, 41511), dasſelbe gilt nach $$ 1443, 1519 bei 
gütergemeinſchaftlicher Ehe. Die Verpflichtungen des Hauseigentümers gehen auf den Mieter 
über, wenn das Haus nicht in einzelnen Teilen oder Stockwerken, ſondern im ganzen vermietet 
ift; denn dann iſt es der Mieter, der den Verkehr für ſich und feine Familie oder für fein Geſchäft 
eröffnet (RG 68, 161; JW 05, 8020; Warn 1929 Nr 47). Dem letzteren Falle ſteht es gleich, wenn 
beſtimmte Teile eines Hauſes von deſſen allgemeinem Verkehre abgeſondert, ausſchließlich ein⸗ 
zelnen Mietern überlaſſen find (RG JW 06, 738%). Während danach der Kaufmann und der 
Gaſtwirt, die derart geſonderte Miet- oder Pachträume innehaben, der Regel nach Dritten allein 
haften, wenn es ſich um den beſonderen durch ihren Gewerbebetrieb bedingten Verkehr handelt 
(RG LZ 1917, 106811), kann auch neben ihnen der Eigentümer verantwortlich ſein, wenn mangel ' 
hafte bauliche Einrichtungen oder ſonſt ein verkehrsgefährlicher Zuſtand des Grundſtücks zu Ber 
ſchädigungen oder Verletzungen geführt haben (Rö 92, 359; 95, 61). Die Anforderungen an die 
Sorgfaltspflicht des Grundſtückseigentümers dürfen aber in ſolchem Falle nicht überſpannt 
werden (RR 1936 Nr 1493; 1938 Nr 201). Was als Pflicht des bürgerlichen Hausbeſitzers an“ 
zunehmen ift, gilt in noch höherem Grade für öffentliche Behörden in Anſehung ihrer Dienſt⸗ 
gebäude und Dienſträume, die einem Verkehr nicht nur geöffnet, ſondern dafür geradezu ber 
ſtimmt find, wie Bahnhofsräume, Poſtgebäude, Gerichtsgebäude, Schulräume (RG 102,0; 
JW 03 Beil Nr 294; 1910, 4685; 1911, 45018; 1912, 7927; Gruch 49, 635; 50, 361). Sorge für 
gefahrloſen Verkehr in Amtsräumen ſ. auch Hag 1936 Nr 1213 (Bodenglätte). Dahin gehören 
auch Kirchenräume (RG JW 1911, 1825); öffentliche Schlachthäuſer (RG JW 1911, 95856, R 
Seuff A 89 Nr 7; 90 Nr 167). Über Theater ſ. RG Warn 1917 Nr 240; 1918 Nr 52; Verpflichtung 
des Beſitzers eines Lichtſpieltheaters, in angemeſſenen Zeiträumen den Zuſtand der Treppen, 
Läufer, Meſſingleiſten uſw. entweder ſelbſt nachzuprüfen oder durch einen Fachmann nachprüfen 
zu laſſen, ſ. RG JW 1938, 808°. Erholungsgeſellſchaftsräume RG FW 1915, 57812; Ausstellung?” 
räume (Grenzen der zu erfordernden Sorgfalt Rh 96, 96); Eisbahnen (NG JW 1914, 926). 
Haftung der Gemeinde für die Verkehrsſicherheit der Schulgebäude, für deren Unterhaltung 
fie zu forgen hat, ſ. RG 135, 12; über die öffentlich rechtliche Verbindlichkeit der Gemeinden bei 
Unterhaltung der Schulräume, die über die allgemeine Verkehrsſicherungspflicht hinausgeht, 
RG 102, 6; dgl. ferner A 1 u. 3 zu $ 839. 8 

Beſondere Sorgfaltspflichten treffen, auch abgeſehen von dem bereits behandelten Falle DET 
abgeſonderten Mietsräume neben dem Eigentümer den Kaufmann und den Gaſtwirt, die einen 
allgemeinen Verkehr für ihre beſonderen Geſchäftszwecke eröffnet haben und deshalb auch a 
Mieter für die Verkehrsſicherheit der Zugänge und der der Allgemeinheit zugänglichen Räume. 
keiten zu ſorgen verpflichtet find (Kaufleute RG 95, 61; JW 09, 4931s; 1912, 5865; 1913, 23,7 
1931,22357; R Warn 1931 Nr 104; 1934 Nr 151; Gaſtwirte, auch Nichtgäſten gegenüber RG 58,387 
65,11; 85,185; 87, 128; 95,359; JW 05 S. 447, 459 u. 4816; 07,3325; 08,4511, 09,357; 1910 S655 70 
112 u. 2817; 1911 S. 40°° u. 1327 1912 S. 304, 5307, 792° u. 798°; 1919, 2417 1928 76 174. 
19617; Warn 08 Nr 630; 09 Nr 393; 1911 Nr 27 u. 118; 1916 Nr 106 u. 245; 1928 Nr 105, I 1. 
1930 Nr 12; SeuffA 82 Nr 156; HRR 1929 Nr 298; 1930 Nr 1725; L8 1917 S. 1068 5; 
106811; 1919, 5327). Daß die Baupolizei vor der Eröffnung eines Wirtſchaftsbetriebes eine der 
beſſerung nicht vorgeſchrieben hat, entſchuldigt den Wirt nicht; er muß die Verkehreſicherheit = 
Zu- und Abgänge einſchließlich der Treppen ſelbſt ſorgfältig prüfen (RG 7. 3. 35 VI 454/34: "it 
betrieb). Der Wirt eines Nachtlokals, in dem ſich häufig ſtark angetrunkene Leute befinden, 11 
zu erhöhter Sorgfalt in Bezug auf die Sicherheit feiner Gäſte verpflichtet (RG 6. 7. 33 
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110/33). Veranlaßt ein Geſchäftsinhaber einen mit ihm in rechtsgeſchäftlichen Beziehungen 
Stehenden im Rahmen der Verhandlungen zum Einſchlagen eines beſtimmten Weges auf dem 
Grundſtück des Geſchäftsinhabers, ſo gehört es zum Inhalt der rechtsgeſchäftlichen Verpflichtungen 
des letzteren, dafür zu ſorgen, daß der andere dieſen Weg ohne Gefährdung durch Glatteis ein⸗ 
ſchlagen kann (RG JW 1937, 265118). Ein Gaſtwirt, der anderen feine Räume zu einer Veranſtal⸗ 
tung (Vogelſchießen) überläßt, haftet aber nicht für alle dabei erforderlichen Sicherheitsvorkehrun⸗ 
gen (RG JW 1927, 19945). Entſtehen bei einem zu Reſtaurationszwecken verpachteten Grundſtücke 
Schädigungen anderer durch bauliche Mängel, fo haften Eigentümer und Pächter dem Geſchä⸗ 
digten (RG JW 1929, 73911). Pflicht einer Bank, für einen gefahrloſen Zugang der Kunden zu 
den Schaltern zu ſorgen, |. NG L8 1926, 9215. Haftung eines Theaterunternehmers für die 
Verkehrsſicherheit der Ausgänge (KG HRR 1928 Nr 422), für die Folgen eines heftigen Ge⸗ 
dränges beim Einlaß in das Theater |. RG Warn 1931 Nr 181. Verkehrsſicherungspflicht gegen⸗ 
über dem Publikum bei Veranſtaltung von Radrennen in einer Rennbahn ſ. RG D 1938, 1646. 
Haftung des Inhabers eines Holzlagers für Unfälle bei Benutzung einer Vorrichtung, die er für 
die Beſichtigung der Hölzer zur Verfügung geftellt hat, ſ. RG Gruch 71, 257. Sorgfaltspflicht des 
Warenhausbeſtßzers bezüglich der Betriebsſicherheit eines Fahrſtuhls |. RG Seuffel 88 Nr 52; in 
Bezug auf eine die Beſucher gefährdende größere Ausbeſſerungsarbeit R& JW 1931, 22357. Haf⸗ 
tung einer ein großes Warenhaus unterhaltenden Handelsgeſellſchaft, weil in einer ihrer Zweigſtellen 
ein Käufer infolge einer gelockerten Meſſingklappe an einer Treppenſtufe zu Fall gekommen iſt, 
. R JW 1936, 9151. Die Befucher eines Geſchäftsraumes können allerdings nicht erwarten, daß 
ſie gegen jeden Zufall geſichert find (R HRR 1931 Nr 1841: Kokosläufer als Fußbodenbelag). 
ber das Zuſammentreffen mit der Vertragshaftung in ſolchen Fällen ſ. RG 54, 53; 58, 333; 65, 11; 
74, 124; 85, 185; 90, 408; 103, 263; JW 04, 383%; 1911 S. 4025 u. 1827; 1912, 14210 Warn 
08 Nr 640; 1911 Nr 27; 1914 Nr 13; 1916 Nr 245; 1918 Nr 52; 1919 Nr 33, ſowie Vorbem 
da). Sorgfaltspflichten beſonderer Art treffen ferner die Unternehmer von gewerblichen Be- 
Heben und Anlagen, die mit beſonderen Gefahren verknüpft ſind, namentlich wenn die 
gefährlichen Teile Kindern zugänglich find (RG JW 06,5471; 08, 74513; 1914 S. 758° u. 10372; 
Warn 08 Nr 469 u. 515; 09 Nr 92 u. 205; 1914 Nr 13; Lg 1922, 6172; Grenzen RG JW 09, 4611 
und Warn 09 Nr 205). Vorſichtsmaßregeln zur Sicherung von in einem Fabrikbetrieb vorüber⸗ 
hend beſchäftigten Arbeitern eines anderen Unternehmers ſ. R HRR 1929 Nr 1092. Der 
andwirt, der eine Dreſchmaſchine arbeiten läßt, muß dafür ſorgen, daß (auch in feiner Abweſen⸗ 
heit) Kinder in der Nähe der Maſchine nicht geduldet werden; die Maſchine ſo einzurichten und 
aufzuſtellen, daß kein Unbefugter an ſie herankommen und in das Getriebe eingreifen kann, kann 
ahm nicht zugemutet werden RG JW 1931, 25625). Beſchädigung eines Kindes durch eine 
uhmaſchine ſ. Reh HRR 1930 Nr 1319. Sicherheitsvorkehrungen bei gefährlichen Holzbear⸗ 
beitungsmaſchinen ſ. Rc 22. 12. 27 VI 93/27; bei 5 . RG 5. 12. 27 VI 104/27 
wie unter dl Abſ. 2 a. E. Widerrechtlich zum Zwecke von Diebſtählen und ähnlichen Hand⸗ 
ungen eingedrungenen Perſonen haftet auch der Unternehmer gefährlicher Anlagen nicht wegen 
Vozmachläſſigung von Sicherungsmaßregeln (RG LZ 1918, 1577). Pflicht des Unternehmers einer 
t adeanſtalt, in der gefährliche Sportarten betrieben werden, die erforderlichen Vorkehrungen zu 
"effen, um Schädigungen der an der einzelnen Übung nicht beteiligten Perſonen zu verhindern, ſ. 
J 1936, 2214 
di d) Dieſen Verkehrspflichten, die durch eine Verkehrseröffnung geſchaffen werden, treten 
erslenigen zur Seite, die die Teilnahme am öffentlichen Verkehr oder deſſen Nachbarſchaft 
zengt. Die öffentlichen Verkehrswege RG 48, 297; 76, 257; JW 1921, 895° find für die All. 
gemeinheit ba; wer darauf ſich bewegt oder fie für feine Zwecke in Benutzung nimmt, muß auf 
Ge Allgemeinheit Rückſicht nehmen und Sorge tragen, daß er nicht den Verkehr ſtört und nicht 
O ahren für andere ſchafft. Dem entſpricht auch die heute maßgebende Straßenverkehrs⸗ 
rdnung b. 13. 11. 37 (j. unten), die von dem nationalſozialiſtiſchen Gedanken einer Gemein⸗ 
haft aller Verkehrsteilnehmer einſchließlich der Fußgänger ausgeht und demgemäß in ihrem 
1 als Grundregel für das Verhalten im Straßenverkehr aufſtellt, daß jeder Teilnehmer 
he Öffentlichen Straßenverkehr ſich fo zu verhalten hat, daß der Verkehr nicht 
1 efährder werden kann, und kein anderer geſchädigt oder mehr als nach den 
Fußſanden unvermeidbar, behindert oder beläſtigt wird. Der Fuhrherr muß die 
bar werte, die er in den öffentlichen Straßen laufen läßt, in ordnungsmäßigem Stande er- 
Sch und den Betrieb dauernd überwachen (MG FW 06, 740%; 08, 524°; Warn 1917 
und 4. 88 1918, 62517), der Wagenlenker hat die Pflicht, auf den Verkehr der Straße 
1 ſeine Wirrungen und Hinderniſſe ſorgſam zu achten und danach ſeine Fahrbahn und die 
38 windigkeit feiner Fahrt einzurichten (RG IW 05, 492 7; 06, 4652; 1911, 1528; 1912, 
(RGB Warn 09 Nr 280; 1910 Nr 328). Die gleiche Verpflichtung trifft natürlich auch den Reiter 
5 garn 09 Nr 94). Wer nicht verkehrsſichere junge Pferde auf die Straße ſchickt, muß 
id Mittel ergreifen, die mit einiger Ausſicht auf Erfolg Gefahren für Dritte abzuwehren geeignet 
onde er darf ſie auch nur Leuten anvertrauen, die nicht nur mit Pferden umzugehen verſtehen, 
ern auch für die Anlernung junger Tiere Verſtändnis haben (NG JW 1934, 4125), Halten 
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von Pferdefuhrwerken auf der falſchen Seite der Fahrbahn und Nichteinhalten der Beleuchtungs- 
vorſchriften |. HRR 1938, 95. Aber auch der Fußgänger muß acht geben, daß er nicht durch 
unvernünftiges Laufen andere Fußgänger anrenne, umſtoße und verletze (NG JW 1912, 908°). 
Sicherung der Verkehrsteilnehmer gegen das Herabfallen von Fäſſern bei einem durch die Um⸗ 
ſtände notwendig werdenden ſchnellen Anhalten des zu ihrer Beförderung dienenden Wagens 
. RG JW 1930, 196529. — Erhöhte Sorgfalt haben bei den geſteigerten Geſchwindigkeitsleiſtungen 
ihrer Fahrzeuge und der dadurch bedingten beſonderen Gefahr von Zuſammenſtößen die Rad⸗ 
fahrer, namentlich die Kraftradfahrer zu beachten (RG JW 08 ©. 106° u. 68012; 1932, 7901), 
vor allem aber die Lenker von Kraftwagen (Rd 84, 415; 96, 131; 131, 119; 142, 356; 146, 97; 
JW 06, 6812; 08 S. 524° u. 678°; 1914, 3535; 1915, 270°; 1928 S. 79711, 17235; 1929, 912%; 
1931 S. 8594, 332414, 1932 ©. 778°, 781°, 79118, 20184, 20238, , 20241, 37064, 37155; 1933 
S. 835°, 23858, 23874, 23898; 1936, 4145, 140622; Warn 09 Nr 130; 1914 Nr 68; 1929 Nr 98; 
1931 Nr 81; 1932 Nr 117; 1934 Nr 120; SeuffA 86 Nr 161; 87 Nr 20; HRR 1931 Nr 1449; 
1932 Nr 352; 1933 Nr 752; 1937 Nr 102; Sicherung der Türen bei fahrenden Kraftwagen |. RG 
RR 1931 Nr 1844), neben denen auch die Eigentümer der Kraftwagen als die Geſchäfts⸗ 
herren der Wagenführer, wenn ſie im Wagen ſitzen, die Gefahr erkannt haben oder ſchlechthin 
hätten erkennen müſſen, ohne beſondere Aufmerkſamkeit anzuwenden und fortdauernd auf den 
Führer zu achten, und in der Lage waren, fie abzuwenden, verantwortlich ſein können (RG JW 
05, 28711; 08, 4057; 09, 27611; 1910 S. 105° u. 14812; 1911 S. 406 u. 21822; 1915, 89; 1921, 
6278; 1928, 17235; 1932 S. 7815, 7826, 202411; Warn 1913 Nr 209; 1915 Nr 19 u. 151; 1917 
Nr 28; SeuffA 86 Nr 83; |. auch HRR 1937 Nr 1622). Nicht mithaftbar find dagegen, unbeſchadet 
eines beſonderen ſelbſtändigen Haftungsgrundes, andere mitfahrende Perſonen (RG H Rei 
1938 Nr 311); ihr Nichteingreifen ift ihnen daher in der Regel auch nicht als mitwirkendes Verſchul⸗ 
den ($ 254) anzurechnen (RG Warn 1935 Nr 130). So konnen auch die Teilnehmer an einer Schwarz 
fahrt für einen dabei eintretenden Schaden nur dann haftbar gemacht werden, wenn beſondere 
Umſtände in ihrem Verhalten, z. B. Trinken mit dem Wagenführer, für den Schaden urſächlich 
waren (RG SeuffA 82 Nr 49). Der Teilnehmer an einem Kraftwagenausflug, der ſich unterwegs 
ſinnlos betrinkt und dadurch außerſtandſetzt, die Trunkenheit des Wagenführers zu erkennen, 
handelt ſchuldhaft und verurſacht die Folgen mit, die ihm aus einem Unfall erwachſen, der durch 
Fahrläſſigkeit des Wagenführers entſtanden ift (RF 20. 4. 36 VI 461/35). Den Verkehr mit Kraft 
fahrzeugen regelt jetzt das RGeſ über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen v. 3. 5. 09, 
RED ©. 437, mit ſpäteren Anderungen, zuletzt durch Geſ v. 10. 8. 37 N68, 901) in Ber 
bindung mit der Straßenverkehrs⸗-Ordnung v. 13. 11. 37 (RGBl J, 1179), dazu VO v. 
13. 11. 37 (RGBl I, 1254) und v. 13. 10. 38 (RG Bl I, 1433), v. 3. 5. 39 (RG Bl 1, 874), für öfter” 
reich BO v. 18. 5. 38 (RG Bl I, 532), v. 5.9.38 (RGBl I, 1148), für die ſudetendeutſchen 
Gebiete Vo v. 30. 11. 38 RG Bl I, 1705) und v. 8. 2. 39 (RG Bl I, 164), für das Memelland 
Vo v. 30. 4. 39 (RGBl I, 872), dazu Schorr ZAk DR 1937, 712, der Straßenverkehrs 
Zulaſſungsordnung v. 13. 11. 37 (ROW I, 1215), dazu RH Bi 1937 1, 1422 ſowie 1999 
1 1198 und 1939 I 163 und 735, für Oſterreich VO v. 28. 6. 38 (RG Bl I, 702), für die 
ſudetendeutſchen Gebiete Vo v. 8. 2. 39 (RGB 1, 164), vgl. auch VO über internationalen 
Kraftfahrzeugverkehr v. 12. 11. 34 (RG Bl I, 1137, Anderungen RGBl 1936 I, 941, und 1957 
11254); dazu Gülde ZW 1937, 3129 ff. Das Kraftfahrzeuggeſetz läßt nach ſeinem a 
die weitergehende Haftung nach $$ 823, 831 unberührt. Die Straßenverkehrs⸗Ordnung 
v. 13. 11. 37 iſt ebenſo wie ihre Vorgängerin v. 28. 5. 34 (RG Bl J, 455) auf die Förderung er 
Motoriſierung als das vom Führer und Reichskanzler gewieſene Ziel gerichtet und auf dem e 
danken der Verkehrsgemeinſchaft (f. oben) aufgebaut, die von allen Berkehrsteilnehmet! 
erhöhte Sorgfalt und gegenſeitige Rückſicht verlangt. Nur unter Beachtung dieſe 
grundlegenden Gedanken ſind die Ergebniſſe der bisherigen Rechtſprechung für die künftige Rechts. 
anwendung zu verwerten. Zum Verkehrsrecht der Reichsautobahnen ſ. Fiſcher JW Dr 
295. Aus der Rechtſprechung: Bemeſſung der Fahrgeſchwindigkeit auch auf freier Strecke ſo, 938 
auch bei Glätte, Nebel rechtzeitig und gefahrlos gebremſt werden kann (Di 1937, 1890; JW 10. 
59584; HAN 1938 Nr 95). Übermäßige Geſchwindigkeit bei ſchlechter Straßenbeleuchtun hi it 
HRR 1934 Nr 1201). Sorgfaltspflicht beim Übergang vom Sonnenlicht zur geringeren Helligte 
einer Unterführung (RG HRR 1937 Nr 1529); bei Straßenkreuzungen und Straßenmündun 
(NG JW 1934, 1723”); beim Heranfahren an eine mit Arbeitern beſetzte Arbeitsſtätte (NÖ 953 
1934 Nr 950); bei Eiſenbahnübergängen mit Schrankendienſt (RG 142, 364; 157, 193; N sen 
1938, 913; RG St 72, 286; HRR 1934 Nr 1542; |. auch Peterßen ZW 1938, 1993). Weiterfhl., 
mit unverminderter Geſchwindigkeit trotz Blendwirkung der Sonne oder eines entgegenkomme Nr 
Wagens |. NRG JW 1936, 27914, RG HAN 1934 Nr 276; auch JW 1938, 32517 und HAN 193 146; 
1160; oder trotz Unüberſichtlichkeit der Fahrbahn infolge Blendſchattens |. RG Warn 1936 Nr A 
Wenden bei Nacht auf einer Dorfſtraße ſ. RG Warn 1934 Nr 58; Einbiegen mit dem Kraft gen 
von der Verkehrsſtraße auf ein angrenzendes Grundſtück (RG Seuff A 88 Nr 107). Einig 
in eine Straße nach rechts (Ohg 1937 Nr 1333). Ausfahren aus einer Einbahnſtraße 1 1835, 


N 


fahren in eine ſolche (RG HIN 1934 Nr 277). Pflichten gegenüber Fußgängern |. RO J 
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330714; RG Warn 1934 Nr 103. Der Kraftwagenführer muß unter Umſtänden auch mit Ver⸗ 
wirrung und ſachwidrigem Verhalten von Fußgängern rechnen (RG Seuffl 91 Nr 75). Links⸗ 
ſchneiden von Kurven bei behinderter Sicht (ORR 1934 Nr 1549). Überholen in einer Kurve 
(RG HRR 1938 Nr 966). Beim Überholen find erforderlichenfalls rechtzeitig Warnzeichen zu 
geben, beſonders wenn infolge Dunkelheit etwaige Einbiegungszeichen des zu überholenden 
Fahrzeugs nur ſchwer zu erkennen ſind (RG JW 1937, 158; 1938, 46022). Überholen eines Straßen⸗ 
bahnwagens (HAN 1934 Nr 1547). Überholen eines anderen Kraftwagens oder eines Radfahrers 
(Ach 131, 120; R JW 1934, 41811; 1935, 1156; RG RR 1936 Nr 1566; 1937 Nr 1332; ſ. auch 
HR R 1938 Nr 813, 814). Überholen bei unüberſichtlicher Strecke (RG 140, 386). Überbolen auf 
der Reichsautobahn (RR 1938 Nr 307). Über Abſtandhalten, Vorfahren und Überholen f. auch 
HRR 1937 Nr 814—817. Über die Pflichten des Führers eines Laſtkraftzuges beim Fahren durch 
enge Straßen und unüberſichtliche Kurven, ſowie über die Pflichten eines Fuhrunternehmers in 
Bezug auf Ausrüſtung und Leitung eines Laſtkraftzuges ſ. RG DJ 1937, 1124. Aufgabe des 
Bremſers beim Anhänger eines Laſtkraftzuges ſ. RG 156, 193. Stehenlaſſen eines abgekoppelten 
Anhängerwagens |. RO Warn 1934 Nr 139. Umwenden eines längeren Laſtkraftwagens |. HRR 
1934 Nr 1548. Über Sportfahrten auf öffentlichen Landſtraßen |. RG JW 1915, 11194. Herab⸗ 
ſetzung der Fahrgeſchwindigkeit im Intereſſe des Verkehrs auch bei ſog. Zuverläſſigkeitsfahrten 
1. R 130, 162. Haftung des Halters und Führers eines Kraftfahrzeugs für Schäden, die ein 
Dieb oder ein ſonſt Unbefugter mit dem Fahrzeug anrichtet, ſ. RG 138,320; RG Seuffe 
88 Nr 105; 89 Nr 8. Erſchöpft ſich das Verſchulden des Halters darin, daß er die Benutzung, d. h. 
die unbefugte Benutzung, des Kraftfahrzeugs durch einen anderen ermöglicht hat, fo iſt nur 87 
Abſ 3 Satz 2 KraftfÖ, bei einem darüber hinausgehenden Verſchulden $ 823 anzuwenden (MG 
136, 15 [17]; Rc SeuffA 88 Nr 105; RG JW 1936, 4411; 1938, 95217), Zum Begriffe des 
Halters eines Kraftwagens ſ. R 78,179; 91, 169; 127, 174; 141, 400; RG Seuffl88 Nr 10; 
RG HRR 1933 Nr 1951; RG JW 1935, 289415; Eheleute als Halter ſ. HRR 1937 Nr 812; Eigen- 
tümer und Entleiher oder Mieter als Halter nebeneinander ſ. RG 127, 174; 141, 400; RG JW 1934, 
2973 R Warn 1935 Nr 131; HRR 1934 Nr 1545; 1936 Nr 616; Haltereigenſchaft, wenn das 
Kraftfahrzeug von mehreren erwerbstätigen Familienmitgliedern benutzt wird, |. R& SeuffA 91 
Fr 94; im Falle einer Sicherungsübereignung ſ. HRR 1935 Nr 1151. Ein Kraftwagenführer 
kann wegen Überlaſſung der Führung an einen anderen auf Schadenserſatz nach $ 823 
nur dann in Anſpruch genommen werden, wenn er nicht nur die Möglichkeit, ſondern auch 
die Rechts pflicht hatte, den andern von der Lenkung des Wagens auszuſchließen (RG JW 1932, 
776). Sorgfaltspflichten von Fahrlehrer und Fahrſchüler ſ. RG HRR 1931 Nr 660. Haftung 
bes Inhabers einer Autoreparaturwerkſtätte für Schäden, die nicht im Beſitz eines Führerſcheins 
befindliche Angeſtellte durch Fahren mit den zur Reparatur gegebenen Kraftwagen verurſachen, 
. RG JW 1930, 29306, 1933, 826°. Haftung des Tankſtellenbeſitzers für den Schaden, den ein 
Angeſtellter durch eine Schwarzfahrt mit einem der Tankſtelle zum Waſchen übergebenen Wagen 
verurſacht (HRR 1938 Nr 677). Auch die Fahrzeuge der Polizei unterliegen den Vorſchriften 
des Kraftfahrzeugverkehrs; ſie haben keinen Freibrief für unachtſames und unbekümmertes 
Drauflosfahren (RG SeuffA 86 Nr 7). — Die Eifenbahn- und Straßenbahnunternehmer 
haften nach BGB, wenn ſie in ihren Vertretern ein wirkliches oder ($ 831) vermutetes Verſchulden 
trifft (vgl. Rh JW 1911, 3247; Warn 1919 Nr 199: Mangel an Aufſichtsperſonal, zu ausgedehnter 
Verkauf von Bahnſteigkarten; 1920, 11: kein Verſchulden, daß die Straßenbahn keine Maßregeln 
jet Überfüllung der vorderen Plattform des Anhängewagens trifft). Eine Straßenbahngeſell · 
aft, die Fahranwärter für ihren Betrieb ausbilden läßt, muß den Lehrgang regeln und dafür 
ſorgen, daß ſie nicht zu bald, ohne genügende Vorbereitung und Bewährung, auf belebten Straßen, 
wenn auch unter Aufſicht des Führers einen Motorwagen leiten (NG HR 1928 Nr 1801). Über 
die Pflicht der Eiſenbahnverwaltungen, an Wegeübergängen, wo es der Verkehr erfordert, 
Schranken anzubringen, |. R Warn 1910 Nr 57. 5 R 4 
Den Hauseigentümern und den Bau- und ſonſtigen Unternehmern, die an der öffentlichen 
Straße Bauarbeiten oder andere den Verkehr beeinträchtigende Arbeiten ausführen 
laſſen, obliegt die Pflicht, Vorkehrungen zur Sicherung des Verkehrs zu treffen: für gefahrloſe Be- 
ſcaffenheit der Baugerüſte und des Bauzauns (RO JW 07, 10; Lg 1918, 6245 
1921, 2684), für Schutzmaßregeln bei Dachausbeſſerungen (R JW 05, 2020; 07, 6737; 
10, 747°: Warn 1919 Nr 169) für Vermeidung von Verkehrsſtörungen durch Verkehrs⸗ 
Uinderniſſe (RG LZ 1922, 1592; c Gruch 70, 612; RG 2. 7. 31 VI 65/31) Sorge zu 
‚tagen. Sicherung des Publikums gegen Herabfallen des Schuttes von Baugerüſten ſ. R& 
SAN 1931 Nr 1843. Der große Umfang eines Baubetriebes befreit den Unternehmer auch dann 
abc von der Pflicht zu eigener Aufficht, wenn er die Bauaufſicht einem zuverläſſigen Angeſtellten 
Meftragen hat; die Aufſicht muß fi) auch auf die zur Sicherung des Verkehrs erforderlichen 
nahmen erſtrecken (RG HNK 1931 Nr 1217). Der Hausbeſitzer ift aber regelmäßig gedeckt, 
zen er die Arbeit einem als zuverläſſig geltenden Handwerksmeiſter übertragen hatte (RG 
N 1910, 7474; vgl. unter e). Ebenſo haften Grundſtückseigentumer und Bauunternehmer für 
Yaden, wenn fie Gegenſtände an der Straße aufſtellen, die durch Umfallen gefährlich werden 
un, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Oegg.) 46 
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können (RG 59, 203; Warn 1910 Nr 330), oder Wagen zur Nachtzeit unbeleuchtet auf den Straßen 
ſtehen laſſen (RG JW 09, 1345). Auch der Eigentümer, der fein Grundſtück andern zur Aus⸗ 
nutzung überläßt, wird dadurch ſeiner Verpflichtungen, für die Verkehrsſicherheit zu ſorgen, nicht 
ſchlechthin überhoben (RG 23 1921, 58%. Bei der Vornahme baulicher Anderungen trägt der 
Hauseigentümer die Verantwortung für das Vorhandenſein von Einrichtungen, die zur Sicherung 
des Verkehrs erforderlich ſind; die Auffaſſung der Polizeibehörde über Gefährlichkeit oder Un⸗ 
gefährlichkeit eines Bauwerks ift dabei nicht unbedingt entſcheidend, aber in Zweifels fällen für 
die Frage des Verſchuldens beachtlich (RG ZW 1936, 26521). Wer Vorrichtungen, z. B. eine 
Markiſe, über der Straße anbringt oder für ſeine Zwecke benutzt, muß ihrer Herſtellung und Er⸗ 
haltung beſondere Sorgfalt zuwenden, insbeſondere auch für ihre regelmäßige Unterſuchung auf Un⸗ 
verſehrtheit und auf Ungefährlichkeit für das Publikum ſorgen (RG JW 1930, 1942). Pflichten des 
Eigentümers einer von ihm als gebraucht erworbenen, gewerblich benutzten Dampflokomobile 
in Bezug auf die Prüfung der Bauart der Maſchine, insbeſondere des Funkenfängers |. RG 145, 
374. Haftung eines Sportvereins für das Überfliegen von Bällen aus einem Fußballplatz ſ. RG 
JW 1932, 252713. Pflicht eines Sportvereins, den Sportplatz gegen das Betreten durch unbeauf⸗ 
ſichtigte Kinder zu ſichern ſ. R HRR 1934 Nr 797. Über Sicherheitsmaßnahmen beim Aufbau 
von Schaubuden, bei Aufſtellung gefährlicher Maſchinen, nicht ganz ſtandfeſter Sachen auf der 
Straße ſ. auch RG HRR 1933 Nr 1181. Die zu b behandelte Verkehrsſicherungspflicht der Ge⸗ 
meinden betrifft den Zuſtand der in ihrem Eigentum ſtehenden oder ihrer Verfü gung unter⸗ 
ſtehenden öffentlichen Straßen, Plätze und Brücken, nicht aber das Tun und Trei ben der auf 
der Straße verkehrenden Menſchen. Gegen ein verkehrsgefährliches Verhalten ei nzelner Per⸗ 
ſonen auf der Straße einzuſchreiten, iſt nicht Sache der Gemeinden als ſolcher, ſonde rn der Orts⸗ 
polizeibehörde, die allerdings vielfach mit der Gemeindeverwaltung verbunden iſt (RG ZW 
1911, 75917; 1915, 1119). — Mit der Größe der Gefahr wächſt auch das Maß der im Verkehr zu 
erfordernden Sorgfalt. Das gilt namentlich für die Gefährdung durch elektriſche Leitungen. 
Bei der Anlage und dem Betrieb einer elektriſchen Leitung muß die im Verkehr er forderliche 
Sorgfalt angewendet werden, um andere gegen die von der Leitung ausgehenden beſonderen 
Gefahren zu ſchützen (RG Seuffü 79 Nr 168). Eine ganz beſondere Sorgfalt in Bezug auf Ein⸗ 
richtung und Betrieb muß der Unternehmer einer Starkſtromanlage dort anwenden, wo die 
elektriſche Leitung einen öffentlichen Weg kreuzt; hierüber und über die rechtliche Bedeutung 
der Vorſchriften für die Errichtung und den Betrieb elektriſcher Stromanlagen ſ. RGS 147, 353; 
R JW 1988, 125429. Kletterabwehrſchutz an Starkſtromleitungsmaſten |. R JW 1935, 26285. 
Sicherung einer die Ortsſtraße berührenden Starkſtromleitung |. RG HR R 1932 Nr 444. Betriebe 
mit elektriſchen Hochſpannungsanlagen bedürfen einer dauernden Aufſicht durch Fachleute, wenn 
dort Arbeiten von Laien ausgeführt werden, die in die Gefahr einer Berührung mit der elektriſchen 
Leitung kommen können (R JW 1936, 28615). Der Unternehmer der einen Kanal itberq uerenden 
Hochſpannungsleitung kann ſich nicht damit entlaſten, daß die Anlage von der zuſtändigen Behörde 
genehmigt und von der Waſſerpolizei nicht beanſtandet worden iſt (RG JW 1936, 29113). — Der 
Unternehmer eines Gaswerks ift verpflichtet, feine verlegten Leitungen dauernd zu überwachen, 
insbeſondere, wenn jemand in der Nähe Arbeiten ausführt, dafür zu ſorgen, daß die Leitung un⸗ 
beſchädigt bleibt und kein gefahrdrohender Zuſtand entſteht (JW 1938, 52528). 

e) Die unter a bis d geſchilderten Verkehrspflichten werden ergänzt durch eine allgemeine 
Pflicht der Aufſicht, die die für die Erfüllung verantwortliche Perſon aufzuwenden hat, wenn ſie 
die Ausführung der Schutzmaßnahmen zur Sicherung des Verkehrs Dritten überläßt. Dieſe 
allgemeine Aufſichtspflicht entſpricht den menſchlichen Verhältniſſen; im Staats⸗ und Gemeinde 
leben wie in Privatbetrieben und im kleinen in der häuslichen Wirtſchaft wird das ordnungs- 
mäßige Ineinandergreifen aller Glieder, die pflichtmäßige Erledigung der den einzelnen 11 
tragenen Geſchäfte nur durch eine regelmäßige Aufſichtstätigkeit gewährleiſtet. Dieſe Aufſich 
fällt nicht zuſammen mit der in 5831 als Pflicht des Geſchäftsherrn erwähnten Leitung 
einer Verrichtung, alſo der einzelnen Arbeitsleiſtung eines Angeſtellten (val. über den Unter 
ſchied beider Begriffe RO 53 ©. 53, 125 u. 276; JW 02 Beil Nr 75; 03 Beil Nr 21; 06 S. 547 15 
74516; 07, 6749, 1910, 1114; 1911 S. 9520, 21822, 40316, 487%; 1913, 20325; 1930, 32135; Warn 0 
Nr 184; 1910 Nr 19; 1915 Nr 124; 20. 1. 21 IV 342/20. Unter beſonderen Umſtänden kann 

allerdings eine allgemeine Pflicht der Aufſicht für den Geſchäftsherrn auch aus § 831 abzuleiten 
fein (vgl. dazu $ 831 A 5b und 6 ſowie RG 120, 161; 128, 149; 142, 361). Sie iſt eine alem 
fortlaufende Überwachungstätigkeit, deren Maß und Umfang ſich nach den Umſtän 12 
zu richten hat, und die bald eine regelmäßige Kontrolle, bald nur ein gelegentliches nr? 
dem⸗Rechten⸗Sehen erheiſcht (Rs 95, 180; 102, 327; 128, 328; JW 03 Beil Ar 9 15 
05, 14424; 06 S. 11312 u. 42713, 08, 6731; 1910, 1725; 1911, 952°; 1914, 678 7 a 
271; 1920, 775°; 1928, 10461?; Warn 1911 Nr 260; 1914 Nr 35; 1916 Nr 125; anz 
Nr 168; 1919 Nr 13 u. 36; 1931 Nr 196; 23 1918 S. 3691 u. 62515), aber niemals Fal 
entbehrt werden kann, und deren Verſäumung den Aufſichtspflichtigen für den einzelnen — 
eines durch ſeine Leute angerichteten Schadens mittelbar verantwortlich macht, wenn a 
nehmen ift, daß der Schaden bei ordnungsmäßiger Aufſicht vermieden worden wäre ME IE 
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06, 54719; 1910, 1725; 1911, 487). Gerade die in regelmäßiger Wiederkehr vorzunehmenden 
Verrichtungen mechanischer Art bedürfen einer gelegentlich auszuübenden, aber ſtetigen Aufſicht 
(RG JW 1911 S. 487° u. 5427; 1912, 1945), von der auch die Übertragung der Aufſichtstätig⸗ 
keit auf andere Perſonen den Geſchäftsherrn nicht gänzlich befreit (Rr 95, 180; Warn 1912 
Nr 164). Der Natur dieſer Aufſichtspflicht entſpricht es, daß ſie nicht erſt eintritt, wenn ſich Zweifel 
an der Zuverläſſigkeit der Angeſtellten regen (RG ZW 09, 65910; 1920, 7755; 1931 Nr 196; wohl 
aber müſſen ſolche Zweifel die Aufſichtstätigkeit verſchärfen (RG 53, 53; JW 1920, 775°). Je 
nach den Umſtänden begreift die Aufſichtspflicht auch eine Pflicht der Unterweiſung für die vor⸗ 
zunehmende Tätigkeit (RG JW 04, 1655; 06, 33920; 1914, 678%; Warn 09 Nr 356; 1910 Nr 204; 
1919 Nr 13; 1931 Nr 196). Unter dem gleichen Geſichtspunkt iſt eine allgemeine Überwachungs⸗ 
und Unterweiſungspflicht einer Stadtgemeinde anzunehmen, die in Erfüllung ihrer öffentlich 
rechtlichen Aufgaben auf dem Gebiete der Armenfürſorge unbemittelten Kranken in ihren Kranken⸗ 
häuſern unentgeltlich ärztliche Behandlung ſei es allein, ſei es neben freier Koſt und Wohnung ge⸗ 
währt (NG 112, 290). Aufſichtspflicht einer Stadtgemeinde in bezug auf das Verſchloſſenhalten 
eines auf freiem Platze ſtehenden Transformatorhäuschens ihres Elektrizitätswerkes |, RG Seuff A 
79 Nr 93. Die Organe einer ländlichen Gemeinde müſſen den Betriebsleiter ihres Elektrizitäts- 
werks überwachen, insbeſondere dahin, daß die Angeſtellten der Straßenbahn ihre Dienſtvor⸗ 
ſchriften ſo beherrſchen, daß ſie ſie im Ernſtfalle zur Verhütung von Gefahren auch anwenden (RG 
HAR 1932 Nr 1574). Aufſichtspflicht einer Stadtgemeinde in bezug auf das ihr obliegende Be⸗ 
ſtreuen der Straßen bei Glatteis ſ. RG JW 1928, 104612; RG HRR 1933 Nr 1317. Eine Stadt⸗ 
gemeinde kann ihre Obſorge für den Verkehr nicht ſchlechthin auf den Unternehmer übertragen, den 
Ne mit Straßen bauarbeiten betraut hat (ſ. oben unter b und RG JW 05, 4864; 06, 5394; Warn 08 
Nr 471 u. 630; 1911 Nr 180); im übrigen beſteht einem fachkundigen Unternehmer gegenüber eine 
weitere Aufſichtspflicht nur unter beſonderen Umſtänden, wenn mit den ihm übertragenen Arbeiten 
beſondere Verkehrsgefahren verknüpft find, die auch von dem Nichtfachmann erkannt und ab- 
geſtellt werden können (RG 76, 260; 90, 408; JW 08, 2691; Warn 08 Nr 471 u. 630; 09 Nr 407; 
1919 Nr 169), oder wenn er erfahren hat, daß der Unternehmer die Sicherheitsmaßregeln vernach⸗ 
läſſigt (MG 12. 5. 11 VI 399/10, 4. 1. 12 J 146/11). Ein Bauunternehmer kann wiederum, 
ohne eine weitere beſondere Auſſicht betätigen zu müſſen, alltägliche, regelmäßig vorkommende 
Arbeiten einſchließlich der zum Schutze des Verkehrs erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen 
einem tüchtigen Polier überlaſſen; nur bei außergewöhnlichen und beſondere Vorſicht heiſchenden 
Umſtänden muß er ihm Anweiſung erteilen und nach dem Rechten ſehen (RG 59, 203; JW 06, 
11312; 1910, 11112; 1913, 3322; Warn 08 Nr 212; Lg 1922, 1592); es kommt hierbei alles auf 
bie Umſtände, auf die größere oder geringere Gefährdung, an. Über die allgemeine Aufſichts⸗ 
Pflicht eines Unternehmers von Tiefbau⸗ und Straßenbauarbeiten in der Großſtadt |. RS JW 
1931, 22368, Ahnliches gilt gegenüber den Angeſtellten von Zweigniederlaſſungen eines größeren 
Geſchäfts (RG JW 1913, 2310). Werden in einem Warenhaus Arbeiten vorgenommen, die die 
ort verkehrenden Perſonen gefährden, dann muß ſich der Geſchäftsinhaber oder ſein Vertreter 

ſelbſt davon überzeugen, daß alles zum Schutze des Verkehrs Erforderliche geſchehen iſt; er 
zann ſich nicht darauf verlaſſen, daß ein zuverläſſiger Fachmann mit der Ausführung der 
Arbeit betraut iſt (RG JW. 1931, 22357). Über die Auffichtspflicht der Eiſenbahn als Unter⸗ 
nehmer von Güterbeförderungen |. RG 102, 38; RG Seuffü 80 Nr 174. Über die Verpflichtung 
er Vertreter eines Straßenbahnunternehmens, den Angeſtellten allgemeine Anweiſungen zur 

ſtengen Befolgung der polizeilichen Verkehrsregelung zu geben, ſ. RG Seuffel 82 Nr 48; über 
ihre Verpflichtung, die Ausbildung der Fahranwärter auf der Strecke ſachge mäß zu regeln, ſ. 
RG Seuff A 82 Nr 157. Über die Auſſichtspflicht der Reichsbahn in bezug auf die Treppe eines 
Bahnhofstunnels bei Winterglätte ſ. RG 121, 382. Treten im tägigen Betrieb Neuerungen 
hervor, die erkennbar beſondere Gefahren mit ſich bringen, ſo müſſen die Aufſichtsbeamten der 
Reichsba n den ausführenden Beamten genaue Anweiſungen zur Herabſetzung der Gefahren 
17 ein Mindeſtmaß erteilen (RG ZW 1936, 4440. Verpflichtung einer Kleinbahngeſellſchaft, 
hr Anordnungen eines Angeſtellten, dem ſie die Regelung des techniſchen Betriebes überlaſſen 
gar laufend zu überwachen (RG JW 1938, 165112). Über die Aufſichtspflicht der Reichspoſt 
n bezug auf die Tätigkeit ihrer mit der Führung von Poſtkarren auf den Bahnſteigen betrauten 
bapanten |. 6 126, 137; MG JW 1931, 35422. Über die Aufſichtspflicht des Kraftwagen⸗ 
den ters in bezug auf den Führer des Wagens ſ. RG 120, 154, ſowie 142, 356 und 8 831 A5 b; 
15 Halters und Führers eines Kraftlaſtzuges in bezug auf den Bremſer eines Anhängers |. RG 
Ang 1903 des Inhabers einer Autoreparaturwerkſtätte zur Beaufſichtigung und Anweiſung feiner 
1900 Kelten in bezug auf die Fortbewegung der zur Reparatur gegebenen Kraftwagen ſ. RG JW 
10286 29305. $ 278 ift in Fällen einer ſolchen Haftung aus $ 823 nicht anwendbar (RG FW 1923, 
0266), Der Wohnungsinhaber haftet für das Herabfallen eines Blumentopfes auf die Straße ſchon 

Mer wenn er die Auffichtspflicht in bezug auf feine Wohnun und bie ſie verſorgenden Hilfs⸗ 
hetlonen fahrläſſig nicht erfüllt hat (RG 5. 10. 25 IV 47/25). Über die Aufſichtspflicht des kraft 
ſentlchen Rechts ſtreupfüchtigen Grunbftüdßeigentiimers f. gcc 113, 208. Auffichtspflicht des 

eupflichtigen Hauseigentümers in bezug auf die Angeſtellten, die er mit den erforderlichen 
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Anordnungen beauftragt hat, |. RG HRR 1931 Nr 110, in bezug auf die Mieter, auf die er das 
Beſtreuen vertraglich abgewälzt hat, . RG JW 1930, 32136. Überwachung und Unterweisung 
einer mit dem Streuen bei Glätte beauftragten jugendlichen Perſon durch den Hauseigentümer 
RG Warn 1931 Nr 196. — Die Beweispflicht, daß der Beklagte ſeine Auffichtspflichten verletzt 
habe, trifft an ſich den Beſchädigten; iſt aber ein ordnungswidriger Zuſtand von längerer Dauer 
nachgewieſen, der zunächſt nur in der Verſäumung der allgemeinen Aufſicht ſeine Erklärung findet, 
und bei gehöriger Überwachung der Wahrnehmung des Aufſichtspflichtigen nicht hätte entgehen 
können, ſo iſt es Sache des Beklagten, darzutun, daß die Verletzung ohne ſein Verſchulden erfolgte 
und er ſeiner Aufſichtspflicht genügt habe (RG 53, 276; JW 06, 3784; 1910 S. 3760 u. 333%; 
1911, 95; Warn 08 Nr 183; 09 Nr 208; 1912 Nr 383; 1916 Nr 125; 23 1918, 369). 

f) Endlich muß nach heutiger Rechtsanſchauung jeder, der einer ſelbſtändigen Wirtſchaft 
vorſteht, für verpflichtet gelten, bei der Regelung der auf die Außenwelt wirkenden Angelegen⸗ 
heiten des täglichen Lebens auf fremde Rechtsgüter Rückſicht zu nehmen und fein Verhalten 
ſo einzurichten, daß dabei Verletzungen anderer möglichſt vermieden werden. Er muß Sorgfalt 
darauf verwenden, daß die Perſonen ſeines Hausſtandes, auch ſoweit eine Aufſichtspflicht 
nach 832 nicht begründet iſt, aber eine Verfügungsmacht über ſie ihm zukommt, nicht Dritte ver⸗ 
letzen können (Anſteckung durch kranke Hausgenoſſen; Schaden, den geiſteskranke Angehörige an⸗ 
richten; Verletzung durch Kinder, denen Schießgegenſtände in die Hand geraten, RG 70, 48; 
92, 125; RG Warn 1934 Nr 155; Haftung für einen Angeſtellten, der infolge von Geiſteskrankheit 
einen andern getötet hat, Rh JW 1910, 65210), und daß auch ſeine Eigentumsgegenſtände 
nicht anderen gefährlich werden (NG 52, 373; 54, 53; 89, 120; JW 05, 37010; 1914, 5774; Warn 
08 Nr 374; 1918 Nr 117 u. 168). Pflicht des Artiſten, der eine für die Zuſchauer gefährliche Ein⸗ 
richtung benutzt, die der Zirkusunternehmer anzubringen hat, auch ſelbſt für die Beſeitigung von 
Fehlern der Anbringung zu ſorgen, beſonders wenn er Eigentümer der Einrichtung iſt, ſ. RG 
JW 1933, 2763“. Verpflichtung des Ehemannes, dafür zu ſorgen, daß durch den Gebrauch einer 
von ihm ſeiner Frau zur Verfügung geſtellten Senſe im öffentlichen Verkehr kein Schaden an⸗ 
gerichtet werde, |. Rch 152, 222. Der Eigentümer eines Kraftrades hat dafür zu forgen, daß es nicht 
von einer mit feiner Führung nicht vertrauten oder ſonſt unzuverläſſigen Perſon benutzt wird (RG 
JW 1931, 33228; RG HRR 1932 Nr 1873). Daß durch an ſich ungefährliche Eigentumsgegen⸗ 
ſtände Dritte (auch Kinder) bei beſonders unvorſichtiger und unvernünftiger Handhabung ſich 
verletzen können, begründet für ihren Eigentümer jedoch eine Schadenserſatzpflicht nicht (RG 
JW 09, 4611; Warn 09 Nr 205; 1. 3. 13 VI 492/12). Die Anwendung des Satzes im einzelnen 
iſt weſentlich von den tatſächlichen und rechtlichen Beziehungen zwiſchen dem Beſitzer der Sache 
und dem Dritten abhängig (RG 81, 216). 

7. Unter Verletzung der Freiheit find im Sinne des $ 823 Abſ 1 nicht alle Beeinfluſſungen 
der freien Selbſtbeſtimmung eines Menſchen zu verſtehen, zu denen der Handelnde kein beſonderes 
Recht hat (fo Staudinger Al A 2c), insbeſondere nicht die Verfolgung der eigenen Intereſſen 
im Widerſtreit mit dem Willen des andern und mit dem vorausgeſehenen Erfolge, daß dadurch 
das Gebiet der freien wirtſchaftlichen Betätigung des andern eingeſchränkt wird. Der Begriff 
muß vielmehr, für die Regel wenigſtens, auf Aufhebung der Freiheit durch körperlichen oder 
geiſtigen Zwang, Anwendung von Gewalt oder den Willen beugender Drohung eingeſchränkt 
werden. Es fällt darunter die Entziehung der körperlichen Bewegungsfreiheit, ſowie die Nötigung 
zu einer Handlung durch Gewalt oder Bedrohung (Rc 48 S. 114 u. 123; 58, 24; JW 08, 67910) 
ferner die Unterbringung einer Perſon in einer Irrenanſtalt gegen ihren und ihrer geſetzlichen 
Vertreter Willen (NG Ich 1910, 76313). Auch die Gefährdung der körperlichen Freiheit kann 
eine Verletzung dieſes Rechtsgutes enthalten. Allgemein überweiſt RG 97, 343 die Frage, ob eine 
unkörperliche Einwirkung auf die freie Willensbetätigung unter den Begriff der Freiheitsverletzung 
fällt, der Würdigung des Einzelfalles. Als rechtswidriger Eingriff in die perſönliche Freiheit 
konnen ſich unter Umſtänden auch Maßnahmen darſtellen, die jemand hindern ſollen, ſich Licht 
bildaufnahmen zu entziehen (HRR 1936 Nr 416). Gegen vorſätzliche Handlungen iſt ein Scha 
der Perſon bereits durch die 95 234 —241 StGB in Verbindung mit $ 823 Abſ 2 gegeben; Abs 
erweitert dieſen Schutz auf fahrläſſig verurſachte Entziehungen der Freiheit (Einſchließung von 
Bergarbeitern durch Einſturz eines kunſtwidrig angelegten Schachtes oder Stollens). 

8. Das Eigentum wird verletzt durch Zerſtbrung oder Beſchädigung, aber auch dung 
dauernde oder vorübergehende Entziehung der Sache, die der Gegenſtand des Eigentumsrech 5 
it. Die Verletzung kann durch tatſächliche Einwirkung auf die fremde Sache oder durch rechtlich 
Verfügung darüber, auch unter Zuhilfenahme behördlichen Zwanges (Pfändung und Zwangs vr 
ſtreckungsverkauf) erfolgen. Immer aber muß es ſich, wenn $ 823 Abs 1 anwendbar ſein ſoll, ur, 
eine Einwirkung auf die Sache handeln, die Gegenſtand des Eigentums iſt (R HRR I us 
Nr 803). Nicht unter $823 fallen Verletzungen des Eigentumsanſpruchs auf DE at 
gabe der Sache gegen den Beſitzer; die Beziehungen zwiſchen Eigentümer und Beſitzer find 4992 
99 989-993 beſonders geordnet; nur verbotene Eigenmacht oder ſtrafbare Handlung (8. 18; 
machen den Beſitzer dem Eigentümer gegenüber aus u. H. nach $823 Abf 1 haftbar (Nc 56, 3850 
72, 192; JW 1910, 1101, Warn 1920 Nr 200; 23 1922, 2881; 1926, 10715; vgl. 88 1921, 338). 
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Der Fremdbeſitzer iſt aber für Eigentumsverletzungen aus 8823 verantwortlich, wenn er die 
Grenze des Beſitzrechts überſchreitet, das er zu haben glaubt, wie etwa der Mieter, wenn er die 
ihm zum Gebrauch überlaſſenen Mietſachen veräußert, oder derjenige, der in der Fruchtziehung 
die Grenzen feines vermeintlichen Beſitzrechts überſchreitet (RG 101, 309; 106, 152; RG HAN 
1933 Nr 1652). Iſt aber der Fremdbeſitzer gutgläubiger Beſitzmittler eines Dritten, fo iſt er im 
Hinblick auf 8 991 Abſ 2 auch nach $ 823 dem Eigentümer nicht haftbar, wenn ihm der Dritte die 
das Eigentum verletzende Verfügung in rechtlich einwandfreier Weiſe erlaubt hatte (RG 157, 132). 
Eigentumsverletzungen durch Beſchädigung find die Beeinträchtigungen nach $$ 906, 1004 ( 60, 
130; 3% 04, 36016), deren Abwehr nach Maßgabe der angezogenen Beſtimmungen durch die Eigen⸗ 
tumsfreiheitsklage erfolgt, während ein Schadenserſatzanſpruch daraus nur nach Maßgabe des 
$ 823 gegeben iſt (RG JW 04, 36016; Warn 1911 Nr 405). Wenn dem Eigentümer die Befugnis 
fehlt, den widerrechtlichen Eingriff ſelbſt abzuwehren ($ 26 GewO), ſteht ihm ein Schadenserſatz⸗ 
anſpruch daraus jedoch auch ohne Verſchulden des Störers zu (RG 58, 130; 63, 374; 70, 150; 
81, 216; 86, 232; 93, 100; 101, 102; 104, 84; JW 04, 36016; 05, 5035, 06, 55424; 07, 2991; 1910, 
58025; Warn 1911 Nr 331, 404 u. 405; 1912 Nr 342; 1914 Nr 89; 1915 Nr 81 u. 141; 1918 Nr 55; 
dgl. Vorbem 1 Abſ 3). Eine Beſchädigung der Eigentumsſache durch Verunſtaltung be⸗ 
handelt R JW 09, 275°, durch Seuchenanſteckung von Pferden infolge vernachläſſigter Ab⸗ 
ſperrung R JW 08, 5431, die Beſchädigung eines Gebäudes durch ungenügende Sicherheits⸗ 
vorkehrungen bei Kanaliſationsbauten und Vertiefungsarbeiten auf dem Nachbargrundſtück 
RG FW 08, 2691; 1910, 330°; Warn 1911 Nr 405; durch vorſätzliche Wegnahme eingebauter und 
dadurch zum Beſtandteil des Gebäudes gewordener Bauſtoffe RG 73, 333; Warn 1910 Nr 403; 
Beſchädigung von Dampfkeſſeln und in einer Fabrik zu verarbeitenden Stoffen durch Zuführung 
verunreinigten Waſſers Rich Warn 1910 Nr 420; Beſchädigung von Grundſtücken durch Vernach⸗ 
läſſigung der Pflicht zur Unterhaltung der Vorflut NG 157, 272. Überläßt der Eigentümer fein 
Grundſtück einem Pächter zur Bebauung, ohne ſich zu vergewiſſern, daß der Bauplan nicht das 
Nachbareigentum gefährdet, jo haftet 1 er für beeinträchtigende Folgen des Baues (RG SeuffA 
85 Nr 159). Eine Gefährdung (feuergefährlicher Gewerbebetrieb auf dem Nachbargrundſtück) 
iſt noch keine Beſchädigung (Reh 50, 225). Keine Beſchädigung des Eigentums, vielmehr bloßes 
Vertragsunrecht, iſt die Lieferung ſchlechter Bauſtoffe für das im Bau begriffene Haus des Eigen⸗ 
tümers (RG JW 05, 367%). Verletzungen des Eigentums durch Entziehung der Sache ſind 
Diebſtahl und Unterſchlagung, die zugleich u. H. nach Maßgabe des Abſ 2 darſtellen, ſowie jede 
rechtswidrige Wegnahme (MG 57, 138); Gasdiebſtahl (HAR 1935 Nr 343); Wegnahme von Sachen 
unter dem Titel eines in Wahrheit nicht begründeten Pfandrechts, ſowie die geſetzwidrig vor⸗ 
genommene Veräußerung von Pfandſtücken (RG 77, 201); Wegnahme entbehrlicher Hausbeſtand⸗ 
teile durch eine Gemeinde bei Herrichtung beſchlagnahmter Räume zu Wohnzwecken (RG 106, 
150). Die wider den Willen des Verkäufers erfolgte Inbeſitznahme verkaufter Ware durch den 
Käufer kann eine Verletzung des Eigentums des erſteren darſtellen (RG 23 1918, 258°); ferner 
dne unberechtigte Wegnahme von Ware durch den Käufer über die vertragliche Menge hinaus 
(A JW 1925, 47620); ebenſo die unbefugte Verfügung des Empfängers über eine ihm irrtümlich 
übermittelte Ware (RG Gruch 68, 521). Die im guten Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs 
($ 892) erfolgte Belaſtung eines Grundſtücks mit Hypotheken und anderen Rechten iſt mit Rückſicht 
auf den Schutz des Grundbuchs keine widerrechtliche Verletzung des Eigentums des wahren, 
nicht eingetragenen Eigentümers (RG 85, 61; 90, 395). Eine ſchuldhaft unrichtige Auskunft über 
einen Handlungsgehilfen verurſacht die Eigentumsverletzung nicht, die der letztere nachher durch 
Unterſchlagung dem Anfragenden gegenüber begeht (RG JW 05, 3695 dahingeſtellt gelaſſen); 
der urſächliche Zuſammenhang reicht hier nur für eine Vermögensbeſchädigung im allgemeinen 
zus, für die bei wiſſentlich falſch erteilter Auskunft wiederum 8 826 Schutz bietet (ogl. $ 826 A 5h). 
nter die Eigentumsverletzungen durch Entziehung der Sache fallen rechtswidrige Zwangs ⸗ 
dollſtreckungen in fremdes Eigentum, ſofern dem Gläubiger das Nichteigentum des Schuldners 
dekannt war oder bekannt ſein mußte (RG 61, 430). Der Gläubiger iſt aber noch nicht im Ver⸗ 
ſchulden, wenn ihm mitgeteilt wird, daß die Pfandſtücke einem Dritten gehören; er darf erwarten, 
aß der Eigentümer die erforderlichen geſetzlichen Schritte nach 88 769, 771 ZPO ergreift; erſt 
eine Glaubhaftmachung, die dem § 769 ZPO genügt, ſetzt auch den Gläubiger in Verſchulden (RG 
1911, 97810), Eine allgemeine Rechtspflicht, fremdes Eigentum gegen Gefahren 

zu ſchützen und es vor Veſchädigung und Zerſtörung zu bewahren, beſteht nicht; die Unter⸗ 
“allung eines ſolchen Schutzes iſt eine u. H. daher nicht, die Verpflichtung zu ſolchem Schutze kann 
m durch ein beſonderes Rechtsverhältnis begründet werden und iſt nach dieſem zu beurteilen (RG 
6% 12 102, 82). Eine Sorgfaltspflicht hinſichtlich der Obhut und Überwachung fremden Eigen⸗ 
ums kann aber durch einen Gewerbebetrieb begründet ſein: Wer es ſich zur Aufgabe macht, 
zum Zwecke des eigenen Erwerbs fremdes Eigentum zu verwahren (Lagerhalter) oder von einem Ort 
. andern zu befördern (Spediteur, Rollfuhrmann u. a.), überkommt vermöge dieſes Gewerbe⸗ 
a rlebs, auch abgeſehen von den einzelnen geſchloſſenen Verträgen, eine Obhutsverpflichtung 
N 5 Allen in ſeinem Gewerbebetrieb an ihn gelangenden, in fremdem Eigentum ſtehenden Sachen, 
ren Verletzung ſich als u. H. nach $ 823 Abf 1 darſtellt (RG 102, 42; RG HRR 1928 Nr 1802). 
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Auf eine Verletzung der Pflichten aus dem von dem Spediteur uſw. mit einem Dritten abgeſchloſſe⸗ 

nen Vertrag kann ſich der Eigentümer zur Begründung einer Haftung aus $ 823 natürlich nicht 

berufen (RG 105, 302). Obhutspflicht des Schleppſchiffahrtsunternehmers in bezug auf den 

geſchleppten Kahn mit der Folge einer Haftung gegenüber dem mit jenem Unternehmer nicht in 

vertraglichen Beziehungen ſtehenden Kahneigner ſ. R& 120, 121. Sorgfaltspflicht des Roll⸗ 

1 der bei der Beförderung eines Gutes keinen Begleitmann hat, ſ. HRR 1932 
118. 


3. Was unter dem „ſonſtigen Recht“ des § 823 Abſ 1 zu verſtehen iſt, kann zweifelhaft ſein. 
Leben, Körper, Geſundheit und Freiheit ſind Lebensgüter, aber keine Rechte, und es ſpricht 
nichts dafür, daß das BGB fie als ſolche aufgefaßt habe (a. M. u. a. Staudinger A IIA 2e; 
Gierke Schuldrecht S. 886). Sie ſind Lebensgüter, die mit der Perſönlichkeit verbunden ſind 
und den allgemeinen Rechtskreis der Perſon umſchreiben, der von jedermann geachtet werden 
muß. Erſt das hinter ihnen in $ 823 Abs 1 genannte Eigentum iſt ein wirkliches, andere aus⸗ 
ſchließendes Recht, das einer Perſon zuſteht. Da das „ſonſtige Recht“ im Anſchluß an das 
Eigentum genannt wird, ift es begrifflich als ein Recht zu faſſen, das mit dem Eigentum den 
rechtlichen Charakter, mit dem Eigentum und den vorher aufgeführten Rechtsgütern das gemein⸗ 
5 hat, daß es von jedermann beachtet werden muß. Es ſind dies die von der Rechtsordnung 

eſonders ausgeſtatteten und umſchrie benen ausſchließlichen Rechte (RG 51, 369; 57,353; 58,285 
59, 49; 82, 206; 95, 283), die alle Perſonen binden und deshalb auch von allen verletzt werden 
können. Dahin gehören einmal alle dinglichen Rechte, Erbbaurecht, Grundgerechtigkeiten (RG 
Warn 1911 Nr 331) und perſönliche Gerechtigkeiten an Grundſtücken, Hypotheken- und andere 
Pfandrechte (Schadenserſatzanſpruch der Hypothekengläubiger wegen Verſchleuderung oder 
Entfernung von Zubehör des Pfandgrundſtllcks RG 69, 85; JW 07, 33210; Warn 1911 Nr 268; 
1915 Nr 52 u. Nr 118; 1917 Nr 17 RG Seuff A 88 Nr 55; ebenſo wegen Wegnahme von zum Be⸗ 
ſtandteil des Grundſtücks gewordenen Baustoffen RG 73, 333; Warn 1910 Nr 403); Verletzung des 
Pfandrechts des Verpächters durch Fortſchaffung von Inventarſtücken vom Landgut (NG 98, 345). 
Ferner gehört hierher das durch Pfändung und Überweiſung von Forderungen begründete Ein⸗ 
ziehungsrecht (R 85, 89); das Pfandrecht des Vermieters (RG 119, 265). Verletzung des durch 
Pfändung eines Anſpruchs auf Herausgabe von Wertpapieren begründeten Pfandrechts durch Ver⸗ 
äußerung der Wertpapiere ſ. RG 108, 318. Immer aber muß, wenn ein Schadenserſatzanſpruch 
nach § 823 gegeben fein ſoll, ein erfolgreicher Eingriff in das Pfandrecht vorliegen; ein etwa 
nach $$ 135, 136 unwirkſamer Verſuch eines Eingriffs genügt nicht (RG 138, 252). Ein 
ſonſtiges Recht iſt auch der Geſchäftsanteil an einer Geſellſchaft m. b. H. (R 100, 278), 
ebenſo die Aktie (RG 158, 248). Ferner die aus dem Familienverhältnis entſpringenden aus 
ſchließlichen Rechte des Ehemanns (RG 72, 128; vgl. dazu jedoch Dertmann A3 d y; zweifelnd 
Warn 1917 Nr 118) und der Eltern (MG ZW 1913, 20214, RG HAR 1928 Nr 1413); das ausfchließ" 
liche Recht der Ehefrau auf Bezeichnung als folche gemäß § 1355 (RG Warn 1927 Nr 138; 192 
Nr 132; 1930 Nr 2); das ehemännliche Nutznießungs- und Verwaltungsrecht an den eingebrachten 
Sachen der Ehefrau (RG Warn 1922 Nr 41; RG SeuffA 77 Nr 73). Weiter das Namens- 
recht (12; dazu Reh JW 1929, 120314; 1930, 169922; R Warn 1930 Nr 2); das 1 
recht (5 17ff., insbeſondere 937 HGB; RG JW1910, 120°); die Urheberrechte (RG 63,39 it 
102, 134; RO Gruch 69, 249) und die gewerblichen Erfinderrechte (RG 57,38) —inwiewe! 
auch vor Erteilung des geſetzlichen Erfinderſchutzes, darüber vgl. RG 77, 81; RG JW 1931, 405 5 
ſowie die übrigen gewerblichen Schutzrechte (Muſterſchutz und Warenzeichen, Rh J . 
05, 174 vgl. RG JW 1926, 56150. Warnung vor Patentverletzung iſt widerrechtlich, wenn 116 
Patentinhaber darin ſeinem Patent einen Schußumfang beilegt, der ihm tatſächlich nicht e i 
für die Unterlaſſungsklage des durch die Warnung Beeinträchtigten kommt es auf guten DO = 
böſen Glauben des Patentinhabers nicht an (Rich 141, 336). Geſchäfts⸗ und Jabeien a 
geheimniſſe ſind nicht durch $ 823 Abſ 1, ſondern durch 8$ 18, 19 UnlW in Verbindung mit 1 
85 823 Abſ 2, 826 geſchützt (RG ZAk DR 1938, 144). Auch Auszeichnungen (Medaillen, W 10 
Preiſe) die für ausgeſtellte Waren verliehen werden, gewähren ein höchſtverſönliches Recht, das den 
Schutz des $ 823 Abſ 1 genießt (n 108, 50). Weiter gehören hierher die ausſchließlichen e 
nungsrechte, das Bergwerkseigentum (RG 72, 303; 110, 1), Jagd⸗ und Fiſchereirecht (Reh = 
39, 429; Warn 1915 Nr 299; RG HRR 1935 Nr 171), ſowie Waſſergebrauchsrechte; nicht 5 die 
Recht auf den Gemeingebrauch an öffentlichen Sachen oder Gewäſſern, auch wenn er, wie 1 VI 
Benutzung von Schiffahrtskanälen, polizeilich geregelt iſt (Rh Gruch 68, 757 R 10. Gktahr 
122/20). Der Beſitz ift zwar kein Recht, wird aber von der Rechtsordnung gleich einem ange 
lichen Rechte gegen jedermann geſchützt und iſt deshalb auch im Sinne des $ 823 Abſ 1 den Re 57 

i 5 A)» . — 9 5 5, RG Warn 1915 Nr 
anzuschließen (Rh 59 326; 91, 60; 102, 347; 105, 218; Rc JW 1931, 290457! a 
290; 1922 Nr 41; SeuffU 86 Nr 9). Nicht unter den Begriff des ſonſtigen Rechtes fallen die n bin⸗ 
rungsrechte, die im Gegenſatze zu den ausſchließlichen Rechten nur die beſtimmten Den elbar, 
den, die ſich ſelbſt gebunden haben, und die von dritten Perſonen nicht, jedenfalls nicht 1 0 m 
verletzt werden können (M 2, 727; RG 57 S. 138 u. 353; 82, 189; 95, 283; 111, 302; J 0 die der 
1912 S. 129 u. 1357; 1925, 224516; Warn 08 Nr 46; vgl. auch Planck II 1 fe zu 9 823). Auch 
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Unfallverſicherungsgeſetzgebung entſpringenden Rechte des Verletzten auf Leiſtungen dieſer Ver⸗ 
ſicherung find nur perſönliche Forderungsrechte (RG 95, 283). Das Mietrecht und ebenſo das 
Pachtrecht ſind zwar Forderungsrechte im letzteren Sinne; durch die Übertragung des Be⸗ 
ſitzes an der Mietſache erlangen ſie aber Dritten gegenüber einen ausſchließlichen Charakter (RG 
59, 326; 105, 218; Warn 1915 Nr 299). Aus demſelben Grunde wird von der Rechtſprechung 
des Reichsgerichts, obgleich dieſe ein allgemeines Perſönlichkeitsrecht als Gegenſtand des Rechts⸗ 
ſchutzes nicht anerkennt (RG 73,107; 113,414; JWö915, 9135; Warn 09 Nr 505; RG HRR 1933 Nr 
1319), der eingerichtete und ausgeübte Gewerbebetrieb als verkörperter Wille im Gegen⸗ 
ſatze zu der bloßen Freiheit der wirtſchaftlichen und gewerblichen Willensbetätigung zu den ſonſti⸗ 
gen Rechten“ gezählt (R 48, 114; 56,271; 58,24; 64,52; 65, 210; 92,132; 94,248; 100,214; 101, 
337; 102,225; 109,276; 117,412; 119,438; 126,93; 135,40; Gruch 68,75; JW 05,430°; 07,5051 08 
S. 1331 u. 48815; 09, 49316 1915, 913°; 1917,7121; Warn 1915 Nr82; 1927 Nr 55; Seuff A 84 Nr 15; 
23 1927, 9053). Eine Verletzung dieſes eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetriebs als 
eines Rechtes kann aber nur dann angenommen werden, wenn der Eingriff ſich unmittel- 
bar gegen den Beſtand des Gewerbebetriebs richtet (nicht nur ſeinen Ertrag mindert), 
ſei es, daß die Betriebshandlungen tatſächlich gehindert werden, wie durch Bedrohung oder 
gewaltſame Abhaltung von Kunden vom Beſuch eines boykottierten Geſchäfts, oder daß 
ſeine rechtliche Zuläſſigkeit verneint und ſeine Schließung oder Einſchränkung verlangt wird 
(NG 58, 24; 64, 52; 65, 210; 73 S. 107 u. 253; 76, 35; 77, 217; 79, 224; 92, 132; 94, 248; 101, 
337; 102, 225; 119, 438; 126, 93; 135, 242; JW 1915, 913%; 1917, 719°; 1932, 188342; Warn 
1910 Nr 420; 1912 Nr 428; 1915 Nr 82; SeuffA 83 Nr 205; 84 Nr 142; 23 1924, 345; OLG 
43, 101; ZAk DR 1937, 26). Eingriff in das Rechtsgut des eingerichteten Gewerbebetriebs durch 
Warnung vor Patentverletzungen ſ. die ſchon oben erwähnte Entſcheidung R 141, 336. Der 
wirtſchaftliche Wettkampf iſt, ſoweit er mit erlaubten Mitteln (ſ. § 826 A ön) geführt 
wird, kein widerrechtlicher Eingriff in den fremden Gewerbebetrieb; die Ausſicht auf Er⸗ 
werb und auf Gewinnung von Kundſchaft fällt nicht zuſammen mit dem Gewerbebe⸗ 
triebe ſelbſt und iſt nicht geſchützt (RG 58, 24; 64, 52; 65, 210; 77, 217; 49, 224; 92, 132; 
102, 223; 126,93; 135,242; JW 07, 25113; 09 S. 1095 u. 49315; 1911,71212; 1912, 290m; 1915, 9138; 
Warn 09 Nr 505). Die Entſcheidungen RG JW 08, 1331 u. 1911, 76018, ebenſo aus früherer Zeit 
JW 05, 17415, wo aber $ 824 angewendet iſt, gehen anſcheinend über die nach dem vorſtehenden 
gezogenen Grenzen hinaus. Über einen Unterlaſſungsanſpruch bei Zuwiderhandlungen gegen 
das Geſetz über Preisnachläſſe (Rabattgeſetz) vom 25. 11. 33 (RGBl I 1011) f. dort § 12. Die 
Ausübung des ärztlichen Berufs iſt dem eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetriebe 
nicht gleichzuſtellen, ſoweit nicht damit das Unternehmen einer Privatkrankenanſtalt zum Zwecke 
der Gewinnerzielung verbunden iſt, das fie zum Gewerbebetriebe macht (RG 64,155; 94, 109; JW 
02 Beil Nr 88; 07, 49184, 08, 249°; Warn 1912 Nr 108). Die Ehre iſt kein Recht, ſondern ein 
Lebensgut gleich Geſundheit und Freiheit; fie wird durch $ 823 Abſ 2 in Verbindung mit 88 185ff. 
StGB und teilweiſe durch § 824, gegebenenfalls auch nach $ 826, nicht als ſonſtiges Recht 
nach 5 823 Abf1 geſchützt (RG 51, 369; 58, 28; 60, 1; 73, 107; ZW 1913, 342; RG HRR 1933 
Nr 1319). Ehrenſchutz für die Reichsfachſchaft Deutſcher Werbefachleute ſ. JW 1938, 59127. Für 
eine entſprechende Anwendung des 9823 Abf1 auf die Ehre mit Rückſicht auf deren heutige 
höhere Bedeutung als Grundlage für die Rechtsſtellung des Volksgenoſſen ſ. Larenz, Vertrag 
und Unrecht II 46. Der Unterlaſſungsanſpruch zum Schutze der Ehre einer Perſon iſt nicht über⸗ 
tragbar (RG 12. 10. 32 IX 145/32). Als Schadenserſatz kann auch bei nur formaler Beleidigung 
die Befugnis zur Bekanntmachung der Verurteilung zu Unterlaſſung und Schadenserſatz zuge⸗ 
ſprochen werden, wennes ſich um Beeinträchtigung des geſchäftlichen oder beruflichen Anſehens des 
Verletzten handelt (RG 31. 3. 31 11 280/30). Daß das Vermögen nicht als beſonderes Recht oder 
Rechtsgut unter einen Rechtsſchutz gegen Verletzungen geſtellt wird, iſt A 1 ausgeführt; unter den 
Begriff eines „ſonſtigen Rechtes“ kann es keinesfalls gebracht werden (RG JW 1915, 913°). Die 
„Arbeitskraft“ gehört nicht zu den Rechten im Sinne des $ 823 Abſ 1, auch nicht im Hinblick 
auf Art 157 Wein Verf.; fie iſt lediglich die Betätigungsmöglichkeit der Perſon. 

10. Das Merkmal der Widerrechtlichkeit der Verletzung bedeutet, wie die Hinzufügung der 
perſönlichen Schuldmerkmale „vorſätzlich oder fahrläſſig“ deutlich ergibt, die ſachliche (objektive) 
Widerrechtlichkeit (RG 50, 60; 103, 187). Dazu auch Larenz, Vertrag und Unrecht II 17ff. 
ſowie DG Wg 1936, 401 ff. Der Eingriff in einen fremden Rechtskreis iſt immer 
widerrechtlich, wenn ihm nicht eine beſondere Befugnis zur Seite ſteht, oder 
wenn die Handlung die Grenzen einer vorhandenen Befugnis überſchreitet (R JW 
1926,3642). Über die Grenzen erlaubter Intereſſenvertretung beim Eingriff in einen fremden Ge⸗ 
werbebetrieb vgl. R 92,132 (137). Eine Rechtsverletzung kann auch durch eine Unterlaſſung be⸗ 
gangen werden. Eine Unterlaſſung kann aber nur widerrechtlich fein, wenn die unterlaſſene Hand⸗ 
lung, z. B. auch auf Grund eines vorausgegangenen Gefahr ſchaffenden oder verſtärkenden Tuns, 
durch eine Rechtspflicht geboten war (RG 52,373; 54,53; ZW 03 Beil 3981, 05,370 10, Warn 08 Nr 
374; RG 15.5. 30 VI 601/29). Das gilt insbeſondere für die in A6 behandelten Verkehrspflichten — 
rechtswidrige Unterlaſſung der Achtung auf ein Kind, auch wenn eine Aufſichtspflicht nicht über⸗ 
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nommen iſt, . RG SeuffA 85 Nre6 —, und es begründet des weiteren keinen Unterſchied, ob 
die außer acht gelaſſene Sorgfalt jemandem durch Geſetz oder durch Vertrag auferlegt war. 
„Wer es einem andern gegenüber vertraglich übernimmt, an deſſen Stelle Obliegenheiten zu 
erfüllen, deren Vernachläſſigung geeignet iſt, das Leben, den Körper oder die Geſundheit dritter 
Perſonen zu verletzen, macht ſich einer u. H. im Sinne des $ 823 ſchuldig, wenn er vorſätzlich 
oder fahrläſſig unterläßt, für die Erfüllung jener Obliegenheiten zu ſorgen.“ So Rc JW 06, 
50 übereinftimmend mit RG 63, 308; 127, 14; Warn 1911 Nr 28 u. 1912 Nr 383; 1929 Nr 47; 
23 1917, 1069 5, 1918, 62317; Gruch 55, 970; 70, 612; Rh 17. 3. 10 VI 186/09; vgl. auch 
St 10, 100. Er kann ſich nicht darauf berufen, daß er die Verpflichtung nicht der Allgemeinheit, 
ſondern nur dem Vertragsgegner gegenüber übernommen habe; er hat vielmehr dem andern 
Vertragsteil gegenüber eine Pflicht gegen die Allgemeinheit übernommen. Das iſt auch der 
Rechtsſtandpunkt der Beſtimmungen der $$ 831 Abſ 2, 832 Abſ 2, 834, 838. Das Maß der von 
dem verpflichteten Vertragsteil hiernach zu beobachtenden Sorgfalt kann aber nicht über den 
Umfang der Obliegenheiten hinausgehen, die er an Stelle des andern zu erfüllen übernommen 
hat. Soweit darüber hinaus etwa von ihm vertragliche Verpflichtungen übernommen ſind, kann 
auf deren Verletzung ein Schadenserſatzanſpruch eines Dritten aus $ 823 nicht geſtützt werden 
(RG Gruch 70, 612). Wie die Verletzung von Vertragsrechten kann auch die Verletzung familien⸗ 
rechtlicher — geſetzlicher — Furſorge⸗ und Aufſichtspflichten ſich als unerlaubte Handlung nach 
$ 823 darſtellen, wenn fie gleichzeitig eine Verletzung der allgemeinen Rechtspflichten enthält, 
die jedermann gegen jeden obliegen (RG 75,251). — Der Eingriff in denfremden Rechtskreis 
iſt berechtigt, wenn dem Handelnden eine Befugnis, beruhe dieſe auf dinglichem (unwe⸗ 
ſentliche Beeinträchtigungen des Eigentums nach $ 906), familienxechtlichem oder forderungsrechtli⸗ 
chem, privatrechtlichem oder öffentlich ⸗rechtlichem Grunde (Freiheitsentziehungen, Eigentumsver⸗ 
letzungen durch Amtsperſonen in Ausübung ihres Amtes), zur Seite ſteht (vgl. RG 81,216; 101, 
322 Schutzhaft; Militärhoheitsrecht Warn 1915 Nr 255; 1919 Nr 1). Unter dieſen Geſichtspunkt 
gehört das Recht der körperlichen Züchtigung unerwachſe ner Perſonen. Nach Reichs⸗ 
recht ſteht ein Züchtigungsrecht den Eltern (88 1631, 16841686; vgl. RGSt 49, 388), dem 
Vormunde ($ 1800) ſowie dem gewerblichen Lehrmeister ($ 127 a RGewd) zu, nicht dem Dienſt⸗ 
herrn gegen Hausgehilfen, nicht dem Ehemanne gegen die Ehefrau. Ob ein Züchtigungs⸗ 
recht des Lehrers begründet ift, richtet ſich nach Landesrecht (aus der Rechtſprechung: RG 
105, 226; RG St 2, 10; 5, 193; 9, 302; 15, 376; 16, 34; 19, 265; 20, 93; 22, 264; 23, 161; 
26, 142; 28,85; 30, 126; 31, 267; 33, 72; 34 S. 95 u. 118; 35, 182; 40, 132; 41, 98; 42 S. 142 
u. 221; 45, 1: RG JW 06, 854; 1916, 1897; Warn 1912 Nr 163; für Zwangserziehungsanſtalten 
vgl. Art 135 Ech mit RG St 40, 91; 42, 347). Über das Recht des Waffengebrauchs der Polizei⸗ 
beamten vgl. RG JW 06, 74515. Notwehr ($ 227; die Beweislaſt der Notwehr trifft den, der 
ſich darauf beruft, R JW 03 Beil Nr 125; 05, 14; 07, 1382; Gruch 51, 907; 23 1921, 218°; 
auch den Beamten j. unten), ein Notſtand ($ 228) oder erlaubte Selbſthilfe (88 229, 230, 
859, dazu RG JW 1931, 27822) ſchließen die Widerrechtlichkeit der Handlung aus. Überſchreitung 
der Notwehr iſt widerrechtlich, wenn ſie verſchuldet ift (NG JW 02 Beil 192; JW 1911 S. 578"? 
u. 5786; 23 1921, 2185); die De Überſchreitung hat derjenige zu beweiſen, der fie be⸗ 
hauptet. Putativnotſtand ſ. RG 1926, 11452. Auch die Ausübung der Feſtnahmebefugnis 
des § 127 StPO ſchließt die Widerrechtlichkeit der Handlung aus (RG 64, 385). Daß der Verletzte 
im einem unerlaubten Handeln begriffen iſt, berührt die Widerrechtlichkeit der Schädigung nicht 
(RG Warn 1910 Nr 420). Haftung des Ehemanns, der Ehefrau für Schädigungen Dritter, ind” 
beſondere auch des gerufenen Arztes, als Folge der Geiſteskrankheit von Angehörigen ſ. RG 70, 48; 
92, 125, R JW 1934, 897“. Die Einwilligung des Verletzten macht die Handlung zu 
einer befugten, wenn dem Einwilligenden über das verletzte Rechtsgut nach ſtttlicher An⸗ 
ſchauung die Verfügungsmacht zuſtand; wo dies nicht der Fall iſt, verſtößt die Einwilligung 
gegen die guten Sitten und hebt die Widerrechtlichkeit der Handlung nicht auf (RG 66, 306). 
Unſittlich iſt die Einwilligung in die eigene Tötung, Verſtümmelung, Geſundheitsbeſchädigung, 
Freiheitsberaubung; unbedenklich, aber nötig, um der Handlung die Widerrechtlichkeit zu nehmen, 
die Einwilligung in eine ärztliche Operation (RG 68, 431; 88,423; JW 07, 5052: 1911, 748°; 
Warn 1911 Nr 431); unbedenklich ſind auch Abmachungen über die Übernahme der Gefahren 
für Körper, Geſundheit, Eigentum, die aus einer eigenen oder der Tätigkeit eines andern hervor⸗ 
gehen können und die nicht eine Einwilligung in die Verletzung, ſondern nur einen Verzicht auf 
Schadenserſatzanſprüche daraus darſtellen (vgl. darüber Vorbem 4b). Die Einwilligung in DT 
letzungen des Eigentums wird in der Regel nicht ſittenwidrig fein (dal. R JW 1905, 493750; 
fie kann es aber fein, wenn es ſich um Gegenſtände handelt, deren Erhaltung im Intereſſe der 
Volksgemeinſchaft geboten, deren Vernichtung alſo gemeinſchaftswidrig iſt (vgl. Larenz, Vertrag 
und Unrecht IT 29 f.). Über das Recht des Jagdberechtigten, einen in feinem Jagdgebiet betroffenen 
fremden Jagdhund zu töten, ſ. RG SeuffA 81 Nr 70 (Pralggz), jetzt $ 40 RIO v. 3.7.3 

(Res Bi J, 549) und hier 228 A 1 a. E. — Die Beweislaſt für die Widerrechtlichkeit der Handlung 
zifft ebenfo wie für das Verſchulden des Täters an und für ſich den Beſchädigten. Doch ift die 
Rechtsverletzung ſelbſt von vornherein widerrechtlich, und deshalb find die Umſtände, die fie na 
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der beſonderen Sachlage berechtigt erſcheinen laſſen, beſonderes Recht, Notwehr, Notſtand, erlaubte 
Selbſthilfe, Einwilligung, von dem Täter nachzuweiſen; für Notwehr, Notſtand und Selbſthilfe iſt 
dies im Geſetze ſelbſt ausgeſprochen. Dasſelbe muß aber auch bei einer in Ausübung eines Amtes 
vorgenommenen Handlung (des Lehrers, des Polizeibeamten) gelten. Die in RG JW 1906, 74515 
vertretene Auffaſſung, die Widerrechtlichkeit müſſe in ſolchen Fällen beſonders nachgewieſen 
werden, ſofern nicht die Art der Rechtsverletzung eine Überſchreitung der amtlichen Befugniſſe 
von vornherein außer Zweifel ſtelle, iſt ſchon in R ZW 1907, 13820 wieder aufgegeben, und an 
dem im letzteren Urteil vertretenen Standpunkt iſt auch ſpäter feſtgehalten worden (RG Seuff A 
81 Nr 50; vgl. auch RG Warn 1926 Nr 112). 
11. Erſatzberechtigt iſt nur der unmittelbar Verletzte (RG 57, 353; 80, 48; 82, 189; 
92 S. 401 u. 404; 97, 89). Das gilt auch im Falle des § 823 Abſ 2 (RG 73,30; 82, 189; 92, 404; 
97, 89; Warn 1911 Nr 372). Schadenserſatzanſprüche dritter Perſonen aus einer gegen einen 
andern begangenen u. H. find nur in den Fällen der 88 844, 845 gegeben, von denen $ 844 nicht 
eigentlich eine Ausnahme von der Regel, ſondern eine Ordnung innerhalb der Regel bildet, denn 
der Schaden der Tötung eines Menſchen trifft unmittelbar die Hinterbliebenen (RG 55 S. 24 
u. 30; 82, 189; 92, 404; 97, 89). So kann nicht der Theaterdirektor, deſſen Unternehmen durch 
die Körperverletzung eines Künſtlers benachteiligt worden iſt, und nicht die Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft wegen Tötung des Verſicherten gegen den Täter Schadenserſatzanſprüche erheben, auch 
nicht eine Witwe den Schaden erſetzt verlangen, der ihr durch den Übergang der Unterhalts⸗ 
pflichten auf ſie infolge der Tötung ihres Ehemanns entſtanden iſt (RG 64, 144; nicht der 
Dienſtherr, der gegen einen durch die u. H. eines Dritten Verletzten die Anſprüche auf die 
Dienſte verloren hat und dieſem noch Ruhegehalt zahlen muß (RG 82, 189; 92, 401); nicht 
der Bauherr, dem die Fertigstellung ſeines Baues durch den von einem Dritten verſchuldeten 
Unfall eines Bauhandwerkers verzögert worden iſt, den ihm erwachſenen Vermögensſchaden 
gegen den Dritten einklagen (RG 97, 89). Wer ein Kind tödlich überfährt, iſt auch für den 
Schaden erſatzpflichtig, der daraus entſteht, daß die Mutter durch die ſeeliſche Erregung über 
den Tod ihres Kindes einen Nervenzuſammenbruch erleidet und ſo in ihrer Geſundheit geſchädigt 
wird (MG 133, 270). Nervenzerrüttung aus Schreck über eine Exploſion als unmittelbar durch 
dieſe verurſachter, nach 9 823 zu erſetzender Schaden ſ. R JW 1931, 14681. Von mehreren 
durch eine u. H. innerhalb eines Perſonenkreiſes verletzten Perſonen kann eine jede nur ihren 
eigenen Schaden geltend machen (RG 56, 271). Wenn durch dieſelbe Eigentumsverletzung 
mehrere Perſonen unmittelbar beſchädigt werden, dergeſtalt, daß eine Erſatzleiſtung den allen 
entſtandenen Schaden ausgleicht, kann die gutgläubige Leiſtung des Schadenserſatzes an einen 
Beſchädigten, den Beſitzer, den Schädiger von weiteren Schadenserſatzanſprüchen befreien 
(9851). Über familienrechtliche Prozeßſtandſchaften in Unfallprozeſſen ſ. Wuf ſow Wöᷓ 1938, 
1305. — Mit Ausnahme des Anſpruchs auf Erſatz des nicht vermögensrechtlichen Schadens 
($ 847) find die Schadenserſatzanſprüche vererblich und mit der durch 88 843, 844 im Zuſammen⸗ 
bange mit 9 850g Nr 1, 2 ZPO und 3 400 BGB gegebenen Beſchränkung übertragbar. Über 
den (von Amts wegen zu berückſichtigenden, R SeuffA 88 Nr 150) Übergang der Schadenserſatz⸗ 
anſprüche aus Körperverletzung und Tötung auf die öffentlichen Verſicherungsträger vgl. 
91542 d (AngvVerſch 5 40), RG 123, 40; 134, 293; 148, 19, RG JW 1932, 253719; 1934, 
1112; 1936, 444“; 1937, 236012, 23661; dich Warn 1930 Nr 5, 172; 1931 Nr 81; R& Geuffü 86 
Ar 82, 83; 89 Nr 113; Bayg 1927, 237; dazu auch ZW 1938, 4623, SeuffA 88 Nr 20 und die zu 
3618 A8 angeführten Entſcheidungen. Rückübergang ohne Rückübertragung auf den urſprüng⸗ 
ichen Erſatzberechtigten, wenn die Leiſtungen der Verſicherung wieder wegfallen ſ. NG 72, 430; 
16 JW 1937, 236615. Übergang der Anſprüche des Verletzten gegen den entſchädigungspflich⸗ 
tigen Dritten auf den Staat nach den Beamtenfürſorgegeſetzen |. Rh JW 1936, 339914; RG 
Seuffa 91 Nr 6. Vgl. jetzt Deutſches Beamtengeſetz v. 26. 1. 37 (RGBl J, 39) 88 139, 184. 
„ 12. Erſatzverpflichtet für die u. H. iſt nur der, der fie begangen hat. Der Vollmachtgeber 
haftet nicht für u. H. des Bevollmächtigten (RG JW 08, 67810), der Vertretene nicht für die u. H. 
eines geſetzlichen Vertreters (M 4, 1083; RG 61, 207; 62,346; 67, 151; 121, 118; 132, 80; 
SW 1910, 280). Eine Ausnahme macht die in $$ 30, 31, 89 beſtimmte Haftung der Körper⸗ 
lchaften des privaten und öffentlichen Rechtes für die von ihren verfaſſungsmäßig berufenen 
tretern in Ausübung der ihnen zuſtehenden Verrichtungen begangenen u. H. (§ 31 A 1 u. 2; 
989 A u. 2). Hier haftet die juriſtiſche Perſon aus der ſchadenzufügenden Handlung ihrer Ver⸗ 
weter, weil fie als ihre Handlung erſcheint. Nach ftändiger Rechtſprechung erſtreckt fi) dieſe 
Haftung auch auf die offenen Handelsgeſellſchaften für u. H. ihrer vertretungsberechtigten Geſell⸗ 
chafter (RG 76,35; JW 1911, 972%, nicht aber auf nicht rechtsfähige Vereine; deren Vertreter 
ammen nach außen nur als zu einer Verrichtung beſtellte Perſonen nach $ 831 in Betracht 
. Warn 1912 Nr 428; 1913 Nr 319 u. 449; 11. 12. 11 VI 36/11). Über die Haftung einer Ge⸗ 
kalſchaft mbh. aus u. H. (unlauterer Wettbewerb) ihrer Gründer und ſpäteren Geſchäftsführer in 
deer Zeit vor ihrer Eintragung ins Handelsregiſter |. R& 151, 86. Neben der juriſtiſchen Per⸗ 
zun haften ſelbſtverſtändlich die Vertreter aus der von ihnen verübten u. H. ſelbſt (NG 91, 75; 
1911, 9392). Ob die Vertreter bei der von ihnen verübten u. H. in den Grenzen ihrer Ver⸗ 
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tretungsmacht handelten oder ihre Befugniſſe überſchritten und im inneren Verhältniſſe zur 
juriſtiſchen Perſon zu der Handlung nicht berechtigt waren, kommt für die Haftung der juriſti⸗ 
ſchen Perſon nicht in Betracht (RG JW 1919 S. 5931 u. 5942; Warn 1916 Nr 125; f. auch JW 
1938, 125310: katholiſche Kirchengemeinde). Die Haftung der juriſtiſchen Perſon ſetzt eine von 
ihren Vertretern begangene u. H. in ihrem vollen gegenſtändlichen und perſönlichen Tatbeſtande 
voraus; die 98 30, 31 u. 89 begründen einen ſelbſtändigen Tatbeſtand u. H. nicht (RG 23 1918, 
3691). Die Haftung für die geſetzlichen Vertreter gilt für die Körperſchaften des öffentlichen 
Rechtes nicht, ſoweit es ſich um einen von ihren Beamten in Ausübung der ihnen anvertrauten 
öffentlichen Gewalt anderen zugefügten Schaden handelt (589 A3). Über die Haftung des 
Staates und anderer Körperſchaften des öffentlichen Rechts in ſolchen Fällen ſ. 8839 A 1. — 
Ausſchluß der Haftung der Betriebsunternehmer, ihrer Bevollmächtigten oder Repräſentanten, 
Betriebs⸗ oder Arbeiteraufſeher bei Betriebsunfällen |. RVO 55 898 ff. und hier § 618 A 8. 

13. Schadenserſatz. 

a) Materiellrechtliche Beſtimmungen über den zu leiſtenden Schadenserſatz. Das BGBenthält 
für die Fälle der gegen die Perſon gerichteten u. H., insbeſondere Körperverletzung, Geſundheits⸗ 
beſchädigung und Tötung in den $$ 842847, ſowie hinſichtlich der Entziehung oder Beſchädigung 
von Sachen in den $$ 848 —851 beſondere Beſtimmungen. Im übrigen gelten die allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen der $$ 249.—253 (ſ. dort; auch Larenz, Vertrag und Unrecht II S4 ff.), für den Einfluß 
mitwirkenden Verſchuldens $ 254 (ſ. dort; auch Larenz and. II 99ff.). Über Verweiſung des 
Verletzten durch den Verletzer auf die IJnanſpruchnahme einer Krankenkaſſe ſeKöſter DHWR 1938, 
254. — Zur Frage des adäquaten Zuſammenhanges bei Tierſchäden, die durch den Anblick 
und das Geräuſch eines in größerer Höhe ruhig daherfliegenden Flugzeugs infolge der beſonderen 
Empfindlichkeit der Tiergattung hervorgerufen worden find (Schreckwirkung bei Silberfüchſen) ſ. RG 
158, 34. — Eine vermögensrechtliche Schädigung ſetzt 8823 nicht voraus, wie ſich aus § 847 
ergibt; der Schaden kann auch auf rein ideellem Gebiete liegen (RG 94, 1; Warn 1913 
Nr 53). Soweit ein Schaden noch nicht entſtanden, ſein Eintritt aber zu erwarten oder auch 
nur möglich iſt 1 bei Körperverletzungen von Kindern, die ein erwerbsfähiges Alter 
noch nicht erreicht haben), dient die Feſtſtellungsklage der Verfolgung der Anſprüche (RG JW 
06 S. 1604 u. 35921 07, 832%; Warn 1911 Nr 179; 231919, 4612). Über die Wiederherſtellung durch 
fernere Unterlaſſung von Beeinträchtigungen iſt in Vorbem 6 gehandelt. Schadens ⸗ 
erſag in der Geſtalt des Verluſtes von Rechten auf ſeiten des Schädigers behandelt RG 70, 193; 90, 
3507 JW 1913,539 1,4982; Gruch 58,901. Die Zurücknahme von beleidigenden Ausſtreuungen 
nach $ 823 Abſ 2 und $ 824 kann, wenn dadurch ein dauernder Zuſtand geſchaffen wurde, der für 
den Betroffenen eine ſtetig ſich erneuernde Quelle der Ehrverletzung oder Vermögensſchädigung 
bildete, als Wiederherſtellung nach $ 249 in Frage kommen (RG 88, 129; 97, 343; 148, 144 [122]; 
RG 16. 1. 32 IX 469/31; vgl. RG Warn 1937 Nr 2; OLG 45, 173); fie iſt, wo ein Vermögens 
ſchaden nicht entſtanden und Wiederholung der verletzenden Ausſtreuungen nicht zu beſorgen ib 
ſogar der einzige Anſpruch, der erhoben werden kann (NG JW 1919, 993°; Warn 1913 Nr 440). 
Anſpruch des Beleidigten auf nachträglichen Widerruf einer öffentlichen Beleidigung bei Wegfall 
des urſprünglich vorhandenen berechtigten Intereſſes ſ. RA 19, 260 (dort auch gegen abweichende 
Ausführungen in RG 97,343 als dem heutigen, den Ehrenſchutz betonenden Rechtsempfinden 
nicht gerecht werdend). Zuerkennung der Befugnis zur Bekanntmachung des auf Unterlaſſung 
gerichteten Urteils als ein in der Regel milderes Mittel der Wiederherſtellung des verletzten Recht?“ 
zuſtandes auf dem Gebiete der Ehre anftatt einer Verurteilung auf Widerruf |. RG HRR 1931 Nr 
1307. Ebenſo iſt bei Boykott⸗ und Sperrmaßregeln die Aufhebung der verletzenden Maßregel be 
geeignete Mittel der Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes nach $ 249 (RG JW 1915, 1424; 
Warn 1914 Nr 160; 1916 Nr 193); wo die verletzende Kundgebung veröffentlicht worden war, 10 
auch die Veröffentlichung der Wiederaufhebung oder Zurücknahme am Platze (RG JW 1915, 
1424). Das durch die Veröffentlichung eines Vereinsbeſchluſſes in feiner Ehre gekränkte frühere 
Vereinsmitglied kann als Schadenserſatz nach 9823 Abſ 2 BGB, 5185 StGB die Veröffentlichung 
der Feſtſtellung der Rechtsunwirkſamkeit jenes Beſchluſſes verlangen (RG 143, 1 5f. J). N 
einen Schadenserſatz durch Herausgabe der genommenen Abſchriften und Vervielfältigungen ei 
widerrechtlich erbrochenen Briefes oder einer entzogenen Urkunde vgl. R& 94, 1. ich 

Iſt die Herſtellung des Zuſtandes, wie er vor der unerlaubten Handlung beſtand ($ 249), Ele 
möglich, fo iſt der Schabenserjaß nach $ 251 in Geld zu leiſten. Der Schadenserſatz in Geld hat di 
Ausgleichung der Vermögensminderung zum Gegenſtande, die das Vermögen des Beſchädigten 17 
mittelbar oder mittelbar durch die Verletzung im Verhältniſſe zu dem Beſtande, wie er vor der 115 8 
letzung war, erlitten hat; auch entgangener Gewinn iſt vom Schadenserſatz aus unerlaubter 9917 
lung nicht ausgeſchloſſen (Rh 76, 147; 77, 101; 91, 60; 103, 419; JW 1912 S. 137% 863°; I: 1 
1045; Warn 08 Nr 577; 1915 Nr 7 u. 141; 1920 Nr 23; 23 1919, 10157). Bei der Schätzung ker 1 
wegen Wertminderung eines Grundſtücks geltend gemachten Schadens darf dem Schadens e 
berechtigten durch die Zuerkennung des Schadenserſatzes nicht ein Gewinn erwachſen, det r 
Preisſtopverordnung widerſpricht; bei einem vor dem 18.10.36 erzielten Grundſtücke pen 
auch zu berückſichtigen, ob der Preis als volkswirtſchaftlich gerechtfertigt angeſehen werden 
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oder nicht (RG D 1938, 1563). Verluſte durch Notverkäufe zur Aufbringung des Aufwandes 
für die Führung eines Rechtsſtreits als durch Klage verfolgbarer Schaden ſ. RG 150, 37. Zu 
dem wegen unerlaubter Handlung zu erſetzenden Schaden können auch die Koſten einer Neben⸗ 
klage des Verletzten im Strafverfahren gegen den Schädiger zu rechnen fein (RG JW. 
1934, 12801; OLG Hamburg SW 1937, 16356; anders für den Fall einer Freiſprechung des Schädi⸗ 
gers OLG Stuttgart FW 1937, 23534; für den Fall einer Einſtellung des Strafverfahrens wegen 
Amneſtie bejahend OL Hamburg JW; 1937, 16355; LG Bonn ZW 1937, 23535, verneinend Od 
Kiel JW 1937, 2354 DJ 1937, 1289 mit Anm Schäfer; allgemein ablehnend Körting JW1938, 
3086. Zur Frage, ob der Verletzte den Erſatz von Koſten verlangen kann, die ihm ſelbſt als frei⸗ 
geſprochenen Angeklagten im Strafverfahren für ſeine Verteidigung erwachſen ſind, ſ. bejahend 
OLG Darmſtadt ZW 1938, 220520, a. M. LG Saarbrücken DAR 1936, 159; AG Leipzig JW. 
1936,1326 und Körting aaO. Als Zeitpunkt für die Bemeſſung des Schadenserſatzes iſt 
nicht ſchlechthin derjenige der Schadenszufügung maßgebend; der Schaden zu dieſem Zeitpunkte bil⸗ 
det nur das Mindeſtmaß des zuzuſprechenden Schadenserſatzes. Auch der Zeitpunkt der Klagerhe⸗ 
bung iſt nicht zugrunde zu legen. Der Beſchädigte ſoll durch den Schadenserſatz ſo ge⸗ 
ſtellt werden, daß er mit dem ihm zuerkannten Schadensbetrage die wirtſchaftliche Lage 
wiederherſtellen kann, wie ſie vor der Verletzung beſtand; es iſt daher die geſamte Sachlage 
zu berückſichtigen, wie ſie ſich zur Zeit des Urteils, d. h. zur Zeit der letzten mündlichen 
Verhandlung vor deſſen Fällung darſtellt; der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen Ver⸗ 
letzung und Schaden wird durch eine weſentliche Veränderung der wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe zwiſchen der Handlung und der Urteilsfällung nicht unterbrochen, die auf den Ver⸗ 
letzten nicht einwirken würden, wenn die u. H. nicht erfolgt wäre oder er ſeinen Schadenserſatz 
im Zeitpunkte des Schadenseintritts erlangt hätte (RG 98, 56; 100, 257; 101, 418; 102 S. 143 
u. 383; 105, 117; 142, 8; 149, 137; 38 1923, 1742 u. 4573). Hat der Erſatzpflichtige z. B. dafür 
einzuſtehen, daß er den käuflichen Erwerb eines Gegenſtandes vereitelt hat, ſo iſt bei der Bemeſſung 
des Schadens von dem gegenwärtigen Wert auszugehen, von einem höheren früheren Wert nur 
dann, wenn anzunehmen iſt, daß der Erwerber den Gegenſtand zu einem entſprechenden Preiſe 
wieder veräußert hätte; eine Annahme, die bei Gegenſtänden des Handelsverkehrs näher liegt 
als etwa bei einem zuſammenhängenden landwirtſchaftlichen Grundbeſitz (RG 142, 8). Bei der 
Ausgleichung der Vermögensminderung ſind aber zugleich mit den Vermögensabgängen 
aus der u. H. alle aus derſelben Wurzel entſprungenen Vermögenszugänge in Betracht 
zu ziehen (RG 34, 137; 80, 155; 100, 257; 103, 406). Doch brauchen bei dieſer Vor⸗ 
teilsausgleichung Schaden und Vorteil nicht ſchlechthin aus demſelben Ereignis her⸗ 
vorgegangen zu ſein; es genügt, daß beide in demſelben Zuſammenſchluß der Tatſachen 
ihren Grund haben, daß alſo der Tatbeſtand, der den Schaden verurſacht hat, nach dem 
regelmäßigen Verlaufe der Dinge auch zu einem Vorteile für den Beſchädigten führte (RG 
80, 155; 103, 406; NG Warn 1933 Nr 95). Der hiernach erforderliche (adäquate) Zuſammenhang 
kann namentlich auch dann anerkannt werden, wenn die ſchädigende Handlung nur mittelbar 
und im Zuſammenwirken mit andern Ereigniſſen dazu beigetragen hat, dem Geſchädigten einen 
Nutzen zu verſchaffen, ſofern nur nach der natürlichen Entwicklung der Dinge mit der Entſtehung 
eines ſolchen Vorteils zu rechnen und der Zuſammenhang nicht ſo loſe iſt, daß er nach vernünftiger 
Lebensauffaſſung keine Berückſichtigung mehr verdient (RG 133, 221: Vorteile aus einer Zwangs⸗ 
vollſtreckung). Der ausgefallene Hypothekengläubiger, der durch eine u. H. der in A9 bezeichneten 
Art geſchädigt iſt, muß ſich, wenn er das Pfandgrundſtück ſelbſt erſtanden hat, der Regel nach 
auf den Ausfallſchaden den Mehrwert des Grundſtücks, den es über den Erſtehungspreis hinaus 
hat, als Vorteil anrechnen laſſen (RG 73, 333; 84, 386; JW 1916 S. 577° u. 1016°; Warn 1910 
Nr 403; 1911 Nr 168). Das gilt aber nicht unbedingt und nicht einem jeden gegenüber in gleichem 
Maße; dgl. den Fall RG 80, 155; es gilt auch nur, wenn das Grundſtück zur Zeit des Hypotheken⸗ 
ausfalls und der Erſtehung an Wert den Erſtehungspreis überſtieg: ift erſt ſpäter eine Wert⸗ 
erhöhung eingetreten, ſo kann nicht von einem gleichzeitig erlangten Vorteile geſprochen werden. 
Das ſteht nicht im Widerſpruch zu dem Grundſatze, daß der Schadenserſazanſpruch nach dem 
Zeitpunkte der letzten mündlichen Verhandlung vor der Urteilsfällung ſich richtet; denn hier 
handelt es ſich um den Zeitpunkt, in welchem der Vorteil dem Schaden gegenübertreten muß, 
um dieſen aufzuheben oder zu mindern (RG 100, 255). Als Zugänge dürfen nicht auch Vorteile 
angeſehen werden, die nicht ihre Urſache, ſondern nur ihren Anlaß in der a! gefunden haben; 
o die Leiſtungen aus einer privaten (Unfall-) Verſicherung (vgl. R 10, 50; 65, 57; JW 07, 2328; 
Seuff2 42 Nr 120). Bei der Beſchädigung einer Sache beſteht der Schaden in der Verminderung 
ihres Verkehrswerts (RG JW 09, 2755; Warn 1915 Nr 141); die Wiederherſtellung der beſchädig⸗ 
ten Sache kann nach $ 249 Satz 2 der Beſchädigte verlangen, der Erſaßzpflichtige aber nicht an- 
bieten; er muß den Beſchädigten in Geld entſchädigen, wenn letzterer dieſe Art der Entſchädigung 
wählt (vgl. NG Lg 1921, 139). Über die Geldentſchädigung aus der widerrechtlichen Ent⸗ 
ziehung der ein Vertragsangebot enthaltenden Urkunde (Telegramm) R& 91, 60. 

Der Schadenserſatz aus u. H. geht, wo die u. H. den Beſtand und die Wirkſamkeit eines Vertrags 
beeinflußt, immer nur auf das ſog. negative Bertragsintereſſe, niemals auf das Erfüllungsintereſſe; 
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auch der durch betrügliche Täuſchung beim Vertragsſchluß geſchädigte Vertragsteil kann aus dem 
Geſichtspunkte der u. H. das Erfüllungsintereſſe nicht beanſpruchen; der Vertrag mit ſeinen 
Rechten und Pflichten iſt bei einer als u. H. anzuſehenden Täuſchung gerade die im Wege des 
Schadenserſatzes zu beſeitigende Folge der u. H.; er kann deshalb nicht die Grundlage für den 
Schadenserſatz aus der u. H. bilden (ſ. S 123 A 5; aus der Rechtſprechung RG 83, 245; 103 S. 159 
u. 419; 132,76; JW 1916, 15336; Warn 1915 Nr7; 1917 Nr 100; 1920 Nr 149; 1933 Nr 128; 23 
1921, 3731; im Geſellſchaftsverhältnis R& 99,103). Dieſes negative Vertragsintereſſe kann, wenn 
der Getäuſchte bei dem Vertrage ſtehen bleiben will, in dem Unterſchiede zwiſchen der vereinbarten 
Vertragsleiſtung und derjenigen, zu der er ſich ohne die Täuſchung nur verſtanden haben würde, 
nur dann gefunden werden, wenn er nachweiſt, daß der Vertrag auch unter den ihm günſtigeren 
Bedingungen geſchloſſen worden wäre (RG 83, 245; Warn 1910 Nr 383; 1915 Nr 230; Gruch 
55, 350; LZ 1921, 3731). Ausnahmsweiſe kann das Erfüllungsintereſſe gefordert werden in ent⸗ 
ſprechender Anwendung des $ 162, wenn eine Vertragsbedingung von vornherein nicht eintreten 
konnte und der Vertragsgegner den Beſchädigten darüber argliſtig täuſchte (RG Warn 1915 Nr 200); 
über die Ausdehnung der Vertragsklage in entſprechender Anwendung des § 463 Satz 2 auf be⸗ 
trüglich vorgeſpiegelte Eigenſchaften der Kaufſache ſ. RG 66, 335; 82, 242; 92, 295 und die Vorbem 
4e vor 5 823. Über die Arten der Schadensberechnung, wenn jemand in feinen urheberrechtlichen 
Befugniſſen verletzt iſt,ſ. RG HRR 1934 Nr 1305. — Die Zuerkennung einer Buße bei Beleidigungen 
und Körperverletzungen im Strafverfahren ſchließt nach 98 188, 231 StchB die Geltendmachung 
eines weiteren Schadenserſatzanſpruchs aus; nach RG 79, 148 aber nur demjenigen Erſatzpflichtigen 
gegenüber, der im Strafverfahren verurteilt wurde (a. M. Bay Obs in SeuffA 57 Nr 215). Um⸗ 
gekehrt ſchließt die Zuerkennung eines Schadenserſatzes im Zivilprozeß das Verlangen einer Buße 
im Strafverfahren nicht aus; nur iſt bei Zuerkennung der Buße auf eine fonft geleiſtete oder zuer 
kannte Entſchädigung Rückſicht zu nehmen (RGSt 9, 223). — Über die Berückſichtigung von 
„Spätfolgen“ eines Unfalles, die über den Rahmen eines abgeſchloſſenen Vergleichs hinaus⸗ 
gehen, ſ. RS 131, 278; RGS JW 1934, 3266; 1936, 2787; 1937, 1235“. Keine Nachforderung 
wegen Spätſchäden, wenn bei vergleichsweiſer Abfindung auf alle weiter etwa entſtehenden 
Anſprüche verzichtet worden iſt (RG Warn 1936 Nr 37). 

b) Prozeßrechtliche Behandlung der Schadenserſatzfrage. Nach 9 287 ZPO entſcheidet 
über die Entſtehung und über die Höhe eines Schadens das Gericht unter Wür⸗ 
digung aller Umſtände nach freiem Ermeſſenz; es iſt hierbei unabhängiger vom — 
tragenen Prozeßſtoffe geſtellt, als nach der allgemeinen Beſtimmung des 286 35D, 
indem es alle ihm zu Gebote ſtehenden Erkenntnismittel benutzen, angebotene Beweiſe — 
jedoch nicht willkürlich (RG 40, 422; 83, 65; JW 1912, 6942; 1914, 757°; 1916, 423'°; 
Warn 1915 Nr 275; 1917 Nr 9) — ablehnen und ohne Beweisaufnahme entſcheiden kann, 
dergeſtalt, daß der Reviſion, ſoweit ſie überhaupt auf eine Verletzung der bezeichneten 
Vorſchriften geſtützt werden kann (ſ. unten), nur die Nachprüfung überlaſſen bleibt, ob das 
Gericht einerſeits der Freiheit ſeiner Stellung, anderſeits der Schranken des freien Ermeſſens 
ſich bewußt war, und ob nicht etwa irrige Rechtsſätze der Schätzung zugrunde gelegt wurden (RG 
6, 356; 51, 248; 76, 174). Dieſe ſeine freie Stellung bringt es mit ſich, daß das Gericht, wenn es 
nur im allgemeinen zu der Überzeugung gelangt iſt, daß ein Schaden entſtanden ſei, nicht wegen 
mangelnder tatſächlicher Begrundung eines beſtimmten Schadensbetrags die Klage abweisen 
darf, es ſei denn, daß alle Unterlagen für eine Schätzung fehlen (RG 76, 174; 77, 201; 79, 553 
148, 68; 155, 37; JW 1919, 382%, Warn 09 Nr 534). Nach feſtſtehender Rechtſprechung erſtreckt ſich 
das freie Ermeſſen des $ 287 auch auf den urſächlichen Zuſammenhang eines Schadens mit der 
die Grundlage des Anſpruchs bildenden ſchädigenden Tatfache oder Handlung (RG 6, 356; 9, 416; 
10, 64; 19, 432; 75, 120; 95, 103; 155, 37; JW 03, 302,04, 40715; 09 S. 46324, 67025 u. 692 1912 
S. 69422 u. 80018; 1915, 11992; Warn 1912 Nr 73; 1915 Nr 50; 1916 Nr 226; Gruch 54, 11435 
60, 697). Eine Beweislaſt des Geſchädigten kommt dabei nicht in Betracht (RG 151, 284; 155,37). 
Für die Feſtſtellung des Tatbeſtandes der ſchädigenden Handlung jelbit, des Vorgangs 
oder der Vorgänge, die dem Schadenserſatzanſpruch zugrunde liegen, gilt dagegen 9 286 350 
(RG 45, 356; 46, 407; 98, 58; JW 1912, 8001s; Warn 1912 Nr 73; Gruch 60, 697), wobei, wie die 
angezogenen Entſcheidungen ergeben, die Grenze deſſen, was zum Tatbeſtande der u. H. gehört 
und was ihre Schadensfolgen darſtellt, nicht immer in gleicher Weiſe gezogen worden iſt. Nach 
richtiger Anſicht (vgl. Vorbem 8 vor 823) gilt z. B. bei einer Körperverletzung für die Ermittelung 
des körperlichen Zustandes des Verletzten, der Wirkungen der Tat für den Körper oder die Ge⸗ 
ſundheit § 286 ZPO, da ohne ſolche Körperfolgen eine u. H. überhaupt nicht vorliegt, ſie alſo 3 
Beſtandteil des Tatbeſtandes bilden, während für die Feſtſtellung der ſich aus dieſem Zuſtan 5 
ergebenden wirtſchaftlichen Folgen in Anſehung der Erwerbsfähigkeit oder der Vermehrung ber 
Bedürfniſſe, die im Sinne der 88 823, 842, 843, 696 den Schaden ausmachen, $ 287 zur Anwendung 
kommt (RG Warn 1912 Nr 73; VI 197/18 v. 28. 11. 18; vgl. R& 97, 120 ſowie 98, 58). DE 
Entlastung des Reichsgerichts konnte zeitweiſe eine Reviſionsrüge auf Verletzung der 88 1 
287 ABO überhaupt nicht geſtützt werden (vgl. zuletzt Not VO v. 14. 6. 32 Teil 1 Kap 2 Art 4 
(REB J, 285, 287). Für die Anfechtung von nach dem 31. 12. 33 erlaſſenen Entjgetbung® 
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gilt dieſe Beſchränkung nicht mehr (vgl. Geſ v. 27. 10. 33, RGGBl J, 780, Art2 und Art 9 TIL3). 
— fiber eine Auskunftspflicht des Schädigers bei Schadenserſatzanſprüchen auf dem Gebiete des 
gewerblichen Rechtsſchutzes und des unlauteren Wettbewerbs |. RG 108, 1 und RG 28 1927, 
74218. Vgl. auch § 249 A 1 Abſ 1. 

14. I. Was iſt ein den Schutz eines anderen bezwetkendes Geſetz? Alle Geſetze, die die 
Geſamtheit ſchützen, kommen auch dem einzelnen zugute, und alle Geſetze, die dem ein⸗ 
zelnen einen Schutz gewähren, nützen auch der Geſamtheit. Deshalb können aber doch nicht 
alle zum Schutze der Geſamtheit erlaſſenen Geſetze als den Schutz eines anderen bezweckend 
angeſehen werden, umgekehrt aber auch nicht nur die Geſetze, die lediglich auf den Schutz des ein⸗ 
zelnen abzielen. Allerdings muß ein Geſetz, das der Anforderung des $ 823 Abf 2 entſprechen 
ſoll, dem Schutze des einzelnen im Gegenſatze zur Geſamtheit dienen und die nen ſollen 
(NG 51, 177; 100, 146; JW 05, 14221; 1916, 38%) ; es darf ihm nicht nur die Wirkung zukommen, 
dem einzelnen zu nützen, ſondern auch die Beſtimmung, gerade dem einzelnen einen Rechts⸗ 
ſchutz zu verleihen, muß ihm innewohnen; es muß alſo zum mindeſten neben dem Schutze der Ge⸗ 
ſamtheit unmittelbar auch den Schutzdes einzelnen odereines Perſonenkreiſes im Auge 
haben, worüber der Inhalt des Geſetzes meiſt klare Auskunft gibt (vgl. RG 51,177; 59 S. 49 u. 236; 
63, 324; 70, 201; 79, 85; 102, 224; 119, 435; 128, 298; 135, 245; 138 S. 165, 219; JW 04, 55411; 
06,780 48s, 1931,147314; RA 13,192; . auch HRR 1935 Nr 429). Unter dieſem Geſichtspunkt iſt 
z. B. auch die VO über das Verbot von Preiserhöhungen vom 26.11.36 (RG Bl I, 955) als 
Schutzgeſetz im Sinne des $ 823 anzuſehen, da fie neben dem in erſter Linie ſtehenden Ziele, den 
wirtſchaftlichen Aufbau im Rahmen des Vierjahresplanes zu ſchützen, auch den Schutz des einzelnen 
bezweckt, der in ſeiner wirtſchaftlichen Lebenshaltung nicht durch ungerechtfertigte Maßnahmen be⸗ 
einträchtigt werden ſoll (vgl. Kramer Di 1937, 1774 und das dort erwähnte Urteil des LG Oppeln). 
Es iſt auch nicht nötig, daß das Geſetz den Schutz einer Mehrheit von einzelnen Perſonen 
im Auge hat; es kann den Schutz einer individuell beftimmten Perſon bezwecken (RG 
100, 146; JW 1916, 38%). Nur Geſetze, die die Ordnung der Geſamtheit, das Staats⸗ 
ganze als ſolches, ſeine äußere Unverſehrtheit, ſeine innere Verfaſſung und Verwaltung, 
zu ſchützen beſtimmt ſind, wie die Strafgeſetze über Hoch⸗ und Landesverrat, über Wider⸗ 
ſtand gegen die Staatsgewalt, über Verfaſſungsbruch und andere, fallen vollſtändig außer⸗ 
halb des Rahmens eines ſolchen Schutzgeſetzes. Ein Gegenſatz beſteht nur zwiſchen der zur 
Staatsordnung zuſammengeſchloſſenen Geſamtheit und dem einzelnen, während die Geſamtheit 
der Staatsbürger ſchlechthin (das Publikum) keinen Gegenſatz zu dem einzelnen, ſondern vielmehr 
deren Zuſammenfaſſung bildet. Geſetze, die die Geſamtheit in letzterem Sinne ſchützen, wie z. B. 
die Gelege zum Schutze der Verkehrsſicherheit, der öffentlichen Ruhe, über den Verkehr mit 
Nahrungsmitteln oder den Verkehr mit Sprengſtoffen, find alſo ſtets auch zum Schutze des 
einzelnen beſtimmt. Gegenſtand dieſes beſonderen Schußes können (vgl. A !) alle Rechte der Per⸗ 
ſon und alle menſchlichen Lebensgüter und Intereſſen ſein, die Lebensgüter und Rechte des Abſ 1, 
die Ehre, die freie wirtſchaftliche und gewerbliche Betätigung, auch das Vermogen ſchlechthin. 

II. Geſetz im Sinne des Abſ 2 iſt, wie in Art 2 Ec beſtimmt ist, jede Rechtsnorm. Dazu 
gehören Normen des Privatrechts, auch des BGB ſelbſt (R® 51, 177; 53, 312; 63, 324; 79, 85), 
die zahlreichen öffentlich-rechtlichen Beſtimmungen des SGB und anderer Einzelgeſetze, Reichs⸗ 
geſetze und ebenſo innerhalb des dieſen vorbehaltenen Rechtsgebiets, Landesgeſetze einſchließli 
der örtlichen Polizeiverordnungen (NG 55, 316; JW 02 Beil 22178). In RG JW 1916, 3 
werden dazu auch die Genehmigungen gerechnet, die auf Grund der $$ 16ff. Gew für gewerbliche 
Anlagen und Betriebe von den Verwaltungsbehörden erteilt werden, da fie als Rechtsverord, 
nungen mit rechtserzeugender Kraft erſcheinen (j. auch RF 135, 245). Nicht Rechtsnorm, ſondern 
rechtsgeſchäftlicher Art ſind die Satzungen von nicht rechtsfähigen Vereinen (MG 135, 242). In⸗ 
haltlich können als Schutzgeſetze nur ſolche geſetzliche Beſtimmungen angeſprochen werden, die 
ein beſtimmtes Gebot oder Verbot aussprechen, nicht allgemeine Grundſätze, die nur die Unterlage 
eines Schußzgeſetzes abgeben können (Nh JW 06, 78048). Deshalb kann auch Art 157 WeimVerf 
nicht als Schutzgeſetz angeſprochen werden; nur das dort in Ausſicht geſtellte einheitliche Arbeits⸗ 
recht vermag Schutzgeſetze zu ſchaffen. Die Form eines Gebots oder Verbots iſt freilich gleichgültig; 
weſentlich i nur der Inhalt (RE 79, 85). 
anal. Im einzelnen find in der Rechtſprechung des Reichsgerichts als Schußgeſetze er- 

rt worden: 

ah) Aus dem BGB: 8 226 Schutz gegen Schikane RG 58, 214; — 8.394 Schutz der Dienſt⸗ 
einkommensberechtigten gegen eng RG 85, 118; — 8 618 Schutz des Dienſtverpflichteten 
im Verhältnis zum Dienſtberechtigten MAG 16,1; RO ZW 1907, 829; — $868 Beſizesſchut 
RG 59, 326; RG JW 1931, 2904°; Gruch 51, 985; RG F 
uß gegen Eigentumsbeeinträchtigun en RG 51, 177; 121, 185; 132,51; 144, 170; 145, 107 
16) JW 1921, 13626; JW 04, 3603 Warn 1910 Nr 18; 1912 Nr 385; R HRR 1934 Nr 803; 
G SeuffA 90 Nr 175; — 8 1027 Schutz der Grundgerechtigkeiten R Warn 1911 Nr 331; — 
5 1134, 1185 Schutz der Hypothekengläubiger R JW 09, 416°; 1936, 32345 fh Warn 1910 
r 281; 1914 Nr 287; R& Seuffe 88 Nr 55; 
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p) aus dem StGB; 8 137 Arreſtbruch RG Warn 08 Nr 46; — 8 153 Meineid RG Warn 08 
Nr 211; — 8 163 Fahrläſſiger Falſcheid RG 59, 236; — 8 172 Ehebruch; aber nur zum Schutze 
der ehelichen Lebensgemeinſchaft, nicht wirtſchaftlicher Intereſſen RG 72, 128; — $ 182 Ver⸗ 
führung zum Beiſchlaf RG Warn 1921 Nr 14; — 88 185—187 Ehrverletzung, mit der Beſchränkung 
des § 193 und mit der Erweiterung des § 192, zum Schutze natürlicher Perſonen RG 51, 369; 
56,271; 57,157; 60 S. 1 u. 12; 82,59; 91,350; 95,339; 98,38; 101,338; 115,74; Gruch 67,567; JW. 
1912 ©. 29011 u. 1105“ 1915, 14241; 1927, 19947; 1932, 27065; 1933, 140018; Warn 1910 Nr 280; 
— 8 189 Beſchimpfung des Andenkens Verſtorbener RG 91, 350; — 88 223, 223 a Körperverletzung 
Rö 66, 251; — 8 239 Freiheitsberaubung RG Warn 1917 Nr 118; — 8 241 Bedrohung RG 
Gruch 67, 567; — $ 253 Erpreſſung RG 48, 114; RG JW 1938, 75517; — 89 257, 258 Begünſti⸗ 
gung, aber nicht ſoweit die Begünſtigung den Täter nur der Beſtrafung entziehen will RG 94, 191; 
IW 09, 161°; 1914, 192°; Warn 1914 Nr 52; — $ 259 Hehlerei RG 94, 191; — 8 263 Betrug 
RG 62, 315; 63, 110; 67, 146; 71, 184; 82, 293; IW 03 Beil Nr 70; Warn 1913 Nr 50; — 8 266 
Untreue RG 118, 312; — $ 286 verbotene Lotterie als Geſetz zum Schutze des Publikums, nicht der 
Konkurrenten R Warn 1928 Nr 63; — 8 288 Vollſtreckungsvereitelung RG 74, 224; 143, 267; 
RG JW 1936, 5787; — 8 299 Verletzung des Briefgeheimniſſes RG 94, 1; — $$ 306— 309 Brand⸗ 
ſtiftung, zum Schutze der Eigentümer und der dinglich Berechtigten RG 82 S. 206, 213; — 
$ 316 Eiſenbahntransportgefährdung RG 142, 356 (367); — 8 340 Körperverletzung im Amte 
RG ZW 06, 74518; — $ 3662 Übermäßig ſchnelles Fahren uſw. R JW 05, 24221; 1911, 
75917: — 8 3665 Stehenlaſſen uſw. von Tieren RG 20. 9. 02 VI 399/01; — $ 3667 Werfen 
mit Steinen uf. auf Menſchen uſw. R 30. 6. 04 VI 483/03; — $ 366° Fahrläſſiges Auf⸗ 
ſtellen oder Aufhängen von Sachen ohne Befeſtigung RG Warn 09 Nr 101; — 5 366° Ver⸗ 
kehrshinderung durch Aufſtellung uſw. von Sachen RG Recht 1913 Nr 497; RG 11. 2. 09 
VI 73/08; — 5 3661 Übertretung von Verkehrsverordnungen RG JW 1931, 8592; RG L8 
1921, 3034; RG 11. 4. 00 VI 57/00; 25. 9. 02 VI 158/02; 2. 6. 04 VI 423/03; — 8 3673 Feil⸗ 
halten von Giften und nicht freigegebenen Arzneien, aber nicht zum Schutze der Apotheker RG 
77, 217; — 8 367° Gefährliche Aufbewahrung entzündlicher Gegenſtände RG 21. 12. 02 VI 
281/02; — $ 367 Feilhalten verdorbener oder verfälſchter Genußwaren RG Warn 1918 Nr 115; 
ſ. jetzt Lebensmittelgeſetz v. 5. 7. 27 (RGBl I, 134) §§ 12, 13; — 8 367° Abbrennen von Feuer⸗ 
werkskörpern uſw. R JW 08, 52510, — $ 36711 Halten wilder oder Umherlaufenlaſſen bösartiger 
Tiere RG Warn 1918 Nr 168; 14. 5. 00 VI 91/00; 5. 12. 01 VI 272/01; — § 36712 Unverdeckt⸗ 
oder Unverwahrtlaſſen von Öffnungen, Gruben ulm. R 54, 53; 87, 334; JW 01, 12723; 04, 
165°; 05 ©. 34010 u. 3885; 06 S. 5911, 137% u. 7105; 08, 74412; 1910, 28618; 1911, 71313; 1912 
S. 3014, 8697 u. 34814; 1913 S. 3321 u. 3322, 86410; 1915,3957; 1920, 775°; 1935,30935; Warn 08 Nr 
311; 1910 NRr329; 1911 Nr239; 1916 Nri6 (Tages- und Nachtzeit) u. 163; — $ 36714 Vornahme 
von Bauten ohne die erforderlichen Sicherungsmaßregeln RG 51, 177; 54, 53; 70, 200; JW 1910, 
1124; 1913, 3322; Warn 1912 Nr 383; 30. 11. 12 VI 273/12; 5. 12. 14 VI 282/14; — $ 36715 
Ausführung von Bauten ohne polizeiliche Genehmigung RG 23. 3. 01 V 13/01; 8. 1. 08 V 186/07; 
— $ 3684 Unterlaſſung der Reinigung von Feuerſtätten RG 21. 3. 01 VI 12/01; — 8 368° An⸗ 
zünden von Feuer an gefährlichen Orten RG Warn 09 Nr 96; — 8 368° Schießen oder Abbrennen 
von Feuerwerk an gefährlichen Orten R ZW 08, 52510; 

c) aus anderen Reichsgeſetzen: ZRO 8 803 Abſ 1 S. 3 Verbot der Überpfändung (RG 143, 
118 [123]; — 30 8829 gegen den Schuldner, nicht gegen andere Gläubiger RG 12.7. 1123/11; 
— RO 3840 Auskunftspflicht des Drittſchuldners gegenüber dem Pfändungsgläubiger RG 149, 
251; — RAD 54 Abſ 3 Rch JW 1931, 10691; — HGB SH 312 ff. — Akt 68 294 ff. NG 129, 272; 
157, 213; 159, 211 (223); RG 3W 1935, 24272, 36152; RG HNN 1933 Nr 1318; — KO 99 241, 243, 
aber nur für Konkursgläubiger Rh 28. 6. 10 III 475/09; 5. 6. 35 II 228/34; — RGewo 541 
und 99 VO über die Regelung der Arbeitszeit der Angeſtellten vom 18. 3. 19 als Schutzgeſetze 
für Betriebsinhaber gegenüber unerlaubtem Wettbewerb anderer Betriebe (RG 138, 219); $ 105b 
Beſchränkungen der Sonntagsarbeit als Geſetz zum Schutze auch der ſonſt im Wettbewerb be 
ſchränkten Geſchäftsinhaber (Seuffa 86 Nr 79); § 120 a RA 16, 1; 89 135, 154 RG 64,52; 
105, 336; $ 147 Nr 1 in Verbindung mit $ 32 als Schutzgeſetz für das Theaterperſonal RA 14,119; 
— Gen 88 8 Abſ 4, 152 RG 116, 151; RG ZW 1927, 147111, 88 146 u. 147 R 81, 269; 87, 306; 
IW 1910, 109%; Warn 1914 Nr 130; — Kaiſerl VO v. 22. 10. 01 über den Verkehr mit Arznei⸗ 
mitteln RGS 77, 217; 128, 298; RG JW 1927, 242212; 1931, 147314; NG SeuffA 84 Nr 
164; — NahrMittelch 5 14, 12 Nr 1 RG LE 1924, 842; — die Beſtimmungen des Unl WG 
RG JW 05, 17418; 17. 9. 07 II 214/07; — 8 4 Abſ 2 Wareng® 12. 11. 06 II 85/06; — 
$ 49 KrankVG gegen Inanſpruchnahme der Kaſſe durch Unberechtigte RG 73, 2111 — 
88 1492—1494 (nicht § 1488) RVerſicho als Geſetze zum Schutze der Verſicherungs⸗ 
träger RS 138, 165; f 233 Abſ 2 Renappſchaftsch in Verbindung mit 88 533—536 und 
$$ 1492 —1494 als Schutzgeſetze zugunſten der Reichsknappſchaft RG HRR 1932 Nr 1443} 
— 8 25 Lit für das ideelle und das Vermögensintereſſe RG 81, 120; — $ 22 Su 
ſchutzch RG JW 1929, 22574; — 8 94 Börſch RG Warn 1918 Nr 208; — 8 1 Bauford Sichch * 
84, 415; 91, 72; 138, 156; Warn 1915 Nr 106; — SeeſtrO v. 5.2.06 RG 73,8; — 8 7 des Kinder⸗ 
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ſchutzgeſetzes b. 30. 5. 03 RG JW 1914, 644%; — EiſenbBetrO 89 78 u. 81 RG 3. 7. 13 VI 137/13; 
— 89 1, 23 des Geſ. über den Verlehr mit Kraftfahrzeugen v. 3. 5. 09 RG 5. 2. 25 IV 421/24; 
$ 24 des nämlichen Gef RG JW 1926, 25338; Warn 1927 Nr 17 (Schutzgeſetz auch zugunſten 
der im Kraftwagen beförderten Perſonen); VO über den Kraftfahrzeugverkehr RG 84, 415; 
120, 156; 130, 162; 133, 308; 147, 402; 156, 193; RG JW 1928, 79711; 1929, 9125; 1931 S. 8542, 
331911, 332718; 1932 S. 7783, 79118; 1933, 835; 1934, 24602; Warn 1914 Nr 318; 1927 Nr 17; 
1931 Nr 81; — die Kündigungsſchutzbeſtimmungen der Stillegungs Vo) (ſ. $ 620 A 20) RAG 11, 
117; — die BD des Reichspräſidenten, betr. Verbot der Arbeitsniederlegung durch Beamte der 
Reichsbahn, v. 1. 2. 22 (RG Bl 187) RG Seuff A 79 Nr 208; RG JW 1927, 1548“; — zu 89 10, 
14 des Scheckgeſetzes ſ. Seuffa 77 Nr 72; 78 Nr 185; — 89 der Kartell O RG 119, 366; 125, 
166; — 8 140 (früher $ 108) des Verſicherungsaufſichtsgeſetzes R& 95, 156; RG SeuffA 87 Nr 75; 
— 320 SchußwaffenGGeſ v. 12. 4. 28 (RG Bl I, 143) RG Seuff A 88 Nr 39. — Die in dem Lon⸗ 
doner Abkommen vom 16. 8. 24 enthaltene Amneſtievereinbarung RG 155, 257 (276); — das 
Verbot von Preiserhöhungen nach der VO v. 26. 11. 36, RG Bl 1,955, ſ. DJ 1937, 1774; — 
$14 des Schriftleitergeſetzes v. 4. 10. 33 (RG Bl I, 713), wonach Schriftleiter verpflichtet ſind, 
aus den Zeitungen alles fernzuhalten, was Ehre und Wohl eines anderen verletzt oder aus andern 
Gründen ſittenwidrig iſt, RG HAN 1936 Nr 679. 5 

dh) aus Landesgeſetzen: $ 270 PrStcB RG Warn 1911 Nr 181; — die gemeinrecht⸗ 
lichen Flußinterdikte RG 64, 249; JW 1915, 10220; 1933, 5082; — 8 197 PrWaſſerc) RG 145, 
107 (116); — 843 Abſ 1 des preuß. Fiſchereigeſetzes v. 30. 5. 74 R Warn 1915 Nr 299; L8 
1920, 159; Art 23 des württ. Waſſergeſetzes v. I. 12. 00 RG HRR 1925 Nr 171; — $1 des preuß. 
Deichgeſetzes v. 28. 1. 48 RG JW 1912, 39112; — Eiſenbahnbetriebsvorſchriften RG ZW 04, 40715; 
— Vorſchriften über den Waffengebrauch der Polizeibeamten RG FW 06, 74515; — euervorſchrif⸗ 
ten in Polizeiverordnungen Rich JW 1913, 863%; — preuß. Geſetz über die Reinigulfg öffentlicher 
Wege vom 1. 7. 12 RG JW 1928, 104612; — landesrechtliche Vorſchriften über die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung wegen Geldforderungen gegen den Staat, öffentlich - rechtliche Körperſchaften uſw. RG 
124, 104; Vorſchriften des ſächſiſchen Landesrechts über die Abgabe von Giften und Spreng⸗ 
ſtoffen RG 152, 325. 

IV. Verneint wurde die Eigenſchaft von Schutzgeſetzen für § 313 RG 24. 10. 18 
V1199/18; — $ 544 R 5. 1. 33 VIII 368/32; — 88 832, 1627 RG 57, 239; — $ 907 BGB RG 
Warn 1915 Nr 239; — $$ 29, 31, 58, 106 HB über die Anmeldungen zum Handelsregiſter RG 
72, 408; — 6 240 Abſ 2 l. Verb. mit § 315 Abſ 1 Nr 2 HGB NG JW 1935, 33015; — 89 241, 
249 G RG 63, 314; 73 S. 30, 392; 81, 271; 115, 296; 159, 211 (223); RG JW 06, 463; — 
9 11, 15, 41, 42, 64, 83, 84 GmbHG RG 73, 30; — 9 52 ebenda Rch 73, 392; — 89 180, 361² 
SGB zum Schutze fremden Eigentums RG 57, 239; — $ 34 Gench RG Warn 1914 Nr 1305 — 
88 120 a—c NGeWD RG 48, 127; §8 33, 147 Nr 1 RGCHO NG 135, 242; — $ 3 Nr 1 Anfch 
R 74, 224; 5.4.06 IV 433/05; 19. 9. 10 VI 403/09; — $$ 126 Abf 2, 128 ‘Brderggef. NG 
JW 06, 78046; — 812 Abſ 1 PrWaſſerſtraßench und 88 113 bis 115 PrWaſſerch RG Gruch 68, 76; 
NG HRR 1935 Nr 1068; — $ 6 des Geſetzes über Kraftfahrlinien vom 26. 8. 1925 RG 119, 435; — 
$ 19 Abſ 2 Darlehnskaſſench b. 4. 8. 14 betr. die Wiedereinziehung der Darlehenskaſſenſcheine (RG 
129, 115); — für die Unfallverhütungsvorſchriften der Berufsgenoſſenſchaften, die im Intereſſe 
der Berufsgenoſſenſchaften ſelbſt, um Vermögensopfer von ihnen abzuwenden, erlaſſen find, 
RG 48, 327; 95 S. 180 u. 235; JW 02 Beil 172; 1911, 335%, 1929, 14615; Warn 1910 Nr 13 
u. 384 (ihre Außerachtlaſſung kommt für das perſönliche Schuldmoment einer ſonſt gegebenen u. H. 
in Betracht, vgl. A 3); aus demſelben Grunde für die Vorſchriften des InvVüber die Mitwirkung 
der Arbeitgeber beim Einziehen der Verſicherungsbeiträge RG 63, 53, und 8 32 Kran VG 
95 15. 6. 83 RG) 97, 196. Auch die Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung, die dem 
Arbeitgeber die Verpflichtung zur Mitwirkung beim Abführen der Verſicherungsbeiträge oder zur 

nzeige eines Unfalls, zur Angabe des für die Bemeſſung der Unfallrente maßgebenden Jahres⸗ 
erdienſtes auferlegen, ſowie entſprechende Beſtimmungen des Angeſtelltenverſicherungsc und des 
a im Ginne bon $ 823 Ubf 2 Gefefe zum Schupe ber Arbeitnehmer (MI 
5 161; 13, 192; 15, 80; RA Warn 1932 Nr 36; RAch HR 1931 Nr 762; 1932 Nr 1928; RAG 
. 60 88/30; 4. 2. 31 482/32; RG 20. 2. 31 III 267/30; RG RR 1934 Nr 191; vgl. 8 611 
A 2b Abſ 1; dagegen u. a. Derſch ZAk R 1936, 1039 und öfter. Inwieweit fie den Schutz der Ver⸗ 
ſicherungsträger bezwecken, darüber oben IIIc. Kein Schutzgeſetz im Sinne des $ 823 Abſ 2 iſt 
msbeſondere auch $ 1552 RV betreffend die Pflicht des Unternehmers zur Anzeige eines Be⸗ 
triebsunfalles (NG JW 1937, 285256). Die von der Aufbringung der Mittel zur Durchführung 
175 Aufgaben der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung han⸗ 
elnden 8 142ff. AVA Vc find nicht Schutzgeſetze nach $ 323 Ab] 2 (RA HRR 1933 Nr 930). 
mentſchieden blieb die Frage für 88 1627, 1631 BOB RG JW 1912, 1907; 8 360° StGB RG 
16 268; § 10 RGewo RG 79, 224; für die Diſziplmarordnungen der Univerſitaten R Warn 
wo Nr 449; 528 RAD Rc 79, 92; RG IW 1929, 31491. Keine Schutzgeſetze im Sinne des 5 823 
f bſ 2 find polizeiliche Anordnungen zur Verhütung des Einführens oder Verbreitens von Vieh⸗ 
euchen (Rh Warn 1929 Nr 99). Auch die Vorſchriften der 85 31ff. der Bo über die Zulaſſung 
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von Zahnärzten und Dentiſten zur Tätigkeit bei den Krankenkaſſen i. d. J. vom 9. 5. 35 (RGBl l, 
594) und der 58 23ff. der Vertragsordnung für Kaſſenzahnärzte und Kaſſendentiſten vom 27. 8. 39 
(RG Bl J, 1112) find nicht als Schutzgeſetze im Sinne des $ 823 Abſſ2 anzuſehen (NG 155, 234). 

15. Der Verſtoß gegen das Schutzgeſetz verpflichtet den Handelnden zum Schadenserſatze, 
wenn dadurch die Gefahr verwirklicht worden iſt, die die Schutzvorſchrift verhüten wollte, wenn 
das Rechtsgut oder Intereſſe verletzt iſt, zu deſſen Schutze fie erlaſſen wurde, und wenn die Perſon 
durch den Verſtoß geſchädigt worden iſt, die fie ſchützen wollte (Rh 63, 324; 73,30; 82 S. 206, 
213: 138, 276). Nur der unmittelbar durch das Schutzgeſetz geſchützte „andere“ d. h. 
derienige, deſſen Intereſſen das Geſetz ſchützen will, hat den Schadenserſatzanſpruch nach 8823 Ab] 2 
(RS 73, 30; 82 ©. 189, 213; 97, 87; Warn 1911 Nr 372; 1929 Nr 7). Der hiernach Geſchützte 
kann aber auch den Schaden geltend machen, der ihn nur mittelbar betroffen hat (RG Warn 1930 
Nr 108). Der Tatbeſtand der Verletzung des Schutzgeſetzes muß nach ſeinen gegenſtändlichen 
(obiektiven) und perſönlichen (ſubjektiven) Merkmalen vollſtändig erfüllt ſein (RG 51, 369). Das 
Erfordernis der Widerrechtlichkeit des Handelns, ohne das eine u. H. nicht denkbar ift, beſteht 
auch für die u. H. nach Abſ 2 (vgl. darüber oben A 10 u. RG 23 1919, 20515); deshalb kann 
kein Verſtoß gegen 8 185—187 Sto den Tatbeſtand einer u. H. darſtellen, wenn ein bered)- 
tigtes Intereſſe nach $ 193 der Ehrverletzung den Charakter der Widerrechtlichkeit nimmt (RG 
51,319; 56,271; 57,157; 60 S. 1,12; 143,6; RH HRR 1934 Nr313. Der urſächliche Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen dem Verſtoße gegen das Schußgeſetz und der Entſtehung des Schadens 
muß von dem Beſchädigten nachgewieſen werden, eine Vermutung zu ſeinen Gunſten, wie nach $ 26 
Teil 1 Tit6 ALR, beſteht nicht (MG 52,119; ZW 02 Beil 21254; 03 Beil 126271, 04, 40718; 1926, 
25335). Prozeßrechtlich unterliegt die Würdigung dieſes urſächlichen Zuſammenhangs dem 
freien Ermeſſen des $ 287 ZP (ſ. A 13b). Der urſächliche Zuſammenhang wird nicht da⸗ 
durch ausgeſchloſſen, daß der ſchadliche Erfolg möglicherweiſe auch bei Befolgung des Schuß 
geſetzes eingetreten wäre, wenn nur die letztere dem Zwecke des Schutzgeſetzes gemäß eine er⸗ 
1 5 gegen den Schaden geboten hätte (RG JW 09, 135°; L8 1921, 303%; 20. 2.13 

12). 

16. Auch die u. H. nach $ 823 Abſ 2 ſetzt ein Verſchulden des Täters voraus, ſelbſt dann, wenn 
das Schutzgeſetz, wie dies bei Vorſchriften polizeilichen Charakters zuwellen der Fall iſt, von 
einem ſolchen Tatbeſtandsmerkmal abſieht. Aber das Verſchulden geſtaltet ſich nach Abj2 anders als 
für die u. H. des Abſ 1. Da der Tatbeſtand der u. H. nach Abſ 2 in dem Ve rſtoße gegen das 
Schutzgeſetz erſchöpft iſt, kann das Verſchulden des Täters ſich auch nur auf dieſen Verſtoß 
ſelbſt beziehen, und die Vorausſicht oder Vorausſehbarkeit des rechtsverletzenden Erfolgs, wie der 
Vorſatz oder die Fahrläſſigkeit nach Abſ 1 fie erfordern (vgl. A 2 u. 3), ſcheidet für Abſ 2 aus. Nur 
darauf kommt es an, ob der Täter ſchuldhafterweiſe geſetzwidrig gehandelt hat (RG 66, 251; 69, 344, 
145, 107 I115f.]; R HRR 1935 Nr 171; Gruch 67,567; 3% 02 Beil 172; 04, 40719; 05, 1422109 
S. 1348 u. 31310; 1910, 100312; 1916, 384; Warn 09 Nr 86). Die Übertretung iſt ſchuldhaft, wenn 
der Übertreter bewußtermaßen die gebotene Handlung unterließ oder die verbotene ausführte, 1% 
wie wenn er aus schuldhafter Vergeßlichkeit gegen die ihm bekannte Vorſchrift handelte; fie iſt auch 
schuldhaft, wenn er ſich unter Außerachtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt über das Be 
ſtehen des Schußgeſetzes zu unterrichten unterließ (RG Warn 09 Nr 297; 7.1.13 VI 450/12). 
Ein entſchuldbarer Rechtsirrtum (f. darüber oben A 3) über das Beſtehen oder die Rechts. 
gültigfeit des Schutzgeſetzes vermag ihn dagegen zu entlaſten (RG JW 07, 25115, 1910, 1003˙²0 
RG 5. 3. 08 VI 261/07). Doch find bloße Zweifel in dieſer Beziehung noch kein Entſchuldigungs⸗ 
grund (vgl. NG SeuffA 79 Nr 208). Bei im Erfolge ungenügender Ausführung der durch 
das Schutzgeſetz gebotenen Handlung iſt ein ſchuldhafter Verſtoß vorhanden, wenn per 
Handelnde ſich jagen mußte, daß feine Art und Weiſe der Befolgung des Geſetzes die 
Gefahr nicht beſeitigen würde, der vorzubeugen das Geſetz beſtimmt war (RG JW 05, 14250 
ein Verſchulden ift nicht vorhanden, wenn die Art und Weiſe der Ausführung bei vertan 
und umſichtiger Würdigung der Verhältniſſe eine Gefahr nicht befürchten ließ (RG JW 04, 165. 
Ein Verſchulden kann fehlen, wenn ein Angeſtellter auf Anweiſung des Dienſtherrn handelte und 
vorausſetzen durfte, daß dieſer bei der Anordnung die gebührende Rückſicht auf beſtehende Vor 
ſchriften nehmen würde (RG Warn 09 Nr 96); es kann bei dem Dienſtherrn fehlen, wenn er einem 
tüchtigen Angeſtellten die gebotene Verrichtung übertragen, dieſen gehörig unterwieſen und 17 
an gehöriger Aufſicht über ihn nicht hatte fehlen laſſen (RG JW 1911, 487°; 1912 S. 3900 
53616). Über die Sorgfaltspflicht des Geſchäftsinhabers bezüglich der Verhütung des verbotenen 
Verkaufs von Gift und Sprengſtoffen an Kinder ſ. Rh 152, 325; ebenda auch über die Einrede per 
Argliſt aus dem Verhalten der Kinder. Iſt hiernach davon auszugehen, daß an ſich ein ſchuldhaf 
geſetzwidriges Verhalten genügt, um die Haftung aus 9 823 Abſ 2 zu begründen, fo liegt doch er 
rerſeits ein Zuwiderhandeln gegen das Schutzgeſeß nur vor, wenn dejjen | ämtlichen Tatb eſtand 
merkmale erfüllt find. Gehört alſo zum Tatbeſtand des Schutzgeſetzes, wie z. B. bei Untreue 
$ 266 Stch B, der Vorſatz, jo kann auch eine Haftung aus $ 823 Abj 2 nur in Frage kommen, W . 
dieſer Vorſatz vorliegt (NG 118, 312). Anſpruch auf Veröffentlichung der Feſtſtellung der Unwir 
ſamkeit eines gegen ein bereits ausgeſchiedenes Mitglied ergangenen ehrverletzenden Verei 
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beſchluſſes, und zwar auf Veröffentlichung in derſelben Weiſe, wie auch der Vereinsbeſchluß ver- 
öffentlicht war, |. R HRR 1934 Nr 313. Die Beweislaſt für das Verſchulden des Übertreters 
trifft zwar, wie nach Abf 1, den Beſchädigten. Doch ſchafft die Herſtellung eines objektiv widerrecht⸗ 
lichen, den Tatbeſtand der Verletzung eines Schutzgeſetzes begründenden Zuſtandes ein Beweis⸗ 
anzeichen dafür, daß die Verletzung auch ſchuldhaft erfolgt ſei, und der Schädiger muß demgegen⸗ 
über beweiſen, daß er nicht ſchuldhaft gehandelt habe (RG 145, 107 [116]). Die Unterlaſſung einer 
durch Polizeigeſetz gebotenen Tätigkeit begründet regelmäßig die tatſächliche Folgerung, daß 
ſie auf einem Verſchulden beruhe; dem Beklagten liegt dann der Widerlegungsbeweis ob, daß er 
dasienige getan habe, was geeignet war, die Ausführung des Geſetzes zu ſichern (RG 91,76; 113, 
293; I 09 S. 1348 u. 68712; 1911 S. 54217 u. 98013; 1912 S. 34814, 39010 u. 53614, 1913, 86410; 
1915 S. 395 u. 11194 — hier Beweis der Unbekanntſchaft mit dem Polizeigeſetz zur Ausräumung 
des Verſchuldens —; 1916, 38%; 1928, 104612; Warn 1910 Nr 329; 1911 Nr 474; 1912 Nr 21). 


8 824 


1) Wer der Wahrheit zuwider?) eine Tatſache behauptet oder verbreitet ?), 
die geeignet iſt, den Kredit eines anderen zu gefährden oder ſonſtige Nach 
teile für deſſen Erwerb oder Fortkommen herbeizuführen !), hat dem anderen 
den daraus entſtehenden Schaden auch dann zu erſetzen !), wenn er die An- 
wahrheit zwar nicht kennt, aber kennen muß ö). 

Durch eine Mitteilung, deren Anwahrheit dem Mitteilenden unbekannt iſts), 
wird dieſer nicht zum Schadenserſatze verpflichtet, wenn er oder der Empfänger 
der Mitteilung an ihr ein berechtigtes Intereſſe hat“) ). 

E II 748; P 2 637—038. 

1. Kreditgefährdung. In den Grenzen der 89 185—187 Stoß B wird die Ehre einſchließlich 
des eine Seite der Geſchäftsehre darſtellenden Kredits ſowie als weiterer Folgezuſtand der Un⸗ 
verſehrtheit des Rufes der Erwerb und das Fortkommen einer Perſon durch § 823 Abſ 2 geſchützt. 

Dein die genannten ſtrafrechtlichen Beſtimmungen ſetzen für die Behauptung oder Verbreitung 
unwahrer Tatſachen über einen anderen entweder ein Handeln wider beſſeres Wiſſen ($ 187) 
oder zum mindeſten das Bewußtſein von dem ehrenkränkenden Charakter der aufgeſtellten Be⸗ 
hauptung ($ 186) voraus. Damit kann ſich das Strafrecht, nicht aber das bürgerliche Recht be⸗ 
gnügen. 9 824 füllt dieſe Lücke aus, indem er auch die fahrläſ ſige Behauptung oder Verbreitung 
von Tatſachen, wenn ſie geeignet ſind, den Kredit, den Erwerb oder das Fortkommen des 
Betroffenen zu gefährden, als Unterlage eines Schadenserſatzanſpruchs anerkennt, während 
Abſ 2 die Haftungsbefreiung des $ 193 StGB, jedoch unter Erweiterung dieſer Beſtimmung 
auch auf das Intereſſe des Empfängers der Mitteilung für den neu geſchaffenen Tatbeſtand des 
Abſ 1 in das BGB aufnimmt, weil ein berechtigtes Intereſſe das für die u. H. weſentliche Merkmal 
der Widerrechtlichleit des Verhaltens aufhebt (RG 51, 369; 56, 271; 57, 157; 60 l 
115, 79; 140, 395; 148, 154; RG 11. 1. 34 VI 263/33). Die Beſtimmung des Abſ! macht nicht 
eigentlich die Ehre zum Gegenſtand ihres Schutzes und zu einem Rechtsgut im Sinne der im $ 823 

bj 1 beſonders aufgeführten Rechtsgüter. Sie ſtellt als geſchützte Rechtsgüter dieſen vielmehr 

en Kredit, den Erwerb und das Fortkommen des Benachteiligten an die Seite (vgl. RG 60, 6; 
61, 366; ferner RG 140, 392; RG 29. 1. 12 VI 131/11). Die Verletzung der Ehre kommt nur als 

ittel zur Verletzung dieſer Güter in Betracht. Zum Tatbeſtande des $ 824 gehört jedoch nicht, wie 
nach $ 823 Abſ 1, die Verletzung der Rechtsgüter, ſondern nur deren Gefährdung, und erſetzt wird 
der aus dieſer Gefährdung erwachſende Schaden. Die Beſtimmung des $ 824 ſchützt nicht, wie die 
99 185 bis 187 StGB, nur die natürliche, ſondern auch die juriſtiſche Perſon (MG 96,350; Warn 
Un Nr 95). — Über den Unterſchied der Vorausſetzungen des § 824 gegenüber denen des $ 14 

G f N 118, 133. er 

2. Das erſte Merkmal des Tatbeſtandes des § 824 iſt die Behauptung oder Verbreitung 
einer Tatſache, alſo die Aufſtellung der Wahrheit oder die Weitergabe der von einer andern 
Perſon gemachten Aufſtellung der Wahrheit einer Tatſache. Einer Tatſache, d. 1. eines beſtimmten 
dußeren oder inneren Geſchehniſſes oder Zuſtandes, nicht eines Urteils (RG 51, 369; 60, 1; 

15 2943 88, 437; 94,271; 98, 36; 101, 337; JW 1911, 780%; 1919, 45316, 1929, 122432; Warn 
1909 Nr 296; 1914 Nr 17). Nicht um Tatſachen im Sinne des $ 824 handelt es ſich in der Regel 
tan wiſſenſchaftlichen Unterſuchungen und Schlußfolgerungen (RG FW 1928, 209016). Doch 
ann ſich unter der Form eines Urteils die Behauptung einer Tatſache verſtecken, wenn damit 
zugleich über eine beſtimmte Perſon oder beſtimmte Leiſtungen eines andern etwas als geſchehen 
wer vorhanden ausgeſagt wird, jo daß erſt nach Maßgabe diejer tatſächlichen Ausſagen das 
Urteil aufgeſtellt wird, und das ſcheinbare Urteil jo als abfällige Außerung über ein beſtimmtes 

erhalten einer Perſon, nicht als Ausdruck perſönlicher Anschauung erſcheint (RG 58, 207; 
JW 09,670 28; 1921, 15305; Warn 09 Nr 296; vgl. auch R HAN 1933 Nr 1681. Die Außerung, 

VB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Oegg.) 47 
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jemand komme auf einem beſtimmten Gebiet als Gutachter nicht in Betracht, iſt ein abfälliges Wert⸗ 
urteil, keine Tatſache (NG JW 1921, 15307). Die Behauptung oder Verbreitung der Tatſache muß 
einem Dritten gegenüber erfolgt ſein; wenn eine Behauptung nur dem Betroffenen gegenüber auf- 
geſtellt worden iſt und nur er Kenntnis davon erlangt hat, liegt der Tatbeſtand des $ 824 nicht vor 
(RG 101,338). Hat jemand unwahre ehrenrührige oder kreditgefährdende Behauptungen über einen 
andern verbreitet, iſt aber nicht aufgeklärt, welchen Perſonen gegenüber dies geſchehen iſt, ſo kann 
der Verletzte von dem Täter hierüber Auskunft verlangen (RG 140, 403). 


3. Die Tatſache muß der Wahrheit zuwider behauptet oder verbreitet fein; fie muß mithin 
ſachlich unwahr ſein. Die ſachliche Wahrheit oder Unwahrheit wird durch den Inhalt der Hupe 
rung, wie er bei natürlicher Auffaſſung erſcheint, beſtimmt, nicht danach, was vielleicht jemand 
herausleſen könnte (RG Warn 1915 Nr 20). Sachlich unwahr kann auch eine übertreibende oder 
durch Umtleidung der wahren Tatſache mit unwahrer Schilderung von nicht ſchlechthin unweſent⸗ 
lichen Nebenumſtänden entſtellende Darſtellung fein (RG 75, 61; 1. 12. 10 VI 33/10); doch 
machen einzelne übertreibende Wendungen, wenn ſie nicht den Tatſachen ein anderes Ge ſicht 
geben, noch leine wahrheitswidrige Entſtellung aus (RG JW 1912, 29011). Die Unwahrheit der 
a 10 5 beſtehen zu der Zeit, wo der Täter die Mitteilung macht (RG 66, 227). Beweis⸗ 
laſt ſ. 5 


4. Die behauptete oder verbreitete Tatſache muß geeignet ſein, den Kredit eines andern 
zu gefährden oder ſonſtige Nachteile für deſſen Erwerb oder Fortkommen herbeizuführen. 
Es iſt nicht erforderlich, daß die behauptete Tatſache einen ehrenrührigen Charakter hat (RG 
56, 271; RGSt 44, 158); auch Ausſtreuungen anderer Natur: daß jemand krank und arbeits- 
unfähig oder daß er Ausländer ſei oder daß er einer beſtimmten Religion, Raſſe, Partei angehöre, 
ferner: ein gewerblicher Unternehmer habe Arbeiter entlaſſen, weil ſie an einem Ausſtande teil · 
genommen (RG 61, 366), ein Arzt ſei (lediglich) Arzt für Naturheilverfahren (RG 57, 157); in 
einer Heilanſtalt ſei eine anſteckende Krankheit ausgebrochen u. dgl., gehören hierher; ebenſo 
kann die Verfolgung eines grundloſen Argwohns gegen eine Perſon von untadelhafter Lebens⸗ 
führung durch Überwachung ſeitens dazu beſtellter Perſonen (Detektivs) den Tatbeſtand des 
$ 824 darſtellen (RG JW 1912, 11055) Bezeichnung als Kurpfuſcher |. R JW 1933, 
20453. Es iſt auch nicht nötig, daß ein Nachteil für die bedrohten Rechtsgüter, für das 
allgemeine Vertrauen in die Zahlungsfähigkeit (Kredit) oder die wirtſchaftliche Stellung 
(Erwerb) oder die wirtſchaftlichen Zukunftsausſichten (Fortkommen) bereits eingetreten 
ſei. Die Tatſache muß lediglich nach der allgemeinen Erfahrung als Urſache von Benach⸗ 
teiligungen jener Art gedacht und von der Allgemeinheit, an die die Mitteilung gerichte! 
iſt, als von Einfluß für die öffentliche Meinung über den Betroffenen aufgefaßt werden 
können (RG 56, 271; 23. 4. 07 JI 479/06). Die Tatſache muß ferner den Kredit, den Erwerb, 
das Fortkommen des Verletzten im ganzen gefährden; daß fie nur den Abſatz eines ſeiner Pro- 
dukte beeinträchtigt, genügt nicht (NG JW 1930, 173286). Behauptung eines Vertragsbruchs 
als einer kreditgefährdenden Tatſache (RG Warn 1913 Nr 416). Über die Bekanntmachung der 
Gründe einer friſtloſen Entlaſſung in der Preſſe als Rechtsgrund für die Verpflichtung zum 
Schadenserſatz ſ. RAch 19, 260. Immer aber muß es ſich um eine Schädigung oder, Ge 
fährdung wirtſchaftlicher Art handeln, eine Beeinträchtigung anderer, nicht wirtſchaftlicher 
Lebensintereſſen genügt nicht (NG JW 1933, 12541 und oben A J). 


5. Die u. H. nach $ 824 ſetzt ein Verſchulden des Täters voraus, nicht Vorſaz — denn bei 
deſſen Vorhandenſein treten § 823 Abſ 2 in Verbindung mit $$ 186, 187 StGB oder $ 826 ein, 
ſo daß es des § 824 nicht mehr bedarf —, aber Fahrläſſigkeit; es ift erfordert, daß der Täter die 
Unwahrheit der Tatſache zwar nicht kennt, aber kennen müßte, wenn er die im Verkehr erforder 
liche Sorgfalt angewendet hätte, ſich über ihre Wahrheit oder Unwahrheit zu vergewiſſern, ehe 
er ſich zu ihrem Mundſtücke hergab (RG 83, 366; Warn 1915 Nr 20; 1918 Nr 95). Mitteilungen 
über Kredit⸗ und Vermögensverhältniſſe müſſen mit beſonderer Gewiſſenhaftigkeit gema 
werden (RG JW 1927, 1994˙). Warnungen vor Patent⸗ und Gebrauchsmuſterverletzung jun 
zuläſſig, wenn ſich der warnende Berechtigte ſeine Anſicht über den Schutzumfang auf Grund 
ſorgfältiger Prüfung gebildet hat (RG HAN 1931 Nr 1839). Die Frage, ob fich dieſes Ver, 
ſchulden auch auf die Nichterkenntnis der den Kredit, den Erwerb oder das Fortkommen es 
andern gefährdenden Eigenſchaft der behaupteten oder verbreiteten Tatſache zu erſtrecken babe, 
iſt nicht von Bedeutung. Denn wenn die Feſtſtellung diejer gefährdenden Eigenſchaft der Der 
hauptung davon abhängt, ob auf Grund allgemeiner Erfahrung ein urfählicher Zuſammengen 
zwiſchen der Behauptung und jenem benachteiligenden Erfolge gedacht werden kann, dann! 
die Nichterkenntnis dieſer erfahrungsgemäß möglichen Wirkung der Behauptung oder 7 
breitung nach dem Regelmaßſtabe des § 276 für den Begriff der im Verlehr erforderlichen Sorg f 
falt (NG JW 06, 160%; 1910, 3750) eine Fahrläſſigkeit. Einer ausdrücklichen Feſtſtellung benen 
dieſe Fahrläſſigkeit danach keinesfalls. Daß die Fahrläſſigkeit ſich nicht weiter auf die u — 5 
Schadensfolgen der Gefährdung oder Benachteiligung der Rechtsgüter des § 824 zu er ecke 
hat, ergibt ſich aus dem in § 823 unter A 3 Geſagten. 


Unerlaubte Handlungen $ 824 739 


6. Über die Verpflichtung zum Schadenserſatze vgl. § 823 A 13; über die Klage auf Unter- 
laſſung der Wiederholung der Behauptung oder der weiteren Verbreitung der Tatſache Vorbem 6 
vor 8 823, in der beſonderen Anwendung auf § 824 RG 91, 350; JW 1915, 2918; Warn 1914 
Nr 17; 1915 Nr 20; 1918 Nr 95; über die Klage auf Zurücknahme der aufgeſtellten Behauptungen 
A 13a zu $ 823; über die Verurteilung zur öffentlichen Bekanntmachung des Zurücknahmeurteils 
im Falle öffentlicher Ausſtreuung ebenda. Auch Veröffentlichungen einer öffentlichen 
Körperſchaft, z. B. einer Handwerkskammer in Vertretung der Intereſſen des Handwerks, 
können eine Schadenserſatzpflicht nach $ 824 begründen; verſchloſſen iſt aber der Rechtsweg für das 
Verlangen des Widerrufs und der Unterlaſſung gleicher oder ähnlicher Verlautbarungen (RG Warn 
1929 Nr 143; ſ. auch Hit 1932 Nr 146 und § 839 A 5). Ein Schadenserſatz in Geld kann nur 
verlangt werden, wenn ein Vermögensſchaden eingetreten iſt ($$ 253, 847), was § 824 nicht 
notwendig vorausſetzt. Aufwendungen, die der Betroffene nach Lage der Sache verſtändiger⸗ 
weiſe für zweckmäßig halten durfte, um ſich vor Einbuße zu bewahren, die ihm aus der unwahren 
Behauptung drohte, ſind, auch wenn es zu leinem andern Schaden kommt, als durch die Tat 
verurſacht zu erſetzen (NG HRR 1929 Nr 1093). 

7. Abſ 2 des 8 824 entſpricht im allgemeinen dem § 193 StGB. Die Abweichungen beſtehen ein⸗ 
mal darin, daß $ 824 unter allen Umſtänden ein in ſich (objektiv) berechtigtes Intereſſe verlangt 
(RG 51, 369; 56, 271; 85, 440; RG JW 1925, 139322), während für § 193 StGB auch die irrige 
Annahme eines ſolchen genügt, ſodann darin, daß $ 824 dem Schutze des berechtigten Intereſſes 
des Behaupters oder Verbreiters der Tatſachen denſelben Schutz für den Empfänger der Mit⸗ 
teilung hinzufügt. Der Schadenserſatzanſpruch des Abf 1 iſt ſonach ausgeſchloſſen, wenn für den 
Behaupter oder Verbreiter der Tatſache oder für den Empfänger der Mitteilung ein (bei Ab⸗ 
wägung der beiderſeitigen Intereſſen überwiegendes) Intereſſe daran beſteht, deſſen Wahrnehmung 
rechtlich erlaubt ift und nicht den guten Sitten zuwiderläuft (RG aao; RA 19, 260 [268]. 
Ein berechtigtes Intereſſe wird namentlich begründet durch die öffentlich⸗rechtliche Pflicht, 
über tatſächliche Vorgänge vor Gericht oder andern Behörden Zeugnis abzulegen (NG 
JW 1912, 5877; 29. 1. 12 VI 131/11), oder durch andere öffentliche Pflichten, z. B. die 
des Seelſorgers (RG JW 1912, 290), ferner auch durch die Zwecke der Rechtsverfolgung 
oder der Rechtsverteidigung im Prozeſſe, ohne Rückſicht darauf, ob das Vorbringen im beſon⸗ 
deren Falle für die Entſcheidung des Rechtsſtreits von maßgebender Bedeutung iſt (RG 85 
S. 440, 443). Anzeige an einen Tierſchutzverein über die Anlage einer vermeintlichen Vogelfalle 
ch Warn 1937 Nr 129. Auch abgeſehen vom Intereſſe des Empfängers iſt die Wahrnehmung 
fremder Intereſſen im Sinne des Abf 2 geſtattet, wenn der Handelnde dazu berufen war 
oder die Angelegenheit ihn irgendwie perſönlich nahe berührte (RG 51, 369). Ein Recht der 

agespreſſe, allgemeinhin Rechte und Intereſſen dritter Perſonen zu wahren und inſoweit ver⸗ 
meintliche Übelſtände in der Öffentlichkeit zu rügen, iſt nicht anzuerkennen; ein anderes iſt es, wenn 
in Fachzeitſchriften das beſondere Fach berührende Vorgänge zum Gegenſtande der Erörterung 
gemacht werden (RG 83, 362; 148, 154; 23 1919, 10157; = 3. 04 1 337/03). Die Handelsbeilage 
einer politiſchen Zeitung macht jedoch dieſe Abteilung der Zeitung nicht zu einem Fachblatt (RG 83, 
362; 148, 154). Auch der Tagespreſſe wird aber das Recht zuzuſprechen fein, zur Förderung des 
gemeinen Nutzens vor ſchwindelhafter Anpreiſung unerprobter Heilmittel zu warnen (HRR 
1934 Nr 1589; vgl. auch HRR 1933 Nr 1923). Über die Rechtsgrundſätze, die für die Haftung 
des Verlegers einer Tageszeitung bei Veröffentlichung einer Falſchmeldung über die ungünſtige 
Vermögenslage eines Beziehers in Betracht kommen, |. RG 148, 154. Haftung des Verlegers 
einer Tageszeitung für unrichtige, einen anderen herabſetzende Nachrichten |. R JW 1935, 
24285. Über die Befugnis des Verlegers eines Buches, worin üble Nachrede enthalten iſt, ſich auf 

ahrnehmung berechtigter Intereſſen zu berufen, |. RG 115, 74; Rh HRR 1933 Nr 1319. § 824 
Abſ 2 hat nicht den Satz des $ 193 Stöß B aufgenommen, daß der an ſich gegebene Schutz des berech- 
ligten Intereſſes entfällt, wenn das Vorhandenſein (die Abſicht) der Beleidigung aus der Form der 

ußerung oder aus den begleitenden Umſtänden hervorgeht. Der Satz gilt gleichwohl auch hier, und 
ſelbſt dann, wenn das berechtigte Intereſſe nicht bei dem Urheber oder Verbreiter der Mitteilung, 
ſondern bei dem Empfänger vorliegt (RG 21. 11. 04 VI 24/04); denn eine in beleidigender Abſicht 
verbreitete oder in der Form gehäſſige, den Betroffenen perſönlich herabwürdigende Darſtellung 
Sn Tatſachen verſtößt gegen die guten Sitten ($ 826; R JW 07, 3338; 1919, 9935). Daß die 

eleidigende Außerung „durchaus unnötig“, „höchſt überflüſſig“ geweſen ſei, genügt übrigens 
nicht zur Annahme der beleidigenden Abſicht (RG 18. 10. 23 VI 962/22). Daß neben dem berech⸗ 
tigten Intereſſe ein perſönlicher Beweggrund, etwa der der Rache, zur Geltung kommt, ſchließt 
an ſich das erſtere nicht aus (RGSt 20, 164; JW 1919, 993). Der Zweck der Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen ſchließt auch die Zuläffigfeit einer Unterlaſſungsklage wegen unwahrer 

editgefährdender Behauptungen nicht aus; f. darüber R JW 1925, 1393 und Vorbem 6111 b 
vor § 823. Dasſelbe muß von der Klage auf Zurücknahme einer beleidigenden oder kreditgefähr⸗ 
denden Behauptung oder Verbreitung gelten (MG JW 1919, 993˙). Anſpruch des Beleidigten auf 
nachträglichen Widerruf einer öffentlichen Beleidigung bei Wegfall des urſprünglich vorhandenen be⸗ 
rechtigten Intereſſes, z. B. bei Aufklärung des Sachverhalts im Sinne des Veleidigten, ſ.RAch 19,260. 
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8. Für die Berückſichtigung eines berechtigten Intereſſes ift nur Raum, wenn die Unwahrheit 
der behaupteten oder verbreiteten Tatſache dem Mitteilenden unbekannt iſt (RG SeuffA 87 
Nr 25), mag auch dieſes Unbekanntſein auf Fahrläſſigkeit beruhen (RG JW 1932, 30605). Iſt 
ſte ihm bekannt, fo liegt der Tatbeſtand des § 824 Abſ ! nicht eigentlich bor (RG 29. 1. 12 VI 
175/11, vgl. oben A 5). Die Mitteilung iſt auch dann wiſſentlich falſch, wenn der Mitteilende 
etwas zu wiſſen behauptet, wovon er innerlich ſelbſt keine ſichere Überzeugung hat, ſofern er ſich 
der Unſicherheit feines Wiſſens bewußt iſt (RG 76,313; JW 1911, 2137; 1912, 11056; 1932, 
30605; Warn 08 Nr 214 u. 518; 21. 11. 04 VI 24/04; 10. 2. 13 VI 476/12), und ſie iſt ebenſo dann 
wiſſentlich falſch, wenn durch gefliſſentliches Verſchweigen weſentlicher Umſtände oder durch 
übertreibendes Ausmalen begleitender Umſtände der Sachverhalt in ſeinem Zuſammenhange 
vorſätzlich entſtellt wird (NG 75, 61; RG JW 1912, 290; 1932, 3060 8; RG 27. 4. 05 VI 351/04). 
Dem Falle, daß die Unwahrheit der behaupteten Tatſache dem Mitteilenden bekannt war, ſteht 
aber auch der Fall gleich, daß jemand eine ihm bekannte wahre Tatſache der Wahrheit gemäß 
mitteilen wollte, aus Fahrläſſigkeit aber der Mitteilung eine der Wahrheit widerſprechende Faſſung 
gab, jo daß die mitgeteilte Tatſache von der Allgemeinheit und von dem Empfänger in einem 
andern Sinne aufgefaßt werden mußte, als fie gemeint war (MG 14. 3. 27 IV 631/26). Auch hier 
kannte der Mitteilende die Unwahrheit der Tatſache, die er in Wirklichkeit mitgeteilt hat, und ein 
berechtigtes Intereſſe für die Verbreitung dieſer Mitteilung iſt nicht denkbar (RG 57, 157). 

9. Beweislaſt. Die Haftung aus § 824 beruht auf Fahrläſſigkeit, alſo auf einem Verſchulden 
des Mitteilenden. Eine Vermutung für ein Verſchulden beim Behaupten oder Verbreiten einer 
unwahren Tatſache ift nicht aufgeftellt. Der Kläger muß ſomit das Verſchulden des Beklagten 
beweiſen; er muß dartun, daß der Beklagte bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorg⸗ 
falt die Unwahrheit der Tatſache hätte erkennen müſſen. Dieſer Beweis ſchließt aber notwendig 
den andern ein, daß die Tatfache ſelbſt unwahr fei, jo daß ſich auch hierauf die Beweislaſt des 
Klägers erſtreckt (RG 51, 309; 56, 271; 115, 74; R JW 1932, 30605; Relch 19, 260 [266]). Anders 
bei der in den Tatbeſtandsmerkmalen ähnlichen, mit der u. H. aus $ 824 vielfach zuſammentreffen 
den Zuwiderhandlung aus $ 14 Unl WG ($6 der Faſſung des Geſ v. 27. 5. 96), die dem Kläger 
inſofern günſtiger ift, als er nur die kreditgefährdende Eigenſchaft der Tatſache nachzuweiſen hal, 
wogegen dem Beklagten der Nachweis der Wahrheit ſeiner Behauptung obliegt (MG 58, 207 
61, 366; JW 05, 17415; 09, 670%). Das Vorhandenſein eines berechtigten Intereſſes für ihn oder 
den Mitteilungsempfänger hat der Beklagte zu beweiſen (RG 56, 271). 


8 825 
1) Wer eine Frauensperſon') durch Hinterlift?), durch Drohung ) oder unter 
Mißbrauch eines Abhängigkeitsverhältniſſes 5) zur Geſtattung der außer 
ehelichen Beiwohnung beſtimmt °), iſt ihr zum Erſatze des daraus entſtehenden 
Schadens verpflichtet). 


1. Erweiterter Geſchlechtsſchutz. Der erſt durch den Reichstag in das BGB eingefügte 9 825 
ſetzt gleich dem $ 824 einen Sondertatbeſtand einer unerlaubten Handlung, ver nicht 
durch den 9 823 gedeckt wird. 823 Abſ 1 iſt nur anwendbar, wenn durch die geſtattete geſchlecht 
liche Beiwohnung die Frau widerrechtlich körperlich verletzt worden iſt (Übertragung eine“ 
Geſchlechtskrankheit); $ 823 Abſ 2 trifft die Fälle der 88 174, 176, 177, 179, 182 StB. 8 820 
erweitert den durch dieſe Beſtimmungen den Frauen gebotenen Geſchlechtsſchutz. Daneben 
gibt $ 1300 der unbeſcholtenen Verlobten, die ihrem Verlobten die Beiwohnung geſtattet hal, 
einen Anſpruch auf billigen Erſatz des Nichtvermögensſchadens. t 

2. Darauf, ob die „Frauensperſon“ unbeſcholten iſt ($ 1300 BGB, $ 182 StGB), komm 
es nicht an; auch das Alter iſt gleichgültig. 

3. Hinterliſt iſt ein vorbedachtes, die wahre Abſicht verdeckendes Handeln zu dem Zwecke 
den unvorbereiteten Zuſtand eines andern zur Verwirklichung eines Vorhabens zu benupet 
(RG JW 06, 35212). Die Anwendung von Kunſtgriffen ($ 181 Nr 1 StGB) wird in $ 825 nich 
erfordert (ch ebenda). Beiſpiele von Hinterliſt ſind die Verſetzung einer Frau in truntenen 
Zustand, um fie in dieſem gefügig zu machen (RGSt 22, 311), ſowie die Verſchweigung, pe 
ehelichen Standes des Mannes, wenn dabei eine Täuſchungsabſicht erkennbar, ingbejonbenn 
wenn das Verſchweigen mit einem Eheverſprechen verbunden iſt (RG AW 06, 3521, lit 
41512). Das bloße Verſchweigen des verheirateten Standes iſt dagegen noch keine Hinte 0 
(RS aad.); auch nicht das bloße nicht ernſtlich gemeinte Eheverſprechen, dieſes aber daa, 
wenn es nur vorgeſpiegelt war, um die Duldung der Beiwohnung herbeizuführen; „N 5 
143 [148]); fo etwa auch im Falle der Verſchweigung einer noch beſtehenden früheren Ve 
lobung mit der Abficht, an dieſem Verlöbnis feſtzuhalten (RG 105, 245). a 

4. Unter Drohung (vgl. § 123) ift jede Inausſichtſtellung eines Übels, das den Willen 
Frau zu beſtimmen geeignet iſt, zu verſtehen. 
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5. Der Mißbrauch eines Abhängigkeitsverhältniſſes: eine, wenn auch nur tatſächliche Über- 
legenheit der Stellung muß zu dem Zwecke ausgenutzt werden, eben dadurch einen maßgebenden 
Einfluß auf die Entſchließung der Frau auszuüben. Nicht erforderlich iſt, daß ihr ſür den 
Fall der Weigerung Nachteile in Ausſicht geſtellt werden. Solche Abhängigkeitsverhältniſſe 
ſind dasjenige der Hausgehilfin zum Dienſtherrn, der Schülerin zum Lehrer, des Mündels zum 
Vormund, auch der Kranken zum Arzt. Eine bloße wirtſchaftliche Überlegenheit genügt nicht. 
Das Abhängigkeitsverhältnis kann auch ein mittelbares fein: jo, wenn der Täter der Arbeitgeber 
des Vaters der Frau iſt. 

6. Die außereheliche Beiwohnung (geſchlechtliche Vereinigung) muß ſtattgefunden haben, 
und die Frau muß zu ihrer Geſtattung durch die borangeführten Mittel beſtimmt worden 
ſein; dieſe müſſen alſo angewendet ſein mit dem Vorſatze, dadurch auf die Willensentſchließung 
der Frau einzuwirken, und ſie müſſen dieſen beabſichtigten Erfolg auch herbeigeführt haben 
dergeſtalt, daß die Frau ohne die Anwendung jener Mittel die Beiwohnung zu geſtatten ſich 
nicht entſchloſſen haben würde (RG Warn 1915 Nr 236). 

7. Der Schaden iſt vorwiegend Nichtvermögensſchaden (8 847); im Falle der Schwanger⸗ 
ſchaft auch der hierdurch der Frau erwachſende Vermögensſchaden (Erwerbsverluſt u. a.). Für 
den Schadenserſatzanſpruch aus § 825 kommt, wenn der Geſchlechtsverkehr zur Geburt eines 
Kindes geführt hat, die Vermutung des § 1717 nicht zur Anwendung (RG JW 09, 41512). — 
Prozeßrechtlich iſt zu bemerken, daß für Anſpruche aus $ 825 die Beſtimmung des $ 23 Nr 2 
GG, wonach ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes das Amtsgericht zuständig iſt, 
hand Anwendung finden kann, da es ſich nicht um einen Anſpruch aus außerehelichem Beiſchlaf 
andelt. 


8 826 


1) Wer in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weife?) einem anderen 
Borfäglich?) Schaden zufügt )°), iſt dem anderen zum Erſatze des Schadens 
verpflichtet ©) “. 

E I 706 II 740; M 2 726, 727; P % 676578; 6 202. 

1. Allgemeines. Den engbegrenzten Tatbeſtänden der $$ 823 Abſ 1 u. 824 fügt $ 826 eine 
Beſtimmung weiten Umfangs und allgemeiner Natur hinzu. Wie die $$ 157 u. 242 den Vertrags- 
verkehr auf den beherrſchenden Grundſatz von Treu und Glauben ſtellen, jo ſoll durch § 826 
der allgemeine Rechtsverkehr der Perſonen zueinander (vgl. Vorbem 1 vor $ 823) unter 
den die Verfolgung der gegenſätzlichen Intereſſen begrenzenden, die Freiheit des einen durch die 
Rückſicht auf die gleichen Rechte des andern beſchränkenden Geſichtspunkt der guten Sitte ge- 
bracht werden. Uber dem einzelnen, der nur zu leicht geneigt ift, ſeine Sonderintereſſen 
auf Koſten anderer zu verfolgen, ſteht als das Höhere die Gemeinſchaft des Volkes, 
die redlichen Verkehr und ſittliches Verhalten fordert und alles verwirft, 
was den guten Sitten zuwiderläuft. So iſt der allgemeine Grundſatz des $ 826 (vgl. 
9138) beſonders geeignet, Recht und Rechtſprechung im Einklang mit dem Rechts- 
und Sittlichkeitsbewußtſein des geſamten Volkes zu halten und fo auch ſeiner⸗ 
ſeits wieder das Gefühl für Volk und Gemeinſchaft zu ſtärken. Maßgebend für die Beurteilung 
der Sittenwidrigkeit (A 2) iſt dabei das geſunde Volksempfinden, wie es ſich ſeit dem Um⸗ 
bruch unter dem Einfluß der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung entwickelt hat, und 
msbeſondere die Erkenntnis, daß das Handeln des einzelnen beherrſcht fein muß von der Rück. 
ſicht auf die Belange der Volksgeſamtheit und ſich dieſen unterzuordnen hat, und daß 
da, wo Lebensnotwendigkeiten der Volksgeſamtheit die Durchſetzung dieſer Belange fordern, 
das Einzelintereſſe zurücktreten muß (RG 155, 282). Bei der Prüfung von Vorgängen, die vor 
der nationalſozialiſtiſchen Erhebung liegen, ſind, wie andere Tatſachen, auch die Anſchauungen 
der damaligen Zeit zu beachten, letzten Endes entſcheidend iſt aber immer die heutige, 
| den Nationalfozialismus gegründete jittlihe Wertung (RG 150, 1 [4]; 155, 
2daff.; vgl. auch RS 150, 193 (201). 5 826 trifft jeden gegen die Grundſätze der Sittlichkeit 
berſtoßenden Gebrauch, ſei es eines gegebenen Rechtes, ſei es der allgemeinen menſchlichen Be⸗ 
tigungsfteiheit zum Schaden eines andern (RG Warn 1911 Nr 79). Die Frage, ob die nach 
5826 zum Schadenserſatz verpflichtende Handlung dadurch zugleich zu einer rechtswidrigen 

erde, iſt in bejahendem Sinne zu beantworten (vgl. Ach 58, 214). Recht und Sitte find 
cht zu trennen. Wie ß 138 ein gegen die guten Sitten verſtoßendes Rechtsgeſchäft ebenſo 
für nichtig, alſo rechtlich unwirkſam erklärt, wie ein gegen geſetzliche Verbote verſtoßendes 
— ſo iſt auch eine gegen die guten Sitten verſtoßende Handlung in gleicher Weiſe rechts⸗ 
5 rig wie die gegen ein beſtimmkes Rechtsgut des andern oder gegen beſtimmte Geſetze ge⸗ 
if dete Die Rechtsordnung ſchützt den Gebrauch der Rechte, aber nicht ihren Mißbrauch; dieſer 
0 ſchlechthin widerrechtlich. Über den Unterſchied der Tatbeſtände des $ 138 und des 5 826, ins- 
eſondere bei kredittäuſchenden Sicherungsübereignungsverträgen ſ. RG 143, 48. — 8 826 iſt 
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nicht anwendbar auf vorſätzliche Amtspflichtverletzungen; wenn eine u. H. eine von 9 839 
betroffene Amtspflichtverletzung enthält, fo beſtimmt ſich die Haftung wegen dieſer Handlung 
allein nach 5 839 (RG 87, 348; 94, 103; 100, 287; JW 1921, 2367), was natürlich der An⸗ 
nahme nicht im Wege ſteht, daß ein Beamter eine ihm gegenüber Dritten obliegende Amts⸗ 
pflicht gerade dadurch verletzt, daß er in einer den Tatbeſtand des § 826 erfüllenden Weiſe 
Dritte ſchädigt (RG 140, 423). Das Rechtsverbot eines Verſtoßes gegen die guten Sitten (89 138, 
826) gilt, ebenſo wie das Rechtsgebot der Beobachtung von Treu und Glauben (§ 157 A 2), auch 
für das öffentliche Recht. Das kann aber nicht dazu führen, Anſprüche, die ſich auf dem 
Gebiete des öffentlichen Rechtes bewegen und deshalb der Verfolgung im Rechtswege entzogen 
find, im Gewande einer Schadenserſatzſorderung aus $ 826 zum Gegenſtand eines bürgerlichen 
Rechtsstreits im Sinne des § 13 GV zu machen (RG 87 S. 114, 119: Anſpruch gegen eine 
öffentliche Körperſchaft wegen unſittlichen Handelns des fie verfaſſungsmäßig vertretenden Be⸗ 
amten; RG 118, 325: Anſpruch gegen das Reich als Träger der geſezgebenden Gewalt wegen 
Erlaſſung ſittenwidriger Gejehe). Über und gegen eine richterliche Nachprüfung der Geſetze auf 
ihre Übereinſtimmung mit den guten Sitten |. RG 107, 317; RG JW 1931, 2469“. 

Durch Sondergeſetze wird die Anwendung des $ 826 nicht ausgeſchloſſen (RG HRR 1933 
Nr 596). Nur wo ein Sondergeſetz für einen gewiſſen Tatbeſtand rechtswidrigen Handelns 
ausdrlicklich und abſichtlich einen weitergehenden Schutz ausſchließt, wo es ſelbſt erſchöpfend 
regeln will, kann ein ſolcher Schutz nicht aus dem BGB abgeleitet werden (RG 73, 
294, 77,431: 79, 415; 83, 384; 101, 1; 111,256; 115, 180; 120,94; JW 1913, 1106) 1915, 
57913; Warn 1911 Nr 80 u. a.). Das gilt nicht von dem UnlWG, mit dem ſich in der Rich⸗ 
tung auf den Schutz des allgemeinen Rechtsverkehrs gegen Schädigungen durch Mißbrauch der 
allen Perſonen zuſtehenden Betätigungsfreiheit die Regelung des BGB eng berührt, deſſen 
nicht zu geſchloſſener Einheit zuſammengefaßte Einzelbeſtimmungen aber durch die allgemei⸗ 
nere Vorſchrift des $ 826 in wirkſamer Weiſe ergänzt werden. In einem ähnlichen Verhaltniſſe 
ſteht 8 826 zu mehreren Beſtimmungen des Warenzeichengeſetzes (vgl. über das Ver ⸗ 
hältnis des § 826 zu beiden Geſetzen Rch 48, 114; 66, 236; 78, 78; 79, 415 92, 133, 120, 
94; JW 05 S. 237% u. 74311; 1932, 188345; Warn 09 Nr 452; 1911 Nr 79, 119, 401, 432; 
SeuffA 60 Nr 174; 81 Nr 130; Gruch 53, 1155; 69, 244; 72, 64). Eine Warenbezeichnung kann 
insbeſondere auch nach Ablauf der Zeitdauer des formalen Zeichenſchutzes oder ſchon vor ihrer 
Eintragung nach $ 826 (wie auch nach Unl Wh) Schutz gegen Nachahmung genießen. Dasſelbe 
115 für das Geſchmacksmuſter, während beim Patent und beim Gebrauchs muſter das 

berwiegen des allgemeinwirtſchaftlichen Intereſſes über das privatwirtſchaftliche eine Aus⸗ 
dehnung des in den Sondergeſetzen geregelten Schutzes auf dem Umweg über 5826 (oder das 
Wettbewerbsgeſetz) ausſchließt (NG 120, 94; RG IW 1934, 21367). Hält ſich ein um Wettbewerbs 
willen geſchaffenes Werk in den Grenzen des urheberrechtlich Erlaubten, ſo liegt in ſeiner Aus- 
nutzung auch kein Verſtoß gegen die guten Sitten (RG 121, 60). Über das Verhältnis zum An⸗ 
fechtungsgeſetz ſ. Vorbem 2d vor $ 823. Aus der weiten Faſſeng des $ 826 ergibt ſich, daß unter 
deſſen Tatbeſtand auch viele Handlungen fallen (ſo alle betrüglichen oder diebiſchen Schädigungen 
eines andern), die bereits durch § 823 Abſ2 betroffen werden (vgl. RG JW 06, 6013). 

2. Das gegenſtändliche (objektive) Merkmal der u. H. des $ 826 iſt der Verſtoß gegen die 
guten Sitten. Der Maßſtab für die Beurteilung, was die guten Sitten erlauben oder verbieten 
(ogl. dazu auch A 4), iſt ein allgemeiner und durchſchnittlicher, der aus dem herrſchenden 
heute durch die Weltanſchauung des Nationalſozialismus beſtimmten Volks, 
bewußtſein, oder, fofern die Handlung nur in einem beſtimmten Volkskreiſe vorzutkommen 
pflegt, aus der ſittlichen Anſchauung dieſes beſtimmten Volkskreiſes ent 
nommen wird (RG 48, 114; 58, 214; 72, 175; 73, 107; 145, 399; JW 06, 1615). Das iſt, wie die 
erſtangezogene Entſcheidung im Anſchluß an M1 727 ſich ausdrückt, „das Anſtandsgefühl aller 
billig und gerecht Denkenden“ oder, wie man aus der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung hera 
beſſer ſagt, das „geſunde Volksempfinden“ (vgl. A 1). Von der Anſchauungsweiſe über dem 
Durchſchnitt sittlicher Bildung ſtehender Perſonen von beſonders vornehmer Denkart und beb“ 
feinertem Anſtandsgefühl iſt hierbei ebenſo abzuſehen; wie een offenbare Unſitten im Ger 
ſchäftsleben (Bräuche, die von der allgemeinen Volksauffaſſung als ſittenwidrig empfunden werden, 
vgl. MGS 145, 396) keine Rückſicht beanſpruchen können (R& 55, 367; 58, 214; 73, 107; N FR 1933, 
4254), Eine bloße Unbilligkeit des Handelns genügt nicht, um einen Verſtoß wider die guten 4 
annehmen zu können (Rh 86 ©. 191,195). Die Außerung eines abfälligen, aber berechtigten Urteil 
über einen andern, z. B. daß er auf beſtimmtem Gebiete als Sachverſtändiger ſich nicht eigne, 1118 
ſtößt niemals gegen die guten Sitten (MG JW 1921, 15300. Wie in 8276 die Beſonnenheit un 
Überlegung des verſtändigen Durchſchnittsmenſchen als Maß für die im Verlehr erforderlich 
Sorgfalt genommen iſt, fo in $ 826 die Ehrbarkeit und Gewiſſenhaftigkeit des anſtändigen Dur 58 
ſchnittsmenſchen. Der Maßſtab iſt wie in § 276 ein allgemeiner und unperſönlicher (R 48, 11455 
S. 214 u. 219; 65, 423; 74,224; 76, 313; 79, 17; J 1911, 76119; 1912, 290%). Dabet iſt die An 
ſchauung der unmittelbar beteiligten Kreiſe zu berückſichtigen; ſie darf ſich aber mit der 
ſchauung der Allgemeinheit nicht in Widerſpruch ſetzen (Ruch Warn 1932 Nr 61). In dieſe 
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Sinne find innerhalb der Lebensordnung der Arbeits⸗ und Betriebsgemeinſchaft neben 
dem durch das Wohl der Volksgeſamtheit begründeten Sittengebot auch die ethiſchen Anforde⸗ 
rungen bedeutungsvoll, die das Sittengeſetz dieſer Lebensordnung bilden (Derſch ZAkdR 1937, 
229). Nicht maßgebend waren die in der Kriegs- und Nachkriegszeit geſunkenen Begriffe mancher 
völkerungskreiſe von Anſtand, Billigkeit und Vertragstreue (RG 104, 330; 120, 148; 129, 381). 
Steht ein in den beteiligten Geſchäftskreiſen verbreiteter Gebrauch in Frage, ſo bedarf es immer 
der Prüfung, ob er als maßgeblich zu behandeln oder als Mißbrauch ale it (RG 135, 395). 
Daß der Handelnde das Bewußtſein von der Sittenwidrigkeit ſeines Tuns habe, iſt zum 
Begriff des Handelns wider die guten Sitten nicht erforderlich; es genügt, wenn er nur die 
tatſächlichen Umſtände kennt, die fein Handeln ſittlich verwerflich machen; die innere Geſinnung 
kommt nur inſoweit in Betracht, als die redliche Überzeugung, fo, wie geſchehen, zur Verfolgung 
erlaubter Intereſſen handeln zu dürfen, die Sittenwidrigkeit in der Regel ausſchließt (RG 123, 
278; 136, 298; R HRR 1936 Nr 191; dazu Larenz, Vertrag und Unrecht II 41f.). Aber auch 
ein an Gewiſſenloſigkeit grenzendes fahrläſſiges Handeln im Sinne von Leichtfertigkeit kann 
einen Verſtoß gegen die guten Sitten darſtellen (NG 123, 278; 140, 396; 143, 51; RG. HRR 1936 
Nr 191 u. a.; ſ. auch die Beiſpiele unten). Die gegen die guten Sitten verſtoßende Handlung 
kann, wie bei den Tatbeſtänden des $ 823, ebenſowohl in einer Tätigkeit beſtehen, wie in der 
Unterlaſſung einer ſolchen; letzteres dann, wenn die unterlaſſene Handlung einem ſittlichen 
Gebote entſprach. Die Nichterfüllung einer jemandem geſetzlich oder vertraglich obliegenden 
Verpflichtung verſtößt an ſich nicht wider die guten Sitten (RG 100, 158). Beiſpiele einer ſittlich 
verwerflichen Unterlaſſung mögen fein die vorſätzliche Unterlaſſung der Warnung eines andern 
vor einem gegen ihn ſeitens eines Dritten geplanten Verbrechen; die Unterlaſſung der Rettung 
eines anderen aus Lebensgefahr oder der Bewahrung eines anderen vor einem Verkehrsunfall, 
wenn Rettung und Bewahrung ohne beſondere Schwierigkeit und ohne Gefährdung beachtlicher 
eigener Intereſſen möglich find (vgl. die als Schutzgeſetz im Sinne des $ 823 Abſ 2 zu erachtende 
Strafvorſchrift in 5330 c SGB, dazu Weimar DR 1937, 77; über die Haftung eines Kraft- 
fahrers, der einen Betrunkenen in ſeinen Wagen nimmt, ihn dann aber in fremder Gegend und 
zur Nachtzeit wieder ausſetzt, gegenüber Dritten, denen der Betrunkene Schaden zufügt, ſ. HRR 
1938 Nr 67); das argliſtige Verſchweigen weſentlicher Umſtände bei einem Vertragsſchluſſe (vgl. 
Abb); das Verſchweigen einer Fälſchung, die dem dadurch Getäuſchten Schaden bringt, auf 
deſſen Anfrage, wenn eine ſittliche Pflicht zur Aufklärung anzuerkennen ift (RG JW 1910, 470°); 
le nach den Umſtänden des Falles auch ſchon das bloße Nichtergreifen von Maßnahmen, wenn 
man von der Fälſchung eigener Unterſchriften erfährt (RG JW 1935, 34°); anders, wenn erlaubte 
Rückſichten das Verſchweigen rechtfertigen (NG JW 1911, 76115). Sittenwidrige Schädigung 
gutgläubiger Erwerber von Lagerſcheinen durch Aushändigung des Lagergutes an den Einlagerer 
ohne die Rückgabe der Scheine zu fordern |. R& SeuffA 82 Nr 13. Gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtößt es nicht, wenn jemand ſeine eigene Beteiligung an ſtrafbaren Handlungen verſchweigt; 
benn niemand iſt verpflichtet, ſich ſelbſt bloßzuſtellen (ach 23 1921, 453). 

Sittlich verwerflich kann eine Handlung erſcheinen ihrem Ziele nach oder in Anſehung der 
Mittel, mit denen die an ſich ſittlich erlaubten, ſelbſt die an ſich billigenswerten Ziele verfolgt 
werden (RG IW 1914, 460°; Warn 1916 Nr 250). Willensbeeinfluſſung durch Drohung ſ. RG 
Warn 1934 Nr 46 und g 123 A Ba. Möglich iſt auch, daß Einzelhandlungen, von denen jede, wenn 
lie allein ſtände, nicht zu beanſtanden wäre, wegen ihrer Häufung gegen die guten Sitten ver⸗ 

oßen, zumal wenn ſie von einer einheitlichen Schädigungsabſicht getragen ſind (RG 140, 397). 
Die Verfolgung des eigenen Rechtes oder Intereſſes verſtößt nicht ſchon deshalb wider 
ie guten Sitten, weil fie einem andern zum Schaden gereicht; denn niemand hat, ſoweit nicht 
ntereſſen der Allgemeinheit ein anderes erfordern, die Pflicht, fein eigenes erlaubtes 
dutereſſe dem eines andern nachzuſetzen oder die Ausübung eines Rechtes zu unterlaſſen, weil da⸗ 
urch das Intereſſe eines andern geſchädigt wird (RG 58, 214; 63, 146; 71, 170; 86, 191; 92 S. 
133 u. 143; 98 S. 15 u. 70; 100 S. 79 u. 215; 101, 63; 130, 383; Warn 1919 Nr 63; 
1920 Nr 147). Wahrnehmung berechtigter Intereſſen nimmt formalen Beleidigungen nicht 
nur die Rechtswidrigkeit, ſondern auch die Sittenwidrigkeit (Rh HRR 1933 Nr 296). Des⸗ 
Halb iſt auch die Ausnutzung einer durch die Verhältniſſe gebotenen Sachlage zu eigenem Vor⸗ 
teile nicht wider die guten Sitten (NG JW 1913, 4891; Warn 1919 Nr 63). Anders, wenn 
Recht, um deſſen Ausübung es ſich handelt, von vornherein nur zu dem Zwecke erworben 
wurde, dem Gegner einen rechtswidrigen Nachteil zuzufügen (NG 74, 280; 98, 78). Anders auch, 
wenn jemand im Wirtſchaftsleben die ſchwächere Lage eines anderen bewußt ausnutzt, um über⸗ 
mäßigen Gewinn zu erzielen (RG 150, 1 (5j). Die Erhebung einer unbegründeten Forderung 
ann auch bei gutem Glauben des Fordernden an ſein Recht gegen die guten Sitten verſtoßen, 
denn der Erwerb der Forderung ſittenwidrig war, ihre Geltendmachung alſo nur die Fortſetzung 
des früheren ſittenwidrigen Verhaltens bildet (Nez JW 1932, 938%). Sittlich verwerflich 
pi Ziele nach ift die abfichtliche planmäßige Schadenszufügung innerhalb wie außerhalb 
zun Vertragsverhältniſſen (RG 51, 357; 56, 317; 58, 219; 74, 224; JW 08, 6532 1914, 4602; 
Warn 1916 Nr 250; Gruch 49, 902), ſei es durch Mißbrauch von Rechten, wobei die Schranke des 
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§ 226, daß die Handlung nur den Zweck haben kann, einem andern Schaden zuzufügen, nicht 
beſteht (RG 58, 214; Warn 1911 Nr 79), oder in Betätigung der allgemeinen Freiheit (RG 58, 214). 
Sittenwidrig handelt, wer Forderungen, die er nicht begründen kann und ſelbſt für unbegründet 
hält, auf dem Wege durchſetzt, daß er eine auf beſonderen Umſtänden beruhende Willensſchwäche 
des in Anſpruch genommenen mit Mitteln ausnutzt, die nicht beweiskräftig ſind, an deren Beweis⸗ 
kraft er ſelbſt nicht glaubt, und die er deshalb dem anderen nur andeutet, aber vorenthält (R 
DZ 1938, 1957). Ausſtellung ungedeckter Schecks zu Täuſchungszwecken aus Gefälligkeit für 
andere |. RG SeuffA 88 Nr 145. Sittenwidrige Einwirkung auf einen Arbeitgeber, feinen An⸗ 
geſtellten zu entlaſſen, falls dieſer nicht fein Stadtverordnetenmandat aufgibt, ſ. Nh 148, 48. 
Über planmäßige Prozeßverzögerung mittels wiſſentlich unrichtiger Einwendungen ſ. R 95, 310. 
Sittlich vertverflich iſt es nicht ohne weiteres, wenn jemand durch Rechtsgeſchäft Eigentum erwirbt, 
obwohl ihm eines andern Recht auf Eigentumsübertragung bekannt iſt; wohl aber, wenn Ver, 
äußerer und Erwerber komplottmäßig zur Schädigung des andern zuſammengewirkt haben (RG 
62, 137; 83, 240; JW 1922, 13906; . auch Abe). Sittlich verwerflich iſt ferner die bewußte 
Unwahrheit in Mitteilungen, wenn damit das Bewußtſein der Schädigung (ſ. A 3) verknüpft 
iſt. Hierher gehört auch der Fall, daß der kaufmänniſche Leiter einer Firma auf Befragen über 
ſeine Firma Auskünfte erteilt, die nicht nur ſchön gefärbt, ſondern wahrheitswidrig und unvoll- 
ſtändig, zur Täuſchung geeignet oder ſogar beſtimmt find (RG ZW 1938, 127242). Auch die auf 
grober Fahrläſſigkeit beruhende, insbeſondere die bewußt leichtfertige Behauptung oder 
Verbreitung einer unwahren Tatſache kann den Tatbeſtand des § 826 erfüllen (RG 140, 396; 
MAG 19, 260 [266]), zumal wenn die Berufsitellung des Verbreiters der Mitteilung ein beſonderes 
Anſehen gibt: jo wenn ein Arzt ohne tatſächliche Unterlagen die Behauptung verbreitet, eine Perſon 
ei geiſteskrank (N& 72, 175); wenn ein gerichtlich beeidigter Sachverſtändiger in einer Grundſtücks⸗ 
taxe grob fahrläſſig den Wert viel zu hoch angibt (NG IW 1932, 9375); wenn ein Bankkaufmann 
in äußerſter Leichtfertigkeit eine falſche Auskunft über Kreditverhältniſſe (etwa nur auf Angabe 
ſeitens der in Frage ſtehenden Firma hin) oder über Aktien und andere Wertpapiere gibt (RG 
72, 175; 90, 106; RG JW 1911, 58427; 1933, 25131; R Warn 1930 Nr 94, 95; 1935 Nr 115; 
NG Seuffa 88 Nr 126; 90 Nr 96) oder eine den Tatſachen nicht entſprechende Quittung erteilt 
(RG JW 1934, 26092), dazu Gadow DJ 1933, 813; oder wenn ein Rechtsanwalt bei Vertrags“ 
verhandlungen dem Gegner der von ihm vertretenen Partei Unwahres angibt oder Wahres einer 
Offenbarungspflicht zuwider verſchweigt (Rh JW 1929, 3149); nicht dagegen, wenn ein Rechts” 
anwalt eine Auskunft über die Kreditwürdigkeit einer Perſon in grob fahrläſſiger Weiſe erteilt, da 
zu ſeiner Berufstätigkeit eine Auskunfterteilung in ſolchen Dingen nicht gehört, auch nicht in Be⸗ 
ziehung ſteht (Rd 20. 5. 12 VI 416/11). Sittenwidrige Herbeiführung des Rechtsverzichts eines 
rechtsunkundigen Beteiligten durch einen Rechtsanwalt ſ. R HAN 1938 Nr 372. Sittenwidriges 
Verhalten der Aufſichtsratsmitglieder einer Aktiengeſellſchaft, wenn ſie blindlings und kritiklos 
alles unterſchreiben, was der Vorſtand ihnen vorlegt (NG JW 1935, 24272). Zur Offenbarung?“ 
pflicht einer um Auskunft über einen Kunden erfuchten Bank |. auch RG 139, 103. An Schrift 
ſätze im Rechtsſtreit, die Angriffe auf die Ehre eines anderen enthalten, iſt grundſätzlich ein anderer 
Maßſtab anzulegen als an Schriften anderer Art, da ſie beſtimmungsgemäß der einſeitigen Wahrung 
der Intereſſen der einen Partei dienen; es bedarf insbeſondere nicht notwendig einer vorherigen 
Prüfung der Richtigkeit aufzuſtellender Behauptungen, ſofern nicht deren Unhaltbarkeit oder be⸗ 
ſondere Bedenklichkeit von vornherein auf der Hand liegt (RG 140, 392: ebenda über gegen Rechts⸗ 
anwälte gerichtete Eingaben an den Vorſtand der Anwaltskammer). Der Grundſatz der Wahr! 
heitspflicht im Prozeß (ZPO 8 138 i. d. Faſſung des Gef v. 27. 10. 33, RG Bl I, 780) wird 
bewußte Verſtöße hingegen in der Regel als ſittenwidrig erſcheinen laſſen. Auch im wirtſchaft“ 
lichen Kampfe kann durch frevelhaft in grober Fahrläſſigkeit verbreitete unwahre Mitteilungen 
ein Verſtoß gegen die guten Sitten begangen werden (NG JW 1912, 74914; 1931, 18860. ur 
teilung falſcher Auskunft über Führung und Leiſtungen eines Handlungsgehilfen . HRR 055 
Nr 612. Über ſittenwidrige Verletzung der perſönlichen und der geſchäftlichen Ehre in Dru x 
ſchriften |. auch R HRR 1933 Nr 1319. Auch eine wahre Behauptung kann übrigens geg 
die guten Sitten verſtoßen; ſo die Mitteilung der Verfehlung eines anderen, zumal einer vie “ 
Jahre zurückliegenden, an einen Dritten (RG JW 1928, 121111). Eine fahrläſſige Handlungsweise 
kann aber den Tatbeſtand der Handlung wider die guten Sitten nur erfüllen, wenn ſie eine 30 
ſonders grobe Fahrläſſigkeit, nicht nur Leichtfertigkeit, ſondern Gewiſſenloſigkeit iſt U) 
90, 106; JW 1917, 5406; 1922, 13905, wo zwar nur von Fahrläſſigkeit ſchlechthin die Rede! 2 
aber durch Anziehung der Urteile R 72, 175; 90, 106 bezeugt wird, daß auch hier eine Mi 
ſonders grobe Fahrläſſigkeit gemeint ift; Warn 1914 Nr 122; 1916 Nr 254; 1917 Nr 291; jer 
11.3.31 IX 544/30). Die bloße Weiterverbreitung einer jemand unter dem Siegel der Veit, 
genheit mitgeteilten Tatſache iſt in der Regel nur eine Verletzung des geſellſchaftlichen Anteil ei 
aber nicht der guten Sitten (NG Warn 08 Nr 472). Sittlich verwerflich durch die Mil! 1 
der Verfolgung berechtigter Ziele ſind vor allem die in bewußter Überſchreitung der Gren 
der erlaubten Kampfmittel im wirtſchaftlichen Wettbewerb vorgenommenen Maßregeln. Vgl. 
einzelnen die Rechtſprechung in A 5. 
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Daß der Handelnde ſich bewußt jei, er verſtoße mit feiner Handlung gegen die guten Sitten, 
gehört nicht zum Tatbeſtande des § 826 (NG 79, 17; 123, 271; JW 1910, 1826, 1915, 913%; 1924, 
15132; Warn 1914 Nr 122; 10. 7. 11 IV 634/10); er muß nur die Tatumſtände gekannt 
haben, die fein Handeln ſittlich verwerflich machen (RG 136, 298; RG JW 1929, 
31491; RG 10. 1. 25 IV 882/24). Auch kommt, wenn die Handlung ſelbſt nach dem allgemeinen 
Sittenmaßſtabe als unerlaubt nicht angeſehen werden kann, ein ſittenwidriger Beweggrund 
des Handelns, wie etwa der Rache für erlittene Unbill, nicht in Betracht; nur die rein feind⸗ 
ſelige Geſinnung, neben der die Wahrnehmung berechtigter Intereſſen keinen Raum mehr findet, 
die Abſicht der Schädigung, begründet ohne weiteres die Anwendung des § 826 (RG 71, 170; 
74, 224; 79, 415; 101, 325; JW 1911, 40218, 1912, 29011; Warn 1910 Nr 286; &8 1919, 10157; 
18. 6. 12 VI 95/12). So verſtößt eine objektiv begründete Anzeige an die zuſtändige Behörde 
nicht gegen die guten Sitten, mag auch ihr Beweggrund Selbſtſucht oder Schadenfreude geweſen 
fein (RG 101, 325). Gleichgültig iſt für den Tatbeſtand des 8826 die innere Geſinnung 
des Täters aber dennoch nicht. Einerſeits kann von der ſittlichen Verwerflichkeit einer 
Handlung nicht mehr die Rede fein, wenn der Handelnde fie in der zu dem Bewußtſein der Unſitt⸗ 
lichkeit gegenſätzlichen redlichen Überzeugung vornimmt, daß er rechtmäßig in Verfolgung feines 
erlaubten Intereſſes oder gar einer rechtlichen oder ſittlichen Pflicht ſo handeln dürfe und müſſe 
(RG 71, 108; 79, 17; 91, 350; 123, 271; JW 1912, 29011, 1915, 913%; 1925, 224516; Warn 09 
Nr 506). Amtliche Kundgebungen einer Handwerkskammer über ſchädliche Wirtſchaftserſchei⸗ 
nungen |. RG SeuffA 83 Nr 205. Auf der andern Seite vermag ein Mißbrauch der Stellung 
oder der wirtſchaftlichen Übermacht zum Schaden anderer rein aus feindſeliger, gehäſſiger 
Geſinnung, wie ſchon bemerkt, eine an ſich erlaubte Handlung zu einer ſittlich verwerflichen zu 
ſtempeln (RG 74, 224; JW 1911, 40215; 1917, 71316 Warn 1910 Nr 286; 1916 Nr 250). Sitten⸗ 
widrig iſt der Erwerb einer Aktienmehrheit, wenn er aus verwerflichen Beweggründen geſchieht, 
z. B. um einen anderen Großaktionär zu ſchädigen und kaltzuſtellen (RG JW 1935, 17737). Sitten- 
widrig iſt es auch, wenn ein Hypothekengläubiger in der Zwangsverſteigerung eine von ihm ab⸗ 
hängige Perſon veranlaßt, Scheingebote abzugeben, um dadurch andere Bieter zur Abgabe von 
den Grundſtückswert weit überſteigenden Geboten zu verlocken (RG HRR 1935 Nr 664). Sitten⸗ 
widrig iſt die Beihilfe zur Flucht einer Ehefrau aus der Ehewohnung (RG Gruch 70, 619). Sitten ⸗ 
widriges Anſichbringen des Grundbeſitzes der Mutter ſeitens des Sohnes ſ. RG Warn 1937 Nr 163. 
Sittenwidriges Verhalten des Ehemannes, der feiner Frau eine Aussöhnung vortäuſcht, um fie 
zur Übertragung ihres Vermögens auf das gemeinſchaftliche minderjährige Kind zu beſtimmen 
und ſich damit den Nießbrauch für den Fall einer Scheidung zu ſichern, während er die Abſicht hat, 
dann die Scheidungsklage durchzuführen (RG SeuffA 91 Nr 132). Ein Verſtoß gegen die guten 
Sitten kann liegen in der verbotenen Eigenmacht zur Erlangung einer Erbſchaftsſache (RG Warn 
1920 Nr 200); in der Vermögensentäußerung, die der Mann zum Zwecke der Schädigung ſeiner 
unterhaltsberechtigten geſchiedenen Frau vornimmt (Mb SeuffA 77 Nr 6; RG Warn 1932 Nr 93; 
R HRR 1931 Nr 9); in der Mitteilung einer Auskunftei über die Vorſtrafen einer Perſon (RG 
115, 416); in der Mitteilung über eine von einem Dritten vor Jahren verübte ſtrafbare Handlung 
(NG SeuffA 82 Nr 122); in einer wiſſentlich falſchen unbeeidigten Zeugenausſage (RG SeuffA 
84 Nr 143). Auch die Verletzung der Schweigepflicht durch einen Sachverſtändigen kann ein 
Handeln gegen die guten Sitten enthalten (RG 123, 271). Zur Anwendung des $ 826 in Renten- 
gutsſachen |. R 129, 357. Völlig ungeregelte Kaſſenführung eines Beamten als unerlaubte 
Handlung im Sinne des $ 826 f. R 135, 1. Sittenwidrigkeit der Erhebung des Differenzeinwandes 
durch einen Rechtsanwalt |. Rc 144, 242. — Sittenwidrige Vereitelung der Anfechtung der Ehe⸗ 
lichkeit eines im Ehebruch erzeugten Kindes durch falſche Ausſage der ehebrecheriſchen Frau und 
ihres Mitſchuldigen |. RG Warn 1935 Nr 184. Schadenserſatzanſpruch des Ehemannes gegen 
den Ehebrecher für den Unterhalt eines im Ehebruch der Ehefrau erzeugten Kindes trotz formeller 
Unanfechtbarkeit der Ehelichkeit |. RG 152, 397; dazu Roquette Anm JW 1937, 741; Lauter: 
bach Anm ZAk R 1937, 216. Vgl. auch Ha 1934 Nr 1279. Einen klagbaren Anſpruch auf 
Unterlaſſung ehebrecheriſchen Verkehrs hat aber ein Ehegatte weder gegen den ſchuldigen anderen 
Teil noch gegen deſſen Mitſchuldigen (RG 151, 159). — Ob eine Handlung einen Verſtoß gegen 
die guten Sitten enthält, iſt Rechtsfrage, daher auf Grund der feſtſtehenden oder zu unterſtellenden 
Tatſachen vom Reviſionsgericht frei nachzuprüfen (RG 51, 369; 58 S. 214 u. 219; 86, 191; 
145, 401; 155, 277; JW 05, 370°). ‚ ! 

8. Die Schadenszufügung im Sinne des $ 826 muß vorſätzlich, der Wille des Handelnden 
muß darauf gerichtet ſein. Hierin beſteht das perſönliche (ſubjektive) Merkmal des Tatbeſtandes 
des 9 826. Grobe Fahrläſſigkeit genügt hier dem Erfordernis des Tatbeſtandes nicht, 
wie der Wortlaut des Geſetzes klar beſagt. Sie kann das gegenſtändliche Merkmal der Sittenwidrig⸗ 
keit erfüllen, aber nicht den Vorſatz der Schädigung erſetzen (RG 90, 106, JW 1917, 5408; 127, 
5923). Doch ift nicht erforderlich, daß der Handelnde von der Abſicht der Schädigung geleitet 
werde; er muß ſich nur bewußt ſein, daß die Handlung den ſchädlichen Erfolg haben werde, und 
dieſe dennoch wollen (RG 58 S. 214 u. 219; 63, 146; 79, 55; 91, 350; Gruch 67, 180; JW 05, 
3695; 07, 2015; 1911, 32418; 1927, 8925; 1933, 4254; Warn 1914 Nr 122; 1917 Nr 291; ſ. über 
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den Vorſatz im allgemeinen $ 823 A 2). Das Merkmal der Vorſätzlichkeit der Schädigung wird 
auch ſchon durch den bedingten Vorſatz (dolus eventualis) des Täters erfüllt, d. h. durch das 
Bewußtſein des Täters, daß infolge ſeiner Handlungsweiſe (ſei es für ſich allein oder 
auch nur zuſammen mit anderen Tatſachen) der andere Schaden leiden könne, ſofern er 
dieſen möglichen Erfolg in ſeinen Willen aufgenommen und für den Fall 
ſeines Eintritts gebilligt hat (R® 56, 73; 68, 431; 76, 313; 79, 55; 90, 106; 123, 271; 124, 
104; 143, 52; JW 06, 78048, 1911, 65022; 1912, 36%; 1914, 6787; 1927, 8923; 1929, 14627, 31491; 
Warn 1912 Nr 166; 1914 Nr 122; 1916 Nr 271; 1917 Nr 291; 1919 Nr 63; Gruch 52, 1040; 54, 
972; 70, 619; Nr Seuffü 84 Nr 10; R HR 1929 Nr 185; 1930 Nr 1726; 1931 Nr 1847; 1933 
Nr 1320; 1936 Nr 191); nur darf ſich der mögliche Erfolg dem Täter nicht als eine ſo entfernte 
Möglichkeit darſtellen, daß er im Ernſte nicht damit rechnen zu müſſen glaubt (RG JW 06, 78046; 
1911, 65022, 1912, 3625; Warn 1914 Nr 109; 1917 Nr 291; HRR 1932 Nr 1576). Über die Grenze 
des bedingten Vorſatzes und der Fahrläſſigkeit insbeſondere bei der Erteilung unwahrer Aus⸗ 
künfte und der Aufſtellung ehrverletzender Behauptungen — mit Bewußtſein ohne Überzeugung 
abgegebene Urteile einerſeits, leichtfertig gewonnene und ausgeſprochene anderſeits — vgl. RG 76, 
313; 90, 106; JW 1911, 3127; 1917, 341; Warn 1914 Nr 109 u. Nr 122. Sind Folgen eingetreten, 
die der Täter nicht in den Kreis ſeiner Vorſtellungen aufgenommen hatte, dann fehlt es inſoweit 
an dem Vorſatze (RG 2. 5. 07 VII 417/06). Darauf, ob der Täter den Umfang und die Höhe 
des Schadens vorausgeſehen hat, kommt nichts an (RG FW 03 Beil 142518; Warn 08 Nr 605; 
REG HAN 1933 Nr 1320). Der Vorſatz kann ſich auch gegen eine andere Perſon richten, als gegen 
diejenige, welche den Schaden erleidet, wenn dieſer letztere nur in der Richtung des 
Vorſatzes liegt (R Gruch 54, 972; 25. 10. 06 VI 47/06; 7. 7. 10 IV 446/09; 10. 2. 13 
IV. 476/12). Iſt durch dieſelbe Handlung mehreren Perſonen ein Schaden erwachſen, 
ſo iſt dieſer dem Täter als vorſätzlich zugefügt inſoweit zuzurechnen, als ihm zum Bewußtſein 
gekommen iſt, daß der Schaden ſich weiter fortpflanzen oder weitergetragen werde (RG 
JW 03 Beil 14223), Der Annahme einer vorſätzlichen Schadenszufügung ſteht auch nicht im 
Wege, daß der Handelnde nicht weiß, wer der durch feine Handlung Geſchädigte fein werde (RG 
JW 1936, 31111; RG Gruch 67, 180). Auf die Sittenwidrigkeit der Handlung braucht ſich das 
Bewußtſein des Täters nicht zu erſtrecken (ſ. oben A 2). 

4. § 826 ſpricht von der Zufügung eines Schadens ſchlechthin, mag die Beſchädigung un⸗ 
mittelbar das Vermögen oder ein Recht oder Rechtsgut der Perſon treffen, durch deſſen Ver⸗ 
letzung mittelbar der Vermögensſchaden entſteht. Deshalb iſt nach $ 826 jeder ſchadenserſatzberech⸗ 
tigt, der durch die Handlung einen Schaden erleidet, der ihm vorſätzlich zugefügt iſt, auch der 
mittelbar Beſchädigte (NG 79, 55; 84, 332). Auch ein nicht vermögensrechtlicher Schaden iſt 
möglich (RG 7. 7. 10 IV 532/09), für feinen Erſatz gilt $ 253; es kann Wie derherſtellung, aber 
nicht Entſchädigung in Geld verlangt werden (RG 94, 1; Warn 1913 Nr 53). Davon abgeſehen 
it Schaden jede Vermögensminderung, auch die Beeinträchtigung einer bloß tat- 
ſächlichen Erwerbsausſicht, wenn der Erwerb im regelmäßigen Verlauf der Dinge ohne die 
ſchädigende Handlung mit Wahrſcheinlichkeit zu erwarten geweſen wäre, ſo z. B. durch künftige 
Beerbung eines andern, oder als Folge des Kundſchaftsverhältniſſes, ferner die Abſchneidung 
von Bezugsquellen für Waren u. a. (NG 48, 114; 58, 219; 75, 61; 79, 55; 111, 151; JW 02 
Beil Nr 237; 05, 201%; 06, 19815; 1911, 11156; 1930, 4102; Gruch 70, 619), doch ift eine wirkliche 
Schädigung erforderlich; es genügt nicht, daß der Kläger einen Schaden erleiden kann (RG 
Warn 08 Nr 632; |. auch NG HRR 1937 Nr 1316). Eine freiwillige Aufwendung iſt an ſich 
niemals ein Schaden; wurde der Wille aber durch argliſtige Täuſchung beſtimmt, fo war er nicht 
frei, und die Aufwendung erſcheint als Schaden (RG 88, 406). 0 

5. Ob in einer Handlung eine vorſätzliche Schädigung eines andern gegen die guten Sitten 
zu erblicken iſt, kann nur aus der Sachlage des einzelnen Falles, der Betrachtung der Ziele den 
Handlung und des Verhältniſſes zu den Mitteln, mit denen der Handelnde dieſe verfolgt, ent⸗ 
ſchieden werden. Die reichhaltige Rechtſprechung des NG kommt hier mehr als Wegweiſer 
zu den weſentlichen Betrachtungspunkten, als für die grundſätzliche Auslegung des Geſetzes in 
Betracht. Von dieſem Geſichtspunkt aus iſt die nachfolgende Darſtellung der hauptſächlichen 
Entſcheidungen des NG zu dem Paragraphen zu würdigen. + 

a) Die Berufung auf ein Geſetz, das jemand zur Seite ſteht, verſtößt grundſatzlich nicht gegen die 
guten Sitten; es iſt nicht angängig, das Geſetz dadurch wirkungslos machen zu wollen, daß der Da” 
durch geſchützten Partei der Vorwurf des Handelns gegen die guten Sitten gemacht wird (RG 58, 
214; 77 277; JW 09, 5922). Aus demſelben Grunde iſt auch an ſich ein Verſtoß gegen die guten 
Sitten nicht darin zu finden, daß ſich jemand auf den Mangel der geſetzlichen Form eines 
Vertrags beruft und deshalb feine Erfüllung verweigert (RG 52, 5; 72,342; 82, 199; 96, 118 
Warn 1917 Nr 174). Dasſelbe gilt, wenn die Form auch nur vereinbart war (RG 58, 214), un 
auch dann, wenn der Zurücktretende weiß, daß der Vertragsgegner für die Ausführung des Ver⸗ 
trags bereits Aufwendungen gemacht hat, die nun nutzlos werden (NG Warn 09 Nr 537). Anders 
jedoch, wenn der eine Teil abſichtlich den Abſchluß des Vertrags in der geha gg 
Form verhinderte, um ſich ſpäter gegebenenfalls auf den Mangel berufen zu können (RO = 
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199: 96, 315; Warn 1917 Nr 174); aber auch ſchon dann, wenn er überhaupt die Schuld daran trägt, 
daß der Vertrag nicht formgerecht abgeſchloſſen wurde, ſo, wenn die Erfüllung der Form von der 
andern Seite vorgeſchlagen, von ihm aber für unnötig erklärt worden war: es iſt wider die guten 
Sitten, wenn er ſpäter aus dieſem eigenen Verhalten einen Vorteil herleiten will (RG 82, 299; 6, 315; 
Warn 08 Nr 38; dagegen Oertmann Recht 1914, 8ff.). Gegen die guten Sitten verſtößt es, wenn 
jemand ein Unternehmen unter immer wieder wechſelnden Rechtsformen betreibt, um zu verhindern, 
daß die jeweils entſtandenen Schulden aus den ſpäteren Einnahmen zwangsweiſe befriedigt 
werden können; er muß daher aus dem ſchließlichen Gewinn des Unternehmers den alten Glau⸗ 
bigern ihren Ausfall erſetzen (RF HRR 1933 Nr 299). Der Wechſel des Rechtsſtandpunkts bei 
Verfolgung ſeiner Rechte kann niemand zum Vorwurf gemacht werden, auch wenn er dem Gegner 
nachteilig iſt, es ſei denn, daß damit die Abſicht verbunden iſt, die Lage zum Schaden des Gegners 
auszunutzen (RG ZW 06, 151; Warn 09 Nr 451). Kein Verſtoß wider die guten Sitten iſt es, 
wenn jemand ihm an ſich zuſtehende Anſprüche erhebt, auf die er in einem nach § 138 BOB 
nichtigen Rechtsgeſchäfte verzichtet hatte, indem er ſich auf dieſe Nichtigkeit beruft (RG Warn 
1914 Nr 273); doch darf er wiederum nicht aus der Nichtigkeit des Geſchäfts Vorteile ſich verſchaffen 
wollen; er handelt argliſtig und wider die guten Sitten, wenn er behalten will, was er auf Grund 
des nichtigen Geſchäfts erhalten hat, aber auch noch das fordert, was er zur Erlangung der Vor⸗ 
teile dieſes Geſchäfts aufgegeben hatte (RG Warn 1917 Nr 16). Ebenſo darf kein Schuldner aus 
der Nichtigkeit einer von ihm beſtellten Sicherheit das Recht herleiten, ſich der Erfüllung der 
Verpflichtung, für die die Sicherheit beſtellt war, überhaupt zu entziehen; will der Gläubiger 
trotz der verlorengegangenen Sicherheit an dem Vertrage feſthalten, ſo muß ſich der Schuldner 
dem fügen (RG JW 1916, 3901). Über die Frage, wann demjenigen, der ſich auf die Nichtigkeit 
eines Vertrags beruft, die Einrede der allgemeinen Argliſt entgegengehalten werden kann, |. 
5 125 A 1. Sittenwidrige Geltendmachung eines Eigentumsherausgabeanſpruches mit der Folge 
der Einrede der Argliſt gegen dieſen Anſpruch ſ. R HAN 1934 Nr 1024. Gegen die im deutſchen 
Volk herrſchenden ſittlichen Anſchauungen verſtößt es auch, wenn ein deutſcher und in Deutſchland 
wohnhafter Ehegatte einen nebenher im Ausland begründeten Wohnſitz und eine anders geartete 
ausländiſche Geſetzgebung dazu auszunutzen verſucht, vor einem ausländiſchen Gericht zum Schaden 
des anderen Ehegatten eine Scheidung herbeizuführen, die ihm das deutſche Recht verſagt der 
nach 9 826 zu leiſtende Erſatz beſteht hier neben Erſtattung der aufgewendeten Koſten in der Rück. 
nahme der Scheidungsklage (RG 157, 136; HRR 1935 Nr 1381). — Ebenſo wie die Berufung auf 
das Geſetz begründet die Ausübung von Vertragsrechten einen Verſtoß gegen die guten Sitten 
nicht oder doch nur unter ganz beſonderen Umſtänden (NG JW 1930, 8312). Wer ſich einem Ver⸗ 
trage unterworfen hat, der ihm Opfer auferlegt, und ihn Schädigungen ausſetzt (Tarifvertrag mit 
Schaden bei Vertragsberletzungen), hat dieſe Wirkungen ſelbſt gewollt (RG 81, 4; 88, 406). Gel⸗ 
tend machung eines Urlaubsanſpruchs in einem notleidenden Betriebe iſt nicht ſittenwidrig (RA 
16, 96). Nicht gegen die guten Sitten verſtößt es z. B., auch, wenn der Käufer auf der Aushändi⸗ 
gung eines durch ein Verſehen des Verkäufers viel zu billig erſtandenen Gegenſtandes beſteht, vor⸗ 
ausgeſetzt nur, daß er a ſchon beim Vertragsſchluſſe das Verſehen des Verkäufers erkannt hatte 
(RG 23 1926, 10631). Eine planmäßig mittels wiſſentlich unrichtiger Einwendungen bewirkte Pro⸗ 
zeß verzögerung verſtößt gegen die guten Sitten, wenn nicht beſondere Umſtände eine andere 
Beurteilung rechtfertigen (RG 95, 310). Wider die guten Sitten iſt es ferner, wenn ein Gläubiger 
ſich einen Geldbetrag durch Überweisung zahlen läßt, von dem er weiß, daß der Zahlende ihn 
unrechtmäßig erworben hat; daß ihm das Geld nicht körperlich übergeben wurde, ſchützt ihn gegen 
die Eigentumsklage; das darf ihm jedoch nicht dazu verhelfen, die Beute in Sicherheit zu genießen 
{RG 94, 191). Mißbrauch des vertraglichen Rechtes zur Kündigung eines Dienſtvertrags als 
Verſtoß gegen die guten Sitten |. RG Seuffa 87 Nr 26. Ein Gewerbeunternehmer haftet nicht 
ſchon deshalb aus $ 826, weil er bei Errichtung einer für die Nachbargrundſtücke gefährlichen und 
läſtigen Anlage die Entwertung dieſer Grundſtücke mit Sicherheit vorausſehen konnte wohl aber, 
wenn er die den Gewerbebetrieb zulaſſende Genehmigung argliſtig durch Täuſchung der Behörde 
erſchlichen hatte (RG Warn 1914 Nr 251). Gemäß $ 826 haftet auf Schadenserſaß dem Käufer 
der Verkäufer, der durch unwahre Angaben über den Käufer die Erteilung der nach BD v. 15. 3. 18 
für einen Grundſtückskauf erforderlichen behördlichen Genehmigung argliſtig hintertrieben hat 
(RG 110, 356). Sofern dabei nicht mit unrichtigen Angaben auf eine Täuſchung der Behörde 
hingewirkt wird, iſt darin, daß jemand zum Schaden eines anderen ſich wegen Beſeitigung eines 
gefahrdrohenden Zustandes an die Polizei wendet, ein Verſtoß gegen die guten Sitten nicht zu 
finden (Res 135, 308). — Eine Anhäufung eingetragener Warenzeichen auf Vorrat, um andere von 
er Eintragung ähnlicher Zeichen auszuſchließen, kann gleichfalls nicht als ſittenwidrig erachtet 
werden (Roß 97, 90). Patenterſchleichung ſ. NG 140, 184. Über die Vollſtreckung einwandfrei 
erlangter Urteile val. zu d. 5 
„ b) Über die argliſtige Täuſchung beim Vertragsſchluſſe und deren Rechtsfolgen ift 9 123 
A 2 u. 5, ſowie Vorbem 4e vor $ 823 gehandelt. Sie erfüllt nicht notwendig den Tatbeſtand 
einer u. H. Derjenige des § 826 ſetzt zum mindeſten einen Schaden des Getäuſchten und das 
Bewußtſeln der Schädigung bei dem Täuſchenden voraus. Erſterer fehlt z. B., wenn jemand 
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einen Geldmann beſtimmt, einem Dritten Kredit zu geben unter der falſchen Angabe, dieſer habe 
eine große Erbſchaft gemacht, ſofern der Dritte auch ohne die Erbſchaft kreditwürdig und zahlungs⸗ 
fähig iſt (RG 1. 7. 12 VI 112/12). Eine Schädigung des andern Teils liegt auch nicht notwendig 
ſchon in der Begebung eines noch nicht gedeckten Schecks (RG FW 1927, 892°; Warn 1927 Nr 30). 
Das Bewußtſein der Schädigung fehlt, wenn der Täuſchende ſeine ins Blaue hinein abgegebene 

Verſicherung unwahrer Tatſachen (ſo des Feuerkaſſenwerts eines Grundſtücks) nur in der Abſicht 
abgibt, dadurch den Vertrag zuſtande zu bringen, ohne dabei an eine mögliche Schädigung des 
Getäuſchten zu denlen (RG Warn 1913 Nr 42). Die argliſtige Täuſchung wider die guten Sitten 
kann begangen werden durch Erregung eines Irrtums oder durch Ausnutzung eines ſolchen, ferner 
ſowohl durch die Verſicherung unwahrer wie durch die Verſchweigung wahrer Tatſachen; ſo durch 
Zuſicherung der Beſchlagnahmefreiheit von Waren, deren Beſchlagnahme, wie dem Verkäufer 
bekannt war, bevorſtand (RG Warn 1920 Nr 41). Fälle der Erregung eines Irrtums durch 
argliſtige Verſicherung unwahrer Tatſachen bei Grundſtücks⸗ und Hypothekenverkäufen ſ. RG 
JW 1912, 53615; Warn 1911 Nr 31; 1914 Nr 49; 1918 Nr 181; beim Warenkauf Warn 1916 
Nr 77; Vortäuſchung von Börſentermingeſchäftsfähigkeit bei Eingehung von Börſentermin⸗ 
geſchäften Warn 1917 Nr 207. Verſchweigen kürzlich erfolgter Schwammarbeiten durch den ſach⸗ 
verſtändigen Berater des Hausverkäufers als Sittenwidrigkeit gegenüber dem nach dem Vor⸗ 
handenſein von Schwamm fragenden Käufer auch dann, wenn der Befragte meint, der Schwamm 
ſei befeitigt, ſ. R ZW 1936, 33105. Wer als Strohmann für einen Dritten ein Grundſtück kauft, 
handelt ſittenwidrig, wenn er auf ausdrückliche Frage im Einverſtändnis mit dem Dritten, von dem 
der Verkäufer einen höheren Preis verlangt hätte, den Sachverhalt verleugnet (RG 29. 9. 24 IV 
996/23). Sittenwidriges Verſprechen eines Darlehens gegen Hypothekbeſtellung zur Abwendung 
einer Zwangsverſteigerung, wenn der Verſprechende in Wahrheit beabſichtigt, ſich ſo auf einem 
Umwege ſelbſt in den Beſitz des Grundſtücks zu ſetzen (RG SeuffA 90 Nr 51). Argliſtige Täuſchung 
eines Wechſelgläubigers über die Rechtsunwirkſamkeit des von dem Bürgermeiſter einer Ge⸗ 
meinde in deren Namen eigenmächtig gegebenen Akzepts |. Rh JW 1928, 24331. Übertreibende, 
beſchönigende, verſchleiernde Redensarten ſind im kaufmänniſchen Verkehr gang und gäbe und 
verſtoßen noch nicht wider die guten Sitten, wenn nicht damit eine Täuſchung über weſentliche 
Bedingungen des abzuſchließenden Vertrags bezweckt wird (RG JW 06, 6012). Auch Anpreiſungen 
können zu argliſtiger Täuſchung mit Schadenserſatzpflicht aus $ 826 führen; der andere muß aber 
wirklich getäuſcht und in feiner Entſchließung beeinflußt worden ſein (RG HAN 1935 Nr 418). 
Bewußt wahrheitswidrige oder leichtfertig unrichtige Angaben des Bürgen über die 
Vermögensverhältniſſe des Hauptſchuldners ſ. R Warn 1929 Nr 10). Mit der Ausnutzung 
eines vorhandenen Irrtums handelt nicht ohne weiteres ſittlich verwerflich, wer ein Vertrags, 
angebot in der Erkenntnis annimmt, daß der Anbietende ſich in der Anſetzung des Angebotspreiſes 
nach Maßgabe der geltenden Wertverhältniſſe geirrt habe; wer eine rechtsgeſchäftliche Erklä⸗ 
rung abgibt, muß ſelbſt aufmerkſam fein (RG 55, 367). Ein Verſtoß wider die guten 
Sitten liegt jedoch dann in der Benutzung des Irrtums des andern, wenn der Unterſchied 
des bedungenen Preiſes und des wirklichen Verkaufswerts ein ganz un verhältnismäßig großer 
iſt, fo daß aus feiner bewußten Ausnutzung auf einen Schädigungsvorſatz geſchloſſen werden muß 
(RG JW 1910, 18710; 12. 6. 11 VI 281/10). Eine argliſtige Täuſchung durch Stillſchweigen 
wird begangen, wo die Umſtände nach Treu und Glauben das Reden ſorderten (RG 62, 149; 
69, 13; 77, 309; 91, 80; Warn 1914 Nr 38 u. 185; 1919 Nr 168; L8 1917, 107115). Freilich befteht 
keine allgemeine Offenbarungspflicht über alle Verhältniſſe, die für einen Vertragsſchluß von 
Bedeutung ſein können; namentlich iſt kein Kaufmann verpflichtet, einem Dritten, der als Bürge 
für einen Schuldner des Kaukmanns einzutreten bereit iſt, ſeine Geſchäftsbeziehungen zu dieſem 
aufzudecken (Rh 91, 80; 23 1917, 107115); argliſtig und wider die guten Sitten tft nur die vor ⸗ 
ſätzliche Unterlaſſung derjenigen Mitteilungen, die der Vertragsgegner nach der Verkehrsauf⸗ 
faſſung oder nach der beſonderen Lage der Umſtände erwarten durfte (RG aaO.; JW 191¹ 
S. 21836, 32418, 5757; 1929, 31491). So das Verſchweigen des Kredit begehrenden Warenkäufers, 
daß ſein ganzes Warenlager einem andern Gläubiger übereignet ift (NG ZW 1911, 32418); des 
Verkäufers eines Grundſtücks, daß eine darauf laſtende Hypothek gekündigt iſt (RG 15. 6. 10 
V 321/09); das Verſchweigen bei der Abtretung einer Hypothek, daß die Zwangsverwaltung 
und Zwangsverſteigerung über das Pfandgrundſtück eingeleitet iſt (RG JW 1911, 213%); das 
Verſchweigen der wahren Geſchäftslage, wenn bei einem Anſtellungsvertrage der Anzuſtelleube 
verpflichtet wird, Geſellſchaftsanteile zu erwerben, die in Wirklichkeit wertlos ſind (RG Warn 
1912 Nr 166). Verkauf von Geſchäftsanteilen einer Geſellſchaft m. b. H. unter Verſchweigung 
des Umſtandes, daß das Betriebskapital zum weſentlichen Teil aus Unterſchlagungen ſtamme, 
RG JW 1932, 3922. Das Schweigen des Rechtsanwalts, der einen Vergleich vermittelt, bon 
dem Umſtande, daß ihm von der Vergleichsſumme ein Sonderhonorar von feiner Partei ver 

ſprochen worden iſt, verſtößt nicht gegen die guten Sitten; denn fein eigenes Intereſſe an dem 
Vergleichsabſchluß brauchte der Rechtsanwalt dem Gegner ſeiner Partei nicht zu offenbaren 
ohne Wiſſen und Willen der letzteren iſt er dazu nicht einmal berechtigt (RG 98, 77). Wohl * 
handelt ein Rechtsanwalt ſittenwidrig, wenn er bei Verhandlungen über den Verkauf eine 
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Grundſtücks dem Gegner feiner Partei, der es kaufen will, verſchweigt, daß die erſte Hypothek 
fällig iſt und die Zwangsverſteigerung bevorſteht (RG JW 1929, 31491). Gegen die guten Sitten 
verſtößt endlich die Ausbeutung eines Geiſtesſchwachen, der zu einem ihm ſchädlichen Vertrage 
beſtimmt wird (RG 67, 393, 72, 61). 

c) Die Verletzung beſtehender Vertragspflichten durch Nichterfüllung iſt nicht ſchlechthin 
(insbeſondere nicht ſchon bei Fahrläſſigkeit R HRR 1934 Nr 1448) unſittlich. Nur darf 
keine Vertragspartei darauf ausgehen, den Vertragszweck für den andern Bertragsteil 
zu vereiteln (RG Warn 09 Nr 89). Ein Geſellſchafter handelt unſittlich, wenn er hinter 
dem Rücken der übrigen für ſich ſelbſt Geſchäfte macht und deren Abſchluß für die Geſellſchaft 
vereitelt (NG JW 1917, 1049), nicht dagegen, wenn er in Verfolgung ſeines erlaubten Intereſſes 
den Geſellſchaftsvertrag rechtsgültig kündigt und dann darauf hinarbeitet, die Lieferanten und 
Kunden der Geſellſchaft an ſich allein heranzuziehen (R ZW 1917, 2175). Unerlaubte Ver⸗ 
äußerung des von einem Geſellſchafter eingebrachten Patentes an Dritte als ſittenwidrige Schä⸗ 
digung dieſes Geſellſchafters |. RG JW 1930, 173082. Sittenwidrige Weiterveräußerung eines 
nur zu treuen Händen übertragenen Patentrechts ſ. HRR 1935 Nr 784. Unſittlich iſt der Ver⸗ 
tragsbruch eines Treuhänders, der beſtellt iſt, die Intereſſen aller Gläubiger zu ſchützen, und ſich 
als Gläubiger Sondervorteile vom Schuldner ohne Wiſſen der anderen ausbedingt (NG 79, 194). 
Sittenwidrige Vereitelung der vergleichsmäßigen Befriedigung der Gläubiger einer Firma durch 
Verweigerung der hierfür verſprochenen Mittel ſ. R Dig 1933, 499. Unſittlich iſt die Ver⸗ 
letzung eines durch Gemeinſchaft — gemeinſchaftlichen Erwerb eines Grundſtückes — begrün⸗ 
deten Vertrauensverhältniſſes durch Sichausbedingen einer Sonderproviſion (RG LZ 1923, 
2277). Unſittlich und die Schadenserſatzpflicht aus § 826 begründend iſt auch die abſichtliche Hin- 
ausdrängung des Vertragsgegners aus einem von einer Geſellſchaft m. b. H. geſchloſſenen, auf 
längere Zeit berechneten Reklamevertrages durch Auflöſung der bisherigen und Gründung einer 
neuen Geſellſchaft m. b. H. unter den nämlichen Geſellſchaftern mit dem gleichen Geſellſchafts⸗ 
zweck (RG 114, 68). Mißbrauch der Rechtsform der Geſellſchaft mbH., um den Geſellſchaftern 
alle Rechte und Vorteile zu erhalten, den Gläubigern aber eine Vollſtreckung unmöglich zu machen, 
ENG DX 1935, 1303. Sittenwidrig iſt es auch, wenn ein Einzelkaufmann eine Geſellſchaft mbH. 
nur zu dem Zwecke gründet, um ſeine Haftung zu beſchränken, Geſchäfte mit der Geſellſchaft ab⸗ 
zuſchließen und bei einem Mißerfolg möglichſt viel für ſich auf Koſten der wirklichen Gläubiger 
zu retten (RG ZW 1938, 86218). — Der Schuldner hat nicht die Verpflichtung, nur für feinen 
Gläubiger zu leben und zu arbeiten. Daher hat es die Rechtſprechung als nicht ſittenwidrig erklärt, 
wenn ein Schuldner, um mit feiner Familie wirtſchaftlich beftehen zu können, in einem Anſtellungs⸗ 
vertrage die Entlohnung für zukünftige Dienſte ſich in der Weiſe verſprechen läßt, daß ein kleinerer 
Gehaltsbetrag ihm gezahlt, daneben eine größere Leiſtung ſeiner Ehefrau gemacht wird, ſofern 
die Höhe des der Ehefrau zugewieſenen Gehaltsteils in angemeſſenen Grenzen bleibt und einer 
ſtandesgemäßen beſcheidenen Lebensführung des Schuldners ſich anpaßt (Fünfzehnhundert⸗ 
Mark-Vertrag; RC 69, 59; 81, 41; JW 1912, 689 1e); ebenſo auch nicht ohne weiteres, wenn 
ein Schuldner ſein Geſchäft auf ſeine Ehefrau überträgt und ihr in dem Geſchäfte ſeine Dienſte 
unentgeltlich zu widmen ſich verpflichtet (RG 67, 169). Das gilt, unbeſchadet der beſonderen 
Umſtände des einzelnen Falles, an ſich auch jetzt noch (OL H Dresden DJ 1937, 513; f. aber auch 
OLG Köln DJ 1935, 1194 und Breslau HRR 1936 Nr 1215. Die in dem Grundſatz „Gemeinnutz 
geht vor Eigennutz“ ſich ausdrückende heutige Rechts- und Sittlichkeitsauffaſſung wird 
aber unter Umſtänden eine weitergehende Bejahung der Sittenwidrigkeit im Einzelfall 
und insbeſondere da rechtfertigen, wo dem Schuldner ein Gläubiger mit geſeßlichen Unterhalts- 
anſprüchen, wie etwa ein uneheliches Kind, gegenüberſteht. Der früher allgemein aufgeſtellte 
Satz, daß ein Schuldner nicht verpflichtet fei. mit Rückſicht auf feine ſonſt ausfallenden Gläubiger 
ſeine Arbeitskraft in einer Weiſe zu verwerten, die einen Zugriff der Gläubiger ermöglicht, bedarf 
jedenfalls erheblicher Einſchränkungen. Vgl. auch Rach 14, 107 (112f.); ferner 5611 A 2a 
Abſ 3, dort auch über die durch 8 850 e und 850d für den Bereich der Zwangsvollſtreckung ge⸗ 
troffene Regelung. In keinem Falle laßt ſich ſagen, daß ein Schuldner ſeine Arbeitskraft unter 
allen Umſtänden ſo verwerten dürfe, wie er will, und daß er niemals durch die Art der Verwertung 
gegen die guten Sitten verſtoßen könne (RG DJ 1937, 1581 betreffend ſittenwidriges Zuſammen⸗ 
wirken eines Dritten mit dem Schuldner und einem Vierten, dem der Schuldner ſeine Arbeits⸗ 

aft zur Verfügung ſtellt, um die Entſtehung pfändbarer Anſprüche zu verhindern, dazu Anm. 
Krauſe ZAk DR 1938, 27; ferner RAG Warn 1932 Nr 96; 1935 Nr 99). In RG 155, 327 (330f.) 
iſt übereinſtimmend hiermit betont, daß der Schuldner jedenfalls durch die Art der Verwer⸗ 
tung ſeiner Arbeitskraft gegen die guten Sitten verſtoßen könne, während die grundſätzliche 
Frage, ob der in der bisherigen Rechtſprechung wiederkehrende Satz, kein Gläubiger habe einen 
Anſpruch gegen ſeinen Schuldner auf eine Verwertung ſeiner Arbeitskraft in der Weiſe, daß dem 
Gläubiger dadurch ein Gegenſtand der Zwangsvollſtreckung wegen ſeiner Forderung geſchaffen 
werde, nach neuerer Rechtsanſchauung noch uneingeſchränkt anzuerkennen ſei, dahingeſtellt ge⸗ 
blieben iſt. Gegen die guten Sitten iſt es auch, wenn der Schuldner das dorhandene Hab und 
Gut durch treuhänderiſche Veräußerungsgeſchäfte in nach außen nicht erkennbarer Weiſe an 
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Dritte als Vertreter überträgt und übereignet, um es den Gläubigern zu entziehen (RG 74, 224; 
JW 04, 49952; 1911 S. 32418, 57610, 65022; 1913, 318°; Warn 1912 Nr 155). Auf ſeiten des 
Gläubigers iſt dementſprechend ein Verſtoß gegen die guten Sitten gegeben, wenn er ſich das 
ganze gegenwärtige und zukünftige Warenlager, ſowie alle gegenwärtigen und zukünftigen 
Außenſtände des Schuldners übereignen und übertragen läßt, wodurch er dieſen feiner wirt⸗ 
ſchaftlichen Selbſtändigkeit beraubt, andere Gläubiger darüber notwendig täuſcht und fie um bie 
Mittel ihrer Befriedigung bringt, mag ſelbſt feine Abſicht die geweſen fein, dem Schuldner aufe 
zuhelfen (N 85, 343; JW 1911, 57610, 1913, 916°; 1914, 8318; 1915, 1912; 1917, 4602; 1919, 
4431; 1921, 13636; Warn 1913 Nr 400; 1915 Nr 134; 1916 Nr 271; 1919 Nr 189; 1923 Nr 6; 
1927 Nr 74; 1929 Nr 174). Es iſt nicht ſowohl der Umfang der Sicherungsübereignung, die den 
Schuldner ſeiner geſchäftlichen Selbſtändigkeit beraubt und ihm die Mittel zur Befriedigung 
anderer Gläubiger nimmt, als die notwendig andere Gläubiger über die wahre Geſchäfts⸗ und 
Kreditlage des Schuldners täuſchende Geheimhaltung, die die Sittenwidrigkeit dieſer Geſchäfte 
begründet. Eine Abſicht der Gläubigerbeſchädigung ſeitens desjenigen, zu deſſen Gunſten die 
Sicherungsübereignung geſchieht, iſt dabei nicht erforderlich; es genügt das Bewußtſein der 
Möglichkeit einer ſolchen Schädigung der übrigen Gläubiger (RG JW 1930, 29275). Fehlt es 
auch hieran, dann iſt ein Schadenserſatzanſpruch aus $ 826 nicht gegeben (RG Warn 1931 Nr 118; 
1934 Nr 188). Als unſittlich iſt das Verhalten des Gläubigers, der ſich eine Kreditſicherung 
geben läßt, in der Regel dann nicht zu erachten, wenn die Sicherheit in angemeſſenem 
Verhältnis zur Höhe des gewährten Kredits ſteht und dem Schuldner fo viel Bewe⸗ 
gungsfreiheit bleibt, daß er, wenn nicht beſondere Umſtände eintreten, ſeinen Betrieb ohne 
Schädigung anderer fortführen und feine Verbindlichkeiten, ſei es auch mit Hilfe des Kredits, 
decken kann, auch der Sicherungsnehmer auf ein redliches Verhalten des Schuldners gegenüber 
feinen anderen Gläubigern vertrauen darf (RG HNN 1931 Nr 1308). Über die Schadenserſatz⸗ 
pflicht des Kreditgebers, der ſich vom Schuldner eine übermäßige und undurchſichtige Sicherung 
hat gewähren laſſen, gegenüber einem anderen Kreditgeber, der bei Kenntnis der Sachlage dem 
Schuldner einen Kredit nicht eingeräumt hätte, ſowie über die verſchiedenen Möglichkeiten hinſicht⸗ 
lich des Inhaltes der Schadenserſatzpflicht hierbei |. RG 136, 247 und hiervon teilweiſe abweichend 
RG 143, 48; ferner R JW 1935, 28865; NG Warn 1935 Nr 36; ſ. auch HMM 1933 Nr 1845; 
über den Tatbeſtand der von einem Sicherungsnehmer (Bank) gegenüber anderen Gläubigern 
begangenen Kredittäuſchung, die auch ohne jede Knebelung des Schuldners gegeben ſein kann, 
ſ. RG 136, 293; 143, 48; RG SeuffA 88 Nr 117; R Warn 1929 Nr 74; R6 HIN 1931 Nr 215; 
über die Offenbarungspflicht eines Sicherungsnehmers gegenüber einem anderen, ſpäteren 
Sicherungsnehmer ſ. RG Warn 1933 Nr 75. Zur Frage der Sittenwidrigkeit von Sicherungslüber 
eignungsverträgen vom Standpunkt der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung |. Henne, 
berg DJ 1934, 1440. Über Sicherungsübereignung unpfändbarer Gegenſtände |. Lielfeldt 
JW 1935, 1208; Rohling DWR 1935/36, 54 (56). — Der Gläubiger handelt ferner wider die 
guten Sitten, wenn er, um dem Schuldner begründete Einreden abzuſchneiden, gegen 
eine ausdrückliche Vereinbarung oder auch ohne eine ſolche, die ihm vom Schuldner gegebenen 
Wechſel auf dritte gutgläubige Erwerber überträgt (RG 51,357; 56,317; Warn 1912 Nr 386). Noch 
mehr, wenn der Gläubiger durch eine a ineinandergreifender planmäßiger Handlungen ſeinem 
Schuldner ſelbſt den allgemeinen Kredit abſchneidet und ihm die Möglichkeit verlegt, ihn, den Gläu⸗ 
biger, zu befriedigen, um in der Zwangsverſteigerung die Grundſtücke des Schuldners billig an ſich 
zu bringen (RG 58, 219), oder wenn er ſonſt durch fein Verhalten die rechtliche oder wirtſchaftliche 
Lage feines Schuldners zu verſchlechtern trachtet (NG 58, 425). Es ift eine im Bauverkehr nicht 
ſeltene hierher gehörige Erſcheinung, daß der Baugeldgeber, wenn der Bau zum größeren Teile 
fertiggeſtellt ift, mit feinen weiteren Vertragsleiſtungen unter nichtigen Vorwänden zurückhält, um 
das Baugrundſtück, für das im unfertigen Bauzuſtande nur ſchwer Kaufluſtige ſich finden, zur 
Zwangsverſteigerung und darin an ſich zu bringen. Gegen die guten Sitten handelt ferner der 
Vermieter, der gegen den Mieter mit einer Räumungsklage vorgeht, nachdem er ihn vorher 
durch vertragswidrige Weigerung der Zuſtimmung zu einer Untervermietung außerſtand geſeb! 
hatte, den Mietzins zu zahlen (RG 22. 11. 07 III 326/07). Sittenwidrig handelt ein Mieter, 
wenn er während der Mietzeit hinter dem Rücken des Vermieters auf die Schankerlaubnis für die 
von ihm auf dem gemieteten Grundſtück betriebenen Wirtſchaft verzichtet, um eine ſolche in N 
benachbarten Grundſtück betreiben zu können (RG JW 1936, 18296). Nicht gegen die guten Sitte 
handelt ohne hinzukommende andere Tatbeſtandsmomente der Darlehnsgläubiger der die a b⸗ 
gefallene Forderung gegen den perſönlichen Schuldner beitreibt, obwohl er ſelbſt das Pfanogrune 
ſtück fo billig erftanden hat, daß der Mehrwert feine Forderung deckt; denn er handelt in erla die 
Verfolgung feines Rechts (RG 80, 153 u. a.); vgl. darüber auch unter g. Kein Verſtoß wider! 8 
guten Sitten iſt die Vereitelung des Zuſtandekommens eines Vertrags, für den ein n 
Vertragsangebot noch nicht vorlag (MG Warn 1914 Nr 3). Zur Frage des Bankgeheimniſſe 5 
RG HRR 1935 Nr 662. en 
d) Die Schadenserſatzpflicht aus $ 826 wird auch durch ein rechtskräftiges Urteil zugunflel 
des Schädigers nicht grundſätzlich gehindert. Nicht jittenmidrig ift die Vollſtreckung eines zugunſt 
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eines außerehelichen Kindes ergangenen Urteils, wenn auch nach Rechtskraft der Nachweis des 
Mehrverkehrs geführt ift (L Hannover DJ 1936, 1696. Sittenwidrig und die Schadenserſatz⸗ 
pflicht begründend iſt es aber z. B., wenn ein Ehegatte das Scheidungsurteil in ſittenwidriger 
Weiſe herbeiführt und dadurch den anderen Ehegatten in feinen Unterhaltsanſprüchen ſchädigt 
(RG 75, 213). Sittenwidrig iſt auch die vorſätzliche Herbeiführung eines falſchen Ergebniſſes in 
einem auf Anfechtung der Ehelichkeit eines Kindes gerichteten Prozeß (NG Warn 1935 Nr 184). 
Sittenwidrig iſt es ferner, wenn der Gläubiger des rechtskräftigen Urteils dieſes ſelbſt hinter dem 
Rücken des Schuldners in Kenntnis des Nichtbeſtehens ſeiner Forderung in der Art erwirkt hatte, 
daß der Schuldner ſich nicht verteidigen konnte, wie etwa durch öffentliche Zuſtellung, von der 
er wußte, daß ſie den Gegner nicht erreichen würde, und obwohl er wußte, wo dieſer ſich aufhielt, 
oder durch planmäßiges Zuſammenwirken mit den Zeugen (NG JW 1926, 1148). Ebenſo, wenn 
jemand argliſtig durch Täuſchung der Sachverſtändigen, deren Gutachten zur Grundlage eines 
Urteils diente, ein feinem angeblichen Anſpruche günſtiges Urteil erſchlichen hat (NG Warn 1922 
Nr 45). Erſchleichung eines ſachlich unrichtigen Eheſcheidungsurteils |. auch RG SeuffA 89 Nr 167. 
Die Wirkung der Rechtskraft hört auf, wo ſie bewußt rechtswidrig zu dem Zwecke herbeigeführt 
iſt, dem, was nicht Recht ift, den Stempel des Rechtes zu geben“ (RG 46, 75; 61, 359; 75, 213; 
78, 389; JW 05, 23416; 12, 3726; 1916, 119515; 1926, 11486, 1928, 18532; 1931, 311222; Dem 
Urteile ſteht hier gleich ein nicht auf Grund kontradiktoriſcher Verhandlung ergangener Ent⸗ 
mündigungsbeſchluß (NG Warn 1922 Nr 46); ebenſo ein Schiedsſpruch (RG JW 1928, 18532; 
RS HAN 1937 Nr 1314). Ein beſtätigter Zwangsvergleich kann inſoweit einem rechtskräftigen 
Urteil im Zivilprozeß nicht gleichgeſtellt werden. Der Gläubiger, der im Beſtätigungsverfahren 
erfolglos geltend gemacht hat, der Zwangsvergleich jei durch Betrug des Gemeinſchuldners zu⸗ 
ſtandegekommen, kann die Wirkſamkeit des rechtskräftig beſtätigten Zwangsvergleichs nicht da⸗ 
durch beſeitigen, daß er aus demſelben Grund einen Schadenserſatzanſpruch aus $ 826 geltend 
macht; die Anwendung des $ 826 wäre mit der Regelung, die die Konkursordnung für den Zwangs⸗ 
vergleich vorſieht, nicht vereinbar (RG 158, 79; |. aber auch RG HRR 1930 Nr 611). Daß der Be⸗ 
klagte das Urteil bewußt rechtswidrig erſchlichen hat, muß der Kläger beweiſen (Reb 16. 12. 32 III 
192/32). Der Geſchädigte muß fo geſtellt werden, wie er ohne das ſittenwidrige Handeln des 
andern geſtanden hätte; er hat insbeſondere einen Anſpruch auf Herausgabe des ſittenwidrig 
erwirkten Urteils ſowie auf Unterlaſſung der Sen e (R JW 1934, 6134; |. auch 
RR 1936 Nr 1219; JW 1938, 116810). — Über die Fälle hinaus, in denen eine Partei auf 
unerlaubtem Wege ein ihr günſtiges rechtskräftiges Urteil erſchlichen hatte, lehnte die frühere 
Rechtſprechung es ab, die Geltendmachung eines rechtskräftigen Urteils, auch bei Kenntnis der 
ſachlichen Unrichtigkeit, als einen Verſtoß gegen die guten Sitten anzusehen, indem ſie die Be⸗ 
deutung der Rechtskraft betonend erwog: dadurch, daß jemand angehalten werde, eine ihm aus 
einem rechtskräftigen Urteil obliegende Verbindlichkeit zu erfüllen, werde ihm kein Schaden 
zugefügt, und zur Beſeitigung eines auf falſcher Beweisgrundlage beruhenden rechtskräftigen 
Urteils biete die ZRO die Mittel, von denen der Benachteiligte Gebrauch machen könne (59 580 ff. 
PO; RG 67, 151; 80, 153; 126,239; RG JW 1905, 23416; 1912, 372%; 1926, 11485; 1931, 
311221; 1934, 6134, R& Warn 1920 Nr 110; Rh Gruch 63, 611; RG HNN 1930 Nr 611; |. auch 
HRR 1937 Nr 1462). Dieſe Beurteilung ſetzt aber die Form über die Sache, wird auch dem 
Zwecke des 9 826 nicht gerecht und kann deshalb, zumal von einer geläuterten Auffaſſung von 
Sitte und Recht aus betrachtet, jedenfalls in dieſer Allgemeinheit nicht aufrecht erhalten werden. 
Zwiſchen dem Fall, daß jemand der mehr oder weniger begründeten Anſicht iſt, eine von ihm 
erſtrittene Entſcheidung treffe nicht das Richtige, und dem anderen Fall, daß eine Partei den Erlaß 
eines ihr günſtigen Urteils durch ein gegen die guten Sitten verſtoßendes Verhalten ſelbſt herbei⸗ 
geführt hat, liegen, wie in R& 155, 55 (60) ausgeführt ift, zahlloſe Tatbeſtände, die ſich nicht durch 
eine allgemeine Regel erfaſſen laſſen. Der Satz, daß nur die Herbeiführung eines Urteils auf 
ſittenwidrigem Wege, etwa durch Irreführung des Gerichts, gegen die guten Sitten verſtoße, 
läßt ſich aus $ 826 nicht ableiten. Auch die bewußte Benutzung einer von der betreibenden Partei 
nicht veranlaßten falſchen Ausſage zur Erzielung eines fachlich unrichtigen Urteils kann die Sitten⸗ 
widrigkeit der Verwertung dieſes Urteils mit der Folge des $ 826 begründen (ſo das ſchon erwähnte 
Urteil RG 155, 55; dazu Lehmann JW 1937, 2225). Ebenſo eine andere Handlung, die der ob⸗ 
ſiegende Teil vor der Fällung des Urteils dem Gericht oder auch dem Gegner gegenüber vorge⸗ 
nommen hat, um die richtige Entſcheidung zu verhindern; darin allein, daß jemand von einem 
unrichtigen Urteil Gebrauch macht, das er ſelbſt für unrichtig halt, liegt im allgemeinen noch kein 

erſtoß gegen die guten Sitten (RG 155, 55; 156 S. 265, 347; R JW 1938, 12628). Vgl. 
auch R6St 34, 279; KG 1937, 297818; Zimmermann ZW 1938, 16; Engelhard ebenda 554; 

pecht ebenda 1869; weitergehend Bernhardt JW 1937, 1034; LO Stendal DJ 1938, 382 
mit Anm Kramer; f. auch Bruns JW 1937, 2432; Larenz, Vertrag und Unrecht Il 43. — Ein 
Schadenserſatzanſpruch aus $ 826 entſteht jedoch dann nicht, wenn die Prozeßpartei bei der Urteils⸗ 
erwirkung gegenüber dem Prozeßgegner ganz offen handelte und nur den Richter täuſchte (RG 
Warn 1914 Nr 273; NRG DX 1936, 1657), oder wenn beide Ehegatten an dem Erwirken eines 
Lheſcheidungsurteils in ſittenwidriger Weiſe teilgenommen haben (RG JW 1938, 126250; f. auch 
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HRR 1936 Nr 1219). Dasſelbe gilt von der Geltendmachung der Rechte aus einem Vergleich, 
deſſen Forderungsgrundlage nicht beſteht, wenn dieſes Nichtbeſtehen der Forderung beim Ab⸗ 
ſchluſſe des Vergleichs dem andern Teile ebenſowohl bekannt war (RG Gruch 52, 1027). Einen 
Fall der argliſtigen Erwirkung eines rechtskräftigen Zuſchlagsurteils in der Zwangsverſteigerung 
zum Nachteil eines Hypothekengläubigers behandelt R 69, 277. Über ſittenwidriges Zuſammen⸗ 
wirken zur Erlangung eines Vollſtreckungstitels für eine in Wahrheit nicht beſtehende Forderung, 
um anderen (wirklichen) Gläubigern mit einer Pfändung zuvorzukommen, ſ. RG 153, 200. Ein ge⸗ 
gen die guten Sitten verſtoßender Mißbrauch der Rechte aus einem rechtskräftigen Urteile iſt es, 
wenn der obſiegende Teil die Verurteilung des Gegners in einer über ein vernünftiges Maß hinaus⸗ 
gehenden Weiſe öffentlich bekanntmacht, während ihm in gehörigen Schranken das Recht einer fol- 
chen Mitteilung an den dabei intereſſierten Perſonenkreis nicht zu verſagen iſt (NG FW 07, 52729). 
Erwirkung von Vollſtreckungsbefehlen für ſittenwidrig erlangte Anſprüche als Verſtoß gegen die 
guten Sitten |. RG 132, 273. Sittenwidrige Herbeiführung eines Prozeßvergleichs durch Be⸗ 
nutzung falſcher Zeugenausſagen (Seuff A 85 Nr 45). Erlangung einer einſtweiligen Verfügung 
durch verfälſchte Beweismittel ſ. RG HRR 1935 Nr 665. Über ſittenwidrige Patenterſchleichung 
„R 140, 184; Erſchleichung der Patentruhe ſ. RG 140, 184; 157, 1 RG JW 1938, 160231. 
Über die Vollſtreckung von (in älteren Urteilen) rechtskräftig zuerkannten übermäßig hohen Zins⸗ 
anſprüchen ſ. Grund YW 1935, 2937, Jonas ZW 1936, 1695, Herrſchel JW 1937, S. 679, 1407, 
Roquette JW 1937, 1938, Braun JW; 1937, 3202; Bäſtlein D 1938, 330 (334); Krupp 
JW 1938, 3077; Heiſe DGWR 1938, 209; ſ. auch OLG Jena ZW 1937, 33314 und OLG 
Breslau FW 1938, 315° mit Anm Herrſchel. 

e) Die zwiſchen andern Perſonen beſtehenden perſönlichen Schuldverhältniſſe können 
von einem Dritten nicht, jedenfalls nicht unmittelbar, verletzt werden (vgl. $ 823 A 9) und brauchen 
deshalb in der Regel von ihm nicht beachtet zu werden (RG Gruch 51, 987). Dadurch wird aber 
nicht ausgeſchloſſen, daß ein planmäßiges Zuſammenwirken des einen Vertragsteils 
mit einem Dritten zum Schaden des andern Vertragsteils nicht nur den verräteriſchen 
Vertragsteil, ſondern auch den Dritten gegenüber dem beeinträchtigten Vertragsteile nach $ 826 
verantwortlich macht (RG 62, 14072; 83, 237; 88, 361; 90, 350; 108, 58; 147, 136; JW 1910, 3907; 
1921, 1311; 1922, 13906; 1927, 14072; 1935, 3300”; Warn 1928 Nr 128; SeuffA 87 Nr 70; 
Gruch 51, 987). Sittenwidrige Vereitelung eines gerichtlich feſtgeſtellten Herausgabeanſpruches 
durch planmäßiges Zuſammenwirken des Schuldners und Dritter ſ. R JW 1930, 14917; ſitten⸗ 
widrige Aufrechterhaltung des von einem andern veranlaßten Scheins einer Garantieübernahme 
durch einen Kaufmann |. R JW 1932, 3955. Sittlich verwerflich iſt der in planmäßigem Zu 
ſammenwirken mit einem Wechſelgläubiger erfolgte Erwerb von Wechſeln, um dem Schuldner 
Einreden abzuſchneiden (RG Warn 1912 Nr 386; die bloße Kenntnis der Einreden macht den Er⸗ 
werb nicht ſittenwidrig, RG 57 S. 65 u. 391; JW 08, 15125), So wird dem geſchädigten Vertrags- 
teile ferner nach $ 826 haftbar, wer von dem Mißbrauch einer rechtsgeſchäftlichen oder 
geſetzlichen Vertretungsmacht zu Geſchäften, für die ſie im inneren Verhältniſſe nicht erteilt 
war, Kenntnis hat oder nur aus einer an Gewiſſenloſigkeit grenzenden Fahrläſſigkeit nicht hat 
(RG 58, 356; 145, 311; 147, 201 [208] ; Warn 09 Nr 481; JW 03 Beil 74179; HAN 1929 Nr 1730; 
1936 Nr 191; vgl. Seuff 79 Nr 138, 185; 81 Nr49); ebenſo dem Gläubiger der Schuldner, der trogz 
Kenntnis der Untreue des Treuhänders dieſem (an ſich wirkſam) Zahlung leiſtet (RG JW 1925, 
16857). Wer ſich in Kenntnis des vertragsmäßigen Rechtes eines Dritten auf Beſtellung einer Hypo 
thek an einem Grundſtücke wegen einer für ihn beſtehenden Forderung vorher eine Hypothek eintra“ 
gen läßt, handelt noch nicht unſittlich (RG JW 1910,3907; Gruch51,987; vgl. R h 73,50); ebenſo 
nicht ſchon, wer in Kenntnis eines älteren perſönlichen Anſpruchs auf Eigentums oder Befipüber- 
tragung ſich das Eigentum oder andere dingliche Rechte an Sachen einräumen läßt (NG 83,237; RG 
JW 1925, 17522); wohl aber, wer, mag er auch nebenbei eigene erlaubte Zwecke verfolgen, im 
argliſtigen planmäßigen Zuſammenwirken mit dem Eigentümer eine Auflaſſung entgegennimmi 
um dadurch dieſem einen unliebſamen Veräußerungsvertrag mit einem Dritten beſeitigen (#7 
62, 137; 83, 237; 88, 366; JW 1922, 1390“; 1926, 9865; SeuffÜ 79 Nr 139; 86 Nr 29) oder 5 
Begründung einer Grunddlenſtbarkeit hintertreiben zu helfen, zu der er ſich verpflichtet ha 
(RG Gruch 50, 971); ebenſo wer im planmäßigen Zuſammenwirken mit dem Verkäufer eim 
Grundſtücks die zur Heilung des Formmangels gemäß § 313 Satz 2 erforderliche era 
vereitelt, um ſelbſt das Grundſtück zu erwerben (RG Warn 1925 Nr 18). Über den Ven 
mehrfacher Vermietung derſelben Sache ſ. 535 A 1 Abſ 1. Ebenſo verſtößt chat 
die guten Sitten die Übertragung einer Hypothek und deren Annahme durch ein Gag igg⸗ 100 
zu dem Zwecke, das Recht eines Dritten auf Vorrechtseinräumung zu vereiteln (MG 9 1 er 
Sittenwidrig handelt gegenüber dem Verkäufer der Abnehmer des Käufers, der, wiſſen, 
daß der inzwiſchen zahlungsunfähig gewordene Käufer Fracht und Zoll nicht bezahlen kaun 
dieſem noch nicht ausgelieferte Ware unter Verrechnung des Kaufpreiſes auf eine Gegenforder 
erwirbt und ſich unmittelbar vom Frachtführer (Eiſenbahnverwaltung) aushändigen läßt (4 t 
10. 6. 31 IX 128/31). Sittenwidriges Verhalten eines Dritten, der von einem wieberverutn, 
der ſelbſt unter Eigentumsvorbehalt gekauft hat, außerhalb des ordnungsmäßigen Geſch unt 
betriebes kauft, obwohl er die darin liegende Überſchreitung der Veräußerungsermächtigung kenn 
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RE HRR 1935 Nr 1587. Sittenwidrige Beſtimmung des Verkäufers durch Käufer, an ihn unter 
Umgehung des Verkaufsmaklers zu verkaufen, dem der Verkäufer die Verkaufsvermittlung gegen 
einen Mäklerlohn übertragen hatte (RG Warn 09 Nr 142), oder wenn jemand den beauftragten Ge⸗ 
ſchäftsführer eines andern durch Beſtechung gewinnt, hinter dem Rücken ſeines Auftraggebers zu 
deſſen Nachteile tätig zu ſein und ihm Kaufluſtige abwendig zu machen, anſtatt ſie ihm zuzuführen 
(RG Warn 09 Nr 97). Zuſammenwirken einer Bank mit den Direktoren einer Aktiengeſellſchaft, die 
mit ihr im Kontokorrentverkehr ſteht, zum Nachteil der Geſellſchaft ſ. RG 125,411. Diskontierung 
von Wechſeln, die das einzige Vorſtandsmitglied einer Aktiengeſellſchaft für ſeine perſönlichen 
Zwecke ausgeftellt hat, durch eine hiervon unterrichtete Bank ſ. RG JW 1931, 7943. Beeinfluſſung 
von Mitgliedern des Vorſtandes oder Aufſichtsrates einer Aktiengeſellſchaft zur Erlangung gefell- 
ſchaftsfremder Sondervorteile ſ. Aktiench $ 101 und Lehmann in Feſtſchrift für Hedemann 1938 
S. 399 ff. Zuſammenwirken des einen Vertragsteils mit dem Vertreter des andern zu deſſen Nach⸗ 
teil ſ. N JW 1928, 158430. Erwerb eines Grundſtücks durch bewußtes und gewolltes Zuſammen⸗ 
wirken mit dem einem andern zur Verſchaffung des Grundſtücks verpflichteten ſtillen Stellvertreter 
I. RG JW 1928, 244610, Verwertung von Betriebsgeheimniſſen durch einen früheren Angeſtellten in 
Verbindung mit Dritten ſ. RAG 5,98. Anwendung des $ 826 in dem Falle, daß von den Geſellſchaf⸗ 
tern einer G. m. b. H., um einen von dieſer mit einem Dritten abgeſchloſſenen, auf längere Dauer 
berechneten Vertrag zu beſeitigen, die Auflöſung der bisherigen Geſellſchaft und die Gründung 
einer neuen G. m. b. H. unter den nämlichen Geſellſchaftern mit dem ſelben Geſchäftszweck 
vorgenommen wird, |. RG 114, 68. Ausnutzung der unter Verletzung der Tarifvereinbarungen 
für den Verbandsverkehr der oberſchleſiſchen Eiſenbahnen erfolgten Unterlaſſung der Veröffent⸗ 
lichung einer Tariferhöhung als Verſtoß gegen die guten Sitten |. R& Seuffü 81 Nr 72. Maß 
nahmen eines Gläubigers zur eigenen Sicherung find nicht ſchon deshalb unfittlich, weil 
ſie zu einer Schädigung anderer Gläubiger führen; ſie mögen zur Gläubigeranfechtung führen, be⸗ 
gründen aber noch keinen Schadenserſatzanſpruch aus $ 826 (RG Warn 1915 Nr 134; 1918 Nr 1: 
23 1917 S. 107014 u. 1254). Sittlich verwerflich kan n es fein, wenn ſich ein Gläubiger, der ſich 
gleich den übrigen mit dem Schuldner auf einen Prozentſatz der Forderung verglichen hat, hinter- 
her und hinter dem Rücken der andern die Zahlung der ganzen Forderung verſprechen läßt (RG 
79, 194). Die Verleitung eines Vertragspflichtigen zum Vertragsbruch, insbeſondere eines 
Angeſtellten zur vertragswidrigen Auflöſung des Dienſtverhältniſſes, aber auch eines Verkäufers, 
die verkaufte Sache ihm oder einem Dritten nochmals zu verkaufen und zu übergeben, verſtößt 
dagegen ohne anderweite Schädigungsabſicht nicht ſchlechthin gegen die guten Sitten, ſofern 
nicht Umſtände hinzutreten, die das Verhalten verwerflich erſcheinen laſſen (RG 78, 14; 81,91; 103, 
421; JW06, 46520; 1910, 7055; 1913,86611, 1930, 120717; 1931, 2238105 Warn 1910 Nr 183; 1913 Nr. 
322; 12.4. 11 1417/10; zu weit geht RH JW 913,325 10, wo jede Verleitung eines bei einem 
Dritten unter Konkurrenzverbot Angeſtellten zum Vertragsbruch für unſittlich erklärt wird; ähnlich 
RG JW 1916, 41313; in beiden Fällen handelt es ſich aber um unlauteren Wettbewerb, was die 
Entſcheidungen annehmbar macht; vgl. anderſeits die angezogene Entſcheidung Warn 1913 Nr 
322). Verleitung eines reversgebundenen Einzelhändlers zum Vertragsbruch, um ſich auf dieſe 
Weiſe Erzeugniſſe eines anderen gegen deſſen Willen zu verſchaffen, |. HRR 1935 Nr 612. Nicht 
unſittlich iſt regelmäßig die Verleitung zur Löſung eines Vertragsverhältniſſes auf dem ordent⸗ 
lichen Wege der Kündigung (RG JW 1916, 1115“; vgl. dazu JW 1917, 2175). Berufung auf 
ein nach dem Anfechtungsgeſetz anfechtbares Rechtsgeſchäft durch den Erwerber gegenüber 
dem Gläubiger des Veräußerers vgl. Vorbem 2d vor 9 823. Über Knebelverträge, die zugleich 
den Schuldner wie deſſen übrige Gläubiger ſchädigen, |. A 30. Beihilfe zur Begründung eines 
äußerlich glänzend ausſchauenden, in Wahrheit nicht lebensfähigen Geſchäfts eines Schuldners 
durch einen Gläubiger in eigennütziger Abſicht R JW 1917, 37%. Haftung einer Geſchäftsfrau 
für Rechtshandlungen ihres für fie als Strohmann tätigen Ehemannes |. Seuffl 82 Nr 171. 
Stttenwidrige Maßnahmen eines Erben zur Vereitlung des Anspruchs des Vermächtnisnehmers 
0 Seuffl 87 Nr 10. Ein Geſchäftsherr, der mit einem andern Geſchäftsherrn vereinbart 
Hat, daß kein Teil Angeſtellte des andern vor Ablauf einer gewiſſen Zeit ſeit Beendigung des 
Dienſtverhältniſſes einſtellen ſolle, kann von einem bei ihm ausgeſchiedenen, bei dem andern 
eſchäftsherrn nicht angenommenen Angeſtellten nicht haftbar gemacht werden, wenn er in 
ahrung berechtigter Intereſſen die Zuſtimmung zum Eintritt bei dem andern verweigert (RAG 
64). Dagegen handelt der Geſchäftsherr ſittenwidrig, wenn er das Unterkommen eines frühe⸗ 
den Angeſtellten bei einem mit ihm im Wettbewerb ſte henden Unternehmer durch Anwendung 
Karfer Druckmittel verhindert und dadurch die Exiſtenz des Angeſtellten gefährdet (Rach 3, 174; 
oil. auch 2, 64). Sitienwidrige Abfindung des Bezirksvertreters einer Aktiengeſellſchaft mit 
Altien dieſer Geſellſchaft durch ein zu ihrer Sanierung handelndes Konſortium, das alsbald eine 
Neue Aktiengeſellſchaft gründet und dadurch den Konkurs der alten und die Entwertung ihrer 
Altten herbeiführt (Riß 14. 3. 29 VI 711/28). Zur Frage der Sittenwidrigkeit einer Beteiligung 
an der Gewährung eines Darlehens zum Erwerbe aller Geſchäftsanteile einer Geſellſchaft mbH. 
gegen Belaſtung des Geſellſchaftsvermögens |. RG Warn 1935 Nr 154. 
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1) Eine Handlung wider die guten Sitten iſt es, wenn bei Vertragsverhandlungen ein 
Dritter, der nicht Vertragspartei iſt, in Unterftükung der einen Vertragspartei den andern 
Vertragsteil durch argliſtige Täuſchung zum Abſchluſſe des Vertrags beſtimmt (RG 61, 250; 
63, 146; RG JW 1929, 3149). So, wenn der Makler bei Kaufverhandlungen dem Verkäufer 
einen Kaufluſtigen zuführt und ihm über deſſen Zahlungsfähigkeit wiſſentlich falſche Angaben 
macht (R Warn 08 Nr 49); wenn ein Dritter bei Gründung einer G. m. b. H. durch wiſſent⸗ 
liche Überwertung der Sacheinlage eines Geſellſchafters die Geſellſchaft ſchädigt (RG 84, 332). 
Hierher gehört ferner der Fall, daß jemand einen andern zur Eingehung einer Wechſelbürgſchaft 
für die Wechſelverpflichtung eines Dritten an beſtimmter Stelle veraulaßt unter dem Vorgeben, 
daß er vor ihm als Bürge zeichnen werde und, nachdem jener unterzeichnet hat, ſeine Unterſchrift 
erſt hinter ihm abgibt, während an die vordere Stelle eine zahlungsunfähige Perſon geſchoben 
wird (RG Warn 08 Nr 517). Oder daß bei einem auf beſtimmte Unternehmer beſchränkten Aus⸗ 
ſchreiben von Arbeiten oder Lieferungen (Submiſſion) ein Unternehmer die andern durch Ab. 
findungen beſtimmt, nur Scheingebote abzugeben, damit er der Mindeſtfordernde bleibt (RG 
Warn 08 Nr 50; Gruch 52, 1037). Keinen Verſtoß wider die guten Sitten bedeutet es, wenn ein 
Rechtsanwalt bei Vergleichsverhandlungen mit dem Gegner ſeiner Partei die Vereinbarung 
eines Sonderhonorars, das ihm dieſe zugeſichert hat, verſchweigt; es beſteht keine Verpflichtung, 
die eigenen Verhältniſſe dem Gegner zu offenbaren (RG 98, 74). Dagegen darf ſich ein 
Rechtsanwalt nicht dazu hergeben, bei Vertragsverhandlungen mitzuwirken, bei denen es auf 
eine Täuſchung des Vertragsgegners abgeſehen iſt. Die Verſchwiegenheitspflicht gegenüber 
feinem Auftraggeber könnte ein ſolches Verhalten nicht rechtfertigen (RG 11. 7. 29 VI 751/28). 

g) Weiter kommen in Betracht Maßregeln, die bei der Zwangsverſteigerung eines Grund⸗ 
ſtücks von Hypothekengläubigern oder ſonſtigen Kaufluſtigen zum Nachteile anderer Hypotheken- 
gläubiger oder des Eigentümers vorgenommen werden. Kein Hypothekengläubiger hat die Ver- 
pflichtung, bei der Zwangsverſteigerung des Pfandgrundſtücks mitzubieten; deshalb enthält 
auch eine Vereinbarung mehrerer Gläubiger, ſich des Bietens zu enthalten, 
an ſich nichts Unſittliches. Sie wird jedoch zu einem Verſtoße gegen die guten Sitten, 
wenn ſie bezweckt, alle in Betracht kommenden Bieter überhaupt auszuſchalten, ſo daß zum 
Schaden des Eigentümers oder anderer Hypothekengläubiger der Zweck der geſetzlichen Zwangs 
verſteigerung, durch Erzielung eines möglichſt dem Grundſtückswert entſprechenden Gebots bei 
freiem Wettbewerb der Bieter die Deckung der auf dem Grundſtück ruhenden Laſten herbeizu⸗ 
führen, vereitelt wird (RG 58, 393; JW 07, 2015; 1933, 4254; R HNN 1929 Nr 1096; |. auch 
ebenda Nr 98). Gegen die guten Sitten handelt ein nachſtehender Hypothekengläubiger, der dem 
vorſtehenden gegenüber übernommen hat, ihn herauszubieten, wenn er zum Nachteil des daraufhin 
im Verſteigerungstermine nicht vertretenen Vorgläubigers eine dieſem unbekannte Sachlage aus⸗ 
nützt, ohne ihn nach Treu und Glauben von dieſer Sachlage, ſoweit dies ohne Schwierigkeit mög. 
lich, zu benachrichtigen (RG 69, 277; Warn 1911 Nr 326). Kein Verſtoß gegen die guten Sitten iſt 
es aber, wenn ein Hypothekengläubiger in der Zwangsverſteigerung von einem Bieter nach $ 67 
ZUG wegen ſeines Gebots Sicherheit verlangt, auch wenn er vorher dieſen Bieter als Hypo⸗ 
thekengläubiger ſelbſt bewogen hatte, mit feiner vorſtehenden Hypothek hinter die ſeinige zurück- 
zutreten (RG 58, 214). Kein Verſtoß gegen die guten Sitten iſt es auch, wenn der Gläubige? 
bei der Verſteigerung des Grundſtücks oder der für ihn gepfändeten beweglichen 
Sachen 10 erſteht, beim Weiterverkauf einen ſeine Forderung überſteigenden Erlös erzielt, 
gleichwohl aber feine Forderung geltend macht (RG 80 S. 153, 161: JW 1916, 4005; 1917, 812*äB 

h) Rat, Auskunft und Empfehlung bilden, wenn ſie wiſſentlich unwahr erteilt werden, 
die Grundlage für einen Schadenserſatzanſpruch nach $ 826 (vol. $ 676 A 3). Nach dem in A 2 u.” 
Ausgeflihrten kann aber auch die in beſonders grober Fahrläſſigkeit erteilte Auskunft, 
wenn fie mit dem Vorſatz der Schädigung, d. i. wenigſtens mit dem Bewußtſein verbunden iſt, dab 
der Betroffene dadurch Schaden leiden könne, austeichen, die Haftung aus $ 826 zu begründen 
(RG JW 1911, 58427; 1922, 13905). Über die Grenze von Vorſatz und Fahrläſſigkeit bei Aus“ 
fünften ſ. RO 76, 313; Warn 1914 Nr 109. Einen Fall grob fahrläſſigen Verſchweigens eines 
weſentlichen Umſtandes behandelt R JW 1922, 13905. Hierher gehört insbeſondere die wider 
beſſeres Wiſſen oder wenigſtens mit dem Bewußtſein, daß Sie falſch fein könne, erſtattete Auskunft 
über die Kreditwürdigkeit eines Kaufmanns (RG 94, 318; JW 1911 S. 4325, 58427; 1917 
285°; Warn 08 Nr 214 u. 518; 1910 Nr 327). Auch vorſätzliches Verſchweigen von für die Frage = 
Kreditgewährung erheblichen Umftänden verſtößt gegen die guten Sitten, wenn jemand ab 
geſchäſtlichen Leben einen andern als kreditwürdig empfiehlt (RG 24. 6. 24 IV 59/26). Fa m 
grob fahrläſſiger Auskunfterteilung behandeln KW 1911, 5847 und 1922, 13905. Eine Austun 
ift aber zuſammenhängend als Ganzes zu würdigen; eine Bank kann nach der beſtehenden e 
einer erbetenen Auskunft nicht wohl ausweichen, braucht aber auch ihre eigenen Beziehunge 
zu dem Geſchäftsmann, über den Auskunft begehrt wird, nicht aufzudecken; das nötigt ſie 3 
vorſichtiger Zurückhaltung in ihrer Auskunft, auf die der Anfragende ſich einſtellen muß 2 
W 1916, 365; Warn 1917 Nr 110; N HRM 1930 Nr 6). Zur Haftung einer Bauk gegen on 
einem dritten Kreditgeber für falſche und unvollſtändige Auskunft über einen ihrer Kunden, 5 
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dem fie ſelbſt fich bereits das Warenlager hatte verpfänden laſſen, ſ. RG HRR 1931 Nr 215. Eine 
gelegentliche Auskunft bei zufälligem Zufammentreffen, die der Befragte nicht für verbindlich 
erachten muß, begründet leine Schadenserſatzpflicht nach § 826 (RG Warn 1915 Nr 84). Über 
die Pflicht einer Berichtigung hinſichtlich einer gegenſtändlich unwahren, perſönlich gutgläubigen 
Auskunft nach erlangter Kenntnis von der Unrichtigkeit handelt RG JW 1917, 28558. In ähn⸗ 
licher Weiſe iſt die Auskunſt des Kaufmanns oder das Zeugnis über einen früheren Angeſtellten 
zu beurteilen, wobei namentlich die Verſchweigung von Unehrlichkeiten in Betracht kommt (RG 
JW 05, 3085; 1916, 1190; Warn 1916 Nr 76; 1917 Nr 88), ebenſo die wiſſentlich unwahre 
Empfehlung eines Angehörigen für eine Stellung unter Verſchweigung früherer Veruntreuun⸗ 
gen (RG Warn 1912 Nr 24; vgl. aber auch JW 1913, 4318). Ferner iſt hierher zu rechnen die 
wiſſentlich falſche Auskunft des Bankkaufmanns über Wertpapiere (RG IW 03 Beil 142218), 
einer Sparkaſſe über die Krebitfähigfeit eines ihrer Kunden (RG IW 1931, 24695) oder des 
Maklers über die Zahlungsfähigkeit eines Käufers, den er ſeinem Auftraggeber zuführt (RG 
Warn 08 Nr 49); die Verleitung zum Abſchluſſe von gewagten Börſenſpielgeſchäften durch den 
Bankkaufmann und den Dritten, der dieſem die Spielluftigen zuführt (NG Warn 1916 Nr 277). 
Wider die guten Sitten verſtößt es weiter, wenn ein Hauseigentümer, der das Haus verkaufen 
will, mit einem Mieter vereinbart, daß dieſer bei Beſichtigungen des Hauſes den Kaufluſtigen 
wahrheitswidrig günſtige Auskünfte über das Haus erteilen oder wahrheitswidrig ungünſtige 
Umſtände verſchweigen ſoll, wogegen die bloße Abrede, daß der Mieter keine ungünſtigen Aus⸗ 
künfte gebe, nicht ſchlechthin die guten Sitten verletzt (NG Warn 09 Nr 89). Wahrheitswidrige 
Auskunft des Unternehmers über einen früheren Angeftellten als Sittenwidrigkeit gegenüber 
dieſem |. Rach ArbRSamml 33, 74; vgl. auch § 630 A 5. Darüber, was als wiſſentlich unwahr 
anzuſehen iſt, vgl. $ 824 A 8; über die Haftung dritten Perſonen gegenüber, an welche die Aus⸗ 
kunft weitergegeben wird, oben A3 am Schluſſe und NG JW 1912, 29312, — Auch eine wahre 
Auskunft kann unter Umſtänden gegen die guten Sitten verſtoßen, wie z. B. die Mitteilung von 
Vorſtrafen einer Perſon durch eine Auskunftei, wenn dieſe ungeprüft läßt, ob die berechtigten 
Intereſſen des Auskunft begehrenden Kunden die Mitteilung erfordern und eine ſolche Prüfung 
zur Verneinung der Frage hätte führen müſſen (RG 115, 416). 

i) Eine Haftung aus § 826 kann durch den Mißbrauch des Eigentums und anderer aus⸗ 
ſchließlicher Rechte zum Schaden eines andern begründet werden. Die Entziehung von Licht 
und Luft für den Nachbar durch eigene Veranſtaltungen iſt nicht wider die guten Sitten, 
wenn fie im erlaubten Intereſſe, nicht in Schädigungsabſicht erfolgt (RG 98, 15). Sitten⸗ 
widrige Entfernung eines Grabſteins durch den Eigentümer ſ. Seuffa 82 Nr 172. Bewußte 
Schädigung der Nachbarn durch Bordellbetrieb im eigenen Haufe ſ. RG 50, 225; 57, 239; Warn 
08 Nr 312. Einen die Anwendung des 3 826 begründenden Mißbrauch ausſchließlicher Rechte 
enthält die mit vorſätzlicher Schädigung anderer verbundene Benutzung von an ſich in geſetzmäßiger 

Veiſe erworbenen Warenzeichen zum Zwecke der Täuſchung über Herkunft oder Beſchaffenheit 
don Waren; einzelne Fälle |. RG 66, 236; 77, 433; 81, 330; 85, 197; 106, 250 (Schutz des Aus⸗ 
ſtattungsberechtigten gegen den eingetragenen Zeicheninhaber); 111, 192; 114, 360; JW 08, 
28123; 1911, 111°0; 1915, 12627; 1925, 27592; 1927, 156911; 1929, 120615 (ſittenwidrige Be⸗ 
rufung auf ein älteres formales Zeichenrecht); nicht aber ſchon das Erwirken der Eintragung des 
Warenzeichens in dem Be wußtſein, daß ein anderer vorher das gleiche Zeichen benutzt habe, und 
die Unterſagung der Weiterführung des Zeichens gegen den andern auf Grund der erwirkten 
Eintragung (RG Warn 09 Nr 40). Die Auffriſchung von Warenzeichen auf aufladierten Näh- 
Mafchinen ſtellt, wenn dieſe als neue in den Verkehr gebracht werden und die Auffriſchung zu 
Tauſchungszwecken erfolgt, eine ſittenwidrige Handlung dar (RG 103, 367). Sittenwidrig iſt es 
auch, wenn ein Gewerbetreibender die einem andern geſchützte Warenbezeichnung für ſeine mit 

n Waren des Zeicheninhabers nicht gleichartigen Waren verwendet (RG 115, 401). Eine ſitten⸗ 
widrige Rechtsausübung kann auch darin liegen, daß der in ſeinem Warenzeichenrecht Verletzte 
in Kenntnis der Bemühungen des Wettbewerbers um die Einführung ſeines Zeichens den {hm 
zuſtehenden Unterlaſſungsanſpruch abſichtlich zunächſt nicht geltend macht (RG JW 1937, 190519), 
Uber die Eintragung von Warenzeichen auf Vorrat vgl. RG 97, 90. Verſtoß gegen die guten Sitten 

uch Ausnutzung des Ergebniſſes fremder Arbeit zur Heritellung und zum Vertrieb von 

aren, die mit den älteren Erzeugniſſen eines andern verwechſelt werden können (R 111, 254; 
115, 180; ogl. auch RG JW 1926 S. 5651, 56611); durch Benutzung widerrechtlich erworbener 
Zeichnungen und fonftiger Konſtruktionspapiere durch frühere Angeſtellte einer Maſchinenfabrik 
zum Zwecke des unlauteren Wettbewerbs (RG 109, 272). Mißbrauch des eigenen Namens zur 
Schädigung eines andern behandeln RG Warn 1911 Nr 401 und RG JW 1925, 27571. Der Ver⸗ 
tuuf der Pfandſache durch den Pfandgläubiger, um einem Dritten zum Erwerbe der Sache zu ver⸗ 
Elfen, ift nicht wider die guten Sitten, ſofern er nicht aus Schikane erfolgt; er iſt die Ausübung 
aines Rechts (RGB 98, 70). Aus dem gleichen Grunde verſtößt es auch nicht gegen die guten Sitten, 
wenn das für die Zeit nach Ablauf der Schutzdauer geplante Erſcheinen eines Werkes von einem 
„. leger, dem urheberrechlliche Veſugniſſe nicht zuſtehen, bereits vorher den Sortimentsbuch⸗ 
händlern belauntgegeben wird (RG 107, 277). Patenterſchleichung ſ. R& 140, 184. 
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10 Durch einen Mißbrauch der perſönlichen Stellung handelt wider die guten Sitten der 
Ehemann, der feine Schuld ohne Zuſtimmung der Ehefrau aus deren Vermögen bezahlt, mit 
ihm der Gläubiger, der in voller Kenntnis der Sachlage die Zahlung entgegennimmt (RG RB 
05, 391°); der Vater, der aus nichtigen und verwerflichen Gründen feine zunächſt in Ausſicht 
geſtellte Einwilligung in die Cheſchließung der Tochter verweigert, gegenüber dem Verlobten, 
der bereits koſtſpielige Aufwendungen für die künftige eheliche Wirtſchaft gemacht hat (RG 58, 
248); der Vorerbe, der Nachlaßforderungen lediglich zu dem Zwecke einzieht, den Wert ſeiner 
Ehefrau und deren Verwandten zuzuwenden, damit die Nacherben nichts bekommen (RG 70, 
332); nicht dagegen der Vormund, der die Verſagung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmi⸗ 
gung betreibt (vgl. RH Seuffa 77 Nr 8). — Hierher gehört auch die Rechtſprechung über Maß⸗ 
nahmen von Arztevereinen (über die heutige Organiſation der Deutſchen Arzteſchaft ſ. Reichs⸗ 
ärzteordnung v. 13. 12. 35, RG Bl I, 1433). Danach war es keine Handlung wider die guten 
Sitten und kein Mißbrauch des Anſehens, wenn ein Arzteverein ohne Verletzung des öffent- 
lichen Intereſſes (NG 68, 186) den Mitgliedern zur Pflicht machte, ihre Dienſtleiſtungen den 
Krankenkaſſen nicht unter einem Mindeſtſatze zu gewähren (RG JW 03 Beil 4058), oder ihnen 
mit beſtimmten Perſonen des ärztlichen Standes die gegenſeitige Vertretung und den Beratungs⸗ 
verkehr unterfagte (RG 64, 155), und wenn er Gegner der von ihm verfolgten Berufsintereſſen 
von der Mitgliedſchaft des Vereins ausſchloß, um ſie von deſſen Wirkungskreiſe fernzuhalten (RG 
93, 302; JW 1912, 29418, 1914, 355). Wohl aber, wenn der Arzteverein einem Arzte ein Verbot 
des Verkehrs mit einem andern Arzte unter Androhung der Verrufserklärung auferlegte und 
die letztere dann auch ausſprach und neben den Mitgliedern Krankenhäuſern und medtziniſchen 
Fakultäten mitteilte, ohne den Arzt über die Gründe des Verbots aufzuklären und in den 
Mitteilungen den Sachverhalt darzulegen (RG 79, 17); ferner wenn er gegen feinen Satzun⸗ 
gen nicht unterworfene Berufsgenoſſen, um fie dem Vereinswillen gefügig zu machen, plan- 
mäßig mit Maßregeln vorging, ſo, wenn er die bereits aus dem Verein freiwillig ausgetretenen 
Arzte aus dieſem ausſchloß, um ihnen den beruflichen Verkehr mit anderen Arzten abzuſchneiden 
(RG JW 1914, 460%), oder wenn er einem Arzte die Verpflichtung auferlegte, ſich innerhalb 
einer längeren Zeit ohne ſeine Genehmigung nicht an einem andern Orte, als ſeinem derzeitigen 
Wohnorte niederzulaſſen (MG 68, 186). Sittenwidrigkeit der Ausſchließung eines Arztes aus 
einem Kaſſenarztverein mit Rückſicht auf die feine Exiſtenz gefährdenden Folgen |. RG 107, 
386. Über die Aufnahme des Kinder- und Entbindungsheims eines Fürſorgeverbandes in 
die Cavete⸗Tafel eines ärztlichen Standesvereins |. RG 130, 89. — In ähnlicher Weiſe war es 
kein Mißbrauch der Machtſtellung einer Reederei, wenn fie von ihren Angeſtellten verlangte, daß 
fie einem Verbande von Seeleuten fernbleiben, der die Stellung und die Rechte der Reedereien 
ihren Beamten und Angeſtellten gegenüber herabzudrücken ſich zum Ziele geſetzt hatte (RG Warn 
09 Nr 556). — Verhängung der Stromſperre über ein unter Zwangsverwaltung ſtehendes Unter- 
nehmen durch ein Elektrizitätswerk als ſittenwidrige Ausnutzung einer Monopolſtellung ſ. RG 
132, 273; Seuff A 87 Nr 43; vgl. aber auch RG Warn 1930 Nr 78. Über Monopolmißbrauch ſ. 
auch RG JW 1928, 12066; 1933, 3312; ZUFDN 1937, 26 und 9 138 A A unter b und f. Sitten 
widriger Mißbrauch der Vorzugsſtellung eines ſtädtiſchen Verkehrsamts ift es, wenn die Stadt 
in ihrem Verkehrsbüro Ankündigungen und Fahrpläne einer Autoverkehrsgeſellſchaft, an der ſie 
maßgebend beteiligt ift, auslegt, eine andere Autobusgeſellſchaft aber von dieſer Art der Werbung 
ausſchließt (R DI 1936, 1311). 

1) Über den Mißbrauch einer Vertretungsmacht zum Nachteile des Vertretenen |. oben 
unter e. Beſtimmungen über einen Mißbrauch der Stellung geſetzlicher Vertreter mirt- 

chaftlicher Körperſchaften enthalten 5314 H05B (jetzt Aktiench 8 296), 9147 Gen, 9 8² 
Gmb. Die wiſſentlich falſche Darſtellung oder die wiſſentliche Verſchleierung der Vermögens 
lage der Geſellſchaften nach dieſen Geſetzen enthält, wenn fie zum Zwecke der Täuſchung Dritter 
erfolgt, die der Geſellſchaft Kredit gewähren ſollen, zugleich eine Zuwiderhandlung gegen 8 826, 
deſſen Tatbeſtand an die engeren Merkmale jener Paragraphen hinſichtlich des Gegenſtandes der 
unwahren Darſtellung nicht gebunden iſt, und macht die Vertreter den geſchädigten Dritten haftbar 
(RG JW 08, 14923), Im inneren Verhältniſſe der Geſellſchaft und ihrer Vertretung zu den Mii⸗ 
gliedern kann eine Ausbeutung der Mehrheitsrechte gegenüber der Minderheit und 
die Verfolgung eigener Intereſſen hierbei unter bewußter Hintanſetzung des Wohles der Geſell⸗ 
ſchaft einen Verſtoß gegen die guten Sitten enthalten (Rö 68, 314; 107 S. 72, 262; 113, 6 11⁰ 
S. 289, 296, 383; 122, 159; R JW 1916, 5752); fo z. B. bei Beſchlüſſen über Entlaſtung des Vor⸗ 
ſtandes und des Aufſichtsrats einer Aktiengeſellſchaft (NG 68, 314), bei Beſchlüſſen über die Er⸗ 
höhung des Grundkapitals einer Aktiengeſellſchaft (RG 107, 72), des Stammkapitals einer Geſell 
ſchaft m. b. H. (R 122, 159), bei Beſchlüſſen über Auflöſung einer Gewerkschaft mit Verkauf des 
Unternehmens zu einem unverhältnismäßig niedrigen Preiſe (RG 107, 202). Mißbrauch des 
Beſitzes der Aktienmehrheit zur Verfolgung eigennütziger Zwecke |. auch R 142, 219; RO we 
1931, 2958°. Ein Verſtoß gegen die guten Sitten liegt aber nicht ohne weiteres darin, daß der 
Mehrheitsbeſchluß willkürlich und in den Augen der Minderheit dem Geſellſchaftsintereſſe jhAD! 
erſcheint (NG 68, 235; Hiberniafall). Über die Zuteilung von Vorzugsaktien mit mehrfachem 
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Stimmrecht an Vorſtand und Aufſichtsrat einer Aktiengeſellſchaft ſ. RG 108, 322; über die Schaffung 
von Schutzaktien und ihre Überweiſung an die Verwaltung |. RG 113, 188. Die Schiebung von 
Aktien, denen für eine Beſchlußfaſſung der Generalverſammlung nach § 252 Abj3 HGB (jet 
Aktiench $ 114 Abſ 5) das Stimmrecht entzogen iſt, an Dritte zu dem Zwecke, daß ſie im Sinne des 
Veräußerers an der Abſtimmung teilnehmen, iſt dann wider die guten Sitten, wenn eine Bindung 
des Willens ſtattfand oder das Geſchäft gar nicht ernſtlich gemeint war (RG 85, 170). Sitten⸗ 
widrige Schädigung der Aktionäre, auch künftiger Erwerber von Aktien, durch unerlaubte 
Handlungen der Verwaltungsträger einer Aktiengeſellſchaft |. RG 157, 213. Die Be⸗ 
laſtung von Grundſtücken einer Geſellſchaft mbH., um für den Fall eines Zuſammenbruchs den 
Beteiligten Teile des Geſellſchaftsvermögens zuzuwenden, kann auch dann ſittenwidrig ſein, wenn 
der Geſchäftsführer und alle Geſellſchafter zuſtimmen (RG JW 1936, 3111). Aus einem Ver⸗ 
trage, den der geſetzliche Vertreter einer juriſtiſchen Perſon unter erkennbarem Mißbrauch ſeiner 
Vertretungsmacht abſchließt, kann der Vertragsgegner einen Anſpruch auf Erfüllung oder auf 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung nicht herleiten; auch einem Anſpruch auf Erſatz des Ver⸗ 
trauensintereſſes ſtünde aus $ 826 die Einrede der unerlaubten Rechtsausübung entgegen (RG 
145, 311). 

m) Ein gegen die guten Sitten verſtoßender Mif brauch der Dienſtſtellung iſt es, wenn 
gewerbliche Angeſtellte eines gewerblichen Unternehmers während des Dienſtverhältniſſes 
anderen Unternehmern, die mit dem Dienſtherrn jener im Wettbewerbsverhältnis ſtehen, über Ge⸗ 
ſchäftsgeheimniſſe des Unternehmens ihres Dienſtherrn (Verfahren, Maſchinen, Verar⸗ 
beitungsſtoffe, Bezugsquellen) Mitteilungen machen (RG 65, 333). Mitteilungen über die ge⸗ 
ſchäftlichen Verhältniſſe des Unternehmens an eine Organiſation der Angeſtellten zum Zwecke 
der Beratung der letzteren bei der Stellenbewerbung ſind dagegen innerhalb der Grenzen er⸗ 
laubter Intereſſenvertretung ebenſowenig ſittenwidrig wie das Erſuchen um ſolche Mitteilungen 
(RG 92, 132). Nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes beſteht eine Verpflichtung des 
Angeſtellten, Geſchäftsgeheimniſſe ſeines früheren Dienſtherrn zu bewahren, in der Regel nur, 
wenn ſie vertraglich übernommen iſt. Dem Intereſſe des Betriebsinhabers ſteht hier das Intereſſe 
des früheren Angeſtellten am eigenen Fortkommen ebenſo berechtigt gegenüber, und es iſt ihm 
nicht verwehrt, hierbei, was er in dem Betriebe des früheren Dienſtherrn gelernt und erfahren 
hat, für ſich zu benutzen (RG 65, 333; HRR 1937 Nr 1182). Eine Verpflichtung des früheren 
Angeſtellten iſt aber anzunehmen, wenn er eine beſondere Vertrauensſtellung einnahm für die er 
dementſprechend entlohnt wurde, oder wenn er die Kenntnis der Geheimniſſe nicht aus der 
eigenen Beobachtung des Betriebs erwarb, ſondern auf unlauterem Wege hinter dem Rücken 
des Dienſtherrn ſich verſchaffte (RG JW 1912, 69727; 11. 3. 04 II 493/03). Sie kann als Nach⸗ 
wirkung des Dienſtverhältniſſes, je nach den Umſtänden des einzelnen Falles, auch weitergehend 
aus der gegenſeitigen Treupflicht zu folgern ſein, die das als perſonenrechtliche Gemein⸗ 
ſchaft zu wertende Arbeitsverhältnis (Vorbem 1 Abſ 1 vor 8 611) grundlegend beherrſcht (vgl. 
Dietz, Die Pflicht der ehemaligen Beſchäftigten zur Verſchwiegenheit über Betriebsgeheimniſſe 
in Feſtſchrift für Hedemann 1938 S. 330 ff.). Der Entwurf eines Geſetzes über das Arbeits- 
verhältnis (Vorbem 1 Abſ 2 vor $ 611) unterſtellt in $ 21 (Begründung S. 58) Vereinbarungen 
durch die der Gefolgsmann in der Verwertung von Geſchäfts- oder Betriebsgeheimniſſen über die 
Dauer des Arbeitsverhältniſſes hinaus beſchränkt wird, den Regeln der Wettbewerbsabrede 
( 24ff. ebenda). — Über den Einfluß der Beſtechung kaufmänniſcher Angeſtellter auf die 
Gültigkeit eines Kaufvertrags ſ. RG 107, 208. 

n) Die erfolgreiche Betätigung des eigenen geſchäftlichen Intereſſes im wirtſchaftlichen 
Wettkampſe der Gewerbeunternehmer iſt regelmäßig mit einer Schädigung der anderen Wett⸗ 
bewerber verbunden. Dem entſpricht es, daß, ſoweit nicht höhere Intereſſen der Geſamtheit ein 
anderes gebieten, niemand verpflichtet iſt, ſein eigenes Intereſſe einem fremden hintanzuſetzen, 
und niemand einen Anſpruch hat, in feiner wirtſchaftlichen Betätigung nicht durch Erfolge anderer 
geſtört zu werden; die Freiheit des einen findet an der Freiheit des andern ihre natürliche Schranke. 
Selbſt das Bewußtſein der Schädigung der anderen Wettbewerber kann deshalb, ſolange ein 
leder das erlaubte Intereſſe mit erlaubten Mitteln verfolgt, einen Verſtoß wider die guten Sitten 
nicht begründen (RG 58, 214; 63, 146; 71, 170; Warn 1912 Nr 253; 1914 Nr 186; 1916 Nr 66; 
1919 Nr 63; RG JW 1926, 19825, 1928, 1206; RG SeuffA 80 Nr 168; f. auch ZAk DR 1937, 26). 
Ein geſunder Wettbewerb, der Leiſtungen und Leiſtungsfähigkeit der einzelnen 
zum Wohle des Ganzen fördert, liegt auch durchaus im Sinne der Volksgemein⸗ 
ſchaft, die aber andererſeits allerdings fordern muß, daß jeder Wettbewerber die Grenzen der 
Lauterkeit wahrt und die übrigen Glieder der Gemeinſchaft in ihrem Leben und Schaffen nicht 
mehr beeinträchtigt, als der Zweck eines geſunden Wettbewerbs notwendig macht. Dabei iſt nicht 
gerade die Betätigung einer beſonders vornehmen Geſinnung zu verlangen. Was dem Kampfe 
im wirtſchaftlichen Wettbewerb den Stempel des Unerlaubten und Sittlich⸗ 
verwerflichen aufdrückt, ſind hauptſächlich die Kampfmittel, die über das zur Erreichung 
er eigenen Zwecke erforderliche Maß hinausgehen, die wirtſchaftliche Vernichtung des Gegners 
herbeizuführen beſtimmt und geeignet ſind, oder ihm ſo ſchweren Schaden zufügen, daß dieſer zu 
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den erſtrebten Vorteilen in keinem erträglichen Verhältniſſe ſteht (RG 64, 1587 81, 8; 93, 304; 
Ro JW 1926, 19825; 1927, 1121). Der Zweck der Kampfhandlung im Wettbewerb darf aber 
deshalb bei der Frage ihrer Sittenwidrigkeit keineswegs außer acht gelaſſen werden (NG 134, 342; 
RG SeuffA 87 Nr 42). Als ſittenwidrig kommt vor allem in Betracht die Herabſetzung von Ruf 
und Leiſtungen anderer Mitbewerber. Bei Mitteilungen an Dritte wird für die Annahme 
der Sittenwidrigkeit in der Regel vorausgeſetzt, daß ſie die Grenzen der Wahrheit überſchreiten. 
Die Mitteilung wahrer Tatſachen verſtößt nur unter beſonderen Umſtänden gegen die guten 
Sitten, ſo wenn ein Intereſſe an der Mitteilung für das Publikum nicht beſteht, oder wenn die 
Mitteilung gar nicht dem eigentlichen Wettbewerbszweck dient, ſondern nur den Abſatz der Waren 
des Wettbewerbers ohne eigenen Gewinn unmöglich machen ſoll (RG 76, 112; Warn 1914 
Nr 186; 1916 Nr 66; JW 1932, 188342; 1933 S. 140318, 1454“), oder wenn die Mitteilung den 
Betroffenen in ſeiner Exiſtenz vernichten kann und der Mitteilende mit einer ſolchen Folge rechnen 
muß; ſie iſt aber ſelbſt in dieſem Falle zuläſſig, wenn der Empfänger an der Aufklärung ein be⸗ 
rechtigtes und erhebliches Intereſſe hat (RG 20. 5. 31 IX 289/30). Sittenwidrigkeit der Warnung 
eines Händlerverbandes an feine Mitglieder vor einer Geſchäftsverbindung mit einer Fabrik, als 
einer Firma, die nicht nur an Händler, ſondern auch unmittelbar an Private verkaufe, ſ. RG 
JW 1926, 19825. Die bloße Erſchwerung des Geſchäftsbetriebs eines andern, die bei an ſich be⸗ 
rechtigtem Ziele mit einer Maßregel des Wettkampfes verbunden iſt, reicht zur Erfüllung des 
Tatbeſtandes des $ 826 nicht aus (RG 56, 271; 71, 170; JW 1927, 112%; Gruch 52, 1023). Eine 
Herabſetzung fremder Leitungen kann auch durch die Anſtellung von Vergleichen dieſer mit 
den eigenen Leiſtungen bezweckt und erreicht werden. Eine wahrheitsgemäße Vergleichung der 
eigenen Ware mit der des Wettbewerbers oder eine wahrheitsgemäße Darſtellung des Geſchäftsge⸗ 
barens des letzteren iſt nicht gegen die guten Sitten, es jet denn, daß in Schadensabſicht längſt ver⸗ 
geſſene frühere Geſchehniſſe von neuem aufgedeckt werden (MG 76,110; JW08s S. 272733340 u. 
48215, Warn 1911 Nr 402); wohl aber verſtößt eine unter Entſtellung der Wahrheit das fremde Ge 
ſchäft herabſetzende Darſtellung bei ſolcher Vergleichung in Mitteilungen an Dritte gegen die guten 
Sitten (RH JW 02 Beil Nr 23; 05, 209; 06, 19815, Warn 09 Nr 210; 1910 Nr 280; nicht 
ſchon der Gebrauch ſcharfer Ausdrücke in einer ſonſt nicht wahrheitswidrigen Darſtellung Warn 
1913 Nr 225). Für die Anhänger verſchiedener Syſteme iſt das Recht der freien Meinungs⸗ 
äußerung inſoweit anzuerkennen, als ſich die Gegnerſchaft freihält von perſönlich ehrverletzenden 
Angriffen und bewußt oder grob fahrläſſig aufgeſtellten wahrheitswidrigen Behauptungen (RG 
HRR 1933 Nr 1681). Eine fachliche, objektive Kritik wird nicht dadurch ſittenwidrig, daß fie ſich 
wegen ihrer Ergebniſſe als Reklamemittel für den Wettbewerber beſonders gut eignet, auch nicht 
dadurch, daß der Gutachter von dem Wettbewerber für die Begutachtung eine Vergütung erhalten 
hat (RG 25. 3. 30 II 515/29). Sittenwidrig iſt die Verwendung der von dem Wettbewerber 
ſelbſt beeinflußten gutachtlichen (wenn auch ſachlich vertretbaren) Außerung eines Fachmannes 
unter dem Anſchein, als ob es ſich um das Werk eines aus freien Stücken tätig gewordenen unab⸗ 
hängigen Sachverſtändigen handle (NG JW 1936, 207810). Über die Vergleichung eigener und 
fremder Ware im Wettbewerb ſ. auch RG 116, 277; 143, 362 (866); 156, 1; Rc JW 1934, 286; 
1935, 108912; 1936, 286711; 1937, 31010, 6867; 1938, 88388, 88440; RG HRR 1937 Nr 1402, 1403; 
Culemann JW 1935, 3267; Ruth ZUDN 1938, 88. Wenn der angreifende Wettbewerber 
planmäßig darauf ausgeht, den unbequemen Gegner durch gehäſſige Herabſetzung ſeiner 
Leiſtungen unmöglich zu machen, ihn ſeiner Kundſchaft zu berauben und durch Vernichtung 
feiner geſchäftlichen Beziehungen vollſtändig lahmzulegen, fo ift damit ein Verſtoß wider die guten 
Sitten gegeben (RG 48, 114; 60, 64; 76, 110; JW 02 Beil Nr 237; 1928, 157218; RG Warn 1926 
Nr 184). Als sittenwidrig iſt auch die zu Wettbewerbszwecken geſchehene Mitteilung von der gericht“ 
lichen Beſtrafung eines Mitbewerbers anzuſehen (Rh JW 1925, 23277). Auch der Zweck der Ab⸗ 
wehr rechtfertigt nicht die Wahl unzuläffiger Mittel (RG JW 1929, 120440). Aber Mittel, die ohne 
den Abwehrzweck als Wettbewerbshandlungen nicht mehr zuläſſig wären, konnen als Abwehrhand⸗ 
lungen zuläffig fein (M& 19. 10. 23 II 689/22). Andererſeits ſchließt die Abſicht, ſich gegen un“ 
lauteren Wettbewerb anderer zu wehren, nicht aus, daß gleichzeitig eigene Wettbewerbszwecke 
verfolgt werden (RG 59, 1; 60, 189), und eine Abwehrmaßnahme iſt nicht mehr zu billigen, wenn 
ſie über die Verhinderung drohender Beeinträchtigung hinaus bezweckt, die eigene Lage auf Koſten 
des Angreifers zu verbeſſern (NG JW 1936, 87410. Förderung fremden Wettbewerbs als Handeln 
zu Wettbewerbszwecken |. R HRR 1933 Nr 1681. Über wirtſchaftspolitiſche Kundgebungen ohne 
Wettbewerbscharakter |. RG 135, 38. Planmäßiges Zuſammenwirken zur Verdrängung anderer 
Wettbewerber mit unlauteren Mitteln behandelt RG 95, 54. Sittenwidrigkeit einer zu Wett 
bewerbszwecken geſchehenen bewußten Verleitung zum Vertragsbruch ſ. RG 148, 364. Sitten 
widrig handelt, wer als Kaufmann den Reiſenden einer andern Firma auch für ſich reiſen ! 

(NG Warn 1926 Nr 18; JW 1926, 5637). Sittenwidrig kann, auch wenn keine täuſchenden ober 
unwahren Angaben dabei gemacht werden, und bei verhältnismäßig geringem geſchäftlichen 7 — 
insbeſondere das planmäßige „Ausspannen“ von Angeſtellten eines Mitbewerbers, z. B. der Bet⸗ 
treter einer Feuerverſicherung, ſowie ihr ſofortiger Einſatz in ihrem bisherigen Wirkungskreiſ 
durch ein gleichartiges Unternehmen fein (RG 149, 114; ſ. auch RG Seuff A 88 Nr 23; Reh J 
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1934, 21375). Die Werbung eines ausgeſchiedenen Angeſtellten im Kundenkreis feines früheren 
Geſchäftsherrn iſt nur dann zu beanftanden, wenn beſondere Umſtande ſie als ſittlich anſtößig 
kennzeichnen; das planmäßige Vorgehen genügt dazu für ſich allein noch nicht (RG DJ 1938, 
1689). Zur Frage der Sittenwidrigkeit des Hinweiſes auf die Ausländereigenſchaft eines 
Mitbewerbers oder auf den ausländiſchen oder jüdiſchen Charakter eines Unterneh⸗ 
mens ſ. RG 147,1; 150 S. 55, 298; R& 1933, 1578; 1937, 18762. Wie in RG DR (JW) 1939, 
487° (zu $ 1 Unl Wh) hervorgehoben wird, iſt nach heutigem Volksbewußtſein ein Hinweis 
auf die Zugehörigkeit eines Mitbewerbers zum Judentum oder auf den jüdiſchen 
Charakter eines gewerblichen Unternehmens zuläſſig und auch bei gleichzeitiger Verfol⸗ 
gung wettbewerblicher Zwecke nicht ohne weiteres ſittenwidrig, wenn damit dem Bedürfnis 
des Publikums gedient wird, über die jüdiſche Raſſezugehörigkeit eines im geſchäft⸗ 
lichen Wettbewerb Auftretenden aufgeklärt zu werden. Ebenda auch über das Verhalten 
gegenüber jüdiſchen Miſchlingen und von ſolchen geleiteten Unternehmungen. Behauptung der Mit- 
bewerber jei Ausländer, Jude und aus der NS Da ausgeſchloſſen, |. R SeuffA 91 Nr 65. 
Sittenwidrig kann ferner ſein die Ausnutzung von Ruf und Leiſtungen anderer Mitbewerber. 
Die Nachahmung fremder Erzeugniſſe iſt ohne Hinzutreten anderer Umſtände noch 
nicht wider die guten Sitten, wohl aber, wenn ſie mit Ausnutzung der Arbeitsleiſtung und 
des Koſtenaufwandes des erſten Erzeugers verbunden iſt (RG 73, 294) und der Nachahmer durch 
die Ausnutzung der fremden Arbeitsleiſtung ſich in den Stand ſetzt, die Ware ohne erhebliche Auf- 
wendungen billiger als der Erzeuger in den Handel zu bringen und ſo den Erzeuger um die Früchte 
ſeines mit Mühe und Koſten hergeſtellten Erzeugniſſes bringt (Rö 101, 1: 111, 254; 114, 144; 
115, 180; 119, 408; 120, 94; 135, 385; 142 S. 145, 341; RG IW 1928, 26331; 1929 S. 11988, 
17980; 1931, 4452; 1932, 189041, RG Warn 1929 Nr 9; vgl. über die Anwendung des $ 826 neben 
den gewerblichen Schutzgeſetzen A 1); oder wenn der Nachahmer ſich die Erzeugniſſe nebſt Mit- 
teilung der Verkaufspreiſe von dem erſten Erzeuger unter der Täuſchung verſchafft hatte, daß er 
eine Beſtellung machen wolle (RG Warn 1911 Nr 80). Sittenwidrig iſt es auch, wenn jemand 
ſich von einer Fabrik Muſterſtühle ſenden läßt, ſie anderen Bewerbern zugänglich macht und dann 
dieſe mit der Anfertigung beauftragt (RG HRR 1933 Nr 1572). Ausnutzung von Namen und Ruf 
der Ware eines Mitbewerbers für einen neuen Herſteller der Ware ſ. RG 143, 362. Ein Bewerber 
um die Ausführung techniſcher Leiſtungen handelt nicht wider die guten Sitten, wenn er den ihm 
bekannten Plan eines Mitbewerbers auch ſeinerſeits benutzt, ſoweit es ſich nicht um eine eigen⸗ 
tümliche Schöpfung handelt und er ſich nicht einer Verletzung gewerblicher Urheberrechte ſchuldig 
macht (RG Warn 1914 Nr 269); anderſeits iſt es wider die guten Sitten, wenn der Veranſtalter 
des Wettbewerbs die eigentümliche Löſung der Aufgabe durch einen Bewerber einem Mitbewerber 
zugänglich macht, um ihm die Beſtellung zuzuwenden (MG 83, 37), oder wenn ein Fabrikant 
Modelle eines Kunden, der bei ihm danach Werke oder Werkteile herſtellen ließ, nach Beendigung 
des Vertragsverhältniſſes zu Wettbewerbszwecken für ſich verwertet (MG 83, 384). Sittenwidrig⸗ 
keit der Erwerbung und Verwendung fremder Geſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſe ſ. auch RG 
JW 1936, 208117 (vgl. 817 Unl WG). Sittenwidrig iſt die Ausbeutung fremder Arbeit nament- 
lich, wenn fie täuſchend wirkt und die Gefahr von Verwechſlungen erzeugt (RG 15. 2. 29 1 283/28; 
9. 12. 12 1 192/31). Sittenwidrige Nachbildung eines urheberrechtlich nicht geſchützten Gegen⸗ 
ſtandes ſ. RG ZW 1932, 18814, eines geſchützten Gegenſtandes nach Ablauf des Patent- oder 
Gebrauchsmuſterſchutzes ſ. RG JW ö 1932, 188046. Sittenwidrige Herſtellung und Vertreibung von 
uppen, die mit den bekannten, künſtleriſchen Ruf genießenden Käthe⸗Kruſe⸗Puppen verwechſelt 
werden können, ſ. RG 111, 254; vgl. auch RG 115, 180. Nach Ablauf der Schutzfriſt ſind Er⸗ 
findungen grundſätzlich Gemeingut des ganzen Volkes; unlauterer Wettbewerb und Sittenwidrig⸗ 
keit im Sinne des $ 826 kann aber durch die Art und Weiſe gegeben fein, wie der Nachbildner ſein 
Recht zur freien Herſtellung ausübt (RG JW 1937, 30%). Zur Frage der Sittenwidrigkeit einer 
bis ins einzelne genauen Nachbildung von Vorrichtungen, die durch ein gewerbliches Schutzrecht 
nicht oder nicht mehr geſchützt find, |. RH 144, 41; 120, 94; RG JW 1931, 459, 190424 1932, 
188040; 1935, 109113; 1936, 87418; 1937, 305; 1938, 11818. Erſchleichung einer Nachahmung 
durch Werkſpionage |. RGS 144, 41 (51f.); Nachahmung ausgeſprochener Maſſenware |. RG 1931, 
189820; Nachahmung einer illustrierten Zeitſchrift |. Reh IW 1932, 8725. Nachahmung des fremden 
Fabrikats zugleich mit einer das Publikum täuſchenden Nachahmung der Bezeichnung iſt wider 
die guten Sitten (NG JW 1915, 5793), ebenſo die zum Zwecke der Täuſchung erfolgte Nach⸗ 
ahmung der äußeren Austattung oder Bezeichnung fremder Erzeugniſſe für die eigene Ware 
(RG 77, 431; 142, 347; 146, 247; RG Warn 1917 Nr 80; RG JW 1925, 1285186; 1926, 461; 1929, 
Son; RG 19.12.12 II 344/12). Sittenwidrige Verwendung des einem anderen geſchützten 
Warenzeichens für nichtgleichartige Waren ſ. RG 115, 401 (409); 154, 1 (9); R JW 1932, 
184117. Zur Frage der Sittenwidrigkeit bei Herſtellung eines Adreßbuches unter Übernahme 
ünnfälliger Merkmale eines andern Adreßbuches |. Rh 116, 292. Kein ſittenwidriger Wett⸗ 
vewerb iſt darin zu finden, daß ein Rundfunkteilnehmer eine durch den Unterhaltungs⸗ 
Rundfunk übermittelte Nachricht tatſächlichen Inhalts oder Tagesneuigkeit durch ein unent⸗ 
geltlich verteiltes Extrablatt weiterverbreitet (R 128, 330). Über die Zuläſſigkeit eines 
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Wettbewerbs mit Reklameſätzen, die im Komparativ gefaßt ſind (RG 131, 75). Unlautere 
Nachahmung der Bildreklame eines gleichartigen Geſchäfts |. RG 117, 318. Sittlich verwerflich 
iſt es, wenn ein Gewerbetreibender eine andere Perſon als Geſellſchafter in ſein Geſchäft auf- 
nimmt, um zum Zwecke des Wettkampfs ſeinen dem eines Wettbewerbers gleichen Namen in 
feine Firma einfügen zu können (RG Warn 1910 Nr 441), oder wenn er ſeinen eigenen Namen 
oder die eigene Firma unter denſelben Umſtänden zum Zwecke der Täuſchung zur Bezeichnung 
feiner Ware verwendet (RG 1911 Nr 401; 1917 Nr 80). Über die Verwirkung des Unterlaſſungs⸗ 
anſpruchs aus ſittenwidrigem Wettbewerb |. R 127, 321; RG JW 1931 S. 410, 46640, 
190122. Über das Verhältnis zwiſchen $ 826 und dem Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb 
ſ. oben A 1. Über die Aufſicht des Reichs in bezug auf Werbungs⸗ und Reklameweſen ſ. Geſ über 
Wirtſchaftswerbung v. 12. 9. 33 (RG Bl J, 625) mit Ausführungsverordnungen, eingeführt in 
Oſterreich durch VO v. 11. 6. 38 (RGBl I, 624), in den ſudetendeutſchen Gebieten durch 
BO v. 24. 11. 38 (RG Bl I, 1648). 

Sittenwidriger Wettbewerb kann auch in der Bemeſſung und Bezeichnung von Preiſen liegen. 
Grundſätzlich darf jeder ſeine Ware zu billigeren Preiſen als ein anderer anbieten und verkaufen 
(RG 63, 394; Seuff A 60 Nr 174). Aber er handelt wider die guten Sitten, wenn er ſich die Waren, 
die er ſonſt nicht erhalten haben würde, unter Täuſchung über den Zweck des Ankaufs von der 
Fabrik verſchafft hat (RG 63, 394; Warn 1910 Nr 183). Es verſtößt ferner gegen die guten Sitten, 
wenn er Ausſchußwaren, die nicht als ſolche kenntlich ſind, mit ungewöhnlich billigen Preisbezeich⸗ 
nungen in das Schaufenſter legt, um die Allgemeinheit in den Glauben zu verſetzen, die in feinem 
Geſchäft geführten Waren würden durchweg zu dieſen Preiſen verkauft (RG JW 05, 50727). Sitten 
widrige Vortäuſchung von Konkurrenzpreiſen durch den Inhaber zweier Firmen ſ. R Gruch 
69, 241 = JW 1926, 15494). Verſtoß gegen die guten Sitten durch Verkäufe eitens eines 
Konſumvereins an Nichtmitglieder |. R JW 1927, 14711. Über ſog. perſönliche Reklame 
ERS 116, 277; RG JW 1932, 333910; RG Seuff A 86 Nr 8. Der Fabrikant, der ſeine Er⸗ 
zeugniſſe an Händler verkauft, hat kein Recht auf ausſchließliche, eigene Reklame; Unter⸗ 
laſſung einer Reklame ſeitens des Händlers kann er, von beſonderen Vereinbarungen abgeſe⸗ 
hen, nur verlangen, wenn deſſen Reklame durch ihre Art ſittenwidrig iſt (RG 6. 3. 31 11 190/80). 
Anpreiſung von Konfektionsarbeit als Maßarbeit ſ. RG JW 1931, 4578. Preisunterbie⸗ 
tungen auf Grund von Arbeitslöhnen, die unter den tariflichen Sätzen liegen, können ſitten⸗ 
widrig fein und Unterlaſſungs- und Schadenserſatzanſprüche tariftreuer Wettbewerber recht 
fertigen (RG 117, 16; ſ. auch HRR 1933 Nr 1683). Der Wettbewerb einer öffentlichen Ver ⸗ 
ſicherungsanſtalt kann ſittenwidrig ſein, wenn er unter Bedingungen ausgeübt wird, die an ſich 
nicht zu beanſtanden, aber den Mitbewerbern, privaten Verſicherungsgeſellſchaften, verſchloſſen 
find (RG 132, 296). Überhaupt iſt das Unterbieten im gewerblichen Wettbewerb dann 
als ſittenwidrig anzuſehen, wenn es einerſeits auf Mißachtung eigener Rechtspflichten 
oder auf bewußter Ausnutzung fremden Vertragsbruchs, andererſeits auf dem Rech ⸗ 
nen auf die Vertrags- und Geſetzestreue der Mitbewerber beruht (MG 88, 9; 
117, 16; 120, 47; 133, 330; RG JW 1929 S. 249°, 1218”; 1932, 19611; 1936, 312511; |. auch 
HRR 1935 Nr 609). Verſchleudern von Ware oder gewerblichen Leiſtungen zu Verluſtpreiſen in 
der Abſicht, den Gegner zu vernichten, ſ. RG JW 1936, 65113. Sittenwidrigkeit vertragswidriger 
Rabattgewährung |. RG 120, 47; RG JW 1933, 17675; des Preisſchleuderns bei Markenwaren 
ſ. RG 133, 330; 136, 65; 148, 364; 150, 271; 151, 239. Preisbindung der zweiten Hand für 
Leiſtungen, die nicht vom Herſteller der zu ſchützenden Waren ſtammen, |. R& 154, 50. Über einen 
Unterlaſſungsanſpruch bei Zuwiderhandlungen gegen das Geſetz über Preisnachläſſe (Rabatt⸗ 
geſetz) v. 25. 11. 33 (RGBl I, 1011) — eingeführt im Saarland durch VO v. 22. 5. 35 (RG Bl 
1, 689) — ſ. dort $12 und über die Verjährung dieſes Anſpruchs DurchfVO v. 21. 2. 34 (RG Bl 
I, 120) 814. Sittenwidriger Wettbewerb durch Veranſtaltung einer ungenehmigten Lotterie ſ. 
R JW 1928, 121010. Über Veranſtaltung von unentgeltlichen Verloſungen zu Reklamezwecken 
ſ. RG JW 1931, 45138. Preisunterbietung durch eine Gemeinde ſ. RG 116, 28; 138, 174; RG 
JW 1933, 213415. Sittenwidrig, nicht nur als öffentliche Ausſpielung mangels obrigkeitlicher 
Genehmigung nach § 286 Abſ 2 SGB ſtrafbar, iſt auch der Verkauf von Waren in der 
Art, daß fait der geſamte Kaufpreis außer in Ratenzahlungen auch in der Weiſe beglichen 
werden kann, daß der Käufer neue Käufer wirbt und dieſe oder die von dieſen neu geworbenen 
Käufer fortlaufend, in geometriſcher Progreſſion, die ihnen obliegenden Ratenzahlungen bar 
an den Verkäufer entrichten RG 115, 319). Vertrieb von Waren unter Anlockung von Käufern 
durch Proviſionsverſprechen für Anwerbung immer weiterer Käufer als Verſtoß gegen die guten 
Sitten |. RG JW 1927, 157213. Es iſt kein fittlich verwerflicher Wettbewerb, wenn ein Unter⸗ 
nehmer elektriſcher Anlagen (Überlandzentrale) die Stromabnehmer verpflichtet, die Einführung 
und Anbringung von ihm vornehmen zu laſſen und die Beleuchtungskörper von ihm zu a 
aber es ift wider die guten Sitten, wenn er dabei ungewöhnlich hohe Preiſe fordert und unbillige 
Bedingungen ſetzt (NG 79, 224). Auch Abkommen zwiſchen Unternehmern zum Schutze gegen Da? 
Unterbieten bei öffentlichen Verdingungen ſind nicht als ſolche unſittlich, wenn fie nicht auf Erzielung 
unberechtigter Vorteile gerichtet find (R Warn 1913 Nr 397). — Kartelle der Gewerbetreibenden, 
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d. i. Vertragsvereinigungen, die durch Feſtſetzung der von allen Mitgliedern gleichmäßig zu for⸗ 
dernden Preiſe oder durch Feſtſetzung der Höhe der Erzeugung oder durch Zuweiſung beſtimmter 
Abſatzgebiete an die einzelnen Mitglieder den Markt zu beherrſchen und den freien Wettbewerb aus⸗ 
zuſchließen ſuchen, find an ſich erlaubt. Deutſches Kartellrecht ſ. KartellVO v. 2. 11. 23 (RG Bl IE 
1067), dazu Not VO v. 14. 6. 32 Erſter Teil Kapitel VI (RG Bl 1, 285, 289), Andcheſ v. 15. 7. 33 (RG Bl 
J, 487), And BO v. 5. 9. 34 (RGBl 1, 823); Kartellnotverordnung v. 26. 7. 30 (RG Bl J, 311, 328); 
Geſ über Errichtung von Zwangskartellen v. 15. 7. 33 (RG Bl I, 488) mit Ausführ VO v. 6. 10. 33 
(RGBl J, 724); Gef über das Reichswirtſchaftsgericht v. 25. 2. 38 (RG Bl I, 216); eingeführt in 
Oſterreich durch VO v. 14. 7. 38 (RGBl I, 899) mit DurchfVOO v. 9. 9. 38 (RGBl I, 1163), in 
den ſudetendeutſchen Gebieten durch VO v. 12. 1. 39 (RG Bl 1, 28). Wer ſich einem Kartell⸗ 
verbande freiwillig anſchließt, hat kein Recht, ſich zu beklagen, wenn ihm im Falle des Vertrags. 
bruchs ſchwere Schäden zugefügt werden, die er ſelbſt gewollt hat (RG 28 S. 238, 244; 38, 155; 
81, 4; Warn 1912 Nr 253; 1913 Nr 82). Aber ein ſolcher Verband hat kein Recht darauf, 
daß alle Gewerbegenoſſen ihm beitreten, und wider die guten Sitten verſtößt es, wenn 
dieſe durch Zwangsmittel, durch Arbeiter-, Kunden- und Lieferantenſperre zum Beitritt 
genötigt werden follen, die ihre wirtſchaftliche Vernichtung herbeiführen oder ihnen unerträg⸗ 
liche und unverhältnismäßige Nachteile zufügen (RG 81, 4; 85, 177; ZW 1913, 134; 1916, 
9065; 1924, 11551, Warn 1912 Nr 253; 1913 Nr 82; 1916 Nr 193; 23 1922, 5841). Sitten⸗ 
widrig iſt es auch. wenn ein Unternehmer, der auf geſunder kaufmänniſcher Grundlage 
wegen ſeiner geringen Geſtehungskoſten billiger verkaufen kann, von einem finanziell über⸗ 
mächtigen Mitbewerber durch rückſichtsloſes Preisunterbieten vor die Wahl geſtellt wird, ent⸗ 
weder ſeine niedrigeren Preiſe den höheren des Mitbewerbers anzupaſſen oder wirtſchaftlich 
zugrunde zu gehen (R& 134, 342). Eine Schädigung durch einen Unternehmerverband, indem 
er die Eigentümer von Geſchäftsräumen der freien Verfügung beraubt, behandelt RG 93, 19, 
die Verweigerung der Lieferung von Waren zu feſtgeſetzten Vorzugspreiſen durch einen Verband 
NG JW 1924, 15926. Nicht ſittenwidrig iſt es, wenn dem vertragsuntreuen Abnehmer (Wieder⸗ 
derkäufer) von Markenwaren der dem Markenſchutzverband angehörenden Fabrikanten für den 
Fall der Nichteinhaltung der „Markenpreiſe“ Lieferſperre angedroht wird (R 120, 47). i 
Der Boykott (Verrufserklärung) als Kampfmittel im Wettbewerb verſtößt nicht ohne weiteres, 
ſondern in der Regel nur dann gegen die guten Sitten im Sinne des $ 826, wenn mit ihm eine 
öffentliche Verrufserklärung verknüpft ift, die den Zweck und Erfolg hat, die gewerbliche Stellung 
des Gegners völlig zu vernichten, oder wenn Verrufserklärungen ohne jede Angabe einer Tat 
ſache oder mit aufreizendem Inhalt öffentlich verbreitet werden, oder wenn die Maßregel des⸗ 
jenigen, der den Boykott verhängt, in keinem billigen Verhältnis zu der Handlungsweiſe deſſen 
ſteht, gegen den ſich der Boykott richtet (RG 51, 369 [385]; 64, 52 (56, 611; 66, 379 [384]; 79, 
17 [19]; 93, 303; 104, 330; 105, 4 [7]; 130, 89 [92]; 140, 425 [431]; R& JW 1937, 91955). 
Der Voykott bezweckt die gewerbliche Schädigung des Gegners als Druckmittel, um eigene 
gewerbliche Zwecke zu erreichen; wer ſich dieſes gefährlichen Mittels bedient, muß beſonders 
prüfen, ob nicht mit weniger einſchneidenden Maßnahmen der nämliche Erfolg zu erzielen ift. 
um Unterſchied zwiſchen einer Verrufserklärung zum Zwecke der Schädigung eines anderen 
und Abwehrmaßnahmen, die ohne ſolche Abſicht nur tatſächlich mit ſchädlichen Wirkungen 
für einen anderen verbunden find, ſ. R JW 1935, 3299 (Hausverbot einer Behörde an den 
durch fein Auftreten läſtig fallenden Vertreter einer Firma). Zuläſſigkeit einer Boykotterklärung 
gegen einen Außenſeiter, der die angemeſſenen Tarifſätze des bonykottierenden Verbandes unter 
bietet, ſ. R JW 1927, 11218. Boykottandrohung gegen Buchhändler, die „Schundliteratur“ ver⸗ 
legen und verkaufen, ſ. Rz L 1924, 343, Boykott im Muſikalienhandel |. R JW 1933, 466. 
Zum Begriff des Bohkotts ſ. auch R& 155, 257 (278 ff.). Auch die bloße Abkehr, d. h. Weigerung, 
vertragliche Beziehungen, die abgelaufen find, fortzufegen oder neue Beziehungen anzuknüpfen, 
kann ſittenwidrig ſein, jo insbeſondere, wenn es ſich um eine abſichtliche Schadenszufügung aus 
loßer feindſeliger Geſinnung handelt, oder wenn ſie unter mißbräuchlicher Ausnutzung einer 
rechtlichen oder tatſächlichen) Monopolſtellung erfolgt (RG 155, 257 (283 ff. ]). — Sittenwidrig 
ann auch ein Mißbrauch behördlicher Machtbefugniſſe zur Förderung eigenen oder fremden 
Wettbewerbs ſein. So, wenn ein Kommunalverband ſeine amtliche Eigenſchaft und ſeinen Einfluß 
zul die Gemeindeangehörigen zu Wettbewerbszwecken mißbraucht (RG 116, 28; 138, 177; vgl. auch 
124, 239). Inanſpruchnahme von Behörden zur Werbung für eine öffentliche Verſicherungsanſtalt 
ING JW 1932, 252915, In der zwangsweiſen Unfallverſicherung von Schülern durch den Staat 
bei öffentlich⸗rechtlichen Verſicherungsverbänden ift aber ein ſolcher Mißbrauch zum Nachteil 
Artbater Verſicherungsunternehmungen nicht gefunden worden (RG 128, 134), ebenſo nicht in der 
Uberlaſung des Anſchriftenmaterials für Fernſprechanſchlüſſe durch die deutſche Reichspoſt an ein 
vrivatunternehmen zur Herſtellung und Herausgabe eines Branchen. Telefonbuchs (RG 137,57). 
) Gewerbliche Lohnkämpfe zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmer mit Streik, Aus⸗ 
ſberrung, Boykott, wie auch ſolche Streitigkeiten der Arbeitnehmer untereinander, die mit dem Be⸗ 
ehen der früheren Organiſationen zuſammenhingen, gibt es ſeit dem Siege der nationalſozialiſti⸗ 
en Bewegung nicht mehr. Der Nationalſozialismus hat den Klaſſenkampf durch die Volks⸗ 
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gemeinſchaft überwunden und dem geſamten deutſchen Arbeitsleben nicht nur in dem Geſetz zur 
Ordnung der nationalen Arbeit v. 20. 1. 34 (RG Bl 1, 45) eine neue Verfaſſung gegeben, ſondern 
auch eine völlige innere Umiſtellung gebracht, die Kämpfe und Streitigkeiten der gedachten Art 
von vornherein ausſchließt (vgl. Vorbem 1 vor § 611 und A 5 zu 9 611). Die hierzu ergangene 
Rechtſprechung bedarf daher hier nicht mehr der Erörterung. Es kann inſoweit auf die Angaben 
in A 5 unter o der 8. Auflage verwieſen werden. Entſprechendes gilt für das Gebiet inner⸗ 
politiſcher Streitigkeiten (8. Aufl A 5 unter p). 


6. Für die Schadenserſatzpflicht (vgl. A 4) gelten die allgemeinen Beſtimmungen der 85 249ff. 
Über die Schadenserſatzklage aus u. H. im allgemeinen vgl. A 13 zu $ 823; in den Fällen arg- 
liſtiger Täuſchung beim Vertragsſchluſſe außerdem § 123 A5. Übergang eines Schadenserſat⸗ 
anſpruches des vom Fürſorgeverband unterſtützten Hilfsbedürftigen auf den Verband f. § 21a 
Fürſpflö O und R HRR 1938 Nr 642. Die auch hier in Betracht kommende Klage auf Unter- 
laſſung und ihre Vorausſetzungen find Vorbem 6 vor § 823 eingehend behandelt worden. Über 
den Inhalt der Schadenserſatzpflicht eines Sicherungsnehmers gegenüber anderen Gläubigern 
ſeines Schuldners |. RG 136, 247. Schadenserſatz aus Verluſt des Sicherungseigentums ſ. RG 
143, 374. Schadenserſatzanſpruch des durch eine ſittenwidrige Hypothekenabtretung Geſchädigten 
gegen den Abtretungsempfänger |. RG SeuffA 87 Nr 70. — Macht der Gegner den Verſtoß 
gegen die guten Sitten im Rechtsſtreite im Wege der Einrede geltend, ſo erſetzt dieſe in Ver⸗ 
bindung mit § 249 die im BGB ausdrücklich nicht anerkannte allgemeine Einrede der Argliſt, 
die in Vertragsverhältniſſen aus den Grundſätzen von Treu und Glauben in 99 157, 242 BOB 
herzuleiten ift, außerhalb des Vertragsgebiets aber namentlich in $$ 226, 826 ihre geſetzliche Grund⸗ 
lage findet (RG JW 1917, 4602; Warn 1915 Nr 277). Vgl. dazu vom Standpunkt heutiger Rechts; 
betrachtung aus $ 242 A 4. Die Einrede dient nicht dazu, Unbilligkeiten in der Rechtsausübung aus- 
zugleichen; ſie ſetzt einen den andern Teil ſchädigenden Mißbrauch der Rechtsausübung voraus (RG 
86,191; 102,87; Warn 1915 Nr 208). Die Einrede und die ihr entſprechende Gegeneinrede der Arg⸗ 
liſt (daß der Beklagte ſich argliſtig verteidige, RG 20, 93), find in der Rechtſprechung des Reichsge⸗ 
richts in zahlreichen Entſcheidungen anerkannt; die nach $ 249 zu leiſtende Wiederherſtellung beſteht 
darin, daß der argliſtige Teil von feinem Anſpruche nicht Gebrauch machen darf, oder der argliſtig er- 
ſchlichene Vorteil rückgängig gemacht wird (RG 57, 372; 58 S. 356 u. 425; 63, 179; 64, 220; 
68,97; 70, 193; 71,432; 75,338; 76,354; 78,347; 84,131; 86,191; 100, 158; 102,87; R6 JW 1910 
S. 637 u. 18710, 1916 S. 1801 u. 3901; 1917, 4602; 1918, 4215; 1919 S. 1022 u. 304%; 1921, 1232°; 
1938, 86216, ch Warn 08 Nr38,53,122; 09 Nr 189; 1910 Nr281; 1914 Nr273 u. 326; 1915 Nr 208 
u. 277; 1917 Nr 16 u. 130). Die Einrede kann bei gegenſeitigen Verträgen nicht ſchon darauf 
geſtützt werden, daß der andere Teil ſelbſt den Vertrag verletzt habe (vgl. insbeſ. R JW 1921, 
12328). Den Grundſatz, daß argliſtig handelt, wer fordert, was er wieder herausgeben muß, 
ſpricht R Warn 1917 Nr 130 aus; ſ. auch RG 85,108 und RG ZW 1912, 45912. Eine die Erforder⸗ 
niffe des § 826 erfüllende Argliſt kann eine Gegeneinrede gegen die Einrede der Ver ⸗ 
jährung begründen, wenn der auf die Verjährung ſich berufende Schuldner den Gläubiger 
durch Verſprechungen oder durch in die Länge gezogene Vergleichsverhandlungen oder durch 
wahrheitswidrige Darſtellung des Sachverhalts vorſätzlich abgehalten hat, rechtzeitig feine An⸗ 
ſprüche geltend zu machen (RG 57, 372; 64, 220; Warn 08 Nr 53), aber auch ſchon dann, wenn 
der Schuldner durch ſein Verhalten überhaupt den Gläubiger veranlaßt hat, von einer Unter 
brechungshandlung Abſtand zu nehmen, ohne daß er bei dieſem Verhalten ſchon an die Ver⸗ 
jährungse inrede und deren Verhinderung gedacht hätte (RG 84, 131; 87, 281; JW 1919 S. 102²² 
u. 3044). Vgl. hierzu 5 222 A3 mit Rechtſprechung. Einwand aus $ 826 gegenüber der Beru, 
fung auf den guten Glauben des Grundbuchs ſ. RG 117, 180. Einrede der allgemeinen Argliſt 
gegenüber Eigentumsklage auf Räumung eines Grundſtücks ſ. RH SeuffA 88 Nr 73. 


7. Das BGB kennt zwar keinen Satz, daß der vorſätzlichen Schadenszufügung gegenüber 
die Einrede des mitwirkenden eigenen Verſchuldens des Beſchädigten gemäß § 254 nicht erhoben 
werden könne. Unbedenklich wird die Einrede inſoweit zuzulaſſen ſein, als die Abwendung oder 
Minderung des Schadens nach Begehung der u. H. in Frage kommt (vgl. RG 62, 34; 148, 48 [58]: 
die u. H. erzeugt ein Schuldverhältnis zwiſchen dem Schädiger und dem Beſchädigten und damit in 
gewiſſem Umfange auch Sorgfaltspflichten des letzteren, die ihm in ausdrücklicher Beſtimmung 
Abſſ2 des § 254 auferlegt); ſoweit es ſich aber um ein mitwirkendes Verſchulden bei der Ver⸗ 
urſachung des Schadens überhaupt (§ 254 Abſ 1) handelt, ſchließt der Vorſatz des Schädiger 
die Berückſichtigung eines mitwirkenden Verſchuldens des Beſchädigten, wenn es nicht ebenfaus 
auf Vorſatz beruht, regelmäßig aus (RG 69, 277; 76, 313; 78, 389; 143, 48 [56 f.]; RG JWö 08, I 
1919, 3058; Warn 08 Nr 446; 1911 Nr 64; 1914 Nr 49 u. 119; 1915 Nr 275), wie anderſeits der 
Vorſatz des Beſchädigten den Anſpruch aus fahrläſſiger Schadenszufügung gegen den Schädiger 
aufhebt (HG JW 05, 717%). Vgl. hierzu 9 254 A 1 unter a. 


Unerlaubte Handlungen $$ 826, 827 763 


8 827 


Wer im Zuftande der Bewußztloſigkeit oder in einem die freie Willens 
beſtimmung ausſchließenden Zuſtande krankhafter Störung der Geiftestätig- 
keit!) einem anderen Schaden zufügt?), iſt für den Schaden nicht verantwort⸗ 
lich“). Hat er ſich durch geiſtige Getränke oder ähnliche Mittel in einen vor⸗ 
übergehenden Zuſtand dieſer Art verſetzt, ſo iſt er für einen Schaden, den er 
in dieſem Zuſtande widerrechtlich verurſacht, in gleicher Weiſe verantwortlich, 
wie wenn ihm Fahrläſſigkeit zur Laſt fiele ); die Verantwortlichkeit tritt nicht 
ein, wenn er ohne Verſchulden in den Zuſtand geraten iſt ) ). 

E 1 708 II 750; M 2 731, 732. P 2 579590. 


1. $ 827 behandelt die Aufhebung der Verantwortlichkeit für eine widerrechtliche Handlung 
infolge Aufhebung der Willensfreiheit (vgl. § 51 StGB). Bewußtloſigkeit ift ein vorübergehen⸗ 
der, ausnahmsweiſer, an ſich nicht notwendig krankhafter Zuſtand, der die Willensfreiheit aus⸗ 
ſchließt: Schlaf, Ohnmacht, Schlaftrunkenheit, Trunkenheit, hypnotiſche Zuſtände. Eine krank⸗ 
hafte Störung der Geiſtestätigkeit bilden Geiſteskrankheit, aber auch Körperkrankheiten, die die 
geiſtige Tätigkeit beeinfluſſen (Fieberzuſtände); vgl. § 104 Nr 2. Die Zuſtände können dauernd 
oder vorübergehend ſein. Die krankhafte Störung muß die freie Willensbeſtimmung aus⸗ 
ſchließen; eine bloße Minderung der Verſtandes⸗ und Willenskraft genügt zur Anwendung des 
$ 827 nicht (RG 74, 110; JW 08, 21032; SeuffA 84 Nr 87; 11. 12. 06 III 170/06), ebenſo nicht 
krankhafte Gleichgültigkeit gegen die Folgen des eigenen Handelns, Unfähigkeit, dieſe ruhig und 
vernunftgemäß abzuſchätzen (RG 108, 87). Auch die Entmündigung des Schädigers wegen 
Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche erſetzt nicht den Nachweis der in § 827 vorausgeſetzten 
Geiſtesſtörung; eine dem § 104 Nr 3 entſprechende Beſtimmung fehlt hier; auch der wegen 
Geiſteskrankheit Entmündigte vermag u. H. im Rechtsſinne zu begehen und kann wegen der 
Folgen in Anſpruch genommen werden (RG 108, 87; JW 1912, 244; 18. 1. 13 VI 438/12); 
doch kann die Entmündigung einen tatſächlichen Anhalt für das Vorhandenſein eines krankhaften 
Geiſteszuſtandes gewähren. N D 

2. Im Zuſtande der Bewußtloſigkeit oder der krankhaften Störung der Geiſtestätigkeit muß 
ein Schaden zugefügt ſein, wenn § 827 Anwendung finden ſoll; die den freien Willen aufhebenden 
Hemmungen oder Störungen müſſen alſo im Augenblicke der Tat vorhanden geweſen ſein; die 
Zeit des Eintritts der Schadensfolge iſt ohne Bedeutung. Ein Handeln in lichten Zwiſchenräumen 
der Geiſteskrankheit macht den Handelnden in gewöhnlicher Weiſe verantwortlich. 5 2 

3. Für den in einem der Zuſtände des Satz 1 einem andern zugefügten Schaden iſt der Täter 
nicht verantwortlich, mag es ſich um Vorſatz oder Fahrläſſigkeit, bei letzterer um ein wirkliches 
oder vermutetes Verſchulden (88 831, 832, 833 Satz 2, 834, 836—838), um ein Tun oder Unter 
laſſen (Richtbeleuchtung der Treppen, Nichtſtreuen bei Glatteis) handeln. $ 827 findet auch 
Anwendung, wenn ein mitwirkendes Verſchulden des Verletzten in Frage ſteht und 
dieſer dabei in einem der in Satz 1 bezeichneten Zuſtände ſich befunden hat (RG JW 02 Beil 
21215). Dem Geſetzesgedanken nach tritt die Freiheit von der Verantwortlichkeit jedoch nicht ein, 
wenn ein Verſchulden, auch nur ein vermutetes, nicht zur Begründung der Schadenserſaßpflicht 
gehört ($$ 833 Abf 1, 835). 

4. Der zweite Satz des $ 827 beitimmt eine Ausnahme von der Verantwortungsfrei⸗ 
heit des Satz 1, wenn der Täter ſich ſelbſt, ſchuldhafterweiſe, wie der Schlußſatz ergibt, 
in einen vorübergehenden Zuſtand der Aufhebung der freien Willensbeſtimmung ver⸗ 
ſetzt hat. Die ſchuldhafte Selbſtverurſachung des Zuſtandes ſetzt auch voraus, daß der Täter 
von der berauſchenden Wirkung der genoſſenen geiſtigen Getränke Kenntnis hatte oder bei An⸗ 
wendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt haben mußte. Er iſt dann für einen von ihm 
in dem Zuſtande der Willenloſigkeit angerichteten Schaden verantwortlich, wie wenn ihm Fahr⸗ 
läſſigteit zur Laſt fiele: d. h. er ſteht für die ſchädlichen Folgen derjenigen widerrechtlichen Hand⸗ 
ungen ein, die entweder nur fahrläſſig, oder die ſowohl vorſätzlich als fahrläſſig begangen werden 
önnen: er bleibt dagegen frei von der Haftung für Handlungen, die erſt durch den rechtswidrigen 
Vorſatz unerlaubte werden, wie die u. H. nach $ 826. Das gilt jedoch nicht, wenn der Täter ſich 
vorſätzlich in den Zuſtand der Willensunfreiheit verſetzt hat, gerade um in dieſem Zuſtande 
die u. H. zu begehen; in dieſem Falle hat er die Tat vorſätzlich verübt. Satz 2 findet auch 
bei eigenem Verſchulden des Verletzten Anwendung (RG Warn 1913 Nr 132). 

5. Ohne Verſchulden iſt der Täter in den Zuſtand der Willensunfreiheit geraten, wenn er 
die Wirkung des berauſchenden Getränks oder der Hypnoſe weder kannte noch kennen mußte. 
Die Faſſung des Saß 2 mit dem den Schluß des Paragraphen bildenden Nachſatze iſt im Hinblick 
auf die Bewelslaſt gewählt. Der Beſchädigte beweiſt die Handlung und den durch ſie zuge⸗ 
fügten Schaden: der Schädiger wendet ein, daß er die Handlung in einem der Zuſtände des 
Sat 1 begangen habe; Sache der Erwiderung des Verletzten iſt der Nachweis, daß er ſich ſelbſt 
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in den Zuſtand verſetzt habe, Sache der Gegenerwiderung des Täters, daß er ohne Verſchulden 
in dieſen Zuſtand geraten ſei. 

6. Satz 2 gilt, wie die $$ 827 u. 828 überhaupt, zwar nicht nur für das Gebiet der uner⸗ 
laubten Handlungen, wie die Heranziehung der Paragraphen bei der Regelung der allgemeinen 
Verantwortlichkeit in Schuldverhältniſſen in § 276 bemeift (vgl. RG 59, 221); die Beſtimmungen 
dieſer Paragraphen finden daher Anwendung für die Schuldverantwortlichkeit im Reichshaft⸗ 
pflicht und im Kraftfahrzeuggeſetz, auch für die Verantwortlichkeit in Vertragsverhältniſſen, 
ſowie in den Fällen, in denen jemand unter den Vorausſetzungen der § 827, 828 nicht einen 
Dritten geſchädigt, ſondern bei einer Schädigung ſeiner eigenen Perſon oder ſeines Vermögens, 
für die ein anderer verantwortlich iſt, mitgewirkt hat (RG 108, 86 und § 828 A 1). Doch kann 
ſich eine Verſicherungsgeſellſchaft nicht unter Berufung auf § 827 ihrer Verſicherungspflicht 
entziehen, weil der Verſicherte, der im Zuſtande der Trunkenheit einen Unfall erlitten hat, ſich 
ſchuldhafterweiſe in dieſen Zuſtand verſetzt hatte. Denn hier handelt es ſich nicht um ein Ver⸗ 
tragsverſchulden des Verſicherten, ſondern um die Vorausſetzungen, unter denen die Verſiche⸗ 
rungsſumme zu leiſten tft; über dieſe Frage entſcheidet die Auslegung des einzelnen Verſicherungs⸗ 
vertrags (RG 8. 5. 08 VII 408/07). 


& 828 

1) Wer nicht das fiebente Lebensjahr vollendet hat, iſt für einen Schaden, 
den er einem anderen zufügt, nicht verantwortliche). 

Wer das ſiebente, aber nicht das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat, iſt 
für einen Schaden, den er einem anderen zufügt, nicht verantwortlich), wenn 
er bei der Begehung der ſchädigenden Handlung nicht die zur Erkenntnis der 
Verantwortlichkeit erforderliche Einſicht hat?). Das gleiche gilt von einem 
Taubſtummen ö). 

E I 709 II 751; M 2 782-734; P 2 570590. 

1. Verantwortlichkeit nach dem Lebensalter. a) Für die Beſtimmungen des $ 828 waren 
die 85 55—58 StGB vorbildlich, von denen die 88 55—57 inzwiſchen durch das Jugend- 
gerichtsgeſetz v. 15. 2. 23 (RGBl I 135) § 47 aufgehoben und durch eine anderweite Regelung 
der Strafbarkeit Jugendlicher erſetzt worden ſind. Doch iſt als die untere Altersgrenze für die 
rechtliche Verantwortlichkeit nicht mit $ 55 StchB das vollendete 12. Lebensjahr (nach dem Ju⸗ 
gendgerichtsgeſetz $ 1 das 14. Lebensjahr), ſondern entſprechend dem in § 104 BGB für den 
Beginn der Geſchäftsfähigkeit angenommenen Alter das 7. Lebensjahr feſtgeſetzt worden, während 
die obere Altersgrenze nicht der Zeit des Eintritts der vollen Geſchäftsfähigkeit (88 2, 106 BGB) 

ſich anpaßt, ſondern den $$ 56, 57 StGB lebenſo Jugendgerichtsgeſetz § 1) folgt. Bis zum voll ⸗ 

endeten 7. Lebensjahre iſt danach eine Perſon für die von ihr begangene u. H. unbedingt un ⸗ 
verantwortlich, vom vollendeten 18. Lebensjahre an iſt ſie unbedingt verantwortlich, in der 
Zwiſchenzeit iſt fie bedingt verantwortlich. Der Schlußſatz des § 828 ſtellt, in Übereinftim- 
mung mit $ 58 StGB, die Taubſtummen den bedingt verantwortlichen jugendlichen Perſonen 
gleich. b) Auch $ 828 findet, wie 8827 (. dort A6) über das Gebiet der unerlaubten Hand- 
lung hinaus Anwendung auf jede Verantwortlichkeit in Schuldverhältniſſen, insbeſondere 
auch vertraglichen, ſoweit ſie für die behandelten Perſonenkreiſe überhaupt in Frage kommen 
kann (fo im Lehrlingsverhältnis 98 110—113). Insbeſondere gilt $ 828, wie § 827, nicht nur 
für die gegen einen andern begangene ſchädigende Handlung, ſondern auch für die Frage, ob ein 
eigenes mitwirkendes Verſchulden des Beſchädigten nach $ 254 (vgl, dort A 1 unter a) 
angenommen werden kann oder nicht (RG 51, 75; 54, 404; 59, 221; 76, 187; 108, 86; JW 03 Beil 
101228, 05, 152; 06, 686°; 08, 5228; Warn 08 Nr 314 u. 579; 1910 Nr 19; RG Geuffü 88 Nr 143). 
Die Frage, ob ein Verletzter, der das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, bei Begehung 
einer ihn ſelbſt ſchädigenden Handlung die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderliche 
Einſicht beſeſſen hat, iſt aber zu ſcheiden von der anderen, ob er ſeinen Schaden ſchuldhaft 
mitverurſacht hat (MG SeuffA 90 Nr 24). c) 8 828 bezieht ſich nicht auf Unterlaſſungs⸗ 
verſtöße gegen durch Schutznormen geſicherte oder ſonſt beſtehende Verpflichtungen (3. B. der 
Treppenbeleuchtung, des Streuens bei Glatteis für den Hauseigentümer), die ihrer Natur nach 
nicht den Minderjährigen, ſondern deſſen geſetzlichen Vertreter treffen (M 2, 734). 

2. Die in A 1 unter b erörterte Anwendung des $ 828 auf das eigene mitwirkende Verſchulden 
von Beſchädigten, die Schadenserſatz fordern, hat zur Folge, daß ein eigenes mitwirkende? 
Verſchulden eines beſchädigten Kindes, das das 7. Lebensjahr nicht vollendet hatte, ung 
keinen Umftänden angenommen werden kann (RG 54, 404; 59, 221; JW 06, 558; RG Warn 199 
Nr 67). Handelt es ſich um ein Verhalten des Verletzten, das zeitlich nach der ſchädigenden Hand 
lung liegt (Unterlaſſung der Abwendung oder Minderung des Schadens nach $ 254 Abſ 2), jo komm 
das Alter zur Zeit dieſes Verhaltens in Betracht. 


Unerlaubte Handlungen $$ 827, 828 765 


3. Die (inzwiſchen aufgehobenen, ſ. A 1) 88 56, 57 StGB machten die ſtrafrechtliche Ver⸗ 
antwortlichkeit der in dem Zwiſchenalter von zwölf bis achtzehn Lebensjahren befindlichen Per⸗ 
ſonen von dem Vorhandenſein der zur Erkenntnis der Strafbarkeit der begangenen Handlung 
erforderlichen Einſicht abhängig. Für die zivilrechtliche Haftbarkeit ſpricht $ 828 von der zur 
Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderlichen Einſicht. Die Fähigkeit oder Unfähigkeit, 
feinen Willen auch dieſer Einſicht gemäß zu beſtimmen (vgl. für das Strafrecht jetzt Jugendgerichts⸗ 
geſetz § 3), hat dabei keine Berückſichtigung gefunden. Bei der im $ 828 allein erwähnten zur 
Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderlichen Einſicht iſt aber nicht gegenſätzlich zur Erkenntnis 
der Strafbarkeit an eine Erkenntnis der zivilrechtlichen Vergeltungspflicht zu denken. Der Begriff 
iſt weiter zu faſſen, wie ſich ſchon daraus ergibt, daß die dazu erforderliche Einſicht im Zweifel 
allen Perſonen beigelegt wird, die das 7. Lebensjahr vollendet haben. Die zur Erkenntnis der 
Verantwortlichkeit erforderliche Einſicht iſt vielmehr „diejenige geiſtige Entwicklung, die den 
Handelnden in den Stand ſetzt, das Unrecht ſeiner Handlung gegenüber den Mitmenſchen und 
zugleich die Verpflichtung zu erkennen, in irgendeiner Weiſe für die Folgen ſeiner Handlung 
einſtehen zu müſſen“ (RG 53, 157; IW 04, 20215). Sie fällt nicht zuſammen mit der Erkenntnis 
der Verantwortlichkeit ſelbſt, alſo des Unrechts und der Vergeltungspflicht hierfür; fie iſt vielmehr 
nur die Fähigkeit dazu. Eine beſtimmte Vorſtellung des Handelnden, in welcher Weiſe die Ver⸗ 
geltung von ihm verlangt und erzwungen werden könnte, wird nicht vorausgeſetzt, nur das Ver⸗ 
ſtändnis für die Pflicht der Vergeltung dem Verletzten oder der Allgemeinheit gegenüber über⸗ 
haupt (RG 53, 157). Das Verſtändnis für die Pflicht der Vergeltung wird vermittelt durch 
die Einſicht zur Erkenntnis des Unrechts der Handlung, und die Grundlage der letzteren Einſicht 
iſt bei allen Fahrläſſigkeitshandlungen wiederum die Einſicht für die Erkenntnis der Gefähr⸗ 
lichkeit der Handlung, ohne die hier die Erkenntnis des Unrechts nicht denkbar iſt (RG 53, 157; 
1. 3. 06 VI 231/05; 31. 5. 06 VI 384, 393/05; 7. 4. 21 VI 526/20). Deshalb vermag der Nachweis 
vom Vorhandenſein der zur Erkenntnis der Gefährlichkeit der Handlung erforderlichen Ein⸗ 
ſicht tatſächlich in allen Fällen fahrläffigen Handelns, insbeſondere für das mitwirkende eigene 
Verſchulden des Verletzten, den unmittelbaren Nachweis der zur Erkenntnis der Verantwort- 
lichkeit erforderlichen Einſicht zu erſetzen, indem er den Schluß auf die Einſicht des Handelnden 
geſtattet, daß ihm ſein Handeln zum Verſchulden anzurechnen ſei und ihn zur Vergeltung ver⸗ 
pflichte (NG JW 04, 20213; 06, 47258; 1931, 25622; Warn 08 Nr 579; 1935 Nr 67; RG HRNR 1933 
Nr 1081). Die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderliche Einſicht (von der Vorſatz und 
Fahrläſſigkeit der Jugendlichen wohl zu unterſcheiden ſind, RG 156, 193) iſt ein allgemeines Ver⸗ 
ſtändnis für die Folgen einer Handlung und die Vertretungspflicht dafür; deshalb kommt es 
auf eine beſtimmte Vorſtellung, welche beſondere Gefahr durch ein Handeln ausgelöſt werde 
(beſondere Gefahr einer Maſchine) und welcher beſondere Schaden entſtehen könne (RG 51, 30; 
JW 06, 47238), ebenſowenig an, wie darauf, welche beſtimmte Vergeltung zu erwarten iſt. — Inner⸗ 
halb der Altersgrenzen des Abſ 2 9 828 muß in jedem einzelnen Falle die geforderte Einſicht 
nach den Umſtänden geprüft, der Grad der geiſtigen Entwicklung des Täters und fein Verhältnis 
zum Verſtändnis der Verantwortlichkeit für die in Frage kommende u. H. ermittelt werden. Auf 
das höhere Alter allein darf daher die Feſtſtellung der Einſicht nicht geſtützt werden (RG JW 03 
Beil 10125; 05, 4817); doch iſt die Erwägung zuläſſig, daß in einem gewiſſen Alter regelmäßig 
und erfahrungsmäßig für gewiſſe Handlungen die verlangte Einſicht vorhanden zu ſein pflege 
und deshalb auch bei dem Täter des fraglichen Falles angenommen werden könne (RG 51, 30; 
Warn 1912 Nr 13); nur darf dabei die individuelle Entwicklung des einzelnen Täters nicht 
außer Betracht gelaſſen werden (RG FW 03 Beil 101228; 06 S. 6866, 7471s; Warn 08 Nr 314). Beim 

-ertianer eines Gymnaſiums ift im Zweifel die Einſicht für die Erkenntnis der Gefährlichkeit 
einer Maſchine anzunehmen (RG 27. 2. 05 UI 198/04). Einſicht für die Erkenntnis der Gefährlich⸗ 
eit von auf einem Truppenübungsplatz geſammelten Sprengkapſeln bei einem nicht ganz zwölf 
Jahre alten Knaben |. Reh Seuffa 88 Nr 143. Ob vorausgegangene Verbote, Mahnungen 
und Warnungen für die Feſtſtellung der Einſicht ausſchlaggebend ins Gewicht fallen, hängt 
von den Umſtänden ab (RG 76, 187; R JW 06, 686°; RG SeuffA 88 Nr 149). Die Furcht 
vor der in Ausſicht ſtehenden Schulſtrafe wegen Übertretung eines Schulverbots beweiſt noch 
nicht die Fähigkeit zur Erkenntnis einer Vergeltungspflicht (RG JW 04, 20215). — It der jugend- 
iche Täter verantwortlich, dann kommt er auch als Beteiligter nach $ 830 Abſ 1 Satz 2 in Be⸗ 
tracht (RG 74, 143). f 

4. Der jugendliche Täter iſt nicht verantwortlich, wenn er bei Begehung der Tat nicht die 
zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderliche Einſicht beſaß. Dieſe Faſſung weiſt nach 
dem Sprachgebrauche des BGB darauf hin, daß die Behauptungs⸗ und Beweispflicht für 
das Fehlen der Einficht dem jugendlichen Schädiger zur Laſt fällt. Das BGB behandelt im Zweifel 
jedes über fieben Jahre alte Kind als für ſeine Schaden verurſachenden Handlungen verant⸗ 
wortlich. Der Mangel an Einſicht muß vom Schädiger geltend gemacht werden, wenn er in 
Betracht gezogen werden fol; eine Klage kann alſo nicht abgewieſen werden, weil ein Kind, das 

as 7. Lebensjahr vollendet hatte, ſeinem Alter nach noch nicht die geiſtige Reife habe, das Un⸗ 
erlaubte feiner Handlung einzuſehen (RG 51, 30: 61,239; 74, 143; JW 06, 47225; 1911, 44610; 
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Warn 08 Nr 579; SeuffA 77 Nr 29; 5. 10. 22 VI 23/22). Iſt der Mangel an Einſicht nicht be⸗ 
hauptet oder nicht nachgewieſen, ſo iſt der jugendliche Täter für ſeine Handlung haftbar gleich 
dem Erwachſenen; der Tatbeſtand der u. H. oder des mitwirkenden Verſchuldens iſt objektiv wie 
ſubjektiv derſelbe wie bei dem Erwachſenen. Insbeſondere iſt für die Frage, ob ein Verſchulden 
(8 276) vorliegt, nicht nochmals die Jugend des Täters in Rechnung zu ſtellen. Die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt nach $ 276 ift ein allgemeines Regelmaß der von einem ordentlichen Menſchen 
in den beſonderen Verhältniſſen des Verkehrs anzuwendenden Sorgfalt. Wohl aber fallen bei 
Abwägung des Verſchuldens des jugendlichen Schädigers oder Verletzten gegen dasjenige 
des Gegenteils nach § 254 die beſonderen Umſtände, die durch Alter und Geſchlecht bedingt werden, 
die geringere Überlegungsfähigkeit und Beſonnenheit des jugendlichen Alters wieder erheblich 
ins Gewicht (RG 68, 422; 76, 187; 108, 90; 114, 291; RG JW 1931, 331911; JW 1911, 101617; 
Warn 08 Nr 314; 09 Nr 281; 1910 Nr 19; 7. 3. 12 VI 412/11; nicht ganz richtig JW 1911, 44610, 
wo die Jugend für das Vorhandenſein des Verſchuldens in Betracht gezogen wird). 

5. Abſ 2 Satz 1 findet gemäß Satz 2 Anwendung auf die Taubſtummen, alſo Perſonen, die 
zugleich taub und ſtumm ſind; auf ſolche, die nur taub oder nur ſtumm ſind, erſtreckt ſich die Be⸗ 
ſtimmung nicht; ſie ſind unbedingt verantwortlich. 


§ 829 

Wer in einem der in den SS 823 bis 826 bezeichneten Fälle!) für einen von 
ihm verurſachten Schadens) auf Grund der 88 827, 828 nicht verantwortlich 
ift), hat gleichwohl, ſofern der Erſatz des Schadens nicht von einem auffichts- 
pflichtigen Dritten erlangt werden kann“), den Schaden inſoweit zu erſetzen, 
als die Billigkeit nach den Umſtänden, insbeſondere nach den Verhältniſſen 
der Beteiligten, eine Schadloshaltung erfordert?) und ihm nicht die Mittel 
entzogen werden, deren er zum ſtandesmäßigen Unterhalte ſowie zur Erfüllung 
feiner geſetzlichen Unterhaltspflichten bedarf‘) “). 

E II 752; P 2 680-593. 

1. Die Beſtimmung des 8 829 ſetzt, indem fie eine Billigkeitshaftung aus nur gegenſtändlich 
(objektiv) u. H. einführt, eine offenbare Ausnahme von dem im allgemeinen geltenden Verſchul 
dungsgrundſatze des BOB; fie beſchränkt dieſe Ausnahme zugleich ausdrücklich auf die vier Tat⸗ 
beſtände der 88 823 bis 826. Dieſe Beſchränkung ſchließt aber die Anwendung des 9 829 auf 
die Fälle der $$ 831, 833 Satz 2, 836 nicht aus, da hier nicht ſowohl andere Tatbeſtände von u. H., 
ſondern nur eine Umkehrung der Beweislaſt für den Tatbeſtand des § 823 vorliegt (RG JW 
1915, 58014, Warn 1915 Nr 278). Noch weniger ſtehen Bedenken der Anwendung des § 829 im 
Falle des § 844 entgegen; hier handelt es ſich um beſtimmte Schadensfolgen beſtimmter u. H., 
nicht um deren Tatbeſtände, die vielmehr vorausgeſetzt werden (RG 94, 220). Entſpre⸗ 
chende Anwendung auf andere u. H. iſt ausgeſchloſſen (RG 74, 143); noch weniger 
kann eine ſolche außerhalb des Gebiets der u. H. bei Schuldverhältniſſen ſtattfinden, wie 
auch § 276 nur die Beſtimmungen der 88 827, 828, nicht die des § 829 anzieht. Deshalb kann 
ebenſo einer Ausdehnung des $ 829 auf das eigene mitwirkende Verſchulden nach $ 254 
nicht zugeſtimmt werden, die denn auch R JW 03 Beil 122270 verwirft, während RG 
IW 06, 55° die Frage offen läßt. Der Wortlaut des $ 829 fteht dieſer Erſtreckung deut⸗ 
lich entgegen, und der dafür angeführte Grund: wenn das Geſetz den Nichtverantwortlichen 
für einen von ihm anderen zugefügten Schaden haften laſſe, müſſe um ſo mehr eine Vertretung 
für den Schaden angenommen werden, den er mit der Verurſachung einer durch einen andern 
ihm gegenüber begangenen u. H. mitwirkend ſich ſelbſt zufüge, ift nicht zutreffend. Der wider⸗ 
rechtliche Eingriff in ein fremdes Rechtsgebiet iſt ein vergeltungsbe dürftigeres Geſchehnis als 
das von jemand gewiſſermaßen an ſich ſelbſt begangene Unrecht, das eine objektiv rechtswidrige 
Handlung nicht darſtellt (vgl. RG 53, 312 am Schluſſe, aber auch $ 254 A 1 unter a). Nur 
wenn auch der Schädiger eine nach 88 827, 828 von der Verantwortlichkeit befreite Perſon 
ift, die allein auf Grund des $ 829 zum Schadenserſatz herangezogen werden kann (ein Kind fügt 
einem andern beim Spiel eine Körperverletzung zu), iſt die Anwendung des $ 829 auch auf das 
eigene Verhalten des Beſchädigten in der Weiſe gerechtfertigt, daß bei dem Billigkeitsermeſſen 
des Gerichts die Mitwirkung des Beſchädigten an der Verurſachung des Schadens berückſichtigt 
wird. Eine Anwendung des Grundgedankens des $ 829 in Sondergeſetzen findet ſich in 91 
Abſ 2 des RGef. über die Haftung des Reiches für feine Beamten v. 22. 5. 10, RGBl 798, und 
in $1 Abſſ 2 des entſprechenden preuß. Gef. v. 1. 8. 09, GS 691. 

2. Auf Grund der 88 827, 828 nicht verantwortlich find die Bewußtloſen, die Geiſtesge! 
ſtörten, die Kinder unter fieben Jahren, ferner die jugendlichen Perſonen zwiſchen ſieben u 
achtzehn Jahren und die Taubſtummen, wenn ſie den Nachweis führen, daß ſie bei Begehung 
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2 Infbigenben Handlung die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderliche Einficht nicht 
eſeſſen haben. 
0 3. Vorausſetzung der Anwendung des § 829 iſt nicht allein die von dem Nichtverantwortlichen 
ausgehende Verurſachung eines Schadens, ſondern die Schadenszufügung unter Umſtänden, 
die ihn, von der Frage der Zurechnungsfähigkeit abgeſehen, für den Schaden haftbar ma⸗ 
chen würden; es iſt äußerlich alſo der volle gegenſtändliche (objektive) und perſönliche (ſubjektive) Tat⸗ 
beſtand der u. H. erfordert; § 829 verſagt, wo auch den Zurechnungsfähigen ein Verſchulden 
und eine Verantwortung nicht treffen würde (RG 11. 12. 02 VI 192/02). Daher iſt z. B. auch 
getrennt zu beurteilen, ob der Täter die im Verkehr erforderliche Sorgfalt verletzt, und ob er die 
zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderliche Einſicht beſeſſen hat; ein Anſpruch aus § 829 
kommt nur in Betracht, wenn die erſte Frage bejaht, die zweite verneint wird (RG 25. 10. 23 
VI 169/23). Natürlich kann es ſich bei der Feſtſtellung des Tatbeſtandes nach der perſönlichen 
(ſubjektiven) Seite nicht um Vorſatz und Fahrläſſigkeit im Rechtsſinne handeln. Weitergehend iſt 
es nach RG 146, 213 für die Anwendbarkeit des § 829 grundſätzlich als genügend anzuſehen, daß 
der äußere Tatbeſtand einer der in den 98 823—826 genannten ſchädigenden Handlungen vorliegt, 
und von einer Prüfung von Vorſatz und Fahrläſſigkeit jedenfalls dann abzuſehen, wenn gerade 
15 Unzurechnungsfähigkeit den Schaden verurſacht hat. Vgl. auch Larenz, Vertrag und 
nrecht II 49f. 

4. Die Vorausſetzung: „ſofern der Erſatz des Schadens nicht von einem aufſichtspflichtigen 
Dritten verlangt werden kann“, verweiſt auf die Haftung der Aufſichtsperſonen über Minder⸗ 
jährige oder wegen ihres geiſtigen oder körperlichen Zuſtandes der Beaufſichtigung bedürfende 
Perſonen nach § 832. Sie iſt erfüllt ſowohl, wenn ein aufſichtspflichtiger Dritter nicht in Frage 
kommt, als auch wenn er ſich nach § 832 gerechtfertigt hat, endlich auch, wenn nur tatſächlich 
wegen der Vermögenslage des Dritten deſſen Inanſpruchnahme nicht zum Ziele führt und den 
Beſchädigten nicht voll wegen feiner Schadenserſatzforderung befriedigt. Da, bevor dieſe Vor⸗ 
ausſetzung feſtſteht, ein Anſpruch aus § 829 nicht gegeben ift, kann feine Verjährung nach $ 852 
— ſoweit es ſich um die dreijährige Verjährung handelt — erſt beginnen, wenn der Beſchädigte 
von dem Verſagen des Anſpruchs gegen den erſtverpflichteten Dritten Kenntnis erlangt hat (vgl. 
$ 852 A 4). NG 94, 220 nimmt an, daß der Beſchädigte auch von der Unzurechnungsfähigkeit 
des Täters Kenntnis erlangt haben müſſe. Wohl mit Recht; denn ohne dieſe Kenntnis kann er 
gar nicht auf den Gedanken kommen, daß ein anderer als Erſtverpflichteter in Anſpruch genommen 
werden müſſe. Eine Klage auf Feſtſtellung des 0 08 191 bedingten) Anſpruchs iſt aber auch 
vor dem Feſtſtehen der Vorausſetzung zuläſſig (RG 1910, 8244). 

5. Für Beſtand und Umfang der Schadenserſatzpflicht nach $ 829 iſt maßgebend, ob und 
inwieweit die Billigkeit nach den Umſtänden eine Schadloshaltung erfordert. Darüber ent- 
ſcheidet das Gericht nach freiem Ermeſſen. Insbeſondere ſind die Verhältniſſe der Beteiligten, 
des Schädigers wie des Beſchädigten, und zwar nicht zur Zeit der Handlung, ſondern zur Zeit 
der Urteilsfällung, zunächſt die Vermögensverhältniſſe, aber auch die ſonſtigen Lebensverhältniſſe 
und Bedürfniſſe (3. B. eine dauernde Vermehrung der Bedürfniſſe eines körperlich Verletzten) 
in Betracht zu ziehen. Bei einer Feſtſtellungsklage iſt auch die in der Zukunft vorausſichtlich 
eintretende Geſtaltung jener Verhältniſſe mitzuberückſichtigen (RG 26. 3. 23 VI 558/22; 25. 10. 23 
VI 169/23). Daß die Umſtände der Handlung ſelbſt nicht unberückſichtigt bleiben können, ob 
der Schädiger mit Abſicht oder nur unbeſonnen — entſprechend dem Vorſatz oder der Fahrläſſigkeit 
bei verantwortlichen Perſonen — handelte, und wie nahe der jugendliche Täter der Grenze ſich 
befand, wo die Einſicht für die Erkenntnis der Verantwortlichkeit beginnt, braucht kaum bemerkt 
zu werden. Unter Umſtänden kann die billige Schadloshaltung vollen Schadenserſatz bedeuten 
(fo bei Reichtum des Schädigers und Armut des Beſchädigten). Auch die Art der Entſchädigung, 
ob fie in Geſtalt einer Rente oder durch Zahlung eines Kapitals zu leiſten ift, unterſteht hier dem 
Zilligkeitsermeſſen des Gerichts. Maßgebender Zeitpunkt für die Bemeſſung der Schadlos. 
haltung iſt die Zeit des Urteilserlaſſes. Bei nachträglicher Veränderung der Verhält⸗ 
niſſe iſt, wenn eine Rente zugeſprochen wurde, $ 323 ZPO anwendbar. Von dieſem Fall ab- 
geſehen, kann eine Anderung des rechtskräftigen Urteils wegen Veränderung der ihm zugrunde 
liegenden Verhältniſſe ebenſowenig verlangt werden, als fie ſonſt zuläffig iſt (a. M. Oertmann 
A 2p mit Schwartz, Das Billigkeitsurteil nach $ 829 S. 38ff.). Für den Beginn der drei⸗ 
jährigen Ve rjährung gemäß $ 852 kann nur die Kenntnis der Umſtände maßgebend ſein, 
bie für den Beſtand des Anſpruchs, nicht ſolche, die nur für deſſen Bemeſſung Bedeutung haben; 
die Grenzlinie zu finden, iſt Sache des Richters. Über die Ausgleichung zwiſchen dem Aufſichts⸗ 
pflichtigen nach § 832 und dem Auſſichtsbedürftigen, wenn letzterer auf Grund des § 829 zum 
Schadensersatz herangezogen wird, vgl. A 6 zu § 840. f 5 

6. Die Schadloshaltung aus 8 829 findet ihre Grenze an dem eigenen Lebensbedarf des 
Schädigers für ſich und die ihm gegenüber unterhaltsberechtigten Perſonen. Der ſtandesmäßige 
Unterhalt iſt nach $ 1610 der für den geſamten Lebensbedarf einſchließlich der Erziehung und der 
Vorbildung zu einem Berufe nach der Lebensſtellung der Perſon erforderliche Betrag. Die 
heſetzlichen Unterhaltspflichten beſtimmen die 88 1360, 1361, 1608, 1609, 1345, 1351 (Ehe⸗ 
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gatten), 1578 ff. (geſchiedene Ehegatten), 1601 ff. (Eltern und Kinder), 1708ff. (außereheliche 
Kinder), 1699 (Kinder aus nichtigen Ehen); dazu jetzt Ehegeſetz v. 6. 7. 38 (RG Bl I, 807). Ver⸗ 
änderungen der Unterhaltspflichten nach Rechtskraft des Urteils ſ. A 5. 

7. Die Beweislaſt trifft den Beſchädigten außer für die allgemeinen Vorausſetzungen des 
Schadenserſatzanſpruchs dafür, daß von einem Dritten Erſatz nicht zu erlangen ſei und daß die 
Billigkeit feiner Forderung zur Seite ſtehe; Sache der Verteidigung des Schädigers iſt der Nach⸗ 
weis der Beeinträchtigung des eigenen Lebensbedarfs oder der Leiſtungen geſetzlicher Unter⸗ 
haltspflichten bei einer Erſatzleiſtung an den Beſchädigten. Daraus ergibt ſich, daß § 829 nur 
anwendbar iſt, wenn ein Anſpruch daraus erhoben, das Vorhandenſein feiner tatſächlichen Vor⸗ 
ausſetzungen behauptet iſt (NG 74, 143). 


8 830 


1) Haben mehrere durch eine gemeinſchaftlich begangene unerlaubte Hand- 
lung?) einen Schaden verurſacht !), fo iſt jeder für den Schaden verantwortlich!). 
Das gleiche gilt, wenn ſich nicht ermitteln läßt, wer von mehreren Beteiligten 
den Schaden durch feine Handlung verurſacht hat“). 

Anſtifter und Gehilfen ſtehen Mittätern gleich ). 

E 1 714 II 763; M 2 738; P 2 606. . 

1. Die beiden Sätze des Abſ 1 des § 830 behandeln einen weſentlich verſchiedenen Tat- 
beftand. Während der erſte Satz die Mittäter einer u. H. im Sinne des $ 47 StGB im Auge hat, 
alſo ein bewußtes Zuſammenwirken mehrerer Perſonen in objektiver und ſubjektiver Gemein⸗ 
ſchaftlichkeit vorausſetzt, iſt der Fall des zweiten Satzes, der dementſprechend auch nicht von Mit 
tätern, ſondern von Beteiligten ſpricht, gegeben, wenn die mehreren Perſonen bei demſelben 
Vorfall ohne ſubjektive Gemeinſchaft ſich gleichzeitig betätigt haben (jo RG Warn 1913, 363; 
15. 10. 06 VI 34/06; 6. 6. 29 VI 29/29). Über das Verhältnis des § 830 zu § 840 vgl. RG 96, 
224 u. A 2 zu $ 840. 

2. Die von mehreren gemeinſchaftlich begangene unerlaubte Handlung iſt nach dem in 
A 1 Geſagten, wie in § 47 StGB, die in bewußtem und gewolltem Zuſammenwirken ausge⸗ 
führte, daher immer vorſätzliche u. H. (NG Gruch 67, 187). Satz 1 erfordert zum Unterſchiede 
von Satz 2 einen rechtlichen Zuſammenhang in dem unerlaubten Handeln mehrerer (RG JW 
09 S. 13611, 68711; Warn 1914 Nr 159), der nur durch ein inneres Band hergeſtellt, nur durch die 
Gemeinſchaftlichkeit des Bewußtſeins und des Wollens geſchaffen werden kann. Von der ge⸗ 
meinſchaftlichen Begehung oder Ausführung (§ 47 StGB) einer Handlung ſeitens mehrerer 
Perſonen kann nur die Rede ſein, „wenn die mehreren Perſonen die fragliche Handlung, die ſich 
äußerlich aus einer Anzahl von Handlungen der einzelnen zuſammenſetzt, in ihrer eigenen Vor⸗ 
ſtellung als gemeinſchaftliche erfaſſen und entſprechend ausführen wolen“ (Bierling, Jur. Prin 
zipienlehre III S. 151). Der abweichenden Meinung (vgl. Planck A1, Oertmann A2, Kohler 
BR II 485; auch Larenz, Vertrag und Unrecht II 102), der beiläufig auch die zu Satz 2 ergangene 
Entſcheidung Reh 58, 357 ſich angeſchloſſen hatte, daß auch ein nur katſächliches Zuſammenwirken 
oder doch ein Zuſammenwirken fahrläſſiger Handlungen mehrerer unter Satz 1 falle, wenn 
nur der eingetretene Schaden ſich als das Ergebnis der Geſamtwirkung der Handlungen 
der einzelnen darſtellt, kann nicht zugeſtimmt werden. Das Geſetz ſpricht nicht von einem 
durch das Zuſammenwirken der u. H. mehrerer, ſondern von dem durch eine von mel” 
reren gemeinſchaftlich begangene u. H. verurſachten Schaden. Die mehreren fahrläſſigen 
Urheber eines einheitlichen Schadens (z. B. mehrere Beamte, von denen ein jeder dur 
Erfüllung feiner Pflicht den ſchädlichen Erfolg abgewendet haben würde, RG 51, 258; 
mehrere Miteigentümer eines Hauſes, die ihrer Beleuchtungs- oder Streupflicht nicht nachkommen, 
mehrere Fabrikanten, die giftige Abwäſſer in einen Bach leiten und dadurch Schaden anrichten, 
RG 16, 144; ferner der verbotswidrig Schießpulver an eine unerwachſene Perſon abgebende 
Kaufmann und der mit Schießpulver hantierende Knabe im Falle RC 33, 348) oder die mehreren 
ohne Verſchulden für einen Schadenserfolg verantwortlichen Perſonen (mehrere Tierhalter 
desſelben Tieres oder mehrerer an der Verurſachung eines Schadens beteiligter Tiere, oder der 
Tierhalter und der Beaufſichtiger des Tieres) handeln nicht miteinander, fie haften nur neben 
einander, ein jeder ſelbſtändig für ſeine Handlung oder Gefährdung. Haftung des Arreſt⸗ 
gläubigers neben dem Gerichtsvollzieher für unſachgemäße Verwahrung gepfändeter Gegen 
ſtände |. Rc Warn 1930 Nr 108. Die Fahrläſſigkeit iſt ein Willensfehler der Einzelperſon, ein 
Mangel an Überlegung und rein verneinenden Charakters; ihr Weſen ſchließt einen gemein“ 
ſamen bejahenden Willensentſchluß aus, der zur Begründung der Mittäterſchaft, Anſtiftung oder 
Beihilfe erforderlich ift (vgl. R& 65, 160; Lg 1923, 1075). Beihilfe und Mittäterſchaft bei preistrel” 
beriſchen und wucheriſchen Geſchäften |. N JW 1936, 18317. Daß ſowohl die Teilnehmer einer 
ge meinſchaftlichen u. H. als auch die Perſonen, die in mehreren Handlungen, jede für ſich, einen 
und denſelben Schaden herbeigeführt haben, als Geſamtſchuldner haften, beſtimmt § 840 Abſ 2, 
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der alle Formen des Zuſammenwirkens mehrerer Perſonen zu einer u. H. wie auch des Zu⸗ 
ſammenwirkens mehrerer u. H. zu einem ſchädlichen Erfolge umfaßt. Auch eine Vorbereitungs⸗ 
handlung kann Mittäterſchaft begründen (RG Gruch 67, 187). 

3. Bei der gemeinſchaftlich begangenen Handlung des Satz 1 erzeugt der gemeinſchaftliche 
Wille die gemelnſchaftliche Verurſachung, ſo daß es gleichgültig iſt, wieviel der einzelne Mit⸗ 
täter zu dem ſchüdlichen Erfolge beigetragen hat. Nicht erforderlich ift insbeſondere, daß jeder 
bei der Ausführung phyſiſch mitwirkt; auch eine rein intellektuelle, bloß geiſtig beſtimmende, durch 
Ermunterung oder auch nur durch Anweſenheit bewußt unterſtützende Tätigkeit kann ausreichen, 
um eine Mittäterſchaft anzunehmen, ſofern nur die Gemeinſchaftlichkeit des Wollens vorhanden 
it, der Erfolg alſo als Folge der Geſamttätigkeit erſcheint (RG Gruch 51, 991; 70, 619; RG 
4. 6. 28 VI 95/28). Wer von den mehreren Mittätern den endlichen Erfolg auch herbeigeführt 
haben mag, durch die Einheit des Willens erſcheint der durch die Handlung der einzelnen verur⸗ 
ſachte Erfolg als das Ergebnis ihrer Geſamtwirkſamkeit (RG 58, 357; JW 09, 4165; Warn 1915 
Nr 52; 1917 Nr 17; Gruch 51, 990; 15. 10. 06 VI 34/06; 3. 12. 03 VI 174/03; 12. 3. 06 VI 247/05 
u. a. m.). So haben mit dem Eigentümer eines zum Schaden der Hypothekengläubiger aus⸗ 
geplünderten Landgutes auch die Abkäufer der einzelnen Inventarſtücke, die ſich vorſätzlich an 
dem „kalten Abkommen“ beteiligt haben, für den vollen Schaden einzuſtehen (R Warn 1915 
Nr 52; 1917 Nr 17). Nur was einer der mehreren Täter bei dem im übrigen gemeinſchaftlichen 
Tun nicht mitge wollt hat, auch nicht in der Weife, daß er es billigen wird, wenn es von den anderen 
doch ausgeführt wird (bedingter Vorſatz, dolus eventualis), iſt ihm nicht zuzurechnen (RG JW 90, 
416153 15.10.06 VI 34/06); denn inſoweit iſt Mittäterſchaft nicht vorhanden. Aus der nur durch die 
Einheit des Willens vermittelten gemeinſchaftlichen Verurſachung des Schadens ergibt ſich weiter, 
daß eine Gleichzeitigkeit des Handelns und eine Einheit des Tatorts der mehreren Mittäter 
nicht erforderlich iſt (Nh 15. 2.05 V 372/04). Über Anſtiftung und Beihilfe, ſowie über Begünſti⸗ 
gung und Hehlerei ſ. A 5 u. 6. 

4. Mehrere Beteiligte. Im Gegenſatz zu Satz 1 hat Satz 2 einen Tatbeſtand zur Voraus- 
ſetzung, bei dem die äußere zeitliche und örtliche Einheitlichkeit des Vorgangs für die gleichartigen, 
aber an und für ſich ſelbſtändigen Handlungen mehrerer eine gewiſſe unechte, rein tatſächliche 
Gemeinſchaftlichkeit zwar nicht der u. H. ſelbſt, aber der Gefährdung ſchafft und eine dieſer gefähr⸗ 
lichen Handlungen, alſo die Handlung eines von mehreren Handelnden, einen ſchädlichen Erfolg 
herbeigeführt hat. Der Fall des Satz 2 iſt gegeben, wenn jede einzelne der von mehreren be⸗ 
gangenen Handlungen im allgemeinen nach den über den urſächlichen Zuſammenhang geltenden 
Regeln den ſchädlichen Erfolg herbeizuführen geeignet war, eine von ihnen den Erfolg herbei⸗ 
geführt hat, aber nicht ermittelt werden kann, wer von den mehreren Handelnden der Urheber 
iſt (RG 58,357; 121,400; 148,166; RG JW 1937,462.; RG 15.10.06 VI 34/06; 17.3.21 VI 
530/20). Die handelnden Perſonen bei einer ſolchen äußerlich zufammenhängenden Mehrheit 
gleichartiger, aber ohne innere Gemeinſchaft ausgeführter Handlungen nennt das Geſetz 
Beteiligte (NG gab., ferner JW 09 S. 136 u, 68711; Warn 08 Nr 633). Der Begriff 
wird mithin beſtimmt gegenüber der Mittäterfchaft, Anſtiftung, Beihilfe des Satz 1 und 
des Abſ 2 durch das Fehlen eines inneren rechtlichen Zuſammenhangs in dem 
Handeln der mehreren Perſonen, anderſeits gegenüber einem nur zufälligen gleichzeitigen 
Nebeneinander einzelner Handlungen durch die tatſächliche zeitliche und räumliche Einheit 
des Vorgangs und durch die gleichartige Gefährdung infolge der Handlungen der mehreren (RG 
SW 09, 1364; Warn 08 Nr 315; 1912 Nr 387). Beiſpiele von Satz 2: eine Schlägerei ($ 227 
SGB; dazu RG Warn 1929 Nr 144); die Mißhandlung einer Perſon durch mehrere andere, 
die ohne Gemeinſchaftlichkeit des Willens handeln (RG Warn 08 Nr 633); das gleichzeitige un⸗ 
vorſichtige Abgeben von Schüſſen ſeitens mehrerer Teilnehmer einer Jagdgeſellſchaft (RG 98, 
58; JW 09, 68711; 19. 3. 08 VI 241/07); das Werfen mit Steinen nach Menſchen durch mehrere 
Perſonen (RG JW 09, 1361); das Werfen mit Knallerbſen in einem mit vielen Menſchen be⸗ 
ſetzten geſchloſſenen Raume (R& 58, 357). Zweifelhaft erſcheint der R Warn 1912 Nr 387 be ⸗ 
handelte Fall, in dem vielleicht richtiger nur ein zufälliges Nebeneinander oder Nacheinander 
ohne äußere Einheitlichkeit anzunehmen geweſen wäre; richtig dagegen RG Warn 1913 Nr 363, 
wo die Anwendung von Satz 1 wie Satz 2 des $ 830 auf den Fall verneint iſt, daß eine Frauens⸗ 
perſon, die mit mehreren Männern geſchlechtlich verkehrt hatte, geſchlechtlich erkrankt, aber nicht 
zu ermitteln war, durch wen die Anſteckung erfolgt ſei. Ebenſo R& 96, 224. Keine Beteiligung 
liegt vor, wenn zwei Wilderer, die voneinander nichts wiſſen, von verſchiedenen Seiten gleich⸗ 
zeitig nach dem Förſter ſchießen und einer ihn verwundet, oder wenn eine Glatteisbildung, die 
emen Unfall herbeigeführt hat, auf die Handlungen oder Unterlaſſungen mehrerer Perſonen 
Jurückzuführen ſein kann, ohne daß ſich aber feſtſtellen läßt, welche der verſchiedenen Urſachen 
die Glatteisbildung bewirkt haben (RG Warn 08 Nr 315). — Von dem einzelnen Handelnden 
ſordert die Beteiligung im Sinne des Satz 2, daß jedem ein ſchuldhaftes vorſätzliches oder fahr- 
läſſiges Tun zur Laſt fällt, das den ſchädlichen Erfolg herbeiführen konnte, das alſo die Gefahr 
erzeugte, durch welche, ſei es infolge feiner Handlung, ſei es infolge der Handlung eines der anderen 

eteiligten, der Schaden auch wirklich herbeigeführt wurde (RG 58, 357; 96, 224; JW 09, 68711; 
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1937, 462%). Wer für die Schadensverurſachung überhaupt nicht in Betracht kommen kann, 
iſt nicht Beteiligter inn Sinne des Abſ 1 Satz 2; einer auf Grund dieſer Vorſchrift in An⸗ 
ſpruch genommenen Perſon muß daher ein entſprechender Entlaſtungsbeweis, z. B. daß der 
tödliche Schuß nicht von ihr herrühren könne, geſtattet werden (RG 121, 400; RG Warn 1929 
Nr 144; NG SeuffA 83 Nr 96). Kann feſtgeſtellt werden, auf weſſen Handlung der ſchädliche 
Erfolg wirklich zurückzuführen iſt, ſo tritt eine Haftung der übrigen Beteiligten nicht ein (a. A. 
Kohler, BR II 8 177 IN). — Satz 2 des $ 830 gilt nur für das Gebiet der u. H.; eine entſpre⸗ 
chende Anwendung darüber hinaus iſt nicht zuläſſig (R 67, 261; 102, 319). 

5. Im Abſ 2 des 8 880 iſt Anſtiftung im Sinne des $ 47, Beihilfe im Sinne des $ 49 StGB zu 
verstehen (NG Warn 1917 Nr17). Abweichend vom Strafrecht beſtimmt das BGB für die zivilrecht⸗ 
liche Verantwortung die volle Haftung des Gehilfen. Anſtiftung wie Beihilfe erfordern ein vorſätz⸗ 
liches Handeln im bewußten und gewollten Zuſammenwirken mit dem Haupttäter wie bei der Mit⸗ 
täterſchaft zum Zwecke der Herbeiführung oder Unterſtützung des unerlaubten Handelns des 
Haupttäters (RG 65, 157; 84, 192; 99, 90; 129, 330; RH Gruch 70, 619; RG 15. 6. 05 VI 517/04; 
7. 12. 16 VI 238/16). Was Anſtifter und Gehilfe nicht ebenfalls gewollt haben, kann ihnen jo 
wenig angerechnet werden wie dem Mittäter (vgl. A 3). Begrifflich find Anſtiftung und Beihilfe 
auch bei dem unerlaubten Handeln des Abſ 1 Satz 2 nicht ausgeſchloſſen, ſofern es ſich dabei um 
vorſätzliche Handlungen und um die Beſtimmung oder Unterſtützung eines oder mehrerer Be⸗ 
teiligter handelt, ohne daß dieſe unter ſich zu einem gemeinſamen Handeln verbunden ſind. Der 
Regel nach werden Anſtiftung und Beihilfe jedoch nur im Falle des Abſ 1 Satz 1 in Betracht 
kommen. Gegenüber den nach $$ 827, 828 für ihr Tun nicht verantwortlichen Perſonen find, 
eb enſo wie im Strafrecht, Anſtiftung und Beihilfe nicht denkbar. Aber die Handlungen des An⸗ 
ſtif ters oder des Gehilfen erſcheinen in dieſem Falle als ſelbſtändige u. H., die ſie für die Folgen 
der von ihnen gewollten und von ihnen auch durch die unverantwortlichen Perſonen bewirkten 
u. H. verantwortlich machen. Dasſelbe gilt von den Handlungen der Begünſtigung und 
Hehlerei, die im § 830 nicht genannt find, auch nicht von ſelbſt darunterfallen (vgl. Seuffü 78 
Nr 21). Sie find ſtrafrechtlich (88 257—261 StGB) wie zivilrechtlich ſelbſtändige u. H., deren 
Schadensfolgen beſonders zu ermitteln find (RG JW 1921, 15826; 16. 10. 11 VI 211/10). Fällt 
der hierdurch bewirkte Schaden mit dem durch die Haupttat bewirkten zuſammen, ſo beſteht 
geſamtſchuldneriſche Haftung mit dem Haupttäter nach § 840 Abſ 1. 

6. Die mehreren Mittäter des Abſ 1 Satz 1 ſowie die mehreren Beteiligten des Abſ 1 Satz 2 
einſchließlich der Anſtifter und Gehilſen nach Abſ 2 find jeder für den ganzen Schaden verant⸗ 
wortlich, der durch die Tat verurſacht wurde, d. h. fie haften für den ſchädlichen Erfolg als Ge ⸗ 
ſamtſchuldner nach $$ 421, 840 Abſ 1, einerlei, wieviel der einzelne zu dieſem Erfolge tat ⸗ 
ſächlich beigetragen hat; das in A 3 in dieſer Beziehung für die Mittäter Ausgeführte trifft auch 
für die Anſtifter und Gehilfen zu (RG 7. 12. 16 VI 238/16). Untereinander ſteht ihnen der Aus 
gleichungsanſpruch nach 88 426, 840 zu. Die Frage, ob die Haftung ſich auf beſtimmte meßbare 
Teile des Schadens ermäßige, wenn feſtgeſtellt werden kann, inwieweit der Schaden auf die 
Tätigkeiten der einzelnen zurückgeführt werden kann, darf für den Tatbeſtand des Abſ 1 Satz 1 
nicht aufgeworfen werden; denn der gemeinſchaftliche auf die Handlung gerichtete Wille erzeugt 
hier auch die Verantwortung für den ganzen Schaden; ſoweit der Wille nicht gemeinſchaftlich 
war, iſt auch der Erfolg als gemeinſchaftlich verurſachter nicht zuzurechnen (vgl. A 3 und 5), und 
inſoweit kann die Verantwortung einzelner für einen Teilſchaden wohl in Betracht kommen. 
Für Ab 1 Satz 2 aber iſt, ſofern ein beſtimmter Teilſchaden als Erfolg der einzelnen Handlungen 
der Beteiligten ſeſtſteht, der Fall, daß ſich nicht ermitteln läßt, welcher der Beteiligten durch 
ſeine Handlung den Schaden verurſacht hat, nicht gegeben; in erfter Linie haftet nach Abſ 1 Satz 2 
jeder für den Schaden, den er ſelbſt nachweislich angerichtet hat (vgl. A 4 am Schluſſe). 


8 831 


1) Wer einen anderen zu einer Verrichtung beftellt?), iſt zum Erſatze des 
Schadens verpflichtet, den der andere in Ausführung der Verrichtung) einem 
Dritten widerrechtlich zufügt.“). Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Ge⸗ 
ſchäftsherr bei der Auswahl der beſtellten Berfon?) und, ſofern er Vorrichtun! 
gen oder Gerätſchaften zu beſchaffen oder die Ausführung der Verrichtung zu 
leiten hat), bei der Beſchaffung oder der Leitung die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt beobachtet oder wenn der Schaden auch bei Anwendung dieſer Sorg“ 
falt entſtanden fein würde”) 8). 

Die gleiche Verantwortlichkeit trifft denjenigen, welcher für den Gefchäfts“ 
herrn die Beforgung eines der im Abf 1 Satz 2 bezeichneten Geſchäfte durch 
Vertrag übernimmt“). 

E I 711 II 764; M 2 736; q 2 507604. 


Unerlaubte Handlungen 88 830, 831 Aral 


1. Allgemeines. Verhältnis zu 8 278. Dem äußeren Anſcheine nach nimmt 9 831 eine Pa- 
rallelſtellung zu $ 278 ein. Wie hiernach der Geſchäftsherr für ein Verſchulden der Vertreter 
und Hilfsperſonen einzustehen hat, deren er ſich zur Erfüllung einer Verbindlichkeit in Vertrags⸗ 
und vertragsähnlichen Verhältniſſen bedient (RG 98, 327; JW 1911, 3605), fo ſcheint § 831 eine 
Haftung des Geſchäftsherrn für die widerrechtlichen Eingriffe in einen fremden Rechtsbereich 
feſtzuſetzen, deren ſich feine Hilfsperſonen bei den ihnen vom Geſchäftsherrn aufgetragenen 
Tätigkeiten ſchuldig machen. Eine Ahnlichkeit zwiſchen beiden Beſtimmungen iſt aber nur in deren 
Zweck und Erfolg gegeben; die rechtliche Grundlage des $ 831 iſt von der des § 278 verſchieden. 
Wahrend nach $ 278 der Geſchäftsherr wirklich für ein Verſchulden der Hilfsperſonen aufzu⸗ 
kommen hat und fein eigenes Verhalten dabei gar nicht in Frage kommt, iſt es nach $ 831 nicht das 
unerlaubte Verhalten der Gehilfen, ſondern das eigene Verſchulden des Geſchäftsherrn, das 
er zu vertreten hat; die Handlung, für die er einzuſtehen hat, iſt die der Hilfsperſon; das Verſchulden, 
das dieſe Haftung begründet, iſt ſein eigenes (RG 78, 107; 99, 263; JW 1911, 97911; Warn 1912 
Nr 74; a. M. v. Gierke, Deutſches Schuldrecht S. 957, der in 98 831, 833 Satz 2, 836 nicht eine 
Verſchuldenshaftung mit Umkehrung der Beweislaſt, ſondern eine abgeſchwächte Verurſachungs⸗ 
haftung erblickt). Dieſes Verſchulden beſteht in der ſchuldhaft untüchtigen Auswahl der Hilfs⸗ 
perſonen oder ſchuldhaft verſäumten Beſchaffung der für eine Arbeit der Hilfsperſonen erforder- 
lichen Vorrichtungen oder Gerätſchaften, oder endlich der ſchuldhaft unterlaſſenen Leitung einer 
Verrichtung, die einer Leitung bedurfte. Indem $ 831 aber weiter dem Geſchäftsherrn die Beweis⸗ 
laſt aufbürdet, daß er nach allen dieſen Richtungen die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beabachtet, 
alſo einer Fahrläſſigkeit ſich nicht ſchuldig gemacht habe, oder daß der Schaden auch bei Anwendung 
dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde, ſtellt er eine doppelte, von dem Geſchäftsherrn zu ent- 
träftende Vermutung auf: einmal, daß der Geſchäftsherr feine Hilfsperſon, die bei Ausführung 
eines Geſchäfts oder einer Arbeit einem andern widerrechtlich einen Schaden zugefügt hat, ſchuld⸗ 
hafterweiſe untüchtig ausgewählt oder ungenügend mit Arbeitsmitteln ausgeſtattet habe (RG 
60, 300) und ſodann, daß durch dieſe untüchtige Auswahl oder Ausſtattung der dem Dritten 
zugefügte Schaden verurſacht worden ſei (RG Warn 08 Nr 310; 1913 Nr 93). Wird ein ſolches Ver⸗ 
ſchulden vom Verletzten bewieſen, ſo ergibt ſich die Haftung des Geſchäftsherrn aus $ 823; des $ 831 
bedarf es dann nicht (vgl. RG JW 1913, 7377; Warn 1920 Nr 30). Die Haftung aus $ 831 erfordert 
im übrigen nicht, daß der Schaden gerade durch die untüchtige Eigenſchaft des Beſtellten verurſacht 
jet (vgl. darüber A 5b u. A 7); es genügt, daß dieſer gegenſtändlich zu der Verrichtung ungeeignet 
war; der Gegenbeweis des Geſchäftsherrn muß ſich, wenn dies feſtſteht, dahin richten, daß der 
ſchädliche Erfolg auch bei voller Tüchtigkeit des Beſtellten eingetreten fein würde (RG Warn 08 
Nr 310; 1913 Nr 935 . A7 a. E.). Da $ 831 eine Haftung aus dem Verſchulden des Geſchäftsherrn, 
nicht des Beſtellten, feſtſetzt, ergibt ſich, daß die Haftung nach $ 831 ausgeſchloſſen iſt, wenn dem 
Geſchäftsherrn die freie Willensbeſtimmung oder die zur Erkenntnis feiner Verantwortlichkeit 
erforderliche Einſicht (59 827, 828) fehlte; 8 829 ift jedoch, weil $ 831 nur eine Umkehrung der 
Beweislaſt für einen Tatbeſtand des $ 823 darſtellt, anwendbar (vgl. A 1 zu $ 829). Wenn die von 
der Hilfsperſon bei Ausführung der ihr aufgetragenen Verrichtung begangene widerrechtliche 

erletzung zugleich eine Vertragsverletzung in Erfüllung einer vertraglichen Verpflichtung des 
Geſchäftsherrn gegen den andern enthält (ogl. Vorbem da vor $ 823), fo können ſowohl $ 278 
als auch F 831 zur Anwendung kommen (RG 88, 433; 99, 263; Warn 1910 Nr 434; 15. 2. 11 
V 220/10). Weiſt der durch eine Vertragsverletzung Geſchädigte ein Verſchulden der Hilfsperſon 
nach, jo darf er nach 3 278 den Gefchäftsheren in Anſpruch nehmen, ohne daß dieſem ein Ent. 
laſtungsbeweis zuſtünde, daß ihn bei Beſtellung der Hilfsperſon kein Verſchulden treffe (MG 
62, 119; JW ö 04, 141°; Warn 1910 Nr 434; Gruch 48, 882). Kann oder will er dieſen Beweis 
nicht führen, fo verbleibt die Berufung auf § 831 wegen der widerrechtlichen Schadenszufügung, 
die der Geſchäftsherr jedoch durch den Gegenbeweis in Satz 2 des § 831 Abſ 1 zu entkräften vermag 
RG IM 06, 377°). Dasſelbe gilt, wenn eine Krankenkaſſe vom Kaſſenmitglied für die Folgen 
er Handlungsweiſe des mit einer Nachunterſuchung beauftragten Vertrauensarztes haftbar gemacht 
wird (RG 181, 67). Nur $ 831, nicht $ 278 iſt anwendbar, wenn der Verletzte nicht ſelbſt der Gläu⸗ 
iger des Vertrags oder des geſetzlichen Schuldverhältniſſes iſt, ſondern zum Glaubiger ſeinerſeits 
wieder in vertraglichen oder ſonſtigen Rechtsbeziehungen ſteht (RG Warn 1911 Nr 260). Über 
e Haftung der Reichspoſt bei Beſchädigungen von Reiſenden oder beförderter Sachen ſ. Vorbem 
aa. E. vor $ 823, für Schäden, die ihre Angeſtellten bei Einrichtung eines Fernſprechanſchluſſes 
närichten, ſ. Rh 141, 420; über die Bedeutung des 3 5 EiſenbVerkd v. 23. 12. 08 f. RG Warn 
1916 Nr 82. — Unanwendbar ift § 831 im Falle des $ 136 Gewu V — jetzt 58 908 ff. RVO — 
. uch 69, 340; 328 06, 40357; des g 2 NHaftpfl® |. RG Seuffü 79 Nr 93; des $ 13 Ab 3 Un 
. MG 116, 33; des 8 7 Abſ 3 des Kraftſahrzeuggeſetzes |. RG 119, 58; 135, 154; RG JW 1932, 
a 12%; ferner bei Handlungen, die in Ausübung ſtaatlicher Hoheitsrechte oder ſonſt öffentlich. 
10ſlicher Funktionen vorgenommen werden, Rch 129, 305; 139, 149; 140, 415; ferner R G Warn 
nie Nr 232 Feuerwehr; 1914 Nr 239 militäriſche Arbeiten; 1918 Nr 200 Feuerwehr. In dem 
zerhaltuis zwiſchen Eiſenbahn und Reichspoſtverwaltung im Falle der Beſchädigung eines im 
ſenbahnpoſtdienſt beſchäftigten Reichspoſtbeamten kommt § 831 nicht zur Anwendung, da 
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nach Art 8 des Eiſenbahnpoſtgeſetzes v. 20. 12. 75 eine Haftung der Eiſenbahn der Poſt gegenüber 
nur bei wirklichem, von der Poſtverwaltung nachzuweiſendem Verſchulden des Eiſenbahnbetriebs⸗ 
unternehmers oder ſeiner Angeſtellten, nicht auf Grund des vermuteten Verſchuldens des § 831 
geltend gemacht werden kann (RG JW 1921, 337°). — Eine Haftung des Reeders (Schiffseigners) 
aus $$ 485, 486 HGB (89 3, 4 Binn Schiff) ſchließt die Anwendung des 831 nicht aus (RG 151, 
296 und KG 6. 3. 35 1 82/34 gegen RG 116, 213). 

2. Zu einer Verrichtung beſtellt iſt jeder, dem von einem andern, von deſſen Weiſun⸗ 
gener mehroder minder abhängigiſt, eine Tatigkeitübertragen worden iſt. Die Tätig · 
keit kann tatſächlichen oder rechtlichen Charakters (RG 73, 434), entgeltlich oder unentgeltlich, dau⸗ 
ernd oder vorübergehend, niederer oder höherer Art ein und die Beſtellung auf einen ganzen Ge⸗ 
ſchäftskreis oder eine einzelne Tätigkeit ſich beziehen; ſie kann bei Geſchaften rechtlicher Art mit einer 
Vertretungsmacht verbunden ſein oder ohne ſolche ſich vollziehen (RG 53, 276, 91, 363, 92, 345, 
Warn 1915 Nr 6). Eine allgemeine Beſtellung begreift auch die einzelnen im Rahmen des Auf- 
trags liegenden Handlungen (RG 73, 434; 91, 363; 92, 345; JW 1915, 704°). Ein rechtsgeſchäft · 
licher Akt der Übertragung iſt nicht erfordert, auch nicht Geſchäftsfähigkeit des Beſtellten. Nicht 
erforderlich iſt auch, daß der Beſtellte äußerlich erkennbar als Geſchäftsbeſorger auftritt. Über die Aus⸗ 
führung von Straßenveränderungen durch eine Landesbaubehörde im Auftrage des Kreiſes mit Haf- 
tung des letzteren nach $ 831 ſ. Rh 145, 107. Unter $ 831 fallen die Tätigkeiten ſowohl des Haus⸗ 
angeſtellten und des Arbeiters wie des Leiters einer großen Fabrik oder des Proku⸗ 
riſten eines Handlungshauſes, der übrigens, falls der Geſchäftsherr ein Verein oder eine Kör⸗ 
perſchaft oder auch eine offene Handelsgeſellſchaft iſt, unter Umſtanden als beſonderer Vertreter 
nach 8 30 angeſehen werden kann (RG 76, 35 [48]; Warn 08 Nr 572; 12. 4. 11 VI 576/10). Direktor 
einer kommunalen Sparkaſſe, die auch Bankgeſchäfte betreibt, |. R& 126, 50 und Re JW 1930, 
119814. Über die Stellung von Schriftleitern einer Tageszeitung |. R 148, 154. Auch die Tatig 
keit des Rechtsanwalts im Rahmen der Prozeßvollmacht im Prozeſſe und in der Zwangs- 
vollſtreckung fällt unter $ 831; die anſcheinend entgegenſtehende Beſtimmung des $ 85 BRD 
regelt nur die prozeßrechtlichen Wirkungen, die die Handlungen des Rechtsanwalts als Prozeß⸗ 
handlungen für den Rechtsſtreit erzeugen, und ſpricht nur den Grundſatz der unmittelbaren Stell- 
vertretung des § 164 BGB für die Prozeßhandlungen des Rechtsanwalts aus (RG 96, 177; 
a. M. früher R Warn 1915 Nr 6). Der Ehemann kann als Verwalter des Frauenvermögens 
als zu einer Verrichtung beſtellt erſcheinen, wenn die Ehefrau im Güterſtande der Gütertrennung 
ihm dieſe Verwaltung freiwillig überträgt; nicht im geſetzlichen Güterſtande, wobei er in eigenem 
Recht handelt (Rh 91, 363). Eine Treibjagd iſt im Verhältnis zu den Jagdgaſten nicht ein Ge⸗ 
ſchäft des Jagdherrn, deſſen Gegenſtand der Wildabſchuß bilden wurde; der Jagdherr haftet alſo für 
Schäden, die Jagdgäſte einander zufügen, nicht etwa nach $ 831; für die Zulaſſung ungeeigneter 
Jagdteilnehmer, z. B. leichtſinniger Schützen, kann er nach $ 823 haftbar ſein (RG 128, 39). 
Unter § 831 fallen auch die Tätigkeiten der Vorſtandsperſonen oder ſonſtiger Vertreter eines 
nicht rechtsfähigen Vereins (NG 91,74; 135, 242; JW 1913, 7377; 1933, 4231; Warn 1912 Nr 438; 
1913 Nr 319; 1917 Nr 263; 23 1922, 5841; 11. 12.11 VI 36/11); niemals dagegen, abweichend 
von § 278, die der geſetzlichen Vertreter einer natürlichen oder juriſtiſche n 
Perſon, deren Handlungen rechtlich als die des Vertretenen gelten (RG 61, 207; 89, 1363 91, 74 
R JW 1928, 104672; 1936, 195614, 27936). Eine Haftung natürlicher Perſonen aus u. H. ihrer 
geſetzlichen Vertreter iſtdem BGB fremd ($ 823 A 12); die Haftung juriſtiſcher Perſonen ift in den 
58 30, 31, 89 geordnet, wobei eine Entlaſtungs möglichkeit wie nach $ 831 Ab 1 Satz 2 nicht beſteht. 
Die Grenze der geſetzlichen Vertretung insbeſondere nach $ 30 (dazu RG 157, 228) und der Ver / 
richtung eines beſtellten Beamten im Sinne des $831 iſt nicht immer leicht zu beſtimmen 
maßgebend iſt, ob die Perſonen zu ihrer Tätigkeit innerhalb eines Geſchaftsbereichs durch 
die Satzungen der Körperſchaft, der bei Körperſchaften öffentlichen Rechtes die die Ver⸗ 
waltungsgliederung regelnden Beſtimmungen entſprechen, berufen ſind, oder ob ſie ihren 
Dienſtauftrag erſt wiederum von den fo berufenen Perſonen herleiten (RG 53, 276; 62, 31; 
74, 21; 79, 101; JW 06, 82; 1912 S. 282, 3382, 8491); erſtere find die Vertreter, letztere die nach 
$ 831 zu behandelnden Angeſtellten. Aber nur auf den Dienſtauftrag kommt es an; die Anſtellung 
kann beim Vertreter wie beim Angeſtellten auf einen zuſtändigen Vertreter zurückgehen (R 
53, 276; 55 S. 271, 229; 62, 31; JW 03 Beil 117260; 04, 1655; 06, 82 u. a.). Des näheren ogl⸗ 
ss 30, 31,89 und die A daſelbſt. 

Als zu Verrichtungen beſtellte Perſonen ſind nach dieſen Grundſätzen in der Rechtſprechung 
angeſehen worden: der Vahnhoftsvorſteher (RG JW 03 Beil Nr 260; 1911, 45018; Warn 191 
Nr 242; 1919 Nr 89); anders für die Reichsbahngeſellſchaft (nich 121, 382, |. unten), der Bahn. 
meiſter NG 53, 276; 55, 229; JW 1911, 45018; Warn 1917 Nr 242), der Schrankenwarter ( 
1938, 371) und das Zugperſonal (R H JW 06, 377°, 1936, 27938; RG Warn 09 Nr 507) in 6 
preuß. Eiſenbahnverwaltung; der Kanallotſe (& 74,250; 79,101; 81,316); der Poſtaſſiſtent 51 
JW 06,7061); ein Poſtbeamter, der in dienſtlicher Eigenſchaft einem Poſtſcheckkunden Auskunft gl 
(NG 18.6.26 111 281/25); der Hausmeiſter eines Poſtgebäudes (NG JW 04, 1659); ber Schuldte ner 
(RG JW 06, 42715); der Leiter einer ſtädtiſchen Sparkaſſe (RG 131,239; NG JW 1931,3097 I 
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einer ſtädtiſchen Gasanſtalt (RG 74, 21; JW 1915, 3957) oder eines ſtädtiſchen Schlachthauſes (RG 
23 1922, 6151); der Leutnant in Angelegenheiten der militäriſchen Vermögensverwaltung 
(RG 55, 171; 120, 304). Haftung der Reichspoſt für Schaden, den ihre Angeſtellten bei Einrich⸗ 
tung eines Fernſprechanſchluſſes anrichten, ſ. RG 141, 420. Dagegen ſind die Stationsvorſteher 
bei der Deutſchen Reichsbahn und ihre Stellvertreter als verfaſſungsmäßig berufene Vertreter 
mit der Folge einer Anwendung der 88 31, 89 anerkannt worden (RG 121, 382). Für Bahn- 
wärter RG 142, 356. Zweifelhaft und im einzelnen Falle zu prüfen iſt die Rech ts⸗ 
ſtellung bei Beamten höherer und ſelbſtändiger Berufstätigkeit: beim Vorſteher einer Reichs⸗ 
banknebenſtelle (RG 76, 179); beim Vorſteher eines Stadtbauamts, der bloßer Beamter, aber auch 
Magiſtratsmitglied oder beſonderer Vertreter nach $ 30 ſein kann (RG JW 1912, 8491; 1920, 7753; 
Warn 1914 Nr 35); dagegen iſt der (Kommunal-) Kreisbaumeiſter in Preußen Angeſtellter nach 
8831 (RG JW 1915, 3957); beim Betriebsdirektor einer ſtädtiſchen Straßenbahn (RG JW 1911, 
6401; Warn 1916 Nr 125); beim Leiter der einer Körperſchaft gehörenden Heilanſtalt (RG J W912, 
3382); beim Rendanten einer Gemeindeſparkaſſe (RG JW 1912, 2821). Haftung einer Firma 
für den von ihr eingeſtellten Verkaufsagenten, der von einem Käufer ohne Vollmacht Zahlungen 
entgegennimmt, ſ. ZAk DR 1937, 378. Die Leiter der Zweigniederlaſſungen von Aktien⸗ 
banken können Vertreter nach $ 31 fein, wenn fie dem Geſamtvorſtande angehören; fie können 
beſondere Vertreter nach $ 30 fein, wenn ihre Beſtellung ſatzungsmäßig vorgeſehen ift; es genügt, 
daß die Zweigniederlaſſung ausdrücklich ſatzungsmäßig vorgeſehen iſt und die Stellung ihres 
Leiters durch Auslegung aus der Satzung ermittelt wird; ſie können aber auch lediglich Angeſtellte 
im Sinne des $ 831 fein; die Satzung iſt dafür Maßſtab und Grundlage (RG 91, 3; 94, 318; 117, 64; 
RS Warn 1915 Nr 317; 1917 Nr 110; JW; 1927, 16827; 1930, 29275; 1933, 25131; ähnlich iſt die 
Stellung von Depoſitenkaſſenvorſtehern der Banken (NG 94, 318; JW 1917, 285°; 1930, 29275; 
Warn 1918 Nr 208; 1930 Nr 33). Bankprokuriſt, der als Angeſtellter der Bank Auskünfte zu er⸗ 
teilen hat, ſ. RG Warn 1930 Nr 94. Wird der Zweigſtellenleiter einer Geſellſchaft mbH., die in 
Berlin ihren Sitz hat und im Reich eine Anzahl von Warenhäuſern betreibt, nicht zum beſonderen 
Vertreter nach $ 30 beſtimmt, fo liegt darin ein Organiſationsmangel, für den die geſetzlichen Ver⸗ 
treter verantwortlich find und die Geſellſchaft nach 8 823 haftet (RG Dig 1936, 641). Für den 
Geſchäftsbetrieb der Preußiſchen Staatsbank (Seehandlung) ſ. RG 157, 228. Eine Krankenkaſſe 
haftet gegenüber dem Kaſſenmitglied für die Folgen einer unrichtigen Begutachtung durch den 
151 der Nachunterſuchung beauftragten Vertrauensarzt nach § 831, aber auch nach § 278 (RG 

1, 67). 

Weſentlich iſt für die Beſtellung zu einer Verrichtung nach $ 831, wie fi aus Abi 1 Satz 2 
ergibt, daß dem Beſteller die Eigenſchaft als Geſchäftsherr im Verhältniſſe zum Beſtellten 
zukommen muß. Der zu einer Verrichtung Beſtellte muß die Anordnungen des Beſtellers 
für die Ausführung der Verrichtung zu befolgen haben, von deſſen Willen bei der Ausführung 
abhängig ſein; wer die aufgetragene Tätigkeit als ſelbſtändiger Unternehmer ausführen ſoll, 
über ſeine Perſon frei zu verfügen und Zeit und Umfang ſeiner Tätigkeit ſelbſt zu beſtimmen hat, 
iſt nicht im Sinne des $ 831 zu einer Verrichtung beſtellt (RG 51, 199; 53, 276; 86, 424; 92, 345; 148, 
154; JW 09 S. 27612 u. 41613, 1910, 747%; 1912 S. 3727, 13812; Warn 08 Nr 56 u. 471; 1910 Nr 
232; 1911 Nr 180; 1912 Nr 301; 23 1922, 681; HRR 1933 Nr 371; a. M. Planck A 1a, der es maß⸗ 
gebend ſein läßt, ob dem Beſteller eine Prüfung der Zuverläſſigkeit der beſtellten Perſon möglich 
oder nach der Auffaſſung des Lebens anzufinnen iſt, und Oertmann A 2a, der ſich gegen jede 
Einſchränkung aus dem Verhältniſſe des Beſtellers zu dem Beſtellten erklärt). Der ſelbſtändige 
Bauunternehmer oder Handwerksmeiſter, der ein Werk auszuführen übernommen hat, iſt alſo 
nicht Angeſtellter, nicht zu einer Verrichtung beſtellt (NG 86, 424; ZW 1910, 747°; 1912 ©. 3757, 
13812, 14219; 1914, 10395; Warn 1912 Nr 301). Einen zweifelhaften Fall, in dem die Anwend⸗ 
barkeit des $ 831 bejaht wurde, behandelt RG 96, 81: eine Stadtgemeinde hatte als Kriegsfutter⸗ 
mittelſtelle eine Firma mit dem Vertriebe der Futtermittel an die Händler betraut; hier wurde 
ein Geſchäftsherrnverhältnis der Stadtgemeinde zu der Firma angenommen. Ein großes Maß 
von Selbſtändigkeit und Bewegungsfreiheit, nach eigenem Ermeſſen und eigener Sach⸗ 
kunde zu handeln, kann auch der Angeftellte im Sinne des $ 831 haben; ſchon der Kutſcher und der 
Kraftwagenführer handeln nach eigener Sachkunde und Erfahrung; aber ſie haben über ſich und ihre 
Tätigkeit nicht frei zu beſtimmen. Der Unterſchied des ſelbſtändigen Unternehmers und 

es zu einer Verrichtung Beſtellten wird vielfach mit dem von Werk- und Dienft- 
vertrag zuſammenfallen (RG JW 1910, 747°; 1912 ©. 375“, 1421; Warn 1912 Nr 301). Über- 
tragung der Führung, Pflege und Beaufſichtigung eines Kraftwagens ſ. RG 135, 149. Wenn der 
Eigentümer und Halter eines Kraftrades mit Beiwagen ſich mit dieſem einem Bekannten für deſſen 
gewerbliche Reiſezeit gegen Beiſteuer zu den Unkoſten zur Verfügung ſtellt, ſo wird er damit noch 
nicht von dieſem zu einer Verrichtung beſtellt (RG JW 1935, 350). Ein gehobener Angeſtellter hat 
den Kraftwagenführer, der ihm von der gemeinſchaftlichen Firma für Dienſtfahrten beigegeben 
wird, nicht zu beaufſichigen, ihm regelmäßig auch keine Anweiſungen über die Fahrweiſe zu erteilen; 
er haftet daher für den Führer nicht auf Grund des $ 831 (RG JW 1938, 45612), Der Fahrgaſt ift 
nicht Geſchäftsherr des Führers der Kraftdroſchke, die er zu einer Fahrt beſtellt hat (RG LZ 1917, 
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13398). Mitgeſellſchafter und Mitgeſchäftsführer einer G. m. b. H. ſtehen nebeneinander, nicht im 
Verhältnis von Geſchäftsherrn und Angeſtellten (RG 91, 73; RG SeuffA 80 Nr 167); ein Geſell⸗ 
ſchafter einer o. HG. — und ebenſo einer G. m. b. H. — kann aber als von den übrigen zu 
einer Verrichtung beſtellt in Frage kommen, wenn er für ſeine Perſon, nicht innerhalb ſeiner 
Vertretungsmacht gehandelt hat, ſo wenn er durch argliſtige Täuſchung einen Dritten zum 
Eintritt in die Geſellſchaft beſtimmte (RG 91, 412). Anwendung des 8831 auf die Teilhaber einer 
Erbengemeinſchaft, die die Verwaltung untereinander geteilt haben, ſ. RG Warn 1930 Nr 103. 
So ſteht die Tätigkeit der zu einer Verrichtung beſtellten Perſon, rechtlich betrachtet, in der 
Mitte zwiſchen derjenigen des Vertreters einer Körperſchaft, deſſen Handlung als die eigene 
des Vertretenen gilt, und derjenigen des ſelbſtändigen Unternehmers, deſſen Handlung für den 
Beſteller der Tätigkeit eine fremde iſt. Die Handlung des zu einer Verrichtung Beſtellten aber 
iſt ſowohl fremde als eigene des Beſtellers und Geſchäftsherrn (vgl. RG 74, 250). Das 
begründet nach $ 831 feine Haftung, ſoweit fein Anteil an der Handlung reicht (A 5—8). Die 
Beſtellung kann durch eine Zwiſchenperſon erfolgen; ſie muß nicht unmittelbar auf den Geſchäfts⸗ 
herrn oder deſſen geſetzlichen Vertreter zurückführen; auch wer vom Angeſtellten zur Hilfelei⸗ 
ſtung zugezogen wurde, iſt, wenn die Zuziehung im Geſchäftskreiſe des Zuziehenden lag, vom 
Geſchäftsherrn beſtellt (RG 55, 171; Warn 08 Nr 475; 09 Nr 538; 1912 Nr 109); wie ſich der Ent⸗ 
laſtungsbeweis der ſorgfältigen Auswahl in dieſem Falle geſtaltet, darüber |, A 5. Die Stellung 
des Beſtellers als Geſchäftsherr wird an und für ſich nicht dadurch beeinträchtigt, daß die auf⸗ 
getragene Tätigkeit für einen Dritten geleiſtet werden ſoll. Wenn aber dem Dritten überlaſſen 
wird, die einzelnen Verrichtungen dem Gehilfen zuzuweiſen und dieſer ſie nach der Weiſung des 
Dritten ausführen ſoll, dann iſt letzterer hinſichtlich dieſer Verrichtungen der Geſchäftsherr: ſo, 
wenn ein Eigentümer dem Unternehmer, der für ihn einen Bau ausführt, ſeine Arbeiter zum 
Anfahren von Bauftoffen zur Verfügung ſtellt (NG Warn 08 Nr 56). Im Verhältniſſe des Ge⸗ 
ſchäftsherrn ſteht der Handwerksmeiſter zum Lehrling. Wird aber der Lehrling nur als ſolcher, 
als Lernender beſchäftigt, der nach den Unterweiſungen des Meiſters oder der Geſellen unter 
deren Aufſicht an den Arbeiten beteiligt wird, ſo liegt die Beſtellung zu einer Verrichtung nicht 
vor; anders, wenn dem Lehrling untergeordnete Hilfeleiſtungen übertragen werden, die auch 
ein anderer ausführen könnte, der dem Fache nicht angehört, oder wenn der ſchon vorgeſchrittene 
Lehrling mit ſelbſtändigen Tätigkeiten betraut wird (RG 13. 3. 05 VI 456/04). — Stellt ein 
Krankenhaus dem Arzt einen Röntgenapparat nebſt Röntgenſchweſter derart zur Verfügung, daß 
es Unternehmer des techniſchen Betriebes bleibt, der Arzt inſoweit kein Beſtimmungsrecht hat, 
vielmehr nur Anordnungen über die Dauer der Durchleuchtung gibt, ſo iſt die Schweſter nicht Er⸗ 
füllungsgehilfin des Arztes, auch nicht von ihm nach $ 831 zu einer Verrichtung beſtellt (RG 
21. 5. 37 III 203/36). 

3. In Ausführung der Verrichtung, die ihr aufgetragen wurde, muß die Hilfsperſon gehandelt 
haben, wenn für den Schaden, den ihre Handlung angerichtet hat, der Geſchäftsherr in Anſpruch 
genommen werden ſoll. Den Gegenſatz bildet die Zufügung eines Schadens bei Gelegenheit 
der Ausführung der Verrichtung. Die ſchädigende Handlung, die auch in der Unterlaſſung 
einer auftrag« oder pflichtgemäß vorzunehmenden Handlung beſtehen kann (RG JW 1910, 333703 
1911, 182%), muß in den Kreis der Tätigkeiten fallen, die die Ausführung der Verrich- 
tung daritellen; fie muß mit dieſen Tätigkeiten in einem inneren Zuſammenhang ſtehen (RG 
73,434; 79,312; 104,144; JW 09,3583; 1910,333 10, Gruch 53,924). Beſteht aber der innere Zur 
ſammenhang, dann ſtellt willkürliche oder irrtümliche Überſchreitung der Grenzen des Auftrags die 
Handlung noch nicht außerhalb des Kreiſes der aufgetragenen Verrichtungen (RH Warn 1928 Nr 
74). Der innere Zuſammenhang ift gegeben, wenn Handwerksgeſellen, von ihrem Meiſter mit 
der Einrichtung von Beleuchtungsgegenſtänden in einem Haufe beauftragt, bei der Arbeit die Kron 
leuchter uſw. beſchädigen, es iſt auch der Fall bei einem Kutſcher oder Straßenbahnwagenführer oder 
bei dem Zug- oder Maſchinenführer eines Eiſenbahnzugs, die mit einer Fahrt beauftragt ſind und 
dabei jemanden überfahren (MG aad.; JW 06, 3773; auch 07, 1616; Warn 09 Nr 507); be! 
Bahnangeſtellten, die, mit der Beförderung des abhanden gekommenen Gutes dienſtlich befaßt, 
an deſſen Beſeitigung ſich beteiligen R Seuffl 80 Nr 174). Das trifft ferner zu, wenn (Unter 
laſſung) Angeſtellte auftragswidrig Unbefugte von dem Betreten eines dritten Perſonen Ge 
fahren bietenden Arbeitsplatzes nicht abhalten (NG JW 1911, 182). Eine willkürliche oder 
irrtümliche Überſchreitung der Grenzen des Auftrags ſtellt die Handlung noch nicht außerhal 
des Kreiſes der aufgetragenen Verrichtungen, wenn der innere Zuſammenhang in Wirklichkel 
vorhanden iſt (NG Warn 1916 Nr 125). So wenn ein angeſtellter Kraftwagenführer ohne den 
Willen des Geſchäftsherrn oder auch gegen deſſen Weiſungen eine andere Perſon mit in den 
Wagen nimmt und mit ihr die aufgetragene Fahrt, der Beſtellung gemäß oder auch mit jene 
ſelbſtwilligen Umwege, ausführt und dabei dieſe Perſon verletzt (MG JW 1913, 327°; 1 
1913 Nr 56). Mit dem Begriff einer ſog. Schwarzfahrt, alſo einer ſolchen, die ohne Wiſſen un 
gegen den (ausdrücklichen oder zu vermutenden) Willen des Kraftwagenhalters geſchieht, 
regelmäßig die Annahme unvereinbar, daß dabei der Kraftwagenführer in Ausführung der I, 
übertragenen Verrichtungen gehandelt habe; hier greift 87 Abſ 3 Kraft Fc ein (MG 119 ©. 58, 07 
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135, 149; 136 S. 4 u. 15 16 JW 1932 S. 20131, 37128; dazu auch Walter JW 1936, 1579). Zur 
Beurteilung der Frage, ob eine Fahrt als Schwarzfa hrt anzuſehen iſt, ſ. auch RG HRR 1932 Nr 
1872 und HRR 1937 Nr 1334. Zu beweiſen hat im Streitfalle der Kraftwagenhalter das Vor⸗ 
liegen einer Schwarzfahrt, der Geſchädigte das Verſchulden des Halters an der unbefugten Be⸗ 
nutzung des Kraftfahrzeugs (RG JW 1936, 27925). Zur erhöhten Sorgfaltspflicht des Kraft⸗ 
wagenhalters ſ. unten A 5b. Liegen aber die Vorausſetzungen für die Haftung eines Kraftwagen⸗ 
halters für den von ihm angeſtellten Wagenführer nach § 831 vor, fo iſt unerheblich, ob im 
Sinne des § 7 Abſ 3 Kraftßch die Fahrt, bei der die ſchadenſtiftende Handlung begangen 
wurde, ohne Wiſſen und Willen des Wagenhalters gemacht worden ift (RG 14. 10. 26 IV 
328/25; dahingeſtellt in RG 119, 353). Dagegen genügt eine bloß irrtümliche Annahme, 
in Ausführung eines Auftrags zu handeln, wenn die innere Beziehung zu dieſem tat⸗ 
ſächlich fehlt, nicht; der zugewieſenen Verrichtung ganz fremde Handlungen können die Grund⸗ 
lage für eine Haftung des Geſchäftsherrn aus § 831 nicht abgeben. Hier iſt die Handlung nicht 
in Ausführung der Verrichtung, ſondern nur bei deren Gelegenheit verübt (RG JW 1910, 
65210). Nur um Verübung bei Gelegenheit der Verrichtung handelt es ſich auch, wenn in dem 
oben angeführten Beiſpiele einer der mit der Einrichtung von Beleuchtungsgegenſtänden 
in einem Hauſe betrauten Geſellen bei einem Bewohner des Hauſes einen Diebſtahl 
ausführt; oder wenn der Kaſſierer einer Genoſſenſchaft, der zum Abſchluſſe von Ver⸗ 
trägen nicht ermächtigt iſt, ein Darlehn für die Genoſſenſchaft aufgenommen, das Geld entgegen ⸗ 
genommen und unterſchlagen hat (RG 65, 292); ebenſo wenn ein Kutſcher, den der Geſchäftsherr 
einem Dritten zur Beförderung von Waren zur Verfügung geſtellt hat, dieſem gegenüber eine 
Unterſchlagung begeht (RG JW 1920, 2845). Die Kenntnis von der diebiſchen oder (bei Körper⸗ 
verletzungen) gewalttätigen Neigung oder von der gefährlichen Geiſteskrankheit eines Angeſtellten 
kann dagegen eine Haftung des Geſchäftsherrn aus § 823 Abſ 1 begründen (RG JW 1910, 65219), 
Der Kanzleivorſteher eines Rechtsanwalts oder Notars, der zur Hinterlegung oder zur Abführung 
an Dritte beſtimmte Gelder für den Geſchäftsherrn in Empfang nimmt und unterſchlägt, kann 
letzteren durch feine Handlung nach $ 831 erſatzpflichtig machen; zur Empfangnahme von Ge⸗ 
bührenzahlungen iſt er regelmäßig als ermächtigt anzuſehen; durch deren Unterſchlagung wird 
daher nicht ein Dritter, ſondern der Geſchäftsherr ſelbſt geſchädigt. Ein Poſtangeſtellter, der die 
ihm in Ausführung der ihm übertragenen Verrichtungen zugänglichen Vordrucke, Umſchläge, 
Stempel ſowie die Kenntnis eines Kundenkontos des Poſtſcheckamts einem Dritten zur Ver⸗ 
Übung eines Betrugs mitteilt, hat in Ausführung der ihm übertragenen Verrichtungen dann 
gehandelt, wenn er mit der Bearbeitung des Poſtſcheckkontos betraut war (R 104, 145). Mit- 
wirkung von Eiſenbahnangeſtellten bei einem mittels gefälſchter Frachtbriefduplikate ausgeführten 
Betrug ſ. NG JW 1924, 17145. — Kommen mehrere Perſonen, die in bezug auf denſelben 
Vorgang mit Verrichtungen beauftragt waren, als Täter der ſchädigenden Handlung in Frage, 
jo hat der Beſchädigte, der auf $ 831 geſtützt ſeinen Schaden gegen den Geſchäftsherrn geltend 
macht, Ort, Zeit und begleitende Umſtände des Vorgangs jo genau anzugeben, daß der Geſchäfts⸗ 
herr daraus die Perſon oder die Perſonen der beteiligten Angeſtellten entnehmen kann; dieſe 
ſelbſt mit Namen zu bezeichnen, kann dem verletzten Kläger nicht zugemutet werden; die fragliche 
Ermittlung iſt Sache des Entlaſtungsbeweiſes des Geſchäftsherrn (RG 70, 379; 87, 1; 89, 136; 
JW 06, 19618; 1933, 8242; Warn 09 Nr 507; 1914 Nr 53; |. im übrigen unten A 5). Haftung 
einer Gemeinde für die Verletzung des Kindes einer gemeindlichen Putzfrau, das eine von den 
Beteiligten nicht als ſolche erkannte engliſche Gewehrgranate mit nach Haufe genommen hatte, 
J. RG 159, 283. Den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen der Verrichtung und der Verletzung 
hat dagegen der Kläger nachzuweiſen (RG ZW 05, 202). 7 \ 

4. Weitere Borausfegung der Haftung aus $ 831 it, daß der zu einer Verrichtung Beſtellte 
einem Dritten einen Schaden widerrechtlich zufügt. Dritter iſt hier eine jede vom Geſchäfts⸗ 
herrn und vom Täter verſchiedene Perſon; auch ein anderer Angeſtellter desſelben Geſchäfts⸗ 
herrn, der bei derſelben Verrichtung in deſſen Auftrage ſelbſt mitwirkt, kann als Dritter in Betracht 
kommen (RG JW 1912, 29614). Der Begriff der Widerrechtlichkeit iſt hier derſelbe wie in $ 823 
Ab 1 (vgl. § 823 A 10); es muß der ſachliche (objektive) Tatbeſtand einer u. H. vorliegen, der 
wie nach $ 823 Abſ 1 in einem Handeln oder in dem Unterlaſſen einer gebotenen Handlung (Unter- 
laſſung der Beleuchtung der Treppen oder des Beſtreuens des Bürgerſteigs durch den Haus⸗ 
meiſter, dem dies aufgetragen iſt), beſtehen kann (RG JW 1910, 33310; 1911, 182; Warn 09 
Nr 98; 1916 Nr 304). Durch dieſes Handeln oder Unterlaſſen muß ein Schaden zugefügt ſein; 
auf ein Verſchulden der zu der Verrichtung beſtellten Perſon bei der ſchädi⸗ 
genden Handlung kommt es nicht an und kann es nicht ankommen, da 8 831 
nicht eine Haftung aus fremdem Verſchulden, ſondern aus eigenem Verſchulden bei fremder 
Handlung feſtſetzt RG 49, 26; 70, 76; 91, 66; 129, 55; 135, 149; JW 03 Beil Nr 24 u. 294; 
1911, 970, 1913, 2310; 1914, 3535; 1931 S. 854°, 331911; 1932, 37161“ 1933, 8242; 1937, 21905: 

arn 09 Nr 98 u. 484; 1912 Nr 410; 1914 Nr 53; 1916 Nr 304; Lg 1917, 8661); über die 

edeutung des Fehlens eines Verſchuldens des Beſtellten für den Entlaſtungsbeweis 
des Geſchäftsherrn ſ. unten A 7. Die Vorſchrift des § 831 beſtimmt keine Haftung des Ge⸗ 
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ſchäftsherrn für eine u. H. des von ihm zu einer Verrichtung Beſtellten, ſondern ſchlechthin 
für eine unrechte Tat des Beſtellten, für die der Geſchäftsherr kraft ſeines eigenen Verſchuldens 
verantwortlich iſt (ſ. oben A 1). Daraus folgt aber nicht, wie NG Warn 09 Nr 484 an⸗ 
nahm, daß § 831 unanwendbar iſt, wo eine Rechtswidrigkeit nur bei vorſätzlicher und 
grob fahrläſſiger Verletzung eines Rechtes oder Rechtsguts vom Geſetz anerkannt wird, 
ſo insbeſondere, wenn eine u. H. nach $ 826 vorliegt. Freilich iſt im Falle des $ 826 
und in einer Reihe von Fällen des § 823 Abſſ 2 die Zufügung eines Schadens nur un⸗ 
erlaubt und widerrechtlich, wenn ſie auf der perſönlichen Seite des Tatbeſtandes mit 
Vorſatz verknüpft iſt, und deshalb kann auch für die Anwendung des § 831 hier vom Vorſatze 
des mit der Verrichtung betrauten Täters nicht abgeſehen werden; daß auf ſeiner Seite kein 
Verſchulden vorzuliegen brauche, kaun hier nicht gelten. Die vorſätzlich begangene Schädigung 
nach $ 826 ift aber dann auch widerrechtlich im Sinne des $ 831 (jo RG 71, 217; 73, 434; ZW 
1911, 58427; Warn 1912 Nr 428; 1918 Nr 208; 1919 Nr 35; vgl. auch RA 16, 226). 

5. Der Grund der Haftung aus $ 831 iſt das vermutete Verſchulden des Geſchäftsherrn, 
das die an ſich für ihn fremde Handlung der von ihm zu einer Verrichtung beſtellten Perſon 
zu ſeiner eigenen macht. Er hat dieſe Vermutung zu widerlegen. Für dieſen Entlaſtungsbe⸗ 
weis find in 8 831 beſtimmte Richtungen vorgezeichnet. Die erſte dieſer Richtungen iſt, daß der Ge⸗ 
ſchäftsherr den Nachweis erbringt, daß er bei der Auswahl der beſtellten Perſon die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt beobachtet hat. Er muß zu dieſem Nachweiſe beſtimmte Tatſachen 
dartun, die ein Urteil darüber ermöglichen, ob die beſtellte Perſon gerade zu der Verrichtung 
oder zu dem Kreiſe von Verrichtungen, die ihr aufgetragen waren, nach ihrer Befähigung und 
Verläßlichkeit geeignet war oder von ihm bei gewiſſenhafter Überlegung als geeignet angeſehen 
werden konnte (RG 59,203; JW 04, 36117; 06 S. 19916 u. 7061; 07,1618; 1913,737°; 1937,35; 
Warn 08 Nr 514; 1920 Nr 30; 1937 Nr 46; Gruch 51,600). Bei der Übertretung von Schutzgeſetzen 
durch beſtellte Perſonen wird ſich der Entlaſtungsbeweis aus $ 831 regelmäßig mit dem Wider⸗ 
legungsbeweis ($ 823 A 16) gegen das zunächſt vorliegende Verſchulden des Geſchäftsherrn decken 
(RS JW 1911,59447; 1912,53616). Der durch beſtimmte Tatſachen zu erbringende Beweis wird 
nicht durch allgemeine Erwägungen erſetzt, daß der in Frage ſtehende ſtaatliche Betrieb oder Groß⸗ 
betrieb eines geachteten Unternehmers die Sorgfalt bei der Auswahl der Angeſtellten als ſelbſt⸗ 
verſtändlich erſcheinen laſſe (NG 87, 1; ZW 64, 361; 1911, 5947; 1912, 1945; Warn 1912 
Nr 388; 1917 Nr 242); ebenſo nicht durch einen allgemeinen Hinweis auf die durch die Kriegs. 
verhältniſſe gegebenen Schwierigkeiten, tüchtige Angeſtellte zu bekommen (NG Warn 1919 
Nr 170). Anderſeits kann aber der Entlaſtungsbeweis auch dem Geſchäftsherrn nicht mit der 
andern allgemeinen Erwägung abgeſchnitten werden, daß aus dem unvorſichtigen Verhalten 
des Beſtellten bei der rechtswidrigen Handlung die mangelnde Sorgfalt des Geſchäftsherrn bei 
der Beſtellung von ſelbſt ſich ergebe (R JW 05, 34011; 1910, 111; denn der Entlaſtungsbeweis 
ſoll gerade dartun, daß dieſes rechtswidrige Verhalten nicht auf ein Verſchulden des Geſchäfts ; 
herrn zurückzuführen iſt. 

a) Der Beweis der Sorgfalt in der Auswahl des Angeſtellten wird zunächſt dadurch ge⸗ 
führt, daß der Geſchäftsherr bei Einſtellung des Angeſtellten in ſeinen Dienſt je nach den Um⸗ 
ſtänden ſich ſchriftliche Zeugniſſe früherer Dienſtherren über ſeine Befähigung und ſeine Dienſt⸗ 
führung vorzeigen ließ oder mündliche Erkundigungen einzog, die geeignet waren, feine Über ⸗ 
zeugung von der Tauglichkeit der Perſon zu begründen (RG Warn 1910 Nr 443; 1914 Nr 54; 
1933 Nr 97; Gruch 51,600; 27. 9. 06 VI 610/05; 6. 11. 07 1 33/07). Dabei wird für unter / 
geordnete Tätigkeiten die Prüfung der körperlichen Fähigkeit und der allgemeinen Zuverläſſig⸗ 
keit der beſtellten Perſon genügen, während für Verrichtungen höherer Art oder ſolcher, mit deren 
Ausführung leicht Gefahren für andere verbunden fein können, nicht nur die Kenntniſſe des 
Faches, in dem die Verrichtung ſich bewegt, ſondern auch ſittliche Eigenſchaften erforderlich find, 
nach deren Vorhandenſein ſich der Geſchäftsherr erkundigen muß, wenn er den Entlaſtungs⸗ 
beweis ſorgfältiger Auswahl führen will (RG JW 04, 288°). Gehörige Unterweiſung und Ein- 
arbeitung im eigenen Betriebe kann die Erkundigung bei dritten Perſonen erſetzen (RG Warn 
1919 Nr 170; 22. 11. 13 VI 465/13). Mit beſonderer Sorgfalt hat der Verleger einer Tageszeitung 
ſeine Schriftleiter auszuwählen; er muß ſie aber auch mit Weiſungen verſehen, welche die Ver⸗ 
breitung unrichtiger Meldungen nach Möglichkeit hintanzuhalten geeignet ſind, überhaupt alle zur 
Erreichung dieſes Zieles erforderlichen Einrichtungen treffen (RG 148, 154). Zur Haftung des 
Verlegers einer Tageszeitung für unerlaubte Handlungen des verantwortlichen Schriftleiters 1. 
auch RG HMR 1935 Nr 921. Der Kutſcher, der in den verkehrsreichen Straßen einer großeren 
Stadt ein Gefährt lenken ſoll, muß nicht nur mit Pferd und Wagen umzugehen wiſſen; er 
muß auch ein gewiſſes Maß von Vorſicht und Beſonnenheit beſitzen und damit die Achtun 
vor der öffentlichen Ordnung und vor der Perſönlichkeit der Mitmenſchen verbinden, die ihn — 
leichtfertiger Gefährdung des Verkehrs und anderer Perſonen behüten (RG JW 04, 1 . 
06, 199; 08, 4082; 1911, 1526; 1919, 8247; 1921, 5266; Warn 09 Nr 356; 1920 Nr 162; Gruch 
51, 600). Einem ſechzehnjährigen Mädchen z. B., auch wenn es mit Pferd und Wagen umdu 
gehen weiß, darf man ein Fuhrwerk im ſtädtiſchen Straßenverkehr nur anvertrauen, wenn ma 
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ſich vergewiſſert, daß es die Verkehrspflichten kennt und beachtet, und daß es die ſittliche Reife 
hat, die das Vertrauen rechtfertigt, es werde auf Leib und Leben anderer im Straßenverkehr 
die gebotene Rückſicht nehmen (RG HRR 1932 Nr 445). Noch mehr gelten jene Grundſätze von 
dem Führer eines Kraftwagens, dem daneben auch die polizeilichen Beſtimmungen über 
den Verkehr mit Kraftfahrzeugen bekannt ſein müſſen (RG 84, 423; JW 04, 2888; 68, 4057; 
1910, 105°; 1911, 402; 1931 ©. 8605, 135715, Warn 08 Nr 310 u. 634; 09 Nr 539; 1933 
Nr 97; HRR 1933 Nr 751). Für die Auswahl eines Kraftwagenführers für ſchwere Wagen, 
Laſtkraftwagen und Laſtzüge |. RG 159, 312; RG JW 1937, 1587. Wem von einer Kraft⸗ 
wagenfabrik zu einer Fahrt mit einem Wagen der Fabrik ein Kraftwagenführer zur Verfügung 
geſtellt wird, der darf ſich auf deſſen Zuverläſſigkeit verlaſſen und braucht nicht einen beſon⸗ 
deren Entlaſtungsbeweis zu führen (RG 79, 320; RG JW 1932, 782%). Beſondere Sorgfalt 
erfordert auch die Auswahl des Führers eines Straßenbahn wagens (RG IW 06, 3773; 
1920, 492%; Warn 09 Nr 507). Der Beweis der Sorgfalt bei der Auswahl von Fachleuten 
kann nicht durch Berufung auf beliebige unſachverſtändige Zeugen und Auskünfte unbe⸗ 
ſtimmter und allgemeiner Art oder nur für kurze Dienſtdauer erbracht werden (RG 59, 
203; 70, 379; JW 06, 19916, 1921, 5265; Warn 1912 Nr 211); wohl aber iſt für die Verläß⸗ 
lichkeit eines untergebenen Arbeiters das Zeugnis ſeines Vorgeſetzten geeignet, der ſeine 
Dienſtführung kennenzulernen die Gelegenheit und die Verpflichtung hatte (RG Warn 1912 
Nr 211). Einem Maurer- oder Zimmerpolier können, wenn feine Tüchtigkeit im all- 
gemeinen dargetan iſt, gewiſſe regelmäßige Geſchäfte, wie die Aufſtellung eines Bauzaunes 
oder die Vornahme von Ausſchachtungsarbeiten unter gewöhnlichen Verhältniſſen ohne Ver⸗ 
ſchulden aufgetragen werden (RG JW 1910, 11112; Warn 08 Nr 212; 23 1922, 1592). Da der 
Nachweis der Sorgfalt in der Auswahl ein allgemeines Erfordernis für zu einer Verrichtung 
beſtellte Perſonen aller Art iſt, ift weder der Staat für feine Beamten davon befreit, noch etwa der 
Ehemann, der ſeine Ehefrau, der Vater, der ſeine Söhne oder Töchter zu Verrichtungen beſtellt; 
daraus, daß die letzteren Perſonen zu Leiſtungen im Hausweſen und im Geſchäfte des Familien⸗ 
haupts nach $$ 1356 Abſ 2, 1617 verpflichtet find, folgt nicht, daß fie zu allen Leiſtungen ohne Prü⸗ 
fung der Befähigung verwandt werden dürfen (vgl. RG 152, 222; RG ZW 16, 5911). Das gilt in⸗ 
deſſen nicht von der Leitung des gemeinſchaftlichen inneren Hausweſens durch die Ehefrau, die 
nach § 1356 Abf 1 nicht nur ihre Pflicht, ſondern auch ihr Recht iſt, fo daß es inſoweit keiner Beſtel⸗ 
lung bedarf. Iſt die Ehefrau im beſonderen Falle dazu untauglich, ſo kann der Ehemann, dem letzten 
Endes nach $ 1354 die Entſcheidung und die Verantwortung in allen ehelichen Angelegenheiten 
zuſteht, wegen Verſäumung eines Einſchreitens ſich nach $ 823 Abſ 1 für einen von der Ehefrau 
angerichteten Schaden verantwortlich machen (vgl. Rh 70, 48; 152, 222; Warn 1913 Nr 323). — 
Wenn eine Mehrheit von Perſonen an einem Kreiſe von Verrichtungen beteiligt war, in deren 
Ausführung der Schaden zugefügt wurde, ohne daß der Verletzte den Täter bezeichnen kann 
(vgl. A 3), fo hat der Geſchäftsherr entweder ſeinerſeits die Perſon nachzuweiſen, auf die der 
Schaden zurückzuführen iſt, und ſeine Auswahlſorgfalt hinſichtlich dieſer Perſon darzutun, oder 
er muß den Sorgfaltsbeweis für alle die Angeſtellten führen, aus deren Mitte die ſchädigende 
Handlung kam (RG 87, 1; JW 06, 19618, 1914, 759˙; Warn 09 Nr 507). So auch, wenn ein 
als Reiſegepäck auf der Eiſenbahn aufgegebenes Stück durch Diebſtahl von Bahnangeſtellten 
abhanden gekommen ift, Entlaſtungsbeweis des Eiſenbahnunternehmers für alle möglicherweise 
als Täter in Frage kommenden Perſonen (RG 10. 2. 23 1 91/22). . 

b) Auch noch zur Zeit der Verrichtung, in deren Ausführung der Schaden zugefügt wurde, 
muß der Angeſtellte die Befähigung dazu beſeſſen, der Geſchäftsherr die ihm auferlegte Sorgfalts⸗ 
pflicht geübt haben (RGS 53, 53; 78, 107; 79, 101; 87, 1; JW 06, 19615; 1910 ©. 28750 u. 4689, 
1912, 19415; 1920, 4924; 1932, 79415; Warn 08 Nr 51; 09 Nr 356; 1910 Nr 204; 1911 Nr 30 
u. 32; 1913 Nr 93; 1915 Nr 19; 1920 Nr 162; 1921 Nr 96). Der Geſchäftsherr genügt in vielen 
Fällen, wenn die Verhältniſſe dieſelben geblieben ſind wie bei der zeitlich nicht weit zurückliegen⸗ 
den Einſtellung des Beſtellten in feine Dienſte, vorerſt feiner Beweispflicht, wenn er die Beob⸗ 
achtung der gehörigen Sorgfalt bei der früheren Anſtellung in der oben unter a angegebenen Weiſe 
dartut; ſobald aber die Führung des Angeſtellten in der Zwiſchenzeit bis zur Ausführung der 
Verrichtung, bei der der Schaden zugefügt wurde, Bedenken wegen ſeiner Tauglichkeit ergeben 
mußte, hat er den Beweis der Sorgfalt auch auf die ſpätere Zeit zu richten (RG aaO., insbeſ. 
78, 107; 79, 101; JW 1910, 28756, 1911, 65221; 1928, 104612; Warn 1910 Nr 443; 1919 Nr 121; 
1920 Nr 162). Da der Geſchäftsherr aber bei gehöriger Sorgfalt fi) fortdauernd über die Berufs. 
tüchtigfeit, Zuverläſſigkeit und allgemeine Dienſtführung feiner Angeſtellten auf dem laufenden 
erhalten muß, hat jedenfalls dann, wenn ſeit der erſten Anſtellung ein langerer Zeitraum ver⸗ 
ſtrichen iſt, der Entlaſtungsbeweis auch von ſelbſt ſich auf eine regelmäßige Aufſichtsfüh rung zu er⸗ 
ſtrecken, die den Anforderungen der A be zu $ 82g entspricht, ſich nach den Umſtanden zu richten hat, 
ſelbſtverſtändlich aber nicht eine undurchführbare unausgeſetzte Überwachung vorausſetzt (MG 78, 
107; 79,101: 87,1: 120, 154; 128,149; 142,356; RAch 16,226: R6 ZW 1913 S. 7505, 86410; 1920, 
4924: 1928, 1726°: 1930 S. 29275, 32135; 1931 &.860°,13571°; 1932, 79415; Warn 1913 Nr 93; 1920 
Rt 30; 1921 Nr 96; 1930 Nr 33, 103; RG 9. 1. 28 VI 222/27; abweichend in dem Sinne, daß $ 831 
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nur eine „Leitung der Verrichtung“ kenne, die mit einer allgemeinen Aufſicht ſich nicht decke — 
vgl. darüber unter A6 —, und daß eine ſolche nur aus § 823, nicht aus $ 831 abgeleitet werden 
könne: RG JW 1915, 397%; aber § 831 führt überhaupt auf § 823 zurück und kehrt nur die Beweis⸗ 
laſt um; ſ. oben Al; für den Nachweis ſorgfältiger Auswahl zur Zeit der Verrichtung kann auch 
nach § 831 der Nachweis einer geordneten Aufſicht nicht entbehrt werden). Es reicht nicht aus, 
daß der Angeſtellte nachweislich bis dahin noch niemand einen Schaden zugefügt hat, und daß 
dem Geſchäftsherrn Nachteiliges über ihn nicht bekannt geworden iſt, wenn es ihm bei ordnungs⸗ 
mäßiger Aufſicht hätte bekannt werden müſſen (RG Warn 1910 Nr 443; 1911 Nr 30; 1912 Nr 388; 
RA 16, 226). Überwachung einer Röntgenſchweſter durch den Arzt ſ. R JW 1935, 354011. 
Hätte bei gehöriger regelmäßiger Aufſichtsführung der Geſchäftsherr Ordnungswidrigkeiten des 
Angeſtellten, wie z. B. häufiges übermäßig ſchnelles Fahren des Kutſchers, entdecken müſſen, ſo 
muß der Entlaſtungsbeweis verſagen, und es kommt nicht darauf an, ob gerade auf dieſe Ord⸗ 
nungswidrigkeit der in Ausführung der ſpäteren Verrichtung einem Dritten zugefügte Schaden 
zurückzuführen iſt (RG JW 1920, 4924; ebenſo LZ 1921, 1415; vgl. A7 am Schluß). Die Pflicht 
einer allgemeinen Beaufſichtigung des Angeſtellten aus § 831 gilt auch für das Verhältnis von 
Halter und Führer von Kraftfahrzeugen. Der Halter muß alſo gegebenenfalls nach⸗ 
weiſen, daß der Unfall auch eingetreten wäre, wenn er jene Pflicht erfüllt hätte (RG 128, 149). Da⸗ 
bei ſind an die planmäßige und dauernde Beaufſichtigung des Kraftfahrzeugführers durch den Halter 
ſtrenge Anforderungen zu ſtellen (RG 120, 154; 128, 149; 135, 149; 136, 4; 146, 97; RG JW 
1928, 23217; 1931 S. 8616, 8627, 13571, 331911, 332716, 334020, 334521; 1932 S. 79415, 202713; 
1933, 8306, 23930; HRR 1933 Nr 751; 1937 Nr 1334). Die Anforderungen dürfen aber auch 
nicht überſpannt werden. So iſt z. B. nicht zu verlangen, daß ein Fahrzeughalter einen ſorg⸗ 
fältig ausgewählten und ſonſt genügend beaufſichtigten Treckerführer auch noch ausdrücklich auf die 
ſelbſtverſtändliche Verpflichtung hinweiſen müßte, daß er ſein Fahrzeug ſelbſt zu führen habe und 
die Führung nicht Dritten überlaſſen dürfe (RG 158, 352). Der Halter iſt auch nicht verpflichtet, 
den Fahrzeugführer auf Fernfahrten ſtändig überwachen zu laſſen (RG Di 1937, 124). Erhöhte 
Anforderungen an die Sorgfaltspflicht des Kraftwagenhalters in bezug auf die Überwachung 
ſeines Fahrers ſind namentlich behufs Verhinderung von Schwarzfahrten zu ſtellen, wobei 
auch eine Haftung wegen Verſchuldens nach § 823 in Frage kommen kann (RG 119 ©. 58, 347; 
RE JW 1934, 16476; 1936, 414, 27925, NG Warn 1936 Nr 110; ſ. auch JW 1938, 32518, RR 
1937 Nr 1334). Beweislaſt hierbei |. NG 135, 158; RG FW 1936, 414, 27925. Ein Geſchäftsmann, 
der in ſeinem Gewerbebetrieb ſtändig Kraftwagen fahren läßt, muß ſich fortlaufend über die 
Zuverläſſigkeit, allgemeine Dienſtführung und Berufstüchtigkeit ſeiner Kraftwagenfahrer unter 
richten und, jedenfalls bei einem länger dauernden Anſtellungsverhältnis eine regelmäßige Aufſicht 
üben, insbeſondere unvermutete Kontrollen vornehmen, damit die Fahrer wiſſen, daß ſie unter 
Aufſicht ſtehen (RG JW 1936, 156, 2048“ 1937, 1964). Der ſelbſtfahrende Kraftwagenhalter, 
der nicht auf Grund eigener Sachkunde die Betriebsſicherheit ſeines Wagens beurteilen kann, 
muß dieſe in angemeſſenen Zwiſchenräumen durch einen Sachverſtändigen nachprüfen laſſen; 
ſtellt er jedoch einen geeigneten zuverläſſigen Kraftwagenführer und Wagenpfleger an, dann 
genügt er feiner Aufſichtspflicht, wenn er den Fahrer in der ihm als Laien möglichen Weiſe bei 
der Erfüllung feiner Aufgaben überwacht (NG JW 1938, 9521). Zur Frage der Haftung eines 
techniſch nicht ſachkundigen Kraftwagenhalters für einen ihm unbekannten oder in ſeiner Be⸗ 
deutung nicht richtig erkannten ſchlechten Zuſtand des Wagens f. noch R JW 1938, 165011. Ber 
ſonders ſtrenge Anforderungen find an die Unternehmeröffentlicer Kraftverkehrsbetriebe 
zu ſtellen, und zwar ſowohl aus $ 823 für die Tätigkeit der verantwortlichen Organe ſelbſt, wie auch 
gemäß § 831 in bezug auf Auswahl, Leitung, Anweiſung und Überwachung derjenigen, deren 
ſich der Unternehmer zur Ausführung von Verrichtungen bedient; Einhaltung der Polizeivor⸗ 
ſchriften oder Fehlen ſolcher entlaftet den Unternehmer noch nicht (R HRR 1934 Nr 799). Um- 
fang der Entlaſtungspflicht eines Unternehmers, der mit einem ihm gehörenden Traktor eine 
Straßenkehrmaſchine des Provinzialverbandes auf einer Provinziallandſtraße bewegt, |. * 
SeuffA 88 Nr 71. Der Kraftdroſchkenbeſitzer muß einen neueingeſtellten, noch nicht erprobten 
Führer regelmäßig, insbeſondere auch in bezug auf die Beachtung der Verkehrsvorſchriften, 
beauffichtigen (R JW 1932, 79317). Die Feſtſtellung, daß der Führer eines Kraftwagens, der 
vor Beginn der Fahrt Alkohol genoſſen hat, nicht betrunken oder angetrunken geweſen ilt, genügt 
nicht zum Beweiſe, daß er noch zur Führung des Wagens geeignet war (RG 146, 97). — Der Ent. 
laſtungsbeweis des bei Glatteis ſtreupflichtigen Hausbeſitzers, der ſich ſelbſt um das 
Streuen nicht kümmert, erſtreckt ſich nicht nur auf den mit der Ausführung des Streuens betrauten 
Hauswart, ſondern auch auf den Hausverwalter, dem der Hausbeſitzer ſtrenge Anweiſungen für m. 
Überwachung des Streuens erteilen muß (RG Warn 1937 Nr 118; RG Seuff 88 Nr106). Die Sorg 
falt in der Auswahl des Beſtellten zur Zeit der Verrichtung iſt auch dann verletzt, 1 
dieſer zwar in jeder Beziehung tüchtig und zuverläſſig iſt, von ihm aber wegen der Laſt de 
übrigen ihm aufgetragenen Geſchäfte eine pünktliche und gehörige Ausführung der einzelne 
Verrichtung nicht erwartet werden kann (MG ZW 1910, 4685; 24. 11. 04 VI 28/04; 13. 2. — 
VI 391/12). — Die dargelegten Grundſätze gelten auch, wenn es ſich bei den Angeſtellten un 
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ftaatfiche Beamte handelt. Ob der Staat nach Maßgabe der beſtehenden Beamtengeſetze in der 
Lage iſt, einen für feine Verrichtungen unbrauchbar gewordenen oder als untüchtig nachträglich 
erwieſenen Beamten aus ſeinem Amte zu entfernen, kann für den Entlaſtungsbeweis aus 8 831 
nicht in Betracht kommen (RG 79, 101). Die Sorgfalt der Auswahl für die ſpätere Einzelver⸗ 
richtung erfordert übrigens auch nicht, daß ein Angeſtellter, nachdem er ſich Ordnungswidrig⸗ 
keiten hatte zuſchulden kommen laſſen, ſchlechterdings aus ſeiner Stellung entfernt werde, was 
ſelbſt in vielen andern Betrieben, als den ſtaatlichen, undurchführbar fein würde: eine ſchärfere 
Überwachung, in manchen Fällen ſchon eine ernſte Ermahnung kann unter Umſtänden der nachzu⸗ 
weiſenden Sorgfalt genügen (RG 78,107; 79, 101; JW 1912, 19425). Nur muß dafür Sorge 
getragen ſein, daß der Geſchäftsherr über Leiſtungen und Amtsführung eines jeden Angeſtellten 
ſtändig unterrichtet wird und irgendwie erheblichere Ordnungswidrigkeiten zu ſeiner Kenntnis 
kommen; auf die zu dieſem Zwecke getroffenen Einrichtungen iſt der Entlaſtungsbeweis zu richten 
(RG and.). Pflicht des Eiſenbahnunternehmers, feine Bahnwärter zu überwachen, ſ. RG 142, 356. 
— Langjährige Dienſtſtellung des Angeſtellten bei dem Geſchäftsherrn genügt allein nicht, den 
Beweis der Sorgfalt in der Auswahl zur Zeit der Verrichtung zu erbringen; die Auswahl kann in 
Gutmütigkeit, perſönlicher Verpflichtung oder Leutenot, nicht nur in der Tüchtigkeit des Ange⸗ 
ſtellten ihren Grund haben (RG 2. 10. 13 VI 220/13). Dem Gedanken des § 831 entſpricht es, 
daß überall da, wo mit den dem Angeſtellten übertragenen Verrichtungen beſondere Gefahren 
verbunden ſind, eine ſtändige Überwachung nicht entbehrt werden kann, und der Geſchäftsherr 
den Angeſtellten auch auf die Gefahren hinweiſen muß (RG HRR 1933 Nr 1010: Langholzfahren). 

e) Anwendung der vorſtehenden Grundſätze bei größeren Betrieben. Die Vermutung 
eines Verſchuldens des Geſchäftsherrn muß eine Grenze da finden, wo nach den gegebenen Ver⸗ 
hältniſſen die Möglichkeit eines Verſchuldens aufhört. Iſt in einem großen Betriebe eine 
Mehrheit von Perſonen in der Weiſe beſchäftigt, daß die eine der andern nach- 
geordnet iſt, und der mit einem Kreiſe von Verrichtungen betraute höhere Angeſtellte zur Aus⸗ 
führung gehörige niedere Verrichtungen einem Untergebenen nach ſeiner Auswahl überträgt, 
vielleicht auch überhaupt ermächtigt iſt, die unteren Hilfsperſonen nach ſeiner eigenen Prüfung 
und nach feinem Ermeſſen anzuſtellen (vgl. A 2), fo richtet ſich der Sorgfaltsbeweis des Geſchäfts⸗ 
herrn zunächſt auf die Auswahl des von ihm ſelbſt ausgewählten höheren Angeſtellten; 
dem Geſchäftsherrn iſt es unter ſolchen Verhältniſſen nicht möglich und nicht zuzumuten, daß 
er das ganze Perſonal des Betriebs ſelbſt auswähle und ſelbſt beaufſichtige: dazu muß der 
Nachweis einer ausreichenden Organiſation kommen, die die ordentliche Geſchäftsführung und 
Beaufſichtigung gewährleiſtet (RG 87,1; JW 06, 54713; 1911, 98210; 1913, 919%; 1914, 759; 
Warn 08 Nr 475; 1913 Nr 364; 1914 Nr 35; 7. 3. 04 VI 284/03; 6. 3. 10 VI 435/10). Die Zuver⸗ 
läſſigkeit des untergeordneten Beamten und Arbeiters kommt alsdann nicht für den Entlaſtungs⸗ 
beweis der ſorgfältigen Auswahl, ſondern für die Entkräftung der Vermutung des urſächlichen 
Zuſammenhangs zwiſchen der Auswahl der höheren Perſon und dem Schaden in Betracht (ſ. A 7). 
Konnte aber der Geſchäftsherr bis zu der Verrichtung, bei der der Schaden zugefügt wurde, 
Kenntnis von der Untüchtigkeit des ſo beſtellten Arbeiters erlangt haben, dann haftet er für den 
Schaden ſowohl aus $ 831 wegen mangelnder Sorgfalt in der Auswahl des Arbeiters, wie nach 
$ 823 Abſ 1 wegen Vernachläſſigung der allgemeinen Aufficht, wenn er nicht eingegriffen hat 
(nc Warn 1920 Nr 30). Die beſondere unmittelbare perſönliche Aufſicht liegt hier regelmäßig 
dem höheren Angeſtellten ob; die allgemeinen Aufſichtsanordnungen bleiben aber die 
Aufgabe des Geſchäftsherrn; inſoweit ein Mangel in dieſen in Frage kommt, kann er ſich mit 
dem Nachweiſe ſorgfältiger Auswahl feiner Aufſichtsbeamten nicht decken (RG 78, 107; 79, 101; 
87, 1; 89, 136; JW 1911, 9826; 1914, 7595; 1935, 33691; Warn 1913 Nr 364; 1914 Nr 35; 1920 
Nr 30). War dem höheren Angeſtellten aber nicht die Auswahl der Arbeiter übertragen, wurden 
dieſe vielmehr zu ihrer Verrichtung vom Geſchäftsherrn ſelbſt beſtellt, ſo kann der letztere ſich 
nicht damit entlaſten, daß an der Spitze des Betriebszweigs ein tüchtiger Beamter ſtehe (RG 
JW 1915, 395). — Dieſelben Grundſätze kommen zur Anwendung, wenn es ſich nicht um einen 
Großbetrieb handelt, der Geſchäftsherr aber durch Alter, Krankheit, Abweſenheit gehindert 
iſt, ſelbſt feine Geſchäfte überall zu leiten und zu beaufſichtigen, ſondern gezwungen iſt, Aufſicht und 
ſelbſt Auswahl des Dienſtperſonals anderen zu überlaſſen. . 

d) Wie die Schadensvermutung des $ 831 da aufhört, wo nach der Sachlage ein Verſchulden 
des Geſchäftsherrn ausgeſchloſſen iſt, jo iſt anderſeits für einen Entlaſtungsbeweis der ſorg⸗ 
fältigen Auswahl des Angeſtellten kein Raum, wo die ſchädigende Handlung gerade in der 
eigenen Willensmeinung des Geſchäftsherrn liegt, und jener ausgewählt wurde, um derartige 
Handlungen, wodurch er Dritte ſchädigte, auf die Gefahr einer ſolchen Schadenszufügung hin, auf 
ſeine Art vorzunehmen (Auswahl des Redakteurs bei Schadenszufügung durch beleidigende und 
aufreizende Zeitungsartikel NRG 13. 2. 11 VI 652/09). Hier handelt es ſich nicht mehr um 8 831, 
ſondern um unmittelbare Verantwortung des Geſchäftsherrn aus eigener u. H. (bedingter Vorſatz, 
dolus eventnalis). Um die unmittelbare eigene Verantwortung des Geſchäftsherrn, nicht oder doch 
nicht allein um eine Angelegenheit des zur Verrichtung Beſtellten, handelt es ſich auch, wenn der 

auherr nicht dafür ſorgt, daß bei der Ausführung des Baues Rechte, die Dritten ihm gegenüber 
zuſtehen, gewahrt werden (R 145, 107 L117). 
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6. Ein weiteres vermutetes Verſchulden des Geſchäftsherrn, das ſeine Haftung begründet, 
ſelbſt wenn die Sorgfalt der Auswahl des Beſtellten dargetan iſt, ſtellt der Mangel gehöriger 
Sorgfalt bei Beſchaffung der Vorrichtungen und Gerätſchaften oder bei der Leitung der Ver⸗ 
richtung dar, aber nur, ſofern die Ausführung der Verrichtung ſolche Beſchaffungen oder eine 
Leitung erforderlich macht. Daß dies der Fall iſt, hat zunächſt der Verletzte nachzuweiſen; es 
ergibt ſich nicht aus $ 831 (RG 82, 206 [218]; RG JW 1935, 35404); erſt wenn dieſer Beweis 
geführt iſt, ſetzt der Entlaſtungsbeweis des Geſchäftsherrn ein, daß er auch in dieſer Richtung 
feiner Sorgfaltspflicht genügt habe (NG 53, 123; JW 1911 S. 4031, 9391; 7. 7. 21 IV 85/20). 
Zu den Vorrichtungen gehört beſonders die Vorbereitung der Arbeitsſtätte, ſo beim Eiſen⸗ 
bahnbetrieb auch die Gleisanlage, zu den Gerätſchaften zählen die Stoffe für Gerüſt und Bau⸗ 
zaun, Leitern ſowie das Bauhandwerkszeug, die Laternen zur nächtlichen Beleuchtung von Ver⸗ 
kehrshinderniſſen bei Bauarbeiten, bei den Verrichtungen von Fuhrleuten die Bremsketten, die 
Laternen zur Beleuchtung von Fuhrwerken, aber auch Wagen und Pferde ſelbſt (RG Warn 1914 
Nr 53; 1916 Nr 165 u. 304; 1919 Nr 36; R SeuffA 88 Nr 38; 14. 5. 03 VI 481/02; 15. 3. 06. 
VI 253/05). Sorgfaltspflicht des Unternehmers in bezug auf die Beleuchtung eines Langholz⸗ 
fuhrwerks ſ. HRR 1934 Nr 1280. Die Beſchaffung verlangt nicht, daß der Geſchäftsherr die 
einzelnen Geräteſtücke ſelbſt auswählt; dies kann auch dem ſachkundigen Ermeſſen des Be⸗ 
ſtellten (z. B. eines Poliers) überlaſſen werden; nur müſſen die tauglichen Gerätſchaften zur 
Stelle fein (RG 53, 123; JW 1915, 704%; Warn 1915 Nr 124; 1916 Nr 165; 6. 7. 12 VI 53/12; 
12. 7. 28 VI 56/28). Verpflichtung des Kraftwagenhalters zur Inſtandhaltung des Wagens |. 
RG HR R 1933 Nr 751. Verwendung eines alten, nicht mehr verkehrsſicheren Kraftwagens als 
Mietdroſchke |. RG JW 1931, 8628. Ob eine Leitung der Verrichtung erforderlich iſt, was 
nötigenfalls der Verletzte zu beweiſen hat (RG JW 1928, 17265), richtet ſich, ebenſo wie der Maß⸗ 
ſtab, der an dieſe Pflicht anzulegen iſt, nach den Umſtänden des Falles und nach einer vernünftigen 
Verkehrsanſchauung mit Rückſicht auf Erfahrung und Übung (RG 11. 10. 23 VI 1165/22). Bei 
allen außergewöhnlichen Tätigkeiten im Handwerks. und Gewerbebetriebe, aber auch bei den 
erſten ſelbſtändigen Arbeiten eines Lehrlings wird ſie anzunehmen ſein. Wo eine Leitungspflicht 
beſteht, iſt der Beweis zu führen, daß die erforderlichen Leitungsmaßnahmen getroffen wurden, 
die nicht ſchlechthin die Anweſenheit des Geſchäftsherrn bei der Verrichtung erfordern und auch 
durch einen tüchtigen Vertreter ausgellbt werden können, für den dann wieder der Beweis der 
Sorgfalt in der Auswahl zu führen iſt; auch eine vorherige ſorgſame Unterweiſung kann der 
Leitungspflicht genügen (NG JW 1910, 1112; 1911 S. 40316, 9391; 9. 10. 02 VI 180/02). Ob 
in dem Falle R& 96, 81 eine Pflicht zur Leitung der Verrichtung mit Recht angenommen wurde, 
kann zweifelhaft erſcheinen; es dürfte ſich hier mehr um eine Beaufſichtigung handeln. Pflicht 
eines Vereins, der ein Krankenhaus unterhält, in bezug auf die Leitung von Verrichtungen von 
Lernſchweſtern |. NG Geuffü 88 Nr 40. Pflicht des Inhabers eines öffentlichen Kraftverkehrs⸗ 
unternehmens, allgemeine Dienſtanweiſungen an ſeine Fahrer zu erlaſſen über ihre Pflichten 
bei der Annäherung an Eiſenbahnübergänge, |. R& 142, 356. Anleitung eines Jagdaufſehere 
[RG Warn 1928 Nr 76. Die Entlaſtungspflicht des ſtreupflichtigen Grundſtückseigentümers, der 
ſich ſelbſt um das Streuen nicht befümmert, erſtreckt ſich nach $ 831 nicht nur auf den Hauswart, 
dem vertraglich die Ausführung des Streuens übertragen wird, ſondern auch auf den Haus 
verwalter hinſichtlich der erforderlichen Anleitung für die Überwachung (RG JW 1937, 19175 
NG Seuffü 88 Nr 106). Eine Beaufſichtigung von Verrichtungen im allgemeinen ſchreibt 
$ 831 nicht vor; die durch die beſondere Sachlage bedingte Leitung einer beſtimmten Verrichtung 
iſt deshalb wohl zu unterſcheiden von der allgemeinen Aufſichtspflicht (vgl. R JW 1935, 3540"), 
die jedem Geſchäftsherrn über feine Angeſtellten und ihre Dienſtverrichkungen obliegt, die außer⸗ 
halb und neben der Leitungspflicht des $ 831 beſteht und in der Regel nicht nach dieſer Beſtim 
mung, ſondern nach 5823 zu beurteilen, deren Vernachläſſigung daher vom Verletzten zu beweiſen ist 
(RG 53 S. 53 u. 123 ſowie 276; 82,218; FW 03 Beil S. 921 u. 132204, 165) 07,649°; 09, 6599; 
1913,20315; 1928,1726%; Warn 1910 Nr 19; 1911 Nr 28; 1930 Nr33, 103), während unter bejon- 
deren Umſtänden (vgl. A 5b) eine Pflicht des Geſchäftsherrn zur allgemeinen Beaufſichtigung 
feiner Angeſtellten allerdings auch aus $ 831 abzuleiten ſein kann (RG 120,161; 128,153; 142,361). 
Zur Haftung aus 5823 vgl. 9823 A 6e. Art und Umfang der allgemeinen Aufſicht find nicht lediglich 
nach den Anſchauungen beſtimmter Kreiſe, ſondern nach den Anforderungen des Verkehrs zu be⸗ 
ſtimmen (RG HRR 1932 Nr 119). Der Beweis der Sorgfalt in der Auswahl des Beſtellten wird 
dagegen, wie A 5b ausgeführt wurde, oft, namentlich bei länger dauerndem Dienſtverhältnis des 
Angeſtellten, mit dem einer allgemeinen Aufſichtsführung zuſammenfallen. Auch von dem hin 
ſichklich der Vorrichtungen, Gerätſchaften und der Leitung der Verrichtung zu führenden Ent- 
laſtungsbeweiſe gilt das zu A 5 a. A. Geſagte, daß allgemeine Erwägungen über die Ordnung 
in einem Betriebe nicht genügen, ſondern der Beweis auf die einzelnen Dinge gerichtet werden 
muß (vgl. R Warn 1914 Nr 53). 25 

7. Der Entlaſtungsbeweis nach dem Schlußſatze des Abſ 1 Satz 2, daß der Schaden auch 
bei Anwendung der Sorgfalt in der Auswahl der zu der Verrichtung beſtellten Perſon, bei ber 
Beſchaffung der notwendigen Vorrichtungen und Gerätſchaften oder bei der notwendigen Leitung. 
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der Verrichtung entſtanden ſein würde, der die Sorgfaltsbeweiſe nach A 5 u. 6 überflüſſig macht, 
dient zur Entkräftung der in § 831 aufgeſtellten Vermutung eines urſächlichen Zuſammenhangs 
des Verſchuldens der mangelnden Sorgfalt in den vorbehandelten Richtungen mit dem Schaden. 
Er kann auf eine doppelte Weiſe geführt werden; entweder, daß der ſchädliche Erfolg auch ein⸗ 
getreten ſein würde, wenn der Geſchäftsherr einen zuverläſſigen Menſchen mit der Verrichtung 
betraut und alle Sorgfalt in der Auswahl angewandt hätte; oder daß der Geſchäftsherr auch bei 
Aufwendung aller tatſächlich nicht angewandten Sorgfalt in der Auswahl vernünftigerweiſe 
dieſen Angeſtellten beauftragt haben würde, weil dieſer ihm mit Recht zuverläſſig erſchienen wäre 
(RE JW 1911, 97911; 1921, 526°; Gruch 51, 600). Der erſtere Fall iſt gegeben, wenn der, obwohl 
untüchtige, Angeſtellte bei der ſchädigenden Handlung ſachgemäß, beſonnen und vernünftig, gerade 
wie eine tüchtige und zuverläſſige Perſon gehandelt hat (RG 135, 149; Warn 1913 Nr 104; 23 
1917, 86611; OLG Kiel HRR 1937 Nr 8), oder wenn bei einer mittelbaren Beſtellung (A 5 a. E.) 
der Beweis ſorgfältiger Auswahl hinſichtlich der Mittelsperſon nicht erbracht werden kann, die 
Perſon, die die Verrichtung ausführte, aber zuverläſſig war (RG ZW 06, 5478; Warn 1914 Nr 53). 
Der zweite Fall liegt vor, wenn die untüchtige Perſon auch einem ſorgfältigen Menſchen auf der 
Grundlage ihrer Zeugniſſe und der Auskünfte, die über ſie von früheren Dienſtherren erteilt 
worden wären, als tüchtig und zuverläſſig erſcheinen mußte. Der Nachweis des fehlenden ur⸗ 
ſächlichen Zuſammenhangs nach Maßgabe dieſer Beſtimmung kann nicht durch den Nachweis 
erſetzt werden, daß die Schadenszufügung ſeitens des Angeſtellten nicht durch denjenigen Mangel 
verurſacht worden ſei, der ihn bei der Prüfung ſeiner Fähigkeiten als ungeeignet zu der Ver⸗ 
richtung erſcheinen laſſen mußte (RG JW 1920, 492%; 1934, 29734; Warn 08 Nr 310; 1913 Nr 93; 
23 1921, 1415), und die Beweisführung muß ſich dahin richten, daß derſelbe ſchädliche Erfolg 
auch bei Anwendung aller Sorgfalt entſtanden fein würde (NG 128, 149); daß er auch dann 
möglicherweiſe hätte eintreten können, genügt nicht (RG JW 1904, 471; 1907, 33312; 1930, 
32135; 1934, 90%; R Warn 1914 Nr 53; 1916 Nr 304). 


8. Werden von dem Geſchäftsherrn die Entlaſtungsbeweiſe zu 5 und 6 oder zu 7 nicht geführt, 
ſo ſteht dadurch infolge der in $ 831 aufgeſtellten Vermutungen feſt, daß er durch ſein Verſchulden 
den Schaden, der unmittelbar ſeitens der von ihm zu der Verrichtung beſtellten Perſon zugefügt 
worden iſt, verurſacht hat. Es iſt dabei nicht nötig, daß gerade die fehlerhafte Eigenſchaft des 
Beſtellten zu dem Schaden urſächlich geworden ift (MG Warn 08 Nr 310; 1913 Nr 93; vgl. die 
vorige Anmerkung und die dort angezogenen Entſcheidungen). Daneben kann der unmittelbare 
Täter ſich, wenn er ſchuldhaft gehandelt hat, einer u. H. nach § 823 ſchuldig gemacht haben. Beide 
haften dann als Geſamtſchuldner nach $ 840. — Daß der verantwortliche Geſchäftsherr ſich dem 
Schadenserſatzanſpruche des Verletzten gegenüber auf deſſen eigenes mitwirkendes Ber⸗ 
ſchulden nach $ 254 berufen kann, iſt ſelbſtverſtändlich (RG 71, 217; JW 03 Beil 92219; 04, 288°; 
1928, 104612), und zwar kommt dieſes mitwirkende Verſchulden des Verletzten auch dann dem 
Geſchäftsherrn gegenüber in Betracht, wenn etwa der Angeſtellte bei der Schadenszufügung 
vorſätzlich gehandelt hat (vgl. 8 826 A 7), da der Geſchäftsherr nicht für die u. H. des Angeſtellten, 
ſondern für die von ihm in vermuteter Fahrläſſigkeit begangene einzuſtehen hat (RG 71, 217). 
Bei der Abwägung des beiderſeitigen Verſchuldens nach $ 254 iſt aber nicht nur das Verſchulden 
des Geſchäftsherrn, ſondern auch die Art der Verletzung durch die Tat des Angeſtellten, gegebenen- 
falls alſo auch ſein Verſchulden, in Betracht zu ziehen, die beide zuſammen den Tatbeſtand der 
u. H. nach § 831 ausmachen (RG 139, 302; 140, 392; 142, 356 [368]; R JW 1931, 3306). 
Über die entſprechende Anwendung des 9 831 auf den Fall des $ 254 f. auch $ 254 A 3. Der Be⸗ 
ſchädigte hat bei dieſer entſprechenden Anwendung für ſeine Hilfsperſonen in der gleichen Weiſe 
einzuſtehen wie der Schädiger, was der Gerechtigkeit entſpricht; $ 831 tritt an die Stelle des in 
Vertragsverhältniſſen anzuwendenden $ 278. 


9. Der Vertrag des Abſ 2, durch den jemand für den Geſchäftsherrn die Beſorgung 
der Sorgfaltspflichten des Abſ 1 übernimmt, erfordert ein gültiges Rechtsgeſchäft, das aber 
nicht gerade mit dem Geſchäftsherrn abgeſchloſſen zu fein braucht (RG 82, 206). Eine Geſchäfts⸗ 
führung ohne Vertrag (ohne Auftrag $$ 677ff.) erfüllt den Tatbeſtand nicht. Die Haftung aus 
Abſ 2 beſteht neben der des Geſchäftsherrn aus Abs 1; beide Perſonen können, wenn fie den ihnen 
obliegenden Entlaſtungsbeweis nicht führen, für den Schaden als Geſamtſchuldner nach 840 
verhaftet fein. Dazu Larenz, Vertrag und Unrecht II 53. Für die Ausgleichung unter ihnen 
iſt das zwiſchen ihnen beſtehende Vertragsverhältnis maßgebend. 


8 832 
) Wer kraft Geſetzes zur Führung der Aufſicht über eine Perſon verpflichtet 
iſte), die wegen Minderjährigkeite) oder wegen ihres geiſtigen oder körper⸗ 
lichen Zuſtandese) der Beaufſichtigung bedarf ), iſt zum Erſatze des Schadens 
verpflichtet, den dieſe Perſon einem Dritten widerrechtlich zufügte). Die Erſatz⸗ 
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pflicht tritt nicht ein, wenn er ſeiner Aufſichtspflicht genügt“) oder wenn der 
Schaden auch bei gehöriger Aufſichtsführung entſtanden fein würde!). 

Die gleiche Verantwortlichkeit trifft denjenigen, welcher die Führung der 
Aufſicht durch Vertrag übernimmt“). 

E 1 710 II 755; M 2 734730; P 2 593590. 

1. a) In ähnlicher Weiſe wie $ 831 ſchafft $ 832 eine Haftung für den von einem andern 
einem Dritten widerrechtlich zugefügten Schaden aus dem Geſichtspunkt eines vermuteten Ver⸗ 
ſchuldens des für haftbar Erklärten. Wie im Falle des § 831 iſt auch hier nur eine gegenſtändlich 
widerrechtliche, keine ſchuldhafte Handlung des Täters (der zu beauffichtigenden Perſon) erfor⸗ 
derlich. In 8 832 iſt es die Verletzung einer geſetzlichen (Abſ 1) oder vertragsmäßig übernommenen 
(Abſ 2) Aufſichtspflicht, die die Vermutung eines Verſchuldens bei der Verurſachung des Schadens 
erzeugt. § 832 umfaßt jedoch keineswegs alle Aufſichtsverhältniſſe; er beſchränkt die Haftung der 
Aufſichtsperſonen auf die Fälle der Beaufſichtigung von Minderjährigen oder wegen ihres körper⸗ 
lichen oder geiſtigen Zuſtandes der Beaufſichtigung bedürfenden Perſonen, weil von dieſen 
Perſonen wegen ihres Zuſtandes Gefahren für andere drohen und die Aufſichtsführung ſich daher 
auf die Pflicht erſtrecken muß, dieſen Gefahren vorzubeugen, was bei anderen Aufſichsverhält⸗ 
niſſen (im Arbeits- und Dienſtverhältnis, im Heeresdienſt und Beamtenverhältnis) nicht der Fall 
iſt (Prot 2, 594). b) Die Regelung der Haftung von Aufſichtsperſonen in $ 832 iſt erſchöpfend 
(RG 53, 312); eine entſprechende Anwendung der Beſtimmung iſt ausgeſchloſſen (RG 70, 48). 
Auch geht es nicht an, eine Erweiterung der Haftung in der Weiſe zu rechtfertigen, daß man die 
die Aufſichtspflicht beſtimmenden Geſetze als Schutzgeſetze im Sinne des § 823 Abſ 2 anfieht (RG 
53, 312). Selbſtverſtändlich iſt dadurch eine Schadenshaftung im § 832 nicht aufgeführter Auf⸗ 
ſichtsperſonen aus u. H. nach § 823 Abſ 1, ſofern einer der Tatbeſtände dieſes Geſetzes vorliegt, 
nicht ausgeſchloſſen (NG 70, 48; RG SeuffA 88 Nr 39; RG Warn 1934 Nr 53). c) Wie nach $ 831 
iſt es Sache der Perſon, die für die Handlung des anderen einzuſtehen hat, die Vermutung ihres 
Verſchuldens durch den Nachweis zu entkräften, daß ſie ihrer Verpflichtung genügt habe. Daß 
ebenſo der Nachweis ſie befreit, daß der Schaden auch bei gehöriger Aufſichtsführung entſtanden 
fein würde, bedurfte ebenſowenig wie in $ 831 der ausdrücklich hinzugefügten Beſtimmung; denn 
in dieſem Falle fehlt zwiſchen dem vermuteten Verſchulden des Aufſichtspflichtigen und dem 
Schaden der urſächliche Zuſammenhang. 

2. Perſonen, die wegen Minderjährigkeit der Beaufſichtigung bedürfen, ſind nicht die Min⸗ 
derjährigen, wenn ſie der Beaufſichtigung bedürfen, ſondern alle Minderjährigen, weil ſie 
der Beaufſichtigung bedürfen. „Aufſichtsrecht und Aufſichtspflicht über einen Minderjährigen 
beſtehen wegen feines Zuſtandes, weil er eben minderjährig iſt“ (RG 52, 69; RG Warn 1929 
Nr 10). Ob es ſich um Kinder unter ſieben Jahren (§ 828 Abi 1), um Minderjährige zwiſchen 
ſieben und achtzehn Jahren ($ 828 Abſ 2) oder um Minderjährige über achtzehn Jahre (8 2) handelt, 
iſt gleichgültig (RG 50, 60). 

3. Unter den Perſonen, die wegen ihres körperlichen oder geiftigen Zuſtandes der Beauf- 
ſichtigung bedürfen, ſind körperlich oder geiſtig erkrankte Perſonen, vornehmlich Geiſtesgeſtörte 
und Epileptiker, aber auch Blinde oder Taubſtumme zu verſtehen, wenn ſie im Einzelfalle der 
Beaufſichtigung bedürfen. , 

4. Beaufſichtigung (vgl. $ 1631) im Sinne des 5 832 ift derjenige Teil der Sorge für eine 
Perſon, der neben dem eigenen Intereſſe dieſer Perſon auch das Intereſſe Dritter im Auge hat, 
denen jene wegen ihres Zuſtandes, wenn ihr die Freiheit gelaſſen wird, ihrem Willen oder ihren 
Trieben nachzugeben, gefährlich werden kaun (vgl. M 4, 753; Prot 2, 594). Gerade der Schutz 
Dritter kommt für $ 832 in Betracht; mit dem Erziehungszwecke und der Fürſorge für den zu Be⸗ 
aufſichtigenden hat $ 832 nichts zu tun (RG Warn 1914 Nr 217; 1916 Nr 166). Die Beaufſichtigung 
eines Minderjährigen fällt demnach nicht mit deſſen Erziehung zuſammen, wie auch $ 1631 deut- 
lich ergibt, der die Erziehungspflicht und die Beaufſichtigungspflicht der Eltern als beſondere Teile 
der Sorge für die Perſon des Kindes aufführt. Die Fortſchritte der Erziehung der geiſtigen und 
ſittlichen Ausbildung des Kindes nach Maßgabe feiner Verhältniſſe und Anlagen (M 4, 750) geben 
vielmehr einen Maßſtab für das Bedürfnis der Beaufſichtigung; je mehr ein Kind bereits erzogen 
iſt, deſto weniger bedarf es der Aufſicht und umgekehrt (RG Warn 1910 Nr 60; 1911 Nr 33 u. 
241; 1912 Nr 28; 1914 Nr 217). Für den Grad der bereits vollendeten Erziehung können als 
Beweisſtücke gute Schulzeugniſſe in Führung und Betragen in Betracht kommen (RH JW 04, 
20223; 05, 2121). i 

5. Kraft Geſetzes, d. i. nach Reichs- oder Landesgeſetz zur Führung der Aufſicht über eine 
Perſon verpflichtet ſind reichsgeſetzlich in erſter Linie die Eltern über ihre minderjährigen Kinder, 
und zwar zunächſt der Vater ($$ 1627, 1631); neben dem Vater ($ 1634) und nach deſſen Tode, 
nach dem Aufhören ſeiner elterlichen Gewalt oder bei ſeiner tatſächlichen Behinderung (88 5 — 
bis 1686), ſowie über uneheliche Kinder ($ 1707 Satz 2) allein die Mutter (RG JW 1914, 198); 
der Vormund (über Minderjährige 88 1793, 1797, 1800; uber Volljährige 55 1896, 1901) und 
der Pfleger ($$ 1909, 1910, 1915) über ihre Mündel; der gewerbliche Lehrherr (88 12% 
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127a GewO, Rc 52, 69) über den minderjährigen Lehrling, auch wenn dieſer nicht in Koſt und 
Pflege bei dem Lehrherrn ſteht. Dasſelbe iſt, wenngleich in etwas beſchränkterem Maße, wegen der 
gleichen Stellung zum Lehrling für den kaufmänniſchen Lehrherrn anzunehmen, obwohl 
in § 76 HGB eine ausdrückliche Beſtimmung nach Art des $ 127a Gew fehlt (RG 97, 229; a. M. 
Planck A la). Landesgeſetzlich können die Lehrer, ſowohl Volksſchullehrer als Lehrer höherer 
Schulen (RG 65, 290; Warn 08 Nr 316) hinſichtlich ihrer minderjährigen Schüler, die Dienſtherr⸗ 
ſchaften hinſichtlich der minderjährigen Bedienſteten zur Aufſichtsführung verpflichtet ſein. Keine 
Aufſichtspflichten beſtehen für den Ehemann gegenüber der minderjährigen oder geiſteskranken 
Ehefrau (RG 70, 48), für den Leiter einer Schule (Schulrektor) in dieſer Eigenſchaft (RG, 
Warn 08 Nr 316) gegenüber den Schulkindern; für den Beiſtand ($$ 1687, 1689) und den Gegen⸗ 
vormund ($ 1799). Nach dem preuß. Gef über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger vom 
2. 7. 00 ging die elterliche Aufſichtspflicht während der Dauer einer Fürſorgeerziehung auf den 
zur Ausführung der Fürſorgeerziehung verpflichteten Kommunalverband über (RG 75, 276); 
war der Zögling ins Elternhaus beurlaubt oder auch unbefugt ohne Erlaubnis der Erziehungsanſtalt 
dahin zurückgekehrt, jo trat die Aufſichtspflicht der Eltern von ſelbſt wieder in Kraft (NG 98, 246). 
Vgl. hierüber jetzt RGeſ für Jugendwohlfahrt v. 9. 7. 22 (RGBl 633 ff.) 88 62 ff. und preuß. 
Ausf dazu v. 29. 3. 24 (G 180), deſſen $ 35 das Geſ v. 2. 7. 00 aufhob. 

6. a) Wie in fichte wird auch in $ 832 nur eine gegenſtändliche (objektive) Widerrechtlichkeit 
der von dem Aufſichtsbefohlenen begangenen u. H., nicht ein Verſchulden erfordert (RG 50, 60; 
Warn 1929 Nr 10; 23 1918, 50110. Im übrigen ſetzt aber die Anwendung des § 832 (ebenſo 
wie die des $ 831, RG 49, 28) den Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung voraus, und zwar, 
wenn dieſe in einem Betrug oder in einem Verſtoß gegen die guten Sitten beſtehen ſoll, außer 
dem objektiven auch den subjektiven Tatbeſtand des § 263 StGB oder des § 826 BGB; die bloße 
Vermögensbeſchädigung genügt nicht (RG HRR 1929 Nr 705). Für den von dem Aufſichts⸗ 
befohlenen angerichteten Schaden können mehrere Aufſichtsperſonen nebeneinander verant⸗ 
wortlich ſein (Vater, Mutter oder Vormund und Lehrherr); auch der zu beaufſichtigende Täter 
nach $$ 828, 829 und eine Aufſichtsperſon, wobei jedoch im Falle des § 829 der Täter nur 
hilfsweiſe (ſubſidiär) herangezogen werden kann. Sie haften dann nach Maßgabe des § 840 als 
Geſamtſchuldner; für ihre Ausgleichung untereinander iſt § 840 Abſ 2 zu beachten. War von der 
Handlung der Aufſichtsbefohlenen der eingetretene ſchädliche Erfolg nicht zu erwarten, ſo iſt 
mit der (adäquaten) Verurſachung auch die gegenſtändliche Rechtswidrigkeit ausgeräumt und 
deshalb eine Haftung aus $ 832 nicht gegeben (RG LZ 1918, 50110). b) $ 832 bezieht ſich nur auf 
den von dem Aufſichtsbefohlenen einem Dritten widerrechtlich zugefügten Schaden; für einen 
Schaden, den der Auffichtsbefohlene ſich ſelbſt zufügt, kann aber der Aufſichtspflichtige gemäß 
9 823 wegen Vernachläſſigung der Sorge für die Perſon des Aufſichtsbefohlenen haftbar fein. 
e) Einem Verletzten, der zu den im Sinne des 9 832 kraft Geſetzes zu beaufſichtigenden Perſonen 
gehört, kann ebenſowenig wie dem wegen ſeiner Aufwendungen an Heilungskoſten uſw. aus 
dem Geſichtspunkte der Geſchäftsführung oder der Bereicherung mitklagenden aufſichtspflichtigen 
Vater auf Grund des $ 832 entgegengehalten werden, daß letzterer es an der erforderlichen Auf- 
ſicht habe fehlen laſſen und dadurch den Schaden mitverurſacht habe. Denn $ 832 dient lediglich 
dem Schutze Dritter gegen Schäden, die ihnen von Aufſichtsbefohlenen durch rechtswidrige 
Handlungen infolge der Vernachläſſigung der Aufſicht über ſie zugefügt werden können, nicht 
dem Schutze der Aufſichtsbefohlenen ſelbſt (RG 53, 312; vgl. A 4). 

7. Die Erſatzpflicht entfällt, wenn der Aufſichtspflichtige ſeiner Aufſichtspflicht genügt hat, 
wofür er beweispflichtig iſt, wie ſich aus der Faſſung des $ 832 und aus dem Geſetzesgedanken — 
vermutetes Verſchulden des Aufſichtspflichtigen — ergibt (vgl. A 10). Für die Frage, ob er in- 
haltlich feiner Aufſichtspflicht genügt hat, kommen einerſeits die Eigenſchaften des Aufſichts⸗ 
befohlenen, das Maß der von ihm ausgehenden, dritten Perſonen drohenden Gefahr, wie ander- 
ſeits die eigenen Verhältniſſe des Aufſichtspflichtigen in Betracht. So beſtimmt ſich das Maß 
der von den Eltern zu leiſtenden Aufſicht nach dem, was nach Alter und Entwicklung der Kinder 
von verſtändigen Eltern in Berückſichtigung ihrer wirtſchaftlichen Lage und ihrer eigenen Ge⸗ 
ſchäfte und Berufspflichten erwartet werden kann (RG 52, 69; 98, 246; JW 04, 20215; 05, 2121; 
Warn 08 Nr 374; 1911 Nr 241). Eine Überwachung des Aufſichtbefohlenen auf Schritt und 
Tritt iſt in der Regel nicht angängig und bei reiferem Alter der Kinder überhaupt nicht erforderlich 
RG 50, 60; JW 05, 2121; Warn 1914 Nr 217). Weſentlich find für das Maß der Aufſichtspflicht 
dor allem die Eigenſchaften der Kinder, gleichviel in welchem Alter ſie ſtehen (RG IW 1926, 
11495). Höhere Anforderungen an die Aufſicht ſind daher z. B. zu ſtellen, wenn der zu Beaufſich⸗ 
tigende ſich bereits als zuchtlos und unbotmäßig erwieſen hat (RG 98, 248). Über die Beauf- 
Nötigung von Spielen und Spielgeräten der Kinder vgl. R6 50, 60; JW 04, 20213; Warn 
1916 Nr 166. Ein Spielzeug iſt danach nicht ſchon deshalb als gefährlich anzuſehen, weil es unter 
beſonders unglücklichen Verhältniſſen einmal Schaden angerichtet hat; es iſt zu prüfen, inwieweit 
eine Belehrung über das Spielzeug erforderlich war und die Aufſichtsperſon Grund zu der An- 
nahme hatte, daß durch deſſen Benutzung am Spielorte Schaden geſtiftet werden könnte. Ein 

pielzeug, aus dem Geſchoſſe entſendet werden, iſt in gewiſſem Grade aber immer ge⸗ 
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fährlich, und das Spielen damit bedarf deshalb immer einer beſonderen Aufficht (RG JW 1912, 
53918; Warn 1912 Nr 28; 1913 Nr 94; 1916 Nr 136; 2 1919, 6955 6. 10. 10 VI 569/10). Ein 
Vater, der ſeinem 11jährigen Sohn Bogen und Pfeil zum Spielen überläßt, iſt in der Regel 
verpflichtet, ihn über die Gefahren des Schießens zu belehren und ernſtlich zur Vorſicht zu mahnen; 
hat er dies unterlaſſen, jo iſt von ihm eine gefteigerte Überwachung zu verlangen (RG 25. 10. 25 
VI 169/23). Den Gebrauch von Schußwaffen wird der Aufſichtspflichtige dem minder ⸗ 
jährigen Aufſichtsbefohlenen nur geſtatten dürfen, wenn er ihn darüber unterrichtet hat oder 
unterrichtet weiß, von feiner Beſonnenheit, ſeinem Geſchick und Verſtändnis für den Gebrauch 
und für die Gefahren der Schußwaffen ſich überzeugt hat, und wenn dafür geſorgt ift, daß die 
Benutzung nur an einem ſicheren Orte und ohne Verletzung polizeilicher Schutzvorſchriften ($ 367 
Nr 8 StGB) erfolgt (RG 52, 69; 98, 246; JW 05, 2121; Gruch 46, 949; Warn 09 Nr 298; 1916 
Nr 136; 1934 Nr 155; 28 1919, 6958; RG SeuffA 77 Nr 75; 88 Nr 39). Haftung des Vaters für den 
Gebrauch von ungenügend verwahrten Schußwaffen durch feinen 15 Jahre alten Sohn |. RG 
Warn 1929 Nr 10; vgl. auch 1934 Nr 155. Ein Verbot oder eine Mahnung genügt zur Erfüllung der 
Aufſichtspflicht nur, wenn der Verpflichtete von deren Wirkung überzeugt ſein konnte (R 52, 69; 
JW 08, 6731; Warn 08 Nr 374). Die Auſſichtspflicht verſchärft ſich, wenn der Auffichtspflichtige 
wußte, daß der Aufſichtsbefohlene nicht bloß zu gewöhnlichen Unarten, ſondern auch zu ernſteren 
üblen Streichen geneigt ift (RG 98, 248; Warn 09 Nr 298; 1911 Nr 33 u. 241); ſeine Nichtkenntnis 
von früheren Streichen des Aufſichtsbefohlenen fällt in die Beweislaſt des Aufſichtspflichtigen (RG 
15. 12. 10 VI 582/09). Ob der in erſter Linie auſſichtspflichtige Vater die Obhut der Mutter 
überlaſſen kann, iſt Frage des einzelnen Falles (RG Warn 1910 Nr 60; 1911 Nr 241; L8 1919, 
6955; 16. 2. 05 VI 184/04). Wie der Aufſichtspflichtige entlaftet ift, wenn er nachweiſt, daß für 
ihn die Möglichkeit fehlte, feine Aufſichtspflicht auszuüben, fo iſt er anderſeits wegen deren 
Verletzung regelmäßig haftbar, wenn er von der gefährlichen Handlung des Aufſichtsbefohlenen 
Kenntnis hatte, was jedoch der Verletzte zu beweiſen hat (RG 50, 60). Für den Erfolg ſeiner 
Aufſichtstätigkeit hat der Aufſichtspflichtige nicht einzuftehen; es genügt, daß er das Seinige 
getan hat, einen guten Erfolg herbeizuführen (R aa O.; Warn 1911 Nr 33; 1913 Nr 94; 
1914 Nr217). Auffichtspflicht der Pflegeſchweſter eines Waiſenhauſes |. HRR 1936 Nr 871. 

8. Der Nachweis, daß der Schaden auch bei gehöriger Aufſichtsführung entſtanden ſein 
würde (vgl. $ 831 Abf 1 Schlußſatz), bedeutet inhaltlich den Wegfall des urſächlichen Zuſammen⸗ 
hangs des nach $ 832 vermuteten Verſchuldens des Aufſichtspflichtigen in der Aufſichtsführung 
mit dem entſtandenen Schaden. Die deshalb an ſich entbehrliche Beſtimmung hat den Zwea, 
außer Zweifel zu ſtellen, daß dem Aufſichtspflichtigen auch für das Nichtbeſtehen des bezeichneten 
urſächlichen Zuſammenhangs die Beweislaſt obliegt. Die Vermutung des $ 832 erſtreckt ſich ad 
auch auf dieſen urſächlichen Zuſammenhang (RG Warn 1912 Nr 28; RG 17. 1. 07 VI 217/06). Die 
Möglichkeit, daß der Unfall auch bei gehöriger Aufſichtsführung ſich hätte ereignen können, 
genügt deshalb nicht, um die Erfagpflicht auszuſchließen (NG Warn 1910 Nr 60; 1912 Nr 285 
RG 26. 1. 22 VI 444/21). Überlaſſung eines vom Aufſichtsbefohlenen mitgenommenen Gewehr 
an einen Spielgefährten, der durch einen Schuß Dritte verletzt, |. RG Warn 1929 Nr 10; RG 
26. 1. 22 VI 444/21. 0 

9. Die übernahme der Führung einer Aufjicht durch Vertrag ſetzt einen rechtsgültigen 
Vertrag voraus, denn ein anderer verpflichtet nicht; ein nicht rechtsgültiger ſteht gleich einer 
einſeitigen freiwilligen bloß tatſächlichen Übernahme, etwa ſeitens Familienangehöriger, die 
ebenſo den Tatbeſtand des § 832 Abſ 2 nicht erfüllen kann (RG JW 05, 202%). Die Aufſichts⸗ 
führung braucht aber in dem Vertrage nicht ausdrücklich bedungen zu fein, wenn nur der ſonſtige 
Inhalt des Vertrags fie als ſelbſtverſtändlich erſcheinen laßt (NG aa O.). Der Vertrag kann 3. B. 
auch ſtillſchweigend geſchloſſen fein, wenn Erwachſene die Verpflegung und Erziehung minder 
jähriger Geſchwiſter im Einverſtändnis mit dem Vormund übernehmen; daß die zum 
Schutze Dritter erforderliche Aufſicht nicht zuſammenfällt mit der im Intereſſe des Minber⸗ 
jährigen gebotenen Erziehung (A 4), ſteht einer ſolchen Annahme nicht entgegen (RG Warn 1934 
Nr 155). Beiſpiele für eine vertragsmäßige Übernahme der Aufſicht find die Verhältniſſe von Koſi⸗ 
und Pflegeeltern, Krankenwärtern, Leitern einer Heilanſtalt oder einer privaten Erziehungsanſtall. 
Aus der Rechtſprechung: das Verhältnis des Aufſehers einer ſtädtiſchen Kinderarbeitsſchule RO 
IB 08, 6731). Nicht erfordert ift, daß der Vertrag gerade mit dem geſetzlich Aufſichtspflichtigen ge 
ſchloſſen iſt, und daß überhaupt eine geſetzliche Aufſichtspflicht neben der vertragsmäßigen beſtehl. 
Sit letzteres der Fall, fo können beide Aufſichtspflichtige nebeneinander nach $ 840 Abſ 1 für ben 
Schaden verantwortlich fein. Ob der Vertrag entgeltlich oder unentgeltlich, auf dauernde ober 
vorübergehende Leiſtung geſchloſſen ift, iſt gleichgültig. Vgl. im übrigen A9 zu $ 831. 


§ 835 
1) Wird durch ein Tier?) ein Menſch getötet oder der Körper oder die Gefund“ 


heit eines Menſchen verletzt oder eine Sache beſchädigt'), fo iſt derjenige , 
welcher das Tier hält‘), verpflichtet, dem Verletzten den daraus entſtehenden 
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Schaden zu erſetzen ) s)). Die Ersatzpflicht tritt nieht ein, wenn der Schaden 
durch ein Haustier verursacht wirds), das dem Berufe, der Erwerbstätigkeit 
oder dem Unterhalte des Tierhalters zu dienen bestimmt ist?), und entweder 
der Tierhalter bei der Beaufsichtigung des Tieres die im Verkehr erforder- 
liche Sorgfalt beobachtet oder der Schaden auch bei Anwendung dieser 
Sorgfalt entstanden sein würdele). 


Satz 1: E I 734 Abſ 1 II 766; M 2 809—814; P 2 046—648, 
Satz 2: RGeſ. vom 30. 5. 08, RGBl 313. Begr. RTV 1905/06 Nr 255. 


1. Allgemeines. Satz 1 des $ 833, der die urſprüngliche Vorſchrift des BGB über die Haftung 
des Tierhalters enthält, während Satz 2 durch das Nachtragsgeſetz vom 30. 5. 08 hinzugefügt 
worden iſt, ſchafft eine Ausnahme von dem Verſchuldungsgrundſatze, der im allgemeinen das 
BGB bei der Setzung der Normen über die Haftung aus u. H. beherrſcht (vgl. Vorbem 1, 2 vor 
8823), und ſetzt an deſſen Stelle den Grundgedanken der Gefährdung. Es ift ein der heutigen 
Rechtsanſchauung entſprechender und auch im BGB, fo in den 89 836—838, zum Aus⸗ 
drucke gekommener Saß, daß jeder, der einer ſelbſtändigen Wirtſchaft vorſteht, dafür ſorgen muß, 
daß ſeine Eigentumsgegenſtände nicht andern gefährlich werden (RG 52, 373; 54, 53; JW 05, 
3701 Warn 08 Nr 374; vgl. § 823 A 6d und k; § 836 A 1). Den Tieren kommt aber an ſich 
wegen der durch die Vernunft nicht geregelten Willkür ihres Tuns und der körperlichen Kraft, 
die ſie dabei entfalten, eine Gefährlichkeit zu, ſo daß, wer in ſeinem Intereſſe Tiere hält, auch 
den Schaden erſetzen ſoll, der infolge dieſer Gefährdung entſtanden iſt (Prot 2, 647; RG 141, 
406). Zur Gefährdungshaftung ſ. auch Larenz, Vertrag und Unrecht II 64ff. Wie die an und 
für ſich gefährliche Natur eines Eiſenbahnbetriebs den Unternehmer nach § 1 Haftpfl® 
haftbar macht, ohne daß es auf ſein Verſchulden bei einem durch die Gefährlichkeit dieſes Betriebs 
einem Menſchen entſtandenen Schaden ankommt, fo ſoll nach $ 833 Satz 1 auch derjenige, der in 
ſeinem Intereſſe Tiere hält, für den durch deren beſondere Gefährlichkeit Dritten zugefügten 
Schaden haften, ohne daß ein Verſchulden ſeinerſeits vorliegt (RG 80, 237; 141, 406). Während aber 
die Haftung aus § 1 NHaftpfl® der Regel nach einen wirtſchaftlich Starken, einen Großbetrieb, 
trifft, für den ein haftungerzeugender Unfall einen vielleicht empfindlichen Verluſt, aber keine 
Lebensfrage bedeutet, belaſtete die Gefährdungshaftung des § 833 in beſonderem Maße den 
mittleren und kleinen landwirtſchaftlichen und gewerblichen Betrieb. Die Härten, die die An⸗ 
wendung des Geſetzes für dieſe zeitigte (vgl. RG 54, 73), die indeſſen durch die ſpätere Recht · 
ſprechung weſentlich gemildert wurden (vgl. R& 65, 313; 67, 431; Warn 09 Nr 357), gaben den 
Anſtoß zur Ergänzung und Abſchwächung des ſtrengen Grundsatzes des Satz L im Wege eines neuen 
Geſetzes, deſſen Wortlaut in einem Satz 2 dem urſprünglichen § 833 hinzugefügt wurde, und 
das für Haustiere, wenn ſie dem Berufe, der Erwerbstätigkeit oder dem Unterhalte des Tier⸗ 
halters zu dienen beſtimmt find, die Gefährdungshaftung durch eine Verſchuldungshaftung 
mit vom Tierhalter zu widerlegenden Verſchuldensvermutung in der Weiſe der $$ 831, 832, 
834, 836—838 erſetzt (RG JW 1911, 76220; Warn 1910 Nr 445). 

2. Durch ein Tier muß eine Verletzung zugefügt ſein. f - . 

a) Was ein Tier ift, beſtimmt ſich zunächſt nach der naturwiſſenſchaftlichen Lehre; für $ 833 
kommen aber nur Tiere in Betracht, die durch ihre Tätigkeit auf die Außenwelt einzuwirken 
befähigt, mit Sinneswerkzeugen und Nervenſyſtem ausgeſtattet ſind. Den Tieren niederſter 
Ordnung, deren Leben dem der Pflanzen ſich nähert, fehlen dieſe. Mögen Bazillen daher an ſich 
als Tiere anzuſprechen fein, die Gefahr, gegen die $ 833 Perſonen und Sachen ſchützen will, 
geht von ihnen nicht aus (für die Anwendung des $ 833 auf Bazillen Oertmann A za; wie hier 
jetzt auch Planck A 2a). Dieſe beſondere Tiergefahr beſteht darin, daß das Tier zwar nach 
einem Willen handelt, dieſer Wille aber nicht durch eine Vernunft geleitet und beherrſcht, ſondern 
entweder durch äußere Einwirkungen oder durch dem Menſchen ſich verbergende Vorſtellungen 
ausgelöſt wird. Vorwiegend ſind es die Haustiere, die für die Anwendung des 8833, auch im 
8 in Frage kommen; doch bezieht ſich Satz 1 auch auf andere Tiere, die gehalten werden, 
fo ienen, fo wilde Tiere in Tierbuden und zoologifhen Gärten. 

b) Durch ein Tier iſt eine Verletzung verurſacht, wenn ein der tieriſchen Natur entſprechendes 
ſelbſttätiges, in einem übertragenen Sinne willkürliches Verhalten des Tieres ſie ver- 
urſacht hat. Dahin gehört das Scheuen und Durchgehen, das Ausſchlagen und Beißen der Pferde, 
das Anſpringen gegen Menſchen und andere Tiere und das Beißen der Hunde (RG 50 S. 180 u. 

19, 54 S. 73 u. 407; 60, 65; 61, 316; 65, 103; 69, 399; 80, 237; JW 05 S. 318°, 392, 53112; 
09, 218°; 1911 ©. 4551, 21518, 366186, 9821”; 1912, 79714: 1914, 3657 Warn 08 Nr 377 u. 582; 
09 Nr 21; 1911 Nr 328; 1932 Nr 149; Gruch 50 S. 668 u. 973); nicht Beſchädigung fremder 

Sachen durch körperliche Ausſcheidungen von Bienen (RG 141, 406). Tierhalterhaftung, wenn 
ein Hund ein Motorrad anſpringt oder doch dagegen anrennt und ſo einen Unfall verurſacht; 
nicht wenn der Motorradfahrer einen ruhig ſeines Weges laufenden Hund von hinten anfährt 
und dadurch mit dem Rade zu Fall kommt (HRR 1935 Nr 1658). Auch dann verhält ſich das 

Bech, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Degg.) 50 
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Tier ſelbſttätig und willkürlich, wenn es durch einen äußeren Anreiz zu einer jähen, gewalt⸗ 
ſamen Bewegung veranlaßt wird; ſo, wenn ein Pferd, wie es in ſeiner furchtſamen und reizbaren 
Natur begründet iſt, durch Lokomotivpfiffe, Geräuſche (3. B. Motorgeräuſche herannahender 
Kraftfahrzeuge NG Warn 1932 Nr 149), flatternde Wäſche, durch vor feinen Augen fallende 
Gegenſtände, oder infolge von Schmerzempfindungen, weil es von Fliegen geſtochen oder vom 
Striegel unſanft berührt wurde, ſcheut, in die Höhe ſteigt und ausſchlägt; denn daß es auf dieſe 
Weiſe zu jähen Bewegungen fortgeriſſen wird, iſt gerade die Betätigung der tieriſchen Natur 
(RG 60, 65; 61, 316; 82, 112; JW 05 S. 3186, 3927, 53112 1911 S. 4521, 21513, 36618, 1912, 
79714; 1914, 36°; 1922, 286°; 1933, 693°; Warn 09 Nr 21; 1911 Nr 328). Tötung von Jungtieren 
durch Muttertiere als Schreckwirkung ſ. RG 158, 34. Einen Gegenſatz zu den ſelbſttätigen 
Bewegungen des Tieres bildet einmal der Fall, daß es als bloßes mechaniſches Werk. 
zeug wirkt, wie wenn ein Tier von einem Menſchen dem andern ins Geſicht geworfen und dieſer 
dadurch verletzt wird, oder daß nur feine Größe, feine Maſſe und fein Gewicht Menſchen oder 
Sachen beſchädigt, z. B. wenn ein Pferd oder Rind ſtürzt und auf einen Menſchen fällt, es ſei denn, 
daß der Sturz wiederum nur die Folge eines willkürlichen Verhaltens, wie des Durchgehens 
des Pferdes, iſt (NG JW 1911, 36616; 1914, 36e). In ſolchen Fällen iſt das Tier überhaupt nicht 
felbfttätig. Ebenſo ift das Tier nur unwillkürlich und gleich einem Werkzeug tätig, wenn es auf ein 
anderes Krankheitskeime überträgt und es dadurch beſchädigt, mag ſelbſt dieſe Übertragung durch 
willkürliche Bewegungen des Tieres (Beſchnüffeln des andern Tieres) vermittelt werden (RG 
80, 237). Ein willkürliches und ſelbſttätiges Tun des Tieres iſt auch in den außer⸗ 
gewöhnlichen Fällen ausgeſchloſſen, wenn auf den Körper oder auf die Sinne des Tieres 
ein äußeres Ereignis mit übermäßiger Gewalt nach Art einer mechaniſchen Urſache 
derart einwirkt, daß ihm gar keine Freiheit gelaſſen wird, ſich anders zu ver⸗ 
halten (RG 54, 53; 60, 65; 61, 316; 69, 399; JW 05 ©. 318°, 3921, 5317, 69114; 09, 3130]; 
1910, 57918; 1911 S. 45%, 21519, 36618; 1912, 79714, Warn 1911 Nr 328). Nur in ſeltenen 
Fällen hat die Rechtſprechung ſolche Zwangsbewegungen eines Tieres angenommen (RG 69, 
399; JW 09, 31311); auch dieſe Fälle aber find zweifelhaft; zumeiſt liegt ein auf heftigen äußeren 
Anreiz erfolgtes ſelbſttätiges Verhalten des Tieres vor. Die richtige Umgrenzung dieſer Zwangs⸗ 
bewegungen legen ſpätere Entſcheidungen RG JW 1911 S. 45°, 2151“, 366°, 1912, 797163 
1922, 2865; 1933, 6936; Warn 1911 Nr 328 dar. Auf die naturwiſſenſchaftliche Auffaſſung des 
Verhaltens der Tiere kommt es für die Darlegung der Begriffe des Geſetzes nicht an (vgl. NG 
JW 1912, 79714). Den Beweis, daß eine ſolche Einwirkung außergewöhnlicher Art ſtattgefunden 
habe, der das Tier auf keine Weiſe widerſtehen konnte, hat der Tierhalter zu führen; es gehört 
nicht zur Klagebegründung, daß ein willkürliches Tun des Tieres vorliegt. Der Kläger genügt 
feiner Beweispflicht, wenn er dartut, daß er durch ein Tier beſchädigt iſt (NG JW 05, 3920; 
1914, 36). Den zweiten und wichtigeren Gegenſatz zum ſelbſttätigen und willkürlichen Ver⸗ 
halten bilden die unſelbſtändigen Tätigkeiten, wenn das Tier dem Willen und der Leitung 
des Menſchen folgt, wie das Reitpferd und das Maultier der Zügellenkung des Reiters, 
das eingeſpannte Pferd der Leitung des Kutſchers. Hier ift nicht das Tier, ſondern der es nach 
feinem Willen leitende Menſch der Handelnde (RG 50 S. 180 u. 219; 61,316; 65, 103; J 
09, 2184; Warn 08 Nr 377). Das Tier folgt dem Willendes Menſchen aber nicht unbedingt und wird 
von ihm nicht gezwungen; und ſo ſchließt die Leitung des Kutſchers oder Reiters keineswegs 
willkürliche Bewegungen des Tieres (Seitenſprünge, Hochſteigen, Beißen, Schlagen der Pferde) 
aus, die alsdann unter $ 833 fallen (RG JW 09, 218%; Warn 08 Nr 582 u. 636; 13. 10. 101 
56/10), wie es auf der andern Seite nicht willkürlich handelt, wenn es dem Willen des Menſchen 
nicht aus Widerſpenſtigkeit, ſondern weil es ihm nicht möglich iſt, die bisherige Bewegung plötzlich 
abzubrechen, nicht ſofort Folge leiſtet (RG Warn 08 Nr 377 u. 582). In der Gewalt des Lenkers 
kann ſich ein Pferd auch dann noch befinden, wenn der Kutſcher die Zügel nicht in der Hand halt: 
Pferde können mit einem Zurufe geleitet werden, und das Nebenhergehen des Kutſchers neben 
dem Fuhrwerke genügt vielfach, es in der Gewalt zu behalten (RG 65, 103). 

c) Die Feſtſtellung des ursächlichen Zuſamm enhangs zwiſchen einer eingetretenen Verle g 
und einem auf der Tiergefahr beruhenden Tun des Tieres folgt den in Vorbem 5 vor 9 82ů 
entwickelten Grundsätzen (ſog. adäquate Verurſachung). Der Zuſammenhang braucht nicht 
ein unmittelbarer zu ſein; die Verletzung kann auch mittelbar auf jene Tätigkeit zu⸗ 
rückführen (R 50, 219; JW 1914 S. 36% u. 47118), ſei es, daß dieſe zunächſt auf einen von 
dem Tier in Bewegung geſetzten Gegenſtand einwirkt, ſo auf den von Pferden gezogenen 
Wagen, und mittels dieſes Gegenſtandes die Verletzung erfolgt (RG 50, 219; Dur 
auch JW 1911, 36615), ſei es, daß durch das Tun des Tieres die beſchädigte Perſon 
in Schrecken verſetzt, infolgedeſſen ſtürzt und verletzt wird: ſo, wenn ein biſſiger Hund gegen 
einen Menſchen anläuft, dieſer erſchrickt, ſtolpert und ſtürzt (RG JW 06, 3797; 08, 680; 
1914, 47122; 3. 7. 11 1V 679/10). Doch muß eine ernſte Gefahr vorliegen; ein harmloſes An 
ſpringen und Bellen eines gutartigen und offenbar nicht zu fürchtenden Hundes be ründet einen 
urſäch lichen Zuſammenhang nicht; wenn eine beſonders nerbenſchwach veranlagte Perſon dare 
erſchr ickt und fällt, fo iſt dies nicht Wirkung e iner Tiergefahr (ch JW 08, 4110). Der urſächliehe 
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Zuſammenhang zwiſchen dem Tun des Tieres und der Verletzung wird ferner nicht dadurch auf- 
gehoben, daß der Beſchädigte ſelbſt durch eine auf freier Selbſtbeſtimmung beruhende Handlung 
eingreift, wie, daß er beim Durchgehen der Pferde, um ſich zu retten, vom Wagen ſpringt und 
ſich dabei Verletzungen zuzieht (RG JW 07, 3075), oder daß er, um andere vor der Gefahr zu 
behüten, die durchgehenden Tiere aufhalten will und hierbei von ihnen verletzt wird (NG 50, 219). 
Inwiefern ein ſolches Handeln des Beſchädigten ein mitwirkendes Verſchulden an 
der Verurſachung des Schadens begründen kann, darüber vgl. unten A 6. Kommt das 
Verhalten mehrerer Tiere, von denen das eine auf die Sinne des andern einwirkte, als 
urſächlich für eine Verletzung in Frage (ein Hund ſpringt gegen Pferde an, die dann 
ſcheuen und Unheil anrichten), ſo iſt der Schaden durch das einwirkende Tier verurſacht worden, 
wenn die Einwirkung derart war, daß ſie das ſchadenſtiftende Verhalten des andern Tieres nach 
dem gewöhnlichen Laufe der Dinge entſprechend der Natur dieſer Tiergattung mit Wahrſcheinlich⸗ 
keit auslöſen mußte (RG JW 05, 69114; Gruch 50 S. 668 u. 973). Eine Berufung auf höhere 
Gewalt kann es gegenüber der Inanſpruchnahme aus $ 833 nur inſoweit geben, als inſolge 
einer äußeren Einwirkung ein willkürliches Tun des Tieres ausgeſchloſſen iſt; dann iſt aber eben 
im Sinne des § 833 der Schaden nicht durch das Tier verurſacht (RG 54, 407). 

3. Die Haftung nach $ 833 tritt nur ein, wenn durch das Tier ein Menſch getötet oder 
der Körper oder die Geſundheit eines Menſchen verletzt oder eine Sache beſchädigt wird. Über 
die Tötung eines Menſchen vgl. § 823 A 4, über die Verletzung des Körpers und der Geſundheit 
ebenda A 5. Unter der Beſchädigung einer Sache (8 90) iſt ebenfo wie bei der Verletzung des 
Eigentums in $ 823 Abſſ 1 (vgl. dort A 7) auch die Entziehung der Sache (Verſchleppung eines 
Gegenſtandes durch ein Tier) zu verſtehen. Nur für die Schäden, die aus der Verletzung der hier 
bezeichneten Rechtsgüter entſtehen, haftet der Tierhalter nach $ 833; für andere Schäden gelten 
die allgemeinen Grundſätze der 88 823, 831; der Tierhalter kann alſo in ſolchen Fällen nur aus 
einem Verſchulden oder aus einer rechtswidrigen Handlung ſeines Angeſtellten in Ausführung 
einer Verrichtung in Anſpruch genommen werden. 

4. Als Tierhalter iſt, wie in Erweiterung der in den Urteilen RG 52, 11 und JW 06, 1971“ 
gegebenen Begriffsbeſtimmung, die auf die Sorge für Obdach und Unterhalt des Tieres ent⸗ 
ſcheidendes Gewicht legte, die Rechtſprechung des Reichsgerichts angenommen hat (RG 62, 79; 
66, 1; JW 1911 S. 21828 u. 2795), anzuſehen, wer das Tier in feinem Hausſtande oder 
Wirtſchaftsbetriebe verwendet (vgl. auch Larenz, Vertrag und Unrecht II 65f.). Das 
Eigentum ſowie die Sorge für Obdach und Unterhalt können Umſtände ſein, aus denen auf die 
Tierhaltereigenſchaft im einzelnen Falle zu ſchließen iſt; weſentlich für den Begriff ſind ſie nicht 
NS 55, 163; JW 1916, 907°; 1917, 287°; Warn 1915 Nr 208 u. 237; 1918 Nr 187; 20. 6. 10 
IV 524/09). Das Tierhalterverhältnis iſt ein tatſächliches, kein rechtliches. Ohne mittelbaren 
oder unmittelbaren Beſitz iſt es nicht wohl denkbar, und ſchlechthin weſentlich iſt das Merk⸗ 
mal des eigenen Intereſſes (R 62, 79; 66, 1). Tierhalter iſt der Poſthalter, der die Poſt⸗ 
pferde vertragsmäßig der Poſtverwaltung zur Verfügung zu ſtellen hat; fie dienen feiner Wirt⸗ 
ſchaft (R JW 1910, 470°; Warn 1916 Nr 201). Tierhalter iſt ebenſo der Inhaber eines Reit⸗ 
inſtituts, der gewerbsmäßig Reitpferde gegen Entgelt vermietet; ſie ſcheiden durch den Ausritt 
nicht aus ſeiner Wirtſchaft aus, werden vielmehr gerade durch die Vermietung dafür verwendet 
und bleiben feiner Verfügung unterworfen (RG Warn 1912 Nr 254); Tierhalter bleibt der Land⸗ 
wirt, wenn er unentgeltlich vorübergehend aus Entgegenkommen ſein Pferd an Dritte verleiht 
RG JW 1915, 917); Tierhalter iſt der Nießbraucher oder Pächter eines Gutes, der Ehemann 
hinſichtlich der zum eingebrachten, bei der Gütergemeinſchaft der zum Geſamtgut gehörigen Tiere. 
Ehemann als Halter eines Zuchtbullen, der in dem landwirtſchaftlichen Betriebe der Ehefrau 
untergebracht iſt, aber dem Ehemann gehört, der auch die Nutzungen aus dem Halten des Tieres 
zieht (MG 158, 341). Auch mehrere Perſonen können gleichzeitig Tierhalter derſelben Tiere 
ſein; fo, wenn der Vater das Landgut, deſſen Wirtſchaftsbetriebe die Pferde dienen, ſeinem Sohne 
übergeben, ſich aber deren Benutzung für ſeine Wirtſchaft gleichfalls vorbehalten hat; er iſt dann 
Tierhalter, ſobald ſie in ſeiner Wirtſchaft verwendet werden und in ſeiner Verfügung ſtehen (RG 
JW 1911, 279). Dienen Tiere den wirtſchaftlichen Zwecken eines nichteingetragenen Vereins, 
ſo find alle Mitglieder der Vereinigung als Tierhalter anzuſehen (RG ZW 1911, 218%). Eine 
vorübergehende Beſitzentziehung (Entlaufen des Tieres) hebt die Tierhaltereigenſchaft nicht auf, 
wohl aber eine dauernde Entziehung, durch die das Tier ſeiner Beſtimmung für den Tierhalter 
entfremdet wird (Diebſtahl). Tierhalter ſind aber auch der Schlächter, der Tiere kauſt und bei ſich 
einſtellt, um fie am nächſten Tage zu ſchlachten, oder der Viehhändler, der dasſelbe tut, um die 

iere am nächſten Tage zum Markt zu führen und zu verkaufen; ſie dienen beiden Gewerbe⸗ 
betrieben. Eine Landgemeinde ift Tierhalter des Zuchtſtieres, der zu Zuchtzwecken für die Gemeinde 
angeſchafft und bei einem Bauern im Stalle untergebracht iſt, der dem Tiere gegen Vergütung 
sütterung und Wartung gewährt (RG JW 1917, 287”); ebenſo iſt Tierhalter, wer vertragsmäßig 
einer Bergwerksverwaltung die Grubenpferde ſtellt, die, ſolange fie in der Grube verwendet 
erden, dort eingeſtallt werden; die Aufgabe der unmittelbaren Verfügungsgewalt über die Tiere 
auf Zeit bedeutet nicht den Verluſt der Tierhaltereigenſchaft (NG Warn 1915 Nr 237; JW 1917, 
50% 
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2877). Der Unzurechnungsfähige (88 827, 828) kann Tierhalter fein, aber nicht durch eigenen 
Willensentſchluß werden; er wird es jedoch, wenn ſein geſetzlicher Vertreter ihn durch ſeine 
Handlung in das Verhältnis des Tierhalters verſetzt. Zu welchem Zwecke das Tier im Augen- 
blicke des Unfalls benutzt wird, iſt gleichgültig (RG 55, 163; JW 06, 1971); für die Tierhalter⸗ 
eigenſchaft iſt nur die Beſtimmung des Tieres zur Verwendung in der eigenen Wirtſchaft und 
im eigenen Intereſſe maßgebend. Der Gutsverwalter, der die für die Gutswirtſchaft beſtimmten 
Pferde zu einer Spazierfahrt benutzt, wird dadurch nicht Tierhalter (RG 52, 117; Gruch 47, 404); 
desgleichen nicht die Landwirtſchaftskammer, die durch ihre Geſchäftsſtelle den Abſatz von Schlacht- 
vieh vermittelt, das Vieh ſich zuſenden, tierärztlich beſichtigen und in die Verkaufshalle bringen 
läßt (RG 66, 1); nicht der Staat, dem bei dem Pferdemuſterungsgeſchäft in Erfüllung einer 
geſetzlichen Verpflichtung die Tiere zur Auswahl vorgeführt werden NG JW 04, 40817; 06, 
46624); nicht der ſtaatliche oder kommunale Unternehmer einer behördlich angeordneten Zwangs⸗ 
impfung (RG JW 1933, 6935); nicht der Kaufluſtige, der zu einer Probefahrt zwecks Entſchließung 
über einen Ankauf das Pferd bei ſich einſtellt und die Probefahrt ausführt (RG ZW 06, 19714; 
7. 11. 07 IV 120/07); auch nicht der Bereiter (Trainer) oder der Stallmeiſter, denen zum Zwecke 
des Zureitens das Rennpferd oder das Reitpferd übergeben wird; ſie nutzen das Tier nicht für ihr 
Intereſſe; die Vergütung, die ſie für das Zureiten erhalten, iſt nicht Nutzung des Tieres, ſondern 
Entlohnung ihrer im fremden Intereſſe geleiſteten Arbeit (NG Warn 08 Nr 317); ferner nicht der 
bloße Verwahrer, mag auch nebenher eine Benutzung des Tieres durch ihn vorgeſehen fein (RG 
SW 1913, 4315), wie ſie in vielen Fällen im Intereſſe des Hinterlegers (Ausreiten von Pferden) 
ſelbſt zu den Pflichten des Verwahrers gehört (vgl. § 688 A 3). Tierhalter bleibt dagegen bis 
zur kurzzeitigen Abholung oder Übergabe an den Käufer der Verkäufer eines Tieres, das bisher 
ſeiner Wirtſchaft diente und in ſeinem Stalle ſteht oder auf der Beförderung zum Käufer ſich 
befindet (RG JW 1910, 706°; 1930, 242121). Tierhalter iſt aber wiederum aus den gleichen 
Gründen wie die vorgenannten Perſonen nicht der Tierarzt, dem das Tier zur Behandlung zu 
geführt wird, und nicht der Viehkommiſſionär, dem ein Tier zum Verkauf übergeben worden iſt 
(RG 11. 12. 11 IV 142/11). Wohl aber iſt Tierhalter der Beamte oder die Militärperſon, die 
beruflich verpflichtet ſind, ſelbſt ein Pferd zur Benutzung im Berufe ſich zu beſchaffen (Gen⸗ 
darmenpferd in Preußen, RH 55, 163; Landbriefträger, RG Warn 1918 Nr 187); und Tierhalter 
iſt der Landwirt, dem zur ſelbſtändigen Verwendung in ſeiner Wirtſchaft Tiere vom Eigentümer, 
wenn auch nur auf kurze Zeit, geliehen werden (RG 62,79). Über den Tierhalter gefangener 
oder gezähmter (5960 BGB) wilder Tiere vgl. R JW 1916, 9078. Über den Tierhalter eines 
gefangenen Tigers während der Verſendung vom Verkäufer an den Käufer auf hoher See f. 
HRR 1936 Nr 872. 

5. Der Tierhalter haftet für den einem andern aus der Verletzung eines der bezeichneten 
Rechtsgliter entſtehenden Schaden. Für den Schadenserſatz aus der Verletzung von Leben, 
Körper oder Geſundheit eines Menſchen gelten die 38 842—847. Mehrere Tierhalter des Tieres, 
das den Schaden angerichtet hat, haften als Geſamtſchuldner nach 9 840 Abſ 1; ebenſo der Tier- 
halter und der Aufſichtspflichtige nach $ 834 (der Tierhüter, RG 60, 313). Für die Ausgleichung 
dieſer mehreren Erſatzpflichtigen untereinander iſt das zwiſchen ihnen beſtehende Rechtsverhältnis 
maßgebend. Auch die verſchiedenen Tierhalter mehrerer Tiere, die zuſammenwirkend einen 
Schaden angerichtet haben, ſind geſamtſchuldneriſch verhaftet; für deren Ausgleichung unter⸗ 
einander gilt $ 840 Abſ 1 in Verbindung mit $ 426 (RG JW 05, 69110). Geſamtſchuldneriſche 
Haftung tritt ferner ein, wenn die Verleßung auf ein Tier und zugleich auf die u. H. eines 
Dritten zurückzuführen iſt (das Pferd ſcheut infolge des unerlaubt ſchnellen Vorüberfahrens 
eines Kraftwagens oder infolge eines Betriebsvorgangs der Eiſenbahn; vgl. RG 53,114; 58, 335361, 
56; Gruch 47,405; 48,928); bei der Ausgleichung untereinander kann ſich hier aber der Tierhalter 
auf die Beſtimmung des § 840 Abſ 3 berufen, wonach im inneren Verhältniſſe ein dritter Haft. 
pflichtiger gegenüber dem Tierhalter den ganzen Schaden trägt; dies gilt nach der Rechtſprechung 
des Reichsgerichts auch dann, wenn die Haftung des Dritten, wie die des Eiſenbahnunternehmen 
aus $ 1 Haftpfl® ebenfalls nicht auf einem Verſchulden, ſondern auf Gefährdung beruht, En 
die Vorſchrift des § 840 Abf 3 nur die Erſatzpflichtigen aus den 98 833—838 gegenüber 9 
begünſtigt (RG 53, 114; 58, 335; 61, 56; vgl. $ 840 A 7), und es gilt weiter ſelbſt dann, 15 85 
der Tierhalter ſelbſt der Beſchädigte ift (RG 71, 7; ZW 05, 73452; Warn 1910 Nr 120; 18. EN 
VI417/04; 19.10.05 168/05). Beim Zuſammenwirken eines Tieres und eines straf ) 
fahrzeugs zur Verurſachung eines Schadens der in $ 833 bezeichneten Art (vgl. $ 7 Kraft gay 
gilt für die Ausgleichung zwiſchen dem Tierhalter und dem Fahrzeughalter § 17 Abſ 2 Kraft zal, 
abgeſehen von dem Falle des $ 833 Satz 2, der die Tierhalterhaftung ausſchaltet (RG 82, 15 — 
96, 130; Warn 1922 Nr 69; LZ 1921, 14510; 1922, 6825). Trifft den Tierhalter ein Der die 
bei der Verurſachung der Verletzung, das den § 823 anwendbar macht, fo kann er ſich ft richt 
Ausgleichung gegenüber dem dritten Haftpflichtigen auf die Befreiung des § 840 bj MT 
berufen. Hat er für die rechtswidrige Verurſachungshandlung eines Angeftellten ($ 831) gr 
ftehen, jo kommt ihm, falls dieſen ein Verſchulden trifft, das auch ihn erſatzpflichtig mae 
inneren Verhältniſſe zwar nicht § 840 Abſ 3, aber § 840 Abſ 2 zugute. Einen Anſpruch 
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Unterlaſſung der u. H. nach 8833 kann es nicht geben, da die die Haftung begründende Gefährdung 
ſchon mit dem Halten des Tieres gegeben iſt, das für ſich eine u. H. nicht darſtellt. 


6. Daß ein mitwirkendes Verſchulden des Beſchädigten an der Verletzung und ihren Folgen 
($ 254) wie bei allen andern u. H. auch bei der Haftung des Tierhalters den Erſatzanſpruch aus⸗ 
ſchließen oder im Umfange mindern kann, iſt ſelbſtverſtändlich. Die Abwägung nach $ 254 hat 
auf der Seite des Tierhalters die Tiergefahr, auf der Seite des Verletzten das Maß ſeines Ver⸗ 
ſchuldens und deſſen Bedeutung für die Verurſachung des Schadens in Betracht zu ziehen (RG 
51, 275; JW 02 Beil 274; 03 Beil S. 4250, 66182, 143514, 04, 5720; 06, 8082; Warn 1911 Nr 327; 
1912 Nr 61). Über das mitwirkende ſchädliche Verhalten eines verletzten Kindes oder Unzurech⸗ 
nungsfähigen gilt das 5 827 A 3, § 828 A 1,2 Geſagte: mangels der Möglichkeit eines Verſchul⸗ 
dens entfällt ihre Verantwortlichkeit (vgl. NG 67,120). Ein eigenes mitwirkendes Verſchul⸗ 
den des Verletzten liegt vor, wenn er ſich leichtſinnig ſelbſt der Tiergefahr ausgeſetzt hat: ſo 
wenn er den Hof betritt, auf welchem ein biſſiger Hofhund gehalten wird, obwohl durch eine Tafel an 
der Hoftür vor dem Betreten des Hofes mit einem Hinweiſe auf den Hund gewarnt war (RG JW. 
06, 3497); ähnlich, wenn ein Hundebeſitzer ſeinen Hund vor den Angriffen eines andern Hundes 
ſchützen will, in ihren Kampf eingreift und dabei ſelbſt verletzt wird (RG Warn 1914 Nr 161); 
oder wenn er ohne Not dicht an Pferden vorbeigeht (RG JW 06, 7397; 09, 13618, Warn 08 
Nr 290; 1916 Ni 201); das trifft indeſſen nicht zu bei einem Stallknecht oder dem Huſſchmied, 
deſſen Arbeit es mit ſich bringt, daß er ſich den Tieren nähern muß (RG JW 06, 7406; 1911, 
21510); oder wenn der Verletzte ein krankes Tier ohne Veranlaſſung nur berührt hat (RG JW 
08,235). Ein mitwirkendes Verſchulden des Verletzten ift ferner gegeben, wenn der verletzte 
Radfahrer durch übermäßig ſchnelles Fahren in Ortſchaften die Hunde aufregt und das Anſpringen 
von Hunden an das Rad für ſich ſelbſt gefährlich macht (RG JW 08, 68012); wenn der Tierarzt 
oder der Hufſchmied bei der Behandlung oder beim Beſchlagen der Pferde die nötigen Vorſichts⸗ 
maßregeln verſäumen (RG JW 04, 572%; Warn 09 Nr 212). Ein eigenes Verſchulden des 
Verletzten liegt aber nicht darin, daß der Inſaſſe eines Wagens beim Durchgehen der Pferde, 
um ſich aus der größeren Gefahr zu retten, ſelbſt ungeſchickt abſpringt (RG JW 07, 3078). Noch 
weniger kann ein Vorwurf eigenen Verſchuldens gegen den Verletzten daraus hergeleitet werden, 
daß er in Erfüllung einer ſittlichen Pflicht, um eine größere Gefahr von der Allgemeinheit abzu⸗ 
wenden, den durchgehenden Tieren ſich entgegenſtellt, um ſie zum Stehen zu bringen; überhaupt 
bedeutet eine ungeeignete Maßregel noch kein Verſchulden, ſofern der Verletzte 
bei dem Verſuche nur nicht jede Vorſicht und Beſonnenheit außer acht ließ; 
das muß beſonders bei Rettungshandlungen gelten, die ein ſchnelles Eingreifen erfordern 
(RG 50, 219; JW 04, 356%; Gruch 49, 931; Warn 09 Nr 99; vgl. 5 823 A 3). Bedeutung 
des Umſtandes, daß der verletzte Kraftfahrer nicht im Beſitz eines Führerſcheins war, 
für die Frage des mitwirkenden Verſchuldens |. RG Warn 1932 Nr 149. Daß der Ver⸗ 
letzte durch das eigene Tier verletzt wird dergeſtalt, daß er, wenn der Verletzte ein Dritter 
wäre, dieſem ſelbſt als Tierhalter haften würde, begründet für den ſchuldhaft handelnden 
Verurſacher des Unfalls einen Einwand des mitwirkenden Verſchuldens des Verletzten nicht; eine 
entſprechende Anwendung des § 254 iſt hier durch die Vorſchrift des § 840 Abſ 3 (ſ. die vorige 
Anmerkung) ausgeſchloſſen (RG 71, 7; Warn 1910 Nr 120; 18. 5. 05 VI 417/04). Dagegen ift 
eine ſolche rechtsähnliche Anwendung des $ 254 zuläſſig und dem Sinne des Geſetzes entſpre⸗ 
chend, wenn auch der in Anſpruch genommene Erſatzpflichtige nur als Tierhalter haftet, alſo nicht er, 
ſondern fein Tier den Schaden mitverurſacht hat (RG 67, 120 in dieſer Beſchränkung richtig; vgl. 
3840 A 7 u. 8). Über eine Umkehrung der Beweislaſt beim Einwande des eigenen Verſchuldens 
bei Dienſtperſonen vgl. A 7b. 

7. Einwirkung eines Vertragsverhältniſſes auf die Haftung des Tierhalters. 

a) Wie regelmäßig ſchon die Fahrläſſigkeitshaftung aus u. H., kann um fo mehr die ohne Ver⸗ 
ſchulden des Haftpflichtigen eintretende Gefährdungshaftung des $ 833 durch Vertrag ausge⸗ 
ſchloſſen werden (vgl. Vorbem 4b vor $ 823). Ein ſolcher Vertrag beſeitigt dann nicht nur die An⸗ 
ſprüche des Verletzten, ſondern auch die der Unterhaltungsberechtigten nach $ 844 (RG 65, 313). 
Eine ausdrückliche Vertragsvereinbarung auf Ausſchluß der Tierhalterhaftung wird im fäg- 
lichen Leben ſelten vorkommen; der Ausſchluß kann ſich aber aus dem ſonſtigen Inhalt des Ver. 
tragsverhältniſſes als dem Willen der Vertragsparteien entſprechend ergeben. Das iſt der Fall, 
wenn dem Verletzten durch Dienſt⸗ oder Werlvertrag eine in ſeinen Berufskreis gehörige Arbeits⸗ 
leiſtung bezüglich des Tieres übertragen worden ift, die als ſolche mit einer beſonderen Tiergefahr 
verbunden iſt; hier muß dieſe Gefahr mit der Übernahme der Leiſtung als fibernommen gelten. 
Der hauptſächlichſte Anwendungsfall iſt der Vertrag auf Zureiten eines Rennpferdes durch den 
Bereiter (Trainer), eines Reitpferdes durch einen Stallmeiſter, der eine ſelbſtändige Gewalt 
dieſer Perſonen über das Tier bedingt (MG 58, 410; JW 05, 14322; Warn 1910 Nr 153). 
Beim Tierarzt, der eine ärztliche Verrichtung an dem Tiere vornimmt, beim Hufſchmiede, der 
das Pferd beſchlägt, iſt eine ſolche Gefahrübernahme nicht anzunehmen; ihre Vertragsleiſtungen 
weiſen auf einen derartigen Vertragswillen nicht hin; ihnen wird eine Verfügung über das Tier 
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nicht übertragen (RG 61, 54 läßt für den Hufſchmied die Frage offen, während JW 06, 55322 
die Übernahme der Gefahr verneint und den Unterſchied vom Bereiter und Stallmeiſter betont; 
ebenſo IW 1911,89 und Warn 1912 Nr 61; unter beſonderen Umſtänden iſt Ausſchlußvertrag 
beim Hufſchmied angenommen, Warn 1912 Nr 430; JW 04, 5710; 1912, 79714). Nocht weniger 
kann an eine vertragsmäßige Übernahme der Tiergefahr bei den unſelbſtändigen Dienſtverrichtun⸗ 
gen der von den Weiſungen des Dienſtherrn abhängigen Bedienſteten: Kutſcher, Reitknecht, 
Stallknecht, gedacht werden (RG 50, 244; KW 05 S. 2026, 3921, 39311, 5287; 07, 71017; 1911, 
21513; Warn 08 Nr 318 u. 477; 1910 Nr 153). Frage des einzelnen Falles iſt die Übernahme 
der Tiergefahr bei den Leiſtungen des Beförderungsunternehmers (RG Warn 08 Nr 495; 
30. 10. 07 IV 111/07) oder beim Abſchneiden (Kupieren) von Pferdeſchweifen (RG Warn 09 
Nr 212). Beweispflicht ſ. unter b. 


b) Das Vertragsverhältnis zu allen dieſen Perſonen, die die Tiergefahr nicht 
übernommen haben, ſowie zu dem beſtellten Tierhüter nach § 834, iſt indeſſen, wenn dieſe Per⸗ 
ſonen ſelbſt bei Erfüllung ihrer Vertragsverpflichtungen von dem Tiere verletzt worden ſind, 
immerhin nicht ohne Wirkung. Denn in dieſem Falle erſcheint zunächſt die von dem Hufſchmied, 
Kutſcher, Beförderungsunternehmer, Stallknecht bei der Vertragsleiſtung zu beobachtende Sorg⸗ 
faltspflicht verletzt, und es trifft daher ſie die Beweislaſt, daß ſie ihrer Sorgfaltspflicht genügt 
haben, daß der Schaden durch das Tier ohne ihr Verſchulden angerichtet wurde, oder daß er auch 
bei Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden fein würde (RG 50, 244; IW 05 S. 202, 39210, 
39311, 5287; 07, 7107; Warn 08 Nr 318, 477; 09 Nr 212; 1910 Nr 153; 1912 Nr 61 u. 430; 
9. 2. 05 VI 167/04). Dieſer Beweis kann auch allgemein dahin geführt werden, daß der Ver⸗ 
letzte bei derſelben Verrichtung bisher ſtets ſorgfältig und vorſichtig zu Werke gegangen ſei (RG 
JW 05, 39210), und er iſt als geführt zu erachten, wenn der Dienſtverpflichtete die ihm von dem 
Dienſtherrn gemachten Vorwürfe ſachwidrigen Verhaltens widerlegt (RG 13. 7. 08 IV 83/08). 
Iſt von dem Geſchäfts⸗ oder Dienſtherrn gar nicht geltend gemacht, daß den Verletzten ein eigenes 
mitwirkendes Verſchulden an dem Schaden treffe, jo bedarf es auch nicht des Sorgfaltsbeweiſes 
des Verletzten. Die Beweispflicht für ein Vertragsverhältnis, das in den Fällen zu a eine 
Ausſchließung, in den Fällen zu b eine Beſchränkung der Haftung des Tierhalters zur Folge hat, 
trifft den Tierhalter (RG 5. 3. 08 1V 341/07). 


e) Beſondere Veranlaſſung zur Annahme eines ſtillſchweigenden Ausſchluſſes der Tierhalter⸗ 
haftung bieten die Fälle, in denen der Tierhalter oder ſein Angeſtellter in ihr Fuhrwerk aus Ge⸗ 
fälligkeit einen Fahrgaſt aufgenommen haben. Während RG 54, 73 in einem ſolchen Falle 
die volle Strenge der Haftung aus $ 833 zur Anwendung brachte, ſuchte und fand die ſpätere 
Rechtſprechung einen Weg, die Härten jener Entſcheidung zu beſeitigen. Grundſätzlich ließ ſich zwar 
an der Haftung des § 833 nichts ändern. Aber man enknahm für den einzelnen Fall aus dem 
Verhalten der Beteiligten und den begleitenden Umſtänden einen Vertragauf Aus 
ſchließung der Haftung des Tierhalters, ohne daß die Beteiligten eine ſolche Willenseinigung 
erklärt zu haben brauchten, ja ohne daß ſie auch nur an Gefahr und Unfall gedacht hatten (RG 65, 313; 
67,431; ZW 08, 1088; Warn 08 Nr 157; 09 Nr 100). Der Vertragsſchluß iſt zwar nicht ohne weiteres 
aus der Gefälligkeit des Mitfahrenlaſſens zu entnehmen, die ſelbſt einen Vertrag an ſich nicht 
darſtellt (RG 65, 18; JW 08, 108%; 1911, 2886; Warn 08 Nr 157; 09 Nr 357); er bedarf beſonderer 
Feſtſtellung; aber dieſe darf ſchon auf die Bitte um Mitnahme und die Einwilligung dazu geſtüßt 
werden (RG aaO., ferner Warn 08 Nr 353; 09 Nr 100). Bei der Annahme einer ſolchen Willen?” 
einigung muß aber die Kenntnis der Sachlage durch den Verzichtenden vorausgeſetzt werden; ein 
Ausſchluß der Haftung iſt auch bei einer Gefälligkeitsfahrt nicht anzunehmen, wenn der Tierhalter 
ein ungewöhnlich ſcheues Pferd eingeſpannt hatte (RG 10. 10. 10 IV 138/10). Die Entgeltlich⸗ 
keit der Beförderung ſchließt einen ſolchen Vertrag zwar nicht aus, ift aber ein tatſächlicher Umſtand, 
der gegen die Annahme eines Vertrags ſpricht, ſo daß er in dieſem Falle beſonderer Begründung 
bedarf (RG JW 08, 108°; 09, 31311; Warn 08 Nr 157 u. 477; 09 Nr 22). Als ein anderer Ei 
den Enthaftungsvertrag ſprechender Umſtand ift die Tatſache angeſehen worden, daß der 1 
halter, wie dem Fahrgaſte bekannt war, gegen die Tiergefahr verſichert iſt (NG Warn 09 . 
u. 100); und endlich wurde die Annahme eines ſolchen Vertrags mit Recht abgelehnt, wenn da 
Mitfahren des Verletzten nicht auf einer Gefälligkeit des Tierhalters, ſondern auf einer Gefälle 
keit des Verletzten gegenüber dem Tierhalter beruhte (MG Warn 1910 Nr 153; vgl. Die * 90 
JW 1911 S. 3195 u. 7141). Die Entſcheidung RG Warn 09 Nr 357 (vgl. auch ZW 1914 A 
weiſt auf die Bedenken gegen die Annahme eines ſolchen nicht nur unausgeſprochenen, er 
auch unausgedachten und ungewollten Vertrags hin, für deſſen Feſtſtellung es vielfach an 5 bas 
wirklichen tatſächlichen Unterlage fehlt, und ſetzt an die Stelle des ſtillſchweigenden Vertrags 08 
Handeln auf eigene Gefahr: Wer bewußterweiſe außerhalb eines Lertragsverhelkurſſe 
und ohne eine fonftige rechtliche oder ſittliche Verpflichtung (vgl. oben A 6) einer beſtimm . 
Gefahr ſich ausſetzt, nimmt dieſe Gefahr auf ſich. Die Verwendung no zwar im BG ns 
ausgedrückten, aber einer im Leben herrſchenden Anſchauung entſprechenden Rechtsgedan nden 
ſei, ſpricht das Urteil aus, wohl geeignet, einer gerechten, im Sinne des Geſetzes ſelbſt liege 
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Ausgleichung gegenüber einer Gefährdungshaftung, wie fie $ 833 dem Tierhalter auferlegt hat, 
zu dienen. Dem iſt zuzuſtimmen (jo auch v. Gierke, Deutſches Schuldrecht S. 946 u. A. 55) 
Vgl. auch Vorbem 4b vor 5 823 und für die Haftung im Kraftfahrzeugverkehr R 130, 162. 

8. Haustiere ſind die zahmen Tiere, die von den Menſchen zu ihrem Nutzen in ihrer Haus⸗ 
wirtſchaft gehalten zu werden pflegen, als: Pferd, Maultier, Eſel, Rind, Schaf, Ziege, Schwein, 
Hund, Katze, Geflügel. Den Gegenſatz zu den Haustieren bilden die wilden und die gezähmten 
wilden Tiere (gezähmtes Reh, Affe u. a.), die dadurch, daß fie in einer Hauswirtſchaft gehalten 
werden, nicht Haustiereigenſchaft erlangen. Tiere, die zwar ihrer Gattung nach Haustiere ſein 
können, aber nicht als ſolche verwendet werden (Verſuchstiere des Profeſſors, Tiere zur Heil- 
ſerumerzeugung in den Serumanſtalten), kommen im Sinne des Geſetzes als Haustiere nicht 
in Betracht (RG 79, 246; 158, 388). Wohl aber gehören hierher ſolche Tiere dieſer Art, die der 
erwerbstätige Tierhalter in ſeinem Geſchäft zum Weiterverkaufen erwirbt und für einige Zeit 
in Obhut nimmt (RG Warn 1937 Nr 34: Eber). Die Biene iſt kein Haustier; ſie iſt dem Haus⸗ 
halte zu fern und unterliegt nicht ſo dem Einfluſſe des Halters, wie dies bei Haustieren voraus⸗ 
geſetzt wird (RG 141, 406; ſtreitig a. M. Oertmann A gba zu $ 833). 

9. Der Schutz des Satz 2 erſtreckt ſich nur auf ſolche Haustiere, die dem Berufe, der Erwerbs⸗ 
tätigkeit oder dem Unterhalte des Tierhalters zu dienen beſtimmt ſind. Ausgeſchloſſen find 
damit diejenigen Haustiere, die zu anderen Zwecken, für den Sport oder zur Annehmlichkeit 
(Luxusreitpferd, Schoßhund) gehalten werden (RG 79, 246; JW 1911, 4522). Das vom Land⸗ 
wirt zu Zuchtzwecken gehaltene Vollblutpferd iſt ſeinem Erwerbe zu dienen beſtimmt; es wird 
Luxustier, wenn es in den Rennſtall eines Sportsmannes oder in den Stall eines Rentners über⸗ 
geht, der es zu Spazierfahrten benutzt (R& 79, 246). Die Tiere ſollen jenen Zwecken zu dienen 
beſtimmt ſein; ſie müſſen daher dieſe Beſtimmung zur Zeit der Zufügung einer Verletzung 
haben; daß fie ausſchließlich den hervorgehobenen Zwecken dienen, wird nicht gefordert (RG 
JW 1911, 4535), auch nicht, daß fie bei der Schadensverurſachung ihnen gerade gedient haben; 
maßgebend iſt ihre allgemeine Zweckbeſtimmung (NG JW 1917, 286%). Dabei iſt die dem 
Tier durch den Tierhalter gegebene Zweckbeſtimmung maßgebend; dieſer iſt die Wirkſamkeit nur 
dann zu verſagen, wenn ſie mit vernünftigen Erwägungen eines verſtändigen Tierhalters nicht zu 
vereinigen iſt (RG HRR 1931 Nr 111), Daß die Beſtimmung äußerlich erkennbar ſei (Begr.), 
wird nicht zu verlangen ſein. Gelegentliche Benutzung eines Tieres zu Erwerbszwecken, das im 
allgemeinen dem Vergnügen des Beſitzers zu dienen beſtimmt iſt, genügt dem Erfordernis des 
Satz 2 nicht (RG ZW 1911, 4532). Beruf iſt die an eine öffentliche oder private Anſtellung oder 
an eine Prüfung gebundene, nicht unmittelbar dem Erwerbe dienende Lebensſtellung; Beamte, 
Militärperſonen, Geiſtliche, Arzte, Rechtsanwälte, aber auch Gutsverwalter, Förſter, Ingenieure 
im Privatdienſt haben einen Beruf. Dem Berufe ſind demnach zu dienen beſtimmt die Dienſt⸗ 
pferde der Offiziere, der Gendarmen, die Kutſchpferde des Landarztes, je nach Umſtänden auch 
des Landrats, die Jagdhunde des Förſters. Für die Annahme einer Berufsbeſtimmung der 
Haustiere wird der Umſtand maßgebend ſein, ob die Ausübung der Berufstätigkeit die regelmäßige 
Benutzung von Tieren erforderlich macht, oder dieſe, wie es bei Militärperſonen und Beamten 
der Fall iſt oder ſein kann, ſogar vorgeſchrieben wird. Zum Berufe gehört auch die ſog. Reprä⸗ 
ſentation hoher Würdenträger, wo fie nicht geſellſchaftliche Übung, ſondern im öffentlichen In⸗ 
tereſſe gelegene Pflicht der Dienſtſtellung iſt (diplomatiſche Vertreter des Staates). Dem Berufe 
ſind ferner die Tiere beſtimmt, die für Berufszwecke vom Staate, von den Gemeinden oder von 
ſonſtigen Körperſchaften, in deren Dienſt die Berufsperſonen ſtehen, gehalten werden: die Dienſt⸗ 
pferde der Wehrmacht (RG 76, 225; JW 1938, 808%), die Feuerwehrpferde, die Polizeihunde. 
Der Erwerbstätigkeit dienen die in gewerblichen oder landwirtſchaftlichen Betrieben als Zug-, 
Laſt⸗, Schlacht⸗ (RG 79, 246), aber auch als Zuchtvieh zur Verwendung kommenden Hauskiere; 
ſowohl das vom Landwirt oder Viehhändler zu Verkaufszwecken, wie das vom Metzger zum 
Schlachten erworbene und gehaltene Vieh ſind der Erwerbstätigkeit dieſer Perſonen beſtimmte 
Haustiere (RG 79, 246; Warn 1912 Nr 389; 1937 Nr 34). Hierher gehören auch die in Geſtüten 
oder Hundezuchtanſtalten gehaltenen Tiere, wenn aus der Aufzucht ein Gewerbe gemacht wird 
(RG 79, 246). Die zur Bewachung und Sicherheit gehaltenen Hunde können der 
Erwerbstätigkeit zu dienen beſtimmt fein (der Schäferhund, der Hofhund des Landwirts [RG J 
1917, 2865; RG SeuffA 87 Nr 131) ], der Wachhund auf einem Holz⸗ oder ſonſtigen Lagerplatze 
oder in einem einſam gelegenen Betriebe); fie können auch Berufszwecken dienen (3. B. bei Kaſſen⸗ 
beamten auf dem Lande); werden ſie nur zur Bewachung privater Wohnhäuſer gehalten, ſo fallen 
fie unter die Beſtimmung des Satz 1 (HRR 1930 Nr 110). Dem Unterhalt endlich find zu dienen 
beſtimmt die Milchkuh oder Milchziege, ſowie das im Haushalt zu verwendende Schlachtſchwein. 
Dem Ausnahmecharakter des Satz 2 entspricht es, daß, wer ſich darauf beruft, den Tatbeſtand des 
Saß 2 nachzuweiſen hat (NG IB 17 28663 Warn 1910 Nr 445). 

10. Der Tierhalter kann ſich in den Fällen des Satz 2 von der Haftung durch den Nachweis 
befreien, daß er bei der Beauſſichtigung des Tieres die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beob⸗ 
achtet habe oder daß der Schaden auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde. 

uch hier ift, wie in den $$ 831, 832, 834, mithin die doppelte Vermutung aufgeſtellt, daß der 
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Tierhalter die Aufſicht über das Tier vernachläſſigt habe, und daß auf dieſe Vernachläſſigung 
der entſtandene Schaden urſächlich zurückzuführen ſei. Vgl. darüber 88 831 A 1 u. 7, 832 A 1 
u. 8. Die Haftung aus 9 833 Satz 2 ift, wie diejenige des $ 831, Verſchuldenshaftung; fie greift 
alſo nicht Platz bei ſchuldunfähigen Perſonen (88 827, 828 Abſ 1), deren Verſchulden auch nicht 
durch ein ſolches ihrer geſetzlichen Vertreter erſetzt werden kann, die nicht die Tierhalter ſind; 
dagegen ſteht der Anwendung des § 829 auch für § 833 Satz 2 nichts im Wege (RG JW 1917, 
386, Warn 1916 Nr 278; ſ. A 1 zu 9 829). Der Beweis für eine gehörige Beaufſichtigung 
des Tieres umfaßt die Sorge für die Verwahrung, den Unterhalt und die Leitung des Tieres. 
Er hat ſich, wie grundſätzlich auch in den Fällen der $$ 831 u. 832, auf den Zeitpunkt zu beziehen, 
in dem die Schadenszufügung durch das Tier erfolgte; er erſtreckt ſich aber auch auf die 
allgemeine Fürſorge vor dieſem Zeitpunkte, wenn deren Vernachläſſigung für den Unfall und 
Schaden urſächlich fein kann (Unterlaſſung der Abſperrung von Hunden bei Tollwut). Der Sorg⸗ 
faltsbeweis des $ 833 Satz 2 berührt ſich hiernach mit demjenigen des $ 831, fällt aber, auch wo ſich 
der Tierhalter der Hilfe von zur Überwachung der Tiere beſtellten Perſonen (Tierhüter) be- 
dient, nicht ſchlechthin mit ihm zuſammen. Über die Anſtellung des tauglichen Tierhüters hinaus 
hat er nicht nur, was bei $ 831 ebenfalls verlangt wird, bei der Beaufſichtigung dieſer Perſon 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt aufzuwenden (vgl. $ 831 A 5b); $ 833 Satz 2 verlangt von 
ihm alles, was zur Sorgfalt bei der Beauffichtigung des Tieres gehört (vgl. RG 76, 225; JW 
1914, 365, 1931, 344513; Warn 1915 Nr 21; 1917 Nr 141; 1927 Nr 160; 1932 Nr 149; R 31. 1.31 
IX 486/30). Will der Tierhalter geltend machen, daß er bei der Beaufſichtigung des Tieres die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet habe, jo muß er alle hierfür in Betracht kommenden 
Umſtände dartun. Wenn einzelne Umſtände unaufgeklärt bleiben, gereicht dies zum Nachteil 
des Tierhalters (RG JW 1928, 2318“; Warn 1911 Nr 403; 1914 Nr 19, 250; 1929 Nr 145; 1930 
Nr 12; RG LZ 1918, 12141; RG 27. 9. 24 IV 11/24). Von dem Sorgfaltsbeweis des § 834 
unterſcheidet ſich der des § 833 Satz 2 wiederum dadurch, daß er ſich nicht auf die unmittelbare 
Beaufſichtigung des Tieres beſchränkt, ſondern auch die des Tierhüters oder ſonſtigen Angeſtellten 
umfaßt (vgl. Rich JW 1911, 2182). Für den Umfang des Sorgfaltsbeweiſes kommt es 
weſentlich auf das Tier und feine Eigenſchaften, die Art feiner Verwendung und die beſonderen Um 
ſtände der Beaufſichtigung an; fo verlangt z. B. die längere Beförderung eines Tieres mit der Eifen- 
bahn beſondere Auſſichtsmaßregeln (NG Warn 1912 Nr 389). Bei ruhigen Tieren und unter ge 
wöhnlichen Umſtänden ift der in $ 833 Satz 2 erforderten Sorgfalt durch die Beſtellung eines zuver 
läſſigen Tierhüters zur Zeit der Schadenszufügung, die alſo die regelmäßige Veaufſichtigung 
des Tierhüters von feiner Anſtellung an in ſich ſchließt, genügt (RG 76, 225; Warn 1911 Nr 327). 
Er handelt in ſolchem Falle auch dann nicht ſchuldhaft, wenn er ein Pferd durch belebte Straßen 
einer Großſtadt zum Schmied und zurück führen läßt; eine erhöhte Sorgfaltspflicht, wie ſie der 
Halter und der Führer eines Kraftfahrzeugs haben, gilt für den Tierhalter nicht R JW 1931, 
15502). Beaufſichtigung eines Pferdes, das angeſchirrt allein den Stall verläßt, mitwirkendes 
Verſchulden des unmittelbar vor der Stalltüre arbeitenden Verletzten |. RG Warn 1933 Nr 119. 
Hat das Tier aber gefährliche Eigenſchaften oder kommt es vorausſichtlich in Lagen, in 
denen es ungebärdig wird, ſo muß der Tierhalter den Tierhüter darauf aufmerkſam machen 
und ihm die erforderlichen Unterweiſungen zur Verhütung von Unfällen geben oder die ſonſtigen 
zur Abwendung der Gefahr gebotenen Maßregeln ergreifen (RG 76, 225; JW' 1911 S. 218% 
58625, 65324; 1914, 366; 1928, 23184; Warn 1911 Nr 327; 1912 Nr 77 u. 389; 1914 Nr 19 u. 
296; 1927 Nr 160; 1928 Nr 101; 1929 Nr 145; 1930 Nr 12; HRR 1931 Nr 935). Maßnahmen 
zur Verhütung des Durchgehens von Pferden bei längerem Halten des Wagens |. RG HRR 193° 
Nr 1223. Haftung des Hundebeſitzers, der nichts tut, um das Publikum gegen die Gefahren zu 
ſchützen, die mit der ihm bekannten Biſſigkeit des Hundes verbunden find (RG HRR 1934 Nr 254). 
Nimmt der Beſitzer eines Wachhundes dieſen mit auf die Straße, fo find im Intereſſe der Sicherhet! 
des öffentlichen Verkehrs an den ihm obliegenden Entlaſtungsbeweis in bezug auf ſeine Beau ſich⸗ 
tigungspflicht ſtrenge Anforderungen zu ſtellen (NG JW 1929, 32882). Beauflihtigung von Wach 
hunden ſ. auch RG RR 1931 Nr 111. Beaufſichtigung und Verwahrung eines Hundes, der eine 
Neigung zum Umherſchweifen hat und dadurch verkehrsgefährdend wirken kann, |. RG Bun 
1929 Nr 99, Auch einen friedfertigen Hund darf der Halter auf einer dem Kraftfahrzeugverte 
dienenden Landſtraße nicht unbeaufſichtigt herumlaufen laſſen (RG JW 1933, 8327). Für die =. 
hältniſſe eines großen Betriebs, oder wenn ſich wegen perſönlicher Behinderungen der Zierhaltt 
um die Leitung feiner Wirtſchaft nicht felbft kümmern kann, wird ſich, wie im Falle des 83 2 
der Beweis des g 833 Satz 2 regelmäßig darin erſchöpfen, daß er nach beſtem Können für die Ve 
auffichtigung der Tiere durch tüchtige Angeſtellte und für die etwa erforderliche Beaufſichtg 
der niederen Angeſtellten durch höhere, die an ſeiner Stelle den Betrieb leiten, geſorgt hat; gar 
untätig bleiben und alles feinen Leuten überlaſſen, darf der Tierhalter aber auch hier nicht n 
$831 U 5e und Rch Warn 1916 Nr 201; 1929 Nr 145). — Über den Beweis, daß der Scha 
auch bei Anwendung der erforderlichen Sorgfalt entſtanden ſein würde, J. 
Warn 1912 Nr 77 und im allgemeinen § 831 A 7. 


Unerlaubte Handlungen 88 833, 834 793 


8 834 

1) Wer für denjenigen, welcher ein Tier hält, die Führung der Aufſicht über 
das Tier?) durch Vertrag übernimmt), iſt für den Schaden verantwortlich, 
den das Tier einem Dritten in der im § 833 bezeichneten Weiſe zufügt⸗). Die 
Verantwortlichkeit tritt nicht ein, wenn er bei der Führung der Aufſicht die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet oder wenn der Schaden auch bei 
Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden fein würde“). 

E J 734 Abſ 2 II 767; M 2 812, 813; P 2 646—648. 


1. Der Tatbeſtand des $ 834 iſt ähnlich dem des § 831 Abſ 2 und des § 832 Abſ 2. Der recht⸗ 
liche Geſichtspunkt, aus welchem die Haftung des Aufſichtsführers über das Tier (des Tierhüters) 
angeordnet wird, iſt wie in jenen Beſtimmungen ein vermutetes Verſchulden, das er durch 
den nach Satz 2 ihm geſtatteten Entlaſtungsbeweis in derſelben Weiſe, wie der Ne 
nach § 831 Abſ 1 Satz 2, der zur Aufſicht über einen Menſchen Verpflichtete nach & 832 Abf 1 
Satz 2 zu widerlegen hat. 

2. Unter der Führung der Aufſicht über das Tier iſt die Obſorge zu verſtehen, daß das Tier 
keinen Schaden anrichtet. Die nach § 834 rechtserhebliche Aufſicht muß ſich auf die Verhütung 
der Gefahren beziehen, wegen deren eine Haftung für Handlungen des Tieres überhaupt beſtimmt 
iſt. Die Aufſichtsführung erfordert eine gewiſſe Selbſtändigkeit in der Ergreifung von Maß⸗ 
nahmen, die gegen die von dem Tiere drohenden Gefahren ſchützen. Wer nur auf Anwei⸗ 
ſung der Dienſtherrſchaft handelt, hat keine Aufſicht. Auch ein Pferdeknecht oder Kutſcher 
iſt nicht ſchlechthin als zur Auflicht über das Pferd beſtellt anzuſehen. Dieſe Perſonen 
haben Hantierungen mit dem Pferde vorzunehmen, es zu reinigen, mit Futter zu verſehen, 
ein- und auszuſpannen, während des Ausreitens oder Fahrens zu lenken; eine ſelbſtändige all⸗ 
gemeine Gewalt und Aufſicht über das Tier iſt ihnen in der Regel nicht übertragen (RG 50, 244; 
IW 05, 39210). Dagegen hat eine Aufſicht der Verwahrer, der Entleiher, der Mieter des Tieres, 
der Begleiter eines Viehtransports (RG JW 05, 2025). 


3. Haftbar für einen durch das Tier angerichteten Schaden iſt nach § 834, wer die Führung 
der Aufſicht über das Tier durch Vertrag übernommen hat. Auf geſetzliche Aufſichtspflichten, 
wo ſolche beſtehen, bezieht ſich $ 834 nicht, auch nicht auf eine bloß tatſächliche freiwillige Über⸗ 
nahme. Aber die Aufſichtsführung braucht in dem Vertrage nicht ausdrücklich bedungen zu ſein; 
ſie kann ſich und wird ſich regelmäßig aus dem ſonſtigen Inhalte des Vertrags von ſelbſt ergeben. 
Wem ein Tier zur Verwahrung, zur Wartung, zur Jagdabrichtung, zum Zureiten vertragsmäßig 
überlaffen und in feine Gewalt überliefert wird, wer die Begleitung eines Viehtransports ver · 
tragsmäßig übernimmt, hat damit auch die Aufficht über das Tier oder über die Tiere über- 
kommen und übernommen (R 58, 410; JW 05, 202%). Durch den Vertrag muß der Tierhüter die 
Aufſichtsführung für den Tierhalter, alſo an deſſen Stelle übernommen haben; daß der Vertrag 
auch mit dieſem geſchloſſen ſei, iſt nicht erforderlich. 

4. Die Aufſichtsführung macht den Tierhüter für den Schaden verantwortlich, den das 
Tier in der in § 833 bezeichneten Weiſe einem Dritten zufügt, d. i. durch Tötung oder körperliche 
Verletzung eines Menſchen oder Beſchädigung einer Sache (f. darüber § 833). Neben dem Auf: 
ſichtsführer haftet dem Dritten der Tierhalter als Geſamtſchuldner (RG 60, 313). Auf den 
Schaden, den das Tier dem Aufſichtsführer ſelbſt zufügt, findet $ 834 keine Anwendung; dieſem 
haftet der Tierhalter an und für ſich nach $ 833 (RG Warn 1937 Nr 34). Das Vertragsverhältnis zu 
letzterem legt aber regelmäßig dem Aufſichtsführer die Beweispflicht auf, daß er ſeine Vertrags⸗ 
pflicht erfüllt und das Tier ohne ſein Verſchulden ſeiner Aufſicht ſich entzogen habe, oder daß der 
Mangel an Aufficht für den Eintritt des Schadens nicht urſächlich geworden jet; vgl. A 7b zu $ 833. 
Fällt ihm ſelbſt ein Verſchulden zur Laſt, jo kann ihm ein Schadenserſatz nur unter Berückſichtigung 
des $ 254 zugeſprochen werden (MG 58,410; JW 05 S. 202,,393 518). Unter Umſtänden, ſo bei 
der mit beſonderen Gefahren vom Tiere her verbundenen Übernahme eines Pferdes zum Zureiten, 
wird nach der Verkehrsſitte als Abſicht der Vertragsparteien anzunehmen ſein, daß der Bereiter 
diefe Gefahr zu tragen und jede Haftung des Tierhalters als der Vertragsgegenpartei für den ihm, 
dem Bereiter, entſtandenen Schaden wegzufallen hat (RG 58, 410). b 

5. Der Aufſichtspflichtige haftet mithin nicht unbedingt, wie der Tierhalter im Falle des 
$ 833 Satz 1; ihm ſteht, wie dem Geſchäftsherrn nach $ 831, dem Aufſichtspflichtigen nach $ 832, 
dem Tierhalter fiber ein Haustier nach § 833 Satz 2, der Entlaſtungsbeweis zu, entweder daß 
er ſeiner Aufſichtspflicht genügt habe oder daß der Schaden auch bei gehöriger Sorgfalt ent⸗ 
ſtanden ſein würde. Ihm ſteht die Vermutung entgegen, daß er ſeine Aufſichtspflicht verletzt 
habe und dieſe Pflichtverletzung für den Schaden urſächlich geworden ſei. Es liegt ihm ob, dieſe 
Vermutung durch den von ihm zu führenden Gegenbeweis zu widerlegen. Den Verletzten trifft 
die Beweislaſt, daß der Schaden durch ein Tier entſtanden iſt und daß der Beklagte über das Tier 
die Aufficht für den Tierhalter vertragsmäßig übernommen habe. 
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$ 835 


1) Wird durch Schwarz-, Rot-, Elch-, Dam- oder Rehwild oder durch Fasanenꝰ) 
ein Grundstück beschädigt?), an welchem dem Eigentümer das Jagdrecht nicht 
zusteht‘); so ist der Jagdberechtigte?) verpflichtet, dem Verletzten‘) den Schaden 
zu ersetzen“). Die Ersatzpflicht erstreckt sich auf den Schaden, den die Tiere 
an den getrennten, aber noch nicht eingeernteten Erzeugnissen des Grundstücks 
anrichten?). 

Ist dem Eigentümer die Ausübung des ihm zustehenden Jagdrechts durch das 
Gesetz entzogen, so hat derjenige den Schaden zu ersetzen, welcher zur Ausübung 
des Jagdrechts nach dem Gesetze berechtigt ist. Hat der Eigentümer eines Grund- 
stücks, auf dem das Jagdrecht wegen der Lage des Grundstücks nur gemein- 
schaftlich mit dem Jagdrecht auf einem anderen Grundstück ausgeübt werden 
darf, das Jagdrecht dem Eigentümer dieses Grundstücks verpachtet, so ist der 
letztere für den Schaden verantwortlich®). 


Sind die Eigentümer der Grundstücke eines Bezirkes zum Zwecke der gemein- 
schaftlichen Ausübung des Jagdrechts durch das Gesetz zu einem Verbande ver- 
einigt, der nicht als solcher haftet, so sind sie nach dem Verhältnisse der Größe 
ihrer Grundstücke ersatzpflichtig?). 

E II 758; P 2 648, 649, 806-842. — Aufgehoben durch Reichsjagdgeſetz v. 3. 7 34 (REBLI, 549) $ 71. 


1. Das Jagdrecht, d. i. das Recht, mit Ausſchluß anderer jagdbaren Tieren nachzuſtellen, 
ſie zu fangen oder zu erlegen und ſich anzueignen, war früher reichsgeſetzlich nicht geregelt, ſondern 
unbeſchadet der Vorſchriften der $$ 958, 960 über den Eigentumserwerb der Regelung durch die 
Landesgeſetzgebung vorbehalten (EG Art 69). Auch das Wildſchadensrecht, die Ordnung der 
Schadenserſatzpflicht des Jagdberechtigten für von dem Wild angerichteten Schaden, war der 
beſonderen Ausgeſtaltung durch Landesgeſetze überlaſſen (EG Art 70— 72). Das BGB beſchränkte 
ſich darauf, in § 835 einheitlich eine Erſatzpflicht für Wildſchaden, der durch beſtimmte Gattungen 
von Jagdwild an Grundſtücken und deren noch nicht weggeſchafften Erzeugniſſen angerichtet wird, 
feſtzuſezen. Die Haftung für Wildſchaden war danach eine reine Gefährdungshaftung; fie beruhte 
nicht auf der Vermutung eines Verſchuldens. $ 835 enthielt aber nachgiebiges Recht; durch 
Vertrag zwiſchen Grundeigentümer und Jagdberechtigten konnte der Wildſchadenserſatz anders 
geordnet oder auch ganz ausgeſchloſſen werden. — Jetzt hat das Jagdrecht ſeine einheitliche 
reichsrechtliche Regelung gefunden in dem Reichsfagdgeſetz v. 3. 7. 34 (RG Bl J, 549); dazu 
Geſ b. 23. 4. 38 (RG BBl 1, 410), Ausf VO v. 27. 3. 35 (RG Bl , 431), v. 5. 2. 37 (RG Bl 1, 179, 268), 
v. 25. 4. 38 (RG Bl I, 419), v. 29. 3. 39 (RG Bl J, 643), Einführung in Oſterreich ſ. VO v. 13. 4. 38 
(RGBl I, 388) und zwei VO v. 30. 4. 38 (RG Bl I, 429, 430), |. auch VO v. 16. 5. 39 (RG Bl , 
917), in den ſudetendeutſchen Gebieten VO v. 16. 1. 39 (RG Bl I, 45) und v. 18. 4. 39 
(RGBl I, 773); für das Memelland ſ. VO v. 2. 5. 39 (RG Bl 1, 868). Der achte Abſchnitt des 
RJagdcͤ regelt in den $$ 41—50 neben der Verhütung von Wildſchaden auch den Wildſchadens- 
erſatz (dazu Mitzſchke JW 1935, 2789; über die geſchichtliche Entwicklung des Wildſchadens⸗ 
erſatzrechts Haehn ebenda 2785) und den Jagdſchaden. Mit dem Inkrafttreten des Geſetzes 
am 1. 4. 35 iſt mit den einſchlägigen Beſtimmungen des EG z. BGB auch 8 835 außer Kraft ge: 
treten ($ 71). Die Vorſchrift des $ 835 nebſt den dazu in A 2ff. gegebenen Erklärungen kommt 
daher nur noch für ältere Schadensfälle in Betracht. Auf die jetzt maßgebenden Beſtimmungen 
des RJagdch ift ebenda jeweils hingewieſen. Das gleichfalls von dem Grundſaß der Gefährdungs⸗ 
haftung ausgehende Reichsjagdgeſetz ordnet in $ 44 die Schadenserſatzpflicht für Wildſchaden zu 
nächſt nur für Beſchädigungen durch Schalenwild und wilde Kaninchen (nicht Faſanen), die 
Erſatzpflicht kann aber auf weitere Wildarten ausgedehnt werden. $ 45 betrifft den Wildſchaden 
aus Gehegen, $ 46 den Umfang der Erſatzpflicht, $ 47 die Ausſchließung des Erſatzanſpruchs bei 
Unwirkſammachen oder Nichtherſtellen von Schutzvorrichtungen. $ 48 regelt den Jagdſchaden, 
d. h. den durch Ausübung der Jagd entſtehenden Schaden; haftbar iſt der Jagdausübungsberech⸗ 
tigte dem Grundeigentümer oder Nutznießer für jeden aus mißbräuchlicher Jagdausübung ent⸗ 
ſtehenden Schaden, über $ 831 BGB hinaus auch für den durch einen von ihm beſtellten Berufs- 
jäger oder Jagdaufſeher oder durch einen Jagdgaſt angerichteten Schaden. Erlöſchen des Schadens⸗ 
Sn onleunhs bei Nichtanmeldung binnen drei Tagen ſ. $49. Verfahren ſ. $ 50 und AusfVo v. 

. 3. 35. 

Des beſſeren Verſtändniſſes halber ſeien die nachſtehend wiederholt erwähnten, den achten 
ne bildenden Vorſchriften der 88 41—50 des Reichsjagdgeſetzes hier im Wortlaut wieder” 
gegeben: 
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Achter Abſchnitt. 
Wild⸗ und Jagdſchaden. 
1. Wildſchadensverhütung. 


§ 41. 
Fernhalten des Wildes. 

(1) Der Jagdausübungsberechtigte ſowie der Eigentümer oder Nutznießer eines Grund⸗ 
ſtücks ſind berechtigt, zur Verhütung von Wildſchäden das Wild von den Grundſtücken abzu⸗ 
halten oder zu vertreiben. Der Jagdausübungsberechtigte darf dabei das Grundſtück nicht 
belle der Eigentümer oder Nutznießer darf dabei das Wild weder gefährden noch 
verletzen. 

(2) Der Eigentümer oder Nutznießer darf das Wild nicht verſcheuchen, wenn der Jagd⸗ 
ausübungsberechtigte zum Abſchuß zu Schaden gehenden Wildes im Bezirk weilt. 

9 42. ? 
Verminderung übermäßigen Wildſtandes. 

(1) Der Kreisjägermeiſter kann anordnen, daß der Jagdausübungsberechtigte unab⸗ 
hängig von den Schonzeiten innerhalb einer beſtimmten Friſt in beſtimmtem Umfang den 
Wildſtand vermindert, wenn dies mit Rückſicht auf das gemeine Wohl, insbeſondere auf die 
Belange der Forſt⸗, Land⸗ und Fiſchereiwirtſchaft, notwendig iſt. 

(2) Kommt der Jagdausübungsberechtigte der Anordnung nicht nach, ſo kann der Kreis⸗ 
jägermeiſter für deſſen Rechnung den Wildſtand vermindern laſſen. Das erlegte Wild iſt gegen 
angemeſſenes Schußgeld dem Jagdausübungsberechtigten zu überlaffen. 

§ 43. 
Sonſtige Beſchränkungen der Hege. 

(1) Schwarzwild darf in größerem Ausmaße nur in ſolchen Einfriedungen gehegt werden, 
die ein Ausbrechen des Schwarzwildes verhüten. 

(2) Das Ausſetzen von Schwarzwild und wilden Kaninchen iſt verboten. 

(3) Das Ausſetzen ausländiſcher Tierarten in der freien Wildbahn iſt nur mit ſchriftlicher 
Genehmigung des Reichsjägermeiſters zuläſſig. 

(4) Das Hegen oder Ausſetzen weiterer Tierarten kann beſchränkt oder verboten werden. 

2. Wildſchadenserſatz. 
9 44. 
Schadenserſaßpflicht. 

(1) Wird ein Grundſtück, das zu einem gemeinſchaftlichen Jagdbezirk gehört oder einem 
gemeinſchaftlichen Jagdbezirk angegliedert iſt (8 6 Abj1), durch Schalenwild oder wilde 
Kaninchen beſchädigt, ſo haftet dem Geſchädigten die Jagdgenoſſenſchaft für den Erſatz des Wild⸗ 
ſchadens. Der aus der Genoſſenſchaftskaſſe geleiſtete Erſatz iſt von den einzelnen Jagdgenoſſen 
nach dem Verhältnis des Flächeninhalts ihrer beteiligten Grundſtücke zu tragen. Im Jagd⸗ 
pachtvertrag kann vereinbart werden, daß der Jagdpächter den Erſatz des Wildſchadens ganz 
oder teilweiſe übernimmt. In dieſem Falle trifft die Erſatzpflicht den Pächter. Die Haftung 
der Jagdgenoſſenſchaft bleibt beftehen, ſoweit der Berechtigte Erſatz von dem Pächter nicht 
erlangen kann. 

20 Wildſchaden (Abſ 1) an Grundſtücken, die einem Eigenjagdbezirk angegliedert find ($ 6 
Abf 1), hat der Jagdausübungsberechtigte zu erſetzen. Iſt Erſatz von dem Jagdausübungs⸗ 
berechtigten nicht zu erlangen, fo haftet im Fall der Verpachtung und im Fall des $ 5 Abſ 2 
Satz 2 auch der Eigentümer oder Nutznießer des Eigenjagdbezirks für den Erſatz des Schadens. 

(3) Bei Grundſtücken, die zu einem Eigenjagdbezirk gehören, richtet ſich, abgeſehen von den 
Fällen des Abſ 2, die Verpflichtung zum Erſatz von Wildſchaden (Abſ 1) nach dem zwiſchen 
dem Geſchädigten und dem Jagdausübungsberechtigten beſtehenden Rechtsverhältnis. Sofern 
nichts anderes beſtimmt iſt, tritt die Erſatzpflicht des Jagdausübungsberechtigten ein, wenn er 
durch unzulänglichen Abſchuß den Schaden verſchuldet hat. 

(4) Die Wildſchadenserſatzpflicht kann auf weitere Wildarten ausgedehnt werden. 

(5) Es bleibt vorbehalten, den Wildschaden für beſtimmte Wildarten durch Schaffung eines 
Wildſchadensausgleichs auf eine Mehrheit von Beteiligten zu verteilen. 

9 45. 
Wildſchaden durch Wild aus Gehegen. 

(1) Wird durch ein aus einem Gehege ausgetretenes und dort gehegtes Stück Schalenwild 
Wildſchaden angerichtet, jo iſt ausſchließlich derjenige zum Erſatz verpflichtet, dem als Jagd⸗ 
ausübungsberechtigten, Eigentümer, Nießbraucher, Pächter oder aus einem ähnlichen Nutzungs⸗ 
verhältnis die Auſſicht über das Gehege obliegt. N 8 

(2) Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Nachweis erbracht wird, daß das Gehege durch 
höhere Gewalt oder von Dritten beſchädigt wurde und dadurch dem Wild der Austritt er⸗ 
möglicht wurde. 
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846, 
Umfang der Erſatzpflicht. 

(1) Die Erſatzpflicht nach 58 44 und 45 umfaßt auch den Schaden, der an den getrennten, 
aber noch nicht eingeernteten Erzeugniſſen eines Grundſtücks eintritt. 1 

(2) Werden Bodenerzeugniſſe, deren voller Wert ſich erſt zur Zeit der Ernte bemeſſen läßt, 
vor dieſem Zeitpunkt durch Wild beſchädigt, ſo iſt der Wildſchaden in dem Umfang zu erſetzen, 
wie er ſich zur Zeit der Ernte darſtellt. Bei der Feſtſtellung der Schadenshöhe iſt jedoch zu be⸗ 
rückſichtigen, ob der Schaden nach den Grundſätzen einer ordentlichen Wirtſchaft durch Wieder⸗ 
anbau im gleichen Wirtſchaftsjahre ausgeglichen werden kann. 

847. 
Schutzvorrichtungen. 

(1) Ein Anſpruch auf Erſatz von Wildſchaden iſt nicht gegeben, wenn der Verletzte die vom 
Jagdausübungsberechtigten zur Abwehr von Wildſchaden getroffenen Maßnahmen unwirk⸗ 
ſam macht. 

(2) Der Wildſchaden, der an Gärten, Obſtgärten, Weinbergen, Baumſchulen, Alleen, einzel- 
ſtehenden Bäumen, Forſtkulturen oder Freilandpflanzungen von Garten- oder hochwertigen 
Handelsgewächſen angerichtet wird, iſt nicht zu erſetzen, wenn die Herſtellung von üblichen 
Schutzvorrichtungen unterblieben iſt, die unter gewöhnlichen Umſtänden zur Abwendung des 
Schadens ausreichen. 

3. Jagdſchaden. 
48 


(1) Wer die Jagd ausübt, iſt verpflichtet, dabei die berechtigten Belange der Grundeigen⸗ 
tümer zu beachten, insbeſondere beſäte Felder und nicht abgemähte Wieſen tunlichſt zu ſchonen. 
Die Ausübung der Such- oder Treibjagd auf Feldern, die mit reifender Halm⸗ oder Samen- 
frucht oder mit Tabak beſtanden ſind, iſt verboten; die Suchjagd iſt jedoch inſoweit zuläſſig, als 
ſie ohne Schaden für die reifenden Früchte durchgeführt werden kann. 

(2) Der Jagdausübungsberechtigte haftet dem Grundeigentümer oder Nutznießer für jeden 
aus mißbräuchlicher Jagdausübung entſtehenden Schaden; er haftet auch für den durch einen 
1 Berufsjäger oder Jagdaufſeher oder durch einen Jagdgaſt angerichteten 

agdſchaden. 


4. Gemeinſame Vorſchriften. 
49 


9 49. 
Geltendmachung des Schadens. 

Der Anſpruch auf Erſatz von Wild⸗ oder Jagdſchaden erliſcht, wenn der Berechtigte feinen 
Anſpruch nicht binnen drei Tagen, nachdem er von dem Schaden Kenntnis erhalten hat oder bei 
Anwendung gehöriger Sorgfalt hätte erhalten können, bei der für das beſchädigte Grundſtück 
zuſtändigen Ortspolizeibehörde anmeldet. Die Anmeldung ſoll die als erſatzpflichtig in An⸗ 
ſpruch genommene Perſon bezeichnen. 


8 50. 
Verfahren in Wild- und Jagdſchadensſachen. 
Das Verfahren, in dem die Verpflichtung zum Erſatz des Wild- oder Jagdtſchadens feſt⸗ 
zuſtellen iſt, wird im Verordnungswege geregelt. 

2. Die Wildſchadenserſaßpflicht des § 835 iſt auf die im Geſetze bezeichneten Wild- 
gattungen eingeſchränkt. Ausdehnung durch Landesgeſetz auf andere Wildgattungen ſ. EG Art 71 
Nr 1. Vorausſetzung der Anwendbarkeit des $ 835 iſt, daß das Wild als jagdbares freies Tier 
anzuſehen iſt, das in niemandes Eigentum ſteht ($ 960) und nicht im Sinne von $ 833 von 
einem „Tierhalter“ gehegt wird. Tiere in Parkgehegen fallen nicht unter $ 835; dagegen iſt es 
gleichgültig, ob der Jagdbezirk, worin ſich das Wild frei bewegt, durch Wildgatter eingezaumt 
iſt oder nicht (Prot 2, 840). Die Landesgeſetze konnten nach EG Art 71 Nr 2 für den Wildſchaden, 
der durch aus einem Gehege ausgetretene jagdbare Tiere angerichtet wird, beſtimmen, daß nicht 
der Jagdberechtigte des beſchädigten Grundſtücks, ſondern der Eigentümer oder Beſitzer des 
Geheges zu haften hat. — Für das Reichsjagdgeſetz |. dort $ 44. Die Wildſchadenserſatzpflicht it 
im Geſetze nur für Beſchädigungen durch Schalenwild und wilde Kaninchen (nicht Faſanen) 
angeordnet, die Erſatzpflicht kann aber auf weitere Wildarten ausgedehnt werden. Nach 945 ebenda 
haftet für aus einem Gehege ausgetretenes Schalenwild ausſchließlich derjenige, dem als Jagd“ 
ausübungsberechtigten, Eigentümer, Nießbraucher, Pächter oder aus einem ähnlichen Nutzungs⸗ 
verhältnis die Aufſicht über das Gehege obliegt; ausgeſchloſſen iſt die Erſatzpflicht bei Beſchädigung 
des Geheges durch höhere Gewalt oder durch Dritte und dadurch ermöglichten Austritt des Wildes. 
Für die Zeit des Überganges (1. 4. 35) ſ. auch LO Bonn DJ 1936, 189, dazu ebenda 152 betreffend 
Haftung für Kaninchenſchaden. 

3. Der Schaden muß an einem Grundſtück angerichtet fein. Ausgeſchloſſen ift ſomit von der 
Regelung des $ 835 der Schaden an Perſonen oder an beweglichen Sachen. Die Benutzungs⸗ 
art der Grundſtücke iſt gleichgültig; der Wildſchadenserſatz iſt nicht auf land⸗ oder forſtwirtſchaftlich 
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genutzte Grundſtücke beſchränkt (Prot 2, 829). Auch Gärten, Baumſchulen, Weinberge kommen 
in Frage; doch war der Landesgeſetzgebung nach Ech Art 71 Nr 4 geſtattet, den Erſatz 
des an Gärten, Obſtpflanzungen, Weinbergen, Baumſchulen und einzelnſtehenden Bäumen 
angerichteten Schadens dann auszuſchließen, wenn die Herſtellung unter gewöhnlichen Um⸗ 
ſtänden ausreichender Schutzvorrichtungen unterblieben iſt. Gleichgültig iſt auch, auf welche Weiſe 
das Wild den Schaden angerichtet hat; durch Abfreſſen der Pflanzen, durch Zertreten oder Auf- 
wühlen des Bodens u. dgl. Zu den Grundſtücken gehören als weſentliche Beſtandteile nach & 94 
auch die mit dem Boden noch zuſammenhängenden Erzeugniſſe; durch die Beſtimmung in Abſſ1 
Satz 2 des $ 835 find dieſen für den Wildſchadenserſatz auch die bereits vom Boden getrennten, 
aber noch nicht eingeernteten Erzeugniſſe gleichgeſtellt, mögen dieſe in Diemen oder Mieten 
zuſammengebracht ſein oder nicht. — Übereinſtimmend Reichsjagdgeſetz § 46. 

4. Ob dem Eigentümer das Jagdrecht auf ſeinem Grundſtücke zuſteht, beſtimmt ſich für die 
Anwendung des 9835 nach den Landesgeſetzen (Art 69 EG). Iſt dies der Fall, fo iſt jeder Anſpruch 
auf Wildſchaden von ſelbſt ausgeſchloſſen, ſofern dem Eigentümer nicht die Ausübung des Jagdrechts 
aus jagdpolizeilichen Gründen geſetzlich unterſagt ift; dieſen Fall regelt der Abſ 2. Die freiwillige 
Verpachtung der Jagd durch den dazu berechtigten Eigentümer macht den Jagdpächter nicht nach 
9 835 wildſchadenserſatzpflichtig, da ſie dieſem kein Jagdrecht gewährt und nur ein Schuldverhältnis 
zwiſchen ihm und dem Verpächter begründet (vgl. RG 51, 279; 70, 70). — Nach dem Reichsjagd⸗ 
geſetz $3 (ſ. auch Ausf O 93) ſteht das Jagdrecht dem Eigentümer auf feinem Grund und Boden, 
untrennbar mit dem Eigentum verbunden, zu. Jedes Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden 
iſt aufgehoben. Über die Ausüvung der Jagd auf Jagdbezirken (Eigenjagdbezirken und gemein⸗ 
ſchaftlichen Jagdbezirken) |. 88 5ff. 

5. Der Jagdberechtigte, den 9835 für erſatzpflichtig erklärt, iſt derjenige, dem landesgeſetz⸗ 
lich (Art 69 CG) das Jagdrecht auf dem Grundſtücke zuſteht. Grundſätzlich war dies nach den meiſten 
Landesgeſetzen der Grundeigentümer ſelbſt; nur die Ausübung der Jagd durch ihn wurde von 
beſonderen Vorausſetzungen (Größe des Grundſtücks) abhängig gemacht. Auf dieſen Fall bezieht 
ſich Abſ 2. Vereinzelt (Mecklenburg) beſtand aber auch ein Jagdrecht auf fremdem Grund und 
Boden als vom Eigentum losgelöſtes dingliches Nutzungsrecht, das für Abſ 1 Satz 1 in Betracht 
kommt. — Nach dem Reichsjagdgeſetz kann das Jagdrecht als ſelbſtändiges dingliches Recht 
nicht begründet werden (8 3). Über die Beteiligung Dritter (Pächter, Jagdgäſte) an der Aus⸗ 
übung des Jagdrechts |. $$ 12 ff. Wildſchadenserſatzpflichtig iſt bei gemeinſchäftlichen Jagdbezirken 
die Jagdgenoſſenſchaft, der Jagdpächter nur, wenn er im Jagdpachtvertrag den Erfah ganz oder 
teilweiſe übernommen hat, wobei die Jagdgenoſſenſchaft ſubſidiär haftbar bleibt; (5 44 Abſ 1); für 
Eigenjagdbezirke |. J 44 Abſ 2 u. 3. Über die Erſatzpflicht bei Wildſchaden durch Wild aus Gehegen 
ſ. 5 46 und oben A2. u . 5 

6. Als Verletzter im Sinne des 9835 erſcheint in erſter Linie der Eigentümer, dann aber auch 
jeder, der das Grundſtückfür ſich nutzt: der kraft dinglichen Rechtes Nutzungsberechtigte, wie der Erb⸗ 
pächter (Art 72 EG), der Nießbraucher, der bloße Pächter. Doch ſteht dem Pächter gegen den Eigen- 
tümer, der ſelbſt jagdberechtigt und auch zur Ausübung der Jagd berechtigt iſt, und gegen den, 
der von dieſem die Jagd gepachtet hat, kein Wildſchadensanſpruch zu; denn $ 835 Abſ 1 ſchließt 
die Anwendung des Paragraphen ausdrücklich aus, wenn der Eigentümer ſelbſt der Jagdbe⸗ 
rechtigte ift. Das Verhältnis zwiſchen dem Grundſtückspächter und dem jagdberechtigten Eigen- 
tümer richtet ſich allein nach dem zwiſchen ihnen geſchloſſenen Vertrage; der Pächter des Jagdrechts 
aber iſt überhaupt nicht jagdberechtigt (vgl. A 4). — Für das Reichsjagdgeſetz |. dort 88 44, 45. 

7. Die Schadenserſatzpflicht des Jagdberechtigten gemäß $ 835 ift nicht davon abhängig, daß 
dieſen ein Verſchulden trifft; feine Haftung iſt reine Gefährdungshaftung. Sie wird deshalb auch 
durch die Tatbeſtände der 98 827, 828 nicht berührt (§ 827 A 3). Der Verletzte hat zu beweiſen, daß 
der Schaden durch Tiere der geſetzlich ſeſtgeſtellten Wildgattungen (A 2) angerichtet worden iſt. 
Der Jagdberechtigte hat den Einwand, daß der Schaden ganz oder zum Teil durch das mit- 
wirkende Verſchulden des Verletzten ($ 254) verurſacht worden jei. Ein ſolches kann 
darin gefunden werden, daß der Verletzte in der Einerntung ſeiner Erzeugniſſe den in der Land⸗ 
wirtſchaft geltenden Grundſätzen zuwider ſäumig geweſen jet; insbeſondere kommt als eigenes 
Verſchulden die Unterlaſſung von Schutzvorrichtungen gegen den Wildſchaden in Betracht. Dies 
einmal, wenn landesgeſetzliche Beſtimmungen im Sinne des Art 71 Nr 4 EG einen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch bei wertvolleren Bepflanzungen des Grundſtücks ausſchließen, ſofern der Grund⸗ 
eigentümer fein Eigentum unbeſchützt läßt; unter Umſtänden aber ſelbſt ohne ſolche geſetzliche 
Beſtimmungen. An ſich iſt der Grundeigentümer zur Herſtellung von Schutzvorrichtungen nicht 
verpflichtet; er darf es dem Jagdberechtigten überlaſſen, ſeinerſeits geeignete Maßregeln zu 
treffen, um Schade nszufügungen vorzubeugen. Dies gilt aber dann nicht, wenn der Grund⸗ 
eigentümer wider Treu und Glauben, „pochend auf die Schadenserſatzpflicht eines andern, jede 

aßregel zur Abwendung oder Minderung eines ihm drohenden Schadens unterläßt“ und dann 
den leicht vermeidlich geweſenen Schaden von dem Jagdberechtigten erſetzt verlangt (RG 52, 
349; J 05, 367%). Welche Abwehrmaßregeln dem Eigentümer billigerweiſe zuzumuten find, 
richtet ſich nach den Umſtänden des Falles. Namentlich verſtößt es gegen Treu und Glauben und 
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begründet den Einwand eigenen Verſchuldens nach § 254 Abſ 2, wenn der Eigentümer beſtehende 
Schutzvorrichtungen eingehen läßt, ohne den Jagdberechtigten davon in Kenntnis zu ſetzen (RG 
52, 349). Art und Umfang des Schadens bemeſſen ſich nach 88 249ff. Mehrere Jagdberech— 
tigte haften als Geſamtſchuldner, ſoweit nicht Abſ 3 eingreift. Iſt neben dem Jagdberechtigten 
ein Dritter auf Grund Verſchuldens verantwortlich, fo gilt für ihr Verhältnis zueinander $ 840 
Abſſ 3. Ein Rückgriffsrecht gegen den Jagdberechtigten eines andern Bezirks kann landesgeſetzlich 
beſtehen (EG Art 71 Nr 7). Für die anzuftellende Klage iſt nach 523 Nr 2 8G die Zuſtändig⸗ 
keit des Amtsgerichts ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes begründet. — Nach; 
dem Reichsjagdgeſetz das ebenfalls auf dem Grundſatz der Gefährdungshaftung (. jedoch. 
$ 45) beruht, iſt ein Anſpruch auf Erſatz von Wildſchaden nicht gegeben, wenn der Verletzte die 
vom Jagdausübungsberechtigten zur Abwehr von Wildſchaden getroffenen Maßnahmen unwirk⸗ 
ſam macht ($ 47 Ab 1). Über den Wegfall der Erſatzpflicht wegen Nichtherſtellung von üblichen 
Schutzvorrichtungen an Garten, Obſtgärten, Weinbergen, Baumſchulen, Alleen, einzelſtehenden 
Bäumen, Forſtkulturen und Freilandpflanzungen von Garten- und hochwertigen Handelsgewächſen 
1. 8 47 Abſ 2. Im übrigen gilt für den Einfluß mitwirkenden Verſchuldens $ 254. Für den Um⸗ 
fang der Erſatzpflicht ſ. auch $ 46. Der Anſpruch auf Schadenserſatz erliſcht im Falle der Nicht⸗ 
anmeldung binnen drei Tagen bei der für das beſchädigte Grundſtück zuſtändigen Ortspolizei⸗ 
behörde ($ 49). Bei rechtzeitiger Anmeldung findet ein polizeiliches Vorverfahren ſtatt, das 
mangels einer (ſchriftlich niederzulegenden) gütlichen Einigung mit einem auf Grund von Schätzun⸗ 
gen den Schaden feſtſetzenden polizeilichen „Vorbeſcheid“ endigt. Gegen den Vorbeſcheid und die 
Zurückweiſung des Anſpruches wegen verſpäteter Anmeldung kann (befriſtete) Klage beim Amts⸗ 
gericht erhoben werden. Vgl. $ 50 des Geſ und 88 49, 50 AusfVoO, dazu De 1938, 682. 

8. Abj2 des 9835 regelt die Fälle, in denen nach den Landesgeſetzen das Jagdrecht zwar grund⸗ 
ſätzlich dem Grundeigentümer zuſteht, die Ausübung ihm aber entzogen fit, ſei es, daß die Eigentü⸗ 
mer der kleineren Grundſtücke zu einer Jagdgemeinſchaft ſich zuſammenſchließen müſſen, ſei es, daß, 
das Jagdrecht von der politiſchen Gemeinde ausgeübt wird, ſe i es endlich, daß jene Eigentümer 
die Ausübung dem Eigentümer eines größeren Nachbargrundſtücks überlaſſen müſſen. Vgl. 
die Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung in Art 71 Nr 3 u. 6 EG. In allen dieſen Fällen tritt 
der zur Ausübung der Jagd an Stelle des Grundeigentümers Berechtigte dem Eigentümer wie 
ein dritter Jagdberechtigter gegenüber und iſt ihm nach Abſ 2 gleich einem ſolchen für Wildſchaden 
erſatzpflichtig. — Für das Reichsjagdgeſetz |. dort 88 44, 45. 

9. In Abſs des $ 835 wird ein beſonderer, an ſich unter Abſ 2 einzureihender Fall behandelt. 
Wenn die nach dem Landesgeſetze für die Ausübung des Jagdrechts an die Stelle des Grundeigen⸗ 
tümers tretende Jagdgemeinſchaft keine ſelbſtändige Perſönlichkeit bildet und nicht ſelbſt erſatz⸗ 
pflichtig iſt, ſollen die einzelnen Mitglieder des Verbandes nicht geſamtſchuldneriſch, ſondern 
nach Verhältnis der Größe der Fläche, mit der fie beteiligt find, haften (vgl. Prot 2 S. 834, 835). 
Der Landesgeſetzgebung ift auch hier eine abweichende Regelung geſtattet (Art 71 Nr 5 CG). — 
Für das Reichsjagdgeſetz ſ. dort 544 Abſ 1. Danach haftet bei gemeinſchaftlichen Jagdbezirken 
grundſätzlich die Jagdgenoſſenſchaft (j. oben A 5). 


8 836 

1) Wird durch den Einfturz‘) eines Gebäudes oder eines anderen mit einem 
Grundſtücke verbundenen Werkes ) oder durch die Ablöfung *) von Feilen des 
Gebäudes oder des Werkes ?) ein Menſch getötet, der Körper oder die Gefund- 
heit eines Menſchen verletzt oder eine Sache befchädigt®), fo iſt der Beſitzer 
des Grundſtücks ), ſofern der Einſturz oder die Ablöſung die Folge fehlerhafter 
Errichtung oder mangelhafter Unterhaltung iſt “), verpflichtet, dem Verletzten 
den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen '). Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, 
wenn der Beſitzer zum Zwecke der Abwendung der Gefahr die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt beobachtet hat °). 

Ein früherer Beſitzer des Grundſtücks iſt für den Schaden verantwortlich, 
wenn der Einſturz oder die Ablöſung innerhalb eines Jahres nach der Be⸗ 
endigung ſeines Beſitzes eintritt, es ſei denn, daß er während ſeines Beſitzes 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat oder ein ſpäterer Beſitzer 
durch Beobachtung dieſer Sorgfalt die Gefahr hätte abwenden können 25 

Beſitzer im Sinne dieſer Vorſchriften iſt der Eigenbeſitzer “). 

E 1 735 Abſ 1 II 769; M 2 814—819; P 2 650—656, 8 

1. Bauſchaden. Wie die 88 831, 832, 833 Satz 2, 834 beruht auch die Beſtimmung des $ 830 
auf dem Verſchuldungsgrundſatze mit einer von dem zunächſt Haftpflichtigen zu widerlegenden 
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Vermutung des Verſchuldens. $ 836 behandelt die Haftung für den durch Gebäude oder 
andere mit dem Grund und Boden verbundene Werke durch Einſturz oder Ablöſung von Teilen 
für Perſonen oder Sachen entſtandenen Schaden und geht von dem Grundſatze aus, daß auch 
die Sorge für einen Gefährdungen Dritter ausſchließenden Zuſtand von Eigentumsgegenſtänden 
ein Erfordernis des bürgerlichen Verkehrs und Rechtslebens iſt und die Außerachtlaſſung dieſer 
Fürſorge ein Verſchulden darſtellt (RG 52, 373; 54, 53; JW 05, 37016, L 1922, 2328). Die 
Entſcheidung RG 52, 373 wendet dieſen, dem § 836 entnommenen Rechtsſatz auf einen an einem 
öffentlichen Wege ſtehenden morſchen Baum an. Das bedeutet jedoch nicht eine entſprechende 
Anwendung des 9 836 ſelbſt, deſſen Schuldvermutung auf andere Verhältniſſe nicht übertragen 
werden kann; jener ihm entnommene Rechtsſatz wird vielmehr nur der allgemeinen Norm des 
$ 823 Abſ 1 unterſtellt (RG 52 S. 373, 377; dazu auch RG 134, 231). Da die Haftung aus 8 836 
auf einem, wenn auch vermuteten Verſchulden des Haftpflichtigen beruht, find ſchuldunfähige 
Perſonen ($$ 827, 828) von ihr frei; § 829 findet dagegen Anwendung (J. § 829 A 1; RG J 
1915, 58014; Warn 1914 Nr 334). Auch eine Haftung dieſer Perſonen für ihre geſetzlichen Ver⸗ 
treter unter entſprechender Anwendung des § 278 findet im Geſetze keine Stütze (RG 
JW 1915, 58012; Warn 1914 Nr 334; 1916 Nr 278). $ 278 iſt in Fällen der Haftung aus 
§ 836 überhaupt nicht anwendbar (RG Seuff A 78 Nr 128). 

2. Gebäude ſind zum Aufenthalte von Menſchen und Tieren oder zur Aufbewahrung von 
Sachen beſtimmte, nach Regeln der Kunſt oder der Erfahrung hergeſtellte, mit dem Grund und 
Boden verbundene, umſchloſſene Behältniſſe. In ähnlicher Weiſe iſt ein mit einem Grundſtück 
verbundenes Werk im Sinne des $ 836 als ein einem beſtimmten Zwecke dienender, nach Regeln 
der Kunſt oder der Erfahrung unter Verbindung mit dem Erdkörper hergeſtellter Gegenſtand 
zu beſchreiben (RG 60, 138; 76, 260). Ein ſolches Werk iſt z. B. eine in einem Garten hergeſtellte 
Treppe (RG 14. 6. 06 IV 127/06), eine ein Grundſtück abſchließende Mauer und die darin be⸗ 
findlichen Tore oder Türen, die Torpfeiler einer Umfriedigung (RG 16. 3. 08 IV 368/07), ein 
im Erdboden befeſtigtes eiſernes oder hölzernes Stalet, ein Brunnen, eine befeftigte Bank, ein 
Eiſenbahndamm (RG JW 08, 19610) und eine Böſchung (MG 60, 138), ein Deich (RE JW 05, 31070; 
Warn 1913 Nr 417), Staudämme (NG 97, 112), eine Schleuſe als Teil einer Deichanlage (RG 
HRR 1930 Nr 1104; RG 22. 10. 06 IV 131/06); ein auf einer Ausſtellung oder Feſtveranſtaltung 
aufgeſtelltes, durch Einlaſſen von Pfählen mit dem Grund und Boden verbundenes Wirtſchaftszelt 
oder eine Schaubude oder ein Verkaufsſtand (RG JW 1916, 1019; Warn 09 Nr 23), ein Signal- 
maſt (RG Warn 1913 Nr 365), ein Baugerüſt (RG JW 1910, 28821; Warn 1910 Nr 154; OLG 
45, 176), Rutſchwand an einem Neubau, die das Anſchlagen und Feſthaken der mit einer Winde 
in die Höhe zu befördernden Gegenſtände verhindern ſoll (RG HRR 1935 Nr 730), eine Bau- 
grube (RG Warn 09 Nr 302), ein mit Platten bedeckter Durchlaß zur Ableitung des Re⸗ 
genwaſſers (NG 76, 260), ein ebenſo bedeckter Kellerſchacht (OL 45, 175), eine unter 
dem Straßenpflaſter liegende Rohrleitung (NG 133, 1; RG SeuffA 78 Nr 128). Ein Firmen ⸗ 
ſchild kann in Rückſicht auf ſeine Größe, die Zuſammenfügung ſeiner Beſtandteile und die Art 
feiner Befeſtigung als ein mit einem Grundſtücke verbundenes Werk ſich darſtellen (RG JW 06, 
423°; 1916, 1019). Starkſtromleitung als ein mit einem Grundſtück verbundenes Werk (Rh 
147,353; R&G SeuffA 79 Nr 168). Kein Werk im Sinne des 9836 bilden die bei Erdarbeiten zuſam⸗ 
mengeſchütteten ausgeſchachteten Schlamm- und Erdmaſſen (RG 60, 138), ebenſo nicht eine zur Auf⸗ 
nahme ſolcher Maſſen dienende, über einem Graben durch kreuzweiſe übereinandergelegte Hölzer 
gebildete Tragbühne (RG 8.3.06 IV 240/05) oder eine bewegliche, zum Gebrauche bald hier bald da 
beſtimmte Leiter oder Treppe, mag ſie auch vorübergehend etwa mittels Ketten an einem Gebäude 
befeſtigt fein (RG 10.10.07 VI 34/07). Bäume und andere natürliche Bepflanzungen des Bodens 
ſind niemals Werke (. oben A 1). — Ob das Werk zu dauernder Beſtimmung oder nur zu 
vorübergehendem Zwecke hergeſtellt iſt, begründet keinen Unterſchied (RG Warn 09 
Nr. 23). Auch ein unvollendetes, nur im Rohbau fertiges Bauwerk ſowie ein in Verfall ge- 
ratenes find Gebäude oder Werke im Sinne des 8 836 (NG Warn 1912 Nr 78). 

3. Als Teile des Gebäudes oder des Werkes hat die Rechtſprechung nicht nur in ſich einheit⸗ 
liche größere Stücke oder Beſtandteile im Sinne des $ 93 anerkannt, die für den Beſtand des 
Gebäudes oder Werkes weſentlich ſind, ſondern auch alle Gegenſtände, die mit dieſem in eine 
derartige tatſächliche Verbindung gebracht ſind, daß die dem Beſitzer obliegende Fürſorge für 
die gefahrenſichere Beſchaffenheit des Gebäudes oder Werkes „die Vermeidung einer fehlerhaften 
Einrichtung bei der Herſtellung der Verbindung oder einer mangelhaften Unterhaltung während 
deren Dauer mitumfaßt“ (RG 60, 421; 21. 1. 07 IV 258/06). So find als Teile eines Gebäudes 
angeſehen worden: nicht nur Erker, Balkone, Schornſteine (RG JW 1936, 2913), Geſimsſtücke (RG 

U 03 Beil 115284; 04,2871; 23 1931,454 ), einzelne Steine (RG ZW 04,91! ), Dachziegel (RG 
RR 1928 Nr 1978; RG 17.10.04 VI 583/03); Stufen und Geländer einer Treppe (NG JW 08, 
48012, 1911,4501s; Warn 1913 Nr 13; 14.5.04 VI 342/03), in den Balken eines Schuppens einge- 
ſchraubte Oſen, die der Befeſtigung einer mit eiſernen Haken verſehenen Treppe dienen (RG JW 
1932, 190810), die Balken oder Dielen eines Fußbodenbelags (RG 52,236; JW 04, 4865, 1912, 
2420); Dielen des Laufganges einer Fabrik (NG HRR 1935 Nr 1515), die Galeriebrüſtung eines 
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Theaterſaals (RG JWö9,2751/), die Stellvorrichtung eines Fahrſtuhls (RG Warn 1914 Nr 334); eine 
tönerne Sch muckvaſe auf einem Mauerpfeiler (RG 13.4.08 IV 524/07), | ondern auch Türflügel 
(NG 15. 1.06 IV 338/05), Fenſter (MG 113,292; Rh JW 07,457; Warn 1910 Nr 333; 1914 Nr 55), 
in Angeln drehbare Fenſterläden (RG 60,421) oder Rolläden (RG Warn 09 Nr 101 u. 21. 1.07 IV 
958/06), eine in den Luftraum über der Straße hineinragende Marliſe (Rh 27.9.30 IX 56/30); der 
Flügel eines Hoftores (M&G JW 1931,34461%), eine an der Wand befeſtigte Schultafel (RG LZ 1921, 
2261, ſelbſt ein zur Befeſtigung dienender Nagel (Vorſtecker, RG Warn 1913 Nr 365). Lockerung 
von Brettern |, RG HNN 1938 Nr 436. Doch wird man in der Ausdehnung des Begriffs nicht 
zu weit gehen dürfen, vielmehr nach dem Zwecke des Geſetzes, wie nach dem Sprachgebrauch 
und der Verkehrsauffaſſung den Geſichtspunkt einer baumäßigen Verbindung in den Border: 
grund ſtellen und deshalb in der Regel fordern müſſen, daß eine Sache zur Herſtellung des Ge⸗ 
bäudes eingefügt oder ſonſtwie aus baulichen Gründen oder zu baulichen Zwecken an ihm an⸗ 
gebracht iſt. So auch R 107, 337, wo zutreffend ein ſchwerer Spiegel, der nicht in die Wand 
eingelaſſen, ſondern nur an ihr aufgehängt, wenn auch am unteren Rande durch eiſerne Klammern 
geſtützt iſt, nicht als Teil eines Gebäudes im Sinne des $ 836 anerkannt wird. Eine feſte Ver⸗ 
bindung des Teiles mit dem Ganzen des Gebäudes oder Werkes erfordert $ 836 nicht (RG 60, 
421); Gegenſtände aber, die noch nicht baumäßig mit dem Gebäude verbunden ſind, ſind keine 
Teile des Gebäudes (RG Warn 1912 Nr 78); ebenſo nicht ſolche, die ſchon vor dem Einſturz aus 
dem Zuſammenhange gelöſt waren (RG Warn 1920, 12; 23 1921, 2680. 4 


4. Der Tatbeſtand des $ 836 ſetzt entweder den Einſturz eines Gebäudes oder eines mit 
einem Grundſtücke verbundenen Werkes oder die Ablöſung von Teilen von dieſen voraus. Der 
Einſturz iſt der Zuſammenbruch des ganzen Werkes infolge Löſung der Verbindungen, die es 
zuſammenhalten; die Ablöſung von Teilen eine Trennung oder auch nur Lockerung der Ver⸗ 
bindung des Teiles mit dem im übrigen unverſehrt bleibenden Ganzen (RG 133, 1; 52, 236) oder 
auch nur in feinem eigenen inneren Zuſammenhange (RG FW 1912, 24229). Entſteht ein Schaden, 
ohne daß der Gebäude- oder Werkteil in feinem eigenen inneren Zuſammenhalt irgendwie ver 
ändert oder im Zuſammenhange mit dem Ganzen gelöſt oder auch nur gelockert iſt, ſo kann von 
Anwendung des $ 836 nicht die Rede fein (Herabgleiten eines Rolladens in den Führungen, 
NG Warn 09 Nr 101; Zuſchlagen einer Tür u. a.). Eine teilweiſe Zerſtörung oder Vernich⸗ 
tung des Werkes gehört nicht zum Begriff der Ablöſung von Teilen; auch nicht, daß dieſe ohne 
Mitwirkung menſchlicher Kräfte erfolgt iſt (RG Warn 1913 Nr 365; 1919 Nr 169; RG HRR 
1929 Nr 1313). Lockerung von Brettern an einer ſchadhaften Verſchalung als Ablöſung von Ge⸗ 
bäudeteilen ſ. RG Hei 1938 Nr 436. 


5. Durch den Einſturz des Gebäudes oder Werkes oder die Loslöſung von Teilen dieſer muß 
ein Menſch getötet, der Körper oder die Geſundheit eines Menſchen verletzt oder eine Sache 
beſchädigt ſein, wenn eine Schadenserſaßpflicht aus $ 836 entſtehen ſoll. Auf andere Schäden, 
3. B. wenn ein Menſch infolge des Einſturzes eines Gebäudes in den verſchütteten Keller ein- 
geſchloſſen und feiner Freiheit beraubt wird, erſtreckt ſich $ 836 nicht. Die Schadensfolge für das 
Leben, den Körper oder die Geſundheit eines Menſchen oder die beſchädigte Sache muß nicht 
unmittelbar und auch nicht zeitlich ſofort auf den Einſturz oder die Ablöſung zurückzuführen 
ſein, indem die Trümmer einen Menſchen begraben, ein ſich ablöſender Stein ihm auf den Kopf 
fällt; der urſächliche Zuſammenhang iſt auch gegeben, wenn infolge der Ablöſung, z. B. der 
Unterlagen eines Bodenbelags oder einer Luken- oder Falltürdecke der Menſch oder die Sache 
abſtürzt und durch dieſen Sturz verletzt wird (M& 52, 236; 97, 112; ZW 05, 3705 Warn 1913 
Nr 365 u. 417; 21. 1. C7 IV 258/06), oder wenn durch die Beſeitigung des Befeſtigungsmittels 
ein Zustand geſchaffen wurde, der mit Notwendigkeit in kürzerer oder längerer Friſt den Einſturz 
oder die Loslöſung bewirken muß (RG Warn 1913 Nr 365). Immerhin muß es aber die bewegend 
wirkende Kraft des Einſturzes oder der Loslöſung von Teilen ſein, die die Verletzung herbei. 
führt (RG 3. 10. 10 VI 366/09); es fällt nicht unter $ 836, wenn infolge des Ausſtrömens von Gas 
aus einer geborſtenen Gasleitung ein Feuerſchaden entſteht oder durch Einatmen des Gaſes ein 
Menſch an Leben oder Geſundheit beſchädigt wird, wohl aber, wenn infolge eines Deichbruches 
einſtrömendes Waſſer den Schaden bewirkt, den zu verhüten der Deich beſtimmt war (MG Warn 
1913 Nr 417). Ein Vertragsverhältnis zwiſchen dem Befiger und dem Beſchädigten ſchließt bie 
Haftung des erſteren aus § 836 nicht aus. 


6. Entſchädigungspflichtig nach $ 836 iſt nicht der Eigentümer, dem unter Umſtänden die 
Möglichkeit der Fürſorge für die Sache ſehlt, ſondern der Eigenbeſitzer, die Perſon, die das Ge 
bäude oder das Werk als ihr gehörend oder wie ihr gehörend beſitzt ($ 872, RG JW 1916, 39.0, 
die ſowohl mittelbarer als unmittelbarer Beſitzer ($ 868) fein kann. Mehrere Eigenbeſitzer haften 
nach g 840 Abſ 1 als Geſamtſchuldner. Iſt noch eine andere Perſon etwa aus $ 823 oder aus 8 1 
für den Schaden verantwortlich, jo gilt dasselbe; für die Ausgleichung untereinander gilt dann 
jedoch § 840 Abf 3; der Dritte hat im Verhältniſſe zu dem Beſitzer den Schaden allein zu tragen 
Zur Abwendung einer von dem Gebäude oder Werke erſt drohenden Gefahr gibt § 908 da 
Mittel an die Hand. 
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7. Zu der Verurſachung des Schadens durch den Einſturz des Gebäudes oder Werkes oder 
durch die Ablöſung von Teilen von ihnen muß zur Anwendung des $ 836 hinzukommen, daß der 
Einſturz oder die Ablöſung die Folge fehlerhafter Errichtung oder mangelhafter Erhaltung iſt. 
Nicht vorausgeſet ift, daß die fehlerhafte Errichtung oder mangelhafte Erhaltung die alleinige 
Urſache des Einſturzes oder der Ablöſung war (RG ZW 1912, 24210); es kann und wird häufig 
die Einwirkung menſchlicher Tätigkeit hinzukommen, damit die Ablöſung ſich vollzieht (Anlehnen 
an eine ungenügend befeſtigte Säule uſw. RG Warn 1913 Nr 365; 1920 Nr 12). Die durch § 836 
geforderte Fürſorge für eine gefahrloſe Beſchaffenheit von Eigentumsgegenſtänden (vgl. A 1) 
iſt daher näher dahin zu beſtimmen, daß, wer ein Gebäude oder ein Werk im Sinne des § 836 
herſtellen läßt, bei ſeiner Errichtung und Unterhaltung die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
aufzuwenden hat, ſodaß es bei ordnungsmäßiger Benutzung oder bei der nach Lage der Sache 
vorauszuſehenden Behandlung nach ſeiner Beſchaffenheit genügende Widerſtandsfähigkeit gegen 
die Ablöſung von Teilen bietet (RG aad.). Der Beſchädigte hat aber nur zu beweiſen, 
daß der Einſturz oder die Loslöſung gegenſtändlich (objektiv) die Folge fehlerhafter Er⸗ 
richtung oder mangelhafter Erhaltung war, nicht auch, daß dieſer Fehler auf ein Verſchulden 
des in Anſpruch genommenen Eigenbeſitzers oder überhaupt auf ein Verſchulden von irgend 
jemand zurückzuführen iſt (R JW 03 Beil 115284; 04 S. 9110 u. 48711; 07, 161%; 1912, 24219; 
Warn 1920 Nr 12; HR 1929 Nr 1313; 18. 6.06 IV 590/05; 17. 5. 07 ITI 427/06). Wird z. B. feſt⸗ 
geſtellt, daß ein Geſimsſtück des Gebäudes bei deſſen Herſtellung durch die Maurer nicht genügend 
verteilt und an die Lagerfugen angeſchloſſen war, ſo liegt ein Fehler bei der Errichtung des Gebäu⸗ 
des nach $ 836 vor (NG JW ö 03 Beil 115253; 04, 48711). Iſt der Einſturz des Gebäudes oder Werkes 
oder die Loslöſung von Teilen unmittelbar durch Witterungseinflüſſe herbeigeführt, ſo kommt es 
darauf an, ob dieſe Witterungseinflüſſe regelmäßige Einwirkungen ſind, auf die nach der Erfahrung 
zu rechnen war und denen ein Gebäude oder Werk bei fehlerloſer Errichtung und ordnungsmäßiger 
Unterhaltung ſtandhalten muß, oder ob es ſich um ein außergewöhnliches Naturereignis handelt 
(RG aad.; ferner FW 1936, 29135; 23 1921, 4545); dem auch ein fehlerlos errichtetes und ordnungs⸗ 
mäßig unterhaltenes Werk nicht ſtandzuhalten vermöchte (RG 76,262; Warn 1913 Nr 365; 1920 Nr 
12). Im erſteren Falle beweiſt gerade die Löſung der Verbindung des Gebäudes oder Werkes oder 
Gebäude- oder Werkteils infolge der Witterungseinwirkung die Mangelhaftigkeit der Anlage 
oder der Unterhaltung; im andern Falle fehlt es an der Vorausſetzung des $ 836 (RG KW 08, 
19610, Warn 1913 Nr 417). Ein Schaden, der bei der Nie derreißung eines Gebäudes infolge 
dieſer Arbeit herbeigeführt wird, iſt nicht durch einen fehlerhaften Zuſtand des Gebäudes ver⸗ 
urſacht (RG 26. 4. 12 111 357/11). N 

8. Entlaſtungsbeweis des Grundſtücksbeſitzers. 

a) Der zur Widerlegung der Schuldvermutung von dem in Anſpruch genommenen Be⸗ 
ſitzer zu führende Beweis, daß ihn ein Verſchulden nicht treffe, hat ſich darauf zu richten, daß er 
zum Zwecke der Abwendung der Gefahr die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet 
hat. Dieſer Beweis geht weiter, als der aus $ 831 BGB zu führende; er ſteht der in $ 833 Satz 2 
geregelten Haftung des Halters von Haustieren gleich (RG JW 1913, 86712; RG Warn 1916 Nr 278; 
RG 23 1921,226 1b, RG HRR 1935 Nr 1515). Der gegenwärtige Beſitzer genügt feiner Beweis⸗ 
pflicht, wenn er dartut, daß er während ſeiner Beſitzzeit die zur Verhütung von Gefahren ver⸗ 
lehrsüblichen und erforderlichen Maßnahmen getroffen hat; auf die Sorgfalt des Vorbeſitzers er⸗ 
ſtreckt ſich feine Beweispflicht nicht (Reh JW 04,4871; 8.11.06 IV 157/06). Hat er ſelbſt das Ge⸗ 
bäude oder das Werk errichten laſſen, ſo hat ſich der von ihm zu führende Beweis auf die Sorgfalt bei 
der Errichtung wie bei der Unterhaltung zu beziehen; hat er es fertig übernommen, jo kommt nur 
die letztere in Frage. Was zur Abwendung der Gefahr zu geſchehen hat, hängt von den Umſtänden 
des einzelnen Falles ab. Die Sorgfalt bei der Errichtung wird ſich für den Beſitzer, der nicht ſelbſt 
Sachverſtändiger iſt, in der Auswahl tüchtiger Sachverſtändiger zur Herſtellung des Gebäudes 
oder Werkes erſchöpfen (MG 76, 260; JW 1912, 24210; 1932, 120810; Warn 09 Nr 302; 1920 
Nr 12; LZ 1921, 22610; 1922, 2325); ift er ſelbſt Sachverſtändiger, jo kann ihn ein Verſchulden 
treffen, wenn er auf einen Fehler des Bauplans oder der Ausführung nach Lage der Umſtände 
hätte aufmerkſam werden müſſen. Die ordnungsmäßige Unterhaltung erfordert die regel⸗ 
mäßige Durchſicht der Gebäude und Werke durch zuverläſſige Sachverſtändige, deren Wiederkehr 
ſich nach der Beſchaffenheit und örtlichen Lage der Gebäude und Werke zu richten hat: bei befon- 
ders Wind und Wetter ausgeſetzten, nach der Straßenſeite belegenen Gebäudeteilen iſt eine 
Öftere Durchſicht erforderlich als unter gewöhnlichen Verhältniſſen (RG JW 04, 9110, 1916, 1905; 
Warn 1920 Nr 12). Verpflichtung des Grundſtückseigentümers, das Hoftor (Schiebetor) inner- 
halb angemeſſener Friſt fachmänniſch prüfen zu laſſen, |. M JW 1931, 344684. Bei einer in den 
Luftraum über einer öffentlichen Straße hinüberragenden Vorrichtung, z. B. einer Markiſe, iſt 
mindeſtens jährlich eine Prüfung des Zuſtandes der Vorrichtung zu ſordern (RG 27. 9. 30 IX 
56/30). Es iſtunter gewöhnlichen Umſtänden kein Verſchulden, wenn der Beſitzer das erſt ein 
halbes Jahr vor dem Unfall errichtete Gebäude in der Zwiſchenzeit nicht durch einen Sachver⸗ 
ſtändigen hat unterſuchen laſſen und die Überwachung einem zuverläſſigen Mieter übertragen 
hatte (RG JW 07, 45; ähnlich LZ 1918, 74312). Die Beauftragung eines an ſich fachtüchtigen 
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Sachverſtändigen mit regelmäßigen Nachprüfungen genügt nicht, wenn der Beſitzer nicht über⸗ 
zeugt iſt und fein kann, daß jener den Auftrag auch gehörig ausführt (RG JW 06, 33612). Der 
Beſißer kann ſich nicht durch Berufung auf Sachverſtändige oder auf den Beſcheid einer Bau- 
behörde entlaften, wenn er den gefahrdrohenden Zuſtand ſelbſt kannte (RG 7. 5. 06 JV 321/05); 
nach erlangter Kenntnis von der Gefahr find unter Umſtänden ſofortige Schritte zu deren Ab- 
wendung geboten (RG Warn 1914 Nr 55). Auch der Laie ift, wenn er eine für Dritte möglicher- 
weiſe gefahrbringende Einrichtung herſtellen läßt, verpflichtet, das hergeſtellte Werk ſich darauf 
anzuſehen, ob es ordnungsmäßig ausgeführt iſt (NG SW 1932, 120810). Eine fachmänniſche 
Nachprüfung der Arbeitsleiſtung des mit gründlicher Ausbeſſerung eines Schadens oder mit der Her⸗ 
ſtellung eines ſonſtigen Werkes beauftragten Handwerlers iſt von dem Beſitzer, wenn ſich der Fehler 
in der Ausführung der Arbeit feinem Auge verbarg, aber nicht zu verlangen (RG JWö08, 48012; 
1932, 120810). Die baupolizeiliche Abnahme enthebt weder hinſichtlich der Errichtung noch hinſichtlich 
der Unterhaltung den Beſitzer ſchlechthin der Verantwortung; ſie bietet lediglich eine gewiſſe Ge⸗ 
währ, daß die baupolizeilichen Vorſchriften beobachtet find (NG JW 09, 2751; 23 1921, 22619). 
Erhöhte Sorgfalt kann geboten ſein mit Rückſicht auf die beſondere Beſchaffenheit 
des Gebäudes und feiner Einrichtungen; ein Gebäude, das dem ſtändigen Verkehr des 
Publikums (Gerichtsgebäude, Poſtgebäude, Bahnhofsgebäude) oder von Kindern (Schulgebäude) 
dient, muß in allen feinen Teilen den dieſen Zwecken entſprechenden Anforderungen genügen; öftere 
Beſichtigungen durch Sachverſtändige find hier geboten (vgl. RG aa O.; LZ 1921, 4545). Iſt der Be⸗ 
ſitzer eine Körperſchaft, fo iſt es für den nach $ 836 zu führenden Entlaſtungsbeweis gleichgültig, 
ob der Beamte, dem das Verſchulden bei der mangelhaften Errichtung oder Unterhaltung zur Laſt 
fallen würde, ein Vertreter nach $$ 30, 31, 89 oder ein Angeſtellter im Sinne des $ 831 iſt; der 
Inhalt des zu führenden Nachweiſes zur Widerlegung der Schuldvermutung des § 836 bleibt in 
beiden Fällen der gleiche (RG JW; 1913, 86712, RG HRR 1928 Nr 1978; RG 4. 3. 07 IV 350/06). 
Entſprechend iſt die Verantwortung einer Aktiengeſellſchaft, die an verſchiedenen Orten Deutſch⸗ 
lands Fabriken beſitzt, für das Tun und Laſſen der örtlichen Leiter zu beurteilen (NG HRR 1935 Nr 
1515). Ein abweſender oder ſonſt verhinderter Beſitzer kann die Überwachung, wenn eine 
Durchſicht oder eine Ausbeſſerung des Gebäudes erforderlich wird, auch einem zuverläſſigen 
Hausverwalter übertragen und durch den Beweis der Sorgfalt in deſſen Auswahl und 
Unterweiſung den Nachweis der von ihm erforderten Sorgfalt führen (RG JW 1932, 1210; 
RG Warn 1910 Nr 333). Über die Haftung des Hauseigentümers für das Herabfallen von Schurn- 
ſteinteilen und mitſtürzenden Dachziegeln bei ſtürmiſchem Wind und die Beweislaſt hierbei ſ. 
NG JW 1936, 2913˙). — Daß dem Beſitzer auch der Einwand mitwirkenden eigenen Ver- 
ſchuldens des Beſchädigten nach § 254 ofſenſteht, bedarf kaum der Erwähnung. Bei von 
dem Kläger nachgewieſenen Verſchulden des Beſitzers haftet dieſer auch nach $ 823 Abſ 1. 

b) Der Entlaſtungsbeweis des Abs 1 Satz 2 des $ 836 iſt abweichend von den $$ 831, 832, 
833, 834 nur dahin gerichtet, daß der Beſitzer zur Abwendung der Gefahr die im Verlehr erſorder⸗ 
liche Sorgfalt beobachtet hat, nicht auch darauf, daß der Schaden auch bei Anwendung 
dieſer Sorgfalt entſtanden fein würde. Nach dem § 832 A 1% Geſagten iſt auch dieſer 
Nachweis dem Beſitzer ſelbſtverſtändlich nicht verwehrt, der den urſächlichen Zuſammenhang 
feines Verſchuldens mit dem eingetretenen Schaden aufhebt. Iſt z. B. zwar nachgewieſen, daß 
die Ablöſung eines Gebäudeteils auf einen Fehler in der Errichtung zurückzuführen iſt, und iſt 
der beklagte Beſitzer den Nachweis ſchuldig geblieben, daß er auf die Unterhaltung die gehörige 
Sorgfalt verwendet habe, tut er aber dar, daß der Fehler verborgen und auch bei regelmäßiger 
ſorgfältiger ſachmänniſcher Nachprüfung nicht hätte entdeckt werden können, ſo muß die Klage 
gegen ihn ebenſo verſagen, wie wenn er den Nachweis der regelmäßigen Nachprüfungen 
geführt hätte. Dieſer urſächliche Zuſammenhang fällt nicht mit demjenigen zwiſchen dem 
vermuteten Verſchulden und dem Schaden zuſammen, wie das angeführte Beiſpiel zeigt 
(vol. RG 23 1922, 2325). g 

9. Der Haftung des gegenwärtigen Beſitzers des Gebäudes oder Werkes, wenn er ſich nicht 
durch den Nachweis nach Abſ 1 Satz 2 entlaſten kann, fügt Abſ 2 noch die weitere der früheren 
Beſitzer hinzu, die an die vom Beſchädigten nachzuweiſende Vorausſetzung gebunden iſt, daß 
der Einſturz oder die Ablöſung innerhalb eines Jahres nach Beendigung ihrer Beſitzzeit (89 187, 
188) eingetreten ift. Auch der frühere Beſitzer muß Eigenbeſitzer geweſen fein. Die Verantwort. 
lichkeit des gegenwärtigen und der früheren Beſitzer ſtehen ſelbſtändig nebeneinander; fie haften 
als Geſamtſchuldner nach § 840 Abſ 1; ihre Ausgleichung untereinander regelt $ 426, da $ 840 
Abſ 3 hier nicht Anwendung findet. Jeder frühere Beſitzer kann ſich durch den Nachweis befreien, 
daß er während ſeiner Beſitzzeit bei der Errichtung des Gebäudes oder Werkes, wenn ſie 
von ihm ausging, und bei deren Unterhaltung die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachte! 
habe, oder daß der Unfall und Schaden vermieden worden wäre, wenn ein ſpäterer Beſißer 
ſeine Schuldigkeit in der Unterhaltung des Gebäudes oder Werkes getan hätte; er muß mithin 
die Verabſäumung der Sorgfalt durch den ſpäteren Beſitzer dahin dartun, daß dieſer in der Lage 
war, für die Abwendung der Gefahr Sorge zu tragen. Daß er dies unterlaſſen, iſt nicht nachzu⸗ 
weiſen, da feſtſteht, daß die Gefahr nicht abgewendet wurde. 
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§ 837 


Beſitzt jemand auf einem fremden Grundſtück in Ausübung eines Nechtes 
ein Gebäude oder ein anderes Werk, ſo trifft ihn an Stelle des Beſitzers des 
Grundſtücks die im § 836 beſtimmte Verantwortlichkeit !). 8 

EI 735 Abſ 2 II 760; M 2 819; P 2 6557. 


1. § 837 ſetzt eine Ausnahme von der Regel des $ 836, indem er an der Stelle des Eigen⸗ 
be ſitze es des Grundſtücks, auf dem ein Gebäude oder ein mit dem Grundſtück verbundenes Werk 
fi befindet, die Perſon haften laßt, die auf einem fremden Grundſtück in Ausübung eines 
Rechtes ein Gebände oder ein anderes Werk beſitzt. Vorausſetzung für den Tatbeſtand des 
$ 836 iſt mithin einmal, daß ein getrennter Beſitz (Eigenbefig) des Grundſtücks und des darauf 
errichteten Gebäudes oder Werkes ſtattfindet (RG 59, 8; JW 1910, 65311; 1916, 395; Warn 1910 
Nr 242), und ferner, daß der Beſitzer des Gebäudes oder Werkes dieſes in Ausübung 
eines Rechtes beſitzt. Ob dieſes Recht ein dingliches oder verſönliches iſt, iſt an ſich gleich⸗ 
gültig; nur muß es jo geartet fein, daß die Verantwortung der fehlerhaften Errichtung 
oder mangelhaften Unterhaltung anſtatt dem Eigenbeſitzer des Grundſtücks dem Beſitzer des 
Gebäudes oder Werkes zufällt. Für den Mieter eines Hauſes trifft keine dieſer Vorausſetzungen zu, 
da er weder zur Unterhaltung des gemieteten Gebäudes verpflichtet iſt (§ 536) noch das Gebäude 
abgeſondert von dem Grundſtücke beſitzt (RG 59, 8). Doch haftet der Hausbeſitzer als ſolcher nur 
dafür, daß die Einrichtungen ſeines Hauſes brauchbar ſind und bleiben; für ihre Handhabung 
iſt der Benutzer verantwortlich. It der Hausbeſitzer zugleich Benutzer, ſo müſſen beide Eigen⸗ 
ſchaften auseinandergehalten werden (RG 113, 286). Der Hauptfall des $ 837 iſt der, daß jemand 
in Ausübung eines Rechtes an einem fremden Grundſtücke (Nießbrauch §9 1030 ff., Erbbaurecht 
$$ 1012ff., jetzt VO über das Erbbaurecht v. 15. 1. 19 [RGB 72], Grunddienſtbarkeit in den 
Fallen der Errichtung und Erhaltung einer baulichen Anlage durch den Berechtigten nach $$ 1020, 
1022) ein Gebäude oder ein Werk gemäß $ 95 mit dieſem verbunden hat. Doch beſchränkt ſich 
die Anwendung des $ 837 keineswegs auf dieſen Fall. Der Unternehmer eines Baues auf 
fremdem Grund und Boden iſt Beſitzer des Baugerüſtes, das er mit dem Grundſtück verbunden 
hat, und er beſitzt das Gerüſt in Ausübung der aus dem Bauvertrage ſich ergebenden Vertrags- 
rechte, an denen es nichts ändert, daß die Errichtung des Gerüſtes zugleich in Betätigung der 
aus dem Bauvertrage folgenden Verpflichtungen erfolgte; ſolange der Bauvertrag beſteht, hat 
er ein Recht zum Halten des Gerüftes auf dem fremden Grundſtück (RG Warn 1910 Nr 154). 
Das gleiche gilt für den Maler, der ein Gerüſt zum Anſtreichen eines Hauſes errichtet hat (LZ 
1924, 239). Rutſchwand an einem Neubau, die das Anſchlagen und Feſthaken der mit einer 
Winde in die Höhe zu befördernden Gegenſtände verhindern ſoll, ſ. R& HRR 1935 Nr 730. 
Der Mieter oder Pächter eines Grundſtücks, der auf Grund des ihm eingeräumten 
Vertragsrechts ein Gebäude oder Werk auf dem Grundſtück errichtet, das nur er, nicht 
der Eigenbeſitzer des Grundſtücks beſitzt: ſo der Pächter eines Landguts, der für ſeine Vertragszeit 
auf Grund der Vertragsrechte für ſeine wirtſchaftlichen Zwecke auf dem Pachtgut Anlagen trifft, 
die unter den Begriff des Gebäudes oder Werkes fallen (RG JW 1910, 65311); ein Mieter eines 
Platzes, der für eine Ausſtellung oder Feſtveranſtaltung ein Wirtſchaftszelt oder eine 
Verkaufs- oder Schaubude in Verbindung mit dem Grundſtück aufſtellt (RG JW 1916, 10197; 
Warn 08 Nr 23): der Beſitzer einer elektriſchen Leitungsanlage auf fremdem Grundſtück (RG 
JW 1916, 395, R SeuffA 79 Nr 168); fie alle find Beſitzer der Gebäude oder Werke in Ausübung 
eines Rechtes im Sinne des $ 837, ſofern fie dieſe abgeſondert von dem Beſitz am Grundſtück als 
Eigenbeſitzer innehaben; der bloße Mietbeiig genügt nicht, ſelbſt wenn der Mieter die Unter⸗ 
haltung übernommen hat (RG Jh 1916, 1019). Haftung des Beſitzers einer über einen offent⸗ 
lichen Weg führenden elektriſchen Leitung für das Reißen eines Drahtes |. RG JW 1938, 125420. 
Anwendung des $ 837 wenn eine in einen Deich eingebaute Schleuſe von einem andern als dem 
Deicheigenkümer erbaut iſt und unterhalten wird (NG 24. 3. 30 VI 249/29). 


8 838 

Wer die Unterhaltung eines Gebäudes oder eines mit einem Grundſtücke 
verbundenen Werkes für den Beſitzer übernimmt!) oder das Gebäude oder 
das Werk vermöge eines ihm zuſtehenden Nutzungsrechts zu unterhalten hat 2), 
iſt für den durch den Einſturz oder die Ablöſung von Teilen verurſachten Schaden 
in gleicher Weiſe verantwortlich wie der Beſitzer ). 

E 1 736 Abſ 3 II 761; M 2 819; P 2 657. 

1. Während $ 837 eine andere Perſon anſtatt des Eigenbeſitzers des Grundſtücks für den 
durch einen Einſturz herbeigeführten Schaden haften läßt, ſchafft $ 838 die Haftung eines Dritten 
ne ben der des Grundſtücksbeſitzers aus dem Geſichtspunkte der Unterhaltungspflicht des Dritten 
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für das Gebäude oder das Werk. Der erſte Fall dieſer Unterhaltungspflicht iſt, daß ein Dritter 
die Unterhaltung eines Gebäudes oder eines mit einem Gebäude verbundenen Werkes für 
den Beſitzer übernommen hat. Wie in den Fällen der $$ 831 Abſ 2, 832 Abſ 2, 834 kann hier 
nur an eine Übernahme der Unterhaltung durch Vertrag gedacht werden; eine einjeitige, 
freiwillige, bloß tatſächliche Übernahme genügt nicht. Auch eine beſchränkte Vertragsverpflichtung, 
ein Werk in Ordnung zu halten, ohne daß eine Verantwortung für Bau- und Werkſchäden über⸗ 
nommen wird, genügt nicht (RG 1916, 1019). Unter den $ 838 gehört insbeſondere die Über⸗ 
nahme der Unterhaltung eines Hauſes durch einen Pächter oder Mieter oder durch einen Haus⸗ 
verwalter. Für landwirtſchaftliche Baulichkeiten vgl. H 582. Daß der Vertrag mit dem Beſitzer 
des Grundſtücks geſchloſſen ſei, iſt nicht ſchlechthin erforderlich (vgl. § 832 A 9). 

2. Der zweite Fall der Unterhaltungspflicht des $ 838 iſt der, daß fie dem Dritten obliegt 
vermöge eines ihm zuſtehenden Nutzungsrechts, das an dem Gebäude allein oder zugleich an 
dem Grundſtücke beſtehen kann. Solche Nutzungsrechte ſind das Recht des Nießbrauchers 
(88 1030 ff., namentlich $ 1041), das Recht des Ehemanns am Vermögen der Ehefrau ($$ 1363, 
1373), des Vaters oder der Mutter am Vermögen der Kinder (88 1649, 1654, 1684, 1686), auch 
das Recht des Grunddienſtbarkeitsberechtigten in dem Falle, daß ihm an den ſeinem Rechte dienen⸗ 
den Anlagen kein Beſitz zuſteht, aber die Unterhaltungspflicht obliegt ($ 1021). 

3. Die in Halbſatz 1 u. 2 bezeichneten Perſonen ſind für den durch Einſturz oder Ablöſung 
von Teilen verurſachten Schaden in gleicher Weiſe verantwortlich wie der Beſitzer, beide können 
nebeneinander verantwortlich fein und haften dann nach $ 840 Abſ 1 als Geſamtſchuldner. Der 
Beſitzer kann aber möglicherweiſe den nach $ 836 ihm obliegenden Beweis dahin führen, daß 
er ſich auf den unterhalkungspflichtigen Dritten habe verlaſſen dürfen. Dieſer hat, da er in gleicher 
Weiſe verantwortlich iſt wie der Beſitzer, den Beweis ſeines Nichtverſchuldens ebenſo wie der 
Beſitzer nach $ 836 zu führen (NG Warn 1913 Nr 13). Für die Ausgleichung der mehreren ber- 
antwortlichen Perſonen untereinander gilt $ 426; $ 840 Abj kommt nur zur Anwendung, wenn 
ein außerhalb des Perſonenkreiſes der $$ 836—838 ſtehender Dritter (jo der Erbauer des Ger 
bäudes) mit haftbar iſt. 


§ 839 

1) Verletzt ein Beamter ?) vorſätzlich oder fahrläffig *) die ihm einem Dritten 
gegenüber obliegende Amtspflicht ), fo hat er dem Dritten den daraus ent- 
ſtehenden Schaden zu erſetzen ). Fällt dem Beamten nur Fahrläſſigkeit zur 
Laſt, ſo kann er nur dann in Anſpruch genommen werden, wenn der Verletzte 
nicht auf andere Weiſe Erſatz zu erlangen vermag “). 

Verletzt ein Beamter bei dem Urteil in einer Nechtsſache ſeine Amtspflicht, 
ſo iſt er für den daraus entſtehenden Schaden nur dann verantwortlich, wenn 
die Pflichtverletzung mit einer im Wege des gerichtlichen Strafverfahrens zu 
verhängenden öffentlichen Strafe bedroht iſt. Auf eine pflichtwidrige Der- 
weigerung oder Verzögerung der Ausübung des Amtes findet dieſe Vorſchrift 
keine Anwendung 7). 

Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Verletzte vorſätzlich oder fahr- 
läffig unterlaffen hat, den Schaden durch Gebrauch eines Nechtsmittels 
abzuwenden). 

E 1 736 Abſ 1 II 762; M 2 819-828; P 2 658604; 6 202—205. 

1. Schadenserſatzpflicht der Beamten. Die Beamten des Staates und der öffentlichen 
Körperſchaften haften für die in Ausübung des Amtes begangenen u. H. den dadurch beſchädigten 
Perſonen an ſich nach Maßgabe der allgemeinen Beſtimmungen der $$ 823ff., insbeſondere § 82 
Abſ 1 und 2, 8 826, unter Umſtänden auch des $ 831, der gemäß Art 78 EG nach dieſer Richtung lan“ 
desgeſetzlich erweitert werden kann. Und zwar gilt dies ſowohl von den mit der Verwaltung des 
Staats- oder Gemeindeguts betrauten oder in Unternehmerbetrieben des Staates oder der Gemein 
den (Eisenbahnen, Elektrizitätswerke, Bergwerke u. a.) beſchäftigten Beamten, für deren Handlun⸗ 
gen daneben auch der Staat oder die öffentliche Körperſchaft nach den 89 30,31,89,823 oder nach 
9 831 einzuſtehen hat, wie von den in der Regierung des Staates oder des Gemeindeganzen Ms 
und mit öffentlicher Gewalt bekleideten Beamten. Für beide Arten von Beamten hat aber 9 83 4 
eine Erweiterung der Haftung dahin geichaffen, daß fie, auch wenn nicht eins der in $ 823 beze 
neten Rechtsgüter eines Dritten oder ein Schutzgeſetz im Sinne des $ 823 Abs verletzt iſt, und wenn 
es am Tatbeſtande einer andern u. H., etwa des $ 824 oder des $ 826 fehlt, für denjenigen Schaden 
haften, welchen fie durch die Verletzung einer Amtspflicht, die ihnen Dritten gegenüber oblag, bieſen 
Dritten ſchuldhaft zugefligt haben. Die Erweiterung ſchließt die engeren Tatbeſtände der bezeichne 
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ten Geſetze ein, jo daß auch die u. H. der Beamten nach 85 823 ff. unter $ 839 fallen, fofern fie die 
Verletzung einer dem Beamten Dritten gegenüber obliegenden Amtspflicht enthalten (ſo auch 
NG 74, 250 zunächſt für die fahrläſſig begangenen u. H.; allgemein dann RG 87, 348: 94, 103; 
100, 287; 139, 149; 140, 423; 151,385; 154, 117; 155, 257 J266ff.]; RG HRR 1932 Nr 614; 
1933 Nr 1424; 1934 Nr 7). Anderſeits wird durch die Tatbeſtandsmerkmale des $ 839 eine Ein⸗ 
ſchränkung der nach dieſer Richtung allgemeinen Tatbeſtände der 88 823ff. geſetzt. Auch 9 831 
iſt nicht anwendbar (NG JW 1933, 17665; NG HAN 1933 Nr 1535). Für die Haftung des 
Beamten, der eine ihm einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht ver⸗ 
letzt, iſt ausſchließlich 8 839 maßgebend. Der Grundſatz, daß $ 839 nicht mit $$ 823 ff. 
zuſammentreffen kann, bezieht ſich natürlich nur auf eine und dieſelbe Handlung eines beſtimmten 
Beamten. Iſt der Schaden durch mehrere Perſonen verurſacht, von denen die eine als Beamte ihre 
Amtspflicht verletzt, die andere als Richtbeamte eine u. H. begangen haben ſollen, ſo gelten für 
jene die Vorſchriften des $ 839, für dieſe die der $$ 823ff., was auch zu einer verſchiedenen Beur⸗ 
teilung der Haftung des Staates (J. unten), der für beide in Anſpruch genommen wird, führen 
kann (RG 151, 385). Dasſelbe Haftungszuſammentreffen kann eintreten, wenn eine und dieſelbe 
Handlung eines Beamten zugleich als u. H. innerhalb des bürgerlich⸗rechtlichen Geſchäftskreiſes 
ſeines öffentlichen Dienſtherrn nach $ 823 ff. und als eine in Ausübung öffentlicher Gewalt began⸗ 
gene Amtspflichtverletzung ſich darſtellt J. unten); eine in jenen Geſchäftskreis fallende Amtshand⸗ 
lung wird aber nicht ſchon dadurch zugleich Ausübung öffentlicher Gewalt, daß der Beamte ſich 
dabei auch von Wahrung der Staatsautorität, von ſtaatswirtſchaftlichen Erwägungen oder Rückſicht 
auf den wirtſchaftlich Schwächeren leiten läßt (RG 155, 257 (272, 2741). Über das Verhältnis 
zwiſchen $ 839 und $$ 7, 10 Kraft Fahr ſ. RG 145, 177 (182); auch HR 1937 Nr 1167. — Die 
Haftung des Beamten für Verletzungen der Amtspflicht wird durch § 839 in dreifacher 
Weiſe beſchränkt: a) indem der Beamte aus einer fahrläſſigen Verletzung der Amtspflicht nur 
hilfsweiſe, nach der ſonſt etwa für denſelben Schaden verantwortlichen Perſon haftet (Abſ 1 
Satz 2; ſ. A 6); b) indem der Spruchrichter für die Verletzung einer Amtspflicht bei Erlaß 
eines Urteils in einer Rechtsſache nur einzuſtehen hat, wenn die Pflichtverletzung mit öffentlicher 
Strafe bedroht iſt (Abſ 2; ſ. A 7); c) indem die Haftung des Beamten entfällt, wenn der 
Verletzte ſchuldhafterweiſe den Gebrauch eines Rechtsmittels gegen die Amtshandlung des 
Beamten, der den Schaden abgewendet haben würde, unterlaſſen hat (Abſ 3; vgl. A 8). — 
Die Verjährung der Anſprüche aus § 839 bemißt ſich nach $ 852. Werden zur Be⸗ 
gründung eines Schadenserſatzanſpruchs mehrere Amtspflichtverletzungen behauptet, die ver⸗ 
ſchiedene ſelbſtändige unerlaubte Handlungen darſtellen, ſo iſt in bezug auf jede beſonders zu 
prüfen, ob die Vorausſetzungen des $ 852 vorliegen (RG 29. 3. 27 JII 22/27). Im Falle des 
Abſ 1 Satz 2 beginnt die Verjährung nicht früher, als bis der Verletzte weiß, daß kein anderer 
Erſatzpflichtiger da iſt (vgl. §H852 A 4b). Soweit ein Beamter Schadenserſatzanſprüche gegen den 
Staat auf Vernachläſſigung der dieſem (dem Beamten gegenüber) obliegenden Fürſorgepflicht 
ſtützt, handelt es ſich um Anſprüche aus dem öffentlichen Dienſtverhältniſſe, nicht um ſolche aus 
$ 839, und die Verjährung aus § 852 findet keine Anwendung (RG Bayg 1924, 171). 

Was die Haftung des Staates, der Gemeinden und anderer öffentlicher Körperſchaften 
für unerlaubte Handlungen ihrer Beamten betrifft, jo iſt zu unterſcheiden zwiſchen Betätigung 
öffentlicher Gewalt und Wahrnehmung der bürgerlich- rechtlichen Intereſſen. Bei unerlaubten 
Handlungen im Bereiche des Privatrechtsverkehrs (ſ. oben) muß ſich die öffentliche 
Körperſchaft die Beurteilung der Handlungen ihrer Beamten nach den allgemeinen Vorſchrif⸗ 
ten des bürgerlichen Rechtes (8$ 823ff.) gefallen laſſen; ihre eigene Haftung unterſteht den 
Vorſchriften der 931,89, 831, während die beſondere Regelung des 9 839 weder zugunſten noch 
zuungunſten der öffentlichen Körperſchaft Anwendung findet (NG 78, 329; 122, 359; 131, 239 
1248 f.]; 140, 423; 147, 275; 148, 286 [292]; 155, 257 [266 ff.J. Für die Haftung der Beamten 
ſelbſt bleibt es auch hier bei der Anwendung des $ 839 (. oben und RG 147, 275 [278]; 155, 257 
1268f.]). Hinſichtlich des in Ausübung einer ihnen anvertrauten öffentlichen Gewalt 
(ſ. darüber Rd 84, 27; 91 S. 273 u. 347 und die weiter unten angeführte Rechtſprechung) von Be⸗ 
amten verurſachten Schadens enthält Art 77 EG einen Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung, der 
dieſer ſowohl die Regelung einer Haftung des Staates, der Gemeinde oder des Kommunalverbandes 
für ihre Beamten, wie auch der Haftung der Beamten ſelbſt, ſofern eine Haftung des Staates oder 
des Kommunalverbandes landesgeſetzlich eingeführt war, überließ. Der Landesgeſetzgebung war 
nach Maßgabe des Art 77 auch das Reich unterworfen (RG 54, 198). Reichsrechtlich geregelt 
war zunächſt nur die Haftung des Bundesſtaats oder der Körperſchaft, der der Beamte an- 
gehört, für die von Grundbuchbeamten begangene ſchuldhafte Verletzung der Amtsypflicht 
($ 12 G80; vgl. dazu RG 57, 277; 66, 107; 72, 324; 99, 221; JW 05, 23915 07, 3951). Nach⸗ 
dem Preußen durch das am 1. 10. 09 in Kraft getretene Geſ. v. 1. 8. 09 (GS 691) für die von 
unmittelbaren Staatsbeamten in Ausübung der ihnen anvertrauten öffentlichen Gewalt 
begangene ſchuldhafte Verletzung einer ihnen Dritten gegenüber obliegenden Amtspflicht die 
Haftung des Staates und ebenſo für die Verletzung ſolcher Amtspflichten ſeitens ihrer Beamten 
die Haftung der Kommunalverbände eingeführt hatte — durch ein Nachtragsgeſetz v. 14. 5. 14 
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(GS 117) iſt dieſe Haftung auf die Lehrer und Lehrerinnen ausgedehnt worden; dazu RG 152, 
385; RG JW 1997, 172118 betreffend Lehrperſonen an höheren ſtädtiſchen Schulen; RG JW. 
1938, 2335 betreffend Schwimmlehrer an Volksſchulen —, ſchritt auch das Deutſche Reich zu 
einer gleichen Regelung der Haftung für die Reichsbeamten, im Geſ v. 22. 5. 10 (RGB 798), 
dazu Gef v. 30. 6. 33 (RG Bl 1, 433) f 4. § 839 kommt in den unter dieſe Geſetze gehörigen Fällen, 
wie nach § 12 GBO, nur noch als Vorausſetzung für die Haftung des Reiches und Staates (RG 
JW 1911, 227%), forte für deren Rückgriff gegen den Beamten zur Anwendung (vgl. 
NG 96, 147). Zum erſteren Geſetz vgl. aus der Rechtſprechung MG 84, 27; 85, 22; 87, 114; 
88 S. 256 u. 417; 89, 13; 91 S. 341 u. 381; 100,6; JWö 1915, 6635; 1917 S. 59429 u. 66321, 
931 u. 97218, Warn 1917 Nr 119 u. 208; zum Reichsgeſetz RG 82, 317; 86, 117; 87, 347; 89, 
247; 91 S. 9 u. 273; 93, 198; 94, 102; 96, 164; 98, 208; 102, 30; 103, 59; 104, 141; 105 S. 178 
u. 230; Warn 1919 Nr 186. Ein Verſchulden des für feine Beamten haftenden Reiches oder 
Staates neben dem Amtsvergehen des Beamten ſetzt die Haftung nach dieſen Geſetzen nicht 
voraus (RG 105, 174). Die Haftung des preußiſchen Staates wie des Reiches iſt aber aus⸗ 
geſchloſſen bei Beamten, die auf den Bezug von Gebühren ange wieſen find, nach dem Pr. Gef. 
auch bei Amtshandlungen anderer Beamten, für die dieſe eine beſondere Vergütung von den 
Beteiligten zu beziehen haben (51 Abſ 3 Pr. Geſ., §5 RGef.). Die Gerichtsvollzieher gehören nicht 
zu den auf Gebühren angewieſenen Beamten, das Pr. Gef. v. 1. 8. 09 findet auf ſie Anwendung 
(RG 87, 294; JW 1916, 7385). Mit Rückſicht auf den Übergang der Rechtspflege auf das Reich 
(vgl. Geſetze v. 16. 2. 34 RG Bl J, 91, v. 5. 12. 34 RGBl 1, 1214 und v. 24. 1. 35 RGBl 1, 68) 
findet gemäß der mit Wirkung v. 1. 4. 35 geltenden VO v. 3. 5. 35 RG Bl J, 587 auf Amtspflicht. 
verletzungen von Juſtizbeamten jetzt allgemein das RGeſ d. 22. 5. 10 in der Faſſung v. 30. 6. 33 
(ſ oben) mit Haftung des Deutſchen Reiches Anwendung (8 1 der VO). Sondervorſchriften 
für Grundbuchbeamte, württ. Bezirksnotare, bad. Grundbuchhilfsbeamte ſ. 88 2—4, Übergangs⸗ 
vorſchriften für Amtspflichtverletzungen aus der Zeit vor dem 1. 4. 35 f. 6 der VO. Nach 9 5 
ebenda iſt 8 12 G0 (ſ. oben) außer Kraft getreten. 

Die Grundlage des gegenwärtigen Rechtszuſtandes bildet auch heute noch die als Rechtsnorm 
des bürgerlichen Rechts in Geltung gebliebene (RG 149, 170; |. auch Larenz, Vertrag und Un- 
recht II 58f.) Vorſchrift des Art 131 Wein Verf., der die Haftung des Staates oder der Körperſchaft, 
in deren Dienſt der Beamte ſteht (dazu RG 125, 11; 126, 83; 137, 38; 139, 296, 140, 126; 142, 
190; 147, 144; R HRR 1928 Nr 565; vgl. auch JW 1927, 220825; 1933, 5115), für die in Aus⸗ 
übung öffentlicher Gewalt ee Verletzungen der einem Dritten gegenüber obliegenden 
Amtspflicht grundfäglich feſtſtellte und inſoweit, wie das Reichsgericht in jtändiger Rechtſprechung 
anerkannt hat, nicht nur ein Programm für die künftige Geſetzgebung, ſondern unmittelbar 
anwendbares Recht gab und mur die nähere Regelung der zuſtändigen Geſetgebung vorbehielt 
(RG 102 S. 166, 391; 106, 34; 107, 41; 108, 249; 129, 42; 149, 170; 152, 385; 23 1923, 2180). 
Mit dieſer reichsrechtlichen Vorſchrift wurde für alle Rechtsgebiete, die bisher keine Staats⸗ 
haftung hatten, dieſe eingeführt und verwirklicht. Das Reichsgeſetz v. 22. 5. 10 und die landes⸗ 
geſetzlichen Haftungsvorſchriften — die künftig zu erlaſſenden wie die bereits erlaſſenen — können 
an den Grundſätzen des Art 131 nichts ändern und kommen daneben als Rechtsnorm nur noch 
inſoweit in Betracht, als fie die verfaſſungsmäßigen Grundſatze durch Regelung im einzelnen 
ergänzen, wie z. B. durch eine ausnahmsweiſe Regelung für beſonders geartete Beamtenklaſſen, 
ſo für die Beamten, die, wie die Notare, ausſchließlich auf den Bezug von Gebühren angewieſen 
find (RGel $5 Nr 1, PrGeſ $1 Abſ 3, dazu RG 134, 178; R Gruch 72, 70), Gerichtsvollzieher 
in Heſſen (NG JW 1933, 22682) und für die Beamten des Auswärtigen Amtes (Rceſ J5 Nr 2; 
RG 102, 166). Für Notare im Sinne des neuen Reichsrechts ſ. jetzt die beſondere Regelung 
der Reichsnotarordnung v. 13. 2. 37 (RG Bl 1, 191); Vorbem 2 unter b Abſ 3 a. E vor 8 611. Ber 
ſchränkung der Reichshaftung ($ 6 Ref) bei Amtspflichtverletzungen des Führers eines 
Reichsdienſtfahrzeugs nach den Beſtimmungen des See- oder Binnenſchiffahrtsrechts |. RG 149, 
167; 151, 271; RG J 1936, 265312; RG SeuffA 89 Nr 136. Auch die die Anſprüche von Auslän⸗ 
dern beſchränkenden Vorſchriften ($ 7 des preuß. und des RGeſ) find neben Art 131 in Kraft geblie⸗ 
ben (RG 109, 212; 111 S. 294, 375; 128, 238; 149, 83; Rh JW 1936, 383°; RG SeuffA 84 Nr 209; 
90 Nr 22). Eine deutſchrechtliche Geſellſchaft mbH. mit dem Sitze in Deutſchland wird aber nicht 
dadurch zu einer ausländiſchen, daß ihre Inhaber und Geſchäftsführer Ausländer ſind und die 
Geſchäftsführung vom Auslande aus beſorgt wird (R RR 1935 Nr 9). Über das für die Haftung 
des Staates gegenüber Ausländern aufgeſtellte Erfordernis der Bekanntmachung der Gegen 
ſeiligkeitsverbürgung im allgemeinen und gegenüber türkischen Staatsangehörigen im beſonderen 
. RGS 149, 83. Soweit die Staatshaftung verſagt, kann der geſchädigte Ausländer den ſchuldigen 
Beamten in Auſpruch nehmen (RG 128, 238). Fällt die Beſchränkung der Staatshaftung nad” 
träglich durch Verbürgung der Gegenſeitigkeit und entſprechende Bekanntmachung weg, ſo kann 
ſich der Ausländer an den Staat auch wegen ſolcher Amkspflichtverletzungen halten, die vorher ber 
gangen worden ſind (RG 128, 238). — Dem Art 131 allein iſt jetzt auch der Begriff des Beamten 
zu entnehmen, für den grundſätzlich, d. h. unbeſchadet eines von anderer Seite erteilten perjün- 
lichen Auftrags, der Staat oder die Körperſchaft einzutreten hat, in deren Dienſt 
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der Beamte ſteht, nicht: deren Aufgaben er wahrgenommen hat (RG 125, 11: 
126, 81; 129, 306; 137, 39; 140, 127; R JW 1917, 66321; 1928, 2534; 1936, 249°: RG 5 RR 
1934 Nr 388; 1936 Nr 1308). Beamter im Sinne des Art 131 iſt jede Perſon, die das 
Reich, der Staat, die Gemeinde mit öffentlicher Gewalt und zwar mit der 
Gewalt bekleidet hat, in deren Ausübung fie pflichtwidrig handelt (RG 105, 
335; 124, 159). Die Haftung kann alſo auch bei Perſonen begründet ſein, denen das ſonſt 
maßgebende Beamtenrecht die Beamteneigenſchaft abſpricht (RG JW 1938, 4725; vgl. auch 
DBG 823 Abi 4), jo bei einem Angehörigen der lübeckiſchen Sicherheitswehr (RG 105, 334), 
bei einem Mitglied der freiwilligen Feuerwehr eines Kreisfeuerwehrverbandes (HRR 1937 
Nr 802), bei einem Leiter des freiwilligen Arbeitsdienſtes (HAN 1936 Nr 17), bei einem Kanzlei⸗ 
angeſtellten, der nur auf Dienſtvertrag angenommen iſt (RG 118, 241), bei einem von einer 
Vereinigung von Grundbeſſtzern angeſtellten und vom Landrat beſtätigten Feld⸗ und Forſthüter 
(n 142, 190), bei einer im Grenzzollweſen, aber nur als Angeſtellter tätigen Perſon (RG 155, 
362). Für Strombauarbeiter |. RG 151, 385. Das RGeſ zur Anderung von Vorſchriften 
auf dem Gebiete des allgemeinen Beamtenrechts uſw. v. 30. 6. 33 (RG Bl. I, 433) 
hat den hiernach für die Staatshaftung geltenden Beamtengriff nicht ein- 
geſchränkt (MG 142, 190; 158, 95; 159, 235). Über die entſprechende Haftung der 
NSDAP, wenn ihre Amtsträger in Ausübung der ihnen anvertrauten Gewalt Pflicht⸗ 
verletzungen Dritten gegenüber begehen |. AG Gelſenkirchen DJ 1937, 1471 mit Anm Fang⸗ 
mann. — Auch Art 131 ſetzt voraus, daß es ſich um Amtspflichtverletzungen in Ausübung 
öffentlicher Gewalt handelt. Der Begriff beſchränkt ſich, wie bisher, nicht auf die Ausübung 
obrigkeitlichen Zwanges, ſondern umfaßt auch das Gebiet der öffentlichen Fürſorge 
(Mb 68, 286; 102, 32; 144, 262 [267]; 145, 185; RG FW 1931, 17861; RG Warn 1930 
Nr 96); ſo auch die Erteilung von Unterricht (RG 84, 30; RG JW 1927, 19946; HRR 
1938 Nr 654); Schwimmunterricht (R JW 1938, 2335); die Beauffichtigung der Schulkinder 
bei Scherenarbeiten (RG Warn 1937 Nr 119), bei Benutzung von Gasapparaten im haus⸗ 
wirtſchaftlichen Unterricht (RG JW 1937, 17211), beim Turnen (MG SeuffA 88 Nr 118; HRR 
1935 Nr 345), bei Schulwanderungen (RG SeuffA 88 Nr 188), auch bei Heranziehung der Schul⸗ 
jugend zu den Reichsjugendwettkämpfen (RG 121, 254); Wahrung der Schulzucht beim Unter- 
richt wie bei Veranſtaltungen der Schule (z. B. Weihnachtsfeier), Wahrung der Ordnung auch 
gegenüber Gäſten (RG HRR 1932 Nr 315). Die Pflicht der Lehrperſonen, das ſchulpflichtige 
Kind im Schulbetrieb vor geſundheitlichem Schaden zu bewahren, iſt eine Amtspflicht, die ihnen 
auch gegenüber den zum Unterhalt des Kindes verpflichteten Eltern obliegt (RG 12. 11. 35 III 
102/35). Hierher gehören ferner: Die amtliche Führung des Verzeichniſſes der Schuldner, denen 
gegenüber der Antrag auf Konkurseröffnung mangels Maſſe abgewieſen worden iſt (KO $ 107 
Abſ 2, RG 118, 241); eine Pfandverſteigerung nach den $$ 1235ff. oder eine freiwillige Verſteige⸗ 
rung durch den Gerichtsvollzieher (NG 144, 262); Schätzungen zum Zwecke von Grundſtücksbelei⸗ 
hungen (RG JW 1938, 4735); Führung der Zahlſtelle einer Krankenkaſſe durch den Gemeinde⸗ 
vorſtand (RVO S$ 319, 404, RG 120, 162); Ausgabe von Blankoquittungskarten für Beiträge 
zur Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung durch Gemeindebehörden (RG Warn 1937 
Nr 76); Führung und Beaufſichtigung amtlicher Siegel und Stempel (RG JW 1935, 33723). 
Amtspflicht zur Beratung anderer Beamten ſowie der Hinterbliebenen ſolcher Beamten als Folge 
der Treu- und Fürſorgepflicht des Staates |. RG 146, 35. Fahrläſſiges Umgehen mit einer Dienſt⸗ 
waffe außerhalb des Dienſtes ſ. R JW 1937, 291625. Allgemein kann man jagen, daß als Aus⸗ 
übung öffentlicher Gewalt im Sinne des Art 131 Wein Verf. jede Amtsausübung, 
d. h. dienſtliche Betätigung eines Beamten des Reiches oder eines Landes oder einer ſonſtigen 
mit der Wahrnehmung von Hoheitsrechten betrauten öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaft anzuſehen 
iſt, die ſich nicht als Wahrnehmung bürgerlich⸗ rechtlicher Intereſſen des Reiches, 
Landes uſw. darſtellt (RG 101, 355; 107, 271; 126, 28; 144, 267; 147, 278). Demgemäß 
umfaßt auch die Amtshaftung nach Art 131 Weim Verf. in Verbindung mit der Organhaftung 
nach 68 89, 31 (. oben) lückenlos das geſamte Gebiet der Amtshaftungen (RS 91, 274; 101, 355; 

Warn 1937 Nr 91). Doch gibt die Anwendung des Begriffes im einzelnen vielfach zu Zweifeln 
Anlaß. Anerkannt iſt z. B. die Haftung des Reiches für die Amtstätigkeit des Zwangelotſen (RG 
87, 347; 93, 35; 96, 164; 105, 99; 110, 349; für die befonderen hamburgiſchen Verhältniſſe jedoch 
28 1925, 9944, beſtätigt durch RG 114, 197). Öffentliche Gewalt übt auch ein Landespolizei⸗ 
deamter aus, der als Fahrer eines Dienſtfahrzeugs einen Offizier zu einer dienſtlichen Be⸗ 
ſprechung zu befördern hat (RG 155, 186). Jagdſchutz als Ausübung öffentlicher Gewalt ſ. RG 
155, 388. Mitführen der Dienſtwaffe durch einen uniformierten Grenzzollbeamten auf einem 
privaten Ausgang als Ausübung öffentlicher Gewalt, amtspflichtwidriges Umgehen mit der nicht 
entladenen Waffe ſ. RG 155, 362. Keine Ausübung öffentlicher Gewalt iſt die Erfüllung 
der der Gemeinde obliegenden Streupflicht (NG JW 1928, 10461; RG Warn 1928 Nr 147). 
Wegeunterhaltungspflicht öffentlicher Körperſchaften ſ RG 154, 16. Nicht Ausübung öffentlicher 
Gewalt iſt die Erfüllung der Verkehrsſicherungspflicht des Reichs bei öffentlichen Wafferftragen, 
deren Unterhaltung ihm obliegt; daher Haftung nach 5 823 mit $$ 31, 89, 831 (vgl. 823 A 6 
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unter b), während Amtshaftung (des Reiches oder eines Landes) nach Art 131 Weim Verf mit 
§839 nur eingreift, wenn Amtspflichtverletzungen der Waſſerpolizeibeamten in Frage kommen 
(RG 155, 1). Zur Frage der Ausübung öffentlicher Gewalt bei unrichtigen Auskünften eines Bür⸗ 
germeiſters an einen Kaufliebhaber über die Verwertbarkeit eines Hausgrundſtückes als Fremden⸗ 
heim ſ. RG 148, 286. Anwendung des Art 131 Weim Verf, wenn ein Beamter ſchuldhaft auf Grund 
unrichtiger Angaben die „Anprangerung“ eines Volksgenoſſen veranlaßt, ſ. R IW 1937, 192227. 
Zur Frage, wann ein Nachtwächter, der ohne zur Führung einer Dienſtwaffe befugt zu ſein, zu 
einer Zeit, da er ſich im Dienſte befindet, aus einer ihm perſönlich gehörigen Schußwaffe auf einen 
Dritten einen Schuß abgibt, in amtlicher Eigenſchaft und in Ausübung öffentlicher Gewalt han⸗ 
delt, ſ. R 159, 235. Im Betriebe der Eiſenbahnen und der Poſt handelt es ſich, wenn auch 
ſtaatsrechtlich Hoheitsverwaltungen des Reiches in Frage ſtehen, doch im weſentlichen um eine der 
privatwirtſchaftlichen gleichſtehende Tätigkeit des Reiches, und eine Ausübung öffentlicher Gewalt 
iſt deshalb in der bisherigen Rechtſprechung auch nur ausnahmsweiſe, wie etwa bei der Ausſtellung 
von öffentlichen Urkunden, z. B. Frachtbriefduplikaten, angenommen worden (RG 91, 273; 
104, 141; 107, 272; 109, 209; 139, 149; JW 1924, 17145; 1926, 229511; 1927, 13524, 1933, 84018, 
HRR 1933 Nr 657; SeuffA 79 Nr 208; Warn 1925 Nr 67; 29. 6. 23 III 828/22; OLG 43, 99). 
Die neuere Rechtſprechung neigt, von der Bedeutung dieſer Betriebe für die Volksgeſamtheit und 
von der rechtlichen Geſtaltung der Durchführung ihrer Aufgaben ausgehend, dazu, den Bereich 
der Ausübung öffentlicher Gewalt hier weiter zu faſſen. In RG 155, 333 iſt ausgeſprochen, daß 
die Inanſpruchnahme der Deutſchen Reichspoſt auf öffentlichem Recht, nicht auf privatem Vertrage 
beruhe, und der Vertrag, kraft deſſen die Poſt in Erfüllung ihrer ſtaatlichen Aufgaben den Fern⸗ 
ſprechteilnehmern die Apparate zur Verfügung ſtellt, als ein Vertrag öffentlich-rechtlicher Natur 
bezeichnet. In RG 158, 83 iſt — unter Beſchränkung auf das durch den zu entſcheidenden Fall 
(Verletzung des Klägers durch einen der Verteilung von Briefen und Paketen dienenden Poſt⸗ 
kraftwagen) Gebotene — die Ausübung hoheitsrechtlicher Funktionen und öffentlicher Gewalt, 
abweichend von der bisherigen Rechtſprechung, inſoweit bejaht worden, als es ſich um die Tätig- 
keit der Reichspoſt wegen und bei der Beförderung von Briefen handelt. Auch hier iſt aber an⸗ 
erkannt, daß die Stellung der Reichspoſt als Hoheitsverwaltung keineswegs die Folge habe, daß 
deswegen rechtsnotwendig der geſamte Aufgabenbereich der Deutſchen Reichspoſt ein obrigkeit⸗ 
liches Gepräge tragen und ihre geſamte Tätigkeit öffentlich-rechtlicher Natur und Ausübung 
öffentlicher Gewalt ſein müßte. Die Beziehungen zwiſchen dem Reich und dem Poſtſcheckkunden 
find rein privatrechtlicher Art (R JW 1931, 31162). Um Ausübung der öffentlichen Gewalt 
gegenüber dem Eigentümer eines Grundſtücks handelt es ſich dagegen, wenn die Reichspoſt durch 
deſſen Luftraum eine Fernſprechleitung legt (RG 126, 28). Ein Beamtenverſchulden, das für die 
Haftung des Reiches im Rahmen des Poſtgeſetzes (vgl. dort 88 6ff.) rechtlich unerheblich iſt, 
vermag fie übrigens auch nicht auf dem Umwege über Art 131 WeimVerf zu begründen (RG 
107, 41; vgl. 57, 150; 67, 182; 70, 314); RG SeuffA 87 Nr 57). Zuſammentreffen der Haftung 
des Reiches als Kraftfahrzeughalters und aus der Amtspflichtverletzung des das Kraſtfahrzeug 
führenden Beamten ſ. auch RG 156, 257. Ausſtellung von Sparbüchern als öffentlicher Urkunden 
. RG FW 1931, 309713. Über das Verhältnis der Haftung der öffentlichen Dienſtherrn eines Beam⸗ 
ten für deſſen Amtspflichtverletzungen in Ausübung der öffentlichen Gewalt zur Haftung desſelben 
Dienſtherrn für unerlaubte Handlungen, die der Beamte im bürgerlich -rechtlichen Geſchäftskreis 
feines Dienſtherrn begangen hat, ſ. namentlich RG 155,257 (266ff.). — Der Begriff des Vorſatzes 
und der Fahrläſſigkeit iſt hier, wie ſchon vor dem Inkrafttreten der Weimarer Verfaſſung bei der 
Haftung des Staates ebenſo wie bei der Haftung der Beamten gemäß 8839 der reichsrecht- 
liche des 5276, feine Anwendung daher im Rechtszug der Reviſion nachzuprüfen, auch wenn in 
übrigen irreviſibles Landesrecht in Frage kommt (R JW 1930, 99715; 1938, 4725, RG 7. 12. 20 
III 195/20; 16. 10. 23 III 41/23; 30. 6. 25 III 405/24). 

Weitere Einzelfälle der Staatshaftung. Haftung des Reiches für Amtspflichtverletzungen 
von Finanzbeamten bei der Behandlung von Steuerſachen |. RG 108, 253 (unberechtigter 
Steuerarreſt); 111, 64 (verzögerte Steuervergütung); RG JW 1937, 15485 (unrichtige Belehrung 
und Beratung in einer Steuerſache); RG 121, 173 (unrichtige Auskunft über die Zollpflichtigkeit 
einzuführender Waren); 138, 40 (Verwahrung gepfändeter Sachen); L8 1924, 63911; bei Ver⸗ 
wahrung von Zollgut in einer öffentlichen Niederlage R 115, 419; für Maßnahmen des Reichs“ 
miniſters für Wiederaufbau Rs SeuffAl 79 Nr 110; für Beamtenverſchulden bei Verfallerklarung 
und Behandlung eingeführter Waren RG 106, 406; RG JW 1928 31136; vgl. 83 IV der ih 
fuhr O v. 16. 1. 17/22. 3. 20, REBL 1917, 41; 1920, 354; für Entſcheidungen des Reichskom 
miſſars für die Ablöſung der Reichsanleihen alten Beſitzes und der Reichsſchuldenverwaltung 2 
138, 6; für Außerungen eines mit Verhandlungen über den Erſatz von Beſatzungsſchäden betrat 
Vertreters der Reichsintereſſen R FW 1928, 14454; Haftung des Reiches für Dienſipftic, 
verletzungen von Militärperſonen ſ. RG 101, 355; 104, 286; 105 S. 230, 338; 107, 2705 5 
387; 120, 304; 126, 144; 134, 237; 156, 401; R JW 1927, 219916; 1930 S. 11852, 196555, 2848 
1938, 165216, R Warn 1930 Nr 96; 1. auch JW 1937, 311413, Zwiſchen der Verwendung . 


privaten Kraftrades durch einen Soldaten und ſeiner dienſtlichen Aufgabe muß eine innere Be 
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ziehung beſtehen, damit aus einer verkehrswidrigen Benutzung des Kraftrades eine Amtspflicht⸗ 
verletzung er wächſt (RG 156, 401; RG JW 1938, 165213; |. auch JW 1938, 182325). Zurück⸗ 
weiſung berufsmäßiger Vertreter von Beteiligten durch eine Verwaltungsbehörde ſ. RG 121, 
225. Die Haftung für Amtspflichtverlezungen der Demobilmachungskommiſſare traf die 
Länder, nicht das Reich (RG IW 1924, 29712). Staatshaftung bei Verfügung des Kriegs⸗ 
zuſtandes ſ. Rc 107, 396. Über die Haftung für Handlungen der anläßlich der Staats⸗ 
umwälzung des Jahres 1918 gebildeten Organiſationen ſ. A 2. Reichshaftung für Amtspflicht⸗ 
verletzungen beim Luftſchutz ſ. VO v. 4. 5. 37 (RG Bl 1, 559) 818. Die folgerichtige Durchführung 
des Grundgedankens der Reichshaftung, daß die unmittelbare Verantwortlichkeit für die Aus⸗ 
übung der öffentlichen Reichsgewalt das Reich treffen ſoll, nicht ſeine Beamten, erfordert, daß, 
wenn das Reich die Ausübung ſeiner öffentlichen Gewalt einer ſelbſtändigen juriſtiſchen Perſon 
des öffentlichen Rechts übertragen hat, dieſe entſprechend den für das Reich geltenden Grund- 
ſätzen für Pflichtwidrigkeiten ihrer Beamten und Angeſtellten haften muß; jo für die Kriegs. 
geſellſchaften RG 106, 373; LZ 1924, 1257; für die Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte RG 
112, 335; für die Reichstreuhandgeſellſchaft RG 111, 403; für eine Landesverſicherungsanſtalt 
R JW 1935, 23565. Haftung der Länder, ſeit 1. 4. 35 des Reiches, für Amtsverſehen des richter⸗ 
lichen Vorſitzenden des Einigungsamts für Wettbewerbsſtreitigkeiten |. HRR 1936 Nr 1308. 
— Haftung des preußiſchen Staates für unterlaſſenes oder ungenügendes Einſchreiten der 
Waſſerpolizeibehörden gegen die mißbräuchliche Benutzung eines Waſſerlaufs ſ. RG 138, 259; 
für mangelnde Fürſorge der Wegebaupolizeibehörden in bezug auf die Anbringung von Warnungs⸗ 
tafeln bei gefährlichen Wegeſtrecken (R JW 1927, 126521) für Fehler der Polizei bezüglich der 
Unterbringung von Obdachloſen (RG JW 1930, 3209); für Vernachläſſigung der Fürſorge für die 
Invalidenverſicherung von Gefangenen (RG 15. 3. 32 III 361/31; 27. 1. 33 III 211/32); für Amts⸗ 
pflichtverletzungen, die der Vorſitzende eines nach $ 356 Waſſerch gebildeten Schauamts bei Aus⸗ 
übung feiner waſſerpolizeilichen Befugniſſe begeht (NG Seuffl 81 Nr 153); für pflichtwidrige 
Ausübung der polizeilichen Gewalt durch einen Feld- und Forſthüter, der von einer Vereinigung 
von Grundbeſitzern angeſtellt und vom Landrat beſtätigt worden iſt (RG 142, 190); für Pflicht⸗ 
widrigkeiten eines von einer Gemeinde auf privatrechtlichen Dienſtvertrag angeſtellten, vom 
Landrat beſtätigten Feld- und Forſthüters (RG 158, 95). Für Amtsverſehen von Beamten, die 
bei mittleren und unteren Landesbehörden im Waſſerſtraßenweſen angeſtellt find, auch Zwangs- 
lotſen, haftet auch nach dem Übergang der Waſſerſtraßen auf das Reich, nicht dieſes, ſondern das 
Land (RG 125, 11; 126, 81; RG JW 1927, 22033; SeuffA 82 Nr 67; 84 Nr 209). Über Rechts⸗ 
verhältniſſe der am Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal bedienſteten Lotſen |. RG 140, 420. Haftung des preuß. 
Staates für Amtspflichtverletzungen von Kulturamtsbeamten RG Gruch 69, 625. Staatshaftung 
für Maßnahmen des Oſthilfekommiſſars (der Landſtelle) |. R JW 1938, 104057. Haftung des 
Staates für Polizeibeamte als Führer von Kraftwagen, mit denen die Polizeimannſchaft 
zu Übungen oder ſonſtiger dienſtlicher Tätigkeit befördert wird, R65 125, 98; 140, 415; für den 
Führer eines Gefangenenbeförderungskraftwagens RG ZW 1931, 33175; die Staatshaftung 
tritt hier auch dann ein, wenn das Verſchulden des Beamten nach $ 18 KraftfG vermutet wird. 
— Haftung einer Gemeinde wegen eines von ihrem Amtsarzt erſtatteten falſchen Gutachtens über 
die Dienſtfähigkeit eines Beamten ſ. RG 4. 7. 30 111 270/29; wegen Verſagung der Bauerlaubnis 
. RG 126, 356; wegen Amtspflichtverletzungen der Beamten einer ſtädtiſchen Berufsfeuerwehr 
ſ. RG 129, 303; 145, 177; Rch 16. 4. 29 III 278/28; 12. 1. 34 III 206/33; für pflichwidrige 
Schädigung eines Mündels durch den von der Gemeinde beſtellten Berufsvormund |. 16 132, 257, 
durch einen beim Jugendamt angeſtellten Gegenbuchführer ſ. HRR 1938 Nr 1111; nicht für einen 
von der Gemeinde aus ihren Beamten vorgeſchlagenen, vom Vormundſchaftsgericht beſtellten 
Vormund |. RG Seuff A 87 Nr 113; für die Zuverläſſigkeit der vom Gemeindevorſteher erteilten 
Beſcheinigung über die ſachliche Tüchtigkeit und gute Führung oder über die wirtſchaftlichen Verhalt⸗ 
niſſe eines Gemeindeangehörigen ſ. RH JW 1935, 20488; NG Warn 1936 Nr 156. Für Amtspflicht⸗ 
verletzungen eines Amtsvorſtehers in Preußen haftet der Amtsverband, nicht der Staat, auch 
wenn es ſich um die Ausübung polizeilicher Befugniſſe handelt (RG 111, 12; R JW 1929, 17975). 
Für Amtspflichtverletzungen des Amtmannes in der Provinz Weſtfalen als Verwalters der Orts- 
polizei haftet das Amt, für die Verletzung einer aus ſeiner polizeilichen Tätigkeit ſich ergebenden 
ſtaatlichen Verwahrungspflicht der Staat (RG SeuffA 81 Nr 172). Für den preußiſchen Landrat 
haftet zufolge feiner Doppelſtellung der Staat oder der Kreis, je nachdem die Amtspflichtver⸗ 
letzung in den Bereich der den Kreis betreffenden ftaatlichen Geſchäfte oder in den der Kommunal⸗ 
verwaltung des Kreiſes fällt (RG 100, 188; 104, 348; 111, 13; 129, 330; RO JW 1935, 35314; 
RG Warn 1933 Nr 121). Die ihm beigegebenen Beamten dagegen ſind nur ſtaatliche oder kom⸗ 
munale Beamte mit Haftung des fie anſtellenden Gemeinweſens (RG 140, 126). Vgl. auch RG 
HRR 1933 Nr 1185 (Landrat und Kreisvollziehungsbeamter). Haftung des preußiſchen Staates 
gegenüber den Gemeinden für Amtsverſchulden ſtaatlicher Beamten bei Ausübung der Kommunal⸗ 
aufſicht (RG 118, 94). Haftung des preußiſchen Staates für Amtspflichtverletzungen eines Gerichts⸗ 
vollziehers, der Zwangsvollſtreckungen im Auftrag einer Landſchaft ausführt, ſ. RG 137, 38. 
Über die Haftung für Amtspflichtverletzungen des Jagdvorſtehers einer Jagdgenoſſenſchaft nach 
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preuß. Recht ſ. DX 1935, 967. Haftung des Kreiskommunalverbandes für ſchuld hafte Pflicht ⸗ 
widrigkeiten, die das Kreisjugendamt, ſeine Mitglieder oder Beamten bei Ausübung der vor⸗ 
mundſchaftlichen Obliegenheiten des $32 RJugendwcß begehen (RG HRR 1937 Nr 243). 

Die Zuläſſigteit des Rechtswegs für die hier in Frage ſtehenden Anſprüche war ſchon unter 
dem früheren Recht unbeſchränkt, insbeſondere auch für den Fall einer Verletzung der Amtspflicht 
in Ausübung ſtaatshoheitlicher Amtsbefugniſſe, anerkannt (NG 87, 119; 92 ©. 240 u. 304; 99, 254; 
101 S. 72 u. 391; 103, 429; 105, 196; 111, 64; JW 1921, 7437; 1922, 8073; 1923 S. 78°, 174°; 
1926, 20831; Warn 1922 Nr 106). In Art 131 Abſ 1 Satz 3 Wein Verf iſt dieſer Grundſatz all⸗ 
gemein feſtgelegt (Rh 102, 392; 106, 34; 108, 263; 118, 325; 125, 289; Reh JW 1928, 27055). 
Vgl. auch RG JW 1926, 805% (Haftung der preuß. Landesſchulkaſſe). Der Rechtsweg wird nicht 
dadurch ausgeſchloſſen, daß der in Frage kommende Hoheitsakt mehr oder weniger politiſchen 
Charakter trägt (RG 154, 144). Schadenserſatzanſpürche eines Arztes wegen Nichteintragung 
in das Arztregiſter und wegen Nichtzulaſſung zur Kaſſenpraxis ſ. RG 154, 167. Unzuläſſig iſt 
der Rechtsweg, wenn eine formell auf 8 839 und Art 131 WeimVerf geſtützte Amts⸗ 
haftungsklage nur dem Zwecke dienen ſoll, im Rechtsweg nicht verfolgbare 
Anſprüche, wie etwa auf Übertragung eines öffentlichen Amtes oder auf Beförderung (RG 
103, 429; 110, 265; 143, 87; 145, 137; 146, 369; 159, 247; R Warn 1921 Nr 106; 1933 
Nr 41) oder auf Rückzahlung von Steuerbeträgen, auf Erſatz von durch ungerechtfertigte Steuer⸗ 
anſprüche verurſachten Anwaltskoſten oder wegen Nichterfüllung von Zuſagen der Steuerbehörden 
(RG 140, 84; 146, 257; R HR 1934 Nr 955; RG JW 1936, 271212; 1937, 230625; 1938, 166219; 
ſ. auch Engeln, Megow JW 1938, 560ff.) durchzuſetzen oder die gerichtliche Nach 
prüfung der Rechtmäßigkeit von Anordnungen der Verwaltungsbehörden (Mb 
143, 84), von Polizeiverordnungen (RG 144, 253) oder von Verwaltungsakten des Reichs⸗ 
kommiſſars für Milchwirtſchaft und der von ihm beauftragten Organe der Milchwirtſchafts⸗ 
verbände (R 145, 369) herbeizuführen. Es genügt überhaupt nicht zur Annahme der 
Zuläſſigkeit des Rechtswegs, daß der Kläger den Sachverhalt unter Art 131 in Verbindung 
mit 8839 ſtellt; feine tatſächlichen Behauptungen müſſen auch geeignet fein, den Tatbeſtand 
einer ſchuldhaften Amtspflichtverletzung zu begründen, und fo wenigſtens die Möglichkeit einer 
Staatshaftung nach Art 131 erkennen laſſen (R 140, 84; 143, 84; 144, 253; 145 S. 137, 369 
[374]; 146 S. 258, 369; 150, 174; 154, 144 [152]; 157, 197; 159, 247; RG Warn 1938 
Nr 77; RG JW 1938, 166276). Nur unter dieſer Vorausſetzung könnte auch ein Gemeindeange⸗ 
ſtellter wegen Nichterfüllung der Zuſicherung, er werde demnächſt Beamteneigenſchaft erhalten, 
auf Schadenserſatz klagen (MAG 25. 11. 36, 163/36). Über die Zuläffigfeit einer Klage wegen 
Amtspflichtverletzung eines Steuerbeamten ſ. namentlich Rh 157, 197. Ein Steuererſtattungs⸗ 
anſpruch kann auch dann nicht im Rechtsweg geltend gemacht werden, wenn nicht das Beſtehen 
eines ſolchen Anſpruchs, ſondern die Frage ſtreitig iſt, ob der Kläger durch Abtretung wirkſam 
Gläubiger geworden iſt (R 28. 4. 36 111 180/35). Ausſchluß der Nachprüfung einer Entſcheidung 
nach dem BB auf eine Schadenserſatzklage wegen Amtspflichtverletzung |. RG D 1936, 1165. 
Zuläſſig iſt der Rechtsweg, wenn es ſich nicht um den Hoheitsakt der Amtsverleihung ſelbſt ſondern 
darum handelt, daß bei ſeiner Vorbereitung gegenüber dem Amtsbewerber begangene 
Amtspflichtverletzungen das Unterbleiben der Verleihung verurſacht haben (R 105, 196; 145, 
137 [140]; 159, 247 [252]; |. auch Ruch HRR 1937 Nr 703). — Der Rechtsweg kann auch 
ausgeſchloſſen fein nach dem Geſetz über den Ausgleich bürgerlich⸗rechtlicher Anſprüche 
v. 13. 12. 34 (RG Bl I, 1235); dazu Durchführungs⸗ und Ergänzungsverordnungen, insbeſ. 
VO v. 22. 2. 35 (RGBl J, 219) 88 1, 7, VO v. 19. 6. 35 MOB 1, 748), RG 155, 296 
und RG ZW 1937, 192227; für Oſterreich BO v. 21. 5. 38 (RG Bl J, 596); für die ſudeten⸗ 
deutſchen Gebiete VO v. 13. 2. 39 (RG Bl J, 275); für Rechtsanſprüche aus Rechtshand⸗ 
lungen, die mit den gegen das Judentum gerichteten Vorgängen vom November 1938 zuſam⸗ 
menhängen ſ. VO v. 18. 3. 39 (RG Bl I, 614). — Das Deutſche Beamtengeſetz v. 26. 1. 37 
(RGBl J, 39), für Oſterreich VO v. 28. 9.38 (ROBL J, 1225), für die ſudetendeutſchen 
Gebiete VO v. 15. 12. 38 (RGBl I, 1811), trifft in den (nach § 174 auch für öffentliche 
Religionsgeſellſchaften und deren Verbände geltenden) 99 142 bis 147 beſondere, von dem 
bisherigen Recht weſentlich abweichende Beſtimmungen über den Rechtsweg wegen vermögensrecht⸗ 
licher Anſprüche. Nach § 142 werden vermögensrechtliche Anſprüche der Beamten, Ruheſtands · 
beamten und ihrer Hinterbliebenen durch Klage vor den Verwaltungsgerichten geltend gemacht. Das 
ſelbe gilt für Anſprüche des Dienſtherrn aus dem Beamtenverhältnis; nur Anſprüche gegen Beamte 
der Juſtizverwaltung aus Amtspflichtverletzungen, die fie in oder bei Ausübung der Rechtspflege 
begangen haben, werden vor den ordentlichen Gerichten geltend gemacht. Nach $ 147 Abſ 1 kann, 
wenn ein Auſpruch wegen Verletzung einer Amtspflicht vor den ordentlichen Gerichten geltend 
gemacht wird, die oberſte Dienſtbehörde oder die von ihr beſtimmte Behörde Einſpruch einlegen , 
wenn fie der Auffaſſung iſt, daß keine Verletzung einer Amtspflicht vorliegt; billigt das Reichs“ 
verwaltungsgericht, dem der Einſpruch vorzulegen iſt, dieſe Auffaſſung, ſo ſpricht es dies m 
bindender Wirkung für das ordentliche Gericht aus; andernfalls überlaßt es dieſem die Entſcheidung 
hierüber. Nach Abſ 2 gilt Abſ 1 auch, wenn ein Anſpruch wegen Verletzung einer Amtspflicht auf 
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das Verhalten einer Perſon geſtützt wird, die nicht Beamter im Sinne des Geſetzes ift. Dagegen 
findet fie nach Abſ 3 keine Anwendung bei Amtspflichtverletzungen von Beamten der Juſtiz⸗ 
verwaltung, die ſie in oder bei Ausübung der Rechtspflege begangen haben. Die Vorſchriften 
der $$ 142, 145, 147 über die Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte treten aber erſt mit der Er⸗ 
richtung des Reichsverwaltungsgerichts in Kraft; bis dahin verbleibt es bei den bisherigen Vor⸗ 
ſchriften ($ 182). Die übrigen Beſtimmungen (fo auch § 143, Vorbeſcheid der oberſten Dienſt⸗ 
behörde, dazu RG 158, 242) find mit dem Geſetz am 1. 7. 37 in Kraft getreten (§ 184). — Zur 
geſetzlichen Vertretung des Deutſchen Reiches gegenüber einer Klage aus Amtspflicht⸗ 
verletzung von Reichsbeamten iſt grundſätzlich dasjenige Reichsminiſterium berufen, in deſſen 
Amtsbereich der angeblich ſchuldige Beamte angeſtellt iſt oder war; dieſe Zuſtändigkeit gilt 
auch für den im Falle der Verjährung dem Verletzten bleibenden Anſpruch im Sinne des 8 852 
Ab 2 (NG 28. 3. 33 III 370/32). Über die geſetzliche Vertretung des Reiches in Zivilprozeſſen 
überhaupt ſ. jetzt auch R 155, 257 (265). Für den Bereich der Reichsjuſtizverwaltung ſ. AV 
b. 9. 3. 37, DJ 1937, 431; für den Bereich des Reichskriegsminiſteriums und des Reichsluft⸗ 
fahrtminiſteriums ſ. AV v. 22. 12. 37, DJ 1938, 28. 

2. Beamte im Sinne des $ 839 find nur die öffentlichen Beamten, aber alle deutſchen 
Beamten, gleichviel, ob ihr Dienſtverhältnis zum Reich ein unmittelbares oder ein mittelbares 
iſt (gl. DBG 88 1, 2). Das Merkmal der Beamteneigenſchaft im allgemeinen ift das auf An⸗ 
ſtellung gegründete öffentlich-rechtliche Dienſtverhältnis und die Unterſtellung des Dienſtver⸗ 
pflichteten unter eine beſondere Dienſtgewalt (RG 6, 105; 28, 80; 37, 225; 67, 117; JW 1911, 
4228), Einer Aufzählung der Beamtenklaſſen, die für $ 839 in Betracht kommen, bedarf es nicht. 
Beamte waren landesgeſetzlich auch die Notare in ihrer Eigenſchaft als Urkundsperſonen (vgl. 
für Preußen RG 49, 269; 78, 241; 81, 125; JW 01, 58227; 06, 46725; 1910, 1004). Nach der 
Reichsnotarordnung v. 13. 2. 37 (RG Bl 1, 191) find die Notare nicht Beamte im Sinne des 
Deutſchen Beamtengeſetzes, aber Träger eines öffentlichen Amtes; ihre Amtshaftung iſt in 88 21, 35 
dieſer VO beſonders geordnet (vgl. Vorbem 2b Abj3 am Ende vor § 611). Beamte find die 
Gerichtsvollzieher (über ihre Beamtenſtellung gegenüber dem ſie beauftragenden Gläu⸗ 
biger vgl. RG 56, 84 und, das Vertragsverhältnis überhaupt verneinend, RG V3 82, 58; 
ſ. Vorbem 2 unter b Abſ 2 vor 9 611). Keine Beamten find die Rechtsanwälte, ferner die 
Arzte, ſoweit ſie nicht Amtsärzte ſind. Beamteneigenſchaft haben landesgeſetzlich die Schieds⸗ 
männer (Preußen: Rich 60, 321; 88, 51), nicht dagegen die Schiedsrichter (Rö 65, 175; über 
ihre Haftung für den abgegebenen Schiedsſpruch ſ. unten A 7a), nicht die Schöffen, Geſchwo— 
renen, Vormünder und Pfleger, Teſtamentsvollſtrecker, Nachlaß. und Kon⸗ 
kursverwalter (RG St 19, 85; 10. 5. 12 III 334/11). Über die Feldmeſſer in Preußen 
ſ. Rö 79, 85; Beamte find im Sinne des $ 839 auch die Offiziere, ſofern fie öffent⸗ 
liche Dienſtverrichtungen ausüben (ogl. Rh 91, 9j 92 S. 240 u. 304; 99, 254; JW 1912, 63819), 
Über die Stellung der Volksſchullehrer in Preußen vgl. Rc 85, 22; JW 1915, 663'°; über 
das Züchtigungsrecht der Lehrer vgl. $ 823 A 10; über die Stellung der Lehrer an höheren 
Lehranſtalten R 84, 27; über die Stellung der Gemeinde vorſteher bei der Aufnahme von Dorf- 
teſtamenten RG 84, 29; Warn 1917 Nr 119 u. 243; 23 1924, 469. Haftung der Gemeinde für 
Amtspflichtverletzungen des Vorſitzenden ihres Mieteinigungsamts |. RG SeuffA 82 Nr 123; 
für Amtspflichtverletzungen ihrer Baupolizeibeamten |. R SeuffA 83 Nr 134. Nicht als Be⸗ 
amte anzufehen find (nach preuß. Recht) die Mitglieder freiwilliger Feuerwehren (RG 124, 159; 
ſ. auch RG 83, 308; Rh Warn 1919 Nr 62). Die nach der Staatsumwälzung vom 9. 11. 18 
eingeſetzten Arbeiter- und Soldatenräte waren als Beamte anzuſprechen; ob für die in 
Verletzung ihrer Amtspflicht Dritten zugefügten Schäden das Reich oder die deutſchen Einzel⸗ 
ſtaaten oder auch Gemeinden haftbar waren, richtete fi danach, ob fie in Ausübung der Reichs⸗ 
gewalt, in Erledigung von Aufgaben der Einzelſtaaten oder von Gemeinde verwaltungen tätig 
geweſen waren (Reich: Rh 99, 285; 100, 25; 102, 423 Staatsgerichtshof; 104 S. 257 u. 346; Warn 
1921 Nr 2; ſ. auch SeuffA 77 Nr 186; Einzelſtaaten: RG 104, 257 (ogl. auch 112, 95; RG Warn 
1921 Nr 1 u. 56; 1923/24 Nr 92; Kommunalverbände: RG 104 S. 257, 362); über Mann- 
ſchaften eines militäriſchen Kommandos RG 105, 238, der freiwilligen Volkswehr im Sinne 
des Geſ. v. 12. 12. 18, RG Bl 1424, RG JW 1923, 174°, Haftung des Staates für Beſchlagnahmen 
durch den Marine ſicherungsdienſt im Dezember 1918 RG Warn 1926 Nr 21. Haftung der Ge⸗ 
meinden für Handlungen der „Revolutionären Aktionsausſchüſſe“, die im Fruhjahr 1920 vorüber⸗ 

ehend die Herrſchaft in den rheiniſchen und weſtfäliſchen Gemeinden in den Händen hatten, 

G X 1925, 24344 Haftung des Staates, nicht des Reiches, für Amtspflichtverletzungen eines 
Regierungspräſidenten in feiner Eigenſchaft als Demobilmachungskommiſſar RG LZ 1924, 
1246. Als Beamter kann für die Haftung aus $ 839 immer nur die Einzelp erſon in Betracht 
kommen. Geht die Amtshandlung, die eine Verletzung der Amtspflicht enthält, von mehreren Be⸗ 
amten aus, die hierbei nach geſetzlicher Ordnung zuſammenwirken müſſen (Kollegium), jo können 
nur die ſchuldigen Einzelbeamten, die die Mehrheit bildeten, in Anſpruch genommen werden 
{MG 89, 13 96 1928, 253419). Die Feſtſtellung der Einzelperſönlichkeit des Beamten ift in- 
deſſen bei den gegen das Reich oder einen Staat oder eine Gemeinde erhobenen Klagen eben⸗ 
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fo nicht erforderlich, wie die des Angeſtellten im Falle des § 831 (RG 100, 102). Anſprüche 
gegen das Reich wegen ſchuldhafter Herbeiführung der Inflation behandeln RG 118, 325; 125, 
273. Anſprüche gegen ein Land wegen verfaſſungswidriger Beſteuerung |. RG 130, 319. Zur 
Frage der Haftung der Mitglieder des Vorſtandes und des Ehrengerichts einer Antdaltskammer 
wegen Verſagung der Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft |. RG JW 1931, 1069“. Nicht anwend⸗ 
bar iſt $ 839, wenn ein Nichtbeamter unbefugt eine Handlung vornimmt, die nur kraft eines 
Amtes vorgenommen werden darf (RG 140, 129). 

3. Die Haftung des Beamten aus $ 839 ſetzt die Verletzung einer ihm Dritten gegenüber 
obliegenden Amtspflicht voraus. Der Anſpruch aus § 839 ſteht nur einem ſolchen Verletzten 
zu, dem gegenüber die Amtspflicht beſtand. § 839 regelt nur die privatrechtliche Haftung der 
Beamten; der Umfang ihrer Amtspflichten und der Kreis der Perſonen, denen gegenüber die ver⸗ 
letzte Amtspflicht im Einzelfall beſtanden hat, beſtimmt ſich nach den das Amtsverhältnis und die 
Amtsgewalt der Beamten regelnden Geſetzen des öffentlichen Rechtes (RG JW 08, 6532; R JW 
1938, 4725). Bei Landesbeamten alſo nach Landesrecht; Art 131 Wein Verf hat hieran nichts ge⸗ 
ändert (RG 114, 345; R JW 1931, 17861; 1936, 1434 RG HRR 1936 Nr 1500). Die Frage 
des Verſchuldens bemißt ſich im Bereiche der reichsrechtlich geregelten Staats⸗ und Gemeinde⸗ 
haftung aber überall nach der reichsrechtlichen Vorſchrift des 8 276 (NG ZW 1938, 4725). Jetzt 
gilt für alle deutſchen Beamten das Deutſche Beamtengeſetz v. 26. 1. 37 (RG Bl 1, 39). Die 
Amtspflichten umfaſſen die ſorgfältige Beobachtung ſowohl der in die Amtsverwaltung einſchla⸗ 
genden Geſetzesbeſtimmungen, wie auch der beſonderen von den übergeordneten Behörden 
erlaſſenen Dienſtvorſchriften. Ob eine Amtspflicht dem Beamten einem Dritten ge⸗ 
genüber obliegt, entſcheidet ſich weſentlich nach dem Zweck, dem die Amtspflicht 
dient. Den Gegenſatz zu den Amtspflichten, die den Beamten Dritten gegenüber obliegen, 
bilden unter dieſem Geſichtspunkt einmal die Amtspflichten, die im inneren Verhältnis 
zu den übergeordneten, nebengeordneten und untergeordneten Behörden und Beamten zu 
beobachten find (Ordnungs- und Aufſichtsvorſchriften), ſodann auch die Pflichten, die dem Beaniten 
zwar nach außen, aber unmittelbar im öffentlichen Intereſſe, zum Schutze der öffentlichen 
Ordnung auferlegt ſind. In ſolchen Fällen kommt eine Haftung gegenüber Dritten nicht in Frage, 
mag auch durch die Ausübung jener Amtspflichten mittelbar in die Intereſſen Dritter einge- 
griffen werden (RG 135, 113; 139, 153; 140, 423; Re HR R 1933 Nr 1846). Hierhin gehört 
auch die Verleihung von Beamtenſtellen; wegen ſchuldhafter Nichtverleihung einer Beamten“ 
ſtelle kann deshalb auf Schadenserſatz auf Grund des $ 839 nicht geklagt werden (vgl. dazu oben 
A 1 Abſſ5). Ferner die Amtspflicht der Staatsanwaltſchaft, ſtrafbare Handlungen zu verfolgen; 
der Verletzte kann aus ihrer Nichterfüllung keine Anſprüche herleiten (RG 154, 266; anders für 
die Polizei RG 147, 144, |. auch unten). Auch die Verhaftung eines Beſchuldigten und die auf 
ihre Aufrechterhaltung gerichteten Maßregeln geſchehen nur im öffentlichen Intereſſe; ihre Un⸗ 
terlaſſung kann daher keine Amtspflicht gegenüber dem durch die Straftat Geſchädigten verletzen. 
(RG 108, 249). Bei der Stellungnahme zu einem Simultanzulaſſungsgeſuch gemäß 89 NAD 
erfüllt das Präſidium des Oberlandesgerichts nicht eine Amtspflicht gegenüber dem Rechts⸗ 
anwalt (RG JW 1933, 10587). Trifft ein Gerichtsvorſtand auf Grund einer Dienſtaufſichts⸗ 
beſchwerde Maßnahmen, fo erfüllt er dabei keine ihm dem Beſchwerdeführer gegenüber ob 
liegende Amtspflicht (MG 30. 5. 38 V 8/38). Aufſichtspflicht des Landrats gegenüber Kreis“ 
ſparkaſſen ſ. R ZW 1931, 309718. Hat die Amtspflicht aber (wenn nicht allein, fo doch auch) den 
Zweck, das Intereſſe des einzelnen — wozu aber nicht nur Privatperſonen zu rechnen find, 
ſondern auch der Staat und andere Körperſchaften, denen der Beamte nicht unterſteht (RG 134, 
311) — wahrzunehmen, fo liegt fie dem Beamten einem Dritten gegenüber ob (ſo grundlegen 
NG 78, 241; übereinſtimmend RG 135, 110; 139, 149; 140, 423; 143, 84 [90]; 147, 143; R J. 
1916, 739; SeuffA 87 Nr 76; N& 22. 6. 23 III 517/22; 16.2.34 III 239/33). Allgemein läßt 
ſich ſagen: jeder Beamte hat die Amtspflicht, ſein Amt ſachlich und im Einklang mit den 
Forderungen von Treu und Glauben und guter Sitte auszuüben und ſich jeden hier 
gegen verſtoßenden Mißbrauchs zu enthalten; dieſe Pflicht liegt ihm gegenüber jedem 
Dritten ob, der durch den Mißbrauch geſchädigt werden könnte (RG 154, 201 1208]. 
Allgemeine Pflicht eines jeden Beamten iſt es auch, nicht in die Rechte Dritter einzugreifen, 
ſoweit ihn das Geſetz nicht ausdrücklich dazu ermächtigt (NG JW 1936, 239612), Eine Amtspflich 
gegenüber der Allgemeinheit, niemand (vorſätzlich oder fahrläſſig) zur Begehung einer ſtrafbaren 
Handlung Hilfe zu leiſten, beſteht nicht; ebenſowenig eine Pflicht vor ſolchen Handlungen a 
warnen (RG HRR 1933 Nr 1424). Im einzelnen iſt die Frage, ob eine Amtspflicht gegenüber 
Dritten beſteht, aus der Betrachtung des Amtskreiſes des Beamten und der Art des Ge“ 
ſchäftes, das er verrichtet (RG 24. 6. 27 111 428/26), zu beantworten. Auch allgemeine Dienſt. 
vorſchriften oder auch beſonderer Dienſtbefehl, ja auch das eigene (vielleicht nicht geboten? 
Verhalten des Beamten kann Amtspflichten gegenüber Dritten begründen (MG HNN 19 
Nr 937; 1934 Nr 1451). Vgl. dazu über die Amtspflicht der Gefängnisbeamten in Preußen gegen 
über den Gefangenen, für die Erhaltung ihrer Anwartſchaft auf die Invaliden und Hinteres 
benenverſicherung durch Weiterverſicherung zu ſorgen, RH D 1934, 29; R JW ö 1933, 2951. 
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Jetzt iſt hier die AV des RIM v. 1. 4. 38 DY 543 über Sozialverſicherung (Invaliden-, Ange⸗ 
ſtellten⸗ und Knappſchaftsverſicherung) der Gefangenen maßgebend. Soweit die Beamten zur 
Verwirklichung derjenigen Staatsaufgaben berufen ſind, die den Schutz und die Förderung 
der Zwecke und Intereſſen der einzelnen zum Gegenſtande haben, liegen ihnen im all⸗ 
gemeinen auch Amtspflichten den Dritten gegenüber ob, mit denen ihre Amtstätigkeit 
ſie in Berührung bringt. Als ein natürliches, jedoch nicht weſentliches Merkmal für das Beſtehen 
einer Amtsobliegenheit Dritten gegenüber iſt die Einrichtung von Rechtsmitteln gegen die Amts⸗ 
handlung anzusehen. Die Verletzung einer Amtspflicht Dritten gegenüber kann, wie regelmäßig die 
u. H., ſowohl in der Vornahme einer unzuläſſigen, wie in der Unterlaſſung einer ge⸗ 
botenen Amtshandlung beſtehen (RG 56, 84 a. Schl.), und fie kann die Verletzung allgemeiner 
Pflichten, die Zuwiderhandlung wider beſondere Geſetze, wie gegen rechtsgültige Dienſtvorſchriften 
zum Gegenſtande haben, die das Amtsverhältnis Dritten gegenüber beſtimmen. 

Unter $ 839 fallen demnach, was für die Beſtimmungen in Abs 1 Satz 2 und in den Abſ 2 u. 3 
von Wichtigkeit iſt, einmal die ſchon nach den allgemeinen Beſtimmungen der SS 823ff. als 
unerlaubt anzuſehenden Handlungen (Hinfichtlic der vorſätzlich begangenen u. H. vgl. jedoch RG 
74, 250, dazu oben A J), insbeſondere die Verletzungen der Schutzgeſetze der $$ 331 ff. StGB, 
vol, im allgemeinen RG ZW 08, 6532; im einzelnen: für Amtsunterſchlagung RG 56, 84; Fäl⸗ 
ſchung amtlicher Urkunden RG 66, 107; Körperverletzung oder Sachbeſchädigung durch Mißbrauch 
der Waffe ſeitens einer Militärperſon oder eines Polizeibeamten RG 104 S. 203 u. 286; RG HR 
1935 Nr 585; RG Gruch 51, 1001, durch Mitführung eines verwilderten Polizeihundes RG Warn 
1932 Nr 118; ferner RG 111, 1 (Fluchtverſuch eines Feſtgenommenen), RG JW 1926, 11502 (Ver⸗ 
folgung flüchtiger Perſonen); Überſchreitung der Notwehr beim amtlichen Gebrauch einer Schuß⸗ 
waffe ich Warn 1937 Nr 98; fahrläſſiges Umgehen mit der Dienſtwaffe bei Dienſthandlungen RG 
HRgi 1934 Nr 1282, außerhalb des Dienſtes R JW 1937, 291625; unvorſichtige Führung des ge⸗ 
ladenen Gewehrs durch einen Forſtſchußbeamten bei der Jagdausübung D 1936, 188. Waffenge⸗ 
brauch der Forſt⸗ und Jagdſchutzberechtigten, ſowie der Fiſchereibeamten und Fiſchereiaufſeher ſ.Geſ 
v. 26. 2. 35 (RGBl 1313), Durchf VO v. 7. 3. 35 (RG Bl J, 377), für Oſterreich VO v. 16. 12. 38 
(RGBl J, 1814), für die ſudetendeutſchen Gebiete VO v. 15. 5. 39 (RGBl I, 916); 
dazu NSS 72, 305; Mitzſchke DJ 1935, 448. Befugnis der Polizeibehörden, trotz $1 RGew O 
die Eröffnung eines Gewerbebetriebes wegen Gefährdung der öffentlichen Sicherheit, Ruhe und 
Ordnung auf Zeit zu verſagen, |. RG 151, 170. Polizeiliche Schließung eines Geſchäfts unter Ver⸗ 
letzung des Geſetzes zum Schutze des Einzelhandels |. RG HRR 1937 Nr 856. Amtspflicht der 
Sicherheitspolizei, für die Verkehrsſicherheit einer Brücke zu ſorgen, bei zu erwartendem Maſſen⸗ 
andrang unter Umſtänden bei der Strombauverwaltung Erkundigungen über die Tragfähigkeit 
der Brücke einzuziehen (R JW 1935, 33692). Pflicht der Polizeibehörde zur Freihaltung der 
Bürgerſteige (Großſtadt) von Verkehrshinderniſſen (RG SeuffA 88 Nr 119); zur Sorge für ge⸗ 
ſicherten Verkehr auf einer durch ein Dorf führenden Provinzialſtraße (Rh HRR 1936 Nr 398: 
Unterbindung des Rodelbetriebs). Pflicht des Kreiswegemeiſters zur Sicherung des Verkehrs bei 
Einſturzſtellen einer Landſtraße (RG RR 1934 Nr 627). Die mit der Erteilung und Entziehung 
der polizeilichen Erlaubnis betrauten Behörden ſind den Beteiligten gegenüber dafür verantwort⸗ 
lich, daß nicht unzutreffende Geſetzesbeſtimmungen angewendet werden (RG JW 1938, 59125). 
Andere Fälle einer Amtspflicht gegenüber Dritten |. R JW 1932, 468“ (Feſthaltung eines 
vorſchriftswidrig fahrenden Radfahrers), fahrläſſige Körperverletzung eines Gefangenen durch den 
Strafvollſtreckungsbeamten R& 56, 215; durch Überſchreitung des Züchtigungsrechts der Lehrer 
(vgl. RG 105, 226 und $ 823 A 10); Freiheitsentziehung durch verſpatete Vorführung eines 
von der Polizei vorläufig Feſtgenommenen vor den Richter (RG 135, 161). — Weiter gehören 
hierher die beſonderen Amtsverfehlungen durch Nichtbeachtung von Dienſtvorſchriften, die 
den Charakter von Schutzgeſetzen nicht haben, aber die Amtstätigkeit des Beamten nach außen 
regeln. So die Verletzung der Pflicht der Amtsverſchwiegenheit in Angelegenheiten, die die 
Intereſſen Dritter berühren (RG 87, 419; 88, 171; Grenzen der Schweigepflicht des Richters 
über den Inhalt der Beratung des Gerichtshofs RG 89, 13); die verzögerte Bearbeitung von 
Geſuchen (RG HRR 1935 Nr 586); die Unterlaſſung geeigneter Vorſchriften zur Verhü⸗ 
tung des Waffenmißbrauchs (RG 91 S. 9 u. 381); der Erlaß eines unzuläſſigen Haftbe⸗ 
fehls (RG, 89, 13) und die unzuläſſige Feſtnahme einer Perſon (NG IW 1918, 2205); die 
unrechtmäßige Vollſtreckung einer Freiheitsſtrafe (RG Seuffa 85 Nr 8). Eine Amtspflicht, 
die dem vorgeſetzten Beamten gegenüber dem Untergebenen als Drittem obliegt, iſt es, in 
dienſtlichen Berichten ſich wahrheitswidriger Außerungen über den Untergebenen zu enthalten 
(NG 105, 196). Unwahre Mitteilungen über Dritte an ausländiſche Behörden |. R 154, 117. Un- 
zuläſſige Beſtätigung einer Entſcheidung des Jägerehrengerichts durch den Probinz-(Gau-) Jäger⸗ 
meister als Amtspflichtverletzung gegenüber dem Betroffenen |. Rh 156, 34. Die Amtspflicht, 
gegen Rechtsbrecher, wie z. B. Sachbeſchädiger einzuſchreiten, liegt der Polizei auch gegen⸗ 
über dem Eigentümer der gefährdeten Sachen ob (RG 147, 144). Dasſelbe gilt auch für die Ver⸗ 
hütung von Einbruchsdiebſtählen und für die Verfolgung der Diebe. Wie aber die Polizei den ihr 
anvertrauten Schutz der Bevölkerung gegen Einbrüche, insbeſondere nächtliche, ausüben will, unter⸗ 
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liegt ihrem pflichtmäßigen Ermeſſen; ihre Anordnungen entziehen ſich inſoweit der richterlichen Nach⸗ 
prüfung (NG Warn 1934 Nr 177). Kollufion von Polizeibeamten mit Taſchendieben |. RG Warn 
1929 Nr 147. Die Pflicht zur Geheimhaltung von Vorſtrafen nach dem Geſetz über beſchränkte 
Auskunft aus dem Strafregiſter liegt dem Beamten der Staatsanwaltſchaft auch gegenüber dem 
Vorbeſtraften ob (MG HAN 1937 Nr 552). — Amtspflichten können einem Beamten duch gegen- 
übereiner ſolchen Perſon obliegen, die keinen Rechtsanſpruch auf ein beſtimmtes Han⸗ 
deln des Beamten beſitzt (R D 1934, 260). Die Haftung der Beamten nach 8 839 ſetzt 
überhaupt nicht voraus, daß der Beamte zu der Amtshandlung, in deren Ausübung er 
einer Pflichtverletzung ſich ſchuldig machte, verpflichtet ift; es genügt, daß er zu der Handlung 
befugt iſt (Erteilung einer Auskunft, RG 68, 278; Je 02 Beil 21457; 1929, 17975); ja ſelbſt eine 
Überſchreitung der Amtsbefugniſſe durch Vornahme von amtlichen Handlungen, zu denen der 
Beamte nicht zuständig iſt, tann die Verletzung einer Amtspflicht Dritten gegenüber darſtellen 
(NG 71, 63; 93, 261; 99, 288; 104 S. 263 u. 348; 140, 423; 144, 391 [395]; 145, 213; 
NG HAN 1933 Nr 372, 376; 1582, 1921; 1934 Nr 10; RG IW 1928 S. 244915, 3113²7 
NG Warn 1923/24 Nr 92; 1930 Nr 191; 1937 Nr 91; RG Gruch 70, 302; RG SeuffA 84 
Nr 62); ſo auch, wenn ein Beamter (Schiedsmann, Gemeindevorſteher), der dazu nicht 
befugt iſt, die Beglaubigung von Unterſchriften in der Form amtlicher Urkunden vor⸗ 
nimmt und dabei ſchuldhaft Falſches beurkundet (RG 71, 60; JW ö 09, 49417; 1911, 45220; 
1917, 931°; RG 14. 2. 33 II 304/32 in Abweichung von RG 60, 321; vgl. auch LZ 1927, 
9267); oder wenn ſich ein Grundbuchbeamter unter der Vorſpiegelung, er ſei für Hinterlegungs⸗ 
ſachen zuſtändig, ſich zur Hinterlegung beſtimmte Gelder aushändigen läßt, um ſie alsbald für ſich 
zu verwenden (RG 148, 251; ſ. auch 156, 232). Ein Polizeibeamter handelt auch dann in amt⸗ 
licher Eigenſchaft, wenn er in ſeiner freien Zeit gegen Perſonen, die die öffentliche Ordnung 
verletzen, einſchreitet ( SeuffA 84 Nr 197). Nicht unter $ 839 und nicht unter die Staats- 
haftungsgeſetze fallen Handlungen, die ein Beamter nicht in Ausübung ſeines 
Amtes, ſondern nur bei Gelegenheit der Amtsausübung begangen hat, bei denen 
es alſo an einer inneren Beziehung zwiſchen der Amtsausübung und der ſchädigenden Handlung 
(ogl. RG 126, 28; RG ZW 1937, 149111) fehlt; To z. B. Handlungen, die der Beamte aus rein 
perſönlichen Beweggründen, ohne innere Beziehung zu ſeinen amtlichen Befugniſſen 
und befonderen Amtspflichten, ſei es auch während der Dienſtſtunden, begeht 
(RG 104, 286; 159, 235). Die innere Beziehung ift aber vorhanden, wenn der Beamte ſich 
ſelbſt an ſolchen Handlungen beteiligt, die zu verhindern und zu verhüten ihm dienſtlich oblag 
(RG 104, 304), oder wenn ein Kriminalbeamter, obgleich nicht im Dienſt befindlich, Privat- 
perſonen gegenüber polizeiliche Befugniſſe für ſich in Anſpruch nimmt und in deren Ausübung 
eine Amtspflichtverletzung begeht (RG SeuffA 84 Nr 197). 

Dritte im Sinne des $ 839 find nicht nur die bei einem Amtsgeſchäft unmittelbar Beteilig⸗ 
ten, wie die Parteien des Rechtsſtreits, die Rechtsanwälte, Zeugen, Sachverſtändigen gegenüber 
dem Prozeßrichter, die Vertragsparteien gegenüber dem Notar oder dem Richter der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, ſondern alle Perſonen, deren Intereſſen nach der beſonderen Natur des Amis? 
geſchäfts durch dieſes berührt werden und in deren Rechtskreis dadurch eingegriffen 
wird, auch wenn ſie durch die Amtsausübung nur mittelbar und unbeabſich tigt 
betroffen werden (NG 72, 324; 78, 241; 86, 105; 125, 85; 126, 255; 127, 153; 129 S. 23, 437 
138, 309; 140, 423 [427]; 151, 177; 153, 153; RG JW 1921, 3365; 1935 10845; 16 Warn 09 Nr 
180; 1915 Nr 140; 1917 Nr 243; Gruch 52,696; 19. 4.07 III 385/06): fo die Perſonen, die ein letzt 
willig Verfügender in feinem Teſtamente bedacht hat, gegenüber dem das Teſtament beur⸗ 
kundenden Teſtamentsrichter, Notar oder Gemeindevorſteher (RG 58,296; 74,421; Warn 09 Nr 
180; 7.1.13 III 151/12), bei Grundbuchgeſchäften die Perſonen, in deren Intereſſe die Eintra⸗ 
gung vorgenommen werden ſoll (RG 72,324); aber auch weiter alle diejenigen, die im Vertrauen 
auf die richtige Handhabung der Grundbuchgeſchäfte und die dadurch geſchaffene Rechtslage im 
Rechtsverlehr tälig werden; der Begriff des Dritten im Sinne des $ 839 fällt hier zuſammen mu 
dem der Beteiligten im Sinne des früheren $ 12 GBO (NG 78, 241; 86, 105; 151, 395; 155, 2583 
R Warn 1912 Nr 390; SeuffA 86 Nr 30; HRR 1932 Nr 1651; RG 14. 11. 31 V 178/31). De 
Notar, der im Auftrage eines Sicherungseigentümers ein Grunbftüc öffentlich verſteigert, ha 
keine Amtspflicht gegenüber dem Sicherungsgeber (Treugeber), z. B. zur Überſendung des Erl 
überſchuſſes an dieſen, ſelbſt wenn der Auftraggeber den Notar dazu angewieſen hat (RG 30. 5. 

V 239/37). Pflicht der Kataſterbeamten, nur wahrheitsgemäße Mitteilungen zu machen, 75. 
Amtspflicht gegenüber den am Grundſtücksverkehr beteiligten Perſonen ſ. RG 100, 102; 148,37 

Keine Amtspflicht der Waſſerbaubeamten gegenüber Dritten bei der Feſtſtellung des Tiefgauge, 
eines Schiffes für die Aufnahme in die amtliche Unterſuchungsbeſtätigung |. RG JW 1936,6475 
Fahrläſſige Beglaubigung einer Vollmacht zur Errichtung und Anmeldung einer Altiengeſelljchal. 
NG 154, 276. Die Amtspflicht beſchleunigter Erledigung der Schiffsregiſterſachen NER 
allen gegenüber ob, die auf die Richtigkeit und Vollſtändigkeit des Regiſters ſowie eines Sch 
zertifikats vertrauen dürfen, und deren Intereſſen durch pflichtwidrige Führung der Register 
geſchäfte beeinträchtigt werden können (RG 16. 12. 32 III 198/32). Im Zwangsverſtels 
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rungsverfahren über Grundſtücke hat der dieſe leitende Beamte die Amtspflicht zur Beob⸗ 
achtung der geſetzlichen Vorſchriſten auch gegenüber dem Bieter (NG 129, 23; 154, 397; RG JW 
1934, 28422; hi Warn 1932 Nr 166; R Gruch 73, 75; nicht gegenüber dem Bürgen eines 
Hypothekenpfandgläubigers (RG 151, 175); die Berückſichtigung des Vorkaufsrechts gemein⸗ 
nütziger Siedlungsunternehmen ($ 11 RSiedlch v. 11. 8. 19, RG Bl 1429) ift nicht Amtspflicht 
des Verſteigerungsrichters gegenüber dem Schuldner (RG DJ 1933, 661). Eine Amts⸗ 
pflicht zur ſorgfältigen Auswahl eines Zwangsverwalters beſteht an ſich nur gegenüber 
den am einzelnen Verfahren Beteiligten; ſoll aber vom Vollſtreckungsgericht oder von einer 
Juſtizverwaltungsſtelle eine Perſönlichkeit allgemein als für dieſe Aufgabe geeignet bezeichnet 
werden, dann beſteht die Amtspflicht, ſie ſorgfältig auszuwählen, gegenüber allen Perſonen, 
die an einem künftigen Zwangsverwaltungsverfahren im Amtsbereich der betreffenden Stelle be⸗ 
teiligt fein können (RG HRR 1932 Nr 1653). Bei der Führung des Handelsregiſters kommen 
als Dritte im Sinne des $ 839 alle Perſonen in Betracht, deren Intereſſen durch eine geſetzwidrige 
Eintragung beeinträchtigt werden können (RG 127, 153). Die Prüſung von Anmeldungen zum 
Genoſſenſchaftsregiſter liegt dem Regiſterrichter als Amtspflicht auch den einzelnen Genoſſen 
gegenüber ob (RG 140, 174). Bei Anmeldungen zum Vereinsregiſter liegt die Pflicht zur ordnungs- 
mäßigen Prüfung und Erledigung dem Regiſterrichter gegenüber dem Verein ob; dagegen bedeutet 
es keine Amtspflichtverletzung gegenüber dem Verein, wenn der Richter den Vereinsvorſtand 
nicht zu einer dieſem obliegenden Anmeldung anhält (NG JW 1936, 31208). Die Amtspflicht zur 
ſorgfältigen Führung des Verzeichniſſes der Schuldner, die den Offenbarungseid 
geleiſtet haben, beſteht allen gegenüber, die das Verzeichnis einſehen, um ſich daraus über die 
Vertrauenswürdigkeit einer Perſon zu unterrichten (NG 140, 152). Dem Prozeßrichter, der 
einen Vergleich beurkundet, liegen Amtspflichten nicht nur gegenüber den Prozeßparteien, ſondern 
auch gegenüber andern Perſonen ob, deren Intereſſen nach der beſonderen Art des Geſchäfts durch 
dieſes berührt werden, insbeſondere gegenüber dem Rechtsnachfolger oder Pfandgläubiger einer 
Prozeßpartei (NH 129, 37). Die Amtspflicht zu ſachgemäßer und erſchöpfender Prüfung liegt den 
über ein Geſuch um Bewilligung des Armenrechts entſcheidenden Richtern nicht gegenüber 
dem Gegner der armen Partei ob (RG 135, 110; 155, 218) ſondern nur gegenüber der antra⸗ 
genden Partei ſelbſt (RG Warn 1933 Nr 183; NG SeuffA 87 Nr 110; NG HRR 1935 Nr 666). 
In der Bewilligung des Armenrechts für einen ausſichtsloſen Prozeß liegt aber auch nicht eine 
Amtspflichtverletzung gegenüber dem Antragſteller (NG 155, 218). Ebenſowenig eine Amtspflicht⸗ 
verletzung gegenüber der mit Prozeßkoſten belaſteten Partei in der Anordnung einer überflüſſigen 
Beweisaufnahme (Ach 155, 218). Bei der Ausfertigung von Urkunden iſt Dritter nur der, 
der das Recht auf die Ausfertigung hat (RG JW 1910, 2347). Bei Eingriffen der Juſtizverwaltung 
in die Auswahl der für gerichtliche Bekanntmachungen zu beſtimmenden Zeitungen können als 
Dritte im Sinne des $ 839 nur die von den einzelnen Verfahren betroffenen Perſonen in Betracht 
kommen, nicht die benachteiligten Zeitungsunternehmer (RG 140, 423). Dritter iſt dem Gerichts- 
vollzieher gegenüber bei Vollſtreckungshandlungen nicht nur der Schuldner, ſondern auch der 
Gläubiger (RG 56, 84; vgl. 8675 A 1); dagegen nicht ſchon derienige, der dem auftraggebenden 
Gläubiger kraft Rechtsgeſchäfts verpflichtet ift, bei Nichterfüllung der zu vollſtreckenden Schuld ein- 
zutreten (RG 140, 43; 151, 109); auch nicht der Bürge des Pfändungsgläubigers (RG 147, 142); 
wohl aber bei Zwangsverſteigerung der Bieter (MG Warn 1933 Nr 164). Dem Erſteher gegen- 
über iſt der Gerichtsvollzieher dafür verantwortlich, daß er den Verſteigerungserlös nicht an den 
betreibenden Gläubiger abführt, bevor die zugeſchlagene Sache abgeliefert iſt (Rd 153, 257). 
Der Gerichtsvollzieher, der beim Schuldner Sachen pfändet, auf die Dritte Anſpruch erheben, 
verletzt keine Amtspflicht diefen gegenüber, wenn er durch Belaſſung der Sachen beim Schuldner 
einen Pfandbruch und den Eigentumsverluft für die Dritten ermöglicht (R HRR 1934 Nr 1110). 
Einziehung und Unterſchlagung von Wechſelſummen aus Wechſeln, die vom Vollſtreckungsſchuld⸗ 
ner auf einen Dritten gezogen und von dieſem angenommen find, als Verletzung einer Amts⸗ 
pflicht gegenüber dem Vollſtreckungsſchuldner |. RG SeuffA 91 Nr 134. Zur inhaltung der 
Friſt zwiſchen Verſteigerung und Pfändung und zur ordnungsmäßigen Bekanntmachung der 
Verſteigerung ift der Gerichtsvollzieher auch dem Drittberechtigten gegenüber amtlich verpflichtet 
RG Nr 1854 HRR 1931). Zur Frage, inwieweit die Vollſtreckungsbehörden die Intereſſen des 
Schuldners wahrzunehmen, insbeſondere in ſeinem Intereſſe dafür zu ſorgen haben, daß bei 
Verſteigerung gepfändeter Sachen ein angemeſſener Erlös erzielt wird, ſ. RG 125, 289. 

Die Obhutspflicht bezüglich der in amtliche Verwahrung gelangten Sachen liegt dem 
Beamten nicht nur gegenüber dem Einlieferer, im Falle der Beſchlagnahme gegenüber dem⸗ 
jenigen, bei dem fie beschlagnahmt worden find, ob, ſondern auch gegenüber dem dritten Eigen⸗ 
tümer (RG 108, 249; RG HRR 1928 Nr 1507; 1933 Nr 656). Haftung des Reichs bei Nieder⸗ 
legung von Zollgut auf einer öffentlichen Niederlage ſ. Ach 115, 419. Haftung für zu den Gerichts⸗ 
alten genommene Urkunden ſ. RG JW 1934, 28422. Über Amtspflichten in Fällen der Beſchlag⸗ 
nahme ſ. ferner RG 138, 40; RG ZW 1931, 9304; R6 Warn 1921 Nr 1; RG Seuffal 77 Nr 90; 
78 Nr 131; 80 Nr 80; RG HRR 1933 Nr 1751; 1934 Nr 388; R 12. 11. 26 III 570/25, 31. 3. 28 
III 390/27). Keine Amtspflicht der Staatsanwaltſchaft gegenüber dem Eigentümer, beſchlag⸗ 
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nahmte Deviſen für deſſen Rechnung zu verwalten und beſchlagnahmtes Geld zinstragend anzu⸗ 
legen (RG SeuffA 91 Nr 92). Haftung des Staates gegenüber dem Lagerhalter gepfändeter 
Sachen für Anordnungen des die Dienſtaufſicht über die Gerichtsvollzieher handhabenden Richters 
ſ. RG 145, 204. Über Pflichten aus einem öffentlichrechtlichen Verwahrungsverhältnis ſ. noch 
R ZW 1936, 3830; HRR 1934 Nr 257. Bei der Beſchlagnahme von Silbermünzen, deren 
Metallwert den Nennbetrag überſteigt, hat der zur Verfügung zuſtändige Beamte dem 
Eigentümer gegenüber die Amtspflicht, für eine unveränderte Aufbewahrung der Münzen 
zu ſorgen (RG 4. 5. 23 111 427/22; über die Frage des Verſchuldens in ſolchen Fällen 
RG JW 1925, 260012). Anwendung des $ 691 auf polizeiliche Verwahrung beſchlagnahmter 
Gegenſtände ſ. R HRR 1929 Nr 492. Schuldhafte Vernichtung polizeilich beſchlagnahmter Ware 
ſ. R JW 1929, 440%. Amtspflichten gegenüber Dritten, nicht nur gegenüber dem Staate begrün⸗ 
den auch die in den Geſchäftsordnungen für die Gerichtsſchreibereien enthaltenen Vorſchriften über 
die Behandlung der ſog. Aſſervaten (RG JW 1925, 956%). Verwahrung des Dienſtſiegels und 
Beaufſichtigung ſeiner Verwendung iſt Amtspflicht gegenüber jedem, der Anlaß hat, im Ver⸗ 
trauen auf die Ordnungsmäßigkeit der Verwendung des Dienſtſiegels zu handeln (RG JW 1934, 
35410; 1935, 33723; vgl. RG 81, 130). Bei urkundlichen Erklärungen von Kaſſenbeamten öffent⸗ 
licher Körperſchaften iſt Dritter im Sinne des $ 839 jeder, der im Vertrauen auf die inhaltliche 
Richtigkeit der Urkunde im Rechtsverkehr tätig wird (NG JW 1934, 20374). Der beamtete Arzl, 
der eine kranke Ehefrau in einem öffentlichen Krankenhaus behandelt, hat damit nicht ohne wei⸗ 
teres Amtspflichten auch gegenüber dem Ehemanne; deſſen Schadenserſatzanſprüche wegen 
amtspflichtwidriger Behandlung der Frau beſchränken ſich daher in der Regel nach Maßgabe der 
ss 844, 845 (NRG 126, 253). Bei der den Notaren durch das Zuwachsſteuergeſetz auferlegten 
Pflicht zur Mitteilung an die Steuerbehörden find dieſe Dritte im Sinne des $ 839 (Ach 134, 
311). Bei einer ſtädtiſchen Sparkaſſe liegen dem leitenden Beamten die Pflicht, richtige 
Auskunft zu geben, und dem Bürgermeiſter die Aufſichtspflicht uicht nur als Dienſtpflichten 
gegenüber der Stadtgemeinde, ſondern auch als Amtspflichten gegenüber dem mit der Spar⸗ 
kaſſe verkehrenden Publikum ob (RG 53, 276; 91, 341; 131, 248). Aintspflichten der Beamten 
des Wohnungsamts bei Zuweiſung eines Zwangsmieters, der Mitglieder des Mieteinigungs⸗ 
amts bei Abſchluß eines Zwangsmietvertrags, z. B. in bezug auf Prüfung der Perſönlichkeit 
des Zwangsmieters ſ. RG 138,309. Jeder Amtsausübung wohnkauch die Pflicht inne, da⸗ 
für zu ſorgen, daß Dritte, die von der Amtstätigkeit nicht berührt werden ſollen, auch 
nicht von ihr beeinträchtigt werden. Daher liegt z. B. einem Lehrer als Spielleiter gegenüber 
den Perſonen, die, wie etwa Straßenpaſſanten, unfreiwillig in den Bereich der Wirkungen des Spie“ 
les geraten, die Amtspflicht ob, dafür zu ſorgen, daß fie nicht geſchädigt werden (R 125,85). Den! 
Schutzmann, der einen Verdächtigen verfolgt, liegt die Amtspflicht zu ſorgfältigem Vorgehen, nicht 
nur gegenüber dem Verfolgten, ſondern gegenüber allen denjenigen ob, deren Weg er bei der 
Verfolgung berührt; fahrläſſiges Umrennen eines Unbeteiligten erfüllt daher den Tatbeſtand des 
$ 839 (R 108, 366). Für Kriminalbeamte kommen Amtspflichten gegenüber Dritten regelmäßig 
erſt dann in Frage, wenn ſie zu dem einzelnen Staatsbürger bei der Erfüllung einer allgemeinen 
Amtspflicht in beſondere Beziehung treten (RG 14. 6. 29 111 439/28). Die ſorgfältige Prüfung 
der geſetzlichen Vorausſetzungen für ein Zeitungsverbot iſt eine Amtspflicht, die der Behörde 
gegenüber allen vom Verbote Betroffenen, nämlich gegenüber dem Herausgeber, Verleger, 
Drucker, Verbreiter, obliegt (R 107, 115; 110, 286; 117, 138; RG HR R 1933 Nr 655). 

Zur Frage, ob Handlungen der zuſtändigen Beamten der Reichsfinanz⸗ und Zollverwaltung 
zur Ermittlung der Steuerpflicht und Bemeſſung der Steuer eine Amtspflichtverletzung gegen 
über Dritten auch dann enthalten können, wenn ſie nicht zu einem Steuerbeſcheid führen, |. NO 
149, 275. Wahrung des Steuergeheimniſſes |. Rc JW 1934, 420%. Nichtanhörung des Steuer⸗ 
erſtſchuldners als Verletzung einer Amtspflicht des Veranlagungsbeamten gegenüber dem Steuer 
zweitſchuldner ſ. N 23 1924, 63911. Die Vorſchriften über die Überwachung des Steuerſchulb⸗ 
ners und die Einziehung der Steuer dienen nur der Sicherung des Steueraufkommens und 14905 
den Steuerbeamten keine Amtspflicht gegenüber andern Steuerpflichtigen auf (RG Warn 1928 
Nr 81). Wohl aber kann den Steuerbeamten eine Pflicht zu ſorgfältigem Vorgehen gegen einen 
Steuerſchuldner als Amtspflicht gegenüber einem Steuermitſchuldner obliegen, der gegen den 
erſteren einen Rückgriffsanſpruch hat, |. R JW 1934, 2767. Die Verpflichtung einer Landen 
regierung, die Grenze zwiſchen der eigenen fteuerlichen Zuständigkeit und der des Reiches — 
zuhalten und nachträglich erkannte Übergriffe zu beſeitigen, beſteht nur gegenüber dem Rei 5 
nicht gegenüber den von der Steuer betroffenen Landesangehörigen (RG 130, 319). Der 30 
beamte, der eine Ware fahrläſſigerweiſe zu Unrecht als zollfteies Gut zur Einfuhr zuläßt, verieh 
eine ihm dem Zollſchuldner gegenüber obliegende Amtspflicht; das Reich haftet für den Schade ' 
der dem Zollſchuldner durch Nachforderung des Zolles erwächſt (RG 121, 173). Amtspfu 
eines Zollbeamten bei Wiederverſiegelung eines Faſſes nach Entnahme einer größeren eng; 
Weingeist gegenüber den dabei behilflichen Angeſtellten des Betriebsinhabers |. R HRR A 
Nr 1224. — Über die Pflicht der Beamten des auswärtigen Dienſtes, Reichsangehörige 
Verfolgung von Rechtsanſprüchen im Ausland zu unterſtützen, ſ. R& SeuffA 91 Nr 147. 
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Amtspflicht der Wegebaubehörde gegenüber den einzelnen Staatsbürgern, die Wegebaupflichti⸗ 
gen zu Sicherungsmaßregeln, z. B. zur Anbringung von Warnungstafeln an gefährlichen Stellen, zu 
veranlaſſen, |. Rh JW1927, 1265. Verpflichtung der Baupolizeibehörde, für die Beachtung 
baupolizeilicher Vorſchriften bei einem Neubau zu ſorgen, als Amtspflicht gegenüber jedem künfti⸗ 
gen Benutzer ſ. R 1936,80 319. Während dem mit hoheitsrechtlichen Befugniſſen ausgeſtatteten Be⸗ 
amten grundſätzlich jedem Dritten gegenüber amtlich eine Fürſorgepflicht dahin obliegt, daß er die 
damit verbundenen Machtmittel in den Schranken der Amtsausübung gebraucht und nicht in den Be⸗ 
reich eines Unbeteiligten eingreift (RG 91, 384; 125, 85), trifft dies auf Beamte, die in Unterneh- 
merbetrieben des Staates, wie z. B. im Poſt⸗ und Eiſenbahnbetriebe, tätig find, für die Regel 
wenigſtens inſoweit nicht zu, als es ſich um die Beachtung der allgemeinen Vorſchriften zur Siche⸗ 
rung des Straßenverkehrs und um die allgemeine Verkehrsſorgfaltspflicht (5 276) handelt; $ 839 iſt 
daher nicht anwendbar und es kann ſich der ſchuldige Beamte auch nicht auf den Schutz des Abſ 1 
Saß 2 berufen (RG 139, 149); Aushändigung unbeſtellbarer Paketſendungen am Poſtſchalter ſ. RG 
HRR 1934 Nr 629. Vgl. dazu jedoch die neuere Rechtſprechung in A1 Abſ 3. Amtspflichten der mit 
der Kommunalaufſicht betrauten ſtaatlichen Beamten gegenüber den Gemeinden ſ. RG 118, 94. 
Pflicht des Landrats zur Überwachung der die Sicherheit des Verkehrs auf öffentlichen Straßen 
betreffenden Maßnahme der Ortspolizeibehörden als Amtspflicht gegenüber den am Verkehr teil- 
nehmenden Perſonen ſ. Reh JWö 1936, 72710. Amtspflicht der Beamten des Oberverſicherungs⸗ 
amts zu ſorgfältiger Prüfung von Beſchlüſſen der Innungskrankenkaſſen ſ. RG HR R 1934 Nr 1281. 
Die Pflicht der Lehrperſonen, die Schulkinder vor geſundheitlichen Schäden zu bewahren, ſo auch 
des Schulleiters, einen tuberkuloſeverdächtigen Lehrer zur Befragung des Arztes und Einſtellung 
des Unterrichts zu veranlaſſen, iſt eine Amtspflicht nicht nur gegenüber den Schulkindern, ſondern 
auch gegenüber ihren unterhaltspflichtigen Eltern ſ. RG JW 1936, 8605. Haftung einer Gemeinde 
für den durch Unterſchlagung von eingezogenen Beiträgen einer Landesverſicherungsanſtalt ent⸗ 
ſtandenen Schaden ſ. RG 156, 220. 

Als Dritter kann endlich auch der Staat in Betracht kommen, wenn der nicht in ſeinem 
Dienſt ſtehende Beamte deſſen Vermögensintereſſen zu wahren hat; ſo wenn ein Steuer⸗ 
beamter (Kommunalbeamter) den ſtaatlichen Steueranſpruch ſchuldhaft verjähren läßt (RG, 
7. 5. 09 II 490/08). Pflicht des beurkundenden Notars zu Mitteilungen an die Steuerſtelle als 
Amtspflicht gegenüber dem am Steueraufkommen beteiligten Gemeindeverband |. RG 144, 
119; ch HR 1935 Nr 668. Dagegen ift $ 839 nicht anwendbar für den Rückgriff 
des Staates gegen den ſchuldigen Beamten (RG 78, 243; 82, 278; 92, 236; 95, 
346; 97, 244; 126, 362; 133, 138; 134, 320; 145, 262; RG JW 1927, 159126, 1936, 22137, 
35291; 1937, 253531; 1938, 11833, 147756, R HRR 1936 Nr 257; für Ruheſtandsbeamte RG 
Dai 1938, 1284. Haftung eines Reichsbeamten gegenüber dem Reich nach dem am Wohnort 
des Beamten geltenden Beamtenrecht ſ. RG Gruch 69, 488; NG 3. 7. 23 III 756/22. Jetzt gilt 
für alle deutſchen Beamten das Deutſche Beamtengeſetz v. 26. 1.37 (RG Bl J, 39) $ 23, 
dazu 2. Durchf VO v. 13. 10. 38 (RGBl I, 1421, 1422), über den Rückgriff des von Dritten haftbar 
gemachten öffentlichen Dienſtherrn gegen den Beamten, dazu Rothe und Reuß ZW 1937, 2873; 
Beſchränkung des Rückgriffs auf den Fall, daß dem Beamten Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit 
zur Laſt fällt |. 9 23 Abſ 2; entſprechende Beſchränkung beim Rückgriff gegen Soldaten |. Gef v. 
7. 4. 37 (RG Bl J, 443); beim Rückgriff gegen Angehörige des Reichsarbeitsdienſtes |. VO v. 
11. 2. 38 (RG Bl J, 190) Art 7; über die Haftung eines Zivilkraftwagenfahrers der Wehrmacht 
gegenüber dem Reich ſ. RA HRR 1937 Nr 1513; Auch das ſog. Defektenverfahren iſt nunmehr 
für das Reich einheitlich geregelt durch das Erſtattungsgeſetz v. 18. 4. 37 (RG Bl J, 461), Durchf VO 
b. 29. 6. 37 (RGBl J, 723); dazu Reuß JW 1937, 2489. — Der geſchädigte Dritte kann ſelbſtver⸗ 
ſtändlich auch ein Beamter fein (NR 100, 188; RG Warn 1928 Nr82), wie insbeſondere auch bei 
ungerechtfertigter, durch ſchuldhafte Amtspflichtverletzung anderer Beamten herbeigeführter Ent⸗ 
laſſung oder einſtweiliger oder endgültiger Verſetzung in den Ruheſtand (RG 103, 429; 105, 196; 
111 S. 181, 369; 114, 201; Reh JW 1931, 4712; 1932, 4846; 1933, 27611: Rh HRR 1929 Nr 1731; 
RG 18. 12. 28 III 190/28). Militäranwärter als Dritter bei Verletzung der Anſtellungsgrundſätze |. 
RG JW 1933, 11868. Der Beamte hat keinen Anſpruch auf Beförderung und kann die ihm ent⸗ 
gangenen Vorteile einer ſolchen, ſoweit es ſich um den Staatshoheitsakt der Beförderung ſelbſt und 
das Verfahren, wie ſich die Behörde ihre Überzeugung von der Eignung des Beamten zur Beförde⸗ 
rung verſchafft, handelt, auch nicht mittels einer Schadenserſatzklage wegen Verletzung der allge⸗ 
meinen Fürſorgepflicht des Staates gegenüber feinen Beamten ($ 618 A 1) oder aus Amtshaftung 
nach Art 131 Weim Verf in Verbindung mit $ 839 erreichen; hierfür wäre der Rechtsweg unzu⸗ 
laſſa uch 146, 369; |. auch A 1 Abſ 5). Buläfiigteit des Nechtswegs für Schadenserſatanſprüche 
eines Beamten wegen Vereitelung des Aufſtiegs in ein höheres Amt durch pflichtwidriges Handeln 
eines Vorgeſetzten |. NG Gruch 71, 422. 0 El 

Über die Beweislaſt in bezug auf die Frage der Widerrechtlichkeit ſ. 3823 A 10 a. E. 
Gegenüber der Schadenserſatzklage wegen Körperverletzung liegt dem Beamten oder der nach 
Art 131 Weim Verf an feiner Stelle haftenden Körperſchaft (Staat uſw.) der Beweis ob, daß die 
Verletzung nicht widerrechtlich, z. B. durch Notwehr geboten war (Geuffl 81 Nr 50; RG FW 
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1930, 34005). Notwehr als Rechtfertigungsgrund für eine an ſich gegen geſetzliche Beſtim⸗ 
mungen verſtoßende Amtshandlung ſ. RG 117, 138). 

4. Vorſatz und Fahrläſſigkeit bei der Verletzung der Amtspflicht bedeuten ein ſchuldhaftes 
Handeln im Hinblick auf dieſe Verletzung; der Beamte muß ſich alſo bewußt über Geſetze oder 
Dienſtvorſchriften hinweggeſetzt haben (RG Warn 1934 Nr 54), oder er muß bei gehöriger Aufmerk⸗ 
ſamkeit, bei Beobachtung der für einen Beamten im Verkehr erforderlichen Sorgfalt in der Lage 
geweſen ſein, ſeine Handlungsweiſe als einen Verſtoß gegen die Amtspflicht zu erkennen. Die 
bloße Unrichtigkeit der von einer zuſtändigen Stelle erlaſſenen Entſcheidung genügt nicht (RG 
IW 1936, 22150. Die vor einer Entſcheidung gebotene Prüfung der Sachlage muß der zur 
Entſcheidung berufene Beamte grundſätzlich ſelbſtändig und von ſich aus vornehmen, er darf 
ſich dabei nicht auf andere verlaſſen; ſo auch der mit der Beſtätigung eines Vertrags über An⸗ 
nahme an Kindesſtatt befaßte Richter nicht darauf, daß der Richter, der die vormundſchaftsgericht⸗ 
liche Genehmigung erteilt hat, die Gültigkeit des Annahmevertrags ſchon ausreichend geprüft habe 
(RG 121, 114; vgl. R HRR 1931 Nr 854). Hatte der Beamte nach feinem pflichtmäßigen 
Ermeſſen zu entſcheiden, ob eine beſtimmte Handlung zweckmäßig ſei, ſo kann ein Verſchulden 
nur unter beſonderen Umſtänden angenommen werden, wie etwa, wenn er ohne jede Prüfung 
der Sachlage oder rein willkürlich gehandelt hat, alſo ein Ermeſſensmißbrauch vorliegt (RG 
99, 255; 106, 219; 113, 20; 126, 164; 140, 423; 146, 35; RG HRR 1934 Nr 388, 628; 1937 Nr 373; 
RG JW 1925, 1875; 1928, 27052; RG 23. 10. 25 III 534/24; 26. 2. 26 III 112/25; ſ. auch HRR 
1936 Nr 592; 1938 Nr 205). Darüber hinaus kann man ganz allgemein ſagen, daß ein Ver⸗ 
ſchulden des Beamten gegeben iſt, wenn er bei Ausübung des ihm eingeräumten Ermeſſens in 
ſo hohem Maße fehlſam gehandelt hat, daß ſein Verhalten mit den an eine ordnungs- 
mäßige Amtstätigkeit zuſtellenden Anforderungen ſchlechterdings unvereinbar iſt 
(RG 121, 225; 126, 164; 129, 305; 135, 117; 138, 259; RG Warn 1929 Nr 146; RG JW 1933, 
11865; 1936, 339511; HAM 1930 Nr 336; 1931 Nr 1131; 1933 Nr 650). Die Fehlerhaftigkeit der 
Ermeſſensentſcheidung einer Verwaltungsbehörde muß ſich, wenn ſie der Nachprüfung des Gerichts 
unterliegen foll, jedem ſachlichen Beurteiler ohne weiteres aufdrängen, wie in dem ſchon erwähnten 
Falle, wenn eine Prüfung der Sachlage Überhaupt nicht ſtattgefunden hat, oder wenn der Beamte 
ſich von zweifellos ſachfremden Beweggründen hat leiten laſſen oder bewußt die ihm gezogenen 
rechtlichen Schranken überſchritten hat; eine weitergehende Nachprüfung würde mit den Grenzen 
von Rechtſprechung und Verwaltung nicht vereinbar ſein (RG 147, 179, betreffend verkehrspolizei⸗ 
liche Maßnahmen). So ſind z. B. auch Anordnung und Ausführung einer Verkehrsumleitung 
Sache des pflichtmäßigen Ermeſſens der Verkehrspolizeibehörde und entziehen ſich daher grund ⸗ 
ſätzlich der gerichtlichen Nachprüfung (RGB 14. 7. 36 III 361/35). Über die Grenzen des Verwal⸗ 
tungsermeſſens in Bezug auf die nach der Bek über den Verkehr mit landwirtſchaftlichen Grund⸗ 
ſtücken v. 15. 3. 18 (RGGBl 123) — jetzt Grundſtücksverkehrsbekanntmachung v. 20. 1. 37 (RGBl , 
35) — erforderliche Genehmigung ſ. R HAN 1934 Nr 94. Staatshaftung bei Erteilung der 
Genehmigung zum Betriebe eines Kraftfahrunternehmens ſ. RG Seuffa 88 Nr 25. Über das 
pfichtmäßige Ermeſſen der Steuerbeamten bei Wahrung des Steuergeheimniſſes ſ. R JW 
1934, 42015. Ein Amtsvormund verletzt ſeine Amtspflicht ſchuldhaft, wenn er die Einlegung 
eines Rechtsmittels in einem Rentenverfahren nach der RVO unterläßt, obwohl die Rechts⸗ 
lage zweifelhaft und ein Erfolg möglich iſt (RG 16. 10. 36 III 343/35). Ungerechtfertigte 
Außerachtlaſſung einer vom Schwerbeſchädigtenausſchuß für die Auswahl des Schwerbeſchä⸗ 
digten bindend aufgeſtellten Richtlinie durch die Wohlfahrtsbehörde als Ermeſſungsmißbrauch 
. RG 137, 156. „Unverzügliche“ Weiterleitung der gegen ein Zeitungsverbot eingelegten Be⸗ 
ſchwerde an den Reichsminiſter des Innern ſ. RG 141, 348. Für Zeitungsverbote durch die Ger 
heime Staatspolizei |. L Berlin DJ 1934, 63. Bei der Entziehung des einem Schulamtsbewerber 
erteilten Lehrauftrags iſt das enge Treueverhältnis des Angeſtellten zu der öffentlichen Körper 
ſchaft, die ihn beauftragt hat, und die ihm entſprechende erhöhte Fürſorgepflicht der Körperſchaft 
für den Angeſtellten beſonders zu beachten, eine richterliche Nachprüfung allerdings nur bei be⸗ 
ſtimmten Anhaltspunkten für eine Vernachläſſigung der Fürſorgepflicht möglich (R JW 1937, 
30291). Das Verſchulden des Beamten hat der Kläger nach den allgemeinen Grund- 
ſatzen darzutun; eine tatſächliche Vermutung dafür beſteht nicht (RG JW 1917, 931) 
damit ſteht nicht in Widerſpruch, daß den Beamten die Pflicht der Entlaſtung trifft, 
wenn es ſich um den Verluſt von Geld oder anderer Sachen handelt, die dem Beamten 
amtlich zur Aufbewahrung übergeben waren lentſprechende Anwendung des § 282 BGB, 
RG 74, 342). Über die Beweislast bei Abhandenkommen von Pfandſachen, die der Gericht?” 
vollzieher im Gewahrſam des Schuldners belaſſen hat, ſ. RG 137, 153. Bei objektiv rechts 
widrigem Eingriff des Staates in das Privateigentum bedarf die Frage des Verſchuldens einer 
beſonders ſorgfältigen Prüfung, die Verneinung des Verſchuldens des für den Staat handelnden 
Beamten einer nach jeder Richtung einwandfreien Begründung (RG JW 1932, 3767). Bet 
der Anwendung geſetzlicher Vorſchriften kann auch zu prüfen ſein, ob nicht eine über den Wortlaut 
hinausgehende ſinngemäße Anwendung geboten iſt (RG HRR 1937 Nr 799). Daß der Be 
amte den aus der Pflichtverletzung entſtehenden Schaden vorausſah oder vorausſehen 
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konnte, iſt nicht erfordert (MG ZW 07, 8284). Nicht jedes Verſehen, nicht jeder objektive Rechts⸗ 
irrtum iſt aber ein zum Schadenserſatze verpflichtendes Verſchulden. Überlaftung als Entſchuldi⸗ 
gungsgrund ſ. RG 126,362; R ZW 1917, 97213; RG HAN 1930 Nr 974. Jeder Beamte muß die 
für ſein Amt erforderlichen Rechtskenntniſſe beſitzen oder fich durch Rechksberatung verſchaffen. 
Miniſter, die nicht ſelbſt rechtskundig find, müſſen durch ihre rechtskundigen Beamten ſich beraten 
laſſen; geben dieſe einen falſchen Rat, fo haftet der Staat für ihr Verſchulden (RG JW 1932, 
37677; RG HR 1931 Nr 854). Eine offenbar unrichtige Geſetzesauslegung durch den Richter 
oder Notar ſtellt immer ein Verſchulden dar, nicht aber eine zwar unrichtige, aber auf 
vernünftiger Überlegung geſtützte Stellungnahme bei Geſetzesbeſtimmungen, die für die 
Auslegung Zweifel in ſich tragen, zumal wenn die Geſetzesbeſtimmungen noch neu, die Zwei⸗ 
felsfragen noch unausgetragen ſind und der Beamte für ſeine Auffaſſung namhafte Rechtslehrer 
auf feiner Seite hat (Rc 59, 381; 60, 392; 85, 72; 91, 127; 107, 118; 133, 137; 135, 110; JW 06 
©. 538, 132°, 162°; 09, 114; 1922, 9011; 1936, 12114; 1938, 94711; Warn 09 Nr 171; 1911 Nr 271; 
1913 Nr 140; 1914 Nr 188; SeuffA 61 Nr 175; Gruch 50, 852; HRR 1931 Nr 1851; 1938 Nr 1008; 
ſ. auch Holſtein JWö 1938, 1430). Für Verwaltungsbeamte |. OLG 43, 100; HRR 1933 Nr 649). 
Verneinung des Verſchuldens eines Grundbuchrichters, der in einer zweifelhaften Rechtsfrage der 
ſpäter aufgegebenen Anſicht des oberen Gerichtes gefolgt war, |. RG Warn 1929 Nr 179. Regel⸗ 
mäßig pflegt ferner das Reichsgericht ein Verſchulden zu verneinen, wenn es zwar ſelbſt die Hand⸗ 
lung des Beamten für unrechtmäßig und deshalb auch objektiv pflichtwidrig erachtet, aber ein 
Kollegialgericht, z. B. das Landgericht oder Oberlandesgericht nach mündlicher Verhandlung und 
der gebotenen ſorgfältigen Prüfung die nämliche Handlung für objektiv berechtigt erklärt hat (RG 
106, 406 [410]; 125, 24 [32]; 141, 328 [334]; 156, 51; JW 1931, 23632; 1933, 10645 RG HRR 
1931 Nr 854; 1933 Nr 647; 1935 Nr 734; RG 19. 6. 23 111 331/22; 5. 4. 27 III 229/26), und nach 
der gleichen Regel iſt auch in einem Fall entſchieden worden, in dem das Reichswirtſchaftsgericht 
eine Amtshandlung (Verfallerklärung nach der VO zur Regelung der Einfuhr) für rechtmäßig 
erklärt hatte (RG 106, 406). Doch wird es immer auf die Umſtände des Falles ankommen, und 
es wird für eine Verneinung des Verſchuldens in jedem Falle vorauszuſetzen ſein, daß es ſich um 
eine wirklich zweifelhafte, ſchwierig zu löſende Rechtsfrage handelt (NG JW 1938, 810°”). Über 
die Schließung eines Spielklubs bei Zweifelhaftigkeit der Frage, ob das betriebene Spiel ein ſtraf⸗ 
bares Glücksspiel war, ſ. RC JW 1931, 27835. Geringere Anforderungen find an einen ein 
Notteſtament beurkundenden Gemeinde vorſteher zu ſtellen, dem als Laien die Aufgabe der 
Auslegung eines Geſetzes zufällt (NG JW 09, 72728; 1911, 71416, 1938, 8106; RG Warn 1917 
Nr 119 u. 243; 1. 2. 04 VI 233/03). Ein Verſchulden liegt aber in jedem Falle vor, wenn der Ge⸗ 
meindevorſteher an die Teſtamentserrichtung herantritt, ohne ſich um die beſtehenden Vorſchriften 
überhaupt zu kümmern (NG Warn 1925 Nr 30; 1931 Nr 86). Über die bei der Beglaubigung von 
Unterſchriften aufzuwendende Sorgfalt zur Feſtſtellung der Perſon vgl. RG 81, 128; 38 09, 
49417; 1910, 62881, 1911, 4522 ; 1913, 104414; 1917, 931°). Die Übertragung richterlicher Ge⸗ 
ſchäfte, z. B. der Handelsregiſterführung oder im Grundbuchweſen, auf ſog. Rechtspfleger, 
d. h. auf nicht zum Richteramt befähigte Beamte des mittleren Dienſtes, bedeutet keine Minderung 
des Rechtsſchutzes gegen Amtspflichtverletzungen; es muß vorausgeſetzt werden, daß die Rechts⸗ 
pfleger die zur ordnungsmäßigen Erledigung ihrer Aufgaben erforderlichen Kenntniſſe beſitzen 
oder ſich alsbald aneignen (RG 127, 1531, RG JW 1931, 10798). 


Eine ſchuldhafte Verletzung der Amtspflicht Dritten gegenüber fällt nach der Rechtſprechung 
des Reichsgerichts beiſpielsweiſe zur Laſt: 

a) dem Amtsrichter, der im Privatklage verfahren die Zuſtellung des verurteilenden Erkennt⸗ 
niſſes an den Angeklagten zu verfügen unterläßt (RG JW 1913, 266°); der die Eintragung eines 
Schiffspfandrechts in das Schiffsregiſter und den entſprechenden Vermerk auf dem Schiffszerti⸗ 
fikat verzögert (RG Seuff A 87 Nr 94); der bei Eintragungen ins Genoſſenſchaftsregiſter Ber 
denken, die eine Nichtigkeit der einzutragenden Beſchlüſſe nahelegen, nicht in ſorgfältiger Prüfung 
nachgeht (RG 140, 174); der die Fortſetzung einer durch den Tod eines Geſellſchafters aufgelöſten 
offenen Handelsgeſellſchaft ins Handelsregiſter einträgt, ohne auf das Vorliegen der wegen Be⸗ 
teiligung minderjähriger Erben erforderlichen vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung zu achten 
(dich JW 1935, 31545); der im Falle des $ 25 HGB die öffentliche Bekanntmachung des Haftungs⸗ 
ausſchluſſes hinausſchiebt (RG Warn 1937 Nr 67); der in Vereinsſachen nicht auf Anmeldung 
hinwirkt, wenn er von einem Verſtoß gegen die Anmeldungspflicht Kenntnis erhält, oder die mit 
einem Eintragungsantrag vorgelegten Urkunden nicht auf ihre Vollſtändigkeit prüft (RG HRgt 
1936 Nr 1348); der im Konkursverfahren bei den Eintragungen in die Tabelle und bei der An- 
ordnung der Erteilung von Tabellenauszügen über beſtrittene Forderungen es an der nötigen 
Klarheit fehlen läßt (NG JW 1928, 27145); über die Verpflichtung des Amtsrichters, der eine 

intragungsbewilligung für eine Hypothek aufnimmt, dieſe Urkunde dem Grundbuchamt vor⸗ 
zulegen, |. RG JW 1930, 13047; über die Handelsregiſterführung durch Rechtspfleger ſ. RG. 
127, 153; Belehrungspflicht des beurkundenden Richters gleich der des Notars |. RG HRR 1932 
Nr 120; Prüfungspflicht des Regiſterrichters bei der Eintragung einer neugegründeten Aktien⸗ 
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geſellſchaft ſ. RG 154, 276; Aufſichtspflicht des Konkursrichters gegenüber dem Konkursverwalter 
ſ. RG 154, 291; Belehrungspflicht des Aufwertungsrichters |. R HRR 1934 Nr 9; 

b) dem Vollſtredkungs richter (oder Rechtspfleger), der den Zwangsverſteigerungstermin 
abhält und den Zuſchlag erteilt, obwohl die ordnungsmäßige Zuſtellung des Verfirigerungs- 
beſchluſſes an den Schuldner nicht bewirkt oder ſonſt eine vorgeſchriebene Bekanntmachung nicht 
erfolgt it (MG 129, 23; RG JW 07, 8284 Warn 08 Nr 215; LG 1924, 74715); der die in $ 66 3G 
vorgeſchriebenen Mitteilungen nicht ſo macht, daß Mißverſtändniſſe ausgeſchloſſen find (RG IW 
1935, 295512); der die Verſteigerungsbedingungen unrichtig aufftellt (RG 15. 1. 03 VI 306/02), 
insbeſondere bei der Feſtſetzung des geringſten Gebots, den die Zwangsverſteigerung anordnenden 
oder den Beitritt eines Gläubigers zulaſſenden Beſchluß falſch auslegt (RG 134, 56) oder zu berüd- 
ſichtigende Forderungen unberückſichtigt läßt (NG 129, 23; RG JW 1914, 864%; Warn 1916 
Nr 167) oder eine nicht zu berücklichtigende Auflaſſungsvormerkung in das geringſte Gebot auf- 
nimmt (RG Warn 1935 Nr 180); der im Verſteigerungstermin unterläßt, die Erſchienenen über 
das Beſtehenbleiben eines Altenteils zu belehren (RG SeuffA 88 Nr 187); der überſieht, daß 
von einem Bieter Sicherheit verlangt worden war (NG JW 1915, 654°); der einem Hypothek 
gläubiger bei der Verſteigerung eine ſachwidrige Rechtsauskunft gilbt (MG 148, 310); der im 
Terminsprotokoll nicht zum Ausdruck bringt, daß neben dem Geſamtausgebot der verſteigerten 
Grundſtücke, auf das der Zuſchlag erteilt wurde, auch ein Einzelausgebot ſtattgefunden hatte 
(RG 146, 113); der den Verſteigerungstermin vor der geſetzlich feſtgelegten Zeit (573 ZUG) 
ſchließt oder fonft, z. B. durch längeres Verlaſſen des Terminsraumes, die Nichteinhaltung der 
geſetzlichen Friſt verſchuldet (RG 142, 383; 154, 397; RG JW 06, 5392; JW 1938, 9471) der ein 
Grundſtück verſteigert, obgleich die die Vollſtreckung betreibenden Gläubiger teils den Verſteige 
rungsantrag zurückgenommen, teils die Einſtellung des Verfahrens bewilligt haben (Rh 125, 24); 
der bei der Kaufgelderverteilung den $ 117 3 — Zahlung an den Berechtigten — überſieht 
und den Betrag einer Buchhypothek dem zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens eingetragen 
geweſenen Gläubiger auszahlt, obwohl Abtretung und Eintragung eines neuen Gläubigers zu den 
Zwangsverſteigerungsakten bekanntgegeben war (NG 73, 298); der einen Zwangsverſteigerungs 
termin ſachlich ungerechtfertigt vertagt (N& 125, 299); der die gebotene leinſtweilige) Einſtellun 
des Verfahrens für die vom Zuſchlag auszuſchließenden Zubehörſtücke nicht anordnet (RG J 
1933, 6045); der die Beſtimmung des $ 773 Nr 4 BGB (Wegfall der Einrede der Vorausklage 
beim Bürgen) überſehen hat (RD Warn 1937 Nr 5); der ein Verteilungsverfahren nach $ 872 
305 einleitet, obgleich die Hinterlegung des Betrages einer zugleich abgetretenen und ge“ 
pfändeten Forderung auf Grund des $ 372 BGB erfolgt war (RG 144, 391); der im Pfändungs⸗ 
und Überweiſungsbeſchluß den Schulder falſch bezeichnet (RG SeuffA 90 Nr 114); der unzu⸗ 
läſſigerweiſe die Unbrauchbarmachung von Hypothekenbriefen verfügt (RG 157, 287); über Pflichten 
des Verſteigerungsrichters in bezug auf die Feſtſtellung des Grundbuchſtandes, ſowie die Be⸗ 
ſtellung und Überwachung eines Zuſtellungsvertreters |. Rc 157, 89; 

e) dem Grundbuchrichter (oder ſonſtigen Grundbuchbeamten), der eine unwirkſame Hypo⸗ 
thekenverpfändung einträgt (RG SeuffA 86 Nr 46), der fahrläſſigerweiſe eine Hypothek nicht ein⸗ 
trägt (NG Warn 1931 Nr 85); der eine Aufwertungshypothek mit falſchem Rangvermerk einträgt 
(RG Warn 1931 Nr 106); der in einem Grundſchuldbrief eine der Grundſchuld vorgehende Auf“ 
laſſungsvormerkung unerwähnt läßt (NG Gruch 70, 630), der eine Eintragung ohne gehörige recht 
liche Prüfung oder Prüfung der Perſonen- und Vertreterbefugnis (NG JW 1912, 866°; Warn 
1915 Nr 140; Seuff A 86 Nr 130) oder ohne die dafür erforderliche vormundſchaftsrichterliche Ge- 
nehmigung (RG Gruch 52, 696) oder bei Beteiligung von Ausländern ohne Nachprüfung, der 
Zuſtändigkeit des die Genehmigung erteilenden deutſchen Vormundſchaftsgerichts RG Seuff A 
89 Nr 102; 91 Nr 81) vornimmt oder der eine beantragte Eintragung unterläßt (RG 72, 324; Warn 
1913 Nr 196, 197, 198; 1930 Nr 190; der die Verpflichtungsbefugnis des Teſtamentsvollſtreckers falſch 
beurteilt (RJ SeuffA 86 Nr 180); der ferner entgegen dem $ 17 GBD eine jpäter beantragte Ein⸗ 
tragung ohne Erledigung der früher beantragten in unrichtiger Reihenfolge vornimmt (Rd 57, 2771 
60, 393; 65, 98; RG Warn 1929 Nr 149; einen Fall fehlenden Verſchuldens in Anſehung des 9 1 
G80 behandelt RG Warn 1913 Nr 14); der einen Verpfändungsantrag unſachgemäß behandelt 
(RG JW 1932, 15492); der bei der Übertragung von Grundſtücken auf andere Grundbuchblättet 
Hypotheken versehentlich nicht mitüberträgt und dadurch zur Löſchung bringt (RG 138, 1125 
der von der Löſchung unzuläſſigerweiſe eingetragener Hypotheken dem Gläubiger keine Mit- 
teilung macht (RG JW 1930, 10635); oder der die Beſtimmung in $ 42 Abſ 1 Satz 1 HD 
außer acht läßt (RG Warn 1917 Nr 277); oder der unter Verſtoß gegen Art 7 PrAG. GB die 
Ausfertigung des Hypothekenbriefs nicht mit dem Entwurfe und dem Grundbuche vers 
hat (MG 77, 423); der den Beteiligten eine falſche Rechtsbelehrung über die Stempelpftich. 
eines Geſchäfts (MG Warn 1913 Nr 140) oder ſonſt eine falſche Auskunft erteilt, auch wenn 5 
zu ihrer Erteilung nicht verpflichtet war (RG JW 1914, 1515); der ſeine Amtsſtellung durch fa 
Beſtätigungen über Grundbuchverhältniſſe zu privaten Zwecken eigennützig mißbraucht ( 5 
JW 1935, 20412); der auf Antrag des Käufers das Eigentum umjchreibt, obwohl der Eigentitme 


die notarielle Umſchreibungsbewilligung ausdrücklich nur zu einem anderen Zweck eingereicht ha 
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(NG HRR 1934 Nr 1593); der den Inhalt der ihm eingereichten Urkunden nicht ſorgfältig prüft 
(RG JW 1929 S. 74012, 7417, 74618; 1936, 18915; 1937, 13062: dort auch über die Bedeutung 
von Begleitſchreiben)); Umfang der Prüfung der Urkunden innerhalb des Zweckes, zu dem fie 
erkennbar übergeben find, nicht darüber hinaus ſ. RG Warn 1916 Nr 279; zur Belehrung der 
Parteien NG 85, 409; verſpätete Eintragung des Eigentumsübergangs RG Warn 1927 Nr 31; 
zu § 19 Abſ 2 Zw Vc I. Rö 23 1924, 74715; Aushändigung eines Hypothekenbriefes an einen 
Nichtberechtigten durch den Grundbuchführer |. RG Warn 1928 Nr 150; 1930 Nr 214; über die 
Behandlung einer Sache durch den nämlichen Richter als Beurkundungs⸗ und Grundbuchſache 
ſ. RG Warn 1930 Nr 72; über unrichtige Beurkundung des Zeitpunktes des Eingangs von An⸗ 
trägen beim Grundbuchamt ſ. RG SeuffA 83 Nr 210; über Verſehen des Grundbuchführers bei 
Gewährung der Einſicht in die Grundakten |. RG SeuffA 87 Nr 56; durch Erteilung einer Ab⸗ 
ſchrift und Unterſchriftsbeglaubigung ohne Prüfung der Perſönlichkeit (NG HRR 1932 Nr 1652; 
über Nichteintragung des Schuldgrundes bei einer Vormerkung |. NG HAN 1933 Nr 1848; Amts⸗ 
pflichtverletzung eines Gerichtsbeamten, der bei Vorlegung von Grundbuchakten den Richter nicht 
darauf hinweiſt, daß dieſe bei andern Grundbuchakten zur Erledigung eines Eintragungsantrags 
dringend gebraucht werden, ſ. NG SeuffA 87 Nr 7; Gewährung der Grundbucheinſicht, wenn ein 
noch nicht erledigter, auf mehrere Grundbuchblätter ſich beziehender Antrag nicht bei den ſämt⸗ 
lichen in Betracht kommenden Grundakten ſich befindet ſ. RG JW 1933, 25846. Nichtvermerk 
des Nacherbenrechts bei Aufwertung der Reſtkaufgeldhypothek eines Vorerben durch Beſtellung 
einer neuen Hypothek als Verſchulden des Grundbuch- und Aufwertungsrichters ſ. R Warn 
1933 Nr 151. Abgrenzung der Amtspflichten der Beamten des Grundbuchamts und der Auf⸗ 
wertungsſtelle ſ. R SeuffA 87 Nr 176; 

d) dem Vormundſchaftsrichter (vgl. SS 1837—1848), der ohne gehörige Prüfung eine vor- 
geſchriebene Genehmigung zur Anlage oder zur Abhebung von Mündelgeldern oder zur Löſchung 
einer Mündelhypothek erteilt (MG 85, 416; 88, 264; Warn 08 Nr 486; 1917 Nr 178; 24. 5. 10 
II 323/09), der nicht die Sicherſtellung der Nutzungen des Mündelvermögens, die Verwendung 
von Renten nachprüft, nicht auf die Anlegung von Mündelgeld, z. B. nach einem Verkauf von 
Mündelgrundſtücken hinwirkt (NG HRR 1935 Nr 1452; 1938 Nr 1009), oder der von einer vor⸗ 
ſchriftswidrigen Anlegung von Mündelgeldern durch den Vormund Kenntnis erhalten hat oder 
erhalten haben muß und nicht einſchreitet (MG Warn 1936 Nr 157; RG 21. 4. 04 VI 583/03; 
1. 5. 06 III 537/05; über die Grenzen der Nachprüfungspflicht vgl. R 67, 408); der für die An⸗ 
legung von Mündelgeldern einen falſchen Rat erteilt (RG 84, 92); der ſeine Aufſichtspflicht bei 
der Hinterlegung von Inhaberpapieren des Mündels durch den Vormund verſäumt (RG JW. 
1910, 28822), oder der einen Abfindungsvertrag trotz der Gefahr der weiteren Geldentwertung 
genehmigt (RG Warn 1923 Nr 30; RG JW 1930, 990°), auch nicht darauf hinwirkt, daß ein der 
Möglichkeit fortſchreitender Preisſteigerung oder Geldentwertung Rechnung tragender Vorbehalt 
in den Vertrag aufgenommen werde (RG SeuffA 80 Nr 151, aber auch KG Warn 1929 Nr 33); 
der es verſäumt, im Intereſſe des Mündelvermögens auf die Eintragung eines Widerſpruches 
im Grundbuch hinzuwirken (RG Warn 1936 Nr 105); über die Prüfung der Rechnungslegung 
des Vormundes ſ. RG Warn 1937 Nr 92; über die Amtspflicht des Vormundſchaftsrichters, der 
zugleich Zwangsverſteigerungsrichter iſt, wenn der Vormund zur Wahrung der Mündelrechte am 
Grundſtück im Verſteigerungstermin anweſend iſt, |. R HRR 1933 Nr 1924; Sorgfaltspflicht 
des Vormundſchaftsrichters bei Genehmigung dinglicher und perſönlicher Haftungsübernahme 
Minderjähriger zugunſten ihres Vaters |. R SeuffA 89 Nr 149; eine Amtspflicht und deshalb 
eine Haftung des Vormundſchaftsrichters beſteht nur gegenüber dem Mündel (vgl. § 1848 A 1; 
RG Warn 1930 Nr 138); 5 5 

e) dem Nachlaßrichter, der bei Beaufſichtigung des Nachlaßverwalters etwas verſieht, wobei 
der Nachlaßrichter nicht nur den Erben, ſondern auch den Nachlaßgläubigern verantwortlich iſt 
(NG 88, 264): der fahrläſſig eine unrichtige Auskunft erteilt (R Warn 1915 Nr 264); der in 
einem dem Vorerben erteilten Erbſchein die Nacherbfolge nicht erwähnt (RG 139, 348); der ein 
zum Nachlaß gehöriges Sparkaſſenbuch ungeſperrt dem Nachlaßpfleger aushändigt und die Auf- 
hebung der Nachlaßpflegſchaft bis zur Verteilung des Nachlaſſes unter die Erben hinausſchiebt 
(N 154, 110); der nicht ſorgfältig nach in gerichtlicher Verwahrung befindlichen Teſtamenten forſcht, 
was ihn auch gegenüber den geſetzlichen Erben verantwortlich macht (RG HRR 1934 Nr 1590); 

1) dem Staatsanwalt, der eine Verlängerung der Haftirift nicht rechtzeitig beantragt und 
das dem Beſchuldigten abgenommene Geld nicht ſicherſtellt (NG 108, 249) oder bei der Be⸗ 
ſchlagnahme und Veräußerung von Waren wegen Verdachts der Preistreiberei vorſchriftswidrig 
handelt (RG 113, 19; R& 18. 3. 27 111 203/26) oder die Richtigkeit der von ihm erlaſſe nen öffent⸗ 
lahr Bekanntmachungen nachzuprüfen und für Beſeitigung etwaiger Fehler zu ſorgen unter. 
äßt (RG 113, 10%); 5 . | 
) dem Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle (früher Gerichtsſchreiber), der eine angemeldete 
Konkursforderung nicht in die Konkurstabelle einträgt (RG 14. 12. 03 VI 567/03); der gegen die 
Vorſchriften der preußiſchen Geſchäftsordnung für die Gerichtsſchreibereien der Amtsgerichte die 
Eintragung der geſtohlenen, in amtliche Verwahrung genommenen Sachen in die Lifte der Über- 
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führungsſtücke oder doch eines kurzen Hinweiſes in die Spalte „Bemerkungen“ des Regiſters 
anzuordnen unterläßt (MG JW 1925, 956° Warn 1925 Nr 60), oder der die zur Unterbrechung 
der Verjährung erforderliche unverzügliche Zustellung eines Schriftſatzes nicht gehörig überwacht 
(NG 105, 422); der die Ladung einer Partei, deren perſönliches Erſcheinen angeordnet iſt, unter⸗ 
läßt (RG Warn 1930 Nr 193); der eine neue Klage beurkundet, ſtatt einer Aufnahme des Rechts⸗ 
ſtreites im Konkursverfahren (MG JW 1932, 36071); der, ſtatt einen Antrag auf Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung aufzunehmen und dem zuſtändigen Richter oder Rechtspfleger vorzulegen, 
dem Antragſteller die von ihm vorgelegten Urkunden als zur Begründung des Antrags nicht ge⸗ 
nügend zurückgibt (NG JW 1934, 3194); fiber die Verpflichtung des die Anmeldung eines Firmen ⸗ 
übergangs zum Handelsregiſter aufnehmenden Geſchäftsſtellenbeamten zur Belehrung der An⸗ 
meldenden über den Ausſchluß der Schuldenhaftung nach 825 HGB |. R JW 1938, 14534; 
weitere Entſcheidungen ſ. unter b, h, k; 

h) dem Gerichtsvollzieher (vgl. Vorbem 2b vor § 611), der bei Zuftellung der Klage dem 
Beklagten eine Klageſchrift übergibt, auf der die Terminsbeſtimmung fehlt (neben dem Gerichts⸗ 
ſchreiber RG 51, 258); der die Zuſtellungstätigkeit nicht perſönlich ausübt (RG HRR 1934 Nr 13); 
der in eiliger Friſtſache eine Zuſtellung durch die Poſt vornimmt, ohne ſich um deren Erledigung 
und den Verbleib der Zuſtellungsurkunde weiter zu kümmern (RG JW 1918, 135°); der eine 
Zuſtellung der Benachrichtigung von bevorſtehender Pfändung gemäß $ 845 3 PO durch Nieder ⸗ 
legung bei der Poſt bewirkte, obgleich eine Erſatzzuſtellung (8% 181 Abſ 2, 182 ZPO) möglich 
war (RG 87, 412); der einen Vollſtreckungsauftrag nicht ausführt (RG Warn 1930 Nr 57; 1931 
Nr 120); der eine Zwangsvollſtreckung gröblich verzögert, jo daß es dem Schuldner gelingt, zur 
Pfändung geeignete Vermögensſtücke beiſeite zu ſchaffen (RG 79, 241), oder der Schuldner in- 
zwiſchen in Konkurs kommt (RG Warn 1932 Nr 158); der eine Pfändung vornimmt unter Nicht- 
beachtung der Friſt des $ 798 ZRO (NG 83, 336; 125, 286); oder bei der Zwangsvollſtreckung 
wegen einer Wechſelforderung, ohne im Beſitze des Wechſels zu fein (RG JW 1916, 7395); der 
eine Anſchlußpfändung ſtatt einer Erſatzpfändung vornimmt (RG Warn 1931 Nr 21); der bei 
der Pfändung von im Gewahrſam eines Dritten befindlichen Sachen deſſen Herausgabebereit⸗ 
ſchaft zu Unrecht feſtſtellt ch SeuffA 81 Nr 73), der bei zwangsweiſer Räumung einer Wohnung 
nicht die Mitwirkung der Polizei wegen anderweitiger Unterbringung der Bewohner erbittet 
(NG 23 1924, 468°); der den Schuldner nicht von der bevorſtehenden zwangsweiſen Räumung 
eines Grundſtücks benachrichtigt (RG 147, 136); der bei der Zwangsvollſtreckung in bewegliche 
Sachen die Pfändung nicht oder nicht in ausreichender Weiſe durch Pfandzeichen kenntlich macht 
(NG 23 1925, 108524; RG Warn 1930 Nr 116; 1931 Nr 107; 1932 Nr 158; RG SeuffA 87 Nr 98; 
RG 14. 12. 06 III 184/06); der die Inbeſitznahme der zu pfändenden Sachen nicht in einer Weiſe 
vornimmt, daß der Gläubiger gegen Gefährdung ſeiner Rechte an den Pfandſtücken durch den 
Schuldner geſchüßtzt iſt (MG 118, 276); der bei der Schätzung des Wertes von Pfandſtücken nicht 
ſorgfältig verfährt (MG HRR 1929 Nr 1314); der Beträge, um die ſich mehrere Beteiligte ſtreiten, 
auszahlt, ſtatt eine Entſcheidung des Vollſtreckungsgerichts herbeizuführen oder die Beträge zu 
hinterlegen (RG HRR 1931 Nr 220); der von dem mitbietenden Pfandgläubiger zu Unrecht 
Barzahlung zwecks Hinterlegung verlangt (R HAN 1934 Nr 258); der der Pfändung entzogene 
Sachen in Kenntnis dieſer Eigenschaft pfändet und andere geeignete ungepfändet läßt (R 72, 
181); der Anweiſungen des Gläubigers über eine Pfändung nicht beachtet (HRR 1938 Nr 513); 
der infolge ungenauer Prüfung des Vollſtreckungstitels für eine zu geringe Forderung pfändet 
(OLG 45, 176); der nicht neu pfändet, wenn ſich die erſte Pfändung als unzureichend erweiſt 
(RG LZ 1927, 4611); der die Verſteigerung von Pfandſtücken weiter ausdehnt, als zur Be⸗ 
friedigung des Gläubigers und zur Deckung der Koſten erforderlich iſt (5 318 8 PO; RG 51, 186); 
der gepfändete Warenbeſtände nicht vorſchriftsmäßig behandelt (RG SeuffA 90 Nr 169); der eine 
Pfandverſteigerung nach $$ 1235 ff. oder eine freiwillige Verſteigerung fehlerhaft ausführt (RE 
144, 262); oder bei freihändigem Verkauf von Pfandſachen nicht vorſchriftsmäßig handelt (1 
HRR 1935 Nr 787); der Flugzeuge pfändet, ohne für ihre gefahrfreie Verwahrung zu ſorgen 
(RG 23. 6. 25 III 3/25); der Pfandſachen trotz Verlangens des Gläubigers nicht verſteigert (80 
137, 153); der Pfandſachen zu Unrecht freigibt (NG JW 1936, 209627: Berechnung des Schadens); 
der nicht für ordnungsmäßigen Verſchluß der Pfandkammer ſorgt (HAN 1934 Nr 257); der den 
Verſteigerungserlös auszahlt, obwohl er von dem Bevorſtehen einer gerichtlichen Einſtellungs⸗ 
anordnung zugunſten eines Dritten (Vermieterpfandrecht) Kenntnis erhalten hat (RG 87, 294); 
der den Verſteigerungserlös vor Ablieferung der zugeſchlagenen Sache an den betreibenden 
Gläubiger abführt und dadurch den Erſteher ſchädigt (RG 153, 257); der einen ihm vom Ana 
der Partei behufs Einftellung der Zwangsvollſtreckung ausgehändigten Geldbetrag nicht an die 
Hinterlegungsſtelle abgibt (RH SeuffA 87 Nr 44); der den zu perſönlichem Arreſt zu verhaftenden 
Schuldner fahrläffig entweichen läßt (NG JW 1929, 1111). Falls Pfandgegenſtände aus ber 
Pfandkammer abhanden gekommen find, muß der Gerichtsvollzieher oder der an feiner Stel 
haftbar gemachte Staat den Verluſt aufklären, mindeſtens nachweiſen, daß er ohne Schuld er 
Gerichtsvollziehers eingetreten fein kann (RG 18. 3. 33 V 410/32). Haftung des Gerichtsoe 
ziehers, der eilbedürftige Sachen, wie die Zuſtellung von Pfändungsbenachrichtigungen (8 
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$ 845), nicht (auch ohne Eilvermerk) mit Beſchleunigung erledigt, |. RG ZW 1938, 14523; 6 
Warn 1937 Nr 35. Haftung des Gerichtsvollziehers, der einen Wechſelproteſt aufnimmt, ohne 
zuvor die Perſon des Bezogenen, deſſen Name undeutlich geſchrieben iſt, einwandfrei feſtzu⸗ 
ſtellen (MG RR 1930 Nr 114). Dagegen handelt der Gerichtsvollzieher nicht ſchuldhaft, wenn er von 
einer Vollſtreckungshandlung nicht auf Grund einer vom Schuldner aufgeſtellten Behauptung, deren 
Richtigkeit die Vollſtreckung unzuläſſig machen würde, Abſtand nimmt (RG 10. 3. 02 VI 431/01) 
oder wenn er den Schuldner im Auſtrage des Gläubigers zur nochmaligen Ableiſtung des Offen⸗ 
barungseides nach § 903 ZPO verhaftet hat: die Prüfung, ob der Schuldner zur nochmalige n 
Ableiſtung des Eides verpflichtet iſt, ſteht dem Gerichtsvollzieher nicht zu (RG 9. 10. 06 ITI 34/06). 
Zu ben Amtspflichten des Gerichtsvollziehers bei Ablieferung der beigetriebenen Leiſtung an den 
Bollſtreckungsgläubiger oder an einen von dieſem bezeichneten Dritten, ſowie bei Aushändigung 
eines beglichenen Wechſels an dem Vollſtreckungsſchuldner ſ. auch RG 151, 109. Zur Frage des 
Verſchuldens, wenn der Gerichtsvollzieher die vom Gläubiger frei gegebene Sache an den Schuldner 
ſtatt an den Eigentümer herausgibt, |. Rch Warn 1934 Nr 122. Über Auszahlung der beim Gegner 
beigetriebenen Koſten ſtatt, wie verlangt, an den Anwalt an deſſen unpfändbaren Auftraggeber 
ſ. RG JW 1927, 220016; über die Nichtzuziehung von Sachverſtändigen zur Schätzung des Wertes 
gepfändeter Sachen |. R& 9. 4. 29 III 328/28; über die Anwendung von Gewalt gegenüber 
einem bei der Zwangsvollſtreckung geleiſteten Widerſtand |. RG SeuffA 90 Nr 25; 

i) dem Notar (vgl. Vorbem 2b vor $ 611), der bei der Aufnahme eines Rechtsgeſchäfts ſich 
nicht über die Perſönlichkeit der vor ihm zur Beurkundung Erſchienenen in genügender Weiſe 
Gewißheit verſchaffte (Rh 78, 241; 81 S. 125 u. 157; 124, 62; 150, 348; 156, 82; RG JW 1932, 
28645) und der lediglich auf die Angaben der eine Beglaubigung beantragenden oder ſonſt am 
Geſchäft intereſſierten Perſon hin oder doch ohne ſorgfältige Prüfung eine Beglaubigung erteilt 
(RG JW 07, 8716; 1928, 186417; 1930, 1291; 1932 S. 644“, 28647; 1936, 195615, RG SeuffA 87 
Nr 77); der die Vollmachten der Erſchienenen nicht oder mangelhaft prüft (RG JW 1934, 23945); 
der gegen § 183 FGO ſeine Namensunterſchrift als Blankobeglaubigung unter einen unaus⸗ 
gefüllten Vordruck abgibt (RG 86, 102); der einen nichtigen Vertrag zum Gegenſtande feiner 
Beurkundung macht (RG JW 1921, 3365; 23 1919, 4612; |. auch RG 87, 232 und 93, 68); der 
ſtatt der erforderlichen Beurkundung einer Willenserklärung deren Beglaubigung vornimmt, 
obgleichler bei nur oberflächlicher Prüfung die Notwendigkeit der Beurkundung hätte erkennen 
müſſen (RG 146, 155); der nicht prüft, ob eine wirkſame Einigung zuſtande gekommen iſt (RG 
RR 1934 Nr 1591), oder durch mangelhafte Abfaſſung des Vertrags die falſche Wiedergabe des 
Vertragswillens verſchuldet (NG JW 1916, 11165; 1919, 995); der es unterläßt, die Beteiligten 
über die wirtſchaftlichen Gefahren des beabſichtigten Vertrags aufzuklären (RG 100, 284; JW 
1922, 8055); der bei Erhebung eines Wechſelproteſts die Prüfung unterläßt, ob der Wechſel den 
Auftraggeber als Wechſelgläubiger ausweiſt (NG JW 06, 46715; RG DJ 1933, 580); der einen 
ungültigen Wechſelproteſt aufgenommen hat (RG 139, 193; NG HRR 1933 Nr 666); der ein von 
ihm aufgenommenes Teſtament mit unrichtiger Tagesangabe verſehen hat (RG 74, 421) und 
der bei einer Teſtamentsaufnahme es unterlaſſen hat, den Erblaſſer auf die Unfähigkeitsgründe 
für die Teſtamentszeugen aufmerkſam zu machen (M6 7. 1. 13 III 151/12); der dem Grundbuch ⸗ 
amt einen Kaufvertrag mit Wohnrechts- und Hypothekbeſtellung einreicht, in feinem Begleit⸗ 
ſchreiben Eigentumsumſchreibung und Hypothekeneintragung beantragt, über das Wohnrecht 
aber ſchweigt (NG SeuffA 83 Nr 69); der auftragswidrig die Eintragung einer Hypothek an falſcher 
Stelle veranlaßt (RG 16. 1. 07 V 206/06) und der die Ausfertigung einer von ihm aufgenommenen 
Urkunde verzögert (RG JW 1910, 23418); der in der Aufbewahrung der amtlichen Siegel und 
Stempel ſorglos verfährt und dadurch deren mißbräuchliche Benutzung ermöglicht (R& 81, 130); 
der die Vollſtreckungsklauſel zu einer von ihm aufgenommenen Urkunde erteilt, nachdem er in⸗ 
zwiſchen als Rechtsanwalt den Vollſtreckungsauftrag des Gläubigers angenommen hat (R 145, 
199); der den Pächter nicht darauf hinweiſt, daß das ihm vom Verpächter verpfändete Inventar 
in erſter Linie gemäß § 1120 den Hypothekgläubigern hafte (RG Warn 1937 Nr 10); der Mängel 
eines ihm vorgelegten Hypothekenbriefes nicht beachtet, die den Verdacht einer Fälſchung 
ohne weiteres aufdrängen müſſen (RG 16. 10. 31 III 351/30); der Wertpapiere nicht prüft, 
deren Verpfändung er beurkundet (MG HRR 1930 Nr 704); der amtlich anvertraute Gelder 
nicht bei einem ſicheren Bankhaus hinterlegt (R) HRR 1932 Nr 944). Zur Frage, in- 
wieweit die Entgegennahme und Weitergabe von Geldbeträgen in den Bereich der Amts⸗ 
tätigkeit des Notars fällt, ſ. auch RH 142, 184. Keine Pflichtverletzung des Notars ift es, 
wenn er vor der Aufnahme einer Handlung der freiwilligen Gerichtsbarkeit das Grundbuch nicht 
darauf einſieht, ob die Vorausſetzungen, von denen die Beteiligten ausgehen, richtig ſind; zur Ein⸗ 
ſicht des Grundbuchs iſt der Notar ohne beſonderen Vertrag nicht verpflichtet (RG 95, 299; JW 07, 
51415, 1913, 1152; Warn 1918 Nr 226); oder wenn er bei der Stempelverwendung ohne weitere 
eigene Prüfung ſich an die gemeinſame Wertangabe der Vertragsparteien hält (RG JW 07, 17614 
ſelbſtverſtändlich kann bei erfichtlich zu niedriger Wertangabe daraus aber eine Haftung des Notars 
dem Staate gegenüber beſtehen). Wo nur die Beglaubigung einer Unterſchrift von dem Notar be⸗ 
gehrt wird, erſtreckt ſich die Amkstätigkeit des Notars nicht auf den Inhalt der Urkunde (RG JW 
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1910, 10041%); kennt er aber den Inhalt und weiß, daß die Urkunde ein offenbar ungültiges Geſchäft 
enthält, fo darf er auch die Unterſchriften nicht beglaubigen (RG 87, 232 u. 93, 68). Zu einer Rechts⸗ 
belehrung iſt der Notar bei Aufnahme eines Rechtsgeſchäfts inſoweit verpflichtet, als fie für das Zu⸗ 
ſtandekommen einer rechtswirkſamen Urkunde erforderlich ift: er muß den wahren Willen der Ver⸗ 
tragsparteien erforſchen und ſie über die Bedeutung der zu beurkundenden Erklärung und das für 
den Zweck taugliche Rechtsgeſchäft aufklären, ſelbſt dann, wenn ihm Zweifel an der Einſicht der Par⸗ 
teien erſt nach der Beurkundung entſtehen (RG 85, 337; 95 S. 214 u. 299; 100, 284; JW 1912, 19516, 
1913 S. 49012 u. 11528; 1914 S. 19410 u. 3545; 1915, 51311; 1917 S. 3587 u. 600°; 1921, 2367; 
1922, 805°; Warn 1911 Nr 233; 23 1919, 477%); auch über die Stempelfolgen des beabſichtigten 
Geſchäfts beſteht die Aufklärungspflicht (NG JW 1915, 51311; 1917, 6009); die Haftung für eine 
unrichtige Belehrung darüber entfällt aber, wenn der Notar das Rechtsgeſchäft rechtlich anders be⸗ 
urteilt hatte und beurteilen konnte und dann die Angabe des Notars richtig geweſen wäre (RG ZW 
1921, 169%). Zum Umfang der Belehrungspflicht des Notars ſ. noch RG 142, 424. Gegenüber ge⸗ 
ſchäftskundigen Perſonen, bei denen eine genügende Rechtskenntnis auch ohne Belehrung vorauszu⸗ 
leben iſt, beſteht, inſoweit dies der Fall iſt, eine Belehrungspflicht nicht (RG JW 1921, 2378). Die 
Entgegennahme grundbuchamtlicher Mitteilungen über Eintragungen aus den von ihm beurkun⸗ 
deten Rechtsgeſchäften gehört nicht zu den Amtspflichten des Notars; hierbei handelt er als Beauf⸗ 
tragter der Partei oder als Geſchäftsführer ohne Auftrag (RG 81,428). Die Mitwirkung des Notars 
bei der Ausführung eines von ihm beurkundeten Erbauseinanderſetzungsvertrags gehört nicht zu 
ſeiner amtlichen Tätigkeit; Amtsgeſchäft und Amtspflicht endigen mit der Beurkundung des Ver⸗ 
trags (NG SeuffA 78 Nr 129). Pflichtwidrige Benutzung feiner amtlichen Inanſpruchnahme 
zur Regelung einer privaten Rechtsangelegenheit zwiſchen ihm und den ihn als Notar Angehenden 
ſ. RG 144, 339. Über die Sorgfaltspflicht des Notars in bezug auf Hinterlegung von Geld bei einer 
Bank ſ. RG HRR 1934 Nr 12. Eine Haftung des Notars für Verfehlungen feiner Angeſtellten be⸗ 
ſteht nach Maßgabe des $ 839 nicht (RG AW 1910, 10044; Warn 1918 Nr 226); immer kann nur 
ſeine eigene Verfehlung in Frage kommen; dieſe kann aber darin beſtehen, daß er eine nicht ganz 
einfache Angelegenheit dem rechtsunkundigen Bureauvorſteher zur Bearbeitung überläßt (RG JW 
1914, 354; Warn 1913 Nr 195). Für den Notarvertreter haftet aber in Preußen der vertretene 
Notar nach Art 101 preuß. FG (RG 100, 287). Darüber, daß die Erfüllung der Amtspflicht des 
Notars nicht zugleich Gegenſtand vertraglicher Bindung fein kann, vgl. R& 85, 409; 93,68; 95,214; 
JW 1920, 370° und Vorbem 2b vor § 611. In den Amtsbereich des Notars gehört aber auch das 
Entwerfen der Urkunden, deren Unterſchriften nachher beglaubigt werden ſollen; es iſt nicht Gegen⸗ 
ſtand beſonderen Vertrags (RG 87, 232 u. 93, 68; JW 1917, 3587). Über die Klarlegung, zweck⸗ 
entſprechende und richtige Geſtaltung und Faſſung des Parteiwillens in der Beurkundung geht die 
Amtspflicht des Notars nicht hinaus; hat er es an der etwa erforderlichen Belehrung nicht fehlen 
laſſen und dem erforſchten wahren Willen der Parteien des Rechtsgeſchäfts ge mäß dieſes beurkun⸗ 
det, jo iſt feine amtliche Fürſorgepflicht erſchöpft (RG JW 1915, 1193“; Warn 1915 Nr 235); uur 
die Einreichung der von ihm aufgenommenen oder beglaubigten Urkunden bei Gericht zwecks Ein⸗ 
tragung in das Grundbuch oder in das Handelsregiſter gehört noch in den Amtsbereich (RG 93, 
68); eine Verpflichtung, den Vertragsparteien ſeinen Vertragsentwurf auszuhändigen, liegt dem 
Notar nicht ob (MG 100, 284); die vorſtehend erwähnten Entſcheidungen betreffen die als Landes 
beamte anzuſehenden, insbeſondere preußiſchen Notare; über die jetzt maßgebende einheitliche 
Regelung in der Reichsnotarordnung v. 13. 2. 37 (RG Bl 1, 191), wonach der Notar nicht 
Beamter im Sinne des Deutſchen Beamtengeſetzes, aber Träger eines öffentlichen Amtes iſt, 
ſowie über die dort getroffene beſondere Regelung der Amtshaftung |. Vorbem 2b Abſſ3 vor 
$ 611 (dort auch weitere Entſcheidungen zum bisherigen Recht); 

k) dem Gerichtskalkulator in Preußen, der die Nachprüfung einer Vormundſchaftsrechnung 
ſchuldhaft verzögert (RG 80, 406): 

) dem Poſtbeamten, der einen Eilbrief fehlleitet (RG JW 1911, 4652; 1912, 10615), der 
eine telegraphiſche Poſtanweiſung nicht weiterbefördert hat (R Warn 1912 Nr 307), und dem 
Telegraphenbeamten, der unter Außerachtlaſſung der Vorſchriften der Dienſtanweiſung die 
Verſtümmelung oder Entſtellung eines Telegramms herbeiführt (RG 18. 2. 13 111 365/12; vgl. 
zu dieſen Fällen aber Reichert in 3W 1913, 525ff.); 

m) dem Lehrer, der ſich eine Überſchreitung ſeines Züchtigungsrechts zuſchulden kommen 
läßt (vgl. darüber § 823 A 3 u. 10), ſowie der durch mangelnde Beaufſichtigung der Schüler 
beim Spiel die Verletzung Dritter verſchuldet (RG Warn 1916 Nr 80); beim Turnen zu hohe 
Anforderungen ſtellt oder nicht die nötige Hilfe gibt (vgl. RG Warn 1929 Nr 76); bei Schul‘ 
ferien nicht für Wahrung der Ordnung ſorgt (RGS 23. 9. 31 1X 162/31). Dem Lehrer ſteht als 
Ausfluß der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt das Recht der Schulzucht zu; feine Aufſichis⸗ 
pflicht erſtreckt ſich auch über die Schulzeit und die Schulräumlichkeiten hinaus. Kraft u 
Amtspflicht hat er ſeinerſeits alles zu vermeiden, was zu einer Schädigung der Kinder jur 2 
kann (RG JW; 1920, 1032). Der Schulleiter hat gegebenenfalls dafür zu ſorgen, daß Schüle 
nicht auf eine neben dem Schulhof befindliche Wieſe ſich begeben, dort Unfug treiben und fi 
dabei verletzen (RG 25 9. 31 111 403/30). 


- 
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5. Für den Erſatz des aus der Verletzung der Amtspflicht entſtandenen Schadens gelten die 
allgemeinen Beſtimmungen der 88 249ff. Auch entgangener Gewinn ($ 252) darf berückſichtigt 
werden (RG JW 1936, 195819). Über den Verluſt von Erwerbsausſichten ſ. RG HRR 1937 
Nr 1316. Die Möglichkeit, daß bei einer freiwilligen Verſteigerung der eine von zwei in ihren 
Ausſichten gleichſtehenden Bietern das Meiſtgebot und danach den Zufchlag erlangt haben würde, 
iſt nicht als Vermögenswert anzusehen, der Notar, der dieſe Möglichkeit vereitelt hat, alſo nicht 
ſchadenserſatzpflichtig (RG 9. 6. 37 V 17/37). — Über den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen 
Handlung und Schaden vgl. Vorbem 3 vor $ 249 und Vorbem 5 vor $ 823 ſowie für einen Fall des 
9839 R 91, 347; einen Fall fehlenden Urſachenzuſammenhangs behandelt RG Warn 08 Nr 215 
(vgl. oben A 4b). Bei Schadensfolgen aus einem ſchuldhaften Verhalten bei der Prozeßführung 
iſt nur zu prüfen, wie das Prozeßgericht bei richtiger Beurteilung, alſo nach der Anſicht des 
über den Schadenserſatzanſpruch erkennenden Gerichts hätte entſcheiden müſſen (RG 
91,164; 117, 287 [293]; 142, 331 [333]: RG JW 1912, 51; 1917, 102°; SeuffA 69 Nr 40), nicht 
wie es, vielleicht nach ſeiner Übung, tatſächlich entſchieden haben würde. Der Grundſatz muß 
auch bei andern gerichtlichen Verfahrensarten, z. B. im Konkursverfahren, gelten (NG HR 1931 
Nr 1852; 1932 Nr 435; 1933 Nr 1914). Bei Verſehen des Gerichts iſt immer zu prüfen, was bei 
richtigem Handeln geſchehen wäre (RG JW 1936, 27076). Zur Prüfung der Frage, wie gegebenen ⸗ 
falls die zuſtändige Verwaltungsbehörde entſchieden haben würde, ſ. RG 1936, 813%. Bei 
der Beurteilung des urſächlichen Zuſammenhanges im Falle einer fehlerhaften Pfändung oder der 
ſchuldhaften Unterlaſſung einer Pfändung durch den Gerichtsvollzieher ift davon auszugehen, 
daß dieſer ohne die Pflichtverletzung in jeder Beziehung richtig verfahren wäre; der einzelne 
Gläubiger muß ſich alſo gegebenenfalls entgegenhalten laſſen, daß er bei richtigem Verhalten des 
Gerichtsvollziehers auch nichts oder nicht mehr, als er bekommen, erhalten haben würde (RG HRR 
1934 Nr 256), daß z. B. der Gerichtsvollzieher auch andere Pfändungsaufträge ausgeführt hätte 
und für den Kläger nichts übrig geblieben wäre (R HRR 1930 Nr 502); alle Gläubiger, die bei 
ordnungsmäßigem Vorgehen des Gerichtsvollziehers etwas erhalten hätten, muß der Staat 
entſchädigen (R HRR 1931 Nr 1854). Die Erwägung, daß ein anderes, ſchwerer ſchädigendes 
Ereignis hätte eintreten können, kann nicht dazu führen, den durch schuldhaftes Verhalten bereits 
eingetretenen geringen Schaden nicht als einen ſolchen im Rechtsſinne anzuſehen; nur bezüglich 
des Umfangs des Schadens kann jener Umſtand möglicherweiſe berückſichtigt werden (RG 1. 4. 24 
111 342/23; vgl. Vorbem 3 vor 9 249). Der Notar, durch deſſen Verſehen eine Darlehnshypothek 
einen ſchlechteren Rang erhalten hat, kann dem durch die Auszahlung des Darlehns geſchädigten 
Hypothekengläubiger nicht entgegenhalten, daß die Hypothek bei einer ſpäteren Zwangsverſteige⸗ 
rung auch mit beſſerem Range ausgefallen wäre (RG 144, 80). Schaden bei Hypothekrangver⸗ 
ſchlechterung durch Verſehen des Grundbuchbeamten ſ. RG IW 1937, 191723; RG Warn 1934 
Nr 57; 1936 Nr 91. Zur Frage des urſächlichen Zuſammenhanges, wenn die Amtspflichtver⸗ 
letzung eines Richters nur infolge hinzutretenden Fehlers eines anderen Richters Schaden ver⸗ 
urſacht hat, ſ. RG 142, 383, oder wenn zur unzuläſſigen Erteilung einer Vollſtreckungsklauſel durch 
den Notar ein ungerechtfertigter Beſchluß des Verſteigerungsrichters kommt, |. Rö 145, 199. 
Maßgebender Zeitpunkt für die Schadensbemeſſung, wenn ein Notar durch ſein Verſchulden den 
käuflichen Erwerb eines Hofes vereitelt hat, ſ. RG 142, 8. — 8 839 gibt nur einen Anſpruch auf 
Erſatz in Geld; auf eine Wiedergutmachung durch Vornahme oder Unterlaſſung von Amts⸗ 
handlungen kann nicht geklagt werden (RG 150, 140; 156, 34; R HRR 1936 Nr 900; |. auch 
RR 1938 Nr 760; Larenz, Vertrag und Unrecht II 58 Fußnote 1). Das muß entſprechend 
auch für parteiamtliche Maßnahmen von Amtsträgern der NS DA gelten (DJ 1935, 686; 1936, 
691; 1937, 1471 mit Anm Fangmann; Dig 1935, 439, 442; HRR 1936 Nr 479). Keine vor⸗ 
beugende Unterlaſſungsklage in Bezug auf Außerungen, die ein von dem Reichshandwerksmeiſter 
Beauftragter im Rahmen feiner Zuſtändigkeit getan hat, |. R DJ 1937, 1930. — Wenn mehreren 
Beamten eine Verletzung der Amtspflicht zur Laſt fällt und jede für den Eintritt des Schadens ur⸗ 
ſächlich geworden ift, dann haften die mehreren Beamten nebeneinander und ſomit gemäß § 840 
Abf als Geſamtſchuldner (RG 51,258). Die Vergünſtigung des Abſ 1 Satz 2 kommt ihnen nicht 
zugute, es ſei denn, daß von den mehreren Beamten ein Teil fahrläſſig, ein anderer vorſätzlich 
handelte (gl. A 6). Für ihren Ausgleich untereinander gilt $ 840 Abſ 1 in Verbindung mit $ 426 
(vgl. § 840 A 2 u. 3). Einen Sonderfall der Ausgleichung zwiſchen dem Beamten, der durch 
Verletzung einer amtlichen Aufſichtspflicht ſich ſchadenserſatzpflichtig gemacht hat, und dem mit- 
verantwortlichen dieſer Auſſicht unterſtellten Geſchäftsführer behandelt $ 841. — Schadenserſatz⸗ 
berechtigt iſt nach Maßgabe des 9 839 nur die Perſon, der gegenüber die Amtspflicht zu erfüllen 
war (A 3). Die 88 843—845 gelten für die Fälle der Tötung, Körperverletzung, Geſundheits- 
beſchädigung und Freiheitsentziehung auch für den Bereich des J 839 (Rö 91, 9, 94, 102). — Daß 
bei einem mitwirkenden Verſchulden des Geſchädigten $ 254 zur Anwendung zu kommen 
hat, iſt ſelbſtverſtändlich. Nichtzahlung einer vollſtreckbaren Schuld kann aber nicht als 
mitwirkende Urſache für einen Schaden angeſehen werden, der bei der Pfändung durch 
Verſehen des pfändenden Beamten entſteht (RG 142, 379). Eine entſprechende Anwendung 
des in $ 254 Abſ 2 erwähnten, nach der Rechtſprechung aber an ſich auch im Falle des § 254 Abſ 1 
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anwendbaren § 278 iſt, wie bei unerlaubten Handlungen überhaupt, auch im Falle des § 839 
ausgeſchloſſen, wenn es ſich um ein bei Entſtehung des Schadens mitwirkendes Verſchulden 
(8 254 Abſ 1) handelt (RG 121, 114); dagegen zuläſſig, ſoweit die Abwendung oder Minderung 
des aus der Amtspflichtverletzung drohenden Schadens ($ 254 Abſ 2) in Frage ſteht (RG 141, 
353 und A 3 zu § 254). Da es ſich hierbei um Verpflichtungen aus dem zufolge der unerlaubten 
Handlung ſich entwickelnden Rechtsverhältnis zwiſchen dem Schädiger und dem vom Schaden 
Bedrohten handelt, iſt auch 8 278 entſprechend anwendbar (RG ZW 1937, 265415). Eine Gemeinde, 
die für vorsätzliche Amtspflichtverletzungen (Unterſchlagungen) eines ihrer Beamten gegenüber 
der Landesverſicherungsanſtalt haftet, kann nicht nach § 254 fahrläſſiges Mitverſchulden von Be⸗ 
amten der letzteren einwenden (RG 156, 220 [239]). Einen beſonderen Fall des eigenen mit⸗ 
wirkenden Verſchuldens des Verletzten bei der Entſtehung des Schadens hat Abſ 3 herausgehoben, 
der dem Verletzten unter Beiſeiteſetzung des Abwägungsgrundſatzes des § 254 jeden Schadens⸗ 
erſatzanſpruch gegen den Beamten abſpricht, wenn er die Einlegung eines Rechtsmittels gegen die 
ihn ſchädigende Amtshandlung des Beamten ſchuldhaft unterlaſſen hat (vgl. A 8). — Verwirkung 
von Anſprüchen, die einem Beamten aus der Verletzung der Fürſorgepflicht ($ 618 und A 1 dort) 
oder der Amtspflicht ($ 839) ſeiner Vorgeſetzten erwachſen ſind, |. RG 158, 235. 

6. Der Beamte haftet für eine fahrläſſige Verletzung der Amtspflicht nur hilfsweiſe; er kann 
erſt dann in Anſpruch genommen werden, wenn der Verletzte nicht auf andere Weiſe Erſatz zu 
erlangen vermag. Die Einſchränkung gilt auch, wenn an Stelle des Beamten der Staat haftet; 
Art 131 Wein Verf hat hieran nichts geändert (RG 102, 108; RG Gruch 71, 537; 1933 Nr 1321). 
Sie gilt aber immer nur für die Amtshaftung. Wird eine öffentliche Körperſchaft für einen Schaden 
nicht nur aus $ 839 (mit Art 131 Weim Verf), ſondern z. B. auch als Halter eines Kraftfahrzeugs 
nach 97 236 in Anſpruch genommen, jo gilt inſoweit, die Einſchränkung des $ 839 Abſ 1 Satz 2 
nicht (RG 145, 177). Die Vorausſetzung der Haftung iſt ſowohl dann gegeben, wenn ein anderer 
Erſatzpflichtiger nicht vorhanden iſt, wie dann, wenn der vorhandene andere Erſatpflichtige nicht 
zahlungsfähig iſt (R Warn 1917 Nr 278; RG HRR 1933 Nr 1321). Auf den Rechtsgrund eines 
Erſatzanſpruchs kommt es dabei für den Ausſchluß der Haftung gemäß § 839 Abſ 1 Satz 2 nicht an 
(RG 152, 20, ſowie unten). Die Anwendung dieſer Vorſchrift iſt auch nicht auf Fälle beſchränkt, 
in denen der Verletzte gegen den Dritten einen rechtlich verfolgbaren Anſpruch auf Erſatz des 
Schadens hat; ſie umfaßt vielmehr auch Erſatzmöglichkeiten rein tatfächlicher Art (RG 138, 
211; RG 158, 277; auch HRR 1938 Nr 652). Auf die Möglichkeit eines anderweiten Erſatzes in der 
Zukunft braucht ſich der Beſchädigte, der ein Recht auf alsbaldigen Schadenserſatz hat, nicht ver⸗ 
weiſen zu laſſen (RG 80, 254; 139, 349; 141, 353; RG Warn 1917 Nr 178; 1936 Nr 5; 1937 Nr 99; 
N JW 1930, 997155 1936 Nr 1434 R HRR 1934 Nr 865; RG SeuffA 81 Nr 73); der bei einer 
Verteilung ungenügend berückſichtigte Konkursgläubiger auch nicht auf den weitläufigen und im 
Ergebnis unſicheren Weg von Bereicherungsanſprüchen gegen andere Konkursgläubiger (RG 
154, 297). Doch kann ihm unter Umſtänden die Anmeldung in einem Konkurſe zugemutet werden, 
der eine baldige Befriedigung mindeſtens zu einem erheblichen Teile erwarten läßt (vgl. RG JW. 
1930, 13046; R6 Warn 1930 Nr 13). Die anderweitige Erſatzmöglichkeit kann insbeſondere auch 
dann als ausgeſchloſſen angeſehen werden, wenn die Zwangsvollſtreckung im Auslande ſtattfinden 
müßte (RG SeuffA 81 Nr 73). Der durch Amtsverſehen im Rang feiner Hypothek benachteiligte 
Gläubiger braucht nicht erſt die Fährniſſe eines Zwangsverſteigerungsverfahren auf ſich zu nehmen 
oder um einen Verkauf der Hypothek bei den durch die Rangverſchlechterung geminderten Aus⸗ 
ſichten bemüht zu fein (RG JW ' 1937, 191723). Iſt neben dem Vormund und Gegenvormund wegen 
Verletzung ſeiner Aufſichtspflicht auch der Vormundſchaftsrichter für einen Schaden verantwortlich, 
ſo kann der an Stelle des letzteren haftende Staat das Mündel nicht auf Erſatzanſprüche gegen 
Vormund und Gegenvormund verweiſen (RG JW 1935, 35302). Zur Frage einer Schadens“ 
erſatzklage wegen Amtspflichtverletzung, ſolange der eigentliche Schuldner ſich im Sicherungs⸗ 
verfahren befindet, |. HAN 1934 Nr 1022. Die Beweislaſt, daß voneinem andern Erſatz nicht zu 
holen ift, trifft an ſich den Verletzten; die Behauptung, daß der Verletzte nicht auf andere Weile 
Erſatz zu erlangen vermöge, gehört zur Klagebegründung (RG 81, 430; 86, 286; 91, 232; 
137, 20; 138, 209; 139, 343; 141, 429; 150, 323; RG JW 1913, 59812; 1915, 59425; 1926, 22845; 
1928, 18621 1930 S. 99725, 13046, 29327; 1931, 24651; 1936, 1434“; 1937, 3933, 211316, Warn 
1914 Nr 121; SeuffA 87 Nr 92; HRR 1930 Nr 112; 1932 Nr 1447; 1937 Nr 800). Auch die Höhe 
feines nach Inanſpruchnahme anderer Haftpflichtiger noch verbleibenden Schadens muß der Geſchä⸗ 
digte darlegen und beweiſen, wenn er einen beſtimmten Anſpruch gegen den ſchuldigen Beamten 
erheben will; ſolange die Höhe des Ausfalles und damit das Fehlen anderweitiger Erſatzmög⸗ 
lichkeit noch nicht ſeſtſteht, iſt auch eine Feſtſtellungsklage gegen den Beamten nicht gerechtfertigt, 
weil eine Anſpruchsvorausſetzung fehlt (RG 137, 20; 139, 349; RG JW 1935, 35335; RG HRR 
1935 Nr 1589). Vor der Erlaſſung eines Grundurteils nach $ 304 3 PO muß mindeſtens feſtgeſtellt 
werden, daß durch die anderweite Erſatzmöglichkeit der Schaden nicht in voller Höhe ausgeglichen 
wird (RG 156, 82). 

Für die Frage, ob eine Erſatzmöglichkeit im Sinne von Abs 1 Satz 2 überhaupt be- 
ſteht, iſt grundſätzlich der Zeitpunkt der Klagerhebung maßgebend (RG 80, 254; 86, 286; 
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100, 128; RG Warn 1917 Nr 178; R HRR 1934 Nr 1672; 1935 Nr 1455). Auf das Fehlen einer 
Erſatzmöglichkeit in dieſem Zeitpunkt kann ſich der Verletzte aber nur dann berufen, wenn ihn ſelbſt 
keine Schuld dran trifft. Er genügt daher ſeiner Beweispflicht nicht ſchon, wenn er die jetzige 
Unmöglichkeit eines anderweiten Erſatzes dartut; er muß auch nachweiſen, daß er eine 
früher vorhandene Erſatzmöglichkeit nicht ſchuldhaft verſüäumt habe (Rö 86, 286; 10,128; 139, 
349; 145, 69; RG JW 1937, 3935; RG Warn 1934 Nr 121; 1936 Nr 187; 1937 Nr 69 RG RR 1932 
Nr 943; 1933 Nr 653, 1321, übereinſtimmend mit R 79, 12, abweichend von 80, 254). Ob in der Ge⸗ 
währung einer Stundung an einen zum Ausgleich Verpflichteten ein Verſchulden liegt, ift nach den 
Umſtänden des Falles zu beurteilen (RG HAN 1933 Nr 1748). Eine ſchuldhafte Verſäumnis kann 
auch vorliegen, wenn der Verletzte aus eigenem Verſchulden von der Erſatzmöglichkeit erſt nach 
der Klagerhebung erfahren hat (RG HRR 1934 Nr 1672). Schuldhafte Verſäumung einer Erſatz⸗ 
möglichkeit ſetzt aber in jedem Falle Kenntnis von der Entſtehung eines Schadens voraus; ſchuld⸗ 
hafte Unkenntnis hiervon iſt dem nicht gleichzuſtellen (RJ 145, 258). Eine Abwägung beider⸗ 
ſeitigen Verſchuldens findet nicht ftatt; $ 254 Abſ 2 (nicht Abſ 1, vgl. RG SeuffA 90 Nr 105) wird 
durch $ 839 Abſ 1 Satz 2 ausgeſchaltet (RG 86, 289; 126, 87; RG AW 1937, 13074; RG Warn 1937 
Nr 155). Der Beweis eines reinen Nichtvorhandenſeins kann dem Verletzten nicht angeſonnen 
werden; ergibt ſich aus der Sachlage kein Anhalt dafür, daß ein anderer Erſatzpflichtiger in Frage 
kommt, fo iſt es. Sache des Beklagten darzutun, daß dennoch eine andere haftbare Perſon vorhanden 
iſt (RG 51, 186). Die Erſaßzpflicht entfällt nicht ohne weiteres deshalb, weil der Verletzte unter⸗ 
laſſen hat, gegen ein die anderweitige Erſatzmöglichkeit verneinendes, aber ſachlich unzutreffendes 
Urteil eines Amtsgerichts Berufung einzulegen oder auch nur beim Landgericht das Armenrecht 
für die Berufung zu beantragen (RG 150, 323). Schuldloſe Verſäumung einer Erſatzmöglichkeit 
kann dem Verletzten nicht ſchaden (RG 86, 286). So auch, wenn der Erſatzberechtigte (Mündel) 
die vielleicht vorhandenen Schadenserſatzanſprüche gegen Vormund und Gegenvormund mangels 
eines geſetzlichen Vertreters (Pflegers) bis zur Klage gegen den ſchuldigen Beamten oder den 
Staat nicht erheben konnte (NG HRR 1935 Nr 1455). Der Verletzte kann den ihm obliegen- 
den Beweis, daß von anderen Erſatzpflichtigen ein Erſatz nicht zu erlangen ſei, im Rechts- 
ſtreit gegen den Beamten oder den an ſeiner Stelle haftenden Staat führen; 
er braucht die als erſatzpflichtig in Betracht kommenden Perſonen nicht vorher zu verklagen (RG 
96, 168; RG JW 1926, 22845). Dieſer Grundſatz gilt auch bei der Anwendung des $ 91 II 10 
ALR; ein beſonderes Verfahren gegen Erſtverpflichtete iſt auch dann nicht notwendig, wenn im 
Verhältnis eines Erſtverpflichteten zu dem Geſchädigten $ 254 BGB anzuwenden iſt (RG 8. 12. 36 
III 67/36). Beweiſt der Beamte, daß ihm nur Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt, fo ſcheidet er als 
Erſahbpflichtiger aus, bis ihm nachgewieſen wird, daß nicht von anderer Seite Erſatz zu erlangen 
iſt (RG Warn 1914 Nr 121). Iſt ein anderer Erſatzpflichtiger vorhanden, jo ändert es nichts 
an der Befreiung des Beamten nach Satz 2, daß letzterer etwa auch dieſem andern wieder 
auf Schadenserſatz haftet (RG 91, 96). — Auf welcher Rechtsgrundlage der gegen den 
Dritten zu erhebende Erſatzanſpruch beruht, iſt, wie ſchon in Abſ 1 erwähnt, 
gleichgültig. Auch ein Bereicherungsanſpruch, der die eingetretene Vermögensminderung 
ausgleichen kann, muß erſchöpft ſein, bevor gegen den Beamten ein Schadenserſatzanſpruch 
erhoben werden kann (RG JW 1934, 25456). Selbſt die Möglichkeit aus einem Verſicherungs⸗ 
vertrag Schadenserſatz zu erlangen, kann die Amtshaftung ausſchließen (RG 138, 209; 145, 
56; RG JW 1935, 1084; RG Warn 1935 Nr 9; NG HRR 1932 Nr 1448; 1935 Nr 346); jo 
auch wenn es ſich um Ansprüche aus einer Unfallverſicherung handelt (Rh 152, 20); dagegen nicht 
bei einer Lebensberſicherung, da dieſe, in aller Regel wenigſtens, nicht Schadensdeckung, ſondern 
Kapital- oder Rentenvorſorge bezweckt, alſo Sparzwecken dient (RG 155, 186). Zur Frage, nach 
welchen Grundſätzen die Anrechnung der von einer Unfallverſicherung geleiſteten Zahlungen auf 
den dem Verletzten entſtandenen Schaden, im beſonderen auf die einzelnen Schadensarten, zu 
erfolgen hat, ſ. RG 158, 176. 5 5 

Von mehreren aus der Verletzung einer Amtspflicht für denſelben Schaden 
erſatzpflichtigen Beamten kann der wegen Fahrläſſigkeit verantwortliche auf Grund des Satz 
2 ſeine Haftpflicht ablehnen, ſolange nicht der aus Vorſatz verantwortliche herangezogen 
iſt; haben die mehreren Beamten ſämtlich nur fahrläſſig gehandelt, ſo kann nicht unter 
Berufung auf Satz 2 der eine die Verantwortung auf den andern abwälzen (RG 141, 283). 
Hier verſagt die Anwendung des Satz 2 und gilt $ 840 Abſ 1, der im übrigen durch $ 839 Abj 1 
Satz 2 zugunſten des Beamten ausgeſchaltet wird, weil dieſer den Beſchädigten ganz an den 
andern Erſatzpflichtigen verweiſen kann (RG 51, 258; 81, 428; Warn 1916 Nr 279; 1930 Nr 
190, 214). Dasſelbe gilt, wenn der Staat und andere öffentliche Korperſchaften für Amts⸗ 
pflichtverletzungen ihrer Beamten gemäß Art 131 RVerf (Al) nebeneinander dem Geſchädigten 
haften (RG JW 1936, 2495). Die Anwendung dieſer Grundſätze ſetzt aber in allen Fällen voraus, 
daß die Haftung der verſchiedenen Beamten auf demſelben Rechtsgrund einer Amtspflicht⸗ 
verletzung beruht JW 1937, 12356). So kann z. B. der Staat, der aus Verſchulden des Grund⸗ 
buchrichters in Anſpruch genommen wird, den Geſchädigten nicht auf eine gleichzeitige Haf⸗ 
tung des Notars verweiſen (RG 141, 283). 
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Nach den Ausführungen in AL uz iſt unter der Verletzung einer Amtspflicht nicht nur 
die Außerachtlaſſung von Dienſtvorſchriften außerhalb der allgemeinen Haf⸗ 
tung der 8$ 823 ff. zu verſtehen. Auch ſolche Handlungen fallen darunter, die den Beamten 
ſchon nach den allgemeinen Beſtimmungen dieſer Paragraphen haftbar machen, ſofern die 
Handlung, die die Pflichtverletzung enthält, in den Amtsbereich des Beamten fällt. Daraus 
ergibt ſich, daß der Beamte, dem nur Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt, ſich auf die Vergünſtigung 
des Satz 2 auch in den Fällen berufen kann, in denen ſein Verhalten den Tatbeſtand des § 823 
Abſ! oder 2 erfüllt (RG 74, 250; JW 08, 6532). Dagegen bedarf es kaum der Erwähnung, daß 
der Beamte (Gerichtsvollzieher, Notar) inſoweit die Vergünſtigung des Satz 2 nicht genießt, als 
er dem Geſchädigten aus einem Vertragsverhältnis (Auftrag, Dienſtvertrag) haftet (ogl. 
Vorbem 2b vor §611). Satz 2 iſt auch dann anzuwenden, wenn der andere Erſatzpflichtige der Dienſt⸗ 
herr des Beamten, der Staat ſelbſt iſt (58 31, 89; RG 74, 250; Warn 1911 Nr 329). — Eine wegen 
fahrläſſiger Amtspflichtverletzung eines Staatsbeamten klagende öffentliche Körperſchaft kann nicht 
auf Erſatzanſprüche gegen ihre eigenen Beamten verwieſen werden, wenn dieſe, wie nach $ 91 
ALR II 10, der Körperſchaft nur ſubſidiär haften (RG 145, 258). Inwiefern die Koſten des gegen 
einen als erſatzpflichtig in Anſpruch genommenen Dritten geführten Prozeſſes dem von dem Beam⸗ 
ten zu erſetzenden Schaden zuzuſchlagen find, darüber vgl. RG 91, 232; RG HRR 1934 Nr 1111; 
aber auch Warn 1912 Nr 390. Werden durch eine und dieſelbe fahrläſſige Amtspflichtverletzung 
mehrere Perſonen geſchädigt, ſo kann der Beamte (Staat) dem einzelnen Geſchädigten die 
Verſäumung einer Erſatzmöglichkeit, die nur ſeinen Schaden, nicht auch den der anderen, gedeckt 
hätte, nicht mit der Folge entgegenhalten, daß ſein Erſatzanſpruch in voller Höhe abzuweiſen iſt; 
der Verluſt muß vielmehr nach dem Verhältnis der Deckungsmittel zur Summe aller Erſatzan⸗ 
ſprüche begrenzt werden (RG HRR 1934 Nr 450). Die dreijährige Verjährung des § 852 beginnt 
für den Schadenserſatzanſpruch gegen den Beamten erſt von da an, wo feſtſteht und dem Verletzten 
bekannt iſt, daß ein vorverhafteter Erſatzpflichtiger nicht in Anſpruch genommen werden kann (RG 
IW 1915, 59429; 1926, 22843; 17. 4. 09 V 485/08; vgl. 8 852 A 4b und c). Über den Rückgriff 
des Beamten, der den Geſchädigten befriedigt hat, gegen den in erſter Reihe Verpflichteten 
vgl. RG 80, 252. 


7. a) Die zweite Beſchränkung der Haftung des Beamten aus der Verletzung der Amtspflicht 
betrifft den Spruchrichter, der ſich bei dem Urteil in einer Rechtsſache einer Amtspflichtverletzung 
ſchuldig macht. Auf einen Spruchrichter, der nicht Beamter iſt, kann ſich die Beſtimmung natur⸗ 
gemäß nicht erſtrecken. Beamter iſt der Handelsrichter ($ 116 GVG), nicht dagegen der Schöffe, 
der Geſchworene, der nichtrichterliche Beiſitzer einer Arbeitsgerichtsbehörde. Was unter dem 
Urteil in einer Rechtsſache zu verſtehen iſt, beſtimmt ſich nach der Begriffsſprache der Prozeß⸗ 
ordnungen; danach iſt Urteil diejenige richterliche Entſcheidung, die auf Grund vorgeſchriebener 
mündlicher Verhandlung ergeht, ein Rechtsverfahren ganz oder teilweiſe (Endurteil, Teilurteil, 
Zwiſchenurteil) zur Erledigung bringt und regelmäßig ſich fan mit dem die Erledigung aus⸗ 
drückenden Namen „Urteil“ bezeichnet; ein Berichtigungsbeſchluß nach $ 319 ZPO bildet einen 
Beſtandteil des Urteils und iſt deshalb im Sinne des Abſ 2 dieſem gleich zu achten (RG 90, 228); 
andere richterliche Entſcheidungen, wenn ſie auch in gewiſſem Sinne eine ſelbſtändige, rechts⸗ 
feſtſtellende Bedeutung haben, fallen nicht darunter (RG 62, 367); ſo z. B. auch nicht Beſchlüſſe, 
die das Landgericht auf die Rechtsbeſchwerde einer Partei gegen die Beſchlüſſe eines Miet⸗ 
einigungsamts in einer Wohnungsmangelſache erläßt (RG 116, 90); Zurückweiſung einer Be⸗ 
ſchwerde in Strafſachen (HRR 1933 Nr 1923); erſt recht nicht Beſchlüſſe nichtrichterlicher Stellen, 
wie etwa früher Beſchlüſſe einer Betriebsvertretung im Kündigungseinſpruchsverfahren 
(RAG 10, 153). Zu den Urteilen im Sinne des § 839 Abſ 2 gehören auch die Verſäumnis⸗ 
und Anerkenntnisurteile im Zivilprozeß (Erlaß eines Verſäumnisurteils vor der Terminsſtunde 
RG Warn 1914 Nr 82), die eine öffentlich-rechtliche Streitſache erledigenden Urteile der Ver⸗ 
waltungsgerichte, ſowie die Urteilsentſcheidungen der Verſicherungsbehörden in Unfall⸗ und In⸗ 
validenverſicherungsſachen; dagegen nicht Beſchlüſſe, die der Vorſitzende der Beſchlußkammer des 
Oberverſicherungsamts im Beſchwerdeverfahren ohne mündliche Verhandlung erläßt (RG HRR 
1934 Nr 630). Die Entſcheidungen RG 62, 637 u. 89, 13 verneinen den Urteilscharakter bei einem 
Haftbefehle des Unterſuchungsrichters; er iſt nach denſelben Grundſätzen auch bei Beſchlüſſen, 
die einen Arreſt oder eine einſtweilige Verfügung anordnen oder ablehnen, zu verneinen, während 
die mit demſelben Inhalt auf Grund mündlicher Verhandlung ergehenden Entſcheidungen, ſowie 
diejenigen über die Rechtmäßigkeit oder die Aufhebung des Arreſts oder der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung unter § 839 Abſ 2 fallen ($$ 921, 922, 925, 927, 936, 937 ZPO). Der Unterſchied ift 
gewiß ein äußerlicher, er iſt aber in der geſetzlichen Vorſchrift begründet, deren Entſtehungs⸗ 
geſchichte und Ausnahmenatur dazu nötigen, ihr Anwendungsgebiet ſtreng auf die durch den 
Wortlaut gezogenen Grenzen zu beſchränken (RG 116, 90). Zur Urteilsfällung gehört nicht 
nur die eigentliche Entſcheidung und ihre Begründung, ſondern auch die Feſtſtellung des Tat⸗ 
beſtandes; das Urteil iſt ein Ganzes und kann nicht in Stücke geriſſen werden. Die Haftungs⸗ 
beſchränkung des Abſ 2 erſtreckt ſich auch auf die unrichtige Bezeichnung der Parteien oder 
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ihrer Vertreter im Urteilskopf (RG SeuffA 86 Nr 179). Eine Amtspflicht des Richters, in einem 
vor ihm anhängigen Rechtsſtreit zu beraten, beſteht nicht; auch eine Verletzung der Auftlä- 
rungspflicht (3 PO $ 139) kann nicht eine Haftung des Richters außerhalb des § 839 Abſſ2 be⸗ 
gründen (R 28. 6. 32 111 402/31). Nicht unter § 839 Abſ2 fallen die von Schiedsrichtern 
gemäß 98 1029 ff. ZPO getroſſenen Entſcheidungen, obwohl fie den Inhalt von Urteilen haben 
und Rechtsſtreitigkeiten zur Erledigung bringen, weil die Schiedsrichter nicht Beamte find (vgl. 
A 2). Aber die ſtreitenden Parteien geben dem von ihnen durch Schiedsvertrag beſtellten Schieds⸗ 
richter die Stellung eines ordentlichen Richters in ihrer Rechtsſache, und es muß als ſtillſchwei⸗ 
gende Vertragsbedingung, ohne die der Schiedsrichter den Auftrag nicht annehmen würde, an. 
geſehen werden, daß eine Haftung des Schiedsrichters für die Fahrläſſigkeit ebenſo ausgeſchloſſen 
ſein fol, wie fie bei dem ordentlichen Richter ausgeſchloſſen ift (RG 65, 175). Nicht Urteile in 
einer Rechtssache, ſondern Verwaltungsentſcheidungen ſind die Entſcheidungen des Reichskom⸗ 
miſſars für die Ablöſung der Reichsanleihen alten Beſitzes und der Reichsſchuldenverwaltung 
über die Gewährung oder Nichtgewährung von Ausloſungsrechten (RG 138, 6), die Entſchei⸗ 
dungen der Mieteinigungsämter (RG JW 1928, 25341), die Beſtätigung des Spruches eines 
Jägerehrengerichts durch den Provinz Gau⸗) Jägermeiſter (RG 156, 34). Nicht unter Abſ 2 
fallen polizeiliche Strafverfügungen (NG Warn 1930 Nr 159). b) Die Vorausſetzung, von 
der Abſ 2 Satz 1 die Erſatzpflicht des Spruchrichters abhängig macht, daß die Pflichtver⸗ 
letzung mit einer im Wege des gerichtlichen Strafverfahrens zu verhängenden öffentlichen 
Strafe bedroht iſt, erfordert eine Strafandrohung durch die allgemeinen Strafgeſetze (89 
334, 336 StGB); den Gegenſatz bildet die Dienſtſtrafverfolgung (Diſziplinarſtrafe). Vorſäßz⸗ 
lichkeit der Handlung genügt mithin allein nicht, die Erſatzpflicht des Beamten als Spruch⸗ 
richters zu begründen. e) Die Beſtimmung in Satz 2 des Abſ 2, daß die pflichtwidrige Ver⸗ 
weigerung oder Verzögerung der Ausübung des Amtes von der Einſchränkung der Haftung 
des Spruchrichters ausgeſchloſſen iſt, ſoll etwa entſtehende Zweifel beſeitigen und beſagt im 
übrigen etwas Selbſtverſtändliches: denn die Verweigerung oder Verzögerung des Rechtſpruchs 
iſt keine Spruchtätigkeit. d) Wie Abſ! Satz 2, fo findet auch Abſ 2 auf alle die Tatbeſtandsmerkmale 
erfüllenden Pflichtverletzungen der Beamten Anwendung, auch auf ſolche, die ſchon nach den 
allgemeinen Beſtimmungen als u. H. erſcheinen würden; vgl. die A 1, 3 u. 6 (a. M. Staudin⸗ 
ger A 64d). e) Beweispflichtig für die Vorausſetzungen der Erſatzpflicht des Spruchrichters nach 
Abi 2 iſt der Verletzte. 

8. Die dritte Einſchränkung der Haftung des Beamten in Abſ des § 839 behandelt einen 
beſonderen Fall des mitwirkenden eigenen Verſchuldens des Verletzten, dem das Geſetz die 
Wirkung beimißt, daß er den Verletzten jedes Schadenserſatzanſpruchs beraubt: den Fall, daß der 
Verletzte vorſätzlich oder fahrläſſig unterlaſſen hat, den Schaden durch Gebrauch eines Rechts⸗ 
mittels abzuwenden. Abj 3 bezieht ſich auf alle Tatbeſtände des Abſ 1 wie des Abſ 2. Rechts ⸗ 
mittel im Sinne der Beſtimmung ſind alle Rechtsbehelfe, die ſich gegen die ſchädigende Amts⸗ 
handlung oder Unterlaſſung richten (RG ZW 1937, 12356) und nach geſetzlicher Ordnung ihre 
Beſeitigung oder Berichtigung ermöglichen, alſo nicht nur die gegen Urteile der Spruch⸗ 
behörden gegebenen ordentlichen Rechtsmittel (Berufung, Reviſion, Einſpruch), ſondern 
auch Beſchwerde, Widerſpruch gegen Arreſtbefehle und einſtweilige Verfügungen; die Nichtig⸗ 
keits⸗ und Reſtitutionsklage im Zivilprozeß, die Wiederaufnahme des Verfahrens im Straf⸗ 
prozeß; die Aufſichtsbeſchwerde gegenüber dem Verhalten eines Finanzamts (RG 138, 44; 
R Warn 1931 Nr 2), in Grundbuchſachen (RG Warn 1927 Nr 31); Aufſichtsbeſchwerde gegen 
einen Gerichtsvollzieher oder Erinnerung nach $ 766 ZPO (RS 150, 328; RG FW 1937, 20388; 
RG Warn 1936 Nr 6); der vom Geſchädigten zu erwirkende Widerſpruch gegen die Richtigkeit 
des Grundbuchs (RG 138, 114; Seuff A 85 Nr 46); der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung 
gegenüber einer polizeilichen Strafverfügung (NG Warn 1930 Nr 159); Einwendungen gegen 
Entſcheidungen von Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle in den ihnen zur ſelbſtändigen Erledigung 
übertragenen richterlichen Geſchäften nach Art VI $ 3 Gef zur Entlaſtung der Gerichte vom 11. 3. 21 
(RGBl 229), z. B. gegen mangelhafte Eintragungen ins Handelsregiſter (RG 131, 12; RG JW 
1928, 158631). Erinnerung an die Erledigung eines Grundbucheintragungsantrags (NG Di 
1935, 267). Immer aber muß es ſich dabei um eine Abwendung des durch die Amtshandlung 
oder Unterlaſſung entſtehenden Schadens durch deren Beſeitigung oder Berichti⸗ 
gung handeln, nicht etwa um die Möglichkeit eines Erſatzes des bereits entſtandenen Schadens 
(RG 138, 116; 150, 323 [328] inſoweit gegen 126, 81 [85/87]; R& 157, 206; R h II 1935, 7728; 
1937, 12356, 1938, 102925, R Warn 1934 Nr 55). Nicht hierher gehört daher die Herbeiführung 
der Eintragung einer Vormerkung (NG ZW 1937, 2225; RG HR R 1935 Nr 1455); auch nicht ein 
mit Einlegung der Berufung geſtellter Antrag auf einjtweilige Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 
(RG ZW 1937, 2038). Vgl. noch RG JW 1935, 35305. — Als „Gebrauch eines Rechtsmit⸗ 
tels“ genügt regelmäßig ſeine ordnungsmäßige Einlegung. Wird aber das Rechtsmittel nur 
„formell“ eingelegt, alſo nicht um einen ſachlichen Erfolg zu erzielen, und wird aus dem gleichen 
Grunde auch eine ſachdienliche Begründung unterlaſſen, jo kann nicht mehr vom Gebrauch eines 
Rechtsmittels zur Abwendung eines Schadens geſprochen werden (RG 138, 309). 
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Die Möglichkeit des Rechtsmittels genügt aber nicht, dem Verletzten den Anſpruch 
aus $ 839 zu nehmen; es muß ein Verſchulden hinſichtlich der Anwendung oder Nichtanwendung 
des Rechtsmittels hinzukommen (RG ZW 1911, 22740 — über die Verpflichtung eines Kauf⸗ 
mannes, Mitteilungen des Regiſtergerichts über Eintragungen in das Handelsregiſten (auch ihre 
amtliche Veröffentlichung R JW 1938, 59330) auf ihre Richtigkeit und Vollſtändigkeit nach⸗ 
zuprüfen, |. R 131, 12; NG JW 1928, 158651; 1933, 2644 R HRR 1931 Nr 501; über 
die Verpflichtung der Beteiligten, Mitteilungen des Grundbuchamts über Grundbuchvorgänge 
zu prüfen, |. R 138, 114 (ebenda auch über die Anwendung des § 278 bei Verſchulden von 
Beamten einer durch Verſehen des Grundbuchrichters geſchädigten Körperſchaft); R JW 1932, 
15492; 1936, 18915; R Warn 1930 Nr 190; 1931 Nr 22; RG SeuffA 86 Nr 68; RG HRR 1934 
Nr 8, 382; 1935 Nr 785; Prüfung eines Zuſchlagsbeſchluſſes durch den Erſteigerer |. R HRR 
1934 Nr 1113 — und es muß die Nichteinlegung des Rechtsmittels ganz oder teilweiſe, für den 
Schaden urſächlich geworden ſein (NG JW 1927, 24572; RG SeuffA 85 Nr 47; 89 Nr 70; RG 
20. 4. 26 III 277/25; 21. 10. 30 III 4/30). — Die Beweislaſt für das Verſchulden des Ver⸗ 
letzten und ſeine Urſächlichkeit für den Schaden trifft im Falle des Abſ 3 den beklagten Beamten 
oder die an ſeiner Stelle beklagte Körperſchaft (RG HRR 1935 Nr 731). Eine Abwägung des bei⸗ 
derſeitigen Verſchuldens gemäß § 254 Abſ 2 iſt wie im Falle des Abſ 3 jo auch bei ſchuldhafter 
Verſäumung der Geltendmachung des Schadenserſatzanſpruchs gegen den Erſtverpflichteten nach 
Abſ 1 Satz 2 ausgeſchloſſen (ſ. oben A 6). Soweit 9 839 Abſz nicht zutrifft, bleibt immer noch die 
Abwendung des § 254 zu prüfen (RG 141, 357; RG JW 1938, 102925; RG Warn 1934 Nr 55, RG 
HRR 1953 Nr 785, 1455; RG SeuffA 91 Nr 41). Dem Grundgedanken des 9 254 Abſ 1 Satz 1 
Halbſatz 2 wie auch des $ 839 Abſ 1 Satz 2 würde es widerſprechen, wenn der Geſchädigte eine pro⸗ 
zeſſuale Handhabe zur Beſeitigung einer nur formalen Beeinträchtigung ſeiner Rechte verſchmähen 
und den für ein Amtsverſehen verantwortlichen Beamten zu einem beträchtlichen Vermögensopfer 
zwingen wollte, nur um die mit eigenem Vorgehen vielleicht verbundene Unannehmlichkeit zu ver⸗ 
meiden (RG JW 1936, 2063). 

9. Prozeßrechtlich iſt hinzuweiſen: 

a) auf den Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung in $ 11 Abſ 2 EG. GVG, wonach die Ver⸗ 
folgung öffentlicher Beamten wegen Amtspflichtenverletzung von einer Vorentſcheidung, ob 
der Beamte ſich einer Überſchreitung ſeiner Amtsbefugniſſe oder der Unterlaſſung einer ihm 
obliegenden Amtshandlung ſchuldig gemacht habe, durch beſondere Behörden und in beſonderem 
Verfahren abhängig gemacht werden kann (vgl. dazu RG 64, 249 und 70, 102; 52, 107 und 67, 77; 
JW 03 Beil 66 Nr 152; 06, 7542; Warn 09 Nr 513, wobei es gleichgültig ift, ob der Beamte 
oder an ſeiner Stelle der Staat in Anſpruch genommen wird RG 87, 114; ſ. jedoch auch 
NG 106, 34). Vgl. jetzt $ 147 des Deutſchen Beamtengeſetzes, dazu oben A Abſ 5. 

b) auf § 71 Abſ 2 Nr 2 GG, wonach für die Anſprüche gegen Reichsbeamte wegen Über ⸗ 
ſchreitung ihrer amtlichen Befugniſſe oder wegen pflichtwidriger Unterlafjung von Amtshandlun⸗ 
gen die Landgerichte ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes ausſchließlich zu⸗ 
ſtändig find, und Abſſ3 desſelben § 71, der einen Vorbehalt gleichen Inhalts für die Landes⸗ 
geſetze wegen der Anſprüche gegen die Staatsbeamten enthält (Preußen: $ 39 AG. GVG Nr 3) 

c) auf $ 32 ZPO, wonach allgemein für Klagen aus unerlaubten Handlungen das Gericht 
örtlich zuſtändig it, in deſſen Bezirk die Handlung begangen iſt. Das Reichsbeamtengeſetz, das 
in $ 154 eine beſondere Beſtimmung über die örtliche Zuständigkeit enthielt, ift durch das Deutſche 
Beamtengeſetz aufgehoben. 

d) über die Zuläſſigkeit des Rechtswegs vgl. oben A1 Abſ 5. 


§ 840 

Sind für den aus einer unerlaubten Handlung !) entſtehenden Schaden 
mehrere nebeneinander verantwortlich 2), fo haften fie, vorbehaltlich der 
Vorschrift des $ 835 Abs 30), als Geſamtſchuldner ). 

5) Iſt neben demjenigen, welcher nach den 88 831, 832 zum Erſatze des von 
einem anderen verurſachten Schadens verpflichtet iſt, auch der andere für den 
Schaden verantwortlich, ſo iſt in ihrem Verhältniſſe zueinander der andere 
allein, im Falle des $ 829 der Aufſichtspflichtige allein verpflichtet!). 

Iſt neben demjenigen, welcher nach den §§ 833 bis 838 zum Erſatze des 
Schadens verpflichtet ift, ein Oritter für den Schaden verantwortlich, ſo ift 
in ihrem Verhältniſſe zueinander der Dritte allein verpflichtet?) ). 

E 1 713, 714, 736 Abſ 2 II 764; M 2 737, 738; P 2 606, 603. 


1. Der Paragraph regelt die Beziehungen mehrerer, die für einen Schaden aus unerlaubter 
Handlung verantwortlich ſind, ſowohl dem Verletzten gegenüber, als auch untereinander. 1 — 
Beſtimmungen des § 840 find allgemeiner Natur. Der Vegriff der u. H. iſt hier in demſelbe 
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weiteren Sinne zu nehmen wie in der Überſchrift des Titels; er umfaßt ſowohl alle Haftungen 
aus wirklichen oder vermuteten Verſchulden wie die reinen Gefährdungshaftungen der 88 833 
Satz 1 u. 835 (jetzt Reichsjagdgeſetz v. 3. 7. 34, RGBl J, 549, $ 44ff.) und ferner ſöwohl die aus den 
Einzelbeſtimmungen des 25. Titels wie aus anderen, den Tatbeſtand u. H. ſetzenden Vor⸗ 
ſchriften außerhalb des BB. Als Haftung aus u. H. im Sinne des $ 840 iſt deshalb ins⸗ 
beſondere auch die im 8 1 Haftpfl® dem Eiſenbahnunternehmer auferlegte Haftung anzu⸗ 
ſehen (Rc 53, 114; 58, 335; 60, 313; 61, 56; JW 09, 72417; 1911, 220%; Warn 1912 Nr 
74). Inſoweit mehrere Kraftfahrzeuge oder ein Kraftfahrzeug und eine Eiſenbahn oder 
ein Kraftfahrzeug und ein Tier als verurſachend für einen Schaden in Betracht kommen 
und der Kraftwagenhalter und der Kraftwagenführer für dieſen nach dem Geſetz ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig ſind, ſind für die Ausgleichung die 88 17, 18 Abj 3 Kraftch zu beachten. Val. 
dazu MG 82, 112; 84, 415; 92, 143; 96 S. 68 u. 130; 123, 164; 129, 55; 130, 129; 140, 415; RG 
JW 1931, 3314; 1932 S. 780%, 785°, 78710, 20653; 1933 S. 830°, 8327, 140622; RG Warn 1927 
Nr 116; 1928 Nr 127; 1929 Nr 7; 1932 Nr 44; SeuffA 81 Nr 129; 86 Nr 131; HRR 1931 Nr 1086, 
1452; 1932 Nr 352; 1933 Nr 1024, 1025. Zur Frage der Ausgleichung zwiſchen dem nach 8 7 
Kraftfch haftenden Halter einer Kraftdroſchke und dem von ihm angeſtellten, nach § 18 Kraftfc 
haftenden Fahrer |. RAch 20, 252; vgl. auch RAG ArbRSanıml 30, 1. Macht der Mann gemäß 
5 1380 Schadenserſatzanſprüche der Frau nach 85 7ff. KraftfG, 88 823 ff. BGB gegen Halter und 
Führer eines beim Zuſammenſtoß beteiligten Kraftwagens geltend, ſo konnen dieſe den gegen den 
Mann als Halter des von der Frau benutzten Kraftwagens begründeten Ausgleichsanſpruch nach 
89 17, 18 Kraftfch oder $$ 840, 421, 426 BGB den Anſprüchen der Frau nicht entgegenhalten; 
nimmt nach dem Tode des Mannes die Frau den Rechtsſtreit auf, ſo kann der Ausgleichsanſpruch 
ihr als Erbin des Mannes nur entgegengehalten werden, wenn der Mann ihr aus dem Unfall 
08 ab e war (RG 138, 1). Für das Luftverkehrsgeſetzſſ. deſſen $$ 27, 28 und RG 
158, 34 (39). 

2. Nebeneinander ſind mehrere verantwortlich, wenn ſie durch gemeinſchaftlich begangene 
vorſätzliche Handlung als Mittäter, Anſtifter, Gehilfen einen Schaden verurſacht haben ($ 830 
Abi 1 Satz 1), oder wenn fie aus ſchuldhafter Beteiligung, aus gemeinſchaftlicher Gefähr- 
dung im Sinne des $ 830 Abſ 1 Satz 2 in Anſpruch genommen werden können (RG 69, 422), 
oder wenn ſie ein jeder ſelbſtändig aus demſelben oder aus verſchiedenen Rechtsgründen wegen 
ſchuldhaften Handelns oder wegen Gefährdung für einen Schaden einzuſtehen haben (RG 96, 
224). So find nebeneinander verantwortlich mehrere Beamte, die die ihnen obliegende Amts⸗ 
pflicht verletzt haben, wenn die Pflichtverletzung eines jeden für den Schaden urſächlich geworden 
iſt (MG 51, 258; JW 07, 828*), mehrere Tierhalter eines Tieres oder mehrerer Tiere oder der 
Tierhalter und der Aufſichtspflichtige nach $ 834 für den durch das Tier oder die Tiere angerichte- 
ten Schaden (R& 60, 313), mehrere Eiſenbahnunternehmer im Falle des § 1 RHaftpfi® (RG 
61, 56; 82, 84; 93, 96; Warn 1920 Nr 194), ein Eiſenbahnunternehmer und ein Tierhalter (RG 
JW 1915, 3242); der Eigentümer und der Pächter, wenn in einer Wirtſchaft durch verkehrs- 
gefährlichen baulichen Zuſtand eines Ausganges ein Schaden entſteht MG HAN 1929 Nr 298). 
Gleichgültig iſt, ob einer der mehreren Haftverpflichteten zugleich aus einem Vertrage (Beförde⸗ 
rungsvertrag bei der Eiſenbahn) für den Schaden verantwortlich iſt, wenn er nur auch aus u. H. 
haftet (RG aaO.). Auf denjenigen, welcher nur aus einem Vertrage für einen Schaden ver- 
antwortlich ift, findet $ 840 keine Anwendung; wohl aber kann $ 426 zur Anwendung kommen, 
ſofern nur ein innerer Zuſammenhang der Schuldgründe beſteht (NG 77,317; Warn 1913 Nr 
318, ſowie ferner RG 79, 290; 82, 436: 84, 429f.; 92, 408; JW 1915, 22). Nebeneinander 
verantwortlich für denſelben Schaden find nicht mehrere Perſonen, die je nur einen beſtimmten 
Teil des Schadens verurſacht und deshalb auch nur zu erſtatten haben; auf Mittäter, Anſtifter, 
Gehilſen einer gemeinſchaftlich begangenen Handlung trifft dies aber nicht zu (vgl. $ 830 A 5). 
Haben mehrere Handlungen verſchiedener Perſonen zuſammen einen Schaden verurſacht, von 
denen nur eine als u. H. ſich erweiſt, fo iſt deren Urheber allein für den ganzen Schaden verant⸗ 
wortlich (RG 73, 289). Dasſelbe gilt, und Geſamtſchuld wie Ausgleichung werden hinfällig, 
wenn die Haftung des einen an ſich verantwortlichen Urhebers des Schadens in zuläffiger Weiſe 
durch Vertrag ausgeſchloſſen wurde (RG JW 1910, 92°; vgl. Vorbem 4b vor $ 823). 

3. a) Die mehreren Verantwortlichen haften als Geſamtſchuldner. Das bedeutet einmal, 
daß fie dem Beſchädigten ein jeder für den ganzen Schaden aufzukommen haben ($ 421), ſodann 
daß fie im Verhältniſſe zueinander nach $ 426, „ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt“, zu gleichen 
Anteilen verpflichtet find. Die letztere Wirkung des Geſamtſchuldverhältniſſes wird dann in 
Abſ 2 u. 3 für einzelne Gruppen u. H. abweichend beſtimmt; eine weitere Abweichung ſetzt $ 841. 
Für die geſamtſchuldneriſche Haftung dem Beſchädigten gegenüber begründet es keinen Unter⸗ 
ſchied, ob eine der mehreren für den Schaden verantwortlichen Perſonen bereits rechtskräftig 
zu deſſen Erſatze verurteilt iſt (§425 Abſ 2; R& 51, 258); für die Ausgleichung der mehreren Erſatz⸗ 
verpflichteten untereinander iſt es ebenſo gleichgültig, ob die Klage gegen eine der mehreren 
verantwortlichen Perſonen bereits rechtskräftig abgewieſen iſt, da in jedem Falle das zwiſchen 
dem Beſchädigten und einem Geſamtſchuldner ergangene Urteil nur zwiſchen dieſen Perſonen 


832 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


Rechtskraft ſchafft. b) Werden von dem Beſchädigten die mehreren für den Schaden 
verantwortlichen Perſonen gleichzeitig auf Leiſtung von Schadenserſatz wegen Aufhebung 
oder Minderung der Erwerbsfähigkeit in Anſpruch genommen ($ 843), dann iſt die Art 
und Weife des Schadenserſatzes (Rente oder Kapitalabfindung) einheitlich nach den Verhältniſſen 
des Berechtigten und aller Verpflichteten zu beſtimmen (RG 68, 429); bei einer Inanſpruchnahme 
nacheinander muß de mentſprechend nach dieſer Richtung die Beſtimmung des zuerſt geſprochenen 
Urteils maßgebend bleiben, da anders die Einheitlichkeit der Entſchädigung nicht gewahrt werden 
kann. Der Umfang der Erſatzpflicht kann ſich für die mehreren für den Schaden verantwortli⸗ 
chen Perſonen verſchieden geſtalten, ſei es infolge der Anwendung des $ 254 bei einem mitwirkenden 
Verſchulden des Beſchädigten, das den mehreren Erſatzpflichtigen gegenüber in verſchiedener 
Weiſe zu werten fein kann (RG 16. 10. 22 VI 85/22), ſei es infolge verſchiedenartiger Beſtimmun⸗ 
gen über den Umfang der Haftung ($ 829; Rhaftpflcß, KraftfahrG; insbeſondere Wegfall des 
Schmerzensgeldes); in dieſem Falle beſteht eine Geſamtſchuld der mehreren Erſaßpflichtigen 
nur in Höhe der geringeren Erſatzpflicht (RG JW 09, 7247; 1913, 3115). Daß ſich der Beſchädigte 
gegenüber den andern Erſatzpflichtigen anrechnen laſſen muß, was er von einem von ihnen bereits 
erhalten hat, ergibt ſich aus § 422 (RG 1. 7. 07 VI 479/06). Die Koſten des von einem Geſamt⸗ 
ſchuldner mit dem Verletzten durchgefochtenen Vorprozeſſes gehören nicht zum Schaden und ſind 
nicht Gegenſtand der Ausgleichung (RG 92, 148). e) Der Ausgleichungsanſpruch iſt durchaus 
ſelbſtändig und nicht davon abhängig, daß jeder Schuldner vom Gläubiger tatſächlich zur 
Leiſtung herangezogen wird; das gegen einen der mehreren Geſamtſchuldner ergangene 
Urteil übt weder Rechtskraftwirkung noch Rückwirkung (Reflexwirkung) für den andern aus; 
auch die Verjährungsvorſchrift des $ 852 findet auf den Ausgleichungsanſpruch keine Anwendung 
(RG 69, 422; 77, 317; 84, 421; JW 1910, 23514; vgl. § 852 A 2). Selbſtverſtändlich reicht aber 
die Ausgleichungspflicht nicht weiter als die Schadenserſatzverpflichtung ſelbſt; der Ausgleichungs⸗ 
anſpruch hat die Schadenserſatzverpflichtung des Ausgleichungsklägers wie des Ausgleichungs⸗ 
beklagten zur notwendigen Grundlage (RG 84 S. 421, 431; 123, 165; 138, 4; RO JW 1929 
S. 9181, 14628); wo daher nach den unter b entwickelten Sätzen einer der Erſatzverpflichteten dem 
Beſchädigten nur in geringerem Umfange haftet, kann er auch von den übrigen Erſatzpflichtigen 
nur im Verhältnis ſeiner Haftung auf Ausgleichung in Anſpruch genommen werden. Eine Be⸗ 
triebsverwaltung, die wegen eines Unfalles eines Beamten den Schadensurheber auf Grund des 
Beamtenunfallfürſorgegeſetzes in Anſpruch nimmt, kann jedoch bei eigener Mitverurſachung trotz 
Fehlens eigener Schadenserſatzpflicht ausgleichungspflichtig fein; die Fürſorgepflicht ſteht da, 
wo die Betriebsverwaltung den Unfall auf Grund von Verſchuldens⸗ oder Gefährdungshaftung 
mitzuvertreten hat, einer Schadenserſatzpflicht gleich RG 129, 128). Innerhalb dieſer Grenzen 
find die mehreren Erſatzpflichtigen nach $ 426 zu gleichen Anteilen einander verpflichtet, jedoch 
nur, „ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt“. Eine ſolche anderweite Beſtimmung des Aus⸗ 
gleichungsverhältniſſes kann ſich aus dem Vertragsverhältniſſe zwiſchen den mehreren Erſatz⸗ 
vekpflichteten ergeben RG 75, 251; JW 1912, 86524); fie kann aber auch aus dem Sachverhalt 
ſelbſt, der die Schadenserſatzpflicht begründet, inentſprechender Anwendung des 254 auf die 
Handlungen der mehreren ſich gegenübertretenden Erſaßzpflichtigen geſchöpft werden, ſo daß 
ähnlich wie im Falle des § 17 des Kraftfahr® die verſchiedenartige Beteiligung der Geſamt⸗ 
ſchuldner an der Verurſachung des Schadens und die Schwere des Verſchuldens den Maßſtab 
abgibt (RG 84, 430; JW 1912 S. 71, 190% u.; 1915, 227; Warn 1911 Nr 394; 1913 Nr 318; 
1920 Nr 194; 20. 5. 12 VI 424/11). Dieſe entſprechende Anwendung des $ 254 kann nun auch 
dahin führen, daß im inneren Verhältnis einem Geſamtſchuldner der ganze Schaden auferlegt, 
ein anderer ganz befreit wird (MG JW 1915, 22°; Warn 1911 Nr 394 u. a.). Die Vorſchrift der 
gleichanteiligen Haftung in § 426 erſcheint demgemäß nur als eine Hilfsregel, die eintritt, wo ein 
beſonderer, in den Einzelverhältniſſen begründeter Maßſtab fehlt (R 75, 251; 92, 147; Warn 
1912 Nr 74). Die Ausgleichung iſt eine Aufteilung der gemeinſamen Schuld unter den mehreren 
geſamtſchuldneriſch haftenden Erſatzpflichtigen; daraus ergibt ſich, daß der Ausgleichungsanſpruch 
nicht wiederum auf geſamtſchuldneriſche Haftung gehen kann (MG 84, 432; JW 1914, 922°); 
wenn aber die entſprechende Anwendung des $ 254 dahin führt, daß im inneren Verhältnis ein er 
ſamtſchuldner von der Ausgleichungspflicht ſeinerſeits völlig befreit wird, dann wird fein Erſab⸗ 
anſpruch gegen die übrigen Geſamtſchuldner mit Recht auch auf geſamtſchuldneriſche Haftung 
gerichtet, da hier eine Aufteilung nicht mehr in Frage iſt (RG 87, 64). Unter beſonders gearteten 
Umſtänden wurde die geſamtſchuldneriſche Haftung mehrerer Ausgleichsverpflichteten gegenüber 
dem Anſpruch des Ausgleichsberechtigten in Anwendung des $ 254 auch dann für gegeben 11 
achtet, wenn der Ausgleichsberechtigte nicht durch § 254 im Innenverhältnis völlig ſreigeſtel 
war (RG 136, 276). ee 
4. Der Vorbehalt aus § 835 Abſ 3 betraf den Fall, daß mehrere Grundſtückseigentüme⸗ 
für einen Wildſchaden nach dem Verhältnis der Größe ihrer Grundſtücke erſatzpflichtig ſind. Hie 
trat eine geſamtſchuldneriſche Haftung überhaupt nicht ein (vgl. $ 835 A 9). Dieſer Vorbehalt it 
mit dem $ 835 durch das am 1. 4. 35 in Kraft getretene Reichsjagdgeſetz v. 3. 7. 34 (Net 
549) außer Kraft geſetzt worden ($ 71 des Gel). Nach $ 44 Abf 1 des Gef haftet bei ge meinſchaf 
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lichen Jagdbezirken, unbeſchadet der Erſatzpflicht des Jagdpächters, grundſätzlich die Jagdgenoſſen⸗ 
ſchaft dem Geſchädigten für den Erſatz des Wildſchadens. 

5. Abſ 2 u. 3 des $ 840 ändern für das Gebiet der u. H. im inneren Verhältnis der mehreren 
für denſelben Schaden erſatzpflichtigen Perſonen den an ſich auch hier geltenden Grundſatz 
des § 426 (ſ. A 3) teilweiſe ab. Der Grundgedanke der Abänderung ift, daß, wer aus wirklichem 
Verſchulden haftet, leine Ausgleichung bei demjenigen ſuchen ſoll, der nur aus vermutetem 
Verſchulden erſatzpflichtig iſt, und beide nicht bei demjenigen, den nur die von ihm zu vertretende 
Gefährdung verantwortlich macht (RG 71, 7). Der Umſtand, daß dieſer Grundgedanke nicht 
unmittelbar und allgemein, ſondern nur in den beſtimmten Einzelanwendungen der Abſ 2 u. 3 
ausgeſprochen iſt, hat in der Rechtſprechung dazu geführt, eine entſprechende Ausdehnung der 
Beſtimmungen auf ähnliche, in J 840 nicht aufgeführte Haſtungsunterſchiede ($ 1 RHaftpfl®) 
zu verneinen (RG) 53, 114; 58,335; 61, 56; JW 1911, 22025; 1912, 718; unentſchieden gelaſſen 
Warn 1912 Nr 74, aber feſtgehalten JW 1914, 9227 u. 1915, 3242). Die letztgenannte Entſcheidung 
begründet dieſe nach der gegenwärtigen Lage der Geſetzgebung nicht abzuweiſende Auffaſſung 
damit, daß die Abſ 2 u. 3 des $ 840 den Grundgedanken, daß im inneren Verhältnis das wirk⸗ 
liche Verſchulden das vermutete und die Gefährdungshaftung, das vermutete Verſchulden die 
letztere als ausgleichungspflichtig ausſchalteten, nicht allgemein und nicht in gleichartigen Tat⸗ 
beſtänden durchführen (gleichartig find die Haftungen aus $$ 831 u. 832; aber nicht diejenigen 
aus $ 833 Satz 1 und Satz 2, 834838, bei denen bald Gefährdungshaftung, bald vermutetes 
Verſchulden den Haftungsgrund bildet), jo daß man richtiger ſagen würde, Abſ 2 enthalte die 
Fälle der Haftung aus rechtswidrigen Handlungen von Perſonen, Abſ 3 diejenige für den durch 
Sachen angerichteten Schaden. Dieſe Ungleichartigkeit der Tatbeſtände bindert daran, einen 
feſten allgemeinen Grundſatz den Beſtimmungen zu entnehmen und ihre Anwendung über die 
aufgezählten Tatbeſtände hinaus, namentlich auf § 1 NHaftpfl®, auszudehnen, deſſen Haftung, 
von der zuletzt aufgeſtellten Scheidung der Abſſ2 u. 3 des § 840 aus geſehen, beiden Gruppen 
angehört, denn der Betrieb der Eiſenbahn erfolgt durch perſönliche Tätigkeit, die das Sach⸗ 
material der Bahn in Bewegung ſetzt. Soweit § 17 Kraftf Platz greift (. A J), deſſen An- 
wendung auch eintritt, wenn der Kraftfahrzeughalter oder führer nicht nach dem Kraftfch, 
ſondern nach den Beſtimmungen des BGB über u. H. verantwortlich find („kraft Geſetzes“; 
NG 82, 436; 84, 429; 87, 64), erfolgt die Ausgleichung unter erweiternder Ausgeſtaltung des 
Grundſatzes des $ 254 BGB; die Verteilung des Schadens hängt alfo hier von den Umſtänden, 
insbeſondere von der vorwiegenden Schadensverurſachung ab. Erſcheint § 17 Kraftfch wegen 
der einſchränkenden Beſtimmungen des 88 nicht anwendbar, dann ſtehen nach dem Ausge führten 
für die Ausgleichung Kraftfahrzeughalter, Eiſenbahnunternehmer und der für denſelben Schaden 
nach § 823 BED Erſatzpflichtige in gleicher Verantwortung nebeneinander, und nicht 8 840 
Abſ 2 u. 3, ſondern § 840 Abs 1 iſt maßgebend (Rc JW 1911, 753%; 1912, 1905; 1913, 9195; 
1915, 3242). Die nach den Ausführungen in A 3e unter allen Umſtänden eintretende Ergänzung 
des § 426 Abſ 1 Satz 1 durch den Grundſatz des § 254 mildert die Härten dieſer Ausgleichung, 
wenn fie fie auch inſofern nicht beſeitigen kann, als die in $ 840 Abſ 2 u. 3 begünſtigten Erſaß⸗ 
pflichtigen völlig auszuſcheiden haben. Vgl. A 5 zu $ 833. Daß die Vorſchriften von Abſ 2 u. 3 
denſelben Tatbeſtand wie Abj 1 vorausſetzen, daß nämlich für jeden der mehreren Verantwort- 
lichen eine Schadenserſatzpflicht aus u. H. begründet iſt (R 53, 114; 58, 335), iſt ſelbſtverſtändlich. 

6. Die erſte Abweichung vom Grundſatze des $ 426 iſt, daß der Geſchäftsherr ($ 831) und 
der über eine aufſichtsbedürftige Perſon Aufſichtspflichtige ($ 832) im inneren Verhältnis zu 
dem mit einer Verrichtung betrauten Angeſtellten oder zu dem Aufſichtsbedürftigen im vollen 
Umfange, nicht nur nach gleichen Teilen, einen Rückgriffsanſpruch haben, vorausgeſetzt, daß der 
Angeſtellte oder der Aufſichtsbedürftige nicht nur in der Sache (objektiv) rechtswidrig, ſondern 
auch ſchuldhaft gehandelt und ſich ſomit ſelbſtändig für den Schaden verantwortlich gemacht 
haben. Der Geſchäftsherr und der Aufſichtspflichtige haften dagegen allein und haben gegen den 
Angeſtellten oder den Aufſichtsbedürftigen keinerlei Ausgleichsanſpruch, wenn dieſe nur ſachlich 
rechtswidrig gehandelt haben, weil es dann bei ihnen an einer u. H. überhaupt fehlt. Das gilt 
auch, wenn der an ſich ſchuldloſe Aufſichtsbedürftige auf Grund des $ 829 aus Gründen der Billig⸗ 
keit zu einem Schadenserſatz gegenüber dem Beſchädigten herangezogen wird. f 

7. Die zweite Abweichung, die § 840 von der gleichanteiligen Ausgleichung des $ 426 beſtimmt, 
beſteht darin, daß im Verhältnis zu den aus 88 833—838 für einen Schaden erſatzpflichtigen 
Perſonen ein Dritter, der für denſelben Schaden verantwortlich ift, allein verpflichtet iſt. Aus 
dem Geſamtinhalte des Paragraphen ergibt ſich, daß unter dem dritten Erſatzpflichtigen nur ein 
ſolcher verſtanden werden kann, der aus irgendeinem Tatbeſtande einer u. H., dieſen Begriff 
im weiteren Sinne genommen (A J), für den Schaden haftbar iſt (RG JW 1911, 5524). Da 
die zugelaſſenen Ausnahmen von dem Grundſatze des $ 426 in der Rechtſprechung (vgl. oben A5) 
nicht für erweiterungsfähig erachtet worden ſind, muß nach Maßgabe dieſer Rechtſprechung 
trotz der Ahnlichkeit des Rechtsgrundes ſeiner Haftung mit derjenigen aus den angezogenen 
$$ 833.838 der Eifenbahnunternehmer, deſſen Haftung nach d 1 RHaftpfl& richtigerweiſe auf 
reine Gefährdung zurückzuführen iſt, im Sinne des Abi 3 des $ 840 als Dritter erſcheinen, der dem 

BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. II. Bd. (Oegg.) 53 


834 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


Tierhalter gegenüber wenn der Eiſenbahnbetrieb und ein Tier denſelben Schaden verurſachen, 
den ganzen Schaden zu tragen hat (RG 53, 114; 58, 335; 61, 56; JW 1911 2205 0% , 
1914, 9227; 1915, 3242; f. aber auch Larenz, Vertrag und Unrecht I1 103). Dies gilt auch dann, 
wenn der Tierhalter ſelber der Beſchädigte iſt (NG 71,7; JWö 5, 73452; 1911, 220%; 1912, 1906 
Warn 1910 Nr 120; 18. 5. 05 VI 417/04; vgl. A8). Wenn dieſen ein mitwirkendes eigenes 
Verſchulden trifft, kommt ſelbſtverſtändlich $ 254 zur Anwendung, der durch $ 840 Abſ 2 u. 3 nicht 
ausgeſchaltet wird. Über § 17 Kraftfch ſ. A 1 u. A 5. Über Ausgleichung bei Tierſchäden, die 
durch den Luftverkehr entſtehen, ſ. Luftverkehrsch $ 27 Abſ 2 und RG 158, 34 (39). 

8. Der Fall der Ausgleichung im Sinne der Abſ 2 u. 3 liegt auch vor, wenn der Erſatzpflichtige, 
der von dem Beſchädigten in Anſpruch genommen wird, ſeinerſeits auf Grund des $ 254 von dem 
Beſchädigten begehrt, daß er den Schaden ganz oder zum Teil auf ſich nehme, weil er ſelbſt nach 
$$ 833— 838 erſatzpflichtig ſei. Die entſprechende Anwendbarkeit des 8 254, wenn auf ſeiten des 
Beſchädigten kein mitwirkendes Verſchulden, aber eine mitwirkende Gefährlichkeit vorliegt, ENG 
67, 120 ausgeſprochen. In dem hier entſchiedenen Falle handelt es ſich um zwei Tierhalter, deren 
Tiere zuſammen den Schaden, den einer der Tierhalter erlitten hat, dieſem zugefügt hatten. In 
ſolchem Falle wird § 254 mit Recht herangezogen. Ebenſo, wenn zwei nach Maßgabe des $ 1 des 
RHaftpflch erſatzpflichtige Eiſenbahnunternehmer zur Entſtehung des Schadens zuſammen⸗ 
gewirkt haben (RG 93, 96). Anders, wenn dem beſchädigten Tierhalter als weiterer Erſatz⸗ 
pflichtiger, der den Schaden mitverurſacht hat, ein Dritter im Sinne des Abf 3 gegenüberſteht. 
Dann muß die Ausgleichungsvorſchrift des Abſ 3 eintreten, nach welcher im inneren Verhältniſſe 
mehrerer, die für einen Schaden verantwortlich ſind, der Dritte dieſen allein zu tragen hat. 
Er kann ſomit eine Entlaſtung von feiner Erſatzpflicht durch Berufung auf $ 254 in erweiterter 
Anwendung dieſes Paragraphen nicht herbeiführen. In RG 71, 7 iſt dies zunächſt nur für den 
Fall ausgeſprochen, daß eine ſchuldhafte Handlung des Dritten vorliegt. Der Satz gilt 
aber im Sinne der A 5 u. 7 behandelten Rechtſprechung auch dann, wenn die Haftung des 
Dritten auf Gefährdung beruht (RG 82, 112; 84, 415; 96 S. 68 u. 130; JW 05, 73452; 1911, 
22025; 1912, 1906; Warn 1910 Nr 120 u. 18. 5. 05 VI 417/04). 
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Iſt ein Beamter, der vermöge ſeiner Amtspflicht einen anderen zur Ge⸗ 
ſchäftsführung für einen Oritten zu beſtellen oder eine ſolche Geſchäftsführung 
zu beaufſichtigen oder durch Genehmigung von Nechtsgeſchäften bei ihr mit- 
zuwirken hat, wegen Verletzung dieſer Pflichten neben dem anderen für den 
von dieſem verurſachten Schaden verantwortlich, ſo iſt in ihrem Verhältniſſe 
zueinander der andere allein verpflichtet ). 

E 1 786 Abſ 2 IL 764 Abſ 3; M 2 826; P 2 603. 

1. Neben den Abweichungen von dem Regelſatze des § 426 in § 840 Abſ 2 u. 3 beſtimmt 
$ 841 eine weitere für das innere Verhältnis eines nach $ 839 aus der Verletzung ſeiner Amts⸗ 
pflicht erſatzpflichtigen Beamten zu einem Dritten, der für denſelben Schaden verantwortlich iſt. 
Die Ausnahme beſchränkt ſich auf eine beſtimmte Beamtengruppe: ſolche Beamte, zu deren 
Amtskreiſe die Beſtellung anderer zur Geſchäftsführung für einen Dritten oder die Beauf⸗ 
ſichtigung einer ſolchen Geſchäftsführung oder die Mitwirkung dazu durch die Genehmigung 
don Rechtsgeſchäften gehört. Darunter fällt in erſter Linie der Vormundſchaftsrichter, dann 
aber auch der Nachlaß⸗, Konkurs- und Vollſtreckungsrichter. Wenn dieſe neben den von ihnen 
beſtellten oder zu beaufſichtigenden Geſchäftsſührern (Vormund, Pfleger, Nachlaß⸗, Konkurs“, 
Zwangsverwalter) für denſelben Schaden dem beſchädigten Dritten, wenn auch nur in zweiter 
Linie ($ 839 Ab| 1 Satz 2), verantwortlich find, ſoll in ihrem inneren Verhältnis der Nichtbeamte 
den Schaden allein zu tragen haben (Vormundſchaftsrichter und Gegenvormund NG 80, 252). 
Eine ähnliche Beſtimmung trifft $ 1833 Abf 2 zugunften des Gegenvormundes oder Mitvor- 
mundes gegenüber dem Vormunde, deſſen Geſchäftsführung jene zu beauffichtigen haben. Für 
alle nicht unter dieſe Ausnahmen fallenden Beamten gilt nach $ 840 Abſ1 der Grundſatz des 8 426. 


8 842 
Die Verpflichtung zum Schadenserſatze wegen einer gegen die Perſon ge“ 
richteten unerlaubten Handlung!) erſtreckt ſich auf die Nachteile, welche die 
Handlung für den Erwerb oder das Fortkommen des Verletzten herbeiführt ) 
E II 765; P 2 6368637. 


1. Die Beſtimmung des $ 842 iſt nicht ſowohl eine Erweiterung als eine Erläuterung 
des allgemeinen Grundſatzes über den Umfang eines zuleiſtenden Schadenserſatze? 
in $ 249, die klarſtellen will, daß auch Nachteile für Erwerb und Fortkommen Vermögensſchaden 
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find (R 141, 169: betreffend Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks des Beſchädigten als 
Folge einer durch Unfall verurſachten Verminderung der Erwerbsfähigkeit). Wechſelkoſten und 
Prolongationsſpeſen, die dem infolge Ausfalles ſeiner Arbeitskraft in Geſchäftsſchwierigkeiten 
geratenen Unfallverletzten entſtehen, als zu erſetzender Schaden ſ. HRR 1934 Nr 315. Die Vor⸗ 
ſchrift betrifft nur einen beftimmten Kreis von Verpflichtungen zum Schadenserſatze, nämlich die 
aus einer gegen die Perſon gerichteten unerlaubten Handlung. Darunter fallen die Ver⸗ 
letzungen von Leben, Körper, Geſundheit und Freiheit nach $ 823 Abſ 1, ferner die u. H. der 
$$ 824, 825, aber auch diejenigen nach $$ 833, 834, 836—838, ſoweit eine Verletzung ber Perſon 
in Frage kommt, und unter derſelben Vorausſetzung die Amtspflichtverletzungen nach § 839 
(ME 91,9; 94, 102), endlich diejenigen aus § 823 Abſ 2, ſoweit das Schutzgeſetz den Schutz der 
Perſon bezweckt, Auf das Haftpflch iſt $ 842 nicht anzuwenden, da dieſes die Schadenserſatzpflicht 
aus ſeinen Tatbeſtanden ſelbſtandig erſchöpfend regelt und damit inſoweit die Anwendung der 
allgemeinen Normen des BGB ausſchließt (RG 57, 52). Dasſelbe gilt vom Kraftfch und 
vom Luftverkehrscß. Entſprechende Anwendung findet der Paragraph im Falle des 8 618. 
Damit wird eine noch weitere entſprechende Anwendung des Grundgedankens des 8 842 auf 
andere, nicht unmittelbar gegen die Perſon gerichtete, aber im Erfolg auf ſie wirkende u. H. 
oder auf noch andere vertragliche Schadenserſatzverpflichtungen keineswegs ausgeſchloſſen, die 
von der Auffaſſung aus, daß $ 842 den allgemeineren $ 249 nur für die Anwendung nach einer 
beſtimmten Richtung entwickelt und erläutert, nicht von der Hand zu weiſen iſt (a. M. Stau- 
dinger A I u. a.) ö } 

2. $ 842 ſteht in enger Verbindung mit 8 843, der hinſichtlich der Nachteile für den Erwerb 
des Verletzten die Art und Weiſe des zu leiſtenden Schadenserſatzes des näheren beſtimmt. Aus 
dieſer engen Verbindung beider Vorſchriften ergibt ſich, daß die Aufhebung oder Minderung der 
Erwerbsfähigkeit in 9 843 nicht anders zu verſtehen iſt wie die Nachteile für den Erwerb in 
$ 842: in beiden hat das Geſetz den beſonderen wirklich erlittenen Nachteil im Auge, 
nicht einen ohne Rückſicht auf die bisherigen und künftigen Lebensverhältniſſe des Verletzten aus 
allgemeiner Schätzung der Fähigkeiten zum Erwerbe gefundenen (ſog. abſtrakten) Schaden, der 
höher, aber auch geringer fein kann als der wirkliche (RG 63, 195; JW 08, 273%; 1910, 1927; 
1911, 3251 1929, 913%; 23 1919, 3674; vgl. zu $ 843 A 2a u. 30). Dem Erwerbsſchaden im 
allgemeinen ſügt § 842 die Nachteile für das Fortkommen des Verletzten hinzu. Darunter ſind 
die beſonderen Vermögensſchäden zu verſtehen, die aus einer Erſchwerung des Erwerbs und des 
wirtſchaftlichen Fortſchritts, aus Kreditentziehung, etwa auch Mindererlös eines durch die Ver⸗ 
letzung nötig gewordenen Verlaufs des Geſchäfts (NG 95, 173; JW 08, 45528), ſowie Verluſt 
der Anwartſchaft auf die Leiſtungen aus der Angeftelltenverficherung nach dem RGeſ v. 20. 12. 11 
(RH Bl 989, RG JW 1916, 19310), oder aus einer Privatverſicherung, für die der Dienſtherr die 
Prämien zahlte, oder der Anwartſchaft auf ein Ruhegehalt (RG 5. 7. 26 1V 654/25: Erſatz durch 
Gewährung einer Rente), bei Frauen aus der Verfümmerung der Heiratsausſichten (NG Warn 
1912 Nr 256), ſich ergeben. Aber die verſchie denen Leiſtungen, die aus der Verpflichtung zum 
Erſatze des Vermögensſchadens aus derſelben u. H. entfpringen, find nicht Gegenſtand verſchiede⸗ 
ner Anſprüche, ſondern Teile eines Schadenserſatzanſpruchs, der nach verſchiedenen Richtun⸗ 
gen ſich erſtreckt. Daraus ergibt ſich, daß es nicht unzuläſſig iſt, ſolange der vom Kläger verlangte 
Geſamtbetrag an gleichartigen Leiſtungen nicht überſchritten wird, einzelne Poſten zu feinem 
Vorteile zu erhöhen (MG JW 1910, 100722; 1912, 147 Warn 1914 Nr 9), und prozeßrechtlich, 
daß die Prüfung ihres Beſtehens im einzelnen bei Erlaß eines Zwiſchenurteils über den Grund 
des Anſpruchs aus $ 304 3 PO, ſofern nur eine Schadenswirkung in der geltend gemachten 
Richtung überhaupt feſtſteht, dem Nachverfahren über den Betrag überlaſſen werden kann (RG 
69,296; JW 08, 45578). Vgl. H 843 A 2c. Der Anſpruch auf Schmerzensgeld ($ 847) iſt jedoch 
ein beſonderer, neben den vermögensrechtlichen Schadenserſatzanſpruch aus $$ 842, 843 treten. 
der Anſpruch mit beſonderen Vorausſetzungen und rechtlichen Eigenſchaften; dieſe ſind nur ver⸗ 
ſchiedene Rechnungspoſten eines einheitlichen Anſpruchs; der Anspruch auf Schmerzensgeld 
bildet mit ihm keine Einheit, ſo daß eine Auswechslung zwiſchen jenen Anſprüchen und dem 
auf Schmerzensgeld, auch wenn der Geſamtbetrag nicht erhöht würde, nicht ſtattfindet (NG JW 
1921, 12305). 


8 843 

1) Wird infolge einer Verletzung des Körpers oder der Geſundheit die 
Erwerbsfähigkeit des Verletzten aufgehoben oder gemindert oder tritt eine 
Vermehrung feiner Bedürfniffe ein 2), jo iſt dem Verletzten durch Entrichtung 
einer Geldrente Schadenserſatz zu leiſten 3) ). 

Auf die Rente finden die Vorſchriften des 8 760 Anwendung ö). Ob, in 
welcher Art und für welchen Betrag der Erſatzpflichtige Sicherheit zu leiſten 
hat, beſtimmt ſich nach den Umjtänden ®). 
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Statt der Nente kann der Verletzte eine Abfindung in Kapital verlangen, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt”). 


Der Anſpruch wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß ein anderer dem 
Verletzten Unterhalt zu gewähren hat ®). 
E I 724, 726 II 760; M 2 784 —795; P 2 627—031. 


1. Allgemeines. Im Anſchluß an 8 842 (vgl. § 842 A 2) beſtimmt $ 843 für die Fälle der 
Verletzung des Körpers oder der Geſundheit eines Menſchen die Art und Weiſe des Schadens⸗ 
erſatzes, ſoweit durch die Verletzung dauernde Nachteile für den Betroffenen entſtanden find. 
Daneben beſtehen die Erſatzleiſtungen für vorübergehende Schäden und Aufwendun⸗ 
gen, insbeſondere für Heilungs- und Pflegekoſten, die ſich nach 98 249ff. beſtimmen. 
Daß der Verletzte für Heilung und Pflege den erforderlichen Geldbetrag verlangen kann und ſich nicht 
auf ein Erbieten der Herftellung einzulaſſen braucht, beſtimmt § 249 Satz 2. Die Anſprüche auf Erſatz 
von Heilungskoſten und von Erwerbsſchäden ſind voneinander unabhängig; auch ein wieder voll 
erwerbsfähig gewordener Menſch kann noch Geſundheitsſchäden als Folgen eines Unfalles zu 
bekämpfen haben (RGf155, 37). Bei der Entſchädigung eines Arbeiters wegen ſeines Verdienſt⸗ 
ausfalles iſt der volle Lohn ohne Abzug der Sozialbeiträge zugrunde zu legen (KG JW 1932, 808; 
1938, 181622; OLG Kiel DJ 1937, 1993; für eine Unfallrente OJ Düſſeldorf JW 1938, 2010; 
ſ. auch Lucas JW 1938, 1992). Auch hinſichtlich der dauernden Nachteile ſetzt aber $ 843 nicht 
eigentlich eine Ausnahme von den allgemeinen Vorſchriften der 5 249 ff. Denn die Rente, 
auf die nach $ 843 regelmäßig zu erkennen iſt, iſt nur eine Form der Entſchädigung 
in Geld (§ 251; vgl. NG 68, 429; 77, 213, Unterbrechung der Verjährung). Als die zur 
Ausgleichung von dauernden Nachteilen für die Erwerbstätigkeit des Verletzten oder einer 
dauernden Vermehrung ſeiner perſönlichen Bedürfniſſe geeignetſte Form der Entſchädigung 
ſoll die Rente in den Fällen der $$ 843—845 (vgl. auch $ 7 Haftpfl®) die Regel bilden, von der 
nur aus beſonderen Gründen abgewichen werden darf. Die Zuerkennung einer Rente iſt aber 
auch bei der Vertragshaftung, wenn die Vertragsverletzung dauernde Schäden für den Erwerb 
oder den Unterhalt des verletzten Vertragsgläubigers zur Folge hat, keineswegs ausgeſchloſſen. 
Deshalb iſt, wenn für denſelben Schaden mehrere Perſonen zum Teil aus einem Vertrage, zum 
Teil aus u. H. haften, eine einheitliche Feſtſetzung der Schadenserſatzanſprüche nicht nur zuläſſig, 
ſondern ſogar geboten, die in Berückſichtigung der $$ 249ff. u. 843 diejenige Form der Ent⸗ 
ſchädigung auszusprechen hat, welche nach den Verhältniſſen der Beteiligten als die geeignetſte 
erſcheint (RG 68, 429; 136, 374). Die Art der Entſchädigung, ob Kapital ob Rente, ſteht jedoch 
nicht im freien Ermeſſen des Gerichts. Die Feſtſetzung einer Rente iſt nicht auf die Fälle der 
88843845 und der ähnlichen Beſtimmungen des RHaftpf[®, des Kraftf H und des Luftverkehrs 
beſchränkt, aber doch nur da angebracht und zuläſſig, wo es ſich um Schadensfolgen han⸗ 
delt, die ihrer Natur nach fortlaufend ſich erneuern (RG 68, 429; ferner JW 1917, 71310; 
1918, 865). Für das Gebiet des Haftpfl® trifft dieſes in $$ 3a und 7, für dasjenige des Kraft. 
Karo letzteres in 88 1113, für das des Luftverkehrs dieſes in §§ 21ff. ſelbſtändig dem § 843 
entſprechende erſchöpfende Beſtimmungen; 9 843 findet deshalb nicht Anwendung, ſoweit feine 
Beſtimmungen nicht für anwendbar erklärt find. Unpfändbarkeit der nach $ 843 zu entrichtenden 
Geldrenten ſ. ZPO $ 850g Nr 1, dazu RG JW 1936, 240317; RG Warn 1936 Nr 78; Nr 183. 


2. Die dauernden Nachteile für die Perſon des Verletzten, die aus einer Beſchädigung des 
Körpers oder der Geſundheit hervorgehen, und für die $ 843 als Form der Entſchädigung für die 
Regel die Geldrente beſtimmt, ſind die Aufhebung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit und 
die Vermehrung der Bedürfniſſe. 

a) Nach dem Wortlaut des $ 843 ift für die Aufhebung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit 
dem Verletzten Schadenserſatz zu leiſten. Daraus iſt aber nicht der Schluß zu ziehen, daß es 
die allgemeine (abſtrakte) Erwerbsfähigkeit ſei, für die Entſchädigung zu leiſten 
iſt, ohne Rückſicht darauf, ob der Verletzte von ſeiner Erwerbskraft vor der Verletzung Gebrauch 
gemacht hat und ohne die Verletzung jemals Gebrauch gemacht haben würde. Die Erwerbs⸗ 
fähigkeit ift allerdings das wirtſchaftliche Gut, deſſen Verluſt oder Minderung zu erſetzen iſt; der 
Erwerbsfähigkeit entſpringt die Erwerbsquelle; aber Erfah iſt immer nur in dem Umfange 
zu leiſten, als ein Schaden wirklich entſtanden iſt (RG 63, 195; 92, 57; 136, 18; JW 
08 S. 2738, 45117; 1910, 1922; 1911, 7731; 1932, 12492; 1933, 830°; Warn 08 Nr 169; 1911 Nr 87; 
1931 Nr 23; 1932 Nr 78; Seuffül 87 Nr 45; 23 1919, 367%; 14. 1.07 V1190/06). Daß dies der Sinn 
des $ 843 iſt, ergibt einmal der Zuſammenhang mit § 842 (vgl. $ 842 A 2), dann aber auch gerade 
die in § 843 vorgeſehene Art und Weiſe der Entſchädigung durch eine Rente, die die wirtſchaftliche 
Einbuße des Verletzten infolge des Verluſtes der Arbeitsrente ausgleicht, nicht aber das Kapital 
an Arbeitskraft erſetzt, das dem Verletzten verlorengegangen iſt. Auch § 323 ZPO geht offenbar 
von dieſer Auffaſſung aus. Über die Bedeutung der abweichenden Rechtſprechung des Reichs⸗ 
verſicherungsamts bei Auslegung der Unfallverſicherungsgeſetze vgl. R JW 08, 273° u. 1910, 
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1927, Immerhin aber ift es die Geſtaltung der Zukunft, die § 843 im Auge hat. Es kommt 
deshalb nicht gerade darauf an, ob der Verletzte bis zu der Verletzung tatſächlich eine Erwerbstätig⸗ 
keit ausgeübt und daraus einen Verdienſt gezogen hat; entſcheidend ift für die Zuerkennung und 
Bemeſſung der Entſchädigung vielmehr, ob und wie der Verletzte ohne die Verletzung fernerhin 
ſeine Erwerbsfähigkeit ausgenutzt und welchen Erwerb er daraus vorausſichtlich und nach dem 
regelmäßigen Verlauf der Dinge gezogen haben würde. Der tatſächliche Erwerb, den der Ver- 
letzte vor der Verletzung ea: hat, bildet dafür nur einen mehr oder weniger mejentlichen 
Anhalt und den natürlichen Ausgangspunkt (RG 63, 195: ZW 08, 273%; 1910, 19%; 1911, 
58426; 1932, 12492; Warn 08 Nr 169; 1931 Nr 23; 17. 11. 04 VI 19/04; 2. 3. 05 VI 374/04; 
14. 1. 07 VI 190/06; 25. 6. 08 VI 188/07). Demgemäß bleibt der Rentner, der ohne Arbeit 
von den Erträgniſſen ſeines Vermögens lebt und der deshalb trotz des Verlustes der allgemeinen 
Erwerbsfähigkeit einen wirklichen Schaden nicht erleidet, für die Dauer dieſer Lebensführung 
ohne Entſchädigung für die Aufhebung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit (RG ZW 08, 2738; 
1910, 192“; Warn 1911 Nr 387); fo bleibt auch eine verletzte Ehefrau nach dieſer Richtung ohne 
Entſchädigung, wenn ſie für ſich von ihrer Erwerbsfähigkeit keinen Gebrauch gemacht hat, ſondern 
lediglich im Hausweſen und im Geſchäfte des Mannes tätig war und dieſes Verhältnis auch 
vorausſichtlich fortgedauert haben würde (vgl. darüber $ 845 A 4). Beide find für den Fall, daß 
die Zukunft ſie in die Lage bringen möchte, für ihren Erwerb ſelbſt zu ſorgen, auf den Weg der 
Feſtſtellungsklage gewieſen (RG 47,88; 63, 195; JW 05, 34112; 08, 2735; Warn 08 Nr 169; 
09 Nr 507); ſoweit die Verhältniſſe für den Eintritt dieſes Falles zu überſchauen find, ift natürlich 
auch die Leiſtungsklage zuläſſig (R ZW 05, 34112), Das verletzte Kind iſt noch nicht erwerbs⸗ 
fähig; wie es, nachdem es das erwerbsfähige Alter erreicht haben wird, ſeine Arbeitskraft ver⸗ 
werten wird und welche Einbuße es in ſeinem Erwerb und Fortkommen durch die Verletzung 
erleidet, iſt der Regel nach für eine fernere Zukunft nicht zu überſchauen, namentlich dann nicht, 
wenn es ſich nicht um einen völligen Verluſt, ſondern nur um eine Minderung der Erwerbsfähig⸗ 
keit als Folge der Verletzung handelt. Auch hier iſt daher in den meiſten Fällen der Weg der 
Feſiſtellungsklage geboten (RG JW 06 S. 2362, 3592 438%, 71819; 17. 10. 04 VI 57/04; 6. 4. 05 
VI 296/04); die Leiſtungsklage iſt jedoch nicht ausgeſchloſſen und iſt immer dann zuläſſig, wenn 
nur der gewöhnliche Durchſchnittslohn für Hand“, Haus. oder Fabrikarbeit gefordert wird (RG 
JW 06 S. 23025, 3592.) Bei der Prüfung künftiger Erwerbsmöglichkeiten darf nicht 
eine über das Durchſchnittsmaß hinausgehende Energieleiſtung gefordert werden (R JW 1937, 
1916). Die Annahme, daß ein Arbeiter, der infolge eines Unfalles feine Stelle verloren hat, 
trotz Herabſetzung ſeiner Arbeitskraft ſofort eine andere feſte Arbeitsſtelle hätte finden können, 
bedarf eingehender Prüfung und Würdigung (MG SeuffA 88 Nr 26). Wer endlich nach der Ver⸗ 
letzung ſeine bisherige Stellung mit der gleichen Arbeitsvergütung behalten hat, erleidet in ſeinem 
Erwerbe keinen Schaden (NG JW 08, 4517), es ſei denn, daß er zwar zunächſt in der bisherigen 
Stellung verblieben iſt, aber das Aufhören dieſes Verhältniſſes zu erwarten ſteht. Zur Ausheilung 
von Verletzungen muß, wenn die Verpflichtung zur Zahlung einer Rente entfallen ſoll, die Fähig⸗ 
keit zur Wiederaufnahme der früheren oder einer anderen dem Verletzten zuzumutenden Tätigkeit 
kommen (3% 1938, 116617). Kann der Verletzte mit dem ihm verbliebenen Bruchteil feiner Er⸗ 
werbsfähigkeit, auch mit Hilfe eines etwa zumutbaren Berufswechſels (ſ. A 3 ch, keine Arbeit 
finden, ſo iſt ihm nicht nur ein Bruchteil ſeines Durchſchnittsverdienſtes, ſondern der ganze Durch⸗ 
ſchnittsverdienſt zu erſetzen (RG JW 1931, 272526; RG Warn 1934 Nr 178; ſ. auch JW 1938, 
20101). Einem ausſchließlich künſtleriſch ausgebildeten und eingeſtellten Verletzten kann Um⸗ 
ſchulung auf einen Handwerks- oder Arbeiterberuf nicht zugemutet werden (NG FW 1937, 236619. 
dort auch über die Notwendigkeit eines Zuſammenwirkens des Schädigers und des Verletzten zur 
Ermittlung eines anderen geeigneten Berufs für den Verletzten). Bemeſſung des Schadens eines 
Architekten, deſſen Eignung als Bauunternehmer durch einen Unfall nicht beſeitigt, nur beein⸗ 
trächtigt worden iſt, deſſen Vater das von ihm betriebene Bauunternehmergeſchäft aber wegen 
jener Beeinträchtigung dem Sohne nicht übergibt, |. RG SeuffA 91 Nr 32. Bemeſſung der Er- 
werbsbeeinträchtigung eines unfallverletzten Geſchäftsinhabers, deſſen Geſchäftsbetrieb kraft ſeiner 
Eigenart (Viehaufkauf) auf die perſönliche Betätigung des Inhabers eingeſtellt iſt, . RG JW 
1938, 5922s. — Zum Schaden aus der Minderung der Erwerbsfähigkeit gehört nicht 
nur der Verluſt der unmittelbaren Bezüge an Entgelt der Arbeit, ſondern auch der Vergütungen, 
Proviſionen und Anteile am Geſchäftsgewinn, die mit Rückſicht auf die Arbeitsleiſtung gewährt 
werden (RG 92, 55). Schaden durch Verluſt einer Büroftellung |. RG JW 1929, 9136. Iſt dem 
Verletzten durch die Verletzung der Eintritt in eine Beamtenſtellung unmoͤglich gemacht worden, ſo 
umfaßt die Erſatzpflicht auch die Gewährung einer nach ſeinem Ableben ſeinen Hinterbliebenen 
zu zahlenden Rente in Höhe des beamtenrechtlichen Witwen- und Waiſengeldes, |. RG 135, 
372; RG HRR 1933 Nr 1225; ſ. auch Seuff A 86 Nr 148. Erwerbsverluſt einer Dirne iſt nicht 
zu erſetzen (HRR 1932 Nr 121). Zur Frage wie die Minderung der Erwerbsunfähigkeit infolge 
eines zweiten Unfalles zu beſtimmen ift, |. RG JW 1938, 3737. Zwangsverſteigerung eines Grund⸗ 
ſtücks des Beſchädigten als Folge einer durch Unfall eingetretenen Verminderung feiner Erwerbs⸗ 
fähigkeit ſ. #6 141, 169; dazu Wuſſow JW 1938, 427 (428). 
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p) Die Entſchädigung für Vermehrung der Bedürfniſſe begreift den Ausgleich der Nachteile, die 
dem Verletzten infolge dauernder Störung des körperlichen Wohlbefindens ent⸗ 
ſtehen: die Koſten für eine beſondere Pflege, ſowie für beſſere Verpflegung, die zur Herbeiführung 
einer Beſſerung oder zur Abwendung einer Verſchlimmerung des körperlichen Zuſtandes erforder⸗ 
lichen Mehraufwendungen, die Koſten für Erholungskuren, bei Kindern unter Umſtänden für einen 
notwendig werdenden Privatunterricht; die Beſchaffung und Erneuerung künſtlicher Gliedmaßen. 
Die meiſten dieſer Aufwendungen gehören zu den Heilungskoſten, wenn fie nur zeitweilig und 
vorübergehend erforderlich ſind; ſie begründen aber den Anſpruch auf eine Rente wegen Ver⸗ 
mehrung der Bedürfniſſe, wenn der Folgezuſtand der Verlegung fie dauernd und regelmäßig 
nötig macht (NG IW 06, 43828, 07, 37325; 1914, 4081; Warn 1914 Nr 13). Der auf die Ver⸗ 
mehrung der Bedürfniſſe geſtützte Schadenserſatzanſpruch entſteht bereits mit dem Eintritt der 
vermehrten Bedürfniſſe, nicht erſt mit ihrer Befriedigung; daher iſt Erſatz für die Mehrbedürfniſſe 
auch inſoweit zu leiſten, als der Verletzte ſie aus Mangel an Mitteln nicht hat befriedigen können 
(NG 148, 68; 151, 298) oder ihre Befriedigung, wie etwa bei Notwendigkeit beſonderer Pflege 
nach Entlaſſung aus dem Krankenhaus, durch unterhaltspflichtige Eltern mit Hilfe einer dieſen 
nach § 1617 dienſtpflichtigen Tochter erfolgt (RF JW' 1937, 1535). 

c) Der Anſpruch auf Entſchädigung wegen Verluſts oder Minderung der Erwerbsfähigkeit 
und der Anſpruch wegen Vermehrung der Bedürfniſſe bilden nicht zwei verſchiedene Schadens⸗ 
erſatzanſprüche; die Rentenentſchädigung des $ 845 iſt eine einheitliche; bei ihrer Feſtſetzung 
iſt auf beide Schadensrichtungen Rückſicht zu nehmen; beide Schadenserſatzteile vertreten ſich gegen- 
ſeitig und können im Laufe des Rechtsſtreits untereinander ausgewechſelt werden, ohne daß 
eine Verjährungseinrede gegen die Erhöhung des einen oder des andern Anſpruchs erhoben 
werden könnte (RG 47, 405; 69, 296; 74, 131; JW 06 S. 2362, 35921, 71819; 1914, 40810; 1921, 
12302; C8 1921, 594; 14. 12. 12 VI 42/12). Da der Anſpruch auf Entſchädigung wegen Ver- 
mehrung der Bedürfniſſe auch den Perſonen zuſteht, die in ihrem Erwerbe einen Schaden nicht 
erlitten haben, dem beſchäftigungsloſen Rentner, der nicht ſelbſt erwerbenden Ehefrau und den 
noch nicht erwerbsfähigen Kindern, ſo haben dieſe mit der Leiſtungsklage wegen Vermehrung 
der Bedürfniſſe nicht notwendig eine Feſtſtellungsklage wegen des etwaigen ſpäteren Verluſts 
oder der Minderung der Erwerbsfähigkeit zu verbinden: ſoweit überhaupt eine Rente aus $ 843, 
wenn auch nur wegen Vermehrung der Bedürfniſſe, zugeſprochen wird, kann der ſpätere Eintritt 
eines Erwerbsſchadens vielmehr nach $ 323 ZPO geltend gemacht werden. Aus der Einheit⸗ 
lichkeit der Rente folgt, daß keine ſpätere Herabſetzung der Rente nach $ 323 ZPO gefordert 
werden kann, wenn die Erwerbsverhältniſſe ſich verbeſſert, die Bedürfniſſe aber auch ſich ent 
ſprechend vermehrt haben (R 74, 131), wie umgekehrt keine Erhöhung der Rente. Vgl. A 2 
zu § 842. Indeſſen ergibt ſich bei Schadenserſatzanſprüchen einer verletzten Ehefrau eine Ver⸗ 
ſchiedenheit der rechtlichen Beurteilung, die die Rente wegen Aufhebung oder Minderung der 
Erwerbsfähigkeit und wegen Vermehrung der Bedürfniſſe unter Umſtänden auseinanderzuhalten 
gebietet. Während nämlich die Rente wegen Vermehrung der Bedürfniſſe — beim geſetzlichen 
Güterſtande — zum eingebrachten Gute der Ehefrau gehört und der Verwaltung und Nuß⸗ 
nießung des Mannes unterworfen iſt (§ 1363 BGB), ift die Rente wegen Verluſts oder Minderung 
der Erwerbsfähigkeit, wenn die Ehefrau einen ſelbſtändigen Erwerb ausgeübt hat, nach $$ 1365, 
1367, 1370 als Vorbehaltsgut anzuſprechen und der Verwaltung des Ehemanns entzogen (RG 
TB 1921, 393°). Schadenserſatz bei Verletzung einer Ehefrau ſ. auch RG 129, 55; 132, 223; 
138, 1; 139, 289; Reh Warn 1933 Nr 97; HRN 1934 Nr 1543. Vgl. auch Wuſſow ZW 1938, 
1305 über familienrechtliche Prozeßſtandſchaften. 4 

3. Dem Verletzten ift durch Entrichtung einer Geldrente Schadenserſaß zu leiſten. Die 
Rente des $ 843 iſt alſo: 6 

a) ein beſonders gearteter Schadenserſatz, eine Form der Entſchädigung in Geld ($ 251.7 
ſ. oben A 1). Wegen der Ahnlichkeit mit dem Unterhaltsanſpruche, nicht dem Urſprunge, aber 
dem Zwecke nach, iſt fie hinſichtlich der vorläufigen Vollſtreckbarkeit des auf ihre Leiſtung er⸗ 
gehenden Urteils ($ 708 Nr 6 ZBO) gleichgeſtellt. Der Pfändung iſt nach $ 850g Nr 1 Po der 
Rentenanſpruch aus $ 843 BGB nicht unterworfen. Entſtanden iſt der Rentenanspruch im ganzen 
bereits mit der Aufhebung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit des Verletzten (oder mit der 
Vermehrung der Bedürfniſſe, ſ. A 2b), nur die Fälligkeit der einzelnen Rentenbeträge iſt hinaus⸗ 
geſchoben; im Konkurſe des Verletzten gehören daher auch die nach Konkurseröffnung fällig 
werdenden Renten zur Konkursmaſſe (RGS 142, 291). Über die Behandlung bezüglich der Gericht?” 
often ſ. jetzt $ 10 des GG in der Faſſung des Gef v. 28. 1. 27 (RG Bl 1,53) Art l Nr 2. 

b) Die Rente des 5 843 iſt Schadenserſatz für aus vergangener Urſache in der Zukunft zu 
erwartende Nachteile. Deshalb ſind für die Feſtſetzung der Rente die körperlichen wie die Berufs” 
und Erwerbsverhältniſſe des Verletzten, wie fie ſich ohne die Verletzung in der Zukunſ 
geſtaltet haben würden, und wie ſie ſich nunmehr nach der Verletzung vorausſichtlich entwickeln 
werden, ins Auge zu faſſen, ſoweit fie zu überſehen find (NG ZW 1911, 5840. Die Beſtimmung 
des 9 323 ZPO ſieht zwar einen Weg vor, auf dem eine weſentliche Anderung der Verhältniſſe, 
die für die Verurteilung zur Entrichtung von Leiſtungen zur Zeit des Urteilserlaſſes maßgebe 
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waren, von ſeiten des Verletzten wie des Erſatzpflichtigen zur Anerkennung gebracht werden kann 
(vgl. A 2c). Aus Sinn und Zweck dieſer Vorſchrift ergibt ſich aber, daß der nach der all- 
gemeinen Erfahrung unter Berückſichtigung der beſonderen Verhältniſſe, der 
Anlagen und Ausſichten des Verletzten zu erwartende Lauf der Dinge zunächſt 
zur Grundlage der Entſcheidung gemacht werden muß. Eine abweichende ſpätere Entwicklung 
wird dann den Anſtoß zu einer Klage nach § 323 ZPO geben (Rc 63, 195; 83, 65; 86 S. 181 u. 
377; 123, 43; 126, 239; 127, 179; 136, 83; RG JW 05, 2834; 1913, 27212; 1914, 3581; 1917, 
60415; 1931, 2237 RG Warn 08 Nr 169; 1913 Nr 143 u. 292; 1914 Nr 32; 1916 Nr 203; 1917 
Nr 26; 1919 Nr 79; 1931 Nr 23). S. darüber des näheren A 46. Zur Frage, unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen und nach welchen Geſichtspunkten eine Schadensrente für die Zukunft feſtzuſetzen iſt, 
j. auch RG 145, 196. Das Gericht kann insbeſondere eine Durchſchnittsrente feſtſetzen, und zwar 
nicht nur auf einige Jahre; bei einer weſentlichen Veränderung der Verhältniſſe, wie z. B. wenn 
der Verletzte wieder arbeitsfähig wird, kann der Erſatzpflichtige gemäß § 323 ZPO eine Ab⸗ 
änderung der Feſtſetzung verlangen (NG JW 1935, 29494, 29538, RG HRR 1934 Nr 564). Den 
Ausgangspunkt für die Bemeſſung der Rente bieten (vgl. A 2a) die Verhältniſſe zur Zeit 
der Verletzung; ſie ſind der Regel nach zugrunde zu legen, ſofern ſie ſich nicht als nur 
vorübergehend und deshalb für die Geſtalkung der Zukunft nicht maßgebend darſtellen 
(RG Warn 1913 Nr 56). Sie ſtellen aber nur das Mindeſtmaß des zuzuſprechenden Schadens ⸗ 
erſatzes dar. Da es ſich um eine Geſtaltung der Zukunft handelt, muß für die Bemeſſung 
der Rente der Zeitpunkt der Urteilsfällung zugrunde gelegt werden, der die Verhältniſſe der 
Zukunft am beſten überſchauen läßt. Von den Erwerbsverhältniſſen des Verletzten zur Zeit der 
Beſchädigung aus muß berechnet werden, welchen Erwerb nach den zur Zeit der Urteilsfällung 
zu Üüberblickenden wirtſchaftlichen Verhältniſſen der Erſatzberechtigte in Zukunft ohne die Ver⸗ 
letzung gehabt haben würde. Vgl. $ 823 A 13a. Von dieſen Geſichtspunkten aus muß der Ver⸗ 
letzte, der von ſeiner Arbeitskraft bisher keinen Gebrauch gemacht hat und eine Rente wegen 
Minderung der Erwerbsfähigkeit fordert, dartun, daß er Jen in Zukunft verwertet haben würde, 
wie umgekehrt, wenn der Verletzte vorher einen Erwerb gezogen hat, der den Anſpruch beftrei- 
tende Erſatzpflichtige nachweiſen mag, daß der Verletzte in Zukunft auch ohne die Verletzung 
wenig oder nichts verdient haben würde (R JW 1911, 5845; Warn 08 Nr 169; 1913 Nr 56). 
Zur Bedeutung einer Veränderung der Gehalts- und Lohnſätze, insbeſondere der tariflichen für 
die Anwendung des $ 323 Abſ 1 ZPO, ſ. RG SeuffA 87 Nr 45. Über den Einwand des Erſatz⸗ 
pflichtigen, ohne den Unfall würde der Verletzte zum Kriegsdienſt eingezogen worden und um 
feinen Erwerb gekommen fein, vgl. RG 95 S. 1, 66 u. 87, ſowie JW 1920, 7742. Vor allem 
muß, ſoweit es ſich um die Entſchädigung für Verluſt oder Minderung der Erwerbsfähigkeit handelt, 
der natürliche und regelmäßige Gang der Dinge dahin zur Erwägung gezogen werden, 
ob der Verletzte ohne die Verletzung in der Lage geweſen ſein würde, bis in das hohe Greiſenalter 
ſeine Arbeitskraft zu verwerten, und es muß, wo dies nicht anzunehmen iſt, für die Dauer der Rente 
eine Altersgrenze feſtgeſetzt werden (RG 63, 195; 98, 222; JW 05 S. 283%, 49319, 06 S. 30818, 
54815; 09 S. 271“, 68610; 1910 S. 6514, 4719, 8122 u. 5 1911, 3251; 1932, 787; Warn 08 
Nr 57; 1913 Nr 141; 1928 Nr 105; Gruch 50, 673). Eine Rente wegen Aufhebung oder Minde- 
rung der Erwerbsfähigkeit auf die ganze Lebenszeit iſt nur zuzuerkennen, wenn nach den perſön⸗ 
lichen und Berufsverhältniſſen des Beſchädigten eine Erwerbstätigkeit bis ins hohe Greiſenalter 
mit Zuverläſſigkeit angenommen werden kann, was insbeſondere bei geiſtiger Berufstätigkeit 
vielfach zutrifft (RG JW 05, 49315, 06 S. 308° u. 54815; 08, 1401 u. 11; 1910, 81290; RG Warn 
1932 Nr 78; RG HRN 1931 Nr 1858; RG 9. 11.03 VI 120/03 Hausdame; 3. 12. 06 VI 127/06 
Arzt), ſowie wenn die Veſchädigung den noch rüftigen, arbeits und erwerbsfähigen Verletzten 
erſt im hohen Alter traf (RG Warn 08 Nr 57). Andererſeits iſt ein allgemeiner Erfahrungsſatz 
dahin, daß die Erwerbsfähigkeit eines Menſchen in der Regel mit der Vollendung eines beſtimmten, 
z. B. des 65. Lebensjahres, erlöſche, nicht anzuerkennen; entſcheidend ſind vielmehr die beſonderen 
Umſtände des Falles, die Art der Berufstätigkeit, der körperliche und geiſtige Zuſtand des einzelnen 
(RG JW 1932, 202915, 215413; RG SeuffA 89 Nr 41); dasſelbe gilt für die Frage einer Minderung 
der Erwerbsfähigkeit (NG JW 1933, 8305). Eine Bemeſſung der Rente als Bruchteil einer Geſamt⸗ 
vergütung für die Minderung der Erwerbsfähigkeit dergeſtalt, daß ſie für die ganze Lebenszeit, aber 
in geringerem Jahresbetrage feſtgeſetzt wird, iſt nicht unzuläſſig (RG ZW 08, 1400, aber wegen 
der damit möglicherweiſe verbundenen Unbilligkeit kaum zu empfehlen. Für die Feſtſtellung 
der Schadensfolgen in der Erwerbsfähigkeit des Verletzten und deren Abänderungen nach $ 323 
3PO im Prozeſſe gilt überall $ 287 3 (RG 83, 65). N: 

e) Die Rente des $ 843 ift, wie in A 2 ausgeführt wurde, ſoweit die Aufhebung oder Min- 
derung der Erwerbsfähigkeit in Betracht kommt, zwar Schadenserſatz für den Verluſt der Arbeits⸗ 
kraft, aber im Rahmen des nach den Verhältniſſen anzunehmenden wirklichen wirtſchaftlichen 
Nachteils, der den Verletzten infolge der ſchädigenden Handlung getroffen hat. Eine Geldrente 
wegen Verluſts der Erwerbsfähigkeit iſt dem Verletzten nicht zuzubilligen, wenn er keinen 
Schaden erlitten hat. Bei einem ſelbſtändigen Kaufmann, Gewerbetreibenden oder Land⸗ 
wirt kommt in Frage, wieweit für den wirtſchaftlichen Ertrag ſeines Unternehmens die auf⸗ 
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gehobene oder verminderte perſönliche Arbeitskraft in Anſatz zu bringen iſt. Unter Umſtänden 
iſt ſeine perſönliche Tätigkeit durch Annahme einer Hilfsperſon zu erſetzen, und in dieſem Falle 
iſt die Rentenentſchädigung auf den notwendigen Aufwand für die Hilfsperſon zu beſchränken 
(RG 19. 3. 06 VI 257/05; 23. 5. 06 VI 370/05). Kamen einem beſchadigten Ehemanne beim 
Betriebe des Erwerbsgeſchäfts, das er infolge der Verletzung aufgeben muß, Dienſte der Ehefrau 
oder der Kinder zuſtatten, die die Geſchäftsunkoſten verringerten, ſo iſt dies bei der Feſtſetzung 
der Rente zu berückſichtigen; es können ihm nicht Geſchäftsunkoſten belaſtet werden, die er nicht 
gehabt hat (RG JW 1911, 773%). Der Umſtand, daß das Erwerbsgeſchäft nach außen auf den 
Namen der Ehefrau betrieben und verſteuert wurde, iſt gleichgültig, wenn feſtgeſtellt iſt, daß in 
Wirklichkeit der beſchädigte Ehemann das Geſchäft betrieben hat (RG JW 1912, 321%). Ob ein 
Berufswechſel dem Verletzten angeſonnen werden kann, um den ihm nach der Verletzung ver⸗ 
bleibenden Teil ſeiner Arbeitskraft ertragsfähig zu machen, hat ſich nach den Umſtänden (Alter, 
Berufsart) zu richten; Sache des Erſatzpflichtigen iſt es in der Regel nachzuweiſen, daß der 
Verletzte einen andern ihm zuzumutenden Erwerb finden kann; falls der vorgeſchlagene neue 
Beruf eine neue Ausbildung erheiſcht, hat er ihm die Mittel hierzu zur Verfügung zu ſtellen 
(RG 53, 48; RG JW ö 09, 49518; 1912, 5972; 1937, 236615; 23 1918, 691%). Iſt die Beſchädigte 
eine Ehefrau, ſo iſt dabei auch zu berückſichtigen, daß ſie die eheliche Wirtſchaft zu führen ver⸗ 
plichtet iſt und nicht einem Erwerbe nachgehen kann, der ſie den ganzen Tag vom Hauſe fernhält 
(RG JW 1912, 5972). Der nach $ 843 dem Beſchädigten zu erſetzende Erwerbsverluſt muß nicht 
notwendig dem von den Arzten feſtgeſetzten Prozentſatz der Minderung der Erwerbsfähigkeit ent⸗ 
ſprechen. Der Arzt begutachtet die körperliche Fähigkeit zum Erwerbe, nicht aber deſſen wirtſchaft⸗ 
liche Bedingungen, die der Richter berückſichtigen muß. Es kommt darauf an, ob und wieweit der 
Beſchädigte von dem ihm verbliebenen Reſte körperlicher Arbeitskraft in ſeiner bisherigen oder in 
einer ihm zuzumutenden andern Erwerbstätigkeit noch Gebrauch machen kann (RG ZW 1911, 
32519). Bemüht ſich der längere Zeit erwerbsunfähig geweſene Verletzte nicht innerhalb ange⸗ 
meſſener Zeit, ſich wieder an Arbeit zu gewöhnen, fo kann das als Mitverſchulden nach $ 254 in 
Betracht kommen (NG SeuffA 89 Nr 20). Bei einem durch die Verletzung dienſtunfähig ge⸗ 
wordenen Beamten iſt für die Ermittlung der Rente auch das normale geſetzliche Ruhegehalt, das 
er ohne die Verletzung ſpäter bezogen haben würde, zu berückſichtigen (NG JW 1910, 4715). Gehört 
der Verletzte zu den tariflich entlohnten Arbeitnehmern, jo iſt die Bemeſſung der Rente nach 
Bruchteilen der Tarifſätze geeignet, die Rente der wechſelnden Lohn- und Gehaltslage anzu⸗ 
paſſen (RG 22. 10. 32 IX 227/32). 

d) Auf die nach § 843 dem Verletzten zuzuerkennende Rente ſind die ihm etwa freiwillig 
oder auf Grund einſtweiliger Verfügungen zur vorläufigen Befriedigung feiner Anſprüche ge- 
machten Leiſtungen anzurechnen (NG 69, 296; 14. 12. 12 VI 42/12). Anzurechnen, ſei es als 
Ausgleichung von Vorteil und Nachteil (Vorbem 5 vor 5 249), ſei es aus der Erwägung, daß 
inſoweit ein Schaden von vornherein gar nicht entſtanden ſei, können ferner auch ſein Geld- 
leiſtungen, die dem Verletzten infolge des Verluſts oder der Minderung ſeiner Erwerbsfähigkeit 
anderweit zukommen. Dabei hat in der Rechtſprechung als Regel der Grundſatz Anerkennung 
gefunden, daß Leiſtungen, die dem Verletzten kraft Geſetzes zukommen, anzurechnen, ſolche, 
die auf Vertrag gegründet find, nicht anzurechnen ſeien (vgl. RG 146, 287; 151, 330). Hierher 
gehört insbeſondere die Anrechnung von Ruhegehalt, Witwen- und Waiſengeldern und 
ähnlichen Bezügen auf Schadenserſatzanſprüche aus der Verletzung von Beamten, weil in 
der Höhe jener Bezüge dem Erſatzberechtigten ein Schaden im Rechtsſinn überhaupt nicht ent- 
ſtanden ſei (RG 64, 350; 82, 192; 92, 401 und dort erwähnte Entſcheidungen; ſ. aber auch Arnold 
ZAk DR 1937, 399 und Walter JW 1937, 846). In Wahrheit wird ein Teil des Schadens auf 
Grund des Dienſtverhältniſſes vom öffentlichen Dienſtherrn getragen, und es erſcheint als unbillig, 
den Schädiger auf dieſe Weiſe von der Erſatzpflicht für den von ihm angerichteten Schaden zu 
entlaſten. In § 139 des Deutſchen Beamtengeſetzes, der nach $ 184 Abſ 1 ebenda (dazu 2. DurchfVO 
v. 13. 10. 38, RG Bl 1, 1421) auch für Verſorgungsfälle des bisherigen Rechtes gilt, iſt deshalb 
ganz allgemein beſtimmt, daß Schadenserſatzanſprüche im Umfange der Verſorgungsbezüge auf 
den Dienſtherrn übergehen. Damit iſt einer abweichenden Rechtſprechung die Grundlage entzogen 
(vgl. Larenz, Vertrag und Unrecht II 94; Brand, Das deutſche Beamtengeſetz zu § 139). Die 
Sache liegt hier nicht anders als bei den geſetzlichen Leiſtungen der Sozialverſicherung, 
inſoweit nach $ 1542 RVo und entſprechenden Vorſchriften (ſ. 8823 A 11, 8618 A 8) Schadens- 
erſatzanſprüche der Verſicherten oder ihrer Hinterbliebenen in Höhe der von den öffentlichen Ver, 
ſicherungsträgern zu gewährenden Bezüge auf dieſe Verſicherungsträger übergehen. Es bleibt 
alſo Schaden und Schadenserſatzanſpruch, nur die Perſon des Anſpruchsberechtigten wechſelt. 
Hat in ſolchem Falle eine Verteilung des Schadens nach $ 254 ſtattzufinden, fo iſt von dem zu” 
erkannten Bruchteile der Entſchädigung der ganze Vetrag der dem Verletzten von anderer 
Seite zu gewährenden geſetzlichen Leiſtungen in Abzug zu bringen; nur der Reit ſteht dem Ver⸗ 
letzten zu (vgl. RG 62, 148; 91, 402; 123, 42; 148, 19; N JW 1909, 47112, 1932, 253710; 1934, 
8998; R Warn 1933 Nr 149). Nach RG 70, 101 ſollten auch anzurechnen fein Verſicherungs 
leiſtungen, die verletzten Arbeitnehmern aus einer vom Arbeitgeber für ſie genommenen vertrag“ 
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lichen Unfallverſicherung zukamen. Dieſer Standpunkt ift aber ſpäter ausdrücklich aufgegeben 
worden (RG 146, 287; 148, 164; 151, 330). Nicht anzurechnen find ferner die aus vertrag 
lichem Boden entſpringenden Leiſtungen von Unfallverſicherungsanſtalten oder Knappſchafts⸗ 
kaſſen, auf die der Verletzte durch die vertraglichen oder ſatzungsmäßigen Gegenleiſtungen ein 
eigenes Recht erworben hat (RG 64, 350; 68, 45; 69 S. 188 u. 196; Warn 1910 Nr 418; 5. 10. 12 
VI 118/12); nicht Ruhegelder aus einem von den Arbeitnehmern eines Betriebs gebildeten 
Verſicherungsverein, mag auch der Arbeitgeber ſeinen Arbeitnehmern die Eingehung des Ver⸗ 
ſicherungsverhältniſſes durch Zahlung der Hälfte der Prämien erleichtern (RG 130, 258); nicht 
Zuſatzrenten aus einer Arbeiterpenſionskaſſe (RG SeuffA 91 Nr 90); ebenſo nicht Witwenbeihilfen 
und Zuſatzrenten nach $3 39, 40, 88 RVerſorgungsG als der Dauer und der Höhe nach unſichere 
Zuwendungen der öffentlichen Fürſorge, auf die ein Rechtsanſpruch nicht beſteht (MG 136, 83); 
auch nicht freiwillige Leiſtungen, die dem Geſchädigten aus Anlaß des ſchädigenden Ereigniſſes 
von Dritten aus fürſorglichen Geſichtspunkten, ohne daß ein Rechtsanſpruch auf die Leiſtung 
beſtünde, zugewendet werden (RG 92, 57; 141, 173; 152, 273 [280]; RG JW 1936, 16675). Da- 
gegen kann der ſchadenserſatzpflichtige Kraftwagenhalter Beträge anrechnen, die auf Grund einer 
von ihm ſelbſt zugunſten der Inſaſſen feines Wagens abgeſchloſſenen Unfallverſicherung gezahlt 
werden (RG 152, 199). Anrechnung einer Leiſtung der Hilfskaſſe der NS DAP. beim Schadens⸗ 
erſatzanſpruch eines im Dienſt verunglückten SA⸗Mannes gegen einen anderen SA-Mann |. 
HRR 1936 Nr 253. Vgl. zum Ganzen auch 8 844 A 60. 

4. Prozeßrechtliches. a) Die Leiſtungsklage auf die Rente des $ 843 kann nur erhoben 
werden ($ 258 ZPO), wenn der zukünftige körperliche Zuſtand und die zukünftigen Erwerbs⸗ 
verhältniſſe des Verletzten ſich mit ſolcher Wahrſcheinlichkeit überſehen laſſen, wie ſie für die Ge⸗ 
winnung einer richterlichen Überzeugung genügt. Sind die Schadenswirkungen noch nicht ab⸗ 
geſchloſſen, die Einflüſſe der Verletzung auf das körperliche Wohlbefinden und auf die Erwerbs⸗ 
verhältniſſe der Verletzten noch in der Entwicklung begriffen oder gewiſſe nachteilige Wirkungen erſt 
in einer ferneren Zukunft zu erwarten (ogl. oben A 2), ſo iſt anſtatt der Leiſtungsklage die Feſt⸗ 
ſtellungsklage (5 256 ZPO) der gebotene Weg für den Verletzten, ſeinen Schadenserſatzanſpruch 
zunächſt grundſätzlich geltend zu machen. Eine darüber hinausgehende Klage müßte als zur Zeit 
nicht begründet abgewieſen werden, falls nicht durch eine erhöhte oder verminderte Durch⸗ 
ſchnittsrente (RG JW 1908 S. 140, 141 und oben A 3b) ein Ausgleich geſchaffen werden kann (RG 
145, 196). Wo die Feſtſtellungsklage hinſichtlich des zukünftigen Schadens allein angängig 
iſt, kann ſie auch auf denjenigen Teil des Schadens erſtreckt werden, welcher an ſich 
ſchon mit der Leiſtungsklage gefordert werden könnte (RG YW 08, 68521; Warn 1911 
Nr 179; Gruch 48, 1102). Die Feſtſtellungsklage kann erhoben werden, wenn eine Ver⸗ 
mögensbeſchädigung als Folge der Verletzung auch nur möglich erſcheint (RG JW 06, 161); 
ſie iſt aber ohne beſondere Begründung des Feſtſtellungsintereſſes nicht zuläſſig, wenn die Lei⸗ 
ſtungsklage nach allen Richtungen des Schadens bereits angeſtellt werden kann (RG 19. 9. 07 
IV 3/07). Von der Feſtſtellungsklage kann im Laufe des Rechtsſtreits zur Leiſtungsklage über- 
gegangen werden und umgekehrt (RG 23, 416; Warn 09 Nr 44). f 

b) Die Leiſtungsklage (dazu auch oben unter a), die der Regel nach die Forderung einer Rente 
in beſtimmter Höhe und auf beſtimmte Zeit, auf die Lebensdauer des Verletzten oder bis zu einer 
Altersgrenze, bei noch nicht erwerbsfähigen Perſonen auch von einem beſtimmten ſpäteren Zeit 
punkt an, zu enthalten hat, kann zuläſſigerweiſe auch in der Art erhoben werden, daß die Rente 
in das richterliche Ermeſſen geſtellt wird (RG JW 09, 495 6), oder daß die Rente auf ſolange ge- 
fordert wird, als Kläger wie zur Zeit erwerbsunfähig ſein wird (R JW 08, 14011). 

c) Von beſonderer Wichtigkeit iſt die Abänderungsklage nach § 323 ZED wegen weſentlicher 
Veränderung der Verhältniſſe. Über die Bedeutung des 53238 PO für die Entſcheidung 
über den Rentenanſpruch aus 8 843 ift ſchon in A 3b gehandelt. Zur Anwendbarkeit 
der Abänderungsklage iſt auf Folgendes hinzuweiſen. Bei Zuerkennung des Schadens⸗ 
erſatzes in der Form eines Kapitals (Abſ 3) iſt 9 323 nicht anwendbar (RG 73, 418). 8 323 iſt auch 
nicht anwendbar, wenn lediglich ein Feſtſtellungsurteil ergangen iſt (RG 74, 121). Zur Verwirk⸗ 
lichung des feſtgeſtellten Anſpruchs muß der Verletzte nach Eintritt des Schadens oder wenigſtens, 
nachdem deſſen Überblick möglich geworden ift, die Leiſtungsklage erheben, der gegenüber der 
Erſatzpflichtige die nach dem Erlaß des Feſtſtellungsurteils etwa eingetretenen Veränderungen 
in dem Zuſtande des Verletzten geltend zu machen in der Lage, aber auch genötigt iſt (RG 30. 5. 10 
VI 268/09). Nach dem klaren Wortlaute des $ 323 ZP iſt die Abänderungsklage nicht gegeben, 
wenn nicht eine Verurteilung, ſondern die Abweiſung der auf Rentenleiſtungen erhobenen 
Schadenserſatzklage ausgeſprochen war; hier kann nur eine neue Klage helfen, ſoweit ſie noch 
zuläſſig iſt. Die Verurteilung kann dagegen durch ein Anerkenntnis des Erſatzpflichtigen erſetzt 
werden (RG 73, 131), und nach Abſ 4 des $ 323 3 finden deſſen Beſtimmungen entſprechende 
Anwendung auch auf die Vollſtreckungstitel des $ 794 Nr 1 und 5. Abänderung eines Prozeß⸗ 
vergleiches über einen auf dem Reichshaftpflichtgeſetz beruhenden Unterhaltsrentenanſpruch ſ. 
NG Warn 1936 Nr 24. Die Abänderungsklage ſetzt die Rechtskraft der früheren Entſcheidung 
voraus (RG 47, 405; Warn 1913 Nr 123); die nach Erlaß eines rechtskräftigen Zwiſchenurteils 
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über den Grund des Anſpruchs eingetretenen veränderten Umſtände, die in Anwendung des 
8323 3 die Abänderungsklage rechtfertigen würden, können und müſſen in dem Verfahren 
über den Betrag noch geltend gemacht werden; denn das Zwiſchenurteil über den Grund des An⸗ 
ſpruchs iſt, wenn es auch ſelbſtändig anfechtbar iſt, doch nur ein Element der Endentſcheidung 
(RG 86, 181; 89, 117; ZW 1921, 10827; Warn 1913 Nr 123). Die Einheitlichkeit der Rente 
iſt auch für die Abänderungsklage nach § 323 3 OO feſtzuhalten (vgl. A 2c). Für die Ab⸗ 
änderung bildet nach § 323 Abſ 3 der Zeitpunkt der Klagerhebung die Anfangsgrenze; dieſer Zeit- 
punkt bleibt maßgebend, auch wenn in Anpaſſung an die Beweisaufnahme der Antrag im Laufe 
des Verfahrens erhöht wird (RG 75, 24). Die Verjährungsfriſt für den Anſpruch aus der u. H. 
gilt auch für Erhöhungen des Schadenserſatzes, die mit der Klage aus $ 323 ZPO verfolgt werden; 
die Verjährung beginnt alſo nach $ 852 erſt mit dem Zeitpunkte, in dem die weſentliche Anderung 
der Verhältniſſe dem Verletzten bekannt geworden iſt (RG 86 S. 181 u. 384; JW 1921, 10827); 
handelt es ſich um einen nach dem RHaftpflG zu beurteilenden Schaden, fo beginnt die Verjährung 
ſchon mit dem Eintritt der Veränderung (RG 108, 38; IW 06, 767“; 1934, 11125; Warn 1913 
Nr 4; Lg 1923, 349; a. M. über die ganze Frage Oertmann, ArchZivprax 109, 318 u. a.). Über 
die Verjährung von Rentenanſprüchen aus dem RHaftpflich, die im Laufe eines Rechtsſtreits 
wegen der Geldentwertung erhöht wurden, |. RG 108, 38. Die Abänderungsklage eröffnet nicht 
von neuem den früheren Rechtsſtreit; ſie iſt eine neue ſelbſtändige Klage, mit der ein neuer 
ſelbſtändiger Tatbeſtand geltend gemacht wird; ſie folgt auch hinſichtlich des Gerichtsſtandes den 
allgemeinen Regeln (RG 52, 345; JW 1911, 54822, Warn 1921 Nr 149). Sachlich iſt fie nicht nur 
gegeben für Veränderungen in der Höhe der Rente, ſondern auch in deren Dauer (RG 86, 377; 
Warn 1919 Nr 79). Auch die infolge des Krieges und der Revolution eingetretene wirtſchaftliche 
Umwälzung und Geldentwertung ſtellte den Tatbeſtand der veränderten Verhältniſſe her, auf die 
die Klage aus § 323 ZPO geſtützt werden konnte (RG 114, 192; JW 1921 S. 10805 u. 10827; 1926, 
523; 1928, 56413; Warn 1921 Nr 99 u. 149; 23 1922, 2945). Rückgang der Kaufkraft der Mark 
nach der Stabiliſierung |. R Warn 1928 Nr 66. Über Einzelanwendungen der Beſtimmung 
vgl. RG 68, 352 (Beſſerung des Zuſtandes des Beſchädigten, die hätte eintreten müſſen, aber 
infolge eigenen Verſchuldens des Verletzten nicht eingetreten iſt)) JW 1906 S. 76759 u. 76840 
(Erhöhung des Dienſteinkommens der Beamtenklaſſe eines verletzten Beamten); JW 09, 194 
(nachträglich eingetretene Anderung); JW 1911, 65836 (neuer Unfall); JW 1912, 59415 u. 
1917, 6045 (Verheiratung der verletzten Frau); RG 95 S. 66 u. 87 (Einziehung zum 
Kriegsdienſt, Befreiung vom Kriegsdienſt); JW 1918, 2201 (Notwendigkeit des urſächlichen Zu⸗ 
ſammenhangs der Veränderung der Verhältniſſe mit dem Unfall). Über den Einwand, 
daß infolge der wirtſchaftlichen Depreſſion die Unterhaltsrente jetzt angemeſſen ſei und 
eine Klage auf Herabſetzung einer höheren Rente Ausſicht auf Erfolg haben würde, f 
NS Warn 1933 Nr 26. Anwendung des 3323 ZPO, wenn eine Rente urſprünglich zu 
geſprochen dann wegen Fortfalls der Erwerbsbeſchränkung nach § 323 ZPO aberkannt 
worden war und jetzt wegen neu eingetretener Minderung der Erwerbsfähigkeit wieder 
verlangt wird, ſ. R 108, 413. Nicht anwendbar iſt z 323 ZPO, wenn nicht 
eine Veränderung der für das frühere Urteil maßgebend geweſenen tatſächlichen Verhältniſſe, 
ſondern nur eine Veränderung in der rechtlichen oder wiſſenſchaftlichen Be- 
urteilung dieſer Verhältniſſe eingetreten iſt (R 125, 241; G JW 1930, 331519). 
So, wenn ein Urteil mit der Behauptung angegriffen werden ſoll, daß nach neuerer Erkenntnis der 
ärztlichen Wiſſenſchaft die Erwerbsfähigkeit nicht gemindert geweſen ſei (R 126, 239) oder gewiſſe 
Folgewirkungen auf eine Naturanlage oder auf einen Unfall beſtimmter Art zurückzuführen ſeien 
(RG ZW 1928, 138751, s Warn 1928 Nr 133). 

d) Die ZPO ermöglicht in § 304 eine geſonderte Entſcheidung über Grund und Betrag des 
Schadenserſatzanſpruchs aus den 9 843845. Der Erlaß eines Zwiſchenurteils nach § 304 35d 
ſetzt der Regel nach voraus, daß eine Leiſtungsklage und in dieſer ein der Höhe nach beſtimmter 
Anſpruch antragsgerecht erhoben oder wenigſtens, wenn der Antrag die Entſcheidung 
über die Höhe in das richterliche Ermeſſen ſtellt, im Klagevortrage behauptet wird; nur dann 
kann davon die Rede fein, daß der Anſpruch nach Grund und Betrag ſtreitig ift (RG 58, 39; JW 
05, 17824, 06 S. 31320 u. 22, 33922, 5704, 71819; 1912, 7821, Warn 1913 Nr 340). Aber auch für eine 
Feſtſtellungsklage ift der Erlaß eines Zwiſchenurteils nach $ 304 ZP nicht grundſätzlich aus 
geſchloſſen, ſofern nur der Anſpruch, deſſen Feſtſtellung begehrt wird, beziffert oder doch beſtimmt 
auch der Höhe nach in ſeinem Gegenſtande gekennzeichnet iſt, und die Feſtſtellungsklage erkennbar 
das Ziel verfolgt, auch einen Betrag zur Feſtſtellung zu bringen (RG 93, 152; Warn 1913 Nr 340; 
1915 Nr 124). Zwiſchenurteil über den Grund des Anſpruchs, wenn als Schadenserſatz die Be⸗ 
freiung von Geldſchulden verlangt wird, ſ. Rh JW 1935, 295410. Das Zwiſchenurteil über ee 
Grund des Anſpruchs muß den Schadenserſatzanſpruch ſelbſt feinem Beſtande nach außer Zweife 
ſtellen und deshalb alle den Anſpruch ſelbſt treffenden Einwendungen erledigen NG 
Warn 1911 Nr 387; 1919 Nr 78 u. 196). Deshalb muß es darüber Entſcheidung treffen, ob ein 
mitwirkendes Verſchulden des Verletzten anzunehmen iſt und in welchem Umfange (Quote; 
dieſes den Schadenserſatzanſpruch des Beſchädigten aufhebt (RG 53, 117; JW 04 S. 21125, 115 
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u. 8; 05, 64513; 07, 199; 08, 55822). Die Rechtſprechung hat es aber für zuläſſig erklärt, die Prüfung 
dieſer Frage durch einen Vorbehalt im Grundurteile dem Nachverfahren zu überlaſſen; fo RG 
JW 1915, 14815; 1935, 119 Warn 09 Nr 128; 1910 Nr 222 u. 477. Das iſt dann zu billigen, 
wenn außer Zweifel iſt, daß das mitwirkende Verſchulden des Verletzten nicht ſeinen ganzen 
Anſpruch aufzehrt; ſo insbeſondere, wenn es ſich nicht um ein mitwirkendes Verſchulden bei der 
Entſtehung des Schadens ($ 254 Abſ 1), ſondern um die ſchuldhafte Unterlaſſung feiner Minderung 
handelt (RG 81, 260 R6 JW 1931, 35545; 1935, 1195). Iſt der Vorbehalt nicht gemacht, fo iſt 
die Einrede aus § 254 BOB im Nachverfahren nicht mehr zuläſſig (NG JW 1915, 14815), Ein 
Grundurteil darf nicht ergehen, wenn nicht die einzelnen ſelbſtändigen Klageanſprüche klargeſtellt 
ſind (RG RR 1934 Nr 649: KraftfGh). Iſt nur ein Teilbetrag eingeklagt, und der Geſamtſchadens⸗ 
anſpruch aus mehreren ſelbſtändigen Anſpruchsgruppen (nicht bloßen Rechnungspoſten) zuſammen⸗ 
geſetzt, ſo muß das Grundurteil erkennen laſſen, ob alle Anſprüche oder welche von ihnen dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt werden ſollen (RG JW 1934, 29748; |. auch RG JW 1931, 
248212; 1933, 29491). Das Zwiſchenurteil muß ferner Aufrechnungseinreden erledigen, und 
zwar ſelbſt dann, wenn ſie den Klageanſpruch nur teilweiſe erfaſſen (RG ZW 1917, 815°; Warn 
1916 Nr 223; 1919 Nr 196); im Nachverfahren ſind ſolche nur zuläſſig, wenn ſie erſt nach Erlaß 
des Zwiſchenurteils entſtanden ſind (RG Warn 1915 Nr 36 u. 280), oder wenn das Zwiſchenurteil 
einen Vorbehalt ausſpricht (NG Warn 1915 Nr 280). Ebenſo muß das Zwiſchenurteil darüber 
Entſcheidung treffen, ob von dem eingeklagten Anſpruche gewiſſe Einkünfte abzuziehen ſind 
und der entſprechende Teil des Schadenserſatzanſpruchs des Verletzten auf einen öffentlich— 
rechtlichen Verſicherungsträger gemäß § 1542 RVO oder auf den Staat geſetzlich über- 
gegangen iſt, weil inſoweit der Anſpruch des Verletzten nicht mehr beſteht (RG 62, 337; 123, 41; 
RG JW 06 S. 17218, 6867; 08, 45117; 1931, 8651 ; 1932, 778; RG HRR 1934 Nr.801; RG SeuffA 91 
Nr 90; RG Warn 1908 Nr 413 und oben A 34); im Nachverfahren kann wiederum dieſer Übergang 
nur dann noch berückſichtigt werden, wenn beide Teile einverſtanden ſind (RG 28. 1. 07 VI 166/06) 
oder wenn das Zwiſchenurteil die Entſcheidung darüber erkennbarerweiſe dem Nachverfahren vor⸗ 
behalten hat, was angängig iſt, wenn der dem Grunde nach für gerechtfertigt erachtete Anſpruch 
die abzuziehenden Beträge überſteigt (MG 1931, 355418; RG SeuffA 91 Nr 90). Über Vorteils⸗ 
ausgleichung vgl. RG 103, 408. Das Zwiſchenurteil muß endlich darüber Entſcheidung treffen, 
ſofern eine Rente auf Lebenszeit verlangt iſt, ob dieſer Anſpruch für begründet zu erachten 
oder eine Altersgrenze zu ſetzen iſt (RG 64, 33; 98, 222; JW 08, 1097; R HRR 1931 Nr 1858). 
Auch hier kann aber die ziffermäßige Altersbegrenzung entweder in der Weiſe, daß zu⸗ 
nächſt eine Höchſtdauer der Rente feſtgeſetzt wird (RG Warn 08 Nr 677) oder überhaupt dem 
Verfahren über den Betrag vorbehalten werden (RG JW 06, 7105; 07, 36614; 08, 1077; 09, 
31616, Warn 1913 Nr 123; 1914 Nr 32; LZ 1921, 61°; SeuffA 84 Nr 57; Rö HRR 1931 Nr 1858; 
NG 18. 10. 30 IX 83/30). Ohne ſolchen Vorbehalt kann die Dauer einer im Grundurteil auf 
Lebenszeit zugeſprochenen Rente im Betragsverfahren nicht mehr nachgeprüft werden (RG 
Warn 1932 Nr 78). Ebenſo kann die Beſtimmung des Zeitpunkts für den Beginn des Renten 
anſpruchs dem Nachverfahren überlaſſen werden (RG JW 04, 575˙)0. In jedem Fall muß im 
Giundurteil entweder die zeitliche Begrenzung (Beginn und Dauer) der Rente zum Ausdruck 
gebracht oder doch mindeſtens ausgeſprochen werden, daß dieſe Begrenzung im näheren dem 
Betragsverfahren vorbehalten bleibe (RG JW 1931 S. 8542, 86511; 1932, 78710). In welchem 
Verfahren die Entſcheidungen nach Abſ 2 Satz 2 und Abſ 3 zu treffen find, darüber vgl. unten 
A6 u. 7. Über die rechtliche Bedeutung des Zwiſchenurteils nach $ 304 ZPO für die Abänderungs⸗ 
klage nach $ 323 ZPO ſ. oben unter 4c. 

5. Die Vorſchriften des § 760 für die Leibrente, die auf die Rente nach 9 843 entſprechend 
anzuwenden find, beſtimmen, daß die Rente im voraus in dreimonatlichen Zeitabschnitten zu 
entrichten iſt, und daß dem Berechtigten der volle Betrag des Rententeiles gebührt, wenn er den 
Beginn des Zeitabſchnitts erlebt hat, für den die Rente zu entrichten iſt. Dieſe Beſtimmungen 
des 8 760 find für die Leibrente nachgiebigen Rechtes. Für die entſprechende Anwendung auf die 
Rente des $ 843 gilt dies nicht; der Richter iſt an die Vorſchrift gebunden; er darf nicht andere 
Zahlungsabſchnitte feſtſetzen und nicht ſtatt der Vorauszahlung Nachzahlung anordnen; ein 
Ermeſſen beſteht in dieſer Beziehung nicht; es würde der geſetzlichen Regel ihren Wert nehmen 
(RG 69, 296). 

6. Eine Sicherheitsleiſtung durch den Erſatzpflichtigen kann nach $ 843 Abſ 2 Satz 2 nicht 
ſchlechthin gefordert werden; es iſt dem freien Ermeſſen des Gerichts überlaſſen, je nach den 
Umſtänden zu beſtimmen, ſowohl ob, als in welcher Weiſe und für welchen Betrag eine Sicherheit 
zu leiſten iſt. Sind mehrere Erſatzpflichtige verklagt, ſo muß die Frage der Sicherheitsleiſtung 
für jeden auf Grund ſeiner wirtſchaftlichen Verhältniſſe beſonders geprüft werden (RG 157, 348). 
Die Art der Sicherheitsleiſtung hat ſich in den Grenzen der geſetzlichen Sicherheitsarten der 88 232 
bis 240 zu halten (NG ZW 06, 4382). Der Umſtand, daß der Erſatzpflichtige gegen Haftpflicht 
verſichert iſt, ſteht der Auferlegung einer Sicherheitsleiſtung nicht entgegen, da der Verſicherte 
über den Verſicherungsanſpruch jederzeit verfügen kann, auch nicht vorauszuſehen iſt, ob die 
Verſicherungsgeſellſchaft, eine ausländiſche etwa auch mit Rückſicht auf Deviſenvorſchriften, zu 
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zahlen künftig in der Lage ſein wird (NG JW 1935, 2949⸗). Andererſeits darf das Beſtehen einer 
Haftpflichtverſicherung nicht zuungunſten des Erfaspflichtigen berücksichtigt werden, vielmehr iſt 
umgekehrt zu ſeinen Gunſten zu prüfen, ob nicht der Verſicherungsſchutz eine Sicherheitsleiſtung, 
die ihm ſonſt zuzumuten wäre, entbehrlich macht (RG 157, 348). Die Prüfung, ob eine Sicherheits⸗ 
leiſtung angebracht iſt, hängt weſentlich von der Höhe der zuerkannten Entſchädigung, insbeſondere 
alſo von der Höhe der Renten und der Dauer der Rentenverpflichtung ab (RG JW 1935, 29494). 
Eine Sicherheitsleiſtung kann deshalb in Verbindung mit einer Feſtſtellungsklage überhaupt nicht 
gefordert werden (RG 60, 416), und die Entſcheidung darüber gehört, wenn fie bei einer Leiſtungs⸗ 
klage in Frage kommt, bei Scheidung des Verfahrens über Grund und Betrag des Schadens- 
erſatzanſpruchs in das Nachverfahren (RG 10. 12. 06 VI 189/06). Nach Erlaß des Urteils, in dem 
eine Sicherheitsleiſtung nicht vorgeſehen war, kann der Verletzte eine ſolche verlangen bei Ver⸗ 
ſchlechterung der Vermögensverhältniſſe des Erſatzpflichtigen, unter der gleichen Vorausſetzung 
auch auf Erhöhung der angeordneten Sicherheit antragen (8 324 3 PO). 

7. Anſtatt der Geldrente kann nach Abſ 3 der Verletzte eine Abfindung in Kapital verlangen, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Als wichtiger Grund kann beſonders die Schwierigkeit der 
Erhebung und Beitreibung des Rentenanſpruchs gegen den im Auslande wohnenden oder ſeinen 
Wohnſitz oft verlegenden Erſatzpflichtigen in Betracht kommen. Als wichtiger Grund iſt es aber 
auch angeſehen worden, daß nach dem Gutachten der Arzte eine einmalige Abfindung von günſti⸗ 
gem Einfluß auf den Zuſtand des Verletzten fein würde (RG 73, 418; 136, 374; RG ZW 09, 13714). 
Bei jugendlichen Verletzten kann auch der Wunſch, ich ſelbſtändig zu machen und dadurch den wegen 
Erwerbsunfähigkeit auf andere Weiſe nicht zu erlangenden Lebensunterhalt zu gewinnen, die 
Kapitalabfindung rechtfertigen (MG JW 1933, 84012). Über die einheitliche Entſcheidung, ob 
Kapital oder Rente zuzuſprechen ſei, in dem Falle, daß neben dem aus u. H. Erſatzverpflichteten 
ein anderer wegen Verletzung einer Vertragspflicht für denſelben Schaden verantwortlich iſt, vgl. 
oben A1. Die Entſcheidung, ob ftatt der Rente dem Verletzten ein Kapital zuzuſprechen fei, gehört 
bei Scheidung des Verfahrens über Grund und Betrag des Anſpruchs grundſätzlich in 
das erſtere (R JW 06 S. 35921, 6867; 07, 3888; 1911, 18518; Warn 08 Nr 634; 1911 Nr 292; 
1913 Nr 177; R SeuffA 85 Nr 101; 87 Nr 4). Die Entſcheidung kann aber auch aus Zived- 
mäßigkeitsgründen, insbeſondere wenn die Feſtſtellung der Höhe für die Wahl der Entſchädigungs⸗ 
art von maßgebender Bedeutung iſt, durch erkennbaren Vorbehalt dem Nachverfahren über⸗ 
laſſen werden (NG JW 1911, 18518; Warn 08 Nr 634; 1911 Nr 292; 1913 Nr 177; 1914 Nr 134; 
RG HRR 1936 Nr 1501). Wird nur eine Kapitalforderung erhoben, eine Rente aber nicht einmal 
hilfsweiſe verlangt, ſo kann dem Anſpruch dem Grunde nach nur ſtattgegeben werden, wenn zuvor 
ein wichtiger Grund nach Wb| endgültig feſtgeſtellt worden iſt (RG HRR 1931 Nr 664; 1934 
Nr 649). Gegenüber einer Kapitalabfindung iſt die Abänderungsklage des 8323 ARD aus- 
geſchloſſen (RG 73, 418). 

8. Abſ 4 enthält in der Beſtimmung, daß der Anſpruch gemäß 8 843 nicht dadurch aus⸗ 
geſchloſſen wird, daß ein anderer dem Verletzten Unterhalt zu gewähren hat, eine grundſätzlich 
bedeutſame Vorſchrift, die einem allgemeinen Rechtsgedanken Ausdruck gibt und demgemäß ſich 
nicht nur auf die Rente, ſondern auch auf die Heilungskoſten und andere Aufwendungen erſtreckt 
(n 47, 211; 65, 162; 132, 223; JW 1911, 77432; 1913, 11474; 1936, 16676; Warn 08 Nr 635; 
1919, 195). Für den Rentenanſpruch iſt ſie vorwiegend von Bedeutung bei den Erſatzanſprüchen 
von unterhaltsberechtigten Abkömmlingen und Eltern, nicht bei denen der Ehefrau, weil 
der letzteren, ſoweit ſie nur im Hausweſen oder im Geſchäfte des Ehemanns tätig war, ein 
Erwerbsſchaden nicht entſtanden iſt (vgl. $ 845 A 4); nur für die Entſchädigung wegen Ver- 
mehrung der Bedürfniſſe und wegen der Heilungskoſten kommt auch hier Abf 4 des 9 843 in 
Betracht. Daß der Unterhaltspflichtige die Heilungskoſten oder ſonſtige Aufwendungen aus eigenen 
Mitteln beſtritten hat, ſchließt die Anwendung des Abſ 4 nicht aus; der Erſatzpflichtige kann alſo 
dem klagenden Verletzten nicht entgegenhalten, daß der Aufwand bereits von dem Unterhalts- 
pflichtigen getragen ſei (N& 65, 162; NG Warn 1909 Nr 86). Wer die Verletzung des Körpers oder 
der Geſundheit einer Ehefrau ſchuldhaft verurſacht, kann die Erſtattung der Heilungskoſten auch 
dann nicht ablehnen, wenn der Ehemann der Verletzten dieſe in ſeiner Eigenſchaft als Arzt ſelbſt 
behandelt (RG 132, 223). Ein Erſatzanſpruch des Unterhaltspflichtigen, der den Aufwand getragen 
hat, gegen den Schädiger kann aus dem rechtlichen Geſichtspunkte der auftragsloſen Geschäft 
führung gegeben ſein, wenn der Unterhaltspflichtige von der Schädigung Kenntnis hatte un 
mit dem Vorſatze handelte, ſeinen Aufwand dem Schädiger in Rechnung zu ſtellen; der Erſatz 
anſpruch kaun weiter auch aus ungerechtfertigter Bereicherung wegen Befreiung des Schär. 
gers von feiner Schuld hergeleitet werden (RG 47, 211; 65, 162; 138, 1; JW 09, 137°; 
1910 S. 3895 u. 8112; Warn 09 Nr 86; 1914 Nr 13). Wegen erſt künftig zu machender Auf 
wendungen kann ſelbſtverſtändlich ein Anſpruch aus dem Rechtsgrunde der Geschäfts füge 
oder der Bereicherung nicht erhoben werden (RG 84, 390; 138, 1; JW 1910, 81125; 1920, 639 ; 
Lg 1918, 209°; 1919, 695%). Die dem Unterhaltsberechtigten ſelbſt erwachſenen Schadenserſab. 
anfprüche bleiben in jedem Falle unberührt (ſ. oben). Gegen eine doppelte Anforderung ſchützt den 
Schädiger die gemeinſchaftliche Klage des Verletzten und des Unterhaltspflichtigen (vgl. 
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23 1919, 695). — Über die Beſtimmung des Abj4 hinaus führt der ihr zugrunde liegende 
Rechtsgedanke dazu, daß der Erſatzpflichtige ganz allgemein ſich nicht darauf berufen 
kann, daß der von ihm verurſachte Schaden von einem Dritten, ſo z. B. durch Dienſte, 
195 N gemäß $ 1617 dem verletzten Elternteil leiſtet, ausgeglichen werde (RE J 


8 844 

) Im Falle der Tötung ?) hat der Erſatzpflichtige die Koſten der Beerdigung 
demjenigen zu erſetzen, welchem die Verpflichtung obliegt, dieſe Koſten zu 
tragen ). 

Stand der Getötete zur Zeit der Verletzung zu einem Dritten in einem Ver⸗ 
hältniſſe, vermöge deſſen er dieſem gegenüber kraft Geſetzes unterhaltspflichtig 
war oder unterhaltspflichtig werden konnte!), und iſt dem Dritten infolge der 
Tötung das Recht auf den Unterhalt entzogen ), fo hat der Erſatzpflichtige 
dem Oritten durch Entrichtung einer Geldrente inſoweit Schadenserſatz zu 
leiſten, als der Getötete während der mutmaßlichen Dauer ſeines Lebens zur 
Gewährung des Unterhalts verpflichtet geweſen fein würde e); die Vorſchriften 
des § 843 Abſ 2 bis A finden entſprechende Anwendung”), Die Erſatzpflicht 
tritt auch dann ein, wenn der Dritte zur Zeit der Verletzung erzeugt, aber noch 
nicht geboren war )). 

E 1 722, 723 II 767; M 2 760784; P 2 612627. 

1. Allgemeines zu den 88 844 u. 845. Die SS 844 u. 845 beſtimmen die Vorausſetzungen, 
unter denen das BGB einen Erſatzanſpruch dritter Perſonen, die infolge der Verletzung 
einer andern Perſon einen Schaden erlitten haben, anerkennt. Während 8 845 eine eigentliche 
Ausnahme von dem Grundſatze enthält, daß nur der unmittelbar Verletzte aus der u. H. erſatz⸗ 
berechtigt iſt (vgl. $ 823 A 11), kann davon für § 844 in Wirklichkeit nicht geſprochen werden. 
Denn durch die Tötung einer Perſon kann dieſer ſelbſt ein Schaden nicht mehr zugefügt werden 
(vgl. RG 55, 24). Wenn ihr ſelbſt bei nicht ſofort eintretendem Tode noch Vermögensnachteile 
aus der tödlichen Verletzung entſtehen, ſo können dieſe nicht als Folgen der Tötung, ſondern nur 
als ſolche einer körperlichen Verletzung angeſehen werden, die nachmals den Tod des Verletzten 
herbeiführte, dadurch neben dem unmittelbar Verletzten die in § 844 bezeichneten Perſonen 
ſchädigte und ihnen deshalb die Anſprüche des $ 844 gibt. Die Anſprüche der $$ 844 u. 845 find 
ſelbſtändiger Natur und entſtehen nicht erſt in der Perſon des unmittelbar Verletzten, von der ſie 
dann auf die Hinterbliebenen des § 844 oder die Erſatzberechtigten des $ 845 übergingen (RG 55, 
24; 69, 186; 122, 298). Gleichwohl find die Anſprüche aus 99 844, 845 ihrer Entſtehung nach ab⸗ 
hängig von dem Verhalten des unmittelbar Verletzten, und ſie kommen nicht zur 
Entſtehung, wenn ein Schadenserſatzanſpruch auch dem unmittelbar Verletzten nicht entſtanden 
ſein würde, ſofern er der Beſchädigte wäre. Hinſichtlich des eigenen mitwirkenden Verſchuldens 
des unmittelbar Verletzten ſpricht dies $ 846 ausdrücklich aus. Auch der Ausſchluß der Haftung 
durch Vertrag, insbeſondere der Tierhalterhaftung (Vorbem 4b vor $ 823; § 833 A 7) befeitigt 
deshalb die Anſprüche der mittelbar Erſatzberechtigten, namentlich der Hinterbliebenen nach 
$ 844 (RG 65, 313; 69, 186; 117, 102). Vergleiche und Verzichte, die der Getötete nach 
der Verletzung mit dem Schädiger über die Anſprüche aus der Verletzung abſchließt, binden 
dagegen die nach $$ 844, 845 Berechtigten nicht; hier tritt die Selbſtändigkeit ihrer Anſprüche 
zutage. Die $$ 844 u. 845 gelten nur für das Gebiet der u. O.; einſchließlich der aus $ 839 BG 
in Verbindung mit den Staatshaftungsgeſetzen erhobenen Schadenserſatzanſprüchen (RG 91,9: 
94, 102); mit der Vertragsklage können, abgejehen von $ 618, Anſprüche daraus nicht erhoben 
werden (RG 112, 296; JW 07, 71028; 08 S. ge u. 44914 1910, 11213; 1931, 13571%; Gruch 51, 
380). Eine Ausdehnung auf andere durch den Tod oder die Verletzung einer Perſon geſchä⸗ 
digten Perſonen, als die in 88 844, 845 bezeichneten, und auf andere Schäden dieſer Per⸗ 
ſonen findet nicht ftatt (vgl. R HAN 1936 Nr 867). So kann auch die Witwe nicht einen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch daraus herleiten, daß auf fie infolge des Todes ihres Ehemanns die Unterhaltspflicht 
gegen die gemeinſchaftlichen Kinder übergegangen iſt (RG 64 S. 344,350; JW 07,3885; 1911, 
18515). Bei der Verſchiedenheit der Haftungsgründe muß bei Klagen von Hinterbliebenen eines Ge⸗ 
töteten immer genau unterſchieden werden, was ſie als Erben und was ſie aus eigenem Recht 
verlangen (vgl. RG JW 1931, 859%). Die Beſtimmung des $ 829 iſt auch auf die Anſprüche aus 
89 844 u. 845 anwendbar (RG 94, 220). Für das Rechtsgebiet des Haftpfl® — und des Kraft⸗ 
fahr — gelten die 99 844, 845 nicht, da dieſe in den 58 3, 3a, 7 und bzw. 89 11—13 den Umfang 
der Schadenserſatzpflicht erſchöpfend geregelt und in engeren Grenzen gehalten und die Rechts⸗ 
wirkungen des Todes des Verletzten für die Hinterbliebenen insbeſondere in den 98 3,7 und bzw. 
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$ 12 ſelbſtändig beſtimmt haben (RG 57, 52; 144, 67; JW 09, 4831; 1914, 4512). Dagegen ift eine 
Anwendung der in den 58 844, 845 zum Ausdruck gelangten Rechtsgedanken auf öffentlich ⸗recht⸗ 
liche Verhältniſſe nicht ausgeſchloſſen (vgl. R 112, 290 zu 3 844). Für das Luftverkehrsgeſetz 
j. 8$ 21ff. dort und R 117, 102. Über die Anwendung des $ 844 Abſ 2 in Verbindung mit $ 618 
auf den Fall, daß der Staat durch Verletzung der ihm ſeinen Beamten gegenüber obliegenden 
Fürſorgepflicht den Tod eines Beamten herbeigeführt hat, ſ. R 111, 22. Inſofern eine Klage 
aus $ 844 und eine ſolche aus $ 845 dieſelben klagbegründenden Tatſachen zur Grundlage haben, 
bedeutet ein Übergang von der einen zur andern keine Klageänderung (RG Warn 1911 Nr 291). — 
Unpfändbarkeit der nach § 844 Abſ 2 zu entrichtenden Geldrenten ſ. ZPO $ 850g Nr 2. 

2. Tötung iſt hier wie in § 823 jede widerrechtliche Handlung (vgl. § 823 A 10), die die Zer⸗ 
ſtörung des menſchlichen Lebens unmittelbar oder mittelbar tatſächlich herbeiführt, mag der 
Schädiger dieſen Erfolg vorausgeſehen haben oder haben vorausſehen können oder nicht. Das 
Verſchulden, wo der Tatbeſtand der u. H. ein ſolches für die Verletzung ſelbſt erfordert (§ 823 
Abſ 1), braucht ſich mithin nur auf eine Körperverletzung zu erſtrecken (RG 66, 251; 69, 340; 
JW 07, 51414; 17. 11. 11 III 611/105 vgl. S 823 A 4. A. M. Staudinger A IV). Der demnach 
nur erforderliche tatſächliche (objektive) urſächliche Zuſammenhang zwiſchen Verletzung und Tod 
iſt auch gegeben, wenn eine ſogenannte traumatiſche Neuroſe, die die Folge wirkung einer Körper⸗ 
verletzung war, zum Selbſtmorde des Verletzten führt (RG 8. 10. 06 VI 31/06). 

3. Wem die Verpflichtung obliegt, die Koſten der Beerdigung zu tragen, beſtimmen die 
88 1968, 1580 Abſ 3, 1615 Abſ 2. Ob auch eine vertragliche Verpflichtung unter § 844 fällt, iſt 
ſtreitig, möchte aber bei der allgemeinen Faſſung des § 844 zu bejahen ſein (a. M. Planck A 3). 
Die Koſten einer Reiſebeförderung der Leiche können zu den Beerdigungskoſten gehören, wenn 
ſie nach den Umſtänden als eine gebotene Aufwendung für eine ſtandesmäßige Beerdigung 
( 1968) ſich darſtellen (RG 66, 306). Die Koſten einer Beförderung des tödlich Verletzten zum 
Krankenhauſe können auf Grund des $ 844 nicht gefordert werden (RG JW 05, 14429); fie gehören 
gleich den Koſten einer verſuchten Heilung zu den Schäden, die noch dem unmittelbar Verletzten 
entſtanden ſind; der Anſpruch auf ihre Erſtattung geht demgemäß auf die Erben über. Zu 
erſetzen find, wie ſich aus dem Zuſammenhang des $ 844 Abſ 1 mit $ 1968 ergibt, die Koſten nicht 
nur einer notdürftigen, ſondern einer ſtandesmäßigen Beerdigung; dazu gehören auch die 
Aufwendungen für ein Grabmal (RG 139, 393). Der Aufwand für Anſchaffung der notwendigen 
Trauerkleidung iſt als Teil der Beerdigungskoſten zu erſetzen, und zwar ohne Abzug für infolge⸗ 
deſſen etwa erſparte ſonſtige Kleidung (NG Warn 1928 Nr 127; Di 1937, 1499). Zur Frage, 
was bei einem Unfall im einzelnen zu den zu erſtattenden Koſten der Beerdigung zu rechnen iſt, 
ſ. auch ZW 1938, 8112. Die Witwe kann Erſtattung nur verlangen, wenn fie Erbin des Mannes 
geworden iſt oder wenn ſie die Koſten bezahlt oder ſie zu bezahlen ſich verpflichtet hat (Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag oder Bereicherung; vgl. RG JW 02, 2845). 

4. Abſ 2 des 9 844 gibt im Falle der Tötung einer Perſon denjenigen Perſonen einen dem 
Anſpruche aus $ 843 gleichgearteten Anſpruch gegen den Schädiger, denen der Getötete kraft 
Geſetzes unterhaltspflichtig war oder werden konnte. Die geſetzlichen Unterhaltspflichten regeln 
die $$ 1360, 1361, 1345, 1351, 1578, 1583, 1601, 1700, 1703, 1705, 1708, 1739, 1765, dazu für den 
Bereich des Eherechts jetzt das Gef v. 6. 7. 38 (RGBL I, 807), nach deſſen $ 84 ein Teil der vor⸗ 
ſtehend erwähnten Beſtimmungen außer Kraft getreten iſt. Als unterhaltsberechtigt ſind auch 
die Perſonen anzuſehen, denen gegenüber der Getötete unterhaltspflichtig geweſen oder 
geworden wäre, wenn ſie zur Zeit der Verletzung bereits gelebt hätten, wenn ſie zur 
Zeit der Verletzung bereits erzeugt, aber noch nicht geboren waren, nicht dagegen ſolche, 
die erſt nach der Verletzung erzeugt wurden. Die Feſtſtellung, ob der Dritte zur Zeit der 
Verletzung bereits erzeugt war, erfolgt auf Grund des § 286 ZPO in freier Beweiswürdigung. 
Der Unterhaltsanſpruch jest auf ſeiten des Unterhaltsberechtigten Bedürftigkeit (die Unmög- 
lichkeit, ſich ſelbſt zu erhalten, F 1602), auf ſeiten des Unterhaltsverpflichteten Leiſtungsfähigkeit 
( 1603) voraus; nur die Ehefrau hat einen unbedingten Unterhaltsanſpruch gegenüber dem 
Ehemann ($$ 1360, 1361), der nicht von ihrer Bedürftigkeit abhängig iſt und der auch nicht dadurch 
erliſcht, daß ſie von dem Ehemanne getrennt und in ehebrecheriſchem Umgange lebt (RGWarn 
08 Nr 639; hier u. U. notdürftiger Unterhalt nach $ 1611). Bedingung für die Entſte hung des 
Erſatzanſpruchs des unterhaltsberechtigten Dritten iſt nicht, daß deſſen Unterhaltsbedürftigleit 
zur Zeit der Verletzung bereits beſtand, auch nicht, daß der Getötete vor der Verletzung tatſächlich 
für den Unterhalt des Dritten geſorgt hat; es genügt, daß er zu den geſetzlich verpflichteten Ber“ 
ſonen gehört und zur Leiſtung imſtande war (NG 74, 274; JW 07, 48015; 4. 2. 07 IV 299/06). 
Solange aber eine Bedürftigkeit des Unterhaltsberechtigten nicht eingetreten iſt, hat er geg 
den Erſatzpflichtigen nicht eine Leiſtungsklage auf Zahlung einer Rente, ſondern nur die Sell 
ſtellungsklage auf Anerkennung der Erſatzpflicht für den Fall, daß die geſetzliche Voraussetzung 
ſpäter eintreten ſollte (MG JW 07, 710°; 09, 31422; 1911, 153°; Warn 1910 Nr 206). Die kal 
ſächliche Gewährung des Unterhalts durch einen dazu nicht verpflichteten Dritten hebt den 1 50 
ſpruch aus § 844 Abſ 2 nicht auf (MG 92, 57). Eine Feſtſtellungsklage des Verletzten, daß 0 
Falle ſeines Todes der Erſatzpflichtige den unterhaltsberechtigten Hinterbliebenen nach $ 
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Abſ 2 den Schaden zu erſetzen habe, iſt mangels eines Feſtſtellungsintereſſes unzuläſſig 
(RG 95, 248). 

5. Dem Dritten iſt das Recht auf den Unterhalt infolge der Tötung entzogen, wenn die 
Unterhaltspflicht des Getöteten mit ſeinem Tode erliſcht, wie die Unterhaltspflicht der Ehegatten, 
Eltern und Abkömmlinge, nicht dagegen an ſich, wenn die Unterhaltspflicht auf die Erben über⸗ 
geht, wie diejenige des Erzeugers eines unehelichen Kindes (§ 1712). Eine Schadenserſatzforde⸗ 
rung des unehelichen Kindes kann aber gleichwohl aus § 844 Abf 2 begründet fein, wenn die Erben 
tatſächlich nicht oder nicht voll zu leiſten in der Lage find (RG 74, 375; 12. 12. 07 VI 112/07); 
rechtlich ſind ſie in dem Maße zu leiſten verpflichtet, in dem die Verpflichtung des außerehelichen 
Vaters zur Zeit des Todes beſtand; vgl. $ 1712 A 1. 

6. Der Erſatzpflichtige iſt dem Dritten inſoweit zum Schadenserſatz verpflichtet, als der 
Getötete während der mutmaßlichen Dauer ſeines Lebens ihm zur Gewährung des Unter⸗ 
halts verpflichtet geweſen ſein würde. 

a) Auch für die Beſtimmung der Erſatzpflicht nach § 844 gilt es, eine Wahrſcheinlichkeitsfeſt⸗ 
ſtellung für eine zukünftige Entwicklung zu treffen, wie ſie ſich geſtaltet haben würde, wenn 
das ſchädigende Ereignis und der Tod des Unterhaltspflichtigen nicht dazwiſchengekommen 
wäre. Die Unterhaltsverhältniſſe des Berechtigten auf Grund der Leiſtungen, die der Getötete 
zur Erfüllung ſeiner Unterhaltspflicht zu machen imſtande geweſen wäre, ſind zu vergleichen mit 
den Unterhaltsverhältniſſen, wie fie ſich nach dem Wegfalle des Rechtes auf jene Leiſtungen 
vorausſichtlich ſtellen werden. Dabei iſt immer nur entſcheidend, was der getötete Unter- 
haltspflichtige unter den in Frage kommenden Vorausſetzungen dem Unterhaltsberechtigten 
leiſten müßte, nicht was er tatſächlich geleiftet hat und vielleicht auch künftig geleiſtet haben würde 
(RG 159, 21; RG JW 1907, 4805 1931 ©. 180418, 335322; 1936, 23063). Die Unterhaltsleiſtung des 
Ehemanns und Vaters kann auch in einer Tätigkeit im Geſchäfte der Ehefrau beſtehen (RG FW 1931 
33082). Die mutmaßliche Lebensdauer des Getöteten ohne den Unfall bildet die äußerſte zeitliche 
Grenze für ſeine Unterhaltsverpflichtung und damit auch für die von dem Erſatzpflichtigen wegen des 
entzogenen Unterhalts zu leiſtende Entſchädigung; fie muß nach $ 287 ZPO feſtgeſtellt werden; es 
iſt nicht angängig, der Witwe die Rente etwa bis zu ihrem Lebensende mit der Begründung 
zuzuſprechen, daß nicht zu vermuten fei, daß der Getötete vor ihr verſtorben fein würde (RG 90, 
226; 128, 218; JW 1927, 23717; Warn 1919 Nr 74; die Witwe eines getöteten Beamten kann 
auch nicht für die Zeit nach ſeinem mutmaßlichen Tode Schadenserſatz dafür verlangen, daß ſie 
infolge ſeines vorzeitigen Ablebens nur ein geringeres Witwengeld erhält (RG 155, 20). Innerhalb 
dieſer vom Richter zu beſtimmenden Grenze (RG 64, 33) iſt nach dem Maßſtabe der geſetz⸗ 
lichen Verpflichtung zu ermeſſen, welche Leiſtungen der Getötete hätte aufwenden müſſen, um 
feinen Unterhaltspflichten gerecht zu werden. Iſt der Getötete ein Ehemann, jo war er feiner Ehe⸗ 
frau zum Unterhalte verpflichtet bis an fein Lebensende, und nur das Maß des Unterhalts wird durch 
ſeine eigene Erwerbsfähigkeit beſtimmt (NG JW 09, 6875 1936, 2306“). Für die Bemeſſung des 
Unterhaltsanſpruchs ſind dabei die wirtſchaftlichen Verhältniſſe zugrundezulegen, nicht eine durch 
fie nicht gerechtfertigte übertrieben hohe Lebenshaltung des Mannes (RG IW 1935, 262811). Die 
Unterhaltspflicht der Eltern gegen die Kinder und der Kinder gegen die Eltern findet ihre Schranke 
in der Bedürftigkeit der Berechtigten, hört im erſteren Falle auf, ſobald die Kinder wirtſchaftlich 
auf eigenen Füßen ſtehen konnen, und beginnt im letzteren Falle, ſobald die Eltern der wirtſchaft⸗ 
lichen Unterſtützung durch die Kinder bedürftig werden. Der regelmäßige Verlauf der Dinge, die 
vorausſichtliche Lebensſtellung der unterhaltsberechtigten wie auch der unterhaltsverpflichteten 
Kinder und die Wahrſcheinlichkeit ihrer Verheiratung mit ihrem Einfluſſe auf Unterhaltspflichten 
ſind zu berückſichtigen (M JW 05 S. 14328, 15436; 08, 1097; 09, 66010; 1911, 1535). Hatte die 
(tödlich verunglückte) Mutter ihre Tochter im Haushalt zurückgehalten und ihr keinen eigenen 
Erwerb ermöglicht, ſo iſt davon auszugehen, daß ſie der Tochter auch den Unterhalt gewähren 
mußte, und es kommt nicht darauf an, ob dieſe andernfalls verpflichtet und in der Lage geweſen 
wäre, einen Beruf zu ergreifen (R SeuffA 91 Nr 75). Der Vater verliert dadurch, daß ſeine 
Tochter keinen Beruf erlernt hat, nicht das Recht, ſie auf eigenen Erwerb zu verweiſen; der für 
den Tod des Vaters Schadenserſatzpflichtige Tann aber nicht verlangen, daß eine ſolche bloße 
Möglichkeit bei der Bemeſſung des Schadenserſatzes in Rechnung geſtellt wird (NG JW 1937, 
15501). Zur Bemeſſung des Unterhalts, zu deſſen Gewährung der Getötete verpflichtet geweſen 
wäre, für jeden Unterhaltsberechtigten (Frau und Tochter) |. RO 159, 21. Ein Grundſatz des In⸗ 
halts, daß eine im Erwerbsleben ſtehende Perſon nicht über das 65. Lebensjahr oder 
ein anderes beſtimmtes Lebensalter hinaus dem Erwerb nachgehe oder nach gehen könne, 
kann in dieſer Allgemeinheit nicht anerkannt werden, die Frage iſt in jedem Falle nach 
5287 ARD vom Gericht unter Würdigung aller Umſtände nach freier Überzeugung zu 
entſcheiden (NG JW 1931, 860°; 1932, 202915, 215413; NG Warn 1984 Nr 74; RG HNR 1935 
Nr 1015; vgl. auch R 86, 377). Eine Wiederverheiratung der Witwe, die nicht notwendig, 
aber je nach den Umſtänden der neuen Ehe den Unterhalts- und damit auch den Schadenserſatz⸗ 
anſpruch endigt, iſt regelmäßigerweiſe nicht von vornherein in Betracht zu ziehen (RG JW 05, 
143; 16 Warn 1934 Nr 74). Über die Bemeſſung des Schadenserſatzanſpruchs der Ehefrau wegen 
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Tötung ihres Mannes, wenn dieſer ſchon auf Scheidung der Ehe Klage erhoben hatte, und über 
die Beweislaſt in ſolchem Falle ſ. RG 152, 360. Nicht berührt wird der Schadenserſatzanſpruch der 
Witwe dadurch, daß fie mit Zuſtimmung des Mannes ($ 1565 Abf 2) Ehebruch getrieben hat (RG 
SeuffA 90 Nr 26). Wenn die tatſächliche Entwicklung der Zukunft von dem regelmäßigen Verlaufe 
abweicht, gibt 8323 ZPO auch hier das Mittel in die Hand, ſowohl hinſichtlich des Umfangs wie hin⸗ 
ſichtlich der Dauer der Verpflichtung, den veränderten Umſtänden zur Anerkennung zu verhelfen 
(RG JW 05, 15238). Über die Bemeſſung des Schadenserſatzes bei Abfindung eines unehelichen 
Kindes durch die Erben des getöteten Vaters nach $ 1712 Abſ 2 ſ. RO ZW 1932, 135210. Zu⸗ 
läſſigkeit einer Feſtſtellungsklage dahin, daß der am Tode des Sohnes Schuldige dem Vater den 
durch den Wegfall des künftigen Ernährers entſtehenden Schaden zu erſetzen habe, |. R Warn 
1930 Nr 160. Unterhaltspflicht nach lettiſchem Recht ſ. RG Warn 1935 Nr 142. 

b) Bei Teilung des Prozeßverfahrens nach Grund und Betrag des Anſpruchs gilt für § 844 
das zu § 843 in A 4 Ausgeführte. Die Prüfung, ob die geforderte Rente ſich in den geſetzlichen 
Grenzen hält, vor allem die Beſtimmung der mutmaßlichen Dauer des Lebens des Ge⸗ 
töteten gehört in das Verfahren über den Grund des Anſpruchs (RG 77, 408; 98, 222; ZW 08 
S. 99 u. 109); die zahlenmäßige Abgrenzung kann dabei dem Nachverfahren vorbehalten werden 
(RG 69, 186; 98, 222; JW 08, 1097; 1910, 8121; 1911, 4881; 23 1921, 23012). Im übrigen 
genügt für ein Grundurteil zum Rentenanſpruch die Feſtſtellung der Unwahrſcheinlichkeit, daß 
der Getötete niemals zur Unterhaltsgewährung imſtande fein würde (RG JW 1933, 188710; f. 
auch R Warn 1936 Nr 80 und HRR 1936 Nr 1216). Da die Vorausſetzungen für die Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche der Witwe und der Kinder eines Getöteten verſchieden ſind, kön⸗ 
nen ſie nicht in einen Rentenanſpruch zuſammengefaßt werden, auch wenn die Witwe 
als Inhaberin der elterlichen Gewalt die Kinder im Rechtsſtreit über den Schadenserſatz vertritt 
(N JW 1911, 1853; 25. 9. 05 VI 575/04). Vgl. auch RG 159, 21. 

c) Für die Anrechnung von geſetzlichen und vertraglichen Bezügen, die den Unterhalts ⸗ 
berechtigten, insbeſondere Witwen und Waiſen des Getöteten, anläßlich des Todesfalles von 
anderer Seite zukommen, gilt dasſelbe wie im Falle des § 843 (ſ. dort A 3d). So ſind insbeſondere 
die auf vertragsmäßiger Grundlage beruhenden nach dem Tode des Verunglückten den Unter- 
haltungsberechtigten ausgezahlten Lebens- und Unfallverſicherungsſummen nicht anzurechnen 
(RG 146, 287; 148, 164; RG DY 1938, 792; Warn 1917 Nr 266; JW 1932, 13521). Ebenſo 
nicht Bezüge, die der Arbeitgeber des Getöteten den Hinterbliebenen als Witwen- oder Waiſen⸗ 
geld aus Freigebigkeit oder auf Grund eines bürgerlichrechtlichen Vertrages gewährt (RG 151, 
330); nicht Verſorgungsbezüge, welche die Hinterbliebenen eines fahrläffig getöteten bayeriſchen 
Notars auf Koſten der zu einem Penſionsverein zuſammengeſchloſſenen Notare erhalten (RG 153, 
264); nicht Leiſtungen der Arbeiter⸗Penſionskaſſe B der Deutſchen Reichsbahn (RG JW 1937, 
115512). Nicht anzurechnen ſind mangels adäquaten Zuſammenhanges die aus einer öffent⸗ 
lichen Sammlung für die Opfer eines Unglücks einem Hinterbliebenen zugefloſſenen Vorteile 
(RS Da 1935, 1703). Über freiwillige Zuwendungen Dritter ſ. noch RG 92, 57; RG JW 1933, 
27005. — Was den Erſatzberechtigten aus dem Vermögen des Getöteten durch 
Erbanfall zuwächſt, berührt den Entſchädigungsanſpruch des 3844 an ſich nicht. 
Inſoweit aber dasſelbe Vermögen der Witwe und den Kindern für ihren 
Lebensunterhalt zur Verfügung ſteht wie zur, Lebenszeit des Getöteten, iſt 
ihnen ein Schaden nicht entſtanden (Re 64, 350; RG JW 1936, 23064; |. auch 1933, 
27005). Es handelt ſich alſo bei dieſer Anrechnung nicht um eine Vorteilsausgleichung, 
ſondern lediglich um die Feſtſtellung des Schadens, der den Erſatzberechtigten durch den 
Tod ihres Ernährers entſtanden iſt. Das gilt einmal für den Vermögensübergang beim ehe⸗ 
lichen Güterſtande der Gütergemeinſchaft (RG JW 1911, 3512). Der Unterhalt der Ehe⸗ 
frau iſt zwar vom Ehemann auch hier zu gewähren; er fällt aber dem Geſamtgute zur 
Laſt ($$ 1458, 1389), und auch die Kinder find nach § 1468 Abj 3 in der Lage, ihren Anteil am 
Geſamtvermögen zum Zweck ihres Unterhalts freizumachen. Der Vermögensnachteil, für den 
in dieſem Falle Erſatz zu leiſten iſt, beſteht in dem Wegfalle des aus der Arbeitskraft des Getöteten 
gezogenen Gewinns, ſoweit dieſer für den Unterhalt der Ehefrau und der Kinder zur Verwendung 
gekommen wäre und ſoweit der Anſpruch auf Unterhalt berechtigterweiſe ging; die Feſtſtellung 
dieſes Betrages wird durch die Lebensgewohnheiten und die Arbeitſamkeit des Getöteten, 
durch die Zahl der Kinder und die ſonſtigen Verhältniſſe beſtimmt (RG 64 ©. 344 u. 350; 69, 
292; JW 07, 13010, Warn 1910 Nr 155). Unter Umſtänden wird dann die Entſchädigung auf 
die Erſtattung der Koſten für eine tüchtige Erſatzkraft in dem auf die Witwe und die Kinder über 
gegangenen Gut oder Geſchäft ſich beſchränken (vgl. $ 843 A 3c). Auch ohne die Einwirkung 
güterge meinſchaftlicher Verhältniſſe iſt aber ein zu erſetzender Schaden zu verneinen, wenn das 
Erwerbsunternehmen, deſſen Erträgniſſe die Quelle für den Unterhalt der Ehefrau und De? 
Kindes bildeten (Handelsgeſchäft, landwirtſchaftliches Gut), durch Erbgang auf dieſe übergegangen 
iſt und von ihnen fortgeführt wird, und infoweit die Einkünfte des durch Erbgang auf ſie go 
kommenen Vermögens des Getöteten dem Unterhaltsanſpruche gleichkommen (RG 69, 292: 
72, 437; 148, 164; R JW 1907, 13010; 1934, 3464; 1936, 4145; RG Warn 1933 Nr 149; 1934 
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Nr 7; über die Berückſichtigung eines Erbteilungsvertrags, der die anrechnungsfähigen Ver⸗ 
mögenseinkünfte verringert, f RG) JW 1938, 67316). Ihre Vermögenslage iſt inſoweit nicht ver⸗ 
ſchlechtert, und es kommt nur der Nachteil in Frage, der etwa durch den Wegfall der perſönlichen Ar⸗ 
beit und Leitung des Getöteten die Erſatzberechtigten trifft. Dieſe Gründe treffen aber nicht zu auf 
einen Vermögensübergang, der gar nicht infolge des Todes des Verletzten ſtattgefunden hat, 
ſondern etwa durch Beerbung eines der Erſatzberechtigten durch den andern, oder auf einen durch 
Verkauf des Geſchafts des Getöteten erzielten Gewinn (RG 91, 398). Über die Möglichkeit einer 
Feſtſtellungsklage, falls das zur Deckung des Unterhalts an ſich ausreichende ererbte Vermögen 
ſich mindern oder verloren gehen oder durch beſondere Bedürfniſſe ſeine Erträgniſſe nicht mehr 
ausreichen ſollten, . RG 148, 164f. Berechnung der Witwenrente, wenn der von dem Verſtorbenen 
allein geführte Geſchaftsbetrieb (Schiffahrt) von den erwachſenen Söhnen fortgeführt und dadurch 
derſelbe Gewinn erzielt wird, wie bisher, ſ. R HRR 1936 Nr 1112. Immer iſt für eine An⸗ 
rechnung vorausgeſetzt, daß wirklich Vermögen vorhanden iſt, das Einkünfte abwirft. Muß die 
Witwe erſt durch ihre Tatigkeit Einkunfte hervorbringen, ſo greifen die erörterten Geſichtspunkte 
nicht ein (RG Warn 1936 Nr 122). = Anſpruch aus § 844 Abſ 2 kann ferner wegfallen oder 
ſich mindern gemäß § 254 ſowohl infolge mitwirkenden Verſchuldens des Getöteten 
($ 846) als auch infolge eigenen Verſchuldens des erſatzberechtigten Dritten (RG 
55, 24). Nach $.254 Abſ 2 muß auch geprüft werden, ob ſich die Witwe des Getöteten einen Er⸗ 
werb anrechnen laſſen muß, dem ſie hätte nachgehen konnen, aber nicht nachgegangen iſt. Dabei 
kommt es im weſentlichen darauf an, ob und in welchem Umfang der Witwe zuzumuten iſt, ihre 
durch Wegfall der Pflichten aus $ 1356 frei gewordene Arbeitskraft zu ſolchem Erwerb zu benutzen. 
Aus dem Geſichtspunkt der Zumutbarkeit (nicht aus dem der Vorteilsausgleichung) iſt auch die 
Frage zu beantworten, ob ſich die Witwe einen Verdienſt anrechnen laſſen muß, den fie durch eigene 
Erwerbstätigkeit tatſächlich erzielt hat. Vgl. dazu RG DY 1938, 792; auch RG FW 1938, 152515 

7. Die Vorſchriften des § 843 über die Form der Entſchädigung (Abſ 2), die Kapitalsab⸗ 
findung anſtatt der Rente (Abſ 3), ſowie über das Beſtehen des Schadenserſatzanſpruchs trotz 
der Unterhaltspflicht eines Dritten (Abs 4) finden für den Schadenserſatzanſpruch nach 8 844 
entſprechende Anwendung. Vgl. darüber $ 843 A 5—8. Abſ 4 des $ 843 ift gerade hier von 
Bedeutung, inſofern daraus folgt, daß auf Unterhaltsverpflichtungen anderer Perſonen gegen · 
über den nach § 844 erſatzberechtigten Perſonen der Erſatzverpflichtete ſich nicht berufen kann. 
(RG 151, 330 [337]). Die rechtliche Natur der nach $ 844 zu beanſpruchenden Rente ift dieſelbe 
wie die der Rente aus 8 843; fie iſt Schadenserſatz⸗, nicht Unterhaltsleiſtung (RG 151, 101). 
Der Rentenanſpruch aus § 844 iſt nach $ 8508 Nr 2 3PO nicht pfändbar, daher auch nicht über⸗ 
tragbar ($ 400), nicht verpfändbar ($ 1274 Abſ 2), nicht der Aufrechnung fähig ($ 394), nicht 
dem Konkurſe des Berechtigten unterworfen (§ 1 KO). — Die Umwertung von Rentenan⸗ 
ſprüchen, die in ausländiſcher Währung zu bemeſſen ſind, in Reichsmark richtet ſich nach dem 
Geldwert zur Zeit der Fälligkeit (NG JW 1926, 360%). Umrechnung von Vergleichsrenten zufolge 
der Geldentwertung ſ. RG 106, 233; 110, 100. 


8 845 

Im Falle der Tötung, der Verletzung des Körpers oder der Geſundheit 
ſowie im Falle der Freiheitsentziehung !) hat der Erſatzpflichtige, wenn der 
Verletzte kraft Geſetzes einem Dritten zur Leiſtung von Dienſten in deſſen 
Hausweſen oder Gewerbe verpflichtet war ?), dem Dritten für die entgehenden 
Dienſte durch Entrichtung einer Geldrente ?) Erſatz zu leiſten ) ). Die Vor- 
ſchriften des § 843 Abſ 2 bis 4 finden entſprechende Anwendung 5). 

E II 768; B 2 631, 632. 

1. § 845 fügt den Anſprüchen der dritten Perſonen, die einem durch u. H. Getöteten gegen⸗ 
über kraft Geſetzes unterhaltsberechtigt waren ($ 844), für den Fall der Tötung, der Verletzung 
des Körpers oder der Geſundheit, ſowie im Falle der Freiheitsentziehung einer Perſon einen 
weiteren Anſpruch dritter mittelbar verletzter Perſonen hinzu, der aus deren geſetzlichem Rechte 
auf Dienſtleiſtungen des unmittelbar Verletzten entſpringt. Für die a Bedeutung des 
$ 845 und die Natur der daraus hergeleiteten Anſprüche vgl. $ 844 A 1. Über die Beſchädigungen 
der Rechtsgüter, auf die $ 845 ſich beſchränkt, vgl. § 823 A 4, 5, 7. Gleichgültig iſt, ob die Ver⸗ 
letzung auf wirklichem oder vermutetem Verſchulden oder auf einem andern Rechtsgrunde der Haf- 
tung ($ 833 Satz 1) beruht (RG 50, 244). Daß für das Anwendungsgebiet des Haftpfl& und des 
Kraftfahrch $ 845 nicht gilt, iſt in $ 844 A! behandelt. 

2. Kraft Geſetzes ſind einem Dritten zur Leiſtung von Dienſten in deſſen Hausweſen oder 
Gewerbe verpflichtet: die Ehefrau dem Ehemanne nach $ 1356 und die Kinder den Eltern 
nach § 1617 (angenommene Kinder $ 1757, uneheliche $ 1705). Dem Ehemanne und den Eltern 
ſteht mithin, und zwar allein, ein Anſpruch aus $ 845 zu; eine entſprechende Anwendung der 
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Vorſchrift bei anderen, vertraglichen oder auf Amtsbeſtellung beruhenden Dienſtpflichten 
(Stellvertretungskoſten des Staates für die entzogenen Dienſte eines durch die u. H. eines Dritten 
verletzten Beamten; RG 61, 293) iſt nicht zuläſſig. 

3. Der Anſpruch des Dritten nach § 845 geht nur auf Erſatz für die entgehenden Dienſte; 
er begreift nicht einen andern Schaden, den der Ehemann oder Vater durch die Tötung oder 
die Verletzung der Ehefrau oder des Kindes erlitten hat (RG JW 04, 357%). Erſatz für die Dienſte, 
die ein Sohn als Lehrling und Gehilfe in der kleinen Bäckerei ſeines Vaters leiſtet, im Hinblick auf 
$ 1617 |. HRR 1937 Nr 698. Erleidet eine Ehefrau einen Unfall, durch den ihre Tätigkeit im 
Haushalt beeinträchtigt wird, ſo wird der Regel nach der Mann geſchädigt; eine Schä⸗ 
digung der Frau kommt nur in Frage, wenn entweder durch die Beeinträchtigung ihrer 
häuslichen Tätigkeit das Maß des der Frau vom Manne zu gewährenden Unterhalts 
beeinflußt wird oder aber Gütergemeinſchaft beſteht; tritt durch den Unfall für die Frau 
eine Vermehrung ihrer Bedürfniſſe ein, ſo iſt ſie die unmittelbar Geſchädigte (RG 129, 55; 
RG Warn 1933 Nr 97). Für den Fall, daß die Ehefrau als Geſchäftsgehilfin des Mannes tätig 
war, ſ. RG HRR 1931 Nr 934. Leiſtet die Ehefrau eines Arztes ihrem Mann regelmäßig und in 
der nach den Verhältniſſen üblichen Weiſe Sprechſtundenhilfe, und iſt ſie infolge einer Körper⸗ 
verletzung für die Zukunft daran gehindert, ſo kann der Ehemann für die ihm entgehenden 
Dienſte feiner Frau von dem Schuldigen Erſatz beanſpruchen (R 132, 223). — Für die Ermitt- 
lung des Schadens, die prozeßrechtlich dem § 287 8 PO unterſteht, bietet der Umfang der 
Dienſte, die der Getötete oder Verletzte während der Dauer des Lebens des Dienſtberechtigten 
dieſem ohne die Verletzung vorausſichtlich geleiſtet haben würde, und für dieſe Feſtſtellung wieder⸗ 
um der Umfang der Dienſte einen Anhalt, die er vor der Verletzung tatſächlich geleiftet hat. Wie 
lange eine Ehefrau dem Ehemanne ihre häuslichen Dienſte zu leiſten imſtande und deshalb auch 
verpflichtet wäre, iſt nach den Lebensverhältniſſen der Eheleute und nach der Geſundheit und 
Rüſtigkeit der Frau zu beurteilen. Rüſtige Hausfrauen find oft bis in das hohe Alter im Haufe 
tätig, und der Ausfall ihrer Arbeit iſt alsdann auch eine Vermögenseinbuße für den Ehemann 
(RG JW 1910, 8112). Daß der Verletzte unter allen Umſtänden dem Dienſtberechtigten bereits 
wirklich Dienſte geleiſtet haben müßte (fo Staudinger Agb), iſt nicht erforderlich; denn der 
Anſpruch geht auf Erſatz der entgehenden Dienſte für die Zukunft. Für die Bemeſſung der Höhe 
der Entſchädigung kann als ungefährer Maßſtab der Lohn oder Gehalt die nen, der einer an Stelle 
des Getöteten oder Verletzten anzunehmenden fremden Hilfskraft nach den ortsüblichen Lohn⸗ 
verhältniſſen gezahlt werden muß, unter Berückſichtigung der etwaigen Gegenleiſtungen, die dem 
Dritten familienrechtlich für den Empfang der Dienſte obgelegen haben (M 2, 632). Der mittelbar 
geſchädigte Dritte ſoll in jedem Falle einen Anſpruch auf Erſatz für die ihm entgehenden Dienſte, 
alſo einen Erſatz des Wertes dieſer Dienſte haben. Dabei darf berückſichtigt werden, daß ein 
Kind ſich unter Umſtänden, ſei es auch in Verfolgung eigener Intereſſen, mehr einſetzt als ein 
Angeſtellter (RG Da 1938, 641). Dagegen find Aufwendungen, die der geſchädigte Dritte für den 
Unterhalt des Getöteten (z. B. der Ehemann für die getötete Frau, der Vater für das getötete 
Kind) gemacht haben würde, nicht anzurechnen, und es ift auch unerheblich, ob er die Arbeiten, 
die ihm der Getötete geleiſtet haben würde, durch eine bezahlte Erſatzkraft ausführen läßt, oder 
ob er ſie ohne Aufwendung von Geld ſelbſt ausführt oder ſich unentgeltlich erlangter oder billiger 
Aushilfen bedient (MG 152, 208; RG DI 1938, 641; N JW 1937, 14901; RG HR 1933 Nr 922; 
ſ. auch Seuffa 88 Nr 41 und Carl JW 1938, 1696). Künftige und mögliche Veränderungen 
(Wiederverheiratung des Ehemanns) ſind für die Zuerkennung der Entſchädigung nicht in 
Betracht zu ziehen; der Weg, fie zur Geltung zu bringen, ift durch $ 323 ZPO gewieſen (RG 
4. 4. 07 VI 278/06). Dazu für den Fall der Wiederverheiratung des Ehemannes RG HRN 1930 
Nr 173. Der Grundſatz der Anrechnung anderweitigen ausgleichenden Erſatzes (vgl. A 3d zu 
§ 843 und A 6c zu $ 844) gilt ſelbſtverſtändlich auch für $ 845 (Anrechnung von Unfallrenten, die 
der Gütergemeinſchaft zugefloſſen find, R JW 1911, 3512). Dem nach $ 845 anſpruchsberech⸗ 
tigten Dritten (Ehemann) kann, wie ſchon erwähnt, bei Bemeſſung der Rente nicht entgegen 
gehalten werden, daß er infolge Wegfalls des Getöteten (Ehefrau) die Koſten für deſſen Unterhalt 
erſpare; vgl. dazu noch RG JW; 1935, 1177. 

4. Einer beſonderen Erörterung bedarf das Verhältnis des nach § 845 dem Ehemanne zu⸗ 
ſtehenden Erſatzanſpruchs zu den eigenen Anſprüchen der verletzten Ehefrau gemäß 8 845. 
Nach einer Entſcheidung Rh 11. 2. 07 VI 225/06 und anderen Urteilen verteilen ſich die An- 
ſprüche (bei geſetzlichem Güterſtande ſ. unter a mit d, im übrigen unter e) in folgender Weiſe: 
a) Der verletzten Ehefrau ſteht nach den $$ 842, 843 der Anſpruch auf Erſatz der Kur- U 
Pflegekoſten zu, die fie unabhängig von der tatſächlichen Verausgabung, alſo auch dann 
erhalten kann, wenn der Ehemann die fraglichen Koſten auf Grund ſeiner Unterhalt. 
pflicht gezahlt hat; fie hat weiter den Anſpruch auf Schmerzensgeld nach § 847. Gies 
Teile des Schadenserſatzanſpruchs gehören zum eingebrachten Gute der Ehefrau (88 1309, 
1365 BGB; RG JW 1921, 393%). b) Die Ehefrau hat ferner nach denſelben gesetzlichen 
Beſtimmungen den Anſpruch auf eine Rente wegen Verminderung ihrer Erwerbsfähigkeit un A 
mehrung der Bedürfniſſe. Der Anſpruch wegen Verminderung der Erwerbsfähigkeit iſt aber, da el 
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Schadenserſatzanſpruch einen entſtandenen Schaden vorausſetzt, eingeſchränkt auf den ſelbſtändigen 
Erwerb, dem die Ehefrau außerhalb des Haushalts und Geſchäfts ihres Ehemanns nachgeht ($ 1367, 
NG 139,289; Einnahme aus Zimmervermietung R Warn 1913 Nr 22), und auf die etwaige Ein- 
buße in einer möglichen künftigen Ausnutzung ihrer Erwerbskraft nach Auflöſung der Ehe, deren 
Geltendmachung nur im Wege der Feſtſtellungsklage erfolgen kann (RG JW. 05,34 112; 08, 273)8. 
Der Rentenanjpruc wegen Vermehrung der Bedürfniſſe it Beſtandteil des eingebrachten Gutes, 
derjenige wegen Verluſts oder Minderung des ſelbſtändigen Erwerbs Vorbehaltsgut (88 1367 
1370; RG JW 1921, 393); beide Teile der Rente ſind alſo hier zu ſondern. Hat die Ehefrau 
ferner tatſächlich vor der Verletzung die Koſten des Haushalts aus den Einkünften ihres Vor⸗ 
behaltsguts beſtritten, fo ift ſie auch ſelbſt trotz $ 845 klageberechtigt (NG 85, 81). Dagegen ſteht 
c) der Anſpruch auf Erſatz des durch Wegfall der ſämtlichen Dienſte und der Hilfstätigkeit der 
Ehefrau im Gewerbe des Ehemanns entſtandenen Schadens nach $ 845 dem Ehemanne, und 
nur dieſem zu; ein Anſpruch der Ehefrau ſelbſt wegen verminderter Erwerbsfähigkeit infolge 
der notwendig gewordenen Einſtellung oder Einſchränkung dieſer Tätigkeit beſteht daneben nicht 
(RG 63, 1953 64, 323; 73, 309: 85,61; 139, 289; JW 05 S. 34112, 469%; 06, 38512; 08, 2738; 
1911, 81017; JW 1921, 393°, Warn 08 Nr 520; 09 Nr 300; abweichend Warn 08 Nr 640). Ledig⸗ 
lich inſoweit, als d) die Vermehrung der Ausgaben für den Haushalt und das Geſchäft eine Rück⸗ 
wirkung auf das Maß des von dem Ehemanne der Ehefrau zu gewährenden Unterhalts ($.1360) 
möglicherweiſe ausüben wird, kann auch ihr eine Vermogenseinbuße entftehen und deshalb von 
einem eigenen Schadenserſatzanſpruche der Ehefrau die Rede ſein, der aber ſelbſtverſtändlich durch 
den vom Ehe manne wegen ſeines Schadens erhobenen Anſpruch aufgezehrt wird (RG 47, 84; 63, 
195; JW 65, 3412; 06 S. 38512, 469°, 75176; 09, 4831; 1911, 810 5; 1913, 99%; Warn 08 
Nr 520; 1910 Nr 197). Eine gemeinſchaftliche Klage der Eheleute wegen ihrer beiber- 
ſeitigen Anſprüche iſt zuläffig und zu empfehlen, weil dadurch der Gefahr einer Erhebung doppelter 
Anſprüche wegen desſelben Schadens begegnet wird (RG JW 1911, 81017; 1913, 376°; Warn 
09 Nr 300; 1911 Nr 83; Gruch 49,944; 19.4. 05 VI 349/04; 29.1.06 VI 173/05). Die Zuſtim⸗ 
mung des Ehemanns zur Klage der Ehefrau, die im Klagevortrage auszusprechen ift, macht 
die letztere auch allein klage berechtigt, ſelbſt inſoweit an ſich der Anſpruch nur dem Ehemanne zu- 
ſteht RG JW 1931, 11885; NG Warn 1916 Nr 156). e) Das Vorſtehende gilt beim geſetzlichen 
Güterftande, für deſſen Geltung die Vermutung ſtreitet (RG JW 1913, 9915). Bei dem Güter- 
ftande der allgemeinen Gütergemeinſchaft, der Errungenſchaftsgemeinſchaft oder der 
Fahrnisgemeinſchaft erwirbt die Frau in der Ehe nicht dem Manne, ſondern dem Geſamtgute, 
dem auch der eheliche Aufwand zur Laſt fällt; das Geſamtgut wird aber von dem Ehemanne verwal⸗ 
tet und vertreten (88 1438, 1443, 1458, 1519, 1529, 1549), fo daß dieſer nach allen oben bezeichneten 
Richtungen den Rechtsſtreit für das Geſamtgut zu führen hat (RG 73, 309; JW 1911, 81017; 
Warn 1910 Nr 389; 1911 Nr 83). Das gilt dann auch für das Gebiet des RHaftpfl® und des 
Kraftfahrc g, weil hier das eheliche Güterrecht die Grundlage der Klageberechtigung bildet; was 
die Ehefrau, ſei es im Hausweſen oder im Gewerbe des Mannes, erwirbt, gehört zu geſamter 
Hand beiden Eheleuten, und der Verluſt ift unmittelbar auch ein Schaden der Frau (RG JW 
1914, 4311). Dasſelbe ift von der Fahrnisgemeinſchaft zu ſagen (RG Warn 1914 Nr 258). Auch hier 
iſt aber die Erhebung einer Klage durch die Ehefrau allein mit Zuſtimmung des Ehemanns un⸗ 
bedenklich, da dieſe Zuſtimmung die Beſchränkung der Frau in der Verwaltung des Geſamtguts 
aufhebt (RG 60, 146; 73, 309; JW 1911, 8107; Warn 09 Nr 300; 1911 Nr 83). — Der höchſt⸗ 
perſönliche Anſpruch auf ein Schmerzensgeld (§ 847) gehört bei der allgemeinen Gütergemein⸗ 
ſchaft zum Sondergut ($ 1439), beim geſetzlichen Güterſtande (RG 90 S. 65 u. 96; JW 1921, 
393°) ſowie bei der Errungenſchaftsge meinſchaft und Fahrnisgemeinſchaft zum einge⸗ 
brachten Gut ($$ 1363, 1365, 1522, 1552); für deſſen Vertretung gilt nach $$ 1525 u. 1549 
der § 1380. 

5 Die Rente, auf die auch für den Anſpruch aus $ 845 regelmäßig erkannt werden ſoll, unter⸗ 
liegt nicht den Vollſtreckbarkeits- und Pfändungsbeſchränkungen der $$ 708 Nr 6 u. 850g 3 PO; 
fie ift mithin auch übertragbar, aufrechenbar und verpfändbar ($$ 400, 394, 1274 Abſ 2 BGB). 
Der Rentenanſpruch ($ 845 Satz 1) und der Kapitalabfindungsanſpruch (88 845 Satz 2, 843 Abſ 3) 
ſind nicht zwei verſchiedene Anſprüche, ſondern nur zwei verſchiedene Formen des nämlichen 
Anſpruchs (RG 77, 216; RG HRR 1933 Nr 1083). 


& 846 
Hat in den Fällen der 88 844, 845 bei der Entſtehung des Schadens, den 
der Oritte erleidet, ein Verſchulden des Verletzten mitgewirkt, ſo finden auf 
den Anſpruch des Dritten die Vorſchriften des § 254 Anwendung !). 
E II 709; P 2 639, 640. 
1. Die Beſtimmung des $ 846 enthält zunächſt eine Ausdehnung der Anwendung des $ 254 
auf die Fälle der $$ 844, 845: die ſelbſtändigen Schadenserſatzanſprüche Dritter nach dieſen Para⸗ 
54* 


852 Recht der Schuldverhältniſſe Einzelne Schuldverhältniſſe 


graphen können durch das mitwirkende Verſchulden des unmittelbar Verletzten in gleicher Weiſe 
aufgehoben oder gemindert werden, als wenn es ſich um deſſen eigene Anſprüche handelte (RG, 
51, 275). Anwendung auf Schädigungen im Kraftfahrverkehr |. RG JW 1934, 3127. Der all» 
gemeine in der Geſetzesvorſchrift enthaltene Gedanke iſt, daß in demſelben Maße, wie die eigenen 
Ansprüche des unmittelbar Verletzten in ihrer Entſtehung von ſeinem Verhalten beeinflußt werden 
können, auch die Anſprüche der mittelbar Geſchädigten dieſen von dem Verhalten des Verletzten 
ausgehenden Einwirkungen unterliegen (RG 62, 313; 69, 186). So erſcheint trotz aller Selb⸗ 
ſtändigkeit der Schadenserſatzanſprüche der $$ 844, 845 der unmittelbar Velretzte als Rechtsvorgan⸗ 
ger des erſatzberechtigten Dritten. Daraus folgt, daß, wenn der unmittelbar Verletzte, auch ohne 
daß ein Verſchulden auf ſeiner Seite vorliegt, den Erſatzpflichtigen von ſeiner Haftung befreit 
und die Gefahr ihm gegenüber übernommen hatte, dadurch auch der Anspruch des dritten Erſatz⸗ 
berechtigten aufgehoben wird, der davon abhängig iſt, daß die Vorausſetzungen eines Schadens- 
erſatzanſpruchs in der Perſon des unmittelbar Verletzten gegeben waren (RG 65, 313; 69, 186; 
128, 229; JWö 05, 14322). Dem mittelbar verletzten und aus $ 844 klagenden Kinde einer getöteten 
Mutter kann aber nicht das Verſchulden des durch denſelben Unfall getöteten Vaters entgegen⸗ 
gehalten werden (R Warn 1910 Nr 461). Daneben wird der Anſpruch des mittelbar Verletzten 
nach dem allgemeinen Grundſatze des § 254 auch durch ſein eigenes mitwirkendes Ver⸗ 
ſchulden, das naturgemäß hauptſächlich ein ſolches nach $ 254 Abſ 2 — Unterlaſſung der Ab⸗ 
wendung oder Minderung des Schadens — ſein wird, aufgehoben oder gemindert, da zwar die 
Entſtehung ſeines Anſpruchs von dem Verhalten des unmittelbar Verletzten beeinflußt wird, der 
Anſpruch aber im übrigen von dem des Verletzten unabhängig iſt (RG 55, 24; 18. 12. 05 VI 
117/05; 11. 1. 07 III 231/06). Anrechnung des eigenen Mitverſchuldens, wenn der Ehemann 
Anſprüche nicht nach $ 845, ſondern kraft Abtretung ſeitens der bei einem Fahrzeugzuſammen⸗ 
ſtoß verletzten Ehefrau erhebt, ſ. Rc 139, 289. Entſprechende Anwendung des Grundſatzes 
des $ 846 bei der Vertragsklage des Mieters gegen den Vermieter auf Erſatz des ſeiner Ehefrau 
durch einen vom Vermieter verſchuldeten Mangel der Mietſache entſtandenen Schadens ſ. RG 81, 
214; ferner in Fällen, in denen eine gegen einen anderen gerichtete u. H. die Folge hat, daß ein 
Dritter infolge der ſeeliſchen Einwirkung der körperlichen Verletzung oder der Tötung des un⸗ 
mittelbar Betroffenen auf ihn, den Dritten, einen Schaden an ſeiner körperlichen oder ſeeliſchen 
Geſundheit und dadurch einen Vermögensſchaden erleidet, ſ. RG 157, 11. 


§ 847 

1) Im Falle der Verletzung des Körpers oder der Geſundheit ſowie im 
Falle der Freiheitsentziehung ?) kann der Verletzte auch wegen des Schadens, 
der nicht Vermögensſchaden iſt“), eine billige Entſchädigung in Geld ver- 
langen '). Der Anſpruch iſt nicht übertragbar und geht nicht auf die Erben 
über, es ſei denn, daß er durch Vertrag anerkannt oder daß er rechtshängig 
geworden iſt „). 

Ein gleicher Anſpruch ſteht einer Frauensperſon zu, gegen die ein Verbrechen 
oder Vergehen wider die Sittlichkeit begangen oder die durch Hinterliſt, durch 
Drohung oder unter Mißbrauch eines Abhängigkeitsverhältniſſes zur Ge⸗ 
ſtattung der außerehelichen Beiwohnung beſtimmt wird °). 

E I 748 II 770; M 2 799-803; P 2 640, 641. 


1. Weſen und Anwendungsgebiet des Anſpruches auf Schmerzensgeld. Dem Schadens⸗ 
erſatze, der den Ausgleich der Verluste herbeiführen foll, die eine u. H. für das Vermögen des 
Verletzten zur Folge gehabt hat (58 249, 842, 843), fügt $ 847 für gewiſſe Verletzungen perſön⸗ 
licher Rechtsgüter eine weitere Entſchädigung hinzu, die nicht dem Vermögen des Beſchädigten 
etwas ihm Entzogenes wieder zuführen, ſondern ſein Vermögen vermehren ſoll, indem ſie 
ihm in Geld eine Vergütung bietet als Ausgleich für erlittene körperliche Schmerzen, Verun⸗ 
ſtaltungen und Schmälerungen des körperlichen oder ſeeliſchen Wohlbefindens, mit denen eine 
Schädigung des Erwerbs nicht verbunden iſt. Dieſe Entſchädigung, das ſog. Sch merzensgeld, 
kann nur in den beſtimmten vom Geſetz hervorgehobenen Fällen beanſprucht werden; eine ent- 
ſprechende Anwendung der Vorſchrift iſt ausgeſchloſſen, wie in $ 253 ausdrücklich erklärt iſt. 
Ein Schmerzensgeld kann deshalb unter Berufung auf $ 847 bei einem lediglich durch Ver⸗ 
letzung von Vertragspflichten der Perſon eines andern zugefügten Schaden nicht ver⸗ 
langt werden (RG 65, 17; 99, 263; 112, 294; JW 08, 1961; 1910, 11219, 1911, 824°; 1916, 
4887; Warn 08 Nr 445; 09 Nr 102; 1928 Nr 105). Ebenſowenig ift eine Ausdehnung des $ 83“ 
auf das Gebiet des Haftpflichtgeſetzes, des Kraftfahrzeuggeſetzes oder des Luft, 
verkehrsgeſetzes zuläſſig, da dieſe Geſetze den Umfang der dem Verletzten zu gewährenden 
Entſchädigung ſelbſtändig und erſchöpfend regeln (RG 57, 52; 99, 263; JW 08, 19610; ı91l, 
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82442). Die EiſenbVerkdO regelt lediglich die Haftpflicht der Eiſenbahnen aus dem Beförderungs⸗ 
vertrage, kann daher Anſprüche auf Schmerzensgeld nicht begründen (NG JW 1916 ©. 4887 u. 
12768). Die Ausnahmenatur der Beſtimmung des § 847 verbietet auch eine ſinngemäße An- 
wendung auf ſchuldhafte Verſtöße gegen öffentlichrechtliche Verpflichtungen (RG 112, 294). 
Bei Amtspflichtverletzungen ($ 839) haftet der Beamte und ebenſo der an ſeiner Stelle haftende 
Staat auch auf Schmerzensgeld im Rahmen des § 847 (RG 113, 104; RG Warn 1928 Nr 82; 
1930 Nr 73). Anwendbarkeit des § 847 bei einer auf $ 485 HGB ſich gründenden Haftung ſ. HRR 
1935 Nr 752. Selbſtverſtändlich wird der Anſpruch auf Schmerzensgeld aus $ 847 nicht dadurch 
ausgeſchloſſen, daß neben der u. H. auch ein Vertrag, z. B. der Beförderungsvertrag, oder das 
Kraftfahrzeuggeſetz uſw. den Schadenserſatzanſpruch begründet (RG JW 1907, 8295; 1910, 100313; 
1916, 12768; 1932, 371610; RR 1928 Nr 422; für das Arbeitsrecht |. Derſch ZAk DR 1937, 
229). — Das Schmerzensgeld bildet, als auf beſonderen Vorausſetzungen beruhend, nicht mit 
den Schadenserſatzanſprüchen aus 99 842, 843 eine rechtliche Einheit, nicht einen Rechnungs⸗ 
poſten des Geſamtſchadenserſatzes mit Heilungskoſten und Rente, der mit andern Rechnungspoſten 
ausgewechſelt werden könnte (RG 140, 392; RG ZW 1921, 12305). Der Übergang von einem 
Anſpruch aus § 847 zu einem vermögensrechtlichen Schadenserſatzanſpruch enthält daher eine 
Klageänderung (RG 149, 157). Die Selbſtändigkeit des Anſpruches auf Schmerzensgeld hat 
ferner zur Folge, daß ſeine Verjährung durch die Erhebung der Klage auf Erſatz des Vermögens⸗ 
ſchadens nicht unterbrochen wird (RG 11. 7. 27 VI 2, 3/27); anders, wenn eine Leiſtungsklage 
Vermögens- und Nichtvermögensſchaden umfaßt, mag auch ein beſtimmter Betrag für Schmerzens⸗ 
geld nicht ausgeſchieden fein (RG RR 1932 Nr 122). Gleichzeitige Begründung eines Anſpru⸗ 
ches als Schmerzensgeld und als Verdienſtentſchädigung |. R Warn 1935 Nr 123. 

2. Vorausſetzung des Anſpruchs auf ein Schmerzensgeld iſt nach Abſ 1 eine Verletzung des 
Körpers, der Geſundheit oder der Freiheit einer Perſon durch eine u. H. Daß die u. H. eine 
schuldhafte ſei, wird nicht gefordert; § 847 bezieht ſich auf alle vom BGB den u. H. beigezählten 
Tatbeſtände, ſofern ſie die Verletzung der bezeichneten Rechtsgüter zum Gegenſtande haben 
(RG 50, 244). Verletzungen der Ehre geben den Anſpruch aus $ 847 nicht (RG 140,392; 142, 116; 
150, 39; RG JW 1932, 30542). 

3. Der Anſpruch auf ein Schmerzensgeld ſteht nach Abſ 2 ferner den „Frauensperſonen“ 
zu, gegen die ein Verbrechen oder Vergehen gegen die Sittlichkeit verübt worden iſt. Hierunter 
fallen in Verbindung mit $ 823 Abſ 2 die Verfehlungen der $$ 174, 176, 177, 179, 182 StGB, 
zu denen ſich das Verbrechen gegen $ 48 des Ref. über das Auswanderungsweſen v. 9. 6. 1897 
(RGBl 463) geſellt. Außerdem begründet nach Abſ 2 den Anſpruch auf ein Schmerzensgeld 
der Tatbeſtand des § 825. hr 

4. Beim Vorliegen eines der Tatbeſtände, die in den A 2 u. 3 behandelt find, gibt $ 847 dem 
Verletzten einen Anſpruch auch wegen des Schadens, der nicht Vermögensſchaden iſt. Unter 
dem Verletzten ift hier nur der unmittelbar Verletzte zu verſtehen; den durch eine u. H. mittelbar 
verletzten Perſonen kommen nur die im Geſetze ihnen ausdrücklich gewährten Anſprüche (88 844, 
845) zu. Schaden, der nicht Vermögensſchaden iſt, find alle Benachteiligungen des Verletzten, 
die nicht mit einer Minderung des Vermögens in Gegenwart oder Zukunft verbunden ſind, keine 
Aufwendungen veranlaſſen und den wirtſchaftlichen Erwerb nicht beeinträchtigen (vgl. A 1). 
Zu entſchädigen find nach $ 847 nicht nur Schmerzen im engeren Sinne, ſondern die geſamten 
nichtvermögensrechtlichen Folgen, die ein Unfall für den Körper und die Seele des Ver⸗ 
letzten nach ſich zieht (NG JW 1933, 8306; Warn 1932 Nr 40, 177; 1934 Nr 123; 1935 Nr 57), 
wie die Schwere der Verletzung, die Bedeutung einer körperlichen Entſtellung, die Beeinträchtigung 
der Lebensfreude, ſeeliſche Bedrückung und Sorgen (RG IW 1934, 2769). Körperliche Ver⸗ 
unſtaltungen (R 5. 2. 06 VI 188/05) und die damit verbundene Verſchlechterung der Heirats- 
ausſichten für Frauen (RG 11. 5. 05 VI 396/04), ſowie Verkümmerungen des körperlichen und 
geiſtigen Wohlbefindens können nach der wirtſchaftlichen Seite ſowohl als Erſchwerung des Fort⸗ 
kommens im Sinne des $ 842, wie als Schaden im Sinne des $ 847 in Betracht kommen; ebenſo 
die Folgen der u. H. nach Abſ 2. Unter den Vorausſetzungen der Abſſ 1 u. 2 hat jeder Verletzte, 
ohne Unterſchied zwiſchen den verſchiedenen Bevölkerungsſchichten (RG 76, 174), einen Rechts⸗ 
anſpruch auf Zahlung eines Schmerzensgeldes, der durch eine wenn auch „reichliche“ Bemeſſung 
des vermögensrechtlichen Schadenserſatzes nicht befriedigt wird (RG 69, 296; JW'e 1913, 5437; 
1915, 895; 1934, 27696). Eines beſonderen Nachweiſes, daß ein Schaden entſtanden ſei, der nicht 
Vermögensſchaden iſt, bedarf es deshalb nicht; das Schmerzensgeld iſt ſtets zuzuſprechen, wenn 
eine u. H. vorliegt, die in einer Körperverletzung, Geſundheitsbeſchädigung oder Freiheitsentziehung 
beſteht; feine Ausmeſſung iſt Sache tatſächlicher Würdigung (NG 76, 174). Daraus ergibt ſich 
weiter prozeßrechtlich als Folge, daß es für den Erlaß eines Zwiſchenurteils nach $ 304 ZPO 
nicht einer beſonderen Feſtſtellung des Inhalts bedarf, daß der Verletzte überhaupt einen Nicht⸗ 
vermögensſchaden erlitten habe (R JW 07, 20286; 1911 S. 27%, 7545; 1913, 5437; Warn 1914 
Nr 18; abweichend früher JW 06, 33920). a 

5. Die Vergütung des Nichtvermögensſchadens ſoll in einer billigen Entſchädigung in Geld 
beſtehen. Bei Beſtimmung ihrer Höhe, die nach $ 287 ZPO dem freien Ermeſſen des Gerichts 
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unterliegt, ſind vor allem Dauer und Heftigkeit der Schmerzen, Schwere der Verletzung, Be⸗ 
deutung einer bleibenden oder vorübergehenden Entſtellung, Beeinträchtigung der Lebens⸗ 
freude, ſeeliſche Bedrückungen und Sorgen, außerdem die beiderſeitigen Vermögensverhältniſſe, 
insbeſondere auch die gute Vermögenslage des Erſatzpflichtigen, in Betracht zu ziehen (RG 63, 
104; 76, 174; 140, 392; JW 1911, 279%; 1913, 543“; 1915, 920°; 1933, 8305; Warn 1921 Nr 25; 
1932 Nr 40, 177; RS Seuffü 86 Nr 113; RG 19. 2. 06 VI 213/05; |. auch HRR 1931 Nr 503, 
1309); dabei darf aber nicht eine Verſicherungsſumme in Anſchlag gebracht werden, die dem 
Erſatzpflichtigen gerade wegen dieſer beſonderen Schadenserſatzverpflichtung Schadloshaltung 
gewähren ſoll, nachdem ihr Betrag feſtgeſetzt ift (RG 63, 104; 136, 60; RG JW 1925, 259911; 
1933, 77911; 1935, 29505; 1937, 317225; a. M. OLG Köln ZAk DB 1937, 410; dagegen wieder 
Carl ebenda 402; vgl. auch Peterßen, Walter JW 1936, 2773, 2965). Andererſeits kann aber 
die ungünſtige Vermögenslage des Erſatzpflichtigen nicht dazu führen, dem Geſchädigten jeden 
Schmerzensgeldanſpruch abzuſprechen (RG JW 1934, 2769). Sind die Verhältniſſe mehrerer 
Erſatzpflichtiger nicht ſo, daß jedem das ſonſt angemeſſene Schmerzensgeld auferlegt werden 
kann, dann muß dieſes gegen jeden beſonders bemeſſen und die geſamtſchuldneriſche Ver⸗ 
urteilung auf den Teil beſchränkt werden, zu deſſen Zahlung mehrere verurteilt werden (MG Dey 
1937, 1124). Auch die für die Zukunft zu erwartende Entwicklung iſt zu berückſichtigen (RG ZW 
1934, 1564). Eine die Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz rechtfertigende Verkennung des Be⸗ 
griffs einer billigen Entſchädigung liegt in der einſeitigen Bemeſſung nach den guten Vermögens⸗ 
verhältniſſen des Erſatzberechtigten ohne Berückſichtigung der Verhältniſſe des Verpflichteten 
(RG 28. 5. 25 IV 69/25). Iſt der Staat der Erſatzpflichtige, fo fällt freilich die Rückſichtnahme 
auf ſeine Vermögensverhältniſſe weg; denn das Vermögen des Staates dient den öffentlichen 
Staatszwecken und kann nicht zu dem Vermögen des Erſatzberechtigten in ein Verhältnis gebracht 
werden (RG JW 1915, 9200). Berückſichtigung der ſeit der Verletzung eingetretenen Geld⸗ 
entwertung ſ. RG ZW 1922, 1742. Der vermögensrechtliche Schaden des Verletzten iſt bei 
der Bemeſſung des Schmerzensgeldes ſchlechthin außer Berückſichtigung zu laſſen (vgl. 
A 4; RG 76, 174; JW 08, 55012; 1913, 5437; 1934, 27692). Dagegen iſt eine Berückſichtigung 
wie anderer Umſtände des Falles (vgl. § 829 A 5), jo auch des Grades des Verſchuldens des 
Schädigers — namentlich eines beſonders groben Verſchuldens, das auf den Geſchädigten ver⸗ 
bitternd wirken kann — nicht ausgeſchloſſen (RG 136, 60; RG JW 1933, 8306; 1934, 156%; der 
allgemein ablehnende Standpunkt in RG Bayz 1910, 217 ift damit aufgegeben). Der Natur der 
Sache nach wird als Schmerzensgeld regelmäßig ein Kapital, nicht eine Rente zuzuſprechen ſein; 
doch iſt bei dauernden Nachteilen auch die Zubilligung in Geſtalt einer Rente zuläſſig, die doch 
nur eine beſondere Form der Entſchädigung und auf die Anſprüche der $$ 843 bis 845 keineswegs 
beſchränkt iſt (ogl. für die Schadensbemeſſung nach § 251 R 68, 429 und für das Schmerzens⸗ 
geld Warn 1917 Nr 99; 1932 Nr 177). Das Schmerzensgeld kann auch teils in Geſtalt einer 
Kapitalabfindung teils in Geſtalt einer Rente zugeſprochen werden (MG Warn 1935 Nr 8l). 
Zuläſſig iſt es auch, das Schmerzensgeld zunächſt nur für einen beſtimmten Zeitraum zuzuſprechen 
(RG Seuff A 88 Nr 40). Auch bei der Bemeſſung des Schmerzensgeldes iſt von den Verhältniſſen 
zur Zeit der Urteilsfällung auszugehen (NG JW 1923, 1742). Es iſt aber nicht nur die Ge⸗ 
ſamtheit der in dieſem Zeitpunkt feſtſtehenden Umſtände zu beachten, ſondern auch ihre für die 
Zukunft zu erwartende Entwicklung (MG JW 1934, 156°). 

6. Der Anſpruch auf Schmerzensgeld iſt nicht übertragbar und nicht vererblich. Weil er 
nicht übertragbar ift, iſt er auch nicht pfändbar (§ 851 ZPO), nicht verpfändbar ($ 1273 Abſ 2), 
nicht mit einem Nießbrauch belaſtbar ($ 1069 Abſ 2), nicht aufrechenbar ($ 394 Abſ 1), nicht Kon⸗ 
kursgegenſtand ($ 1 Abſ 1 KO). Dieſe Beſchränkungen entfallen, wenn der Anſpruch durch ver⸗ 
tragliche Anerkennung zu einer gewöhnlichen Forderung oder wenn er rechtshängig geworden 
iſt MG Warn 1936 Nr 183). Der Schmerzensgeldanſpruch der Ehefrau im geſetzlichen Güterſtande 
gehört zum eingebrachten Gut ($$ 1363, 1365 BGB) und kann deshalb nach $ 1380 vom Ehemann 
im eigenen Namen geltend gemacht werden (RG 90, 65; 96, 96; 139, 289; JW 1921, 393°; . auch 
RR 1935 Nr 1156). Eine Abtretung des Anſpruchs an den Ehemann iſt unwirkſam (RG Seuff A 
Nr 131). Vgl. A 4 zu § 845. Der Anſpruch auf Schmerzensgeld geht nicht nach $ 1542 RVO auf 
den Verſicherungsträger über (RG SeuffA 86 Nr 83; R HAN 1931 Nr 1911; RG 27. 5. 29 IV 
700/28; 27. 1. 30 VI 738/28). 


8 848 
Wer zur Nückgabe einer Sache verpflichtet iſt, die er einem anderen durch 
eine unerlaubte Handlung entzogen hat, iſt auch für den zufälligen Untergang, 
eine aus einem anderen Grunde eintretende zufällige Unmöglichkeit der Her⸗ 
ausgabe oder eine zufällige Verſchlechterung der Sache verantwortlich!), es 
ſei denn, daß der Untergang, die anderweitige Unmöglichkeit der Herausgabe 


oder die Verſchlechterung auch ohne die Entziehung eingetreten ſein würde !). 
E I 710 II 771; M 2 740; P 2 607. 


Unerlaubte Handlungen $$ 847-851 855 


1. Die dem $ 287 nachgebildete Vorſchrift laßt denjenigen, der einem andern durch eine 
unerlaubte Handlung eine Sache entzogen hat und ihm deshalb nach § 249 zur Rückgabe ver⸗ 
pflichtet ift, auch für den Zufall einſtehen, der die Sache trifft, ſie zerſtört, verſchlechtert oder 
dem Erſatzberechtigten dauernd entzieht. Sache iſt auch hier jede körperliche Sache und nur 
dieſe ($ 90). Der Zufall muß die Sache als ſolche treffen; jo kann wohl eine Entwertung der 
Sache als Verſchlechterung in Betracht kommen, nicht aber eine ſolche Wertminderung, die nicht 
die Sache erleidet, ſondern nur ein mit ihr verknüpftes Recht, wie der Kursſturz einer Aktie (RG 
6. 2. 07 I 311/06). Eine Mahnung iſt nicht Vorausſetzung des Rechtes aus $ 848; die Haftung 
des Erſatzpflichtigen für die Sache erliſcht aber, nachdem der Beſchädigte gemäß § 250 den Erſatz 
ſeines Schadens in Geld verlangt hat. Darüber, wann Herausgabe und wann ſtatt ihrer Geld⸗ 
zahlung verlangt werden kann, entſcheidet § 848 nichts (RG Warn 1911 Nr 81). 

2. Der Rückgabeverpflichtete iſt von der Haftung für Zufall entlaſtet, wenn der Untergan 
die Verſchlechterung, die Unmöglichkeit der Herausgabe ar ohne 15 Entziehung die N 
getroffen haben würde. Die Beweislaſt hierfür trifft den Herausgabeverpflichteten. Daß 
derſelbe Zufall, der die entzogene Sache getroffen hat, ſie auch bei dem Beſchädigten getroffen 
haben würde, ift nicht erfordert; auch irgendein anderer Zufall, der dieſelbe Wirkung gehabt haben 
würde, genügt (M 2, 607). Deshalb muß ſich der Grundſtückseigentümer, dem ein Eiſenbahn⸗ 
unternehmer widerrechtlich ein Stück Landes weggenommen und zur Eiſenbahnanlage gezogen 
hat, mit dem Werterſatze begnügen, den er bei der Enteignung erhalten haben würde, wenn 
ohne die Entziehung die Enteignung zugunſten des Bahnbaues eingeleitet worden ſein würde 
(RG 13. 5. 08 V 415/07). 


8 849 


Iſt wegen der Entziehung einer Sache der Wert oder wegen der Beſchädigung 
einer Sache die Wertminderung zu erſetzen, ſo kann der Verletzte Zinſen des 
zu erſetzenden Betrags von dem Zeitpunkt an verlangen, welcher der Be- 
ſtimmung des Wertes zugrunde gelegt wird ). 

E I 717 II 772; M 2 740, 741; P 2 607. 

1. Die hier feſtgeſetzte Verzinſungspflicht für den Betrag des Werterſatzes an Stelle der 
Rückgabe einer entzogenen Sache ($ 90) entſpricht der ähnlichen Regelung für den Fall des Verzugs 
in der Herausgabe einer Sache in 5 290. Sie ſetzt den Nachweis eines Schadens nicht voraus, 
ſchließt aber die Geltendmachung eines nachzuweiſenden höheren Schadens nicht aus. Wird dem 
Erſatzberechtigten ein entgangener Gewinn zugeſprochen, den er aus der Sache gezogen haben 
würde, ſo kann daneben ſelbſtverſtändlich nicht Verzinſung des Werterſatzes verlangt werden. 
Der Zinsfuß ift der geſetzliche (8 246); den Zeitpunkt, der der Wertbeſtimmung zugrunde gelegt 
wird, ſetzt das Gericht nach der Sachlage in freiem Ermeſſen ($ 287 30) feſt. § 849 trifft auch 
den Fall der Entziehung von Geld durch eine u. H., die in der Entfremdung von Geldſtücken 
beſteht (M 2, 740). Für Zinſen der Hauptforderung haftet der dinglich oder perſönlich beſchränkt 
haftende Reeder entſprechend; für Prozeßzinſen haftet er unbeſchränkt (RG 153, 171). 


8 850 
Macht der zur Herausgabe einer entzogenen Sache Verpflichtete Verwen⸗ 
dungen auf die Sache, ſo ſtehen ihm dem Verletzten gegenüber die Rechte zu, 
die der Veſitzer dem Eigentümer gegenüber wegen Verwendungen hat !). 
E 1 718 II 772; M 2 741; P 2 007. 


1. Die Rechte, die der Beſttzer dem Eigentümer gegenüber wegen Verwendungen hat, 
find in den 88 994—1003 beſtimmt. Über nokwendige Verwendungen handeln die $$ 994, 995, 
über nützliche $ 996, über die Wirkung einer Genehmigung der Verwendungen $ 1001. Wegen 
der Verwendungen, die ihm zu erſetzen ſind, ſteht dem Beſitzer auch das Recht der Zurückbehaltung 
der Sache nach $ 273 zu, es ſei denn, daß er die Sache durch eine vorſätzlich begangene u. H. erlangt 
hat ($ 273 Abſ 2, $ 1000 Satz 2). 


§ 851 
1) Leiſtet der wegen der Entziehung oder Beſchädigung einer beweglichen 
Sache zum Schadenserſatze Verpflichtete den Erſatz an denjenigen, in deſſen 
Beſitze ſich die Sache zur Zeit der Entziehung oder der Beſchädigung befunden 
hat, ſo wird er durch die Leiſtung auch dann befreit ?), wenn ein Dritter Eigen ⸗ 
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tümer der Sache war oder ein ſonſtiges Necht an der Sache hatte, es ſei denn, 
daß ihm das Necht des Dritten bekannt oder infolge grober Fahrläſſigkeit 
unbekannt iſt 5). 

E II 774: P 2 607609. 1 

1. Auch wer wegen einer u. H. zum Schadenserſatze verpflichtet ift, joll des Schutzes feines 
guten Glaubens bei der Leiſtung des Schadenserſatzes nicht verluſtig gehen. Er muß wiſſen, 
an wen er dieſen leiſten ſoll, und ſoll vor Doppelzahlungen geſichert ſein, wenn er an denjenigen 
geleiſtet hat, den er für den richtigen Empfänger der Erſatzleiſtung angeſehen hat und anſehen 
durfte. 

2. Die dem Schutze dieſes guten Glaubens dienende Beſtimmung des $ 851 beſchränkt ſich 
auf den Fall der Entziehung oder Beſchädigung einer beweglichen Sache. Der Beſitz iſt ein 
äußerlich erkennbarer Zuſtand, nicht aber das Eigentumsrecht oder ſonſtige Recht an der Sache, 
das deſſen Träger zu dem eigentlich durch die u. H. Beſchädigten macht. Es iſt das natürliche, 
daß der Schädiger Schadenserſatz an denjenigen leiſtet, der zur Zeit der Ent- 
ziehung oder der Beſchädigung der Beſitzer der Sache war. Dieſe Leiſtung ſoll den 
Schädiger daher befreien, wie wenn ſie an den eigentlich Berechtigten erfolgt wäre. Selbſtver⸗ 
ſtändlich kann nur diejenige Erſatzleiſtung für den angerichteten Schaden, welche dieſen im ganzen 
deckt, den Schädiger auch ganz befreien. Die Befreiung hat die Wirkung, daß die weitere end- 
gültige Ausgleichung zwiſchen dem Beſitzer und dem eigentlich Berechtigten ſtattzufinden hat 
($ 816). Eine ausdehnende Anwendung des Paragraphen auf unkörperliche Gegenſtände, an 
denen kein Beſitz beſteht, iſt nicht zuläſſig. 

3. Die Befreiung tritt nicht ein, wenn der zum Schadenserſatz Verpflichtete das beſſere 
Recht eines Dritten an der Sache kannte oder nur infolge grober Fahrläſſigkeit nicht kannte. 
Die grobe Fahrläſſigkeit des $ 851 (vgl. 9 277) ift eine beſonders ſchwere Außerachtlaſſung der im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt (88 276, 277). Der Begriff iſt ein Rechtsbegriff (N JW 04, 
406). Maßgebend für die Kenntnis oder grob fahrläſſige Unkenntnis des Rechtes des Dritten 
ift die Zeit der Erſatzleiſtung. Den böſen Glauben (die Kenntnis oder grob fahrläſſige Unkenntnis 
112 ee Rechtes des Dritten) auf feiten des Schadenserſatzpflichtigen hat ber Verletzte zu 

eweiſen. 


8 852 
8 

) Oer Anſpruch auf Erſatz des aus einer unerlaubten Handlung ?) ent- 
ſtandenen Schadens ?) verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in welchem 
der Verletzte von dem Schaden und der Perſon des Erſatzpflichtigen Kenntnis 
erlangt), ohne Nückſicht auf dieſe Kenntnis in dreißig Jahren von der Begehung 
der Handlung an 5) 6) 7). 

Hat der Erſatzpflichtige durch die unerlaubte Handlung auf Koſten des 
Verletzten etwas erlangt, ſo iſt er auch nach der Vollendung der Verjährung 
zur Herausgabe nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerecht- 
fertigten Bereicherung verpflichtet 8). 

E 1 710, 720 IE 778; M 2 741744 P 2 609—612. 

1. Das BGB ſieht für die Anſprüche aus einer u. H. eine zweifache Verjährung von drei 
und von dreißig Jahren vor, deren Beginn für beide Fälle abweichend von der allgemeinen Regel 
des $ 198 feſtgeſetzt iſt. Bei keiner der beiden Verjährungen des $ 852 iſt der Zeitpunkt der Ent⸗ 
ſtehung des Anſpruchs für den Beginn der Verjährungsfriſt maßgebend. Der Beginn der kurzen 
Verjährung richtet ſich nach der Kenntnis des Verletzten von dem Schaden und der Perſon des 
Täters, der Beginn der längeren nach dem Zeitpunkt der Begehung der u. H. — Über die Be⸗ 
rufung auf den Ablauf der Verjährungszeit des $ 852 bei im Auslande von einem Deutſchen 
begangenen unerlaubten Handlungen ſ. EG Art 12 und RG 118, 141. 

2. Der Begriff der unerlaubten Handlung ift in $ 852 in demſelben weiteren Sinne zu faſſen, 
in dem die Titelüberſchrift ihn verſteht. Die Verjährungsvorſchrift des $ 852 erſtreckt ſich deshalb 
auf alle Tatbeſtände, die dieſem weiteren Begriffe zu unterſtellen find (RG 67, 141), mögen fie 
im BGB oder in einem andern Geſetze geregelt ſein, ſofern nicht hierfür eine beſondere Ver⸗ 
jährungsvorſchrift geſchaffen iſt (vgl. Vorbem 1 u. 2 vor $ 823). So ift $ 852 auch auf die Anſprüche 
aus einer Eigentumsverletzung nach 88 906, 1004 anzuwenden (MG 70, 150: JW 1912, 311; 
1926, 11511 1935, 1775, Warn 1910 Nr 365; 1914 Nr 189; Gruch 69, 105), ebenſo auf Schadens⸗ 
erſatzanſprüche aus 88 302 Abſ 4, 600 Abſ 2, 717 Abſ 2, 945 ZRO (RG 67, 141; 74 S. 249, 434; 
78, 207; 104, 241 [250] ; 106, 289; 113, 125 [134]; 149, 321; JW 1911, 1531913, 43817; 1933, 
205713; RG Warn 1927 Nr 127; 1935 Nr 46; RG HRR 1938 Nr 514; a. M. Staudinger 5852 
A 8e); zur Frage des Beginns der Verjährung der Schadenserſatzanſprüche aus § 945 3 PO, 


Unerlaubte Handlungen $$ 851, 852 857 


falls über die dem Arreſt zugrundeliegende Hauptforderung ein Rechtsſtreit geführt wi i 
zum Einwand unzuläſſiger Rechtsausübung gegenüber 15 Berſaheun seine 6 15 143 
Gadow DEWN 1936, 97; ferner auf Schadenserſatzanſprüche aus §1 des preuß. Tumultſchaden⸗ 
geſetzes v. II. 3.50 (R& 122, 320); nicht dagegen auf Erſatzanſprüche des Eigentümers nach 
89 985ff. (RG 117, 423). Wenn der Tatbeſtand einer u. H. im einzelnen Falle zu⸗ 
gleich eine Vertragsverletzung enthält, ſo zieht die kürzere Verjährung des 
Anſpruchs aus der u. H. nicht auch das Erlöſchen des Vertragsanſpruchs nach 
ſich, für den eine längere Verjährung gilt (NG 66, 86; 96, 53; 131, 278), ſo des An⸗ 
ſpruchs aus dem Beförderungsvertrage, ferner aus § 618, aus §8 62, 76 HGB, aus 8 463 Satz 2 
BG (NG Warn 1913 Nr 282; 1914 Nr 180). Da die Amtstätigkeit des Notars nicht zugleich 
Vertragsgegenſtand fein kann (vgl. Vorbem 2b vor $ 611), regelt ſich die Verjährung der Anſprüche 
gegen den Notar wegen Amtspflichtverſehen allein aus $ 852 (NG Warn 1915 Nr 115). Bei An⸗ 
ſprüchen aus mehrfacher Amtspflichtverletzung nach $ 839 können mehrere ſelbſtändige unerlaubte 
Handlungen vorliegen, für welche die Vorausetzungen der Verjährung nach $ 852 beſonders feſt⸗ 
zuhalten ſind (RG 29. 3. 27 117 22/27). Dagegen zehrt die kürzere Verjährung der An- 
ſprüche aus Vertragsverletzungen beſonderer Art, wie in 88 558, 606, oder nach 
$$ 60, 61 HGB, auch den Anſpruch aus der u. H. auf, weil die Beſtimmung, die die kürzere 
Verjährung anordnet, ſonſt bedeutungslos werden und ihren Zweck nicht erfüllen würde (RG 
66, 363; R Di 1937, 1290). Aus demſelben Grunde findet die kürzere Verjährung aus $ 1057 
(Anſpruch des Eigentümers wegen Verſchlechterung der Sache durch den Nießbraucher) auch dann 
Anwendung, wenn die Verſchlechterung auf eine u. H. des Nießbrauchers zurückzuführen 
iſt (RG Warn 08 Nr 320). Die Pflichtverletzung des Vormundes ($ 1833) erſcheint nicht 
als u. H., ſondern als Verletzung der Pflichten aus einem familienrechtlichen Schutzverhält⸗ 
niſſe; auf Rückgriffsanſprüche des Mündels gegen den Vormund erleidet daher $ 852 keine An- 
wendung (RG 8. 7. 07 IV 29/07). Ebenſo gehören die Anſprüche des Staates gegen feine Beamten 
wegen Verletzung ihrer Dienſtpflichten nicht hierher (MG JW 1927, 12490. Die Anſprüche der 
Genoſſenſchaft gegen die Mitglieder des Aufſichtsrats aus $ 41 Gen® find keine Anſprüche aus 
u. H., ſondern beruhen auf vertraglicher Grundlage und unterliegen lediglich der Verjährung 
nach § 41 Abſſ 4 d. Gef. (RG 87, 306). Auch Anſprüche aus § 75 Ein! z. PrA LR find keine An⸗ 
ſprüche aus u. H., auf die $ 852 Anwendung finden kann (RG 78, 202; 23 1919, 1075). § 852 
gilt ferner nicht für die Ausgleichungsanſprüche der mehreren Perſonen, die für denſelben Schaden 
aus u. H. nebeneinander verantwortlich find ($$ 830, 840, 426; RG 69, 422; 77, 317; JW 1910, 
23514; ogl. dazu für $ 8 Haftpfl& RG JW 1910, 23514); denn hier handelt es ſich um Anſprüche 
aus dem Geſamtſchuldverhältniſſe, nicht aus der u. H. Über die Verjährung des Abänderungs⸗ 
anſpruchs aus $ 323 3 PO vgl. $ 843 A 40 und unten A 4c. Anſprüche aus der Geſchäftsführung 
ohne Auftrag oder der Bereicherung wegen Aufwendungen Dritter zur Beſeitigung eines aus 
u. H. herrührenden Schadens, die gegen den Erſatzpflichtigen erhoben werden, ſind ſelbſtändig 
und unterliegen nicht der kurzen Verjährung des § 852 (Rc 86, 96). Selbſtändige Verjährung 
eines Bereicherungsanſpruchs, der tatbeſtändlich mit einem Schadenserſatzanſpruch aus unerlaubter 
Handlung zuſammentrifft, ſ. RG Di 1938, 1598. 

3. Wie die ſämtlichen Beſtimmungen des 25. Titels ſpricht auch $ 852 nur von dem Schadens⸗ 
erſatzanſpruche (85 249, 842, 843ff.) des Verletzten, nicht von dem daneben beſtehenden An⸗ 
ſpruch auf Unterlaſſung der rechtswidrigen Eingriffe (vgl. darüber Vorbem 6 vor § 823. 
Selbſtverſtändlich zieht aber die Verjährung der Schadenserſatzklage auch die Verjährung der 
Unterlaſſungsklage nach ſich (RG 22. 5. 08 II 5/08), und zwar nicht nur der Unterlaſſungsklage 
auf Wiederherſtellung (Vorbem 6 II vor $ 823), ſondern auch der vorbeugenden Unterlaſſungs⸗ 
klage (Vorbem 6 III ebenda), da auch dieſe Klage einen gegenſtändlich widerrechtlichen Eingriff 
in ein durch die Beſtimmungen über die u. H. geſchütztes Rechtsgut ($$ 823, 824) vorausſetzt und 
als eine Klage aus oder wegen u. H. erſcheint (vgl. ebenda). 5 

4. Der Beginn der kürzeren dreijährigen Verjährung des 8 852 ſetzt die Kenntnis 
des Verletzten von dem Schaden und von der Perſon des Erſatzpflichtigen voraus, die durch 
verſchuldete Unkenntnis nicht erſetzt wird (RG 76, 61; JW 1912, 3828, Warn 1912 
Nr 308; 83 1917, 5994; HRR 1930 Nr 1213). Mit jener Kenntnis beginnt aber die Verjährung 
ohne weiteres zu laufen; zur Einſchiebung einer, wenn auch nur kurzen, Überlegungsfriſt bietet 
das Geſetz keine Möglichkeit (NG JW 1937, 1237). Der Verletzte iſt im Sinne des $ 852 der 
Erſatzberechtigte; im Falle des $ 844 kommt es alſo auf die Kenntnis der unterhaltsberechtigten 
Hinterbliebenen eines Getöteten, im Falle des $ 845 auf diejenige des Ehemanns, nicht der Ehe⸗ 
frau, an (RG 94, 220; JW 1914, 195). Iſt eine juriſtiſche Perſon geſchädigt, jo kommt es 
auf die Kenntnis ihrer geſetzlichen Vertreter an. Wird aber z. B. eine Geſellſchaft mbH. unter 
Mitwirkung ihres Geſchäftsführers ſittenwidrig geſchädigt, dann kann deſſen Kenntnis nicht als 
Kenntnis der Geſellſchaft im Sinne des $ 852 gewertet werden; die hier geforderte Kenntnis 
erlangt die Geſellſchaft erſt, wenn ein neuer geſetzlicher Vertreter von dem Schaden und der Perſon 
des Erſatzpflichtigen erfährt, oder der untreue Geſchäftsführer feine Haltung ändert, Schritte zur 
Durchführung der Anſprüche der Geſellſchaft unternimmt und damit ſeine Kenntnis als die der 
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Geſellſchaft verwertet (NG JW 1936, 3111). Verletzt iſt nicht nur der unmittelbar, ſondern auch 
der mittelbar Beſchädigte, ſofern ihm nach dem Geſetz Erſatzanſprüche zuſtehen. Der Verletzte it 
derjenige, in deſſen Perſon der Schadenserſatzanſpruch entſtanden iſt. Geht der Anſpruch 
durch Abtretung oder kraft Geſetzes (68 398, 412) auf einen anderen über, jo 
ſchadet die Kenntnis des bisherigen Gläubigers dem neuen; nach dem Übergang des Anſpruchs 
ſetzt auch eine Kenntnis des neuen Gläubigers die Verjährungsfriſt gegen ihn in Lauf; ſo auch 
für den Übergang einer Unfallforderung auf den Verſicherungsträger gemäß $ 1542 RVO RG 
152, 115; vgl. RG 63, 388; 151, 345. 

a) Die Kenntnis von dem Schaden iſt die Kenntnis der ſchädlichen Folgen der u. H. 
im allgemeinen dergeſtalt, daß auf ihrer Grundlage eine Klage auf Schadens 
erſatz, wenn auch nur als Feſtſtellungsklage (NG Warn 09 Nr 103; 1935 Nr 39), mit 
einigermaßen ſicherer Ausſicht auf Erfolg angeſtellt werden kann; bloße Ber⸗ 
mutungen und Befürchtungen genügen nicht (RG JW 1915, 193°; 1918, 303°). Beginn der Ver⸗ 
jährung eines Schadenserſatzanſpruches wegen Nichtverwendung von Verſicherungsmarken |. RAS 
14, 273. Der Angeſtellte, der trotz feiner Einwendungen in der Nähe eines mit offener Tuber⸗ 
kuloſe behafteten Abteilungsleiters arbeiten muß und angeſteckt worden iſt, erlangt die nach $ 852 
erforderliche Kenntnis nicht ſchon mit der Vermutung, ſondern erſt mit der Überzeugung, an⸗ 
geſteckt zu fein (RAG 17, 33). Wer durch eine u. H. nur mittelbar inſofern geſchädigt wird, als 
er Dritten z. B. für eine Beſchädigung ihrer Sache erſatzpflichtig ift, erlangt die Kenntnis von dem 
Schaden im Sinne des 9 852 erſt mit der Kenntnis von ſeiner Erſatzpflicht (RO JW 1927, 12494). 
Der geſamte aus einer u. H. entſpringende Schaden ſtellt dabei eine Einheit 
dar und erſcheint nicht als eine Summe einzelner ſelbſtändiger unzuſammenhängender Schäden; 
die Ungewißheit über den Umfang und die Höhe des Schadens ſchließt deshalb 
den Beginn der Verjährung nicht aus; alle Folgezuſtände, die in dem Zeitpunkte der 
erlangten Kenntnis von dem Schaden überhaupt auch nur als möglich vorauszuſehen waren, 
find mit dieſer allgemeinen Kenntnis dem Verletzten bekannt geworden (RG 70, 150; 83, 360; 85, 
424; 86 S. 181 u. 384; 106, 285; 119, 208; JW 07 S. 302° u. 83210, 08, 1011; 09 S. 724 u. 
72510; 1912 S. 3828 u. 75116; 1913, 6864; 1914, 355”; 1915, 193°; 1918, 303%; 1926, 11510; 
1936, 18318, 239814; 1937, 13075; RG Warn 09 Nr 103, 301, 509; 1912 Nr 29 u. 432; 1913 Nr 143; 
1914 Nr 56, 83; 1916 Nr 137 u. 281; L3 1918, 11332; 1919, 107; R HRR 1935 Nr 735; 1936 
Nr 258; |. auch HAN 1935 Nr 670; Anwendung auf gütergemeinſchaftlichen Schaden RG 73, 309). 
Nur, wenn ſpäter neue Nachteile aus der u. H. entſtehen oder erſichtlich werden, die vorher 
ſich nicht vorausſehen oder erwarten ließen, beginnt für dieſe eine beſondere Verjährung 
mit ihrer Kenntnis und der Kenntnis ihres urſächlichen. Zuſammenhangs mit der u. H. (MO 70, 
150; 85, 424; 86, 181; RG JW 07, 8321 08, 1011; 09, 725%; 1914 S. 195 u. 355”; 1915, 655”; 
1918, 303°; 1936, 239814, R HNR 1935 Nr 109; RO Warn 09 Nr 103, 301; 1912 Nr 432; 1913 
Nr 143; 1914 Nr 84; 1916 Nr 137; RG HR R 1938 Nr 514). War an einem Gebäude infolge einer 
u. H. eine Lockerung der Grundmauern entſtanden und erkennbar geworden, ſo ſind die einzelnen 
nach und nach ſich bildenden Riſſe der Gebäudewände nicht neue Schäden, ſondern Folgeerſchei⸗ 
nungen des früher erkannten Schadens (NG JW 09, 72418; 1912, 75116). Treten aber ſpäter neue 
Wirkungen einer u. H. hervor, die erſt infolge nachträglich eintretender Umſtände dem Verletzten 
weitere Nachteile bereiten, dann handelt es ſich um neue Schäden mit neuem Beginn der Ver⸗ 
jährung (RG 119, 204). Die nach dem Kriegsausgang einſetzende ungeheure Verteuerung der Stoffe 
und Arbeitslöhne, die die Koſten für die Wiederherſtellung einer beſchadigten Sache um das Viel⸗ 
fache in die Höhe ſchnellen ließ, war eine Schadensfolge der Sachbeſchädigung, deren mögliche Ent⸗ 
ſtehung nicht vorhergeſehen werden konnte; ſie begründete deshalb den Beginn einer neuen Ver ⸗ 
jährung (MG 102, 143). Ebenſo war gegenüber der Erhöhung eines Anſpruchs auf Schadenserſatz die 
Einrede der Verjährung dann nicht begründet, wenn die Erhöhung nur auf der inzwiſchen ein 
getretenen Geldentwertung beruhte (RG 106, 184; 108, 38; NG Warn 1923/24 Nr 114; RG 18. 
2.25 V 123/24). 1 

Bei Aufhebung oder Minderung der Erwerbsfähigteit infolge einer Verletzung des Körpers 
genügt für den Beginn der Verjährung die Kenntnis von der Beeinträchtigung gen 
Erwerbsfähigkeit überhaupt (RG JW 09, 72510; 1912, 382°; Warn 09 Nr 301; 1913 
Nr 143); Spätere Verſchlimmerungen der durch die Verletzung hervorgerufenen Leiden, 
die von vornherein mit in Rechnung zu ziehen waren, begründen keine neue Verjährung 
(RG ebenda und Warn 1916 Nr 137; 28 1918, 11332). Wohl aber tun dies Leiden anderer Art, 
die ſich erſt ſpäter einſtellten, innere Erkrankungen oder ſchwere dauernde (chroniſche) Zuſtände, 
während die Verletzung zunächſt als Folgen nur äußere oder leichtere vorübergehende 4 
Störungen erkennen ließ (RG 86 S. 181 u. 384; ZW 1914, 19511; 1915, 355˙; 1918, 309 r 
Warn 09 Nr 301; 1912 Nr 432; 1914 Nr 56 u. Nr 84; 1916 Nr 137; 28 1921 S. 19 u. 2750 
Eine weſentliche Verſchlimmerung des Leidens, die der Arzt dem Verletzten als außerhalb per 
Erwartung ftehend bezeichnet hat, kann auch dem Verletzten ſelbſt nicht wohl als erkennbar er 
ſcheinen, ſo daß er eine Klage nach verſtändiger Erwägung darauf bauen konnte; der Ausſpruch 
des Arztes hindert in ſolchem Falle die Kenntnis des Verletzten und läßt die Verjährung ni 
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eintreten; doch darf es ſich nicht um einen allgemeinen Troſtzuſpruch des Arztes handeln; es muß 
ein beſtimmter Ausſpruch des Arztes vorliegen, der die nachher eingetretene Verſchlimmerung 
dem Verletzten als ausgeſchloſſen erſcheinen läßt (NG ZW 1921, 15320. Für den Beginn der 
Verjährung iſt es nicht von Einfluß, wenn der Verletzte zunächſt e ine Einbuße am Erwerbe über- 
haupt nicht erleidet (Beamter, der Gehalt bezieht und im Dienſte verbleibt; Ehefrau, die im 
Hausweſen oder Geſchäfte des Mannes tätig iſt), ſofern nur die Kenntnis von der Beeinträchtigung 
der Erwerbsfähigkeit erlangt war, die einen einigermaßen ſicheren Ausblick auf die Erwerbs⸗ 
verhältniſſe der Zukunft geſtattet (RG 73, 309; Warn 09 Nr 509). Hinſichtlich der Steigerung 
aller Preiſe infolge des Kriegsausgangs und der ſtaatlichen Umwälzung muß dasſelbe gelten für 
den Schaden an der Perſon, was vorher für die Beſchädigung einer Sache geſagt wurde; dieſe 
außerordentliche Entwicklung der Dinge war nicht vorherzuſehen; der durch ſie bedingten Er⸗ 
höhung der Schadenserſatzanſprüche ſteht Verjährung deshalb nicht entgegen; es handelt ſich 
um eine neue Schadensfolge (RG JW 1921, 12303; Warn 1921 Nr 149). Für den Beamten, 
der infolge einer Körperverletzung oder Geſundheitsbeſchädigung in den Ruhe- 
ſtand verſetzt wird und dadurch ſein bisheriges Dienſteinkommen verliert, beginnt hinſichtlich 
dieſes Schadens die Verjährung mit dem Zeitpunkte, wo ihm die Unausbleiblichkeit dieſes Erwerbs⸗ 
verluſtes bekannt wird. War dieſe Folge bei der Schwere der Verletzung von vornherein voraus⸗ 
zuſehen und mußte ſie mit in Rechnung gezogen werden, ſo fällt ihre Kenntnis mit der allgemeinen 
Kenntnis vom geſamten Schaden zuſammen (f. oben); iſt der Beamte zunächſt in Stellung und Ge⸗ 
halt verblieben und trat die Notwendigkeit feiner Verſetzung in den Ruheſtand erſt ſpäter hervor, fo 
iſt die Kenntnis des Erſatzberechtigten hiervon für den Beginn der Verjährung maßgebend (RG, 
85, 424; JW 1915, 6557; Warn 1912 Nr 29). Der Anſpruch aus $ 945 ZPO (Vorbem 2 vor 
$ 823 und oben A 2) ſetzt nur voraus, daß durch die Vollziehung der zur Sicherung einer unbe- 
gründeten Forderung angeordneten einſtweiligen Verfügung dem Gegner ein Schaden ent⸗ 
ſtanden iſt, und die Verjährung beginnt zu laufen, ſobald dieſe den Erſatzanſpruch begründenden 
Tatſachen dem Geſchädigten bekannt geworden find; die Anhängigkeit eines Rechtsstreits über 
die durch die einſtweilige Verfügung geſicherte Forderung iſt ohne Einfluß. Die Frage, ob die 
einſtweilige Verfügung von Anfang an ungerechtfertigt war, kann im Schadenserſatzprozeß ent⸗ 
ſchieden werden (R 106, 289, RG 23 1926, 2815; JW 1927, 1153˙; 1933, 205713). 

Die Verjährung eines Schadenserſatzanſpruches aus u. H. beginnt in jedem Falle 
erſt mit deren Abſchluß. Beſteht die Handlung z. B. darin, daß der Täter durch Erhebung einer 
ſittenwidrigen Forderung den Verletzten zur Zuziehung eines rechtskundigen Beraters nötigt, fo iſt 
ſie ſolange nicht abgeſchloſſen, als der Täter an ſeiner Forderung feſthält und damit den Verletzten 
zur Beibehaltung des Beraters beſtimmt (RG 4. 11. 31 IX 290/31). Daß die Wiederholung der 
ſchädigenden Handlung ſelbſt immer eine neue Beſchädigung und einen neuen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch erzeugt und deshalb auch eine neue Verjährung in Lauf ſetzt, ift ſelbſtverſtändlich. Der Um⸗ 
ſtand, daß die wiederholten ſchadenſtiftenden Handlungen Ausfluß eines einheitlichen Entſchluſſes 
ſind, kann eine andere Beurteilung nicht rechtfertigen, insbeſondere nicht bewirken, daß die Ver⸗ 
jährung irgendwelcher Schadenserſatzanſprüche erſt mit der letzten u. H. für alle beginnt (NG 80, 438; 
134, 335; RG HRR 1935 Nr 669). Von der fortgeſetzten Wiederholung der u. H. mit ſteter 
Erneuerung der ſchädlichen Folgen iſt aber wohl zu unterſcheiden die Fortdauer eines 
aus einer einmaligen, in ſich abgeſchloſſenen u. H., z. B. einer widerrechtlichen Pfändung, 
hervorgegangenen ſchädlichen Zuſtandes, wobei die Kenntnis von dem Eintritt dieſes Zuſtandes 
maßgebend iſt (RG JW 07, 83210; 1912, 3115, 1917, 39°; 1926, 115110; 1927, 8934, 1934, 41375 
Gruch 69, 105; Warn 1914 Nr 189; 1916 Nr 281; 23 1918 S. 107°, 322“; 1919, 107°), Anders 
wieder, wenn die Fortdauer eines ſchädlichen Zuſtandes nicht auf eine einmalige u. H., ſondern 
darauf zurückzuführen ift, daß der Verpflichtete ſchuldhaft unterläßt, den Zuſtand zu beſeitigen; 
der Lauf der dreijährigen Verjährungsfriſt aus $ 852 beginnt hier für jeden infolge der 
Nichtbeſeitigung eintretenden Schaden beſonders mit dem Zeitpunkt, in dem der Beſchädigte von 
dieſem Schaden Kenntnis erlangt (RG 106, 283). Eine Rechtfertigung unzuläſſiger Einwirkungen, 
3. B. eines ſchädigenden Betriebes auf das beeinträchtigte Grundſtück, in ihrer Geſamtheit durch 
„Verſchweigen“ gibt es nicht (RG JW 1935, 17755). Die Kenntnis vom Schaden ſetzt natürlich 
die Kenntnis von der u. H. ſelbſt voraus. Bei einem auf Argliſt des Beklagten geſtützten 
Schadenserſatzanſpruche nach $ 826 iſt alſo zum Beginne der Verjährung Kenntnis von der arg⸗ 
liſtigen Handlungsweiſe erforderlich. Auslegung von Vergleichen, die Verzichtserklärungen auf 
Schadenserſatzanſprüche auch aus künftigen Unfallſchäden enthalten, |. RG HAN 1935 Nr 109. 

b) Die Kenntnis von der Perſon des Erſatzpflichtigen kann, wenn mehrere Perſonen für 
denſelben Schaden nebeneinander verantwortlich ſind ($ 840), hinſichtlich der einzelnen zu 
verſchiedenen Zeiten erlangt werden, und die Verjährung beginnt dann gegen die mehreren 
Erſatzpflichtigen dementſprechend an verſchiedenen Zeitpunkten. Wenn mehrere Perſonen nach⸗ 
einander haften — hilfsweiſe Haftung des Unzurechnungsfähigen nach § 829 und des Beamten 
nach $ 839 Abs 1 Satz 2 —, jo beginnt die Verjährung gegen den Nachverhafteten erſt mit der 
Kenntnis, daß ein vorverhafteter Erſatzpflichtiger nicht vorhanden iſt (MG 94, 220; RG ZW 1915, 

59429; 1926, 22843; |. auch unter e). Die Kenntnis von der Perſon des Erſatzpflichtigen 
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muß ſo weit reichen, daß der Beſchädigte eine Klage gegen die Perſon zu be— 
gründen in der Lage iſt; bei Haftung aus Vorſatz gehört dazu die Kenntnis von der argliſtigen 
Handlungsweiſe (ſ. oben unter a), bei Verſchuldenshaftung die Kenntnis von einem ſchuldhaften 
Handeln oder Unterlaſſen der Perſon, ſowie die Kenntnis davon, daß dieſes vorſätliche oder fahr⸗ 
läſſige Verhalten den Schaden verurſacht haben kann, nicht notwendig die ſichere Überzeugung, 
oder gar Gewißheit von dieſer ſchuldhaften Verurſachung (RG 76, 61; 124, 111; 142, 280; JW 
1912, 64012; Warn 1912 Nr 308 u. 432; 1932 Nr 77; RG HRR 1935 Nr 420), jedenfalls aber mehr 
als eine bloße Vermutung (MAG 17, 33). Solange die Frage, wer für den Fall eines Erſatzanſpruchs, 
rechtlich der Erſatzpflichtige iſt, für alle Beteiligten noch ungeklärt und zweifelhaft iſt, kann auch 
die Verjährung nach $ 852 noch nicht beginnen (RG JW 1935, 3154). Für eine Rechtsverfolgung 
gegen einen Geſchäftsunfähigen iſt die Kenntnis von der Perſon des geſetzlichen Vertreters er⸗ 
forderlich (NG Warn 1913 Nr 143). Auch eine auf Rechtsirrtum beruhende Nichtkenntnis der 
Perſon des Erſatzpflichtigen kann dem Beginn der Verjährung entgegenſtehen (vgl. RG 76, 63; 
140, 75; 142, 280; RG JW 1938, 97058, RG HRR 1932 Nr 446; NG 4. 11. 31 IX 290/31; |. aber 
auch RG 67, 145). Das gilt auch für den Fall der Amtshaftung ($ 839). Iſt aber der dem Ge⸗ 
ſchädigten bekannte Sachverhalt derart, daß er für ihn von feinem Standpunkt aus eine Amts⸗ 
pflichtverletzung als naheliegend erſcheinen läßt, ſo ſteht dem Beginne des Verjährungslaufs nichts 
entgegen, und der Verletzte kann ſich nicht nachträglich darauf berufen, er habe nicht gewußt, daß der 
Beamte nicht perſönlich hafte, ſondern an ſeiner Stelle der Staat oder eine andere öffentlich 
rechtliche Körperſchaft (RG 142, 348; RG HAN 1933 Nr 1921). Die nach dieſen Sätzen an ſich 
vorhandene Kenntnis von der Perſon des Erſatzpflichtigen wird nicht dadurch berührt, daß der 
Beſchädigte wegen der Unfallrente mit zwei verſchiedenen Berufsgenoſſenſchaften in Streit war; 
wohl aber bewirkt ein Beſcheid der Berufsgenoſſenſchaft, der der Verfolgung des Anſpruchs ent- 
gegenſtand, eine Hemmung der Verjährung nach $ 202 (RG 80, 212). Ob die Kenntnis von der 
Perſon des Erſatzpflichtigen auch die Kenntnis der Perſon des Rechtsnachfolgers (Erben) bedingt, 
auf den die Erſaßpflicht nach ihrer Entſtehung übergegangen iſt, läßt R ZW 07, 3025 unent- 
ſchieden; die Frage iſt nach richtiger Anſicht zu verneinen; der Rechtsnachfolger wird erſatzpflichtig 
nur aus der Perſon des Rechtsvorgängers; dem Intereſſe des Gläubigers dient für den Fall der 
Erbfolge die Beſtimmung des $ 207. 

c) Wie fi die Kenntnis von dem Schaden und von der Perſon des Erſatzpflichtigen für die 
einzelnen Tatbeſtände der u. H. geſtalten muß, iſt zum Teil ſchon berührt. Die Tatbeſtände der 
Ss 823. 826 bieten nach dieſer Richtung nichts Beſonderes. Für § 829 iſt die Kenntnis, daß ein 
an erſter Stelle zum Erſatze Verpflichteter nicht vorhanden ſei, ſowie die Kenntnis von der Nicht- 
verantwortlichkeit des Hilfserſatzpflichtigen erforderlich (R 94, 220; ſ. oben unter b, ſowie A 4 
zu § 829). Für § 831 iſt die Kenntnis von der rechtswidrigen Handlung einer zu einer Verrichtung 
beſtellten Perſon und von der Perſon des dafür verantwortlichen Geſchäftsherrn zu verlangen, 
wogegen es auf die Kenntnis der zu der Verrichtung beſtellten Perſon nicht ankommt; RG ZW 
1913, 6864 (ebenfo R 03 1915, 5143) fordert außerdem die Kenntnis, daß keiner der Umſtäude 
vorliege, durch deren Nachweis ſich der Geſchäftsherr von ſeiner Erſatzpflicht befreien kann. Das 
dürfte zu weit gehen; denn ſein Verſchulden wird vermutet, und die Entlaſtung, deren tatächliche 
Grundlagen dem Verletzten meiſt unbekannt und auch für ihn ſchwer erkundbar ſind, iſt Sache 
der Einrede und gehört nicht zur Klagebegründung (RG 70, 379; 87,1; Warn 1914 Nr 53; vgl. 
A 3 u. ö zu § 831). In RG 133, 1 iſt denn auch jene Anſicht aufgegeben und ausgeſprochen worden, 
daß auch im Falle des § 831 der Lauf der Verjährung nicht erſt in dem Augenblicke beginnt 
in dem der Fordernde weiß, daß keine durchgreifenden Einwendungen und Einreden gegeben 
find (vgl. auch R HRR 1933 Nr 1425). Entſprechend find auch die gleichgearteten Tatbeſtände 
der $$ 832, 833 Satz 2, 834, 836— 838 zu behandeln (ſo auch R& 133, 1 (61). Für 8 839 iſt gleichwie 
für 5 829 die Kenntnis erforderlich, daß ein erſtverhafteter Erſatzpflichtiger nicht in Anſpruch ge 
nommen werden kann, gegebenenfalls der Ausfall, für den der Beamte aufzukommen hat, auch 
feiner Höhe nach feſtſteht und dieſe Höhe dem Geſchädigten bekannt iſt (RG 94, 220; 137, 20; 
JW 1915, 5942, 1926, 22845; 1937, 211316, RG Warn 1935 Nr 111; RG HAN 1934 Nr 1283; 
ſ. auch oben zu b und A 6 zu $ 839). Daraus darf aber nicht gefolgert werden, daß ſich der Ge⸗ 
ſchädigte, wenn neben dem Beamten nur beſtimmte Perſonen als Schädiger in Betracht kommen 
können, völlig untätig verhalten und abwarten kann, ob auf irgendeine Weiſe die eigentliche Urſache 
aufgeklärt und ihm bekannt wird; er muß vielmehr, ſchon um die Verjährung anderer Erſaß⸗ 
anſprüche und damit die ſchuldhafte Verſäumung einer Erſatzmöglichkeit (8 839 A 6) zu vermeiden, 
gegen den in Frage kommenden Erſatzpflichtigen Dritten vorgehen und den Sachverhalt klar⸗ 
ſtellen, und die dreijährige Verjährung des Amtshaftungsanſpruchs wird dann bei im übrigen 
gegebenen Vorausſetzungen von dem Zeitpunkt an zu berechnen ſein, in dem annehmbar im Prozeß. 
weg hätte feſtgeſtellt fein können, dal; von dem Dritten Schadenserſatz nicht oder nur zu einem 
beſtimmten Teil zu erlangen war (RG 145, 56). Für die Abänderungsklage aus § 323 8 
iſt, ſoweit $ 852 in Betracht kommt, auf ſeiten des Verletzten, der die Erhöhung oder die weitere 
Erſtreckung der Rente der Dauer nach verlangt, die Kenntnis von der weſentlichen Veränderung 
erforderlich (RG 86 S. 181 u. 384; ſoweit die Verjährung nach $8 Haftpflch ſich regelt, vgl. A 40 
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zu § 843). Der Anſpruch des Erſatzverpflichteten auf Aufhebung oder Minderung der Rente, auf 
den die Verjährungsvorſchriften des $ 852 wie des 98 Haftpflcß und des § 194 BGB nicht paſſen 
iſt der Verjährung überhaupt entrückt. Bei dem Verletzten handelt es ſich um eine Erweiterung 
ſeines Schadenserſatzanſpruches; bei dem Erſatzpflichtigen aber im ſtrengen Sinne überhaupt um 
keinen Anſpruch, ſondern um ein neues, vom Geſetze zugelaſſenes Beſtreiten des gegneriſchen 
Anſpruchs für die Forderungen in der Zukunft unter Führung des Gegenbeweiſes. 

5. Die dreißigjährige Verjährung, die ohne Rückſicht auf die Kenntnis nach A 4, d. i. wenn 
dieſe Kenntnis überhaupt nicht oder erſt innerhalb der letzten drei Jahre des dreißigjährigen 
Zeitraums erlangt wurde, ihren Lauf nimmt, beginnt mit der Begehung der u. H. Be- 
gangen ift im Sinne des $ 852 die u. H., wenn die die Verletzung herbeiführende Urſache geſetzt iſt, 
mag auch der Anſpruch ſelbſt noch gar nicht entſtanden fein (vgl. M 2, 780). Die Beſtimmung ſetzt 
alſo eine Ausnahme von dem Grundſatze des § 198. Die „Begehung der Handlung“ begreift hier 
nicht den geſamten gegenſtändlichen und perſönlichen Tatbeſtand der u. H.; vielmehr will das 
Geſetz den Beginn der längeren Verjährung auf das zeitlich am eheſten beſtimmbare Ereignis 
der verurſachenden äußeren Handlung abſtellen, ähnlich wie § 8 Haftpflch den Tag des Unfalls 
entſcheiden läßt. Ein Unterſchied zwiſchen Grundhaftung und Hilfshaftung (88 829, 839 Abi 1 
Satz 2; vgl. A 4) beſteht für die dreißigjährige Verjährung nicht; ſie beginnt unbedingt und 
ausnahmslos mit dem Zeitpunkte der begangenen Handlung im obigen Sinne. 

6. Für die Vollendung, die Erneuerung, die Unterbrechung der Verjährung gelten die allge⸗ 
meinen Vorſchriften der 88 202 ff. Eine Teilklage unterbricht die Verjährung nur für den geltend 
gemachten Teil, nicht für den ganzen Anſpruch; ein Vorbehalt der Erweiterung in der Klage 
iſt belanglos (RG 57, 372; 65, 398; JW 07, 3025; 08, 101). Kann zur Zeit der Klagerhebung 
der ganze Schaden nicht überſehen werden, jo muß zur Unterbrechung der Verjährung mit der 
Teilleiſtungsklage eine Feſtſtellungsklage wegen des übrigen Schadens verbunden oder überhaupt 
eine Feſtſtellungsklage (vgl. darüber § 843 A 4a) erhoben werden (RG 75, 302; 11. 5. 08 VI 
479/07). Die Verjährung des Anſpruchs auf Schmerzensgeld wird durch die Erhebung der Klage 
auf Erſatz des Vermögensſchadens nicht unterbrochen; die Klage auf ein Schmerzensgeld in be- 
ſtimmter Höhe hindert nicht die Verjährung darüber hinausgehender Beträge (RG Warn 1927 
Nr 153). Die Unterbrechung wirkt nach $ 211 fort bis zur Erledigung oder rechtskräftigen Ent⸗ 
ſcheidung des Rechtsſtreits. Die Entſcheidung über den Grund des Anſpruchs nach § 304 ZRBO 
iſt in dieſem Sinne nur eine Zwiſchenentſcheidung; ihre Rechtskraft hat nicht die Wirkung, eine 
neue Verjährung nach § 218 in Lauf zu ſetzen (RG 66 S. 10 u. 12; 27. 5. 07 VI 402/06). Die 
Wirkung der Unterbrechung endigt, wenn der Rechtsſtreit nicht weiter verfolgt wird, was auch 
nach Rechtskraft eines nach d 304 ZPO erlaſſenen Zwiſchenurteils geſchehen kann, mit der letzten 
Prozeßhandlung (§ 211 Abſ 2; RG 66 S. 12 u. 365; Warn 1916 Nr 99; 27. 5. 07 VI 402/06). 
Hemmung der Verjährung bei Anſprüchen auf Erfah von Geldentwertungsſchaden |. RG Warn 
1931 Nr 2 und § 202 A 2. g 

7. Zeitliches Recht. Für den Übergang der alten Rechte in das Recht des BGB gilt Art 169 EG. 
War die u. H. vor dem 1. 1. 00 begangen, ſo begann die gegenüber den bisherigen Geſetzen 
kürzere dreijährige Verjährung des $ 852 gemäß Art 169 Abſ 2 Satz! mit dem 1. 1. 00, ſofern 
auch die Kenntnis von dem Schaden und von der Perſon des Erſatzpflichtigen vor dieſem Zeit⸗ 
punkt erlangt war (RG 67, 141); fie begann mit dem Zeitpunkt der erlangten Kenntnis, wenn 
dieſer erſt nach dem 1. 1. 00 eintrat, vorbehaltlich der Vorſchrift des Art 169 Abſ 2 Satz 2. Der 
Anſpruch auf Erſatz für Schaden infolge ſchuldhafter Verunreinigung eines öffentlichen 
Fluſſes unterliegt im Gebiete des gemeinen Rechtes nicht der 30. (40) jährigen, ſondern ſeit 
1. 1. 00 der dreijährigen Verjährung des § 852 (RG 24. 9. 32 IX 220/32). Über den Fall, daß 
die Verjährungsfriſt des älteren Rechtes länger iſt als die des BGB, dieſes aber für den Beginn 
der Verjährung ſtrengere Anforderungen ſtellt, vgl. RG 73, 434. 

8. Wenn Abſ 2 des $ 852 beſtimmt, daß auch nach Vollendung der Verjährung des Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs aus einer u. H. der Erſatzpflichtige nach den Vorſchriften über die ungerecht 
fertigte Bereicherung zur Herausgabe deſſen verpflichtet ſei, was er durch die u. H. auf Koſten 
des Verletzten erlangt habe, ſo iſt damit nicht nur der ſelbſtverſtändliche Satz ausgeſprochen, daß 
dem Beſchädigten außer dem Schadenserſatzanſpruch auch ein Bereiche rungsanſpruch gegen den 
Schädiger zuſtehen könne, der einer andern Verjährung unterworfen iſt (vgl. auch RG DJ 1938, 
1598). Der Gedanke der Beſtimmung iſt vielmehr, daß, wo derſelbe Tatbeſtand den Schadens⸗ 
erſatzanſpruch wie den Bereicherungsanſpruch begründet, der letztere in Wirklichkeit nur eine Ein⸗ 
ſchränkung des Schadenserſatzanſpruchs bedeutet: die Bereicherung iſt derjenige Teil des dem Ver⸗ 
letzten infolge der u. H. entſtandenen Schadens, hinſichtlich deſſen ſein Vermögensverluſt zugleich 
mit einem Vermögenszuwachs für den Schädiger verbunden iſt. Der Anſpruch aus $ 852 Abſ 2 
iſt demgemäß auch nicht davon abhängig, daß die Vorausſetzungen einer ungerechtfertigten Be⸗ 
reicherung vorliegen (RG JW 1935, 5125 RG HRR 1935 Nr 669; 1936 Nr 258), und der Über- 
gang von der Schadenserſatzklage zur Bereicherungsklage als Erwiderung auf die Verjährungs⸗ 
einrede des Beklagten ſtellt, wie Rc 71, 358 (ſ. auch 94, 4) ausführt, prozeßrechtlich nicht eine 
unzuläſſige Klageänderung dar, ſondern ift lediglich eine Rechtsverteidigung gegenüber der Ver⸗ 
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jährungseinrede, die erſt durch deren Erhebung erforderlich wurde. Beſchränkt der aus 9 839 zum 
Verlangen von Schadenserſatz Berechtigte den verjährten Anſpruch gemäß § 852 Abſ 2 auf die 
Bereicherung, ſo iſt die Reviſion ohne Rückſicht auf Reviſionsſumme ebenſo zuläſſig wie bei dem 
urſprünglichen Schadenserſatzanſpruch (RG FW 1937, 291727). Die Verjährung des Bereicherungs⸗ 
anſpruchs ift die dreißigjährige nach 8 195. — Zur geſetzlichen Vertretung des Deutſchen Reiches 
gegenüber einer Klage aus Amtspflichtverletzung von Reichsbeamten iſt grundſätzlich dasjenige 
Reichsminiſterium berufen, in deſſen Amtsbereich der angeblich ſchuldige Beamte angeſtellt ift 
oder war; dieſe Zuſtändigkeit gilt auch für den im Falle der Verjährung dem Verletzten bleibenden 
Anſpruch im Sinne des 5 852 Abſ 2 (MG HRR 1933 Nr 1754). — Anwendung des 9 852 Abſ 2 
auf den Fall, 101 ein Gläubiger die Sache eines anderen als ſeines Schuldners verſteigern läßt, 
ſ. RG 156, 395. 


8 853 


Erlangt jemand durch eine von ihm begangene unerlaubte Handlung eine 
Forderung gegen den Verletzten, ſo kann der Verletzte die Erfüllung auch dann 
verweigern, wenn der Anſpruch auf Aufhebung der Forderung verjährt iſt ). 

E II 776; P 2 612, 715—717. 


1. Die Beſtimmung des § 853 enthält keine Ausnahmevorſchrift, ſondern iſt eine beſondere 
Anwendung der im BGB nicht ausdrücklich anerkannten (vgl. darüber beſonders RG 58, 356; 
71, 432 u. 75, 338; 87, 281; ſowie $ 826 A 6), aber nicht zu entbehrenden Einrede der allge- 
meinen Argliſt (exceptio doli generalis), die auf dem Rechtsgedanken der Herrſchaft von 
Treu und Glauben im Rechtsverkehr beruht (vgl. RG 87, 284; 109, 309; 143, 236 und § 242 A 4). 
Der vornehmlichſte Anwendungsfall iſt der durch argliſtige Täuſchung oder widerrechtliche 
Drohung ſeitens des einen Vertragsteils gegen den andern zuſtandegebrachte Vertrag. Ob die 
Weigerung der Erfüllung, die $ 853 dem Schuldner einer auf ſolchem Wege erlangten 
Forderung auch nach Verjährung des Anſpruchs auf Aufhebung der Forderung geſtattet, 
auch dann zuläſſig iſt, wenn es ſich nicht um Verjährung des Anſpruchs auf Aufhebung 
der Forderung handelt, ſondern um den Ablauf der Anfechtungsfriſt nach $ 124, 
läßt RG 60, 294 unentſchieden. Wenn nach Verſäumung der Anfechkungsfriſt des § 124 
der Getäuſchte oder Bedrohte die Aufhebung des Vertrags auf Grund der $$ 826, 249 nicht mehr 
verlangen kann, wie RG 63, 268 annahm, würde ſinngemäß die Anwendung des $ 853 auch in 
dieſem Falle anerkannt werden müſſen, wenn die Beſtimmung einen wirklichen Wert für die 
Rechtsausübung haben ſoll (vgl. RG 79, 194; 84, 131; ſowie in Anwendung auf die Friſt in § 41 
Abſ 1 KO RG 84, 225). Richtigerweiſe (vgl. Vorbem 40 vor $ 823) iſt aber der Schadenserſatz⸗ 
anſpruch aus u. H. von dem Anfechtungsanſpruch vollſtändig zu trennen (vgl. RG aaO.; 
Warn 1913 Nr 42); damit entfällt auch die Veranlaſſung zu der ausdehnenden Auslegung des 
8853. Behauptung, daß der Gläubiger eine Bürgſchaftsübernahme argliſtig als gefahrloſe Form⸗ 
ſache bezeichnet habe, als eine nach $ 853 unverjährbare und auch von rechtzeitiger Anfechtung 
unabhängige Einrede |. RG Seuffa 88 Nr 57. Der Verletzte kann nicht nach $ 853 die von ihm 
geſchuldete Leiſtung aus einem gegenſeitigen Vertrage verweigern, wenn er nicht die Auflöſung 
des ganzen Vertrags herbeiführen, die erhaltenen Gegenleiſtungen nicht zurückgeben will (RG 
60, 294; 71, 432; 130, 215); es ſteht ihm dann die Gegeneinrede der Argliſt entgegen. 
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Einleitung 2A S. 9 


Das Ermächtigungsgeſetz v. 24. 3. 33 (RGBl I, 141) ift durch das vom Reichstag beſchloſſene 
Geſetz zur Verlängerung des Geſ zur Behebung der Not von Volk und Reich v. 30. 1. 37 (RG Bl I, 
105) in ſeiner Geltung zunächſt bis zum 1. 4. 41 verlängert worden; ſodann von dem Reichstag 
des Großdeutſchen Reichs nach Eingliederung Oſterreichs und des ſudetendeutſchen Gebiets durch 
das Geſetz vom 30. 1. 39 (RGBl 1, 95) bis zum 30. 5. 43. 


Einleitung zu S. 13 


F. Ferner brachte eine Erweiterung und Ausdehnung nach Umfang und Inhalt der Ge⸗ 
ſetzgebungsgewalt des Führers und Reichskanzlers und der Bevollmächtigung der Reichsminiſter 
die Eingliederung der ſudetendeutſchen Gebiete in das Deutſche Reich. 

1. Durch Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die Verwaltung der ſudeten⸗ 
deutſchen Gebiete v. 1. 10. 38 (RGBl 1, 1331) übernahm das Deutſche Reich die Verwaltung 
dieſer Gebiete. An die Spitze ſämtlicher Verwaltungszweige wurde ein „Reichskommiſſar für die 
ſudetendeutſchen Gebiete“ geſtellt, der dem Führer unmittelbar unterfteht. Das derzeit in ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten geltende Recht bleibt bis auf weiteres in Kraft, ſoweit es nicht dem Sinn der 
Übernahme dieſer Gebiete durch das Deutſche Reich widerſpricht. Der Reichskommiſſar kann mit 
Zuſtimmung des zuſtändigen Reichsminiſters und des Reichsminiſters des Innern durch Ver⸗ 
ordnung das beſtehende Recht ändern. Die Einführung des Reichsrechts in den ſudetendeutſchen 
Gebieten erfolgt durch den Führer oder durch den zuſtändigen Reichsminiſter im Einvernehmen 
mit dem Reichsminiſter des Innern. Letzterer iſt die Zentralſtelle für die Überleitung. Der Reichs⸗ 
miniſter des Innern erläßt die zur Durchführung und Ergänzung des Erlaſſes erforderlichen 
Rechts⸗ und Verwaltungsvorſchriften. So hat er z. B. die Verordnung über die Einführung der 
Nürnberger Raſſengeſetze in den ſudetendeutſchen Gebieten v. 27. 12. 38 (RG Bl 1,1907) erlaſſen. 
Ferner VO über die deutſche Staatsangehörigkeit in den ſudetendeutſchen Gebieten v. 12. 2. 39 
(Ach Bl 1, 205) und VO über den Erwerb der deutſchen Staatsangehörigkeit v. 20. 4. 39 (RG Bl J, 
815). Durch VO v. 24. 1. 39 (RG Bl J, 81) ſind die deutſchen namensrechtlichen Vorſchriften 
im ſudetendeutſchen Gebiet eingeführt worden. VO zum Schuß der Kulturdenkmäler im ſudeten⸗ 
deutſchen Gebiet v. 11. 1. 30 (RG Bl I, 36). Vo über Einführung der Reichsmarkwährung v. 
14. 1. 39 (RCS Bl I, 33) 1 Kr. 12 Pf. Vo über Jugendwohlfahrt in den ſudetendeutſchen 
Gebieten v. 5. 3. 39 (RGBl 1, 429). 5 

2. Durch die Erſte VO zu dem Erlaß des Führers v. 8. 10. 38 (RG Bl J, 1345) hat der 
Reichsminiſter des Innern beſtimmt, daß Reichsgeſetze, die nach dem 10. 10. 38 verkündet werden, 
auch für die ſudetendeutſchen Gebiete gelten, ſofern ihre Inkraftſetzung nicht ausdrücklich vor⸗ 
behalten iſt. Sinngemäß anzuwenden ſind Reichsflaggengeſetz mit der Maßgabe, daß den Juden 
das Hiſſen der Reichs- und Nationalflagge und das Zeigen der Reichsfarben verboten iſt. 

3. Durch VO des Reichsjuſtizminiſters zur vorläufigen Ausübung der Rechts- 
pflege in den ſudetendeutſchen Gebieten v. 8. 10. 38 (N Bl 1, 1345) iſt verordnet, daß die 
Gerichte im Namen des deutſchen Volks Recht ſprechen, daß das Kreisgericht die Bezeichnung 
„Landgericht“, das Bezirksgericht die Bezeichnung „Amtsgericht“ führen, das Obergericht als 
Oberlandesgericht ein bei dem Landgericht Reichenberg zu bildender Senat iſt und dort eine 
Staatsanwaltſchaft errichtet wird, ferner daß die Zuständigkeit des Oberſten Gerichtes das Reichs⸗ 
gericht, des Generalprokurators der Oberreichsanwalt wahrnimmt. Durch 2. BO über die Aus⸗ 
übung der Rechtspflege im ſudetendeutſchen Gebiet v. 2. 12. 38 (RG Bl I, 1758) wird das Ver⸗ 
fahren vor den ſudetendeutſchen Gerichten in $ 8 vor dem Reichsgericht und für Oſterreich geregelt 
in § 9. Hierzu Vo zur weiteren Überleitung der Rechtspflege im Lande Oſterreich und den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten v. 28. 2. 39 (RG Bl 1, 358), in Kraft am 1. 4. 39 (Bek. 8. 3. 39) Rl J, 448). 

4. Endgültig geregelt wird das ſtaatsrechtliche Verhältnis ſodann durch das Geſ über die 
Wiedervereinigung der ſudetendeutſchen Gebiete mit dem Deutſchen Reich 
b. 21. 11. 38 (RG Bl 1, 1641). Nach Art! find die heimgekehrten ſudetendeutſchen Gebiete Be⸗ 
ſtandteile des Deutſchen Reichs und nach Art II ſind die alteingeſeſſenen Bewohner deutſche 
Staatsangehörige. Hierzu VO über die deutſche Staatsangehörigkeit in den ſudetendeutſchen 
Gebieten 12. 2. 39 (RG Bl J, 205) und BO über die Einf. der 4. u. 8. VO zum Reichsbürgergeſ in 
den ſudetendeutſchen Gebieten v. 5. 5. 39 (R Bl I, 880). Sodann Gef über den Aufbau der 
Verwaltung im Sudetengau 14. 4. 39 (RGBl I, 789), in Kraft vom 1. 5. 39. Hierdurch iſt das 
Sudetenland eine Selbſtverwaltungskörperſchaft, an deren Spitze ein Reichsſtatthalter ſteht mit 
dem Dienſtſitz in Reichenberg. 
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5. Abkommen zwiſchen dem Deutſchen Reich und der Tſchechoſlawakiſchen Republik über die 
Überleitung der Rechtspflege v. 19. 12. 38. Bek v. 24. 12. 38 (RG Bl 1939 II, 22). Das Abkommen 
iſt am 10. 2. 39 in Kraft getreten. VO 11. 2. 39 (RGGBl II, 118). 

6. Gef zur Ausführung des deutſch⸗tſchechiſchen Abkommens über die Überleitung der Rechts⸗ 
pflege v. 1. 2. 39 (RGBl II, 21). Erſte BO über die Gliederung der Gerichte in den Sudeten⸗ 
deutſchen Gebieten v. 10. 2. 39 (RGBl I, 201); Zweite VO v. 22. 2. 39 (ch Bl 4, 201). 

7. Durch Gef über die Gliederung der ſudetendeutſchen Gebiete v. 25. 3. 39 (RGBl J, 745) 
haben dieſe den Namen Reichsgau Sudetenland erhalten, der in drei Regierungsbezirke 
gegliedert (Außig, Eger, Troppau), zum Teil in Preußen, Bayern und Oſterreich eingegliedert wird. 

G. Weiter ſchuf die Einbeziehung von Böhmen und Mähren in das Gebiet des Groß⸗ 
deutſchen Reichs durch Erlaß des Führers und Reichskanzlers vom 16. 3. 39 (RG Bl I, 
485) die Begründung eines Protektorats über dieſe Gebiete und damit neue geſetzgebende Gewal⸗ 
ten. Das 1 Böhmen und Mähren“ iſt autonom und verwaltet ſich ſelbſt durch eigene 
Organe und eigene Behörden mit eigenen Beamten, Art. 3, an der Spitze ſteht ein Oberhaupt, 
das den Schutz und die Ehrenrechte eines Staatsoberhauptes genießt. Die Autonomie iſt 
aber beſchränkt durch die Reichsintereſſen. Zu deren Wahrung bedarf das Staatsoberhaupt 
das Vertrauen des Führers und Reichskanzlers, Art. 4, und ſie hat ein Reichsprotektor zu 
ſchützen, Art. 5, der namentlich auch die Mitglieder der Regierung des Protektorats beftätigen 
muß. Nach der VO des Führers und Reichskanzlers v. 22.3. 39 (RG Bl I, 549) iſt der 
Reichsprotektor der alleinige Repräſentant des Führers und der Reichsregierung, unterſteht ihm 
unmittelbar und hat nur von ihm Weiſungen zu erhalten. Ausführungsvorſchriften hierüber 
behält ſich auch der Führer allein vor. Wichtig iſt weiter, daß der Protektor die Verkündigung von 
Geſetzen, Verordnungen und ſonſtigen Rechtsvorſchriften, ſowie den Vollzug von Verwaltungs⸗ 
maßnahmen und rechtskräftigen gerichtlichen Urteilen ausſetzen laſſen kann. Das Reich kann auch 
ſelbſt Rechtsvorſchriften mit Gültigkeit für das Protektorat erlaſſen, ſoweit das gemeinſame 
Intereſſe erfordert, Art. 11. Nach BO v. 3. 4. 39 (RGBl I, 704) haben Rechtsvorſchriften des 

eichs für das Protektorat nur Gültigkeit, wenn es ausdrücklich beſtimmt iſt oder ſich aus dem 
Inhalt ergibt. Die volksdeutſchen Bewohner werden deutſche Staatsangehörige. Sofern ſie ihren 
Wohnſitz im Protektorat haben, beſitzen ſie auch die Rechte der Staatsangehörigen des Protektorats, 
93 VO 20. 4. 39 (RG Bl 1, 815). Die Durchführung und Ergänzung des Erlaſſes iſt dem Reichs⸗ 
miniſter des Innern im Einvernehmen mit den beteiligten Reichsminiſtern übertragen, Art. 13. 
An dieſe Vorſchriften iſt auch der Reichsprotektor gebunden. Der Reichsminiſter des Innern iſt 
a zur Durchführung des Erlaſſes, ſoweit ſich der Führer nicht ſolche allein vor⸗ 

ehalten hat. 

II. Endlich wurde auf Grund des Staatsvertrags vom 22. 3. 39 zwiſchen dem Deutſchen Reich 
und Litauen das Reichsgeſ über die Wiedervereinigung des Memellandes mit dem 
Deutſchen Reich vom 23. 3.39 (RG Bl 1, 559) erlaſſen. Es beſtimmt in $1: „Das Memel⸗ 
gebiet iſt wieder Beftandteil des Deutſchen Reichs“ und in 52: „Das Memelgebiet wird 
in das Land Preußen eingegliedert“. Als Zentralſtelle für die Wiedervereinigung iſt der 
Reichsminiſter des Innern beſtellt worden. Dieſer iſt nach 9 6 auch ermächtigt, die zur Durch⸗ 
führung und Ergänzung des Geſetzes erforderlichen Rechts⸗ und Verwaltungsvorſchriften zu er⸗ 
laſſen. Durch dieſes Geſet iſt die geſetzgebende Gewalt des Deutſchen Reichs auf das Memelland 
ausgedehnt worden. Dies iſt geſchehen durch VO 21. 4. 39 (RGBl 1,877) und VO 28. 4. 1939 
(RGBl 1, 849). 


Einleitung VIII S. 20 

A. 1. Das bis auf weiteres in Kraft bleibende bürgerliche Recht in den ſudetendeutſchen 
Gebieten iſt im weſentlichen das des öſterr. ABGB, jedoch mit den Anderungen, die es 
durch die Tſchechoſlowakiſche Republik bis zum 10. 10. 38 erfahren hat. Seit dem 28. 10. 18 beſteht 
dieſe Republik und deren Geſetze vom 28. 10. 18 beſtimmen in Art 2, daß ſamtliche bisherigen 
Landes- und Reichsgeſetze und Verordnungen vorläufig in Kraft bleiben. Für die bisherigen 
öſterreichiſchen Gebietsteile, zu denen die ſudetendeutſchen Gebiete gehörten, iſt dies das ABGB. 
Für das deutſche Gebiet des Hultſchiner Ländchens galt allerdings zunächſt das deutſche BG 
fort, es wurde aber durch das Geſ v. 30. 1. 20 bereits durch das öſterreichiſche Recht erſetzt. 

2. Durch Sondergeſetzgebung wurde das ABGB verſchiedentlich geändert. Die wichtigſten 
ſind folgende Geſetze: 

a) Die Abſchaffung des Adels, der Orden und Titel durch Gef v. 18. 12. 18. 

b) Die Aufhebung der Fideikommiſſe durch Gef v. 3. 7. 24. 

c) Bodenreform der Tſchechei. 

[—. Geſetz über Beſchlagnahme des großen Grundbeſitzes v. 16. 4. 19 Slg. 215. Danach 
12 91 ei über 150 ha großer Grundbeſitz zur Verteilung an kleinere Grundbeſitzer beſchlag⸗ 
nahmt werden. 

Über eine Aufhebung der damals getroffenen Maßnahmen iſt bisher nichts bekannt oder zu 
ermitteln. Daß dieſe Maßnahmen von ſelbſt hinfällig geworden wären, iſt nicht anzu⸗ 


Nachtrag 867 


nehmen. Nach 9 5 des Erlaſſes des Führers v. 1. 10. 38 iſt alles im Sudetenland geltende 
Recht hinfällig geworden, ſoweit es der Übernahme der Gebiete durch das Reich widerſpricht. 
Aber im übrigen iſt es aufrechterhalten. Der Übernahme der Gebiete durch das Reich als ſolcher 
widerſpricht die frühere Agrarreform nicht. Ob und inwieweit die damaligen Maßnahmen rück⸗ 
gängig gemacht werben, iſt wohl künftiger Geſetzgebung überlaſſen. — Soweit der Grundbeſitz an 
Perſonen deutſcher Volkszugehörigkeit verteilt iſt, wird gegen die Maßnahmen nichts einzuwenden 
ſein. Soweit der Grundbeſitz an Perſonen tſchechiſcher Volkszugehörigkeit zugeteilt iſt, die Reichs⸗ 
angehörige werden, wird auch wohl kaum ein Eingreifen des Geſetzgebers jtattfinden. Nur in den 
Fällen, wo der Beſitz in Händen von Perſonen ift, welche die Staatsangehörigkeit des Protektorats 
behalten, wird der Geſetzgeber ein Eingreifen zu erwägen haben. (Beitzke.)] 

d) Die Freigabe der religiöſen Erziehung an die Eltern durch Geſ v. 15. 4. 20. 

e) Die fakultative Zivilehe und damit Lösbarkeit jeder Ehe durch Geſ v. 22. 5. 19. Dieſes 
Geſeßz iſt durch die VO zur Einführung des großdeutſchen Eherechts in den ſudetendeutſchen Ge⸗ 
bieten v. 22. 12. 38 (RG Bl 1, 1887) erſetzt worden. Dieſe Vo iſt am 1. 1. 39 in Kraft getreten. 
0 0 90 Herabſetzung des Alters der Minderjährigkeit auf das 21. Lebensjahr durch Gef v. 

g) Die Todeserklärung durch Geſ v. 12. 12. 19. 

h) Die Konkurs⸗Ausgleichs⸗ und Anfechtungsordnung vom 26. 4. 23 (Saml. 99) und ſpäter 
vom 27. 3. 31 (Saml. 64). j 0 

3. Über Einführung des Reichsrechts bis 30. 6. 39 Gef über Gliederung des ſudetend. Geb. 
v. 25. 3. 39 (RG Bl I, 745). 

4. Nach Art III des Überleitungsabkommens v. 19. 12. 38 gilt der Vertrag zwiſchen dem 
Deutſchen Reich und der Tſchechoſlowakiſchen Republik über Rechtsſchutz und Rechtshilfe in bürger⸗ 
lichen Angelegenheiten vom 20. 1. 22 im Verhältnis zwiſchen dem geſamten Gebiet des Deutſchen 
Reichs und der Tſchechoſlowakiſchen Republik. Nunmehr erledigt. 


B. Auch das derzeit geltende übrige tſchechoſlowakiſche Recht des Protektorats in Böhmen 
und Mähren iſt in Kraft geblieben, ſoweit es nicht dem Sinne der Übernahme des Schutzes 
durch das Deutſche Reich widerſpricht, Art. 12 des Erlaſſes v. 16. 3. 39 (RG Bl I, 485). Ob ein 
ſolcher Widerſpruch vorliegt, unterſteht nicht dem richterlichen Prüfungsrecht, ſondern hat der 
Reichsminiſter des Innern gemäß Art 13 zu entſcheiden. Vgl. auch VO v. 3. 4. 39 $ 1 (RGBl J, 
704). Sit die volksdeutſchen Bewohner, die nach Art 2 deutſche Staatsangehörige und nach dem 
Reichsbürgergeſ v. 15. 9. 35 (RG Bl I, 1146) Reichsbürger geworden find, gelten jedoch die Vor⸗ 
Schriften des Gef zum Schutz des deutſchen Staates und der deutſchen Ehre v. 15. 9. 35 (RG Bl J, 
1140). Es betrifft aber nur das Verhältnis zu den Juden, nicht zu den übrigen Bewohnern des 
Protektorats. Sie unterſtehen deutſcher Gerichtsbarkeit. Die Regelung erfolgt durch VO 
v. 14. 4. 39 (RG Bl I, 752) und VO vom ſelben Tage (RGBl 1, 759). Die zur Durchführung und 
Ergänzung des Geſetzes nach $ 6 erlaſſenen Vorſchriften des Reichsminiſters des Innern bedürfen 
beſonderer Erſtreckung, ſoweit fie überhaupt für Volksdeutſche anwendbar find. Für Staats ⸗ 
angehörige des Protektorats kommen ſie nicht in Frage. Über die Vertretung der im Protektorat 
anſäſſigen deutſchen Volksgenoſſen im Großdeutſchen Reichstag Gef v. 18. 4. 39 (RG Bl 1, 762). 
Das Währungsverhältnis der Reichsmark zur Krone wird durch VO v. 21. 3. 39 (RG Bl I, 555) 
auf 1 Krone - 10 Röpfennige abgeſtellt. 

C. 1. Nach $4 des Geſ v. 23. 3. 39 tritt am 1. 5. 39 für das Memelland das geſamte Reichs⸗ 
recht in Kraft, ebenſo nach $5 an dieſem Tage das geſamte preußiſche Landesrecht. Die 
zuſtändigen Miniſter können jedoch durch Bekanntmachungen im Reichsgeſetzblatt Ausnahmen 
hiervon anordnen. In Kraft treten ſonach beſonders die Beſchränkungen der Juden in den ver⸗ 
ſchiedenen Verordnungen (Vorbem zu $1 Anm 3 S. 24), nicht nur die Vorſchriften des Geſ zum 
Schutz des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre v. 15. 9. 35 (RG Bl I, 1146). Einer beſonderen 
VO über deren Einführung bedarf es nicht. 

2. Die Staatsangehörigkeit wird ebenfalls bereits in $ 3 des Geſ v. 23. 3. 39 geregelt. 
Danach find diejenigen Memelländer, die früher durch Wegnahme des Memellandes vom 30. 7. 24 
die deutſche Staatsangehörigkeit verloren haben, mit dem Inkrafttreten des Geſetzes v. 23. 3. 39 
wieder deutſche Staatsangehörige geworden, ſofern ſie an dieſem Tage ihren Wohnſitz im Memel⸗ 
land oder im Altreich hatten. Das gilt auch für diejenigen, die ihre Staatsangehörigkeit von ſolchen 
Memelländern ableiten. Zu derartigen Staatsangehörigen gehören auch die Juden. Dagegen 
erfordert die Reichsbürgerſchaft die beſonderen Bedingungen des Gef v. 15. 9. 35, die am 
1. 5. 39 vorliegen müſſen. Hat jemand nicht durch Wegnahme des Memellandes am 30. 7. 24 die 
deutſche Staatsangehörigkeit verloren und hat er am 22. 3. 39 keinen Wohnſitz im Memelland oder 
im Deutſchen Reich gehabt, ſo iſt er nicht ohne weiteres mit der Wiedervereinigung des Memel⸗ 
landes deutſcher Staatsbürger geworden und es bedarf daher ſolchenfalls eines beſonderen Auf⸗ 
nahmeaktes. Eine Option mit Litauen iſt im Staatsvertrag mit dem Deutſchen Reich nicht vor⸗ 
geſehen. Hierzu Gef über die Vertretung der Memeldeutſchen im Großdeutſchen Reichstag v. 
13. 4. 30 (RG Bl 1, 763). Durch VO v. 23. 3. 39 (RGBl I, 565) find 1 Lit 40 Rpfennige. 
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3. Über das Inkrafttreten von Rechtsvorſchriften im Memelland verhält ſich die VO des 
Reichsminiſters der Juſtiz 28. 4. 39 (RG Bl 1, 849). Sie führt namentlich in $ 15 den Mieter⸗ 
ſchutz ein, erklärt in $ 16, daß die Vorſchriften über Aufwertung von Hypotheken nicht eintreten, 
und in § 25 wird der Reichsminiſter der Juſtiz ermächtigt, Zweifel, die ſich bei, Einführung des 
neuen Rechts ergeben, im Verwaltungswege zu enticheiden. 


Einleitung VIII I 3 S. 20. 
Das öſterreichiſche bürgerliche Recht. 

4. Neben der Geltung des öſterr. ABGB ſteht vielfach das öſterr. Landesrecht. Nach der 
VO über das Geſetzgebungsrecht im Lande Oſterreich v. 30. 4. 38 (RGBl I, 455) übte die öſterr. 
Landesregierung im bisherigen Rahmen die Geſetzgebung aus und konnte auch durch Verord- 
nungen neues Recht ſchaffen, ſoweit es dem Reichsrecht nicht entgegenſteht. Dieſes Recht der 
Landesgeſetzgebung iſt jedoch für diejenige Rechtsgebiete erloſchen, die auf die einzelnen Reichs⸗ 
ſtatthalter übertragen find. Durch Gef über den Aufbau der Verwaltung in der Oſtmark v. 14. 4. 39 
(RG Bl 1, 777) find nämlich im Lande Oſterreich einzelne Reichsgaue als Selbſtverwal⸗ 
tungskörperſchaften gebildet worden, an deren Spitze je ein Reichsſtatthalter ſteht. Die Gel⸗ 
tungsdauer der Beſtellung eines Reichskommiſſars vom 23. 4. 38 (RG Bl I, 407) wird bis zum 
30. 9. 39 (RG Bl I, 777). Durch Gef über Gebietsveränderungen im Lande Oſterreich v. 
1. 10.38 $ 1 (RGBl 1,1333) können Gebietsveränderungen vorgenommen werden, die eine Ver⸗ 
ſchiebung auch des Geltungsbereichs der Landesgeſetze zur Folge haben. Hierzu beſtimmt 
54 Abſ 1: In den Gebietsteilen, die die Landeszugehörigkeit wechſeln, bleibt das bisherige Landes⸗ 
recht beſtehen. Abſ 2: Die Landeshauptmänner können durch Verordnung in den neu hinzutretenden 
Gebietsteilen das Recht des aufnehmenden ehemals öſterreichiſchen Landes an die Stelle des bis⸗ 
her geltenden Landesrechts ſetzen. Die gleichen Befugniſſe hat der Bürgermeiſter der Stadt Wien 
für die in die Stadt Wien eingegliederten Gemeinden. Eine Einführung des deutſchen Rechts 
zum Teil kann für die zum Lande Bayern tretenden Gebietsteile bei einer Gebietsverſchiebung 
nach dieſem Geſetze die bayriſche Landesregierung durch Verordnung zur Rechtsangleichung vor- 
nehmen. Das ſo eingeführte Reichsrecht gilt nach der Zweiten VO zur Durchführung des Gef 
v. 1. 10. 38, v. 5. 10. 38 (RGBl J, 1339) auch für die zum Lande Bayern getretenen Gebiets- 
teile der Gemeinden Jungholz und Mittelberg. - 

5. Auf Grund des Art III des Geſ v. 13. 3. 38 (RGBLT, 237) und des $ 10 des dritten Geſ zur 
Überleitung der Rechtspflege auf das Reich v. 24. 1. 35 (RGGBl I, 68) iſt durch VO v. 28. 2. 39 
(RGBl I, 358) der Oberſte Gerichtshof und der Generalprokurator in Wien aufgehoben worden. 
Die Zuſtändigkeit iſt auf das Reichsgericht und den Oberreichsanwalt übergegangen. 

—. Für das Verhältnis des bürgerlichen Rechts im alten Reichsgebiet zu dem im Sudeten⸗ 
land geltenden bürgerlichen Recht (interlokales Privatrecht) gilt grundſätzlich das Bd. 1 S. 20ff. in 
VIII der Einleitung für Oſterreich Geſagte entſprechend, zumal die Kolliſionsnormen im Sudeten⸗ 
land den öſterreichiſchen gleichen. Die Frage, ob BGB oder das im Sudetenland geltende Recht 
anzuwenden iſt, kann hier ebenſowenig wie im Verhältnis zu Oſterreich allein aus den inter⸗ 
nationalrechtlichen Kolliſionsregeln heraus beantwortet werden, da dies zu verſchiedener Be⸗ 
urteilung desſelben Falls im einheitlichen Reichsgebiet führen könnte. Vielmehr ſind auch hier 
die interlokalrechtlichen Regeln über die Rechtsanwendung unter Berückſichtigung der Kolliſions⸗ 
regeln des anderen Rechtsgebiets ſo zu finden, daß eine einheitliche Beurteilung desſelben Falls 
im ganzen Reichsgebiet gewährleiſtet iſt. — Auch im Verhältnis zum Sudetenland wird das 
Perſonalſtatut weiterhin nach der Staatsangehörigkeit, nicht etwa nach dem Wohnſitz 
beſtimmt. Sudetendeutſches Perſonalſtatut haben alle diejenigen Perſonen, welche die Reichs⸗ 
angehörigkeit durch die Angliederung des Sudetenlandes erlangt haben, ferner alle nach dem 
10. 10. 1938 eingebürgerten Perſonen, welche bei der Einbürgerung ihren Wohnſitz im Sudeten⸗ 
land hatten. Durch die Angliederung des Sudetenlandes haben die Reichsangehörigkeit erlangt 
die „alteingeſeſſenen Bewohner“ der ſudetendeutſchen Gebiete, Art II d. Gef v. 21. 11. 38 (RGBl 
I, 1641). Der Begriff der alteingeſeſſenen Bewohner des Sudetenlandes iſt näher beſtimmt 
in dem deutſch⸗tſchechiſchen Staatsvertrag v. 30. 11. 38 (RGBl II, 895). Danach erwarben am 
10. 10. 38 die Reichsangehörigkeit diejenigen Perſonen, welche am 10. 10. 38 ihren Wohnſitz 
außerhalb der früheren Tſchechoſlowakei, aber in einer dem Reichsgebiet angegliederten ſudeten⸗ 
deutſchen Gemeinde das Heimatrecht gemäß dem öſterr. Geſetz v. 31. 12. 63 (öRGBl 105) mit 
Geſ v. 5. 12. 96 (öRGGBl 222) beſaßen. Ferner erwarben die Reichsangehörigkeit die Perſonen, 
welche am 10. 10. 38 im Sudetenland ihren Wohnſitz hatten und entweder vor dem 1. 1. 10 dort 
geboren waren oder die Reichsangehörigkeit am 10. 1. 20 verloren hatten. Auch die Kinder, Enkel 
und Ehefrauen ſolcher Perſonen erwarben die Reichsangehörigkeit; eine Ehefrau erwarb aber 
die Reichsangehörigkeit nicht, wenn der Mann ſie nicht auch erwarb. Schließlich erwarben die 
Reichsangehörigkeit ſolche deutſche Volksangehörige, welche ihren Wohnſitz im Gebiet der 
Tſchechoſlowakei hatten und bis 15. 3. 39 für das Reich optierten. Umgekehrt erwarben die Reichs⸗ 
angehörigkeit nicht ſolche nichtdeutſche Volkszugehörige, welche an ſich die Reichsangehörigkeit 
erworben haben würden, aber für die Tſchechei optierten. Vgl. im übrigen auch die WO v. 12. 2. 39 
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(RG Bl 1, 205) über die Staatsangehörigkeit in den ſudetendeutſchen Gebieten, wonach die 
weſentlichen Beſtimmungen des deutſchen Staatsangehörigkeitsrechts mit Rückwirkung auf den 
10. 10. 38 im Sudetenland eingeführt ſind. Hierzu Oswald, ZW 1939, 478 und Globke 
RVerwl 1939, 37. 0 

Soweit nach den Regeln des interlokalen Privatrechts das im Sudetenland geltende Recht 
im alten Reichsgebiet anzuwenden iſt, kann die Anwendung nicht durch Art 30 EG ausgeſchloſſen 
werden. Der Begriff der guten Sitten und des Zwecks der Geſetze kann im ganzen Reich nur ein 
einheitlicher ſein; Geſetze eines Rechtsgebiets konnen daher nicht im anderen anſtößig ſein. Die 
Anwendung des Art 30 Ech kann auch nicht daraus hergeleitet werden, daß g 5 des Erlaſſes des 
Führers v. 1. 10. 38 (RG Bl J, 1331) beſtimmt, das im Sudetenland geltende Recht beſtehe weiter, 
„ſoweit es nicht dem Sinne der Übernahme dieſer Gebiete durch das Deutſche Reich widerſpricht“, 
daß alſo inſoweit die Vereinbarkeit des ſudetendeutſchen Rechts mit dem übrigen Reichsrecht 
nachgeprüft werden müſſe. Die genannte Beſtimmung regelt nur die Frage, welches Recht im 
Sudetenland gilt. Erſt wenn das feſtgeſtellt iſt, kann das Verhältnis dieſes Rechts zum Recht 
des übrigen Reichsgebiets und die Anwendung des Art 30 EG erörtert werden. Hier iſt aber 
dann für eine Anwendung des Art 30 Ech kein Raum mehr, weil das mit der Übernahme des 
Sudetenlandes durch das Reich unvereinbare Recht ſelbſt im Sudetenland nicht mehr gilt 
und daher auch die Frage ſeiner Anwendbarkeit im übrigen Reichsgebiet gar nicht auftauchen 
kann. Im übrigen dürften durch § 5 des Erlaſſes v. 1. 10. 38 vorwiegend Beſtimmungen des 
tſchechiſchen hoheitlichen Rechts außer Kraft geſetzt ſein, kaum aber privatrechtliche Vorſchriften. 

Ob ſudetendeutſches Recht oder das Recht des alten Reichsgebiets anzuwenden iſt, muß im 
Einzelfall von Amts wegen geprüft werden. Nach $3 der VO über die Einführung fettwirtſchaft⸗ 
licher Vorſchriften im Lande Oſterreich und in den ſudetendeutſchen Gebieten v. 28. 2. 39 (RG Bl J, 
553) beſtimmen der Reichsſtatthalter und der Reichskommiſſar, welche Vorſchriften eingeführt 
und welche aufgehoben ſind. Der Inhalt des ſudetendeutſchen Rechts braucht von den Parteien 
nicht bewieſen zu werden, da es ſich nicht um ausländiſches Recht handelt (§ 293 3 PO). 

Hinſichtlich der Reviſibilität des in der Oſtmark und dem Sudetenland geltenden Rechts 
gilt folgendes: Soweit es ſich um Verfahren handelt, die vor Gerichten der Oſtmark oder des 
Sudetenlandes ihren Ausgang nahmen, iſt die Reviſion auch zuläſſig, wenn in der Oſtmark oder 
dem Sudetenland geltendes Recht verletzt wurde. § 549 ZPO kommt hier nicht in Betracht; es 
gilt inſoweit auch für das Reviſionsverfahren vor dem Reichsgericht die ZPO von 1895; vgl. 
§8 VO v. 2. 12. 1938 (RG Bl 1, 1758) u. § 3 VO v. 28. 2. 1939 (RG Bl J, 358). Selbſt die Ver⸗ 
letzung ausländiſchen Rechts kann in ſolchen Verfahren gerügt werden. — Soweit es ſich um 
Verfahren handelt, die ihren Ausgang vor Gerichten des alten Reichsgebiets nahmen, kann 
grundſätzlich nur Verletzung der in $ 549 d PO näher genannten Rechte, alſo insbeſ. des Reichs⸗ 
rechts einſchl. des in der Oſtmark und dem Sudetenland inzwiſchen eingeführten Reichsrechts 
gerügt werden. Dagegen iſt nicht reviſibel das in der Oſtmark und dem Sudetenland bisher 
geltende und jetzt von den dortigen zuſtändigen Geſetzgebungsorganen nur für dieſe Gebiete 
geſetzte Recht. Denn dieſes iſt im Sinne von $ 549 dZ Po nicht Reichsrecht, ſondern Landesrecht, 
das im allgemeinen in Bezirken der Gerichte des alten Reichsgebiets nicht gilt. Doch beſtehen 
davon Ausnahmen. Durch BO v. 22. 2. 1939 (RG Bl 1, 291) find einige Amtsgerichte des Su⸗ 
detenlandes den LG⸗Bezirken Deggendorf (OLG Nürnberg), Glatz und Ratibor (OLG Breslau) 
zugeteilt worden. Damit gilt ſudetendeutſches Recht in mehreren Bezirken von Berufungsgerichten 
des alten Reichsgebiets und iſt daher auch nach $ 549 d PO reviſibel, wenn das Verfahren dem 
Bezirk dieſes Berufungsgerichts entſpringt. Aber auch dann wird nach dem Sinn des $ 549 3 PO 
die Reviſion nur zuläſſig ſein, wenn ſudetendeutſches Recht als in dieſem Bezirk geltendes, nicht 
als interlokalrechtlich fremdes Recht angewendet wird, wenn alſo z. B. vor dem Landgericht in 
Ratibor ein Schadenserſatzanſpruch wegen einer im Amtsgerichtsbezirk Hultſchin begangenen 
unerlaubten Handlung geltend gemacht wird, nicht aber, wenn dieſe unerlaubte Handlung in 
Eger oder Wien begangen war und das Verfahren nur in Ratibor am Wohnſitz des Beklagten 
anhängig wird. 8 5 

Das Verhältnis des im Sudetenland geltenden Rechts zum öſterr. Recht regelt ſich nach den 
in beiden Rechtsgebieten geltenden internationalrechtlichen Regeln, welche wegen ihrer Gleichheit 
auch für das interlokale Privatrecht entſprechend anwendbar ſind. (Beitzke.)] 

Ferner BO zur Anderung der Gerichtsgliederung im Lande Oſterreich v. 13. 4. 39 (RG Bl J, 
751). Betrifft nicht den Sudetengau. Dagegen Vo zur Überleitung der Rechtspflege v. 28. 2. 39 
(RGI I, 358). N 

[— Im Berhätnis zum Reichsprotektorat Böhmen und Mähren find ebenfalls die ſchon ent- 
wickelten Grundſätze des interlokalen Privatrechts (vgl. Bd. 1 S. 20ff.) maßgebend, da das 
Gebiet des Protektorats zum Reichsgebiet gehört. Doch iſt die ſtaatsrechtliche Verbindung nicht jo 
eng, wie mit den anderen ins Reich zurückgekehrten Gebieten. Daher kann — anders als bei 
Oſterreich und dem Sudetenland — im Verhältnis zu den im Protektoratsgebiet geltenden Ge⸗ 
ſetzen unter Umſtänden die Anwendung des Art 30 Ech in Betracht kommen; es ſei nur daran 
erinnert, daß vor 1900 die Vorbehaltsklauſel auch im Verhältnis der im einheitlichen Reich ver⸗ 
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bundenen Länder zueinander gelegentlich mit Recht angewendet worden iſt. Einander wider⸗ 
ſprechende Entſcheidungen in den verſchiedenen Gebieten des Reichs wiegen angeſichts der loſeren 
ſtaatsrechtlichen Verbindung hier auch nicht ſo ſchwer, wie gegenüber den anderen Gebieten. — 
Das Perſonalſtatut beſtimmt ſich nach der Gebietsangehörigkeit; innerhalb dieſer iſt wieder 
zwiſchen deutſchen und fremden Volkszugehörigen zu unterſcheiden. Einftweilen iſt noch grund⸗ 
ſäßlich tſchechiſches Recht Perſonalſtatut aller „Bewohner“ des als Reichsprotektorat dem Reich 
angegliederten Gebiets. Da insbeſ. die Anwendung des OA BGB in Betracht kommt (abgeſehen 
vom Eherecht), iſt das auch für die deutſchen Volkszugehörigen tragbar. Doch gilt für deutſche 
Volkszugehörige bereits Sonderrecht als ihr Perſonalſtatut: ſo iſt für ſie das Blutſchutzgeſetz nebſt 
Ausführungsverordnung anwendbar, Art 2 Erlaß v. 16. 3. 1939, (RGBl 1 485). (Beitzke.)] 


Vorbemerkung zu § 1 Anm 1 S. 24 


BD zum Reichsbürgergeſ 25. 7. 38 (RG Bl 1, 969) und VO über Einf in den ſudeten⸗ 
ander Gebieten 5. 5. 39 (RGBLI, 880). Neunte VO zum Reichsbürgergeſ 5. 5. 39 (ROBLT, 
91). 


Die deutſche Regierung und die tſchechoſlowakiſche Regierung haben am 20. 9. 38 einen Vertrag 
über Staatsangehörigkeits⸗ und Optionsfragen abgeſchloſſen (Bek des RMin des Aus- 
wärt. v. 30. 9. 38). Hierüber Näheres Faux de la Croix in Di 1938, 1940; Oswald, JW 
1939, 473; Globke, ReichsverwBl 1939, 47. Dieſer Vertrag iſt mit der Übernahme des Pro- 
tektorats für Böhmen und Mähren am 16. 3. 39 hinfällig geworden. Volksdeutſche Bewohner 
werden von ſelbſt deutſche Staatsangehörige, die übrigen Bewohner Staatsangehörige des 
Protektorats, Art 2 des gen. Erlaſſes. Hiernach gibt es zur Zeit zwei Arten von Staatsangehörig⸗ 
keit im Protektorat mit je verſchiedenen Rechten. Das bisher in Böhmen und Mähren geltende 
bürgerliche Recht gilt zwar für beide, das zum Schutz des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre 
getroffene Sonderrecht aber gilt nur für die Volksdeutſchen, Art 2 des Erlaſſes. 


Vorbemerkung zu § 1 Anm 3 S. 24, 25 

Weitere Beſchränkungen der Rechtsſtellung der Juden im Gebiete des Großdeutſchen 
Reichs bringen folgende Geſetze und Verordnungen: = 

Gef z. Anderung des Arbeitsdienſtgeſ v. 19. 3. 37 (NGBLI, 325). Juden werden zum Arbeits⸗ 
dienſt nicht zugelaſſen, Miſchlinge können nicht Vorgeſetzte ſein. 

VO v. 26. 4. 38 über Anmeldung des Vermögens von Juden (RGBl 1, 414). 

BO über Teilnahme von Juden an der kaſſenärztlichen Verſorgung v. 6. 10. 38 (RG Bl J, 1931). 

Fünfte BO zum Reichsbürgergeſetz v. 24. 9. 38 (RGBl I, 1403) verfügt das Ausſcheiden der 
1 5 aus der Rechtsanwaltſchaft. Art III läßt aber nach Bedürfnis die Zulaſſung jüdiſcher Kon⸗ 
ulenten zu. 

Sechſte VO zum Reichsbürgergeſ v. 31. 10. 39 (RG Bl J, 1545) $ 1: Juden iſt der Beruf als 
Patentanwalt verboten. Auch Miſchlinge können in der Liſte der Patentanwaltſchaft gelöſcht 
werden. Dies gilt nur beſchränkt für Oſterreich. VO über Angelegenheiten der Patentanwälte 
im Lande Oſterr. v. 31. 10. 38 (RG Bl 1, 1548). Vo über Einführung der Nürnberger Raſſen⸗ 
geſetzgebung in den ſudetendeutſchen Gebieten v. 29. 12. 38 (RG Bl J, 1997). 

Erſte VO über Krankenpflege v. 28. 9. 38 (RGBl J, 1310). Juden können nicht Vorſtand einer 
Krankenpflegeſchule ſein. 

Vo gegen Waffenbeſitz der Juden v. 11. 11. 38 (RGBl J, 1573). 

VO über Sühneleiſtung der Juden deutſcher Staatsangehörigkeit v. 12. 11. 38 (RGBl I, 1579). 
188055 zur Ausſchaltung der Juden aus dem deutſchen Wirtſchaftsleben v. 12. 11. 38 (RGBBl J, 

) 


a 1515 Wiederherſtellung des Straßenbildes bei jüdiſchen Gewerbebetrieben v. 12. 11. 38 
0 1581). 

Durchführungs O über Sühneleiſtung der Juden v. 21. 11. 38 (RGBl I, 1638). 

BO zur Durchführung der BO zur Ausſchaltung der Juden aus dem deutſchen Wirtſchaftsleben 
v. 23. 11. 38 (RG Bl I, 1642). Es wird ein Abwickler beſtellt. 

Polizei O über das Auftreten von Juden in der Offentlichkeit v. 28. 11. 38 (RG Bl 1, 1676). 

VD über Anmeldung des Vermögens von Juden in den ſudetendeutſchen Gebieten v. 1. 12. 38 
(RG Bl I, 1693). 

BD über den Einſatz jüdiſchen Vermögens v. 3. 12. 38 (RG Bl I, 1709) und VO über An⸗ 
meldung jüdiſchen Vermögens v. 21. 2. 39 (RGBl I, 282). Betrifft Ablieferung. 
= 1 VO zum Reichsbürgergeſ v. 5. 12. 38 (RGBl I, 1751) über Ruhegehalt jüdiſcher 

eamter. 

‚BD über Mietbeihilfe v. 31. 12. 38 (RG Bl I, 2017) gilt nicht für Juden. Das Gef tiber 
Mietverhältniſſe mit Juden v. 30. 4. 39 (RGBl 1, 864) iſt durch VO zur Einführung dieſes Geſ. 
10. 5. 39 (RG Bl I, 906) zum Teil eingeführt worden nach § 14. Durch BD vom gleichen Tage 
in den ſudetendeutſchen Gebieten eingeführt (RGBl I, 907). 


Nachtrag 871 


Achte BO zum Reichsbürgergeſ v. 17.1.39 (RG Bl I, 47) $1. Die Beſtellung von jüdischen 
Zahnärzten, Tierärzten und Apothekern iſt mit dem 31. 1. 39 erloſchen. § 2. Juden iſt die Aus⸗ 
übung der Heilkunde, Zahnheilkunde und Tierheilkunde verboten. 

BO zur Durchführung der VO über Einſetzung des jüdiſchen Vermögens v. 16. 1. 39 (RG Bl I. 
Ds m II und III trifft Vorſchriften über Ankaufſtellen und Genehmigung von Grundſtücks⸗ 
verkäufen. 

Dritte Anordnung auf Grund der VO über Anmeldung des Vermögens von Juden v. 21. 2. 39 
(RG Bl I, 282). Durch VO v. 3. 3. 39 (RG Bl I, 387) iſt die Ablieferungsfriſt für Juwelen und 
Edelmetalle bis zum 31. 3. 39 verlängert worden. 

Juden deutſcher Staatsangehörigkeit und ſtaatenloſen Juden wird eine Ausgleichsentſchädigung 
auf Grund des § 9 des Gef über den Ausgleich bürgerlich-rechtliher Anſprüche vom 18. 12. 34 
(RG Bl J, 1235) nicht gewährt, $3 Vo v. 18. 3. 39 (RG Bl J, 614). 

Hierüber Haegele, Die Befreiung deutſchen Grund und Bodens aus jüdiſcher Hand, der d. 
Juſtizbeamte 1939, 301. 5 8 

Geſetz über Mietverhältniſſe mit Juden 30. 4. 39 (RG Bl 1, 864). Neunte VO zum Reichs⸗ 
bürgergeſ v. 5. 5. 39 (RG Bl J, 891). Einf. VO v. 10. 5. 39 (RG Bl 1, 906, 907). 

Über Weſen und Ziel des Judentums eingehend die vom Inſtitut zum Studium der Juden⸗ 
frage herausgegebene Schrift „Die Juden in Deutſchland“. 


Zu Vorbemerkung des § 1 Anm 5 S. 25 


BO über die Einführung des Gef über die religiöſe Kindererziehung im Lande Öfterreich v. 
1. 3. 39 (RGBl I, 384). 4 


Zu § 5 Anm 1 S. 31 


Nach DurchfVO zum Ehegeſetz v. 27. 7. 38 (RG Bl I, 923) $ 2 iſt die Befreiung vom 
Erfordernis der Ehemündigkeit dem Manne zu verſagen, wenn er feiner Arbeitsdienſt⸗ oder 
Wehrpflicht noch nicht genügt hat und die zuſtändigen Dienſtſtellen aus dieſem Grunde gegen die 
beabſichtigte Eheſchließung Bedenken erheben. Hierzu AusfVo des RIM v. 6. 1. 39 in DX 
1939, 95. Dann kann auch die Volljährigkeitserklärung nicht erfolgen zwecks Ermöglichung einer 
Eheſchließung. - 

Zu § 12 IV 3b Namensänderung S. 56 


Nach $ 63 Ab| 1 des Gef zur Vereinheitlichung des Rechts der Eheſchließung und der Eheſchei⸗ 
dung im Lande Oſterreich und im übrigen Reichsgebiet v. 6. 7. 38 (RG Bl 1, 807) kann die ge⸗ 
ſchiedene Ehefrau durch beglaubigte Erklärung an den Standesbeamten ihren Familiennamen 
jederzeit wieder annehmen. Beſondere Bedingung und Befristungen beſtehen hierfür nicht. 
Hierzu DurchfVoO z. Ehegeſetz v. 27. 7. 38 (RGGBl J, 923) $ 20. Als Standesbeamter kommt der⸗ 
jenige in Betracht, vor dem die Ehe geſchloſſen worden war. Dieſer kann auch ſelbſt die Beglaubi⸗ 
gung vornehmen oder die Erklärungen protokollariſch aufnehmen. Die Erklärung iſt empfangs⸗ 
bedürftig $49 der Erſten VO zur Ausführung des Perſonenſtandsgeſ v. 19. 5. 38 (RG Bl I, 533). 


Zu Vorbemerkung zu juriſtiſchen Perſonen Nr5 am Schluß S. 79 

Neben dem Reichsnährſtand iſt auf Grund des Gef ev. 27. 2. 34 der Aufbau der gewerb⸗ 
lichen Wirtſchaft erfolgt durch Wirtſchaftsverbände, denen die Wahrnehmung wirtſchaftlicher 
Belange von Unternehmern obliegt. Hierüber Erſte DurchfVO zum Aufbaugeſ v. 27. 11. 34, 
v. 7. 7. 36. Der Aufbau gliedert ſich in ſechs Wirtſchaftsgruppen und Fachgruppen. Hierzu gehören 
z. B. die Reichsgruppe Induſtrie und der Reichsſtand des deutſchen Handwerks, zuſammen⸗ 
gefaßt im deutſchen Handwerks- und Gewerbekammertag. Eingehend über die Gliederung der 
gewerblichen Wirtſchaft G. Schwartz, Wirtſchaftsaufbau mit Angabe des Schrifttums. 


Zu $ 45 Anm 1 S. 116 


Verordnung über die Einziehung volks- und ſtaatsfeindlichen Vermögens im Lande Oſterreich 
v. 18. 11. 38 (RGBl I, 1020). Nach $ 11 für die Entſchädigung derjenigen, die infolge einer rechts⸗ 
wirkſamen Einziehung einen Vermögensverluſt erleiden, gelten die Vorſchriften über die Ge⸗ 
währung von Entſchädigungen bei der Einziehung vom 9. 12. 37 (RGBl I, 1333). Siehe auch 
dieſes Geſetz u. 5. VO zur Ergänzung 3. 4. 39 (RG Bl. 1,707). Ferner BO über Einziehung 
in ben ſudetend. Gebieten 12. 5. 39 (NOBII 911). 


Zu 9 87 1 S. 145 


Auf Grund der $$ 18, 29, 30, 35 Ab 1 des Geſ über das Erlöſchen der Familienfideikommiſſe 
und ſonſtiger gebundener Vermögen v. 6. 7. 38 (RG Bl J, 825) bringt die DurchfVOO v. 20. 3. 39 
(RGBl I, 509) 5 10ff. Vorſchriften über Anderung der Regelung von Stiftungen 
(Stiftungsaufſicht, Anderung der Stiftungsſatzungen, Aufhebung, Vorkaufsrechte, Anderungen 
des Geſ v. 26. 6. 35 u. A.). 


872 Nachtrag 


Zu $ 89 unter II 7 S. 148 
Erſte BO zur Durchf des Geſüber die Rechtsverhältniſſe derjüdiſchen Kultusvereinigungen 
v. 30. 1. 39 (RGBl I, 153). — Erſte VO zur Durchf des Gef über den Grundbeſitz der ruſſiſch⸗ 
orthodoxen Kirche in Deutſchland v. 5. 5. 39 (RG Bl I, 879). Betrifft nicht die Oſtmark. 


Zu $ 89 III 1 S. 148 
Zu den Rechtspflegebehörden gehört auch das Fideikommißgericht nach dem Gef v. 
26. 6. 35 (RGBl I, 785), geändert nach 8 28 des Gef v. 6. 7. 38 (RGBl I, 825) und Durchf VO v. 
20. 3. 39 (RGBl I, 509). 


Zu 8 89 III 2 S. 148 
DurchfVO zur Übernahme der öſterr. Nationalbank v. 12. 10. 38 (RG Bl J, 1419). Am 
15. 6. 39 iſt endlich das Geſ über die deutſche Reichsbank erlaſſen worden, das die 
Durchführung des autoritären Grundſatzes unter den Führer und eine Neufaſſung der Kapital⸗ 
beteiligung bringt. 


Zu 889 IV I S. 151 
Ferner die Beſtellung eines Reichsprotektors für Böhmen und Mähren gemäß dem 
Erlaß des Führers und Reichskanzlers über das Protektorat dieſer Gebiete v. 16. 3. 39 (RGBl J, 
485) und der VO hierzu v. 22. 3. 39 (RGBl I, 549). 


Zu 9 89 B 25 S. 153 


Durch VO über Pelztierzucht v. 20. 1. 39 (RG Bl J, 56) wird der Reichsnährſtand ermächtigt, 
Vorſchriften über die Pelztierzucht zu erlaſſen. 


Zu § 89 F Geſundheitsweſen S. 154 

Zu 9 89 6. Hebammengeſ v. 21. 12. 38 (RG Bl I, 1895). Der Hebammenberuf iſt ein Ge⸗ 
i Juden verboten, Ausnahmen zuläſſig. Hierzu 1. VO zur Durchf d. Gel v. 3. 3. 39 
(RGBl J, 417). 

Zu 589 7. Deutſche Heilpraktikerſchaft E. V. mit Sitz in München iſt als alleinige Berufs⸗ 
a anerkannt. Heilpraktikergeſ v. 17. 2. 39 (RGGBBl J, 251) und Erfte Durchf BO v. 18. 2. 39 
(NE 259). 

Zu g 89 8. Erlaß des Führers und Reichskanzlers über den nationalſozialiſtiſchen Reichsbund 
für Leibesübungen b. 21. 12. 38 (RG Bl I, 1959). Iſt eine von der nationalſozialiſtiſchen Partei 
betraute Organiſation, an deren Spitze der Reichsſportführer ſteht. Ferner Ge über die Hitler- 
jugend v. 1. 12. 36 (RG Bl I, 993) und DurchfVO v. 25. 3. 39 (RG Bl J, 709). 


Zu § 89. Unter G S. 155. 


Gef z. Anderung und Ergänzung des Luftverkehrsgeſ v. 27. 9. 38 (NGBI J, 1246); ferner 
Luftaufſichtsgeſ v. 1. 2. 39 (RG Bl I, 131) und Durchf Vo hierzu v. 1. 2. 39 (RG Bl I, 134) für 
Beſtellung der Luftfahrtbehörden (Reichsminiſter der Luftfahrt, Luftämter). 


Zu $ 89. Unter IIe S. 155 


VO über den organiſchen Aufbau des Verkehrs v. 25. 9. 35 (RGBl I, 1169). Druckfehler⸗ 
berichtigung: Das Gef über den Reichsfremdenverkehrsverband iſt vom 26. 3. 36 (RGBl I, 271). 
Hierzu DurchfVOO v. 14. 12. 38 (RG Bl I, 1827). 


Zu $ 89. Unter K S. 155 


Gaſtſtättengeſ v. 28. 4. 30 (RG Bl 1, 146) und Gef z. Anderung dieſes Geſetzes v. 27. 9. 38 
(RGBl. 1, 1245). 


Zu § 89. Förderung von Kunſt und Wiſſenſchaft S. 155 
Theatergeſ v. 15. 5. 34 (RGBl I, 411). 


Zu 8 89 M. Förderung der Finanzwirtſchaft S. 155 
Geſüber Deutſche Reichslotterie v. 21. 12. 38 (RG Bl J, 1835). Durchf Vo z. Lotteriegeſ 
v. 3. 1. 39 (RGBl 1, 21). Die Lotterie iſt eine Einrichtung des Reichs ohne eigene Perſönlichkeit. 
Sie wird von einem Präſidenten gelenkt. 


Nachtrag 873 


Band 2 


ZuFs 485 Anm II B S. 6 (unten) 
Beſondere Genehmigung ſchreibt vor Geſ über die Sicherung der Reichsgrenze v. 9. 3. 37 
(RGBl I, 281) mit Anderungen der VO v. 27. 2. 39 (RGBl I, 356). Ferner Gef über Aus⸗ und 
Einfuhrverbote v. 25. 3. 39 (RGBl I, 578). 


Zu § 433 Anm III S. 11 (oben) 


Durch VO v. 26. 1. 39 (RG Bl I, 82) iſt das Deutſche Energiewirtſchaftsgeſetz in Oſterreich 
eingeführt worden. 


Zu $ 504 (Vorkaufsrecht) 1 S. 147 

Durch Erlaß des Reichs⸗ und Preuß. Miniſters für Ernährung und Landwirtſchaft v. 26. 11. 35 
iſt auf Grund des $ 4 des Reichs SiedlGGeſ v. 11. 8. 19 für das Land Preußen beſtimmt worden, daß 
die provinzielle gemeinnützige Siedlungsgeſellſchaft ein Vorkaufsrecht auf die in ihrem 
Bezirk gelegenen landwirtſchaftlichen Grundſtücke im Umfange von 5 Hektar aufwärts oder Teile 
von ſolchen Grundſtücken hat; falls das Grundſtück, von dem abverkauft wird, weniger als 25 Hektar 
umfaßt, erſtreckt ſich das Vorkaufsrecht nur auf die Teile, die ſelbſt mindeſtens 1 Hektar groß ſind. 
VO RIM v. 16. 12. 35 (DJ 1853). Hierüber Wieſe in DRecht 1939, 161. 


Zu 8 504 S. 148 
822 der VO v. 20. 3. 39 zur Durchf und Ergänzung des Gef über das Erlöſchen der 
Familienfideikommiſſe und ſonſtiger gebundener Vermögen (RGBl 1, 509) beſtimmt, 
daß bei Veräußerungen von land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Grundſtücken einer Stiftung geſetzliche 
Vorkaufsrechte nicht ausgeübt werden können. Das gleiche gilt, wenn das Vermögen der Stiftung 
nach ahl an Bezugsberechtigte anfällt oder nach §8 18ff. auf fie bei Aufhebung der Stiftung 
übergeht. 
Zu $ 580 S. 265 
Geſetz über Mietverhältniſſe mit Juden vom 30. 4. 39 (RG Bl I, 864). 
Die Reichsregierung hat das folgende Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


9 1. 
Lockerung des Mieterſchutzes 
Ein Jude kann ſich auf den geſetzlichen Mieterſchutz nicht berufen, wenn der Vermieter bei der 
Kündigung durch eine Beſcheinigung der Gemeindebehörde nachweiſt, daß für die Zeit nach der 
Beendigung des Mietverhältniſſes die anderweitige Unterbringung des Mieters ſichergeſtellt iſt. 
Dies gilt nicht, wenn auch der Vermieter Jude iſt. 


9 2 
Vorzeitige Kündigung 

Ein Mietvertrag kann, wenn nur ein Vertragsteil Jude iſt, von dem anderen jederzeit mit der 
geſetzlichen Friſt gekündigt werden, auch wenn der Vertrag auf beſtimmte Zeit geſchloſſen oder 
eine längere als die geſetzliche Kündigungsfriſt vereinbart iſt. Der Vermieter kann jedoch für einen 
früheren als den vertraglich zuläſſigen Termin nur kündigen, wenn er bei der Kündigung durch 
eine Beſcheinigung der Gemeindebehörde nachweiſt, daß für die Zeit nach der Beendigung des 
Mietverhältniſſes die anderweitige Unterbringung des Mieters ſichergeſtellt ist. 


93 
Untermieter 


Juden dürfen Untermietverträge nur mit Juden abſchließen. Die Erlaubnis des Vermieters 
iſt nicht erforderlich, wenn dieſer auch Jude iſt. 


9 4 
Unterbringung 

(1) Ein Jude hat in Wohnräumen, die er als Eigentümer oder auf Grund eines Nutzungsrechts 
innehat oder die er von einem Juden gemietet hat, auf Verlangen der Gemeindebehörde Juden 
als Mieter oder Untermieter aufzunehmen. Wird der Abſchluß eines entſprechenden Vertrags 
verweigert, ſo kann die Gemeindebehörde beſtimmen, daß ein Vertrag mit dem von ihr feſtgeſetzten 
Inhalt als vereinbart gilt. Die Höhe der Vergütung für die Überlafjung der Räume und eines 
etwaigen Untermietzuſchlags beſtimmt die Gemeindebehörde, ſofern ſie nicht ſelbſt Preisbehörde 
iſt, im Einvernehmen mit der zuſtändigen Preisbehörde. 

BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. IT. Bd. (Lobe, Beitzke) 56 


874 Nachtrag 


(2) Für die Feſtſetzung von Mietverträgen und Untermietverträgen kann die Gemeinde Ge⸗ 
bühren erheben. a 

(3) Ein nach Abf 1 begründetes Miet- oder Untermietverhältnis darf der Vermieter oder Unter⸗ 
vermieter nur mit Genehmigung der Gemeindebehörde kündigen. , 


8 5 
Neuvermietung 
Juden dürfen leerſtehende oder frei werdende Räume nur mit Genehmigung der Gemeinde 
behörde neu vermieten. Die Vorſchriften des § 4 finden auf dieſe Räume entſprechend An⸗ 
wendung. a 


Einfluß des Wegfalls der Verwaltungsbefugnis 
Soweit die Anwendung der $$ 1 bis 5 davon abhängt, daß der Vermieter Jude iſt, gilt der 
Grundſtückseigentümer oder der Nutzungsberechtigte auch dann als Vermieter, wenn er infolge 
des Wegfalls ſeiner Verwaltungsbefugnis den Mietvertrag nicht ſelbſt abgeſchloſſen hat oder ab⸗ 
ſchließen kann. 
9 7 


Miſchehen 4 

Hängt die Anwendung dieſes Geſetzes davon ab, daß der Vermieter oder der Mieter Jude ift, 

ſo gilt für den Fall einer Miſchehe des Vermieters oder Mieters folgendes: 

1. Die Vorſchriften ſind nicht anzuwenden, wenn die Frau Jüdin iſt. Das gleiche gilt, wenn 
Abkömmlinge aus der Ehe vorhanden ſind, auch wenn die Ehe nicht mehr beſteht. 

2. Iſt der Mann Jude und find Abkömmlinge aus der Ehe nicht vorhanden, fo find die Vor⸗ 
ſchriften 1 Rlickſicht darauf anzuwenden, ob der Mann oder die Frau Vermieter oder 
Mieter iſt. 

3. Abkömmlinge, die als Juden gelten, bleiben außer Betracht. 


98 
Wechſel des Verfügungsrechts 

(1) Geht das Verfügungsrecht (Eigentum oder Nutzungsrecht) über ein Grundſtlick nach Iu⸗ 
krafttreten dieſes Geſetzes von einem Juden auf einen Nichtjuden über, ſo bleiben die Vorſchriften 
dieſes Geſetzes in gleicher Weiſe wie vor dem Übergang anwendbar, jedoch iſt eine vorzeitige 
Kündigung ($ 2) ausgeſchloſſen. Dies gilt auch bei einem weiteren Wechſel des Verfügungsrechts. 

(2) Die Vorſchrift des Abſ 1 erſtreckt ſich nicht auf Räume, die der Verfügungsberechtigte ſelbſt 
benutzen will oder auf deren Inanſpruchnahme die Gemeindebehörde verzichtet hat. Zum Nachweis 
des Verzichts genügt eine Beſcheinigung der Gemeindebehörde. 


99 
Räumungsfriſt 

(1) Wird ein Jude auf Grund der Vorſchriften dieſes Geſetzes zur Räumung verurteilt, ſo darf 
ihm eine Räumungsfriſt nur dann bewilligt werden, wenn er durch eine Beſcheinigung der Ge⸗ 
meindebehörde nachweiſt, daß ſeiner anderweitigen Unterbringung Hinderniſſe entgegenſtehen, 
oder wenn die ſofortige Räumung ohne ernſtliche Schädigung der Geſundheit eines Betroffenen 
nicht durchführbar iſt. Die Räumungsfriſt kann unter den gleichen Vorausſetzungen verlängert 
werden. 

(2) Die Vorſchrift im Abſ 1 iſt, ſoweit der Räumungspflichtige nicht ſelbſt gekündigt hat, ent- 
ſprechend anzuwenden, wenn die Verpflichtung zur Räumung nicht durch Urteil ausgeſprochen iſt 
oder die Vorausſetzungen für die Bewilligung einer Räumungsfriſt erſt nach der Verkündung 
des Urteils eintreten. Über die Bewilligung der Friſt entſcheidet auf Antrag des Räumungs⸗ 
pflichtigen das für die Räumungsklage zuſtändige Amtsgericht. Wird eine Friſt bewilligt und liegt 
ein vollſtreckbares Räumungsurteil nicht vor, fo iſt in der Entſcheidung zugleich auszuſprechen, daß 
die Räume nach Ablauf der Friſt herauszugeben ſind; dieſe Entſcheidung ſteht einem vollſtreckbaren 
Räumungsurteil gleich. 

(3) Gegen die Entſcheidung, durch die die Bewilligung einer Räumungsfriſt abgelehnt wird, 
findet die ſofortige Beſchwerde auch dann ſtatt, wenn ein Urteil nur wegen Verſagung der Räu⸗ 
mungsfriſt angefochten wird. 

(4) Bis zur Herausgabe der Räume haben die bisherigen Vertragsteile die gleichen Rechte und 
Pflichten wie vor der Beendigung des Mietverhältniſſes. 

(5) Im Verfahren gemäß Abſ 2 werden die gleichen Gerichts⸗ und Rechtsanwaltsgebühren er- 
hoben wie im Verfahren über Anträge auf vorläufige Einſtellung der Zwangsvollſtreckung. Für die 
Bemeſſung des Streitwerts gilt f 10 Abſ ! des Gerichtskoſtengeſetzes entſprechend. 


Nachtrag 875 


810 
Begriffsbeſtimmung 

(1) Wer Jude iſt, beſtimmt ſich nach 8 5 der Erſten Verordnung zum Reichsbürgergeſetz vom 
14. November 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1333). 

(2) Einem Juden fteht außer bei der Anwendung des $ 9 ein jüdiſches Unternehmen im Sinne 
des Artikels! der Dritten Verordnung zum Reichsbürgergeſetz vom 14. Juni 1938 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 627) gleich. Als Wechſel des Verfügungsrechts im Sinne des $ 8 iſt auch der Wegfall der Vor⸗ 
ausſetzungen anzuſehen, unter denen ein Unternehmen als jüdiſch gilt. 

811 
Behandlung anhängiger Mietaufhebungsklagen 

(1) Iſt beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes gegen einen Juden oder den Ehegatten eines Juden 
ein Mietaufhebungsſtreit anhängig, jo hat das Gericht auf Antrag des Klägers das Verfahren aus⸗ 
zuſetzen, um ihm die Kündigung nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu ermoglichen. Kündigt 
der Kläger das Mietverhältnis, ſo kann er die Aufnahme des Verfahrens beantragen und von der 
Aufhebungsklage zur Räumungsklage übergehen. Erledigt ſich der Rechtsſtreit dadurch, daß der 
Mieter auszieht oder den Räumungsanſpruch anerkennt, ſo ſind die durch den Aufhebungsſtreit 
entſtandenen Gerichtskoſten niederzuſchlagen; die außergerichtlichen Koſten hat der Mieter zu 
tragen. 

(2) Nimmt der Kläger die Aufhebungsklage zurück, fo find die Gerichtskoſten niederzuſchlagen 
und die außergerichtlichen Koſten gegeneinander aufzuheben. 


912 
Allgemeine Anmeldepflicht 
(1) Die Gemeindebehörde kann Anordnungen über die Anmeldung von Räumen erlaſſen, 
die an Juden vermietet ſind oder die für die Unterbringung von Juden nach den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes in Anſpruch genommen werden können. 
(2) Wer vorſätzlich oder fahrläſſig die vorgeſchriebene Anmeldung nicht oder nicht rechtzeitig 
bewirkt, wird mit Geldſtrafe bis zu 150 Reichsmark oder mit Haft beſtraft. 


9 13 
Ausſchluß von Erſatzanſprüchen 
Aus Anordnungen der Gemeindebehörde, die auf den Vorſchriften dieſes Geſetzes beruhen, 
können Erſatzanſprüche gegen die Gemeinde nicht hergeleitet werden. 


9 14 
Vorbehalt, Ermächtigung 

(1) Die Inkraftſetzung dieſes Geſetzes im Lande Oſterreich und in den ſudetendeutſchen Ge⸗ 
bieten bleibt vorbehalten. N j „ AR 

(2) Der Reichsminiſter der Juſtiz und der Reichsarbeitsminiſter werden ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit dem Reichsminiſter des Innern Vorſchriften zur Durchführung und Ergänzung 
dieſes Geſetzes ſowie zur Einführung entſprechender Beſtimmungen im Lande Oſterreich und in 
den ſudetendeutſchen Gebieten zu erlaſſen. 
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